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Vorwort. 


In  die  en^ilische  Arbeiterversicherung  theilen  sich  zu 
ungleichen  Theilen  die  eingeBchriebenen  und  nicht-eingeschrie- 
benen Hil&kassen,  die  alten  Sparbanken  und  die  Postsparkassen, 
die  Aktiengesellschaften  und  die  Gewerkvereine.  Die  Lasten 
der  arbeitenden  Klassen  hat  der  Staat  dadurch  vermindert, 
(lass  er  die  Koeteo  der  UnfallverBicberuDR  in  gewissen  Fällen 
dem  Unternehmer  auferlegt.  Dies  der  Umfane  des  Stoffes, 
den  wir  zu  behandeln  haben.  Nun  erhebt  sich  die  Frage, 
welche  Grenzen  wir  jeder  dieser  Institutionen  im  Bahmen 
unserer  Schrift  stecken. 

Die  Wahrung  der  Rechte  der  Handarbeit  ist  das  Hauptziel 
der  englischen  Gewerkvereine.  Die  Arbeitervei-sicherung,  mit 
Ausnahme  der  Unterstützung  an  beschäftigungslose  Mitglieder, 
ist  für  sie  ein  Gegenstand  von  untergeordneter  Bedeutung. 
„The  trade- Union",  sagt  George  Howell  S.  486  seines  ,The 
Conflicts  of  Capital  and  Labour'  (London  1878)  betitelten 
Werkes,  „deals  piimaiily  with  questions  of  wages,  hours  of 
Iftbour,  conditioDS  of  employment  ....  The  Friendly  So- 
ciety benefitB  are  at  all  times  subordinate  to  those 
relating  to  trade  Privileges;  tbey  were  in  reaiity  an  after- 
thought,  in  most  instances  designed  to  keep  the  members  to- 
gether  by  reason  of  the  multiplied  advantages  and  tbe  increa- 
sed  interests  involved  in,  and  bound  up,  with  one  society." 
Nur  die  Sterbekasse  findet  sich  fast  in  allen  Ge  werk  vereinen. 
„There  are  still,  however",  sagt  Howell,  „a  large  number 
of  trade -unions  which  are  for  trade  purposes  only,  ex- 
cepting  the  burial  fund,  which  is  well  nigh  universal" 
(S.  154).  Nur  die  besseren  Klassen  der  Gewerkvereine  um- 
fassen die  Ziele  eines  Gewerkvereines  und  einer  Hilfskasse. 
Die  Gewerkvereine  haben  sich  also  in  dieser  Beziehung  nicht 
verändert,  seit  Brentano  schrieb:  „Allein  mit  dem  Wesen  der 
Gewerkvereine  haben  sie  (die  Unteratutzunpen)  nicht  das 
Mindeste  zu  thuo.    Der  deutlichste  Beweis  hiei-fOr  ist,  dass  sie 
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bei  Weitem  nicht  mit  allen  Gewerkvereinen  verbunden  sind" 
.  (Arbeitei'gilden  II,  27).  Ja,  selbst  die  Schenkung  an  arbeits- 
lose Mitglieder,  welche  von  alleo  Schriftstellern  Über  die  eng- 
lischen Gewerkvereine  als  ein  wesentliches  Merkmal  der  Trade- 
Unions  aufgefasst  wird,  scheint  sich  nur  bei  den  besseren  Ge- 
werkvereinen eingebürgert  zu  haben  (Howell,  S.  154).  Es  ist 
gewiss  charakteristisch,  dass  Howell  in  seinen  letzten  Unter- 
suchungen Ober  die  Unterstützungsthäligkeit  der  Gewerkver- 
eine (Contemporary  Review.  September,  1883.  ,The  Work  of 
Trade-Unions')  nur  die  sieben  grossen  englischen  Gewerk- 
vereine behandelt.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  die 
Ausbildung  des  Untei-stfitzungswesens  der  Gewerkvereine  durch 
die  zweimalige  Verbindung  mit  den  Hilfska»sen  gefördert  wor- 
den ist.  Aus  diesen  Gründen  haben  wir  den  Gewerkvereinen 
in  dieser  Schrift  nur  wenige  Seiten  gewidmet  Dem  Titel 
derselben  entsprechend,  berühren  wir  sie  nur  da,  wo  die 
Dai-stellung  der  Gesetzgebung  und  der  Entwicklung  des  Ar- 
beiterversicherungswesens dies  erfordert. 

Der  weitaus  grösste  Theil  beschäftigt  sich  mit  den  Hilfs- 
kassen  (Friendly  Societies)  und  zwar  mit  den  eingeschriebenen. 
Denn  der  Löwenantheil  der  Gesetzgebung  Über  das  Arbeiter- 
versicherungswesen fÄllt  den  Hilfskassen  zu,  und  die  Entwick- 
lung desselben  vollzieht  sich  innerhalb  der  Kassen  oder  doch 
durch  ihre  Lage  beeinflusst.  Der  unbefriedigende  Zustand  der 
Hilfskassen  in  verschiedenen  Perioden  gab  sowohl  den  Anstoss 
zur  Gründung  von  Lebensvei'sichei-ungsgeseJlschaften  wie  der 
staatlichen  Kapital-  und  Rentenversicherung.  Die  nicht  ein- 
geschriebenen Hilfskassen  kommen  nur  selten ,  hauptsächlich 
nur  in  der  Einleitung,  in  Belracht.  Die  Gesetzgebung  machte 
verschiedene  Anläufe,  ihnen  gewisse  Xormen  vorzuschreiben. 
Aber  es  gelang  ihr  nur,  alle  Sterbekassen  unter  die  Obeiauf- 
sicht  des  Staates  zu  bringen. 

Aus  diesen  Erörtei-ungen  wird  man  ersehen  haben,  dass 
die  Aufgabe,  welche  sich  der  Verfasser  stellte,  diese  war:  den 
Werdegang  der  englischen  Arbeiterversichening  unter  dem 
Einflüsse  der  englischen  Gesetzgebung  zu  vei-folgen. 

Die  Einleitung  beabsichtigte  er  ursprünglich  mit  wenigen 
Seiten  abzumachen ,  nur  den  Kern  der  Ausführungen  in 
J.  M.  Ludlow's  Aufsatze  ,Gild  and  Friendly  Society'  (Contem- 
porary Review.  1873)  wiederzugeben  und  dann  an  das  erste 
Hilfskassengesetz  heranzutreten.  Aber  er  sah  bald  die  Unmög- 
lichkeit ein,  diesen  Plan  auszuführen.  Das  ganze  Wesen  und 
Gehahren  der  englischen  Hilfskasse  wird  erst  verstandlich, 
wenn  man  die  Gilde  genau  betrachtet.  Bei  dem  konser- 
vativen Sinne  des  englischen  Volkes  ist  man  aof  Schritt  und 
Tritt  gezwungen,  im  Mittelalter  den  Schlüssel  zum  Verständ- 
uiss  der  Jetztzeit  zu  suchen.  Jedoch  hat  sich  der  Verfasser 
auf    das    unumgänglich    Notbwendige     beschränkt.     Wenige 


IX 

der  in  der  Einleituoi;  erwAbnten  Thatsachen  sind  nen.  Die 
icrandlefiendeii  üntersuchnngen  Ober  das  Verhältoiss  tod  Gilde 
lur  Hilfekssse  hat  schon  Eden  geliefert.  Ihm  verdanken  wir 
die  wichtigsten  Litteraturangaben.  Die  Arbeiteronlen  kannte 
Eden  noch  nichL  Hier  war  uns  JQnfieren  ein  grösseres  Feld 
eröffnet.  Nnr  in  der  Kritik  und  in  der  Zusammenstellnng  der 
Thatsachen  weicht  der  Verfasser  in  manchen  Punkten  von  den 
bisherigen  Schriftstellern  ab. 

Doch  hat  sich  dem  Verfasser  die  Xothweadi^keit  einer 
selbstEtändigen  Arbeit  aber  das  Bind^lied  zwischen  Gilde  und 
Hilfekasse  mehr  und  mehr  aufgedrängt.  Wenn  sie  erschienen 
ist,  wird  es  möfHich  sein .  ein  dünneres  und  lesbareres 
Buch  Ober  die  moderne  englische  Arbeiten'ersiebening  zu 
schreiben.  Eine  eingehende  Darstellung  des  Ueberganges  ans 
der  Gilde  in  die  Hilfskasse  ist. ein  Stoff  für  einen  Gelehrten, 
der  die  Müsse  und  die  Mittel  hat,  lange  Zeit  an  verschiedenen 
Orten  in  England,  Schottland  und  Irland  Nachforschungen  zu 
halten  und  welchen  vor  Allem  der  nicht  unwahrscheinliche 
Misserfolg  nicht  abschreckt. 

Manche  Mangel  dieses  Buches  bittet  der  Verfasser  damit 
zu  entschuldigen,  dass  es  mit  Ausnahme  von  Lewins'  Schrift 
Ober  die  Geschichte  der  Sparbanken  und  der  genannten  Werke 
Ober  die  Gewerkvereine  an  guten  Vorarbeiten  fehlt.  Die  Ge- 
schichte der  Hilfekassen  hat  drei  Seiten:  eine  rechtlich-poli- 
tische, eine  hevölkerungs-statistische  und  eine  finanz-statistische. 
Keioe  derselben  ist  von  Vorgängern  ausführlich  genug  behan- 
delt worden.  Ludlow  hat  im  Anhang  zum  vierten  Bericht  «ler 
Königlichen  Kommission  (1874)  einen  kurzen  Abriss  der  Hills- 
kassengesetzgebung geliefert,  der  den  Ausgangspunkt  dieser 
Schrift  gebildet  hat.  aber  natQrlich  den  Zwecken  des  Ver- 
fassers nicht  genügen  konnte.  Die  erste  Seite  hat  Walford 
in  seiner  Versicheiiingsencyclopädie  nicht  gründlich  geni^, 
die  dritte  ungenügend,  dagegen  die  zweite  zu  ausführlich  be- 
handelt Einen  grossen  Theil  der  statistischen  Werke  hat  er 
wöiilich  abgedruckt.  Bis  18<i9  ist  die  Darstellung  sehr  lücken- 
haft Am  gründlichsten  ist  sie  für  die  Periode  1855 — 1876. 
Sein  Buch  besteht  aus  kurzen,  chronologisch  geordneten  Notizen 
von  sehr  ungleichem  Werthe.  Das  geistige  Band  fehlt  ganz. 
Wer  einem  so  bedeutenden  Unternehmen,  wie  der  Darstellung 
des  gesammten  Versicherungswesens,  seine  Kraft  widmet,  der 
kann  einen  Theil  nicht  ganz  erschöpfen.  Es  ist  im  Gegen- 
theil  im  höchsten  Maasse  anznerkennen,  dass  in  dem  Artikel 
,Friendly  Societies'  so  viel  Belehrung  vorhanden  ist.  Derselbe 
hat  ausserdem  den  Vorzug,  dass  er  die  gesammte,  über  das 
Hilfekai^enwesen  erschienene  ^  allerdings  wenig  werthvolle  — 
Litteratur  angiebt.  und  auch  Notizen  über  manche  kleinere 
Kassen  bringt.  Welchen  Vortheil  dem  Verfasser  die  Verblei- 
cbung   seiner    Arbeit  mit  derjenigen  Walford's  geboten  hat, 


wird  Jedem  einleuchten.  Hätte  der  Verfasser  die  Insurance 
Cjdopaedia,  ehe  er  an  die  Vorarbeiten  ging,  gekannt,  so  würde 
sie  ihn  der  rein  handverksmässiKen  Arbeit  des  Forschens  nacfa 
Mateiial  in  den  Katalogen  <ler  Bibliotheken  und  Buehh&ndler, 
den  Registern  der  Zeitschriften  und  in  den  Spalten  vergilbter 
Zeitungen  bis  zu  einem  gewissen  Grade  enthoben  haben. 

Es  sind  auch  nur  wenige  Monographien  vorhanden.  James 
Spry's  Geschichte  der  Manchester  Unity  ist  die  trefflichste 
und  leider  auch  die  seltenste,  weil  sie  als  Makulatur  verkauft 
wurde.  Nur  den  persönlichen  Bemühungen  des  Herrn  Spry 
gelang  es,  ein  Exemplar  für  mich  aufzutreiben.  Abbot  bringt 
die  Geschichte  der  Foresters  in  der  Vierteljahrs-Revue  des 
Ordens.  Ausserdem  esistirt  eine  kurze  anonyme  Geschichte 
der  wichtigsten  Arbeiterorden,  eine  Geschichte  der  Hearts  of 
Oak  und  des  Prudential,  einer.  Versicherungsgesellschaft. 

lim  so  werthvoller  waren  daher  die  schriftlichen  und 
mflndlichen  Mittheilungen,  fur  welche  ich  an  dieser  Stelle 
meine  Erkenntlichkeit  bezeige.  Vor  Allem  bin  ich  Herrn 
J.  M.  Ludlow,  dem  Chief  Registrar  of  Fiieudly  Societies, 
der  mich  in  der  liebenswürdigsten  Weise  immer  wieder  mit 
seinem  Rathe  und  seinem  Wissen  unterstützt  hat,  sehr 
veipflichtet.  Grossen  Dank  schulde  ich  Herrn  Samuel 
Shawcross,  dem  Genei-al-Sekretär  der  Foresters  und  seinem 
Snhue,  Herrn  Edward  Shawcross,  für  die  Freundlichkeit, 
mit  der  sie  mir  zu  wiederholten  Malen  mündliche,  schriftliche 
Mittheilungen  und  den  Orden  betreffende  Schriftstücke  haben 
zukommen  lassen.  Weiter  fuhle  ich  mich  Herrn  Collins,  dem 
General  Sekretär  der  Odil  Fellows  M.  U.  und  Herrn  J.  Spry, 
dem  Sekretär  des  Distriktes  Plymonth,  Herrn  Abbot,  dem 
Sekretär  des  Distriktes  Sheffield  des  Ordens  der  Foresters, 
Herrn  Brooks,  dem  General -Sekretär  der  Locomotive  Steam 
Enginemen  and  Firemen's  Friendly  Society,  HeiTn  Blyth, 
dem  General -Sekretär  der  Durham  Miners  Permanent  Relief 
Fund,  Herrn  Dear,  dem  Sekretär  der  Abbot's  Ann  Provident 
Society ,  Heirn  D  e  w  e y ,  Manager  des  Prudential ,  Herrn 
Jeeves,  dem  Sekretär  der  Hitchin  Friendly  Institution, 
Herrn  J o  c  I  i f f e ,  dem  Sekretär  der  London  and  North- 
western Eisenbahnkasse,  Herrn  Macfarland,  dem  General- 
Sekretär  der  National  Deposit  F.  S.,  Herrn  Mars  hall,  dem 
Sekretär  der  Hearts  of  Oak,  Herrn  Owen,  dem  Seki-etär  der 
Wiltshire  F.  S.,  den  Herren  Liversage  und  Atherton,  den 
Sekretären  des  Royal  Liver,  und  Herrn  Cashmore,  dem 
Sekretär  der  Cannon  Street  Male  Adult,  sowie  Herrn  Henry 
Broadhurst  M.  P.,  dem  Sekretär  des  parlamentarischen 
Ausschusses  der  Gewerkvereine  zu  Dank  verpflichtet. 

Der  Liberalität,  des  Entgegenkommens  der  Verwaltung 
des  Britischen  Museums  hatte  ich  mich  heim  Sammeln  des 
Materials  zu  erfreuen.    Ausserdem  fühle  ich  mich  gedrungen. 
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mehrereo  deuteeben  Bibliothekaren  meinen  hevzlicben  Dank 
aoBiaspi'echeD :  Heim  Dr.  Georges,  Bibliothekar  der 
flofbibliothek  zu  Gotha ,  Hei-m  Dr.  L  i  p  p  e  i- 1 ,  dem  Bib- 
liothekar des  Preassißchen  Statistischen  Bureaus,  Herrn 
Dr.  Matseo,  Bibliothekar  der  Kommerz -Bibliothek  zu  Ham- 
bvig  and  Hen-n  Dr.  Foss,  dem  Bibliothekar  des  Hauses  der 
Abgeordneten  zu  Berlin ,  für  die  Freiheit,  die  er  mir  bei  der 
Benutzung  der  Bibliothek,  insbesondere  der  BlaubDcber,  ge- 
stattete. 

Berlin,  am  31.  Oktober  1883. 

Der  Terfiuser. 


Berichtigung. 

S.    99  Z.  15  T.  n.  lies  „Die  Treabibider  Tertreten"   KDsUtt:    Der  Schats- 

meifter  TertriU. 
S.  122  Z.  13.  14  T.  0.  lies  „verwaltet  wurden"  (statt  werden). 
S.  122  Z.  17  T,  0.  lies  .fderten*  (statt  feiern). 

S.  126  Z.  12  T.  o.,  lettte  Altersangabe  in  der  TabeUe  Ues  ,67"  (statt  77). 
3.  12»  Z.  10  T.  a.  lies  „die  edleren  und  die  unedleren  Motive". 
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BchluBB  an  die  ArmeDgesetzgebang  verständlich  S.  15-17. 

—  Die  Gesetzgebung  über  die  Gildt  S.  17—20.  —  Die 
Gilde  selbst  irurde  nicht  aufeehoben,  und  hatte  weiter 
gedeihen  können,  wenn  nicht  die  Reformation  das  Lcbens- 
prinzip  derselben  TerleCzt  h&tte  S.  20    23.  —  Die  Gilde 

feht  allm&hlich  in  die  Hilfakasse  (Klub)  über.  Dieser 
rozesB  findet  sein  SeitenstDck  in  der  Entwickelung  des 
Tersicherungs Wesens  S.  23 — 30.  —  Die  Uilfskassen  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts  S.  80.  FVaozOsiscbe  Refugi^ 
gründen  Hilfskaasen,  grOndea  aber  uicht  die  Hilfskassen, 
ebensowenig  Defoe  S.  31  u.  32.  —  Die  Hiibkassen  dea 
18.  Jahrhunderts  S.  33.  ~  Schilderung  derselben  S.  34—40. 

—  Die  Klubs  der  Odd  Fellows  und  Foresters  sind  Vereine, 
welche  auf  maurerischer  Gniudlage  beruhten.  Die  Um- 
bildung der  alten  Maurerei  im  18.  Jahrhundert.  I>er 
Charakter  der  Unterstotzung  S.  40—46.  —  Die  rein  ge- 
selligeu  Vereine  des  17.  Jahrhunderts,  auch  Orden  genannt 
S.  47,  —  Der  Klub  uulähig,  die  grosse  soziale  Rerolution 
des  18.  Jahrhunderts  zu  bewältigen,  welche  sich  in  der 
Enteignung  dea  Oroodbesitzes  und  der  EinfUhning  der 
GroBsindustrie  TOllzieht  S.  48.  —  Steigerung  der  Armon- 
steuer  S.  49.  —  Ein  ArbeiterveAlcheniogswesen  soll  dem 
PaaperismuB  entgegenwirken  S.  49.  —  Die  PfarrTentenkaase 
unter  Mitwirkung  der  Steuerzahler,  die  Zwangskasse  und 
die  Förderung  der  besiebenden  Kiubs  empfohlen  S.  50—56. 

—  Gilbert  S.  57.  —  Bowlett  behauptet,  dass  die  Ein- 
nahmen der  Armen  zu  gering  wären,  um  sich  selbst  helfen 
zu  können  S.  53.  —  F'Orderung  der  Hil^kasse  durch 
Private  S.  56  u.  57.  —  Die  gesetilich  schutzlose  Lage 
der  Hilfskassen  zeigt  sich  in  Petitionen  an  das  Parlament 
Lokale  Hilfskassengesetze  S.  57—61. 

I. 
Die  Anrange  der  elngeiichri ebenen  Hllfskasse.    Da»  Ringen 

Ewlschen  fliirakasHe  nnd  8p»rbnnk  1T9S-1S19 

Geschichte  des  ersten  HilfskaasengeBetzes  1793  S.  62—64.  — 
Inhalt  desselben  S.  64-66.  —  Knüpft  Privilegien  an  Eio- 
schreibuDg.  Die  nlcbste  Wirkung  häufig  serstörend.  Hil&- 
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kuaen  der  Gewerkvereine  S.  66—  68,  —  Es  liessen  sich  gegen 
SOOO  Hillskaaaen  bis  Ende  1704  eiDschreiben  S.  69  u.  70. 

—  Novelleo  zum  Hilfekassengesetze  S.  70— 7a  —  Sir 
Frederick  Eden  Qber  die  Hiltskusen  S.  74  u.  75.  - 
Die  BiltsbasBe  erftllte  nicht  die  ui  sie  geknüpften  Hoff- 
nimgen.  Neue  Projekte  von  Eden,  Bentbam,  Colqboim 
and  Gnf  Salis  S.  75-78.  -  Der  Grand  lag  in  den  Öko- 
nomischen Wirkungen  der  NftpoteoniBChen  Kriege  und  der 
ersten  Frieden^ahre  S.  78-^1.  —  Aofkommen  der  Spar- 
buik.  als  Konkurrentin  der  HilfskaSBe  aufgefiiBst  S.  81  u.  82. 

—  WhUbread  schlagt  schon  im  Jahre  1807  die  Post- 
■parkasBe  nnd  die  stsatlJche  Arbeiterrersicherung  lor.  Die 
^larkasse  in  Schottland.  Duncan  S.  83  u.  84.  —  Erstes 
Sparkassengeaetz  S.  1*5.  -  Erfolge  der  Sparbanfc  S.  -86  u. 
87.  -  Ein  {jarlamentariscber  AuBscbuBB  über  das  Armen- 
«esen  und  die  Noih  (1317).  Empfiehlt  die  subTentionirte 
KirdispielkasBe  S.  88.  —  1818  wird  sowohl  ein  neues 
HilbkaBGengesetz  als  eine  Bill  Qber  die  Kirchepielkasse 
vorgelegt  S.  69.  —  Schildernog  der  HilfskaBseD.  Furcht 
der  Tones  vor  freien  Tereinen  S.  90—94.  —  Die  mathe- 
matische Basis  des  Versieh erungBwesenB.  Price  S.  94 
bis  99.  —  Die  beiden  Gesetz entvrOrfe  des  Jahres  1819. 
Thomas  Courtenay.  Das  Projekt  der  RirchspielkasBe 
wird  zurückgezogen.  Die  andere  Bill  erleidet  grosse  Ver- 
&ndemngen  in  Folge  des  Misstrauens  der  Arbeiter  S.  99 
bis  103.  —  Das  Ueuti.  Die  Prämientafeln  mOseen  tod 
-Aktnaren"  bot&tigt  werden.  Der  erste  Qrafichafta- 
Terein  S.  lOS    107. 


IHe    Fra^    nack    der    besten    Primi entafel.     Scheitern 
wtcbtifer  Beformen.     Erste    SonBoIidationBakt«.    1819 

kb  1889 

Becher.  Die  Sontbwell  Tablea  108-118.  —  Die  Kran k- 
heitssutistik  der  Hochl&ndiBchen  Oesdischaft  114— 116.  — 
Traoriger  Zustand  der  Hilftkassen.  Hilfskaasen  und  Ge- 
werkvereine S.  116—124.— Fi  nlaison  fQr  Staatsversiche- 
rnng  S.  124.  —  Oionny  und  die  ,Roynl  Union  Association' 
S.  125  u.  126.  —  Die  ersten  Landesvereine  nnd  Ver- 
•  ichernngsgesellschattenfUrdiearbeitenden  Klassen. 
Theilende  Vereine  S.  127.  —  Schlechte  Ausführung 
des  leisten  Gesetzes.  Es  eiistiren  wenige  Aktuare  S.  128 
bis  132.  —  Ernennung  eines  partamentansehen  Ausschusses 
aber  die  Hilftkassen  1«35  S.  133.  ~  Bericht  desselben 
S.  133  -  137.  —  Die  Krankenversicherung.  Der  Bericht 
verwirft  die  schottischen  Tafein  und  empbeblt  die  South- 
weller  Tafeln  S.  137-141.  -  Alters-  und  Ueberlebens- 
Tersicfaernng,  Joshua  Milne's  (Carlisle  Table)  und 
John  Finlaiaon's  Untersuchungen.  Die  Northamptoner  Tafel 
verworfen,  aber  von  dem  Ausschüsse  als  sicher  für  diu 
Deberlebensversicherung  empfohlen  S.  141—145.  —  Die 
Tafeln  sollen  von  dem  Aktuar  der  StaatsschnldenTerwaltuug 
geprCkft  werden  8.  146.  —  Zweiter  (larlamenlarischer  Ans- 
icbnss  1827.  Untersuchung  aber  MortalitAtstafeln  S.  148 
bis  15S.  —  Gesetzentwurf  von  1828.  Strengere  An- 
forderungen tum  Wohle  der  Mitglieder  S.  153  - 155.  — 
Petitionen  dagegen.  Neues  Sparkassengeseti  1828.  Herob- 
setinng  des  Zinsfnsses  S.  157.  —  Neuer  Entwurf  S.  158 
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bis  164.  —  Geaets  von  1829.  Eicu  Erankheitt 
und  Hort&lit&tBstatiBtik  uigeordDet  Eine  r< 
giatrirende  Zentralbehörde  geMhaffen  S.  164—16 


Dl«  mblge  Zelt.    182»— 184». 168-194 

EiofahniDg  der  ataatlichen  Renten veraicheruog 
S.  169.  —  Zustand  der  Hitlakassen,  Zahl  denelben  S.  170 
bis  174.  —  Die  HiUskaBsen  in  Irland  und  Schottland 
S.  173—180.  —  UnzQträglichlceiten  des  letzten  Ueeetzet 
S.  181-183.—  Gesetz  von  1884  8.  183-184.  —  Der 
EinfluSB  mangelhafter  Darlehnakaaaen  S.  IB5.  —  Die 
TersichemngskMsen  iHr  die  wohlhabenden  Klassen  fllbren 
zum  Gesetze  von  1640,  welchea  alle  PriTil^en  fttr 
Summen  aber  200  Jt  aufhebt  S.  186-187.  —  Ansell's 
Krankheita-  und  MortalitftUstatistik  der  üilfskaaseo 
S.  188-189.  —  Andere  Untenucbnngen  S,  190—191.  — 
Die  Vereinigte  Spar-  und  Hilfskasse.  Samael 
Beat.  Die  Oewerbekasse  der  Maschinisten  nnd  die 
erete  Eisenbahnkasae.  Sonntagaachnlkassen. 
S.  192.  —  Rackblick  aaf  die  niirskassentjpen  8. 193—194. 

IV. 


Die  Einkommensteuer  8.  195.  —  Der  Konanrnrerein  m 
Rochdale  S.  196.  —  Sparkassengesetz  ton  1S44.  Erneute 
Befugnisse  des  Advokaten,  welcher  die  Sparlianken  ein- 
Bchreibt  S.  197.  -Neiaon'a  Krankheit«-  nud  Mor- 
t  all  täts  Statistik.  Unterscheidung  Ton  llmdlicben, 
Eleinatadt-  nnd  Grossstadtdistrikten.  Wichtigste  Reanltate 
derselben  S.  198—204.  —  Die  wichtigsten  Arbeiterorden. 
EinfluSB  der  Corresponding  Societie«'  und  Seditious  Mee- 
tings' Act.  Zersplitterung  der  Odd  Fellows.  Ersetzung 
des  karitativeii  Prinzips  durch  das  pritatwirth  schaftliebe 
,8.205-206.  —  Gründung  der  Manchester  Unity. 
Aristokratisch- hierarchische  Terfassnngsentwickliing  8. 207. 
Beform  der  Pr&mientafelo  S.  208.  —  Der  Chartist 
Duncomhe  sucht  die  Privil^en  der  Hilfskassea  anf 
alle  Vereine  zu  übertragen.  Gesetz  von  1846.  Be- 
Bchrftnkte  Ausdehnung  derselben  auf  KonanmTereina  nnd 
Feuerversicberungskaasen.  Vermehrung  der  Befugnisse  des 
Registrars.  Die  Auanahmegesetie  ftlr  Hillskaiaen  anfge- 
hoben.  Besohränkungen  der  Begräbnisskaaaen  S.  210-215. 


Die  Orden   gesetzlieh  reHchUtit.    Torlänflges  Kongolida- 

tlonsgeseti.    1846— I8S0 ; 

O'Connor'a  Bill  216—218.  -  Schwierigkeit,  die  Orden  ein- 
nischreiben  S.  218—222.  —  Die  Manchester  Dnitf  ver- 
langt nach  gesetzlichem  Schutz  gegen  Betrug.  Die  Bill 
von  1848.  Auaschuaa  dea  Oberhauses  S.  223-22S.  —  Die 
Bill  auf  Wunsch  der  Odd  Fellowa  zarückgezogen  S.  229. 
Bill  Too  1849.  Ausdcbups  des  Unterhauses.  En- 
quete desselben.  Trauriger  Zustand  der  Hilfskassen  S.  230 
-252.  —  Nene  BiU  8.  253.  —  Zurüc^ezogen  S.  258.  — 
Bill  Ton  1860.    Vorläufiges  GeseU  von  1850  S.  258—264. 
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F*rUekiltt  saf  4ca  CFbi«l«  der  Eraakkrit»-  n4  ■•rta- 
UtIUaUttstIk.  KlBdentrrtUckkeit  nd  B««ribBl»- 
kuMik  I»elRltiT«  EMsolldatlAHs^MetB.  1830-186».  365-317 
Rmtcliffe's  SutUtik  der  ^ilaocbester  rnitr.  Statistik  nuh 
Gewerben  8.249-271.  nuh  Ortscbmften 'S.  Sl±  —  Fia- 
UiBOD'i  Statistik  aof  Grand  der  fDDQihiigai  Berichte- 
ApaachlieMuiigen.  unterschied  ron  <cb«erer  und  Idchto- 
ArbeH.  Statiitik  einiger  Berafe  S.  277— •:&&  —  Bericht 
dei  schMti$chai  B^stnr  r>.  2ä»— 2^.  —  TeimOgeDS- 
■tud  der  Hil&bus«ii  &  2ä9— 293.  Lage  dff  stutlicben 
BaiteovcTsicbening  S.  295.  29S,  2ää.  —  Du  Gesetz  Tom 
Jdire  1853  über  die  snatiiche  Kajntal-  und  Benteaier- 
■idiaang  g.  300.  —  Die  Hilbkauen  der  wohlhabenden 
Klanea  S.  300-302.  —  VerUoKeniiigs^eMti  tod  leö3 
S.  308.  —  Die  erotse  Kindcnt«rtibchkeit  in  den  Indiutrie- 
betirken,  welche  den  B^ibniubusen  mgeschiieben  wird. 
flUirt  in  Jafare  1854  cor  lüiuetzinig  dnet  pariamentMfechen 
Aimifhnatn  M.  305.  —  Ansogen  ror  demsdbai  S.  306 
bi>  312.  —  Nene«  VerUnKem^geseti  S.  313.  —  Die 
BiU  Ton  1855  S.  3U.  —  Die  Einsetiiu«  einer  Zentral- 
behörde wird  abcelehnt  S.  315.  -  GeseU  Ton  1855  &.  316 
nnd  317. 


En^EUgeB  u4  Pnjekte.  —  WeilerbUdu;  «er  Stuls- 
Terslckeruf.  —  Easpf  ftiftm  die  Befribaisskassen.  — 
KracuoBK  elMF  K«Bi«llehea  R«mmbsi«i.  ISU-ISTO.  31ä-3ä3 
Zweck<^  welche  der  Staatasekretir  genehmigte  S.  319.  — 
Das  ViehTersicheninaigewtt  tod  1864  S.  320.  Die  Geaetie 
Ton  1858  und  1S6U  S.  320—322.  ~  Sotheron-Estconrt'i  ßUI 
fon  1861  Über  die  Jahreiberichte  der  Kassoi  ond  Gesell- 
schaften S.  333.  —  Viele  Uewerkrernne  dqNniren  ihre 
Sutaten  S.  324.  —  Die  Jahresberichte  des  Regisban 
S.  324~-334.  —  Die  Aosweise  der  StaatsschnldeoTerwal- 
tan|i  aber  das  VamOgm  da-  Hitfekaaaen  S.  334—336.  — 
Die  B^Ahnisskassen  S.  336— :{41.  —  Das  Projekt  der 
Kinbspielkasse  wieder  Torgeleft  con  Lord  Wyeambe  im 
Jahre  1862  S.  341.  —  Die  Postspu-kasse  S.  342.  —  Die 
staktlicbe  Lebens-  ^d  ßentenTerEichonn^  venuittelst  der 
Postsparkaase  ^.  343—345.  —  Antrag  des  Earl  of  Devon 
S.  346.    —    Die  BiU    des  Earl    of  LichSeld    über  die  Be- 

Cnisskassen  :^.  348.  —  Scheitmi  derselben  S.  349. 
Einsctnmg  einer  Königlichen  Konuniasion  wird  be- 
antragt S.  349.  —  Die  Bill  des  Roral  Liver  S.  349  u.  350. 
Die  BIU  Lowe's  will  das  Regitträr- Oftice  unterdrücken 
^.  352.  —  Die  Einsetzong  einer  Königl.  KommissioD  wie- 
der angeregt  and  genehmigt  S.  353  n.  354.  — 
•  Die  .Manchester  Warelioosemen  and  Qerks'  Prorideot  Asso- 
ciation' S.  355.  -  Eisenbahnkassen.  ,The  London  and 
North-Westcm  Railwaj'  Eisenbahnkasten  ä.  ihM  n.  357. 
—  ,The  Northombeiiand  and  Dnrbam  &Ui>ers'  Permanent 
Relief  Fund'  S.  35^—361.  —  Diu  Bergwei^sksssen  Eng- 
land's  a.  363.  —  Die  .Deposit  Friendly  Sodeües'  S.  362 
bis  38:}.  —  Die  .Abbou  Ann  Provident  Sodey  S.  364 
bis  374.  —  Die  Wiluhire  Friendij  SodetT*.    Ihe  Hamp- 
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shire  F.  8.  S.  376—380.  ,The  Nation»)  Depoait  F.  Societj' 
S.  380—883.  —  rHe  GewerkTereine  und  Aktien geseft- 
sctaHften  S.  383. 


Die  BtktistlHclieii  Werke  BfttcUlTe'ij  nnd  Keisons's.  —  Die 
Enquete  tod  1870—1878.  —  Dag  HUfkassen^soti  tob 
1S75.    —   Oe^enwirti^e   Lage   der   UilfskasBen.     Vod 

1870  bis  Bur  Gegeuwart 3d<— MO 

Die  statistischen  Werke  N.  und  R.  Uotenucliuagen  Ober  die 
Zahl  austretender  und  aaEgestoasener  Mitglieder  und  Ober 
die  Kran kheits daner  in  verschiedenen  Perioiien  S.  384  bti 
392.  —  Die  Berichte  der  Hillskommissarien  S.  392—404.  - 
Daniell'B  Bericht  über  Irland  S.  393—396.  —  öeber  Wales 
S.  397  u.  39ä.  —  CuUey's  Bericht  Über  Schottland  S.  399 
u.  400.  —  Stanley'e  und  Youog's  Berichte  über  England 
S.  401—404.  —  Der  KommissiooBbericbt  mit  bis  an  die 
Oeceowart  heranreicb enden  Zusätzen  S.  404—416.  —  Die 
Orden  ä.  404-408.  —  ,The  Locomotive  Steam  Enginemeo 
and  Firemen's  Society'  S.  409.  —  Die  Landesvereine  S. 
410.  —  Die  patronisirten  Vereine  und  El&dtiachen  Hilfs- 
kassen  S.  411. —  Die  Dorfkluba,  die  Begr^bnisskaascn  etc. 
S.  412.  —  Die  Klagen  über  das  Gesetz  und  die  Vor- 
schläge der  Kommiasion  S.  413-416.  —  Die  erale  Bill 
von  1874  &.  417.  —  Die  zweite  Bill  von  1874  S.  418.  — 
Die  Bill  tou  1875.  Urtheil  der  „Times"  Qber  das  (iesets 
S.  420.  -  Inhalt  des  Gesetses  S.  421-426.  —  Eiorich- 
tuDg  der  Centralbebürde  S,  426.  —  Kritik  und  Wirkung 
des  Gesetzes  S.  427^429.  —  Kleinere  Gesetze  ton  1H76  bis 
1882,  Hillskassen-  und  Armen  unter  Stützung  S.  430—431.  — 
Das  Haftpflichtgesetz  von  lö80  S.  432—433.  —  Das  Ge- 
setz von  1882  über  die  Staats vers ich erune  S.  434.  — 
FurttaU  der  tQntjUirigen  Krankheits-  und  MortalitlU- 
statistik  S.  435.  -  Ausweise  Qber  das  Vermögen  und  die 
Zahl  der  Hilfskassen  und  die  von  Gewerkvereinen  und 
Aktiengesellschalten  gegebenen  Unterstützungen  S.  435  bis 
440.  - 


IX. 

Bückblick  nnd  Ausblick 441—447 

Was  bat  das  englische  Arbeiterversicheningswesen  geleistet? 
Die  Armen al£u er  absolut  noch  immer  wachsend  S.  441.  —  Der 
Mangel  an  grossen  ErfolgcD  liegt  an  dem  kleinen  Gin- 
kommen der  Arbeiter  und  an  der  schlechten  Yerwaltung 
der  Hilfskaasen  S.  442—444.  —  Daher  ein  Zuschuss  von 
mindestens  70  Prozent  eu  den  von  den  Arbeitern  aufge- 
brachten Summen  nOthi^,  um  die  Existenz  derselben  zu 
fristen  S.  443.  —  Die  Einführung  einer  besseren  Verwal- 
tung in  die  freien  Hilfskassen  unwahrscheinlich  S.  444.  — 
Die  Hoffnung  auf  Besserung  beruht  auf  dem  Zusammen-  • 

wirken  der  höheren  Stande  mit  den  niederen  und  der  Er- 
ziehung durch  die  .\rbeiterorden  S.  445.  —  Einführung 
''ir  staatlichen  Zwangs veraichemug  unwalirscbeinlich.   Aui- 

'eitung  der  freien  staatlichen  Versicherung  dagegen  wabr- 

beinlicli  S.  447.  - 
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Einleitung. 

Der  Uebergang  ans  der  Gilde  in  die  Hilfskssse. 


Ein  Uebertilick  über  die  Reihe  ökonomischer,  sozialer  und 
politischer  Verftnderangen ,  welche  die  frühe  Einführung  der 
Geldwirthschaft  in  das  rorniegend  ackerbautreibende  England 
des  Mittelaltei-s  in  jenem  Lande  hervorbrachte,  gewährt  den 
intellektuellen  Reiz  lo^scher  lückenloser  Verkettung  and  der 
Ueberraschung  aus  einem  einfachen  und  anscheinend  düiren 
Prinzip  einen  mannigfaltigen  Reichthum  von  bedeutenden  Er- 
ei^ssen  hervorgehen  zu  sehen. 

ihre  ersten  Wirkungen  offenbaren  sich  in  der  Umwandlung 
der  Frohnden  in  Pachtzins  und  der  Ausfühning  ländlicher 
Arbeiten  auf  den  Besitzungen  des  Guisherrn  durch  bezahlte 
Tagelöhner.  Darauf  bewog  das  Steigen  der  Löhne  den  Eigen- 
tbOmer  die  Bewirthschaftung  seines  Landes  au&ugeben.  la 
der  Folge  wurde  er  durch  die  Aussiebt  auf  mannigfache 
Vortheile  dazu  bestimmt,  sein  Gut  nur  an  eine  Person  zu 
verpachten.  Damit  war  in  vielen  Gegenden  Englands  die  Leib- 
eigenschaft thatsächlich,  wenn  auch  nicht  rechtlich  aufgehoben ; 
Spuren  derselben  sind  noch  in  der  Zeit  Jakob  L  vorhanden. 
Die  Stärkeren,  eine  ziemlich  zahlreiche  Klasse  von  Klein- 
besitzern,  hatten  Unabhängigkeit  und  vielfach  Wohlstand  er- 
worben, die  Schwächeren  entbehiten  in  Zeiten  der  Noth  der 
Unterstatzung,  welche  ihnen  in  früherer  Zeit  der  Feudalherr  zu 
geben  veipflichtet  war.  Allein  die  Weiterentwicklung  der  agi-a- 
rischen  Verhältnisse  gefährdete  auch  die  Lage  der  Kleinbesitzer. 
Die  Weidewirthschaft,  deren  Einführung  die  erwähnten  ökono- 
mischen Wandlungen  erleichtert  hatten,  verringerte  den  Bedarf 
nach  Arbeitskräften.  Froher  schon  hatte  der  Gutsherr  versucht, 
ÜberflDssig  gewordene  Arbeitskräfte  zu  verdrängen,  weil  die- 
selben, ohne  fOr  ihn  von  Nutzen  zu  sein,  noch  an  dem  Wald- 
und  Wiesenn utzrecht  Theil  nehmen  wollten.  Nun  wurden  ganze 
Ortschaften  niedergerissen,  die  Menschen  vertrieben.  „Wo 
früher  in  einigen  Bezirken  (der  Insel  Wight)  200  Menschen  be- 
schäftigt waren  und   von  ihrer  redlichen  Arbeit  lebten,  sind  . 

Fornbing^D  (iu)  V,  I.  -  Hubuli.  1 
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jetzt  zwei  oder  drei  Hirten  beschäftigt" ,  heisst  es  in  dem  Ge- 
setze 4  Henry  vn.  c.  19  (1488). 

So  wurden  Leibeigene,  welche  die  Bedüifnisse  des  Lebens 
kärglich  betiiedigen  konnten,  in  freie  Proletarier  verwandelt. 
Eigenthumslos  und  heimathlos  zogen  Viele  in  die  Städte, 
Andere  durchstreiften  bettelnd  das  Land. 

Aber  auch  den  Feudalismus  hatte  das  ökonomische  Prinzip 
gebrochen,  noch  ehe  das  Schwert  den  Adel  bei  Northampton 
and  Tewkesbury  dahinraffte. 

Als  Heinrich  VIIL  den  Thron  bestieg,  hinderte  kein  poli- 
tisches oder  soziales  Element  die  rOcksichtslose  Entfnltung  des 
Absolutismus.  Die  Reste  der  alten  nobility  und  gentr}-  helfen 
dem  E&nige  die  andere  soziale  und  politische  Macht  des  Mittel- 
altei's,  die  Kirche,  brechen  und  plündern,  und  der  Pauperismus, 
dem  die  Rosenkriege  neue  Schaaren  zugeführt  hatten,  war  nun 
zu  einem  Gegenstande  ernsten  Nachdenkens  englischer  Staats- 
männer geworden'). 

Dass  dem  anschwellenden  Proietariate  keine  Organe  gegen- 
überstanden, welche  zur  friedlichen  Bewältigung  derselben  fähig 
gewesen  wären ,  beweisen  die  harten  und  gransamen  Gesetze, 
welche  das  Parlament  im  16.  Jahrhundert  gegen  Bettler  und 
Vagabunden  eriässt.  Wahrscheinlich  wären  einige  der  vor- 
handenen Institutionen  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  selbst 
in  normalen  Zeiten  nicht  mehr  zu  einer  wirksamen  Hilfe  im 
Stande  gewesen. —  Das  Hilfswesen  des  Mittelaltei«  beruhte  auf 
zwei  vei'schiedenen  Prinzipien,  auf  einem  natürlich  -  rechtlichen 
nnd  einem  ethisch  -  religiösen.  Jenes  liegt  der  gegenseitigen 
Unterstützung  der  Familiengenossen,  den  Schutzgilden  und  der 
grundherrlichen  Alimentation  zu  Grunde.  Letztere  existirte  im 
Anfong  des  16.  Jahrhunderts  natürlich  nur  mehr  in  seltenen  Fällen. 
Dagegen  standen  die  Schutzgilden  noch  in  alter  Kraft  da,  mit 
Ausnahme  der  übei'ÜQssig  gewordenen,  zur  Vertheidigung  von 
Leben  und  Eigenthum  gegründeten  Friedensgilden  (frith-gilds). 
Wenn  auch  die  anderen  Aeste  der  Schutzgilde,  die  Hand- 
werkergilden (craft-gijds)  und  Kaufmannsgilden  (gilds-merchanO 
in  dem  fmchtbaren  Boden  wirtbschaftlicher  Genossenschaft 
wurzeln ,  so  sind  sie  doch  reichere  und  lebensvollere  Gebilde, 
als  da^s  sie  in  den  Rahmen  der  abstrakten  Association  gezwängt 
werden  könnten,  über  den  sie  nicht  nur  mit  ihrer  geselligen 
Seite  hinausragen.  Von  christlichen  Ideen  durchtränkt,  ge- 
währen sie  Unterstützung  nicht  nur  an  ihre  Mitglieder,  sondern 
auch  an  Nicfat-Gildegenossen.  Danim  stehen  ihre  nicht  gewerb- 
lichen Bestiebungen  den  Zielen  der  Vereine,  welche  sich  auf 
ethisch  -  religiöser  Grundlage  erheben,  sehr  nahe.  Indem  wir 
uns  vorbehalten,  den  Charakter  der  Unterstützungsthätigkeit 

')  Emile  de  Laväleje:  La  propriät^  et  aes  formes  primitiTeB.  La  pro- 
prio en  Angleterre  et  en  Chine.    Froode:  History  of  England  1,  74. 
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der  Schutzgilden  noch  eingehender  za  schildern,  betrachten 
wir  vorerst  das  Wesen  des  ethiBch-religiösen  Pi-inzips. 

Die  grossen  Theologen,  welche  in  den  ersten  Jahrbundei-ten 
des  Christenthums  lebten,  haben  deutlich  gelehrt  oder  still- 
schweigend  anerkannt  eine  Gemeinschaft  irdischer  Güter,  deren 
Idee  ans  dem  Judenthuni  übernommen  wurde.  Jehovah  be- 
trachtet das  alte  Testament  als  EigenthUmer  der  Erde,  die 
Menschen  als  seine  Verwalter.  Die  gesetzlichen  Vorschiiften 
des  Moses  znm  Zweck  der  DurchfQhning  dieser  tlieologiscb- 
recbtlichen  Idee  haben  in  dem  Lehrgebäude  der  Kirche  keine 
Stätte  gefanden.  Dagegen  wurde  die  Idee  selbst  von  den 
Kirchenv&tern  rein  und  eigenthUmlich  erfasst  und  die  Verwirk- 
lichung derselben  im  Namen  der  christlichen  Liebe  wenigstens 
in  den  ersten  Jahrhunderten  gefördert.  Das  Privateigeothum 
anerkennt  die  Kirche  als  eine  traurige  mit  der  verderbten 
MeiiBchennatur  zusammenhängende  Nothwendigkeit.  Aus  diesem 
Grande  sehen  wir  die  Kirche  überall  als  eine  konservative 
Macht,  trotz  ihrer  kommunistischen  Prinzipien.  Selbst  kom- 
munistisch und  sozialistisch,  verdammt  sie  fiberall  den  Kom- 
munismus und  Sozialismus.  Aber  aus  diesem  Kommunismus  und 
Sozialismus  fliegst  anderei'seit«,  dass  sie  den  Besitzenden  die 
Pflicht  auferlegt,  von  ihrem  Ueberflusse  den  Enterbten,  Nicht- 
besitzenden  Almosen  zu  geben.  Unter  Uebei-fluss  versteht  sie 
den  Ueberschuss  der  Einnahmen  Ober  die  zum  standesm^sigen 
Auskommen  nöthigen  Ausgaben,  Almosen  ist  in  der  Sprache 
der  Kirche  ein  kui'zer,  die  sieben  Werke  der  Barnthei-zigkeit 
zusammenfassender  Ausdruck.  Als  solche  bezeichnet  sie:  die 
Hungrigen  speisen,  die  Durstigen  tränken,  die  Nackten  be- 
kleiden, die  Kranken  besuchen,  die  Fremdlinge  beherbergen, 
die  Gefangenen  erlösen  und  die  Todten  begraben  «visito,  poto, 
cibo,  redimo,  tego,  colligo,  condo). 

Das  christliche  Prinzip  offenbart  sich  nun  in  der  grossen 
Privatwohlthätigkeit  der  Einzelnen,  des  Welt-  und  Klosterklerus 
und  der  religiösen  Gilden. 

Zeichnen  wir  zuerst  in  grossen  Zfigen  ein  Bild  der  Or- 
ganisation der  kirchlichen  Wohlthätigkeit ,  wie  sie  in  England 
bis  zur  Refoimation  bestand  ').  Nach  den  apostolischen  Canones 
sind  die  Bischöfe  die  Verwalter  des  Kirchengutes.  Die  kirch- 
lichen Einkünfte  flössen  aus  Legaten,  Zehnten  und  Geschenken 
(decimae  et  oblationes).  Ein  Concil,  welches  zwar  nicht  auf 
englischem  Boden  stattfand,  das  Concil  von  Orleans,  hatte  be- 
stimmt, dass  aus  diesen  Einkünften  bestritten  werden  sollte: 
die  Instandhaltung  der  Kirchen,  der  Lebensunterhalt  der  Geist- 
lichen und  der  Armen  und  die  Loskaufung  der  Gefangenen. 
Oft  wird  in  späterer  Zeit  ausgesprochen,  dass  ein  Viertel  des 
Kirchengutes  den  Armen  gehöre.    In  einem  der  unter  Eadgar 


')  Pasble;,  PauperUm  and  I'oor-Laws,  Seile  134— IW). 

lv:-.:S..v  Google 
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erlassenen  Canones  wird  der  Aotheil  der  Annen  auf  ein  Drittel 
festgesetzt  Unter  dem  Bischof  waren  in  den  ersten  Jahr- 
hunderten niedere  Geistliche  mit  der  AuRtheiluog  der  Almosen 
beschäftigt. 

Das  .Confessionale  Ecgbertbi'  fordert  die  Geistlichen  auf, 
den  Gläubigen  ans  Herz  zu  legen,  dass  sie  reichlich  Almosen 
und  Zehnten  fQr  die  Kirche  und  die  Armen  geben  sollten. 
Das  gPoenitentiale  Theodori'  befiehlt  den  Geistlichen,  bei  Strafe 
der  Excommuaication  von  ihrem  Ueberfluss  auszutheilen.  Sie 
sollen  nicht  bloss  beten,  sondeni  auch  arbeiten,  und  den  Erlös 
den  Armen  zukommen  lassen.  Der  Canon  9  Edward  1.  be- 
stimmt, dass  non  resident  rectoi's  für  den  Unterhalt  der  Armen 
zu  sorgen  haben. 

Als  Zehnten  und  Opfer  an  die  Pfarrgeistlichen  bezahlt 
wurden ,  ging  die  Armenpflege  auf  das  Kirchspiel  über ,  doch 
wurde  hierdurch  die  Stellung  des  Bischofs  als  Armenpflegers 
nicht  veiTückt  Eine  im  „Myri-or  of  Justice"  aufbewahrte  ordi- 
nance  bestimmt,  dass  die  Alanen  vom  Rektor  und  den  Pfarr- 
kindem  unterhalten  werden  sollen').  In  diesem  Zusammenhang 
ftllt  helles  Licht  auf  ein  noch  -von  Sir  Frederick  Eden  in 
seiner  wahren  Bedeutung  missverstandenes  Gesetz  Richard  11.^ 
IG  Richard  II.  c.  6  setzt  nämlich  fest,  dass,  wenn  Kirchenpfrllnden 
auf  Klöster  und  Kathedralkirchen  übertragen  werden,  der  Bischof 
veranlassen  soll,  dass  aus  den  Einkünften  derselben  eine  hin- 
längliche Geldsumme  zurückbehalten  und  jährlich  an  die  armen 
Pfarrgenossen  vertheilt  werde. 

Aus  dieser  Skizze  ist  hoffentlich  so  viel  ersichtlich,  dass 
der  Bischof  der  erste  Beamte  des  kirchlichen  Armenwesens, 
die  Pfarrei  ihr  eigentliches  VerwaltungSRebiet 
war,  und  die  Armenkassen  des  Kirchspiels  aus  Stiftungen, 
Zehnten  und  Opfern  gespeist  werden. 

Die  Art  der  Wirksamkeit  der  englischen  Klöster  auf  diesem 
Gebiete  übergehen  wir,  da  sie  nicht  von  derjenigen  ähnlicher 
kontinentaler  Institutionen  abwich. 

Sowohl  die  Thätigkeit  der  Kirche  als  der  Klöster  begann 
zu  ei-schlaffen,  als  die  Ansprüche  an  ihr  die  leibliche  Noth 
linderndes  Wirken  mit  jedem  Jahre  wuchsen.  Die  grossen 
Stiftungen,  welche  der  Kirche  zugewandt  worden  waren,  wurden 
den  Absichten  der  fi-ommen  Geber  entfremdet  Es  ist  schwer 
aus  widersprechenden  Berichten  eine  deutliche  Voi'stellung  von 

')  Aeholiclies    früh   im    Fränkisrhen  Reiche.    Schon  567    sucht    du 

Concil  zu  Tours  die  SUdle  und  OrtJichaflen  zu  verpflichti'n,  für  ihre  Aimeii 

'  zu  sorgen.  Eio  Capitulare  Karl  des  Groeeeo  aus  dem  Jahre  77!)  legt  Jedem 

die  Zabluug  des  Zehnten  auf,  damit  duraus  Almosen   an  die  Armen  nach 

AnweisuDg  des  Bischofs  gespendet  wÜrdeD. 

')  mea,  The  State  of  the  Foor.  S.  344.  Eden  polemisirt  dort  gegen 
Botd's  Ansidit,  dass  im  Mittelalter  in  England  eine  regelmässige  Armen- 
pflege bestondeD  habe. 
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d«n  Grade  moralischer  Verderbtheit  zu  gewinnen,  deren  sich 
die  Regulären  schuldig  machten ;  aber  darin  stimmen  alle  Zeit- 
genossen Uberein,  dass  die  Klöster  nicht  so  viel  gaben,  als  sie 
geben  konnten,  und  dass  sie  mit  ihren  Almosen  ein  Heer  von 
Bettlern  gross  zt^en. 

Bei  dieser  Lage  der  Dinge  musste  die  Thatigkeit  der 
religiösen  Gilde  intensiver  werden;  denn  sollten  nicht  höhere 
Ansprüche  an  sie  gemacht  worden  sein,  als  das  Proletariat 
sieh  vermehrte  und  Kirche  und  Kloster  verrotteten?  — 

Um  die  reli^öse  Gilde  genau  zu  verstehen,  ist  es  voi 
Allem  nöthiß,  auf  ihren  tiefen  und  wesentlichen  Unterschied 
von  der  Sctiutzgilde  hinzuweisen.  Die  letztere  bedarf  der 
Vielen,  um  den  Einzelnen  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke  zu 
verhelfen.  Sie  verdankt  ihr  Entstehen  dem  Egoismus  der 
Schwachen.  Die  Mitglieder  stützen,  vertheidigen,  helfen,  rächen 
einander.  Die  Eintracht  leiht  ihnen  Macht  und  Stärke.  Die 
Vereinigung  ist  ihr  wesentliches  Element.  Dagegen  kann  der 
Einzelne  ein  gottseliges  Leben  fahren,  seinen  religiösen  Pflich« 
ten  nachkommen,  Almosen  geben,  Messen  lesen  lassen,  auch 
ohne  mit  Andern  einen  religiösen  Verein  zu  bilden.  Die  reli- 
giöse Gilde  gewinnt  ei-st  da  einen  der  Schutzgilde  verwandten 
Charakter,  wo  sie  Werke  ausfühi-t,  welche  Ober  das  Vermögen 
der  Einzelnen  hinausgehen,  wenn  sie  z.  B.  religiöse  Schauspiele 
darstellt,  das  Bild  eines  Heiligen  stiftet  u.  s.  w. 

Aber  die  Form  des  Vereins  war,  wenn  auch  nicht  noth- 
wendig  für  die  Pflege  religiösen  Lebens,  so  doch  der  Entwick- 
lung desselben  aasserordenUii^h  zuträglich.  Die  Gildegenossen 
beteten  miteinander,  beteten  för  einander  In  kleinen  Ver- 
bänden Hess  sich  dait  Ideal  christlicher  Liebe  in  allen  ihi-ea 
Richtungen  verwirklichen.  Hier  war  das  Material  vorhanden, 
an  dem  ein  Jeder  sich  zur  Demuth,  zur  Geduld  und  zur  Selbst- 
verläugnuDg  erziehen  konnte,  und  welches  die  Gesammtheit 
nach  den  Vorschriften  der  Kirche  zu  formen  im  Stande  war. 
Hier  war  dem  Wohlhabenden  täglich  Gelegenheit  gegeben, 
Werke  der  leiblichen  Barmher^figkeit  zu  fiben.  Arm  und  Reich 
musste  sich  gedrungen  fühlen,  denselben  Vereinen  beizutreten. 
Weisen  ja  auch  die  erhaltenen  Mitglied  erverzeichnisse  Männer 
und  Frauen  aus  den  vei-schiedensten  socialen  Schichten  auf. 

Die  einzelnen  religiösen  Gilden,  obwohl  im  Wesentlichen 
einander  gleich,  gewinnen  dadurch  einen  individuellen  Cha- 
rakter, dass  sie  einen  Heiligen  besonders  verehren  und  dieser 
Verehrung  durch  Stiftung  von  Wachskerzen  in  einer  demselben 

feweihten  Kapelle  oder  Kirche  und  dui-ch  ein  Fest  an  seinem 
ialendertage  Ausdruck  geben.  Ob  sich  darin  Nachklänge  an 
ifavoi,  sodalitates  oder  heidnische  Gilden  verraten,  ist  für 
unsere  Zwecke  gleichgültig. 

Deutlich  offenbart  sich  der  vorher  entwickelte  Charakter 
der  Gilde  in  der  Einleitung  des  Statuts  der  ,Gild  of  Garlekhith'. 
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„In  pe  worship  vi  god  almighti  oure  creato'",  heisst  es  darin, 
„and  hys  moder  seintei  marie,  and  aJ  halwes  (Heilig«))  and 
seint  Jame  apotitle,  a  fratemitee  is  bygonne  of  good  roen, 
in  pe  chirche  of  seint  Jame  atte  Garlekhith  in  Londone  pe  day 
of  saiDt  Jame  pe  3er  (year)  of  cur  lord  MCCCLXXV  for 
amendment  of  her  lyues  and  of  her  soules  and  to 
noriche  more  loue  bytwene  pe  bretheren  and 
suBtven  of  pe  bretherhede"  •)■ 

Der  Umfang  der  Werkthfttigkeit  der  religiösen  Gildm 
deckt  sich  mit  dem  Umfang  des  kirchlichen  Almosen».  Nicht 
jede  Gilde  hat  sich  die  Uebung  aller  gnten  Werke  zum  Zwecke 
gesetzt.  Ist  doch  die  Bruderschaft  keine  notwendige  Form 
religiösen  Lebens.  Diejenigen  Werke  der  Barmherzigkeit, 
welcher  sie  ihre  Kräfte  widmet,  sind  daher  in  ihrem  Statut 
genau  begrenzt 

Die  Bruderschaft  hat  fUr  die  Genossen  einzutreten,  wenn 
sie  „falle  in  pouerte,  or  be  aneantised  thorw;  el de  (Alter) 
or  thorw  fyr  oder  water,  theues  (Diebe)  or  syknesso 
(Gild  of  St.  Katherine,  Aldersgate,  London)  oder  porow  losse  oa 
pe  se  (See)  (Gild  of  St.  Thomas  of  Canterbuiy  at  Lynn  —  mit 
ähnlichen  Worten  auch  The  Gild  of  St.  Leonard,  Lynn  and  The 
Gild  of  Young  Scholars,  Lynn).  Wenn  ein  Mitglied  ins  Ge- 
fängnißs  geworfen  worden  ist,  sollen  die  Brüder  und  Schwestern 
„comyn  and  vesyten  hym,  and  comfordyn  hym  in  bis  powere" 
(Gild  of  St.  Leonard,  Lynn)  oder  falls  er  durch  Boshaftigkeit 
unschuldig  im  Kerker  schmachtet,  soll  er  wöchentlich  14  Pence 
erhalten  (Gild  of  Garlekhith).  Noch  energischer  drQclEt  sich 
die  ,Gild  of  the  Smiths  of  Chesterfield'  aus.  Sie  verpflichtet 
die  Brüder,  Alles  in  ihren  Kräften  zu  thnen,  um  die  Befreiung 
eines  unschuldig  verhafteten  Mitbruders  zu  erlangen.  ,The 
Gild  of  Kyllyngholm'  in  Lincolnshire  bestimmt,  dass  wenn  ein 
Bruder  oder  eine  Schwester  ein  Hausthier  verliert,  welches 
eine  halbe  Mark  werth  ist,  jeder  Bi-uder  und  jede  Schwester 
ihm  oder  ihr  einen  halben  PfenDig  geben  soll,  damit  er  oder  sie 
sich  ein  anderes  Thier  kaufen  könne.  Wenn  ein  Mitglied  gestorben 
ist,  begraben  es  die  Gildebrüder.  Wenn  es  nicht  allzuweit 
vom  Sitze  der  Gilde  verschieden  ist,  holen  sie  die  Leiche  ab. 
Ertrunkene  Mitglieder  ,der  Gild  of  Holy  Trinity'  zu  Wygnale, 
der  ,Gild  of  the  AssamptJon'  am  selben  Orte  und  der  ,Gild 
de  Cranboue'  sollen  6  Meilen  weit  gesucht  werden*).    Wenn 


')Tonliniii  Smith.  EngliBh  Gilds.  Seite  3.  Die  neitten 
der  von  T.  ü.  Beaammelten  Statuten  äfttiren  atu  der  Zeit  Richards  II.  Sie 
wurden  auf  BeKhl  einea  1888  za  Cambridge  verBammelten  ParUmeDtes  ein- 
gefordert. Diesem  Werke  sind  alle  folgeoden  Citale  aus  engUacheD  Gildea< 
Btfttaten  entnommen. 

')  Aehnliche  Bestimmnog  in  Bordeleaiachen  Gilden:  „Item  ea  eatabtf 
gae  si  aulcü  gfraire  meuret  ou  periaaet  en  mer.  . . .  la  ^aiiie  le  doibt  fera 
cbercher.  Conihdrie  des  Coueturiera  de  Bordeaalx.  Siehe  E.  Lanrent;  L« 
pupiriBme  et  lea  aSBodations  de  pr^voj^mce.    S.  162. 


der  Gildebnider  eineD  Voi-scbuss  nötbig  hat,  dann  soll  er  „go 
to  pe  keepers  of  pe  box  and  take  pat  he  ha]}  nede".  (Gild 
of  St.  Katherine,  AlderBgate  and  Gild  of  St.  Fabian  and  Se- 
bastian.) 

Wenn  eine  Schwester  heirathen  oder  in  ein  Kloster  pehea 
will,  nnd  der  Vater  die  dazu  nöthigen  Mittel  nicht  aufbringen 
kann,  dann  soll  die  Gilde  sie  ausstenern.  (Gild  of  the  Palmers, 
Ladlow.) 

Die  Fälle,  in  denen  die  Gilde  fQr  den  Gildebnider  and 
die  Gildeschvester  eintritt,  sind  also  sehr  zahlreich.  Sie 
unterstützt  sie  im  Alter,  in  InvaliditAt,  in  Krankheit,  in  Fällen 
unverschuldeter  Armuth,  wenn  sie  beraubt  wurden,  wenn  ihr 
Eigenthum  durch  Brand  oder  Schiffbruch  vernichtet  worden 
war,  wenn  sie  im  Geßtngoisse  schmachteten,  sie  giebt  Aus- 
steuern, ersetzt  den  durch  Viehsterbeu  erlittenen  Schaden, 
veranstaltet  ein  anständiges  Begr&bniss  fUr  sie  und  schiesst 
ihnen  Geld  vor.  Alle  Ereignisse,  welche  eine  Versichenings- 
gesellschaft  in  den  Kreis  ihrer  Geschäfte  ziehen  könnte,  wer- 
den von  der  Gilde  zum  Ausgangspunkte  ihrer  hil&eichen  Thätig- 
keit  gemacht.  Es  ist  daher  nicht  zu  verwundem,  dass  eng- 
lische Schriftsteller,  welche  das  Wesen  der  Gilde  nicht  erfassten, 
dieselbe  kurzw^  fUr  eine  mittelalterliche  Versicherung  anf 
Gegenseitigkeit,  fDr  eine  friendly  society  gehalten  haben. 
Touimin  Smith  beging  den  grossen  Fehler,  sie  „socialgild"  zu 
nennen;  das  war  sie  jedoch  nicht,  and  konnte  sie  nicht  sein, 
wie  eine  kurze  Begrifhierörterung  deutlich  machen  wird. 

Denken  wir  uns  einen  Staat,  in  welchem  ein  Kommunis- 
mus aller  Güter  herrschte,  und  alle  Ursachen  so  vollstfindig 
bekannt  wären,  dass  sich  alles  Geschehen  berechnen  liesse. 
In  demselben  wurde  jeder  Schaden  von  Jedem  als  eine  abso- 
lute Vernichtung  von  Werthen  erkannt  werden,  den  die  Bürger 
nur  durch  neue  Werthe  produzirende  Arbeit  ersetzen  könnten, 
und  die  Thätigkeit  der  Menschen  wQrde  sich  darauf  richten, 
den  Eintritt  des  Schadens,  wenn  möglich,  zu  verhindern. 
Könnte  man  berechnen,  dass  ein  bestimmtes  Stück  Land  in 
einem  Jahre  von  einem  Hagelschlage  getroffen  werden  mOsste^ 
dann  würde  vielleicht  die  sonst  auf  Bestellung  des  gefährdeten 
Landes  gerichtete  Arbeit  anderen  Zwecken  gewidmet  werden. 
In  einem  Staate  dagegen,  in  welchem  Privateigenthum  existirt 
and  die  Kenntniss  aller  Ureachen  nicht  so  weit  vorgeschritten 
ist,  wird  jeder  Schaden  von  dem  Betrotfenen  als  etwas  Zu- 
fälliges, und  was  viel  wichtiger  ist,  als  eine  Ungerechtigkeit 
gefUhlt.  Nachdem  sich  ihm  hierin  die  Kehi-seite  des  Privat- 
eigenthums  offenbart  hat,  erwachen  in  ihm  die  kommunistischen 
Instinkte,  aber  auf  ganz  individueller  Grundlage.  Denn  er 
wünscht  nicht  nur,  dass  Andere  ihm  diesen  Schaden  tragen 
helfen,  nein  er  will,  dass  sie  ihm  denselben  ersetzen,  dass 
sein  Schaden  aufgehoben  werde.    Wodurch  bewegt  er  sie 
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nun  dazu?  Wendet  er  eich  an  ihre  Menschenfreundlichkeit? 
Nein,  an  ihre  Selbstsucht.  Helfen  sie  ihm  aus  christlicher 
Liehe?  Nein,  aus  Egoismus.  Geben  sie  ihm  einen  Beitrag  ohne 
eine  Gegenleistung  zu  verlangen?  Im  Gegentheil,  sie  handeln 
nach  der  Maxime:  Do,  ut  des.  Sie  ersetzen  ihm  seinen  Schaden 
unter  der  Bedingung,  dass  er  ihnen  eintretenden  Falles  ihren 
Schaden  zu  ersetzen  verspricht.  Es  bedarf  gar  keiner  Erwäh- 
nung, dass  der  einzelne  Fall,  von  dem  wir  ausgingen,  nicht 
aus  der  Wirklichkeit  gegriffen  ist.  In  der  realen  Welt  werden 
Verträge  zur  gegenseitigen  Aufhebung  individueller  Schaden 
vor  dem  Eintritt  eines  Schadens  abgeschlossen,  schliesst  nicht 
Einer  mit  Vielen,  sondern  schliessen  Alle  mit  Allen  einen  Ver- 
trag ab,  and  das  Motiv  in  seiner  konkreten  Gestalt  ist  die 
Furcht  ein^  Jeden,  auf  einmal  mehr  verlieren  zu  können,  als 
periodisch  einen  kleinen  Betrag.  Aber  das  Wesen  ist  in  dem 
fiktiven  und  jeder  Art  von  wirklichen  VersicherungvertrAgen 
dasselbe.  Eine  Gesellschnft,  in  welcher  Versicherer  und  Ver- 
sicherte nicht  dieselben  Personen  sind ,  muas  die  Prämiea 
um  eine  Quote  des  Gewinnhetraga  des  Versicherers  erhöhen. 

Aus  dieser  Erörterung  geht  zweierlei  hervor.  Erstens 
enthält  der  Begriff  der  sogenannten  Selbstversicherung 
einen  Widerspruch,  da  ja  die  Versichei-ung  den  Schaden  des 
Einzelnen  für  denselben  aufheben  will.  Wer  in  einer  sol- 
chen wirthschaftlichen  Lage  ist,  dass  die  sogenannte  Selbst- 
vei-sicherung  ebenso  billig  ist,  wie  die  Vei-sichening  auf  Gegen- 
seitigkeit, eignet  eine  solche  Menge  wiithschaftlicher  Güter, 
dass  er  den  Schaden  ebenso  als  eine  absolute  Vernichtung 
von  Werthen  empfinden  muss,  wie  ein  kommunistisches  Ge- 
meinwesen. Es  fehlt  uns  der  Raum,  des  inneren  Wider- 
spruchs eines  solchen  Verhältnisses  und  der  sozialen  Perspek- 
tiven, welche  es  eröffnet,  zu  gedenken. 

Zweitens  zeigt  diese  Ei-öiterung,  dass  der  im  Versicheninge- 
wesen  puisirende  Egoismus  das  Individuum  nur  so  lange  einen 
Schadenersatzvertrag  mit  Anderen  abschliessen  lassen  wird,  als 
die  Schadeneintrittsmöglichkeit  noch  nicht  durch  die  Schaden- 
eintrittsgewissheit  ersetzt  ist.  Sobald  dieser  Punkt  erreicht  ist, 
hört  das  Versicherungswesen  auf  Dann  besteht  die  wirth- 
BChaftliche  Fßrsorge  gegen  Verlust  im  Sparen  und  Leihen, 
eine  Vei-sichernngsgesellschaft  wird  eine  Spar-  und  Voi-schuss- 
bank. 

Wenn  wir  auch  den  Eintritt  jedes  Schadens  nicht  be- 
rechnen können,  noch  jemals  voraussichtlich  können  werden, 
so  zeigt  sich  doch  schon  jetzt  die  das  Versicherungswesen 
aufhebende  Tendenz  desselben  in  allen  Zweigen,  beson- 
ders im  Lebensversicherungs-  und  auch  im  Krankenversiche- 
rnngswesen.  Die  rohe  Klassifizirung  der  Vereicherten  nach 
Alter,  Geschlecht,  Beruf.  Konstitution  etc.  sucht  die  Beiträge 
der  nicht  geschädigten  Versicherten  fttr  den  von  einem  Schaden 
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Betroffenen  zu  reduziren  und  der  LebensversichaninKBgesell- 
Bchaft  den  Charakter  einer  Sparbank  zn  verleihen.  Die  Prä- 
mienzahlungen der  Verlierer  im  Lebensversicherungsgeschäfte 
bestehen  aus  2  Theilen,  aus  einem  Bruchtheile  k,  der  eine  Quote 
des  an  sie  oder  an  ihre  Erben  bei  EiTeichung  eines  bestimmten 
Alters  oder  nach  ihrem  Tode  auszuzahlenden  Betrages  ist  und 
einem  Bruchtheile  y,  der  in  einen  Fonds  fliesst,  aus  dem  die 
Verluste  bestritten  werden  inDssen,  welche  aus  der  mangelnden 
Kenntniss  der  Lebenserwartuuf;  der  Einzelnen  entspringen. 
Die  Tendenz  des  Lebensvemcherungswesena  geht  also  dahin, 
den  Bruchtheil  y  in  unendlichem  Progresse  zu  Termindem. 
Jede  verbessei-te  Hortalitätstafel  bezeichnet  einen  kleinen 
Schritt  nach  jenem  fernen  Ziel.  Besassen  wir  jene  oben 
charakterisiite  Kenntniss,  dann  wOrde  der  Bruchtheil  y  ver- 
schwinden, und  das  Element  der  Association  wAre,  wenigstens 
in  seiner  jetzigen  Gestalt,  eliminirt.  Noch  ein  anderes  Symp- 
tom im  Lebensversicherungswesen  deutet  auf  diese  Tendenz 
hin.  Viele  Spareinlagen  werden  gemacht  nicht  mit  der  Ab- 
sicht, sich  für  einen  möglichen  Schaden  zu  rQsten,  sondern  sich 
einen  Vortheil,  soweit  die  ThStigkeit  des  Sparenden  nicht  durch 
fremde  Einflüsse  durchkreuzt  wird,  in  der  Zukunft  zu  sichern. 
Dasselbe  Motiv  liegt  manchen  Lebensversicheningsgeschftften 
zu  Grunde. 

Vielfach  gilt  Aehnliches  vom  Krankenunterstotzungswesen. 
Je  mehr  sich  die  Kenntnit^s  der  Krankheiten  und  Constitutionen 
vervollkommnet  und  spezialisirt ,  um  so  mehr  werden  sieb  — 
wofern  nicht  technische  Schwierigkeiten  entgegenstehen')  — 
auch  die  Beiträge  individualisiren  und  eine  Krankenkasse  wird 
sich  in  langsamem  Fortschritt  dem  Charakter  einer  Spar- 
und  Voi'schuBsbank  nähern,  in  welcher  der  Versicherte  das 
Geld,  welches  er  während  seiner  Krankheit  fttr  seinen  Unter- 
halt ausgeben  muss,  in  kleinen  Beträgen  ansammelt,  und  aus 
der  er,  falls  er  früher  krank  wird,  als  er  den  zu  seinem  Unter- 
halt nothigen  Betrag  angesammelt  hat,  einen  Vorschuss  erhält 
Wir  werden  es  voraussichtlich  nie  vermögen,  diesen  Zweig 
des  Versicherungswesens  bis  zu  einer  aolchen  Höhe  zu  erheben, 
dass  wir  dem  Vei'sicherten  bis  auf  Tag  und  Stunde  voiTechnen 
können,  wie  lange  er  in  seinem  Leben  krank  werden  wird, 
and  darnach  die  Prtimien  zu  bemessen  im  Stande  sein.  In 
gewissen  Grenzen  wird  Jeder,  welcher  Krankengeld  erhält,  ein 
Gewinner  oder  Verlierer  sein.  Aber  es  ist  wahrscheinlich, 
dass  wir  jene  Grenzen  immer  mehr  einschränken  lernen.  Und 
die  Eintheilung  in  Alters-,    Geschlechts-,    Konstitution s-  und 


*)  Eine  gro»ae  Londoner  Hilftkasae  b&lt  noch  immer  an  gleicbmägBigea 
PrAmien  fest,  weil  das  Erheben  indiTidualisiTter  Prfttuien  zu  viel  Zeit,  m 
viel  VerwaltuDgsperBODal  erfordern  wurde. 
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Beru&klassen  ist  ein  roher  Versuch,  zu  diesem  Ziele  zu  ge- 
langen. 

Theoretisch  hat  also  altes  Versicherungswesen,  welches 
auf  Schadeueintrittsmöglichkeit  beruht,  den  Charakter  einer 
Lotterie,  das  LebensversicberungsweseD  hat  die  Tendenz,  sich 
dem  Charakter  einer  Sparbank,  und  das  Krankenversiche- 
rungswesen,  sich  dem  Charakter  einer  Spar-  und  VorscbussbaDk 
zu  nähern- 

und  nun  springt  in  die  Augen,  dass  rcligiftee  Gilde  und 
Versicherungsgesellschaft  auf  ganz  verschiedenem  Boden  er- 
wachsen sind.  Erstere  retiektirt  in  ihrem  Wesen,  ihrem  Ge- 
bahren  den  kommuniBtiscben  Gedanken ,  welcher  aller 
christlich-religiösen  Woblthätigkeit  zu  Grunde  liegt.  Letztere 
ist  eine  individnalistiBche  Institution  in  sozialem  Gewände, 
eine  lustitution  der  sozialen  Selbsthilfe.  Ei-stere  ver- 
anlasst zu  guten,  ans  der  Idee  christlicher  Liebe  fliessenden 
Werken  •),  letztere  offenbart,  was  der  Egoismus  der  Schwachen 
vermag.  Jene  gibt  und  erwartet  keinen  irdischen  Dank,  diese 
gibt,  damit  wiedet^egeben  werde.  Auf  den  Almosen  hat  kein 
Hitglied  einer  Gilde  ein  klagbares  Recht,  wohl  aber  hat  der 
Vei^icfaerte  ein  klagbares  Recht  auf  Schadenersatz  aus  der 
Kasse  einer  Vei'SicheruDgBgesellschaft 

Von  grösserer  Bedeutung  ist  folgender  Unterschied.  Jedes 
Mitglied  einer  Versicherungsgesellschaft  hat  Anspruch  auf  Untet^ 
BtOtzung,  mit  Almosen  können  nur  Arme  bedacht  werden. 
Smith's  Sammlung  legt  davon  Zeugniss  ab. 

5if  (if)  enyl  of  pe  foresaide  brofierhede,  bestimmt  das 
Statut  der  Gild  of  Garlekhith  (S.  5)  falle  in  such  meschi^ 
!>'  he  hath  nought,  ne  for  elde  oper  mischiöf  of  febleneese, 
help  hym-seif,  dann  soll  er  uuterstQtzt  werden. 

Die  Gilden  of  St.  Katherine  and  of  Sts.  Fabian  and  Se< 
bastian  zu  London  (S.  6 — 9j  geben  Unterstützung  im  Falle  ein 
Bruder  falle  in  pouerte pat  he  may  not  helpe  hym-selt 

Die  Fratemitas  Sancte  Katherine  und  die  Fratemitas 
Sancti  Christophori,  beide  zu  Norwich  (S.  20  und  24)  geben 
Unterstützung,  wenn  ein  Mitglied  falle  in  pouert  (powerte  or 
mischief)  thurghe  auenture  of  ye  werld. 

Als  Almosen  bezeichnet  diese  Gaben  ausdrücklich  the  Gild 
of  the  Peltyers,  Norwich  (S.  31):  yat  quwat  brotber  or  syster, 
be  goddis  sende ,  falle  in  mischefe  er  mys-ese,  and  haue  nout 

to  helpen  himselfe  he  schal  han  Almesse But  if  it  be 

his  foly,  he  schal  nout  han  of  ye  elmes. 

Sehr  klar  drückt  denselben  Gedanken  ein  Paragraph  des 
Statuts  der  Carpenters'  Gild  in  Norwich  aus  (S.  38).     Also 

')  Knrz  drückt  diesen  Gedanken  das  Statut  der  ,Gild  of  the  Lord'i 
Prager'  zu  York  mit  fol^endeß  Worten  aas:  And  becauee  vain  ii  ths 
gaüiering  of  tbe  faitbful  vithont  «ome  work  ofKindlineBs  ii  done. 
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[lase  bretherin  han ordeyned,  be  weye  of  charite  t)atifsny 
broper  or  Bieter may  nought  withe  bis  craft  (Ge- 
werbe) De  «iUie  bis  godis  (Vermögen)  helpen  himsel^  he  sdial 

faan eueri  woke,  a  ferthiDg in  hooor  of 

erist  and  bis  moder,  and  for  alle  cristene  sonles. 

Dass  die  Pflege  des  religiösen  Lebens  immer  die  Haupt- 
sache ist,  das  Spenden  von  Almosen  zurücktreten  kann,  ver- 
rftth  das  Statut  der  Armengilde  zn  Norwicb  (S.  40)  durcb  ein 
klnnes  Wort.  Die  Gilde  war  von  den  Armen  einer  armen 
Pfarre  „in  helpe  and  amendment  of  here  pouere  parish  cbircbe" 
gegrOndet  worden.  Während  nun  in  dem  Statut  immer  nur 
Tun  1)6  bretheryn  and  sistrin  of  t>i8  gilde  gesprochen  wird, 
heisst  es  in  dem  auf  die  Woblthatigkeit  der  Gilde  bezüglichen 
Psragrapben:  And  if  any  broper  or  sister  of  pis  pouere  güde 
folle  in  ponerte  or  sicknesse,  dann  soll  er  Ünterstatzung  er- 
halten. Es  mag  als  eine  kOnstliche  Deutelang  ei-scheinen, 
ans  dem  A^jsktiT  pouere  an  der  Stelle  folgern  zu  wollen,  dass 
die  Gilde  sich  bewusst  gewesen  w&re,  ein  Uebriges  zu  thuen. 
Ab«*  Jedem  muss  auffallen,  mit  wie  vielen  Negationen  die  Gilde 
ihre  Thättgkeit  einzuschränken  sucht.  Ein  Mitglied  soU  nur 
dann  unterstOtzt  werden,  wenn  er  „may  nou;th  helpe  bim-self 
with  bis  owen  godis  and  be  may  nought  ne  haue  no;the  to 
Bosteyne  himself." 

Dass  der  Bruder  kein  Recht  auf  Unterstützung  bat ,  geht 
aus  dem  Statut  der  GUd  of  the  Holy  Gross  in  Stratford  upon 
Avon  hervor.  Er  soll,  im  Falle  er  beraubt  wurde  oder  in 
Arnmth  gerathen  ist,  nur  solange  unterstützt  werden,  „as  he 
bears  himself  well  and  rightly  towards  the  brethereo  and 
sisteren  of  the  gild." 

Die  in  den  Fiiendly  Societies  vorgesehene  Zahlung  einer 
Summe  beim  Tode  eines  Mitglieds  ist  bei  den  Gilden  eine  freie 
Gabe,  welche  nur  Armen  zukommt. 

Also,  ;if  any  brotber  dye,  pat  hap  nou;t  of  bis  owne 

to  be  beried  withe panne  schal  he  be  beried 

wt  pe  moneye  of  pe  comune  box  (Gild  of  St  Katherine  and 
Gilds  of  St.  Fabian  and  Sebastian,  Aldersgate,  London.  S.  7 
und  10). 

Aehnliche  Bestimmungen  finden  sich  in  vielen  Schutzgilden. 

Wenn  Jemand  in  Armuth  geräth,  bestimmt  die  Lincolner 
Scbneidergilde  (S.  182)  and  he  has  not  the  means  of 
Support,  dann  soll  er  jede  Woche  7  pence  erhalten. 

Die  einschläglichen  Bestimmungen  der  Gild  of  the  Smiths 
EU  Chesterfield  sind  in  so  wahrhaft  christlichem  Geiste  ab- 
gefosst,  dass  wir  sie  ganz  folgen  lassen:  „Wenn  ein  Bruder 
krank  ist",  heisst  es  Seite  169,  „und  er  üntei-stützung  braucht, 
daon  soll  er  täglich  einen  halben  Pfennig  erbalten.  Wenn 
Brüder  in  Armuth  gerathen,  dann  sollen  sie,  einzeln,  an  be- 
stimmten Tagen  in  die  Häuser  der  Biilder  gehen,  wo  Jeder 
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höflich  empfongen  werden  soll,  und  dort  soll  ihm,  als  wäre 
er  der  Herr  des  Haases  gegeben  werden,  was  er  an  Speise, 
Trank  und  Kleidung  nöthig  hat,  und  er  soll  einen  halben 
Pfennig  wie  Diejenigen  haben,  welche  krank  sind,  und  dann 
soll  er  im  Namen  des  Herrn  nach  Hause  zurückkehren." 

The  Gild  -  Merchant  of  Coyentry  bestimmt  (S.  229),  dass, 
wenn  Brüder  oder  Schwestern  durch  Alter  oder  Krankheit  so 
schwach  werden,  dass  sie  for  sich  weder  arbeiten  noch  Handel 
treiben  können,  sie  auf  Kosten  der  Gilde  erhalten  werden 
sollen. 

Ein  Unterschied  zwischen  Schutzgilden  und  religiösen 
Gilden  besteht  zuweilen  darin,  dass  die  ersteren  vomehmlich 
fremde  Arme  bedenken. 

Die  Walkergilde  zu  Lincoln  (S.  181)  bestimmt,  dass  beim 
Tode  eines  Bruders  Brod  anter  die  Armen  vertheilt  werdet 
soll.  Wenn  ein  Gildebrudei*  in  Armuth  geräth,  soll  ihm  Geld 
vorgeschossen  werden,  weiches  er  zurückzahlen  muss,  sobald 
er  sich  in  besseren  Umstanden  befindet.  —  Hier  li^en  die 
Anfänge  des  Versicherungswesens,  oder,  wenn  man  will,  Credit- 
wesens  und  die  christliche  Barmherzigkeit  nahe  bei  einander '). 

Im  Gildestatut  der  Ziegelbäcker  zu  Lincoln  (S.  184)  ist 
keine  Unterstützung  für  aiTne  Gildebrüder  vorgesehen.  Dar 
gegen  sollen  die  Armen  am  Fronleicbnamfeste  Bier  erhalten. 

Genügen  die  von  T.  Smith  gesammelten  Statuten  zu  einem 
richtigen  Bilde  des  englischen  Gildewesens,  so  theilen  die 
Handwerker-  und  Kaufmannsgilden  häufiger  Almosen  an  Nicht- 
GildebiUder  aus,  als  die  religiösen.  Das  würde  sich  schon  aus 
ihrem  grosseren  Reichthum  erklären.  Die  Schneidergilde  zu 
Lincoln  begräbt  Jeden,  der  nicht  die  nöthigen  Mittel  daza 
hinterlässt.  An  ihren  Festtagen  wird  den  Armen  Bier  gereicht. 
Jeder  Bruder  und  jede  Schwester  muss  jährlich  eine  bestimmte 
Summe  für  Almosen  zahlen  (S.  182  und  183).  Die  Kaufmanns- 
gilde zu  Coventry  unterhält  nicht  nur  31  invalide  und  arme 
Brüder  und  Schwestern,  sondern  sie  besitzt  auch  ein  Haus  mit 

13  Betten  für  arme  Reisende.  In  demselben  wohnt  eine  Frau 
„to  wash  their  feet  and  whatever  eise  is  needed".  (S.  229). 

Es  gibt  aber  auch  religiöse  Gilden,  welche  Almosen  an 
Nicht-Gildebrüder  und  -Schwestern  spenden.  Jedes  Mitglied 
der  Gild  of  the  Blessed  Mary  in  CbesteHield  „shall  on  friday, 
in  Pentecost  week,  give  j.  d.  towards  alms,  and  another  for 
wax  (S.  168).  Das  Statut  der  Gild  of  Sanct  Benedict  bestimmt, 
dass  „every  year,  at  the  Said  feast  of  the  Purification,  they  shall 
feed  as  many  poor  as  there  are  bretheren  and  aisteren.  in  the 


■)  Noch  öftw  (.  6.  The  Qild-Merchuit  of  CoTentry.  „The  gild  ihall 
lend  bim  &  tarn  of  moner,  to  trade  with  and  make  MJDt  «ith  for  on« 
yeu,  or  two,  as  they  think  vell,  vitbont   taking  anyUifiig  for  Die  loan." 
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^Id,  witb  bread  and  ale  and  one  dish  of  flesh  or  fish,  at  the 
C06t  of  the  gild"  (S.  172).  Am  Begräbnisstage  eines  Mitglieda 
«dl  jeder  Brader  und  jede  Schwester  „give  a  helf-pennjr  to 
bny  bread  to  be  giveo  to  the  poor  for  the  soul  of  tbe  dead" 
(S.  173).  Am  Fronleichoamsfeste  tfaeilt  die  Gild  of  Saint 
Michael  on  the  Hill  Bier  an  die  Armen  aus.  Bei  Gel^ieDheit 
des  Festes,  welches  die  Gild  of  the  Holj  Gross  in  Stratford 
upon  Avon  Teranstaltet ,  sollen  die  Annen  Bier  bekommen 
(S.  217).  Wenn  die  BrOder  und  Schwestern  der  Gild  of  St. 
Pet«r  zu  Wygnale  bei  ihrem  jährlichen  Feste  versammelt  sind, 

diDO  soll   „qwat  godes  man  come  to  our  fratemite 

haue  mete  and  drynke,  quyles  (while)  it  will  last*.  Andere 
Hilfe  ist  nicht  vorgesehen  (S.  117).  Die  erwähnte  Gild  of  the 
Holy  Gross  stellt  auf  ihre  Kosten  ein  Wachslicht  vor  der  Leiche 
eines  Armen  oder  mittellosen  Framden  auf  (S.  215). 

Wenn  unsere  Ansicht  richtig  ist,  dass  die  Untei-stfitzungen, 
welche  die  Gilde  ihren  eigenen  Mitgliedern  zukommen  I&sst, 
als  eines  der  in  den  Statuten  vorgesehenen  Werke 
christlicher  Liebe  zu  betrachten  sind,  kann  es  gar  nicht 
TOTrnndem,  dass  es  Gilden  gibt,  welche  weder  armen  Mit- 
gliedern noch  Nichtmitgliedem  Unterstützung  angedeihen  las- 
sen. Die  Bretherhede  of  ßarbres  zu  Norwich  verfolgt  nur  den 
Z««ck,  Wachslichter  vor  einem  Altar  zu  unterhalten.  (S.  27). 
Aehnliche  Ziele  hat  die  Saddlers'  and  Spurriers  Gilde  zu 
Norwich  (S.  42  ff.).  Die  Gild  of  Coipus  Christi  zu  York  will 
die  Fronleichnamsprocession  feierlich  gestalten.  Kein  Para- 
graph btischftftigt  sich  mit  armen  Brüdern.  (Seiten  141,  142, 
143)'). 

Nach  der  liOktüre  vorstehender  Bestimmungen  wird  man 
sieh  leicht  davon  überzeugen,  dass  die  Forderung  bestimmter, 
t^elmissiger  Beiträge  von  Seiten  der  Gilden,  welche  bei  ober- 
flUchlieher  Betrachtung  die  Bruderschaft  zu  Versicherungs- 
gesellschaften auf  Gegenseitigkeit  zu  stempeln  scheint,  Nichts 
fQr  diesen  Charakter  beweist.  Denn  erstens  bestreitet  die 
rdigi&se  Gilde  aus  diesen  Beiträgen  viele  der  gegenseitigen 
Versicherung  fremde  Ausgaben  z.  B.  Wachslichter,  Almosen 
in  Niehtvereinsmitglieder  u.  s.  w.;  zweitens  fordern  manche 


leostfuid  Dicht  rerlaasen,   ohne   auf  den  Para- 

,   .    .. .Me  binniweisen,  welche  den  Unterschied  Ton 

■tfaairaniUiieen  und  arb«itsfäb^n  (aibeiulosen?)  Armen  berroibebt.  „And 
tif  it  »0  befalle  pat  be  be  ;ong  ynowe  (jong  genug)  to  werche,  and  be 
Ule  in  meacbef,  and  |iat  it  may  be  take  pftt  he  ne  hath  houst  of 
bii  owene  to  belpe  byrn-aelf  witbe,  that  the  bretberen  belpe  bjm,  ecbe 
■an  «t  B  pardonn,  what  hia  wille  be,  in  wey  of  cbarite,  saujn^  bis 
cattaL  (S.  9.)  Wie  Toalmin  Smith  dazu  kam,  die^ien  Faragraphett  in  die 
Vatte  tnaamiDen  zu  faeaen :  ^"^^^  young  to  be  belped  to  work"  iat  mir 
oBisvtiadlich.  Der  Unterschied  zwbcbeu  der  Lage  eines  jungen  nnd  eines 
allen  Almoememptäng^s  besteht  darin,  daia  fttr  jenen  keine  feste  perio- 
diKhe  L'ntentatzung  bestimmt  wird. 
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Gilden  Beiträge  ein,  ohne  ihre  Mitglieder  zu  unterstätzen, 
drittens  erwarten  sehr  viele  Gilden  von  ihren  Genossen  auch 
noch  freiwillige  Schenkungen,  viertens  kommt  es  vor,  daes  das 
Eintrittsgeld  nach  dem  Vermögen  des  Eintretenden  normirt 
wird.  Kui-z:  die  regelmässigen  Beitiäge  sind  keine  Prämien 
sondern  Quoten  der  Summen,  welche  zur  Ausführung  der  von 
der  Gilde  durch  Statut  festgesetzten  frommen  Werke  noth- 
wendig  sind. 

Zur  völligen  Beschreihnng  der  religiösen  Gilde  ist  es  noth- 
wendig,  ihren  gesdligen  Charakter  einen  Augenblick  ins  Ange 
zu  fassen.  Dass  sie  überhaupt  gesellig  war,  halten  wir  weniger 
fClr  wichtig  —  weisen  doch  e^avoi  und  collegia  Aehnliches  auf, 
mag  ja  aach  die  Verbindung  von  Gottesdienst  und  Geselligkeit 
bei  den  teutonischen  Gilden,  wie  Wildä  nachgewiesen  bat, 
auf  die  Sitten  der  heidnischen  Gennanen  zurückzuführen  sein 
—  von  gi'össerer  Bedeutung  erscheint  die  Thatsache,  dass  in 
den  Statuten  das  jährliche  Fest,  welches  an  dem  dem  Schuts- 
patrone der  Gilde  geweihten  Tage  stattfindet,  als  eine  ethische 
Massiegel  aufgefasst  wird  ,,to  norishe  more  knowlech  and 
loue"  zwischen  BrQdem  und  Schwestern.  In  Wirklichkeit 
scheint  das  Fest  häufig  die  entgegengesetzten  Gefühle  erregt 
zu  haben.  Sonst  wäre  es  unerklärlich ,  dass  sich  in  fast  allen 
Statuten  Bestimmungen  Ober  die  Bestrafung  von  Brüdern  und 
Schwestern  finden,  welche  beim  Feste  lärmen  und  streiten. 

Ueberhaupt  scheinen  beide  Geschlechter  von  der  Würde 
eines  Gildemahls  keine  höheren  Vorstellungen  gehabt  zu  haben, 
als  von  der  Würde  jedes  anderen  Mahles.  Es  muss  eingeschärft 
werden,  dass  Niemand  im  Mantel,  oder  in  Waffen  mit  nackten 
Beinen  oder  barfdssig  erscheinen  darf.  Brüder  und  Schwestern 
Bollen  den  Bierki-ug  nicht  in  ihrer  Nähe  stehen  lassen,  oder 
gar  beim  Feste  einschlafen  ').  Auf  die  dem  Schlafe  voran- 
gehenden physiologischen  Vorgänge  kann  man  schliesseo, 
wenn  man  liest,  wie  dem  Alderman  unge^r  9  Liter  Bier 
als  sein  Deputat  zuerkannt  werden.  Niemand  darf  das  Bier- 
zimmer betreten,  diese  Bestimmung  kehrt  immer  wieder,  ohne 
Erlaubniss  eines  Beamten.  Niemandem  ist  es  gestattet,  im 
Lokale  zu  bleiben,  nachdem  der  Aldei-man  es  verlassen  hat. 
Die  Gilde  zu  Kyllyogholm  erlaubt  jedem  Gildebruder,  im  Falle 
er  Besuch  bekommt  und  kein  Wirthshaus  in  der  Nähe  ist, 
sich  Bier  aus  der  Gildhall  holen  zu  lassen :  aber  sie  f&hlt  sich 
veranlasst,  hinzuzufügen,  sie  werde  nicht  gestatten,  dass  ihr 
ein  Streich  gespielt  werde. 

Wir  wurden  den  Platz,  welchen  das  Fest  im  Leben  der 
Gilde  einnimmt  nicht  deutlich  bezeichnen,  ohne  hinzuzofUgeo, 

■)  Derartige  Paragraplieii  IftSBen  in  deo  OildefeHlflo  GemUde  fca  Jaa 
Steen  ahnen.  —  Wer  kranklieiuhtlber  beim  Oildefeal«  nicht  lugegeo  seiiL 
kann,  boU  sein  nPO'«!  of  ale"  ine  fiaus  erhalten. 
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.  die  Brüder  und  Schwestern  in  einer  von  der  Giide  vor- 


in  ProceEsion 
ine  Messe  zu 
nem  Requim 


geschriebenen  Uniform  am  Morgen  des  Festtages  i 
zur  Kirche  gehen ,  oder  reiten ,  um  daselbst  ei 
höi-en,  and  doss  sie  am  Tag«  nach  dem  Feste  ein 
für  die  Verstorbenen  beiwohnen  müssen.  In  welchem  Zustände 
sich  manche  Brüder  and  Schwestern  bei  Anhöiiing  der  Todten- 
messe  beenden  haben  mOgen,  kann  auch  eine  massige  Ein- 
bildungskraft zur  lebendigen  Anschauung  bringen.  Ausser  dem 
Feste  halten  die  Gildegenossen  periodische  Zusammenkünfte, 
«0  die  Angelegenheiten  der  Gilde  berathen,  Beamte  erwählt 
(die  entweder  das  Amt  annehmen  oder  hohe  Strafe  zahlen 
mUssen) ,  und  Schatzmeister  bestimmt  werden ,  welche  die 
regelmässigen  Beiträge  und  Eintrittsgelder  der  Brüder  und 
Schwestern  in  Empfann  nehiiien,*das  Eigenthum  der  Gilde  be- 
wahren und  einen  jährlichen  Bericht  Ober  den  Stand  des  Ver- 
mögens abstatten  müssen.  Das  Statut  der  „Gild  of  the  Smiths" 
of  Chesterfield  enthält  schon  die  Bestimmung,  dass  die  Gilde 
zuerst  aus  den  Gütern  eines  ohne  Testament  (iestorbenen  be- 
friedigt werden  mnss.  Die  Schatzmeister  müssen  Kaution 
Strien.  Streitigkeiten  der  Gildegenossen  untereinander  i^erden 
Yon  den  Beamten  der  Gilden  ohne  Appellation  entschieden. 

Damit  ist  die  Schilderung  des  Hilfs-  und  Untei-stQtzungs- 
Wesens,  wie  es  beim  Regierungsantritt  Heinrich  VIII.  bestand, 
beendet  Wir  sahen,  dass  das  Proletariat  in  stetem  Zunehmen 
b^riffen  war,  die  feudale  Alimentation  fast  überall  aufgehört 
hatte  und  Kirche  und  KIfister  ihre  sociale  Pflichten  ungenügend 
erfüllten. 

Wenn  wir  uns  jetzt  zu  der  Darstellung  der  Gesetzgebung 
Heinrich  VIII.  auf  dem  Gebiete  des  Gildewesens  wenden, 
müssen  wir  unser  Bedauern  aussprechen,  dass  dieselbe  nur  im 
Anschloss  an  die  Armengesetzgebung  verstanden  werden  kann, 
und  das  Wesentlichste  derselben  ei-wähnt  werden  muss-  Das 
Gesetz  22  H.  VIII.  c.  12  hatte  die  Kommunalbehörden  er- 
mächtigt, arbeitsunfähige  Arme  mit  Bettelbriefen  zu  ver- 
sehen, arbeitsfähige  Bettler  durchpeitschen  zu  lassen,  bis 
ihr  Körper  blutrünstig  war  und  sie  dann  in  ihre  Heimath  zu 
schicken.  Die  Folge  scheint  die  gewesen  zu  sein,  dass  beide 
Klassen  in  ihre  Heimath  zurückkehrten.  Welche  Pfarrei  wird 
nicht  gern  jeden  Bettler  für  einen  arbeitsfähigen  Vagabunden 
angesehen  haben?  Fünf  Jahre  später  wurde  das  Statut  27. 
H.  VIII.  c,  25  erlassen,  welches  sich  ausdrücklich  als  eine 
Fortsetzung  des  erwähnten  Gesetzes  ankündigt.  Es  will  Be- 
stimmungen über  die  in  ihre  Heimath  zurückkehrenden  Armen 
treffen.  Sie  sollen  ,most  charitably'  aufgenommen,  die  arbeits- 
föhigen  unter  ihnen  beschäftigt  und  die  arbeitsunfähigen  durch 
Almosen  erbalten  werden,  so  dass  Niemand  gezwungen  ist  zu 
betteln.  Pfarreien ,  welche  diesen  Anordnungen  nicht  nach- 
kommen, verfallen  in  eine  Strafe  von  20  Schillingen. 
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Es  mass  bis  in  die  Zeit  Heinrich  VIII.  eine  kirchliche  Anna>- 
päege  bestandeii  haben,  sonst  wäre  es  unverstAndlicb,  dass  du 
Gesetz  die  Armen  auf  kirchliche  Almosen  anweist,  ohne  nur 
im  mindesten  das  Bewusstsein  zu  verrathen,  dass  es  eine  ganz 
neue  Einrichtung  treffe.  Andererseits  geht  nicht  minder  deut- 
lieb aus  demselben  hervor,  dass  die  kirchliche  Annenpflege 
verfallen  war.  Das  Gesetz  will  sie  neubegiUnden,  und  erlässt 
darum  eine  Reihe  von  Bestimmungen,  tiie  sich  mit  der  An- 
drohung einer  Strafe  von  20  Schilling  monatlich  nicht  recht 
vertragen. 

Den  Geistlichen  wird  ans  Hera  gelegt,  ihre  Pfarrkiuder 
auf  der  Kanzel,  im  Beichtstuhl  und  bei  der  Abfassung  des 
Testamentes  zu  reichlicher  Spendung  von  Almosen  zu  ermahnen '). 
Doch  ist  Niemand  gezwungeA,  Almosen  zu  geben.  Wenn  also 
nicht  genug  einkommt,  um  die  Armen  zu  erbalten,  ist  die  Pfarrei 
in  übler  Lage.  Sie  wird  bestraft,  kann  aber  Niemand  zur 
Zahlung  von  Beiträgen  verpHichten.  Um  eine  tüchtige  und 
geordnete  Armenpflege  möglich  zu  machen ,  unterdrückt  das 
Gesetz  das  Austheilen  von  Almosen  seitens  Einzelner  und  Kor- 
porationen, da  dieselben  gewöhnlich  solchen  Ai-men  zukämen, 
die  ihrer  nicht  bedürften.  Was  dieselben  geben  wollen,  sollen 
sie  an  die  kirchliche  Armenkasse  abliefern,  welche  jeden  Sono- 
unrl  Feiertag  Beiträge  annimmt.  Ad  der  Verwaltung  derseibeo 
nehmen  die  Kirchenältesten  thell. 

Wie  sehr  die  Armenpflege  als  eine  kirchliche  Angelegenheit 
angesehen  wurde,  leuchtet  auch  aus  der  Bestimmung  des  Ge- 
setzes 5  u.  6.  Edward  VI.  c.  2  hervor,  dass  diejenigen,  welche 
keine  Almosen  zahlen  wollen,  vom  Geistlichen  sanft  ermahnt, 
und,  wenn  sie  diesen  nicht  hören  wollen,  vom  Bischof  ebenso 
sanft  überredet  werden  sollen.  Dass  der  Bischof  als  die  höhere 
Instanz,  als  der  eigentliche  Armenpfleger  angesehen  wird,  ist 
von  besonderer  Wichtigkeit. 

So  selbst  nach  der  Reformation.  Allerdings  glaubten  die 
englischen  Reformatoren  nicht  and  glauben  ja  die  anglikanischen 
Vertreter  derselben  noch  heute  nicht,  mit  der  Vergangenheit 
gebrochen  zu  haben,  sondern  zu  den  reinen  Traditionen  der 
Urkirche  zurückgekehrt  zu  sein.  Vergehen  der  Armenpfleger 
gehören    nach   dem    nämlichen   Gesetze   vor  das   Forum    des 


Erst  später,  als  der  Kampf  gegen  die  Gilden  beendet  ist« 
durch  5.  Elisabeth  c.  3  werden  die  Friedensrichter  ermächtigt, 
einen  Pfarrangehörigen,  der  für  die  Ermahnungen  und  Ueber- 


')  ConfesBtoDftle  Ecgbehrtil 

')  Eden  erinnert  daran,  dass  die  von  Elisabeth  geschaffeDe  Besüm- 
muB^,  Kirche DStrafgelder  sollten  tbeilweise  in  die  Armenkasse  fliesBeo,  «n 
die  innige  Verbindung  von  Kirche  und  ArmeDwesen  gemahnL  (S.  13t^> 
Dieselbe  Anordnung  in  den  ersten  Jahrhunderten  des  Christenthnms. 
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redODgen  des  Bischöfe  taub  ist,  die  Zahlang  eines  wöchentlichen 
Almosens  aufeuerl^en,  sofern  auch  ihr  freundliches 
Zareden  nichts  hilft 

In  diesem  Zwange  zu  einem  freien  Werke  der  Barm- 
herzigkeit offenbart  sich  dag  Ringen  zweier  verschiedener  Prin- 
zipien, welches  im  Jahre  1572  zum  Abschluss  kam.  Das  Al- 
moeen  wurde  in  eine  Steuer  verwandelt.  Damit  war  ein  Vei-- 
eleich  abgeschlossen  zwischen  der  ethischen  Macht  der  Kirche 
und  der  rechtlichen  des  Staates.  In  das  moderne  Gebäude 
lies  Staates  war  ein  uvalter  Baustein  eingefügt  worden,  eine 
Tliatsache,  welche  von  den  Einen  für  eine  Wohlthat,  von  den 
Aßdem  für  ein  nationales  Unglück  gehalten  wurde  und  wird. 
Nahm  damit  der  englische  Staat  nicht  die  Gesetzgebung 
Mosis  an?  Er  erkannte  an,  dass  die  Armen  ein  Recht  anf 
UaterstHtzung  durch  die  Wohlhabenden  hätten.  Der  Arme, 
welcher  im  19.  Jahrhundert  sein  Mahl  im  Armenhause  ver- 
zehrt, verdankt  es  der  sozialeo  Gesetzgebung,  welche  der  jtt- 
lÜBche  Volksföhrer  vor  Tausenden  von  Jahren  erliess,  einer  Ge- 
setzgebung, deren  ethischer  Kern  in  der  Hülle  des  Christen- 
thums  nach  England  getragen  wurde,  und  dort,  nachdem  die 
Form,  in  welcher  sie  auftrat,  zertrümmert  war,  gleichsam 
chemisch  frei  wurde,  und  sich  wieder  mit  dem  Elemente  staat- 
lichen Zwanges  vermählend ,  dieselbe  politisch  -  soziale  Ver- 
bindung in  neuer  Krystallisation  hei-stellte.    - 

Das  erwähnte  Gesetz  27.  Heinrich  VIII  c.  25  hatte  die 
Klfeter  und  Gilden  ausdrücklich  von  der  Bestimmung  ausge- 
nommen, dass  Korporationen  ihre  Almosen  an  die  Kirchen- 
kasse abzuliefern  hätten.  Aber  schon  bald  wurde  die  Thätig- 
keit  vieler  Klöster  in  Folge  einer  Untersuchung  aber  ihre  Kor- 
ruption lahm  gelegt. 

Durch  27.  H.  VIII.  c.  28  wurden  die  kleinen,  religiösen 
HSaser,  welche  an  Land,  Zinsen,  Zehnten  und  anderen  Ein- 
künften kein  höheres  Einkommen  als  200  ig  hatten,  aufgelöst 
.For  as  much",  wie  es  Eingangs  des  erwähnten  Gesetzes  heisst, 
.as  manifest  synne,  vicious,  carnal  and  abominable  Living  is 
daily  used  and  committed  commonly  in  such  little  and  small 
Abbeva"  etc.  •).  Das  Eigenthum  wurde  dem  Könige  zuge- 
sprochen, damit  es  „zu  besseren  Zwecken"  verwandt 
werde.  Den  Patronen  und  Allen,  welche  die  Häuser  mit  mil- 
<len  Stiftungen  bedacht  haben,  sollten  ihre  Rechte,  Interessen, 
Titel,  Annuitäten  etc.  unverkürzt  bleiben.  Diejenigen  Pei-sonen, 
«eichen  der  König  die  Klosterguter  übertragen  würde,  sollten 
zur  Zahlang  der  an  ihnen  haftenden  Almosen  verpflichtet  sein. 
Das  Gesetz  31.  H.  VIII.  c.  13  verlieh  dem  König  vier 
Jahre  später  das  Recht,  das -erwähnte  Gesetz  auf  alle  Klöster 
auszudehnen,  die  noch  bestanden. 

'  i  AlUCiuie  der EiDleitnDg  MU  eaglischen  Qesetteo  nach  den  Statates  at  large. 

Famkugtn  (go)  V.  I.  —  Hwbieh.  2 
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Diese  Gesetze  gaben  indirekt  die  Veranlassung  zur  Kon- 
fiskation der  Guter  der  Gilden.  Die  Enteignung  der  Klöster 
erschütterte  die  Zuversicht  auf  Fortbestand  aller  auf  religiösem 
Boden  erwachsenen  Organisationen.  Pati-one  und  Stifter  such- 
ten fromme  Stiftungen  nieder  in  die  Hand  zu  bekommen.  Es 
fanden  Uebertragungen  auch  an  solche  Personen  statt,  welche 
keinen  Rechtstitel  hesassen.  Um  diesen  Zuständen  ein  Ende 
zu  machen,  erliess  Heiniich  VIII.  ein  Gesetz  (37.  H.  VIII  c  4), 
dessen  Eingang  die  zu  dieser  Maassregel  führende  Veranlassung 
deutlich  bezeichnet:  „Where  there  ....  many  of  the  Donors, 
Founders  or  Patrons,  or  such  as  pretend  to  be  Donors, 
Founders  or  Patrons  of  the  same  Colledges,  Free  -  Gbappels, 
Chantries,  Hospitals,  Fratemities,  Brotherhoods, 
Guilds  and  stipendiary  Priests  .  ,  .  .  of  iheir  avancious  and 

covetous  minds have  of  late  entered  into  the 

Manors,  Lands  belonginp  to  the  same  Colledges,  Free- Chappels 

etc "    soll    das  Eigenthum  aller  solcher  „For  religious 

SH'vices  of  ditferent  kinda,  for  candles,  otfertngs,  ornament  of 
churches,  and  other  useful  and  superstitious  uses-"  ge- 
grOndeten  Institutionen  kommen  in  „tiie  very  actual  and  real 

PossesBion  and  seisin  of  the  king  etc damit  derselbe 

zeitgemässe  Aenderungen  (alteratioDs)  in  der  Ver- 
wendung ihrer  Einnahmen  vornehme.  Die  Armen, 
die  Universitätsstudenten,  und  die  allgemeinen  Interessen  der 
Unterthanen  sollen  besser  bedacht  werden.  Das  Parla- 
ment erkannte  also  indirekt  an,  dass  der  König  Rechtsnach- 
folger der  Gilden,  Bruderschaften  etc.  geworden  war,  und  die 
Einkaufte  zu  öffentlichen,  den  Zeitumständen  entsprechend«! 
Zwecken  verwenden  müsse.  Desshalb  verleiht  es  ihm  das 
Recht,  Kommissäi'e  zu  ernennen,  welche  das  Eigenthum  der 
Gilden  in  Besitz  nehmen  und  die  geplanten  Aenderungen  vor- 
nehmen sollen. 

Ein  so  vag  abgefaestes  Gesetz  musste  aberall  Schrecken 
verbreiten.  Selbst  die  Colleges  von  Oxford  und  Cambridge 
waren  für  ihren  Fortbestand  besorgt'). 

Kurze  Zeit  nach  Erlass  desselben  starb  der  König.  Da 
die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  mit  dem  Ableben  des  KOnigs 
erlosch,  bestand  eine  der  ersten  Regierungshandlungeo  des 
Herzogs  von  Somerset  darin,  dass  er  die  diskretion&rw 
Vollmachten,  welche  Heinrich  VIII.  besessen  hatte,  auf  den 
jungen  König  Übertragen  liess.  So  entstand  das  Gesetz  i  Ed- 
ward VI.  c.  14. 

Aus  der  peinliehen  Sorgfalt,  mit  welcher  die  Paragraphen 
des  ausserordentlich  langen  Statutes  abgefasst  sind,  ersieht  man, 
dass  das  Parlament  sich  wohl  bewusst  war,  welche  WalTe  es 
in  die  Hand  des  Protektors  legte.     Es  wollte  einen   Kampf 


■)  Siehe  Froude:  Hiitory  of  EngUod.    IT,  486. 
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gegen  die  wie  ihm  Bcbien  bische  und  verlebte  Weltanschauung  der 
Gilden,  gegen  das  Äu&tellen  von  Wachskerzen,  Bezahlen  von 
Seelenmessen  etc.  etc..  nicht  gt^en  ihre  soziale  Thatigkeit 
So  lautet  die  Einleitung:  Considering  that  a  great  part  of 
Buperstitious  and  errors  in  Christian  religion  hath  been  brought 
into  the  Minds  and  Estimates  of  Man.  by  reason  of  the 
Ignorance  of  their  very  tme  and  perfect  Salvation  through  the 
death  of  Jesus  Chriet ,  and  by  devising  and  phantasying  vain 
OpinioDS  of  Purgatory  and  Masses  satisfactory  to  be  done  for 
tiiem  which  be  departed;  the  which  Doctrine  and  vain  opinton, 
by  nothing  more  is  maintained  and  upbolden,  than  by  the  abuse 
Ol  Trentals  (30  Seelenmessen)  Cbantries  and  other  provisions  made 
for  the  continuance  of  the  same  bijndness  and  Ignorance  .... 

Die  ersten  S  Paragraphen  des  Gesetzes  beschäftigen  sich 
ausschliesslich  mit  den  rein  kirchlichen  und  religiösen  Zwecken 
der  Gilden.  Der  wichtigste  fUr  uns  ist  der  neunte.  Er  lau- 
tet: IX.  And  fnrthermore  be  it  ordained  ....  that  the  King 

....  shall  .  . '.  .  have  and  enjoy  to  Mm all  Frater- 

nities,    Brotberhoods    and    Guilds    being    within    the 

Realm  of  England  and  Wales and  all  Manors,  Lands, 

Tenements  belonging  to  them  (other  than  such  corpora- 
tions,  Guilds,  Fraternities,  Companies  and  fellow- 
shipsofMysteries  or  Grafts  and  the  Manni-s,  Lands,  Tene- 
ments   pertaining  to  the  said  G.,   F.,  C,  and  F.  of 

Mysteries  or  Grafts  above  mentioned) without 

aoy  Inquisition  or  Office  thereof  to  be  had  or  found. 
Die  Handwerkergilden  werden  also  ausdrücklich  von  der  Wir- 
kung des  Gesetzes  ausgenommen. 

Paragraph  X  gibt  den  Kommissären  das  Recht,  Einsicht 
in  die  Bücher  der  Gilde  zu  nehmen  „to  know  what  money 
and  other  things  was  paid  or  bestowed  to  the  Finding  or 
Maintenaoce  of  any  Priest  or  Priests,  Anniversary  or  Obits,  or 
other  like  Thing,  Light  or  Lamp  by  them,  also  to  enquire, 
search  and  try  by  all  such  Ways  and  Means,  as  tu  them  shall 
be  thoaght  meet  and  convenient,  what  Manors,  Lands,  Tene- 
ments, Rents  and  other  Hereditaments be  given,  limited 

or  appointed  to  .  .  .  .  the  King." 

Das  aus  diesem  Paragraphen  hervorblickende  Bestreben, 
zwischen  den  abeiglänbischen  und  nützlichen  Zwecken  dienenden 
Einkünften  zu  unterscheiden,  tritt  noch  schärfer  im  XL  hervor, 
welcher  sie  anweist,  einen  Theil  des  zu  koofisziren- 
den  Gildeeigenthums  auszuscheiden  für  den 
Unterhalt  eines  Lehrers,  Geistlichen,  einer  Schule 
und  für  andere  gute  Zwecke  und  Absichten. 

Der  XIIL  Paragraph  schärft  ihnen  ein,  dass  sie  die  Ange- 
legenheiten regeln  sollen  „beneäcially  towards  the  Deans, 
Masters  etc.  .  .  .  and  towards  the  poor  people",  sowie 
dass  sie  für  die  Erhaltung  der  von  den  Gilden  unterhaltenen 
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Deiche  und  D&inme  gegen  die  Wuth  der  See  Sorge  tragen 
sollen. 

Im  XVII.  Paragi'aph  wird  ausdrücklich  bestimmt,  dass  dem 
König  auch  das  Mobiliarvermogen  der  Gilden  gehören  solle. 

Von  Wichtigkeit  ist  noch  der  XIX.  Paragraph,  weil  er 
ein  helles  Licht  auf  diu  Tendenz  des  Gesetzes  wirft.  Es  heisst 
dort,  dass  den  Kathedralkirchen  nur  diejenigen  Stiftungen  ent- 
zogen werden  sollen,  welche  ihnen  aus  , Aberglauben"  zuge- 
wandt worden  sind. 

Der  XXXIV.  Paragi-aph  nimmt  die  „general  corporattons 
of  a  town"  von  der  Wirkung  des  Gesetzes  aus. 

Wer  von  der  Berechtigung  der  Reformation  überzeugt  ist, 
muss  gestehen,  dass  die  Absichten  des  Gesetzes  löblich  waren. 
Das  Parlament  suchte  die  „useful  uses"  des  Gildewesens  fort- 
bestehen zu  lassen  und  diejenigen  Zwecke  zu  unterdrücken, 
die  ihm  überlebt  und  schädlich  erschienen.  Dass  es  nicht  so 
ausgeführt  wurde,  wie  es  hätte  ausgeführt  werden  sollen,  muss 
den  Gesetzgebern  nicht  als  Fehler  angerechnet  Verden,  sondern 
der  Aristokratie  Englands.  Welches  aber  auch  immer  die 
Folgen  dieses  Gesetzes  genesen  sein  mögen,  jedenfalls  hat  es 
die  religiöse  Gilde  als  solche  nicht  aufgehoben,  jedenfalls  konn- 
ten nur  diejenigen  Gilden  etwas  verlieren,  welche  etwas  be- 
sassen.  Wenn  aber  das  Bild  der  religiösen  Gilde,  welches  die 
von  Toulmin  Smith  gesammelten  Statuten  zeichnen,  auch  noch 
im  16.  Jahrhundert  richtig  war  —  und  es  liegt  kein  Grund 
vor,  daran  zu  zweifeln  —  dann  gab  es  viele  Gilden,  welche 
weder  Land  noch  nennenswerthen  Mobiliarbesitz  hatten. 

Die  Custodes  der  Gild  of  St.  Nicholas  zu  West-Lynn  geben 
an,  dass  „de  bonis  dicte  Gilde  nichil  habent"  ')■  Di^  Gild  of 
St.  James  in  North -Lynn  hat  ebensowenig*).  Die  Gild  of  St. 
John  Baptist  zu  York  „has  no  goods  other  than  what  are 
raised  by  yearly  payments"  ^).  Die  Schneidergilde  zu  Lin- 
coln hat  „no  lands  nor  tenements,   in  moilmain  or  otherwise, 

nor  any  chatteis except  for  fulfilling  what  has  been 

set  forth"*).  The  Gild  of  the  Lords'  Prayer  besitzt  nichts  als 
die  zur  Auffühi-ung  eines  Schauspiels,  „in  welchem  die  Tugend 
gelobt  und  jede  Art  Laster  der  Verachtung  prei^egeben 
wird",  nöthigen  Sachen  nebst  einer  Kiste,  in  welcher  dieselben 
verwahrt  werden ').  The  ,Gild  of  the  Peltyers'  zu  Norwich 
theilt Folgendes  mit:  Nee  est  dicta  fratemitas  in  aliqnibus  terris, 
tcnementis  redditibus  aut  possessionibus  immobilibus  dotata; 
sed  fuit  et  est,  quando  et  quociens  necesse  fuerit,  pro  oneribos 
etdem  confratemitatiincumbentibus  subportandis,  de  collecta 
communi  inter  dictos  confratres  et  sorores  fieri  consueta,  ac 
de  legatis  in  testamentis  et  ultimis  voluntatibus ,  aliisque  piis 
devocionibuB  eidem   ralictis  et  collatis,  deeenter  sustenta  et 

^-'■)  F^nglfBh  Gilda.    S.  99,  105,  147,  184,  139. 
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bnc  usque  debita  guberaata').  Dasselbe  fast  mit  gleicheo  Worten 
in  den  Statuten  der  Taylors'  Gild,  nur  hat  sie  keine  Legate "). 
The  Saddlers'  and  SpuiTiers'  Gild  zu  Norwich  giebt  über  ihre 
finanziellen  Verhältnisse  folgende  Auskunft:  Non  habent  terras, 
tenementa,  redditus,  nee  possessiones.  nee  catalla,  ultra  valovem 
decem  solidorum  ^). 

Angesichts  dieser  Zeugnisse  wird  man  keine  Unwahrschein- 
lichkeit  in  der  Behauptunt;  Sir  Fredeiick  Eden's  finden,  dass 
viele  Gilden  so  nini  gewesen  wären,  dass  sie  weder  ein  eigenes 
Haus  noch  ei^^ene  Räume  in  einem  Hause  gehabt  hätten,  son- 
dern gezwungen  gewesen  wären,  sich  in  der  Wohnung  ihi-er 
Mitglieder  zu  versammeln. 

Diesen  konnte  also  das  Gesetz  Eduard  VI  Nichts  oder  sehr 
wenig  anhaben.  Aber  auch  die  reichen  Gilden  scheinen  nicht 
immer  mit  der  rohen  Habsucht  geplündert  worden  zu  sein, 
von  der  wir  in  Geschichtswerken  lesen.  Toulmin  Smith's  Buch 
enthält  einige  Belichte  von  Kommissären,  die  in  Folge  der  er- 
wähnten Gesetze  einannt  worden  waren.  Dieselben  zeigen, 
dass  sich  die  Kommissäre  des  Gegensatzes  von  useful  and 
supei-stitious  uses  deutlich  bewusst  waren.  Der  Report  of  the 
Commissioners  of  37.  H.  VIII.  Über  die  ,Gild  of  Saint  Nicholas' 
zu  Worcester  z.  B,  hat  folgenden  Absatz:  Contiouatur 
quousque  the  pore:  for  the  Schole  may  cease,  for  there  is 
one  other  in  the  towne  ....  and  this  is  no  Schole  of  any 
purpos,  as  it  is  credibly  said '). 

Der  Kommissar,  welcher  die  Verhältnisse  der  ,Gild  of  the 
Holy  Gross"  zu  Stratford  upon  Avon  zu  regeln  hatte,  ord- 
net das  Umgekehrte  an.  Obgleich  die  Gilde  24  arme  Leute 
untei-stutzt ,  legt  er  kein  gutes  Wort  fUr  dieselbe  ein; 
dagegen  soll  die  Schule  fortbestehen.  .Gontinuetur  schola 
quousque^}.  In  einem  Bericht  über  die  ,Gild  of  tlie  Holy  Gross' 
zu  Birmingham  wird  daraufhingewiesen,  dass  die  Gilde  zwei 
steinerne  Bracken  and  „diuers  ßoule  and  daungerous  high 
wayes"  in  Reparatur  halte  und  dass  die  Stadt  diese  Last  nicht 
tibernehmen  könne  *),  Uebrigens  wurde  die  Konfiskation  der 
Güter  dieser  Gilde  zum  Anlass  genommen,  um  daselbst  eine 
Schule  zu  gründen,  wenn  wir  nicht  irren,  die  noch  bestehende 
King  Edward  Sehool. 

Ein  anderes  Beispiel  von  der  Ausführung  dieses  Gesetzes 
liefert  Blomefield  ')  in  folgender  Stelle,  welche  wir  ganz  hierher 
setzen  wollen,  weil  sie  die  Vorgänge  an  einem  bekannten  Oite 
knapp  und  klar  darstellt:  There  were  three  Güds  here  (näm- 
lich zu  Tibenham)  the  Bretheren  and  Sistei-s  of  which  had  one 
common  Gild-Hall,  since  tumed  into  a  Sehool -House 


■— <)  EogUih  OUdi.    S.  29,  34,  42,  203,  223,  249. 
''}  Blomefield:    An  EsBav   towards  a  topographical    Hisiorr    of  the 
Cotmty  of  Norfolk  1739.    Vol^  8.    S.  18-5. 
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These  Gilds  had  diverse  Lands  here,  which  at  their  dissolntitnit 
were  seized  by  the  crown,  where  they  contlnued  tili  1609. 
and  then  King:  James  I.  granted  them  to  John  Eldred  Gsq.  and 
Joan  Verdon,  Gentlewoman  and  their  Heirs.  The  Furnitare 
of  the  ßild-Hall  remained  tili  1650,  «hen  the  Hall 
was  ruined;  for  the  Officers  sold  30  I.  of  Pewters,  92  1.  of 
Lead,  four  Spits  that  weighed  1Ö91.,  a  Metal  Pot  that  weißhed 
44  1 .  two  Pots  of  Biagg  89  1.  and  a  Brass  Fan  of  9  I.  A  Plain 
proof  of  the  Jolly  Doings  at  these  Gilds. 

Eine  noch  eigenthümlichere  Perspektive  eiöftnet  die  Ge- 
f^cliichte  einer  Gilde  zu  Basinf^tokc  in  Hampshire').  Dieselbe 
war  „pro  instructione  et  institutione  juvenum"  K^Ri^'i'lct  wor- 
den. Sie  entjj[ing  der  Auflösung  in  Folge  des  Gesetzes  H.  VIII., 
aber  unter  Eduard  VI.  wurden  ihre  Lftndereieo  koniiszlrt. 
Als  in  der  Reperunf^zeit  Maria's  ein  Theil  des  Kloster-, 
Kirchen-  und  Gildenputs,  welches  noch  nicht  in  die  Hände  von 
Hofleuten  Oberpeßanp:en  war,  den  froheren  EigentbQmem  zu- 
rOckgegebeu  wurde,  gelanfHe  auch  die  Gilde  zu  Basingstoke 
wieder  zu  ihrem  Eigenthum.  Ihr  Besitzstand  wurde  weder 
von  Elisabeth  noch  von  Jakob  I.  angefochten,  hatte  ihre  Thä- 
tigkeit  doch  nichts  mit  abergläubischen  Gebräuchen  zu  thun. 
Erst  während  des  Bürgerkrieges  im  17.  Jahrhundert  wurde  das 
der  Gilde  gehörige  Land  wieder  konfisziit,  Kapelle  und  Schule 
blieben  geschlossen,  aber  im  Jahre  1(370  gelang  es  dem  Bischof 
von  Winchester,  den  König  Karl  II.  zur  Rllckgabe  der  Lände- 
reien zu  veranlassen. 

Sollte  sich  nicht,  die  Frage  muss  sich  aufdrängen,  die 
Geschichte  dieser  Gilde  häufiger  wiederholt  haben?  — 

Fassen  wir  den  Stand  des  Gildewesens  im  Anfang  der 
Regierung  der  Königin  Elisabeth  ins  Auge,  so  ist  es  dies.  Die 
Handwerkergilden  bestanden  fort.  Die  General-Korporationen 
der  Städte  waren  ausdi-Qcklich  von  den  Wirkungen  des  Ge- 
setzes ausgenommen.  Das  bewegliche  und  unbewegliche  Gut 
der  religiösen  Gilde  hatten  die  Gesetze  Heinrich  VIII.  und 
Eduard  VI.,  so  weit  dasselbe  ,aberg]äubiscben'  Zwecken  diente, 
mit  Beschlag  belegt.  Aber  die  religiöse  Gilde  als  solche  war 
durch  jene  Gesetze  nicht  vernichtet  worden,  die  armen  Gilden, 
uud  diese  bildeten  wohl  die  Mehrheit,  konnten  Nichts  verlieren, 
und  das  Gesetz  scheint  auch  gegen  die  reichen  Bruderschaften 
den  Absichten  desselben  gemäss  häufig  ausgeführt  worden  zu 
sein.  Viele  kleine  Gilden,  die  nicht  um  Koiporationsrecbte 
nachgesucht  hatten,  grössere,  welche  von  Edelleuten  beschützt 
wurden,  sind  wahrscheinlich  ebensowenig  vernichtet  worden*). 

'(  The  lüston-  of  the  Brotherhood  and  Guild  of  the  Holy  Gboat  ia 
the  Cbapel  of  the  Holy  Gboat  ncar  BsBingstoke  in  Hampshire  diBEolved 
bv  King  Kdward  VI.  bdü  reeatablisbed  by  King  Pliilip  and  (jueen  Mary. 
Iteading  1742. 

*)  Eden:  Tbe  State  of  the  l'oor,  I,  rm,  597. 
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Noch  andere  nnd  in  der  Reaktion^teiiode  Marias  wieda-  n 
ihren  BesitzimgeD  gekommen.  Kdtz:  dm  Schlag,  wdcbea  die 
erwfthnten  Gesetze  den  Gilden  beibrachten,  koontm  dieealbea 
lacht  verwinden.  Nichts  hielt  die  nnTn«ehrten  Gilden  ab.  sich 
weiter  zu  entwickeln.  Da  die  Existenz  einer  jeden  anf  den 
regelmässigen  Beiträgen  berohte.  wimm  konnten  selbst  die 
Gilden,  deren  GQter  konfisnrt  waren,  sich  nicht  auf  jener  Basis 
nea  koDStitniren?  Was  die  Gilden  Horch  die  Konfiskationeo 
verloren,  war  keine  Primienreserre  einer  VersicheningsgeEdl- 
sch^    Die  religiöse  Gilde  war  keine  Friendlj  Socictr. 

Und  doch  sehen  wir .  dass  das  Gildewesen  abstirbt. 
Woran  lag  das? 

Das  Lebensprinnp  derselben  war  in  seiner  Wnrz^  dorch 
die  Reformation  vernichtet.  Aach  ohne  die  Konfiskationsgeeetze 
BeiDfich  VIIL  nnd  Eduard  VI.  w&re  sie  allmählich  abgestorben. 
Dadurch  dass  die  Rcfonnatim  die  Rechtfertigung  durch  den 
Glauben  lehrte  nnd  guten  Werken  keinen  absolaten  Werth  bei- 
legte, sondern  säe  unter  Umständen  sogar  fOr  sündhaft  erklärte, 
entzc^  sie  dem  rdigiflsen  Gildewesen  den  Boden.  Die  4  .Ar- 
tikel X  (of  Free-Willi.  XI  (of  the  Justificaüon  of  Man).  Xu 
(of  Good  Works)  und  Xm  (of  Works  before  JostificatttHi  l  der 
39  .\rtike)  sind  fOr  die  Geschichte  des  Gildewesens  von  ebenso 
grosser  Bedeotnng  wie  die  Statuten  Heinrich  VIII.  und 
Eduard  VI.  ■  > 

Wurden  die  religiösen  Gilden  dnrch  die  Reformation  so- 
fort, mit  Stumpf  nnd  Stiel  ausgerottet? 

Wir  haben  zu  wenige  Zeugnisse,  um  diese  Frage  endglUtig 
zu  beantworten.  A  priori  ist  es  nnwahischeiolich.  Denn  das 
englische  Volk  geniesst  alle  Vortheile  nnd  leidet  anter  aDen 
Kachtbeilen,  welche  die  .Abneigung  gegen  prinzipielle  Erfasung 
von  religiösen,  sozialen  und  politischen  Problemen  und  daa 
rücksichtslose  Ziehen  von  praktischen  Folgerungen  mit  seh 
bringt.  Jfit  voller  Deutlichkeit  tritt  die  Bedeutung  dieser 
Getstesrichtnng  hervor,  wenn  wir  sie  mit  der  gerade  entgegoi- 
gesetzten  des  Deutschen  vergleichen.  Soll  sich  sein  Handeln 
anf  sozialem  und  politischem  Gesetz  einem  ueaea  Ziele    sn- 


')  Wie  miehtig  die  Reformstioa  in  EncUitd  inch  anf  die  ratebe  Tcr- 
nicbbuig  des  GildpwMOU  wirken  aochte ,  so  itt  docb  die  Meürnng  mclit 
ohoe  Gnnd,  duc  die  englischen  relici&«en  Gilden  Midi  ohne  die  Refbi^ 
DUtion  iHmUilich  ftbfestorboi  son  worden,  bi  Fnakreicli.  wo  der  katho- 
liscfaen  Kirche  da-  ^>ief  rerUieb,  mnssie  fast  gleichzeitig  mit  Englrnnd,  in 
der  Mitte  des  16.  Jahrtuinderts,  du  ArawBweKD  sta^lkh  gerefdt  wcrdn 
und  die  Gilden  wurden  faai  imbefliata  dmch  die  llitäkusen  tnetit. 
Schon  1-^36  die  Bettimnioiig,  dm  die  .XrimtMmfUligen  tod  dm  Gemetndai 
erlutlten  werden.  Almosensammliingen  staltfinden.  ALnoMOEtAcke  aofgestdlt 
und  d«*  Geben  tob  .Vliooaeii  nnpfohln  woden  »oltte.  1544  und  15öl 
.\iionliiiiiiig  einer  Annefuteno'  Inr  Pari^,  Hfantnret*«  Ar  gmoz  Fnnkreidi. 
1&66  die  znaamntenfuseBde  <Monnaiii  TOn  Moolins.  Schon  im  Jahre  1580 
eine  fmuöciiche  Hilfekasse  m  Lille.  F.  d.  letzte  Notiz  s.  E.  Laurent: 
Le  [Miqi^risne  et  lea  anociatioDS  de  pr^Tovuce.    Paris  Id^.    S.  202. 
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wenden,  so  ist  die  schwere,  zeitraubende  Arbeit  nftthig,  er- 
mattende theoretische  Kämpfe  gegen  das  Alte  zu  fahren,  Be- 
griffe zu  deöniren,  Prinzipien  aufzuBtellen.  Haben  dieselbffli 
überzeugte  ADhflnt>:er  gefunden ,  dann  ziehen  ihre  Bekenner 
rücksichtslos  die  aus  ihnen  flieasenden  Konsequenzen  und 
suchen  diese  ebenso  rQcksichtslos  zu  verwirk  lidieu. 

Daher  in  England  die  Erscheinung,  dass  falsche  Tendenzen 
bei  dem  praktischen,  maassvollen,  von  giossem  Gemeingeiste 
getragenen  Geiste  des  Volkes  selten  eine  gefahrdrohende  Höhe 
eneichen,  dass  niemals  mit  dem  Vergangenen  ganz  gebrochen 
wird,  sondern,  nachdem  die  schreiendsten  Missstände  beseitigt 
sind,  auf  dem  Boden  des  Alten  weitergebaut  wird.  Daher 
die  merkwürdige  KontinuitiLt  englischer  Institutionen,  da- 
her auch  der  lange  Kampf  zwischen  dem  Alten  und  Neuen. 
Noch  immer  ist  in  der  anglikanischen  Kirche  der  Streit  zwi- 
schen Romaiüsmus  und  Protestantismus  nicht  ausgetragen ; 
Englands,  des  ersten  Staates,  in  welchem  der  Feudalismus  zu- 
sammenbrach, agraiische  Zustände  leiden  noch  immer  am 
Feudalismus.  Die  Reform  des  englischen  Parlaments  ist  noch 
nicht  beendigt.  Aus  seiner  Armenpflege  ist  der  Geist  des 
Mittelalters  nicht  auszutreiben.  Wie  die  Natur  kennt  die  poli- 
tische und  soziale  Geschichte  Englands  keine  Sprünge. 

An  zwei  naturwissenschaftliche  'fhatsachen  werden  wir  darum 
erinnert.  Die  Petrefaktenkunde  lehrt  die  interessante  That- 
sache,  dass  Organismen  ganz  verschwinden,  mineralische  Sub- 
stanzen in  die  entstandenen  Hohlräume  eindringen  und  deren 
Formen  annehmen,  Gesteine  treten  in  Krystallisationsformeii 
auf,  welche  ihnen  ganz  fremd  sind.  Die  Zoologie  macht  uns 
mit  einer  amlern  elienso  anziehenden  Thatsache  bekannt. 
Manche  Thierarten  besitzen  Organe,  welche  nicht  mehr  funk- 
tioniren  und  sie  machen  zwecklose  Bewegungen. 

Die  Geschichte  des  Güdewesens  insbesondere  drängt  uns 
diese  Betrachtungsweise  auf. 

Schliessen  wir  nach  Analogie  der  Geschichte  anderer  eng- 
lischer Institutionen,  so  mussten  natfirlich  alle  charakteristi- 
schen ZOge,  welche  mit  dem  religiösen  Prinzip  zusammenhingen, 
verschwinden,  z.  B.  das  Aufstellen  von  Lichtern,  das  Messe- 
hören, das  jährliche  Requiem.  Dagegen  wird  der  englische 
Konservatismus  hartnäckig  Alles  bewahrt  haben,  was  nicht  in 
geraden  Widersprach  zum  Prinzip  des  Protestantismus  trat. 
So  vor  Allem  die  Form  der  Gilde.  Erfüllte  auch  nicht  sofort 
ein  neuer  Inhalt  die  alte  Form,  so  wird  doch  die  grosse 
Masse  der  Gildegenossen  gerne  Lebensäusserungen  fort- 
gesetzt haben,  deren  zureichender  Grund  verschwunden 
war,  und  die  jetzt  zu  unwesentlichen  Zügen  desselben  wurden, 
60  z.  B.  die  Feier  des  jährlichen  Festes,  die  Gewohnheit,  am 
Begräbnisse  der  Binder  Theil  zu  nehmen,  an  gewissen  Tagen 
durch  die  Strassen  zu  ziehen.    Dass  ein  solcher  Prozess  vor 


V.  1.  25 

sich  ging,  beweist  Blomefield's  Werk  ■).    In  der  Beschreibung 
des  Ortes  Atleburgh  ßoden  sich  folgeode  Notizen: 

1628.  JuIt  15.  was  a  gild  new  erected  by  4  young  Bat- 

chelors  of  the  Town,  and  kept  at  the  College  House 

and  the  Poor  then  well  relieved. 

1629.  'T  was  continued  by  4  Widowers  of  the  Town, 

where    the    old    Gild  House    was the    Poor    well 

relieved. 

1630.  'T  was  holden  on  Midsummer-Day,  aiid  one  Mr. 
James  of  Eccies,  then  the  High-Constable,  and  one  Mr.  Robert 
Allen  of  Great  Elingham,  were  two  of  the  four  Hey-masters, 
who  for  their  own  good  credit,  and  our  Towns  Gild,  procured 
Guests  that  there  were  thought  to  be  2000  People  then  there 
etc.  etc. 

Dietie  Au&eichnungen  sind  von  der  grössten  Wichtigkeit. 
Sie  beweisen,  dass  das  Veratändniss  für  das  Wesen  der  Gilde 
völlig  verloren  gegangen  war.  Nichts  war  von  ihr  übrig  ge- 
blieben, als  das  jährliche,  von  reichen  Leuten  gegebene  Fest, 
an  dem  arme  Leute  gespeist  wurden.  Man  könnte  dies  viel- 
leicht auch  so  ausdrücken,  dass  die  Gilde  zu  ihren  Anfängen 
zurückgekehrt  war. 

Dass  in  einem  Lande  mit  so  zähem  Konservatismus 
selbst  das  religiöse  Element  nicht  ganz  verloren  ging,  beweist 
folgende  Anzeige  in  ,The  Conrant'  vom  7.  Juli  1716:')  „For 
the  Continuance  of  the  Mutual  Society  the  annual  feast 
of  the  fraternity  of  St.  James  at  Clerkenwell  will  be  held 
as  usual  on  Wednesday  25"*  inst,  at  Jerusalem  Hall,  witbin 
the  Said  paiish.  The  sermon  to  be  prnached  by  the  ReV' 
Mr.  Hendley."  Dieser  Verein  ist  offenbar  eine  Versicherungs- 
gesellschaft auf  Gegenseitigkeit,  aber  er  hält  an  den  Tra- 
ditionen  der  Gilde,  aus  der  er  vielleicht  herausgewachsen 
ist,  fest. 

Ludlowä)  giebt  eiü  Beispiel  neueren  Datums  an.  Die 
Mitglieder  einer  Friendly  Society  zu  Lymington  sind  verpflichtet, 
wie  die  Gildebrüder  und  -Schwestern,  am  Festtage  in  Pro- 
zession zur  Kirche  zu  gehen. 

Eine  ganz  moderne  Friendly  Society  „The  Amicable  Society 
of  Dublin*^  beginnt  ihre  Statuten  mit  einem  kurzen  Gebete  und 
betont  dann  ihren  protestantischen  Charakter.  Ja,  die  „Dublin 
Tontine  Society"  theilt  im  Eingang  ihrer  Statuten  mit,  „that 
the  formation  of  this  society  has  for  its  object  in  general  the 
glory  of  God,  the  honour  of  our  Queen,  and  the  good  of  onr 
neighbours" . 

')  Toi.  1.  S.  362. 

*)  üoroeliuB  Walford:  The  InsuraDce  Cvclop&edia.  Ü.  389.  Lod- 
don  lä78. 

•)J.  M.  Ludlow:  Gild  and  Friendly  Socieh-.  Contemporaiy  Re- 
view I8T3. 
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Noch  haben  wir  Dicht  der  Folgeu  gedacht,  welche  die 
VernichtuDg  des  Prinzips  mittelalterlicher  Wohlthätigkeit 
haben  musste.  Die  neben  den  Handwerkergilden  bestehenden, 
und  sehr  oft  aus  denselben  Personen  bestehenden  Handwerker- 
BruderschiÄen  sind  vielleicht  die  kräftigsten  Förderer  des 
Hilfskassenwesens  nach  den  vorher  geschilderten  Ereignissen 
geworden.  Denn  sie  waren  keine  Gesellschaften,  welche  ledig- 
lich durch  religiöse  Motive  zusammengehalten  wurden.  Die 
Noth  des  Lebens  mag  ihnen  den  Gedanken  nahe  gelegt  haben, 
die  gegenseitige  Unterstützung  fortzusetzen.  Eden  berichtet 
aus  Kendal  in  Westmoreland ,  dass  dort  7  sogenannte  ,trade- 
clubs'  existirten ,  die  nur  Personen  desselben  Gewerbes  auf- 
n&hmen.  Als  später  die  Zünfte  abstarben,  mag  dann  die 
gegenseitige  Unterstützung  sich  noch  als  ein  Kitt  des  zerfallen- 
den Gebäudes  erwiesen  haben.  Es  ist  jedenfalls  beachtenswertb, 
da.ss  der  grössere  Theil  aller  UnterstOtzungskassen ,  welchen 
wir  in  den  eisten  Zeiten  des  Untersttttzungswesens  begegnen, 
ihren  Namen  von  einem  Gewerbe  haben.  Besonders  fällt  dies 
in  Schottland  auf.  Gavin  Bums,  welcher  im  Jahi-e  1821  eine 
Schrift,  welche  ich  mir  nicht  verschaffen  konnte,  unter  dem 
Titel :  Ad  Inquiry  into  the  Principles  and  Management  of 
Friendly  Societies  in  Scotland  veröffentlichte,  scheint,  wie  aus 
einem  Citat  in  Walfovd's  Insurance  Cyclopaedia  zu  ersehen, 
anzunehmen,  dass  sie  sich  in  Schottland  allein  aus  den  Züntien 
entwickelt  hfttten.  Bums  s^:  The  plan  ofF.  S.  in  Scotland 
seems  to  have  arisen  from  the  regulations  of  trades  in  royal 
burghs.  These  corporatioDS,  besides  the  Privileges  they  enjoyed, 
and  the  laws  by  which  they  were  i-egulated  under  the  royal 
charter,  appear  at  an  early  period  to  have  appropriated  a  fiind 
for  tbe  Support  of  such  members  as  might  fall  into  indigence 

or  distress The  gi-eat  advantages  arising  to  members 

in  distress  from  these  proviaions  wei-e  soon  observed,  and  duly 
appreciated  by  other  classes  of  the  Community ,  who  were  not 
connected  with  any  of  these  public  bodies,  but  who,  from  thia 
examples  gradually  entered  into  voluntsry  associations  for  the 
same  useful  purposes ').  Im  Falle  Gavin  Bums  keine  Beweise 
fQr  diese  Ansicht  beibringt,  ist  sie  sehr  schwach  fundamentirt. 

Das  protestantische  Prinsip  hatte  noch  andere  Folgen. 
Es  fiel  für  reiche  Leute  der  religiöse  Antiieb  fort,  mit  ärmeren 
Leuten  zusammen  in  eine  Gilde  einzutreten  und  fur  die  letzteren 
in  Fällen  der  Noth  zu  sorgen.  Der  uatfirlichen  Neigung  des 
wohlhabenden  Engländers  zur  Wohlthätigkeit  mag  die  unter 
Elisabeth  auferlegte,  regelmässige  Aimensteuer  hinderlich  ge- 
wesen sein.  Die  fortbestehenden  Gilden  sind  wahrscheinlich  za 
Vereinigungen  von  Leuten  mit  geringerem  und  gleichmässigerem 
Einkommen  geworden.    Ohne  Zweifel  hat  das  gesellige  Element 

•)  S.  410. 
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der  Gilde  oft  ein  um  so  stärkeres  Band  gebildet,  als  die  Re- 
formation dem  Leben  eiaen  nOchtemen  Anstrich  verlieh,  und 
die  gesunde  Menschennatur  nach  irgend  einer  Richtung  hin  sich 
äussern  musste  ')• 

Eine  Vereinigung  also  von  geringen  Leuten  mit  gleich- 
mftssigem  Einkommen  scheint  uns  die  Gilde  geworden  zu  sein, 
die  durch  den  Geselligkeitstrieb  zusammengehalten  wurde  und 
sich  an  Oberlebten  Formen  ergötzte.  Eine  leere  Form  mit 
zwecklosen  Bewegungen,  aber  darum  keine  werthlose  Form, 
denn  allmählich  wird  ein  neuer  Inhalt  in  sie  gegossen :  die 
anftnglich  noch  rohe  und  unentwickelte  Form  des  Ver- 
Bicherungswesens.  FUr  diesen  Zweck  eignete  sich  die 
Form  der  Gilde  vorzüglich.  Sie  widmete  sich  denselben  Auf- 
gaben, wie  eine  Versicherungsgesellschaft,  nur  aus  anderen 
Motiven  und  in  beschränkterem  Maasse.  Sie  erhob  Beiträge, 
wenn  auch  keine  Prämien.  Diese  Umwandlung  wird  sich  dort 
am  leichtesten  vollzogen  haben,  wo  die  reicheren  Elemente 
aus  der  Gilde  austraten  und  nur  ärmere  Leute  übrig  blieben. 
Bei  ihnen  brauchte  nicht  die  Vorfrage  gestellt  zu  werden,  ob 
sie  sich  selbst  helfen  könnten.  Jeder  Unfall  traf  sie  so,  dass 
sie  der  Hilfe  Anderer  bedurften.  Nun  zahlte  Jeder  den  Beitrag, 
den  wir  in  allen  Gilden  finden,  nicht  mehr,  um  ein  Almosen 
za  empfangen,  sondern  um  durch  die  Leistung  der  Prämie  die 
Q^enleistung  des  Schadenersatzes  in  den  in  der  Gilde  vor- 
gesehenen Fällen  zu  erlangen.  Die  Verhältnisse  waren  am 
günstigsten  für  die  Entwicklung  der  Versicherungsgesellschaften 
auf  Gegenseitigkeit,  wo  eine  Arbeiterbevölkerung  aus  allen 
Tleilen  Englands  zusammenströmte.  Das  fand  schon  zur  Zeit 
Elisabeth's  statt.  Eden  berichtet,  dass  unter  der  grossen 
KSnigin  viele  Städte  mit  Korporationsrechten  verfielen,  weil 
sieb  das  Gewerbe  nach  Orten  zog,  wo  keine  Zunftbeschränkungen 
seine  ungestörte  Entfaltung  hindei-ten.  So  entstanden  neue 
Industriehezirke ,  z.B.  Birmingham.  Unter  diesen  von  allen 
ftUheren  Organisationen  losgelösten  Arbeitern  musste  sich  das 
BedOrfniss  nach  gegenseitiger  Hilfe  am  ehesten  einstellen.  Es 
ist  daher  zu  vermuthen,  dass  dort  die  ersten  Versicherungs- 
gesellschaften auf  Gegenseitigkeit  in's  Leben  traten. 

Damit  hatte  sich  die  christliche  Association  in  eine  wirth- 
sehaftliche  verwandelt.  Das  Kassenwesen  trat  in  den  Vorder- 
grund, die  alten  Namen  „Bruderschaft"  und  „Gilde"  mussten 
verschwinden  und  durch  den  in  den  Gildestatuten  vorkommen- 
den des  gemeinen  Kastens  „the  commune  box"  ei'setzt  werden. 


')  Unter  dem  Papste,  asgt  HarrUon  io  Beiner  Beschreibung  Eoglanda 
ll-STT—"?),  hatten  wir  9-5  Feste  und  30  Vorfeste,  ausser  den  Sonnlagen, 
<tie  nind  alle  zu  27  zuBanunengeEcbrumpft  und  mit  ihnen  die  Überflüssigen 
Q^MK,  HocbzeitaachmAuse.  Kirch  weih  teste  etc,  ^^iebe  Lujo  Brentano;  On 
tbe  Biitorr  and  Development  of  GUds  in  T.  Smith'a  Engtista  GUdB.  H.  KCl. 


DcillizedDy  Google 


28  V.  1. 

Daes  the  .commune  box'  in  ,box'  verkürzt  wurde,  findet  Jn  der 
Redekargbeit  des  Engländers  seine  ausreicbenile  Erklärung. 
Aus  box  entstand  box-club,  und  auB  dieEem  dub.  Club  ist 
noch  heutigen  Tages,  wenigstens  in  ländlichen  Distrikten,  die 
Bezeichnung  fUr  Friendly  Society.  Letztere  scheiot  erst  gegen 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  gewählt  worden  zu  sein,  um 
die  geselligen  Hil&vereine  der  arbeitenden  Klassen  von  den 
geselligen  Vereinigungen  der  Reicheren  und  der  Freimaurer 
zu  unterscheiden.  Offiziell  wurde  das  Wort  ei-st  durch  das  erste 
nicht  bloss  lokale  Gesetz  auf  diesem  Gebiete  vom  Jahre  1793, 
welches  den  Titel  führt:  An  Act  for  the  Encouragement  and 
Relief  of  Fnendly  Societies.  In  der  Presse  ringt  noch  lange 
die  Bezeichnung  Beneät  Society  mit  diesem  um  die  Palme, 
und,  wie  schon  bemerkt,  die  offizielle  Bezeichnung  ist  heutigen 
Tages  von  der  Majorität  des  Volkes  noch  nicht  anerkannt 

In  dieser  Bewegung  sehen  wir  nur  einen  Ausschnitt  aus 
einer  allgemeinen.  Wie  die  Refoi-mation  die  Tendenz  hatte, 
den  Einzelnen  aus  den  Schranken  geistlicher  Autorität  zu  be- 
freien, so  lagen  in  ihr  auch  Keime  zu  Bestrebungen,  alle  die 
Individuen  zusammenhaltenden  sozialen  Bauile  zu  lösen.  Der 
Einzelne  fühlte  sich  isolirt,  auf  seine  eigene  Thatkraft  an- 
gewiesen. Sein  Egoismus  wurde  sein  bester  Führer.  Das  Natur- 
recht des  17.  Jahrhunderts  spiegelt  den  ungeheuren  Umschwung 
der  Ideen,  welcher  sich  vollzogen  bat.  Es  ist  nicht  allein  auf 
Rechnung  der  höheren  intellektuellen  Kultur  zu  setzen,  dass 
die  Wiege  der  modernen  Rechtsphilosophie  in  protestantischen 
Ländern  steht.  Bedeutsam  ist  es,  dass  sowohl  Spinoza  als 
Hobbes  den  Kampf  Aller  gegen  Alle  zum  Ausgangspunkte  ihrer 
Betrachtung  machen.  Noch  bedeutsamer  aber  ist  es,  dass  dait 
Ende  des  Jahrhunderts  die  erste  volkswii-thschaftliche  Institution 
auf  individualistischer  Gnmdlage  entstehen  sieht:  nämlich  das 
Versicherungswesen.  Was  die  Gilde  als  eine  innige  Lebens- 
gemeinschaft betrachtet  hatte,  fiel  in  mehrere  Geschäftszweige 
auseinander.  Im  Jahre  1681  wurde  zu  London  die  erste  Feuer- 
vei'sicherungsgesellschaft  gegründet    ^at  the  backside  of  the 

')  Zum  Beweise ,  dasa  im  vorigen  J&hrhuDderte  der  Auadruck  box, 
box-clnb,  club  der  allgemein  gebräuchliche  war.  genügt  ein  Blick  in  die 
seitgenösai sehe  Literatur.  Wir  verweisen  nur  auf  Thomas  Rug-gles'  Htatorf 
of  the  l'oor,  S.  181,  184,  215,  288,  353,  359,  dann  auf  den  ■Iitel  folgender 
BroachQren^  A  Plan  for  rendering  tbe  Poor  independent  on  Pnblic  Con- 
tribntioQB,  tounded  on  the  Basis  of  the  Frienilly  Society,  commonly 
c&lled  Claba  (lT:i<6)  and  A  Method  for  the  Regulär  Management  of  those 
Societiea  calied  Box-Clubs  (1726).  Die  ersten  schoiiischen  Geaell- 
EChaften  nannten  eich  ebenfalls  bozes  Isiehe  S.  30).  Eine  Edinburgber 
Gesellscbuft ,  welche  im  Jahre  1^94  f;egrllndet  wurde,  benennt  sich  noch: 
Tbe  Fraternity  of  Fellowahip  I'orters.  Der  Titel  der  früher  (S.  25) 
angefahrten  Gesellschaft  war  .Mutual  Society. 

Das  früheste  Dokument,  in  welchem'  die  Bezeichnung  .F.  £>."  vor- 
kommt, iat,  soweit  dem  Verfasser  bekannt,  ein  Feuer rersicherungsprospekt 
aoa  dem  Jahre  1684,  welcher  in  British  Museum  aufbewahrt  wird. 
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Royal  Exchange".  Gegen  Ende  des  Jahrhunderts  wurden 
norh  melirere  RenteuTerBicherungs^esellschafteD  in's  Leben  ge- 
rufen, 80  von  der  Mercers'  Company  zum  Wohle  der  Wittwen 
und  Waisen.  Dieselbe  brach  aus  Mangel  an  hinreichenden 
Erfahrungsthatsachen  wieder  zusammen.  Die  erste  erfolgreiche 
Gesellschaft:  „The  Amicable  Society"  venftth  dadurch  noch 
den  Gilde-Ursprung,  dass  sie  im  Anfang  dieselbe  Prämie  für 
alle  Mitglieder  festsetzt.  Die  Periode  der  auf  christlicher  Liebe 
fussenden  Hilfe  war  vorQber;  nachdem  die  Reformation  die 
Geister  zum  Egoismus  erzogen  hatte,  fand  der  Krieg  Aller 
gegen  Alle  seinen  Abschluss  in  einer  auf  dem  Boden  des 
Egoismus  stehenden  Hilfe. 

Daher  mussten  auch  die  auf  Gründung  von  ,clubs'  zielenden 
Bestrebungen  der  arbeitenden  Klassen  einen  um  so  grosseren  Er- 
folg haben,  je  schrotfer  der  Egoismus  der  höheren  Klassen 
hervorgekehrt  wurde  und  je  schwerer  es  war,  Armenunter- 
stQtzung  zu  erlangen. 

Die  Armengesetze  wurden  aber  in  dem  ersten  Jahrhundert 
nach  ihrer  Kodifikation  durch  Elisabeth  ungenügend  ansgeffilirt. 
Eden  berichtet,  dass  unter  der  Regierung  Elisabeth's  so  un- 
bedeutende Armensteuem  erhoben  wurden,  dass  viele  Arme 
vor  Hunger  starben  ').  In  einer  von  ihm  angeführten  Broschüre 
aus  dem  Jahre  1622  findet  sich  Hie  Behauptung,  dass  in  manchen 
Gegenden  seit  7  Jahren  Überhaupt  keine  Armensteuer  mehr 
erhoben  worden  sei;  die  Armen  wären  verjagt  worden').  Um 
die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  verheerten  die  Bürgerkriege 
England.  Die  Landstreicher  wurden  am  Ende  desselben  auf 
80000  geschätzt^).  Im  Jahre  1662  wurde  das  Niederlassungs- 
geselz  erlassen,  nach  welchem  jeder  in  das  Kirchspiel  Ein- 
wandernde, welcher  nicht  ein  Pachtgeld  von  10  £  zahlte, 
innerhalb  40  Tagen  nach  seiner  Ankunft  auf  Klage  eines 
Kirchenvorstehers  von  zwei  FriedensHchtem  ausgewiesen  werden 
konnte,  insofern  er  denselben  nicht  genügende  Sicherheit  für 
Entschädigung  des  Kirchspiels  zu  geben  schien.  Es  lässt  sich 
darüber  streiten,  ob  dieses  Gesetz  den  Geist  der  sozialen  Selbst- 
hilfe eher  erstickte,  als  gross  zog.  In  Llanferran  wurde  bis 
zum  Jahre  1768  keine  Armensteuer  erhoben'). 

Hierzu  kommt  noch,  dass  die  oberen  Klassen  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  in  weniger  lebendigem  Verkehre  mit  den 
unleren  Klassen  gestanden  zu  haben  scheinen,  und  der  Ab- 
sentismus  derselben  vielfach  schädliche  Wirkungen  äusserte  *'). 

I)  The  State  of  tbe  Poor,    I.  H.  144. 
'i  The  State  of  the  Poor.    I.  ä.  154,  l&S. 
»)  The  State  of  the  Poor.    I.  S.  170. 
*)  The  State  of  the  Poor.    *"   "    — 
■)  Im  Jahre  1632  wa»  Kai 
erad    in  Loodoo   lud  Weei 
40  Tagen  LoDdon  und  Westmiuster  zo  veHaseeo.    Eden,  1,  164. 
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Der  anonyme  Verfasser  einer  1738  erschienenen  HroschDre 
„An  Enquiry  ioto  the  Causes  of  the  Encrease  of  the  MJaeriee  of 
the  Poor  in  England"  vei'sleigt  sich  sogar  bis  zu  dem  Satze: 
Der  Aufenthalt  eines  begüterten  und  eintiussreichen  Gentleman 
ist  sicherlich  einer  der  grössten  Segen,  welche  die  Nachbar- 
schaft haben  kann,  wenn  er  ein  rechtschaffener  Mann  ist  und 
Tugend  und  Ordnung  liebt  *). 

Zweifellos  haben  diese  Zustände  nicht  bloss  schädigend  auf 
die  Entwicklung  der  clubs  gewirkt.  In  unserem  Jahrhundert 
bat  die  lebhaftere  Theilnahme  der  nobility  und  gentry  for  das 
Wohl  der  arbeitenden  Klassen  zur  Gründung  von  Gesellschaften 
gefOhrt,  welche  ohne  dieselben  nicht  entstanden  wären.  Jedoch 
hat  man  allgemein  die  Erfahrung  gemacht,  dass  solche  Gesell- 
echaften  am  gedeihlichsten  vorwärts  schreiten,  wenn  die  Thätig- 
keit  der  oberen  Klassen  sich  auf  das  Maass  einer  zur  soiialen 
Selbsthilfe  ermunternden  Hilfe  beschränkt  und  bestehende 
G^ellschaften  der  Selbstverwaltung  der  Mitglieder  überläsat 

Die  wenigen  Zeugnisse,  welche  uns  die  Entwicklung  der 
Arheiterklubs  verfolgen  lassen,  bestätigen  im  Allgemeinen  diese 
Erörterungen. 

Um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  wird  zu  Leith  the 
Friendly  Society  or  Incorporation  of  Carters  gegrOndet.  Im 
Jahre  1634  wird  in  Borrowstouness  die  General  Sea-Bos,  im 
Jahre  1659  die  Landsman's  Box,  im  Jahre  1738  the  Ship- 
master's  Society,  im  Jahre  1757  the  Friendly  Society  of 
bhipmasters  und  im  Jahre  1782  the  Beneficent  Society  ge- 
grOndet Diese  vier  Gesellschaften  vereinigten  sich  später  za 
einer  einzigen,  unter  dem  T^amen:  United  General  Sea  Box. 
Dass  die  alten  Gesellschaften  mit  den  Jüngeren  zusammen- 
schmelzen konnten,  beweist,  dass  sie  ähnliche  Ziele  verfolgten. 
Die  Gesellschaft  gibt  Krankengeld,  ihren  arbeitsunfähigen  Mit- 
gliedern (bis  zum  Alter  von  60  Jahren),  allen  Uber  60  Jahre 
alten  Mitgliedern,  sowie  Wittwen  und  Waisen  von  verstorbeneD 
Mitgliedern  eine  Jährliche  Rente,  sie  zahlt  eine  Summe  beim 
Tode  eines  Mitgliedes,  seiner  Frau,  seiner  Wittwe,  sowie  bei 
Schiffbruch  und  völligem  Verluste  des  Schiffes.  —  Borrowstouness 
liegt  am  Frith  of  Forth  in  der  Nähe  grosser  Steinkohlenberg- 
werke und  betrieb  im  17.  Jahrhundert  einen  schwunghaften 
Handel,  hesondei-s  mit  den  Ländern  der  Ostsee»). 

Die  Aufhebung  des  Edikts  von  Nantes  führte  bedeutende 
Mengen  von  Hugenotten  ober  den  Kanal.  Dieselben  grQndeteti 
in  London  verschiedene  Hilfsgesellschaften,  welche  tbeilweise 


')  Siebe  E.  Lynch  Duiiell's  Beport.  In  den  Reports  of  tfae  Com- 
mudonen  appointeil  to  inquire  into  Friendly  «nd  Benät  BdldioK  Soci»- 
tiea.    London  1870. 
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noch  existireo.  Die  allerälteste  bestand  Rcbon  vor  dieser  Zeil, 
denn  sie  wurde  im  Jahre  1666  ia  Primrose  Street,  Bishopsßate, 
in's  Leben  gerufen.  Dieselbe  löste  sich  erst  vor  einigen  Jahren 
auf.  Ein  anderer  im  Jahre  1687  als  die  Society  of  Parisians 
gegrOndeter  Verein  hat  sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres 
1882  auf  neuer  Grundlage  konstituirt. 

Die  Vermuthung  lag  nahe,  dass  die  französischen  Gesell- 
schaften die  Idee  der  Friendly  Society  nach  England  gebracht 
hätten  ').  Diese  Meinung  ist  aber  ebenso  unbegrQndet  wie  die 
Fabel,  dass  Defoe  durch  die  Veröffentlichung  seines  -Essay  on 
Projects"  im  Jahre  1697  die  Veranlassung  zur  Gründung  von 
Hilk-  und  Unterstützungsvereinen  gegeben  habe. 


'j  So  die  Frmnzosen.    Siehe  Noäc«  historique  et  docnmenu  sbtisti- 

Joes  Bur  les  eodit^  de  seconn  mntoels  p»z  M.  OcUtc  Tei ssier.  Pam 
660.  Desmftrest  geht  in  seiner  Schrift  .LegisUtioD  et  ornnieaiion 
des  Boci^lä  de  Beconrs  motuels'  so  weit .  m  behanplen :  L'hoimeDr 
d'avoir  foodä  lei  premi^res  UBOciations  malneltes  en  Än^etore  semble 
apparteur  aux  Franfais.  8. 192.  lOhne  .hooneor'  geht'B  eiiimal  nicht  ab.) 
Wesentlich  richtiger  E.  Laurents  Lea  Fnofais  ont  conconm  ponr  ime 
certaine  part  S.  224.  Die  AuEicht  der  Franzosen  Hpricbt  aiich  noch 
Staidev  ana,  einer  der  ,coiiuniasioners'  des  Jahrea  1^0. 

Keino'  der  frauzö^ihen  Gescbichtschrdber  der  Refogi^  bestuigt 
diese  Annahtne.  Im  Mittelalter  sab  Frankreich  ein  Gildewesen  erblOben, 
daa  aoa  der  doppelten  Wnreel  der  r&miscben  and  teutoniicfaen  Gilde  ent- 
■praog.  Die  Qhederang  ist  dieselbe,  wie  in  allen  anderen  Undeni  Eoropaa, 
corpontiOD  (Zonft),  confrMe  (religiöae  Gilde)  und  corapagnonage  <Geee11en- 
Tereioe,  .\rbeiterorden);  die  Stabtten  der  relipOien  Gilde  haboi  eine  tba- 
rMcbende  Aebnlichkeit  mit  denjaügen  anderer  Länder  Europas.  Sidie 
das  schon  mehr  erwlbnle  Werfc  von  £.  Laurent.  Dea  einngen 
ÜDtencbied  hat  man  in  der  Bestimmong  des  Charakten  des  Kranken- 
Kddes  Besebeo.  Im  Qtnigen  Eoropa  ist  es  an  Almosen  wie  alle  Gaben 
aa  Gilden,  in  Frankreidi  manrhinal  ein  Vorschoss,  e.  B.  besiinimt  La 
Confräie  des  Consturiers  (Schneider)  de  Boordeanlx  (Bordeaux):  „Est 
ettably  que  u1  y  a  aoleä  gfraire  on  gfrairesse  qoi  tombet  en  panvrete 
on  maladie  que  aiet  par  ehescnn  io«r  (von  Jedem  TOn  ihnen)  donze  denios, 
et  d  gariat  (wenn  er  wieder  gesund  wird)  il  sera  tenn  les  tonrner 
ad  la  bouTse  anant  qne  partir  de  ta  Tille.*  — ^Si  lodert  meslre  oa 
compupion  retonrae  en  sentat,  (Gesendheitj  et  a  de  qne  satisfar,  sera 
tiogud  (gehalten)  de  rendre  et  regtitoir  k  ta  dicte  confrairie  tont  Targent 
qne  aura  reeebnt  (erhalten),  comme  deit  is'  (Statut  dea  Sellieis).  —  ,Et  s'il 
adaenoit  que  Dien  lui  donnast  sant^,  et  il  eust  de  quo;,  il  sera  tenn 
de  rendre  ledict  argent  ausdicts  quatre  maiatres  ponr  le  remettre  en  Is 
dicte  boette  de  Ia  dicte  confrairie*  (Statut  des  ChaustetierB).  Siehe  E.  Lau- 
rent S.  160,  153.  Bei  näherem  Znsehen  scheint  dieBe  CnterscheidanK  nicht 
recht  Biicbbaltig.  Die  französische  Gilde  gab  Jedem  Krankengm,  und 
erwartete  es  von  denjenigen,  welche  es  konnten,  anrück. 

Ans  diesen  Gilden  sind  sicher  die  Befonnirten  anagetreten.  Ob  sie 
hierauf  sofort  den  Gilden  nachgebildete  CnterstatzungsTereine  oder  Ter- 
aichvuDgsgesellschaften  auf  Gegenseitigknt  gegrOndet  haben,  darOba-  findet 
sich  in  franzosischen  Werken  Nichts.  Es  wäre  ganz  gegen  den  Geist 
historischen  Geschehens.  In  Schftfl'er's  Theiorischer  „Lea  Hngnenots  du 
seiii^e  siMe*^  wird  die  grosBartige  Mildtütigkeit  der  Kefoimirten  gegen 
einander  gepriesen.  Es  BcEeint  auch  logi^ber  anzaneiunen,  das«  die  Ke- 
formirten,  da  sie  zu  der  reinen  Kirche  früherer  Jahrhunderte  znrflrjckehrüi 
wollten,   ierta  Wohllb&tigkeii    wieder    haben  anflehen  lassen,    und  data 


Aus  dem  18.  Jahrhundeil  Eteh^n  uns  reichere  Zengniaee 
Ober  die  Entwiokluog  des  HilfskaBsenweseos  zu  Gebote.   Viele 


Uildeu ,  welche  wegen  ihree  auBgeprftgt  katboüRcbeD  Charakt«rs  verhaut 
sein  musaten.  nicht  einmal  leitgema^se  KacbbJlduDgen  trfuhren.  Man  mnn 
zudem  bedenkeii,  das&  die  Erlabrang  in  iiDderen  proteBtantischea  Lftodent 
sith  nicht  zu  fichlütBen  aul'  die  franzüalBcben  lUfonnirten  Terwenden  lasacn; 
denn  diese  waren  in  ihrem  Vaterlande  eine  gebasbte  Minderheit,  was  alle 
mildihätigen  Instinkte  zu  gesteigerter  .^euBBerung  erwecken  muBgte. 

Anders  gestaltete  sieb  die  Lg^e,  als  groEse  Mengen  derselben  in 
&enide  Iiander  auBwanderten ,  die  heimatblichcn  Banden  zerrissen  wurden 
und  die  Wohlihätigkeit  der  Wohlhabenden  nicht  mehr  fUr  alle  BedOrfoiMe 
der  Armen  sorgen  konnte.  Die  Mehrzahl  der  nach  EntrUnd  Flücbtenden 
aerieth  in  l'urcbibure  Kotb.  Jakob  II.  gab  die  ErlnubnisB  zu  Samminngen 
fitr  die  armen  Flüchtlinge.  Kioe  allgemeine  Kollekte  im  Jnbre  16H7  ergab 
200000  <£.  Im  Jahre  168K  erhielten  noch  770  Familien  wöchentliche 
UnlerstQtzung,  obgleich  viele  Handwerker  und  Arbeiter  beschlftigt  wurden. 
Trotz  groseartiger  Mildtb&tigkeit  blieb  die  l.^e  vieler  Itefugii«  eine  ver- 
cweiTelte.  Jakob  II.  bemühte  sich  im  Geheimen ,  jeder  energischen  UUfe 
entgegenzuwirken.  In  dieser  liage  ..lea  Francis  expatries  crö^rent  enfin 
des  aBbOciations  pour  des  secours  mutuels  qui  conslitu^ent  entre  ceUK 
qoi  en  faisaient  ptutie  une  vMtable  solidaritä  et  r^allstrent  ainsi  panni  eox 
le  plus  pur  idi'al  de  la  fratemitä  cbn^tienoe."  (Histoire  des  r^fdgies  prote- 
Btauts  de  France  par  M,  Ch.  Weiss.  Paris  ls63.  Tome  premier,  liv.  111. 
cbap.  I.  Vi.  Pag.  UM.  28.'>.  2x(i.  3U!). 

Die  Geechichtschreiber  liefern  also  keinen  Anhalt  tUr  die  Annahme, 
daes  die  Reiugiüa  die  Friendly  Society  nuch  England  gebracht  bitten. 
Kret  als  die  Uildthätigkeit .  an  welche  sie  von  brankreicb  her  gewöhnt 
waren,  ihnen  nicht  dauernd  helfen  konnte,  entschlossen  sie  sich  endlich 
zu  der  sozialen  Selbsthilfe,  nachdem  die  Handwerker  und  Arbeiter  in  eng- 
lischen Werkstätten  Aufnahme  gefunden  hatten  und  mit  den  Sitten  der- 
selben vertrnut  geworden  waren.  Li^  da  die  Vermuthung  nicht  viel  n&her, 
daas  sie  in  England  erst  das  Prinzip  der  modernen  ABSoziation  kennen 
lernten?  Dass  m  England  zu  dieser  Zeit  Bolche  Gesellschaften  bestanden, 
lernen  wir  aus  Defoe's  Essay  od  Projecta  kennen,  aus  dem  man  eigentbOm- 
Ucherweise  bat  beweisen  wollen,  dats  sein  Verfasser  dieselben  erst  erfan- 
den habe. 

Dieser  ausgezeichnete  Schriftsteller,  der  selbst  In  seinem  Vaterland« 
am  besten  durch  seinen  Robinson  Crusoe  bekannt  ist,  schlägt  in  dem  ge- 
nannten Aufsatze  vor,  dass  ein  .Pension-OtBce"  gegründet  werde,  cuie 
Bank,  in  welche  gesunde  Arbeitsleute  von  gutem  Rute  und  unter  50  Jahren 
6  d  Eintrittsgeld,  und  vierteljährlich  1  Schilling  bezahlen  sollen.  DalQr 
erhalten  sie  Arznei  und  ärztliche  Behandlung,  und  eine  Rente  in  Alter 
nnd  Invalidiut,  sofern  sie  sich  nicht  selbst  helfen  können.  Er 
definirt  diese  und  ähnliche  Vereine  als  eine  Anzahl  von  Personen,  die  einen 
Vertrag  abgeschlossen  haben,  einander  zu  unterstützen.  Er  sieht  auch  ein, 
dass  die  sozialen  VerhältnisBe  der  Vereinsgenossen  ähnlich  sein  mOiBen 
lud'  daher  eine  Vielheit  von  Kassen  nöthig  ist  Ausdrücklich  sagt  er, 
„dass  er  keine  nenen  Gedanken  entwickle"  („Nor  is  this  a  new  thing").  £r 
erinnert  an  die  Deichverbände  in  Kent,  Essez  und  Isle  of  Kly,  an  einen 
Reiter-(Trooper-) Verein,  dessen  Mitglieder  periodische  Einzahlungen  in  eine 
Kasse  machen,  aus  der  ihnen  die  Kosten  zor  .^nschafiiing  eines  nenen 
Pferdes  bestritten  werden,  falls  ihnen  ein  Thier  stürzt,  und  endlieb  macht 
er  auf  eine  Matrosenkasse  (cbest)  in  Chatam  aufmerksam.  Auch  ohne 
diese  Angaben  würden  wir  es  tbr  unwshrecheinlicb  halten,  dass  Defoe  einea 
originalen  Gedanken  entwickelte.  Schrieb  er  doch  sein  Werk  63  Jahre 
nach  der  Gründung  der  General  Sea-Bos  und  31  nach  der  der  ersten 
französischen  Gesellschaft. 
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Gesellschaften  werdmi  gegillndet  Es  vftre  übereilt,  daraus  tu 
schliessen,  dass  die  ganze  Bewegang  erst  im  18.  Jahrhundert 
recht  in  Flnss  gekommen  sei.  Wenn  man  den  ephemeren 
Charakter  der  hentigen  Friendly  Societies  betrachtet,  welche 
wie  Pilze  aas  dem  Boden  schieesen,  nach  einem  Mensdienalter 
wieder  vergehen,  aber  den  Keim  m  neuen  GeseUschaftea  zurDck- 
lassen,  dann  scheint  es  dnrchans  nicht  nngerechtfertigt ,  an- 
zunehmen, dass  viele  der  Gesellschaften,  deren  Geburtsjahr 
ons  ein  erwachtes  Interesse  fOr  die  Institutionen  der  Annen 
Oberliefert  hat,  nur  die  Nachkommen  zusammengebrochener  oder 
an  natQrlicher  Entkräftung  gestorbener  GesellschafteD  sind. 

In  London  wurden  im  Anfaog  des  18.  Jahrhunderts  folgende 
Gesellschaften  gegründet:  The  Norman  Society  1703.  the  So- 
ciety of  Lintot  1708,  and  The  Friendly  Society  1722').  Za 
Newcastle  on  Tyne  wurde  im  Jahre  1719  eine  Friendly  Socie^ 
of  Shoemakers  gegründet*).  Dieselbe  zeigt  ganz  deutlich  den 
Typus  der  modernen  Friendly  Society.  Die  Beitr&ge  bestanden 
aus  regelmässigen  und  unre^lmässigen:  alle  sechs  Wochen 
musete  ein  Schilling  und  6  d.  beim  Tode  eines  Mitgliedes  bezahlt 
werden.  Das  Krankengeld  betrug  im  ersten  Jahre  6  Schiltinge 
wöchentlich,  darauf  3  s  6  d  bis  zur  Wiederheisteliuug  der  Ge- 
sundheit. Ebensoviel  erhielten  altersschwache  Mitglieder.  Die 
Gesellschaft  hatte  im  Jahre  1776  99  Mitglieder,  und  einen 
Beservefond  von  £  108  4  b.  8  d.  Im  Jahre  1796  besass  sie 
160  Mitglieder  und  850  £.  Ansell  entdeckte,  w.  Walford  i.  d.  Art 
F.  S.  seiner  Veisictt-Encycl.  mittheilt,  die  Gesellschaft  der  tobacco- 
pipe  makers,  welche  im  Jahre  1715  gegründet  wurde  Dass 
auch  in  andern  Gegenden  Englands  Gesellschaften  esisttrten, 
geht  aus  einer  1752  erschienenen  Schrift  T.  Alcock's:  ,Obser- 
vations  od  the  Poor-Laws'  hervor.  Im  Westen  Englands  be- 
standen nach  dieser  Schrift  Vereine,  welche  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  die  Zwecke  eines  Gewerkvereins  und  einer 
Friendly  Society  umfassten.  Sie  geben  den  Arbeitsuchenden, 
auf  der  Wanderung  Begriffenen  ein  Geschenk.  —  Von  einigem 
Interesse  ist  es  für  uns  Deutsche,  dass  eine  der  englischen 
Gesellschaften  von  Landsleuten  im  Jahre  1 763  gerundet  wurde  *). 

Eine  GeseUschaft  in  Newark,  „The  Friendly  Society"  hat 
auf  gemeinsame  Kosten  eine  Komwindmuhle  gekauJFt  „for  the 
mutual  benefits  of  themselves  and  families".  Hier  umschlingt 
also  ein  gemeinsames  Band  Klub  und  Produktivassociation  *). 


')  B«port  of  the  Asaiatmot  Commissioner«.  Report  bv  The  Hod.  E, 
Lfiilpb  Suale*.    1874.    S.  132. 

■)  Edeo,  The  State  «f  the  Poor.    I,  617. 

*)  Re|>oft  des  Sedatrars  für  1858.  —  Die  Orlkoder  heisaen  Jakob 
Winkler,  Jobaim  Connd  Knuuluukr,  Chriatopber  Behn,  Johano  Chriatian 
Ledebobr,  Jacob  Schlumbener,  Ulrich  Oroa,  Jahano  Andreas  Hdller, 
Jacob  Engeback,  E3iM  Schenk  and  Joseph  Danssj.    Sie  sind  Weber. 

-  "^       "*     " "      .    II,  566. 
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Eineu  Ueberblick  Über  die  grosse  Ausdehnung,  welche 
die  Bewegung  angenommen  hatte,  ßehen  znei  Werke,  welche 
beide,  wie  gewöhnlich  das  Beste  in  England,  perBÖnlicher  Ini- 
tiative entsprangen.  Im  Jahre  1795  liess  Sir  Fredetick  Morton 
Eden  Nachforschungen  Qher  den  Zutstnnd  und  die  Zahl  der 
Frtendly  Societies  in  England  und  Wales  anstellen,  um  die 
Resultate  dei-selben  in  <lem  von  ihm  dnmals  heßonnenen  Werke 
„The  State  of  the  Poor"  zu  verweithen ,  welrhes  zwei  Jahre 
später  erschien.  Diese  Notizen  sind  nach  Grafechaften  and 
Orten  geordnet.  Es  fehlt  uns  der  Raum,  um  einen  Auszng 
hier  folgen  zu  lassen.  Zudem  biingen  wir  an  einer  andern 
Stelle  mehr  kondensirte  Notizen  aus  einer  spflteren  Schrift 
desselben  Verfassers.  Eine  kui-ze  Inhaltfiangabe  findet  sich  in 
Cornelius  Walforii's  Insurance  Cytlopaedia,  S.  389 — 393.  Das 
andere  Werk  ist  the  Statistical  Account  of  Scotland.  Auf 
Veranlassung  Sir  John  Sinclair's  wurden  an  sämmtliche  Pfarrer 
Schottlands  Fragebogen  über  alle  wichtigen  Verhältnisse  des 
DÖrdlicfaen  Königreichs  geschickt,  deren  Beantwortungen  zu 
einem  innerlich  zusammenhanglosen ,  unverarbeiteten ,  bände> 
reichen  Werke  zusammengestellt  wurden.  Die  erete  Auflage 
hat  nicht  einmal  ein  Register.  Der  erste  Band  erschien  im 
Jahre  1791.  Nach  diesem  Werke  waren  die  Fnendly  Societies 
sehr  zahlreich.  Es  zeigte  sich  schon  damals  die  Eigenthüm- 
lichkeit  schottischer  Gesellschaften,  dass  die  aus  den  Bei- 
trägen gebildete  Kasse  zu  gleicher  Zeit  den  Mitgliedern  als 
Vorschusskasse  diente ,  was  Übrigens  ein  Anklang  an  die 
Gilde  ist 

So  ei'freulich  auch  fQr  den  Naturalökonomen  der  Ausblick 
auf  die  dem  Aufschwung  der  Fiiendly  Societies  zu  Grunde 
liegenden  Eigenschaften  der  englischen  Bevölkerung  ist,  80 
abstossend  wirkt  manchmal  die  Betraclitung  des  Charakters 
der  einzelnen  Gesellschaft.  Dagegen  bietet  sie  dem  Kulturhisto- 
riker vielfache  Anregung. 

Die  Anklagen,  welche  die  Zeitgenossen  gegen  die  clubs 
und  boxes  vorbringen,  sind  um  so  herber,  als  die  Ankläger 
das  Prinzip  dei-selben  warm  befürworten.  Vor  Allem  wird  ge- 
tadelt, dass  die  Gesellschaften  für  eine  gesunde  Skala  der 
Beiträge  gar  kein  Verstandniss  haben,  sondern  dieselbe  Prämie 
für  jedes  Geschlecht,  jedes  Alter,  jeden  Beruf  erheben  ').    Auch 

')  Doch  finden  wir  zairalen,  dus  die  Hilfaktusen  ein  abgeitoftet 
Eintrittsgeld  erheben.  Eine  GeBellachaft  in  Kiihj  Lonedale,  WestmoreUnd, 
fordert  von  allen  Neueintretenden  vom  18—25.  Jahre  ü  Schillinge,  TOm 
2S— SO.  Jahre  4  Schillinge  EintrittBfteld.  Von  dem  Eintrittsgelde  gehan 
2  d.  an  den  Sekretär,  2  d.  werden  vertrunken.  Die  Kasse  selbst  erbebt  alle 
4  Wochen  einen  Beitrag  von  1  Schilling.  Davon  2  d.  „to  be  spent  at  the 
houBe  «here  the  boi  is  kept".  Wer  in  die  Loyal  TTnion  Societj'  in  Lan- 
cwter  eiotrat,  und  mehr  als  36  Jt^e  alt  war,  hatte  für  jedes  nach  den 
36.  Jahre  vollendete  Jahr  5  Schillinge  Eintrittsgeld  za  zahlen.  The  SUte 
of  the  Poor.     lU,  774.  und  II,  311,  312. 


T.  1.  35 

dort,  wo  Lente  gleichen  Berofes,  gleichen  Geschlechtes  und 
gleichen  Alters  znsammentreteo,  fragt  man  sich  nicht,  ob  man  von 
diesen  Fr&aiien  den  grösseren  Ansprachen  der  Mitglieder  gerecht 
werden  kann.  Im  Anfang  sind  die  Beitretenden  meist  jung.  Mit 
geringen  Beitrugen  lassen  sich  Ueberschilsse  erzielen  und  Alles 
scheint  in  bester  Ordnung.  Aber  wenn  die  Mitglieder  ältei- 
geworden  sind  und  h&ufig  Unterstützung  beanspilichen ,  zeigt 
ach  allmäblig,  auf  wie  unsichereD  GruDdlagen  der  Verein  er- 
richtet war.  Die  Reserven  schmelzen  ra.sch  zusammen,  die 
Gesunden  sträuben  sich  dagegen,  die  Kranken  jahrelang  aus 
ihrer  Tasche  zu  erhalten,  und  treten  vielfach  aus,  junge  Leute 
treten  nicht  mehr  ein,  weil  ihre  Beiträge  sofort  von  den  alten 
Mitgliedern -verzehit  würden,  und  diejenigen  alten  Genossen 
und  Genossinnen,  welche  das  Unglück  haben,  länger  als  ihre 
MitbrQder  und  Mitschwestem  zu  leben,  sehen  sich  nach  einer 
langen  Reihe  von  Jahren,  in  denen  sie  ihre  Beiträge  pttoktlich 
und  gewissenhaft  bezahlt  haben,  schliesslich  auf  Untei'stiitzung 
durch  Privatpersonen  angewiesen ,  oder  müssen  ihr  Leben  im 
Annenhause  beschliessen. 

Es  zeigt  sich  ein  eigenthttmlicher  Zag:  die  alten  Mitglieder 
Bind  empöi-t,  wenn  die  jungei-en  Mitglieder  dem  Klub  den  Rücken 
kehren ;  sie  glauben  ein  Anrecht  auf  Unterstützung  durch  die 
jüngeren  Altersklassen  erworben  zu  haben. 

Die  Höhe  des  Krankengeldes  wird  nicht  so  sehr  an- 
gegriffen, als  die  unverhältnissniässig  hohen  Beträge,  welche  bei 
Todesfallen  der  Mitglieder  ausgezahlt  werden.  Auch  ist  die 
Alterspension  meistens  zu  hoch  für  die  kleinen  Beiträge. 

Mancher  Klub  würde  trotzdem  in  einem  besseren  Zustande 
sein,  wenn  er  besser  verwaltet  wurde.  Eden  erwähnt  eine 
Gesellschaft  in  Corby  in  Cumberland  (The  State  of  the  Poor  I, 
618),  der  keine  regelmässige  Buchführung  hatte.  Wir  haben 
schon  erwähnt,  dass  manche  Klubs  der  damaligen  Zeit  auch 
die  ersten  Keime  der  Gewerkvereinsbewegung  enthalten.  Da 
kommt  es  denn  oft  vor,  sagt  Acland'),  dass  sie  während  einer 
Arbeitseinstellung  ihre  säinmtlichen  Reserven  aufzehren.  Das 
war  nicht  so  schlimm,  wie  man  anzunehmen  geneigt  ist,  wenn 
man  sich  auf  den  ökonomisch  -  technischen  Standpunkt  einer 
Vereicheningsgesellschaft  stellt.  Denn  wenn  der  Klub  ein- 
tretenden Falles  ausserordentliche  Auflagen  erheben  durfte,  und 
in  vielen  Gesellschaften  war  das  die  Regel ,  konnte  jedes  Be- 
dQiMss  leicht  befiiedigt  werden,  wenn  es  nur  gelang,  einen 
regelmässigen  Zufluss  von  jungen  Leuten  zu  örhaJten.  Es  war 
das  anerkannte  Prinzip,  und  ist  es  noch  heutigen  Tages  in 
vielen  Gesellschaften,  dass  die  jungen  Mitglieder  die  alten  zu 
unterBtiitzen  haben.  Gelang  es  einer  Gesellschaft,  diese  Mischung 
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der  Altersklassen  zu  erreichen,  dann  konnte  sie  jahrelang  blQfaen, 
und  doch  vom  rein  kalkulatorischen  Standpunkt  bankerott  sein. 

Auch  den  wirklich  guten  Gesellschaften  drohten  Geiahren, 
welche  das  Gesetz  von  1793  endlich  beseitigte.  Das  Bank- 
wesen war  noch  nicht  so  ausgebildet,  riass  jeder  Beitrag  hätte 
leicht  angelegt  werden  können ;  die  ersten  unklaren  Versacbe, 
Sparbanken  zu  errichten,  werden  erst  nach  Erlass  des  ersten 
.Friendly  Socleties*  Gesetzes  gemacht.  Die  Mitglieder  sind 
daher  gezwungen,  ihre  Kapitalien  häufig  in  höchst  unsicherer 
Weise  auszuleihen,  wenn  sie  es  nicht  vorziehen,  sie  unter 
Scbloss  und  Riegel  zu  halten.  In  beiden  Fällen  haben  sie 
keine  Sicherheit,  dass  ihnen  ihr  Besitz  erhalten  werde.  Die 
Gesellschaft  hat  keine  Korporationsrechte,  sie  kann  weder  klagen 
noch  verklagt  werden.  Sie  steht  gegen  Betrug  ihrer  Gläubiger 
und  Beamten  völlig  schutzlos  da.  „Sie  locken  geradezu  den 
Plünderer  an  und  häufig  nicht  vergeblich",  sagt  Acland  *)'  In 
der  Stadt  Chester.  wurden  mehrere  Gesellschaften  durch  den 
Bankerott  einer  Bank  und  einen  unproduktiven  Kanal,  in 
welchem  sie  ihre  Kapitalien  angelegt  hatten,  ruinirt.  In  Llan- 
t'erran  in  Denbigshire  wurden  3  oder  i  Gesellschaften  aufgelöst, 
weil  sie  von  Schurken,  denen  sie  ihr  Vermögen  anvertraut 
hatten,  um  dasselbe  betrogen  worden  ■). 

Die  Klubs  waren  Lokalvei-eine.  Die  Zahl  der  Mitglieder 
ist  manchmal  beschränkt,  z.  B.  auf  41  oder  51  in  Nottingham. 
Eine  Gesellschaft  zu  Newark  in  Nottinghamshira ,  welche  sich 
den  Titel  beilegt:  „The  Friendly  Society"  darf  die  Zahl  81 
nicht  fiberschreiten ').  Die  Durchschnittszahl  der  Mitglieder 
geben  die  Schriftsteller  verschieden  an,  Colquhoun  und  Eden 
weichen  sogar  für  London  ab.  Wenn  man  aber  die  Zahlen 
der  Gesellschaften  in  Betracht  zieht,  welche  sich  in  Eden's 
Werk  vorfinden,  wird  man  ihm  nicht  nur  für  London  Recht 
geben  müssen ,  sondern  anzunehmen  geneigt  sein ,  dass  die 
Durchschnittsziffer  etwa  80  betragen  habe*). 

Aus  dem  lokalen  Charakter  der  Vereine  hätten  sich  manche 
Missstände  ergeben  mfissen,  wenn  die  FreizQgigkeit  nicht  durch 
das  Niederlassungsgesetz  von  1662  so  sehr  beschränkt  gewesen 
wäre.  Allerdings  wird  ja  auch  damals  Mancher  es  bitter 
empfunden  haben,  dass  er  alle  Ansprfiche  aufgab,  wenn  er  von 
seinem  Heimathsorte  vei-zog.  Aber  dieser  Uebelstand  scheint 
nicht  allgemein  gefohlt  worden  zu  sein. 

In  diesen  Verhältnissen  erkennt  man  unschwer  die  Nach- 
wirkungen des  Gild^eistes.  Die  Engländer  des  18.  Jahrhunderts 


■)  S.  5. 

*)  Edeo,  Tbe  SUte  of  tbe  Poor  11,  S.  34  und  111,  S.  6 
■)  Eden,    The  SUte  of  the  Poor,  II,  8.  566  und  674. 
')  a-  a.  0.  I,  461. 
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hielten  fest  an  den  Traditionen  des  Mittelalters.  Die  Gilde 
war  mit  einem  gleichmäsEigen  Beitrage  aasgekommen ,  die 
Ktabs  glaubten  damit  ebenfalls  auskommen  zu  können.  Wir 
meinen  nicht,  dass  dieser  Gedankengang  den  Mitgliedern  der 
Klnbs  klar  zum  Bewusstsein  gekommen  sei,  im  Gegentheil  wir 
halten  dafür,  dass  sie  an  überlieferten  Sitten  festhielten,  ohne 
den  Charakter  der  Zelt  zu  wUi-digen,  welche  die  Gilde  aus 
sieh  hervortrieb  nnd  derjenigen,  in  welcher  sie  lebten.  Hfttten 
sie  äch  darüber  Rechenschaft  geben  können,  dann  mDsste  ihnen 
aufgefallen  sein,  dass  die  Gilde  aus  reichen  und  armen  Leuten 
bestand,  dass  manche  Bruderschaften  bewegliches  und  un- 
bewegliches Vermögen  besassen,  dass  die  Wohlhabenden  durch 
L^ate  die  Kasse  bereicherten,  was  aber  noch  viel  wichtiger 
ist,  d&as  eine  religiöse  Gilde  sich  auf  ewige  Dauer')  berechnet 
i^nen  durfte,  weil  das  religiöse  Motiv  zu  fortdauerndem  Bei- 
tritt aufforderte  und  in  Verlusten  an  arme  GildebrOder  gerade 
die  erfolgreichste  Bethatigung  christlicher  Liebe  sehen  musste, 
während  die  wohlverstandene  Selbstsucht  der  Klubmitglieder 
vor  dem  Eintritt  in  eine  Gesellschaft  warnte,  von  der  man 
nicht  einen  Vortheil  erwarten  durfte. 

Wie  gesagt,  für  den  Kulturhistoriker  hat  die  Beobachtung 
solcher  ErBcheinungen  einen  besonderen  Reiz.  Sie  liefert  einen 
neuen  Beleg  zu  der  alten  Erfahrung,  dass  die  grosse  Menge 
der  Menschen  auch  noch  dann  an  den  verknöcheileo  Formen 
vergangener  Jahrhunderte  festhält,  wenn  der  Geist,  der  sie 
als  seinen  lebendigen  Leib  schuf,  in  ihnen  verglommen  und 
verloechen  ist.  Sie  lässt  ihn  an  einem  raschen  Fortschritte 
der  trftgen,  gedankenlosen  Masse  verzweifeln.  Einmal  in  jeder 
Stunde  steht  der  grosse  Zeiger  über  dem  kleinen.  Nur  einmal 
in  langen  Zeitrfiumen  deckt  sich  der  Geist  der  Zeit  mit  seiner 
Form.  Vorwärts  eilt  mit  Ideen,  Theorien  und  Phantasien  eine 
kleine  Schaar  grosser  Geister,  nachhinkt  die  grosse  Mause  der 
Icldnen  Köpfe,  fast  unverrückbar  —  wie  der  kleine  Zeiger. 

Zu  ähnlichen  Betrachtungen  fahrt  uns  die  Darstellung  des 
geaelligen  Charakters  der  boxes  nnd  clubs.  Der  Klub  hatte 
wie  die  Gilden  seine  periodischen  Zusammenkünfte  und  sein 
jfllirliches  Fest  mit  Prozession  und  nachfolgendem  Essen.  Nur 
war  der  Geist  auch  hier  entwichen,  den  man  im  Mittelalter 
Tielleicbt  künstlich  genug  in  sie  hineingelegt  hatte.  Scheint 
Belwn  das  Gildefest  sich  nicht  durch  Beobachtung  der  Grenzen 
schöner  Sitte  ausgezeichnet  zu  haben,  so  verdienen  die  Zu- 
sammeDkünfte  und  die  Feste  der  Klubs  den  Namen  von  wüsten 
Sau^elagen,  welche  die  Zeitgenossen  mit  den  schwärzesten 
Fartot  malen.  Völlerei  und  Zank  sind  ihre  hervorstechenden 
ZOge.     Die  Summen,   welche  bei  denselben   für  Speise  und 


>)  ,ud  perpekialt;  schal  ben  holden".    T.  S.  Ei^lUh  Gilds.    S.  4 
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Trank  ansfiegeben  werden,  betrafen  häufig  ein  Drittel  der 
jährlicben  Einnabmen  >).  Wie  die  Gilden  gezwungen  Bind,  so- 
wohl BrUder  als  Schwestern  zur  Beobachtung  der  Massigkeit 
und  guter  Sitte  anzuhalten,  so  mOssen  die  Mitglieder  der  clabB 
und  sogar  der  female  clubs  vor  übermässigem  Trinken 
nnd  roher  Streitsucht  gewarnt  werden.  „Ich  erinnere  mich 
einer  Gesellschaft",  schreibt  Eden  *),  ,in  der  aus  46  Paragraphen 
16  oder  1?  sich  auf  Essen  oder  Trinken  beziehen."  Dasselbe 
wird  von  einer  alten  Gesellschaft  inStapleton  berichtet;  wahr- 
scheinlich ist  es  dieselbe  *).  Einer  ihrer  Paragraphen  lau- 
tete folgendermaassen :  ..Kein  Mitglied  soll  an  dem  Festtag^ 
ein  anderes  dadurch  reizen,  dass  es  ihm  Schimpfnamen  zuruft, 
oder  Spott  mit  ihm  treibt,  oder  Fleisch  oder  Knochen  nach 
Anderen  oder  in's  Zimmer  wirft,  auch  soll  kein  Mitglied  ein 
anderes  zum  Spasse  futtern  oder  die  Lebensmittel  zum  Aerger- 
niss  der  Gesellschaft  vergeuden.  Wenn  so  etwas  sethan  wird, 
dann  sollen  Diejenigen,  die  es  thuen,  einen  Schilling  bezahlen, 
oder  ausgeschlossen  werden." 

Gegen  diese  Seite  der  Klubs  führen  die  Schriftsteller  des 
vorigen  Jahrhunderts  einen  erbitterten  Kampf.  Er  dauert  bis 
in  unsere  Zeit  fort.  Keiner  der  RepoilB,  welche  Tidd  Pratt, 
der  Registrar  of  Friendly  Societies,  in  den  sechziger  Jahren 
veröffentlichte,  ist  frei  von  Anklagen  gegen  die  Verschwendung 
und  die  Trunksucht  der  Vereine.  Sie  kaufen  Fahnen,  um  am 
Festtage  feierlich  durch  die  Strassen  ziehen  zu  können,  sie 
vertrinken  ihre  Einnahmen  in  Bier,  ja.  hier  und  da  lebt  etwas 
von  dem  edleren  Gildegeiste  in  ihnen  auf.  Bei  Gelegenhät 
der  Vennählung  des  Prinzen  von  Wales  zeichnen  verschiedene 
Gesellschaften  Beiträge  zu  einem  Essen,  welches  den  Annen 
der  Stadt  gegeben  werden  soll. 

Herr  Tidd  Pratt  tritt  gegen  diese  Ungehörigkeit  mit  der 
Schäi-fe  auf,  welche  die  Schriftsteller  des  18.  Jahrhunderts  im 
den  Tag  legen.  Man  kann  Beiden  wohl  nachsehen,  dass  sie 
keinen  Sinn  für  das  historische  Element  in  dem  Gebahren  der 
Klubs  und  Friendly  Societies  hatten  Aber  man  darf  ihnen  nicht 
nachsehen,  dass  sie  in  ihren  Bestrebungen,  Klubs  und  Friendly 
Societies  zu  nüchternen  Versicheningsgesellschaften  zu  machen, 
den  Werth  von  Vereinen ,  welche ,  wenn  sie  auch  den  ganzen 
Menschen  nicht  mehr  erfassen  konnten,  so  doch  ihre  Wurzeln 
tiefer  als  in  die  selbstsüchtigen  Instinkte  zu  schlagen  suchten, 
nicht  voll  begriffen.  Denn  der  gesellige  Verkehr  schuf  tan 
Band  zwischen  den  Individuen,  welches  zwar  die  chrisUicbe 
Bmderliebe  nicht   ersetzen   konnte,    aber  Gefühle  des  Wohl- 


')  Eden,  ObBerratioDB  on  FrieDdl;  Societies.    1801. 
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-8k 


V.  1,  89 

«ollenE  und  der  FreundEchait  nährte*).  Auch  vom  reioeii, 
humanen  Standpunkte  hätte  man  den  arbeitenden  Klassen,  deren 
Leben  in  England  ein  so  &(ies  Einerlei  bietet,  ein  wenig  menech- 
lidie  Erholung  gönnen  sollen.  Wenn  der  englische  Arbeiter 
seine'  Stunden  der  Müsse  am  liebsten  in  der  Schenke  ver- 
bringt, dann  liegt  es  doch  zum  grossen  Theile  an  dem  Mangel 
SD  Teredelnden  Vergnügen.  Glücklicherweise  hat  sich  das  seit 
der  GrQndung  der  working  mcn's  clubs  etwas  gebessert.  — 
Dagt^en  sind  die  Vorwürfe  berechtigt,  wenn  die  Hilfekasee  nur 
ein  trfigerischer  Vorwand  ist,  welche  ein  schlauer  Wiith  grün- 
det, um  Kunden  an  sein  Haus  zu  fesseln. 

Auch  den  rein  praktischen  Werth  dieser  Geselligkeit  über- 
sah und  abersieht  man.  Hätte  der  Klub  den  Mitgliedern  Nichts 
seboten,  als  eine  rein  materielle  Veisicherung,  dann  w&rde  er 
wenige  Mitglieder  bekommen  haben.  Aber  der  feierliche  Autzag 
'iDTcli  den  Ort,  die  gemUthlichen  Kneipabende  und  das  Fest 
lockten  zum  Beitritte  an.  Ohne  dieselben  hätte  sich  die  gi^isse 
Mehrzahl  englischer  Arbeiter  in  Krankheit,  Alter,  Invaliditäts- 
und Arbeitslosigkeit  ruhig  vom  Kirchspiel  ernähren  lassen. 
Die  ärmeren  Klassen  im  Soden  Englands  halten  das  Kirchspiel 
fQr  den  besten  Klub,  klagte  einer  der  Beamten,  welche  die 
letzte  Enquete  über  FViendly  Societies  veranstalteten.  Ein 
VerBicherungsvertrag  geht  auf  Seiten  des  Versichei-ten  aus  der 
Furcht  vor  lebhafter  vorgestellter  Noth  in  der  Zukunft  hervor. 
Leute,  bei  denen  der  Mangel  der  tägliche  Gast  ist,  werden  sich 
aber  die  künftige  Noth  nicht  sehr  deutlich  machen  können. 
Die  sehr  abgeblasste  Furcht  wird  ihre  Kräfte  nur  wenig  an- 
mregen  im  Stande  sein.  Soll  die  Furcht  vor  Noth  wirken, 
fo  musB  das  Individuum  den  Reiz  der  Wohlhabenheit  empfinden 
oder  nicht  lange  vorher  empfunden  haben.  Aber  auch  in  solchen 
lodividuen  der  niederen  Klassen,  welche  dieser  heilsamen 
Furcht  fähig  waren,  erstickte  die  staatliche  Armenpflege  den 
Trieb  wiithschaftlicher  Fürsorge.  Auch  sahen  sie  in  dem  Em- 
pfang der  Armenunterstützung  nichts  Erniedrigendes.  Hatte 
sich  doch  die  staatliche  Armenpflege  an  Stelle  der  kirchlichen 
gesetzt;  die  Kirche  heftete  dem  Empfang  der  Annenunter- 
BtQtzung  keinen  Makel  an.  Es  bettelten  bekanntlich  auch 
Mönche  und  Studenten-  Der  moralische  Abscheu  vor  Bettelei 
ist  modernen  Ursprungs,  er  hängt  innig  mit  dem  modernen 
Individualismns  zusammen.    Jahrhundert  alte  Sitten  forderten 


')  Herr  Sotberon-EBtconrt   l^t«  vor  der   Königlichen   KommiBBioD, 
!  die  letzte  £nqa£te  TeraoBtiutete,  groaees  Gewicht  darauf,  dam  dtA 
lüifflieder  der  „Wiltahire  Friendlf  Societ;"   alle  „WÜCsbire  i 


Er  kielt  du  Gefllhl  der  ZostunnieDgebörigkeit,  wenn  auch  unr  das  Be- 
*nttKin,  in  derselben  Qraftcbaft  tu  Kehären,  f&r  eiaeo  kr&ftigen 
Kitt  Ei  Bchrieb  aacb  den  jjkhrlicb«i  Festen  «ne  EiTflisatorische  Aul^be 
n.  Wer  erinnert  sich  dabei  nicht  daran,  dsss  die  Gildefeate  mehr  „linow- 
Isdge  ud  love"  verbreiten  wollten. 
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den  englischen  Annen  dazu  auf,  sich  in  allen  Nothlageo  an 
die  Wohlthätigkeit  der  wohlhabenden  Klassen  zu  ve&den. 
Wenn  auch  vereinzelte  Individuen  jene  moralixche  Scham  ein* 
pfinden  konnten,  wenn  ihre  Einnahmen  ihnen  gestatteten,  etwas 
zurQckzulegen,  so  hinderte  sie  oft  ^enug  der  Mangel  an  öhono- 
mischen  Tugenden.  Der  Engländer  will  das  Geld  mit  vollen 
Händen  ausgeben,  und  er  will  zeigen,  was  er  besitzt  Show 
and  display  sind  seine  Götzen.  Dem  nicht  wohlhabenden  Rng- 
l&nder  kostet  die  Sparsamkeit  grosse  Ueberwindnng  *).  —  Ans 
diesen  Gründen  sind  wir  der  Meinung,  dass  ein  nüchternes  Ver> 
aicberungswesen  bei  den  arbeitenden  Klassen  Englands  kein  GlQck 
gehabt  hätte.  Der  spekulative  Wirtb,  welcher  einen  Klub  grün- 
dete, um  eine  tüchtige  Kundschaft  von  Zechern  in  sein  Haus  eu 
ziehen,  hat  einen  grösseren,  wenn  auch  im  Einzelnen  verderb- 
lichen Antheil  an  der  Entwicklung  des  Arbeiterversicherungs- 
wesens  gehabt,  als  die.  den  oberen  Klassen  angehörei^len  Schrifti 
steiler  anzunehmen  geneigt  sind,  welche  die  Klage  vorbringen, 
dass  die  arbeitenden  Klassen  in  den  Wirthshäusem  die  Summen 
vertränken,  aus  denen  sie  Kapitalien  ansammeln  und  sich  ffir 
alle  Fälle  der  Notb  versichern  könnten.  Aus  ihren  Ausführungen 
klingt  allzu  deutlich  der  Wunsch  heraus,  dass  die  ärmeren 
Klassen  doch  auf  jede  Lebensfreude  verzichten  möchten,  damit 
die  reicheren  keine  AiTnensteuer  zu  bezahlen  brauchten. 

Der  Klub  verwaltete  sich  wie  die  Gilde  selbst.  Die  Selbst- 
verwaltung desselben  scheint  viele  Missstände  gehabt  zu  haben. 
Es  kam  nicht  selten  vor,  dass  die  Majorität  alle  abwesenden 
Mitglieder  auf  die  geringfügigsten  Vorwände  hin  ausscbloss  tind 
deren  Beiträge  konfiszirte  ^).  Solch  eigenmächtigem  Verfahren 
stand  der  Einzelne  ganz  schutzlos  gegenüber. 

Wir  glauben  die  vorhergehenden  Erörterungen  in  dem 
Satz  zusammendrängen  zu  dürfen:  Der  Klub  hatte  die  Form 
der  Gilde  ohne  ihren  Geist.  Alle  seine  Gebrechen  iHbren  v(m 
diesem  Widerspruche  her.    Am  schärfsten  offenbart  er  sich  in 


')  Treffend  schildert  Defoe  seine  LtndBlent«  in  der  Schrift  .GiTing 
alma  no  cbsrity,  Adress  to  Parliament,  1704",  wenn  er  humorisütcn  lact: 
Oood  huBbandr;  ie  do  English  virtue.  It  tnay  b&ve  been  broaght 
OTer.  and  in  Bome  places,  wbere  it  bea  been  planted,  it  bas  tbriven  well 
enougb,  but  it  is  &  foreign  Bpeciee  it  neither  loves  nor  ia  beloved 
b;  aaj  EngliahmaD.  Hit  weDisen  Strichen  leichnet  er  den  Englbider 
in  dem  Satze:  „He  works  tili  be  has  got  bis  packet  ftill  of  moaej,  and 
then  go  and  be  idle."  Rasch  reich  werileD ,  dann  Bich  anf  die  Btrenhaat 
legen  and  das  Qeld  gentlemanlike  ausgeben,  itt  das  Ideal  des  En^inders. 
Arbeit  iai  eine  Last,  Reichthum  das  höchste  Gnt:  dies  einige  Kardinals&tee 
aller  englischen  Lebens weiBb ei t.  —  Die  englische  Nationalökonomie  hat 
alt»  einen  Tbeil  des  Trieblebens  richtig  abslrahirt,  wenn  sie  auch  irrthDm- 
iich  den  Tbeil  fllr«  Ganze  bielt.  Aber  es  ist  falsch,  nationale  Anschan- 
DDgen  zur  Basis  der  internationalen  WiBsenscbafl  und  der  Volks- 
wirthschaftspoiitik  zu  machen  und  mais  in  der  F'olge  die  eigenthQm liehe 
Individualitltt  fremder  Volker  vernichten. 

')  Eden,  The  State  of  the  Poot.    1,  602. 
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den  Charakter  des  KivkabesHhcs  tUtbesfttAt-KmbnOe 
gepa  Betrag).  Die  Sdbrtncbt  biote  tägM  ix  Yntk» 
ehristlkhar  IJefee  tiagea. 

Unter  den  KM»  des  jvmem  Jabtaaderts  brfiadf  sefe 
nancbe,  die  nicht  direkt  aas  dM  nttdatteriicheB  GOdea  eat- 
Btaodeii  wares,  oad  kciae  YeiMheraag5fg«Bstfcaft««  aaf  GeetB- 
Bdti^Qt  gflBaaat  vodea  köaaea.  Wir  ■keea  et«a$  «cner 
ansboleB't. 

Die  Maaier  hatten  ia  Ea^bad  im  Hitleblter  eiae  Za^ 
gebildet  Wie  ia  Deatsdiawl.  waren  die  Kalhcdnttidtr. 
z.  B.  York,  ihre  HanptHtze.  Das  Dahiasechea  der  GiUe  «nde 
in  England  in  Aiu^ce  des  17.  Jahrhaaderts  dareh  die  Ei*- 
flthnuig  des  itafienisdien  BaastSes  and  die  iailaiih  herhei- 
gcAlbrte  nnditige  Aangone  der  Bankaast  öae  Zä  bae 
anfgehaHen,  Besoaders  der  Baa  da-  Paakkirrhe  bee  die 
osterbeade  Güde  wieder  aaOacken.  FSrdcnd  and  ns&tl- 
deod  wirkte  eine  MgeBschwete  Neneranc.  Es  kam  aiflibch  im 
17.  Jahrhundert  tot.  das  xoineht  KuKtfreande  'aeceiited 
masonst  nn  dca  xAnftigea  Handwerkern  «n>eiali»e  BasoKi  ak 
Mitglieder  ihres  Bundes  aa^cenoBBen  wnidien.  Ab  !■  Anfug 
des  18.  JabrhnndertB  die  Vanrerei  sehr  tirf  eem^en  war. 
besehloss  man  auf  der  bebetcMa  Bahn  weiter  fcftzaschreita. 
Die  IhiTilegieB  der  Mafvarr  foiltea  aieht  Hager  anf  Airhitdtea 
und  Werkmanrer  besdirlnkt  Ueibea.  saadern  anf  Per^oaea  Toa 
rerschiedenea  Gewerbea.  «ekbe  geägnet  wiren.  die  Wfitde 
des  Ordena,  ab  eiaer  ahai  and  nsprt^tabda  Gcsellachaft 
attfreeht  zu  erbalteB,  fibertiacea  «erden  dtolen'L  In 
Ftrige  dieses  Besddnsacs  «mde  (fie  Zaaft  ia  oaea  Vertia  ant 
geistigen  and  ättfiehea  Zweckea  icrwaaddt.  Za  rieicber  Zöt 
geschahen  wichtige  Verteevngsiadeningen.  Die  Tier  nod 
Obrigen  Londoner  Logen  traten  znsaDmea  and  koartitairtea 
eine  Groosloge.  Am  Johannistage  1717  bad  die  erste  Gnsi- 
meisterwahlftatt'».  Es  wmde  festgesetrt.  d«s  das  Pririleg,  siA 
als  Manier  zn  Tcrsamaidn.  nidit  Unger  in  der  Macht  der 
Braderscbaft  insgenMin  liegen,  sondern  das  jede  neue  Loge 
gesetzlich  zn  arbeiten  ennicfatigt  werden  sollte,  dass  mit  andern 
Worten  tod  nnn  an  ohne  solche  Ennichtigong  keine  Loge 
fDr  r^idmässig  and  kwgtitntionageniiss  erachtet  werden  könne  V- 
Im  Jahre  1721  ftagte  man  hinzo-  dass  jegbcbe  jährliche  grosse 
Loge  die  Macht  hätte,  neue  Regulationen  zn  macbea,  oder  die 
g^enwlrtigen  zum  wahren  Beten  dieser  alten  K-üderscfaaft 
abzulndem*).     Im   Jahre  1723   wurde  der   Freimauremden 

■iFto  <bi  FolRBde   wW  Piadel»  GfMtüte»  4cr  Fni 
and  Slsii,  GcKhktaedsF  "    " 

*>  Klo«  a.  a.  0.  S.  4. 
»)  Klo«  «.  ■-  0.  S.  6. 
•)  Kbm  ft.  a.  0.  ^.  6. 

•)•.«.  o.  s.  la 
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noch  mehr  durch  die  BestimmuDg  centralisirt,  daes  ohne  vorher 
erlangte  Zustimmung  der  Grossloge  keine  Äbftndernng  oder 
Neuerang  in  der  Gesellschaft  vorgenommeD  werden  dürfe.  Nor 
Lokalgesetze  könne  sich  jede  Loge  geben,  in  welchen  die  in 
den  alten  und  neuen  Regulationen  niedergelegten  Veifügungen 
im  Sinne  und  Geiste  derselben  weiter  auszuführen  wftren '). 

Doch  betrachten  wir,  ehe  wir  die  weitere  Entwicklung  des 
Freimaurerordens  in^s  Auge  fassen,  einige  HauptzDge  dessäbeo 
vor  der  Errichtung  der  Grossloge,  Jede  Zunfl  hatte  sittliche, 
gesellige,  ökonomische  Zwecke,  folghch  auch  die  Maurerzunft 
Sie  bekannte  die  drei  Prinzipien  der  brOderlichen  Liebe,  der 
Hilfe  in  der  Noth  und  der  Wahrhaftigkeit.  (Cur  Principles  of 
Brotherly  Love,  Relief  and  Truth.)  *)  Die  UnterstBtzung  trug 
wie  bei  allen  Gilden  den  Charakter  des  Almosens.  Wie  jede 
Zunft  hatte  sie  ihr  jährliches  Fest,  ihre  periodischen  Versamm- 
lungen,  ihre  eigenthümliche  Kleidung.  Die  gesellige  Seite 
scheint  seit  dem  Verfall  der  Gilde  so  sehr  überwogen  zu  haben, 
dass  die  alten  Logen  sich  nach  den  Wirthshäusem  nennen,  wo 
sie  sich  vei-sammeln.  Die  Namen  der  vier  zusammentretendea 
Logen  sind  z.  B,  die  „zur  Gans  und  Rost",  die  „zur  Krane", 
die  „zum  Apfelbaum"  und  die  „zum  Römer  und  Trauben*. 
Im  „Apfelbaum"  fand  die  Konstitution  der  Grossloge  statt. 

In  die  Masonry  hatte  sich,  wie  in  alle  Zünfte*),  eine  Neißung 
zu  Ceremonien,  symbolischen  Gebräuchen,  unbedeutenden,  klein- 
liehen  Gemtlthem  imponirenden  Heimlichkeiten  eingeschlichen. 
Als  in  London  der  den  Freimaurern  feindliche  Orden  der 
Gormogonen  (wie  Kloss  vermuthet,  ein  von  Jesuiten  geleitetes 
Konkurrenzunternehmen)  viel  von  sich  reden  machte,  wurde 
zum  Lohe  der  Gormogonen  verkündet,  dass  sie  keinen  Werth 
auf  affektii-te  Grimassen  l^ten,  und  die  bedeutungslosesten 
Lappalien  nicht  für  die  tiefsten  Geheimnisse  ausgaben  *).  Auch 
bemude  sich  in  dem  Versammlungsaale  der  Gormogonen  kein 
gezogenes  Schwert  an  der  Pforte,  und  keine  Leiter  in  einem 
dunklen  Gemache^).  Das  Ceremonien wesen  muss  bei  den 
Maurern  besonders  stark  ausgebildet  gewesen  sein.  Die  Sinn- 
losigkeit desselben  fiel  schon  der  Königin  Elisabeth  auf,  sio 
hielt  dasselbe  für  papistisch  *).  —  Die  Maurerei  hatte  noch  eine 
andere  lächerliche  Seite,  welche  sie  erst  in  diesem  Jahrhundert 


')  a.  8.  0.  s.  51. 

•)  Kloa»  a   a.  0.  S.  58,  88. 

■)  Siehe  Brentano,  Die  Arbeitergilden  der  Gegenwart.  1.  Baad.Cere- 
moDien  bei  den  periodiacben  Vetsammlui^en ,  S.  47,  beim  Gerieht  der 
Maurer  xu  Straubuiv,  S.  48  u.  49,  beim  Eintreten  in  die  Herbem,  beim 
Beg^nen ,  S.  TT ,  VeierbuDg  derselben  auf  die  OeweriiTereiiw  uter  G«- 
werbe,  S.  82. 

')  KloH  S.  »2. 

")  a.  a.  O.  8. 93. 

•)  a.  a.  O.  S.103. 
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abgelegt  bat-  Sie  fbhrte  ihren  Ursprung  in  die  nächste  N&he 
der  ErschaffiiDg  der  Welt  zuräck.  Die  bedeutendsten  Männer 
des  Altertboms  waren  nach  ihren  Ueberli^emngen  Manrer 
gewesen.  Die  den  Freimaurern  feindlichen  Pnblizisten  schrieben 
daher  ironisch,  das»  der  Orden  der  Gormogonen  noch  viel  älter 
sei,  denn  er  sei  schon  mehrere  tausend  Jahre  vor  Adam  ein- 
geführt worden,  wahrhaft  alt  und  adlig ').  Zu  seinen  GrQndem 
gehörten  Jabal,  Jabel,  Tnbal-Cain  und  deren  Schwester  Nahama, 
auch  Niniveh,  Marcus  Gracchus,  Eaclid,  Hieram,  Charles 
Martel,  Athelstane  etc.  *) 

Die  Maurerei  erkannte  drei  Grade  an,  welche  sich  aus 
dem  Handwerlie  ungezwungen  erklären,  den  Lehrlings-,  Gesellen- 
und  Meistergrad. 

Diese  Zuge  bildete  in  der  Folge  die  Freimaurerei  noch 
weiter  aus.  FUr  uns  ist  die  Entwicklung  ihrer  wohlthätigen 
Bestrebungen  besonders  wichtig.  Auch  auf  diesem  Felde  ver- 
schwand die  individuelle  und  spontane  Thätigkeit  der  Logen. 
Schon  im  Jahre  1729  wurde  eine  gemeinsame  Unterstützung 
eingefQhrt.  Die  einzelnen  Logen  sollten  vierteljährlich  nach 
Belieben  Beiträge  an  die  Grossloge  einsenden,  und  aus  diesen 
sollten  uDterstDtzungswArdige  Brflder ,  die  dem  Orden  dr^ 
Jahre  angehört  hätten ,  ein  Almosen  erbeten.  Nur  in  Fällen 
grösster  Dringlichkeit,  wenn  die  Versammlungen  der  grossen 
Loge  nicht  mehr  abgewartet  werden  könnten,  sollten  3  £  ohne 
Anfrage  gegeben  werden  dürfen ').  Um  der  ^Igemeinen  Unter- 
stQtzungskasse  au&uhelfen,  wurde  festgesetzt,  dass  jede  neue 
Loge  für  ihr  Konstitutionspatent  2  Guineen  an  dieselbe  be- 
zahlen  sollte*).  In  der  Kloss'schen  Geschichte  wird  noch  ver- 
schiedene Male  der  Mildthätigkeit  des  Ordens  erwähnt  Er 
berichtet  unter  Anderem ,  dass  die  Grossloge  manche  würdig:e 
Personen  unterstützt  habe ''),  dass  die  neue  Kolonie  in  Georgia 
in  Nordamerika  der  Wohlthätigkeit  der  Logen  empfohlen  wor- 
den sei*)  nnd  dass  sich  im  Jahre  1733  eine  Almosenkomniission 
gebildet  habe'). 

Die  Freimaurerei  hatte  von  Anfang  an  ein  entschieden 
aristokratisches  Gepräge.  Schon  als  sich  die  vier  Logen  zur 
Konstitairung  der  Grossloge  im  Jahre  1717  vereinigten,  wurde 
beschlossen,  nur  so  lange  einen  Grossmeister  nnter  sich  zu  wäh- 
len, bis  sie  die  Ehre  haben  wttrden,  einen  adligen  Bruder  an 
ihrer  Spitze  zu  sehen  '■).    Die  nach  Sayer  folgenden  Grossmeister 

>)  KloM  S.  96. 
*)  Klon  S.  97. 
')«.».  0.  8.  58. 
*)  ibidem. 
•)  S.  122. 
*)  S.  12«. 
')  S.  124. 
•)  S.  7. 
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sind  alle  Edelleute.  Geistreiche  Mfinner  strebten  danach,  Hit- 
glieder des  neuen  Bundes  zu  werden ').  Der  hohe  Adei  hielt 
unter  Level  seine  Anwesenheit  in  der  grossen  Loge  für  einen 
Ehrenpunkt*). 

Unsere  Zwecke  erfordern  es  nicht,  die  Geschichte  der 
Haurerei  weiter  zu  verfolgen  und  zu  beobachten,  wie  der  ein- 
fache, klare  angelsächsische  Gedanke  für  den  französischen, 
zur  Unnatur,  Masslosigkeit  und  Uebertreibung  geneigten  Geist 
zu  einfach  und  natürlich  war,  wie  die  Franzosen,  den  An- 
regungen eines  schottischen  Konvertiten  Ramsay  folgend,  dem- 
selben einen  keltischen  Zusatz  von  Ueberspanotheit  und  Tollheit 
gaben,  wie  endlich  die  Maurerei  dem  unklaren,  mystischen, 
träumerischen  deutschen  Geiste  zu  nüchtern  erschien  und  hei 
uns  die  Geheimnissjägerei  einriss.  Dagegen  möchten  wir  noch 
einmal  an  den  Ursprang  der  Freimaurerei  aus  einer  mittel- 
alterlichen Zunft,  weiter  an  ihre  gesellige  und  wohlthätige 
Seite,  sowie  an  ihre  bundesstaatliche  Verfassung  und  endlich 
an  ihren  aristokratischen  Charakter  erinnern. 

Dieser  aristokratische  Charakter  nun  musste  die  grossen 
Massen  der  wohlhabenden  unteren  Stände  vom  Eintiitte  ab- 
halten. Bei  der  Bei-fihmtheit  jedoch,  welche  der  Orden  erlangt 
hatte,  und  der  Neugierde,  welche  seine  geheimnissvollen  Fonnm 
erregten ,  wäre  es  nicht  befremdlich ,  dass  sich  neben  den  die 
höheren  Kreise  umfassenden  Logen  Nachahmungen  derselben 
unter  den  niederen  Klassen  gebildet  hätten.  Wir  können  uns 
nämlich  nicht  anders  die  Entstehung  von  gewissen  Klubs  er- 
klären, welche  um  die  Zeit,  da  die  Freimaurerei  in  hoher 
Bluthe  stand,  zum  ersten  Mal  et-wähnt  werden,  und  welche  in 
ihrer  Verfassung,  ihrem  Gebahrea  eine  grosse  Aebniiehkeit 
mit  der  Masonry  haben,  ohne  mit  derselben  in  Verbindung 
zu  stehen. 

Arbeiterklubs  in  dem  gewöhnlichen  Sinne  sind  sie  nicht, 
wie  man  aus  einer  kurzen  Charakteristik  derselben  ersehen 
wird.  Um  das  Jahr  1745  treten  in  der  Nähe  der  beiden 
Hauptsitze  der  Freimaurerei  London  und  York  die  Logen  der 
,Odd  felJows'  und  ,Foresters'  auf.  Schon  früher  hatte  Daniel 
Defoe  die  Gesellschaft,  der  ,Odd  Fellows'  emiihnt,  und  „The 
Gentleman's  Magazine"  fQr  das  Jahr  1745  spricht  von  der 
Loge  der  Odd  Fellows  als  einem  Orte,  wo  man  sehr  angenehme 
und  erheiternde  Abende  zubringen  könne.  Die  älteste  offizielle 
Notiz  erwähnt  die  Aristarcus  Loge,  welche  sich  im  Jahre  1748 
in  verschiedenen  Londoner  Wirthshäusern  versammelte.  Der 
Orden  der  ,Odd  Fellows'  war  eine  ausgewählte  Gesellschaft,  deren 
Ziele  sein  sollten:  die  Aufrechterhaltung  der  WQrde  des  KOnigs, 
der  gegenseitige  Beistand  in  Zeiten  der  Noth  und  gegenseitige 
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BDdang  und  UnterbaltuDg ').  Anscheiaend  BCheioen  das  erste 
und  letzte  Ziel  die  Hypothese  einer  Verwandtschaft  mit  dem 
Freimsorerbonde  nicht  za  unterstatzen.  Aber  nur  anscheinend, 
denn  bei  genauerem  Zusehen  erweisen  sich  die  Abweichungen 
als  ebenso  viele  Grfinde  fQr  die  Annahme  derselben.  Die  Frd- 
maarerei  hatte  vor  ihrer  Reform  auf  Seiten  des  freieren  Prinzips 
JD  der  englischen  Verfassung  und  des  protestantischen  Glaubens 
standen.  Wilhelm  lU.  war  Mitglied  einer  Loge  gewesen, 
dagegen  hatte  Jakob  II.  die  Freimaurer  mit  scheelen  Augen 
angesehen.  Weiter  eriniiem  wir  an  den  Gorniogonenbund, 
dessen  Entstehung  Eloss  den  Umtrieben  der  Jesuiten  und  An- 
h&ogem  der  Stuarts  zuschreibt.  Endlich  fahren  wir  die  That- 
sacfae  an,  dass  erst  im  Jahre  1746  die  Hoffnungeu  der  Stuarts, 
den  englischen  Thron  wieder  zu  erobern,  durch  die  Niederlage 
bei  Culloden  begraben  wurden.  Alle  diese  Umstände  bewegen 
uns  zu  glauben ,  dass  die  Odd  Fellows  sich  eng  an  die  Tradi- 
tionen der  Freimaurerei  hielten,  als  sie  fQr  die  Würde  des 
konstitutionellen,  protestantischen  Königs  Geoi^  U.  ein- 
traten. 

Man  mag  versucht  sein,  den  dritten  Zweck,  einander  zu 
bilden,  aas  den  BedQrfnissen  einer  intelligenten  Arheiter- 
bevölkerung  henialeiten.  Doch  auch  in  dieser  Vorschrift  zeigen 
sieh  Anklänge  an  die  alte  Maurerei.  Kloss  führt  die  Rede  eines 
Yorker  Grossmeisters  an,  welche  noch  die  ,working  masons* 
UDd  die  ,admitted  members  of  other  trades  and  occupations' 
unterscheidet,  in  der  es  in  dem  an  die  Gentleman  gerichteten 
Schlüsse  heisst:  „Man  hat  mich  glaubwardtg  berichtet,  dass  in 
den  meisten  Logen  in  London  und  in  manchen  andern  Theileo 
des  Königreichs  bei  jeder  Versammlung  eine  Vorlesung  ttber 
irgend  einen  Gegenstand  der  Geometrie  und  Baukunst  gehalten 
wird*)."  Aus  dieser  Stelle  geht  ausserdem  hervor,  dass  die 
Aufnahme  von  Nicht-Zunftgenossen  vor  der  durch  Desaguliers 
bewirkten  Reform  eine  Heranbildung  der  Dilettanten  zum  Ver- 
stAodnisse  der  Gewerbefragen  nöthig  machte. 

Nach  diesen  Erläutemngen  fiäiren  wir  in  einer  kurzen 
Schilderung  des  Ordens  nach  Spiy  fort')-  Die  Brüder  kamen 
von  Zeit  zu  Zeit  zusammen;  bei  ihren  Versammlungen  präsidirte 
der  ,Nob1e  Grand',  welcher  mit  unumschränkter  Macht,  Ge- 
horsam zu  erzwingen,  bekleidet  war.  Wenn  ein  Mitglied  auf- 
g^rdert  wurde,  etwas  zur  Erbauung  und  Erheiterung  der 
eesammten  Loge  zu  sagen,  musste  er  den  Anordnungen  des 
Prilsidenten  Folge  leisten  oder  eine  Strafe  bezahlen.    Auf  diese 


'I  l>ie  vDriiegeDden  nnd  die  folRenden  Notiien  nach  Jamei  Spxj: 
Tb«  Uiitorr  of  Odd  Fellowship:  Ita  origin,  TnditiDii  and  Objecto. 
ä.  3  imd  ig.    LoDdon  1867. 
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Weise  suchten  sie  die  Fähigkeiten  ihrer  MithrOder  zu  eotwiekeliL 
Ancb  wurden  Aufsätze  bei  ihren  Versamitiinngen  gelesen. 

In  den  Arbeiterorden  findet  sieb  dieselbe  GeheimnisB- 
krämerei  wie  in  der  Masonry.  Bei  der  Aufnahme  eines  Ksn- 
didaten  in  den  Orden  der  Old  Feilows  wurde  derselbe  mit  ver> 
bundenen  Augen  in  das  Zimmer  geführt,  während  die  Andern 
ein  feierliches  Stillschweigen  beobachteten.  Plötzlich  befalil 
man  ihm,  als  einem  anmaassenden  Sterblichen,  stehen  zu  blei- 
ben. Ketten  rasselten,  die  Mitglieder  stiessen  sinnlose  Töne 
ans.  Der  Kandidat  wurde  dabei  zuweilen  in  Reisig  gestossen 
oder  kopfüber  in  einen  grosen  Zuber  geworfen.  Dann  wurde 
die  Binde  von  seinen  Augen  genommen,  und  nun  sab  er  eine 
Person  vor  sich,  welche  ihm  ein  Schwert  auf  die  Brust  setzte, 
und  die  Frage  an  die  Gegelltichaft  richtete,  ob  er  Gnade  erwcn- 
sen  sollte.  Weiter  hatte  er  die  Todesszene  zu  Oberstehen;  man 
führte  ihn  vor  ein  menschliches  Skelett.  Eine  Maske  bedeckte 
das  Gesicht  der  Mitglieder  während  dieses  Vorgangs.  Ueber- 
all  in  dem  Versammlungszimnier  waren  Symbole  angebracht, 
welche  dem  Eintretenden  allmählich  gedeutet  wurden. 

Bei  den  Odd  Feilows  dieselbe  sagenhafte  Vergangenhat. 
Sie  behaupteten,  von  einer  geheimen  judischen  Gesellschaft') 
abzustammen,  die  sich  während  der  babylonischen  Gefangen- 
schaft gebildet  hätte,  und  die  durch  eine  aus  Juden  bestehende 
Legion  zur  Zeit  des  Kaisers  Titus  nach  England  verpflanzt 
worden  wäre.  Ihre  oben  geschilderten  Ceremonien  bei  der 
Aufnahme  eines  neuen  Mitgliedes  betrachteten  sie  als  eine 
Nachahmung  der  Elensiniscben  Mysterien. 

Ueber  die  .Royal  Foresters'  hören  wir  Aehnliches  *).  Der 
Orden  wurde  kurz  vor  dem  Jahre  1745  in  Leeds  gegründet. 
Zunächst  fällt,  wie  bei  den  Odd  Feilows.  der  wunderliche  Cha.- 
rakter  ihrer  geselligen  Zusammenkünfte  in's  Auge.  In  der 
Bewilligung  zur  Eröffnung  der  zweiten  Loge  in  Knaresboroogb 
wird  den  Biildem  die  Erlaubniss  gegeben  -dort  alle  Rechte 
und  Ceremonien  der  Alten  Förster  (Ancient  Foresters)  ausm- 
ttben,  wie  sie  seit  Alters  bei  ihrem  geheimen  Waldgerichte 
(Secret  Swain  Mote)  ausgeübt  worden  wären".  Auch  sie  hatten 
mystische  Umgebungen  und  hielten  ihren  Orden  für  sehr  alt. 
Das  Datum  des  SchriftstQckes  ist:  „der  23.  Dezember  im  Jahre 
5817  nach  der  Zeitrechnung  der  Försterei".  Adam  war  der 
erste  Förster,  wie  in  der  Vorrede  zu  den  Statutea  lange  Jahre 
hindurch  zu  lesen  war.    Die  Höchsten  nach  Rang  und  Stellong 


im  nnbiBtoruchea  lü.  Jfthrhiuidert  die  Heinaag 
„    .  Engländer  vod  einem  der  verloren  gegmsaien 

Stimme  Israela   abBtammten,  dtus  die  engliidie  Sprache  aus  «um  Hebift- 
iscbeo  abgeleitet  werden  mOsBe  u.  a.  «. 
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w&i«D  Stolz  «if  den  NameD  Förster  gewesen.  AUred  der  Grosse, 
Vilbelin  Kafus  und  König  Jakob  L  hätten  dem  Orden  angehört '). 
Wir  sehen  also  in  diesen  beiden  Orden ,  wie  uns  scheint, 
treae  Machbilder  (ier  Freimaurerei ,  welche  die  edlen  wie  die 
fiitzenhaften  Zoge  der  Masonry  spiegelten.  Beide  bestehen  ans 
einer  grossen  Anzahl  von  Vereinen,  die  in  unabhängiger,  aber 
eng  verbundener  Stellung  zu  einander,  und  in  abhängiger 
Stellung  zu  einem  Centralvereine,  der  Mutterloge,  stehen.  Ge- 
Bdijgkeit  and  gegenseitige  Unterstützung  sind  ihre  Hauptzwecke. 
Wie  die  Freimaurerei  nennen  auch  sie  ihren  Bund  ,Order'. 
in  den  ofüziellen  Schriftstacken  der  Haurerel  kommt  der  Name 
.brotherhood'  noch  vor^).  Der  Name  ,ordei''  scheint  überhaupt 
eine  üte  Bezeichnung  fQr  einen  Klub  in  dem  geselligen  Sinne 
gewesen  zu  sein.  In  Walford's  Insurance  Cyclopaedia  findet 
ach  in  dem  Artikel  „Frieodly  Societies"  folgende  Notiz*): 

„1623.  —  Thei-e  is  preserved  in  the  Record  Office,  Fetter 
Uoe,  the  „Examination  of  Mich.  Constable  of  West  Kaisen, 
Liocolnshire,  relative  to  the  origin  of  the  order  of  the  ,Bugle' 
in  Neffport,  Isle  of  Wight,  on  their  voyage  to  Spain.  They 
formed  theinselves  Into  a  Friendly  Society,  called  the  ,Bugle' 
and  on  their  retum  met  with  another  society  called  Tityretu, 
with  whom  they  had  Friendly  intercourae;  40  more  joined  their 
Company.  They  had  officei-s,  colours  and  a  general  fund,  but  no 
ulicles  of  agi-eement  Then  there  is  recorded  the  names  of 
Uie  Orders  of  .Tityre"  and  „the  ßugle"  and  the  names  of  those 
of  the  Order  of  the  „Blew" ;  being  a  list  of  knights  and  gent- 
temeo,  some  of  whom  were,  and  some  were  not,  at  the  supper, 
bot  of  the  colour." 

Dass  dieser  Klub ,  wie  Waiford  behauptet,  eine  Hilfskasse 
gewesen  sein  sollte,  kam  mir  sehr  zweifelhaft  vor.  Ich  wandte 
mich  daher  an  das  Public  Kecord  Office  mit  der  Bitte,  den 
Charakter  der  Gesellschaft  zu  bezeichnen  und  der  Frage,  ob 
das  Wort  ,Friendly  Society'  in  dem  Dokumente  vorkäme.  Herr 
Cartwright  antwortete,  ,that  the  ,Society'  formed  was  not  a 
,friendly'  one  in  the  modern  sense  of  the  word,  neither  is  that 
Word  used  in  the  document  at  all.  The  Society  was  simply  a 
eoDvivial  or  drinking  club  composed  of  gentlemen  of  good  meaos 
and  Position  in  that  day". 

Wenn  also,  wie  sich  aus  dem  Dokumente  ergibt,  das  Wort 
.Order'  im  17.  Jahrhundert  einen  geselligen  Verein  bezeichnen 
konnte,  dann  ist  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  die  Foresters 
imd  Odd  Fellows  sich  nicht  erst  in  Folge  der  Blathe  der  Frei- 
ouuirerei  bildeten,  sondern  schon  früher  bestanden,  aber  durch 
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den  Eioflass  der  Freimaurerei  nach  Geist  und  Ver&ssnng 
refonnirt  wurden. 

Nachdem  wir  hiermit,  die  dritte  Quelle  des  modernen  Hil&- 
kassenwesens  aufgezeigt  haben,  vei-suchen  wir  die  Folgen  dar- 
zustellen, welche  der  Zustand  der  Hil&kassen  nach  sich  zog. 

Der  Klub  konnte  der  Armuth  nicht  so  energisch  steuern, 
wie  seine  Ahnfrau,  die  Gilde-  Er  war  vielleicht  den  Anforde- 
rungen  ruhiger,  behäbiger  Zeiten  gewachsen,  aber  dem  An- 
sturm gewaltiger,  sozialer  Wandlungen  vermochte  er  nicht  zu 
widerBtehen.  Das  Uebel  des  16.  Jahrhunderts  kehrte  im  18. 
wieder.  Mit  dem  zunehmenden  Verderben  hielten  das  Armen- 
wesen und  das  freie  Vereinswesen  nicht  gleichen  Schritt 
Konnten  sie  es  bewältigen? 

Die  Beraubung  und  Vernichtung  des  Bauei-ustandes,  welche 
im  15,  Jahrhundert  begonnen  hatte,  wurde  im  16.  u.  17.  Jahr- 
handeit  durch  die  Politik  des  kräftigen  Königthums  der  Tndois 
und  der  selbstbewussten  der  beiden  ersten  Stuarts  aufgehalten 
und  periodisch  zum  Stillstand  gebracht.  Die  Habsucht  der 
Aristokratie  krümmte  sich  unter  der  wuchtigen  Faust  des  par- 
lamentsfeindlichen Lord  -  Protectors.  Aber  im  Stillen  ging  der 
Diebstahl  seinen  schleichenden  Weg  weiter,  wie  eine  Yor- 
heerende  Krankheit,  die  zuweilen  aussetzt  aber  um  so  schreck- 
licher wieder  ausbricht,  wenn  sich  die  Bedingungen  fOr  ihre 
Entwicklung  von  neuem  gQnstig  gestaltet  haben.  Die  herr- 
schenden Klassen  konnten  sich  endlich  schäm-  und  gewissen- 
los gebärden,  als  das  Köoigthum  von  ihnen  abhängig  geworden 
war.  Nun  begann  jene  schreckliche  Kette  von  Beraubung  und 
Verbrechen,  welche  fast  zwei  Jahrhunderte  dauerte. 

Unter  Karl  11.  als  Vorspiel  die  Aufbebung  der  Feadal- 
verfassung  und  das  Niederlassungsgesetz,  unter  Wilhelm  m. 
die  Vei-Echleudemng  der  Domänen,  als  unter  den  Hannove- 
ranern Adel  und  GentiT  an's  Ruder  kamen,  d.  h.  sich  der 
Parlamentarismus  entwickelte,  133  Jahre  lang  „Einschliessung* 
der  Gemeindeländereien,  in  Summa  ungefähr  8  000  000  Acres! 
Dieses  im  „freiesten  Lande"  Europas,  unter  einer  „parlamen- 
tarischen" Regierung,  auf  Veranlassung  einer  „in  der  Sellwt- 
verwaltung  geschulten"  Aristokratie  mit  nUnerschfipflichOD 
politischem  Talente"  und  wahrhaft  »staatsmännischer  Aaf> 
lassung"!  Wie  im  15.  wurden  die  Menschen  im  18.  ver- 
jagt, man  verhinderte  sie  an  der  Auswanderung,  um  sie  ia 
die  Städte  zu  treiben,  wo  sich  der  folgenschwere  Uebe^^ng 
von  der  Klein-  zur  Grossindustrie  vollzog,  welche  grosse  Ar- 
beitermassen periodisch  brotlos  macht  Die  Arb«tgeber  bial- 
ten den  Preis  der  Arbeit  konstlich  nieder,  und  beiaUt«ii  d«a 
Arbeitern  den  zur  Bestreitung  des  Existeozminimos  n&thigDK 
Rest  aus  den  Armensteuem. 

So  häufte  Geldwirthscbaft  Weidewirthschaft,  Roseokriege, 
Bürgerkriege,  Beraubung  des  Kirchengutes,  des  Gildegata^ 
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der  Krong&ter,  Ginscfaliessung  der  Gemeindeläadei-eien,  und  end- 
lieli  die  Grossindustrie  eine  unbeschreiblicbe  Snmme  von  Elend 
UD<t  Noth  aof  die  unteren  Klassen  England'e.  Der  Enteig- 
nmiegproEess  spiegelt' sich  im  Wachsen  der  Ärmensteuei-.  Wäh- 
rend dieselbe  nach  einer  zu  hohen  Schätzung  im  Jahre  1673 
jfS40000,  und  nach  einer  genaueren  im  Jahre  1685  nur 
^"^362  betrug'),  ging  sie  im  Jahre  1714  aaf  £  950000 
bei  einer  Bevj^lkemng  von  5^/^  Millionen  hinauf.  Im  Jahre 
J776  hatte  sie  schon  eine  Höhe  von  £  1530800  bei  einer 
Bevölkerung  von  7  000000  erreicht.  Im  Jahre  1783  stieg  sie 
auf  g  2132  486  und  im  Jahre  1784  auf  £  3285  889'). 

Englische  Staatsmänner,  Politiker  und  Publizisten  wandten 
sirti  aofesichts  dieser  Verhaltnisse  einem  eifrigen  Studium  des 
Anneovesens  zu.  Das  einzig  wirksame  Mittel  zur  Bekämpfung 
lies  Pauperismus :  RQckforderung  der  Domänen.  Gemeinde- 
ländereien,  der  gelegten  BauergQter  gegen  Entschädigung  der 
Besitzer  und  Foi-tbiidnng  des  Lohntaxsystems  wurde  nicht  an- 
;.'ewandt  Man  erstrebte  statt  dessen  zwei  Ziele :  Refonn  des 
.Irmenffeseiis  und  Schaffung  einer  wirksamen  Arbeiterveraiche- 
rung.  Das  erstere  hoffte  man  1834  nach  manchen  fruchtlosen 
Projekten  durch  die  Rückkehr  zu  den  Ehsabethischen  Prin- 
cipieo  zu  erreichen.  Alles  lief  daraus  hinaus,  den  jetzt  häufig 
nicht  nur  pauperisirten,  sondern  auch  demoralisirteu  Armen  vom 
Almosenempfang  abzuschrecken.  Der  Erfolg  war  unbedeutend. 
Konnte  man  dem  zweiten  Projekte  einen  grösseren  vereprechen  ? 
Das  hing  von  der  Gestaltung  desselben  ab.  Jedenfalls  konnte  eine 
Samme  nicht  grösser  sein,  als  sämmtliche  Addenda  zusammen. 
Kichts  ist  wichtiger,  als  an  dieser  Stelle  nacbdi-ncksvoU 
hervorzuheben,  dass  die  Bestrebungen  der  wohlhabenden  eng- 
lischen Stände  zur  Hebung  der  unteren  Klassen  aus  ihrem 
Egoismus  entsprungen  sind.  Man  hat  die  Bedeutung  der 
Elisabetbischen  Annengesetzgebung  dadurch  kurz  bezeichnen 
i*ollen,  dass  man  sie  das  Sicherherheitsventil  des  englischen 
Staates  genannt  hat;  wir  glauben  eine  wenig  beachtete  Seite 
deiselben  zu  beleuchten,  wenn  wir  sie'  das  Manometer,  das 
Pulsometer  des  englischen  Staatslebens  nennen.  Das  Steigen 
der  Armenlast  ist  fiir  den  Engländer  das  Symptom  einer  gesell- 
Khaftlichen  Krankheit,  an  der  er  mit  Aufbietung  aller  Kräfte 
arbeitet,  —  um   sich  Abgaben   zu  ersparen*). 

'}  EdcD,  Tbe  State  of  the  Poor.    S.  229. 

^  8ir  (ieorge  Nicholto,  History  of  the  EngliBh  Poor  Lsw.  II,  57  ffg, 
*}  Mit  tiai«eT  Deutlii^bkeit  tritt  diee  in  der  Petition  eines  ge wissen 
John  wilkfaiBaa  sof,  irpkbe  nns  das  Journal  of  the  Houae  of  CommonB 
nUer  dem  4.  Februar  178S  mit  der  AnsftlhrUchkeit  überliefert,  welche  sie 
rffdicDL  Herr  WiLkiason  hat  Eisenwerke  angelegt,  welche  in  stetem  Wsch- 
Ms  beBTifien  amd  und  eine  steigende  .^niahl  von.  Arbeitern  an  den  Ort 
luhea.  Mit  jeder  VergrOsseruDg  aeiuer  Werke  wächst  der  Betrag  der 
Ameiist«iter,  welche  Herr  Wilkinson  zu  zahlen  hat,  und  die  Feindseligkeit 
der  AnneDaufseber,   weiche  die  Arbeiter  mit  Autweisung  bedrohen.    Herr 
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Es  kann  nur  ein  Lächeln  hervorrufen,  wenn  George  Roae 
bei  der  Berathung  des  ersten  Sparkassengesetzes  im  Jahn 
1817  und  ein  Schriftsteller  im  Jahre  ISbi  in  der  QnartOT^ 
Review  einschärfen,  man  solle  in  den  unteren  Klassen  nidtt 
den  Glauben  erwecken,  dass  sie  nur  gefördert  willen,  um  d«i 
oberen  Klassen  die  Annensteuer  zu  erleichtem,  während  doch 
die  Parlamente  bei  der  Berathung  aller  Sparkassen-  uöd 
Friendly  Societiesgesetze  an  erster  Stelle  bei  den  Erspamissei 
an  Armensteuem  verweilen,  welche  solche  Institutionen  herhri- 
fQhren  sollen,  während  verschiedeae  Gesetze  diesen  Standpunkt 
in  der  Pr&ambe]  zu  allgemeiner  Kenntniss  bringen  und  die  Zei- 
tungsliteratur ihn  immerfort  predigt. 

Die  Vorschläge,  welche  zur  Entwicklung  eines  Arbeiter- 
versicherungswesens in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhundetta 
gemacht  werden ,  verkörpern  drei  Tendenzen ,  denen  sich  drei 
andere  gegenüberstellen.  In  den  einzelnen  Vorschlägen  durdt- 
kreuzen  sie  sich  mannigfaltig.  Das  erste  Paar  streitet  sich 
um  das  Verwaltungsgebiet  des  Arbeiterveraicherangs- 
wesens.  Wie  sehr  diese  Bewegung  durch  das  Almosen  ihren 
Anstoss  erhielt ,  erhellt  daraus ,  dass  manche  Politiker  die 
Untei-statzungsvereine  in  den  Grenzen  des  Kirchspiels  er- 
richten wollten.  Hier  tritt  die  innige  Verliimlung  kirchlicher 
Armenpflege  und  des  Untei-stützungswesens  in  England  zu  Taga. 
Hätte  diese  Richtung  Erfolg  gehabt,  dann  wäre  durch  eine 
merkwardige  pieschichtliche  Entwicklung  eine  moderne  pro- 
testantische Gilde  in's  Leben  gerufen  worden ,  und  zwar  ver- 
mittelst des  Bindeglieds  der  auf  mittelalterlichen  Institutionai 
beruhenden  Ai-mengesetzgebung.  Die  entgegengesetzte  Tendens 
hält  sich  nicht  an  die  engen  Schranken  der  Pfarrei.  Die  Frag« 
ist  kurz  die:  Soll  diese  soziale  Frage  des  18.  Jahrhunderts 
durch  Kirchspiel,  Verein  oder  Staat  gelöst  werden?  Dieselbe 
wird  in  der  Friendly  Societies-Bewegung  immer  wieder  Hin- 
geworfen, und  ist  auch  jetzt  noch  nicht  endgiltlg  erledigt  Die 
zweite  Richtung  will  Zwangskassen,  bezüglich  freie  Kaseen. 
Die  dritte  verlangt  neue  Organisationen.  Die  gegenüberstehende 
möchte  die  bestehenden  boxes  und  clubs  ermuthigen. 

Francis  Maseres  schlug  in  einei-  im  Jahre  1772  ge- 
druckten ')  Broschüre    vor,    dass    in   jeder  Pfarrei ,  wo  zwei 


__   _  .. r  Last  lallen  können,  und  bitt(l^ 

nach  der  Gründang  der  Gesellscbati    von    der  Armensteuer   befrait 
tu  werden.    Ob  Herr  Wilkinson  seine  Arbeiter  die  Beiträge  zur  KaMe 
aUein   tragen   lassen  wollte,    aa^  die  Petition  nicht.     Wenn   die 
gewährt  worden  wäre,  hatte  er  in  jedem  Falle  ein  gutes  Geachaft  g 

')  A  propoaal  for  ettabliBhing  life  anuaities  in  Parishe«  Ibr  the  BeudU 
of  tbe  Indnstnoua  Poor.  Vorher  hatte  er  seine  Gedanken  im  Public  AA> 
Tertiser  Tom  22.  Juli  ls71  entwickelt  Siehe  Eden.  -State  of  the  Poor. 
I.  S.  :l.%. 
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KirchenBlteste  and  zwei  oder  mehrere  Armenui&eher  wären, 
die  ArmeDBteuem  bezalilenden  Einwohner  eine  Korpora- 
tion bilden  sollten,  zum  Zweck  der  Zahlung  von  Alters- 
renten an  P&rrgeDoesen,  welche  im  Stande  und  willens  wären, 
eine  einmalige  Prämie  zn  erleben.  Die  Rente  sollte  jedoch 
für  kein  Alter  20  iß  Obersteigen  and  ihr  Genäse  beim  Manne 
mit  50,  bei  dem  Weibe  mit  35  Jahren  beginnen.  So  sollte 
die  anf  den  GOtem  wohlhabender  Leute  lastende  Armensteuer 
vermindert  werden. 

Im  Jahre  1773  wurde  auch  eine  Bill,  welche  diese  Ideen 
enthielt,  von  Dowdeswell  dem  Hoase  of  Commons  vorgel^. 
Die  Prämien  sollten  in  dreiprozentigen  Staat^apieren  angel^ 
werden.  Durch  Zuschlag  der  ZiDsen  zum  Kapitale  hoffte  man 
mit  geringen  Einzahlungen  hohen  Ansprüchen  gerecht  werden 
zu  können.  Im  Falle  jedoch  das  aus  Prämien  und  ZinsesziDsen 
gesammelte  Kapital  nicht  genüge,  sollte  das  Fehlende  aus  der 
Armenkasse  genommen  werdea  Die  Geistlichen,  Kirchen- 
ältesten  ond  Annenaufeeher  waren  nach  dem  Gesetzentwarf 
die  Beamten  der  Korporation.  Doch  sollten  sie  keinen 
VersieherangsTertrag  ohne  die  Zustimmung  der  Armensteuer 
bezahlenden  Kirchspielangesessenen  ahschliessen  dürfen,  und 
zwar  mussten  die  Zu.<:timmeGden  mehr  als  die  Hälfte  der  Armen- 
steuer des  Kirchspiels  anfbringen.  Der  Uebergang  der  Policen 
im  andere  Personen  war  sehr  erschwert  Dem  Gesetzentwurf 
war  eine  soi^sam  gearbeitete  Tafel  beigefügt,  welche  neb  auf 
Deparcieux's  Tafel  stützte.  Dieselbe  hatte  Maseres  ansgear- 
beitet  und  Dr.  Price  durchges^en.  Der  Gesetzentwurf  giug 
durch  das  Unterhaas,  aber  das  Oberhaus  verwarf  ihn  in 
Folge  einer  Rede  des  Lord  Gamden  'f-  Die  Lords  befürchteten, 
d4ss  ihnen  die  AnsfQhmng  dieses  Projektes  neue  Lasten  auf- 
bürden würde,  worin  sie  sich  jedmfolls  täuschten.  Denn 
Haseres'  Torschlag  war  so  unpraktisch,  dass  an  eine  Verwirk- 
lichung desselben  gar  nicht  za  denken  war.  Die  geringste 
Prämie  sollte  5  £  betragen.  Bei  dem  damaligen  Stande  der 
Löhne  und  dem  Charakter  der  englischen  Arbeiter  war  aber 
nicht  zn  erwarten,  dass  sich  viele  Arme  die  langen  and  schwe- 
ren Entb^Tongen  auferlegen  worden,  welche  zu  einer  solchen 
Prämioizahlang  nöthig  waren. 

Im  Jahre  1787  legte  Gilbert,  welcher  io  der  Geschichte 
des  Armenwesens  durch  seine  partielle  DurchfQhning  des  in 
der  ArmengesetzgebuDg  Heinrich's  VIII.  und  Elisabeth's  ent- 
haltenen Gedankens  der  Zusammenlegung  von  Kirchspielen  zu 
grosseren  Annengemeinden  bekannt  ist,  in  diesem  Gesetz- 
entwurfe auch  folgende  Massregeln  zur  Ermnthigung  der 
bestehenden  Friendiv  Soeieties  vor,  die  jedoch  nicht  den 
Beihll  des  Parlamentes  hnden  'i. 
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1.  In  den  Grafechnften  sollen  die  AusschOsse,  welche  zum 
Zweck  der  Durchführung  des  Ai-mengesetzes  angeordnet  werden 
Mitgliedern  von  Friendlv  Societies,  deren  Statuten  von  denselben 
gebilligt  worden  sind,  wenn  dieselben  von  ihrer  Gesellschaft 
Unterstützung  erhalten,  auch  eine  Untei-KtUtzung  von  Seitoi 
des  Ausschusses  (nicht  mehr  als  einen  Schilling  wöchentlich) 
gewähren  dürfen.  Diese  Beträge  sollen  aus  einer  Hundesteuer, 
Sonntagszöllen  und  verschiedenen  Gebühren  bestritten  werden. 

2.  Finden  die  Statuten  einer  neugebildeten,  ans  wenigstens 
100  Mitgliedern  bestehenden  Gesellschaft  die  ifustimmung  des 
Ausschusses,  dann  dai-f  derselbe  dem  Vereine  eine  einmalige 
Schenkung  zuwenden. 

3.  Werden  die  Statuten  eines  neu^egrUndeten  Vereint 
dem  reisenden  Richter  vorgelegt  und  von  diesem  gebilligt,  dann 
soll  die  Staatsgewalt  den  Beamten  ihren  Arm  zur  Eintreibung 
der  verhängten  Strafen  leihen  und  die  Ansprüche  der  Hif 
glieder  an  die  Gesellschaft  nöthigenfalls  durch  Pfändung  und 
Zwangsverkauf  durchsetzen.  Unter  diesen  Vorschlägen  ist 
der  dntte  der  wichtigste.  In  veränderter  Form  findet  er 
11  Jahre  später  seinen  Weg  in  das  erste  Friendly  Societies- 
Gesetz.  Ja,  das  ganze  Gesetz  ist  nur  eine  reiche  und  allseitige 
Entwicklung  dieses  Gedankens,  und  auf  diesem  (irundgedanken 
beruht  die  Gesetzgebung  bis  auf  den  heutigen  Tag. 

4.  Die  letzte  bezweckte  die  Beseitigung  des  GrundUbeb 
aller  freiwilligen  Arbeiterversicherungsvereine  unter  unserer 
heutigen  WirthschaftsordnunK.  Mit  dem  ruhipen,  vorurtheilsfrden 
Blicke  des  Engländers  erkannte  Gilbert  die  Achillesferse  aller 
clubs  und  boxes  in  dem  Unvermögen  des  Arbeiters  in  Zeitoi 
der  Arbeitslosigkeit,  seine  wöchentlichen  Beiträfie  zu  bezahlen. 
Er  schliß  desshalb  vor,  dass  die  von  ihm  geplanten  Ausschmsa 
der  Armenverbände  berechtigt  sein  sollten,  die  Prämien  der 
arbeitslosen  Mitglieder  von  Arbeiterklubs  zu  entrichten. 

Thomas  Gilbert  muss  daher  als  der  geistige  Vater  dw 
eingeschriebenen  Hilfskasse  (Registered  Friendly  Society)  an- 
gesehen werden. 

Haben  wir  nun  hierin  zwei  Plilne  besprochen,  welche  die 
Prinzipien  der  Freiwilligkeit  verwirklichen,  von  denen  der  eine 
eine  neue  Organisation  auf  dem  Gebiete  des  Kirchspiels  befür- 
wortet, der  andere  bestehende  Gesellschaften  zur  höchsten  Kraft- 
entfaltung aufmuntern  will,  so  ttitt  uns  in  der  Schrift  Acland'l 
eine  Vereinigung  der  Begriffe  Zwang  und  Staat  entgegen  •). 

Acland  schlägt  vor,  dass  durch  Gesetz  eine  Kasse  gegrün- 
det werden  soll,  zu  der  Jeder,  sei  es  Mann  oder  Weib,  zwi- 
schen   dem    21.  und  3(i.  Jahre    beizutragen    verpflichtet    isL 

')  A  Plan  for  renderinK  the  I'oor  independent  od  public  coDtribntioii, 
foonded  on  the  baaia  of  ihe  Friendly  Societies,  commonly  ulled  dabi  br 
the  Hev.  Jobo  Acland.  Eieter  llf6.  Inbaltsungabe  bei  Edeo  &.  ^  Oi 
1,  S.  373—300. 
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VoD  der  Beitragspflicht  ausgenoinmen  sind  aUe  Personen, 
welche  entweder  durch  dauernde  Krankheit  an  elDem  regeU 
massigen  Erwerb  verhindert  oder  über  30  Jahre  alt  oder  ver- 
heirattiet  sind  und  eins  oder  mehrere  Kinder  haben.  Aber  die 
beiden  letzten  Klassen  dfirfen  zu  der  Kasse  beitragen.  Wenn 
Gesunde  zwischen  dem  30.  und  50.  Jahre  der  Gesellschaft  bei- 
treten wollen,  dann  müssen  sie  neben  den  gewöhnlichen  Bei- 
trägen einen  Jahresbeitrag  als  Eintrittsgeld  und  1  Schilling 
ffir  jedes  nach  dem  30.  Lebensjahre  abgelaufene  Jahr  bezahlen. 
—  Niemanden  soll  der  Besitz  von  Geldkapitalien  vom  Eintritt 
befreien.  Nur  diejenigen,  welche  ein  Einkommen  von  iß  10 
bis  ^  1000  aus  Grund  und  Boden  haben,  brauchen  sich  nicht 
zu  betheiligen. 

Adand  fügte  seinem  Plane  eine  nach  der  Verschiedenheit 
der  Beitrage  graduirte  Tabelle  zu.  Dieselbe  weist  vei-schie- 
dene  Ansätze  filr  bettlägerige  Kranke  und  umhergehende  Kranken 
auf.  Die  Alterspensionen  sind  verschieden,  je  nachdem  sie 
mit  dem  65.,  70.  oder  75.  Jahre  beginnen. 

Aciand'g  phantastischer  Vorschlag  wurde  nie  ernstlich 
diskutirt.  Er  bot  viele  Angriflspunkte,  welche  Howlett  in  einer 
1788  erschienenen  Broschare^)  glücklich  herausfand.  Vor 
Allem  scheint  uns  die  Aufdeckung  der  Thatsache  von  der 
grössten  Bedeutung,  dass  die  Einnahmen  der  Armen  zu  gering 
waren,  um  daraus  die  Prämien  zu  einem  umfassenden  Ver- 
sichei-ungswesen  zu  bestreiten.  „The  whole  indeed",  sagt  er 
S.  110,  „appears  to  go  upon  thia  fundamental ly  erroneous  con- 
ception,  namely  that  the  present  eamings  of  the  Poor,  if  pro- 
perly  managed,  are  perfectly  adequate  to  their  comfortable 
maintenance.  This  is  by  oo  means  true;  to  which  I  will 
venture  to  add,  that  nine  Tenths,  at  least,  of  the 
country  labouring  Poor,  who  form,  perhaps,  three  foui-ths 
of  the  wbole  body  of  labourers  in  the  kingdom,  which  re- 
ceive  parochial  assistance,  have  been  reduced  to 
that  necesBity,  not  from  vice  and  profligacy,  not 
from  laEiness  and  indolence,  but  unavoidable  in- 
ability  to  support  themseives  and  families  by  the 
income  of  their  labour,  and  with  that  degree  of  skill 
and  man^gement  they  possess." 

Es  ist  anziehend,  zu  sehen,  wie  schon  zu  dieser  Zeit, 
da  der  erste  Plan  auftauchte,  eine  allgemeine  Zwangskasse  zu 
grOnden,  die  sich  durch  die  Beiträge  der  Arbeiter  erhalten 
sollte,  Front  gemacht  wurde  gegen  die  stillschweigende  Voraus- 
setzung, dass  der  Arme  aus  seinen  eigenen  Einnahmen,  wenn 

')  The  Re».  J.  Howlett:  The  insufScieDcy  of  ihe  causes  to  which  the 
iDcreue  of  oor  Poor  tud  of  the  Poor's  Kates  have  been  comraonly  «scri- 
b«d    etc.  etc.     Loodoo    1788.     Eine    InhaltsaiiBabe    bei    Edeo    a.  a.  0. 

1,  8.  380-386. 
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er  nur  sparsam  and  vorsorglich  wAre.  sich  ein  behagliehee 
Dasein  und  eine  sichere  Zukunft  schaffen  könne.  Selbst  bei 
den  heutigen  Löhnen  der  meisten  Arbeiter  ist  es  zweifellos, 
dass  die  Schaffung  von  Kassen ,  die  allein  auf  ihren  Beiträgen 
basiren,  nur  möglich  ist  uuter  der  Voraussetzung  von  Kon- 
sumvereinen, deren  niedrigere  Verkaufepreise  ihnen  die 
Zahlung  von  Prämien  eimöglicben,  von  Gewerkvereinen, 
welche  die  Lohne  auf  der  Höhe,  welche  sie  vor  Grandong 
der  Konsumvereine  hatten,  gegen  die  natürliche  Tendenz  der 
Unternehmer ,  erhalten ,  die  Löhne  um  die  Differenz  der 
Konsumvereinspreise  und  Ladenpreise  zu  drttcken,  und  end- 
lich von  staatlich  vou  den  Unternehmern  erhobenen  Krisen- 
Steuern,  aus  denen  der  Arbeiter  in  Arbeitslosigkeit  er- 
halten wird. 

Neben  den  vielea  trefflichen  Gedanken  Howlett's  steht  ein 
anderer,  welcher  so  falsch  ist,  dass  man  sich  wundert,  ihn  von 
einem  so  verstandesklaren  Manne  ausgesprochen  zu  hören.  Er 
befürchtet,  ein  junger  Mann,  der  sich  durch  Zahlung  einer 
Prämie  die  Aussicht  auf  ein  sorgenfreies  Alter  erworben  habe, 
werde  keinen  Sporn  zur  Sparsamkeit  fühlen  und  verkommrai. 
Diese  Anschauung  wird  auch  noch  heutigen  Tages  gehegt. 

Wir  können  uns  nicht  weitläufig  mit  den  Ansichten  dw 
Verfassers  und  seiner  Anhänger  über  die  wirthschaftliche  Be- 
deutung der  Noth  auseinandersetzen.  Wir  können  nur  bemer- 
ken, dass,  wenn  dieser  Gedanke  konsequent  verfolgt  wird,  er 
zur  Vernichtung  jeder  Kultur  fuhren  muss.  Mues  da  eicht 
jedem  Manne,  wenn  er  beruhigt  in  die  Zukunft  schauen  kann, 
sein  Besitz  genommen  werden,  da  ihm  dei'selhe  den  Stachel 
zur  Thätigkeit  nimmt?  Muss  nicht  die  Vererbung  von  mate- 
riellen Gütern  verboten  werilen?  Es  ist  richtig,  dass  die  wtrtil- 
schaftliche  Noth  in  Leuten ,  welche  an  eine  höhere  Lebens- 
haltung gewöhnt  sind,  den  Verstand  schärft,  die  Energie  ent- 
wickelt, aber  es  ist  nicht  minder  wahr,  dass  sie  sehr  hitnfig 
die  Sittlichkeit  untergräbt  und  in  den  ärmeren  Klassen  die 
Triebfedem  zur  Sparsamkeit  und  Fürsorge  sehr  wenig  an- 
spannt. Und  wenn  die  wirthschaftliche  Noth  von  so  grosser 
Bedeutung  ist,  warum  gehen  wir  denn  nicht  einen  Schritt 
I  weiter,  lösen  den  modernen  Staat  auf  und  führen  das  Leboi 
wilder  Völker.  Niemand  kann  leugnen,  dass  in  einem  un- 
civilisirten  Zustande  der  Mensch  muthiger,  selbständiger  nnd 
weniger  verzärtelt  ist,  als  io  einem  hochcivilJKirten  Zustande. 
Wir  wollen  gar  nicht  einmal  bei  dem  wohltbätigen  Einflüsse 
verweilen,  welchen  eine  gesicherte  materielle  Stellung  «if 
die  Thätigkeit  des  Menschen  hat,  da  sie  allein  Unterneh- 
mungen, welche  sich  über  lange  Zeiträume  erstrecken,  mög- 
lich macht,  sondern  nur  kurz  daran  erinoei-n,  dass  Jo^ 
Stuart   Mill   in    seinen    Bemerkungen    Ober    den    station&ren 
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Staat')  Zeiten,  in  welchen  die  roheste  Selbstsucht  Motiv 
Trirthschaftlicher  Thätigkeit  ist,  für  Vorstufen  einer  höheren 
Knlturepocbe  hält,  da  edlere  Beweggi-Qnde  an  die  Stelle  des 
wiithschaitlichen  Egoismus  getreten  sind. 

Die  Idee  der  Zwangskasse  wurde  in  den  achtziger  Jahren 
noch  durch  zwei  andere  Männer,  von  jedem  in  originaler 
Weise  vertraten.  Zugleich  mit  Aclaud  kämpfte  dafQr  The  Rev. 
Joseph  Townsend*). 

Er  sähe  am  liebsten  die  ganze  englische  Armenpflege  auf- 
gehoben, und  den  Armen  auf  die  Privatwohlth'ätigkeit  ange- 
wiesen. In  allen  KirchapieleD ,  schlägt  er  vor,  sollen  Werk- 
stätten errichtet  werden,  welche  dem  arbeitsamen  Armen  Be- 
sehäftigunti  g^en  tägliche  Entlohnung  geben.  Ein  Korrelat 
ist  die  obligatoneche  Friendly  Society.  Jeder  Arbeiter  muss 
einer  solchen  Kasse  angehören.  „Um  sie  in  diese  GeBellschaften 
zu  treiben,  sollte  Niemand  zur  Unterstützung  aus  der  Armen- 
kasse berechtigt  sein,  der  nicht  einer  Friendly  Society  ange- 
hörte." Unter  d^  vielen  Missständen  dieser  Vereine  rügt  er 
besonders  die  Gleichheit  der  Beiträge  fQr  Verheirathete  und 
(Jnverheirathete.  Der  Vater  von  vier  unerwachsenen  Kindein 
durfte  nicht  mehr  als  Via  seines  Wochenlohnes  bezahlen,  wäh- 
rend der  Junggesell  ein  Viertel  desselben  zur  Kasse  beitragen 
sollte. 

Bekanntlich  hat  kein  Geringerer  als  Malthus  ^)  diesen  Vor- 
schlag kritisirL  Es  kann  Niemanden  in  Verwunderung  setzen, 
dass  er  sich  vornehmlich  gegen  die  Absicht  Townsend's  wendet, 
den  Unverheiratheten  starker  heranzuziehen,  als  den  Verhei- 
ratheten.  Es  sei  eine  Prämie  auf  eine  hohe  Kinderzahl,  meint 
er.  So  lange  sich  Malthus  auf  dem  Gebiete  der  Populatio- 
nistik  bewegt,  muss  man  ihm  Recht  geben.  Aber  wo  er  die 
Zwangskasse  verwirft,  sind  seine  GrDnde  nicht  stichhaltig.  Er 
glaubt,  dass  ein  allgemeiner  Kassenzwang  den  Preis  der  Arbeit 
und  aller  Waaren  um  die  Prämien  betrage  erhöhen  würde. 

Dagegen  ist  zu  bemerken,  dass  die  Tendenz  allerdings 
da  sein,  aber  es  doch  von  vielen  anderen  Umständen  abhängen 
würde,  ob  die  Tendenz  voll  zum  Ausdi-ucke  käme.  Dazu 
wären  vor  Allem  hohe  Schutzzölle  auf  alle  Waareo  nöthig. 
Malthus  meint  ferner,  die  Lage  wüi-de  nach  wie  vor  dieselbe 
sein.  Was  die  Steuerfähigen  früher  an  Armensteuei-n  bezahlt 
hätten,  würden  sie  jetzt  in  den  höheren  Preisen  entrichten. 
Aleo  solle  man  beim  Alten    bleiben.    Wir    schliessen   daraus, 


■)  Prindplet  of  Political  Ecooomy.  §  2.  Wbile  miods  are  coane, 
thej  reqsire  coaree  atimtili. 

■)  Th«  It«T.  Joseph  TownseDd ;  EHseertatioD  od  the  Poor  LawB  etc. 
London  1816.    Eden  a.  a.  0.  I,  387—388. 

*)  Halthns,  An  Essay  on  the  PrindDle  of  PopolatioD.  -31^  editioo 
London  1817.    III,  S.  229-233. 
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dasB  man  sofort  zu  dem  System  einer  allgemeinen  Zwaogs- 
kasse  Obergehen  sollte,  wenn  jene  Abwälzung  stattßlncie.  Denn 
dann  verlieren  die  wohlhabenden  Klassen  Nichts  und  man  enc- 
reisst  die  Armen  der  Schande,  von  Zeit  zu  Zeit  Woblthatea 
nnd  Unterstützungen  annehmen  zu  mQssen. 

Auf  gleichem  Boden  bewegt  sich  der  ^'ol-schlag  von  Haweis  *). 
Kr  empfiehlt  örtliche  Zwangskassen ,  zu  denen  jede  um  Lohn 
arbeitende  Person,  welche  «flehentlich  mehT-  als  3  Schilling 
verdient,  ^\  —  Vjg  ihres  W'ochenlohnes  beitragen  musa.  Die 
Prämien  der  Emtearbeiter  sollen  nur  ",»  ihres  Wochenlohnee 
betragen.  Die  Arbeitgeber  sind  für  die  pünktlichen  Einzah- 
lungen ihrer  Arbeiter  verantwortlich.  Die  Aimensteuer  soll 
aufgehoben  werden,  und  an  ihre  Stelle  ein  Beitrag  ('/«o  der 
Grundrente)  der  -occupier  of  lands  and  tenements"  treten. 

Gegen  diesen  Vorschlag  erhoben  sich  alle  Einwände, 
welche  man  gegen  die  früheren  Projekte  geltend  gemacht 
hatte.  Man  be^rchtete,  dass  eine  allgemeine  Zwangsversicbe- 
rung  ein  allgemeines  Heraufgehen  der  Löhne  zur  Folge  haben 
werde  und  die  Skonomischen  Instinkte  des  Armen  ertödten 
würde*). 

Es  sind  vereinzelte  Zeugnisse  dafür  vorhanden ,  dass  man 
in  dieser  Zeit  theoretischer  Erörterung,  in  der  alle  Weisen 
angeschlagen  werden,  welche  wir  in  jüngster  Zeit  in  Deutsch- 
land zu  hören  ptlegen,  auch  praktisch  an  einer  gesunden  Ge- 
staltung des  Klubwesens  arbeitete.  Eden  erwähnt  in  seinem 
grosi^en  Werke  einen  Klub  auf  den  Gütern  des  Lord  Harconrt 
zu  Nuneham  in  Oxfordsbire'),  dem  Arbeiter  beitreten  durften, 
welchen  der  Lord  die  ErJaubniss  dazu  pab.  Der  Arbeiter 
zahlte  einen  periodischen  Beitrag,  und  ebensoviel  zahlte  Lord 
Harcourt.  So  bildete  sich  eine  kleine  Summe,  welch©  dem 
Arbeiter  sehörte.  Wurde  der  Arbeiter  krank,  so  entnahm  er 
aus  der  auf  seinen  Namen  stehenden  Summe  das  nöthige 
Krankengeld.  Glaubte  aber  Lord  Harcourt,  dass  der  Arbeiter 
leichtsinnig  seine  Ersparnisse  angrilT,  so  gestattete  er  nicht, 
dass  der  von  ihm  stammende  Bruchtheil  an  ihn  ausgezahlt 
wurde.  Bei  dem  Tode  des  Arbeiters  wurde  das  B^räbnist 
desselben  aus  der  Kasse  bestritten,  ein  vorhandener  Ueber- 
schuss  der  Wittwe  ausbezahlt.  Eden  behauptet,  dass  arme 
Arbeiter  5—6  J'  in  dei  Klubkasse  besessen  hätten. 

Ein  anderes  Beispiel  liefert  die  Bath  Society.  Im  vorigen 
Jahrhundert  bildete  sich  im  Westen  Englands  ein  landwirth- 


■l  Tbe  lieT.  T.  Haweis :  Hints  reapectii^  ihe  Coor  etc.  London  178& 
Ein  Adbeuk  hei  Edeo  a.  a.  0.  S.  39H. 

")  ,Au  einen  Zvaag  zum  Eintritt  in  solche  Geeellschaften  dachte  in 
England  zu  keiner  Zeit  irgend  ein  tbeoretisclier  oder  praktischer  PoUtilur* 
venicbert  Oppenheim.    Preusaische  JahrbQcber.    1^74.    II,  6S2. 

')  I,  Seite  HU. 
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BcbafÜicher  Verein,  welcher  seioeD  Sitz  in  der  damals  be- 
rühmten Badestadt  Bath  hatte.  Die  Gesellschaft  hat  in  eiaer 
stattlichen  Reihe  von  Bänden  Aufsätze  ökonomischen  Inhaltes 
veröfifentlicht  unter  dem  Gesammttitel :  Letters  and  Papera  on 
Agriculture  etc.  selected  from  the  Con'espondence  Book  of  the 
Society  instituted  at  Bath.  Spater  nannte  sie  sich  The  Bath  and 
West  of  England  Society.  In  einem  Aufsatze  derselben ')  werden 
die  Klubs  einer  wohlwollenden  Kritik  von  bekannten  Gesichts- 
punkten unterzogen.  „Die  von  dieser  Gesellschaft  aufgebrachten 
Summen,"  heisst  es  dort,  „ist  ebenso  viel  dem  Wirthshaus  ent- 
zc^enes  Geld."  Im  selben  Bande,  Seite  374,  findet  sich  ein 
Bericht  über  eine  im  Jahre  1765  gegi-Ondete  Gesellschaft, 
welche  den  Namen  The  Scribblers'  Club  führt  und  seine  Ver- 
sammlungen im  Schwaben  Boss  zu  Devizes  in  Wiltshire  abhält. 
Derselbe  hat  in  18  Jahren  748  i^  15  s.  1  d.  an  Untersttttzungen 
ausbezahlt,  flätte  der  Klub  nicht  existiit.  meint  der  Verfasser, 
dann  hätten  die  Armensteuem  um  ebensoviel  höher  sein  mQsseo. 
Beide  Konespondenten  sprechen  den  Wunsch  aus,  dass  die 
Bath  Society  die  Gründung  von  Friendly  Societies  befördern' 
mbge.  Die  Gesellschaft  kommt  dem  Wunsche  in  einer  Fonn 
nach,  welche  an  die  Voi-schläge  Gilhert's  erinnert.  Sie  setzt 
einen  Preis  von  10  Guineen  für  eine  Friendly  Society  aus, 
welche  gewissen  von  der  Bath  Society  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen genflgt. 

Diesen  Refornibestrebungen  der  höheren  Klassen ')  kam 
ein  Heformbedürfniss  der  unteren  entgegen. 

Von  allen  Uebeln ,  welche  man  den  Klubs  nachsagte, 
empfanden  deren  Mitglieder  nur  den  Mangel  an  gesetzlichem 
Schutze  gegen  Veruntreuung  der  Gelder,  die  gewissenlose 
Exklusion  der  Mitglieder  und  die  Unsicherheit  der  Unter* 
Stützung  als  Missstände.  For  die  theoretischen  Erörterungen 
Ober  eine  Skala  der  Beiträge,  an  der  Dr.  Price  arbeitete,  hatten 
noch  wenige  Köpfe  Veretändniss,  und  was  den  höheren  Ständen 
als  der  schwäi'zeste  Fleck  des  Klubs  erschien:  ihre  geselligen 
Zusammenkünfte  und  jährlichen  Feste,  in  Wirklichkeit  das 
Rückgrat  der  Gesellschaften,  musste  ihnen  als  der  einzig  leuch- 
tende Punkt  in  ihrem  Dasein  vorkommen.  Von  den  Wünschen 
der  arbeitenden  Klassen  legen  die  Journals  of  the  House  of 
Commons  klares  Zeugniss  ab. 


')  On  the  AdTftoUges  of  f'riendli-  Societies  among  HandicruftsiueD 
and  Labouren.    Vol.  111. 

")  Der  Aosdnick  „höhere  Klassen"  ist  sehr  ungenao.  Die  iiiei&t«ii  tod 
ans  erwähnten  Schriftsteller,  mit  alleiniger  Ausnahme  von  Maseres,  welcher 
JniiBt  war.  sind  GeiBtlicbe,  deren  hervoira^endes  Wirken,  wo  es  Eich 
nm  die  leibliche  Notb  der  BeTölkernng  handelt,  hei  der  Bewunderung  der 
englischen  Bobility  tud  gentrj  immer  übersehen  wird.    Der  englische  Geif" 
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Am  25.  Februar  1774  lag  dem  Unterhaus«  eine  PeÜtioD 
der  „Laodable  Society  for  the  Benefit  of  Widows"  Tor.  EHe- 
selbe  war  im  Jahre  1761  zum  Zweck  der  Gewährung  von 
Wittwenpensionen  gerundet  worden.  Im  Jahre  1770  betrug 
die  Zahl  ihrer  Mitglieder  beinahe  700.  Nach  dem  Verlaufe 
von  10  Jahren  entdeckte  man,  dasE  die  Beiträge  zn  gering 
waren.  Der  VerwaltungsausschuBB  schlug  den  Mitgliedern  vor, 
die  Pensionen  zu  verkürzen.  Davon  wollte  natürlich  Niemand 
hören.  Charakterifitisch  fUr  den  völligen  Mangel  an  Verständ- 
niss  für  das  Versicherungswesen  ist  die  Tbatsache.  dass  der 
Gesellschaft  noch  fortwährend  neue  Mitglieder  beitraten.  Der 
Verwaltungsausscbuss  und  einige  Mitglieder  bitten  das  Unter- 
haus, das  angesammelte  Vermögen  verh&ltnissmftssig  unter  die 
Mitglieder  vertheilen  zu  dürfen.  —  Ai«  14.  März  1774  läuft 
eine  zweite  Petition  der  ,Landable  Society'  ein.  Sie  theilt  mit, 
dass  sie  ihre  Beiträge  erhöht  und  sich  auf  dieser  Basis  neu 
konstituirt  hat  Dieselbe  Gesellschaft  beschäftigte  das  Unter- 
haus  noch  verschiedene  Male. 

Unter  dem  6.  Februar  1776  erwähnt  das  Journal  eine 
Petition  von  Schauspielern  des  Drurylane-Theatre,  in  welcher 
sie  ausfahren,  dass  sie  im  Jahre  17b6  einen  Verein  gegründet 
haben,  welcher  zu  gleicher  Zeit  Kranken-,  Sterbe-,  Unfoll-, 
Wittwen-  und  Waisenkasse  ist,  sowie  gelegentliche  Unter- 
stQtzung  gewährt  Sie  haben  ein  Kapital  von  üf  3400  in  Händen 
und  besitzen  ein  Haus.  Aber  es  fehlt  ihnen  an  aller  geseti- 
liehen  Sicherheit  Sie  bitten  um  Verleihung  von  Korporations- 
rechten. Ein  Gesetz,  welches  ihre  Wunsche  gewährt,  erhielt 
am  25.  März  1776  die  königliche  Zustimmung. 

Um  dieselbe  Vergünstigung  bitten,  wie  aus  den  Journalen 
zu  ersehen  ist,  Schauspieler  vom  Covent-Garden-Theatre  unter 
dem  12.  Februar  1776.  Ihr  angesammeltes  Kapital  beträgt 
SS  4300.  Es  fehlt  ihnen  ebenfalls  an  aller  gesetzÜchen  Sicher- 
heit. Korporationsrechte  werden  ihnen  unter  dem  13.  Mai 
1776  gewährt. 

Unter  dem  8.  Februar  1788  bitten  Kohlenschilfer  und 
Bootfiknechte  (skippers  and  keelmen)  auf  dem  Flusse  Tyne  um 
ein  Gesetz  zur  Begründung  einer  Hilfskasse.  Ihre  Beschäftigung 
zwingt  sie,  sich  in  grossen  Mengen  in  einer  kleinen  Anzahl 
von  Dörfern  niedei-zulassen.  Das  Kirchspiel  muss  befürchten, 
dadurch  schwer  belastet  zu  werden,  und  sie  sind  in  Gefahr,  in 
ihre  Heimath  geschickt  zu  werden.  Ihi-e  Bitte  wurde  durch 
ein  Gesetz  vom  U.  Juni  1788  gewährt  {28  Georg  III.  c  59). 
Dasselbe  ist  einer  kurzen  Betrachtung  werth,  da  es  ganz  ver- 
schieden von  der  späteren  Gesetzgebung  auf  einem  bevor- 
mundenden Standpunkte  steht,  was  sowohl  dem  Charakter  der 
Gentry  des  voiigen  Jahrhunderts,  als  auch  den  Tendenzen 
entspricht,  welche  wir  in  den  erwähnten  Schriften  gekenn- 
zeichnet haben. 
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Von  vornherein  vird  den  Arbeitern  die  Selbstverwaltung 
aus  der  Hand  genommen.  Das  Gesetz  sdireibt  die  Orgam- 
sation  der  Gesellschaft  bestimmt  vor.  21  Au^her  haben  die 
Leitung  der  Gesellschaft  in  Händen.  Von  diesen  vM-walten 
drei  die  Finanzen  unter  Kontrolle  der  übrigen.  Vier  Siebentel, 
also  die  Majorität,  derselben  mQssen  gebildet  werden  aas  den 
Vertretern  von  New-Caetle,  dem  Mayor,  Recorder,  4  Senior 
Aldermen  and  Sheriff»,  Govenior  and  Stewards  der  Company  or 
Fratemity  of  Hoastmen.  Die  ttbngen  gotlen  Mitglieder  der  Com- 
pany of  Hoastmen  sein.  Also  schrumpft  die  Zahl  der  nicht 
vom  Gesetz  Bestimmten  auf  9  zosammen.  Diese  durftoi  die 
Arbeiter  aber  auch  nicht  direkt  w&hlen,  sondern  das  Gesetz 
bestimmt,  dass  die  Arbeitfteber  ihre  Arbeiter  versammeln  und 
die  Stewards  wählen  lassen  sollen;  diese  wählen  die  9  Auf- 
seher. Die  Unternehmer  haben  das  Recht,  den  Arbeitern  die 
Prämien  am  Lohne  abzuziehen. 

TJebrigens  war  dies  nicht  der  erste  gesetzgeberische  Schritt 
auf  diesem  Gebiete.  Schon  im  Jahre  1757  wurde  aus  ganz 
gleichen  Gründen  erlassen  ein  „Act  for  the  Relief  of  Coalheavers 
working  upon  the  River  Thames;  and  for  enabling  them  to 
make  a  provision  for  such  of  themselves  as  shall  be  Sick, 
Lame,  or  past  their  labour,  and  for  their  Widows  and  Orphans", 
(31  Geoi^  IL  c.  LXXVL)  Die  Kohlenträger  und  KohlenschifTer 
auf  der  Themse  in  London  hatten  schon  einen  freiwilligen 
Verein  gegründet,  der  Beitrag  betrug  den  hohen  Satz  von 
10  "It,  des  Lohnes.  Derselbe  scheint  aber  die  Funktion  nicht 
erfüllt  zu  haben,  die  man  vor  Allem  von  ihm  erwartete,  denn 
es  wird  in  dem  Gesetze  bervorgehoheo ,  dass  die  Auslagen 
(welche  der  Klub  bestreiten  soll)  eine  schwere  Last  für  die 
Kirchspiele  sind.  Desshalb  sollen  alle  Arbeiter  gezwungen 
werden,  dieser  Kasse  beizutreten,  und  aus  den  Beiträgen  sollen 
vorab  die  Kosten  gedeckt  werden,  welche  die  Einbringung 
des  Gesetzes  kostete,  sowie  die  Gehälter  der  Beamten  gezahlt 
werden.  Wenn  die  Kasse  dazu  im  Stande  ist,  sollen  aus  dem 
Reste  gewährt  werden  (if  such  fund  shall  prove  sufficient  to 
auswer  the  same)  Krankengeld  7  s.  wöchentlich ,  Altei-s- 
pension  6  d.  täglich,  Begräbnissgeld  40  s.  eventuell,  einmaliges 
Wittwengeld  5  ig,  jedem  Kinde,  welches  beim  Tode  des  Vaters 
noch  nicht  10  Jahre  alt  ist,  40  s. 

Dieses  Gesetz  wurde  schon  im  Jahre  1770  aufgehoben, 
da  es  die  erwarteten  Hoffnungen  nicht  erfQltt  habe. 

^Im  Jahre  1789  wurde  ein  Gesetzentwurf  dem  Parlamente 
vorgelegt  „For  the  better  Relief  and  Employment  of  the 
Poor  within  the  Hundred  of  Forehoe ') ,  in  the  County  of  Nor- 


')  Dieses  Himdred  hatte  die  OeseUgebong  schon  ToschiedeDS  Mftle 
bescbütigt    Siebe  23.  Q.  Ul.  c.  29  nnd  aocb  im  JeJite  1776. 
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folk"  >)■  Derselbe  ^d  die  Zustimnmng  des  Unterhauses,  nachdem 
er  daSBeibe  vom  8.  April  bis  zum  10.  Juni  beschäftigt  hatte.  Er 
Bcheiot  zuletzt  zn  einer  grosseren  Massregel  erweitert  worden 
zu  sein.  Denn  es  wurde  bei  der  dritten  Lesung  beschlossen, 
dass  der  Entwurf  den  Titel  fuhren  solle :  „Ad  Act  for  the  more 
efTectual  Relief  of  the  Poor".  Ueber  die  Massregel  selbst  kann 
ich  keine  Auskunft  geben  *).  Das  Parlament  scheint  eine 
allgemeine  ArmenTersicherung  haben  eioßthren  zu  wollen. 
Dr.  Price  wurde  aufgefoi-dert,  Främientabellen  zu  entwerfen, 
die  uns  Oberliefert  Bind.  Dieselben  werden  im  2.  Kapitel  dieser 
Schrift  im  Zusammenhang  mit  andern  auszugsweise  mitgetheilt. 
Wenn  auch  die  Bill  vom  Oberhause  verworfen  wurde,  so  war 
doch  nunmehr  eine,  wenn  auch  noch  schwache  mathematische 
Basis  für  das  Hilfekassenwesen  gegeben. 

Am  5.  Februar  1790  liegt  dem  Hause  eine  Petition  einer 
Rentenkasse  (annuity-society)  für  Wittwen  in  Devonshire  vor. 
Die  Mitglieder  derselben  bitten  um  Korporationsrechte,  damit 
ihr  Geld  nicht  verschleudert  werden  könne.  Ein  Gesetz  vom 
29.  März  1790  gewfthrt  diese  Bitte. 

Unter  dem  24.  Februar  1792  theilt  das  Journal  eine  Pe- 
tition mit  von  Schiffern  und  Bootsknechten  auf  dem  Flusse 
Vfe&r  in  Sunderland.  Auch  sie  weisen  darauf  hin,  dase  f>ie 
gezwungen  sind ,  in  grossen  Mengen  in  dei-selben  Pfarrei  za 
wohnen  und  derselben  dadurch  schwere  Lasten  aufbürden. 
Aus  diesem  Grunde  wollen  sie  einen  Verein  gründen. 

Die  Organisation,  welche  das  Gesetz  vom  30.  April  1792 
vorschreibt  (32  Georg  III.  c.  29),  ist  von  deijenigen  der  New- 
castler  nur  wenig  verschieden.  41  Aufseher  werden  hier  vor- 
geschlagen, von  diesen  sollen  35  Arbeitgeber,  die  übrigen  6  die 
Parlamentsmitglieder  für  die  Grafschaft  Durham  und  die  Stadt 
Sunderland,  sowie  dienstthuende  Friedensrichter  der  genannten 
Stadt  sein.  Die  Aufseher  sollen  ebenfalls  von  Wahlmännem 
ernannt  werden,  und  diese  sollen  von  den  an  gewissen  Ta^en 
auf  Veranlassung  der  Arbeitgeber  versammelten  Arbeitern  ge- 
wählt werden. 

Wir  sehen  also:  wie  die  Voi-schlilge  zu  einem  Arbeiter- 
versichei-ungswesen  durch  die  wachsende  Armenlast  veranlasst 
werden,  so  muss  die  Gesetifgebimg  ihren  Anstoss  erhalten  durch 
drohende  Missstände,  welche  der  Charakter  des  englischen 
Armengesetzes  und  Niederlassungsgesetzes  mit  sich  fdhite. 
Dreimal   tritt  dabei    der  Kohlenhandel   in   den  Vordergrund. 


')  Siehe  Journal  of  the  Hotue  of  (.'ommons.  1789.  Toi.  44,  Seiten  212, 
270,  4*5,  441. 

■')  Weder  in  Edens  Tbe  State  ot  tbe  I'oor,  noch  in  NichoU'e  HiBtorjr 
of  the  Poor  Law,  oder  in  anderen  einscbläglicheu  Melken  habe  ich  etwas 
tiber  den  Inhalt  des  Gesetzentwurfes  gefunden. 
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Von  verschiedenen  Seiten  des  Landes  wird  um  gesetzliche 
Sicherheit  fQr  das  Klubvennögen  gebeten. 

Die  Zeit  war  fOr  eine  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete 
reif.  Aber  bei  dem  Chaos  von  Vorschlägen,  Bestrebungen, 
Wonscheo  musste  man  gespannt  darauf  sein,  welchen  Weg 
das  Parlament  einschlagen  werde.  Man  inusste  sich  fragen: 
werden  freiwillige  Easseu  oder  Zwangskassen  gegründet  werden? 
Wird  der  Staat  einen  Einfluss  auf  dieselben  zu  gewinnen 
suchen,  oder  wird  er  die  Verwaltung  der  Unterstotzungsvereine 
ganz  den  Mitgliedern  der  Vereine  überlassen?  Wii'd  man  auf 
der  Basis  der  vorhandenen  Vereine  weiterzubauen  versuchen, 
oder  neue  Organisationen  auf  dem  Boden  des  Kirchspiels,  der 
Gra&ehaft,  oder  ein  grosses,  den  ganzen  Staat  umfassendes 
ArbeiterversicherungBwesea  schaffen  ?  Werden  die  kfinftigen 
Vereine  oder  wird  der  künftige  Verein  unter  die  bevonnun- 
dende  Verwaltung  der  Gentry  gestellt  werden?  Soll  die  Kirche 
EtnäuBS  auf  die  Arbeiterversichening  erlangen?  Wird  man  eine 
Prämientafel  vorschreiben? 

Nur  Eins  ist  sicher:  das  kOnftige  Gesetz  wird  die  Sicher- 
heit der  Gesellschaften  gegen  Betrug  zu  begründen.  Rechte  und 
Päiehten  der  Beamten  und  Mitglieder  genau  abzugrenzen  suchen. 
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Die  Anfänge  der  eingeschriebenen  Hilfskasse. 

Dss  Ringen  zwischen  Hilfskasse  nnd  Sparbank. 

1703—1819. 


Junge  Dramatiker,  welche  die  GrOodung  eines  Rrossen 
Untei-nehmens  behandeln,  lassen  gern  eine  Person  des  Stückes 
mit  bewundeiTiBwerther  Klarheit  die  weitere  Entwicklnng,  den 
endlichen  Triumph  des  gemeinsamen  Werkes  vorhersagen. 
Wenn  wir  heute  die  an  Siegen  und  noch  mehr  an  Niederlagen 
reiche  Geschichte  der  Frienitly  Sncieties  betrachten,  wenn  wir 
uns  eiinnern.  dass  die  englischen  Politiker  vor  hundert  Jahren 
grosse  Hoffnungen  an  ein  wohlorganisii-tes  Hilfskassenwesen 
knüpften,  dann  drängt  sich  uns  die  Fiage  iiuf,  mit  welchen 
Gedanken  und  Erwartungen  die  Mitglieder  des  Parlamentes 
im  Jahre  1793  den  Grundstein  der  sozialen  Gesetzgebung 
Englands  legten  und  mit  welchen  Gefühlen  und  Reflexionen 
das  englische  Volk  die  Vorlage  auf  den  verschiedenen  Stufen 
ihres  Werdens  begleitete.  Wir  durchblättern  vergeblich  die 
Parlamentsberichte  und  die  Zeitungen  Englands.  In  der  Presse 
stossen  wir  auf  die  Skandalgescliichten  lier  voi-nehmen  Welt 
Aber  wir  hören  die  Stimme  eines  Propheten  weder  in  West- 
minster  noch  in  der  City. 

Hansard's  Debates  haben  die  Verhandlungen  über  das 
erste  Hilfskaesengesetz  der  Mühe  der  Aufzeichnung  nicht  fOr 
werth  gehalten.  Die  bedeutendsten  Zeitungen  jener  Zeit: 
,The  Public  Ädvertiser".  .The  Star"  und  ,The  Times",  welche 
denselben  parlamentarischen  Berichterstatter  gehabt  zu  haben 
scheinen,  begnügen  sich  damit,  in  einem  kurzen,  gleichlauten- 
den Paragraphen  die  Einbringung  der  Vorlage  mitzutheilen. 
Von  dann  an  hüllen  sie  sich  in  Schweigen. 

Es  ist  verständlich.  Die  Welt  stand  in  Flammen,  Lud- 
wig XVI.  war  am  21.  Januar  1793  hingerichtet  worden.  Im 
Konvent  tobte  der  Streit  zwischen  Berg  und  Gironde-  Domoanez, 
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veicher  nach  der  Schlacbt  bei  Jemappes  Belgien  erobert  hat 
nnd  Holland -bedroht,  wird  am  18.  März  1793  bei  Neenrinden 
geacb1ag«ii.  Um  Mainz,  welches  von  COstine  im  Herbste  vor- 
her leicht  genommen  worden  ist,  zieht  sich  das  preuBsische 
Beer  msammen.  Savoyen  und  Nizza  werden  in  raschem  Sieges- 
znge  von  den  h^nzösischen  Trappen  erobert  Das  tapfere 
Volk  der  Vend6e  erhebt  sich  gegen  die  Republik.  Aber  in 
dem  konservativen  England  finden  die  i-epublikanischen  Ideen 
onen  fruchtbaren,  wohlvorbereiteten  Boden.  Üer  Drang  nach 
einer  grijndlicheD  Parlamentsreform  wird  nun  lebhafter  g^hlt. 
Der  WiderBtand  dagegen  krSftigt  sich.  Es  bilden  sich  geheime 
Gesellschaften  znm  Sturze  des  Königthums  und  der  englischen 
Ohesrchie.  Der  jüngere  Pitt  und  Burke  aber  suchen  die 
Bevolution  zu  vernichten-  Sie  sind  die  Seele  der  ersten  Koa- 
litioo.  Schon  hat  der  Prozess  gegen  Warren  Hastings  6  Jahre 
gedauert,  aber  er  beschäftigt  noch  immer  das  Parlament.  Die 
auf  religiösem  Boden  erwachsene  Agitation  für  die  Abschaffung 
der  Nogersklaverei,  welche  im  Jahre  1782  begonnen  hat,  er- 
hält durch  die  Ideen  der  französischen  Revolution  neue  Nah- 
ning;  aber  der  gewaltsame  Umsturz  fQhrt  ihr  auch  neue 
Gegner  zu. 

So  gehen  die  Verhandlangen  aber  eine  der  wichtigsten 
Uassregeln  der  englischen  sozialen  Gesetzgebung  an  den  Ge- 
nttthem  der  meisten  Zeitgenossen  vorüber ,  ohne  in  ihnen  ein 
Betmsstsein  ihrer  Bedeutung  zu  erwecken.  Die  Zeitungen, 
«eiche  ihren  Lesern  ein  Verständniss  fOr  die  parlamentarische 
Uassregel  eröffnen  konnten,  haben,  wie  heute,  mehr  Sinn  für 
den  aufregenden  Reiz  politischer  Debatten  und  geschichtlicher 
Aktionen,  als  fbr  den  farblosen  Charakter  ökonomischer 
Fragen. 

Wir  wüesten  gar  Nichts  über  das  Schicksal  des  Gesetzes 
ohne  die  mageren  Protokolle  des  Journals  des  Unterhauses. 
Aus  diesen  ersehen  wir  allerdings  wenig  genug.  Lunae  22 " 
die  Aprilis  Anno  33"  Georgii  Tertii  1793  bitten  Mr.  Rose, 
Hr.  Wilberforce  und  Mr.  Stanley  um  die  Erlaubniss,  eine 
„Bill  fbr  tlie  encouragement  and  relief  of  Friendly  Societies" 
anbringen  zu  dOrfen.  Die  Vorlage  wird  am  25.  April  zum 
ersten ,  am  29.  April  zum  zweiten  Mal  gelesen  und  dem  als 
Komite  versammelten  Hause  überwiesen.  Auf  den  Mangel  an 
Interesse  an  dieser  Vorlage,  oder  auf  die  Ueberladung  mit 
anderen  Geschäften  deutet  auch  die  Thatsache,  dass  die  für 
den  6.  Mai  festgesetzte  Aasschusssitzung  auf  den  7.,  vom  7. 
mf  den  9.,  vom  9.  auf  den  10.  Mai  vei-schoben  wird.  Am 
10.  endlich  wird  die  Vorlage  von  einem  Komite  des  ganzen 
Haoses  berathen. 

Mr.  Rolle,  welcher  als  Vorsitzender  desselben  dem  Sprecher 
einen  Berieht  abzustatten  hat,  weist  darauf  hin,  dass  mehrere 
Zo^tze  gemacht  worden  seien,  and  dass  er  über  die  Vorlage 
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ao  einem  vom  Hause  festzusetzeaden  Tage  berichteo  werde. 
Leider  kann  ich  über  diese  Zusätze  keine  Auskunft  geben. 
Am  13.  Mai  soll  der  Beiicht  erstattet  nerden.  Aber  erst  am 
folgenden  Tage  finden  die  Abgeordneten  Zeit,  denselben  anzu- 
hören. Am  22.  Mai  wird  die  Vorlage  zum  dritten  Male  ge- 
lesen und  um  2  neue  Zusätze  vermehrt.  Ueber  diese  sind 
wir  unterlichtet.  Sie  betreffen  gewisse  Befreiungen  von  den 
Wirkungen  des  Niedevlassungsgesetzes ,  dessen  Durchbrechung 
das  englische  Junkerthum  fürchtete.  Die  Vorlage  wird  darauf 
zu  den  Lords  hinUhergeschickt.  welche  dei-selben  einige  neue 
Bestimmungen  hinzuffigen,  welche  sich  ebenfalls  auf  das  Nieder- 
lassuDgsgesetz  bezogen  zu  haben  scheinen.  Am  12.  Juni  liegt 
sie  wieder  dem  Unterhause  vor.  Am  17.  wird  sie  von  diesem 
in  der  vom  Oberhause  amendirten  Form  angenommen,  und  am 
21.  Juni,  dem  Ende  der  Sitzung,  erhält  sie  die  königliche  Zu- 
stimmung. 

Dies  Gesetz  nun  (33  Georg  III.  c.  54)  lautet  im  Auszuge 
folgendermaassen  >): 

I.  Du  der  Schutz  und  die  Eimutliigung  von  Gesellschaften, 
welche  aus  freiwilligen  Beitvtlgen  der  Mitglieder  ein  Vermögen 
ansammeln  zur  gegenseitigen  Unterstützung  in  Krankheit, 
Alter  und  Invgliditilt,  wahrächeinJich  die  GIQckseliskeit  (hap- 
pinessj  der  Einzelnen  befördern  und  die  öffentlichen  Lasten 
erleichtern  werden,  so  soll  es  jeder  Anzahl  von  Britten  ge- 
stattet sein,  eine  oder  mehrere  aus  freiwilligen  Beiträgen  unter- 
haltene Gesellschaften  für  die  oben  genannten  Zwecke  und  fßr 
die  Unterstützung  von  Wittwen  und  Waisen  der  Mitglieder  zu 
gi'Dnden.  Die  Mitglieder  oder  ein  Aussi-huss  der  Vereine  sollen 
das  Recht  haben,  Statuten  zu  erlassen,  welche  jedoch  den 
Gesetzen  und  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  entgegen 
sein  dürfen,  auch  Strafen  anzudrohen,  die  Statuten  zu  ändern 
und  alte  Bestimmungen  durch  neue  zu  ersetzen. 

II.  Die  Statuten  sollen  bei  den  VierteljahrssitzungeD  der 
Grafschaft  oder  des  Bezirks  vorgelegt  wenlen.  Die  Friedens- 
richter prüfen,  oh  diettelben  der  wahren  Absicht  dieses  Gesetzes 
entsprechen,  verwerfen  oder  bestätigen  dieselben.  Die  be- 
stätigten Statuten  sollen  schön  auf  Pergament  abgeschrieben 
und  vom  Clerk  of  the  peace  zu  den  Akten  genommen  werden. 
Ein  Verein  kommt  jedoch  nur  dann  rien  Anforderungen  des 
Gesetzes  nach,  wenn  die  Statuten  einige  Zeit  vor  oder  kurz 
nach  Michaelis  1794  vorgelegt  werden. 

III.  Die  bestätigten  Statuten  dürfen  nur  in  einer  gehörig 
zusammenberufenen  Generalversammlung  (d.  h.  sie  muss  auf 
Ansuchen  von  drei  Personen  schriftlich  vom  Sekretär  zusam- 
menberufen und  die  Ankündigung  muss  zweimal  bei  den  ge- 
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wohnlichen  Versammlungen  gelesen  werden)  verändert  oder 
ei^nzt  werden  nnd  mOssen  in  der  neuen  Form  zur  Bestätigung 
wieder  den  Friedensriefatem  bei  den  Vierteljahrssitzungen  vor- 
?e]e^  werden. 

IV.  Der  Verein  darf  Beamten  (Verwalter,  Kassirer, 
Schriftfthrer  etc.)  ei-nennen  und  alle  Pei-sonen,  welche  mit  der 
^'eiiraltung  der  Gelder  zu  thun  haben.  Sicherheit  stellen  lassen. 
For  das  dem  clerk  of  the  peace  zu  übergebende  BQrgschafts- 
Dokument  brauchen  keine  Stempelgebühren  bezahlt  zu  werden. 

V.  Auch  darf  die  Gesellschaft  ständige  Ausschüsse  er- 
wählen, die  aus  mindestens  11  Personen  bestehen  müssen  und 
(leren  Befugnisse  in  den  Statuten  zu  regeln  sind.  Zur  Fassung 
eines  eültigeii  Beschlusses  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens 
ftaof  Mitgliedern  erforderlich,  bie  Befugnisse  der  nicht  stän- 
digen AussehüBse  müssen  in  einem  Buche  aufgezeichnet  werden. 
iJle  Eomites  stehen  unter  der  Eontrolle  des  Vereins. 

VL  Der  Schatzmeister  und  die  Treuhänder  (trustees) 
sollen  alles  Geld,  welches  sie  nicht  unmittelbar  brauchen, 
»Tf^en  von  der  Gesellschaft  gebilligte  Privatsicherheit  oder  in 
Staatspapieren  auf  ihren  Namen  anlegen.  Auch  soll  es  ihnen 
erlaubt  sein,  die  Effekten  wieder  zu  verkaufen. 

VII.  Alle  Dividenden,  Zinsen  u.  s.  w.  sollen  von  den  Treu- 
händen oder  dem  Schatzmeister  verrechnet  und  zum  Nutzen 
der  Gesellschaft  angelegt  werden. 

VXIL  Die  Treuhänder  oder  Schatzmeister  müssen  einer 
Generalversammlung  Rechenschaft  ablegen.  Sie  werden  ent- 
lastet oder  im  Falle  der  Nachlässigkeit  soll  eine  Klage  gegen 
'lieselben  voi^ebracht  werden  in  the  High  Court  of  Chancery, 
or  the  Court  of  Exchequer  in  England ,  Court  of  Session  in 
Schottland,  or  the  Court  of  Great  Sessions  in  Wales. 

IX.  Für  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  darf  kein  Richter 
t^ine  Bezahlung  annehmen  und  dürfen  keine  StempelgebUhren 
erhoben  werden. 

X.  Im  Falle  ein  Beamter  des  Vereins,  welcher  Geld  oder 
Effekten  desselben  besitzt,  stirbt  oder  bankei-ott  wird,  sollen 
'He  Exekutoren  innerhalb  40  Tagen  die  Gelder  oder  Effekten 
•lern  Vereine  einhändigen,  resp.  vor  Abtragung  aller  Schulden 
den  Verpflichtungen  des  Verstorbenen  oder  Bankerotteui-s  gegen 
den  Verein  nachkommen. 

Xl  Der  Verein  kann  im  Namen  seiner  Schatzmeister 
und  Treuhänder  klagen  und  verklagt  werden. 

XII.  In  den  den  Friedensrichtern  vorzul^enden  Statuten 
nmsB  der  Verein  angeben,  welche  Zwecke  er  verfolgt,  wozu 
■las  Geld  verwendet  werden  soll ,  unter  welchen  Umständen 
die  llitglieder  zur  Unterstützung  berechtigt  sind  und  welche 
Verwendung  den  Absichten  der  Gesellschaft  nicht  widersprechen 
84^1    Keine  Geeellschaft  darf  sich  auflösen,  ehe  sie  allen  ihi-en 
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VerpflichtuD^en  naehgekommen  ist  und  ohne  die  Zustimniiiiig 
von  fOnf  Sechsteln  der  vorhandenen  Mitglieder  und  aller  zur 
TJnterstatzung  bei-echtigter  Personen  erlangt  zu  haben.  Du 
angesammelte  Veimögen  dai-f  nur  zur  Erfüllung  der  allgemehien 
Zwecke  der  Gesellschaft  verwandt  werden. 

XIII.  Alle  von  der  Gesellschaft  erlaaseneo  Regeln  und 
Satzungen  sollen  in  ein  Buch  eingetragen  werden  und  dienen 
in  jedem  Gerichtshofe  als  Beweismittel.  Kein  Writ  de  Cer- 
ttorari  kann  eiuscblägliche  Klagen  vor  einen  Court  of  Record 
bringen. 

XIV.  Es  ist  einer  Gesellschaft  eilaubt,  Geschenke  anzu- 
nehmen. 

XV.  Klagen  der  Mitglieder  gegen  die  Gesellschaft  änd 
vor  zwei  Friedensrichter  des  Distrikts  zu  bringen,  wo  die  Ge- 
sellschaft ihr  Domizil  hat. 

XVI.  Wenn  aber  in  den  Statuten  ein  Schiedsgericht  vor- 
gesehen ist,  dann  soll  die  Entscheidung  de^elben  bindend  und 
endgültig  sein. 

XVn.  Eine  Person,  welche  einer  eingeschriebenen  Frieudl^ 
Society  angehört  und  in  einem  Orte  wohnt,  wo  sie  nicht  bei- 
mathberechtigt  ist,  und  ein  von  zwei  Beamten  der  Friendly 
Society  untei^eichnetes  Zeugniss  über  ihre  Mitgliedschaft  auf- 
weisen kann,  soll  nur  dann  ans  der  Pfarrei  ausgewiesen  werden 
können,  wenn  sie  derselben  thatsächlich  zur  Last  fällt  oder  sie 
um  Unterstützung  nachsucht. 

XVIII.  (In  diesem  Paragraphen  wird  angegeben,  in  wel- 
cher Form  das  Zeugniss  auszustellen  ist) 

XIX  und  XX  (bestimmen  das  Verfahren  in  gewissen  Fälloi 
gegen  Nicht-Heimathberechtigte.) 

XXI.  Die  Appellinstanzen  gegen  Entscheidungen  der 
Friedensrichter  sind  die  Vierteljahrssitznngen. 

XXII.  Jedoch  soll  Niemand  dadurch  heimathberechtigt 
werden,  dass  er  unter  dit^sem  Gesetz  an  einem  Orte  seinen 
Wohnsitz  genommen  hat,  oder 

XXIIL  die  Armenlasten  des  Ortes  bezahlt. 

XXIV.  Auch  soll  kein  Lehrling  und  kein  Dienstbote  eines 
unter  diesem  Gesetze  Geduldeten  heimathberecj^tigt  werden. 

Die  beiden  folgenden  Paragraphen  enthalten  Bestimrauageo 
über  die  Heimathberechtigung  von  Bastarden  und  Ober  die 
Kosten  der  Ausweisung. 

Die  Bahn,  welche  die  Regierung  einschlägt,  weicht  also 
weit  von  deijenigen  ab ,  welche  ihr  fast  ausnahmsweise  die 
theoretische  Erörtei-ung  und  frühere  Gesetze  von  lokaler  Be- 
deutung vorzuzeichnen  schienen.  Man  vei-sucht  es  nicht,  neue 
Organisationen  zu  schauen,  man  zwingt  Kiemanden  znin  Bei- 
tritt in  die  eingeschriebene  Hilfekasse,  man  nimmt  den  Hit- 
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gliedern  die  Selbstverwaltang  nicht  aus  der  Hand*),  man 
bringt  diese  Gesetzgebung  durch  keine  Haaseregel  in  Verbin- 
dung mit  dem  Kirchspiel  und  dem  Armenwesen,  sondern  knOpft 
an  das  Vorhandene  an,  und  sucht  es,  die  Freiheit  des  Indiii- 
duums  so  wenig  wie  mißlich  einschränkeud ,  in  zeitgemftsser 
Weise  zu  reformiren.  Man  möchte  die  Fricndly  Societies  auf 
gesunder  Basis  aehen.  Es  werden  daher  gewisse  Normativ- 
bestimmungeo  aufgestellt,  aber  keine  Gesellschaft  wird  ge- 
zwungen, sich  nach,  denselben  zu  richten.  Das  Parlament 
sucht  sie  durch  Gewährung  gewisser  Vortheile  geneigt  zu 
machen.  Wenn  sie  sich  den  Vorschriften  über  Aenderung  der 
Statuten,  Aufli>sung  der  Gesellschaft,  Verwendung  der  Gelder 
u.  6.  w.  fügen,  dann  wird  der  gewissenlosen  Ausschliessung  der 
Mitglieder  voi^ebeugt,  dann  können  Mitglieder  und  Beamten 
klagen  und  verklagt  werden,  und  dann  erhalten  sie  nicht  un- 
bedeutende Privilegien:  Fortfall  der  grossen  Frozesskosten,  der 
hohen  Stempelgebtlhren,  und  eine  Ermässigung  des  harten  Nie- 
derlassungsgesetzes, welches  2  Jahre  später  durch  35  Georg  Ul. 
c  UO  aiu  alle  Britten  ausgedehnt  wurde.  Wir  machen  noch 
besonders  darauf  aufmerksam,  dass  von  Anfang  an  Fiiedens- 
gericht  und  Schiedsgericht  von  den  Mitgliedern  zur  Entschei- 
dung ihrer  Streitigkeiten  gewählt  werden  können. 

Auf  der  Grundlage  also,  welche  Gilbert  fQr  die  Reform 
der  Friendly  Societies  vorschlug,  baut  sich  das  Gesetz 
RiKe^B  auf. 

Die  wolhthatigen  Wirkungen,  welche  es  bezweckte,  er- 
reichte es  nicht  immer.  Das  Misstrauen  der  unteren  Klassen 
gegen  den  Staat  war  an  manchen  Orten  zu  tief  gewurzelt, 
und  leider  auch  zu  begründet,  die  Furcht  vor  seiner  Ein- 
mischung zu  gross.  Sie  sahen  in  dem  Gesetze  eine  verdächtige 
Polizeimaassregel  und  eine  fiskalische  Falle,  welche  sie  mit 
einem  neuen  Steuemetze  umspannen  oder  ihr  Vermögen  koo- 
fisziren  sollte  *).  Zur  Erklärung  dieser  Zustände  müssen  wir 
zunächst  bedenken,  dass  Hilfskassen  und  Gewerkvereine  noch 
häufig  innig  mit  einander  verquickt  waren  und  dass  die  Orga- 


')  „Th«  nrolMtion  «onld  hsre  been  more  ef&cacions  if,  according  to 
hia  (nlinlicli  Rose's)  intentioo,  a  power  of  eSecto&l  iaterpoBition  in  the 
offairs  of  the  Societies  bad  been  giveD  to  the  magiatrates;  bat  thig  in- 
tention  wai  Tery  propeiij  giTon  np,  wheti  it  was  ascertained  ibat  Üie 
nemben  were  ieäloiu  of  anch  interference."  Gaarterly  Review.  1816. 
XV,  218. 

■)  Die  nBmliche  EnclieiiuiDg  noch  viel  apftter.  Im  Jahre  1819  fragte 
Wilbrsluun  im  Unterhaiue,  um  den  Aussensühenden  eine  Beruhigang  zu 
gewifaren,  ob  eB  wahr  lei,  dass  die  Regierung  beabaichtige,  die  Gelder 
■kmmtticher  Friendlj  Sodebes  und  SparbaoIceD  ca  konfiaziren.  Viele  F.  S. 
und  Uparlcaaten  bitten  aich  anf  dies  GerOcbt  hin  aufgelöst,  Brougbam  wies 
daraat  hin,  daas  aoldie  gmadloae  Gerflchte  schon  häufig  in  Umlauf  gesetzt 
woiden  aeien.  Lewina,  Histoiy  of  Banks  for  SavicgB,  S.  56-  London 
(ohne  Datum). 
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Disirnng  der  Arbeit  auf  dem  Boden  des  ortianisirten  KainpfsB 
TOD  den  herrschenden  Klassen  verdammt  wurde.  Als  6  Jahre 
später  die  Gewerkvereine  gesetzlich  verboten  wurden,  fahndete 
man  anf  ihr  VennCgen ').  Das  Koalitionsgesetz  vom  Jahre 
1800  drängte  die  Gewerkvereine  dazu,  sich  dieser  Maske  m 
bedienen ').  Zuiiem  hatte  die  französische  Revolution  eioe 
Oppig  wuchernde  republikanische  Saat  gestreut.  Wo  die  Ge- 
sinnung zu  einem  Wirken  nach  aussen,  zum  Anschluss  der 
Mitglieder  an  einander  drängte,  war  wiederum  die  Friendly 
Society  eine  fertige  Foi-m,  in  welche  sich  mit  Leichtigkeit  ein 
politischer  Inhalt  gie^sen  Hess.  In  Verbindung  damit  stand, 
dass  die  niemals  schlummeiiide  Agitation  für  Parlamentsrefonn, 
welche  vor  lier  französischen  Revolution  begonnen  hatte,  aber 
durch  ihren  Ausbruch  ins  Stocken  gerathen  war,  einen  leiden- 
schaftlichen Charakter  angenommen  hatte  unil  Zwietracht  zwi- 
schen die  herrschenden  und  beherrschten  Stände  trag  *). 


'I  BreDbuio,  Arbeitei^den  der  Gegenwart    I.  ?.  99. 

*)  Für  die  eace  Verbindun);  von  Qewerkvereiiien  und  Hil&kasBen  ver- 
weisen wir  nochmaiB  auf  Alcock'g  früher  erwähnte  Schritt.  Die  Htlfakaue 
war  ja  im  ToriReD  Jahrhundert  die  UauptinBtitution  sozialer  Seibathilfe, 
welche  alle  den  arbeitenden  Klassen  nützliche  Beetrebunj^en  thatft&chlich 
nm&uste  oder  doch  um&seen  kannte.  Für  die  Wirkung  des  Eoalilioiu- 
liesetM«  siehe  UrenUno:  Die  Arbeiter^lden  der  Ge^'enwart,  I,  100,  103, 
105,  106,  114,  131.  Dass  sich,  was  auf  den  ersten  Blick  unwabrscbeinlich 
encbeini  derartige  Ililfskassen  haben  re^natriren  Jaasen,  beweist  der  Report 
of  tbe  It^Btrars  of  Frienttly  Nocieties  fSr  das  Jahr  1866.  Dort  ist  uf 
S«te  19  zu  ]es«i,  dass  sich  die  Grinders'  Society  zu  ShefBeld  im  Jahre 
1805  All  Hilfskisse  einschreiben  Hess.  Wie  sieber  sieb  ein  Qewerkverein 
in  dieser  Haske  ßlhlen  durfte,  eeht  daraus  hervor,  dass  die  Pseudohilfi»- 
kuse  der  Schiffbauer  zu  Liverpool  einmal  vor  der  Reform  des  Parlammtl 
s^en  den  Wideraland  der  Whigs  nnd  Tories  ihren  Kandidaten  ins  Unter- 
baus schickte.  Siehe  Fourlh  Report  of  the  Commissionera  appointed  to 
iaquire  into  Friendly  and  ßenebt  Buildins  Societies.  Part  I.  Appendix. 
S.  20.  1874. 

';  Siehe  Second  Report  &om  tbe  Commons  Committee  of  Seaeej. 
1801.  8.  >i  und  i:^  Gegen  die  geheimen  Gesellschaften  wurde  die  Boge- 
nsnnte  „Cotrea^onding  Societies  Act"  erlassen  (1799),  wonSkJi  die  im  Ge- 
■etze  ausdrücklich  genannten  geheimen  GeBellscbaOen  nnd  ,al]  eodetiei 
of  like  nsture"  aufgehoben  wurden.  Jede  Gesellscball,  deren  Mitglieds 
einen  Eid  BcbwOren  müssen,  welcher  vom  Gesetze  nicht  vorgesehen  ist, 
oder  welcher  aus  verschiedenen  selbsist&ndigen  Zweigen  besteht,  ist  nnge- 
aetzmftsBig.  Ausgenommen  sind  die  Zusammenküntte  der  vor  Erlaos  d<H 
Gesetzes  oestehenden  Freimaurerorden. 

Die  Zustände  dieser  Zeit  spieiieln  sieb  auch  in  den  Statuten  venchi» 
dener  Vereine.  So  eiistirte  z.  B.  in  Durham  eine  Hilfsksase,  der  Niemud 
beitreten  durfte,  welcher  der  bestehenden  Staatsordnuoj;  oder  der  Hocb- 
kirche  feindselig  gesinnt  war.  Ja,  in  Empinpham  in  Rutlandsbire  wurda 
ein  neuer  Paragraph  folgenden  Inhaltes  in  die  Statuten  eingefügt:  Jeda 
Person,  welche  von  jetzt  an  in  den  Verein  aufi^enommen  wird,  soll  erkUron, 
dass  sie  dem  Könige  treu  und  den   Gesetzen  des  Landes  gehorsam  win 
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So  erklärt  sieh  die  auffallende  Thatsache,  dass  viele  Ver- 
eine nach  Erlass  des  Gesetzes  aufgelöst  wurden,  und  das  Ver- 
mögen unter  die  Mitglieder  vei-theilt  wurde ').  In  Yarmouth 
bestanden  vor  1793  20  Klubs.  Im  Jahre  1795  existirten  nur  noch 
drei.  Viele  von  Denjenigen,  welche  sich  nicht  auflösten.  Hessen 
sieh  nicht  einschreiben.  Von  34  Vereinen  in  Wotverhampton 
hatte  sich  im  Jahre  1795  nur  ein  einziger,  von  10  in  Chester- 
field  ebenfalls  einer,  von  50  in  Sheffield  keiner  registriren 
lassen ,  weil  sie  befürchteten ,  dass  die  Regierung  von  ganz 
anderen  Bewe^mnden  geleitet  würde,  als  das  Gesetz  angebe. 
Und  doch  waren  die  Sheffielder  Kassen  sehr  tüchtige  Exem- 
plare ihrer  Gattung.  Sie  hatten  im  Jahre  1786  jg  3670  an 
ihre  Mitglieder  bezahlt  Fast  jeder  Handwerker  war  Mitglied 
einer  K^se*).  Desto  erfreulicher  ist  es  zu  sehen,  dass  an 
manchen  Orten  ein  klares  Verständnis»  für  die  Wohlthat  des 
Gesetzes  herrschte,  z.  B.  in  Windsor,  Sunderland,  Monmouth 
Bury,  Hcreford,  Monmouth,  Newcastle,  Morthampton,  Norwicb, 
Windsor  etc.  — 

Im  Jahre  1794  liessen  sich  in  England  registriren: 

In  Yorkshire 195 

„    Worcester 63 

„   Westmoreland 17 

„  Warwickshire 110 

„    Surrey     .......      89 

,   Suffolk 214 

„    Staffordshire  70 

„    Somerset  (03  und  94)   .    .     104 

„   Shropshire 73 

„    Oxford 25 

„  Nottingham 87 

„   Korthampton 50 

,   Noi-folk 123 

„  Wiltshire      18 

„   City  of  London     .    .    .    .135 

,   Middlesex 384 

„    I-eicester 74 

„   Laneaster     .    .    .    .    ■    .    410 
Latus  2241 


■tatnng  lutch  der  Äu«BChlieaanng  yerluatig  gehen.  —  In  Kirby  Lonsdale 
■ollen  lolche  Mitglieder  aaBgeschloBBen  werden,  welche  die  1)eBtehende 
Terfusnng  in  Kirche  und  Staat  nmziutQnen  Bachen.  Eden,  The  State  of 
the  Poor.    Vol.  II,  601.  111.  713. 

')  Für  die  folgenden  Anoaben  verweise  ich  anf  Eden's  Werk:  The 
State  of  tbe  Poor,  ohne  io  jedem  Falle  die  Seitenzahl  aonißeben,  da  der 
Stoff  im  2.  und  3.  Bande  nach  Grafachafton  und  Orten  gegliedert,  folglich 
ein  Nacbachlagen  mühelos  ist.  Uebri^ene  finden  sich  diese  Angaben  auch 
nuammeDgedrlngt  in  Eden's  kleiner  Schrift.    S.  1—9. 

«)  Eden,  Th.a  State  of  the  Poor.    III,  873,  874. 


,6 .,  Google 


70  V.  1. 

Transp.  2241 

In  Kent 40 

„   Hantingdon 9 

„    Hertford 29 


„    Essex 164 

„  Dotod 114 

„  Derby 98 

„   Cornwall 44 

„   ehester 42 

„    Covenbry.     .    ,    .    .    .    .      23 
Summa  2873 
In  Schottland: 

In  Aberdeen 68 

„   Baoff 5 

„    CaithnesB 1 

„   Damfries 18 

„    Edinburgh 14 

„    Elgin 8 

„    Forfai- U 

„    Kincardine 7 

„   Lanark 16 

„    Renfrew 13 

„   Roxburgh 5_ 

Summa  166 
In  Irland 
liess  sich  erst  im  Jahre  1799  1  Verein  zu  Drogheda,  im  Jahre 
1796  2  in  Dublin,  und  im  Jahre  1798  1  in  Dublin  registriren, 
so  dasB  Irland  zu  Ende  des  voripen  Jahrhunderts  4  einge- 
schriebene Hilfekassen  zählte.  Im  Jahre  1793  wurden  in  jedem 
der  beiden  andern  Reiche  nur  wenige  Kassen  registrirt.  Im 
Lichte  dieser  Zahlen,  welche  erst  viel  spater  gesammelt  wur- 
den und  einer  „Retum  of  the  Number  of  Fnendly  Societiee 
filed  by  the  Clerks  of  the  Peace  ....  since  l***  January  1793 
to  the  time  of  making  such  retum" ')  entnommen  sind,  scheint 
bei  */,  der  bestehendea  Vereine  von  Anfang  an  ein  deutliriies 
Bewusstsein  von  der  Wohlthat  des  Gesetzes  vorhanden  geweaea 
zu  sein. 

Eine  Erscheinung,  die  sich  in  der  englischen  Liste  zei^t, 
wiederholt  sich  in  späteren  immer  wieder :  die  meisten  Gesell- 
schaften finden  sich  in  Lancaster  und  einigen  der  Grafschaften, 
zu  welchen  Loadon  gehört. 

Eden  schätzt  die  Zahl  der  im  Jabre  1796  noch  nicht  ein- 
geschriebenen auf  ein  Drittel  oder  Viertel  der  noch  bestehenden 

■)  AccounU  and  Vapen.    Vol.  XXVI.    1831—32. 
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Vereine.  Die  einzige  Tfaatsache,  welche  diesem  Vrtheile  zu 
Grunde  lag,  scheint  die  Mittbeilung  gewesen  zu  sein,  dass  sich 
von  213  Klubs  in  verschiedenen  Distrikten  93  noch  nidit  hat- 
ten re^triren  lassen. 

Die  geringe  Beschrankung  der  Freiheit  der  Selbstverwal- 
tung, welche  die  Einschreibunp:  auferlegte,  schmerzte  viele 
Engländer  tief.  Am  28.  Mai  1795>)  liegt  dem  Unteihause  eine 
Petition  von  Manchester  vor,  welche  heftig  gegen  jede  staat- 
liche Maassrege]  protestirt  und  behauptet,  dass  gintei-fereace 
wfaatever  in  the  conduction  and  internal  govemment  of  such 
sodeties  is  improper"  *). 

Die  Unkenntniss  des  Inhaltes  des  G^etzes  scheint  bei  den 
arbeitenden  Klassen  und  den  Behörden  sehr  gross  gewesen  zu 
sein.  Viele  Vereine  an  Orten  mit  besonderer  Gerichtsbarkeit 
richteten  ihre  Statuten  nicht  bei  den  Friedensrichtern  der 
Gra&chaft,  sondern  bei  den  städtischen  Beamten  ein.  und  diese 
scheinen  sie  faüufig  bestätigt  zu  haben. 

Eine  Bestimmung  des  Gesetzes,  welche  man  sich  besonders 
segensreich  vorgestellt  hatte,  blieb  vorläufig  ein  todter  Buch- 
stabe. Den  Mitgliedern  war  in  gewissen  Fällen  das  Recht  der 
Klage,  dem  Vereine  das  Recht,  Strafen  zu  erlassen,  eingeräumt 
worden.  Im  Gesetze  war  aber  kein  Zwang  vorgesehen.  Der 
Mangel  wurde  nicht  sogleich  bemerkt.  Denn  einmal  sind  Fälle, 
in  denen  der  Zwang  nothwendig  wird,  verhältnissmftssig  selten 
und  dann  erkennen  nur  Wenige,  ohne  eine  vorhergehende 
richterliche  Entscheidung,  die  Lacken  in  einem  bestehenden 
Gesetze.  Ich  habe  die  erste  Petition  um  Erlass  von  Zwangs- 
besümmungen  in  dem  Journal  des  Unterhauses  fur  das  Jahr 
1809  gefunden.  Unter  dem  22.  Februar  1809  erklären  ver- 
schiedene Mitglieder  von  Friendly  Societies  in  Stalfordshire, 
dass  sie  sich  dem  Gesetze  gemäss*  konstituirt  und  Strafen  for 
solche  Mitglieder  verfQgt  haben,  die  sich  den  Bestimmungen 
der  Statuten  nicht  fflgen  wollen.  Da  aber  im  Gesetze  kein 
Zwang  fOr  Zahlung  der  Strafen  vorgesehen  sei,  hätten  sie  Schaden 
gehabt  und  bäten  desshalb  darum,  dass  den  Friedensrichtern 
Gewalt  ^geben  werde,  solche  Strafen  einzutreiben. 

Dagegen  hatte  das  Gesetz  Wirkungen,  welche  man  nicht 
vorhei^gesehen  hatte.  Die  bedeutenden  Privilegien,  welche  es 
den  Friendly  Societies  zuerkannt  hatte,  legten  wohlthiUigen, 
wohlhabenden  Gesellschaften   den  Gedanken  nahe,   nach   der 

■)  Jonmkl  of  the  Hoase  of  Common»  179S.    Vol.  '>0. 

^  M«ii  kuD  lieh  aber  eine  bo  niedriRe  Idee  vom  Staate  unter  den 
noMrei  ElaHen  nicht  wundern,  wenn  man  du  Verhalten  der  oberen 
KluMi  in  Betracht  uehL  Ali  Porter  im  Jahre  IT-'SS  einen  CeaetKentwurf 
eiabnchl«  loin  Zweck  einer  um&uenden,  atatistischen  Aufnahme  Qber  die 
BerOlluning  EngUadi.  bekAmpIle  Thomton  den  Antrag  leiilenachatUich  als 
die  Tenkhtung  dei  letzten  Restes  euKlischer  Freiheit.  The  State  of  the 
Poor.    I,  Seite  314,  315. 
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fiesetzlichen  Erlaubniss  zu  streben,  eich  unter  dem  Gesetze 
33  Georß  III.   c.  54  einschreiben  zu  lassen. 

Das  Gesetz  erstreckte  sich  natürlich  nur  auf  GrossbritauDien. 
In  Irland  wurde  aber  die  Frage  lebhaft  erörtert,  ob  es  sich 
nicht  empföhle,  dem  armen  Volke  durch  eine  ähnliche  Gesetz- 
(lebuns  aufzuhelfen. 

Diese  Verhültnisse  und  Zustände  gaben  die  Veranlassong 
zur  Abfassung  folgender  kurzen  Gesetze. 

Um  den  Vereinen,  welche  sich  nicht  kurz  vor  und  nach 
Michaelis  1794  hatten  einschreiben  lassen,  die  nachtrSgliche 
Einregi-strirung  zu  ermöglichen,  wurde  durch  das  Gesetz  vom 
20.  Juni  1795  (35  Geoifr  IXT.  c.  111)  der  Termin  fOr  die  Vor- 
legunp  der  Statuten  bis  zu  Michaelis  1796  verlängert 

Die  Privilegien,  welche  33  Geoi^  III.  c.  54  den  Friendly 
Societies  zuwendet,  sollen  auch  Gesellschafien  wohlthätiger  Art 
(of  a  charitable  nature),  z.  B.  Kassen  zur  Unterstützung  von 
Wittweo,  Waisen  und  armen  (.Geistlichen,  zutlieil  werden,  wenn 
dieselben  den  in  jenem  Gesetz  gegebenen  allgemeinen  Be- 
stimmungen nachkommen.  Der  Gesetzentwurf  norde  ebenfalls 
von  Wilbei-force  und  Rose  eingebtacht 

Durch  das  Gesetz  49  Georg  III.  c.  125  (1809)  wurde  die 
RegistriruDg  an  keinen  Teimin  mehr  gebunden. 

Im  Jahre  1796  wurde  durch  ein  Gesetz  des  irischen  Parla- 
mentes (3ß  Georg  III.  c.  58)  die  bisherige,  englische  Gesetz- 
gebung Ober  Friendly  Societies  zusammengefasst  und  auf  Irland 
übertragen.  Die  Ges'etze  sind  sich,  einzelne  Stellen  ausgenommen, 
bis  auf  den  Wortlaut  gleich.  Nur  ist  zur  Auflösung  eines  Veiv 
eines  nach  dem  irischen  Gesetze  eine  blosse  UreiviertelmajoritSt 
erforderlich.  Der  Paragraph  XVIII  enthalt  die  Bestimmung 
des  Gesetzes  35  Georg  III.  c.  111,  welche  sich  auf  wohlthätige 
Vereine  bezieht.  Als  äussersler  Tennin  für  die  Einschreibung 
der  Vereine  ist  der  25.  Mäi-z  1798  vorgesehen.  Ein  Gesetz 
vom  27.  .Juli  1803  (43  Georg  III.  c.  111)  verlieh  den  Gesell- 
schaften, welche  ihre  Statuten  irrthümlich  anderen  als  den  im 
Gesetze  vorgeschriebenen  Behörden  vorgelegt  hatten,  die  Er^ 
laubniss,  dieselben  nachträglich  mit  dem  Zeugnis^  der  ersten 
Behörde  vei-sehen,  liei  den  Vierteljahi-ssitzungen  der  Grafechaft 
einreichen  zu  dUifcn.  Wenn  sie  von  diesen  genehmigt  würden, 
sollten  sie  vom  Datum  der  ei-sten  Bestätigung  an  giltig  sein. 

Sechs  Jahre  später  werden  durch  Gesetz  vom  20,  Juni 
1809  (49  Georg  III.  c.  125)  die  Friedensrichter  ermächtigt,  die 
Klaiie  eines  Mitgliedes  einer  eingeschriebenen  Hilfskasse  gegen 
ein  anderes  Mitglied  desselben  Vereins  zu  höien ,  imd  falls 
dem  Kläger  eine  Geldsumme  zugesprochen  worden  ist,  die 
Ansprüche  des  Mitgliedes  durch  Beschlagnahme  und  öffent- 
lichen Verkauf  durchzusetzen  ibj  distresK  und  sale).  Wenn 
ein  Mitglied  einer  eingeschriebenen  Hilfskasse  nicht  die  ihnen 
statulenmässig  zukommende  Unterstützung  erhält,  so  soll  der 
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Friedensrichter  ihm  dieselbe  zusprechen,  und  wenn  ihm  die 
UDt8r8tatziin<;  nicht  sofort  ausgezahlt  wird,  dann  soll  der 
Richter  den  Verein  auspfflnden  lassen.  Die  Entscheidung  des 
Richten  ist  endfriltig.  Der  Prozesa  kann  vor  keine  andere 
Instanz,  auch  vor  keinen  Billiskeitsgerichtshof  gebracht  werden. 

Das  letzte  jener  ausgestiiltenden  Gesetze  iler  ersten  Periode 
wandte  den  Hil&kassen  V'oi-theile  zu,  welche  andera  Pei-sonen 
darch  die  Gesetze  36  Georc  III.  c.  90  und  unniQndigen  KIftgem 
durch  52  Georg  III.  c.  158  zu  Thei]  geworden  waren.  Beide 
Gesetze  hatten  den  Courts  of  Chancery  and  Exchequer  das  Recht 
verliehen,  for  abwesende,  bankerotte,  blödsinnige,  widerwilljge 
and  sonst  verhinderte  Treuhänder  Geld  und  andere  Wertbe 
zu  Qhertragen.  Das  Gesetz  wurde  ei'St  im  Jahre  1817  erlassen 
(57  Georg  III.  c.  39),  wohl  ein  Beweis,  dass  die  Nothwendig- 
keit  desselben  sich  in  den  Hilfskassen  nicht  froher  fühlbar 
machte.  Ob  die  furchtbare  Noth,  welche  nach  dem  Fnedens- 
schlusse  1815  England  heimsuchte,  die  wiithsi-haftliche  Lage 
mancher  Treuhänder  so  verschlechterte,  dass  das  Gesetz  er- 
lassen werden  musste,  weiss  ich  nicht. 

Damit  war  die  erste  Periode  der  englischen  Ililfskassen- 
gesetzgebung  zum  Abschluss  gekommen.  Ein  einfacher  Ge- 
danke war  in  einem  Hauptgesetze  verkörpert  und  in  Novellen 
nach  neuen  Richtungen  hin  entwickelt  worden. 

Wegen  dieser  inneren  Zusammengehörigkeit  haben  wir  die 
Reihe  der  Gesetze  nicht  durchbrechen  wollen,  um  einer  Maass- 
rege) zu  gedenken,  die  21  Juhre  vor  dem  zuletzt  erwähnten 
Gesetze  entworfen  wurde,  aber  weder  eine  Charakterühnlichkeit 
mit  jenen  zeigt,  noch  auch  zur  Au^fühmug  kam.  Im  Jahre 
1796  wurde  im  Parlament  eine  umfangreiche  Vorlage  über  das 
Armenwesen  eingebracht,  die  als  Mr.  Pitfs  I'oor  Bill  bekannt 
ist  In  derselben  kam  der  grosse  Staatsmann  auf  die  Kirch- 
spielkasse  zarOck.  In  jeder  Pfarrei  oder  Vereinigung  von 
Pforreien  sollte  ein  „parochial  fund'  gebildet  werden,  aus  dem 
die  Armen  gegen  einen  periodischen  Beitrag  eine  Untei-stUtzung 
zn  beziehen  hätten.  Selbst  Mitglieder  bestehender  Ililfsvereine 
sollten  mit  der  Kirchspielhilfskasse  Alters-  und  Invaliditäts- 
venicherungen  ahschliessen  können'). 

Wir  wenden  uns  nach  dieser  Abschweifung  zur  einge- 
schriehenen  Hilfskasse  zurQck,  und  zwar  zu  einigen  statistischen 
Notizen,  welche  die  froheren  ergänzen.  N'iich  Bericblen,  welche 
Sir  Frederick  Eden  von  Deputy  Clerks  of  the  Peace  und  Town 

'I  Pitt'a  MaiBircfcel  wttrdn  henti<;en  Taf;ca  mindeetens  ala  sozial istiBch. 
vilirKbrinlich  als  kommtmiitisch  pebr&nd markt  werden.  Iiena  in  deni- 
■dbea  Entwürfe  finden  sich  tacb  noch  B(«tiijiiiiUD)ien,  dass  den  Arbeitern, 
wdclw  den  orUnblichen  Lobn  nicht  verdieocn  können,  die  DifTereiiz  aus 
den  .\niieaiteueni  gedeckt  werden  soll,  und  dass  fttr  die  Armen  von  der 
BefaOide  Aibnt  geBueht  werden  mfisse.  Siehe  Eden  a.  a.  Ü.  III,  ('('CXXII], 
bei.  die  Fvagnpben  46—^. 
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Clerks  erhalten  hatte  und  welche  er  in  der  erw&hnten  Schrift 
„Obsei'vations  etc."  zusammenetellte,  zählte  Enf^land  und  Wales 
im  Jahre  5117  eingeschriebene  HilfskaBsen,  414  davon  waren  in 
Yorkshire,  600  in  Middlesex,  ja  Lancashire  weist  nicht  weniger 
als  820  auf.  Die  Zahl  deraelben  war  ebenfalls  bedeutend  in 
London  mit  250,  Suffdk  mit  235,  Surrey  und  Warwickshire 
mit  je  188.  Leicht  erklärt  es  sich,  dass  die  Grafechaften  von 
Wales  nur  geringe  Zahlen  aufzuweisen  haben,  BO  Merionet- 
shire  1,  Cardiganshire  8,  Fliiitshire  und  Radnorshire  je  9, 
Caermulhenshire  erreicht  das  Maximum  von  25. 

Eden  koQpft  an  diese  Zahleo  folgende  Betrachtungen. 
Da  er  von  manchen  Orten  keine  Angaben  erhalten  hat,  h&lt 
er  es  fQr  nöthig,  283  Vereine  hinzuzufügen,  um  die  aimShemd 
richtige  Zahl  der  Vereine  zu  erhalten.  Das  würde  eine  Ge- 
sammtzahl  von  4500  ffir  England  und  Wales  ergeben.  D& 
noch  immer  ein  Viertel  aller  Vereine  nicht  eingeschrieben  sei, 
so  müsse  man  >/s  der  bekannten  addiren,  um  die  Zahl  aller 
bestehenden  Hilfskassen  zu  finden.  England  und  Wales  b&tten 
also  nach  Eden  gegen  Anfang  des  Jahrhunderts  7200  Vereine 


Um  die  Durchschnittszahl  der  Mitglieder  eines  Vereines 
zu  finden,  geht  er  von  der  Thatsache  aus,  dass  400  Klubs 
38  800  Mitglieder  zählen.  Jeder  Klub  hat  also  im  Durchschnitt 
*J7  Mitglieder.  Er  hält  diese  Zahl  selbst  für  zu  hoch,  er  glaubt» 
dass  ungefiihr  90  die  Durchschnittszahl  sei.  Nimmt  man  dieee 
geringere  Zahl  als  die  richtige  an ,  dann  wQrdeu  64^^  000  In- 
dividueii  zu  den  Hilfskassen  von  England  und  Wales  gehM 
haben.  Wenn  man  voraussetzt,  fährt  er  fort,  dass  jedes  dieser 
Mitglieder  eine  Familie  von  4  Personen  zu  ernähren  bat,  dann 
kommt  man  zu  dem  Schlüsse ,  dass  2  592  000  Menschen  un- 
mittelbar an  dem  Gedeihen  des  Hilfskassenwesens  betheiligt 
sind.  Im  Jahre  1801  fand  die  ei'ste  Volkszählung  auf  dem 
Inselreiche  statt.  Danach  hatten  England  und  Wales  eine 
Bevölkerung  von  9  872  1180  Menschen.  Wenn  die  Annahmen 
Eden's  richtig  sind,  hätten  also  mehr  als  ein  Viertel  der  Ein- 
wohner von  England  und  Wales  direkt  oder  indirekt  mit  irgend 
einer  Friendly  Society  in  Verbindung  gestanden.  Eden  gibt 
zu,  dass  die  Zahl  zu  hoch  gegriffen  sei.  Ein  kleiner  Abzug 
müsse  desshalb  gemacht  werden,  weil  manchmal  mehr  als  ein 
Familienmitglied  zu  einem  Klub  gehöre.  Aber  es  fragt  sich 
doch  auch,  ob  die  Annahme  richtig  ist,  dass  jedes  Mitglied  im 
Durchschnitt  den  Unterhalt  von  4  Personen  zu  bestreiten  bat- 
Die  Frage  ist  nicht  so  zu  stellen ,  ob  eine  englische  Arbeiter- 
familie durchschnittlich  aus  mehr  als  4  Pei-sonen  bestehe  — 
das  thut  sie  ganz  sicher  — ,  sondern  ob  Eden  das  VerhältniBS 
der  Verheiratheten  zu  den  verheiratheten  Alten  ohne  onter- 
stutzungsbedurftige  Kinder  und  der  grossen  Zahl  der  TToTer- 
heiratheten  richtig  angegeben  habe. 
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Ed«  nimmt  väter  an,  dass  jeder  Klub  jährlich  im  Durch- 
schnitt 62  £  ausgebe,  7200  Klubs  also  446  000  ■£.  Um  so 
Tid  geringer  seien  also  die  Armenlasten.  Da,  nach  offiziellen 
Zahlen,  die  Armensteuem  in  den  Jahren  1802/3  4  077  891  M 
betrugen,  bo  hätten,  die  Richtigkeit  jener  Annahme  voraus- 
gesetzt, die  Frieudly  Societies  aus  eigener  Kraft  V»— */io  auf- 
cebracbt. 

Der  jährliche  Durchschnittsbeitrag  eines  Mitgliedes  betrug 
nach  Eden  13  Schillinge.  Im  Saden  Englands  schwanhten 
die  monatlichen  Beiträge  zwischen  1  Schilling  und  2  Schilling 
6  Penee. 

Die  Zahlen  Eden's  werden  durch  einen  „Abstract  ofPoor- 
Retums''  vervollständigt,  der  im  Jahre  1802  dem  Parlamente 
vorlag.  Derselbe  gab  die  Zahl  der  Vereine  auf  9672  an '). 
Voranagesetzt,  dass  jede  Hilfskasse  00  Mitglieder  zilhtte,  hätten 
also  870460  Personen  den  Vereinen  angehört,  also  fast  Vn 
der  GesammtbevölkeniDg  nach  dem  Census  von  1801. 

Eden  zeigt  sich  sehr  hoffnungsvoll  in  betreff  der  weiteren 
Entwicklung  der  Friendly  Societies.  Er  behauptet,  „sie  hätten 
jetzt  auf  der  breiten  Grundlage  der  Erfahrung  eine  grosse  und 
fnndamentale  Wahrheit  bewiesen ,  dass  mit  Ausnfüime  sehr 
weniger  Fälle  die  Menschen,  unter  allen  Umständen,  bei  guter 
Verwaltung  im  Stande  wären,  fQr  ihren  eigenen  Unterhalt 
zn  sorgen"»).  Er  kenne  keine  Pfarrei,  die,  Zeiten  grosser 
Theuemng  abgerechnet,  in  die  Lage  gekommen  sei,  Mi^clieder 
einer  Friendly  Society  zu  unterhalten.  Dass  sie  überhaupt 
zuweilen  zusammenbrechen,  das  liegt,  seiner  Ansicht  nach, 
wesentlich  nur  an  2  Umständen:  an  dem  Mangel  an  indivi- 
dnalisirten  Prämien  und  in  der  Vergeudung  der  Beiträge  in 
Schmausereien  und  Gelagen. 

Hätte  Eden  die  Berechnung,  dass  die  Friendly  Societies 
jährlich  etwa  500  000  iC  an  Unterstutzungen  ausgaben,  die  für 
die  Öffentliche  Armenpflege  nöthigen  Summen  aber  das  Neun- 
fache betrugen,  verglichen  mit  der  andern  Berechnung,  dass 
die  von  den  Friendly  Societies  unterhaltenen  Armen  mindestens 
ein  Viertel  der  gesammten  Bevölkerung  ausmachten,  dann  hiltte 
er  durch  ein  einfaches  Rechenexempel  zur  Erkenntniss  kommen 
mOasen,  dass  die  Hilfevereine  nicht  im  Stande  waren,  ihre  Mit- 
glieder und  deren  Angehörige  zu  unterhalten  und  dass  Viele 
deraelben  ganz  oder  theilweise  auf  Kosten  des  Staates  ernährt, 
heherbei^,  bekleidet  und  gepflegt  wurden. 

Welche  Bewandtniss  es  mit  den  Gelagen  hat,  haben  wir 
an  einer  andern  Stelle  zu  zeigen  versucht.  Der  Behauptung, 
dass  die  Annen  aus  eigenen  Mitteln  für  alle  ihre  Bedürfnisse 

■)  Report  from  Qie  Select  Committee  on  tbe  l.aws  RespectiDu  Friendly 
Sodetici  Itf25.     S.  6. 
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sorgen  könnten,  empfiehlt  es  sich  immer  wieder,  die  Worte 
Howlett's ')  entgegenzuhalten. 

Es  ist  allerdings  fOr  den  Politiker  eine  grosse  Beruhigung, 
wenn  er  sich  einreden  kann ,  dass  alle  Noth  auf  den 
Leichtsinn,  die  Verschwendung,  sowie  den  Mangel  an  Umsicht 
und  Energie  der  Betroffenen  zurückzuführen  sind.  Wer  eich 
aber  aus  der  langen  Leidensgeschichte  der  englischen  Armen 
nur  der  Thatsachen  erinnert,  dass  die  englische  Nobility  und 
G6nti7  vermittelst  der  Enclosure  Acts  '/j  des  gesammten  acker- 
bauchigen  Landes  an  sich  brachte,  dass  man  lange  Zeit  jede 
Gelegenheit  für  die  arbeitenden  Klassen,  aus  dem  Gesetze  von 
Angebot  und  Nachfrage  Nutzen  zu  ziehen,  vereitelte,  dass  man 
durch  ein  kleinliches  Niederlassungsgezetz  die  Energie  und  die 
Erwerhskraft  der  unteren  Klassen  untergrub,  den  wurde  es  in 
Erstaunen  setzen,  dass  die  Armen  aus  eigenen  Mitteln  sich 
für  alle  Fälle  des  Lebens  hätten  sicherstellen  können. 

Eden's  Schriftchen  widerspricht  sich  auch  noch  an  andern 
Stellen.  Wenn  es  wahr  ist.  dass  keine  Fforrei  fQr  diejenigen 
einzutreten  hatte,  die  einer  Hilfskasse  beigetreten  waren,  dann 
Diuas  man  sich  doch  billig  darüber  wundern,  dass  er  an  einer 
andern  Stelle  von  der  ungenügenden  Wirkung  der  Friendlv 
Societies  spricht  und  den  von  ihnen  gebotenen  Nutzen  zweifel- 
haft (equivocal)  nennt. 

Ja,  der  Mangel  an  einer  abgestuften  Skala,  die  grossen 
Summen,  welche  Essen  und  Tiinken  verschlingen,  die  That- 
Sache,  dass  revolutionäre  Vereine  unter  dem  Deckmantel  einer 
Friendly  Society  ihr  Wesen  tiieben,  bewegt  ihn,  auf  die  Pläne 
der  achtziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhundeits,  wenn  auch  in 
bedeutend  veränderter  Foi-m,  zurückzukommen,  was  sich  über- 
baupt  immer  wieder  zeigt,  wenn  das  Prinzip  der  Freiwilligkeit 
im  Hilfskassenwesen  seine  Dienste  versagt.  Er  schlägt  die 
Gründung  einer  grossen,  unter  Autontät  der  Regierung  stehen- 
den, im  Besitze  aller  in  das  Lebensversicherungawesen  ein- 
schläglichen Daten  befindlichen  grossen  Vej-sicherungsgesellschaft 
vor,  die  ihre  Agenten  in  den  verschiedenen  Theilen  des  Landes 
hätte.  Diese  Gesellschaft  würde,  so  hofft  er,  allen  BedQrfnissen, 
welche  die  Friendly  Societies  befriedigen  und  noch  vielen 
andern  gerecht  werden  und  von  Trinkgelagen  ganz  ^ei  sein. 
Aber  sie  soll  die  bestehenden  Gesellschaften  nicht  unterdrücken. 
Wie  sich  Eden  das  Verhältniss  dieser  Gesellscliaft  zu  den 
Hilfskassen  denkt,  ist  so  eigenthUmlich,  dass  sich  ein  kunes 
Verweilen  bei  seinem  Plane  lohnt. 

Die  Gesellschaft  soll  die  mütterliche  Beratherin  und  der 
Bankier  der  Hilfskassen  sein.  Sie  soll  den  Gesellschaften, 
welche  Reformen  wünschen ,  mit  Vei-sicherungstabellen  an  die 
Hand    gehen    und    ihr   Vermögen    annehmen    und   verwalten. 

■)  Einlettnng.    S.  h^X 
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Aber  weit  davon  eDtferot,  die  besteheoden  Gesellschaften  Ober- 
flOesig  zu  machen,  soll  sie  dieselben  erst  zu  rechtem  Leben 
erwecken.  Er  denkt  sich,  dass  die  staatliche  Versicherungs- 
anstalt von  solchen  Leuten  benutzt  wird ,  welche  durch  Alter, 
Geschlecht,  BeschAftifmnf;  oder  aus  anderen  Ui'sachen  von  der 
Mit|iliedschaft  in  einer  Hilfskasse  ausgeschlossen  sind ') ,  oder 
welche  wecen  ihrer  sozialen  Stellun;:  abgeneipt  sind,  einer 
Fricndly  Society  beizutreten,  deren  überwältipende  Majorität 
die  Bedürfnisse  der  arbeitenden  Klassen  in's  Auge  fasse. 

Eden  begnOgte  sich  nicht  damit,  seine  Voi-schläpe  gedruckt 
zu  sehen.  Als  echter  Engländer  gab  er  sich  Mühe,  sie  in  die 
Wirklichkeit  überzuführen.  Die  von  ihm  geplante  Globe  In- 
surance Company  sollte  das  Vermögen  der  Hilfskassen  zu  5  % 
verzinsen,  in  laufender  Rechnung  mit  den  Seh at;f meistern  stehen, 
und  eine  gewisse  Vermittlerrolle  zwischen  den  kleinen  lokalen 
Vereinen  Qbernehmen,  indem  sie  verziehenden  Mitgliedern  die 
Möglichkeit  böte,  ohne  Verluste  aus  einem  Klub  in  einen  andern 
Oherzutreten. 

Die  Vorschlüge  Eden's  sind,  obwohl  sie  niemals  in  der 
von  ihm  befürworteten  Form  ausgefQhrt  worden  sind,  doch 
desshalb  merkwDrdig,  weil  sich  in  denselben  wirkliche  Bedürf- 
nisse aussprachen.  Um  den  letzten  gleich  vorweg  zu  nehmen, 
so  i):t  er  in  dem  clearance-system  der  Arbeiterorden  zur  Aus- 
fahrung  fEekoDimen.  Nach  diesem  Systeme  ist  ein  Mitglied, 
welches  das  40.  Jahr  noch  nicht  überschritten  bat,  berechtigt, 
nach  Bezahlung  eines  abgestuften  Eintrittsgeldes,  von  einem 
Zweig^'ereine  zu  einem  andern  UbeiTiugehen,  indem  es  einen 
Beitrag  nicht  als  neues  Mitglied  nach  seinem  derzeitigen  Alter, 
sondern  seinen  früheren  Beitrag  weiter  zahlt'). 

Durch  die  beiden  andern  Voi-schliige  aber  wurde  Eden 
der  Mitbegründer  der  eingeschriebenen  Hilfsknsse.  Ebenso- 
wenif!  wie  Gilbert's  Idee  der  .Aufmunterung  bestehender  Ge- 
sellschaften und  der  Kontrolle  derselben  durch  die  Staatsgewalt 
von  ihm  selbst  verwirklicht  wurde,  ist  es  Eden  gelungen, 
seine  Idee  eines  Institutes,  welches  den  Vereinen  Rath  ertheilen 
und  ihre  Gelder  verwalten  sollte,  in  die  Wirklichkeit  ein- 
znfllhren.  Aber  der  Gedanke  senkte  sich  in  die  Gemiither  der 
Zeitgenossen  und  ging  auf,  und  Courtenay  war  es  vorbehalten, 
diese  zweite  Fundamentalidee  in  die  Gesetzgebung  über  das 
Hilbkassenwesen  zu  verweben. 


■)  Deren  jpebt  es  nach  Eden  so  riele,  dass  er  die  Scbwier^keit, 
MitfUed  einer  HiUfekaaie  tu  werden,  zu  einer  Schattenseite  der  Fricndly 
SooetieB  rechnet.  Doch  wohl  aneh  ein  BeweiB.  daas  treiwillii;e  Kauen 
iDeiii   die  VoeicbenininbedQrfDisse  der  unteren  Klassen  nickt  befriediiien 
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Dass  die  eisgescbriebene  HiUskasse  die  ErvartuDgen  nicht 
erfüllte,  welche  man  erhofft  hatte,  geht  auch  aas  einem  Auf- 
sätze Bentham's  hervor,  dessen  Anschauungen  sich  mit  den- 
jenigen Eden's  berQliren.  Das  Projekt  der  nationalen  Spar- 
samkeitsbank  (National  Fruf;alitj  Bank)  legt  Bentham  in  einem 
„Pauper  Management  Improved"  betitelten  Au&atze  nieder. 
Er  hält  eine  grosse  nationale  Versicherung^esellschaft  fQr  d«i 
besten  Ausweg  aus  unhaltbar  gewordenen  Zustilnden.  Sie  ver- 
hindere erstens  die  Zusainmenkanfte  im  Wirthsbause  und  gebe 
auch  solchen  ländlichen  Arbeitern,  die  keine  Gelegenheit  haben, 
einem  Klub  beizutreten,  die  Möglichkeit,  sich  zu  versichern. 
Die  Gelder  könnten  weder  zn  Arbeitseinstellungen  noch  zu 
politischen  Zwecken  verwandt  werden.  Er  sieht  wohl  ein,  dass 
eine  grosse  Versicheningsgesellscbaft  sich  nicht  wohl  mit  der 
Krankenversicherung  beschäftigen  kann,  aber  er  glaubt,  dass 
sie  besser  als  eine  Friendly  Society  im  Stande  sei,  die  Lebens-, 
Alters-,  Invaliditäts-,  Wittwen-  und  Waisenversichening  xu 
Qbemehnien. 

Die  Ansichten  Eden's  und  Bentham's  erhielten  noch  mehr 
Gewicht  durch  Peter  Colqhoun,  welcher  im  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  grosses  Ansehen  besass  und  der  schon  frfiher 
eine  einschlägliche  Schi-ift:  „The  State  of  Indigence  and 
the  Situation  of  the  Casual  Poor  in  the  Metropolis"  ver- 
fasst  hatte.  Der  Plan,  welchen  Colqhoun  in  dem  1806  er- 
schienenen ,Treatise  on  Indigence'  entwickelte,  setzt  sich  aus 
zwei  Ideen  zusammen,  von  denen  die  eine  Maseres,  die  andere 
Eden  entnommen  zu  sein  scheint.  Wie  jener  wünscht  er  Kirch- 
spielvereine, dieselben  sollen  in  einer  Depositenbank  mit  Filialen 
im  Lande  ein  freiwilliges  RQckgrat  erhalten.  Acht  Jahre  später 
veröffentlichte  der  Graf  Jerome  von  Salis  eine  Broschüre,  welche 
ähnliehe  Gedanken  verkörpert.  Jede  Pfarrei  sollte  eine  Kirch- 
spielhilfskasse besitzen,  die  unter  der  Leitung  des  Lord  of  the 
Manor  oder  der  Kirchenältesten  und  Anuenaufseher  stände. 
Der  Titel  verrilth  übiigens  so  deutlich  den  Gedankengang  des 
Grafen,  dass  wir  ihn  hierher  setzen :  A  Proposal  for  improving 
the  System  of  Fnendly  Societies,  or  of  Poor  Assurance  Offices; 
and,  by  increasing  their  Funds,  renrtering,  in  Proceas  of  Time, 
on  the  Principle  of  Accumulation ,  all  Parocbial  Taxation  for 
the  Relief  of  the  Poor  unnecessary. 

Der  ungeheure  Umschwung,  zu  Ungunsten  der  freiwilligen 
Hilfska.'sse,  welchen  die  vorher  erwähnten  Schriften  spiegän, 
winl  erst  verständlich ,  wenn  man  folgende  Zahlen  über- 
blickt: 
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In  diesen  Zahlen  ist  der  Schlüssel  zu  den  Widersprüchen 
enthalten,  welche  der  für  ein  freies  Arbeitervei-sicbei-ungswesen 
begüterte  und  <Ier  in  seinen  Erwartungen  getäuschte  Eden 
in  seine  Schriften  einfliessen  lilsst:  in  ihnen  sehen  wir  die  Be- 
weggrande, welche  Bentham,  Colqhoun  zum  Schreiben  ver- 
uüusten.  Die  eingeschriebeneHilfskasse  war  nicht 
Tollwerthig  befunden  worden.  Man  hatte  sie  in  schweren 
Zeiten  gegründet,  als  eine  Mauer  gegen  die  anschwellenden  Massen 
des  Proletariats,  welche  man  damals  noch  zu  bewältigen  liolfte. 

Die  bestgeleitete  Hilfskasse  wäre  zu  schwach  gewesen,  um 
gegen  solche  Gegner  anzukämpfen,  aber  nun  kam  noch  hinzu, 
wie  wir  Eingang  dieses  Kapitels  geschilden  haben,  dass  sie  in 
riner  Zeit  des  gewaltsamsten  politischen  Umsturzes  zu  wirken 
begann.  Wie  zerstörend  der  Kiieg  auf  die  Hilfskaasen  wirkte, 
beweisen  folgende  Zahlen,  die  einer  Schiift  MarshalTs^)  ent* 
■omnien  sind.  Der  Verfasser  behauptet,  dass  im  Jahre  1803 
4047  Vereinsmitglieder  in  der  City  of  London  vorhanden  ge- 
weeen  wftren,  im  Jahre  1813  nur  noch  3573,  in  der  Graf= 
Khaft  Middlesex  1S03  72  741,  im  Jahre  1S13  nur  noch  57  340 
llitglieder  von  Vereinen. 

Und  doch  litt  bekanntlich  England  während  des  Krieges 
wenig  im  Vergleich  za  den  Zeiten,  welche  dem  Friedensschlüsse 
mnächst  folgten.  Die  Steuern  verdoppelten  sich  zwar.  Siegingen 
von  35  415  096  Ji^  auf  72  210  612  £  hinauf.  Die  Staatsschuld 
BÜeg  von  520  207101  £  im  .Tahre  1803  auf  75;?  646  654  .^-  im 
Jibre  1817.  Aber  auch  der  Export  hob  sich  nicht  trotz  des 
Krieges  und  der  KontinentalspeiTe,  sondein  in  Folge  derselben 
Wn  31  020  061  jif  anf  53  573  234  £  von  1805-  1814,  der  Import 
in  derselben  Zeit  von  28  561  270  £  auf  33  755  264  £ '). 

Die  Lage  der  ärmeren  Klassen  verschlimmerte  sich  be- 
deutend nach  dem  Ende  des  Krieges.     Die  fremden  Völker 
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schlössen  sich  durch  Schutzzölle  gegen  England  ab,  um  ihre 
hinsiechenden  oder  keimenden  Industrien  zu  heben,  z.  B.  Prenssen, 
oder  sie  fingen  an,  mit  ihm  in  Konkun'enz  zu  treten.  Zunächst 
überschätzten  die  Engländer  die  Konsumtionsfähigkeit  des 
erschöpften  Kontinentes  füv  englische  Waaren,  welche  entweder 
gar  nicht  verkauft,  oder  unter  dem  Preise  losResthlagen  wurden. 
Die  Fabriken  mussten  theilweise  ihre  Arbeit  einstellen  oder 
verringern.  Die  Weithsch wankungen  des  englischen  Papier- 
geldes wirkten  nachtheilig  auf  den  Volkswohlstand.  Grosse 
Kapitalien,  die  in  Unternehmen  angelegt  waren,  welche  sich 
während  des  Krieges  lohnend  erwiesen  hatten,  z.B.  die  Ver- 
fertigung von  Waffen,  mussten  dislocirt  werden.  Der  Land- 
und  Seekampf  hatte  viele  Menschen  beschäftigt,  welche  im 
Frieden  die  Konkurrenz  veimehren  halfen.  Dazu  kam ,  dasB 
auf  die  günstigen  Eniten,  welche  die  letzten  Kriegsjahre  ei-- 
träglich  gemacht  hatten ,  der  furchtbare  Mangel  des  Jahres 
1816  folgte,  welcher  zu  den  Uni'uhen  der  brod-  und  arbeits- 
losen Klassen  im  Jahre  1816/17  führte^).  Wie  schrecklich  die 
Zeit  für  die  arbeitenden  Klassen  war,  geht  aus  der  wachsen- 
den Höhe  der  Armensteuer  hervor. 

Armensteuer  Einwohnenahl 

1802/1803:4  267  965  1801:     9  872  980 

1813:6331249         1811:10150615 
1818:  7  870  801  1821:  11978  875 

Nehmen  wir  für  1818  dieselbe  Bevölkerungszahl  wie  für 
1821  an,  so  hätte  sich  seit  Anfang  des  Jahrhunderts  die  Be- 
völkeiTing  um  etwa  20  */„ ,  die  Armensteuer  um  etwa  90  % 
vermehrt. 

Ein  gedankenreicher  Aufsatz  der  Edinburgh  Review*) 
gibt  einen  Ueberblick  aber  das  Verhältniss  der  Bevölkerungs- 
zunahme zum  Anwachsen  der  Armensteuer  seit  der  Mitte  des 
vorigen  Jahrhundeiis.  Der  Verfasser  kommt  zu  dem  Resultate, 
dass  sich  von  1750  bis  gegen  1820,  also  in  der  Periode,  wdche 
den  Uebergang  von  der  Klein  -  zur  Grossindustrie,  einen 
gi'ossen  Theil  der  Landbesitzveränderungen,  die  Napoleoniscben 
Kriege,  die  Noth  der  ersten  Fnedensjahre  in  sich  begreift,  die 
Bevölkerung  um  die  Hälfte,  die  Armensteuer  um  das  Zehnfache 
zugenommen  haben.  Ist  auch  die  Beweisführung  nicht  ganz 
zutreffend,  weil  die  Zahlen,  von  denen  er  für  das  Jahr  1750 
ausgeht,  uns  nicht  richtig  zu  sein  scheinen,  —  die  Bevölkerungs- 
ziffer scheint  zu  hoch  (8  000  000),  der  Betrag  der  Armenstener 
zu  niedrig  (750  000  ^)  gegriffen ,  —  so  geben  doch  auch  die 
Annahmen,  dass  die  Bevölkerung  zu  jener  Zeit  nur  6  000  000, 


')  Siehe  Tnoke,  Hislory  of  Prices  II.   AnfgiDg  passim  und  Pauli,  Oe- 
Bchichte  EnfluidH  seit  den  FriedeDsscblüssen  von  1»U,  1815.    I.  S.147% 
■)  The  SaTiagB  of  tlie  Foor.     liilS. 
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die  Anaensteuer  schon  HWOiXhi  £  betragen  habe,  auch  ein 
sehr  dosteres  Bild. 

Sehr  viele  Hilfskassen  braclien  zusammen,  lösten  sich  aul', 
vettheilteo  ihr  Vermögen.  Nun  herrschte  damals  noch  mehr 
tls  heute  die  Vorstellung,  dass  die  Hilfskassen  sich  allen  StQnnen 
xum  Trotz  halten  mUssten,  -nenn  die  Vervaltunj:  put  iväre  und 
ireniger  fietrunken  wurde.  £5  ist  ja  richtig,  diiss,  wenn  die  Bei- 
träge, aus  denen  Kranken- und  Begräbnisspeld  bestritten  werden 
soll,  zum  Theil  vertrunken  werden,  die  Kasse  schliesslich  zu 
Fall  konimen  muss.  Aber  ebenso  richtig  ist  es,  dass  sehr  viele 
Kassen  Qberbiiupt  ohne  ein  soziales  Glas  Bier  nidit  e.\istiren 
«Orden  und  man  den  Arbeitern  einigen  Lebensgenuss  gönnen 
sollte.  Jedoch  das  bedachte  man  nicht.  '\Venn  es  möglich 
wäre,  eine  Orgiinisation  zu  schaffen,  in  der  die  arbeitenden 
Klassen  keinen  Theil  mehr  an  iler  Verwaltung  hätten,  und 
nch  nicht  mehr  versammelten,  dann  holfte  man,  würde  sich 
üire  Lage  verbessern  und  die  Armeristeuer  henintei^ehen. 
Dazu  kam  die  unauslöschliche  Furcht  vor  Gewerkvereinen  und 
Verschwöiiingen ,  die  einige  Jahre  nach  dem  Fiieden  wieder 
auflebte'!.  Wir  stehen  in  der  Zeit  der  -0  Knebelbills"  und 
der  Seditious  Meetings  Act. 

Und  nun.  wo  <las  freie  Vereinswesen  in  dem  freien  Albion 
\*erabscheut  und  der  Stab  über  das  Arbeiterversicheningswesen 
gebrochen  wurde,  trat  eine  Organisation  iin  die  Oetfentlichkeit, 
die  allen  Ansprüchen,  welche  man  vom  politischen  und  sozialen 
Standpunkte  an  sie  stellen  konnte ,  zu  genügen  schien.  Das 
war  die  Sparbank.  Dies  Gestirn,  welches  damals  hell  am  wirth- 
schaftlichen  Himmel  leuchtete  und  sich  bald  zu  einem  Stern 
erster  Grösse  entwickelte,  nahm  der  Hilfskasse  allen  Glanz 
nnd  allen  Ruhm.  Sie  schien  im  Stande  zu  sein,  die  soziale 
Frage  im  Handumdrehen  zu  lösen,  und  wurde  daher  von  allen 
Xatiocolökonomen  nnd  Staatsmännern  als  der  Ökonomische 
Messias  der  Menschheit  begrüsst.  Eins  muss  besonders  bervor- 
gt^oben  werden:  man  erfasste  die  Sparbank  durchaus  nicht 
in  ihrem  eigenthOmlichen  ^Yesen,  sie  wurde  lediglich  als  eine 
Konkurrentin  der  Hilfskasse,  bestimmt,  sie  ganz  zu  verdrängen, 
lofgefasst 

Die  Gesetzgebung  ober  die  Sparbanken  und  die  einge- 
schriebene Hilfskasse  ist  so  eng  mit  einander  veiknüpft,  die 
beiden  Institute  haben  einen  so  bedeutenden  Eintluss  auf  ein- 
uder  ansgeObt.  Probleme,  welche  im  Gebiete  des  Hiltskassen- 
«esens  entstanden,  sind  so  oft  in  der  Gestalt  von  Sparbank- 
instituten  gelöst  worden,  dass  wir  die  Geschichte  der  Sparbank, 
soweit  dieselbe  zum  Verstundniss  nötbig  ist,   hier  skizzireu 


')  Pauli,  Gcachichte  Engluds.    I,  219. 
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Wer  die  Quellen  verfolgt,  aus  denen  sie  in  England  ent- 
steht, stösst  auf  zwei  Zoge,  die  den  Kenner  des  sozialen  Lebens 
Englands  durchaus  nicht  UbeiTaschen  werden.  Es  sind  Damen 
und  Geistliche,  welche  sie  in's  Leben  rufen.  Nicht  genug  kann 
in  Deutschland  hervorgehoben  werden,  dass  die  soziale  Gesetz- 
gebung Englands  undenkbar  wäre  ohne  das  theoretische  und 
praktische  Wirken  englischer  Geistlichen,  die  ihren  Beruf  mehr 
auf  dem  gesellschaftlichen  als  dem  politischen  Gebiete  des 
modernen  Staatslebens  erblicken.  Wie  sticht  davon  ab  die 
Herzenskälte,  der  dogmatische  Zank  und  die  politische  Dema- 
gogie vieler  kontinentalen  Geistlichen!  Vieles  wäre  unaus- 
geßlhit  geblieben  ohne  die  Hingebung  englischer  Damen,  die 
Ober  den  engen  Hoiizont  des  kontinentalen  Weibes  erhaben 
und  von  staatlichem  Gemeinsinne  erfdllt,  soziale  Pflichten  des 
weiblichen  Geschlechtes  anerkennen. 

Die  Institute,  welche  Damen  und  Geistliche  gi-Qnden,  gehen 
hervor  —  und  das  ist  der  zweite  charakteristisdie  Zug  —  ans 
dem  Grundsatze  des  Engländers,  den  untern  Klassen  so  viel 
Hilfe  zukommen  zu  lassen ,  dass  sie  sich  selbst  helfen  können. 
Ueberzeugt  davon,  dass  nur  ein  Zusammenwirken  von  fremder 
Hilfe  und  Selbsthilfe  gedeihlich  wirken  kann,  suchen  sie  die 
untern  Klassen  wirthschaftlich  zu  erziehen. 

Der  erste  Versuch ') ,  welcher  von  Frau  Wakefield  in 
Tottenham  im  Jahre  1709  gemacht  wurde,  entwickelte  sich 
aus  einer  Veranstaltung,  die  Defoe's  und  Maseres'  Pläne  lu 
verköi-pern  schien.  Um  die  Lage  der  Frauen  und  Kinder  in 
ihrem  Dorfe  zu  bessei-n,  nahm  sie  von  denselben  monaüich 
kleine  Beiträge  entgegen.  Aus  der  so  gebildeten  Kasse  er- 
hielten die  Beitragenden  eine  Rente  nach  GO  Jabi-en  und 
4  Schillinge  wöchentlich  während  der  Dauer  einer  Krankheit. 
In  Todesfällen  wurde  eine  bestimmte  Summe  zur  Bestreitung 
des  Leichenbegängnisses  ausbezahlt,  in  ausserordentlichen  Fällen 
ein  bestimmter  Betrag  bewilligt.  Mit  diesem  Institute  wurde 
eine  Vorschusskasse  und  spätei-  eine  Sparkasse  verbunden. 
Hier  liegen  auch  die  Anlange  der  penny-bank-  Kinder  wurden 
angehalten,  einen  Pfennig  monatlich  in  eine  Kasse  zu  zahlen. 
Aus  den  angesammelten  Beträgen  wurde  später  Lehrgeld, 
Kleidung  u.  s.  w.  bestritten.  Ehrenmitglieder  zahlten  von  Zeit 
zu  Zeit  Beiträge.  Hier  überwog  also  noch  der  Charakter  der 
Hilfekasse. 

Ein  Jahr  früher  hatte  der  Pfan-er  von  Wendover,  mit 
Namen  Smith,  eine  Sparbank  gegründet,  in  der  jedoch  anfangs 
das  karitative  Element  sich  sehr  stark  bemerklieb  machte.  Die 
armen  Pfarrpenossen  wurden  im  Sommer  1798  aufgefordert, 
alles  tlbeiHüssige  Geld  dem  Pfaner  zu  bringen.     Die  Erspar- 
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nun  Tarden  ihnen  mit  Zinsen,  die  ein  Drittel  deraelben  be- 
trogen, um  Weihnachten  bei  Gelegenheit  eines  Weiiinachttiessens 
luitkckgegeben.  dessen  Kosten  ebensowohl  wie  die  Zinsen  vom 
Phirer  und  zwei  reichen  Einwohnern  bestiitten  wurden. 

Die  Idee  der  Sparbank  bemAchtigte  sich  nun  der  GeniUther. 
Schon  im  Jahre  läUS  schln;:  Malthus  Grafschaftsbanken  vor. 
Aber  nur  selten  noch  wird  sie  in  ihrer  Se1bständt;>keit  erkannt. 
tiu  offenbart  sich  auch  in  dem  ersten  gesetzgebenden  Schritte, 
welcher  im  Jahre  1S07  versucht  wurde.  ^Vhitb^ead  brachte 
einen  Gesetzentwurf  ein.  aus  dem  die  eminente  Begabung  des 
Mannes  klar  hervorleuchtet.  Die  Pläne,  für  welche  seine  Zeit 
noch  nicht  reif  war.  haben  spätere  Generationen  ausgeführt.  Eine 
würdizere,  grössere  Autfassung  vom  Staate  ist  in  ihm  lebendig. 
Er  befarwortete  z.  B.  zuerst  eine  allgemeine  staatlirbe  Erziehung. 

Die  Vorlage,  .for  establisliing  a  fund  aiid  assurance  oflice 
for  investing  tlie  Savings  of  the  Poor".  wekhe  er  einbrachte, 
enthielt  das  Projekt  einer  staatlichen  Sparkasse,  welche  sich 
der  Post  als  Mittelglied  bedienen  sollte.  Dieselbe  Organisation 
sollte  den  einzelnen  Individuen  die  Zabluug  von  Jahresrenten 
und  die  AbschJiessung  von  Lebensversicheiungsvertritgen  er- 
möglichen. Die  Gesellschaft  sollte  in  der  City  of  London  oder 
in  Westminster  ihren  Sitz  haben  und  unter  der  Leitung  von 
eidlich  verpflichteten ,  vom  Könige  ernannten  Commissioners 
stefafn.  Damit  die  Annen  in  den  Genuss  dieser  für  sie  lie- 
ttimmten  Veranstaltung  kitmen .  bestimmt  ein  Panigraph.  dass 
jede  Person  Mitglied  werden  könne,  welcher  der  Friedensrichter 
bescheinige,  doss  sie  hauptsächlich  o<lcr  ganz  vom  Arbeitslohn 
exietire.  Niemand  soll  mehr  als  2ii  £  in  einem  Jahre  oder 
mehr  als  200  £  im  Ganzen  einlegen  dQi'fen. 

Eden's  Vorschlag  taucht  in  der  Bestimmung  auf,  dass  diese 
Gesellschaft  Tafeln  zur  Berechnung  von'Präniien  und  Leib- 
nnd  Jahresrenten  herausgeben  solle. 

Worauf  wir  besondei's  die  Aufmerksamkeit  richten  möchten, 
ist  die  unausgesprochene  Ueberzeugung,  dass  derartige  AD' 
stalten  nicht  der  Selbstverwaltung  kleiner  Leute  überlassen 
werden  dttrfen ,  sondern  dass  eine  höhere  leitende  Intelligenz 
Vas  Arbeitervei-sicherungswesen  in  die  Hand  nehmen  mUsse. 
Wbitbread's  Gesetzentwurf  wurde  nicht  angenommen.  Es  ist 
bezeichnend,  dass  die  liberale  Edinburgh  Review  den  Spar- 
banken ahrieth,  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  von  ihren 
tigenen  Angelegenheiten  abzuziehen. 

Der  Mangel  des  Parlaments  an  VerstUnduiss  fiir  die  Be- 
dQrfnisse  der  arbeitenden  Klassen  trieb  Private  um  so  mehr 
u,  die  Angelegenheit  zu  fördern. 

Im  Jahre  1808  wurde  in  Bath  eine  Sparbank  besründet. 
Cbarakteristischev  Weise  war  es  wiederum  eine  Dame,  Lady 
Donglas,  welche  die  Angelegenheit  in  die  Hand  nahm.  Die 
Baok  gedieh  und  wuchs  zur  ^Tlie  Prnvideiit  Institution'  heran. 
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die,  wie  viele  ähnliche  Vereine,  oacfadem  sie  gross  geworden 
war,  unter  den  Schutz  eines  Edelmanns,  in  diesem  Falle  des 
Marquis  von  Lansdowne  gestellt  wurde.  In  demselben  Jahre 
wurde  ^The  Sunday  Bank"  zu  Hertford  gegründet.  Diesmal 
war  der  Gründer  wieder  ein  Pfarrer:  The  Rev.  Thomas  Lloyd. 
Derselbe  bezahlte  am  Neujahrstage  die  Einlagen  mit  10%  zuriick. 
Mit  seiner  Sparbank  verband  Lloyd  eigenthümlicher  Weise  kirch- 
liche Zwecke,  Niemand  konnte  Einlagen  in  die  Sparbank 
machen,  wenn  er  nicht  dem  Gottesdienste  regelmässig  beiwohnte'). 

Die  vier  Banken  waren  allein  möglich  unter  der  Voraus- 
setzung nicht  nur  hilfsbereiter,  sondern  auch  wohlhabender 
Personen  der  oberen  Stände.  In  allen  stand,  weil  die  Gründer 
aufmuntern  wollten .  der  Lohn  des  Sparens  nicht  in  richtigem 
Verhältniss  zu  den  sittlichen  Eigenschaften,  welche  dasselbe 
bedingen.  Anders  musste  sich  der  Charakter  der  Sparbank 
gestalten,  wo  ein  Mann  mit  wohlwollender  Gesinnung  sich  bei 
seinen  Entwarfen  nicht  auf  das  Vermögen  reicher  Mitbürger 
stützen  konnte. 

David  Dnncan,  der  Pfarrer  von  Ruthwell,  einem  abseits 
gelegenen  Orte  in  Dumfnesshire,  wurde  durch  die  Pläne  Whit- 
bread's  lebhaft  augeregt.  In  einem  Artikel,  welchen  er  fllr 
den  Dumfrles  Courier  schrieb,  sind  seine  Ansichten  so  deutlich 
ausgeprägt,  dass  wir  demselben  einzelne  Stellen  entnehmen. 
In  dem  Aufsätze  tritt  das  Bewusstsein  von  der  Nothwendigkeit 
einer  wirthschaftlichen  Erziehung  der  unteren  Klassen  dorch 
die  oberen  besonders  klar  hervor.  Die  Sparbank  fasst  Dud- 
can  als  eine  Ergänzung  der  Hilfskassen  auf. 

Nur  dann,  sagt  Duncan,  können  die  oberen  Klassen  den 
unteren  wirksam  helfen,  .,wenn  sie  dem  Fleiss  und  der  Tüchtig- 
keit jede  mögliche  Aufmunterung  gewähren,  wenn  sie  sie  ver- 
anlassen, für  ihren '  eigenen  behaglichen  Unterhalt  zu  sorgen, 
wenn  sie  den  Unabhängigkeitssinn,  welcher  der  Vater  so  vieler 
Tugenden  ist,  liebevoll  pflegen  und  indem  sie  ungewöhn- 
liche Sparsamkeit  und  ungewöhnliche  Beispiele 
des  Wohl  Verhaltens  (good  conduct)  belohnen.  Friendljr 
Societies  acheinen  nicht ,  so  ausgezeichnet  sie  auf  ihre  Weise 
sind,  nach  jeder  Richtung  hin  geeignet  zu  sein,  die  beabsichtigt^ 
Wirkung  hervorzubringen.  Es  werden  Vortheile  angeboten, 
die  man  nicht  immer  gewähren  kann;  aber  gegen  einfache 
Kirchspielbanken  kann  man  solche  Beschuldigungen  nicht  eiv 
heben"  ^). 

Von  dem  Begriffe  der  Belohnung  ist  der  der  Strafe  un- 
zertrennlich. Daher  kann  es  nicht  beft^mden,  dass  jedes  Mit- 
glied   der  von   ihm  gegründeten,   im  Wesentlichen  von  den 

'I  Siehe  Llaj'd's  Aussage  vor  dem  Lorda  Committee  on  the  Poor 
Ji«W8.    Maj  1817.    S.  149. 
<)  LewiDB  a.  a.  0.  S.  32. 
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Einlegern  verwalteten  Sparkasse  bei  Strafe  gezwangen  war, 
jedes  Jahr  einen  kleinen  Beitrag  einzuzahlen.  Wer  di-ei  Jahre 
lur  Kasse  beifretragea  hatte,  erhielt  unter  gewissen  Bedingungen 
5  "a  statt  4  " u  Zinsen.  Aus  einer  Bestimmung  geht  deutlich 
hervor,  wie  innig  verwachsen  Sparbank  und  Hilfskasse  noch 
waren.  Wenn  ein  Einleger  krank  wurde,  konnte  ihm  nach 
Entscheidung  der  Direktoren  aus  seinem  Gehle  eine  wöchent' 
liehe  Summe  ausgeworfen  weiden.  Es  stand  nicht  Jedem  frei, 
Einlagen  zu  machen,  sondern  die  Mitgliedschaft  war  von  dem 
gODstigen  Ausfall  von  Nachforschungen  über  den  Charakter  etc. 
des  Meldenden  aliliilngig.  Dies^e  Sparbank,  deren  Verwaltung 
eine  eigenthumliche  Mischung  von  patriiirchalischen  und  demo- 
kratischen Einrichtungen  bot,  entwickelte  sich  trotz  aller  llinder- 
Bisse  und  Schwierigkeiten  in  llberraschenrler  Weise.  Im  ersten 
Jahre  wurden  151  £  eingelegt,  im  zweiten  ITÜ  j£',  im  dritten 
241  £  und  im  vierten  fi22  £. 

Während  sicli  in  England  in  den  Jahren  1:^15  und  ItJlO 
nne  neue  Form  herausgestaltete:  die  Sparhünk  mit  Filialen, 
so  die  „Priivident  Institution"  zu  Southampton  (gegi-ündet  vom 
Vater  des  ersten  Friendly  Societiesgesetzes,  tlem-ge  Kose)  und 
die  „Exeter  Sa^ings  Bank"  (gegiUndet  von  Sir  John  Aclandj, 
welche  schon  im  folgenden  Jahre  UM  von  Geistlichen  verwaltete 
Zweige  hatte,  bildete  sich  im  Jahre  I»14  in  Edinburgh  das 
Urbild  der  heutigen  Sparbank  aus.  Sie  wurde  von  der  Edin- 
burgher Gesellschaft  zur  Unterdrückung  der  Bettelei  gegründet. 
die  unähnlich  gleichen  kontinentalen  Vereinen  sich  nicht  bloss 
mit  negativen  Bestrebungen  begnügte.  Die  Verwaltung  lag  in 
den  Händen  des  Vereins.  Jeder  konnte  nacb  Belieben  Einlagen 
nacheD  und  sie  wieder  herausnehmen.  Die  Gesellschaft  nahm 
Beträge  über  10  £  nicht  an.  Ihr  Chai-akter  war  ein  rein 
gescbäftsmassiger.  Keine  Selbstverwaltung,  keine  wirthschaft- 
Hche  Erziehung! 

Schon  Ende  der  Session  ISl-ö  und  wieder  im  Jahre  1816 
bat  George  Böse  um  die  Erlaubniss,  eine  Bill  einbringen  zu 
dürfen,  um  den  Sparbanken  Schutz  zu  gewähren,  also  gerade 
um  die  Zeit,  als  die  Noth  der  äi-meren  Klassen  immer  mehr 
nuuüim.  Um  die  wichtige  Vorlage  gebührend  zu  prüfen,  wurde 
sie  zurQckgezogen ,  im  Jahre  1817  wieder  vorgelegt  und  nun 
angenommen.  Eigenthttmlicher  Weise  legte  George  Hose  auch 
den  Grundstein  der  Sparbankgesetzgebung. 

Diesem  Umstände  ist  wohl  grösstentheils  die  grosse  Aehn- 
Uchkeit  in  dem  Charakter  beider  Gesetze  zuzuschreiben.  Es 
ist  in  dem  Akt  von  1817  ebensowenig  vom  Geiste  Whitbread's 
n  spüren,  wie  in  dem  Gesetze  von  1793  von  den  Ansichten 
der  Pamphletisten  der  siebenziger  und  achtziger  Jahre. 

Jede  Anzahl  von  Britten  darf  nach  diesem  Gesetze  57 
Georg  HL  *^- 130  eine  Sparbank  gründen.  Die  Statuten  wenlen 
TOm  Clerk  of  the  peace  zu  den  Akten  genommen.     Durch  ein 


spätei'ea  Gesetz  niusBten  sie  auch  vom  Frieiiensnchter  bestätif^ 
werden.  Die  Bank  kann  im  Namen  ihres  Treuhänder  klagen 
und  verklagt  werden.  Das  Vermögen  derselben  steht  im  Namea 
der  Treuhänder,  die  kein  pekuniäi-es  Interesse  an  demselben 
haben  dürfen.  Die  Banken  gemessen  ebenfalls  Stempelfreiheit 
und  den  Vortheil  eines  summaiischen  Gerichtsverfahrens.  Hier 
war  also,  das  ist  vorläufig  für  uns  das  Wichtigste,  die  Ver- 
waltung den  arbeitenden  Klassen  ganz  aus  der  Hand  genommen. 
Es  wurde  ihr  ein  Privileg  verliehen,  welches  jedoch  durch  das- 
selbe Gesetz  indirekt  auf  die  Hilfskassen  übertragen  wurda 
Die  Sparbanken  sollten  ihr  Vermögen  in  den  Staatsschulden 
anlegen  ddifen.  Es  wurde  ihnen  ein  Zinsfuss  von  3  d.  t&glich 
oder  4if  II  s.  3  d.  jäbvlieh  gewähi-t.  Der  6.  Paragiaph  doB 
Gesetzes  heisst  nun :  Fi-iendly  Societies  may  subscribe  any 
Portion  of  their  Funds  into  the  Funds  of  Pi'ovident  Institutions. 
Im  Jahre  IB20  erhielten  auch  wohlthätige  Vereine  die  gesetE- 
liche  Erlaubniss,  ihr  Vermögen  in  Sparkassen  einzuzahlen  (1 
Georg  IV.  c.  83).  Damit  war  eine  von  Eden's  Ideen ,  wenn 
auch  in  einer  von  ihm  nicht  vorhergesehenen  Form  verwirklicht. 

Diese  Bestimmung  war  von  unübersehbarer  Bedeutung. 
Sie  war  weniger  darauf  berechnet,  den  Hilfekassen  und  Spar- 
banken einen  direkten  pecuniären  Vortheil  zuzuwenden.  Sie 
gewährte  ihnen,  was  weit  wichtiger  war,  finanzielle  Sicherheit, 
welche  in  Verbindung  mit  dem  massig  hohen  Zinsfiisse  alle 
unreellen  Leiher  aus  dem  Felde  schlug. 

Der  nächste  Erfolg  des  Sparbankgesetzet  war  ungeheuer. 
Ein  Jahr  nach  Erlass  desselben  waren  227  Banken  in  England 
und  Wales  und  eine  unge^r  gleiche  Anzahl  in  Schottland 
und  Irland  gegründet.  Die  kleinen  Ersparnisse,  welche  in 
Strümpfen,  in  Mauerspalten,  in  Töpfen,  in  Kisten  und  Kasten 
verwahrt  waren,  wurden  an  die  mit  so  grossen  Privilegien  be- 
dachte Sparkasse  abgeliefert.  In  9  Monaten  flössen  651  000  £ 
in  die  Banken  Englands. 

Die  Freude  Über  die  beträchtlichen  Summen ,  welche  den 
begeisterten  Freunden  der  Sparbank  alle  aus  den  urväterlichen 
Strümpfen  alter  Männer  und  Frauen  gefiossen  zu  sein  schienen, 
wurde  sehr  gedämpft,  als  es  sich  herausstellte,  dass  das  charakter- 
lose, grosse  Kapital,  die  Privilegien,  welche  für  die  unteren 
Klassen  bestimmt  waren,  auch  für  sich  zu  erlangen  strebte.  Ein 
.gentJeman',  welcher  ein  Vennögen  von  40  000  Ji6'  besass,  liesfl 
in  einer  Sparbank  bedeutende  Summen  auf  den  Namen  seiner 
6  Kinder  eintragen.  An  einem  Tage  wurden  in  eine  neue  er- 
üffaete  Bank  20  000  £  eingezahlt ').  Davon  gehörte  den  ar- 
beitenden Klassen  sehr  wenig.  Es  gab  schon  damals  Politiker, 
welche  wohl  erkannten,  dass  man  sich  täusche,  wenn  man 
glaube,  dass  das  Loos  der  arbeitenden  Klassen  dauernd  durch 

<)  Lewfns  ».  s.  0.  3.  U,  55. 
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die  Sparbank  verbessert  werden  könne.  Cobbett  hielt  das 
^arkassenwesen  far  , Schwindel".  In  der  That  halten  ja  auch 
•lie  Veröffenllichunpen ,  welche  von  Zeit  zu  Zeit  stattfinden, 
leeieigt.  dass  die  Schichten,  welche  die  meisten  Einladen  machen, 
nicht  die  sogenannten  arbeitenden  Klassen  Kind*)- 

Wohl  ist  es  falsch,  von  einem  Institute  soxialer  Selbst^ 
hilfe  die  Löi^uag  der  sozialen  Fra^re  zu  erwaiten.    Aber  Cobbett 


(.eaamtnt- 1  achnitU- 
"™"*  betreff  .betrac  des 
der  «      Einlegera 

Personen '        *       '       jj 


2^5333     6394079, 


119705 

3  384377 

3i)S7al 

5  4762.53 

1447fi2 

IfllOtiie 

ino4 

315804 

5  250 

151028 

y4-'.7 

2(il  201 

14Ö78 

:*I905 

2  2C7 

7.".  720 

20026 

4l>22a-. 

110401 

3 IBC  f>2fi 

4f<542 

1102004 

Sund  der  Einleger 


1.  Tradesmen  and   tbeir  aüsistants,   small 
(inoers,  clerks,  mechanics,  artisans 

2.  Labotuvn.   turm-Bervants,   jonraeymen 
mechanics  and  their  wires 

9.  Iiomntic  servanta,  cbamomen,  nniBes. 

4.  Uinon   bariug  acconnts   in  their  own 
BMzaet 

5.  Pmons  of  independent  means.    .    .    . 

6.  ProfcHioiial  men  and  their  «ives    .    . 

7.  Eonged  in  education 

8.  Soloiers,  marinen 

9.  Potice-men,  letter  carriers 

10.  Dren-naken,  millinen,  shODwomen    . 

11.  Mairied  Doomeo,  widon,  Bpinsten .    . 

12.  Pflfa.  «ithout  any  given  description 


Diese  Zahlen  beweisen,  dasi  Cobbett  sehr  scharf  Qber  den  wahren 
Wflrth  der  Sparkaaie  nrtheilte,  dass  er  anendlich  mehr  als  ein  „Dem^oft" 
war.  all  er  in  leinem  KeRiater  achrieh  (Januar  1817);  „Was  für  ein 
Sdiwindel!  Zu  einer  Zeil,  wo  es  ofienknndii:  ist,  daas  die  eine  Hälfte  der 
nnsen  Nation  sich  in  einem  Zastande  befindet,  der  nicht  weit  vom  Ter- 
hDBfKB  entfernt  ist,  wo  Hnnderttansende  von  Familien  beim  Auätehen 
Bkht  wissen,  wo  sie  am  Tage  eine  Mahlzeit  finden  Bollen,  wenn  von  der 
weit  gröaseren  Anzahl  des  ganxen  Volkes  viel  mehr  als  die  Hälfte  von 
-Unosen  lebt:  in  einer  solchen  Zeit  legt  man  ein  I'rojckt  vor,  die  Erspar- 
BiMe  der  Ta^lOluer  nnd  Arbeiter  lu  sammelti,  um  sie  der  Regierung  zu 
leihen,  nnd  ein  Vermögen  zur  ünterbaltunß  der  Leiher  in  Krankheit  und 
jUler  SU  bdldea".  —  Uin  hat  sich  sehr  gegen  die  Anklage  ereifert,  das 
demalige  Kabioet  habe  die  Ervpamiase  nur  an  Bich  ziehen  wollen,  um  sieb 
Mii  der  Noth  za  helfen.  Wir  glauben  keineswef^,  dass  dos  Kabinet  die 
fiipanÜBse  habe  konGssiren  wollen,  wir  pünben  ebensowenig,  das«  die 
AnUage  bmllndet  ist,  denn  man  sah  damals  die  Kntwicklung  nicht  voraas, 
«ridw  die  ^tarbanken  nnommen  liehen.  Aber  wenn  man  den  ^ossartigen 
Aufschwang  TOmtiB|ns<£eD  hUte,  danben  wir,  wäre  das  damalige  ivabinet 
räer  finadnellen  Nebenabsicht  fähig  gewesen  und  man  hätte  ihm  dieselbe 
licht  TCrdenken  ktanen,  wenn  es  seinen  Terpflichtungen  redlich  nach- 
taun.  Man  denke  dodi  einmal  daran,  aus  welchen  Gründen  die  Staats- 
teatincn  ins  Tjaben  gerufen  wurden. 
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ging  in  eeinem  Urtheile  zu  weit.  -  Jedenfalls  hat  die  Sparkasse 
dem  vierten  Stande  sehr  viele  Wohithateo  erwiesen,  wenn  sie 
auch  dem  fünften  nicht  zu  helfen  vei-mochte.  Zweifellos  hat 
sie  den  ungeheuren  Nutzen,  dass  sie  grosse  Massen  die  absolute 
Tugend  der  Sparsamkeit  lehrt,  welche,  wohl  verstanden  und 
allgemein  geUbt,  den  Arbeitedrurk  der  Menschheit  erleichtem 
inusü,  Sie  hat  erzogen  und  ei-zieht  wie  jede  Anstalt  der  sozialen 
Selbsthilfe  zu  den  ökonomischen  Tugenden,  welche  unsere 
jetzige  Wirtbschaftsordnung  verlangt,  und  hat  mit  ihnen  das 
bedeutende  Verdienst,  darzutliun,  dass  mit  der  Association  allein 
die  sozialen  Fragen  nicht  zu  losen  sinil.  Sie  weist  über  sich 
'  hinaus  auf  den  Staat. 

So  klug  waren  denn  auch  die  Männer,  welche  die  san- 
guinischsten Hoffnungen  von  dem  sozialen  Eintluss  der  Spar- 
hanken hatten,  einzusehen,  dass  es  mit  einer  solchen  Maassregel 
allein  nicht  gethan  sei.  Die  Rückkehr  zur  Goldwährung,  die  Ab- 
schaffung der  Einkommensteuer,  die  Korngesetze,  Ersparnisse 
aller  Art,  wurden  gefordert  und  theilweise  erreicht.  Vor  Allem 
aber  sah  man  ein,  dass  die  gründlich  verfahrene  Armenpflege 
volJstilndig  umgestaltet  werden  mOsse.  Im  Jahre  1817  ernannte 
das  Haus  einen  Ausschuss,  welcher  unter  Sturges  Boui-ne's  Vor- 
sitz alle  Seiten  der  schwieligen  Fragen  zu  erschöpfen  suchte. 
Derselbe  sass  vom  27.  Februar  1817  bis  zum  10.  Juni  1817, 
Auch  das  Oberhaus  ernannte  einen  Ausschuss,  welcher  unter 
dem  Vorsitz  des  Earl  ofHardwicke  vom  14.  Mai  1817  bis  zum 
17.  Juni  1817  dieselbe  Frage  erwog.  Die  Rolle,  welche  die 
besitzenden  Klassen  Englands  den  Hilfskassen  von  Anfang  an 
im  sozialen  Leben  zugewiesen  hatten,  musste  nothwendiger 
Weise  zu  einer  Erörterung  derselben  und  zu  einem  Vergleich 
mit  den  Sparbanken  führen. 

The  Report  fvom  the  Select  Committee  on  the  Foor  Lans 
vom  4.  Juni  1817  weist  darauf  hin,  dass  sie  unter  tüchtiger 
Verwaltung  in  einigen  Pfarreien  viel  Gutes  gewirkt  hatten.  Um 
eine  gute  Verwaltung  zu  erzielen,  schlagen  die  Lonis  vor,  daas  es 
erlaubt  sein  solle,  Eirchspielkassen  zu  gründen.  Das  Komite 
glaubt,  dass  dieselben,  um  erfolgreich  konkumren  zu  können, 
den  arbeitenden  Klassen  mannigfaltigere  und  bedeutendere 
Vortheile  bieten  mUssten,  als  die  gewöhnlichen  Hilfskaesen, 
und  dass  ihnen  dies  durch  Zuschüsse  aus  der  Armenkasse 
erm&glicht  werden  müsse.  Der  Ausschuss  hofft,-  dass  eine  solche 
Maassregel  allmählich  das  bisherige  System  der  Aimenunter- 
stützung  in  ein  System  der  Armenversicherung  verwandeln 
wUrde.  Von  grosser  Wichtigkeit  ist  auch  das  Zeugniss  des 
Ausschusses,  dass  „unter  den  gegenwärtigen  UmstSnden  das 
Unvermögen  der  Leute,  seihst  den  kleinsten  Abzug  von  ihrem 
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Lohne  zu  machen,   diese  Art  von  Veranstaltung  in  einigen 
Tbeilen  des  Königreiches  unanwendbar  machen  kann." 

Das  Komite  spricht  weiter  die  Ueberzeugung  aus,  dase 
der  grösste  Theil  der  Annensteuer  nicht  verschlungen  würde 
Ton  der  Fürsorge  far  VorfiUle,  für  welche  die  Friendly  Societies 
virkteD,  sondern  von  den  Gaben  für  die  Kinder  proletarischer 
Eltern.  Darum,  schlagt  der  Ausschuss  vor,  solle  die  Pfarre 
für  solche  Familienväter  die  Prämien  bezahlen,  damit  in  ihnen 
aoggerottet  werde  „the  familiarity  with  parish-pay  which  it  is 
above  all  things  desirable  to  eradicate". 

Am  26.  Mai  1818  >)  wnrde  im  Unterhauae  der  Antrag  ge- 
stellt, dass  der  Report,  über  den  soeben  berichtet  wurde, 
geleseo  werde.  Nachdem  die  Lektüre  desselben  beendet  war, 
baten  Thomas  Coui-tenay,  Stui-ges  Bourne  und  Robert  Smith 
om  die  Erlaubniss,  eine  Bill,  die  Errichtung  von  Kirchspiel- 
hilfekassen  betreffend,  einzubringen.  Am  selben  Tage  suchten 
Thomas  Courtenay  und  Mr.  Estcourt  um  die  Erlaubniss  nach, 
eine  Bill  vorzulegen  „for  the  Encouragement  of  Friendly 
Societies". 

Thomas  Courtenay,  dessen  Name  bei  beiden  Maassregeln 
an  erster  Stelle  steht,  tritt  dadurch  in  die  Fusstapfen  Sir 
F.  Eden's,  dass  er  nicht  mit  einer  grundstüi-zenden  Maiissregel 
die  bisherige  Entwicklung  zu  unterdrücken  sucht,  sondern  neben 
der  Kirchspielhilfskasse  die  reformirte  eingeschrieben  Hilfskasse 
foitgedeihen  lassen  will. 

Am  27.  Mai  bringt  Brt^den  einen  Gesetzentwurf  ein  „for 
the  ftirther  encouragement  and  protection  of  Friendly  Societies" 
und  am  28.  Mai  einen  andera  „For  the  establishment  of  Paro- 
chial  Societies".  Am  30.  Mai  werden  beide  Entwürfe  zum 
2.  Male  gelesen  und  einem  Komite  des  ganzen  Hauses  über- 
wiesen. Dasselbe  sitzt  am  3.  Juni.  Die  Gesetzentwüi-fe  scheinen 
itun  so  schwerwiegender  Natur,  dass  man  sie  auf  Antrag  der 
Einbringer  für  die  laufende  Session  abzulehnen  beschliesst,  um 
in  der  Zeit  zwischen  dieser  und  der  nächsten  Session  in  nähere 
Fühlung  mit  den  Wählern  zu  treten.  Demgemäss  wird  be- 
»chloBseD,  dass  der  Report  vierzehn  Tage  später  wieder  in 
Betracht  gezogen  werden  solle »). 

Wir  haben  bis  jetzt  des  Ausschussberichtes  des 
Oberhauses')  nicht  gedacht,  um  den  Zusammenhang  nicht 

■]  Journal  of  the  Home  of  Commons.    1818.    Seite  389. 

*)  NkI)  dem  ptrluDenUriicheii  Report  dsB  „Moming  Herald'^  TOm 
4.Jnoi  181ä.  .(The;)  vere  ordered  to  be  taken  ioto  forther  couBideraüon 
lUs  it,j  fortnight,  Mr.  Courtenay  haring  atated  Chat  the  promoters  of  these 
büto  pDi  them  ofF  tili  aexi  sesBioD  in  order  tliat  they  might  be  circulated 
ihrongh  the  coontry,  with  the  view  of  obtaiDiDg  every  Information  which 
mi^  t«od  to  promote  the  objecta  they  hud  io  view." 

")  Report  of  tbe  Lords  Commiltee«  on  the  Poor  LawB.  Dated 
10  JdIj  1817.  Ordered  bj  the  flouse  of  Commoiu  to  be  Printed  1.  Juoe 
IS18. 
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zu  zerreisseii,  der  zwischen'  dem  Berichte  des  Unterhauskomites 
und  den  beiilen  Bills  Courtenay's  besteht.  Er  ist  auch  für 
uns  von  gar  keiner  Bedeutung  und  steht  an  Werth  bei  weitem 
hinter  dem  Report  des  Ausschusses  des  Unterhauses  zurück. 
Nur  die  Enqußte,  welche  die  Lords  veranstalteten,  giebt  manches 
werthvoUe  Material.  Die  Resultate  derselben  wollen  wir  zu- 
sammen mit  den  Resultaten  der  vom  Unterhausausschusse  vor- 
genommenen Zeugenvernehmung  zusammenstellen,  ehe  wir  in 
der  Erzählung  der  Geschicke  der  Gesetzentwürfe  Courtenay's 
fortfahren.  Die  Aussagen  vor  dem  Ausschusse  des  Oberhauses 
wollen  wir  dadurch  von  den  andern  unterecheiden ,  dass  wir 
der  Angabe  der  Seitenzahl  die  Buchstaben  L.  C.  hinzufQgen. 

Im  Ganzen  und  Grossen  stimmen  alle  Zeugen  darin  Hber- 
ein,  dass  die  Friendly  Societies  höchst  unsicher  sind  und  leicht 
zusammenbrechen.  Die  GrUnde,  welche  die  vorgeladenen  Zeugen 
angeben,  sind  verschieden.  Der  Vikar  von  Han-ow  'J,  The  Rev. 
J.  W.  Cunningham  tadelt,  dass  der  Wirth,  welcher  gewöhnlicli 
der  Schatzmeister  des  Vereines  sei,  das  Vermögen  allzuleicht 
für  sich  oder  seine  Freunde  vorwenden  könne.  Unter  7 — 8 
Klubs,  welche  in  seiner  Nähe  ihren  Sitz  hätten,  wären  ver- 
schiedene fast  bankerott  und  zwei  hätten  in  den  letzten 
5  Jahren  fallirt.  Cunningham  schlägt  desshalb  dem  Parlamente 
vor,  es  solle  nur  solchen  Klubs  zu  esistiren  erlauben,  die  ent- 
weder nicht  im  Wirthshause  tagten  oder  Nichts  für  Getränke 
ausgäben.  Das  Geld  dürfte,  fügte  er  hinzu,  nur  sicher  angelegt 
werden.  John  Turner^)  berichtet,  dass  auch  in  Birmingham 
eine  grosseMenge  Klubs  zusammengebrodien  seien,  dass  Kranken- 
geld und  Alterspensionen  hätten  verkürzt  werden  müssen  und 
dass  die  Hilfskassen  bei  den  dermaligen  Ii&bnen 
Oberhaupt  nicht  aufrecht  erhalten  werden  könnten. 

Das  Zeugniss  wird  ergänzt  durch  die  Aussage  von  P.  M. 
James,  welcher  mittheilt,  dass  die  reichen  Leute  BirrainghamB 
für  die  Armen  Einzahlungen  in  die  Kassen  gemacht  hätten, 
um  denselben  eine  kleine  Summe  im  Alter  zu  sichern*). 
Von  weit  grösserem  Interesse  sind  einige  Antworten  von 
W.  D.  Evans  *) ,  Stipendiat  y  magistrate  in  Manchester.  Der 
selbe  wird  vom  Vorsitzenden  gefragt:  Glauben  Sie  über- 
haupt, dass  ein  auf  Freiwilligkeit  gegi'ündetes  Unterstützungs- 
wesen  einen  durchgreifenden  wohlthätigen  Einfluss  auf  eine 
Bevölkerung,  wie  Sie  sie  beschrieben,  haben  kann? 

Worauf  Evans  erwidert:  Ganz  entschieden  nicht^). 

■)  S.  133. 

>)  S.  104. 

»)  S.  180.  L.  C. 

*)  S.  164.  L.  C. 

")  Have  foa  an;  bclief  that  any  Tolnntar;  nuMle  of  BelT-tapport  «an 
be  extesBJTel;  beneficUl  thronghont  such  a  popnlation  u  you  iia*e  dft- 
scribed  ? 

1  think,  certunly  not. 
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Ueber  den  Charakter  vieler  Vereine  hdreo  wir  auch  jetzt 
noch  viel  Unrortheilhaftes.  Der  oben  genannte  Vikar  von 
Harrow  tadelt,  dass  die  Mit-rheder  nicht  immer  mit  dem  wohl- 
tkätigen  Sinne  gegen  einander  verfuhren,  welcliuo  man  von 
ihnen  erwarten  gollte.  Es  sei  ihm  durch  seine  Einwirkung 
gdnn^u,  einen  ßrossen  Theil  von  Ungerechtigkeit  der  Mit- 
glieder gegen  Mitglieder  zu  verhüten.  Die  höheren  Stände, 
meint  er,  müssten  sich  an  der  Verwaltung  und  Leitung  der 
Friendly  Societies  betheiligen. 

Dieses  ungünstige  Urtbeil  wird  von  Evans,  der  in  seiner 
Eigenschaft  a]s  Friedensrichter  wahrscheinlich  mehr  die 
seUecbten .  als  die  guten  Seiten  der  Vereine  kennen  gelernt 
bat,  noch  bestätigt.  Er  sitfrt  ausdrücklich,  von  ihren  wohl- 
tbäligen  Wirkungen  sähe  man  leider  weniger,  als  von  ihren 
uchtheiligen.  Es  seien  viele  Streitfälle  vor  ihn  gekommen. 
Die  Gesellschaften  suchten  sich  alter  und  kranker  Klitglieder 
Ulf  schmähliche  Weise  zu  entledigen  ■)■ 

Am  schärftten  wendet  sich  The  Rev.  Thomas  Lloyd  gegen 
die  Hilfskassen.  Die  wohlthiltigen  Gesellschaften  seien  durch- 
las nicht  wohlthätig.  sie  seien  das  Allerschlechteste,  was  sein 
könne,  behauptet  er*).  Neben  das  Zeugniss  Lloyd's  wollen  wir 
die  Urtheile  John  Acland's^i  und  John  Carter's*)  aus  Coventry 
stellen,  die  beide  von  dem  Nutzen,  welchen  Fiiendly  Societies 
gewfthren,  überzeugt  sind.  Ebenso  günstig  ist  die  Aussage 
George  Moncriers.  eines  Kaufmanns  aus  Edinliui^h,  der  ihnen 
das  Zeugniss  ausstellt,  dass  durch  ihre  Thätigkeit  die  Armen- 
lasteo  wesentlich  vermindert  würden').  John  Carter  hat 
DiemalB  bemerkt,  dass  mit  dem  Veimögen  der  Hilfskassen 
Strikes  durchgefochten  worden  wären.  Desto  enthusiastischer 
drückt  sich  Thomas  Lloyd  *i  über  Sparbanken  aus. 

Sie  würden  sich  als  die  Erlösung  (salvation)  des  Landes 
erweisen,  wenn  sie  allgemein  eingeführt  würden.  Personen, 
welche  froher  den  Friendly  Societies  angehört  hätten,  seien 
zurückgetreten,  um  Mitglieder  der  Sparbanken  zu  werden.  In 
einem  Falle  wären  460  £  an  das  Licht  gebracht  worden,  welche 
in  Kissen  und  Federbetten  genäht  waren. 

Lloyd's  Aeusseningen  stellen  das  Durchschnittsurthcil  vieler 
gebildeter  Menschenfreunde  der  damaligen  Zeit  dar.  Zu  einer 
klaren  Würdigung  der  Vortbeile  beider  Institute  ist  man  noch 
nicht  gekommen.  Beide  scheinen  ihnen  demselben  Zwecke  zu 
dienea.  Es  handelt  sich  ^r  sie  nur  um  eine  Auswahl  und 
Verwerfung  eines  der  beiden.    Wie  so  viele  Andere  blendet 

>)  S.  168  m.  a.  0.  L.  C. 

')  Tba  benefit  dubi  an  bj  no  means  beneficial  thiags.  1  thiDk,  they 
m  tbe  wont  tbingi  thtt  caa  pOBsibly  be.    S.  150.  L.  L'. 

>)  s.  iia  L.  c. 

•(  S.  187.  186.  L.  C. 
»l  S.  133. 
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auch  iho  die  einmalige  Bering  von  460  £,  vielleicht  harter 
Ersparnisse  mehi-erer  Generationen,  und  er  bedenkt  nicht, 
dass  diese  Ei-scheinung,  der  Natur  der  Sache  nach,  eine  vor- 
übergehende sein  inuss,  und  dass  nun  das  harte  Ringen  um 
Pence  und  Schillinge  wieder  beginnen  wird, 

<•  Man  muss  dem  tretTIichen  Manne  sein  rasches  Urtheil, 
seine  sanguinischen  Hoffnungen  vevzeilien.  War  er  doch  der 
Gründer  der  Sunday  Bank  in  Heitford,  welche  später  zu  so 
trauriger  Bei-Uhmtheit  gelangen  ijollte.  Zudem  werden  seine 
Behauptungen  durch  die  Aussagen  von  P.  M.  James ')  auf  ihr 
richtiges  Maa^s  zurQckgefUhvt ,  der  in  nüchterner  Weise  koa- 
statirt,  dass  eine  Sparbank  in  Birmingham  wegen  der  schlech- 
ten Zeiten  hätte  geschlossen  werden  müssen.  Cunningham  er- 
klärt, dass  sie  auf  dem  Lande  nur  geringen  Nutzen  haben 
könnten. 

Zum  Sclilusse  wollen  wir  aufmerksam  machen  auf  eine 
Betrachtung  des  mehrfach  genannten  Mkai-s  von  Harrow,  Cun- 
ningham *) ,  über  den  Untei-schied  von  Friendly  Society  und 
Sparkasse.  I>ieselbe  bewegt  sich  auf  psychologisch-pädagogi- 
schem Gebiete.  Die  Friendly  Society,  sagt  Cunningham,  wen- 
det sich  an  die  sympathischen  Instincte,  denn  hier  tritt  der 
Starke  für  den  Schwachen  ein.  In  der  Sparbank  wird  ein  be- 
stimmt selbständiges  Prinzip  gehegt  und  gepflegt '), 

Diese  Betrachtung  ist  für  die  Geschichte  der  englischen 
Hil&kassen  von  um  so  gi-üsserer  Wichtigkeit,  als  einer  der 
trefflichsten  und  edelsten  Männer  des  modenien  Englands, 
The  Hon.  Samuel  Best,  Pfarrer  von  Abbot's  Ann,  von  einer 
ähnlichen  Betrachtung  auegehend ,  aber  das  Berechtigte  eines 
selbstsüchtigen  Strebens  neben  entwickelten  sympathischen 
Trieben  einsehend,  eine  Form  modemer  Selbsthilfe -erfand,  die 
sogenannte  „Deposit  Friendly  Society",  in  welcher  Sparbank 
und  Hilfskasse  eine  ökonomische  Ehe  eingegangen  sind. 

Die  Lage  der  Hilfskassen  in  Schottland  war  ähnlich  wie 
in  England.  Ein  Beport  of  the  Select  Committee  on  the  Poor 
Laws*)  berichtet  von  grossen  pekuniären  Verlusten,  welche 
schlechte  Verwaltung  und  Betrug  der  Beamten  veranlasst 
hätten.     Viele  Gesellschaften  hätten  sich  aufgelöst,  weil  die 


')  S.  133.  134. 

»)  S.  180. 

s)  Dass  du  Dictum  ,Duo  cum  fadunt  idem,  non  est  idein'  wieder  da- 
mal,  und  zwar  in  humoristiecher  Weise,  bewahrheitet  würde,  dafür  BOtgte 
,The  Times',  welche  sich  zum  Vertheidiger  der  HiläkaiBen  aofwarf  und 
die  Sparbauken  heftig  befehdete.  Die  Sparbankeu,  schrieb  sie,  macbteo  die 
arbeiteaden  Kloseen  zu  Geizhftleeu,  ein  grosBer  Theil  der  Noth  rühre  da- 
her. „Die  Sparsamkeit  erniedrige  das  GemUth",  behauptet«  sie,  „und  du 
ArbeitshaaB  TerlOre  seiue  Schrecken."  Ein  andermal  erklärte  das  Welt- 
blatt, dsBB  der  grOsBte  Dienst,  den  man  einem  Menschen  mit  600  M  auf 
der  Sparkasse  erweisen  kannte,  durin  best&nde,  ihn  darum  zu  beschwindeln. 
Lewins,  a.  a.  0.    S.  84  ffg.  und  S.  105. 

*)  Poor  in  ScoÜand.    T.    1318.    S.  37. 
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Ptimiea  onpenOg«!»!  väien.  —  Ausserhalb  Edinburgh  und 
Glisgow  gahe  es  327  Gesellschaften  mit  72  153  Mitgliedern. 

Die  Ansichten  der  damaligen  Zeit  fasst  ein  Aufsatz  in  der 
Quarterly  Review^),  welche  Oberhaupt  manchmal  in  sozialen 
Dingen  nicht  hoch  ^nu<r  Über  den  Meinungen  ihrer  Zeit  steht, 
dahin  zusammen,  dass  die  Friendly  Sodeties  einigen  Werth  als 
.Krankenkassen'  hätten,  aber  keine  andere  Ail  Versicherung 
mit  Erfolg  übernehmen  könnten.  Der  Verfasser  tadelt  vor 
Allem  die  Völlerei  und  Liederlichkeit,  welche  sie  l)eförderten. 
Mit  Besorgniss  sieht  er,  -wie  der  weite  und  bequeme  Mantel 
der  Ililfskasse  jede  Art  von  unlauteren  Zwecken  verbirgt.  Sie 
geben  dem  Arbeiter  ?klittel  an  die  Hand .  gegen  die  Unter- 
nehmer Krieg  zu  führen.  Und  nun  kommt  der  furchtBiime 
Konservative  zum  Wort.  ..Wir  müssen  uns  vor  Allem  hüten," 
fährt  er  fort  „was  politische  Verbündelung  erleichtert,  was  die 
Menschen  dazu  verleitet,  kleine  Senate  aus  sich  heraus  zu 
bilden.  Das  wird  bald  die  Bestrafung  jedes  Verbrechens  ver- 
Undern,  wofür  die  Bevölkerung  es  passeud  finden  wird,  Straf- 
losigkeit auszusprechen.-* 

Waren  viele  Männer  aus  ökonomischen  Gründen  zu  Geg- 
nern der  Hilfskasse  und  zu  Freunden  der  Sparbank  geworden, 
so  sehen  wir  in  dem  Verfasser  einen  der  früher  charakterisir- 
ten  Männer,  die  politische  Gi1\nde  zum  Feinde  der  Friendly 
Society  gemacht  haben.  Das  Aneinanderschlieasen,  die  Or- 
ganisining  des  Volkes,  welches  alle  Hen-scher  und  Parteien,  die 
sich  ihrer  Zeitgenossen  nicht  sicher  ftthlten,  zu  verhindern  gesucht 
haben,  lilsst  auch  die  QuarterJy  Review  sich  für  die  Sparbank 
entscheiden.  Denn  hier  herrscht  weiter  keine  Gemeinschaft 
nrischen  den  Einlegern.  Es  ist  darum  auch  nicht  zu  ver- 
wundern, dass  der  Verfasser  des  Aufsatzes  sich  gegen  Cun- 
ningham  wendet,  ohne  ihn  jedoch  zu  nennen,  weil  derselbe 
Tor  dem  Ausschusse  des  Oberhauses  iiusserte,  die  Sparbanken 
beförderten  im  Gegensatz  zu  den  Hilfskassen  die  Selbstsucht. 
gEin  solcher  Grad  von  Selbstsucht",  sagt  der  Verfasser,  -macht 
die  persönliche  RespektabiliUlt  aus."  Wenn  man  diese  Artikel 
der  Tory  Revue  aus  dem  Jahre  1818  liest,  erkennt  man  wieder 
den  durchdringenden  Scharfblick  des  .Demagogen'  Cobbett,  der 
in  seiner  „New  Years  Gift  to  uld  George  Rose"  sagte,  die 
Sparbank  wäre  eine  Institution ,  um  die  Pfennige  der  Armen 
zosammen-  und  deren  Eigenthümer  auseinander  zu  halten  (to 
get  the  pennies  of  the  poor  together,  but  to  keep  their  owners 
asonder). 

Noch  im  Jahre  1816  glaubte  die  Quarterly  Review  in 
«nem  Artikel  „the  l'oor",  dass  sie  nicht  zu  viel  behaupte,  wenn 
sie  Ton  der  Hilfskasse  sage,  „dass  eine  wohlthatigere  Institution 
"  t  seit  der  Grundstein  der  civilisirten  Gesellschaft  gelegt 


>)  Qüarterly  Kevie*.    Vol.  XVIII.    1318.    S.  277,  TiS. 
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wurde,  gegründet  worden  sei,  und  dass  man  seine  HofümDgen 
nicht  7a  hoch  spanne,  wena  man  erwarte,  dass  sie  sich  als 
eine  Tilgangskasse  (Tilgungsfonds  der  Staatsschuld!!)  fOx  die 
Armensteuer  erweisen  würden,  als  eine  sittliche  Impfung  gegen 
die  sich  immer  mehr  ausbreitende  Ansteckung  des  Pauperismus 
und  des  Elendes»)", 

Bei  denjenigen  Männern,  welche  die  Hilfekasse  iwar 
fUr  reformbeduiftig  hielten,  aber  den  eigenthUmlichen  Nutzen 
derselben  nicht  misskannten ,  sich  auch  nicht  durch  die 
raschen  Erfolge  tlei-  Sparbank  blenden  Hessen,  tritt  nun  ein 
Element  in  den  Vordergrund  der  Diskussion,  welches  von  den 
Theoretikern  zwar  immer  betont  worden  war,  doch  aus  Mangel 
an  wissenschaftlich  beobachteten  Thatsacben  doch  zu  keinem 
rechten  Leben  hatte  kommen  können:  wir  meinen  die  Basi- 
rung  der  Hilfskast-e  auf  richtig  bemessenen  Prämien. 

Der  Zweck  dieser  Schrift  verbietet  zwar  ein  näheres  Ein- 
gehen auf  die  theoretische  Fundamentirung  des  Versicherungs- 
wesens damaliger  Zeit,  aber  wir  müssen  die  Fftden  aufzeigen. 
welche  das  Arbeiterversicherungsnesen  mit  dem  allgemeinen 
Vej-sicherungswesen  verbinden. 

Bekanntlich  waren  es  Graunt  und  Halley,  welche,  der 
ei'stere  auf  Giiind  Londoner  Sterbelisten,  der  letztere  mit 
Benutzung  der  von  Kaspar  Neumann  gesammelten  Breslauer 
Sterbelisten  das  Gesetz  der  Sterblichkeit  zu  ergründen  suchten 
(1693).  Vermittelst  einer  geistvollen  Hypothese  über  die  Zahlen- 
verh&ltnisse  einer  stationären  Bevölkerung  stellte  Halley, 
ohne  die  Bevölkerungszahlen  zu  kennen,  eine  MortaliUtstafä, 
besser  Ueberlebenstafel  auf,  deren  mit  1000  Geburten  begin- 
nende Foi-m  von  allen  Späteren  angenommen  worden  ist.  Die 
Mortalitätsstatistik  wurde  durch  Döparcieux  (1746)  einen  be- 
deutenden Schritt  weiter  geführt,  indem  er,  wie  vor  ihm  Kersse- 
boom  C1738)  in  Holland,  die  Zahlen  der  Lebenden  zu  ermit- 
teln suchte,  aus  denen  die  Zahlen  der  Todten  hervorgegangen 
waren.  Er  arbeitete  zu  diesem  Zwecke  die  Listen  französischer 
Tontinen  durch  (Kersseboom  hatte  die  Listen  von  holländischen 
und  westfriesischen  Rentenempfängern  zu  Grunde  gelegt),  und 
erhöhte  den  Werth  seiner  Arbeit  dui-ch  Benutzung  von  Sterbe- 
registern aus  Mönchs-  und  Nonnenklöstern.  Döparcieux'  Mor- 
talitätstafeln, welche  neben  HalJey's  und  Kei-sseboom's  Tafeln 
einen  grossen  Fortschritt  bezeichneten,  wurden  auch  nicht  durch 
Wargentin's  Arbeiten  in  Schatten  gestellt.  Wargentin  hatte 
ein  vorzügliches  Matei-ial.  Er  fusste  auf  Aufzeichnungen  über 
Bevölkeiiingsbewegung  und  auf  Volkszählungen,  aber  seine 
Methode  war  schlecht. 

Einer  der  englischen  Theoretiker  auf  diesem  Gebiete, 
Dodson,  welcher  mit  den  einschlaglichen  Arbeiten  Halley'a, 
Simpson's.   Demoivi-e's  und   Däparcieux's  wohl   bekannt   war, 
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pb  deo  ersten  Aastoss  zur  praktischen  Benutzung;  dieser  Ar- 
bnten.  Als  er  wepen  vorgerückten  Alters  in  die  1706  pe- 
gnndete  Amicable  Society,  welche  von  12 — ib  Jahren  von  allen 
VenicherteB  dieselbe  Prämie  erhob,  nicht  aufgenommen  wurde, 
herechnete  er  nach  der  Hallej'schen  Moitalitiltstafel  die  erste 
Prämientabelle  mit  steigender  Skala.  Darauf  suchte  er  eine 
Lebeosversicheningsgeäellscliuft  ^on  more  equitable  ternis'^  zu 
b^nHoden.  So  trat  „The  Equitable  Society"  im  Jahre  17(52 
uf  dem  Prinzip  graduirter  Skalen  in's  Leben.  Aus  diesem 
Gmnde  gab  diese  Gesellschaft  in  der  Folge  den  kräftigsten 
Aostoss  zur  rationellen  Ausbihlung  des  Lebensversicherungs- 
ve&ens.  Die  Gesellschaft  berechnete  spater  ihre  Prämien  nach 
der  Nortliamptoner  Tafel,  wodurch  dieselben  erniedrigt  wurden '). 
Ke  ersten  theoretischen  Arbeiten  von  Bedeutung  gingen  von 
Männern  aus,  welche  in  Verbindung  mit  dem  Equitable 
standen-  Eine  Tafel  wunle  von  Griffith  Davies  im  Jahre  1825, 
welche  sich  auf  Vorarbeiten  von  William  Morgan  stützte,  eine 
xweite  von  Arthur  Morgan  im  Jahre  1834  berechnet.  Beide 
waren  Beamte  der  , Equitable  Society'^. 

Erst  im  Jahre  1807  folgte  „The  Amicable  Society"  dem 
Beispiele,  welches  ihr  die  jDngere  Schwester  vor  heinahe  einem 
halben  Jahrhundert  gegeben  hatte.  Wetm  ein  für  die  mitt- 
leren und  gebildeten  Klassen  der  Gesellschaft  gegründetes  Unter- 
nehmen so  spAt  zur  Einsicht  in  die  Bedingungen  des  Lebens- 
Tenicherungswesens  kam,  dann  wird  man  sich  nicht  wundern, 
daas  die  Klubs  der  ungebildeten,  arbeitenden  Klassen  vorläufig 
ihren  Jahrhunderte  alten  Gang  weiter  gingen.  Der  Doktor 
der  Theologie,  Price,  hatte,  wie  in  der  Einleitung  ausgeführt 
wurde,  im  Jahre  1789  das  Element  der  graduirten  Prämien- 
ikala  in  das  Arbeiterversicherungswesen  Uheraufohren  gesucht. 
So  wurde  er  neben  Gilbert  und  Eden  der  geistige  Mitbegründer 
der  eingeschriebenen  Hilfskasse.  Price  erzählt  in  seinem  1771 
zuerst  erschienenen  Werke  ,Observations  on  Reversionary 
Payments",  wie  er  auf  die  mathematische  Grundlage  des  Ver 
sicherungswesens  durch  die  Gründer  und  Beamten  von  Renten- 
kassen für  die  W'ittwen  von  Männern  der  liberalen  Berufe, 
welche  ihn  um  Rath  fragten,  aufmerksam  geworden  wäre.  Das 
Gebiet  der  Ueberjebensversicherung  und  Lebens- 
versiftherung  beschilftigte  ihn  also  zunächst.  Er  machte 
sich  mit  allen  einschläglichen  Arbeiten  bekannt,  mit  Haliey. 
Kerssehoom.  Döparcieux,  Süssmilch  u.  A.  Y.r  ist  zuerst  durch- 
aus nicht  original.  Er  steht  noch  auf  dem  Bodeti  der  beiden 
Hypothesen  von  De  Moivre.  Die  eine  derselben  nahm  an,  dass 
die  Lebenswahrscheinlichkeit  mit  der  Zunahme  des  Alters  in 
arithmetischer  Progression,  die  zweite,  dass  sie  in  geonu-trischer 
Progression   abnehme.    Da  die  erstere   durch   die  Halley'sclie 

'l  Siebe  Kuup,  llandliucb  Uea  Lebens vpraiclierungswesent.  l-Sli'J- 
I  Theil,  Seite  17. 
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Tafel  bestätigt  wurde,  berechnete  er  anf  Grunil  rlerselben 
Prämientafeln.  Die  zweite  verwai-f  er.  Aber  auch  die  erstere 
legte  er  beiseite,  nachdem  er  auf  Grund  von  Northamptoner 
Geburts-  und  Sterbelisten  im  Jahre  1781  eine  Ueberlebens- 
tafel  konstruirl  hatte,  die  bekannte  Northaniptonei-  Tafel.  In 
den  Pfarreien  All  Saints' ,  St.  Sepulchre's .  St,  Giles'  und  St. 
Peters'  zu  Novthampton  waren  seit  dem  Jahre  1741  die  Zahlen 
der  Geborenen  und  Gestorbenen  aufgezeichnet  worden.  In 
der  All  Saints  -  Pfairei  existirte  seit  1735  die  Angabe  des  Al- 
ters der  Gestorbenen,  Ausserdem  hatte  im  Jahre  1746  eine 
Einwohner-  und  Gebiludezählung  zu  Northampton  stattgefun- 
den 'J.  Daneben  standen  ihm  zu  Gebote  Sterbelisten  aus 
Norwich  für  die  30  Jahre  1740 — 1769,  dazu  eine  Einwohner- 
zählung von  Shrewsbury  aus  dem  Jahre.  1750,  welche  zugleich 
die  Zahl  der  Einwohner  fur  jede  Altei-sklasse  vom  21.  Jahre 
an  angab,  ein  Todtenregister  aus  Chester  und  die  Ergebnisse 
einer  Volks-  und  Gebäudezählung  in  Warrington.  Er  studirte 
die  Arbeiten  von  Wargentin,  (Jessen  trefTliches  Material  er  wohl 
zu  schätzen  wusste.  Auf  Grund  der  verschiedenen  Ueber- 
lebenstafeln  berechnete  er  eine  grosse  Menge  von  Prämientafeln, 
welche  im  2.  Band  seines  Werkes  enthalten  sind.  Seine  eigene, 
die  Northamptoner  Tafel  erhielt  lange  ein  unbestrittenes 
Ansehen.  Sie  untei^scheidet  schon  die  Sterblichkeit  im  ersten 
Lebensjahre  nach  kleineren  Perioden  von  drei  Monaten. 

Aber  mit  diesen  theoretischen  Arbeiten  war  Price  durch- 
aus noch  nicht  vorbereitet,  einem  Arbeiterversicherungswesen 
die  nothwendige,  theoretische  Fundamentirung  zu  geben.  Wohl 
konnte  er  Masei-es  unterstQtzen ,  der  Nichts  weiter  als  die 
Ausgabe  von  Altersrenten  au  arme  Leute  durch  die  Kirch- 
spiele plante  und  die  Döparcieux'sche  Mortalitätstafel  zu  Grunde 
legte.  Aber  welche  Daten  besass  Frtce  Qber  die  Krankheite- 
dauer und  die  Invalidität  der  arbeitenden  Klassen? 

Die  Klubs  der  damaligen  Zeit  kannten  nur  eine  einzige 
Prämie,  aus  welcher  alle  filllige  Verbindlichkeiten  gedeckt 
werden  mussten.  Wo  eine  Scheidung  existirte,  bestand  sie  in 
der  Gegenüberstellung  von  Kranken-  und  Ueberlebensver- 
sicheruug.  Die  Ueberlebensversichemng  bezweckte  die  ^n- 
malige  Auszahlung  einer  Geldsumme  zur  Bestreitung  der  noth- 
wendigen  Ausgaben  beim  Tode  des  Mannes  oder  der  Frau. 
Die  Krankenversicherung  umfasste  also  in  allen  Fällen  die 
eigentliche  Krankenversicherung,  die  Unfallversichei'ung ,  die 
Invitliditätsversicbening  und  die  Altersversicherung,  wo  dieselbe 
bestand. 

Price  wandte  diesem  Gebiete  seine  Aufmerksamkeit  zu. 
Unter  dem  Eindrucke,  dass  eine  Hypothese,  wie  z.  B.  die  De 
Moivresche,   zu  guten  Resultaten  fahren  könne,  griff  er  selbst 

■)  ObseiratioDB  od  Reversionary  Payments.    4»>  editton  1783.  1,  35&. 
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ZOT  Hypothese  und  entwarf  das  Schema  einer  Friendly  Society 
^die  wahrscheinlich  gedeilien  würde". 

Er  geht  von  der  VorausseteunR  aus.,  dass  100  Personen 
zwischen  30  und  40  Jahren  eine  Gesellschaft  begründen,  so 
das$  das  mittlere  Alter  derselben  30  Jahre  ist  Die  Zahl  der 
Mit{dieder  sull  immer  auf  ino  gehalten  werden  dadurch,  dass 
die  Sterbenden  durch  eine  gleiche  Anzahl  von  Nen-Eintreten- 
ilen  zwischen  30  und  4n  Jahren  ersetzt  werden.  Spukt  nicht 
der  Begriff  der  stationären  Bevölkerung  in  'lieses  Schema  hinein? 
Weiter  wird  vorausgesetzt,  dass  jedes  Jahr  7  Leute  7  Wochen 
krank  wenlen.  Auf  diese  Voraussetzungen  hin  und  die  wei- 
tere, dass  das  VennÖgen  der  Hilfskasse  zu  3','g  "o  ausgeliehen 
«erde,  setzt  Price  den  wöchentlichen  Beitrag  auf  4  d.,  das 
Krankengeld  auf  12 s.  und  die  Altersrente,  welche  beim  Ein- 
tritt in  das  6S.  Jahr  beginnt ,  auf  .ü  £  jUhrlicb  fest  mit  der 
weiteren  Bestimmung,  dass  i)iesell>e  jedes  Jahr  um  1  £  zu- 
nehmen soll,  bis  sie  beim  F^intritt  de^  1h.  Jahres  12  ^  er- 
reicht  hat. 

Seine  Hypothese  erhielt  eine  grössere  Verhreitutig,  als  John 
Acland  sein  Projekt  einer  allgemeinen  Zwangskasse  veröffent- 
Uehte.  An  der  in  der  Broschüre  enthaltenen  Tafel  war  Price  mit- 
betheiligt.  Im  Jahre  1789  wurde  I'rice,  wie  in  der  Einleitung 
bemerkt  wurde,  von  dem  Parlamente  aufgefordert,  eine  Prämien- 
tifel  zu  entwerfen.  Price  legte  dem  Parlamente  3  Tafeln  vor. 
Die  eine  enthielt  die  Prämientafeln,  weldie  der  Krankenver- 
aeherang  zu  Grunde  gelegt  werden  sollten.  Bei  Berechnung 
derselben  ging  er  von  der  Hypothese  aus,  dass  in  Yei-einen, 
deren  Mitglieder  weniger  als  32  Jahre  alt  sind,  ','4»  immer 
wegen  Unfall  oder  Krankheit  arbeitsunfähig  ist,  von  32 — 42 
nimmt  dos  Verhältniss  um  ein  Viertel  zu,  von  43—51  um  diu 
Hälfte,  von  52—58  um  drei  Viertel  und  von  58—64  um  das 
Doppelte.  Die  zweite  Tafel  enthielt  die  Prämientafeln,  welche 
der  AlteRvei-sicherung ,  die  mit  vollendetem  64.  Jahre  begann, 
zur  Basis  dienen  sollte.  Die  dritte  war  eine  Vereinigung 
der  beiden  ersten.  Er  theilte  nach  der  Höhe  des  Kranken- 
geldes und  der  Altersrente  und  den  entsprechend  steigenden 
Beiträgen  die  Mitglieder  in  11  Klassen  ein.  Der  niedrigste 
Kr«nkengeldbetrag  betrug  für  Bettlägrige  4.  für  Umher- 
Mhende  2,  der  höchste  j^  1.  4  s.  bezüglich  12  s.  Die  nied- 
rigste wöchentliche  Altersrente  war  nach  65  2  s.,  nach 
70  4  s-,  die  höchste  12  s.  bezüglich  ^  1.  4  s.  Die  Altei-s- 
rententafel  berechnete  er  auf  Gi-und  der  Northampton-Tafel  >)■ 

[He  Wichtigkeit  dieser  Tabellen  liegt  weniger  in  ihrem 
Inhalte,  als  darin,  dass  ein  Theoretiker  es  imtei-nahm,  eine  Son- 


Siehe    die   Tabelleo   to    den   spfttereD    (.5.  ti.l  .^aflagen  der  0.  1 
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deruDg  der  verschiedenen  Ärbeitervevsicherungszweif^e  vorzu- 
nehmen. Wurde  diese  Einrichtung  allgemein  in  Hü&kassen 
durchgefühlt,  dann  musBte  sich  am  Stande  der  verschiedenen 
Kassen  leicht  oberblicken  lassen,  welchem  Versicherimgszweige 
falsche  Annahmen  zu  Grunde  lagen. 

William  Morgan,  der  NefFe  Price's,  der  Actuar  des 
Eqnitable,  welcher  auch  die  späteren  3  Auflagen  der  Schrift 
seines  Oheims  besorgte  und  auf  dem  Gebiete  des  Arbeiter- 
versicherungswesens neben  seinem  Verwandten  einen  weit- 
gehenden Einöuss  gehabt  hat,  erkannte  die  Wichtigkeit 
der  von  Price  gemachten  Unterscheidung.  Als  er  für  die 
Liverpool  Friendly  Society  eine  ^Tabelle  aufzustellen  hatte, 
theilte  er  die  Mitglieder  in  3  Klassen  ein ;  in  solche,  die  Unter- 
stOtzung  nur  in  einer  Krankheit  empfingen,  in  solche,  die  nur 
eine  Altersrente  erhielten  und  in  solche,  die  sowohl  Kranken- 
geld als  eine  Altersrente  zu  erhalten  wanschteo.  Von  dem 
mehi-fach  erwähnten  Ausschuss  des  Unterhauses  im  Jahre  1819 
wurde  auch  Morgan  vernommen.  Seine  Aussagen  sind  unbe- 
deutend. Er  zeigt  sich  als  unwandelbaren  Anhänger  der 
Piice'schen  Tafeln  und  behauptet,  dass  nur  solche  Gesellschaf- 
ten zusammenbrechen,  die  mit  einer  fehlerhaften  Prämientafä 
beginnen '),  Auf  seine  Aussage  hin  scheint  der  Auaschuss 
noch  einmal  die  Tafeln  Price's  empfohlen  zu  haben  *). 

Zum  ersten  Male  findet  sich  eine  Kritik  der  Konstruk- 
tionen Price's  in  John  Barton's  Broschüre  „On  the  Condition 
of  the  Labouring  Classes"  ^).  Es  sei  eine  traurige  Thatsache, 
dass  eine  Hilfskasse  selten  älter  als  50  Jahi-e  wei-de.  ^r  habe 
sich  nach  genauer  PrQfung  der  Jahresabschlüsse  verschiedener 
Gesellscha^n  davon  aberzeugt,  dass  der  Bankerott  nicht  her- 
i-Ohi-e  von  Misawiithschaft  oder  Betrug,  sondern  von  einem 
Fehler  in  dem  ursprünglichen  Zahlungsplane.  „Selbst"  Dr.  Price 
habe  das  Verhältniss  der  kranken  Mitglieder  zu  den  gesunden 
nicht  richtig  erfasst.  Während  er  annahm,  dass  je  einer  unter 
48  krank  werde,  sei  das  thatsächliche  Verhältniss  in  einer 
Gesellschaft  im  Weichbüde  London's  Vsi  i  in  drei  Provinzial- 
städten  Vai  und  in  einem  Dorfe  ';«(,. 

Die  verschiedenen  Gesellschaften  schwankten  sehr  in  dieser 
Beziehung.  Barton  hält  es  ebenfalls  fQr  unrichtig,  dass 
Price  eine  Altersrente  mit  einem  bestimmten  Alter  beginnen 
Hesse.  Es  gäbe  Mitglieder,  die  im  Alt«r  von  75  Jahren  noch 
rostig  und  Andere,  die  schon  mit  25  Jahi-en  arbeitsunfähig 
seien. 


')  Siehe  S.  12  und  Appendix  F. 
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So  ODgenOgend  war  das  Material,  auf  welches  hin  die 
KclHinatoreD  des  Hilfskassenwvsens  eine  abcrestt^e  PrämifD* 
skaU  verlangten. 

Werfen  wir  nun  einen  kurzen  Rückblick  auf  die  ^feinongen 
der  Frainde  des  Hilfskassenwesens  in  Betreff  der  weiteren 
tiestaltnng  derselben.  Bei  allen  ist  die  Ueberzeusung  vor- 
handen, dass  eine  höhere  Intetlisenz ,  als  diejenige  armer  Ar- 
beiter, in  die  Verwaltung  eingreifen  jnuss.  Der  Stallt  oder  die 
Gemeinde  sollen  entweder  konkurrirende  Anstalten  gründen. 
oder  die  Selbstverwaltung  der  eingeschriebenen  Hilfekassen 
bedeutend  beschränken.  Den  letzteren  soll  die  Wahl  einer 
Prämienskala  nicht  mebr  freistehen.  Sie  müssen  erleichterte 
Beziehungen  zu  einer  grossen  Bank  haben. 

Courtenav's  Gesetzentwürfe,  welche  er  dem  Parlamente 
im  Jahre  l^l'!>  vorlegte,  stellen  sich  als  die  Zusammenfassung 
dieser  Forderung  ilar. 

Das  Projekt  der  Kirchspielhitfskasse  hat  in  den  GrundzQgen 
und  auch  in  manchen  Einzelausfohningeo  mit  dem  Plane  des 
Baron  Maseres  Aehnlichkeit.  Nur  ist  es  weiter  und  praktischer, 
Courtenav's  Kasse  soll  nicht  nur  Altersrententitel  ausgeben. 
rondem  alle  Ziele  einer  Fi-iendty  Society  verfolgen.  Nicht  ein- 
malige Einzahlung  einer  hohen  Früuiie.  welche  den  Arbeiter 
zorückscheucht ,  sondern  periodische  kleine  Beitrage  werden 
vorgeschlagen.  Auch  das  ist  ein  altweichender  Zug,  dass  die 
cinircfawardens  und  overseers  von  allem  Einflüsse  auf  die 
Farochial  Benefit  Society  aasgeschlossen  werden.  5—15  ?er- 
»nen,  doren  Majorität '.substantial  householders'  sein  müssen. 
bilden  den  Verwaltungsrath  der  Kirchspielhjlfskasse.  3  oder 
mehr  Personen  werden  zu  Treahündem  ernannt.  Sie  haben 
unter  der  Oberaufsicht  der  Friedensrichter  Regeln  und  Tafeln 
tu  entwerfen.  Der  Verwaltungsrath  w&hlt  den  Schatzmeister 
und  lässt  ihn  Kaution  stellen.  Der  Schatzmeister  vertritt  die 
Gesellschaft  nach  aussen,  klagt  im  Namen  der  Gesellscliaft  und 
in  seinem  Namen  wird  die  Gesellschaft  verklagt.  Eine  Nach- 
wirkung der  Gilbert  Act  erblicken  wir  in  der  Bestimmung, 
daas  mehrere  Pfarreien  eine  L'nitetI  Paroi'hial  Benetit  Society 
hüdeD  dürfen.  Auch  darin  unterscheidet  sich  das  Projekt  von 
dönJeDigen  des  Richtei's  Maseres,  dass  die  Pfarreien,  wenn  sie 
Oberhaupt  eine  Kirehspielhilfskasse  in's  Leben  rufen,  zu  einem 
Beitrage  von  25  "  o  verpflichtet  sind.  Auch  mOssen  sie  Zuschüsse 
lätten,  wenn  aus  dem  VermOgen  der  Kasse  die  legalen  An- 
iprücbe  nicht  bestritten  werden  können.  Darin  stimmen  alter 
Haseres  und  Courtenay  Qberein.  dass  sie  es  in  das  Belieben 
der  Pfarreien  setzen,  die  Kirehspielhilfskasse  nieder  aufzulösen 
und  ivar  drei  Monate  nach  einer  Erklärung  solches  Inhaltes. 

Der  Gesetzentwarf  von  1819  schlug  eine  Maassregel  vor. 
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welche  in  der  Bill  von  1818  nicht  enthalten  ist ').  Die  Männer, 
welche  die  Bill  im  Jahre  1819  einbrachten,  scheinen  sich  seit 
dem  Ende  der  vorhei^ehenden  Session  Qberzeuc;t  zu  haben, 
dass  auch  beim  besten  Willen  einer  Pfarrei  eine  Kirchspieihilfe- 
kasse  nicht  zu  Staude  kommen  worde,  wenn  nicht  ein  direkter 
oder  indirekter  Zwang  auf  die  Klassen,  welchen  sie  eine  Wohl- 
that  erweisen  wollten,  ausgeübt  werde.  Desshalb  bestimmt  die 
Bill  von  181!),  dass  wenn  Jemand  auB  einer  Pfarrei  ist,  in 
welcher  eine  Parochial  Benefit  Society  besteht,  und  eine  Unter- 
sttttzung  verlangt,  welche  die  Kasse  ihren  Mitgliedern  gewährt, 
er  erstens  Nichts  erhalten  soll  und  zweitens  als  eine  faule,  aus- 
schweifende (extravagant)  und  leichtsinnige  (proSigate)  arme 
Person  betrachtet  werden  soll  im  Rahmen  eines  Gesetzes,  be- 
titelt :  An  Act  for  mendtng  the  Laws  for  the  Relief  of  the  Poor. 
Der  Bill  sind  zwei  Tafeln  angefügt.  Die  erste  stellt  ein  fünf- 
klassiges  Schema  von  Unterstützungen  fest,  die  zweite  nonnirt 
die  wöchentlichen  Beiträge  in  den  fünf  Klassen  in  der  Manier 
des  Dr.  Price.    Wir  lassen  die  erste  folgen : 


U.    Payments  per  Week. 


Age 

CUsB  I. 

ClMt  U. 

ClasB  III. 

Clasi  IV. 

am.  T. 

ai 

22 

etc. 

50 

- 

- 

- 

- 

- 

)  Tngleiclie  BiUs:  Poblic  Srations  II.  t818.    Text  „u  uuttded  b; 
immittea"  and   Billa:  Fnhlic  Scanniw  IL   1819. 
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Der  zwäte  Gesetzentwurf  suchte  die  Uebel  der  ein- 
getcbriebenen  Hilfskasse  so  gi-Qndlich,  wie  es  bei  den  englischen 
AuBcbvinageD  Ober  den  Staat  mOglich  ist,  zu  heben.  In  London 
mB  eine  Behörde  gebildet  werden,  aus  5  oder  mehr  Personen 
beBtehend,  welche  ,,akilled  in  arithnietical  calculation"  sind. 
Diesen  Männern  mOsBen  die  Statuten  jedes  Vereines  vorgelegt 
werden,  bevor  er  von  den  Friedensricliteni  bei  den  Viertel- 
jfthrssitzQngen  bestätigt  werden  kann.  Courtenay  und  Genossen 
Kfaeinen  kein  rechtes  Vertrauen  zu  den  Daten  gehabt  zu  haben, 
aof  deren  Grundlage  die  Höhe  der  Beiträge  und  Unterstützungen 
ibgemessen  werden  sollte.  Denn  der  Gesetzentwurf  bestimmt, 
diss  die  Behörde  von  den  eingeschriebenen  Hilfskassen  Berichte 
Bber  die  Zahl  der  Erkrankungen  und  SterbefäJle  einfordern 
dOrfe,  um  aus  diesen  Berichten  ein  tüchtiges  Material  zusamnien 
za  tragen.  —  Der  Gedanke  an  sich  war  von  grosser  Wichtig- 
keit. Er  stellt  den  vierten  Baustein  in  dem  theoretischen 
GerOst  der  eingeschriebenen  Hilfskasse  dar.  Er  erhob  Courtenay 
neben  Gilbert,  Eden  und  Price  zur  Würde  eines  Begründers  der 
eingeschriebenen  Hilfekasse.  Im  Zusammenhang  des  Gesetz- 
entwurfes negirte  er  die  Londoner  Behörde-  Denn  wenn  sie 
noch  auf  Material  zu  warten  hatte,  dann  konnte  ihre  Thfltig- 
keit  in  den  ersten  Jahren  nicht  sehr  erspriesslich  sein. 

Um  den  eingeschriebenen  Kassen  eine  durchaus  solide 
Basis  zu  verleihen,  sollen  die  Gründer  eines  Vereines  nur  solche 
Minner  zu  Treuhändern  wählen  dürfen  (trustees),  die  mit 
5<iif  zu  der  Armensteuer  eingeschätzt  sind.  Aus  den  Treuhändern 
soU  der  Schatzmeister  gewählt  wei'den.  Man  hoffte,  dass  die 
Schwierigkeit,  solche  Männer  zu  finden,  die  Bildung  von  gi^issen 
Vereinen  verursachen  würde. 

Als  das  Gesetz  am  25.  März  1819 ')  berathen  wurde,  ver- 
breitete sich  Courtenay  über  die  Prinzipien,  welche  dem  Gesetz- 
entwürfe  aber  die  eingeschriebenen  Hilfskassen  zu  Grunde 
llgen.  Die  Hil&kassen  seien  in  letzter  Zeit  vielfach,  unter 
andern  von  Malthus,  angegriffen  worden.  Man  hätte  gesagt, 
dass  Leute,  welche  wenig  hätten,  nicht  einen  gegenseitige 
Hilfe  versprechenden  Vertrag  eingehen  sollten.  Die  Gebrechen 
der  Kassen  hätten  ihre  Wui-zel  nicht  in  der  Armuth  der  Leute, 
sondern  in  dem  Mangel  an  zuverlässigen  Prämientafeln,  in  den 
saagniniscfaen  Hoffnungen  der  Unwissenheit  und  in  der  Nichts- 
würdigkeit mancher  Grttndei-  dereelben.  Darum  müssten  sie 
unter  der  wachsamen  und  aufmerksamen  Oberaufsicht  der  Be- 
bOrden  stehen.  Vor  Allem  müsse  Alles,  was  auf  das  Rechnungs- 
wesen der  Vereine  Bezug  hätte,  von  tüchtigen  Rechnungs- 
beamten g^rUft  werden,  und  ohne  die  Zustimmung  dieser 
Minner  dOrfe  kein  Vei-ein  registrirt  werden.  Viele  seien  da- 
g^^,    dass  die  Friendly  Societies  ihre  Zusammenkünfte  in 

1)  Houaard'a  I>ebatn. 
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Wirthsliäusern  hielten,  aber  er  sehe  nicht  ein,  dass  es  nQthig 
wäre,  die  üviDeven  Klassen  von  jenen  ^convivial  meetings'  ab- 
zuhalten. Auch  hätte  man  ihnen  zum  Vorwui-fe  gemacht,  dass 
sie  j;eheimeD  Gesellschaften  zum  Deckmantel  dienten.  Erstens 
könne  man  {geheime  Gesellschaften  nicht  verhindei-n  und  zweitens 
sei  es  ungerecht,  desshalb  den  Friendly  Societies  den  Scbntz 
des  Gesetzes  zu  entziehen. 

Courtenay  unterzog  auch  das  Verhältniss  der  Hitfskassen 
zu  den  Sparbanken  einer  Betrachtung.  Er  erinnerte  daran, 
dass  sich  in  weiten  Kreisen  die  Ansicht  gebildet  hätte,  seit 
dio  Sparbanken  in's  Leben  gerufen  worden  wären,  seien  die 
Hiliskassen  überflüssig  geworden.  Das  sei  jedoch  falsch.  Duncan, 
der  Courtenay  den  „Vater  der  Sparbanken"  nennt,  habe  jüngst 
ausgesprochen,  dass  die  Sparkassen  allein  ohnmiichtig  wären.  Die 
beiden  Institute  mUssten  neben  einander  und  zusammen  wirken  >). 

Was  er  über  die  Kirchspielhilfskasse  sagt,  ist  von  geringer 
Bedeutung.    Unbe^leutend  sind  alle  Qbrigen  Reden. 

Die  Trennung  der  Bills  missfiel  dem  Hause.  Estcourt  zog 
daher  die  Gesetzentwttrfe  zurück  und  bat  um  die  ErlaubnisB, 
eine  Bill  einbringen  zu  dürfen,  welche  die  Bestimmungen  beider 
enthielte. 

Bei  der  Lesung  des  nun  zusammengeschweissteu  Entwurfes 
am  26.  April  1810  wurden  verschiedene  Ausstellungen  gemacht 
Lewig  tadelte  die  Zusammenwerfung  und  sagte,  das  Haus  mDeee 
eine  Gelegenheit  haben,  die  beiden  Maassregeln  getrennt  za 
berathen. 

Sir  R.  Wilson  machte  darauf  aufmerksam ,  dass  die  Be- 
stimmung, welche  den  Armen,  der  einer  in  seinem  Kirchspid 
bestehenden  Hilfskasse  nicht  beigetreten  sei,  unter  Umst&nden 
zu  einem  .,idl8  and  profligate  Poor"  mache,  ihn  in  den  Bereich  . 
des  Vagrant  Act  bringen  würden  *).    Courtenay  jedoch  wies 

')  Nach  dem  Beport  from  the  Committee  oo  the  Poor-Lawi  1819 
ugte  DuDcu,  —  obgleich  er  die  Nachtbeile  der  Friendly  Societies  nicht  tgt- 
imiDt,  die  duin  beständen,  d&u  ihre  ExiBtent  aaf  einem  fortwfthrendea 
ZufloBBe  von  neuen  Mitgliedern  beruhe,  wfthiend  neue  QeseUBchaften  dieM 
Qnelleii  hAuSg  «herüben  —  dua  eine  soziale  Selbsthilfe  der  untern  KbUMn 
gar  nicht  oboe  dieselbe  mOglidi  wire.  Die  Sparbanken  könnten  nur  lüf- 
sani  ein  Terml^cen  anaamnieln,  während  die  Hilfskassen  in  jedem  Aoont- 
blicke  dem  Armen  zn  helfen  und  auch  in  schlechten  Zeiten  fortiawittea 
in  der  Lage  wiren.  Sparbanken  tmd  Hiläkueen  mQssten  maaiDinengehea. 
Er  preist  besonden  den  wohllhfttigen  moralischen  Einflnss  der  Hilhtamai, 
da  sie  Leute  der  untern  Klassen  znr  AuBttkbmng  eines  gemeinsamen  goten 
Werkes  vereiniKten.  Siehe  Enqn£te  vom  29.  Man.  —  Nach  dem  Beport 
of  tbe  Highland  Sodet;  on  F.  S.  rom  Jahre  1824  nannte  er  sie  „insiirtnca 
aeainst  incapacit;  for  labour".  Anstatt  Rivalen  zu  sein,  Btftoden  de  ,in 
aMolttte  need  of  mutoal  anpport  and  co-operatjon". 

^)  Er  meinte  das  berüabügte  Geseti  17.  Georg  H.  c  5  (1744),  welches 
n.  A.  beBtJmmte,  dass  Jeder,  welcher  einen  Tag^unden  vor  den  FViedens- 
ricfater  fähre,  zu  10  b.  Belohnung  berechtigt  sei  und  dass  jeder  .roKiu^ 
oder  .vagabond'  öffontUch  gepeils^t  and  zu  Qeftngniis  mit  harter  AiMt 
vemrthfnlt  werden  solle. 
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darauf  hin.  dass  sie  nur  Beziehung  auf  ein  in  dei'selben  Session 
erlfc^senes  Gesetz  habe,  welches  die  Friertensrichter  veranlasse, 
einen  Unterschied  zwischen  einem  arbeitsamen  und  einem 
«heitscheuen  Armen  zu  machen. 

Nicht  bloss  dieser  Punkt  der  KirchsjnelkassenTorlage  er- 
i^e  Anstoss.  Das  ganze  Projekt  liepegnete  dem  unverliolilenen 
Cebelwollen  de?  Parlamentes  uml  wurde  fallen  gelassen.  Der 
Gesetzentwurf  über  die  eingeFchriebenen  Hilfskas^en  fand  mehr 
Gnade.  Aber  auch  er  erlitt  in  seinem  wesentlichsten  Punkte, 
drr  SclislTuns  einer  begutachtenden  Behörde,  so  tiefgi'eifende 
Cingestaltaiicpn.  dass  <lie  ur^pransliche  Absicht  von  Courtenay 
und  Genossen  vollstundi;;  verloren  gin;;.  Man  muss  ja  zugeben, 
dass  die  von  Courtenay  vorgeschlagenen  Maassregeln  verfrüht 
waren.  Aber  man  liätte  vorläutif;  überhaupt  auf  eine  solche 
Behörde  veraichten  und  nur  der  treftlichen  Bestimmung  Ge- 
setzeskraft gehen  sollen ,  dass  alle  Hilfsknssen  regelmässige 
Berichte  über  Hrankheits-  und  Todesfälle  einzusenden  hätten. 
Solcherlei  Betrachtungen  stellte  das  Parlament  aber  nicht  an. 
Das  Gerächt  hatte  sich  wieder  verbreitet,  besonders  im  Norden 
En&lands,  das  Parlament  wolle  das  Vermögen  der  Kassen  kon- 
tisziren  und  d«  gab  man  klein  bei '  i.  Was  das  Parlament  als 
scheinbar  praktisch  an  die  Stelle  der  von  Courtenav  projektirten 
Maassregel  setzte,  war  so  unreif,  dass  es  unfehlbar  missglucken 
und  den  Englilndeni  ein  dauerndes  Misstrauen  gegen  eine 
begutachtende  Rechenbehi^rde  einlii'issen  musste. 

Der  zweite  Paragraph  des  Gesetzes  löP.  Geoi^  III.  c.  1281, 
velches  in  einer  langathmigcn  Kinleitung  betont,  dass  die  Ge- 
wohnheit, sich  mehr  auf  fremde  Hilfe  als  auf  eigenen  Fleiss  und 
eigene  Vorsicht  zu  verlassen,  zur  moralischen  Verschlechterung 
dis  Volkes  führe  und  die  Bürde  der  Pfarreien  erhöhe,  dieser 
xveite  Paragraph  setzt  fest,  dass  die  Friedensrichter  die  Sta- 
tuten keiner  Gesellschaft  bestätigen  sollen,  wenn  nicht  zwei 
benifsmässi^  Kalkulatoren  (actuaries)  oder  andere  Personen 
.skilled  in  calculation-*  bestätigt  haben,  dass  die  vorgesehene 
Prftmientafel  Beiträge  und  Unterstotzungen  in  ein  richtiges 
Verhftltniss  stelle.  Zur  VerAnderung  der  Statuten  von  Seiten 
der  Richter  ist  die  Zustimmung  der  Treuhander  erforderlich. 
Ausserdem  sollen  sich  die  Friedensrichter,  ehe  sie  eine  Hills- 
kiBse  registriren.  überzeugen,  dass  dieselbe  wohlthälig  und 
BOtzlicb  sei  in  Anbetracht  einer  andem  Gesellschaft,  die  sich 
dort  schon  gebildet  haben  möge*). 

Der  dritte  Paragraph  giebt  den  Friedensrichtern  .sitting 
fin'  any    coontjr    or    riding"   noch    weitere  VollmachteD.    Sie 
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sollen  das  Recht  haben,  allgemeine  Kormen  für  die  Bildimg 
und  Verwaltung  von  Hilfskassen  zu  erlassen,  nach  welchen 
sich  die  neuzubildenden  Vereine  zu  i-ichten  haben.  Friendly 
Societies,  deren  Verfassung  sich  mit  den  dlgemeinen  Nonnen 
deckt,  sollen  auch  von  den  Friedensrichtern  bei  den  pett; 
sessioQS  bestätigt  werden  dürfen. 

Im  vierten  Paragraph  wird  angeordnet,  dass  jede  Eingabe, 
die  Bildung  einer  Fnendly  Society  betreffend,  zu  enthalten  hat 
die  Namen,  die  Wohnung  und  Beschäftigung  von  wenigsteDS 
drei  Personen,  deren  Mehrheit  „substantial  householders  as- 
sessed  to  the  i'elief  of  the  poor  upon  a  sum  not  less  than  fifty 
pounds"  sein  inuss.  Diese  Personen  sind  die  trustees  (Treu- 
händer) der  Gesellschaft.  Sie  dürfen  ohne  ihren  Willen,  ohne 
die  Billigung  der  Friedensrichter  nicht  von  ihrem  Platz  ent- 
fernt werden. 

VI.  Die  Beamten  sollen  zur  Stellung  von  Kaution,  welche 
von  Stempelgebuhren  befreit  ist,  angehalten  werden.  Die 
truste^  wählen  den  Schatzmeister. 

VII.  Das  Eigentum  der  Vereine  steht  auf  den  Namen  der 
Treuhänder,  in  deren  Namen  die  Gesellschaft  klagt  und  ver- 
klagt  wird. 

VIII.  Die  durch  ^/^  Majorität,  nach  Beobachtung  aller 
Formen,  besehloesene  Auflösung  einer  Hilfskasse  und  die 
Teilung  des  Vermögens  ist  ungesetzlich  ohne  die  Zustimmung 
aller  tmstees  oder  der  Majorität  deraelben,  welche  ihre  Zu- 
stimmung nur  dann  geben  dürfen,  wenn  zwei  oder  mehrere 
„pi-ofessional  actuaries"  diesen  Schritt  gebilligt  haben. 

IX.  Der  Ort.  wo  der  Verein  seine  Versammlungen  ab- 
halten will,  sowie  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder  müssen 
in  den  Statuten  genau  angegeben  und  definirt  sein. 

X.  Diese  Vereine  dürfen  einen  Theil  ihres  Vermögens 
oder  ihr  ganzes  VeiTnö^en  in  Sparbanken  anlegen. 

IX.  Weiter  sollen  die  unter  diesem  Gesetze  eing^chrie- 
benen  Hilfskassen  ihre  Geldkapitalien  über  50  £  in  der  Bank 
von  England  anlegen  dürfen  „to  the  account  of  the  Conimis- 
sioners  for  the  Reduction  of  the  Natural  Debt"  auf  die  Er- 
kläiiing  der  Trustees  hin,  dass  die  Gelder  der  Gesellschaft  ge- 
hören. Zuvor  müssen  sie  der  Staatsschuldenverwaltung  Ab- 
drücke der  bestätigten  Statuten  schicken. 

XII.  Sie  dürfen  sie  auch  in  anderen  Stäatspapieren  und 
hypothekarisch  anlegen. 

XIII.  Die  Trustees  sind  nur  dann  zur  Erstattung  von 
Kassendefekten  verpflichtet,  wenn  sie  sich  schriftlich  dazu  ver- 
pflichtet haben.  Sie  dürfen  die  Höhe  der  Summe  bezeichnen, 
bis  zu  welcher  sie  sich  binden  wollen, 

XIV.  Sollten  die  Tnistees  fürchten,  dass  aus  dem  vor- 
handenen Vermögen  der  Kasse  die  eiligen  Zahlungen  nicht 
bestritten  werden  könnten,  dann  sollen  sie  dies  den  Fhedena- 
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riebtern  bei  den  Vierteljahrs-  oder  „petty'--Sitzunf!en  anzeigen, 
und  die  Rirhter  sollen  solche  AnorilnuD^en  tieffen,  welche 
ihnen  zur  Regulirua^  derselben  passend  ei'sdieinen.  Jeder 
Putei,  welche  sirh  durch  die  Entscheidung  der  Fried  ensricliter 
peediftdigt  fühlt,  soll  es  erlaubt  sein,  an  die  nächsten  Vietteljahrs- 
ntznngen  zu  appelliren. 

XV.  Die  Friedensrichter  sollen  die  Gewalt  haben,  für 
solche  Wittwea  und  Waisen  gestorbener  Mitglieder  einzu- 
schreiten, welche  durch  die  Beamten  der  Kasse  geschädigt 
«erden. 

XVI.  Alle  Bestimmungen  der  Gesetze  vom  Jahi-e  1791 
und  1809  sollen,  soweit  keine  neue  Bestimmungen  in  vorlie' 
gendem  Gesetze  getrofTen  sind,  und  sie  demselben  nicht  wider- 
sprechen, auf  alle  Vereine  und  Kassen .  ^vekhe  unter  diesem 
Gesetze  gebildet  werden,  Anwendung  finden. 

Den  Charakter  der  Zeit  spiegeln  die  Definitionen,  welche 
das  Gesetz  von  den  Hilfsknssen  giebt.  Es  sind  Institutionen 
zom  Zweck  der  .maintenance  or  assistance  of  the  contributors 
tbereto  their  wives  or  children,  in  sickness,  infancy.  adv.inced 
age,  widowhood  or  any  other  natural  State  or  contingency 
whereof  the  ocrurrence  is  susi-eptible  of  calcu- 
Utioo  by  way  of  average'. 

Und  an  einer  andern  Stelle  bezeichnet  es  die  Mitglieder 
als  „persona  who  inay  be  willing  to  appropriate  sninll  sums, 
from  time  to  time,  to  the  formation  of  a  conminn  fund  for  the 
pnrposes  aforesaid". 

Wenn  wir  jetzt  unsem  Blick  noch  einmal  auf  den  wich- 
tigsten Punkten  des  Gesetzes  verweilen  lassen,  dann  erkennen 
wir,  in  wie  zahmer,  schüchterner  Weise  das  Parlament  die 
(irDDdsatze  der  Bills  von  läl8  und  1SI9  zu  verwirklichen 
suchte.  Der  Nothwendigkeit  einer  stärkeren  staatlichen  Inter- 
vention kann  sich  das  Parlament  nicht  verschlitssen ,  aber  es 
nirchtet  sich  davor,  eine  neue  Behörde  von  urtheilsföhigen, 
berufsmässig  mit  ihrem  Fache  vertiauten  Männern  zu  schaffen. 
Es  legt  die  Entscheidung  in  die  Hände  der  Friedensrichter, 
deren  Majorität  vom  Versicherungswesen  höchst  wahrscheinlich 
nidit  viel  mehr  verstand,  als  die  Mitglieder  der  Friendly 
Societies.  Diese  Beamten  haben  allgemeine  Normen  zu  er- 
lassen und  bei  der  Bestätigung  jeder  einzelnen  Kusse  sich 
davon  zu  überzeugen,  dass  die  Tafeln  von  berufsmässigen 
Kalkulatoren  oder,  wie  das  voi-sichtige  Parlament  hinzufügt, 
von  Personen  .skilled  in  arithmetical  caiculation'  gebilligt  wor- 
den sind.  In  der  Hauptstadt  war  es  leicht,  ein  Kollegium  von 
tQchtigen  Kalkulatoren  zu  bilden.  Aber  wie  es  in  jedem 
kleinen  Flecken  oder  Dörfchen  des  Landes  möglich  sein  sollte, 
die  Unterschrift  von  zwei  Rechnungsbeamten  «der  anderer 
Personen  ,skilled  in  arithmetical  calcnlation'  zu  erhalten,  ist 
schwer  zu  verstehen.  DasVersicherungswesen  befand  sich  damals 
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noch  in  den  Anlangen,  tüchtige  actuaries  gab  es  nur  io  London, 
und  hier  auch  noch  wenige.  Die  wenigsteD  hatten  eine  streike 
Schule  durchgemacht.  Üie  Geschichte  des  Wortes  „actuary' 
beweist  dies.  Wie  die  Encyclopaedia  Britannica  in  einem  Ar- 
tikel Dber  dieses  Wort  mittheilt  und  wie  aus  der  allmählichen 
Entwicklung  des  Versicherungswesens  ersichtlich  ist,  bildete 
sich  der  B^riff  eines  Berathei-s  einer  Versicherungsgesellschaft, 
und  weiter  eines  Mannes,  welcher  „Berechnungen  in  Beziehung 
auf  die  Wahrscheinlichkeit  des  menschlichen  Lebens"  anstellt, 
allniäjilich  heraus.  In  der  Rechtssprache,  behauptet  das  Werk, 
käme  es  erst  in  dem  Hilfskassengesetze  vom  Jahre  1819  vor. 

Darin  bleibt  das  Gesetz  den  Vorlagen  mehr  treu,  dass 
von  voi-nherein  die  Freiheit  <ler  Kassenmitglieder,  ihre  Beamten 
zu  ^vfthlen,  sehr  beschränkt  wird.  Schon  bei  der  Einreicbung 
der  Statuten  müssen  die  wichtigsten  Beamten,  die  Treuhänder 
genannt  werden.  Es  müssen  Männer  sein,  welche  durch 
grössere  Wohlhabenheit  das  Vertrauen  gewähren,  dass  sie  ihren 
Pflichten  ehrlich  nachkommen.  Die  Schwierigkeit,  so  quali- 
fizirte  Männer  zu  finden,  hoffte  man,  würde  die  Hilfskasse 
zwingen,  sich  über  einen  grösseren  Bezirk  auszudehnen.  Diese 
Bestimmungen  schienen  praktisch  und  sie  entsprechen  dem 
bevormundenden  Zuge  der  Zeit. 

Die  Auflösung  eines  Vereins  wird  dadurch  ei'sehwert,  dasa 
sie  von  der  Zustimmung  der  Treuhänder  abhängig  gemacht 
wird  und  diese  an  die  Meinungsäusserung  der  Rechnnngs- 
beamten  gebunden  sind.  Um  die  Wirthshauskassen  zu  unter- 
drücken, wurde  im  9.  Paragraph  bestimmt,  dass  die  Vereine 
den  iOrt,  wo  sie  ihre  Vei-sammlungen  abhalten  wollten,  in  den 
Statuten  angeben  mOssten.  Auf  diese  Weise  wollte  man  den 
Fiiedensnchtern  eine  Handhabe  zum  Einspruch  gegen  WirtliB- 


Eine  Bestimmung  von  grosser  Wichtigkeit  ist  die.  dass 
die  eingeschriebenen  Hilfskassen  nun  unter  günstigen  Bedin- 
gungen in  direkten  geschäftlichen  Verkehr  mit  der  Staats- 
Bchuldenverwaltung  treten  dürfen,  wenn  sie  Summen  über 
50  £  anzulegen  haben.  Alle  Summen  unter  50  £  zahlen  sie 
zuerst  in  die  Sparbanken  tin.  So  hatten  die  Hilfskassen  end- 
lich das  finanzielle  Rückgrat  erlangt,  welches  schon  Eden  and 
Colquhonn  gewünscht  hatten.  Es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass 
dies  Privileg  nur  die  Kassen  gewannen,  die  sich  unter  diesem 
Gesetze  registriren;  liessen.  Das  Vorrecht  wurde  nicht  anf 
die  früheren  übertragen-  — 

Das  war  die  Frucht  einer  Geistesarbeit  von  mehr  als 
25  Jahren !  Dies  die  Niedei-schläge  der  Ideen  von  Eden,  Prica, 
Bentham,  Courtenay  und  vieler  Anderen  1  Dies  der  Erfolg  einet 
mühevollen  parlamentarischen  Thätigkeit  im  Ausschuss  und 
im  Plenum,  welche  sich  über  mehrere  Jahre  erstreckte !  Bietet 
sich  irgendwo  das  Bild  des  ,ridiculus  mos'  ungesuchter? 
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Damit  jedoch  das  Kapitel  in  erfreulicherer  Weise  abge- 
BChlossen  werde,  bissen  wir  die  Zahl  der  Mitglieder  der  einge- 
Khriebenen  Hilfekassen  Grossbritanniens  fllr  das  Jahr  liSlö 
fb^cen.  Dieselbe  war  P2542PM.  Ausserdem  haben  wir  der 
nütsache  zu  gedenken,  dass  sich  im  Jalire  li?ls  eine  neue 
Hilfckassenfonii  bildete.  Unter  dem  Einiiriicke  der  canzen 
Zeit  und  iler  Gesetzesvorschläge  auf  verschiedene  Gentlemen 
in  Esses,  dass  nämlich  zu  einem  gesunden  Fortschritte  die 
Leitung  wohlhabender  Männer  höherer  Intelligenz  und  eine 
grosse  Mitgliederziihl  nothwendip  sei.  gründeten  sie  zu  Chelms- 
mrd  die  Fssex  Provident  Society,  die  sich  vermittelst  Zweig- 
Tereine  bald  über  die  ganze  Grafschaft  ausdehnte-  So  bildete 
sit'h  der  Charakter  aus,  welcher  von  dem  Wesen  des  Graf- 
SL'haftsvereines  unzertrennlich  ist:  eine  Gesellschaft,  die  sich 
aber  einen  grossen  Distrikt  erstreckt  und  deren  Leitung  fast 
aofschliesslich  in  der  Hand  vnn  Gentlemen  liegt,  die  als  Ehren- 
mitglieder zu  derselben  gehören. 


D  ^eite  ^7.  Via  wollen  diesem  Ekpitel  noch  einige  spttlere  Daten 
ie  Einleger  in  Sparbuben  hininf&t.'en,  welche  die  MibeTen  belenditen. 
ti  ^  Fapers  LVn.    l!^G6.    ü.  536-537. 
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Die  Frage  nach  der  besten  PrSmientafel.  —  iächeiten 

Triehtiger  Reformen.  ^  Erste  Ronsolidationsakte. 

1819  —  1829. 


Der  Tod,  welcher  in  der  letzten  Hälfte  des  zweiten  Jahi> 
zehntes  angeschlagen  worden  war.  klang  nicht  nur  fort,  aan 
er  schwoll  an  uod  Obeilönte  bald  alle  anderen.  Kurz  und 
knapp  könnte  man  die  Zeit  von  1819—1829  die  Periode  der 
Prämientafeln  nennen.  Dem  Arbeiterversicherungswesen  eine 
genügende  mathematische  Basis  zu  geben :  das  ist  die  Aufgabe, 
welche  man  im  Norden  und  Süden  Grossbritanniens  zu  lösen 
suchte. 

In  England  steht  in  dieser  Bewegung  ein  Geistlicher, 
Thomas  ßecher.  Allen  voran.  Becher  scheint  ein  Geistlicher 
von  altem  Schlage  gewesen  zu  sein.  Von  Werken  dogmatischen, 
moraltheologischen,  kiitischen  und  apologetischen  Inhaltes,  die 
er  verfasst  hätte,  ist  nichts  bekannt  geworden.  Dagegen  wid- 
mete er  seine  Müsse  unermüdlich  dem  Dienste  des  Staates 
und  dem  irdischen  Wohlergehen  seiner  Mitmenschen  und 
brachte  damit,  wie  nun  einmal  die  Menschennatur  geartet  ist, 
auch  die  himmlische  Glückseligkeit  in  erreichbarere  Nähe.  Er 
lebte  im  Genüsse  einer  der  16  Pfi-finden ')  der  Stiftskirche  zn 
Southnell,  wie  Einer,  welcher  die  ihm  verliehene  materielle 
Freiheit  als  die  Uebernahme  einer  ernsten  Pflicht  auffasst 
Seit  Anfang  des  Jahrhunderts  war  er  in  der  Selbstverwaltang 
thäüg,  seit  1809  Vorsitzender  der  Vierteljahi-ssitzungen  zu 
Mewark  und  Southwel).  Er  hatte  einen  lebhaften  Antheil 
an  der  Beförderung  der  Kolonisation  des  Kaps  der  gutM 
Hoßnung  genommen  *). 

Ein  Mann,  der  als  Geistlicher  und  Staatsbeamter  so  mitten 
im  sozialen  Leben  stand,  war  besonders  geeignet,  das  Hil&- 


1)  Nicholli,  Historr  of  the  English  Poor  Law  II.  241. 
^)  Siehe  über  das  Folgende  Becher'B  AnsBagen  vor  dem  Select  Com* 
mittee  on  the  Laws  respecting  Friendij  Sodelies  1835.    Minute«  of  Eri- 


y.  1. 


109 


kuaenwcGen  zu  fördern.  Die  zahlreichen  Klagen,  welche  von 
MHgliedeni  der  Friendly  Societies  vor  die  Greriehte  kamen, 
der  h&ufif  geübte  Betrug,  die  ungenQgenden  Prämientafeln, 
Alles  dies  bewog  Becher,  seine  Aufmerksamkeit  der  Frage  der 
Arbeiter\'eT8icheruDg  zu  widmen.  Das  Studium  derselben 
führte  ihn  naturgemäss  auf  Piice's  Tabellen.  Wie  man  sich 
erinnern  wird,  hatte  Dr.  Price  im  Jahre  1789  für  das  Unter- 
haus drei  Tabellen  entworfen,  von  denen  die  ei-ste  eine  Prä- 
mientafel  fQr  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  darstellte 
and  die  zweite  die  zur  Erlangung  einer  Altersrente  nethtgen 
wöchentlichen  Beitr&ge  festsetzte.  Die  Vei'sirtiei'ten  waren 
Dich  der  Höhe  ihrer  Prämien  in  11  Klassen  eingetheilt.  Nach 
dem  BeitiittEalter  hatte  er  in  der  Kranken-  und  Unfallver- 
lichemng  die  ffinf  Altersklassen  bis  82,  32  —  42,  43—51, 
52 — 58  und  59—64  mit  steigenden  Prämiensätzen  unterschieden. 
In  der  Altersversicherung  nomiirte  er  die  Beiträge  nach  den 
eiozelnen  Lebensjahren.  Die  dritte  Tabelle  war  eine  Zusam- 
menstellung der  beiden  ersten.  Die  Versicherten  waren  auch 
darin  nach  der  Höhe  ihrer  Beiträge  klassiüzirt.  Die  Beiträge 
in  jeder  der  eilf  Prämienklassen  waren  nach  den  einzelnen 
Altersjabren  abgestuft  Die  Prilmienzablung  sollte  mit  vollen- 
iletem  55.  Jahre  aofbören  ■). 


a  Teranachaalicben,  sollen 


SbowiagtheWeekljAllowanceg,  dorinciIiicap&citieB  of  Labaur, 
codoced  by  Sickn«is  or  AceidenlB,  and  the  corresponding  Weeldy 
3t«lribatioiit  neocMar;  to  «ntitle  PenoDS  to  tbose  Allowances. 
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Diese  Tabellen  hielt  Becher  aus  mehreren  Giünden  nicht 
für  geoQgend.  Vor  Allem  schienen  sie  ihm  nicht  einfach  genog. 
Er  Raubte,  dass  die  Armen  eine  Übersichtlichere  Tabelle  be- 
dOrften,  Sie  führten  ausserdem  viele  Gesellschaften  irre.  Da 
die  erste  nur  die  Versicherung  in  Erankheitsfällen  bis  zum 
Alter  von  65  Jahren  behandelte,  die  zweite  die  Altersversicbe- 


Sehednle  II. 
Showing  the  Weekl;  AllowanceB  ta  PeraooB  in  Old  Age,  aft«r  65  sdA 
70,  aod  Uie  coiftaponiTmi;  Weekly  Contribntioiu  in  e&rljr  life,  necMBarr 
to  ontltle  Fersops  to  thow  Ällowaoc«B. 


Sehedale   III. 
Showing  the  Weekly  AUowaitcea  during  Sjckoess  uid  Old  Age,  ud 
the  cotreBponding  Weeklj  Contributiona  for  Hupportiiig  thoee  Allowanon; 
being  Tables  Ist  and  Sud  combined. 


Weekl;  Contributiona 


misaion   Iüd!  21      2S  i 

and     aod     31        35        40       50 

|2l|   22   I   24   : 

kd-irdrjTd.  B.  d.  a.    d.  a.    d.  s.  6 
Claaa    u'o  2;0  2V.0  aViO  S'/sO    4V«0    5'/*  1  1 
Clua    i?=d,.0  3|0  3'/eO  S»/*  0  5'/*  0    6»/*0    8»/b  1  7Vt 
Claaa    3rdl0  40  4V»0  5     07     0    9     0  11V«2  2 
Claaa    4th0  5|0  S'/bO  6'/.0  S'/iO  UV*  1    2»/e2  8Vs 


Gaaa  llth'l  Ol  lVt!l  S 


Weeklr  AUowucei 


1^ 

£  k\£  a.\\  i.   £  %. 
4  0    2l| 


1    4  0  12    12 
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mg  nach  diesem  Alter,  die  meisten  Mitglieder  aber  nicht 
woUhabend  geang  varen,  sich  eine  Altersrente  zu  sichern,  so 
wnrde  nur  die  erste  Tafel  angenommen,  in  dem  Glauben,  dass 
dtCBdbfl  die  Zahlung  des  Krankengeldes  bis  zum  Tode  des 
Mtiriiedeä  gestatte.  Dadurch  entstand  Zahlungsunfühigkeit. 
Fr  konstniirte  eine  Reihe  von  Tabellen,  welche  die  Beiti^e 
nach  fbn^ährigen  Altersperioden  normirten,  die  Prämien  nach 
deD  einzelnen  Versichevungszweigen  i^ondeiten  und  endlich  zu- 
sammenfassten  ')■ 


1)  Znr  deutlicheren  Anschauung  der  Becb«r'scheD  Methode  lassen  irir 
i^e  Tabellen  im  Auszufre  folgen,  welche  iii  der  S.  11'^  erwähnten  Bro- 
icUkn  eDthftlteD  sind.  Siebe  ancb  AppeDilix  (A.  2)  to  Report  from  Select 
CoMBittM  on  the  Lawi  Resp.  F.  S.  S.  109. 


ShowioK  the  Single  and  Monthly  CoDtributioos  for  uBuring  2  Bhilliius 
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45     1  17  0     1    3*.'4 
50  . 1  17  0        3*'4 

12  0       0  1'  s 
1    8  9<  1  0  2 

1  18  0«;*  0  2»'* 

2  10  7't  0  4 

8    8  0      0  5"» 
4  12  0»4   0  &"* 
6    80       12 

0  18  u         1 
0  18  0         1 

0  19  P.     1 

1  1  ti     ■    1''- 
1    1  6     1    l's 
14  4        2 
14  4,2 

3  14    3     0    4*'* 

4  l    O'tO    5"* 

4  I.;    2*'«  0    fii'i 

5  10  11' 4  0    >""* 

6  8    3»/..0  10'  4 

7  13  l0*-'4l    2'* 
9    9    4    ,1    7'-. 

Die  Tier  folgenden  Tabellen  Bind  Vielfache  der  ersten;  sie 
■laDeü  das  Doppelte,  Dreifache,  ^erfacbe  und  Fünffache  an  GewabrunBen 
ii  Ausiclit  nnd  fordern  demgemais  das  Doppelte,  Dreilache.  Vierfache, 
FO^bdie  an  Prämien. 

Becher  giebt  eine  eingehe.  charakteriBtiscbe  AnweiBuni:,  wie  man  aus 
im  forhovetaenden  fllnf  noch  f&nf  andere  konstruiren  könne,  die  wieder 
iB-  Yiühim  der  «raten  sind. 

6.  Tabelle  ■=-  4.  TabeUe  +  2.  Tabelle. 

7.  ,        —  3.       „        +  4- 

8.  „        —  4.       „        mnltipliiiit  mit  2. 
S.       ,        <-  4.       .        +5.  TabeUe. 

10.        ,        _  5.       „        rooltiplizirt  mit  2. 

hatten  dieae  Tabellen  ftlr  den  [«aktischen  Gebrauch  unge- 

LenM  ihre  gnuen  YonOge  vor  den  PrJceschen. 


..Google 


112  V.  1. 

Damit  diese  Vereinfachung  die  finanzielle  Sicherheit  der 
Vereine  nicht  bedrohe,  natun  er  ungünstigere  Krankbeitsrer- 
hältnisse  als  Dr.  Price  an.  Da  seit  dem  Tode  Price's  —  er 
starb  im  Jahre  1701,  also  vor  Erlass  des  ei-sten  Hilfekassen- 
gesetzes  —  den  eingeschriebenen  HilfskasseD  über  4°o  Ziosen 
vom  Staate  zugesichert  worden  waren,  glaubte  er  einen  Zins- 
fiiss  von  4  ";„  der  Prämienberechnung  zu  Grande  legen  zu 
dttrfeD.    Der  Üebei-schuss  sollte  in  den  Verwaltungsfond  fliessen. 

Bei  der  Berechnung  der  Ueberlebensversicheningsprämien 
nahm  er  dagegen  nur  einen  Zinsfuss  von  3"^  an.  Er  glaubte, 
dass  er  damit  alle  Eintlüsse,  welche  ein  angenommener  höherer 
Lebensnerth  auf  die  Sicherheit  der  Kasse  haben  mUsste,  para- 
lysiren  könnte. 

Die  Becher&eheii  Tabellen  wurden  dem  schon  mehi&ch 
genannten  William  Morgan,  dem  Aktuar  des  ,Equitable',  sowie 
William  Frend,  dem  Aktuar  der  ,Rock  Life  Assurance  Institu- 
tion' vorgelegt  und  von  Bei<len  gebilligt. 

Das  Resultat  seiner  Studien  verÖfFentlichte  Becher  in  einer 
noch  jetzt  lesenswerthen  Broschüre')  und  gi'ündete  im  folgen- 
den Jahre  (1823)  die  Hilfskasse  zu  Southwell*),  welche  lange 
Zeit  als  ein  Musterinstitut  betrachtet  wurde.  Becher  wurde 
vielfach  bei  der  Gründung  von  Hilfskassen  zu  ßathe  gezogen. 
Ja,  es  bildete  sich  ein  Typus  von  Vereinen,  welche  die  ganze 
Verfassung  der  Southwell  Institutions  annahmen  und  ,Becher 
Clubs'  genannt  wurden.  Sie  sind  in  den  Midland-Gra&cbaften 
sehr  verbreitet  und  stellen  temtorial  das  Mittelglied  zwischen 
Lokalvereinen  und  Grafschafts  vereinen  dar,  indem  sie  sich 
über  rlen  Distrikt  eines  Hundred,  oder  einer  Poor  Law  Union 
erstrecken. 

Die  Southwell  Tables  wurden  einem  in  Hamishire  im 
Jahre  1825  gegründeten  Grafschaftsvereine,  der  sich  in  Aobe- 
iracht  der  trostlosen  Zustände  der  selbstverwalteten  kleinen 
Kassen  bildete,  mit  kleinen  Veränderangen  zu  Grunde  gelegt 
Die  Hampshire  Friendly  Society  nahm  einen  neuen  Versiehe- 
rungszweig  auf  Arme  Frauen  konnten  einen  bei  ihrer  Nieder- 
kunft auszahlbaren  Betrag  von  l~b  £  versichera.  John 
Fleming,  der  Gründer  dei-selben  und  ein  Mitglied  der  bald  zu 
erwähnenden  Enqu€te- Kommission  gab  vor  dem  Ausschüsse 
einen  so  klaren  Bericht  über  den  Verein,  einen  Bericht,  der 


'I  Th«  Constitution  of  Friendly  SocietieE  npou  Legal  ud  Sdentiiic 
Frindples  etc.  Nenark  1822.  Eine  vermehrte  Auflage  enchien  ia 
Jahre  1823. 

■)  Minntes  of  Evidence  before  the  Select  Committee  on  the  Law* 
respecting  Friendly  Societies.    S.  92  und  98. 

Die  Güte  de«  Rev.  John  Trehech,  des  Kektors  von  Soathwell,  letit 
mich  in  den  Sund,  mitiotheilen,  dus  die  Sonüivell  Inatitation  sich  ihrem 
Ende  naht,  da  nnr  noch  einige  alte  Leute  eziitireo,  welche  ans  dcfaeUMn 
^e  Unterstützung  erhalten. 
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gevissermaassen  vorbildlich  far  alle  Gra&eliaftsvereine  ist,  dass 
mr  deoselbeo  im  Auszuge  folgen  lassen. 

,lch  glaobe,"  sagt  John  Fleming,  „dase  der  Vorzug  eines 
solebea  Unternehmens  der  ist,  dass  es  ein  System  der  Gleich- 
förmigkeit und  des  Zusammenwirkens  einftlhren  und  die  Ober- 
anäicht  und  Gönnerschaft  der  hauptsächlichsten  Gentlemen 
QDd  Beamten  auf  alle  Theile  der  Grafechaft  ausdehnen  müsse, 
uiHtatt  die  Gesellschaften,  wie  jetzt,  der  wohlwollenden  Aufmerk- 
samkeit der  Herren  der  Umgegend  zu  überlassen ,  wenn  die- 
selben geneigt  sind,  sich  mit  ihnen  zu  befassen.  Ich  brauche 
nicht  zu  bemerken ,  dass  die  grössere  Ausdehnung  eines  Ver- 
achemngsplanes  wesentlich  zu  der  Genauigkeit  der  Berech- 
DDogen  beitragen,  die  Aussichten,  zu  falliren,  natürlich  ver- 
miDdem  und  die  Wahrscheinlichkeit  eines  gOnstigen  Resultates 
erbilhea  musa.  .  .  .  Die  Gesellschait  wird  von  einer  Beh&rde 
TOD  Treuhändern  und  Direktoren  geleitet,  welche  aus  den  ersten 
GentJemen,  dem  Klerus  und  den  zu  Winchester  versammelten 
Friedenarichtem  der  Gra&cbaft  besteht,  und  welche,  von  einem 
Generalsekretär  und  einem  Schatzmeister  unterstutzt,  die  ganze 
Leitung  und  die  Regelung  der  Gesellschaft  in  Händen  hatten. 
Die  Grafschaft  ist  in  Distrikte  getheilt,  welche  aus  den  haupt- 
sächlichsten Städten  und  deren  Umgegend  besteht.  In  diesen 
Uistrikten  werden  aus  den  ansässigen  Gentlemen  örtliche  Aus- 
schQssfl  gebildet,  welche  einen  Agenten  und  einen  Arzt  zur 
Besorgung  der  laufenden  Gescheite  ernennen Gegen- 
wärtig exisUren  nur  erst  13  Distrikte  in  Hampshire  .  .  .  Schon 
ist  ein  HilMonds  von  4  —  5000  ^  und  ein  jährlicher  Beitrag 
seitens  der  Ehrenmitglieder  von  200  £  gezeichnet  worden, 
wodurch  ein  entsprechender  Betrag  (fttr  erste  Einrichtung  und 
Verwaltung)  den  Mitgliedern  erspart  werden  wird." 

Von  besonderer  Bedeutung  fQr  das  englische  Hil&kassen- 
wesen  war  die  Aufmerksamkeit,  welche  Becher  den  statistischen 
Onmdlftgen  der  Krankenversicherung  widmete.  Er  ist  sich 
iwar  noch  nicht  ganz  klar  darüber,  dass  eine  derartige  Unter- 
GucbuDg  allein  auf  inductivem  Wege  erfolgen  muss.  Er  hält 
es  noch  für  wissenschaftlich  zulässig,  dass  man,  von  dem  Axiom 
»u^ehend,  die  Krankheit  ist  die  Ursache  der  Sterblichkeit, 
aus  einer  Mortalitätst&fel  eine  Krankheitstabelle  entwerfe. 
l>och  begnügte  er  sich  damit  nicht').  Er  berechnete  die 
mittlere  Knuikheitsdauer  von  zwei  Vereinen,  der  Castle  Eden 
^wiety,  welche  im  Jahre  1793  gegründet  worden  war,  und 
einer  Kasse  zu  Southwell,  welche  ebenso  lange  bestanden  hatte. 
Ausserdem  setzte  er  sich  mit  einer  giossen  Menge  anderer 
Vereioe  in  Verbindung,  welche  in  geschäftlichen  Beziehungen 
zur  Buik  von  England  standen.     Die  gefundenen  Daten  machte 

')  HimtM  of  Efidence  before  Select  Conmittee  on  the  Laws  Re- 
•peeting  f.  S.  1825.    S.  27  £ 

ttaAagn  OOi  V.  l.  -  HubKli.  8 
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er  jedoch  Dicht  zur  alleinigen  Grundlage  seiner  Prfldnien- 
berechnung. 

Price  hatten  die  Erfahrungen  verschiedener  Krankenkasse 
zwar  darfiber  belehrt  ')•  ^äa&  das  Verhältniss  der  Kranben  zu 
den  Gesunden  im  Allgemeinen  nicht  so  gross  wäre,  nie  er  an- 
genommen hatte.  Aber  liücksichten  auf  die  finanzielle  Sicher- 
heit der  Vereine  liessen  ihn  dennoch  an  seiner  Hypothese 
festhalten.  Von  derselben  Erwägung  wurde  Becher  geleitet, 
als  er  folgende  Verbftltniase  der  Kranken  zu  den  Gesunden  an- 
nahm: unter  25  Jahren  1:46,22;  von  25—30  1:37.81; 
von  30—40  1  :  32;  von  40—50  1  :  27,73.  Die  ErfahningeD 
in  Southwell  waren  geringer.  In  der  Castle  Eden  Society  zeigte 
die  Erfahrung  das  Verhältniss  von  1  fortwährend  Kranken 
100,1,  in  Southwell  1  :  135,8;  in  einer  Hilfskasse  zu  Louth 
in  Lincolnshire  1 ;  163,5  Mitgliedern.  Die  Berechnungen  Becber's 
hatten  nur  einen  geringen  Weith,  da  die  Krankheitsquanta  der 
verschiedenen  Lebensalter  nicht  angegeben  waren,  sondern  nur 
die  Zahl,  welche  man  erhält,  wenn  man  die  gesammte  Kraok- 
heitsdauer  aller  Mitglieder  durch  die  Zahl  aller  Mitglieder 
dividirt.  Es  ist  leicht  ersichtlich,  dass  diese  Zahl  sehr  Te^ 
schieden  ausfallen  muss,  je  nachdem  in  einem  Vereine  die 
Altersklassen  zusammengesetzt  sind.  Aber  es  war  ein  Ver- 
dienst des  tüchtigen  Geistlichen,  sein  Augenmerk  zuerst  auf 
diesen  Punkt  gelenkt  zu  haben. 

Um  diese  Zeit  beschäftigte  man  sich  in  Schottland  mit 
demselben  Probleme  auf  rein  induktivem  Wege  •). 

Auf  Veranlassung  von  Charles  Oliphant  schrieb  die  Higb- 
land  Society  im  Jahre  1820  zwei  Preise  von  je  20Guineen  für 
diejenigen  Vereine  aus,  welche  der  Gesellschaft  die  besten  Be- 
richte über  die  Krankheitsdauer  auf  den  verschiedenen  Alters- 
stufen einsenden  würden.  Die  Gesellschaft  schickte  ein  gedruck- 
tes, mit  Anweisungen  versehenes  Schema  an.  alle  bekannten 
Hilfskassen  und  forderte  sie  auf,  das  Alter  jedes  Mitgiedea  f&c 
jedes  Jahr  festzustellen,  darauf  die  Mitglieder  nach  zehnjäh- 
rigen Altereklassen  (von  20  zu  30,  30  zu  40  u.  s.  w.)  einza- 
theilen,  und  schliesslich  die  Mitglieder  jeder  Klasse  zu  zählen. 
Weiter  sollten  sie  die  Krankheitsdauer  jedes  Mitgliedes  an- 
geben, und  dann  die  Summe  des  Krankheitsquantums  jeder  Alters- 
klasse durch  die  Summe  aller  Mitglieder  derselben  dividiren.  Die 
Hochländische  Gesellschaft  hielt  es  fUr  zu  schwierig,  neben  den 
Nachrichten  über  die  Krankenversicherung  genügende  Daten 
Ober  die  Sterblichkeit  der  Mitglieder  zu  erlangen.     Sie  ent- 

'1  Minute«  of  Eridence  s.  a.  0.    8.  29. 

')  Der  Norden  hatte  auch  Beinen  Price  gehabt.  Schon  im  Anfiu^t 
dieses  Jahrhunderts  Teisnchte  ein  Geistlicher,  NameiiB  Wilkie,  auf  Anrecang 
von  Charles  Olinhiuit,    einer  MatrosenkaBse  in  Preatonpana  eine    siuien 

""'•"'''  der  Prämien  xa  gt 

Nieder  krank  wäre. 


fUr   die  fierechnimg  der  Prämien  xa  geben.    Er  nahia  demKemln 
-  ' '  -  ifitglie«'      '       ' 
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hielt  uch  daher  jeiler  Anfrage  Qbei-  die  Todesfälle,  obwohl  sie 
den  maDgelhaften  Charakter  der  vorliandenen  Ueberlebens- 
taieln  wohl  erkannte.  Als  die  Belichte  der  Hilfskassea  vor- 
Ugtn.  bedauerte  sie  die  UnterlassuD<;  lebhaft,  da  die  Ertiebung, 
Tie  sie  jezt  sah,  leichter  gewesen  wäre,  als  sie  sich  vorse- 
Etellt  hatte,  uDd  da  ihr  noch  deutlicher  zum  Bewusstsein  kam. 
lUss  die  Sterblichkeitszitfer  in  Gesellschaften,  welche  schlechte 
Konstitutionen  fmindsätzltch  ausschliessen,  natürlich  geringer 
sein  mQsse,  als  sie  in  Sterbetafeln  erscheine,  welche  aus  Daten 
über  alle  Arten  von  Menschenleben  zuBainnienfrestellt  seien. 

Die  Highland  Society  erhielt  aus  lü  von  den  33  Graf- 
schaften Schottlands  Berichte  von  70  Vereinen,  die  sich  über 
Perioden  von  3,  10,  20,  3U,  40  und  50  Jahren  erstreckten. 
Von  vornherein  muss  die  leicht  entstehende  Ansicht  berichtigt 
«erden,  dass  die  Hochländische  Gesellschaft  sich  nur  das  schot- 
tische Hochland  zu  ihrem  Arbeitsfelde  ausei-sehen  habe.  Im 
Gegentfaeil,  sie  erhielt  die  meisten  Berichte  aus  dem  bevöl- 
kerten Unterland,  da  der  gebirgige  und  dDnn  bevölkerte  nörd- 
liche Theil  des  Königreiches  der  Errichtung  von  Hilfskassen 
(croese  Schwierigkeiten  in  den  Weg  legt. 

Aus  dem  eingegangenen  Material  stellte  die  Hochländische 
Gesellschaft  Tabellen  tlber  die  durchschnittliche  Krankheits- 
daner  der  verschiedenen  Altersklassen  her  und  veröffentlichte 
dieselben  im  -lahre  1824  ')■  Wir  gehen  im  Folgenden  die 
Quintessenz  des  Reports ,  nitmlich  das  nach  Jahresklassen 
berechnete  Krankheitsquiintum  *).    Die  einschneidendste  Kritik 

'>  Report  on  Friendly  or  Benefit  Societies,  cxbibitioK  the  Law  of 
äktafss,  M  dednced  from  retuniB  by  Friendly  Soeielies  id  different  parts 
of  Scoilwid;  t  .  .  .  .  DrawQ  up  by  ft  Commiltee  of  the  Ilighlaad 
SocietT  of  ^cotiand  uid  publisbed  by  ordcr  ot  the  Society.  Kdio- 
bv^  18-2*.  —  Miehe  auBBerdem  die  AuBEageo   tod  Cbarfe«  Oli- 

fhani  vor  dem  Kelect  Committee  on  the  I.avs  reBpectinß 
rieadly  Societiea.    1825.    S.  li-lh,  79  ff. 
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des  Werthes  dieser  Tabelle  giebt  die  Highland  Society  selbst 
Die  meisten  Hilfskassen  seien  aus  almosengebenden  Instituten 
entstanden  und  bewahrten  noch  vielfach  die  Sitten  frQherer 
Zeiten.  Wohlhabende  Mitglieder  zahlten,  aber  verlangten  keine 
Untei'Stotzung.  Das  auf  sie  entfallende  Krankheitsquantom 
wäre  nicht  in  die  Listen  der  Hilfsvereine  eingetragen  worden, 
und  hätte  desshalb  bei  der  Aufnahme  abgeschätzt  werden  mOssen. 
Weiter  war  die  Karenzzeit  in  vielen  schottischen  Gesell- 
schaften ausserordentlich  lang.  In  einigen  dauerte  sie  5  Jahre. 
AuBBordem  durfte  ei-st  nach  einer  gewissen  Krankheitsdauer 
Anspruch  auf  Unterstützung  erhoben  werden.  Schliesslich  daif 
die  Buchführung  vieler  Vereine  nicht  öbei-sehen  werden.  Viele 
Gesellschaften  wären  gern  dem  Kufe  der  Hochland  -  Gesell- 
schaft gefolgt,  aber  durch  ihre  mangelhaften  Bacher  daran 
verhindert  worden.  Francis  G.  P.  Neison  ')  macht  in  einer  Zu- 
schrift an  die  EnquetekommisRion ,  welche  sich  in  den  sieben- 
ziger  Jahren  mit  dem  Hilfekassenwesen  beschäftigte,  deutlich, 
welchen  bedeutenden  Einfluss  diese  Bestimmungen  auf  die  veröf- 
fentlichten Zahlen  haben  mussten.  In  einer  Norfolker  Gesellschaft 
war  eine  Krankheitsstatistik  aufgenommen  worden ,  welche  sich 
über  18  Jahre  und  2784  Fälle  erstreckte.  Unter  diesen  dauer- 
ten 892  nur  eine  Woche,  591  zwei  Wochen,  Der  gi-össere 
Theil  derselben  wäre  also  in  einer  schottischen  Gesellschaft 
nicht  bekannt  geworden.  Diese  Verhältnisse  erklären  in  den 
Krankheitsquanten  der  Tabellen  der  Hochländischen  Gesell- 
schaft das  auffallende  Anschwellen  von  unglaublichen  Minimen 
zu  beängstigenden  Maximen.  Eine  weitere  Kritik  behalten 
wir  uns  für  den  folgenden  Theil  dieses  Kapitels  vor,  wo  wir 
die  Eröi-teining  der  Prämienfrage  vor  zwei  parlamentarischen 
Ausschüssen  behandeln  werd^p'), 

Vorerst  versuchen  wir  den  Zustand  der  Hil&kassen  zn 
schildern,  um  die  Aufgaben  der  Gesetzgebung  präcisiren  zu 
können. 

Um  das  statistische  Material  vorwegzunehmen ,  theilen 
wir  mit,  dass  sich  in  England  und  Wales  bis  zum  Jahre  1824 
etwa  500  Vereine  unter  dem  Gesetze  von  1819  i-egistriren  Hessen  *). 


')  Third  Report.    S.  222. 

°j  .leb  betrachte,"  sagt  Olipb&Dt  bescbeiden  vor  dem  A.iiBschiuae  von 
1825,  ,die  UDtersuchDiig  der  HocbläadiBcben  GeBellacbaft  dut  als  mne 
GnindleguDg  and  als  eiaen  Anfang.    MinnteB  of  Evidence.    S.  79. 

')  I.iBt  of  tbe  rriendl;  SocietieB  and  other  insütutiona  whicb  bwe 
been  regütered  in  the  eeveral  counties  of  England  and  Wales,  in  virtoe  <rf 
the  Act  £9  George  III.  c  128.  Accounta  and  Papera.  Vol.  XVIII.  1824.  — 
Die  Liste  weist,  nach  40  englischen  and  9  waÜisischen  Gnubcbaften  n- 
ordnet,  ungeßlhr  die  oben  cenaDnte  Zahl  auf.  Ich  habe  sie  nicfat  geiUat, 
■ondern  gesch&tzt,  eine  Addition  ist  nicht  Torhanden. 
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Kar  wenige  Vereine  hatten  ihr  Vermögen  bei  der  Staats- 
sdioldenverwaUung  deponirt.  Bis  zum  28.  Mai  1824 ') 
viRD  es  nur  9.  bis  zum  18.  Juni  1825')  erst  17:  von  diesen 
hatte  eine  zwar  ihre  Statuten  eingeschickt,  aber  noch  keine 
EinuMnngen  gemacht. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  einer  Charakteristik  der  Vereine. 
Immer  wieder  tritt  die  Behauptung  auf,  flass  sich  in  ihrer 
Gestalt  Gewerkvereine  bergen.  Dieser  Ansicht  irird  in  der 
9.  Resolution  des  ^Report  of  the  Conimittee  on  the  Combi- 
utioa  Laws-  vom  Jahre  1824  bestimmter  Ausdruck  gegeben. 
^Der  A.osschuss'^,  lautet  die  Stelle  „bedauert  aus  den  Zeugen- 
Ronagen  zn  ersehen,  dass  eingeschriebene  Hilfskassen  häufig 
der  Deckmantel  für  die  Ansammlung  eines  Vei-mögens  zur 
Emöglichnng  von  Verband  elungen  und  Arbeitseinstellungen, 
welehe  von  gewaltsamen  und  einschlich tei-nden  Handlangen 
begleitet  waren,  gewesen  sind;  und  ohne  bestimmte  Maass- 
nahmen  zu  empfehlen ,  wünscht  er  die  Aufmerksamkeit  des 
Hauses  auf  die  häufige  Abwendung  dieser  Vereine  von  ihren 
vorg^lichen  und  gesetzmässigen  Zielen  zu  lenken. - 

Dass  die  Thatsache  richtig  war,  haben  wir  im  vorher- 
gdienden  Kapitel  gesehen.  Die  UnterdrQckung  gerechtfertig- 
ter Bestrebungen  der  arbeitenden  Klassen  hatte  die  Gewerk- 
vereine  zur  Anlegung  jener  Maske  gedritngt.  Jetzt  scheint 
diese  den  unteren  von  den  oberen  Klassen  aufgezwungene 
Beoehelei  auch  ihren  als  segensreich  anerkannten  Bestrebungen 
gefährlich  zu  werden. 

Der  parlamentarische  Ausschuss,  welcher  im  Jahre  1825 
die  Gesetze  über  die  eingeschriebenen  Hilfsknssen  auf  ihre 
Wirkung  prüfte,  bemühte  sich  aber  diesen  Punkt  zur  Klarheit 
zn  kommen-  Die  Erhöhung  der  Löhne  und  die  Ausschliessung 
Fremder  von  der  Arbeit  in  einem  bestimmten  Gewerbe  wären 
häufig  der  Gesprächsgegenstand  in  den  Klubzimmem,  sagte 
ein  Aktuar,  Namens  Glenny,  aus.  Jedoch  sei  ihm  kein  ein- 
ziges Beispiel  der  Verwendung  des  Vereinsvei-mögens  zur 
UnterstQtzuQg  streikender  Genossen  bekannt.  Aber  er  erkenne 
Hl,  es  wäre  Gefahr  vorhanden,  dass  in  einer  Gewerbekasse 
das  Vermögen  zu  Gewerkvereinsbestrebungen  verwandt  würde  ^). 
Der  früher  erwähnte  Oliphant,  writer  to  the  siguet,  hält,  soweit 
■eine  eigenen  Beobachtungen  in  Schottland  reichen ,  die  Be- 
Beholdigungen  fQr  unwahr;    was  er  darüber  gehört  habe,  be- 


■)  A  LUt  of  tlw  lereral  Friendly  Soüeties  or  olher  üiBtitations  to 
«Uch  debantnrea  bue  been  iuaed  by  the  Commissi onera  (or  tbe  Reduction 
of  du  Natinnal  DebL    Acconnti  and  Papen.    Vol.  XVIII.  Iä24. 

*|  Appendix  G.  to  Beport  from  Select  Committe«  on  the  Laws  re- 
•pecdag  ^endlT  Societlea.  1825.    S.  177. 

*}  MiBDtM  of  Etidence.    ü.  38. 
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stimme  ihn  zu  glauben,  doss  die  Behauptungen  ungegrOndet 
seien  M. 

Ein  Londoner,  mit  den  arbeitenden  Klassen  vertrauter 
Zeuge,  zudem  der  Sekretär  einer  Aktiengesellschaft,  welcher 
also  kein  Interesse  daran  hat,  das  Loblied  der  freien  Hllfe- 
kassen  zu  singen,  antwortet  auf  die  Frage:  Have  you  found 
any  other  abuses,  such  as  combinations ?  No,  I  never  have'), 
Becher's  Ausführungen  widersprechen  den  landläufigen  Behanih 
tuugen  ebensoseh)'.  Wir  setzen  die  bezügliche  Stelle  aus  seiner 
Vernehmung  ganz  hieher'):  Have  you  any  experience  of  the 
abuse  of  Friendly  Societiea  to  purposes  of  combination  for  rusing 
wages?  —  No;  I  am  not  aware  of  any  enrolled  socie- 
ties  having  been  involved  in  any  such  transactions. 

Your  acquaintance  is  chiefly  with  agiicultural  Friendl; 
Societies?  —  1  am  acquainted  with  Societies  of  every  descrip- 
tion,  and  very  mach  with  Nottingham. 

Are  you  acquainted  with  Friendly  Societies  in  the  town  d 
Nottingham?  —  Not  particularly  with  their  practices  and 
babits;  bnt  I  know  there  are  artificers  clubF;  for  ohtaining  an 
advance  of  wages;  but  I  do  not  know,  and  neitber  could  Mr. 
Rose  discover  any  enrolled  Society  that  bad  applied  its 
founds  for  the  purposes  of  combination.  Ebenso  vorsichtig  wie 
Glenny  drückt  sich  Thomas  Sheltoo,  der  clerk  of  tbe  peac« 
der  Stadt  London,  aus*).  I  never  knew  it  ascertained,  ant- 
wortet er,  80  as  to  be  able  to  say  that  such  is  the  fact.  Aub 
seiner  Aussage  ei'sehen  wir  ebenfalls,  dass  das  Misstrauen  gross 
war.  Some  of  the  societies,  fährt  er  fort,  are  confined  to  par- 
ticular  trades,  and  the  magistrates  have  looked  always  with 
a  great  degree  of  jealousy,  where  it  has  been  confined  to 
particular  trades. 

Die  Lösung  des  offenbaren  Widerspruches,  in  welchem  die 
Berichte  der  beiden  Ausschüsse  zu  einander  stehen,  scheint  uns 
in  der  Aussage  Becher's  angedeutet  zu  sein,  dass  keine  ein- 
geschriebene Hilfskasse  Strikes  unterstützt  habe.  In  dieser 
Allgemeinheit  war  zwar  die  Behauptung  Becher's  falsch,  denn 
wir  sahen  im  ersten  Kapitel,  dass  sich  Fseudo-Friendly  Socie- 
ties registriren  liessen.  Aber  die  Vermnthung  spricht  daffir, 
dass  (He  meisten  Gewerkvereine,  welche  in  der  Maske  einer 
Hilfskasse  ihr  Wesen  trieben,  alle  Berührung  mit  den  Behörden 
vermieden.  Die  Männer,  welche  der  Ausschuss  verhörte,  wies 
ihre  Beschäftigung  auf  die  eingeschriebenen  Kassen  hin.  Es 
ist  leicht  verständlich,  dass  sie  von  den  übrigen  Vereinen 
wenig  wussten,  besonders  wenn  diese  sich  bemühten,  ihre  Thä- 
tigkeit  in  volles  Geheimniss  zu  bullen.    Den  Gewerkvereinen, 


')  MJDiiIes.  S.  77. 

-I  MiDutes.  S.  82. 

^)  MiDuteB.  S.  30. 

'I  Hinutes.  S.  65. 
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«elcbe  wohl  häufiger  die  Beitrüge  id  .jedem  einzelnen  Falle  im 
Nunen  des  Erkrankten  oder  der  Hinteilassenen  des  Gestor- 
benCD  einsammelten  ■}.  felilte.  da  sie  kein  Verniöjien  ansam- 
nelten,  anth  die  Veranlassung,  den  Behörden  einen  Einblick 
in  ihre  VerhilltniBBe  zu  gestatten. 

Das  waren  jedoch  nicht  die  schlimmsten  Beschuldipingen, 
«eiche  man  gegen  die  Hilfskassen  erhob.  Die  Klage  eretirbt 
Dicht,  das»  sie  einen  grossen  Theil  ihrer  Einnahmen  veitrinken  *), 
imd  dasG  es  manchen  von  ihnen  geschweige  an  brüderlicher 
Ge^innuDg.  ja  sogar  an  dem  Sinne  fQr  Gerechtigkeit  und  Bil- 
ligkeit fehle.  Das  zum  Empfang  einer  Unterstützung  berech- 
tigte Hitglied  ausschliessen .  die  Kassen  hetrügeiischerweise 
anflÄsen:  der  daraus  entstehende  Zank  und  Streit  sind  lier- 
Torsterhende  Zflge  in  den  Hilfekassen  der  damaligen  Zeit.  Das 
Schiedsgericht  dient  ihnen  dazu,  sich  alter  Mitglieder  zu  ent- 
ledigen *). 

Die  Verwaltung  der  Hilfskassen  können  wir  uns  nicht, 
schlecht  genug  denken.  Die  Sekretflre  und  andern  Beamten' 
bestehlen  die  Kassen    der   Vereine*)    und    sind    im    höchsten 


■]  Bredtono,  Die  ArbeitenpIdeD  der  Gegenwart.    I.  Bd.    S.  103. 

*|  nTheir  annoBl  (etat  is  usually  a  sceae   of  dninkenoess  and  dis- 

'     HiDDtes  of  Evidence  before  Select  Comniittee  lti2ö.    "   "' 


■o«t  of  theie  meet  at  public  houBea?  Searlv  all.  I'o  you  conceiTe  any 
etil  waa  occaaioned  by  that  drcumstaDce'/  The  greatest  evil  I  tind  in  it 
ii,  that  the  best  Demben  Btay  away  from  public  houseti,  and  coneeiiuenily 
tlw  maiuigeineDt  U  in  tbe  band«  of  tbe  worst.  a.  a.  0.  ä.  88.  —  Is  tbere 
tat  a  KR«t  deal  of  money  wasted  in  feutiag?  A  ),Teat  denl.  a.  a.  0.  ^.>fi. 
—  I  haTB  been  induced  to  think  very  unfavonr.ibly  of  Ihem  (von  kleinen 
Saaten)  haTJog  heard  of  namerous  iaBtancea  of  failure  in  (ulfilling  their 
(Bfa^cmenta,  äa  well  as  of  disorder  and  intempenince.  a.  a.  0.  >i.  93.  — 
Auch  Weiber  «ersammeln  sieh  in  Bierkneipen,  a.  a.  Ü.  s.  iti. 

')  Haxe  von  wilneBEed  an  extensive  ill  effect  arising  from  societies 
badly  constituted?  Conatantly  to  a  very  greitt  extent;  traud,  drunkenneSB 
aad  quairelling  to  a  lamentable  ezlent.  Minutea  of  Evidence.  1825.  S.  31.  — 
Hm  It  come  within  toot  obaerration  thnt  societiee  of  that  sort  have  been 
fran^üentJf  diaaolTed,  lo  ae  not  to  do  JuBtice  to  tbe  eider  members '/  Very 
frsqocBtly.  a.  a.  0.  B.  38.  —  I  bave  kuowu  the  mngistrates  decide  an 
■l^peal  in  faTonr  of  a  member,  and  the  society  selects  arbitrators  of  their 
owa  wpointroent,  and  reMänd  the  determination  of  tbe  justice»,  a.  a.  0.  S.  31. 
Eine  UoRere  Aaaf&hnuig  über  das  Veriabren  der  HilfakasEen  a.  a.  O. 
S.  67. 

*)  I  haTfl  heard  many  complaints,  tbat  the  secretaries,  or  aome  of  tbe 
oAcen  bxn  inTkded  the  cash  of  the  Bodety;  and  of  several  Bocieties  of 
ftawlee,  that  the  secretary  haa  pari oined' the  grealer  part  of  the  casb; 
I  hare  heartl  that  Mid  upon  Beveräl  occasions. 

Nothing  of  this  aort  bat  come  within  your  own  Observation?  Only 
ibe  fflonbva  have  come  and  complained  of  it  to  me.  Der  Zeuge  iei  clerk 
ef  thepeae«.    Minates.  H.  K.  . 

Hai  ioor  litnstion  men  you  opportunities  of  obaerring  tbe  Btate 
ef  FriaidW  Socäetjes?  I  beliere  tbat  a  great  nomber  of  t}iem  bave  been 
•     ■      ■        .  a.  O.     a  67. 
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Grade  unwissend^);  ein  Zet^e  sagt  aus,  dasfi  er  eine  Gesell- 
schaft in  Porlsmouth  kenne,  die  noch  immer  nickt  ihr  Geld 
verleihe ').  Wir  brauchen  uns  desshalb  nicht  dai-über  zu  ver- 
wundern, dass  eine  geordnete  Buchführung  nicht  exlstirt.  „Ich 
habe  die  BUcher  von  beinahe  200  Hilfskassen  gesehen,"  sagt 
ein  Aktuar  aus,  „aber  es  ist  mir  keio  Beispiel  einer  selbst  den 
bescheidensten  Anspi-üchen  genügeuden  Buchfühi-ung  zu  Gesicht 
gekommen  (of  even  a  decent  system  of  book-keeping)  'J."  Es 
war  eins  der  Ziele  der  Hochländischen  Gesellschaft,  die  Hilfs- 
kassen an  eine  solche  zu  gewöhnen,  indem  sie  Preise  Tür  schot- 
tische Schullehrer  ausschrieb ,  welche  die  HüMassen  in  der- 
selben unterrichteten*).  Eine  periodische  Berechnung  des 
Werthes  aller  Ansprüche  und  Vei-gleichung  mit  dem  angesam- 
melten Verminen  war  ungewöhnlich.  Die  Hochländische  Ge- 
sellschaft wirkte  auch  in  dieser  Beziehung  reformirend '). 

Wir  werden  den  Charakter  der  Hil&kassen  noch  besser 
verstehen,  wenn  wir  die  Beamten  derselben  etwas  geoaaer 
in's  Auge  fassen.  Eine  grosse  Menge  der  Klubs  wurde  nicht 
durch  die  Mitglieder  selbst  gegründet,  sondern  durch  fin- 
dipe  Bierwirthe,  welche  sich  dann  zu  Sekretären  der  Ver- 
eine erwählen  Hessen.  Mit  wenigen  Wollten  schildei't  Becher 
die  ganze  Erbärmlichkeit  dieser  Menschen.  „The  evil,"  sagt 
er  „arises  in  two  ways;  first,  they  wish  to  hold  out  ioduce- 
ment  to  establish  these  clubs  at  an  alehouse,  and  then  they 
endeavour  to  increase  the  members  by  lowering  the  terms;  so 
that  by  abandoning  the  principle  they  obtain  their  purpose  *)." 
An  einer  andern  Stelle  lesen  wir,  dass  schlaue  Menschen 
das  Geld  der  Vereine  auf  ungenügende  Sicherheit  hin  bor- 
gen '').  Die  Aussagen  von  Glenny  sind  noch  werthvoller  — 
wir  wollen  sie  aus  Gründen,  die  man  bald  verstehen  wird, 
ganz  hierher  setzen  —  wie  sie  sich  aus  den  von  Courtenay  an 
ihn  gestellten  Fragen  ergeben;  Do  you  not  conceive  there  are 
persoDS  interested  in  keeping  up  the  present  delusive  System 
of  Friendly  Societies? 

Unquestionably.  There  are  many  men  in  London 
who  get  their  living  as  Clerks  of  Friendly  Socie- 
ties.  There  are  two  who  are  at  the  head  of  a  number  of 
societies,  which  they  koew  the  day  they  were  esta- 
blished  would  fail. 

')  „Oat  of  tbe  immeiue  number  of  Becretaries  of  BodetieB  in  London, 
some  of  whom  bsve  been  20  or  30  jean  aetretarieB,  tbere  u«  scareelf 
tbree  men  wbo  know  the  last  Act  of  Parliament  in  all  ita  FroTiüMl. 
a.  a.  0.    S.  So. 

')  Minates.    S.  09. 

»)  8.  37. 

*)  MiDutes  S.  75. 

1)  a.  a.  O.  S.  77. 

•)  a.  a.  O.  S.  31- 

')  a.  a.  O.  8.  35. 
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You  do  not  considei'  the  Clerks  the  ott\y  pei-soDs  interested 
in  keeping  up  the  delusion? 

The  landlords  of  public-bouses  are  the  great 
contributors  to  the  systein.  A  number  of  societies 
vn  established  by  the  landlords;  aod  those  men,  whom 
jrou  may  call  hackoieil  clei-ks,  are  applied  to  manage  them. 
Tbere  are  societies  established  by  uii  der  takers 
■nd  the  poor  man  is  buried  by  these  undertakei'S,  instead  of 
his  family  receiving  the  amount.  There  are  a  number  of  these 
in  London,  and  some  of  them  exceedingly  large.  There  is  a 
quuterly  payment  demanded  to  provide,  what  they  call  in  the 
nllfi  „a  decent  burial*^.  They  attend  at  a  public  house  to  pay 
this  money;  there  is  a  pint  of  beer  to  be  spent  out  of  it'). 

Die  Aussagen  sind  lehn'eich.  Die  meisten  Hilfskassen 
Tcrdanken  ihre  Entstehung  nicht  der  Initiative  voi-siilitiger 
lUnner  der  arbeitenden  Klassen,  sondern  dem  Egoismus  von 
Bienriithen,  Begräbnissuntemehmern  und  einer  Reibe  von 
eatillnarischen  Eüistenzen,  welche  als  Sekretäre  von  Arbeiter- 
Tereinen  ihr  Leben  zu  fristen  hofTen.  Unter  dem  Scheine,  fUr 
das  Beate  der  Armen  zu  sorgen,  verlocken  sie  vermittelst 
trOgerischer  Vofspiegelungen  die  Arbeiter  zum  Beitiitt  in 
Vereine,  welche  auf  wissentlich  falscher  Grundlage  geprOndet 
sind.  —  Sollte  sich  noch  einmal  das  Geschrei  erheben,  der  Staat 
darfe  sich  nicht  in  die  Angelegenheiten  der  BQrger  mischen, 
dann  wissen  wir,  es  beisst,  der  Staat  soll  die  Bierwirthe,  ver- 
kommenen Schreiber  und  andere  dunkle  Existenzen  nicht  daran 
hindern,  sich  als  Blutegel  an  den  KOrper  der  ai-beitenden 
Klassen  zu  setzen. 

In  der  Beschuldigung,  die  GrUnder  der  lUlfskassen  böten 
BDeribllbaTe  Bedingungen  an,  liegt  eingeschlossen,  dass  die 
^ümientafeln  so  ungenOgead  waren,  dass  die  Kassen  zusammen- 
brecben  mussten.  Der  Bankerott  wird  durch  die  Gewohnheit 
der  Mitglieder,  die  Kosten  des  jährlichen  Festes  aus  der  Kasse 
zn  bestreiten,  noch  beschleunigt.  Nach  Belieben  erlassen  sie  die 
festgesetzten  Beiträge.  Sie  verändern  die  Beiträge  und  theilen 
znweilen  einen  Tbeil  des  Vermögens '). 

')S.42. 

')  MiontOT  of  ETtdence.  Serer&l  clubs  broken  up.  a.  a.  0.  S.  .31.  — 
Tbev  are  in  &  ateM  of  buümiptey  tbU  momeDt  a.  a.  0,  S.  92  —  They 
ceuä  aot  be  calied  Tablei;  a  «imple  paj'meat,  2  s.  6  d.  a  mootb,  vould 
UiIIb  a  man  to  a  jninble  of  benefita,  tor  »hieb  tbcre  can  scarceijr  be  a 
■ropv  caleoUtioD.  a.  a.  0.  8.  38.  —  Hare  you  found  that  the  small 
Frindlj  Sodeties  b&ve  generally  been  founded  upon  erroneouB  prindples? 
—  Vtrüialj,  dearlj  ao.  That  tbe  coDtribiitions  have  not  been  sufScient 
in  pnportioii  to  the  benefltsV  By  no  meang  adequate.  !j.  äü.  In  general 
flwff  alculationa  are  eitremely  faulty,  and  ....  Ibey  ainnot  powibly 
Inlfil  tbeir  engagenente  for  any  considerable  period  af  yeare.  Darauf 
»riebt  der  Zeuge  tod  -the  numerous  complainta  of  failures  in  fulfilling 
taeir  eogagvieDU   which  were  bronght  bdbre  the  maf^stiateE".    S,  93. 
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Eine  treffliche  Charakteristik  der  Mitglieder  der  schot- 
tischen Hilfskassen  ist  auch  im  Bei-ichte  der  Hochländischen 
Gesellscliaft  enthalten.  Wir  erwähnten  schon  früher,  daHB  sehr 
viele  Vereine  wepen  des  ungenügenden  Zustandes  ihrer  BQcher 
keine  statistische  AuAiahme  machen  konnten.  Andre  wollten 
keine  Nachrichten  geben.  Sie  hatten  kein  Verständniss  dafür, 
dass  die  Untersuchung  zu  ihrem  eigenen  Besten  angestellt 
weiijen  sollte.  Es  wurden  Versammlungen  gehalten,  in  welchen 
Resolutionen  angenommen  wurden,  dass  derartige  Enqueten 
inichlos  {sacrilegious)  wären,  dass  ein  finsterer  Zweck  mit  ihnen 
verbunden  sein  müsse,  und  iass  auf  alle  Fälle  nichts  Gutes 
aus  ihnen  kommen  könne.  Doch  lobte  die  Hochländische  Ge- 
sellschaft die  Redlichkeit,  mit  welcher  die  Vereine  verwaltet 
werden  und  die  vorsichtige  Weise,  auf  welche  sie  ihr  Vermögen 
anlegten. 

Die  einzige  Gra&chaft,  in  welcher  sich  die  Vereine  in 
einem  blühenden  Zustande  befanden,  war  Kent  •)■  Dort  feiern 
sie  ihre  Feste  auf  anständige  Weise.  In  jener  Gra&chaft  ttaa- 
ten,  wie  wir  noch  veraehmen  werden,  die  Friedensrichter  ihre 
Pflicht  und  ein  Beamter  gab  sich  die  grösste  Mühe,  dieselben 
mit  Rath  und  That  zu  fördern*).  Dort  trug  die  ökonomische 
Erziehung  der  unteren  Klassen  durch  die  oberen  ihre  Früchte. 

Becher  fasst  die  Schattenseiten  der  Klubs  in  folgenden 
Wollen  zusammen :  The  general  imperfections  of  Friendly  Clubs, 
as  far  as  a  measure  of  public  policy,  seem  so  me,  that,  being 
held  at  alehouses,  they  lead  to  habits  of  idleness  and  intoxi- 
cation;  that  the  funds  belng  nianaged  esclusively  by  the  mero- 
bers,  who  are  necessarily  interested,  great  frauds  and  injustice 
frequently  prevail;  that  the  ignorance  respecting  the  principle 
of  Compound  interest  and-  the  mode  of  investing  their  funds, 
prevents  their  avaiiing  themselves  of  the  pecuniary  opportnsi- 
ties  presented;  that  the  calculations  are  in  almost  every  in- 
stance  erroneous;  indeed,  on  inquiring  conceming  every  society 
which  has  invested  any  portion  of  its  capital  in  the  Bank  of 
England,  I  found  that  several  have  declared  themselves  insol- 
vent, and  concerted  arrangement,  to  prevent  a  total  failure; 


Tbey  commeace  by  giTing  Che  feast  gratuitougly.  vith  excoiiog  memban 
from  paylug  the  sums  atipulated  according  to  the  niles  for  fimerals,  and 
create  other  deficiencies  accordiag  to  their  diecretion.  S.  35.  —  I  hiTe 
known  the  contribution  reduced  aod  advanced  Beveral  ümes  in  the  period 
of  30  years;  at  other  times  the  Btock  ie  diafted,  that  ia,  apportioned  partly 

amOD^  the  membera.    S.  35 the  too  frequeut  failnre  of  their  ovn 

societies.  S.  92.  —  The;  are   perpeCuallv    discovering  their  errori 

S.  94.  It  appears  (rom  the  calculations  Ibave  made  that  the;  mmot  po>- 
aib);  Btand.    S.  96. 

1)  Minates  of  Kvidence.    S.  49. 

»)  S.  55. 
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axd  l  scarcely  find  any  which,  in  my  estimation,  were  com- 
pletdy  solvent '  i.  " 

Die  Folfren  solcher  Zustände  ft)r  die  Weitei-entwicklung  der 
Hüfskassen  waren  mannigfach.  In  Vereinen,  welche  nicht  voll- 
stäodig  uDter  der  Vonnumlschaft  der  Bierwirthe  und  der 
oben  eekeDDzeichneten  Sekretäre  standen,  war  ein  BedOrftiiss 
nach  Belehruoicr.  ein  ausgesprochener  Wunsch  nach  ßesgeiiing 
dee  Zustandes  vorhanden.  Oliphant  und  Andere  bezeugen, 
itass  sie  fortwährend  um  Rath  angefangen  werden  *i.  Glenny 
erzählt,  dass  er  Briefe  aus  allen  Theilen  des  Königreichs  habe, 
welthe  am  Hilfe  und  Unterstßtzunp  bei  der  Abfassung  der  Sta- 
tuten und  Tabellen  bAten.  They  seem  tbo  look  for  some  Mg* 
her  authority  than  at  present  exists,  fügt  er  hinzu  ^i. 

Diese  Aussagen  bestärken  uns  in  der  Ueberzeugung,  dass 
der  Widerstand,  welcher  sich  gegen  die  staatliche  Einmischung 
mm  Wohle  der  ärmeren  Klassen  erheben  kann,  nicht  aus  den 
Kreisen  wohlunterrichteter  Arbeiter  stammen,  sondern  von  Leu- 
ten aosfiehen  wird ,  die  ein  Interesse  daran  haben ,  dass  der 
Staat  ihr  unsauberes  Treiben  nicht  zu  genau  beobachte,  und 
die  sich  desshalh  mit  dem  Schilde  liberaler  Phriisen  decken. 

Ueber  die  Art  der  Hilfe  dachten  die  genannten  Männer 
verschieden.  Glenny  sprach  sich  für  eine  Behönle  aus,  welche 
die  Statuten  und  Regeln  aller  Vereine  zu  prüfen  hätte;  die 
Th&tigkeit  der  Friedensrichter  und  der  Aktuare  wünschte  er 
abgesehafit:  wären  die  Statuten  und  Regeln  von  der  Central- 
bebörde  gebilliKt,  dann  sollte  es  nur  noch  einer  rein  formellen 
Reeistrining  durch  den  clerk  of  the  peace  bedQrfen'j.  Oli- 
phant wies  dem  gegenüber  auf  die  grosse  Verantwortlichkeit 
hin,  welche  die  Re^erung  bei  dem  mangelhaften  Charakter 
der  bestehenden  PrÄmientafeln,  durch  die  EiTichtung  einer 
Statuten  und  Tabellen  prüfenden  Behörde  auf  sieb  laden 
wQrde.  Glenny  hatte  voi^escblagen,  alle  nicht  von  der  Central- 
behörde  anerkannten  Vereine  für  ungesetzlich  zu  erklären. 
Oliphant  glaubte,  dass  man  durch  ein  solches  Verfahren  die 
Bildung  von  Vereinen  fördern  würde,  welche  der  Einwirkung 
lies  Gesetzes  ganz  entce^en  wären.  Er  empfahl  die  Einsetzung 
Ton  4  Behörden  in  London.  York.  Edinburgh  und  Dublin,  welche 
die  Hilfskassen  gegen  billiges  Entgelt  berathen  sollten,  da- 
gegen den  Rflglstrirun^mechanismus  in  dem  früheren  Zustande 


>i  Minaies  of  Eridence.    ij.  30. 

*i  I  luve  nceiTed  a  gmt  nunv  a^jpliotionfi  tfor  adrice  and  ioformt- 
tioDL  S.  75.  —  More  tfasD  von  codld  coDTeniently  att«nd  loV  Certainly; 
I  hMtt  bc«a  obliged  to  dedine  mimy.  .\iid  are  yoü  not  avare  tbat  fimilär 
applicmtiOB*  ha*e  beeu  made  to  gentlemen  in  ^cotlaad  wbo  hav«  laken  the 
uae  interKiV  —  1  am  qniie  aware  ot  it.  and  it  shovs  tbe  desire  Frieodly 
(wtciies  haTe  to  obtain  adnce. 

•j  S.  100. 

*p  MioDtes.    S.  55. 
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zu  lassen.  —  Ausserdem  wies  Oliphant  auf  die  Nothwendig" 
keit  einer  penodischen  Bilanz  hin;  diese  Maassregel  sei  bei  der 
verschiedenen  Grösse  und  dem  ungleichartigen  Charakter  der 
Vereine  auch  guten  Kassen  sehr  zu  empfehlen  >).  Dass  die 
Hilfskassen  sich  nicht  ganz  überlassen  werden  dorften,  diese 
Ueberzeugung  wird  auch  noch  von  andern  Männern  ausge- 
sprochen. Becher  ist  ein  wanner  Verfechter  lier  PfaiThilfe- 
kasse  und  der  Unteratatzung  der  freien  Kassen  durch  staat- 
liche Verbände.  Er  hebt  das  unausrottbare  Grundübel  aller 
freien  Hilfskassen  hei-vor:  das  periodisch  eintretende  Unver- 
mögen der  arbeitenden  Klassen,  ihre  Pritmien  zu  zahlen. 
Sollten  nun  eine  Reihe  von  ungünstigen  Ereignissen  die  Ehren- 
mitglieder an  der  Unterstützung  der  Veieine  verhindern,  dann 
mOsste  ein  grösserer  Verband  für  sie  eintreten:  die  Pfarre 
oder  die  Grafschaft.  Nur  gegen  regelmässige  Beitrage  dersel- 
ben verwahrt  er  sich ;  er  wünscht  die  Kassen  auf  eigenen  Füssen 
zu  sehen,  doch  muss  nach  seiner  Ansicht  die  Gesammtheit  für 
Einzelne  und  ganze  Klassen  in  jenen  volkswirthschaftlichen 
KraDkheitszustftnden  einstehen,  welche  von  unserer  heutigen 
Wirthschaftsordnung  unzertrennlich  sind  *).  In  dieser  Lage 
wollte  bekanntlich  auch  Gilbeil  einen  Zuschuss  eintreten 
lassen '). 

Finlaison*)  wiederholte  den  Voi-schlag,  welchen  wir  ün 
vorhergehenden  Kapitel  zu  erwähnen  hatten,  die  Hilfskassen 
sollten  sich  nur  mit  der  Krankenversicherung  beschäftigen, 
alle  anderen  Zweige  der  Arbeiterversichemng  aber  dem  Staate 
überlassen,  da  er  viel  besser  dazu  im  Stande  wäre  ^).  Finlai- 
son  war  kein  idealer  Jüngling,  welcher  sich  mit  socialistischen 
und  communistischen  Studien  beschäftigt  hatte,  sondern  der 
Principal  Accountant  der  englischen  Staatsschuldenverwaltung 
und  mit  dem  staatlichen  Veraicherungsgescb&fte  wohl  vertraut 
Für  den  praktischen  Blick  des  Mannes  zeugt  es  auch,  dass  er 
das  Versicherungsgeschäft  der  Vermittlung  der  Sparbank  über- 
tragen wollte,  ein  Vorschlag,  der  in  den  dreissiger  Jahren 
zur  Ausführung  kam. 


■)  a.  a.  0.  S.  76. 

*)  Minutei  of  Endence.    S.  33.  < 

*)  Becher  war  auch  der  Meinung,  dass  man  eine  eben  begründete 
Easse  Btaatlich  untentQtzen  dQrfe.  I  conceive  pauperism  to  be  Üie  eril 
i^nBt  which  we  have  principally  to  contend;  every  airaugeinent,  that,  in 
feeling  or  in  fact,  removeB  an  industdone  man  forther  from  that  hnmilia- 
ting  degradation,  makes  him  a  better  and  a  happier  member  of  aodetT. 
a.  a.  0,    S.  38. 

3.  r 

le  greatä 

that  these  provident  persons  womd  have  of  realizing  the  beneflt  which  thn 
expect,  instead  of  the  ver;  great  uncertainty  which  at  preeent  prevaiu 
by  Ehe  too  frequent    failure    of  their'own  societiea.    Hinntei 
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Doch  begeben  vir  uns  aus  dem  Bereich  der  Discussion 
ftof  du  Gebiet  der  Thatsaclien. 

Der  nngenttgende  Zustand  der  Hilfskassen  re^e  in  prak- 
tiachen  MäDnem  den  Gedanken  an,  denselben  Konkurrenz 
ZD  bereiten.  Den  Arbeitern  nahestehende  Pei-sonen  grfiodeten 
Gegenseitigkeits- Vereine  auf  ;;esunder  Basis,  theilweise  wohl 
um  sieh  als  Sekretären  derselben  eine  Lebensstellung  zu  er- 
werben; ausserdem  bildeten  sich  Aktiengesellschaften,  welche 
rlie  Ziele  der  Hilfskassen  verfolgten. 

Der  bedeutendste  und  erste  jener  Vereine  war  ,Tbe  Royal 
Union  Association'.  Sie  wurde  von  Gleony  gegründet  und  von 
der  Xobility  und  Gentry  Englands  patronisirt.  Sie  war  zwar 
nn  selbstverwaltender  Verein,  aber  Glenny  leitete  sie  mit  dem 
technischen  und  geschäftlichen  Geschicke  eines  Versicherungs- 
beamten. Jeder  Zweig  der  Versicherunp  hatte  seine  besondem 
Prftinientabellen,  und  man  konnte  wAhlen,  in  welchen  man  sich 
mftiehmen  lassen  wollte.  Daneben  verfolgte  sie  weitere,  an 
Edeosche  Pläne  anklingende  Zwecke:  sie  gedachte  die  Errichtung 
nnd  Verbesserung  von  Hilfskassen  im  ganzen  Königreiche  zu 
befördern,  indem  sie  Preise  für  die  Gründer  der  besten  Ge- 
idÜscbaften  aussetzte  und  Personen,  welche  gute  Verbesserungs- 
TOrsehlftge,  z.  B.  über  Buchführung,  über  die  Art  statistischer 
Etffthningen  etc.,  machen  würden ,  zu  belohnen  versprach '). 
FOr  diese  Gesellschaft  berechnete  Glenny  mehrere  Tabellen, 
.welche  wir  auszugsweise  folgen  lassen*).    In  der  Folge  wurden 


■)  Minntct  of  Endeoce.    S.  36  und  37. 

■l  Nr.  1.  Tkble  ahowiDB  the  Monthly  Contributions  required  for  lata- 
riBiWeeU]]  Allowaocei.  Heoical  Attendaiice,  and  Medicine  during  Siclmeas, 
HM -\iuiiiitjei  in    Sapeimiiiilution;  calcnlated  for  tbe  Rovnl  Union  Abbo- 
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noch  mehrere  Vereine  dieser  Art  gegiUndet,  welche  sieh  jedoch 
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Dieser  Versichetmifnzweig 
war  eigentlich  nicht  ge- 
setzlich, denn  nach  dem 
ßeeetz  waren  F.  S.  niir 
solche  Vereine,  die  durch 
regelmässige  Beitrage  klei- 
ner Sammen  ein  TermOgen 
ansammelt«!. 
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streng  auf  das  Versicherungs^eschäft  beschrünkteo.  Der  Natur 
der  &ache  nach  eDtstanden  sie  in  f;rossen  Stiidten.  Es  traten 
ihnen  vorzugsweise  grossstädtische  Arbeiter  bei ,  welche  nicht 
auf  das  ElubvergnOgen  der  ländlichen  Tagelöhner  angewiesen 
waren,  die  das  Wesen  der  Versicherung  besser  begrilTen  und 
wenige  Beziehungen  zu  einander  hatten.  In  diesen  Vereinen 
Terklkminerte  allmählich  und  erstarb  endlich  die  gesellige 
Seite  der  alten  Klubs,  wie  die  Selbstverwaltung  allmählich  aus 
den  Händen  der  Mitglieder  glitt  und  auf  die  SekretÄre  über- 
ging. So  entwickelte  sich  jene  nüchterne,  moderne  Form  dei- 
Hilkkas«e,  welche  nach  Ttdd  Pratt's  Vorgang  die  Engländer 
the  ordinär^-  large  society  nennen.  Der  ,Standard',  welcher  im 
Jahre  1828  entstand,  ist  die  bedeutendste  der  ersten  Exemplare 
dieser  Gattung. 

Die  früheste  Aktiengesellschaft  war  ,The  General  Benefit 
Insurance  Company',  gegiündet  im  Jahre  1820.  Als  der 
Sekretftr  derselben  vor  dem  Ausschusse  von  1825  vernommen 
wurde,  hatte  sie  schon  4500  Mitglierler,  dai-unter  3320  Unter- 
ätatzuDgsbereehtigte ').  Eine  andere  ,The  Mutual  Insurance 
Beoeltt  Institution'  liess  sich  als  Hilfskasse  einschreiben. 

Ein  Zeuge  ^  vor  dem  mehrfach  genannten  Ausschüsse 
bringt  mit  dem  unsicheren  Charakter  der  Hilfskasseo  die 
Gründung  von  nur  auf  kurze  Dauer  berechneten  Vereinen  in 
Verbindung.  Die  Mitglieder  derselben  sicherten  sich  durch 
ihre  Beiträge  nur  eine  Untei-stOtzung  in  Krankheitsfällen,  den 
Kassenrest  theilten  sie  am  Ende  iles  Jahres.  Die  Vereine 
wurden  daher  „dividing  societies"  genannt.  Diese  Kassen  sind 
in  gewissem  Sinne  auch  eine  Verwirklichung  von  Finlaison's 
Plänen.  Zweifellos  kann  ein  so  pi-imitives  Vei-sicherungswesen 
hohen,  socialen  Anforderungen  nicht  entsprechen.  Betrachtet 
man  aber  die  traurige  Lage  mancher  Arbeiter,  welche  nach 
jahrelanger  Mitgliedschaft  an  zahlungsunfähigen  llilfskassen. 
doch  dem  Elend  und  dem  Arbeitshause  anheimfielen ,  dann 
wird  man  diesen  Ausweg  nicht  nur  natürlich,  sondern  sogar 
vortbeilhaft  änden.  Die  Freizügigkeit  und  grosse,  nur  kurze 
Zeit  dauernde  Unternehmungen  begünstigten  ihre  Entwicklung. 

Wir  werden  in  den  nächsten  Jahrzehnten,  welche  den  Aut- 
schwung des  Eisenbahnwesens  und  die  Bildung  nomadischer 
Arbeitermassen  sahen,  noch  häufiger  auf  dieselben  stoi^sen  ^). 


')8.  80n 
in  FiModlj  S 
thc  Mttaet.^ 

*)S.  94. 

*)  Tha  form  in  vhich  diTiding  clubB  are  most  common  is  aa  shop 
dobi,  open  to  the  memben  of  a  Workshop  so  long  as  they  contioae  to 
vwk  thav,  in  which  eue  the  subscrüiers  naturally  do  not  wish  to  accu- 
nnkte  a  fiind  whicfa  they  mar  haTC  to  leare  behind  them.  The  Kon. 
£.  L.  Stuil^r'>  Report.    London  1S74.    S.  25. 
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Nachdem  wii-  die  Schildeniog  der  Hil&kassen  der  zwan- 
ziger Jahre  soweit  geführt  haben,  eiinnem  wir  an  die  unge- 
nügenden Reformen  des  Gesetzes  vom  Jahre  1819,  welche  bo 
wenig  den  weitblickenden  Plänen  Gourtenay'B  und  anderer 
Männer  entsprachen.  Trotz  all  der  vorauBgesehenen  MiSB- 
stände,  welche  dieaeB  Gesetz  mit  sich  brachte,  wird  von  ver- 
schiedenen Seiten  bezeugt,  dass  die  unter  demselben  einge- 
schriebenen Hilf&kassen  sich  vortheilhaft  von  den  fi'Qheren 
unterscheiden  ^). 

Aus  den  Aussagen  ergibt  sich  zur  Genüge,  einen  wie 
schweren  Fehler  das  Parlament  im  Jahre  1819  machte,  als 
es  eine  Centralbehörde  von  Berufsbeamten  verwarf,  Aktuare 
gab  es  nur  wenige,  die  Friedensiichter  thaten  ihre  Pflicht 
nicht,  und  Tinstees  von  den  geforderten  Eigenschaften  konnte 
man  nur  in  wenigen  Fällen  finden.  Daher  in  den  meisten 
Fällen  eine  ganzliche  Unwirksamkeit  des  Gesetzes. 

Eine  solche  Lage  der  Dinge  betrachtet  der  englische  Radi- 
kaliBmus  als  eine  vollgiltige  Bestätigung  seiner  These,  dass 
kein  modernes  Volk  eine  Klasse  besitze,  welche  im  Besitze 
höherer  politischer  Weisheit  und  gi-össerer  Kenntnisse  als  die 
übrigen  Klassen  sei.  Die  Konsequenzen,  die  sich  aus  einer 
solchen  Prämisse  ergeben,  sind  die  Forderung  einer  ausgedehn- 
ten Selbstverwaltung,  des  Parlamentarismus,  worin  eingeschlossen 
ist,  dass  die  gesetzgebende  Vereammlung  als  höchste  Norm  den 
Willen  des  Volkes  betrachten  soll,  da  sie  doch  nichts  Bes- 
seres zu  schaffen  im  Stande  sei.  Wir  wollen  nicht  die  Frage 
anfwerfen,  ob  nicht  die  These  von  der  intellektuellen  Homo- 
genität eines  Volkes  zur  Unterstützung  der  genannten  For- 
derungen erfunden  worden  ist,  noch  die  andere,  ob  nicht  die 
Geschichte  der  englischen  Gesetzgebung  oder  Verwaltung  die 
Entwicklung  derselben  gefördert  hat  Wir  wollen  blos  aus- 
sprechen, dass  man  Nichts  gegen  das  Berufsbeamtentham  be- 
weist, wenn  man  seine  Funktionen  in  die  Hände  von  Leuten 
legt,  welche  keine  Berafebeamten  sind. 

Die  englischen  Friedensrichter  hatten,  noch  haben  sie  die 
edleren  nur  die  unedleren  Motive,  welche  einen  Beru&heamten 
zur  gewissenhaften  Erfüllung  seiner  Pflichten  bewegen.  Die 
rechtlichen  Geschäfte,  welche  ihnen  die  Registrii-ung  der  HilfB- 
kassen  auferlegte ,  nahmen  sie  besonders  lau.  Im  ersten 
Kapitel  sahen  wir  schon,  dass  an  manchen  Orten  ihre  Ge- 
setzoBkenntniss  so  gering  w&r,  dass  sie  Statuten  genehmigten, 
ohne  dazu  befugt  zu  sein.  Hier  hOren  wir  von  ähnlicher  Un- 
kenntniss.  Sie  registrirten  Paragraphen,  welche  dem  Gesetie 
schnurstracks  widersprachen,  z.  B.  dass  eine  Kasse  ihre  Stata- 


>)  Minnt«s  of  Evidence.    S.  37.  65.  89. 
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ten  nur  mit  *5  Majorität  abändei-n  dürfe  M;  Vereine  waren 
bestitipt  worden,  welche  lefielinilssige  Beiträffe  für  Mitglieder 
im  Ge^gniss  erhoben,  eine  unzeitgemüsse  Reliquie  aus  der 
Gildezeit*);  eine  Aktiengesellschaft  hatte  man  legistrirt ^),  ob- 
^eieh  das  Gesetz  sich  nur  auf  Vereine  auf  Gegenseitigkeit 
bezog.  Das  liesse  sich  noch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ent- 
schuldigen, da  es  Sitte,  obwohl  eine  sehr  schlechte  Sitte  war, 
dass  ein  Sachwalter  die  Registnrung  der  Hilfsknssen  beantragte, 
und  ilass  die  Richter  auf  das  Woit  des  Advokaten,  die  Statu- 
ten seien  dem  Gesetz  entsprechend,  dieselben  bestätigten,  ohne 
ne  gelesen  zu  haben.  Der  Advokat  las  sie  auch  nur  ober- 
llilchlich  *).  Jedenfalls  deutete  das  Verfahren  auf  Nachlässigkeit 
und  Hanfcel  an  Gewissenhaftigkeit.  Von  der  Existenz  dieser 
Eigenschaften  werden  uns  noch  andere  voUgiltige  Beweise 
gegeben. 

Das  Gesetz  vom  Jahre  1819  hatte  den  Fi-iedens^chtem 
stattet,  allgemeine  Nonnen  fdr  die  Bildung  der  Hilfäkassen 
tn&ustelien.    Das  war  nur  in  Wiltshire  und  Gloucestershire  ^) 

'}  Minutea  of  Evidence-    S.  62. 

-I  _T  do  not  thiok  there  ia  an  otyertion  made  by  magiBCrates  gene- 
nllv  Ut  üie  impriBonment,  because  there  are  so  manj-  societies  wbich  have 
it.''S.  39  auch  S.  61.  Ein  clerk  of  the  peace  vertheidigt  das  Terfahren; 
Junbcr  erhebt  lich  eine  geradeiu  Ucherlicne  DiakuBsion,  ob  Gefangenschaft 
.a  natural  contingency  calcalable  by  way  of  arerage"  sei.  Der  Beamte 
findet  .the  terms  are  ver^'  general".  !>.  64.  66.  Ein  Zeuge  erzählt,  dass 
(in  Älitglied  das  GenngniES  nicht  habe  TerlaBsen  wollen,  da  durch  die 
Beitrige  der  Uilbkaaie  Deeser  fOr  ihn  gesorgt  sei,  als  im  Zustande  der 
Preihnt   S.  90. 

■|  S.  39.  Diese  GwellBchaft  suchte  von  vornherein  die  Versicherten 
tu  betiügen,  indem  sie  ihnen  vorspiegelte,  sie  habe  20000  £  Knpital. 
Säte  M. 

')  S.  39,  64,  9ö. 

^1  Die  ^orteljahiuitxao^D  der  Grafschaft  Gloucester  ernannten  nach 
EtUu  dee  letaten  Geseties  einen  AnsBchnss  von  ^  Personen,  welcher  das- 
selbe genao  prüfte.  Eins  der  Mitglieder,  ein  Geistlicher,  namens  Itichurd 
Wetherall,  entwaif  verschiedene  Tabellen,  damit  nicht  jede  Gesellschaft 
|eii6t]iict  wlre,  Aktuare  eu  konsuttiren.  Dieselben  wurden  von  Mor- 
nn  Uni  Fresd  beetltigt  nnd  in  der  .^jntsiitnbe  des  clerk  of  the  peace  be- 
tauen, wo  lie  jeder  HUbkasse  znr  Einsicht  offen  lagen.  Wir  lasBen  einige 
der  24  Tabellen  folgen,  nm  eine  deutliche  Anschauung  der  Methode  der- 
selben m  geben. 


geschehen  >).  Weiter  war  ihnen  im  Interesse  der  Bildung  grosser 
Vereine  empfohlen  worden,  bei  der  Bestätigung  von  neuen  Hilfs- 
ka^en  sich  danach  zu  erkundigen,  oh  sich  sction  Gesellschaften 
an  dem  Oite  hefflnden.  Beweise  dafür,  dass  sie  sich  an  diese 
Bestimmung  gekehrt  hätten,  liegen  nicht  vor').  Ansserdem 
war  ihnen  die  Nachforschung  nach  der  Qualifikation  der  Tms- 
t«e8  zur  Pflicht  gemacht  worden.  In  vielen  Fällen  kammerten 
sie  sich  gar  nicht  darum .  ob  der  Trustee  wirklich  mit  50  £ 
zu   den  Armensteuem  eingeschätzt  war.      Darüber  sind  uns 
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klaseisrhe  Zeugnisse  aus  ileni  Munde  eines  Clerk  of  the  Peace 
und  eines  Friedensricliters  erhalten.  Der  Erstere  wird  gefragt : 
^\nit  Steps  are  taken  to  ascertain  the  sufficiency  of  the  tnis- 
tees?-"  Er  antwortet:  The  iiiapistrates  take  no  stejis').  Dr. 
Dtniel  Quarrier.  ein  Friedensnchter  für  the  County  of  Sout- 
hampton  erwidert  auf  die  Frage:  What  means  did  the  bench 
take  to  ascertain  that  the  ti-ustees  weie  properly  qualified  by 
the  amount  of  their  assessnient?  —  I  liave  never  heard  that 
any  inquiry  was  inade  into  that:  no  inquirv  was  inade  until 
the  last  sessions*).  Er  bericlitet  ausserdem,  dass  verschiedene 
Vereine  ohne  Trustees  gegründet  worden  seien*). 

Wenn  die  Friedensrichter  ihre  Pfliuht  thaten , .  dauerte  es 
manchmal  sehr  lange,  bis  der  Verein  registrirt  wurde.  Ein 
Zeuge  sagte  aus.  dass  er  fast  2  Jahre  habe  wailen  müssen, 
ehe  der  Verein  eingeschrieben  wurde 'l.  An  einer  andera 
Stelle  geschah  dieselbe  Procedur  in  48  Stunden,  Ein  anderer 
Zeuge  musste  sich  6  Monate  gedulden  ^). 

Ueber  die  Kechnungsbeamten,  welche  bekanntlich 
die  Prämientafeln  der  Vereine  zu  prüfen  hatten,  ehe  sie  den 
Friedensrichtern  vorgelegt  werden  konnten,  lässt  sich  nicht 
viel  Gutes  sagen,  üeber  dieselben  findet  sich  im  Ausschuss- 
hericht  folgende  Stelle:  „Wer  sind  denn  Rechnungsbeamte  von 
Beruf  oder  im  Rechnungswesen  erfahrene  Personen?  Und  auf 
welche  Weise  sollen  sich  die  Friedensrichter  überzeugen, 
das«  diejenigen,  von  denen  die  Tabellen  unterzeichnet  sind, 
wirklich  dem  Begriff  eines  ei-fahrenen  Rechoungsbeamten  ent- 
sprechen? Ihr  Ausschuss  hat  aus  jeder  Grafschaft  eine  Zu- 
Eammenstellung  aller  Pei-sonen  verlangt .  auf  deren  Begut- 
achtung hin  die  Präinientabellen  genehmigt  worden  sind,  und 
ans  einem  Blicke  auf  die  Nainen,  verbunden  mit  genauerer 
Ankunft ,  welche  die  Mitglieder  des  Ausschusses  gegeben 
laben,  ersieht  Ihr  Komite,  dass  sich  in  vielen  Grafschaf- 
ten die  Friedensrichter  mit  der  Unterschrift  von  unbedeu- 
tenden Schulmeistern  und  Rechnungsrevisoren  haben  begnügen 
ntlssen  •)." 

Um  die  finanzielle  Sicherheit  der  Vereine  zu  begründen. 
und  um  die  Bildung  von  grossen  Vereinen  zu  befördern,  hatte 
das  Gesetz  von  1819,  vie  man  sich  erinnern  wird,  die  Be- 
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*)  Report.  14.  12,  13.  Morgan  sagte ^or  dem  Ausschüsse,  dass  die 
BcnlD  beiUUJgt  worden  seien  tod  Leuten  .wlio  call  tbem  «elres  actunries 
vko  an  notbiDR  bnt  Bchoolraasten  and  accountante.  and  some  ot  tbe 
table«    ezceedinKly    wrong.    The   misrhief  ia  novr  ver}-   great-.     MinuieE. 
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Stimmung  getroffen,  dass  die  Treuliänder  wohlhabende,  mit60if 
zu  den  Armensteuern  eingeschätzte  ,houEeho1ders'  sein  sollten. 
Es  stellte  sich  bald  heraus,  dass  bei  den  geltenden  Bestim- 
mungen über  die  Einscbiitzung  zur  Armensteuer  viele  wohl* 
habende  und  ehrenhafte  Leute  von  der  Bekleidung  solcher 
Stellen  ausgeschlossen  waren,  da  sie  ihre  Häuser  und  Güter 
verpachtet  hatten.  So  war  es  schwer  geworden,  passende 
Kassenbeamte  zu  finden ').  Wenige  qualifizirte  Personen  waren 
geneigt,  sich  mit  den  Kassenangelegenheiten  zu  beschäftigen. 
Diejenigen,  welche  die  BUrde  auf  sich  nahmen,  wollten  ihren 
Nutzen  davon  haben*).  „Sie  haben  alle  Bedienstete  im  Ver- 
eine angestellt,"  sagt  ein  Zeuge,  ,und  alle  Lieferanten  und 
haben  sich  zu  Hauptlieferanten  gemacht.  Das  hat  der  Gesell- 
schaft grossen  Schaden  zugefügt und  sie  haben  weiter- 
hin einen  Sekretär  gegen  den  Willen  der  andern  Beamten  im 
Amte  erhalten,  lange  Zeit  nachdem  seine  Bacher  grosse  De- 
ficite aufwiesen Ich  vei-mutfae,  die  Trustees  sollten  dem 

Vermögen  mehr  Sicherheit  verleihen,  und  hier  liegt  ein 
Fall  vor,  wo  das  Vermögen  mehr  als  unter  dem  fiHheren  Ge- 
setze verschleudert  worden  ist*)."  Zweifellos  lag  hier  die 
Hauptschuld  an  den  Mitgliedern.  Denn  im  Gesetze  stand 
Nichts  von  diesen  Machtbefugnissen  der  Kassenbeamten,  wenn 
auch  der  Wortlaut  des  22.  Paragraphen  sehr  unbestimmt  war. 
Ohne  dass  der  Zeuge  die  Manipulationen  der  Trustees  offen 
dargelegt,  kann  man  sich  vorstellen,  zu  welchen  Mipsbrftucben 
beispielsweise  die  Erlaubniss,  das  Vermögen  der  Kassen  hypo- 
thekaiisch.  auszuleihen ,  einen  gewissenlosen  Mann  veranlassen 
konnte.  Vielleicht  hat  auch  den  Einen  oder  Andern  die  Leichtig- 
keit, mit  der  er  das  Vermögen  der  Kasse  in  den  Sparbanken 
unterbringen  konnte,  dazu  veiführt,  auch  seinen  eigenen  Kapi- 
talien einen  hohen  Zins  zu  vei'schaffen. 

Wir  haben  damit  die  Zustandsschildening  der  Hilfokasse 
beendigt.  Werfen  wir  einen  Rückblick  auf  die  Hauptpunkte 
des  entworfenen  Bildes:  die  Betrunkenheit  der  Mitglieder  bä 
den  Klubversammlungen,  den  inneren  Hader,  den  Betrug  der 
Mitglieder  gegen  einander,  den  Kassendiebstahl  der  Sekretäre, 
den  Missbrauch  des  Schiedsgei-ichts,  die  Anschuldigung,  dass 
sie  häufig  Gewerkvereine  in  sich  bergen,  die  ungesetzniftssige 
Auflösung,  den  schmählichsten  Zusammenbruch,  dann  b^treift 
man  leicht,  wai-um  die  Feindschaft  gegen  diese  Vemne  nicht  er- 
lischt. Immer  wieder  wird  die  Sparbank  ais  die  bessere  Institution 
empfohlen,  und  die  Hoffnung  ausgesprochen,  dass  dieselbe  ilie 
Hilfskasse  bald  ganz  verdrängen  werde.  In  der  Abneigung 
gegen  sie  vereinigen  sich  aus  den  verschiedensten  Gründen 

>)  HinntM  of  Eridence.    S.  99. 
*)  a.  ».  0.    S.  63. 
')  S.  62. 
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lil'erale  Fabrikbesitzer,  welche  die  Gewerkveieine  fürchten  und 
die  richtigste  Fomi  der  freien  Hilfskasse,  nilnilich  die  ein  Ge- 
werbe umfassende,  unterdrückt  sehen  wollen,  Tones,  welche 
die  Orpanis-irunp  des  Vdkes  in  freie  Vereine  fürchten,  Geist- 
liche, welche  aber  tleiii  'Wii-thshausbesuch  der  Mitglieder  den 
Nutzen  der  Ililfskassen  übersehen,  weiter  die  Pati-one  der 
Sparbanken,  sowie  die  in  volkswirthschaftlichen  Din^'en  un- 
wissenden Zeitunfien.  meistens  der  Widerhall  des  Widerhalls, 
endlich,  von  ihnen  wieder  beeinSuiist.  diejenijren  Leser,  welche 
diesen  An^ielefienheiten  fern  standen ' ). 

Ziehen  wir  nun  weiter  in  Betracht  die  Nachlässigkeit,  die 
Unwissenheit,  die  Gewissenlosigkeit  der  Friedensrichter,  die 
krasse  l^'noranz  der  vurgeblicheii  Aktuare,  die  Selbsti^ucht  der 
Kiissenbeamten,  den  Betinfr  der  Seliretiire,  dann  verstellt  man 
den  lebhaften  Wunsch  nach  einer  neuen  gesetzlichen  Regelung 
dieses  Ililfskassenwesens.  Zur  Erkenntniss  der  Zustände  trug 
eine  Bmschdre  bei.  welche  Glenny  zugesehrieben  winl,  und 
die  den  Titel  führt:  ,Considerations  on  the  Necessity  of  Ap- 
pointing  a  Board  of  Coniiiiissioners  for  the  Protection  and 
Fjicnuragement  of  Friendly  Soeieties.  1824.'  Wie  aus  dem 
Titel  zu  ersehen  ist,  suchte  er  darin  die  Idee  einer  schützen- 
den, aufmunternden,  berathemlen  Behörde  zu  verbreiten. 

Das  Parianient  ernannte  einen  Ausschuss.  welcher  die  Ge- 
setze über  dos  Hilfskassenwesen  einer  genauen  Untersuchung 
unterziehen  sollte.  Zum  Vorsitzenden  desselben  wurde  Thomas 
Peregrine  Courtenay  ernannt.  Der  Ausschuss  vernahm  Zeugen  vom 
8.  Marx  bis  zum  21.  Juni  1825.  Die  Gediegenheit,  mit  welcher 
englische  Gesetze  oft  vorbereitet  werden,  tritt  in  diesem  Falle 
besonders  hervor.  Der  Ausschuss  war  beniQlit,  das  gesammte 
vorhandene  Material  zusammenzutragen .  um  das  Parlament 
ans  den  besten  Quellen  zu  informiren.  Mit  dem  Hilfskas-sen- 
wesen  vertraute  Männer:  Aktuare.  Aerzte.  Grilnder  von  Ver- 
einen. i^ekreUire,  Kassenbeamte,  Beamte  der  Selbstverwaltung 
wurden  vorgeladen  und  theilweise  mohnnals  verholt.  Wir  er- 
wihnen  unter  andern  Becher.  Finlaison,  Frend.  Glenny.  Milne, 
Morgan,  Üliphant.  Unter  dem  ö.  Juli  1825  verÖfTentlichte  der 
Ausschuss  seinen  in  diesem  Kapitel  schon  so  oft  angezogenen 
Bericht  unter  dem  Titel:  „Report  from  Ihc  Select  C'omiiiittee 
on  ihe  Laws  respecting  Friendly  SMietics".  Es  ist  ein  statt- 
licher Fidioband  von  177  Seiten.  Er  Ubertrili't  an  iiihaltliuliem 
Werthe,  an  ti-eff lieber  Verarbeitung  und  Gruppirung  des 
Stoffes,  sowie  an  Klarheit  der  Darstellung  die  meisten,  welche 
filier  diesen  Gegenstand  vei-öffentlicht  worden  sind. 

I'ie  Punkte,  über  welche  der  Ausschuss  dem  Parlamente 
Vorschläge  zu  machen  hatte,  betrafen  also  das  Veriiältniss  der 
HilCjka^se  zur  Sparbank  und  zum  Gewerkverein,  die  Reform 

■)  Siebe  birrftr  kuch  Mlnntes  of  Eridenre.    S.  43  und  92. 
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der  geltenden  Bestimmunf;en  über  ilie  Treuhänder,  die  Frage 
der  Zulässigkeit  eines  Scliiedsgeiichts.  die  Wahl  rler  Piümien- 
tafeln  und  die  Zweckmässigkeit  der  Einsetzung  einer  Central- 
behörde. 

Ueber  den  Unterschied 'von  Sparbanken  und  Hilfskassen  >) 
verbreitet  sich  der  Bericht  in  so  meisterhafter  Weise,  dasB 
von  da  ab  die  Meinungen  über  die  verschiedenen  Ziele  und 
das  Recht  der  beiden  Institute,  neben  einander  zu  existiren, 
geklärt  waren ').  Wir  können  uns  nicht  versagen,  einige  Stel- 
len zu  Übertrafen,  da  es  auch  jetzt  noch  einseitige  Sparbanken- 
enthusiasten  gibt^).  Der  Ausschuss  leitet  eine  Erörterung  mit 
einem  Passus  aus  der  genannten  Broschüre  von  Glenny  ein, 
worin  dieser  Schriftsteller  die  Frage  stellt,  ob  die  einseitigeo 
Verfechter  der  Sparbank  geneigt  wären,  ihre  Feuerversiche- 
rungsprämien  zu  sparen.  Dann  fährt  der  ßencht  fort:  „Der 
billigste  WeR,  sich  gepen  jedes  zufällige  Ereigniss  zu  sichem, 
besteht  in  der  Vei^einigung  mit  Andern:  in  der  Weise,  dass 
jeder  sich  einer  kleinen  Entbehrung  aussezt,  damit  Niemand 
einen  grossen  Verlust  zu  erleiden  braucht.  Deijenige,  welchen 
das  Ereigniss  nicht  trifft,  erhält  sein  Geld  nicht  zurück,  noch 
erhält  er  dafür  irgend  einen  sichtbaren  oder  fühlbaren  Vor- 
theil:  aber  er  erlangt  Sicherheit  gegen  den  Ruin  und  folglich 
Gemüthsruhe.  Das  Mitglied  einer  Sparhank,  nicht  Derjenige, 
welcher  einer  Hilfskaase  beitritt,  ist  in  Wirklichkeit  der  Speku- 
lant. Wenn  ihn  keine  Krankheit  in  den  Jahren  seiner  Kraft 
und  Thätigkeit  befällt,  und  er  stirbt,  ehe  er  zur  Arbeit  un- 
fähig wird,  ist  er  in  seiner  Spekulation  glücklich  gewesen: 
wenn  er  aber  in  einer  friihei-en  Periode  krank  werden,  oder 
ein  hohes  Alter  en'eichen  sollte,  verliert  er  viel;  denn  seine 
Ersparnisse  nebst  Zinsen  werden  ihn  nur  eine  kurze  Zeit  in 
der  Krankheit  erhalten,  oder,  selbst  wenn  er  etwas  für  das 
Alter  zurückgelegt  haben  sollte,  wird  die  Jahrespension,  welche 
er  dann  zu  kaufen  im  Stande  ist.  nachdem' er  für  gelegent- 
liche Krankheiten  gesorgt  hat,  weit  geringer  sein,  "als  diejenige, 
welche  er  erlangt  haben  würde,  wenn  er  eine  Berechtigung 
auf  die  Vortheile  der  gesammelten  Ersparnisse  aller  Deijenigen 
erworben  hätte,  welche  jahrelang  zu  einer  Altersrontenkasse 
beigetragen  haben ,  ohne  das  zum  Genuss  der  Rente  nßthiga 
Alter  zu  eiTeichen." 


')  Die  verschiedene  sociale  Stellung  der  Mitglieder  der  Hilfskasse  und 
derSparbank  beleuchtet  Becher  in  einem  einzelnen  Falle  folgeudennassien: 
In  der  Sparbank  besteht  aus  -^43  Miteliedern  nur  ein  Drittel  aua  Arbei- 
tern und  den  dienenden  Klassen  angeiifirigen  I.euten;  aber  in  den  Hilf^ 
kaesen  sind  ^i  entweder  Arbeiter  oder  ^servants",  welche  ohne  den 
Verein  in  Krankheit  oder  Alter  von  der  Pfari'ei  unterhalten  werden  m&it- 
len.    Minuies  of  Evidence.    S,  32. 

-)  S.  8,  y,  10. 

^1  Siebe  z.  B.  Oppenheim's  Aufsatz  über  das  englische  Hilfskoisen-. 
wesen.    Preuss.  Jahrb.  II.  lUTj. 
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-Eine  gemeinsaine  Knsse  ....  ist   Dicht  veoiger  augen- 
scheinlich fOi-  tias  Interesse  des  Publikums.    Der  unglückliche 
Spekulant,  welcher  in  dem  letzten  Beispiele  beschi-ieben  wurde, 
mit  andeni  Worten,  der  Einleger  in   eine  Sparbank,  der  in 
dAuemde  Krankheit  filllt,  oder  das  Greisenalter  en-eicht,  niuss 
entweder    verhungern  oder  sich  ganz  oder  theilweise  an  seine 
Freunde  oder  Nachbani  seines   Unterlialtes    wegen  halten.    In 
diesem  Lande  werden  ihn  die  Avmengesetze  zur  Last  seines 
Kirchspieles  machen.  .....  Die  Pfarrei  wird  Allee  verlieren, 

vas  die  glücklicheren  Spekulanten  gewinnen." 

^Ihr  Komite  möchte  nicht  bei  dieser  Vergleichung  von 
Sparbanken  und  Hilfskassen  für  Verkleinerer  der  ei-steren  ge- 
balten werden:  worauf  sie  das  Hauptgewicht  legen,  ist,  dass 
rar  Erreichung  der  besonderen  Zwecke,    für  welche  die  Hilfs-  - 

kassen  passen,  die  Sparbanken  ganz    untauglich  sind 

Daraus  folgt,  dass  die  Sparbanken  die  Hilfskassen  nicht  ver- 
drängen sollen:  aber  es  folgt  nicht  (das  ist  andererseits  eine 
Folgerung,  welche  Ihr  Ausscliuss  energisch  abweisen  würde), 
dass  die  Sparbanken  vun  den  Hilfskassen  ersetzt  werden  sollen. 
£9  gibt  Ziele .  wekhe  durch  individuelles  Sparen  und 
durch  dieses  allein  en-eicht  werden  müssen.  .  .  .  Dem  Aus- 
schasse ist  kein  Heispiel  einer  Vereinigung  von  Sparbank  und 
Hilfskasse  bekannt  geworden.  Er  ist  der  Meinung,  dass  eine 
solche  Vereinigung  sehr  nützlich  sein  möchte  und  dass,  wenn 
zu  diesem  Zwecke,  eine  Aenderung  im  Gesetze  nothwenriig  wilre, 
sie  gemacht  werden  sollte."  Hier  lag  also  von  rein  Ökonomi- 
schen! Standpunke  eine  noch  viel  deutlichere  Anregung  zu  der 
Vereinigten  Spar-  und  Hilfskasse,  welche  von  dem  im  ersten 
Kapitel  schon  erwilhnten  Samuel  Best  gegründet  wurde. 

In  welcher  Weise  der  Ausschuss  die  Behauptung,  manche 
Rilfskassen  seien  nur  ein  Deckmantel  für  Gewerkvereine,  be- 
handeln würde,  war  vorauszusehen.  _ Weder  die  Aussagen, 
«eiche  gelegentlich  vor  Ihrem  Ausschusse  gegeben  worden  sind, 
heisst  es  im  Report'),  noch  die  Aussagen,  welche  dem  Ihrem 
Komite  überwiesenen  Bericht  (des  Ausschusses  über  die  Com- 
bination  Laws)  angehängt  sind,  scheinen  die  Befürchtung  zu 
rechtfertigen,  dass  die  Angaben  der  Resolution  in  ausgedehn- 

■tem  Maasse  wahr  sind Es  ist  angeregt   worden,  dass 

Vereine ,  welche  auf  bestimmte  Gewerke  beschränkt  sind ,  von 
den  Wohlthaten  des  Gesetzes  ausgeschlossen  werden  sollen; 
aber  es  scheint  Ihrem  Ausschusse,  dass  selbst,  wenn  diese 
Ausschliessung  für  gerecht  und  hillig  gehalten  würde,  dieselbe 
nicht  die  Wirkung  hätte,  die  Kombination  zu  schlimmen 
Zwecken  zu  verhindern,  sondern  die  Assoziation  für  nützliche 
Ziele  zu  eotmuttiigen.''    Nach  dieser  scharfen  Abfertigung  des 
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Fabrikantenstandpunktes  hörten  die  Klagen  und  Einflüste- 
rungen auf. 

In  Betreff  der  Treuhänder  hält  es  der  Bericht  noch  ein- 
mal für  nützlich ,  daran  zu  erinneni,  dass  dei-  Gesetzgeber  mit 
den  BcBtimmungen  bezweckte,  jeder  Gesellschaft  einen  Bnich- 
theil  von  achtbaren  und  verantwortlichen  Beamten  zuzuführen, 
und  die  Bildung  von  grösseren  Gesellschaften  zu  befördern, 
lUr  welche  es  nicht  schwer  sein  könne,  eine  hinreichende  An- 
zahl von  wohlhabenden  TioiPtees  zu  finden.  Auf  den  Voi-schla«, 
Mobiliar-  und  Immobiliarbesitz  bei  der  Qualifikation  zur  Stel- 
lung eines  Tnistees  in  Bedacht  zu  nehmen,  antwoi-tet  der  Bericht 
indirekt  folgendemiaassen.  Er  übersieht  die  Schwierigkeiten 
nicht,  welche  die  Zeugenaussagen  herausgestellt  haben.  „Nichts- 
destoweniger ist  Ihr  Koniite  nicht  in  der  Lage,  einen  andern 
Paragraphen  als  Ersatz  anzubieten;  der  Staat  möchte  nicht 
berechtigt  sein,  die  wichtigen  pekuniären  Vortheile,  welche  die 
staatlichen  Schuldvei-schreibungen  bieten ,  einer  Klasse  von 
Personen  zuzuwenden,  für  deren  Vermögen  nicht  zwei  Männer 
von  VeimOgen  (no  men  of  the  degree  of  substance),  wie  es 
in  dem  Gesetze  vorgesehen  ist,  verantwortlich  sein  wollen. 

„Oiese  Tvustees,  in  deren  Namen  alles  Eigenthum  steht, 
sollen  den  Schatzmeister  ernennen,  eine  Sicherheit,  deren  Bm- 
hehaitunp  Ihr  Koniite  für  richtig  hält.  Es  hat  Grand  zu  glau- 
ben, dass  Fragen  über  die  Befugnisse  der  Trastees  aufgeworfen 
worden  sind.  Es  hält  dafür,  dass  die  bei  den  Trustees  ruhen- 
den Befugnisse  die  im  Gesetze  detinirten  Befugnisse  sind  und 
sich  nur  auf  die  Sicherheit  des  Vermögens  erstrecken.  Diese 
Befugnisse  können  die  Statuten  einer  Gesellschaft  vermehren, 
aber  nicht  vermindern ')." 

Auch  die  Erschwei-ung  der  Auflösung  einer  Gesellschaft, 
welche  das  Gesetz  von  181d  einführte,  indem  es  die  Zustim- 
mung aller  oder  der  Majorität  der  Trustees,  welche  von  der 
Zustimmung  zweier  Aktuare  abhing,  forderte,  hält  das  Komiteder 
Beibehaltung  für  werth,  wenn  auch  vielleicht  in  Beziehung  auf 
die  Aktuare  eine  Veränderung  vorgeschlagen  werden  möchte. 
Doch  glaubt  es,  dass  keine  wirksame  Vorkehr  gegen  den  Bruch  des 
Gesetzes  getroffen  worden  sei.  Die  Trustees  würden  nicht  so 
geschädigt,  dass  sie  zur  Klage  berechtigt  wären.  Unwissende 
Mitglieder  möchten  schwer  geschädigt  werden,  aber  wenn  sie 
eine  baare  Summe  in  die  Hand  bekämen ,  wenig  geneigt 
sein  zu  klagen;  aber  auch,  wenn  sie  klagten,  niüssten  sie 
abgewiesen  werden,  da  im  Gesetze  nur  eine  Klasse  bei  Nicht- 
auszahlung  einer  Geldsumme  vorgesehen  sei.  Das  Komite 
schlägt  daiier  vor,  dass  gegen  einen  Brach  des  Gesetzes  seitens 
eines  Trustees,  Mitgliedes  oder  Beamten  der  Gesellschaft  auch 

'1  H.  20,  21,  22. 
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ohne  Klage  eines  fresehädifirten  Inrlivifluums  auf  eine  leichtere 
Weise  als  tlurch  eine  Kla^e  nach  f^emeinem  Rechte ')  vorge- 
panjien  werden  könne.  Ks  niöfhte  sich  vielieicht  empfehlen, 
dftK  iwei  Friedensrichter  in  petty  sessions,  welche  von  der 
Absiebt,  diis  VermApen  anders  als  in  pesetzmüssiger  Weise  zu 
(bellen,  unterrichtet  wUnlen,  das  Recht  erhielten,  das  Ver- 
fahren zum  Stillstand  zu  bringen. 

Das  Komite  ist  weiter  der  Ueheraeiigunfr,  dass  den  Trus- 
tees  die  Freiheit,  das  Vennögen  der  GcsellRchaft  hypotheka- 
risch anzuleffen,  genommen  werden  müsse.  Auch  sollten  die 
Bilf^kBssen  nicht  länper  ihr  Veiinösen  in  die  Sparlianken  ein- 
zahlen dürfen,  sondern  sich  direkt  mit  der  Verwaltung  der 
Staatsschuld  in  Verbindung  setzen.  Viererlei  Gründe  bestimm- 
ten den  AuKichuss  zu  liieseni  Vorschlage,  unter  andern  die 
Enräfnin^.  dass  die  Gesellschaften,  wi-iche  vor  1819  einge- 
schrieben  wurden,  obnleicb  sie  sirli  nicht  den  lieschränkenden 
BestinimuD^en  des  Gesetzes  von  1^10  zu  unterweifen  brauchten, 
doch  indirekt  dieselben  Privileirien  genossen,  da  ihnen  die 
KinznhlunfT  ihres  Vermöfrens  in  die  Sparbjinken  «estattet  war. 
Ausserdem  sollen  auch  dann  die  Trustees  ein  ZeuRniss  eines 
,Actuar>"  beibrimLfen .  wenn  sie  in  der  Befürchtung,  dass  aus 
dem  Vermögen  die  falliiien  Verbindlichkeiten  nicht  bestritten 
Verden  künnen,  sich  an  die  Friedensrichter  wenden.  Die  be- 
5chränkte  Haftbarkeit  der  Ti-ust^es  tindut  das  Knirdte  .ei^en- 
thamlich".  aber  es  ist  auch  hei  diesem  Punkte  nicht  in  der 
La^e.  Refurmen  in  Anregung  zu  brin;-on. 

Ilas  SchiedsEericht  schljitrt  der  Ausschuss  vor,  vollstdnrlii; 
zu  unterdrücken,  und  die  friedensricliterliche  Entscheidung  in 
allen  Streitfällen  eintreten  zu  lassen  -). 

Endlich  kommen  wii^zu  dem  wichtigsten  Theile  der  Ver- 
handluniien  des  Ausschusses,  nändich  r.u  seinen  Unter.'^uchungen 
Ober  die  vorhandenen  Prämien  tafeln. 

Die  Fragen  des  Vorsitzenden  über  verschiedene  wichtige 
Punkte  der  Krankenvei-sicberunp  und  die  Antworten,  welche 
er  erhielt .  verrathen  den  Manuel  an  planmi'issii;  angestellten 
Beohachtunxen.  Das  Komite  suchte  darüber  in's  Klare  zu 
kommen,  ob  Krankheit  und  Sterblichkeit  in  geradem  Verbiiltniss 
zu  einander  stAnden.  Finlaison  bejahte  die  Frage,  Glenny  ver- 
Deinte  sie.  Kr  habe  z.  B.  gefunden,  dass  Vei'golder  zwar 
kr&nklicher  seien,  als  Arbeiter  in  anderen  Berufszweigen,  aber 
nicht,  dass  ihr  Leben  dadurch  verkUi-zt  würde.  Auch  wurde 
verecfaiedenen  Zeugen  die  Frage  vorgelegt,  ol)  die  Lelieus- 
dauer  in  den  letzten  Zeiten  zugenommen  habe    (was  Finlaison 


'j  -An  indlrtmeiit  «  common  law"  =  schriftliche,  »or  einer  grossen 
Jnrr  Tontebrmchte  AnkUge. 
'i  }teport  ti.  28. 
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bejahte),  ob  die  Kindersterblichkeit  seit  der  EinfQbning  der 
Pockenimpfung  abgenommen  habe  u.  s.  w. 

Wir  erwähnen  diese  Aussagen  nur,  um  es  erklärlich  za 
machen,  dass  auch  in  andern  Punkten  eine  gi'osse  Abneichung 
in  den  Ansichten  hen-schte.  Allerdings  über  Eins  war  man 
einig,  die  Hochländische  Tafel  wurde  allgemein  verworfen. 
Die  Einen  thaten  es,  weil  sie  bei  den  Umständen,  unter  wel- 
chen sie  zu  Stande  gekommen  war,  nicht  an  die  Möglichkeit 
eines  richtigen  Resultates  glaubten.  Andere,  weil  die  Hochlän- 
dische Tafel  zu  sehr  von  der  Hypothese  des  Dr.  Price  abwich '). 

Finlaison,  Joshua  Milne,  der  Aktuar  der  ,Sun  Life  Assarance 
Society',  hielten  es  bei  den  existirenden  Daten  nicht  für  mög- 
lich, eine  Krank enversichei-ung  rationell  zu  betreiben.  Beide 
erklärten ,  dass  sie  den  Hilfskassen,  welche  sie  um  Rath  be- 
fragten, nethen,  zwei  Kassen  anzulegen,  die  eine  für  den  unbe- 
rechenbaren Theil  des  Arbelterversicherungswesens,  nämlich 
die  Krankenvei-sicherung ,  und  eine  andere  für  den  berechen- 
baren, die  Alters-  und  Ueberlebensversicherung.  Die  vorhan- 
denen Mortalitätstafeln  genügten  zur  Berechnung  der  Prämien 
dieses  Zweiges.  Während  also  in  die  Kasse  der  Alters-  und 
Ueberlebensvereicherungsvei-sichei-ung  i-egelmässige  Beiträge 
flössen,  sollte  das  Krankengeld  aus  unregelmässigen  Umlagen 
nach  dem  zufälligen  Bedflrfaiss  gedeckt  werden  *). 

Dagegen  hielten  Morgan  und  Frend  an  der  Priceschen 
Hypothese  fest.     Sie  gingen   zwar    bei   der  Aufetellong  von 


<)  Folgende  Vergleichung  nach  Becher.    Appendix  A.  9. 


Nach  Dr.  Price 


Nach  der  HighUnd 
Society 


]  Wocheo 
Krankheit 


Unter  32 
32—42 
43-51 


Unter  20 
20-30 
30-40 
40-50 

■w-eo 

60-70 


I., I    nucueo 

^'^'^  I  Krankheit 

10-2Ö  I     1,1250 
aS-30  1,3750 

30-40  ,     1.6250 
40—50  l 
indiii65; 


1,8795 


Wie  aus  der  Tabelle  zu  eraehen  iBt,  wäre  die  Krftnklichküt  bi>  nun 
60  Jahre  nach  der  Hochländischen  GeaellBchaft  viel  geringer,  ala  nach 
l'rice  und  Becher.  Nach  60  steigt  sie  auf  einmal  um  das  Doppelte  bii 
Dreifache  der  beiden  andern  Tabellen,  und  der  eigenen  .KrankheitBiiSs 
Ton  5U— 60.  Die  Berher'sche  nimmt  bis  zum  51.  Jahre  ein  höheres  Krank- 
hdtBquantum  nn,  als  die  Frice'scbe. 

-')  Minutes  of  Evidence.    Ü.  46  u.  57. 
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Prämientabellen  von  einem  Iiütieren  Frozentsatz  von  Kranken 
an^  als  Price,  aber  nur  nus  ilem  Grunde,  weil,  wie  aus  Mor- 
gan's  Worten  hervorgeht,  viele  Mitglieder  (1er  HUfskassen 
Krankheiten  simulirten  'i.  Auch  Glenny  schienen  die  Priceschen 
Tabellen  am  meisten  den  wirklichen  Verhältnissen  fjerecht  zu 
werden  *l.  In  London  da^c^en  wurde  ein  höherer  Prozentsatz 
der  Kranken  zu  den  Gesunden  festgestellt.  Eine  Gesellschaft 
ersah  aas  dem  Stande  ihrer  Kasse,  dass  die  von  Morgan  und 
Freud  konstruirten  Tabellen  zu  geringe  Pi'äniien  voi-schrieben  ^). 
Glenny,  obwohl  von  dem  Werthe  der  Price'schen  Hypothese 
flherzeugt,  schrieb  höhere  Prämien  vor,  als  die  Southweller 
Gesellschaft  und  der  Hampshirer  Verein,  weil  die  von  kleinen 
Leuten  verwalteten  Hilfskassen  höhere  Verwaltungsko&ten  erfor- 
derteo.  als  die  durch  Ehrenmitglieder  der  höheren  Klassen 
verwalteten  Vereine. 

Eine  eigenthUmliche  Bekehrung  ti-ug  t^ich  zu.  Finlaison 
erklärte  am  11.  ^lärz:  .Es  gibt  ein  bestUndiges  und  gege- 
benes Sterblichkeitsverhältniss,  aber  es  existirt  kein  solches 
Gesetz  in  Beziehung  auf  die  Krankheit."  Schon  am  18.  März 
sagte  er:  „Ich  bin  zwar  noch  der  Meinung,  dass  wir  mit  den 
existirenden  Materialien  nicht  im  Stande  sind,  die  Krankheits- 
er^'heinungen  auf  ein  bestimmtes  Gesetz  zurückzuführen,"  aber 
er  glaubte,  dass  sich  durch  periodische  Aufnahmen  Über  die 
Krankheit,  z.  B.  der  Arsenalarheiter  und  der  Soldaten,  ein 
Gesetz  finden  liesse.  Nachileni  sich  Finlaison  mehrere  Monate 
mit  der  Frage  beschäftigt,  und  das  Werk  der  Hochländischen 
Gesellschaft  studiert  hatte,  erklärte  er  am  17.  Juni,  dass  er 
seine  Ansichten  nunmehr  geändert  habe  und  er  sehr  geneigt 
sei  zu  glauben,  „dass  die  Wiederkehr  der  Krankheit  in 
tinun  viel  höheren  Grade,  als  bisher  vorausgesetzt  worden, 
konstant  sei."'  Ja,  er  lieferte  selbst  einen  Beitrag  zu  der 
Kraakheitsstatistik ,  indem  er  die  von  dem  Heer  gelieferten 
Materialien  zusammenstellte.     Danach  waren  beständig  krank: 

In  der  Kavallerie 4,0204%, 

in  der  Infanterie 4,9773%, 

in  der  Gardeinfanterie  ....    4,2042%. 
In  dem  ganzen  Heere :   4, 4~78  553  %  *). 
Cm  eine  genQgende,  einsrhläglicbe  Statistik  zu  ennöglichen, 
entwarf  Finlaison  folgendes  Formulur,  welches  von  jeder  Gesell- 
schaft aasgefilllt  werden  sollte.  —  Appendix  (B.  10^,  S.  158. 

(Formular  siehe  folgende  Seite.j 


I  .Minutes  of  Efidence.    S.  49 
I  ^  a.  O.    S.  40. 
I  a.  a.  O.    Thomas  Dean  S.  ' 
)  Appendix  B.  9.    S.  139. 
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■  Year  of  our  Lord  in  which   any  of  tbe  memben  of 

i'       this  Society  irfls  born. 

>'  Nr  boni   in  &ay  of  thoee  ve&rs  vho  beloDged  to 

li      the  sociely  on  the  l«t  of  Januarj  1825. 
ni  Nr.  of  these  lost  wo  have  served  the  time  «ntitling 
_|,      tbem  to  be  free  of  tbe  Society. 

|l  Nr.  born  in  any  of  those  yean  wbo  joiaed  tbe  BO- 

I  ciety  as  new  members  eince  J&naary  1325. 
Plir.  of  Members  born  in  «ny  of  thoae  years  wbo  died 

II  Bince  January  1825. 
II  Nr.  oftbeselast  who  feft  widowH  wiietber  cbargekble 

I  Nr.  of  Hembers  born  in  aoy  of  those  years  «ho 
'      qoitted  or  who  were  expelied  tbe  soäety  since  Ja- 

_  jiaan-  1825.  

I  Nr.  of  Members  born  in   any  of  those    years  who 

were  relieved  in  sickness  since  Jannary  1825. 
I  Total  number  of  weeks  for  vbich  sickness   mo 

was  paid  to  tben  maltogether  since  Jtmiiarj  IJ 
I  Of  tbis  last  Total  the  foliowing  Nr.   of  weeks  were 

on  reduced  aliowance  by  reason  of  conralesGenee 

or  slight  iilaesB. 
,|  And  the  foUowing  Nr.  of  weeks   were  on  redocad 

allownnce  by  reason  of  the  long  continuanc«  of  tbe 

illneaa. 


Nr.  of  Members  bom  in  any  of  those  years,  wbi 
I      coDtiDued  sick  longer  than  they  were  rdieTed. 
jj  Nt.  of  weeks  for  whi^  aliowance  was  refnsed,  anL 
..      which  extra  sickness  is  not  contaiDed  in  tbe  three 
||      preceding  columns, 
l  Nr.  of  members  boro  in  eacb  year  who  are  now  alin 

_!      and  compose  the  society. 

i<  Nr.  of  them  who  are  married  men. 

"  Nr.  out  of  these  last  who  have  children  alire. 


i|  Total  nnmber  of  children  alive  imder  5  yean  old. 

Total  number  of  children  alive  between  5  and  10. 
j  Total  number  of  children  aliTC  between  10  and  15. 

Total  number  of  children  alive  above  15. 
j  Nr.  of  widowB  bom 

_\ rhaj^eable  on  Ist 

I  Nr.  of  then  who  died  s 
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Der  Bericht  des  Koniites  verwart*  die  St-hottiEcbeD  Tafeln 
und  empfahl  die  Southwellei-  Tafeln ,  obgleich  es  wohl  einsah, 
dass  dieselben  auf  gar  keiner  statistischen  Basis  beruhten.  Er 
empbhl  sie,  weil  die  bisherigen  Fi-fahrunsen  für  sie  Sprüchen, 
wenn  man  auch  nicht  wissen  könne,  ob  nicht  andere  von  Price 
und  Becher  nicht  vorgesehene  Ursachen  das  günstige  Resultat 
erzielten. 

Da  jedoch  nach  den  Southweller  Tafeln  das  Krankengeld 
mit  Ö5  Jahren  aufhören  und  dann  eine  Altei-srente  beginnen 
solle,  so  sei  es  nüthig,  dass  doi-t,  wo  keine  Altersversicherung 
bestände,  eine  besondere  und  hinreichende  Prämie  für  Krank- 
heit and  Arbeitsunfähigkeit  nach  dem  G5.  Jahre  vorgeschrieben 
würde. 

Wir  gelangen  nun  zu  dem  2.  grossen  Zweige  des  Arbeiter- 
reniclieruDgswesens,  der  Alters-  und  Ueberlebensversicherung. 
Nicht  als  ob  alle  Arbeiter  für  sich  eine  Altersrente,  und  für 
ihre  Wittwe  die  Zahlun;;  eines  Be^rilbniss^eldes  geslL-hert  hätten. 
In  G^entheil:  in  Schottland  war  die  Altei-svei-sicherung  fast 
ganz  unbekannt  ■)  und  in  England  wurden  wenige  Kontrakte 
dieser  Art  abgeschlossen,  weil  die  Pi-ämien  so  hoch  waren, 
dass  sie  aus  dem  Lohne  des  Arbeiters  nicht  bestntten  werden 
koaaten  *).  Man  zog  es  daher  in  vielen  Kassen  vor.  die  Kran- 
kenversicherung bis  zum  Lebensende  dauern  zu  lassen.  Die 
Alterereate  jedoch,  welche  die  Arbeiter  mit  ihrem  kärglichen 
Lohne  erwerben  konnten,  war  so  gering  (sie  betrug,  wie  man 
ins  den  Tabellen  dieses  Kapitels  ersieht  durchgängig  die  Hälfte 
des  ersten  Satzes  des  Krankengeldes  „bed-laying  pay"),  dass 
die  Aussichten  durchaus  nii-ht  verlockend  waren.  Wollte  aber 
ein  Arbeiter  im  Alter  von  25  Jahren  für  eine  Rente  selbst 
■ur  von  5  Schillingen  wöchentlich  kontrahiren ,  so  hatte  er 
nach  der  Southweller  Tafel  monatlich  vierzig  Jahre  lang 
10  Fence  zu  bezahlen.  PQnf  Schillinge  in  einem  Alter,  wo 
die  sorgsamste  Pflege  nOthig  wird,  mit  65  Jahren  kaum  die 
Hälfte  dessen,  was  er  als  Mann  erwarb.  Die  Altersrente  war 
jedoch  in  den  wenigsten  Fällen  so  hoch.  Sie  betrug  häufig 
genüg  nur  1  Schilling  oder  1  Schilling  6  Pence'j.  „Wenn  eine 
Person,  welche  von  Handarbeit  lebt,  i3-^  Jahre  alt  wird,  hat  sie 
nnr  ein  Viertel  von  Dem,  was  zu  ihrem  Unterhalte  nöthig  ist," 
sagt  ein  Zeuge*),  kurz:  die  Altersrenten,  welche  die  Arbeiter 
baahlen  konnten,  waren  ungenügend,  und  diejenigen,  welche 
mm  Lebensunterhalt  nöthig  waren,  konnten  sie  nicht  bezahlen. 
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Das  iDUBste  abschrecken.  Und  war  nicht  der  Staat  verpflichtet, 
den  ai-men  Arbeiter  im  Alter  zu  erhalten?  War  es  Oberhaupt 
wahi'Scheinlich,  dass  er  nach  50  Jahren  schwerer  Arbeit,  ust 
t^licher  Entbehmng  und  periodisch  immer  wiederkehrender 
Noth  noch  leben  würde?  Die  Altersversicherung  schien  und 
scheint  dem  englischen  Arbeiter  noch  immer  eine  sehr  unsichere 
Spekulation  >). 

Die  Filmten  dieses  Versicherungszweiges  wurden  fast  all- 
gemein nach  der  Northamptonei  Tafel  normirt.  Die  erste  und 
wichügste  Frage  war  also,  ob  dieselbe  eine  richtige  Absterbe- 
ordnung i-esp.  Ueberlebensordnung  angebe. 

Auf  dem  Gebiete  der  Mortalitätsstatistik  war  inzwischen 
ein  entschiedener  Schritt  vorwärts  gethan  worden.  Der  er- 
wähnte Joshua  Milne  hatte  im  Jahre  1815  ein  Werk  „Trea- 
tise  on  Annuities"  veröffentlicht  und  in  demselben  eine  Mor- 
talitätstafel vei-öffentlicht,  welche  auf  genauen,  sich  ober  die 
neun  Jahre  von  1779—1787  erstreckenden  Beobachtungen  dee 
Dr.  Heysham  zu  Carlisle  beruhte.  Dr.  Heysham  hatte  nicht 
nur  das  genaue  Alter  jedes  Gestorbenen,  sondei-n  auch  die 
Todesursache  bei  jedem  Todesfall  angegeben.  Ausserdem 
standen  Milne  noch  zwei  Volkszählungen  der  beiden  Pfarreien, 
welche  die  Stadt  und  ihre  Umgebung  urafassten,  zu  Gebote, 
In  denselben  war  das  Lebensalter  jedes  Gezählten  angegeben. 
Solche  Materialien  hatte  bis  jetzt,  ausser  Wargentin,  Niemand 
besessen.  Milne  arbeitete  sie  sorgsam  durch  und  konstruirtc 
daraus  die  bekannte  Carlisle  Table,  die,  obwohl  sie  nur  auf 
Beobachtungen  Über  1800  Personen  basirte,  doch  an  Genauig- 
keit alle  andern  vorhandenen  Qbeiti-af 

Finlaison  hatte  im  Jahre  1819  von  der  Regierung  den 
Auftrag  erhalten,  eine  Sterblichkeitstafel  aus  englischen  Quellen 
aufzustellen,  und  zwar  aus  den  Listen  von  Pensionären  der  in 
den  Staatstontinen  Versicherten.  Dieselbe  sollte  nach  Ge- 
schlechtern gesondeii  sein.  Ihm  standen  25  000  Fälle  zu  Ge- 
bote. Aussei-dem  bearbeitete  er  die  Daten,  welche  ihm  die 
Listen  der  Pensionäre  zu  Chelsen  und  Greenwich  vom  31.  De- 
cember  1813  bis  zum  1.  Juli  1821  liefeiten '^). 

Die  von  Finlaison  gefundenen  Resultate  stimmten  mit  den- 
jenigen Milne's  in  hohem  Grade  Qberein.  Seine  Tafeln  be- 
zeichneten einen  weitern  Fortschritt.  Er  trennte  die  Tafeln 
nach  Geschlechtem  und  fand,  dass  die  Lebenserwartung  der 
Frauen  im  Allgemeinen  eine  grössere  ist,  als  die  der  Männer. 
Aber  diese  Tafein  wichen  um  so  bedeutender  von  der  Nort- 


')  We  ha?e  none  for  annuily,  sagt  der  SekreUkr  einer  & 
gliedern  beatebenden  HilfskaEse  aus.    a.  a,  0.  S.  61. 
»)  Hinutes.    S.  44  und  45. 
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hamptooer  Tafel  ab.     Frice's  Tabelle  zeigte  ein  schnelleres 
Absterben  ■). 

Gab,  vie  nach  den  neuei-en  Untei-sachungen  schien,  die 
Nortliunptoner  Tafel  eine  zu  niedrige  Lebenserwartung  airf 
fast  allen  AlterBstufen  an,  dann  verlangten  Gesellschaften, 
welche  sieh  ihrer  bedienten ,  flir  die  Ueberlebensversicherung, 
zu  hohe,  für  die  Alterversichening  zu  geringe  Prämien.  Dieser 
ScUuss  wurde  durch  die  hohen  Gewinne,  welche  die  Ver- 
GJeberuDgS'Geseilscbaften  im  UeberlebensTersichenmg&geschäfte 
machten,  vollauf  bestätigt  *). 

Die  Northamptoner  Tafel  wurde  allgemein  verworfen.  Nur 
die  Herren  Morgan,  Frend  und  Becher  bekannten  sich  zu  ihr, 
obwohl  aus  ihi-en  Antworten  und  der  Art,  wie  sie  antworteten, 
deutlich  hervorgeht,  dass  sie  Überzeugt  waren,  fQr  eine  ver- 
lorene Sache  zu  kämpfen.  Frend  und  Morgan  konnten  nicht 
leugnen ,  dass  die  Listen  der  Gesellschaften ,  welchen  sie 
als  Beamten  angehörten,  eine  viel  höhere  Lebenserwartung 
zeigten,  aber  sie  glaubten  dies  daraus  erklären  zu  können, 
dass  die  Lebensversicherungs-Gesellschaften  nur  Leute  mit 
guten  Konstitutionen  aufnähmen  und  die  Northamptoner  Tafel 
dodi  fQr  die  Gesammtheit  der  Bevölkerung  richtig  sein  könne. 
Frraid  fögte  hinzu,  dass,  wenn  auch  die  Prämien  fßr  die  Ueber- 

')  Appendü  B.  (o  Report  from  Select  Committee  von  1827.    S.  69. 
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lebeoEversichening  theilweise  zu  hoch  bemessen  wären,  fOr  die 
Hilfskassen  daraus  kein  Schade  erwOchse,  da  ihr  erstes  Ziel 
Sicherheit  sein  mDsse.  Frend  schien  vollständig  zu  übersehen, 
dass  diese  ForderuDfi  bei  den  Friendly  Soeleties  der  damaligen  Zeit, 
welche  keine  gesonderten  Kassen  hatten,  nur  so  wirken  konnte, 
dass  aus  ilem  UeberschQseen  eines  Versichei-ungezweiges  die 
Defizite  eines  andern  bezahlt  wurden,  oder  andere  ausgedrilekt, 
dass  die  Mitglieder,  welche  ihrer  Wittwe  ein  ßegräbnissgeld 
sicherten,  zu  gleicher  Zeit  einen  Theil  der  AlteTSveTsicherungs- 
prämien  und  vielleicht  auch  der  Kranklieitsversichehingspr^mien 
ihrer  Vereinsgenossen  tragen  mussten,  da  jene  zu  niedrig 
waren  und  ein  Arbeiter  gewöhnlich  ein  ßegräbnissgeld,  aber 
keine  Altei-srente  vei-sicherte. 

Jemand  entdeckte  eine  Kompensation  eigenthQmlicher  Art, 
wie  der  Report  belichtet.  Ein  Vei-sicherter  im  Alter  Ton  65  Jahren, 
wurde  behauptet,  habe  wahi-scheinlich  nur  wenig  Krankengeld 
erhalten.  Also  werde  das  Defizit  in  der  AltersversichemngskaBsc 
durch  den  Ueberschuss  in  der  Krankenkasse  gedeckt  werden. 
Dagegen  liessen  sich  erstens  die  eben  gemachten  Erörterungen 
geltend  machen,  zweitens,  dass  es  nicht  erwiesen  war,  dass 
Krankheit  und  Tod  in  einem  geraden  Verhültniss  zu  einander 
stehen  —  Glenny's  Erfahrungen  sprachen  für  das  Gegentheil. 
Der  Report  bemerkt  dazu'):  „Es  ist  augenscheinlich,  dass 
dies  nur  wahr  ist,  wenn  die  beiden  Versicherungen  ein  rich- 
tiges Verhältniss  zu  einander  haben."  Diese  Art  der  Kom- 
pensation ist  jedenfalls  nicht  vor  dem  Ausschusse  von  1825 
voi^etiagen  worden.  Becher  ist  der  Einzige,  der  an  zwei  Tagen 
von  einem  Kompensationsprinzipe  sprach*).  Aber  er  glaubte,  dass 
sich  die  Alters-  und  Ueberlebensversicherungsprämien  kom- 
pensiren  würden.  Wenn  der  Wei-th  des  Lebens  gestiegen  sei, 
und  daher  die  Beiträge  fUr  das  Begräbnissgeld  zu  hoch  be- 
messen wären,  so  kamen  dieselben  den  zu  niedrig  bemessenen 
Beiträgen  für  die  Altersversicherung  zu  Gute.  Das  ist  zweifel- 
los in  einer  Hil&kasse,  in  der  beide  Alten  der  Versicherung 
mit  einander  verbunden  sind,  richtig. 

Es  wäre  noch  möglich,  dass  der  Berichterstatter  Becher 
missverstanden  hätte. 

Der  Bericht  des  Ausschusses  empfiehlt  darum  die  Nort- 
hamptoner  Tafel  fQr  die  Iteberlebensversicherung,  und  glaubt, 
dass  die  aus  derselben  berechneten  Prämien  vermindert  werden 
könnten,  wenn  alle  andern  Versicherungazweige  auf  solider 
Grundlage  beruhen^). 


')  Report.    S.  16. 

■^)  Minntes.    S.  21  and  S7. 

^)  Report.    S.  17. 
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Ueber  die  PrämieD,  welche  eine  gut  geleitete  Alterver- 
BdMung  erfordern  wOrde,  wagt  der  Ausschuss  nicht,  ein  end- 
gBttJges  Urtfaeil  abzugeben.  Die  Nothwendigkeit,  seine  Arbeiten 
•bnoKbliessen  —  der  Schluss  der  Session  stand  bevor  —  be- 
wegt Um,  den  GrQndem  von  Hilfskassen  Vorsicht  anzuempfeh- 
les.  Wenn  die  Mitglieder  eines  Vereins  gleichalterig  wftren, 
md  Ausreicfaende  Prämien  für  die  Krankenversichei-ung,  nicht 
aber  f&r  die  Altersversicherung  vorgeschiieben  seien ,  wUrde 
der  Irrthom  erst  entdeckt  werden,  wenn  sie  alle  in  den  Ge- 
nus der  Alteisrente  triUen.  Dann  wAre  plötzlicher  Ruin  das 
ädiere  Loos.  Vielleicht  wären  Finlaison's  Tabellen  am 
empfehlenswerthesten '). 

Weil  die  Prämien  der  Altersversicherung  sehr  hoch  wären, 
und  andererseits  in  den  Armen  der  Geist  der  Unabhängigkeit 
tntagt  werden  mOsse,  so  sei  jede  Ermuthigung  und  jede  Leich- 
tii^eit  deiyenigen  zu  gewühren,  welche  eine  genügende  Alters- 
leate  versidiem  wvllten,  damit  sie  nicht  im  Alter  der  äussersten 
Annntli  aoheim  fielen,  und  nicht  so  lange  ihre  Arbeitsunfähig- 
keit iif^endwie  zweifelhaft  wäre,  sich  der  Plackereien  der  Kassen- 
beamteo  zu  erwehren  hätten. 


*l  Report.  S.  16.  Der  Ansschusa  memte  wahncheialich  folgende 
Tkbdle,  die  uns  unter  den  Tielen  von  FinltÜBon  eitigereichten  für  eine 
AttNÜB'kaMe  an  pmendaten  eischemt  Wir  gehen  sie  im  Aiuznge  luch 
Aoptadix  fi.  9.  S.  150.  Sie  ist  nacta  Zettr&umen  von  2  J&hren  normirt. 
aIk  ZahlimKen  hOren  mit  65  mL  la  dieser  Tabelle  wurde  mm  enWn 
mie  ravöcSt,  den  Untenchied  der  LebenBerwartoog  zniacben  ^laon  nnd 
Wob  in  du  Aitaiterrersicheraiipweaen  einzofUbrea. 
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Ein  anderer  Zweig  des  Arheiten'ersichei-ungswesens,  Ober 
welchen  der  AusBchuss  berieth,  war  die  AuBBteuerversiche- 
rung.  Das  Komite  erfasste  das  Problem  richtig.  Es  suchte 
festzustellen,  wie  viele  BjDder  im  Durchschnitt  in  einer  Ehe 
geboren  werden  und  wie  viele  in  den  verschiedenen  Le- 
bensjahren sterben.  Auf  diesem  Felde  war  aber  noch  weniger 
vorgearbeitet,  als  auf  andern.  Es  erhielt  hauptsächlich  von 
Dr.  Granville  einiges  Material  über  die  Kinderzahl  fruchtbarer 
Ehen.  Aber  es  war  Nichts  Über  das  Verhältniss  von  friicht- 
baren  zu  kinderlosen  Ehen  bekannt.  Das  einzige  Resultat, 
welches  damals  von  einigem  Werthe  schien  und  uns  jetzt  ge- 
läufig ist,  war,  dass  die  englischen  Ehen  der  unteren  Klassen 
durchgängig  fruchtbarer  sind  als  die  französischen  derselben 
Klassen,  dass  aber  ein  grösserer  Prozentsatz  der  Geburten  in 
England  stirbt^). 

Wie  gedachte  der  Ausscbuss  das  Resultat  seiner  Be- 
mühungen in  die  Gesetzgebung  überzuführen  ?  Man  hatte 
vorgeschlagen,  dass  das  Parlament  Tabellen  aufteilen  sollte. 
Dagegen  erklärt  sich  der  Bericht  aus  dem  Grunde,  dass  selbst, 
wenn  genügende  Tabellen  existirten ,  doch  parlamentarische 
Tabellen  Verschiedenheiten  der  Oertlichkeiten  und  der  Beschftf- 
ügungen  nicht  in  Betracht  ziehen  könnten.  Der  heftige  Wider- 
stand, welchen  die  Enichtung  einer  Centralbehörde  im  Jahre 
1818  gefunden  hatte,  bestimmt  den  Ausschuss,  auf  einen  Aus- 
weg zu  sinnen,  der  zu  dem  erstrebten  Ziele  fühi-e,  nur  geringe 
Veränderungen  des  Gesetzes  nöthig  mache  und  weder  unbe- 
gründete Furcht,  noch  Misstrauen  erwecken  könne. 

Diesen  Ausweg  glaubt  er  in  der  Vorschrift  gefunden  zu 
haben,  dass  alle  Gesellschaften  hinfort  ihre  Statuten  vor  der 
Begistrining  derselben  an  die  Staatsschuldenverwaltunp ,  der 
sie  dieselben  bisher  nach  der  Registiirung  zu  übermitteln 
hatten,  einsenden,  und  dass  der  Aktuar  und  vielleicht  noch 
ein  Kollege  desselben  die  Prämientabellen  prüfen  und  bestft- 
tigen  sollen.  Das  von  ihm  ausgestellte  Zeugniss  darf  Bernau 
kungen  und  Rathschläge  enthalten. 

Um  diese  Ziele  zu  erleichtem  und  die  Bedeutung  der 
Hilfskassen  zu  eifahren,  sollten  sie  nicht  mehr  ihr  Verm&gen 
in  Sparbanken  niederlegen  düi-fen,  sondern  dasselbe  der  StaatB- 
schuldenverwaltung  übergeben. 

Ein  Sparbankgesetz  vom  Jahre  1824  hatte  für  alle  Spar- 
banken Jährliche  Abschlüsse  Über  Einnahmen  und  Ausgaben 
in  vorgeschriebener  Form  angeordnet,  die  der  Staatsschulden- 
verwaltung eingesandt  werden  mussten.  Der  Ausschuss  scblftgt 
für  die  Hilfskassen  ähnliche  Ausweise  vor.  Sollte  dieses  Pro- 
jekt Misstrauen  erregen,  dann  möchte  es  angezeigt  sein,  jeden 
Verein  mit  einer  Anweisung  über  Buchführung  und  einem  vor- 

')  Siehe  TOnugsweiBe  die  Aussage  des  Dr.  OranTÜle  B.  83  t^. 
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geschriebenen  Formular  für  die  verlangte  statistische  Aufnahme 
m  Terseben. 

Erst  an  dieser  Stelle  wollen  wir  eine  wichtige  prinzipielle 
Erörtemng  behandeln,  wenn  sie  auch  auf  den  ersten  Seiten 
des  Berichtes  steht.  Der  Ausschuss  forscht  »ach  dem  Rechte, 
den  Hilfskassen  so  schwere  Beschränkungen  aufzuerl^en.  „Zu 
keiner  Zeit  war  es,  noch  ist  es  jetzt  Gewohnheitsrecht  oder  Ge- 
setz", beisst  es  dort')  „die  Unterthanen  des  Königs  des  Rechtes 
n  berauben,  sich  zum  Zwecke  gegenseitiger  Unterstützung  zu 
vereinigen."  Wesshalb  also  gesetzliche  Beschränkungen?  „Nur 
in  Anbetracht  der  Vortheile,  welche  das  Gesetz  gewährt,  kann 
eine  beschi^nkende  staatliche  Einmischung  in  die  Angelegen* 
b^  freiwilliger  Assoziationen,  die  für  gesetzmässige  nnd  unschul- 
dige Zwecke  gegrOndet  wurden,  gerechtfertigt  werden." 

Durch  besondere  Feinheit  und  Tiefe  des  Geistes  auf  theo- 
retischem Gebiete  haben  sich  die  Engländer  nicht  ausgezeichnet. 
Es  fehlt  ihnen  an  Ideen,  wenn  wir  das  Wort  im  Kantischen 
Sinne  nehmen.  So  verkennt  denn  auch  diese  prinzipielle  Er- 
örterung das  Wesen  der  Frage.  Der  Bericht  geht  offenbar  in 
seinen  Betrachtungen  von  einem  langst  vergangenen  Zustande 
aas,  wo  die  staatliche  Macht  gering,  das  politische  Band  lose,  der 
Einzelne  selbstherrlich ,  ohne  von  einem  Andern  etwas  zu  ver- 
langen, oder  seinen  Nachbarn  etwas  zu  geben,  auf  seinem 
Gnind  und  Boden  lebte.  Diese  Periode  ist  vorüber.  Wirth- 
echaftliche  Abhängigkeit  ist  der  Charakter  unserer  Zeit.  Wenn 
Qon  die  Gesammtheit  wie  in  England  verbindlich  ist,  fUr  den 
firod-  nnd  Obdachlosen  zu  sorgen,  dann  hat  sie  doch  auch 
wofa]  das  Recht,  dem  Einzelnen  solche  Beschränkungen  auf- 
zoerlegen,  die  ihr  geKährleisten ,  dass  er  sich  nur  in  Fällen 
nnyerschuldeter  Armuth  an  sie  wendet  Er  wieder  mnss  ver- 
langen ,  dass  solche  Gesetze  gegeben  werden ,  welche  es  ihm 
ermöglichen,  den  Lohn  seiner  Arbeit  zu  erhalten.  Sind  aber 
wirtfaachaftliche  Theilnahme  des  Einen  fUr  den  Andern  das 
Grundgesetz  eines  Landes,  dann  begründen  nicht  die  Vortheile, 
welebe  das  Hilfekassengesetz  gewährt,  die  Beschränkungen, 
welche  es  auferlegt,  sondern  dann  ist  das  Annengesetz  der 
zureichende  Grund  fQr  alle  gesetzlichen  Normen  auf  sozialem 
Gebiete. 

Der  Ausachnss  machte  schliesslich  den  Vorschlag,  alle 
bestehenden  Hilfskassengesetze  zu  konsolidiren  und  empfiehlt 
die  Fortsetzung  der  Untersudiung  in  einer  andern  Session,  da 
der  Schlnss  derselben  zur  Beendigung  der  Arbeiten  dränge. 

Um  80  erstaunter  ist  man,  in  den  Journalen  des  Unter- 
hauses unter  dem  14.  März  1826  zu  lesen,  dass  Courtenay,  Fle- 
ming;, Monck  und  Bransb;  Cooper  um  die  Eriaubniss  bitten, 
einen    Gesetzentwurf  einzubringen  ,to  consolidate  and  ameud 
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the  Laws  relating  to  Friendly  Societies'.  Seit  der  Zeit  hört 
man  von  dem  Gesetzentwurfe  Nichts  mehr.  Zugleich  baten 
sie  um  Anordnung  einer  umfassenden  Statistik  über  die  vom 
25.  März  1825—25.  März  1826  erhobene  Armensteuer. 

Ausserdem  weist  das  Journal  verschiedene  Fetitiooen  auf^ 
welche  in  Beziehung  auf  einige  Hauptpunkte  des  Gesetzes 
stellen.  Am  15.  Februar  bittet  Robert  Sontar  um  Aufmunte- 
mng  der  Hilfskassen,  da  sich  in  Zeiten  der  Noth  die  letzteren 
wirksamer  als  die  Sparbanken  erwiesen  hätten.  Am  28.  Fe- 
bruar petitionirt  George  Glenny  wieder  um  die  Einsetzung 
einer  Centralbehönie ,  da  viele  Gesellschaften  mit  der  Grund- 
lage des  Vei-sicherungswesens  ganz  unbekannt  seien.  Den- 
selben Inhalt  hat  die  Petition  von  John  Sutton,  welche  unter 
dem  15.  März  dem  Hause  vorliegt.  Am  14.  März  bitten  Mit- 
glieder aus  Portsea,  den  das  Schiedsgericht  betreffenden  Para- 
graphen nicht  ausfallen  zu  lassen.  Um  die  Beibehaltung  des 
Schiedsgerichts  bitten  eine  Londoner  Kasse  unter  dem 
13.  April,  und  ,The  Social  Brothers'  unter  dem  18.  Mai  1826. 
Unter  dem  18.  April  beklagt  sich  Thomas  Spraggs  aas 
Portsea  darüber,  dass  eine  Hilfskasse  ihm  eine  Zahlung,  za 
der  er  berecfatigt  wäre,  nicht  länger  leiste,  und  ihn  darauf 
ausgeschlossen  habe,  ohne  ihn  zu  hören.  Er  bäte  darum,  dass 
die  Gesetzgebung  Sorge  träfe,  dass  die  Versprechungen,  welche 
die  Hilfskassen  machten,  auch  von  ihnen  gehalten  werden 
mQssten.  Am  4.  Mai  1826  läuft  eine  zweite  Petition  von 
Glenny  ein.  Er  bittet  um  Einsetzung  einer  ,temporary  Com- 
mission',  damit  der  Zustand  der  HilMassen  während  der  par- 
lamentarischen Ferien  weiter  untersucht  würde. 

Diese  Petitionen  sind  desshalb  interessant,  weil  sie  eine 
Skizze  der  Erwartungen  und  Beffirchtungen  geben,  welche  sich 
an  die  Einbringung  der  Vorlage  knüpften.  Es  geschah  jedoch 
in  dem  Jahre  Nichts  und  erat  in  der  folgenden  Session  1827 
beschäftigte  man  sich  wieder  mit  den  Milfskassenl  Ein  parla- 
mentarischer Ausschuss  setzte  die  Arbeiten  des  Select  Com- 
mittee  vom  Jahre  1825  dort  foit,  wo  sie  2  Jahre  vorher  steben 
geblieben  waren.  Er  sass  vom  3.  April  bis  zum  12.  Juni  1827 
unter  dem  Präsidium  von  Courtenay.  Er  veröffentlichte  am 
29.  Juni  1827  einen  135  Folioseiten  starken  Bericht  unter  dem 
Titel  „Report  from  the  Select  Committee  on  the  Laws  Be- 
specting  Friendly  Societies". 

Die  Kranken-  und  Ueberlebensversicherung  schienen  dem 
Ausschuss  durch  den  Report  von  1825  hinreichend  erschöpft. 
Er  empfahl  ebenfalls  die  Southweller  und  Noilhamptoner  Tabelle. 
Als  sein  Arbeitsfeld  betrachtete  er  die  Altersversichernng. 
Nichtsdestoweniger  beschäftigte  er  sich  mit  einer  neuen  Ta- 
belle Becher's,  welche  derselbe  der  Dorsetshire  Friendly  Socie^ 
entworfen  hatte,  die  im  Jahre  1826  als  der  dritte  Grafechaß»- 
verein  gegründet  worden  war.    In  derselben  hatte  er  die  schazfe 
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gegen  die  Noi-Üiamptoner  Tafel  f;erichtete  Kritik  benutzt, 
so  esUehieden  er  auch  an  seinen  AnBichten  feethtelt  und  die- 
selbe in  einem  literarischen  Kampfe  g^en  Glenny  verfocht'). 
Die  nun  nach  einjährigen  Perioden  normirten  Prämientafeln 
der  AltersversicheninR  der  Dorsetshirer  Gesellschaft  fordern 
habere  Prftmien,  als  die  Southweller  Gesellschaft.  Dies  er- 
nicbt  Becher  durch  den  Kanstgriff,  dass  er  zwar  an  der  Nort- 
hamptooer  Tafel  festhält,  aber  einen  geringeren  Zinsfuss 
(S'i"/!))  zu  Grunde  I^t  Wie  man  sieht,  war  auch  darin  ein 
Fortschritt  enthalten,  dass  er  dieselbe  Aiterspension  für  die 
Zeit  nach  70  berechnete  *). 

Diese  Tafel  legte  der  Ausschuss  den  bedeutendsten  ma- 
theouti&cfa  gebildeten  Versicherungsbeamten  der  damaligen 
Zeit,  den  Herren  Baily,  Gompertz,  Davies,  Milne,  Naylor, 
Flnlaison  mit  der  Frage  vor,  ob  dieselbe  genfige,  vorausgesetzt 
dass  der  Zinsfoss  4'/}  %  betrüg.  Die  Urtheile  waren  im 
Ganzen  gfinstig.  Finlaison  betonte  nur,  dass  dieselbe  für 
Klubs  mit  weiblichen  Mitgliedern  nicht  genügte.  Wir  halten 
es  nicht  für  nöthig,  Finlaison's  Tabelle  abzuschreiben,  noch 
eine  neue  umfassende  Prämientabelle,  welche  der  unermtkdlicbe 
Becher  dem  Ansschusse  von  1827  vorlegte,  da  wir  von  der 
Ansieht  ausgehen ,  dass,  da  jene  Tabellen  keinen  dauernden 
Werth  haben,  es  nur  unsere  Aufgabe  sein  kann,  die  allmäh- 
liche Entwicklung  der  mathematischen  Begründung  des  Arbeiter- 


<)  Corodiaa  W&lford,  The  Inannuice  Cjclopaedia.    IT.   9.  421. 
pbe  der  HUl  der  Streitschriften. 
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Versicherungswesens  anschaalich  zu  machen.  Becher  nonnirte 
in  ilei'selben ')  die  Beiträge  in  allen  Zweigen  des  Versiche- 
rungswesens nach  einjährigen  Zeiträumen. 

Der  Report  empfahl  denn  auch  die  Dorsetshire  Tables 
oder  die  neuesten  Tabellen  Becher^s  unter  dem  Vorbehalt, 
dass  1)  eine  besondere  Kasse  aus  Strafen,  Eintrittsgeldern,  frei- 
willigen Beiträgen  gebildet  würde,  woraus  die  Verwaltungs- 
kosten bestritten  werden  sollten;  dass  2)  das  Verhältniss  der 
Frauen  zu  den  Männei-n  V»  der  gesammten  Mitgliederanzatal 
nicht  erheblich  Qbersteigen  doi-fe;  dass  3)  die  Altei-sversiche- 
rang  immer  mit  einer  Lebensversicherung  verbunden  werdoi 
müsse,  welche  die  Hälfte  des  monatlichen  Beitrf^es  fQr  jme 
eneiche  (Kompensationsprinzip  von  1825!);  4)  dass  der  jetzige 
Zinsfuss  nicht  verändert  werde.  Die  Bedingungen,  an  welche 
der  AuBschuEs  seine  Zustimmung  knüpfte,  sind  nach  dem 
Vorigen  leicht  verständlich. 

Der  grössere  Theü  der  Arbeit  war  Untersuchungen  Ober 
den  Werth  der  vorhandenen  Mortalitätstafeln  gewidmet  Ein- 
mal ist  Alles,  was  damals  erst  für  die  grosse  Masse  der  Ge- 
bildeten an's  Licht  der  Oeffentlichkeit  gebracht  wurde,  längst 
bekannt,  zweitens  kann  es  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  diese 
Fragen  allgemein  theoretischer  Natur  zu  behandeln.  Wir 
müssen  jedoch  bemerken,  dass  durch  Moi^an  die  Mortatitäta- 
statistik  indirekt  berichtigt  worden  war.  Er  hatte  die  Daten 
Ober  Sterblichkeit,  welche  die  Listen  der  .Equitable'  auf- 
wiesen, im  Jahre  1800  veröffentlicht.  Die  meisten  Londoner  Ak- 
tuare ')  hatten  dieselben  verwerthet,  und  unter  andern  Griffith 
Davies,  Aktuar  des  ,Guardian  Insurance  Office',  daraus  eine 
Mortaiitatstafel  konstruirt,  welche  die  Unrichtigkeit  der  Nort- 
hamptoner  Tafel  schlagend  nachwies.  Morgan  war  über  dM 
Unterfangen  der  jüngeren  Generation  nicht  sehr  erbaut,  und 
behauptete,  dass  die  auf  seine  Materialien  gestützten  Arbeiten 
nur  sehr  beschränkten  Wei-th  hätten,  weil  die  meisten  Ver- 
sicherten bei  der  Aufnahme  über  30  Jahre  alt  gewesen  wiren. 
Auch  hätten  in  den  letzten  Jahren  seine  Erfahrungen  mit  der 
Nortbamptoner  Tafel  übereingestimmt. 

Ausserdem  hatte  Finlaison  seine  frühere  Arbeit  noch  ein- 
mal durchgesehen.  Dieselbe  fand  allgemeinen  Beifall.  Folgende 
Vergleichung  zeigt  kurz  den  Standpunkt,  bei  welchem  die  Ver^ 
sieherungswissenschaft  in  der  zweiten  Hälfte  der  zwanziger  Jahre 
angelangt  war^). 


')  Appendix  I.  to  Report  (1827).  S.  1 
^)  MuiatAS  of  ErideDce.  S.  46  n.  47. 
')  Kflport    S.  7. 
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Die  Aktaare  waren  durcbgftngig  der  Meinung,  dass  die 
TafelD  Finlaison'a  and  Griffitb  Davies'  nicht  in  Hilfskassen 
nbraneht  werden  dQiften,  da  die  Materialien  andern  Lebens- 
Kiciaeii  eDtnommen  seieD,  und  die  Versicherten  sorgfältig  ans- 
gewiUt  wttrden  *). 

Griffith  Davjes  und  Finlaison  warden  daher  vom  Aus- 
BcbnBBe  beauftragt  eine  kurze  Tabelle  nach  den  neuesten 
UDteisucfaimgeD  zu  entwerfen.  Dieselben  kamen  der  Anf- 
iprdernDg  rasch  nach.  Wir  geben  die  Tafel  im  Auszuge. 
Die  Beitntge  hören  mit  70  Jahren,  der  Eintritt  hört  mit 
SO  Jahren  auf.  Die  Verwaltungskosten  sollen  aus  Beiträgen 
Ton  Ehrenmitgliedern,  Strafen  oder  besonderen  Umlagen  be- 
stritten werden.  Die  beig^ebenen  kurzen  Begelu  sind  eben- 
M  klar. 

Die  Yersichernng  ging  auf  10  Schillinge  bed-lying  pay. 


')  Darin  wir  hio'  önoi  Iitthnm  berichtigen ,  den  wir  mveilen  in 
WeAn  aber  McrtaüUmtatiatik  gefanden  habeo?  Dieselben  setzen  blo^ 
Mtna,  daw  die  Thewetite  joier  Zeit  die  richtigen  Methoden  nir  Hcr- 
•Wteig  d>er  gcnflnaden  Hortalilktatafel  nicht  gäaont  hatten .  dan  der 
richtige  Wm  ent  donh  Moaer,  Qnetelet,  Hennann  gefanden  worden  sei. 
Dmm  Aanot  tot  lücbt  riditig.  waa  den  BUnnem  jener  Zeit  fehlt«,  waren 
die  Miniialim  tmd  »O^idierwäw  die  Zdt,  die  wohlbekannten  Methoden 
iiiiaiiiiiliii  Sie  Btaadao  alle  im  praktiMhai  Leben  ala  Veraichcnmn- 
hMBte  HDd  Modten  ridlddit  aoch  nach  echt  oigltacheni  Gnndsatxe  die 
iiifiiieiiiidiiiilll  Mol»  nidit  dea  materiellen  Lohnea  werth  halten.  HQoe 
itt  dM  PwMtn  ao  klar  ofuat,  daaa  in  den  knraen  ErArtenmgen,  welche 

BM  ob,  alle  apUcr  angewandten  Methoden  angedeutet 

I  DBd  25. 
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5  Schillinge  Walking  pay,  ceasing  at  the  age  of  70,  an  Al- 
lowance  for  Life  of  5  S.  weekly,  after  the  age  of  70  and  a 
Snm  of  10  i£  payable  at  Death').  Die  KrankheitsprÜmien 
berechneten  sie  nach  der  Hochländischen  Tafel,  aber  sie  nah- 
men als  Kompensation  nur  einen  Zinsfuss  von  3  %  an,  die  Qbrigen 
Versicherungen  berechnete  Davies  auf  Grund  der  Carlisle  T^l, 
Finlaison  nach  seiner  Moi-talitätstafel.  Darauf  wurde  ein  Kom- 
promiss  zwischen  beiden  geschlossen. 

Die  Tabelle  ist  die  Verköiperung  alles  Erstrebten.  Sie 
normirte  die  Beiträpe  nach  Jahren,  sie  vereinigte  eine  Ueber- 
lebens-  mit  einer  Altersversicherung,  sie  iuhrt  die  Kranken- 
versicherung bis  zu  70  Jahren  hinauf  und  sie  war  fQr  Jeden 
verständlich.  Finlaison  verzichtete  zu  Gunsten  der  Einhch- 
heit  auf  den  Unterschied  der  Lebenserwartung  für  Mann  und 
Weib.  Der  Ausschuss  empfahl  ^)  sie  denn  auch  „mit  viel  Ver- 
tiauen"  künftig  zu  bildenden  Vereinen,  obgleich  er  lieber  eine 
Trennung  nach  den  3  Versicheningszweigen  gesehen  hätte*). 
Er  hatte  gehofft,  durch  dies  Verfahren  den  Vereinen  zu  er- 
möglichen, aus  dem  Stande  der  verschiedenen  Kassen  auf  die 
Richtigkeit  der  Annahmen  zu  schliessen ,  auf  welche  die  be- 
züglichen Prämien  g^Hndet  waren.  Ausserdem  empfahl  er 
noch  die  Carlisle  Tafel. 

Die  Untersuchungen  des  Ausschusses  tlber  Geburten  und 
Eindersterblicbkeit  fUbrten  auch  diesmal  zu  keinen  genagaidm 
Besultaten.  Der  Beiicht  betont  die  Notbnendigkeit  einer  om- 
bssenden  Statistik. 

Im  Ganzen  entiiält  der  Bericht  die  Ansichten  des  fiühnren. 
Er  empfiehlt  noch  einmal  grosse  Gesellschaften.  Die  Minimal- 
zabl  dürfe  nicht  weniger  als  100  Mitglieder  betragen.  Nnr 
darin  weicht  der  Aussdiuss  von  1827  von  dem  ersten  ab,  dass 


■)  Appendix.    S.  135. 
*)  Hq)Ort    S.  II. 
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«r  die  TJeberaendiuig  der  Statuten  zuerst  an  den  Clerk  of  tbe 
FouB  fllr  zweckmässig  hält.  Dieser  soll  sie  der  Staatsschulden- 
nnnltiuig  übermitteln.  Die  im  Jahre  1835  vorgeschlagenen 
Barichte  sollen  nicht  von  der  StaatsschuldenTervnltung.  „um 
Uta  Uisstraoen  zu  erregen",  sondern  von  den  Friedensrichtern 
ud  zwar  alle  5  Jahre  eiogefordett  werden.  Diejenigen  Vereine, 
weldie  sich  dieser  Anordnung  nicht  unterwerfen  werden,  sol- 
len der  Vortheile  des  Gesetzes  verlustig  gehen.  Der  Ausschuss 
kill  es  Dicht  für  richtig,  und  das  ist  der  zweite  Unterschied. 
die  Kassen  davon  abzuhalten,  ihre  Gelder  in  Sparbanken  an- 
lolepeo.  da  ihnen  aus  dem  Verbot  ein  grosser  Zinsenverlust 
«prachsen  mOsste.  Doch  solle  man  alle  vor  1819  gegrQndeten 
Hübkassen  von  dem  Privilejz  ausschliessen. 

Da  die  Session  ßlr  die  Vorlegung  einer  Bill  zu  sehr  vor- 
serttekt  war,  wurde  beschlossen,  einen  Gesetzentwurf  erst  im 
falgenden  Jahre  einzubringen.  Am  21.  Fehruar  1828')  wird 
d^  Erlaabniss  ertheilt,  eine  Bill  einzubringen  „to  consolidate 
ind  amend  the  laws  relating  to  Fnendly  Societies", 

Der  von  Courtenay  und  Genossen  abgefasBte  Entwurf, 
datirt  6.  März  1828.  hat  folgenden  Inhalt  *j.  Diejenigen,  welche 
eine  Hilfekasse  gründen  wollen ,  i^ollen  Statuten  und  Prämien- 
tafelD  an  den  Clerk  of  the  Peace  der  Grafechaft  schicken,  wo 
die  Gesellschaft  ihren  Sitz  haben  soll ,  und  der  Clerk  of  the 
Peace  Qbermittelt  die  Schriftstücke  der  Staatsschuldenverwal- 
tnng,  welche  sie  ihrem  Accountant  zur  Begutachtung  vorl^. 
Nachdem  denelbe  Statuten  und  Tafeln  geprüft  hat,  sendet  er 
■ie  an  den  Clerk  of  the  Peace  zurOck.  Er  billigt  dieselben 
entweder  o<ter  er  macht  auf  ihre  Mängel  aufmerksam .  wobei 
er  den  Gesellschaften  mit  Rathsehl&gen  an  die  Hand  geht, 
andi  allgemnne  Nonnen,  welche  die  Staatsschnldenverwaltung 
erlassen  haben  mag,  zar  Kenntniss  der  Vereine  bringt.  Wenn 
die  eventuell  aogerathenen  Verftnderungen  von  den  Vereins- 
(ETtlndeni  angenommen  worden  sind,  unterbreitet  der  Clerk  die 
Statatea  und  Tafeln  den  Friedensrichtern  bei  den  nächsten 
Viertdjahrssitzungen,  wo  sie  die  gesetzliche  Sanktion  erhalten. 
Eine  von  der  Behörde  unterschriebene  Copie  geht  an  deo 
Verein,  eine  andere  wird  zu  den  Akten  genommen,  eine  dritte 
der  Staatsscfaaldenverwaltnng  Obersandt.  Der  Clerk  wird  für 
Mine  Mühe  entlohnt. 

Die  Statuten  sollen  schon  bei  der  Einretchung  die  Namen  der 
Tmstees  enthalten,  deren  Majorität  „sabstantial  householders" 
Dieselben  wählen  die  Nachfolger  ihrer  ausge- 


<)  S.  11. 

*)  Die  Daten  uch  dem  Jounul  of  tbe  Honse  of  CommonB.  ^iehe 
die  TCTbandliuiceii  u  den  geniDiit«n  Tigeo. 

t  V«nMcbe  BiUs  Public.  Senion  29.  Jaouu}-  —  23.  Julv  1823. 
TaLL 
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scbiedenen  Kollegen.  Die  Rechte  und  Pflichten  dieser  Beamten 
werden  genauer  präcisiit.  In  ihrem  Namen  steht  alles  Ver- 
mögen; sie  vertreten  die  Gesellschaft  nach  aussen  alB  KlSger 
und  Verklagte.  Ihre  Verantwortlichkeit  ist  wie  früher  be- 
schränkt Sie  ernennen  den  Schatzmeigter.  Die  Statuten 
mUssen  den  Ort  bezeichnen,  —  dieser  Paragraph  erscheint  auch 
diesmal  wieder  —  wo  die  Gesellschaft  ihre  Versammlungen 
abhalten  will,  weiter  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder 
abgrenzen  und  hinreichende  Vorschriften  Qber  die  Aufbewah- 
rnng  und  die  Art  der  Anlegung  des  Vermögens  geben.  Die  Klagen 
der  Mitglieder  gegen  einander,  sowie  die  Klagen  von  Wittwen 
gegen  den  Verein  werden  durch  2  Friedensnchter  entschieden. 
Die  Gesellschaften  dürfen  sich  nicht  ohne  die  Zustimmung  der 
Treuhänder  auflösen,  diese  sind  an  das  Gutachten  des  Accoun- 
tant  der  Staatsschuldenverwaltung  gebunden.  Wenn  die  Be- 
amten mit  Bewilligung  der  Majorität  der  Treuhänder  eine 
Aenderung  der  Statuten  eintreten  lassen  wollen,  dann  sollen  sie 
sich  an  den  Clerk  of  the  Peace  wenden. 

Einen  Theil  ihres  Vermögens  dürfen  einzelne  Klassen  von 
Vereinen  in  solchen  Sparbanken  anlegen,  welche  den  Anfoi^ 
derusgen  des  Gesetzes  von  1S17  nadigekommen  sind,  und 
zwar  solche  Kassen,  welche  sich  unter  diesem  Gesetze  haben 
einschreiben  lassen  oder  unter  dem  Gesetze  von  1819  registrirt 
worden  sind.  Alle  älteren  Kassen  gehen  des  Frivil^ums 
eines  hohen  Zinsfusses  verlustig.  Jede  Gesellschaft,  welche 
am  Registrirung  von  Zusatz-Statuten  bittet,  ist  nach  R^stri- 
rung  dei-selben  diesem  Gesetze  unterworfen.  Um  die  nicht 
arbeitenden  Klassen  von  der  Wohlthat  des  Gesetzes  auszo- 
sdiliessen,  wird  bestimmt,  dass  Gesellschaften  mit  hohen  Unter- 
stützungssätzen die  Vortheile  eines  hohen  Zinsfasses  mdit 
haben  sollen.  Jedes  Jahr  haben  die  Hilfskassen  Berichte  über 
ihre  finanzielle  Lage  an  den  Clerk  of  the  Peace  zu  senden, 
welcher  sie  den  Beamten  der  Staatsscholdenverwaltong 
übermittelt.    Dort  werden  sie  vom  Accountant  geprüft. 

Aus  diesem  Auszuge  geht  klar  hervor,  von  welch'  eio- 
schneidender  Natur  die  Maassregel  war,  welche  Courtenay  planta 
Alle  Gföellschaften,  die  sich  vor  1819  hatten  registriren  lasscD, 
und  diese  bildeten  die  Mehrheit,  sollten  gezwungen  werden, 
die  in  dem  Gesetzentwurf  vorgeschnebene  Form  anzunehmeiL 
Id  Zukuntt  hätten  nur  die  tbeilweise  auf  solider  Grandlagfr 
ruhenden,  unter  dem  Gesetze  von  1819  eingeschhebeneD  Hilb- 
kassen,  die  aber  auch  allmählich  die  neue  Form  angenommen 
hätten,  und  solche  Vereine  existirt,  die  nach  den  Bestimmungen 
vorliegender  Bill  registnrt  worden  wären. 

Der  Gesetzentwurf  war  kurz,  enthielt  alle  vorgeschlagenen 
Verbesserungen  und  man  musste  sich  von  der  Durcbführang 
desselben  nicht  nur  eine  gründliche  Heilung  aller  bestehenden 
Schäden,  ein  Vorbeugen  gegen  zukünftige  Missstände,  sondern, 
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ms  weit  wichtiger  war,  eine  ökonomische  Erziehung  des 
Volkes  renprechen.  Das  Tagen  im  Wirthshause  war  aasge- 
schlossen.  Deo  Hilfekassen  sollte  eine  richtige  mathematische 
Bfesifl  gegeben,  die  VennAgensvervsaltung  in  die  Hände  wohl- 
kifaender  Manner  mit  genau  definirten  Rei-hten  gelegt  und 
die  Streitigkeiten  von  unabhitngigen  Richtern,  von  Niclit- 
UitglieHem  der  Hiliskassen  geschlichtet  werden.  Dazu  kam  die 
wntere  Forderang  periodischer  Bedthte,  um  die  mathematisch- 
tbeoretische  Basis  zu  piHfen.  immer  mehr  zu  berichtigen  und 
vm  die  finanzielle  Sicherheit  zu  gewährleisten  oder  zu  erhöhen. 
Innerhalb  dieser  fQr  das  Wohl  der  Kassenmitplieder  und  für 
die  Armensteuer  bezahlenden  Mitbürger  wohlthfitigen  Schranken 
existirte  freieste  Selbstverwaltung.  Welche  maasslosen  Leiden, 
welche  Enttäuschungen  wären  den  arbeitenden  Klassen,  wie 
viele  Hillionen  Armensteuei-n  England  erspart  worden,  wenn 
Courtenay's  Gesetzentwurf  hätte  Gesetzeskraft  erlangen  können, 
wenn  in  England  ein  rocher  de  bronze  existirt  hätte,  gegen 
den  die  Wellen  der  Selbstsucht  und  des  Radikalismus  vergeb- 
lich angeschlagen  hätten,  an  dem  sich  der  von  BiernirÜien 
und  nngebildeten  Sekretären  kleiner  Klubs  aufgewühlte  Sturm 
bitte  brechen  müssen ').  Aber  ein  solcher  Felsen  existirte  in 
England  nicht 

Schon  bei  der  ersten  Lesung  am  6.  März')  konnte  man 
Toraossehen,  was  kommen  würde.  Mr.  Hume,  der  bekannte 
■chottische  Radikale  und  Spai'Samkeitsverfechter .  theilte  dem 
Baiue  mit,  dass  im  Lande  grosse  Besorgniss  über  die  Ziele 
des  von  Herrn  Courtenay  eingebrachten  Gesetzentwurfes 
hemche.  Die  Hilfskassen  fürchteten,  dass  er  ihnen  ihre 
Sdb&tverwaltung ,  z.  B.  das  Recht,  ihre  Beamten  zu  er- 
neanen,  nehmen  wolle.    Courtenay  vertheiriigte  seinen  Stand- 

Iinnkt  in  würdiger  Weise.  Er  sagte,  dass  die  von  ihm  vorge- 
egte  Bill  die  Wahl  der  Beamten  nicht  mehr  beschränke,  wie 
dM  Gesetz  von  1S19,  dass  die  Selbstverwaltung,  abgesehen 
von  den  für  die  Sicherheit  der  Kassen  vorgesehenen  Beschrän- 
kungen, weit  grösser  und  direkter  sei,  als  in  den  unter  dem 
Roseschen  Gesetze  eingeschriebenen  Vereinen.  Die  Ueber- 
■andang  der  Statuten  an  die  Stautsscbuldenverwaltung  werde 
nnr  desshalb  vorgeschlagen,  weil  die  von  dem  letzten  Gesetze 
(teAirderte  Bestätigung  der  Statuten  durch  zwei  Aktuare  zu 
UnntrigltGhkeiten  geRlhrt  habe. 

Der  Gesetzentwurf  sollte  am  14.  März  zum  zweiten  Male 
gdcesD  werden.  Aber  er  kam  in's  Stocken.    Die  zweite  Lesung 


'i  Fleming  azkhlt  Tor  dem  AnudiutBe,  wie  der  toh  ihm  begründete 
Onfeehaftanreui  Schritt  Tor  Schritt  Ton  .ale-honae  keepera,  ftnd 
Ihoie  who  are  intereited  in  preserTing  the  Byatem  of  old 
elaba'  aucAiDdet  wordoi  sei.    Hinate«  of  ETidence.    'A.  92. 

*J  HuwHd's  Dcbmt«.    1828. 
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wird  verschiedene  Maie  verschoben.  Endlich  am  26.  Mäiz 
wird  derselbe  zum  zweiten  Male  gelesen  und  einem  Ausschüsse 
überwiesen,  in  dem  sich  die  besten  Kenner  des  Hilfskassen- 
wesens  befanden :  Courtenay ,  Poitman ,  Estcourt ,  Francis 
Bitring,  Admiral  Sotheron.  In  diesem  Ausschüsse  wurde  er 
auch  begraben. 

Denn  der  Sturm  war  entfesselt:  Bierwirthe,  die  ihre  Kund- 
schaft nicht  verlieren,  neue  gewinnen  und  mit  den  Geldern  der 
Hilfskassen  nach  Belieben  schalten  wollten,  Sekretftre,  welche 
um  Stellung  und  Kinfluss  zu  kommen  fürchteten,  Radikale, 
welche  den  Leuten  vorspiegelten ,  dass  der  Gesetzentwui-f  die 
heiligsten  Rechte  der  Persönlichkeit  antaste,  sie  alle  hetzten 
die  Arbeiter ,  die  grösstentheils  nicht  lesen  und  schreiben 
konnten,  die  ohne  die  genannten  Volksfreunde  von  dem  Ge-  • 
setzentwurfe  Nichts  vernommen  haben  würden,  an,  gegen  den- 
selben zu  petitioniren.  Und  drei  Monate  wehte  der  Petitions- 
stunn  über  das  erschreckte  Unterhaus,  von  Nord  und  Süd, 
von  Ost  und  West.  Die  Aufzählung  der  Petitionen  fQllt  an 
einem  Tage  drei  Spalten  der  Folioseiten  des  Journal  of  the 
House  of  Gommons.  Dasselbe  enthält  sich  jeder  Inhaltsangabe. 
Es  berichtet  nur  aber  das  Schicksal,  welches  das  Parlammt 
denselben  angedeiben  lüsst,  ob  sie  auf  den  Tisch  des  Hauses 
gelegt,  gedruckt  oder  dem  Ausschusse  überwiesen  werden.  Die 
Inhaltsangabe  ist  auch  nicht  n&thig.  Die  Petitionen  von  1826 
um  Beibehaltung  des  Schiedsgeiichts,  die  Rede  Hume's  am 
6.  März  und  besonders  die  Vergleichung  mit  den  Gesetzent- 
würfen des  folgenden  Jahres  geben  deutlich  die  Punkte  an, 
welche  die  Petitionen  mit  so  viel  Glück  bekämpften. 

Es  giebt  nichts  Schmachvolleres,  nichts  Niederdrfickeii- 
deres,  als  das  Parlament,  die  BlOthe  der  politisch  gebildeten 
Klassen  Englands,  im  Kampfe  für  eine  gute  Sache  vor  Biei^ 
wirthen,  Sekretären  und  Maulhelden  die  Flucht  ei^reifen  m 
sehen.  Die  Erkläi-ung  scheint  zum  Thei]  in  den  politischen  Veiv 
hältnissen  zu  liegen.  England  stand  ohne  das  Gegengewicht  eines 
sicher  befestigten  Königthums  am  Vorabend  einer  folgenschweren 
Maassregel.  In  Irland  spitzte  sich  unter  O'Counell'B  FOhmng 
die  Erbitterung  des  Volkes  zu  einem  Bürgerkriege  zu.  Im 
folgenden  Jahre  kapitulirte  Old  England  vor  Green  Erin. 

Die  Schlacht  um  die  Parlamentsrefonn  sollte  bald  ge- 
schlagen werden.  Das  Unterhaus  wagte  es  nicht,  der  Ver- 
dächtigung die  Stime  zu  bieten,  die  Fi-eiheit  werde  von  einer 
aristokratischen  Volksvertretung  bedroht.  Auch  ein  Bmtrag 
zu  dem  Charakter  der  parlamentarischen  R^erong,  ein  Be- 
weis, wie  scIiwachfQssig  und  ohnmächtig  sie  ist  Mr.  Gouitenay, 
der  seine  Müsse,  seine  Energie  länger  als  zehn  Jahre  den 
nothleidenden  Arbeitern  zur  Verfügung  gestellt  hatte,  iftomte 
das  Feld.  Der  Bierwirth  triumphirte  und  hatte  noch  aiUBer^ 
dem  die  Genugthuung,  eben  diesen  Klassen,  welche  er  betrog, 


V.  l.  157 

Cmitenay  iJg  einen  erbitterten  Volksfeind  darzustelleD.  Wenn 
dies  schon  Regieiung  nach  dem  deutlich  erklärten  Willen  des 
Volkes  ist,  was  ronss  die  Folge  sein,  sobald  die  AbReordneten 
nach  dem  Refonngesetze  in  grosserem  Maasse  abhängig  von 
ihten  Wählern  werden! 

Verlief  dieses  Jahr  auch  resultaüos  fQr  das  HilfskaBsen- 
wesen,  so  machte  die  Sparbank  einige  Fortschritte.  Es  wurde 
ein  Gesetz  erlassen  (9  Georf;  IV.  c.  92),  das  in  mehr  als  einer 
Hinsidit  für  die  Entwicklung  der  eint^eschriebenen  Hilfskasse 
merkw&rdig  ist  Schon  durch  das  Gesetz  von  1824  (5  Georg  IV. 
c  62)  waren  die  Einzahlungen  im  ersten  Jahre  auf  50,  in 
jedem  folgenden  auf  30,  im  Ganzen  auf  200  iß  festgesetzt 
worden.  Diese  Bestimmung  war  die  Folge  der  Praxis  der 
rächen  Leute,  an  den  Privilegien  der  Armen  theilzunehmen. 
Jlhrliche  Berichte  an  die  Staatsschuldenverwaltung  wurden  in 
demselben  Jahre  vorgeschrieben.  Diese  Behörde  BoUte  jährlich 
einen  Ausweis  ttber  das  von  ihr  verwaltete  Vermögen  der 
Hilfekassen  und  Sparbanken  dem  Parlamente  vorlegen.  Um 
die  Umgehung  des  Gesetzes  zu  verhindein ,  wurde  von  jedem 
Einleger  die  Erkläi-ung  verlangt,  dass  er  nur  zu  einer  Spar- 
kasse beigetragen  habe.  Im  Jahre  1S28  wurde  die  Höhe  der 
Sommen,  welche  jährlich  und  im  Ganzen  eingezahlt  werden 
konnten,  noch  mehr  beschränkt,  um  sie  auf  das  Niveau  der 
mißlichen  Ersparnisse  der  arbeitenden  Klassen  zu  bringen, 
und  zwar  auf  30  bezüglich  150  ü'.  Die  Hilfskassen  erhielten 
die  Erlaabniss,  bis  zu  300  £  im  Gaozen  (Kapital  und  Zinsen) 
einzuzahlen. 

Die  grossen  Einlagen,  welche  zum  Theil  von  reichen  Leuten 
und  von  Wohlthätigkeitsvereinen  ■)  gemacht  woi'den  waren,  hatten 
dem  Staate  bei  dem  hohen  Zinsfusse  bedeutende  Verluste  bereitet. 
Hume  regte  im  Jahre  1828  die  Au&tellung  einer  Statistik 
über  diesen  Punkt  an.  Dieselbe  ergab,  dass  die  Differenz  der 
von  der  Staatsverwaltung  eingenommenen  und  ausbezahlten 
Zänsen  etwa  700  000  iß  betrug ').  Von  dieser  enormen  Summe, 
welche  England  anscheinend  fllr  die  ökonomische  Erziehung 
der  Armen  und  Enterbten  bezahlt  hatte,  war  ein  grosser  Theil 
direkt  und  indirekt  in  die  Taschen  der  Reichen  und  vom 
Schicksal  Wohlversoi^ten  geflossen.  Indirekt,  weil  die  wohl- 
habCTden  Klassen  am  so  weniger  für  wohlthätige  Zwecke  aus- 
zogeben  brauchten.  Das  Erstaunen  war  gross,  und  die  ar- 
bäteodea  Klassen  hatten  dafor  zu  hassen.  Vom  Standpunkte 
der  SkooomiBchen  Erziehung  des  Volkes  liess  sich  die  Gewäh- 
rang  eines   höheren  Zinsfusses,    als    der  Staat  erhielt,    wohl 

ij  Im  Jahr«  1B42  betrugen  die  jährlich  aus  öffentlicher  WohlthAtiK- 
ktft  mpendetSD  Snimiie  1  521  MO  £  18  b.  NicholU,  Historj  of  the  Eng- 
lilh  roor  Law.  II.  S.  103.  Die  .-VrmeoBteuer  betrug  im  selben  Jabre 
IUI 488  d!.  m 

*)  Lbwüii  s.  k.  0.  S.  63. 
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rechtfertigen,  und  auf  die  Dauer  verlor  das  Land  auch  Nichts 
dabei.  Hob  sich  die  Lage  der  Arbeiter,  so  nahm  ihre  Steuer- 
kraft  zu  und  ihr  BedDrfaiss  nach  AnnenunterstQtzung  ab. 
Man  beliebte  jedoch  den  Ziosfuss  auf  2"j  Pence  tftglich,  a]ao 
auf  3  i^  16  s,  0\t  d.  herabzusetzen ').  In  anderer  Weise 
wirkte  der  vierte  Paifigraph  des  Sparkassengesetzes.  In  dem- 
eelben  wurde  bestimmt,  dass  der  Clerk  of  the  Peace  die 
Statuten  einem  von  der  Staatsschuldenverwaltung  angestellten 
Advokaten  (batrister-at-law)  Ubei-schicken  solle,  damit  derselbe 
entweder  bescheinige,  das  dieselben  „in  conformity  to  law  and 
with  the  provisions  of  this  Act"  seien  oder  die  Mängel  der- 
selben bezeichne.  Dafür  wurde  ihm  eine  Guinea  zugesprochen. 
Ob  in  dieser  Neuening  ein  Misstrauensvotum  gegen  die 
Intelligenz  oder  den  guten  Willen  der  Gentry  enthalten  ist, 
ob  man  ihnen  nicht  so  viel  Gesetzeskenntniss  zutraute,  dass 
sie  diesen  auf  neuere  ökonomische  Verhältnisse  bezüglichen 
Zweig  ihrer  Thfitigkait  beherrschten  oder  ob  sie  ihre  Pfiichteo 
versäumten,  oder  endlich,  ob  man  nur  aus  Zweck mässigkeits- 
grQnden,  zur  Entlastung  der  Fiiedensrichter,  die  neue  Behörde 
schuf,  weiss  ich  nicht.  Dort,  wo  man  die  meiste  Belehrung 
erwarten  sollte,  bei  Lewins,  ist  keine  vorhanden.  Jedenfalls 
war  diese  Anordnung  einer  der  ersten  Schritte,  wenn  nicht  der 
erste  Schritt  auf  der  Bahn  der  Ersetzung  des  Ehrenamtes 
durch  das  Berufeamt  ^).  Diese  Maassregel  auf  die  Hilfekasse 
zu  übertragen,  wurde  vorgeschlagen  und  gebilligt.  Ein  neues 
Beispiel  der  Einwirkung  der  Sparbank  auf  die  Hil&kasse.  Wir 
haben  im  Bereich  der  Hilfskassen  allerdings  gesehen ,  dass  die 
Friedensrichter  es  oft  an  der  nöthigen  Sorgmlt  bei  der  R^- 
strirung  der  Statuten  fehlen  Hessen  ^). 


')  Von  welcher  Bedeutung  diese  Ma&gBregel  war,  geht  aus  eina  Beda 
Spring  Rice's  berror,  wonach  im  Jahre  182K  1  500  OOÖ  ^  aoB  den  Spar- 
kassen entnonimeD  wurden,  während  zur  Zeit  der  kommeniellen  KrisiB  tod 
1825  nur  3<il  000  und  der  palitischen  Krieü  nur  550000  £  luradc- 
verlaogt  wurden.  Siehe  Lewlns,  S.  7T.  —  Die  Beechränkung  in  den  Ein-  . 
lagen  war  auch  fOr  den  Staat  keine  wohlthätige  Einrichtung.  Denn  Eng- 
land hatte  in  der  Folge  grosse  Vortheile  von  der  Verwaltung  des  Spar- 
nnd  BilfskasBen Vermögens.  Die  Zinsreduktion  der  Staatsschulden  im  Jahn 
1834  war  nur  möglich,  weil  der  Staat  üher  dasselbe  verfflgen  konnta. 
Diese  Operation  ersparte  dem  Lande  jährlich  53  000  ^'.  Vatee  Goalbmn 
ersparte  eine  weitere  nor  aus  jenem  üninde  durchführbare  Reduktion  dsi 
ZiuBfusBes  von  4  —  S'/s  —  3>/.  -  3«/o  J&hrlich  750000  £.  Groaae  &• 
sparnisae  w&brend  des  Krimkrieges.  „'Hie  funds  .  .  a  soorca  of  consl- 
derable  giün  to  the  ätate."     Lewins,  S.  174. 

')  „üeberall  wo  die  Selbstverwaltung  des  gemeinen  Rechts  in  VesfitU 
gerathen,  wo  der  Oemeinsinn  erschlafft,  tritt  die  Parlamentsgesetigebuig 
ein^  und  die  Bureaukrotie  setzt  sich  an  die  Stelle  der  nicht  mehr  tot- 
Iiandenen  Kirchapielsthätigkeit."    Fischel,  I>ie  Verfasanng  Englands.    1882. 

')  Siehe  ausser  den  froheren  auch  noch  fdgeode  ürtheile  nufa  daa 
Report  von  1825.    Bui  to  apportioa  to  each  individnal  the  share  of  Uu 
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Nach  dem,  was  vir  über  das  Schicksal  des  Gesetzentwurfes 
TOfl  1828  und  die  Einwirkung  der  geltenden  gesetzlichen  Ver- 
ässmi:  der  Sparbank  gesagt  haben,  kann  man  sich  den 
vesenüicben  Inhalt  des  Gesetzentwurfes  vom  17.  Mftrz  1829, 
der  oster  dem  Titel  „A  Bill  to  consolidate  and  amend  the 
LawB  relating  to  Friendly  Societies"  eingebracht  wurde,  leicht 
konslniiren ').  Die  Petitionssturmflut  von  1828  riss  Alles 
nieder,  vas  irgend  wie  nach  wohlthätiger  Beschränkung 
Gcfaniecbte.  Sie  schwemmte  den  Act  vom  Jahre  1819  fort  nnd 
führte  das  Hilfekassenwesen  wieder  auf  die  Grundlage  vom 
Jahre  1793  zurück.  Hierzu  die  UeberfQhmng  der  auf  dem 
Boden  der  Sparbank  erwachsenen  Bestimmungen  über  die 
ThSdßkeit  des  barrister-at-law,  über  die  jährlichen  Berichte 
und  die  Beduzirung  des  Zinsfusses:  damit  haben  wir  die 
Haaptpunkte  des  neuen  Entwurfes  skizzirt.  Die  neuen  Be- 
stimnuTigen  Ober  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  suchten 
ein  Eompromiss  herzustellen.  Alle  Streitigkeiten  sollten  durch 
ein  Schiedsgericht  geschlichtet  werden.  Die  Schiedsgerichte 
ftber  durften  weder  eia  direktes  noch  ein  indirektes  Interesse 
»ü  dem  Vermögen  der  Kasse  haben.  Die  Entscheidung  der 
Schiedsrichter  sollte,  wenn  sie  von  2  Friedensrichtern  bestätigt 
vurde,  endgiltig  sein. 

Doch  auch  die  Bestimmung  über  die  jährlichen  Rechoungs- 
legungen  wurde  abgeschwächt.  Einer  Prüfung  der  Berichte 
dorcb  die  Staatsschuldenverwaltung  bedurfte  es  nicht  mehr. 
Es  wurde  eine  Aufaiachung  durch  drei  Rechnungsreyisoren 
vorgeschrieben.  Hier  sehen  wir  deutlich,  dass  einer  der  Haupt- 
snimflspunkte  die  Rechnungslegung  vor  einer  kompetenten 
Behörde  gewesen  sein  muas.  Zweifellos  haben  es  gewisse 
Per»)nen  verstanden,  den  Massen  vorzuspiegeln,  die  Regierung 
wolle  einen  Einblick  in  ihr  Vermögen  gewinnen ,  um  es  dann 
ni  koDfisziren.  Es  gab  bekanntlich  viele  Ehrenmänner,  welche 
das  gröeste  Interesse  daran  hatten ,  mit  den  Pfennigen  der 
Armen,  ohne  zu  genaues  Zusehen,  schalten  und  walten  zu 
dürfen. 

Sfond  to  which  he  was  jnstly  enthled  required  more  of  conside* 
calcal&tioii  than  cuuld  be  expected  frois  ever;  Jiutic«  of  the 
a.  3.  .llir  Eomite  hat  die  wohlbeifrQndeie  Ueberzeagnng,  dus 
rnchende  AufmerkBamkeit  nicht  immer  dieser  Anweiinog  des  GeHetzes 
schenki  worden  ist  (beneht  eich  aof  ReKiBdiiimg  «od  Gesellschaften,  die 
HitKlKdeni  im  Geflüi^isse  eine  Samme  zahlen).  S.  II.  Empfiehlt  das 
Beirrt  der  Friedensnchter  in  Eent,  wo  „the  Act  ^)peara  to  bare  beeo 
acecoted  wiih  proprietj  and  jndgement"  S.  12.  Der  Torachlag  war  ge- 
bucht vordeo,  die  Frieaenanchter  sollten  Personen  bezeichnen,  von  denen 
ti«  aar  Z«ugnitae  aber  Pr&mientafeln  annehmen  wollten.  „Wenn  es  sicher 
'Ire."  heisst  es  St^te  18,  „dass  die  Friedensrichter  nur  Aktuare  von  an- 
erkuoter  Fkhigkelt  nnd  Ertohnuig  nennen  würden,  ohne  RQckaicht  «if 
Eonneiionen ,    möchte  dieser  Gedanke  mit  Torth»!  auBgefUhrt    werden." 

'^-'"irall  .Uiastnnen  g "-  "^^^ ^-'^- -■ 
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Es  erfüllt  mit  Bitterkeit  zu  beobachten,  wie  durch  die 
schädliche  Thätigkeit  solcher  Parasiten  die  besten  Absiehtea 
TerkOmmert  werden,  aber  es  erneckt  höchsten  Unwillen ,  das 
Parlament,  in  Beiner  Schwäche  bestrebt,  den  Schein  zu  wahren, 
einen  Von!ChIag  annehmen  zu  sehen,  der  eine  falsche  Sicher- 
heit in  den  arbeitenden  Klassen  hervorrufen  und  allen  Schuften 
den  Rücken  decken  niusste.  Denn  wie  konnte  es  nach  den 
Erfahi-ungen,  welche  es  Qber  die  Kenntnisse  provinzieller  Bech- 
nungsbeamten  vom  Versicherangswesen  gesammelt  hatte,  noch 
veimuthen,  dass  dieselben  im  Stande  sein  würden,  den  Jahre»- 
abschluss  einer  Hilfekasse  zu  machen  ?  Und ,  selbst  wenn  sie 
es  vermochten,  waren  die  Rechnungsbeamten  unabhängig? 
Mussten  sie  nicht  gerade  auf  gute  Kundschaft  rechnen,  wenn 
sie  den  Beamten,  von  denen  sie  thatsäehlich  ernannt  wurden, 
bei  Gelegenheit  durch  die  Finger  sahen?  Und  existirte  eine 
kontrollirende  Behörde? 

Das  Parlament  wird  von  dem  Gedanken  ausgegangen  son, 
mit  dem  man  sich  in  England  so  häufig  tröstet,  wenn  maa 
nichts  Entscheidendes  zu  thun  wagt,  dass  die  Zeit  dafQr  noch 
nicht  gekommen  sei.  Die  Parlamentsmitglieder  werden  ihr 
Gewissen  damit  beruhigt  haben,  dass  das  Volk  durch  die  Vor- 
schlaft einer  jährlichen  Rechnungslegung  auf  den  Nutzen  der- 
selben aufinerksam  werden  würde,  und  dass  man,  wenn  ein 
volles  Vei-stilndniss  eingetreten  sei,  es  mit  strengeren  Haass- 
regeln versuchen  könne.  Nur  Nichts  gegen  den  Willen  des 
Volkes!  Man  bedenkt  nicht,  dass  jede  Erziehung,  also  auch 
die  wirthschaftliche,  ihrem  Wesen  nach  schmerzhaft  sein  muss, 
weil  sie  eiu  Anpassen  an  gegebene  Verhältnisse  ist.  Die  Er- 
findungen und  Ideen  des  18.  Jahrhunderts  haben  unser  ganzes 
wirthschaftliches  Leben  umgestaltet,  aber  die  Kräfte  und  Triebe 
der  meisten  Individuen  sind  noch  nicht  so  gebildet,  dass  die 
Majorität  der  Menschen  mit  GlQck  in  den  verändei-ten  Formen 
zu  wirken  im  Stande  wäre.  Erst  nach  mehreren  Generationen 
können  wir  erwarten,  dass  der  Kampf  um's  Dasein  die  Kräfte 
entwickelt  und  durch  Vererbung  den  Neugeborenen  übermit- 
telt haben  wird,  welche  das  Gelingen,  der  Sieg  in  unserer 
wirthschaftlichen  Ordnung  erfordert.  Erst  dann  dürfen  wir 
hoffen,  dass  die  aus  vergangenen  Ordnungen  Überkommenen, 
veralteten  Anschauungen,  Sitten  und  Traditionen,  welche  sich 
so  oft  dem  eri'olgreichen  Streben  in  den  Weg  stellen,  ausge- 
storben sein  werden.  Sind  die  Ideen  über  Ehe  und  ehe- 
liche Fnichtbarkeit,  in  deren  Banne  die  meisten  Menschen 
leben,  nicht  die  uns  überlieferten  Anschauungen  von  Gene- 
rationen, die  in  Zeiten  lebten,  da  die  Erde  noch  Raum  fllr 
Millionen  hatte  und  die  Wohlfahii  der  Völker  und  Hemcher 
einen  raschen  Bevölkerungszuwachs  erforderte?  Ist  das  Standes- 
bewusstsein  einer  todten  Zeit  in  einem  ständelosen  Zeitalter 
nicht   ein  innerer  Widei-spruch?    Ist  die  unberechnete  Kon- 
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BumtjoD  von  NahningBmitteln  unter  der  reichen  bäuerlichen 
Bevaikernng  nicht  eine  Sitte,  die  aus  veTbeht-eannen  Zeiten 
il1)erkom]nen  ist  ?  Ist  die  ganze  englische  Hilfeltassengesetzgebang 
nicht  der  Dothwendige  Kampf  der  Idee  der  Versicherung  mit  dem 
Gilde^jste?  Wenn  das  Vorhergeliende  richtig  ist,  dann  ver- 
dieot  ein  Staat  höchste  Bewunderung,  dessen  leitende  Männer 
30  raeth  wie  möglich  die  Erziehung  zur  Erfallung  der  eigen- 
tMmlichen  Lebensbedingungen  ihrer  Feiiode  Übernehmen,  und 
Dicht  so  lange  warten ,  bis  unsägliches  Elend  die  schwächeren 
Gebter  zur  Erkenntniss  des  doch  Unvermeidlichen  bekehrt 
bat.  Da  ist  Zwang  das  geringere  Uebel ,  die  bittere  Arzenei, 
ffeleber  die  Genesung  folgt.  Ein  Zeitalter  ist  beneidenswerth, 
dem  die  Macht  zu  Gebote  steht,  das  Berechtigte,  Gute,  gegen 
den  ffiderstand  der  Unwissenheit  und  des  Egoismus  durchzu- 
fOhren  und  mit  hartem  Zwang  zur  echten  Freiheit  zu  erziehen. 
Solche  Emehungsmittel,  nicht  die  einzigen,  sind  die  Institu- 
tiODen  sozialer  Selbsthilfe,  die  Hilfskasse,  die  Sparbank,  der 
Gewarkverein ,  der  Konsumverein. 

Und  nun  gelangen  wir  zu  dem  letzten  charakteristischen 
Zuge  dos  Gesetzentwurfes.  Die  Begutachtung  der  Prämien- 
tafeln durch  den  Aktuar  der  Staatsschuldenverwaltung  wurde 
angegeben.  Wahrscheinlich  witterte  man  auch  darin  eine  un- 
gerechtfertigte Einmischung  des  Staates.  Das  Parlament 
aiuhte  gute  Miene  zum  bösen  Spiel.  Fortman  sagte  am 
U.  Mai  1829  ') :  es  existire  keine  Tafel ,  auf  welche  man  sich 
verlassen  könne  und  desshalb  habe  die  Sanktion  der  Prämien- 
tabellen  durch  eine  Behörde  keinen  Werth.  Hier  war  das 
Beeeere  der  Feind  des  Guten.  Man  kann  Portman  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  Recht  geben,  und  das  Aufgeben  des 
Standpunktes,  welchen  die  Reports  von  1825  und  1827  fest- 
JiielteD,  nichtsdestoweniger  lebhaft  beklagen.  Es  war  doch 
/estgestellt  worden,  dass  die  Alters-  und  Ueberlebensversicherung 
mit  den  vorhandenen  Tabellen  ohne  Furcht  betrieben  werden 
iionnte ;  die  Grundlage  der  Krankenversichernng  war  schwächer, 
aber  die  Er&hruDg  sprach  für  sie,  und  eine  fehlerhafte  Basis 
konnte  leicht  aus  dem  Stande  der  Kasse  ei'sehen  werden,  wie 
dies  ein  Londoner  Verein  bewies.  Zudem  war  ein  Korrectiv 
io  gut«D  Jahresabschlüssen  gegeben,  die  in  kurzen  Zeiträumen 
die  wunden  Punkte  der  Hilfskassen  aufzeigen  und  zeitig  genug 
auf  die  >'otbwendigkeit  einer  Refoim  aufinerksam  machen 
mussten.  Und  jedenfalls  waren  die  von  einer  Londoner  Be- 
hörde gebilligten  Prämientahellen  besser  als  diejenigen,  welche 
die  BierwirÜie  und  andere  dunkle  Existenzen  für  die  Vereine 
vorBcbreibeo  wQrden.  Wahrlich,  bei  genauem  Zusehen  stellt 
Kich  die  ganze  Vorsicht  der  Väter  des  Gesetzes  von  1829  als 
eitle  Furcht  vor  den  Petitionen  der  Arbeiter  dar. 
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Was  Portmao  für  die  ausgehllene  Maassregel  voraehlug, 
war  theoretisch  vorzDglich,  aber  er  musste  klar  Toraussehen, 
dass  es  im  gOnEtigstea  Falle  erst  in  einem  Jahrzehnt  den 
Hilfskassen  nötzen  könne.  Wir  werden  bald  zeigen,  dass  es 
dem  ArbeiterverBicheruDgswesen  bis  jetzt  noch  wenig  geholfen 
hat.  Er  ffigte  nämlich  dem  Gesetzentwürfe  den  Paragraphen 
hinzu,  dass  die  Hil&kassen  alle  5  Jahre  eine  Statistik  Ober 
die  in  dem  Jahrfünft  stattgehabte  Erankheitsdauer  und  Sterb- 
lichkeit einreichen  sollten. 

Wie  diese  Maassregel  s^ensreich  wirken  sollte,  darüber 
waren  sich  Portman  und  Oenossen  noch  völlig  anklar.  Sie 
schlugen  vor.  die  Berichte  an  den  Oberbibliotbekar  des  Brit- 
tischen Museums  zu  senden.  Dort  solle  Jeder,  welcher  sieh 
fUr  das  Arbeiterversicherungswesen  interessire,  dieselben  ein- 
sehen dürfen.  Man  dachte  also  noch  nicht  an  ein  systematisches 
Bearbeiten  der  Materialien.  Zum  Zwecke  gründlicher  Er- 
hebungen war  ein  der  Bill  angehängtes  Schema  vorgeschriebea, 
(Siehe  folgende  Seite.) 

Noch  einige  Worte  über  das  Schicksal  des  Gesete- 
entwurfes.  Am  6.  März  erhielten  Porbnan  und  Genossen  die 
ErtaubniSB ,  die  Bill  einzubringen ').  Portman  theilte  dem 
Hause  mit,  das  Misstrauen  gegen  Gourtenay  sei  so  gross,  dass 
er  es  nicht  gewagt  habe,  die  Bill  vorzulegen.  Man  hätte 
fürchten  müssen,  eine  gesetzliche  Maassregel,  die  in  Verbindung 
mit  seinem  Namen  stehe,  würde  dem  giften  Widerstand 
begegnen  *). 

Dies  war  der  Dank  fllr  den  Mann,  der  nan  fünf  Jahre 
hintereinander  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  im  Ange 
behalten  hatte- 

Die  Bill  erhielt  im  Ausschusse  noch  verschiedene  neoe 
Paragraphen  und  Bestimmungen  ^).  Vor  allem  sachte  man 
durch  ein  Hinterthürchen  eine  Prüfung  der  Prämientafeln, 
welche  man  in  Erfolg  versprechender  Weise  nicht  offen  la 
verlangen  wagte,  wieder  in  das  Gesetz  einzuschmuggeln.  Das 
Verfahren  des  Parlamentes  war  muüilos  und  komisch.  Die 
Friedensrichter  sollten  sich  nämlich,  ehe  sie  die  Statuten  re- 
gistrirten,  davon  Oberzeugen,  dass  die  Prämientafeln  auf  Be- 
rechnungen begründet  wären,  welche  die  Sicherheit  aller  Be- 
theiligten verbürgten.  Die  Friedensrichter,  denen  man  schon 
den  grössten  Theil  ihrer  Befugnisse  genommen  hatte,  weil  sie 
das  ihnen  aufgetragene  Geschäft  bisher  mit  Lässigkeit  betrieben 
hatten ,  wurden  auf  einmal  zu  Beurteilem  von  PrfimientaCein 
erhoben.    Die  Parlamentsmitglieder  haben  wahrscheinlich  ge- 


I)  Die  Daten  nach  dem  Journal  of  the  Hoase  of  Commoni. 
*)  Siehe  Hvuard'B  Debates.    Uty  ISth  1829. 
*)  BillB  Public.    SesBion  1829.    „Bill  as  amended  by 
Mgt  im  1.  Bande  gleich  hinter  der  enten. 
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dacht,  die  Fiiedensrichter  könnten  vielleicht  ihren  Charakter 
andern,  und  in  der  Erkenntniss,  in  welcher  Nothlage  sich  das 
Parlament  befinde,  grossmOthig  die  Aufgaben  eines  Versicbe- 
rungsbeamten  übemehmen. 

Die  anderen  Zusätze  sind  von  grösserer  Wichtigkeit,  h 
Fällen,  wo  der  Advokat  die  Statuten  einer  Gesellschaft  nicht 
gebilligt  hat,  dai'f  dieselbe  eich  an  die  Vierteljahrssitzungeo 
venden,  und  diese  dQi-fen,  wenn  sie  der  Uebeneugang  sind, 
dass  dem  Vereine  Unrecht  geschehen  ist,  die  Hilfekasse  auch 
ohne  die  Zustimmung  der  Londoner  Beamten  eiDschreiben. 
Zweitens  wird  den  Vereinen  auch  gestattet,  alle  Streitigkeiten 
vor  die  Friedensiicliter  zu  bringen.  Es  wird  also  in  das  Be- 
lieben der  Vereine  gelegt,  ob  sie  for  ihre  Streitigkeit  nn 
Schiedsgericht  oder  ein  staatliches  Gericht  wählen  wollen. 
Weiter  entbot  der  Entwurf  die  Bestimmung,  dase  die  alljähr- 
lichen und  fUn^Ahrigen  Berichte  einem  der  Staatssekretaire 
eingereicht  und  von  diesem  dem  Parlamente  vorgelegt  werden 
sollen. 

Obgleich  die  Vorlage  sich  wieder  auf  den  Standpunkt  von 
1793  stellte,  wurde  sie  heftig  in  Petitionen  angegritfen ').  Sie 
wurde  jedoch  in  der  Nacht  vom  19.  zum  20.  Mai  zum  dritten 
Male  gelesen  und  erhielt  am  19.  Juni  die  königliche  Znatim- 
mung. 

Das  GeseU  vom  19.  Juni  1829  (10  George' IV.  c.  56) 
-An  Act  to  consolidate  and  amend  tbe  Laws  relating  to 
Friendly  Societies"  hat  im  Auszuge  folgenden  Inhalt.  Nach- 
dem es  in  der  Einleitung  die  früheren  Gesetze  aufgehoben  bat, 
bestimmt  es,  dass 

II.  Durch  freiwillige  Beiträge  und  Geschenke  ein  Ver- 
mögen angesammelt  werden  dürfe  „for  the  mutual  Relief  and 
Maintenance  of  all  and  evei^  the  Membere  thereof,  their  Wiv« 
or  Children,  or  other  Relations,  in  Sickness,  Infancy,  advanced 
Age,  Widowhood  or  any  other  natural  State  or  Contingen^ 
whereof  the  Occurrence  in  susceptible  of  CalculatioD  by  way  ä 
Average". 

IV.  Die  Statuten  werden  in  England  und  Berwick-^^)0Il- 
Tweed  von  dem  zur  Begutachtung  der  Statuten  der  Spar- 
kassen ernannten  Advokaten,  in  Schottland  von  dem  I^ord- 
Advocate,  in  Irland  von  einem  Advokaten,  der  vom  Attomey- 
General  ernannt  weixlen  soll,  geprüft.  Der  Beamte  erhält  nne 
Goinea.  Er  sendet  die  Statuten  an  den  Clerk  of  the  Peaee. 
Dieser  legt  sie  den  Friedensrichtern  vor,  welche  sie  bestätigen. 
Die  Portokosten  mttssen  die  Vereine  tragen. 

V.  Im  Falle  der  Weigerung  des  Advokaten,  die  Statatn 
zu  registriren,  sind  die  VierteljfärssitzangeD  Appelliostanz. 


4.,  11.,  19.  M^ 
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VL  Die  Friedensrichter  dürfen  die  Statuten  nur  dann 
beaUktigen,  veoD  sie  die  Uebei-zeuguni;  gewonnen  haben,  dass 
die  Prinüentabellen  die  Sicherheit  aller  Mitglieder  verbürgen. 

IX.  Aeoderung  der  Statuten  ist  nur  bei  ^  ^  Majorität  in 
«iser  g^örig  zusammenberufenen  Versammlung  gesetzlich. 
^oe  gehörig  zusammenberufene  Versammlung  ist  eine  solche, 
die  aaf  Ansuchen  von  7  Mitgliedern  vom  Sekretair  angesetzt 
nad  bei  zwei  Versammlunsen  bekannt  gemacht  worden  ist, 
efr.  §  in  des  Gesetzes  von  1793. 

X.  H&lt  fest  daran,  dass  der  Ort,  wo  der  Verein  seine 
Venammlungen  abhalteo  will,  in  den  Statuten  bezeichnet  wer- 
den muss. 

XL  Verleiht  dem  Vereine  das  Recht,  alle  seine  Beamten 
n  eroeDoen.  Die  Tmstees  und  der  Schatzmeister  sollen  Cau* 
tion  stellen. 

XII.    Die  Hilfskasse  hat  das  Recht.   Ausschüsse  zu  er- 


Xni.  Die  Beamten  dürfen  das  Vermügen  anlegen  in 
Staatspapiereo,  Sparbanken,  in  den  privilegirten  Banken  (char* 
tered  Banks)  Schottlands  und  in  der  Bank  der  schottischen 
Handelsgesellschaft. 

XIV.  Die  Kassenbeamten  müssen  von  Zeit  zu  Zeit  Rech- 
niiDf;  legen.  Die  Gerichtshöfe,  in  denen  Beamte  verklagt 
werden  könoeo,  sind  die  im  Gesetze  von  1793  §  VIII  ange- 
gebenen. 

XV.  Wenn  die  Trustees  verhindert  sind,  ihre  Pflicht 
tnsiuüben  [Krankheit,  Abwesenheit  etc.),  darf  der  Court  of 
Exchequer  in  England  und  Irland,  die  Lords  of  Sessions  in 
Schottland ,  die  Richter  eines  Hofes  der  Great  Sessions  in 
Wales  eine  Person  zur  Uebertragung  des  Vermögens  er- 
sennen. 

XVI.  Dieselben  Höfe  können  die  Bank  von  England 
antorisiren,  Geld  zu  übertragen,  im  Falle  ein  Trustee  bankerott 
ist,  etc.  etc. 

XVII.  Für  die  Ansföhning  dieses  Gesetzes  durch  die  ge- 
nannten Gerichtshöfe  dürfen  keine  Kosten  berechnet  werden, 

XX.  Die  Hilfskassen  haben  vor  anderen  Gläubigen)  das 
VOTTCeht  auf  das  Vermögen  bankerotter  oder  gestorbener 
Trostees. 

XXI.  Die  Tmstees  vertreten  die  Gesellschaft  nach  aussen 
(IcligeD  und  verkl^en). 

XXII.  Der  Schatzmeister  ist  nur  für  die  Summen  ver- 
antwortlieh, welche  er  wirklich  erhalten  hat.  Trusteea  sind 
fttr  Defizite  nur  dann  haftbar,  wenn  sie  sich  verbindlich  ge- 
macht haben  und  bis  zur  im  Voraus  festgesetzten  Höhe. 

XXIIL  Eine  Zahlung  an  Personen ,  welche  nahe  Vei^ 
wandte  zu  sein  scbmen,  ist  giltig. 
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XXIV.  Wenn  ein  Mitglied  ohne  Testament  gestorben  ist, 
so  darf  die  eine  Summe  nicht  Dber  20  S£  ausbezahlt  werden, 
ohne  dass  der  Erbe  letters  of  administration ')  vorweist 

XXV.  Die  Friedensrichter  schreiten  ein,  wenn  ein  Mit- 
glied, ein  Beamter,  ein  Testamentsvollstrecker  u.  s.  w.  unter 
ialschen  Vorspiegelungen  Geld  von  einer  Kasse  erhUt 
Nöthigenfalls  wird  Zwangsvevkauf  angeordnet,  ergiebt  derselbe 
nicht  die  zugesprochene  Summe,  so  kann  auf  Zuchthaus  er- 
kannt werden. 

XXVI.  Auflösung  eines  Vereines  nur  mit  Zustimmung 
von  %  aller  Mitglieder  erlaubt.  Zum  Schutze  der  Ulteren 
gegen  die  jongeren  Mitglieder  erhält  jedes  Mitglied  fOr  jede 
Slnf  Jahre  seiner  Mitgliedschaft  eine  Stimme  mehr.  Unge- 
setzliche Auflösung  null  und  nichtig.  Die  Treuhänder  werden 
im  Falle  ungesetzlicher  Auflösung  wie  bei  Betrug  bestraft. 

XXVII.  Der  Verein  erklärt  bei  Einreichung  der  Statutoi, 
ob  er  Klagen  vor  ein  Schiedsgericht  von  Männern  bringm 
will,  welche  durch  kein  materielles  Interesse  mit  der  Kasse 
verbunden  sind,  oder  vor  die  Friedensrichter.  Die  Entscheid 
düng  der  Schiedsgerichte  ist  endgiltig.  Im  Falle  eine  Fartä 
sich  nicht  ffigt,  können  Friedensrichter  sie  in  Strafe  nehmen, 
nöthigenfalls  Zwangsverkauf  anordnen. 

XXVIII.  XXIX.  Handeln  über  die  ähnlichen  Befugnisse 
der  Friedensrichter,  wenn  Klagen  vor  sie  gebracht  werden. 

XXX.  Ein  unter  diesem  Gesetze  eingeschriebener  Verem 
daif  sein  ganzes  Vermögen  oder  einen  Theil  seines  Vermögens 
in  eine  Sparbank  einzahlen,  welche  unter  dem  Gesetzes 
G.  IV.  c.  92  registrirt  worden  ist. 

XXXL  Alle  Bestimmungen  des  Sparkassengesetzes  Ober 
die  Beduzimng  des  Zinsfusses  beziehen  sich  anch  auf  die 
Hilfskassen.  Vereine,  welche  vor  dem  28.  Juli  1828  unge- 
schrieben wurden,  sollen  ihren  früheren  Zinssatz  weiter  er- 
halten. Es  ist  nicht  erlaubt,  Geld,  welches  einmal  der  Ver- 
waltung der  Staatsschuldenkommission  entzogen  worden  ist, 
wieder  einzulegen*). 

XXXII.  Mindeijährige  können  mit  Erlaubniss  ihrer  Eltern 
und  Vormünder  Mitglieder  werden. 

XXXIII.  Ordnet  die  jährlichen  Berichte  an.  Mitglieder 
änd  bei  Zahlung  von  nicht  über  6  d.  zu  einer  Kopie  be- 
rechtigt. 


')  Jd  England  moBs  jedes  TeBtament  vor  einem  Gerichtsbofe  (Conrt 
of  Probate)  bestätigt  werden,  wenn  bew^liches  Vermögen  (penonal  ectata) 
und  Ertragniaae  aus  Pacbtrerträgen,  Forderungei>  etc.  (cbattels  real)  nraU 
werden-  Wenn  der  Verstorbene,  ohne  ein  Testsment  gemacbt  in  haben, 
atübt,  dann  mnas  der  Qericbtabof  die  Enn&chtignng  znr  Erbebang  dw 
Erbschaft  geben  (to  grant  letters  of  adminiatration). 

*)  Diese  Maitseregel  wurde  ergriffen,  nm  die  Kusen  bei  niedniM 
KuiBe  der  Staatepapiere  an  Hauisespekulationen  ca  verbindem. 
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XXXIV.  Schreibt  die  fanfjährigen  Berichte  Ober  Krank- 
Ut  und  Mortalität  vor,  weil  korrekte  Tabellen  oothweDdig 
nd  die  bisheriRen  Daten  ungenügend  seien. 

XXXV.  Der  Clerk  of  the  Peace  sendet  sie  an  einen 
Staatisekretär,  dieser  an  das  Parlament. 

XXXVI.  Vereine,  welche  diese  Berichte  nicht  einsenden, 
gfllien  der  WohlÜiat  des  Gesetzes  verlustig. 

XXXVn.    Freiheit  von  Stempelgebohren. 

XL.  Alte  Vereine  müssen  sich  innerhalb  S  Jahre  nach  den 
Tondiriften  dieses  Gesetzes  neu  konstituiren.  In  der  Zwischen- 
leit  geniessen  sie  die  Privilegien  des  Gesetzes,  unter  dem  sie 
cingeBchrieben  wurden. 
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III. 

mhigfi   Zeit. 
1829—1840. 


Das  vierte  Jahrzehnt  dieses  Jahrhundei-ts  sieht  auf  nicht 
unbeHegtem  politischen  Hintergi-unde  schnell  aufein&ndei^ 
folgende ,  hedeutende  Maassregeln  innerer  Reform  das  alte 
England  zu  Grabe  tragen.  Die  brittischen  Staatsmänner  ar- 
heiten  mit  fieberhafter  Schneihgkeit,  als  ob  sie  in  einer  kurzen 
Spanne  Zeit  die  Versäumniss  vieler  Vorgänger  nachbolfn,  die 
Schuld  von  Generationen  sQhnen,  den  Schutt  von  Jahrhunder- 
ten forträumen  wollten-  In  zehn  Jahre  drängen  sich  zusam- 
men: die  Parlamentsreform,  die  Aufhebung  der  Skliverei,  die 
Reform  der  Städteordnung,  ein  wichtiger  Fortschritt  in  der 
Fabi-ikgesetzgehung,  der  erste  Ansturm  gegen  die  anglikaniacbe 
Kirche  in  Iiland  und  viele  kleinere  Maassregeln.  Ein  her- 
vorstehender Zug  dieser  Zeit  ist  die  kraftvolle  Durchbrechimg 
der  alten  Selbstverwaltung  durch  das  Benifebeamtenthum. 

Vor  80  schweren  Fragen  tritt  das  Hilfskassenwesen  zurück. 
Kein  Problem  von  Bedeutung  wird  erörtert,  kein  neues  Motiv 
setzt  ein,  keine  allseitige  Entwicklung  eines  sozialpolitischen 
Gedankens,  wie  in  der  Gesetzgebung  von  1793—1819,  keine 
neue,  die  Betrachtung  der  alten  zurückdrängende  Seite  wird 
dem  Arbeiterversicherungswesen  abgewonnen.  Um  so  bunter 
und  mannigfaltiger  gestaltet  sich  der  Stoff,  welchen  wir  auf 
den  folgenden  Seiten  darzustellen  versuchen. 

Diese  Mannigfaltigkeit  nun  und  das  Zurücktreten  der 
Thätigkeit  der  Beamten  der  Selbstverwaltung  ist  das  Band 
zwischen  der  allgemeinen  Geschichte  und  der  Geschichte  der 
Hilfskasse  dieser  Perioda 

Wenn  wir  dieselbe  in  chronologischer  Weise  schreiben 
«ollen,  haben  wir  zunächst  einen  Blick  auf  die  Geschichte  der 
Sparbank  zu  werfen.  Denn  es  bewahrheitet  sich  wieder  ein- 
mal,   dass  Probleme,   welche  auf  dem  Boden   der  Hilfekasse 
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entsUnden  vareD,  im  Gebiete  der  Sparbank  ^l&st  werden. 
Wir  berichteten .  wie  peringe  Fortschritte  bisher  die  Altera- 
TersiefaBrunß  in  England  (lemacht  hatte.  Die  Löhne  der  M9J0- 
ritit  aller  Arbeiter  waren  nicht  hinreichend,  um  ihnen  die 
ZtUnng  der  hohen  Prämien  zu  ermöglichen.  Mancher,  der 
im  Stande  dazu  gewesen  wäre,  befürchtete,  das  zum  Genuas 
einer  Altersrente  hefähifiende  Alter  nicht  zu  erreichen  oder  es 
schreckte  ihn  der  fortwährende  Zusammenbruch,  die  Möglich- 
keit der  Auflösiung  der  Hilfskassen  davon  ab,  seine  Ersparnisse 
einer  so  unsicheren  Anstalt  anzuverti-auen. 

Um  der  letztgenannten  Klasse  von  Arbeitern  möglichst 
entgegen  zu  kommen,  petitiimiite  Cadogan  Williams  im  Jahre 
1829  an  das  Unterhaus  um  eine  den  Arbeiter  Verhältnissen 
angepasste  Ausdehnung  der  staatlichen  Rentenversicherung, 
welche  lti92  zuerst,  zum  Zwecke  der  Aufnahme  einer  Anleihe, 
iD  der  Form  der  Staatstontine  Eingang  in  England  gefunden 
hatte.  Es  wurde  ein  Select  Farliamentary  Committee  einge- 
setzt welches  neben  CadogHU  Williams  mehrere  imdere  Milnner 
als  Zeugen  vorlud,  so  Higham  und  Fintaison.  und  sich  in 
dnem  kurzen  Report  für  das  von  Williams  angeregte  Projekt 
ansspraeh  *).  Der  Aussrhuss  erwähnt  die  im  Jahre  1773  von 
Dowdeswell  eingebrachte  Bill,  um  daran  die  Bemerkung  zu 
knilpfen.  dass  er  die  damals  beliebte  Weise  der  Ausfahrung 
nicht  für  zeitgemäss  halte.  Er  schlügt  vor,  dass  das  Ver- 
sirberungsgeschäft  von  den  Sparbanken  vermittelt  werde.  Der 
Gedanke  war  bekanntlich  nicht  neu.  Zuletzt  hatte  ihn  Fin- 
laisoQ,  wie  wir  erwähnten,  einem  parlamentarischen  AusFichusse 
▼orgetragen.  Auch  die  Form ,  in  welcher  er  verwirklicht 
werden  sollte,  war  von  Finlaison  einige  Jabi-e  früher  vorge- 
zeicbaet  worden. 

Die  Maassregel  wurde  jedoch  nicht  sofort  in  Angriff  ge- 
nommen. Vielleicht  war  der  Kampf  um  die  Parlamentsreform 
ihr  Dicht  günstig.  Erst  im  Jahre  1833  legte  Lord  Althorp 
dem  Parlamente  das  Projekt  einer  staatlichen  Rentenkasse  fUr 
die  Gewährung  von  sofort  oder  in  Zukunft  fälligen  Renten 
vor.  welches  von  demselben  fast  unverändert  angenommen 
wurde.  Bisher  hatte  die  niedrigste  Summe,  welche  versichert 
werden  konnte,  30  '£  betragen.  Jetzt  wurde  in  diesem  Ver- 
dcheningBzweipe  das  Minimum  auf  4,  das  Maximum  auf  20  jß 
festgesetzt  Das  Einzahlen  der  Prämien  und  Auszahlen  der 
fiUligen  Summen  sollten  die  Sparkassen  und  andere  7.m  diesem 
Zwecke  errichteten,  staatlich  befugten  Banken  übernehmen»). 


<)  Rmoit    from    the    Select  Cominittee     ou    Life    ADDuilies.    l-^. 
_  in.    nn  wlben  Jalira  wurde  di       "  "'     ^~~  "— --"  '-- ' 

OM  itBKtliehe   LebeiuTenicherung  i 
KU  ab. 

*)  Lnrini  a.  k.  0.    8.  G9  ffg. 
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Mit  dieser  Maassregel  trat  der  Staat  als  Konkurrent  der 
Hilfskassen  und  der  Aktiengesellschaften  in  der  Altersversicbe- 
rung  der  arbeitenden  Klassen  auf.  Wirkte  sie  segensreich? 
Stand  die  Arbeiterversicherang  vielleicht  an  einem  Wende- 
punkte ihrer  Entwicklung?  Diese  Fragen  sind  zu  natür- 
&ch,  als  dass  sie  sich  nicht  sofort  aufdrängen  sollten.  Wir 
werden  sie  bei  Besprechung  einer  weiteren  Phase  in  der  Ent- 
wicklung der  staatlichen  Altersrentenkasse  beantworten. 

Noch  näher  liegt  die  Frage  nach  dem  Zostande  der 
Hilfskassen  und  weitei-  nach  der  Wirkung  des  letzten  Hilfs- 
kassengesetzes. 

Wenn  unsere  Ansicht  richtig  ist,  dass  die  Projekte  der 
Zwangskasse  oder  der  Eirchspielhilfskasse  im  Vordei^nind  der 
wirthschaftspolitischen  Diskussion  stehen,  so  oft  die  freiwilligen 
Hilfskassen  unfähig  erfunden  werden,  den  Arbeiter  gegen  die 
Zueile  des  Lebens  und  das  Land  gegen  die  Armensteuem  ta 
schützen,  dann  deutet  ein  Artikel  der  Quarterly  Review  ans 
dem  Jahre  1834  auf  eine  wenig  erfreuliche  Periode  im  Leben 
der  Friendly  Societies  hin '),  Dei-  Verfasser  greift  auf  die 
alle  Arbeiter  des  Landes  umfassende  Zwaugskasse  zarDck. 
Jedem  Arbeiter  solle  in  den  Jahren  seiner  Kr^  und  Geeund- 
heit  ein  Theil  seines  Lohnes  genommen  werden,  um  ihn  wäh- 
rend der  Züit  seiner  Arbeitsunfähigkeit  damit  zu  unterhalten- 
Wenn  da.s  auch  eine  Steuer  auf  die  Arbeit  wäre  —  man  sieht, 
er  richtet  seinen  Angriff  gegen  Malthus  —  so  würde  die  Steuer 
auf  diejenigen  abgewälzt,  welche  die  Arbeit  des  Armen  in  den 
Jahren  seiner  Kraft  reich  gemacht  habe,  und  die  Steuer  atfinde 
im  graden  Verhältniss  zum  Quantum  der  gemietbeten  Arbeits- 
kraft. Einige  Jahre  später,  im  Jahre  1838,  wird  der  Plan 
einer  allgemeinen  ArbeiteiTersicherungsanstalt  von  De  Hoi^an 
in  seinem  ,Essay  on  Probability'  wieder  au^nommen*). 

Wir  haben  die  Ansicht  der  Qu.  E.  schon  in  der  Ein- 
leitung auf  ihre  Richtigkeit  geprOft  und  enthalten  uns  einer 
Wiederholung  dieser  Kritik.  Wir  enthalten  uns  ebenso  der 
Frage,  ob  vielleicht  nicht  in  den  vorgetragenen  Anschauungen 
der  Groll  des  grundbesitzenden  Tory  gegen  die  homines  novi 
nachhallt,  die  sich  seit  dem  Reformgesetze  in  Westminster  so 
bemerklich  machen.  Wenn  man  aber  erwägt,  dass  um  dieee 
Zeit  die  englische  Fabrikgesetzgebung  einen  bedeutenden 
Schritt  vorwärts  gefuhrt  werden  musste,  dass  die  Armenstener 
in  England  und  Wales  ungefähr  130  Millionen  Mark  betrug, 
dass  die  Massen,  welche  man  zuerst  durch  jahrhanderUanges 
Unrecht  pauperisiil  hatte,  nun  durch  die  falsche  Anwendung 
,  des  Armengesetzes  demoralisin  waren,  dann  ist  der  Schloas 
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«obl  nicht  bisch,  dass  such  die  Institutionen  der  sozialen 
Selbsthilfe  sich  nicht  gerade  in  einem  blähenden  Zustande  be- 
boden. 

Es  fehlt  uns  an  genügendem  Material,  um  die  Lage  der 
Hilfakusen  zu  schildern.  Die  wenigen  Notizen  haben  nur 
niaptomatlsche  Bedeutung,  allerdings  von  hohem  Weithe. 
Bier  und  da  stossen  wir  in  der  Literatur  jener  Zeit  auf  ein- 
lelne  Stellen,  welche  riostere  Perspektiven  eröffnen,  z.  B.  in 
dem  Bericht  des  parlamentarischen  Ausschusses  über  die  Hand- 
weber,  in  dem  mit  fürchterlicher,  leidenschaftsloser  Deutlich- 
keit, an  der  sich  die  Phantasie  eines  Zola  entzQnden  könnte, 
der  allmähliche  Untergang  der  Handweberfamilien  dargestellt 
wird.  In  der  trockenen  Beschreibung  der  gradweis  fortschrei- 
tenden Verschlechterung  der  Wohnung,  Kleidung  und  Nahrung 
des  Webera  findet  sich  auch  die  Stelle,  „dass  die  Hilfskassen, 
denen  er  froher  angehörte,  untergegangen  sind,  weil  er  un- 
ähig  war,  die  Beiträge  zu  zahlen"'). 

Es  ist  auch  kein  Beweis  von  dem  blfihenden  Zustande 
der  Hilfskassen,  dass  im  Jahre  1835  ein  Verein  „zur  Auf- 
munterung und  zum  Schutze  der  Hilfskassen"  gegrßndet  wurde, 
ein  Ziel,  welches  die  Gesetzgebung  nun  schon  länger  als 
40  Jahre  nicht  sehr  erfolgreich  verfolgte.  Die  Zwecke  des- 
selben waren  die  folgenden: 

1.  Ein  Vermögen  anzusammeln  zur  Unterstützung  von 
HitKliedem  von  Hilfskassen  in  Perioden  plötzlicher  (unexpected) 
Noth,  fQr  welche  die  Statuten  ihrer  Vereine  keine  hinreichende 
Hilfe  gew&hren. 

2.  Den  Gesellschaften,  ihren  Mitghedern  oder  Vertretern 
Beistand  zu  leisten,  um  Gerechtigkeit  von  Jedem  zu  erlangen, 
der  in  irgend  einer  Weise  versuchen  mag,  sie  ihrer  gesetz- 
mässigen  Rechte  und  Privilegien  zu  berauben  (?!), 

3.  Die  Interessen  der  Hil&kassen  zu  vertreten  und  zu 
befördern,  entweder  durch  Rechtsbeistand,  Rath  oder  auf  irgend 
eine  andere  Weise  etc. 

4.  Untersuchungen  und  Foi-schungen  Ober  die  Gesetze 
nnd  Statuten  der  Hilfekassen;  Erörterung  und  Vorschlage  von 
Verbesserungen;  Correspondenz  mit  den  verschiedenen  Hilfs- 
kassen, nnd  Sammlung  und  Verbreitung  von  Belehrung  aber 
Alles,  was  mit  ihrem  Wohlergehen  zusammenhängt. 

ErmuthtguDg  zur  und  Beistand  bei  der  Bildung  von 


6.    Anlegung  ^ner  Bibliothek  etc. 

Der  eiste  Zweck  ist  sehr  edel,  leider  nicht  genau  definii-t, 
nnd  sehr  wahrscheinlich  nicht  ausfuhrbar.  Der  zweite  ist  ver- 
wunderlich.    Die  vier  folgenden  sind  ein  Hinweis  darauf,  dass 
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die  arbeitenden  KlasBen  bei  dem  damaligen  Stande  ihrer  Bil- 
dung dem  Vei-sicheningswesen  nicht  gewachsen  waren. 

Die  ExiBtenz  dieses  Vereins  verrttth  das  ökonomische  und 
technische  Grundabel  der  freien  Hilfskassen.  Ob  er  grossen 
Nutzen  gestiftet  hat,  kann  der  Verfasser  nicht  mittheilen. 
Jedenfalls  spricht  die  Vermuthung  dagegen.  An  der  Spitze 
desselben  stand  Lord  Brougham  '). 

Aeusserlich  nimmt  sich  die  Hilfskassenbewegung  dagegen 
ganz  stattlich  aus.  Die  zahlreichen  Lehmhäuser  vei-schuldeter, 
armselig  lebender  Gebirgsbauern  im  Schatten  blühender  Obst- 
bäume sehen  von  weitem  wie  ein  bedeutendes  Dorf  aus.  So 
weit  Zahlen,  welche  die  Voi-stellung  einer  abstrakten  Gleich- 
heit der  gezählten  Gegenstände  erwecken,  eine  Erkenntniss 
vermitteln  können,  hätte  das  Hilfekaasenwesen  eine  hohe  BlQthe 
en'eicbt.  Man  wird  uns  nicht  zumuthen,  die  bedingungsloBe 
Verehrung  grosser  Zahlen  zu  theilen,  in  denen  Statistiker  so 
häufig  geschwelgt  haben.  Uns  allen  ist  z.  ß.  bekannt,  wie  sie 
aus  der  Zunahme  von  Spindeln,  Fabriken,  Dampfmaschinen  in 
einem  Lande  auf  den  zunehmenden  Wohlstand  desselben  ge- 
schlossen haben.  In  Wirklichkeit  bewiesen  die  Zahlen  zuweilen 
eine  Verarmung  des  Landes,  denn  wurden  die  Spindeln,  Fa- 
bi-ikeo,  Dampfmaschinen  nicht  hinreichend  oder  gar  nicht  be- 
schäftigt, so  war  das  Land  äi-mer  geworden. 

Wohl  begründet  ist  der  Skepticismus  gegen  den  Werth 
der  Zahl  schechthin,  mit  welchem  wir  ein  Vei-zeicbniss  sftmmt- 
licher,  seit  dem  Erlass  des  ersten  Hilfskassengesetzes  bis  in 
den  Anfang  der  dreissiger  Jahre  registrirter  Friendly  Socicties 
überblicken.  Wie  viele  von  denselben  ezistirten  noch?  Wie 
viele  wurden  ehrlich  verwaltet,  hatten  bescheidenen  Ansprüchen 
genügende  Främientafeln,  verschwendeten  ihre  Reserven  nicht 
in  Bier,  Roastbeef  und  Roastmutton?  Darüber  verräth  die 
Zahl  nichts.  Aber,  wenn  sie  auch  alle  noch  existirt  hatten, 
alle  nach  Verfassung  und  Verwaltung  Musterinstitute  Rewesen 
wären,  böte  dann  die  Lage  einen  fi-eundlicberen  Anblick? 
Wir  haben  schon  vei-schiedene  Male  gehört  und  werden  es 
immer  wieder  hören,  dass  die  Freiheit  aller  Britten,  eine  oder 
mehrere  Kassen  zu  gründen,  dem  Gedeihen  derselben  ausser- 
ordentlich schädlich  gewesen  ist.  Abgesehen  davon,  dass  die 
Konkurrenz  die  schlechtesten  am  leichtesten  Boden  fassen  lieBS, 
weil  sie  die  gi-össten  Unterstützungen  bei  den  kleinsten  Bffi- 
trägen  versprachen,  verteilte  sie  auf  die  meisten  Kassen  so 
wenige  Mitglieder,  dass  an  eine  finanzielle  Sicherheit  nicht  sa 
denken  war  und  vergrösserte  sie  die  Vei-waltungskosten  in  einem 
hohen  Grade. 

Von  grösserem  Werthe  erscheint  uns  die  Vei^leichung 
der  Zahlen  der  Hilfekassen  in  den  drei  Königreichen,  weil  täe 
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nr  kriftigereD  Beleuchtung  eioiper  früher  berührter  Punkte 
flünt.  Von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  ist  auch  der 
UmiUad,  dasB  das  Verzeichniss,  mit  wenigen  Ausnahmen,  das 
Dttmn  der  Einschreibung  der  Vereine  angiebt.  Es  ist  daher 
mSglicb,  das  allmähliche  Erstarken  der  Bewegung  Jahr  fQr 
Jahr  SD  verfolgen.  Doch  ist  diese  Beobachtung  sehr  zeit' 
raubend,  da  sich  der  Bericht  jef^licher  Addition  enthält  und 
47  Seiten  lang  ist. 

Wir  entnehmen  ihm ')  folgende  Zahlen.     Es  gab  damals 
eingeschriebene  Hiläkassen  in 


Bedfordshire.    .     . 
Berkshire     .    .     . 
Borough  of  Reading 
B.  of  New  Windsor 
County  of  Bucks 
Bnekinghaui 
Cambridge 
iBle  of  Ely 
ehester 
aty  of  ehester 
Corawall .    . 
Derby    ,    . 
Durham  .    . 
Essex    .    . 
Gloaeester  . 
Devon .    .    . 
Gloaeester   . 
Devon     .    . 
Hauts    „ 
Hertlbrd  .    . 
SL  Albans    . 
Huntingdon  . 
Kent.    .    . 
Laneaster 
Hiddlesez 
City  of  London 
Norfolk     .     . 
Nortbumberland 
Neweastle  upon  Tyne 
Nottingham  .    . 
Oxford     .    .    . 
Coun^  of  Salop 


246 
410 

271 
530 

200 


300 

310 

148 

95 

41 

575 

2113 

2154 

300 

411 

102 

82 

209 

67 

100 


Somerset 539 

Stafford 404 

Suffolk 579 

Surrey      .    .    .     gegen  300 

SUSBDX 136 

Warwickshire,     .     .  538 

Westmoreland  ....  38 

Wiltshire 152 

Worcestershire ....  264 
York    East   and    West 

Riding 500 

BrecoD 88 

Cardigan 34 

Caermarthen     .     ,    .  an  120 

Glamorgan 143 

Montgomery 36 

Aberdoenshire     .    .  299 

Ayr 96 

Bauff 74 

Caithness 30 

Dumfries 72 

Dumbai'ton 21 

Edinburgh    .    .    .an  200 

....  38 

....  70 


Fife 

Forfar 

Haddington 49 

Lanark 297 

Linlithgow 18 

Perth 107 

Renfrew 122 

Roxburgh 35 


■}  B«tara  to  an  AddrsH  to  bis  Hajeetf,  dal«d  6th  Oktober  1831  for 
■  Beon  or  thfl  Nnmfaer  of  FriendlT  Sodeties  filed  bj  the  Clerks  of  tbe 
Paaea  of  neb  Conn^,  Bi^ng  and  ninsioD  in  Ureat  Brilain  and  Ireland 
ibc«  lit  JMauan  1798  to  the  time  of  making  such  return.  AccooDta  and 
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Nach  annähernder  Schätzung  betrug  die  Gfisammtzahl 
etwa  15500.  Davon  waren  etwa  1200  schottische  Vereine. 
Vergleicht  man  damit  die  offiziellen  Zahlen  aus  dem  Anfang 
dieses  Jahrhunderts,  so  hätten  die  Hilfekassen  am  etwas  mel^ 
als  die  Hälfte  zugenammen. 

Nach  einem  in  demselben  Bande  befindlichen  Berichte, 
der  bald  darauf  aus  Irland  einlief,  betrug  die  Zahl  der  einge- 
Bchriebenen  HUlfskassen  auf  der  granen  Insel  nur  etwa  270, 
und  zwar: 

Autrim 10    Limerick 0 

Armagh 8    Town  of  Limerick     .    .       1 

Carlow 7    Londondeny     ....        4 

Cavan 0    Longford 0 

Carrickfergus    ....        2    Louth 1 

Cläre 0    Mayo 0 

County  and  City  of  Cork      25    Meath 12 

Dooegal 0    Monagan 0 

Down 15    Queen's  County      ...        0 

Drogheda 6    Roscommon 0 

City  of  Dublin  .    .    .    .     112    Sligo 5 

Fermanagh 0    Tipperaiy 1 

Galway 0    Tyrone 0 

Town  of  Galway   ...        2    Waterford 1 

Kerry 0    County  of  Waterfbrd.     .      21 

Kildare 2    Westmeath 10 

Kilkenny 3    Wexford 16 

King's  County  ....        0    Wicklow S 

Leitrim 1 

Die  ausserordentlich  geringe  Zahl  von  Hilfekassen  in  Ir- 
land befremdet  weniger,  wenn  man  sich  erinnert,  dass  sie  &Bt 
als  eine  ganz  fremde  lostitution  durch  das  Gesetz  vom  Jahre 
1796  auf  die  giDne  Insel  Übertragen  wurden  *).  Vor  1800 
wurden,  wie  frQber  eiwshut,  nur  4  Vereine  i-egistrirt.  In  einem 
Falle  hat  der  Clerk  of  the  Peace  zur  Erklärung  des  Mangeb 
an  Hilfskassen  hinzugefügt:  rEs  existiren  hier  Darlehnekassen 
für  die  Armen."  Aber,  selbst  wenn  konkumrende  Anstalten 
dieser  Ait  an  allen  Orten  Irlands  existirt  hätten,  wQrden  sie 
nur  das  Wenigste  erklären.  Im  Vergleiche  zu  seiner  Ein- 
wohnerzahl bat  England  zu  viele,  Irland  zu  wenige  HOft- 
kassen. 

Die  geringe  2^hl  der  irischen  Hilfskassen  wird  bedingt 
durch  die  religiösen  nnd  sozialen  Verhältnisse  der  taetü.    Vor 


')  „Das  Datum  der  Uteaten  Rilfskasse,  welche  ich  in  Irland  inge- 
troffen  habe,  ist  1766."  Ljnch  DanieU'a  Beport,  Vol.  XXm.  Ft.  IL  S.  2- 
Baben  die  Gilden  in  dem  katbolitchen  Lande  Ung€r  geblüht  und  die  Va> 
breitong  der  HiUakatBen  gehindert? 
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AHm  fehlte  die  sf^ensreicbe  Th&tigkeit  einer  Geistlichkeit, 
weldie  irie  die  englische  bewusst  die  ökonomische  Erziebang 
des  Volkes  Qbernomtneii  hätte. 

Von  einer  heilsamen  Wirksamkeit  der  irisch'anglikaniscben 
Geisthehkeit  kann  der  Geschichtsschreiber  der  Hilfsbassen 
Nichts  berichten.  Die  Thatsache  ist  allgemein  bekannt,  dass 
die  Nachkommen  der  Angelsachsen,  welche  sich  mit  Kelten 
Tonnischten,  in  wenigen  Generationen  alle  CbarakterzOge  der 
Iren  aonahmeD.  Kennte  man  nicht  die  geheimen  nnd  offenen 
Wanden  der  anglikanischen  Kirche  in  Irland,  dann  wäre  man 
frst  versucht,  an  einen  lähnlichen  Prozess,  an  einen  demorali- 
tirenden  Einäuss  der  katholischen  Kirche  zu  glauben.  Obgleich 
die  römische  Kirche  aber  die  Majorit&t  aller  Iren  eine  unbe- 
BchrilQkte  geistige  Herrschaft  Obt,  sucht  man  vergeblich  nach 
Beispielen  einer  materiellen  Hebung  des  Volkes  durch  den 
katholischen  Klerus. 

Id  einigen  andern  rein  katholischen  Ländern  sind  die 
ZoKtftnde  nicht  eiAeulicher.  Immer  mehr  zieht  die  furchtbare 
Krankheit,  welche  an  dem  Marke  der  italienischen  Landbevöl- 
kerung zehrt,  die  Augen  aller  Politiker  auf  sieb.  Sie  machte 
sich  schon  bemerklich,  als  Italien  noch  von  den  katholischen 
Bourbonen  and  dem  Papste  regiert  wurde.  Welche  Anstren- 
nngen  macht  die  katholische  Geistlichkeit  in  Spanien,  um 
diesem  Lande  gesundere,  ökonomische  Säfte  zuzuiohren?  Wer 
kennt  die  Verhältnisse  in  Polen  nicht?  Wer  weiss  nicht,  dass 
die  katholische  Partei  das  Staatsruder  in  Belgien  lange  in  der 
Hand  hatte,  und  doch  kein  einziges  arbeiterfreundliches  Gesetz 
whaf.     Woran  liegt  das? 

Es  lAsst  sich  mehr  als  ein  Grund  anfuhren.  Wir  lenken 
i  Aofmerksamkeit  nur  auf  denjenigen,  welcher  in  direkter 
ittng  zo  Duserer  An^be  steht:  auf  die  verhängnissvolle 
Stellung,  welche  der  katholische  Klerus  zu  den  sozialen  und 
politisehen  Fragen  der  Zeit  einnimmt.  Wenige  Mitglieder  des 
kitholischen  Klems  heben  ein  Bewusstsein  ihres  modernen, 
aozialeD  Berufes.  Wie  die  katholische  Kirche  eine  mittel- 
alterliche ist,  so  ist  auch  ihre  soziale  Thätigkeit  noch  immer 
eine  mittelalterliche:  die  Gewährung  von  Almosen.  Versteigt 
Bie  sich  höher,  so  ist  es  die  theoretische  Wiedererweckung 
onwiederbriDgiich  verlorener  Institutionen.  Man  bedenkt  nicht, 
dus  66  viel  erspriesslicher  ist,  durch  thatkräftiges  Handeln 
dem  Armen  in  seinen  gesunden  Tagen  zu  einem  bescheidenen 
Wohlstaude  zu  verhelfen,  ihn  fOr  den  modernen  wirthschaft- 
licheD  Kampf  zu  stählen  und  zu  rüsten,  als  ihn  in  seinen 
•bleo  Tagen  von  der  Mildthätigkeit  Anderer  zu  nähren,  und 
ihn  mit  unstillbaren  Hoffnungen  zu  erfüllen. 

Der  mittelalterliche  Charakter  seiner  Kirche  setzt  den 
GeistlicfaeD  zweitens  fast  Oberall  in  Gegensatz  zu  der  modernen 
EUvicklmig.    Er   wird   ein   Kämpfer,   ein   Zeitungsschreiber, 
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eJD  Agitator,  was  seiue  Kraft  voll  in  Anspruch  nimmt.  Das 
ist  die  Kehrseite  der  Vortheile,  welche  der  Besitz  der  Wahr- 
heit für  ewige  Zeiten  gewährt. 

Wie  viel  glücklicher,  als  manche  kontinentale  Staaten  ist 
darum  England  zu  preisen,  weil  es  eine  Staatskirche  hat,  weil 
sein  Klerus  nicht  mit  dem  besten  Theile  seines  Gemüthes  in 
einem  fremden  Lande  weilt.  Man  hat  den  anglikanischen 
Klerus  angegiiffen,  weil  er  bis  in  dieses  Jahrhundert  hin- 
ein sein  Vergnupen  an  der  Fuchsjagd  hatte,  weil  er  am 
Spieltische  und  bei  Trinkgelagen  nicht  fehlte,  kui-z,  weil  er 
sich  mehr  als  Gentleman  denn  als  Geistlicher  fQhlte.  Aber 
eben  weil  er  sich  als  Gentleman  fühlte,  diente  er,  wie  die 
Gentry,  dem  Staate  in  der  Selbstverwaltung,  lernte  er  die 
Bedürfnisse  des  Volkes  kennen,  erfQllte  er  sich  mit  einer 
staatlichen  Auffassung  seines  Berufes,  schritt  er  mit  der  Zeit 
vor  und  stellte  er  sich  nicht  in  Gegensatz  zu  ihrer  lebendigen 
Entwicklung.  Wie  es  uns  scheint,  abertraf  er  die  Gentry  bei 
weitem  in  seiner  sozialen  Thätigkeit.  Daher  die  Erschei- 
nung, dass  so  viele  treffliche  Männer,  die  wahrscheinlich  ihre 
Predigten  abschrieben  und  in  einem  Üieologischen  Examen  wie 
der  Kandidat  Jobs  durchgefallen  wären,  uneiTsodlich  für  die 
Hebung  der  unteren  Klassen  wirkten.  „Während  Katholiken 
und  Separatisten  sich  für  die  Berührung  mit  der  Fremde 
empfänglicher  zeigen,  gewissermassen  kosmopolitisch  a- 
scheinen,  hält  sie  (die  anglikanische  Kirche)  an  ihrer  natio- 
nalen und,  wie  sehr  auch  die  Umstände  sich  ändern  m&g^ 
an  ihrer  aristokratischen  Bestimmung  fest"  ')• 

Angesichts  der  obenerwähnten  Thatsacben  nimmt  sich  die 
stolze  Behauptung  einzelner  katholischer  Politiker,  die  scztale 
Frage  könne  allein  durch  die  katholische  Kirche  gelost  werden, 
wunderlich  genug  aus.  Das  wii-thschaftliche  Handeln  i«t 
Menschheit  vermag  die  Kirche  nur  in  engen  Grenzen  zu  be- 
einflussen, zur  wirksamen  Einschränkung  der  Selbstsacht  fällt 
ihr  vor  Allem  die  universelle  Herrschaft.  So  lange  sie  diese 
nicht  besitzt,  waltet  die  rücksichtslose  Macht  der  Konkurrens 
und  nicht  die  brüderliche  Liebe  des  CbristenthumB.  Bis  zum 
Aubi-uch  jener  Zeit  aber,  da  der  ganze  Erdkreis  das  moraJische 
Gesetz  der  katholischen  Kirche  anerkennt  und  es  auch  be- 
folgt, wird  jeder  Katholik,  der  kein  Schwanner  ist,  und  nicht 
auf  die  elende  Lage  der  katholischen  Massen  sein  politisches 
Kartenhaus  baut,  die  Lösung  der  sozialen  Frage  dem  Vef^ 
einswesen,  der  individuellen  Hilfe  von  Männern  und  Frauoi 
aus  den  reichen,  unabhängigen  und  gebildeten  Elasseo,  und 
wo  diese  Agentien  unwirksam  sind,  der  Gesetzgebung  des  Staates 
Oberlassen  müssen. 


')  K.  F&nli,   Geschichte  EDslftnds    leit  den   FriedensBcblQam  toi 
16U  und  1815.    I,  S.  538. 
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Doch  der  Mangel  des  irischen  Klerus  an  sozialem  Päicht- 
bewosst&ein  ist  nicht  die  einzige  Quelle,  aus  wacher  der 
Mugel  an  Institationen  der  sozialen  Selbsthilfe  entspriDgt. 
Aach  die  irische  Gentry  und  Nobility  erkannten  ihren  modernen 
snialea  Beruf  nii'ht  in  der  ökonomischen  ErzieJiung  der  uutei'en 
Klassen.  Die  trostlose,  pekuniüre  Lage,  die  Gefahr  für  Leib 
nnd  Lebeo  mancher  Vertreter  dieser  Stände  ist  der  Fluch, 
veleher  sich  der  Vernachlässigung  sozialer  Fflichteu  uufehlbar 
inheftet.  Unwillkürlich  wird  man  an  Lorenz  v.  Stein's  Aus- 
spruch erinnert:  „Der  soziale  Gegensatz  gewinnt  erst  da  seine 
Gestalt  und  Macht,  wo  die  höhere  Klasse  irgend  einer  Gesell- 
schaftsordnunp  um  ihrer  Sonderinteressen  willen  ihre  höchste 
Mission  vergisst.  mit  den  geistigen  und  wirthschaftlichen 
Eräfieo,  welche  ihre  Stellung  bieten,  die  Entwicklung  der 
nieileren  Klassen,  die  aufsteigende  Kiassenbewegung  derselben 
im  Namen  der  höheren  Gesittung  freiwillig  und  mit  Liebe  zu 
ffirdem.' 

Die  erwähnte  Erscheinung  überrascht  zuerst. 

Die  irische  Aristokratie  ist  doch  ebensowenig  eine  Kaste, 
wie  die  englische.  Hier  wie  dort  treten  immer  wieder  Bürger, 
welche  sich  den  Staatsgeschilften  gewidmet  haben  und  denen 
3ir  Reichthum  eine  angemessene  äussere  Repräsentation  ge- 
stattet —  nicht  bloss  ihres  Reichthums  wegen,  wie  in  andern 
Staaten  —  in  die  Reihen  der  Aristokratie  hinüber.  Hier,  wie 
dort,  treten  die  Töchter  und  nachgeborenen  Söhne,  mit  einem 
nnvererblichen  Höflichkeitstitel  geschmückt,  in  die  Reihen  des 
Blirgertbnms  zurück.  Junger  Reichthum,  sagt  man  uns,  wird 
EO  im  brittischen  Reiche  in  den  Dienst  höherer  Ziele,  einer 
edleren  Auffassung  von  Staat  und  Gesellschaft  gestellt,  wäh- 
rend er  anderswo  nur  die  Neigung  hat,  aristokratische  Schul- 
den zu  bezahlen  und  den  Besitzer  auf  ewig  von  dem  Geburts- 
Btande  zu  trennen.  Weiter,  sagt  man  uns,  werden  durdi 
diesen  Vorgang  die  mittleren  Klassen  mit  wardigeren  Ideen 
Tom  Leben,  Ton  Staat  und  Gesellschaft  durchsetzt.  Wenn  auch 
dieser  soziale  Prozess  nicht  an  eine  Himmelsleiter  gemahnen 
äaii,  auf  welcher  selbstsüchtige  Sterbliche  empor-  und  i-eine 
Engel  hemiederfiteigen,  so  ist  doch  nicht  zu  leugnen,  dass  er 
die  Kastenbildung  verhindert  und  das  aus  sehr  vielen  unaus- 
rattbaren  egoisüschen  Instinkten  Hiessende  BedOrfniss  nach 
einem  Add  dem  Ganzen  am  wenigsten  schädlich  und  am 
meisten  dienstbar  macht. 

Jede  Kaste,  hören  wir,  hat  ein  natürliches  Streben  nach 
PriTÜ^en:  nach  Ehrenbevorzugungen,  nach  einem  eigenen 
Gerichtsstand,  nach  materiel1.en  Vortheilen.  Wir  sehen  häufig 
die  höheren  Klassen  die  Steuern  auf  die  niederen  Stände  ab- 
irtlzm.  Wenn  diese  Ziele  erreicht  sind,  ja  schon,  wenn  sie 
nur  erstrebt  «erden,  ist  aller  staatliche  Gemeingeist  erloschen. 
Je  weniger    die    Kaste    gesunden    Lebensgrund    unter    ihren 

■  Htt  V.  1.  -  BubKli.  12 
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fUhlt,  je  mehr  sie  ihre  Pfshlwnrzel  allein  in  dem 
Kasteobewusstsein  findet,  je  mehr  sich  dei'  Einzelne  mit  dem 
Genossen  als  Glied  einer  Gemeinschaft  fühlt  mit  eigenen  Gu- 
tem, eigenen  Sitten,  mit  Verkehr  und  Ehe,  wenn  möglieb  nur 
unter  sich,  gräbt  sie  sich  selbst,  den  anderen  Ständoi  und 
vielleicht  dem  Staate  ein  Grab. 

Alles  dies  kann  im  brittischen  Reiche  nicht  stattfinden, 
hören  wir,  weil  lebendige  Beziehungen  zu  allen  Ständen  he^ 
gestellt  sind.  Wollte  der  englische  Adel  nach  kastenartiger 
Abschliessung  streben,  so  würde  er  in  sein  eigenes  Fleisch 
schneiden.  Im  Gegentheil,  behauptet  man,  wird  er  in  die  Rolle 
eines  Vorkämpfers  für  die  anderen  Stände  gedrängt,  um  ihnen 
zur  Erreichung  der  Ziele  zu  verhelfen,  nach  welchen  sie  gerade 
streben.  Im  Mittelalter  trug  die  Promacbie  einen  politischen 
Charakter,  der  Bei-uf  der  Aristokratie  ist  in  jedem  Jahr- 
hundert vei'schieden.  An  Stelle  des  Ritterdienstes  steht  heu- 
tigen Tages  die  allgemeine  Wehrpflicht  und  der  militärische 
Beruf.  Die  obrigkeitlichen  Aemter  werden  von  Berukbeamten 
und  Ehrenbeamten  aus  allen  Ständen  verwaltet.  Neben  die 
Kirche  hat  sich  ein  eigener  Lehi-stand  gestellt,  bestehend  ans 
Elementarlehrem,  Gymnasiallehrern  und  Professoren.  Auch 
die  Kunst  liegt  nicht  mehr  in  den  Händen  der  historischen 
Stände.  Der  prunkende  Hof,  das  dunkle  Gemach  auf  der 
Felsenburg,  die  stille  Klosterzelle  sind  nicht  mehr  der  Lieb- 
lingssitz  der  Muse.  Sie  wohnt  in  elegant  ausgestatteten  Ai^ 
beit^zimmei-n  und  leeren,  armseligen  Dachstuben. 

In  unserer  Zeit,  hören  wir,  wo  einzelne  Klassen  ihre  Macht 
schrankenlos  zu  erweitem  trachten,  und  wo  andere  im  Kampfe 
um  ihre  Esisteuz  unterzugehen  fürchten,  ist  die  Ckonomisdie 
Hebung  der  Massen  der  eigentliche  Beraf  der  Aristokratie, 
wie  die  wichtigste  Seite  des  Staatsmann  ischen  Bemfes.  Und 
diesem  widme  sich  die  englische  Aristokratie.  Warum  abw 
nicht  die  irische? 

Niemals  konnte  die  Kluft,  welche  das  keltische,  katho- 
lische Volk  und  die  protestantische  Gentry  und  Nobility  angel- 
sächsisch-normannischen Urspmngs  trennte,  ganz  überbrQcÜ 
werden.  Die  höheren  Stände  waren  nicht  das  Haupt  dei 
Landes,  welches  für  die  andei-en  Glieder  sah,  hörte,  dachte, 
nein,  sie  waren  ein  müssiges  Glied,  welches  sich  von  den  ande- 
ren ernähren  Hess.  Ihr  Blick  war  auf  die  Nachbarinsel,  anf 
den  Kontinent  gewendet.  Sie  lebten  und  leben  am  liebsten 
fero  von  der  grünen  Insel.  Sie  bildeten  und  bilden  eine  Katto 
nicht  im  rechtlichen,  sondern  im  sozialen  Sinne  des  Wortes*). 


1)  Für  unsere  BemerkungeD  Über  Irland  BtQtzea  wir  uns  auf  hjnA 
Daoieli'a  Report  Lfoch  Daniell  war  einer  der  ABsiBtanl  CommiuionKi 
der  lotsten  Enquete  Über  das  Hil^asBenweBen.    Seine  Ürtfa^e   Ober  dli 
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Die  gmnge  Zahl  der  BchottiBchen  Hilfekassen  erklärt  sich 
atu  guu  anderen  GrQnden.  Das  Land  batte  im  Jahre  1831 
nur  eine  Bevölkerung  Ton  2  300  000  Menschen,  Weiter  ver- 
hjudeite  die  Verbindung  yon  Darlehnskasse  und  Hilfskasse, 
welche  wir  schon  in  der  Einleitung  erwähnten  und  noch  in 
diesem  E&pitel  zu  besprechen  haben,  sehr  viele  Vereine  an 
der  Eegistrirung  ')■  I»  den  landlichen  Bezirken  ist  das  Be- 
dDrfniss  nacli  Hil&kassea  noch  nicht  dringend.  Ein  Theil  des 
Lohnes  vird  noch  an  vielen  Orten  in  natura  ausgezahlt,  da 
der  Arbeitskontrakt  auf  ein  Jahr  lautet,  während  der  eng- 
ÜBcbe  Arbeiter  auf  kürzere  Zeit  gedungen  wird  und  nur  einen 
Geldlohn  erhält 


bBO^  VerhUtniase  liiid  anch  für  das  erste  Drittel  des  Jahihnnderti 
ndm^  ,It  will  be  m;  äatj,'  heisst  es  in  dem  Berichte,  „to  dravrjronr 
utoilioD  u  El  featore  wbicb  OTenhftdows  uid  affeets  them  lU  (die  Wü- 
"■ '       '  "        '         ■  'olal    abaence  of   any  feeling  of 


■  Tinpith;  OT  intereBt  in  theee  inBtitation,  on  the  part  of 
tbc  vealth^  and  influential  clasieB  in  this  coantry.  Not  oiiIt 
itn  the  apper  claasea    in   Ireland   bitberto  held    ont  no  helping  band. 


.a  the  sbape  of  rnone;  or  inteUigeot  adrice,  to  those  who  where 
thng  eodeavooring  to  protect  each  Mba  againBt  want  aod  the  workhome, 
bot  «reo  «beo  thepnrpoaeof  these  Bocietieswaspointed  ont 
*Dd  (iplaiaed,  tbeir  great  ntilitf  and  importancQ,  if  pro- 
pert;  condacted,  both  to  indiTiduaJs  and  the  empire  —  an 
CBtIre  spathj,  an  otter  want,  of  interest  in  the  Bnbject,  was 

Hill  more   itrongl;  and    painfallf  manifeited I  too 

loob  recognised  that  the  better-off  clasaes  in  Ireland  are,  with  a  v^  few 
euntioni,  in  a  State  of  total  want  of  knowledge  of  eren  the  existence 
<rf  Fnendly  Sodeties;  and  that  the  onlf  persona  who  knew  anjthing  of 
eiUwr  tbe  principlea  or  practice  of  Friendl;  Sodeliee  were  tbe  Becretaries 

lad  other  ofBcials,  and  the  membera  tbemaelTes As  to  tbe  clergy, 

the  Btter  want  of  interest  diaplayed  by  Irish  Protestant  clergymen  .... 
Bwht  be  accoDDted    for    in  more  than  one  way  wbicb  it  ia  not  iocDin- 

bot  OD  me  now  to  dwell  apon Hating  been  led  to  beliere  tbat  the 

Kotnan  Catbolic  clergf  mingled  more  intimatelj  with  Üieir  parisbio- 
Bcn,  ud  identified  tbemselTes  more  per^onall;  with  their  interests,  I  bad 
boped  from  theo  at  least  to  obiain  some  Taluable  information  foonded 
OD  tbeir  expeiience  of  the  prindples  and  practice  of  Iriah  aodetie«.  Bnt 
lo  SIT  great  regret  I  found  tbat  tbey  are  almoet  aa  little 
co^Bi^iant  of  what  ia  going  on  in  tbese  aocieties  aa  their 
EpiicopalfftD  brethren,  and  that  tbeir  asaociation  with  Frieodl; 
Sodelies  Is  conSned  almoat  exdnaiveljr  to  their  being  „Spiritual  Guar- 
diani"  to  a  Teir  few  of  them,  cluefly  Burial  Sodetiea.  MoreoTer, 
that  tbis  qnasi-offioial  conaexioii  by  no  meana  implies  any 
kaowledge  whaterer  of  the  Organisation  or  condition  of 
the  societ;  to  which  tbeir  name  i»  appended.    S.  1. 

In  eiaem  Briefe  des  Cardioale  Cullen  findet  sich  folgende  bezeicb- 
unde  Stelle :  „I  most  add  tbat  I  know  notbing  of  the  worldog  of  the  Friendly 
^iodetie*,  not  baring  had  anjrthin^  to  do  witb  them."  S.  35.  Ist  es 
lenkbar,  dass  ein  anglikaniacber  Bucbof  dieaen  Brief  geacbrieben  haben 
cOnnte? 

■)  In  Schottland  bndCulle;  (Aotogs  der  TOer  Jahre)  das  Verbaltni» 
ler  nicht  eingeacbriebenen  Vereine  in  da)  Vereinoi  wie  159 :  80,  die  Zahl 
1er  HttfuUeder  wie  28  856 1 1504<il.    S.  16  seines  Reports. 
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Von  besonderem  Interesse  ist  das  Vorhandensein  einer 
Sitte,  welche  in  einigen  Bezirken  eine  HilfBkasse  uberflQssig 
macht.  Im  Norden  Engjands  und  im  Süden  Schottlands,  wo 
eine  ausgedehnte  Viehwirthschait  herrscht,  existiren  seit  Altera 
Viehversicheningsanstalten ,  die  sogenannten  Cow  -  Cluhs. 
Man  wird  sich  vielleicht  noch  erinneni ,  dass  im  Mittel- 
alter Kuhgilden  bestanden.  In  einigen  Gegenden  Schottlands 
scheinen  die  Verhältnisse  aber  noch  patriarchalischer  zu  sein, 
auf  die  Existenz  von  Gefühlen  zu  deuten,  deren  Erlöschen  m 
manchen  Fällen  die  Gilde  erst  nötbig  machte.  Denn,  wo  das 
Familienband  noch  alle  Mitglieder  kräftig  umschlang,  wo  ein- 
zelne Sitten  das  Vorhandensein  einer  längst  zerrissenen,  dem 
Gedächtniss  der  Menschen  entschwundenen  Familiengemein- 
schaft  bekundend,  die  Aeusserungen  des  Familiengeistes  wirk- 
sam ersetzten,  da  war  das  BedUrfniss  nach  einer  Gilde  noch 
nicht  vorhanden.  Und  in  diesem  Zustande  scheinen  einige 
Striche  Schottlands  noch  zu  sein.  Als  die  letzte  grosse  Enquete 
über  die  Hilfskassen  veranstaltet  wurde,  sagte  ein  alter  Schäfer 
in  Selkirkshire  zu  einem  Kommissar:  „Wir  kennen  in  dieser 
Gegend  keine  Kuhkassen.  Wenn  einem  Schäfer  eine  Enh 
gefallen  ist,  dann  schieben  wir  zusammen,  um  ihm  ein  Thier- 
chen  zu  kaufen"  (We  ken  naething  aboot  coo  clnbs  hereaway. 
If  a  shepherd's  coo  happens  death,  we  just  get  up  a  snb- 
ecriptioD  to  buy  him  a  bit  beast)  ^).  — 

Wenn  uns  also  auch  für  die  Kenntniss  der  allgemeinen 
Lage  des  Hil&kassenwesens  nur  wenige  Materialien  zu  Gebote 
stehen,  so  sind  uns  die  Mängel  der  Gesetzgebung  um  so  besser 
bekannt. 

Die  Hauptunzutväglichkeiten  waren  die  Beschränkungen 
der  Höhe  der  Summen  (300  £),  welche  seit  dem  Gesetze  von 
1828  in  Sparkassen  eingezahlt  werden  duiften,  die  sonderbar« 
Theilung  der  Registrirungsgeschäfte,  welche  kostspielige  Schrei- 
bereien aus  den  Piovinzen  nach  London  und  von  LondoD  nach 


')  Für  diese  Notizen  über  Schottland  siehe  Culley'B  Report,  via 
Staaleys  und  Danieli'B  Report,  in  den  Reports  of  the  Agsisbuit  Commii- 
Monere.  Vol.  XXIII.  Pt.  U.  1874.  S.  13.  —  AehnUohes  berichtet  Eden  (H,  U) 
ans  dem  vorigen  Jahrhundert.  1d  CumirhittoD  in  Cumberlimd  war  et  Sitte, 
den  Eltern  eines  neugeborenen  Kindes  ein  Geschenk  zd  machen.  —  In  Deattcb- 
land  Aehnliches.  Im  BeniiBchen  beirschte  wenigstens  noch  tof  15  Jilirai 
die  Sitte  der  Scheokbochzeiten.  Das  jange  Ehepaar  lud  die  Einwohno'  warn 
Dorfes  oder  der  nächsten  Darier  zu  emem  Nachmittagskaffee  ein  und  tr- 
hielt  von  Jedem  eine  kleine  Summe  (10  Silbergroseben  Eis  zu  einem  Hui«), 
die  seine  Aussteuer  ausmachte.  —  Solche  Umlagen  verschwinden,  weut 
der  moderne,  die  Individuen  durcheinanderwürfelnde  Verkehr  das  GaSlbl 
der  Zasammengehürigkeit  ertAdtet  und  alte  Sitten  vernichtet  ZuweHen 
verwandeln  sich  die  Umlagen  in  periodische  Beiträge.  Mit  aaderen  Wor- 
ten, es  entsteht  eine  Hiläkasse  aas  jenen  Ani&ngen  eiaea  nnregelmlMlg« 
UnterstatningsweseDS. 
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den  Provinzen  verorBachte  *)  und  die  durch  den  Umstand, 
dass  der  Clerk  of  the  Peace  die  Mittelspenton  zwischen  den 
Kassen  nnd  der  Londoner  Behörde  bildete,  verdoppelt  wurde, 
endlidi  die  frDher  schon  erörterte  Pflicht  der  Friedensrichter, 
die  PramieDtafeln  zu  prüfen. 

D&zn  kam,  dass  der  Wortlaut  des  Gesetzes  verbot,  andern 
&Is  näcbsten  Verwandten  Summen  zu  sichern ,  and  dass  viele 
den  arbeitenden  Klassen  nQtzlicbe  Ziele  wohl  im  Rahmen  des 
Aiteiterversicherungswefiens  gefördert  und  erreicht  werden 
konnten,  aber  bis  jetzt  im  Gesetze  nicht  unter  den  Zwecken 
au{;reziblt  worden  waren,  welche  in  einer  registrirten  Gesell- 
scluft  angestrebt  wei-den  durften.  Wir  denken  z.  B.  an  Kon- 
sumvereine und  Produktivgenossenschaften.  Aus  den  Jour- 
nalen des  Unterhauses  für  das  Jahr  1834  ersehen  wir,  dass 
schottische  Kassen  um  die  Erlaubniss  bitten,  das  Kassenver- 
mögen  in  kleinen  Tbeilen  auf  persönliche  Sicherheit  an  die 
Mitglieder  ausleihen  zu  dilrfen.  Diese  Anlage  war  im  ersten 
Gesetze  gestattet  worden,  aber  von  den  letzten  verboten  wor- 
den. Wir  erwähnten  in  diesem  Kapitel  und  in  der  Einleitung 
die  Verhältnisse,  aus  welchen  sich  die  Bedeutung  dieses  Ver- 
botes für  die  schottischen  Kassen  erklärte.  Es  verdient  noch 
hinzugefQgt  zu  werden,  dass  die  schottischen  Hilfskassen  auch 
einander  Geld  liehen'). 

Ein  viel  schwererer  Missstand  hatte  sich  herausgestellt. 
Bekanntlich  sollten  sich  alle  alten  Vereine  innerhalb  S  Jahre 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1S29  neu  konstituiren. 
Die  Hil&kassen  hatten  sich  aber  an  den  Gesetzesparagraphen 
nicht  gekehrt,  und  durch  2  William  IV.  c.  37  war  die 
Frist  der  Neuregistrirung  bis  zu  Michaelis  1834  verlängert 
«orden. 

Die  Langmnth  des  Parlamentes  erwies  sich  nicht  erfolg- 
Teicher.  In  der  zweiten  Hälfte  des  Jahres  1834  forderte  es 
eine  Statistik  der  Hilfska5sen,  welche  sich  seit  Michaelis  1831 
batten  wiedereinschreiben  (alte)  und  einschreiben  lassen  (neue 
Vereine).     Der  Bericht,  welcher  bis  zum  10.  Mäi-z  1834  reicht. 


'i  Ein  Zeuge  vor  dem  AnsEchusse  von  1825  sagt  BChon  aoB,  dua 
dir  CorreBpondenz  der  Tereine  mit  den  Behörden  „nins  awav  with  one 
hilf  of  the  bräefiu  to  be  conferred  npon  separate  indiTidaalB.*'  Minntea 
of  Eridence.     S.  99. 

■)  IKe  Journale  fta  dieses  Jahr  enthalten  Behr  viele  Peütiooen  von 
lülftkauen.  Leider  ist  ihr  Inhalt  nur  in  den  seltensten  Fallen  ^gegeben. 
I>Jei  ist  nm  lo  bedaoerlicher ,  als  die  Journale  in  der  ersten  Hälfte  dieaes 
JaliThanderta  eine  nicht  zu  unterschätzende  Quelle  fhr  die  soziale  Geschichte 
Eoelanda  bilden,  da  Joarnalisten,  Literaten  and  Geschieh tscbreiber  wenig 
fenrtindniie  ftir  die  soziale  Geschichte  Englands  haben.  —  Von  einigem 
bterceae  ist  eine  PetitioD  vom  14.  April,  dass  ein  Gesetz  erlassen  werde, 
■ekhct  allen  HÜfsksaseD  Eorporationsrechte  gewähre  nnd  dass  kein  Ad- 
rokat,  kein  Friedensrichter  etc.  irgend  eine  Kontrolle  Ober  dieselbe  habe. 
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Aus  Irland  ist  kaum  eine  Zahl  vorhanden.  Die  Berichte 
der  Clerks  of  the  Peiice  enthalten  fast  überall  die  AusdrQcke: 
No  Society;  None;  Nil. 

Was  das  Parlament  in  dieser  Lage  thun  wird,  ist  leicht 
vorauszusehen. 

Ausserdem  haben  wir  noch  den  Ausweis  (and  die  Elage 
Ober  seine  gelinge  Einnahme)  des  Herren  Tidd  Pratt,  des  Ad- 
vokaten, zu  erwähnen,  welcher  zur  Begutachtung  der  Statuten 
der  Sparbanken  und  Hilfskassen  ernannt  worden  war.  Sie  ist 
insofern  wichtig,  als  sie  neben  den  Herrn  Pratt  persönlich  be- 
treffenden Angelegenheiten  wichtige  Notizen  aber  die  Ent- 
wicklang  des  Hilfskassenwesens  enthält.  Vom  '19.  Juni  1829 
bis  zum  14.  Juni  1834  habe  er  3119  ^  11  s.  eingenommen. 
Er  habe  durchgesehen ,  verbessert  und  bestätigt  die  Statuten 
von  über  3050  Vereinen  (welche  durchschnittlich  30  Part- 
graphen enthielten)  und  300  Statutenänderungen.  Er  habe 
mehr  als  2500  Briefe  erhalten  and  beantwortet,  120  Jf  4  s. 
fQr  Porto  ausgegeben  und  fUr  den  Druck  von  Instmktioiieii 


')  Return  to  an  Address  of  the  Hononrable  the  House  of  ConunoM 

dated  31.  Jul;  IB-^S  for  a  Retaro  of  Frienilly  Societies newlj  (b- 

rolled  and  reenrolled.    AccountB  and  Papere.    XLI,  1834. 
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md  Tafeln  68  j^  12  s.  7%  d.  bezahlt').  So  habe  er  jährlich 
mir  586  iS  Z  &.  eJDgenoinmen. 

Schliesalieh  haben  wir  noch  des  immer  wiederkehrenden 
Ud)dstaiides  zn  gedenken,  daäs  die  Mitglieder  der  Hilfskasseo 
jetxt,  wo  eine  unparteiischere  Entscheidung  der  Streitigkeiten 
^wartet  werden  konnte,  sich  dem  Spruche  der  Friedensrichter 
and  Schiedsrichter  nicht  fügen  wollten. 

Diesen  Verhältnissen  suchte  eine  Bill  gerecht  zu  werden, 
welrhe  im  Oberbaus  ihren  Ursprung  nahm  und  am  t5.  Juni 
ins  Unterhaus  gelangte. 

Für  die  Geschichte  des  Gesetzentwurfes  ist  nur  soviel  von 
Interesse,  dass  die  Lords  die  fQnfjähiigen  Benchte  haben  aus- 
merzen wollen  und  dass  in  der  ersten  Ausschusssitzung  des 
Unterhauses  der  Vorschlag  ernstlich  diskutirt  wurde,  den 
Hfl&kassen  die  Ausleihung  von  kleinen  Summen  auf  Fei-sonal- 
kredit  zu  erlauben,  wenn  sich  eine  Dreivieitelmajorität  dafUr 
Bos^rache.  Nur  mit  30  Noes  gegen  21  Yeas  wurde  dei-selbe 
abgelehnt  Der  Gesetzentwurf  erhielt  am  30.  Juli  die  köuig- 
Uehe  Zustimmung*). 

Das  Gesetz  4  und  5  William  IV.  c.  40  (1834)  „An  Act 
tu  amend  an  Act  of  the  Tenth  Year  of  his  late  Hajesty 
Georpre  IV.  to  consolidate  and  amend  the  Laws  relatiug  to 
Friendl}*  Soeieties"  bestimmt,  nachdem  in  der  Einleitung  die 
in  dem  vorliegenden  Gesetze  zu  reforniirenden  Bestimmungen 
des  Gesetzes  von  1829  aufgehoben  sind, 

IV.  Dass  die  Gründer  einer  Hilfskasse  sich  von  jetzt  an 
direkt  mit  der  Londoner  Zentralbehörde  in  Verbindung  setzen 
■oDen.  Die  Statuten  werden,  von  3  Gründern  und  dem  Clerk  of 
the  Peace  unterschrieben,  an  den  Advokaten  geschickt.  Wenn 
derselbe  sie  bestätigt,  so  sendet  er  ein  Exemplar  an  den  Clerk 
of  the  Peace,  das  andere  an  den  Verein  zurück.  Die  I-'riedens- 
richter  mOssen  sie  zwar  noch  bestätigen,  aber  ihre  Zustimmung  ist 
rän  formell.  Denn  die  Statuten  sind  von  dem  Tage  an  giltig, 
da  der  Advokat  sie  genehmigt  hat.  Auf  diesen  Beamten  gehen 
aBe  Pflichten  und  Befugnisse  über,  welche  früher  die  Aktuare 
Rsp.  die  Richter  hatten.  Denn  er  hat  nicht  nur  zu  prüfen, 
ob  die  Statuten  dem  geltenden  Rechte  entsprechen,  sondern 
anch  festzustellen,  dass  die  Statuten  die  Absiebten  der  ßi-iinder 
zn  verwirklichen  im  Stande  sind  (for  the  purpose  of  ascertain- 


I)  Du  Hinisterium  hatte  Tafeln  ntid  Statuten  gratis  vertbeilen 
•n.  —  Bei  dieaer  Gelegenheit  sei  auch  erwähnt,  daas  Tidd  l'ratt  im 
B  1830  eine  Schrift  heraiugab  unter  dem  Titel;   The  Lhw  of  Friendly 

-.-.ties with  Esplanatory  Notes  and  ObservatiooB  on  tUe  Fra- 

■jng  of  Rnlec-"    Noch  häufiger   auigelegt    QehOrte   neben   Hardwicke's, 
VelMo'a  und  Aniell's  Schrift  zu  den  populärsten. 

1  Siehe  Jonnal  of  the  Hoiue  of  Lords  und  di^enigen  des  House  of 
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ing  whether  the  Said  mies  of  such  society  or  alteratione  or 
aniendinent  thereof,  are  caiculated  to  carry  into  efFoct  the  in- 
tention  of  the  Parties  framing  such  i-ules,  alterations  or  amend- 
inents  .  .  .  .)  —  eine  Bestimmung,  die  den  Todeskeim  in  sidi 
trug.  Gegen  sie  konnte  man  noch  mehr  Einwendungen  er- 
heben, als  gegen  diejenige,  welche  den  Fiiedensrichtem  ähn- 
liche Pflichten  übertrug. 

Im  Paragraph  II.  werden  auch  .Nominees*  unter  den 
Personen  au^ezälilt,  fUr  welche  eine  Hilfskasse  Summen  yer- 
sichem  dürfe.  Ebenso  sollten  von  jetzt  an  Fiiendly  Societies 
registrirt  werden  dürfen,  die  Zwecke  verfolgten,  welche  nicht 
nngesetzmässig  wären  (.  .  .  .  or  for  any  purpose  vhich 
is  not  illegal). 

Dass  ein  solcher  Paragraph  von  einem  Parlamente  ange- 
nommen werden  konnte,  ist  unverstilndlich.  Darin  war  ee 
vorsichtiger,  dass  es  bestimmte,  dass  die  Beiträge  für  derartige 
ausserordentliche  Zwecke  nicht  in  die  gemeinsame  Kasse  fliessen 
oder  durch  nicht  regelmässig  wiederkehrende  Umlagen  gedeckt 
werden  sollten. 

VI.  Die  fQnQährigen  Berichte  werden  von  den  HilfskasBOi 
direkt  an  die  Zentralbehörde  geschickt. 

VII.  Wenn  ein  Streitfall  in  einem  Vereine,  welcher  die 
schiedsrichterliche  Entscheidung  gewählt  hat.  nicht  innerhalb 
40  Tagen  geschlichtet  wird,  dürfen  2  Friedensrichter  unter 
näher  bestimmten  Bedingungen  denselben  vor  ihr  Forum 
ziehen. 

VIII.  Wenn  einem  ausgestossenen  Mitgliede  die  Mitglied- 
schaft von  den  Friedensrichtern  oder  Schiedsrichtern  zuerkannt 
wird,  der  Verein  diese  Wiedereinsetzung  nicht  anerkennt, 
können  Schiedsrichter  und  Friedensrichter  dem  Mitgliede  nach 
Gutdünken  eine  von  dem  Verein  zu  zahlende  Geldsumme  zu- 
sprechen, welche  wie  andere  von  dem  Richter  zuerkannte 
Summen  eingetrieben  werden  dai-f. 

IX.  Die  Hilfskassen  dürfen  Summen  bis  zu  jeder  H6he 
in  den  Sparbanken  anlegen. 

XIII.  Briefe  von  und  an  die  Zentralbehörde  in  Angel^en- 
heiten  der  Hilfskasse  sind  frei. 

XIV.  Da  viele  Gesellschaften  die  Frist  hatten  verstreichen 
lassen,  in  welcher  sie  sich  nach  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes von  1829  hatten  registriren  lassen  sollen,  so  wird  ihnen 
der  weitere  Genuss  der  Privilegien  der  fi-tkheren  Gesetze  ra- 
gesichert. 

Im  folgenden  Jahre  wurde  ein  Gesetz  erlassen  (5  und  6 
William  IV.  c.  23),  welches  direkt  nur  eine  geringe  Bedeu- 
tung für  die  Geschichte  der  eingeschriebenen  Hilfskassen  bat, 
aber  Indirekt  eine  desto  grössere.    In  jenem  Jahre  trieb  di« 
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eoKlische  soziale  Gesetzgebun^r  ihren  dritten^)  und  dürrsten 
Zveig,  die  gesetzliche  Anerkennunfr  der  Darlehnsvereine 
nnMr  bestimmten,  in  jenem  Gesetze  bezeichneten  Bedingungen. 

Durch  dieses  Gesetz  wurde  das  Vermögen  von  Vereinen, 
welche  den  ärmeren  Klassen  Darlelien  zu  machen  bezweckten, 
gesetzlich  geschätzt  Sie  hatten  ihre  Statuten  wie  die  Hil^- 
kassen  einschreiben  zu  lassen,  erhielten  Koi-porationsrechte, 
waren  von  Stempelgebtlhren  befreit;  geliehene  Summen  konn- 
te durch  jeden  Frieilensricliter  eingetiieben  werden;  die 
Kassenbeamten  und  Treuhänder  hatten  Kaution  zu  stellen ;  der 
ZineAiss  war  auf  5  ';o  festgesetzt.  Der  zehnte  Paragraph  des- 
selben endlich  dehnte  die  geltende  Hilfskassengesetzgebung 
anf  die  Normannischen  Inseln  und  die  Insel  Man  aus,  so  dass 
Ton  jetzt  an  die  Gesetze  von  1829  und  1834  in  dem  ganzen 
europäischen  Tbeile  des  brittischen  Reiches  palten. 

Darin  bestand  die  direkte  und  unbedeutende  Beziehung, 
welche  dies  Gesetz  iiuf  die  Entwicklung  der  eingeschriebenen 
BilEskassen  hatte.  Von  der  indirekten  und  schildlichen  werden 
wir  jetzt  einige  Andeutungen  geben. 

Die  Engländer  werfen  sich  zuweilen  mit  behaglichem 
Schmunzeln  ihre  .love  of  money'  vor.  Dass  dieser  milde  Tadel 
berechtigt  ist.  davon  giebt  die  Gesetzgebung  aber  die 
Darlehnskassen  einen  Beweis.  Das  Parlament  hatte  sich  im 
Anfange  derartige  Gesellschnften  als  vorwiegend  mildthittige 
Institutionen  gedacht,  es  sollte  aber  bald  darüber  belehrt 
werden,  dass  die  Gründer  sie  als  geschäftliche  Unteniehmungen 
anflassten.  Schon  im  Jahre  1840  musste  durch  das  Gesetz  3 
and  4  Vict.  c.  110  bestimmt  weiden,  dass  keine  Gesellschaft 
w^cen  Wachers  bestraft  werden  dürfe,  welche  direkt  oder  in- 
direkt mehr  als  5  "1^  Zinsen  genommen  habe.  Das  Scbuldrecht 
vnrde  liftrter  und  der  Zinsfuss  auf  12°',,  erhöht.  Die  eng- 
l»*hen  Darlehnskassen  wurden  grösstentheils  gesetzlich  ge- 
schützte Wuchergeschäfte.  Unter  der  Maske  einer  Institution 
znm  Wohle  der  unteren  Klassen  barg  sich  die  kapitalistische 
Anssaugung  des  Volkes.  Es  giebt  Gesellschaften,  welche  nur 
4,  5,  6  Mitglieder  haben*).    Die  Gesetzgebung  über  die  Dar- 

')  Vielleicht  wire  es  richtiger  zu  Eagen  den  .vierten',  da  das  eben  be- 
qiroclieDe  Cleeeti  von  1^84  die  FrodukiiT-GeDOSBenachatten  und  Konsutn- 
YBvine  DDter  den  Schats  des  Uesetzes  siellte,  weil  es  Tereine  der  aTl>ei- 
tisdeti  KluBen  f&r  nicht  ungeBetzmftSBiee  Zwecke  erlaubte.  Docb  wir 
werden  sie  bestimmter  aus  dem  gemeinsamen  stamme  der  Friendly 
Sodeties  in  dem  Hilftkassen^eBetze  des  Jahres  1846  berrorgeben  sehea 
Wir  lietracbten  die  ,coaperative  societies'  als  den  vierten  Ast  der  Gesetz- 
gebnaii  f&r  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen. 

■l  England  war  nicht  zum  ersten  Male  unj;l&cklicb  in  einem  solchen 
Toindie.  Im  J«bre  1730  wurde  eine  Korporalion  gegründet,  um  armen 
ijtatn  Darlehen  lu  gewähren.  Diese  Maassrefiel  artete  zu  einem  sclimäh- 
hihtu  B«eicberua|EEge«cbftfle  ua.  Drei  ^tlitglieiter  dieser  Korporation  ge- 
bOrtoi  dem  l'arlaniente  an.  Sie  wurden  ausgestossen.  Eden,  The  State 
rfthe  Poor.    I,  290. 


s  j,  Google 


186  V.  1. 

lehnskassen  wurde  weder  auf  Irland  noch  Schottland  Ober- 
tragen. Schottland  brauchte  sie  weniper,  weil,  wie  frtther  be- 
merkt wurde,  sehr  viele  EchotÜBChe  Hilfekassen  zugleich  Dar- 
lehnskassen  fQr  ihre  Mitglieder  sind,  und  die  Vereine  sidi 
untereinander  mit  Geld  aushelfen.  In  Irland  aber  hatte  seit 
dem  Jahre  1823  (durch  4  Georg  IV.  c.  32)  eine  wesentlidi 
mildthätige  und  nicht  kapitalistische  Darlehnskasseogesets- 
gebung  Eingang  gefunden  (loan-funds).  Der  Zinsfass  war  aof 
4V»  %  beschränkt. 

Das  BedQi'fhiss  der  arbeitenden  Klassen  nach  VorschOBsen 
bestimmte  viele  Vereine,  besondei-s  in  den  nördlichen,  Schottland 
benachbarten  Grafschaften ,  das  fehlerhafte  System  der  schot- 
tischen Hilfskassen  anzunehmen ;  dies  wiederum  schlose  sie 
von  der  Registi-irung  aus.  Ein  Zelt  des  Arbeiterordens  der 
Rechabiten  und  noch  andere  grössere  Hilfskassea  lassen  und 
können  sich  aus  diesem  Grunde  nicht  einschreiben  lassen. 

Der  Grund  liegt  nicht  in  der  Abneigung  der  Vereine  gegen 
staatliche  Einmischung,  das  geht  aus  den  Petitionen  hervor, 
welche  wir  in  diesem  Kapitel  anführten.  So  erweißt  sich  der 
Mangel  an  gesunden  Darlehnskassen  für  die  arbeitenden 
Klassen  als  Hemmniss  fctr  die  Ausdehnung  der  eingeschriebenen 
Hilfskassen '). 

Nachdem  wir  hiermit  zum  zweiten  Male  in  diesem  Kapitel 
ein  benachbartes  Gebiet  betreten  haben,  kehren  wir  zur  Ge- 
Bcliichte  der  Hiliskasse  zurück. 

Es  ist  einer  der  hässlichsten  ZUge  in  der  Geschichte  der 
englischen  Gesetzgebung  zum  Wohle  der  arbeitenden  Klassen, 
dass  periodisch  Maassregeln  ergnffen  werden  müssen ,  um  die 
TTohlhabenden  Klassen  davon  abzuhalten,  sich  in  den  GenuBS 
der  für  die  Armen  bestimmten  Privilegien  zu  setzen.  In  dem 
vierten  Jahrzehnt  tritt  dieselbe  Erscheinung  wieder  aul 
Geistliche,  Beamte,  Kaufleute,  Quäker  gi-ündeten  VersicheruDgs- 
gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit,  welche  als  Hil&kassen  re- 
gistrirt  werden ,  und  für  ihre  zum  Theil  hoben  Policenbetrlge 
den  staatlich  garantirten  Zinsfuss  genossen. 

Die  erste  dieser  Art  war  ,The  Clergy  Mutual'.  Sie  wurde 
im  Jahre  1829  gegründet.  Wie  der  Name  besagt,  bestand 
die  Gesellschaft  aus  Geistlichen.  Der  Umstand,  dass  Mitglieder 
des  Klerus  eine  Gesellschaft  giUndeten,  bewog  die  Quäker 
,The  Friends  Provident'  im  Jahre  1832  in's  Lehen  treten  zu 
lassen.  Bisher  hatten  sie  das  Vei-sicherungswesen  für  sündhaft 
gehalten.  Es  erschien  ihnen  als  eine  Auflehnung  gegen  Gottes 
Güte  und  Vorsehung ,    als    ein  Eingriff  in   seine   R^erungs- 


'}  Siehe  über  den  die  DarlehenskaaEen  betreffenden  Theil  den  nn 
Lndlow  abgefwaten  Appendix  I.  i«  Fourth  Report  of  the  CommistioMn 
mpointed  to  ioquire  into  Friendlv  and  Benefit  Baildiog  Sodeties.  Londoi 
1874.    S.  15  n.  16.    Siebe  auch  StftnIej'B  Repoit    S.  203-304  und  112. 
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rechte,  als  ein  Mangel  an  religiösem  Vertrauen.  Auch  hielten 
ve  ea  fttr  wenig  hesser  als  eine  Lotterie  >).  Da  jedoch  alle 
iHoaehliehen  Dinge  ein  Janu^esicht  haben,  so  gelang  es  denn 
ueb  den  Anh&ogem  des  Vei'sicherangsweseDS,  ihnen  daa 
uidere  Antlitz  zn  zeigen  nnd  zu  heweisen,  „da&s  es  eher  das 
Ckprlge  eines  Kommunismus  des  Eigenthums,  als  den  Charakter 
oner  selbsiBfichtigen ,  gewagten  oder  misstrauischen  Spekula- 
tion tra^'  ■).  Damit  hatte  man  die  Assekuranz  bei  einem 
den  Qu&kem  wohlklingenden  Namen  benannt,  und  da  die  Ab- 
neigang  gegen  den  Namen  verschwunden  war,  verschwand 
andi  die  Abneigung  gegen  das  Ding,  welches  den  Namen  trug. 

Wieder  drei  Jahre  später  begann  der  .National  Provirtent' 
KiDe  Geschäfte  (1835).  Das  Jahr  1840  sah  den  ,Provident 
Clerks'  erstehen.  Ein  oder  zwei  Jahre  später  wurde  die 
Jeroperance  Assurance  Society'  gegi-Ondet^j. 

Erst  im  Jahre  1840  scheinen  diese  Vereine  die  ÖfTentliche 
Meinung  beschäftigt  und  die  Aufmerksamkeit  des  Parlaments 
angezogen  zn  haben.  Es  grilT  schnell  mit  einer  einschneiden* 
dra  Haassr^el  ein,  welche,  ohne  die  Hilfska:jse  der  arbeitenden 
Bissen  oder  die  5  Gesellschaften  mehr  als  nöthig  zu  gefährden, 
kfinftige  Missstände  der  bezeichneten  Ait  unterdrückte.  Am 
6.  Juli  1840  bat  Robert  Gordon  um  die  Erlaubniss,  eine  Bill 
anzubringen  ,to  explain  and  amend  the  Acts  relating  to 
Friendly  Societies'.  Schon  am  17.  Juli  wurde  sie  zum  dritten 
Haie  gelesen. 

Das  Gesetz  (3  und  4  Vict.  c.  73)  bestimmte,  dass  von 
nun  an  die  Freiheit  von  der  Stempelgebubr  nicht  mehr  für 
venicherte  Beträge  von  Ober  200  ^  gelten  sollte,  dass  nur 
Prämien ,  welche  fQr  geringere  Versicherungsbeträ<!e  eioge- 
lommen  worden  seien,  in  den  Sparkassen  und  bei  der  Staats- 
schnldenverwaltung  angelegt  werden  dürften.  Doch  wurde  den 
Geaellschaften  ihr  Hilfskassencharakter  nicht  genommen.  Es 
wurde  ihnen  auch  in  Zukunft  gestattet.  Versich erungs- 
rerträge  für  höhere  Summen  einzugehen;  für  die  früher  ein- 
gegangenen Versicherungen  gestattete  man  den  Fortbezug  der 
froheren  Zinsen.  Um  Betrug  zu  vei-meiden,  wurde  ihnen  bei 
kfinftigen  Einzahlungen  die  Erklärung  abverlangt,  dass  die 
angezahlten  Gelder  nicht  aus  Prämien  beständen,  welche  die 
Gesellscbaft  ftir  höhere,  nach  dem  Jahre  1840  versicherte  Be- 
träge als  200  jK'  erhalten  habe. 

Das  Parlament  war  geneigt,  diesen  fünf  Gesellschaften 
eine  Kompensation  zu  gewähren.     Der  Sekretär  des  ,Clergy 


>|  BCinntea  of  Eridence  taken  Before  Select  Committee  on  Friendl; 
BodetiM.     1652.     qu.  468  ond  537. 

>)  ft.  a.  O.  qn.  597. 

■)  DicMlbe  nahm  Dnprfiiiglich  nur  PeTBonen  auf,  welche  sieb  aller 
liMgBD  Getrftnke  enthielten. 
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Mutual',  The  Rev"'*  J.  Hodgson,  bat  das  Ministerium,  den  ge- 
schädigten GesellBChaften  das  Recht  zu  verleihen,  zu  Gunsten 
von  TestamentsTollstreckero,  Vernaltern  und  Bevollmächtigten 
von  .Nominees'  Vei-sichei'unggvei-ti-äge  abzuschliessen.  Dieses 
iTurde  ihnen  im  g  3  des  Gesetzes  gewahrt'). 

Die  Angelegenheit  erhielt  ihren  vorläufigen  Abschluss 
durch  das  Aktiengesellschaftengesetz  vom  Jahre  1844  (7  und 
8  Vict.  c.  110).  Nach  demselbeo  sollten  sich  alle  Versiche- 
rangsgesellschaften,  welche  Policen  auf  höhere  Beträge  als 
200  JS  ausgaben,  als  Aktiengesellschaften  registriren  lassen. 
Doch  scheint  die  Registratur  wenig  mehr  als  eine  Spi^^l- 
fechterei  gewesen  zu  sein.  Tidd  Pratt  legte  8  Jahre  später 
einem  Ausschusse  dar,  dass  die  Gesellschaften  „were  obliged  to 
register  under  the  Joint  Stock  Companies'  Act,  but  only  to 
register,  not  go  through  any  other  of  the  provisions  oi  the 
Act".  Sie  verloren  den  Charakter  einer  Hilfskasse  nicht'). 
Für  kleinere  Beträge  blieben  sie  Hilfskassen,  für  grössere 
vruvden  sie  Aktiengesellschaften. 

Damit  haben  wir  den  legislativen  Stoff  erschöpft  und  wir 
wenden  uns  zu  einem  Beitrage  zur  Krankheits*  und  Moi-talität&> 
Statistik, 

Die  bekannte  ,Society  for  the  Diffusion  of  Usefiil  Know- 
ledge' hatte  gleich  der  Hochländischen  Gesellschaft  Daten  m 
einer  Kiankheits-  und  Moitalitätsstatistik  sammeln  lassen  und 
zwar  eine  auf  England  beschränkte  Statistik  fur  die  Zeit  vom 
1.  Januar  1823  bis  zum  1.  Januar  1828.  Charles  Ansell  be- 
arbeitete die  Materialien.  Seine  Untersuchungen  erstreckten 
sich  Über  24323  Lebensjahre.  Wenn  man  erwägt,  dass  ffir 
das  18.  Jahr  4,  fUr  das  19.  45,  für  das  70.  12,  für  das  80.  8, 
und  für  das  95.  2  Personen  sein  Untei-suchungsmateiial  bilde- 
ten, dann  wird  man  seinen  Resultaten  für  die  jüngeren  und 
höheren  Altersklassen  wenig  Werth  beimessen.  Die  verhältniss- 
mässig  verlässlichsten  Zahlen  ergiebt  seine  Schrift  fUr  die  Jahre 
25—35,  da  er  für  dieses  Dezennium  1100—1800-2000  Fälle 
beobachten  konnte. 

Aus  den  von  ihm  veröffentlichten  Tabellen  lassen  wir 
eine  folgen,  welche  unmittelbar  unverkünstelt  nach  den  Daten 
gearbeitet  ist^).. 

Die  Resultate  seiner  Untersuchung  veröffentlichte  er  in 
einem  Werke,  welches  den  Titel  führt  ,A  Treatise  on  Fnendly 
Societies,  in  which  the  Doctrine  of  Interest  of  Money  and  the 
Doctrine  of  Frobability  are  practically  applied  to  such  Societies, 
etc.    London  1835'. 


')  Miontes  of  Evidence  vor  dem  geDtumteo  Ausschmu  rom  Jahn 
.    qn.  470. 

')  a.  a.  0.  qo.  1229—1235. 
■]  S.  51.    (Siebe  Tabelle  auf  folgender  Seite.) 
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Wie  dieser  Titel  besagt  und  der  Charakter  der  oben  ge- 
nanntCD  Gesellschaft  ahnen  lässt,  hatte  es  Ansell  weniger  auf 
nne  wissenschaftliche  Schrift,  als  auf  ein  Handbuch  fQr  Grün- 
der, Mitglioder  und  Freunde  der  Hilfskassen  abgesehen. 

Die  Zeitgenossen  hielten  Ansell's  Werk  für  bedeutend, 
noch  jetzt  wird  es  von  Manchen  geschätzt.  Es  ist  daher  an- 
genigt,  einen  Augenblick  bei  dem  Buche  zu  verweilen. 

Es  enthält  so  ziemlich  Alles,  was  damals  für  den  Laien 
zu  wissen  nötbig  war,  aber  kaum  einen  onginellen  Gedanken. 
Kieh  einigen  einleitenden  Gemeinplätzen,  unter  denen  sich 
ULCh  der  alte  Satz  findet,  dass  die  Hilfskassen  sowohl  den 
einzelnen,  als  dem  Gemeinwesen  nutzen,  giebt  er  eine  kui'ze, 
zasainmengestoppelte  Geschichte  der  Friesdly  Societies.  Darauf 
Terbreitet  er  sich  Qber  die  mathematische  Basis  des  Versiche- 
nmgBwesens    (Wahrscheinlichkeitsrechnung ,    Zinseszins    etc.) 
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Dieses  ist  der  beste  Tbeü  des  Werkes,  aber  leider  auch  der 
am  wenigsten  wirksame,  denn  er  setzt  eine  gute  Kenntniss 
der  Ifathematik  voraus.  Nun  folgen  die  Resnltate  der  t(hi 
Ansell  bearbeiteten  Krankheits-  und  Mortalit&tsstatistik  and 
Prämien  tabellen. 

Der  nützlichste  war  vielleicht  der  letzte  Theil  des  Werkes, 
welcher  die  Verwaltung  und  besondei-s  die  BuchfQhrung  einer 
Hilfskasse  behandelt.  In  denselben  hat  er  noch  manche 
andere  guten  Rathschlilge  einpeflochten.  Er  kämpft  g^en  den 
Wiithhausbesuch  an,  anstatt  gegen  den  Missbrauch  zu  kämpfen. 
In  beliebter  Weise  rechnet  er  heraus,  wie  viel  die  arbeitenden 
Klassen  auf  diese  Weise  jährlich  vei-schwendeten.  Er  bringt 
die  Summe  nur  auf  250000  £,  während  Becher,  welcher  auf 
demselben  Kriegspfade  wandelte,  12  Jahre  frOher  fand,  dass 
,  die  Verschwendung  347  039  i?  betiHge. 

Ansell  Iftsst  auch  den  Gedanken  einer  Ortsbehörde  wieder 
aufleben.  Dieselbe  soll  die  Berichte  der  Hilfskasse  in  Empfong 
nehmen  und  denselben  Rath  ertbeilen. 

Zweifellos  war  Ansell's  Schrift  kein  bedeutender  Beitrag 
ZDr  statistischen  Seite  des  Veisicbei-ungsnesens.  Allein  ee 
waren  seit  den  Arbeiten,  welche  wir  im  vorigen  Kapitel  be- 
sprachen, geringere  erschienen.  Dieselben  wollen  wir  der  Voll- 
ständigkeit halber  kurz  erwähnen. 

Im  Jahre  1829  veröffentlichte  Becher  eine  neue  Auflage 
eeinej-  früher  erwähnten  Schrift.  In  deraelben  gab  er  die 
Resultate  einiger  neuer  Untersuchungen,  welche  jedoch  nicht 
wesentlich  von  den  früheren  abwichen.  In  demselben  Jahre 
wurde  eine  von  John  Finlaison  im  Auftrage  des  MinisteriumB 
Terfasste  Untersuchung  über  die  Sterblichkeit  von  Nominees 
in  verschiedenen  brittischen  Tontinen  und  von  Rentenempfän- 
gern unter  den  Reports  veroffeatlicbt ').  In  derselben  endet 
sich  auch ')  eine  Krankheitstabelle,  welche  er  auf  Grund  necha- 
jähriger  Beobachtungen  einer  Londoner  Hilfekasse  angestellt 
hatte.  Da  die  Kasse  ihm  für  die  Lebensjahre  über  60  keine 
Materialien  zur  Verfügung  stellen  honnte,  war  er  gezwungen, 
die  Tabelle  der  Hochländischen  Gesellschaft  zu  Hilfe  zu  nehmen. 
Sie  bat  natürlich  sehr  wenig  Werth.  Da  sie  von  John  YSor 
lueon  herrührt,  soll  die  Quintessenz  folgen. 


')  Keport  of  John  Finlaison,  Actnuy  of  the  National  Debt  on  tha 
Eridence  &nd  Elementar;  Facta  on  «hieb  the  Tables  of  Life  AnnnitiM  in 
fonnded.  —  Im  3.  Bande  der  R^orta  f&r  das  Jahr  1829. 

»)  a.  a.  0.  8.  62. 
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Auch  in  dem  frfiher  erwähnten  Report  ü-om  tbe  Select 
Committee  on  Life  Annaitiea  finden  sich  eine  Reihe  von  Tabellen 
um  Finlatson'B  Hand  ')■ 

Im  Jahre  1835  konstruirte  J.  Finlaison  neue  Tabellen  nach 
Daten,  welche  die  parlamentarischen  Reports  Qher  die  Krank- 
beiten  der  in  Fabriken  arbeitenden  Kinder  (als  Vorbereitung 
Ibr  dio  bald  darauffolgende  Gesetzgebung  Ober  die  Beschäfti- 
gang  von  Kindern  in  Fabriken)  geliefert  hatten  und  nach  Daten 
ttber  die  Arbeiten  der  Ostindtsdien  Kompagnie '). 

Dieselben  vurden  in  einer  neuen  Auflage  der  vom  Staate 
gelidiBTten  Statuten,  Anweisungen  und  Tabellen  mit  den  Tafeln 
von  Aasiill  und  Griffith  Davies  abgedruckt  ^). 

Drei  Jahre  vorher  hatte  Edmonde  nach  im  Heere  ge- 
I  Erfahrungen  Tabellen  konstruirt*). 

In  deiwlben  Periode  fand  eine  jedoch  nicht  auf  die  Er- 
flthniogea  der  arbeitenden  Klastsen  beruhende  Fortftthning 
■tatistiacher  Untentuchungen  Ober  Leben  und  Tod  durch  Arthur 
llninii  (die  Erfahrungen  des  Equitable  von  1762— 1829)  und  die 
Aktoare  von  17  Lebensversichenintrs^esellschaften  (.Seventeen 
Offices  Experience  Table^),  jene  im  Jahre  1834,  diese  im  Jahre 
1838  statt. 

WShrend  diese  Mftnner  mit  der  Befestigung  der  mathe- 
mattschen  Basis  des  Hilfskassenwesens  bescbilftigt  waren,  trieb 
«  nicht  weniger  als  drei  neue  Typen  aus  sich  heraus. 

Im  Jahre  1831  wurde  die  erste  Vereinigte  Spar-  und  Hilfe- 
kasse  von  don  Geistlichen  von  Abbots  Ann,  dem  Hon.  Samuel 


')  8.  21—27.  ,^ 

*)  Minnt«  of  Eridence  taken  b«fore  Select  Committee  on  EYiendtf 
Bodetiei  Bill  1849.    qu.  685. 

■>  Walfiird,  The  bunnnce  Cydopaedüt.    V,  16. 
')  luden  S.  14. 
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Best  gegründet.  Er  erfand  eine  Anstalt,  deren  Mitglieder 
einen  Theil  der  ihnen  zustehenden  Unterstützung  aus  ihren 
eigenen  in  einer  Sparbank  niedergelegten  Beiträgen  und  einen 
proportionalen  Zuschuss  aus  den  tod  den  übrigen  Mitgliedem 
in  dieselbe  Bank  eingezahlten  Beitragen  erbeten.  Ein  Hit- 
glied empfängt  aber  nur  so  lange  UnterstQtzung ,  als  es  Geld 
in  der  Sparkasse  besitzt  Das  war  die  Versöhnung  der  ^oisti- 
schen  und  sympathischen  Instinkte,  deren  Wirken  Canningham 
in  den  znei  Institutionen  getrennt  sah,  das  war  die  Harmonie 
der  ökonomischen  Institute,  deren  Feindschaft  der  Beport  Yoa 
1825  beklagt  hatte. 

Der  zweite  ist  mit  der  Entwicklang  des  Eisenbahoweseti 
verknüpft.  Wir  denken  nicht  an  die  theilenden  Vereine,  welche 
ja  ebenfalls  ihre  rasche  Verbreitung  theilweise  dem  An&chwas^ 
des  modernen  Verkehrswesens  verdanken.  Dieser  Verkehrs- 
zweig war  im  Jahre  1838  schon  so  entwickelt,  dass  die  Sob- 
altem-Beamten  und  Arbeiter  einer  der  ältesten  GesellschaftaiL 
der  allgemeiner  durch  die  Weite  ihrer  Geleise  bekannten  Great 
Western  Eisenbahn  zur  einer  Htlfskasse  vereinigt  wurden. 
Diese  Form  hat  sich  mit  der  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens 
immer  mehr  ausgebreitet.  Die  hervorstechendsten  Züge  der- 
selben sind  Zwangsbeitiitt  der  Mitglieder,  ZuschuBS  der  Ge- 
sellschaft und  Theilnahme  der  letzteren  an  der  VerwaltoBg  *V 

Im  folgenden  Jahre  (1839)  grttndeten  Maschinisten  in  Bir- 
mingham eine  Hilfskayse,  welche  den  Namen  führt  ,The  Locomoti« 
Steam  Enginemen  and  Firemen's  Friendly  Society',  welche  ia 
der  Folge  Zweigvereine  gründete.  Eine  merkwürdige  Ver^ 
einigung  von  Gewerbehilf&kasse  und  Arbeiterorden!  In  dv- 
selben  Periode  trat  eine  Hilfskasse  in's  Leben,  die  zwar  kfliM 
besonders  abweichenden  ZQge  aufzuweisen  hat,  aber  doch  vid  ! 
Interessantes  bietet.  In  England  esistii-ten  bekanntlich  MÜ  ' 
dem  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  Sonntagsschulen.  Di^ 
selben  sind  auch  durch  die  modernen  Elementarschul^i  nüM 
verdrängt  worden.  Am  Sonntage  bemtlhen  sich  noch  jflU 
Männer  und  Frauen  die  Kinder  der  Armen  im  Lesen  der  Difcd 
zu  unterrichten.  Das  englische  Kind  geht  also  t&glidb  bl 
die  Schule.  Mit  diesen  Schalen  sind  nun  sehr  h&ufig  901^ 
kassen  verbunden,  um  die  Kinder  an  eine  bestimmte  Kirchca- 
gemeinde  zu  fesseln.  „Nachdem  sie  die  Gemeinde  verl& 
haben,  verlieren  sie  alles  Interesse  an  der  Gesellschaft, 
giebt  viele  Gesellschaften  dieser  Art,  und  bis  zu  einem  | 
wissen  Grade  entwickeln  sie  sich  günstig  und  sammela  • 
Vermögen  an,  aber  nach  20  oder  30  Jahren  gehen  sie  t 
ausnahmslos  zurück.  Da  die  Beiträge,  welche  in  den  T 
tagsschulen  erhoben  werden,  klein  sind,  werden  die  AnsprOdi^i 


DcillizedDy  Google 


V.  \.  193 

sobild  die  wenigeo  Lehrai-  und  Schüler,  welche  Mitglieder 
bleiben,  älter  werden ,  zu  hoch ,  und  die  meisten ,  wenn  nicht 
alle,  brechen  zusammen*)."  Besonders  in  Birmingham  f&llt 
die  Verbindung  des  religiösen  Elementes  mit  dem  Ver- 
sichenmgswesen  auf*).  Hier  hatte  nun  ein  unternehmender 
Mann  die  glückliche  Idee,  mehrere  der  alten  Schulkassen  zu 
ei'aer  gössen  Hilfskasse  zu  vereinigeD,  welche  den  Namen 
,Tfae  Birmingham  General  Pro?ident  und  Benevolent  Institu* 
Im'  fOtirt  Wir  werden  ihr  noch  später  begegnen.  Sie  wurde 
18ä3  gegründet,  die  eigentliche  Reform  scheint  erst  im  Jahre 
1835  Blattgefanden  zu  haben. 

In  diesem  Zusammenhange  und  dem  Zeitpunkte  näher, 
vo  die  mächtigsten  Formen  freiwilligei'  Hil&ltassen,  die  Arbeiter- 
ordeo,  jn  den  schirmenden  Bereich  des  Gesetzes  treten,  ist  es 
angezeigt,  einen  Rückblick  auf  die  mannigfachen  Typen  zu 
weifen,  in  welchen  das  Prinzip  der  Hilfskasse  zur  Erscheinung 
gelangt  war. 

England  weist  kleinere  örtliche,  alle  Berufsklassen  um- 
fassende  Vereine  und  Hil&kassen  fQr  Personen  desselben  Be- 
tak,  die  Kachkommen  der  religiösen  und  Handnerks(;ilden  des 
Mittelalters,  auf,  als  die  gesetzliche  Regelung  des  Hilfskassen- 
wesens  im  Jahre  1793  beginnt.  Im  Westen  Englands,  in 
Devonshire  und  Coi-nwall  bestehen  Rentenkassen.  Die  meisten 
Vernne  erstrecken  ihre  Thätigkeit  über  fast  alle  Zustände,  in 
welchen  dem  Lohnarbeiter  eine  Unterstützung  nothwendig 
wird.  Ja  einzelne  sind  noch  eng  mit  Gewerkveteinen  verquickt. 
Mit  SooQtagsschulen  sind  ebeÜTalls  Hilfskassen  verbunden.  In 
dem  zweiten  und  dritten  Jahrzehnt  dieses  Jahrhunderts  geben 
iie  grossen  Mängel  des  Hilfskassenwesens  Veranlassung  zur 
irUodung  von  grösseren  (Distrikts-  oder  Grafschafts-)  Vereinen, 
leren  Verwaltung  hauptsächlich  in  den  Händen  der  oberen 
vUssen  liegt.  Die  Distriktsvereine  werden  nach  dem  Muster 
ier  Soathwel]  Institution  gebildet.  Der  erste  der  Graf- 
chaftgrereine  ist  der  Essex  Provident,  der  zweite  die  Hamp- 
hire  Friendly  Society.  Hierzu  trat  im  Jahre  1826  die  früher 
Twlbnte  Dorsetshire  Friendly  Society.  Als  vierten  haben  wir 
le  noch  blühende  und  im  Jahre  1828  gegi-Ondete  Wiltshire 
riendly  Society  zu  erwähnen  ^).  In  demselben  Jahre  entstand 
h)  flinfte  die  Gountj  of  Kent  Friendly  Society.  Das  Kapital 
og  Nutzen  aus  den  bezeichneten  Umständen  und  gründete 
rbuterbil&kassen  auf  Aküen.  In  der  Mitte  zwischen  den 
>lbstverwaltenden    Vereinen    und    den    Aktiengesellschaften 


t  of  Eridence  uken  before  the  Select  CommittM  od  Friendly 
•deties.     Bill  1849.    qa.  515. 

■)  StsnleT'B  schon  mebr&ch  uoetogeoer  Report.    1874.    S.  182. 

*)  ScboD  Eden  erwibnt,  m  Bradlord  (Wiluhire)  würden  die  Hilfe> 
«ten  „mach  encounged  by  honorar;  meinbere''.  Man  gedenke  mach  der 
ith  Sodetjl 

1)  V.  1.  -  HubKli.  13 
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stehen  die  Begr&bnisskasseD.  Ausserdem  breiteten  sich  grössere, 
auf  i-ichtigeren  Prinzipien  gegiUndete  Vereine  aus,  welche  das 
gesellige  Element  völlig  ausschieden  und  keine  anderen  Be- 
Beziehungen, als  streng  ökonomische  zwischen  den  Mitgliedern 
duldeten.  Diesen  traten  besondere  nQchterae,  groBSStädtische 
Arbeitnehmer  bei.  Als  die  erste  von  Bedeutung  und  noch  be- 
stehende erwähnen  wir  den  Royal  Standard ,  welcher  sidi 
ebenfalls  im  Jahre  1828  konstituirte.  Als  vierte  Folge  des  un- 
genügenden Charakters  der  Hilfskasse  sehen  wir  die  Aus- 
breitung von  periodisch  theilenden  Vereinen  an,  welche  durch 
grosse  moderne  Unternehmungen  besonders  gefördert  werden. 
Als  fQofte  Wirkung  erwähnen  wir  die  staatliche  Altersrenteu- 
kasse  fQr  die  arbeitenden  Stände.  Inzwischen  wurden  gewerk- 
vereinliche  Bestrebungen  in  den  HilfskasseD  ganz  unterdrückt 
und  auch  gewerblichen  HilMassen  die  Einregistrirung  be- 
deutend erschwert. 

Als  ein  Produkt  der  geistigen  Fehde  Ober  den  Werth  der 
Spar-  und  Hilfskasse  stellt  sich  neben  diese  Formen  die  eben 
erwähnte  Vereinigte  Spar-  und  Hilfskasse  (Deposit  Friendl; 
Society). 

Einem  Anstosse  von  ganz  anderer  Seite  verdankt  die 
moderne  Gewerbekasse  in  ihren  beiden  Typen  ihr  Dasein.  Sie 
ist  ein  Kind  der  modernen,  weitverzweigten  Untemehmong. 
Wo  dieselbe  in  gewissen  Grenzen  den  Charakter  eines  Mono- 
pols hat  und  grosse  Arbeitermassen  unter  einer  Leitung  ver- 
einigt, entsteht  leicht  die  Zwangskasse,  z.  B.  der  Eisenbahn- 
gesellschaften ;  wo  nur  Ortlich  eine  bedeutende  Menge  von 
Arbeitern  sich  ansammelt,  tritt  häufig  die  freie  Gewerbekasae 
in's  Leben,  welche  ein  natürliches  Bestreben  bat,  sich  mit  den 
Kassen  desselben  Gewerbes  an  andern  Orten  zu  vereinigen. 
Es  bedarf  keiner  langen  Ei-örterungen,  um  einzusehen,  weldie 
Voi-zOge  dieselbe  vor  vielen  andern  Vereinsformen  voraus  hat 

Zuf^lig  in  dem  gewöhnlichen  Sinne  dieses  Wortes  önd 
also  die  Hilfskassentypen  nicht.  Sie  gehen  mit  strenger  Notb- 
wendjgkeit  aus  der  Zeit,  welche  sie  entstehen  sah,  hervor. 
An  ihrer  Evolution  lässt  sich  ein  Stück  der  sozialen  Geschichte 
Englands  studiren. 
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IV. 

Assdehnnng  der  HilfskassengesetzgebuDg. 

Die  Ärbeiterorden. 

1840-1846. 


Dss  ntnfte  Jahrzehnt  ist  in  der  sozialen  Geschichte  Eng- 
lindB  merkwardiger,  als  das  vorbergehende.  Die  beiden  Pe- 
rioden gehören  innerlich  zusammen ;  die  eine  bedingt  die 
«Ddere.  Von  1830—1840  vollzieht  sich  der  Sturz  des  alten 
auf  die  Herrschaft  des  Grundbesitzes  basirenden  Regieiiings- 
SjBtemB,  das  folgende  Jahrzehnt  siebt  den  sozialen  Niedergang 
jeoes  Standes,  fiobert  Peel  verhilft  der  Klasse,  aas  welcher  er 
bSTTOrgegangen  ist,  durch  seine  Steuerreform  zum  Sieg.  Die 
•chon  vorhandenen  und  die  in  Zukunft  aus  der  Erniedrigung 
md  Anfhebnng  früherer  Zölle  zu  erwartenden  Ausfölle  suchte 
«r  durch  die  EinfQhrung  einer  Einkommensteuer  zu  decken. 
Diese  Maassregel  ist  insoweit  fQr  uns  von  Wichtigkeit,  als  auch 
hierbei  die  Hilfekassen  begünstigt  werden.  Sie  genossen 
Steaerfireiheit  unter  Schede!  C.  Dieselbe  wurde  durch  eine 
Novelle  aus  dem  Jahre  1853  auf  Schede!  D  ausgedehnt. 

Dan  Kampfe  um  (Ue  Getreidezölle  standen  grosse  Massen 
der  Arbeiter  gleichgaltig  gegenüber.  Die  Einen  sagten  sich, 
dias  die  VerUieuemng  der  Lebensmittel  ihre  Löhne  erhöhe 
and  Zollennä^gungen  dieselben  verringere,  folglich  der  Nutzen 
nor  ihren  Herren  zu  Gute  käme-  Andere  mit  grossen  welt- 
nmstarzenden  Zielen  hielten  den  Kampf  um  die  Zölle  fQr 
kleinlich  und  unbedeutend.  Nach  den  Ziffern  der  Armen- 
steuer zu  urtheilen,  hätten  sie  nicht  so  unrecht  gehabt. 
Denn  dieselbe,  welche  im  Jahre  1837  nur  4044  741  i^  betrug, 
ttie^  inxwischen  wieder  langsam.  Im  Jahre  1843  hatte  sie 
Khon  die  Höhe  von  5  208  027  £  erreicht,  im  Jahre  1848  stand 
>le  fast  auf  gleicher  Höhe  mit  dem  Jahre  1834.  Im  Jahre 
1834  wurden  lör  die  Armen  ausgegeben  £  6  317  255,  im  Jahre 
1848  £  6180764.  Das  günstigere  Urtheil,  welches  die  höhe- 
ren Bevölkerungszahlen  utr  1848  leicht  an  die  Hand  geben, 
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wird  durch  die  Erwägung  aufgehoben,  dass  die  Aht)chreckuDgs> 
methode,  welthe  seit  ]834  angewandt  wurde,  viele  dürftige 
Personen  von  der  Schwelle  der  Aimenaufseher  fem  hielt 
Man  wird  sich  die  Lage  der  ärmeren  Klassen  verlegen  wärtigCD, 
wenn  wir  dieselben  nur  soweit  skizziren ,  als  zum  Verstand- 
nis^  der  Hilfskassengeäetzgebung  nöthig  ist.  Wir  erinnern  an 
die  Arbeiterexzesse,  ilie  Tumulte,  die  radikale  Agihition,  den 
Chaitismus ,  die  Arbeitseinstellungen,  und  die  grosse  Noth. 

Inzwischen  aber  trat  die  Genossenschaftsbewesung  in  ein 
neues  Stadium  ein.  Sie  legte  ihre  jugendlichen  Thorheiten  ab, 
an  denen  sie  gleich  jeder  grossen,  beiechtigten  Bewegung  ge- 
krankt hatte  —  die  philosophischen,  religiösen,  ökonotnischen 
Thorheiten,  welche  Holyoake  im  ersten  Bande  seiner  Geschichte 
des  englischen  Genossenschaftswesens  mit  so  viel  Humor  und 
Anschaulichkeit  geschildert  hat  —  und  beschränkte  sich  auf 
die  nüuhterne  Erlangung  eines  materiellen  Nutzens  ').  28  arme 
Weber  (im  Jahre  1830  konnten  sie  nur  4  —  6  8,  wöchentlich 
verdienen)  gründeten  im  Jahre  1844  einen  den  Profit  nach  der 
Höhe  der  Einkäufe  der  Mitglieder  proportional  veitheilendeo 
Konsumverein  mit  einem  Kapital  von  28  jg,  welcher  nach  dem 
letzten  Jahresbericht*)  eine  Mitgliederzahl  von  10  894  Person«, 
ein  Kapital  von  815  243  ^  aufweist  und  im  Jahre  1882  einen 
Nettogewinn  von  32  577  iß  gemacht  hat.  Damit  trat  eine 
neue  Form  der  sozialen  Selbsthilfe  in's  Leben.  Wie  die  Hufe« 
kasse  und  die  Sparbank  erregte  sie  die  sanguinischsten  Hoff- 
nungen, und  wenn  uns  unser  Urtheil  nicht  täuscht,  err^  sie 
dieselben  noch.  Es  ist  eine  schwer  zu  erklärende  Thatsache, 
dass  die  grosse  Menge  der  Engländer  immer  von  einer  Insti- 
tution der  sozialen  Selbsthilfe  eine  Reform  gesellschaftlicher 
MissstHnde  erwartet  hat ,  während  dieselben  doch  berufen 
sind,  nebeneinander  zu  wirken,  und  das  Maass  ihres  eigenen 
Vermögens  bezeichnend ,  die  Domäne  der  Staatshilfe  abzu- 
grenzen. Man  könnte  die  soziale  Geschichte  Englands  dem- 
gemäss  in  3  Perioden  eintheilen.  Der  Gewerkverein  hat  der- 
artige Illusionen  natürlich  nie  zu  nähren  vermocht,  die  meistea 
wohlhabenden  Leute  waren  nur  geneigt,  in  ihm  einen  Fond 
zu  sehen. 

Während  Konsumvereinenach  dem  neuen  Profitvertheilungs- 
modus  sich  bildeten,  nahm  das  Ansehen  der  Sparbank  ab. 
Die  Verwaltung  dei-selben  lag  bekanntlich  in  der  Hand  der 

1)  Oweo  theilt  in  einem  Briefe  (1836)  mit,  dus  er  in  Cariiile  m 
seiner  üeberraschung'  6  oder  7  Genosaenachaften  gefunden  habe.  Et 
bemerkt:  ^.It  is,  honever,  high  time  to  pot  an  end  to  the  notion  nrj 
preTalent  in  the  pnblic  miod,  that  Um  is  the  soci&l  sfatem  «hidi  t* 
coDtemplate,  or  that  it  nill  form  an;  part  of  the  urangemanti  \a  th> 
New  Moral  World."    Holjoake,  a.  a.  0.    I,  215. 

'J  Tbe  FiHeentb  Annaal  Co-OperaÜTe  Congre».  Mancheita  1B8S. 
S.  85. 
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Gentry  und  des  Klerus,  aus  deren  Reihen  die  höchsten  Be- 
UDleu  genftblt  wurden.  Unter  ihnen  waren  salarirte  Beamte 
mit  dem  rein  mechanischen  Theile  der  Verwaltung  beschäftigt. 
Die  GenUenien  und  an  einigen  Stellen  leider  auch  die  Geist- 
lichen gaben  zwar  gern  ihren  Namen  her,  aber  sie  beküni' 
tnerteo  sich  um  die  Verwaltung  sehr  wenig.  Ungefähr  ein 
Dutzend  Betnigsfälle  kamen  bis  1844  zur  allgemeinen  Kennt- 
Diss,  unter  diesen  ragt  ein  Fall  in  Dublin  hervor.  Em  KQster, 
iVamens  Dünn,  den  man  zum  Sekretär  der  Cuffe  Street  Bank 
angestellt  hatte,  beschwindelte  dieselbe  allmählich  um  50000 i^. 
Der  Keim  der  Sparsamkeit,  welcher  so  schwer  in  der  unvor- 
sichtigen, irischen  Natur  Wurzel  gefasst  hatte,  wurde  durch 
den  erschQtternden  Vorfall  wieder  gi-Undlich  ausgerissen.  Die 
Treuhänder  wünschten  nun  ihre  Verantwortlichkeit  beschränkt 
zu  sehen,  Ihr  Wunsch  wurde  durch  ein  Gesetz  vom  Jahre 
i^  gewährt  Sie  waren  in  Zukunft  zur  Zahlung  der  Defi- 
zite nur  verantwortlich,  wenn  sie  sieh  schriftlich  dazu  ver- 
pHicbtet  hatten,  und  nur  bis  zu  der  in  der  Erklärung  be- 
iliramten  Höhe.  Das  Gesetz  enthielt  verschiedene  andere  Be- 
stimmungen, welche  von  Einfluss  auf  die  Weiterentwicklung 
der  Hilfskassen  waren. 

Wir  sahen,  wie  die  Stellui^  des  zur  Beurtheilung  der 
Statuten  ernannten  Advokaten  in  der  Verfassung  der  Hilfs- 
kREften  allmählich  so  heranwuchs,  dass  sie  die  Mitwirkung  der 
Friedensrichter  zu  einer  formalen  herabsetzte.  Durch  das 
enrfthnte  Gesetz  wurden  jenem  Beamten  neue  Befugnisse  er- 
'Mi}t.  Er  sollte  alle  Streitigkeiten  zwischen  Mitgliedern  und 
rreuhändern  entscheiden;  in  diesen  mussten  die  Hilfekassen 
'ekanntlich  an  die  höchsten  Gerichtshöfe  gehen.  Von  einiger 
i^'ichtigkeit  war  es,  dass  die  höchste  Jahresi'ente,  welche  durch 
iie  Sparbank  bezogen  werden  konnte,  nun  auf  30  £  erhöht 
ind  der  Ziusfuss  auf  3  US'  5  s.  herabgesetzt  wurde. 

In  diesen  Begebenheiten  liegt  nun  der  Anstoss  zu  einer 
'ortbildung  der  Gesetzgebung  über  die  Hilfskassen,  auf  deren 
■nstand  wir  einen  Blick  werfen  wullen.  In  dem  Gesetze  von 
K)4  hatte  man  versucht,  den  heilsamen  Bestrebungen  des 
"Ikes  entgegenzukommen,  indem  man  den  Rahmen  der  HiUs- 
assengeeetzgebung  weiter  spannte.  Für  alle  nicht  ungesetz- 
i&ssigeo  Zwecke  sollten  Vereine  gegrOndet  werden  dürfen, 
elrhe  an  den  Wohlthaten  der  Gesetze  über  die  Friendly 
wieties  Theil  hätten.  Der  Wortlaut  war  jedoch  zu  allgemein, 
r  hatte  zu  Uozuträglichkeiten  geTührt.  In  dem  Bestreben, 
ir  alle  natzlicheo  Regungen  der  arbeitenden  Klassen  Raum 
i  schaffen,  war  die  Versicherung  von  Kindern  unter  6  Jahren 
laobt  worden.  Diese  Bestimmung  schien  dem  Verbrechen 
e  Wege  gebahnt  zu  haben.  Man  behauptete,  dass  Entbeb- 
ingen  aller  Art  arme  Familien  zum  Kindennorde  getrieben 
il»,  am  das  Begräbnissgeld  zu  erhalten. 
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Der  schmähliche  Zusammenbruch  vieler  Vereine,  der 
jammervolle  Zastand  anscheinend  blähender  Kassen  drängte 
wieder  die  Erwägung  auf,  ob  die  Einschreibung  einer  Hüs- 
kasse  nicht  an  die  Prüfung  der  Piämientabellen  dnrcb  dne 
kompetente  Behörde  geknüpft  werden  mfisse. 

Um  die  Erkenntniss  der  Nothwendigkeit  sicherer  Prfimien- 
tafeln  machte  sich  Francis  G.  P.  Neison,  damals  der  Actuary 
of  the  Medical  Invalid  and  General  Life  Assurance  Society, 
8ehr  verdient.  Die  grossen  Abweichungen  in  den  Bestütaten 
Ansell's  und  der  Hoch!  (Indischen  Gesellschaft  veranlassten  ihn, 
der  Krankheits-  und  Mortalitatsstatistik  der  Hilfskassen  oftber 
zu  treten.  Für  England  benutzte  er  die  ihm  von  Tidd  Pratt 
ttberlassenen  Belichte  über  Krankheit  und  Todesfklle  aus  den 
Jahren  1836—1840,  welche  die  eingeschriebenen  Kassen  kraft 
des  Gesetzes  von  1829  abzufassen  hatten,  und  die  von  der 
Regierung  nicht  benutzt  wurden.  Um  Nachrichten  über  schot- 
tische Kassen  zu  erhalten  —  die  schottischen  Hilfskassen 
sträubten  sich  dagegen,  Berichte  einzusenden  — ,  suchte  er 
zuerst  den  Einfluss  der  nordbrittischen  Geistlichen  zu  gewinnen. 
Dieser  Weg  führte  jedoch  zu  keinem  Resultate.  Ei-st  als  man 
sich  durch  die  Ausschreibung  von  Preisen  an  die  egoistischen 
Instinkte  der  Sekretäre  wandte,  liefen  Daten  ein.  Diese  Ma- 
terialien bearbeitete  Neison  mit  dem  bekannten  englischen 
Statistiker  Farr,  mit  Dr.  Guy,  Fletcher  und  Philipps.  Die 
Statistical  Society  of  London  schwebte  wie  ein  freundlicher 
Genius  über  allen  Bestrebungen  Neison's.  Ans  ihrer  Kasse 
flössen  die  nöthigen  Summen  *).  Neison's  Untersuchung 
war  die  grossartigste,  welche  bis  dahin  stattgefunden  hatte. 
Sie  erstreckte  sich  über  1217  685  Lebensjahre  und  2  418693 
Wochen  Krankheit. 

Die  Hauptresultate  seiner  Untersuchungen,  welche  von 
1841—1845  dauerten,  machte  er  zuerst  in  einem  Aufsatze  be- 
kannt, welchen  er  im  Jahre  1845  vor  der  Statistical  Sodety 
in  London  las ').  Im  selben  Jahre  veröfTentlichte  er  eine 
selbstständige  grössere  Schrift  unter  einem  langathmigen  Titel, 
dessen  erster  Theil  lautet:  Contribution  to  Vital  Statistics: 
being  a  Development  of  the  Rate  of  Moitality  and  the  Laws 
of  Sickness.  Das  Buch  erlebte  mehrere  Auflagen  und  nahm 
an  Umfang  bedeutend  zu,  da  Neison  den  früher  behandelten 
Stoff  erweiterte  und  veitiefte  und  auch  andere  Fragen  io  die- 
sem Werke  behandelte,  welche  keine  so  direkte  Beziehung  za 
dem  ursprünglichen  Gegenstande  haben.  In  der  dritten  Auf- 
lage von  1857  ist  es  ein  Quartband  von  über  600  Seiten. 


*)  Jounud  of  Statistical  Sodety.    YoL  Tm.    S.  290—343. 
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An  dem  Inhalte  des  Buches  ist  die  Methode  zu  loben '). 
Hier  wird  zum  ei-Gten  Mal  versucht,  eine  Antwort  auf  alle  die 
¥ng6ü  zu  geben ,  welche  in  den  Ausschüssen  von  1825  und 
1827  aufgeworfen  worden  waren:  ob  die  Krankheiten  und 
TodesAUe  in  den  Städten  häufiger,  als  auf  dem  Lande  wären, 
ob  Krankheit  und  Tod  in  einem  bestimmten  Verhältniss  zu 
einander  ständen,  ob  die  Beschäftigung  von  Einfiuss  auf  die 
Lebensdauer  und  die  Kraukheitsmenge  der  Arbeiter  seiu.6.w. 
Neison  schied  den  Stoff,  je  nachdem  er  ihm  aus  ländlichen 
Distrikten,  kleinen  Städten  (Towns)  und  gi-ossen  Städten  (Cities) 
zugekommen  war.  Die  Rural  Districts  sind  Bezirke,  welche  bis 
zu  5000  Einwohner  haben,  die  Einwohnerzahl  der  Towns  ist 
zwischen  5000  und  30000,  Cities  weisen  mehr  als  30000  Ein- 
wohner auf. 

Aus  dem  reichen  Inhalte  des  Anfeatzes  wollen  wir  einige 
der  wichtigsten  Tabellen  folgen  lassen,  die  in  ihrer  klaren 
Sprache  keines  langen  Kommentars  bedOrfen.  Die  dritte  und 
TJerte  Dezimalstelle  ist  Aberall  fortgelassen,  daher  rOhren 
kleine  Ungenauigkeiten. 

Table  VII.    (S.  302  des  Aufsatzes.) 


Expectatioii  of  Life 

EzcMs  in  FavoDT  of  Rurat  OT«r 

Ape 

Town  DiBtricta 

City  Districtt 

Bund 

Town 

CU, 

loTean 

Per  Cent 

InYe&Ts 

Per  Cent 

20 
30 
40 
50 
60 
70 

«,35 
38,40 
30,97 
23,47 
16,6s 
10,71 

42,27 
34,57 
27^5 
19,97 
13,76 
«,70 

40.0] 

32,86 

19192 
13,76 

8,76 

8,08 
8,83 
881 
3.49 
2,89 

6,79 
9,97 
12,33 
14,90 
17,86 
20,.!4 

5.34 

3,54 

1^ 

11,77 
14,44 
15:77 
15,10 
17,31 
19,69 

Total  l 

"- 

1 

,32 

. 

^         . 

<)  Ob  die  Resultate  bo  glaubwürdig  sind,  wie  Neiaon  versicbwt,  du- 
ub«  haben  wir  icein  tJrtbeil.  Wollten  wir  den  Gegnern  Neison's,  z.  B. 
Auell  und  D&viea,  die  vor  dem  Lords  Committee  des  JalireB  1848  Ober 
Seison  herfielen,  Glauben  schenken,  so  wäre  das  Material  ungenügend  ge- 
weaen.  Die  Beneble  seien  ohne  Oberaufsicht  angeferdgt  worden  and  daber 
wertUog.  Man  habe  sie  ihm  (Ansell)  znr  Bearbeitung  angeboten,  i^er  er 
habe  ne  ztirfickgewiesen.  (Ansell'a  Material  acheint  auch  nicht  besser  ge- 
wesen xa  sein.)  Neison  behauptete,  daaa  er  und  seine  Freunde  das  Mate- 
rial mit  der  grOaaten  Sorg&lt  aoagewählt  hätten.  —  Wenn  wir  das  Naturell 
Nomb'b  und  AnseH'B  richtis  anSassen,  soweit  es  sieb  in  ihren  Schriften 
ood  in  ihren  Aussagen  offenbart,  so  gehören  sie  zwei  ausgeprägten  Typen 
lon  StaÜstiliem  an,  welche  wir  zuweüen  su  beobachten  Gelegenheit  haben. 
Der  Eioe  ideenreich,  groseen  Fragen  zugewandt,  den  Charakter  sänea 
.Materials  leicht  vei^essend,  nicht  immer  kritisch  genug,  der  Andere  luhis, 
□msichüg  ptUend,  an  der  Lösung  bedeutender  Aufgabt  leicht  verzweifelnd. 
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Dieses  Resultat  setzte  Niemand  in  Erstaunen.  Desto 
mehr  war  man  Ober  die  Thatsache  verwundert,  d&ss  die 
durchschnittliche  Lebenserwailung  der  Mitglieder  der  Hilb- 
kassen  grösser  war,  als  diejenige  der  engliachen  Bevölke- 
rung überhaupt,  als  diejenige  der  in  den  Versicherongsgeaell- 
schafteo  Versicherten  und  der  Mitglieder  des  Adels.  Wir 
kombiniren  zwei  Tabellen,  einen  Theil  der  Tabelle  vni  des 
Au&atzes  S.  303  und  zwei  Kolumnen  aas  der  Tabelle  H 
des  grossen  Werkes  S.  40  und  41. 


Leb«iiservartuiig 

in 

Alter  j!(den  drei  D. 

EDgtad 

LebeDBfer. 

BicheraiiKB- 

SOwlIiduSt« 

(Mlnner) 

Beiae 

GMchlediter 

Adel 

genommen) 
43,77 

W.1«. 

«mmmen 

m 

40,69 

39,84 

40,97 

38,47 

.•Hl 

36.60 

34,09 

33,17 

34,25 

30,87 

40 

29,33 

2V,« 

116,06 

27,07 

SU 

22,19 

20,84 

19,41 

20,11 

17,92 

60     ,       15,1)9 

14,58 

13,47 

13,81 

12.56 

70 

'"•" 

9,21 

8,34 

ÖO 

8,15 

Auch  diese  Zahlen  bedürfen  nur  einiger  erklärender 
Woite.  Nelson  fuhrt  an,  dass  die  Aaswahl,  welche  die  Uilfe- 
kassen  treffen,  ihnen  die  gesundesten,  nQchtemsten  MSnner 
der  arbeitenden  Klassen  zufUhit. 

Die  niedrige  Lebenserwartung  des  englischen  Adels  im 
Vergleiche  mit  den  arbeitenden  Klassen  möchte  Manchen  ein 
Loblied  auf  den  Segen  der  Armuth,  Genügsamkeit  und  Arbat 
anstimmen  lassen,  wenn  nicht  bald  darauf  eine  Tabelle  folgte, 
welche  die  Lebenserwartung  vei^hiedener  Berufe  darstellt 


Table  X.    (S 

313  des  Aufsatzes). 

Rural, 

Plumbers, 

Affes 

Town, 

ClerkB 

Painters  and 

Bakers 

Mine» 

iCity  DiBtricla 

Glaziers 

20 
30 

40 
50 

60 

IUI 

81,83 
27,57 
21,85 
16,04 
12,42 

36,90 
30,50 
24,30 
17,09 
12,16 

40,02 
32>5 
24,47 
19.09 
14,06 

40,67 
83^15 
24^98 

niss 

11,86 

Diese  Resultate  tragen  am  meisten  zu  der  Erkennbüti 
bei,  dass  die  Hilfskassen  nicht  mit  derselben  Frilmlentabdie 
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auBkoDiTDen  konnten,  und  dass  eine  Kasse  nicht  nothwendiger- 
weite  sicher  f^hen  musste,  veno  sie  dieselbe  einer  blQheDdeo 
Gesellschaft  entlehnte.  Es  war  nuQ  auch  leicht  einzasehen, 
dass  Städte  nach  der  verBcbiedeneD  Zusammensetzung  ihrer 
Gewerbetreibenden  eine  yerechiedene  Lebenserwartung  zeigen 
konnten,  wie  Neison  es  in  der  Tabelle  XVIII  für  Glasgow, 
Iitrerpool,  Dundee  bewies.  Die  Städte  weisen  fOr  das  Alter 
▼on  20  Jahren  eine  Lebenserwartung  von  resp.  30,96  ■—  33,00 
—  35,96  Jahren  aus.  Eine  ähnliche  Differenz  lief  durch  aJle 
Lebensjahre  hindurch. 

Es  ist  nur  zu  bedauern,  dass  Neison  die  Krankheit«-  und 
Mortalitätstatistik  der  einzelnen  Gewerbe  nicht  in  umfassen- 
derem Maasse  durchgeführt  hat.    Unseres  Erachtens  ist  die  Thä- 
tigkeit  des  Menschen  von  grösserem  Einfluss  auf  sein  Wohlbe- 
finden, als  die  Grösse  einer  Stadt,  deren  Einfluss  wir  übrigens 
durchaus  nicht  übersehen.    Ein  Arbeiter  mag  in  einem  kleinen, 
wohlgelüfteten  Hause  in  der  Vorstadt  einer  grossen  Fabrik- 
stadt und  daher  gesünder  wohnen,   als  ein  anderer  in  einer 
im    Hittelpnnkte  liegenden  Miethskaseme  einer  mittelgrossen 
Stadt    Diese  Lage   mag  ihm  den  Genuss  frischer  Luft  mehr 
eDtziehen ,    als    seinem    grossstädtischen  Genossen.     Dagegen 
werden  die  EinflQsse  des  Gewerbes  dieselben  sein.    Nur  durch 
eine  Kombination  der  K.-  und  M.- Statistik  nach  Wohnort,  Ge- 
werbe  und  Geschlecht  kann  man  eine  annäliernd  richtige 
PrSmientafe]  ^onstruiren.    Neison  hatte,   wie  er  vor  dem  ge- 
Dannten  Ausschüsse  des  Oberhauses  aussagte,  vor,  solche  Ta- 
bellen zu  veröffentlichen.    Abei-  er  scheute  die  Kosten,  die  sich 
auf  4000  £  belaufen   haben    würden.     Ansell   sagte  an  dem- 
selben Orte  aus,   dass  eine  so  eingehende,  sich  Über  alle  Ge* 
werbe  erstreckende  Statistik    nicht   nöthig  sei,  es  existirten 
[Frosse  Verschiedenheiten    nur   in    einzelnen  Gewerben.    Vom 
wissenschaftlichen  Standpunkte  ist  diese  Ansicht  jedenfalls  ober- 
flächlich.   Einzelbeobachtungen  eines  ,Actuary'  sind  bei  weitem 
nicht  so  werthvoU  wie  systematische  Massenbeobachtungen. 

Ausserdem  übersieht  Ansell,  dass  der  Einfluss  kranlihafter 
Zustande  auf  die  Thätigkeit  in  verschiedenen  Gewerben  ver- 
srhietlen  ist.  Zwei  Menschen  in  verschiedenen  Berufen  mögen 
in  einem  Jahre  dieselben  Krankheiten  durchmachen,  ihre  Krank- 
h^Hteo  m&gen  dieselbe  Dauer  haben,  und  doch  wei'den  in  einer 
Kranbheitsstatistik  der  beiden  Berufe  sich  die  grössten  Ab- 
wedchungen  zeigen.  Denken  wir  uns  einen  Schneider  und  einen 
ländlichen  Tagelöhner,  beide  von  einem  Brustkatarrh  affizirt, 
weiter  einen  Schreiber,  der  sich  einen  Fuss  verrenkt  hat,  und 
eioeD  Briefträger  mit  demselben  Leiden,  endlich  eine  Blumen- 
fuacbeiin  and  ein  Ladenmädchen,  welche  sich  einen  Finger  ver- 
letzt baben,  und  fragen  wir  ans  schliesslich,  welche  von  diesen 
sirb  event.  an  eine  Hilfskasse  wenden  werden,  dann  ist  die  Er- 
keontDiBs  leicht,  dass  das  wesentliche  Kriterium  der  Krankheit 
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far  eine  KraDkenkasee  ist:  zeitweilige  Unfähigkeit, 
den  Beruf  auszuüben.  Es  ist  ein  grosses  Verdienst  Nei- 
sod's,  dass  er  diesen  Punkt  vor  40  Jahren  so  hell  beleuchtet 
hat,  daSB  ihn  Niemand  mehr  Qbei'sehen  konnte. 

Neison  wies  fei-ner  die  höhere  Lebenserwartung  der  weib- 
lichen Mitglieder  der  Hiifskassen  auf  allen  Lebensstufen  aber 
diejenige  der  Männer  und  der  englischen  Frauen  im  Allge- 
meinen nach,  wie  aus  der  XUI.  Tafel  d.  A.  zu  ersehen  ist.  (S.  137.) 


A,. 

IkpectatioD  of  Life  in 
EDgland  and  WaleB 

EipectatioD  ofLifeamoDgllw 
Members  of  Friendly  So^ti« 

Males    1  FemaleB    Difference 

Mali» 

Femalea  {Differen» 

20 
80 
40 
50 
60 
70 

40,69     1     41.59           0,90 
34,09     1     35,16           1,06 
27,47     1     28,73           1,25 
20,84     1     22.05           1,20 
14,58          15,52           0,93 
9,21      ,       9,84           0,93 

43,77 
86,60 
29,33 
22,19 
15,69 
10,20 

45,26     1      1,49 
38,18     ;      1,57 
30,78     '      1,45 
23,82     r      1,62 
17,23     '      1,54 
10,97           0,7« 

Die  Thatsache  einer  gi-össeren  Sterblichkeit  fUi-  Stadt  als 
für  Land,  welche  Neison  für  England  dargethan  hatte,  ei^ 
sich  auch  aus  den  schottischen  Berichten,  sowie  die  andere  That- 
sache, dass  die  Lebenserwartung  in  Schottland  geringer  war, 
als  in  England.  Wir  kombiniren  Tabelle  XX  und  XIV.  (Seite 
319  und  326  des  Au&atzes.) 


ExpecUtioD  of  Life 

A«eB 

in  ScotlaDd 

in  EngUod 

Rnral            Town             at; 

Rani,  Town 
and  City 

and  Cit7 

20 
30 
40 
50 
60 

44,99             42,75       1      34,58 
37,78             35,04             28,63 
80,30             27,64       ■      22.64 
22,H9             20,74       '      17.88 
16,01             13,12       1      13,33 
1 

42,72 
35:65 
28,65 
21,81 
15,01 

43,17 
36,60 
29,33 
22.19 
15,69 

Ueber  die  Dauer  der  Krankheiten  veröffentlichte  er  weniger 
eingehende  Tabellen,  jedoch  sind  die  wenigen,  welche  er  auf- 
stellte, von  dem  grössten  Werthe.  In  den  Erläuterungen  ca 
diesen  Tabellen  weist  er  darauf  hin,  dass  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  fQr  die  Krankheitserscheintingen  dasselbe  (sneti 
der  Abliängigkeit  von  der  Ort^rösse  gelte,  welche  fQr  die 
Lebenserwartung    nachgewiesen   worden   Bei.     Doch   bestftnda 
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vidit  die  direkte  Beziehung  von  Ursache  und  Wirkung 
xwiMhon  Krankheit  und  Tod,  die  man  gewöhnlich  annehme. 
Eb  uigten  sich  im  Gegentheile  sehr  hiluli^  nebeneinander  eine 
bebe  LebensenrartuDg  bei  einem  grossen  Krankheitsquantum. 
Es  ist  ja  aneh  leicht  verständlich,  ilass  in  einer  langlebigen 
BeTOlkeruDß  daa  grosse  Krankheitsquantum  der  hohen  Altei-s- 
klassen  die  Durchschnittssumme  der  Krankheiten  aller  Krank- 
heitsklasaen  vielleicht  bedeutend  erhöht,  selbst  wenn  in  den 
einzeloen  Lebensjahren  der  Durchschnitt  in  dem  langlebigen 
Lande  geringer  sein  sollte.  Aber  auch  nach  Altersklassen 
geordoet  zeigen  sich  in  den  einzelnen  Bezirken  Vei'schieden- 
beiten. 


XXnL  Tabelle  des  Aufsatzes.    (S.  328  d.  A.) 

"    InereuedMortality  per 
Cent  &bOTe  the  RutbI 

Cent  above  the  Rnral 

A)« 

Districis  in  the 

DiatrictB 

{{Town  Diitricta 

City  Diitricts 

Town  DiBiricts  City  Districts 

20 

l        27.60 

12,72 

2,11 

32.76 

80 

s,** 

30.52 

0.46 

26,33 

40 

r'        20,« 

75,70 

18,65 

37,34 

60 

51,52 

41.01 

25,-^1 

16,72 

70 

,        43:29 

26,72 

29:81 

Von  grosEen  Interesse  ist  auch  der  Nachweis,  dass  England, 
obwohl  es  eine  durchschnittlich  höhere  Lebensemartung  als 
Schottland  zeigt,  doch  in  allen  Altei-sklassen  ein  grösseres 
Knukheitsquantum  aufweist. 


XXIV 

(S. 

330  d.  A.) 

Ap 

Avenue  SickaesB  yearly  in  (Weeks) 

Excess  of  Sicknes« 

0.91 
1.18 
1.9« 

i 
1 

Scotland 

in  Enjtland  per  Cent 

60 

0,*} 
0.97 
1.S5 

3,a4 

8.02 
17,2« 
5.38 
.5,36 

^elldcht  war  fOr  den  Augenblick  noch  wichtiger,  dass 
Neison  den  ungenügenden  Charakter  der  Tafel  der  Hochliln- 
discbeo  Gesellschaft  and  der  AnseH'schen  Tabelle  nachwies. 
Wir  kombiniran  wieder  zwei  Tabellen,  n&mlich  die  XXII.  (S.  328) 
utd  die  XXV.  (S.  330  des  Aufeatzes). 
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Ag« 

Afera^  Sickneta  per 

Annnm  to 

each  Pereo 

.  expresMd 

in  Wieb 

Kunl 
Districis 

Tom 

Clly 

TheThree 
Combined 

HlghllDd 

Soctoty 

Amen 

20 

0,88 

0,85 

0,56 

0.83 

(21) 

(0.84) 

(0.57) 

(0178) 

25 

0,86 

ole 

0,96 

0.87 

0,58 

0,80 

SO 

0,87 

0,87 

1,10 

0.91 

0,62 

0.86 

S5 

0,89 

1,01 

1,23 

0.98 

0,67 

0.9S 

40 

1,06 

1,26 

1,46 

1,18 

0,75 

1.11 

4S 

1,25 

1.83 

1,81 

1,49 

0,96 

lÄ 

50 

i:,58 

255 

2,38 

1,96 

136 

1,70 

55 

2,32 

3,30 

aSo 

2.70 

1,82 

2,25 

60 

8,85 

4,91 

4,49 

416 

2.34 

8.29 

65 

7,63 

9,13 

5.90 

7,75 

4.40 

5,67 

ra 

14,19 

1.5,49 

906 

14.03 

10.70 

11,7» 

75 

20,78 

24.01 

22,88 

21.46 

80 

24,35 

32.98 

35.20 

26,94 

" 

~ 

Neison  zeigt  in  einem  Beispiele,  wie  wenig  genügend  die  bis- 
herige Krankheitsstatistik  war.  Die  Edinburgher  Setzer-Kasse 
veröffentlichte  einen  Beiicht  Ober  die  Summe  der  Wochen 
und  Tage  der  Krankheit  ihrer  Mitglieder.    (S.  S35  d.  A.) 

Wochen  Tage 

Dieselbe  beüug 2047     1 

Sie  hätten  zu  erwarten  gehabt 
Nach  der  Hochländischen  Tafel 965     2 

-  Ansell'schen  Tafel 1357     0 

-  Neiaon'schen  (City  Distrikt)     ....     1748     0 
Zog  man  die  Erfahrungen  der  Drucker  in  Betracht  2000     0 

-  Bergleute  -  -  2146  0 
NeisoD  liesB  in  dem  Werke  ,CoDtributionB  etc.'  ein  Kapitd 
über  Prämientafeln  folgen.  Seine  Untersuchungen  hatten  w- 
geben,  dass  die  Trämien  im  Allgemeinen  zu  niedrig  waren. 
Wo  jedoch  die  Vereine  for  die  einzelnen  Zweige  verschiedme 
Kassen  hatten,  waren  die  Beiträge  zuweilen  zu  hoeh,  e,  B. 
für  die  UeberlebensverBicherung,  was  ja  die  Aktuare  vor  20 
Jahren  auch  schon  gefunden  hatten. 

Wir  übergehen  die  trefTIichen  Bemerkungen  Neison's  in 
seinem  grossen  Werke  über  den  insolventen,  bankerotten,  ob- 
gleich äusserlich  zuweilen  blühenden  Zustand  der  meisten 
Hilfskassen,  welche  er  im  Einzelnen  drastisch  belegt,  da  wir 
sie  schon  zu  oft  gehöi-t  haben.  Das  Schlechteste  an  diesei 
beiden  Schiiften  ist  die  sanguinische  Hoffnung  Neison'a,  dasa 
durch  eine  Reform  der  Hilfskassen  die  Ursachen  all  der  AnDQtfa, 
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Noth  DDd  das  Elend  in  den  Fabrikstädten  id  weDigen  Jahren 
vollständig  gehoben  werden  können'). 

Neison  frab  durch  diese  beiden  Schriften  einen  kräftigen 
Anstoas  zur  Refoim  des  Hilfskassenwesens.  Er  that  noch  mehr. 
£r  kräftigte  den  Geist  der  Reform  in  dem  bedeutendsten 
Arbeiterorden. 

Es  pab  damals  ein  Dutzend  Orden:  neben  den  Odd  FeN 
lowB,  welche  sich  in  mehrere  Zweite  gespaltet  hatten,  and 
den  Foreeters  existirte  seit  1781  ,The  United  Ancieiit  Order 
of  Dniids',  seit  1826  ,The  Loyal  Order  of  Sheplienls  (Ashton 
Unity).  weiter  ,The  National  United  Order  of  Free  Gardenere', 
wabr^heinlich  im  Jahre  1820  preprUndet.  dann  ,The  Ancient 
OrJer  of  Romans'  seit  1833,  weiter  ,The  Independeut  Order  of 
Bechabites,  Salford  Unity'.  seit  ]83n  endlich  ,The  Ancient 
Order  of  the  Golden  Fleeee',  welcher  von  deutschen  Webern 
pefnrQndet  worden  sein  soll,  vielleicht  älter  als  der  Orden  der 
.Odd  Fellows'  und  Forestei'S  ist  und  sich  1835  neu  konstiluirte  *i. 

In  einem  Zweite  der  .Odd  Fellows'  vollzof;  sich  um  diese 
Zeit  ein  prnsser  Umschwunfr.  Das  karitative  Prinzip  seiner 
Wohlthatiekeit  wurde  lan^am  durch  das  privatwirthschaftliche 
verdrftDßt  Man  ersetzte  die  Umlagen  durch  feste  Beiträge, 
die  versicherte  Unterstützung  trat  an  die  Stelle  des  Almosens. 
Nur  ging  dieser  Prozess  ohne  plötzlichen  Bruch  mit  der  Ver- 
gangenheit vor  sich.  Es  gab  zudem  viele  wohlhabende 
Mitglieder,  welche  ausser  ihren  regelmässigen  Beiträ<;en  dem 
(inlen  Schenkungen  machten ,  andere  steuerten  bei ,  ohne  die 
Kass«  des  Ordens  in  Anspruch  zu  nehmen  *|.  Der  Gildegeist  war 
noch  nicht  erstorben.  Aehnliche  Verhältnisse  bestanden  in 
Schottland,  wie  wir  aus  dem  Berichte  der  Hochländischen  Ge- 
sellschaft erfuhren,  und  werden  in  vielen  Hilfskassen  in  der 
Zeit  ihres  Uebergangs  aus  der  Gilde  in  die  moderne  Ver- 
richerungsgesellschaft  begt^nde^  haben.  Ueberhaupt  erinnern 
die  Orden,  wie  wir  bald  sehen  werden,  z.  B.  in  dem  vogel- 
fteien  Znstande  ihres  Vermö;.'ens,  an  die  Hilfskassen  des  W.  Jahr- 
hnndertB.  Doch  venachen  wir  es  kurz,  die  F.ntwicklung  der 
Arbeiterorden,  soweit  sie  fDr  unsere  Zwecke  wichtig  ist,  seit 
ihrem  Auftreten  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  zu 
Ktaildero. 

Die  bondesstaatlicbe  Verfassung  der  Orden  zog  ihnen  im 
Anfang   dieses  Jahrhunderts  viele  Verfolgungen  zu.    Die  Ver- 


')  Sdw  Jonnwl  of  the  Sutiatical  Sixüetr  ot  LoDdoD.    VUL    S.  :J33. 

*l  Oieu  Dstoi  nadi  ,A  ghort  Hiatoir  of  tbe  cUef  alfilüted  FnendlT 
'«eda.     Ohne  Daimn. 

*)  SmHL  dMoals  Grand  M»ter,  nabm  an,  dus  13—20  "  a  der  Mitglieder 
biH  ratenttttmiig  Mnnilintti.  Miontet  of  Eridence  taken  beibre  >riect 
CoaaittM    oa    tbe  ftstident  AMOciationi   Fraod   Prerention  Bill   1*^. 
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BChwörun^n,  welche  sich  in  England  in  Folge  der  französischen 
Bevolution  gebildet  hatten,  veranlassten  das  Parlament,  drd 
Gesetze  zu  erlassen,  von  denen  das  erste  hohe  Strafen  auf  du 
Schwören  ungesetzmässiger  Eide  setzte  (the  administration  or 
taking  of  unlawful  oaths).  Das  zweite,  knrz  ,CorreBponding 
Societies  Act'  Gesetz  erwähnten  wir  schon  früher.  Es  wieder- 
holte die  im  ersten  angedrohte  Bestrafung  von  ung^etznillssigen 
Eiden  und  suchte  Gesellschaften  mit  selbständigen  Zweigen  zu 
unterdillcken.  Die  ungeheuere  volkswirthschaftliche  Ensis, 
welche  nach  den  Fiiedensschlttssen  Qher  England  hereinbrach, 
die  Uni-uhen,  welche  sie  erzeugte,  veranlasste  zum  Erlass  der 
Seditious  Meetings  Act,  welche  gewisse  nicht  vorher  angemeldete 
Versammlungen  von  mehr  als  50  Personen  unter  Strafe  stellte. 

Zunächst  hatten  die  Orden  schwer  unter  diesen  Gesetzen 
und  der  Angeberei,  welche  sie  beförderte,  zu  leiden-  Das 
feste  Band,  welches  Mutterloge  und  Töchterlogen  bis  jetzt  ver^ 
knüpft  hatte,  wurde  vielfach  gelöst.  Der  Mangel  an  Nach- 
richten Über  die  Gesellschaften  aus  dieser  Zeit  erklärt  sich 
aus  ihrer  sehr  verständlichen  Praxis,  nichts  Schriftliches  von 
sich  zu  geben.  Ausserdem  wuiden  sie  von  der  Geistlichkeit, 
die  Oberhaupt,  wenigstens  in  katholischen  Ländern,  seit  der 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  nicht  gut  auf  geheime  Gesell- 
schaften zu  sprechen  war,  heftig  angefeindet.  Jedoch  hatten 
diese  Verfolgungen  die  Wirkung,  die  Sehnsacht  der  einzeln«! 
Zweige  nach  inniger  Verbrüdei-ung  zu  kräftigen,  sie  in  dem 
Bewusstsein  des  Werthes  ihrer  Ziele  zu  bestärken  and  die 
Auswüchse  des  cereraoniellen  Wesens  abzuschneiden. 

Ein  oberflächlicher  Beobachter  möchte  geneigt  sein,  «äa 
Zeifallen  des  Bundes,  wenigstens  des  vornehmsten,  anzunehmen. 
Aus  den  oben  angegebenen  Giünden  wurden  verschiedene 
Zweige  der  ,Odd  Fellows'  selbständig').  Doch  sollte  gerade 
diese  Auflösung  die  Veranlassung  zur  Bildung  eines  Ordens, 
werden,  der  mit  weitem  Blicke  und  rücksichtsloser  Selbstkritik 
die  mächtigste  Form  aller  freien  Vereine  auf  dem  Ärbeiter- 
versicherun^wesen  schuf  und  wieder  emehend  und  erhebend 
auf  die  übrigen  Hilfskassen  einwirkte. 

Im  Jahre  1809  soll  ein  Steinmetz,  namens  Bolton,  welcher 
dem  Ancient  Order  of  Odd  Fellows  in  London  angehörte,  die 
Erlaubniss  erhalten  haben,  in  Manchester  eine  Loge  zu  eröfToen  *), 


M  Es  giebt  , Grand  United  Odd  Fellows',  .Natjonal  Indepoident  Odd 
Fellows',  ,NottiDKbEim  Aocient  Imperial  Odd  Fellows*,  ^ncient  NoUa 
Odd  Fellows',  ,Britisli  Uoited  Odd  Fellows',  ,Leeds  Dnitea  Odd  Fellowi' 
und  ,The  Free  and  Independent  Order  of  Odd  Fellows'.  Einige  dec  ffi- 
naDüten  sind  Splitter  der  M.  U. 

^}  Nadi  einem  andern  Berichte  hUte  der  spAtere  GroMneaster  NaylDr, 
welcher  mit  Aodern  in  einem  WirthshauEe  zd  Salford  znsainmenkam,  enuD 
Verein  KegrQDdet,  der  im  Jahre  1810  die  Gealalt  einer  Hil&kaaM 
Dieser  Klub  Bei  der  Aufsog  der  Mancbester  Unit;.    Spiy,  S.  5. 
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Von  dieser  Loge  aus  wurden  andere  Logen  in  der  Umgegend 
■nm  Manchester  gegründet .  welche  Jedoch  in  keiDem  straffen 
TeriiiUtDiBS  zur  Mutterloge  standen.  Diese  Vereinigung  hiess 
Jhnchester  Unity").  Sie  verfolgte  zunächst  keine  fiemein- 
Hmen  natzlichen  Zwecke.  In  einem  Distrikte  wurde  eine  Be- 
ortbnisakasse  errichtet.  Im  Jahre  1821  vei-suclite  man,  die 
TSehterlogen  näher  mit  der  Mutterioge  zu  verbinden.  Eine 
Tereammlung  von  Vertretern  vieler  Logen  fand  im  Jahre  1822 
ftatL  Dabei  beschloss  man,  jedes  Jahr  eine  Wanderversamm- 
luDg  absubalten.  So  trat  das  Annual  Moveable  Committee  in's 
Leben.  Der  genannte  Ausschuss  sollte  das  Recht  haben ,  Ge- 
•etie,  welche  von  den  einzelnen  Distrikten  vorgeschlagen  wur- 
den, abzulehnes  oder  anzunehmen  und  aus  ehemaligen  oder 
gegeawftrtigeD  Beamten  bestehen.  Im  Jahre  1823  stellte  der 
WandenusschusB  zu  Henley  die  Ordensstatuten  fest.  Im  Jahre 
1827  warde  die  Ordensverfassung  weiter  gefuhrt  Es  wurde 
ein  vom  A.  M.  C.  jährlich  aus  Beamten  des  Manchester 
Distriktes  zu  wählendes  Direktorium  mit  seinem  ständigen 
Sitze  za  Manchester  eingesetzt.  Im  Jahre  1S43  geschah  der 
wichtigste  Schritt.  Das  A.  M.  C.  beschränkte  das  Recht,  ver- 
treten zn  wenlen,  auf  die  Distrikte.  Vertreter  konnten  nur 
Doch  höhere  Beamte  sein.  Das  Direktorium  sollte  von  nun  an 
ans  den  hSchsten  Beamten  aller  Distrikte  gewählt  werden 
dOrfen.  So  belebten  die  Odd  Fellows  die  Organisation  des 
Freimaurerordens. 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse ,  daran  zu  erinnei-n ,  dass  um 
dieselbe  Zeit  in  andern  dem  Arbeiterwohle  dienenden  Institu- 
tionen ein  ähnlicher  Zug  sich  geltend  machte.  Das  dritte  Jahr- 
tehnt  siebt  ebenfalls  die  Grakchaftsvereine,  die  aristokratischen 
SeitenstQcke  zu  den  Orden,  entstehen;  nicht  lange  vorher  hören 
wir  im  Soden  Englands  von  Sparbanken  mit  Filialen,  und  ein- 
zelne Gewerkvereine,  deren  Bauptfessel,  die  Koalitionsgesetze, 
in^boben  worden  sind,  denken  an  Amalgamation. 

Verschiedene  unglückliche  Streitigkeiten  und  die  grossen 
Snmmen,  welche  die  Gesellschaft  durch  die  Unehrlichkeit  von 
betrügerischen  Beamten  verlor,  machten  die  Delegirten- Ver- 
wmmlung  auf  die  gesetzlich  schutzlose  Lage  des  Ordens  auf- 
raerbsam  *).  Jedoch  geschahen  vorläufig  keine  entscheidenden 
Schritte  zar  Hebung  dieser  Missstände. 

Der  Orden  hatte  jedoch  noch  eine  viel  traurigere  Erfahrung 
zn  machen.  Loge  nach  Loge  brach  zusammen,  ja  im  Anfang 
der  vierziger  Jahre  mussten  in  einem  Jahre  gegen  200  Logen 
ans  Mangel  an  Vermögen  geschlossen  werden.  Jetzt  wurde  der 
Werth  einer  intelligenten  Vertretung  offenbar.    Der  Jahresaus- 

*)  IH«  H.  ü.  giebt  offinell  als  Gebiutc^jahf  1812  tm. 

*)  Üptj.  S.  38  Ä.  In  Lireipool  wurde  Mitte  der  Tjeniger  Jahre  ein 
BMng  von  600  ^  tüucckl  Den  jfthrlicben  Verlust  durch  Betrug  BCbfttxte 
1^  Ulf  lOOO  jC,    a.  a.  0.  S.  5.5  und  76. 
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schuss  zu  Newcastle-on-Tyne  (1844)  verlangte  von  allen  Logen 
eioe  Darlegung  ihrer  finanziellen  Verhältnisse,  um  auf  Grund 
derselben  Refoimen  vorzunehmen.  Eine  gi-osse  Menge  Logen 
verweigerte  die  Einsendung  von  Belichten.  Das  Misstranen  der 
Arbeiter,  die  Furcht  vor  der  Konfiskation  des  Vermögens  durch 
das  Direktorium,  der  Glaube,  ilass  die  höchsten  Beamten  die 
Nachrichten  an  die  Kegieninp;  verkaufen  wollten,  bewog  viele 
Distrikte,  die  verlangten  Nachrichten  nicht  eineusendeo.  Sie 
wurden  von  dem  Direktorium,  welches  bei  dieser  Gelegenheit 
mehr  Umsicht  und  Entschlossenheit  als  das  Parlament  bei 
Hhnhchen  verrieth,  ausgeschlossen,  um  den  Fortschritt  d« 
willigen  und  klar  urtheilenden  nicht  zu  hindern.  Im  Ganzen 
waren  es  15  840  Mitglieder,  in  123  Logen  and  3  Distrikten. 
Ebensoviele  Mitglieder  traten  freiwillig  aus^). 

Im  Januar  1845  theilte  die  Manchester  Unity  den  Logen 
die  Resultate  der  eingesandten  Berichte  mit.  Dieselben  waren 
niederschlagend.  Die  Beiträge  schwankten  fQr  dieselben  Unter- 
stützungen zwischen  3Vi.^Vs  d.  wöchentlich;  die  Kranken- 
unterstützung zwischen  7—15  s.;  die  Ueberlebensversicheruag 
Unverheiratheter  zwischen  5 — 25  .^^Verheiratheter  11 — iS£. 
In  einer  Loge  betrug  das  während  %er  letzten  fdnf  Jahre  be- 
zahlte Krankengeld  5  s.,  die  Verwaltungskosten  11  s.  auf  jedes 
Mitglied*).  Das  Direktorium  wies  eindringlich  auf  den  jämmer- 
lichen, dem  Bankerotte  nahen  Zustand  vieler  Zweige  hin.  Die 
Nothwendigkeit  einer  gründlichen  Krankheits-  und  Mortalitäts- 
statistik zum  Zwecke  der  Aufstellung  von  PrämienUbellen 
wurde  ausgesprochen. 

Im  Mai  1845  trat  der  Wanderausschuss  zu  Glasgow  «i- 
sammen.  Hier  wurde  unter  Anderm  eine  vorläufige  Främien- 
tabelle  festgestellt.  Das  energische  Vorgehen  des  Ordens  führte 
zu  erbitterten  Sti-eitigkeiteo  und  zur  Sezession  des  .National 
Independent  Order  of  Odd  Fellows'.  Im  Jahre  1846  bescMoss 
der  Wanderausschuss  zu  Bristol  eine  Krankheits-  und  Mortalit&ts- 
statistik  des  Ordens  auszuführen,  um  auf  Grund  derBelbeu 
Prämientabellen  zu  berechnen.  Ein  Antrag,  den  Orden  an- 
schreiben zu  lassen,  wurde  abgelehnt. 

In  dem  Kampfe,  den  der  energische  und  umsichtige 
Wanderausschuss  furchtlos  und  klug  fflhrte,  erhielt  er  die  kräftige 
Unterstützung  Neison's.  In  der  ersten  Auflage  seiner  Schrift: 
,Contributions  to  Vital  Statistics'  hatte  er  die  Manchester 
Unity  für  völlig  bankerott  erklärt.  Er  hatte  auf  Grund  einer 
Ordensstatistik  berechnet,  dass  ein  Zuschuss  von  nicht  weniger 
als  9  135  000  iE'  nothwemtig  sein  würde,  damit  der  Orden  allen 
Ansprüchen  gerecht  werden  könne.  Die  Berechnung  war  jeden- 
fialls  falsch,  da  der  Orden  freiwillige  Beiträge  erhielt  und  viele 
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Hi^lieder  keine  Ansprache  an  die  Kasee  machten,  wie  froher 
bemerkt  warde.  Erinnern  wir  uns,  dass  die  Veröffentlichung 
der  Schiift  ia  das  Jahr  1845,  also  in  die  Zeit  fiel,  wo  in  Glas- 
gow eine  vorläufige  Främientabelle  Torgeschrieben  wurde,  wo 
der  Streit  in  allen  Distrikten  emporloderte,  und  die  Mitglieder 
in  zwei  Lager  schied.  Wer  Neison  angriff,  wo  man  Über  seine 
SeJiriA  eine  traurige  Genugthuung  empfinden  musste,  ist  leicht 
vorauszusehen.  Der  Londoner  Aktuar  wurde  von  der  Kilmar- 
aock  Lodge  of  Odd  Fellows  beschuldigt,  seine  Angaben  auf 
Grand  ungenügender  Daten  gemacht  zu  haben.  Neison  ant- 
wortete in  einer  Broschüre,  welche  den  Titel  führt:  ,Obser- 
Tations  od  the  Manchester  Unity  of  the  Independent  Order  of 
Odd  Fellows',  von  der  er  700  Exemplare  an  den  Kilmamock 
District  und  250  an  das  Direktorium  schickte.  Die  Central- 
bebörde  kaufte  4000  Exemplare,  so  dass  sie  an  jede  Loge  ein 
Eimplu  vertheilen  konnte.  So  hoffte  sie  ihre  Bestrebungen  za 
ßrdem '). 

für  Xeison  war  dies  eine  Veranlassung,  ein  treffliche  Bro- 
sclillre  zu  schreiben,  nämlich  die  „Observations  on  Odd  Fellows 
andFriendly  Societies",  die  in  immer  neuen  Auflagen  ei-s^en, 
an  Um&ng,  Gediegenheit  zunahm  und  mit  Hardwick's  Manual 
und  Pratt's  eiw&hnter  Schrift  die  bekannteste  Literatur  Ober 
<[as  englische  HilfekaEsenwesen  ausmacht. 

So  hatten  diese  Erörterungen,  das  mächtige  Wachsen  der 
Orden,  die  theils  feindliche,  theils  freundliche  Presse,  Gerichts- 
TeAaudlungen,  verschiedene  Gutachten,  welche  sich  die  Man- 
chester Unity  von  hervoi-ragenden  Juristen  hatte  ausstellen 
lassen,  diesen  Orden  genugsam  an  die  Oeffentlichkeit  ge- 
fl)jren  and  in  arbeiterfreondlichen  Parlamentariern  den  Wunsch 
geweckt,  demselben  die  Bahn  zu  ebnen. 

Dies  die  Lage  im  Jahre  1846.  Zur  Vervollständiguag 
iucen  wir  einige  statistist^e  Notizen  Über  das  Wachsen  der 
lütbkassen  hinzu. 

Nach  einem  parlamentarischen  Berichte,  welcher  bis  zum 
1.  Januar  1836  reicht,  betrug  die  Anzahl  der  seit  dem  Eriass 
leg  Gesetzes  von  1S29  eingeschriebenen  Vereine  2862^).  Von 
Ia  bis  zum  1.  Janaar  lü41  hob  sie  sich  auf  4321.  Bis  zum 
^.  April  1842  hatten  sich  5206  einschreiben  lassen^).  Diese 
iotizen  werden  durch  eine  Quittung  von  John  Tidd  Pratt  ver- 


')  Neitoo's  Anatagen  vor  dem  Lords  Comnüttee  im  Jahre  184ti. 

1  Liat  of  Friendlj  Sodetiea  enrolled  io  fhe  seTeral  connties  of  Eiw- 
ai  ud  Wales,  nnder  the  acU  10  George  IV.  c.  56  ud  4  und  &  Will.  IT. 
40.    AecoonU  and  Papere.    Toi.  L.  I»37. 

*)  Aceoant«  and  Pip^n.  Vol.  SXVI.  1842.  Liat  of  Friendly  Sode- 
M  eurotied  in  the  sevenl  connties  of  Eogland  and  Wales,  nnder  the 
cu  of  George  IV.  c.  6«  and  4,  r,  William  IV.  c.  40. 

I  V.  1.  -  Hubuk.  14 
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vollstäDdigt  Derselbe  nahm  von  1834—1842  5700  Ji*  ein  und 
prOfte  6680  Statuten  neuer  und  alter  Vereine '). 

Unter  den  vielen  Gesellschaften,  welche  sich  in  diesen 
Zeiträume  bildeten,  erwähnen  wir  zwei,  zun&chst  ,The  Hearts 
of  Oak',  die  bedeutendste  der  frQher  charakterisirten  „ordinär; 
targe  societies",  welche  im  Jahre  1841  gegrondet  wurde,  zweitens 
,The  Cannon  Street  Aduit  Male  Pi-ovident  Institution'  aus  dem- 
selben Jahre,  wohl  die  gröaste  aller  Ortskassen.  Sie  befindet 
sich  zu  Birmingham. 

Refoiinbedürftigkeit  bei  einem  steten  Wachsen  der  HUfs- 
kassen:  das  ist  die  Signatur  dieser  Zeit.  Doch  sollte  diesmal 
der  Reformgedanke  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  nicht  in  einen 
Kopfe  lebendig  werden.  Es  sollte  nicht  ein  dem  Arbeiterwohle 
ergebener  Mann,  wie  Gourtenay,  ein  umfassendes  Programm 
ai&tellen,  an  dem  Widerstände  der  Massen  SchifTbruch  leiden 
und  nur  Weniges  an's  Ufer  retten.  Im  Gegentheil,  die  Reform 
wird  auf  einem  beschränkten  Gebiete  angestrebt,  nach  und 
nach  setzen  sich  um  diesen  Kern  andere  Reformideen  an,  und 
verleihen  der  Bewegung  ein  ganz  anderes  Gepräge.  Der  erste 
Gesetzentwurf  gleicht  einem  Flusse,  der  immer  mehr  anschwillt. 
Bis  jetzt  sahen  wir  in  der  Geschichte  des  HilMassenwesens 
Wirkungen  mit  einer  gewissen  Nothnendigkeit  aus  ursäch- 
lichen Zuständen  hervorgehen.  Nun  steht  der  Zufall  an  dem 
Webstuhl  sozialer  Gesetzgebung,  und  die  Politik  liefert  den 
Einschlag. 

Wir  befinden  uns  in  der  Glanzperiode  des  Chartismus. 
Um  sich  den  Dank  der  englischen  Arbeiter  zu  verdienen,  die 
aber  die  Schwierigkeiten  klagten ,  welche  sich  in  England  der 
Erlangung  von  Korporationsrechten  in  den  Weg  stellen,  wohl 
auch,  um  die  Assoziationen  zu  fordern,  in  welchen  der  Char- 
tismus gepflegt  wurde,  brachte  Duncombe.  der  Freund  Feai^n» 
O'Connor's.  am  17.  Februar  1846  ein  ,A  Bill  to  amend  4  and  5 
William  IV.  c.  40'  '^}.  Der  Vorfall,  der  ihn  gemäss  seiner  Rede 
im  ünterhause  zu  diesem  Schritt  veranlasste,  war  unbedentend 
genug.  Er  fühlte  an''),  dass  eine  Darlehnskasse,  die  South 
Shields  Investment  Friendly  Loan  Society  als  Hilfskasse  an- 
geschrieben worden  wäre.  Jüngst  hätten  die  Leiter  dei-selben 
eine  Klage  gegen  ein  Mitglied  derselben  angesti-engt ,  w&ren 
aber  abgewiesen  worden,  da  ihnen  Justice  Wightman  erkl&it 
habe,  dass  die  Gesellschaft  keinen  Anspi-uch  auf  die  WohlÜiat 
des  Gesetzes  habe.  Der  Ausdruck,  fbr  irgend  einen  andera 
Zweck,  der  nicht  ungesetzlich  sei.  müsse  juristisch  als  nnden 
Zwecke  „ejusdem  genens"  inteipretirt  werden  („must  be  con- 

V  A  retum  of  fees  received  by  Mv.  Tidd  Pratt  AccounU  ul 
Papers.    Vol.  XXVI.  1842. 

')  Accounis  and  Papers.    Vol.  XXXII.  1844. 

°)  JournalB  of  the  Houae  of  Commons.  1846.  I 

*}  Hansard,  Parliamentarf  I'ebates.    17.  Febr.  1846. 
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1  so  as  to  bear  some  relation  tn  the  ohjects  of  this  act"). 
Dm  erste  Gesetzentwarf  enthielt  nur  3  Paragraphen.  Um  die 
enriümtea  Schwierif^keiten  zu  beseitigen,  hatte  Duncombe  in 
demselben  hinter  (Jen  Ausdruck  „for  any  purpose  whatsoever 
whieh  is  not  illegal"  den  Zusatz  eingeschaltet  „whether  of 
the  same  descriptionasis  herein  beforementioned 
or  othernise"  *).  Die  zweite  Lesung  ist  fast  ganz  der  Er- 
Arteiung  des  Streitfalles  gewidmet,  welchen  Duncombe  in  den 
Votdetgnind  der  Eröitemng  schob  ").  Die  Parteien  stehen  sich 
schroff  gegenüber,  wie  wir  aus  Hansavd  ersehen,  der  die  De- 
batten liemlicb  ausführlich  bvinRt^j.  Auf  der  einen  Seite  Dun- 
combe, welcher  jeden  dem  Arbeiterwohle  dienenden  Verein  die 
Bnschreibang  unter  dem  Hilfskassengesetze  erlüuben  möclite, 
nnd  behauptet,  dass  sein  Antrag  die  Absichten  des  Parlamentes 
Tom  Jahre  1834  zu  verwirklichen  suche,  auf  der  andern  Seite 
■eine  Gegner,  Sir  J.  Graham  und  Henley,  welche  darauf  hin- 
weisen, dass  ja  seit  1835  ein  Darlehnskassengesetz  existire, 
nnd  fragen,  wesshalb  es  für  eine  Leihgcsellschaft  nothwendig 
sä,  nch  als  Hilfskasse  einschreiben  zu  lassen.  Die  Privilegien 
der  Hilfekassen  mQssten  den  Arbeiterversicherungsz wecken  ge- 
währt bleiben.  Wortley  behauptete,  da.'is  Duncombe  sich  über 
die  Absichten  des  Parlamentes  im  Jahre  1834  täusche.  Ein 
Herr  Bemal,  welcher  im  Jahre  1834  wie  Duncombe  das  Gesetz 
Mif  andere  Zwecke  habe  ausdehnen  wollen,  habe  durchaus 
nicht  die  Zustimmung  des  Hauses  gewonnen.  Sir  J.  Graham 
erUärte  sich  gegen  Ende  der  Verhandlung  bereit,  mit  den 
Behfirden  zu  konferiren  und  dem  Entwürfe  seine  volle  Auf- 
merbsamkeit  zu  schenken.  Es  wurde  vielfach  konferiil,  aber 
man  ftrcbtete,  Gewerkvereinen  und  andern  anstössigen  Ver- 
einen Thor  und  Thor  zu  öfTnen. 

Am  II.  Mftrz*)  steht  die  Vorlage  wieder  zur  Berathung. 
Sir  J.  Graham  theilte  dem  Hause  in  seiner  Rede  mit,  dass  er 
mit  Herrn  Tidd  Fratt,  den  Kronanwillten  und  Duncombe  kon- 
ferirt  babe,  und  dass  sich  die  Nothwendigkeit  viel  bedeutenderer 
Aendeningen  herausgestellt  habe,  als  bisher  angenommen  worden 
seL  Herr  Duncombe  wolle,  dass  alle  Gesellschaften  unter  dem 
Hilfskassengesetze  eingeschrieben  werden  dürften,  underwünsche 
gerade  das  Gegentheil. 

Sir  J.  Graham  machte  dem  Hause  folgende  Vorschläge. 
Es  empfehle  sich  eine  casuistische  Behandlung  der  Angelegen- 
heit. (Bei  dem  unruhigen  Zustande  des  Landes  sehr  begreiflich.) 
Alle  Vereine   tijusdem  generis  wurden  am  besten  aufgezählt 


•)  BiEU  Public.  2.  1846.  U. 
■l  Uuurd.  Defaatn.    2-;.  Februar  lÖ4t>. 

1)  Ein  BewaU,  dus  et  Eich  mehr  um  eine  politiscbe,  alt  eine  soziale 
MMMKftel  hAodelte. 

*l  Hansard,  Debatea.    11.  Man  1846. 
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und  auf  sie  die  BestiminungeD  der  HilfskassengesetZRebnng 
Oberti'agen.  AusEerdetn  solle  von  Seiten  solcher  Ge&ellschaften, 
deren  Zwecke  nicht  im  Gesetze  aufgezählt  wären ,  ein  Gesuch 
um  Registrirung  an  den  Staatssekret&r  eingereicht  srerden 
dOrfen,  uod  wenn  der  Attorney  General  bescheinige,  dasE  die 
von  der  Gesellschaft  verfolgten  Zwecke  gesetzmässig  seieo,  könne 
sie  registrirt  werden.  Weiter  schlug  er  Aendemngen  in  Be- 
ziehung auf  das  Gehalt  Tidd  Pratt's  vor.  Demselben  möchte 
er  das  Recht  ertheilen,  aisSchiedsiichter  in  Streitigkeiten  der 
Hilfekassen  zu  wirken.  Diese  Befugniss  besitze  er  schon  fdr 
die  Sparkassen. 

Duncombe  erwiderte,  das  sei  ein  ganz  neuer  Entwurf,  der 
seine  Bill  vernichte.  Sein  Zweck  sei  gewesen,  allen  Vereinen 
die  Wohlthaten  des  Gesetzes  zuzuwenden.  Sir  J.  Graham  er 
innerte  an  die  Thatsache,  dass  Sparkassen  nur  einen  Zinsfnas 
von  3  ^  5  s.  hätten,  während  den  Hilfskassen  Z£  16  s.  ge- 
wahrt würde,  und  ist  überzeugt,  dass,  wenn  Duncombe's  Ent 
wurf  Gesetz  würde,  alle  Sparkassen  sich  sofort  als  Hüfekassen 
registiiren  lassen  würden.  Es  ist  ersichtlich,  dass  Duncombe 
sowohl  wie  Graham  die  tiefere  Frage,  die  politische,  mit  keinem 
Wolle  berührten.  Die  Regierung  hatte  gesiegt.  Die  genaue 
Aufzählung  aller  Zwecke,  welchen  der  Schutz  der  Gesetze  zu- 
kommen sollte,  verhinderte  die  Einschreibung  von  Gewerk- 
vereinen und  radikalen  Klubs. 

Der  80  erweiterte  Gesetzentwurf  wurde  gedruckt  und  in  zwei 
Ausschusssitzungen  am  24.  März  und  am  22.  April  berathen '). 
Es  würde  zu  weit  fühi-en,  wollten  wir  das  allm^liche  Wachseo 
und  Ausgestalten  des  Gesetzentwurfes  noch  weiter  verfolgen. 
Doch  halten  wir  es  fllr  nöthig,  einzelne  wichtige  Punkte  henu»- 
zugreifen. 

Der  Gesetzentwurf,  wie  er  nach  Sir  J.  Graham's  Rede  am 
11.  Mftrz  dem  Hause  vorgelegt  wurde,  beginnt  mit  der  Aub- 
ftthrung,  dass  Zweifel  darüber  beständen,  fQr  welche  Zwecke 
eine  Hilfskasse  gegründet  werden  dürfe  *).  Der  Entwurf  zählt 
die  Zwecke  in  fünf  Nummern  auf.  Konsumvereinen,  Fener- 
versicherungsgesellschaften  etc.  werden  die  gleichen  Rechte, 
wie  den  Hilfskassen  gegeben.  Die  Befugnisse  des  Riwisbwt 
wurden  von  Neuem  vermehrt.  Die  Jurisdiktion  der  Reichs- 
gehchtshöfe  ging  auf  ihn  über,  wurde  aber  im  Parlamente 
stark  beschnitten.  Nicht  nur  eine  Krankheits-  und  Mortalitäts- 
statistik  sollte  von  jetzt  an  diesem  Beamten  übersandt  werden, 
sondei-n  alle  5  Jahre  ein  Bilanzausweis  über  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  der  Kassen.  Der  letztere  sollte  au^estellt  und 
unterschrieben  werden  von  einer  Pereon ,  die  wenigstena  fünf 
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Jtlm  lang  Actuar  einer  Lebensrei-sicheningsgesellschaft  in 
LoDdon,  Edinbnrgfa  oder  DubliD  gewesen  sei. 

In  dieser  Bill  werden  die  Arbeiterorden  mit  deutlicheren 
Worten  in  das  Hilfekasseofiesetz  aufgenommen.  Ein  Verein, 
bflinit  es,  der  vor  Erlass  dieses  Gesetzes  for  irgend  einen  in 
diesem  Akt  aufgezählten  Zweck,  oder  fQr  irgend  einen  andern 
noch  m  genehmigenden  Zweck  gegründet  worden,  und  welcher 
an  keinem  Gerichtshof  als  nicht  unter  das  frühere  Gesetz  fallend 
erklärt  worden  ist,  soll  sich  einschreiben  lassen  dürfen.  Ausser- 
dem werden  die  Bestimmungen  des  .Corresponding  Societies 
Act'  und  des  .Sedition  Meetings  Act'  als  nicht  auf  die  Hilfe- 
kaasen  anwendbar  bezeichnet. 

So  kam  das  Gesetz  vom  3.  Juli  184t3  zu  Stande  |9  und  10 
Victoria  c.  27).  dessen  Hauptbestimmungen  folgende  sind.  Da 
Zweife]  entstanden  sind,  für  welche  Zwecke  Hilfskassen  ge- 
gUtodet  werden  dürften,  so  wird  bestimmt: 

L  Zwecke,  fQr  welche  eine  Hilfskasse  gegründet  werden 
darf,  sind: 

1.  Die  Veraicherung  einer  Geldsumme,  die  beim  Tode  der 
Mitglieder  an  ihre  Manner,  Ehefrauen,  Kinder,  Verwandte 
oder  sonst  ernannte  Personen  zu  zahlen  oder  die  zum 
Zwecke  der  Bestreitung  eines  Leichenbegängnisses  der 
Mitglieder,  ihrer  Männer.  Ehefrauen  und  Kinder  zu  zahlen 
ist  Keine  Person  unter  6  Jahren  kann  Mitglied  werden, 
oder  ihr  Leben  versichert  erhalten. 

2.  For  die  TJnterstQtzung  der  Mitglieder,  ihrer  Ehemänner, 
Ehefrauen,  Kinder,  Verwandten  oder  sonst  von  ihnen  Er- 
numtoi  in  Unmündigkeit  linfancy).  Krankheit,  Alter,  In- 
validität, im  W'ittwenstande  und  Mr  die  Versorgung  ihrer 
Kinder  oder  irgend  einen  andern  natfirlichen  Zustand, 
dessen  wahrscheinliches  Eintreten  nach  Durchsi:hnittszahlen 
bei-echoet  werden  kann. 

8.  For  Verluste  dureh  Feuer,  Fluth,  Schiffbruch  oder  für 
irgend  einen  andern  Unfall,  dessen  walirschetnlicher  Eintritt 
nach  dem  Gesetz  der  grossen  Zahl  berechnet  werden  kann. 

4.  FOr  die  haushälterische  Anlegung  der  F^rspamisse  der  Armen, 
um  sie  in  den  Stand  zu  setzen,  Nahrung,  Feuerung.  Klei- 
dang und  Handwerkszeug  zu  kaufen,  für  die  Erhaltung  ihrer 
Kinder  zu  sorgen  und  andere  nothweiidige  Bedürfnisse  zu 
bestreiten  unter  den  oben  anfiegebenen  Bedin^ninpen. 

5.  Fnr  irgend  einen  »ndern.  von  einem  Staatssekretär  ge- 
nehmigten Zweck,  nachdem  der  Attorney- General  oder 
Sdicitor-General  und  in  Schottland  der  Loid  Advocate 
denselben  bescheinigt  hat.  Nur  darf  die  Gesanmitsumme 
des  unter  diesem  Paragraphen  zu  versicheiTiden  Betrages 
Dicht  200  X  Qbersteigen. 

n.  Wenn  die  Sitatuten  die  Zeit  oder  die  Bedingungen 
nicht  vorschreiben,   unter  welchen  es  Mitgliedern  erlaubt   sein 
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soll,  aus  dem  Vereine  auszutreten,  dann  soll  es  MitRliedern 
gestattet  sein .  nach  Bezahlung  ihrer  Rückstände  die  Easse  zu 
verlassen.  —  Mit  andein  Worten,  es  konnte  ein  Arbeiter  in  einer 
schlechten  Kasse  festgehalten  und  zur  Weiterzahlung  seiner 
Beitrilge  gezwunjien  werden,  falls  in  den  Statuten  der  Austritt 
verboten  war.  Ein  Zeugniss  über  den  jämmerlichen  Zustand 
der  Hilfskassen,  welche  auf  diese  alten  gesunden  Vei-sicherungs- 
pnnzipien  widersprechende  Weise  kunstlich  gestQtzt  werden 
sollten  und  zugleich  ein  Beweis  von  der  Unkenntniss  der  Mar 
joritllt  des  Parlamentes. 

III.  Schreibt  Trennung  der  Kassen  und 

IV.  getrennte  Buchführung  für  die  verschiedenen  Ve^ 
Sicherungszweige  vor. 

V.  Neben  der  Krankheits-  und  Mortalitätsstatistik  ist  alle 
fünf  Jahre  eine  Bilanz  vun  jeder  eingeschriebenen  Hil&kasae 
an  den  Registrar  zu  senden,  unter 

VI.  Strafe  von  5  jg. 

VII.  Eine  jede  Gesellschaft,  welche  vor  dem  Erlass  dieses 
Gesetzes  für  einen  der  oben  genannten  Zwecke  gegrQndet 
wurde,  oder  für  irgend  einen  andern  Zweck,  welcher  in  der 
in  diesem  Gesetze  angegebenen  Weise  bestätigt,  oder  erlaubt 
werden  wird,  auch  nicht  von  ii^end  einem  Gerichtshöfe  aU 
ausserhalb  des  Gesetzes  stehend,  bezeichnet  worden  ist,  boQ 
gesetzmässig  sein  von  dem  Augenblicke  an .  da  seine  Statuten 
vom  Banüster  genehmigt  worden  sind, 

VIII.  Hebt  die  Bestimmungen  der  Gesetze  10  George  IV. 
c.  56  und  4  und  5  William  IV.  c.  40  über  die  legalen  Objekte 
der  Hüfskassen  und  die  Mitwirkung  der  Friedensrichter  bd 
der  Bestätigung  auf. 

IX.  Die  Gesetze  39  George  III.  c.  79  und  57  George  IE 
c,  19  sind  nicht  auf  in  gehöriger  Form  gegründete  Eassoi 
und  deren  Versammlungen  anwendbar,  wenn  sie  nur  Uate^ 
Stützungszwecke  verfolgen. 

X.  Gehalt  des  gegenwartigen  Registrars  auf  1000  Sß  fest- 
gesetzt, in  Zukunft  soll  es  800  £  betragen. 

XII.  Der  Clerk  of  the  Peace  hat  die  Statuten  nicht  Iftnger 
mehr  zu  den  Akten  zu  nehmen, 

XIII.  Die  Tafeln  jeder  Hilfskasse  müssen  vor  der  Ee- 
gistration  von  dem  Aktuar  der  Staat^chnldenverwaltang  oder 
von  einem  Aktuar,  der  fünf  Jahre  lang  Aktuar  einer  Lebeos- 
versicherunpgesellscbaft  in  London,  Edinburgh  oder  Dnblu 
gewesen  ist.  bestätigt  werden. 

XIV.,  XVII,  Der  Registrar  ilbeiirägt  das  Vermögen  von 
Hilfskassen,  im  Falle  die  Treuhänder  durch  Wahnsinn,  Krank- 
heit etc.  verhindert  sind. 

XV.  Er  entscheidet  in  allen  Streitigkeiten,  wo  bisher  die 
Reichsgerichtshöfe  kompetent  waren,  falls  der  Betrag  unter 
20  £  ist. 
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>ie  Form,  in  welcher  er  die  Statuten  einer  Hilfskasse 
Biigen  soll,  int  folgende: 

ch  bescheinige  hiermit,  d&Es  diese  Statuten  (oder  Abände- 
TOD  St&tnten)  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Gesetze  unA 
l0n  Beetimmungen  der  geltenden  Gesetze  über  die  Hil&- 
1  Bind. 

9n  letzter  RQckblick  zeigt  die  Entwicklung  des  Hilfe- 
iwes^is  nach  vier  Richtungen :  der  Umfang  der  vom  Ge- 
gesehotzten  Bestrebungen  der  arbeitenden  Klassen  hat 
iQ^edehnt,  den  Arbeiterorden  scheint  die  Möglichkeit 
en,  sieb  als  Hilfekassen  registriren  zu  lassen.  Ein  neuer 
:h  ist  gemacht  norden,  das  Hil&kassenweseD  auf  eine 
le  mathematische  und  finaDzielle  Basis  zu  stellen.  Das 
Bte  Beamtenthum  hat  das  Beamtenthum  der  Selbstver- 
g  vollständig  verdrftngt 
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Die  Orden  gesetzlich  geschätzt.  —  Vorl&iifigea 

Konsolidationsgesetz. 

1846-1850. 


Wir  stehen  im  Anfang  des  manniKfaltiKe  Ereignisse  und 
Erscheinungen  zeitigenden  Jahres  1848.  In  England  nidim 
der  Chartismus  unter  Fuhrung  O'Connor's  eine  drohende  Ge- 
stalt an,  bis  er  am  10.  April  in  Lächerlichkeit  unterging. 
O'Connor  beabsichtigte  in  der  zweiten  Hälfte  der  vierziger 
Jahre,  vielleicht  durch  die  Bene&t  Building  Societies  anger^ 
nach  und  nach  die  ärmeren  Klassen  zu  kleinen  Grundbeätzem 
zu  machen.  Ein  hübsches  Häuschen  und  vier  Acker  Landl 
war  das  Ideal  seiner  Anhänger.  Er  kaufte  mehrere  Gttter, 
welche  parzellirt  und  durch  das  Loos  vertheilt  wurden  ').  Du 
Untemehmeo  scheiterte  an  dem  Ungeschick,  mit  welchem  es 
der  Cbartisteiif&hrer  in  die  Hand  nahm. 


1)  Holyoake,  The  HUtonr  of  Coopention  in  EogUnd.  Londoo  187S. 
1,  291-293. 

Zur  Seite  S18.  Daa  HiBBÜDgen  dieaes  Pl&nea  hat  eiDoi  politiscban  Bii- 
geschmack.  Wesshalb  konnteD  O'CoDnell's  Tereine  nicht  ebenso  gut  nsiilrirt 
werden,  wie  die  unter  Owen'a  Auspizien  (1837)  ireerUndete  und  eingeschnAai 
„Kational  Community  FrieDdly  Society",  welche  zum  Zwecke  hatte  .ttl 
cstablishmenC  of  ei  sjatem  of  united  propertv,  labour  and  edocatlon  >mM| 
the  members  tbereof?  Für  diese  Notiz  siebe  Holyoake  a.  a.  0.  I,  191,  IBS.— 

In  demselben  Werke  finden  wir  noch  andere  Zeugnisse  fOr  die  bti» 
Verbindung  von  ArbeitagenoBsenscbaften  (Cooperative  Societiei)  mit  Hüft- 
kaEHen.  In  den  dreissiger  Jabren  veröffentlichte  Taylor  im  .Guardian*  <JM 
Zusammen  Stellung  der  wichtigsten  immer  wiederkehrenden  Pangraphco  ii 
den  Statuten  der  damaligen  Gesellschaften  dieser  Art  Unter  daudbci 
auch  folgender:  „Every  member  engages  to  suhscribe  weeUy  to  a  Aal 
for  tbe  relief  of  Eick  and  dis*ressed  memhers.  when  called  upon  lo  do  M 
by  the  society.'^    I,  152.  — 

Es  ist  aer  Mühe  werth,   einen  Augenblick  bei  den  £ 

EnalHnder  der  unteren  und  mittleren  Klassen  zu  vorweileD,  _. 
Lehen Bgenossenschailen  —  Sit  venia  verho  —  zu  bilden.  In  der  E 
erwähnten  wir  ein  Beispiel,  dass  eine  Eiläkasse  eine  WindmfihlejNn» 
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Wir  mussten  dies  vorausGchicken ,  um  das  Folgende  ver- 
sttndlich  zu  macheu.  Am  16.  März  1848,  also  fast  einen  Monat 
TOr  dem  10.  April,  erlanpten  O'Connor  und  Wakley  die  Er- 
linbniss.  eine  Novelle  zum  Hilfskassengesetze  einzubringen. 
Die  erste  Lesung  derselben  fand  jedoch  erst  am  12.  Mai  statt 
Der  Inhalt  der  Bill  ist  kui-z.  In  den  Rahmen  der  ein- 
{nschrlebenen  Hilfskassen  sollen  auch  Gesellschaften  fallen ,  die 
,.Land  in  dem  Vereinif^en  Königieiche  kaufen,  und  auf  dem- 
eelben  Häuser  bauen,  welches  durch  Loos  den  Mitgliedern 
•dcher  Gesellschaften  mit  (gewissen  Theilen  solches  Landes  fär 
Aeberbauzwecke  zufallen  solle".  Mit  diesen  Gesellscbaftea 
Etdlen  Kranken-,  Sterbe-,  Wittwen-  und  'Waisenkassen  ver- 
hnnden  werden*). 


IGt  Gewcrk*erciDen  und  Ililfskuten  verbanden.  Brentano  berichtet,  dass 
«a  Ton  ihm  bcMbridtener  Gewerkverein  daran  dachte,  m[t  seinen  Kapitalien 
IBS  ProdoktivniiouenKb&ft  in  bilden.  ^lit  ProdnhtivgenosaenBchaiten  ist 
■U  bcatrebt,  BU&kanen  za  Terbinden.  Viele  Eilfekassen  in  England  und 
ImiiiiIi  1 1  in  Schottluid  üiid  innleich  llarlehDikasBeD  fOr  ibre  Hitglieder. 

IK«H>  Land,  in  dem  ia  Trieb  cum  AneinanderecbliesBen,  lur  Bosia- 
hliiihuM  Gvetaltong  des  Enrerbilehens  so  Bchaif  herrortritt,  welches  doe 
•0  rdcbe  kwnmuniatisdie  Literatnr  besilst,  gilt  um  noch  immer  aia  du 
IlMiiiilii   Lud  des  TolkswirthKhaftlicheD  [ndividualismoB. 

Wie  bt  dieser  Widerspruch  zu  lasen?  Haupteächlich  daher,  dasa  uns 
nnAmlich  die  den  icdJvidnaliDtischvn  Standpunkt  betonende  Literatur 
bsbont  geworden  ist,  und  auch  daher,  dass  der  Engländer  kein  Oe- 
Übi  nnd  weug  Talent  für  die  abstrakte  Seite  der  TolkswirthBchaft  liat, 
nn  er  rieh  damit  nbfiebt,  einseitig  ist  „Engliihmen,"  sagt  Holjoake  a.  a.  0. 
1,  lli,  „as  a  mle,  get  so  few  gencralised  ideas  into  their  heads,  and  are 
H  afräid  of  anrone  who  hai  an;  in  his,  that  they  inake  rather  too  mucb 
«f  ose  wben  they  ^t  it.  If  a  new  principle  makes  ils  way  into  tbelr 
■■ÜIl  wheAer  political,  religioaa,  or  Bodal,  tbe;  go  mad  about  it  foi  tbe 
lat  am  jean.  Thej  see  notUna  bat  thaL  Ererything  eise  in  the  world 
k  otecnre  to  tbem;  and  the;  believe  that  their  cratchet  is  the  high  rosd 
to  the  idlleDii'in  for  all  tbe  world." 

Neben  ^esen  Wenigen,  welche  eine  Theorie  zu  Tode  hetsen,  stehen 
dnH  die  ^den,  welche,  wie  John  Rae  in  einem  Aufsatze  Ober  die  Ka- 
ibadcnonalisten  sagt,  Haassr^etn  im  Parlamente  durchsetzen  ,out  of  no 
■kU  (heoiT,  bnt  Crom  a  plam  retard  to  the  simple  necessities  of  the 
kaqr.  We  bsre  been  rirtaallr  Socialiats  of  the  Chair  for  a  generatioD 
brat  knowing  it,  doing  from  a  happj  political  instinct  the  work  wliich 
j  (die  KathedenoünliBten)  dednce  out  of  an  elaborate  theor;  of  econo- 

Manchester  Psrtr,"  llhrt  er  bald  darauf  fort,  „certainlv 
pte'to  tha  nciDdple  of  laissez-fa^ire,  laissez-aUer  a  more  anconditional 
tmi  iiilmisr  ■|i|'l'i  uliiiii  than  any  party  in  this  countn-  thought  of  accor* 
diw  10  iL  Tber  looked  on  it  as  a  kind  of  orthodoxv'which  it  had  come 
tont  Simon  inpious  to  challenge."  The  Contempomry'lieTiew.  Toi.  XXXIX 
rU8U  S.  236.  237.  äiehe  aber  Nalionalitat  der  Gründer  der  klaasischen 
Sdile  S.  249  dieMT  Schrift. 

Dies  ist  die  Lflsung  jenes  Widerspruchs  und  ein  Beleg  zu  dem  sehr 
B  Saite,    dmsa  (Lb^  Kngland  und  englische  Zustände  immer  die  eine 
ptaag  rfcbtig  ist  nnd  die  entEcegei^esetzte  ebenfalls. 
*)  PnUic  BOle  n.    184T-18«<. 


Ifi?' 


DcillizedDy  Google 


218  y.  L 

O'Connov  vertlieidigte  seinen  Entwui-f  mit  hochtönenden 
Worten.  Er  sei  durch  den  Attomey  -  General  gezwungen 
worden,  einen  Gesetzentwurf  einzubringen,  da  derselbe  nicht 
habe  bescheiDi^en  wollen,  dass  die  Zwecke  seiner  Gesellschaft 
legal  seien,  Sir  George  Grey  erwiderte,  dass  er  nicht  im 
Stande  gewesen  sei,  aus  den  Worten  des  Redners  eine  klare 
Vorstellung  seines  Planes  zu  gewinnen').  Der  Gesetzentwurf 
wurde  in  der  Sitzung  vom  9.  Juni  endgültig  begiaben*). 

Fast  zwei  Jahre  waren  nun  vei-strichen,  seitdem  das 
FavUment  versucht  hatte ,  den  Orden  die  Registrirun;;  zu  er- 
möglichen. Hatte  das  Gesetz  von  1846  die  geboflften  Wir- 
kungen? Nein.  Nur  wenige  Zweigvereioe  hatten  sich  an- 
schreiben lassen.  Die  Genngfugigkeit  der  Resultate  darf  man 
nicht  dem  Widerwillen  der  Logpn  zuschreiben.  Die  Organi- 
sation des  Ordens  legte  ihnen  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
in  den  Weg,  wenn  sie  in  dem  Verbände  desselben  bleib« 
wollten. 

Die  Manchester  Unity  setzte  sich  damals  aus  etwa  4200 
einzelnen  Hilfskassen  (Lodges)  zusammen,  deren  wichtigstM 
Arbeitsfeld  die  Krankenversicherung  war.  Mehrei'e  Logen 
bildeten  einen  Bezirk  (Distrikt),  welcher  eine  Einheit  für  die 
Üeberlebensversichening  (Begrabnissgeld)  bildete.  Die  Distrikte- 
beamten mussten  alle  Logengrade  durchlaufen  haben.  Mit  dem 
Distrikte  war  auch  eine  Wittweu-  und  Waisenkasse  verknüpft, 
der  jedoch  nicht  Jeder  beizutreten  brauchte.  Die  380  Distrikte 
hatten  ihre  Spitze  in  dem  früher  erwähnten  WanderauGScbusM 
(A.  M.  C),  welcher  aus  solchen  Distriktsabgeordneten  bestand, 
welche  schon  Aemter  in  den  Logen  und  Distrikten  bekleidet 
hatten.  Die  Delegirten  traten  jährlich  einmal  zusammen,  um 
die  Gesammtlage  des  Ordens  zu  herathen  und  nothwendige 
Statutenverilnderungen  vorzunehmen.  Die  von  der  MajoriUt 
beschlossenen  Neuerungen  waren  für  den  ganzen  Orden  bindend. 
Der  Wanderausschuss  setzte  eine  aus  16  Personen  bestehende 
Behörde  mit  dem  ständigen  Sitze  in  Manchester  ein,  welche 
die  laufenden  Geschäfte  erledigte. 

In  dieser  halb  hierarchischen,  halb  demokratischen  Re- 
präsentationsverfassung, welche  die  Gesetzgebung  und  höhere 
Verwaltung  den  auf  kurze  Zeit  gewählten  intelligentesten  und 
erprobtesten  Beamten  des  Ordens  in  die  Hand  gab ,  lag  der 
erste  Stein  des  Anstosses.  Das  Gesetz  kannte  nur  die  an- 
scheinend echt  demokratische  und  doch  in  den  meisten  F&Ilen 
von  ^Sekretären,  Unternehmern  und  Bierwirthen  genasfllhrte 
Hilfskasse  ohne  Zweige.  Alle  Statuten  oder  Statutenver- 
änderungen  mussten  nach  den  geltenden  Akten  von  einer  ^• 

')  Hansard's  Debates.  CharakteriEtiBch,  Jus  diese  Debatten  ii 
Haneard  nicht  fehlen. 

')  Journals  of  the  Houae  of  Commons. 
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^meiDCn  Versnmmlung  angenommen  worden  sein,  welche  in 
der  Grifschaft  tapte.  wo  der  Verein  seinen  Sitz  hatte.  Bei 
di«er  Lage  der  Dintre  blieb  den  Logen  Nichts  übrif;,  als  auf 
die  Repstrinin^;  zu  verzichten,  nenn  sie  nicht  das  peineinsame 
Band  lösen  wollten.  Im  Falle  sie  sich  als  isolirte  Kassen  ein- 
schreiben Hessen,  betrug  die  Gebühr  für  den  Orden  nicht 
weniper  als  4200  £.  Itie  Fv;tpe  driingt  sich  natürlich  auf: 
Aber  hatten  die  vom  Gesetze  anerkannten  Grafschaftskassen 
keine  Zweipe?  Nein,  wenigstens  keine  Zweipe  im  Sinne  selb- 
sländiper  Kassen.  Der  Grafschaftsverein  hatte  meinen  Sitz  in 
der  Hauptstadt  der  Grafschaft.  Die  Mitglieder  an  den  ein- 
zelnen Orten,  über  welche  sich  der  Verein  erstreckte,  bildeten 
keine  selbständigen  Einheiten,  sie  waren  Bruchtheile  der 
einen,  über  das  Gebiet  des  Shire  ausgedehnten  grossen  Gesell- 
Khaft.  Darum  hatte  die  Lokal  verwaltun::  derselben  keinen 
nnabh&npigen  Charakter.  Sie  wurde  von  Agenten  besorgt, 
welche  die  Vereinsverwaltung  zur  leichteren  und  rascheren 
Erledigane  der  Geschäfte  ernannte.  Kurz:  das  Verhältniss 
iwiscboD  Loge,  Distrikt  und  Wanderausschuss  ruft  das  Bild 
änes  wohlgegliederten,  in  lebhaftester  Wechselwirkung  stehen- 
den Organismus  hervor,  der  Grafechaftsverein  erweckt  die  Voi^ 
stellang  des  Aggr^ates,  wenn  wir  die  Agenturen  in  ihren  Be- 
liehunpen  zur  Hauptkasse  ins  Auge  fassen. 

Ebenso  nele  Schwierigkeiten  bot  die  Schlichtung  von 
Streitigkeiten.  Auch  hier  standen  Ordensverfassung  und  ge- 
Betzliche  Bestimmungen  in  schreiendstem  \Yiderspruch.  Eine 
Klage  wurde  zunächst  von  der  Jury  einer  Loue  entschieden. 
War  Kläger  oder  Verklagter  mit  ihrer  Entscheidung  nicht 
zofrieden,  so  appellirte  er  an  die  Distriktsversammlung,  die, 
ans  Abgeordneten  der  einzelnen  Logen  gebildet ,  sich  alle 
Viertel-  oder  Halbjahre  versammelte.  Schien  einer  der  beiden 
Parteien  die  Entscheidung  der  Distrikts  Versammlung  nicht  ge- 
recht, so  stand  es  ihr  frei,  als  letzte  und  höchste  Instanz  den 
WaoderaoBEChuss ,  seit  1846  die  Centralbehörde,  das  Direk- 
torium, anzurufen.  Dieser  Insianzenzug  verbürgte  eine  grUnd- 
fiche  und  gerechte  Entscheidunp  von  Streitigkeiten  in  höherem 
Mause ,  als  der  für  die  Hilfskassen  bestimmte  gesetzliche 
Appaist,*ber  er  entsprach  den  geltenden  Bestimmungen  nicht. 
£■  war  bekanntlich  entweder  ein  Schiedsgericht  von  pekuniär 
nicht  in  der  Kasse  betheiligten  Männern  oder  das  Friedens- 
gericbt  Torge^hriehen. 

Durt»en  rerfolgte  der  Orden  Versicheruncszwecke.  welche 
nach  dem  letzten  Gesetze  unstatthaft  waren.  Der  Orden  unter- 
stützte arbeitslose,  umherreisende  Mitglieder.  Vereine  mit 
Zweigen,  besagte  jedoch  das  Gesetz,  sollten  sich  nur  dann  ein- 
scbreihen  lassen  dOrfen,  venu  sie  nur  für  die  Gewi^hrung  von 
l'Dterstatzuogen  g^rQndet  wären,  ^welche  von  den  Gesetzen 
über  Krankheit  nnd  Tod  ahhAngen'. 
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Ausserdem  hiiifiea  die  Mitglieder  mit  (grosser  Liebe  an 
den  von  den  herrachenden  Klassen  mit  Misstiauen  angesehenen 
geheimen  Zeichen  und  Losungsworten,  an  all  den  Geb«m- 
nissen,  die  sie  nicht  zu  veiTathen  versprechen  oiussteo.  Was 
sie  aber  in  den  Augen  des  Gesetzes  und  vieler  FrommeR  gleich- 
massig  unmfiglich  machte,  <n'ar  das  den  ganzen  Orden  durch- 
setzende sittliche  Element,  die  Predigt  christlicher,  in  Woh]- 
thuen  und  friedlicher  Gesinnung  sich  offenbarender  Bmder- 
liebe.  An  Sonntagen  fanden  in  den  Logen  Vorlesungen  mora- 
lischen Inhaltes  statt;  bei  dem  Begi-äbnisse  der  Mitglieder 
wurden  Leichenreden  gehalten.  Die  Glaubenswächter  erhoben 
die  Anklage,  dass  der  Orden  hierdurch  die  christliche  Religion 
zu  verdrängen  und  zu  ersetzen  suche').  Aus  einer  Rede  des 
Rev.  M.  By water  in  Hudders&old,  welche  derselbe  an  dem 
Gi*abe  eines  Odd  Fellow  hielt,  schäumt  der  canze  Zorn  und 
Hass,  welchen  bigotte  GemQther  gegen  den  Orden  hegten,  io 
leidenschaftlicher  Beschimpfungen  auf.  „Eure  Ordenszeichen, " 
heisst  es  darin,  ..sind  Symbole  der  Bosheit,  und  Ihr  seid 
schlechter  als  Teufel  und  Heiden:  und  wenn  Ihr  Eure  Zeichen 
nicht  Aufgebt,  werdet  Ihr  nicht  allein  in  die  Grube  sinken,  wie 
dieser  Mann,  sondern  Ihr  werdet  fQr  alle  Ewigkeit  zur  HOlle 
fahren!  ....  Ihr  seid  eine  Schande  ftlr  die  Gesellschaft  -- 
ein  Aergemiss  für  das  Land,  in  welchem  Ihr  lebt!  Geht  zu 
den  Heiden,  und  sie  werden  Euch  lehren'')!'' 

')  MJnutes  of  Evidenu  taken  before  Select  Committee  on  the  Prari- 
deol  AsBociationB  Fmud  Preiention  Bill.    S.  41. 

>)  Spiy,  EL  a.  0.  S.  34.  Hier  ist  der  Ort  fllr  die  BeantwortniiB  der 
Frage,  warum  die  engÜBche  Geistlichlieit  bo  hAu^  als  arbeiterfrindlicb,  m 
■ehr  allen  FortBchritteo  eotge^eoBtehend  seBcfailderC  wird,  obgleich  sie  einen 
IO  wichtigen  Antbeil  ui  arbeiterireundlicnen  BeBtrebun^en  eeuoramen  hat, 
wie  wir  itnraer  herrorgehoben  haben.  Tor  Allem  sind  die  Differemai 
geistiger  Kultur  nnd  der  Geburt  in  dieser  KOrperBchall  zu  gross.  Nicht 
alle  englischen  Gdetlichen  erkennen  ihren  sozialen  Beruf.  Wuter  betoaci 
Tieie  Geistliche  allnuebr  die  Standesunterschiede,  die  sie  ehrlich  gedug  ah 
gottgewollte  betrachten  mögen.  Bis  in  die  Kirche  hinein  vielfach  Treonuic 
der  oberen  Klassen  TOn  den  ,lower  Orders'.  Ja  in  mancher  Kirche  win 
das  Sakrament,  dessen  Spendunu  am  wenigsten  an  menscblicbe  Unterfchiedt 
erinnern  sollte,  zuent  der  Nobility  und  Gentry  gespendet,  dann  dürfen  die 
niederen  Klasben  an  den  Tisch  des  Herrn  treten.  Wer  in  England  auf 
dem  Lande  und  in  der  Pfarre  eines  strammen  bigh-church  man  ^eht  hat, 
wird  sich  über  die  Kniie  von  Arbeiterfrauen  und  andere  Zeichen  von 
IlöflichLeit  gewundert  haben!  Der  Respeet  vor  ihren  „betters"  ist  ihnv 
von  Jußend  auf  eingeimpft  worden.  Dies  erregt  in  ArbeiterUassoi  Ab- 
neigung gegen  die  Hochkirche  und  ihre  Diener,  wie  Taftasw  «u  den 
Munde  von  Arbeitern  niederholt  gehört  hat.  Geistliche  leben  nodi  vid- 
fach  in  dem  Wahne,  daBs  das  Volk  diese  Unterschiede  liebe.  IHcM 
Meinung  wurde  dem  Verfasser  ebenfalls  ausgesprochen.  Dazu  kommt  eod- 
lieb,  dass  die  GenossenBchsfUbewegung  im  Anfang  cceradeEu  religiomfeiBfr 
'■"h  auftrat  und  die  Geistlichkeit    verletzte    (Owens  Ansupinch:    All  tke 


MalthuB  anerkannte,  f 


Liebe  predigte  etc.,  Oberhaupt  wie  jede  grosse  Bewegung  im  An&uig  gWdh 
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Dazu  kamen  endlich  die  ^genthomlicben  Kasseoverhält- 
oisse.  Der  Orden  hatte  4  Kassen:  die  Kranken-  und  Sterbe- 
ktsse,  die  Wittwen-  und  Waisenkasse  und  die  Kasse  fQr  Neben- 
ausgaben  (Tncidental  Expenses  Fand).  In  die  letztere  floss 
ein  regelmässiger  Beitrag  von  einem  Penny  für  jedes  Mitglied; 
reifht«  diese  Summe  nicht  aus,  so  wurden  Umlagen  aas- 
pesehrieben.  Damit  wurden  die  Verwaltungskosten  bestritten. 
Es  gab  eine  mit  der  Central  Verwaltung  verbundene  Geoeral- 
kasse,  welche  hauptsächlich  aus  dem  Gewinne  gespeist  wurde, 
welchen  der- Orden  durch  den  Verkauf  von  Drucksachen  an 
die  Logen  und  Distrikte  machte.  Weiter  gab  der  Orden  eine 
periodiscbe  Zeitschrift  heraus ,  deren  Reinertrag  zur  Hälfte  in 
die  General-,  zur  andern  in  die  Wittwen-  und  Waisenkasse 
floss.  Auch  dies  stand  im  Widerspruch  mit  den  Forderungen 
des  Gesetzes  von  1846,  welches  Trennung  der  Kassen  für  alle 
in  Zobunft  zu  re^strirenden  Vereine  vorschrieb. 

iii„  j! -; — ^i-_i;..i.  ->—j  es  einem  juristischen 

Gesetzes  haftet,  nicht 
i  zwar  Manches  von 
f  welche  der  von  der 
hängigen  Ordens  der 
es  war  für  schwache 
liss  vorhanden.  Vor 
Bannern  und  Prozes- 
icbe,  die  Herzen  der 
Gerne  strömten  die 
in  Verein,  der  auch 
en  Hess.    Der  Orden 


hatte  sie  auch  nnter  der 
undem,  dasa  der  weniger 
ch  bappineas  aa  ia  incon- 
[e  r,  127.) 

die  Geistlichkeit  der  Oe- 
id  Liebe  entg^enbrachte, 

D  nicht  alle  Geiatlichen. 

aOtzliche  Ziele  gegen  den 
üeEen.  und  weil  er  seinen 
nokratiainiDg  der  Gesell- 
auch  seine  grosaen  Ver- 

im  Hilfs-  und  Sparkaeai-n- 
nd  Verwaltung  von  Kon- 
,Co-operatian',  fUr  die  ea 
manchen  englischen  Pfar- 
late  dem  Pfarrer  wöchent' 
ilbabenden  Klasten  zeich- 
werden  Kohlen,  Stoffe, 
Irmen  je  nach  der  Hohe 
folgt 
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war  mit  vorschreitendem  Alter  nihiger,  verständiger  ge- 
worden. Aber  er  wurde  alt  gleich  genialen  Männern.  Er 
suchte  mit  jedem  Jalire  alles  tolle  Treiben  mehr  und  mehr  ab- 
zustreifen und  in  höherem  Maasse  seine  gemeinnützigen  edlen 
Ziele  zu  verwirklichen.  Doch  fühlte  er  sich  noch  nicht  als  nüchterne 
Hilfskasse.  Noch  durchwärmte  ihn  ein  idealeres  Lehen.  Noch 
durchwehte  ihn  ein  voller  Hauch  kosmopolitischer  Menschen- 
liebe, der  in  seiner  Aeussevung  an  das  Gebiet  des  Humoristi- 
schen streifte.  Mit  Lächeln  und  einer  gewissen  freudigen 
Rührung  wird  man  dies  aus  der  lang  gestrichenen  Einleitung 
der  damaligen  Statuten  entnehmen,  in  denen  sich  ein  treu- 
licher Most  abklärt.  „Es  besteht  gewiss,"  heisst  es  darin'), 
„keine  andere  Hilfskasse,  welche  einen  Augenblick  mit  der 
unsrigen  verglichen  werden  kann,  noch  existirt  eine  Gesell- 
schaft, welche  die  müssigen  Augenblicke  so  angenehm  und 
vergnüglich  zu  machen  versteht.  Man  kann  sich  keine  Ve^ 
Bammlungen  entzückenderer  und  befriedigenderer  Art  denken 
als  die  aus  Männern  mit  Übereinstimmenden  Gefühlen  und 
Gewohnheiten  bestehenden,  welche  sich  für  die  besten  und 
lobenswerthesten  Zwecke  vereinigen.  Die  Loge  wird  immer  a^ 
geheiligter  Grund  betrachtet,  und  sobald  diejenigen,  welche 
sich  anderswo  feindlich  gegenüberstehen,  in  ihren  Umkreis 
treten,  scheinen  alle  bösen  Gefühle  wie  durch  Zauber  zu  ver- 
schwinden, und  an  ihrer  Stelle  herrscht  der  Wunsch,  die  Wohl- 
fahrt und  das  Glück  Aller  zu  befördem.  Wir  sehen  Männer 
aller  Völker,  aller  Bekenntnisse  und  jeder  Pai-teirichtung  zu- 
sammenkommen, und  alle  in  achtungsvoller  und  freundlicher 
Weise  mit  einander  verkehren.  Die  Voi-urtheile,  welche  die 
Geburt  in  fremdem  Lande  anerzogen  hat,  der  Sektirei'güst, 
welcher  so  leicht  in  religiösen  Fanatikern  erwacht,  und  der 
heftige  Ingrimm  politischer  Parteigänger  verschwinden  eine 
Zeit  lang  und  werden  von  Allen  vergessen,  welche  in  die  Tempel 
des  wunderlichen  Kauzthums  eintreten.  Es  muss  also  ein 
grosses  und  gutes  moralisches  Prinzip  unter  uns  walten,  mit 
dessen  Hilfe  wir  Alles  dies  vollbringen  können;  es  muss  irgend 
ein  mftchtiger  und  tugendhafter  Einfluss  mit  dem  Orden  ver- 
knüpft sein,  welchen  weder  die  Verläumdung  der  Hämischen, 
noch  die  Reden  der  Vorurtheilsvollen,  noch  der  Hohn  der  Un- 
wissenden verhindern  kann,  eine  ungeheure  und  wohlthätige 
Wirkung  auf  die  Geschicke  der  Menschheit  auszuüben." 

Mit  dieser  Einleitung,  welche  an  die  Kanzel  und  die 
Tribüne  erinnert,  vergleiche  man  die  geschafismässige  Vorrede 
der  jetzigen  Statuten, 

Während  die  mannigfachen  Hinderaisse  deutlich  erkannt 
werden,    welche  der  Registrirung  der  Logen  entgegenstanden, 
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mdis    das    Bedürfaiss    des    Ordens    nach    gesetzlidier    Ad- 
grkeonuDg. 

Wir  verliessen  die  Mnncliester  Unity  im  vortgea  Kapitel 
uf  der  VeisammluDg  zu  Bristol,  als  der  ADti-ap;,  das  Parlament 
Dm  gesetzlichen  Schatz  anzugehea,  nicht  anttenommen  wurde. 
Durch  traarige  Erfahrungen  war  die  Stimmung  verändert 
worden.  Es  war  häufiger  vorgekonimen ,  dasü  Beamte  ihre 
Logeo  betroften  und  bestohlen  hatten,  oder  dass  die  Treu- 
hlDiler,  welche  mit  ihren  Lopenbrüdem  nicht  in  gutem  Ein- 
vemehmen  lebten,  sich  weigerten  die  Summen,  welche  auf 
ihrem  Namen  standen,  in  die  Kassen  zurQckzubef&rdem,  wenn 
man  ihnen  nicht  10  bis  20  £  far  diesen  Dienst  zahlte').  Als 
im  Jahre  l!^47  der  Wanderausschuss  in  Oxford  tagte,  fanden 
lange  Debatten  Ober  die  Nothwendipkeit  der  Registrirung  statt 
Wir  fahren  die  Rede  eines  gewissen  Barrow  gegen  diese  Maass- 
regd  an,  weil  dieselbe  charakteristisch  für  viele  Oppositions- 
Tedeo  gegen  gute  und  heilsame  MaasE^-egeln  ist.  Barrow  be- 
hauptete zunächst  keck .  dass  die  Registrirung  den  Orden 
iwiDgen  würde,  alle  Mitglieder,  die  iilter  als  40  Jahre  würen, 
Qber  Bord  zu  werfen.  Zweitens  würden  die  Friedensiichter, 
wenn  dieselben  einmal  Gewalt  über  sie  hallen,  jedem  faulen 
Mitgliede  die  Unterstützung  zusprecheTi.  Drittens  —  und  das 
ist  das  Erstaunlichste  —  behauptete  der  Redner  mit  edler 
Dreistigkeit,  die  arbeitenden  Klassen  konnten  niemals  unehrlich 
gegen  einander  handeln.  Die  Arbeiter  seien  ehrlicher,  als  die 
Gttetzgeber!  hätte  Dr.  Bowring  gesagt.  Jedoch  gelang  es  der 
kUT«n  und  eindringlichen  Beredsamkeit  dea  Grossnieisters  des 
Ordens,  einen  grossen  Theil  der  Mitglieder  von  den  Vortheilen 
des  gesetzlichen  Schutzes  zu  fiberzeugen.  Ein  Antrag,  das 
Parlament  um  eine  solche  Aendei-ung  des  Hilfskassengesetzes 
■uugehen.  welche  dem  Orden  den  gesetzlichen  Schutz  zu- 
kommen Hesse,  wurde  mit  geringer  Majorität  angenommen, 
ond  darauf  das  Direktorium  beauftragt,  eine  Petition  vorzu- 
bernten  ■). 

Und  nun  trat  ein  Ereigniss  ein,  welches  die  Mitglieder 
in  der  UebeT7eugang  von  der  Nothwendigkeit  eines  Gesetzes 
beetartite.  In  den  Winter  1846  und  das  Jahr  1847  fiel  die 
fiirehtbare  Hungersnoth  in  Irland.  Der  Distrikt  Cork  hatte 
schon  Ende  1846  die  englischen  Distiikte  um  Hilfe  angerufen 
and  die  Manchester  Unity  war  trotz  der  schweren  Zeiten  dem 
Aufrufe  nachgekommen.  Diese  Lage  benutzte  der  Sekretfir 
der  Manchester  Unity,  William  Ratcliffe,  um  4un0  iß  zu  unter- 
Ecblagen.    Es  fand  eine  Seh  Wargerichtsverhandlung  am  4.  April 
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1848  statt,  in  welcher  Ratcliffe  freigesprocheo  wurde.  Die 
Generalkasse  des  Ordens  besass  keinen  Pfennig  mehr;  daiu 
hatte  die  Manchester  Unity  die  uDgeheuren  Gerichtsfcosten 
za  tragen,  welche  680  £  betrugen. 

Das  Ergebniss  dieses  Prozesses  hatte  einen  nieder- 
schmetternden  Einfluss.  Viele  Logen  giogen  ganz  ein  und  ver- 
theilten  ihr  Vermögen.  Manche  Mitglieder  traten  aus  den 
Logen  aus,  da  sie  keine  Neigung  hatten,  zu  sparen,  wenn  der 
Lohn  jahrelanger  Entbehi-ungeo  von  irgend  einem  Schwindler 
straffrei  gestohlen  werden  konnte.  Nach  den  offiziellen  Be- 
richten verlor  die  Manchester  Unity  im  Jahre  1848  nicht 
weniger  als  14771  Mitglieder.  Sie  hat  jedenfalls  noch  mehr 
eingebUsst,  die  Zahl  der  neueintretenden  Mitglieder  l&sst  die 
Differenz  geringer  erscheinen.  46  Logen  wurden  aus  Mangd 
an  Vei-mögen  geschlossen,  92  lösten  sich  auf  und  verthwltoi 
ihre  Kasse,  31  trennten  sich  vom  Orden'). 

Jedoch  verloren  die  Männer  an  der  Spitze  den  Muth  und 
den  klaren  Kopf  nicht.  Sie  betrieben  nun  um  so  energischer 
die  Legalisirung  des  Ordens,  fQr  welche  sie  einflussreiche 
Parlamentsmitglieder,  von  denen  mehrere  Mitglieder  des  Ordens 
waren,  zu  interessiren  suchten. 

Schon  am  3.  April  1848*)  wurde  eine  Bill  in  das  Ober- 
haus eingebracht  unter  dem  Titel  „An  Act  for  the  more  effee- 
tual  Protection  from  Fraud  and  Misappropriation  of  the  Fandi 
of  certain  Charitable,  Philanthropie,  and  Provident  Associaüons, 
and  for  the  Relief  of  the  Members  thereof  from  the  ProvisioDB 
of  an  Act  made  in  the  39*  year  of  the  Heign  of  bis  late 
Mfgesty  King  George  the  Third,  intituled,  ,An  Act  for  tho 
more  effectu^  Suppression  of  Societies,  established  for  Seditiooi 
and  Treasonable  Practices'  and  likewise  another  Act  passed 
in  the  57th  year  of  the  Keign  of  his  late  Majesty  King  George 
the  Third,  intituled  ,An  Act  for  the  more  effectual  preventing 
of  Seditious  Meetings  and  Assemblies". 

Der  Gesetzentwurf  war  im  Lande  kaum  bekannt  IMe 
Manchester  Unity  wusste  nur,  dass  das  Parlament  etwas  fOr 
sie  thuD  wolle.  Unter  dem  Einflüsse  des  unglQcklichen  Pro- 
zesses gegen  Katcliffe  regnete  es  Petitionen  auf  das  Oberhaus. 
Häufig  weist  das  Journal  des  Oberhauses  fast  3  Spalten  Pe- 
titionen auf,  welche  um  Annahme  des  Gesetzentwürfe  bitten, 
den  die  Verfasser  nicht  kennen.  Von  welcher  Wichtigkeit  die 
Möglichkeit,  kleine  Summen  in  Sparbanken  anwachsen  zu  lassen, 
und  keine  Zinsen  zu  verlieren  erscheint,  beweist  die  Thatsacba, 
dass  den  ganzen  Mai  hindurch  alle  3  bis  4  Tage  Petitionen  von 
Logen  vorliegen,  welche  um  das  Recht  bitten,  ihr  Vermögen  in 

')  %ry>  ^-  ^^-    ^'G^^  asidi  Scnith'B,   des  Gro bsid eisten ,  Aiuugn 
vor  dem  genannteD  AuBscliuBse  des  OberbauseB.    s.  a.  0. 
.    *)  Journals  of  tbe  House  of  Lords,    1S4K 
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äparkasseo  einzahlen  zn  dürfen.  Das  kräftige  Vorgehen  der  Odd 
FeUows  machte  auch  andere  Orden  auf  ihre  schutzlose  Lage 
ufmerksani.  Am  12.  Mai  liegt  eine  Petition  des  Ancient  Order 
of  ForaBtere,  am  19.  Mai  des  Ordens  der  Modern  Masons  vor, 
velche  darum  bitten,  dass  auch  sie  in  das  Gesetz  einbegriffen 
«erden  möchten. 

Der  Gesetzentwurf  wurde  am  9.  Mai,  dem  Tage  der 
Eweiten  Lesung,  von  Lord  Beaumont  sehr  empfohlen ').  Diese 
Gesellschaften,  s&frte  er,  seien  dem  Lande  sehr  nQtzlich,  sie 
weckten  freundliche  Gesinnungen  zwischen  verschiedenen 
Klassen  und  Berufen,  indem  sie  sie  zur  Mitwirkung  an  Werken 
der  Wohlthätigkeit  vereinigten.  Lord  Beaumont  verkannte  aber 
den  ungenügenden  Zustand  der  Prämien tabellen  nicht,  und  bat 
die  R^ening  3  oder  4  der  bedeutendsten  Aktuare  zusammen- 
treten zu  lassen,  damit  dieselben  eine  Normaltabelle  entwarfen. 

Neben  der  freundlichen  Gestalt  des  Lords  Beaumont  steht 
nun  die  finstere  des  Marquess  of  Lans<lou'ne.  Er  tadelte  an 
dMD  Gesetzentwürfe,  dass  er  alle  Gesellschaften  mit  Zweigen, 
Teiche  untereinander  vermittelst  geheimer  Zeichen  koiTespon- 
dirtai,  fQr  gesetzlich  erklären  würde.  Hier  sei  ^'orsicht  nüthig 
ind  eine  scharfe  Trennung  voi7.unehmen. 

Am  11.  Mai  wurde  ein  Ausschuss  des  Oberhauses  ernannt 
reicher,  vom  15.  Mai  bis  22.  Juni  mehrere  Sitzungen  hielt  und 
verschiedene  Zeugen  vorlud,  unter  denen  Neison,  Tidd  Pratt, 
Smith,  der  Grossuieister  des  Ordens,  und  Ansell  dif  bedeu- 
tendaten  sind. 

Neison's  Zeugniss  ist  wichtig  als  dasjenige  eines  Vei'siche- 
rangsbeamten  und  unbefangenen  Beobachters.  In  der  grösseren 
änanziellen  Sicherheit  und  der  besseren  Verwaltung  beständen 
die  HauptvorzUge  der  Orden  vor  den  übrigen  Hilfskassen. 
Er  machte  darauf  aufmerksam,  das»  die  vei-schiedenen  Beamten- 
iüifen  in  Loge,  Distrikt  und  Wanderausschuss  dem  Thätig- 
keitetriebe  und  dem  Ehrgeize  des  Arbeiters  einen  gesunden 
Spielraum  verschafften.  Das  Klügste,  was  man  thun  könne, 
DKiote  er,  sei  dem  Orden  das  Becht  zu  verleihen,  zu  klagen 
und  verklagt  zu  werden,  und  dafür  zu  verlangen,  dass  seine 
Tabellen  von  einem  Aktuare  gebilligt  und  seine  Bücher  nach 
dnem  richtigen  Systeme  geführt  wurden.  Andere  Privilegien 
s^te  er  nicht  erhalten.  Neison  regte  hierdurch  zur  Bildung 
öner  Hilbkaaae  zweiter  Kla.<;se  an,  von  der  wir  bald  noch 
nehr  hören  werden. 

Pr^t  setzte  dem  Ausschüsse  mit  vieler  Mühe  die  der  Re- 
ästrirong  des  Ordens  entgegenstehenden,  rechtlichen  Schwierig- 
keiten auseinander.  Dieselben  waren  um  so  grösser ,  als 
Xeison  die  GemOther  der  Lords  auf  irrthümliche  Bahnen  ge- 


■)  Hutard'B  Debatea. 

■  (30)  T.  1.  -  Bub 
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leitet  hatte.  In  Eeinen  Ansichten  ßlllt  der  Unsegen  einer 
einseitig  juristisch -fonnaliEtischen  Bildung  und  Beschäftignng 
auf.  Die  eigentbamlichen  Vortheile  dieser  Ot^anisation  zu 
verstehen ,  ist  er  gar  nicht  fähig.  Er  sähe  die  Manchester 
Unity  am  liebsten  so  verändert,  dass  sie  in  den  Kahmen  des 
Gesetzes  passte.  Am  besten  wäre  es,  wenn  sie  sich  in  eine 
Gesellschaft  verwandelte,  die  ihren  Sitz  in  Manchester  hätte 
und  ihren  Distiikten  und  Logen  den  Charakter  von  Agenturen 
verliehe.  Smith,  der  Grossmeister,  musste  seine  Gesell- 
schaft gegen  viele  Vorurtheile  schützen.  Auf  die  Anklage,  dass 
der  Orden  die  christliche  Religion  zu  verdrängen  Fuchte,  ant- 
wortete er,  dass  eine  Grabrede  nur  dann  gehalten  würde, 
wenn  der  Geistliche  seine  Zustimmung  dazu  g&be  und  dass 
die  moralischen  Vorlesungen  in  den  Klubzimmem  niemals  mit 
den  Stunden,  zu  welchen  der  Gottesdienst  stitttfände,  zasammra- 
fielen.  Die  Vorlesungen  hätten  nur  die  Belebung  wohlthätiger, 
sympathischer  Gefühle  zum  Zwecke.  UeberHiea  seien  religiöse 
und  politische  Gespräche  verboten  und  der  Orden  stehe  in 
keiner  Verbindung  mit  Gewerkvereinen ').  Die  Geheimnisae 
des  Ordens  seien  höchst  unschuldiger  Natur:  mit  jedem 
höheren  Grade  würden  den  Mitgliedern  neue  Losungsworte 
und  Zeichen  mitgetheilt.  Unter  den  Geheimnissen  hätte  nur 
eins  einen  greifbaren  Nutzen.  Der  nothleidende  Bruder  lerne 
in  der  Fremde  andern  Brüdern  durch  Zeichen  seine  Noth  mit- 
theilen, ohne  dass  es  eines  beschämenden  Geständnisses  bedürfe. 
Alle  Ueberreste  aus  der  geselligen  Zeit  des  Ordens  vei^ 
schwänden  immer  mehr,  und  der  Orden  wäre  geni  berüt, 
diesen  ganzen  Kram  aufzugeben,  wenn  er  nur  das  Recht  der 
Klage  erhielte  und  seine  Gelder  sicher  anlegen  dürfte. 

Ansell'R  Aussagen  sind  über  eine  von  Tidd  Pratt  ange- 
regte Frage  besonders  beachtenswerth.  Dieser  Beamte  hatte 
die  Aufmerksamkeit  des  Ausschusses  darauf  gelenkt,  dass  die 
von  den  einzelnen  Aktuaren  entworfenen  Prämientabellen  sebr 
von  einander  abwichen,  und  daher  einen  Kongress  von  Aktuaren 
zum  Zweck  der  Aufstellung  einer  für  das  ganze  Land  geltenden 
Präniientabelle  empfohlen,  wenn  er  auch  nicht  übersah,  dass 
eine  solche  Tabelle  die  Verschiedenheiten  des  Ortes  gar  nidit 
berücksichtigen  kann.  Nelson  war  aus  leicht  b^creiflicheB 
Gründen  dagegen.  Ansell  glaubte  zwar  nicht  an  daa  Vor- 
handensein so  grosser  Verschiedenheiten  wie  Neison,  aber  er 
befürchtete,  eine  auf  den  Erfahrungen  eines  ganzen  LandM 
beruhende  Tabelle  müsse  positiv  schädlich  wirken,  wenn  mu 

')  Der  OrdeD  bekannte  üich  in  seinen  Statuten  oßen  gegen  Gewerk- 
vereine.  |)ie  Qewerkvereine  wieder  wollten  vom  Cbartismiu  niehtg  «iita. 
Jene  TbniEuche  verstärkt  das  Gewicht  der  Uemerkung  Held's  in  «netn  i^ 
Batze  über  den  ChartismuB  in  der  ,Concotdia'.  dass  O'Connor  keinen  & 
folg  gehübt  habe,  weil  die  intelliüenten  Arbeiter  nicht  hinter  ihm  gt- 
standen  hätten. 
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ücht  alle  Menschen ,  über  welche  die  kookreteii  Effahnrndea 
gcBunmelt  worden  wären,  uuch  zum  Eintritt  in  die  eine  Gesell- 
fichaft  iwinfEen  könne.  Sonst  würden  die  Gesunden  Vereine 
für  sich  bilden  und  die  Ungesunden  sich  in  Dbergrossen 
Mengen  in  die  allgemeine  Hilfskasse  drängen.  Das  an^Eenomniene 
VeiMItniss  von  Gesunden  zu  Kranken  und  Verstorbenen 
worde  verrückt  werden  und  daran  die  Gesellschaft  zu  Grunde 
gdien. 

Eine  andere  Frage,  welche  Theorie  und  Parlament  im 
ersten  Drittvl  des  Jahrhunderts  vielfach  beschäftigte,  wurde 
non  von  neuen  Gesichtspunkten  beleuchtet.  Man  hatte  da- 
mals bekanntlich  grosse  Hilfskassen  für  besonders  zweck- 
t  mlssig  gehalten.  Auch  jetzt  sprachen  sich  Neisoii  und  Pratt 
dafür  aus.  Ansell,  Davies  und  Finlaison  dace^'en  verfochten 
die  entgegengesetzte  Behauptung.  In  dieser  Frage  war  Ansell 
wohl  ein  wenig  Partei.  Er  hatte  in  frühereu  Jahren  die  Sta- 
toten  verschiedener  Vereine  und  eines  Grafschaftsvereines  be- 
stätigt, bei  denen  sich  später,  als  die  Miteheder  alt  und 
kriDklich  geworden  waren,  eine  viel  höhere  Krankheitsdaiier 
fttr  das  Mitglied,  als  uisprünglich  angenommen,  herausstellte. 
So  wies  die  Soutb  Gloucester  Friendly  Society  40 — 50  "!„  mehr 
Erankheitstage  auf.  als  den  Sätzen  der  Prämientabelle  zu 
Gninde  gelegt  worden  war.  Der  Essex  Provident  zeigte  bei 
einer  neulichen  Schätzung  eine  geradezu  erstaunliche  Summe 
von  Krankheit.stagen.  Ansell  behauptete  nun,  dass  in  grossen, 
TORQglich  durch  Ehrenmitglieder  verwalteten  Kassen  nicht  die 
Strenge  Beaufsichtigung  herrsche,  wie  in  kleinen,  selbstver- 
walteten  Kassen,  wo  ein  Mitglied  das  andere  kontroUire.  Aus 
dieeen  Gründen  seien  sie  grossen  Vereinen  voi'zuziehen.  Die 
übrigen,  den  grossen  Gesellschaften  zugeschriebenen  Vortheile 
schätxte  er  gering,  ohne  unseres  Eracbtens  seine  Gering- 
schätzung gehörig  zu  begründen. 

Der  Ausschuss  verfasste  einen  kurzen  Bericht,  der  von  der 
CnzDlänglichkeit  der  bestehenden  Gesetzgebung  ausgingt).  Die 
13  Gesetze,  welche  zur  Hebung  der  Hilfskassen  seit  1793  er- 
lassen worden  seien,  hätten  weder  die  Dauerhaftigkeit  der  regi- 
Btrirten  Kassen  herbeigeführt,  noch  das  Wachsen  ungesetzlicher 
Vervine  verhindert  Kleine  Vereine  könnte  eine  ungesunde 
Jahreszeit  bankerott  machen.  Sie  verschwendeten  ihr  Vermögen 
in  den  Winhshänsem  bei  Schmausgel  ageii.  Die  hestiltigten 
Statoten  worden  sehr  häufig  nicht  ausgeführt.  Die  grossen 
ToizOge  der  Orden  hatten  denselben  zu  einer  ungeheuren  Ent- 
&ltung  verhelfen.  Der  Orden  der  Odd  Fellows  zähle  SiJOOOO 
Uitglieder  uod  habe  ein  Einkommen  von  340000  £.  Eine 
so  gewaltige  Association  müsse  sich  als  ein  mächtiges  Werk- 
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zeug  des  Guten  oder  Schlechten  erweisen,  je  nachdem  ihre  Ziele 
nützliche  oder  gefährliche  und  ihre  Mitf;lieder  den  Gesetien 
des  Landes  wohl  oder  Dbel  gesinnt  wären.  Wenn  auch  der 
Ausschuss  keinen  Grund  hiltte,  an  der  Loyalität  der  Mitglieder 
zu  zweifeln,  so  wären  doch  verschiedene  Gebtäaclie  dereelben 
gerechten  Kinwen<1ungen  ausgesetzt. 

Die  Lage  der  Gesetzgebung  sei  in  diesem  Falle  besonders 
schwierig,  denn  Hesse  man  den  Orden  keinen  Schutz  ange- 
deihen,  so  möchten  sie  ihre  Anbänglichkeit  an  den  Staat  ver- 
lieren, aber  es  sei  sehr  schwer,  ihnen  den  Schutz  zu  gewähren, 
ohne  andern  Gesellschaften  z.  B.  den  Gewerkvereinen,  dieselbe 
Wohlthat  zuzuwenden.  Der  Ausschuss  habe  der  Au&tellung 
einer  guten  Prämientabelle  seine  besondere  Aufmerksamkeit 
geschenkt.  Aber  nach  Allem,  was  er  gehOil,  fühle  er  sich 
nicht  berechtigt,  eine  bestimmte  Ansicht  über  diesen  Punkt  zu 
äussern.  Eine  besondere  Schwierigkeit  träte  in  dem  Orden  dw 
Odd  Fellowg  hinzu,  da  seine  Einnahmen  und  Ausgaben  von  den- 
jenigen anderer  Kassen  verschieden  wären.  Die  fün^ährigen 
Berichte,  welche  Materialien  zur  Berechnung  einer  Prämien- 
tafel hätten  liefern  sollen,  seien  nicht  zu  gebrauchen.  Da  keine 
Au&icht  bei  der  Herstellung  derselben  herrache,  würden  sie 
mit  der  grössten  Sorglosigkeit  angefertigt. 

Der  Bericht  zählt  alle  der  Registrirung  des  Ordens  ent- 
gegenstehenden Hindernisse  auf,  und  schliesst  damit,  dass  er 
die  Aufhebung  einiger  Bestimmungen  des  Gesetzes  9/10 
Vict.  C.  27  auf  drei  Jahre  empfiehlt. 

Nach  mannigfachen  Schicksalen  und  Veränderungen  wnrde 
der  Gesetzentwurf  endlich  am  28.  Juli  1848  zum  dritten  Male 
gelesen  und  dem  Hause  dei-  Gemeinen  übersandt  Hier  waren 
seine  Schicksale  wesentlich  einfacher.  Die  vom  Oberhaose  in 
fast  viermonatlicher  Thätigkeit  hergestellte  Bill  las  das  Ünter^ 
haus  am  1.  August  1848  und  liess  sie  unter  dem  einfacherm 
Titel  drucken :  A  Bill  intituled.  An  Act  for  the  more  effectnal 
Protection  from  Fraud  and  Misappropriation  of  the  Funds  of  a 
certain  Charitable,  Philanthropie  and  Provident  Assodatioii, 
known  by  the  Name  of  the  Independent  Order  of  Odd 
Fellows  ^).         i 

Nach  einer*angen  Einleitung,  welche  die  Nothwendigkeät, 
den  Odd  Fellows  gesetzlichen  Schutz  angedeihen  za  lassen, 
auseinandersetzt,  wird  angeordnet: 

1.  Die  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Hüb- 
kassen  sollen  sich  auf  den  Orden  der  Odd  Fellows  beziehen, 
soweit  sie  auf  denselben  anwendbar  sind. 


1)  BilU  Public  1847- 4a  T.  Der  GeBeUentwnif  li^  Iddtr  nur 
a  diestx  Ponn  *or,  es  ist  nicht  mSgticb,  zu  beobftcbten,  wie  aicb  dandbt 
a  dem  Oberhiuee  entwickelt  hat. 
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2.  Alle  vor  dem  1.  Juli  1848  gegründeten  Logen  des 
Ordens  und  der  Orden  selbst  sollen  die  Vortheile  und  Piivi- 
legien  des  Gesetzes  fieniessen,  wenn  ihre  Statuten  in  trehöriRer 
Fonn  Totn  Registrar  of  Fiiendly  Societies  beglaubigt  werden. 
Jedoch  muBS  der  Sekretär  erklären,  dass  von  jetzt  an  geheime 
Zeichen  und  LosungBworte  nicht  länger  mehr  Sitte  sein  sollen, 
dtes  Vorlesnn^n  und  Begräbnissreden  abgeschafft  sind ;  keine 
Gesellfichaft  oder  Loge  soll  aufpefordert  werden,  ihre  Statuten 
abzn&Ddern.  Die  Statuten  dürfen  nichts  enthalten,  was 
Zwecke  ßrdem  könnte,  welclie  in  den  bishent:en  Gesetzen 
nicht  lefialistrt  sind. 

3.  Dieses  Gesetz  soll  drei  Jahre  in  Kraft  bleiben   und 

4.  nicht  auf  Irland  ausgedehnt  wei-den. 

Dieser  kurze  Entwurf  tragt  deutlich  die  Zu^e  der  Eltern, 
welche  ihm  das  Leben  gaben,  nflndich  furchtsame  Staatsweislieit 
and  schablonenhafte  Jurisprudeuz.  Der  Schatten  des  Marquess 
von  Lansdowne  und  des  Herrn  Tidd  Pratt  hatten  die  gute 
Saat  des  Lords  Beaumont  nicht  reifen  lassen.  Den  Gewerk- 
Tereinen,  anderen  jObjectionable'  societies  und  den  Iiliindem  waren 
die  Thttren  zum  Registrar-Office  verschlossen,  aber  leider  — 
den  Odd  Fellows  auch. 

Als  durch  die  Zeitungen  der  Inhalt  der  Bill  bekannt  wurde, 
herrschte  in  allen  Logen  eine  grosse  Enttüuschung.  Man  hatte 
so  grosse  Hoffnungen  auf  die  Lords  gesetzt.  Von  allen  Seiten 
eilten  Deputationen  nach  Manchester,  und  ersuchten  die  Direk- 
UneD,  ihren  ganzen  Rinfluss  für  die  ZurUckziehung  des  Ent- 
wnrfies  einzuBatzen.  Die  Centralbehörde  wandte  sii'h  an  Lord 
Dndley  Stewart,  welcher  die  Bill  im  Unterhauso  vertheidigen 
Birilte,  und  baten  ihn  um  Zurückziehung  derselben,  da  die 
Annabnie  des  Gesetzes  die  völlige  Auflösung  des  Ordens  be- 
dente ').  Der  Entwurf  wurde  am  9.  August  zum  zweiten  Male 
eelesen  and  einem  Ausschusse  des  ganzen  Hauses  Überwiesen. 
Inzwischen  liefen  zahlreiche  Petitionen  ein,  so  am  IL,  weiter 
am  17.  August,  „dass  der  Entwurf  nicht  angenommen  werden 
nAge".  Ja  am  18.  August  wurden  dem  Unterhause  gegen 
50  Petitionen  vorgelegt,  welche  um  weitere  Ausdehnung  und 
Verllndening  der  Bestimmungen  des  Hilfskassengesetzes  baten. 
Am  18.  August  zog  das  Unterhaus  die  Bill  zurück,  obgleich 
dies  ein  sehr  unhöfliches  Verfahren  ist*).  Noch  am  21.  August 
liden  Petitionen  ein,  welche  um  Zurückziehung  des  Entwurfes 
baten,  damit  die  Bittsteller  Gelegenheit  hätten,  eine  ihren 
Zwecken  f&rderüche  Bill  voraubereiten ").  Doch  lesen  wir  nicht, 
dtss  irgend  ein  Gesetzentwurf  vorbereitet  worden  würe.    Aber 


■)  SpiT,  S.  103. 

■l  It  IS  an  old  pariianentar;  ruie  that  a  Iiill  brougbt  from  the  other 
houe  thonld  not  be  withdnwn.    May,  Law  of  l'arUiiment.    S.  501. 
■)  JotmuÜB  of  the  Hodw  of  üommonB  t&r  1847—  l^M^. 
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die  Odd  Fellowa  suchten  inzwischen  einflussreiche  Mitglieder 
des  Unterhauses  för  sich  zu  gewinnen. 

Der  nächste  Schiitt  wurde  jedoch  nicht  durch  die  Noth- 
lage  des  Oidens  veranlasst.  Die  peilenden  Bestimmungen  Ober 
die  eingeschriebene  Hilfskasse  schienen  nicht  genOgend.  Alte 
Gesellschaften  waren  zusammengebrochen,  obwohl  sie  das  Zeug- 
niss  des  Aktuars  besassen.  Nur  sehr  wenige  Kassen  konnten 
zur  Annahme  einer  graduirten  I'rämienskala  bewogen  werden; 
sie  wünschten  eine  allgemeine  Durchschnittsprämie.  Dieselbe 
musste  natürlich  auf  Grund  einer  gewissen  Altersmischung  fest- 
gesetzt werden.  Bestand  jedoch  dieses  Gleichgewicht  von  alten 
und  jungen  Mitgliedern  nicht  mehr,  tloss  nicht  fortwährend 
junges  Blut  zu,  so  tnusste  die  Gesellschaft  unfehlbar  bankerott 
werden.  Man  wird  sich  noch  erinnern,  dass  das  Gesetz  vom 
Jahre  1846  gegen  alle  nchtigen  Versictiei-ungsprinzipieo  unts 
gewissen  Bedingungen  junge  Mitglieder  zum  Bleiben  in  vw- 
rotteten  Gesellschaften  gezwungen  hatte. 

Ausserdem  waren  Vei-eine  eingeschrieben  worden,  welche 
eine  periodische  Theilung  des  Vermögens  voi-schrieben.  Weiter 
erwiesen  sich  die  meisten  ftlnfjähiigen  Berichte  als  ganz  un- 
genQgend.  Wenn  der  Staat  die  Sammlung  und  Aufbereitung 
des  Materials  nicht  zu  aberwachen  vermochte,  war  es  am 
besten,  auf  die  Einforderung  der  statistischen  NachweisDogen 
zu  verzichten').  Die  jährlichen  Berichte  erfüllten  ihren  Zweck 
ebenfalls  nicht.  Wie  leicht  war  es,  ungebildeten  Arbeitern, 
die  nicht  lesen  und  schreiben  konnten,  eine  falsche  Darstellong 
ihrer  finanziellen  Lage  vorzulegen.  Zudem  wollte  die  Regierung 
auch  diese  Nachrichten  der  OeFTentlichkeit  zueänglich  machen. 

So  wurde  denn  am  27.  MAi'z  1849  eine  Bill  im  Unterhaiue 
eingebracht  unter  dem  Titel  „A  Bill  to  make  better  proviäon 
for  the  certifying  the  Tables  of  Contributions  and  payments  af 
Friendly  Societies,  and  for  ascertaining  from  time  to  time  the 
solvency  of  such  societies".     Dieselbe  hat  folgenden  Inhalt*): 

Der  erste  Paragraph  schreibt  nach  Versicherungazweigsn 
getrennte  Främientabellen  vor.  Die  Prämien  sollen  nach  Alteia- 
jahren  oder  kleineren  Peiioden  normiit  sein,  welche  Auf  Jafen 
nicht  übersteigen  dürfen. 

Der  registrirende  Beamte  dai-f  zweitens  keinen  Verein  ein- 
schreiben, welcher  sich  statutenmässig  nach  einer  beaünunten 
Zeit  auflöst,  oder  sein  Vermögen,  oder  einen  Theil  seines  Ver- 
mögens in  bestimmten  Zeitabschnitten  vertheilt. 

Drittens.  Bevor  die  fünfjährige  Bilanz  eingeschickt  wird, 
soll  sie  einem  der  zur  Prüfung  der  Prämientabellen  ermächtigta 
Aktuare  vorgelegt  werden,  welcher  ein  Urtheil  über  die  Zahlnngi- 
fähigkeit  des  Vei-eines  abgiebt  und  dafUr  eine  Guinea  ohltt. 


DcillizedoyGOOgIC 


V.  1.  231 

Viertens  soll  jedes  Jahr  ein  Ausweis  über  Einkommen  und 
Ausgaben,  welcher  auch  die  Zahl  der  ausgetretenen,  neu  ein- 
^tretenen  und  pegenwäitigen  Mitglieder  enthält,  angefertigt 
und  eine  Abschrift  dessellien  an  den  Ref;ist,rar  geschickt  nerden. 

Die  einschneidendsten  liestimmungen  sind  der  fünfte  und 
sechste  Paragraph. 

Der  entere  schrieb  vor.  dass  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  fQr  alle  Vereine,  welche  vor  diesem  Gesetze  bestätigt 
worden  waren,  gelten  und  der  letztere,  dass  Auszüge  aus  den 
jährlifhen  und  funfjilhi-igen  Berichten  vom  Itegistrar  dem  Parla- 
ment vorgelegt  werden  sollten. 

Diese  Bill  wurde  am  4.  April  einem  Ausschusse  des  Unter- 
hauses Dbemiesen,  welcher  am  19.  April  ernannt  wurde. 
Derselbe  hielt  vom  3.  Mai  bis  zum  28.  Juni  unter  dem  Vorsitze 
Ton  Sotheron  14.  Sitzungen  ab. 

Man  mnsste  erwarten,  dass  gegen  eine  so  energische  Mass- 
re^el,  die  an  wohlthätiger  Rücksichtslosigkeit  nur  an  Courtenay's 
Bills  vor  20  Jahren  ein  Gegenstück  gehabt  hatte,  ein  Petitions- 
sturm  losbrechen  würde.  Die  Erbitterung  war  sross,  aber  bei 
weitem  nicht  so  hochgradig,  wie  Ende  der  zwanziger  Jahre. 
Das  Journal  des  Unterhauses  weist  znar  eine  ziemlich  be- 
deutende Anzahl  von  Petitionen  auf,  aber  einestheils  sind  die 
Einwendungen  dieser  Vereine,  wie  sich  vor  dem  Ausschusse  ergab, 
whr  mflssig  und  begründet,  andererseits  befinden  sich  darunter 
lach  Petitionen,  welche  keine  direkte  Beziehung  zur  Bill  haben. 
Unter  diesen  sind  zwei,  die  uns  aus  verschieilenen  Gründen 
bemerkenswerth  erecheinen.  Tidcl  Pratt  hatte  die  grossen  nicht 
affiliirten  Grafschaft-  oder  Landesvereine  sehr  gert\hmt,  welche 
gegen  Ende  der  vierziger  Jahre  noch  Zuwachs  erhielten.  So 
war  im  Jahre  1847  in  den  Töpfereibezirken  des  nördlichen 
Tbeiles  der  Grafschaft  Stafford  .,The  Noith  StafTordshire  Frovi- 
dent  Association"  gegründet  worden,  ein  Verein,  welcher,  in 
der  Mitte  zwischen  Becherklub  und  Grafschafts  verein  stehend 
sich  bei  der  grossen  Enquete  der  sieliziger  Jahre  als  eine  der 
blDbendsten  Hilfskassen  Englands  erwies.  Im  folgenden  Jahre 
hatte  sich  dann  unter  dem  Hochdrucke  tiintlussreicher  Kreise 
in  Exeter  ,The  Western  Provident  Association'  gebildet,  die 
lieh  Ober  den  geographischen  Umfang  der  Grafschaft  erstrecken 
aoUte.  Wie  bei  allen  Vereinen ,  welche  unter  andern  Be- 
lüiigangen  entstanden,  als  die  lokale  Hilfskasse  des  vorigen 
Jahrhunderts,  auf  welche  doch  alle  Gesetze  seit  1793  zuge- 
Khnitten  waren,  mnssten  sich  aus  dem  Widerspruch  von  Gesetz 
ud  BedDrfniss  schwere  Missst&nde  ergeben.  Die  Hilfskasse 
hatte  ihren  Sitz  in  Exeter,  die  Mitglieder  waren  über  das  Land 
zeiBtnnit,  and  konnten  an  der  Verwaltung  desselben  keinen 
Anthei)  nebnien.  Die  Leitung  lag  ganz  in  der  Hand  der  zur 
Gmodunff  gebörigen  Vereinsmitglieder;  die  englischen  arbeiten- 
den Klassen  sehea  jedoch  Nichts  weniger  gern,  als  dass  ihnen  die 
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Selbstverwaltung  von  den  höheren  Klassen  aus  der  Hand 
genommen  wird.  Da  sie  keinen  Antheil  an  der  Ea»se  n^men, 
herrscht  keine  genane  Regenseitige  Kontrolle,  Der  Verein  wird 
betrogen  und  kann  sich  nur  durch  eine  strenge  Aufsicht  helffm. 
welctie  die  Anstellung  bezahlter  Beamten  erheischt  und  daher 
die  Verwaltungskosten  erhöht.  Die  neugegrtlndete  Gesellschaft 
schlug,  um  den  Missstilnden  voi-zubeugen,  eine  Massregel  tot, 
die,  wenn  sie  verwirklicht  worden  wäre,  die  Grafschaftsvereine 
auf  eine  gesundere  Basis  gestellt  haben  würde.  Am  14.  Mai 
baten  die  Mitglieder  das  Parlament  um  das  Recht,  bei  allen 
Versammlungen  des  Vereines  durch  bevollmächtigte  Stellver- 
treter stimmen  zu  dürfen. 

\Vir  erwähnen  noch  eine  zweite  Petition,  weil  sich  in  ihr 
das  erste  Grollen  eines  schweren  Unwetters  ankündigt,  welches 
sich  allmählich  immer  drohender  und  finsterer  Ober  den  als  Hilfa- 
kas^en  registrirter  Versicherungsgesellschaften  für  die  mittleren 
Klassen  zusammenzog ')  und  siih  einige  Jahre  später  entlud. 
Am  1.  Juni  klagen  Feuerversichunpsgesellschaften ,  dass  äch 
vei-schiedene  Hilfskassen  der  Bezahlung  der  StempelgebOhren 
entziehen.  Die  Bittsteller  wünschen  eine  Beschränkung  der 
Weilhe.  welche  von  Hilfskassen  vei-sichert  werden  können. 
Der  Beitritt  zu  zwei  Vereinen  sollte  nicht  gestattet  sein. 

Die  Begräbnisskassen,  gegen  welche  iin  Jahre  1846  ein 
lange  dauernder  Kneg  eingeleitet  worden  war,  hielten  den 
Augenblick  Tür  gunstig.  um  die  Beschränkungen,  die  ihnen  das 
letzte  Gesetz  auferlegt  hatte,  wieder  abzuschütteln. 

Aelinlich  dachte  die  Manchester  TJnity.  Als  die  Odd 
Fellows  in  der  Pfingstwoche  des  Jahres  1849  ihren  Wander- 
ausschuss  zu  Blackburn  hielten  ^  die  Ei'öfhiung  fand  am 
28.  Mai,  also  während  der  parlamentarische  Ausschuss  veTsam- 
melt  war,  statt  —  wurde  beschlossen,  in  den  Bestrebungen  tax 
Erlangung  der  gesetzlichen  Anerkennung  des  Ordens  fortiQ- 
fahren,  aber  Nichts  zu  thun,  was  mit  dem  Geiste  der  bU- 
herigen  Hesolutionen  im  Widei-spruche  stände').  Am  11.  Juni 
beschloss  der  parlamentansche  Ausschuss,  Zeugen  über  nicht 
registrirte  und  ungesetzliche  Gesellschaften  vorzuladen»).  Am 
14.  und  15.  Juni  wurden  mehrere  Odd  Fellows  verhört*). 


■)  .Siebe  S.  Kapitel  S.  186,  187. 

*)  Spry,  S.  10 1  uDd  108. 

>)  lleport  from  tbe  Select  Committee  on  the  Frieodly  Societie«  KIU. 
1849.    S.  XIV.    Tot.  XIV. 

*)  Spry  stellt  die  Sache  fokenderintasei)  dar:  .Meanwhile  the  mes- 
bers  of  the  Order  were  ubide;  all  available  meaaa  to  preu  thdr  reqafa» 
rementB  od  tbe  notice  of  iunuential  parties,  «hich  resalted  in  Ik« 
HouBe  of  CommoDG  appointing  a  Select  Committee  to  in- 
qnire  into  our  wants  and  to  bear  eTidence  on  the  Subjeet' 
S.  lOä.  Die  Unrichtigkeit  dieBer  DorBtellung  geht  auch  aus  toigniK 
Stelle  dee  ßeport  hervor :  The  Bill,  as  iniroduced  into  the  Houee,  relatel 
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Die  mannigfachen  Interessen,  welche  anscheinead  verletzt 
werden  worden  und  die  Hoflnunfien,  welche  sich  an  das  kom- 
mende Gesetz  knüpften,  führten  zu  einer  eingehenden  Enquäte 
in  die  Laue  der  Hilfskassen.  Aktuai-e,  ein  Avzt,  ein  Fiiedens- 
ricfater.  Geistliche,  Vertreter  iler  Grafechnftsvereine.  der  Be- 
gnabnieskassen,  der  lokalen  Hilfskassen,  theileniler  Gesellschaften 
luul  der  Orden  ■)  trugen  ein  reiches  Mateiial  zusanimeo.  welchem 
der  Berichterstatter  des  Ausschusses  gar  nicht  peiecht  wurde.  Es 
ist  eine  uneriässliche  Pflicht  des  Benchtei-stattei-s  eines  parla- 
mentarischen Ausschusses,  das  Material  nach  i^olchen  Gesichts- 
punkten zu  gruppiren,  von  denen  sich  ein  umfassender  und 
rascher  Blick  über  die  bisherige  Lage  eines  Objektes,  welches 
msetzlich  geregelt  werden  soll,  und  Über  die  voraussichtlichen 
Folgen  der  vorgeschlagenen  Massregein  gewinnen  lilsst,  und  dann 
mit  Angabe  der  Quellen  eine  möglichst  objektive  Darstellung  zu 
liefern.  Er  erleichtert  dadurch  dem  Abgeordneten  seine  Auf- 
gabe und  auch  dem  Geschichtschreiber.  In  der  ganzen  parla- 
mentarischen Literatur  Qher  das  Hilfskassenwesen  ist  nur  ein 
Bericht,  welcher  diese  Forderung  ganz  erfüllt,  nämlich  derjenige 
3ber  die  letzte  Fnquäte  der  siebenziger  Jahre.  Fitnde  sich  in 
den  Berichten  der  Jahre  1825  und  1827  eine  Zustandsschilde- 
rünp  der  Hilfskassen,  wäi-en  sie  eingehender,  verwiesen  sie 
immer,  was  sehr  selten  geschieht,  auf  die  Aussagen,  so  würden 
sie  musterhaft  sein.  Der  Bericht  des  Jahres  1849  aber  ist  be- 
sonders stümperhaft. 

Die  Aassagen  gingen  unter  den  geschilderten  \'erhilltnissen 
weit  über  das  nächste  Gebiet  hinaus.  Ausser  einer  Kritik  des 
Tortiegenden  Gesetzentwurfes  finden  wir  Ei-örterungen  über  die 
Batimmungen  früherer  Gesetze;  der  Hilfskassengesetzgebung 
werden  weitere  Ziele  gesteckt:  an  manchen  Orten  unterbrechen 
inbaltTolle  Skizzen  des  Zustandes  der  damaligen  Friendly 
Sodeties  wohlthätig  den  zuweilen  einschläfernden  Strcmi  von 
Fragen  und  Antworten. 

Wir  besprechen  zunilchst  die  dem  Parlamente  vorgelegte  Bill. 

Von  keinem  der  Zeugen  wird  der  Nutzen  getrennter,  nach 
Lebensjahren  normirter  Tabellen  verkannt.  Ja,  einzelne  Ver- 
treter von  Hilfekassen  halten  selbst  Durchschnittsprämien  für 
kleine  Perioden  für  schädlich  *|.  Man  kilmpft  gegen  sie  aus 
ZweckmässigkeitsgrOnilen.  Ein  Vertreter  der  theilenden  Ge- 
"   '    '   a  nnd  ein  Vertreter  lokaler  Hilfskassen  sind  übei-zeugt. 


odIt  t«  earolled  Societfea,  bul  in  the  course  of  tbe  inquiry 
■B  inportant  aubject  bu  come  nnder  tfae  considcration  of  the  Com- 
■ittee,  UDalf,  wbether  it  might  not  be  deiirabte  to  take  the  prefient  op- 
portBoiiy  of  idTordiDK  lepl  protectiOD  to  tbe  verj-  Urge  clus  of  Societies 
wludi  an  not  earoUed.    S.  IV.  V. 

■)  Die  AnuaceD    der  Beimten   der  Ordeo  werden  in  diesem  Kapitel 
■,  d«  dieselben  nicbta  Neues  enthalten. 
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dass  die  EinfUhning  graduirter  Prämien  alte  VereiDe  mit  Ein- 
heitspräroien  in  die  grösste  Verwirrung  bringen  mosse  ^).  Aber 
die  Frage  ist  nach  der  Ansicht  mehrerer  Zeugen  vorläufig  eine 
rein  theoretische.  Den  gehoiften  Nutzen  würde  die  Annahme 
einer  Prämienskala  nicht  haben.  Denn  die  Aktuare  machten  sehr 
venig  Unterschied,  sie  schickten  dieselbe  Tabelle  nach  gesunden 
und  ungesunden  Ortschaften  *).  Unter  einander  wichen  sie 
sehr  von  einander  ab ').  Die  Aktuare  scheinen  die  Au&tellung 
vornehmlich  als  eine  gute  Erwerbsquelle  betrachtet  zu  haben. 
Schon  vor  den  Ausschüssen  der  zwanziger  Jahre  wurde  Dher 
die  hohen  Gebühren  der  Aktuare  geklagt.  Jetzt  wird  von  den 
verschiedensten  Seiten  behauptet,  dass  die  hohen  Honorare  der 
Aktuare  viele  Gesellschaften  von  der  Registrimng  abhielten*). 
Vom  Juli  1844 — 1846  wurden  2101  Gesuche  um  Einschreibong 
an  den  Registrar  gesandt  und  davon  1683  registrirt,  in  den 
zwei  folgenden  Jahren  1780;  davon  wurden  nur  423  ein- 
geschrieben^). Zweifellos  erschwerte  die  Nothwendigkeit ,  ein 
Zeugniss  vom  Aktuai-e  beibringen  zu  müssen,  vielen  Vereinen 
mit  ungenügenden  Prämien  das  Dasein  ^).  Den  Aktuaren  wird 
vorgeworfen,  dass  sie  den  Werth  der  verfallenen  Polizen  nicht 
in  ihre  Berechnungen  aufnähmen  ').  Der  Vorwurf  scheint  un- 
gerechtfertigt. Woher  sollen  die  Aktuare  die  nöthigeo  Daten 
nehmen? 

In  diesem  Zusammenhange  soll  eine  Klage  besprochen 
werden,  welche  nur  theilweise  in  direkter  Beziehung  zu  der 
Bill  stand.  Mehrere  Zeugen,  Mitglieder  der  früher  erwähnten 
General  Provident  and  Benevolent  Institution  zu  Bii-mingham, 
welche  damals  sehr  hoch  stand  und  auch  vor  der  letzten  EnquAte 
als  ein  gesunder  Verein  erschien,  sprachen  sich  gegen  die 
Aufstellung  getrennter  Tabellen  uud  Trennung  der  Kassen  ans, 
welche  nach  dem  vorliegenden  Gesetzentwurfe  auch  auf  die 
alten  Kassen  übertragen  werden  sollte^).  Augenscheinlich  eine 
Erörterung,  welche  schon  von  Becher  angestellt  worden  war. 
Die  Trennung  würde  die  Buchführung,  sowie  die  Einzahlung 
der  Beiträge  ei-schweren ,  Veranlassung  zu  Betrug  geben  und 
den  Vereinen  ihre  Stärke,  nämlich  die  gegenseitige  Unter- 
stützung der  Kassen  nehmen.  Ein  Zeuge  haUe  darin 
Recht,  dass  sich  die  Zahlungsfähigkeit  einer  Gesellschaft  ohne 
Kassentrennung  berechnen  lässt.  Gerecht  ist  die  Einrichtung 
jedenfalls  nicht.    Sie  lässt  sich  entschuldigen,  wenn  in  Folge 

■)  qu.  1356 -.IT  und  q.  1600. 

'I  qu.  1811.  Itiö2. 

"•)  an.  1390-1400. 

*)  qu.  1M8. 

'■)  qu.  1239. 

")  Wird  jedoch  von  einem  Zeugen  beatrittea.  qu.  1556. 

')  qu.  571—578. 

>')  qu.  595—680  und  1454  Bf. 
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der  ßnfühniog  derselben  die  VerwaltUDgskosten  äich  so  steigei-n, 
tlus  dieüelben  der  Mehrzahlung  an  Prämien  gleichkommen. 

Gegen  den  aweiten  Paragraphen  sprachen  mehrere  Mit- 
glieder and,  wie  uns  scheint,  mit  vielem  Recht.  Von  dem 
Standpunkt  einer  wohleingerichteten  Versicherungsgesellschaft 
neht  periodische  Theilung  des  gesammten  Vennögens  im  Wider- 
spruch mit  allen  gesunden  Prinzipien  des  Versicherungewesens. 
Aber  auch  die  periodische  Theilung  eines  Theiles  des  Ver- 
mögens, welche  der  Gesetzentwurf  verbot?  Was  ist  die  Ver- 
tbeilung  der  jahrlichen  Dividenden  der  grossen  Versichenings- 
gesellsiäiaften  anders,  als  die  periodische  Vertheilung  eines 
Theiles  des  Vermögens  ?  Aber  eine  wohleingerichtete  Ver- 
sicherungsgesellschaft.  wird  man  entgegnen,  hat  sieh  vorher 
fiberzeugt,  dass  sie  allen  Ansprachen,  welche  in  der  Zukunft 
werden  erhoben  werden,  gerecht  werden  kann.  Sie  veitheilt 
den  Ueberschuss  der  Aktiva  über  die  Passiva,  nachdem  sie 
Torher  einen  Bruchtheil  derselben  dem  Reservefond  überwiesen 
hat.  kurz:  sie  vertheilt  den  Gewinn.  Wenn  nun  die  Hilfe- 
lussen  auch  nur  ihren  Gewinn  vertheilt  hätten,  oder  das,  was 
bei  der  eigenthündichen  Verfassung  ihrer  Kassen  ihr  Ge- 
winn war? 

nie  theilenden  Vereine,  »eiche  sich  bei  dem  Ausschusse 
Gehör  verschatTten ,  hatten  nur  eine  Durchschnittsprämie  für 
die  Altersperiode  von  18 — 30  Jahren,  über  welche  hinaus  Nie- 
mand angenonimeD  wurde.  Am  Knde  jedes  .lahres  wurde  nach 
folgenden  Grundsätzen  ein  Theil  des  Veimögens  vertheilt. 
Dm*  wöchentliche  Beitrag  betrug  2  s.  4  d.  Davon  wurden  I  s. 
11  d-  für  die  Krankenkasse,  1  s.  fUr  die  Ueberlebenskasse,  4  d. 
für  die  Verwaltungs-  und  andere  Kosten  veiTCchnet.  Von  dem 
Vielfachen  von  1  s.  11  d.  werden  die  Krnnkheitsunterstutzungen 
und  das  Gehalt  des  Ai-ztes  abgezogen.  Für  jedes  Mitglied 
werden  5  Schillinge  für  die  Invaliditätskasse  >)  abgeschrieben,  in 
welche  aosserdem  ein  abgestuftes  Eintrittsgeld  diesst.  War 
ein  Defizit  vorhanden,  so  musste  es  durch  Umlagen  beglichen 
wnden,  stellte  sich  ein  Gewinn  heraus,  so  wurde  er  unter  die 
.^freien'  Mitglieder  vertheilt').  Dies  ist  das  in  der  englischen 
Arbeiterversicherungsliteratur  manchmal  erwähnte  ,Birmingham 
Principle'.  Wir  überlassen  die  Beurtheilung  des  Prinzips  dem 
Iiöer  and  führen  nur  noch  die  Betrachtunjien  eines  andern 
Zeugen,  eines  Arbeiters,  an.  „In  einer  registrirten  Gesellschaft," 
Mgt  er  sehr  richtig,  „in  der  keine  Theilung  des  Vermögens 
herrscht  und  die  Beiträge  ungenügend  sind  (und  es  giebt  deren 
DOgebeaer  viele)  wird  ein  Mitglied,  wenn  es  gesund  ist,  aller 


'j  Die  IiiTaÜditltakaue  nicht  zu  Terirechseln  mit  einer  AltersreDten- 
kute.'    Wenn  Jemand  12  Manite  kruik  gewesen  war,    erhielt  er  aus  den 
laxtBMtMtmkaamta  nnr  noch  4  >.  wOcbentüch. 
*;4D.  1349. 
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Wahrscheinlichkeit  nach  ein  langes  Leben  hindureh  zahlen, 
und  wenn  die  Zeit  der  Krankheit  kommt  (es  mag  vielleicht 
keinen  Pfennig  ethalten  haben)  ist  das  VennÖgen  fort;  es  ist 
zu  alt,  um  einem  andem  Verein  beizutreten,  und  Nichts  als 
das  Armenhaus  liegt  in  vielen  Füllen  vor  ihm."  Vorher  sagte 
er:  „In  einem  Vereine,  welcher  sein  VermöRen  theilt.  werden 
Wenige  dumm  genug  sein,  eine  Alterspension  zu  versichern. 
Jeder  erhält  sein  Krankengeld,  sein  Begräbnissgeld  und  einra 
Theil  seiner  Beiträge  zurück;  er  erhält  alte  Vortheile  des 
Geldes,  so  lange  es  Geld  zu  theilen  giebt').'- 

Der  dritte  und  vierte  Paragraph  regten  zu  mannigfachem 
Widerspruch  an.  Die  Vertreter  fast  aller  Vereine  sind  wohl 
geneigt,  der  Regierung  die  verlangte  Information  zukommen 
zu  lassen,  sie  sind  von  der  Wichtigkeit  und  !Nothwendigkeit 
dereelhen  Uberaeugt.  Sie  haben  aber  keine  Lust,  eine  Guinea 
dafür  zu  zahlen,  der  Satz  sei  viel  zu  hoch.  Die  Aktuare 
zweifelten,  ob  die  ausgeworfene  Summe  für  die  Aufstellung 
einer  Bilanz  penUge.  Einer  der  Aktuare,  Jones,  glaubte,  dasB 
die  Summe  hinreichen  würde,  wenn  die  Vereine  ein  Fonnular, 
welches  er  einreichte,  verwenden  wollten. 

Andere  Zeugen  hielten  es  für  richtig,  künftige  Gesell- 
schaften für  Einreichung  der  Berichte  zu  verpflichten,  aber  die 
alten  Vereine  davon  zu  entbinden.  Die  Sekretäre  derselben 
seien  nicht  im  Stande,  die  Berichte  zu  machen,  auch  wenn  sie, 
was  meistens  nicht  der  Fall  sei,  die  nöthige  Intelligenz  be- 
sässen.  denn  sie  kennten  das  Alter  der  Mitglieder  nicht*). 
„Ich  glaube,  ein  grosser  Theil  der  Belichte  würde  par  nicht 
gemacht  werden,  oder,  wenn  sie  gemacht  würden,  würden  sie 
so  sein,  dass  Niemand  sich  darin  zurechtfinden  könnte,  und 
wenn  man  sich  darin  zurechtfinden  könnte,  würden  sie  falsch 
sein  'y,  so  sagt  ein  Landgeistlicher.  Ein  Sekretär  eines  alten 
Klubs  meint,  „der  dritte  Paragraph  würde  uns  ruiniren*)." 

Wir  haben  im  V'^orhergehenden  die  Einwürfegegen  den  fünften 
Paragraphen  schon  berührt.  Die  alten  Gesellschaften  schienen 
den  meisten  Zeugen  in  so  schlechtem  Zustande,  dass  es  unklug 
sein  wurde,  sie  zu  reforroiren.  Man  solle  sich  darauf  be- 
schränken, die  künftigen  Gesellschaften  in  richtige  Bahnen  zu 
lenken '). 

Auch  der  sechste  Paragraph  fand  begründeten  Widei-spnich. 
Worden  die  Berichte  veröffentlicht,  dann  mossten  viele  Kassen 
unfehlbar  zusammenbrechen.     Die  jüngeren  Mitglieder  würden 

<)  qu.  1434. 
'I  qo.  783. 
"1  qo.  1000. 
*)  qu.  l->i*:^. 

"1  qii.  »24  u.  1511.  Ein  Zeuge  erkUrt  die  Einmiscbung  des  Suate«  ia 
die  Anfcelegenlidien   alter,    scfalecbtcr  Hillskassen    tür  eine  VdletioDg 
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sich  «ntferneiL,  wenn  sie  könnten,  Zufluss  von  jungen  Mitgliedern 
würden  sie  nicht  mehr  haben,  und  so  mOssten  sie  bankei-ott 
werden').  Man  rieth  au,  den  Ausschüssen  der  Vereine  den 
Stand  ihrer  KaEse  privatim  mitzutheilen ').  Dieser  Rath  war 
offenbar  sehr  schlecht.  Befolpte  tlie  Recierung  jenen  Weg,  so 
machte  sie  sich  zum  Mit-'^chuldigen  der  Vereine,  welche  ihren 
alten  Schlendrian  weiter  (ringen.  Wollte  ein  Verein  sich  auf 
eine  gesunde  Basis  stellen,  so  miisste  er  entweder  seine  Ein- 
nahmen erhüben,  oder  »eine  Ausgaben  veimindern.  Das  konnte 
ohne  Vorwissen  der  Mitglieder  nicht  geschehen.  Im  Falle  ein 
Verein  sich  wirklich  refonniren  wollte,  musste  er  ebenfalls  den 
Austritt  von  Mitglietlem  und  Mangel  an  allem  Zufluss  befürchten. 
Eg  war  also  in  dem  Rathe  das  Gestündniss  eingeschlossen,  dass 
die  meisten  alten  Hilfekassen  sich  in  einem  so  trostlosen  Zu- 
stande befänden,  dass  sie  nicht  mehr  zu  retten  waren.  Dieses 
Geständniss  werden  wir  auch  noch  bald  hören.  Hier  hätte 
nur  der  Zwang  des  Staates  helfen  können,  welcher  jedoch  bei 
dem  freiwilligen  Charakter  der  Kassen  unmöglich  war.  Im 
Zssammenhange  mit  diesen  Erörterungen  wurde  die  Schaffung 
einer  Hilfskasse  zweiter  Ordnung  angeregt.  Sobald  sich  eine 
Friendly  Society  zahlungsunfilhig  erweise  und  nicht  in  einer 
gewissen  Zeit  zahlungsfikhig  geworden  sei,  solle  sie  von  allen 
pekuniären  Voitheilen  ausgeschlossen  werden,  und  nur  das 
Recht  zu  klagen  und  verklagt  zu  werden  haben  ^). 

Wir  haben  damit  das  legislative  Gebiet  verlassen  und  sind 
in  «ne  Zustandsschildening  der  Hilfskassen  eingetreten,  ohne 
jedoch  alle  Forderungen  und  Wünsche  an  das  Parlament  be- 
qinKhen  zu  haben.  Da  aber  die  Kenntniss  der  Lage  der 
Hilfsvereine  er^t  die  weiteren  Klagen  und  W^Unsche  recht  be- 
nrtheilen  Iftsst,  mag  der  Faden  der  Darstellung  einen  Augen- 
blick hier  abgebrochen  werden. 

Was  wir  von  dem  Zustande  der  meisten  freundlichen  Ge- 
sellschaften h6ren.  gewährt  kein  wesentlich  milderes  Bild,  als 
vir  fruher  zeichnen  mussten.  Die  Mitglieder  leben  fortwährend 
in  Zank  und  Streit*).  Oefters  kommen  Klagen  vor  den  Richter, 


■)  qn.  1361  und  635. 

i|  qn.  1414. 

1)  qn.  1423. 

*l  qn.  2311  and  2319.  Die  Sueitiokeiten  haben  theilweise  eine  recht 
honoriiUKhe  Seite.  I>ie  Statuten  sind  zuweilen  so  \ng  aiiiietaast,  dass 
Iladö'  nolbwendigerweise  enutehen  miuB.  In  einer  Lo^e  soll  jedes 
Mitilied  aussncUosien  «erden,  velcbes  sich  .evil  practices'  schuldig 
■seht.  EiDclIilbkuie  faftt  in  ihren  Statuten  den  inhsliar ollen  l'angrapben, 
„dus  sie  Bach  den  besten  Priniipien  verwaltet  werden  soll".  Nun  entsteht 
die  Frage,  welches  ,eTil  practicet*  und  hi-ne  IMniinien  sind.  Dies  fbbrt 
n  heftig»  Feiodieligkeiten.  Der  eine  Zeu^e  empfiehlt,  dass  der  Registrnr 
uch  dem  Wortlsnt  der  Statnteo  seine  Au&aerksamkeii  schenken  mü^, 
odd  dasa  gewiMe  .Mcdellparagnpheii'  io  die  Statuten  jedes  Vereins  ein- 
ICKhoben  werden  lollen.    qu.  2315. 
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dass  sie  Mitfilieder  ungerecbterveise  auszuschliesBen  suchra  >). 
„Sobald  ein  ManD  alt,  krank,  invalido  wird,  bietet  man  Alles 
auf,  um  ihn  zu  reizen  und  ihm  dax  Leben  sauer  zu  machen, 
ihn  zu  beobachten,  zu  tjrannisiren  und  vegen  eines  Verstosses 
gegen  die  Statuten  auszustossen."  Daraus  schlieest  der  Zeuge, 
ein  Landgeistlicher .  der  mitten  im  Leben  steht  und  an  der 
Verwaltung  einer  Kasse  betheiligt  ist,  dass  eine  gute  Krank- 
heitsstatistik noch  gar  nicht  existire,  „weil  jene  Leute  in  dem 
Vereine  als  Kranke  hätten  bleiben  sollen,  aber,  da  sie  aus- 
geschlossen wurden .  erscheinen  sie  nicht  in  den  Berichten  *).' 
Ein  Friedensrichter  erzillilt,  dass  selbst  jetzt  noch  zuweilen  die 
Vereine  auf^^elöst  werden,  um  ihre  alten  Mitglieder  los  zu 
werden  ^).  Gegen  solche  Vergewaltigungen  wUssten  sich  manche 
Mitglieder  nicht  zu  helfen,  da  sie  die  gesetzlichen  BestimmuDgeii 
nicht  kennten  *)■  Auch  sonst  hören  wir,  dass  eine  grosse  Un- 
wissenheit herrscht.  Die  Arbeiter  treten  in  die  Vereine  ein, 
ohne  die  Statuten  zu  kennen  '■).  In  den  kleinen  Vereinen 
herrscht  ein  blindes  Vertrauen  zu  den  Sekretären,  welche  je- 
doch manchmal  nicht  von  den  höchsten  Moralprinzipien  gelcntet 
werden*)  und  durchaus  unfähig  sind,  einen  Verain  nach  Ver- 
sicheiiingsgrundsätzen  zu  leiten '').  In  einem  Falle  lesen  wir, 
dass  mehr  als  ein  Viertel  sänimtlicher  F.innahmen  von  der 
Verwaltung  verschlungen  wird").  Von  der  Unkenntniss  der 
Elemente  alles  Versicheiungswesens  zeugt  auch  die  Thatsache, 
dass  die  Arbeiter  in  die  Kassen  strömen,  welche  die  niedrigsten 
Beiträge  erheben  und  die  grössten  Unterstützungen  vei'Bprecheo. 
Diese  ungesunde  Konkurrenz  lässt  die  ßierwirtbe  floriren  und 
tflchtige  Vereine  nur  selten  aufkommen*).  „Es  giebt  ungeflUir 
1700  Wirthshäuser  (in  Bii-mingham),"  sagt  ein  Ai-zt,  gund  die 
Annahme  wird  der  Wahrheit  nahekommen,  dass  von  je  dreieB 
zwei  einen  Klub  haben,  und  einige  haben  fünf  oder  sechs'*)- 
Die  Majorität  alter  Kassen  hält  ihre  Versammlungen  in  Bier- 
häusern ab")'  Bei  der  Unmässtgkeit  und  Unwissenheit  des 
englischen  Arbeiters  wird  dies  für  ihn  eine  Bahn  zur  Verführung, 
der  er  nicht  widerstehen  kann,  die  ihn  und  seine  ganze  Fa- 
milie niinirt**).    Für  eine  Hilfskasse,  eine  Loge  der  Manchester 


■)  qu.  2430-32. 

■)  qu.  1055. 

*}  qu.  2S37. 

*)  qii.  1061. 

")  qu.  1761. 

»)  qu.  960—968. 

')  qu.  1162—1165. 

»)  qu.  1883. 

*)  qu.  1445,  683  und  952. 

'"1  qu.  1263. 

")  QU.  1264. 

■■)  Furchtbare  SchilderuDgeB  qa.  1263—1270  und  1436—52. 
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Unity,  ob  eingeschriebeD ,  geht  nicht  aus  dem  Texte  berror, 
deren  Ausgaben  im  Jahre  18&  Ober  795  £  betrugen,  berechnet 
ein  Zeuge,  dass  sie  etwa  229  £  ausgegeben  baben  wQrde,  hätte 
äe  ihre  Versammlungen  in  einem  Privathause  abgehalten.  Ftlr 
Bier  haben  sie  475  if,  an  Begräbnissgeld  314^  ausgelegt'). 
So  wird  der  Wirth,  obgleich  er  zu  den  Tugenden  der  Spar- 
samkeit und  Vorsicht  ermuntert,  der  grösste  Feind  des  Ar- 
beiters, weil  dieser  noch  keine  Selbstbeherrschung  erworben 
hat,  seine  Interessen  nicht  versteht.  Wenn  die  Mitglieder  ver- 
ständig und  massig  sind ,  ist  das  Tagen  in  einem  Wirthshause 
m  billigsten  *).  Finlaison's  Aussage ,  dass  die  Mitglieder  in 
den  letzten  Jahren  sehr  bereitwillig  auf  den  alten  Gebrauch 
venichtet  hätten,  einen  Theil  der  Beiträge  auf  den  Biergenuss 
zu  verwenden  ') .  beweist  leider  Nichts  für  die  Massigkeit  der 
Mitglieder,  da  dadurch  die  Beiträge  geringer  wurden,  und  sie 
Don  die  Pence  aus  ihrer  Tasche  nahmen. 

Ein  besonders  schlechtes  Licht  wirft  Folgendes  auf  die 
alten  Mitglieder.  Gewöhnlich  sucht  man  die  Vorliebe  der 
Klubs  fOr  die  Einheitsprämie  aus  der  mangelhaften  Intelligenz 
der  Mitglieder  zu  erklären.  Von  einem  Geistlichen,  der  unter 
der  arbeitenden  Bevölkerung  einer  grossen  Industriestadt  lebte, 
wird  die  Gründung  einer  Hilfskasse  so  geschildert:  „Sie  werden 
bei  der  Gründung  einer  Kasse  wahi-scheinlich  finden,  dass 
etwa  10  oder  15  alte  Mitglieder  sie  begründeten  und  die  Sta- 
tuten machten;  sie  suchen  junge  Mitglieder  um  sich  zu 
schaaren,  und  jene  alten  Mitglieder  werden  auf  Kosten  der 
jungen  leben,  bis  die  Jungen  es  herausünden,  dann  werden 
Diese  versuchen,  die  alten  los  zu  werden"*).  Werden  die 
Jungen  a]t ,  so  müssen  sie  danach  streben ,  unerfahrene 
junge  Leute  an  sich  zu  locken.  So  spinnt  sich  die  Kette  von 
Selbstsucht,  Hass,  Streit  von  Generation  zu  Generation  fort. 
Oie  Existenz  der  Vereine  beruht  auf  dem  ewigen  Betrüge  der 
Alten  an  den  Jungen !"  ^)  Biese  Darstellung  wird  durch  einen 
/tktuar  bekräftigt.  „Es  ist  eine  grosse  Neigung  bei  den  alten 
Mitffliedem  vorhanden"  sagt  er,  „die  Beiträge  dadurch  zu  ver- 
mindern, dass  sie  eine  Einheitsprämie  aufstellen,  und  so  die 
JuBgen  für  sich  zahlen  lassen;  und  gewöhnlich  wird 
ihneo  auch  bedeutet,  dass  es  im  Ptinzipe  un- 
gesund und  nicht  räthlich  ist,  aber  meistens 
gelingt  es  ihnen,  die  Jungen  auf  ihre  Seite  zu 
bringen    und     ihre     Absichten     durchzusetzen."') 


*)  qu.  1630. 
'>  qo,  695,  6S 
•)  qn.  1775. 
*)  qu.  1776. 
•)  qo.  921 
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Der  bekannte  Aktuar  Finlaison  sagt  aus,  dass  von  allen  Hilb- 
kassen,  die  von  ihm  certificirt  worden  seien,  82  %  eine  einage 
Prämie  hatten'). 

Kann  man  sich  da  noch  wundern,  dass  fast  alle  Eassra 
zahlunfTsunfllhig  oder  bankerott  wai'en?  Ein  vonirtheilsfreier 
Beobachter  wird  dies  aus  den  voi-hen-schenden  Thatsachen,  aus 
der  Äugst  der  Vereine  vor  einer  gewissenhaften  Schätzung  und 
einer  Veröffentlichung  des  Resultates  entnommen  haben.  Doch 
sollen  der  (irUndlichkeit  der  Darstellung  wegen  noch  einige 
Belege  folgen. 

,The  major  part  are  insolvent'  (Neison)*).  —  I  should 
say  the  great  majority  are  insolvent  without  any  doubt  wha- 
tever  (Ansell)').  —  Do  you  mean  to  contemplate  all  the  old 
societies  going  to  ruin?  They  must  in  general  go  to  nun. 
I  know  they  are  going  every  day;  they  muat  go  to  roin. 

You  give  them  up  as  a  hopeless  case?  I  am  sorrytosay 
I  do  •).    (The  Rev.  Hodgson.) 

I  am  afraid  that  very  few  of  the  old  societies  whicb  are 
managed  by  themselves  are  solvent  at  this  moment*).  (Der- 
selbe.) 

In  yonr  judgement,  are  the  majoiity  of  the  societies  thas 
you  have  had  cognizance  of,  solvent  or  insolvent?  —  In- 
solvent*).    (Jones,  Actuar.) 

They  are  in  a  most  dreadful  conditioo,  a  large  proportjcm 
of  them  (Jenkins,  Sekretär  einer  Hilfskasse) '). 

Ein  Arbeiter  sagt  aus:  They  have  almost  universally 
broken  up,  I  may  say,  in  all  parts  of  the  country,  and  the 
effects  have  been  veiy  disastvous ').  Der  Registrator  glaubt, 
dass  von  den  15  000  Kassen,  welche  er  registrirt  hat,  nur  noch 
12  000  existii-eo  •). 

Aus  einer  Birminghamer  Armenhausstatistik  ersehen  wir, 
dass  unter  152  Männern  sich  73  befanden,  welche  einem  Klub  an- 
gehört hatten.  In  61  Fallen  hatte  derselbe  bankerott  gemacht 
Unter  diesen  hatten  25  alte  Männer  einem  Klub  12  Vi  Jahre, 
10  llVt  Jahre,   16  13'/«  Jahre,  und  7  selbst  22'/*  Jahre  an- 


')  qa.  638.    Siehe  ancb  dessen  Augsa^  über  die  Tendeni  alter  Mit- 
glieder, eich  auf  Kosten  der  Jungen  lu  Tersichem.    qa.  681. 
=)  qu.  14. 

»)   qu.   810. 

*)  qu.  1067,  lOtW. 
'■I  qu.  1011. 
«)  qu.  y47. 
'1  qu.  550, 
")  qu.  1491. 
»)  qu.  2574. 
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cehcirL  Von  der  Alresford  und  Winchester  Union  liegt  folgende 
SutiBlik  vor.  Unter  59  Armen  hatten  29  einem  Klu^  angehört. 
In  20  Fällen  hatte  der  Verein  bankerott  gemacht.  In  5  Fällen 
hatte  der  Mangel  an  Arbeit  den  Armen  zum  Austritt  gezwungen, 
in  4  hatte  er  die  Stadt  verlassen,  wo  der  Klub  Bich  befand.  Vier 
mitgezählte  Arme  waren  noch  Mitglieder  eines  Klubs,  der  Bie 
nicht  Tor  der  Schande  schätzen  konnte ').  Bekanntlich  gaben 
viele  Kassen  invaliden  und  alten  Personen  so  wenig,  dass  sie 
nicht  davon  leben  konnten  und  an  ihrem  Lebensabende  doch 
lor  Armenkasse  ihre  Zuflucht  nehmen  mussten ').  Oder  did 
Mitglieder  konnten  nur  fUr  eine  beschränkte  Zeit  versicheni, 
rtaaerte  ihre  Krankheit  länger,  als  z.  B.  ein  Jahr,  so  wurden 
sie  entweder  aus  dem  Mitgliederverbande  entlassen,  oder  sie 
erhielten  '.j  oder  '/j  des  früheren  Krankengeldes. 

Mit  dem  Tone  dieser  Notizen  stimmt  auch  die  Mittheilung 
eines  Friedensrichters  Qberein,  dass  in  den  allermeisten 
Flileo,  in  welchen  er  einen  Schiedsrichterspruch  durchzu- 
setzen hatte,  die  Weigerung  des  Klubs  an  dem  Mangel  von 
Vermögen  lag'). 

Fragt  man  nach  den  Gründen  dieser  trostlosen  Zustände, 
50  erhält  man  immer  die  Antwort:  Schlechte  Tabellen,  schlechte 
Verwaltung,  Fall  der  Löhne!  Konnten  Menschen  auf  dieser 
Sto/e  psychischer  Bildung  bessere  Tabellen  annehmen,  eine 
bessere  Verwaltung  haben?  Und  wenn  sie  besseie  Tabellen 
rehabt  hatten,  konnten  sie  in  Anbetracht  der  bestehenden  £r- 
«erbsordnuDg  höhere  Prämien  bezahlen?  Konnten  sie  über  das 
Sftchsle  hinaus  Vorsorge  treffen?  „Ich  glaube  nicht,"  sagt 
Vnsell,  .,dass  die  arbeitenden  Klassen  in  der  Lage  sind,  eine 
Altersrente  zu  bezahlen*)."  „Was  die  Altersrente  betrifft,  so 
st  leider  die  Prämie  so  hoch,  dass  wir  die  Leute  nicht  dazu 
lewegen  können,  sie  zu  nehmen,  besonders  da  aller  Wahr- 
cheinliebkeit  nach  die  Löhne  abnehmen  werden'),"  meint  ein 
iSoilgeistlicher.  Und  welcher  Arbeiter  kann  den  Fall  der 
Mae  im  Wirthschaftssysteme  der  Konkurrenz  hindern?  Nie- 
lanil.  Auch  die  Gewerkvereine  können  nur  ein  Palliativ- 
littel  reichen.  Einschneidender  würde  erst  eine  Krisen- 
leuer  wirken,  welche  den  Unternehmern  auferlegt  würde. 
iDch  diesmal   wieder   wird  ausgeführt,    dass   die  Altersver- 


>r  Pum  emUireii  lassen.    (The;  mnst  go  to  tbe  puiBh.)    qu.  1117. 

'J  qo.  2327,  2328. 

'I  qu.  855. 

^1  qn.  1112.  —  Weno  Ldbne  fsUeo,  nimmt  die  In&nspmchnahiue  der 
tsK  XU,  da  der  üntersiAtniDgtBatz  nim  nur  nDwesentlicli  geringer,  als  der 
ihnssti  ist.  Zwei  GesellscbsfteD  baii^erottirten  desebslb  ia  einer  kleinen 
sdt    qa.  1360. 
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sicheruDg  sich  nicht  fQi-  freiwillige  Hilfskassen  eigne.  Sie  möge 
vom  Staate  abemommen  werden '). 

Was  hatten  also  die  freiwilligen  Hilfekassen,  obwohl  ae 
fast  60  Jahre  hindurch  von  der  Gesetzgebung  unterstQCzt  worden 
waren  bis  dahin  geleistet?  Die  meistea  versprachen  fQr  eine  be- 
grenzte Zeitdauer  ein  massiges  Krankengeld,  und  nach  der  Zeit 
eine  Summe,  die  das  unglückliche  Mitglied  nicht  vor  dem  Anneit- 
hause schätzte,  und  sie  zahlten  beim  Tode  eines  Mitgliedes  eine 
Summe,  welche  die  Hinterbliebenen  vor  den  nächsten  Nfithen  be- 
wahrte. Eine  Invaliditäts-,  eine  Altei'sversicherung,  eine  'Ve^ 
SDi^ung  für  Wittwen  und  Waisen  war  meistens  nicht  vorhandm! 
Und  auch  das  Wenige  war  ungewiss,  da  täglich  Hilfskassen 
bankerott  machten  und  die  meisten  zahlungsunfähig  waren. 

Max  Hirsch  meint  in  seinem  bekannten  Buche  über  du 
Hilfskassenwesen  ^) ,  dass  Zahlungsunfähigkeit  fQr  eine  Ver- 
sicherungsgesellschaft nicht  Bankerott  bedeute.  Das  ist  gua 
richtig.  Wenn  ein  Klub,  nachdem  ein  Aktuar  das  Vermögen 
d.  h.  den  gegenwärtigen  Werth  der  künftigen  Beiträge  nicht  ao 
hoch  gefunden  hat  wie  den  gegenwärtigen  Werth  der  in  der  Zu- 
kunft  eiligen  Unterstützungen,  ihn  also  zahlungsunfähig  e^ 
klärt  hat,  wenn  dieser  Klub  nun  ernstlich  an  die  Reform  geht, 
eine  einmalige  Umlage  ausschreibt,  seine  Beiträge  erhöht  oder 
seine  Unterstützungen  vermindert,  sein  Vermögen  zu  h&herflm 
Zinsfusse  ausleiht,  vielleicht  Geschenke  von  Ehrenmitgliedern 
erhält,  einen  vorübergehenden  Fall  in  den  Staatspapiereo  mr 
Anlegung  seines  Vermögens  benutzt,  dann  kann  er  mSglicho^ 
weise  zahlungsfähig  sein.  Dazu  gehört  aber  inelir  Intelligeu, 
als  die  meisten  Mitglieder  besitzen,  und  vor  Allem  guter  WiUe 
Aber  wir  lesen  gerade,  dass  es  den  Klubs  an  allem  guten 
Willen  fehlt,  ihre  Lage  zu  verbessern,  dass  sie  den  bestge- 
meinten Rathscblägen  widerstehen.  ,Fast  ausnahmsweise',  sigt 
Ansell  aus,  ,sind  die  Mitglieder  am  besten  mit  dem  schmeichd- 
haftesten  Berichte  über  ihre  Angelegenheiten  zufrieden,  und  n 
lange  sie  Geld  zur  Verfügung  haben,  wollen  sie  sich  nicht  da- 
von überzeugen  lassen,  dass  ihre  Kasse  ungesund  ist').'  In 
einem  Falle,  wo  er  dem  intelligenteren  Elemente  einer  grossen 
zahlungsunfähigen  Hilfskasse,  40  Delegirten,  welche  8000  Mit- 
glieder vertraten,  ihre  Lage  auseinandeigesetzt  hatte  und  ihnen 
die  Beform  an"s  Herz  legte,  gelang  es  ihm  nicht,  sie  troti 
wiederholter  Versammlungen  zu  überzeugen*). 

Finlaison's  Urtheil  ist  noch  kräftiger. 

,Glanben  Sie  nicht' ,  sagt  der  Vorsitzende ,  ,daS9  et 
wünschenswerth   wäre,    wenn   die  Hilfskassen  mit  dem  wirk- 


*)  S.  105  ffg. 
■)  qn.  786. 
*)  qu.  787. 
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lieben  Zustande  ihrer  Zahlungsfähigkeit  oder  ZablungBUDläliJgkeit 
beluaot  gemacht  wtlrden?  .Ich  glaube  wahrhaftig  nicht, 
enridertFinlaison,  so  weit  ihre  eigMien  Interessen  in  Frage kommeo, 
dasd  sie  davon  unterrichtet  zu  werden  wünschen.' 
.Glauben  Sie  nicht,  dass  es  Tom  staatlichen  Standpunkte 
BOB  im  höchsten  Maasse  wQnschenswei-th  ist,  dass  sie  über  ihre 
«irkliche  Lage  aufgeklärt  würden?'  ,Ich  weiss  nicht,  wie  man 
das  anfangen  könnte,  es  sei  denn  dasB  man  sie  in  so 
strenge  Zucht  nähme,  welche  diese  Vereine 
wahrscheinlich  auflösen  würde  •).'— Mit  andern  Wor- 
ten: Allein  gelaasen  gedeihen  die  freien  Hilfskaaaen  nicht;  legt 
man  ihnen  solche  Bedingungen  auf,  dass  »ie  in  heilsamen 
Bahnen  wandeln  müssten.  dann  gedeihen  sie  ebenfalls  nieiit. 
Die  gewöhnliche  freie  Hilfskasse  ist  lebensunfähig. 
Fiolttisoii  spricht  damit  die  geheimste  Ueberzeugung  aller  ge- 
bildeten Politiker  aus.  So  erklärt  sich  die  eigenthUmlicfae 
englische  Volkswirthschaftspolitik  in  Beziehung  auf  das  Hil&- 
bassenweseQ.  die  zum  mindesten  halb  ist,  die  die  Hilfskassen 
nicht  resolut  auf  die  eigenen  Fusse  stellt  und  ihnen  nicht  re- 
solnt  solche  Bedingungen  auferlegt,  welche  moralisch  und  intel- 
lektaell  durchgebildete  Männer  als  nOtbig  anerkennen  würden. 
Konsequente  Politiker  sehen  denn  auch  klar,  dass  nur  ein 
sUatliebes  ZwangsTcrsicherungswesen  den  arbeitenden  Klassen 
ilie  Wohlthaten,  welche  die  freiwilligen  Hilfskassen  versprechen, 
sichem  kann. 

Solehe  Urtbeile  wie  die  von  Ansell  und  Finlaison  ange- 
{rebenen,  kehren  überall  wieder.  Damit  die  Darstellung  nicht 
einseitig  erscheine,  lassen  wir  noch  die  Mittheilungen  einiger 
Mitglieder  von  Hilfekassen  folgen.  J.  Dyer  sagt  aus,  dass 
Hil^kafisen,  welche  einige  hundert  Pfund  besitzen,  sich  in  der 
glAnzendstfln  Lage   zu    befinden  glauben*).     Eine  Hilfekasse 

■1  qu.  741,  748. 

■)  Aehnlicbe  Aucbanangai  bis  in  die  mittleren  nnd  oberen  Klasaeo 
biadn.  Usa  icbktst  TeruätenncBgesellschaften  nftch  der  OtHik  der 
Kipiulien.  Sehr  belehrend  bt  folgende  (aaf  ErtahruDgen  beruhende)  Tabelle : 


— r 

Gtt^chaft    1 

Vermögen 
pro  MitgUed 

üeberschnss 

Deficit 

von 

von 

A 

682      £ 

2577  rf 

B 

&n     £ 

3973  jf 

U 

28      £ 

701  £ 

D 

21      £ 

9556^ 

E 

13      £ 

2940  £ 

F 

5Vi  £ 

2138  £ 

(ObMTTitio&s  on  Qdd  Fdlovi  and  Friendly  Sodetiea.)  14.  Aufl. 
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hätte  bestimmt,  dass  ihr  Vei-mögen  immer  nur  100  '£  betrageo 
sollte ;  ein  einziges  Jahr  mit  hohem  Krankheitssatze  warf  sie 
nieder  *).  Diese  Aussage  beweist  nur  Mangel  an  Verstandniss 
fQr  das  Vei-sicheruugswesen.  Von  bösem  Willen  Folgendes. 
Mr.  Silby  ist  Mitglied  eines  Vereins  zu  Greenwich,  der  eio 
Vei-mögen  von  3  000  i£  besass.  Einigen  Individuen  fiel  es  ein 
die  Behauptung  zu  verbreiten,  die  Regierung  wolle  das  Ver- 
mögen desselben  konfisciren.  Eine  Versammlung  wurde  tu- 
sammenbei-ufen  und  vorgeschlagen  —  nur  1  800  i^  zu  ver- 
theilen.  Konsequenter  wäre  es  jedenfalls  gewesen,  das  6e- 
sammtverm&gen  zu  vertheilen;  wesshalb  dem  Staate  1  200  $ 
überlassen?  Ais  Silby  dagegen  sprach,  bemächtigte  sich  eine 
solche  Wuth  der  Mitglieder,  dass  er  befürchtete  vom  Tische 
fortgeschleudert  zu  werden.  Die  Majorität  stimmte  für  die 
Massregel.  Jedes  Mitglied  erhielt  7  £.  Ein  Arbeiter  betrank 
sich  so,  dass  er  starb,  ein  anderer  verlor  seinen  Antheil,  ehe 
er  seine  Wohnung  erreichte.  Der  Verein  sank.  Nichtsdesto- 
weniger wurde  vor  nicht  langer  Zeit  wieder  voi^eschlageo,  das 
Vei-mögen  „bei  den  Mitgliedern  zu  deponiren",  da  der  Staat 
die  armen  Leute  wieder  ihrer  Ersparnisse  berauben  wolle*). 

Nachdem  wir  der  Erörterung  der  ReformbedQrftigkeit  der 
Hilfskassen  so  viel  Raum  gewidmet  haben,  beobachten  wir  den 
EinflusH  des  Zusammenbruches  der  Kassen  auf  die  Arbeiter. 
Sie  werden  von  einem  Arbeiter  klar  in  Folgendem  geschildert: 
,Wenn  ein  Mensch  viele  Jahre  gekämpft  hat  und  sein  Lohn 
unzureichend  ist,  um  die  Bedürfnisse  seiner  Familie  zu  be- 
friedigen, und  er  hat  sich  selbst  ein  Opfer  auferlegt,  und  er  geht 
des  Lohnes  für  seine  Entsagung  im  Alter  und  in  Invalidität  ve^ 
lustig,  dann  ist,  wie  mir  scheint,  eine  starke  Tendenz  voi^ 
banden .  Soi^losigkeit,  Unmässigkeit  hervorzurufen  *)'.  Sie 
erkennen  wohl,  welchen  Nachtheil  ihnen  der  Bankerott  der 
Vereine  zufügt,  sie  möchten  gerne  in  bessere  Kassen  eintreten, 
sie  haben  eine  Abneigung  gegen  Arnienunterstützung  *) ,  aber 
sie  betrachten  mit  Misstrauen  Alles,  was  der  Staat  za  ihreni 
Besten  thun  will.  Demagogen,  Bierwirthe,  betrügerische  Se- 
kretäre regen  sie  gegen  diesen  Staat  auf,  der  ihre 
Freiheit  beschränken  wolle.  Ein  intelligenter  Arbeiter  macht 
das  schwermQthige  Geständniss:  »Die  Ungebildeten  wQrdeo 
sich  gegen  fast  Alles  erheben,  was  die  R^erung  zu  ihrem 
Besten  vorschlagen  möchte')."  Ein  Handwerker,  dessen  Zeng- 
niss  zu  dem  Besten  gehört,  das  abgegeben  wurde,  meint:  J 
tbink  all  experjence  shows  that  the  common  sense  of  the  peoi4e 

')  qa.  I3t!0. 

')  qu.  17iy7-171S. 

')  qu.  1554. 

')  qu,  1492—1496. 

")  qu.  17M. 
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bis  beeo  ver?  bad  sense  to  the  pi-esent  tine  *).'  Er  ist  auch 
so  lo^eklärt  m  erkennen,  „dass  ein  Gesetz  als  eine  Be- 
Ecbrinkung  der  persönlirfaen  Freiheit  empfanden  werden  und 
äotk  dem  Individuum  Gutes  tbun  möchte  ■). 

HätUD  alle  Arbeiter  diese  Höhe  des  Verständnisses 
erreicht,  dann  w&re  es  leicht,  die  Hilfskassengesetzgebung 
mit  einigen  Paragraphen  in  geordnete  Bahnen  zu  JenkeD. 
Aber  die  Hassen  besitzen  sie  eben  nicht,  und  ein  von  dieser 
Hasse  abhängiges  Parlament,  dem  kein  krflftiges  Königthum 
zur  Seite  steht,  ist  unfähig,  eine  sociale  Frage  dieser  Art  zum 
Woble  der  arbeitenden  Klassen  erfolgreich  zu  lösen.  Mit  jeder 
AnsdebnuDg  des  Stimmenrechtes  wächst  diese  Gefahr,  es  sei 
deno,  d&SB  man  unter  den  Massen  zu  gleicher  Zeit  höhere 
Vorstellungen  vom  Staate  verbreitet.  Das  ist  jedoch  sehr  un- 
wahrseheiDlich ,  weil  Diejenigen,  welche  die  Ausdehnuag  des 
Slimnirechtes  am  energischsten  betreiben,  keine  edleren  und 
vürdieeren  Ansichten  vom  Staate  zu  verbretten  haben,  und 
diejenigen,  welche  ein  neues  Ideal  aufstellen  könnten,  Gegner 
der  Ausdehnung  des  Stimmrechtes  sind.  Wenn  man  diese 
Zostände  tiberdenkt,  kann  man  sich  nicht  genug  wundem, 
das8  einige  Zeugen  meinen ,  die  Regierung  solle  sich  nicht  so 
nel  am  die  Hilfskassen  bekQmmern.  Die  Hauptsache  sei  eine 
gute  Verwaltung.  Wenn  der  Verein  sich  kräftig  gegen  Betrug 
wehre,  sein  Geld  gut  ausleihe,  nur  gesunde  Mitglieder  aufoehme 
U'  s.  w.  könnten  manche  Schwächen  ausgeglichen  werden.  Dar- 
u  tann  ja  kein  Zweifel  sein ,  dass  eine  gute  Verwaltung  viel 
fernlag.  Aber  die  Frage  ist  die:  Wie  sollen  sich  Menschen 
inf  der  Stufe  intellektueller  und  moralischer  Bildung  eine  gute 
Verwaltung  verschaffen?  Unter  solchen  Umständen  ist  es 
k)ch  wichtiger,  dass  der  Staat  Zwangsbestimmungen  vorschreibt. 
Ja,  wenn  die  Menschen  eben  anders  wären,  wie  leicht 
■essen  sich  dann  jugendliche  Reformvoi-schläge  verwirklichen! 
(VenD  jeder  Arbeiter  sein  genügendes  Auskommen  hätte,  die 
ionkurrenz  immer  segensreich  wirkte,  Elisen  nur  im  medizi- 
lischen  und  dramaturgischen  Sinne  bekannt  wären,  jeder  Ar- 
beiter seinen  Mill  und  Spencer  mit  Erfolg  studirt  hätte,  edlere 
[ergDfiguDgen  den  Reiz  der  Spirituosen  und  der  proletarischen 
'ermehning  gedämpft  hätten,  jeder  Arbeiter  in  jedem  Kollegen 
eo  Bnider  verehrte,  jeder  Biei-wirth  sich  als  Freund  der 
fenschbeit  fohlte,  alle  Sekretäre  Musterbilder  an  Intelligenz  und 
'agend  wären,  die  Aktuare  kein  hohes  Honorar  für  ihre  Mohe 
enommen  hätten,  im  Parlamente  nur  Männer  sässeo,  die  sich 
eder  vor  dem  Verluste  ihres  Mandates,  noch  vor  andein  Ge- 
Üiren  fQrchteten,  die  weder  den  Massen  zu  schmeicheln,  noch 
IS  Selbsterhaltungstrieb    das   woblerkannte  Gute  zu  hinter- 


DcillizedDyGOOglC    . 


246  V.  1. 

treiben  suchen  müssten,  Männer,  die  wie  GOtter  thronend 
kein  irdisches  Interesse  an  socialen  Fragen  hätten,  Parlamente- 
mitglieder,  die  im  Besitze  aller  Staatsweisheit  wären,  und  gene 
Hunderttausende  opferten,  um  den  Arbeitern  entgegenzukom* 
men,  anstatt  jähriich  Millionen  an  Armensteuem  aaszugeben, 
wenn  weiter  das  Geschlecht  der  Hume  in  allen  Staaten  aus- 
gestorben wäre,  die  nur  den  Werth  der  nächsten  ErBpamin 
sehen,  aber  nicht  den  Werth  des  verhinderten  Gutes,  ja  weoa 
Dieses  und  noch  manches  Andei-e  existirte,  wie  leicht  liessa 
sich  da  Alles  durch  Vereinswesen ,  Selbstverwaltung  und  Pa^ 
lamentaiismus  lösen ! 

Das  waren  die  Zustände  in  den  besseren,  den  eingeschrie- 
benen Hiliskassen.  Wenn  aber,  wie  Tidd  Pratt  auDahm,  die 
Zahl  der  nicht  einfreschri ebenen  Hilfskassen  die  Zahl  der  ein- 
geschriebenen  übei-stieg  ■)  -  welche  schleichende  Krankheit 
musste  dann  in  Gestalt  des  freiwilligen  Hitfskassenwesens  am 
Marke  des  Landes  /ehren! 

Die  weiteren  Forderungen,  welche  an  das  künftige  Geseti 
gestellt  wurden,  lassen  sich  nun  leichter  beurtheilen.  Die 
Vertreter  der  Liverpooler  Begrftbnisskassen  wünschen  die  Auf- 
hebung des  Verbotes  der  Vei-sicherung  auf  den  Tod  voa 
Kindern  unter  6  Jahren-  Diese  Versichening  sei  für  die  ar- 
beitenden Klassen  eine  grosse  Wohlthat.  Damit  alle  Miss- 
brftudie  verhindert  worden,  schlagen  die  Sekretäre  vor,  dass  bei 
allen  Todesfällen  von  einem  Ai-zte  oder  dem  Coroner  eia 
Zeugniss  Ober  die  Tode^ur^^ache  ausgestellt  werden  solle. 

Wir  verweilen  noch  einen  Augenblick  bei  einer  Schilde- 
rung der  Begräbnisskassen,  da  die  vorhandenen  Scfailderungen 
sich  hauptsächlich  mit  den  kleineren  HiJ^kassen,  welche  die 
Majorität  aller  eingeschriebenen  ausmachten,  beschiUftigtea. 
Die  mannigfachen  Gebrechen  dei-selben,  welche  seit  der  Zeit 
mehr  und  mehr  an's  Licht  gezogen  wurden,  treten  hier  aebon 
grell  genug  hervor.  The  United  Legal  Friendly  Burial  Sodetr» 
die  grßsste  Begräbnisskasse  in  Liverpool,  stellt  keine  Nadi- 
fbrschungen  über  die  Gesundheit  der  Kandidaten  an,  sie  rer- 
langt  keine  Ausweise  über  das  Alter  derselben.  Sie  begnilgt 
sich  mit  den  Angaben,  welche  die  Mitglieder  zu  machen  fOr 
gut  finden ').  Die  Beiträge  werden  von  14  Kollektoren  einge- 
sammelt, deren  Gehalt  12*/«  °o  ^Hs''  von  ihnen  eingesammelteo 
Prämien  beträgt.  Dieselben  nehmen  ihre  Pflichten  nidit  n 
ernst.  Wenn  ein  Kollector  seinen  Rundgang  zwei  Wocbn 
hintereinander  vernachlässigt,  soll  das  Mitglied  das  Bttreu 
benachrichtigen.  Im  Falle  ein  Kollektor  die  Einsammliug 
4  Wochen  versäumt  und  das  Mitglied  die  Kasse  nicht  recht- 
zeitig in  Kenntniss  setzt,  hat  es  nach  den  Stataten  alle  Ab* 
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gprtche  verwirkt.  Doch  sei  die  Praxis,  auch  in  einem  soIcheD 
Falle  zu  zahlen  >)■  Wie  geebnet  die  Wege  für  den  Betrag 
waren,  im  Falle  bin  Kollektor  z.  B.  ein  an  einer  tiidtlichen 
£nnkheit  damiederliegendes  unTerbeiratbetes  Mitglied  nicht 
besuchte,  ist  leicht  einzusehen. 

Die  Gesellschaft  verbinden  ihre  Mitglieder  nicht,  in  andere 
Begiibnisskassen  einzutreten.  In  diesem  Schritte  lag  aber 
gerade  die  Versuchung  fur  manchen  Arbeiter.  Mit  grosser 
Ä'ajTetät  sagt  der  Sekretär  der  Begiübnisskasse  aus,  er  kenne 
kein  Beispiel,  dass  ein  Mitglied  mehr  als  3  Vereinen  angehört 
babe'j. 

Von  verschiedenen  Seiten  wurde  dem  Ausschüsse  die  Aus- 
merzung der  Bestimmung,  welche  Mitglieder  peften  ihren 
Wunsch  in  einer  UnterstUtzmigskasse  festhielt,  nahegelegt;  es 
^rde  ihm  die  einfache  Wahrheit  auseinandergesetzt,  dass  der 
Austritt  eines  Mitgliedes  für  eine  zahlungsfähige  Kasse  einen 
Gewiuo  bedeute;  es  wurde  ihm  erzählt,  dass  Mitglieder  von 
Friedfnerichtem  mit  Geldstrafen  belegt  worden  wären,  der 
■^uiiEthuss  konnte  sich  nicht  von  der  Ansicht  losmachen,  dass 
er  dadurch  den  alten  Mitgliedern  schaden  werde.  So  tief  sass 
dai£  Uebel,  dsss  die  Gesetzgebung  nur  die  Wahl  hatte,  alte 
Leute  ihrer  UuteistQtzungen  zu  berauben,  oder  den  Betrug 
unter  ihren  Augen  sein  Spiel  forttreiben  zu  sehen  *), 

Ein  Friedensrichter  schlug  vor,  den  Kassen  das  Schieds- 
:eriebt  zu  nehmen.  Besonders  ungerecht  fand  derselbe  die 
Bestimmung,  dass,  im  Falle  das  Schiedsgericht  nicht  entscheide, 
iJD  Mitglied  40  Tage  manchmal  in  der  gritesten  Dürftigkeit 
ni  warten  habe,  ehe  es  sich  an  den  Friedensrichter  wenden 
iQrfe,  Zuweilen  versäumten  die  Kassen  es  überhaupt,  Schieds- 
ichter  zu  ernennen  *). 

Jedoch  mit  der  Reform  der  bisherigen  Gesetzgebung,  mit 
ier  vorliegenden  Bill  sei  es  nicht  ge^n,  es  müssten  neue 
Vege  betreten  werden:  diese  Ueberzeugung  wird  von  vielen 
■eueen  ausgesprocbeo.  Eine  grosse  Behörde,  welche  den 
lilbkassen  Rath  ertheilt,  die  volkswirthschaftliche  Erziehung 
'es  Volkes  stehen  in  verschiedenen  Formen  vor  dem  Geiste 
er  Zeogen.  Es  durchzieht  den  Bericht  ein  wahrer  Nothschrei 
ach  frränder,  nach  Staatsbilfe.  Die  ärmeren  Klassen  befQrch- 
^n,  in  ihrer  Hilflosigkeit  unterzugehen,  wenn  ihnen  keine 
ittende  Hand  gereicht  wird.  Immer  muBS  man  sich  jedoch 
ionem,  wenn  diese  fiedOrfnisse  vorgetragen  werden,  dass 
IS  Volk  sich  g^en  Alles  erheben  wird ,  was  die  Regierung 
1  sebem  Besten  vorschlagen  mag. 
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Hätte  das  Parlament  jene  Behörde  geschaffen,  so  wQrde 
es  neue  Bahnen  betreten  haben.  Der  Plan  an  and  Ar  sich 
war  jedoch  bekanntlich  durchaus  nicht  nea.  Er  taucht  wie 
das  Projekt  der  staatlichen  Zwangsvei-sicherung  und  des  EinJi- 
spielvereins  in  der  Geschichte  der  Hilfskassen  immer  wieder 
auf,  wenn  sich  das  Bewusstsein  von  der  Unzulänglichkeit  der 
freien  Hilfskasse  den  Gemathern  besondei-s  stark  aufdrängt. 

Sobald  die  Behörde  aus  dem  abstrakten  Reiche  der  Be- 
giiffe  in  das  beilere  der  konkreten  Gestaltung  übertritt,  nimmt 
sie  vei-schiedene  Formen  an.  Es  wird  eine  Erweiterung  des 
Registrar-Office  angeregt  ')■  I>och  schmeckt  sie  zu  sehr  nach 
Einmischung  des  Staates,  man  befürchtet  eine  schablonenhafte 
Thätigkeit  der  Beamten.  Viel  mehr  Anklang  findet  ein  Kolle- 
gium von  Männem,  welche  mit  der  Registrining  Nichts  zu 
tiiun  haben.  The  Revnd  Hodgson  möchte  es  ganz  aus  Grat- 
lernen  und  Geistlichen,  die  freiwillig  ohne  Lohn  diese  Bflrde 
auf  sich  nähmen ,  zusammengesetzt  sehen  ^).  Der  Zeuge  be- 
merkt leider  nicht,  dass  er  einige  Zeilen  vorher  den  Gentlemen 
kein  gutes  Zeugniss  ausgestellt  hat,  dass  ihn  diese  Herren  bä 
der  Verwaltung  eines  patronisirten  Vereins  völlig  im  Stiche 
gelassen  haben.  Dort  fasst  er  nämlich  seine  Erfahrungen  Ober 
den  Eifer  der  Gentlemen  in  den  Satz  zusammen:  „Hanner 
von  Einfluss  und  Ansehen  bilden  Ausschüsse  {nämlich  zur  Ver- 
waltung einer  Hilfskasse),  gewöhnlich  unter  der  Einwirkui^ 
irgend  eines  Gentleman,  welcher  Andere  überredet,  sich  an  der 
Angelegenheit  zu  betheiligen.  Der  Geist,  welcher  sie 
ursprünglich  belebte,  stirbt  jedoch  bald  abV 
Es  wäre  falsch,  Herrn  Hodgson  für  einen  Idealpolitiker  la 
halten.  Erhält,  wie  die  meisten  Engländer,  haitnäckig  an 
gewissen  traditionellen  Anschauungen  und  Formen  fest,  mag 
sich  die  Welt  wandeln  und  verändern.  Eonsequenz  ist  seine 
Sache  nicht.  Er  bemerkt  nicht,  wie  die  letzten  zwanzig  Jahrs 
das  selbstverwaltende  England  immer  mehr  zertiümmert  haben, 
wie  sich  das  Berufsbeamtenthum  immer  stolzer  erhoben  hst, 
weil  es  den  henschenden  Klassen,  wenige  Ausnahmen  abge- 
rechnet, an  den  Tugenden  fehlt,  welche  die  Grundlage  aller 
Selbstverwaltung  ausmachen.  Er  bedenkt  nicht,  dass  sieh 
damals  die  Klagen  über  die  laxe  Verwaltung  der  SparkaAsen 
durch  die  Gentry  mehrten,  und  dass  nichtsdestoweniger  die 
Gentlemen  sich  gegen  die  Uebei-nahme  jeder  Verantwortlieb- 
keit,  im  Falle  der  Sekretär  oder  der  Kassirer  den  Mangel  u 
Beaufsichtigung  zu  Unterschlagungen  benutzte,  mit  allen 
Kräften  wehrten.  Als  das  Parlament  im  Jahre  1848  die  Ve^ 
antwortlichkeit  der  Treuhänder  auf  100  £  festsetzen  wollte, 
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idu'aken  jene  Elaseen  nicht  davor  zurOck,  den  Einlegern  eln- 
mredn,  dass  man  in  Westminster  eine  den  Sparkassen  schäd- 
Kcbe  Hassregel  pUne.  79  000  Mitglieder  petitionirten  da- 
gegm.  Aa(£  die  Presse  stand  aaf  Seiten  der  unschuldig 
verfolgten  Gentletnen  ')■  Damals  si^te  Sir  J.  Gross  Ober  die 
ei^^eo  Landjunker:  „Ich  finde,  dass  die  eoimtry-gentlemen 
....  bei  der  Gründung  von  Sparkassen  gerne  ifareD  Namen 
ilt  Treuhänder  hergaben,  aber  dass  sie  in  allzuvielen  FiÜlen 
in  ihrer  thätigen  Mitwirkung  nachlässig  waren  (in  giving  their 
personal  Services),  wodurch  die  Verwaltung  fast  ausschliesslich 
<(er  nun  Aktuar  ernannten  Person  zufiel  *)."  Dies  Urtheil 
Etjinmt  vollständig  mit  denjenigen,  welche  wir  aus  froherer 
Zeit  zu  berichten  hatten. 

Ansell,  welcher  bekanntlich  in  seiner  BroscfaOre  einer  sol- 
eben Beh&rde  das  Wort  geredet  hatte,  tritt  auch  hier  wieder 
tls  Verfechter  derselben  auf*).  Er  glaubt,  es  sei  auaser- 
ordeaüich  wahrscheinlich,  dass  die  Leute  einen  Rath,  welchen 
sie  nicht  zu  befolgen  brauchten,  gerne  freiwillig  annähmen. 
Es  erregt  geradezu  Heiterkeit ,  wenn  man  auf  der  folgenden 
Seite  liest,  wie  die  Mitglieder  einer  grossen  Hilfskasse  seinen 
mebrinals  TOTgetragenen  wohlgemeinten  Rath,  ihre  Friendly 
Society  zu  reformiren.  den  sie  nicht  zu  befolgen  brauchten, 
auch  wirklich  nicht  befolgten'). 

Wenn  Ansell's  Behauptung  übrigens  wahr  ist,  dass  die 
Eogllnder  einen  guten  Rath  nur  dann  gerne  befolgen,  wenn  sie 
mr  Annahme  desselben  nicht  gezwungen  werden  können,  dann 
mius  io  der  viel  gerühmten  Zurückweisung  der  Staatsein- 
mischnng  doch  viel  krankhafter  Eigensinn  und  viel  Selbst- 
sacht  liegffli.  Welche  andere  Seite  gewänne  dann  die  Frage 
politischer  und  Ökonomischer  Freiheit. 

Viel  verständiger  als  die  Aussagen  dieser  die  Einmischung 
iffi  Staates  fürchtenden  Vertreter  der  wohlhabenden  Klassen 
ood  die  Erörterungen  eines  Arbeiters.  Er  wünscht  eine  vom 
Staate  eingesetzte  und  bezahlte  Behörde^).  „Es  ist  ebenso 
^ehtig,  meint  er,  eine  Behörde  für  die  Interessen  der  Hilfe- 
EABse,  als  eine  Kommission  für  das  Armenwesen  und  Inspek- 
Aren  för  das  Gesundheitswesen  der  Städte  oder  für  irgend 
lioen  Erziehungs-  oder  andeiii  öffentlichen  Zweck  zu  haben; 
ml  ich  glaube,  dass  das  Geld,  welches  dazu  verwandt  wird, 
be  arbeitenden  Klassen  zu  lehren,  sich  selbst  zu  helfen,  und 
hnen  zu  helfen,  sich  selbst  zu  helfen,  so  gut  angewendet  wird, 
rie  Geld  Oberhaupt  angewendet  werden  kann')".    Eine  ähn- 

')  Lewias,  Hiitonr  of  Bukt  for  Savingt.    S.  133. 
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liehe  Au£FaasuDg  spi-icbt  ein  Geistlicher  aus.  Er  meint,  dass 
ein  Staat,  welcher  sechs  Millionen  an  ArmenEteuern,  zwei  Mil- 
lionen fUr  die  Vorbeugung  von  Verbrechen  ausgebe,  die  wenigen 
tausend  Pfund  für  die  Bezahlung  einer  solchen  Behörde  nicht 
zu  scheueu  brauche.  Diese  Ausgaben  würden  doidi  durch  die 
Verminderung  der  Armensteuern  und  der  Verbrechen  der  Ge- 
samtntheit  wieder  zu  Gute  kommeD  M- 

Deutlicher  ais  alle  andern  betonen  diese  beiden  Männer 
und  ein  Arzt  *)  die  Bedeutung  einer  wirthschaftlichen  Ei'ziehung 
des  Volkes  durch  die  Regierung.  Daneben  soll  in  der  ein- 
zelnen Hilfskasse  ein  Zusammenwirken  von  Selbsthilfe  und  Hilfe 
der  oberen  Klassen  stattfinden.  Der  erwähnte  Arbeiter  glaubt 
nicht,  dass  die  Arbeiter  im  Stande  seien,  eine  Hilfskasse  gut 
zu  verwalten.  In  den  Vereinen ,  welche  allein  von  Mannem 
der  oberen  Klassen  verwaltet  würden,  herrsche  grosse  Un- 
wissenheit unter  den  Mitgliedern;  auch  seien  dieselben  nicht 
populär.  Dagegen  hält  er  eine  Form  des  Vereins,  in  wacher 
die  oberen  Klassen  die  unteren  erziehen,  indem  sie  diesdben 
über  das  Versicherungsgeschäft  aufklären ,  sie  in  allen  theore- 
tischen Fragen  mit  ihrem  Rathe  unterstützen,  aber  ihnen  die 
eigentliche  Verwaltung  ganz  überlassen ,  für  die  beste.  ^Ich 
glaube,"  sagt  er  endlich,  „der  ich  selbst  ein  Arbeiter  bin,  sage 
es  ohne  jedes  selbstsüchtige  Gefühl,  dass  Viele,  welche  sieh 
in  höheren  Kreisen  bewegen,  von  den  arbeitenden  KlassflO 
eine  ganz  verschiedene  Meinung  hegen,  wenn  sie  mit  ans  zo- 
aammenwirken,  und  andererseits  glaube  ich,  lernen  die  arbei- 
tenden Klassen  in  einer  solchen  Vereinigung  die  bestehenden 
Unterschiede  achten  und  halten  mehr  davon  *)." 

Wo  sich  das  Ideal  einer  wirthschaftlichen  Erziehung  dee 
Volkes  so  in  den  Vordergrund  drängt,  zwingt  es  die  Bebmch- 
tung,  sich  einen  Augenblick  mit  ihr  zu  beschäftigen. 

Wir  sind  der  Idee  und  ihrer  werkthätigen  Verwirklichung 
nicht  zum  ersten  Male  begegnet.  Sie  ist  sehr  alt.  Holjotka 
widmet  in  seiner  bekannten  ,History  of  Co-opei-ation  in  Eng- 
land' den  alten  Kommunisten  einige  Seiten.  Er  erwähnt  John 
Bellers,  der  dem  Oberhanse  einen  Plan  vorlegte  „by  which  the 
common  peoplecould  betrainedinthe  art  of  taking  cara 
of  themselves".  Und  Lord  Chief  Justice  Hall  meiute,  dm 
„a  Sound,  prudent  method  for  an  industrious  education 
of  the  poor  will  give  a  better  remedy  against  Um  g(m<- 
ruption.  than  all  the  gibbets  and  whipping  -  posts  in  tlw 
kingdom"  *). 
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Dass  sich  diese  I<tee  in  den  oberen  Klassen  Englands  er- 
lalten  hat,  versöhnt  mit  manchen  schwachen  Seiten  desselben. 
Sie  'Bogt  von  edlen  Instinkten,  von  einem  grossen  Gemein- 
leiste.  Sie  muss  auch  Jeden  nn  dem  so  oft  au^i^csprochenen  Dogma 
iwöfeln  lassen,  dass  die  Manchesterdoktrin  der  treue  Ausdruck 
les  enfrlischeo  Geistes  sei,  auch  wenn  er  die  Betraclitung,  dass 
die  Methode  der  Manchester] eute  der  induktiven  Veratandes- 
richtunf;  der  Englilnder  ^nnz  entge^'engesetzt  ist,  und  die  an- 
dere, dass  Smith  und  Mac  Culloch  Schotten  waren,  Ricanio 
eön  Israelit  war,  nicht  anirestellt  hat. 

Von  welcher  wirthschnftlichen  und  ethischen  Bedeutung  ist 
die  Idee,  wenn  sie  verwirklicht  wird!  Sie  adelt  den  Geber 
■nd  den  Nehrner.  Oiebt  es  (ür  einen  begüterten  Mann  eine 
schönere  und  zugleich  praktischere  Verwendung  seiner  Müsse, 
ils  mit  Kiith  und  That  tien  Armen  und  Be'inrftigen  zur  Er- 
langung  eines  gewissen  \YolUstandes  zu  verhelfen,  anstatt  sie 
ihren  eigenen  schwachen  KrAften  zu  Qheriassen,  sie  im  Wirhel- 
irisde  der  Konkurrenz  und  der  Wucheifreiheit  untergehen  zu 
lassen  oder  ihnen  später  ein  kilrgliches  Almosen  zu  reichen? 
Mnsä  sie  nicht  den  Geistlichen  politischer  Pemagogie  entfrem- 
den und  seine  Tbätigkelt  im  besten  Sinne  nationalen  Zielen 
tnwenden?  Wie  erhebend  und  reinigend  muss  sie  auf  das 
GcmDth  der  Frauen  unserer  mittleren  und  höheren  Stünde,  ihren 
Gesichtskreis  erweiternd ,  wirken,  auf  unsere  Frauen,  die  so 
hlutig  Nichts  kennen,  als  ihre  Familie,  oder  ihre  Romane  und 
Ihr«  VergnDgungen  —  wenn  sie  im  Dienste  des  Ganzen  dem 
Elend  und  den  tausendfachen  Bedürfnissen  der  Armen  in's 
Auge  sehen,  und  an  der  Hebung  derselben  mitwirken!  Ist  es 
dem  treuesten  und  intelligentesten  Beamtenthum  möglich,  aus 
einer  gewissen  Feme  die  Noth  in  all  ihre  Schlupfwinkel  zu 
Teifolgen,  wenn  nicht  die  Borger  seihst  in  ihrer  Nähe  ihres 
Amtes  walten?  Nur  dann  litsst  sich  abmessen,  was  über  das 
Vennögen  der  Einzelnen  geht,  nur  dann  der  Punkt  bestimmen, 
wo  die  gewaltige  Macht  der  Gesammtheit  einzutreten  hat,  die 
nuinichr  für  ihre  grossen  Aufgaben  wuhlihätip  entlastet  ist. 

Wohl  mag  es  das  Herz  eines  gemQthsvollen  Schwärmers 
rOhren,  dieses  Ideal  der  aristokratischen,  ökonomischen  Selhst- 
Torwaltung  —  das  Korrelat  der  aristokratischen  politischen 
Selbstverwaltung,  wie  diese  die  Idetj  des  Staates  nie  vernei- 
nend — ,  aber  ein  kohler  Betrachter  wird  sich  zunächst  die 
Frage  vorigen,  ob  in  einem  konkreten  Lanile  wohlhabende 
Kkssen  mit  dem  Vermögen,  der  Intelligenz  und  dem  guten  Willen 
vorhanden  sind ,  den  ärmeren  zu  helfen ,  oh  die  ersteren  Ober 
das  Land  zerstreut  wohnen  (wie  das  in  England  bei  der  Vor- 
liebe flir  das  Landleben  und  den  eigenen  Landsitz  der  Fall 
ist),  ob  die  Ärmeren  geneigt  sind,  diese  Hilfe  anzunehmen,  und 
wenn  aie  nicht  abgeneigt  sind,  ob  die  wohlhabenden  die  nöthige 
Gescbicklidikeit  besitzen,  Einfluse  aber  dieselben  zu  gewinnen. 
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Er  muss  sich  weiter  sagen,  dass  eine  Emehung,  welche  auf 
Güte.  Geduld  und  Ueberredung  basirt,  vorzügliche  Resultate 
aufweisen  mag,  aber  der  Zwang  bei  jeder  Erziehung  zuweilen 
nothwendig  wird,  ja  die  Möglichkeit,  Zwang  anwenden  zu  können, 
milderen  Mitteln  einen  Theil  ihrer  Wirksamkeit  verleiht.  Zu 
den  Tugenden  der  Ordnung.  Pünktlichkeit  und  Reinlichkeit 
erzieht  z.  B.  der  Unteroffizier  wirksitmer,  als  bin  Verein  lür 
Volksbildung  mit  Reden  und  Prämien. 

Aus  diesen  Gründen  kann  man  der  Hilfe  der  oberen 
Klassen  keine  durchgreifende  und  allgemeine  Bedeutung  zu- 
schreiben. Wo  grosse  Massen  wirksam  gehoben  werden  sollen, 
bat  der  Staat  einzugreifen ,  und  dieser  wird  nicht  bloss 
sanfte  Ueberredung,  sondern  auch  den  Zwang  zur  Geltung 
bringen  müssen.  — 

Die  Aufgaben,  welche  die  Zeugen  der  Centralbehörde  zuw^. 
seo.  sind  sehr  bedeutend.  Sie  soll  zunächst  Prämientafeln  ent- 
werfen. Die  Ansichten  haben  sich  nun  so  weit  geklärt,  das 
die  Unmöglichkeit  einer  einzigen  Prftmientabelle  eingesehen 
wird.  Ein  Zeuge  geht  sogar  so  weit,  zu  wünschen,  dass  die 
Behörde  ganz  individuelle  Prämien  nach  der  Lokalitat  und  den 
Umständen  der  Mitglieder  entwei-fen  aolle ').  Andere  Zeugen 
sind  mit  einer  Reihe  von  verschiedenen  Tabellen  zufrieden,  die 
unter  Voraussetzung  eines  bestimmten,  allmählich  steigenden 
Zinsfusses  und  wechselnder  Verhältnisse  von  Gesunden  tu 
Kranken  und  Todten  aufgestellt  worden  sind  *).  Auf  jeder 
Tafel  sollen  die  Daten  (Zinssatz,  Krankheits-,  Mortalitätstabelle) 
angegeben  werden,  so  dass  die  Vereine  ihre  eigenen  Erfi^ 
rungen  damit  vei'gleichen  können  ^). 

Weiter  soll  die  Behörde  die  Berichte  in  Empfang  nehmen, 
wenu  ein  staatlicher  Zwan^  heii-scht  oder,  im  Falle  kein  Zwang 
herrsi^bt,  die  Bilanz  der  Vereine  auf  deren  Wunsch  maciiai. 
Ein  Zeuge,  welcher  in  jeder  Grafschaft  einen  Verein  gegründet 
zu  sehen  wünscht,  will  ihr  sogar  die  wichtigste  Buchfilhning 
aller  Grafschaftsvereine  übertragen').  Ausserdem  soll  sie  die 
Kassen  in  allen  schwierigen  Angelegenheiten  mit  ihrem  Satbe 
unterstützen  '•). 

Es  braucht  dicht  noch  besonders  hervorgehoben  zu  wer- 
den, dass  die  meisten  Zeugen  die  Abschaffung  aller  GebOhren 
verlangten.  „Ich  glaube,"  meint  ein  Arbeiter,  „dadurch  wOrdm 
Sie  die  ärmeren  Klassen  eher  davon  überzeugen,  dass  ^e 
ihnen  wohlwollen,  als  durch  irgend  etwas  Anderes.    Appelliren 


'1  qa.  1407. 

»)  q«.  679-594. 

»)  qu.  584. 

')  qa.  1005. 

>)  qu.  1414. 
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Sie  an  ihre  Taschen  and  Sie  machen  wahrlich  einen  kräf- 
tigen Appell"  ^).  Wenn  die  übrigen  Klassen  ihren  Theil  an  den 
Listen  trOgeo.  welche  die  S<;haffung  einer  solchen  Behörde 
dem  Staate  auflege,  so  nbrde  die  Gerechtigkeit  keinen  Schaden 
leidea,  AlleD  Klassen  würde  das  Blähen  der  Hil&kassen 
niitzeD. 

Wenn  wir  noch  erw&hnen,  dass  die  Konsolidation  aller 
bestehenden  Hilfekassengesetze  angeregt  wurde,  dann  haben 
wir  den  wesentlichen  Inhalt  des  Berichtes  dargestellt  *). 

Angesichts  dieser  Aussagen  hielt  der  Ausschuss  den  vor- 
gesehjagenen  Gesetzentwurf  ftlr  ungenDgend.  In  dem  Berichte 
Tom  3.  Juli  1849 ')  wurden  die  Hilfskassen  aufgezählt ,  welche 
bisber  nicht  registrirt  werden  waren.  Es  seien  vier  Klassen: 
1)  Vereine  mit  ungenügenden  Prämien;  2)  Vereine,  deren 
Leiter  eine  unbegründete  Furcht  hätten,  dass  ihnen  die  Leitung 
ihrer  eigenen  Angelegenheiten  aus  der  Hand  genommen  würde; 
3)  manche  kleine  Vereine,  welche,  von  Bierwirtheo  gegründet, 
ausschliesslich  zu  deren  Vortheil  verwaltet  würden ;  4)  Vereine 
mit  geheimen  Zeichen  und  Losungswörtern. 

Auch  diesen  Klassen,  schlägt  der  Ausschuss  vor,  in  ge- 
msem  Maasse  gesetzlichen  Schutz  angedeihen  zu  lassen.  Sie 
sollen  eine  Hil&kasse  zweiter  Ordnung  bilden,  zwar  das  Zeug- 
oies  des  Registrars,  aber  nicht  das  eines  Aktuars  bedürfen 
QDd  von  der  Wirkung  des  ,CoiTesponding  Societies  ActV  be- 
freit sein,  vorausgesetzt,  dass  sie  an  ihren  gesetzmässigen  und 
«ohlth&tigen  Zwecken,  die  in  ihren  Statuten  bestimmt  ange- 
sehen sein  müssen ,  streng  festhalten.  Sie  sollen  berechtigt 
Win,  lu  klagen  und  zu  verklagen.  Sie  müssen  dem  Registrar 
eioeo  Jahresbericht  einsenden. 

Am  4.  Juli  zog  Sotheron  die  Bill  zurück.  Noch  am  selben 
Tage  wurde  um  die  Erlaubniss  gebeten,  eine  neue  einzubringen. 
Am  6.  Juli  wurde  dieselbe  vorgelegt. 

Die  neue  Bill  hat  folgenden  Inhalt: 
I  Schreibt  vor,  da.ss  der  Aktuar  sein  Zeugniss  in  einer 
iwtinuaten  (der  Bill  angehängten)  Form  auszustellen  bat  In 
temaelben  muss  er  die  Absterbeoidnung,  eine  Krankheits- 
itatistik  und  den  Zinsfnss  angeben,  welche  er  derselben  zu 
irunde  gel^  hat,  und  versichern,    dass  die  Tabelle  seiner 


'I  qu.  1470.  E«  wird  ein  Fall  mitgetheilt,  wo  die  AnfiDachang  äntx 
liJui  nicht  weniger  aU  50  £  kostete. 

')  Ton  eioer  gewiisen  BedeotuDK  ist  aacb  die  Aassage  eines  Zetuen, 
Mt  di«  arbeitenden  KUsaen  die  HiUskasBen  den  Sparbanken  Tonienen, 
ad  dui  die  itadtiBdien  Arbeiter  nur  AnneDunteralfltiung  annehmeD,  wenn 
t  Nfchta  m^r  m  verkaufen  und  za  verpflindeD  haben,    qa.  1496—1498. ' 

*)  Report  from  tbe  Select  Committee  on  tbe  Frieodly  Sodeties' 
iU.    1M9.    Vol.  XIV. 
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Uebei-zeußung  Dach  den  Interessen  der  bestimmten  Gesellschaft 
entspiicht. 

Folgendes  ein  Theil  des  vorgeschriebenen  Zei^misses: 


Numb«r  oat  of  wtaich  on 
will  die  in  each  yur 


Äverage  Amoant  of 

SicknesB  aimiull;  eipe- 

rienced  in  each  jetr 


II.  GesellBchaften  für  mildthatige  und  wohlthatige  Zwecke, 
welche  auf  dem  Prinzip  der  Vei'sichening  auf  Gegenseitigkeit 
gegi-ttndet  worden  sind,  welche  bis  jetzt  nicht  eingeschrieben 
(enrolled)  werden  konnten,  sollen  von  nun  an  eingeschriebeD 
werden  können.  Allen  Vereinen,  welche  fttr  eines  der  in  dem 
ersten  Paragraphen  des  Gesetzes  9  und  10  VicL  aufgezahlten 
Gewerke  gegrUndet  worden  sind,  darf  der  Registrar  ein  Zeug* 
niss  ausstellen  (register),  mögen  dieselben  nach  dem  Gesetz  der 
grossen  Zahl  berechnet  sein  oder  nicht. 

Der  ei'sten  Klasse  verleiht  die  Bill  also  den  Namen  En- 
rolled Societies',  der  zweiton  .Registered  Societies'. 

IV  verleiht  den  Treuhändern  oder  anderen  Beamten  das 
Recht  zu  klagen  und  verklagt  zu  werden. 

V  hebt  die  Wirkung  der  Seditious  Meetings  Act  und  der 
Correspouding  Societies  Act  fUr  diese  Vereine  auf. 

vi.  Sowohl  die  Beamten  der  eraten  (enrolled)  El&sse  too 
Hilfskassen ,  als  der  zweiten  (registered)  sollen  jährlich  dem 
Registrar  einen  Bericht  nach  folgendem  Schema  vorlegen. 

Members; 

Number  admitted  siuce  last  balance. 
Number  died  since  last  balance. 
Number  withdrawn  or  expelled. 
Number  of  members  at  this  date. 

Sickness: 

Number  of  members  sick  in  the  year. 


Weeks  and  days  of  sickness. 


..■..Gt>oj^lc 


loeome: 
Dooations. 
Entrance  money. 
Contributions  for  sickoess. 
Contributions  for  annuities. 
ContributioDs  for  sums  od  death. 
CoDtributioDs  for  eodowments. 
lDt«rest  received. 
Total  income. 
Total  capital  of  society. 

Expenditure: 

Sick  pay  or  allowances. 

AuDiiities. 

n— ti.  ftf  /  Members. 
Death  ofj^i^g^ 

EndowRicDts. 
Extra  expenses. 
Total  expenditui-e. 

Observations. 
Day  ot 

To  be  signed  by  some  officer  of  the  Bociety. 


Im  Falle  dieser  Bericht  Dicht  eiogeschickt  wird,  wird  der 
Beamte  mich  den  BestimmuDgeD  von  9  uod  10  Vict.  beetraft. 

YIL  FQr  die  BegistratioD  eioer  registered  society  die- 
lelbe  GebQhr,  wie  für  diejeoige  einer  enrolled  society.  For 
jeden  Zweigverein  dag^en  nur  2  s.  6  d. 

VnL  In  jedem  Jahre  soll  dem  Kegistrar  eine  Liste 
ilmmtlieher  Zweige,  sowie  eine  Kopie  Eämmtlicber  Rechen- 
idiaftsberichte  derselbea  vorgelegt  werden. 

IX.  Der  Registrar  soll  in  jedem  Jahre  einen  Auszug  aus 
den  Berichten  anfertigeo  lassen  und  diese  dem  Parlamente 
wiegen. 

Z.  Ebenso  soll  der  Registrar  einen  Auszug  aus  den  fQnf- 
)>farigen  Beriehteo  der  enrolled  Societies  fQr  jede  Hilfskasse 
machen  lassen  und  die  wirkliche  Krankheits-  und  Mortalitäta- 
tabelle  mit  der  vom  Aktuar  angenommenen  vergleichen. 

XI  schreibt  vor,  dass  die  Berichte  in  bestimmten  Formen 
gemacht  werden  sollen. 

Folgendes  Schema  für  die  fUn^äbrige  Bilanz: 
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Assets. 

V.l 

Present  Value  of  the  futore  Contribntiont  to  be  recdnd  ir 

Present 
Ageof 

Sickness 
Fund 

Defraied 
Annuitv 
Fund 

i-Hi...   1  Endomnml 

Fnll 

Memben 

i^ 

Value 

ji 

„J.ii...  hiL.  NU 

Years           Years. 

Under  10  i 

10  and  DDder  20 1 

20    „       ,       30J 

80    „       ;       40 
40    „       .       SO 
50    „       ,       60,, 

«0    „       „       70 
70    „       „       80 

80    ,       ,       90) 

90  ,     „    loo; 

£t.  d. 

£,.  1 

Total    .    .    .   .  ^ 
Amount  of  Stock 
andCaahiuBand. 
and  Debts   owiog 
to  the  Societj  £ 
Total  Aaiets  .  £ 

L 

abil 

Present  Valne  of  tb< 
entitled  on  accou 

Pre«ent 
Ageof 

Sickness 
Fnnd 

Delcimd 
Annaity 

Hember« 

a 

T»lü« 

a 

Value 

Years           Years 
ünder  10 
10  and  under  20 
20    „       „       30 
SO    .       ,       40 
40    „       „       50 
50    ,       „       60 
60    „       „       70 
70    „       .       80 
80    ,       ,       90 

90     ,         n       100 

■ 

«,.  d. 

^s.  d 

Total   .  .   .  .  £ 
DebU  due  by  tbe 
Sodeties.  .  .  £ 

ai  above 
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XII.  Im  Falle  Jemaad  mehr  als  einer  Hilfskasse  ange- 
hSrt,  soll  er  nur  dflno  eine  Unterstützung'  erhalten,  wenn  die 
Beamten  aller  Hilfsvereine  ihre  Zustimmunp:  gegeben  hnben. 

XIII.  Zur  Auflösung  ist  die  Zustimmung  des  Registrars 
DOtbiR;  keine  Gesellxchaft  darf  die  Ans^prüche  eines  Mitfiliedes 
ankaufen  ohne  die  Einwilligung  eines  Friedensrichters. 

XIV.  Es  soll  nicht  gesetzmässig  sein,  dass  ein  Mit^ilied 
rine  Unterstützung  erhftit,  ohne  dass  es  i\lle  seine  Rückstände 
berichtigt  hat. 

XV.  Mehr  als  5  .£  darf  auf  den  Tod  eines  Minderjährigen 
zviEchen  0  und  15  Jiihren  nicht  vei-sichert  werden:  in  Fällen, 
wo  eine  Summe  beim  Tode  eines  Mitgliedes  bezahlt  werden 
soll,  ist  die  Beibringung  des  Zeu^>nisses  eines  Arztes  oder  des 
bouseholder  nöthig  (dass  dasselbe  eines  natürlichen  Todes  ge- 
storben seil:  wenn  ein  Sekretär,  ohne  diese»  Zeugniss  erhalten 
zu  haben.  Geld  auszahlt,  kann  er  auf  die  Klage  eines  Jeden 
Tor  dem  nüthaten  Gerichtshöfe  bis  zu  20  £  bestraft  werden ; 
die  Hülfte  der  Strafe  fAllt  dem  Ankläger  zu,  der  auch  als 
Zeuge  auftreten  darf. 

XVI.  Eine  Abschrift  der  Statuten  und  des  Zeugnisses 
des  Registrars  soll  während  der  Vei'sammlung  des  Vereines 
aufgehängt  werden. 

Die  Verschiedenheit  dieses  Entwurfes  von  dem  früheren  fällt 
iD  die  Augen.  Warum  er  den  Anregungen  der  Zeugen  nur 
bis  zu  einer  bescheideneu  Grenze  folgte,  daiüber  giebt  der 
Bericht  einige  Andeutungen.  Er  wollte  die  nicht  registrirten 
Vereine  in  den  wenigen  Wochen  vor  Schluss  der  Sitzungen 
■och  rasch  unter  Dach  und  Fach  bringen,  und  einige  wichtige 
Befonnen  fnr  kQnftig  zu  gründende  Vereine  schnell  ins  Werk 
Ktzen.  Die  Konsolidation  derllilfska.ssengesetze,  deren  Noth- 
«eodigkeit  er  wofal  einsieht,  verschieb)  er  auf  das  folgende 
Jahr.  Die  Errichtung  einer  berathenden  Behörde  emptiehlt 
der  Ansschuss  sehr.  Kurzer  Hand  legt  er  dem  Registrar  an's 
Hetz,  sich  nicht  auf  das  Registriruugsgeschäft  zu  beschränken, 
sondern  auch  darQber  zu  wachen,  dass  die  Form  der  Statuten 
jBristisch  unanfechtbar  sei ;  dazu  soll  er  alle  Vereine  mit  Ratli 
DDd  That  unterstützen,  der  übrigen  Pflichten  zu  gtschweigen. 
Vielleicht  erinnert  man  sich  nocli,  dass  die  Friedensrichter  im 
Jahre  1829  die  Tabellen  nur  bestätigen  sollten,  wenn  sie  die 
Sicherheit  aller  Betbeiligten  verbürgten. 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Empfehlung,  das  Parla- 
ment solle  sich  von  einer  Einmischuug  in  die  Details  der  Hilfs- 
ks^n  fem  halten.  Der  Ausschuss  glaubt,  dass  das  wirk- 
Umste  Mittel,  die  Hilfskassen  zu  fördern,  ,die  Ehrlichkeit  und 
die  wachseode  Intelligenz  des  Volkes'  sei. 

Ein  solches  Vertrauen  erleichtert  die  Aufgaben  der  Gesetz- 
gebung in  hohem  Maasse. 

s  lUn  V-  1-  —  HHkwb.  17 
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Eine  halbe  Massregel,  wie  diese,  ti-ug  den  Todtisketm  io 
aich.    Schon  ß-m  18.  Juli  musste  sie  zurOckgezogen  werdeo. 

Endlich,  im  Jahre  1850,  nachdem  der  diitte  Sommer  in's 
Land  gegangen  war,  kam  ein  Gesetz  zu  Stande,  welclies,  wie 
das  Torherf^ehende  vom  Jahre  1846,  in  seiner  endlichen  Gestalt 
nur  wenig  an  seine  Anfä,npe  erinnerte. 

Es  wäre  ei-mQdend  und  zwecklos,  die  lange  Geschichte 
dieses  Gesetzes,  welches  am  25.  April  1850  von  Sotheron  im 
ünterhause  eingebracht  wurde  und  nach  vielen  AuBSchuBS- 
EÖtzungen  endlich  am  9.  August  angenommen  wurde,  im  Ein- 
zelnen  zu  veifolgen  ').  Wir  wollen  auch  Niemand  zumathen, 
uns  durch  die  vier  Gesetzentwürfe  zu  begleiten,  die  in  du 
Public  bills  dieses  Jahres  etwa  50  Folioseiten  einnehmen. 

Doch  ist  es  nöthig  zu  bemerken ,  dass  schon  im  ersten 
Gesetzentwurfe  (Bill  to  consolidate  and  amend  the  Laws  n 
lating  to  Friendly  Societies)  dem  Gesetze  keine  rückwirkende 
Kraft  gegeben  wurde,  dass  die  Schaffung  einer  berathenden 
Behörde  nicht  vorgesehen  war,  dass  man  auf  die  GebOhren 
nicht  ganz  verzichtet  hat,  und  dass  ein  Unterschied  zwischen 
den  Hilfskassen  gemacht  wurde,  je  nachdem  sie  ein  Zeugnias 
des  Aktuars  und  des  Registrars  oder  nur  des  Registrars  hatten. 
Jene  werden  nun  ,Certified  Societies'.  diese  ,Provisionally  Cet' 
tified  Societies'  genannt.  Ersteve  haben  allein  das  Recht,  ilu 
Vermögen  den  Commissioners  for  the  Reduction  of  the  M.  D. 
zur  Verwaltung  zu  übergeben.  Schon  in  der  zweiten  BiQ 
(Bill  etc.,  as  amended  by  the  Ck)mmittee)  wird  jedoch  du 
Zeugniss  des  Aktuars  für  alle  Vereine  verlangt,  welche  die 
Altersversicherung  betreiben  wollen.  Auch  fehlt  schon  in  dem 
ersten  Entwürfe  eine  Strafandrohung  für  Vereine,  welche  die 
fdoQährigen  Berichte  nicht  einsenden.  Das  Parlament  geht 
augenscheinlich  von  dem  Gedanken  aus,  dass  an  den  Berichten, 
welche  nicht  eingesandt  werden,  nicht  viel  verloren  ist.  Es 
wird  auch  nicht  mehr  gefordert,  einem  Aktuar  die  fün^fthrigeo 
Berichte  vorzulegen.  Für  die  Nichteinsendung  der  Jahrea- 
berichte  wird  jetzt  Suspendirung  der  Registration  angedroht. 

lieber  den  zweiten  Paragraphen  (Zwecke,  für  welche  die 
Hilfskassen  gegi-ündet  werden  dürfen)  herrschte  die  grOesto 
Zwietracht.  Alineas  wurden  materiell  und  formell  Terändert, 
gestrichen  und  wieder  hergestellt,  bis  schliesslich  Alles  ziem- 
lich beim  Alten  blieb.  In  der  zweiten  Bill  dürfen  aach  anf 
Gegenseitigkeit  begründete  Darlehnskassen  als  Friendly  SodetiH 
registrirt  werden  (to  assist  each  other  by  loans  of  money).  In 
der  3.  Bill  (Bill  etc.  as  amended  hy  tlie  Commtttee  and  OB 
Be-commitment)  sollen  auch  Vereine  zum  Zwecke  der  Eimfc- 
lichung  der  Auswanderung  unter  gewissen  Bedingungen  rep* 
strirt    werden   dürfen.     Im    selbeu   Gesetzentwurfe   wird  «e 

')  Journal!  of  the  Hoiue  of  Commona  1850, 
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Juriediktioa   des  Registrars  zu  Gunsten    der  im  Jahre   1846 
GegTflndeten  County  Courts  beschnitten. 

Der  Gesetzentwurf  in  der  vierten  Redaktion  (Bill  etc.  etc. 
OD  fiecommitment  and  on  Second  Recommitment)  erlaubt  allen 
karititiveD  Vereinen,  sich  als  „Provlsionally  Certified  Societies" 
re^itrina  zu  lassen.  Dem  Parlamente  scheinen  Bedenken 
über  die  Güte  seines  eigenen  Werkes  auigestiegen  zu  sein. 
Neue  Fragen  sind  Tielleicht  aufgetaucht,  alte  Fragen  waren 
iiirer  LOsung  nicht  näher  geführt  worden:  kurz,  im  letzten 
Parapraphen  wurde  erklart,  dass  das  Gesetz  durch  ein  anderes 
C'tsm  in  der  Session  verbessert  oder  aufgehoben  werden 
dürfe. 

C^ie  sehr  diese  Veränderuneen  das  Parlament  in  Anspruch 
leisten  Debatten  durcb  die 
ellschaften,  welche  nicht  als 
)rgerufen  worden  zu  sein. 
Verden  zu  vei'Stehen,  mOge 
I  den  dreissiger  Jahren  ver- 
ibildeten,  nicht  sehr  wohl- 
skassen  gegrOndet  worden 
len  versicherten,  als  in  den 
war.  Im  Jahre  1840  hatte 
"en  Privilegien  för  Versiche- 
)hne  jedoch  Versicherungen 
itschädigung  fUr  diesen  Ver- 
lecht  verliehen,  zu  Gunsten 
altern  und  Bevollmächtigten 
inte  man  •  schon  seit  1834 
-  versichei-n  zu  dürfen,  wo- 
den  Zuwachs  erhalten  hatte, 
e  waren  den  Veraicherungs- 
m  im  Auge,  allein  es  fehlte 
'  unangenehmen  Konkurrenz 
i  Gesetz  vom  Jahre  1846  in 
hnen  beikommen  zu  können. 
Paragraphen  des  Gesetzes  9 
erbiete  den  Hilfskassen  jede 
'  mUsse  nach  dem  Wortlaut 
Icasse  alle  in  den  fünf  Num- 
ien,  sonst  sei  sie  nngesetz- 
omination  an.  Man  machte 
le,  welche  die  arbeitenden 
,ge  wftren,  100  £  betrttgCi 
eingeschriebenen  die  gesetz- 
,  das  Parlament  hiervon  zu 
rakterisii'ten  Hilfekassen  der 
;en. 

17' 
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Die  Kritik  jeDer  Anklagen  ist  leicht.  Darch  die  fQnfle 
Nummer  des  1.  Paragraphen  war  die  Grenze  von  200  £  nnr 
für  Summen  vorgeschrieben  worden ,  welche  zur  Erreichung 
neuer,  noch  nicht  auffiezählter  Zwecke ,  vereichert  werdeo 
wQrden.  Auch  die  zweite  Anklage  war  falsch.  Für  irgend 
einen  (any)  (ier  folgenden  Zwecke  —  nicht  für  alle  (all)  — 
wäre  die  Gründung  von  Hilfskassen  erlaubt.  Die  Besdiiil- 
digung  war  darum  ungerecht,  sie  umgingen  das  Gesetz,  hu- 
delten gegen  dasselbe.  —  Es  \&s6i  sich  nicht  verkennen,  daas 
die  Gesetzgeber  jenen  Hilfskassen  freundlich  gesinnt  waren. 

Wohl  aber  konnte  man  billig  bezweifeln,  dass  die  Existenz 
jener  Hilfskassen  mit  dem  Geiste  der  Hilfskassengesetzgebung 
in  Uebereinstimmung  stünden.  Man  konnte  es  ungerecht 
finden,  dass  die  vielen  Vortheile,  welche  jenen  Hilfskassen 
noch  immer  blieben,  der  Geistlichkeit  und  dem  weiten  Heere 
der  Clerks,  unter  denen  es  reiche  PfaiTer  und  arme  Hilfc- 
priester,  behäbige  erste  Buchhalter  und  schlechtbezahlte 
Schreiber  gab,  zugewandt  wurden.  Klassen,  die  bis  zu  104  if 
jährlich  Krankengeld  und  5000  iS  auf  den  Tod  versicherten, 
konnte  man  nicht  gut  mit  Arbeitei-n  auf  eine  Stufe  stellen, 
die  30  '£  Krankengeld  jährlich  und  25  ü^  Begräbnissgeld  schon 
ftlr  eine  gute  Summe  hielten. 

lieber  diese  Punkte  konnte  man  streiten  und  darttber 
wurde  auch  im  Parlamente  weidlich  gestritten.  In  den  Bills 
finden  wir  die  Grenzen  der  Versichei-ungssummen  mehnnals 
verschoben  und  Hansard's  Debates,  wie  immer  mager  und  un- 
geuOgend,  melden  von  bitteren  Anklagen  gegen  die  besitzen- 
den Klassen.  Roebuck  meinte,  es  wäre  eine  Schande  fllr  die 
wohlhabenden  Klassen,  dass  das  Parlament  sie  heranwagen 
müsse,  weil  sie  sich  der  Wohlthaten  bemächtigt  hätten,  welche 
nur  für  die  Armen  bestimmt  wären '). 

Inzwischen  raachteu  die  Vertreter  der  klagenden  Gesell- 
schaften  dem   Lordkanzler  einen   Besuch,    welcher   ihre    Be- 
schwerden zu  heben  versprach.    Ehe  er  sich  jedoch  entschied, 
hatte  er  eine  Berathung  mit  dem  Sekretär  des  Clergy  Mutnil,  ' 
wozu    er   hohe   Steuerbeamte    und    verschiedene   Parlamente-  ' 
mitglieder  einlud.     Welche  Entscheidung  der  Lordkanzler  traf  j 
und  in  der  Folge  das  Parlament  annahm,  wird  man  TorzOgtieh  I 
im  42,  Paragraphen  des  folgenden  Gesetzes  finden*).  / 

Als  Motto  für  dasselbe  könnte  man  die  Worte  der  Resig-  J 
nation  voranstellen,  welche  Sir  Charles  Wood  im  Parlament«  I 
sprach '):  qOhne  Einmischung  von  Seiten  der  Regierung,  welche  I 


I)  Toi.  113.  S.  100.  Es  war  etwas  Spektakel  mit  im  Spide.  Hs»  I 
sard  schwieg  oiclit.  I 

*)  MiDutes  of  Evjdeoce  takeo  before  Select  üommittee  on  Fkicsdf  I 
Societies  1852.    S.  16  uod  35.  " 

>)  Huisard  ».  a.  0. 
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das  Land  beunrufaigen  unil  in  diesem  Lande  niemals  geduldet 
werden  warde,  wäre  es  für  die  Regierunfr  unmöglich,  in  jedem 
Ftlle  g^en  Betrug  zu  schätzen.  Die  Mitpilieder  mQssten  alle 
Gdihr  Obei-nehmea."  Charakteristisch,  ihrem  Inhalte  nach 
nicht  zutreffend,  sind  auch  die  Worte  Addeiiey's:  „Thatsächlich 
»Ire  die  Oeffentlichkeit  die  einzige  Garantie,  welche  bis  jetzt 
Jemand  hätte  vorschlagen  können." 

Das  Gesetz  13  und  14  Vict.  c.  115  lautet  in  seinen  wich- 
tigsten Bestimmungen: 

L  Aufhebung  von  10  George  IV.  c.  56,  2  Will.  IV.  c.  37, 
4  lUhl  5  Will.  IV.  c.  40,  3  und  4  Vict.  c.  73,  9  und  10  VicL 
c.  27. 

II.  Die  Zwecke,  fQr  welche  eine  eingeschiiebene  Hilfe- 
kasse g^nlindet  werden  darf,  sind  folgende: 
1.  Venichemng  einer  Geldsumme,  zahlbar  beim  Tode  eines 
Mitgliedes  an  den  Wittwer  oder  die  Wtttwe,  oder  das 
Kind,  oder  die  Testamentsvollstrecker,  Verwalter  oder 
Bevollmächtigte  eines  solchen  Mitgliedes,  oder  für  Bestrei- 
tung der  Kosten  des  Begräbnisses  eines  Mitgliedes,  oder 
des  Gatten,  der  Hausfrau,  des  Kindes  oder  der  Verwandten 


2.  Die  UnteratQtzung,  Erhaltung  oder  Ausstattung  der  Mit- 
glieder, ihrer  Männer,  Frauen,  Kinder  oder  Verwandten 
in  der  Jugend,  dem  Alter,  in  Krankheit,  Wittwenschaft 
oder  irgend  einem  andern  natürlichen  Zustande,  dessen 
Wahrscheinlichkeit  sich  nach  dem  Gesetz  der  grossen 
Zahl  berechnen  lässt 

3.  Vereicherung  gegen  Verluste  an  Vieh,  Immobilien,  Waaren, 
Geräthen  und  Werkzeugen,  welche  von  einem  Mitgliede 
durch  Feuer,  Wasser,  Schiffbruch  oder  andere  Zufölle, 
deren  wahrscheinliches  Eintreffen  nach  dem  Gesetz  der 
grossen  Zahl  berechnet  werden  kann,  erlitten  wurden. 

4.  Für  die  haushälterische  Anlage  der  Ei-sparnisse  der  Mit- 
glieder, um  sie  besser  in  den  Stand  zu  setzen.  Nahrung, 
Fenening,  Kleidun;;  und  ander«  nothwendige  Bedürfnisse 
lu  bestreiten,  oder  die  Materialien  ihres  Gewerbes  oder 
Berufes  zu  kanfen,  oder  für  die  Erziehung  ihrer  Kinder 
und  Verwandten  zu  sorgen.  Nur  dUrfen  die  Antheilscheine 
nicht  übertragbar  sein ,  und  die  Ersparnisse  eines  jeden 
Mitgliedes  mQssen  für  das  Wohl  des  Mit^'liedes,  des  Ehe- 
mannes, Weibes,  der  Kinder  und  Verwandten  verwandt 
werden,  und  kein  Theil  soll  für  die  Unterstützung,  Er- 
haltung oder  Ausstattung  irgendeiner  andern  Person  ver- 
wandt werden,  und  der  ganze  Betrug  soll  ihm  ausgezahlt 
werden,  wenn  er  die  Kasse  verlässt. 

5.  AuBwandeniog  eines  Mitgliedes,  des  Mannes,  Weibes,  oder 
Kinder,  oder  Norainee's  eines  solchen    Mitgliedes,  unter 
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der  Bedingung,  dass  einer  der  Treuhänder  der  Hilfekasse 
ein  Friedensrichter  des  Ortes  ist 
ti.  Fttr  irgend  einen  Zweck,  welcher  in  England  und  Irland 
vom  Attomey-General.  oder  in  Schottland  von  dem  Lord- 
Advokaten  als  ein  Zweck  bezeichnet  vorder,  ist,  auf  den 
die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  übertragen  werden 
sollten. 
Keine  Kas-^e  darf  unter  diesem  Gesetz  registrirt  werden, 

welche  mehr  als  1 00  Jj^  in  einer  Summe,  mehr  als  30  i^  Jahree- 

rente,  oder  20  s.  Krankengeld  versichert. 

III.  Beim  Tode  von  Kindern  unter  10  Jahren  dürfen  an 
die  Pei'son,  welche  das  Begräbniss  veranstaltet,  nur  die  Be- 
grflbnisskosten,  höchstens  3  £  ausgezahlt  werden.  Jede  Ver^ 
sicherungssumme  darf  nur  auf  das  Zeugniss  eines  AiTtes  oder 
Coroners  ausgezahlt  werden.  Diese  Bestimmung  gilt  auch  fttr 
die  alten  Gesellschaften. 

IV.  Die  Vereine  haben  das  Recht,  Statuten  zu  machen, 
zu  ündero,  aufzuheben  und  Ausschüsse  zu  ernennen.  In  den- 
selben muss  festgesetzt  sein,  wo  sie  ihre  Versammlungen  hil- 
ten,  wie  sie  ihr  Vermögen  anlegen,  Streitigkeiten  etc.  etc. 
schlichten  wollen. 

V.  Schreibt  getrennte  BuchfQhrung  vor,  im  Falle  Tabellen- 
trennung vorhanden  ist. 

VI.  Keine  Kasse  und  kein  Zweig  ist  gesetzmässig,  wenn 
nicht  die  von  Zeit  zu  Zeit  gemachten  Aendemngen  vom  Ite- 
gistrar  registrirt  werden. 

VII.  Zwei  Klassen  von  Vereinen ;  die  vom  Actoar  nnd 
Regislrar  genehmigten  heissen  .certified  s.',  die  nur  vom  Re- 
gistrar  eingeschriebenen  ,registered  s.'. 

VIII.  Alle  Kassen,  welche  das  Rentengeschäft  betreibun, 
müssen  für  diesen  Zweig  vom  Actuar  beglaubigte  Tabellen 
haben. 

IX.  Für  die  Reiristration  einer  Kasse  wird  eine  GebOhr 
von  1  Guinea,  fljr  diejenige  eines  Zweiges  von2s.  6d.  bezahlt 

XII.  Das  Vermögen  dari  angelegt  werden  in  Sparbanken, 
englischen  Staatspapieren,  Regierungssicherheiteu,  in  EfFekten, 
Bank  of  England  Stock ,  Effekten  der  Ostindien  -  Compagnie, 
hypothekarisch  auf  Freehold-,  Leasehold-  oder  Copyhold- 
Eigenthum  unter  gewissen  Bedingungen,  in  den  privil^rtea 
und  Aktienbanken  Schottlands,  als  Darlehen  auf  Policen,  auf 
Verpfändete  County  und  Borough  Rates. 

XIII.  Trustees  sind  nur  dann  gesetzmä-ssig  emannt,  wenn 
der  R^istrar  von  der  Wahl  in  Kenntniss  gesetzt  worden  ist 

XIV.  Die  Verantwortlichkeit  derselben  wie  froher. 

XV.  Die  Treuhänder  müssen  Jahresberichte  in  voine- 
schriebener  Form  an  den  Registrar  senden.  Jedes  Mitglied 
kann  gegen  Zahlung  von  6  d.  eine  Abschrift  verlangen. 
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XVL  Im  Falle  sie  den  Beiicht  nicht  machen,  verlieren 
sie  iis  Recht,  far  die  Gesellschaft  zu  klagen. 

XVU  Jede  Kasse,  in  der  Krankengeld,  eine  Pension, 
oder  B^rftbnissgeld  versichert  wird,  hat  alle  5  Jahre  eine 
Enukheits-  nnd  Mortalitätsstatistik  einzusenden. 

XVm.  Ans  den  Berichten  macht  der  Registrar  Auszüge, 
welche  ein  Staatssekretär  zur  Kenntniss  des  Parlamentes 
bringt 

XIX.  Im  Falle  Treuhänder  abwesend  sind,  soll  der  Re- 
f^strar  Geld,  welches  im  Namen  desselben  in  der  Bank  von 
Es^aud  liegt,  auf  einen  andem  Trustee  übertragen. 

XXI    Die  Gesetze  39  George  III.  c.  79  u.  57  George  III. 

he  unter  diesem  Gesetze  g&- 

Nur   müssen  die  Tnistees 

1  auf  Verlangen  Information 

nach  den  Bestimmungen  der 
allen ,   wo  die  BilligkeitshOfe 
ourt  or  Sheriff  Court  ein, 
icheiden  über  Streitigkeiten, 

Friedensrichter  setzen  even- 
urch. 

Iiiedsrichter  ernannt  worden 
mch.geffillt  worden  ist,  oder 
■er  Streitfall  an  die  Friedens- 

Mtimmungen  über  ungerechte 

Friedensrichter,  wenn  Jemand 
ich  Geld  aus  der  Kasse   zu 

les  Friedensrichters  endgiltig. 
ssene  Schatzmeister  schreitet 

inen  Mitglieder,    aber    nicht 

Weise,  wie  Vereine  aufgelöst 
ermögenstheilung  ist  vor  der 
dürien  sich  vereinigen, 
ildaosprüche  wird  den   „cer- 

iv  Kassen  haben  nur  Anspruch 
30  £  Jaliresrente  resp.  20  s. 
[asse  darf  ihr  Vermögen  bei 
Staatsschuld  anlegen.  D  er 
f  2  d.  pro  Tag. 
fen  50  £  ohne  letters  of  ad- 
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XLII.  Nichts  in  diesem  Gesetze  soll  ein  Recht  oder  Vor- 
recht in  Beziehung  auf  eioe  vor  diesem  Gesetze  unter  einem 
aufgehobenen  Gesetze  abgeschlossene  Versichernng  Terletzen 
und  es  soll  f]:esetzmäsaig  fOr  eine  solche  Gesellschaft  sein 
(welche  für  .Nominees'  versicherten),  ihren  Statuten  eincD 
Paragraphen  hinzuzufügen,  wodurch  eine  Summe,  «eiche  beim 
Tode  eines  Mitgliedes  zahlbar  ist,  zahlbar  gemacht  wird  an 
die  Testamentsvollstrecker,  Verwalter  oder  Bevollmächtigte 
dieses  Mitgliedes. 

XLIII.  F.  S.  unter  fiHheren  Akten  dürfen  ihr  Vermögen 
nicht  der  Staatsschuldenverwaltung  übergeben.  Sie  erhalten 
denselben  Zinssatz,  wie  die  Gesetze  bestimmen,  unter  denen  sie 
registrirt  wurden. 

XLV.  Für  Vei-sicherunßen  über  100  Sß,  resp.  30  £,  resp. 
20  s.  ist  Stempelgebühr  erforderlich. 

XLVL  Kassen,  welche  unter  au%eliobenen  Gesetzen  ro- 
gistrirt  wurden,  sind  zu  allen  Privilegien  dieses  Gesetze«  be- 
rechtigt, wenn  sie  nicht  mehr  als  100  £,  resp.  30  jü,  reep. 
20  8.  veraichei-n. 

XLVII.  Kein  Verein  darf  zurücltgezogene  Gelder  wieder 
einlegen  ohne  Erlaubniss  der  Staatsschuldenverwalbing. 

XLVIII.  Wohlthätige  Gesellschaften  haben  alle  Vortheile 
der  Registered  Societies,  wenn  sie  als  solche  registrirt  werdoi 

LI.  Das  Gesetz  soll  auf  ein  Jahr  und  von  da  bis  zom 
Ende  der  nächstfolgenden  Session  in  Kraft  sein. 
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VI. 

Fortschritt  auf  dem  Gebiete  der  Rrankheits- 

iid  MortAlitStsstatistik.  —  Kindersterblichkeit  and 

Begribnisskassen.  —  DeflnitiTes  Konsolidationsgesetz. 

1850— 1855. 


Im  vierten  Kapitel  wunle  iierichtet,  dass  die  Odd  Fellows 
in  Jahre  1846  die  An&ahine  einer  allgemeinen  KrankheitB- 
ind  MortaliUtastatistik  beschlossen.  Die  Resultate  derselben 
nrden  im  Jahre  1850  „fast  gleichzeitig  mit  der  Annahme  des 
Büfekassengesetzes"  veröffentlicht'). 

Das  Werk  enthält  168  Seiten  in  7  Abtheilungen.  Die 
rrste  giebt  eine  kurze  Uebei-sicht  Qber  die  bisherigen 
Leistungen  auf  diesem  Gebiete.  Eine  Tabelle  von  Dr.  Farr, 
welche  dieser  Gelehrte  auf  Grund  der  Volkszählung  von 
1841  veröffentlichte,  und  eine  von  Neison  werden  repro- 
dozirt.  um  alB  Vergleichungsohjekte  zu  dienen.  Die  zweite 
Abtheilong  trägt  die  Uebei'schrift  Duration  of  life  in  the  Unity. 
Wie  stark  Neison's  Methode  eingewirkt  hat,  ersehen  wir  daraus, 
dass  Ratcliffe  die  Unterscheidung  von  Rural,  Town  and  City 
Districts  und  den  Gewerben  seinem  Werke  zu  Grunde  legt. 

In  den  Tabellen  IV,  V,  VI,  VII  giebt  der  Verfasser  einen 
Ceberblick  Ober  aein  Material.  Vor  den  Zahlen,  welche  ihm 
XU  Gebote  standen,  verschwindet  jedes  Misstrauen  in  die  Ge- 
di^renheit  seiner  Berechnung.  —  So  erstreckt  sich  seine  Be- 
reehnong  in  der  Periode  von   18-20  in  den  Rural  Districts 


■)  Oburratioiu  an  the  Rate  of  MorUlit^  and  äicknesa  existiDg 
uouit  Frinidl j  SodetieB :  puticnUriBed  for  Tonous  Trades,  AccuBationa, 
nd  Cöcalhi«,  witb  a  Serie«  of  Tables,  shening  the  Vnlue  of  AnouitieB, 
Si±  Oifi,  AMiimice  for  Deftth,  aod  ContribulionB  to  be  paid  equivalent 
thnto'  CTlmlaiH  from  the  experience  of  tbe  memben  compoiinB  the 
HudMcter  Ünitr   of  the   IndepeDdent  Order  of  Odd  Fello«^.    By  Henry 
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aber  nicht  weniger  als  6962,  in  den  Town  Districts  Ober  3838, 
in  den  City  Districts  1854,  im  Ganzen  12  634  PerEonen;  von 
21—25  über  46  716,  bezaglich  29  342, 19 164,  im  Ganzen  95  222 
Personen.  Die  grSssten  Zahlen  weist  die  Periode  vom  26.-30. 
Jahre  auf:  68044,  47  505,  37  584,  in  Summa  153133.  Von 
da  an  langsame  Abnahme.  Nach  dem  50  geht  es  rasch  bergab. 
Von  51—55  in  den  R.D.  3794.  T.D.  noch  5388,  CD.  3450, 
im  Ganzen  12  632  Pere.  Von  56—60:  1187.  2533,  1400  = 
5120  Pers.  Von  51-65:  469,  878,  524  =  1871  Pers.  Von 
66—70:  184,  321,  195  =  700.  Von  71—75:  62,  81,  63  = 
206.  Von  76—80:  11,  31,  21  =  63.  Von  81-85:  5,  12, 
8  =  25.  (Die  Tabelle  24!)  Der  Älteste  Odd  Fellow  in  einem 
R.D.  war  im  Alter  von  85  Jahren  gestorben,  eine  Loge  hatte 
ein  Mitglied  mit  86  Jahren  aukuweisen,  der  altetite  in  einem 
C.D.  war  mit  86  Jahren  gestorben. 

Die  Tabellen,  welchen  diese  Notizen  entnommen  sind,  ent- 
halten auch  die  Gesammtsumme  der  auf  jede  Periode  entfallai- 
den  Todesfälle  und  Krankheitsdauer. 

Die  nun  folgenden  Tabellen  VIII,  IX,  X,  XI  sind  mit 
100  000  Lebenden  im  Alter  von  18  Jahi-en  beginnende  Uebe^ 
lebenstafeln  fUr  die  R.D.,  T.D.,  G.D.  und  die  drei  D.  lu- 
sammengenommen,  unter  folgenden  4  Kolumnen:  Living,  Djing, 
Mortality  per  Cent  und  Specific  Intensity.  Unter  letztwer 
versteht  Ratcliffe  die  Zahl  der  Personen ,  aus  welcher  jähriieh 
eine  in  dem  bezuglichen  Alter  stirbt,  z.  B. 

18  :  100  000  -  645  —  0.6456  —  154,89  (=  100  000  :  645) 

19  :    99  355  —  655  —  0,6596  -  151,60. 

Wir  lassen  einige  Auszage  aus  dem  begleitenden  Texte 
folgen.  Vergleicht  man  die  Mortalitätstafe]  Ar  ganz  England 
(die  Farrsche  Tabelle)  mit  der  Mortalitätstafel  der  Bund 
Districts  des  Ordens,  so  zeigt  sich,  dass  nach  jener  im  Alter 
von  18  Jahren  750  Personen  sterben ,  hier  nur  645.  Bis  mm 
Altersjahre  54  behaupten  die  Bural  Districts  gOnstigere  Mor^ 
talitätsvevhaltnisse ,  von  54—64  werden  sie  ungünstiger,  naeh 
der  Zeit  stellt  sich  das  fi-ahere  Verhältniss  wieder  her.  Nadi 
Farr  stirbt  die  Hälfte  der  Bevölkerung  zwischen  den  Alten- 
jafaren  63—64  ab  (63  :  50  043,  64  :  48  063),  nach  Batcliffo 
zwischen  65-66  (50  521,  48  350). 

Neison's  Mortalitätstabelle  zeigt  eine  höhere  Lebenskrtft 
der  ländlichen  Bevölkerung,  als  diejenige  der  Odd  Fellows. 

In  den  Town  Districts  ist  zwar  mit  18  Jahren  eine  grOssen 
Sterblichkeitsziffer  zu  verzeichnen,  als  nach  Fair,  sie  nimmt 
jedoch  allmählich  bis  zum  Altersjahre  27  ab ,  und  steigt  dus 
wieder  bis  zum  54.  Jahre,  wo  sie  grösser  wird,  bis  zum  70.  J., 
wo  sich  das  Verhältniss  wieder  ändert.  Wir  haben  zur  gröMS- 
ren  Verdeutliehung  einige  Daten  zu  einer  Tabelle  zusammoh 
gestellt. 


In  guu  Englu 

d 

MI) 

Age 

ID  da 
LiTing 

ToTD  Districts  der 
Odd  FeUows 

100  «W     750 

Motu- 

Uly 

0,750 

l^ 

133,21 

IS 

100  000 

794     0,7946 ;  125,84 

23 

96  913 

806 

0,832 

120,11 

22 

96  906 

729  1  0,7527  j  132,91 

n 

«739 

877 

0,946 

10.5,65 

27 

93  521 

607  ^  0,6495  !  153,86 

U 

85  318 

990 

1,160 

86,17 

35 

87  907 

831 

0,9466    105,66 

M 

«4334 

1212 

1,883 

nS-OÜ 

51 
70 

68931 

1483 

2,1516     46,47 

70 

34001 

2337 

6^8 

14,92 

33105 

1913 

5,7807      17,29 

80 

1  12747 

1783 

13,994 

7,14 

80 

14  562 

1888 

12,9682       7,71 

Zwischen  den  Town  Districts  und  ganz  England  herrscht 
die  Uebereinstimtnung,  dass  die  Hälfte  Her  Bevölkerung  zwischen 
63—64  Abstirbt.  In  den  Gity  Districts  stirbt  die  Hälfte  schon 
Tor  erreichten)  62.  Jahre  ab.  In  frohem  Alter  ist  die  Sterb- 
Hcbkeitsziffer  sasBerordentlich  niedrig,  aber  sie  steigt  in  so 
ftberraschender  Weise,  dass  sie  schon  mit  40  Jahren  diejenige  für 
ginz  England  Obertrifft.  Mit  70  Jahren  tritt  eine  Verschiebung 
nn.  Hit  16  Jahren  ist  in  (ten  CD.  der  Specific  Intensity 
463,60  (in  England  133,21),  mit  28  schon  105,50  (in  England 
102,92).  mit  40:  74,99  (in  England  75,82). 

Die  drei  Distrikte  zeigen  zusammengenomnien  bis  zum 
Alter  von  40  Jahren  günstigere  MoitaJität^verhältnisse,  als  es 
nach  Farr  in  England  der  Fall  ist.  Dieses  Verhältniss  ver- 
schiebt sich  mit  50  zu  Gunsten,  mit  71  zu  Ungunsten  der 
GesunmtbevOlkeniDg. 

„Obgleich  die  Sterblichkeitsziffer  in  der 
frQhern  Lebeosperiode  gUnstig  für  die  Unity  ist, 
steigt  sie  rascher  in  den  mittleren  Lebensjahren, 
u  dus  die  Hälfte  aller  Lebenden  in  dem  Alter  von  63-64 
abgeBtorl>en  ist;  dasselbe  (n&mlich  das  Absterben  der  Hälfte 
der  Berölkening)  findet  in  derselben  Periode  in  der  Gesamuit- 
bevölkeninfc  statt  >)." 

Diese  Thatsache  kann  man  sich  auf  verschiedene  Weise 
erklären.     Keine  Erklärung  hat  zwingende  Beweiskraft. 


')■ 
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Wir  gehen  zur  dritten  AWheilung  Qber,  welche  die  üeber- 
Schrift  fuhrt:  Average  Amoaot  of  Sickness  experienced  in  the 
Manchester  Unity.  Die  XIII.  Tabelle  giebt  die  aof  1  Persoo 
reduzirte  Krankheitsdauer  far  jedes  Altersjahr  in  den  drei 
Distrikten  gesondert  und  fQr  dieselben  zusammen  an. 

In  den  Town  Districte  zeigt  sich  in  den  jugendlichen  Alters- 
perioden eine  geringere  DurcbschDlttssumme ,  mit  dem  27. 
Altersjahre  verändert  sich  dies  bis  zum  58.,  dann  findet  wieder 
eine  Verschiebung  zu  Gunsten  der  Town  Districte  statt.  In  den 
City  Districts  die  ä,hn1iche  Erscheinung  der  geringen  Durch- 
schnittssumme in  der  Jugendperiode,  dann  schnelleres  An- 
wachsen ohne  irgend  eine  Verschiebung. 

In  der  folgenden  Tabelle  stellen  wir  2  vereinfachte  TabelleD 
RatclifTe's  zusammen,  welche  eine  Vergleichung  der  ErgebDisse 
der  Krankheitsstatistik  des  Ordens  mit  froheren  Beobachtungen 
geben. 


Die  Durchschnittssumme  der  Krankheiten  vom  20 — 70.  Jahn 
beträgt  nach 


Ländliche 
DiBtrikte 

Mittelatadt 
DiBtrikte 

GrOBBBtadt 
DUlrikte 

Im  Qhmi 

NeisoD 

Ratdiffe 

129,6680 
116,5815 

160,0464 

106,6029 

132.0586 
141,5002 

137,8187 
116,8185 

Uebenehuss   über 
Ratcliffe    .... 

DebenchuBB   Ober 
Neifion 

13,0865 

53,44-35 

9,4416 

19,0001 

A;c,ogic 
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Zur  Erklllrung  rfieser  Abweichungen  hemeikt  Ratcliffe, 
dass  Keisoa's  landliche  Arbeiter  33  % ,  in  der  Statistik  der 
Manchester  Unity  dagegen  nur  20  %  der  ländlichen  Klasse 
ausmachen. 

Auch  die  Lokalität  flbt  einen  grossen  Einflups  aus.  Der 
Umstand,  dass  die  Arbeiter  von  Glasgow  und  Liverpool  in  den 
Grossstadtdistrikten  einbegiiffen  sind,  hat  den  obigen  Ueber- 
schuss  aber  Neison's  Tabellen  heivorgebracht. 

Die  vierte  Abtheilung  ist  die  interessnnteste  von  allen, 
weil  sie  einen  Gedanken  Neison's  in  grösserem  Maasse  als  dieser 
nir  Ausführung  bringt.  Sie  enthftlt  eine  nach  ßemfen  ge< 
ordnete  Krankheits-  und  Mortitlitätsstatistik. 

Der  Mangel  an  Raum  zwingt  uns,  die  wichtigsten  Aus- 
ftthrongen  und  zwei  Tabellen  RatclifTe's  in  eine  Tabelle  zu- 
sammenzudrängen, die  jedoch  hoffentlich  den  Ober  24  Seiten 
zerstreuten  Stoff  übersichtlicher  gestalten  wird.  Wir  ordnen 
die  Gewerbe  nach  der  wahi-scheinlichcn  Lebensdauer,  nicht  in 
alphabetischer  Aufeinanderfolge  an.  Das  Wort  „wahrschein- 
liche Lebensdauer"  fassen  wir  in  dem  ui-sprünglichen  Rinne 
auf,  als  die  Zahl  der  Jahre,  bis  zu  welcher  eine  Genoralion 
bis  zur  H&lfte  abgestorben  ist.  Wir  scheiden  durch  fettere 
iJDien  die  Klassen  mit  normaler  wahrscheinlicher  Lebensdauer 
Ton  denen  mit  höherer  und  gei-ingerei-  wahrscheinlicher  Lebens- 
dauer sowie  die  Zahlen,  welche  die  Basis  der  Vergleichung 
bildea. 

(Siehe  die  Tabellen  auf  den  folgenden  Seiten.) 

Von  besonderem  Interesse  ist  es,  Krankhcitsdauev  und 
Sterb)ichkät  der  verschiedenen  Berufe  mit  einander  zu  ver- 
gleichen. Die  am  wenigsten  lebenskräftigen  Schreiber  und 
Schnitneister  z.  B.  haben  nur  einen  ganz  gelingen  Krankbeitssatz. 

In  den  Tabellen  XIV — XL  macht  uns  Ratcliffe  mit  dem 
Hateria]  bekannt,  aus  welchem  sich  die  vorhergehenden  Be- 
Tpchnungen  aufbauen.  Es  bedarf  gar  keiner  Erwühnun?,  dass 
dasselbe  f&r  einige  Berufe  in  höheren  Altersperioden  sehr  knapp 
ist.  Doch  sind  die  Fälle  nicht  so  zahlreich,  wie  man  an/.u- 
nehnien  geneigt  sein  wird.  Dass  die  Statistik,  wie  bei  den 
Bäckern,  im  Alter  von  51  Jahren  nur  4  Personen  zu  ver- 
zeichnen hat,  steht  ganz  allein  da. 

Die  nun  folgenden  Tabellen  XL— LXV  enthalten  Ueber- 
lebens-  und  Lebenserwartungstabeilen  für  die  einzelnen  Berufe, 
welche  mit  100  000  Lebenden  im  Alter  von  18  Jahren  an- 
fangen. Die  Tabellen  LXVI-  LXXII  gehen  die  Krankheits- 
daner  fbr  jedes  Altersjahr  in  jedem  einzelnen  Berufe  an. 

In  der  fOnften  Abtheilung  betritt  Ratelife  ein  Gebiet. 
welches  Farr  und  Nelson  schon  vor  ihm  betreten  halten:  die 
Unlereuchang  der  Krankheits-  und  Sterhlichkeitverhitltnisse 
nach   Ortschaften.      Die    beiden    Grossstädte:    Livei-pool    und 
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Glasgow  zeigen  die  grösste  Sterblichkeit  und  eine  wahrseheiii- 
liche  Lebensdauer  von  nur  50—51  bezüglich  52—3,  also  eine 
geringere  als  die  der  Schreiber  und  Schullehrer  and  eine  um 
11  resp.  0  Jahre  geringere  als  die  der  Grossstftdte  überhaupt 

Daran  reihen  sich  SUii-London  mit  einer  wahr«cheiDliehen 
Lebensdauer  von  55—56,  Sheffield  mit  57—58,  Nord-London 
mit  58-59.  In  den  letztgenannten  Orten  stimmt  die  Sterbe- 
ziffer bis  in  das  Mittelalter  hinein  mit  derjenigen  der  City 
Diatricts  überein.  Dann  erst  setzt  eine  viel  höhere  Sterblich- 
keit ein.  In  der  Reihe  erscheint  nun  Schottland  mit  59—60. 
Nach  Neison  betrug  die  wahrscheinliche  Lebensdauer  65—66. 
Ratcliffe  erklärt  die  Verschiedenheit  aus  dem  Umstände,  dass 
in  der  Statistik  der  Manchester  Unity  Glasgow  22  %  sftmmt- 
licher  Leben  ausmache.  Auf  gleicher  Stufe  mit  Schottland 
steht  Bii-mingham.  Oliiham  zeigt  noiTnale  (City  D.)  Verh&It- 
nisse.  Roclidale,  Bradford,  Wales,  die  Mittel-  und  Grossstadt- 
Distrikte  von  Lancashire  weisen  eine  günstigere  Mortalität  anf: 
62—63.  Ja,  die  Mittelstadt-Distrikte  von  Lancashire  erheben 
sich  über  die  Durchschnittsrate  der  Town  Districts.  BoltOD, 
Leeds  und  die  ländlichen  Distiikte  von  Yorkshire  zeigen  eine 
wahrecheinliche  Lebensdauer  von  63—64.  In  den  Undlichm 
Distrikten  von  Northampton  ist  die  wahrscheinliche  Lebensdauer 
66  -  67. 

So  zeigt  sich  also  in  den  Districten  der  Manchester  Unity 
ein  Unterechied  in  der  wahi-scheinlicben  Lebensdauer  von  oieht 
weniger  als  16  Jahren!  Die  Gewerbe  (Zimmerlente  — 
Schreiber)  wiesen  15  Jahre  auf! 

Die  Krankheitsstatistik  ist  nicht  weniger  lehrreich.  Glas- 
gow, Liverpool,  Bristol  und  Sheffield  zeigen  eine  höhere  Knnk- 
heitsziffer  in  jeder  Periode,  während  dieselbe  nach  Periodeo 
in  den  andern  Städten  wechselt,  wie  aus  folgenden  Notizen  za 
ersehen  ist,  in  welchen  die  Städte  nach  der  Durchschnittssumme 
der  Krankheitsdauer  auf  einander  folgen. 

Im  Alter  von  20—30  haben  die  Mitglieder  der  Städte 
Leeds,  Stockport,  der  Mittel-  und  Grossstadtdiatrikte  Toa 
Lancashire,  Bolton.  Rochdale,  Bury,  Nord-London,  Oldhun 
günstigere  Verhältnisse  als  die  normalen  in  den  City  Districts; 
in  Siid  -  London ,  Birmingham ,  Bradford ,  Biistol ,  Liverpool, 
Glasgow  und  Sheffield  ungünstigere.  Von  30—40  haben  Bolton, 
Oldham,  die  City-Distrikte  von  Lancashire,  Süd-Londoo,  Nord- 
London  eine  geringere  Durchschnittssumme  aufzuweisen,  und 
Bradford,  Sheffield,  Bury,  Rochdale,  Bristol,  Stockport,  Livo^ 
poo!  und  Glasgow  eine  höhere  als  die  normale.  Von  40—50 
ist  die  Kranklieit^ziffer  in  Rochdale,  Stockport,  den  GroBsstadt- 
distrikten  von  Lancashire,  Bradford,  Oldham,  SUd-Loodoo  und 
Nord-London  geringer,  und  in  Leeds,  Buiy,  Bolton,  Liverpool, 
Bristol,  Sheffield  und  Glasgow  grösser  als  die  normale.  Von 
50—60  stehen  Rochdale,  Bradford,  BU17,  Leeds  und  die  Grov- 
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sUdtdistricte  vod  Lancashire  aber  dem  DurcIiBChDitt,  BoUod. 
Kord-London,  Oldham,  Sheffield  und  Stockport  unter  demselhen. 
Ueber  die  in  den  letzten  Perioden  nicht  genaiinten  Orte  liegen 
nicht  hinreichende  Daten  vor. 

Die  beiden  letzten  Abtheilungen  unter  der  Uebei'schrift 
.Valae  of  Annuities,  Sick  Gift,  Ässurance  at  Deaih,  and  Con- 
tribations  payable  for  the  S.ime'  und  .Valuatimi  of  A^setH  and 
Uabilities'  Ubertiehen  wir,  du  sie  nichts  Neues  bieten.  — 

Eine  erstaunliche  Masse  von  interessanten  Thatsachen, 
welche  RatcIiHe's  Werk  enthält !  Um  so  ei'staunlicher,  als  hier 
Arbeiter  aus  eipener  Initiative  schufen,  was  bisher  gelehrte 
Gesellschaften  und  der  Staat  nicht  /u  thun  vermocht  hatten. 
Aber  es  ist  die  Frage,  ob  eine  andere  Arbeitorsehicht,  die  nicht 
to  eonsequent  die  ganze  Verwaltung  ihrer  Angelegenheit  in  die 
Hand  der  Tüchtigsten  legt,  die  Auff;fthe  hätte  hewälti^en  können, 
md  bb  die  Manchester  Unity  im  Stande  dazu  gewesen  wäre, 
wenn  sie  nicht  einen  Mann  wie  liatclitTe  besessen  hütte  ')■  t-'r 
leitete  die  Untersuchung  nicht  bloss,  er  rechnete  mit  unversieg- 
birer  Ausdauer  mit  seinen  Gehilfen.  Ks  scheint,  dass  er  den 
originalsten  Thcil  seines  Werkes,  die  Statistik  nach  Gewerben, 
<riine  jede  Hilfe  bearbeitet  hat.  Spvy  theilt  mit,  dass  dieselbe 
dleio  ihn  15—17  Stunden  täfjlich  beschäftict  habe.  Diese 
Mitwirkung  des  Leiters  an  dem  rein  meihanischen  Gesch&fte 
ind  der  Umstand,  dass  die  Männer,  welche  das  Material  lieferten. 
die  Sekretäre  der  Logen  und  Distrikte,  pflichti-ifripe  und  von 
iler  Wichtigkeit  des  Unternehmens  überzeugte  Männer  waren, 
sichert  der  Arbeit  einen  Werth.  welchen  manche  statistische 
Werke  nicht  besitzen. 

Wir  haben  den  Inhalt  des  Werkes  etwas  eingehender  aus- 
gezoKen,  sowohl  w^en  des  grossen  Werthes  desselben,  als  auch 
nm  die  Schwierigkeiten  verstAndlich  zu  machen,  welche  einem 
ArbeiterTersicheningswesen  entgegenstehen.  Können  wir  in 
ibsehbarer  Zeit  hoffen,  da  sich  Lokal-  und  GewerbeeintlUsse 
in  so  mtnoichfacher  Weise  durchkreuzen,  die  Beitril^'O  der 
Hitfdieder  in  gerechter  Weise  zu  fixiren?  Es  unterlicfit  gur 
keinem  Zweifel,  dass  Kassen,  welche  nur  Mitglieder  derselben 
Gewerbe  aoftiehmen,  die  am  wenigsten  ungerechte  Auf- 
bringung der  Beiträge  ei-möfilichen.  Man  nähert  sich  <leni 
Ideij  am  meisten,  wenn  man  lokale  Kassen  für  jedes  Gewerbe 
Bchafft  Doch  würde  die  Errichtun;;  dei-selben  fQr  alle  (iewerbe 
an  den  meisten  Orten  an  der  geringen  Mitgliederzahl  scheitern. 
oder  die  errichteten  wQrden  bankerott  wenlen.  Es  wäie  also 
nothwendig,  GewerbegenoBsen  aus  andern  Orten  an  sich  zu 

*}  Der  Orden  legte  sich  ein  groMet  Opfer  auf.  In  dem  fthDlichen 
WsAe  von  Jahre  IStitf  verden  die  Kosten  deBBclben  auf  ^500  £  ben-cboet. 
Um  eben  beeprocbene  muu  grauere  Kosten  verursacht  haben.  —  l)aa  A. 
X.  C  sfcuiBta  R.  eine  Belobnnäg  tod  öO  £  lu.    Spry,  114. 
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ziehen,  in  diesem  Falle  würden  LokaleinflOsse  die  Berechnut^en 
stören,  oder  man  mfisste  andere  Gewerbe  aufnehmen,  damit 
wäre  die  richtige  Form  der  Gewerbekasse  vernichtet.  Das 
Ideal  lässt  sich  also  nur  auf  dem  platten  Lande,  in  bedeutenden 
Fabrikdistrikten  und  in  Grossstfldten  verwirklichen. 

Woher  will  man  weiter  die  nöthigen  Daten  fOr  alle  Ge- 
werbe nehmen?  Auch  die  Resultate  der  Statistik  der  Man- 
chester Unity  haben  Bedeutung  nur  für  diese,  und  nur  fDr 
kui?.e  Perioden.  Jenes  wird  aus  der  Abweichung  der  Statistik 
von  Ratcliffe  und  Neison  bewiesen,  dies  allein  durch  die  bis 
jetzt  alle  zehn  Jahre  wiederholte  Statistik  des  Ordens,  Die 
Gewerbe  müsslen  also  periodisch  eine  lokale  Statistik  auf- 
nehmen lassen.  Jede  werthvolle  Statistik  ei-fordert  bedeutende 
Kosten.  Je  zahlreicher  die  Kassen,  um  so  grösser  die  Kosten, 
die  von  den  Mitgliedern  getragen  werden  müssen  und  bo  die 
Versicherung  vertheuern.  Mit  gerechten  Prämien  möchte  man 
pekuniär  schlechter  fahren,  als  mit  ungerechten. 

Wir  sind  dabei  von  der  Untei'stellung  ausgegangen,  dass 
eine  wei-thvolle  lokale  Statistik  fur  jedes  Gewerbe  überhaupt 
möglich  sei.     Dieselbe  ist  aber  jedenfalls  unrichtig. 

Weiter  ergiebt  sich  die  grosse  Schwierigkeit,  kleinen  lokalen 
.Kassen,  bei  der  heutigen  Vermischung  der  Bevölkerung  ihre 
finanzielle  Sicherheit  zu  gewährleisten ,  auch  wenn  nicht,  wie 
fast  durchgehenils,  die  Verwaltung  in  den  Händen  ungebildeter, 
dazu  nicht  selten  pflichtvergessener  Leute  liegt  und  wenn  die- 
selbe auch  bei  guter  Leitung  allzuhäufig  sehr  theuer  ist. 

Je  grösser  die  Kapse  ist,  um  so  mehr  gleichen  sich  die 
Verschiedenheiten  aus,  abgesehen  davon,  dass  eine  gute  und 
billigere  Verwaltung  nun  wahrscheinlicher  wird.  Vollständig 
sicher  wird  sie  erst,  wenn  sie  sich  Ober  das  ganze  Land  er- 
streckt und  die  Itesultate  periodischer,  die  Altei-sklassen  unter- 
scheidender Aufnahmen  den  Prftmienberechnungen  zu  Grunde 
gelegt  wird.  Das  letzte  Element  aller  Unsicherheit  aber  wird 
erst  dann  entfernt,  wenn  alle  Diejenigen,  Ober  welche  Er- 
fahrungen gesamnielt  worden  sind,  auch  in  die  eine  Kasse 
eintreten.  Wir  erinnern  an  Ansell's  Ausführungen  im  vorigen 
Kapitel. 

Kine  allgemeine  Zwangskasse  mit  nach  Altersstufen  gra- 
duirten  Prämien  ist  also  das  zweite  Ideal,  welches  aus  unseren 
Betrachtungen  entspringt.  Das  erste  —  die  lokale  Gewerbe- 
kasse --  lässt  nur  eine  seltene  Durchfuhrung  zu.  Das  zwdte, 
die  allgemeine  Zwangskasse,  lässt  sich  nicht  in  allen  Ve^ 
Sicherungszweigen  durchführen.  Die  Durchfühiiing  der  Kranken* 
Versicherung  wird  der  Kontrolle  wegen  immer  eine  Mehrzahl 
von  Kassen  erfordern.  Dass  dieselben  klein  sein  mUssten,  wie 
wir  verschiedene  Aktuare  vei-sicheni  hörten,  ist  nicht  richtig. 
Es  giebt  grosse  Kassen  in  England  mit  wirksamer  Kontroll«. 
Die  allgemeine  Zwangskasse  empfiehlt  sich  di^egen  fQr  all« 
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andern  Versichenin^zweige  als  die  sicliei-ste  und  unter  den 
gejiebenen  Verhältnissen  billigste.  , 

Einen  Schritt  nach  diesem  Ziele  liiii  crm&glicbt  eine  Sta- 
ligtik.  welche  wir  jetzt  besprechen  wollen. 

Bald  nach  der  Vollendung  des  vorher  besprochenen 
Werkes  liefen  die  fiinfjälnigen  Berichte  der  Hilfskassen  ein, 
velche  bisher,  wie  bekannt,  nur  einninl  und  /war  von  \eison 
verarbeitet  worden  waren.  Diesmal  wurden  sie  benutzt.  Ein 
,..\bstract  of  Retums  respecting  Frieudly  Sorieties  in  England 
and  Wales,  during  the  Five  Years  ending  the  3Ut  of  December 
1850"   wurde  dem  Pailamente  vorgelegt  •). 

Der  Registrar  bemerkt  in  der  Einleitung,  dass  von 
1828  —  1847  10.433  Kassen  registrirt  worden  i-eien.  Vom 
8.  Juli  1847-23.  November  1852  seien  in  England  und 
Wales  (England:  9,407:  Wales:  !)3t»|  5520  Vereine  einge- 
Khrieben  worden,  die  Ziihl  aller  seit  1828  registiirten  Gesell- 
Khaften  betrage  also  unüefiihr  lÖOOO.  Nehmen  wir  die  iin 
3.  Kapitel  enthaltene  Statistik  zu  Hülfe  —  welche  der  Register 
nicht  erwähnt  — ,  so  werden  wir  uns  nicht  weit  von  der  Wahr- 
heit entfernen,  wenn  wir  die  Gesamintsuinnie  der  seit  17!I;J 
nngeschriebenen  Friendly  Snrieties  auf  26000  veranschlagen. 
Doch  erhielt  er  Berichte  von  nur  4  21*1  Vereinen.  Hiervon 
«ar  ein  grosser  Theil  sehr  unvollkommen.  Der  Auszug  unter- 
«heidet  .Perfect"  und  .Imperfect  Uetums'.  Nur  etwa  300U 
konnten  su  weiteren  Berechnungen  benutzt  werden.  Die  An- 
ahl  der  Mitglieder  in  den  genannten  Kassen  betrug  781  7-2. 
Id  di'm ,  dem  8.  Juli  vorangehenden  Jahre  hatten  die  Kassen 
693  751  £  eingenommen  und  in  dci-selbpn  Zeit  518  (578  iE"  an 
Untei-stQtzungen  bezahlt. 

Aus  den  Berichten,  welche  nur  weni;re  Pelilüsse  auf  den 
Ge;'amintzustnnd  des  tlilt-ikassenwesens  gestatten,  heben  wir 
einige  Notizen  heraus. 

In  Lancashire  hatten  tt2n  eineeschriebene  Hilfskassen 
293  Berichte  eingeschickt.  Die  Mitgliedevangabe  betrug  258  Oit5. 
die  jahrliclien  Einnahmen  71  200  £.  In  London,  wo  unter  W^ 
registrirten  Vereinen  P5  berichtet  halten,  betrug  die  Mitglieder- 
anztbl  ?2  297,  die  Jährlichen  Beiträge  fast  das  Doppolte. 
132  745  £.  Bedenkt  man  nun ,  dass  die  Mitglicdernnznld  der 
Londoner  Kassen  kaum  ein  Zehntel  <lcr  ersteren  betrug ,  so 
wären  die  Prämiensätze  im  Durchschnitt  fast  2ii  mal  so  hoch 
sewesen.  Die  höchste  Zahl  eingeschriebener  Ililfskassen  und 
den  geringsten  Prozentsatz  von  Berichten  hatte  Middicsex  auf- 
zuweisen: 1301  gegen  317.  An  Anzahl  der  eingeschriebenen 
Hilbkassen  folgen  Lancashire  mit  020.  Yorkshirc  nnt  454. 
StalTordshire  mit  445,  Devonshii-e  mit  3(i2.  Monmouthshire  niii 
356,  Warwickshire  mit  336,  Surrey  mit  324,  Kent  mit  313, 
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Hampshire  mit  301.  Die  genngBten  Zahlen  weisen  auf  Here- 
fordshire  mit  45,  Cnmberland  mit  30,  Rutlandshire  11  und 
WeBtmoreland  3.  Die  grösste  Anzahl  von  Bei-ichten  faatte 
Midcjlesex  (317)  eingesandt,  dann  folgen  Lancashire  mit  293, 
Staffordshire  mit  201,  Yorkshiie  und  Devonshire  je  mit  193, 
Kent  mit  190,  Hampshire  mit  149,  Norfolk  mit  121.  Die  ab- 
solut geringste  Anzahl  aus  Heifordshire  mit  18 ,  Cumber- 
land  16,  Kutlandshire  mit  7  und  Westmoreland  mit  3  (West- 
moreland  100 "/(,).  Die  höchste  Mitgliedei'zahl  wies  Lancashire 
auf:  258  095.  Ein  ungeheuerer  Sprung,  ehe  wir  bei  Yorksbire 
mit  63  315  Mitgliedern  anlangen,  nun  folgen  Middlesex  mit 
43  380,  Devonshiie  mit  20  768,  Staffordshire  mit  27  639,  Hamp- 
shire mit  24 760,  London  mit  22297,  Cheshire  mit  17800, 
Essex  mit  16  459,  Warwickshire  mit  16  381,  SuiTey  mit  15475. 
Die  geringsten  Mitgliederzahlen  weisen  die  Grafschaften  mit 
der  geringsten  Kassenanzahl  auf.  Wir  bemerkten  schon,  da» 
London  allen  an  Höhe  der  Jahresbeiträge  voransteht:  132745  if. 
Nun  folgen  Lancashire  mit  71  200  if,  Middlesex  mit  62  421^, 
Yorkshire  mit  52  374  ^,  Devonshire  mit  34457  £,  Kent  mit 
27  857  ^,  Suffolk  mit  27  313  £,  Staffordshire  mit  25  291  £. 
Eine  ganz  andere  Aufeinanderfolge  zeigen  die  Grafschaftea, 
wenn  wir  sie  nach  der  Gesammtsumme  der  gezahlten  Unter- 
stützung anordnen.  Voran  steht  Lancashire  mit  66  869  £. 
Es  folgen  London  mit  54  067  £ ,  Middlesex  mit  44  63i  £, 
Yoikshire  mit  37  077  £ ,  Devonshire  mit  29  521  £,  Kent  mit 
24304  jß,  Suffolk  mit  20929  £,  SUffordshire  mit  20578  £ 
Di-ei  Grafschaften  wiesen  für  Unterstützungen  einen  gröSHwen 
Betrag,  als  für  Jahresprämien  auf:  Herefordshire  992  SS  g^D 
686,  Leicestershire  mit  4563  £  gegen  4552,  Westmoreland 
226  £  gegen  195. 

In  Wales  enthielt  Glamorganshire  248,  also  mehr  als  eii 
Viertel  aller  Kassen  dieses  Fürstenthumes.  Es  folgen  Brenn- 
shire  mit  147,  Denbigshire  mit  91,  Cardiganshire  und  Carmu- 
thenshire  mit  je  76,  Pembrokeshire  mit  69,  Montgomerrshin 
mit  57.  Die  geringste  Zahl  wies  Radnorshire,  nämlich  11  asü 
Nach  dfr  Zahl  der  Berichte  folgen  die  Grafschaften  aufein- 
ander: Glamorganshire  mit  95,  Denbigshire  mit  51,  BrecoB- 
shire  mit  49,  Carmarthenshire  mit  28,  Cardiganshire  mit  26. 
An  letzter  Stelle  steht  Montgomeryshire.  Keine  einzige  seiltet 
57  registrirten  Kassen  hatte  einen  Bericht  eingesandt.  An  ZaU 
der  Mitglieder  steht  Glamorganshire  mit  9097  voran.  Dtu 
folgen  Denbig-shire  mit  8245,  Breconshire  mit  4907,  Camamift- 
shire  mit  3595  und  Klint'^hire  mit  3382.  Die  absolut  bOcbstoi 
Jahi-esheiträge  weisen  die  Kassen  von  Glamoi^anahire  wA: 
7141  £.  Dann  folgen  Denbigshire  mit  6442  £,  Brecoiuhin 
mit  5079  £,  Cacnarvonshire  mit  2479  £  und  Flintfiliiie  nit 
2255  £.  Die  Hfihe  der  Untei-stUtzungen  weist  Denbigshire  mit 
6497  SS  den  ersten  Platz  an;  es  folgen  Glamorganshirv  mt 
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6231  if,  Breconehire  mit  3838  £,  Pembrokeshire  mit  2393  £. 
In  Denbigshire  und  in  Radnorshire  (345  iP— 323)  übertrafen 
die  UnterstützungSEummen  die  Beiträge. 

Diese  Notizen  werden  penUpen,  um  .einen  Üeberblick  über 
die  Verschiedenheit  der  einzelnen  Kassen  von  Grossbritannien 
and  Wales  zu  gewähren. 

Zu  den  Berichten  bemerkt  der  Repistrar,  dass  die  Ge- 
sammtsumuie  der  Krankheitsdauer  nicht  angegeben  werden 
könne.  Nur  die  Zeit  sei  angegeben,  für  welche  man  Kranken- 
geld verlaagt  habe,  weiter  die  Dauer  der  Krankheit  solcher 
Mitglieder,  welche  mit  ihren  Beitragen  nicht  im  Rückstande 
waren,  und  filr  solche  Krankheiten,  für  welche  gtatutenmltssig 
Krankengeld  bewilligt  werde.  MUsste  also  aus  diesen  Gründen 
der  Gesammtsumme  ein  Prozentsatz  addirt  werden,  so  erheischt 
der  Betrug  mancher  Mitglieder  einen  Abzug. 

Das  Wort  ,Superannuation'  bezeichne  in  den  Hilfskagsen  so 
Terschiedene  Zustande  (Unfähigkeit  zur  Arbeit  aus  Altere- 
Khwftche,  Krankheit,  welche  eine  in  den  Statuten  beslimmte 
Zeit  aber^chreite.  Ober  welche  hinaus  ein  geringerer  Kranken- 
geldsatz  bewilligt  werde,  Erreichung  eines  festgeüetzteu  Alters 
ohne  Rücksicht  auf  Rüstigkeit),  dass  die  Daten  hierüber  in  dem 
Abstract  nicht  verwerthet  worden  seien. 

Auch  habe  sich  herauspestellt,  dass  viele  Kassen  ihr  Ver- 
mögen in  gesetzlich  verbotener  Weise  angelegt  hätten. 

Der  Bericht  ist  nach  Gra&chaften  geordnet,  und  giebt  für 
jede  einzelne  Kasse  das  Datum  der  Gründung  an,  das  Alter, 
in  welchem  der  Eintritt  gestattet  ist,  die  Krankheilsdauer 
ffir  jedes  der  5  Jahre,  die  Zahl  der  Mitglieder  Ende  1850,  das 
Vermögen  nach  5  Arten  der  Anlegung ,  den  Betrag  der  jähr- 
lieheo  Beiträge,  die  fünfjährigen  Einnahmen  aus  andern  Quellen, 
die  Auslagen  für  Verwaltung  mit  einer  besonderen  Spulte  für 
das  Gehalt  der  Beamten. 

Die  Berichte  wurden  Ende  1852  Alexander  Glen  Finlaison. 
dem  Aktuar  der  Staatsschuldenverwaltung,  zur  Berechnung 
von  Prftmientafeln  übergeben,  nachdem  das  Ministerium  sich 
nr  Aasf&hmng  dieses  Werkes  auf  Staatskosten  entschieden 
hattet  Tidd  Pratt  war  zuerst  mit  dem  Institute  of  Acluaries  in 
Unterhandlung  getreten,  das  Ministerium  hatte  aber  (>eglaubt  die 
Arbeit  einem  Staatsbeamten,  der  in  Beziehungen  zu  den  Hilfs- 
kässen  stände,  Qbertragen  zu  müssen.  Finlai^^on  veröfTeutlichte 
dea  ersten  Theil  seines  Berichtea  schon  unter  dem  1.  Augu!-t 
1853  unter  dem  Titel  „Copy  of  a  Report  and  Tabies.  prfpared 
nader  the  Directions  of  the  Lords  of  the  Treasury.  hy  the  Ac- 
tui7  of  the  National  Debt  Office,  on  the  Subject  of  Sickness  and 
Mortality  among  the  Membei-s  of  Friendly  cocieties,  as  shown 
hj  the  Quinqnennial  Retums,  to  the  31-t   day  of  Decemher 
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1850,  leceived  by  the  Registrai-  of  Friendly  Societies  in  England, 
under  the  Provisions  of  the  Act  9  and  10  Vict.  27."  >) 

Finlaison  fjiebt  in  der  Einleitung  einen  sehr  anziehenden 
Bericht  über  sein  Verfahren,  aus  dem  wir  nur  anführen  wollen, 
dass  er  die  ,Perfect  Eeturns'  noch  einmal  sichtete.  Eß  zeigte 
sich  nun,  dass  sich  die  Untersuchung  Ober  fast  300  000  VMo 
erstreckte.  Die  Fragebogen  hatten  Antworten  über  folgende 
Punkte  verlangt: 

1.  Anfangsbuchstaben  des  Mitgliedes. 

2.  Sein  Gewerbe. 

3.  Alter  beim  Eintritt. 

4.  Datum  des  Eintiittes. 

5.  Die  Zeit  (Wochen  und  Tage),  in  welcher  es  Kranken- 
geld empfangen  hatte. 

6.  Datum    der    Ueberweisung    in    die    ,Superannuati(Bi' 
Klasse. 

7.  Datum  des  Todes. 

8.  Datum  der  Ausschliessung. 

9.  Datum  des  Austrittes. 

10.  Bezeichnung  der  Krankheit,  an  welcher  es  gestorben. 

11.  Wohnort  beim  Tode.    Es  wurde  hinzugefßgt 

12.  eine  Spalte  fur  Bemerkungen. 

Finlaison  gebt  in  seiner  Untersuchung  davon  aus,  daat 
folgende  Agentien  den  Grad  körperlicher  Kraft  bestimmen: 
1.  Nahrung.  Wärme,  Luft,  2.  Klima,  3.  Dichtigkeit  des  Zu- 
sammenlebens, 4.  Beschädigung  des  Menschen.  Wenn  der 
hervorragende  Statistiker  nach  diesen  Prinzipien  eine  Unter- 
suchung durchfuhren  wollte,  so  war  also  vor  Allem  nOthig,  n 
gleicher  Zeit  eine  Stittistik  der  Nahrung,  Kleidung  und  Feuerung 
oder  mindestens  eine  Lohnstatistik  zu  entwerfen  and  mit  ihren 
Resultaten  diejenigen  der  Krankheits-  und  Mortalitätsstaüstik 
zu  vergleichen.  Die  Nothwendigkeit  einer  solchen  drängt  sieh 
um  so  mehr  auf.  als  er  bei  der  Beschäfligung  des  Meiisehn 
hauptsächlich,  wie  wir  bald  sehen  wi;rden,  auf  die  Menge  der  tw^ 
brauchten  Kraft  (the  degrec  of  force  calied  out)  Gewicht  legt. 
In  diesem  Falle  ist  doch  die  nächste  Frage :  In  welcher  Weise 
wird  die  Kraft  wieder  hergestellt?  Weiter  leuchtet  ein.  dass 
Rulie  und  Erholung  neben  Nahrung  und  Warme  sehr  wesoit- 
liche  Faktoi-en  sind.  Ausserdem  ist  zu  bemerken,  dass  wenn 
Finlaison  die  Dichtigkeit  des  Zusammenlebens  einer  BevMke- 
iiing  betont,  der  von  Nelson  gemachte  Unterschied  von  l&nA-  , 
liehen  Mittelstadt-  und  Grossindustnedistnkten  nicht  genttgt,  i 
den  er  doch  mit  geringen  Veränderungen  adoptirt.  Man  kaJn  I 
jener  Dreitheilung  einen  Werth  beilegen,  ohne  dasa  man  in  dir  j 
Definition  dieses  Begriffes  auch  das  Element  der  „assembli)R 
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of  inhabitants  under  a  certain  proportion  of  roofs"  einführt.  In 
manchen  KleiDstftdten  und  Dörfern  leben  die  Menschen  in 
ebenso  schlecht  ventiliiten  Rftumen  als  id  einer  Grassstadt,  aber 
die  Rohe,  die  grössere  Leichti^>keit,  das  Freie  ?.\i  en'eichen, 
der  Fort&ll  aufregender  VergnÜRUogen  erhalten  sie  gesünder, 
als  viele  Grossstitdter.  Finlaison  betrachtet  als  Grossstädte 
diejenigen  mit  05  000  Einwohnern,  als  Mittelstädte  solche  mit 
3—65  000  Einwohnern,  als  ländliche  Distrikte  diejenigen, 
welche  weniger  als  3000  haben. 

Wir  wenden  uns  zu  einer  kurzen  Inhaltsangabe.    Der  ori- 

e'nellate  und  werthvollste  Zug  der  Untersuchung  ist  die 
Dtencheidung  von  Krankheitsfall  und  Krankheitsdauer. 
Finlaison  hat  den  Beweis  zu  fuhren  gesucht,  dass  im  Ganzen 
und  Grossen  beide  im  umgekehiten  Verhältniss  zu  einander 
stehen. 

Der  erste  Theil  der  Untersuchung  beschäftigt  sii'h  mit 
männlichen  Leben  ohne  irgend  einen  Unterschied.  Unter 
792980  Pei-sonen  wurden  198152  als  krank  aufgeführt,  also 
24,99  "'o.  Die  durchschnittliche  Krankheitsdauer,  uuf  alle 
Personen  rertheilt,  betrug  10,1155  Tage,  der  Kranken  40,4809. 
Die  Sterblichkeitsrate  war  1,26  "t,,  die  Ausschliossungs- 
siffer  nicht  weniger  als  S*'/«*)-  Die  Krankheitsdauer  nimmt 
nur  in  grossen  Perioden  zu;  von  20—35  sind  die  Unterschiede 
unwesentlich. 

Der  zweite  Theil  entbält  eine  nach  geographischen  Be> 
xirken  geordnete  Statistik.  Er  theilt  England  und  Wales  in 
Mgende  8  Provinzen  ein:  1.  eine  nördliche  (Bergbau,  billige 
Feuerung),  2.  eine  industrielle  (West  Hiding  von  Yorkshire, 
Lancaster,  Chester,  Derby,  Nottingham,  Stafford,  'Warwiclc  and 
Worcester  mit  dichter  Bevölkerung,  nicht  so  schwerer  Arbeit 
als  im  Norden,  aber  verdorbener  Luft,  hohem  Prozentsatz  von 
jugendlicher  Arbeit  etc.),  3.  eine  südwestliche  (Seeluft),  4.  eine 
sUd&stliche  (Beziehungen  zum  Kontinent,  Handel,  Fischerei), 
5.  äne  Ostliche  (feacht,  morastig),  6.  eine  mittlere  (Leicester 
Rotland,  Huntingdon,  Northampton,  Oxford,  Buckingham,  Bed- 
find  nnd  Hertford  —  gesund,  hauptsiichlieh  Ackerbaubevölke- 

■)  Ani  dem  Bericbte  des  euhotliBchen  ResiBtrarB  hetipc  wir  aus  vielen 
Bciipielun  n  dieBem  Punkte  nur  2  hervor.  Die  Aberdcen  Mutu&l  Aseut- 
wee  hatte  in  einem  Jahre  durch  AuBiritt  und  Exctusioc  IH  Mitglieder  ver- 
lora.  n  blieben  19H.  die  Weslem  Friendly  Socipir  47,  es  blieben  Ü99. 
rRnort  and  Abatracts  of  Ihe  Kegistrar  ol'  Fr.  S.  in  Ncotland  etc.  A.  a.  P. 
Toi.  CI.  1&]2  53.)  Der  Bericijt  deB  irischen  negiBtrarg  fUr  [üLi  erstreckt 
tkh  aber  39  GetelUcluflen  und  2796  Mitglieder.  Die  Geaammlzabl  der 
Aatsescblouenm  oder  Auigestoiseoen  betrug  3.'>2.  In  einer  UesetlEcbaft 
64!  Die  hOchate  Proportion  war28:28!t  (Abstract  and  Keport  of  tbe 
R.  of  F.  S.  in  Irelaod  etc.  A.  a.  P.  Vol.  I.VIIJ.  If54.)  Der  Bericht  des- 
•dbeo  fOr  IBS8  wtea  unter  918  Hilgliedem  106  Ausgetretene  und  Ausge- 
■diloueoe  anf.    (A.  a.  P.  Vol.  XLVlI.    S.  40-'>.l 
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ning),  7.  Wales  und  Shropshhe,  Hereford,  Monmouth  (ein- 
fache Arbeit,  massige  Bevölkerung),  8.  der  haupUtadtucbe 
Bezirk. 

in  den  funf  Jahi-en  1846,  1847,  1848,  1849,  1850  M 
das  Krankheitsmaximum  auf  die  Jahre  1849  und  1850.  Die 
grossere  Heftigkeit  zeigte  sich  im  Jahre  1849  im  n&rdlichai, 
industriellen,  mitt leren,  hauptstAdtischen  Bezirke  und  in 
Wales,  im  folgenden  in  den  drei  übrigen.  Die  KvankheitafiUIe 
erreichten  ihr  Maximum  im  ersteren,  die  Krankheitsdauer  In 
letzteren.  Nachstehende  Tabelle  ist  aus  Tabellen  Finlaison's 
zusammengestellt. 


Unter  100 
ifreien"  Mit- 
glieilem  sind 


I  echnittliche 
Krankheitt- 
dauer  der 


l    Kraakheits- 

ErankeD  in 

1 

!        Twn 

i           "/. 

./. 

MiUlere    .... 

29.28 

mf^ 

1.08 

Sftdwettlicbe  .  . 

27,77 

39,65 

« 

Oeitllehe 

',        26.«    ^ 

37,89   , 

■  i,m 

SüdöBtlicbe.    .   . 

1        26,96     1 

1        37,22    T 

1,08 

;        25,S2     1 

;        37,34    1 

1,68 

Industrielle.  .  . 

1!        22,34    1 

t        46,02  'T 

t  IJ« 

WdUiBiMhe.   .   . 

22,14 

45,73 

1,24 

Monllicli.    .  .  . 

'         19,89 

5fli38 

1,76 

Danach  ist  die  Zahl  der  Krankheitsfälle  am  böchsten  in 
einem  Ackerbaudistrikte,  die  Krankheitsdauer  am  IHngsten  und 
die  Sterblichkeit  am  höchsten  io  einem  Bei^baudistrikte. 
Ueberbaupt  sind  die  Krankheitsfälle  am  zahlreidisten  in  den 
Ackerbaudistrikten. 

Finlaison  stellt  sich  die  Frage,  ob  nicht  die  engeren  Be- 
ziehuTigen  des  ländlichen  Tagelöhners  zu  den  Spitzen  der  Pforrd, 
der  geringere  Untei-schied  zwischen  Untei'stDtznng  und  Ldn 
auf  dem  Lande  und  der  höhere  Kohlenpreis  diese  ErscheäDimg 
erklären- 

Finlaison  geht  nun  zu  einer  Statistik  nach  ländliehM 
Mittelstadt-  und  GrosEStadtbezirken  über.  Die  wichtigaMn 
Notizen  stellen  wir  zu  einer  Tabelle  zusamtnen: 


...Google 


Im  Ganzen,  meint  Finlaison,  wAre  kein  Krankheitsgesetz 
»  deutlich  ansfresprochen ,  ilass  sich  eine  Verschiedenheit  in 
iea  Pnniiensfttzen  für  die  drei  Bezirke  empfehle.  Ratcliffe 
ud  Neison  kommen  zu  ganz  anderen  Resultaten.  Wir  stellen 
dnige  Notizen  aus  dem  Werke  des  Emteren  daneben  (in 
Wochen,  Tage  und  Stuuden  ausgelassen): 


Knuikbdtidatiet  in  der  Uancliesier  Unit?  in  folgenden 


LlDdliehen       |        HittelsUdt  üroBsaUdt 


»-30 
80—40  I 

«y-50 

50-«0 
60-70  I 


Der  folgende  Theil  ist  einer  Untersuchung  über  den  Etn- 
}  der  Besdiftftigung  auf  Krankheit  und  Mortalität  gewidmet. 
selbe  ist  entschieden  ein  Rückschritt  hinter  die  Unter- 
■udmi^en  Neison's  und  RatclifFe's.  Finlaison  geht  anscheinend 
TOB  dra  froher  erwähnten  Ansicht  aus,  dass  nur  wenige  Klassen 
■rweriwth&tiger  Personen  eine  Ausnahmestellung  bedingen, 
welches  doch  eben  erst  zu  beweisen  wAre.  Diese  scheidet  er 
lUB  tmd  behuidelt  ne  fltr  sich.  Es  sind:  Seeleute,  An- 
■treicher,  Polizisten,  Eisenbahnbeamte.  Grabenarbeiter  auf 
Kohlenzechen,  andere  Grubenarbeiter  und  Frauen. 

Alle  anderen   theilt  er  in  4  Gruppen  ein:  1)  Arbeiter,  die 
Bcfawere  Arbeit  verrichten  und  dem  Wetter  ausgesetzt  sind. 
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2)  Arbeiter,  welche  schwere  Arbeit  veiiichten  and  der  Wittfr 
rung  Dicht  ausgesetzt  sind,  3)  Arbeiter,  welche  leichte  Arbdt 
verrichten  uod  dem  Wetter  ausgesetzt  ßiud,  und  4)  Arbeiter, 
welche  leichte  Arbeit  verrichten  und  dem  Wetter  nicht  ausge- 
setzt sind. 

Wir  stellen  einige  seiner  Tabellen  zu  einer  einzigen  za- 
samtuen : 

(Siehe  die  Tabelle  auf  folgender  Seite.) 

Wetterausgesetzte  leichte  Arbeit  hat  bis  zum  40.  Jahr  mdir 
Krankheitsfälle  aufzuweisen,  als  dem  Wetter  nicht  ausge- 
setzte Arbeit,  nach  diesem  Alter  tritt  die  umgekehrte  E^ 
scheinung  ein;  bei  der  schweren  Arbeit  ist  auf  Seiten  ite 
wetterausgeRCtzten  fast  Oberall  eine  höhere  Krankheitsziffer  zo 
vei'zeichnen.  Wetterausgesetzte  leichte  Arbeit  hat  in  allen 
Perioden  eine  geringere  Krankheitsdauer  aufzuweisen,  als  vor 
dem  Wetter  geschützte  Arbeil,  Bei  der  schweren  Arbeit  Mk 
der  wetterausgesetzten  auch  die  längere  Krankheitsdauer  n. 
Es  bestätigt  sich  also  das  Gesetz  über  das  Verhältniss  von 
Krankheitsfall  und  Krankheitedauer  durchaus  nicht.  In  der 
Krank  bei  tsdauer  der  Kranken  und  in  der  Sterblichkeitssiff« 
ist  gar  kein  Gesetz  zu  bemerken. 

Diese  ganze  Uutei-suchung  ist  in  der  That  ganz  anfracht 
bar.  Dort,  wo  sich  etwas  wie  ein  Gesetz  herauszubilden  scheiot, 
warnt  Finlaison  selbst  davor,  dem  Wetter  einen  Einäuss  sn- 
zuschreiben:  But  the  result  of  exposure  to  weather  is  not  to 
be  conclusively  inferreil  therefrom  by  any  means,  as  it  wonld 
appear  in  the  case  of  Heavy  Labour  to  be  an  ingredient  mato- 
rially  aggiavating  the  quantum  of  sickness  attaching  to  Üäi 
rüder  class  of  occupation ').  Wir  möchten  Qbrigens  wissea, 
wer  diese  ünklugheit  zu  begehen  im  Stande  wäre,  und  fragn, 
warum  Finlaison  diese  Untersuchung  überhaupt  anstellte,  dt 
er  wohl  weiss,  dass  aus  dem  Einflüsse  des  Wetters  keine  ScblOaie 
zu  ziehen  sind. 

Man  wird  vielleicht  erwidern,  dass  Finlaison  eine  C^te^ 
Buchung  über  den  Einfluss  der  Beschäftigung  und  des  Wetten 
habe  anstellen  wollen,  und  dass  es  dabei  nicht  auf  das  Be- 
Bultat  ankomme.  Wenn  er  bewiesen  habe,  dass  das  Wettv 
einflussloi^  sei,  so  habe  er  genug  bewiesen.  Dieser  Einwarf  iit 
wohlbegiUndet,  aber  in  diesem  Falle  erhebt  sich  die  Frage: 
Warum  hat  er  seine  Untersuchungen  nicht  ebenfalls  auf  ita 
Einfluss  der  Beschäftigung  ausgedehnt?  Warum  nahm  er  CB 
denn  von  voi-nherein  als  erwiesen  an,  dass  nur  gewisse  Bemfe 
eine  Ausnahmestellung  haben?  Es  wäre  doch  werthvoll  ge- 
wesen, wenn  er  diese  Behauptung  ebenfalls  induküv  dargetbiui 
hätte.  Die  Resultatlosigkeit  wäre  gleichfalls  ein  gutes  RrauHat 
esen. 

')  s.  xvin. 
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Will  man  den  Einfluss  des  Wetters  bei  den  einzelnen  Be- 
rufen kennen  lernen,  so  leuchtet  doch  deig  einfachsten  Verstände 
die  Nothwendigkeit  ein ,  den  Prozentsatz  der  Ki-ankheiten, 
welche  durch  dasselbe  hervorgerufen  werden,  genau  anzuheben. 
Nicht  genug  damit,  man  mUsste  auch  den  günstigen  EiofliuE 
des  Wetters  in  Betracht  ziehen,  indem  man  die  AbhUrtunn 
einerseits  mit  dem  durch  Verzärtelung,  mit  dem  durch  Mangel 
an  reiner  Luft  bervorgebrachten  Krankheitsprozent^atze  etc. 
vergliche. 

Dagegen  kann  man  die  Krankheitsangabe  entbehren,  wemi 
sich  die  Untersuchung  auf  ein  Gei\'erbe  beschränkt,  denn  die 
Lebensbedingungen  desselben  sind  uns  im  Ganzen  und  Groeaa 
klar,  venn  auch  nicht  zu  leugnen  ist,  dnss  sie  auch  hier  eia 
tieferes  VerstHndniss  erst  ermiJglichen.  Eine  Statistik  naeb 
Gewerben  ist  also  einfacher  und  lehrreicher. 

Zuletzt  führt  Finlaison  in  seine  Untersuchung  über  des 
Einfluss  von  Beschäftigung  und  Wetter  noch  den  Unterschied 
von  Land,  Mittelstadt  und  Grossstailt  ein.  Wir  folgen  ihn 
hier  nicht,  Unterschiede  von  Wichtigkeit  weist  die  UDte^ 
suchung  nicht  auf.  Er  kommt  zu  dem  Schlüsse,  dass  der 
wichtigste  Unterschied  deijenige  der  leichten  und  schweren 
Arbeit  sei.  Die  Resultate  dieser  Untei-suchung  haben  wir  in 
folgender  Tabelle  zusammengestellt 


Hier  zeigt  sich  also,  dass  schwere  Arbeit  eine  grflBsen 
Menge  Krankheit  bedingt,  als  leichte  Arbeit,  dass  aber  die 
Krankheitsdauer  der  Kranken,  welche  schwere  Arbeit  verrichtea 
auf  den  meisten  Altersstufen  geiinger  ist,  als  diejenige  der 
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mit  leichter  Arbeit  BeüchAltigteD.  Die  Sterblichlceitf^ilTei-  und 
die  Ziffer  der  Kranlfheitsdauer  beobachten  bei  beirleo  Klassen 
aaf  den  meisten  Alteri>stufen  einen  gewissen  Paralielismus. 

Wie  sehr  Finlaison's  Arbeit  iin  Einzelnen  bestfttif^t  und 
viderleßt  wird.  mOge  man  aus  einer  Vetßleirbung  mit  Rat- 
diffe'a  Werk  {S.  270.  271  d.  S.)  eraehen.  Berufe,  die  bei 
Elfterem  Terwandschaftliche  ZQse  trasen  und  von  dem  weit- 
heizißen  BegrifTe  ^schwere  Arbeit'  umfasst  venlen,  z.  B,  Zim- 
merleute,  Sibmiede,  Sleinmet:ten,  fliehen  sich  bei  Letzterem  auf 
da«  allerentschierlenste. 

Der  letzte  Theil,  welcher  sich  mit  einigen  exceptionellen 
Berufen  und  den  Frauen  lieiiChAfiigt ,  hat  mehr  'NVeitii  als  die 
fiHheren.  Wir  stellen  die  wichtigfiten  Resultate  desselben  zu 
einer  Tabelle  zusammen. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  folgender  Seite.) 

Die  Tabelle  zeigt.  1.  dass  Seeleute,  Frauen  und  An- 
ittvicber  die  geringste  Krankheitsemprängliclikeit,  die  Arbeiter 
ii  Kohlengruhen  die  höchste  haben,  auch  die  Berufe  der  I'o- 
liieidiener  und  Eisenbahnbediensteten  zu  den  geßkhrltchercn 
frören;  2.  dass  die  durchschnittliche  Krankheitsilauer  der 
Kranken  bei  den  Seeleuten  auf  allen  Stufen  die  hAchsteu  SMze 
lofweist;  3  dass  die  SterblichkHtSi'.ifTer  dieser  Henife  im  Gan- 
ren  höher  ist,  als  diejenige  lür  En^iJand  und  Wales.  Diese 
ThatML-hc  tritt  bei  den  Seeleuten  auf  allen  Altersstufen  aus 
Ui-ht  erklftrlichen  Gründen  hervor. 

Den  zweiten  Theil  seines  Berichtes  veröffentlichte  Fin- 
latson  im  folgenden  Jahre.  Kr  trä»t  die  Ueberscbrift  .,Co[)ies 
of  forther  Report  and  Tables,  prepaied  undcr  the  Direction 
of  the  Lords  of  the  Treasury,  by  the  Actuary  of  the  National 
Debt  Office,  on  the  Subject  of  Sickness  and  Moriality  aniong 
the  Members  of  Friendly  Societies,  as  shown  by  tlie  Quinquen- 
nial  Returns,  to  the  31«  day  of  December  1850  etc."")- 

Derselbe  entb&lt  einen  Bericht  und  eine  Heihe  von  Prä- 
nientabellen  für  Männer.  Finlaison  ging  dailurch  einen  Schritt 
Aber  Ratcliffe  hinaus,  dass  er  für  Seeleute,  Anstn-icher,  Kisen- 
babobedienstete  und  Grubenarbeiter  besondere  Pr&niien  fUr 
Unterstützung  in  Krankheil  berechnete,  Ratcliffe  legte  seinen 
Berechnungen  nur  den  Unterschied  von  Land,  Mittelstadt  und 
GttMSStadt  lu  Grunde.  Finlaison  berücksichtiiite  denselben 
nidit,  dagegen  stellte  er  Tabellen  fUr  leichte  und  schwere 
Arbnt  aitf. 

Werfen  wir  einen  kurzen  ROckldick  auf  die  beiden  stati- 
stischen Werke ,  so  können  wir  uns  der  Üeberzeugung  nicht 
Terechliessen,  dass  RatclifTe's  Arbeit  die  bedeutendere  ist.    Es 
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maDfiett  Finlaison's  Schrift  nicht  an  eif^enthamlichen  und  werth* 
vollen  Zfipen.  Die  Unterscheid un;;  von  Kiaiiklieitsfall  und 
Krankheitsilauer  hatte  jedoch  fm-  die  Hilfskassen  nur  theore- 
tisctaea  Werth.  Dafiegen  that  er  ^n  Her  lieiücksichtigung  der 
AuBSi-hliessungen  einen  glücklichen  Griff.  In  seiner  nilchsten, 
iiD  Jahre  18ri2  erschienenen  Unternehmung  über  die  Krankhcits- 
imd  Sterblichkeitsverhältnisse  der  Manchester  Unity  widmete 
Ratcliffe  diesem  Punkte  ein  interessantas  Kapitel:  Secessions 
aD<t  Expulsions>)>  Unter  derselben  Ueberschrift  wurden  die 
einschläglichen  Daten  im  dritten  Berichte  gc-iRinmelt').  Auch 
Neison  fllhrte  in  seinem  im  vorigen  Jahre  erschienenen  Werke 
,The  Rates  of  Mortality  and  Sickness  of  the  Ancient  Order 
of  Foresters  etc.  London  1882"  dieses  Thema  ersi-liöpfend 
dnreh.  Es  war  auch  von  Bedeutung,  dass  Finliiisou  die 
Wimientabellen  für  einzelne  Berufe  berechnete.  Die  Manchester 
Unity  ist  seinem  Beispiele  insoweit  gefolgt,  als  sich  in 
deo  beiden  letzten  Werken  des  Ordens  Pritmientabellen  für 
Gnihenarbeiter  (miners  and  lolliers)  finden.  Neison  hat  in  dem 
ebengenannten  Werke  eine  Statistik  nach  Berufen  nicht  be- 
rücksichtigt. Die  Manchester  Unity  widmet  in  ihrem  letütett  Be- 
richte der  Statistik  nach  Berufen  kein  Bliitt.  Spricht  das  nicht 
Öl  wenig  für  unsere  oben  entwickelte  Ansiebt,  dass  Gewerbe- 
hssen  ein  schAnes,  selten  ausfahrbares  Meal  sind?  Hätte  sich 
nicht  das  BedQifniss  nach  besonderen  Priimientabelten  herans- 
Hestellt.  wenn  sich  häußger  eine  starke  Majuritiit  von  Männern 
desselhen  Berufes  in  einer  Hilfskasse  /.usammengefuntlen 
l&tten  ?  —  Dagegen  halten  Odd  Fetlows  und  foresters  an  dem 
Uoterechied  der  drei  Distrikte  fest.  ~ 

Was  sich  sonst  noch  Neues  in  Finlaison's  Werk  vorfindet, 
Bcbeint  uns  mehr  den  Namen  einer  geistreichen  Spielerei,  als 
einer  «erthvollen  wissenschaftlichen  Untersuchung  zu  verdienen. 
Yon  welcher  Bedeutung  war  doch  die  Kintheilung  in  8  Pro- 
TÜueaV  Vergleicht  man  diese  rohen  Abstrüktionen  mit  den 
sorgsamen  Detailuntersuchungen  RatclitTe''.-,  dann  bemerkt  man. 
dass  die  grössten  Unterschiede  in  Orten  lien-schten.  welche 
Tlnlaison  zu  einer  Provinz  verschmilzt.  Und  nun  die  Unter- 
Khiede  von  leichter  und  schwerer  Arbeit! 

Was  bezweckte  Finlaison  damit?  Wenn  man  sich  des 
Basses  erinnert,  der  Neison  nach  seinen  bahnbrechenden 
Untersuchungen  so  reichlich  zu  Theil  wurde,  und  der  sich  in  so 
nugekünstelter  Weise  vor  dem  Ausschusse  der  Lords  im  Jahre 
1848  Luft  machte,  wenn  man  sich  weiter  daran  erinnert,  dass 
geklagt  wurde,  die  Aktuare  verschickten  dieselben  Tabellen, 
mbekammert  nm  lokale  Verhftltntsse.  nach  allen  Tiieilen  des 

1)  ObivTUiona  on  the  Kate  of  Mortality  aod  Sickncss  etc.  L'ol- 
tetv  1862.    B.  98—101. 

t  StappleneDUiT  Report.    1872.    S.  118—136. 
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Landes,  und  nun  in  dem  Berichte  Sätze  wie  folgrende  lieet:  ,0a 
the  whole  question ,  howevev,  it  iB  clear  that  there  is  no  lav 
of  sicknesB  so  vei^  distincLly  pronounced  as  to  justify  any 
dicrimination  in  pecuniary  rates  on  the  ßround  oi  sojourn  in 
city,  town,  or  counti?"  {S:  XV)  und  „There  is  a  good  deal 
to  be  gatheved  from  them  (Tabellen  Ober  leichte  und  schwere 
Arbeit)  justiticatory  of  the  rüde  experience  and  practice  througb 
which  the  humbler  sort  of  benefit  clubs  clin^  so  very  strongly 
to  the  rule  of  calling  upon  each  meinber  for  one  common  rate 
of  conti'ibution,  rejectiog  tho  refinements  of  a  giaduated  scale* 
(S.  XXV)  —  wenn  man,  wie  gesaf^t,  solche  Satze  liest,  datm 
kann  man  sich  des  Argwohns  nicht  erwehren,  dass  Finlaison 
die  alte  Generation  von  Aktuaren  an  Neison  rächte,  vielleicht 
auch  eine  kleine  Rede  pro  domo  hielt 

Ueberblicken  wir  kurz  die  fuufjährigen  Berichte,  Ober 
welche  der  schottische  Registrar  Mittheil ungen  macht*).  Aach 
hier  schickten  die  meisten  Hilfskassen  keine  Benchte  eio. 
Unter  den  eingesandten  waren  nur  75  vollkommen.  Von 
diesen  wurden  b7  zu  Berechnungen  benutzt.  Diese  67  Ver 
eine  hatten  IJ  139  Mitfzlieiier,  der  kleinste  29,  der  grösste 
1031.  Fast  die  HAlfte  des  ausgeliehenen  Kapitals  gehörten 
9  Rentenkassen  (U9  803  £  gegen  147  002  £  der  anden 
Hilfskassen).  Die  Renteukassen  waren  jedoch  nicht  für  Ar- 
beiter, sondem  (7)  für  die  Wittwen  von  Geistlichen,  Aerxteo, 
Lehrern  und  Farmem  und  (2)  für  die  Mitglieder  dieser  Elassei 
gegründet  worden.  Die  grösste  derselben,  die  1792  gegr&ndtle 
,Widows  Fund  of  the  Faculty  of  Physicians  and  Surgeons  d 
Glasgow'  war  augenscheinlich  eine  absterbende  Versicheronp- 
gesellschaft.  Sie  hatte  bei  81  £  jährlichem  Einkommen  au 
Beiträgen,  ein  Einkommen  aus  Zinsen  von  1772  jß,  eine  Aai- 
gabe  von  19<J3  ^£  und  ein  Kapital  von  41  018  £.  Die  Hit- 
gliedei'zahl  betrug  74. 

Die   finanziellen   Verhältnisse    scheinen    Überhaupt   nicht 

glänzend  gewesen   zu  sein.    Besonders  fällt  dies  bei  einzeliiCD 

Begräbnisskftssen  auf.    Man  sehe  folgende  Zahlen : 

Eine  Bwräbninkasae  mit  .'■Sl  Hitgl.  besitzt  ein  E&piUl  von     .    .    MO  if 

n  ,    .W8      ^  „       „  „        ,        .     .      82 , 

i,    89.5      „  .       „  ,,..», 

„  „  ,    214      „    bei  «Dem  Ueberacliiui  d.  Au- 

gabeo  über  die  EiniMtuiieii    .      66  , 
,  „  „    119      „    Ausgaben     —  hh  £ 

EiDDtihmeii  —  20  ,    .    .    .    .88. 

Grosse  Summen,  klagt  der  Begistrar,  werden  für  Pi»- 
Zessionen ,  Musik  und  in  kleinen  Kassen  fbr  die  VerwaltUDf 


')  RepoK  uid  AbBtracls  b;  tbe  RegiBtnr  of  Friendlf  SodetiM  ii 
Scotlud,  ordered  to  be  lud  beiore  Parliameat,  in  tenns  of  the  SMaH 
13/14  V.  c.  115.    Accounla  and  Papera.  Vol.  Cl.    1862—1853.    a  175. 
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isg^eben.  Dazu  kommt  noch  die  Schwierigkeit, 
en  Zinsfuss  zu  erhalten,  welcher  rfer  Prämien- 
ereehnung  zu  Grunde  liegt.  Grosse  Summen  der 
rtneren    Klassen  seien  nicht  angelegt. 

Aus  der  Krankheitsstatistik  konstruirte  der  Registrar  fol- 
mde  Tabelle: 


Unter  67  adiolti&cheD 

^^ 

Qesellsdi&flen  eDt6el  in 

Alter 

den  J»hren  1846-50 
jahrlicb  aof  jedes  ]^üt- 
glied  eine  Knuücheite- 

Nach  NeiEOn 

dmuer  in  Wochen      | 

1^20 

0.7492 

0.8427  + 

21-25 

0,721^7 

0,878«  + 

26-30 

0,74ia               1 

0,8.501  + 

31-35               1 

0.899.5               1 

0)8190   ~ 

36-« 

0.9615 

0,9134  - 

41-45               , 

i,i2et<          1 

1,0717  — 

46-50 

1,794S 

1,5106  — 

51—55 

■2,9493 

2,3711  - 

56-60 

8,5171 

3.1325  — 

61—65 

6,1250 

■M5VI  — 

66-70 

10,0846 

10,6123  + 

71-75 

17,9762 

1M,4352  + 

Es  ist  nicht  ohne  Interesse  zu  erfahren,  dass  in  dem 
iijlhrigen  Berichte  der  Registrar  mittheilte,  dass  eine  grosse 
'enge  Klubs  zusammengebroclien  seien,  weil  sie  ihre  Prämien 
ich  den  Daten  der  Hochländischen  Gesellschaft  berechnet 
Ltten  M. 

Eid  ähnlicher  Bericht  für  Irland  existirt,  so  weit  Ver- 
sser  bekannt  ist,  nicht. 

Wir  brachten  in  dem  Vorhergehenden  einige  Notizen  ober 
■s  Vermögen  der  Hilfskassen.  Hier  ist  der  Ort,  den  Ver- 
Ögensstand  derselben,  soweit  derselbe  offiziell  bekannt  war, 
SRulegen. 

Seit  Erlass  des  Sparkassengesetzes  vom  Jahre  1828  hatte  die 
jAtsschuldenverwaltung  jahrlich  einen  Ausweis  über  das  bei 
r  deponirte  Vermögen  der  Sparbanken  und  Hilfskassen  dem 
tflamente  vorzulegen.  In  den  dreissiger  Jahren  sind  die 
»richte  von  gerincer  Bedeutung  für  uns.  weil  die  den  Hilfs- 
issen  gehörigen  Summen  nicht  «etrennt  von  dem  Vermögen 
!r  Sparbanken  aufgefllhrt  wurden.  Erst  in  einem  Blaubuche 
pm  J^re  1842  finden  wir  einen  Ausweis  Über  die  Zahl  und 
iB  Vermögen  der  Hiltskassen.   welche  ihre  Gelder  in  Spar- 


<l  AccoDiits  and  Papen.    Vol.  LIll.  1-52. 
B  («V  V.  1.  -  Butacb. 
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bankan  einzahlten.  Es  waren  8264  Vereine  mit  einem  Kapital 
ron  1080653  £.  Es  ist  vielleicht  nicht  uninteressant,  die 
Daten  Ober  die  übrigen  Einleger  hiermit  zu  vei^leichen.  Die 
Zahl  der  Einleger,  welche  weniger  als  200  Sß  eingezahlt  hatten, 
betrug  824162  mit  einem  Gesammtvermögen  von  22915940  Jif. 
3012  Pei'sooeii  hatten  zusammen  721703  £  eingelegt'). 

Ein  Ausweis  aus  dem  Jahre  1844  fdr  das  Jahr  1843  bt 
noch  interessanter,  weil  er  die  Zahl  der  Hilfskassen  angiebt, 
welche  ihr  Vermögen  direkt  bei  der  Nationalschuldenverwal- 
tuog  angelegt  hatten.  Es  waren  395  mit  einem  Kapital  von 
1  609  288  jß.  Die  Zahl  der  Hilbkassen .  welche  ihre  Gelder 
in  den  Sparbanken  deponiit  hatten,  betrog  9609  mit  einem 
Vermögen  von  1  203  559  £.  Das  mittelbar  und  unmittelbar 
in  der  Staatsschuldenverwaltung  angelegte  Vermögen  der 
Hilfskassen  belief  sich  also  damals  auf  2812847  Ä'*).  Von 
jetzt  an  mehren  sich  die  Notizen  über  die  finanzielle  Lage  der 
Htlfskassen.  Bis  zum  20.  November  1846  hatten  die  Hilb- 
kassen  bei  der  Staatssclmldenverwaltung  Depositen  (inkl. 
Zinsen)  in  der  Höhe  von  2  923  689  '£.  Davon  entfielen  auf 
Grossbritannien  2  848  087  £,  auf  Irland  75  601  £.  Von  Jena- 
Summe  waren  zurückgezahlt  972  297  if.  Die  Verwaltung 
schuldete  ihnen  also  noch  1  951  392  £ ').  Am  20.  November 
1849  waren  im  Ganzen  eingezahlt  worden  in  Grossbritannioi 
3386  302,  in  Irland  89(>54  £  =  3  475  957  £.  Dann  waiw 
zurückgezahlt:  1872  675^.  Der  verbleibende  Rest  betrog 
2103  281  £^).  Davon  erhielten  Zinsen: 
I.  3  d.  pro  Tag  522  015  £  II.  2',,  d.  pro  Tag  1  539821  jf 
Halbj.  Zinsen    11966  ig  Halbj.  Zinsen  28  877  ig 


534  581  £ 

II 1568  099  £ 

Totaisumme  .'    'ntiZtii  £ 

Die  Zahl  der  einlegenden  Hilfskaseen  betrog  jetzt  555  (1847 
532,  1848 :  541) ').  Am  20.  November  1850  betrugen  die  ^- 
If^en  von 

7506  Hilfskassen  in  den  Siiarbanken 1077S26  jf 

586  „  bei   der  Staatsschuldenverwalt.     2277340  f 

~33"54666  £ 


')  An  AccouDt  of  the  Nomber  oj  DepoBitore  in  Saringa  Buika  mI 
tbe  nninber  of  Charitafale  Institutions  and  Iriendly  Sodetiea  etc.  Accoati 
and  Pap«T».  Vol.  XXVI.  \M2.  —  Bei  allen  Zahlen  sind  die  ScUDJMe 
und  Pence  nicht  angegeben,  weashulb  die  letzten  Stellen  der  Addition  idol 

■)  Accounta  and  Papers,  Vol.  XXXII.  1844. 
»)  Accounts  and  Papew.  Vol.  XXXIV.  1847. 
*)  AecouBtB  and  Papert.    Vol.  XXX'.II.  1850. 
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Di«  simmtliehen  Einlagen  bei  der  Staatsschuldenverwaltang 
(inkl.  Snsen  und  ROckzahlungen)  erreichten  die  Höhe  von 
3  718  090  ig.    Davon  entfielen  auf 

Grossbritanoien 3  620  775  £ 

Wand 94  483  i£' 

Grossbritannien  Beit  13/14  Vict.      _2  840jg' 
"3  718ÖP9  £ 

Zurüchgezahlt 440  7ö9_if 

2  277  34Ö  £^) 
Am  20.  Noveniber  1851 ')  betrugen  die  Einzahlungen  von 
7309  Hil&kasseD  1  092  714  £  in  Sparbanken, 

607         „ 2393941  $  bei  der  Staatsschulden verwalt. 

3T86«ö5~/'. 
Im  Ganzen  waren  depooiit  worden  bei  der  Staatsschalden- 
nrwaltnng 

390450(i  l 
Zurückgezahlt    1510025  M 
Rest    2393941  Jt 
Davon  entfielen  auf 

Grossbritannien   59  G.  3    .     .    3  79G8!iI    i 

Irland 98  950  i 

Grossbritannien  13  u.  14_VicL 8  725  jP_ 

3!i04  5i>ij  £ 
Am  20.  November  1852')  beti-ugen  die  Einzahlungen  von 
7839  Hil&kassen  1  859  580  £  in  Sparbanken, 
585  ,  ^  _2_468  248  £  \m  der  Staatsschuldenverwalt.  *) 

^4327  828"if . 
(Rocbgaag  in  der  Zahl  der  Kassen  gegen  1851,  Fortschritt  in 
der  Hohe  des  Kapitals.) 

Im  Ganzen  waren  deponirt  vonleii  bei  der  Staatsschul- 
denverwiütung 

4057195  £ 
Zurückgezahlt  _  l_598  223_i: 

"Rest    2458971  £*). 
Davon  entfielen  auf 

Grossbritannien  59  G.  3    .     .    3  935  274  £ 

Irland 102  990  £ 

GrossbriUnnien  13  u.  14  Vict.         18931  ig_ 
4  057  195  £ 
Am  20.  November  1853  betrugen    die    Gesammteinzah- 
hugen  bei  der  Staatschuldenverwaltung  inkl.  Zinsen  der  Hilfe- 
kasMD  in 


■  ud  Pftpen.    Vol.  XXVIII.  1852. 

■)  Aceonnta  uid  Fapen.    VoL  LXIK.  1854. 
■)».  a.  O. 

')  Die  baidoi  Zablen  itimmeD   nicht.    2  458U71  scheint  die  i 
n  Irin,  lie  wird  anch  in  der  Statistik  s.  297  anfgenihrt. 


Grossbritannien  unter  59  G.  3  .    4  068147  iS" 

Irland 107  179  iP 

Grossbritannien  13/14  Vict  .    ■         31  6^_J^_ 
4206935  '£ 
Zurflckgezahlt    1820709  Jg 
Rest    2  386226  Ä") 
8293  Hilfek.  hatten  in  Sparb.  eingelegt    1277  493  £ 
3  663  719  £ 
Am  20.  November  1854   hatten  in  die  Sparbanken  an- 
gelegt 

8545  Hi]&kaESen I  331  537  i? 

566  hatten  Depositen  bei  A.  Staatsschuldenverw.  2199  549  g 

3  420  086  i* 
Insgesammt  waren  bei  der  Staatsscbuldenverwaltuog  iokL 
Zinsen  angelegt  worden 

4326117  £ 
Zurückgezahlt    2126  567  ig 
Rest    2  199  549  jf 
Von  der  Gesammtsumme  entfielen  auf 

Grossbritannien  unter  59  G.  3  .    4170  828  £ 

Irland 111  007  Ä" 

Grossbritannien  13/14  Vict.  .   ^ 4^280jif_ 

4  326117  £*\ 
Den  Höhepunkt  erreichten  sie  im  Jahre  1852. 
Wir  butten  damit  die  finanzielle  Geschichte  der  einge- 
schriebenen Hilfekasse,  soweit  sie  sich  aus  offiziellen  QnelleB 
verfolgen  lässt,  bis  zum  Ende  dieser  Periode  verfolgt.  Di« 
geringe  Anzahl  der  Kassen,  welche  ihr  Vermögen  bei  der 
Staatsschuldenver waltung  deponirt  hatten,  ist  aufTallend. 

Zweifellos  besassen  die  eingeschriebenen  Hilfekassen  am 
20.  November  1854  ein  grösseres  Veimögen  als  3  420  086  jg. 
Es  ist  unmöglich,  die  Hohe  des  Gesammtvermögens  anzugeben. 
Hätte  Tidd  Pratt  das  Gesammtvermögen  der  Kassen  in  seinem 
Berichte  aridiren  lassen  —  er  scheint  Oberhaupt  eine  Abneigung 
gegen  Additionen  gehabt  zu  haben  ^  so  wäie  es  möglich,  daaselbe 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  abzuschätzen-  Er  theilt  n&raliek 
unter  5  Kolumnen  mit,  wie  viel  jede  Kasse  in  den  Sparbankoi, 
hei  der  Staatsschuldenverwaltung,  in  den  Public  Stocks  or  Fandi^ 
in  Real  or  Heritable  Securities  or  Heritable  Pi-operty  uie?degt 
hat  und  was  nicht  angelet  ist.  Da  uns  die  GesammtituniiH 
aller  Anlagen  der  ersten  und  zweiten  Klasse  bekannt  ii^ 
wäre  es  möglich,  an  dem  Verhältniss  der  in  dem  Beridts 
enüialtenen  Gesammtsumme  der  ei'sten  und    zweiten  ElaBas 
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zur  Summe  aller  Kiiilagen  tier  ersten  und  zweiten  Klasse 
und  aus  dem  Verhältniss  der  in  dem  Bericht  enthaltene« 
Sumniea  der  ersten  und  zweiten  Klasse  zu  den  im  Benebte 
enthaltenen  der  dritten,  vierten  und  fünften  Klasse  das  Ge- 
sammtvermögen  abzuschätzen.  Es  würde  eine  mehrere  Wochen 
dsuemde  Berechnung  nöthiß  sein,  um  die  185  Seiten  darauf 
tu  untersuchen.  Aus  einer  Berechnung ,  welche  sich  über 
mehrere  Seiten  erstreckte,  wUrde  das  Verhältniss  der  nicht  in 
Spurbanlcen  und  bei  der  Staatsschuldenvei'waltung  angelegteu 
Ehimmen  ungefähr  ein  Viertel  jener  betragen  ').  Wir  werden 
der  Wahrheit  nahe  sein ,  wenn  wir  das  Gesamnitvermögen  auf 
4200  000  angeben*), 

')  Folgende  Auiben,  welche  a)  dem  Berichte  des  iriscliea  ßwistrara, 
ti  dn  ■ebottiichen  Regiatnn  eotoommen  sind,  gewähren  einen  Einblick 
■  die  Art  der  Anlegung: 

ai    106  £  invested  in  Barin^  bankG. 
967  •   on  loans  to  members, 
200  -   OD  loan  to  a  railway  compauv, 
100  -   in  a  banlc, 

15t;   -  in  the  cheata   of  Societies, 
198  -   in  Treaaarera  Hands. 


Ib  the  handt  of  the  Commiaiioners  for  the  Be- 

doetion  of  the  N.  D 21  005  1»  6ö0 

lo  betitable  aecurities &1Ö28  35818 

Heritable  propertj,  cbiefif  houBes 5050  IT  476 

Haritable   propeitv,   t'eu  dutie«,   and  ground 

Winiuli -22  704  4  216 

GoTcmmoit  atock —  2  030 

BonhfiuidB —  31»6 

Katioul  Becniltv  SanngB  banks —  S  009 

The  cbartered  äank« 5$T<J  :U103 

Ob  pcnonal  «ecnritj —  3 150 

1b  tnaanrer't  hnnds,  arrean.    or  inTegtnicntB 

not  apecified 1 730  17  864 

*|  Haa  mnaa  lich  Tor  Allem  von  der  Voratdlung  frei  machen,  dasB 
Ab  poBMii  Snminen  alle  den  arbeitenden  Klauen  gehörten.  Wir  erwAhn- 
!■■  Mhoa  frflber,  daai  9  schottiMhen  RentenkaBBen  fast  die  HUfie  des 
0<BaiBiiilHiiiiift|inii  TOD  67    ElilfBkaBBen    gehärte,   und   dua    die  Renten- 

' pOuUBlheiU    fUr    die  liberalen   Berule    liestimmt  waren.    Einem 

BnicMa,  batitelt  ,A  Lin  of  Friendly  Societies  which  buve  invested  with 
Mw  r<iniBiliiinBfil'  etc.  (Accoonta  and  l'apers.  Vol.  X^iXUl.  1850.  ä.  315) 
■iBtiliiBl II  wir  folgende  Notizen.    Es  batien  deponirt: 

blined  AmmiUnt  Sodetj liiCSO  £ 

The  ^ovidcnt  Society 12  Öü4    - 

HewtOB  Abbot  .  .  .  Men'i  AnnoiUnt  Society 17  356    - 

TW  Mea  ud  WomsB's  Aoauitant  Societv '^  '^IH    ' 

Tb*  GcBSBl  AB&nllBBt  Society 12022    - 

AnnniUat  Sodc^  for  the  BeneBt  of  Widows 6000    - 
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Wer  die  finanziellen  Verhältnisse  der  einzelneD  EaBsen 
Übei'blickt,  mu86  sich  über  die  grossen  Summen  wundem,  welche 
nicht  angelegt  sind.  Ja  es  giebt  einzelne  Kassen,  welche  ihr 
ganzes  Vermögen  nicht  ausgeliehen  haben.  Eine  Qeselladuft 
in  Cambridge  z.  B.  hat  ihr  sämmtliches  195  i£'  10  s.  8  d.  be- 
tragendes Vei-mOgen  ,in  band',  eine  andere  in  Wisbeach  380  £1 


IVidowa 3199  jf 

Tbird  Aonnitant  Societj 7  173 

BeneTolent  Üommercial  Sociely 3318 

Portsmouth  and  Portsett  iBl&nd  AnnaitaDt  Society 11 088 

The  Royal  Dockyard  Pension  Society  for  Widowg 4880 

The  Royal  Na»al  Annaitant  Society 146751 

Primitive  Methodists'  Itineraot  Preacher's  Friendly  Society    .  7081 

MariDB  Society II 587 

BookHellere'  Provident  Ingtitution 18115 

Royal  Marine  Officere'  Widows  Fond 38931 

Society  for  tbe  Benefit  of  Widows  of  tbe  Officers 

oftbe  Royal  Regiment   of  Artillery 45100 

Commercial  TrsTellere'  Society 20668 

Post  Office  WidowB  and  Orpbans'  Annoity  Society 4336 

Meters'  Soperannaation  Pension  Society 10813 

Clerey  Mutnal  Assurauce  Society 26096S 

Triends  Provident  Institution 18851 

~                                                                           -             ^             .                                                                      g(g^ 


iendly  i 
the  Off 


Subscribers'  Annoitant  Society 10850 

Statiouers'  and  Paper  Manufacturers'  Prorident  Society  ...        9344 

Western  Annuity  Society 31^ 

Society  for  tlie  Relief  of  Widows  aod  Orphans  of 

Hedical  Men  in  Looilon  and  tts  Vicinity  .   .   .      4813  ■ 

^      iety   for  the  Benefit  of  Widows    of 

irs  of  the  Hospital  and  Regimental 

edical  Staff  of  the  Army 13U6  - 

London  OeneralAnnuity  Endowment  Association    ^tSb  ■ 

National  Provident  Institution ÖSTTS  - 

Cork  General  Annuity  Endowment  Association  .      646U   - 

Widows'  Fund  and  General  Endowment  Society IS  MS  • 

Diesen  Kassen  sieht  man  es  auf  den  ersten  Blick  an,  dMC  ihn  Ut 
glieder  entweder  keine  Arbeiter  sbd,  oder  der  bestutuirt«n  TflüXi  te- 
selben  ansehüren.  Wittweokaseen,  Rentenkusen,  liiiiiili  iii  i  iiiiiiiibiiiiiMM 
für  Handelsreisende,  Quäker.  Geistliche,  Saufleute,  Gastwirthe,  OfBmn 
in  der  Armee  und  der  Marine,  Aerzte  o.  a.  w.I  Die  OesammtiDsae 
dieser    Kassen    beträgt    an    1000000  £,    die    Gesamtntsama« 

aller   Kassen - —.  -      -- 

von   den    ungehei 
geboren  1 1 

Daneben  betrachte  man  die  bescheidenen  SOmmchen  der       _ 
und  mitgliedeireichen  Hilfekassen,  wdche  ans  Arbeitern  bestehan.    Da  tat 
die  Rational  Sick    and  Burial  Association  mit  3868  Milglleden  nl  — 

103  £  Verminen.    Hier  ist  auch  Teneichnet  die  Gorernenes'  " *~* 

Institution  mit  5348  Mitgliedern  und  -  3  (drei)  iff  IS  a.  9  d.  ^ 
Nur  die  Grabchaftsrereine  und  einige  andere  wohlbekannte  grOaMra 
haben  gnte  Reserven,  so  die  WiltMire  liMendlv  Sodety  90S3  A  die  Ht- 
tnal  Insoraoce   Benefit   Institution  8663  £,  Hamnthire  FHasÄW  SoÄbr 
20043  £,  Essex  Provident  Society  24  419  £,  Hitchln  Friendlr  liiillWlw    i 
5000  £. 
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Wir  erlauben  ans  noch  eiaige  weitere  Zahlen  anzuführen, 
tun   eine   interessante,    bis    zum   Jahre  \Sö9  hinaufreichende 
StatiBtik  Ober  bei  der  Staütschuldenverwaltung  deponii-te  Ver- 
minen der  Hil&kassen  zu  ergilnzen. 
Am  20.  November  1858  hatten  M 

9924  Hil&kassen  1562  784  i£- in  Sparbanken  eiuRezahlt, 
571  „  1 980  iiV*  £  bei   der  Staataschulden- 

Verwaltung  deponirt, 

Das  Gesammtvermögen 

betrug 3  543  4<J0  /•. 

lasgesammt  waren  4  751  432  £  eingezahlt  worden,  von  Irland 
124  641  X, 
Zurückgezahlt    2  770  750  £ 
Rest"  r98U 682  j£'. 
Am  20.  November  1859')  hatten 
10  73:^  Hilfskassen  1731095  £  in  Sparbanken  eingelegt, 
580  n  __      2  001  754  j^  b.  d.  Staatsschuldenv.  deponirt, 

3  732  849  £. 
Es  ist  belehrend,   noch   einmal  einen  Blick  auf  das  Ge- 
daben    der   Sparbaok  zu   werfen.     Am   20.  November    1859 
hatten  eingel^: 
Individual  Depositors    1  479  723     ..     .    34  462  440  £ 
Chuitable  Institations       ir>  315     .    .     .         802341  if 

Friendly  Societies 10  738     .    .     .      1  731  095  jC' 

1506  776     .    .     .    38  995  876  jf. 
(Siehe  die  folgende  Tabelle  auf  Seite  29i)  und  297.) 


Wir  wenden  uns  jetzt  zur  Geschichte  der  engliscben  Ar- 
beiterversichening  znrQck.  Um  <len  Zusammenhang  der  Hilfs- 
kusengesetzgebung  nicht  zu  durchbrechen,  berichten  wir 
mnäclut  von  einem  neuen  Schritte  der  staatlichen  Ver- 
■ichemiig. 

Vwi  1834  bis  20.  November  1852  waren  gewährt  wor- 
den*) in: 

Engbnd  .    .    8501  Annuitäten  im  Betrage  v.  I4<i  231  £ 
Sebotdind    .842  ^  „        .       .    13767 j£' 14s.9d. 

Iriand      .    .      176  ;,  ...      3237^' 

Anf  d.  DormanD. 

iBseln  .   _. 19  .  -         -       -    _    291,fl2s^6d. 

{»598  _  .         _       ,  103527  jg'"  7  s.3"il. 

■)  AceouDta  ud  Fapen.  Vol.  XIT.  ie^59. 
*)  AMounto  aod  P^ien.  Vol.  XL.  l!St>0. 
*)  Aeeomu  aad  Pmpen.    Vol.  LXIII.  I;^.  S.  Tl. 
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Von  1834  bis  20.  November  1853'). 
In  England    .  8974  Annuitäten  im  Betrage  v.  153 104  Jif  18  s. 
„  Schottland     890  „  „        „       ,    14609 i^  18.61 

„  Irland  .    .    189  ,  :,        .       „      3424^  68. 

Aufd.normann. 

Inseln     ._. 19  „  ,.        „    _„        29^^128.61 

10072     "  \  „        „"      „'I7l429ji^l8s. 

In  20  Jahren  hatten  2034  Personen  aufgehobene  Rratea 
gekauft  im  Betrage  von  40474  ü^.  Ee  ist  bemerketiswntii, 
dass  Wales  keine  Annuität  au&uweisen  hat. 

Eine  mehr  ins  Einzelne  gehende  Statistik  aus  densdben 
Jahren  liegt  leider  nicht  vor.  Wir  mUssen  uns  daher  mit  einer 
Statistik  begnügen,  welche  bis  zum  Januar  1850  geht*).  Wir 
reproduziren  dieselbe  in  einer  vereinfachten  Form.  Schilling» 
und  Pence  sind  überall  ausgelassen. 

(Siehe  die  Tabelle  auf  folgender  Seite.) 

Dass  diese  Resultate  nicht  glänzend  genannt  werden  konnten, 
wurde  allgemein  zugegeben.  Man  schrieb  den  Mangel  an  Er- 
folg  zwei  Umständen  zu :  dem  Mangel  an  Sparkassen  (vor 
1861  waren  14  Grafschaften  ohne  Sparbank)*)  und  der  ESn- 
richtung,  dass  die  Prämien  dem  Versicherten  jederzeit  znrOck- 
gegeben  wurden,  wenn  er  es  wünschte.  Die  Sätze  waren  deni- 
gemäss  hoch  gewesen.  Man  hoffte,  dass  bei  grösserer  Leichtigkeit, 
eine  Versicherung  abzuschliessen  und  bei  geringeren  Prftmien- 
sätzen  (also  eventuellem  Verlust  der  eingezahlten  Beiträge) 
sich  das  Geschäft  heben  werde.  Die  Versicherten  wOrdea 
sich  hüten,  ihre  Policen  verfallen  zu  lassen*).  In  der  That 
ersieht  man  aus  einem  Bericht  für  das  Jahr  1846,  dass  ni^ 
weniger  als  175  Versicherungen  verfallen  und  die  Prämi« 
zurückgezahlt  worden  waren  ^).  Lewins  macht  darauf  aufineA- 
sam,  dass  man  später  wieder  nach  Tafeln  mit  RQckgewtiir  der 
Prämien  verlangte. 

So  kam  das  Gesetz  16  und  17  Vict.  c.  45  (1853)  it 
Stande,  dessen  wichtigste  Bestimmungen  folgende  sind.  IHa 
Abschliessung  des  Versicherungsgeschäftes  wurde  aus  den  Händel 
der  Trustees  der  Sparbanken  genommen  und  der  Staatssehalden- 
Verwaltung  übertragen.  Es  war  nicht  mehr  nöthig,  Einzahluiigca 
durch  die  Sparbanken  zu  machen,  sondern  die  Konunisean 
wurden    ermächtigt,    direkte    Zahlungen   entgegenzunehmen. 


')  AMonnia  and  Papm.    Vol.  LXUI.  1854.    S.  145. 

*)  AcGounU  and  Papers.    Toi.  XXXIU.    Die  6.  Relnrn  nbcr  Saviip 
BankB.    S.  605. 

»)  LewiDB,  S.  2:j6. 

*)  LewioB,  8.  162. 

^)  A  Return  of  tbe  Nnmber  of  all  Annuitie«  pnrchased  ander  tbe  Ada   ' 
3/4  W.  IV.  c  14  etc.    AcconnU  and  Ptpen.    Vol.  XXV.    1848. 
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800  V.  I. 

Weiter  wurden  die  Commissioners  befu(;t,  Ueberlebensver- 
gicherungsverträge  abzuschliessen  fQr  Summen  von  nicht  Obn 
100  iE*,  jedoch  nur  mit  Personen,  welche  zu  gleicher  Zeit  ftr 
ihr  eigenes  Leben  eine  aufgeschobene  Jahresrente  versicherten. 

So  rang  denn  auch  hier  vieder  das  BenifBbeamtentbum 
der  alten  Selbstverwaltung  einen  Schritt  Boden  ab,  und  kon- 
kuriirte  der  Staat  mit  Hilfskassen  und  Aktiengesellschaften  auf 
einem  neuen  Versicberungsfelde.  Es  war  ein,  wenn  auch  nur 
ein  kleiner  Sieg  der  Idee  des  modernen  Staates.  Es  erhob  sich 
daher  auch  ein  starker  Widerstand  gegen  die  Massregel,  und 
es  wurde  von  einem  schottischen  Dokti-ioär  charakteristischer 
Weise  geäussert,  die  Lebensversicherung  werde  so  erfblgreidi 
von  den  Versicherungsgesellschaften  betiieben,  dass  es  sehr 
unklug  wäre,  sich  in  ihre  Angelegenheiten  zu  mischen  (that  it 
would  be  most  unwise  to  interfere  with  them)  •).  Daa  ei^lische 
Parlament  Hess  sich  jedoch  durch  solche  Tiraden  nicht  beirren. 

Das  staatliche  VersichemngsgeEichäft  hatte  jetzt  folgenden 
Umfang:  Versicherung  von  sogleich  fälligen  (immediate)  oder 
in  Zukunft  fälligen  (deferred)  Jahresrenten  auf  EinzeUeben. 
und  von  sogleich  fälligen  fQr  verbundene  Leben.  Das  Geld 
wird  in  diesem  Zweige  auf  Wunsch  der  Versicherten  ohne 
Zinsen  zurückgezahlt.  Ausserdt:ni  werden  aufgeschobene  Renteo 
(ohne  Rückgabe  der  Prilmien)  versichert ').  Hierzu  tritt  die 
oben  erwähnte  Ueberlebensvei-sichening. 


Wir  können  nun  in  der  Darstellung  der  HiUskasseogeseli- 
gebung  wieder  fortfahren. 

Im  Jahre  1852  musBte  das  Parlament  wieder  an  die  Arbeit 
gehen,  da  nach  Paragraph  LI  des  letzten  Gesetzes  dasselbe  ja 
nur  eine  vorläufige  Massregel  sein  sollte.  Zunächst  traten  jedoch 
an  das  Parlament  ganz  neue  Fragen  heran,  welche  wir  in  aller 
Kürze  erledigen  wollen,  da  sie  sich  auf  eine  Klasse  von  Hilb- 
kassen  beziehen,  welchen  wir  sclion  mehrmals  unsere  Aufinerk- 
samkeit  schenkten ,  die  nämlich  ausser  dem  Namen  mit  den 
Hilfekassen  der  arbeitenden  Klassen  wenig  gemein  hatten. 

Wir  erwähnten  im  3.  und  5.  Kapital  dieser  Schrift,  d«BB 
sich  Versicherungsgesellschaften  für  i£e  wohlhabenden  Klassen 
gebildet  hatten,  die  sich  als  Hilfskassen  einschreibeo  lie&sen, 
wir  sahen  in  diesem  Kapitel,  welche  Kapitalien  sie  angesammalt 
hatten.  Die  Zahl  derselben  hatte  sich  inzwischeii  noch  ver- 
mehrt Zu  den  S.  293  genannten  waren  ,The  Bradford  Friends' 
Association'  und  ,The  Aberdeen  Mutual  Assurance  and  Friendly 
Society'  getreten.  Die  fi-üheren  Klagen  der  Versicherung»- 
gesellschaften  hatten  sich  inzwischen  auch  um  eine  venn«hrt 

')  Lewina,  S.  1.53. 

^)  Bei  RUi-ksevrähr  der  eingezahlten  Fräinien  kostet  etae  JaJtttmtttt 
im  Alter  von  15  Jahren  2  ■£  lU  ».  1  d.,  ohne  Bückgewftfar  nur  1  j(  S  ■. 
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In  Enfland  besteht  bekanntlich  seit  1694  eine  Gebtthr 
ür  die  durch  Gesetz  vorgeschriebene  Bestätigung;  der  Testa- 
nente  (probate  duty)  und  eine  EnnächtiEungsabtrahe  zur  Ver- 
iraltnng  eines  Intestat-  Nachlasees  dluty  on  letlers  of  ad- 
ninistration).  Beide  verwandelten  sich  mit  der  Zeit  in  Steuern 
mit  progressiveo  Sätzeo  auf  bewegliches  Vermögen  (personal 
Ntatel  und  die  Ertragnisse  von  Zeitpachtverträgen,  Forde- 
ruafien  etc.  (chatteis  real).  Hiei-zu  war  im  Jahre  1780  eine  Ver- 
mächtnisssteuer  (lepacy  duty)  getreten,  von  der  jetzt  nur  noch 
die  Verrn&chtnisse  zwischen  Wittwer  und  Wittwe  frei  sind'). 

Jene  Kassen  hatten  seit  1850  in  vielen  Källen  höhere  Summen, 
ils  nach  dem  §  45  des  letzten  Gesetzes  stempelfrei  waren,  aus- 
eezahlt,  ohne  die  genannten  Steuern  zu  entricliten.  ,Die  Be- 
ititigungsabgabe  und  die  Vermächtnisssteuer,"  sagt  der  Sekretär 
äer  Provident  Association  zu  Bradford  vor  dem  bald  zu  er- 
vürnenden  Ausschüsse,  „ist  keine  Abgabe,  welche  den  Ver- 
'ieheniDgsgesellschaften  auferlegt  ist ,  soncleni  den  Parteien 
wlbst."  Nach  einer  Klausel  in  der  Police  tritt  ein  Wittwer, 
jine  Wittwe  oder  ein  Kind  in  den  Genuss  der  Versicherangs- 
iumine  auf  die  Police  hin,  so  dass  es  unnöthig  wird,  die  ge- 
richtliLhe  Ennäcbtipung  vorzuweisen  (to  produce  probate  of  the 
irill  or  letters  of  administration)  *).  Oder,  wie  ein  anderer 
Jeuge  es  ausdrückt;  „Sie  beanspruchen  eine  Ausnahmestellung, 
ireil  das  Eigenthum  nicht  an  einen  Testamentsvollstrecker  oder 
Verwalter  bezahlt  wird,  der  nicht  die  Person  ist,  an  welche  die 
^omme  ausbezahlt  werden  solPl." 

Es  wurden  noch  andere  Klagen  gegen  jene  Gesellschuften 
vorgebracht.  Im  Jahre  1840  war,  wie  man  sich  erinnern  wird, 
ilen  genannten  Hilfskassen  das  Recht  entzogen  worden,  die 
Prtmien  fQr  höhere  Summen  aU  'JOO  £  der  Staatsschulden- 
rerwaltnDg  zu  Qbergeben.  Spfttet-  war  der  Zinsfuss  reduzirt 
rordes.  Doch  hatte  man  ihnen  die  alten  Vergünstigungen  für 
PrSmien  auf  frühere  Policen  belassen.  Nun  wurde  vom  Comp- 
:roller-General  —  der  kein  Mittel,  sich  über  diese  Verhältnisse 
iiiDreicbend  zu  infbrmiren,  zu  haben  versicherte  —  behauptet, 
lie  genaontea  Kassen  bestritten  fällige  Summen  aus  laufenden 
Eimuhineii  und  bezt^en  so  den  hohen  Zinsfuss  weiter  fort. 


■i  W.  Tocke,  Ge«chichie  der  Steuern  ies  biittiscbeD  Ikiches. 
'i.2S3St.  Sieb«  auch  »r.  Serjeant  StephenB'  New  Commentaries  oq 
he  Uw»  of  Eagland  7»  editioo.  London  1-T4.  S.  190  ff.  —  Kas  Gesetz 
K2S  Tict  &  56  benimmt,  duB  keine  Be«tätii;aDgB-  oder  EnnachtigunB^ 
ibnbe  öbohen  woden  soll ,  wenn  das  Vermögen  des  Krbl&ssera  lUO  £ 
dot  übersteigt. 

if  Minnlea  of  Evidence  t«ken  before  ibe  Select  Committee  on  the 
'fiendir  SocietiM*  Bill    1852.    Vol.  V.    qii.  ,^'J7. 

')  «.  a.  O.  qu.  1271. 
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Der  jClergy  Mutual'  habe  Qocb  keiuen  Pfennig  eanes  einge- 
zahlten Vennögens  zurüdtgefoitlert '). 

Man  kann  sich  leicht  erklären,  dass  eine  Gesellschaft,  wie 
diese,  welche  ihre  Geschäfte  immer  weiter  ausdehnte,  ihre 
Unterstützungen  aus  den  aktuell  fälligen  Prämien  besbreiteo 
konnte,  und  dennoch  ihre  Reserven  bei  der  Staatsschuldeo- 
verwaltung  noch  zu  stärken  im  Stande  war.  Seit  dem  Jahre 
1850,  also  in  2  Jahren,  hatte  sich  das  Vermögen  des  Clergj 
Mutual,  welches  bei  der  Staatsschulden  Verwaltung  deponirt  wir, 
um  55  000  i^  vermehrt.  Es  betrug  jetzt  315  000  if»).  Erwigt 
man  nun,  dass  am  20.  Nov.  1852  das  Gesammtvermögen  aller 
Kassen  2  458  971  '£  ausmachte,  2  Jahre  vorher  2  277  340  jg,  bo 
hatte  sich  das  Vermögen  der  Hilfskassen  um  etwa  8"'o,  du 
des  Clergy  Mutual  um  ein  wenig  mehr  als  21  °/a  vermehrt  Es 
betrug  '/p  des  Vermögens  sämmtlicher  585  Hilfskassen,  weldie 
einen  Theil  ihres  Vermögens  bei  der  Staatsschuldenvernaltnng 
deponirt  hatten.  So  erkläi-t  sich  auch  die  eigenthomliche  Thal- 
Sache  auf  S.  291  dieser  Schi-ift,  dass,  obgleich  von  1851  auf  18^ 
die  Zahl  der  Hilfskassen  vou  607  auf  585  zurDckgii^,  die 
Kapitalien  von  2  393  941  '£  auf  2  458  971^=  stiegen. 

Die  zweite  Klage  kam  von  Irland.  In  Dublin,  Cork  nod 
Ltmerick ,  sowie  im  Norden  Irlands  existirten  seit  alter  Zeit 
Versorgun^sknssen  für  die  Hinterbliebenen  von  presbyterianischn 
Geistlichen.  Dieselben  gewährten  Pensionen  über  100  iß,  oder 
ei'laubten  geringere  Summen  zu  Gunsten  einer'  Fei-son  mehr 
&ch  zu  versichern,  nicht  blos  an  solche  Personen,  die  im  letit« 
Gesetze  bezeichnet  waren,  Rondem  auch  .-in  Schwestei-n,  Brüder, 
NefTen,  Nichten,  Vettem,  Basen  und  Nichtverwandte. 

Das  Gesetz  von  1850  hatte  ihnen  den  Weiterbetrieb  ihm 
Versicherungsgeschflftes  in  früherer  Weise  unmöglich  gemacht, 
oder  sehr  erschwert. 

Hierzu  kam  nun  ein  Nachlässigkeitsfehler  des  Parlamentes. 
Das  Gesetz  vom  Jahre  1820  hatte  alle  früheren  Hilfskassen- 
gesetze  aufgehoben,  sie  aber  auf  die  Zeit  von  drei  Jahren  für  die 
unter  denselben  eingeschriebenen  Hilfskassen  in  Kraft  gelassen. 
Der  Termin  der  Neueinschreibung  war  später  in  infinitum  wr- 
längert  worden.  Nun  aber  hatte  das  Gesetz  vom  Jahre  1850 
das  Gesetz,  wodurch  die  vor  18Q9  registrii-ten  Vereine  geschfitit 
blieben,  aufgehoben,  und  dieselben  waren  jetzt  vogelfrei. 

Eudlich  mUssen  wir  noch  erwähnen,  dass  die  Terarbeätnog 
der  fün^ährigen  Berichte,  welche  wir  fillher  besprachen,  eine 
grössere  Menge  von  Arbeitskräften  ei-forderte.  Dem  Ref^strar 
mussten  also  Einnahmen  zur  Bestreitung  der  nöthigen  An- 
gaben zugewiesen  werden. 


Dciiiizedby  Google 
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Sotlieron  brachte  am  12.  Februar  1852  eine  umfassende 
Bill  ein,  aber  sie  wurde  am  16.  März,  angesichts  der  UumSg- 
lichkd:,  in  der  laufenden  Session  ein  umfassendes  Konsolidations- 
gaeü  u  berathen ,  zurückgezogen.  Am  folgenden  Tage  l^e 
SoUierOD  dem  Hause  einen  neuen  Gesetzentwurf  vor,  welcher 
nur  deo  wichtigsten,  aktuellen  BedQrfnisaen  gerecht  zu  werden 
fliebte.  Gin  Select  Committee  wurde  am  29.  April  ernannt, 
«elches  anter  dem  VoTSitxe  von  ^otheron  vom  4.  Mai  bis 
3^  Jon)  in  8  Sitzungen  Zeugen  über  die  vorher  geschilderten 
Verhaltnisse  vernahm  ')■ 

Der  Ansschuss  beschloss .  dem  Parlamente  vorzuschlagen, 
das  Gesetz  der  irischen  Gesellschaften  wegen  nicht  abzuändern. 
Es  Kare  aber  wünschenswerth ,  dass  sie  durch  ein  besonderes 
Geseti  (geschützt  würden.  Es  wurde  auch  im  Jahre  1852  ein 
»IdiesGesetz  für  ,The  Presbyterian  Widows'  Fund  Association' 
05  aod  16  Vict.  c  CXIl)  erlassen. 

Die  englischen  Hilfskaasen  fur  die  gebildeten  Kassen, 
kiffls  es  in  dem  Report,  hätten  nicht  gegen  das  Gesetz  ver- 
nosseo,  aber  sie  besässen  den  Charakter  von  Hilfskassen  nicht 
»ehr.  Sie  mQssten  daher  entweder  Versicherungsgesellschaften 
nrdeo,  oder  es  mussten  den  Versicherungsgesellschaften  die- 
llben  Privilegien  in  Beziehung  auf  die  Hestätigungsabgaben 
■f  Vermächtnisssteuem  verliehen  werden  *).  Es  war  vorge- 
ilageo  worden ,  dass  alle  Policen  bis  zu  500  £  frei  von  Ge- 
Ibren  sein  sollten,  und  der  Comptroller  of  Legacy  Duties 
lobte,  dass  der  Einnahmeausfall  sehr  unbedeutend  sein 
Me'). 
Tidd    Pratt    hatte    die    Nothwendigkeit    einer   grösseren 

EbehOrde  fUr  die  Angelegenheiten  der  Hilfakassen  hevvor- 
1.  Der  Bericht  fasst  die  Aussagen  des  Registrai-s  zo- 
I,  verhalt  sich  aber  weder  zustimmend,  noch  ablehnend  *). 
Ulejtaoder  Spearman,  der  Comptroller-General  of  the  National 
■t  Office,  hielt  eine  grössere  Kontrolle  Über  die  Einzahlungen 
[  Bilfekatuten  für  erforderlich.  Auch  die  Nothwendigkeit 
V  Revision  der  Bestimmungen  ober  Anlage  der  Kapitalien 
:{deD  Zinsfiiss  wird  angeregt^). 

:'  Das  Gesetz  vom  Jahre  1852  „Ad  Act  to  continue  and 
:  M  an  Act  passed  in  the  14"'  Year  of  the  Reign  of  Her 
:  pnt  Majesty  to  consolidate  and  amend  the  Laws  relating 
-niendly  Societies  (15  und  16  Vict.  c.  65)"  beschränkt  sich 
.t'las  Allernoth wendigste.    Das  Gesetz  vom  Jahre  1850  wini 

f'i'*)  Joamals  of  the  Hoiue  of  Conioions.  1852.  Vol.  107  uad  Report 
t''  the    Select    Committee    on    Friendly    Societies.    ISrß.      Vol.    V. 

l  vin. 

R  a.  a.  O.  S.  VI. 
9  Hianua.  qa.  1277. 
f  Bes.  IV.  nad  V. 
I  a.  1  O. 
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bis  zum  1.  Oktober  1853  und  bis  zum  Ende  der  dann  nächeten 
Session  des  Parlamentes  verlängert  Die  Hilfekaseengesetze, 
welche  vor  dem  Jahre  1829  erlassen  waren ,  sollten  weiter  in 
Kraft  bleiben.  Die  Kassen,  welche  Vermögen  bei  der  Staats- 
schuldenverwaltung deponirt  haben,  können  aufgefordert  werden, 
Berichte  in  vorgeschriebener  Form  einzusenden. 

Erst  im  folgenden  Jahre  nehmen  einige  andere  Forderungen 
die  Form  des  Gesetzes  an.  Man  wollte  g^eo  die  HilfskaAsen 
der  mittleren  Klassen,  denen  die  Gesetzgebung  immer  so  viele 
Zärtlichkeit  bewiesen  hatte,  auch  jetzt  nicht  mit  rauber  Hand 
verfahren.  16  und  17  Vict.  c.  123  „Au  Act  to  amend  the 
Laws  relating  to  Investments  of  Friendly  Societies"  baut  ihnen 
goldene  Brüi-ken  und  sucht  ihnen  den  Abschied  so  leicht  wie 
möglich  zu  machen.  Es  verleiht  allen  gesetzmässig  gegrOndeteii 
Hilfskassen,  welche  höhere  Summen  als  200  £  verBichem,  eine 
viel  grössere  Freiheit,  ihre  Kapitalien  anzulegen.  Benutzen  sie 
dieselbe,  bo  dürfen  sie  ihr  Vermögen  nicht  langer  mehr  bei 
der  Staatsschulden  Verwaltung  deponiren.  Keine  Gesellschaft 
dieser  Gattung,  welche  nicht  schon  ein  Conto  bei  der  Staals- 
schuldenverwaltung  hat,  kann  in  Zukunft  eins  eröfTnen '). 

Doch  erst  im  folgenden  Jahre  kam  diese  Angel^nheit 
zum  Schlüsse.  Das  Gesetz  17  und  18  Victor  c.  56  bestimmte, 
dass  Gesellschaften,  welche  Ueberlebensversicheiningsverträge 
für  höhere  Summen  als  1000  i^  abschlössen,  aufhören  sollten, 
Hilfskassen  zu  sein.  Keine  Freiheit  von  Stempelgebühr  ai^ 
sich  in  Zukunft  auf  eine  dieser  Gesellschaften  beziehen.  Die 
Ueberlebensversicherung  zu  Gunsten  eines  Nominees  wird  ver- 
boten, ausgenommen  von  Testamentsvollstreckern.  Der  dritte 
Paragraph  setzt  fest,  in  welcher  Weise  sie  ihr  Geld  anlegra 
dürfen.  Sparbanken  und  Staatsschuldenverwaltung  sind  aas- 
geschlossen.  Der  fünfte  Paragraph  erlaubt  ihnen,  Gebäude 
ffir  die  Geschäftslokale  der  Versicherungsgesellschaft  zu  kauien. 

Der  baldige  Ablauf  des  Verlängerungsgesetzes  zwang  das 
Parlament  im  Jahre  1854  wieder  an  die  Arbeit  zu  gehen. 
Doch  auch  in  diesem  Jahre  war  es  demselben  nicht  vergönnt, 
in  Ruhe  das  Gewordene  zu  prüfen  und  zu  sichten.  Eine  neue 
Frage  beschäftigte  die  GemUther  und  nahm  die  Zeit  der  Unter- 
hausmitglieder in  Anspruch.  Es  wurde  behauptet,  dass  es  in 
den  grossen  Fabrikdistrikten  zur  Gewohnheit  geworden  sei,  die 

'I  Noch  zwei  andere  Gesetze  dieses  Julires  haben  einige  üesiebung 
auf  die  llilfekaseeo.  ^  11  des  Gesetzen  16  und  17  Vict.  c.  133  beatimint, 
dass  Niemand  wegen  einer  Dienstleistung  in  der  Miliz  oder  hei  den  NktsI 
('oast  Volunteers  seiner  Ansprüche  in  einer  BilfekaaBe  Terioren  gehen  boUi. 
Streitigkeil 8 a  durcb  Friedens riobter  zu  entscbeiden.  Dtunals  bekuuitiiA 
Einberufung  der  Miliz.  Dieselben  ßestiinmurgeu  in  17  u.  18  TicL  a  106. 
{ia>:j  u.  1H54.1  In  diese  Periode  fällt  auch  das  Mber  erwähnte  0«scb 
16  u.  17  Vict.  c.  34  <lt<->3i,  welches  die  Hilfskasse  m  Befreinngen  van  der 
Einkommensteuer  in  den  Schedein  C  uud  I)  berechtigt 


V.  1.  305 

hiiig  JD  mebreron  Begräbnisskassen  ver&icherteD  Kinder  zu 
ennoTiita,  um  das  bei  dem  Tode  dei'selben  fällige  Begräbniss- 
^eld  iH  erhalten.  Sotheron  suchte  in  seiner  am  8.  Februar 
ISM  eingdhrachteD  Bill  ,to  regulate  Friendly  Societies"  Ab- 
hille  ZB  schauen.  Die  wicfatigsteD  ZUge  derselben  sind  folgende. 
Hilfskassen  sollen  auch  für  den  Zweck  gegillndet  werden 
iJUr/eo,  AuawaDderem  Land,  Materialien,  Lohuvoi-schQsse  in  dem 
l^de,  in  welches  sie  eingewandert  sind,  zu  gewähren. 
Muimalsumnie  ist  100  £.  Einer  der  Treuhänder  muss  ein 
friedengrichter  sein. 

Ftr  alle  Hilfskassen  wird  Registrationsz wang  vorge- 
'Chrieben,  um  die  Begräbnisskassen  unter  die  Kontrolle  der 
Verwaltung  zu  bringen  '). 

frei  Kommissare  sollen  zur  AusfUhruDg  dieses  Gesetzes 
^rmnnt  werden,  welche  mit  dem  Registrar  und  dem  Comp- 
roIJer- General  der  StaatssehaldenverwaltuDg  eine  Behörde 
iliien.  , 

Alle  übrigen  Bestimmungen  sind  denjenigen  des  Gesetzes 
tm  Jahre  1850  gleich. 

Bedarf  es  noch  der  Erwähnung,  dass  eine,  den  Ref^istrations- 
'iinit  entsprechende  Bill  den  höchsten  Unwillen  des  Landes 
npte7  Nicht  weniger  als  408  Petitionen  gelangten  an's 
iterbaos.  Jeder,  der  uns  bisher  gefolgt  ist,  winl  voraus- 
hen .  dass  dasselbe  nun  sofort  von  seiner  Forderung  zurück- 
?t«i  wird,  sobald  sich  ihm  irgend  ein  Ausweg  bietet. 

Zunächst  kam  es  darauf  an,  die  Anklagen  zu  untersuchen. 
ctidem  die  Bill  am  10.  Mai  einem  Select  Committee  über- 
»en  worden  war,  wurdenZeugen  vorgeladen.  Die  I4Sitzungen, 
Irlie  vom  24.  Mai  bis  zum  25.  Juli  abgehalten  wurden ,  be- 
Sftigen  sich  fast  ausschliesslich  mit  der  Frage,  ob  die  Be- 
^nisskassen  zum  Morde  verleiteten.  Der  Ausschuss  verhörte 
er  höchsten  richterlichen  Beamten,  2  Gefängnissdirektoren, 
^roners,  1  Polizeidirektor,  1  GefängnissgeiBtlichen  und  1 
'/srandsbeamten.  Auch  erhielt  er  Briefe  von  Fabrikinspek- 
'D.  Das  Resultat  der  Verhöre  war  Folgendes. 
Justice  Wightman  erinnerte  sich  eines  Falles,  wo  eine 
ter  und  ein  anderes  Weib  ein  neun  Monate  altes  Kind 
deten,  um  eine  Summe  von  i  £  za  erhalten.  Vor  Baron 
tin  war  eia  Fall  gebracht  worden,  in  dem  das  Be^räbniss- 
(lie  Verlockung  zum  Morde  gewesen  zu  sein  schien.  Die 
iklagte  wurde  freigesprochen.    Chief  Baron  Pollock  erin- 

'i  Die  mtÖMXea  B^rUiDiBBkassen  waren  nicht  registrirt  qo.  495.  Sie 
^ten  nidit  registrirt  zu  «erden,  om  aller  Verantwortlichkeiten  Qber- 
I  2ü  tau.  s.  &■  0.  —  Die  meJBten  Arbeiter  waren  Mitglieder  mehrerer 
l«ch«ft«n.  qu-  1112.  —  Anf  das  Leben  eines  Kindes  wurden  bis  m 
"enicbert.     qo.  1212.    Minute«  of  Eiidence  etc.     1854. 

vhn.(«  iiUt  V.  1.  -  HMbub.  20 
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nerte  sich  eines  Mordes  in  Chelmsford,  wo  ein  Weib  ihiea 
Mann  getödtet  und  ihren  Sohn  zu  tödten  versucht  hatte.  Das 
BegräbniBsgeld  (40  s.  und  20  s.)  hatte  sie  zu  der  That  verleitet 
In  das  Getingniss  zu  ehester  wurden  4  Gefangene  auf  jene 
Anklage  hin  eingeliefert.  Zwei  wurden  freigesprochen,  zwei 
verurtheilt.  Einer  der  Fälle  war  von  VVigfatman  erwähnt 
worden.  In  Kirkdale  Prison  wurde  im  Jahie  1843  ein  Weib 
wef^en  des  Mordes  dreier  Kinder  hingerichtet.  Alle  andern 
Fälle,  Ober  welche  die  Zeugen  aussagten,  waren  entweder  ttchon 
erwähnt,  oder  die  Angeklagten  wai-en  freigesprochen  worden. 
Doch  beweise  die  Freisprechung  Nichts,  sagte  einer  der  Zeugen, 
denn  den  Advokaten  gelinge  es  gewöhnlich,  mit  jeder  Art  von 
Possenspiel  die  Geschworenen  vor  einer  Schuldigsprachung  {ü>- 
znschrecken  ■).  Die  Beamten  der  Hilfskassen  meinten  selbst, 
wie  ein  Zeuge  aussagt,  dass  sie  oft  getäuscht  wOrden^).  Der 
Cliief  Baron  Pollock  behauptete,  er  habe  in  seiner  gerichtlich«! 
Frasts  den  Eindi-uck  bekommen,  dass  das  Verbrechen  in  äius 
furchtbaren  Weise  grassire^).  In  einem  Falle,  erzählt  ein  an- 
derer Zeuge,  wurde  das  Verbrechen  erst  entdeckt,  ala  die  El- 
tern zu  unvorsichtig  wurden  und  2  Kinder  auf  einmal  mm- 
deten.  Die  Behörden  argwöhnten  ein  Verbrechen,  sie  erfuhren, 
dass  die  Eltern  vor  nicht  langer  Zeit  ebenfalls  zwei  Kinder 
begraben  hatten.  Es  fand  eine  Exhuniirung  statt,  und  noB 
stellte  sich  heraus,  dass  auch  diese  beiden  Kinder  vergiftet 
worden  seien.  „Es  scheint  mir,"  fQgt  der  Zeuge  hinzu,  „düs 
die  entdeckten  Fälle  die  Ausnahmen  bilden*).  Um  keineo 
Argwohn  zu  erregen,  gehen  die  Eltern  zum  Arzte,  verabreichen 
die  Arznei  aber  nicht.  Sterben  die  Kinder,  dann  scheine  Allee 
in  Ordnung,  da  die  Elteni  ja  beim  Arzte  gewesen  seien  "*)-  Der 
Geistliche  des  Ge^ngnisses  zu  Preston  glaubte,  dass  in  rohen, 
unentwickelten  Gemuthern,  die  nicht  gelemt  hätten,  auf  die 
Motive  ihrer  Handlungen  zu  reflektiren,  eine  starke  Vei^ucbmig 
vorhanden  sei,  die  PHege  eines  kranken,  versicheiten  Kindet 
zu  vernachlässigen.  Die  Leute  wUiden  aufrichtig  erstaunt  sein, 
wenn  man  ihnen  sagte,  dass  sie  die  Absicht  hätten,  ihre  Kinder 
zu  morden  % 


')  MJDulea  of  Evidence  laken  beFore  Select  Committee  on  Frividb 
Societies  Bill,  18i4.    Vol.  VII.    qu.  503. 

')  qu,  .509. 

»)  qu.  1045. 

')  qu.  -570, 

")  qn.  574. 

*)  qu.  580.  —  Zur  Erläul«ruDg  führt  er  folgendes  Beispiel  an.  Eioe 
Dame  seiner  Bekanntscbaft  sagte  zu  ibrer  .4mme,  deren  unehelichei  Kiod 
knmk  war:  „Kleien  sie  unbesoi^l!  Unser  Arzt  vird  Ihr  Kind  bebudcb." 
„Ich  danke  lliDen,"  erwiderte  die  Amme,  n™^iii  Kind  ist  in  swei  Beölb- 
nisskassen."  qu.  3)^9.  —  Von  nicht  gerinf^em  Interesse  ist  folgende  SiatiKik. 
In  Preston  sierben  von  100  Kindern  der  reichen  Elassen  von  0 — 5  Jahm 
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Wir  haben  die  wii')iüf!sten  Aussajireii  gesamiiielt,  um  dem  Leser 
«n  Urtheil  ober  das  folgende  Urtheil  des  Ausschusses  m  ermög- 
lichen- ffDie  FftUe  von  Kindeämonl,"  lieisst  es  im  Berichte'), 
wo  der  Bewepprrond  des  Verbrechers  fiie  Erlaupung  von  Geld 
vos  einer  Befrräbni?Bka«se  war,  sind  so  selten,  dass  sie  dem 
Parlamente  keineswegs  die  Verpflichtung  auferlegen,  im  Inter- 
esse der  affentlichen  Sicherheit  ein  spezielles  Gesetz  zur  Ver- 
hinderuDg  dieses  Verbrechens  zu  erlassen.'^  Der  Argwohn 
sei  doreh  wenige  Fälle  erregt,  und  dui-cli  den  Abscheu, 
welches  ein  so  entsetzliches  Verbrechen  einflösse,  gesteigert 
worden. 

Wir  erlauben  uns  eine  Frage  auf/uwerfen,  die  wir  in  dem 
Berichte  weder  gestellt  noch  beantwortet  gefunden  haben ,  ob 
das  I^ben  mancher  Kinder  nicht  so  zart  ist.  ilass  nur  ein  hef- 
tiger, an  und  für  sich  durchaus  nicht  schAdlicher  Reiz  den  Tod 
faarbeiffihren  kann,  so  dass  die  Entdeckuni;  des  Verbrechens 
b«  der  grössten  Vorsicht  und  genauester  PrDfung  nicht  mög- 
brh  istV  - 

Die  Vorschläge  zur  TInterdröckung  des  Verbrechens  führ- 
ten zu  der  Frage,  ob  der  Paragraph  III  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1850  gOnstig  gewirkt  habe.  Bekanntlich  sollten  alle 
eingeschriebenen  Kassen  das  Begriibni!<sgeld  fur  Kinder  unter 
10  Jahren  nur  auf  das  Zeugniss  eines  Ar/tes  oder  Coroners 
an  den  ,BegräbniBsunternehiner'  auszahlen.  Man  hatte  ge- 
bt^ dass  die  Eltern  kein  Intei-esse  mehr  an  dem  Morde  haben 
würden,  da  das  Geld  nicht  in  ihre  Hitnde  gelange.  Die  ^Vir- 
kuDgen  dieser  Beslimnmng  lassen  die  gcsct^tfieberischen  Fähig- 
keiten des  Parlamentes  in  keinem  glänzenden  Lichte  erscheinen. 
8ie  erinnei-n  an  das  Parlament  von  ltjli>,  welches  die  Begut- 
achtung der  Tabellen  durch  Aktuai-e  vorschrieb,  obgleich  es 
whr  wenige  Aktuare  gab.  In  diesem  Falle  war  das  Gesetz  au 
Tielen  Orten  unwirksam  geblieben,  weil  es  keine  rnicrnehmer 
gab*).  Die  Begräbnisskassen  nahmen  es  mit  den  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  nicht  genau,  da  sie  den  Widerwillen  des 
Volkes  gegen  eine  derarti^'e  .Einmischung  in  ihre  Angclef;en- 
hnten'  kannten,  und  heguü^ten  sich  damit,  um  mit  dem  Gesetz 
nicht  in  Kondikt  zu  gerathen,  die  Versicherung  in  den  Grenzen 
Ton  3  j^  zu  halten  und  liie  Person,  welche  das  ßegriUiuissueld 
forderte,  zu  fragen,  in  welcher  Eigenschaft  sie  das  Geld  erhebe. 
Die  Person  antwortete:  As  the  person  Imvjng  Charge  of  thc 
fiineral.    Dann  wurde  ihr  das  Geld  ausgezahlt  =■). 

lä  Kinder,  der  mittleren  Kliaeea  30— 37,  der  ftrmercD  -^6—60.  im  Ihirch- 
■chnitt  5<B.  I>ie  beurfthniukasfieD  weisen  fUr  dieselben  LebenBJiibre  eine 
SterblichkBt  tod  62-M  "  a  aat'.    qo.  599. 

')  Rep.  8.  V. 

')  Nicht  einiD>l  inUTerpooll  We  have  Dot  in  Liverpool  regnlar  pro- 
tonoiül  Dndertaken.  qu.  13-'>1. 

*}  qo.  1348.  Ein  Zeup,  länet  Standes  Schullehrir.  tlieilt  mit  dus  die 
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Es  wurde  von  dem  Ausschüsse  darauf  hingenieaen,  dasg 
die  Geschäfte  der  BegräbnjsskasseD  UDgesetzlich  seien,  daas  sie 
im  Widerspruch  mit  einem  Gesetze  aus  dem  Jahre  1774  ständen 
(14  George  III.  c.  48i,  wonach  keine  Person  eine  Summe  Geld 
auf  das  Leben  einer  anderen  versichern  dQrfe,  es  sei  dain, 
dass  sie  ein  Interesse  an  der  Fortdauer  desselben  habe,  and 
es  wurde  daher  vorgeschlagen,  mit  jeder  Versicherung  auf  deo 
T(»l  eines  Kindes,  eine  andere  auf  das  Leben  eines  Kindee  in 
verbinden,  in  der  Weise,  dass  eine  bestimmte  Summe  ausge- 
zahlt werde,  falls  das  Kind  ein  bestimmtes  Alter  eiTeiche'). 

Da  der  voi-geschlagene  Registrationszwang  auch  die 
Nicht- Begrilbiiis^kassen  traf,  so  gab  ihnen  der  Ausachass  Ge- 
legenheit, ihrem  Unwillen  Luft  zu  machen.  Den  Tenor  der 
Erörterungen  der  Zeugen  kann  man  sich  nach  den  früheren 
Erfahrungen  leicht  vorstellen.  Wir  lassen  eine  sehr  charak- 
teiistische  folgen :  „Cur  particular  objection  is  to  coropolBOry 
enrolment,"  sagt  ein  Zeuge.  Die  Arbeiter,  fährt  er  fort,  „think 
it  very  unconstitutional ,  and  too  much  like  tyranny  and  Em- 
peror  -  of  Russia  -  like  oppression  to  put  any  control  over 
their  funds"').  Man  droht,  die  Kassen  aufzulösen,  und  sidi 
aus  der  Armensteuer  unterstützen  zu  lassen  ^) ! !  tipiicht  Bick 
in  diesem  Satze  nicht  mit  gi'össter  Schärfe  der  Widerspruch  ii 
dem  staatlichen  Leben  Englands  aus,  dessen  wir  fiüber 
gedachten'?  Auf  der  einen  Seite  Staatsbürger,  die  geseUIid 
verpflichtet  sind.  Audere  gegebenen  Falls  zu  unterhalten,  und 
diese  Anderen  sich  auf  das  Recht  stutzend,  zu  thnn  oder  n 
lassen,  was  ihnen  beliebt,  jede  Massregel  zurückweisend,  dit 
auch  ihnen  einen  Zwang  auferlegen  würde,  aber  auf  <&> 
Pdicht  des  Gegners  pochend,  sie  zu  kleiden  und  zu  nähren. 
Man  kann  es  den  P^nglflndera  nicht  verargen,  wenn  sie  Ange- 
sichts solcher  Zustände  die  Aimensteuer  verdammen ,  nnd 
mQsste  ihnen  beipflichten,  wenn  sie  die  Aufhebung  dersellien 


Leute  seines  Ortes  eich  bisher  durch  den  §  d,  welcher  die  ftuiserate  GionM 
auf  'i  £  (eaisetzte,  nicbt  bedrückt  gefühlt  hätten,  weil  sie  ihn  nicht  gekaitf 
hätten.  Er  erfuhr  seine  Exialenz  erst  vor  dem  Ansschusee.  Doch,  tr- 
klärte  er,  würden  alle  Leute  aus  der  Kftsse  ansireten,  wenn  äe  wüiitn, 
dass    die   Grenze    von    S£  gesetzlich    fesCgeeeUt    sei.    ,Yon  do  net 


nt  1  think  it  wonld,    iftheyknev 

')  qu.  591. 

-I  qu.  1640.    T>er  Zeuge  w&r  auch  wohl    einer  von  ,tboK  woifcii( 

men  who belonged  to  the  old  school  of  Radical  ulvocatea  rf  p^ 

liiical  independence,  and  preferred  the  leaneet  liberty  to  the  fitUeit  wUt- 
misgioD  thai  could  be  beld  ont  ta  them'.  Holjoake,  History  of  Co^» 
ratio  D.    I.    S.  äT. 

^)  qu.  mSZ.  If  they  are  detennined  to  do  so,  and  to  compel  m  ti 
yield,  «e  sball  break  up  these  societies,  diBtribnte  oor  fonda,  aad  thnr 
the  maintenance  of  the  sick  and  the  iatennent  of  tbe  dettd  on  tba  FMr- 
law  Unions. 


unter  gleichzeitiger  AusfOhrung  bedeatender  sozialer  Re- 
fonnen  empföhlen.  Die  Annengesetzgebung  ist  zweifeltos  ein 
Binder  Tropfen  in  dem  Blute  des  englischen  Staatskörpers. 
Denn  hier  sowohl,  als  im  gesellschaftlichen  Leben  Englands  ist 
Alles  bei  dem  männlichen  Charakter  und  dem  Ideenmangel 
der  VatiDn  auf  Selbstgenügsamkeit  und  Einzelkampf,  und  wenn 
jeae  unmöglich ,  dieser  erfolglos  ist,  auf  Selbstherrlichkeit  der 
GtiKKsen  und  Kampf  in  Reih  und  Glied  gegen  den  ebenfalls  in 
^estblossenen  Reihen  beranmarschirenden  Gegner  berechnet. 
Ist  TOn  dort  eine  tiefere  Auffassung  des  Staates  zu  erwarten  V 
Ist  es  blog,  die  einem  kräftigen,  aber  spröden  und  ideenarmen 
Volke  entsprecheoden  Vorstellungen  von  Gesellschaft  und  Staat, 
ui  deren  Gewebe  ein  so  kräftiger  Einschlag  von  Unbildung 
und  Misstrauen  bemerklich  ist,  als  hOchste  Staatsweisheit  Völ- 
kern mit  anderer  Individualität  einzuimpfen? 

Am  jenen  Aussagen  und  den  Weiten  des  Schulmeisters 
ii-%t  sich  auch  auf  die  tiefe  Achtung  vor  Gesetz  und  Recht 
vlilieesen,  von  der  jeder  Britte  belebt  sein  soll.  Noch  andere 
'Amgen  beweisen,  dass  die  Zeitungen  und  der  Konstitutionalismus 
lie  politische  Weisheit  noch  wenig  vermehrt  haben.    „There  is 

general  dread  of  the  Government  knowing  anything  at  all 
l<out  our  money;  they  are  afratd  of  extra  taxes,  they  are 
fraid  of  the  income  tax;  they  are  taxed  in  so  many  in- 
irect  ways,  that  taxes  frighten  them."  Desshalb  wQnscbt 
MD  nicht,  dass  die  Regierung  etwas  von  dem  Vermögen 
rührt,  welches  die  Kassen  besitzen  M.  Sonst  ist  die  ^Aus- 
ifre  gerade  dieses  Zeugen  von  Bedeutung,  indem  er  die 
:tiwierigkeiten ,  welche  der  Registration  mancher  Ver- 
as entgegenstehen,  schildert.  In  Birmingham  existirten  ao 
X)  Kassen .  welche  aus  den  Mitgliedern  je  eines  Etablisse- 
euts  bestAoden.  Eine  eigentliche  Verwaltung  bestände  nicht, 
^  wSre  zu  theuer  fOr  diese  Vereine.  Am  Samstag  Abend 
minelte  z.  B.  der  erste  Buchhalter  3  oder  4  Pence  von  jedem 
rbeiter  ein,  das  Geld  werde  an  die  Mitglieder  verliehen,  und 
vierzehntÄgigen  kleinen  Raten  zurückgezahlt.  Trete  derAr- 
iter  in  eine  neue  Fabrik  ein,  so  trete  er  zugleich  in  die  dor- 
:e  Fabrikkasse  ein  u.  s.  w.  Wenn  sie  zm-  Einschreibung 
zwuDgen  worden,  müssten  300  Kassen  sich  auflösen^).  — 

Ausserdem  suchte  sich  der  Ausschuss  Über  die  Wirkungen  des 
isetzes  vom  Jahre  1850  zu  informiren.  Tidd  Pratt  schilderte 
^  letzte  Gesetz  als  wohlthätig.  Vom  3.  Juli  1846  bis  10. 
igust  1850  (wo  das  Zeugniss  eines  Aktuai-s  ei-forderlich  war) 
lieJt  Tidd  Pratt  Registrationsgesuche  von  15öO  Kassen,  davon 
rden  nur  860  eingeschrieben.  Seit  1850  wurden  dagegen 
.Hl  ueoe  Hilfskassen  und  Zweige  registrirt  *).    Diese  Gegen- 

<t  an.  1660. 
«)  qu.  1646. 
')  qn.  275. 
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fiberstellung  erweckt  den  Gedanke»,  als  ob  die  Zanafame  illeio 
auf  Rechnung  der  liestimmunRen  aber  daR  Zeugniss  des  Ak- 
tuars zu  setzen  sei.  In  Wirklichkeit  la(i  die  Zunahme  au  der 
Registirung  zahlreicher  Lo^en  der  grossen  Orden').  Wenn  wir 
nun  weiter  hören,  dass  von  jenen  5000  Vereinen  nur  39  certiSed 
societies  waren,  also  von  einem  Aktuar  berechnete  Fnimientafeln 
besassen,  dann  wird  die  Freude  doch  atark  herabgestimmf), 
Man  fragt  sich,  ob  es  nicht  besser  var,  eine  geringe  AnzaÜ 
von  leidlichen  Kassen  zu  haben ,  als  eine  grosse  Anzahl 
mit  einander  konkurrii-ender  schlechter.  Tidd  Pratt  thut  ein 
üebriges,  um  unsere  Illusionen  über  die  neuen  Kassen  zu  zer- 
stören. Man  glaubt,  es  wtlrde  von  der  Hilfskasse  des  18.  Jahr- 
hunderts gesprochen,  wenn  der  Registrar  mittheilt,  die  meisten 
Kassen  konstmirten  ihre  Tabellen  selbst,  sie  nähmen  Mitglieder 
aller  Alter  oder  besser  von  18 — 45  Jahren  auf  und  verlangtes 
für  alle  dieselbe  Prämie.  Dazu  esistire  bei  einigen  ein  abge- 
stuftes Eintrittsgeld,  z.  B.  bei  den  Odd  Fellows '). 

Hören  wir  jedoch,  was  Tidd  Pratt  über  die  Aktuare  mit- 
theilt,  dann  zweifelt  man  daran,  dass  die  Tabellen  eigener 
Konstiiiktion  nothwendiger  schlechter  sein  müssen,  als  di> 
von  den  Aktuaren  aufgestellten.  Es  wird  leichter,  die  Stim- 
mung eines  englischen  Vertreters  der  laissez  -  faire  Politik 
zu  begreifen.  Die  Tabellen  der  Aktuare,  welche  sich  die  grUeatB 
Nachlässigkeit  zu  Schulden  kommen  Hessen,  zeigten  bedeotenite 
Vei-schiedenheiten  in  ihren  Annahmen  Ober  Krankheit  und  Tod. 
Schon  vor  dem  Ausschusse  von  1852  klagte  der  Registrar  d■^ 
über,  ^Bsa  sich  die  Aktuare  bei  der  Aufstellung  der  Tabellen  für 
eine  Hilfskasse  nicht  um  die  besonderen  Verhältnisse  der  jiit- 
glieder  derselben  kümmerten.  Er  gab  Daten  an,  welche  kein 
grosses  Vertrauen  auf  die  Aktuare  aufkommen  lissen.  Im  Jahre 
1853  bewies  Finlaison,  dass  die  Unterschiede  von  Land,  Staat 
und  Grossstadt  wenig  zu  sagen  hätten  und  die  rohe  Klaasifinnisg 
der  Beiträge,  wie  sie  von  der  niederen  Art  der  Hilftkassen  gft- 
übt  wQrde,  einen  tieferen  Sinn  hätte.  FOr  ihre  DienstleJatongen 
lassen  sich  die  Aktuare  aber  gut  bezahlen.     Sie  nehmen 


■)  „DnriD^  tbe  year  11^2  no  \ete  tUn  202  Diabricts  had  reglitml 
dieir  ruleB  which  leaves  no  äoaht  tliat  a  very  couBidenble  nnniber  of 
lodgea  mnBt  have  availed  themielTH  of  tbe  law."    Sprj,  116. 

')  qo.  157  —  161.  Der  Bchotlische  R^strar  berichtet  Aehnlidm. 
BiB  mm  19.  März  hatl«  er  16  Kassen  registrirt,  davon  war  öas  jar- 
tified'.  Der  gTÖSBere  Tbeil  waren  Logen  des  Hancheater  üni^.  (Aeconb 
and  Fapen.  vol.  LIll.  U52.)  Der  folgende  Beriebt  i&hlt  S9  reÄtrtiti 
Vereine  anf,   davon  ist  nur   einer  ,ca^fied'.     Er  erhielt    eiiijlhngä  B» 

riebt«  Ton  206  Kassen,   davon  hatten  nur  27  sradairle,  von  kon  ~ 

Aktuaren  aufgestellte  Tabellen.    (Accounts  andPapers.    Vol.  CI, 
1863.    S.  175.) 

')  qu.  185,  271.  272. 
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1—25,  ja  bis  100  GuineeiiMü  VVer  kann  sich  da  wun- 
dern, dass  ,State-Interference'  in  England  nicht  mit  Wohl- 
wollen betrachtet  wird?  Aber  wer  hiuss  sich  nicht  wundem, 
dasa  die  Scliädlichkeit  der  StDatseinmischiin^'  als  ein  Axiom  in 
anderen  LAndem  gelehrt  wird,  die  nur  durch  die  Staatsein- 
nüscbang  gross  geworden  sind  ?  — 

Da  nur  39  Vereine  .certified-  waren,  konnten  aur  ebenso- 
viele  eine  Altersrente  versichei-n,  Tidd  Pratt  bestätigt  dies 
aiudrOcklich.  Keine  von  den  4061  Kassen  hätte  eine  Provision' 
Dir  die  Zablang  einer  Summe,  wenn  das  Mitglied  ein  gewisses 
Alter  erreiche"). 

Schliesslich  diubs  noch  folgendem  Einwände  begegnet  werden, 
dts  wob]  bcgi'Qndet  scheint.  Haben  denn  nicht  die  Logen  der 
Manchester  Üuity,  wird  man  fi'agen,  nachdem  das  Werk  RatcliüTe's 
veröffentlicht  war,  die  Neuerungen  desselben  eingefohrt?  War 
für  ne  die  Prüfung  ihrer  Tabellen  durch' einen  Aktuar  noth- 
wendig?  Beweist  also  die  geringe  Zahl  der  certifizirten  Ge- 
Mllschaften  etwas  für  den  ungenügenden  Charakter  der  Logen 
der  Manchester  Unitj,  die  sich  doch  so  zahlreich  hatten  regi- 
itrirea  lassen  i' 

Leider  wurden  die  Prämientabetlen  nicht  sofort  eingefQlirt. 
Erst  im  Jahre  1853  hielt  man  die  Mitglieder  für  so  wtit 
enogen  (educated),  dass  man  es  wagte,  die  Reform  der  Prämien- 
tabellen  vor  den  Wanderausschuss  eu  bringen.  Bis  dahin  hatte 
man  an  hohen  Eintrittsgebühren  und  gleichförmigen  Prämien- 
BÜtzea  festgehalten.  Die  Majorität  des  Wanderausschusses 
wurde  überzeugt,  aber  im  Innern  dauerte  der  Widerstand 
fort  5).  — 

Neue  Anr^:uogen  erhielt  der  Ausschuss  von  einem  Ver- 
treter der  inehifacb  genannten  ,Binningham  General  Provident 
aad  Benevolent  InstitutioD'.  Er  wünschte,  dass  die  Kasseu 
die  gesetzliche  Erlaubniss  erhielten,  ihr  Vermögen  gegen  per- 
tOnliche  Sicherheit  ausleihen  zu  können.  Sie  hofften  auf  einen 
jihrlichen  Zinse&genuss  von  lO'^g,  die  Verluste  seien  ausser- 
ordentlich gering. 

Scratchley,  welcher  in  der  Literaturgeschichte  der  Hilfe- 
kassen  bekannt  ist,  trug  einen  ganz  unpraktischen  Plan  vor, 

'I  Uioatei  of  ETidence.  1S52.  qu.  r252.  Eb  käme  zuweilen  vor, 
dtw  dae  Kuae  die  Aiten*er«ichenuig  aufhehmen  «olle,  der  KegiBtrar 
tdreÜN  xnrfick,  die  Tafeln  nauten  tod  einem  Aktuare  durchgesehen  wer- 
dn.  I>ie  ilitguader  itrichen  jedoch  lieber  den  auf  die  Altersversicherung 
'  ~  "  "im  Paiacnphen,  als  dais  sie  ihre  Tabellen  dem  Aktuar  vorlegten. 
1654.  qn.  163. 
-    161. 

-xua  manifest  feeling  of  many  districts,"   sagt  Spry,    bi.  121,  ,was 

Df  tliB  determined  Opposition  with  whicb  the  new  law  was  received; 

a    eüiMed  bentre  it  was   geuerully   adopted.''  —  Auch  ein 

'«■  daÄlr,  dasB  die  Begierung  des  Ordens  in  ganz  andern 

liegt,  all  der  grossen  .Maaae  der  Regierten. 
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Hilfskassen  die  Aufnahme  einas  Garantiekapitals  zu  gestattra, 
um  über  die  ersten  Jahre  forlzukommeD.  Von  Niemand  und 
vor  keinem  Ausschusse  war  bisher  die  KonkuiTenz  der  Hilfe- 
kassen unter  sich  so  bestimmt  alB  das  Grundfibel  derselben 
bezeichnet  worden.  Es  beständen  30,  40.  50  Vereine,  wo  nur 
2  gedeihen  könnten.  Wir  hören  da  die  alte  Klage  von  den 
unternehmenden  Sekretären,  den  intelligenten  Bierwirthen, 
welche  die  Keime  der  Sparsamkeit  und  Vorsicht  in  die  Ge- 
müther pflanzen,  und  sich  gegenseitig  so' energisch  die  Mit- 
glieder streitig  machen,  so  dass  nur  wenige  Hilfekaasen  lu 
einem  ruhigen,  sicheren  Gedeihen  kommen  können  ').  Wer  wird 
aber,  fragen  wir,  unter  solchen  Umstilnden  den  Friendly  So- 
cieties  Geld  leihen ,  oder  welcher  Arbeiter  wird ,  wenn 
dem  Gläubiger  volle  Sicherheit  verbargt  wird,  eine  Hilfakasse 
mit  Garantiekapital  gründen  helfen  wollen? 

Tidd  Pratt  kommt  auf  seine  fiOhere  Empfehlung  zurflek, 
den  Hilfskassen  nur  die  Kranken vei-si eher ung  zu  überweisen'). 
Die  meisten  esistirten  nicht  länger  als  20  Jahre,  wodurch  manche 
Mitglieder  in  grosse  Noth  geriethen.  Auf  die  Frage,  ob  nicht 
der  Zusammenbruch  der  Vereine  die  Mitglieder  auch  um  ihr 
Krankengeld  bringe,  antwortet  er,  das  sei  nicht  so  schlimm, 
da  es  hei  der  bekannten  grossen  Anzahl  von  Erankenkassm 
immer  möglich  sei,  in  eine  neue  Kasse  einzutreten.  —  Er  be- 
tont weiter  die  Nothwendigkeit  eines  guten  Konsolidations- 
gesetzes.  Friedensrichter  und  Juristen  von  Beruf  bis  in  die 
höchsten  Reichsgerichte  hinauf  wUssten  nicht,  ob  die  späteren 
Akte  auf  die  früheren  Anwendung  fanden.  Auch  eine  Kritik 
der  englischen  Hilfskassengesetze!  Leider  theilen  sie  ihre 
Charakterzuge:  endlose  Sätze,  weitschweifige  Unbestimmtheit, 
Mangel  an  innerer  Ordnung,  und  Lücken  mit  andern  Produkten 
der  englischen  Gesetzgebung.  Da  sich  eine  Koditikation  in  der 
gegenwärtigen  Session  nicht  melir  ausfahren  lasse,  empf^le 
er  das  Gesetz  zu  verlängern  und  im  folgenden  Jabre  ao  das 
Werk  zu  gehen.  — 

Der  Report,  dessen  wir  schon  früher  gedachten,  berichtet, 
der  Ausschuss  habe  den  Paragraphen,  dass  ein  Friedensrichter 
Trustee  aller  Auswandeiungskassen  sein  solle,  fallen  lassoi, 
ebenso  die  zwan^'sweise  Itegistration  aller  Vereine.  Die  Recht«, 
welche  die  Registiation  verleibe,  seien  bisher  als  ein  Privileg 
betrachtet  worden.  Es  sei  nur  gerecht,  einen  Theil  derselben 
auf  alle  Vereine  auszudehnen.  Die  2.  Bill  (A  Bill  as  ammded 
by  the  Select  Committee  to  Regulate  Fiiendly  Societies)  ge- 
währte denn  auch  allen  Vereinen  das  Recht,  gegen  Mitglieder 
zu  klagen^).  Die  Centralbehörde  wurde  noch  einmal  empfohlen 

'}  qn.  1793. 
')  cm.  172. 
')  BiUs  Public.  II.  1854. 
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and  die  Aufhebung  der  Re^ist>'ations;:ebiilireii  Yoi>'esc)ilap:en, 
da  das  Parlament  die  tiauptsilchlichsteii  Privilefiieii  zui-Qrk- 
fienomtnen  babe,  welche  Mlier  Vereine  zur  Resistratioii  be- 
Btimmt  hatten. 

Um  das  Verhrechen  de?  Mordes  zu  verhirideni,  empfiehlt 
der  Report,  die  Unterstützungssätze  auf  die  wirklichen  Kosten 
zu  beschränken'!,  und  in  allen  Fällen  die  Auszahlung  des 
tieldes  von  dem  Zeusniss  eines  Arztes  abhiinßig  zu  machen, 
daffegen  tou  der  Auszahlung  an  einen  Unterneliiner  alizn- 
wben. 

Für  die  Berathunp  dieses  Entwurfes  war  keine  Zeit 
mehr  vorhanden.  Er  wnide  zurücksezocen,  statt  dessen  brachte 
Sotheron  eine  Bill  ein.  welche  die  Gultijikeitsilauer  der  be- 
stehenden Hil&kassenzesetze  verlitn^erte. 

Dun-h  17  und  18  Vict  c.  lOi  wurden  die  Gesetze  Ms  zum 
I.  Oktober  ]8.>5  und  bis  /um  Ende  der  dauu  nifehsten  Ses- 
sion verlängert.  Zufileich  wurde  bestimmt,  d;<ss  die  Clerks 
tS  the  Peace  alle  Kopien  von  Statuten  in  ihrem  Besitze  an  den 
Refnatrar  abzuliefern  hittten.  —  Nun  Hess  sich  ein  Ueberblick 
ober  die  Zahl  aller  eingeschriebenen  Uilfskassen  frewinnen. 

In  dem  darauffolirenden  Winter  und  zwar  iu  der  Dezember- 
nnmmer  der  (Juarterly  Review  erschien  ein  Artikel*!,  der,  wie 
uns  scheint,  das  Unterhaus  im  Jahre  lS5i>  un^'ewöhnlich 
beeiBtlDsst  bat.  Seine  Stärke  liegt  in  der  rU('ksichtslo?eu 
Konsequenz,  welche  der  Verfasser  aus  der  bisherigen  Entwick- 
lung der  Hilfskassen  und  den  Meinun<>en  der  Autoritäten  auf 
dinsem  Gebiete  zieht,  sein  Reiz  in  dem  liberalen  Charakter, 
den  er  athmet.  Der  Nutzen,  dies  der  Grundtiedanke.  welchen 
die  Frieudiv  Societies  ^'ewäh^en,  ist  geling,  der  ^^chaden.  den 
sie  anstitten.  gross.  EntwicklunüsfAhig  sind  sie  nicht,  mau  be- 
Kfaräake  sie  also  auf  die  einfachsten  Funktionen,  denen  sie 
gewachsen  sind :  Gewährung  von  Krankenjielii  und  Bejträbniss- 
(»Id.  alle  anderen  Versiclieruniraarten  verbiete  man  ihnen  ge- 
setzlich. Dieselben  soll  der  Staat  übernehmen.  Der  Verfasser 
hefX  eia  solches  Misstrauen  fielen  die  Kas.«en.  dass  er  em- 
pfiehlt. jreMtzlich  erlaubt  sollten  höchstens  jährliche,  besser  nur 
monatliche  Versicherungsverträge  sein.  Von  kunstvoll  .se- 
reüelten  Prämiens&tzen  hält  er  nicht  viel,  ^anz  L'ereclit  Ovaren 
die  doch  nicht  festzusetzen,  und  sie  machten  die  Verwaltung; 
koDipüzirt  und  theuer.  Nur  nach  grossen  Perioden  (is  — 35; 
3.S— 45:  45—55;  5Ö — 60:  von  da  ab  möchte  er  auch  die 
KrankeDvenicherung  verbieten)  sollen  die  Prämien  vei'schieden 


'I  W:is  tinil  wirkliche  Konten?  Ein  Kind  könne  fur  25  Schillinge  be- 
erdigt werden,  bebaupteie  Jemand  und  andererseits  wurdi.'  deni  .\ii9schuase 
tOT^^erecbnet,  dui  ein  anaULndigea  Begr.ibni^s  4— '>  i  koste,  .They  Uke 
lo  hnrv  in  an  expeniiTe  ws;'',  sagt  ein  Zeuge. 

ä'l  Voi.  »6.  1855.  H.  Ii6-191t. 
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sein.  Wenn  der  Eine  mein-  alg  der  Andere  bezahle,  so  aä 
das  nicht  mehr  als  billig  und  recht,  denn  ßil&kassen  seien  An- 
stalten von  sozialem,  wohlthätigem,  brüderlichem  Charakter. 
Desshalb  findet  ei-  aiicli  an  ihren  geselligen  ZusammenkDnften 
und  an  einem  Festessen  nichts  Arges.  „Denn  welche  öffentliche 
Angelegenheit  wird  in  diesem  Lande  ohne  ein  Essen  abgo- 
macht?*'  —  Konsequent  mttsste  der  Vei-faaser  die  Thellaidai 
Gesellschaften!  als  sein  Ideal  aufetelleo.  Der  UnteiscMed 
zwischen  ihm  und  Sotheron  ist  von  schneidender  Sehtift. 
Dieser  will  die  Kassen  dureh  Errichtung  einer  Behörde  rar 
Erfüllung  grösserer  Aufgaben  erziehen,  die  Ausfühnmgen  Jenes 
verneinen  indirekt  die  Schaffung  jeder  Behörde. 

Am  26.  Januar  1855  wurde  von  Sotheron  ein  neuer 
tiesetzentwuif  eingebracht,  der  die  VorachlSge  des  letzten  Be- 
richtes verkörpert,  in  allen  anderen  Bestimmungen  bis  asf 
einige  Punkte  von  geringerer  Bedeutung  mit  dem  Gesetze  von 
1850  übereinstimmt').  Die  Maximalsummen  waren  viedemm 
200  £,  resp.  50  £.  Für  das  Krankengeld  war  keine  Greme 
vorgesehen  (^  Xll),  Sotheron  und  Briglit  wollten  die  Prifi- 
legien  der  Hilfskassen  nicht  auf  die  arbeitenden  Kassen  be- 
schränkt wissen.  Die  gesetzlich  zulässige  Höhe  des  Begrib- 
nissgeldes  war  nun  ti  M  unter  5  Jahren,  10  £  von  5  Üi 
1 0  JtJire !  (§  XIII).  Den  Vereinen  war  es  erlaubt,  «n  Veieio»- 
liaus  zu  kaufen  oder  zu  mietheu  (§  XX).  Die  Bill  fust  die 
Bestimmungen  über  die  Anlegung  des  Vermögens  aUgeman, 
darum  bezeichnet  sie  ausdrücklich,  wie  das  VermSgea  itgr 
Kasse  nicht  angelegt  werden  dürfe  und  zählt  auf:  1)  nicht  in 
Haus  und  Land  (ausgenommen  Vereinshaus),  2)  nicht  in  Aktiei, 
3)  nicht  auf  persönliche  Sicherheit  Jedoch  soll  mit  Erlasb- 
niss  der  Central  behörde  eine  Gesellschaft  aus  einem  Thril  ihni 
Vermögens  Vorschüsse  geben  dtti-fen  (§  XLU).  Die  Jariadiktiai 
lies  Registrars  wurde  auf  die  Gra&chaftshöfe  übertragen  (g  L). 

Der  Hauptangriff  galt  der  Gentralbehörde.  Die  <ai- 
scheidende  Schlacht  wurde  am  14.  März  1855  gescUagn'). 
Barrow  verabscheut  ,centralisation'  und  nennt  die  Gewalt  dar 
Kommissare  .monstrous'.  Er  preist  die  lokale  SelbstverwaltUBg. 
Hilfskassen  sollten  sich  nicht  mit  der  Altersversichenmg  be- 
schäftigen, dazu  seien  sie  nicht  im  Staate.  Ein  ähnlicher  Ge- 
danke wurde  von  Poulett  Scrope  ausgesprochen.  HilfaktBKi 
dürften  keine  Verpflichtungen  auf  lange  Dauer  Qbemehmei, 
höchstens  auf  6  Jahre,  und  nur  Krankengeld  und  B^rUniB- 
geld  vei'sichern.  Wozu  also  eine  Behörde?  Baines  munt,  m 
werde  schwer  fallen,  unbezahlte,  zur  Uebernabme  jenes  Amtai 
geneigte  Leute  zu  finden.  Michell  furchtet,  da  die  KommMn 
kein  Gehalt  erhielten,  hätten  sie  keine  Verantwortlichkeit  BiiMi 
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Mia  ausBerdem  auf  die  Folgen  hin,  die  sich  ergeben  mOssten, 
■reon  Hilfekassen  irrthOmliche  Bathschläge  der  Behörde  aus- 
lUirten.  Michell  empfahl  zuerst,  dass  der  Registrar  ein  Aktuar 
!da  solle,  oad  schlug  spilter  vor,  neben  dem  Registrar  einen 
Aktiur  anzustellen,  woruuf  Adderley  erwiderte,  dass  die  Aus- 
Fabnmg  dieses  Vorschlages  den  Kassen  etwas  wie  Staatsgarantie 
nchere.  Vergebens  vertheidigte  Sotheron  zuerst  diesen  Theil 
seines  Entwurfes  mit  Geschick.  Er  fühlte,  dass  er  nicht  durch- 
driDgen  werde,  und  erklärte  gegen  Ende  der  Debatte  die  auf 
die  Centralbehörde  bezüglichen  Pai-agraphen  VI,  VII,  VIII  zu< 
rfickzishen  zq  wollen.  An  der  Debatte  ist  die  geringe  Meinung 
banerkenswerth ,  welche  sowohl  Freunde  als  Feinde  von  den 
Hilfskusen  haben;  die  Einen  glauben,  dass  sie  ohne  eine  be- 
TilhendQ  Behörde  nicht  gedeihen  können,  die  Andern,  dass  sie 
TCrbesserungsunffthig  seien. 

Die  Schicksale  dieses  Entwurfes  waren  mannigfaltiger 
Nfttur'}- 

>)  Id  der  n.  Bill  (im  Ganzen  liegen  fonf  verecbiedene  Gesetze ntwOrfe 
nr,  diB  wir  durch  rflmiiche  Ziffern  von  einander  unterscheiden  wollen) 
faUn  die  ${j  VI,  Vll.  VIU.  Der  Attomey  General  und  der  Lord  Adro- 
Me  criaagen  wieder  du  Recht,  welches  der  Zentralbehörde  merst  ütter- 
aagm  worden  war,  Zwecke  in  sanlclioniren ,  welche  nicht  im  Gesetze  anf- 
näUt  lind.  Sicht  refriitrirte  Vereine  sollen  nur  dann  das  KUgereeht  toq 
m^täan  gegea  Mitclieder  erhalten,  wenn  sie  ihre  Statuten  in  dem 
BiMiiliiliii  liiilii  niederlegen  (dejjouti.  Aus  Brentaoo's  Ueschichte  der 
^T^^^l*^  Oewerlnereine  wissen  wir,  dass  diese  KeGtimmung  auf  Wunsch 
Ib  Tnde  Uniona  eiiwefBgt  wurde,  von  denen  viele  nach  Erlass  des  Ge- 
Htm  ihre  Statolen  «ponirten,  um  gesetzlich  gegen  Betnis  eesch&tit  zu 
täm.  Sa  enUteht  äne  oene  Klasse  ton  Hilfskasscn,  während  diejenige  der 
lOnifled'  nsd  ,regi«tered'  Terschwunden  ist,  denn  die  Privilegien,  welche 
jcaa  nwUut  worden  waren,  wurden  wieder  auf  alle  übertragen. 

,  iB  in.  werten  die  Zwedie,  für  welche  Hitfskassen  gegründet  werden 
loUen,  sehr  beschrtnkt  Hiläkassen  fOr  die  Tersicherung  gegen  Feners- 
■d  Wuungefüir.  KonsiunTereine ,  Gesellschaften  zur  E^mOglichung  der 
AaiwaBdenuut  werden  Mugeschlosien. 

la  T.  {Bill  .  .  .  as  amended  by  the  Lords)  hat  das  Oberhaus  einige 
Zwecke  noch  prtaiBirt  (s.  B.  anstatt  on  the  death  of  a  Wife  or  Cbild:  for 
Ihe  fnaenl  expensea  of  the  Wife  or  Child  of  a  memlier).  Die  Jahresrente 
Miiu  m  wiedw  anf  30  Pfhnd  herab.  In  der  ersten  Bill  sollte  das  Zeug- 
■iH  da  CÜTilftäiidBbHunten  auf  das  Zengniss  eines  Anlea  oder  Coroneia 
HM^iitiilr  wödca,  weldiea  die  Ursache  des  Todes  angebe.  Das  vorsicb- 
li|e  Obathui  wftüchte,  daae  dteulben  die  ,wabrBcheinTiche'  Todesursache 
■Mlhim  Dte  Lordi  tclidneB  weoig  Vertrauen  zu  den  Friedensrichtern 
tääht  n  haboi,  denn  aie  beetinnen,  dass  in  allen  Fällen,  wo  die  Stataten 
ite  Emadicidiiiig  der  Streiti^eiten  durch  die  Friedensrichter  vor- 
die  ConntT  Courts  eintreten  sollen.  Mitglieder  in  der  Miliz 
*     ,  so  lange  sie  dienen,    keine  Ansprüche  haben,  oder  'lo 

__^ Pahnerston  war  im  Cnterbaas  ftlr  die  Miliz  eingetreten, 

Ift  lia  BOT  Oandaottffieute  in  den  .Mitte Imeerstationen  leiste,  und  nicht 
■Hh  WeetiiidiaB  gwcUckt  werde.  Die  Genossenso^aften  (KonsumvereiDe, 
ProdnktitfaiOWcnKhaften)  wnrden  wieder  mit  der  Hiltsktissengesetzgebang 
Kfknftpft  fatdem  bestimmt  wurde,  dass  das  Gesetz  auch  anf  die  Geaell- 
Khaft^  AaweDdimg  finden  sollte,  welche  unter  der  ladostrial  and  Frovident 
iocieiiea  Act  ebBgeaehriebcn  waren.    (Das  sngezogene  Gesetz  ist  von  I6S2.) 
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Da  wir  das  Weiden  des  Gesetzes  verfolgt  haben,  ist  e« 
wohl  gestattet,  seinen  Inhalt  küi-zer  anzugeben.  Dasselbe  (18 
und  19  Vict.  c.  63)  trftgt  die  Ueberschrift  ,An  Act  to  ronso- 
lidate  and  anaend  the  laws  i-elating  to  Friendly  SocietieB". 

Die  früheren  Gesetze  werden  aufgehoben,  aber  die  unter 
denselben  gebildeten  Vereine  sind  gesetzmäGsig.  Die  Zwecke, 
fOr  welche  eine  Hilfskasse  von  jetzt  an  gegrUndet  werden  daii 
sind: 

1.  Versicheiiing  einer  Geldsumme,  zahlbar  bei  der  Geburt 
eines  Kindes  eines  Mitgliedes,  oder  beim  Tode  einm  Mitgliedes 
oder  fQr  die  Begr&bnisskosten  der  Frau  oder  des  Kindes  des- 
selben. 

2.  Unterstützung  oder  Erhaltung  der  Mitglieder,  ihrer 
Mfinner,  Ehefrauen,  Kinder,  firUder  oder  Schwestern,  Neffen 
oder  Nichten  im  Alter,  in  Krankheit,  Wittwenschaft,  oder  Aus- 
stattung von  Mitgliedem  oder  Personen,  welche  von  den  Mit- 
gliedern emannt  weiden  (norainees). 

3.  Ftir  irgend  einen  von  einem  Staatssekretär  oder 
in  Schottland  vom  Lord  Avocate  autorisirten  Zweck.  (Gewäh- 
rung von  Pensionen,  Verbesserung  der  Wohnungen,  Lindenug 
der  Nüth.)  Durch  Paragraph  XI  wird  die  Registration  aller 
wohlthätigen  Vereine  gestattet,  um  das  Vermögen  dersäbeo 
zu  schützen. 

Die  Formel  ,af  which  the  probability  maj  be  calcnlated  by 
way  of  average'  ist  ausgefallen.  Die  höchsten  Versicherungs- 
summen sind  200  £,  resp.  30  ^,  es  ist  keine  Grenze  ftr 
Krankengeld  vorgesehen. 

Die  Auszahlung  des  Begrilbnissgeldes  auf  den  Tod  eines  Kin- 
des (6  Sß  unter  5,  10  £  zwischen  5  und  10  Jahren)  ist  nur  auf 
Vorzeigung  eines  Zeugnisses  des  Civilstandsbeamten  gestattet, 
nenn  dies  nicht  enthält,  dass  die  Ui-sache  des  Todes  von  eineiii 
Arzte  oder  Coroner  angegeben  worden  ist,  dann  ist  das  Zeugiiia 
eines  Arztes  oder  Coroners  erforderlich.  Diese  Bestimmnig 
bezieht  sich  auf  alle  Hilf^kassen,  sowohl  registrirte  als  nicht 
eingeschriebene  ')•  Die  EinschreibegebQhr  wird  au^bobeo. 
Die  Anlage  des  Vermögens  daif  erfolgen,  wie  die  Kassenstatutn 
angeben.  Verboten  sind  Land-  und  Hausbesitz  (ausser  fllr  Ge- 
schäftslokal) und  Aktien.  An  Mitglieder,  welche  der  Kasw 
ein  Jahr  angehören,  darf  eine  Summe  verliehen  werden,  weldie 
die  Hälfte  der  auf  den  Tod  des  Mitgliedes  vei'sicherten  Summe 
nicht  übersteigt.    Zwei  Bürgen  sind  erforderlich. 

Der  Unterschied  von  ceitified  und  registered  societies  ist 
aufgehoben.  Hilfskassen,  welche  das  Rentengeschäft  treiben, 
müssen  ihre  Tabellen  von  einem  Aktuar  pi-Ufen  lassen.  VereisBi 
welche  fQr  einen  der  oben  aufgezählten  Zwecke  oder  fUr  ,tsj 
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Ergänznngen  ood  Projekte.  —  Welterbüdnng  der 

StaatsrersicheraDg.  —  Kampf  gegen  die  Begiibiiss- 

kassen.  —  Ernennung  einer  Königlichen  KowniMi«!. 

1855  -  1870. 


Nachdem  wir  die  Geschichte  der  englischen  HilfekassCD- 
geEetz(;ebung  wilhveod  eines  Zeitraumes  von  62  Jahren  verfolgt 
haben,  glauben  wir  das  Urtheil  aussprechen  zu  dürfen,  dass  n 
ihr  an  Entschiedenheit  mangelt.  Sie  versteht  es,  aus  naheliegaa- 
den  Gründen  weder  ein  Thun  noch  ein  Lassen  energisch  durch- 
zufahren. Sie  bewegt  sich  stets  in  einer  lauen  Mitte,  die 
weit  davon  entfernt  ist,  das  ,juste  niilieu'  zu  sein.  Dabei  hat 
sie  eine  schwächliche  Hinneigung  zu  einem  der  beiden  Extreme 
und  manchmal  zu  beiden. 

Die  Bills  von  1854—1855  zeugten  von  der  aasgesprochencn 
Neigung,  etwas  zu  thun.  Uann  kam  der  Nachtfrost  in  Gestalt 
eines  Dezemberartikels  der  Toiy-Rcvue,  welcher  die  bisherige 
Entwicklung  negirte.  Die  Durchführung  des  Einen  wie  des  Andern 
setzte  die  Anwendung  des  Zwanges  voraus.  Da  das  Parlament 
denselben  nicht  beliebte,  wurde  die  Absicht  des  Gesetzes  tou 
1855  bald  vereitelt. 

Wollte  man  die  Hilfskasse  an  der  Betreibung  jeder  Ve^ 
sicheruDgsart  ausser  der  Kranken-  und  Ueberlebensversichenug 
hindern,  dann  musste  man  aussprechen,  dass  alle  andern  Zwugs 
verboten  wären.  Die  Beschränkung  der  Zahl  der  Versichemngl- 
zwecke  im  Gesetze  genügte  nicht.  Durch  die  Bestimmung 
dass  Hilfskassen  für  die  Erstrebung  aller  von  einem  Staatsss- 
kretAr  genehmigten  Ziele  gegründet  werden  düi-ften,  dnrÄ- 
brach  man  den  Damm ,  den  man  so  sicher  aufgerichtet  h 
haben  glaubte- 

Schon  in  dem  ersten  Berichte  des  Registrar*)  lesen  vir, 

')  Wir  werden  in  dieaem  Kapitel  folgende  AbkOnniinn  aawMiiL 
R.  R.  1866;  74  bedeutet  Beport  des  Regiatntre  erschienm  1886,  Sdu14 
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Durch  die  Eindviehsem'he,  welche  Mitte  der  sechziger  Jahre 
England  heimsuchte,  wutde  es  offenbar,  dass  verEChiedene 
Bestimmungen  des  HilfskassengeGctzes  die  Viehversicherung  in 
ihrer  gesunden  Entwicklung  gehemmt  hatten  *).  Es  wurde  dess- 
halb  im  Jahre  1860  der  ,Cattl6  Ässuranee  Acf  (29  Vict  c.  34) 
erlassen,  welcher  besonders  den  nördlichen  Theilen  Englands 
zu  Gute  kam,  z.  B.  Lincoln,  Derby,  Yorkshire  und  den  Grene- 
grakchaften  *).  Eine  Besclirilnkung  der  Versicherungssumme 
ist  darin  nicht  vorgesehen  (^  1).  Die  Beiträge  sollen  rechtlich 
als  Schulden  nufget'asst  werden  und  bei  einem  Grafschaftehi^e 
eingeklagt  werden  dürfen  (g  2).  — 

Noch  andere  Theile  des  letzten  Gesetzes  waren  reformbe- 
dürftig. Man  hatte  die  Jurisdiktion  des  Registrars  und  der 
Friedensrichter  aufgehoben  oder  beschränkt  und  diejenige  der 
Grafschaftshöfe  bedeutend  erweitert.  Schon  bald  musste  an 
Theil  der  frQheren  Anordnungen  wieder  eingeführt  werdts. 
Die  geringe  Zahl  der  Sitzungen  der  County  Courts  und  die 
hohen  Kosten  standen  in  keinem  günstigen  Gegensatze  zu  den 
Pettv  Sessions  der  Friedensrichter.  Hiei'zu  gesellte  sich  ein 
neuer  Missstand.  Die  ununterbrochene  Reihe  von  Auflösungen 
eingeschriebener  Hilfskassen  (man  kann  auf  die  Woche  zwei 
rechnen)  lenkte  allmählich  den  Blick  auf  die  Schwierigkeit, 
einer  Kasse  nach  Recht  und  Billigkeit  ein  Ende  zu  machen. 
Nach  dem  letzten  Gesetze  war  die  Auflösung  von  der  beksDoten 
^/Ä-Majorität ,  der  Zustimmung  aller  Unterstützung  empfangen- 
der Mitglieder  u.  s.  w.  abhängig.  Eine  regelrechte  Abstimmung 
wurde  jedoch  nur  dann  vom  Gesetze  anerkannt,  wenn  den  Mit- 
gliedern vor  der  Abgabe  ihrer  Stimmen  ein  Theilungsplan  vor- 
gelegen hatte.  Die  Erfüllung  dieser  Fonlerung  bereitete 
manchen  Kassen  viele  Scbwieiigkeiten,  und  die  Centralbehörde 
sann  auf  einen  Ausweg^). 

Am  17.  Mai  1858  wurde  von  Sotheron-Estcourt  dem  Ünter- 
hnuse  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt,  der  fast  debattenlos  ange- 
nommen worden  zu  sein  scheint*).  Das  Gesetz  21  u.  22  VicL 
c.  Gl  ertheilt  in  der  Stadt  London  dem  ShenETs  Court,  in 
Irland  dem  Assistant  Bariister  in  seinem  Distrikte,  in  Dublia 
und  Cork  dem  Recorder  die  Jurisdiktion  eines  Grafschaftshof« 
in  Hitfskassenangelegenlieiten.  Die  Friedensrichter  werden  auch 
in  Irland  ermächtigt,    gegen  Betrug  einzuschreiten.     Water 


"I  R,  IL  1866.-  16. 

-)  Im  Berichte  vod  1^6^  tiiiden  sich  die  Siamien  eine»  Cov-EU; 
danach  waren  Viehhändler,  Melzger  und  Stadthirten  vom  Eüntritte  Htgi- 
BChlossen.     R.  R.  läG6;  Tä. 

"]  R.  R.  IWT-öti;  1-22,  123. 

'I  llansard'B  Tiebaiea  haben  Übet  die  GeEchichte  dieaea  Gesete«  dar 
Nachwelt  nur  die  Tbntsache  aiifbewohrt.  dass  Powell  Sotheron-EitconA  M 
Gelegenheit  fragte.  ol>  er  mit  seiner  Üill  nicht  foTtbhren  wolle,  womf 
S.-E.  erwiderte,  er  mOchte  wohl,  aber  das  Parlament  habe  ja  nie  Züt  daai. 


ii.yK 
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gefehlt,  da  iler  Registrar  seit  1856  eioen  auBfQhrlicheren  Bericht, 
als  früher,  abzustatten  hatte.  Dass  Btrengere  Maseregeln  ange- 
wandt werden  mUssten,  erkannte  man  allmählich  auch  auBser- 
halb  dcB  Amtszimmei's  des  Registrar  und  ee  wurden  ent- 
sprechende  Mittel  in  Anregung  gebracht.  So  erfolf^  von  zm 
verschiedenen  Seiten  der  Anstoss  zu  erneuter  Gesetzgebung. 

Die  Akte  23  und  24  Vict  c.  58  (1860)  mmmt  d«i 
Aktuaren  das  Recht  der  Kassenauflösung  und  ISsst  es  dem 
Registrar  unter  folgenden  Beschränkungen.  Nur  eine  in  be- 
kannter Weise  gebildete  ''/g  -  Majorität  darf  den  Registrar  nn 
Auflösung  der  Gesellschaft  angehen  (in  den  Bills  Vi)i  und 
dieser  Beamte  muss.  bevor  er  an  die  Untersuchung  geht,  die 
Kasse  von  seinem  Entschlüsse  benachrichtigen.  Drei  Woche« 
sollen  zwischen  dem  Schreibe»  und  dem  Anfang  der  Untere 
suchung  vertliessen.  Erlangt  er  die  Gewissheit,  dass  die 
Kasse  zahlungsunfähig  ist  und  eine  Auflösung  im  Interesn 
aller  Mitglieder  liegt,  dann  darf  er  zur  Regelung  ihrer  An- 
gelegenheiten schreiten.  Der  Theüungsplan  ist  in  der  Londn 
Gazette,  Edinburgh  Gazette  oder  der  Dublin  Gazette  n 
veröffentlichen.  Wii-d  das  Uebereinkommen  nicht  von  einem 
Mitgliede  innerhalb  dreier  Monate  angegrilTen,  so  ist  die  Auf- 
lösung rechtskräftig.  In  seinem  nächsten  Report  hat  der  fie* 
gistrar  über  jede  derartige  Auflösung  zu  bei-ichten.  Die  Vor- 
legung eines  Theilungsplanes  wurde  bei  dieser  Anordonng 
überflüssig.  So  war  eine  Massregel  gefunden ,  welche  die 
Hilfskassen  entlastete,  ohne  sie  zu  beschränken.  Für  die  Nidit- 
einsendung  des  Jahresberichtes  wird  eine  Strafe  von  20  8.  voi> 
gesehen.  Kassen ,  welche  der  Staatsschulden  Verwaltung  die 
verlangten  Ausweise  und  Berichte  nicht  30  Tage  nach  Ein- 
forderung dei'selben  einsenden,  gehen  des  Weitergenusses  der 
Zinsen  verlustig. 

Die  erstgenannte  Strafe  blieb  im  Ganzen  und  Grossen  eine 
leere  Drohung  i).     Aber  auch  wenn  sie  Erfolg  gehabt  huta, 


')  nfbis  Bection  bas  in  practice  proved  ftlmoat  a  dead  lettv,  th> 
snmmonseB  being  ooly  oblainable  at  tbe  Westminster  Police  Coort,  ani 
it  beiDg  deemed  unreasonable  (I!)  to  bring.officen  up  from  «11  pMtl 
of  England  for  tbe  infliciion  of  a  20  s.  penatiy."  Appeaäix  (II)  to  Fooilh 
Report.  1874.  S.  27.  Auch  chnrakteriBtiqcb  für  engfiBcbe  Anscbaamigaa. 
Zuerst  setzt  man  den  ganzen  GeseCz^ebungMp parat  in  BeweRong,  um  aioai 
Zwang  ausüben  zu  können  und  dano  halt  man  es  für  „anbillig",  denidb« 
anzuwenden.  Wäre  man  ein  Dutzend  Male  so  unbillig  geweaen,  SdnOn 
aus  allen  Theilen  Englands  nach  London  vorzuladen,  dann  wflrdai  f' 
andern  sich  vor  der  Gefahr  gehütet  hallen,  eine  Heise  nach  London  macbi 
zu  müssen.  Der  lie^nslrar  Hess  im  Jahre  1S&2  Ü  Sekretäre,  alle  aal 
London  und  der  Umgegend  der  Ilanpietadt,  vor  Gericht  fordo» 
K.  R.  1^62;  12  u.  13.  I>er  MisBstand  dauerte  denn  auch  im  Ganzen  vai 
Grossen  fort.  Ende  lä60  wurden  22  948  Formulare  auegeaandt,  8140  Beriehü 
gingen  ein,  Knde  1864  23  ■'^11  F.  —  10398  B.  Ende  ltJ65  223UF. - 
10345  B,  Ende  imn  2)  407  F.  —  10678  B.  Ende  1867  23607  F. - 
10  678  11.    Ende  l-idS    28  174  F.  —  11408  B.    Ende  1869    22 OBS  F.- 


)  die  Einseadonp:  iler  Berichte  das  ganze  Uebel  nicht  eut- 
habCD.  Dazu  war  eine  von  kundiger,  unparteiischer  Hand 
erügte  Bilanz,  und  die  Macht,  auf  Urund  derselben  Aende- 
in  durchzufahren ,  unumgänglich  nothwendig.  Sotheron- 
nrt  versuchte  sich  im  folgenden  Jahre  noch  einmal  an 
alten,  unlösbaren  Problem,  eine  Herkulesarbeit  mit  der 
ichtsvoUen  Sanflmuth  eines  Gentleman  durchzufahren.  Am 
[ai  1861  brachte  er  einen  Gesetzentwurf  ein,  welcher  jeder 
casse  uud  Versicherungsgesellschaft  die  Pfticht  auferlegte, 
1  Hit^liede  eine  Kopie  des  Jahresberichtes  zu  übermitteln. 
Ibe  sollte  aber  folgende  Punkte  Auskunft  geben :  1.  Summe 
annahmen,  2.  Summe  der  Ausgaben,  mit  Uaterscbeidung 
Ar  die  Verwaltung  bezahlten  Summen,  'A.  das  Datum  rier 
lung,  4.  die  Gesammtsumme  allei'  seit  dem  Beginn  er- 
im  Summen,  5.  die  Aktiva  mit  Unterscheidung  jeder  Ait 
Dgelegteu  Kapitalien,  C.  Passiva  nach  Vei'sicherungszweigen 
net,  7.  Zahl  der  Mitglieder,  welche  Ansprüche  haben. 
Mitglied,  welches  einen  solchen  Bericht  nicht  erhält,  darf 
inem  County  Court,  reap.  Sheritf  Court  oder  dem  irischen 
:ant  Barrister  klagen. 

5er  Gesetüentwurf  musste  zurückgezogen  werden,  und 
grämt  sich  nicht  darüber.  Denn  er  war  eine  der  zahl- 
en halben  Massregeln  auf  diesem  Gebiete,  von  denen 
sich  eine  bedeutende  Wirkung  nicht  versprechen  durfte. 
I  der  Arbeiter  nicht  lesen  konnte,  war  die  Aushändigung 

Jahresberichtes  nutzlos.  Aber  auch  wenn  er  diese  Kunst 
it  hatte,  lag  die  Sache  wenig  besser.  Viele  gebildete 
er  sind  nicht  im  Stande,  den  Jahresabschluss  einer  Ver- 
-nnfmeesellschaft  zu  verstehen.  Sie  durchschauen  die 
lulationen  nicht,  welche  bei  offenbarer  Zahlungsunfähigkeit 
'ertheilnsg  hoher  Dividenden  möglich  machten.  Sollten 
lildete  Männer  begünstigter  sein?  Hat  man  in  den 
Bn,    welche   die    gesammte  Arbeitervei-sicherung    kurzer 

den  freien  Vereinen  übertragen  möchten,  wohl  jemals 
ht,  dass  dieselbe  das  schwerste  Vei-sichemngsproblem  ist, 
sie  die  BewUtigung  ganz  verschiedener  Versichemngs- 
B  durch  eine  VerwaltungBStelle  erfordert?  Wo  die  Last 
irer  wird,  mnsg  die  Intelligenz  stärker  werden,  wenn  nicht 
JnterDehmen  schliesslich  fehlschlagen  soll.  Die  Erfahrung 
It  dafür,  dass  die  Intelligenz  im  Verhältniss  zur  Aufgabe 
hwach  ist.  — 

Vir  haben  damit  die  Ergänzungen  berührt,  welche  das 
z  von  1855  n&thig  machte,  und  wir  betrachten  nun  seine 


B.  Die  Zahl  der  eiogeschrielienen  HilfskasseD  betrug  Ende  1ÖG9 
5000,  die  Hälfte  kümmerte  lieh  um  dAS  Gesetz  nickt.  —  Für  die 
rjfcs  B.  wu  keine  Stnfe  vorgcaeheo,  Kode  l«tjä  lieten  nar  7706  B. 
üb  1>>70  HBBT  nur  7467. 
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wohUhätigen  Wirkungen.  Zunächst  verzeichnen  wir  den  Erfolg  des 
Paragraphen,  welcher  einige  Vortheile  an  die  Niederlegung  der 
Statuten  im  Begistrar  Office  knüpfte.  Den  Gewerkvereinen 
war  endlich  die  Sicherheit  ihres  Vermögens  gewährleistet 
Wieder  einmal  erwies  sich  die  eingeschriebene  Hilfekasse  als 
die  Beschtttzeiin  einer  Institution  der  sozialen  Selbsthilfe.  lo 
jedem  Jahresbeiichte  giebt  dei-  Repistrar  die  Zahl  der  Vereine 
an,  «eiche  im  Laufe  des  Jahres  ihre  Statuten  deponirt  bsben. 
In  Folge  gerichtlicher  Entscheidungen,  welche  die  Möglichkeit 
weiteren  Schutzes  von  Seiten  der  Hilfskasse  in  Frage  stellten, 
trennte  sich  im  Jahre  1869  der  Gewerkverein  von  der  Hilft- 
kasse.  Das  Gesetz  32  und  33  Vict.  c  61,  ein  Nothbau,  ti- 
kannte  ihn  in  seiner  Selbstständigkeit  an.  Zwei  Jahre  spUer 
folgte  der  Trade  Union  Act.  Er  schnitt  jeden  andern  Zu- 
sammenhang mit  der  Hilfskasse  als  den  einer  Personal-Union 
ab.  In  diesem  Verhaltnisse  stehen  Sparbanken  (1828),  Uilb- 
kassen  (1S20),  Darlehnskassen  (1835),  Baugenossenscbaftea 
(1836),  wissenschaftliche  und  literarische  Vereine  (1843),  Vo* 
zehr-  und  Erwerbsgenossenschaften  (1852) ,  Erholungs-  nid 
Bildungsvereine  (1856),  Gewerkvereine  (1871);  alle  werden  all 
Wunsch  und  nach  Erfüllung  gewisser  Bedingungen  von  dem- 
selben Beamten  eingeschrieben.  Zum  Abschied  zählt  der  Re- 
port für  1868— 186ii  S.  193  fF.  472  Vereine  auf,  welche  in 
Laufe  von  14  Jahren  ihre  Statuten  deponirt  hatten.  Id  Iriand 
beti-ug  die  Zahl  IG,  in  Schottland  3'). 

Eine  indirekte  Folge  des  Gesetzes  bestand  in  der  Mör- 
lichkeit,  die  Erholungs-  und  Bildungsvereine  (Working  Mot*! 
Clubs)  zu  registriren*). 

Als  dritte  wohlthätige  Folge  nennen  wir  die  ExiBtenz  der 
jährlichen  Berichte  des  Registrar,  welche  zum  ersten  Male  ge- 
statten, das  Leben  der  Hilfskassen  in  kurzen  Zeitrilumen  in 
verfolgen^).    Die  von  Tidd  Pratt  abgefassten  Berichte  (1856— 

')  Doch  Bind  Dicht  alle  Qewerkvereine,  es  finden  sich  Qesellachiflti 
aller  Art  darunter. 

-)  Im  Jahre  1B72  betrug  die  GesanmitzKhl  der  ,der  Workine  Ho/i 
Clnb  and  Institute  Union'  bekannten  Vereine  535,  die  Aniahl  ds  Wt- 
glieder  wurde  uuf  üO  000  geschätzt.  Fourth  lieport  of  the  F.  ä.  C  S.  1ER4. 
C.  CXLVII. 

')  Wir  DehnieD  nur  gelei;entlich  auf  die  Berichte  des  schottiida  ' 
und  irischen  RegistrEu^  Rdcksicht.  Dieselben  stehen  an  inhalllichan  Wstt 
denjenigen  Tidd  Pratt'a  bedeutend  nach.  Bei  der  letcten  Elnquite  tat 
man  die  liureaux  beider  Beamten  in  gröaster  Unordnung,  wu  tbdlww 
der  unt;enugenden  Besoldung  zugeai^hrieben  vurde.'  Das  Wichtinte,  m 
Eie  zu  berichten  haben,  stimmt  mit  den  ^littbeilungen  Tidd  Pratt^  übcniL 
I>och  wollen  wir  die  bemcrkensnertbesten  Notiien  von  iiilliiitiilliiiliM 
Werihe  aus  den  beiden  R.  H.  Lier  kurz  iriedergeben.  Die  Berichte  beftäta 
eich  mit  den  englischen  zusammen  in  denselben  Blinden.  Ans  den  miiiiiB, 
nicht  alle  Jahre  crecbienenen  irischen  It.  entnehmen  wir  FolgendM.  Im 
dem  R.  1870  S.  42.'>  hatten  a.-'S  Kassen  Berichte  eingeschickt;  ele  boMNi 
42703  Mitglieder  und  eine  Einnühne  von  42  3.'>Gje',  Bie  hatten  fOr  Kiuk- 


(iesell!>fliaften  ei-zälilen,  jene  in  iiiKirthojinipliisfliem  Kua- 
:esrhri<-benL'n  Briefu.  wtldie  ileutliclier  als  jede  ali.stv.iktt' 
laudei-setzuiii;  die  L'ebel  der  freien  Hilt:-kassen  auf^ei^en 
athüllen ! 

ie  Mittheilungen  des  Repistrar  sind  mauni^^faltiger  Natur. 
las  Parlament  für  die  Hilfskassen  that  oder  thun  wollte, 
lerichtet,  die  wichtigsten  statistischen  Mateiialien  werden 
melt,  die  vom  R^istrar  vorftenommenen  AiiflöBun{,'eii  be- 
len.  FQr  eine  Zustandsschilderung  der  Hilfskassen  findet 
1  denselben  ein  reiches,  aber  kaum  ein  neues  Material, 
wir  TOD  den  Mittheilunpen  über  die  B^TÄbnisskassen 


ITodMttlle  ISCß«^  ftusgepeben  und  12  987  f  zu  Weihnachten 
bIIl  In  den  meilten  iriBchen  Kassen  herrschte  die  Gewohnheit,  zn 
lichten  den  UebenchusB  des  J.ihres  zu  renbeilen.  Nach  dem  R. 
L  41'=> — 121  wiesen  die  fün^ährigen  Berichte  14  406  Mitglieder  mit 
WKhen  Knnkbeit  und  l<J5i>  TodesAlles  auf.  Er  si'hreibt  die  Ab> 
do"  Zahl  der  neureinstrirten  HiltuktuEea  dem  Bestände  guter  Hilfs- 
nnd  dem  Mangel  an  allen  Beschränkungen  in  der  Verwendung  des 
^a  ni.    il.  1»70.  t>.  411. 

B  Berichte  des  schottischen  K.  crscbienpn  häufiger,  haben  aber 
slft  Werth.  Sie  schlagen  leider  nicht  selten  einen  l'redigerton  an. 
lern  R.  lr<62  S.  2  eiiatirle  in  Itraemar  eine  Kasse,  zu  deren  Zielen 
Mtong  der  keltiscben  Sprache  pehSrte;  eine  andere  bedrohte  jedes 
1  mit  t>  d.  Strafe,  welches  den  Namen  Gottes  vergeblich  lübrte.  — 
^ir  mUuen  hier  eine  Schuld  der  Gerechtigkeit  nbtragen  und  können 
tehen  wieder  gat  machen,  welches  wir  in  der  Einliiitung  begangen 
Der  achottitclie  Regisuar  Carnegie  Ritchie  mochte  die  ersten  Mit- 
{an  aber  die  Utesten  Kilfakassen  in  Scbotilanil,  z.  B.  über  diejenige 
rowBlonneu.  R.  IB-'i^.  S.  6,  Qber  die  Friendly  Societv  of  Incorpo- 
Inten.  R.  1860,  8.  2,  welche  ara  4.  Febmar  18'>Ö  ihr  dreihundert- 
I  StUtungifnt  gefeiert  hatte.  iSie  hatte  damals  ein  Vermögen  TOn 
'   ""   '■    und   1-)  i'   für    ein  Festessen   bei  Gelegenheit  des 
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absehen.  Die  alte  Geschichte  wird  imniei'  wieder  voi^etrafi«D 
von  den  SchmauKereien,  weiche  aus  dem  Kassenvenn&gen  be- 
stritteD  werden ,  von  der  ungesetzinäasigeD  Anlage  und  dem 
fzelegentlichen  Verluste  des  Kapitals,  von  der  einen  Prämie  für 
Jung  und  Alt,  dem  endlichen  Bankerotte  und  der  zeitigen  Auf- 
lösung. Die  grosse  Masse  aller  Hilfakassen  hatte  sich  troti 
aller  Hilfskassengesetze  nicht  verwandelt.  Die  woblgeleiteten, 
gesunden  Hilfskassen  konnte  man  zählen,  in  der  Manchester 
Unity  und  bei  den  Foresters  war  ein  ernstes  Kefonnbestrebei) 
lebendig,  aber  der  Fortschritt  ging  langsam  von  statten'). 

Von  gröBster  Bedeutung  fiir  die  Beurtheilung  dps  Werthei 
freiwilliger  Hilfskassen  in  unserer  WiithschaftsordnuDg  erscheiiit 
die  Mittheilung,  dass  die  Mitglieder  sehr  vieler  Vereine  in 
Folge  d%  ahmenden  Einflusses,  welchen  der  amerikanische 
Krieg  auf  Handel  und  Wandel  ausübte,  lange  Zeit  hindnrdi 
ihre  Beiträge  nicht  weiterzahlen  konnten.  Tidd  Pratt  erwiderte 
auf  Anfragen  der  Arbeiter,  was  sie  in  dieser  Lage  thun  soUtai, 
er  wolle  auf  Wunsch  der  Majoi-itilt  einer  gehörig  zosamma- 
beiTifenen  Versammlung  einen  Paragraphen  des  Inhaltes  be- 
stätigen, dass  die  Prämienzahlungen  zwölf  Monate  ausgesetzt 
werden  durften,  im  Falle  die  Mitglieder  durch  Ereignisse,  Qber 
welche  sie  keine  Macht  hätten,  an  dei-selben  verhindert  würden*). 

Wir  heben  nun  einige  der  wichtigeren  Belege  zu  den  oben 
über  den  Inhalt  der  Berichte  abgegebenen  Uitheilen  hervor. 
In  der  zweiten  Hälfte  der  fünfziger  Jahre  schickte  der  Regtstrar 
500  Briefe  an  Sekretäre  verschiedener  Gesellschaften,  in  deren 
Berichten  Getränke  angesetzt  waren  und  machte  sie  auf  die 
Ungesetzlichkeit  aufmerksam.  Ungeföhr  ein  Zehntel  der  be- 
richtenden Vereine  —  die  besseren  —  waren  also  troti  aller 
Gesetzgebung  noch  nicht  weiter  fortgeschritten.  Der  Begistttr 
versicherte,  dass  dieser  Schritt  nicht  ohne  günstige  Folgen 
geblieben  sei  ^).  In  einem  späteren  Berichte  Eitossen  wir  auf 
die  Erklärung  dieser  raschen  Besaejung.  Von  jedem  Mit^liede 
wurden  z.  B.  2  d.  für  die  Vei'waltungBkosten  erhoben.  In 
Wirklichkeit  bestritt  die  Kasse  die  Verwaltungskosten  ausdn 
Prämien  und  die  Mitglieder  vertianken  die  2  d.  Oder  es  ei^ 
scheint  die  Ausgabe  für  Miethe  im  Verwaltungsbericht  b 
Wirklichkeit  wird  keine  Miethe  bezahlt,  sondern   der  Betrag 


>)  Nftcb  dem  It.  B.  lf-S8 ;  20  hattni  Gich  von  den  3198  Logen  derM.U. 
1673  registriren  lassen,  vod  den  187(i  Colins  der  ForcBtera  926.  —09 
Orden  der  Foresters  setzt  sieb  aus  CourtB'  und  ,I)iBtricta'  mganinien.  Ds 
WanderauGscbusi  wird  .High  Court  Meeting'  (H.  (.'.  M.)  genanat.  Da  tn 
H.  V.  M.  EU  H.  C.  M.  die  Geschäüe  fahrende  Auaecbosa,  welcher  Dickt 
nie  in  der  M.  L'.  seinen  sländigen  Sitz  in  einer  Kiadt  bat,  Bondern  >dt 
das  IL  C.  M.  wandert,  lührt  den  Namen  .Ilxecotive  Couudl'. 

")  R.  R.  1802;  8—12.  Die  Armensfeuer  1660:  Ü4S4964  jf,  1861: 
6  423  3f»  £. 

=")  K.  R.  18.57-58;  4. 
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einen;  in  Schottland  waren  in  gleichem  Zeitraome  182  nwe, 
192  refoiTnirte,  in  Irland  324  neue,  192  reformirte  einge- 
schrieben worden').  Ein  Werden  und  Vergehen,  daa  an  die 
Uppipe  Fruchtharkeit  und  den  schnellen  Untergang  der  Ge- 
schöpfe einer  tropischen  Natur,  nicht  aber  an  den  Bestand 
von  menschlichen  Institutionen  erinnert. 

Der  Registrar  wanschte  daher  das  Alter  der  Kassen  kenndQ 
zu  lernen.  Nur  3073  erfüllten  seine  Bitte  und  gaben  Nachricht 
485  behaupteten  weniger  als  10  Jahre,  1187  Qber  10  Jahre, 
721  über  20,  301  Qher  30,  129  Qber  40,  100  Ober  50,  46  über 
60,  41  über  70,  20  über  80,  23  über  90,  20  über  100  Jahre 
alt  zu  sein  *). 

Die  Frage  drängt  sich  auf:  Wie  ^"Oss  war  die  Anzahl  aller 
eingeschriebenen  Ililfskassen  und  wie  viele  bestanden  noch? 
Bekanntlich  waren  die  Grafschaftssehretäre  durch  ein  Geseti 
in  den  fünfziger  Jahren  zur  Uebersendung  aller  von  den  Frie- 
densrichtern genehmigten  Statuten  aufgefordert  worden.  So 
wurde  es  möglich,  einen  Ueberblick  über  die  Entwicklung  der 
eingeschriebenen  Hilfskassen  zu  gewinnen.  Am  16.  Mai  1861 
betrug  die  Zahl  aller  im  Vereinigten  Königreiche  seit  1793  regi- 
strirter  Vereine  54264.  Davon  entfielen  auf  England  51 548,  m 
Schottland  897  (die  Zahl  muss  falsch  sein^)  und  Irland  1819. 
In  England  setzte  sich  die  Zahl  aus  3U47  neuen  Vereinen  and 
20401  alten  (mit  veränderten  Statuten),  in  Irland  aus  1284 
neuen  und  535  alten  (mit  veränderten  Statuten)  zusammcD, 
über  Schottland  ist  keine  getrennte  Angabe  vorhanden*)-  Nun 
erhebt  sich  die  weitere  Frage:  Wie  viele  bestanden  hierv« 
noch  ?  Audi  darüber  liegt  ein  offizieller  Bericht  für  England 
vor.  Das  Armenamt  veröffentlichte  unter  dem  19.  August  1667 
eine  Zusammenstellung,  wonach  bis  zu  diesem  Datum  38315 
Vereine  eingeschrieben  worden  wären  und  13935  sich  aufge- 
löst hätten.  Die  Zahl  der  noch  bestehenden  hätte  24380  be- 
tragen. Der  Registrar  fügt  die  Bemerkung  hinzu,  dass  die 
Notizen  von  den  Kassen  selbst  geliefert  worden  seien ;  zweifel- 
los hätten  sich  noch  manche  andere  aufgelöst,  ohne  den  Re- 
gistrar davon  zu  benachrichtigen.  Wenn  wir  nun  in  Betracht 
ziehen,  dass  sich  im  Durchschnitt  jedes  Jahr  über  1000  neue 
Vereine  in  England  einschreiben  Hessen ')  und  die  seit  1867— 
1870  neueingeschriebenen  gegen  die  nichtangemeldeten  aa%e- 


■)  R.  R.  ISßlj  Ö6— 69. 
■J)  R.  K.  1857—60;  8-12. 
')  Calley  BcbUzte  sie  auf  1914  im  Jabre  1661.    Siehe  Rq>orli  oT  Ol 
AsBiBtuit  CoDomiBsioDera.  1874.    Vol.  XXIII.  Pt.  n.  S.  645. 
*)  R  R.  1881;  66—69. 
")  Nach  dem  R«port  (üi  1862  -  1228;    fttr  1863  —  1277;  ftr  ISH 

—  1064;  fllr  IStÖ  -  1056;  für  1866  —  1076;  fflr  1867  —  1176:  Btr  IW 

—  li;J4i  (Ür  1869  —  1112;  für  1870  —  1262;  (Ür  1871  —  »98. 
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England: 

Bedford 28 

Berks 86 

Bucks 34 

Csmbridge 48 

ehester 80 

Cornwall 66 

Cnmberland 25 

Derby 45 

Devon 115 

Doreet 32 

Dwbam 140 

Essex 187 

Gloucester 182 

Hereford 8 

Herts 147 

Hunts 23 

Kent 227 

Lancaiter 302 

Ldcester 56 

Lincoln 43 

Middlesex 370 

Honmonlb 68 

Norfolk 127 

Northunpton 43 

Northumoerland 11 

Nottingham 37 

OxfortfT 18 

Bntland :t 

Salop 68 

^tetnerset 104 
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^ioathampton lU 

Stafford 141 

Suffolk 138 

Snrrey m 

Sasaez 58 

Warwick 128 

Westmoreland 4 

Wilts T» 

Worceater 16S 

York,  E.  a 27 

York,  N.  B 13 

York,  W.  B ■  239 

Total  England  3931 

Wales: 

Angleaea — 

Brecon U 

Cardjgan — 

Carmarthen $ 

Caroanron S 

Denbigh II 

Flint I 

Glamorgan t( 

Merioneth — 

Montgomer; 11 

Pembroke — 

Badnor — 

total  Walea  84 

Total  England  und  Walea  40U 


Die  zweite  Tabelle  wav  natürlich  unvollkommeD.  Die 
UnterstOtzungzen  vieler  Hilfskassen  sind  so  gering,  dass  du 
Mitglied  dennoch  sich  um  Annenunterstützung  bewerben  mua. 
Die  Königliche  Kommission  suchte  im  Jahre  1871  die  ZiU 
aller  Annen  zu  ei-fahren,  welche  Mitglieder  von  Hilfekassen  ge- 
wesen waren,  oder  noch  waren.  Das  Local  Government  Boud 
wandte  sieb  an  die  Arnienbehörden  in  England  und  Wiln 
und  erhielt  folgende,  im  höchsten  Maasse  ungenQgeDdeo  Be- 
richte •). 

In  den  Armenhäusern  waren  in: 


')  Appendix  XIU.  to  Fourth  Report  et«.  S.  1—9.  Sähe  man  disNI 
Zahlen  nicht  auf  dem  ersten  Blicke  ihre  Unzuverlfissigkeit  an,  dann  wtt^ 
den  die  Antworten  der  Poor  law  Guardian«  sie  beweisen.  Da  fotgea  dk 
Antworten  ,Kot  answered',  ,can  get  no  infonnation',  .does  not  know  U  alT, 
.impoBsible  to  answer',  ,cannot  give  account',  ,cannot  teil'.  .Ttty  dtiBÖk 
to  asccrtain*.  ,no  data  for  tbis',  selbst  ,ta  answer  thia  wonld  ia- 
volve  mucb  labour'  etc,  etc.  in  rascher  t'olae  aufeinander.  Eine  nt- 
trauenerweckende  i^latistik  wird  sirh  mit  englischeD  SelbBtrerwalÜnili- 
beamten  nicht  durchfuhren  lassen. 
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VermöKen  von  7  095  537  £  auf).  Nach  dem  letzten  Report 
Tidd  Pratt's  beti-ug  in  12  263  Vereinen  die  Hitgliederzahl 
1  646  965,  das  Vermögen  5  692  937  £ ').  Diese  um  Millionen 
schwankenden  Zahlen  geben  augenscheinlich  keinen  Aotialt  für 
die  Schätzung  des  Vermögens  der  Hilfskassen.  Je  nach  der 
Mischung  der  berichtenden  Vei-sammlung  muas  das  Bild  ein 
anderes  werden.  Es  würe  so  leicht,  vennittelst  einiger  Durch- 
schnittszahlen zuerst  das  Vermögen  aller  bestehenden  Hilfs- 
kassen  zu  ermitteln  und  mit  einer  raschen  Hypothese  auf  das 
Gesaramtvermögen  aller  Friendly  Societies  zu  schlie&sen.  Wer 
den  verschiedenen  Charakter  der  einzelnen  Typen  und  Gesell- 
schaften kennt,  wird  solche  fadenscheinigen  Berechnungen  unter- 
lassen.   Man  lese  beispielsweise  folgende  Tabelle*): 


ToUl 
Number 

of 
ßeturna 

4690 
1364 
1655 
1189 

Number 
of  those 
in  which 
the  num- 
ber  of 
members 
wasgifen 

Total 
Number 

of 
Members 

giyen 

No.  of 
Sodeties 
in  which 
tbe  foDdi 
are  gifen 

ToUl 
retmud 

Friecdij  Societies.  .   . 
A.  0.  of  Foreaters  .   . 
.M.  U.  of  Odd  Fellowa 
Other  Orders 

3929 

1106 
1481 
1017 

990329 
113763 
175193 
05  559 

4535 
1327 
1634 
1152 

S 
29533» 

404574 
1096615 

358001 

Borial  Societies.    ,    .   . 
Aonuity  Societies .    .    . 
Female  Societies  .   .    . 
Sunday  School  Societies 

8898 

181 
22 

338 
55 

7533 

143 
14 

278 
49 

1371844 

278  305 
2438 
28  292 
10475 

8648 

176 
22 

331 
54 

481SS1S 

704» 
304 4SI 
119101 

19  801 

Totfti 

9494 

8017 

1  691  354 

9231 

53262» 

Wie  gering  ist  d:^  Vermögen  der  mitgliederreichen  Be- 
grtlbnisskaBsen  verglichen  mit  dem  hohen  der  RentenkaBseal 
Wir  bemerken  schon  jetzt,  dass  sich  die  meisten  der  ersterea 
in  Lancashire,  die  letzteren  fast  ausnahmsweise  in  Devonshire 
befanden.  Walford  macht  Ober  den  Inhalt  des  B.  R.  1868 
folgende  Bemerkungen.  Unter  10  264  Kassen  besassen  3161 
weniger  als  100  j(?,  4222  zwischen  100  und  500  Sg ,  1608 
zwischen  500  und  1000  £,  903  zwischen  1000  und  2000  M, 
316  zwischen    2000    und   5000   iß,   50  zwischen    5000   umI 


*)  8.  153. 

')  Walford'a  Insorance  C'^clopaedia  IV,  501.  IHeselbe  giebt  nad  im 
BebaDptung  dea  Verfassers  eme  kurze  Uebereicbt  Qber  den  Inhalt  im 
.Abstract  of  Retums',  welcber  sich  im  R.  K.  1863  Sodet. 


DcillizedDy  Google 


No. 

out 

plete 

■"■'■ 

£ 

Tranip. 

20314 

10623 

8842 

1776 

5428  383 

1582163 

Anglesea 

28 

7 

3 

4 

1291 

26S 

Brecon 

1       18» 

49 

35 

14 

12  838 

CMdigan 

77 

17 

17 

4719 

1354 

Cannarthen  .... 

169 

69 

64 

5 

58 

30 

25 

5 

10937 

4961 

Denbigh 

147 

54 

39 

19 

14712 

4189 

114 

51 

38 

13 

13  209 

4850 

806 

429 

372 

57 

134572 

31469 

13 

58 

18 

15 

3 

22532 

87«7 

Pembroke 

28 

lUdoot 

14 

5 

5 

— 

5393 

M 

Total 

22026 

11395 

9494 

1901 

5692937 

1646»» 

Too  late 

_ 

_ 

_ 

_ 

Returns    witfaoat 

names  of  Sos. . 

_ 

726 

„ 

m 

— 

— 

Grand  ToUl    .   .   . 

;  22026 

12263 

9494 

2769 

5  692937 

16469U 

Mehr  Vertrauen  verdienen  jedenfalls  die  offiziellen  Zahlen, 
welche  im  Anschluss  an  die  S.  2fl0— 297  dieser  Schrift  its- 
öfFentlichten  Tabellen  bis  zum  Ende  dieser  Periode  falgen 
sollen. 

Am  20.  November  1860  hatten  >) 

11682  Hilfekassen  in  Sparkassen  eingelegt.    ■      1912521  £ 

579         „  bei  der  Staatssehuld,  deponirt  2039952  £ 

3952493  £. 

Der  Gesainmtbetrag    aller   der  Staatsschuldenverwaltni* 

von  Hilfskassen  übersandten  Gelder  sammt  Zinsen  belitf  sid 

auf  4974160  £. 

Am  20.  November  1861  hatten  *) 
12074  Hilfshassea  in  Sparkassen  eingelegt     .    .  1965710  jf 
561  „  bei  der  Staatsschuld,  deponirt  2018750  f 

3984460  £ 
Der  Gesammtbetrag  etc.  5086128  £. 
Am  20.  November  1862  hatten  »J 
11820  Hilfskassen  in  Sparkassen  eingelegt     .    .  1951 138  Jf 
56".  „  bei  der  Staatsschuld,  deponirt  2041987  j? 

3992075  £ 
Der  Gesammtbetrag  etc.  5202048  £. 


'1  A.  &  1».  1861.  XXXV,  2Ö3. 
*)  A.  &  P.  1862.  XXXI,  27.-.. 
')  A.  &.  P.  1^63.  XXXI,  271. 
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Am  20.  November  18Ü3  hatten  *) 
12148  Hil&kassen  in  Sparbanken  eingelefjt    .    .  1999950  ig* 
567  ,  bei  der  Staatsschuld,  deponirt  2040724  SS 

4040674  £. 
Der  Gesammtbetrag  etc.  5  307  533  £. 
Am  20.  November  1864  hatten*) 
117Ö3  Hil&kassen  in  Sparbanken  eingelegt    .     .  1 008  502  £ 
550  ,  bei  der  Staatsschuld,  deponirt  1984988  £ 

3893570  £. 
Der  Gesammtbetrag  etc.  5406978  £. 
Am  20.  November  1865  hatten  >) 
11619  Hilfekassen  in  Sparbanken  eingelegt    .     .  1869970  £ 
545  ,  bei  der  Staataschuld.  deponirt  1915803  '£ 

*  3785673  i^*. 

Der  Gesammtbetrag  etc.  5509975  £. 
Am  20.  November  1866  hatten  ') 
11462  Hilfekassen  in  Sparbanken  eingelegt    .    .  177G21Ö  £ 
518  ,  bei  der  Staatsschuld,  deponirt  1799644  £ 

3575859  £\ 
Der  Gesammtbetrag  etc.  5630404  £. 
Am  20.  November  1867  hatten^) 
11S56  HiliskBsseD  in  Sparbanken  eingelegt    .    .  1830990  ;£* 
5<)6         „  bei  der  Staatsschuld,  deponirt  1803477  £ 

3634473  £. 
Der  Gesammtbetrag  etc.  5738752  £. 
Am  20.  November  1868  hatten'^) 
11275  Hilfekassen  in  Sparbanken  eingelegt    .    .  1880506  £ 
498  „  bei  der  Staatsschuld,  deponirt^l  824390  ig" 

3704890  !£-': 
Der  Gesammtbetrag  etc.  5831192  £. 
Am  20.  November  1869^)  beti-ugen  die  De- 
positen bei  der  Staatsschuldenverwaltung    1827059  £. 
El  waren  im  Ganzen  eingezahlt  worden    .    .    .    5937022  £. 
Am  20.  November  1870»)  betrugen  etc.      .    1821645  £. 
.    Es  waren  im  Ganzen  eingezahlt  worden    .     .    ■    6045683  £. 

M  A.  &  P.  1864.  XXXIT,  195  6. 

•l  A.  ft  P.  1866.  XXXI,  21».  270. 

■)  A.  &  P.  1866.  XL.  809. 

•)  A.  ä  P.  1867.  XL,  389.  390. 

•l  R.  R.  1867-68;  103. 

•)  R.  B.  18)>8— 69;  131.  —  FOr  18t>9  und  1H70  habe  ich  weder  in 
dto  Aiuweii«  der  Staatstchuldenverwaltunfi  noch  den  R.  ß.  .\ngaben  Über 
die  Zkblen  der  eintefreDden  fa«.  deponirenden  UUäkaascn  ifefundeo.  — 
Schon  im  Jahre  1862  hatten  1010  Hill'gkassen  Kinlagen  in  PoBtspnrbaBScn 
ganschL  E«  bt  ni  bedanem.  dasB  dieae  An^ben  nicht  fortgesetzt  worden 
rind,  Dod  die  Bettiige  nirgenda  anfgefllhrt  Bind. 

'I  A.  &  P.  1870.  XLl.  727. 

■J  A.  &  P.  1871.  XXXVII,  663. 
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Nach  diesen  Zahlen  ist  von  1863 — 1868  ein  Niedergang 
in  der  Zahl  der  Hilfskassen,  seit  1866  auch  in  der  Höhe  Att 
angelegten  Vermögens  zu  verspüren;  nach  1866  heben  sich  die 
Beträge  wieder  langsam.  Diese  Erscheinung  wurde  jedenfalls 
zum  Theil  durch  den  amerikanischen  Krieg  bedingt,  zu  einem 
anderen  Theile,  soweit  die  alte  Spavbank  in  Frage  kommt, 
ebenso  sicher  durch  die  Konkurrenz  der  Postsparkassen.  — 

Es  bleibt  uns  noch  der  wichtigste  Theil  der  Reports  lu 
besprechen  und  zwar  derjenige,  welcher  Über  die  Begrabniss- 
kassen  handelt.  Wir  bemerkten  oben,  dass  die  Berichte  kein 
neues  Material  über  die  Hilfskassen  böten  ausser  über  diese 
Art  der  Friendly  Societies.  Worin  bestand  das  Neue?  Wer 
die  Aussagen  Glenny's  vor  dem  Ausschüsse  von  1825  au&nerk- 
sam  durchliest,  erblickt  den  ei-sten,  schwachen  Keim,  aus  den 
Lug  und  Trug  in  ungewöhnlicher  Höhe  emporschiessen  sollte. 
Ein  Theil  der  Anklagen,  welche  jetzt  gegen  die  Begräbnis»- 
kaseen  erhoben  wurden,  ist  in  seinem  Zeuguiss  enthalten,  lit- 
zwischen  waren  diese  Vereine  zu  weiterer  Entfaltung  gelangt 
und  im  Fortschritte  der  Entwicklung  hatte  sich  eine  Unterut 
herausgebildet,  welche  über  die  Grenze  des  Gegenseitigkeits- 
vereines  gedrängt  wurde,  und  in  ihr  Gegentheil,  die  Veraicbe- 
mngsgesellschaft,  umzuschlagen  drohte.  Diese  Form  war  u 
den  verwerflichsten  Praktiken  fruchtbar.  Gegen  sie  richteten 
sich  hauptsächlich  Tidd  Pratt's  Angiiffe, 

Auf  den  folgenden  Seiten  versuchen  wir  die  anziehende 
Evolution  der  Begräbnisskasse  dai-zustellen ,  welche  in  ihrem 
vollständig  übersichtlichen  Entwicklungsgänge  offenbart,  wie 
eine  an  und  für  sich  gute  Veranstaltung  durch  die  Macht  der 
Verhältnisse  in  eine  dem  Volkswohle  schädliche  verkdut 
wird '). 

Die  niedrigste  Form  war  in  Yorkshire,  besonders  im  West 
Riding  dieser  Grafschaft  und  im  Süden  Englands  überall  dort 
verbreitet,  wo  grosse  Massen  von  Arbeiteni  zusammenströmten, 
z.  B.  in  der  Nähe  der  Staatswerfte.  Die  UnterstUtznOfceB 
wurden  aus  Umlagen  bestritten,  welche  beim  Tode  eines  Hit- 
gliedes zur  Erhebung  gelangten.  Sie  belassen  keine  Seserre. 
Die  Organisation  war  schon  vorgeschritten,  wenn  sie  „nnw 
Tod  oder  zwei  Tode"  in  der  Hand  hatten,  d.  h.  das  fUlige 
BegrHbnissgeld  in  einem  oder  zwei  Fällen  bezahlen  konntei^ 
ohne  eine  Umlage  auszuschreiben.  Diese  Form  wurde 
Yorkshire  ,funeral  brief  genannt. 

Eine  Stufe  höher,  weitentwickelter,  sind  die  sogen,  „lokalei 
Begrähnisskassen".   „Die  lokalen  Begräbnisskassen  allein,"  sagt 


')  Die  folgende  Daratellung  fussl,  was  die  ThaUachen  betrifit,  nidl 
auf  den  K.  R.,  Bondcni  uuf  dem  schon  oft  penanuten  Fonrtb  RepOft  rf' 
the  F.  S.  C.  1874,  XCI-CXXVill,  weil  die  ß.  R.  die  AnsMgen  «r  *f ' 
Königlichen  Kommission  zum  Terständniss  TorauBsetxen. 


*.  i.  -sa: 

Sianley,  haben  etwas  von  dem  Cliaiakter  einer  lIilf^kasse  an 
sich."  Die  Mitgheder  waren  im  Stande,  die  Vereinsangelegen- 
heitea  zu  überhlicken  und  in  riieselhen  einzugreifen.  Diese 
Sterbekassen  zeigten  die  guten  und  die  schiechten  Seiten  der 
Klubs:  kostenlose  Selbstverwaltung,  Interesse  an  dem  gemein- 
>anien  Vereine,  Bekanntschaft  der  Mitglieder  mit  einander. 
Sitz  des  Vereines  in  einem  Winhshause :  manchmal  wurden 
sie  nach  den  Grundsätzen  der  theilenden  Vereine  verwaltet, 
z.  B.  io  Irland.  In  einigen  zeigte  sich  das  Unternelimereie- 
meot.  Das  Mitglied  war  gezwungen,  den  ?.ivg  von  dem  I'räsi- 
dentea  zd  kaufen  (vergl.  Glenny's  Auslage  S.  121).  Bei  Todes- 
ftllen,  welcbe  sich  weit  vom  Sitze  des  Ortes  ereignen,  so  dass 
der  Sarg  nicht  von  ihm  entnommen  werden  konnte,  erhalt  er  eine 
Entschädigung  von  3—4  s.  Bei  tüchtiger  Selbstverwaltung  ge- 
diehen sie,  auch  wenn  die  Mitgliederzahl  gross  nar.  Doch  lag 
in  ihrer  Grösse  die  Gefahr  zu  entarten,  und  mit  der  Zunahme 
der  Grösse  wuchs  jene  Gefahr.  In  den  meisten  Sterbekasseu 
wurde  nur  eine  Summe  auf  den  Tod  der  Mitglieder  versichei't. 
Die  Beiträge,  welche  wöchentlich  oder  alle  14  Tage  bezahlt 
wardea,  waren  gering;  der  Weg  zum  Vereinshause  war  in 
grossen  Begräbnisskassen  für  viele  Mitglieder  weit  (bis  zu  8 
Meilen  vom  Kontor),  die  Interessen,  welche  die  Mitglieder  zu- 
sunmenhielten ,  waren  nicht  so  zahlreich,  wie  in  einer  ver- 
schiedene Zweige  betreibenden  Hilfskasse ;  es  schob  sich.  Allen 
griegen,  eine  Mittelsperson  zwischen  Verwaltung  und  Mitglieder, 
wdciie  die  Beiträge  einsammelte')  (collector  und  zuweilen 
ifKnt>  nnd  allmählich  zur  Hauptperson  in  der  Becräbnisskasse 
beruiwuchs.  Die  demokratische  Verfassung  eines  selbstver- 
wtltenden  Vereines  ging  leicht  in  eine  Tyrnnnis  mit  konstitu- 
timellen  Formen  über. 

Nicht  alle  lokalen  Begräbnisskassen  zeigten  diese  Züge, 
.  M  erschienen  nur  in  einigen  der  grösseren;  ganz  ausgeprägt 
worden  sie  erst  in  den  grossen  Sterbekasseu  angetroffen,  welche 
■ch  über  das  ganze  Land  erstreckten,  oder  doch  die  Tendenz 
katten,  sich  über  einen  grösseren  Flächenraum  als  den  einer 
Stadt  auszudehnen.  Dadurch  wurde  fttr  die  grössere  Mehrheit 
der  Zosanimenhang  mit  der  Gesellschaft  ganz  zerschnitten;  als 
ükS  einzige  Bindeglied  erschien  der  Kollektor.  Vm  die  Mit- 
glieder noch  abhängiger  vor  demselben  zu  machen,  wurden 
diejenigen,  welche  am  Sitze  der  Gesellschaft  wohnten,  von  der 
peisfinlichen  Einzahlung  ihrer  Beiträge  abgeschreckt.  Wer 
einmal  in  dem  Liverpool  Protective  an  den  Kollektor  bezahlt 
'  hatte,  und  ^Uer  an  der  Kasse  seine  Beiträge  entrichten  wollte, 
mtisste  von  Neuem  eintreten  und  nach  dem  nun  erreichten 
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Alter  seine  Prämie  zahlen  i 
Gerichtliche  Klage  zu  erhebe 
Mitglieder  fast  unmöglich.  Di 
geltenden  Gesetze  durch  eine 
Kasse  entschieden  werden.  E 
lungen  war  für  die  Majorität 
An)  Sitze  der  Sterbekas! 
besser.  Es  drängten  sich  nämli 
Arbeiter  der  niedersten,  der  alle 
Irländer,  welche  weder  lesen 
ihr  Alter  nicht  einmal  wussten 
den  kannte  die  Statuten,  dii 
Eintritt  überleben  wurden, 
sie  in  der  Erlangung  eines 
Pflicht  erkennen.  Ihre  Einni 
streitung  der  hierzu  nöthigen 
Vorsicht  stellte  sich  keine  1 
besser  entlohnte  Arbeiter  ti-a 
Frau  und  Kinder  versicherte 
denn  die  meisten  Hilfskassei 
sichening  der  Kinder,  besonc 
haben.  Die  Mitgliedschaft  nun 
von  Frauen  umi  Kindern,  hau 
terte  den  Abstand  zwischen  d 
Die  Intelligenz  Jener  war  häuf 
täre  kleiner  Kassen,  die  der 
jenige  der  Mitglieder  anderer 
der  geistigen  Ueheilegenheit  dt 
Weise  zu  missbrauchen !  Gefiel 
zu  erheben,  so  verfiel  die  Ven 
Gesellschaft  die  Unterstützung 
Mittel  in  Hulle  und  Fülle.  Dii 
n^eise  aus  dem  Grunde,  dass  d 
sei,  oder  dass  die  Mitglieder  unr 
heit  gemacht  hätten.  Solche 
wenig  Einfluss  bei  den  penodi 
nicht  nach  den  Anordnungen 
so  führten  diese  wohlgedrillt 
sehene  Nichtmitglieder  in  die 
Anderen  Überstimmen.  Gege 
saugung.  Betrug  und  Ungere 
gericht  das  Mitglied  gar  ni 
Schiedsrichter  gewesen/  sagt 
der  siebenziger  Jahre  aus,  ,un( 
erwartet,  dass  ich  zu  Gunsti 
Jedes  gerichtliche  Vorgeben  g 
dadurch  erschwert,  dass  die 
keine  Policen,  sondern  Karten 
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welchen  bei  dein  damaligen  Stande  des  Gesetzes  die  Jahreub- 
Schlüsse  einer  unehrenhaften  Kasse  haben  muESten,  drackt  äch 
ein  Zeuge  vor  der  Königlichen  Kommission,  welcher  als  BQcher- 
revisor  mit  dei-selben  zu  thun  hatte,  kurz  und  knapp  folgeDde^ 
■nassen  aus:  Die  jährliche  Bilanz  ist  eine  Posse'), 

In  der  Ausbeutung  der  arbeitenden  Klagen  gingen  die 
Kollektoren  und  die  Übiigen  Beamten  zusammen.  Doch  hatten 
sie  auch  ihre  speziellen  Interessen  und  wo  diese  in  Frage 
kamen,  verfolgten  sie  dieselben  ohne  Gewissensbisse.  Die 
Kassen  waren  aus  leicht  begreiflichen  Gründen  eine  Zeit  lang 
in  der  Hand  des  Gründers  derselben.  Aus  Klugheit  und 
Familiengeist  suchte  er  seine  Verwandten  mit  Stellen  zu  be- 
denken. Ging  sein  Unternehmen  gut  vorwärts,  so  lagen  ivä 
Wege  verführerisch  vor  ihm.  Entweder  er  verkaufte  die  ,freie' 
HilMasse  an  andere  Ausbeuter,  und  b^ründete  eine  i 
welche  er  bei  gutem  Geschäftsgänge  wieder  verkaufte, 
deutsche  Wirthe  eine  Wirthschaft  flott  machen,  und  sie  dann  veiv 
äussern,  um  eine  neue  ,auf  die  Beine  zu  bringen',  oder  er  ss 
sie  in  eine  Versicherungsgesellschaft  umzuwandeln.  Aehnliche 
Vorgänge  bei  den  Kollektoren.  Die  Kollektorenstellen  werden 
von  den  Inhabern  an  ihre  Nachfolger,  oder  auch  von  der  Kana 
an  neue  Kollektoren,  manchmal  für  600^1000  £  verkanft. 
Da  das  Geschäft  bei  der  nach  Millionen  zählenden  Arbüterbs- 
völkerung  lukrativ  war,  fand  eine  gewissenlose  Konkarreu 
statt,  da  sich  nun  weiter  der  ganze  Betrieb  um  den  Kollektor 
drehte,  suchten  neue  Kassen  den  alten  ihre  besten  Eollekt4)ni 
abspenstig  zu  machen,  und  da  ausserdem  der  Kollektor  e' 


ragendsten  katbolJBchen  Bischöfen  aufe  eifrigste  patronüirt  DiM  dai 
zige  Beispiel,  welches  wir  vod  der  FOrderuDg  der  InBtitutionen  dar  aa 
^ielbBthille  geiteiu  katholischer  GeiBtlichen  kennen  (R.  K.  1863);  ««■ 
wir  die  Cuffee  Street  Savings  Bank  in  Irland  (S.  197  dieser  Schnß)  >» 
nehmen. 


Total  Worth  oi  the 
Society  on  31.  De- 
zember 1859  .... 

Twelve  months'  collec- 
tion  in  Bunul.  Sick, 
Medical  Aid  elc.  Keot 
ot'  Fremises  Intereat 


£ 

8. 

d. 

8445 

11 

ti 

45388 

15 

7 

53834 

7 

3 

I 


I   of  n 


expenaei 
n&gemeDt,opeDing 
diatricta ,  countr; 
agenciea ,  medicÄl  aa- 
laries,  printing,  stck^ 
allowances  etc.  .   .   .' 

Increasa .152»    4  1 

|538U    7  I 


88544    S  1 
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Einfluss  Ober  die  Arbeitermassen  ausübte,  ging: 
m  beliebte,  mit  den  sammtlichen  Versicherten 
zu  einer  neuen  Gesellschaft  ober.  Kollektoren 
JutemehmungsgeiBte  gründeten  mit  den  Ver- 
lezirkes  eine  neue  freie  Hilfskasse.  Zuweilen 
8  die  Kollektoren  ihres  anstrengenden  Dienstes 
den,  and  sich  in  den  Räumen  des  Oßce  er- 

Dann  stürzten  sie  die  gewöhnlich  aus  ihren 
gangencn  Direktoren  von  den  Bureaustohleti 
iner  ähnlichen  Vergeltung  gewärtig,  deren 
le  Art  wilder,  poetischer  Gerechtigkeit  auf 
I  sich  das  Lebensversicherungsgeschäft  der 
abspielt!  Doch  zeichnen  wir  zum  Schlüsse 
äS  Bild.  Ueber  den  in  heftigster  Feindschaft 
nander  die  bitterste  Konkurrenz  bereitenden 
Bsen  stand  hoch,  for  das  genöhnliche  Mitglied 
,  der  Friedensbogen ,  welcher  sich  von  Kontor 
ite.  Sobald  ein  Diiektovium  von  seinen  Ver- 
drängt wurde,  dann  standen  Sekretäre  und  Kol- 
aderen Kassen  mannhaft  für  dasselbe  ein,  er- 
Versammlungen  und  überstimmten  alle  feind- 
—  Ist  es  nöthig  hinzuzufügen,  dass  die  Prak- 
äichemngspesellschaften  nicht  besser  waren? 
der  Krankheitsstoff,  an  welchem  ein  Theil  der 
Qsiechte,  dieses  die  neue  Pestbeule  am  Körper 

Klassen.  Die  sechziger  Jahre  sehen  immer 
e  der  Gesetzgebung,  denselben  zu  entfernen, 
ür  abzuschneiden,  bis  endlich  die  Unmögliclt- 
igens  zur  Einsetzung  der  Königlichen  Komniis- 

tcourt's  Bill  im  Jahre  18öl  wird  durch  diese 
bedingt.  Im  Jahie  1862  lässt  Lord  Wycorabe') 
Kirchspielkasse  wieder  aufleben ;  am  24,  Juni 
evhause  einen  Gesetzentwurf  vor  ,to  promote 
it  of  Parochial  Fnendly  Societies'.  Nach  ein- 
verschwand er  glQcklicherweiee  wieder  von  der 
Wäre  die  Bill  Gesetz  geworden,  so  hätte  sie 
I,  möglicherweise  viel  Schaden  stiften  können, 
rare  sie  ein  todter  Buchstabe  geblieben.  Denn 
Dg  konnte  man  davon  erwarten,  dass  10  Pei-sonen 
er  einer  Pfarrei  auffordern  durften,  eine  Ver- 
.rmensteuerzabler  zusammenzuberufen,  um  sich 
ing  einer  Kirchspielkasse  schlüssig  zu  machen. 


Dennt  ihn  in  Beinem  Bericlite  Lord  Shclbume;  danach 
lieh  bei  Ludloir  (Appendix  to  Fourth  R«port  et«.  S.  9) 
lY,  4B7)  etc.  eingebürgert  zu  haben.  Das  Journal  of 
I  1862.  S.  316  neoDt  ihn  Lord  W. 
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ond  dass,  wenn  zwei  Drittel  dem  Projekte  beistimmten,  äne 
Kirchspielkasse  ^egrQndet  werden  sollte  'i  Die  vorgeschlagenen 
Unterst,Utzungen  bestanden  in  ärztlicher  Behandlung,  Kranken- 
geld (Maximum  12  s.)  bis  zum  Alter  von  60  oder  65  Jahren, 
einer  wöchentlichen  Altersrente  von  nicht  über  8  s.  und  Begrab- 
nigsgeld  von  nicht  mehr  als  10  £.  Die  Pfarrei  sollte  j&hrlich 
einen  Zuschuss  von  einein  Vieiiel  der  jährlich  gezahlten  PrätnieD 
der  Kasse  zuwenden  und  für  alle  Defizite  in  derselben  anf- 
kommen.  Um  den  armensteuerzahlenden  Einwohnern  alle 
Furcht  vor  dem  Projekte  zu  benehmen,  gewährte  die  Bill  den- 
selben das  Kecht,  eine  Gesellschaft  wieder  zu  Bchliessen,  die 
eingezahlten  Prämien  in  die  Armensteuerkagse  OberzufOhren 
und  nach  vorhergegangener  Benachrichtigung  keine  Denen 
Mitglieder  mehr  aufzunehmen.  Hierdurch  wäre  selbstverstftad- 
lich  auch  der  Entwicklung  derartiger  Kassen  der  Boden  unter  den 
Füssen  fortgezogen  worden.  Die  Bill  trägt  ersichtlich  illa 
wesentlichen  Zage  derjenigen  von  1818,  ohne  die  Erg&iiziu>gt& 
der  zweiten  vom  Jahre  1819"). 

Zwei  Jahre  später  versuchte  Gladstone  den  arbeitendei 
Klassen  die  Wohlthaten  eines  guten  Arbeiterversichemngi* 
Wesens  auf  viel  praktischerem  Wege  zukommen  zu  lassen,  ani 
sie  besonders  gegen  die  Ausbeutung  der  grossen  Begi^ni»- 
kassen  zu  schützen.  Um  sein  Werk  vollständig  zu  rerstehen, 
müssen  wir  einige  Augenblicke  bei  der  Geschichte  der  Sp»^ 
bank  verweilen.  Dieselbe  litt  über  15  Jahre  an  dem  Geutn 
von  1844.  Wir  berichteten,  wie  die  Treuhänder  in  Folge  der 
vielfachen  Betrügereien  von  Kassenbeamten,  weiche  der  man- 
gelnden Oberaufsicht  der  Treuhänder  fast  in  allen  Fällen  la- 
geschi-ieben  werden  mussten,  grosse  Verluste  befürchtete^ 
wenn  ihre  Verantwortlichkeit  nicht  beschränkt  würde.  Du 
aus  Männern  jener  Klassen,  welchen  die  Treuhänder  ange- 
hörten, bestehende  Parlament  machte  ihre  Verantwortlichkeit 
fast  illusorisch.  Die  Sicherheit  der  Einleger  —  welche  dodi 
das  ei'ste  Eiforderniss  jeder  Sparbank  sein  sollte  —  nalun 
natürlich  ab.  Zwei  Wege  standen  offen,  um  aus  dieser  Notk- 
lage herauszukommen.  Entweder  die  Treuhänder  muBBtan  tut 
jede  Verbindung  mit  der  Sparbank  verzichten,  oder  ftlr  Ver- 
luste verantwortlich  gemacht  werden.  Gegen  Beides  Bti&ibtai 
sie  sich.  Es  folgte  ein  elfjähriger,  erfolgloser  Kampf  gegai  die 
Treuhänder  im  Interesse  der  Einleger.  Das  Parlament  «it 
nicht  stark  genug,  die  unteren  und  mittleren  Klassen  wiitna 

■)  Siehe  die  BiU  R.  R.  1862;  50,  51.  —  Die  BiU  ron  1819  kMM 
Oberbftupt  nicht  bekannt  gewesen  zu  aeio.  Tidd  Pratt,  welchar  d«  bt^ 
lelituelle  Urheber  der  Vorlegung  der  Bill  gewesen  ni  Kin  uheint  (er  U» 
die  Bill  TOD    1818  im   R.  l!<60  abdrucken  —  im  folgenden  Jahn  Lori 
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j:efitfn  tue  Interessen  der  höheren  zu  schützen,  ebensowenig 
«ie  es  fähig  gewesen  war,  in  den  Jahren  1819  und  1829  den 
Wall  von  jämmerlichen  Existenzen  zu  durchbrechen,  welche 
von  der  Unwissenheit  der  ärinei'en  Klassen  lebten.  Ein  neuer 
Beweis  d»fllr,  dass  so  lanifie  nicht  alle  Bürger  absolut  frleich 
«nd,  der  Parlamentarismus  K I  a  i;  s  e  n  hen-schaft  zum  Wohle  einer 
Klasse  unter  der  Maske  des  Volkswillens  bedeuten  wird. 
Zudem  war  bei  dem  bisherigen  Prinzip  das  Land  schlecht  mit 
Sparbanken  versehen,  und  diese  waren  inanchnüil  nur  wenige 
Stunden  wikhentlich  offen. 

Gladstone  hatte  bei  der  Berathuiif:  veischiedener  Bills  in 
Jen  ersten  Reihen  der  Kampfer  gestanden.  Kr  hatte  gegen 
die  Treubänder  gefochten  und  gegen  die  Londoner  Bankiers 
gestritten,  welchen  gewisse  vorgeschlagene  Kefoi-men  in  der 
staatlichen  Verwaltung  des  Sparkassenverniögens  nicht  genehm 
waren  M.  Die  Erkenntniss  der  völligen  Ohnmacht  des  Staates 
g^en  das  Interesse  der  reichen  Klassen  he  wog  ihn  im 
Jihre  lötil,  unter  grossem  WidersUinde  des  Parlaments,  ein 
Konkurrenzunternehmen  in  der  Postsparkasse  zu  schaffen, 
welche  einen  ungeahnten  Aufschwung  nahm,  und  die  alten 
Trustee  Savings  Banks  so  ernstlich  bedrohte  lim  ei-sten  Jahre 
verloren  die  alten  Sparbanken  55  000  Einleger),  ilass  die  Treu- 
händer sich  endlich  im  Jahre  1863  zur  DurcbfQlu-ung  von  Re- 
formen veranlasst  sahen.  So  war  die  Sphilre  des  Staates  und 
des  Berofsbeamtenthunis  wieder  erweitert  worden,  weil  die 
Selbstverwaltung  ungenügend  ei'funden  wurde. 

Die  Postsparkasse,  das  zeigte  sich  bald,  schlug  ihre  'Wur- 
leln  m  tiefere  und  weitere  Schichten  der  arbeitenden  Klassen, 
ak  die  alte  Trusteesparhank-i.     Der  Gedanke  lag  nahe,  sich 

'i  „By  ihe  Bill  the  urealer  part  of  the  money  of  .'^aviuga  BanltE,  y'u. 
thu  treatM  u  a  book  (lebt,  would  be  placcd  lieyond  the  rescb  of  job- 
bvx-.'  Lewini.  S.  ITT.  I>ie  .Agitation  ^ns  tod  einem  groBBes  Haue  aus. 
—  ttrantben  wir  bininiufllgen.  .dass  die  fresse,  welche  die  Leuchte  der 
iMdligeu  bif  in  die  dunLelute  Hatte  irigt" ,  &uf  !^eiten  der  Treuh&nder 
^ti  da  Utbeli  itand,  ja  dass  die  Einleger  ^egen  Masereueln  zu  ilireni 
ögCBen  Besten  petitioninen?  Beweibt  das  letzte  Faktum  nicht  glämeDd, 
da»  dal  PurUnent  den  Volkswillen  repiisentirt  und  dass  Jeder  seine 
liiHiiiiiii  *B)  beaten  versteht? 

*l  Auweic  fltr  den  31.  Oktober  I'<73.  Appendix  ll.i  to  Fourlh  Beport 
«f  the  Cominittionen  a.  to  inqaire  into  F.  S.  etc.  1^74.     S.  V?,. 
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derselben  als  InstruineDt  zu  bedienen,  um  eine  staatliche  Lebens- 
versicherung fUr  die  mittleren  und  unteren  Klassen  im  ganzen 
Lande  in's  Leben  zu  rufen  ^).  Eine  Refoi-m  der  Hilfi^aSBeo 
und  Vei-sicheruDRsgesellschaften  beabsichtigte  Gladatone  nicht, 
sondern  wie  er  die  Postsparkasse  neben  die  alte  Sparkasse  ge- 
stellt hatte,  so  boiTte  er  die  Vereine  und  Gesellschaften  dnrdt 
ein  KonkuiTenzunternebmen  überflüssig  zu  machen.  Nach  Vor 
legung  seines  Gesetzentwurfes  im  Parlamente  sagte  er,  das 
Land  wäre  von  den  Hilfskassen  übergchwemmt,  und  es  wäre 
nöthig  danach  zu  forschen,  ob  sie  sicher  wären.  Aber  anstatt 
sie  sicher  zu  finden,  fände  er.  dass  sie  einen  Zinsbetrag  zn 
zahlen  versprächen,  der  von  einer  ehrlichen  und  gerechten 
Verwaltung  nicht  bezahlt  werden  könne.  „Ich  habe  hoffenüich 
gezeigt,"  fuhr  er  fort,  „dass  der  gegenwärtige  Zustand  dieser 
Hilfskassen  —  wahrlich ,  ich  könnte  weiter  gehen,  und  gani 
allgemein  sagen,  dass  die  allgemeine  Lage  der  Gesellschaften 
mehr  oder  minder  ungenügend  ist.  Einige  von  ihnen  kfiniteu 
wir  nicht  bloss  ungenügend  nennen ,  sondern  wir  mOssra  sie 
als  veiTOttat  oder  hetrllgerisch  bezeichnen.  Es  ist  uomfiglidi 
fUr  den  Staat,  die  Leitung  und  Verwaltung  In  der  Weise  zn 
übelnehmen,  dass  er  in  derselben  eine  gesunde  Versichemngs- 
metliode  herstellt." 

Der  Widei-stand,  welchen  die  Hilfskassen  und  die  Ver- 
sicherangsgesellschaften  dem  Plane  entgegenstellten ,  war  er- 
bittert und  wurde  in  der  bekannten  Weise  geleistet  Eine 
wahre  Sündfluth  von  Petitionen  ei'goss  sich  über  das  Parla- 
ment. In  Westminster  kämpften  die  Agenten  der  Versiche- 
rungsgesellschaften und  liberale  Doktrinäre  um  die  Wette  g^en 
die  Bill  Gladstone's  an'i.    Nur  ein  Mann  von  dem  persönlimw 


Life  Aimuitiea  Aonuilies  l'or  Terms  of  Ye«n 

Mate       I         Deferred  Immediate       [         Defened 


Number  j  Amoool    Kumber '  Amount  i  N'umbcr  i  Amount  1  Kumbw  |  i 


10  126     1^  564 


")  Vm  die  Gegner  des  WiderataDdes  zu  charakteritiTen,  theilen  vt 
mit  daBB  Dudle;  den  Unterguig  des  UntcrnehmeiiB  Bowie  die  Schult 
UDO  DemathiKanu  der  Regierung  voraussab,  dus  Hibbert  und  Boebnck 
die  Terwandlung  dea  koDBÜtutio Hellen  ItegiiaeiiteB  in  eio  patriarchiliidM 
befÜTihteten.  It.  behauptete,  eine  Bolcbe  EiumiBchung  müBse  miiiglOfhi 
und  werde  das  Volk  zu  einer  Herde  hOlfloaer  Esel  (imbeciles)  maocs,  ät 
ganz  unf&big  wU«d.  ihre  ägeuen  Angel^nbeilen  zn  beeoiyen. 
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dieses  Staatsmsnnes,  seiner  Gewandtheit,  seiner  red- 
neriscbea  Begabuog  und  seiner  unvernustlichen  Energie  ver- 
mochte es.  so  viele  IntereRsen  niederzuwerfen  und  einen  Theil 
des  Entrebten  durchzuführen.     Doch  hören  wir  vorerst,    wie 
lieh  Gladslone  gegen   die  Versicherungsgesellschaften  verthei- 
digte.     Er  fragte,  warum  die  Versicherungsgesellschaften,  von 
denen  manche  einen  vorflh  ergehenden  Charakter  hiltteo   und 
Bicfa  Unredlichkeiten  zu  Schulden  kommen  liessen,  so  ersrhrocken 
Ober  die  Konkurrenz  der  ßegiening  seien.    Die  letztere  böte 
nicht  so  gOnstJge  Bedingungen  wie  sie  an,  aber  sie  könne  völ- 
lige    Sicherheit    gewähren,    und    wenn    dieselbe    vom    Volke 
geschätzt  wQrde.  sähe  er  keinen  Grund  ein,  warum  die  Mass- 
ive! demselben  vorentbRlten  werden  solle.     Es  wären   noch 
nü  andere  beträchtliche  Vortlieile  der  staatlichen  Vei-siche- 
nngswesens  vorhanden :  günstigere  Veihultnisse  bei  dem  Filllig- 
•wttAva  der  Policen   und  grössere  Leichtigkeit  fikr  eine  noma- 
fisrende  Bevölkerung.     ,.Ich  leugne  nicht,  dass  dies  Staats- 
einmisehung   ist,   aber  ich   leugne,    dass  wir  uns  durch  das 
Geschrei  .Staatsbetrieb'  (centralisationi   oder  .Maditanmassung 
der  Staatsverwaltung'  in's  Bockshorn  ja^^en  und  schrecken  zu 
lusen  brauchen."     Das  Postsparkassengesetz  und  die  Kabiik- 
gmtse  hätten   die  individuelle  Freiheit  sehr  beschrünkt  und 
doch  KTOSse  und  dauernde  Ergebnisse  geliefert. 

Endhch,  am  20.  Juni  18ii4,  wurde  die  Bill  mit  127  gegen 
IM  Stimmen  angenommen').  Nach  dem  Gesetze  27  und  28 
Viel  c  4^  betragt  die  Maximalaumme  der  Rente,  welche  ver- 
ädiert  werden  kann ,  50  £.  Es  ist  nicht  länger  nothwendig, 
diK  Leihrente  zugleich  mit  einer  beim  Tod  des  Versicherten 
nUbaren  Summe  zu  versichern.  Die  höchste  Summe,  welche 
■ofdeaTod  versichert  werden  durfte,  betrug  100 i^.  die  nied- 
,  riüite  30  X.  Diese  Beschränkung  wurde  eingeführt,  um  den 
Hilbkusen  und  Versicherungsgesellschaften  nur  eine  sciiwache 
Kntnrrenz  zu  bereiten.  Die  Prämien  sollten  in  kleineren 
Perioden  bezahlt  werden  dürfen.  Das  Vei-sicherun^rsgeschiift 
«unte  den  Postsparkassen  Ubeilragen -i. 

GIftdstone  schuf  trotz  seiner  wohlwollenden  Gesinnungen, 
trotz  seines  vorurtheilsfmen  Standpunktes  eine  Halbheit.  Es 
»t  in  einem  parlamentarisch  regierten  Lande  .■'chon  dafür  ge- 
Kir^t.  dass  soziale  Refoi-men  nicht  von  der  Stelle  rücken,  es 
Ki  dam,  dass  die  Massen  anfangen,  an  die  physische  Gewalt 


.  So  wurde  Wbitbiead'a  Plan  .''i  Jahre  nach  Jen  Einlirinpiiig 
■natr  Vorbge  durch  GUdstone  auBnJbhrt.  Doch  sclieint  man  sich  dieseB 
"ttin  kaam  erinDert  in  haben.  Unter  dei^^niixeD,  welcbe  den  (jedonkeu 
^Pottiporkowe  in  den  letzten  Zeiten  vorher  gefördert  haben,  befand 
■ick  cbankteriitürher  Weiie  wieder  ein  Ueistlicher,  George  Hana  Hamilton. 
*iw  n  Baurick-DpoD- Tweed.    LewinB,  R.  27'J 

^)  For  den  nazen  die  PoEtaparkasae  und   die  Staiitsvcrsicherung  be- 

"     ""  "  aiesea "  "    """     """ 
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za  appellii-en.  Wurde  die  Vei-sichening  eines  Begräbnissg^des 
bis  zu  20  £  voD  der  staatlichen  Lebensversicherung  aoBge- 
schlossen,  so  half  man  den  arbeitenden  Klasse»  nicht,  sondert 
jenen  Klassen,  welchen  die  Gründung  der  Sparkassea  am 
meisten  genützt  hatte.     Die  Folge  hat  es  bewiesen  *). 

Die  Begräbnisskassen  und  Versicherungsgesellschaften  litUn 
nicht  unter  der  Konkurrenz  des  Staates  und  unterbrachen. ihr 
Geschäft  nicht  einen  Augenblick.  Da  die  Hoffnungen,  welche 
Gladstone's  Bill  erweckt  hatte,  nicht  erfüllt  wurden,  mnsste 
der  Kampf  von  Neuem  aufgenommen  werden.  In  seinen  Be- 
richten setzt  der  Registrsr  die  Plänkeleien  und  heftigen  V«> 
postengefechte  fort.  Zuerst  kam  es  darauf  an ,  den  Feind  n 
rekognosziren ,  der  sich  so  vortrefflich  hinter  seine  undardi- 
dringlichen  Jnhresbenchte  verschanzte.  Am  16.  August  1867 
verlangte  daher  der  Earl  of  Devon,  dass  dem  Oberhause  tob 
allen  Gesellschaften,  welche  Agenten  oder  Kollektoren  beselilf- 
tigten,  ein  Bericht  vorgelegt  würde.  Der  Bericht  habe  getrennt 
anzugeben  den  Sitz  der  Kasse,  den  Wohnoil  der  verschiadmen 
Agenten  und  Kollektoren .  die  Gehälter  und  Honorare  jedet 
bezahlten  Beamten,  der  Agenten  und  Kollektoren  fQr  das  am 
31.  Dezember  ISöÖ  endende  Jahr,  weiter  die  Zahl  der  Mit- 
glieder und  die  Höhe  des  Vermögens  am  1.  Januar  1867,  und 
schliesslich  den  Betrag  der  Beiträge  und  der  Verwaltnngs- 
kosten,  getrennt  aufgeführt,  in  dem  am  31.  Dezember  1866 
schliessenden  Jahre'). 

Wir  geben  im  Folgenden  die  Berichte  in  der  Form  daer 
Tabelle,  welche  Walford  aus  dem  B.  B.  zusammengeatelU  hat^ 
und  bemerken  nur,  dass  zwei  Kassen  irrthUmlich  in  die  last« 
aufgenommen  worden  zu  sein  scheinen,  da  sie,  wie  die  ente 
Spalte  zeigt,  keine  Agenten  beschäftigen,  weiter,  dass  sie  nicht 
vollständig  ist,  und  drittens,  dass  sie  «hei  wohlbekannte  Gnf- 
Schaftsvereine  auffuhrt :  die  County  of  Kent  F.  S.,  die  Hamp- 
shire F.  S.  und  die  Wütahire  F.  S.,  sowie  einen  Landesrereii, 
die  jMutual  Provident  Ailiance'. 


>)  Nach  einem  AuBweise  tUr  den  31.  Oktober  1873  betrog  dn  Domk- 
scbDittsbeting  der  LebeoBTeraicbenuigspolic«!) 

In  der  Postsparkuse;  Tenicbeit  vana: 

In  England  und  Wales.    7»  j£'  12  s.    b  A 3703  Ldm 

In  ächoltland n»  €  19  e.    4  d 148      , 

In  Wand ___ "^J^^^  ■■  ^^  **_  ■    ■    ■    ■      38*      , 

Im  Tereinigten  Sönigreich     TC  ^  14  s.    3  d 4315  LebOL 

Big  zum  selben  Datuni  hatten  4764  Personen  Renten  im  Bctnga  ni 
68  fM  £  (duTchechnittlicb  14  <£  8  b.)  Tereicbert    In  der  alten  SpMtaMi 
hatten  am  20.  NoTember  1872    12012  Personen  Renten  versichert,  ioA- 
scbnittlicb  W  £  1 1  s.    Fourlb  Report    Appendix    S.  14. 
*)  R.  R.  1867;  21. 
')  Walford,  Insurance  Cfclopaedia.  IV.  ö07. 
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Der  Registrar  bemerkt  R,  R.  1867;  74,  dass  wenn  man 
von  den  ebengenannten  vier  Kassen  absieht,  die  reinen  B^räb- 
nisskassen  1127  473  Mitglieder  hatten,  mit  einem  Vermögen 
von  nur  294  919.  Es  entfiel  auf  jedes  Mitglied  der  Betrag 
von  4  s.  11  d.!  In  den  vier  andern  entfiel  auf  jedes  der 
22  879  Mitglieder  7  ig  3  s.  - 

Nun  entbrannte  der  Kampf  heftiger.  In  dem  R.  R.  1867; 
15  hatte  der  Registrar  die  Nothwendigkeit  einer  Ausnahme- 
gesetzgehung  Ober  die  BegrUbnisskassen  dargelegt,  und  alle 
Punkte  bestimmt,  welche  gesetzlich  geordnet  werden  mOssten. 
Er  empfahl  die  geringsten  Summen,  welche  durch  die  Post- 
sparkassen versichert  werden  könnten,  auf  5  £  oder  10  j|' 
herabzusetzen.  Diesen  Vorschlag  nahm  der  Earl  of  Lichfield 
auf.  Am  17.  Mäi-z  1868  legte  er  dem  Hause  einen  Gesetzent- 
wurf vor  ,to  amend  tfae  laws  relating  to  Friendly  Societies,  aod 
to  small  Government  annuities,  and  the  assuiing  of  paymenti 
on  death*.  Dieselbe  suchte  alle  bisher  besprochenen  UebelstäDde 
der  Begräbnisskassen  zu  heben.     Sie  hat  folgenden  Inhalt 

Kinder  unter  7  Jahren  dürfen  nicht  Mitglieder  einer  Kasse 
werden.  Eine  gedruckte  Police  und  eine  Abschrift  der  Sta- 
tuten muss  jedem  Mitgliede  von  dem  Sekretär,  Agenten,  Col- 
lector  unter  Strafe  von  2 — 5  £  übergeben  werden.  Ein  Agent 
oder  Collector,  welcher  die  Vei-sicberten  seines  Distriktes  ohne 
deren  schriftliche  Einwilligung  einer  anderen  BegräbniBskasse 
oder  Vei-sicherungsgesellschaft  zuführt,  ist  für  jeden  Fall  mit 
2-5  iE'  zu  bestrafen.  Falls  ein  Mitglied  gewöhnt  ist,  Betne 
Prämie  an  einen  Collector  zu  zahlen,  soll  seine  Versicherung 
erst  dann  veifallen,  wenn  er  eine  schriftliche  Anzeige  erhalten 
hat,  in  welcher  eine  ihm  gelegene  Zeit  für  die  Zahlung  der  Bei- 
träge angegeben  wird.  Die  Mitglieder  erhalten  das  Reeht, 
einen  Agenten  vor  einen  Friedensrichter  zu  citiren.  Jeder 
Friedensrichter  eines  Ortes ,  wo  die  Kasse  ihr  Geschäft  treibt, 
hat  dieselbe  Befugniss,  wie  der  Fnedensrichter  an  dem  Sitte 
derselben.  Der  Jahresbericht  hat  die  Anzahl  der  Mitglieder 
anzugeben,  und  die  Ausgaben  getrennt  aufzuführen.  Der  Connt; 
Court  Judge  am  Sit;!e  der  Gesellschaft  daif  auf  Ansuchen  des 
Registrars  die  Bücher  einer  Gesellschaft  auf  Kosten  derselbn 
von  einer  kompetenten  Person  untersuchen  lassen.  Eine  Kla^ 
wegen  Betnigs  darf  mit  Erlaubniss  des  Registrars  von  jedem 
Mi^lied  erhoben  werden.  Eine  Hilfskasse  darf  sich  nicht  in 
eine  Versicherungsgesellschaft  verwandeln.  Die  Bestimmoiig 
des  Gesetzes  27/28  Vict.  c.  43  wird  aufgehoben,  dass  die  r»- 
ringste  Summe,  welche  duixih  die  Postsparkasse  venidiert 
werden  könne,  20  £  sei,  und  die  andere,  dass  die  geringlte 
Prämienzahlung  2  Schillinge  betragen  mOsse'). 


>)  R.  E.  1867-68;  T-i  fg. 
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geben.  Richards  versprach  sich  viel  von  periodischen  Bilanzen. 
Man  möge  die  Anstellung  eines  kompetenten  Aktuan  zur  Ab- 
fassung derselben  in  Betracht  ziehen.  Bonham  Carter  stimmte 
mit  dem  Theile  der  Rede  des  Vorredners  Qberein,  welcher  sich 
auf  die  Begräbnisskassen  bezog.  Er  hoffe,  dass  der  Earl  of 
Lichfield  von  Neuem  seinen  Gesetzentwurf  einbringen  werde, 
wenn  nicht  der  Staatssekretär  des  Innern  Hoffnung  aaf  Re- 
formen mache.  Mr.  Bruce,  der  Home  Secretary  des  liberalen 
Ministennms,  welches  im  December  des  vorhergehenden  Jahres 
die  Verwaltung  aberaommeo  hatte,  glaubte,  daas  das  einzige 
Heilmittel  in  der  Verbreitung  grösserer  Kenntnisse  noter  den 
zunächst  betroffenen  Klassen  bestände,  er  wolle  Alles  der  Zat 
und  der  Erziehung  überlassen.  Der  Einsetzung  eines  Aus- 
schusses würde  kein  Widei-stand  entgegengesetzt  werden.  Die 
Quintessenz  seiner  Rede  war  der  Gedanke,  er  warde  sich  sehr 
freuen,  wenn  das  Parlament,  ohne  von  den  Prinzipien  des  laisset 
faire  abzuweichen,  die  arbeitenden  Klassen  von  den  Gefahren 
erlösen  könne,  welche  sie  bedrohten.  Vorläufig  hatte  die  Inter^ 
pellation  von  Richards  keine  weiteren  Folgen.  Aber  die  Be- 
gräbnisskassen sahen  ein,  dass  die  Zahl  ihrer  Gegner  auf  allen 
Seiten  des  Hauses  im  Wachsen  begriffen  war.  Sie  suchten 
dem  Sturme  vorzubeugen,  und  Hessen  einen  Gesetzentworf 
ausarbeiten,  den  am  30.  Juni  1869  Edward  Bretherton,  der 
Vater  des  Solicitors  des  ,RoyaI  Liver'  mit  einem  Briefe  an 
Parlamentsmitglieder  versandte  ')-  Diis  Schreiben  enthielt  eine 
scharfe,  aber  nicht  falsche  Anklage  gegen  den  schwerverständ- 
lichen, schweifiilligen  Stil  der  engli.sc)ien  Gesetze.  Die  KU 
sei  daher  in  einer  klaren,  dem  Begritfsvei-mögen  der  arbeiten- 
den Klassen  angepassten  Form  abgefasst.  Diese  Behauptung 
ist  keine  Prahlerei;  die  Bill  liest  sich  in  der  That  leicht  und 
angenehm. 

Der  Inhalt  des  Gesetzentwurfes  vei-setzt  in  das  lebfaafteate 
Erstaunen.  Man  glaubt  eine  Bill  vor  sich  zu  haben,  weide 
im  Kopfe  Courtenay's  oder  Sotheron-Estcourt's  entsprungen  sei 
Sie  aberlässt  der  Staatseinmischung  ein  weites  Feld  und  nimmt 
ausserdem  die  wichtigsten  Bestimmungen  aus  Lord  Lichfield's 
Bill  herüber,  selbstverslämllich  mit  Ausnahme  detjenigMl, 
welche  die  Ausdehnung  des  Staatsbetriebes  bezwecken.  Es 
scheint,  dass  man  Vieles  zu  opfern  bereit  war,  wenn  man  ück 
nur  der  Staats vei-sicherung  erwehren  konnte.  Jede  Hilfskasse 
muss  bei  ihrer  Gründung  100  üf  deponiren  und  ihre  Prämien- 
tabellen  von  einem  Aktuar  prüfen  lassen.  Die  Abhaltung  iei 
Vei-sammlungen  in  Wii-thshäusern  ist  verboten.  Jahresberichte 
und  fünfjährige  Bilanzen  werden  vorgeschrieben;  eine  Strafe 
ist  für  Nichteinsendung  derselben  vorgesehen.  In  allen  Geld- 
angelegenheiten soll  jeder  Friedensrichter  entscheiden  dürfen. 

')  H.  R.   18(!8-«9;  45-72. 
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g  der  VersicherteD  von  einer  Kasse  an  eine 
ollektoren  ist  verboten.  Jedem  Versicherten 
ckte  Police  und  ein  gedrucktes  Exemplar  der 
ndigt  werrien.  Die  Aufnahme  von  Mitgliedern 
st  verboten.  Massregeln  werden  getrofTen  für 
er  Agent  oder  Collector  todt  oder  veraogeu 
legistrar  soll   den  Auszug  aus  den  Berichten 

Parlamente  vorlegen,  sondern  denselben  zu- 
latssekretär  einsenden.  Der  Ueberschuss  bei 
ner  Kasse  wird  zur  Abtragung  der  Staats- 
dt ').    Der  Royal  Liver  hatte  gewQnscht,  ilass 

Strafe  für  die  Beleidigung  und  Veiläumdung 
'  Hilfekassen  vorgesehen  wUrde,  aber  der  V'er- 

im  Stande  gewesen,  eine  juristisch  unanfecht- 

zu  finden, 
itung  einer  so  einschneidenden  Massiegel 
Undung  vielleicht  auch  in  einer  Stelle  des  be> 
s,  welche  die  Einsetzung  eines  Select  Committee 
nission  vor  der  Berathung  des  Entwurfes  für 
isgabe  und   eine  Belästigung  der  Hilfskassen 

eine  Enquete  vei-mieden,  dann  liatten  die  Be- 
iel  gewonnen ;  schwere  gesetzliche  Beschrän- 
esser  als  schwere  gesetzliche  Beschränkungen, 
den  Pranger  gestellt  worden  wai-en.  Und 
t  erwarten,  dass  die  anderen  Hilfskassen,  die 
ch  in  die  Bill  mit  einbegrifTen  hatte,  sich  gegen 
.Qgen  des  väterlichen  Regimentes'  auflehnen 
lin  wenig  vou  den  BegräbnisskasseD  ablenken 

erweise  wollte  sich  Niemand  dazu  hergeben, 
Loyal  Liver'  einzubringen.  Als  am  30.  Juli 
perung  interpellirte ,  ob  sie  einen  Gesetzeat- 
olle und  ob  sie  einige  Bestimmungen  der  er- 
zunehmen gedächte,  wurde  ihm  geantwortet, 
ing  noch  unschlüssig  darüber  sei,  ob  sie  eine 
oder  die  Einsetzung  einer  Kommission  vor- 
Bald  darauf  wurde  die  Session  geschlossen, 
n  Jahre,  im  Januar  1870,  starb  Tidd  Pratt, 
lung  eines  Ministers  aller  das  Wohl  der  arbei- 
betreffenden  AngelegenheiteD,  soweit  sie  durch 
Jiilfe  gefördert  wurden,  unter  dem  bescheidenen 
ristrar,  ISnger  als  dreissig  Jahre  bekleidet  hatte. 


kuu  Bicb  nicht  enthalteD,  liieriu  die  Bemerkung  zu 
»ser,  wenn  solche  Summen  zur  Beztlilung  von  De&iten 
It^räbDiugeiellachaften  verwandt  wUrden.  —  Er  giebt 
RMb,  das  Geld,  welches  die  Alifaeeung  der  BilT  g«- 
ans  der  Begrab uisskasse  zu  nehmen. 
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Dieser  Mann  hat  unleuf;bar  einen  gi-ossen  Eiafluss  auf  die  6e- 
staltung  der  eioschläglichen  enp[liBChen  Gesetzgebung  gehabt 
Der  beste  Theil  der  Gesetzentwürfe,  welche  von  1855—1870 
dem  Parlamente  vorlagen,  nahmen  im  Registrar  Office  ihren 
Ursprung,  das  ersieht  man  unschwer  aus  seinen  Berichtsn. 
Die  Vermuthung  spricht  dafQr  und  es  sind  in  den  Blaubucheni 
Andeutungen  vorhanden ,  dass  auch  in  froheren  Periodoi 
Manches  seiner  Initiative  entsprang.  Es  ist  leider  keine  Dar- 
stellung seines  Wirkens  vorhanden,  in  welcher  alle  von  ihm 
angeregten  Reformen  —  mögen  sie  ausgeführt,  oder  nicht  aus- 
geführt worden  sein  —  in  leidlicher  Vollständigkeit  enthalten 
wären.  Eine  Schrift,  welche  seinen  Antheil  an  der  sozialoi 
Gesetzgebung  Englands  der  Vergessenheit  entrisse,  wäre  ein 
werthvoller  Beitrag  zur  sozialen  Geschichte  dieses  Landet. 
Auch  dem  praktischen  Politiker  mllsste  es  erwünscht  sein,  die 
Gedanken  eines  Mannes  kennen  zu  lernen,  der  mehrere  Jahr* 
zehnte  das  Wirken  aller  Institutionen  der  sozialen  SelbsthOfe 
in  nächster  Nähe  beobachten  konnte. 

Wenn  sich  aus  offiziellen  Dokumenten  ein  ürtheil  bilden 
lässt,  dann  war  er  von  aufrichtigem  Wohlwollen  gegen  die 
arbeitenden  Klassen  erfüllt,  stets  bereit,  sie  mit  seinem  Rathe 
zu  unterstützen,  und  Missbräuche  zu  unterdrücken.  Wer  aid 
der  vielseitigen  Thätigkeit  Tidd  Pratt's  erinnert,  dem  müsset 
klar  werden,  dass  das  Registrar  Office  dem  Lande  gro« 
Dienste  geleistet  hat. 

Anders  dachte  der  Schatzkanzler,  Mr.  Lowe,  welcher  am 
10.  Februar  eine  Bill  einbrachte  ,to  amend  the  Laws  relativ 
to  Friendiy  Societies'.  Er  schlug  die  Abschaffung  der  Centru- 
behörde  und  die  Einschreibung  der  Statuten  durch  das  Handeb- 
und  Gewerbeministerium  vor  (Board  of  Trade).  Der  Schati- 
kanzler  erfuhr  begründeten  Widei-spruch,  den  wir  jedoch  nicht 
genauer  dai'stellen  wollen.  Lowe  sowohl  als  seine  Gegiter 
hatten  Recht.  Jener  wies  darauf  hin,  dass  die  Registrntion 
der  Statuten  den  Kassen  keine  Sicherheit  gebe,  da  die  Ehk- 
schreibung  nur  b^age,  die  Statuten  enthielten  nichts  Geseti- 
widriges,  ja  dass  sie  manchmal  die  Vereine  zu  einer  falschen 
Sicherheit  verleitet  hätte.  Alles  dies  war  von  Tidd  Pratt  selbst 
hilufig  genug  heiTorgehoben  worden.  Die  Gegner  Lowe's  eiv 
innerten  sich  der  f<)rdernden  Thätigkeit  des  verstorbenen  Be- 
amten, niese  würde  verschwinden,  wenn  Lowe's  Bill  Geseti 
würde.  Und  hätte  das  Zeugniss  des  Board  of  Trade  udit 
dieselben  Illusionen  erweckt? 

Man  hätte  den  Standpunkt  Lowe's  begreiflich  gefunden, 
wenn  er  konsequent  gewesen  wäre.  Er  war  ein  entschiedener 
Manchestermnnn,  und  wollte  die  ,ungebQbrlicbe  Eiomischong 
des  Staates'  unterdrücken.  Er  war  sich  nur,  wie  alle  Man- 
chestei-männer ,  über  das  Wesen  des  Staates  nicht  klar.  Er 
begiiff  nicht,  dass  eben  in  dem  .EinmischeD'  das  Wesen  dtt 
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führte,  dass  die  Grösse  der  Untersuchung  die  Abhaltung  von 
Sitzungen  in  Provinzialstädten  und  die  Ernennung  von  6  be- 
zahlten Hilfskoinmiasarien  (Assistant  Gommissioners)  n&thjg 
machte.  Zwei  der  letzteren  sollten  Juristen  sein.  Weiter 
müsse  die  Kommission  das  Recht  haben.  Zeugen  zum  Erschönen 
und  zur  Vorlegung  von  Büchern  und  Papieren  zu  zwingen  und 
den  Eid  abnehmen  zu  dürfen '). 

Am  28.  Juli  wurde  eine  Bill  ins  Oberhaus  eingebraclit. 
welche  allen  Wünschen  Sir  StafTord  Northcote's  entgegenkani. 
Die  Lords  begiifTen,  dass  keine  Kommission  einen  l^nblick  in 
die  Verderbtheit  so  vieler  Hil^kassen  gewinnen  würde,  wenn 
sie  nicht  bis  an  die  Zähne  bewaffnet  wäre.  In  der  Bill  wir 
vorgesehen :  Zeugnisszwang,  eine  Strafe  für  Mangel  an  ReepcU 
(contempt  of  court),  eine  Strafe  für  Gefangnissdirektoren,  welebe 
Gefangene  nicht  nufnehmen  wollten,  eine  Strafe  für  Meinöd, 
Schutz  für  die  Kommissarien,  Schutz  fQr  Zeugen,  welche  rich- 
tige Angaben  machen  würden,  Indemnität  fQr  Zeugen,  wdehe 
sich  selbst  beschuldigt  hätten.  Die  Bill  ging  durch  das  OW- 
haus,  aber,  als  sie  im  Unterhause  erschien,  setzten  die  bft- 
troffenen  Gesellschaften  alle  Hebel  in  Bewegung,  um  die  Hub- 
regel  zum  Scheiteni  zu  bringen,  und  es  gelang  ihnen.  An 
15.  August  1871  musste  Sir  StafTord  Northcote  eingestehn,  das  i 
es  am  besten  wäre,  wenn  die  Bill  zurückgezogen  wOräe*). 
Zwei  Tage  darauf,  am  17.  August  1871  wurde  eine  zwdto 
Kommission  eingesetzt,  welche  die  erstere  aufhob ;  man  eniaonte  ' 
dieselben  Personen  und  ertheilte  zwei  Kommissaren,  das  Recht, 
Sitzungen  abzuhalten  ^). 

Noch  ein  anderer  Wunsch  Sir  Statford  Northcote's  giH 
in  Erfüllung.     Es  wurden  4  Hilfskommissarien  ernannt,  mn 
zwar    Culley    zur    Erforschung    der   Lage  der   Hilfskassen  il 
Schottland   uni^  den  vier    nördlichen    Grafschaften   Englands. 
Lyulph    Stanley    überwies    man    zu    seinem    Arbeitsfeld  dia 
Grafschaften  nördlich  einer  vom  Humber  zum  Sevem  gezc^eiMD 
Linie  bis  zur    Grenze    des  Culley'achen   Distriktes,  ^so  dift 
meisten  Industriebezirke.     Sir  George  Young  sollte  Über  fia 
südlichen,  die  cvosse  Afasse  der  ackerbautreibenden  GnftdilC— 
ten  und  Daniell  über  Irland  und  Wales,  die  vorwie^^end  \A- 
tischen  Theile  des  vereinigten  Königreiches,  berichten*). 

In  dieser  Periode,  welche  auf  dem  Gebiete  der  HilfekasMl*  J 
gesetzgebung  nur  Unbedeutendes  schuf,  entstand  eine  )  ~ 
Anzahl  von  hervorragenden    Vereinen,  welche  mit 

')  Teit  des  Briefes  in  First  Report.    S,  5. 
*)  Hansard's  Debates  und  Bills  Public. 

*)  Text  der  zweiten   ^Commission'  dem  Secoad  Beport  Tonednd 
VoL  XXVI.    1872. 

*)  Second  IC«pDrt.    S.  ö. 
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liger  zu  den  verschiedenen  Typen  der  Gewerbekasse  ge- 

Im  Jahre  1855  wurde  in  Manchester  ,The  Manchester 
u^oose  Men  and  Clerks'  Provident  Association'  gegründet, 
Iche  nur  Angehörige  der  in  dem  Namen  der  Gesellschaft 
unchneten  Berufe  aufnimmt.  Die  Natur  ihrer  ßesch^tigung 
ngt  keine  besonderen  Gefahren  fQr  Leib  und  Leben  mit  sich. 
eh  macht  die  Kasse  Schenkungen  (Almosen)  an  Mitglieder, 
Iche  dorch  Unfall,  Blindheit  oder  Geistesstörung  erwerbsun- 
lig  werden.  Sie  zwingt  auch  nicht  zur  periodischen  Verände- 
ag  den  Wohnortes,  so  dass  die  Kasse  sich  streng  iiuf  Manchester 
sdirftnken  konnte.  Die  beschäftigungslosen  Mitglieder  wan- 
m  nicht  von  Doif  zu  Dorf,  von  Stadt  zu  Stadt,  wodurch  dos 
dQrfhiss  nach  einem  Reisezehi-gelde  forteilt.  Alles  dies  sind 
nst&nde,  welche  bei  der  Gründung  z.  ß.  der  Locomotive 
eun  EnginemeD  and  Firemen's  Friendly  Society  von  dem 
OBten  Gewichte  waren.  Aber  die  Mitglieder  sind,  wie  alle 
ibeiter,  von  Beschäftigungslosigkeit  bedroht,  und  die  Ver- 
cherang  gegen  dieselbe  verleiht  der  Kasse  ihren  eigenthüm- 
^hen  Zug.  Die  Betreibung  dieser  Versicherung  bestimmte 
idd  Pratt  sie  nicht  einzuschreiben,  sie  deponirte  ihre  Statuten  '). 

Eine  Gesellschaft  mit  denselben  Zielen  wurde  in  London 
n  jähre  1871  gegründet;  ,Tlie  Provident  Association  of  Ware- 
ouemen,  Travellers,  and  Clerks'*). 

Die  grossartige  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  in  Eng- 
lad  fbhrte  eine  Zunahme  der  Eisenbahnhilfskassen  herbei, 
io  wariie  im  Jahre  1859  die  North  London  Railway  Provident 
Sodety  und  im  folgenden  die  Midland  Railway  F.  S.  iu's  Leben 
pnSsa.    Besondei-s  die  letztere  zeigt  alle  früher  erwähnten 


')  Strand  Keporl  of  the  CommiBBionerB  appointed  to  inquire  into 
KMIt  ud  Benefit  Building  Societiea.    qu.  17 tS41— 17729.    Vol.  XXVI. 

')  IKb  A,  d«B  SekreUn  in  Third  ßeporc  der  K.  KominisBion,  qu. 
MM-nOSO.  Vol.  XXII.  18TS.  Deraclba  w&r  der  erst«  Sekretär  der  erat- 
|>MWD  K.  gew«KD  und  stifte  &us.  daau  dieaellie  in  17  Jaliren  llJ7.'i8  £ 
■  CilmtlUniDgeii  toh  besfbftftigungs losen  M.  liezaUtt  hiilie.  Der  Verein 
MMi  itiiie  PrtmienUbelleo  ant  einer  Hypotbene  aufstellen  WAhrend 
^  noikuUctien  Kriege*  grone  Zunahme  der  Unteraiützungasuniniea. 
wUnsd  in  den  JabrcD  Torber  nur  700  i  jabriich.  mcR  Jer  lietra^;  im  ersten 
Mbi  dn  Kriem  uf  I.'iOO  4  nnd  sank  im  zweiten  auf  1300  J.:  Die  Kasse 
wkdeh.  Tielleicht  wird  dies  durcb  die  Tbatsactie  erklärt,  dass  in  den 
n  JifatB  6000  Penonen  eintraten,  aber  nur  li;O0  Mitglieder  im  Jahre  \>i72 
nrindm  vtm.  Viele  Terliesaen  Mancbesler  und  traten  in  anderen 
■ttn  in  Geiclilfte  ein,  ntanchmal  ehe  ihre  Karenzzeit  vorüber  war.  — 
IeIm  (cit  1S3S  eiistirte  in  Schottland  die  .Commcrcial  Travellers'  l'riendly 
ndeirT  welche  wir  früher  nicht  erwähnten,  weil  bIc  ausser  Krankengeld 
Ml  BcnibniHgeld  keine  UnterstQtzun^en  gab,  bald  die  BeschrAnkung 
■tf  HindeliTeiiende  aarEob.  nnd  jedem  im  Handel  lieschäftigten  den  Kin- 
^iamtatlete.  Doch  blieb  lie  über  ganz  Schottland  verbreitet,  obgleich 
teVenweiniBs  dei  Vereines  durch  das  Wanderleben  des  Handelsreisenden 
Map  war. 
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Zuge:  den  Beitiittszwang  für  alle  Bedienstete,  welche  wöchent- 
liche Löhne  empfangen,  lüe  gemischte  Verwaltung  (in  WiA- 
lichkeit  herrschte  SelbBtverwaltuug ,  da  gewöhnlich  nnr  die 
Arbeiter  zu  den  ^'ersaInm1ungen  ei-schienen;  und  den  jlüirlidieii 
Zuschuss,  der  ursprOnglich  proportional  war,  später  fix  wnrde 
(1000  !£  jälu'lich)  und  dessbalb  „für  eine  wechselnde  und 
wabi-scheinlich  wachsende  Anzahl  nicht  gen&gt".  Ein  propor- 
tionaler Zuschuss  war  bei  Festsetzung  der  Prftmien  in  Beträtht 
gezogen  worden.  Ein  Inspektor  mit  einem  Gehalte  von  140  S 
musste  die  Kranken  besuchen  und  die  EisenbahngesellBchaft 
gegen  Betrug  schützen.  Die  Verwaltungskosten  betrugen  mn 
5^/j  %  der  jährlichen  Beiträge.  In  der  modernen  grossen 
Unternehmung  entwickelt  sich  zuerst  bestimmt  die  Versicfaeniflg 
gegen  Unfälle  als  ein  besonderer  Zweig  des  Arbeiterversidie- 
rungswesens.  Die  M.  R.  gab  einem  Arbeiter,  welcher  dsnh 
einen  Unfall  invalide  geworden  war,  15  s,  während  der  erst« 
26  Wochen,  7  s.  6  d.  während  der  folgenden  26  Wochen,  daai 
4  6.  (für  gewöhnliche  Krankheit  waren  die  Sätze  12  s.,  6  a, 
4  B.).  Starb  ein  Arbeiter  durch  einen  Unfall,  so  erhielten  die 
Angehörigen  25  £,  im  Falle  eines  natürlichen  Todes  nur  12  tf  *). 
Es  scheint,  dass  aucli  eine  sich  über  das  ganze  Land  er- 
streckende Eisenbahnkasse  ,The  United  Kingdoms  Railway 
Officei-s'  and  Servants  Association*  in  dieser  Periode  gegründet 
wurde').  The  Railway  Servants'  Friendly  Society,  welche  im 
Jahre  1864  in's  Leben  trat,  war  die  reorganisirte  Nachfolgerin 
der  im  Jahre  1840  gegründeten  London  and  North- Werter» 
Railway  Servants'  Friendly  Society^).  Die  Gründung  einer 
der  jüngsten  Eisenbahnkassen  ,The  London  and  North  WoBteii 
Railway  Insurance  Society'  fällt  in  den  Oktober  1871  *).  Sie  be- 
zweckt eine  Versicherung  gegen  vorübergehende  Invaliditit, 
dauernde  Invalidität  und  Tod  durch  Unfall,  welche  ein  Arbeits 
sich  im  Dienste  der  Gesellschaft  zugezogen  hat.  Ist  dae  Mit- 
glied nach  einem  Jahre  nicht  hergestellt,  dann  vrird  es  all 
dauernd  invalide  betrachtet.  Bis  dahin  bezieht  es  das  ErankeB- 
geld  fUr  vorübergehende  Invalidität.  Ausserdem  zahlt  die  Kuas 
eine  Summe  an  die  Hinterbliebenen  solcher  Mitglieder,  welcha 
nach  4jähriger  Arbeitsunfilhigkeit  sterben,  auch  wenn  dieaelln 
nicht  durch  einen  I'nfall  im  Dienste  der  Gesellschaft  venir- 
sacht  ist. 


')  Foimh  Rei)ort.    S.  LXVIII. 

=)  Sie    gewährte   Renten,    BegräboiMgeld   and 
Stanley*»  Report,    a.  a.  O.  S.  180  bez.  328. 

')  Ibidem. 

')  leb  referire  nacli  den  Statuten  dieser  Ceaellscbaft  vom  21. 1 
1882  und  den  Reports  and  Statcmenbi  of  Accounta  fOr  den  81.  De 
ItWl.    Vor  der  K.  K.  wurden  Beamte  der  EaBse  noch  nicht  Teraon 
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Ö£,  wenn  sie  5 — 10  Jahi-e,  20  iß  resp.  10  £,  wenn  sie  10— 
16  Jahre,  50  £  resp.  15  ig',  wenn  sie  15—20,  und  40ig're8p. 
20  d',  wenn  sie  länger  als  20  Jahre  im  Dienste  der  Gesell- 
schaft gestanden  haben.  Diese  .retiring  gratuity'  wird  aöf 
Wunsch  in  Fonn  einer  wöchentlichen  UnterstQtzung  beuhlt 
Ist  die  Summe  beim  Tode  eines  Mitglieds  nicht  erschöpft,  u 
wird  der  Rest  den  Hinterbliebenen  ausbezahlt  Verlääst  du 
Mitglied  den  Dienst  der  Gesellschaft,  so  tritt  es  eo  ipso  uu 
der  Eisenbahnhilfska&se  aus.  Zu  der  Provident  Society  trigt 
die  Gesellschaft  jährlich  aber  500  £  bei.  Die  Verfassang  und 
Verwaltung  ist  dieselbe  wie  diejenige  der  Insurance  Society. 
Die  Prämien  werden  vom  Lohne  abgezogen.  Jedes  Mitglied 
muss  sich  kontraktlich  dazu  verpflichten  >)• 

Im  Jahre  1862  bildete  sich  im  Norden  eine  Gewerbekasse,  bei 
welcher  ebenfalls  die  Versichening  gegen  Unfälle  zunächst  in  da 
Vordergrund  trat:  ,The  Northumberland  and  Durbam  Miiui^ 
Permanent  Relief  Fund  ').  Es  ist  ein  Beweis  von  der  li 


Unftll  im  Dienste  der  GeBellsduift  statt  im  Jahre  1878  —  92;  1879  -  81; 
18S0  —  86;  1881  —  80.  TodesMe  nidit  dmcli  üoflUle  1876  —  MO: 
1879  —  233:  1880  -  262;  1881  —  257.  Danerade  InnliditU  1878- 
15  Fftlle;     1879  —   14;    1880  —  28;    1881  —  29.     Torabflrgelienda  b- 

Taliditat: 


Tolles  Krankengeld 


2413 
2657 
3117 


Ualbei  KraokearU 


EiQDKbmen  seit  der       i|       £ 
QrandtuiK  de»  Vereins      1 ,8^„ii^ 
bis  zum  81.  Dezember     ;,  ad  Phk« 


Von  der   QeselUchaft  bei'. 

Grandtmg  geublt  ...  500 

Die   BeitrlLge  der   Gesell- 

Bchaft 2.5  735 

Beitrage  der  MitgUeder.  .  112811 
Zinsen "      2  198 


Im  Garnen      141 245 


Ausgaben  seit  dw  £ 

GrOndiing  des  Verona      oMUm 
bis  zam  31.  DeiemiMr      nl  hm 


Tod  durcb  ünfoll  .   .   .   .|{  389)8 

Natdrlicher  Tod 805E6 

Dauernde  Invalidität.    .  8790 

Vorabergehende  loTalidituI  56S(8 
Andere      Ausgaben      und' 

Bilanz    .  . !i  14«i 

II  141 M5 


i".  1.  3Ö9 

■Virkunp  gelehrter  l'ntersuclmne  und  voq  mensehlithem  Leicht- 
iinn.  dass  so  lange  nach  den  ForechunRen  Neison's,  Ratcliffe's  und 
rinlaison's  und  trotz  der  iiäufigen  Unglücksfillle  in  den  Kohlen- 
niiben  an  die  BefcrOndung  des  Vereins  erst  im  genannten 
l«hre  gedacht  wurde.  I>as  furchtbare  Unfjlück  in  der  Hartley 
jnibe  am  16.  Januar  18ti2,  bei  welchem  240  Männer  und 
Knaben  umkamea,  war  nöthip,  um  den  Verein  in's  Leben  zu 
rufen.  Die  Hauptziele,  die  er  sich  steckte,  waren  die  Versorgung 
ron  Wittwen  and  Waisen,  die  plötzlich  ihres  Ernährers  beraubt 
«aren,  and  die  Unterstatzung  invalider  Mitglieder.  Aus  der 
Itarzen .  untenstehenden  Unfallstatistik  >)  wird  man  ersehen, 
önen  wie  hohen  Prozentsatz  der  unglücklichen  Bergleute  die 
verheiratheten  Mitglieder  bilden.  Schon  im  Juni  hatte  sich 
rin  grosser  Verein  in  Northumberland,  Gumberlaad  und  Durham 
IRbUdet,  dem  ein  nicht  unbedeutendes  Kapital  mit  aof  den 
Wcf:  gegeben  werden  konnte.  Es  waren  nämlich  zar  Unter- 
■t&tziing  der  Nothleidenden  so  grosse  Summen  gesammelt 
vorden.  dass  ein  Ueberschuss  von  20  WO  £  unter  die  siimmt- 
Kchen  Bergwerksdistrikte  vertheilt  werden  konnte. 

Dem  nengebildeten  Vereine  wurden  4300  £  zugewandt. 
S^r  viele  EigenthUmer  von  Kohlengruben  gaben  der  Kasse 
einea  Zuscbuss,  gewöhnlich  20  °o  ^^^  von  den  Mitgliedern 
eiBgcoahlten  Betriige.  Die  Unterstützungen  betrugen  wöchent- 
Seh  5  s.  für  eine  Wittwe,  2  s.  für  Knaben  unter  12  und 
dieaelbe  Summe  für  M&dchen  unter  14  Jahren.  Ausserdem 
«nrden  der  Frau  eines  Verunglückten  5  M,  den  Hinterbliebenen 
eines  Ledigen  23  £,  wenn  er  unter  18  Jahre  alt  war,  12  £ 
'  "t.  Ein  invalider  Bergmann  erhielt  t<  s.  wöchentlich, 
ilie  Arbeitsunfikhigkeit    26  Wochen  gedaueit  hatte. 


't  ISe  Z«hl   der  TodwtUle  in 

lern  N.  a 

I).  .M.  P.  R 

F.  DBch  dem 
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25 
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erprobt  hatte,  folgte  die  GtüDiluDg  ähnlicher  Vereine,  Zu  An- 
fang des  Jahres  1881  zählte  England  7  Grubenkassen,  welche 
unter  dem  Vorsitze  des  Ear)  of  Crawford  and  Balcarres  am 
12.  Juli  1882  in  London  in  nähere  Fühlung  mit  einanda 
traten '). 

Diese  Periode,  in  welcher  die  Begräbnisskassen  zu  einer 
so  verderblichen  Blfithe  gelangten,  in  welcher  die  Gewerbe- 
kassen sich  80  kraftvoll  entwickelten  und  hierdurch  dieUnfEÜI- 
versicherung  neben  der  Kranken-  und  UeberlebensTersichenmg 
ihren  Platz  errang ;  diese  Periode,  in  welcher  ferner  die  staat- 
liche Alters-  und  Lebensversicherung  einen  Schritt  vorwärts 
ti'at ,  sah  auch  die  Vereinigte  Spar-  und  Hilfskasse  einen 
stetigen  Aufschwung  nehmen. 

Wir  haben  bisher  nur  den  Platz  bezeitdinet,  welchen  dag 
Prinzip  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  einnimmt.  Es  ist 
jetzt  nöthiß,  dasselbe  genauer  darzustellen. 

Zunächst  müssen  wir  es  von  Verwandtem  unterscheiden. 
Nur  eine  ganz  oberäächliche  Aehnlichkeit  mit  der  Vereinigtoi 
Spar-  und  Hilfskasse  haben  diejenigen  Hilfskassen,  mit  welchen^ 
zugleich  eine  Sparbank  verbunden  ist,  Sparbank  und  Hilfe — . 
kasse  stehen  hier  nur  in  einer  äusserlichen  Beziehung  zu  einandw  ^ 
denn  sie  wirken  neben  und  von  einander  unabhängig.  Die&i« 
Sparbanken  sind  wahrscheinlich  vor  der  Gründung  der  Posti- 
Sparkasse  dort  entstanden,  wo  keine  Trustee  Savings  Bai|> 
vorhanden  oder  nur  selten  geöffiiet  war. 

Näher  steht  das  jüngere  .Banksystem'  der  ,Hansfield  Wood 
House  Society',  welches  zuerst  in  einer  Kasse  zu  West  Charitn 


die  HUfte  klier  Mi^lieder  «ngehörte  (U  870  Ton  34  440).  Darin  Hegt  liat 
AndeDtuDg,  dass  die  Arbeiter  fOr  die  GewerbehilMcaBie  (tJntwatttraM  |i 
Krankheit  nnd  beim  Tod)  noch  wenig  Sinn  haben,  nnd  anBscrgewOhi&a 
Unteratatznngea  (KeiBeeeld,  UnterauiUung  in  Arbeitsloai^dt,  DafidhpR' 
BichemDK)  »lleiD  die  Majoritftt  nun  Eintritt  in  dieselbe  bwtimiBai  km. 

Siehe  fOr  obige  Notizen:  Report  of  Executive  Committee  iBniedDK, 
1881,  OD  .  .  .   the  SaperannuatioD  l>epartmeDt;    Report  of  the  E.  C.  «Ig. 
on  acconnt  of  tbe  Recent  EiploüoDB,  Newcaetle,  1882  and  ,The  PrOTldetf 
London,  Jnlv  löth,  1882.    8.  187  ig.  —  IHe  AnnuaJ  Reporte,   wetdie  na=~ 
dem  General- Sekret&r  d.  K.,  Hr.  ^th,  in  Newcastle  upon  Tjne  tbmebMl^m 
werden.  Bind    sehr    interessant.    Wir  machen  auf  eine  sehr  anaft&Bd^g 
ÜnfallsiatiBtik  der  Sasse  von  1872-1880,  in  dem  Report  vom  Jahre  188^ 
aufinerksam ,  ^.  22-26  und  anf  eine  Zusammenstellnng  der   itmmtUdi^^ 
Ausgaben   nnd  Einnahmen   von  1862—1881.    19.  A.  R.  1881.    S.  68,  GOL 
In  19  Jahren    hatte  die  Kasse    bezahlt   an    BegrUtnisBgeld  bei  UnnUan 
14  559  jf,   Wittwen-  und  WaisennDterstQtzuDgen    79  523  jf,    an    dtn«n4 
Invalide    38  016  £,    an   Altersschwache   52106  £,    Ha  kleinere  ünOUr 
65 185  £.    Die   Jlitglieder  bstten   aufgebracht   814  735  £,    die    Gniban- 
besitzer  36  875  d ,  Ehrenmitglieder  482  £,    Schenkungen  hatUn  botniii 
9560  j^,  die  Zinsen  13294  i^.  —  Von  hohem  Interesse  ist  auch  da-BepM     J 
of  the  General  Committee  on  Minor  Acddents.    Newcastle  1880.  J 

■)  Siehe  ,The  ProTident',  Jdy  31it  1882. 

(Siehe  die  Tabelle  anf  folgender  Seite.) 
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in  Somersetshire  entstanden  zu  sein  scheint,  sich  dort  ver- 
breitete und  später  in  der  genannten  M.  W.  H.  S.  in  Notting- 
hamshire  im  Jahre  1856  und  in  einem  der  jüngsten  Grafschofte- 
vei'eine  Aufniihnie  fand.  Diese  Kasse  war  die  .Nottingham 
County  Friendly  Society',  weiche  im  Jahre  1849  in  Newark  ge- 
grUndet  wurde,  aber  sich  in  dieser  Periode  reformirte.  Du 
Banksystem  der  M.  W.  H.  S.  besteht  in  Folgeudem.  Der 
üeberschuss,  welcher  am  Ende  eines  Jahres  ia  der  Kasse  exi- 
stirt,  wird  unter  die  Mitglieder  vertheilt.  So  weit  ist  die  Kaae 
eine  theilende  Gesellschaft.  Der  Betrag,  welcher  die  ,Bank' 
eines  Mitgliedes  genannt  wird,  winl  jedoch  nicht  ausgezahlt, 
sondern  demselben  gutgeschrieben.  Wahrend  seiner  Krankheit 
erhält  das  Mitglied  8  Wochen  lang  8  &.  wöchentlich  aus  der 
gemeinsamen  Kasse,  in  den  folgenden  8  Wochen  nur  4  s.,  die 
übrigen  4  s.  muss  es  aus  seiner  Bank  nehmen.  Dauert  die 
Krankheit  länger  als  16  Wochen,  so  erhält  es  so  lange  2  H. 
aus  der  allgemeinen  Kasse,  als  es  2  s.  aus  seiner  Bank  m 
entnehmen  im  Stande  ist.  Im  Falle  seine  Bank  erschöpft  ist, 
kann  das  Mitglied  erst  nach  dem  nächsten  JahresabschluBSe 
wieder  Krankengeld  aus  der  gemeinsamen  Kasse  beziehen.  Es 
ist  ihm  gestattet,  ausser  seinen  Beitrttgen  Einlagen  zu  inachea 
Dieselben  tragen  Zinsen,  berechtigen  es  aber  nicht  zu  einem 
Zuschüsse  aus  der  gemeinsamen  Kasse. 

Nach  der  Darstellung  des  einfacheren  und  jüngeren  System 
wird  es  leichter  sein,  das  verwickeitere  und  ältere  des  ranen 
von  Abbots  Ann  zu  Andover.  des  Hon.  Samuel  Best  za  ver- 
stehen. Doch  macht  es  immerhin  einige  Schwierigkeiten  uiul 
wir  werden  daher  etwas  ausführlicher  sein,  auf  die  Gefahr  hiii, 
uns  zu  wiederholen.  Diesen  Weg  schlagen  wir  um  so  lieber 
ein,  als  wir  das  System  Best's  welches  auch  in  England  nicht 
ganz  verstanden  wird,  völlig  klar  legen  möchten. 

Die  Abbots  Ann  Provident  Society  ist  zunächst  eine  Sfsr- 
bank.  Ein  Jeder  kann  in  unregelmässigen  Zeiträumen  vw- 
zinsliche  Einlagen  von  unbeschränkter  Grösse  machen.  Doch, 
muss  der  Einleger  (Duncan!  S.  85  d.  S.)  monatlicb  wenigsten 
einen  Penny  beitragen,  i^onst  verfällt  er  in  Strafe.  In  dieser 
Einrichtung  liegt  nur  eine  Anregung  der  selbstsQcIitigen  In- 
stinkte, Doch  sucht  der  Begründer  der  Sparbank  auch  die 
sympathischen  in  Bewegung  zu  setzen.  ,Bear  ye  one  another^ 
burdens!'  ruft  das  den  Statuten  vorgesetzte  Motto  den  Ein- 
legem  zu.  Um  ihnen  Gelegenheit  zu  geben,  ihre  MenKhen- 
iiebe  zu  bethätigen,  hat  er  für  die  Einleger  auch  eine  Hllb- 
kasse  gegründet,  welche  jedoch  nicht  bloss  in  äusserlicher  Be- 
ziehung zu  der  Sparbank  steht,  sondern  so  innig  mit  ihr  vcr 
wachsen  ist,  dass  sie  gar  kein  selbständiges  Leben  hat,  gau 
in  der  Sparhank  aufgeht.  Natürlich  wird  das  christliche  l^agen 
der  Bürde  des  Mitmenschen  nicht  ei-zwungcn.  Der  Eintritt  io 
die  Hilfskasse  ist  völlig  freiwillig.    Wer  nur  Einlagen  in  dia  i 
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einlagen  abgezogen  wei-den,  verlangt  es  2  b.  taglich,  so  betrigt 
seiD  Beitrag  12  s.  Ist  die  Anzahl  der  Mitglieder  inzwischen 
auf  700  angewachsen  und  beträgt  der  UnterstQtEongasatz  aller 
Mitglieder  beispielsweise  1  s.,  so  sieht  die  Kasse  mit  einem 
Vermögen  von  4200  Schillingen  vertrauensvoll  den  Krankheiten 
des  Jahres  entgegen.  Sind  die  Krankheitsanfälle  heftiger, 
häufiger,  andauernder,  dann  mQssen  Umlagen  ausgeschrieben 
werden.  Ist  es  aber  ein  besonders  gutes  Jahr,  dann  mna 
sich  ein  Ueberschuss  ergeben,  der  theilweise  auf  künftige  Jahre 
übertragen  wird.  Der  Ueberschuss  wird  weiter  gebildet  aus 
den  Beiträgen  der  Ehrenmitglieder,  aus  Strafen  und  aas  der 
Hinterlassenschaft  der  austretenden  Mitglieder.  Da  o&nlich. 
wie  wir  noch  einmal  wiederholen  wollen,  die  Provideot  Society 
eine  Sparbank  ist,  so  kann  jedes  Mitglied  nach  voransge- 
gangener  oder  vierteljährlicher  Kündigung  sein  Geld  heraus- 
nehmen.  Aber  es  muss  das  Krankengeld  für  4  Wochen  n- 
rQcklassen,  welches  dem  Vermögen  der  Hilfekasse  Überwiesen 
wird. 

Und  nun  wird  man  sein  Verdammungsurtheil  ober  diese 
Kasse  schon  ausgesprochen  haben.  Im  Grunde,  wird  man  aagm, 
sind  die  Beiträge  gleich.  Wenn  ein  Zwanzigjähriger  und  ein 
Sechzigjähriger  denselben  Unterstützungsatz  gewählt  haben, 
dann  bezahlen  sie  doch  dasselbe?  Das  ist  ohne  Zweifel  wahr. 
Der  Zwanzigjährige,  gesunde  Mensch,  der  wenig  Krankheit  zn 
erwarten  hat,  wird  man  entgegnen,  bezahlt  also  ebenso  viel  wie 
der  sechzigjährige  alte  Mann,  der  möglicherweise  drei  Monate 
das  Jahr  krank  ist.  Ist  es  gerecht,  wird  man  fortfahren,  daa 
in  dieser  Weise  der  Gesunde  für  den  Kranken,  der  Wohl- 
habende für  den  Ai-men,  der  Sparsame  fQr  den  Verschwender 
sorgt?  Ist  das  christlich?  Die  Einen  regt  man  zur  Sparsam- 
keit an,  damit  die  Andern  unterhalten  werden  können. 

So  sieht  es  in  der  That  aus.  Mancher  hat  dieses  Urtheü 
ge&llt,  und  Samuel  Best  kannte  sein  eigenes  Kind  so  wenig, 
dass  er  vor  der  Königlichen  Kommission  im  Jahre  1S73  aus- 
sagte, das  Bestehen  der  Gesellschaft  hinge  von  dem  Einströmen 
junger  Elemente  ab ').  Doch  ist  es  ein  Irrthum.  In  Wirklich- 
keit bezahlen  nicht  die  Jungen  für  die  Alten,  die  Gesunden 
für  die  Kranken,  die  Sparsamen  fUr  die  Verschwender- 

Denn,  wenn  auch  die  Beiträge  im  Grunde  genommen  gleid 
sind,  so  kann  andererseits  der  Verschwender  nichtso  viel  KrankOB- 
geld  beziehen  wie  der  Gesunde,  der  Alte  nicht  so  viel  wie  der 
Junge.  Aber  ist  das  nicht  wiederum  ungei-echt,  wird  man  ent* 
gegnen,  dass  ein  alter  Mann,  welcher  die  sorgsamste  PÜ^e  nötfcig 
hat,  nicht  so  gut  versorgt  ist.  wie  ein  Junger,  der  sie  niclt 
braucht?  Auch  diese  Frage  wird  sich  bald  von  selbst  beantworten. 
Es  eiistiren  nämlich  funf  Alters-  und  Konstitutionsklasseo.  Ii 

')  qu.  26  242.    Third  Report.    Vo!.  XSU.    1873. 
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Die  Krankheitsdauei-  der  Elas&en  mOsste  sieb  verhalteD 
wie  8:9:12:18:36. 

Ob  die  Krankheitsttauer  der  verschiedenen  ElaBsen  in 
diesem  VerhäUniss  zu  einander  steht,  darüber  lasst  sich  auf 
Grund  der  vorhandenen  Untersuchungen  kein  Urtheil  fällen. 
Unseres  Wissens  besteht  keine  Statistik,  welche  mit  ao  unbe- 
stimmten Begriffen  wie  Erbfehler,  zweifelhafte  Gesundheit  und 
ungesundes  Gewerbe  operirt  hat,  noch  operiren  könnte.  Wenn 
sie  den  Einfluss  ungesunder  Gewerbe  aiu  die  Gesundheit  antep 
sucht,  dann  wird  ihr  naturgemäss  die  Sonderung  der  Gewerbe 
aufgedrängt.  Aber  die  Kasse  selbst  könnte  diese  Statistik 
nach  ihren  Erfahrungen  hefem,  was  sie  jedoch,  so  viel  uns  be- 
kannt ist,  bis  jetzt  nicht  gethan  hat. 

Es  ist  nun  Zweierlei  ersichtlich.  Erstens  sammelt  die  Pro- 
vident  Society  keinen  Reservefonds  an.  Sie  erhebt  nur  so  viele 
Beiträge,  als  voraussichtlich  in  einem  Jahre  zur  Bestreitung 
der  nothwendigen  Ausgaben  nöthig  sind.  Der  kleine  Ueber^ 
schuss  dient  zur  Ausgleichung  der  jährlichen  Ausgaben').  Se 
ist  eine  permanente,  jährlich  theileode  Gesellschaft.  ZweitMi 
deckt  sie  oder  sucht  sie  doch  den  Betrag  sämmt' 
licher  Unterstützungen  in  kurzen  Perioden  aus  den 
Beitrügen  der  Mitglieder  zu  decken.  Eine  solche 
Kasse  kann  natürlich  nicht  zahlungsunfähig  werden. 

Eine  deutlichere  Einsicht  in  die  Notiiwendi(;keit  der 
finanziellen  Sicherheit  dieser  Kasse  wird  man  erst  gewinnen,' 
wenn  wir  ihren  wichtigsten,  originalsten  Zug  erwähnen,  dea 
wir  bis  jetzt  übergangen  haben,  um  der  Darstellung  die  nfithige' 
Deutlichkeit  zu  wahren. 

Offenbar  kann  ein  altes  Mitglied  nicht  von  2  d.,  oder  4  d. 
täglich  leben.  Es  muss  irgend  woher  ein  Zuschuss  kommen.  Und' 
der  muss  nach  den  Statuten  aus  seinen  Einlagen  in  die  Sparkuw 
kommen.  Wenn  es  den  Zuschuss  aus  seinen  EinlsgeB^ 
nicht  mehr  bestreiten  kann,  so  hört  die  Unterstützung 
auf.  Zu  jedem  Schilling  Krankengeld  steuert  die  Klasse  A 
aus  ihren  Erspamissen  3  d.,  die  Klasse  B  4  d.,  die  Klaeae  C 
6  d.,  die  Klasse  D  8  d.,  die  Klasse  E  9  d.  bei.  Wenn  also 
z.  B.  ein  Mitglied  der  Klasse  B  nicht  zu  jeden  8  d.,  die  an 
dem  Unterstuizungsfonds  diessen,  4  d.  zuschiessen  kann,  so  e^ 
halt  es  nicht  langer  Unterstützung. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  Pi-amien  zu  hoch  seiB' 
müssen,  und  zwar  um  den  Beitrag,  welchen  die  Mitglieder  Ul 
ihi-en  Einlagen  entnehmen.  Denn  wenn  die  Kasse  den  Betrv 
sämratlicher  Unterstützungen  aus  den  Prämien  erhebt,  und' 
doch  nur  einen  Theil  auszahlt,  so  müssen  die  Prämien  gröacr 
sein,  als  es  zur  finanziellen  Sicherheit  nöthig  ist. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  diese  Hilfskasse,  weit  davon  ent- 
fernt, den  Mitgliedern  Ruhe  des  Gemüthes  zu  geben,  sie  u- 

')  Sir  George  Yonng's  Report    S.  23. 
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Eine  Durchbrechung  des  strengen  Versicherungsprinap« 
findet  sich  in  der  Bestimmung,  dass  ein  Mitglied,  dessen  ^ 
lafien  erschöpft  sind,  soviel  Tage  lang  die  Hälfte  seiner  Unta<- 
stützung  aus  dem  UnterstUtzungsfonds  erhalten  darf,  als  es  vor 
her  hintereinander   eine    Unterstützung   bezogen    hat.     Eink 
eigen  thUmli che  Bestimmung  ist  folgende.     Wenn   ein   Mitglied. 
stirbt,  und  Einlagen  in  der  Sparkasse  hat,  dann  soll  aus  seineck 
Einlagen  der  Theil  zm-Qckgezahlt  werden,  welchen  es  aus  daa& 
Altei'sunterstutzungsfonds  erhalten  hat.  Doch  darf  diese  zarOek- 
zuzahlende  Summe  nicht  mehr  als  die  Hälfte  seiner  Einlagenbe- 
trägen. Die  andere  Hitifte  muss  seinen  Erben  ausgezahlt  werden,    j 

Die  Verwaltungskosten  werden  besonders  erhoben.  I 

Die  übrigen  Ziele  der  P.  S.  erwähnen  wir  kurz.    Die  Spir-  J 
kasse  nimmt  Betrage  solcher  Pei-sonen  auf,  welche  AngehöiigB   ■ 
ausstatten  wollen.    Aus  dem  ,Parochial  Manual',  einer  Aussent  fl 
lesenswerthen  Schrift  S.  Best's,  ersieht  man,  dass  in  derenltft  | 
Zeit  ihres  Bestehens  ein  Kohlen-  und  Tuch-Klub  in  bekannter 
Form   mit  der   Gesellschaft  verbunden   war.     Im   Jahre  I87L 
wurde  eine  Schulkasse  nach  den  Prinzipien  der  P.  S.  gegrOndcL 
Ausserdem  ist  es  Arbeitgebern  gestattet,  in  die  Sparkaese  eil 
Kapitfii  einzuzahlen,  aus    dem    den   Arbeitern  derselbeo  m 
Zuschuss  zu  ihren  UnlerstQtzungen  gewährt  wird.    (Lord  Hir- 
courtl     S.  56  d.  Sj    Auf  ähnlicher  Basis  beruht  ein  ViehUnl 
( Schweineversicherung''. 
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e  System  bis  jetzt  noch  so  wenig  in  seinem 
ird,  wollen  wir  einige  Einwen- 
n  dasselbe  erhoben  werden, 
dass  fast  alle  Mitglieder  plötz- 
i-e  Einlagen  zurückziehen,  und 
1  die  Uebrigbleibenden  den  Zu- 
Vfie  kann  da  die  Provident 
einem  Mitgliede  in  Klasse  A  zu 
aus  der  gemeinsameD  Kasse? 
nicht  unmöglich,  aber  unwahr- 
rbeorie  einigen  Werth,  für  die 
ir  ist  der  Einwand  gegen  das 
foten  ausgeben  zu  dürfen,  als 
beträgt  Aber  Best  hat  fQr 
Wie  wir  erwähnten,  ist  vor- 
)im  Austritte  aus  der  Gesell- 
muss,  welche  in  die  Kranken- 
fürden  die  Wenigen  bei  der 
iich  ganz  wohl  befinden.  Es 
,  dass  der  Antrieb  aus  einer 
iten  nicht  so  gross  ist,  wie  die 
ir-  und  HilMasse  den  Rücken 
Üer  letzteren  seine  aufgesparten 
inden,  Schillingen  und  Pence 
seinem  Klub  nicht  zu  berech- 
ndererseits  diesen  Zug  unserer 
Freude  am  Besitze  durch  den 
emselben  wächst.  Das  Gegen- 
Das  Mitglied  wird  durch  seine 
Bleiben  in  derselben  bewogen, 
dass  Alle  bis  auf  Einen  plötz- 
eine Summe  zurückzulassen 
den  Fall,  dass  das  Mitglied 
3,  und  sein  ganzes  Leben  im 
inlagen  in  die  Sparbank  zu 
idheit  verstehen  wir  die  Ge- 
g  der  fünf  Altei-s-  und  Konsti- 
In  diesem  Falle  würde 
t  erhalten,  bis  es  die 
nd    Konstitutionsklasse 

cht  überraschen,  aber  sie  ist 
wenn  wir  das  Wesen  des  Ver- 
in  und  das  Best'sche  System 
,  Das  VersicheiTingswesen  be- 
.hischen  Instinkten.  Allen  Be- 
gesellschaft  liegt  der  Gedanke 
ne  eigenen  Fährlichkeilen  auf- 
24* 
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kommt.  Nur  ist  der  ,Jeder'  nicht  ein  konkretes  Wesen,  son* 
dern  ein  abstrakter  DurchschnittsmeDsch ,  der  allen  anden 
seiner  Klasse ,  Gattung  u.  s.  w.  gleich  ist ').  Iif  Wirklichkeit 
ist  jedoch  der  Eine  dem  Andern  nicht  gleich ,  der  Eine  pro- 
fitirt  bei  diesen  Durchschnittsberechnungen,  der  Andere  verlteit, 
bei  dem  noiTaalen  Durchschnittsmenschen  heben  sich  Pins  und 
Minus.  Diese  Thatsache  kann  man  sich  zur  deutlichsten  An- 
schauung bringen,  wenn  man  auf  dem  Papier  eine  gewisse  An- 
zahl von  Personen  mit  verschiedener  Lebensdauer  eine  Vep 
Sicherung,  der  keine  neuen  Mitglieder  mehr  beitreten  dnrfm, 
eingehen  lässt,  das  Durchschnittsalter  berechnet,  darauf  hin  nne 
Prämie  (ohne  Zinsen  und  Zinseszinsen  in  Betracht  zu  ziehw) 
berechnet,  wobei  man  ebenfalls  wieder,  der  Einfacheit  wegen,  die- 
selbe Unterstützung  annimmt,  und  nun  in  zehnjAhngen  Perioden 
das  allmähliche  Anschwellen  und  dann  das  allmähliche  Abnehmen 
der  Reserven  beobachtet.  Dabei  erkennt  man,  dass  die  Per- 
sonen, deren  Lebensdauer  mit  der  durchschnittlichen  Lebens- 
dauer ttbereinstiniint,  ihre  Unterstützungen  bis  auf  Heller  n 
Pfennig  bezahlen,  dass  Einige  mehr,  Andere  weniger  bezahlen, 
als  sie  an  Unterstotzungen  erhalten,  und  die  Verluste  der  Eina 
aus  den  Geninnsten  der  Andern  bestritten  werden.  Die  Ver- 
lierer bezahlen  für  die  Gewinner  nicht  aus  Menschenliebe. 
Mit  andern  Worten,  die  Assoziation,  auf  welcher  die  Vergehe- 
rung  beruht,  wurzelt  nicht  in  menschlicher  Sympathie,  sondern 
in  der  Unwissenheit.  Die  Vei-sicherung  ist  ein  Zwitter  in 
christlicher  Sympathie  nnd  modernem  Individualismus.  Ei 
trägt  die  Züge  der  Einen,   und  hat  das  Wesen  des  Anderen. 

Auch    die    Best'sche  Kasse  ist  ein  Versichei-ungsinstitBL 
Jedes  Mitglied  soll  fur  seine  UnterstQtzungen  aufkommen.  El 
bezahlt  sein  ganzes  Leben  lang  dieselbe  Prämie.     Die  Un- 
gerechtigkeit wird  dadurch  paralysirt,  dass  es  in  der  Sparbuk. 
die  Reserven  für  sein  Alter  ansammeln  muss.    Hat  man  diesem 
Geheimniss  des  Best'schen  Systems  begriffen  —  die  Sammlni^ 
der  Prämien  in  zwei  getrennten  Anstalten,  ein  Geheimmitt, 
welches  der  Gründer   selber  nicht  entschleiert,   so  schwindetB 
alle  Einwände  von  selbst  dahin. 

Man  erkennt  dann,  dass  die  Berechtigung  das  Dc^pdte 
und  Dreifache  der  Unterstutzungen,  welche  das  kranke  Mit»  i 
glied  aus  seinen  Einlagen  bezieht,  aus  der  gemeinsamen  Eaas  i 
entnehmen  zu  dürfen,  nur  ein  wolilthätiges  Taschenspiehr-  I 
kunststück  ist  Es  läuft  darauf  hinaus,  dass  man,  anslttt  m 
von  einem   Manne  eine  Prämie  von  einer  Mark  zu  forden,  ■ 


■)  Wer  zeigt  uns  den  Fadeo  auf,  welcher  diesen  Durducbaitai^ 
Bellen  des  VereicherungBweBeDa  eioer  modernen  6kononiüchen  InitJtiflH 
mit  dem  abstraklen  DurcbacbnittsmenBrheD  der  modemeD  politisdua  ■ 
ökoDomiBcheo  Theorien  verbindet?    Sie  Rind  auf  gleichem  Boden,  iiniifcl 
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benierklicb  wird.    Wieder  einmal  ist  die  Einwendung  von  einem 
ganz  ungewöhnlichen  Fall  eenommen. 

Auf  einen  Mangel  an  Verstänitniss  ist  der  Einwand  zurOck- 
zuführen,  ditss  eine  Kasse  nach  dem  Best'schen  Systeme  keine 
Reserven  ansammle.  Ihre  Verwaltungsperiode  ist  immer  cor 
auf  ein  Jahr  berechnet ,  für  die  fälligen  UnterstQtzungen  des 
Jahres  ist  sie  besser  ausgestattet,  als  die  meisten  abrigen 
Kassen.    Ihre  Reserven  aber  sammelt  sie  in  der  Sparbank  sn. 

Mehr  Gewicht  scheint  der  Einwand  zu  haben,  dass  eine 
dauei-nde  Unterstützung  dem  Mitgliede  in  der  Provident  So- 
ciety nicht  vei-sprochen  werden  könne.  Es  sei  im  h6ch8ta 
Maasse  grausam,  den  Bezug  einer  Unterstützung  von  dem  B«- 
sitze  eines  Guthabens  in  der  Sparbank  abhängig  zu  machm. 
Wenn  es  aber  richtig  ist,  dass  das  Guthaben  in  der  Sparbmk 
als  ein  Theil  der  Prämie  aufgefasst  werden  muss,  dann  kua 
man  in  der  Einrichtung  ebensowenig  eine  Ungerechtif^dt 
finden,  wie  in  der  Fordeninp,  dass  derjenige  keine  üntn^ 
Stützungen  erhalten  soll ,  welcher  seine  Prämien  nicht  bezahlt 
hat.  In  schlechten  Zeiten  wird  es  den  Mitgliedern  einer  HiUs- 
kasse  ebenso  schwer  werden,  ihre  Prämien  zu  bezahlen,  m 
denjenigen  der  F.  5,  Einlagen  zu  machen. 

Man  setze  den  Fall,    entgegnet  man,   dass  Jemand  lange 
Zeit  krank  liegt.  Wenn  er  nun  keine  bedeutenden  Einlagm  in  1 
dei'  Sparbank    hat,    kann    es    da  nicht  vorkommen,    dass  er  | 
plötzlich,    obgleich  noch  krank,   auf  alle  Unteretützung  ver-  I 
ziehten  rauss?    Das  ist  nicht  zu  leugnen.    Aber  ist  esindn 
anderen  Hilfekassen  besser?    In  den  meisten  Friendly  Societiei 
ist  eine  Zeit  vorgeachrieben ,  über  welche  hinaus  das  Anredit 
auf  eine  Unterstützung  verloren  geht.    Das  Best'scfae  System 
hat    sogar  noch    einen    Vorzug.      Es    beschränkt    diese  Zdt 
nicht.     Und  darum  wieder  ist  es  gerecht,  dass  das  KrankoH 
geld,   welches  jedes  Mitglied  bezieht,  in  direktem  VerhUtniiK 
zu  seinen  Einlagen  steht.     Auf  diese  Weise  wird  der  Fehlet;- 
der  Uniformität  der  Prämien  des  Einzelnen  auf  verschioleiniCk 
Altersstufen  kompensirt ,  während    die    Uniformität   der  Bai- 
träge  der  verschiedenen  Klassen  durch  die  ungleichen  Bedite 
auf  Unterstützung  paralysirt  werden. 

Erwähnen  wir  noch  kurz  den  letzten  Angriff.    Eine  f^  i 
demie,  sagt  man,  muss  diese  Kasse  bald  veinichten.    Wir  habet  1 
Epidemien  gehabt,   entgegnete  Best  vor  dem  Ausschüsse,  atitr  1 
sie  haben  die  Provident  Society  nicht  vernichtet.     Dieser  fii-  I 
wui-f  hat  keine  zwingende  Kraft.     Es  lassen  sich  Fälle  denken,  I 
in  denen  die  Krankenunterstützungen ,    welche  gezahlt  mxim  ' 
sollen,  die  Einlagen  übersteigen,    die  Kasse  folglich  bankentt 
wird.     Aber  wir  müssen  wieder  fragen,    was  sieb  in  soldim 
Fällen  in  anileren  Hilfskassen  ereignen  würde.     Andere  RiH»- 
kassen,  erwidert  man,  haben  eine  Summe  in  der  Hand,  an  I 
allen  Ansprüchen  gerecht  werden  zu  können.    Dieser  Einwarf  1 
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«ir  nicht  irren ,  im  Jahre  1873.  Ueber  sein  Leben  wurden 
tur  dnig«  Notizen  to  der  Lokalpresse  zur  Zeit  seines  Todes 
sttSBeaÜitiit. 

£g  dauerte  ein  ganzeB  Vierteljahrhundert,  ehe  sein  System 
d«  nahe  Grenze  Hberschritt,  und  in  der  Wiltshire  Friendly 
Soeietj  Eingang  fand.  Wir  berichteten,  dass  sie  im  Jahre 
18:^  {[e^Dndet  wurde  und  p:anz  unter  der  Leitung;  der  Gentry 
stand.  Zuerst  machte  sie  nur  langsame  Foi-tsch  ritte.  Wenn  sie 
bente  in  einer  der  besten  Hilfekassen  Englands  herangewachsen 
ist,  so  verdankt  sie  dies  einem  treftlichen  Manne,  den  wir  in 
der  Geschichte  der  englischen  Hilfskassengesetzgebung  schon 
h&oBg  lU  envähnen  Gelegenheit  gehabt  haben ,  dem  Herrn 
Sothnoo-Estcourt.  Die  Geschichte  seines  Wirkens  giebt  uns 
DcntEChen  wieder  zu  denken.  Sotheron-Estcourt  begnQgte  sich 
nidit  ditnit,  in  Westminster  fUr  die  Hilfskassen  Heden  zu  halten, 
noD  tr  war  unermüdlich  für  das  Gedeihen  der  Wiltihire  Gounty 
S.  tbltig,  er  war  nicht  zufrieden  damit,  die  Klinke  der  Ge- 
NtipbtiDg  in  die  Hand  zu  nehmen,  er  verrichtete  lange,  lange 
Jihre  die  Arbeit  eines  Sekretärs  der  Hilfskasse. 

Sotheron-Estcourt  erkannte  das  Grnndgeb rechen  der  Graf- 
schiftjTereine  darin,  dass  sie  die  Selbstverwaltung  aus  der 
Eud  der  arbeitenden  Klassen  nehmen.  Im  Jahre  1840  gab 
er  deo  Versicherten  einen  Antheil  Ein  der  Verwaltung.  Zur 
KlbenZeit  wurde  die  unnatürliche  Eintheilung  in  Distrikte  aufge- 
bobcn  und  durch  rlie  natürlichere  in  Pfarreien  ersetzt.  Den 
L^rereinen  übertrug  er  die  gesnnimte  lokale  Verwaltung. 
Käser  Grafechaftsverein  näherte  sich  nun  dem  Typus  der 
Arbeateronlen.  Sothtnin-Estcourt  war  auch  zu  weitherzig  oder 
,n  Uog,  um  das  soziale  Element  verbannen  zu  wollen.  Hatten 
dieu^tenden  Klassen  nicht  ebensoviel  Anrecht  auf  Erholung 
■nd meiuchliche  Lebensfrende  wie  die  hölierenV  Sollten  sie  nur 
daiben  und  sparen,  um  den  wohlhabenderen  die  Armensteuerzu 
erieirhtein V  Es  handelte  sich  nur  darum,  den  Erbfeind  des 
AiMteiB,  den  Schankwirth,  fernzuhalten,  unil  Sorfze  zu  tragen, 
diss  die  für  die  Erholung  auszuklebenden  Summen  nicht  aus 
dar  Kisse  bestritten  worden.  Er  führte  desshalh  jährliche 
Festt  eio.  deren  Kosten  aus  einem  besonderen  Fond  aufge- 
brüht werden  mOssen,  und  welche  nicht  in  Wirthshäusern  statt- 
finden dOrfen ').  Mitte  der  fünfziger  Jahre  führte  er  das  Best'sche 
Syitan  neben  dem  alten  Versichei-ungssysteme  ein.  Die 
5  Altm>,  Geschlechts-  und  Eonstitutionsklassen  Best's  sind  hier 
»nf  3  Alters-  nnd  Geschlechtsklassen  beschränkt.  Die  Klasse  A 
nntot  Männer,  welche  bei  ihrem  Eintritte  wenifier  als  30  Jahre 
dUeD,  die  Klasse  B   Männer  unter  40,  Frauen  unter  35,  die 

'I.Bf  Bicftni  of  what  «e  c:iU  f^tWals  (that  is  to  say,  a  jolli  fication 
ptttdin  odi  pviih  vhere  ve  have  a  hrancht.  a  vaät  amount  of  in- 
«wdioa  ii  dUtiibnted.  tiood  l'ellowship  anil  guid  understandio:.'  :ire  pro- 
■«rf  l«t«Hn  differcDt  claüeg.-    S.-ELs  Aussage  qu.  'Uli.  riecond  R<?ii'irt. 
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Klasse  C  Männer  Ober  40,  Frauen  Ober  35.  Der  Zuschuss  (eioe 
Krankenunterstützung  von  einem  Schilling  vorausgesetzt)  ans 
der  gemeinsamen  Kasse  beträgt  für  die  drei  Klassen  9  d.,  8  d., 
resp.  6  d.  Der  Charakter  der  Hilfskasse  wird  dadurch  mehr 
gewahrt,  dass  regelmässige  monatliche  Beiträge  vorgeschrieben 
sind  (jedesmal  ein  Tag  Krankengeld).  Doch  daif  jedes  Mit- 
glied ausserdem  beliebig  Einzahlungen  machen ,  so  lange  es 
nicht  60  Jahre  alt  und  mit  seinen  Beiträgen  nicht  im  Rück- 
Stande  ist.  Aus  diesen  Einlagen  hat  es  alle  seine  Kranken- 
gelder  zu  bestreiten.  Jedes  Mitglied  muss  in  der  Kasse  einen 
eisernen,  unangreifbaren  Bestand  haben,  den  ,member'8  rest'. 
dessen  Höhe  auf  12  Prämienbei träge  festgestellt  ist.  Wenn 
derselbe  die  vorgeschriebene  Höbe  nicht  erreicht,  hat  das  Mit- 
glied keinen  Anspruch  auf  Krankengeld.  Die  Wiltshire  Friendly 
Society  schreibt  am  Ende  jedes  Jahres  den  Ueberschuss  den 
Mitgliedern  gut  und  zwar  nach  dem  Verhältiiiss  der  jährlichen 
Beiträge.  Das  Komplement  liegt  in  dem  Rechte  der  Kasse, 
inNothfällen  Umlagen  auszuschreiben.  In  die  Alterskasse  fliessen 
Beiträge  der  Mitglieder,  alle  Strafen  und  Geschenke  der  Ehren- 
mitglieder. Die  eine  Hälfte  der  Altersrente  wird  aus  der  allgfr 
meinen  Alterskasse,  die  andere  aus  den  Einlagen  der  Mitglieder 
bezahlt.  Beim  Tode  eines  Mitgliedes  wird  sein  Vermögen  in 
der  Kasse  au  seine  Erben  ausgezahlt.  Die  Beiträge  der  Ehren- 
mitglieder werden  zur  Hälfte  für  die  Bestreitung  der  Koäen 
der  Festlichkeiten,  zur  andern  Hälfte  der  Verwaltung  ve^ 
wendet').  —  Im  Jahre  ]8ö8  wurde  das  System  in  der  Hamp- 
shire Friendly  Society,  dem  früher  erwähnten,  1825  gegrttn- 
deten  Grafschaftsverein  eingeführt.  Er  reduzirte  die  fOnf  Klaseeu 
der  P.  S.  auf  4  Konstitutions-  und  Geschlechtsklassen,  in  welche  dia^ 
Mitglieder  beim  Eintritt  aufgenommen  werden.  Klasse  A  umfasst 
gesunde  Männer,  ohne  Erbfehler,  welche  keine  gesundheitsschld- 
lichen  Gewerbe  betreiben.  Klasse  B  gesunde  Männer  mit  Erbfdiler 
und  gesunde  Frauen  ohne  Erbfehler,  Klasse  G  gesunde  FraneiL^ 
mit  Erbfehler,  Männer  von  zweifelhafter  Gesundheit  und  solche,^ 
welche  ein  gesundheitsschädliches  Gewerbe  betreiben.  Klasse  EÜ 
Frauen  von  zweifelhafter  Gesundheit,  welche  ein  ungesundes  G» — 
werbe  betreiben.  Doch  wird  der  Kinfluss  des  Alters  in  dl^ 
Berechnung  aufgenommen.  Denn  die  Mitglieder  werden  mSt 
vorschreitendem  Alter  einer  höheren  Klasse  überwiesen,  und 
zwar  alle  zehn  Jahre,  welche  nach  ihrem  25.  Jahre  verflossea 
sind,  wenn  sie  Männer,  und  alle  zehn  Jahre,  welche  nach  ihrem 
30.  Jahre  vei-flossen  sind,  wenn  sie  Frauen  sind.  Wir  be- 
merkten früher,    wie  nothwendig  uns  diese  Anordnung  schien,    i 


(Siehe  den  JahreBbericht  auf  folgender  S«te.) 
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Diese  Veränderung  bringt  eine  Verminderung  der  Ansprüche  auf 
die  gemeinsame  Kasse  mit  Bich.  Sie  sinken  für  jeden  Schulung  von 

9  auf  8,  auf  6  und  endlich  auf  4  d.  in  Klasse  D.  In  diesem 
Vereio  werden  wie  in  dem  benachbarten  Wiltshirer  höhere  Prä- 
mien erhohen,  als  nöthig  sind.  Sie  betragen  jeden  Monat 
einen  Tag  Krankengeld.  Der  Uebei-schuss  wird  den  Mitgliedern 
am  Ende  des  Jahres  put  geschrieben.  Dagegen  ist  kein  unan- 
greifbarer Rest  für  die  Mitglieder  vorgeschrieben.  Dafür  er- 
scheint hier  die  Bestimmung  wieder,  dass  jedes  Mitglied  heim 
Austritt  12  Tage  Krankengeld  in  der  Kasse  zurücklassen  mnsa. 
Beim  Tode  eines  Mitgliedes  dürfen  aus  dem  Vermögen  vor- 
läufig 5  £  zur  Bestreitung  des  Begi'ftbnisses  entnommen  wei> 
den  ^). 

Einen  noch  höheren  Aufschwung  nahm  das  Best'scbe  Sy- 
stem im  Jahre  1868.    In  Surrey,    welches  bis  dahin  keinen 
Grafschaftsverein  gehabt  hatte,    wurde  ein  solcher  nach  dem 
Systeme  Best's  gegründet.    Einer  der  thätigsten  Gründer  war 
ein  Geistlicher,    Hen-  G.  R.  Portal,    Pfarrer   von  Burghdem 
Die  Kasse  entwickelte  sich  so  rasch,  dass  sie  einen  Distri^ 
verein,  den  West  Suvrey  Friendly,  gänzlich  unterdrückte.    In 
Jahre  1872  fühlte  sie  sich  stark  genug,  die  Grenzen  der  Graf- 
schaft zu  Überschreiten,  und  ,national'  zu  werden,   wie  es    die 
Orden,  die  grossen  Begräbnisskassen,  die  sogenannten  ,ordia8iy 
large  societies'  und  eine  Gewerbekasse  sind.     Sie  nannte  ach 
nun  ,The  National  Deposit  Society',    behielt  jedoch  ihren  ^ 
in  Guildford.    Nach  dem  Berichte  von  1882  hatte  sie  75  Agen- 
turen in  19  Grafschaften.    Sie  erstreckte  sich  über  den  Sfldei 
und  den  mittleren  Theil  von  England.    Die  nördlichste  Graf- 
schaft war  Leicesterehire.    Die  Anzahl  ihrer  Mitglieder  betniK- 
3866,   davon    waren    166  Einleger,    3700  ,Benefit  Membere'_ 
Der  grosse  Reiz,    eine  Kasse  nach  Best'schen    Prinzipien  n^ 
verlassen,  zeigte  sich  darin,  dass  438  Mitglieder  im  Jahre  188L 
eintraten  und  227  austraten  ■).  Die  Klasseneneintheiluug  stimm-% 
mit  deijenigeu  in  der  Hampshire  F.  S.  Uberein,    nur  dass  bckm 
den  Frauen  auch  die  Vorfrage  nach  dem  Charakter  ihres  Ge- 
werbes gestellt  wird.    Dergleichen  werden  die  Mitglieder  alle 

10  Jahre  einer  neuen  Klasse  überwiesen.  Ja  es  tritt  nocli 
eine  weitere  Verschärfung  ein.  Wenn  ein  Mitglied  während 
dieser  Periode  ein  gesundheitsschädliches  Gewerbe  ergreift,  oder 
einen  liederlichen  Lebenswandel  führt,  so  kann  es  in  eins 
andere  Klasse  übergeführt  werden.  Die  Zahl  der  Prämieo- 
beiträge,  der  Bruchtheil  des  Zuschusses  aus  der  gemeinssma 


')  Icli  referire  nath  den  Statuten  »on  1«67. 

-)  Die  alten  Jahresberichte  weisen  dieselbe  Erscheinung  auf.  Im  Jihm 
1880  Zugang  559,  Abgang  32(;  (25  Todesmile  eingeEcblossen),  Im  Jahre  1B79 
Zugang  448,  Abgang  ll>7  (22  Todes^lle  eingeschlossen),  im  Jahre  1878  Ijt- 
gang  437,  .Vbgang  201  (11  Todestllle  eingescbloaeen). 
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ll 

sbalb  vou  grosser  Bedeutung  for 
rbeiterversicherungsweBens,  weil 

Statuten  bei  dem  Kegistrar  der 
er  Annäherung  an  die  Bestre- 
zu  einer  krAftigeren  Aasbildung 
estimmt  werden.  — 

noch  einmal  —  der  Lebensver- 
en.  Wie  in  den  zwanziger,  fiihile 
liger  Jahren  die  unbefriedigende 
Betheil^ung  der  privaten  Unter- 
lening  der  arbeitenden  Klassen 
Anfänge  liegen  noch  vor  Beginn 
i'ng  vollzieht  sich  in  derselben. 
:h  dieser  Versicherungsart  wid- 
and  General  Company',  die 
Der  1848  gegründete  ,Pru- 
ir  ähnlichen  Anstalten,  eröffnete 
!  1854.  Bald  darauf  wurde  ein 
e  ,Safety',  von  Cobden,  Bright 
,  Noch  andere,  unbedeutendere 
:hen  jedoch  keine  mehr  besteht. 
eiche  das  Arbeiterversichenings- 
trieb.    Auch  dieser  hatte  zuerst 

kämpfen.  Die  Arbeiter  wollten 
t  werden.  Erst  als  die  Gesell- 
I  Reihe  von  CoUectoren  gewonnen 

vorwärts  *). 

eiten  Werkes  von  Henry  Rat- 
inkheits-  und  Mortalitätsstatistik 
n  wir,  wir  werden  sie  zusammen 
jd  Neison's  Krankheits-  und  Mor- 
n  folgenden  Kapitel  behandeln  *). 


>  OD   Assarance  AsBOciatiooB. 

iDtiar  Aasurance  Compuiy'.     Holborn 

jln  erwähnen  wir  das  Gesetz  23  Vict. 
e  führten  im  Jahre  1859  zur  Bildung 
«60  wurde  ein  kurzer  Akt  erlasBcn, 
vun  Hilfskasaen  durch  ihre  EinreihuDg 
ipB  trotz  aller  entgegenstehenden  Be- 
B  uDTerkQot  bleiben  sollten.  Streitig- 
iedensrichter.  Dieselben  Bestimmungen 
jlieder,  welche  der  Miliz  angehörten. 
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itatistiscben  Wei 

iqnete  von  1870- 

1875.  —  Gegeni 

Von  1870 


e  drei  statistischen 
I  Kapitels  erw&hntc 
ir  zunächst  ihren  1 
)i-  Gegenstand  der 
lung  des  Stoffes  is 
sten  beiden  Werkei 
n  zweiten  ist  eine 
chkeitKverhältDisse 
r  Verfasser,  wie  fi 
chrift  ,Secessions  i 
fahrte  die  Untersi 
iftlichen  Zweckes, 
lielt  es  ein  Zeuge  f 
n  Prämien  bei  dei 
n  würde.  Ratcliffe 
bei  Aufstellung  seil 
i  in  der  Einschaltu 
■SS  duiing  Periods 
Dichtigkeit  derselbe 


Bfttcliffe'BtweitesW 
alihr  and  Sickoeas  e: 
!d  &om  the  experieoce 
■der  of  Odd  Fellowa,  1 

itclifFe'B  drittes  Wf 
lti72.  NeiBon'a  'Wi 
knesa  arcording  to  tbe 
•Äeat  Order  of  Fore«tei 
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g)}  eiiDDern.  dasä  in  den  meisten  englischen  Hilfskassen  nath 
jie»isseD,  in  den  Statuten  bestimmten  Peiioden  der  Kranken- 
üddsati  abnimmt.  Mit  andern  Worten :  Je  hilfsbedürftiper  der 
jleosch.  um  so  schwacher  die  Hilfe.  Wir  sind  nur  zu  geneigt, 
toe  Sitte  zu  verdammen.  Unglücklicherweise  sind  die  ge- 
«ahnüchen  Hilfskassen  nicht  im  Stande,  Kranke,  wek'he  lan- 
ciere Zat  arbeitEunfähig  sind,  zu  untei-stutzen.  Viele  kleine 
Ktabs  obne  jene  statutarische  Beschränkung  sind  an  einem 
oder  z«ei  Fällen  chronischer  Krankheit  untergegangen.  Es 
llfie  Tohl  in  dem  Vermögen  der  itrheitenden  Klassen,  hin- 
idtheDde  Mittel  zur  Unterstützung  chronisch  Kranker  aufzu- 
briiif!«,  wenn  das  Risiko  über  eine  grössere  Fläche  vertheilt 
«tnle.  Auf  den  kleinen  Kassen  lasten  sie  zu  ungleich,  und 
uf  derjenigen,  welche  ein  Fall  chronischer  Krankheit  tiifft,  zu 
idiver')-  Nur  UnterstQtzungsvercine  mit  Zweigen  und  Agen- 
nren:  die  Orden,  die  Landesvereine  (ordinary  large  societies) 
aä  Tielleicht  die  Grafachaftsvereine  könnten  die  Aufgabe  be- 
«Utigeo.  Aber  bis  jetzt  hat  sich  selbst  der  Wanderausschues 
der  Odd  Fellows.  dem  es  doch  gewiss  nicht  an  Intelligenz  und 
Hub  fehlt,  nicht  dazu  entschliessen  können,  obwohl  RatclifTe 
dk  hier  vorgetragene  Ansicht  in  seinem  Buche  aussprach. 

Dis  dritte  und  letzte  Werk  Ratclitfe's  beschränkt  sich 
BOCli  mebr  als  das  zweite  auf  das  unumgänglich  Nothwendige. 
Die  Dntersuchung  der  Krankheits-  und  Sterblich  keitsverhält- 
■M  nach  Gewerben  ist  nun  bis  auf  diejenige  aber  die  Berg- 
kde  ebenfolls  ausgefallen. 

Xeiion*B  Schrift  steckt  sich  noch  bescheidenere  Ziele.  Er 
Urfert  nur  eine  nach  ländlichen ,  städtischen  und  gross- 
lUdtiKhen  Bezirken  geordnete  Krankheits-  und  Mortalitäts- 
rttÜAik.  Dafür  befriedigen  um  so  mehr  die  Mannigfaltigkeit 
dir ErgebDisüe  und  die  peinliche  Sorgfalt,  vermöge  deren  er 
iri  den  beschränkten  Gebiete  seiner  Untersuchung  zu  den  ge- 
mMen  Resultaten  gelangte.  FJue  Krankheits-  und  Mortali- 
flMatiitik  der  verschiedenen  Gewerbe  wurde  angestrebt,  aber 
k  Aibttracht  der  grossen  Kosten,  welche  sie  verursacht  haben 


')  Am  folgendeo  Angaben  NeUon'B  (S.  i<6)  erBieht  man,  dasB  die  y&llo 
cknoidier  Bnnkbaten  verbUtoiuni&ssig  Belteo  sind.  In  dem  nach  Hundert- 
twwten  dhlenden  Orden  Taren 
IT  Mitglieder,  velcbe  20u.  IftogeraU 20 Jahre Kranitengeld  erhalten  batun, 
17        .  -      1.5  bis  19  -  -  ■  - 

»        -  -      10  bis  U 


.,  Google 


Qrde,  wieder  aufeepeben. 
uog  in  den  Schicksalen  d( 
Wir  hebeD  nun  die  t 
ichung  hervor.  Vorher  s 
ISS  uns  der  Baum  nicht  gei 
ndem  dass  wir  die  Rrgc 
üssen.  Hierdurch  lässt  s 
}Q,  ein  Vortheil,  welcher 
ifwiegt.  Die  folgende  Tal 
^erhlichkeitszifferu  nach  de 
.chungen*): 


■)  Ratciiffe'8  zweite  Unlereiii 

i  1860),  1006273  Leben^ahre, 
'ocheo.  Ratcliffe'a  dritte  Uaters 
Jgistrar  geforderten  fllii(jfthrigen 
e  5  Jahre  1666-1Ö70,  1 32U 
raokheit.  i^upplemeDtar)'  li.  S. 
ischliuBe  an  die  btaatlich  vorge 
rankheils-  and  Mort&litAtestatisti 
i  1875  und  369  655  Mitglieder  i 
r  1  769  085  Wochen  beuhlt  woi 
r  die  Uebrigeu).  Neiaon  S.  8  i; 
Die  GrflDdlichkeit  der  Neisc 
taehmeo.  Er  untenchied  die  t 
71  in  den  Courts  Torhandeo  uar 
lerstfltMnwberecliltRt  (free)  woj 
liUtSTerh&ltniase  derselben  getn 
iUdauer  der  eustreteaden  nad 
'eobarte  sieb  die  interessante  Tbi 
it  der  neueialreiecden  Mitgliedi 
lige  der  alten,  was  Nelson  der 
hen  l'nterBuchuDg  zuscbreibt  N 
a«r  der  Gestorbenen  und  der  L 
ement,  welches  Neison  eiDniht 
iBtatt  denselben  zn  defioiren,  gt 
igt,  daas  im  Alter  von  18  Jat 
71  vorhanden  waren  42  Mitglie 
l«r  von  18  Jahren  iu  den  5  Jal 
ter  von  19  Jahren  waren  hiervi 
3  am  1.  Januar  1871  Neauiehi^ 
m  Jabrftlcfl  nfr^'"  Gewordenen  i 
tragen  also  im  +  22  +-  5384 
ilfte  der  Freigewordenen  und  di 

'?*+-'»") -2890,0.   55»- 
!  ,yewe  at  riak'  an. 

*)  Ratcliffe  1862,  S.  26;  R 
d  88.  —  Farr  reröifentlichte  S 
iport  und  seinem  1864  erachient 
Ol  Englands.  Finlaison  scblosi 
chnng  aus.  während  sie  in  den  I 
d  Neison's  mit  enthalten  sind. 
!  Manchester  Unity  und  Forecii 
ne  richtige  Basis  der  Vergleich 
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>^  Für  NoiwiD  'FinkUon 
tflrfn2-  Bep.    (IHUk-   I  (Hilf^ 

l  gm  '  kan«n  !  kauen 
_|^SBclud)  18S6— 40)  1846-50) 


(Mnich.  I  (Manch,  j  (Manch.  ,,i.„_^t„ 
Unity        Unity    '     Unity    'V«°-^*?^ 

1846— 46)11856 -60):  186&-70)  '°*^—'°' 


0  i   lisil»  I    l,4S«J 
0   I  3,as36      2^'H 


1,03 
1,50 
2,«! 


0,3434  0,6034  0,729 

0,7907  0,7987  I  0^7 

1,1011  1,1266  .  1,208 

1,6707  1,7079  '  1,865 

3,2681  3,1902  '  3,386 


Ffir   die  l&nAliehen  Distrikte  wiesen  die  Untersuchungen 
Igendfl  Sterbesiffem  auf'): 


Ate 

Kaion 

Fmluioi) 

Ratcliffe 

HeUon 

I 

" 

111 

(1871-75) 

» 

'     0,73» 

0.66 

0,673fi 

o,a7.'>2 

0,5537 

0,634 

m 

0,711 

0.72 

0,7409 

0,7522 

0,728 

« 

,    0;797 

035 

0,8831 

0,8978 

1,0.'.07 

0,982 

» 

1.800 

1,29 

1,4390 

1.608 

flO 

II    2.180 

2,27 

3.2846 

2,3713 

2.«403 

2.045 

Für  die  st&dtiechen  folgende  Ver^leichun^  *) 


Ate 

Saton 

F"]!!!««»! 

Ratcliffe 

Neieon 

(1836-40 

1 

" 

0.6400 

(I»71— 75) 

» 

fi^m 

0,93 

0,7816 

0,7994 

0,722 

M 

<    0,740 

0,78 

0,7294 

« 

olseo 

iloe 

1,0273 

1,0T36 

1.1094 

1,138 

» 

1,627 

1,71 

1,6023 

1.6527 

tt 

^.S 

2.84 

3,8488 

3,1238 

3,1192 

3,270 

Wia.  Doch  auch  Uer  bedcatende  Untenchiede.  I'ie  SUrke  der  Distrikte 
H  Mkr  widüedni.  Ffli  ied«  1000  l^bec^ahre  ,at  risk'  folgende  Tw 
Mh«  (Smn,  8.  50): 

DiitricM  Odd  FellowB  Foreaten 

1866-1870  1871-187.') 

Run) 222  324 

Town 518  291 

atj 285  385. 

■)  Baldifc  1663,  S.  ZI;  BatcUffe  1»I2,  S.  14  nnd  n-,  NeiaoD,  S.  64 
iO. 

■}  BaldUfc  1862,  S.  27;  lUtdiffe  1?472,  S.  16;  Neiaon,  S.  66. 
2.'>* 
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Die  SteAliehkeitsziffer  der  Bergleute  war  nach  den  versehie- 
deaen  Untersuchungen  >) : 


Ratdiffe 

Ratcliffe 

Katdiffe 

In  den 

drei 

DigtrikteD 

Altar 

(18t«l-70) 

=,..=. 

,..=.,. 

- 

-^ :      __ 

_i      ^- 

9D 

t  t^tn-: 

1.0306 

0,92 

0,89-55 

0,H456 

0,6234 

» 

0,^*727 

0,79H7 

40 

0JU7 

0.88 

1,2514 

l,14i)Ü 

SO 

1.9*90 

1,81 

1.71C0 

1     1,7079 

» 

,V«09 

4.93 

6,7293 

3.2535 

'    S,1902 

Tttil  ]  9,^353        9.2864 


12,0993   I    7,6t<54 


Dil  Krinkeitsdauer  fler  Bergleute  betrug  in  verschiedenen 
ihenpetioden  nach  den  Untersuchungen  RatclilTe's  (Wochen)  *) : 


Ratcliffe 
11IH6— *Ö) 


Katdiffe  Ratcliffe       i    In  den  drri 

(1656-601         {Ifff«— 70)     '      DiBtrikten 


KMO  I  11.221ä  I  11.8206  <        11.1441  7.7376 

30-40  15.6215  ,  15,7623  14,6»41  9,9ö»0 

I0-»  ;  2AJi730  24,7221  21,9157  14,8029 

»-60  "  43,2S10  I  45,0573  .■J.\*«40  !       27,l(tt7 

«1-70  I  103,005B  I  88,3995  I        8;t.00ii.->  |       62.4755 


»-» 


198,7031 


166.433;!  122.1.577 


Wir  wenden  uns  nun  zu  den  interessanten  Kapiteln,  welche 
taiiRtritt  aus  den  beiden  Orden  behandeln.  In  dem  JahifUnft 
US6-60  gab  es  18  778  Sezedenten  (R.  18t>2;  S-  9i),  von 
»»-70  sogar  29392  (B.  1872;  S.  120)  oder  2,918  \.  Aus 
!■  Orden  der  Foreeters  traten  von  1871  -75  57  9(37  aus,  es 
Irteo  15  815.  Der  Gesammtveilust  betrug  also  73  782  auf 
iE  Zahl  von  369ti55  Mitgliedern  (Neisoii,  S.  26). 

0m  das  Verhftitniss  der  Gestorbenen  zu  den  Ausgetretenen 
■Rhuüich  zu  machen,  berechnete  Ratcliffe  cninbinirte  Sterb- 
chktit»-  und  Secessionstabellen,  welchem  Beispiele  Neison  ge- 
llt HL  Wir  entnehmen  denselben  die  Zahlen  in  fQnQilhrigen 
■iidienrftumen,  und  geben  ausserdem  die  ZifTern  für  das  Alter 
ii  «0  sich  die  Zahlen  der  Gestorbenen  und  Ausgetretenen  am 
tüten  nahem,  oder  gleichsam  kreuzen,  sowie  diejenigen  des 
Itaiqahres,  in  welchem  die  Sezessionen  aufhören  ^) : 

Nvba  in  lieten.  Die  Sterlilicbkeitaziffer  der  Clerks  imd  Schoolmasteie 
MO)  iit  ran  12,91  auf  8,?7  heninteifegangen.  Auch  die  sUkdtiectaen 
ipUhwr  nnd  dir  Anitreicher  weisen  güastidere  VeThlillni«ge  auf. 

')  RatdiA  1802,  &  52;  Katcliffe  IS12,  ^>.  108. 

■)  BatdiOB  1878,  B.  Ul. 

*)  BMdiffe  1862,  S.  95;  RatcUffe  1872.  S.  121.  122:  Keieon,  S.  -7,  88. 
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V.  1.  3fll 

Rxtdiffe  bat  ein  ausserordentlich  ßefiihrliclies  Element  in 
,|je  PriUnienbereohnung  eingeführt,  dessen  SchftdlichkeitNeison') 
nM  lu  wftrdigen  versteht ,  ohne  jedoch  nach  hester  Erkennt- 
Di!«  tu  bandeln.  Denn  er  nimmt  es  ebenfalls  in  seine  Be- 
retfanDD^en  auf. 

Zorn  Schlüsse  wird  nns  noch  eine  Verpleichunp  der  Krank- 
heiisdioer  der  beiden  Orden  in  verschiedenen  Peiioden  be- 
«cliiiftiinD.    Sie  betrug  in  ^Vochen  ') : 


0,03  Ofi-'i 
\}.0»  o,u 
D.17        0,29 

o,4y 


2,24 
4,0« 
7,0« 
14,80 
'  25,47 
I  41,74 


■  Denjenigen  Theil  der  Werke  Ratclitfe's  und  Neison's,  welcher 
Ar  die  Hilfskassen  ain  wichtigsten  war,  die  auf  diesen  Unter- 
nelrnngen  baairenden  Prämientnbellen,  übergehen  wir.  Wir 
iwnerken  nur,  dass  Neison  von  der  vorsichtigen  Praxis  Batcliffe's 
ibwich,  als  er  Prftmient&bellen  mit  Zugi-undelegung  eines 
Siajjaaea  von  3  7o*  ^^t  "o  ^"^^  ^  %  berechnete.  RatcliR'e 
Htm  keinen  höheren  Zinsfuss  als  3  "-^  an.  Von  den  vielleicht 
pAArlichfD  Folgen  dieses  Schrittes  werden  wir  noch  zu  be- 
richten haben. 


In  den 

ers 

.Mim- 

6M01U1U 

pRioto 

M."ir 

1 

uw-:oi 

18T1 

si-a 

3.41  1 

1  a 

M  30 

s.y; 

a 

:»-SS 

3.S6 

4 

3S-W 

4,2s 

4, 

1ä-ti 

4^1 

& 

«-» 

->,72 

'!i 

»-« 

7.11 

7, 

SS-SO 

9.12 

a. 

M-S 

12,0^ 

iii 

«-I0 

16,12  ■ 

15, 

ID-7ä 

19.46 

18, 

7»-» 

20,52  ! 

2j 

Nachdem  wir  hiermit  die  Besprechung'  der  letzten  stati- 
AiHbeD  Erscheinungen  erledigt  haben,  verfolgen  wir  die  Thä- 
tigbeit  der  Köo^lichen  Kommission.  Die  Zeupenvemebmang 
bqpDO  un  29.  und  30.  November  1870  in  London.  Im  fol- 
geodCD  Jahre  fanden  bis  zum  6.  Juli  1871  an  S  Tagen  Zeugen- 
Temehmungen  statt.    Nachdem  die  inzwischen  ernannten  Hilis- 

■I  SotooB  falut  treffend  lai,  dass  li  die  Zahlen  zu  schwankend  sind 
msieicbe  die  Tabelle),  2)  gerade  die  EintUhning  des  Elementes  in  die 
Mmieabwaehmog  ein  .tnfhOren  der  SecesBion  verureiichen  möchte  und 
dadmd  IMUte  entstehen  könnten  etc.,  S.  IK. 

'I  SriiOD,  S.  107. 
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missare  die  Voi-arbeite 
20.  und  21.  Septembe 
28.  September  ia  Gla^ g( 
sn  wir  die  Kommission 
I  am  folgenden  Tage  th 
nd  3.  Oktober,  in  Corl 
12.  und  13.  desselben  I 
-30.  Oktober  hält  sie  5 
;lieder  dieser  Enqußte 
Stafford  Novthcote  und 
aten  März,  April,  Mai 
sitze  von  Sir  Mii^hael  H 
[gefunden  (welche  aussi 
idmet  waren '),  wahrem 
lehinlicli  mit  den  Hilfski 
i  finden  weitere  ZeutrE 
don  statt.  An  fünf  T 
il  1873  setzt  die  Komi 
t  fort »). 

Nicht  lange  nachher  b< 
Biten.  Ihre  Berichte  w 
Assistant  Commissionen 
;elegt*).  In  denselben 
Luft.  Aus  den  Zeupena 
imissarien  stellte  Herr 
imission,  in  meisterhaft 
mmen '').     Obgleich   de 


■)  Die  AueeageD  in  ,SecoD 
quire  into  Friendly  aod  Bei 
.    Vol.  XXV. 

*)  Die  Aussagen  in  .First 

Vol.  XXV.    Ein  Bericht 

Saugenospenschaften  in  dem 

')  Die  Aussagen  in  ,Tbi 
Ion  1873. 

')  Vol.  XXIII.  Part.  II.  Ia7 
:bt  voll  endet  hatte.  Ijcboti 
chtesten  wegKekommen.  Ein 
ey  und  Lynch  Daniell. 

")  Fourth  Report  of  the  * 
idly  and  Beoefit  Building  S( 
estebt  aus  zwei  Banden.  I 
ler  Stellung  des  Regisirarg, 
nden  1  lilfskosBeuBeeetze,  Ter« 
die  s&mmtlicheD  Klassen  von 
mgesetzes  genossen,  deren  e 
1  aber  Krankheit,  Mortalität. 
:ben  Armengesetz  und  Hilf 
len,  in  welchen  die  Stoatshi 
1  bOnote  und  zählt  in  einem 
'  die  Reform  vorschlage  auf. 
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ngcn  nod  Berichte  enthält,  ist  eine  kurze  Inhaltsangabe  der 
llepoits  der  Assistant,  Conimissioners  iiiclit  QbeitlQssi^.  Denu 
du  geoßraphiscbe  Bild  vermittelt  eine  tiefei-e  Kenntniss  der 
britisehen  Hilfskasse.  Doch  beschränken  wir  uns  auch  »uf 
^  Darstelluncf  der  örtlii^bcn  Veibreitunjr  der  verschiedenen 
FoniBD  dieser  Vereine  und  lehnen  uns  bei  der  Besprechung  aller 
ndern  Punkte  meistens  an  den  vierten  Bericht  an,  selbst  wenn 
d«r  Beport  des  Hilfskommissars  die  erste  Quelle  sein  sollte.  — 

Dass  das  Schicksal  der  Individuen  von  ihren  seelischen  und 
Urperlichen  Anlafien  sowie  von  den  umgebenden  VeihilltDisseu 
abhlogt,  davon  sind  wir  fest  Ubei-zeufit.  Aber  wir  vergessen 
Mtht,  diüs  der  Werdegang  menschlicher  Institutionen  ebenfalls 
du  ErKebniss  aus  vurhandencn  Zuständen  und  den  Anlagen 
4fr lodividueu  ist,  welche  jene  Veranstaltungen  auszuwirken 
btttimmt  sind.  Die  verschiedenartige  Entwicklung  des  Hilfs- 
kuNDvesens  in  Irland,  Wales,  Schottland  und  England  ruft 
Hl  den  Zusammenhang  von  Land  und  Institution  in's  (ie- 
dlthtniss  zurück.    Beginnen  wir  mit  IrlandM. 

Die  starken  und  die  schwachen  Seiten  des  iiischen  Volks- 
chinkterB  sind  bekannt  Eine  grössere  Entwicklung  der  sym- 
patbisdteD  Instinkte  als  im  angelsüchsischen  Chai-akter,  gross- 
nttlwe  Aufwallungen  ohne  die  Zucht  der  Selbstbeheri-schung, 
flH  freudige  Unterordnung  unter  eine  geliebte  Autorität:  diese 
Zige  stellen  neben  geringerer  Selbstständigkeit  und  Selbstthati^- 
ML  Die  kraftvolle,  harte,  eigensOditige  Selbstlienlichkeit  der 
fennuisclien  Individualität  ist  ilem  Kelten  fremd.  Die  Ver- 
ichiedeDheit  der  intellektuellen  Anlage  kommt  fur  uns  weniger 
in  Betracht;  uns  beschlftigt  hauptsachlich  der  moralische 
UoHch,  die  Richtung,  die  Stärke,  der  Charakter  seines  Trieb- 
kbem.  Unter  den  umgebenden  Verhilltnissen  heben  wir  die 
Nullt  der  katholischen  Kirche  und  die  Feindschaft  z\vi.-^chen 
den  baheren  und  niederen  Klassen  Irlands  hervor. 

Auf  dem  weniger  entwickelten  Aufsichsclbststehen  beruht 
um  Theil  die  geringe  Anzahl  von  Institutinnen  der  sozialen 
SelbsÜrille.  Dazu  kommt  ein  Zweites,  Po  lange  die  Menschen 
bnrit  dod,  einander  zu  helfen,  so  lange  die  Religion  in  der  Sorge 
ftr  den  Armen  eine  ernste  Pflicht  erblickt,  ist  der  Kampf  des 
Bveliien  um  das  Dasein  weniger  hart,  braucht  er  sich  nicht 
nnSdiutz  und  Trutz  mit  Andei-n  zu  verbünden.  Wir  erwähn- 
tn  frfilier,  dass  die  Hilfskasse  im  18.  Jahrhundert  fast  als  eine 


MkiMllg  erulitet.  Hanuf  folgt  die  Darlegung  abueiclieniler  .\näiclitei) 
KÜH  (bifer  EommiiMrien.  Der  wichtigste  TLuil  des  .^nhangeE  bestellt 
■)  (»r  knnmi  Oeichicfale  drr  Gesetxsetiung  über  die  Institulioneii  der 
M^ün  Sdlwthilfe.  Der  zweite  Danu  {Van.  11.  Ftirtber  Ajijieiidix  aod 
"Mnl  Index)  wird  tmn  weium  i.Töuten  'Ilitile  bug  den  Siututen  der  t>e- 
Kn,  in  enten  Huide  be^prachencn  llilfshassen  gebildet.   Dieselben 

n  fon  Ljuch  DsDiell  autjiewiUiU  und  lierausge^'eben. 

'I  Kcpott  b}'  E.  LjDch  Diiniell  E$q.  oo  Frieudlv  Socidies  in  Ireland. 
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fremde  Institution  nach  Irland  ßebracht  worden  sei,  während 
in  England  nachweislich  die  Hilfskassen  im  vorigeD  Jahrban- 
derl  a)lß;emein  verbreitet  waren  ')■  Wir  wiederholen  die  früher 
erhobene  Frage .  ob  die  Gilden  in  Irland  Iftnger  geblOht 
haben.  In  England  bilden  die  unregistrirten  HilfekasBen  nadi 
Ludlow's  Ausspruch  ,eine  Welt  für  sich'.  Der  irische  Registnr 
behauptete,  dass  in  Irland  keine  fünfzig  unregistrirte  Verane 
vorhanden  wären  und  Lynch  Daniell  konnte  nicht  einen  ein- 
zigen entdecken '). 

Aus  der  grösseren  natürlichen  GutmQthigkeit  des  VoUo- 
charakters  und  dem  Einflüsse  der  katholischen  Kirche  erkllrt 
sich  zweitens  die  Stellung,  welche  in  Irland  die  Armen  ein- 
nehmen. Die  Anschauung,  dass  sie  besondere  Lieblinge  Gotto 
seien,  verräth  der  Sprachgebrauch,  der  sie  gerne  ,God's  Poof* 
nennt  Daher  spricht  der  Kommissar  von  „dem  alten  einfacbeo 
und  vertrauenden  Charakter  des  Volkes,  seinem  Glauben  u 
die  Gute  Gottes  und  seiner  Ueberzeugung,  dass  von  Allem, 
was  Gunst  in  seinen  Augen  Sode,  das  Grösste  christliche  Liebe 
und  Güte  gegen  einander  sei".  Da  sich  zu  edlen  Motiven  leidtt 
ein  selbstsüchtiges  gesellt,  wird  man  die  Behauptung  Lynch 
Daniell's  nicht  unglaublich  finden,  die  Iren  seien  Oberzengt, 
dass  ihre  Wohlthaten  in  dem  Kontokorrent  mit  der  Voraehnng 
wohl  aufgezeichnet  würden*). 

Daraus  erklärt  sich  leicht,  dass  die  Mitglieder  der  iriselHB 
Hilfskassen  den  finanziellen  Charakter  der  Versicherung  nicht 
vei-stehen  wollen  *).  In  der  Einleitung  erwfl,hnteii  wir  die  Stt- 
tuten  zweier  irischen  Kassen,  in  denen  ein  moralisches  Element 
zum  Ausdruck  gelangte.  Wir  hätten  die  Beispiele  nm  Tide 
vermehren  können.  Die  Sitte,  eine  Hilfskasse  als  eine  sittüdie 
Gemeinschaft  aufzufassen,  prägt  sich  auch  noch  auf  andere  WöM 
aus.  In  den  Statuten  mancher  Vereine  sind  Paragraphen  enthil- 
ten,  welche  das  Fluchen,  Zotenreissen,  Verlassen  der  Ehefnu  mit 


')  In  dem  Üerichte  des  Chief  Registrar  of  Friendly  SocietiM  fbr  Kt% 
(erschieneii  1880)  werden  nicht  weaiger  als  57  Hilakassen  u^nlU^ 
welche  in  jenem  Jahre  einen  Bericht  einsandten  und  deren  jOiuata  im 
dem  Jahre  1778  Btammte  (S.  11  und  12).  m  es  nicht  wahruheinl^  im 
sich  nnter  den  nicht  registrirten  noch  einige  finden?  Ladlow  wärt  in  im 
frUier  erwähnten  Artikel  ,Gild  and  Fiiendi;  Sode^'  darauf  bin.  dua  mm 
nach  dem  hentigen  VerbUtniss  der  wenigen  gedeihenden  ta  de 
absterbenden  Vereinen   auf  die  Zahl  der  im  Torigen  nnd  17. 

Segrllndeten  schliesaen  könne.  —  Rose  sagte,  als  er  um   EilanbniH  blli 
ie  Vorlage  einbringen  zu  dürfen:  „Tbrou^out  the  whole  coantr;  tf  &f 
Isnd  ibere  existed  a  great  nnmber  of  aocietieB,  csUed  Friendlj  SodadMi 
for  the  mutual  relief  of  their  Bick  and  indigent  poor."     Public  Ailiullw. 
Tuesday,  April  2S'3-  1793. 
*)  S.  2  Note. 
»)  S.  5. 
*>  Ibidem. 
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eint  auch  eine  crössere  Eintracht 
1  herrschen,  als  in  England  *).  Die 
)<t  absolut  gering  ^) ,  wenn  sie  ja 
leinen  Vereine  schwer  in's  Gewicht 
erwähnten  wir  die  traurigen  Folgen, 
Förderung  der  arbeitenden  Klassen 
und  gebildeteren  Stände  auf  die 
gehabt  hat.  Diesen  Punkt  mQsseD 
ahren.  Die  englische  Aristokratie 
eit  haben  die  Friendly  Society  der 
reformirt  oder  gegründet.  Der  pa- 
striktsverein,  der  Grafschaftsvereio 
'e  Entstehung.  In  Irland  existirten 
istriktsvereine ,  keine  Gra&chafts- 
heron-Estcourt,  kein  Samuel  Best, 
lie  Männer  heissen  mögen,  welche 
i  ihres  Wirkens  hinterlassen  haben. 

wie  der  Decbant  Woodhouse  dem 
it  760  £  schenkte,  einem  irischen 
zukommen  lassen.    Es  wurde  auch 

die  katholischen  Geistlichen  nur 
Täbnisskassen  gehabt  hätten.  Wir 
dass  ein  Canonicus  unbewusst  mit 
I  Schwindeleien  seines  SchQtzlinges 

lach,  dass  der  irische  ländliche  Tage- 
emehmungsgeist  und  Förderung  aei- 
okratie  keine  Hilfskaasen  gegiündet 
ich  so  gering,  dass  er  beim  besten 
listen  konnte.  Die  kleinen,  besser 
!en  es  Yor,  ihr  Geld  unter  Schloss 
lard),  um  einen  Nothpfennig  zu  be- 
i  und  Hof  verjagt  werden  sollten, 
Zwecke  der  Auswanderung  anzu- 


i^isclier  Kusen  ist  dies  aelUn.  Verfasser 
er  erwÜiDte  .Grinden  Societ;^  su  Sheffield 
n  loli^tes:  Every  member  of  this  sodety 
ple  u  precept  to  suppress  nee  uid  pro- 
id  practice  of  the  religioo  of  Jesus  Christ, 
Ines*  of  litis  society  to  the  hoDour  of  the 
13. 


w»r  von  einem  Geistlichen  gegründet 
dergymen  in  Irelaod  of  any  perst 
inageneDt  of  any  Friendly  Society". 
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Die  HilfskasseD  waren  daher  auf  die  Städte  und  zwar  auf 
die  gi-oasen  Städte  beschränkt.  In  den  mittleren  fristeten  ne 
ein  armseÜFies  Dasein.  Sie  krankten  hier  an  den  Nachwir- 
kungen der  Hungersnoth ')'  P-^  wurde  brechnet,  dass  bis  zum 
Jahre  1870  1500  Vereine  eingeschrieben  worden  seien;  davon 
existirten  nur  noch  500.  Einen  grossen  Theil  derselben  hatte 
die  Hungersnoth  vernichtet^).  In  den  grossen  Städten  finden 
sie  sich  vornehmlich  unter  der  gewerblichen  BeTölkening *). 
In  Dublin  hatte  der  Mangel  an  aller  Theilnahme  der  höheren 
Klassen  die  Vereine  auf  dem  niedrigsten  Standpunkte  zurück- 
gehalten. Sie  waren  durchgängig  theilende  Gesellschaiten, 
welche  hohe  Prämien  erhoben,  um  vor  Weihnachten  eine  klein« 
Summe  vertheilen  zu  können*).  Mit  den  meisten  waren,  wie 
in  Schottland,  Darlehnskai'sen  verbunden ").  Der  Hilfskomrais- 
sar  spricht  nachdvucksvoll  seine  Ueberzeugung  aus,  dass  sie 
unter  den  bestehenden  Verhältnissen  die  besten  und  ehrlichsteo 
wären,  und  vor  schlecht  verwalteten,  einen  Reservefonds  ansam- 
melnden Hilfrikassen,  welche  in  der  Regel  bankerott  machten, 
ihre  grossen  Vorzüge  hätten  ^).  Sie  versprächen  nicht  mehr, 
als  sie  halten  könnten.    Der  Ueberschuss  wQrde  gut  verwandt'). 

Neben  diesen  Kassen ,  welche  eigenthomlicherweiee  in  Ir- 
land .Tontinen'  genannt  werden ,  bestanden  lokale  und  grone 
Begräbniskassen  in  den  bedeutenderen  Städten.  Einige  englische 
Begräbnisskassen  hatten  hiev  Zweige  eingerichtet,  z.  B.  der 
Bnyal  Liver,  deren  Mitglieder  unter  all  den  frUher  geschil- 
derten Missstanden  litten'')-  Die  Forestersund  die  Manchester 
Unit}'  hatten  sich  ebenfalls  ausgebreitet,  die  ei'Steren  haupt- 
sächlich in  Dublin,  die  letzteren  in  Belfast.  Sie  bestanden 
neben  einander  in  Cork.  Es  ist  wieder  ein  Zeugniss  von  dem. 
aller  iiihigen  Berechnung  abgeneigten  Charakter  der  irischei^ 
Bevölkerung,  dass  der  Orden  der  Foresters  in  Dublin  so  b&>. 
liebt  war,  weil  er  sich  an  den  politischen  Demonstrationen  b». 
theiligte^).  Die  Mitglieder  der  absterbenden  HiUskassen  in 
den  Mittelstädten  fielen  zum  Theil  den  Orden,  zum  Theil  den 
grossen  Begritbnisskassen  zu'°).  Bemerkenswertit  ist  es,  dug 
die  Gewerkvereine  in  Belfast  die  gewöhnliche  Hilfskasse  ver- 

')  S.  8. 

s)S.  8. 

*(  8.  4. 

')  3.  5  imd  6.  I 

")  S.  9.  J 


")  S.  11  %. 

*)  S.  4.  Lynch  Dsniell  bemerkt,  dasB  die  katholiache  GditlkUiit 
die  Entwicklung  der  Ililfdkaaaen  xwar  nicht  gefördert,  aber  auch  nicht  w- 
bindert  hfttte.  Nadi  mQndlicben  Mittheilungen  stände  in  neuerer  Ziit  fa 
kathoÜBche  Klerus  Dublin'a  den  Porestera  teiodlich  gegenaber. 
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ilrftngt  hatten ').  Ausserdem  existirten  io  Irland  wie  früher 
erwähnt,  Rentenkassen  filr  die  Wittwen  und  Waisen  der  libe- 
ralen Berufe,  haupt'iächlich  der  nicht  staatskirchlirhen  Geibt- 
licbkeit«).  — 

Noch  vteniper  befriediprend  war  die  La^e  der  wallisischen 
Kassen.   In  diesem  Berplande  und  den  Grenzpnifschaften  Here- 
fordsbire  und  MonmouthRhire  waren  vielleicht  nur  2  zahlun^s- 
^hi(!e  Hilfekassen  vorhnnden.     An  der  Verwaltung  der  ersten 
der  .Herefordshire  Friendly  Society'  betheiligten  sich  die  Ehren- 
niitjtlieder.     Die  andere  war  eipenthümlicherweise  ein  Frauen- 
verein, die  hier  dem  mUnnliclien  Geschlecbte  an  Einsicht  in 
das    Versicherungswesen   bei    weitem   ülierlegen   waren.     Die 
.Ladies  Benefit  Society'  zu  Mold  in  Denhishshire  —  sie  hatte 
60  Ehrenmite:lieder  unter  di'r  Damenwelt  der  Umgegend   — 
hatte  nicht  nur  eine  graduirte  PrAmientabelle ,    sondern  lietis 
die  5  Jahre  von   einem   Aktuar   eine  Bilanz   machen  >).     In 
lUen  andern  Kassen  hei-rschten  trnurige  ZustAnde.  welche  aus 
ivei  Ursachen  entsprangen.     Wie   flbei-all    war    auch    hier  die 
Intelligenz  der  kleinen  Leute  nicht  hinreichend,  um  das  Ver- 
nrhenuigsgeschaft  zu  betreiben;  sie  mussten  sich  nach  fremder 
HiUe  ansehen.    Die  wurde  ihnen  im  reichsten  Maasse  zu  Theil. 
AW  die  Geistlichen  und  die  Gentlemen  verstanden  selbst  vom 
Venicheningswesen  nichts,   und  ihre  Hilfe  schlug  daher  zum 
Ynderben  der  armen  Leute  aus*).    Dam  kam.  dass  das  kleine 
Beigicdk  bartnackig  an  seiner  Nationalitat  festhalteh   wollte, 
r       ilu  Eindringen    der    englischen   S])racbe  fernzuhalten   suchte, 
£       aber  dimit  auch  der  Litleratur  eines  bölier  gebildeten  Volkes 
K       den  ^ngang  versperrte ").    In  der  wallisischen  Sprache  existirte 
i      Vvaa  eine  Schrift  über  das  Vei-sicherungswesen.    Die  Vorliebe 
•^      für  heimisches  Wesen    hatte   zur  Gründung   von   wallisischen 
A      OrdeD  Ereftlhrt,  welche  die  höher  entwickelten  englischen  zwar 
i     nidit  an  Eintritte,   aber  an    der  Ausbreitung   verhiudei-ten. 
.  {     Dk  wichtigsten  waren   ,The  Order  of  the  triie  Ivorites-  (Ivor 
ip  LlETdlyn  ist  der  Name  eines  wallisisclien  Häuptlings),  ,The 

')  S.  11. 

*  Nirh  dem  Berichte  des  irischeo  Registrar  Air  das  Jahr  1872  {ei- 
ichintD  läTSi  «aren  eä  im  Ganien  12  mii  Mt2  Itlitgliedeni.  Der  Itraerre- 
TmÜ  dcnelbea  betrug  Iih3-I2  £.  Im  Bezüge  einer  Altererente  bufaDdeo 
äA  <''i  Fenonen,  im  GaiueD  bezogen  sie  11  1Ü4  i. .  -  Nach  dem  Heport 
fir  1^11(1872)  beuuen  die  72  94»  Mil^lieder  B&Tnmtlicher  Übrigen  Berichte 
<>BHedndeD  HilttkaMeo  nur  —  24  37ä  £  Vermögen.  Ihre  EinnahineD 
kum  die  Höhe  von  62  2(H  ^  erreicht.  Für  Krankengeld  hatten  sie 
Ö«  *,  tHr  BegiibDissgeld  10526  4,  fllr  Terwalliing  9555  d;  ausgegeben 
ud  148»  i;  Tor  Weihnachten  vertheilt. 

'i  Report  bj-  E.  Lynch  Daniel)  Esq.  on  Kriendly  Societies  in  Wnles, 
^tuoDth  and  Henfordihire.    S.  11. 

'jS.  1. 

'l  S.  2  und  3.  —  In  einem  der  letzten  Berichte  aber  die  scboitiBche 
TfllbiUiiniig  macht  der  Hegiatrar  auf  die  Nachtheile  iiufmerkBam ,  welche 
<U|  ^e  Fertbalten  an  beimiicber  Sprache  fo  die  Hochschotten  hat. 
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Indepeadent  and  Loyal  Order  of  Alfreds',  ,Tlie  Mertbyr  Unity 
Fhilantbropic  InstitülioD'  und  die  ,Ancieat  Britons,  Merthjr 
and  Dowlaia  Unity' ').  Die  Manchester  Unity  hatte  am  1.  Ja- 
nuar 1871  31205,  die  Foresters  18  760,  die  Shepherds  192 
Mitglieder.  Lynch  Daniell  macht  daranf  aufmerksam,  dass  du 
Fürstenthuni  eine  viel  grössere  Anzahl  von  Logen  und  Courts 
als  Irland  au&nweisen  hatte,  obwohl  seine  BevOlkerungsiahl 
weit  geringer  als  die  irische  war ").  Den  trostlosesten  Anbbck  bot 
die  lokale  gewöhnliche  Hilfskasse,  welche  von  Alt  und  Jung  die- 
selbe Prämie  erhob  und  ihren  Verpflichtungen  nicht  nach- 
komnieii  konnte.  Viele  Kassen,  die  eine  Zeit  lang  blQhten, 
waren  untergegangen.  L.  Daniell  bedauerte  es,  'dass  die  ehr- 
lichen theilenden  Gesellschaften  sie  nicht  verdrängt  hätten  *). 
Der  Royal  Liver  hatte  natürlich  ebenfalls  den  Weg  in  die 
Thäler  von  Wales  gefunden.  Die  Zahl  der  Mitglieder  betrag 
in  52  Ortschaften  37  000.  Ihm  gab  an  Nichtswardigkoit  der 
einheimische  ,Swansea  Koyal'  nichts  nach*).  Lokale  fie- 
gräbnisskassen  waren  selten ''').  Mit  den  Gruben  und  dm 
industnellen  Anstalten  waren  Krankenkassen,  häufig  ZwangB- 
kassen  verbunden.  Die  Untemehmer  zogen  den  Arbeitm 
die  Prämien  vom  Lohne  ab  und  zahlten  die  Unterstiitznug 
aus.  Die  Verwaltung  Qberliessen  sie  in  den  meisten  FUltn 
den  Arbeitei-n.  Ein  Zuschuss  wurde  nur  iu  AusnahmefiUla 
geleistet.  Ein  Besitzer  von  Schieferbrfli?hen .  Namens  JÖ- 
shetoD-Smith,  beschämte  alle  andern  Unternehmer.  Er  hatte  (sn 
Krankenhaus  gebaut,  und  beglich  die  Defizite,  welche  sich 
jährlich  in  den  Hilfskassen  seiner  Arbeiter  einstellten.  Von 
18Ö1--1872  betrugen  seine  Zuschüsse  2599  jß"«).  Für  Wal« 
ist  es  ebenso  charakteristisch  wie  für  Irland,  dass  keine  Dorf-, 
Distrikts-  und  Grafschaftsv  ereine  existirten').  Aus  dem  grösserai 
Beichthume,  der  grösseren  Bevölkerungszahl  von  SQd-Walei 
erklärt  es  sich  leicht,  dass  dieser  Theil  der  Hauptsitz  ia 
Hilfskassen  war.  In  Glamorganshire  lag  der  Mittelpunkt  der 
wallisischen  Orden;  Swansea,  wo  die  grosse  einheimische  Be- 
gräbnisskasse ihr  Centralbureau  hatte,  gehört  zu  dieser  Graf- 
schaft. SQd- Wales  besitzt  bedeutende  Eisen-,  Kohlen-,  Sie- 
und  Kupfergi-uben ").  Eine  Bergwerkskasse  mit  Zweigen  eiis- 
tirte  damals  noch  nicht.  — 

Die  wichtigsten  Einflüsse,  welche  das  Gedeihen  der  Hilb^ 
kassen  in  Schottland  und  den  4  nördlichen  Grafschaften  Eng- 


')  s.  6. 

")  S.  5. 

^)  S.  2. 

']  H.  18  UDd  U, 

"}  S.  13. 

*}  S.  13  und  26. 

■)  S.  5. 

»)  S.  5  UDd  12. 
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zog  sich  wie  in  England  ein  langsamer  Umscbwung.  Uit 
einigen  Logen  hatte  man  Hilfskassen  verbunden,  welche  jedoch 
nur  Logenmitglieder  aufnahmen')-  In  dem  Orden  der  .Free 
l'nrdenei'S'  war  das  maurensche  Element  noch  sehr  stark.  Die 
M.  U.  und  die  Foresters  hatten  eine  ziemliche  Verbreitung  in 
Schottland  erlangt.  Die  lokalen Begfäbuisskassen  waren  zahlreich. 

Die  gi'ossen  Begräbnisskassen  wareu  in  den  indostriellen 
Bezirken  zu  einer  bedeutenden  Entwicklung  gelangt.  Anhngs 
der  fünfziger  Jahre  hatte  sich  auch  hier  ,The  Royal  Liver'  ein- 
gebiirgei-t.  Aus  derselben  wnren  bei  der  Leichtigkeit  dc#  Se- 
zession und  dem  gewissenlosen  Charakter  der  Beamten  os 
halbes  Dutzend  grosser  Begräbnisskassen  entstanden,  von  denen 
wir  unten  einige  Nachrichten  geben*).  Wie  in  Irland  and 
Wales  fehlten  auch  in  Schottland  die  Grafechaftsvereine.  Eine 
merkwürdige  Institution  müssen  wir  am  Schlüsse  noch  kon 
erwähnen:  ,The  Refuge  Benefil  Society'.  304  jährlich  theilenda 
Gesellschaften  in  Newciistle  bildeten  eine  Kasse  (jedes  Mitglied 
bezahlte  jährlich  1  d."),  aus  welcher  diejenigen  Mitglieder  unter- 
stützt werden,  welche  durch  den  Zusammenbruch  ihrer  Kum 
unterstützunglos  werden  *).  — 

Die  Berichte  Stanley 's  und  Sir  G.  Young's  haben  des 
reichsten  Inhalt  Dem  Ei-steren  war  der  Löwenantheil  inge- 
fallen :  die  Beschreibung  der  Hilfskassen  in  London  und  in 
den  Hauptsitzen    der    Industrie.     Sein    Arbeitsfeld    war  du 

')  S.  33.  Der  hier  erwähnte  Verein  heisit  ,The  Muonic  Bnthtlr 
Socieij-  of  St.  Joho's,  Tfaornliill'.  Wenn  man  «ich  erinnert,  <Uu  die  UtMa 
gdiottiBchen  HilfekasBen  nachweisbar  yreimaurem  ihre  Entttebnng  nt 
danken ,  Go  darf  m&n  wohl  dem  Freimaurerthnm  einea  KrOaserea  AbM 
an  der  t'ntwicklung  der  achottisriieii  Uilfskassen  euBchrelben,  ■]>  gntta- 
lieh  geschiehL  In  der  Einleitung  wurde  auf  den  EinSuBB  dei  Z&nfte  af 
du  scbottiscbe  HilfslusaenweBen  hiagewieaen.  Von  diesen  warco  nr  U  i 
der  letKien  Enquätn  noch  7  vorhanden,  welche  Altera-,  Wittwen-  al 
WaiteDpensioDeD  gaiien.  S.  SS.  I^eberh&upt  hat  deijeni^e,  wddMi  Hl 
Vorgeschichte  der  britiBchen  HillBkassen  kennen  lernen  will,  edii  Hh^I- 
augenmerk  auf  ächolCland  zu  richten. 

-)  S.  2  Ig.  —  Im  Jahre  ltiS2  wurde  James  Steel  dem  ,ßonI  Um* 
abtrOnnig  und  nUndete  den  ,Scottisli  Leg&l';  im  Jubre  1862  entfluirtB  J«Ik  _ 
Stewart,  ein  CoTtector  des  B.  L.,  seine  Herde  nnd  wurde  der  GrOoto  da 
,City  of  Glasgow  V.  S.'.  Inzwischen  tuhrten  heftige  Kampfe  im  Innen  dN 
fScottiah  Legal'  zur  Gründung  der  .ättrlliig  Fnendly  auanuce  Swiil^ 
(1»61)  und  (Ter  .Northern  F.  S.'  |l»ä2).  James  Steel  war  mittlerweile  da 
freien  Hilfskaese  überdrlissig  geworden.  Um  der  schottischen  BerOlkmc 
eine  noch  höhere  Anregung  zur  wirthsehaftlicben  Voreicbt  zu  geben,  IMC 
er  eine  Lebenaversich erungggeBellschatt  ,The  British  LegsJ  Auurance  Co« 

fany'  in's  Leben  (lä&o).    Grosse  Kämpfe  gingen  voraus;  dabei  wnids  ^^^ 
ollector,  MacCalmau,  ausgesiossen ,  welcher  darauf  die  ,Iiefonn 
.-Vssurance  and  Loan  Society'  (IH65]  gründete.     Stewart    sollte  nicht 
ungestört  bleiben.   Jobn  Wilson  musste  aus  der  C.  o.  O.  F.  S.  anuaMiweaM 
werden   und   gründete    die  Glasgow  Heformed  F.  S.  (1869).     WiiatiB  be^b^ 
MacCalman  achweissten    ihre  freien  HilfakaBsen  suBammen.     So  entitaa^Kü 
die  lUnited  Reformed  F.  8.  (1870). 
»)  S.  155. 
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einer  Überraschend  schnellen  Ent- 
lie  Ackerbaudistrikte  des  Südens, 
edrängt  hat,  wie  der  lodastrielle 
Liverpool,  Sheffield  und  Leeds, 
1  siod  einige  der  grossen  Centren 
ie  Heioiath  der  Peel,  der  Bright 
vo  seit  hundert  Jahren  der  vierte 
;egen  seine  Unterdrücker  erhoben 
ichung  dagegen  bewegte  sich  auf 
Englands,  dort  wo  Norwich  und 
terbury ,  Oxford  und  Cambridge, 
rt,  Bath  und  Tunbridge  Wells 
'omwell  ihre  Schaaren  gegen  ihre 
:ner  sammelten,  wo  Occam  und 
tt  und  Canning  gehören  wurden  '). 
a  Sitten,  ein  Arbeiterstand,  der 
«llen  muss,  hier  ein  Fortleben  in 
d  Traditionen,  ein  Arbeiterstand, 
id  Klerus  Qberall  mit  grösserem 
ken. 

ich  über  ganz  England  erstrecktea, 
teu  in  Stanley'»')  Bezirk  ihren  Sitz: 
«sen  Industriecentren,  die  Landes- 
seisenbahnkassen  fast  ausscbliess- 
rossen  ßegräbnisskassen  in  Liver- 
asse der  Maschinisten  in  Salford. 
:e  patronisirte  Kassen,  die  Becher 
iraächaftsvereine  und  einen  Di- 
fordshire  Provident'  anzuweisen. 
1  dahin,  die   Gesammtzahl  ihrer 

dieses  Hilfekassentypus  charak- 
)  Distrikt.    Er  fand  sich  in  allen 

als  patronisirter  Dorfverein,  als 
der  gegründeter  oder  verwalteter 
n,  als  Grafschaftsvereia,  als  Ver- 
,  die  in    einem  ihrer  Exemplare 

wagte. 


ler  aber  luikritiBGher  DUettknt  uif  dem 
rch  den  geschildertaD  Proiees  daa  Ver- 
Kelteo  verrUukt  Da  Bich  der  modema 
D,  keltiachen  Gebiete  vollzogen  bkbe, 
in  Uebergewicht  Ober  die  germanisclieii 

mlph  Stanley,  ABÜstoot  ComnÜBBioner. 
X. 

Isrt.,  Aseistant  ComroiBBiooer. 
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Abgesehen  von  diesen  fundamentalen  Unterschieden  findeo 
sieb  grosse  Aehnlichkeiten  in  den  Er&hningen  beider  MSnner. 
Beide  sahen  den  Untergang  der  altenglischen  Rentenkassen, 
deren  Mitglieder  durchgilngi;;  nicht  den  arbeitenden  Klassen 
nngehQrten.  Die  grosse  Masse  dei'selben  fand  sich  in  Sir  6. 
Young's  Distrikt,  nämlich  in  Devonshire.  Die  Postsparkasse 
bereitete  ihnen  eine  heftige  Konkurrenz.  Beide  begegneten 
Frauenvereinen,  Sir  G.  Young  hauptsächlich  in  den  stndi- 
flechtenden  Bezirken  von  Bedfordsbire  und  Hertfordshire. 
Beide  hatten  von  grossen  blühenden  städtischen  HilfskasHeo 
zu  berichten;  doch  hatte  Stanley's  Provinz,  Binninghatn,  die 
bedeutendsten  Exemplare  aufzuweisen.  In  beiden  Provinien 
waren  mit  Werkstfttten,  Gruben,  Fabriken  entweder  freie  oder 
Zwangsknssen  verbunden,  welche  in  Krankheit  oder  in  Un- 
fällen Hilfe  gewährten.  Was  jedoch  viel  nichtiger  ist,  bade 
sahen  die  lokale  HiJfskasse,  den  alten  Klub,  vor  den  Ordu 
zurückweichen,  obwohl  dieselben  viel  höhere  Verwaltungskostos 
berechneten.  Sie  wurde  entweder  ganz  verdrängt  oder  tat- 
gesogen,  d.  h.  in  eine  Loge  verwandelt  Stanley  meinte,  diu 
die  schlechteren  Orden  sich  entweder  bald  nach  dem  Vorbilde 
der  M.  U.  reformiren  oder  zu  existiren  aufhören  mOssten.  Er 
glaubte  also,  die  Konkurrenz  inQsse  se<;ensreich  wirken.  Ei 
vorlohnt  sich  wohl,  diesem  a  priori  Urtheil  das  a  postniori 
Sir  G.  Young's  gegenüberzustellen.  Dieser  sagt:  „Die  Kon- 
kurrenz bewirkt  jedoch  viel  Unheil."  Die  Orden  onterbotn 
sich,  einer  glaubte  mit  noch  niedrigeren  Prämieosätzen  an- 
kommen zu  können,  als  der  andere.  Der  Bierwirth  hatte  des 
Umschwung  der  Verhältnisse  begritfen.  Er  gründete  jetzt  int 
Vorliebe  Zweigveietne,  und  die  Orden  sahen  sich  in  ihn 
Existenz  bedroht,  wenn  sie  nicht  auf  ihn  Rücksicht  nahmti. 
Denn  erlaubte  ihm  ein  Orden  nicht,  einen  Zweigverein  zu  erüffimit 
so  ging  er  zu  einem  andern  aber.  Der  bestverwaltete  Ordeo,  j 
die  Manchester  Uoity,  machte  in  den  ländlichen  Distrikten  an 
gelinge  Fortschritte.  Sie  war  zu  straff  organisirt,  die  Bedtiige, 
welche  sie  forderte,  zu  hoch  fQr  den  Geldbeutel  der  I&ndliclA 
Tagelöhner.  Nur  Handwerker  und  Gewerbslente,  weldifc 
wöchentlich  18—25  s.  verdienten,  konnten  in  dieselbe  dntnMfc. 
Weit  mehr  Ei-fulg  hatten  die  Foresters,  obgleich  dieeelbeD  .In 
fast  jeder  Hinsicht  eine  halbe  Generation  hinter  den  Odd  Mfc- 
lowfl  zuiiick"  waren '). 

Sir  G.  Young  sah  die  Dorfklubs  ausserdem  vod  denOrmt 
sthaftsvereinen  bcdi-oht.  Auch  bei  diesem  Prozesse  lieftn  dto 
Ergebnisse  des  Wettbewerbs  allen  Schlüssen  stracks  nwiA«E. 
„Der  Grafschaftsverein,"  sagt  Young,  „rottet  die  alte  DoiftAMB 
aus,  nicht  die  schlechteste,  sondern  die  beste."  Wenn  wir  dn 
Vorgang  Schritt  für  Schritt  verfolgen,    finden  wir  es  sehr  v 

')  Youi^.  S.  1.  I 
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Usrlich.     Alle  patronisirten   Vereine  waren  aof  strengen  Ver- 
richerungsprinzipien  aufgebaut.    Die  intelligentesten  Mitglieder 
konnten  den  Vortheil  eines  solchen  Vereines  sehen,  die  schlech- 
teren  K&pfe  nicht.    Jene  traten  in    die  County  Societies  ein, 
:  blieben    in  dem    alten  Village  Club ,    den  natürlich  das 
i  der  veniger  intelligenten  Elemente  noch  verschlech- 
Auch  die  theilenden  Gesellschaften  hielten  sich.  — 
Der  patronisirte  Verein   wollte   ehrlich  sein.    Man  durfte  nur 
bis  zu  einem  bestimmten  Alter  Krankengeld  versichern,    dann 
konnte  eine  Altersrente  beginnen,  fttr  weiche  der  Arbeiter  be- 
fionden  bezahlen  musste.     Das  lag  flber  den  einfachen  Verstand 
dn  Arbeiters  hinaus.     Der  Doifklub  bricht  zusammen,  so  daes 
man  am  Abend  seines  Lebens  nichts  hat,  meinte  er,  und  hier 
hat  man  nach  65  Jahren   auch   nichts.    Da  lobe  ich  mir  doch 
den    Dorfklub,    da   hatte   man   doch   wenigstens   noch   seinen 
Spam.     Um  dasUi-theil  des  Arbeiters  voll  begreifen  zu  können, 
■aas  binzugefDgt  werden,  dass  die   Prftmiensilt^e   der  patroni- 
lirten  Vereine  gewöhnlich  höher  waren,    als  die  der  gewflhn- 
Kchen  Hilfskassen.    Dazu  kam.  dass  es  den  patronisirten  Ver- 
Moen   an  einem   sozialen  Elemente  fehlte.    „Ein  Verein ,    der 
dem  Gesunden  gar  nichts  bietet,  kein  Bier,   kein  Fest,   kein 
Feaer,  sei  unerträglich."    Alle  Mitglieder,  denen  es  .,mehr  um 
daa  Bier,   als  um  die  Untei'sttttzungen  zu  thun  war",   blieben 
Mitglieder  des    Dorfklubs  ').     Die  massigen   Elemente   traten 
lieber  in  die  patronisirten  Vereine  oder  in  die  Landesvereine 
«B,  obwohl  sie  es  schmerzlich  empfanden ,    dass  in  den  einen 
viein  den  anderen,  die  Verwaltung  nicht  in  ihren  Hilndeo  lag. 
Erwähnen  wir  endlich  noch  eine  Klage,    der  ituch  Sir  G. 
loung  einige  Berechtigung  zuerkennt.    Die  besseren  patroni- 
siten   Vereine    sammelten    ein    bedeutendes    Vermögen    an. 
JUDche  Gemuther  hätten   gewflnscht,    dass  dasselbe  vertheilt 
wtrde,   sie   befürchteten,    die    Reserven   könnten  die   Löhne 
difidien*).    Sir  G.  Young  ist  der  Meinung,  dass  der  Ueber- 

')I[idi   Sotheron  -  Eitconrt  in    der  Wilu.   F.  S.  hatten  GentTf   und 
^      Das  UKb  in  udereu  patronuirten  Vereinen  dem  sozialen  ItedQrfniflBe  ent- 

^ODiDHi  nnicht.     Sa   findet   sich   in  den  Statuten  der  Hampshire 

ilieadv  Zaaati  zn   tj  31 :    ,The  menber«  of  di«triiU  are  stronglf 

CDdfd   to   make  anmngements  for  attending  Divine  aervice 

•  I  Vbit  Mondar  (!(),  or  od  sncb  other  da^  aa  may  be  uonvenient,  and 

takU  a  feitind  od  the  uine  day.'     In  der  Ulifton  V.  S.  halte  man  eine 

'    IkdiNdlKhaft  dDieÄhrt,  aber  „nur  die  l'raueniimmer  kamen".     Young, 

ft.  10. 

^Hlv  titwiedernm  eine  Gefahr  der  rc wohnlichen,  freien  Hilfskassen 

I   «mImm,  die  nin  bo  achwaclier  wird,  je  weniger  die  Verwaltung  in  den 

I   BUa  telUl^iedB  liest   In  den  R.  It.  der  ersten  HtUfte  der  eiebemiger 

Ite  ikd  iowr  wieder  benorgehoben,  daas  etwa  2a'' u  aller  vom  Regiatrar 

■iMMa  Kmoi  *älli>  aaUoMsfUiig  waren.    Die  Mitglieder  wollten  das 

MgiiiMÜla  K^ital  Tvtfadlen.     So  hatten  z.  H.  19  von  76,   12  tod  64, 

H  na  ffi,  10  «M  45  anfeeloaten  Vereinen  mehr  als  10  £  pro  Mitglied  r.a 

,   ratUlta,iB  da  Tier  Jahren  nur  16  weniger  als  1  £,  127  1—10  jf  .&3inebrnla 
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scbuss  ii 
wandt  wfli 
Sätze  fQr 
waltuDgski 
vergrösser 

WeDD 
nisse  den 
tretenden 
sich  möül 
genDgende 
Wenn  nicl 
wurde,  w 
derselben 
den  Mang 
ffihleo  zu 
sieht  klug 

standen.  ._  _..„...    .    „,  ._. 

Gloucestershire  F.  S.  hatte  sich  in  den  sechziger  Jahren  u^ 
Idst.  Die  Zahl  der  auf  jedes  Mitglied  entfallenden  Krankheitst^e 
hebt  sich  in  den  patronisirten  Vereinen  zuweilen  auf  das  Zwä- 
und  Dreifache  der  gewöhnlichen  Hilfskassen  der  Umg^rad. 

Die  Erfahrungen  der  Hilfskommissarien  stimmten  ata» 
darin  überein,  dass  die  Orden  und  die  grossen  BeRräbiii»- 
kassen  fiberall  in  den  drei  Königreichen  im  Vordringen  b^rißiv 
waren,  dass  die  guten  Gewerbekassen  keine  bedeutenden  Fort* 
schritte  gemacht  hatten  und  die  theilenden  Vereine  fibertf 
ihren  Platz  behaupteten. 


Wir  widmen  dem   Kommissionsbertcbte  nur  wenp 
Seiten.    Manches  haben  wir  in  der  Besprechung  der  Bepoti      I 
der  Hilfskommissarien  schon  berührt,  und  den  Fourth  Bqioit 
selbst  häufig  früher  angeführt. 

Er  zählt  340rden  mit  mehr  als  je  1000  Mitgliedern  uL 
Die  gesammte  Mitgliederznhl  derselben  betrug  1252275.  Vai 
diesen  entfallen  auf  die  M.  U.  426  663  Mitglieder  in  3488  Logo. 
Die  Foresters  wiesen  388872  Mitglieder  in  3651  Courts  auf*). 
Es  gab  af&liirte  Gesellschaften  mit  viel  geringerer  Mitgliedw^ 
zahl ').     Fortwährend    &nden    Sezessionen    aus    diesem  oder 

10  £  (R.  R.  1872,  18T3,  1674,  1875.  S.  7-8,  8,  5,  23-25).     Die  |iW 
Menge  der  aus  Mangel  an  VennOfteD  zosamiiienbrecheDden  Verabw,  wIchM^ 
klang-  und  langlos  untergeben,  sind  natürlich  hier  nicht  In  Betiächt|^K - . 
KOgeo.  —  Herr  TonpkinB  reichte   der  KCnigllchen  KommiEaion  mbJSß^'^ 
ein,  wonach  in  den  letzten  4  Jahren  in  einem  Falle  893  S,  in  oiimb  nnli 
71  £,  in  einem  dritten  70,  weiter  28,  27.  25,  24.  19,  17  bii  ni  6  if  p 
Mitglied  Tertheilt  wurde,    qu.  I89S— 1898.    Second  Report 

')  S.  XXVUI.  —  Die  Manchester  Unit;,  ForeBten,  Dntida  imdBlA 
bitea  hatten  Zweige  in  den  Kolonien. 

»)  §  loe. 
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tenden  fpündeten  neue  Orden  *). 
i  einheitliche,  intelligente  Lei- 
I.  Eine  gegenseitige  Hilfe  der 
ihl  nur  auf  dem  Papier.  Die 
zwar  einen  Paragraphen  des 
ohne  ihre  Schuld  in  Noth  ge- 
HK  einer  Umlage  vom  Distnkte 
dioBelbe  Unterstützung  war  den 
er  Bericht  hinzu,  „the  evidence 
ün  as  tho  whether  this  is  con- 
Ebenso  stand  es  in  anderen 
.  eine  UnterstDtzung  für  solche 
elnden  Loge  vorgesehen,  welche 
Iten.  Sie  wurden,  ohne  einer 
trict  Members  oder  selbst  Unity 

he  die  Orden  gewahrten,  be- 
auf  dieselben,  welche  von  an- 
I :  Krankengeld  und  Begräbnias- 
n  Einkommen  der  arbeitenden 
CqDten,  das  hören  wir  immer 
nach  wie  vor  die  Zuflucht  der 
ind,  invalide  zu  werden.  Nicht 
isen.  Denn  die  .Wittwen-  und 
Distrikten  verschiedener  Orden 
iich  nicht  bewährt*). 
!ter  Orden  den  Vortheil,  dass 
geldes  sicherer  ist,  der  Wan- 
und  in  der  Fremde  seine  Be- 
löge leicht  aufrecht  erhalten 
it  theilweise  durch  ein  anderes 
j  Mitglieder  bleiben  Mitglieder 


mcDhaiiB  die  nothwendige  ErgftnzuDg 
ee  Poor-Law   Board   fOr  186»-I8(i» 

Stst&dtiscbeD  Bezirken  Uatentützang 
urch  Alter  oder  Unfall  entkräftet, 
es  Ernährers  in  Folge  »on  Tod,  Ab- 
waren ,  34''/o  hilflos  in  Folge  von 
eher  die  in  Irland  im  AnnenhaDse 
Ännual  Beport  of  the  Commissi onera 
I  Ireland.    VomSl.  M&rzl86T.    Die 


DcilliZ6doyGOOglC_ 


406  V.  1. 

ihrer  Loge,  die  fremde  Loge  zahlt  die  UDterst&tZDngen  mul 
empfängt  die  Beitrage.  Peiiodisch  findet  eine  Abreehnong 
zwischen  den  Logeu  statt  >).  Ermahnen  mOssen  wir  noch,  daa 
die  M.  U.,  die  Foresters  und  Bechabites  Zveigvereine  für  die 
Jugend  gegrOndet  haben,  und  der  Orden  der  Forestera  noek 
einen  vomehmeien  Orden  ,The  Ancient  Order  of  Shephenh' 
einschliesst^).  Die  Mitglieder  deBselben  bezahlen  Zneab- 
prämien  und  erhalten  höhere  Unterstützungen.  Sie  sind  bei 
Nichtmitgliedei-n  nicht  grade  beliebt.  Sir  G.  Young  gegenQbtr 
wurde  der  höhere  Orden  ein  ,HQ°Be  of  Lords'  genannt 

Wie  die  meisten  Hilfskassen ')  waren  auch  die  Orden 
durchgängig  zahlungsunfähig.  Das  Defizit  der  M.  U.  betng 
am  1.  Januar  1871  £  1343446').  Der  Muth,  mit  welchen 
der  Orden  diese  Thatsache  bekannt  machte,  war  jedenblb 
rilhmenswerth.  Einige  Kassen  hatten  bei  einer  AbschattuBg 
im  Jahre  1872  einen  Ueberschuss,  andere  ein  Defizit. 

Die  M.  U.  hatte  die  beste  Organisation.  Selbst  die  Fm»- 
sters  waren  weit  zurück.  Stanley  zählt  (S.  9)  folgende  Vfl^ 
schiedenheiten  zwischen  den  beiden  auf.  Es  giebt  Courts,  wdde 
in  keinem  Distrihtsverbande  stehen.  Der  Distrikt  der  Fen- 
sters hat  ein  geringeres  Aufsichtsrecht,  als  der  Distrikt  to 
M.  U.  Zu  dem  jührlicfaen  Wanderausschusse  darf  jeder  Gooit 
einen  Vertreter  entsenden.  Das  Direktorium  wandert  mit  da 
Wanderausschusse.  In  die  Centralbehörde  werden  M&nnerui 
den  Mitgliedern  am  zeitweiligen  Sitze  gewählt.  Es  ist  Inr 
mehr  Spielraum  für  indivieduelles  Belieben  vorhanden,  aber  duii 
liegt  die  grosse  Schwäche.  Sie  haben  weniger  unter  Sem* 
sionen  gelitten,  aber  sie  stehen  finanziell  viel  tiefer,  als  it 
M.  ü. 

Kein  anderer  Orden  konnte  mit  diesen  beiden  verglidMi. 
werden,    alle  übrigen   hatten    eine  viel   losere  Oi^aniaatkik_ 


')  S-  103.  IM. 

")  §.  115,  116, 

■]  ,UDiloubt«dly,  a  majoritj  of  them  are  unsonnd;  a  verj  iMfi  ■■ 
jori^,  I  Bhould  ia.j.'  qu.  1069.  Siebe  auch  1070—73  (Neisoi^  — Eha 
der  KuBenbeftaten  einer  groBseo  BegrftbDiiiskuse  meint,  dan  jede  Gm9 
BCbatt  im  Königreiche  bankerott  wäre,  wenn  nicht  rene  Uit^iedv  iK 
BtrQmten.  qu.  2Ü44.  (Der  Zeuge  kannte  jedenfalis  einige  pMtroniMit»  Twfc 
nicht.)  Es  ist  schade,  dasa  kein  Zeuge  anaaer  Neison  in  hiaflgn  T^MI 
mit  Hilüikassen  kam.  Warren  (qa.  27367-68)  hat  nach  ögeBemGott^ 
niBBe  nur  wenige  gesehen  und  hUt  50°/^  für  zahluDnuDOliig;  Ballej  1 
in  10  Jahren  nnr  50—60  kennen  gelernt,  halt  die  Mqoritat  fltr  m&mm 
uolähig  (qa.  781);  FinlaiBon  bat  in  der  letzten  Zeit  mir  dl«  VMI 
Kaaaeu  kennen  gelernt  (qu.  934),  hUt  die  MtuorilAt  der  Ueinn  Khmi»  j 
zablungsfilhig.  qn.  940.  (Die  kleinen  Kassen  waren  das  Sdionlünd  FlnlriiMf 
Stratton,  der  ^iekretär  deB  ,Friendly  Sodetlea  Conmittee'  aahrad 
auf  die  Frage :  Do  von  beliefe  that  manj  of  Ütem  become  banfennL  - 
Yea.  qu.  83S9. 

h  S  140.  i, ,.  ,  I  „v.iKix"-" 


h  §  »0. 
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Jer  .Grand  United  Order  of  Odd  Fellows'  hatte  erst  vor 
Earzem  angefanf;en.  sich  zu  centralisiren  und  konsolidiren  >)• 
Der  .Order  of  Druids'  erscheint  in  Stanley's  Bericht  (S.  11) 
licht  in  einem  sehr  gunstif^en  Lichte.  Er  hält  neun  Zehntel 
liier  Logen  fQr  zahlungsunfähig  und  tadelt  den  Eigensinn,  mit 
Reichem  jeder  Rath  zurQckgewiesen  wird.  Der  Orden  stand  damals 
noch  in  seiner  ersten  Jugend;  er  war  ein  Splitter  des  Ancient 
Order  of  Druids,  und  im  Jahre  1858  in's  Leben  getreten.  Seit 
1872  srheinen  sich  die  Zustände  gebessert  zu  haben.  Der 
Orden  bat  seine  Spitze  in  einem  Wandterausschuss  (Annual 
MoTeable  Delegation)  und  in  einem  Direktorium,  welches,  wie 
iB  der  M.  L'.,  aus  Mitgliedern  aller  Logen  gewählt  werden 
darf.  Das  Vertretungsrecht  ist  nicht  so  beschränkt,  wie  in  der 
M-  U..  abev  auch  nicht  so  unbeschränkt  wie  in  dem  Orden 
der  Foresters.  Jede  Loge  und  jeder  Distrikt  daif  einen  Ver- 
tncer  Benden,  aber  bei  Abstimmungen  werden  nur  die  Zahlen 
der  Mitglieder  in  Betracht  gezogen.  Je  500  Mitglieder  liaben 
eioe  Stimme.  Wenn  dieselben  2  Vertreter  schicken,  so  wird 
Bsr  1  Stimme  gerechnet.  Ein  Vertreter,  welcher  2000  Mit- 
^eder  repväsentirt,  hat  4  Stimmen.  Kinen  abweichenden  Zug 
te  der  Verfsssung  der  Dniiden  müssen  wir  noch  kurz  besprechen. 

Bnige  kleine  Logen  hoben  die  Zweigkasse  auf  und  gründeten 

am  gemeinsame  Distriktskasse,  aus  der  also  sowohl  Kranken- 

|dd  als  Begräbnisegeld  bezahlt  wird^). 

Dem    Orden  der  ,Nottingham    Ancient  Imperial    United 

Odd  FellowB*   fehlte    das  Element   des  Distriktes,    insoweit 


■l  Der  Terfauer  von  .A  I^bort  llietory  of  the  Chief  Atliliateil  Friendl; 
Boönin'  neont  flm  noch  Jetzt  ,inora  democratii.'  in  its  goveromeiit  tban 
■ort  of  the  othen'-  Du  leigt  sich  auch  in  der  niedrigeren  Stellung, 
vddie  ti  einnimmt.  Gradnirte  I'rftmien  Bind  nocb  nicht  eingeführt.  —  In 
Aaoika,  wo  der  Independent  Order,  der  SprOsBJini.'  der  M.  l'.,  keine  Far- 
Iwii,  Indianer  etc.  autnimmt,  ist  er  der  .(.'oloured  Order*  geworden. 
S.  2>  £ 

'l  IHeiea  wird  ,Kqaalisation'  genanoL  Der  Verfasser  der  Short 
BktorY  etc.  iit  do  einieitj|rer  Verfechter  derselben,  s.  Hl  und  S2.  \\'ird 
die  suufe  Kontrolle,  wie  m  einer  kleinen  Krankenkaaae,  herrschen?  — 
lAiteciiäti  hat  der  Plu  erosBe  Vorzüge,  welche  der  genannte  Verfasser 
idoch  sieht  nennt.  Es  wird  mOglich.  invalide  und  cbronische  Kranke 
MW  n  nnrerttUtien  (siehe  lUlcliffe'e  liath,  S.  mh).  Die  .,equalising 
AUeb'  hatten  im  Jahre  1879  25>-  Logen  und  15  624  Mitglieder  oder 
fI*,iIlB  JlitBlieder  des  Ordens.  Im  Ganzen  halle  er  I2i<  lüatrikte,  1335 
Ivb  md  T281B  Hitglieder.  ^ 

IKcKrOrdeo  ist  der  einzige,  welcher  in  DeutdchUnd  Einsuig  ge- 
iaim  hat  Nach  der  genannten  Schrift  S.  3ä  hatte  er  gegen  F:ade  der 
'  Maäfa  Jahr  in  Dentachland  einen  Grosshiiin.  ;;i  Haine  (Logen)  und 
JN  Hitglitda.  6  Logen  waren  in  Herüa,  0  in  Leipzig,  je  2  in  Kummels- 
^■1,  Pobdam,  Uombnn,  Stuttgart,  je  eine  in  Fraolifurt,  Bremen,  Miigde- 
WiPfMden,  Bnndraburg,  Heidelberg,  Glauchau,  Halle  u.  s.  w.  —  Ich 
wnäa,  dau  der  Orden  nicht  nnmittelbar  aus  England,  sondern  ans  den 
TnjaigitQ  Staaten  b  Deuttchland  eingetührt  worden  ist,  und  tvai  dess- 
Ub,  wtil  &  VenMnmlQngspIlttie  nur  in  Amerika  .Haine'  genannt  werden. 
In  Engluid  heiuen  dieielben  ,lodget'  und  nicht  ,groves'. 


derselbe  eine  Hilfsl 
bildet.  Er  hatte  eii)< 
«ar  damals  so  centr 
haoiB  batten  so  wen 
da£6  er  eher  einem  ( 
einer  grossen  Sterbe 
oft  genannten,  frühe 
History  etc.  sagt:  „c 
Wirklichkeit  eine  Ni 
irgend  eine  Macht  ai 
der  jährliche  Kongri 
vermag".  „Es  giei 
fort,  „welcher  so  gei 
viel  Veraltetes  beibel 
Der  Orden  zählte  d 

Den, Loyal  Ordei 
auch  noch  als  einei 
,hat  sich  ein  bedeuten 
PHUnienskalft  wurde 
registriren  lassen.  I 
fasBung  der  eigenen  : 
zählte  der  Oi-den  IC 
gliedern.    Die  Zahl 

Die  Besprechunj 
erwähnen  nur  noch, 
Stammvater  der  ver 
tativen  Pnozipe  de 
und  dass  ,The  Indepe 
kräftig  blühte.  Im  H< 
in  61  Distrikten  und 


'I  S.  53  und  54. 

=)  Stanley,  S.  17  u: 

■)  Der  Orden  wuii 
Name  Treue  Schäfer. 
StanleT,  S.  15. 

•I  Yonnff.  S.  2. 

'')  Der  Same  int  d 
des  Sotines  von  Rechat: 
triokeD  und  alle  ihre  T 
Ilechabiten  ihre  Logen  t 

*)  Er  nimmt  aus 
auf.  Um  sich  eioeu  Na 
mns  geistiger  GetrAnke  i 
grOadet,  in  denen  Uner 
Die  Verfassung  iit  im 
Geiettgebung  steht  bei  i 
zuHmmentritt,  die  Eieki 
heita-  und  Mortalil&laBta 
Bchnittliche  Kraukheiudai 
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Ejiwn  Augenblick  müssen  wir  noch  hei  der  bedeutendstes 
freien  (lewerbekasse  mit  Zweieen  verweilen,  bei  ,The  Loco- 
BotiTe  Steam  Eoiiinenien  aml  Firemen's  Society'.  Die  Zweige 
sjui  Kinheiten  ffir  die  Krankenversicherung,  welche  in 
den  Zweigen  selbststAndig  betriehen  wird.  Sie  haben  einen 
gertzmassigen  Anspruch  auf  Hilfe  von  allen  andei-n  Zweigen, 
veon  sie  durch  ein  hohes  Kmukheitsquantum  ihrer  Mitglieder 
iD  >'oth  gerathen.  Sämnitliche  Zweige  haben  eine  gerne  in- 
iime  Kasse  —  es  fehlt  also  das  Mittelglied  des  Distrikts  — 
Ar  die  Versicherung  des  Begräbnissgeldes  (sowohl  für  die 
Hitflieder  als  für  deren  F'rauenl,  des  Reisegeldes  und  für 
Uiitenltttzung  in  unvorhei'gesehenen  Fällen.  Hierzu  hat  jeder 
Zweig  viei-teljährlich  beizutragen.  Drittens  existirt  eine 
BentenkasBe  für  Invalide.  Der  vierteljährliche  Beitrag 
\Mfl  1  s.  fQr  Jedes  Mitglied.  Ausserdem  tliesst  <lie  Hälfte 
da  Eintrittsgelries  in  diese  Kai^se.  Die  Veiwaltungskosten 
ivdcD  durch  einen  Beitrag  von  2  d.  alle  14  Tage  bestiitten- 
Dh Hitglied  hat  also  vier  Arten  von  Zahlun^zen  zu  machen: 
I)w  abgestuftes  Eintrittsgeld,  2|  einen  gniduirten  Beitrag  zur 
ZwoglitEse.  3)  einen  feststehenden  Beitrag  zum  Verwtiltungs- 
fmdi  und  4)  zur  Invaliditiitskasse.  Die  Zweige  »tehen  in  laufen- 
der Rechnung  mit  der  Centralbeh&rde.  Die  Legislative  steht 
ki  der  Delegirtenversanimlung ,  welche  sich  jedoch  nur  ver- 
uamelt,  wenn  die  Mehrheit  der  Zweige  so  bestimmt.  Dieselbe 
encDDt  einen  geschaftsfuhrenden  Ausschuss,  welcher  die  ge- 
■unten  Centr&lkassen  verwaltet  M.  Nach  dem  27.  Jahi-es- 
beiithte  für  1881  hatte  der  Verein  8835  Mitglieder  in 
6S  Zweigen,  welche  über  die  drei  Königreiche  zerstreut  lagen. 
DuVennögen  der  Zweige  betrug  am  31.  Dezember  18S1 : 

68502  £  —  s.  8  d..  und  das  gemeinsame  Ver- 
tiftn  der  Ge- 

sellHhaft  .    ^13862   „  14  ,.  ü  „ 
IiGmen  alBo"82lt64  i?  15  s.  Id.^. 

h  in  eine  der  trefflichsten  Gesellschaften  des  Inselreiches- 
Mehr  als  irgend  eine  andere  vertheilt  sie  das  gesammte  Risiko 
^bmässig  über  die  ganze  Gesellschaft.  Man  inuss  sich 
WBodem ,    dass    sie    aus    eigenen    Kräften    so    Bedeutendes 


hiuBndt'ord-Distrikte  der  M.  T.  18Tage  lOStundeD.  die  SterbezifTer  var 
1 :  141,  in  der  M.  V.  1  :  44.  I>aa  darchschniltliche  .Mlor  der  Milgliüder 
•*R.«*r30,  daweDige  der  M.  1.  40.  Waren  die  Kinder  mitgezRlilt ? 
i  Skrt  BirtwT  8.  93-106. 

*  <J  i.  155  und  156. 

*  ^  IMe  Jahmberielile  enüiallea  sehr  eingebende  Nachrichten.  —  Im 
JdnlSfil  hatte  dieKuM  an  liej^ÄbniBEgeld  lUri^l  Männer  und  69  Frauen 
HBUt  1803  £.  «n  Rasegeld  nnr  90  jf  ü  a.  Wie  überall  war  auch  hier 
fjt  Uta»-  nd  iDvalidilltttuae  daa  Kreuz  der  Gesellschaft.  Im  letzten 
wt  hätte  lie  51  GMOche  am  AlteraunteratütiuDg  gewährt.  I  >ie  KoEten  hatten 
Advfue  (400  £)  au  den  UebenehOssen  der  Ven-altongskasBe  bestritten 
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vollbracht  hat,  ja  sogar  ihren  Mitgliedern  eine  Altemente 
sichern  konnte.  — 

Die  Vorztlge  und  Fehler  der  Landesvereine  «eidat 
in  dem  KommissionBberichte  kurz  dargestellt:  die  KOi^cit 
der  Verwaltung,  die  Registration  aller  dieser  Kassen,  der 
MangelallerVertretiinggeitens  der  Mitglieder  and  die  einheiUide 
Prämie.  Es  werden  im  Ganzen  8  Kassen  mit  Qber  50000  Üt- 
gliedern  aufgezählt,  die  einen  Reservefonds  von  etwa250000if 
angesammelt  hatten.  Die  bedeutendsten  Kassen  dieser  Art 
waren  der  .Royal  Standard'  und  die  ,Hearts  of  Oak'.  Nadi 
dem  1881  erschienenen  R.  R.  hatte  der  erstere  im  Jahre  1879 
7831  Mitglieder,  einen  Reservefonds  von  107229  jß,  eine  Ein- 
nahme von  21522  £  und  eine  Ausgabe  von  21945  £,  die 
Hearts  of  Oak')  aber  hatten  eine  Mitgliedeisahl  von  S1986^ 
einen  Reservefonds  von  S81099  '£,  eine  Jahreseinnahme  tu 
201000  £  und  eine  Ausgabe  von  146547  £\*]  Es  ist  hia^ 
aus  zu  ei-sehen ,  welchen  Aufschwang  die  besten  Exen- 
plare  dieses  Typus  in  den  siebenziger  Jahren  genommen  htba. 
Die  Ma,iontät  dieser  Vereine  hat,  wie  bemerkt,  eine  einliflit- 
liehe  Prämie  und  erhebt  ausserdem  einen  Theil  der  Beitrip 
in  der  Form  der  Umlage.    Die  besseren  verwenden  keine  Kd- 


werden  müssen.  Nor  edobs  e 
erschöpft  war.    Folgendes  is 

£     i.  A.  ]  j«      I.   i 

Uelierscbuss !Jä6^  17  6''i  Geiahlt  an  Alten- 

.^    a,  d.  und      InTaliden- 

Beitr&ge  .  .   ■  '2609    1  6  pensioneD  .   .    .     34;^    7    B 

Zinsen.   ...     2^2  15  0 

Von   der  Ter-  Uebotchuas  .   .   .     6259  14  W'» 

wnltnngskasse 

entnonunen  .     400    0  0  ' 

Eintrittsgeld  .      86    ><  6 

3378    5  0     ! 


11747    2  6'i  11747    I  Vfe 


■)  Nach  den  Statuten  von  1877  (S.  2—41  nimmt  diese 
Dtir  Mitglieder  iwiBchen  18  und  30  Jahren  ^nf,  welche  durcfaidnttttkb 
mehr  als  24  s.  wöchentlich  verdienen.  .\lle  ii^endwie  gesnndhätnehli. 
liehen  Gewerbe  sind  ausge^chloBEen.  Hieraus  ersieht  man.  daai  djeMiT*- 
ein  sich  aus  den  besten  Klassen  des  vierten  Standes  rekratirt,  gei  "  *' 
Handwerker,  Erftmer.  wohlentlohnte  Dienstboten  der  vornehmen  tud: 
l^ate  etc.  umfasst. 

*)  Wie  sehr  die  Verwaltung  dieser  lliliskassen,  in  denen  kdnel(b«> 
dige  Beziehang  zwischen  den  Mitgliedern  beEteht,  in  Gefkhr  iat,  fn  ik 
Hand  einer  Cliane  oder  nur  des  Sekretftrs  zu  fallen,  daa  ersieht  imi^m 
W.  G.  Bunn's  History  of  the  Hearts  of  Oak  Benefit  bodet;.  LondoB  IRl 
Diese  Hilfskasse  halte  zehn  Jalire  zu  kämpfen,  um  einen  Sektetlr  Ina 
werden,  der  eich  als  Herr  und  Meister  aufmhrte.  —  Der  Elrtnc  der  8eW& 
ist  datu  bestimmt,  Mitgliedern,  welche  aus  materieller  Noth  we  FrlaiH 
nicht  entrichten  können,  die  Wdterbetahliing  derselben  so  enab^gäiim. 
,There  are  uinually  a  lai^e  number  ezduded  Tor  non-paymeot.' 
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ein  Vermögen    von    10852  jjf  8  s.    Sie    konnte    98"/«    ihrer 
sämmtlicfaen  Betr^e  aus  ihren  Zinsen  bestreiten.  — 

Ueberdie  Gewerbekasse  in  ihren  verschiedenen  Fonnen 
haben  wir  nur  zu  bemerken,  dass  sie  populär  war,  aber  seltco 
gedieh.  Sie  sei  in  Gefahr,  entweder  in  einen  Gewerkveros 
oder  in  eine  gewöhnliche  Hilfskasse  fiberzugehen. 

Ueber  das  Prinzip  penodischer  Theilung  in  den  .Dividiiig 
Societies'  giebt  der  Bericht  die  widerstreitenden  Ansiehba, 
sowie  sie  der  Kommission  vorgetragen  wurden.  Diese  EaBBen 
verhindern  gute  Kassen  an  ihrer  Entwicklung  und  sind  u- 
dererseits  der  gewöhnlichen  Hilfskasse  vorzuziehen.  Dig 
periodischen  Tbeilungen  linden  nicht  in  allen  Fällen  alle  Jahre 
statt,  in  einzelnen  nur  in  längeren  Zeiträumen.  In  eiai^ 
wird  auch  ein  Vermögen  angesammelt,  nicht  der  ganze  Uebir- 
schuss  getheilt.  Der  Uebei-schnss  wird  gut  und  schlecht  va> 
wandt.  —  Ueber  die  .Deposit  Friendly  Societies'  haben  wir 
nichts  Neues  zu  bemerken. 

Die  lokalen  ßegräbnisskassen  waren  sehr  zahl- 
reich, sie  zählten  nach  Hunderttausenden.  Im  Berichte 
wird  die  Mitgliederzahl  der  gi'ossen  BegräbnisskasseD  auf  min- 
destens  1000000  geschätzt,  davon  entfielen  auf  den  ,Itojil 
Liver'  &50000  Mitglieder,  den  ,LiveipooI  Victona  Legal'  gegen 
200000  und  den  ,Scottish  Legal'  216000.  Das  VennÖgeit 
aller  betrug  461  605  £.  Nach  dem  R.  R.  von  1879  hatte  dar 
.Royal  Liver*  865076  Mitglieder  und  ein  Veimögen  von 
629479  iß,  der  .Liverpool  Victoria  Legal'  472945  Mitglieder 
mit  250940  ä!. 

Diesem  Kassentypus  wurde  von  der  Kommission  die  ^naueate 
Aufmerksamkeit  geschenkt  und  zwar  wurden  die  beiden  Ponkti 
in's  Auge  gefasst,  welche  wir  im  VI.  und  VII.  Kapitel  bfr 
sprachen,  der  Einiluss  derselben  auf  die  Kindersterblichkeit 
und  ihr  ganzes  Gebahren  den  Versicherten  g^enOber.  Die 
Vntersuchung  war  ihnen  ungünstiger  als  in  den  fOn&iger  ui 
sechziger  Jahren.  — 

Der  Abschnitt  über  die  Rentenkassen  bietet  ebensoweoig 
Neues.  Hilfskassen  ffir  Frauen  zählt  der  Report  283  wäL 
101516  jg  auf;  die  Mitglieder  von  237  zählten  22691  Ifitp 
glieder.  Es  gab  ein  Dutzend  Frauenorden ,  so  ,Fenia]e  fo- 
resters',  ,Fema]e  Dniids',  ,Oild  Sisters',  .Andent  Shepfaerdesu^ 
u.  s.  w.  — 

Aus  dem  reichen  lohalte  des  vierten  Kapitels  erwähnen 
wir  nur  noch ,  dass  in  verschiedenen  Hafenstädten  der  Noid.— 
see  ,Schiffbruchgesellschaften'  exisUrten.  Der  Bericht  madiC 
darauf  aufmerksam,  dass  dieselbe  Stadt,  Lynn,  in  Aena  Gil- 
den nach  Toulmin  Smith's  Werke  Vei-sichening  g^en  VeriiBt 
auf  der  See  betrieben  wurde,  2  Schiffbruchgesellschaften  uit  i 
zuweisen  hatte').  —  J 

')S™-  c.,„,..^.u>,y,L- 
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Wir  haben  nun  noch  die  Klagen  Ober  die  bisheiige  Gesetz- 
%bnng  zu  besprechen.  Durch  die  Bill,  welche  der  Kanzler 
^we  im  Jahre  1870  dem  Parlamente  voigelept  hatte,  war 
ine  allseitige  Prüfung  des  Werthes  der  Re^stration  Office  in 
Inregung  gebracht  worden.  Die  Aussagen'der  meisten  Zeugen 
ror  der  Königlichen  Kommission  waren  der  Erhaltung  dieser 
Behörde  gQnstig.  Dagegen  dachten  sie  sehr  verschieden  über 
das  MaaEs  der  Befugnisse,  welche  dem  registrirenden  Beamten 
gebohrten. 

Diejenigen,  welche  seine  bisherige,  fiist  unbeschränkte 
Autorität  vermindert  zu  sehen  wQnsthten,  waren  entweder 
Tetsonen,  welchen  die  Ausübung  der  Autorität  des  Registvars 
ntnpenehm  gewesen  war.  oder  Individuen,  welche  mit  Recht 
bimerkten,  dass  das  Zeugniss  des  Beamten  eine  falsche  Sicher- 
Ut  Terhreitet  habe,  oder  MÄnner,  welche  nicht  mit  Unrecht 
dräber  klagten,  dass  einzelne  Befugnisse  des  Registrars  nicht 
phAiig  definirt  seien,  oder  es  waren  Manchesterleute,  welche, 
utaedie  missliche  Lage  der  Dinge 'in  Betracht  zu  ziehen,  mit 
da  bekannten  GrOnden  die  Einmischung  des  Staates  bekämpften. 
Unter  den  Gegnern  dieser  Ansichten  haben  wir  zwei 
DuHn  tu  unterscheiden.  Die  Einen  wQnschten  die  klagliche 
StrDimg  jenes  Beamten  gehoben  zu  sehen.  Das  Gesetz  knüpfte 
da  Genuas  gewisser  Privilegien  an  die  ErfOllung  gewisser  Be- 
dininngen.  Der  Registrar  aber  sei  weder  im  Stande,  die 
Be^htnng  der  gesetzlichen  Vorschriften  zu  erawingen,  noch 
n  Higen,  ob  sie  erfOllt  worden  wären  oder  nicht.  Die  Andern 
«iacD  dem  Staate  die  PUicht  zu.  das  Volk  volhswirthschaft- 
lieh  n  eniehen  und  es  gegen  Betrug  zu  schützen.  Hierzu 
■d  1^  die  Ausdehnung  der  Autorität  des  Beamten  nOthig. 
El  ist  dies  die  Ansicht,  welche  wir  von  Eden  und  Glenny  bis 
uf  Sotheron-Estcourt  immer  wieder  gehört  haben.  Den  bei- 
den, widenprechenden,  abstrakten  Erörterungen  gegenüber  be- 
kaoptetQ  die  Kommission  eine  richtige  Mittelstellung.  Wie 
«eit  die  eine  oder  andere  in  jedem  besonderen  Falle  berech- 
tig sn,  das  liesse  sich  nur  ermessen  „nach  den  Umständen 
da  oDzelnen  Falles ,  der  Wichtigkeit  des  zu  erreichenden 
Zido,  Dach  der  Kraft  oderOhnmacht  der  interessirten  Personen, 
düZkilohaeStaatEhilfe  zu  erreichen,  sowie  nach  der  Möglichkeit 
«Iw  DDmöglichkeil,die  Hilfe  wirksam  zu  machen".  Nachdem  die 
Konmtigion  dieses  bei  allem  einseitigen  Doktrinarismus  gesunde 
'  P^iuip  entwi^elt  hat,  geht  sie  zur  Anwendung  desselben  Über. 
Die  Orden,  insbesondere  die  Odd  Fellows.  seien  im  Stande, 
itae  Staatshilfe  vorwärts  zu  schreiten.  Aber  es  gebe  zahl- 
nicke  Klassen,  und  gerade  die  hilflosesten  und  hilfsbedürftigsten, 
»•Ithedie  Arbeiterorden  nicht  in  ihren  Bereich  zögen,  und  es  gäbe 
VsnicheraBgBzwecke,  welche  von  den  affiliirten  Gesellschaften 
ntveder  gar  nicht  oder  nicht  in  einer  den  Bedürfnissen  dieser 
Kltesen    angepaHsten   Weise    erfüllt    würden.     Diese  Klassen 
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seien  die  Mitglieder  der  Dorfvereine  n&d  der  grossen  B^räbni» 
kassen.  Welche  Hilfe  könne  der  Staat  den  bedOrftigen  Klasm 
angedeiben  lassen?  Sie  brauchten  vor  Allem  Ratfa,  Aufkl&nn^ 
Dieses  Bedürfniss  könne  der  Staat  im  hohem  Maasse  befriedigo. 
Sie  hätten  zweitens  eine  gute  Verwaltung  nöthig.  Die  Auf- 
gabe, welche  dadurch  dem  Staate  gestellt  werde,  sei  schwieriger, 
aber  er  könne  die  Verwaltung  zwingen,  ihr  ganzes  Thnn  vor 
die  Oeß'entlichkeit  zu  bringen  und  die  Bestrafung  des  ßetrugs 
erleichtem.  Vielleicht  empfehle  es  sich  auch,  die  Staatsvw- 
sichening  weiter  auszubilden  und  mit  gewissen  Klassen  toi 
Hilfekfissen  in  Wettbewerb  zu  treten. 

Die  Behörde  werde  also  am  besten  erhalten-  Sie  solle 
Bath  und  Aufklämng  ertheilen,  Nachrichten  sammeln  nnd  die 
Kassen  beaufeichtigen. 

Unter  der  Voraussetzung ,  dass  die  Begistrar  Office  tr 
halten  werde,  bespricht  die  Kommission  die  andern  Kligv 
gegen  das  Gesetz,  welche  ebenso  widerstreitender  Natnr  ^ai. 
Einige  Zeugen  wünschen,  dass  den  Kassen  eine  grossere  Fni- 
heit  in  der  Anlage  ihres  Vermögens  gelassen  werde.  bieM 
werde  den  Rilfskassen  finanzielle  Vortheile  bringen  und  mandia 
unregistrirte  Vereine  zur  Einschreibung  veranlasseD.  Anden 
Zeugen  wünschen  die  Freiheit  der  Vermögensanlage  bescfarlnkt 
zu  sehen.  — 

Einige  Zeugen,  besonders  Mitglieder  der  ArbeiterordM, 
klagen  daiHber,  dass  das  Gesetz  das  Band  zwischen  den  Loge^ 
Distrikten  und  der  Centralbehörde  lockere,  da  es  die  EinsdM- 
bung  jedes  Zweises  als  einer  selbstständigen  Kasse  vorachrdn. 
Andere,  die  Mitglieder  der  Landesvereine,  klagen,  dass  du 
Gesetz  eine  Uebercentralisation  befSrdei-e.  Sie  wQnschen,  im 
alle  Mitglieder  durch  Stellvertreter  bei  den  Versammliuigai 
stimmen  dürfen.  — 

Der  Gegensatz  der  Ansichten  offenbart  sich  nicht  mindir 
in  der  Erörterung  des  sozialen  Elementes  der  Hilfekassen.  El 
wird  sowohl  vorgeschlagen,  den  Kassen  das  Tagen  im  Wirtki- 
hause,  das  Abhalten  von  Festen  zu  gestatten,  als  ee  d« 
Friendly  Societies  ganz  zu  verbieten.  Alte  Ausgaben  sollti^ 
unter  genauester  Kontrolle  stehen.  — 

Auch  aber   den  Werth  der   Einsendung  der  fbnQ&hiifC^H 
Berichte  sind  die  Ansichten  getheilt.    Die  Meinung,  aie  so 
in  Zukunft  nicht  mehr  eingefordeii  werden,  und  die  ent^egi 
gesetzte  wird  vorgetragen.    Jedenfalls  sei  es  aberflQssig,  1 
richte  drucken  zu  lassen,  wenn  sie  nicht  benOtzt  wQrdea.    I 
besondere  herrscht  Unzufriedenheit  mit  der  Praxis  der 
Schuldenverwaltung,  häufig  verwickelte  Berichte  za  verl 
um  so  mehr,    als   die  materiellen  Vortheile,    welche  dieaelto 
biete,  ausserordeotlieh  gering  seiend). 


■)  Siehe  S.  303  d.  S. 
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GrÖBEei*«  Einstimmigkeit  herrecfat  über  die  Nothwendig- 
eit,  gegen  die  Landesvereine  und  die  Begräbniaskassen  leichter 
iMClü^teD  zu  können.  F.Dtveder  solle  ein  öfTentlicher  An- 
liger  faefttellt  werden,  oder  der  liegistrar  die  Klage  erheben, 
ler  dem  einzelnen  Mitgliede  die  Klage  ei-möglidit  werden. 

'Wie  vor  hllheren  Ausschüssen  sind  auch  hier  die  Mei- 
nngen  Ober  die  Vortheile  und  Nachtheile  des  Schiedsgerichts 
ad  der  staatlichen  Beclitspi-echung  getheilt.  Auch  bitten 
ieemkl  Freunde  der  theilenden  Gesellschaften,  dass  ihnen  die 
egistratiOD  erlaubt  werde. 

Erwähnen  wir  endlich  noch,  dass  einige  Zeugen  der  Hilfs- 
laase  die  Pflicht  auflegen  wollen,  ihre  Tabellen  prüfen  zu 
aasen  und  periodisch  einen  Ausweis  über  ihre  tinnnzieJle  Lage 
'ORnlegeD  *) ,  dann  hnhen  wir  alle  Hauptpunkte  allerdings 
weher  als  sonst  erledigt.  Wir  konnten  uns  diesmal  kürzer 
ineD ,  weil  &8t  jede  dieser  Klagen  schon  vor  pnrlainentari- 
sdien  Ausschüssen  in  früheren  Jahrzehnten  erhoben  wurde. 
Der  Bericht  bespricht  im  letzten  Kapitel  diese  Anregungen. 
Er  ist  der  Ausdehnung  und  Reform  der  Staats  Versicherung 
lÄr  geneigt.  Verschiedene  Zeugen  hatten  sich  für  dieselbe 
HHgesprochen  und  der  Kommission  war  eine  von  einflussreichen 
Nlnnem  unterzeichnete  Petition  vorgelegt  worden,  welche  die 
Audehnung  der  Staatsversichevung  auf  alle  Ziele  einer  HiJfskasse 
befürwortete*).  Der  Bericht  schlagt  vor,  dass  die  Krankenver- 
ridiening  von  den  Kassen  selbst  übernoniiiien-,  dagegen  die  Staats- 
vnneherung  fQr  alle  andern  Zwecke  passend  reformirt  werde. 
Zwmriei  sei  nOthig :  auch  geringere  Beträge  müssten  versichert 
udPiÄmieozablungen  in  geringeren  Deträgen  gemacht  werden 
Mrien,  und  die  Existenz  der  Staatsversicherung,  von  welcher 
dit  grossen  Massen  der  Arbeiter  und  selbst  viele  gebildete 
Laite  nichts  wOssten,  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht  wer- 
dn.  Es  empfehle  sich,  staatliche  Kollektoren  anzustellen. 

Es  befriedigt  auch  hier,  dass  man  mit  abstrakten,  prin- 
B^en  Erörterungen,  welche  aus  einem  leeren  Ideale  geschöpft 
Wrien,  möglichst  verschont  wird.  Der  Report  begnügt  sich 
duit,  diraiif  aufinerksam  zu  machen,  dass  die  Staatsversiche- 
rag  Khon  eingeführt  sei,  und  dass  Sterbekassen  und  Ver- 
iidwiuigagesellsdiaften  zum  Wotile  des  Volkes  da  seien,  nicht 
du  Volk  zum  Wohle  der  Begrfibnisskassen  '). 

')  Noch  jeUt  mnu  das  OeaUndniss  semaclit  verdeo ,  dass  das  Yer- 
Mitei  tta  dieu  beiden  Pankte  Aber  das  Geistetvennögen  der  uroaseo 
■MC  d«  IlflUuKDDitgliedeT  binauagebe.    §  M. 

1  Biebe  die  P.  in  Appwidi«  to  Fourth  Report.   S.  112  ff.    rnter  den 

niMn    enribnen    wir    die    Erzbitcböfe    von    (.'ant^liurv    und    York, 

f    IHidale,  17  Pwn,  S'^  Abgeordnete  aller  FarteirichtuDKen,  Beamte 

I     te  AnnTtnraltang,  Fried eniricbter,  Aente,  Industrielle,  gegen  90  Geiat- 

I     Bdi  —  und  4  Damen,  darunter  Misa  Hartinean. 

I  *)  S,  M.  Lodlow  hat   eine    vortreffliche  kleine  Schrift   geschrieben, 

I     *dik(  dmiriben  Uaren,  von  allem  DoktrinBrismus  freien  und  die  konkreten 
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Um  die  Staatseiumischung  in  die  Angel^enheitea  der  Hüb- 
kassen  möglichst  wirksam  zu  machen,  empfiehlt  die  Komnu^ 
sion  eine  Vertheilung  und  Vermehrung  der  registrirenden  Be- 
hörden. Das  Land  soll  in  Distrikte  eingetheilt  werden,  weicht 
Deputy  Regiätrare  vei-walten.  Diesen  liegt  die  EinschreiboDg, 
die  Beaufsichtigung  der  Verwaltung  ob;  sie  haben  die  Eiö' 
Sendung  der  Belichte  zu  bewirken  u.  s.  w.  Ueber  denselbei 
sollen  drei  Hilfsregistrare  stehen,  einer  in  London,  einer  in 
Edinburgh  und  einer  in  Irland ,  welche  alle  dem  Chief  Be- 
gistrar  untergeordnet  sind.  Dieser  Beamte  wQrde  am  besten 
einem  Ministerium  unterstellt.  Er  hat  die  Oberaufsicht,  Bdl 
Tafeln  entwerfen  lassen,  wenn  nöthig,  eine  Klage  erhebea 
dürfen  und  an  das  Parlament  bericbten.  Die  Verstärkaag  der 
Centralbehörde  durch  einen  Aktuar  wird  vergeschlageo. 

Wie  frühere  Ausschüsse  erkennt  die  Rommission  die  Notk- 
wendigkeit  guter  Pr&mientabellen  an;  die  Centralbehßrde  sdl 
desshalb  Tabellen  verschicken ,  aber  den  Mitgliedern  die  Abi- 
wahl  überlassen.  Noch  mehr  Werth  legt  er  der  periodiBchei 
Prämienreserveberechnung  bei ,  zu  welcher  alle  Hilfekasseo  g^ 
zwungen  werden  müssten.  Die  Kosten  derselben  liesseo  nefc 
durch  Verbreitung  von  Modellformularen  veningem;  Tielleiiit 
empfehle  es  sich,  dass  die  Regierung  die  Ausgaben  einer  enta 
Bilanz  bestritte.  Nicht  minder  wichtig  seien  periodiBcta 
Buchen-evisionen  und  die  staatliche  Ernennung  von  ßoeli» 
revisoren  und  Kalkulatoren  (public  auditorsund  public  valoen). 

Den  theilenden  Gesellschaften  möchte  die  KommiSBlon  fii 
Registration  zuwenden,  und  die  Kontrolle  eines  Ordens  fliNr 
seine  Zweige  anerkannt  sehen.  Sie  glaubt,  dass  die  Va<- 
mögensanlage  nicht  ganz  frei  sein  dürfe  und  h&It  W  nidt 
ftlr  falsch,  der  Hilfekasse  eine  materielle  Hilfe  angedeUma 
lassen.  —  Schliesslich  wird  die  Konsolidation  aller  frObertl 
Gesetze  empfohlen. 

Die  voi'geschlagene  Politik  auf  die  kürzeste  Formel  gt- 
bracht,  wäre  Erleichterung  der  freiwilligen  Registration  vat 
strengere  Durchführung    aller  gesetzlichen  Bestimmungm  fBr* 
die  eingeschriebenen  Kassen.     Vier  Kommissarien  wichen  im. 
einem  Punkte  ab  und  sahen  sich  veranlasst,  dem  ParlamntO 
in  einem  besonderen  Berichte  ihre  Ansicht  vorzutragen.    Dar 
erste  Registrar  solle  nicht  blos  Prftmientabellen  verbreiten,  aad 
den  arbeitenden  Klassen    die  Auswahl  überlassen,  sondern  er 
solle    mit   ihnen    über    die  passendste  Tabelle  herathen,  nad 
wenn  er  sie  nicht   zur  Annahme    derselben    zu    zwingan  im  i 
Stande  sei,  diese  Thatsache  in  einem  ZeugnisBe  zum  Aosdnut  i 
bringen.    Sie  schlugen  zwei  Klassen  von  Hil&kassen  Tor. 


BedUrfnisse  berUckgichtigeDdeo  GeUt  athmet,  wie  dieser  Theil  dei  Fixtt 
Report  Sie  fllbrt  deo  Titel:  ,Oii  the  differeDt  modei  ot  Statt  i!i» 
Pnnte  Uadertakiogs  and  in  puticular  to  Fiiendlj  Societiei.  1879.' 
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Am  8.  Juni  1874»)  wurde  von  Sir  Stafford  Northcote 
ine  Bill  eiiif;»braclit,  welche  die  von  der  Majoiität  der  Korn- 
lissioa  geiDftchten  Vorschläpe  enthielt.  Sie  nmfasste  auch 
e&etzliche  Bestimmungen  Qber  Davlehnsltassen,  Genossen- 
:hftften  und  Gewerkvereine*).  Die  Rede  des  Kanzlei-s  war 
ine  Umschreibunf;  der  im  vieiien  Berichte  enthaltenen  Vur- 
chl&ge.  Der  Widerstand,  welchen  die  Bill  fand,  lichtete  sich  so- 
roU  pegen  die  Prinzipien  wie  gegen  einzelne  Punkte  der- 
elben*).  Als  prinzipiellen  Gegner  haben  wir  Lowe  zu  ver- 
ridinen.  In  einer  trefflichen  Rede,  welche  sich  durch  eine 
lonsequenz  auszeichnete,  welche  seinen  Aussagen  vor  der 
Kommission  fehlte,  tadelte  er  die  Halbheit  der  vorgeschla- 
lenen  Massregel.  Die  Regierung  müsse  bei-eit  sein,  mehr  ju 
ihnn  oder  weniger  zu  thun,  die  Hilfskassen  in  strengere  Zucht 
n  uefanien,  oder  sie  sich  selbst  zu  überlassen. 

Wenden  wir  uns  nun  zu  den  Gegnei-n,  welche  nur  einzelne 
Fnkte  für  verhesserungsfahig  hielten.  Der  Gesetzentwurf 
■die  sieb  auf  die  Hilfskassen  beschränken,  alle  fremden  Bestand- 
tlNnle  des  Gesetzentwurfes  wQrden  besser  ausi;emerzt-  Diese 
laächt  wurde  unter  andern  von  Sir  Charles  Dilke  vertreten. 
Tob  grosserer  Bedeutung  war  die  Behauptung,  dass  die  Ein- 
ntnng  der  Deputy-Registrai's  dem  Lande  grosse  Kosten  ver- 
nuthe,  and  dass  die  vorgeschlagene  Befugniss  des  Chief* 
Bcgistmn  viel  zu  gross  sei.  Es  war  die  gewöhnliche,  klein- 
BcÜe,  parlamentarisrhe  Kritik,  die  sich  an  dem  Entwürfe  ver- 
ndite.  Roebuck  meinte  mit  Recht ,  es  wilren  keine  zelm 
Penonen  im  Hause,  die  etwas  von  der  Sache  verstanden. 

1d  dem  Entwürfe  stand  ein  Paragraph  des  Inhaltes,  dass  es 
mriinbt  sei.  auf  den  Tod  eines  Kindes  unter  drei  Jahren  eine 
Stuneza  versichern.  Die  Königliche  Kommission  hatte  ein  viel 
bdistoderes  Material  Ober  den  demoralisirenden  Einfluss  der 
Be^bnisskassen  gesammelt,  als  ein  früherer  parlamentarischer 
Antchnss,  und  hätte  noch  mehr  an  das  Licht  bringen  können, 
«nn  sie  nicht  gesetzlich  gefesselt  gewasen  wäre.  Der  erwiibnte 
flnpaph  wurde  heftig  angegriffen,  es  sei  eine  Verläumdung 
dn  arbeitenden  Klassen.  Es  ist  wirklit-h  ein  trauriges  Bild, 
vtidies  sich  uns  hier  darbietet.  Wir  sehen  Vertreter  der- 
Hlben  Schichten,  welche  die  arbeitenden  Klassen  so  lange 
MdeizDhalten  suchten,  als  sie  es  vermochten,  nun  zu 
Ediindchlem  derselben  herabgewürdigt,  weil  seit  I8i>T  das 
Etiminrecbt  ausgedehnt  worden  war.  Hier  wie  überall  das 
Triiiltniss  von   Hammer  und   Ambos,    von   Herr  zu  Sklave, 


'I  Die  Daten  dmIi    den  Jouniaig    of  the  Ilouse  of  Commons  läT4 
»J  187.1. 

'I  Kill«  Pablic  II.  1ÄT4. 

*J  Siehe  TOnebnlieh  IlaDBard'B  Debate«,  22.  Juni  1^14. 
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und  nicht  das  von  Mensch  zu  Mensch.  Wer  liie  Arbeiter  immer 
als  Mitmenschen  und  Männer  behandelt,  der  darf  ihnen  auch  bei 
Gelegenheit  die  Wahrheit  sa^^en.  Wir  unterlassen  es,  die  AeuBse- 
rungen  tiefster  Entrüstung  über  die  frevelhaften  Anklagen,  die 
gegen  die  Mutter  der  arbeitenden  Klassen  erhoben  worden 
seien,  zu  vei'zeichnen  und  wenden  uns  zu  einer  der  gediegm- 
Pten  Reden,  welche  in  diesem  Jahre  in  Westminster  gehalten 
wurden.  Stanhope  kntisirte  den  Entwurf  in  ebenso  scharfer 
Weise,  wie  Lowe.  .,lch  möchte,"  saste  er,  „dass  in  einigen  Para- 
graphen das  feige  Wort  ,(larf'  durch  ,so]l'  ei-setzt  werde".  Die 
Regierung  müsse  fUr  die  Kassen  der  Armen  thnn,  was  sie  Ür 
die  Versicherungsgesellschaften  der  Reichen  gethao  habe. 
Niemandem,  der  sich  mit  einer  Vereicherungsgesellschaft  eiu- 
liesse,  wäre  es  gestattet,  in  vollständiger  Unwissenheit  2U  sein. 
So  müsse  es  die  Regierung  fUr  ihre  Pflicht  halten,  die  Hil&- 
kassen  besseren  Zuständen  entgegenzufahren.  Er  schilderte 
mit  warmen  Worten  die  trostlose  Lage  der  meisten  Vereine, 
ihre  ruinirenrle  Konkurrenz,  er  anerkannte  das  reformiroide 
Streben  der  Orden,  ohne  dass  es  zum  Ziele  gefahrt  hätte,  aml 
meinte,  dass  nur  die  patronisirten  Vereine  die  Probe  bestan- 
den hätteii.  Die  Behauptung,  dass  die  arbeitenden  Klassen 
verläumdet  würden,  wurde  geradezu  vernichtet  durch  die  His- 
weisung  darauf,  dass  in  keiner  Versichei-ungsgesellschaft  eil 
Vater  auf  den  Tod  seines  Kindes  eine  Summe  versichern  düi& 
Hier  habe  also  das  Gesetz  den  wohlhabenden  Klassen  sdiH 
eine  Beleidigung  entgegengesclileudert. 

Der  Gesetzentwui^  war  nicht  gerade  einem  hartn&ckign 
Staatsmanne  anvertraut  Die  Bede  wurde  im  Ausschusse  la 
29.  Juni  gründlich  beschnitten  und  verändert  Die  wichtigita. 
Züge  der  zweiten  Bill')  sind:  der  Fortfiill  aller Bestimmiuga. 
über  alle  Vereine,  welche  nicht  Hilfskassen  sind  *} ,  die  Am- 
merzung  der  Paragraphen  über  die  lokalen  regiBtnrenden  Be- 
amten und  die  Erlaubnis«,  auf  den  Tod  eines  Kindes  aotir 
3  Jahren  1  :£  10  s.  versichern  zu  dürfen. 

Die  Neigung,  die  Angelegenheit  noch  in  dieser  SesnoD  m 
Ende  zu  führen,  war  sehr  gering.  Sir  Charles  Dilke,  Roebnck 
und  Andere  meinten,  man  müsse  den  Mitgliedern  Zeit  lassam 
das  umfangreiche  Material  zu  studiren,  welches  die  Kommiwfia 
gesammelt  habe^).  Schon  am  29.  Juni  theilte  Sir  Stafibri  j 
Northeote  mit ,  dass  man  mit  der  Bill  in  der  laufenden  8 
sion  nicht  weiter  fortzufahren  gedenke.  Sie  wurde  am  23.  Ji 
zurückgezogen. 


liwfia 
jfibri  i 

3.M  i 


')  Itill,  SB  unended  io  Committee.    BiU's  Public.  U.  1874. 

-)  liie  speziellen  Gesetze  aber  die  OenoBBenschaflen  und  Ocm 
wurden  im  Jahre  1876  erlassen. 

*)  Erst  kuTE  vorher  waren  die  wichtigste!)  fitBubttcber  i 
worden,  7  zum  Tbeil  recht  stattliche  Binde. 
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ea  Jahres  legte  Sir  Stafford 
in  Geaetzentwurf  vor,  der  in 
-  zweiten  Biil  des  Jahres  1874 
zu  weit  fahren,  wenn  wir  die 
en  Stufen  verfolgen  wollten, 
ebatten  zudem  niederdiUcken- 

sozialer  Reformen  in  einem 
kennen  lernea  will,  wer  sich 
ent  unter  den  heutigen  wirth- 
lissen  nicht  zu  einer  grUnd- 

im  Stande  ist,  dei'  möge  die 

des  Jahi-es  1875  lesen.  Und 
ressen  der  besitzenden  Stände 

darum,  den  Hilfskassen  eine 
ing  zu  geben,  sie  gegen  Iit- 

herte  die  Mütter  der  arbei- 
iner  besondern  Hochachtung, 
;hkeit  des  Volkes,  wich  von 
!Ckte  seinen  Ruckzug  hinter 
und  wurde,  um  seinen  Ge- 
laxer in  seinen  Anforderungen. 

Torf  eines  Kindes  versichern 
f  3  £  und  endlich  auf  6  :£ 
,e  Sir  Stafford  Northcote  für 
'  entwickelt  habe,  und  wurde 
[icht  Alle  waren  so  giacklich. 
len  zu  sein,  alle  verständigen 
lung  und  Verläumdung  der 
In  diesem  Zeichen  siegte 
dass  vom  Staate  eingesetzte 
n  Ausweise  über  Einnahmen 
.  Da  erhob  sich  sofort  ein 
Schmähung  und  Verlftumdung 
eser  Forderung  enthalten  sei. 
t  einbrachte,  der  Revisor  solle 
sin,  wurde  dieselbe  Phrase  mit 
cht  einwenden,  dass  das  Par- 
Beglaubigte,   zum  Theil  von 

vor,  welche  den  Betrag  vieler 

iedeiTi,  welche  graduirte  Ta- 
nge Bilanz  den  Händen  kom- 
ollten.  Die  gi-össten  Anforde- 
Bartellott.    Er  meinte,  keine 

Siehe  insbe- 
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Gesetzgebung  kOnne  fUr  ausreichend  erachtet  werden ,  welche 
nicht  ZwangsregistratioD  und  Znan^reviBion  fQr  alle  KaSBen 
vorschreibe  und  die  allmähliche  EinfQhi-ung  abgestufter  Prämien 
in's  Werk  setze.  Obei-st  Bartellott  war  aherbaupt  einer  der 
besten  und  konsequentesten,  natürlich  auch  der  nnglückliclisteii 
Redner  Ober  die  Hilfskassenvorlage.  Bis  zu  einem  gewissen 
Grade  stimmten  Dr.  Gameron,  Dodson,  Salt  mit  ihm  Qberein. 
Nachdem  die  Bill  das  Parlament  bis  zum  3.  August  besch&fUgt 
hatte,  erhielt  sie  am  11.  die  königliche  Zustimmung. 

Man  möchte  vielleicht  einen  Bewohner  des  Festlandes  nicht 
für  fähig  erachten,  sich  bis  zur  Höhe  der  englischen  Anschauuii- 
gen    Über    Staat,    Freiheit    und    parlamentarische   Regierang 
aufzuschwingen,  von  welcher  aus  der  Werth  des  Hilfekassea- 
gesetzes  ei-st  verständlich  wird,  und    wir  Überlassen   es  daher 
der  .Times',  dasselbe  zu  beurtheilen ').     „Sir  Stafford  Nortb- 
eote's  Ililfskassenvorlage,"  schrieb  sie  „war  bescheiden,  ven 
nicht  furchtsam  in  ihren  Bestimmungen.  .  .  .    Den  HilfekasseQ 
wurde  es  erleichtert,  die  Tüchtigkeit  ihrer  Berechnungen  sb^ 
ihrer  Verwaltung  zu  prüfen,  aber  sie  wurden  keiner  Zwangt, 
revision    unterworfen.      Bei   der  zweiten    Lesung    billigte   die 
grössere  Anzahl  der  Sprecher  auf  beiden  Seiten  des  Hauses  djs 
Massresel,  waln-scheinlich  in  Folge  von  Voi-stellungen  seitaa 
ihrer  Konstituenten.  Wie  böswillige  Kommentatoren  bemerkten, 
war  die  Bill  fUr  die  VerwaitungsriUhe   und    Beamten   der  G^ 
Seilschaft  annehmbar.     Die   Erfahrung   zeigt,   dass  es 
schwer,  und  im  Ganzen  und  Grossen  unmöglich  iit. 
eine  träge  Masse  gegen  ihre  eigenen,   unmittel- 
baren Herren  zu  beschützen  .  .  ,     Sir  StafFord  Norttt- 
cote  wurde  einen  Sturm  von  Unpopularität  zu  bestehen  gehili^ 
haben,  wenn  er  sie  zu  wirkun^^svoll  gegen  die  möglichen  UebeL — 
thaten  ihrer  Verwaltunpsbeamten  geschützt  hatte.     Ob  di^ 
Noth wendigkeit,  eine  fehlbare  Meinung  um  Batlt 
zu  fragen,  ein  vom  Parlamentarismus  unzertrenK. — 
lieber  Fehler  ist,    das    ist    eine    bestrittene  it&  d 
schwierige  Frage.    Dass  die  Noth  wendigkeit  ein^r 
Unterstützung  seitens  des  Volkes  ein  Hemmniss 
für  eine  heroische  Gesetzgebung  ist,  das  ist  u.»»- 
zweifelhaft  wahr."  — 

Die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Gesetzes  38  u.  39  V&ct 
c.  60  (An  Act  to  consolidate  and  amend  the  Laws  relatin^  til 
Friendly  and  other  Socteties)  sind  die  folgenden.  Nachdem  b 
den  Paragraphen  i— VII  Definitionen  gegeben,  die  frUk&ot« 
Gesetze  unter  gewissen  Bedingungen  aufgehoben  worden  ^nd 
das  Niederlegen  der  Statuten  in  Zukunft  verboten  worden  w 
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Verden  die  KlasEen  aufgezählt,  die  sich  registriren 
lasaen  dürfen.    Es  sind: 

VIII.    1.  Vereine,  welche  durch  freiwillige  Beiträge,  mit 
oder  ohne  Schenkungen  a)  eine  Untei'StUtzung  geben  an  Mit- 
glieder, ihre  Männer,  Frauen,  Kinder,  Väter,   Mütter,   Brüder, 
Schwestern,  Neffen  und  Nichten,  oder  Mündel,  wenn  dieselben 
'Waisen  sind,  in  Krankheit  oder  Invalidität,  sowohl  körperlicher 
als  geistiger,  im  Alter  (welches  jedes  Alter  nach  dem  50.  Jahre 
bedeuten  kann)  oder  in  Wittwenschaft,  oder  an  die  minorennen 
Waisen  von  Mitgliedern,  b)  welche  eine  Geldsumme  versichern, 
die  zahlbar  ist  bei  der  Geburt  eines  Kindes  eines  Mitgliedes, 
oder  beim  Tode  eines  Mitgliedes,  oder  zur    Bestreitung  der 
Begräbnisskosten  einen  Mannes,  der  Frau,  oder  des  Kindes 
,  tiDK  Hitgliedes,  oder  der  Wittwe  eines  verstorbenen  Mitgliedes, 
oder  während  der  Enthaltung  von  aller  Arbeit,  welche  Mit- 
riieder  des  israelitischen  Bekenntnisses  in  gewissen  Trauer- 
Ülloi  beobachten  müssen  '),  c)  welche  arbeitsuchende  Mitglieder 
uf  der  Reise  oder  Alitglieder  in  bedrängten  Verhältnissen,  oder 
sich  einem  Schiffbruche,,  oder  beim  Verluste  oder  der  Bescliä- 
äffog  von  Booten  und  Netzen  unterstützen,  d)  welche  Mil- 
ler oder  von  Mitgliedern    ernannte    Personen  ausstatten, 
()idelie  die  Versicherung  des  Handwerkszeuges  der  Mitglieder 
pgeo  Feuersgefahr  übernehmen;  der  höchste  Betrag,  welcher 
nrnchert  werden  darf,  ist  15  J^. 

Hil^kassen,  welche  mehr  als  200  £  in  einer  Summe  und 
■kIit  als  eine  Rente  von  50  £  versichern ,  sind  von  der  Re- 
gitiration  ausgeschlossen  ;  2.  Viehversicberungskassen ;  3.  Wohl- 
tUtifie  Gesellschaften;  4.  Arbeiterbildungs-  und  Erholungs- 
Ttrane;  5.  Gesellschaften,  welche  vom  Ministerium  als  registra- 
tioosflhig  erklärt  werden. 

Kne  Beschränkung  der  Höhe  des  zu  versichernden  Be- 
tnges  ist  ßr  2,  3,  4  und  5  nicht  vorgesehen. 

IX.  bns  Ministeiium  darf  für  die  5.  Klasse  festsetzen, 
'  «(jclie  Bestimmungen  des  Gesetzes  auf  dieselbe  nicht  ange- 
i"    «ladt  werden  sollen.  — 

Die  Genossenschaften  sind  also  vou  den  I^stininiungen  des 
Gesetzes  ausgeschlossen,  die  Feuerversicherung  ist  nur  in  be- 
tchrinktem  Maasse  erlaubt;  dafür  sind  Unterstützungen  der 
Viler.  Mütter  und  Waisen  der  Mitglieder  und  die  Versiche- 
rang  für  verschiedene  Zwecke  eingeschlossen  worden ,  welche 
Msher  speziell  erlaubt  werden  musste.  her  Paragraph  IX  wird, 
»thraht  der  Repistrar  Ml  wenn  die  Macht  mit  Vei-stilndniss  ge- 
'it  »ird,  die  Ausdehnung  des  Mechanisnms  des  Gesetzes 


'i  r«ba  diese  Klasse  Ton  llilCskassen    hat   die  Kommission   keine 
Aiclnkhten  Ktimmelt    Eine  der  ältcetcD  franzijBischen  HiltsknsbeD   war 
n  jüdiKlw  Verein.    E.  Laurent,    Le  pauperisnie  etc.  !>.  20:!  u.  204. 
!  'i  K.  R.  1875.  Vol.  LXXI.  S.  li  u.  7. 
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auf  eine  Reibe  von  Vereinen  eimöjtlichen ,  welche  durah  die 
Aufhebung  des  Deponimngspsragraphen  von  allem  gesetzlichen 
Schutze  ausgeschlossen  sind,  oder  sich  nur  als  Aktiengesell- 
schaften (coinpanies)  registriren  lassen  könnten,  ohne  ihnen  je- 
doch Privilegien  zuzuwenden. 

X.  1.  Die  Centralregistrationsbehörde  soll  in  Zukunft  be- 
stehen aus  einem  ,Chief  Kegistrar'  und  einem  oder  mehrer« 
,Assistant  Begistrars  of  friendly  societies  for  England'.  For 
Schottland  wie  für  Irland  soll  ein  Assistant  Registrar  emuBt 
werden;  2.  dieselben  werden  vom  Ministerium  widerruflich  an- 
gestellt; 3.  die  Registrars  müssen  Männer  von  juristischer  Bil- 
dung und  bestimmter  Praxis  sein.  Es  ist  auch  erlaubt,  Aktnm 
zu  Mitgliedern  der  Ceotralbehörde  zu  machen;  4.  auf  dieCen- 
tralbehörde  gehen  die  P'unktionen  des  frflheien  Begistrars  über. 
Er  soll  ausserdem,  unter  Genehmigung  des  Ministerinin 
5.  a)  Formulare  für  Jahresberichte,  Bilanzausweise  etc.  Mt- 
weifen  und  dieselben  verbreiten  lassen ;  b)  die  Ergebnisse  der 
Berichte  der  Hilfskassen  bekannt  machen,  besonders  EOlcbe, 
welche  die  Krankheits-  und  Mortalitätgstatistik  betreffen ;  e)Frl- 
mienlabellen  entwerfen  lassen,  deren  Annahme  jedoch  Ireiwüg 
sein  soll;  6)  der  Chief  Registrar  soll  jedes  Jahr  dem  Parii- 
mente  einen  Bericht  über  die  wichtigsten  Vorgänge  im  Leba 
der  Hilfskassen  vorlegen ,  insbesondere  Bilanzen  (Prämioiie- 
serveberechnungen);  7.  die  Assistant  Registrars  sollet 
unter  dem  Chief  Rep:istvar  stehen.  Sie  haben  alle  Befogirä» 
des  Registrai-s  und  können  auch  Funktionen  des  Chief  Registnr 
ausüben,  wenn  ihnen  dieselben  vom  C.  R.  übertragen  werdeo. 
8.  die  Assistant  Registrars  für  Irland  und  Schott- 
land sollen  a)  unter  Andei-m  die  Hilfskassen  ihrer  Provinnim. 
registriren;  b)  der  Centralbehörde  Abschriften  aller  Dokum«ites 
einsenden  ...  et  an  die  Centralbehörde  aber  alle  Vorgangs 
ihrer  Ressorts  berichten. 

XI.  Eine  Kasse,  welche  registrirt  werden  will,  mubc 
mindestens  aus  7  Personen  bestehen,  eine  Liste  mit  den  Nam&'K 
der  Treuhänder  und  des  Sekretärs  einsenden,  und  wenn  A* 
Altersrenten  vei-sichert,  eine  von  einem  Aktuar  entwoitexü 
Prämienbibelle  vorlegen.  Theilende  Vereine  dürfen  regisbir 
werden,  wenn  ihre  Statuten  die  Bestimmung  enthalten,  d&si 
vor  der  Theilung  alle  zu  der  Zeit  fälligen  Ansprüche  an  dM 
Gesellschaft  befriedigt  werden  müssen.  Hilfskassen,  weldie  ii 
mehr  als  einem  Königreiche  das  Vei'sicherungsgeschsit  betrtibeai 
wollen,  müssen  sich  in  dem  Lande  registriren  lassen,  wo  ihi 
Sitz  sich  befindet,  und  Abschriften  ihrer  Statuten  an  die  Be- 
gistrars der  andern  Königreiche  einsenden.  Weigert  öch  der 
Registrar,  eine  Gesellschaft  einzuschreiben ,  so  kann  an  I>e- 
stimmte  Gerichtshöfe  appellirt  werden. 

XU,  Vereine,  welche  das  Zeugniss  durch  Betrug  i>d«a 
In-thum  erhalten  haben,  für  einen    ungesetzmässi^  2^«^! 
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der  gar  nicht  mehr  existiren,  oder  eine  Bestinimung  des  Gc- 
etzes.  nachdem  der  Refristrar  sie  gewarnt  hatte,  verletzen, 
ifinnen  vom  ReRistrar  mit  Genehmigunp  des  Ministeriums,  auf- 
:ehoben  werden.  Eine  Aufhebung  kann  auch  auf  Wunsch 
ler  Vereine  geschehen. 

XIV.    Die  wichtigsten  l'flichten  der  eingeschriebenen 
üilfekassen  sind  1.  die  Einsendung  eines  Ausweises  über  die 
lesammten  Einnahmen    und    Ausgaben  sowie  über  das  Ver- 
mfigen  derselben  fQr  jedes  Jahr.     Die  Ausgaben  mOssen  ge- 
trennt nach  den  verschiedenen    Zweclien   aufgeführt   werden. 
Mit  eingesandt  soll  der  Bericht  des  Revisors  werden,  wenn  ein 
lolcber  gemacht  worden  ist.     Der  Revisor  soll  entweder  ein 
v«n  Stiate  ernannter  Beamter  sein ,  oder  eine  Peison.  deren 
^una,  Stand  und  Adresse  angegeben  sein  niuss.    2.  Alle  fünf 
Jihre  Kinsendung  einer  Krankheits-  und  Mortalitiltsstatistik 
3.  A1!e  fünf  Jahre   Einsendunp   eines   Berichtes    über  die  ge- 
Hmmte  tinanzielle  Lage.    Die  Kasse  kann  denselben  entweder 
MÜbst  anfertigen  lassen  und  muss  in  diesem  Falle  den  Namen 
und  Stand  des  Kalkulators  (valuer)  angeben,  oder  sie  Qber- 
Mndet  die  Materialien  an  den  Registrai',  worauf  dieser  sie  einem 
Akto&r  flbergiebt.    4.  Jede  Kasse  muss  jeder  Person,   welche 
u  den  Vermögensverhaltnissen  dei-eellien  interessirt  ist,  einen 
Einblick  in  ihre  Bücher  gestatten,  ausgenommen  in  das  Dar- 
Idenskonto  eines  Mitgliedes,    ij.  jeder  Person,  welche  darum 
bittet,  einem  Abdruck  des  letzten  Jahresberichtes  einhündigen 
md  6.  eine  Kopie  des  letzten  Jahresberichtes,  der  letzten  Bi- 
bnz  mit  dem  Berichte  über   ihre   Zahlungsi^higkeit  oder  Un- 
fihi>!keit  in  dem  Bureau  der  Kasse  aufliilngen. 

Die  Auszahlung  des  Begräbnissgeldes  ist  verboten,  wenn 
liebt  das  Zeugniss  des  Civilstandsheamten  vorgelegt  wird. 

Jrtles  Vergehen  gegen  diese  Bestinmiungen  kann  auf  An- 
trw  hertraft  werden.    (Vei-gleiche  XXXII.) 

XV,  Eingeschriebene  Hilfskassen  haben  folgende  Privi- 
legien: 1.  Sie  sind  frei  von  der  Wirkung  der  Corresponding 
Sodeties  Act  und  der  Seditious  .Nieetings  Act,  2.  fiei  von 
StcmpelfrebQhren  in  bestimmten  Fällen.  S.  Mitglieder  dürfen 
«ne  Person  ernennen,  welcher  sie  bei  ihrem  Tode  eine  Geld- 
ranine  bis  zu  50  ü^  zuwenden  wollen.  4.  Beim  Tode  eines 
intestat  Gestorbenen  darf  eine  50  Z  nicht  übersteigende  Summe 
■n  eine  Person  ausgezahlt  werden,  welche  den  Treuhändern  die 
uduten  Ansprüche  zu  haben  scheint,  ohne  dass  eine  gerichtliche 
Enoichtigung  vorliegt  5.  Im  Falle  ein  Trustee  abwesend  etc. 
itt,  darf  der  Registrar  das  in  der  Bank  von  England  oder  Ir- 
Uod  luf  den  Namen  desselben  stehende  Vermögen  auf  den 
Sunen  uiderer  Treuhänder  schreiben  lassen.  6.  Hilfskassen 
hilKn  ein  Vorrecht  auf  das  Vermögen  bankerotter,  gestorbener 
Treuhüder.  7.  Mitglieder  zwischen  16  und  21  Jahren  dürfen 
Mitglied«  im  Vereins  werden,  aber  keine  Stellung  als  Beamte 
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bekleiden.  8.  Doch  dürfen  Kassen,  deren  Mitglieder  aoBBcblieBs- 
lich  aus  Personen  zwischen  3  und  16  Jahren  bestehen,  eich 
unter  diesem  Gesetze  einschreiben  lassen. 

XVI.  Die  Hilfskassen  dürfen  ihrVermögen  anlegen: 
1.  in  Postsparkassen  und  Trustee  Savings  Banks,  welche  unter 
dem  Gesetze  von  1863  eingeschrieben  sind ;  2.  in  Staatspapiereo; 
3.  bei  der  StaatsschuldeDverwaltung;  4,  in  Land  und  Gebäuden; 
5.  in  irgend  einer  andern  von  den  Statuten  vorgeschriebenoi 
Weise,  ausgenommen  auf  persönliche  Sicherheit  —  Die  Treo- 
hander  haben  im  Falle  eines  Defizits  nur  solche  Summen  n 
ersetzen,  welche  sie  erbalten  haben. 

XVII.  DieStaatsschuldenverwaltung  gewährt tUei 
künftigen  Vereinen  einen  Zinssatz  von  2  d.  "la  und  Tag,  aDn 
vor  dem  28.  Juli  1828  ß:e^ündeten  für  Versicbeningen,  wekbe 
bis  zum  23.  Juli  1855  abgeschlossen  wurden,  3  d.  %  und  Tig, 
und  allen  zwischeu  dem  28.  Juli  1828  und  dem  15.  Aogod 
1850  gegi'tlndeten  für  Versicherungen,  welche  bis  zum23.JiK 
1855  abgeschlossen  wurden,  2Vi  "U  und  Tag.  Es  folgen  dii 
früheren  Bestimmungen  über  die  Einsendung  der  Berichte  aa 
die  Verwaltung  und  die  Deponirung  von  Geld  seitens  ulefatt 
Kassen,  welche  Geld  herausgenommen  haben. 

XVIII.  Es  ist  unter  gewissen  Bedingungen  erlaubt,  eiiteB 
Mitgliede,  welches  ein  Jahr  lang  Mitglied  gewesen  ist,  one 
Summe,  welche  die  Hälfte  der  auf  den  Tod  versicherten  Siunnn 
nicht  übersteigen  darf,  zu  leihen. 

Es  darf  eine  Darlehnskasse  für  den  Nutzen  der  )Gt> 
glieder  mit  der  Hilfskasse  verbunden  werden. 

XX.  Jeder  Kassenbeamte  muss  Kaution  stellet, 
und  von  Zeit  zu  Zeit  Rechenschaft  ablegen. 

XXII.  Alle  Klagen  sollen  so  geschlichtet  werden,  wie 
die  Statuten  vorschreiben;  die  Mitglieder  dürfen  sie  auch  vor, 
den  Registrar  bringen. 

XXIII.  Auf  den  Wunsch  eines  Fünftels  der  Mitglieder 
einer  Hilfskasse,  von  100  MitRüedem  eines  10000  Perww« 
starken  Vereines;  von  500  Mitgliedern  eines  mehr  als  lOOOO 
Personen  starken  Vereines  dürfen  die  Kegistrars  1.  Inspek- 
toren ernennen,  denen  alle  Bücher  vorgelegt  werden  mOssen, 
und  welche  die  Beamten  eidlich  vernehmen  dürfen ;  2.  eine 
Versanimlun^  zusammenberufen,  und  bestimmen,  welche  An* 
gelegenheiten  zur  Sprache  kommen  sollen.  Jedoch  muss  d^ 
Kegistrnr  gezeigt  werden,  dass  die  Mit;;lieder  hinmcbendcn 
Anlass  haben;  die  letzteren  niUssen  auf  Wunsch  des  Registran 
zur  Bestreitung  der  Untersuchung  Vorscliuss  leisten.  Im  Fall« 
eines  affiliirten  Vereines  muss  die  CentralbehÖrde  dess^bn 
ihre  Zustimmung  zur  Untersuchung  geben. 

XXV.  Eine  Hilfskasse  darf  sich  auflösen,  wenn  eil 
in  den  Statuten  bestimmtes,  die  Auflösung  tixirendes  Fr^guifg  ^ 
eingetreten  ist,  und  auf  Beschluss  von  fünf  Sechsteln  aller  Kj^  ,i 
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{lieder  etc.  Ein  Zweigverein  muss  die  ZustimmuD^  der  Cen- 
■nlbehörde  h&ben.  Sie  kann  auch  durch  den  Chief  Eegistrar 
and  die  Assistant  Registran  aufgelöst  veiden,  wenn  sich  ein 
FSnftel  aller  Mitglieder  etc.  (cfr.  !;  XXIII)  an  Bie  wendet. 

XXVII.    Die  höchste  Summe,  welche  von  einer  Hilfs- 
tane  veTsichert  werden  darf,  ist  200  £ ,  die  höchste  Rente 

XXVllI.  Beim  Tode  eines  vereicherten  Kindes  unter 
äJ&hren  darf  von  mehreren  Kassen  oder  Versicheningspesell- 
ithiflen  zusammen  nicht  mehr  als  6  £^  beim  Tode  eines  Kindes 
■nter  10  Jahren  nicht  mehr  alij  10^  ausgezahlt  werden. 
Kt  äomme  darf  nur  den  Kitern  oder  den  Vertretern  auf  das 
Zäwniss  eines  Civilstandsheamten  ausbezahlt  werden.  Der 
Gfilstandsbeamte  hat  auf  dem  Zeugniss  den  Namen  der  Kasse, 
TOB  velcher  die  Zahlung  verlang  wird  und  die  verlangte 
gimiDe  BuEEuzeichnen. 

Der  Civilstandsbeamte  dai-f  ein  Zeujiniss  oder  mehrere 
Intgntsse  nur  ertheilen,  wenn  der  Gesanimtbetrag  nicht  mehr 
A  die  im  Oet^etze  voi^esehene  Summe  betrügt,  und  wenn  ihm 
teZeugniss  eines  Arztes  oder  Coroners  Aber  die  gewisse  oder 
fdneheinliche  Todesursache  vorliegt.  Zuwiderhandelnde 
KuHobeamten  werden  bestraft. 

XXIX.  Ueber  Vereine  mit  Zweigen  bestimmt  das 
GcKtz  Folgendes.  Dem  Gesuch  um  Hegistration  muss  heige- 
flgtseiii  1.  eine  Liste  sämmtlicher  Zweige;  2.  die  Namen  der 
Trahäader  und  Beamten  der  Zweige ,  im  Falle  dies^elben 
Ui^  dürfen;  3.  die  Statuten  jedes  Zweiges,  im  Falle  die- 
idlieii  nicht  mit  denjenigen  aller  andern  Zweige  Qberein- 
l&imeo.  Jede  Kasse  mit  Zweigen,  welche  ein  gemeini^ames 
Termieen  besitzt,  kann  als  eine  Gesellschaft  registrirt  werden. 

XXX.  FUr  Kassen,  welche  Sammler  lieschilftigen, 
(flttn  folgende  Beptimmungen.     1.   Den  Mitgliedern  müssen 

'■  Sbtaten  und  Policen  eingehändigt  werden.  2.  Sie  müssen  be- 
:  luhricbtigt  werden,  ehe  ihre  Police  verfällt.  3.  Niemand  darf 
'l  rine  snne  schriftlich  gegebene  Zustimmung  auf  eine  andere 
I  KuK  oder  Gesellschaft  übertragen  werden.  4.  Kein  Kollektor 
liliif  Mitglied  des  Vei-waltungsrathes  sein,  oder  .5.  in  einer 
t^erjunmlung  stimmen.    6.  Wenigstens  eine  Versanmdung  muss 

giriitb  ^halten  werden,  zu  welcher  7.  die  Mitglieder  schrift- 
h  eiDfKladen  werden  müssen.  8.  Ein  Abdruck  der  Bilanz 
■t  wa  7  Tige  vor  der  Versammlung  zur  allgemeinen  Kenntniss- 
V MhiDt  in  den  Geschftftsr&umen  ntfen  liegen.  9.  Der  Jalircs- 
rVricht  muBS  von  einem  öUentlitlien  Revisnr,  der  nicht  Be- 
4  unter  rier  Kasse  ist,  unterschrieben  sein.  10.  Bei  jeder  Strei- 
{ ti^keit.  auch  wenn  die  Statuten  es  verbieten,  darf  ein  Mitglied 
..  :|  Wi  in  den  County  Court  und  den  Friedensrichter  de.«  L)i?trik- 
'.^X  ta  veoden,  in  welchem  es  wohnt.  Das  SlininKm  durch  Stell- 
'Jwtraw  ist  gestattet. 
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XXXI.  Die  Prämii 
kasse  sind  als  Schul 
könneQ  in  dem  Grafscbaf 

XXXII.  Die  Stra 
zu  50  if.  Für  f^ewöhnli 
5  £  vorgesehen  (für  Nii 

Gleit^h  nach  Eilass 
Ausführung  des  Gesetze 
dem  27.  Februar  1875  i 
selbe  hatte  die  Geschäft 
Pvatt's  in termis tisch  ver 
nisteiiums  einannt  word 
dete,  wurde  am  13.  Au( 
Die  Stelle  dei-  Assistant 
für  England,  A.  Ander» 
fUr  Irland '). 

Das  Ministerium  hi 
und  Kalkulatoren  zur  B 
nennen.  Schon  im  Jah: 
soren  ernannt.  Es  war 
ordnungSRewalt  für  Ausf 
Die  Verordnungen,  welc 
zogen  sich  auf  das  rein 
Centralbehörde  und  Hilfs 
eine  Kommission  von  AI 
Formulare  für  den  Jährt 
t)lt£slatistik  und  den  fu 
fUr  den  Fall,  dass  die  K 
nete  oder  berechnen  lic 
werthen  Prämien tabellen 
für  die  Revisoren  und  I 
Dieselbe  erledigte  ihre 
ligkeit. 

Am  9.  Juni  1876 
'W.  Sutton  wurde  zum  1 
nun  aus  12  Personen  bes 
noch  um  einige  vermehr 

Damit  war  endlich 
welche  alle  Freunde  deE 
langt  hatten,  die,  immei 
der  Massen  und  zuletzt 
gescheitert  war.  —  Und 


bis  139.  Die  KommieBion  b 
Daten,  S.  142.  Die  Milslied 
Hardy,  Alexander  J.  FJDlaisa 
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»af  das  umfaDßretche ')  Gesetz  nei-fen,  dessen  starke  und 
schwache  Seiten  so  klar  vor  uns  liegen.  Wie  die  Enqu€te  in 
einer  fTrossen,  gründlichen  und  freien  Weise  geleitet  wurden 
«ar,  so  vereinigte  das  Gesetz  alle  werthvollen  gesetzlichen 
BeBtimmunpen  einer  mehr  als  achtzigjährigen  Gesetzgebung, 
ud  benutzte  es  alle  gesunden  Anregungen  iler  letzten  zwei 
]ibTz«hnte,  unhekQmmert  um  alle  Partoidoktrinon. 

Die  fünf  bedeutendsten  Neuerungen  sind:  die  Reform  der 
Centralbehörde.  welche  wirksamer  als  früher  ihres  Amtes  walten 
bnn,  aber  jedenfalls  in  grosser  Abhängigkeit  vom  Ministerium 
tteht;  das  Netz  von  gesetzlichen  I{eRtimniiiiig<-n,  welche  den 
ptlichlverpessenen  Beamten  dt'r  Landesvereine  nnd  grossen  lle- 
gräbnisskassen  ein  Durchschlüpfen  schwerer  macht;  die  ein- 
ttiiche  Anpassung  an  die  cigentliUmlit-hen  Uedürfnisse  der 
Aibdlorden,  insbesondere  die  Möglichkeit,  die  Zweige  unter 
ilm^ere  Zucht  zu  nehmen;  die  Einsvt/ung  von  Inspektoren: 
fit  trlaubniss  unter  massvollen  Bedingungen  theileude  Ver- 
dne  und  Hilfskassen,  mit  welchen  Darlehenskassen  verbunden 
Dtd.  registriren  zu  können, 

Zweifellos  hat  Sir  Staftiml  Northcote  durch  diese  Massregel 
in  Dank  seines  Landes  verdient.  Aber  sein  Werk  hat  grosse 
UneeL  Nach  wie  vor  wei-don  die  unregistrirtcn  Vereine  nebi-n 
dnänfEeschrieheneii  existiren.  Nach  wie  vor  werden  die  Prilmieii- 
tibdlen  von  Unkundicren  gewühlt  oder  gar  aufgestvllt  werden  und 
TitltB  Vereinen  den  Untergang  bereiten.  Nach  wie  vor  wird  die 
HtjoriUt  aller  Hilfskassen  ihren  alten  Dang  weiter  gehen. 
Do»  fOr  alle  Mangel  kennt  diis  Gesetü  von  1875  nur  die  rüi-k- 
Bchtülwe  üeffentlichkeit,  mit  welcher  die  Hilfskassen  ihre 
pan  Verwaltung  hlo^slegen  müssen.  Man  ging  von  der  An- 
üAl  lus,  dass  eine  gute  Verwaltung  viele  Mängel  einer  PrA- 
iiientihelle  ab.'ichw&L'hen  könnte  und  die  Kassen  durch  die 
EriRhDisse  der  Berichte  und  Schätzungen  aufgeklärt  und  iu 
te  richtigen  Bahi;en  geleitet  würden.  Wenn  es  inäglicli  wäi-e, 
E  iDe  Vereine  zur  Unterwerfung  unter  die  vorgeschriebenen  Be- 
I  damongen  zu  zwingen,  dann  möchten  sich  die  Absichten  des 
hdamentes  erreichen  la-^^en,  aber  es  machen  auch  jetzt  nur 
Wistens  5U— 60  %  aller    Hilfckassen    jährliche  Berichte*). 

■l  El  Dimint  in  den  Public  Uencrol  Statutes  mphr  sIb  40  Seiten  ein. 

'lim  Jahre  1^6  eriiielt  der  Itcgistrsr  11  282  jährliche  Berichte 
.ff-llBTti,  enchienen  iHll:  Ü.  n  <m  Jahre  1W7  wurden  2.52.14  For- 
■<■(  kumcbrieben,  es  liefen  nur  12  Sr.8  Berichte  ein  ili.  R.  1877;  S. )',). 
milkt  liTib  waren  ei  noch  weniger,  nur  12 271)  (I!.  R.  Is78;  S.  CA  Im 
Mit  l^batmK  die  Zahl  12300.  Von  diesen  musstcn  'JOOiS  als  unt;enagende 
Mdte  miodtseacbidit  werden  (R.  R.  1»79:  S.  B  und  !)|.  Im  Jahre  IfttU 
M  rieb  tie  Z&l  auf  12  943  iR.  R.  18^0;  S.  10).  FUr  dus  Jahr  1881  ist 
■^M^kciii«  Zahl  niginglich.  Der  Registrar  hericbtet  nur,  dsas  2287 
■"'■ilwUekt  werden  muitten  (R.  R.  1881;  S.  17).   Wie  iimn  siebt,  giebt 

die  Re^traturbehOrde  die  «röaste  Mähe,    die  geBeltlichcn  Destim- 

-~   '     '     '"  Leider  reicht  ihre  Macht  nirht   tehr  weit.     I>ie 
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Auf  der  Ausbreitung  und  der  allmählichen  Verroltlioniinnang 
der  Orden,  auf  der  Verdrängung  und  Aufsaugung  der  altes 
Hilfskassen  beruht  daher  zum  grossen  Theile  das  Ged^hen 
des  Arbeitervei-sicherungsweaens,  weniger  auf  der  Güte  der  Ge- 
setzgebung. Wenn  die  Königliche  Kommission  auf  die  Ordeo, 
besonders  die  Odd  Fellows  und  Foresters  so  grosses  Vertrauea 
setzte,  so  hat  sie  Recht  daran  gethan.  Die  reicheren  Klaasen 
haben  keine  Institution  geschahen,  deren  Verwaltung  sich  ut 
Intelligenz,  Klugheit  und  Thatkraft  mit  der  Leitung  der  grosBea 
Arbeiterorden  vergleichen  kann ').     Wenn  nir  nun  weiter  e^ 


Kassen,  denen  es  um  den  Fortschritt  xa  tbun  ist,  nird  von  der  gewiMM- 
haften  und  von  hohem  Pflichtbevusatsem  ertUlllen  RegisintorbehOrds  tOa 
Hilfe  EU  Theil.  Sie  Beibat  wird  von  den  Beamten  als  Urden  kriflig  untvi. 
stutzt.  Insbesondere  erwähnt  der  Chief  Hegistror  die  Hilfe  von  Sioatf 
ShawcroBS,  dem  energischen  Generalsekretär  der  Foresters-  Der  Cidif 
K^strar  belanpit  jedes  Jahr  eine  Reihe  von  Hilfskassen  gerichtlich,  iv 
erstreckt  sich  nach  dem  Geständnisse  dieses  Beamten  die  Wirlnuig  ehr 
VenirtheiluDg  nur  aof  die  nächste  DmKegend,  Earl  Nelson  Teranliula  tt 
Einsendung  eines  Berichtes  Qber  die  Z^l  der  Hilfskassen,  welche  bin 
Berii^te  machen.  Dieses  Schriftstück  ist  dem  House  of  Lords  voijete 
worden  und  befindet  sieb  in  der  Bibliothek  des  Überbanaes,  ,ilw  ii 
Folge  seines  Umfanges  soll  es  nicht  wahrscheinlich  sein,  dan  !■ 
Unterhaus  ihn  drucken  ISsst."    (R.  R.  1880;  S.  10.) 

Die  Zahl  der  Berichte  Über  die  Krankheits-  und  MortftliUtuliti«k 
bat  in  erfreulicher  Weiee  zugenommen.  Wir  rekapituUrea  eisig«  ilto 
Zahlen  nnd  stellen  die  letzten  daneben. 

Ueber  das  Jahrfünft  185-^-60  liegen  4797  Berichte  vor 

1860-6-1      -      7917 

186-'i— 70      -       7391 

1870-75      -      8907 

IÖ7.5-80  ■  107.'>5 
Es  würden  noch  taglich  Berichte  eingesendet,  berichtet  der  R.  R.  jlSFl; 
K.  '<).  Von  den  1075')  seien  nur  .5.537  zn  gebrauchen.  Es  idebt  wiedtr  bb 
denken ,  dass  nur  4)i  %  der  Berichte  der  gewöhnlichen  HiUskaHtt  ic^ 
wendet  werden  können,  dagegen  GS"),  der  Orden.  Lehrreich  ist  ncfc 
die  Thatsache,  dass  die  Hiläkasaen  der  südlichen  und  südwestliekeB 
Grafschaften,  wo  der  verrottete  Dorfklub  neben  der  tod  GeiltlidlUt 
und  [ientry  wohlgeleiteten  Hilfskaa^e  steht,  die  besten  ReiDitala 
aufweisen.  So  hat  Ilereford  mehr  als  'i4°.'o.  Herta  mehr  all  38^ 
Dorsetsbire  mehr  als  72"„,  Hampshire  mehr  als  iP,,  brauchbarer Bcridto 
aufm  weisen.  — 

Die  Kinsendung  der  tunijäliTigen  Berichte  über  die  finanzielle     _ 
der  Ge^iellschaft  (Prämienreserveberechnung  —  Ausweis  über  die  "sliliiip 
fähiRkeiti  machte  noch  grossere  Schwierigkeiten.    Es  liefen  im  Uanna  mt 
8398  Berichte  ein,  welche  zum  Theil  nur  den  geringsten  AnsprOehti |»- 
nitgten.     Der  Chief  Itcgialrar  ging  sehr  energisch  vor  und  hob  in  rinirli  | 
Fällen  die  Registnition  auf,  a.ih  aber  bald,  dass  viele  Kassen  wedtTf 
der  Existenz   des  Paragraphen   etwas   wussten,   welcher  ihnen  die  Ein 
düng  einer  Bilanz  auferlegte,  noch  überhaupt  verstanden,  was  eine  Pilah 
reserveberechnung  zu  bedeuten  liabe. 

M  Es  wäre  falsch,  allzu  ide:ile  Vorstellungen  eu  hegen.  Eigiebtip 
viele  Log' 'n  und  Hole,  selbst  der  Foresters,  welche  keine  gradaiileftM 
tafeln  besitzen.  Siebe  z.  11  das  Jahrbui.li  der  Foresters  für  lS82(SirMt« 
of  tlie  Ancient  Order  of  P'oresiers'  Friendly  Society),  in  dem  o>  Cir 
mit  gradnirtco  Prämien  aulaetUlirt  sind.  —  Neben  dem  Dmetaijjf 
dieser  Orden  vierteljährige  Berichte  fQaarterlj  Bept^rts)  on^ti^^, |,. 
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im,  daas  die  patronisirten  Vereine  auf  gesunder  finanzieller 
iniUage  beruhen,  <lass  den  Landesvereinen  und  Be^bniss- 
oen  der  Betrag  erschwert  ist,  dass  es  einzelne  wohlf^e- 
xta  Versicheninfirsfcesellschaften  giebt,  wie  der  ,Prudential*, 
)■  die  Staatsversioheninf;  jetzt  zu  grosser  Hoffnung  berechtigt, 
d  ein  zwar  noch  sehr  verbesserunfTsbedürftiges  Haftpflicht- 
tetz  erlassen  worden  ist,  -~  die  noch  nicht  erwithnten  Ge- 
M  wird  man  auf  den  folgenden  Seiten  besprochen  finden  — 
am  haben  wir  die  freundlichen  Aussichten  des  Arbeiterver- 
Aerangswesens  besprochen.  Aber  der  Fortschtitt  der  grossen 
iuEC  der  gewöhnlichen  Hilfskassen,  welche  die  Majorität  aller 
IQbkassen  bilden,  hängt  auch  jetzt  noch  von  der  Intelligenz 
■gebildeter  und  nicht  selten  hartnäckiger,  kleiner  Leute  ab. 
In  Verlangen  nach  einer  allgemeinen  Zwangtiversicherung, 
idchn  immer  wieder  laut  wird,  ist  darum  leicht  erklärlich. 

Nur  darf  man  nicht  glauben,  dass  schon  jetzt  alle  Vereine, 
äs  in  ihrer  Reform  arbeiten ,  auch  zuhlungsfilhig  sind.  Die 
Uiuen,  welche  veröffentlicht  worden  sind,  weisen  durchgängig 
ii  Torwiegen  des  Minus  Über  Plus  auf). 

Die  Besprechung  einiger  kleinen  Gesetze,  welche  seit  1875 
iriusen  wurden,  fuhrt  uns  zunächst  zu  den  Orden  zurück. 
)u  Gesetz  von  11^75  wollte  bekanntlich  den  affiliirten  (iesell- 
thtften  mehr  Gewalt  Ober  ihre  Zweige  geben,  sie  zu  einer 
timtcen  Einheit  verbinden.  Das  Gesetz  von  1S55  hatte  die- 
elben  als  isolirte  Gesellschaften  behandelt,  ohne  jedoch  den 
toaiDinenhang  mit  dem  Distrikte  und  deren  Centralausschuss 
1  »rst&ren. 

I^  Umwandlung  der  als  selbstständige  Hilfskassen  registrir- 
«Liwen  und  Höfen  ging  mit  grosser  Schwierigkeit  vor  sich; 
rideZweige  wollten  nichtaafihreSelbstütündigkeit  verzichten  und 
dAtzten  sich  hintpr  dem  schwerfillligen  Mechanismus,  welchen 
bs  Gesetz  von  1875  vorgeschrieben  hatte  ^).  Im  Jahre  1876 
nrde  durch  39  und  40  Vict.  c.  32  eine  vereinfachte  Form  für 
fa  Aufhebung  der  Registration  und  Umwandlung  der  Kasse 
h  dnea  Zweig  gefunden.  Seitdem  ist  dieser  Frozess  rascher 
T«  Statten  gegangen.  Ludlow  giebt  die  Zahl  der  Zweige, 
iddie  sich  unter  dem  Gesetze  von  ISTä  haben  neu  einschrei- 
knlwKn,  auf  70i}8  an.   Da  die  Zahl  sämmtlicher  Zweige  auf 


r   Iteihe   tod  BiUnzea    in  H.  R.  1^7»; 

Q  recht  bedeutend,  obwohl  ein  Prozeot- 
.MiTnl*.  III  Grunde  geletit  wurde. 

^  *)  r\  ICK'  unauDtiDi:  in  some  «.aseB  almost  to  panic  had  been  spread 
■5l'*t*  P"^""  "f  ^^  ordere,  and  more  especially  amoDE  Ibe  Foresters, 
w  n  ngiiteriDB  m  bruii-bei  under  tbe  ncw  Acta  courts  and  lodges 
*mU  Ine  ill  coDtrol  over  their  own  funds.-    li.  It.  l&Tii,  s.  ■^. 
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)  000  geschätzt  wurden,  b 
nigeren  Zusammenhange. 

Auf  dem  Wanderaussc 
iii'de  mitgetheilt,  dass.nui 
eiche  sich  nicht  unter  dei 
ieder  einschreiben  lassen 
hlag,  tlass  alle  Kassen,  v 
3it  als  Zweige  des  Ordeo 
erden  sollten.  Nun  wii-d  ei 
iele  anzustreben;  vor  A 
eiter  die  finanzielle  Solid 
^eise,  dass  reiche  Distrilt 
ogen  unterstutzen.  Reiche! 
id  es  wird  wahrscheinlich 
13  Recht  der  Trennung  t 
lan  werden  kann  >).  Die 
Tanderausschusse  zu  Bir 
ihlossen,  eine  Altersrente 
er  Beitiitt  soll  freiwillig 
^ginnen  und  5  s,  betrage 

Das  Gesetz  42  VicL 
äss  sich  Paragraph  XXX 
ngeschriebene  Kassen,  s 
ir  die  arbeitenden  KlasE 
iirch  Kollektoren  in  einei 
)n  dem  Bureau  derselbei 
ne  Klage  gegen  einen  Z 
rund  des  genannten  Pai 
rhoben,  und  war  hier  si 
siuen  Ansprachen  durchg 

Eine  Frage  welche 
fttte,  wurde  im  Jahre 
)ivided  Parishes  and  Poo 
ict.  c.  61)  entschieden, 
rmenaufseher  einem  Mit 
eichende  Unterstützung  vi 
i-menverwalter  hatten  dit 
en  ganzen  Betrag  in  Bet 
en  Zusatz,  der  zur  Errei 
itzes  nothwendig  war, 
atten  die  wöchentliche  U 
er  Arme,  welcher  einer 
iesem  Falle  vor  den  Ar 
riendly  Society  gewesen 
unkt  Hess  sich  vertheidige 
öchentliche  Untei-stutzunf 

■)  Quu-terly  Report.  July 
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89,9 
123,8 
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LSDCBBI 

LincolD 
Middlei 
Moomo 
Norfoll 
Northa 
Noitbu 
Nottini 
Oxford 
Butlaoi 
Salop . 
Someri 
Staffon 
SuiFolk 
Surrej 
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Sinsex 84,0  ;  Denbigh 38,7 

Warwick 155,4  '  Flint IS« 

WeBtnoretand 62,6  |  Glamorgan 8H,7 

Wiltg 123,1  ,  Merioneth Ty 

Worcester 103,4  '  Montgomery  .  "" 

York -.  -  ..     .     . 

AagleBea 16.5  1  jüg  Gefiammtsamnie  &a  Engl.  19U 

Brecon 62,0  ,  wj-  „JJ 

Cardigan 33,2  ,  "                                   Wlet  11^ 

Carmartheu 88,2  ,  Für  Vereinigtes  EOnigreicfa  .  19],T 

CarDorvon 30,6  , 

Von  grösserer  Bedeutung  war  ein  Bericht,  welcher  auf  Ai- 
trag    des    Viscount    Lymington    dem     Parlamente    Torgelegl 
wurde ')•    Er  betraf  die  Anzahl  der  männlichen  Annen  ia  da 
englischen    Aimenhäusein    (Indoor  Adult  Male  Paupeis).   i 
576  ArmODhäusem  befanden   sich  Anne  dieser  Kat^piriai.ä 
71    nicht.    Die   Gesamnitzahl    derselben  betrug    11304  V« 
diesen  waren  7391    entweder  ausgetreten    (wegen    Vemift^ 
oder   wegen   Nichtzahlung   der  Beiträge   ausgestossen  wordei, 
3913  hatten  einem    Vereine    angehört,    welcher  zusunmeogt- 
brechen   war.    Von  diesen  3913  waren 
1720  weniger  als  10  Jahre  Mitglieder  gewesen, 
1026  mehr  als  10  und  weniger  als  20  Jahre  Mitglieder  gewesoi, 
612     -        -  20    -         -         -   30     - 
555     -        -  30  Jahre  Mitglieder  gewesen.  — 

Das  Jahr  1880  ist  ein  Markstein  in  der  Geschichte  km 
englischen  Arbeiterversicherungswesens.  Man  wird  eich  K^ 
innern,  dass  einige  Hilfskassen  vei'suchten,  invalide  Mit^fldac 
und  deren  Wittwen  und  Waisen  zu  versorgen.  Aber  es  stcOta 
sich  immer  mehr  heraus,  dass  die  Arbeiter  nicht  im  StnÄa 
waren,  die  Kosten  der  Unfall vei'sichevung  zu  tragen,  Dia 
Unternehmer  hatten  ja  auch  zu  den  bestehenden  UnfallkuHK 
bedeutende  Zuschüsse  geleistet.  Der  Gegenstand  beschSftel* 
das  Parlament  verschiedene  Male  in  der  zweiten  Hftlfte  Mi^ 
sieben^iger  Jahre,  ohne  dass  ein  Etgebniss  erzielt  wmdna 
wäre.  Die  Arbeiter  beschuldigten  die  konservative  Partei,  StM 
Versprechungen  gebrochen  zu  haben.  Jedenfalls  haben  EM  in 
Jahre  1880  das  Kabinet  Lord  Beaconfield's  seine  Lauheit  (ää 
phnden  lassen.     Bald  nach  dem  Einzug  in  Westminster  »iiiJM 


■]  Wir  haben  in  vorigeD  Kapitel  Ruegefülirt,  dasB  derarti|B  BaJd 
uns  keinen  grossen  Werlh  zu  haben  Echeinen.  Kt  wäreo  viel  emfteA 
Unterauihungen  nüthig,  um  den  echädiuendeD  Einflusa  der  ITilftiiiiM 
berechnen.    Wir  kOnnen  daher  auch  nicht  dem  Chief  R^^iatrarb) 

wenn  er  berechnet,  dass  nur  0,097%  aller  Mitglieder  von  Hil&l 

radezu  Proletarier  geworden  seien.  Vor  Allem  ist  die  Baeia  I^UT  V, 
gleichun^'  nicht  richtig.  Um  den  Prozeutsals  genan  n  bestimiBeD ,  ■!■ 
er  nicht  die  Zahl  der  heutigen  Mitglieder,  sondern  die  Zahlen  iaK 
jilleiler  der  Jahre  heranziehen,  in  denen  sie  in  die  Hiliskauen  (ügrM 
sind.    K.  H.  1881,  S.  ><  S. 
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■  Entwurf  eines  Haftpflichl^e- 
Energie  Gladstone's  auch  zum 
Arbeiterfreunde  hatten,  wie  so 
naterielle  Interessen  und  jurls- 
irird  man  leicht  verstehen  und 
r  Weniges  sagen.  Die  Juristen 
ISS  der  Untemehmer  fUr  einen 
Dritten  zustiesse,  dass  er  aber 
iner  Entschädigung  verpflichtet 
in  standen  sich  zwei  wider- 
enUber.  Nach  der  einen  sollte 
n  und  Unfälle  haftbar  sein,  die 
itte.  die  Anhänger  der  anderen 
geschädigten  Personen  gegen- 
)rtlich  machen.     Die  von  der 

einen  Mittelweg  ein.  Als  die 
Regierung    die   Angelegenheit 

ein  Unfallversicheniugssystem 
ng  gebracht.  Gladstone  zeigte 
t  abgeneigt,  aber  die  G^ner 
tinen  befriedigenden  Plan  vor. 
de  der  Session  angenommen  *). 
:t  (43  und  44  Vict.  c.  42)  be- 
fr  fQr  Körperbeschädigungen 
i-erden  durch  einen  Mangel  in 
m,  durch  die  Nachlässigkeit 
jn,  welcher  der  Arbeiter  zur 
te,  durch  eine  Handlung  oder 
iaste  des  UntemehmeTS,  wenn 
n  Uebereinstimmung  mit  einer 
Ordnung  steht,  oder  durch  die 
I  Dienste  des  Unternehmers, 
le.  Weichen  u.  s.  w.  hat,  unter 

Forderung  auf  Schadenersatz 
ieser  Bestimmung  und  in  dem 
;her  Arbeitsverträge  für  nich- 
er  auf  die  Anwendung  des  Ge- 
lie  Fehler  des  Gesetzes.    Seit 

der  englischen  Gewerkvereine 
z  einzubringen,  bis  jetzt  ohne 

rty  Act',  1882,  (45  und  46  Vict 
n  Frau  das  Recht  zu  erwerben, 
erpäichtungen  einzugehen,  hat 


ind  95. 

ul    Trades  UDion  CongresB.   1383. 

kftpflichtgesetzea  illDBUirende 
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in  Gesetz  zu  Stande  (45/46 
kt  auf  die  Hilfekassen  bezog, 
am  schwersten  empfundenen 
Dg  der  Erankheits-  und  Mor- 
-  Aktuar  der  CentralbehÖrde 
eichend  zur  Aufstellung  von 
ägliche  Bestimmung  des  6e- 
zehoben  *).  Wir  dürfen  nun- 
hörde  aus  dem  ungeheueren 
Mortalitätsstatistik  schaffen 
itirt,  und  dass  nunmehr  eine 
erben    und   Orten  geordnete 


leschicht« 

der  Hilfckassen  zu 

noch  ein 

kuner  Blick   auf 

wir  den  Betrag  der  Summen, 

en  während  dieser  Periode  in 

erwaltung 

waren,  Boweit  wir 

zen  zu  erhalten»).     Die  An- 

blt  überall 

Der  Oea&mmtbelnw 

aller  TOn  Anfang  an 

eingezahlten  Gelder. 

«  X    .    . 

.     6045683  £ 

flif 

.    6348019  St') 

0  X 

.    6360731  it') 

13  le 

.    6462148  if») 

<iie 

.    6575656  jj") 

.2  * 

.    6711282  4") 

15* 

.    6849709  £') 

:7  * 

.     6985118  if>) 

5  iP 

.    7106389iP") 

JUS  der  Hilfskassen  durch  die 
?olge  der  wiederholten  Redu- 

bte  einen  Auszug  auB  der  K.-  nnd 
-65,  1865-70  und  1870-75  unter 
t  RetuniB  for  1855-60  etc.,  fforiD 
"er,  leicht«r,  vetteransseseizter  und 
i  Grande  gelegt  ist. 


V  ZiiUTerlDBt  der   Staatgscliulden- 
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nng  des  ZiDsfusses  —  ii 
75  —  immer  weniger  R 
h  Dach  lohneDderen  Aula 
ren  dea  altea  Kassen;  d 
ihr  zusammen ;  der  Zuäusi 
ben  nur  einige  Beweise, 
mber  1872  entfielen  aul 
•26  563  £,  auf  Kassen,  w 
Die  Summe  6360731 
sammeo  aus  5G80609  £ 
2  d. 

Es  ist  leider  nicht  mel 
Bsen  anzugeben,  welche  ] 
,nk  TOD  England  machen. 
.  Nov.  1871. 

Danach  besassen 

7  Hilfskassen  mit  einem  Z 
3  „  „       « 

0  Hiliskassen  mit  einem  Zi 

3  n  „  « 

Von  den  303  waren  je 
n  330  enthalten,  da  sie  ai 
jse  angelegt  hatten. 

11 500  Hilfskassen  hatte 

den  Sparhanken. 

Die  Lage  des  Geldmi 
ibenziger  Jahre  brachte  < 
iigendem  Maasse  Einlage 
gleich  dieselben  einen  -v 
n  Prämienberechnungen 
.  Ludlow  nennt  sie  in  c 
lin-traps'  der  Friendly  So 

Postsparkassen  Einlagen 

1877  1878  187! 

253  275  4S'i 

Da  die  offiziellen  Zahlt 
nnen  die  von  den  Mitgl 
here  Bedeutung,  so  dfirl 
id. 
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Eioe  ganz  aodere  Gnippii-ung  im  Jahre  If^TS  *) 


IihI-IiihIii    .....-■■   ■J_        Ui 

beuuRi 1010-i 

!)(^a  beschAftigende    ....  29 

Tstnie  mit  Zweigen l'Mi 


WiUÄUJge  Gesellsch&rten .   .  . 
gAohagi-     und     liilduuBSTer-  i 

ein 

Bpntoi  4iitoriBtTte  Vereine.   . 
U  »f  wBgeMndte  Berichte  . 


{■Siuen 12im  46^17.'.        12148609 

li  SAoitluid  nwöhnl.  HilfBlt.  .  li  407  ,       äl7  4.).'>  ,  T,(ih80ä 

T«iM  mit  Zweiga»^  .   .   .   .  J  143  _     51 820  |  101 5K 

hSdiottUDd |[  .}d0  .5'I9Sr75  I  6673f>6 

Iilrimd il  SSI  42551  i  151824 

b  Tffanigteii  Königreich  -   -  -  I  l-^^l"!  '>:J04001  130«i7T90 

Ans  diesen  panz  nngenUfieDden  Ausweisen  ist  wenigstens 
a  eisehen,  da&s  die  f^ewöhntichen  Hilfskassen  noch  immer 
die  Majorität  aller  Hilfskassen  ausmaclieD.  die  grösste  Mit- 
füederzahl  haben  und  das  bedeutendste  VermÖReD  besitzen. 

Bei  der  Wichtigkeit,  welche  die  beiden  Oiden  besitzen, 
it  es  Tohl  angezeigt,  die  finanzielle  Lage  derselben  darzu- 
legeo.    Zudem  sind  diese  Zahlen  allein  verlilsslich. 

Die  Zahl  der  Mitglieder  der  )t.  U.  am  I.  Januar  1883') 
«11565358. 

Die  Kranken-  und  Begrilbnisskasse  des  Ordens 
bitte  Ende  1881  ein  Vermögen  von  .    .    .    .    5043277  £ 

i  KeWittweo-  and  Waisenkasse 217050  ^ 

Ke  JngendTereine 19  279  Ji? 

,  ffolilüiitigkeitsfoncis 7775  i? 

-.  Andere  Kassen ._    ._         4508  i" 

■ Im"  Ganzen    5291890  .^ 

'I  .1.  &  P.  1880.  Vol.  LXVIII.  S.  285.  300,  309. 

'Ifjuit^y  Beport.  Jnlj  1^83.  S.  24  und  16.  Der  Orden  eiebt 
MMr  dem  Bericbte  noch  eine  periodische  Schrift,  dua  ,Oddfello«g'  Mi^a- 
^hcrui^  weiche*  bin  in  dieses  Jahr  hinein  von  Hardwich,  dem  verdienten 
■nMv  eiDM  Handbucbet  des  HitbkaBsenwesens,  berauseeceben  wurde. 
«I  Jihrtineh,  welchas,  wie  daajeni)te  der  Poresters,  .Adressen  der  Logen, 
fillrikte,  Beamten  und  Ehremnitalieder  etc.  pikbe,  exiatirt  unseres  Wissena 
'»r  «t  M.  U.  iddit 
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IX. 
Rückblick  nnd  Aasblick. 


Wu  hat  das  englische  Arbeiterversicheningswesen  ge- 
lt? Befragen  wir  einmal  die  Aasweise  Qber  die  Armen- 
Mht.  Das  Nationalvennßgen  hat  seit  dem  Anfang  dieses 
'eits  in  fiberrascfaender  Weise  zugenommen.  Die 
welche  die  Basis  zur  Veranlagung  der  Armensteuer 
hat  sich  in  den  letzten  40  Jahren  mehr  als  ver- 
ttlf^  Die  Annensteuer  hat  sich  nicht  ganz  verdoppelt.  Da 
1  fa— ^..1.«.  ([je  2ahl  der  Einwohner,  welche  Armenunterstützung 
zugenommen  hat ,  wAro  es  durchaus  nicht  unge- 
ntWertigt,  selbst  aus  einer  steigenden  Bew^ung  des  Betrages 
4>  inneiiBteuer   eine  Besserung  der  wirthschafUichen  Lage 


Wenige  Zahlen  werden  genfigen,  um  die  Grundlage  fbr 
AiR  Betrachtungen  zn  gewinnen.     Dieselben  sind  iür  die 
jlJikn  ugegeben,  in  denen  eine  aufsteigende  oder  absteigende 
H  BBtegEDg  rar  Rohe  kommt. 


IB  Jihre  I 


betrog  die  ArmeoBteuar      6;{1T25.>  ji 

4  044  741  £ 

(1840      -  -  -  457696-5  £) 

1848      -  -  0  208037  £ 

1846      -  -  4»54204  £ 

61807M<f 

4939064  £ 

6004244  £ 

n  4M  964  i 

Seit  dieBsm  Jahre  ein  fortwährendes  Steigen, 
lalihn  1862  betrog  die  Armenateuer      6077  927  £ 


I 

J 
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^esichts  solcher  Zahl 
«  englische  Arheite 
labe,  die  arbeitend« 
:her  zu  stellen.    We 

r  Allem  müssen  wi 
Die  Mittel  der  A: 
lin,  um  für  alle 
.glteder  Bind  im  Stai 
igeld  fQr  eine  besd 
langdanemder  oder 
ung  nicht  gross  gern 
,DterstützuDg  OberflQ 
i  im  Stande  gewesei 
len  zu  lassen,  welch 
ihste  Zeit  nach  den 
tglieder  der  Hilfekas 

Fall  Vorsorge  zu  ti 
Bn  sterben.  Aber  nu 
ters-  oder  Invalideni 
mtenka^en,  welche  1 
ersicheruDg  liegt  nor 
Q  und  Waisen  sind  l 
nterstatzuDg  beraub 
kassen  sind  weder  zj 
geben  ein  Reisezeht 
igkeit  wird  in  neni 
:vereinen  betrieben, 
ilfekasse  nicht  hat  g 
te  440  wird  man  ei 
vereinbände  in  6  » 
lose  bezahlt  haben, 
r  niQBs  man  sich  i 

Unterstützungen  du 
'waltung  der  meisten 

liegen  leider  keine 
trag  der  UnterstQtzv 
r  aus  eigenen  Mitti 
e  der  Ehrenmitgiia 
it  kämen.  Aber  es  1 
n.  Im  Jahre  1879  ) 
land  und  Wales  1  * 
'eine,  welche  Samml 
500000  £.  Wenn 
pelte  Anzahl  gewöhi 
ioden  aber  die  seh! 
,  dass  sie  nicht  m 
.    FQr  die  Orden  ii 
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he  die  fUn^ähi-ige 
!D  wollen,  einen  Zusi 
tutionen  der  arbeite 
gstens  äusserlich  df 
leute  und  bekannte  i 
grossen  Aibefterordt 
!,  Gladstnne  zu  ihrei 

Ein  Volk  aber,  def 
:  ^e^en  einander  at 
;  reiche  und  müssi^ 

eigene  Thätigkeitsii 
sun  bestimmen,  eii 
achten  sozialen  Geset 
nente  fehlen.    Es  k; 

predigen,  alle  diese 
Geltung,  auch  wenn 
iln  sozialistischer,  ka 
anden,  der  jenem  ei 
impft. 

Der  Engländer  ist 

noch  immer  nicht  | 
t  geneigter  und  aus 
'sehe  auch  nicht,  c 
erin  der  wohlhaben 
tliche  und  soziale  1 
Geist  der  Gentry  unc 
rhätigkeit  vieler  wol 
tr  als  da^enige  kont: 
iles  Wirken.  Dadui 
n  und  Weib.    Sie  ' 

die  Frau  der  obere 
jng  arbeitet  und  du 
te  des  Mannes  ist. 
iber.  dass  die  engli 

will,  wir  spotten  (j 


■)  Dies  ist  unseres  Era 
•it  des  liildc^iEtes.  Wi 
I  und  Niedrig  beitraien, 
s.  ■  Wie  reiche  (üldei 
iDterballen  die  .M.  V. 
iken  sie  die  HospitAler 
bre  KonereBse  abhalleD , 
licht  den  Festliericht  eii 
(te  im  Septemher  18S:!  i 
l''oresters  auf  dem  King 
ierlicliem  Zutre  in  die  ^ 
erer  Gotteadienat  gehalti 
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rii-  wissen  nicht,  wie  viel  Gutes  sie  wirkt 
änner  und  Fraaen  von  diesem  Geiste  erfiült 
lie    Selbsthilfe   leicht   gedeihen.     Denn  die 

ihr  nicht. 

Erörterungen    ist    es    ebenso   veretandlich, 

der  staatlichen  Zwangsversicherang  immer 
m  wird ,  als  dass  es  vorläufig  nicht  die 
;  auf  Verwirklichung  hat.  Reiche  Völker 
wohlwollender  oberer  Klassen  Das  erreichen, 
r   die    Einsetzung    der    ganzen    Macht   des 

Doch  verkennen  wir  nicht,  dass  sich  in  der 
nglischen    ArbeiterverBicherungs-  und  Spar- 

Tendenz  zeigt,  die  individuelle  Thatigkeit 
-  und  die  Vereinsthatigkeit  durch  die  Staats- 
zen. 

rf  man  hoffen,  dass  die  Staatsversicherung 
r  endlich  die  Fesseln  abgenommen  worden 
Freie  Bewegung  hemmten,  dem  Lande  grosse 
en  wird. 
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Staats-  und  socialwissensohaftliche 
Forschungen 


OnstsT  Schmolle r. 


Fünfter  Band.    Zweites  Heft. 

(■>«  fiiiHD  Btiht  •iDnDdiwuugda*  Hell.) 

T.  Bediker,  Die  UnfBll-Geeetzgebung  dei  enropäbchen  ätaateB. 


Leipzig, 

Verlag  von   Dnncker  &  Hnmblot. 
1884. 
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rSe  rnfallpesetzfiebunp  d.  h.  die  Gesotzpebunfr  in  Be- 
riehmiK  auf  rlie  hei  dem  Betriebe  von  Eisenhahnen.  Berp- 
mheo.  Fabriken  u.  s.  w.  vorkommenden  ^'erletÄunnen  und 
TiiituD^en  «ehört  der  neuesten  Zeit  an.  Der  Entmckelungs- 
pas.  den  diesell>e  in  den  europäischen  Staaten  nimmt,  ist  der, 
im  sie  !*ii-h  von  dem  Boden  des  Privatrechts  mehr  und  mehr 
ntflrt  und  in  die  Sphäre  des  öffentlichen  Kechts  übeiyeht. 

Dieser  Entwickelunpspang  entspricht  din-chaiis  dem  llm- 
Ediwiu^re  der  Ideen,  welcher  sich  in  Bezug  auf  die  der  Gesell- 
wUft  und  dem  Staate  obliegenden  i11ic)iten  gegen  die  arbei- 
tadeo  Klassen  l)ereits  vollzogen  hat-  Auch  dort,  wo  man 
nt  TCTSchAiften  HaftpHichtvorschriften  dem  Bedtlrfniss  abhelfen 
n  kunnen  glaubt,  stellt  man  sich  bereits  auf  den  Boden  des 
tfnithchen  Recht«!,  insofern  man  eine  Haftpflicht  statuirt, 
velfhe  sich  auf  privatrechtlicher  Gnnidla^e  nicht  mehr  kon- 
ttniiren  lilsst.  In  solchem  Falle  wii-d  in  eine  l'rivatrechtsform 
ri«  öffentlich-rechtlicher  Inhalt  gegossen. 

Mit  diesen  Bemerkungen  sind  wir  bereits  mitten  in  die 
Sithe  eingetreten.  Bei  der  Unfallgesetzgebung  handelt  es 
wh  vornehmlich  darum ,  dass  dein  durch  einen  Betriebsunfall 
Vttletzten  oder  seinen  HinterblielM>nen  eine  Entschüdi- 
irnnp  gewiüirt  wird.  Hie  Fragen  der  Vnfallverhtltungs- 
Voischriften .  der  strafrechtlichen  Verfolgung  wegen 
Köipenerletzungen  und  Tftdtungen  bei  UnföUen  koiimien  frei- 
bd  ebenfalls  bei   der  Unfallgesetzgebung    mit    in    Betracht. 

L  An  diese  letzteren  Fragen  wird  indess  in  der  Regel  nicht  ge- 

1  iiAt,  wenn  von  der  Unfallgesetzgebung  die  Rede  ist.  Wir 
ridiessen  dieselben  deshalb  hier  aus  und  werden  sie  später 
Ur  iidegentlich  streifen. 

Ueberblickt  man  die  Lage  der  dem  Vorstehenden  nach 
bochrankten  Gesetzgebung   in  den  euroimiscben  Staaten  im 

CnsBen  und  Ganzen,  so  lassen  sich  die  folgenden  Unterschie<le 

aurlKii: 

Am   vorResehrittensten   in   ihren   Bestrebungen    sind   das 

I)eutscfae  Reich  und  Oesterreich,  welche  nach  den  an 

a  ^)  T.  1.  -  BUitn.  1 
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lie  Oeffeutlichkeit  Belangten  (iesetzentwürfen  ai 
tiner  obligatorischen,  öfTentlicli-rerhtlichen  Unfa 
len  Unfallverletzten  und  deren  Hinterbliebenen  ( 
ieae  Entschädigung  zu  Theil  werden  lassen  well 

Hierauf  folfrt  Italien,  welches  eine  erwe 
■echtiiche  Haftpflicht  der  Betriebsuntemehmer  i 
lusserdeni  aber  mit  staatlicher  UnterxtUI 
)ff  entliehe  Unfa  11  versicherungsall  st  al 
>ei  welcher  sich  die  Unternehmer  gegen  die  Fol; 
[iflicht  versicheiTi  köimen. 

Demnächst  Iconnuen  die  Länder  mit  Gesetzt 
Haftpflicht,  ohne  ii^iend  welche  Fürsoi^e  nach 
rungsseite  hin:  die  Schweiz  und  England. 

Inan^rirt  wunle  die  erweiterte  Hafiptlich 
[ireussische  Eisenbahngesetz  vom  3.  Xovenilier  1 
iinten  —  welches  dem  Unteniehnier ,  wenn  er 
Un&lls  nicht  haft]iflic)itig  sein  wollte .  den  Bewi 
iass  der  Unfall  dmch  höhere  Gewalt  odei'  eigei 
Verletzten  herbeigeführt  sei,  IUeses  auf  der  I"! 
Schuld  des  Unteiiiehmei-s  beleihende  Prinzip  wur 
sich  um  deo  Eisenbahnbetrieb  handelt,  von 
Abemonimen :  soweit  der  Fabrik-  etc.  Bet: 
Lracht  kommt,  bis  jetzt  .nur  von  der  Schweiz, 
licht  so  weit,  aber  immerhin  über  das  zur  Zeit  n 
zewöhqliche  Mass  hinaus. 

Den  Schluss  bilden  endlich  diejenigen  Litnd' 
Jie  Haftitflicht  der  Betriebsuntemebmer  lediglich 
gemeinrechtlichen  Gi-undsittzen  tlber  die  Vi-rtrett 
Vei-schuldcn  hen'orgerufeneu  Verletzungen  beurtl 
[n  Bezug  auf  das  Mass  dieser  Haftung  untei-sch 
Allgemeinen  die  romanischen  Länder,  in  denei 
ies  Code  NajKil^u  gilt,  von  den  gennanisohen  t 
Ländern,  die  in  dieser  Beziehung  mehr  oder  wei 
Boden  des  römischen  Rechts  stehen.  Nach  d* 
!)olto»  haftet  nämlich  der  Betriel>sunternehiiier 
iehen  seiner  Angestellten,  Werkfühver  u.  s.  w. 
sigeoes  Verschulden ;  nach  nlmischem  Rechte  ist 
inr  dann  begründet,  wenn  <lem  Untentehnier  eil 
A^nswahl  der  Pei-sonen  (culita  in  eligendol  nach? 
;len  kann.  Das  frühere  englische  Recht  liess  s 
Haftung  nicht  bestehen  —  andererseits  geht  das  : 
geltende  Deutsche  Haftpflichtgesetz  vom  7.  Jun 
Aber  jene  römisch-rechtliche  HaftiiHicht  hinaus. 

Wird  die  Reihenfolge  umgekehrt  genommen, 

kleinei-e   Nuancen   ausser   Acht   gelas.'H'n.    so  Ir 

Stadien  der  Gesetzgebung  in  die  Krscheinuiuc : 

1.  Behandlung  der  Unfälle  nach  dem  auf  i-öini 

Giiindlage  ruhenden  gemeine«  Rechte.    »» 
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triebsuntemehiner  nur  für  das  ihm  lutchsewieseae  eigene 
Veiwhultlen  tind  das  naohsewifsew  Verschulden  seiner 
Stellvertreter  und  Beauftragten  haftet.  I)ei  deren  Auswahl 
er  es  michjrewiesenenuassen  an  der  iiöthif^en  Sorefalt  hat 
fehlen  lassen:  zur  Zeit  noch  geltendes  Recht  in  Oester- 
reich-XTnRarn.  den  nordischen  Könifireicheu 
und  Kussland  (auch  in  den  Vereiniiiten  Staaten 
von  Nord- Amerika  I. 
2.  Iilentificirunjr  des  Betriehsiuiteniehuit'iii  iiud  seiner  Be- 
auftrj^rten.  so  dass  erstoi'er  auch  filr  die  durch  die  Schuld 
der  letzteren  herheiseftlhilen  ünfsllle  uubodinst  haftet: 
zur  Zeit  noch  celtendes  Recht  in  Deutschland,  und 
in  den  Ländern  des  franziisischen  Rechts  ein- 
schlit>sslich  Holland  und  Italien: 
3-  Krweitt'ruuft  der  Haftiirticht  lilier  die  Ziffer  2  hinaus 
weifen  Schadhaftiiikeit  der  Maschine»  u.  ^.  w.:  Kn<!land: 
oder  fui-  alle  Unfälle,  in  denen  der  rnteniehnier  nicht 
höhere  Gewalt  oder  eigene  Schuld  der  Verletzten  nach- 
weist: Schweiz.  Die  letzte  Alternative  ist  in  Beziehung: 
auf  den  Eiseubahnitetrieh  auch  in  andern  Lilndera 
(Deutschland.  0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  - 1 '  n  ü:  a  r  n )  freltendes 
Recht: 
4.  EmfUhniu},'  einer  staatlich  untei-sttttzten  fakultativen  all- 
UPiiieinen  Ünfallveraichemnj:  der  Arbeiter  mit  dem  Be- 
streiten, eine  erweiterte  llaft])tliclit  dtT  Arbeitiielier 
rinzufllhren:  Italien  (die  französische  rnfallvei-siche- 
runpskasse  vom  Jahre  1868  ist  auf  deni  Papier  stehen 
j.'ehlieben):  eudlich 
5.  Sicherung  der  Arbeiter  gefreu  die  l'oljjen  aller  rnfälle 
durch  obligatorische  Versiclienuit;  bei  iltfentlichen  An- 
stalten :  Gesetzentwürfe  Deutschlands  und 
l)esterreichs. 

hl  den  folgenden  Abschnitten  ist  der  hieniach  in  lie» 
eiropüschen  Staaten  —  mit  Ausnahme  der  hier  weniger  in 
Bebvht  kommenden  Staaten  der  pyrenäischen  Halbinsel  und 
*r  Bilkanstaaten  —  bestehende  Rechtszustantl .  S4'iue  Ent- 
wicbelimg  und  die  weitere  Tendenz  der  <  lesetzirebunji  dar- 
l»l»?t. 

Wenn  nur  die  bei  den  einzelnen  Staaten    niitgetlicilten 
WrsMhlen  verglichen  werden,    so  wird  es  schon  klar,    »if 
to  Yoi^ben  des  einen  Staates  auf  dem  vorliegenden  (ieliieti' 
.  «D  Kchn  in  anderen  Staaten  findet. 

Xamentlich  sind  i*»  das  dentsclic  Haft|irticht^'psetz  vdui 
Jihrp  1871  und  die  l'nfallvei-sii'hermnisvinlai;!'  vom  .laliro 
1881,  wpiche  weithin  Widerhall  fanden.  In  di'n  Vorlajicn  der 
R(?ieniDgen  anderer  Lander,  iu  den  lieset/t-ntwHrfen  der  De- 
potirtps  und  in  den  pariamentarisclii'u  Vcrlianfllungi-n  hi'j;.'i:ncl 

1* 
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nan  nicht  nur  auf  Srbrit' 
ene  Vorarbeiten,  senden 
;elben  verkörperfe'u   Ideen 

Einstweilen  befinden 
Bewegung,  Der  Rechtszi 
licht  über  Nacht  auf  dit 
Anzlicb  veränderten  wirt 
olgenden  Abschnitte  zeigt 
lern  anderen  von  dem  tai 
*ie  sich  neue  Formen  ui 
Sotwickelung  ist  unaufha 
He  Dauer  widersetzen.  I 
ler  Eutwickelungspang  in 

Behandelt  somit  ditse 
ichichte  zum  Theil  bereits 
ingehören  wird,  so  wird 
ler  Ausbildung  dieses  Rec 
)der  von  derselben  unniitti 
Interesse  bieten.  Nach  w 
itein  an  dem  Wege  der  £ 
iie  heute  noch  als  Wegwt 
ttimmt. 
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I.   DentschlABd. 


Du  gemeine  Keeht. 

Das  gemeine  Ci^ilrecht  und  die  von  rliesem  behen-schten 
leatseben  Partikularrechte  gingen  im  Allgemeinen  von  Aera 
hinzip  aus,  daas  für  den  durch  Vorsatz  oder  Narhlitssigkeit 
TCninachten  Schaden  nur  der  unmittelbare  Urheber  veraat- 
iDttlich  zu  machen  sei.  War  der  Schadensstifter  Vertreter 
OBW  dritten  Person,  so  hatte  der  Auftraggeber,  sofern  nicht 
EHite  Eisatzptlicht  durch  besondere  Umstilnde  wie  die  Widei'- 
tethtlichkeit  des  Auftrages  oder  liei  SchifTem.  Gast-  und  Stall- 
wirtben  durch  das  Uienstverhältnisa  an  sich  begillndet  wurde. 
m  für  erweisliche  Versehen  bei  der  Auswahl  seines  Beauf- 
trifiten  (culiMi  in  eligendo)  zu  haften.  Die  letztere  Verbind- 
Bthkeit  hatte  das  I'reussisohe  Landra-ht  (Th.  I  Tit.  (i  S  53) 
Derb  veiter  dahin  beschränkt,  dass  ilersell>e  nur  subsidiär  ftli- 
dpii  durch  einen  untauglichen  Bevollmächtigten  verursachten 
Sdiaden  einzustehen  habe.  —  Casus  a  nuUo  praestantur. 

Dass  eine  in  so  enge  Grenzen  cingesi'iilossene  Veraut- 
«orthfhkeit  den  bei  industriellen  Uuteniehmungen  durcli 
liderrechtliche  Handlungen  Beschädigten  nur  in  sehr  seltenen 
Hllen  Aussicht  auf  Schadlnshaltunp  gewährte,  liegt  auf  der 
Hand.  In  der  That  haben  Dofctiin  und  Praxis  den  durch  ilas 
ßfiniisehe  Recht  Überkommenen  Xonuon  eine  weitere  Aus- 
UlduDg  zu  geben  sich  bemUht,  ohne  dass  es  ihnen  jedoch  ge- 
hotcen  wäre,  zu  übereinstimmenden  Ansichten  in  diesem  Punkte 
n  fieUiifEen. 

In  diese  starren  Normen,  welche  der  i-ftniisch-reehtlichen 
individualistischen  Anschauungsweise  entsprechend  auf  die 
fwinlen  Nichten  der  Gesaninitheit  luvend  welche  Rflcksichten 
Mht  nahmen,  Bresche  zu  legen,  war  dem  Preussischen  Gesetze 
Hb«  die  Eisenbahnunternehnmngen  vom  3.  November  1838 
Wibdttlten. 


].    Deutschland. 

slsches  fiesets  tiker  die  EiseBbaknnBterBelui 

S.  TIOTember  18S8. 
r   §  25    (U's    preussischen    Eisenbahngeset 
^angspunkt  aller  weiteren  Haftpflichtgesetz 
en  iBt,  bestimmt: 

„Die  Gesellschaft  ist  zum  Ersatz  verpflicl 
iden,  welcher  bei  der  Beförderung  auf  t 

auf  dersell)en  hefönlprlen   Personen   oder 

I  anderen  I'ei-sonen  und  dei-en  Sachen  ent 

II  sich  von  dieser  Verpflichtung  nur  durcJ 
eien ,  dass  der  Schaden  entweder  durcl 
ild  des  Beschädigten  oder  durch  einen  ui 
eren  Zufall  bewirkt  worden  ist.    Die  geß 

Unt«mehmung  selbst  ist  als  ein  solch 
idenersatz  l>efreieuder  Zufall  nicht  zu  beti 
r  Schwerpunkt  dieser  Bestimnning,  wel 
;n  anderen  Bundesstaaten  gesetzliche  Gel 
gt  darin,  dass  im  Scfaadens&ille  ein  V< 
etriebs  präsuuiirt  wrd,  die  Eisenba] 
lichtig  gilt,  wenn  sie  nicht  den  Beweis  < 
huldung  des  Beschädigten  oder  di 
It  zu  führen  vennag. 

DentHches  Handels^eaetibnck. 
lieselbe    Rechtsanschauung    wie    in   dem 
en    §  25    findet  sich    auch   —    ebenso 
März    1869    in    Oesterreich    erlassenen  ) 
aftung     der    Eisenbahnuntemehmungen 
chen    Handelsgesetzbuch    wieder, 
dinen  bezüglich  der  ihnen  zur  Beförderung 

für  allen  Schaden  verantwortlich  macht 
ie  höhere  Gewalt  oder  die  natürliche  Besc 
als  die  Ursachi-  des  Verlustes  oder  der 
»eisen  vermögen  (vergl.  Art.  421  in  Vet 
5,  400  und  401).  Die  naheliegende  Anwe 
fttze  auf  den  Tersonenverkehr  ist 
ufbe  nicht  gemacht;  sie  würde  auch,  da  d 
rspflicht  im  Frachtvertrage  ruht,  nur  zu 
nden  sprechen,  nicht  aber  den  Angest 
,  und  noch  weniger  dritten  Personen, 
des  Eisenhahnbetriebes  beschädigt  werdei 
.  Dagegen  enthillt  das  Handelsgesetzbu( 
1  Schiffsleuten  in  gewissen  Fällen  theils 
om  Schiffer  zu  leistenden  Entsrhädigunge 
ngen,  auf  welche  hier  nicht  weiter  einzuge! 

BcformkwIBrftilM. 
T  die  bei   Bergwerken,  Fabriken  etc.  vi 

war   durch    (lie    vorstehenden  Bestimm' 
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nwh  uifht  ja's<irvt.  FÜc  mit  der  Ausdi'liiiuiin  des  lli'inbaus 
iiwj  tiiT  Iiulustrii-  sifli  iiJi>)ii'<'iid('ii  riifitlli'  irtit'isfliti'ii  iadess 
i!iit  >tcii»iiilfi-  liriiiizlii'hki'it  i'in«>  .\lililUfi'.  Daln'i  ^liuiliti'  man, 
Vif  znniii'hst  den  Bfinliiiu  niilaiKrt.  dass  es  nicht  zulässig 
wui  wi-nii',  dm  lUr  die  Haftuiit.'sjitliclit  der  riitcnii'Unicr  von 
Ei.o-nl'ithnfu  »iifFZfMtt'llti'ti  tinitulsiit/  in  ;.'l>-ii'lii'm  blasse  auf  dm 
J{i'R:liiiu  aiizuwt'iidi'U.  l>i'ini  man  iiiriiiti'  zul'i'Ih'h  zu  mUss<-u, 
iJisf  z«iM-lifii  di'Ui  Kt'trii'b  diT  Eiscnlialuii'u  uud  dem  des 
li('rt'l'iiiit'>  in  dtT  liiiT  fraglichen  Bi'Kit'hum;  sehr  wcscnt- 
Irrh»' faktisohc  Vcischiedcnheitfu  licstchi'ii. 

,Mii»  wird  nicht  zu  weit  trchen,"   saficu  uu'ikwllrdifTfr- 
wist*   ilif  Motiv«'  ziuu   naftpHichtgcst-tz   vom   7.  Jiuii    1*^71, 
.Ti'iiii  mau  auiümnit.   da^s   iH-i   dem   dcnnalif»'»   Stande  der 
Twliiiik  und   di-r  j.'ntsst-u  Menj-'f  von  Hiilfsmitteln  und  Eifali- 
tunin'ü  iTusti'  l'nfiille  im   Kisenbahnvcrkt'hr  sicli  durch  Sorg- 
falt im  IV-trietM"  in  der  Kc«.'!'!!?!  vcnnciden  lassen.-     Die  Un- 
fille  im  Bertilian  daye^ren.  falircii  die  Mntivc  ft>rt.  seien  oftmals 
,Be  Frtk'e  lies  Kinwirkens  von  Klenienten    und  Natiirkriiften, 
wcIoIr'  sicii  auch  der  ^-orid'iltijfsten  Kontrole  entzielien.     Fenior 
halte  ini  lien/liau  die  selltständifr"'  Thäti^'keit  des  Arheitei-s 
eine«  \iel  la-iwsei-en  Antlieil  am  Betrielte.  als  In'i  den  Kisen- 
liahiK'ii.  wii  es  voruelindicli  darauf  ankomme,  dass  die  dienst- 
felw-11  Re;:lPiuents    und   .VnweisHnyen    von    den   Anfrestellten 
liQDlitlit'h    Iwfoljrt    werden.     ISeini    Hertiluui    liandele    es    sich 
uii-ht  uiu  den  Sclmtz  des  l^dlliknnls.  sondeiii  um  den  Schutz 
lies  ,\rheiters  gegen  die   Verschuldnn>;ou    des   ('nlej-nehmei-s 
viwic  der  Beiywerkfgenosseii .  und  nnnientlich  geiieu  die  der 
"■ifeuen  Mitariieiter  seihst.     Die  Venintwoillichkeii  des 
tt'i'rkiH'sitzer»  könne  nicht  fllglicli  weiter  ausfiecielint  werden, 
afc  die  MiH-'lii'hkeil   seiner   Kontrole  bei   der  Auswahl   des  zu 
vfrweudenden    Pei'Sünals    reii-lie,    und    diese   werde   l»ei   der 
i-Toi^eü  Zahl    der    im    Bprs.'t«iH    liesi-luiftigten    Arbeiter    über 
J*T7tei-ti  kaum  zu  fahren  sein.    Her  Hauirtgesichtsjmukt  aln-r, 
•eJchcr  einer  sti-enjieren  liaflnmisiitiiclit  der  Werklw-sitzer  eut- 
«■Wntrete.  s*i  der.  liass  jeder  Itei^iiiann  in  liie  Arbeit  mit 
^»f  Ui    vollen  Bewusstsein  der  liefaliren  eintrete,  welche 
l«r  Mitarlieit  zahlreicher  (ienossen  ihm  erwachsen  ki'mnen. 
**"isse.  dass  i*iu  einzit'er  Mitarbeiter  dnrcli  unzeitiL'es  Dettnen 

ilie 


Kr 


I       —  >7N-.  iiiia?   rill   (  iii/.i;iri   .■iiiaiiii.'iii  i   niiivii    «ii/.iiiii;i^  ■ '<  hihi 

— k.  f^''''"^''"''*'^*"*!'*' ■  durch  l'nvoi-siclitigkeit  bei  den  Sjueng' 
?,''***iten  o«Ier  bei  der  T'niwendung  der  Maschinen  etc.  di( 
V ''•^tiluinieluug  otler  den  Tod  vieler  (iefidulen  herbeifllhren 
=V'**if.  Filr  die  daraus  entspringenden  Schäden  kimne  der 
"'"^libesitzer  nafh  Billigkeit  niclii  in  Ans|inii-]i  genonnneu 
**■*'« len.  seine  Haftunsr  wenle  sich  auf  das  eigene  Versi-hulden 
'™'>-  dBiäenige  seiner  Techniker  untl  Offizinnten  1k- 
^aiTsinken  niUsseu.  An  diese  AulTassung  von  der  ^'i'nnitwort- 
ii«'\il{eit  des  WerklK'Sitzei-s  werde  sich  die  weitere  Folgemng 
™*tiittpfen.  «Uss  im  Schadensfälle  nii'ht,  wie  l)ei  den  Kisen- 
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bahnon,  eine  VerschuldimR  des  UntPraehiners  ohne  Weiteres 
präsiiiiiii-t  weiiien  ktiimo,  der  Beweis  der  Verschuldung  viel- 
mehr von  demjenigen  zu  erbrin^n  sei .  der  sich  auf  dieselhe 
als  den  Orund  seines  Ansiiruchi*s  l)ei-ufe. 

Was  sodann  die  Fabriken  anlangt,  so  bemerken  di« 
Motive,  zwar  werde  die  Fraire.  welche  industrielle  Anlagen  als 
Fabriken  zu  bezeichnen  seien,  und  worin  das  KriteriUDi  zu, 
finden  sc^i,  das  sie  von  anderen  gewerblichen  rnteniehmungea, 
inslK^sondere  von  dem  Handwerk  unterscheide.  Zweifel  her^ 
vomifen;  zudem  gebe  es  Fabriken,  dei-en  Betrieb  mit  kein^j. 
oder  geringer  Gefahr  für  die  koqM'riiche  Integrität  vorbundf^t, 
sei,  wahrend  eine  solche  Gefahr  hei  anderen  ITnteniehinunp^ 
unleugbar  vorhanden  sei .  die  nicht  den  Fabriken  zi^rereclinpf 
werden.  Dieser  naheliegenden  Bedenken  ungeachtet  werde  nijuj 
doch  in  der  alljährlich  wachsenden  Zahl  von  Unglücksfällen  ü, 
Fabriklx-triebe  eine  dringende  Mahnung  erkeimen  müssen, 
durch  Kinflllu-ung  einer  strengei-en  Haftl»arkeit  der  rnteniebimr 
deni  Lel)en  und  der  Gesundheit  der  Fabrikaibeiter  einen 
grü8sen>n  Schutz  zu  verleihen.  Der  legislative  Gnind.  welcher 
darauf  hinnthrc ,  abweichend  von  dem  gemeinen  Rechte  die 
Verantwortlichkeit  der  Eisenbahn-  und  Bergwerksuntemelimer 
zu  erhöhen.  trcÄe  jedenfalls  bei  denjenigen  Fabriken  zu,  weli'lw 
Naturkräfte  in  ilnvn  Dienst  nehmen,  die  nur  zu  leicht  eiw 
von  dem  ArlM'iter  nicht  vorherausehende  oder  abziiwewleuilp 
zerstörende  Wirkung  ausüben.  Angesidits  der  AusdehmiiuL 
welche  die  Anwenriung  der  Iiiini]>fkraft  im  industriellen  Bf- 
triel«'  erlangt  halie.  werde  man  nicht  einwenden  künneu.  lUs 
es  in  der  Hand  des  Arbeiters  liege,  in  nnnder  gefJihrlii^lieD 
Unternehmung«!  Beschäftigung  zu  suchen,  noch  auch  wcnle 
sich  im  Allgemeinen  b(>huuiitfn  lassen,  da.*»  schon  der  Ailiäts- 
lohn  eine  l^i-flmie  für  die  I.VIteruahme  der  Gefahren  enthalte. 
Da  der  Ai-beiter  in  Fabriken  bezüglich  iler  Sicherheit  seiner 
IVison  den  Kinrichtungen  und  \'orkelirungen  des  UntenichiHFts 
vertrauen  und  dens4'lben  oftmals  willenlos  sich  tllierlassen 
müsse,  so  weitle  die  Fordemng  nicht  abzuweisen  sein,  il«ss 
auch  hier  der  (ii-össe  der  Gefahr  die  Verantwortlichkeit  des 
Uuteniehmei-s  ents])ii'clieii  miiss4>.  Eine  Ersiitzpflicht  des  letz- 
teren wenle  jerlenfalls  dann  anzunehmen  sein,  wenn  die  ftr 
den  Falnikbetrieli  eriasscnen  iiolizeilichen  Voi-scbriften  nicM 
eingehalten  wenleii,  und  die  vorgekonunene  Kftruenerletzun)! 
damit  in  kausalem  Zusammenhange  stehe.  Dagegen  werde  die 
Vei-scliärfimg  der  Haftbarkeit  des  Untenielnuei-s  nur  soweit 
i-eichen  dürfen,  als  er  die  Verschuldung  seiner  Ai^estellten 
zu  vertn'ten  habe,  nidit  aber  werde  er  für  die  widerrecbt- 
liehen  Handlungen  seiner  Lohnarbeiter  verantwortlich  n 
machen  sein.  Die  Grimde.  welche  diese  Beschränkung  lieim 
Bei^pbau  recJitfertigeu,  tivften  nieln-entheils  iK'ini  Fabriklwtrie!« 
zu.  Dementsprechend  werde  es  hinsichtlich  der  Beweis- 
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«bend  wiederffirehenpii  ErwiicniiKPii 
Mn  7.  Juni  IS71, 

^'ertHDdlkhkeit  zum  Srhaileusersiir^ 
le  TOD  Eisenbahnen.    B«'rswerkpn   t 

Tödtim^en  untt  KörperverleCmnecn 
e  207 1. 

«es  Gesetzes  banrielt  von  «Jen  F-isen 
vor.  dass,  wenn  hei  dem  ßptripV 

Mensch  ftetddtpl  oder  koqierüi-h 
-Unternehmer  fttr  dm  (iadnrrh  enfst 
)feni  er  nicht   beweist.   d;ifw  dtr 

wall  oder  durch  eift'^a*''*  Vt^r:*i-f 
T  Verletzten  vprarsacht  ist. 
ifft  sodann  die  UaSne  in  den  F  a  h 
irflchen  und  Gruben,  indem  er  b<-*ri 
■r^erk ,  einen  Steinbruch .  eint*  < 
'ine  Fabrik  betreibt,  haftet,  wt-nn 
ider  ein  Repräsentant  oder  eini'  zur 
i?unff  des  Betriebes  oder  der  Arhf 
Ron  durch  ein  Verschulden 
;nstverrichtnnjien  den  Tod  o<ler  liie 
i  Menschen  herbeigeftthrt  h;it. 
I denen  Schaden, 
rsatz   ist  laut   ■;  3  in  den  Fäll'^n  d 

Tfldtunsr  der  Krsatz  der  Kwten  ei 
iK  und  der  Beerdimin?.  sowie  de*.  V*t 
Ichen  der  Oetödtete  während  der  K 
unföhißkeit  oder  Vermindenuij:  der  J 
en  hat.  War  der  «"SetrKltete  zur  Ze 
?  (iesetzes  verjtflichtet.  einem  Anderfi 
ren.  so  kann  dieser  iasoweit  Krsatz 
dfre  des  Todesfalles  der  Unterhalt  i 

Körpen'erletzung  der  F-r»atz  der  i 
i  Vermöpensnachtheils.  welchen  der  ' 

Folge  (ler  VerletzuuR  einffetretene  ; 
'  F^rwerbsunfähipkeit  oder  Vemiindei 
eil  erleidet. 

itdtete  oder  Verletzte  unter  Mitleisl 
ren  Beiträgen  durch  den  BetriebsunU 
rungsanstalt.  Knappschafts-,  Unterst 
liehen  Kasse  pegen  den  Unfall  vei-si 
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t  gemäss  §  4  die  Leistui 
H^htigten  auf  die  Entschädi 
astimg  des  Betriebsuntern« 
er  Gesamnitleistung  beträgt 

Die  in  deu  >?§  1  und 
ach  i^  5  nicht  befugt,  die 
nthaltenen  Bestinmiungen 
uittelst  Reglements  oder  ( 
oraus  auszuschliessen  odei 
im^en,  welche  dieser  Voi 
iriiungslos  erklärt. 

Ini  Falle  des  Prozesse 
reistheorie  zur  Geltui^.  I 
er  thatsächlichen  Behaupti 
esauimteu  Inhalts  der  Ve 
iner  etwaigen  BeweisaufnE 
Dtscheideu.  Ob  einer  Part* 
eit  einer  thatsächlichen  H 
awie  ob  und  inwieweit  übt 
ntra^  Beweisaufnahme  an 
irem  Gutachten  zu  hören, 
berlassen  (g§  259  und  2( 
u  die  Stelle  des  durch  i 
linlprozessoi-dnnng  aufgeho 
etreten  sind).  Inigleichen 
Her  Umstände  Über  die  Hol 
1  welcher  Art  und  in  welcl 
ach  freiem  Ermessen  zu 
Unfttgen  Unterhalt  oder  En 
ber  die  Abfindung  in  Kapit 
ine  Rente  zugebilligt  werdi 

Wenn  diejenigen  Verh 
der  Höhe  der  Rente  beding 
0  kann  der  Verpflichtete 
erung  der  Rente  fordern, 
r  den  AnB|)ruch  auf  Schade 
riBt  (S  8)  geltend  gemacht 
Viedergewfthruug  der  Renl 
reiche  für  die  Feststellunf 
tente  massgebend  waren,  v 
echtigte  kanu  auch  nachti 
eit  oder  Erhöhung  dersell 
erhältnisse  des  Ver])flichte 
aben  (§7). 

Frtr  die  Forderungen  a 
ine  Verjährungsfrist  von  i 
n.  Gegen  denjenigen,  we 
ewähren  hatte  i§  3  No.  1) 
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TmlfsUj».  Ilie  Veiialininfr  läuft  auch  ge^eii  Miudeijäbrige 
und  iftesen  ftleichpestellte  Personen  von  (lenpeH>pn  Zeitimnktcn 
u.  mit  Au^schlu.'«  An  WipdereinsetzHiis  (n-stitutio  in  iiit*-- 
unuiil. 

S  9  bält  (He  Bestiuiiimufifn  der  Landesnesetze  aufrcclit, 
iiti  welchen  ausser  den  in  den  verstehenden  Hestiuiiiuii^eii 
Tnn.'Fseheiien  Fflllen  d(T  T'uteniehiiier  einer  in  deu  S§  1  nn<l  2 
UviffaDeten  Anlage  oder  eine  andere  i'erson,  iusbesonden^' 
■ffM  eines  eifieueu  Vei-scliuhlens  für  den  bei  dem  Betriebe 
ilrr  Aiüaee  durrh  Tödtunc  oder  Könien'erletzun;;  eines  Menschen 
flibitaiuleuen  Schaden  haftet.  Die  Vorschriften  der  •;§  i,  4, 
7  Ulli  8  linden  aucti  in  diesen  Füllen  Anwendunp,  Jedoch  iin- 
bnriiiidet  derjeni^u  Bestimmungen  der  Liindespesetze,  welche 

'.  im  Beschürljfrten  einen    höheren   Ili'siitziinspnich    gewähren. 

■  diffl  Text  des  Gesetzes  siehe  im  letzten  Aiischiiitt.) 

Xlcktit«  Wirknareii  dett  Haftpfliebt^BetzeH. 

Has  vorstehend  seinem  Inhalte  nach  luit^etheilte  (iesetz, 

irtfbes  dun-h  Gesetz  vom  21.  Januar  1873  auf  Hsjiss-Loth- 

liiilfen  aasredehnt  wurde  (C;.B1.  S.  769).  hatte  zur  Fi>l{.'e,  dass 

1.  filr  die  EiReubahnarlieiter  in  einer  grossen  AnziUil  von  ITn- 

SUen  ausreichend  gesorpt  wunle.  wemipleich  auch  für  sie 

der  Werth  dieser  Fttrsonie  dadun-h  nicht  wenig  vennin- 

dert  nnirde.  dass 

a|  die  ersatziiflichtipen  ITufitlle   ,beini  B^'trieln'"  sieb  er- 
eignet haben  müssen, 
li|  ilasft  die  Arbeiter  ihre   Ansju-üche  im  I'i-ozesswt-fre  — 

gegen  mächtige  Gegner  —  rturchzusetzeu  h:d)en.  uml 
rl  dass  sie  sich  den  Einwand 
a(  der  höhereu  Gewalt, 
^)  des  eigenen  Verschuldens 
ntüiTieiihalteu  lassen  müssen. 
Eine  weitere  Folge  war 
i.  ftir  die  Arbeiter  in  BeiKwerken  und  Fabriken  der  Anbnicli 
einer  neuen  Aera  in  Bezug  auf  ihre  Sicherstellung 
t'egen  Unfälle  und  in  Bezug  auf  ihre  Entschädigung 
bei  Unfilllen:  in  Bezug  auf  ihre  Siclieretellung,  insofern 
hIs  die  Betriebsbesitzer  duivli  das  Gesetz  zur  Unfallver- 
hütung erzogen   wunieu   (iHTSönliche    Verantwortlichkeit, 
Steigerung    der    Vereicherungsiirände    hei    schlecht    ein- 
gerichteten Betrieben),  in  Bezt^  auf  ihre  Ent^chitdigung 
hei  rnfällen.  weil  auch  für  die  (hirch  ein  \'ei'schulden 
iler  Werkführer  etc.  herbeigeführten  l'nfiille  Seitens  der 
Untemeluuer  Ematz  zu  leisten  war.     Die  letztere  Wir- 
kung hatte  das  Gesetz  aucli  in  den  Ubeiidauden,  wo  der 
Code  Xapolion  gilt,  insofern  dessen  Artikel  l:i84   dort 
einigermasseD   in  Vergessenheit  gemthen  war.    Denn  erst 
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in  neuerer  Zeit  war  die 
strengerer  Weise  ange 
aber  haben  ja  ein  gei 
nommen,  an  dessen  Ans 
sie  Dicht  mehr  theilneht 

CI«werb«or4Miiiig  I 

Ehe  wir  in  der  Entwirt 

gebuog  weiter  gehen,  wird  < 

gehörigen    Bestimmungen    d 

schieben,    welche  auch  für 

frage  in  dem  einzelnen  Fall« 

Die  Gewerbeordnung  sc 

gewerblichen  Betriebe,  nicht 

gpsetz  vom  7,  Juni  1871  fal 

„Die  Ge werben nterneh 

diejenigen  Einrichtungen 

welche  mit  Racksicht  au 

Gewerbebetriebes   und  (i 

Sicherheit  g^en  Gefahr 

wendig  sind.    Darüber, 

lagen  einer  Iwstimniten  ß 

Beschluss   des  Bundesrat 

Soweit  solche  nicht  erla; 

Laudesgesetzen  zuständi; 

forderlichen  Bestinimnugt 

Dazu  kommt  die  Strafsi 

„Mit  Geldstrafe  bis  zu 

mögensfalle  mit  Haft  wii 

4.    Wer  der  Auffordenmf! 

stinimumn'n  des  §  120 

Hierzu  treten  die  allgemeiner 

aus  Str.G.B.  |i§  2-22.  230.  : 

CnznliiiKlifhkelt 

Wenngleich  die  Wirkuu 
und  des  Haftpflichtgesetzes 
Unfölle  nicht  aushüeh,  so  b 
es  sich  um  Entschitdigung 
handelte,  dennoch  eine  sehr 

Schon  bei  den  Verhant 
]}flichtgesetzes  wurden  Zwei: 
das  Bedürfniss,  aus  welchem 
befriedigen  werde,  r>ie  Antra 
um  dieses  Ziel  sicherer  zu  er 
Verbindlichkeit  theils  für  ( 
setzt,  theils  ihrem  Inhalte 
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il  man  fürchtete,  durcli  eine  fti  weite 
charfung  des  neuen  I*riiizip8  die  Industrie 
und  dadurch  in  ihrer  Entwickelun^  zu 
:  war  aber  kaum  in  Kraft  t;etreten,  als 
1  geschaffene  Rechtszustand  sich  in  der 
efriedigender  herausstellte;  im  weiteren 
ing  des  Gesetzes  wurde  dann  immer  all- 
niss  nach  einer  Veränderung  oder  Ver- 
fenigstens  soweit  der  §  2  in  Frage  kommt, 

n  Jahre  1881  dem  Reichstage  vorgel^eo 
esetzentwurfs  (Drucksachen  des  Reichs- 
1  sich  hiert)ber  wie  folgt  aus: 
ng  des  Verletzten  mit  dem  Be- 
^huldeus  des  Unternehmers  oder 
ten  macht  die  Wohlthat  des  Ge- 
rbeiter in  den  meisten  Fällen 
schon  an  sich  schwierige  Beweis  wird 
rade  bei  den  durch  elementare 
rührten  folgenschwersten  Un- 
Bergwerken,  iu  Anlagen  mit  Dampf- 
ken  zur  Herstellung  von  Explosivstoffen 
unmöglich  gemacht,  dass  der  Zustand 
I  der  BetrieliReinrichtungen ,  auf  dessen 
a  Schuldheweis  meistens  ankonunt,  durch 
zur  Unkenntlichkeit  verändert  ist,  und 
len,  durch  deren  Zeugniss  häuüg  allein 
:ewiesen  werden  könnte,  durch  den  Un- 
?r  verletzt  und  im  letzteren  Falle,  auch 
die  Regel  ist,  selbst  Partei  sind,  durch 
einen  Zustand  versetzt  sind ,  der  sie 
eugnisses  unfähig  macht.  Die  Erfah- 
die  neueste  Zeit  gezeigt,  dass 
enigen  Fällen,  welche  durch  ihre  Wir- 
:he  Meinung  vorzugsweise  seinen  Erlass 
I  auf  welche  es  nach  den  Motiven  in 
war,  regelmässig  seinen  Zweck 
iber  auch  abgesehen  von  solchen  Fällen 
nzeluen  Arbeiters,  welcher  einen  Ent- 
legen seinen  Arbeitgeber  im  Wege  des 
luss,  angesichts  seines  Vermögens-  und 
e  seiner  sozialen  Stellung,  in  der  R^tel 
htsdestoweniger  sind  Prozesse  über  Ent- 
aus dem  Haftpfticbtgesetze  keineswegs 
t  Kriass  des  letzteren  in  vielen  Arbeiter- 
ing  festgesetzt  hat,  dass  den  Arbeitern, 
Verschulden  bei  der  Arbeit  verunglücken, 
len    die   weitere  Versoi^ng  durch  den 
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Arbeitgdier  zn  Theil  werde 
Behauung  nicht  herrscht,  hat  < 
UniälleD  verschiedeue  Ursach 
Maasse  zusammenwirken,  di 
Unfall  ausschliesslich  irgend 
Eallenden  Mangel  des  Betrieli 
geber  ihn  ebenso  bestimmt  a 
fertigkeit  des  Arbeiters  zurQc 
in  der  Regel  im  Armenrecl 
Kosten  nicht  vom  Prozesse 
Arbeitgeber  durch  die  oft  sei 
sowie  durch  die  Furcht  vor  e 
denselben  zuzugestehen ,  so 
Auffassung  dazu,  dass  in  vi 
Arbeitgeber  seinem  im  DU 
Billigkeit«-  oder  Humanitäta 
eine  nach  den  Uinst&Dden  bi 
der  Arbeiter  jetzt,  auf  ein  ' 
volle  Entschädigung  für  sein 
werbsfähigkeit  fordert,  wähl 
vollem  Rechte  zu  sein  glaul 
Abrede  stellt.  Die  Folffi 
nach  einem  langwierig 
Arbeitgeber  zu  einer  ] 
wird,  welche  er  als  ei 
der  Arbeiter  auch  derj 
lustig  geht,  welche  ihn: 
durch  das  Pflichtgefllh 
beitgehers  zu  Theil  ge' 
artige  Vorgänge  Erbittern 
und  Arbeitern  hervorger 
der  Roden  fllr  eine  gütliche 
iällen  dieser  und  anderer  A 
liegt  in  der  Natur  der  Sache 
und  Beamten,  welche  diesen 
von  wohlwollenden  Arbeitgel 
den.  Nicht  wenig  trftgl 
zesse  Über  Entschädig 
zur  Verschärfung  des 
beitgebern  und  Arbeil 
staltung  der  Unfallv« 
sicherungsgcsellschaften  sind 
darauf  hingewiesen,  auf  Gi 
fUle  abgeschlossenen  Versic 
digungen  Deckung  zu  leiste 
nehmer  durch  das  (lesetz  u 
können  daher  dem  tetztei-ei 
Anerkennung  oder  Nichtanerl 
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lei  ihrer  eigenen  Entscheidung  nicht  durch 
m  lassen,  welche  den  Arbeitgeber,  wenn 
!u  hätte,  vielleicht  geneigt  machen  würden. 

seiner  rechtlichen  Verpflichtung  auf  sich 
Bei  der  grossen  Zweifelhaftigkeit  der 
tpäichtgesetz  hei^leiteten  Ansprüche  kann 
emden,  dass  die  Mehrzahl  der  Ver- 
schaften  dahin  gelangt  ist,  indeii 
ur  zu  zahlen,  wenn  der  fragliche 
nspruch  durch  richterliehe  Ent- 
stellt ist.  Aber  auch  da,  wo  dieser 
Igt  wird,  ist  dem  Arbeitgeber,  welcher 
Unfälle  versichert  ist,  die  Anerkennung 
ibeueu  Entschädigungsforderung  in  hohem 
wert,  dass  er,  um  seinen  Anspruch  gegen 
^llschaft  nicht  aufzugeben,  ein  vorgekom- 

seinem  Beauftragten  zur  Last  fallendes 
en  muBs.  Die  Regel  ist  demnach, 
;her  injedem  Falle,  wo  eineEnt- 
rdert  wird,  genöthigt  ist,  sich 
iter  verklagen  zu  lassen.  So  un- 
che  Lage  für  den  wohlwollenden  Arbeit- 
er doch  auf  die  Versicherung.'  nicht  ver- 
II  das  einzige  Mittel  bietet,  sich  gegen 
i,  welche  bei  ihrer  Erheblichkeit  unter 
enz  des  Unternehmens  gefährden  köniieu. 
Jieit  des  richterlichen  Ermessens,  welchem 
tinimung  der  Höhe  des  Schadensersatzes 
pdera  Falle  die  Möglichkeit  vor,  dass  die 
chter  dem  Verletzten  oder  seineu  Hinter- 

flir  die  verlorene  Erwerbsfilhigkeit  oder 
[nterhalt  zubilligt,  in  der  vollen  Höhe  des 

bemessen  wird,  und  die  Erfahrung  lehrt, 
1  dies  geschieht,  nicht  selten  sind.  Auf 
^r  in  seinem  Berufe  verunglückte  Arlieiter, 
Für  begründet  erkannt  wird,  Entschädigung 

sie  in  anderen  Berufsarten,  namentlich 
i  sonstigen  öiTenttichen  Dienste  nicht  vor- 
sieht auf  die  vorkommenden  Zeiten  der 

doch  des  geminderten  Verdienstes,  und 
iem  Verletzten  oft  bleibende  oder  wieder- 
Erwerbsfilhigkeit,  nicht  gerechtfertigt  ist. 
t  der  Entschädigungsanspruch  an 
;zungen  geknüpft,  dass  er  nur  in 
imässig  geringen  Zahl  von  Fällen, 
iter  ihre  Erwerbsfähigkeit  ganz 
verloren  haben,  zur  Geltung  gc- 
tnu,  während  in  den  anderen  Fallen  der 
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erwerbsunfähig   gewonlcne  ArlwiUr  der  öffentlichen  Armen- 
pflege oder  der  IMvatwohlthätigkeit  anlieimfällt' 

„Es  lässt  sich  hiernach  Dicht  %'erkeaneii'',  » 
konkludiren  die  Motive,  „dass  der  §2  des  Gesetzes  vom 
7.  Juni  1871  der  Altsicht,  den  Arbeiter  gegen  die 
wirthschaftlioheu  Folgen  der  mit  seinein  Berufe 
verbundenen  Gefahren  sicher  zu  stellen,  nur  un- 
vollkoniuien  entspricht,  dass  unter  Umständen 
der  Arbeitgeber  durch  die  Haftpflicht  in  einer 
überiuilssigen  Weise  belastet  wird,  dass  durchdis 
Gesetz  statt  der  gehofften  Verbesserung  des  Ver- 
hältnisses zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern 
in  weitem  Umfange  der  entgegengesetzte  Erfolg 
herbeigeführt  und  im  Ganzen  eine  Situation  ge- 
schaffen ist,  derenBeseitigung  im  Interesse  beider 
Klassen  der  gewerblicheu  Bevölkerung  gleich 
wünschenswert!!  erscheint." 

Anf^be  der  Gesetzfebong. 

Unter  diesen  Xluistiinden  musst«  au  die  GesetzgebunfE  die 
Aufgabe  herantreten,  eine  anderweit«  R«>gehing  herbeizufDhioi, 
welche  die  Arbeiter  gegen  die  wirthschafüichen  Folgen  der  bei 
der  ArlH'it  eintretenden  Unfälle  in  möglichst  weitem  Umfang 
sicher  stellt,   ohne  die  Industrie  mit  unerschwinglichen  Opfern 
zu  belasten  und   uluie  auf  das  Verhältniss  zwischen  Arbeit- 
gebem  und  Arlteiteni  einen  naclitlieiligen  Einfluss  auszuübra. 
Insltesondere  wurde  auch  bei  der  Berathung  des  Gesetzes  vmii 
21.    Oktobei-    1878,    betreffend    die    gemeingefährlichen  Be- 
strebungen der  Sozialdemokratie,  die  Nothwendigkeit  anetkanat, 
die  bedenklichen  Erscheinungen,  welche  den  Erlass  dieses  Ge- 
setzes nothwendig  gemacht  halten,  durch  positive,  auf  die  Ver 
besserung  der  Liige  der  Arbeiter  abzielende  Massnahmen  a 
bekämpfen.    I>enn    wenn   aücli    die  Hoffnung   berechügt  wir 
und   sich  in   der  That  als  berechtigt  erwiesen  hat,    da»  die 
allgemeiue  Bessenmg,   welche   von   der  neuerdings  befolgtea 
nationalen  Wirtlischaftspolitik   für  die  Entwickelung  de«  hei- 
mischen Gewerbfleisses  erwartet  wenlen  durfte ,  auch  den  Ar- 
beiteni  durch  eine  allmäliliche  Erhöhung  des  ArbeitsveFdienstts 
und  durch  Venuinderui^  der  Schwankungen  desselben  zu  Gute 
konmien  wenle,  so  konnte  doch  nicht  verkannt  werden,  das 
bei    der  Unsicherlieit  des  lediglich  auf  der  Verwerthung  der 
jiei-sönlichen  Arbeitskraft  benihenden  Erwerbes,  welche  auch  bd 
nonnaler  Entwickelung  der  heimischen  Gewerbsthätigkeit  nie- 
mals ganz  beseitigt  werden  kann  und  gerade  durch  die  per- 
manente, mittelst  des  Haftpflichtgesetzes  nicht  genügend  poi- 
lysirte  Unfallsgefahr  in  ei-ster  Linie  begiUndet  wird,  MiessÜnb 
lier\'oigenifen  werden,  welche  zwar  auch  durch  gesetzgeberisck    i 
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ilMsmünnen  nicht  völlig  aufzuheben  sind,  deren  allmähliche 
Mildening  aber  auf  dem  Wege  Itesooderer,  die  eigeDthünilichen 
Verhältnisse  der  Arbeiter  berücksichtigender  Gesetzgebimg 
ernstlicher  als  bisher  in  Angriff  genommen  werden  iiiuss. 

Um  zu  diesem  Ziele  zu  gelangen,  zeigten  sich,  was  die 
Schädigung  der  Arbeiter  durch  UniUlle  nnJaagt,  vornehmlich 
zwei  Wege: 

entweder  eine  Verschärfung  des  Haftpflicht- 
gesetzes  mit  dem  am  weitesten  gehenden  Antrabe,  die 
EntiichiLiligTuigsverbindlichkeit  für  die  im  §  2  des  Gesetzes 
aufiiieführten  und  die  weiter  iu  denselben  noch  au£{unch- 
menden  Betriebe  in  gleicher  Weise  zu  regeln,  wie  dies  im 
g  1  für  die  Eisenbahnen  geschehen  ist, 

Oller  ilie  Einführung  einer  öffentlich-rechtlich  ge- 
regelten allgemeinen  Unfallversicherung  der 
Arbeiter  an  der  Stelle  der  auf  dem  Haftptiichtgesetze  be- 
ruhenden Entschädigungspflicht  der  Arbeitgeber  gegenüber 
ihren  Arbeitern. 

lier  erste  von  diesen  Wegen  erwies  sich  bei  näherer 
Cfflnsuchung  fllr  die  Reiehsregierung  als  ungangbar,  weil  der- 
selbe zu  einer  innerlich  widenechüichen,  den  Fortbestand  und 
die  weitere  Entwickelung  der  heimischen  Industrie  ernstlich 
kdroheaden  Belastung  der  Arbeitgeber  gefahit  hätte,  ohne 
die  Arbeiter  gegen  die  Folgen  aller  UnfiUlc  sicher  zu  stellen 
mdohne  die  verbitternden  Prozesse  unter  den  Betheiligten 
gm  hintanzuhalten. 

Es  würe  innerlich  widen-echtlich  gewesen,   den  Betriebs- 

■teniehmcr  fttr  alle  UnfilUe,  welche  in  seinem  Betriebe  vnr- 

konmen,  haftbar  zu  erklaren,  denn  dann  mUsstr  davon  aus- 

pgBDgen  werden  können,  dass  ihn  oder  seinen  Beauftragten, 

»eim  nicht  bei  allen,    so  doch  bei  den  Iiei  weitem  meisten 

Vnfilleit  ein  Verschulden  treffe.    In  diesem  Falle  könnte  man 

iDeiMlB  sein  Vei-schulden'  in  allen  FAlleu  präsiinuren.    Tliat^ 

■  Üdilidi trifit  aber  den  Unteraehuier  in  den  wenigsten  Füllen 

'.  m  Yenchuldeo.    §  1  des  Haftittlichtgesetzes  fnhrt  allerdings 

(  jene  Prisuration  gegen   die  Eisenbahn -Untemehnmngen  ein. 

t  ue  Kotiie  sagen  in  dieser  Hinsicht,  wie  oben  niitgetheilt,  aus- 

}  dilkklich,  die  Annahme   gehe  nicht  zu  weit,    „dass  bei  dem 

dafindiiKn  Stande  der  Technik  und  der  grossen  Menge  von 

HMfadtteln  und  Erfahi-ungen  emste  Unfälle  im  Eiseubahn- 

Trtehr  sich  durch  Soi^alt  im  Betriebe  in  der  Regel  ver- 

■aden  lassen."     Indess  ist  auch  hier  diese  Annahme  hinfiillig. 

Aber  selbst  wenn  die  Verschuldung  des  Unternehmers  prüsu- 

■iil  Türde,  Bo  könnte  man  ihn  doch  nicht  für  privatrechtlich 

lifthir  ertdären,  wenn  durch  ihn  die  eigene  Schuld  des  Ver- 

Ul)  T.  1.  -  BUltCT.  2 
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etzten  oder  höhere  Gew; 
i'ällen  müsste  der  Arbeite 

Den  Betriebsunterneh] 
!U  erklären,  hiesse  aussen 
leii  Resultaten  der  deutet 
«Ibe  basirten  Berechnui 
1000  Mark  Lohn  und  Zahl 
len  UnteiTiehmer  mit  78' 
lieh  Massenunfitlle ,  die  It 
toinmen.  Soll  doch  Zeitun;} 
iainiu  in  Bradford  300  M 

Endlich  blieben  bei  i 
for  die  Prozesse  zwische 
uöchte  man  das  Gesetz  a 

Staat  und  Gesellseha 
lanntes  Interesse  an  der 
allen.  Und  so  entspringt, 
luch  die  Unfallversiehoi-un 
ler  öffentlichen  Fürsorge 
Eiechts. 

Die  Armenpflege  will 
len-  und  Unfallversicheru 
^be  erfüllen. 

Gesetzenti 

Aus  diesen  Gründen 
Regiemi^en  auf  Veraulaf 
Qunmehr  fundamental  zu 

Der  dem  Reichstage 
jesetzentwurf,  betr.  die 
Jfr.  41  der  Drucksachen  de 
gebahnt  und  den  Weg  zui 
Jinzeluen  definitiv  frelgele 


')  Ein  beachtenswerthes  i 

n  einem  von   ilim   in  den  Prei 

Sffenllichten  Aufsätze  „Das  Unfi 

„Zam  SchluBs  noch  folgi 

Aufsatz  hat  für  den  Verfaa 

dass  sehr  viele  —  einiee  Z 

deutschen  Landen  in  höcl 

vor  seinen  Blicken  vorlkbe 

tiefen  Einblick  in  diese  M 

einem  UnfailTeraicheningsB 

bereits  längere  Zeit  die  1 

eine  „Erweiterung  des  Hi 

;    umfassende  UnfaUverairhen 

dem  Unwesen  jener  Prozi 

eines  bezüglichen  Gesetzen 

des  Verfassers  eine  ibing 

dieselbe  nicht  an  leidigen 
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Dieser  Weg  ist  die  obliyatoripche  VersicheruDji 
lerArlieiter  ßegeu  ilie  Bctrieliaunßlile  luiii  die  Bosintifriuifi  des 
ogenaniiten  Haftiitlichtpriiiziiis.  und  /war  die  Vprsiclionm^  hei 
sner  öffentlichen  Anstalt  uiifpr  Ausschluss  der  J'rivat- 
rerächeniiig.  soweit  es  sii'h  uiii  die  KiiltlluuR  der  Vei-sicher- 
angspflicht  iiandelt '). 

Die  Versichemiip  sollte  eifolgeu 
ai  bei  einer  Ileidisversicherungsaustalt 
hl  nach  festen  Tarifen,  unter  Beillrksichti'.'ung  der  Oefahi-en- 

klassen, 
cl  mit  Eiiirtlhning  einer  vierwücliijjeu  Kai-enzzeit, 

d)  unter  Iletheilifrung  der  Arbeiter  neben  den  Arlieitgebeni 
an  der  l'räuiieuzaliluug, 

e)  unter  Leistung  eines  massigen  Keicliszuseliiisses  *), 

'i  In  Betreff  des  Kreises  der  versielienmiBpflichtigon  Personen  1*- 
toMt  der  tiesetzeutwiirf : 

i  1.  Alle  iu  Bei-g^erken,  Snlinen.  AtinieiTitungsanstnlH'n,  Ifrüclien 
od  Gtubeu,  auf  Weriten,  in  Anlagen  liir  Ituiiarlieiteii  (Bnuliiifen),  in  Va- 
hrika  nnd  llilttenverken  bescliäftigten  Arbeiter  und  Betrivlislieaniten, 
Jan  Jthresarbcitbvenlienst  an  Lohn  oder  (ielinh  nicht  Ui)er  2  000  Mark 
IcDia.  werden  bei  einer  von  dem  Beich  zu  errichtenden  und  Air  Belohnung 
Jcstthen  xa  verwaltenden  VcrsieherungsanstiUt  gegen  die  Folgeu  der  heim 
BMrietie  sich  ereiptenden  Unfälle  nai'li  Mnsügiibe  der  Bestiniinungcn  dieses 
Qetaet  versilbert. 

Ütn  vorstehend  aufßefrdirteii  gelten  im  Sinne  dieses  Uesetzcs  die- 
jMim  Betriebe  gleich,  in  wekhi-n' Dampfkessel  oder  durch  elementare 
Ulli  (Wasser.  Uamiif,  Uas.  heisse  Lull  ii.  s.  w.)  lieweKte  Triebwerke  zur 
VnrniiJimjr  kommen,  mit  Ausnahme  des  Scliiflahrts-  und  Eisenbahn- 
brtirties,  sowie  derjenigen  Betriebe,  für  welche  nur  vorübergehend  eine 
Übt  n  der  Beiriebsanlage  gehörende  Ki-albnaschine  l>eimtzt  wird. 

Dusell«  gilt  vom  Baubetriebe,  soweit  derselbe  diuvh  Beschluss  des 
Bnidcraihs  für  Tersicherungspäichtig  erklart  wird. 

Für  Faliriken.  deren  Betrieb  mit  Unfallsgetahr  lür  die  darin  lie- 
idiftiften  Personen  nicht  verknüpft  ist  Icann  durch  Bpschluss  des  Bundes- 
nthi  die  Tereichenmvspfiicht  ausgeschlossen  werden. 

All  Gehalt  oder  Lohn  im  >iinne  dieses  (Gesetzes  gelten  auch  Tantienien 
nd  Niluralbezllge.  Der  Werth  der  letzteren  ist  nach  Ortsdnrcbsclinitts- 
fidira  in  Ansatz  zu  bringen. 

Mi  Jahresarheitsverdienst  gilt,  soweit  sich  derselbe  nicht  aus  ntin- 
InUBs  wochenweise  tixirten  Betragen  zusanimensc-tzt,  das  OOOfache  des 
ttfüdmi  Ari>eiisverdten£tes. 
L  J  2.    Auf  Beamte,  welche  in  Betriebsverwaltungen  des  Reichs,  eines 

BndKstaats  oder  eines  Kommimalverbandes  mit  festem  Uebalt  und  Pen- 
■mtierpchtigung  angestellt  sind,  findet  dieses  Gesetz  keine  Anwendiuig. 

*)  g  13  des  GeseUentivurfs  lautet : 

Die  Versichenminpräniie  ist  aufiEubrinoen: 
1  tsa  diejenigen  Versicherten,  deren  .Tahresariieitsvenliunst  (§  8  Kr  2 

Abiata  4)  750  Mark  und  weniger  beträgt,  zu  zwei  Dritteln  von  dem 

Betriehiunteniehnier,  zu  einem  Drittel  vom  Iteicb: 
1.  ftr  diqeniien  Versicherten,   dei'en  JahrOHarbcits verdienst  iilier  7-50 

Marii  nnd  Ina  zu  1000  Mark  betrügt,  zu  zwei  Dritteln  von  dem  Be- 

ttiebtuntemehmer,  zu  einem  Drittel  von  d<-m  Vi-i'sii'herten : 
8>  für  ^«enigen  Veraicberten.  deren  .laliresarbeltsveitlienst  über  1000 

Mark  betiigt,  cur  Hälfte  von  dem  Betriebsunt^-mehuier.  zur  Haltte 

TOB  dem  Verücherten. 
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,  und.  damit  die  bei  ihnen  versicherten  Ar- 
bereits  Ansprüche  erworbeo  haben,  der  Wohl- 
las Gesetz  ihoen  zugedacht  hat,  verlustig  gehen 
liehen  Armenpflege  zui-  I^ast  fallen." 
ideren  Stelle  ist  später  zu  diesem  Kapitel 
1,  dass  es  nicht  möglich  sein  werde,  für  den 
tanstalten,  deren  Versicherung  die  gesetzliche 
tit  erfüllen  aolle,  Normativbestimmuugen  zu 
Inhalt  den  Staat  befriedige  und  den  Gesell- 
entbehrliche  freie  Bewegung  noch  belasse. 
llungen  vom  18.  Januar  1882  S.  728  ff.) 

Dg  des  Oesetzentinufs  Im  Belehstaf 

ion  des  Reichstags,  welcher  der  Entwurf  zur 
Twiesea  wurde,  und  ebenso  der  Reichstag 
jsversicherungsprinzip.  Der  von  dem  Abge- 
m  von  Hertling  eretatt«te  Bericht  der 
injission  —  Nr.  159  der  Drucksachen  für 
lieser  Hinsicht  auf  Seite  2: 
tat  der  Komrai-ssion  zeigte  sich  von  Anfang 
oweit  auf  den  Grundgedanken  des  Entwurfs 
i  derselbe  die  gesetzliche  Regelung  der  Ent- 
prüche  im  Berufe  verunglückter  Arbeiter 
lurch  ausschliessliche  Heranziehung  des  per- 
en  Betriebsuntemehmers,  als  vielmehr  durch 
ner  allgemeinen  obligatorischen  Unfallvei- 
;enommen  wissen  will.  Sie  erblickte  darin 
Mittel  zur  Beseitigung  der  Mängel ,  welche 
.  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1871  mit  wachsen- 
it  herausgestellt  haben,  und  welche  gleich- 
zu  engen  Begrenzung  der  von  den  Wohl- 
Netzes  betroffenen  Arbeiterkategorien,  in  der 
iler  thatsächlich  bestehenden  Schwierigkeit, 
aiss  seines  Rechtsanspruchs  zu  gelangen,  so- 
der  Gefahr  beruhen,  dass  dem  anerkannten 
;n  Insolvenz  des  Betriebsuntemehmers  Re- 
it zu  Theil  werde.  Nur  eine  aus  drei 
bestehende  Minorität  nahm  einen 
[en  Standpunkt  ein." 
eise  hat  der  Reichstag  selbst  durch  seine 
entlichsten  Grundlagen  des  Gesetzentwurfe  ge- 
Betreff der  Ersetzung  der  Reichsver- 
talt  durch  Versicherungsanstalten 
ten  und  der  Beseitigung  der  Reichs- 
Versicberungakosten  abweichende  Beschlüsse 
tedeutung  gefasst  (Nr.  260  der  Drucksachen 
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SteUiuign*liiii«  der  TerbUndel 

Glaubten  die  verbünd 

ihrerseits  nicht  zustimmen 

der  Fran:e  damit  keinesweg 

Die  Arbeiten  ziir  Herbi 
bald  wieder  ihren  Fortgai 
dacht  genommen,  nunmehi 
schmerzlich  vennisste  statif 
fllr  die  Ausführung  des  ge] 
den  konnte,  in  ausgiebigen 

Die  Erbebung  dieser  1 
tigen  Zeitraum  und  zwa 
und  für  zwei  in  das  AVin 
bis  November  1881)  in  dei 
sitzer  eines  unter  die  Vor 
triebes  ersucht  wurde,  die 
laufend  zu  machen  und  d« 
mular    entsprechend   au^c 

Die  Airfgaben,  deren  1 
tjstik  herbeigeführt  oder  vi 
folgenden: 

1.  die  Gewinnung  ei 
in  Betreff  der  2 
Folgen:  Tod,  Ii 
Erwerbsunfähigl 
Alters  der  beschi 

2.  die    Gewinnung 
fahren  Verhältnis! 
zu  einander; 

3.  die  Berechnung  i 
rung  resultirend 
sich  und  im  Yerf 
kassen  zufallend^ 
teren  die  Fürsor 
räum  Übertragen 

4.  a)  die  Ermittelun 
Unfallversicheru 
b)  soweit  mögli 
Frage,  ob  die  Ve 
nen  nachweisbar 
zur  Anmeldung  g 

In  allen  vier  Bezidiuii 
Erhebung  von  den  Aufaah 
betrieben  und  seitens  eine 
kommerziellen  nnd  techniE 
anerkennenswerther  "Weise 
sie  zu  stellenden  Anfordern 
gestattet  sie  keine  sicheren 
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In  niiwl  94000  BetrielR'n.  womnter  allerdiiyM  nmd  36000 
Htblen.  mit  niiul  2  Millionen  Arbeitern  gelan^rten  die  Erhebungen 
tu  Durchführung. 

BMiltate  der  VnfAÜstatlBHk  von  1881. 

Bn  dem  allgemeinen  Intei'esse,  welches  die  durch  die 
SUÜftilE  (^lieferten  Zahlen  biet<>n,  mögen  einige  derselben  an 
dn  Hand  der  von  dem  Verfasser  bt'arl>eitpten  „Unfallstatistik 
des  deutschen  Reichs",  Ergiln/ungsheft  zu  Band  53  der  Statistik 
de  Deutschen  Keichs,  Seite  8  fg.  hier  wiedergegeben  werden. 
In  jener  Abhandlunfi  ist  angeführt  imd  au  der  Hand  einzelner 
nmi  Vergleiche  herangezogenen  Beobachtimgen  wahi-scheinlich 
fRurht.  dass  die  Resultate  der  Statistik  im  (imssen  und 
Gtuen  brauchbar  sind,  wenngleich  im  Detail  natürlich  man- 
1  äti  bervnrtritt.  dessen  (ieneralisinmg  unstatthaft  ist.  Im  Fol- 
:  piden  sind  nur  die  ( iesiiimiitresultate  b£>rUcksichtigt,  bei  denen 
.  Ekk  das  Gesetz  der  giosseu  Zahl  schon  geltend  macht.  Die 
fitobachtuDg  von  2  ^lillionen  Arbeitern  während  vier  Monaten, 
die  ziemlich  den  Durchschnitt  des  Jahres  i-epi-äsentireu ,  ist 
«n  ^eichwerthig  mit  einer  Beobachtung  von  200000  Arbei- 
tern während  vierzig  Monaten  —  den  Werth  dei'  letzteren  aber 
vird  memaad  in  Zweifel  ziehen. 

I^  Erhebungen  Itezogen  sich  auf  93554  gewerbliche  Be- 
tmbe  mit  1615253  männlichen  und  342295  weildichen,  zu- 
Bimmen  1957548  Arbeitern.  A'on  diesen  verstarben  in 
des  vier  Monaten  August.  September,  Oktober,  November  1881 

in  Fdge  Un&lls 651  uiftunliche 

und   .    .    . 11  weibliche, 

zusammen    .    IJ62   ....         662 
Dauernd  erwerbsunfähig  wurden: 

a)  ^Inzlich    .    .     122  männliche 

1  weibliche, 
zusammen    123~.  ".  ~.    .    123; 

b)  theilweise.    .    410  männliche 

27  weibliche, 

zusamtneu    ^7 .    .    .    -^437 

560  .    ...         560 
ud  vorübergehend  erwerbsunfähig 

27644  männliche  imd 
708  weibliche 
zusammen    28  352      ....    .    28352 
Summe  aller  Unfälle    29574. 
Anb  Jahr  beredinet,  d.  i.  mit  3  multiplizirt,  würden  diese 
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1986  Unfälle  mit  tö< 

1680       „         „    na 

un 

85056       „         „    na 

W€ 

lumine  8872i!  Unfälle,  d.  i.  i 
Lrbeiter  45,3  Unfälle. 

Wird  zunächst  die  Bethe 
,n  diesen  Unfällen  ins  Auge 
jaufe  der  4  Erhebungs-Monat 


JnfiÜIe  mit  tödtlichem  Ausgai 
„         „    folgender  dauen» 

unäbigkeit   .    . 
„         „    folgender  vorüber] 

werbsnnfähigkeit 

Von  der  Gesammtzahl 
i&mlich,  17,5  */o  weiblicl 
Jnfälle  erlitten  die  männlicl 
feiblichen  2,5  %. 

Auf  das  Jahr  berechnet  k 

1000  niännlicbe  A 

1000  weibliche 

as  weibliche  Geschlecht  war 

,2  mal  weniger  an  den  Unfä 

lännliche. 

Auf  das  Jahr  berechnet  k 


a)  Unfälle  mit  tädtlichem 

b)  Unfälle  mit  folgender 

werbsunfilhigkeit     . 

c)  Unfälle  mit  folgender  vo 

Erwerbsunfähigkeit 

Es  verhielt  sich  also  die 

chlechts  an  den  Unfällen  zu 

in  den  Fällen  mit  tödtlicbei 

in  den  Fällen  dauernder  I 

1  zu  5, 
in  den  Fällen  vorUbei^hen 
wie  1  zu  8. 
Von  der  Gesammtheit  aUi 
die  Fälle  unter  t 
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welche  von  höchster  Bedeutung  filr  die  Be- 
s  der  VereicheniDK  der  weiblichen  Arbeiter 
ammtbelastung  sind,  wovon  weiter  unten  di« 

Fälle  unter  c  —  ohne  Trennung  der  Ge- 
ier unteiscbieden,  so  ei^eben  sich 
oMle  mit  Erwerbsunfähigkeit  von  Erankentm 

1  bis  14  Tagen,  mit 126  S4Ö 

ofälle  mit  ErwerbsunfKhigkeit  von 

15  bis  28  Tagen,  mit     ...    .     135606 
uMle  mit  Erwerbsunfähigkeit  von 
^ehr  als  28  Tagen,  mit     .    ■    .     287913 

Qßile  mit 549859 

056  Uofklle  mit  1649577  Krankentagen, 
fällen  unter  1,  2  und  3  vorstehend  machten 
e  unt«-  1.    .    .    56,9  %  aus, 
„      2.    .    .    23,1    „     „     und 
„    -8.    .    .    20,0    ,     „ 
ikentage  sieb  vertheilten 
iie  Fälle  unter  1.  mit  23,0  %, 
„     2.    „    24,7     „ 

„  „  „  3.  „  52,3  , 
lende,  hier  eine  steigende  Zahlenreihe, 
tereu  Aussondenmg  der  Unfälle  mit  Erwerbs- 
nehr  als  4  bis  zu  13  Woclieu  und  von  über 
das  Material  nicht  geeignet.  Da  die  Er- 
cb  auf  nur  4  Monate  beschränkte  und  be- 
,  hätte  auf  diese  Unterscheidungen  eine  Frage 
erden  können,  ohne  für  die  in  die  letzten 

Unfälle  die  Schätzung  über  Gebühr  zu  er- 
ihalb  auf  Widerstand  zu  stossen.  Man  be- 
er in  diesen  Fällen  mit  einer  allgemeinen 
mkheitsdauer  bei  denjenigen  Unfällen,  welche 
higkeit  von  mehr  als  4  Wochen  zur  Folge 
nd  sind  für  die  hierher  gehörenden  in  den 
onaten  beobachteten  5681  Unfälle  287913 
i.  51  Tage  pro  Unfall,  angegeben;  an  der 
r  Zahlen  zu  zweifeln,    liegt  ein  besonderer 

lawerthe  Ergänzung  liefert  in  dieser  Hinsicht 
deutscher  Eisen-  und  Stahl-Industrieller  aus 
tatistischen  Erhebungen  bei  seinen  Mitgliedern 
itere  Aufnahme  (Zirkulannittheilung  des  Ver- 
).  9  d.  d.  Berlin  den  22.  Februar  1882). 
die  Jahre  1878,  1879  und  1880  und  bezieht 
ke  der  Eisenindustrie.  Nach  dieser  Aufnahme 
Fällen  der  Erwerbsunfähigkeit  nach  Ablauf 
ca.    97  %   erledigt    (geheilt),    und   nur 


DcillizedoyGOQgkL. 


16  I.    Denb 

ür  etwa  3  7o  bestanden 
Wirkungen  auf  Wohlbef 
'or  allem  auf  die  Erwe: 
[lückten  noch  nach  3  Moi 

(Hiernach   lässt  sich  das 

chafts-  und  SektioosvoisUlnde 

uQgsvorlage  berechnen.    In  Bf 

tfilUonen  versicherten  Arbeiten 

2000  tödtlicbe  Unfölle,  < 

1700  iDvaliditätsfklle,  d. 

900  Fälle  vorüberpehem 

Erwerbsuoiähigkf 

_^  tödtlichen  Unfall 

zus.  4600  F^e,  welche  sich 

age  auf  die  verschiedenen  Gei 

[ung  vertheilen.) 

UnfsUTerslel 

Was  sodann  die  durch  (i 
[enifene  finanzielle  BelasI 
len  Berechnungen  des  Rechnui 
Jnfall  eine  Belastung  von  27 
«hnitteverdienstes  eines  Arbeitt 
'olgenden  Best&udtlieilen  zusam 

1.  Werth  der  Wittwenrente  (2 
dienst  angesetzt)  .... 

2.  Werth  der  Kinderrente  (zu 
10  "iQ  vom  Durchschnitts- 
verdienst angesetzt)  .    .    . 

3.  Werth  der  Ascendenten- 
rente  (zu  20  "j^  vom  Durch- 
schnittsverdienst angesetzt) 

4.  Werth  des  Sterbegeldes  (ver- 
anschlagt zu  10  %  vom 
Lohn,  unter  Berücksichti- 
gung der  Zinsberechnung  >) 

ia.  tddüicher  UnEall  wie  oben 
'erdienstes,  reduzirt  a\rf  den  J 
i^ersicherung. 

Der  Werth  der  vollen  I 
>urchschnittsverdienst)  ist  auf 
«rdienst  anzusetzen. 


*)  Der  Anschlag  beruht  auf  eil 
ach  gegiiffeu,  um  sicher  zu  gebeo. 
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ffird  der  Belastungswerth  aller  .vei^icherteu  UnfiUle  auf 
drD  Eiidieite-Belastuiigswerth  von  Todesfällen  reduzirt,  so  er- 
Ult  nun  flir  100  000  iiiämiliche  Arbeiter  jährilfh  411  tödtliche 
l'n&lle.  Wird  weiter  ein  Durchschuittsverdienst  von  750  Mark 
ip^fDODunen  und  der  Belastungswei-th  eines  tödtlichen  Unfalls 
vie  TORtehend  mit  271.35  ",'n  vom  Durchsehnittsverdienst  an- 
psetrt,  so  ergiebt  sich  für  die  beobachteten  1  615  253  miinn- 
BdifD  Arbeiter  fclßende  Berechnung  der  Gesammt  -  Jahres- 
bflastoiig: 

111  971   fi 

-£i    X  1615253  X  =iig2  X  750  Mk.  =  13510ÖG4Mk. 

100  WU  lUU 

Hieizn  kommt  die  Belastung  fi)r  die  342295 

niÜirhen  Arbeiter,  welche  wegen  des  Wegfalls 

der  Wittwenpension  und  wegen  der  geringeren 

l'nfeDsgefehr  auf  höchstens  -f-    der  Belastung 

(iser  gleichen  Anzahl  niilnnlicher  Arbeiter  an- 
iDoehmea  ist  Wird  der  Durchsehnittsverdienst 

in  Albeiterinnen  mit  -g-  Mark  eingestellt  — 

(0  diEs  also  die  Belastung  far  eine  Arbeiterin 

vä-r  X   a  "^  jn   '**''  Belastung  fftr  einen 

Artieiter  angenommen  wird  — ,  so  stellt  sieb  die 

Bduhmg  Ar  die  342295  Arbeiterinnen  auf 

-*'i-XS422Q^X  27U5         750 

lOQOOO  ^  ^■i'^-'  ^     100"  ^     2    >ik.  ^       286  308  Mk. 


Gesammtbelastung  Summa  13  796  872  Mk. 
Das  Resultat  ist  mithin,  daes  die  Unfallver- 
iicherung  von  rand  zwei  Millionen  Arbeitern,  wo- 
Ton  etwa  ein  Sechstel  dem  weiblichen  Geschlecht 
in^ehört,  eine  Jahresbelastung  von  rund  14  Mil- 
lionen  Mark  hervorruft,  wenn  der  Durchschnitts- 
lerdienst  der  männlichen  Arbeiter  zu  750  Mark, 

der  weibliehen  Arbeiter  zu  -^  Mark  angenommen 

vird,  und  die  oben  vorgesehenen  Entschädigun- 
Sn  gezahlt  werden.  Auf  den  Kopf  der  Arbeiteiichaft 
■>dit  dies  eine  Belastung  von  7  Matit. 

Auf  welche  Weise  sich  die  oben  angefOhrten  271,35  % 
«t  DnrchBchnittsverdienstes  als  durchschnittlicher  BelastungB* 
*^  jedes  tOdtlichen  Unfalls  zusammensetzen,  wurde  dar- 
8*st 
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jetzt  man  dJescD  Bei 

t  nach  Bebm's  Bei 

rerth  eines  zur  bivalii 

leijenige  der  vorübei 

ceit  von  mehr  als  13 

in  DurchBchnittsverdi' 

.  der  tödtliehe  Unfa 

I.  der  zur  Invalidität 

i.  der  Fall   vorübet^ 

keit  von  mehr  als 

Vird  der  Werth  der 

[eben  sich  folgeode  1 

Invalidenrenten 

Wittwenrenten 

Waisenrenten  . 


Renten  für  Äsce; 

Krankengelder  (I 
tieran  ist  auch  i 
liem  Verhältniss 
igung  der  oben  v 
iiguEgen  wirken 

tnlsH  der  DnrsIlTerslehi 

1  Betreff  des  Verhfil 
i-  zur  Krankenvi 
irsorge  für  die  erstei 
ibertragen  wird,  ist  fl 
ar  1  957  548  Arbeitet 
rvorgerufene  Kranker 
eben  hinausgehenden, 
raliden  in  den  ersten 
ird  der  Lohn  itJr  300 
chung  ohne  Untersc 
r  zu  750  Mark  anges 
ines  bemessene  Kran] 

500  Mark  angenomin 
eine  Gesamnitbelastu 
B  gesammte  durch  U 
'96  872  Mark)  =  16 
3V,  %  auf  dieKrai 

diesen  zwei  Drittel 
a,  wobei  zu  beachte 
sammten  Krankenti 
durch  UnfilUe  veran 
eiter  es  wollen,  ein  1 


DniiizedDyGoQt^lc 


y_  2,  VnbiltDiss  zur  KrankenTersichenmgGiast.  29 

Aber  auch  selbst  abgesehen  hienon  machen  diese  Zahlen 
fg  pnz  klar,  dass  die  durch  Unfall  hervorgerufene 
Tornbergehende  Erwerbsunfähigkeit  bis  zu  13 
Wochen,  mögen  die  Fälle  noch  so  zahlreich  sein,  kaum  in 
das  Gewicht  fällt  gegenüber  den  Todes-  und  In- 
Taliditätsfällen.  Jene  erheischen  2*4,  diese  13*j  Mil- 
lionen ^Mark. 

Um  einem  MissversUindiiisse  vorzubeugen,  möge  hier 
gchlietslich  noch  angeführt  worden,  dass  diese  13*8  Millionen 
Ijailc  diejenige  Jahresbelastung  darstellen,  welche  aus  der 
Ertebung  der  erfonlerlichen  Decknngskapitale  entstehen  würde, 
d.  b.  aus  Erhebung  deijenigen  Kapitale,  welche  nach  tech- 
nischeu  Grundsätzen  ausreichen,  die  Renten  dauernd  zu  decken. 
Die  vorstehenden  Eröileiiingen  gehen  also  davon  aus,  dass  für 
die  alljShrlich  bei  1957548  Arbeitern  männlichen  nml  weib^ 
Udieu  Geschlechts  vorkommenden  Unfälle  alljährlich  konstant 
IS*')  Millionen  Mark  zu  erheben  sind.  —  Um  den  Behu'Jtimgs- 
«CTlh  der  Unfallversicherung  zur  ZaJil  zu  bringen,  insliesondere 
im  UDfallversicherungs  -  und  KrankenveiTsicIieningslast  ver- 
färifhen  zu  können,  giebt  es  keinen  anderen  Weg  als  den  <ler 
BerH-hnung  der  Deckungskapitale.  Nun  aber  ist  es  klar,  da«s, 
fenn  liio  letzteren  all,ji<hrlii-h  erliolH'n  werden,  in  den  ersten 
Jihira  b^'träehtliche  Sumnieu  übrig  lileiben,  welche  für  den  Bc- 
duf  späterer  Jahre  l)estinuut  sind.  Es  schieben  sich  also  grosse 
Bnenekapitale  zusammen,  die  vor  Ablauf  von  lOJahren  mit 
dn  Zinsen  100  Millionen  Qb<'i-steigen  und  (Linn  noch  lange 
Zrit  weiter  steigen.  —  Ganz  andeis  stellt  sich  die  Sache,  wenn 
nr  der  effektivere  Jahresl)edarf  jedesmal  zm-  liebui^  gelangt 
(Bn}.vlejit  winl).  In  diesem  Falle  schieben  sich  im  Laufe  der 
Zeit  die  Renten  zusammen.  Denn  zu  den  Renten  des  ereten 
Jihres  knnnnen  im  zweiten  Jahre  neue  Renten  und  im  diltten, 
vierten,  fünften  Jahre  u.  s.  w.  immer  wieder  neue  Renten,  die 
iQjäliTlich  zusanuiien  lH<zaldt  sein  wollen,  soweit  nicht  durch 
m  n.  s.  w.  Renten  fillherer  Jahre  zmn  Abgang  kommen. 
Wird  dies  sogenannte  Undageveifahren  angewandt,  so  ei-peben 
«ith  ftir  die  oben  bezeichneten  1615253  miinnlichen  Arbeiter, 
dir  »elcie  ein  Deckungskapital  von  13510564  Mark  berechnet 
Wrie,  die  folgenden  Jahresbedarfesummen : 

Am  Schlüsse  des  ersten  JahiTS,  in  welchem  durchschnitt- 
Mi  jede  Rente  nur  fllr  6  Monate  bezogen  wird ,   da  ja  die 

JiMff  wurden  16499T7  Krankentage  crmiltelt  ~,  uutl  vriril  auf  Grtmtl 
yHitiBider  BcobachtnngeD  davon  ausgegnneen ,  dass  auf  den  .Arbeiter 
•URwmitllich  j&hrlich  7  Krankentago  in  Folge  von  Kranklieit  und  Unfull 
^^DiB,  10  enilit  sich,  dass  ilie  iliirck  Unfall  hervoigentfüne  ICrankpiilaKt 
pA  Vi  der  Gefammtkrankenlast  ist,  wuhrmd  der  Arbeitnebcr  in  seinem 
WWbdlng  mehr  als  '.-i  dieser  Gesanuntlnst  tragt.  —  Dabei  kommt  ferner 
■  BAicht,  dus  auch  der  erete  und  zweite  Kranklieitstatt  bei  den  bcrech- 
l>ta8!i(^  UnfUlen  den  Krankenkassen  zur  L^st  gcrculinct  sind. 
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I  im  Laufe  des  Jahi 
690000  Mark, 
am  Schlüsse  des 


-    ] 

■  Betrt^E  stimmt,  wi 

Deckungskapitalsbel 

am  Schlüsse  des 


»as  letzgeoamite  Jahr 
Ichem  die  Umlage 

Jahre  an  Deckui^l 
ge  des  Umlageprin 
Isprinzip  zu  erörten 

Hinsicht  auf  die  M 
884  verwiesen  werd 
Allerhöchste  Bot» 
üinen  Wendepunkt  i 
Reichs  bildet  die  alU 
ovember  1881  die 
stags  eröffnet  wurde 
dieselbe  lautet  iu  ih 
ten  4,  5  und  6: 

Schon  im  Febr 
nsere  Ueberzeui 
ie  Heilung  der 
:hliesslich  im  1 
emokratischer  j 

eicbmässig  auf 
es  Wohles  der  A 
'ir  halten  es  fü 
em  Reichstage  ( 
erz  zu  legen, 
rösserer  Befriei 
enen    Gott    Unsi 
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segnet  hat.  zurückblicken,  wcnu  es  Uus  ge- 
linge, dereiust  das  Bewusstsi-iii  mitzunehmen, 
dem  Vaterlande  neue  und  dauernde  BUrg- 
sthaften  seines  inneren  Friedens  und  den 
Hilfsbedflrftipen  grössere  Sicherheit  und  Er- 
gipbigkeit  desBeistandes,  auf  den  sie  Anspruch 
haben,  zu  hinterlassen.  In  Unseren  darauf  ge- 
richteten Bestrebungen  sind  Wir  der  Zustim- 
mung aller  verbtindeten  Regierungeu  gewiss 
uod  vertrauen  auf  die  Unterstützung  des  Reichs- 
tags ohne  Unterschied  der  Parteistelluugen. 

In  diesem  Sinne  wird  zunächst  der  von  den 
rerbOmlPten  Regierungen  in  der  vorigen  Session 
?orpelegte  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die 
Vei-sichernnp  der  Arbeiter  gegen  Betriebsun- 
fall P  mitRtIcksicht  auf  die  im  Reichstag  statt- 
jreh  abten  Verhandlungen  über  denselben  einer 
Uni  *rbeitung  unterzogen,  um  die  erneute  Be- 
rat, liung  desselben  vorzubereiten.  Ergänzend 
»ird  ihm  eine  Vorlage  zur  Seite  treten,  welche 
sicTi  eine  gleichmässige  Organisation  des  ge- 
«erhlichen  Krankenkassenwesens  zur  Aufgabe 
stellt.  Aber  auch  diejenigen,  welche  durch 
Alter  oder  Invalidität  erwerbsunfähig  werden, 
haben  der  Gesammtheit  gegenüber  einen  be- 
gr findeten  Anspruch  auf  ein  höheres  Mass 
staatlicher  Fürsorge,  als  ihnen  bisher  hat  zu 
Theil  werden  kOnnen. 

PfLr  diese    Fürsorge    die  rechten  Mittel    und 
Wej^e    zu    finden,    ist    eine    schwierige,    aber 
aoeib    eine    der    höchsten    Aufgaben  jedes    Ge- 
meinwesens,   welches  auf  den    sittlichen   Fun- 
daiaenten  des  christlichen   Volkslebens  steht. 
Der      engere    Anschluss    an    die    realen    Kräfte 
dieses  Volkslebens  und    das  Zusammenfassen 
der      letzteren    in  der    Form  korporativer  Ge- 
nossenschaften   unter  staatlichem   Schutz   und 
staatlicher  Förderung  werden,  wie  Wir  hoffen, 
die  liöBung  auch  von  Aufgaben  möglich  machen, 
denen  die  Staatsgewalt  allein  in  gleichem  Um- 
fange nicht  gewachsen  seiu  würde.    Immerhin 
aber  wird  auch  auf  diesem  Wege  das  Ziel  nicht 
ohne  die  Aufwendung  erheblicher  Mittel  zu  er- 
leichen  sein. 
l)urdi  diese  Botschaft  vrarde  die  Lösung  der  sozialpoli- 
ätdKO  Aufgaben  auf  dem  Boden  geuosseuschaftlicher  Gliede- 
g  als  Sei  der  Gesetzgebung  hingestellt. 
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Voll  dem  Hcii'hskan/lci  Fiii-sti'ii  von  lübniaivk  ist  auf  lücte 
Lösuii^'  (It'niniiclist  wictUTlmlt  hingewiesen  worden. 

So  BHjrte  derselbe  in  der  Sitzung  des  Reichstags  vom 
9.  Jaouar  1882  in  Beantwortung  der  Interpellation  des  Fiä- 
herrn  von  Hertlinp,  welche  sich  auf  die  Sonntagsarbeit,  JYsttea- 
arbeit,  Abkürzung  der  Arbeitszeit,  auf  den  Eriass  von  Sehnt». 
Vorschriften  und  die  Ei-weitenmg  der  Kompetenz  der  Fabiik- 
inspektoren  bezog  (No.  42  der  Drucksachen  von  1881): 

„Ich  glaube,  dass  dip  meisten  der  Ziele,  die  äet  Herr 
Vorredner  uns  stellt,  nur  auf  der  Basis  korporativer 
Assoziationen  niit  annähernder  Sicherheit,  iÄ  will  nidit 
sagen,  erreicht  werden  können,  aber  dass  es  nur  auf  dieser 
Basis  möglich  sein  wird,  ihnen  so  weit  näher  zu  tretraj, 
wie  es  nach  menschlicher  Unvollkouimenheit  thunlirh  ist 
Um  diese  Basis  zu  schaffen,  steht  uns  noch  mindestens  ein 
arbeitsvoUes  Jahr,  vielleicht  mehr  wie  das  bevor.  Die 
Vorlage  über  die  Benifestatistik,  welche  Ihnen  diese  SegaoB 
gebracht  liat,  ist  die  erste  Grundlage  davon." 
Und  au  einer  anderen  Stelle  derselben  Rede: 

„Wir  müssen  uns  dii>  Ziele  nicht  zu  hoch  stellen;  «je 
hoch  wir  sie  stellen  dürfen,  werden  wir  meines  Eraclitm 
erst  bcurtheileu  können,  wenn  mr  zu  korporatireii 
Bildungen  gelangt  sein  werden,  wo  wir  dann  mit  jete 
einzelnen  verhandeln  können  und  wissen,  wie  weit  sie  ii 
Konzessionen  den  Staatszwecken  gegenüber  gehen  iwB 
ohne  Zuschuss.  Das  werden  wir  aber  frühestens  im  n&chstn 
FrOhjaln*  auf  Giimd  der  Ihnen  dann  zu  machenden  Vo> 
lagen  in  Angriff  nehmen  können;  bis  jetzt  bin  ich  tma 
Stande,  darüber  ein  Urthcil  zu  geben," 
£n(Uich : 

„Es  liegt  in  all  den  Aufgaben,  die  aus  der  Interpellation 
für  unsere  Gesetzgebung  hervorgehen,  die  Frage:  wo  ist 
die  Grenzlinie,  bis  an  welche  man  die  Industrie  belastn 
kann,  ohne  dem  Arbeiter  die  Henne  zu  schlachten,  die  ikn 
die  Eier  legt?  .  . .  Wenn  man  die  Anforderungen  zir 
Herstellung  staatlicher  Zwecke  an  die  Industrie  stellt, » 
muss  man  sich  die  Grenze  der  Tragfähigkeit  dieser  h- 
dustrie  doch  sehr  genau  vet^egenwilrtigen ;  das  kann  nui 
wiederum  meines  Erachtens,  wie  der  Herr  Vorredner  «ui 
bemerkte,  nicht  en  bloc  und  im  Ganzen,  das  wird  mafl 
mit  einzelnen  Berufsklasse u  vielleicht  kOonai, 
unter  deren  Zustimmung  und  mit  deren  Mit- 
wirkung. 
(Stenographischer  Bericht  des  Reichstags  vom  9.  JaBUr 
1882,  S.  485  ff.)  •) 

*)  In  dieser  Hcdc  war  es,  wo  der  Reichskanzler  anch  die  toiffalB 
Worte  sprach; 

„Die  Anforderungen  des  Herrn  Vorredners  Itüimle  ich  um  u  DctaR 
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schlage  konnte  der  von  den  vereinigten  libe- 
s  Reiclistags  unter  dem  10.  Januar  1882  ^ 
hte  Gesetzentwurf  (Buhl  und  GenoBsea), 
g  der  Unfallfrage  auf  dem  Boden  erweiterter 
Zulassung  der  Privatvereicherungsanstalten 
'lonnativb^nimungen  lösen  wollte,  die  Zu- 
rbfindeten  Regierungen  nicht  linden  ')■  Der- 
T  bei  den  am  18.  und  19.  Januar  1882  im 
geneu  Verhandlungen  vom  Bundeeratbstigch 
labei  ist  bemerkenswerth ,  dass  der  (iesetz- 
s  Verlangen  der  „Sicberheitsbestellung"  (Ab- 
iich einen  allgemeinen,  wenn  auch  indirekten 
lg,  in  Aussicht  nahm. 

1    sozialdemokratischeu  Abgeordneten   Auer 
on  früher  zur  zweiten  Berathung  des  1881er 


ben  Ja  beantworten  und  mich  dann  wieder 'hinsetzen, 
bei  ganz  innerhalb  des  Gebiets  befinde,  was  Ich  mir 
r  froheren  Gelegenheit  .praktisches  Christenthum'  zu 
it  Bethätigung  unaerer  christlichen  Sittenlehre  auf  dem 
tenliebe.  Ich  habe  getunden,  dass  in  der  Presse  mehr 
.  diese  Bezeichnung  manchen  Anstose  gegeben  und 
eschaffen  hat,  denen  das  Wort , christlich'  unangenehm 
akzentuirt  zu  sehen,  —  ich  meine  nicht  von  konfes- 
:hieden,  ich  meine  nur  von  dem  Vntersdiiede  in  dem 
>ens  oder  Nichtglaubena.  Aber  auch  diqenigen ,  die 
ingen  des  Christenthums  nicht  mehr  glauben,  mächte 
m,  dass  doch  die  ganzen  BegrifTe  von  Moral,  Ehre 
1,  nach  denen  sie  ihre  anderen  Handlungen  in  dieser 
wesentlich  nur  die  fossilen  Ueberreste  des  Chrisien- 
fr  sind,  die  unsere  sittliche  Richtung,  unser  Bechts- 
Boch  heute,  manchem  Ungläubigen  .unbewuEst,  be- 
T  auch  die  Quelle  selbst  vergessen  hat,  aus  der  unsere 
von  Zivilisation  und  Pflicht  geftosiien  sind,  leb  glaube 
und  selbst  denen,  die  einer  anderen  Konfeesion  an- 
1  das  Gebot  der  Nächstenliebe,  das  Gebot  der  Wohl- 
in ihrer  Konfession  ein  vorherrschendes.  Ich  sehe 
mit  welchem  Rechte  wir  für  imsere  gesammten  Prival- 
Jebote  des  Chrislenthums ,  lebendig  oder  fossil,  aner- 
;erade  bei  den  wichtigsten  Handlungen,  bei  der  wich- 
ng  unserer  Pflichten,  bei  der  Theilnahme  an  der 
ick  Landes  von  45  Millionen  in  den  Hintergrund 
und  sagen ;  hier  haben  wir  uns  daran  nicht  zu  kenren. 
)ekeniie  mich  offen  dazu,  dass  dieser  mein  Glaube  an 
ierer  ofl'enbarten  Religion  in  Gestalt  der  Sittenlehre 
ümmend  fllr  mich  ist  und  jedenfalls  auch  für  die 
eia  zu  der  Sache,  und  dass  damit  die  Frage  von  dem 
nichtchristlichen  Staate  gar  nichts  zu  thun  hat  Ich, 
es  Staates,  bin  Ohrigt  und  entschlossen,  als  solcher 
Ich  glaube,  es  vor  Gott  rechtfertigen  zu  können." 
:k  der  Hauptbestinunungen   des  Gesetzentwurfs  siehe 
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I. 

etzentwurfs  pestellten  . 
sr  ReichB-Unfallversichei 
mges  zur  Versicherung 
llle  gerichtet  gewesen,  1 
ldi(;ung  bei  eintretende 

allen  Beitragen,  die  ni 
ten,  und  die  Einrichtui 
er  aus  direkter  Wahl  b 
itskundiger  Vorsitzende 
rählt,  eventuell  von  dt 
■den  sollte  {Drucksachet 

201). 

Qetietzeiitii 

Unter  dem  8.  Mai  U 
■läge  der  verhlüideten  P 
fi  der  Arbeiter  mitfiet 
Session  1882,  Nr.  19). 

Diese  Vorlage  u  n  t  e 
»entlieh 

a)  durch  das  Falleula 
welche  durch  eine 
Grund  von  Gefahi 
sowie  von  Betriet 
bänden  audererseit 

b)  durcli  das  Fallenli 
gegen  Verläi^erun 
die  Ftlrsorge  den 
dreizehn  Wochen, 

c)  durch  die  Aufnahi 
der  versicherungspf 
wurf  vom  Jahre  li 
Schlüsse  des  Bundes 

d)  durch  die  Annahn 
im  Gegensatz  zun 
System, 

e)  durch  die  EinfUhni 
liehe  Entscheidung 
Setzungen  der  Gen 
Errichtung  selbstär 

f)  durch  die  F,infühni 
Die  hauiitsilclilichsten 

1  iu  dieser  Beziehung  d 
g  1  Abs.  2.  Da 
iiflicht)  gilt  von  Arbei 
von  einem  Gewerbtreit 
auf  die  Ausfuhrung  vc 
Betriebe  beschäftigt  wt 
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AuafOhmng  von  Bauten  beHcIiäftifrten  Arbeitern  und  Be- 
triebsbeaniteD,  soweit  ilieselbeu  nicht,  ohne  im  I>ienste  eines 
Gewerbtreibenilen  der  bezeichneten  Art  zu  stt-lieu,  lediglich 
einzelne  Reparaturar)>eiten  uusfufaren. 

§  5  Abs.  1.    Der  Sfliadensereatz  soll   im  Falle  der 
Yerietzunn  bestehen: 
1.  in  den  Kosten  de«  Heilvertahrens,  welche  vom  Beginn 

<ler  üerzehnteu  Woche  nach  Kintritt  des  Unfalls  an 

entstehen ; 

§  7.  Die  Venticherung  erfolgt  durcli  die  Unternehmer 
dt'r  unter  tj  1  fallenden  Betriebi'  auf  Gi^enseitigkeit  und 
zwar  in  der  Weise,  dass  die  nach  i;^  5,  6  zu  leistenden 
(jitiichjtfiigungeu  nach  Abzug  von  25*/o.  welelic  vom  Reiche 
;.'eTährt  werden. 

1.  mit  60  "/n  der  (lesanuuthi'it  aller  Unt*'niehiner  der- 
jenigen Gefahrenklasse  (§  10),  welcher  der  von  dem 
Ijifalle  betroffene  Betrieh  augehört, 

2.  mit  15%  der  Betriebsgenossenschaft  (§  U).  welcher, 
oder  dem  Betriebs^'erbande  (§  14),  welchem  der  von 
dem  Unfälle  twlroffone  Betrieb  angehört, 

zur  Last  fallen. 

S  9  Abs.  1.  Jeder  Unternehmer  eines  untev  den  §  1 
tdlenden  Betriebes  nniss  für  denselben  einer  Ciefalii-enklasse 
(S  10)  imd  entweiler  einer  Betriebsgenossenschaft  (S  11) 
oder  einem  Betriebsverbande  (§  14)  angehfiren, 

§  10  Abs.  1,  Süuimtliche  im  Reichspclncte  Iwlegcnen, 
nach  §  1  versicherungsiiflichtigen  Betriebe  werden  in  Ge- 
fahrenklassen eingetheilL  Silmnitliche  Betriebe  derienigen 
Industriezweige  und  Betriebsarten,  f(U'  welclK*  (■in<>  durch- 
GThnittlicli  gleiche  Unfallsgefkbr  besteht,  bilden  zusammen 
eine  Gefahrenklasse. 

S  11  Abs.  1  bis  3.  Die  in  dem  Bezirke  einer  hftheren 
Verwaltungsbehörde  belegenen  Betriebe,  welche  demselben 
Industriezweige  oder  dersellien  Betriel>sart  (S  10  AKs.  4) 
angehören,  werden,  sofern  die  (iesannntzahl  der  in  ihnen 
beschilÄigten  vereirherten  Personen  die  erfonlerliche  Höhe 
erreicht  zu  einer  Betriebsgenossenschaft  vereinigt. 

Die  Mindestzahl  der  versicherten  l'oi-sonen.  welche  zur 
Bildung  einer  Geuosseuschiift  erfordedich  ist.  wird  durch 
Beschlusa  des  Bundesraths  festgestellt. 

Auf  Antrag  der  Betlieiligten  kann  eine  Betrieb^enossen- 
echaft  für  die  Betriebe  mehrerer  derselben  Gefahrenklasse 
angehörenden  Industriezweige  oder  Betriebsarten  gebild<'t 
Verden. 

§  12  AbB.  1.  Die  Zentralbehörden  der  Bundesstaaten 
kftnnen  bestimmen,  dass  Bctriebsgenosseuschafteu  für  andere 
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Bezirke,  alB  diejenigen  der  höheren  VerwaltungabehOrden 
zu  bilden  sind. 

§  14  Abs.  1.  Diejenigen  im  Bezirke  einer  höheren 
Verwaltungsbehörde  belegenen  Betriebe,  welche  einer  Be- 
triebBfieuoseenschait  nach  Massgabe  des  ij  11  nicht  zuge- 
wiesen werden,  bilden  zusammen  einen  Betriebsverfaand. 

§  33  Abs.  1.  Die  Mittel  zur  Deckung  der  von  der 
Betriebsgenossensrhaft  nach  §  7  No.  2  zu  leistenden  'Ent- 
schädigungslieitrilgc  und  der  Vervaltungskosten  werdea 
<Iureh  Beiträge  aufgebracht,  welche  auf  die  Mitglieder  nach 
MasBgabe  der  in  ihren  Betrieben  von  den  Vereicherteo  Ter 
dienten  Löhne  und  Gehälter  umgelegt  werden. 

§  5  4.  Für  jede  Betriebsgenossenschaft  und  jedea  Bfr 
triebsverband  ist  zur  Wahrnehmung  der  in  den  §§  ii 
Abs.'  4  und  86  Abs.  4  bezeiclmeten  Obliegenheiten  ein 
Arbeiterausschuss  zu  errichten. 

Derselbe  besteht  aus  Vertretern  derjenigen  Orts-  tml 
Fabrik-Krankenkassen,  sowie  derjenigen  Knappschaftskasoi, 
welchen  die  in  den  Betrieben  der  GenossensdiaftsmitgliNkr 
oder  Verbandsuiitglieder  beschäftigten  veraicherten  Peisooen 
angehören. 

Die  Wahl  erfolgt  durch  die  Vorstände  der  Kassen  unter 
Ausschluss  der  denselben  angehörenden  Vertreter  der  Atbät- 
geber. 

§  85  Abs.  2  und  3.  (legen  den  Bescheid,  dnrtb 
welchen  der  Entschädigungsanspruch  aus  einem  anderen 
als  dem  vorbezeichneten  Grunde  abgelehnt  wird  (§  81 
Abs.  2),  sowie  gegen  den  Bescheid,  durch  welchen  die  Ent- 
schädigung festgestellt  wird  (§  84),  findet  nur  die  Berafiing 
auf  schiedsrichterliche  Entscheidung  statt 

Die  Benifui^  ist  bei  Venneidung  des  Ansscblnssei 
binnen  vier  Wochen  nach  der  Zustellung  des  Beschädo 
bei  dem  Vorsitzenden  des  Schiedsgerichts  zu  erheben. 

§  86  Abs.  1  bis  4.  Für  jede  BetriebsgenosseMchft 
und  für  jeden  Betriebsverband  wird  ein  Schiedsgericht  a- 
richtet. 

Das  Schiedsgericht  besteht  aus  einem  stündigen  Vc^ 
sitzenden  und  aus  vier  Beisitzern. 

Der  Vorsitzende  wird  aus  der  Zahl  der  fiflentli^ 
Beamten  von  den  Zentralbehörden  der  Bundesstaaten,  in 
Falle  des  tj  13  von  dem  Reichskanzler  ernannt  FOr  da 
Vorsitzenden  ist  in  gleicher  Weise  ein  Stellvertreter  zu  e^ 
nennen,  welcher  ihn  in  Bebinderuugs&LUen  vertritt 

Die  Beisitzer  werden  zur  Hälfte  von  der  GenenliW' 
Sammlung  der  Betriebsgenossemichaft  oder  des  Betziebgnr 
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baiides  aus  den  nicht  dein  Voi>.Uiii(lt'  aii^ehöronilen  Mit- 
tiHederu  der  ( ieiiosscnaphaft  oder  des  ^'l'^bundes,  zur  H&lfte 
vni«  ArbeiterausscbuKse  (ij  54)  aus  den  Versifherten  ge- 
wählt Für  jeden  Beisiteer  werden  ein  erster  und  ei» 
zweiter  Stellvertreter  erwählt,  welche  ihn  in  Hehindemn^- 
ßllen  zu  vertreten  haben. 

§  97  Abs.  1.  Die  Auszahlung  der  auf  Gnmd  dieses 
fiesetzes  zu  leistenden  Kntschartigunfren  wird  vorschuss- 
veise  durch  die  Postverwaltun^cn  und  zwar  in  der  Regel 
dnrrh  dasjenige  Postamt,  in  dessen  Bezirk  der  Entschädi- 
punpsberechtijrte  zur  Zeit  des  Unfalls  seinen  Wohnsitz  hatte, 
bewirkt. 

KonmlHslon  HberKtfa  ob;. 
Die  mit  der  Vorberathung  des  (iesetzcntwurfs  betraute 
Ktnmission  des  Reichstags  führte  ihre  Aufgabe  nicht  zu  Knde. 
Kidtdem  sie  einige  (irundiirinzipien  der  \orli^e  berathen  und 
nnrorien  hatte  —  verworfen  wurden  insbesondere  die  Ge- 
UmUassen  als  Grundlage  der  Verliandsorganisatiou  und  der 
SndiEZiischuss  —  erstattete  sie  dem  Ilenuni  unter  dem 
18.  Jnni  1883  einen  mündlichen  Bericht  (Drucksachen  der 
n.  Session  1882,  No.  372),  welcher  indess  wegen  Seasions- 
lAhisses  im  Tlenuni  nicht  mehr  zur  Verhandlung  gekoni- 
neniit. 

AllerhScbst«  Botschaft  vom  14.  April  188S. 
lozwiachen  hatte  die  Allerhi'u-hste  Botschaft  vom  14.  Apiil 
1883  dem  Reichstage  die  Erledigung  der  Vorlage  dringend 
US  Herz  gelegt.  Nachdem  dieselbe  die  Befriedigui^  aber  den 
Vfriuif  der  Berathungen  des  Kiankenkassengcsetzes  zu  er- 
knen  g^^ben,  filhrt  die  Botschaft  fort.: 

,Mit  Sorge  aber  erfüllt  es  Uns,  dass  die  prin- 
lipiell  wichtigere  Vorlage  über  die  Unfallver- 
sicherung bisher  nicht  weiter  gefördert  worden 
ist,  und  dass  daher  auf  deren  baldige  Durchbe- 
rathuBg  nicht  mit  gleicher  Sicherheit  gerechnet 
werden  kann.  Bliebe  diese  Vorlage  jetzt  un- 
erledigt. 80  wOrde  auch  die  Hoffnung,  dass 
in  der  nächsten  Session  weitere  Vorlagen 
wegen  der  Alters-  und  Invalidenversorgung 
zur  gesetzlichen  Verabschiedung  gebracht 
werden  kannten,  völlig  schwinden,  wenn  die 
Berathangen  des  Reichshaushaltsetats  fUr 
1884y8&  die  Zelt  und  Kraft  des  Reichstages  noch 
w&hrend  der  Wintersession  in  Anspruch  neh- 
men mOssten. 

Wir  haben  deshalb  für  geboten  erachtet,  die 
ZuBtimmung  der  verbündeten  Regierungen  da- 
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(.iesetzesvorlage  vom  Jahre  1884.  3' 

Jlgememen  —  auf  die  unter  den  §  2  des  HafI 
ilenden  Personen  und  schafft  in  denf  Reichsvei 
ine  in  der  Weise  eines  Verwaltungsgerichtshol 
le  leitende  Spitze  filr  die  Ausftthning  des  Gesetzes 
irf  kommt  den  Wünschen  der  Arbeiter  dürr! 
selbständiger  mit  erweiterten  (d.  h.  im  Vei 
rlage  vom  Jahre  1882  erweiterten)  Befugnisse 
iteraussohQsse  entgegen,  während  derselbe  ai 
ite  der  Selbstverwaltufig  dei  Berufspenossei 
^itfisteu  Spielraum  lässt.  Gegen  die  Entschei 
edsgerichte  wird  in  den  wichtigeren  FflUen  de 
eichs^ersicherungsamt  gestattet;  dieVerhängun 

Zuwiderhandlungen  der  Benifegenossen  gege 
eu  des  Gesetzes  \(ird  den  Genossenschaflsvoi 
?n  Gerichten  übertragen, 
n  schliesst  der  Entwurf  sich ,  namentlich  aui' 
er  zu  zahlenden  Entschädigungen  betrißt,  ii 

die  Vorlage  vom  Jahre  1882  an.    Einen  Ah 

siehe  im  letzten  Abschnitt. 

:f  der  GegetientwBrfe  tob  1881,  1882,  1884. ' 
■ei  Entwürfe    haben    dasselbe   Ziel  im  Ai^e 
le  Versicherung  der  Arbeiter  gegen   di 
mter  Beseitigung  der  Haftpflicht  mi 
en  Prozessen. 

zu  diesem  Ziele  suchen  sie  in  verechiedene 
'as 

g  a  n  i  s  a  t  i  0  n  der  Versicherung  anlaugt ,  s 
Entwurf  eine  rein  büreaukratische  centraliart 
ng;  der  zweite  Entwurf  trat  dann  auf  de 
sehaftlicher  Versicherung,  aber  nicht  auf  de 
BerufekoiTioration ,  sondern  auf  der  Basis  de 
den  verschiedensten  unter  einander  fremde 
bestehenden  Gefahrenklassen  mit  territoriale 
ietriebsgenossensch^ten  und  Betriebsverhände 
rf  endlich  verwirklicht  die  Idee  berufsgenosser 
iciation,  die  sich  nach  dem  Willen  der  Bethe: 
iehen  und  nur  im  Nothfalle  mit  staatlich« 
geführt  werden  soll. 

elf  des  Kreises  der  versicherten  Per 
sich  der  erste  und  dritte  Entwurf  im  Grosse 
er  zweite  Entwurf  war  durch  Aufnahme  dt 
ter  gegangen.  Der  (bitte  i-Jitwuif  gestatto 
■einziehunff  der  besser  situirten  Betriebsbeamte 
00  Mark  Jahreseinkommen)  in  die  Versichenin 
Q  Unternehmern  kleiner  versicherunpspflichtigt 
.'lichkeit,  sich  auch  für  ihre  Person  an  der  Vei 
theiligeu. 
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4.  I'ii'  ücitrii^'i'  itIihIi  iIit  iTt-tf-  Kiitwmi  viui  Arlwit- 
ficlicni  iiiiii  Arlioitneliiiicni.  mit  eiuciii  HciflisziiKflmss .  tief 
zweite  Kiitwurf  von  den  Arlieitpebeni  mit  pioein  BeirliszuschusK. 
der  dritte  von  «Icii  Arbeitgelwni  ohne  BoicliRziischuss.  r)a<!^!eu 
Ktatuirt  der  letztere  Entwurf  die  Garantie  des  Reichs  für  etwa 
leistuntranniäliiK  wei-iiende  <>cnosseuschaften. 

5.  l>er  enit*  Entwurf  erhob  die  Beitrüge  in  der  Fonn 
von  festen  Prämien  (Deckunfüskapitalprinzip),  die  bfide>ii 
anderen  Entwlirfc  legen  nur  den  (flektiven  Jahresbedarf  um 
(Unilage4)rinzip). 

6.  Die  den  Krankenkassen  znr  Last  fallende  Fureorge 
fllr  die  erste  Zeit  nach  einem  Unfall  (sopenannte  Karenz- 
zeit) erstreckte  der  erste  Entwurf  auf  ^ier  Worhen,  die  bei- 
den  anderen  Entwürfe ,  welche  jeden  Ariteiterbeitrag  zur  Un- 
faUversicheiTing  beseitigen-,  auf  drei  Monate. 

7.  Eine  Betheiligung  der  Betriehsnnteruehiner 
an  der  Verwaltung  der  Versichenmgsaiistalt  kannte  der 
erste  Entwurf  nicht;  der  zweite  Entwurf  legte  die  Verwaltnng 
wesentlich  in  ihre  Hände;  der  dritte  Entwurf  ffthrt  das  Prinnp 
der  Selbstverwaltung  in  allen  Stadien  selbst  bis  in  (Ue  Ceiitnl- 
instanz  hinein  durch. 

8.  Die  Arbeiter  fanden  im  ersten  Entwurf  keine  Ver- 
tret;ing,  im  zweiten  Entwurf  wmxlen  ihnen  selbständige  Ar- 
beiti'rausschllsse  zuerkannt,  der  dritte  Entwurf  erweitert  fie 
Kompetenz  dei-  letzteren. 

9.  Gegen  die  Ent'yhädigungsfestsetzimgen  der  ReiehBwr- 
sicberungsanstalt  gab  der  erste  Entwntf  das  Rechtsmittel 
der  gerichtlichen  Klage,  der  zweite  Entwurf  führte  inappel- 
lable Schiedsgerichte  ein,  der  dritte  Entwurf  macht  die  Ent— 
Hcheidut^n  der  letzteren  in  allen  wichtigeren  Fftllea  appellabel 
durch  Berufung  an  das  neu  zu  enichtende  KeichsversichemngBamt^- 

10.  Der  erste  Entwurf  sah  keine  besonderen  ZahlstdleO 
fllr  Auszahlung  der  Renten  etc.  vor:  der  zweite  und  dritt.^ 
Kntwiu^  fllK-rtragen  die  letztei^e  den  I'nstanstalten. 

11.  Die  Frage  der  Unfallverhütung  mrd  im  er«en 
Entwürfe  nicht  berührt,  der  zweite  und  dritte  Entwurf  lefcen 
den  Genosseuaehaflen  nicht  nur  das  Recht  des  Erlasses  soa 
TTnfallverhütui^vorschriften  bei ,  sondern  geben  ihnen  auch 
das  Recht  der  Iteaufsicbtigung  der  Betriebe  in  Betreff  den 
Befolgung  der  Unfall  Verhütungsvorschriften  durch  eigwe 
Beauftragte.  ' 

12.  Der  erste  Entwurf  hatte  keine  Veranlassung  in  Veag 
auf  die  Beaufsichtigung  der  ReicbsversichenmfflaiBlilt 
Vorkehrung  zu  treffen,  der  zweite  Entwurf  übertrug  die  Asff- 
sicht  llber  das  Versicherungswesen  den  LandesbehOrden,  ter 
dritte  Entwurf  ü!>ertrilgt  sie  dem  Reichsversichenmjsmt. 
Dabei  thut 

13.  dieser  Entwurf  duiTh  die  Aufnahme  von  Arbeit- 
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l^elipra  und  Arlipitcru  in  diese  Ceulraliiistau/ 
nDPD  «>rial|io1iti(iclieü  Schritt,  ftlr  den  es  koineit  VoiTians  yäfht- 

14.  Wahrend  der  orete  und  zweite  Kiitwurf  die  Ahii- 
dnnt.'  Ton  Zuwiderhandluiij^en  der  Iletrielisunter- 
Dfhriier  in  Bezufi  auf  die  Vdi^^eschrielH'iie  Anniohhiiifi  von  ver- 
scbmiujtsiitlifhtifien  Betrielwn.  von  HetrielKtveräiidemufieii  etc. 
dm  IrtTichten  zuweisen.  UlM<rlilsst  der  (bitte  Kntwtirf  die  lle- 
itnfiuur  in  diesen  —  oft  i-echt  zweifeUiafteii  —  Fillh'U  dem 
pviwi-iibaften  Knnessen  der  (TCiiutisensehaftsvin-stiinde. 

Die  Ii<>stnifun);  der  Arbeiter  wegen  Zuwiilerhandlmmren 
pfFQ  die  erlassenen  rnfallverhHtunfrsvdi-schrifteii  idH'rtriitrt  der 
iweite  Kntwurf  den  (li-tsiKilizeilH'höriieii,  lier  dritte  Kntwurf 
dfliBelnehs-  (Fahrik-),  KraiikenkassenvorstiUideii.  siifern  soli'he 
KL«eii  fttr  den  Hetrieh  Itestehen.  Her  ei-ste  Fliitwuif  kommt 
hiei  nirbt  in  Betracht  (vfjl.  ZitTer  1 1  vorsteheiuH. 

15.  Was  die  Haftpflicht  des  lietrlehsunter- 
oehmcrs  anlau^,  so  bestimmten  der  erste  und  zweite 
Eatirarf  llliereinstimniend.  dass  derselbe  deni  Itosi-hadinten 
fcrtai  nur  wepen  vorsiltzlieh  herlieiKi'fllhrter  riifidh*,  der  Vei-- 
ntbeniDRsanstult  dauef:eii  auch  wegen  solcliev  l'nfälle  haften 
»lle.  welche  durch  (rrot)es  Vei-sclnildcn  herl)eiKefilln1  sind, 
lo  hriden  Ueziehunjrcn  führt  der  dritte  Entwurf  wesentliche 
ifmleninj^n  ein,  indem  in  der  Kegel  ein  voi'pilngigos  stinf- 
pTichlliclies  Krkenntniss  als  die  Voraussetzung  der  fJeltend- 
marbniig  jener  Ansjtiüclie  hingestellt,  und  in  dem  zweiten 
Tille  vorgeschrieben  ist,  dass  die  Fahrlässigkeit,  welche  die 
Rp^Trssptlicht  begründen  solle,  eine  solche  sein  nillsse.  dass 
dihfi  diejenige  Aufnierksanikeit .  zu  welchei*  der  rntemehnier 
«niiöpp  seines  Amts.  Berufs  oder  (^lewerbes  be^iniders  \er- 
ptirbtet,  ausser  Acht  gelassen  sei.  Ausserdem  l)eschrankt  der 
dritte  Fjitwurf  die  Sehadenei-satziiflicht  der  Bevollniik-htigten. 
Reptiseatanten .  Beamten.  Werkführer  etc.  in  gleicher  Weise 
wie  lue  der  Betrielisunternemer.  Die  HaftpHjcht  der  letztei-eii 
hr  Handlungen  ihrer  üevoUmächtigten  etc.  (§  2  des  Hafti)tlicht- 
metzet,  §  1^84  des  code  n\il)  ist  in  allen  drei  Entwürfen 
^eidimasBig  l>eseitigt. 

16.  Zeigt  fflch  hieniach  trotz  aller  Verschiedenheiten  ih'V 
drei  (leMtzentwllrfi'  thatsftchlich  die  untei'  Ziffer  1  lienorA'- 
WieofKnheitlichkeit  des  Zieles  dersellK'u.  sokmnnit  die  letztere 
ndHcfa  auch  in  dem  für  die  Arbeiter  wichtigsten  Tunkte  zur 
Enfheimuiff:  in  der  Höhe  der  den  Beschädigten  zu 
ItPvihrenden  Entschädigung.    In  dieser  Keziebung  sind 

'die  Entwürfe  nahezu  Hbereinstinmiend.  Die  jüngste  Vorlafie 
i»  (Be  für  die  Arbeiter  günstigste .  wie  denn  Ülw-rhauiit  jeiler 
■TO  Entwurf  den  Versicherten  neue  Vortheile  brachte. 
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Ir&iiss  führte  in  den  neueren  Entwürfen  einer 
,  welche  seitens  der  Regierung  ausgearbeitet 
ifnahnie  von  Bestimmungen,  welche  eine  Ab- 
',e  getretenen  Uebelstände  bezweckten.  In  dem 
«r  1880  als  Regierungsvorlage  eingebrachten 

sich  die  diesfälligen  Bestimmungen  im  §  94, 
ür  die  gegenwärtige  Frage  entscheidender  Ab- 
enn  der  Bevollmächtigte  oder  ein  anderer  Be- 
erbsinhabers durch  Ausserachtlassung  der  Vor- 
93,  oder  durch  ein  anderes  Verschulden  in 
r  Dienstverrichtungen  die  Töiitung  oder  körper- 

eines  Hulfearbeiters  herbeigeführt  haben,  so 
iiesen  Fällen  der  Gewerbsiuhaber  für  den  da- 
nen  Schaden  und  hat  den  Ersatz  nach  Mass- 
i5  bis  1327  a.  b.  G.B.  zu  leisten." 
Bestimmung  wurde  prinzipiell  derselbe  Weg 
m  das  deutsche  Haftpflich^esetz  vom  7. 'Juni 
;en  hat. 


Irus  d«B  Ministers  von  DnnoJewBU. 

leausschuss  des  Abgeordnetenhauses  hat  indess 

?r  obwaltenden  Schwierigkeiten,   hierüber  eine 

delen,   liie  zur  Regelung  und  Besserung  der 

Lage  der  Hülfsarbeiter  in  den  Gesetzentwurf 

Bestimmungen,   und  darunter  die  vorstehend 

lit  in  Berathunp  gezogen,  worauf  der  Minister 

„um  der  Ärbeiterbevölkerung,  soweit  dies  im 

tzgebung  niüglich  ist  und  ihren  dringendsten 

d  Wünschen  Rechnung  zu  tragen,"   in  seiner 

,   .1    nn^omher  1882  die  Erklärung  abgab,   es 

etzentwurfs   „über  die  Haftpflicht 

itrielleu  irntemehniungen   Beschä- 

ndung  stehende  Unfallversicherung" 

Lcn  Reformvorlagen  erfolgen. 

eekj  nad  GenosseD. 

war  ihrerseits  bestrebt,  der  Be- 
e  zuvorzukommen  und  sich  die 
jfe  zu  sichern.  Sie  brachte  des- 
orstehenden  Erklärung  einen  aus- 
izialpolitiscbeu  Antrag  ein,  welcher 
e  gewerblichen  Unternehmer  und 
mpflege  und  Heimathsgesetzgebung, 
irverhältnisse  zum  Gegenstand  hat. 
auf  die  Unfallgesetzgebung  bezieht, 
:laut : 


DcillizedDy  Google- 


44  II-    OMteireicb-Ungun.  y,  2 

etc.  B. 
„Unter  Fosthaltun;;  des  Gniudsatzes,  dass  das  VeAlUtnisft 
zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  innerhalb  der  na- 
mentlich auch  fUr  die  Schlichtung  von  StreitigkeiteD  zu 
erlassenden  gesetzlichen  Normen  Gegenstand  freien  Ver- 
tragsrechtes sei,  sind  ehebaldigst  Anträge  zu  stellen  etc. 

4.    über  die  Vei-sicheinmg  der  HQlfearbeiter  g^en  Krank- 
heit, sowie  gegen  Gefahren  für  das  Leben  und  zwar  etc.; 
b)  durch  Einfuhnuig  einer  über  den  Rahmen  des  Haft- 
pflichtprinzips hinausreichenden  Unfallversichfirnn; 
i^uf  gen  ossenschaftl  icher  Grundlage  znmZweclie 
der  Entschädigung  filr  durch  Unfall  herbeigeföhrte  Ar- 
beitsuntähigkeil  für  lungere  Dauer  oder  für  Leberazeit 
oder  zur  Versorgung  der  Hinterbliebenen,   ohne  Heran- 
ziehung der  Versicherlen  zur  Beitragsleistung  und  Selbst- 
verwaltung   seitens    der   betreffenden   Verbände,  sowie 
unter  staatlicher  Beaufsichtigung." 
Der  Abgeordnete  Chluinecky   begründete  diesen  Antnf! 
in  der  Sitzung  des  Al^eordnetenhauses  vom  23.  Januar  18^ 
(stenographisches  Protokoll    S.   8947  flg.)   mittelst  einer  aus- 
fuhrliehen  Rede,  in  weicherer,  was  die  Unfallversicherung 
anlangt,  auf  die  schlechten  Erfahrut^^n,  die  man  in  Dentsdi- 
land  mit  dem  Haftpflichtgesetz  vom  Jahre  1871  geiiu^ 
habe,  und  namentlich  auf  „die  endlose  Reihe  von  Ent- 
Bchftdigungsprozessen,    welche  die  Arbeiter  sekr 
verbittert  haben",  [im  Protokoll  S.  8956  gesperrt  gedniekt] 
hinwies,   auch  die  Resultate  der  in  Deutschland  erhobenn 
„Unfallstatistik"  zur  Begründung  seines  Antrags  heranzog. 

Gesetsentwnrf  vom  Jahre  1888. 

Noch  in  demselben  Jahre  —  am  4.  Dezember  1883  - 
unterbreitete  die  Regierung  dem  Abgeordnetenhause  einen  Ge- 
setzentwurf „betreflfeud  die  UnfaUvcrsicherung  der  Arbeit«* 
(No,  783  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Protokollen  da 
Abgeordnetenhauses  IX.  Session).  Der  Gesetzentwurf  scUlgt 
die  Errichtung  eigener  Versicherungsanstalten  vor,  wekie 
sämmtliche  Industriezweige  eines  Sprengeis,  in  der  Regel  des 
Bezirkes  einer  Handelskammer,  mofassen  sollen.  Diese  Ver* 
slcheningsanstalten  sollen  in  der  inneren  Organisation  auf  den 
Grundsatze  der  Gegenseitigkeit  beruhen  und  nur  auf  die  oMi- 
gatorische  Unfallversicherung  beschränkt  sein;  äe  sollen 
den  Interessenten  verwaltet  werden,  aber  einer 
staatlichen  Aufsicht»-  mid  Eingriflsgewalt  unterli^cen. 
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Im  EinzelnPn  sind  die  Hauptgruncisätze  des  Kntwuris  die 
aden'): 

Oiganisation.  Venicheningspflichtige  Belrielie. 
Als  "Regel  wird  in  jericni  Höndelskaninier- Bezirke  eine 
unter  staatlicher  Kontrtile  stehende  Versifherun^rsaiistalt 
auf  Gegenseitigkeit  eiriclitet,  bei  welcher  die  Un£all- 
vfrsichening  für  alle  Arbeiter,  welche  in  den  dem  Gesetz 
unterstellten  Betrieben  (§  1)  b(>scliüftigt  »iml,  eine  obli- 
gatorische ist. 

Diese  Betriebi'  sind:  Fabriken,  Bei-gneike,  Hütten- 
werke, Brüche,  Werfte,  „Gowerbsbetriclie ,  die  sich  auf 
die  Ausföhrung  von  Bauarbeiten  erstrecken,  oder  sonst 
hei  der  Ausfuhrung  von  Bauten  beschilftigt  sind"  (aus- 
whliesslich  der  lediglich  Reiiaraturarlieiten  ausführenden 
Arbeiter),  Motorenbetriebe  —  auch  mit  Thieren  betrie- 
beDe  Motoren  gehören  hierher  —  endlich  Explosivstoff- 
hetriebe. 

Mitglieder  der  Versicheningsanstalt  sind  die  Betriebs- 
nntemehmcr  und  die  versicherten  iVrbeiter,  einschliese- 
lich  der  Betriebsbeamten  mit  einem  Jahresarbeitsvei-dienst 
bis  zu  800  Gulden. 

Die  Geschäfte  der  Versicheningsanstalt  werden  von  einem 
■US  einem  Kollegium  bestellenden  Vorstmde  geleitet. 
Ein  Drittel  der  Mitglieder  wird  von  den  Betrielwunter- 
nehmem,  ein  Drittel  von  den  versicherten  Arbeitern  etc. 
pewählt,  wahrend  das  letzte  Drittel  aus  orts-  und  sach- 
kundigen Personen  des  Bezirks  vom  Minister  des  Innern 
ernannt  wird. 

Exerntinnni. 
Ausgeschlossen  von  dem  Versicherungszwange  sind  nur 
die  Arbeiter  solcher  Betriebe,  welche  selbst  für  eine  den 
Lristvmgen  des  Gesetzes  mindestens  gleichkommende  Un- 
faUentschädigung  Sorge  getragen  haben  und  ihn'  Kassen 
ebenfalls  unter  staatliche  Aufsicht  st<'llen.  Bei  Eintritt 
eines  Unfalles  müssen  alh'  solche  ausnahmsweise  zu- 
gelassene Anstalten  das  J>eckiingska|)ital  für  die  Ent- 
schädigung an  die  Versicherungsanstalt  des  Bezirks  ab- 
fOhien. 

I>eckungKka]iita)  e. 
Die  Versicheruni^anstalt  erbebt  jährliche  Vei-sicherungs- 
beitrtge    auf  Grund   von   Gefahrenklassen,    welche  von 

')  Der  Entwarf  ist  luich  dem  Voi^an^e  der  entüprpclienikii  deutgchea 
ft  Tom  Jahre  1882  in  Absrhnitte  nicht  (^iiiEcetht'ilt  und  mit  Inhalts- 
Mn  un  Rwide  nicht  Terüebeo.  Dit  vnretebend<'  Ilarstfllung  folgt  nii'bt 
ifolge  der  Parsgraplieu  des  Kntwurfä.    Einen  .^iHlnuii  dc^sellien 

s  a.  91  f. 


Zeit  zu  Zeit  auJ 
Die  BeitTÄge  ml 
laichend  sein  (Di 


Bei  allen  Uniän 
Modilikationen)  I 
pflegui^  wAhren 
tragen.  Krankei 
gezahlt. 
,  Von  der  fünften 
Versicherungsansi 
Dauer  der  Erwf 
Aufzuwendende 
Die  Höhe  der  R< 
terbliebenen  ist 
den  deutschen  £: 


8.  Die  schliessliche  1 
erfolgt  dureh  ein 
Schiedsgericht  vi 
Vorsitzenden.  I 
wird  vom  Justi 
Minister  des  Inni 
ernannt.  Von  d 
Stellvertreter  vo 
nehmen  mit  den 
Kreisen  in  das 
rufen.  Ein  Beis 
den  dem  Vorstan 
Vertretern  der  B 
und  sein  Stellvei 
stunde  angehöri^ 
stimmte  Zeit  ge« 
gerichtes  daif  ki 
gesellschaft  anpe 
stehen. 

Im  Uebrigen 
gerichtes  und  di 
nungswepe  gei-eg 

Die  mit  der 
gerichtes  verbun 
rungsanstalt  zu  t 

Rechtsmittel 
liehe  Rrkenntniss 
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Beiträge. 
Die  Versicheningsbeiträge  wenlen  auf  Giimdlage  de» 
Arbeitsverdienstes  und  der  GefahrenUasson  mit  75  %  von 
den  Betriebsunternehmeiii ,  mit  25  **,'(>  von  de»  Yeisicher- 
t^n  fcrtrsKen.  Hat  der  Arbeiter  einen  geringeren  Lohn 
als  tfig]ich  1  Gulden,  so  trägt  der  Arbeitgeber  die  Bei- 
trSige  allein. 

Re8e^'pfoDd^<. 
,  Jede  Anstalt  hat  einen  Beserv'cfonds  zu  errichteu,  <lesscn 
Höhe  der  Minister  festsetzt;  die  Hälfte  desselben  ver- 
Meibt  der  Anstalt ,  während  die  andere  Hfllfte  an  einen 
filr  olle  Anstalten  zu  enichtenden  gemeinsamen  BeseiTo- 
foods  abgeführt  vird.  Der  letztere  kauu  von  einer  Anstalt 
erst  in  Anspruch  genommen  weiilen,  wemi  deren  eigener 
Rcsen-efonds  au^ezehrt  ist. 

Haftpflicht  des  BetrielKimternehmei'B. 
l .  Der    Versicherte    oder    dessen    Hinterbliebene    können 
<n^n   den    Betrielisunteiiiehmer  nur  wegen  vorsätzlich 
lerbeigefuhrter  Unfillle  Ansprilche  erheben. 

Den   Versicherungsanstalten   gegenülwr    haftet    der 
Unternehmer  auch  für  grobes  Vei-schidden. 

SlaatabeihUlfe. 
i.  Die  Staatsverwaltung  wird  ennilchtigt.  für  die  erste  Ein- 
richtung lier  Versidiemngsanstalteu  und  füi-  die  Geba- 
rung deiwlben  im  ersten  Jahre  Vorschüsse  zu  leisten, 
welche  von  den  Anstalten  zu  einetzen  sind. 
Beirath. 
I.  Zar  ÜDteistUtzung  des  Ministers  des  Innern  in  der  Lei- 
tung und  Ueherwachung  der  Unfallversicherung  wird  ein 
Beirath   von  Fachmärmem  ernannt .  dessen  Zusaninien- 
setzung  und  Wirlcui^skreis   auf  dem  Vererdnungswege 
bestimmt  wird. 

Wie  aus  den  vorstehenden  Bestimmungen  ersichtlich  ist. 
len  räch  dieselben  im  Wesentlichen  an  die  Ix-iden  ei'Steit 
Eschen  Gesetzentwürfe  an,  auf  welche  in  den  Motiven  auch 
irfach  Bezug  genommen  wird,  nur  die  Fi-age  des  Reicbs- 
husses  ist  ausser  Betracht  gelassen  und  an  Stelle  des  U»i- 
TerfahreDB  wird  die  Erhebung  von  l)eckui^]{a])italien  in 
schlag  gebracht. 

InibeBondere  Ersetzung  des  Haftpflichtpriiizipa. 
In  Betreff  der  Nothwendigkeit  der  F.rsetzung  des  Haft- 
btpriiunps  durch  das  Versicherungsiirinzip  ftlhren  die  Motive 
•r  Auderem  Fo^^ides  aus: 
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sind,  die  VeTsieherunggpflicht  auszuschliessen 
1),  und 

s  die  in  §  I  bezeichneten  Unternehmungen, 
it  L'nfallsgefahr ,  namentlich  mit  besonderer 
ihr  verbunden  sind,  der  Yersichenmgspflicht  zu 
'n  (§  3  Abs.  2)  [wobei  wohl  mit  an  die  Theater 
t].    Er  setzt 

k  der  zu  errirbteudeD  Versicherungsanstalten 
kann  namentlich  anordnen,  dass  für  mehrere 
■zirke  nur  eine  Versicherungsanstalt,  oder  dass 

Kaninierbezirk  mehrere  Versicherungsanstalten 
irerden  (t;  10  Abs.  2). 

iter  des  Innern  bestimmt  iin  einzelnen  Falle 
dieser  Versicherungsanstalten   (§   10  Abs.  2), 

e  Bezirke  der  in  Gemässheit  des  Gesetzes  er- 
Vereichenmgsanstalten  zu  ändern,  mehrere 
istalten  zu  einer  einzigen  zu  vereinigen  oder 
ung  einer  solchen  Anstalt  anzuordnen.  Vor 
fUgung  sind  die  betheiligten  Versicherungs- 
?inzuvemehmen  l§  10  Abs.  S). 

die  —  in  der  Regel  ausserhalb  des  Rahmens 
Bsenschaften  bleibenden  —  Bergwerksbetriebe 
aftskassen   etc.)   nicht  volle  Sicherheit  für  die 

ihrer  Veri»Hichtungen  gegen  die  Versicherten, 
r  Minister  des  Innern  berechtigt,  im  Einver- 
[)it  dem  Ackerbauniinister  und  beziehungsweise 
rgwerken  und  den  dazu  gehörigen  Aulagen  im 
men  mit  dem  Finauzminister  die  Einbeziehung 
Fcnden  Betriebe  in  die  Versicherungsanstalt  des 
izuordnen  (§  13  Abs.  2). 
n  Betriehsimtemehmer  mit  seiner  versicherungs- 

Untemehmung  eine  die  Theilnahme  an 
ingsvet^icherungsanstalt  ersetzende 
■r  Invalidenkasse,  Versorgungs-  oder  Wittwen- 
1er  ein  ähnliches  Institut  zu  verbinden,  so  ent- 
ierüber  das  Ministerium  des  Innern  (§  14). 
ine  spätere  Untersuchung  der  unter  Ziffer  6 
eichneten  Kassen  und  Institute ,  dass  dieselben 
■herten  gegenüber  nicht  mehr  genügende  Sicher- 
1,  so  ist  (ler  genannte  Minister  berechtigt,  die 
ing  der  betreffenden  Unternehmungen  in  die 
Lngsanstalt  des  Bezirkes  anzuordnen  (§  15  Abs.  1). 
ter  des  Innern  beruft  zu  Vorstandsmitgliedern 
ühenmgsanstalten ,  von  denen  ein  Drittel  aus 
i  der  Betriehsuntemehmer,  "das  zweite  Drittel 
'tem  der  Versicherten  besteht,  das  letzte  Drittel, 
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-    2-  Gfwte  vom  17.  Juni  1883.  51 

ihm  /ustehende  Befufniissf  den  jmlitisclitni  Lai)d*>sbi>hördL>n 
zu  Ohertrasen  (g  50). 
20.    Mit  dem  VolUugf  d*^  Gesetzes  wenleii  dor  Minister  des 
Innern  uod  di-r  Justi/niiiiister  im  Einvernehmen  mit  den 
Obrifn'n  ht>theili^eD  Miniätein  lH>tnint. 

Ent»  Berathin;  des  Oes«ti«iitwufM. 

Am  7.  Dezember  1883  hat  die  ei-ste  Derathun^'  des  Ge- 
Ktzmtwnrft  im  Ah^)nlnetenhau.se  st.itt<n'funden.  Bei  <)er- 
Klhea  wurde  furtKesetzt  auf  die  deutsrhcn  Gesetzentwürfe 
Bkv  ßenonmien.  Ins  sie  mit  der  Verweisuni;  der  Vorlaue  an 
dro  fiewerl»eRiissrhuss  endigte.  (Vgl.  stennirrftidiisclies  IVotii- 
koÜToni  7.  TK-zemlier  1883  Seite  10071  fC.i 

■ntiaavH^B  des  Gesetzes  Tom  17.  Jui  IKM,  betreffend  die 
BestellDMs  der  Geirerbelnttpektorea. 

Iter  vorstehend  l)es]irochene  (jesctzentwurf  gewährt  den 
Yemrlienmin>&nstulten  nicht  das  Recht,  ^'l)l■selll^ften  zur  \'er- 
httnnfE  von  Unfitlleii  zu  erlassen.  In  dieser  Beziehung  soll  es 
ilsn  bei  dem  liestehenden  Verordmuigsi-ei'ht  der  Staats- 
btbtoden  verbleiljou.  Daillber.  dass  die  von  den  letzteren  er- 
iHnien  VorschrifU'D  beachtet  werden,  wacht  der  Gt-werhe- 
iqiekt<ir.  Das  mit  der  Fi-apc  der  Hat't|itlii'lit  insofeni  in  naher 
BmehunfT  stehende  Gesetz  vom  17.  Juni  1883.  betrettend  tlie 
BotelluDg  von  (iewerlwinspektoren  ( Reichi^esetühlatt  S.  396) 
botimint  dieserhalh  fo^iides: 

.§  5.  Die  AufgalH-  der  (icwerlieinsiiektoren,  gi"^'euüber 
den  Arbeitgebern  und  Ai-beilnehnieni,  besteht  in  der  l'elx'r- 
Tachung  der  Durchführung  der  gesetzlichen  A'oi-sfhriften. 
betieffend : 

1.  die  ^'orkehmi^ien  uiul  Einiirlitniigeu,  weh'he  die 
GewerlM-inhalier .   zum  Schutze  des  Lelx-ns  und  der 
Gesundheit  der  Arl>eiter,  sowohl  in  den  ArlH-itsriiuuteii 
als  in  ileu  Wohnrämnen.  falls  sie  solche  )K>istellen.  zu 
treffen  veiptiielitet  sind: 
eU'. 
§  9.    Findet  der  Gewerbeinspektor,  das.«  in  einem  Ge- 
«erbeuDteniehnien  jeni>  ltestinunun<^<>n.  welche  in  den  Be- 
reich seiner  Wirksamkeit  |§  5)  fallen,    nicht  gehürig  ge- 
handhaht  wenlen,  so  hat  er  die  sotbrtige  Abstellinwi  der- 
utifter  Gesetzwidrigkeiten  oder  UelK'lstilnde  vom  GewerlK?- 
;     inhaber  zu  verlanfren  und  im  Weigerungsfalle  die  Anzeige 
an  die  zuständige  Gewerbebehörde,  beluifs  Kinleitung  der 
ordentlichen  Amtshandlung,  zu  erstatten.' 
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52  II.  Oesterreicb-Ungarn.  V.  2. 

B.    Ungarn. 

Vor  allem  ist  zu  bemerkeo,  dass  in  den  Könignidin 
Crofttieii  und  Slavonien.  im  GrossfOrstenÜium  Siebaibttigai 
imd  in  jenen  Theilen  Ungarns,  welche  früher  z»  der  soge- 
nannten Militäi'^renze  gehörten,  noch  heute  das  öBterreiddEehe 
hUi'gerlirhe  Gesetzbuch  gilt,  dessen  hier  in  Betracht  konmende 
Bestimmungen  oben  Seite  42  niitgetbeilt  worden  sind.  In  dm 
bezeichneten  Gebieten  ist  an  jenen  Bestimmungen  nichts  ge- 
ändert worden. 

Im  eigentlichen  Königreiche  Ungarn  wurden  durdi  g  1 
der  sogenannten  Judex -Curial- Artikel  im  Jahre  1861  n^ 
Aufhebung  der  Wirksamkeit  des  österreichischen  bO^eHicba 
(iesetzbuches  die  älteren  materiellen  Privatrecht^esetze  wieder 
hei^testellt.  Nun  ist  das  ültere  ungarische  Pnvatrecht  m- 
\Yiegend  Gewohnheitsrecht.  Seine  Hauptquelle  ist  ein  aus  den 
Anfang  des  16.  Jahrhunderts  stammendes,  nicht  pnblizirta 
Gesetzbuch,  das  sogenannte  Tripartitmu  des  Verböczy.  Dua 
kommen  eine  gross««  Anzahl  von  Spezialgesetzen,  weldte  Mhcr 
in  dem  Coipus  juris  hungarici  vereinigt  wurden.  (Die  letzte 
Auflage  desselben  ist  im  Jahre  1844  erschienen.  Spätere  Ge- 
setze sind  in  den  betroffenden  Ausgaben  der  LandtagsbescMoaee 
zu  finden.  Jetzt  existirt  eine  Landespesetzsamnilung,  die  sät 
1868  auch  in  deutscher  Spi-ache  erscheint) 

Ist  nun  in  Bezug  auf  das  Obligationenrecht  das  ungaiisdie 
Privatrecht  überhaupt  nicht  reich,  wie  nach  dem  Gesagt« 
kaum  anders  erwaitet  werden  kann,  so  hat  der  Mangel  einer 
lebhafteren  Industrie  »{»ezieU  auch  in  der  uns  beschäftigenda 
Frage  kein  Bedllrfniss  nach  diesiäUigen  GesetzesbestimmuLgeB 
entstehen  lassen.  Kommt  eine  im  ungarischen  Privatredite 
nicht  entschiedene  Frage  des  Obligationenrechtes  vor,  so  hllt 
man  sich  in  der  Regel  auch  heute  noch  am  liebsten  an  du 
ziemlich  allgemein  bekannte  österreichische  bürgerliche  Geaöi- 
buch.  Die  neueren  ungarisch  geschrielienen  Lehrbücher  de» 
I'rivatrechtfs  umsi-hreihen  auf  dem  Gebiete  des  Obligaöoiia- 
rechtes  in  der  Kegel  auch  nur  die  betreffenden  Paragraphem. 
dieses  Gesetzbuches. 

So  kommt  es  denn,  dass  die  Haftpflicht  der  BetriebsuDter — 
nohmer  nicht  über  die  allgemein  bestehende  Haftpflicht  hüwuk^ 
geht,  deren  Begrenzung  vorstehend  witer  „Oesterreich"  mit»- 
getheilt  wurde. 

Hinsichtlich  der  Eisenbahnunternehmungen  ist  j^3 
diich  in  ähnlicher  Weise,  wie  es  durch  das  österreichische  G-^ 
setz  vom  5.  März  1869  geschah,  durch  den  ungarischeo  i. % 
(iesetzartikel  vom  Jahre  1874  eine  besondere  Haftpflicht  ^5< 
schaffen  worden. 
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,,  Ki»cnbahn-ilHfl]it1icbtecsi'tK  vom  1.  Juli  18T5.  55 

irZi  Ist  iiiiiftisfii  lias,  was  dns  di-utsrlip  ReioliSficsetz  luit 
jv^-^olirtiikuiij:  auf  den  Itefricb  einer  Kiwiilmhn  verfügt, 
j„  at'**'*i  Itii'htuiifren  aHSpedcIiiit  wurtlen,  indem  einerseits 
j,j  I -(«'ziebnn;;  auf  deii  ItptrieU  de»  Kisenbnhnon  auch  die 
iOtrijf-^''i  TriiiisiKMianstalten  frlciolincstellt  sind,  welche  vom 
l^uii*^P''*"i2*'l'rt  wenleii.  und  i^nlei-erseibi  in  Iteziehun;;  auf 
,l\t>  Kisenhahnen  aueli  <lor  Bau  dei-selben  in  unsenu 
iii>Ti4>1zi'  QuuiliafC  ^'einai'ht  winl. 

<  Hiwohl  »ier  An.  38  Ziff.  2  des  KisenItahiiKesetzes  die 

VUAituu^  zulüs^t.  dass  aui-h  iler  Bau  andei'er  hierher  ^e- 

iH-ri^*^  Anstalten  ausser  den  Kisenluihnen  hUttf^  namhaft 

iidiiiifht  werden  sollen,  su  glaubten  wir  doch  davon  abstra- 

iiireii  ai    (iilrfen.    Ein    wirkliches  Bi'dflrfiiiys   zu   ausser- 

L        onlfDiIichfii  liechtsniitteln  zum  Schutze  der  Pei-sonen  lietrt 

1        miiiii'hst    tbich    nur    bei    den    Kisenhahnbnuten    (Tunnels, 

I       lJnU'keD))auteii  etc.J  vor  und  aussenlem  hiltte  die  Frage, 

I       WiUi  uBter  «lent  Bau  <>inei'  Dampfschitfahrtsanstalt  zu  ver- 

f       rtfhen  sei.  gnissf  ^Schwierigkeiten  mit  sich  pefllhrt. 

[  Femer  sind  wir  duivh  die  kHrzeiv  Fassung  ( ^Transitort- 

'        aftitalf'  statt  .Bau-  «der  Betriebsuntenieluner  der  Tnms- 

l'oitiiistalt' )  von  dem  deutschen  [teiclisgesetze  nligewichen, 

iini  **iiii'ii  Zweifel  zii  l>PRi'itigen,   der  iianientlicli  beim  Bau 

viiD  Kisenbahnen  entstehen  kann,    wenn  die  Aktiengesell- 

Krhaft   oder  die  jKditische  Ktinx'i-scliaft  (Fiskus)  oder  eiu- 

iErine    Tei'Sfin.  Uberhauiit  der  Koiizessinusiuliaber.  in  dessen 

Xuiien  und  fUr  dessen  Itechnung  geltaut  wird ,    mit  einem 

Bnull  bernelinier  einen  Riiniikkcivd  geschlossen  hat.    Hier 

küniite  in  Zweifel  sein,    ob  der  BauiUH<rui'hnier  oder  die 

Aktien/iFsellschaft  etc..    in    deren  Namen    und   fiU-  den'O 

Reclinung  der  Akkonlant    baut,    der  altci-  im   gemeinen 

Siirachtichranch  vorzugsweise  ,der  l 'ntenielmier  des  Baues 

der   Eis-nlMdui"  heisst-,  haftbur  sein  solle. 

Nach  unserer  Fassuiur  unterliegt  es  keinem  Zweifel, 
ila*s  die  Aktiengesellschaft  rv^),  der  Konzessitnisinliaber 
•las  \ftptlichtete  Subjekt  ist.  und  dass  di'r  ( ieschildigte 
nü'bt  an  die  nur  zu  oft  insolventen  Akkovdanten  gewiesen 
werden  darf  etc." 


Uli  18;^ 

In  den  weiteren  Stadien  der  Berathung  erlitt  dei'  Entwurf 
Ae*  BuQileHiBths ,  namentlich  auch  in  i-eduktioneller  Hinsicht 
eiiügf  Aendrruugen.  Der  Worthuit  des  an«  denselben  liei-vor- 
^letcaivnien  Gesetzes  ist  folgender : 

Art.  1.  Wenn  beim  Bau  einer  Kisenltahn  durch  iigeud 
welfhe  Vi-rschulduim  der  konzessioiiirten  T'ntem4>hmung  ein 
Mpiurb  getödtet  wler  köiTterlich  verletzt  wii-d ,  so  haftet 
diewlbe  (Ür  den  dadurch  entstandenen  Sclia<len. 


i 


sjv  Google 
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Art.  2.  'Wenn  l«'iiii  Betriel*  einer  Eisenbahn-  oder 
DanipfRCliiffahrtsuuteniehiimni;  ein  Mensch  «etödtet  oder 
köriH'rli''li  verletzt  wird,  so  haftet  die  Transiwrtanstalt  für 
den  daduirh  entstandenen  Schaden,  sofern  sie  nicht  beweist, 
da.ss  der  Unfall  durch  höhere  Gewalt,  oder  durch  Vere^ 
und  Vevfrehen  der  Reisenden  oder  dritter  ttei  der  Traie. 
[)ortanstalt  nicht  angestellter  Personen  (Art.  3)  ohne  eiftenes 
Mitvorschulden  der  Anstalt,  oder  durch  die  Schuld  des  G^ 
tödteten  oder  Verletzten  selbst  verursacht  worden  ist 

Art  3.  Die  Eisenbahn-  uud  Dampfschiffahrts-Unter- 
nehniungen  haften  sowohl  filr  ihre  An^restellten.  als  für  an- 
dere Pei-soneu.  deii'n  sie  sicli  zum  Betriebe  des  Tnuig)N)it- 
gesthailes ,  bezieliungswpise  zum  Bau  der  Balm  iHHiieaei. 
Es  bleibt  ihnen  jedoch  in  Fällen  von  V'ei'scliuldun];  diera 
Pei-sonen  fregenUber  das  KUcl^ßsrecht  vorbeholteo. 

Art-  4.  Wenn  iiachjreftiesen  wei-den  kaim.  das»  dtt 
GetMtete  oder  Verletzte  sich  durch  eine  verbi-echerischeoder 
unredliche  Handlung  oder  mit  wissentlicher  VelK-rtretunn 
Itolizeilielier  Voi-schriften  mit  der  Transpoilanstalt  in  Be- 
rührung gebracht  hat,  so  kann  kein  Schadenei'Satz  im  Simw 
der  Artikel  1  und  2  dieses  Gesetzes  gefordert  werden,  selbst 
wenn  der  Unfall  auch  ohne  sein  W'ischulden  einjietreteo  sein 
sollte. 

Art.  iy.  Im  Falle  der  Tödtui^;  ist  Ersatz  der  Knäai 
einer  versuchten  Heiluni;  und  der  Beeiilifning.  sowie  dn 
Vermöttensnai'htheiles  zu  leisten ,  welchen  der  Getödtete 
wähnend  der  Krankheit  duivh  Erwerbsunfisliigkeit  oderVer- 
ininderuHR  der  Erwerbsfähigkeit  erlitten  hat. 

War  der  Get<idtete  zur  Zeit  seines  Todes  verpflichtet, 
einem  Andern  Unterhalt  zu  gewilhi-en.  so  kann  dieser  inso- 
weit Ei-satz  fonlerti ,  als  ihm  in  Folge  des  Todesfalles  der 
Unterlialt  entzogen  worden  ist. 

Im  Falle  einer  KörjM'nerletzuns  ist  Ersatz  der  Heiluqo- 
kosten  und  des  Venni')f:eiisnachtlieiles  zu  leisten,  welchen  der 
Verielzte  durch  eine  in  Folge  der  Verletzung  eingördene 
zeitweise  oder  dauernde  Erwerbsunfilhigkeit  oder  Venniniie- 
ning  der  Erwerlisfilhigkeit  erleidet. 

Art.  6.  Als  Ei-siitz  filr  den  zukfinftigen  Unteilwlt  oder 
Erwerb  ist,  je  nach  dem  Ermessen  des  Gerichtes,  entweder 
eine  Kapitalsumme  oder  eine  jührliche  Rente  zuzusprechen. 

Wenn  im  Momente  der  UrtheilsfSlluug  die  Fo^n  einer 
Körper%'erlet7ung  noch  nicht  genügend  klar  vorliegen,  so 
kann  <ler  Richtt^r  ausnahmsweise  fjlr  den  Fall  des  Birb- 
folgenden  Todes  oder  einer  Verschlimmerung  des  Gfisnnd- 
hcitszustandes  dra  \'erletzteii  eine  spätere  Itektifiziruog  des 
l'rtheils  vorliehalten.  i 

Art.  7.  Bei  nacligewiesener  Arglist  oder  grober  Filir- 
lässigkeit  der  Ti-ans|)ortanstalt  kann  dem  Verletzten  oder  den    j 
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masseii     und     ausscliliesslich     bestimmte 

(lefilhrlirlie    Krankheiten    erzeugen,    auf 

welche  die  Haftpflicht  auszudehnen  ist 

Im  llbrigeii    urüieilt,    bis    nach    Eriass    des   eingangi 

(Twfthntcn    Gesetzes,    der  kompetente    Richter    ober  die 

Si'hadenersatzfrage ,    unter  Würdigung    aller  VeibflltniBie, 

nach  freiem  Ermessen. 

Diese  allgemeinen  GrundsHt^e  wurden  von  den  Gencin 

in  verschiedenem  8inne  anfgefasst  und  angewendet.    Wahrend 

einige  Richter  liei  der  Festsetzung  des  Schadensersatzes  sdi 

zurückhaltend  zeigten,  machten  andere  von  dem  StnehamB, 

den  ihnen  das  Gesetz  einräumte,  einen  weitgehenden  Gebraud 

Es  folgte  daraus  eine  grosse  Ungleichheit  in  der  Behsndhiiig 

und  eine  sowohl  für  den  Arbeiter  als  auch  für  den  Fabrikutei 

peinliche  Unsicherheit    Zu  einer  einheitlichen,   diese  bedflh 

tenden  Uelietstände  iieseitigenden  Praxis  zu  gelangen,  mnaNe 

nm  so  schwieriger  sein,  als  die  Rechtsregebi  und  das  Proa» 

verfahn>n  .je  nach  den  Kantonen  vei'schieden  sind.    DfAA 

wm-de  auch  die  Ausführung  des  ersten  Alinea  des  oben  ötiitai 

Artikels  5,  d.  h.  der  möglichst  baldige  Eriass  eines  Gesetai 

dringlichst  verlangt,  das  dem  Richter  genauere  Direktiven  gthat 

und  80  eine  grössere  Gleichheit  in  der  Behandlung  der  Mateiie 

erzielen  sollte. 

Botschaft  foin  26.  A'oTember  1880. 

Der  Bundesrath  kam  dem  Verlangen  nach  einem  be*»- 
dei'en  HaftiiHichtgesetz  mittelst  einer  un  die  BundesversBicB- 
lung  gerichteten  Botschaft  vom  26.  November  1880  nach,  dord 
welche  dei-selbe  einen  ausfiihrlich  moti^irten  Gesetzentwmfi  be- 
treffend die  Haftpfüfht  aus  Fabrikbetrieh  zur  Vorlage  bradlfl. 

Der  Gesetzentwurf  stand  ebenso  wie  das  Gesetz  vm 
23.  März  1877  auf  dem  Boden  erweiterter  Haftpflicht  und  wieder- 
holte die  auf  Seite  57  unter  d  mitgetheilte  Bestinmiung,  dM 
der  Unteraehmer  der  vom  Bundesrath  als  gesundheitsg^ÜuM 
bezeichneten  Betriebe  auch  für  den  dui-ch  Krankheit  ob« 
Arbeiters  entstehenden  Schaden  liaftet,  wenn  die  Erkrankint 
erwieseneniiassen  und  aussclilies.-ilich  durch  den  Betrieb  der 
Fabrik  lierbeigeftthit  ist. 

Uartpflicbtgeset/.  vom  SS.  Jonl  1881. 

Unter  dem  25.  Juni  1881  wui-ilo  der  Gesetzentwurf  mit 
unwesentlichen  Aendenmgen  zmn  Gesetz  erhohen. 

Art.  1  des  Gesetzes  spricht  die  Haftpflicht  des  Untw- 
nehmers  l^r  die  durch  sein  oder  seiner  Werkfllhrer  etf.  \a- 
si'hiüden  herlieigeführten  Unfälle  aus. 

Art.  2  erklärt  den  Unternehmer  ausserdem  ftr  alle* Be- 
triebsunfälle haftbar,  sofem  er  nicht  nachweist,  dassderUn&I 
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jüifiiniKheii  Bank  f^eschlosseno  KonreDtion  zur  Gründuiii;  ei- 
KT  Natifflud-rnfallversifheninpskasse  wird  genohuiigt. 

Zufolfre  dieser  Konvention  hilden  die  bezeichneten  zehn 
InstitBtf  unter  hervorragender  Betheilifninp  der  Mailündischen 
Sputasse,  für  die  zu  grllndende  —  scibstiludifie  —  Kasse 
finen  Garantiefonds  in  Höhe  von  150()i)f)0  Lire. 

lUe  Verwaltunpkosten  trafren  die  Institute  pro  rata,  den 
iirtffffemit'n  Beiträ^n  zuni  Garantiefonds  entüpitH'hend. 

[>ie  alltn'iiieine  Leitung  der  Kassie  erfolg  durch  einen 
ilhYTerwaltunßsrath.  bestehend  aus  den  Mitgliedern  des  Kxe- 
hdivkoDiitees  der  Si>arka6sc  zu  Mailand  und  je  einem  Mitgliede 
iä  abripcn  Iw-theiliffteu  Institute,  Den  Voi-sitz  führt  der  I'rit- 
üidmt  leveut.  \'ize-I'rasident)  der  Sparkasse  in  Mailand. 

Her Obenerwaltunjwrath  stellt  die  Bedinpunpen  fest,  nach 
wichen  den  einzelnen  ('rrUndunj^sinstituten  auf  ihr  Verlanffcn 
Se  FffitBtelluDf!  der  Unfälle,  nowie  die  Zuerkennung  der  Knt- 
Kbdifnneen  nbertragen  werden  kann. 

Per  Fonds   der  A'ersicherungskasse  wird  gebildet  durch": 
.1     1.  Vfrsichcnintrepnluiien, 
i     2.  Zinsen  der  angelegten  Kajiitalien, 

3.  freiwillige  Beiträge,  zu^llige  Rinnahnien  etc.J 
AUc  im  Königreiche  vorhandenen  Handari)eiter,  Tagi^ldh- 
KT.  .\kkordarl)eiter .   welche  10  Jahr  und  darüber  alt  sind, 
■  kianen  versichert  wenlen. 

Die  Versicherung  ist  persÖDlich  o<ler  kollektiv  und  ist  Ije- 
(tinimt  lllr: 
I)  den  Tod, 

b)  tmbediiigte  dauernde  Arbeitsunfilhigkeit, 
t]  theilweise  dauernde  Arbeitsunfilhigkeit. 
d)  theilweise  Arbeitsunfähigkeit,  neun  sie  einen  Monat  über- 
steigt. 

Die  Festsetzung  der  Präniientarife  und  des  Masses  der 
fiittthadigung  erfolgt  durch  das  Exekutivkomitee  der  S]>ar- 
h»  EU  Mailand.  Nach  Genehmigung  des  Olierverwaltuiyw- 
nÖB  ist  ein  diesbezügliches  besoniieres  Heglenient  nach  An- 
UnojE  des  Staatsrathes  detn  KAnig  zur  Geupluuigung  zu  unter- 

Die  ReräioD  der  Tarife  erfolgt  von  fünf  zu  fllnf  Jahren. 

Kf  Entschädigungen  werden  als  Ka]>italsunmio  gi-zahlt, 
dnvn  KoDvertirung  in  Heute  indess  ni(')glicli  ist. 

Her  jAhrlirbe  Nettogewinn  wird  in  besonden'ni  Fonds 
«Iffwiesen.  Von  fünf  zu  fünf  Jahifn  wini  dieser  Fonds 
nr  HlUie  zur  Tilgung  des  (jarantiefonds  verwendet,  zur  an- 
'Rea  Hülfte  unter  die  im  letzten  Lu.stnini  dauernd  unbedingt 
•btibnnfilhig  Gewordenen  veiHieilt.  Seitens  der  IRegiening 
vinl  die  Kasse  unterfituzt 

I.  durch  Bewilligung  des  unentgeltlichen  Beistandes  der 
MWsparkassen  bei  allen  mit  Ahsclilu8.s  der  Vei-sicherungsver- 
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ti-äge  verbundenea  GescMfteu,  eioschlieäslich  iler  EinziehiUR 
der  Präiiiieu  und  der  Auszahlimg  der  Entschädigungen: 

2.  durch  Befreiung  sämmtlidier  auf  die  Kasse  bezOglitheD 
Dokumente  etc.  von  jeder  Stempel-,  Register-  und  Hypo- 
tliekensteoer. 

Uftftpfllclit-Oesetiemtwttrre, 

Was  dip  bereits  oben  erwähnte  Verschärfung  der  Haft- 
pflicht anlangt,  so  haben  im  Jahre  1879  der  Deputirte  Pietw 
IVricoli  und  im  Jahre  1880  die  Deputiilen  ^finghetti  undGfr  , 
nossen,  endlicJi  die  Regierung  selbst  im  Jahre  1881  hietaiit  ; 
bezügliche  firesetzentwüne  eingebracht,  welche  imless  zu  keinem  | 
Absciduss  kamen.  I>enEntwuif  vom  Jahre  1881,  welcher  in  aner  | 
Kommission  der  Abgeordnetenkammer  durchberathen  war,  zop  i 
die  Regierui^  wieder  zurück,  um  bald  darauf  (Februar  1882) 
einen  neuen  Entwurf  der  Kammer  vorzulegen.    Bis  jetzt  htt   j 
die  Kommission,  an  welche  der  Entwurf  Oberwiesen  ist,  dna 
Bericht  ilber  dea.ielben  noch  nicht  erstattet,  sondern  erst  tOn- 
lieh  den  Justizminister  um  Mittheiluug  g(>richtlicher  Erkennt- 
nisse ersucht,  welclic  die  Verantwortlielikeit  der  Arb«twl*r 
bei  ünfilllen  der  Arbeiter  behandeln.    Wann  die  Berathung  im 
Plenum  erfulgen  wird,   Usst  sieh  demnach  zur  Zeit  nicht  I*- 


Bei  der  Bearbeitung  dieses  EntfliTirfs  ist,  wie  die  Amm- 
kung  auf  Seite  9  der  Motive  ergiebt,  der  erste  deutsche  Ui- 
fallversicherungsentwurf  wesentlich  mit  zu  Rathe  gezogra  WK- 
den.  Die  Resultate  der  deutschen  Unfallstatistik  finden  si(h 
in  den  Motiven  mitgetheilt. 

Der  Entwurf,  —  welcher  den  Eisenbahnbetrieb,  das  g^ 
sammte  Baugewcrl>c.  den  fabrikmässigen  und  Handwerks-Bettieb 
mnfasst,  imd  die  civili-echtliche  Haftpflicht  der  Betriebsuittr* 
nehnier  etc.  regelt  —  hat  folgenden  Wortlaut: 

Art.  1.  Hie  Unternehmer  von  Msenbahnen,  und  Ptr- 
sonen.  welche  den  Betrieb  dei'selbea  ausüben,  die  Besitar 
vmi  stildtischen  oder  ländlichen  Grundstücken,  auf  wdda 
Neubauten  (ojwre  nnove)  oder  Reparaturen  ausgeführt  vtt- 
den.  die  EigenthUnier  von  Bergweriten,  Gruben  und  Veit 
Stätten,  sowie  die  den  Betrieli  derselben  ausübenden  Per 
sonen,  die  Ingenieure  mid  Architekten,  welche  die  iiteilai 
leiten,  sind  stets  solidarisch  —  unbeschadet  der  Ke^R» 
nähme  unter  sich  oder  gegen  den  Haftbaren  —  Ar  fdn 
Schaden  verantwortlieh,  den  Arlwiter  an  Körper  oder  G^ 
sundheit  erleiden,  in  Folge  von  Unfällen  beim  Betri^  dff 
Eisenbahnen,  bei  ganzem  oder  theilweisem  ZusaminenbiKk 
von  Bauten,  bei  JMalKtürzen,  Ausgrabungen,  Exfkiämt 
oder,  im  Allgemeinen,  bei  jedem  Miileren  llbnlic^en  bei  der 
Arbeit  vorgekonmienen  Unfall. 
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rechte  wie  die  in  deu  Art,  1956  N'r.  4  und 
gesetzbuchs  erwähnten  Forderungen  und 
cedirt  noch  mit  Beschlag  belegt  werden. 

Art  6.    Wenn  der  Beschädigte  g»^en 
Unfall  entspringenden  Schäden  versirlwrt 
den   Unfall    verantworl 
Versicherungsprämien  h 
versichernden  Institut  : 
trage  von  der  von  dei 
digen    Entschädigung 
Personen  zur  Zahlung 
Drittel  derselben  beige 
sich    auf   alle  Unf^le 
§  4  des  deutschen  Haft 

Art.  7.  Die  im  Arl 
sonen  sind  verpflichtei 
24  Stunden  jeden  Unfi 
von  100  bis  250  Lire  i 

Diese  Anzeige  nmsf 
menen  Unfälle  in  rier 
Ingenieur  des  betreffeni 

Art,  8.  In  den  du 
geseheneil  Fallen  finde 
summarische  und  eilige 
niss  ist  ohne  Kautioni 
Widerspruchs  oder  eing' 
vollstreckbar. 

Art.  9.  Der  Bescbi 
rechtigten  haben  Anspi 
vor  Gericht. 

Art.  10.  Ein  Verzi 
Wohlthaten  dieses  Gese 
geschehen. 

Art,  11.  Die  Klage 
dem  Ablauf  eines  Jahre 
den  Schaden  verursachf 
des  Todes  des  Beschäd 
rechnet.    (Kammerdrucl 
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OeltcMdes  B«eht. 


Frankreich  besitzt  kein  spezielies  Gesetz  über  die  Haft- 
flidit,  scmdem  die  Bestimmuiigen  des  gemeinen  Recht«  finden 
äff  weh  auf  die  gewerblichen  Bethebguntemehmer  Anwendung. 
Dff  Code  dvil  enthält  dieserhalb  in  den  Art.  1S82,  1383  und 
m  folgende  Vorschriften : 

nArt.  1382.  Jede*  Handlung  ii^end  welcher  Art  eines 
Menschen,  durch  die  eitteui  anderen  ein  Schaden  zugefügt 
wird,  verpflichtet  denjenigen,  durch  dessen  Verschulden  der 
Schaden  entstanden  ist,  diesen  zu  ersetzen. 

Art.  1383.    Jedermann  ist  für  den  Schaden  verantwort- 
heh,  den  er  durch  sein  Thiin,  oder  auch  Jiur  durch  seine 
Fahrlässigkeit  oder  seine  Unvorsichtigkeit  verursacht  hat. 
Art.  1384.    Man  ist  nicht  nur  für  den  Schaden 
Terant wortlich,    den   man    durch    seine   eigene 
Handlung  verursacht,    sondern  auch  für  den- 
jenigen, der  durch  die  Handlung  von  Personen 
entsteht,  für  die  man  einzustehen,  oder  durch 
Sachen,  die  man  unter  seiner  Obhut  hat,  etc." 
Wahrend  langer  Zeit  haben   die    französischen  Gerichte 
te  BechtssAtze,   welche    auch    auf    den    Eisenbahnbetrieb 
iimndimg  finden,  im  Sinne  des  englischen  „common  employ- 
■■t' ,  d.  h.  der  Nichtverantwortlichkeit  des  Arbeitgebers  für 
Aien  Arbeitern  bei  dem  Betriebe  zust«ssenden  Uniälle,  die  auf 
*»Seliuld  der  Werkftthrer  etc.  beruhen,  angewendet  (vgl.  Vni. 
fimAiritannien ,  S.  77  f.).     Aber   schon  Ende  der  vierziger 
Un  hat  der  KassatJonshof  den  Satz  aufgestellt,  dass  der  Arbeit- 
|Aet  für  die  Unfille  verantwortlich  sei,  die  bei  der  Ausführung 
dw  von  ihm  angeordneten  Handlung  sich  ereignen ,  sofern 
Uä  ihm  oder  einem  seiner  Angestellten  ein  Verschulden 
■ttligewieBen  werden  kann. 

Seitdem  wandte  sich  die  Rechtssprechung  imd  wurde  der 
/  Hlftliiik^  eine  Ausdehnung  gegeben ,  wonach  der  Fnbrik- 
■;  Wti8T  im  weitesten  Umfang  für  Verletzungen,  welche  Arbfiter 
.'  ta  öner  Fabrik  treffen  können,  verantwortlich  gemacht  wurde. 

''■itHIP»  mi  T.  t..-  BtiSka. 
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rrtht  sind."  (Aus  dpii  Motiven  des  Gost'tzi'ntwiii-fs  von  Lpou 
pculevvj,  vom  26.  Xovi'uiber  1883.  Nr.  2421  der  Dmcksaclien 
(l(T  Chänihre.  Seite  4  und  .^i '). 

Untpr  diesen  Umständen  und  mit  ROcksicht  auf  das  Vor- 
erbea  in  den  Xarhliarländern  war  es  natUrlieli.  dass  aneli  in 
Frankreich  das  Verlangen  nach  Refonii  sicli  freltend  machte. 

Id  Folge  dessen  Ilaben  in  neuerer  Zeit  niehmre  Aiifieord- 
nete  (iwetzentwiirfe  ztnn  Zweck  der  andei-weiten  RettPlamt 
der  Mütcrie  ein;n>linicht.  von  denen  zwei  —  die  deü  Abfieord- 
Brtni  Faun?  —  mit  einigen  zu  (iunsten  der  Arlieiter  fre- 
(nilÜ'Di'ii  AliiindeninKcn  die  (ienelnuinun;;  der  mit  der  Sache 
tietbisteii  KoinmiKRion  dei-  Abgeordnetenkammer ..  iiielit  aber 
die  iIpt  Kammer  selbst  fanden.  Seitdem  ist  uoi'li  ein  neuer 
Cfstiwutwurf  von  Ppulevey  vonrelofrt  worden ,  aus  dessen 
Nnti\YQ  die  vorstehende  Mittheiluns;  lierrtllirt.  Der  Inhalt  der 
Ge»t/entwürfe  und  der  (ianji  der  VertiandluHfren  ist  kurz  fol- 


treKelzentworf  tod  Martin  Xadwnd. 

Der  untor  dem  4.  November  1881  von  dem  l>e|)utirt<m 
Vattin  Nadaud  eingebrachte  Gesetzentwurf  —  Drucksachen  der 
flarabre  Nr.  5  —  wollte  die  Ark'iter  {rtnstiger  stellen  dni-ch 
(ioe  Unidrohunp  der  Heweislast  in  der  Art  des  §  1  des 
^EUlsrhen  Haftprtichtfresetzes  bezw,  nach  schweizerischem  Vor- 
pap  —  freilich  noch  hierilber  hinangehend  — .  wfthi-end  alles 
Uriirige  dem  richterlichen  Ermessen  fllwrlassen  wurde.  I>er- 
seH»  Iftutet : 

Art.  1.  Wer  einen  Andern  Ijeschäftifrt ,  ist  verpflichtet, 
denselben  gegen  alle  aus  der  Arbeit  in  jedwedem  Ge- 
werbe, sowie  auch  auf  den  Staats-  und  <lesellscliafts- 
Eisenbahnen  entstehenden  ünfillle  zu  schwt/en,  wenn 
4er  Arbeitgeber  nicht  nachweist,  dass  die  Ünfillle  durch 
die  Schuld  des  Beschildigton  entstanrlen  sind. 

Art.  2.  Die  Entschädigimgsklagen  werden  in  erster 
Instanz  vor  dem  Gewei-begericht  angestellt.  Wenn  in  den 
Städten  orfer  Bezirken,  wo  die  TJiifillle  eingetreten  sind, 
diese  Gerichtsbarkeit  nicht  liesteht,  so  wird  die  Klage  vor 
dem  Friedensrichter  uiul  in  der  Benifung  vor  dem  Ge- 
richtshöfe (devant  la  Cour)  angestellt,  welcher  wie  in  sum- 
maiischeD  Ai^elegonheiten  entscheidet. 


')  Zu  Fol^  einer  itlatistir^lion  ZusammPtiütcIlunfi;  des  Moiiitcure  des 
inraiCM  Tereiniuhmten  ilie  bestehnulHi  15  fnuiifisiNrlicn  l'nfallver- 
KhKnogwesellscluära  im  .t.ilin>  I8Ö2  an  Prämitm  891tl7^8  P'rancs.  viib- 
tmd  di«  Scl^d«iuuihluiiften  inil.  1ti>)!:ulii>nui)Eski>$teii  4ri089I0  Fmni-s  = 
U^*,'o  der  Prämien,  die  AjetitiirprDiisioni'n  1531S71.  die  allp-ii: 
.  ete.  Kosten  2SUm  Fiai       ' '  '    ' 


ttesetzeitwl 

Der  Abgeordnete  Fau 

(chon  näher.    Er  bracht« 

lachen  der  Chambre  Nr.  3' 

;rste  derselben  —  „tendant 

jjlit^  en  matifere  d'acddei 

^on  industrielle,  agricole 

/erschärfuDfc  der  Haftpflit 

iehen    BetriebBuntemehme 

i]Dt8chädJgungen  —  und  z 

für  die  Wittwen  e 

doppelten  Jahresverdiei 

jedoch  in  maximo  250C 

fUr  jedes  Kind  bis 
100  Francs, 

fUr  Ganz-Invabde  R 

Lohnes,  jedoch  mindesl 

daneben  fUr  die  Frau  ( 

jedes  Kind  bis  zum  16. 

für  Invalide,    welcl 

werden,  geringere  Rent 

indlich  die  Herbeiftlhnmg 

nr  Festsetzung  der  Entscl 

Der-  zweite  Gesetzentw 

liner  unter  der  Bürgschaft 


ler  Arbeitgeber  gegen  die 
en  Gesetzentwurf  auferlei 
rollte  damit  das  unter  dei 
1.  Juli  1868,  betreffend 
ikultativen  —  Unfallver 
reiches  bis  dahin  um  des« 
rar,  weil  die  Arbeiter  von 
einen  Gebrauch  machten. 

OeBetzentwiirf  t 

Noch  bevor  über  die 
:heidung  getroffen  war,  re 
renossen  zu  dem  Zweck,  d< 
11  verhelfen,  am  7.  März  18 
ie  Einsetzung  eines  beso 
ande  hatte.  Letzteres  so! 
Qter  dem  Vorsitz  eines  5 
l^elehnt  werden  können 
lents  parL  L  S.  751). 
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KoamlasloBsberathniig. 

Die  sitnmitlicheD  vorerwähnten  Gesetzentwürfe,  zu  denen 
loch  ein  von  dein  Deputiileu  Peulevey  atti  14.  Jnnuar  1882 
eiofifrnchter  Gesetzentniirf  hiiizukatii ,  der  von  ihm  iin  Ko- 
Tcmber  1883  durch  einen  neuen  Entwuif  ersetzt  wurde  und 
döhalb  hier  nicht  weiter  behandelt  Lst  —  jener  ei-ste  Peule- 
WTwbe  Entwirf  licss  die  Haftpflicht  der  AilH'itgeber  unbe- 
rthrt.  eröffnete  dapepen  den  Arl)eileni  die  ÄIüj,'lichkeit,  sich 
brim  Staate  pepen  die  Folpen  erheblicher  dmvli  Zufall. 
Wiere  Gewalt  oder  eipone  peringe  Unvoi>;ichtipkeit  herlwi- 
ledlhilen  Unfillle  popon  eine  Jabreszalilunp  vou  2  Francs  zu 
msirbem  —  wurden  von  der  Deputiilonkanimer  einer  boson- 
dnm  Kouimission  Qbi'rwit'sen.  I^etztei-e  verwarf  den  Mai-ct'- 
iÄpd  Entwurf,  um  nicht  der  taptäplich  zunehincndon  Neipuiip 
,  mr  Abfmdenmp  der  Becbtskouipeten/  und  Gericht.'ibarkeit 
iHhzupelH'n,  acceptirte  den  Xadauirscben  Entwurf'  mit  Modifi- 
btioaeD.  behielt  sich  dapepen  die  Berichtei-stattun;;  über  di(> 
nsrhiipidenderen  Gesetzentwürfe  von  Faui-e  uud  I'eidevev  vor, 
(Beiifht  Giranl's  vom  28.  Mäi-z  1882  Nr.  034.) 

IKe  Kammer  war  mit  diesem  Vorscblap  der  Kommission, 
nkhcr  den  lmn])ts9chIiohKt«u  Schwieripkeiten  aus  dem  Wege 
BBg<  nii^bt  einverstanden,  sondei-n  vei'wies  die  silnuiitlichen 
utwürfe  zur  Krledipun;.'  in  di(t  Kommission  zurltck  (Sitzunps- 
protakoll  vom  13.  Mai  1882). 

Die  letztere  entledipte  sich  des  ihr  pewonlenen  Auftmps 
■ittelst  eines  von  Martin  Kadaud  erstatteten  Itericlits  vom 
11.  SoTCUiber  1882  (Nr.  1334).  welcher  unter  Verwerfunp  der 
ttrigen  Entwürfe  die  beiden  vom  Abpeonlnetcn  Faui-e  vowe- 
k0n  Gesetzentwürfe  mit  einigen  zu  Gunsten  der  Arf>eiter 
griniEeiien  Abänderunpeu  zur  Annahme  ompfiehlt. 

Stell ongn ahme  der  Kamuier. 

hl  der  Eaumicr  fand  auch  dieser  ^'urschlap  der  Kom- 
DBioii  keine  pünstipe  Aufnahme.  Dreitägipc  Generaldebatten 
adi^  mit  der  abcrmalipen  Zurdckweisunp  des  f^esaunnten 
HitnialB  an  die  Kommission,  welche  mich  Aiihörunp  der  Aii- 
Men  der  Regierung  einen  neuen  Bericht  ei'Stattcn  solle 
(w^  Verhandlunpen  vom  8.,  10.  und  12.  Milrz  1883).  Die 
WKtieDtwIlrfe  der  Kommission,  welche  auf  der  einen  Seite 
Ae  wetestgebende  civilrechtliche  Haitpäicht  der  ArbeitjJ:eber 
■titaiiteii  und  auf  der  anderen  Seite  mit  Htllfe  einer  staat- 
Stai  fakultatiTen  Unfaliversicherunpskasse  dem  Uebel  abzu- 
Ufca  soditen,  erfuhren  die  heftigste  Opposition.  Der  von 
te  HandeteminiBter  Horrison  unterstützte  Anti-ag  Ribot's,  die 
bticheidung  noch  zu  vertagen,  rettete  auf  diese  Weise  die 
Votirt)eiteD  aus  der  Brandung. 


„v.uu^^lc 
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2.  eineni  alljahrlicli  in  «las  Itml^^et  auf- 
zuochnieuden  Bvitrape  des  Slaatt^.  wülrher 
im  ersteo  Jahre  eine  Million  botriigt. 

3.  den  der  Kasse  geniarliten  Schonkiingen  und  Ver- 
mAcblnisiien. 

Art.  7.    (10  des  GeseUes  vom  U.  Juli  1868.) 
Die  Unßlle  zerfidlen  in  vier  Klassen: 

1.  I'ufölle,  welche  eine  unbcdiujrtü  ArbeitsunföhiB- 
keit  venuiliwsen; 

2.  ITnlälle.  welche  eine  daucnide  Arbeitsunfithifikeit 
fUr  das  Gewerbe  herlH-iführeD ; 

3.  Unfille,  welche  den  Tod  herlwifähren; 

4.  Unfillle,  welche  eine  zeitweise  Arbeitsmifiilii^'keit 
veranlassen. 

Diese  verschiedeuen  Unfälle  bOKrllndeii  AnspiUche  auf 
lebenslänjrliche  Pensionen,  EntschädiKunpeu  oder  Unter- 
.    jtlltzim^n  fieniäss  der  folßenden  Beätiniinuii^en. 

Art.  8.    (11  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1868). 

Itie  durch  die  in  den  beiden  ersten  N\imniem  des  vor- 
hergehenden Artikels  ^'enannleu  Uniillle  Beschädifrten  haben 
Anspruch  auf  eine  lebenslüngliL-he  l'ensinn ,  welche  die 
rensioiLSkasöe  mittelst  des  ihr  von  der  Unfallversicherungs- 
kasse  Obersandten,  gemäss  den  Tarifen  der  Pen^onskasse 
«forderlichen  Kapitals  zahlt 

Dieses  Kapital  besteht  bei  der  Pension  für  Unfälle 
erster  Klasse  aus  einer  Summe  gleich  dem  640faclien  6e- 
trafce  der  vom  Versicherten  gezahlten  Quote ,  nilmlich 
6400  Frc8. 

Die  bei  UnftUlen  der  zweiten  Klasse  fiPwährte  Pension 
betragt  nur  die  Hälfte  derjenifren  bei  Unfilllen  erster  Klasse. 

Art.  9.    (12  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1868.) 

Die  im  Falle  des  Todes  iu  Folße  eines  Uu^les  der 
Wittwe  des  Versicherten  und,  wenn  derselbe  unverheirathet 
oder  kinderloser  Wittwer  ist,  seinen  60jährigen  Eltern 
(Vater  oder  Mutter)  zu  gewährende  Entschädigung  ist  dem 
nre^tthrigen  Betrage  der  Pension  gleich,  welche  er  nacli 
dem  Absatz  2  des  vorstehenden  Artikels  beanspruclien 
kltauite. 

Wenn  die  Wittwe  ein  oder  mehrere  Kinder  unter  16 
Jahren  hat,  wird  die  durch  den  vorhei^henden  Absatz  ge- 
wUirte  Pension  verdoppelt. 

Alt.  10.  Im  Falle  von  Beschädigungen,  welche  nur 
(äne  zeitwnse  ArheitsunfUügkeit  herbeiführten,  gewährt  die 
VemdieniiigBkaBse  die  erforderliche  Unterstatzung  unter 
am  nodistdienden  Bedingungen  und  Beschränkungen. 

Uebiigeu  schuldet  die  Versicherungskasse,  ohne  Rück- 
BiAt  «uf  die  Schwere  des  Unfalls,  in  allen  Fällen  dem 
Verakherten  die  writer  unten  erwähnte  vorläufige  Hülfe. 
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Artikel  23  und  2A  der  Verordnuii^  vom  10.  Auiirust  1868 
nnfresetzten  Verwaltungskonimissiou  fort!;:esetzt  werdeu. 

Art.  17.  Diese  Kommission  hat  ausserdem  die  Auf^be, 
zn  entscbeiden,  ob  der  Unfall  einem  ^mibeu  Versehen  des 
Arbeitgebers  oder  der  Personen,  für  welche  er  verantwort- 
Bth  ist,  beipemeasen  werden  muss  und  zu  welcher  Ka- 
tefcorie  der  Unfall  Keniilss  der  Bestimmungen  des  Artikels  7 
^hört. 

Im  Falle  eines  )m)I)en  ^'erseheiiR  ist  »lie  Kasse,  wenn 
der  BeschiidiRte  vcr^ifhert  ist,  nichtsdestoweniger  an  ihre 
Veriifliphtunjri'n  s(>I)unden:  sie  kann  jedorh  ihren  Rekurs 
in  den  Arl)eiU.'eber  nehmen  und  in  diesem  Falle  kriimen 
der  Beschadifrte  oder  seine  Mitlierochtifrten  in  der  Instanz 
inteneniren.  um  ihre  Rechte  geltend  zu  machen. 

Wenn  dasegen  der  Beschädigt«'  nicht  ver- 
sichert ist,  verweist  die  Kommission  ihn  mit 
seiaen  Aus]>rnchen  an  den  Arbeitfrelter;  Jedoch 
fdleii  nirhtsdestowoni(n>r  die  Unter^tüt/uiuK'u  und  die  vor- 
laute Hülfe,  welche  durch  die  vorstehenden  Artikel  10 
und  13  bestimmt  sind,  auf  Grimii  der  vom  Friedensrichter 
lospeferti^im  Anweisuns  dem  Arbeitfrclicr  zur  Liuit. 

Art.  18.  Jede  Klage  wejien  groben  Versehens  ist  nur 
fflUr».*ija{t,  wenn  sie  sieh  auf  ein  bestfltigendes  Gutachten  der 
VErwaltungskonmiissinn  stßtzt 

Art.  10.  Da-s  Honorar  des  den  Peschildisteu  iM-handeln- 
•Jm  Arztes  und  die  vom  Ajmtheker  gelieferten  Ai7,neimitte1 
■er<l«>n,  wie  es  bezuglich  der  voriäufigen  Vutersttttzunfwm 
ibeu  bestimmt  ist.  auf  das  Visa  des  die  rntei-suchuni: 
thrt^iiden  Beamten  und  voriwhaltlich  des  Rekurses  der 
i«S4***  an  den  Arbeitgeber  im  Falle  anerkannten  groben 
l*ers*hens,  von  dem  Arbeitgeber  oder  der  T'nfallkasse 
bezaUt. 

Art.  20,  Im  Falle  groben  Versehens  seitens  des  Be- 
Bdiftdigten  hat  dersellie  keinen  Anspnu'li  auf  vr)rläufige 
Vateistfltzungun :  ilies  grobe  Versehen  nmss  jedoch  gericht- 
tirti  festgestellt  werden. 

Mao  sieht,  wie  dieser  Gesetzentwurf,  indem  er  die  Sta- 
niuig  einer  vollen  und  ausnahmslosen  Haftpflicht  der  Arbei^ 
^  vermeidet,  die  letzteren  auf  künstlichem  Wege  zwingen 
Mte,  bei  der  staatlichen  Unfallveisicheruniffikasse  Deckung 
i^iin^o-  I*<?ii  Boden  der  Zwangsversicheiiing  wagt  der 
ixiniif  nicht  zu  betreten,  er  steht  dieser  aber  sehr  nahe. 

Welches  Aas  Schicksal  der  augenblicklich  in  der  Kammer- 
■missioii  beruhenden  verschiedenen  Projekte  von  Nadaud, 
■R,  Maret,  Peulevcy  mit  den  dazu  gestellten  Amendements 
I  Girud  ete.  sein  wird ,  lässt  sich  nicht  ermessen.  Was 
tt  MB  dem  Gang  der  Verhandlungen  in  Frankreiob  seit  dem 
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Jahre  1881  klar  erhellt,  ist,  dass  es  kauin  möglich  ist,  auf  dem 
Boden  der  Haftpflicht  einen  befriedigenden  festen  PunM, 
an  welchem  sich  einselaen  liesse,  zu  gewinnen.  Man  sieht  die 
Pi'ojekte  hin  und  her  schwanken.  Die  hauptsächlich  in  Be- 
tracht kommenden  gravitiren  alle  nach  der  Versichenmp  hiä, 
aber  indem  sie  die  Versicherung  in  das  Belieben  stellen,  Mm 
sie  in  das  rein  privatrechtliche  Haftpflichtprinzip  zurück,  l«i 
welchem  es  fUr  die  vemnglUckten  Arbeiter  nun  und  nimmer- 
mehr eine  gesicherte  Position  giebt.  —  Der  schwere  Stein  der 
zu  lösenden  Aufgabe  liegt  in  Frankreich  zur  Zeit  auf  einer 
schiefen  Ebene,  Der  Druck  der  Arbeitermassen  wuil  sdiim 
dafür  sollen,  dass  derselbe  nicht  hinuntergleitet  —  aber  mdrt 
eher  wird  er  in  ruhiger  Lage  sieb  befinden,  als  bis  ei  auf  das- 
jenige Niveau  gehoben  ist,  welches  Deutschland  und  OeDet- 
rei(i  definitiv  als  das  Endziel  dieser  Bestrebungen  f&r  die 
civilisirten  Staaten  festgelegt  haben :  auf  die  Ebene  der  lOge- 
meinen  obligatorischen  Versicherung.  J 
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dienstei.  aus  der  Notbwendi^'keit  der  Gelteadmacbuiig  dei' 
gch«leiifieTSatzfori]ei-uuf<:  im  Prozeaswege,  aus  der  Bestiiii- 
BUW  ausserordentlich  kurzer  VerjähruniKsfristen  (bin- 
nen ö  Wocheu  niuss  die  Anzeige  des  Unfails,  binnen  6  Mo- 
naieii  die  Klageerliebung  ei-foltrt  sein),  endlirli  au.s  dorn  Man- 
gel eines  Para^rnplien,  welcher  Ail)eitsYertri'ig(' 
für  nichtig  erklärt,  in  denen  der  Arbeiter  auf  dir 
ADvrnrIung  des  Gesetzes  vorzirliten  niuss.  Die 
Gpwpitvepcine  agitireii  desluilb  schon  laiige  für  eine  Aende- 
niDjr  des  (iesetzes.  bis  jetzt  iiidess  ertiilghis.  (Vergl.  Hasbach. 
,da»  Euglische  ArbeiteiTei-sichei-myrsweseii"  Leijizig,  Jiuncker 
niul  Huniblot  Seite  433.  wo  auch  eine  Statistik  UIkt  die  Wirk- 
nuikril  des  Gesetzes  niitiretheilt  ist.) 

hisbi'Bonden'  ist  eine  im  Jahi-e  1883  eingebrachte  Bill  (33), 
idche  bezweckte,  den  Arbeiter  davor  zu  schützen.  Vertrage 
einzusehen,  welche  ausserhalb  der  dni-cb  den  „Piniiiloyei^"  Lia- 
'  büity  Art"  von  1880  ihm  zu,[,Tdachten  Wohltliaten  lagen,  ver- 
inrfrn.  da  man  es  för  unangemessen  erarhtete,  die  VeiiiTigs- 
ftribeit  zwisclien  Arbeiter  und  Unternehmer  zu  l>esrhränken. 
Der  Rejrierungsvertreter  Imiierkte  dabei,  die  Re^erung  sei 
ge^n  jede  Aendenmg  des  Gesetzes,  da  mau  allen  Grund  habe. 
nüt  dessen  bisherigen  Resultaten  zufrieden  zu  sein. 

Weitere  legislative  A'erhandlungen  über  diesen  Gegenstand 
hiben  seitdem  nicht  stattgeiunden.  Wohl  aber  hat  das  Gesetz 
.  wn  1880  zur  Folge  gehabt,  dass  auf  i>rivateni  Wege  Arbeiter- 
TOsidieninpsgesellschaften  sich  theils  schon  gebildet  haben, 
ttdls  noch  in  der  Bildung  begiiffen  sind.  So  Iiat  u.  A.  auch 
die  London  und  North  Western  Eiscnbahngcsellschaft.  welche 
tdnn  vor  15  Jahren  die  „Loudon  and  Nortli  Western  Itailwav 
Ifntual  Insurance  Society"  gegrtlndet  hatte,  naeli  Inkrafttreten 
do  „Eraployers"  Lialnlity  Act"  von  1880  eine  neue  Kor]>oratiou 
unter  dem  Samen  „The  L/mdon  aud  North  Western  Railway 
Vorks  Mutual  Insuiimce  Society"  iüS  Leben  gerufen,  deren 
Hitidieder  bei  ihrem  Eintritt  auf  alle  Ansprüche  an  den 
Unternehmer,  welche  sie  sonst  aus  dem  .Eni- 
ployers'  Liability  Act"  herzuleiten  berechtigt 
*iren.  verzichten. 

Der  Wortlaut  des  Gesetzes  ist  —  »ach  von  Bojanownki 
».  a.  0.  —  foteender: 

Gesetz  zu  Ausdehnung  und  Regelung  der 
fcewerblicheo  UnterDehmern  obliegenden  Ver- 
pflichtung zu  Leistung  von  Schadeusersatz  an 
solche  aus  der  Zahl  der  von  ihnen  beschäftigten 
^rbeiter,  welehe  eine  Körperbeschiidigung  er- 
'«liren  haben,  vom  7.  September  1880  —  43  und  44 
'irt-  cap.  42—. 

(Gesetz,  betr.  die  Haftpflicht  gewerblicher  l'nteniehmer 
™n  1880.) 


10  Tin.  GnwsbriUniiieii.  y_  ^ 

Von  I.  M.  der  Königin,  im  Beirath  und  mit  1vb6s^ 
mung  der  iu  dem  g^nwärtigeii  Pju'lamente  Tersajnnujttt 
geistlichen  und  weltlichen  Lords  sowie  der  Gemeinen  intj 
kraft  deren  Genehmhaltung,  wird  verordnet  was  folgt: 

1.   TerbesBeroMgr  der  BechtsrorsehrifteM» 

'Wofern  nach  dem  Zeitpunkte,  zu  welchem  dieses  G^ 
setz  in  Wirksamkeit  tritt,  ein  Arbeiter  eine  Körpeit^ckl- 
digung  erfäJirt: 

1.  aus  Anlass  irgend  eines  Mbj^b  in  der  Beschafienlxit 
der  mit  dem  Gewerbebekiebe  des  Untemehmeis  ii 
Verbindung  stehenden  oder  der  eben  dabei  in  G^ 
brauch  befindlichen  ArbeitBvorkehrungeD ,  GeilUti- 
Schäften,  maschinellen  Anlagen  oder  InventaistQcb; 
oder 

2.  aus  Anlass  des  nachlässigen  Verhaltens  irgend  we 
in  dem  Dienste  des  Unternehmers  befindlichen  Fem, 
welcher  irgendwie  Aufeichtsbefiignisse  übertragen  Eänd, 
und  zwar  in  der  Zeit,  während  welcher  diese  Phbb 
in  der  Ausführung  ihrer  Aufsicbtsbefugnisse  b^iiSa 
ist;  oderf<i( 

S.  aus  Anlass  des  nachlässigen  Verhaltens  irgend  eins 
in  dem  Dienste  des  Unternehmers  befindlichen  Person, 
deren  Befehlen  oder  Weisungen  der  Arbeiter  zu  der 
Zeit  als  die  Beschädigung  stattfand,  nachzukonum 
verpflichtet  war  und  auch  nachkam ,  sofern  die  frag- 
liche Beschädigung  aus  dem  gedachten  VertuUa 
hervorgegangen  ist;  oder 

4.  aus  Anlass  von  Handlungen  oder  Unterlassungei, 
welche  irgend  eine  in  dem  Dienste  des  UntemeluDen 
befindliche  Person  in  Befolgung  der  Vorschrift«!  oder 
Anordnungen  des  Unternehmers,  oder  in  BeJölgDi^ 
solcher  besonderen  Instruktionen  bewirkt  oder  iKgdri, 
welche  irgend  eine  zu  dem  Behufe  von  dem  Unter 
nehmer  mit  Autoiität  ausgerüstete  Person  eriassea 
hat;  oder 

5.  aus  Anlass  des  nachlässigen  Verhaltens  irgend  eiiH 
in  dem  Dienste  des  Unternehmers  befindlicben  Pen«,    1 
welche  bei  Eisenbahnen  die  Verantwortung  oder  die 
Kontrole    fur    bezw.    über    irgend    welche   Sigul^ 
Weichen,  Zugmaschinen  oder  Zflge  hat, 

haben  der  Arbeiter,  oder,  falls  die  Beschädigung  das  Ab- 
leben desselben  herbeiführt,  die  gesetzlichen  päsfinlidKi 
Vertreter  des  Arbeiters  und  die  ans  Anlasa  des  Todes&Ib 
berechtigten  Personen  eben  denselben  Bechtsanspraeh  Hf   1 
Sdiadenersatz  und  eben  dieselben  Bechtahülfen  gegen  dn  I 
Unternehmer,  wie  wenn  der  Arbeiter  nicht  ein  Artieiter  J 
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s  Unternehmers,  oder  nicht  in  dessen  Dienstf^n  helindUch, 
ler  nicht  zu  dessen  Gewerbsuuternehiuen  verdungen  ge- 
fsen  wäre. 

uBikMeo  In  iBsebMiiK  der  verbesaerten  BeclititTorschrIften. 

Ein  Arbeiter  ist  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu 
Eend  welchen  RochtsansiiHlcbeu  auf  Schadeusersatz  oder 
1  RechtshQlfe  gegec  den  Untt-nichuier  in  jedem  der  folgen- 
•n  Fälle  nicht  berechtigt;  nämlich: 

1.  nach  Unterabschuitt  Eins  in  Abschnitt  Eins,  es  sei 
denn,  dass  die  dort  erwilhnteu  Mängel  henorgegangen 
siad  aus  oder  unentdcckt,  oder  unabgestellt  geblieben 
sind  wegen  der  Nachlässigkeit  des  Unteniehmers  oder 
einer  in  dem  Dienste  des  üntemehuiers  befindlichen 
I'erson,  welcher  von  dem  Untei-nelmier  die  Ver- 
liflichtung  auferlegt  ward,  danach  zu  sehen,  da£S  die 
ArbcitsTorkehrungen,  Geräthschaften,  uiaschinellen  An- 
lagen oder  Inventarstucke  in  zweckcutsprecheudeni 
Zustande  sich  befanden. 

2.  Nach  Unterabschnitt  Vier  in  Abschnitt  Eins ,  ea  sei 
denn,  dass  die  Beschädigung  durch  irgend  welche 
Ungehörigkeiten  oder  Mängel  in  den  vorerwähnten 
VorschrifteD,  Anordnungen  oder  Instruktionen  herbei- 
geftthrt  ward;  niit  dem  Vorbehalt  jedoch,  dass  — 
wofi'm  Vorschriften  oder  Anordnuntren  von  Seiten 
eines  der  königlichen  ersten  Staatssekivtiii'e  oder  des 
Handelsamts,  oder  eines  sonstigen  Regieniugsdejiarte- 
nionts  nach  Massgabe  oder  kraft  eines  Gesetzes  ge- 
nehmigt oder  angenommen  wordeu  sind  — ,  solche 
Vorschrifteu  oder  Anordnungen  für  die  Zwi<cke  dieses 
Gesetzes  als  ungehörig  oder  mangelhaft  nicht  ange- 
sehen werden  dürfen. 

8.  So  oft  der  Arbeiter  die  mangelhafte  Beschaffenheit 
oder  das  nachlässige  Verhalten  kannte,  welches  seine 
Beschädigung  herbeifOhrte  und  er  innerhalb  einer 
angemessenen  Frist  deju  Unternehmer  oder  einer  ihm 
(dem  Arbeiter)  in  dem  Dienst«^!  des  Unternehmers 
Übergeordneten  Person  davon  Anzeige  zu  ei-statten 
oder  erstatten  zu  lassen  verabsäumte,  es  sei  denn,  dass, 
nacli  seiner  (des  Arbeiters)  Wahrnehmung,  die  frag 
liebe  mangelhafte  Beschaffenheit,  oder  das  nachlässige 
Veriialten  dem  Unternehmer  oder  der  erwähnten  über- 
geordneten Person  bereits  bekannt  waren. 

<  ÜRraBiug  4«r  ftla  Sehadensenatz  einziehbaren  Summe. 

Der  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  als  Schadensersatz 
(iinehbare  Geldbetrag  darf  diejenige  Summe  nicht  uber- 

*<i^«B  tu)  T.  1.  —  BMfkn.  G 
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steigen,  welche  sich 
Jal^  vor  dem  £ii 
arbeitete  Verdienst 
die  innerhalb  der  fr 
Stellung,  in  der  nän 
lidien  Bezirke  in  A 
der  Zeit  beschäftigt 

4.    Frist  zo  Ei 

Klagen,  nach  1 
Ziehung  des  Betragt 
schftdigui^  dürfen  ni 
als  wenn  die  Anzei| 
gefunden  hat,  binne 
die  Beschädigung 
Klage  selbst  aber  l 
Todesfall  vorliegt, 
selben  Zeitpunkte  ai 
mit  dem  Vorbehalti 
felis  das  Unterblei] 
der  Klage  nicht  aus 
Ermessen  genügend 
Erstattung  der  Anz< 


Von  Entschäd 
oder  den  Vertreten 
zugebilligt  wurden, 
oder  durch  einen  si 
Massgabe  dieses  G 
ist  zulässig,  diejenif 
oder  tlieilweise,  in  . 
betreffenden  Arbeite 
Klage  berechtigten  I 
erfolgen  hatte;  wofei 
oder  solche  Personen 
anstellen,  die  durch 
einen  solchen  verti 
dieses  Gesetzes  für 
die  aus  Anlass  dei 
gäbe  eiues  sonstige) 
oder  theilweise,  zui 
Ai'heiter,  dessen  V 
reehtigt  mit  Bezug 
gäbe  eines  sonstig 
oder  Theilbeiträge 
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Anzeigen  betrefls  Beschildiguucen  iiach  Mass^'abe  dieses 
Gesetzes  mltssen  deii  Namen  und  den  Woliiiott  der  be- 
schädigten Person  entluilteu.  auch  die  Ursache  der  Be- 
gchkdipunR  in  der  Siiraclie  des  gewöhuliclieu  Lebens,  und 
ferner  den  Tag  angeben,  an  welchem  die  Sclitidi^aii^  sich 
zutrufi;  sie  sind  dem  Unternehmer  oder,  bei  dem  Vor- 
handensein von  mehr  als  einem  Uulerneluuer,  einem  der- 
selben zuzustellen. 

Die  Zustellung  kann  durch  Auüreicliuug  der  Anzeige 
m  oder  in  dem  Wohnhause  oder  dem  ("cschaftsraunie  der- 
jenigen Person,  an  welche  sie  gerichtet  ist,  bewirkt  wenlen. 
Die  Anzeige  kann  auch  durch  die  Inausin-ucbnahme 
der  Post  mittelst  eiaes  eingeschiiebenen  Brieft>s  bewirkt 
«erden,  und  hat  die  Adresse  des  Briefes  auf  diejenige 
Person,  in  deren  letztbekanntem  'Wolmhause  oder  Ge- 
HhMtsraume  zu  lauten,  an  welche  die  Anzeige  zugestellt 
werden  soll;  wird  die  Ajizeige  dmch  Initusiiruclmahme  der 
Post  zugestellt,  so  gilt  die  Zustellung  als  zu  der  Zeit  be- 
werkstelligt, zu  welcher  ein  die  Anzeige  enthaltender  Brief 
im  gewöhnlichen  Laufe  der  I'ost  ausgereicht  wonlen  wilre, 
■ud  der  Nachweis  betreu  der  stattgehabten  Zustellung 
einer  derartigen  Anzeige  soll  als  genügend  erbracht  ange- 
*ini  wenlen,  wenn  dargethun  wird,  dasü  die  Anzeige 
onbiungsiD&säg  adressirt  und  eingeschrieben  wai'd. 

Falls  eine  Jlehrheit  von  Personen ,  ohne  Unterschied 
•*'•  mit  Korporationsrechten  versehen  oder  nicht,  als  Unter- 
oenwer  auftritt,  ist  die  Anzeige  in  der  Art  zuzustellen. 
"^  sie  entweder  in  dem  Geschäftsräume  ausgereicht,  oder 
"^ttelst  der  Post  in  einem  eingeschriebeuen ,  an  den  Ge- 
Wlrtftsraura  adressirten  Brief  gesendet  wird;  sollte  mehr 
*»  ^in  Geschäftsraum  vorhanden  sein,  so  kann  die  Sen- 
^une:     an  einen  derselben  etfolgen. 

Anzeigen  nach  Massgabe  dieses  Abschnitts  dtlrfen, 
etwa,  darin  enthaltener  Mängel  oder  Ungenauigkciten  wegen, 
^ht  als  ungültig  angesehen  werden,  es  wi  denn,  dass  dor 
nicl»t«r,  welcher  die  Klage  zu  behandein  bat,  die  aus  der 
in  cl^r  Anzeige  erwähnten  Beschädigung  her^■ol^A'ht ,  der 
«picht  ist,  dass  der  fragliche  Mangi-I  odfr  die  fragliche 
Y^iS^nauigkeit  dem  Beklagten  bei  dessen  Einlassung  auf 
ilie  X\lage  nachtheilig  und  dass  der  Xhiugel  oder  die  Un- 
Ren.«.^keit  absichtlich  irreleitend  seien. 
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8.   B«ffrU 

Sofern  die  Wertste! 
Ijedeutet 

der  Ausdrucke  „ei 
sichtsbefiignisse  überti 
Echliessliche  oder  hau 
»chtigung  besteht  iini 
stÄnden  mit  stofflicher 

begreift  der  Ausd 
von  Personen  in  sich 
poratioDsrechten  vereel 

bedeutet  der  Au 
stellte  und  sonstige  1 
netaner-  und  Arbeiten 

9.  Beglui  4er  W 

Dieses  Gesetz  soll 
Tag  in  diesem  Gesetz 
desselben  in  Bezug  geno 

10.   Abg 

Dieses  Gesetz  darf  a 
gewerblicher  Unternehme 
soll  bis  zum  31.  Dezemb 
dann  nächsten  Pariamet 
Kraft  bleiben,  es  sei  den 
verfugt  und  sämmtliche 
vor  jenem  Zeitpunkt  eil 
finden,  wie  wenn  dieses 
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X.  Seh 


Veder  in  Schwedt 
irbeitgeber  oder  ( 
itiver  Verliandlui 
iationen  bat  m&n 
rs  in  Folge  der  ' 
grössere  AufmerkE 
atsächlichein  Eins 
^ur  Zeit  gilt  a1s( 
ff  der  Haftpflicht 
.,  wonach  zwisehe 
-nehmers  ein  ursi 
der  Untemehmei 
tig  sein  soll. 
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XI.  Rnssland. 


^  der  Haftpflicht  der  Arbeitgeber  fllr  die  ihre 
ätossenden  BetriebBuniälle  bildet  in  Russland  scho 
Qgeren  Reihe  von  Jahren  den  Gegenstand  \e^i 
rwägungen.  Die  bestehende  Gesetzgebung  enthäi 
leren  Bestimmungen  in  dieser  Beziehung  und  ii 
Gesetzbuch  finden  sich  nur  einige  wenige  Part 
[:he  im  einzelnen  Falle  auch  bei  der  Entficbädigun 
;  durch  den  Arbeitgeber  für  die  beim  GeschäfU 
enen  Verletzungen  in  Betracht  kommen  könnei 
mnngeu  {§§  574,  644,  647,  657,  660,  661,  68 
Theil  des  X.  Bandes  der  Gesetzsammlung,  Jahi 
beschränken  die  Schadenersatzverbindlichkeit  ai 
achweisbares  Verschulden  herbeigeführten  Körpei 

und  Tödtungen,  entsprechend  der  römischrechl 
Bung. 

trebungen  hierin  eine  Aendening  zu  Gunsten  df 
im  Wege  der  Verschärfung  der  Haftpflicht  dt 
—  einzuführen,  datiren  bereits  vom  Jahre  185! 
tdoch  die  Entwürfe  der  mit  den  Vorarbeiten  b< 
misBioneD  bis  jetzt  zu  einem  positiven  Resultt 
n. 

neuester  Zeit  (Sommer  1883)  ist  nun  wiedertu 

von    Haftpflichtbestimmungen    in    dem    Finam 

Departement  fltr  Handel  und  Gewerbe  von  eint 

ausgearbeitet  worden,   welcher  indess  noch  eine 

zurückzulegen  haben  wird,  bis  er  die  Gesetze! 
;,  und  auf  diesem  W^^  zweifellos  noch  mancti 
rfebren  wird.  Der  Entwurf  ist  seinem  wesentliche 
veröffentlicht  worden  (vergl.  u.  a.  „Deutsche  volki 
he  Korrespondenz"  vom  5.  September  1883,  Nr-  69 
rBcbmilzt  englische,  schweizerische  und  deutseb 
bezw.  GeeetzentwurbstQcke,  wobei  augenscheinlic 
FohlwoUen  g^en  die  Arbeiter  massgebend  gewese 
üffer  11  onten  und  in  der  Nothwendigkeit  der  gt 
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\\  2,  HaftpflicUtgeisetzeiitwiiif.  89 

lose  Waisen  zurückbleiben,  25  % :  den  mittellosen  Eltern  der 
Venwrhenen  je  16'/j  %.  Alle  diese  Pensionen  dürfen  aber 
jggammen  75  %  des  Jahrespehalts  des  X'erstorbenen  nicht 
Q])ristei(.'en. 

4.  Im  Falle  einer  Schädigung  an  der  üesiindheit.  welche 
äue  witweilipe  oder  bestäiidifie  Arbeitsuiifiihigkeil  nach  sich 
Bfht.  ist  der  Besitzer  des  gewerblichen  ünternehiiieub  ver- 
pflirhtet,  dem  tieschüdigten  alle  Kosten  der  ar/tlichen  Beliand- 
nng  und  seinen  peknniikivn  Verlust  und  im  Falle  seines  Todes 
iler  Familie  die  gleichen  Schäden  zu  ersetzen ;  er  ist  venrfÜchtet, 
dem  Geschädigten  im  Falle  gitnzlicher  Untanglichkeit  zur  Arbeit 
eine  l'eosion  im  vollen  Betrage  seines  Jabrcseinkommens  avs^ 
leetzen  und  im  Falle  nicht  totaler  ArbeitsunhUiigkeit  je  iiach 
lern  Graile  der  Beschädigung  im  Beti-i^re  von  25  bis  75  "/u  des 
lihnelobnes. 

5.  Der  Geschädigte  ist  seinem  Wunsche  entsi)rerhend  zu 
ntsfhadigen:  a)  dui'ch  Aasz-ahlmig  eiuei'  eimnaligen  Helduntei- 
tütiUTK-  die  den  sechsfachen  Beti'ag  seines  Jahivsgehalts  und 
Ibnbauiit  (k>u  Betrag  von  6000  Itubel  nicht  übersteigen  darf, 
i)  durch  jährlich  oder  ratenweise  auf  Gnind  der  Art.  3  und  4 
ioer  Regel»  ihm  selbst  oder  seiner  Familie  zu  zahlende 
jilentatziuigen. 

hn  letzteren  Falle  hat  der  Betrielwuuteniehmer  die  [»llnkt- 
kk  Zahlung  der  l'nteretlltzungen  durch  tlinterlegung  eines 
stsprefhenden  Kaiiitals  in  einer  BebArde  zu  sichern,  oder  das 
ietrielnsuntemebmen  wird  mit  Beschlag  lielegt,  wobei  im  Falle 
iff  Uquidatiou  des  Unternehmens  oder  di-ssen  Vei'steigenmg. 
itr  Cifschüdigte  oder  dessen  Familie  vor  allen  llbrigen  GlRu- 
»gmi  zu  befriedigen  ist.  Den  Gerichten  wird  das  Recht  er- 
iäl  die  BetriebsunteiTiehmer  zm-  Einzahlung  dieser  Unter- 
itUzuiigFn  in  Begieinngsanslalten  zu  verirfiichten ,  welche  für 
fif  ffeiterl)efbrdening  Sorge  tragen. 

6.  Bei  später  eiotrt'tender  VerÄndemng  in  den  Verhiilt- 
lisen  d.h.  bei  einer  Aendemng  in  dem  Zustande  derErwerbs- 
HÜgkrit  oder  der  ^fitglieth^rzahl  der  Familie  des  Geschadigten, 
kann  der  Betrag  der  ad  5  litt,  b  ei-wjllraten  Unterstützung, 
nf  Aosufben  des  die  Unterstützung  erhaltenden  oder  des  die- 
«fte  zaUenden,  durch  gerichtliche  Verfügung  erhöht  oder  ver- 
ragst  werden. 

7.  Die  in  Ziffer  5  enthaltenen  Bestimmungen  dürfen  nicht 
■f  dem  Wege  privatrechtlicher  Uebereinkünfte  des  Betriebs- 
BtfnehineiB  mit  den  Arbeitei-n  oder  anderen  Angestellten 
'Blnilert  werden.  Alle,  gegenwärtige  Bestimmungen  ver- 
Bbeoden  Uebereinktknfte  und  Verträge  sind  füi*  ungiltig  anzu- 
tfannen. 

8.  Der  Prozess  wegen  der  ad  3  und  4  erwähnten  Ent- 
^idi^ung  kami  in  Jahresfrist  anhängig  gemacht  werden,  wobei 
we  Frist  von  dem  Tage  des  Todes  oder  der  Verletzung  zu 


K)  X 

aufen  beginnt;  diese  Frist 
renn  der  Betriebstmterneli 
gehenden  Ziffer  7  zu  Seim 
nit  dem  Geschädigten  e 
lessen  Entfichadigang  triffi 
lie  obige  Frist  toh  dem 
[jnmd  der  Uebereinknnft 
jchftdigten  g^nober  alle 
Für  die  Eiareichung  der  ( 
jtatzung  (Ziffer  5  litt  b)  i 

9.  Als  veraotwortlic 
Sgurirt  immer  der  Betriebt 
sich  durch  Verklagung  dt 
dessen  Schuld  der  Unfall 

10.  Die  Gesuche  um 
»nd  bei  demjenigen  Geric 
der  UnMl  stattgefunden  1 

11.  Die  Betriebsunt* 
von  der  Verpflichtung,  dii 
die  erlittenen  Verluste  ent 
wenn  sie  (die  Betriebsunb 
glück  entstanden  ist: 

a)  nicht  durch  die  Sc 
Verwaltung  oder  der  Ageu 
UoglOck  auch  durch  die 
nicht  hätte  vermieden  we: 

b)  in  Folge  der  Ein' 
mentarkraft. 
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TOD  Gesetzen  nnd  Oefletzentvflrfen. 


sicherungsgesetz-Entwurf  vom 
Jahre  1883. 

relchermigsplllelitt^  Betriebe'). 

1  Fabriken,  in  Bergwerken  und  den  dazu 
n,  in  Hattenwerken ,  in  Brachen  und  aui 
gten  Arbeiter  und  Betriebsbeamten ,  letztere 
ihr  Jahresarbeitsverdienst  an  Lohn  oder  Ge- 
BezOgen  achthundert  Grulden  nicht  übersteigt, 
Folgen  der  beim  Betriebe  sich  ereignenden 
issgabe   der  Bestimmungen    dieses    Gesetzes 

von  Arbeitern,  sowie  von  Betriebsbeamten, 
zeichneten  Jahresarbeiteverdienst,  welche 
'bsbetrieben,  die  sich  auf  die  Ausführung  von 
■ecken  oder  sonst  bei  der  Auafilhmng  von 
p,  sind.  Diese  Bestimmung  findet  keine  An^ 
he  Arbeiter,  welche,  ohne  in  einem  Gewerbs- 
eicfaneten  Axt  beschäftigt  zu  sein,  ledi^ch 
irarbeiten  an  Bauten  ausfuhren; 
iben  beschäftigt  sind,  bei  denen  Dampfkessel 
bwerke  in  Verwendung  kommen,  die  durch 
(Wind,  Wasser,  Dampf,  Gas,  heisse  Litft, 

oder  durch  Thiere  bew^  werden.  Diese 
!t  keine  Anwendung  auf  solche  Betriebe,  fUt 
i^end  eine  nicht  zu  der  Betriebsanlage  gehörige 
nützt  wird; 

ben  bescbt^gt  sind,  in  welchen  explodirendc 
BT  verwendet  werden. 

ihüberBchriften  sind  dieueita  bdgefilgt  wordeD.    Vgl 

g  des  Geaetzentwurft  Ist  im  folgenden  nicht  mit  zun 
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92  3^-    Abdruck  von  Gesetzen  etc.  y,  2. 

Als  Arbeiter,  heziehunfffiweise  als  Betriebsbeamte  im  Sinne 
dieses  Gesetzes  sind  auch  Lehrlinge,  Volontäre,  Praktikanten 
und  andere  Personen  anzusehen,  welche  wegen  noch  nicht  be- 
endeter Ausbildung  keinen  oder  einen  niedrigeren  Aibätsver- 
dienst  beziehen. 

§  2.  Auf  Eisenbahn-  und  Schiffahrtsbetriebe  iindeD  die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nur  dann  Anwendui^,  wenn 
sie  als  integrirende  Bestandtheile  eines  versicheningsjrfiichtigen 
Betriebes  lediglich  fllr  diesen  bestimmt  sind.  Doch  bleiben 
jene  Arbeiter  und  Betriobsbeamteu  den  Bestimmuiigen  dieses 
Gesetzes  imterworfen,  welche  zwar  von  Eisenbahnuntemeb- 
mungen  Iieschilflifrt  werden,  auf  welche  jedoch  das  Gesetz  vom 
5.  Mäi-z  1869,  R.G.Bl.  Xr.  27,  ihrer  Beschäftigung  nach  keine 
Anwendung  findet. 

Beftelnnsei,  AnsdebBnngeB. 

g  3.  Der  Minister  des  Inneni  ist  ermächtigt,  für  solche 
nach  §  1  versicherungspflichtige  Untemehmungen ,  welche  nä 
Unfallsgefahr  fUr  die  darin  beschäftigten  Personen  nicht  va- 
buuden  sind,  die  Versiclienmgspflicht  uuszuschbessen. 

Desgleichen  ist  der  Minister  des  Inneni  berechtigt,  anden 
als  die  im  §  1  bezeichneten  Uutenielmiungen,  welche  mit  Un- 
fallsgefahr, namentlich  mit  besonderer  Feuersgefahr  verbunden 
siud,  der  Ver8icherungsi)flicht  zu  unterwei-fen. 

§  4.  Dieses  Gesetz  findet  keine  Anwendung  auf  B^ 
dienstete,  welche  in  einem  Betriebe  des  Staates,  eines  Landen 
einer  Gteraeinde  oder  eines  fitfentlichen  Fondes  mit  festem  Ge- 
halte und  PensionsADSprucli  angestellt  sind. 

Lohabegriff, 

§  5.  Als  Gehalt  oder  Lohn  im  Sinne  dieses  Geseön 
gelten  auch  Tantiemen  und  Naturalbezüge.  Per  Werth  det 
letzteren  ist  nach  den  örtlichen  Dm-chschnittspreisen  in  Ansiti 
zu  bringen. 

ftegensUnd  der  Tersloherang. 

§  6.  Den  G^enatand  der  im  §  1  bezeichneten  Versidieniij 
bildet  der  durch  dieses  Gesetz  bestimuite  Eisatz  des  Schade«, 
welcher  durch  eine  Köri)erverletKung  oder  durch  den  Tod  d« 
Vei-sicherten  entsteht. 

EnverbBtmfXhlgkelt. 

§  7.  Im  Falle  einer  Körperverletzung  soll  der  Schade» 
ersatz  in  einer  dem  Verietzten  vom  Beginne  der  fUnften  W«h 
nach  Fintritt  des  Unffdles  angeömgen  fUr  die  Dana-  der  & 
werbsunfähigkeit  zu  gewahrenden  Rente  bestehen. 


KH^, 


h.  ünfallTerBicheningsgeBetzeiitwuif  t.  J.  1883.  93 

■eclmuiig  der  Rente  wird  zunächst  der  Arbeits- 
>lt,  welchen  der  Verletzte  während  des  letzten 
iBchSftigung  in  dem  Betriebe,  wo  der  Unf^ 
bezogen  hat.  War  der  Verletzte  in  dem  Be- 
volles Jahr,  von  dem  Unfälle  zurüdEgerechnet, 
t  für  die  Berechnung  der  Rente  jener  Arbeits- 
ebend ,  welchen  während  dieses  ZeitraomeB 
;n  Art  in  demselben  Betriebe  oder  in  benach- 
gen  Betrieben  durchscluiittlich  bezogen  haben. 
Betrieb  seiner  Natur  nach  nicht  während  des 
sondern  nur  während  einer  gewissen  Betriebs- 
i  demnach  bei  der  Berechnung  des  durchschnitt- 
Arbeitsiohnes  nur  die  Zahl  der  Arbeitstage 
triebszeit  berücksichtigt, 
■triebsunterbrechungen  haben  ausser  Betracht 

idertfache  des  durchschnittlichen  täglichen  Ar- 
gilt    als    Jahresarbeitsverdienst.     Uebersteigt 

iae  ermittelte  Jahresarbeitsverdienat  die  Summe 
Gulden,  so  bleibt  der  Mehrbetrag  ausser  Be- 

irbeitfiverdienst  von  Lehrlingen ,  Volontären, 
1  anderen  Personen,  welche  wegen  noch  nicht 
düng  keinen  oder  einen  niedrigeren  Arbeits- 
^D,  ist  in  derselben  Höhe,  wie  der  niedrigste 
ienst  vollgelohnter  Arbeiter,  beziehungsweise 
jener  Beschäftigung,  fllr  welche  die  Ausbildung 
höchstens  mit  einem  Betrage  von  dreihundert 


inzlicher  Erwerbsunfähigkeit  und  fUr  die  Dauer 
)0  "tt,  des  Jahresarbeitsverdienstes ; 
theilweiser  Erwerbsunfähigkeit  und  für  die 
ielben  einen  Bruchtheil  der  unter  a)  festge- 
ite,  welcher  nach  dem  Masse  der  verbliebenen 
igkeit  zu   bemessen  ist,   jedoch    nicht   über 

Jahresarbeitsverdienstes  betragen  darf. 

ten  steht  ein  Anspruch  auf  Schadenersatz  nicht 

Betriebsunfall  vorsätzlich  herbeigeführt  hat 

Eu-eiuelt. 

Jntemehmer  des  versicherungspflichtigen  Be- 
lichtet, für  die  Verpflegung  und  Heilui^  der 
ibe  beschäftigten,  duith  einen  Betriebsunfall 
ler  oder  Betriebsbeamten  unverzüglich  Sorge 
^e  Kosten  bis  zum  Ablauf  von  vier  Wochen 
tt  des  Unfalles  hat,  wenn  hiefür  nicht  durch 
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die  rechtzeitig  Retroffene  Füi-sorge  der  Gemeiude  oder  durdi 
bestellende  Kraiikeukassen  schon  vorßeeehen  und  wenn  der 
Verletzte  aim  ist,  der  Betriebsunteniehmer  au&ukomineiL 

Insofern  die  Bestreitung  dieser  Kosten,  abgesehen  von  den 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  Aiidei-en  obliegen  würde,  irird 
diini  BetriebsunteiTiehiner  der  Eisatzanspruch  gegen  dieaelbm 
vorbehalti>u,  Uehcr  solche  ErsatzanspiUche  des  Betiiebsunter- 
nehmei-s  ist  in  gleicher  Weise  zu  entscheiden,  wie  dies  in  B«- 
tieff  der  Ersatzniisin-üche  der  Gemeinden  im  Gesetze  vom 
3.  Dezember  1863,  H.G.Bl.  Nr.  105,  vorgesdirieben  ist 

TSdUlche  Unfille. 

ii  9.  Im  Falle  der  Tod  aus  dem  BctiiebsunfiJle  erfcdgt 
ist,  soll  der  Schadeuei'satz  ausser  iu  den  Leistungen,  welche  niä 
g  7  dem  Verletzten  für  die  Zeit  vor  dem  Eintritte  des  Todei 
etwa  gebühren,  uocli  bestehen: 

1.  iu  den  Beenligungskosten,  welche  nach  dem  GebiaoAe 
des  Ortes,  jedoch  höchstens  mit  dem  Betrage  von  25  i  n 


2.  in  einer  den  Hinterbliebeneu  des  Getödteten  Tsm 
Todestage  angefangen  zu  gewährenden  Rente,  für  deren  Be- 
rechnung die  Bestimmungen  des  §  7,  Absatz  2  bis  6,  mu- 
gebend  sind. 

Diese  Rente  beträgt: 

a)  für  die  Wittwe  des  Getödteten  bis  zu  deren  Tode  oder 
Wie<ieiTerheinithuiig  20  % ;  für  den  Wittwer,  wenn  nnd 
solange  derselbe  erwerbsimfithig  ist,  20  "Iq;  für  jedes 
hinterbliebene  eheUche  oder  uneheliche  Kind  tns  m 
dessen  zurückgelegtem  15.  Lebenqahre  10  %  und  weBn 
ein  eheliches  Kind  auch  den  zweiten  Eltemtheil  ver- 
loren hat  oder  verhert  15  '^/q  des  Jahresarbeitsverdienstes. 
Die  ßeuten  des  hinterbliebenen  Ehegatten  und  der  Bin- 
der können  zusanunen  50  *'/q  des  Jabresarbeitsverdienstes 
nicht  abersteigen ;  ergiebt  acb  aus  den  obigen  Satzes 
ein  höherer  Betrag,  so  werden  die  einzelnen  Benten  rei^ 
hältuissmässig  gektlrzt, 

b)  für  Aseendenten  des  Vei-storbeneu,  wenn  dieser  ilir,«ii- 
ziger  Ernährer  war,  fui-  die  Zeit  bis  zu  ihrem  Tode  oder 
bis  zum  AVegfali  der  Bedürftigkeit  20  %  des  Jah«- 
arbeits%-erdienstes.  Dieser  Betrag  darf  w^en  des  Vw- 
handeuscius  mehrerer  Berechtigter  nicht  Qbersehntten 
werden ,  und  gebllhrt  in  diesem  FaUe  den  Eltern  iet 
Vorzug  vor  den  Grosseltem. 

Im  Falle  der  Wieflerverheirathung  erhält  die  Wittwe  d» 
dreifachen  Beti'ag  ihnn-  Jabresicnte  als  Abfertigung  Det 
Rentenbezug  eines  Wittwers  wird  dureh  dessen  Wiedermbti- 
rathung  nicht  berOhrt. 
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Hat  die  verletzte  Person  ei-st  iiach  dem  Unfälle  eine  Ehe 
tsrüossen,  so  steht  nach  ihi'eiu  Tode  der  Wittwe,  beziehungs- 
reise  dem  Wittwer  und  den  aus  einer  solchen  Ehe  eotsiirosseneu 
[iDdem  ein  Anspiiich  nicht  zu.  Auch  den  unehelicheu  Kin- 
ein.  welche  erst  nach  dem  UufiUle  erzeugt  wuiiien,  sowie 
ineni  aus  seinem  Verschulden  gescliiedenen  Ehegatten  steht 
>[.  Ansjinich  nicht  zu. 

Wenn  Berechtigte  der  unter  a)  bezeichneten  Art  mit  Be- 
«btiirti'n  zusannnentreffen,  welche  unter  b)  bezeichnet  sind, 
0  steht  den  Letztei-en  ein  Ansjiruch  nur  insoweit  zu,  als  für 
lie  Eßten'u  der  bezeichnete  Flöclistbetrag  der  Reute  nicht  in 
Inspruch  genommen  wird. 

Die  den  Hinterbliebenen  zustehenden  Ansprüche  werden 
lidorch  nicht  Iwrührt,  dass  der  Getödtete  den  Betriebsunfall 
zusätzlich  herbeigeführt  hat. 

Triger  der  Terslebening. 

§  10.  Die  im  §  1  voiveschriebene  Vei-sichenmg  erfolgt 
taRh  besondere ,  zu  diesem  Zwecke  zu  errichtende  Versiche- 
irngguistalteD ,  welche  auf  dem  Grundsatze  der  Gegenseitig- 
krit  lieruhen. 

In  der  Regel  soll  für  den  Bezirk  jeder  Handels-  und  Gre- 
wttbekammer  eine  solche  Veisicheiiuig&anstAlt  am  Sitze  der 
Eioiner  errichtet  werden.  Der  Minister  des  Innern  ist  jedoch 
mUthtigt,  den  Bezirk  der  zu  enichtenden  Veraicherungsan- 
Miltni  m  anderer  Weise  festzustellen  mid  namentlich  anzu- 
trinm,  dASB  für  mehrere  Kanunerbezirke  nur  eine  Versiehe- 
iDgBanstalt,  oder  dass  für  einen  Kamnierbezirk  mehiere  Ver- 
tidmmiisanstalten  errichtet  wenlen.  In  gleicher  Weise  ist 
dv  JGiiiBter  des  Innern  enuitchtigt,  im  einzelnen  FsJle  den 
Sb  dieser  Versicheiimgsanstalten  zu  bestimmen. 

Dem  Mimster  des  bmem  ist  femer  das  Beclit  vorbehalten, 
die  Bezirte  der  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  errichteten  Ver- 
■chmnifSanstalten  zu  andern,  mehrere  solche  Anstalten  zu 
tÜKi  einzigen  zu  vereinigen  oder  die  Theilung  einer  solchen 
Antilt  anzuordnen.  Vor  jeder  solchen  Verfügung  sind  die 
bettnliitten  Versicherui^rsanstalten  einzuvemehmen. 

Die  bezeichneten  Versicherungsanstalten  unterliegen  der 
ttWiiehen  Au&icht  nach  Massgabe  der  für  andere  Versiche- 
m^sustalten  geltenden  und  der  besonderen,  in  diesem  Gesetze 
fiudtenen  Bestimmungen. 

Die  beGoldeten  Beamten  dieser  Versicheiungsanstalten  and 
in  Eid  und  Pflicht  zu  nehmmi.  Zur  Anstellung  und  Entlassung 
^Ibni  ist  die  staatliche  Grenehmigung  erforderlich. 

MltgliedBchaft. 
j!  11.    Mitglieder  der  im   S    10   bezeichneten    Versiche- 
niflirsaitstalten  sind  die  Unternehmer  der  iu  dem  Bezirke  der 
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§  16.  Der  VoreUuj 
sicherungsanstalten ,  we 
und  die  Verü^tung  dei 
in  der  Weise  zu  orgai 
drei  theilbaren  Anzahl 
welchen  ein  Drittel  au 
das  zweite  Drittel  aus 
letzte  Dritte]  aus  solch 
vertrauten  Personen  Ix 
luaem  in  den  Vorstand 
aus  seiner  Mitte  den  Ol 

Der  Minister  des  In 
Versicherungsanstalt  aul 
Vertretung  derselben  j 
tragen.  Jedoch  ist  der 
nadi  der  Auflösung  die 
licher  KonstituirunR  des 


g  17.  Für  jede  \ 
bilde  eines  im  Veroi-dni 
Statutes  ein  besonderes  ^ 
lieh  die  näheren  Bestii 
Wahlrecht  der  Mitglied 
bezeiclmeteu  Vertreter  ■ 
Mcherten  aufzunehmen 
Abändeinin^en  desselbei 
nehniigung  bedarf. 


g  18.  SämmÜiche 
legeuen,  versieherunfßirfl 
blassen  eingetheilt. 

Das  Verhältniss,  ir 
Betriebe  hinsichtlich  des 
zu  einander  stehen,  wir 
dass  das  Durchschnittsnu 
100  gesetzt  und  damac 
Betriebe  in  Perzentsätze 

Auf  Grund  dieser 
vcr8icherungS])flichtigen 
blassen  in  der  Weise,  d 
massig  unmittelbar  auf 

Die  Eintheilung  d( 
Gefahrenklassen  und  di 
Gefahi'enklasse  erfolgen 
Statistik  im  Verordnui^ 
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sihuDg  der  in  eine  Qefabrenklasse  gehörigen  Be- 
iinzelnea  Peraenteätze  dieser  Klasse  erfolgt  durch 
mgsanstalt  nach  Mas^abe  der  Unfallsgefahr  der 
riebe  und  namentlich  mit  Bücksicht  auf  die  bei 
itehenden  Einrichtungen  zur  Verbatung  von  Un- 
iefahreaklBSsen  und  die  innerhalb  deiselben  fest- 
zentsätze  werden  mit  einem  Venseiehnisse  der 
nkl^sse  angehörenden  Industriezweige  und  Be- 
entlicb  bekannt  geniaclLt 

heilung  in  Gefahrenklassen  und  die  Feststellung 
tze  sind  auf  Gnmd  der  Erfahrungen  sämmtlicher 
icbneten  Versicherungsanstalten  von  fßnf  zu  ftnf 
Revision  zu  unterziehen, 

ivision  hat  im  fUnften  Jahre  der  betreffenden 
r  Weise  stattsufiniten,  dass  die  in  Folge  derselben 
aderungen  mit  Beginn  des  sechsten  Jahres  in 
treten  können. 

Begerrefonds. 

tei  jeder  in  Gemäaeheit  dieses  Gesetzes  erricb- 
>rungsanstalt  ist  zur  Bildung  eines  Reservekapitals 
ieti^g  inneziibalten ,  dessen  Höhe  vom  Minister 
st^esetzt  wird.  Demselben  Zwecke  sind  auch  die 
aus   der  Geschäftsgebarung    der    Anstalt    zuzn- 

gesammten,  bei  einer  Vei^sicherungsanstalt  sich 
luflttssen  zum  Reservekapital  ist  die  Hälfte  zur 
ä  Spezialreservefonries  für  die  betreffende  Ver- 
ölt, die  andere  Hälfte  zur  Bildung  eines  gemein- 
ifondes  für  sämmtliche  im  Geltui^sgebiete  dieses 
;hteten  Versicherui^jsanstalten  zu  verwenden, 
ervefonde,  deren  Höchstbetrag  vom  Minister 
festzusetzen  ist ,  sind  zur  Deckung  der  Ah- 
mt, welche  bei  der  Aufstellung  der  jährlichen  Bi- 
Verpleichung  der  Höhe  der  nach  mathematischen 
berechneten  Verpflichtungen  der  Anstalt  mit  den 

dieser  VerpHiehtungen  bestimmten  Aktiven  sich 
!bei  ist  in  der  Weise  vorzugehen,  dass  für  den 
talt  sich  ergebenden  Abgang  zunächst  der  Spezial- 
ler betreffenden  Anstalt  zu  verwenden  ist,  und 
ilzehrui^  desselben  der  gemeinsame  Reservefond 
genommen  werden  kann. 

leinsame  Reservefond  wird  vom  Staate  als  ein 
ond  verwaltet.  Ueber  die  Verwendui^  desselben 
in  Fall  zu  Fall  der  Minister  des  Innern. 
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Sätzen  zu  hf 
anstalten  am 
und  der  Ver 
eines  Reserv 
Beiträge  atiff 
gäbe  des  vo 
/u  entrichte] 
dienst,  welc: 
Jahr  Uberste 
Anrechunnfü. 

Die  Vei 
Versicherung 
den  Tarif  b 
(inrnd  des  E 
fahrenperzenl 
forderlich  en 

Für  das 


Der  Mii 
Ergebnisses  < 
Erhöhung!  od 


§21.    ^ 

jene  Versieht 
den  Arbeitst 
Versicherten 
Pflichtigen  B 
Die  tai 
Volontäre , 
welche  wcpe 
einen  niedrig 
Versicherte , 
Arbeitstag  vi 
nehmer  des 


§22.  I 
lllier  jeden  b 
einer  vom  \ 
setzenden  Fr 
begonnenen 
\ierzehn  Tag 
der  versiehe] 
zu  erstatten, 
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?r  in  demselben  gegen  Lohn  oder  Gehalt  beschaf- 
fen und  die  Gesammthöhe  der  Löhne  oder  Gehalte 
Ir  die  neu  b^oonenen  Betriebe  ist  in  der  Anzeige 
lg  der  Betriebseröf&ung  bekanntzugeben. 
:her  Weise  haben  auch  die  politischen  Behörden 
nz  über  die  in  ihrem  Sprengel  bestehenden  oder 
en  verBicheningspflicbtigen  Betriebe  Mittheitungen 
iffende  Veraichemi^ffianstalt  zu  richten, 
mpfang  einer  solchen  Anzeige  oder  Mittheilung  hat 
mg  der  Versicherungsanstalt  darilber  zu  entschei- 
Betrieb  versicheningspäichtig ,  und  im  bejahenden 
Piche  Gefahrenklasse  und  unter  welchen  Perzent- 
Gefahrenklasse  derselbe  einzureihen  sei.  Von 
heidung  ist  der  Betriebsuntemehmer  unter  Mit- 
Tarifps  zu  verständigen.  Derselbe  ist  berechtigt, 
lehn  Tagen  nach  der  Zustellung  gegen  diese  Ent- 
'i  der  politischen  Landesbehörde  Einspruch  zu  er- 
ie  letztere  Behörde  hat  über  den  Einspruch  die 
sanstalt  einzuvemehmeu  und  die  etwa  sonst  er- 
Erhebungen zu  pflegen  und  entscheidet  hierauf 
■alt  des  Rechtszuges  an  das  Ministerium  des  Innern, 
hebung  des  bezeichneten  Einspruches  gegen  die 
',  der  Versicherungsanstalt  ist  auch  das  bei  der- 
lende  Organ  der  Staatsaufsicht  berechtigt, 
lebung  des  Einspruches  hat  keine   aufschiebende 

BetrIebsT  erlndenngren  ■ 

Der  Betriebsunternehmer  (§  12)  ist  verpflichtet, 
ing  in  dem  Gegenstande  oder  in  der  Art  des  Be- 
^he  für  die  Versicherungspflichtigkeit,  für  die  Ein- 
iie  Gefahrenklasse  oder  in  den  Perzentsatz  einer 
ae  von  Bedeutung  sein  kann,  binnen  acht  Tagen 
rm^anstalt  anzuzeigen.     Diese    hat  darüber  zu 

ob  in  Folge  der  eingetretenen  Aenderui^  das 
1  au{^ehört  hat,  versicherungspflichtig  zu  sein, 
lelhe  in  eine  andere  Gefahrenklasse  oder  in  einen 
zeutsatz  derselben  Gefahrenklasse  einzureihen  ist. 
:h  der  Entscheidung  über  diese  Anzeige  und  des 
gelangen  die  Bestimmungen  des  §  22,  Absatz  3, 

Anwendung. 
Gelangen  thats&chliche  Umstände,    welche  fUr  die 
eines   versicherungspflichtigen    Betriebes    in    eine 
se  oder  in  den  Perzentsatz   einer  Gefahrenklasse 

sind,  eiBt  nach  einer  der  in  den  §§  22  und  23 

Entscheidungen  zur  Kenntniss  der  Versicherungs- 
ist dieselbe  berechtigt,  nach  Eiuvemehmnng  des 
mehraers    zu    entscheiden,   dass    der   betreffende 
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taeitig  nach,  so  hat  die  jVnstalt  den  Vcrsiclioniiigsbt'itinH 
die  ab(|:e]aufene  Beitrapsperioile  vou  AmtsweKt'n  fesüu- 
«iL  Auch  in  diesem  Falle  steht  ihr  das  obeubezeichnete 
lit  zur  Einsicht  der  (ieschäftsbflcher  und  Belejie  des  Fe- 
(SuntemehmeTS  zu  und  obiiefrt  dem  liCtztereu  che  ent- 
?*heiHle    VerjiHichtunfi    zur    Yoriatte    diesei'    liücher    und 

3JK. 

A'oD  dem  Erseliuisse  der  FeBtst*lluiig  ist  der  Betricbs- 
irnehmer  zu  vei-sUkodifien.  Zut:leicli  ist  die  erforderliche 
inlassttung  vc^^cn  einer  ollßllligeu  Nachzahlung  «der  KDck- 
^tung  zu  trefTeu. 

l>er  Betriebsuntemehnier  ist  lierechtint,  binnen  14  Ta^en 
h  erfolj^er  VerständiKunji  t.T}ren  die  FeBtetellunn  des  Ver- 
leninpitx-itra^'S  bei  der  politischen  Laudesbehünle  Ein.si)nu'h 
erhe^n.     Diese  letztere  Behörde  hat  Qlier  den  Einspruch 

Vetsichenm^nstalt,  cinzuveniehnieu  und  die  etwa  sonst 
ardcrlicheu  Erhebungen  zu  pfloja'u;  sie  entscheidet  hierauf 
ler  Vorbehalt  des  ItechtszutK«  an  das  Ministt'rium  des 
iPtn. 

Zur  Erhebun<:  des  bezeiciuieten  Einspruches  gingen  die 
stütelluiit;  des  Versicherunp^beitratres  ist  auch  das  bei  der 
ireicherunpianstalt  bestehende  (Jifjan  der  Staatsaufciclit  be- 
rhtigt 

Die  Erhebung  des  Einsiiruclies  liat  keine  au&chie)jende 

ilfcODg. 

§  28.  Wird  die  im  S  22  vorgeschriebene  Anzeige  gar 
fkt  oder  nicht  rechtzeitig  ei-stattet,  und  gelangt  che  Ver- 
Aenmgsanstalt  in  Folge  dessen  erst  Haclitranlich  zur  Kennt- 
m  von  dem  Bestände  eines  vpinichcrunfTKiiilichtigen  Betrielx-s, 
>  hat  jeder  Betriebsimtemehnier,  welcher  <lie  obige  Anz-ejpe 
fht  oder  nicht  rechtzeitig  ei-stattet  hat,  die  Vei-sicheiungs- 
■iträge  fttr  die  während  der  Dauer  seines  Betriebes  bis  zu 
ya  Zeitpunkte,  in  welchem  die  Versicherungsanstalt  von  dem 
ntude  des  betreffenden  Betriebes  Kenntnis»  erhalten  hat, 
igelanfenen  Beitragsperioden  allein  zu  trafen. 

Bezüglich  der  Festatelluiw  der  riickstflndigen  Vei-sichenings- 
älrtge  mid  des  Einspmches  gegen  diese  Feststellung  ge- 
flgen  die  Bestininmngen  des  g  27,  AI)satz  2  Ins  6  ziu'  An- 
endoD^. 

TrrwaltuigHexekiitloiu 

S  29.  Rllckständigü  V)*n«ichi'nmgslK'itril?;e  wenlen  im  Ver- 
■Itmif^ege  eingetiieben. 

B«triebset  n  gtellnngeD. 

§  30.  Wii-d  ein  vei-sicherungsidliclitiger  Betrieb  eii«,'estellt, 
hat  der  Betriebsunteiiiehmer  (§  12)  binnen  acht  Tagen  der 
inchenmjipjanstalt  davon  jViizeige  zu  maclien.    (ileii-h/eiti^ 
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Seiangt  ein  Unfall  zur  Anzeige,   durch  weichet 
•rte  Peraon  RetÖritet  wird,  oder  eine  Köri>erver 
iet,  welche  voraussichtlich  den  Tod  oder  eine  Er 
keit  von  mehr  als  vier  Wochen  zur  Folge  hahei 
die  politische  Behöi-de  duirh  goeipnete  Erhehun- 
wie  mö^lirli  insbesoudere  festzustellen: 
'cranlassung  und  Art  des  Unfalles: 
etödteten  oder  verletzten  Pei-soneu; 
irt  der  vontekomraenen  Verletzungen; 
Aufenthalt  der  verletzten  Personen ; 
Unterbliebenen  der  durch  den  Unfall  getödteter 
Iche  nach  t;  9  zur  Erhebung  eines  Ersatzauspruchei 
Id. 

sicheninfisanstalt  kann  durch  einen  Beauftragtei 
bungen  sicli  betheiligen.  Zu  diesem  Ende  ist  ihi 
leitung  derselben  rechtzeitig  Kenntnis»  zu  geben 
m  Kosten  der  Erhebungen  und  namentlich  jene 
I  die  erforderlichen  Falls  etwa  beigezogenen  Sach' 
verursacht  werden,  sind  von  der  Veraichenmgs- 
agen.  Das  Ergebniss  der  gepflogenen  Erhebungei 
cbenmgsanstalt  mitzntheilen. 
;>ie  Genieindebehörden  sind  verpflichtet ,  bei  Er- 
inigen  Thatsacheti  initzuwirkeu ,  welche  für  dit 
der  Entschädigungsberechtigungen  und  die  Höht 
igui^en  in  Itetracht  konunen. 

FeHtsetznnf  der  Entsetaldigniig. 
5ind  versicherte  Personen  in  Folge  des  l'nfailes 
hat  die  Versicherungsanstalt  sofort  nach  Abschlus! 
jen  (§  34)  oder,  falls  der  Tod  erst  später  eintritt 
m  demselben  Kenntniss  erlangt,  die  Feststellung 
I  zu  leistenden  Entschädigung  vorzunehmen, 
■sicherte  Personen  in  Folge  des  Unfalles  kön^r- 
80  ist  nach  Ablauf  von  vier  Wochen,  nach  den 
ünhlles,  die  Feststellung  der  nach  g  7  gebühreu' 
ßr  diejenigen  verletzten  Personen  vorzuuehmen 
ieser  Zeit   noch  völlig  oder  theilweise  erwerbs 

eoigen  verletzten  Pei-sonen,  welche  sich  nach  Ab 
r  Wochen  noch  in  ärztlicher  Behandlung  liehufi 
erlittenen  Verletzungen  befinden,  ist  die  Fest 
ächat  auf  die  bis  zur  Beendigung  des  Heilver 
leistenden  Rentenzahlungen  zu  beschränken,  in 
er  die  Feststellung  der  Rente  erst  nach  Beendi 
jlverfahrens  vorzunehmen. 
EntschädiguDgsansprecher,  filr  welche  die  Ent 
licht  von    Amtswegeu   festgestellt    wurde,    habci 
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effenden  Versic 
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§  38.  Die  I 
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en  Lohn  und  < 
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§  39.  Ueb* 
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§  40.  Die 
\^oehe  mu*h  ihre 

Die  Renten 
1  monatlichen  I 


§  41.  Für 
icherungsanstalt 
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ie  Versicherung 
i^iannten  Entsch 

Das  Schiedst 
en,  vier  Beisiti 
oraifzende  un<l 
II  Einvemehiner 
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erden  zwei,  so' 
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eni  Vorstande  d< 
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sUBile  <lcr  Vmtichei-unti^-iiellsi'haft  antrehöivii  mler  in  dem 
[lioi^te  dci'selltCD  stehen. 

Im  rebrifien  wird  ilio  ZusamuieneetzuiiK  des  Splüeds- 
^OTi^hU^  und  das  Verfalwe»  vor  dc>ui:<el))eii  im  Vcrordiuinps- 
we|K'  ^T^'Kelt.  Pit'  mit  der  Einririituu;;  imd  (icbarani;  des 
S*hinb¥!erichtes  verhuudenen  Kosten  sind  von  der  Yersiolie- 
nuttfliaiistalt  m  ir^zen. 

Bechtniiiittel  »der  Klnjn'n  m-jifu  das  srbied^erichtliche 
Erkenntniüi»  sind  nirlit  xulüssi^. 

Ziir  Vrdlstperkunsj  des  scbiedsgeriohüidien  Krkeniitnisses 
oÖHr  eines  vor  dein  Sohiedi^erichte  ^esi^hlossenen  Vei^loidics 
ist  das  zustiin(ii<!r  Cenclit  des  Sdiuldners  tienifen. 

Entsrhädifranfpansprlk'hf  f,'»'K»'ii  die  Vei-sielienraRsanstalt 
iiiil  vor  Ablauf  eines  Jahres  von  der  Zustellui^r  des  im  ■?  37, 
btOPhun^weiAe  39  hezeirhneten  Bescheides  au  den  Anspi-echer 
bei  Veniieidunp  des  Aussrldnsses  mittelst  Klage  vor  dem 
Sthied^rerichte  zu  erheben. 

Terintem;  der  TerhlltnlsBe. 

S  42.  Tritt  in  den  Verliilltnissi'n ,  wclclie  für  die  Fcst- 
Muim  der  Rnbichilrligung  masspetienii  waren,  eine  wewnt- 
bchf  Veränderung  ein,  so  kann  eine  anderweitige  Feststellung 
dmelben  Seitens  der  Veraichenmpsanstalt  airf  Anti-ap  oder 
Ton  Aiutswegeu  erfolgen. 

Ist  der  ki>n>erbt'h  Verletzte,  fllr  welche»  eine  EntscIiA- 
iäma  auf  Grund  des  §  7  festg(«tellt  wai\  iu  Folge  der  Ver- 
letzung Kestorben,  so  niuss  die  Anmelilunj;  des  Anspruches 
inf  (lewälirung  einer  EntschDiligun«!  ßtr  die  Hinterblielieneu, 
bib  deren  Feststellung  nicht  von  Amtswegeu  ei-folgt  ist,  bei 
Vemieirhmg  des  Ausschlusses  vor  Ablauf  eines  .Jahres  nach 
dm  Tode  des  Verletzten  bei  der  Versitherungsanstidt  erfolgen. 

Eine  Erhöhung  der  festge.stellten  Keut«  kann  mir  für 
die  Zeit  nach  Amneldung  des  höheren  .\nsiiniches  gefoiilert 
wenifD. 

Vjae  Minderung  oder  Aufhebung  der  festgestellten  Rente 
tritt  von  dem  Tage  ab  iu  Wirksaiukrit ,  an  welcliem  tier  die- 
iribe  aussprechende  Heschcid  (S  30)  dem  EntsehädigimfK- 
bnHitiKteD  zugestellt  ist.  Die  gegen  diesen  Bescheid  Iwi 
du  Srhietbigerii'hte  erhobene  Kluge  (>i  41)  hat  keine  auf- 
lohende Wirkung. 

hn  Cebrigen  finden  auf  das  Verfahren  in  den  vorsteheu- 
da  mien  die  ä§  35,  37,  Wmutx  2,  38,  30  und  41  sinn- 
ingüse  Anwendung. 

ErHetnnK  4er  Kente  dnreh  Kspltaliahlan^. 
S  43.    Ein  Ueberdnkoimiien  /wischen  der  Vei-sii-herungi'- 
Hstilt  und    einem    zum  liezugt^    einer  Reiit<;  Berechtigten, 
"Hudi  gegen  Verzichtleistmig  auf  die  Rente  oder  einen  Theil 
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derselben  der  derzeitige  Rentenwerth  ganz  oder  tbeilweise  in 
Kapital  ausgezahlt  werden  soll,  ist  nur  diuin  rechteverfaindb^ 
weiui  diesem  Uebereinkomnien  die  zur  Amienversotguniz  des 
Bezugsberechtigten  veq)flichtete  (Jenieinde  zugestimmt  hat. 

AnBlInder. 

§  44.  Ist  der  Gerechtigte  ein  Ausländer  und  hält  sA 
derselbe  dauernd  im  Auslande  auf,  so  ist  die  Veiachenuis- 
aastolt  berechtigt,  denselben  fUr  seinen  ßentenanspnidi  mit 
dem  dreilachen  Betrage  der  Jahresrente  abzufinden. 

Diese  Bestiimnujig  findet  auf  Angehörige  der  Länder  dff 
ungarischen  Krone  keine  Anwendung. 

UnpfBndbarkelt  der  EnteebldigniigBfordniugeB. 

§  45.  Die  dem  Entschitdigungsberechtigten  auf  Giud 
dieses  Gesetzes  zustehenden  Fordemiyten  gegen  die  Ver- 
sicherungsanstalt können  weder  in  Exekution  gezogen,  dmI 
durch  Sieheningsmaassregeln  getrofifen  wenlen.  Eine  ko- 
uahnic  hievou  besteht  nur  zu  Gunsten  der  gegen  den  Ert- 
Rohädigungsberechtigten  nach  dem  Gesetze  bestehenden  Fe- 
derungen zur  Leistung  des  Unterhaltes. 

Soweit  Exekution  und  Sicherungsniaassregeln  nicht  zulla; 
sind ,  ist  auch  jede  Verfflgung  über  die  dem  EntsebUdignngt 
berechtigten  zustehemlen,  olien  bezeichneten  Fonlerungen  im^ 
Zession,  Anweisung,  Verpfändung  oder  durch  ein  anderes  BpcIiIi- 
goscliaft  ohne  rechtliche  Wirkung. 

Terbot  Tertrkgs  nissiger  Besehrinknit^B. 
S  46.  Die  Versicherungsanstalten  sind  nicht  berMhtigt, 
die  Anwendung  der  Bestiiumui^en  dieses  Gesetzes  zn  ihint 
^'ortheil  durch  Verträge  (Reglements)  im  Voraus  auszuschliena 
oder  zu  besi-hrilnken.  V('rtragsl)estimmungen ,  welche  diesM 
Verbote  zuwiderlaufen,  sind  ohne  i-echtlirhe  Wirkung. 

H»ftp flieht  der  Betrlebsüntemehmer. 

g  47.  Wenn  der  Betriebsunteniehmer  (§  12)  oder  ii 
Falle  seiner  Handluugsunfiihigkeit  sein  gesetzlicher  Vertreter 
den  Unfall  vorsätzlich  oder  durch  grobes  Verschulden,  munnit- 
lich  durch  Ausserachtlassung  der  zur  Verhütung  von  Betrieh- 
unßlllen  erlassenen  Anordnungen  herbeigeführt  hat,  so  iÄ  tf 
veii»flichtet ,  die  Versichenmgsanstalt  fftr  alle  von  deradbei 
auf  Grund  dieses  (iesetzes  zu  leistenden  EntschfidigDii^ 
schadlos  zu  halten. 

lu  gleicher  Welse  haftet  eine  Aktiengesellechaft,  OH 
Erwerbs-  und  Wirthschaftsgeiiossenschaft  oder  ein  aDdeiw 
Verein,  wenn  ein  Mitglied  des  Vorstandes  oder  ein  Liquid«!«', 
sowie  eine  Handelsgesellschaft,  wenn  ein  zur  GeschftMbliniig 
berechtigter  Gesellschafter  oder  ein  Liquidator  den  Unfall  w- 
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itechaft    des  Bundesrathes    vom 


k  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
;t,  wenn  in  den  Räumlichkeiten 
letrieb  derselben  ein  Angestellter 
r  körperlich  verletzt  wird,  inner- 
B  Gesetzes  für  den  entstandenen 
er  ein  Mandatar,  Eepräsentant, 
ibrik  durch  ein  Verschulden  in 
iDgen   die  VerletzmiK  oder  den 

mehmer  haftet  gleichfalls,  wenn 
;huldeu  in  den  Räumlichkeiten 
Betrieb  derselben  eine  Körper- 
Angestellten  oder  eines  Arbeiters 
r  nicht  beweist,  dass  der  Unfall 
irch  Verbrechen  oder  Vergehen 
,  in  Art.  1  aufgezählt  sind,  oder 
les  Verletzton    oder  Getödteten 

lustrieen,  welche  der  Bundesrath 
.  d  des  Fabrikgesetzes  als  solche 
rankheiten  erzeugen,   haftet  der 

den  durch  Krankheit  eines  An- 
-3  entstandenen  Schaden,  wenn 
issen  und  ausschliesslich  dureli 
t  ist. 

mehmer  hat  das  RUckgriffsrecht 
eren  Verschulden  er  haftbar  ist. 

des  Betriebsuntemehmers  wird 

die  Verletzung  (die  in  Art.  3 
inbegriffen)    aus    Zufall    einge- 

1  ein  Theil  der  Schuld  an  dem 
rankheit  im  Sinne  von  Art.  S) 
in  er  gegen  die  Vorschriften  des 
delt  oder  als  Angestellter  oder 
an  den  Einrichtungen ,  durch 
er  die  Krankheit)  herbeigeführt 
t,  ohne  davon  einem  seiner  Vor- 
iebsuntemehmer  selbst  Kenntniss 
wäre  denn,  der  Klagberechtigte 
ir  Fabrikant  oder  die  zuständige 
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Au&i('htsi>ei'son  von  ilieseni  mangelhaften  oder  gefahi- 
di-obenden  Zustaiido  srhou  unteniclitet  wai; 
c)  wenn  des  Geschädifrten  früher  erlittene  Verletzun^^  auf 
die  letzte  und  deren  Folgen  Einiluss  haben,  oder  venu 
die  Geäuuilheit  des  Erkrankten  durch  seine  fi-tthere  Ge- 
werlisauijübun^  bereits  geschwächt  war. 

Alt.  6.    Der  zu  leistende  Schadenersate  umEasst: 
u)  Im  Todesfalle: 

die  Kosten  einer  versuchten  Heilung;  den  Schadeu, 
welchen  der  GetÖdtet(>  oder  Vei-storbene  wührend  äa 
Krankheit  durch  gänzliche  oder  theUweise  Erwerte- 
untilliigkeit  erlitten  hat;  die  Beerdigungskost«»;  den 
Schadeu.  welchen  die  Hinterlassencu  eines  Getödteten 
oder  Verstorbenen  erleiden,  wenn  derselbe  zu  ihmn 
IJntorhalt  vei-pilichtet  war. 

Zu  den  entschiUüiissbei-echtigten  Ilinterlassenen  ge- 
böron:  Ehegatten;  Kinder,  bezw.  Grosskinder;  Eltern, 
bezw.  GrosselteiTi;  Geschwister, 
b)  Im  Falle  von  Verletzung  oder  Erkrankung ; 

alle  Hoihuigs-  uud  Verpflegungskosten,    sowie  dm 

Sehaden,  welchen  der  Verletzte  oder  Erkrankte  infolge 

gSiizlicher  «1er  tbeilweiser,   dauenider  oder  vorübw- 

gebender  Enverbsuufilhigkeit  erlitten  hat. 

Der  Rirbter  \\ird  mit  Bcrdrksichtjgung    aller  Umstflnde 

eine  Entscbildigungssuinnie  festsetzen,   welche  jedoch  in  dn 

schwersten  Fallen  (Art.  1  und  3)  weder  den  sechsfachen  Jahres- 

venlienst  des  Betreff'enden,  noch  die  Summe  von  Francs  6000 

nliersteigen  soll. 

Dieses  Maximum  findet  keine  Anwendung  auf  die  FlOe, 
wo  die  Vork'tzimg  oder  Tädtung  durch  eine  strafrechtlich  nr^ 
folgbare  Ilandliuig  von  Seite  des  Botriebsuntemehmeis  herbn- 
geführt  worden  ist. 

Immerhin  sind  die  Kosten  für  Ärztliche  Behandlung,  V«t- 
pflegung  und  diejenigen  für  die  Beeidigung  in  diesem  Muiiuiii 
nicht  inbf^flTen. 

Mit  Zustimmung  aller  Betbeiligten  kaim  der  Richter  audi 
an  die  Stelle  einer  Aversalsmnme  eine  Rente  von  cntsprechemfer 
Höhe  treten  lassen.  ' 

Mit  dem  Tage,  an  welchem  der  definitive  UrtheilmpFticIi  , 
in  Kraft  tiitt,  erlischt  fllr  den  Fabrikanten  jede  VerpflieatuDf  | 
für  Befiiedigung  weiter  gehender  Ans]>i-ache  an  denselben. 

Alt.  7.    Die  Forderungen  Entschitdigungsherechtigter  gep 
den    EntscMdigungsvcrpflichteten    können    rechtsgültig  wider  1 
veipftlndet  noch  auf  Dritte  übertragen  werden. 

Auch  sind  Entei'büdnissforderungeu  und  Entschitdiguii^  | 
gelder  von  der  IfSnriuiig,  An-est-  und  Verbobuüune  uä 
der  Konkursmasse  des  Berechtigten  ausgenommen. 
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Urtheilsiälluiig  die  Folgen  eiof 
nkung  noch  nicht  genügend  kli 
iter  ausnahmsweise  für  den  Fa 

einer  wesentlichen  Verschlimmt 
!S  des  Verletzten  oder  Erkrankt« 
eren  Entschädigung  vorbehaltei 
summe  der  zuerkannten  Entschi 
tzten  Grenzen  nicht  überschreite! 
kann  das  Geiicht  auch  zu  Gunst« 

den  Fall,  dass  sich  die  Folge 
Instiger  gestalten  sollten,  als  ai 

ödtete,  Verletzte  oder  Erkrankt 
,  UnterstUtzungskasse ,  Krankei 
instalt  versichert  war,  und  wen 
ch  Prämien  oder  andere  Beitrag 
jwirkt  hat,  so  sind  die  von  jene 
Erkrankten  oder  den  Rechtsnacl 
en  Beträge  von  der  Entschildigun 
sofern  der  Betriebsuntemehmf 
!  an  die  bezahlten  Prämien  un 

ies  Betriebsunternehraers  dagege 
irird  von  der  Entschädigung  ni 
Iche  im  Verhältniss  zu  deu  vo 
ht. 

hat  nur  daoD  Anspruch  auf  dies 
ui^,  an  welche  er  beiträgt,  al 
müiest. 

itemehmer  sind  nicht  befiigt,  d 
Bestimmungen  über  dieHaftpflicl 
ikationen  oder  durch  besondei 
ngestellten,  Arbeitern  oder  m 
in  Art  9   vorgesehene  Fall)    i 

auszuschliessen.  Vertragsbestin 
irift  entgegen  stehen,  haben  keii 


ten  über  die  aus  diesem  Gese 
Schadensersatz  entscheidet  d< 
erziehung  an  das  Bundesgerich 
ie  Organisation  der  Bundesrecht 

Gesetze  erwähnten  Schadenersat 
nem  Jahre  von  dem  Tage  an  g 
dtung  oder  Verletzung  erfolgt  it 
theit  als  eine  spezifische  Berul 
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krankbeit  (Art.  5,  Litt,  d  des  Fabrikgesetzes)    erkannt  und 
amtlich  ausgewiesen  wurde. 

hnnierhin  st«ht  den  Betheiligten  das  Recht  zu,  bei  einem 
L'nfallo  oder  einer  Erkrankung,  auch  bevor  eine  Schadenereatz- 
klage  anhängig  gemacht  wird,  die  auf  den  Unfall  oder  die 
Krankheit  bezüglichen  thatsilchlichen  Verhältnisse  gerichüith 
konstatireu  zu  lassen. 

Art.  13.  Die  Verjahnmgsfrist  von  einem  Jahre  findet  aud 
auf  die  in  Art.  8  vorgesehenen  Fälle  für  Rektifizirung  dar 
Urtheils-sprüche  Anwendung;  sie  läuft  von  dem  Tage  des  aus- 
gefiillten  Urtheils  hinweg. 

Art.  14.  Wenn  Zweifel  waltet,  ob  eine  industrielle  An- 
stalt, die  nicht  auf  dem  Fabrikverzeichnisse  sich  befindet,  in 
dasselbe  hätte  eingetragen  werden  sollen,  und  ob  somit  aaf 
einen  in  derselben  voi^ekommenen  Unfall  oder  eine  Krankheit 
das  gegenwärtige  Gesetz  Anwendung  finde,  so  entscheidet  der 
Bundesrath,  nach  Einholung  des  Berichtes  der  resp.  Kantons- 
regiemng,  endgültig,  (Art.  1  Absatz  2  des  Bundesgesettn 
über  die  Arbeit  in  den  Fabriken  vom  23.  März  1877.) 

Art.  15.  Der  Artikel  5  des  Bundesgesetzes  betreffend  die 
Arbeit  in  den  Fabriken  vom  23.  März  1877,  mit  AusnaJune 
der  Litt.  A  desselben,  ist  aufgehoben  und  ebenso  alle  Bestini- 
mungen  kantonaler  Gesetze  und  Verordnungen,  welche  dm 
g^enwärtigen  Gesetze  widei-sprechen. 

Art.  16.    Der  Bundesratli  n~ird  beauftragt,  auf  Gnudlage 
der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom   17.  Bradunon« 
1874  (A.  S.  n.  F.  1,  116),  betreffend  die  Volksabstimniuiig  Aber 
Bundesgesetze  und  Bundesbeschlllsse,  die  Veröffentlichung  diesea    ii 
Gesetzes    zu   veranstalten  und  den  Beginn  der  WirkSBinkat    I 
desselben  festzusetzen. 

Also  beschlossen  vom  Nationalrathe, 

Bern,  den  24.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:  A.  Vessat 
Der  ProtokollfOhrer:  Scbiess. 

Also  beschlossen  vom  Stitnderathe, 
Bern,  den  25.  Brachmonat  1881. 

Der  Präsident:  C.  Kappeier. 
Der  Protokollführer:  Scnatzmaon. 
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Der  schweizerische  ßundesrath  beschliesst: 

Das  vorstehende,  unterm  9.  Heuiuonat  1881  öfTentlich 
umt  gemachte  Bundesgesetz ')  «ird  hiemit  geinilss  Art.  89 
Bundesverfassung  in  Kraft  und  vom  heutigen  Tage  an  als 
□ehbar  erklärt. 

Bern,  den  11.  Weininonat  1881. 

Im  Namen  des  schweiz.  Buiidesmthes, 

Der  Bundesjiriisident : 

Droz. 

Der  Kanzler  der  Eidgenossenschaft: 
Schiess. 


1. 

setz  betr.  die  Gründung  einer  nationalen  Unfall- 

Tersicherungskasse  ftkr  Arbeiter    in  Italien. 

vom  8.  Juli  1883  (Gazetta  ufficiale  vom 

17.  Juli  1883). 

Art.  1.  Es  wird  die  angeschlossene  Konvention  genehmigt, 
Idie  zu  Rom  am  18.  Februar  1883  zwischen  dem  ^[iui.sto- 
in  flkr  Ackerbau,  Handel  und  Industrie  und  zwischen 

der  Sparkasse  von  Mailand, 

der  Sparkasse  von  Turin, 

der  Sparkasse  von  Bologna, 

dem  Monte  de'  Paschi  von  Sieua, 

dem  Leihhause  und  der  S|iarka.sse  von  Genua, 

der  Sparkasse  von  Rom, 

der  Sparkasse  von  Venedig, 

der  Sparkasse  von  Gagliari, 

der  Bank  von  Neapel  und 

der  Bank  von  Sicilien 
I  Zwecke  der  Gründung  einer  Nationalkasse  zur  Versiche- 
g  der  Arbeiter  gegen  UnßUle,  denen  sie  hei  ilii'en  Arbeilen 
gesetzt  sind,  abgeschlossen  ist. 

Art.  2.  Auf  Verlangen  der  genannten  Kasse  gewährt  die 
perang  die  unentgeltlichen  Dienste  der  l'ostsimrkassen  fllr 
:  Anfoäune  von  Versicherui^anträgeu  und  für  alle  Händ- 
igen, welche  damit  iu  Verbindungen  stehen,  einschliesslich 
r  Anziehung  von  Prämien  und  der  Auszahlungen  von  Ent- 
mdigaDgen. 

■1  »ebe  BoDdcaUaH  vom  Jahr  IBdl.  Bind  IU.  Seite  -H'>. 
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Die  Kasse  kann  innerhalb  der  reglementmässigen  Grenzoi 
die  Mitwirkung  <ler  Municipalbehörden  vei'langen. 

Art.  3.  ßefix'it  von  Stempel-,  Raster-  und  B^emngf^on- 
zessionsgeljtthren  sind  alle  die  Erriclitung  der  Ka^  betrefen- 
den  Akte,  nacbtrügliche  Statut^näiidenuigeii,  die  VersichemnjB- 
scheine,  Itegister,  Bescheinigungen,  die  öffentlichen  B^aimt- 
Hiachungen  und  alle  anderen  Dokumente,  welche  sowohl  im 
Interesse  der  Kasse  selbst  als  in  dem  der  Versicherten  bei  Ai» 
ftlhrung  des  gegenwili-tigen  Gesetzes  nothwendig  werden  sollteo. 

Ebenso  sind  bcfi-eit  von  allen  Stempel-,  Register-  und  Hypo- 
thekenjtt'büliren  die  durch  Verfügungen  unter  Lebenden  oder 
von  Todeswepen  der  Kasse  gemachten  Schenkungen  und  Zu- 
wendungen. 

Die  Uebertraguugen  von  Titeln  der  öffentlichen  Schuld, 
in  welchen  die  Kapitalien  der  Kasse  anzulegen  sind,  geschehen 
kosten-  und  gebührenfrei. 

Art.  4.  Die  >'ationalversicheningskasse  ist  den  Besdm- 
nnmgen  des  Handelsgesetzbuchs  über  die  HandclsgesellseMen 
nicht  unterworfen. 

Die  Tarife  und  alle  Verwaltungsreglements,  in  wtMen 
auch  (He  Verantwortlichkeit  der  Administratoren  näher  besänint 
weitlen  wird,  sollen  durch  Königliches  Dekret  genehmigt  und 
in  die  amtliche  Gesetzsanimhu^  aufgenoumien  werden. 

KonTentloD. 
Zwischen  dem  Ministerium  für  Ackerbau,  Industrie  uncl 
Handel  einei-seits  und 

dei'  Sparkasse  von  Mailand, 

der  Sparkasse  von  Turin, 

rier  Si>arkasse  von  Bologna, 

dem  Monte  de'  Paschi  von  Siena, 

dem  Leihhansc  und  der  Sparkasse  von  Genua, 

der  Sparkasse  von  Rom, 

der  Sparkasse  von  Venedig, 

der  Sparkasse  von  Cagliari, 

der  Bank  von  Neapel  und 

der  Bank  von  Sizilien 
andererseits  wmi  nachstehende  Konvention  zum  Zwecke  der 
Grilndung  einer  Arbeiterunfall-Versicherungskasse  abgesclilOBen' 
Art.  1.  Es  wird  eine  Versichemi^skas&e  gegriindet  mr 
Vergütung  der  Schäden  aus  Unfällen ,  von  welchen  AiMter 
im  Königreich  bei  der  Arbeit  betroffen  werden. 

Sie  bat  die  Rechte  einer  autonomen  juristiBchen  Pawn 
(Ente  niorale  antonomo);    sie  wird  von  dem  ExecutiTbnitM  | 
der  Sparkasse  zu  Mailand  verwaltet  und  führt  den  Namea:  | 
Nationale  AibeiteruafaU-VeT^icIierungskaBse  (Cassa  nazicHude  £  1 
assicm'azione  per  gli  infortuni  degli  operai  sul  lavora).  I 
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Art.  2.  Bei  Bildung  ilor  Versiehei-uiipikasRe  wirken  die 
Institute  mit,  welche  lUe  fjegenwiütiKe  Koiiveotion  uuter/eich- 
net  haben. 

Art.  3.  Diese  Institute  steiieni  auch  zur  Bililuiij;  Hos  Ga- 
rantiefonds der  Vei-sicherungskasse  bei,  weli-bcr  auf  1500000 
lire  festpcsetzt  winl. 

Zu  dem  <renan]iten  Zwecke  werden  beitratri'n: 
die  Sparkasse  zu  Mailand       mit  Liit-  600000 
„  „  „    Tnrin  „       „     100  OOD 

„  Holojnia  ^  „  IWtooO 
der  Monte  de'  l'aschi  zu  Siena  „  „  100  000 
ilas  Leihhaus  un<l  die  S^iar- 

kasse  zu  Genua  „       ^       75000 

die  Sparka-sse  zu  Hom  ^       „      loOOi^) 

„  VeuediR  „  ,  SOnOO 
,         „  „    Casrliari        „       ,       TtOWO 

„    Bank  von  Neuiiel  ,       ,     200i)O0 

,        „        ,     Sizilien  „       „      10*1000 

Art.  4.  Alle  für  die  Verwaltung  tier  Vei-sichenuifiskasse 
MtliweDdif^n  Aui^alM'n  weiilen  von  den  iintei-sclirielieiien  In- 
■tituten  Ketrajien  und  zwar  pm  rata  der  vuu  ihnen  ^'eniäüs  des 
TOliCTpriicu<len  Artikels  pezalilten  BoitrilRe. 

Nach  Ablauf  des  zweiten  Quinquenniums  des  Hetriehes 
dff  Kasse  und  pfestfltzt  auf  die  Erfahninji  l>ezHsrlicli  der  nor- 
malen Höhe  der  Verwaltiuifwkosten,  wird  den  unteisi:hriel>eneii 
hstituteu  die  Befugniss  eiufrerilunit,  sich  der  Ver|iHichtmi{:  zur 
ZiUmiL!  der  i-esitektiven  Kosteniiuotc  (bidurch  zu  entziehen, 
dass  sif>  pntvvetler  ein  Kapitid  einzahlen,  dessen  nach  dem  ;:e- 
srtzlichen  Zinsfuss  berechneten  Ertrage  der  Höhe  der  Kosten- 
quote selbst  gleichkommen  oder  indem  sie  einen  entsprechen- 
den jahdichen  Beitrag;  zusichein. 

Art.  5.  Eiu  aus  den  Mitfflie<leni  des  Exekutivkomitees 
der  Spaikasse  zu  Mailand  und  je  ciiu'm  Verti-eter  der  anderen 
■nterschrielieDen  Institute  zusammengesetzter  ObeiTerwaltunfra- 
nlh  bestimmt  ilie  Repreln  und  die  allgomein«^  Uichtim^  der 
A'erwaltnnp  und  die  Beziehunjien  zwischen  der  Centmlverwal- 
tanp  unil  den  anderen  GrUndun^instituten ;  er  liestimmt 
den  Zeitpunkt  der  ZusamnienbLTufungen ,  setzt  die  Xonne«, 
Grenzen  und  die  VeitheilunfT  dei'  Verwaltimtiskosten  fremilss 
des  vorhergehenden  Artikels  fest;  er  penehinifrt  die  Recli- 
Bnngen  derGesch&ftsfühnniß;  er  berilth  Uher  eventuelle  Tiuif- 
reftämeii  und  trifll  endlich  alle  jeue  Massnwlu ,  welche  von 
einem,  ihm  vom  üekutivkomitee  der  MailJlnder  Sjiarkasso  zur 
Genehmigung  zu  unterbreitenden  internen  Six'ziali-eglement 
vodeu  bestunmt  werden. 

Der  Priteident  der  Sparkasse  zu  Mailand,  und  statt  seiner 
teViieprftiddent,  beruft  den  ObervcrwaltuuRsrath  ziisanunen 
nd  prtädirt  ihm. 
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mäss  Art.  4,  voa  den  unterzeichneten 

idiguug  erfolgt  durch  Auszahlune;  des 
ten.  Auf  Verlai^^en  des  Berechtigten 
il  selbst  an  die  N&tionali^nsionskasse 
Konvertirung  in  lebenslängliche  ■  oder 

[Ihrlichen  Abschluss  der  Rechnungen 
te   der  Verwaltunii   ein  Spezialfonds 

und  nachdem  die  technische  Bilanz 
sellwt  zur  Hälfte  zur  Abtragung  des 
rch  Art.  3  hestiin'  iten  Verhältnissen 
dere  Hälfte  pro  ..ta  denjenigen  Per- 
lchen im  abgelauieuen  Quinquenuiuni 
lauernde  aVeoIute  Ai')>eitsuiiiähigkeit 

inds  nicht  zuillckgezahlt  ist,  gebühren 
respektiveii  Instituten  nach  Verhält- 
m  Beiträge. 

Garantiefonds  wird  der  Obenerwal- 
I  und  in  welchem  Masse  die  resp. 
'S  Reingewinns  der  Verwaltung  zur 
tkapitals  verwandt,  oder  ob  sie  ganz 
iner  speziellen  Kategorie  der  Ver- 
en  sollen. 

eb  der  Versicherungskasse  beginnt 
s  Jahres  von  der  Promulgation  des 
ion  genehmigenden  Gesetzes. 


Berti. 

iparkasse  von  Mailand. 

-    Turin. 
len  Monte  de'  Paschi  in  Siena. 
Leihbaus  in  Genua, 
ni  far  die  Sparkasse  von  Rom. 
-       -         -  -     Venedig, 

-     Cagliari. 
die  Bank  von  Neapel. 
-     Sizilien. 
-  Sparkasse  von  Bologna. 
1  Seiner  Majestät    Der  Minister  fll 
tiandel. 

gez.  Berti. 
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den  Vorsehriftea  des  Handelsgesetz- 
indeltreibenden    Gesellschaft^o    nicht 
ich  nicht  bestritten. 
BestätiguDfi  der  Tarife  wurden  aller- 

man  wollte  die  Regierung  von  der 
ntwortlichkeit-für  den  Erfolg  befreien 

festst^-llen.  Die  Regierung  wtlnscht 
ung  auf  ein  durch  ihre  Mitwirkung 
ntsagen  und  es  widerstrebt  ihr,  auiÄ 
wecken,  als  verbänden  die  Gründer 

der  Versicherung  ungünstiger  zu  ge- 
^■eststellung  würde  sie  auch  der  Frei- 
ben, welche  die  von  der  Erfahrung 
ung  so  abhängige  Behandlung  der 
e  erfordert. 

nach  den  Bestimmungen  der  Eon- 
le  wohnenden  Arbeitern  gestattet,  um 
m  Hause  aus  mit  Versicherungen  von 
Iche  in  weiter  Entfernung  vom  Vater- 
ittelungen  immer  schwierig  und  kost- 
und  erkannte  die  Kammer  ftn  und 
Konvention  so  aus,  dass  einem  zeit- 
l  durch  Unglück  ausserhalb  des  Lau- 
en Arbeiter  die  Liquidation  der  Ver- 
rweigert  werden  kann.  Die  Regienii^ 
ne  dieser  Ausnahme  durch  den  Vor- 
m,  so  dass  dieselbe  in  die  besonderen 
ments  aufgenommen  wird.  Ueberdies 
ersicherungen  kollektiv  durch  die  Be- 
r  erfolgen  und  daher  die  Versicherung 
Arbeiter  sehr  beschränkt  sein. 
nan  auf  die  Unterstützung  der  gegen- 
;n,  wie  schon  die  Kammer  in  ihrer 


latschland. 
1. 

iie  Verbindlichkeit  zum  Scha- 
be! dem  Betriebe  von  Eisen- 
n  ete.  herbeigeführten  Tödt- 
irletzungen.  Vom  7.  Jnni  1871 
Gesetzbl.  S.  207.). 
ittes  Gnaden  Deutscher  Kaiser,  König 
Inen  im  Namen  des  Deutschen  Reichs, 
ng  des  Bundesraths  und  des  Eeichs- 
igs,  was  folgt: 
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S  1.  Woim  lM.'i  dem  Betriebe  oinei-  Eiseobahn  ein  Mensch 
getödtet  oder  kÖr]>6rIich  vorletzt  wird,  so  haftet  der  Betriebs- 
uut«mehmor  für  den  dadiuch  entstiindenen  Schaden,  sofem  er 
nicht  beweist,  dass  der  Unfall  durrh  höhere  Gewalt  oder  durri 
eittt'ues  Vei-sclnUdeu  des  (;etö4iteten  oder  Verletzten  verur- 
sacht ist. 

§  2.  Wer  ein  Berfjwerk,  einen  Stt'inlirucL,  eine  Gräberei 
(Gi-ubc)  oder  eine  Fabrik  betreibt,  haftet,  wenn  ein  Bewirf]- 
uiitchti^er  oder  ein  Heimlsentant  oder  eine  zur  Leitung  oder 
Beaufsiehtiguof!  dos  Betriebes  oder  rier  Arbeiter  an^nommme 
Pei'sou  (luiTh  ein  \'ei-scliulden  in  AusfiUirung  der  Dienstver- 
richtuupen  den  Tod  oder  die  KörpciTorletzunji  eines  Menschen 
herbeigeführt  hat,  für  den  dadurch  entstandenen  Schaden. 

§  3.    Der  Schadenci-satz  (iiS  1  und  2)  ist  zu  leisten; 

1.  im  Fall  der  Tödtung  duiTh  Ersatz  der  Kosten  einet 
vei'suchtou  Ileiluiig  und  der  Beerdiguiifj ,  sowie  ies 
Veniiögensnachtlieila.  welchen  der  Getödtcte  vfllntiHl 
der  Krankheit  durch  Enverbsuufdhigkeit  oder  V»- 
ininderang  der  Enverbsfithigkeit  erlitt*>n  liaL  W« 
der  Oetödtete  zur  Zeit  seines  Todes  vonnöge  Gesetzes 
Yel^)Hi(■htet ,  einem  Anderen  Unterhalt  zu  gewahren, 
so  kann  dieser  insoweit  Ei'satz  foi'dern,  als  ihm  in 
Folge  des  Todesfalles  der  Unterhalt  entzogen  worden  ist; 

2.  im  Fall  einer  Köi-])eiTerletzui^  durch  Eisatz  der 
lleilungskrKiten  und  dt«  Vennögensnachtheib,  wekben 
der  \'erlt'tzte  duivh  eine  in  Folge  der  VtTletzung  ein- 
getietene  zeitweise  oder  dauernde  Krwerbsunfihi^fit 
«der  Vennindenmg  der  Erwerl>sfahigkeit  erleidet. 

S  4.  War  der  Getiidtete  oiler  Verletzte  unter  Mitleistnng 
von  Piüiiiien  oder  anderen  Boiti-ägeu  dmvh  den  BetriebeuDle>  i 
neluiier  l)ei  einer  Versicheinngsanstalt,  Koappschafts-,  Unter- 
Stützung!»-,  Kranken-  oder  ühnlichen  Kasse  gegen  den  UnUl 
vei-siclu'rt .  so  ist  die  Leistung  der  letzteren  an  den  ETSlt^ 
berechtigten  auf  die  Entsi'häiiiguiig  cinzurechneu ,  wenn  die 
Mitleistuug  des  Betriel>suiiteriiehniei-s  nicht  unter  einem  I>ritld 
iler  Gesanimtleistung  iK'ti-ügt. 

S  5.  Die  in  de«  S§  1  und  2  bezeichneten  UntemelnKr 
sind  nicht  Iwfiigt.  die  Anwendung  der  in  den  §g  1  bis  3  ent- 
haltenen BciStimnHingen  zu  ihrem  Vortheil  durch  VertiSp 
(mittelst  Reglements  oder  durch  bosondei-e  Uebereinkunft)  in 
A'oraus  auszuschliessen  oder  zu  beschränken. 

Vertragsbestimmungen,  welche  dieser  Vorechrift  eutgejW" 
stehen,  haben  keine  rechtliche  Wirkung. 

[M  —  aushoben  durch  §  13  des  EinfUhrungsgeset» 
zur  Givilprozessorduung,  vom  30.  Januar  1877  (Reicto- 
Gesetzbl.  S.  244)  —1- 


,..>H,ylc 


V.  2.  Dculticbes  IIafl]>tliclit(K-betz  vom  7.  Juni  1871.  \2^ 

S  7.  Has  Gericht  Jiat  unter  WördifiuiiK  aller  Uiiistände 
Ober  die  Höhe  «les  Sriiatleii»,  sowie  ikrfllier,  ob,  in  welcher 
Alt  und  in  welcher  Höhe  Sicherheit  zu  bestellen  ist,  nach 
freiem  Ermessen  zu  erknmcu.  Als  Ei-satz  fllr  den  zuknuftiRCn 
Unterhalt  oder  Er«'erh  ist.  wenn  nicht  beide  Theile  ttber  die 
Abfindung!  in  Kapital  einverstanden  sind,  in  der  Itetrel  eine 
Rente  zuzubilli^reii. 

Der  Verjirtichtete  karui  jederzeit  die  Aufhebung  oder  ^lin- 
derunj;  der  Iteute  fonlem.  wenn  diejenifien  ^'erliiiltuisse.  welche 
die  Zuerkeuuun;:  oder  H<)he  der  Keiite  bodin^'t  liatten.  in- 
zwischen  wesentlich  vcriindert  sind.  Ebenso  kann  der  Verletzte, 
dafem  er  tlen  Ansiiruch  mif  Schadenei-satz  innerhalb  der  \'er- 
jahninpsfrist  (>i  8)  ^i'lteud  gemacht  hat.  Jederzeit  die  Krhtihiin»; 
oder  Wieiierfrewilhning  der  Rente  foi-dem,  wenn  die  Verhiilt- 
nisse.  welche  filr  die  Feststellunj,',  Miudcmii»!  oder  AufliebunR 
der  Rente  nias.'^'bend  waren,  wesentlich  veriludert  sind. 

Der  Berechtipte  kaiui  auch  nachtril^lich  die  ItestellunK 
riner  Sicherheit  oder  Erhiihuiv:  dei-selben  fonleni,  wenn  die 
Vermöfcensverhilltnisse  dtw  Verirfliohteten  in/wischen  sich  ver- 
w1decht«rt  babeii. 

§.  8.  Die  Forderun}n?n  auf  Schadenersatz  (SS  1  bis  3) 
wiiaÜren  in  zwei  Jahren  vom  Tape  des  Unfalls  au.  (iejren 
drajenif^s,  welchem  der  Getfidtete  Unterhalt  zu  Rewjihi-en 
hatte  (§  3  Nr.  1),  beginnt  die  VeijiUirunf:  mit  dem  Todestjige. 
Üe  Veijfthiuup  lauft  auch  pegen  i^linderjühri}re  und  diesen 
liridipeBtellte  I'ereonen  von  denselben  Zeitjmnkten  an,  mit 
liHthluss  der  ^Viedel'eiIlsetzun^^ 

g  9.  Die  Bestimniun<ren  der  Landespesetze,  nach  welchen 
uwr  den  in  diesem  Gesetz  voi^iesehenen  Fidlen  der  Unter- 
■tbner  einer  in  den  §<;  1  und  2  bezeichneten  Anla^'e  oder 
mt  udere  Person,  insbesondere  weyen  eines  eigenen  Ver- 
■doldens  für  den  bei  dem  Betriebe  der  Anlage  durch  Tililtmig 
«ier  EAiperverletzung  eines  Menschen  entstandenen  Schaden 
UM,  UeibeD  unberührt. 

Die  Voisrhriften  der  S§  3.  4,  6  bis  8  finden  auch  in 
dioeii  Fällen  Anwendung ,  jedoch  unbeschadet  derjenigen  Be- 
MimmDiigen  der  Landesgesetze,  welche  dem  Beschädigten  einen 
Mieren  Eisatzanspruch  gewähren. 

§  10.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  betreifend  die 
fiijfhtong  eines  obersten  Gerichtshofes  für  Handelssachen, 
Tom  12.  Juni  1869,  sowie  die  Ergänzungen  dessellien  werden 
■nf  diejenigen  btlrgeriichen  Rechtsstreitigkeiten  ausgedehnt,  in 
»flehen  durch  die  Klage  oder  \Viderklage  ein  Ausiinu-h  auf 
Gmod  des  gegenwärtigen  Gesetzes  oder  der  in  §  9  erwähnten 
fudesKesetzlichen  Bestinmiungen  geltend  gemacht  wird. 
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Urkundlich    unter    Unserer    Höchsteigenhaticligen  Uuter- 
8chrift  und  beigedruckteiii  Kaiserlichen  Insiegel. 
Gegeben  Berlin,  den  7.  Juni  1871. 

L.  S.  Wilhelm. 

Fürst  V.  Bismarct 

Litteratnr. 

Das  vorstehende  Gesetz  hat  eine  reichhaltige  Litteratv 
her\'oi-5H'i-ufeii.  Abgesehen  von  zahli-eichen,  in  Zeitsehrifteo 
zeistn'uteu  Au&ätzen  (vgl.  u.  a.  Achenbach,  in  der  Zdt- 
schrift  fllr  Bergrecht,  Band  0,  J.  Baron  in  den  Schriften  d» 
Vei-eins  filr  Sociali>olitik ,  Biuid  19  —  cf.  oben  Note  1  S.  77 
zu  Absclni.  \'in  — )  kommen  liier  namentlich  in  Betracht: 

I.  Allgemeines: 

Frantz,  Adolf,  Die  Haftpflicht  der  Eiaeobalm-,  BeiibaB-  und  FiWl- 
UnteiTieliraer.  Vom  Standpunkt*  der  GeBetzKehung,  Volkswirtludai 
und  Statistik,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  TersicbeningsaiBtiln, 
Knappschaftsvereine  u.  s.  w.    Berlin  (1872).    4". 

Schiranck.  A.,  Die  deutsche  Haftpäichtfrage  und  ihre  Losung.  Be- 
tracht«! im  Lichte  der  Thnlsnchen  und  der  Wirklichkeit  Doöeldoit 
Schwann  1881.   gr.  S".  (136  Seiten.)    2  Mark. 

Steiner,  Max,  Zur  Haiiiiflichtfrage.  Wien,  Holder  188L  gr.  8*.  (DL 
130  Seiten.)    2,40  Mark. 

II.  Spezielles. 
,  W.,  Die  Haftpflicht  der  Eiseubahnen,  Bergweike  tte.  tU 

deren  Betriebe   herbei  ^führten  TOdtungei         '   "" 
1.    Erkutenmgen  des  Reichsgesetzes  Tom  1. 
Guttenlag  läTl.   gr.  8".  (87  Seiten.)    1,50  Mark. 

Jacobi,  L.,  Die  Verbindlichkeit  zum  SchadenersatGe  Ihr  die  bei  dta 
Betriebe  von  Eiseabahnen,  Bergwerken,  Fabriken  etc  heTfaeisefiUina 
Tüdtungen  und  Kürpenerletzungen.  Gesetz  vom  7.  Juni  lell.  Kt 
Erläutenuigen.  Berlin,  Kortkampf  1874.  gr.S".  (44  Seiten.)  l,901Uii    ' 

Dasselbe.     11.  völlig  umgearbeitete  Aufl.    Berlin  (1878).  8*.  (IM 

Seiten.)    1,50  Mark.  i 

Kah,  K.,  Das  Haftpflichtgeselz,  betreffend  die  Verbindlichkeit  mm  Schid»  1 
ersatze  für  die  bei  dem  Betriebe  von  Eisenbahnen,  Bergweikei^  Fibn-  I 
ken  .  .  .  herbeigeführten  Tödtungen  und  Könierverletzungen,  erlidat  t 
Mannheim   und   Strassburg,    Benslieimer  1874.     gr.  8".    (201  SdlK) 
4  Mark. 

Eger,  Georg,  Das  Reichs -H&flpfliclitßegetz,  betreffend  die  Tahiodli^ 
keit  zum  Schadenersatz  für  die  bei  dem  Betriebe  von  Ki»fiilft'''*'i 
Bergwerken,  Steinbrüchen,  Gräbereien  und  Fabriken  harbeJseAkn 
TMlungen  und  Korperverletzungen.  Vom  7.  Juni  1871.  EM» 
Breslau,  Kern' s  Vertag  187t>.  gr.  8^  (XXXVL  532  Sdteo.)  11  Hi^ 
~-  Dasselbe.  2.  vermehrte  Ault.  Breslau,  Kem's  Terlag  1679.  (XL 
642  Seiten.)  gr,  8".    15  Mark. 

Kowalzig,  F.,  Das  reich^esctzliche  Urheberrecht  an  Schriftweita,  ^ 
Reichs-Haftpflichtgesetz,  ....  erläutert  vornehmlich  au  d€B  Be- 
scheidungen des  lieiclis-Oberhandelsgerichts.  Berlin,  Spriogtr  Iffll- 
(IV.  163  Seilen.)  gr.  8".    2,80  Mark. 

Gcnzmcr,  St.,  Das  Reichs -Haftpflichtgeselz,  betreffend  die  TotW» 
keit  zum  Schadenersatz  Ihr  die   bei  dem  Betriebe  von  '"■—'"''■» 
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Grtbereien  und  Fabriken  herbeigeHlhtten 
^ungeu  vom  7.  Juni  1871.  aua  derßechts- 
ing  erläutert    Berlin,  Outtentog  1882.   S<*. 


2. 

Lb geordneten  Dr.  Buhl  und 
die  Eutschädii^ung  bei  Un- 
Iversicherung  der  Arbeiter, 
uar  1882  (Drucksachen  des 
?essiou  1881,  Nr.  66). 

AI  gemeine  GnudsStse. 

Fnfall  bei  dein  Betrieb  einer  der  im 
nannten  Unternehmungen  ein  darin 
r  Beamter  getödtet  oder  körperlich 
für  der  Untemehjner  Entschädigung 
;tze8  zu  gewähi'eu. 
ä  ergebende  Verpilichtui^  hat  der 
1  bestellen. 

ung  erfolgt,  vorbehaltlich  der  im 
aeu  Bestimmungen,  durch  die  von 
rirkende  Gesamratversicherui^  aller 
leschäftigten  Arbeiter  und  Beamten, 
ungen,  auf  welche  sich  dieses  Gesetz 

len,  Aufbereitungsanstalten,  Brüche, 
Gruben,    HQtten-  und   Walzwerke, 

I)smä85iger    Baubetrieb  in    Bauhöfen 

tierstellung  von  Farben,  ChemikalieD 
Ten; 

teförderung  von  Personen  oder  Gutem 
zu  Lande; 

twirthschaftliche  tmd  landwirthschaft- 

Lungen,  soweit   darin   dauernd  oder 

in  durch  elementare  Kräfte  bewegtes 

ein    Dampfke^el  zur  Verwendung 

1  Unternehmungen,  deren  Betrieb  mit 
In  beschäftigten  Personen  nicht  ver- 
Beschluss  des  Bundesraths  die  Ver- 
ttestellung  ausgeschlossen  werden, 
ler  gilt  die  Person  oder  die  Vereini- 
•ren  Reclmung  das  Geschäft  betrieben 


DnilizedoyGOOglC 


128  Xir.    AlHlrock  von  Geseteen  eU.  V.  2. 

FUr  Bauarbeiten  gilt  als  Unternehmer  deijenige,  welcher 
die  AusfUhiiing  der  Bauarbeiten  für  eigene  Rechuung  bewnl- 
stelli;;rt.  War  ihm  die  Ausfllhrung  von  einem  anderen  Unttr- 
nehmer  überlassen,  so  ist  Letzterer  für  die  Erfüllung  der  don 
Üntemeluuer  diiivh  dieses  Gesetz  auferl^en  Verpflichtnngpn 
subsidiär  verantwortlich. 

II.  Abschnitt.    Von  der  Entsehidl^ng. 

^  4.  Die  Entsehadigui^  in  den  Fallen  des  ersten  Ab- 
R'hnittes  erfol'.'t  ausschliesslich  noch  Massgabe  folgender  B^ 
stimniut^en. 

I  b.  Die  EntschiUligiing  soll  im  Fall  der  Verletzung 
bestehen : 

1.  in  den  Kosten  des  Heilverfahrens; 

2.  in  einer  dem  Verletzten  für  die  Dauer  der  Erwertn- 
Unfähigkeit  zu  gewährenden  Rente. 

Dieselbe  ist  nach  Massgahe  desjenigen  Arbeits^-erdiaiBta 
zu  bemessen,  welchen  Arbeiter  derselben  Art  in  deraselba 
Betriebe  oder  in  gleichartigen  Betrieben  nach  den  öitlieba 
Verhältnissen  i-egelmässig  beziehen.  Uebersteigt  dieser  Ar- 
beitsverdienst 2000  Mar'k  jährlich,  so  bleibt  der  Mehrbetrag 
ausser  Berechnung. 

Personen,  welche  wegen  noch  nicht  beendeter  Ausbildosg 
keinen  oder  einen  niedrigeren  Arbeitsvenlienst  beziehen,  and 
da>iei  mit  dem  niedrigsten  Betrage  des  Arbeitsverdienstes  voB- 
gelohnter  Arbeiter  deijenigen  Beschilftigung,  für  welche  die 
Ausbildung  erfolgt,  jedoch  höchstens  mit  einem  Jahresartxit»- 
verrlienst  von  öOO  Mark  in  Ansatz  zu  bringen. 

(im  Weaentlithen  wie  in  den  rv- 
sL'hiedPDen  BegierunpentwUrfen  - 
mit  der  MsHsgabe,  d«ss  im  FiU  da 

soll  filr  den  Fall  der  Todtung     ,u,j  eine  Rente  fiir  die  Daon  te 

iiestelien  etc.  Krankheit    von   An&ng   an  geinÜ    > 

y  werden  sollen. 

§  7.    Dem  Verletzten  und  seinen  Hinterbliebenen  sttit  i 
ein  Ans|n-uch  in  Oemässheit  des  Gesetzes  nicht  zu,  wenn  ia 
Verletzte  den  Unfall  vorsätzlich  herbeigeführt  hat. 

§  8.  Ist  der  Unfall  durch  Vorsatz  des  ÜBterndnnen 
oder  im  Falle  seiner  Handlungsiinföhigkeit  durch  Vomb 
seines  Vertreters  oder  dadurch  herbeigeführt.,  das  etoe  te 
die  Betriebsanlage  gesetzlich  vorgeschriebene ,  zur  SieboMt 
dienende  Einrichtung  unterlassen  ist,  so  bleibt  der  Üat* 
nehmer  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Vorschriften  Ar 
den  vollen  Schaden  verhaftet ,  auch  soweit  derselbe  dift  oUt 
>Iassgabe  dieses  Gesetzes  festgesetzte  Entschädigung  fibostogL 

In    gleicher    Weise    haften    Aktiengesellschafien ,    eiiig^ 


vurf  Dr.  Buhl  und  Genossen.         129 

Handelsgesellschaften,  wenn  der 
■es  Vorstandes,  oder  Einen  der 
durch  die  im  Absatz  1  bezeieh- 
■t  ist. 

n,  welcher  den  Unfall  vorsätz- 
venirsacht  hat,  bestimmt  sich 
■hen  Vorschriften. 

tr  8IcherIi«ltebeBtelliing. 

1  Unternehmer  obliegende  Ver- 

diesem  Gesetze  sich  ei^ebendeu 

diesem  Zwecke  im  Deutschen 
Mjisanstalt  (Genossenschaft  oder 
tjaft)  zu  bewirken. 

Besinn  des  Untfmehmens  be- 
les  Triebwerks  oder  Aufstellung 

i  werden  die    Xormativbestini- 
n  eine  Versicherungsanstalt  mit 
ung  zuzulassen  ist. 
esetzes  entscheidet  der  Bundes- 
ilgender  Mas^abe: 
hemngsanstalt,  welche 
Betriebskategorien    bezieliungs- 
welche  die  Versicherungsanstalt 
n  in  den  Statuten  voniesehenen 
erung  ninunt: 

^nte  das  zur  Deckung  erforder- 
on  dem  Bundesrath  hierfür  be- 
nterlegen  und  bei  eintretenden 
Sicherbeitshöhe  zu  ergflnzen  sich 

ass  die  Anstalt  für  die  ihr  ob- 
?n  in  finanzieller  Hinsicht  Ge- 
ufsicht  hierüber,  nach  den  hier- 
stimmungen  der  Centrallandes- 

inuss  von  dem  Unternehmer  auf 
n  Kalendeijahr  ablaufende  Zeit- 
issen  werden. 

aller  Entschildigungen ,  welche 
licht  länger  als  vier  Wochen  zu 
besonderen  Versicherungsanstalt 
ingsanstalt  unter  besonderen  Bc- 

lerung  bleibt,  so  lange  das  Unter- 
halb der  bei  Abschluss  der  Ver- 
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fik'heniuj:  festf!:esetzteii  Zeitdauer  zu  GuDSten  der  Entschä- 
difninfisberechtifrtt'n  iu  \-oller  Wirksamkeit  Bei  Nichterflüluis 
di'i-  VersipliennifffibeeÜnKimgen  seitens  des  Unteraehmers  steht 
der  VeivichenmiKanstalt  nur  das  Recht  zu,  Erföllung  und  Er- 
satz des  duirli  Nichterfüllung  entstandenen  Schadens  von  dem 
ITutemehnier  zu  fordern. 

Vertril}:«'  jeder  Art,  welche  die  ab<reschlosscne  Versiclw- 
nuif:  einschi-ilnken  oder  auflieben,  sind  nichtig;. 

§  12.  Die  Betiicbsverwaltiuifren  des  Reichs,  eines  Bundes- 
staates oder  eines  Koininunalverbandcs  sind  von  der  Ver- 
Kicheiiingspflicht  befreit. 

In  f:Ieicher  Weise  sind  die  nach  §  3  nur  subeidiür  ver- 
Iiflii'htetpn  Uuteniehnier  von  Bauarbeiten  von  der  Verache- 
nuifftiiifliclit  befi-eit. 

Für  die  Fillle,  in  welchen  der  Uatemehmer  eine  nach 
Mas.s{rabe  der  SS  1  und  0  genllfiende  Versicherung  nicht  neb- 
iiieu  kanu  oder  niclit  nehmen  will,  ist  vorschriftsmftssige  Sich«" 
lieit  zu  bestellen  und,  dass  dies  geschehen,  der  unteren  Ver- 
waltimgsbeliönle  des  Bezirks,  in  welchem  der  Betrieb  gelegen 
ist,  nachzuweisen.  Der  Bundesrath  erlüsst  die  allgemeinen  It<^ 
Stimmungen  ül>cr  die  Art  und  Höbe,  in  welcher  diese  Sicher- 
heitsln'Stellung  zu  erfolgen  hat. 

^13.  Der  irntemehiner  hat  die  erfolgte  Siclle^heitßb^ 
Stellung  Iteim  Beginn  des  Unternehmens  und  im  Fall  der  mei 
SU  erf»dgteu  Vei-sichening  bei  dem  jedesmaligen  Ablauf  tier 
Vei-sicheningsfrist  der  nntei-en  Verwaltungsbehörde  des  Bezirla 
in  welcliein  der  Betrieb  gelegen  ist,  nachzuweisen. 

^  l-t.  Die  zuständige  Behörde  ist  befugt,  den  vorschrifts- 
miissigen  Nachweis  der  Sichei-stellung  dun'h  Geldstrafe  bis  n 
.50n  Mark  zu  erzwingen;  die  Festsetzung  der  Strafe  erfoljt 
nach  schriftlicher  Androhung.  IHe  Festsetzung  der  Strafe  kain 
wicflerholt  werden. 

Unter  Zustiuinmn(&  der  höbeivn  A'orwaltungsbehörde  kum 
der  Betrieb  nach  schriftlich  erfolgter  Androhung  vegm  ia- 
sJUmiten  oder  ungeuligenden  Nachweises  untersagt  wenleo. 

Hie  Art,  in  welcher  der  Nachweis  zu  filhren  und  bei  jede»- 
maliger  Verilndernng  zu  ei^iinzen  ist,  wird  durcli  ReichspKrii 
und  bis  zum  Kriass  dieses  (Jesetzes  durch  eine  vom  Kmr 
unter  Znstiumniiig  des  Buiidesratlis  zu  erlassende  Verordniuiü 
bestimmt.  - ' 

IV.  Abschnitt. 

!;  1-J.  V(»n  der  Geiitiallaudesbehörde  siud  Unfallkoiimiis- 
sare  ftir  rihunlich  begi-enzte  Bezirke  zu  ernennen  und  die  ifl- 
Weisungen  über  den  (Jescliaftsgang  bei  den  durch  dieses  Gfr 
setz  ihnen  illwrtragenen  (.)bliegeulu'iten  zu  erlassen. 
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?dem  Betriebsunfälle, 
(ird  oder  eine  Körf 
iem  Gutachten  eine  P 
pVoche  zur  Folge  hab 
balb  48  Stunden  bei 
:  zu  machen.  Ini  Fall 
;e  zu  vermerken,  ob 
im  Gutacbten  länger 

rnehmer  kann  Deijen 
«trieb  oder  den  Betr 
ignete,  zu  leiten  hat, 
derung  des  Untemehi 

inzeige  zu  beantworb 
estgesetzt. 

)lizeibehörde,  bezw.  d 
bei  ihr  eingehenden 
les  ünfallverzeichniss  ( 
idtung  oder  eine  nach 
Vochen  andauernde  E 
l  nn  den  Unfallkonim 

beim  Unfallkoinniissar 
'inselben  sobald  wie 
iehen,  durch  welche  ft 
nlassung  und  der  Ort 
Iteten  und  verletzten 
ier  vorkommenden  Vt 
ileib  der  verletzten  Pf 
jrbliebenen  der  durch 
,,  welche  nach  §  7 
igungsanspruch  erhebe 
Tier,  der  Versicherer  u 
ene  können  in  l'ers 
:erauchungsverhandlunp 
ohne  Verzögerung  gef 
tersucbui^  rechtzeitig 
lern  sind,  soweit  thun 
li  Erfordemiss  technisc 
?hen.  Von  dem  Über 
)koll,  sowie  von  den  so 
den  Betheiligten  auf 
tung  'der  Schreibgebtt 
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§  20.  Nach  erfolgter  Feststellunp  des  ThatbestaDdes  hat 
dor  Hüfallkommissav  zunächst  den  nacti  Massgabe  dieses  Gesetzes 
/ii  geirjlhrenden  Schadenersatz  zu  enuitteln  und  die  Einipiug 
der  Betheilifften  hierüber  zii  versuchen. 

Ueber  das  Ergebniss  dieser  Verhandlung  hat  der  Unfaii- 
koinniissar  ein  besonderes  von  den  BetheiliKt^n  zu  unteizeich- 
nendes  I'rotokoll  aufzunehmen  und  im  Fall  der  Einigiujz  je- 
dem der  Betheiligt^n  eine  von  ihm  zu  beglaubigende  Abscbrifl 
zu  ertheüen. 

Auf  Gnind  des  IVotokoUs  über  die  erfolgte  Kinigung  kaiu 
die  ZwanpsvoUstii'ckung  wie  aus  einem  rechtskräftigen  Urihril 
nachgesucht  werden.  Die  Vollstreckungsklausel  ist  auf  Antrifr 
von  dem  Amt'Jgericht  zu  ertheilen,  in  dessen  Bezirk  der  Ud- 
fall  sich  ereignet  hat.  Die  Vorschriften  im  §  705  der  Civü- 
jirozessordnung  finden  entsprechende  Anwendung. 

S  21.  Das  Verfahren  vor  dem  Unfallkommissar  sowie 
die  hiertiber  aufgenommenen  Urkunden  sind  gebühren-  uDd 
steiuiielfrei. 

g  22.  Findet  eine  Einigung  nicht  statt,  so  ülwrreieht  der 
Unfallkonnnissai'  die  geführten  Verhandlungen  an  das  Amts- 
gericht, welches  nacli  Auhi^rung  der  Betheiligten  durrh  rinst- 
weilige  Vei-filgung  imordnet,  ob  und  iu  welcher  Höhe  Ent- 
schädigung an  den  Verletzten  o<ler  an  die  Hinterl)Hel)eQcii  des 
fietöilteten  zu  leisten  sei. 

Zuständig  ist  das  Amtsgericht ,  in  dessen  Bezirk  der  Un- 
fall sich  ereignet  hat.  Die  Verfilgung  ist  sofort  vollstreckbar 
und  kann  nur  durch  Klageerhebung  hei  dem  nach  der  Ciiil- 
jd-ozessordnung  zuständigen  Gericht  angefochten  werden.  Die 
Anfechtung  hebt  die  Vollstreckbarkeit  nicht  auf. 

S  23.  Die  bürgerlichen  Eechtsstreitigkciten ,  in  welchen 
durcli  die  Klage  ein  Anspmeh  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
geltend  gemacht  wird,  gehöivu  im  Sinne  des  §  135  des  Gerichls- 
verfassungsgesctzes  imd  des  §  58  Absatz  2  des  t^infolinm^ 
gesetzes  zum  Ger.  Verf.  Ges.  vom  27.  Januar  1877  zur  Zustäa- 
digkeit  des  Koiehsgerichts. 

§  24.  Der  aus  diesem  Gesetze  Beklagte  kann  alle  andfwn 
aus  dem  Unfall  Veri>fliciiteten  zum  Prozesse  beiladen.  Der 
lieigeladene  hat  die  Rechte  und  Pflichten  des  StreitgemaML 
Der  beklagte  Untemelmier  hat  das  Recht,  zu  veiiangen,  dws 
dii'  Versicherungsanstalt  ihn  auf  ihre  Kosten  im  Prozesse  gegen 
th'ii  Entschädigungshercchtigten  vertrete. 

§  25.  Die  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  zu  «itsdA- 
digenden  Personen  oder  deren  Hinterbliebene  sind  auf  Gmi 
der  in  ihrem  Interesse  bewirkten  Vei-sicherung  oder  SAs* 
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AJlgemelne  BestimroanfeD. 

n  Privilegien  der  Forderungen  der 
Iche  Unfallversicherung  der  Arbeiter 
u  übernehmen  berechtigt  sind),  dea- 
zenden  Arbeiter  und  deren  Hinter- 
hren. 

Folgen  der  Aendenmg  in  den  Ver- 
ngsberechtigten. 

irt  die  Unpfändbarkeit  der  Forde- 
chtigter  wie  in  den  Regierungsent- 

che   der    entschädigungsberechtigten 

chtlicber    Wirkung   durch    Kapitals- 

rden,   wenn  säinnitliche  Betheiligte 

ligen  Annenverbandes  einwilligen. 

lot  entgegenstehender  Verträge. 

hning. 

itt  am in  Kraft. 


It  von  dem  Abgeordneten  Dr.  B  i 
erstützt  durch  131  Abgeordnete. 


hl 


ings-Gesetzentwurf  vom 
hre  1884. 
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Unternehmer  der  nach  §  1  versicheningsptlichtigen  Be- 
trielte  sind,  sofern  ihr  Jahreseinkommen  2000  Mark  nicht  über- 
steigt, berechtigt,  sich  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  auch  fUi 
ihre  Person  zu  versichern. 

ErmitteUmg  des  .lahre-iarbeitsverdieuste«. 

ij  3.  Als  Gehalt  oder  Lohn  im  Sinne  dieses  Ocsetzeg 
gelteu  auch  Tantiemen  und  Naturalbezflge.  Der  Werth  der 
letzteren  ist  nach  OrtsdurchsL-hnittsiireisen  in  Ansatz  zu  hrinfieL 

Als  Jahresarlieitsverdienst  gilt,  soweit  sich  derselbe  nicht 
aus  mindestens  wochenweise  fixirten  Beträgen  zusamnienwtzt, 
das  Dreihundertfache  des  durchschnittlichen  täglichen  Arbeits- 
verdienstes. Für  Arbeiter  in  Betripl)eu,  in  welchen  die  übliche 
Uctrie))sweise  für  den  das  ganze  Jahr  regelniitssig  beschafdeten 
Arl)eiter  eine  höhere  oder  nie{lrigere  Zahl  von  Arbeitstaiteii 
ergiebt,  wird  diese  Zahl  statt  der  Zahl  300  der  Berechnoiig 
des  Jahresarbeitsverdienstes  zu  Grunde  gelegt. 

Bei  Personen,  welche  wegen  noch  nicht  beendigter  Aag- 
Inldung  keinen  oder  einen  geringen  Lohn  beziehen,  gilt  als 
Jiüiresarbeitsverdienst  das  Dreibundertfache  des  von  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  nach  Anhörung  der  Gemeindebehörde  fili 
Erwachsene  festgesetzten  ortsüblichen  Tagelohns  gewöhnlicher 
Tagearbeitfr  (§  8  des  Gesetzes,  betreifend  die  Krankenver- 
sichenmg  der  Arbeiter,  vom  15.  ^uni  1883);  der  hiernach  in 
Ansatz  zu  bringende  .lahrcsarheitsverdienst  darf  jedoch  den 
Betrag  von  300  Mark  nicht  übersteigen. 

Für  die  nach  §  2  versicherten  BetriebBuntemehmer  gut 
als  Jahreseinkommen  der  dreibundertfache  Betrag  des  durch- 
schnittlichen höchsten  Tagelohns,  welcher  von  der  höheren 
Venvaltungfibehörde  nach  Anhöi-ung  der  Gemeindebehörde  für 
in  Betrieben  derselben  Art  beschäftigte  Arbeiter  festgesldlt 
wonlen  ist  Der  auf  diese  Weise  num  Ansatz  kommende  Bfr 
trag  des  Jahi-eseinkomniens  versicherter  Betriebsuntemehmer 
gilt  im  Sinne  dieses  Gesetzes  als  Lohn. 

Reirlis-,  Staats-  imd  Kommiinallieamte. 
g  4.    Auf  Beamte,   welche  in  Betriebsverwaltuugen  da 
Reicl^,  eines  Bundesstaats  oder  eines  Konimunalverbandes  mit 
testeni  Gehalt  und  Pensionslierechtigung  angestellt  sind,  findet 
dieses  (iesetz  keine  Anwendung. 

GOKonstan<l  Her  Versiclienmg  iinil  Umfang  der  Entschldignug. 

§  5.  (iegenstand  der  Versicherung  ist  der  nach  Miss- 
gabe der  nachfolgenden  Bestimmungen  zu  beinessende  Eiatti 
des  Schadens,  welcher  durch  Köqierverletzung  oder  TSdfiing 
entsteht. 

Der  Scliadensei-satz  soll  im  Falle  der  Verietzung  be- 
stehen : 


>.       Dcntscher  UnfaUvenicheiiingsgesctzentwiirf  v.  J.  1834.  1:)7 

1.  in  den  Kosten  des  Hoilverfahrcns,  wolohc  vom  ßc^nnu 
der  Werzehnten  Woche  nach  Eintritt  des  Unfalls  an 
-entstehen ; 

2.  in  einer  dein  Verletzten  vom  Beginn  der  vierzehnten 
Woche  nach  Kintritt  des  Unfolls  an  für  die  Dauer  der 
Erwerbsiinfilhipkeit  zu  gewährenden  Kente. 

Die  Rente  ist  nach  Massf:abe  (iesjciiipon  Arheits- 
TenlienBtes  zu  berechnen,  den  der  Verletzte  während 
des  letzten  Jahres  seiner  Itesrhäftiprung  in  dem  itetiiebe, 
in  welchem  der  Unfall  sich  ereijniete,  an  (iehalt  oder 
Lohn  durchsclinittlich  für  den  Arbeitstag  bezogen  hat 
(§  3>,  wobei  der  Wer  Stark  Ohersteifiende  Betraf;  nnr  mit 
einem  Drittel  zur  Anrechnui^;  kommt. 

War  der  Verletzte  in  dem  Betriebe  nicht  ein  volles 
Jahr,  von  dem  Unfälle  zurückyerechnet.  beschäftigt,  so 
ist  der  Betrag  zu  Grunde  zu  legen,  welche»  während 
(Ueses  Zeitraums  Arbeiter  dersellieu  Art  in  demselben 
Betriebe  oder  in  benachbarten  fileichailigen  Betrieben 
durchschnittlich  bezogen  haben. 

Erreicht  dieser  Arbeitsverdienst  (Absatz  3  und  4) 
den  von  der  höheren  Verwaltuiigshcliiiriie  nach  Anhöniiig 
der  (lenieindebehönle  fUr  Envaclisene  festgesetzten  orts- 
ttbhchen  Tagelohn  gewöhnlicher  Tf^earl>eiter  (S  8  des 
Gesetzes,  betreffend  die  Krankenversichening  der  Arlieiter, 
vom  15.  Juni  1883)  nicht,    so  ist  der  letztere  der  Be- 
rechnung zu  Grunde  zu  logen. 
Die  Rente  beträgt: 
•)  ün  Falle  völliger  Erwerlisunfähigkeit  für  die  Dauer  der- 
selben 66- »°.{t  den  Arbeitsverdienstes; 
b)  im  Falle  theilweiser  Erwerbsuiilahigkeit  fllr  die  Dauer 
derselben  einen  Bruchtheil  der  Heute  unter  a,  welcher 
nach  dem  Masse  der  verbliebenen  Erwerbsfiihigkeit  zu 
bemessen  ist,  jedoch  nicht  mehr  als  50 "  o  des  Arlieits- 
venlienstes  betragen  darf. 
Dem  Verletzten  steht  ein  Ansprach  nicht  zu,  wenn  er  den 
riehsunfall   vorsätzlich  herbeigefOlirt  hat     Die  Ansprüche 
Hinterbliebenen  (§  6}  wenlen  hierdurch  nicht  bertlhit. 
S  6.    Im  Falle  der  Tödtung  ist  als  Schadensei-satz  ausser- 
1  zu  leisten : 

als  Ersatz  der  Beerdigungskosten  das  Zwanzigfache  des  nach 
S  5  Aisatz  3  bis  5  für  den  Arbeitstag  ennittelten  Veiiiienstes, 
eine  den  Hinterbliebenen  des  Getödteten  vom  Todestage 
in  zu  gewllhrende  Reute,  welche  nach  den  Voi^hriften 
des  S  5  Absatz  3  bis  5  zu  berechnen  ist. 
Dieselbe  beträgt: 

a)  für  die  Wittwe  des  Getödteten  bis  zu  deren  Tode  oder 
Wie<ler\'erlieirathung  20  "  .1,  frtr  jedes  hint^'rbliebene  vat<'r- 
lose  Kind  bis  zu    dessen  zuiUckgelegtem  ß^nfzehnten 
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I^'ltcnsjahif  10"  i.  luid.  wenn  das  Kinrt  auch  mutteii« 
ist  iidcT  wini,  15"  o  des  Arbeitsverdk'nstes. 

Dil'  Ttentou  der  Wittweii  und  der  Kinder  dOifni 
zasamnien  öO".u  des  Arbeitsverdienstes  nicht  üljereteigen; 
civiebt  sich  ein  lu'ihorer  Itetmg,  so  werden  die  einzelnen 
Honten  in  pleirlieni  Verhältnisse  gekUr/t. 

Im  Falle  der  Wii.'der%'erheirathunp  erhält  die  Wittw 
den  dreifachen  Betrag  ihrer  Jabresrente  als  Abtinduni. 
Der  Aasiinirh  der  Wittwe  und  ihriT  Kinder  i^i 
ausgeschlossen,  wenn  die  Ehe  eiTit  nach  dem  Unblle 
geschlossen  worden  ist; 
\))  für  As(;endeuten  des  Verstorbenen,  wenn  dieser  ihr  ein- 
ziger Kmährer  war,  für  <Ue  Zeit  bis  zu  ihrem  Tode 
oder  Ipis  zmn  Wegfall  der  Bedürftigkeit  20*.«  des  Ar- 
))eitsverdienstes. 

Wenn  mehrei-e  der  unter  b)  benannten  Berechtigten 
vorluiuden  sind ,  so  wird  die  Rente  den  Eltern  vor  dtt 
(irosseltera  gewährt. 

Wenn  die  unter  b)  bezeichneten  mit  den  unter  a)  be- 
zeichneten Bei-echtigten  konkurriren,  so  haben  die  ersteieg 
einen  Anspnich  nur,  soweit  fUr  die  letzteren  der  Höcbst- 
bctri^^  der  Rente  nicht  in  Ansiinich  geiioinnien  winL 

i)ie  Hinterbliebenen  eines  Ausländers,  welche  zur  Z«l 

des  Unfalls  nicht  im  Inlandc  wohnten,  haben  keinen  AnspmA 

auf  die  Hente. 

i;  7.    Au  Stelle  der  im  §  5  vnrgeschrielienen  LeistuofiFn 

kann  bis  zum  liecndigtcn    Heilverfahren  freie  Kur  und  Ver- 

pßegung  in  einem  Krankenhause  gewahrt  weitlen  und  zwar: 

1.  ftlr  Veninglückte ,  welche  verheirathet  sind  oder  bei 
einem  Mitgliede  ihrer  I'amilie  wohnen ,  wenn  die  Art 
der  Verletzung  Anforrterangen  an  die  Behandlung  oder 
Veiiidegung  stellt,  denen  iu  der  Familie  nicht  geal^ 
wenlen  kann. 

2,  fQr  sonstige  Verunglückte  in  allen  Fällen. 

F(lr  die  Zeit  der  Verpflegung  des  Verungltlckten  m  dem  * 
Krankenhau.se  steht  den  im  §  6  Ziffer  2  bezeichneten  Ange- 
hörigen desselben  die  daselbst  angegebene  Rente  insoweit  n,  1 
als  sie  auf  ilieselbe  im  Falle  des  Todes  des  Verletzten  «na  ! 
Ans))rucli  haben  wurden,  j 

Verhüll»  iü^  m  Krankenkassen,  Armenvcrbänden  etc. 
§  8.  Die  VerpHiclitung  der  eingeschriebenen  HOd&kism 
sowie  der  sonstigen  Krankeu-,  Sterbe-,  Invaliden-  und  andeni 
Unterstiltziuigskussen,  den  von  lletriebsunfällcn  betroflaien  At- 
beit(^m  und  Betne)>sbeamten,  sowie  deren  Angebftngeii  ni 
HinterblielR'uen  Untei-stützunjren  zu  gewähren,  sowie  (Üe  Ver- 
pflichtung von  Gemeinden  oder  Amienverbänden  zur  UuW- 
stilt/ung  httlfsbedilrffiger  Personen  wird  durch  dieses  Gesell 
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ind  solcher  Verpflichtung  Uiiter 
t  sind,  in  welchen  dem  Unter 
s  Gesetzes  ein  EntschädifjungS' 
etztere  bis  zum  Betrt^e  der  ge- 
ie  Kassen,  die  Gemeinden  odei 
1  welchen  die  Unterstützung  ge 

etriebsunternebmem  und  Kassen 
iemeinden  und  Armenverbändei 
Jnterstützung  auf  Grund  gesetz- 

(Benifsgenossenscliaften.) 
rfoigl  auf  Gegenseitigkeit  durcl 
1  ffdlenden  Betriebe,  welche  zi 
nschaften  vereinigt  werden.  Dif 
;en  sich,  soweit  nicht  für  einzelnf 
enschaften  gebildet  werden,  ühei 
unfassen  innerhalb  des  be- 
Betriebe deijenigen  Industrie- 
t  sind, 
enige,  fUr  dessen  Rechnung  dei 

iche  Bestandtheile  verschieden- 
isen ,  sind  derjenigen  Berufs- 
cher der  Hauptbetrieb  angehört 
a  haben  die  Rechte  juristischei 


g  der  Miti«l. 

Deckung    der  von   den    Beiiifs- 

Entschädigungsbeträge  und  dei 
rh  Beiträge  aufgebracht,  welch« 
assgabe  der  in  ihren  Betrieber 
ten  Löhne  und  Gehälter  bezw 
och  nicht  ausgebildeter  Arbeitei 
icherter  BetriebBuntemehmer  (S  f 
statutenniässigen  Gefahrentarifi 
en. 

ihe  während  der  Beitragsperiod« 
i  vier  Mark  täglich  übersteigen 

Übersteigenden  Betrage  nur  zi 

.  zur  Deckung  der  von  der  Ge- 
ächädigungsheträge  und  der  Vev- 
Dsammluug  des  statutenmässigei 
weder  Beiträge  von  den  Mitglie 
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ilfiii  t\cr  Oenosüea-M'haft  erhobea  werden,  noch  VerweDdunin 
aus  (lern  VeniiöKPn  der  {Jenossenschaft  erfolgen. 

II.    BildPBS  und  TertndeniBff  der  BerKTs^nossenachanci. 

Kniiittfliinit  iler  verjii'lieruiig»pHichtigen  Betriebe. 

§11.  .loder  L'ntoniehiner  eines  unter  den  §  1  fallradei 
Hr-tiiehes  hat  den  U-tzteren  hinnen  einer  von  dem  lleirltS' 
VersirherunKsamt  zu  bestiHimenrlen  und  öffentlich  bekannt  a 
Hiai-headen  Frist  unter  Anpabe  des  Gegenstandes  und  der  Ab 
desselben.  M>nie  der  Zahl  der  durchschnittlich  darin  beschif- 
titrtcn  versicherunpspflichtiiieii  Personen  bei  der  unteren  Ver- 
waltuufrslM'hitnle  anzuineldeu. 

Far  die  nicht  an{reuieldeten  Betriebe  hat  die  untere  \a- 
waltunsfslH-liönle  die  Angaben  nach  ihrer  Kenntniss  der  Vn- 
liitltiiisse  zu  eivAnzen. 

Kieselbe  ist  l>efu?t.  die  Unternehmer  nicht  angemeldeter 
Itetriebe  zu  einer  Auskunft  darüber  innerhalb  einer  zu  bestin- 
nieiideu  Frist  durch  OldstrafeD  im  Betrage  bis  zu  eiuhniideit 
Mflrk  anzuhalten. 

Itie  untere  Venraltungsl>ehÖrde  hat  ein  nach  den  6ni[^ 
Klas^f<>u  und  (Jnlnumren  der  Reich  -  Berufestatistik  geordnete 
Veraeichniss  siiiniutliphor  Betriebe  ihres  Bezirks  unter  Ängiiie 
des  CjeKeastandes  und  iler  Art  des  Betriebes,  sowie  der  Zahl  ia 
darin  iK'si'hilftigten  versicherungspHichtigen  Personen  au&ustelkiL 
I>as  Veiwicbniss  ist  der  höheren  Verwaltungsbehörde  einin- 
i-eiclien  und  von  dieser  erforderlichenfalls  hinsichtlich  der  Eiii- 
i-eihung  der  Betriebe  in  die  (inipjien,  Klassen  und  Onhiiuigai 
der  Beichs-BemCsstatistik  zu  berichtigen. 

Die  Iiiihei-e  Verwaltungsbehörde  hat  ein  gleiches  Veneitli- 
uiss  sauuntiicher  vorsicheningspfliehtigeB  Betriebe  ihres  Besiig 
ijrai  Heichs-Versicherungsamt  einzureichen.  ' 

Freiwilliiii!  liililimg  der  Benikgenosscoscliafteii. 
S  12.    Hie  Bilflung  der  Berufspenossenschaften  erfolgt  af 
dem   Wege  der  Vert^inbamiig  der  Betriebsuntemehmet  untif 
Zustimmung  dos  Bundesraths.    Die  Zustimmung  des  Bund» 
ratlis  kann  vei-sapt  werden: 

I,  wenn  die  Aii/ahl  der  Betriebe,  für  welche  die  Beni- 
sfennssoiiscliaft  gebildet  werden  soll,  oder  die  Anzahl  *r 
in  deusellx'n  beschilftigteu  Arbeiter  zu  gering  ist,  M 
die  (iaueiTide  Leistungsfähigkeit  der  Beru^enossenschA 
in  Bezug  auf  die  bei  der  Unfallversicherung  ihr  oblieg* 
den  Itliphten  zu  gewährleisten; 
±  wenn  Betrielie  von  der  Aufnahme  in  die  BernfegenoB»- 
siliiift  ausgeschlossen  wenlen  sollen ,  welche  w^en  ite 
geringen  Zahl  oder  wegen  der  geringen  Zahl  derii 
ihnen  lieschältigten  Ari)eiter  eine  eigene  leistuBgsSKfB 
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Benifs^ronossenschaft  -ai  bilden  ausser  Stande  f^iud,    uiid 

aurh    einer    anderen    Benitsfipnossenscliaft    ^weckinitssi;; 

nicht  zu^tbeilt  wcrdcti  könuoii : 
3.  wenn    eine  Miurierheit  der  Bilduii«  iler  Berufsyenossen- 

«haft  wirlerspiicht  iinil  fllr  einzelne  IndiLstriezweige  oder 

Bezirke  eine  besondere  Benifs^ounssenscliaft  zu  bilden 

beantra-rt.    welche    als   dauernd    IcistimfKfähin    zu    or- 

urhteu  iirt. 

S  13.  Hie  BeschlussfassunfT  ttlicr  die  Bildinijcr  <U'r  Berufs- 
<iic«!ensi'hafteii  erfolgt  durch  die  zu  diesem  Zweck  zu  einer 
enmlTersainmluni;  zu  bcnifenden  Betrielisunteruehiiier  mit 
dmineninehrheit. 

Anträge  auf  Einberufung  der  (leneralversaimulung  sind  an 
it  Reichs- Versicheinngsanit  zu  richten ;  (hisselbe  hat ,  s()fem 
)  nifht  den  Fall  des  §  12  Ziffer  1  fllr  vorliegend  erachtet. 
en  Anträgen  stattzugeb<'n,  weim  dieselben  innerhalb  drei  Mo- 
itni  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  (Jesetzes  und  mindestens 
DO  dem  zwanzigste»  Theil  der  rntemehiuer  deijeuit:en  Be- 
liebe, für  welche  die  Benifsgenos.'^eascliaft  ;rel>ildet  wenlen 
A,  oder  von  solchen  Untemelimeni,  welche  mindestens  den 
ekDien  Theil  der  in  diesen  Betrielwu  vorhandenen  versichc- 
nppllichtigen  Personen  beschäftigen,  gestellt  werden. 

Enchtet  das  Reichs- Versicheningsanit  die  Voraussetzuii^ieu 
fi  §  12  Ziffer  1  ftlr  vorliegend,  so  ist  vnii  ileuiselbeu  «lie 
iMsrlieidung  des  Bundesraths  einzuholen. 

Findet  das  Heichs-Versicheningsanit  bei  der  l'iitfung  von 
iBtiA^n  auf  Einbenifung  der  (ieneralversamnihmg.  dass  der 
na«  §  12  Ziffei-  2  vorgesehene  Fall  vorliegt,  so  hat  dassi-ll>e 
Ee  llDtemehnier  der  dabei  in  Betracht  konniienrlen  Betri»'be 
am  Zweck  der  Beschlussfassung  Über  die  Abgi-enzung  der  ](e- 
ii£^oi«»eaichnft  zu  der  Oeneralversiuiinilung  mit  einzuladen. 

g  14,  Auf  Grund  der  unter  §  11  erwähnten  ^"erzeich- 
me  werden  die  BetrieljKuntemelnner  von  dem  I!eii'hs-Ver- 
idKningsanit  unter  Angabe  der  ihnen  zustehenden  Stimnieu- 
lU  lai  Generalversammlung  einzeln  eingeladen. 

Jeder  Untemehmer  oder  Vertreter  eines  ]tetri<'l)es,  in 
ittchem  nicht  mehr  als  20  versicheningsiiflichtige  I'ei-sonen 
KKhaftigt  wei-den,  hat  eine,  darllber  liinaus  bis  zu  200  für  je 
D  mid  von  200  an  fllr  je  100  mehr  Iwschäftigte  Arbeiter  eine 
nitere  Stimme. 

Abwesende  Betriebsuntemehmer  k<)nnen  sich  dm^h  stinmi- 
cnehtigte  Beruisgenossen  vertreten  hissen. 

Die  Generalversanmilung  findet  in  Gegenwart  eines  Ver- 
W«B  des  Beichs-Vereiclierungsamts  statt,  welcher  diesellie  zu 
tWien,  die  Wahl  des  aus  einem  ^'orsitzenden .  zwei  Schrift- 
Okrem  und  mindestens  zwei  Beisitzern  bestehenden  Voi-standes 
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herbeizuführen  und,  bis  dieselbe  erfolgt  ist,  die  Verhandlnngm 
7.\i  leiten  hat. 

Die  CieneralversaninilunK  hat  unter  der  Leitung  ihres  Vor- 
staniles  ausser  über  den  auf  Bildung  der  Bcrufegenossensduft 
perioUteten  Antrag,  welcher  zu  ihrer  Einberufung  Anlass  (te- 
gebvn  hat,  auch  Ober  die  aus  ihrer  Mitte  dazu  etwa  gestclllfn 
Abitiulei'ungautrilgo  Beschluss  zu  fassen. 

Auf  Verlangen  des  VertreterB  des  Ileicllg-^'e^8i^he^ungsaDltE. 
welcher  jederaeit  gehört  werden  iiiusa,  erfolgt  die  Abstiinmun^ 
t\lier  die  in  Bezug  auf  die  Abp'enzung  der  Berufegenossen- 
Schaft  gestellten  Autr^lge  getrennt  nach  Industriezweigen  odei 
Bezirken. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  ist  eii 
Protokoll  aufzunehmen,  welches  die  gestellten  Anträge,  soirit 
die  gefassten  Beschlüsse  —  letztere  unter  Angabe  des  Stimm- 
Verhältnisses  sowie  der  Art  der  Abstimmung  —  enthalten  iniiss. 
Bas  Protokoll  ist  innerhalb  acht  Tagen  nach  der  üenenl- 
vei-samnilung  durch  den  Voi-stand  dem  Reichs -Versiehenii^ 
amt  einzureichen  imd  demnilchst  dem  Bundcsrath  (§  12)  mr- 
zulegon. 

llililiin^E  der  Benil'sjioiiosseuKfliafton  ilurcli  den  Biindesraib. 

§  15.  Für  diejenigen  Industriezweige,  ftlr  welche  inon- 
lialb  der  im  §  13  festgesetzten  Frist  genügend  unteisUtite 
Antrage  auf  Einberufung  der  Generalversammlung  zur  frd- 
willigen  Bildung  einer  Beiiifsgenossenschaft  nicht  gestellt  worin 
sind,  werden  lüe  Beiiifsgenossenschaften  durch  den  Bundes- 
ratli  nach  Anhörung  von  Vertretern  der  betheiligten  Industri^ 
zweige  gebildet.  Dasselbe  gescJiieht,  wenn  den  geatelltcD  Kt- 
tragen  in  HOcksicht  auf  §  12  Zitfer  1  nicht  stattgegeben,  oder 
wenn  den  Beschlüssen,  welche  in  einer  nach  §  ll  benfnu 
(ieneralversanuiilung  gefasst  sind,  die  Genehmigung  versag 
worden  ist,  sofei-n  nicht  der  Bundesrath  den  Betheiligten  «k 
weitere  Frist  (Ur  die  Fassung  anderweiter  Beschlösse  gewikil 

Die  B(%clilnsse  des  Bundesraths,  durch  welche  fienib- 
genossenschaften  errichtet,  sowie  die  beantragte  Bildnng  frei- 
williger Benifegenossenschaften  genehmigt  werden,  sind  uDtfr 
Bezeichnung  der  Bezirke  und  Industriezweige,  för  welfhe  Ä 
einzelnen  lierufsgeuosseuschaften  gebildet  sind ,  durch  dn 
Reichsitnzeii-'er  zu  vei-ftffentlichen. 

Statut  dei'  Ileiiifsgenossenscbaften. 
§  16.  Die  Benifsgenossonsehaften  regeln  ihre  innereV»- 
waltung  sowie  ilire  Geschäftsordnung  dureh  ein  von  der  Geuenl- 
Versammlung  ihrer  Mitglieder  (Genossenechaftsverssminlang)  > 
besddiessendes  Statut.  Bis  zum  Zustandekommen  ma  pi- 
tigeu  Genossenschafb*statuts  (g  20)  finden  die  in  §  W  ■*■ 
halteuen  Bestimmungen  Über  die  Einladung  zu  der  Geuenl- 
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es  Stimmrechts  der  G( 
leilipung  eines  Vertret 
n  Verhan<Ilui^en  auch 
üi  Wendung, 

nlung  wählt  bei  ihrei 
aus  einem  Vorsitzenden 
•ei  Beisitzern  bestehend 
lud,  welcher  bis  zur  s 
die   Genossenschaflsvc 

der  Genossenschaft  füh 
enossenschaften  können 

durch  andere  stimmber 


tatut  miiss  Bestimmung 
Genossenschaft, 
)Ssenschaftsvorstandes  u 
lisse, 
Dssenschaftsversammlun^ 


Mitglieder  der  Genoss< 
llmachten, 

en  der  Genossenschaft 
!  in  die  Klassen  des  Gi 
rfahren  (§  28), 
riebsveränderungen  (S§ 
iebseinstellungen ,  iusbe 
1er  Beiträge  der  Unter 
Uen, 

der  Arbeiterausschüsse 
e  (§  44  Abs.  4), 
ung  und  Abnahme  der 

ler  Genossenschaft  zust 
von  Vorschriften  beh 
'  Ueberwachung    der   1 

das  Ausscheiden  der 
■nehnier, 
einer  Abänderung  des 

lie  Zusammensetzung  ( 
'^ertretem,  die  Eintheil 
abgegrenzte  Sektionen 
nännem  als  örtliche  G( 
hält  dasselbe  Vorschrifte 
die  Wahl  der  Vertrete 
über  die  Bildung  der  S 
g  ihrer  Befugnisse,  sov 
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die  Abgrenzung  der  Bezirke  der  Vertrauensmanner,  die  W^l 
der  letzteren  und  ihrer  Stellvertreter  und  den  Umfai^  ihwt 
Ilefugiiisse  Bestimmung  zu  treffen. 

Die  Ahgreuzimg  der  Bezirke  der  Vertrauensmänner,  sowit 
die  Wahl  der  letzteren  und  ihrer  Stellvertreter  kann  von  dei 
OcnnsscDschaftsvei'snminlung  dem  Genossensrhaftsvorstande  üW- 
tragen  werden. 

§  19.  Durch  das  St-atut  kann  die  Ansanimlung  eiw« 
Beservefonds  his  zur  Höhe  desjenigen  Jahresbetrages ,  welch« 
die  Gen()Bsi>nsRhaft  an  Beiträgen  beim  Eintritt  des  Behamin^ 
ziistandes  aufzubringen  hat,  angeordnet  werden.  Wird  die 
Ansammlung  eines  KeseiTefonds  beschlossen,  so  hat  das  Statin 
zugleich  dai-über  Bestimmung  zu  treffen,  unter  welchen  Vorans- 
Setzungen  die  Zinsen  des  Reservefonds  für  die  Deckung  der 
der  Genossenscliatt  obliegenden  Lasten  zu  verwenden  sind  und 
der  ICapitalbestanil  des  Beservefonds  ang^n^ffen  werden  dait 

ü  20.  Das  Genosseiischaftsstatut  bedarf  zu  seiner  Gültig- 
keit der  Genehmigung  des  Reichsversicheiiingsauits. 

Gegen  die  Entscheidung  desselben,  durch  welche  die  6^ 
nehmigung  versagt  wird ,  findet  binnen  einer  Frist  von  w 
Wochen  vom  Tage  der  Zustellung  an  den  i)ro\i8orischen  G^ 
nosaenschaftsvorstand  (§  10)  die  Beschwerde  an  den  Btmdes- 
i-ath  statt. 

Winl  innerhalb  dieser  Frist  die  Beschwerde  nicht  önßel(0 
«der  wird  die  Versagung  der  (ienehmigmig  des  Statuts  tob 
Bundesrath  aufrecht  erhalten,  so  hat  das  Beichs-Versidienuiis- 
amt  innerhalb  \iev  Wochen  die  Mitglieder  der  Genossoisduft 
zu  einer  neuen  Genosseüschaftsvei-sanimlung  behufi)  anderwater 
Iteschlnssfassung  über  das  Statut  einzuladen.  Wird  audi  den 
von  dieser  Vei'sanimlung  beschlossenen  Statut  die  Genehnügni; 
endgttltig  versagt,  so  wird  ein  solches  von  dem  Reichs-Tet- 
sichenuigsanit  erlassen. 

Abiinderungen  des  Statuts  be{lUrfen  der  Genehmigung  dß 
Reiclis-Vei-sii'heiimgsamts,  gegen  deren  Versagung  binnen  dner 
Frist  von  vier  Wochen  die  Beschwerde  an  den  Bundesrath  n- 
Iflssig  ist. 

Vi'rnffeiitUi'liiing  des  Kauniis  und  Sitzes  lier  Genosseiuchsft  elf. 

§  21.  Nach  endgHltiger  Feststellmig  des  Statuts  hat  der 
Gcnossensi-haftsvorstand  durch  den  Beichsanzeiger  beknniit  a 
machen 

1.  den  Namen  und  den  Sitz  der  Genossenschaft, 

2.  die  Bezirke  der  Sektionen  und  der  Vertrauensminon, 

3.  die  Zasamniensetzimg  des  Genossenschaftsvorstaad«  mJ 
der  Si'ktionsvorstäude,  sowie  die  Namen  der  Vertraaens- 
miinner  und  ihrer  Stellvertreter. 
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sind  in  gleicher  Weise  zur  öffent- 
n. 

mschaflsvorstäude. 

^aft£vorstande  liegt  die  gesaimute 
haft  ob,  soweit  nicht  einzelne  An- 
z  oder  Statut  der  Beschlussnahme 
olung  vorbehalten  oder  anderen  Or- 
tbertragen sind. 

ler  Vorstände  kann  in  eiligen  Fällen 
ing  erfolgen, 
der    Genossenscliafts  -  Versammlung 

ieder  des  Genossenschaftsvoistandes, 
nähme  der  Jahresreclinung, 
tatuts. 

haft  wird  durch  ihren  Voretand  ge- 
ch  vertreten. 

welche  der  Vorstand  der  Genos&ea- 
ler  Sektionen  sowie  die  Vertrauens- 
nzeu  ihrer  gesetzlichen  und  statu- 
nien  der  Genossenschaft  abschliessea, 

und  verpflichtet. 
Vorstände  bei  ßechtsgeschäften  ge- 

hi>heren  Verwaltungsbehörde,  dass 
ionen  den  Voistand  bilden. 
fitgliedeiTi  der  Vorstände  und  zu 
ur  die  stiinuiberechtigten  Mitglieder 
agsweise  deren  gesetzliche  Vertreter, 
irch  gerichtliehe  Anordnung  in  der 
>gen  beschränkt  ist. 
aJil  ist  nur  aus  denselben  GrOnden 
1  Amt  eines  Vormundes    abgelehnt 

ler,  welche  eine  Wahl  ohne  solchen 
auf  Bcschluss  der  Genosseuschafts- 
r  der  Wahlperiode  zu  erhöhten  Bei- 
3etrage  herangezogen  werden, 
der  Voi"Stände  und  die  Vertrauens- 
ils  unentgeltliches  Ehrenamt.  Baare 
in  der  Genossenschaft  ersetzt,  und 
sten  bestehen,  nach  festen,  von  der 
;  zu  bestimmenden  Sätzen, 
der  Vorstünde,  sowie  die  Vertrauens- 
Dschaft  flir  getreue  Geschäftsverwal- 
I  Mündeln. 
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Mitglieder  <lei'  ^'orstäIlde,  sowie  VertrauenBinänner.  velAe 
absichtlich  zum  Nachtboil  der  Genossenschaft  handeln,  untet- 
liefien  dev  Strafbestinimung  des  §  266  des  Strafgesetzbuchs. 

§  27.  So  laiige  die  Wahl  der  gesetzlichen  OrrTimc  einer 
Genossenschaft  nicht  zu  Stande  kommt,  so  lauge  femer  diese 
Oifrane  die  Erfüllung  ihrer  pesetzliclien  oder  statutariscben 
Obliegenheiten  vei-weigeni.  hat  das  Reichs  -  Versicheniupsanit 
die  letzt*-reu  auf  Kosten  der  Genossenschaft  wahrzunelumeo 
oder  durch  Beauftragte  wahmehnien  zu  lassen. 

[lililtuig  der  liefiilireiiklassen. 

§  28.  Dui^h  die  Genosseuschaftsversaniiulnng  sind  fttr  die 
zur  Genossenschaft  gehörigen  Betriebe  je  nach  dem  Grade  der 
mit  denselben  verbundenen  Unfallgefahr  entsprechende  Ge- 
fahrenklassen zu  bildeu  und  Ubei*  die  Höhe  der  in  denselba 
zu  leistenden  Beitrüge  i.Gefahrentarif)  Bestimniuugeu  zu  tre^ 

Durch  Besclilus»  der  Genosseuschaftsvei'sanuiiluii;!  kuu 
die  Aufteilung  und  Aendening  des  Gefahrentarifs  einein  AtB- 
strhuss  oder  dt^m  Voi'standc  Uhertragen  werden. 

Die  Aufstellung  und  Abilnderung  des  Gefahrentarife  be- 
darf der  Genehmigung  des  Heichs-Versicherungstmits.  ffini 
ein  Gefahrentarif  r<m  der  Genossenschaft  nicht  aufgestellt,  oder 
dem  aufgestellten  die  Genehmigung  versagt.,  so  hat  das  BeiclB- 
Versicherungsanit  nach  Anhörung  der  mit  der  Aulstelluim  ba- 
auftragten  Organe  der  Genossenschaft  den  Tarif  selbst  festit 
setzen. 

Die  Veranlagung  der  Betriebe  zu  deu  einzelnen  Ge&hreii- 
kla.ssen  liegt  nach  nühei'er  Bestimmung  des  Statuts  (§  17)  da 
Oixanen  der  Genossenschaft  oh.  Gegen  die  Veranlagunj:  steM 
dem  Betriebsuntemehmer  binnen  einer  Frist  von  zwei  Wocben 
die  Beschwenlc  an  das  Reichs-Vel■sicheml^Isnmt  zu. 

Der  GefahRuitarif  ist  nach  Al)lauf  von  längstens  z«a 
Reclmungsjahren  und  sodann  mindest^'us  von  fünf  zn  ^ 
Jahren  einer  Revision  zu  unterziehen.  Die  Ergebnisse  der- 
selben sind  der  Genossenschaftsversammlung  zm*  Beschluß 
fassutu;  über  die  Beibehaltung  oder  Aenderung  der  bislierigeo 
Gefalirenkiasseu  und  Gefahivntarife  vorzulegen.  Die  gefasstea 
Beschlüsse  bedürfen  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Genehmigung  da 
Reichs- Versicherungsanits. 

Theilimg  de£  ltisik<». 

§  29.  Dui-cli  das  Statut  kann  voi-geschrielwn  werden, 
dass  die  Knt.s(!hüdigungslietrJtgc  bis  zu  fünfzig  Prozent  von  der 
Sektion  zu  tragen  sind,  in  deren  Bezirk  die  Unfälle  eioKe- 
treten  sind. 

Die  hiemach  den  Sektionen  zur  Last  fallenden  Betrigi 
sind  auf  die  Mitglieder  ilersellien  nach  Massgabe  der  für  die  Gfr 


:her  UnMIversicherungsgeBetzentvrurf  v 

slgesetzten  Gefabrenklaseen  und 
Beiträge  (§§  10,  28)  unizulegt-u. 

(iemeins&me  Tiagung  des  Risikos. 

«inbaningen  von  GenosBenschafte 
Sntachädjfjunpsbeträge  ganz  odei 
agen,  sind  zulässig.  Derartige 
irer  Gültigkeit  der  Zustimmung 
ivereamralunReu ,  sowie  der  G( 
'ningsamts.  Dieselben  dUrfen  nur 
idmungsjahres  in  Wirksamkeit  t 
ibarung  hat  sich  darauf  zn  erstrei 
meinsam  zu  tragende  Entschädi 
i  Genossenschaften  zu  vertheilen 
Vertheilung  des  auf  eine  jede 
ntheils  an  der  gemeinsam  zu 
er  die  Mitglieder  der  Genossensc 
;haftsversanimluiig.  Mangels  eii 
rfolgt  die  Umlage  dieses  Betra 
der  von  der  Genossenschaft  nach 
istenden  Entschädigungsbeträge  ( 

rung  des  Bestandes  der  BenifsgeDossei 
ach  erfolgtem  Abschluss  der  C 
Schäften  sind  Aenderungen  in  dt 
dem  B^nn  eines  neuen  Rechni 
Voraussetzungen  zulässig: 
linigung  mehrerer  Genossenscha: 
immenden  Beschluss  der  Gei 
sen  mit  Genehmigung  des  Bimd 
scheiden  einzelner  Industriezwe 
zter  Tbeile  aus  einer  Genosse) 
lg  derselben  zu  einer  anderen 
luf  Beschluss  der  betlieiligten 
lungeu  mit  Genehmigung  des  Bi 
gung  kann  versagt  werden,  wem 
die  LeistungsfAhigkfeit  einer  der 
laften  in  Bezug  auf  die  ihr  oblif 
:  wird. 

e  Vereinigung  mehrerer  Genoss 
«•beiden  einzelner  Industriezwe 
izter  Theile  aus  einer  Genosse! 
ag  derselben  zu  einer  anderen 
ind  eines  Genossenschaftsbeschl 
von  der  anderen  betheiligten  Gi 
80  entscheidet  auf  Anrufen  der 
auf  Ausscheidung  einzelner  Indi 
.bgegrenzter  Theile  aus  einer  Ge 
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Bildung  einer  besonderen  Genossenschaft  fQr  dieselben 
sind  zunilchst  der  ßeschlussfassung  der  GeDOSsensduAg- 
venuiiiimlung  zu  unterbreiten  und  sodann  dem  Bundesrat]] 
zur  Eiits('heiduiin  vorzulegen.  I>ie  Genehmi^niD^  zur  Bü- 
iXiiRH  der  neuen  Genossenschaft  kann  vereagt  veräea. 
wenn  einer  der  in  §  12  Ziffer  1  und  2  ansegebenei 
Gründe  vorliegt. 

Wird  die  Genehmigung  ertlieilt,  so  erfolgt  die  Beschlu» 
fassung  Über  das  Statut  fltr  die  neue  Genossenschaft  nach  Mi» 
gäbe  der  Bestinmiungen  in  den  §§  16  bis  20. 

S  32.  Wei-den  mehrere  (lenossenachaften  zu  einer  Ge- 
nossenschaß  vereinigt,  so  gehen  mit  dem  Zeitpunkte,  zu  welchen 
die  Veränderung  in  Wirksamkeit  tritt,  alle  llechte  und  Michtei 
dei-  vereinigten  Genossenschaften  auf  die  neugebildetc  Ge- 
nossenschaft ül)er. 

Wenn  einzelne  Industriezweige  oder  örtlich  ^)g^Teiute 
Theile  aus  einer  Genossenschaft  ausscheiden  und  einer  andeni 
(ienossea'M'haft  angeschlos.sen  werden,  so  sind  von  dem  Einditt 
dieser  Veritndei-ung  ab  die  Entsclijldigungsansiirtlche ,  wekie 
gegen  die  erstere  Genossenschaft  aus  den  in  Betrieben  der  tat- 
scheidenden  Genossen-icliaftetheilo  eingetretenen  Unfällen  a- 
wachsen  sind,  von  der  Genossenschaft  zu  befriedigen,  welchn 
die  (lenossenscbaftstheile  nunmehr  angeschlossen  sind. 

Scheiden  einzelne  Industriezweige  oder  örtlich  abgf^remte 
Theile  aus  einer  (Genossenschaft  unter  Bihlung  einer  neueDG^ 
iiosseiiscliaft  aus.  so  sind  von  dem  Zeitpunkt  der  Ausschridmg 
ab  die  Knti!cli.ldipungsansi)rilehe,  welche  gegen  die  ersfere  Gt- 
nossenschaft  aus  den  in  Betrieben  der  ausscheidenden  Geoaeeo- 
scbaftstlieile  eingetret^-nou  Unfällen  erwiurhsen  sind ,  vod  te 
neugebildeten  (ieuossenscliaft  zu  befriedigen. 

Insoweit  zufolge  des  Ausscheidens  von  lodastriezirf^ 
oder  örtlich  abgegi-eii/ten  Tlieilon  EntschädigungsaneiirftAe 
auf  andere  (Jenosseuschafteu  fll>ei^ehen.  haben  die  letitw« 
Anspnich  auf  einen  entsiirechendeii  Theil  des  Verm^;enB  de^ 
jenigon  (Genossenschaft,  aus  welcher  die  Ausscheidung  stitt- 
findet. 

Die  voi-sfehenden  Bestinnnui^ren  können  durch  Oberein- 
stiniuienden  Beschhiss  der  betheiligten  GenossenschaftswifaüHS- 
hingen  al^lmlert  oder  oigilnzt  werden, 

Streitigkeiten,  welche  in  Betn'ff  der  Vemiögensanseinanta^ 
Setzung  zwischen  den  Iwtbeiligten  Genossenschaften  entBtelM, 
werden  mangels  Vei-stiindigung  dei-selben  ttber  eine  sdüedafiE-  ■ 
richtliche  Entscheidung  von  dem  Reichs- Versicherungsamt  afr 
schieden. 

AiitI<isuii|T  von  BerutKgonofsensi'lialWn. 

S  33.  Berufspenossenschaften ,  welche  zur  EiftUniip  der 
ihnen  durcli  dieses  (Gesetz  auferlegten  Verpflichtungen  leisüo^ 
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tttrag  des  HeichsversicheruiiKsaints 
jt  werden.  Diejenigen  Industrie- 
£  Genossenschaft  gebildet  habe», 
Jiaften  nach  deren  AnböniDg  zu- 
der  Genossenschaft  gehen  deren 
ttnngen  auf  das  Reich  über. 

Betriebes.  Betriebs Terinderangen ■ 

iedschaft. 

tssenschaft  ist  jeder  Unternehmer 
■legenen  Betriebes  derjenigen  In- 
Senossenschaft  errichtet  ist  Die 
Unternehmer  der  zur  Zeit  des 
versicherungspflichtigen  Betriebe 
Unternehmer  später  entstehender 
jrdender  Betriebe  mit  dem  Zeit- 
i  Beginns  der  Versicherungspflicht 

Mitglied  der  Genossenschaft,  so- 
ilrgerlicheo.  Ehrenrechte  befindet. 
anmclduiig. 

uehiner,  welcher  seinen  Betrieb 
es  §  11  augemeldet  hat,  ist  ver- 
,  nachdem  er  Mitglied  einer  Ge- 

34),  der  unteren  Verwaltungs- 
Betrieb  bellen  ist,  eine  Anzeige 

iie  Art  des  Betriebes, 

ten  Peisonen, 

ft,  welcher  der  Betrieb  angehört, 

nach  dem  Inkrafttreten  des  Ge- 
n  oder  versicherungspflichtig  ge- 
lelt,  den  Tag  der  Eröffnung  bezw. 
icheiTingspflicht 

zwei  Exemplaren  einzureichen. 
angsbescheiniguDg  zu  ertheilen. 
rechtzeitig  erstattet,  so  findet  die 

Anwendung. 

timgsbehörde  hat  jeden  in  ihrem 
ber  welchen  die  Anzeige  (§  35) 
Voche  nach  dem  Eingange  der 
eines  Exemplars  derselben  dem 
!  bezeichneten  Genossenschaft  zu 

Ansicht  der  unteren  Verwaltungs- 
1er  iit  der  Anzeige  bezeichneten 
Vorstande  dieser  Genossenschaft, 
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iint^T  Kleichzeitifter  ßeiiaehrichtiguDg  des  VoretandeB  der  in  der 
Anzeige  bt'zeidiDeten  Geuosscnüchäft  und  des  BetriebGunter- 
iH'luiK'rs,  eine  Abschrift  der  Anzeige  zuzustellen. 

Für  Bctrii'l)e.  Über  welche  eine  Anzeige  nicht  erstattet  ist, 
hat  die  untere  Verwaltui^behörde  die  UebcrwHsung  bionei 
einer  Wm'he  iini'h  Ablauf  der  von  ihr  in  Geniftssheit  des  §  35 
Absatz  2  bestimmten  Frist  dadurch  zu  bewirken,  dast!  m  die 
in  §  35  ZifTer  1  bis  4  bezeichneten  Angaben  selbst  uiacbt 

G  ctioBfteDtii^haliUkiitu^ter. 


§  37.  Die  ( ienossonsdiaftsvorstände  haben  auf  Grund  der 
von  dem  Rcichs-Versirbcningsanit  ihnen  mitzutheilenden  Ter- 
zeichnisse der  versichorunRspflichtipen  Betriebe  (§  11)  und  der 
spilter  erfolgenden  Uebcrweisungen  (§  36>  Genossensc'  ' 
hataster  zu  fl)hrcn. 

Die  Aufnahme  der  einzelnen  Geno:«8en  in  das  Kataster 
erfolgt  nach  vorgitugiger  l'ritfüng  iln'cr  Zugehörigkeit  zur  Ge- 
nossenschaft. 

Den  in  das  Kataster  aufgoDonimenen  Genossen  werden  vm 
Genosseiischaftsvorstapde  dmvh  Vennittelung  der  unteren  Vet- 
waltungsbehnitle  Mitgliedschoine  zugestellt.  Ist  die  tienoneih 
schaft  in  Sektionen  gethoilt.  so  muss  der  Mitgliedscbdn  die 
Sektion,  welcher  der  Unternehmer  angehört,  bezeichnen.  Wiid 
die  Aufnalmie  in  das  Kataster  abgelehnt,  so  ist  hierflbw  eil 
mit  Grilnden  versehener  Bescheid  rioni  Betriebsuntem^nar 
durch  Vermittclung  der  unteri'n  Verwaltungsbehörde  ; 
stellen. 

Gegen  die  Aufnahme  in  das  Kataster,  sowie  gegen  die 
Ablehnung  derselben  steht  dem  Unternehmer  hinnen  eiiw 
Frist  von  zwei  Wochen  nach  erfolgter  Zustellung  des  Mit^Üed- 
sdieins  bezw.  des  ablehnenden  Res<'beides  die  Beschwert  in 
das  Rcic'lis-Versifherungsamt  zu.  Dieselbe  ist  bei  der  unto« 
Vei-wiiltunpslwhiirde  einzulc^fn. 

Winl  gegen  einen  atilelmenden  Bescheid  von  dem  Betridifr 
uuterneluuer  imierhalb  der  angegebenen  Frist  Beschwerde  nidit 
erholen,  so  liat  die  untere  Verwaltungsbehörde  den  Fall  dtn 
Reifhs-Vei-sicheningsanit  zui'  Entsclieidui^  vorzulegen. 

Winl  in  <lem  Falle  des  ^  36  Absatz  2  die  MitfdiedBCiit 
des  Unternehmers  von  dem  Vorstjinde  der  in  der  Anzöge  be- 
zeichneten (ienossenschaft  anerkannt,  so  liegt  diesem  die  Ve^ 
jiflichtung  oh,  hien'on  dem  Vorstande  der  anderen  Geno 
Schaft  Mittheilung  zu  machen.  Letzterer  ist  berechtigt,  ii 
halb  zwei  Wochen  nach  dem  Empfange  der  Mittheilung  fnfN 
(Ue  Anerkennung  der  Mitgliedschaft  beim  ReichS'Veracheraag»- 
amt  die  Beschwenle  zu  erheben. 

Den  Sektionsvorstanden  sind  Auszüge  aus  dein  Kattficr 
in  Betrefr  der  zu  ihren  Sektionen  gehörenden  Untendiu 
mitzutheilen. 


S  3S.  .Icdpr  HelrieliMuitcmehinci"  ist  vi^iiiHirbti't,  Acmlp- 
ruii^TiL  «'iucs  IMrichep,  welclic  fiir  die  Zutiebiiripkeit  zu  oiner 
ItenossenM'hHft  von  Kcdoutung  siud,  dem  (ionosscnschaftsvor- 
stoode  liinnen  oinor  diiivh  das  Statut  festziisct/endi'ii  Frist  an- 
zuzeifnm.  Erachtet  letztei-er  iu  Folge  dieser  Aiizeifie.  odor 
ohne  den  Eiiipfaim  einer  solchen  von  Amtswefion  die  Üebcr- 
weisuim  des  Ik-triebcs  an  eine  üiidoit'  (ieiiosscnsi-haft  filr  ge- 
boten, so  theilt  er  dies  unter  Angabe  der  Irriliide  dem  Be- 
triehsiintemehmer  diireli  Vemiittelung  der  unteren  VeiwHltnngs- 
behönie  und  dem  betheiligten  (ienossenschaftsvoi-stande  mit. 
ftovohl  der  letztei-e,  als  auch  der  Betrielmuntemehmcr  können 
innerhalb  zwei  Wochen  g(>gen  die  l'el)erweisung  hei  dnn  ober- 
weisenden (ienossenst'haftsvorstande  Wi<lei'si)nieh  erhi?beu. 

Winl  innerhall)  dieser  Frist  kein  Widersiiiiirh  erhoben, 
so  erfolgt  lue  Ab-  l«ezw.  Zuschreibung  des  Betrielies  in  den 
Cienossenschaftskatiisteni.  sowie  die  Ausstellung  eines  ander- 
weiten >litg)ieds-heins  flii'  den  Helriebsuntemehmer. 

Winl  fa'txa  die  UeN-rweisiing  Widersprach  eihoben.  oder 
beanspracht  der  Vorstand  einer  dritten  (Jenossenschaft  unter 
ileni  Wiflers|irach  des  Iletriebsuntemehmers  oder  des  Vor- 
sUndos  der  Geuosscuschaft .  welclier  der  Betrieb  bisher  an- 
(tehürte,  die  Veberwcisimg  des  letztei-en.  so  liat  der  Vorstand 
der  Genossenschaft,  welcher  der  Betrieb  bisher  luigehüit  hat, 
die  Entscheidunj:  des  Reichs-A'ersicheraiigsamfs  zu  beantragen. 
Dassell>e  eutsclieidet  nach  Anhönnig  des  betheiligten  Betriel)s- 
imtemehmers.  sowie  der  Vorstände  der  betheiligten  Oenos-fen- 
whaften. 

Wird  dem  Ueberweisiuigsantrag  stattgegeben,  so  tritt  die 
Aendening  in  der  Zugehörigkeit  zur  OenosKCiischaft  von  dem 
Tage  ab  in  Wirksamkeit,  au  welchem  der  Antrag  dem  he^ 
tbeiligten  Genossenschaftsvorstan<le  zugestellt  ist. 

SJ  39.  In  Betreff  der  Anmeldung  von  Aendenuigeii  in  dem 
Betrielie.  welche  filr  dessen  P^inschiltzuiig  in  den  fiefalirentarif 
(§  28)  von  Bedeutung  sind,  sowie  iu  Beti-ett'  des  weitei-en  Ver- 
Uuens  hat  das  üenossensclniftsstatut  Bf^tinnuung  zu  tretfen. 
Gegen  den  auf  die  Annieldung  der  Aendening  oder  von  Auits- 
w^n  erfolgenden  Beücheid  des  Genossenschaftsvorstandes  oder 
des  Ausschusses  (i;  28)  steht  dem  lletriebsunteniehmcr  binnen 
einer  Frist  von  zwei  Woclien  die  Beschwerde  an  das  Reichs- 
Versirheningsamt  zu. 

§  -40.  Binnen  rier  Wochen  nach  Ablauf  des  Rechnungs- 
jahres hat  der  Genossensebaftsvoi'stand  ein  Verzeichniss  der 
beim  Schlüsse  des  Kechnunpjahres  zur  (lenossenschaft  ge- 
hörenden Mitglieder  dem  Reichs-Versicheningsamt  nach  einein 
von  diesem  vorzuschreibenden  Formular  einzureichen.  Kin 
gleifhes  Verzeichniss  ist  binnen  dei-selben  Frist  der  höheren 
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VerwaltunßBbehörde,  sowie  jedem  Mttgliede  der  Genossensclult 
mitzutheilen. 

Das  Reichs  -Versicbeningsamt  kann  den  Vorstand  von 
diesen  Vcrpflicbtunsen  ganz  oder  theilweise  entbinden. 

IT.    ArbeiteransschDase  nnd  Sehtedg^rlcht«. 
ArlieiteraugscbUsse. 

§  41,  Zum  Zweck  der  Wahl  von  Beisitzeni  zuui  ScWeds- 
gericht  (§  46),  der  Ktitwirkuiii;  bei  der  Untersuchung  vonl'u- 
fiUlen  (§  54) ,  der  Begutachtung  der  zur  Verhütung  von  Ud- 
fiUlen  zu  eriasseudt'n  Voi-schriften  (ÖSi  78,  81)  und  ier 
Theilnahnie  an  der  Wahl  zweier  aichtstündiger  Mitglieder  da 
Beichs-Versichenuigsanits  (§  87)  wird  für  jede  Genossensrhaftt- 
sektiou,  uud,  sofeiii  die  Genossenschaft  nicht  in  Sektionen 
getheilt  ist,  für  die  Genossenschaft  ein  Arlwiteraussohuss  er- 
richtet. 

Der  ItundesratU  kann  anordnen,  dass  statt  eines  Aibeitn- 
aus.srhuases  dereii  niehrei-e  nach  Bezirken  gebildet  werden. 

§  42.  Der  Arl>eiterausKchuss  besteht  aus  Vertretern  der 
jenigeu  Orts-  und  Betriebs-(l''ahrik)-Kraukenkasscn,  sowie  te- 
jenigen  Knapiischaftskassen.  welche  im  Bezirke  des  Aussduiues 
ihren  Sitz  haben  und  welchen  mindestens  zehn  in  den  Brtriebn 
der  Gpiiossenschnftsniitglieder  beschäftigte  versicherte  PeiBonn 
ßngelijircii. 

Die  Wahl  erfolgt,  durch  die  Voi-stflnde  der  bczäelmpin 
Kassen  unter  Ausschluss  der  densellieii  aiipehön'uden  Vertreter 
der  Arl)eitgeber.  Wählbar  sind  nur  männliche,  grossjflhiip 
Vorstindsmitglieder,  welche  in  Betrieben  der  Genossenscbate- 
mitfflieder  und  im  Bezirke  des  Ausschusse»  besclillftigt  and, 
sicli  im  Besitze  der  btinierlichen  F^reni-echte  befinden  ud 
nicht  durch  ricliterliche  Anorduui);;  in  der  Verfttgung  Aber  ikr 
^'e^nögen  bcscbiäiikt  sind. 

jq  43.  Der  Arl>eiterausschuss  soll  aus  mindestens  nein 
und  hitclisteiLs  einundzwanzig  Mitgliedern  I)e3tehen.  InDerhull' 
dieser  Gi-eiizen  wird  die  Anzahl  der  Mitglieder  und  derwi 
Vertlieilung  auf  örtlich  abzugit^nzende  Theile  der  Genose«- 
srhaft  mittelst  eines  Regulativs  bestimmt,  welches  durch  dß 
Reiclis-Versicherungsamt  oder,  sofeni  es  sich  um  den  Arbeiter- 
«usschuss  einer  Sektion  handelt,  welche  Ober  die  Grenzen  eioes 
Landes  nicht  hinausgeht,  durch  die  Landes-Zentralbehörde  oder 
die  von  derselben  zu  bestimmende  höhere  Verwaltungsbehörde 
zu  erlassen  ist. 

S  44,  Die  Wahl  der  Aus-tchussnutglieder  erfolgt  Mch 
näherer  Bestimmung  des  ReguIat^^  unter  der  Leitung  eaU 
Vertretei-s  dpijenigen  Behoi-dc.  von  welchei  das  Regulatii  o^ 
lassen  wonleii  ist. 
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mssmitglied  sind  ein  erster  und  ein  zweiter 
ilen,  welche  dasselbe  iu  Behindenmgs&llen 
Falle  des  Ausscheidens  fttr  den  Rest  der 
Reihenfolge   ihrer  Wahl  als  Mitglied  ein- 

t  auf  vier  Jahre.  Alle  zwei  Jahre  scheidet 
hussmitglieder  und  Stellvertreter  aus.  Die 
inden  werden  durch  das  Loos  bestimmt, 
't  das  Dieustalter. 

itglieder  erhalten  aus  der  Geuossenschafts- 
^  des  Genosseoschaftsvorstandes  nach  den 
M!hafl£statut  zu  bestimmenden  Sätzen  Er- 
'  baare  Auslagen  und  entgaageueu  Arbeits- 
ie Anweisung  ist  die  Beschwerde  an  die- 
?lclie  das  Regulativ  erlassen  hat  (t;  43), 
ntscheidet  endgültig. 

ippen  der  Arbeilerausscbüsse. 

LS  in  §  43  bezeichnete  Regulativ  kann  der 

ich  örtlicher  Begrenzung  in  Gruppen  ge- 

und  deren  Gruppen  wählen  einen  Vor- 
Mitte  ihrer  Mitglieder.     Sie  fassen  ihre 
imemuehrheit.   Bei  Stimmengleichheit  eiit- 
!nde, 
oder,  sofern  dieselben  in  Gruppen  getheilt 

wnhien  alljährlich  aus  ihrer  Mitte  zum 
hnie  au  den  Unfalluutersuchungeu  (§  54) 
ke  je  einen  Vertreter,  dessen  Name  und 
ligten  Ortspolizeibehörden  mitzutheilen  ist. 
Schriften  über  den  Sitz  und  die  Geschäfts- 
ise  und  ihrer  Gruppen  werden  im  Übrigen 
H'Btimmt,  welches  so  lange  in  Kraft  bleibt, 
weihen  bei  der  im  §  43  bezt'ichnetcn  Be- 

von  derselben  genehmigt  worden  sind. 

Schiedsgericht«. 

i  Bezirk,  für  welchen  ein  Arbeiteransschuss 
irird  ein  Schiedsgericht  enichtet. 
hiedsgerichts  wird  von  der  Zentralbehörde 
:u  welchem  der  Bezirk  desselben  gehört, 
!zirk  über  die  Grenzen  eines  Bundesstaats 
vernehmen  mit  den  betheiligten  Zentral- 
leichs-Versichei-ungsamt  bestimmt. 
ihiedsgericht  besteht  aus  einem  ständigen 
8  vier  Beisitzern. 

wird  aus  der  Zahl  der  öffentlichen  Beamten 
rde  des  Landes,  iu  welchem  der  Sitz  des 
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Schieds^nphts  l>t>IegoD  ist.  emtmut.  Für  den  Vorsitzendes 
ist  in  gleicher  Weise  ein  Stellvertreter  zu  erneDoen,  welriwr 
ihn  in  Itehindenuigsfailen  vf^rtritt 

Zwei  Beisitzer  werden  von  der  GenoBsenschaft  oder,  sofern 
die  Cicuossenschaft  in  Sektionen  ^etheilt  ist,  von  der  betbet- 
lifften  Sektion  iuis  den  nicht  dem  Vurstande  der  Genosttenschaft 
oder  dem  Voi-stande  der  Sektion  oder  den  Vertrauensmaimeni 
angehörenden  8tiniiid>erechtigteD  und  nicht  durch  lichterlicke 
Anordnung  iu  der  Verfügung  über  ihr  Vennügen  beschraukteo 
iMitgliedem  der  Genossenschaft  gewählt. 

Die  beiden  andeivn  Beisibier  werden  vom  Arbeitenus- 
sfhusse  aus  seiner  Mitte  gewählt. 

Fhr  jeden  Beisitzer  siud  ein  erster  und  ein  zweiter  Stefl- 
vertift^T  zu  wivhlen.  welche  ihn  in  BehindeningEftÜlen  zu  m- 
treten  haben. 

Die  Beisitzer  und  Stellveilreter  werden  auf  ^ier  Jahre  ge- 
wählt. Alle  zwei  Jahi-e  sdieidet  die  Hälfte  der  AuswhosBBit- 
glieder  und  Stellvertreter  aus.  Die  erstmalig  Ausscheidenden 
wenlen  duij^h  das  Loos  bestimmt,  denmftchBt  entscheidet  du 
Dienstalter.  Scheidet  ein  Beisitzer  während  der  Waldpajofc 
aus.  so  ti-eten  ftlr  den  Rest  derselben  die  Stellvertreter  ia  to 
Reilienfolge  ihrer  Wahl  ftlr  ihn  ein. 

Itie  Wald  der  von  den  Versicherten  zu  wühlenden  M- 
sitzor  und  Slellverti-eter  ist  durch  das  nach  Vorschrift  des  |  4S 
n\  erliisscnde  Uegiüativ  zn  i-egeln. 

§  48.  Der  Name  und  Wohnort  des  Vorsitzenden,  so™ 
der  Mitglieder  des  Schiedsgerichts  und  der  Stellvertretw  im- 
selben  ist  von  der  Landeszentralltehörde  (!$  47  Absatx  2)  ii 
dem  zu  deren  amtlichen  VenWentlichungen  bestimmten  BlitIB 
ötTentlich  bekannt  zu  machen. 

§  49.  Der  Vorsitzende  und  dessen  Stellvertreter,  die  Bei- 
sitzer imd  deren  Stellvertreter  sind  mit  Beziehung  auf  ihr  Ant 
zu  beeidigen. 

Aiif  das  Amt  der  Beisitzer  des  Schiedsgerichts  finden  die 
Bestimmungen  der  §§  24  Absatz  2  und  25  Anwendung.  Die  no 
den  jVriMiiteransBcbüssen  gewühlten  Beisitzer  erhallen  nach  den 
durch  (las  Genossonscbafti^statut  zu  bestimmenden  Sätzen  £i8Mi 
fllr  den  ihnen  in  Folge  ihrer  Theilnahme  an  den  Verhandlungen 
entgangenen  Arbeitsvenlienst.  Die  Festsetzung  des  Ersatie^ 
sowie  der  baaren  Auslagen  erfolgt  durch  den  Vorsitzenden. 

Die  Behörde,  welche  das  in  §  43  vorgesehene  ReguUi* 
erlassen  hat,  ist  berechtigt,  die  tTebemahme  und  die  Oblieps- 
heiten  des  Amts  eines  Beisitzers  o<ler  Stellvertreters  dnni 
Geldstrafen  bis  zu  fllnfliundert  Mark  gegen  die  ohne  gewü- 
liehen  Grand  sich  Weigernden  zu  erzwingen.  I>ie  Geldstnien 
fliessen  zur  Genossenschaftskasse. 
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blteD  gleichwob)  ihre  Dienstleistung, 
:ht  zu  Stande,  so  hat,  so  lange  und 
die  untere  Verwaltungsbehörde,  in 
Schiedsgerichts  belegen  ist,  die  Bei- 
ibeitgeber  und  Ärbeituebmer  zu  er- 


or  dem  Schied^^ricIiL 
ide  beruft  das  Schiedsgericht  und 
esselben.  Das  Schiedsgericht  ist  be- 
3  Betriebes,  in  welchem  der  Unfall 
Anschein  zu  nehmen,  sowie  Zeugen 
ich  eidlich  —  zu  vemehnien. 

nur  bescblussfähig,  wenn  ausser  dem 
\nzahl  von  Arbeitgebern  und  Arbeit- 
ens  je  einer  als  Beisitzer  mitwirken. 

des    Schiedsgerichts   erfolgen    nach 

Verfahren  vor  dem  Schiedsgericht 
lun^  mit  Zustimmui^  des  Bundes- 

Isgerichts,  sowie  die  Kosten  des  Ver- 
A  die  Genossenschaft. 
B  Schiedsgerichts  und  dessen  Stell- 
tung  von  der  Genossenschaft  nicht 


LnssrnhloDf  der  EntBehidlgoi^eii. 

UntersurhuDg  der  Unfälle. 

n  einem  versicherten  Betriebe  vor- 
weichen eine  in  demselben  beschaf- 

rd   oder  eine  Körperverletaing  er- 

unfähigkeit  von  mehr  als  drei  Tagen 

at,  ist  von  dem  Betriebsuntemehmer 
schriftfiche  Anzeige  zu  erstatten, 
zwei  Tagen  nach  dem  Tage  erfolgen, 

internehmer  von  dem  Unfall  Kennt- 

Tiehmer  kann  deijenige,  welcher  zur 
?b  oder  den  Betriebstheil,  in  welchem 
,  zu  leiten  hatte,  die  Anzeige  er- 
wesenheit  oder  Behinderung  des  Be- 
dazu  verpflichtet, 
i  Anzeige  wird  vom  Reichs-Versiche- 

mter  Reichs-  oder  Staatsverwaltung 
die  in  Absatz  1  vorgeschriebene  An- 
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zeige  der  vot^setzten  Dienstbehörde  nach  nfiberer  AnwHSDiig 
der8elb«n  zu  erstatten. 

§  52.  Die  OrtspolizeibehärdoQ,  iin  Falle  des  g  51  Ab- 
satz 5  die  BetriobsToFstlinde,  haben  über  die  zur  Ameif^  ge- 
langenden UndUe  ein  Unfaliverzeichniss  zu  föhren. 

§  53.  Jeder  zur  Anzeige  gelangte  Unfall,  durch  velchen 
eine  versicherte  Person  getödtet  ist  oder  eine  Körperverletmäg 
erlitten  hat,  die  voraussichtlicli  den  Tod  oder  eine  Enrerbs- 
unfiVhigkeit  von  mehr  als  dreizelm  Wochen  zur  Folge  haben 
wir^  ist  von  der  Ortspolizeibehöi-de  sobald  wie  möglich  einer 
Untersuebunu  zu  unterziehen,  durcli  welche  festzustellen  situ] : 

1.  die  Veranlassung  imd  Art  des  Unfalls, 

2.  die  getödeten  oder  verletzten  Personen, 

3.  die  Art  der  vorgekouiiuenen  Verletzungen, 

4.  der  Verbleih  der  verletzten  Personen, 

5.  die  Hinterbliebeuen  der  durch  den  Unfall  getddtetei 
Pei-souen,  welche  nadi  §  (i  dieses  Gesetzes  einen  Ent- 
schildigungsanspruch  erheben  können. 

§  54.  Vertreter  der  Genossenschaft,  der  Vertreter  da 
Arbeiterausschusses  liezw.  der  Ausschussgruppe  (§45  Absatz  3) 
und  der  Betnebsuuteniehiiier ,  letzterer  entweder  in  Pason 
oder  durch  duen  A''erti-eter.  können  an  deii  Untersuchungsvet- 
handluugeu  theilnehmen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  dem  (icnosso- 
schaftsvorstaude,  dem  Vertreter  des  Arbeiterausachnsses  baw. 
der  Altsschussgruppe  und  dem  Betriebsuntemehmer  von  der 
Einleitung  der  Untersuchung  rechtzeitig  Kenntniss  zu  gebea 
Lst  die  Oeuossenscliaft  iu  Sektionen  getheilt,  oder  sind  vn 
der  (ienossenscliaft  Veitraueusmänner  bestellt,  so  ist  die  Mit- 
tlieiluug  von  der  Einleitung  der  Untersuchung  an  den  SekÜans- 
vorstand  Iwzw.  an  den  Vertnuieusniann  zu  richten. 

Ausserdem  sind,  soweit  thunlich.  die  sonstigen  Betheiligta 
und  auf  Antnig  und  Kosten  der  Genossenschaft  Sachverstln- 
dige  zuzuziehen. 

§  55.  Die  Festsetzung ■  der  Vei'gütuug,  welche  dem  bei 
der  tlntersuehuiig  des  Unfalls  zugezogenen  Vertreter  des 
ArbeiterauSHchusses  l>ezw.  der  Ausschussgruppe  geuiiss  §  W 
Absatz  4  zusteht,  erfoU?t  durch  die  Ortspolizeibehörde. 

Von  dem  aber  die  l'Dtei'siichung  aufgenommenen  Proto- 
kolle, sowie  von  den  sonstigen  Uutersuchung&v{>rbaudluii^  U 
den  Betheiligten  nuf  ihren  Antrag  Einsicht  und  gegen  & 
stattung  der  Schreibgebuhren  Abschrift  zu  ertheilen. 

§  5(>.  Bei  den  in  S  51  Absatz  5  bezeichneten  Betrifbai 
bestimmt  die  votgesetjrte  Dienstbehörde  diejenige  BeMnle. 
welche  die  UntcrsiichunK  nach  den  Bestimmungen  der  §§  SS 
bis  55  vor/unt'huien  imd  die  Vergütung  für  den  Vertreter  des 
ArbeiteransBchusses  festzusetzen  liat. 
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Entscheidung  der  Voretnnde. 

ie  Feststellung  der  Entschädigungen  ftlr  die  durcli 
en  Versicherten  und  für  die  Hinterbliebenen  der 
^etödteten  Versicherten  erfolgt 
Üe  Genossenschaft  in  Sektionen  eingetheilt  ist, 
m  Vorstand  der  Sektion,  wenn  es  sich  handelt 
den  Ersatz  der  Kosten  des  Heilverfahrens, 
die  für  die  Dauer  einer  voraussichtlich  vor- 
stehenden Erwerbsunfähigkeit  zu  gewährende 
ite, 

den  Ereata  der  Beerdigungskosten, 
übrigen   Fällen   durch   den   Vorstand   der   Ge- 
iaft. 

ssenschaftsstatut  kann  bestinunen,  dass  die  Fest- 
Intsehädigungen  in  den  Fällen  der  Ziffer  1  und  2 
usschuss  des  Sekfionsvorstandes  oder  durch  eine 
nmission  oder  durch  örtliche  Beauftragte  (Ver- 
)  und  iu  den  Fällen  der  Ziffer  2  auch  durch 
orstand  oder  durch  einen  Ausschuss  des  Ge- 
irstandes  zu  bewirken  ist, 
Feststellung  der  Entschädigung  ist  dem  Ent- 
echtigten  durch  Mittheilung  der  Unterlagen,  auf 
lieselbe  zu  bemessen  ist,  Gelegenheit  zu  geben, 
ler  Frist  von  einer  Woche  zu  äussern. 

id  versicherte  Personen  in  Folge  des  Unfalls 
iben  die  im  §  57  bezeichneten  Genossenschafts- 
lach  Abschluss  der  Untersuchung  (§§  53  bis  56) 
■  Tod  erst  später  eintritt,  sobald  sie  von  dem- 
88  erlangt  haben,  die  Feststellung  der  Entschä- 
!hnie.n. 

cherte  Personen  in  Folge  des  Unfalls  körperlich 
t  sobald  als  möglich  die  ihnen  zu  gewährende 
festzustellen. 

ligen  verletzten  Personen,  filr  welche  noch  nach 
■eizehn  Wochen  eine  weitere  ärztliche  Behand- 
[eilung  der  erlittenen  Verletzungen  nothwendig 
ie  Feststellung  zunächst  mindestens  auf  die  bis 
lg  des  Heilverfahrens  zu  leistenden  Entschä- 
rstrecken.  Die  weitere  Entschädigung  ist,  sofern 
ung  früher  nicht  möglich  ist,  nach  Beendigung 
rens  unverzüglich  zu  bewirken. 

LtschädigungsberechÜgte ,  für  welche  die  Ent- 
ht  von  Amtswegeu  festgestellt  ist,  haben  ihren 
!anspruch  bei  Vermeidimg  des  Ausschlusses  vor 
Fahres  nach  dem  Eintritt  des  Unfalls  bei  dem 
erstände  anzumelden. 
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gung  festgestellt  wird  (ii  61),  fiudet 
iterliche  Eutsrheidung  statt. 
?mieiduug  des  Ansschlusses  biimeu 
llimg  des  Bescheides  bei  dem  Vor- 
Isgericlits  (§  47)  zu  erheben,  iu 
in  welchem  der  Unfall  sich  er- 

I  au&chieheode  Wirkung. 

Rekurs  an  das  Beicbs-VerGicheraugxaint. 
lg  des  Schiedsgerichts  ist  dem  Be- 
lenossenschaftsorgane ,  welches  den 
ssen  hat,  zuzustellen.  Gegeu  die 
Fällen  des  S  57  Ziffer  2  dem  Ver- 
rbliebenen.  sowie  dem  Geuussen- 
r  Frist  von  \ier  Wochen  nach  der 
p  der  Rekurs  an  das  Reichsver- 

hat  keine  aufschiebende  Wirkung. 
■s  §  6  Ziffer  2  die  Anerkennung 

Rechtsverhältnisses  zwischen  dem 
itschädigung  Beanspruchenden  die 
Idigungsanspruchs ,  so  kami  das 
Icn  aufgeben,  zuvörderst  die  Fest- 
cchtsverhältuisi^eB  im  ordentlichen 

In  diesem  Falle  ist  die  Klape  bei 
ses  des  EntschiUUguugsanspruchs 
rieht  zu  bestimmenden,  mindestens 
senden  Frist  nach  der  Zustellung 
cheides  des  Schiedsgerichts  zu  er- 

"äftiger  Entscheidung  des  Gerichts 
erneuten  Antrag  über  den  Ent- 
clieideu. 

tigiingsaufiweis. 

eststellung  der  Entscliädigung  (^  57) 
?iten  des  Genossenschaftsvonttandes 
le  ihm  zustehenden  Bezüge  unter 
ug  beauftragten  Postanstalt  (§  69) 
iszufertigen. 

!hiedsgerichtlicheu  Verfahrens  der 
ändert,  so  ist  dem  Entschädigungs- 
Berechtigungsansweis  zu  ertheilen. 

lg  der  Verhältnisse. 

erhftltnissen ,  welche  för  die  Fest- 
massgebend   gewesen  sind,    eine 


100  XU.     Abdruck  Tan  GeseUen  etc.  V,  & 

wesentliche  Verilndening  ein,  so  kann  eine  anderweitige  Fest- 
fitellunft  derselben  auf  Antrag  oder  von  Amtswegen  erfolgen. 

Ist  der  Verletzte,  för  welchen  eine  Entschidigung  auf 
(jnind  des  ^  5  festgestellt  war,  in  Folge  der  Verletzung  ge- 
storben, so  inuss  der  Antrag  auf  Gewithnmg  einer  Entsdi- 
digung  fllr  die  Hintf rbliebenen ,  falls  deren  Feststellung  nicht 
von  Amtswegen  eifolgt  ist,  hei  Venneidimg  des  AugschlusaeB, 
vor  Alllauf  eines  .lahres  nach  dem  Tode  des  Verletzten  ba 
dein  zustAndigen  Vorstande  angemeldet  wei-den.  Im  Uebrigen 
fiudeu  auf  (las  Verfahren  dio  \'oif!Chriften  der  g§  57  bis  M 
eTits|)recheude  Anwendung. 

P^ine  Erhöhung  der  in  §  5  bestimmten  Rente  kann  nur 
fftr  die  Zeit  nach  Anmeldung  des  höheren  Ansprachs  gefordert 
werden. 

Eine  Mindenmg  oder  Aufhebimg  der  Rente  tritt  von  da 
Tage  ah  in  Wirksamkeit,  an  welchem  der  dieselbe  aussprediäde 
Bescheid  ({i  61)  den  Eutscliildig\ingsbei-echtigten  zugestellt  iiL 

Kiillifikritstenninp.  ! 

S  6ö.  lUe  Kosten  di-s  neilverfftlnvn.s  (g  5  Zifier  1)  nod  j 
die  Kosten  der  Heerdigimg  (.§  6  Ziffer  1)  sind  binnen  idt  j 
Tagen  nach  ihrer  Feststellung  (S  57)  zu  zahlen. 

IHe  Entschiidigimgsrenten  der  Verletzten  und  der  Hintn^ 
hliebenen  der  Getödteten  sind  in  monatliehen  Raten  im  lann 
zu  zahlen. 

Ins  Ausl»iiil  tfraofüiK!  und  aiiRliinilisRlip  KiitscliäiligiingKbemhtigte, 
S  67.  Die  Bei-eehtigung  zum  Bezug  der  Entschfldipuip' 
rcniten  ruht,  s»  lauge  der  Berechtigte  nicht  im  Inlande  woM. 
Ist  der  Itei-echtigte  ein  .\usländer,  mid  verlässt  derselbe 
dauernd  ()a.s  Reichsgebiet,  so  kann  t)m  die  GeDOS.<<enscliaft  ftr 
seinen  Entscbildipungsanspruch  mit  dem  dreifachen  Betrag  der 
Jahi-esrente  ahünden. 

rn|ii:iiiill>iii'keit  ikr  Ktits(-liriili|nin)Esfonl(<nmgm. 
S  68.  Die  den  Ent.schildigimgsberechtigten  auf  Grind 
dieses  Gesetzes  zustehenden  Forderungen  können  mit  recht- 
licher Wirkung  weder  verjitjindet ,  noch  auf  Dritte  flbatiaeeo, 
noch  für  audci-e  als  die  im  S  749  Absatz  4  der  CivilproMi- 
Ordnung  l)ezeichn('ten  Fm-denmgen  der  Ehefrau  und  ehelidieB 
Kinder  und  die  des  ersatzl)en'c!itigten  Anuenverbandes  ge- 
pfilndet  werden, 

Ausznlilanfien  diirrh  ilie  Tost 

ü  69.  Die  Auszaldung  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  n 
leistenden  Kntschädigimgen  wird  auf  Anweisung  des  Genossei- 
schaftsvorstandes  vorschussweise  duR'h  die  Postvenraltnngea 
und  zwar  in  der  R^^el  durch  dasjenige  Postamt,  in  denen 
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Bezii^   der  Entschadigungabei-eclitijrtp    zui'    Zeit    des  Unfalls 
seinen  Wohnsitz  hatte,  bewirkt. 

Verlefit  der  F^nt8chfldiguupsl)erechtipte  seinen  Wohnsitz,  fo 
kit  er  die  Ueberweisun;;  der  Auszahlung  der  ihm  zustehenden 
Eatächfldifning  an  das  Postamt  seines  neuen  Wohnoils  l>ei  dem 
VorEtajule.  von  welchem  die  Ziihlunpsaiiweisuo^  erlassen  wor- 
den ist.  zu  l)eantraßen. 

Liqiiiilationen  der  Post. 
Ü  70.  Binnen  aclit  Wochen  nacli  Abliuif  jedes  ReclmunpB- 
jihn-s  haben  die  Zentml-l'ostbehörden  den  einzelnen  Oenossen- 
ichanm'OTständen  Nachweisungen  der  auf  AnweisuiiR  der  Vor- 
EUnde  geleisteten  Zahlungen  zuzustellen  und  gleichzeitig  die 
Postkassen  zu  Iwzeichnen,  an  welche  die  zu  erstattenden  Be- 
trtep  einzuzahlen  sind. 

Umlage-  iinil  E^heliungsvcrfahren. 

§  71.  Die  von  den  Zentral -Postverwaltungen  zur  Er- 
stattung liquidirt4'n  lietrilge  sind  von  den  Genossenschnftsvor- 
riiuden  gleichzeitig  mit  den  Verwaltmigskosten  unter  lierück- 
Hfhtifning  der  auf  Orund  der  SS  29  und  30  etwa  vorliegenden 
Veiptlichtungen  oder  Berechtigungen  nach  dein  festgestellten 
TntheilungHmassstab  auf  die  Genossenschaftsmitglieder  uiiizu- 
Ifgen  und  von  denselben  einzuziehen. 

Zu  diesem  Zweck  hat  jedes  Mitglied  der  Genossenschaft 
Unnen  vier  Wochen  nach  Ablauf  des  Kechnungsjahres  dem 
GcnosseDSchaftsTorstande  eine  Nachweisung  einzin-eichen,  welche 
enihllt: 

1.  die  während  des  abgelaufenen  Recltuun^jahres  itn  Be- 
triebe beschäftigten  vemicherten  Pei-sonen  und  die  von 
denselben  verdienten  Löhne  und  Gehälter, 

2.  eine  Bert^chnung  der  bei  der  Ihnlegung  der  Beiträge 
in  Anrechnung  zu  bringenden  Betnlgi>  der  Löhne  und 
Gehfilter, 

3.  die  Gefahrenklasse,  in  welche  <ler  Itotrieb  eingeschätzt 
worden  ist  (§  28). 

FQr  Genossenschaftsmitglieder,  welche  mit  der  ifchtzeitigen 
Enseadung  der  Xachweisung  im  Rückstande  sind,  ei-folgt  die 
Feststellung  der  letzteren  durch  den  tienossenschafts-  brzw, 
SekÜoDEvorstand  auf  Vorschlag  des  etwa  bestellten  Yertniuea'-- 


§  72.  Von  dem  Genossenschaftsvorstande  wird  auf  Giimd 
der  ihm  vorliegenden  Nachweisungen  (^  71)  eine  sunmiarische 
Gesammtnachweisung  der  im  abgelaufenen  Rechnungsjahre  von 
den  Mitgliedern  der  Genossenschaft,  beschäftigten  versicherten 
Penonen  und  der  von  denselben  verdienten  aiirechmingsfabigen 
Gdiftlter  und  Löhne  aufgestellt  und  denuiiichst  für  jedes  Ge- 
W"iwnwhftftffnT'*el''^  der  Beiti'ag  lierechnet ,  welcher  auf  das- 

hndarnfM  (El)  T.  3.  -  BMikn.  11 
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Postkisen  abzufahren.    Die  Ausfälle  sind   iK'i  der  nächKteii 
ibrerhnimp  zu  dwken. 

Hegen  GenossensehhUPii.  welche  mit  der  ErKtattuufi  der 
Betnijife  im  RUrkstandc  bleilien.  ist  auf  Anti'Jip  der  Zentral- 
pojtbebSrden  von  dem  Reiclis-\'ei>io]ienui(syiiut.  vorl)eh!dtlidi 
der  Bestimmungen  des  ^  33  das  ZwnngslK'iti-eihimgRverfalirou 
rinzuleiten. 

Das  ReiPhs-Vei-sicherunjwamt  ist  heftigt,  zui-  Deokuiin  der 
Anjjjrüihe  der  I'ostverwaltuupeu  zunilrhst  über  beivite  Be- 
ftuule  der  GenosseuschaftskAssen  zu  veifilgen.  Soweit  diese 
BirM  ausreifhen,  hat  dasselbe  das  Ueitreibunpiverfaliren  ^t^ii 
dif  Mitftlieder  der  (ienosseuschaft  einzuleiten  mid  bis  zur 
[lefliunc  der  Rückstände  durchzufQliren. 
Kn'liiuingxfuhrung- 

S  76.  Die  Einnahmen  uud  Ausfiaben  der  Genossen- 
Khiften  sind  von  alleu  den  Zwecken  der  letÄtcren  fremden 
TernnnahinuDgen  und  Veniut^abuii^cu  gesondert  festzustellen 
Oll  zn  verret-bnen;  eliensci  sind  die  Itestiiiide  gesondert  zu 
Tnrahren.  Yeifugbai-e  (ielder  dürfen  »«!■  in  ftH'eutlichen 
Spaikassen  (»der  wie  fJelder  bevonnundcter  l'ersoneii  angelegt 
Kmlpn. 

Sofern  besondere  gesetzliche  Voi-scbriften  über  die  j\n- 
lepmj!  der  (Felder  Bevonmmdeter  nicht  bestellen,  kann  die 
Anlegiu^.'  der  verfügbaren  tieldcr  in  Schiildvcrschrabunpen. 
triebe  von  dem  Deutschen  Reicli,  von  einem  deutschen  Bun- 
dcsjtaate  oder  dem  Keiehslande  BHtiuss-Lotiinngen  mit  gesetz- 
Btber  Ermächtigung  ausgestellt  siiid,  oder  in  Scbnldversclirci- 
\mfffn,  deren  X'erzinsung  von  dem  IJeutselieu  Reich,  von  einem 
ieiiisrben  Bundesstaate  oder  dem  Keiclislande  Elsass-Lntluingen 
pertzlich  garanlirt  ist,  oder  in  Schuldverschreiluiiigen ,  welche 
TOD  deutselipn  koinniunalen  Korjwrationen  (I'roviuzen,  Ki-eisen. 
Gmeiiulen  etc.»  oder  von  den>n  Kmiitanstaltcn  ausgi'Stellt  und 
ntveder  Seitens  der  Inhalier  kündbar  sind,  oder  einer  ix'gel- 
■isi^  Amortisation  unterliegen,  erfolgen.  Auch  können  die 
Gelder  hei  der  Reichsbank  verzinslich  angelegt  werden. 

§  77.  UelMT  die  gesammten  R«-chnungseigel«iisse  eines 
Berhnungsjalires  ist  nach  Abschluss  dessellx'n  alljährlicli  dem 
Reii'listag  eine  vom  Reichs- Vei-sicheningsanit  aufzustulleude 
Xtrhveisung  vorzulegen. 

B^nn  und  Ende  des  Rechnungsjahres  wird  fbr  alh'  (>e- 
Kssenschaften  Ubereinsüuiniend  durch  Reschluss  des  Bundes- 
biIk  fcstcestellt. 


Cnfollvcrh  Utunifsvoi'si'hrineii . 
§  78.    Die  Geno88ens«>haften  sind  liefugt.  für  den  T.'mfang 
'n  üenossenschaftsbezirkes  o<ler  fbr  iH'Stininitelndustnezweige 
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Iffer  2)  fliessen  ia  die  Kraoken- 
ahlimf:  Verpäicbtete  zur  Zeit  der 

idesbehörden  fttr  bestimmte  In- 
en zur  Verhütung  von  Unföllen 
sollen ,  gofem  nicht  Ge&hr  im 
1  Genossenscliaften  und  im  Falle  • 
betheiligteo  Arbeiterausschtlssen 
iiacb  Massgabe  des  §  79  vorher 


lg  der  BeUiebe. 

FteD  sind  befugt,  durch  Beauf- 
erhUtung  von  Unföllen  erlassenen 
von  den  Einrichtungen  der  Be- 
hörigkeit  zur  Genosseoscliaft  oder 
efahrentarif  von  Bedeutung  sind, 
lehufe  Prüfiing  der  von  den  Be- 
l  gesetzlicher  oder  statutarischer 
Arbeiter-  und  Lohnnachweisungen 
I  Listen  einzusehen,  aus  welchen 
3eiter  und  Beamten  und  die  Be- 
ttd  Gehälter  ersichtlich  werden, 
ngehörenden  Betriobsuntemehmer 
len  legitimirten  Beauftragten  der 
f  Erfordern  den  Zutritt  zu  ihren 
Betriebszeit  zu  gestatten  und  die 
•n  an  Ort  und  Stelle  zur  Einsicht 
I,  vorbehaltlich  der  Bestimmungen 
>auftnigt«n  von  der  unteren  Ver- 
itrafen  im  Betrage  bis  zu  drei- 
deu. 

triebsuntemehmer  die  Verletzung 
die  Schädigung  seiner  Geschäfte- 
igung  des  Betriebs  durch  den  Be- 
,  so  kann  derselbe  die  Besich- 
•ter  der  Genossenschaft  bean- 
er  dem  Geuossenschaftsvorstande, 
>auftragten  erfahrt,  eine  entspre- 
n  und  einige  geeignete  Personen 
ine  KostfD  die  erforderliche  Ein- 
nen  und  dem  Vorstände  die  für 
%  nothwendige  Auäninft  Über  die 
Bn  bereit  sind.  In  Ermangelung 
I  dem  Betriebsuntemehmer  und 
Anrufen  des  letzteren  das  ßeicha- 
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rhältoiss  der  einzelnen  Genossen- 
erausschüsse  bei  der  Wahl  der 
tinimt  der  Bundesrath  unter  Be- 
i'ereicherten  Personen. 
enossenschaftevoratände  bezw.  die 
Mitglied  sind  ein  erster  und  ein 
ählen ,  welche  dasselbe  in  Be- 
n  haben.  Scheidet  ein  solches 
Triode  aus,  so  haben  für  den  Rest 
1  der  Reihenfolge  ihrer  Wahl  als 

Reichs-Versicheningsamts  werden 


itndigkeit. 

ieichs-Versicherungsamts  über  den 
ischaften  hat  sich  auf  die  Beob- 
statutariscben  Vorschriften  zu  er- 
D  desselben  sind  endglUtig,  soweit 
Anderes  bestimmt  ist. 
samt  ist  befugt,  jederzeit  eine 
Qg    der  Genossenschaften    vorzu- 

,  Vertrauensmänner  und  Beamten 
auf  Erfordern  des  Reichs-Ver- 
Z  ihrer  Bücher,  Beläge  und  ihrer 
'Züglichen  Korrespondenzen,  sowie 
ntschädigungen  und  Jahresbeiträge 
die  Beauftragten  des  Reichs- Ver- 
letztere seltet  verpflichtet.  Die- 
i  Geldstrafen  bis  zu  Eintausend 

'ningsanit  entscheidet,  unbeschadet 
treitigkeiten ,  welche  sich  auf  die 
ihaber  der  Genossenschaftsilmter, 
iten  und  die  Gültigkeit  der  voll- 
Dasselbe  kann  die  Inhaber  der 
folgung  der  gesetzlichen  und  sta- 
h  Geldstrafen  bis  zu  Eintausend 
die  Beauftragten,  sowie  die  Mit- 
das  Gebot  der  Verschwiegenheit 
trafen  bis  zu  gleicher  Höhe  ver- 

häftsgang. 

img  des  Reichs-Versicherungsamta 
von  mindestens  fünf  MitgUedem 
en),  unter  denen  sich  je  ein  Ver- 
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treter  der  Genossenschaftsvorstftude  und  der  ArbeiterausschttsK 
befinden  müssen,  beiUn^,  wenn  es  sieb  handelt 

a)  »im  die  Vorbei-eitunj;  der  Beschlussfassung  des  Bundes- 
raths  hei  der  Bestimmung,  welche  Betriebe  mit  einer 
Unfallgefafar  nicht  verbunden  und  deshalb  nicht  ver- 
sicfaerungsi]flichtig  sind  (§  1),  bei  der  Genehmignnfr  von 
Veränderungen  des  Bestandes  der  Genossenschaften  (§  31), 
bei  der  AuJiösung  einer  leistungsunfähigea  Genossei^duft 
(§  33),  bei  der  Errichtung  von  Arl>eitPi-ausschfis8en  (g  41), 

b)  «m  die  Entscheiduug  veniiögensrechtlicher  Streit^diata 
bei  Veränderungen  des  Bestandes  der  Genossenschaftoi 
(S  32), 

c)  um  die  Entscheidung  auf  Rekurse  gegen  die  Entschei- 
dungen der  Schiedsgerichte  (§  63), 

d)  um  die  Genehmigung  von  Vorechriften  zur  Verhütuuf 
von  Uiifilllen  (§  78), 

e)  um  die  Entscheidui^  auf  Beschwerden  gegen  Strsftw- 
ftlgungen  der  (JenossenschaftsvorstJlnde  (§  1Ö3). 

So  lange  die  Wahl    der  Vertreter  der    Genossenschilb-    ] 
vorstände  und  der  Arbeiterausschösse  nicht   zu   Stande  g^ 
kommen  ist .  genügt  die  Anwesenheit  von  fiinf  anderen  M- 
gliedern  (einscliliesslich  des  Vorsitzenden). 

Im  übrigen  werden  die  Formen  des  Verfahrens  und  der 
Geschäftsgang  des  B^'icbs-Versicfaerungsamts  durch  Kaisedidie 
Verordnung  unter  Zustimmung  dos  Bundesraths  geregelt 

Kosteu. 

§  91.  Die  Kosten  des  Reichs- Versicheruugsamts  imd  säui 
Verwaltung  trägt  das  Reich. 

Die  nichtständigen  Mitglieder  erhalten  fbr  die  TheflntluDe 
an  den  Arbeiten  imd  Sitzungen  des  Reichs-VeisidieruDfgsimti 
eine  nach  ihrem  Jahresbetrage  festzusetzende  Vergätung,  rai 
diejenigen .  welche  ausserhalli  Berlins  wohnen ,  ausserdan  Ei- 
satz der  Kosten  der  Hin-  nud  Rückreise  nach  den  fl)r  die 
vortragenden  Käthe  der  ohei-sten  Reichsbehörden  geltcnda 
Sätzen  (Verordnung  vom  21.  Juni  1875,  HeichsgeseUbl.  S.  249). 
Die  Bestimmungen  im  {j  16  des  Gesetzes,  bebefleiul  to 
Rechtsverhältnisse  der  Reiclisl)eaiiit«n ,  vom  81.  März  1873 
(Reichsgosetzhl.  S.  öl)  finden  auf  sie  keine  Anwendung. 

Till.  Sclilngg-  HDd  Strkfbestimmniiteii. 
Haftpflicht  der  Betriebsimtemelimer  und  Betriebsbeamleo. 
g  92.  Die  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  veräebertoi 
Personen  und  deren  Hinterbliebene  können  einen  Ampnch 
auf  Ersatz  des  in  Folge  eines  Unialls  erlittenen  Schadens  nur 
gegen  diejenigen  Betriebsuuteraehmer,  Bevollmäditigt«!  cder 
Rq)rä8entanten,  Betrielis-  oder  Ai-beiteraufeeher  gdtend  midn 
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ehtliches  Urtheil  festiiestellt  worden 
sätzlich  herbeigeführt  haben, 
rankt  sich  der  Anspruch  auf  den 
n  Berechtifrten  nfwh  deii  besfeheu- 
?n  gebührende  EntschädigunK  die- 
'he   sie   nach   diesem   Gesetze   An- 

iebsuntemehnier,  Bevollmächtigten 
ebs-  oder  Arbeiteraufeeher,  gegen 
hes  Urtheil  festgestellt  worden  ist, 
ilich  oder  durch  Fahrlässigkeit  mit 
Q  Aufinerksarakeit,  zu  der  sie  ver- 
ler Gewerbes  besonders  verpflichtet 
aft^n  für  alle  Aufwendungen,  welche 
rund  dieses  Gesetzes  oder  des  Ge- 
kenvereicherung  der  Arbeiter,  vom 
übl.  S.  73)  von  den  Genossen- 
Q  gemacht  worden  sind. 
ftet  als  Betriehsuntemehmer  eine 
lung  oder  eingetragene  Genossen- 
tglied ihres  Vorstandes,  sowie  eine 
mung  oder  eingetragene  Genossen- 
,  der  Liquidatoren  herbeigeführten 

inte  kann  in  diesen  Füllen  deren 
Jen. 

§  92,  93  bezeichneten  Ansprüche 
e  daselbst  vorgesehene  Feststellung 
lieil  stattgefunden  hat,  geltend  ge- 
B'estfitellung  wegen  des  Todes  oder 
ffenden  oder  aus  einem  anderen  in 
den  Grunde  nicht  erfolgen  kann. 

tamg  Dritter. 

ritter,  in  den  §§  92  und  93  nicht 
che  den  Unfall  vorsatzlich  herbei- 
ulden  verursacht  haben,  bestimmt 
i  gesetzlichen  Vorsehrift^'n.  Jedoch 
BotschädigungsbeFechtigten  an  den 
chaft  insoweit  über,  als  die  Ver- 
Entschftdigung  durch  dieses  Gesetz 

nissiger  Bebclu^nkungen. 
assenschaften,   sowie  den  Betriebs- 
die  Anwendung  der  Bestinnnungen 
eil  der  Versicherten  durch  Verträge 
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iiittelst  RpRleiiients  oder  Iwsonderer  llcl) 
•hliessen  oder  zu  besohi-änken.  Vertragsbesl 
iesem  Verbote  zuwiderlaufen,  haben  kein?  r 

A  eitere  Ve 
^  97.  Die  Rechte  un 
räpeu,  welclie  von  Unteme 
letriebc  oder  von  den  in  ( 
'ersonen  gegen  die  Folgen 
Jnfölle  mit  Versicheningsa 
ach  dem  Inkrafttreten  dies 
chaft,  welcher  der  Betriel 
icherui^nehmer  dieses  bei 
«antragen.  Die  <ler  Gei 
jahlungsverbindlichkeiten  \ 
lieder  dei-selbeu  (§S  l"*.  2 


§  98.  Die  öffentlichen 
i^ollzuge  dieses  Gesetzes 
leichs-VersicherungsaintÄ  ai 
ler  Genossenschafts-  und  S 
Berichte  zu  entsprechen  um 
inaufgefordert  alle  Mittheil 
llr  den  Geschäftsbetrieb  de 
ind.  Die  gleiche  Verpflici 
lossenschaft^n  unter  einand 

Die  durch  die  ErfQlluii 
leu  Kosten  sind  von  den 
valtungskosten  (§  10)  inso^ 
^Idem  und  Reisekosten  v 
ii^auen,  sowie  in  Gebühn 
ider  in  sonstigen  baaren  A 

GcliUlireD- 
g  99.  Alle  zur  Begrüi 
erhältnisse  zwischen  den  B 
len  Versicherten  anderersei 
ind  aussergerichtlichen  \i 
[ebühren-  und  stempelfrei, 
rotung  von  Berul^enossf 
r'^ollniiichten. 

Straf 
§  100.    Die  GenosseuE 
letriebsuntemehnier  Ordnu 
M  verhiliiRen; 


DcillizedDy  Google 
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a  denselben  auf  Grund  gesetzlicher  oder 
Bestimmung  eii^ereicht<"n  Arbeiter-  und 
ungeu  unrichtige  thatsädüiche  Angaben  ent- 

von  ihnen  gemäss  §  35  erstatteten  Anzeige 
der  Eröffnung  oder  des  Beginnes  der  Ver- 
■ht  des  Betriebes  ein  späterer  Tag  ange- 
der,  an  welchem  dieselbe  stattgefunden  hat. 
bsuntemehmer,  welche  den  ihnen  obliegen- 
1  in  BetrefT  der  Anmeldung  der  Betriebe 
ingen  (§§  11,  35,  38  und  39),  in  Betreff 
r  Arbeiter-  und  Lohnnachweisui^en  (§§  6i> 
Betreff  der  Erfiillung  der  für  Betriebsein- 
in  statutarischen  Vorschriften  (§17  Ziffer  7) 
hhommen,  können  von  dem  Genossenschaft«- 
r  Ordnungsstrafe  bis  zu  dreihundert  Mark 

rafe  kann,  wenn  die  Anzeige  eines  Unfalls 
§  51  niclit  rechtzeitig  erfolgt  ist,  gegen 
^  werden,    welcher  zu  der  Anzeige  ver- 

trafvorschriften  der  Ü§  100  und  101  finden 
setzlichen  Vertreter  handlungsunfähiger  Be- 
desgleichen gegen  die  Mitglieder  des  Vor- 
ei^esellschaft ,  Innimg  oder  eii^etragenen 
wie  gegen  liie  Liquidatoren  einer  Handels- 
g  oder   eingetragenen   Genossenschaft  An- 

Erlara-  der  in  den  §§  100  bis  102  he- 
fUgui^en  ist  der  Vorstand  deijenigen  Ge- 
idig,  zu  welcher  der  Betriebsuntemehmer 
t. 

rafverfllgung  des  Genossenschaftsvorstandes 
ten  binnen  zwei  Wochen  von  deren  Zustel- 
verde  an  das  Reichs-Versicherungsarat  zu.' 
essen  in  die  Genossenschaftskasse. 

Laude  ebehönlen;  Verwaltiingsexekution. 
?ntralbehörden  der  Bundesstaaten  bestimmen. 
-  oder  (Gemeindebehörden  die  in  diesem  Ge- 
Verwaltungsbehörden, den  unteren  ^'erwal- 

rien  Oi-tspolizeibehörden  zugewiesenen  Ver- 
lehmen  sind  imd  zu  welchen  Kassen  die  in 
t5  Absatz  2,  82  Absatz  2  und  85  Absatz  2 
n  fliessen.  Diese,  sowie  die  auf  Grund  der 
00  bis  102  erkannten  Strafen,  desgleichen 
nden  der  Betriebs-  (Fabrik-)  Krankenkassen 
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verhiliyrten  Strafen  (§  80  Alisatz  1)  werdoB  in  1161*86111611  Weise 
heifretrieben,  wie  Gaiieindeabgaben. 

Die  von  den  Zentraltiehörden  der  Bundesstaaten  in  Ge- 
iDässheit  vorstehender  Vorschrift  erlasseueu  ItostiniinungeD  üind 
durch  den  Deutschen  Reidisanzeifter  bekannt  zu  machen. 

Ziist«llungen. 

§  105.  Zustellungen,  welche  den  Lauf  von  Fristen  be- 
dingen, erfolgen  dural  die  Post  mittelst  eingeschrieltenen 
Briefes  gegen  Empfangsschein. 

Gesetzeskraft. 

tj  106.  Die  Bestininiunge»  der  Abschnitte  II.  III,  IV 
und  Vn,  sowie  die  auf  diese  Abschnitte  bezOgliclien  Strafbe- 
Ktimmungen  treten  mit  dorn  Tage  der  Verkündung  dieses 
Gesetzes  in  Ki-aft 

Im  übrigen  winl  der  Zeitpunkt,  mit  welchem  das  Gesetz 
in  Kraft  tiitt,  mit  Zustinnniing  des  Bundesratiis  durch  Kaiser- 
liche Verordnung  bestimmt. 


k'kU  Honiickdrnclfrt'i.    Stcphu  Oslbg]  1  C«.  in  Allcnbari. 
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Fünfter  Band.    Drittes  Heft. 

(UfT  gUHD  Belli*  i*«iaBdi*uii(rtH  BcR.] 

O.  Krnneke,  Die  Ent wickelang  der  aUndigen  IMplomatie. 


Leipzig, 

Verlag  von   Pnncker  &  Hnmblot. 
1885. 
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Die  Entwickeluiig 


ständigen  Diplomatie 

vom  fDnfzehnten  Jahrhundert  bis  zu  den  Beschlüssen 
von  18t5  und  18t8. 


Otto  Kranske. 


Verlag  von  Doncker  &  Hnmblot 
1685. 
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Die  Frage  nach  dem  Alter  uod  der  Heimat  der  ständigen 
liomatie  ist  In  älterer  und  neuerer  Zeit  wiederholt  aufge- 
fen  und  verschieden  beantwortet  worden. 

Unter  den  VölkeiTechtslehrei-n  unseres  Jahrhunderts  fuhrt 
ber  das  moderne  System  der  internationalen  Vertretung  auf  ' 
[*ig  XL  Ton  Frankreich  zurück ')-    Gewäbi-smann  für  diese 
abe  ist  Flassan,  welcher  in  seiner  Geschichte  der  franzö- 
ben  Diplomatie  mitteilt,  jener  Fürst  habe  bei  den  HOfen 

BnrguQd  und  England  residirende  Gesandte  unterhalten^). 

Heffter^}  citirt,  ohne  selbst  in  der  Frage  eine  eigene  Stel- 
(  einzunehmen,  lediglich  die  Ansicht  von  Ward,  der  seiner- 
!  nur  aber  den  zeitlichen  Ausgangspunkt  der  Einrichtung  sieb 
ÄGGt:     „Seit    dem    fOnfzehnten    Jahrhunderte    entwickelte 

aacb  an  anderen  Höfen"  (als  an  dem  päpstlichen)  „gleich- 
ig mit  der  neuen  Gebeimpolitik  und  mit  den  stehenden 
ran  das  System  stehender  Gesandtschaften  zum  Zwecke 
hsetedtiger  Beaufsichtigung,  nie  zur  dauernden  Erhaltung 
s  guten  Einvernehmens,  endlich  zur  Beförderung  specieller, 
niition&ler  Interessen"^). 

Alt*)  lässt,  gleichfalls  ohne  sich  selbst  fest  zu  entscheiden, 
1  Leser  unbenommen,  ob  er  der  Ansicht  Wards.  zu  welcher 

allerdings  mehr  hinzuneigen  scheint,  oder  der  älteren  Theo- 
ien  Vorzug  geben  will,  wonach  der  zweite  der  drei  Magier 
o's  Tou  Verulam,  Ferdinand  der  Katholische  von  Aragonien, 

Vater  der  ständigen  Diplomatie  gewesen  sein  soll.     Diese 

'I  Klnber,  EoropUacbes  Völkerrecht.  2.  Aua.,  bearb.  von  Morst&dt. 
iffhraun  1S51.    S.  206. 

*)  Fbtuii,  Bistoire  gäi^rale'et  raisonn^e  de  ta  diplomatie  (rantaiae. 
t    Pb»  1811.     I,  241. 

■jHener.  Das  enrop&ische  Völkerrecht  der  Gegenwart  7.  Anfi., 
b.  (DB  Geffcken.    Berlui  1882.    S.  416. 

*l  Ward,  Enqairy  iato  the  foandation  and  history  of  the  law  of  na- 
IHC    London  1795.    II,  488. 

')  Alt,  BandbDch  des  europfttschen  GeBandtscliafts- Rechtes  u.  s.  w. 
iaWTO. 

W^H»  (S)  V.  3.  -  Kwiiln.  1 
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letzte  MeinuDg,  in  frah 
wurde  zum  ersten  Male 
Mai-selaei,  einem  begeist 
Ihr  pflichtete  unter  den 

Nach  Bluntschli  „g 
sandtschaften  in  den  \ 
neueren  Zeit  an  und  ist 
und  Ludwip  XIV  ailftem 
Neben  den  VöiV 
sich  unsere  Frage  vor^l 

Der  Italiener  Gibrar 
in  die  Mitte  des  fODbiehi 
mat  Italien*). 

Die  Franzosen  Chan 
Italien  die  Pnoiität  zu, 
land,  und  zwar  fOr  Fr&n 
ständigen  Gesandtschaftf 
gemacht  zu  haben. 

Unser  deutscher  Li 
seiner  Abhandlung  über 

„Stabile  Gesandten 
gegenseitigen  BerQhningi 
und  die  ausserordentlich! 
dass  die  Belassung  ordei 
Bedlirfniss  an  die  Hand 
zehnten  Jahrhunderte  sii 
geführt  worden  und  au( 

*)  HAnelaer,  LeMta«. 

')  Heeren,  Handbuch  6 
Kolonieen  u.  s.  w.    4.  Aufl. 

')  Binntscbli,  Du  modi 
RechUbuch  dargestellt.    3.  A 

*)  Ctbrario,  Economift  p 

'*)  Churi^re,  N^sociatioi 
1B48  f.    1,  p.  XXVlII  f. 

■)  Zeiler,  La  diplomatie 
1881.    S.  3. 

Hier  seien  nur  Zellers 
riöre's  in  kOraerer  Fastting  « 
furent  arriv^  k  ce  moment 
i'ltalie.  Depnis  longteinps  dt 
l'Europo  le  fut  alora  en  grau 
in£me  r^union  de  Corps  poli 
Toisinage  it  de  fr^quentb  rapi 
uoi  Organisation  r^gulifire ; 
qu'une  inBtitution  louüe  renfc 

Euiasaacea  qui  ae  trouvaient 
a  France  en  fit  ttne  institut 
ii  qoi  revieat  rboDuear  d'avi 
MU  1,  U. 

'')  Benmont  Beitrage  i 
8.  5. 
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Die  meiste  Ordnung  und  Consequenz  zeigt  in  diesen)  Falle, 
wie  in  anderen  hiermit  in  Verbindung  stehenden,  die  Republik 
Veaedig;  doch  selbst  Venedig  behielt  nur  diejenigen  Mächte 
forlvihrend  im  Auge,  zu  denen  seine  Beziehungen  von  der 
Art  wiren,  dass  sie  fortwährende  Vertretung  erheischten,  eei 
(g  dass  politische,  eei  es  dass  Handelsinteressen  dabei  ins 
Spiel  kamen  —  Rom.  Spanien,  Frankreich,  England,  Gonstanti- 
nopel.  —  Mit  den  anderen  Staaten  nahm  man  es  nicht  .'^o  ge- 
Dae,  und  wflre  f^elbst  alles  aufgehellt  in  der  GeEchichte  der 
diplomatischen  Verhältnisse,  so  wuixle  man  doch  an  den  meisten 
Stellen  auf  strengen  histonscben  ZusammenJiang  vei-zichten 
■Osseo" '). 

Einen  nodi  späteren  Durchhruch  der  Entwickelung  scheint 
Binke  vorauszusetzen,  nach  einer  gelegentlichen  Aeusserung  in 
der  schon  1827  geschriebenen  Abhandlung  Über  die  Staats- 
iiqnisitoren  zu  schliessen-):  „Wir  finden  hier"  (in  den  Sta- 
tntai  der  venetianischen  Inquisitoren)  „das  gesammte  Ambas- 
urioreniresen  ausgebildet,  obgleich  in  der  Mitte  des  sechszehnten 
Jihrtiunderti)  zwar  dann  und  wann  ein  einzelner,  aber  niemals 
dne  VersaiDmlung  von  Gesandten  regeJmüssig  in  dieser  Stadt 
(Venedig)  war.  Schickt  doch  Spanien  selbst  ei'st  in  der  zwei- 
len  BAlfte  des  sechszehnten  Jahrhundeits  eine  regelmässige 
Gesandtschaft. '- 

Hit  dieser  Ansicht  stimmt  ungefähr  Uberein  die  Angabe 
eines  Publicisten  gerade  jener  Epoche,  der  Regierungszeit  Phi- 
lippg  IL  Der  Franzose  Paschalius  nennt  die  Sitte,  permanente 
Vertreter  zu  senden,  eine  neue:  „die  elende  Ausgeburt  dieser 
dsndeo  Zeit"  '). 

Den  spätesten  Termin  fflr  das  Aufkommen  unserer  Insti- 
tition  nimmt  Geijer  an,  indem  er  an  die  Besprechung  des  zwi- 
kIm  Schweden  und  den  Generalslaaten  geschlossenen  Ver- 
trifns  vom  Jahre  KiH,  in  welchem  ein  Artikel  die  gegen- 
nitige  Unterhaltung  residirender  Gesandter  fordert,  die  Be- 
■erkuiig  knüpft :  „Diese  Sitte  kam  ei-st  jetzt  auf"  *). 

Noch  ist  die  Ansicht  Lappenbergs  zu  verzeichnen:     „Die 


,  -_„ -^,  -  -.^ diploQistiques 

b  Fnnce  et  rAnlriche.  Paris  1845.  ^  -  '^ 
■t  BukB,  Werke  XLU,  121. 
*)  PuchmUuB.  LesatTB.  Altera  editio.  Parieiia  1GI2.  S.  353.  Die 
Anflaie  enchien  1599.  cf.  Naudaeus,  liibliographia  politica  et  ar- 
atatna  cnm  notis  et  obaerratioDibus  litterario-criticis  etc.  (Heraus- 
«a  TOB  M.  Gladofioa,  Lipaiae  1712.  S.  219)  und  ÜJtipteda,  LitCeratur 
iwofal  natOrliuien  ala  posititen  Volkerrecnts.    " 


278S.  8.  iaa. 

aEaniQ  lagationnm  freqnentia,  quibua 
i^tilwia,  propemodum  nmbniiniir.  Nooa  n 
hnioa  aeUUis  infelix  uartos." 

*)  Ueijar,  Geicluchte  von  Sch«4dea.    Uebersetzt  tod  Leffler.    Ham- 
bälg  1836.    III,  91. 


gewöhnliche  Angabe 
in  der  Mitte  des  sieb 
ist  nur  richtig,  wei 
selben  die  Rede  sei 
Jahrhunderts  finde 
sandte  am  englisch 
Schäften  aus  Italien 
die  kleinen  Staaten 
einem  so  kostspieüi 
welche  bei  der  eng 
römischen  Stuhle  j 
Doch  unterhielt  Ve 
ges  in  der  zweiten 
Rom  empGng  sie  : 
Deutschland  stheini 
gekommen  zu  sein, 
darauf  folgten  die 
spfitvr  die  der  weit 

Wir  sehen  trot 
sultat:  man  schwac 
lien  als  Heimat  unr 
Jahrhunderte  als  A 

Für  die  Lösun 
der  Arbeit  zwei  Mt 
liegende  Gedanke  i 
zehnte  Jahrhundert 
Auskunft  über  das 
suchen  ^). 

Aber  gerade  d 
Frage  gar  kein  Int 
meine  und  daher 
gere  dagegen,  wie 
für  Verhältnisse,  w 
als  ein  Jahrhunder 
betrachtet  werden. 


'I  Garden  fTablea 
dfts  siebzehnte  Jahrhu] 
blirent." 

^)  Lappenberg,  Zi 
Hambure  It^l.    S.  417 

*)  UnTollEUndige 
Werken  von  NaudaeuB 
Völkerrechts  seit  den 
Werkes  des  Gesandten 

*)  Wicquefort.  M. 
public«.  A  la  Haye  IC 
que  les  Princes  fönt  n 
gii'Ils  entretienneot  iin 
W.'b  Werk  erschien  1( 


j,.Goo'^lc 


Es  galt  daher,  einen  anderen  Weg  zu  finden,  mit  dem  Ver- 
he,  ans  den  vorliandenen  Publicationen  diplomaliBcIier  Cori'e- 
ndeozen  Aufschluss  zu  erhalten.  Dieses  Tjntei-nehmen  erwies 
\i  als  erfolgreicher.  Einen  grossen  Teil  meiner  Resultate 
danke  ich  der  systematisch  angelegten  VeröfTentlichung  der 
lischen  „Statepapers" ').  Nur  in  einem  Punkte  hat  man  bei 
?r  Beoutzunti  mit  Vorsicht  zu  verfahren:  in  den  Fällen  nur 
zaglicher  Mitteilung  sind  durch  die  Herausgeber  aus  der 
lernen  Sprache  technische  Ausdrücke  hinsichtlich  der  diplo- 
tischen  Titel  und  Charaktere  in  das  Regest  hineingetragen, 
che  dem  Uitexte  fremd  waren.  Von  hervorragendem  Nutzen 
nn  auch  die  Publicationen  von  Ch.  Weiss*),  Lanz^j,  Le 
17,  Charri^re,  Desjardina*)  und  anderen. 

Wir  besitzen  den  Versuch  einer  Zusammenstellung  der 
EJteischen  Gesandten  im  Auslande  seit  dem  Ausgange  des 
lehnten  Jahrhunderts  in  einer  von  Gu^rard  1847  veröffent- 
ten  Liste  ^),  welche  aber  wegen  ihrer  grossen  Ungenauig- 
;  unsere  Zwecke  so  gut  wie  gar  nicht  förderte.  Auf  gründ- 
erer Arbeit  beruht  ein  ähnliches  Verzeichniss,  welches  das 
fkholmer  Reichsarchiv  nach  den  dort  bewahrten  Akten  hei*- 
Eugeben  begonnen  hat^J.  Es  wäre  dankenswert,  wenn 
b  die  Archive  der  anderen  europäischen  Staaten ,  solange 
it  an  eine  Herausgabe,  bez.  Registiirung  sämmtlicher  Akten, 

sie  in  den  Publicationen  der  Statepapei-s  begonnen  ist, 
übt  werden  kann,  dem  Vorbilde  Schwedens  folgten  und 
liehe  Listen  anfertigten.  Ein  brauchbares  Hulfsmittel  bei 
«Dt  Untemehmen  würden  für  das  achtzehnte  Jahrhundert 

Zusammenstellungen  abgeben,  welche  die  Monatsschrift 
mealogisch-historische  Nachrichten"  (Leipzig  1739—1777) 

')  Letters  and  papers,  foreign  and  domesüc  of  tlie  reigo  of  Henry  VIII 

mL  bj  lirewer.  London  IB62  f.  Diese  SammluDg  wird  kurzweg 
EWera  citirL 

Bergeorotb,  Calendar  of  lettera,  despatchee  and  stateuaperG  relating 
tie  D^otiationa  between  England  and  Spain.    London  1862  f. 

B.  Brown,  Calendar  of  statepapers  and  mannBcripta  relating  to  enalisb 
n,  GxiBtiae   in   the    archives   and    collections    of  Venic«  etc.      Lon- 

ikiS. 

")  Weiss,  I'apiera  d'dlat  du  cardinal  de   UranveUe  etc.     Paria  1841  t. 

'1  Uuz,  Kon-MpoodeDx  des  Kaisers  Karl  V.  Leipzig  IBH  f.  — 
lipi{üere  zur  Geschiebte  des  Kaisers  Karl  V.  Stuttgart  1845.  — 
BHOcke  zur  Geschichte  Kaiser  Karls  V.  Wien  1853.    Mon.  Habsbui^- 


AwU. 
*]  I)e*iardi[ 


. ^ardins,  Nfgodations  dlplomaliques  de  la  France  avec  la  Tos- 

«te.    Paris  1859  f 

*l  Annnaire  historigue  pour  l'annäe  1848,  publik  par  la  soci^t^  de 
!«•■  Paris  lÖiT.  S.  145  f.  —  Filr  die  jetzt  in  Frankreich  be- 
inw  Falilikation  der  den  französischen  Gesandten  bei  Autritt  ihrer 
■  encilien    Instructionen  ist  leider  erst  das  Jahr    1648  als  Aus- 


nuAt 


Kewftblt  worden, 
flela  "     - 


.  Maddelaoden  frän  Srenaka  Riks-Archivet  utgjfna  af  R.  M.    Bowal- 
Sl«ckholm  1871  f.    Heft  2.  4. 
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altjährlich  Ober  die  an  dea  europäischeD  Höfen  ankonuneodea 
und  abgehenden  Minister  druckte,  wie  denn  zu  jeuer  Zeit  auch 
bereits  für  die  meisten  Reiche  Europas  StaatshandbOcher  vor- 
haniien  waren. 

Die  Aufgabe  der  vorliegenden  Arbeit  konnte  nicht  sein, 
die  Geschichte  und  PersonaJstatistik  der  einzelnen  stündigen 
Gesandtschaftsposten  von  ihrer  Entstehung  bis  zum  heutigen 
Tage,  bez.  bis  zu  ihrem  Eingehen  zu  verfolgen. 

Ob  die  EntWickelung  an  einzelnen  Stellen  zeitweise  ge- 
hemmt worden  ist  oder  nicht,  und  wann  Pausen  eingetreten 
sind,  das  erschien  der  allgemeinen  Frage  gegenüber  von  unter- 
geordneter Bedeutung.  Geni^,  wenn  es  festzustellen  gelang, 
in  welchem  Zeitpunkte  die  Machte  von  historischer  Bedeutim; 
im  europäischen  Staatensysteme  zum  ersten  Male  residiraide 
Vertreter  abordneten,  und  wie  sie  allmählich  in  der  Nachb«^ 
Schaft  und  in  der  Feme  den  Ring  ihrer  stfindigen  Missicnn 
schlössen. 

Eine  zweite  Seite  der  Entwickelung  des  permanentea  G^ 
sandtschaftswesens  ist  die  Ausbildung  der  diplomatischen  War- 
archie,  die  schiittwetse  erfolgende  Abstufung  von  Bang  üU 
Titeln.    Hier  konnte  jene  theoretische  Litteratur  mit  befficrai 
Erfolge  benutzt  werden,  obgleich  die  Lehrsätze  der  zu  doctri- 
nlLrem    Schematisiren    neigenden    Verfasser  jedesmal  genuer 
NachprQfuDg  an  der  Hand  der  Praxis  bedurften.     Anhugk  ; 
weise  sind  in  diesem  Zusammenhange  die  wichtigsteu  der  t«^  ^ 
wickelten  Modificationen  berUhil:,  welche  das  Rangv(ffUltnB  j 
der  Diplomaten  von  einem  an  sich  gleichen  Charakter  dinh  « 
die  PraeminenzansprQche  ihrer  Mandatare  erlitt.     £ine  da-  l 
gehendere  Behandlung  der  letzteren  Materie  blieb  au« 
sen;  giebt  es  doch  tatsächlich  über  tausend  Weike, 
diesen  Gegenstand  bis  heule  behandelt  haben. 

In  einem  Schlusskapitel  sind  einige  zerstreute  ZOge,  ä» 
bei  der  Untersuchung  der  Hauptfragen  nebenher  gewannt 
wurden,  zu  einem  Bilde  von  den  Anforderungen  zu  vereunecn 
gesucht,  welche  der  diplomatische  Dienst  des  alten  Enni|iiB' 
an  seine  Träger  stellte. 

Untersuchungen  über  einige  specielle  Punkte  des 
schaftsrechtes,  wie  Asylrecht,  Unverletzlichkeit  und  andere  nocb] 
immer  streitige  Fragen,  mussten  vorerst  von  der  VerMM' 
lichung  ausgeschlossen  bleiben. 

Sei  es  mir  auch  hier  verg&nnt,  Kenn  Geh.  Staatatrd 
var  Dr.  Reinhold  Koser  in  Berlin ,  auf  dessen  Anregung  i 
vorliegende  Arbeit  entstand,  meinen  herzlichsten  Dank  ai 
zusprechen. 


Ol  Google 


litel. 

stäBdigen  GesaadtseliafteD. 


-  Heimftt  und  zeitlichen  Aus- 
amatie,  gehen  die  Meinungen 
id  über  etwaige  Vorbilder  der 
er.  Man  kann  hier  in  der 
rscheiden. 

Vertreter,  den  Italiener  Gen- 
gin Elisabeth  Professor  in  Ox- 
evollmftchtigten  der  römischen 
da  sie  sich  oft  lange  zu  Rom 
iY  der  modernen  tesidirenden 
eit  sei  von  den  Päpsten  über- 
id  schliesslich  auch  von  allen 
)nien  •). 

römischen  Provincialverfassung 
eite  Theorie,  welche  in  neuerer 
r  gefunden  hat'},  die  Einrieb- 
linfach  auf  die  römische  Curie 
auptkirchen  sendeten  seit  Ckin- 
n  an  den  byzantinischen  Hof. 
nsales",  ernannt  „ad  vestigia 
m  Verkehre  untereinander  be- 

trea.  Haoovi&e  1,^96.  S.  ö8:  „Tan- 
amque  foederotaram,  qoaa  Ule>  man- 
I  buDC  et  ad  nos  peruenisBe  puto: 
.omanoniTii,  qni  cum  legatos  illoB  iuob 
t  et  alii  omnea  principes."  (G.  Weiake, 
des  Bomains  compu^  avec  les  mo- 
röitliche  WiederholuDg  uDBeres  Gen- 
H  l^tions  et  des  ambasBades.  Etade 
1876.  S.  4.) 
Hache  Geaandtachaftsrecht  der  Plpste. 
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ilieDten  sich  diese  Kii 
politane  ausser  Rom 
nur  noch  den  Resi 
Schäfte  von  grösserer 
Wiewol  ihr  Wirkung! 
gelegenheiten  umfasst« 
römischen  Stuhles  un< 
und  Kirche  seit  Consl 
bare  politische  Wichti 
maasscn  eine  Art  ge: 
langen  den  Rat  des 
lange  eine  engere  p( 
Byzanz  bestand,  war 
wenn  sie  auch  oft 
weilten  und  einander 

Erst  als  die  Kuri 
ziell  anerkannt,  zu  ei 
war,  wurden  jene  Res 
lieh  zu  bleibenden  V« 
welcher  in  dieser  Ei^ 
453  vort  Leo  I.  nach 
sion  gab  dem  i-ömisi 
einen  residirenden  Se 
unterhalten.  Diese  1 
die  Abwesenheit  ode 
gleichzeitige  Ernennu 
einem  Abbruche  der 
kam.  So  hatten  die 
ciub  und  der  Ketzere 
Reprilsentanten  in  B 
gelPfrentlichen  Entset 
tÖi'ov  Ti/.svQor  ?tQta,'ii 

Das  Apokrisiaria 
führten  hervorgeht,  fa 
in  seiner  Obhut  und 
tischer  Gemeinschaft, 
hunderte  hörte  die  p 
tinopel  auf,  und  auch 
seit  dem  Ende  jenes 

Die  residirenden 
Höfen  des  Abendland 
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kisthen Hofe  Echeinen  sie  schon  zu  Clilochvi^'^  Zeit  erkennbar)*), 
hiben  in  ihrer  Doppektellung  als  Inhaber  geistlicher  Hoheit!=- 
rtchte  UDil  Vermittler  inteinatioDaler  Gescliäfte  einen  so  eipren- 
tümlifhen  Charakter-),  dass  sie  nicht  voll  zu  den  Gesandten 
in  Tolkerrechtlichen  Sinne  frerechnet  werden  können,  lliese 
niriale  Diplomatie  darf  also  von  unserer  Itetrachtung  nusße- 
BCtdoüsen  bleiben. 

Dass  das  Beispiel  des  heili^ren  Stuhles  fUr  die  weltlichen 
Fanten  Vcranlassunfi  geworden  würc  zur  ßestallunj;  von  stiln- 
digen  Gesandten,  bleibt  eine  Vennutun};,  liie  bis  jetzt  urkund- 
Beh  nicht  nachfrewiesen  ist.  Sehr  beachtenswert  in  dieser  Hin- 
(itht  erscheint  immer  der  Umstand,  dass  selu-  frUhzeitifr  eine 
Art  ständige)'  Diplomatie  bei  der  i-öinischcn  Kurie  sich  accre- 
ditirt  findet^). 

Die  Franzosen  ChaiTiöre*K  Zeller''),  Leroy")  und  der 
Deitfsche  Thomas*)  nennen  die  Institution  des  Consulats  als 
Aiueaof!Spunkt  der  ständigen  Missionen.  Thomas  äusi^ert  sich 
iiriiber  folgendennaassen :  „Die  Aufstellung  berufsmassiger 
Vertreter  eines  Staates  im  Auslmide  reicht  in  ihrem  Ursprünge 
artck  in  das  Zeitalter  der  KreuzzUge;  es  ist  der  Handelsgeist 
der  itilienischen  Freistaaten  und  vonielimlich  der  staatsklufie 
Sinn  Venedigs,  welcher,  wie  vieles  andere,  sn  auch  diese  merk- 
Tflnli^e  vOlkeiTPcIitliche  Kintichtung  geschaffen  unil  gefestigt 
bl:  dauernde  Niederlassungen,  nicht  in  der  Weise  der  Colo- 
ueen  des  Altertums,  sondern  lediglich  zum  Zwtteke  voiteil- 
biftA]  Verkehrs  und  sicheren  Hanilelsgcscimftes  unter  dem 
Sdulze  rechtsgültiger  Vertrüge  füi-  Habe  und  Gut  und  unter 

Senseitiger  Anerkennung  nationaler  und  pei-sönlicher  Wurde, 
rten  zur  Aufrichtung  bleibender  und  bevollmiiclitigter  Ver- 
treter und  begründeten,  was  man  heute  mit  dem  Ausdrucke 
Diplomatie  zusumm enzufassen  gewohnt  ist.-- 

Ee  haben  sich  in  der  Tat  noch  gewisse  Spuren  crlialteii, 
die  für  diese  Ansicht  zeugen  können.  Das  venctianische  Ba- 
jiüit  in  Constantinopel  ist  unzweifelhaft,  wie  schon  der  Name 
meigl,  aus  einem  Consulntsposten  gewöhnlicliei'  Art  durch 


'I  Hincmar,  de  ordine  palatii.    cap.  li!,  bei  Löhrcn  107. 

'I  Richter,  Lebrbuäi  des  katholischen  und  evangelischen  Kircheu- 
ndM.  6.  Aufl.,  bearb.  von  Dove.  Leipzig  1W57.  S  12^.  Vcrgl.  aucli 
Orftcr,  419,  Adid.  i. 

')  Die  ProcnratoreD  der  I)eutacliritter  in  Itom.  Vergl.  J,  Voigt.  Ge- 
■didil«  des  denbchen  ItiUerordeos  in  seinen  zwölf  Ualleicii  in  Deutecli- 
Ind.  Berlin  1857  f.  I,  37ö,  und  V.  Voigt.  Geschichte  des  Brandenburg- 
AnuiiKhen  Staates.    2^  Aufl.    Berlin  1>:<U7.    11,120. 

*l  Churfere  I,  p. 

')  Zeller,  Introdi: 

*)  Looy  14.  99. 

'l  Thomu,  Die  Ältesten  Verordnun^ien  der  Ven 
■legenheitcn.    AbhaniU.  der  Müncheuer  Ak.  Phil.  Iiistor.  Klasse 
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den  Lauf  der  D 
den  >).  Beachte 
das  Patent  Hen 
nuG  von  Vercelli 
basciator  rantini 
b  a  i  1  i  a  m  "  verl 

VoD  localei 
gewagt  sein,  in 
serer  Institution 
sich  uns  ergebei 
unterhalten,  eh 
eine  permanent« 

Eine  vierte 
Diplomatie  köni 
bemerkt  geblieb 
Gesandtschaften 
Und  zwar  in  de 
Mission  eines  zu 
Gesandten  dersf 


von  England,  wi 
mund  verweilte' 
zu  betrachten  w 
entgegen,  dass 
wegs  ein  genüge 
seiner  Mission  i: 
Mittelalter  sehr 
Zeit  an  fremdei 
daran  denken  v 

Beachtensw 
längere  Zeit  aul 
sofort  einen  Na 
mehrerer  Fälle, 
tretung  nahe  zu 
Hission  das  Pi 
bezeugt  wurde, 
bestimmtes  Gesc 
zufällig  längere 

Wir  sind  d 
anzuführen,  we)i 
ganges  von  der 
zu  der  moderm 
schieden  aussch: 


■)  Siehe  «cid 
*)  Bianchi,  L 
■lato  piemoDtMe. 
■1  Lenz.  KAni 
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liegt  iD  einem  Creditive 
ahre  1455,  in  dem  er  als 
;b  bei  der  Republik  Genua 
vertreten  zu  lassen'). 
Republik  Venedig,  welche 
bei  Maximilian  1495  aus- 
linet»),  während  bis  1493. 
iDetianische  Gesandte  am 
keiner,  auch  nur  wegen 
en  permanenten  Charakter 

Februar  1496,  „da  der 
i  sehr  lang  und  sehr  ge- 
ende  Kaufleute  als  „sub- 
-  laufenden  diplomatischen 
ahre  wurde,  ein  weiterer 
iano  bei  Heinrich  VII.  als 
Auch  hier  sieht  man 
zu  einer  neuen  Ait  des 

t  noch  die  Hitteilung  des 
em  Jahre  1498  an  seine 

bisher  noch  keinen  stän- 
;ht  bei  sich  gesehen  und 
;hnen,  wenn  Spanien  ihn 
ehren  würde*), 

Beispiel  aber  ist  die  In- 
holiscfae  am  29.  Juli  1506 

als  dieser  zum  residiren- 
König  Philipp  eniannt  wor- 
den klar  die  GrQnde  an- 
!n  haben,  einen  ständigen 
chaftlichen  Interessen  der 
leo  Vater  und  Sohn  und 
ichterte  Möglichkeit  eines 
g  dieser  Motive  macht  es 


lue  es  rtfOD  qne  70  tengft  de 
imunicar  todu  mis  cosaa  y  para 
e  padre  y  ^0  se  debe  fuer,  j 
iMtroB  MtedoE,  podamoB  comu- 
en  fttTor  del  otro,  lo  que  con- 
DuestroB  comunes  estados,  ae- 
>  cDtre  no8  otroB  es;  que  por 
or  residajB  de  coDtJDUo  eo  sn 
Ol  de  GranTelle.    [,  48. 
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er  aiis(lrUcl<licli  aliliomlen  würde  i.spci'ialiter  jicr  Jiler 
Stnis-i.  R>ii(iiMii  iloil  /.n  bk'iheii  uiiil  mit  iillfii  Kr;ift.< 
Aitiidt'p:  Ulli  leiten  soines  Hori'ii  ;^ii  fiiifU'ni'i 

ArIiü liehe,  «enn  auch  vielleicht  weniger  [irilt-'nauli 
spiele  finden  sich  häufig  in  der  Geschichte  rler  Anfang 
geregelten  diplomatischen  Verkehres  zwischen  zwei  Staa 

Ohne  Frape  war  ein  Moment,  welches  die  Verbreitni 
neuen  und  als  Neuerung  empfundenen  Brauches  ei'scb 
das  Misstrauen,  mit  welchem  die  ständigen  Gesandtec 
gleich  von  ihrem  Beginne  an  betrachtet  wurden. 

Zwar  hatte  dieser  Argwohn  schon  die  Diplomaten 
Zeit  getroffen,  in  der  eine  dauernde  Vertretung  noch  nit 
kannt  war.  Hie  Publicistik  des  sechszehnten  Jahrhu 
heiief  sich  darauf,  dnss  die  Athener  und  ß5mer  ängstli 
Sendboten  der  fremden  Völker  überwacht  hätten').  Zu 
Theorie  mit  förmlichen  Lehi-sfttzen  wurde  aber  dieses 
trauen  erst  in  Jener  Periode,  welche  das  System  der  bleib 
Missionen  ausbildete.  Es  traf  sich  ungünstig,  dass  gerade  , 
Tagen,  wo  die  Treulosigkeit  der  Diplomatie,  besonders  in  I 
ihren  Gipfelpunkt  erreicht  hatte",  von  jenem  Lande  aus  dii 
dige  Diplomatie  über  Europa  sich  verbreitete").  Als  der 
der  in  ihrer  entwickelten  Form  neuen  Lehre  gilt  allpemeii 
lipp  von  Conimines.  Diese  Anschauung  hat  insofern  ifai 
rechtigung,  als  der  staatskluae  Burgunder  die  Theorie 
schriftlich  fixirte  und  dadurch  zu  ihrer  weiteren  Verbr 
wesentlich  beitrug.    Aber  die  in  seinen  Memoiren  an  mei 
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Stelleo  Ober  diesen  Ogenstanil  vorgetragenen  Gedanken  sind 
niehi  seinem  Kopfe  entsprungen,  sondern  sind  hauptE^ächlich, 
soweit  sie  nicht  einen  nodi  älteren  Ursprung  haben.  Maximen 
itf  von  Coinmines  Qbevauü  bewunderten  Ludwig  Xf.  und  Ab- 
stnctionen  aus  rier  rQcksiclitslosen  Politik  jenes  Fürsten.  Seine 
Lehre,  oder  besser  gesagt  die  seines  Herrn,  gipfelte  in  dem 
Sabe,  dasa  eine  Gesandtschaft  um  so  angenehmer  wäre,  je 
kbiere  Zeit  sie  im  Lande  verbliebe.  Gesandte  von  Feinden 
lOÜe  man  wol  aufnehmen,  aber  mit  sorgsamen  Spähem  um- 
^Aen,  „was  ehrenvoll  ist  und  Schutz  vor  ihnen  giebt".  Die 
GfiudteD  mQssten  möglichst  schnell  nach  der  Erledigung  ihrer 
Botschaft  zurückgeschickt  werden ,  weil  „es  keine  Freude 
10,  Spione  in  seinem  Hause  zu  sehen".  Damit  steht  der  Rat 
in  bestem  Einklänge,  mehr  Boten  zu  senden,  als  zu  sich  zu 
Ucen.  und  vorzüglich  in  Kriegszeiten  L'nterhändler  bei  dem 
Gegner  zu  accrediüren ,  die  unter  dem  Deckmantel  der  poli- 
IJKheo  Verhandlungen  und  geschützt  durch  ihren  diplomati- 
tibta  Charakter  die  schwachen  Seiten  des  Feindes  atiskund- 
sdiften  könnten  u.  s.  w. ') 

'1  Tgl.  Memoire«  de  Commines.  üd.  Dupoat.  Paria  lr'40  f.  I,  2(14  f. 
J^  n'eit  pM  chose  trop  aeure  de  innC  il'alleea  et  venuea  d'anibaBsadoa, 
orbiea  souvent  se  tnicteot  de  mauTaises  chosea:  toutesfois  il  est  nec«8- 
WBt  i'w  envojer  et  d'en  recevoir.  Et  pourroient  demander  ceulK  qui 
Mnt  eet  article,  les  remedeB  que  je  y  ay  veuz.  qui  en  s<;nuToient  plua 

Snoj;  mais  TOirr  que  je  feroye.  Ceulx  qui  vienneot  des  vraya  amia  et 
il  DJ  a  point  Je  matiäro  de  auapection,  ie  ^erove  d'avis  qu'on  Icur 
Ut  banne  chifere"  ....  Sollen  aber  auch  nicht  tani^e  bleiben :  „car  raoiyliä 
|ri«t  entre  lee  princea  ae  dare  paa  tou^'ours,  Si  leg  Amtiaaaadeura  ee- 
arii  on  publica  rieDueut  de  par  princes  oü  la  bayne  aoit  teile  comme  je 
1^  Ttoe  contiuuelle  entre  toua  ces  geigueurs  dont  j'ay  parle  icy  devant, 

■  nl  tcmpi  it  n'y  n  erant  aeureCe,  Selon  mon  advia.  On  lea  doibt  bien 
Wcttr  et  DUDnoTableiaent  recueillir:  commi'  envojez  au  devant  d'culi  et 
In  Ura  bien  loper  et  ordouner  ^eai  aeura  et  saiges  pour  les  accOm- 
iripKr,  qni  eat  choae  bonneste  et  «eure.  Car  par  1&  on  si.ait  ceulx  qui 
iMt  TCR  enlx  et  Karde-l'ou  gene  legiere  et  mecontens  de  leur  porter  nou- 
NÜM.  Je  let  Tonldroye  tost  ouyr  et  deBpei'her:  car  ce  me  semMe  iria- 
MDniu  choae  qne  de  lenir  sea  enuernya  chez  soi :  de  lea  faire  festoyer, 
iAajtr,  Gure  prteeni,  celci  n'eat  que  honneate.  Et  me  gemble  qu'on 
hIh  «dtt  tooa  meaulRes  et  faire  bon  guet  qiiels  irens  iroient  parier  ä 
■ril  tut  de  joDT  que  de  nuit ,  mala  de  plua  gecrettemcnt  que  l'on  peult 
Bfonr  DDg  ambaaaadeur  qn'ila  m'enToyeroient,  je  leur  envoyeroyc  ae\ix; 
A  mtotm  qn'iti  a'en  ennuyaaaent,  disana  que  Ton  n'y  renvoyast  plua,  ai  y 
"^JJTBje  rehToyer  qoant  j'en  anroye  opportunitg  et  Ie  moyen;  uar  vous 
MKuriez  entojer  espie  ai  bonne  ne  bi  seure.  ne  qui  euat  ai  bien  l'ocil 
m  mir  et  d'entendre'  ...  „Si  tos  gena  aont  deux  ou  troia  il  n'eat  poa- 
H>  qa'on  ae  aeenit  ai  bien  donner  garde  que  l'ung  ou  l'ikultre  n'ait  quel- 
Pm  paroIlM  i  quelqa'un.  ün  saige  prince  met  tousjours  peine  d'avoir 
IKlqtw  amy  %iec  paitie  adverae"  . . .  „'^'i  pourra  dire  que  rostre  ennemy 

■  Mra  ploi  orgoeilleux.  11  ne  m'en  chault.  Aussi  scauray-je  plua  de 
aneUn,  car  k  Ta  fin  du  compte  qui  en  aura  Ie  prouffit,  en  aura  l'hoDDeur." 

Üebo'  die  Bewachung  der  Gesandten  in  Frankreich  au  Ludwii.'S  XI. 
ritn  Tcrgl.  den  Brief  Viscontis,  in  dem  die  Reiae  des  Mailänden  Cagnola 
47S)  geschildert  wird.  ..Sa  diie  Miyest^  |l..  XI)  *  tait  fabriquer  un  grand 
Habre  de  cbaDne-trappei  trfis-pointues  qa'elle  n  l'ait  semer  tout  Ie  lonir 
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Biiinus,  einer  der 
welcher  über  Gesandt» 
solche  Ausspi-öche  des  ( 
der  hohe  geistliche  Wa 
Beifalle').  Diingend  w 
die  notwendige  Zeit  bin 
von  Feinden  seien  aussei 
Kui'z,  er  wiederholt,  wen 
das  von  Commines  Gesai 
wir  bei  Paschalius  •).  N 
Le  Vayer  die  angeblicl 
und  Spionen.  Er  bebau 
Tielen  Fällen  nicht  ab^ 
Geschäfte  zu  vereinbar 
gamen,  zu  täuschen,  di 
rühr  zu  stiften,  so  dass 
Spione  heissen  könnten" 

In  ähnlicher  Tonart 
Hotman^),  Kirchner*),  ä 
betrachtet  die  Gesandte 


des  chemiDS  qut  aboutissent 
ötroite,  afiD  qae  personne  di 
hoie,  Lettree  et  nägociaüoi 
1868.  I,  255.  Vergl.  für  L 
ueDtent,  mentez  encore  plus 

')  BnmuB,  De  leguioni 

')  Bruniu,  194. 

*)  Branus,  232. 

*)  PaschaliuB.    Legatvs 

")  Le  Vayer,  59.  ,,Ete 
Tt  ex  aequo  et  bono  cum  o 
boBo  drciunueniant,  eis  imp 
TTgeaDt:    vt  Legati  mutato  i 

pOBBiDt" 

*)  Magiua,  De  lesato  11 

'')  VaneTiciui,   De  legi 

„Vix   enim    aliiKu  re   expla 

ptuitate."  [Das  Werk  eraoui 

")  HotmaD ,    De  la  cha 

1601.    S.  74. 

^)  Kirchner,  Legatus  et 
">)  Marselaer,  895.  408 
Reringer  als  heute  in  mancht 
M.i  .Verum  et  legati  non 
Quod  suis  oculis  non  postu 
lentur  potiua  quam  ut  ullum 
dum  et  naerere  Boleci)  exploi 
Boctosque  Bubinde  personati 
munitioniB  militaris  periti,  ( 
Tesligüs  oculisque  praeclusa, 
foret,  patehciant" 

")  Besoldus,  Spicilegia 
1624.    S.  9ö  f. 
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«r  als  notwendig  hinstellt,  einem  Boten  des  Feindes  seine 
Waffen  abzunehmen  und  zur  Probe,  ob  dies  gründlich  pe< 
Kbebeti,  die  Kleider  ausschütteln  zu  lassen ').  Selbst  der  riel- 
CT&hreiK  Wicquefort  rät  noch,  die  fremden  diplomatischen 
Vertreter,  wenn  nicht  wie  Feinde,  so  doch  wie  Spione  zu  be- 
traehteo  *). 

Freilich  erhob  sieh  wol  eine  und  die  andere  Stimme  gegen 

diese   schroffen  Ansichten,   wie  z.  B.  des  gelehrten  Oxforder 

Professors  Gentilis");   aber  die   allgemeine  VorstelluB};  wurde 

TOn   dieser  erleuchteteren  Anschauung  nicht  genügend  beein- 

losat.     Wurde  man  doch   auch  in   den  Vorurteilen    bestärkt 

dnrcli  die  Aeusserungen  von  einzelnen  Diplomaten ,   welche  so 

«BTorsichtig  waren,  aus   der  Schule  zu  schwatzen   oder  halb 

Im  Scherze  ihren  eigenen  Beruf  in  möglichst  schwarzen  Farben 

m  M^iildem.  Allbekannt  ist  die  Selbstkritik  Sir  Henvj-  Wottons: 

,An  ambassador  is  a  clever  man  sent  abroad   to   He  for  bis 

coontr}-  *)."      Kostete   ihn   dieser   Ausspruch   auch   die   Gunst 

«iiies  Königs,  Jakobs  I.,   so  wurde   dadurch  doch   der  Ein- 

iiatk  des  Wortes  nicht  verwischt. 

Anch  Marselaer")  und  der  seihst  lange  im  praktischen  diplo- 
■lüschen  Dienste  Savoyens  tätige*)  Bischof  Germonius^)  erkann- 
tan  die  Lüge  im  Dienste  der  Politik  als  vollkommen  gerecht- 
fertigt an  nnd  gaben  als  Gegengift  den  Staatamftnnem  den 
Bit,  nur  mit  ftusserster  Vorsicht  den  Worten  eines  Gesandten 
Glühen  zu  schenken ").  Die  Voraussetzung,  dass  ein  Diplomat 
nnnwunden  die  Wahrheit  reden  könnte,  fAllt  bei  diesen 
SthriflstelterD  ganz  fort  Ein  spanischer  Repräsentant  beim 
Uligen  Stuhle,  Namens  Mendoza,  erklärte  ganz  offen  als  sein 


,       <)  HtfuUff,  841. 
■)  W'itqnefort,  24. 

"^  OcDtilit,  &9:  aAlii  tnipiter  Caciant  ipgos  (bc.  legato»!  esse  spe- 
crinm;  et  ezplonttores,  et  aä  latud  haben:  ego  dod  facio"  etc. 

<)  Renmont,  Beiträge  8.  Diesem  Gedanken  entapricbt  es  Tollkommen, 
«■B  Thomu  Homi  in  seiner  Utopia  gar  keine  Verträffe  geschlossen 
Min  «iU,  da  sie  doch  am  jedes  sich  bietenden  Torteiles  willen  gebrochen 
iMa.  Aocb  Shakespeare  (the  tempest  II,  1)  will  in  seinem  Idealstaate 
ack  der  ScbÜdening  des  Qonialo  nidits  von  Verträgen  wissen. 
>)  Handair,  2H£ 
'" "     "  Geraii 

S.  4. 
')  Gvmoniut,  164.  Tergl.  noch  Le  parfait  ambassadeur.  Traduit  de 
il  cm  Fnii;oi>  par  le  aietir  Laacelot  Paris  1B42.  S.  231  f.  [Der 
■  !gii]n,wi  Ter&iaer  ist  Ant  de  Vera  y  FiEueiToa  e  de  Cunniga,  dessen 
^"«k  16S1  sachien.  Das  italienische  gleicilnamige  Werk  des  Zicata  (Ve- 
•aid(  ItHS)  iat  nur  nn  Plagiat  de«  spaniscben.  ^  ergl.  Ompteda,  540.] 
*  *)  Uandur,  423.  Schon  Paschalius  (^.274)  sagt:  „Cautionis  summa 
W  Legat»  non  sUtim  credere,  sed  extemae  verentiae  domestica  sagacitate 
Wut  ocdUTore. 


DcillizedDy  Google 


16 

Programm:  wenn  er  von  Jemand  belogen  würde,  di 
zweihundert  Male  so  oft  zu  belügen'). 

Noch  im  achtzehnten  Jahrhunderte  begegnen  ^ 
misstrauJBchen  Anschauungen  in  gleicher  Stärke.  By 
trägt  kein  Bedenken,  von  dem  standigen  Gesandten 
Spione  zu  sprechen^),  und  Bayle  sagt  spöttisch 
Dictionnaire ,  ein  Hauptgebot  des  diplomatischen  Ki 
für  Gesandte  jeder  Religion  sei,  Lügen  zu  ei-finden 
selben  unter  die  Leute  zu  bringen^).  Englands  Vei 
dem  lltrechter  Friedenscongresse,  Prior,  variirte  Wo 
Spruch,  indem  er  sich  „animal  peregrine  missum  a( 
dum  rei  publicae  causa"  nannte*).  Der  Verdacht 
Theoiie  auf  die  Gesandten  gelegt  hatte,  konnte  ih 
Umständen  sogar  praktisch  ge^hi-ltch  werden,  da  es 
Völkerrechtslehrem  des  sechszehnten  und  siebzehr 
hunderts  eine  grosse  Partei  gab,  welche  den  Satz  „li 
personam,  cum  Indult  speculatoris"  vertrat"). 

Wenn  die  Zierden  der  Wissenschaft  sich  in  der 
ten  Weise  äusserten,  kann  es  uns  nicht  befremden 
kleinen  Geister  solche  Worte  mit  Freudigkeit  aufnal 
weiter  verbreiteten.  Lancelot '*).  Lehsten')  und  Nen 
klären  mit  unverkennbarem  Behagen  den  Gesandten 
privilegirten  Spion".  Auch  Callitres,  der  doch  selbst 
matische  Laufbahn  besehritten  hatte,  nimmt  Notiz 
Definition").  Am  gemitssigtesten  äussert  sich  noc) 
wenn  er  schreibt:    „Man  hat  zu  allen  Zeiten  gesagt 

')  RäUexion«  but  lea  m^moirea  pour  les  ambasaadenn 
au  Qtinistre  prisonnier.  A  Ville-Francbe  chez  Pierre  Petit. 
Verfassei:  ist  Gtilardi.    Vergl.  Ompteda,  542;,  67. 

^)  Bynberaboek.  Opera  omnia.  Edidit  et  praefatos  est  ] 
Vicat    Coloniae  Allobrogum  1761.    il,  142: 

„In  perpetuis  illis  et  eiploratoriig  legationibtu,  qoalea  fere 

")  „Vn  article  principal  du  Catecbisoe  dea  Ambaseadeun 
jioD  qu'ils  aof  ent,  c'est  d'inventer  dea  fanaset^  et  de  tea  i 
daaa  lea  compagnies." 

')  Boliagbroke.    Lettres.    ed.  179J:i.    II,  90. 

'•)  Vergl.  Jungbber,  De  legationibua  sive  legalorum  anctori 
Städter  Dissertation  1(;J4.    Tbea.  118  f.  134  f. 

°)  Lancelot,  7;), 

')  LehstsD,  De  jure  atque  limitibuB  iBriolabilitatJa  l^&ti 
Rostocker  Dissertation  1738.    S.  18. 

")  Nemeitz,  Vernünfftige  Gedanken  über  allerhand  Hbtorificl 
und  Moraliacbc  Materien.    Frankfurt  a.  M.  1739  f.  IT,  14-5. 

"1  Calli^ca,  De  la  oianiäre  de  negocier  avec  lei  aoaverai 
dam  1716.  S.35  nagt  zwar:  ^c'est  une  erreur  de  croire,  Buin 
vulgaire,  qu'il  faut  qu'un  babile  Ministre  soit  un  grand  Maltre 
fourber":  aber  nur  wenige  Seiten  vorber  (S.  30)  erklftrt  er  i 
appelle  un  Ambassadeur  un  bonorable  Espion;  parceqiie  l'i 
pnncipales  occupations  est  de  d^couvrir  les  Secreta  des  Cot 
truuve,  et  il  s'acquilte  mal  de  son  emploi,  s'il  ne  fait  du  fi 
penses  necessüres  pour  gagner  ceux  qui  sont  propres  k  Ten  ii 


sei.  Dieses  Sprüch- 
,  hat  viele  kui'zsicb- 
mflther  haben  einen 

derai-ügen  Bedenken 
fisten  Staatsmännern, 
Verdienst  der  stän- 
!,   die    Berechtigung 

sich  die  Tadler  auf 
■  Grotius"),  berufen. 
>r  seiner  Zeit  ausser* 
I  stehenden  Gesandt- 
ie  elende  Ausgeburt 
Coming  zweifelte,  ob 
n  Hofe  dulden  sollte. 
^Dg  des  betl-effenden 
asser  in  seiner  Nähe 
r  wissenschaftlichen 
"-wie  Marselaer,  der 
.Itnissen  permanente 
'),    der  Autor  eines 

and  wiederholt  auf- 
ften  aus  dem  Jahre 
loch  unbedeutenderen 
neitz.  Dieser  Letzte 
schliesslich  zu  wagen. 


Igt:  .Les  EutB  refoirent 
raqa  elln  sout  condoites 
ire  si  OD  ne  le  s^t  pas 

l&mi  1621.  II  c  18.  %S 
JSD  lunt,  legationes  assi> 
!ua»,  cui  illae  ignoraUe." 

rigae  1730.  IV,  1007. 
ireaque  sunt,  dod  eqnidem 
>DSBe,  aut  certe  excosari, 
i,  dum  intaentur,  timeMit: 
atiioribns,  viribuB  &acüs 
neacio  quomodo  toi  eres." 
2:  „In  noc  qDoque  uni- 
Uiaa  (bsIto  inre  Gentiam) 
ote  ^uibus  aublatis  com- 
mUsioaes  scilicet  tempo- 
Mandati  Tabulas  poblico 

deun.     Rotterdam    1726. 


d  j,  Google 


18 

der  damals  doch  ziemlich  allgemein  gewordraen  Adb 
dem  grossen  Vorteile,  welchen  die  ständigen  Missi 
Gefolge  liätten,  direct  zu  widersprechen:  «Ob  aber  < 
vevain  gehalten  sey,  eine  Gefandtsehaft  viele  Jahre  n 
ander  bei  eich  zu  dulden,  darOber  Illsst  sich  pro  um 
raisonuiren ')." 

Alle  diese  Anschauungen  sind  aber  keines« 
Himgespinnste  der  Gelehrten  oder  der  politisch  unfn 
Menge  gewesen,  sondern  haben  lange  genug  Qherall  den 
und  Staaten  in  ihrem  diplomatischen  Verkehre  zur  Rici 
gedient  und  dadurch  alleidings  die  Einbürgerung  der  s 
Gesandtschaften  wesentlich  ei-schnert.  Die  Geschieht 
abeneich  an  Beispielen  hiei-fär,  dass  wir  uns  begnOgen 
um  nicht  diese  Darlegung  zu  unverh&ltniasmässigei 
heranwachsen  zu  lassen,  in  aller  Kürze  ein  paar  de 
wQrdig&ten  Fälle  anzu^hreo. 

Die  Gmndsätze  und  die  Praxis  des  verschlagen« 
wig  XI.  sind  bereits  oben  erwährt*).  In  seine  Fu 
traten  auch  die  Nachfolger,  vorzüglich  Ludwig  XII.  und  ] 
und  nicht  anders  dachte  und  handelte  in  Spauien  Ft 
der  Katholische,  wie  wir  aus  seinem  eigenen  Munde  ert 
A.uch  ihm  waren  die  kürzesten  Gesandtschaften  die  I 
und  er  sträubte  sich  daher  nach  Kräften,  stehende  V 
irgend  eines  Monarchen  an  seinem  Hofe  zu  empfangen 

Auch  Maximilian  I.  teilte  die  Abneigung  gegen  i 
gerea  Aufenthalt  fremder  Diplomaten  an  dfin  eigene 
und  um  den  Gesandten  möglichi-t  wenig  Gelegenheit  zu 
ihn  auszukundschaften,  pflegte  er  ihnen  nur  selten  Anii 
erteilen '). 


')  Nemeitz  IV,   122,    Vergl.   noch  Relhel,  De   ambudatoc 

atis  et  eonim  in  jnre  immunitatibas.  MArburg  1685,  I  g  T.  — 
BS.  le^Ii  picnipotentiarii  ideam  declaraos.     Basel  1724.     S.  12. 

*)  Dag  Bild  dieses  Königs  würde  aber  eia  verrenteB  Bein,  i 
nicht  noch  beifüßen  wollten,  dasa  er  in  manchen  Fallen  den  1 
messenen  Aufenthalt  einer  Mission  an  seinem  Hofe  nicht  Reni 
beluhl  er  1480  dem  floreniinischen  Gesandten,  GuicJantonio  Vespi 
bereits  Abschied  genommen  halte,  noch  länger  zu  bleiben.  {Boxet 
Ziehungen  der  Mediceer  zu  Frankreich  während  der  Jahre  1431 
Leipzig  1879.  S.  219.)  Und  ein  anderes  Mal  beklagte  er  sich, 
Signorie  von  Venedig  ihm  im  Vergleiche  gegen  Burgucd  so  aeltan 
auf  kurze  Zeit  Diplomaien  schickte  (Charriere  I,  S,  XXVIII> 

^)  Ferdinand  schrieb  im  Juli  1488  an  Beinen  Vertrete  b 
rieh  VII.,  I'uebia,  er  wolle  eine  englische  Gesandtschaft  ddt  nntv 
dinguDg  bei  sich  sehen,  „so  tbat  the  English  ambasiadon  n 
nothing  to  do  in  Spain  but  to  give  and  to  receive  the  signed  cop 
Ehevertraj;es  zwischen  Arthur  und  Katharina).    Ber^rou)  I,  14. 

*)  „Ferdiniind  always  tbre«  great  difBcnlties  in  the  waj  af 
ambnesadors  remaining  tor  anv  lenglb  of  time  at  hie  coart,  ■•  Im 
'  them  in  the  light  of  spies  and  iolriguera."    BergenroEh  L  S.  XXI 

•)  Varsevicius,  122.  -  Le  Glay  1,  S.  CXXXIIL 
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Institation  soll  Hein- 
uns,  (lass  der  König 
nden  Gesandten  hellte 
Q  AusfQhning  ihn  der 
js  Beinern   Reiche  zu 

ihr  ihrer  Uatertanen 
.  Sie  suchten  ihn  da- 
jussen-te  xü  beschräo- 
^ella,  L5J8  nach  Vin- 
ed  zu  nehmen,  sorgte 
iwadie"  ängstlich  da- 
nur  eine  Unterhaltung 

■eibesstrafe,  mit  einem 
r  Signorie  in  Verbin- 
Zeitläuften  verschärfte 
;h  die  l'ostirung  einer 

Botschafter"), 
r'ei-sammlung  zu  Reuen 
n  Franzose  sollte  von 
plomaien,  den  päpst- 
n  ilQrfen.     Aber  auch 

kurze  Zeit  sein  Privi- 
ngsgebot  auch  auf  ihn 

lung  bestand  in  Eng- 
tanischen Zeit.  Kein 
ärates  durfte  ohne  be- 
tzes,  mit  dem  Minister 
fahren  ^). 


-  ßonioB,  De  legationiüQB 
le  iure  pnblico  etc,  Jenae 
ird  in  dieaem  Ziiummen- 
riographea  Heinrichs  Tit., 
'udeDtissiinum  regem  varüs 
los  celeriter  se  contulere." 
London  1658.    S.  47. 

s   der  nederlandBCfae  diplo- 
ke  KLU,  107. 
Dbli^e  deB  Noi&bles,  qui  fiit 
\&,  qne  les  «^jets  da  Roy 
asaadeura"  etc.  —  Wicque- 

GesandtcD  Jakob  Stockar 
lII  Freistaaten  der  Schwei- 
in  Balthasar.    Zürich  1823. 

ich  begierig  ao,  weil  nach 
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In  spätereo  i 
von  so  ausgedehnten  : 
triguen  der  fremden  I 
offenkundigen  und  doc 
und  bildeten  dafQr  die 
durch  Spione  sowie  d: 
förmlichen  Systeme  au 
Tritt  eines  Diplomatei 
aus  einem  Schreiben 
März  1783,  in  welchei 
Leute  angenommen,  ii 
und  Stunde  jeden  B< 
melden*). 

Das  Misstrauen  ni 
.  die  Gesandten  ebeDfalls 
liehen  Gestalten  sich 
Fürsten  und  ihrer  Ri 
maten  erhielten  zur  B' 
Fonds,  in  Spanien  „ga 

Das  Spionirsysten 
selbstverstAndlicb^);  e 
Grossen  fast  in    die 
zu  sein*). 

Besonders  gewitzi. 
ner,  indem  sie  ihnen 


TenetiaDiKher  Sitte,  keine 
mit  üxend  wiem  fremden 
mid  ÜDlatrediuiK  fAhren  di 

')  Beispiele  davon: 

f&r  LoDOon,  Preassitd 

richs  U.    Berlin  18' 

mt  Berlin,  PoUüache  E 

tat  Wien.  Polit  Korr. 

üeber  die  «l^mone 
Koier  in  Sjbels  EuBtorisc 
Bchichte  Ton  SachBen.   2.  • 

Pipit  Pul  III.  nabi 
tnbehalten,  in  denen  sich  ( 
die  Kirche  finden.  Paccas 
rechte.    Wien  1777.    S.  2] 

■)  BniDDer,  Der  Hu 
handerU.    Wien  1872.    II 

■)  CaUiferee,  19  f.    Vc 

*)  Deber  die  Spionag 
Geschichte  der  prenssiache 

')  Polit  HTorreBponde 
eit  devenu  preaqne  du  dro 
tAcbent  par  toue  le«  mofeni 
Ver^l.  Calliferes,  176:  „Di 
espnt  qo'ili  Bont  re^lU  k 
soite  de  tema  en  a  tellemt 
plni  l'idäe  du  Hiniatre  de 
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T  um  BO  sicberw  f&r  eiae 
itgriffes  rühmten  eich  der 
tiuoderte*)  and  Stanhope, 
*).  Wir  sehen  Minen  and 
1  sich  ober  die  ihnen  durch 
m  Unbilden  nicht  beklagen, 
n  fremden  Diplomaten  in 
taaten  von  Ost-Europa,  zu- 
m  Jahrhunderte, 
von    einem  grenzenlosen 

Sie  hielten  sich  nur  dann 
Uten  in  Constantinopel  fest 

Als  im  Oetober  1530  die 
rg  and  Jurischitz,  in  ihre 
»ren,  „hat  man  die  ver- 
,  „das  niembt  andei-B  dan 
khomen  lassen".  Ein  an- 
enstein ,  durfte  nicht  aus- 
nen  Wächtern  „et  Äulicos 
aal  erlaubt  vurde,  unter 
EU  beeichtigen,  musste  er 
iten  in  Pera  ausserordent- 
non  careret  suspicione"  ■). 
in  eng  befreundeten  Macht, 
I  sich  in  einer  nicht  viel 
Pole  Laski  von  KOnig  Fer- 
ickt  Seinem  Gefolge  war 
.em  Hause  zu  gehen  oder 
Qpfen.  Um  den  Gesandten 
mit  türkiBchen  Untertanen 
Wirt  von  Laskis  Herbei^e 
domo  mecum  nisi  mei  et 
s  Tagebuch  des  Diplomaten 
est,  maDsi  itaque  aolus"  % 
aber  gleichwol    nach    Be- 


ida  qae  dei  feritei  ä  toutes  lei 
ie  les  ay  pä  BormoDter,  car  iU 
sentier  poor  arriner  i  Veff^t  de 

Lancelot,  309. 
btzebnten  Jahrhandert.   DeutBch 


DS:   -iDterrogatiu  de  RvnkoDe 
et,  duit  quod  eat  Oallate  in 
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Btechung  der  Wächter  zu 
beschloss  daher,  Laski  zi 
nem  alten,  wenigstens  noc 
foitzuschleppen  uiid  ibo  ai 
Pole  schildert  „locum  fetii 
bentem  fenestras,  ut  coeli 
andere  Wohnstätte,  als  i 
sich  stolz  am  Bosporus  erl 

Die  Gesandten  durfte 
ihnen  vorgeschriebenen  Si 
seren  Tagen  war  es,  ein  Ii 
tretem  Peraiens  verboten, 
aufzuschlagen  "). 

Wie  stark  der  IQrkisc 
der  feierlichen  Audienz,  w 
erhielt,  in  geradezu  lllchei 
ehe  er  der  Gnade  gewürd 
Qberzutreten ,  seine  Waff 
degen,  ablegen  und  sich 
kleiden,  dessen  weite  Aerr 
ThQrsteher  fest  anpacktei 
vor  den  Sultan  geführt  un 
oder  besser  Wächtern  zu 
gezwungen*).  Diese  von 
mute  zugleich  dictii-te  Et 
des  neunzehnten  Jahrhunc 

ITeberhaupt  sahen  di 
Fürsten  den  Padischah  S' 
kommenden  Gelegenheiten, 
audienzen,  kaum  einige  M 
Gesandte,  bei  seinem  Äbg 


')  G*T»y,  II.  2.  3,  51. 

')  Gdvay,  II.  2.  S.  35.  Di 
nicbt  allen  seltenen  Torgän^e 
aicheniDg  der  hohen  Plnrle  (m 
Porte  demenre  en  toat  temps  o 
dinier  k  aacan  U  facultd  d*;  tc 
Ribier,  Lettrea  et  m^tDoires 
Francois  I'^  etc.    PariB  1666. 

■)  Reomont,  Seitrlige,  5. 

•)  PaschiliuB  (S.  213)  verg! 
Kirchner  (S.  4ätJJ  Bebildert  den 
enim  Utere  sant,  qui  deductuc 
lacertiB,  teneant  et  manibus  qi 
tt  coDinoTcre  ant  ati  pugnia  q 
Mänoire  sor  le  raog  et  U  pre 

')  Andr^Bsv,  CouBtantiDi 
S.  198.  —  Moltke.  Briefe  Qber 
4.  Aufl.    Berlin  1882.    S.  107. 


-■i^:Coogl ' 
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eine  dreistondige  UDterredung  geehrt  nurde,  galt  dies  als  ein 
Usher  gmnz  nnerhfirter  Vorfall  >). 

Du  Untersuchen  der  diplomatischen  Correspondenz  war 
utttriicb  &acb  im  osoiaDischen  Reiche  nicht  weniger  wie  im 
Kirchenstaate ')  und  in  den  anderen  europäischen  Ländern 
ftblich;  nnd  wehe  dem  Unglocklichen ,  wenn  etwas  in  den 
Biiefen  das  Missfallen  der  hohen  Pforte  erregte :  er  hatte  Zeit, 
in  den  sieben  Türmen  darOber  nachzudeuken.  Ein  anderes 
Mal  worden  alle  Wege  abgesperrt  und  den  Sendboten  am 
tDrUschen  Hofe  dadurch  der  Verkehr  mit  ihren  Mandataren 
vnmflglich  gemacht').  Von  derartigen  rigorosen  Maassregeln 
pngen  die  brutalen  Osmanen  erst  nach  dem  rapiden  Sinken 
ihrer  Macht  im  achtzehnten  Jahrhunderte  ab  und  begnügten 
iidi  dann,  wie  schon  gesagt,  wenigstens  das  peinliche  Cere- 
wmiel  an  ihrem  Hofe  möglichst  lange  unverändert  zu  er- 
Wten*). 

Eine  kauin  müdere  Praxis  heri-schte  bei  den  Russen 
In  znr  Regierung  Peters  des  Grasten").  Auch  hier  liess  sich 
dtr  SourerAn  nur  selten  vor  ilen  fremden  Gesandten  sehen*). 
Bnonders  lAslig  war  die  sogenannte  Ehrenwache,  welche  den 
Kpbmaten  heigegeben  wurde,  um  sie  nn  jedem  längeren 
identhalte  unterwegs  und  an  der  Verbindung  mit  Einhei- 
■tieben  zu  hindern.  Der  Niederllln<ier  ßrederoüe,  1615  von 
du  Staaten  nach  Moskau  gesendet,  berichtet  darüber:  „Keinen 
Aspenblick  ist  man  von  dieser  widerwärtigen  Gesellschaft  der 
PiittawB  („Ceremonienmeesters  in  naam,  spionnen  in  de  daad") 
befrdt,  und  bereits  zwölf  Tage  werden  die  Gesandten  wie  Ge- 
fcigoie  gehalten  M." 

An  Laski's  Leiden  erinnert  die  Behandlung',  welche  Thomas 
Bndolpb,  1568  aus  England  zu  Iwan  abgeordnet,  widerfuhr. 
Briu  Engländer  dui-fte  ihn  in  Moskau  besurhen ,  noch  duifte 
<r  oder  ein  Mitglied  seines  Gvfolges  das  ihnen  angewiesene 
EiuE  verlassen.    Vom  October  bis  zum  P'ebruar  musste  Ran- 


'1  Charrifae  1,  642.  „Chose  qn'il  n'aroit  juDftie  faicte  ä  homme  du 
Midc,  fiiit  chmtieD  ou  de  bh  (des  SaltaDs)  loy"  konnte  es  Ridcod 
4n  dcbBtreibung  nennen.  Tergl.  dtm  Bericht  des  liieronrmns  Ton  Zara 
M  idbtn  Zeit  aber  eine  Iftngere  seiner  Gesandtsi-halt  gewährte  Andiene: 
■N  ^reui  non  linc  admiratione  omnium  Turcarum,  quod  tam  diu  apad 
Agiam  Cassarem  manBerant.''  Q^Tay,  II.  1,  40.  S.  weiter  Magius,  De 
tVÜo  libri  doo.  Hanoviae  1596.  S.  GÜ.  [Das  Werlc  de«  MagiuB  erKchien 
»at  im  ?en«di|t  l-'>66.    Vergl.  Ompteda,  ,}37.]    Manelaer,  IM.    Wicque- 

■)  Vergl.  oben  S.  22,  Anm.  1. 

't  Iads,  CoRMpondens  11,  466. 

*)  BielfeU  II,  461. 

*)  FOr  das  Mdmelinte  Jabrhandert  vergl.  Kirchner,  375  f. 

*)  Vergl.  HenDann,  Oetchichte  des  russischen  Staates.   III,  7.10  f. 

')  Sefaeltema,  Bnsland  en  de  Nederlanden.     .Amsterdam  lölT.    I,  91. 
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;o  ausharren,  dann  ei 
gewährte  Audienz  der 
ch  hundert  Jahre  ^ät 
I  nicht  viel  besser  gew 
Legation  in  Moskau  a 

in  einer  Art  von  Ge: 
die  russische  Hauptsta 
albe  Stunde  von  die» 

nicht  zum  zweiten 
jfort  übertreibt  gar  nie 
3:eht ,  mit  seiner  Schill 
isanc«  de  cette  Cour 
j  y  trouvent  peu  de  se 
lODt  consid^räs  comme 
ardäs  comme  des  prisoi 
rotz  ihres  Argwohnes  n 
itzen  eines  stets  anwes 
aus  seinem  Aufenthalte 
,  und  bemohten  sich 
ne  residirende  Ges&ndti 
ertreter  Englands  scho: 
inderts  in  Moskau  hatt 
I  dieser  Beziehung  wa 
voraus  **),  welche  noch 
«rieten  fQr  die  Entfei 
er  Republik.  Nur  Mi 
:,  aber  auch  nur  auf  n 
nessende  Zeit,  ins  Lam 
EtUerdings  sehr  heftige 
ejchstag  ergebnisslos  g( 
). 
ei  der  Königswahl  durj 


Tolstoy,  The  firat  forty 
iBsia.  1553-159S.  Peter 
'lU.  XXXIX. 

Scheltema  t,  144. 

Wirqaefort,  138.  — ü^xr 
«  T«gl.  EichelmUD,  Znr 
[dB  im  18.  J&hrhundert.  Ri 
mB  IV,  19  f. 

Scheltema  I,  263. 

VergL  HftneUer,  178:  „P. 

Wicquefort,  234.  Paccass 
ä  Moier,  VlII.  284:  „Et  n 
st  dana  leur  chambre  que 
iiasaadeara  et  lei  Reudeoa 

aemajnes  aenlement  et  lei 
at  inaii  qu'ils  ayent  en  ee 
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Diplomaten  zugegen 
on  Sigismund  August 
Papstes,  des  Kaisers 
elenden  Nestern  flJr 
bei  der  Eönigswahl 
teilt  wurde,  sich  zu 

deten  die  Polen  in 
mder  Staaten  in  der 
issten  sich  sowol  der 
,  als  der  kaiserliche, 
indte  sammt  Gefolge 
ng  es  ihnen  freilich 
Anordnungen  Nach- 


er  Regierungen  und 
iplomaten  erschwerte 
chaftswesens  und  mit 

Verkehrs;  in  vielen 
;  zu  ziehen,  welchen 

ihre  Sendboten  heg- 
)  naturgemäss  in  den 
ten  hatten,  dass  ein 
Fähigkeiten,  Ansehen 
;  auswärtigen  Gewalt- 
leren  Hülfe  in  seinem 
ngen '').  In  Venedig 
;e  Giannozzo  Manetti 

Mission    erworbenen 


I«  et  de  Cbkrles-Qnint 


liolm  1737.    S.  304;  dtirt 

III,  289  f. 

^tig   Friderid   Wilhelm] 

declinandun  auBpidonem 
ich  in  Deutschland  wurde 
rftcbt,  dAM  nni  „die  mit 

Deputations-,  Kreis-  und 
,  wftren  (Moser  VIII,  275). 
lie  schon  an  und  f&r  sich 

1741  fut  ganz  und  gai 
07). 

lOch  Lengnicb.  In  pvbli- 
ion  cocrectior  et  auctior 
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Freundschaften   mit  Forsten  und  Grossen  im  Auslände  hid 
tausend  Golrigülrlen  gestraft'). 

Demselben  Motive  des  Miestrauecs  verdankte  die  ziemlich 
weit  verbreitete  Sitte  ihren  Uisprung,  dass  die  Diplomiten 
sich  weder  im  eii;enen  noch  fremden  Interesse  am  irgend  eine 
GunstbezeuRung  bei  den  Regierungen  der  Länder,  in  denen 
sie  ihre  Residenz  hatten,  bewerben  durften  nnd  kein  Gescbeok, 
sei  es  was  es  sei,  ohne  Erlaubniss  ihrer  Mandatare  aonehmoi 
sollten,  resp.  die  Gaben  bei  ihrer  Rückkehr  in  das  Vateriuj 
abzuliefern  hatten ').  Die  älteste  darauf  bezOgliche  Verord- 
nung stammt  unseres  Wissens  aus  Venedig  und  trügt  das  Di- 
tum  des  14.  Juni  1238«). 

Da  sehr  oft  Veitttösse  g^en  dieselbe  vorkamen,  warda 
sie  zu  verschiedenen  Zeiten  erneuert  und  mit  immer  härtertB 
StrafandrohunKen  versehen*).  So  wurde  Hermolaus  Barban^ 
als  er  während  einer  römischen  Mission  ohne  Erlaubniss  der 
Signoiie  ans  der  Hand  Innocenz'  VHI.  ein  Bistum  anganoB- 
men  hatte,  sogar  zum  Tode  verurteilt^).  Nach  der  BeendigDi;  ', 
der  Gesandtschaft  mussten  die  Diplomaten  alle  Geschenke  ib> 
liefern  und  einen  Eid  ablegen,  keines  zurQckbehalten  tu  hiba,  1 
und  es  hinR  dann  von  der  Kritik  ihrer  Tätigkeit  dnnJi  &  j 
Signorie  ab,  ob  sie  die  Gaben  wiedererlangten  oder  nicht*). 

Ein  ähnliches  Gesetz  band  die  mailftndiscben  Gesandten*). 

Auch  die  Generalstaaten  erliessen  eine  derartige  E 


')  Beumont,  Beitrage,  28.  > 

^)  Besoldue,  105 ;  ^üt  Muli«r,  t^uae  &  non  Harito  acdpit,  inpiu 
itft  LeßBtus  proditioDJB,  maleque  obrtae  Legationt*  notam  ac  soipi 

')  Albtri,  Le  relazioDi  degli  ambasdalori  Teneti   al  lenato . 

il  aecolo  deciiDO  sexto  nel  eec.  17.    Tenena  1856  f.    Stx.  1.  T.I,  p-IIL 

')  Howella  Panegyricui :  „aihil  prorans  acdpinnt,  ne  tantnlnm  qäta 
Tini.  quautuiD  obbam  implererit"  (Hoirell,  nQafio(a  Bamltxii  etc  b 
.^Dglieano  Sermoae  in  Lalinuin  versa  labore  D.  Eaiiiaü  L.  P.  Hdc  i^ 
juDgitur  alias  «usdem  aDthoris  tnctatai  de  LegaÜB.  Latint  nddta  i 
D.J. Harmaro.  London  1664.  S.  321),  iat  stark  Übertrieben;  Lancelot  (S.M) 
hat  nach  dem  allgemein  Bekaanten  Reebt  mit  seiner  Behaoptnii|:  ^ 
obseruent  rareroeot  ceite  r^le". 

")  Le  Tayer,  112.  ~  Bortius  bei  Anunaeoi  I,  355. 

*)  Beeret  der  venetianiacheD  Signorie  vom  23.  September  ISST 
teneantor  eodem  sacnunento  dare  et  consignare  in  reaitu  sno  onm 
et  omnes  ^atias  quae  sibi  Tel  alüs  pro  eis  fact«  fuerint  in  iprii  vA 
et  legaciODiboB,  excepto  praesenlcs  victnalias  qnae  commedoiat  >■  4^ 
aDibuariia  et  legadonibus ,  et  ezcepto  qaod  possint  rettinse  di  n 
rictualibuB  tantum  quod  valeat  solidos  XL."  R.  Brown,  Calendai  <(M^ 
papere  etc.  relatiog  to  english  affiura.  I ,  p.  LII.  Tbomaa  a.  a.  0.  U 
Vergl.  weiter  Germooiua,  305. 

'')  Saloinoni,  Memorie  storidio-diplomatiche  degli  ambaidiari* 
che  la  citta  di  Milano  inviü  a  direrBi  suoi  prindpi  dal  1500  iI  ID 
Milano  X^d.    S.  37. 


,...n,ylc 


;  nur  für  Geldern  keine  ve 

n   die    englischen   Sendboti 
Den  "), 

1  Moskowitern  der  Braui 
Schaft  empfangenen  Koetba 
es  Herrschers  abzuliefern' 
eboben  zu  werden, 
m  Misstrauen  der  R^erui 
I  Auslände  wol  die  veneti 
lomaten  gewöhnlich  nur  z« 
Jahre  auf  einem  Posten  ; 
lass  bei  zu  langer  Abwese 
imdem  Aufenthalte  derselhi 
r  im  Systeme  liegenden  E 
'.n  würden;  dass  ihr  Interes 
Maasse  geschwächt  werdi 
lugt,  andere  Sympaüiiewi  g 
wurden,  welche  den  höher 

sie  angehörten,  hinderlit 
sein  könnten")."  Allerdin 
1  der  Widerwille  des  Ver 
isen*),  und  die  Rücksicht  i 
in  Signoren  tunlichst  schm 
aufen  und  noch  mit  frisch 
teilnehmen  zu  lassen'), 
trauen  gegenüber  solchen  G 
:te  ihren  Posten  von  der  E 

durch  ihre  Versendung  u 
sehenden  Partei  aus  der  Hi 
:.  B.  die  Feinde  Savonarola 

den  Dominikaner   rüstet* 


n  Bericht  des  achweiieriichen  ( 
und  lur  BeloboniiK  meiner  bei  i 

warden  mir  200  PL  Sterliog 

eilt,  mit  der  EatBchuldiKaDn; ,  u 
iD  Kette  beschenkt:  weil  aber  e 
lung  erlassen  «orden ,  dats  wei 

noch  ihre  Gesandten  Ton  fremt 
llen,  BO  habe  man  jenes  nidit  wi 

,  —  Hethel,  IV.  g  12. 

■Tgl.  R.  Brown  I,  43. 

II  diplomatie  väiitienne.    Mitgeti 

t  sciences   de  Belgique.    Bnixel 
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hunderte,  als  Polen  und  Busslan 
atischeo  Verkehre  mit  West-Europ 
Ln  ßlr  seiner  unwQrdig,  Bich  durc 
unde  yertreten  zu  lassen^). 

Worte,  welche  nocti  fUr  die  Mitte  dt 
kSnnen:  „Les  Tnrcs  ftdbietteDt  chei  eu 
!  et  EatatB,  qni  out  qnelque  liaiBOu  o 
IT,  IcB  Roia  de  Fnmce  et  Angleterre  eli 
ibasiadeuTs  etc.,  dont  U  Porte  Be  fa 
qae  c'est  tut  esDece  d'hommage  qu'ila  li 
QtretieDt  point  dam  les  Conn  da  antn 
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Die  Entste 


Der  dip] 

Um  dii 
der  diplom 
dnrch  vesk 
Der  üispn 
weil  das  ^ 
anglich  ist 
Buchung  nie 

Die  en 
solche  von 
die  des  He 
zweite  ist 
Vercelli,  l 
1460  bei  d^ 
Abschiclcun 
bekannt  sii 
Schäften  ha 
zuerst  mit 
gegebene  \ 
bei  seinen  : 
refielte  Vei 

In  eißi 

')  UiMic 

»)  Bianc 
occuireDtiuni  dod  uunum  Bpiniuauuui 

larium  et  temporal  ium —  ut  bominem  apud  suictani , 

Btolicam  socnimque  reTereüdissitnorum  domiaoruin  cardinaliom  ctlli^ 

—  —  ^  hnbeamus ibidem  continne  maDBumm '"""' 

et  orJinamua  per  presenteB  litieras  oraiorem  et  ambaxiatorem 
tiouum cuin  pleoa  potestate  et  baili*." 


tum  cflt^ 
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!  ein   directes  urkundliches   Zeagniss  die  Esistenz 
ligen  Diplomatie  schon  in  jener  Zeit  annehmen  dDi^eu. 
derini  als  Unterhandlet-  von  Florenz  lange  Zeit  in 
Unter  Cosimo  de'  Medici  und  in  den  ersten  Jahren 
s  1465)  war  der   „süsse  Nicodemus",   also  genannt 
oer  einschiueicheliiden  Redegewandtheit,   der  Ver- 
mailändisehen  Henögp  in  Florenz').     Wegen  des 
i  den  Mediceern  genoss,  wurde  er 
etrachtet").    An  seiner  Stelle  er- 
'  Anfang  1460,  Sacramon-o,   der 
äbarist*),  wobei  allerdings  Unter- 
es nicht  ausgeschlossen  sind.    Zur 
kehrt  äorentinische  Unterhändler 
rscheinlicb  dauernd  residirt  haben; 
on  Piei-o  Alamanni.    Er  verweilte 
:og1ichen  Hofe  und  ei-hielt  in  dem 
CO  Gualterotti  zum  Nachfolger"). 
1  Diplomaten  zur  Zeit  Lorenzo's 
feierlichen  Ambassaden  bei  be- 
hon  stehende  Gesandtschaften  in 
lig-»). 

apel  stand  mit  den  anderen  ita- 
iigem  diplomatischem  Verkehre, 
i  an  Piero  de'  Medici  über  die 
tniglichen  Gesandten  zu  Mailand 
;  der  Schreiber  selbst,  Pucei,  war 
rentinischen  Republik  in  Neapel^). 
Geschichte  das  grössle  Interesse 
r  unsere  Quellen  aus  jener  Zeit 
iide  Brände  im  Archive  haben 
Ichatz  der  Akten  aus  dieser  frühe- 
wissen nur  so  viel ,  dass  Venedig 
um  die  Wende  des  fünfzehnten 
l)oten  unterhielt,  und  dass  diese 
Organe  ihre  Interessen  bei  der 
wnhmehmen  liesseo"). 


2.  115.  121.  183  etc. 

159.  162.  178.  217. 

Doch  Deejardins  II.  527. 

dici  il  MagDifico.    2.  Aufl.  Leipzig  l 


nilienne  etc.    Paris  1S62.    S.  134  f. 
ialomoni,  5:  „Caatiglioni  Oratare  Ducale 

oeta."    (15D0.) 
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Wenii  Lappenberg  behauptet,  dasB  die  italieniEchen  Be- 
publiken bei  ihren  beschränkten  Macht-  nod  Geldmitteln  die 
Initiative  zu  der  neuen  Form  d£s  diplomatischen  Verkehres 
nicht  gegeben  haben  könnten'),  so  muss  dem  entgegen  auf 
die  schon  erwähnte  Relation  des  Fedeli  (1561)  hingewiesen 
werden,  der  ausdrücklich  sagt,  dass  ursprooglich  gerade  die 
kleinen  Staaten  es  waren,  die  zur  Abordnung  ständiger  Ge- 
sandtschaften an  die  Grossmacht  Venedig  schritten,  ehe  es  die 
Letztere  ßlr  nötig  hielt,  ihrerseits  bei  den  kleinen  Nachban 
sich  dauernd  vertreten  zu  lassen^). 

Den   Italienern,    und  zwar,   soweit  wir  sehen,  den  It^ 
publiken  von  Venedig  und  Blorenz.  gebohrt  weiter  auch  dti    ^ 
Venlienst,  Ober  die  Grenzen  ihrer  Halbinsel  hinaus  den  neoes 
Brauch  getragen  zu  haben'). 


§2. 
Venedii;. 

(Venedig  und  Frankreich.)  Die  diplomatischea Be- 
ziehungen Venedigs  zu  Frankreich  datiren  ans  dem  Mittditto. 
Schon  1262  sendete  die  Republik  Marco  Zusto  und  xehn  Jibn 
darauf  Marco  Queiini  mit  Aufträgen  zu  den  franzAsiKta 
Herrschern  *). 

Als  Venedigs  Macht  und  politischer  Einfloss  im  Zaää» 
standen,  so  dass  es  mit  Recht  „oculus  totius  OccidentJs"  gmuit 
werden  durfte  %  unterhielt  ^s  bereits  mit  den  meisten  ütatiti 
einen  regen,  geordneten  Verkehr. 

Baschet  ei-zählt,  1478  habe  die  Signorie,  da  sie  bt- 
veits  in  sehr  nahen  Beziehungen  zu  Ludwig  XL  stand,  ■ 
für  nötig  gehalten,  einen  ständigen  Gesandten  an  den  Hof  te 
Königs  zu  schicken.  Die  Initiative  zu  dem  Schritte  sei  tm 
Venedig  ausgegangen  ^).  Diese  Angabe,  für  die  Baschet  ktiw 
archivaliscbeii  Belege  giebt,  erhält  durch  das  aus  änderet  Pl* 
blicationen  Festgestellte  einigei-maassen  ihre  Bestätigung.  B6^ 
tutio  Gabi-iel.  von  dem  Baschet  behauptet,  dass  er  als  erster 
residirender  Diplomat  der  Signorie  nadi  Frankreich  geginget 
sei  und  bei  Ludwig  XL  von  1478  bis  1482  verweilt  habe,  ü 

')  LappenberK  a.  «.  0.  417. 
')  ReumoDt,  Beiträge  197.    Vergl.  S.  S8. 

')  Auch  Mailand  hatte  schon  HM  eineo  Htandigen  Tsrtretff  in  Fnit 
reich.    Vergl.  DeBjardinB  I,  398. 
*)  Baschet,  200. 

^  Gallano,  Fetri  CastoUani  rita  (1674)  a  38,  bei  Zell«  149. 
*)  Baschet,  299  f. 
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seine  Aufgabe  zur  Zufriedenheit  beendigt  hat,  am  Anfufie 
von  1488  Frankreich*).  Im  Mai  dieses  Jahres  iat  er  jeden- 
falls nicht  mehr  auf  französischem  Boden*).  Interessant  ist 
es  aber  zu  wissen,  dass  zu  dieser  Zeit  sein  Sekretär,  Fietro 
Stella,  als  diplomatischer  Vei-tveter  Venedigs  bei  Karl  VID. 
erwähnt  wird.  Nach  Bascbet  blieb  derselbe  nur  noch  1488  io 
Frankreich  ^). 

Man  beachte  diesen  Umstand  in  VerbinduuR  mit  derebea 
erwähnten  Weisung  der  Sif^norie  an  Zoi-zi,  falls  er  seinen  Auf- 
trag nicht  ausführen  könne,  Frankreich  zu  verlassen,  und  tx- 
wäge,  dass  diese  Maassregel  ein  demonstrativer  Schritt  aät 
sollte,  mithin  die  Abberufung  eines  Gesandten  schon  der  offi- 
cielte  Ausdruck  einer  Verstimmung  ist 

Aus  dem  nächsten  Jahrzehnte  kennen  wir  nur  zwei  vcm- 
tianische  Gesandtschaften,  welche  sich  sclion  durch  ihre  km 
Dauer  und  ihren  Zweck  genügend  als  ausserordentliche  ehint- 
terisiren.  Der  Träger  der  ersten  Mission  (1401)  war  Zaehnii 
Contarini*),  bekannt  durch  seinen  Schlussbericht,  die  eingl 
aus  dem  fünfzehnten  Jahrhunderte  erhaltene  venetiaiuehe 
Relation  über  französische  Verhältnisse').  1405  wurden  Do- 
menico  Trevisan  und  Antonio  Loredan  nach  Florenz  und  M» 
pel  gesendet,  um  dem  französischen  Monarchen  die  GM- 
wünsche  der  Republik  zu  seinem  schnellen  Siegeslaufe  zu  Sh» 
bringen*). 

Mit  der  Thi-onbesteigung  Ludwigs  XII.  wurde  du  Ver, 
hältniss  ein  ganz  anderes.  1408  wurde  wieder  Antonio  Lonjn 
beauftragt,  dem  neuen  Könige  GlQck  zu  wünschen ') ;  er  bUi 
dann  als  residirender  Gesandter  in  Frankreich  *).  "  ■ '  - 
1499  —  1500  Benedicto  Ti-evisan,  1500  —  1502  Fnuten' 
FoRcail,  1502  —  1505  Marco  Dandalo,  1505  Luigi  Uoteäfi, 
1506 — 1509  Antonio  Condnlmer. 

Die  Kriepsstürme  in  Folge  der  Liga  von  Cambraj 
brachen  diese  Reihe.  Nach  dem  Vertrage  von  Blois  (23.)lhl| 
1513)  wurde  Marco  Dandalo  Gesandter  am  französischen  HA** 
Von  nun  an  erlitt  die  ständige  Vertretung  Venedigs 
reich  nur  noch  während  des  ersten  Krieges  zwisdien  Kul  V. 
und  Franz  1  eine  längere;  Unterbrechung'"). 

Die  Reihenfolge  der  venetianischen  Gesandten  in 


>)  R.  Brown  I,  169. 
')  R.  Brown  I,  170. 
')  Baachet,  302. 
*)  Bascbel,  S34. 
"I  Reumont,  Beitrtge,  6 
')  Baachet,  334. 
^}  Bascbet,  332. 
")  Bsachet,  362. 
»)  Baschel,  301.  368. 
'*(  Buchet,  370. 
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e  bezeichnen  lassen,  ist  in  der 
D  Jahrhunderts*): 
alo.  1516-1517  Zuam  Badoer. 
n.  1519—1524  Giovanni  Badero. 
ian,  1529  Andrea  Navagero  (f). 
ian.  1531—1533  Zuam  Antonio 
liustinian.  1535—1537  Giovanni 
■lo  Capello.  1540  -  1542  Matteo 
tonio  Venier.  1544 — 1546  Marin 
Contarini. 

aiser*).]  Im  Mai  1495  finden 
sehen  Gesandten,  welcher  zusam- 
bei  Maximilian  nccreditirt  war. 

Von  jenem  Monate  an  können 
ea  Jahres  am  Hoflager  des  Kai- 
.  Von  Ende  1495  an  war  Con- 
r  Venedigs  hei  Maximilian.  Er 
genden  Jahres  auf  seinem  Posten 
i;  zuiück*).  Contarini  niuss  zu 
irechnet  werden;  zu  dieser  Au- 
esehen  von  der  längei-en  Dauer 
-s  der  Umstand,  dass  er  unver- 
elt,  Francesco  Foscari,  in  dessen 
6  es    lieisst:     „Du    wirst  damit 

edlen  Mannes,  Ritter  Zacbana 
Erlaubniss  zur  Heimkehr  ersucht 
r  ernannt  worden  bist,  um  bei 
in  unserem  Namen  zur  Zeit  allen 
1  Dir  von  uns  werden  übertragen 
e  wirst  Du  die  Herren  Kurfürsten 
,  für  welche  wir  Dich  mit  Be- 
1  haben" ')  .... 


iD  Wilke  „Venetiuiiscbe  Oesondte  am 
Leipzig  1877)  ist  nichla  als  ein  Ausing 
:n  TenetikDiicben  BeUtioDeD.  Die  ein* 
U,  der  VerftMtx  dabei  Dicht  benutzt. 

ürdliDgen 
(April)  i 

ßeoinoDt,  Bellrage,  153.  Im  Urtexte: 
se  ontorem  noatrum  loco  T.  N.  Zacbo- 
iJB  impelnrit  licentiim  repalriandi,  at 

es  amnia  io  die  eiponaa  et  agu  noBtro 
impOBita"  ....  Weiler  unten  wird  Con- 
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e  laoge  dieser  noch  am  kaiser- 
wissen wir  nicht. 
ari  noch  ein  zweiter  Gesandter 
Ein  geschickt,  eiae  Mission,  von 
res  Trflgei'S,  Georgio  Pisani,  nichts 

iblßenden  Jahre  von  Maximilians 
r  Vertretung  Venedigs  beim  Kai- 
iswert,  verfolgen  können,  so  ge- 
I,  grundlegenden  Resultate  doch 
lielt  sicher  schon  am  Ende  des 
e  r  ts    reaidirende    Gesandte    in 

se  Hocenigo  vierzehn  Monate  hin- 
T  beim  Kaiser").  Quirini,  welcher 
em  Schönen  accreditirt  war,  hatte 
oilian*);  welcher  Natur  dieselbe 
seinen  Depeschen  und  seiner  Re- 
ichten genügend  hervor^), 
der  Signorie,  Zuam  Piero  Stella, 
Q  diplomatischen  Auftr&gen  zum 

],  dass  die  Republik  auch  in  der 
re,  in  welchen  sie  mit  Maximi- 
idlichem  Fusäe  stand,  einen  stän- 
ibt  bat. 

rls  T.  an  lasst  sich  die  Reihen- 
anischen  Gesandten  mit  ziemlicher 


'agero,  ernannt  am  10.  Oetober 
ntte  er  Lorenzo  Priuli  als  Amts- 

ilo"). 

'):  „14  Die.  1496.  Lettere  dl  Francesco 
a:  „cotne  a*eTB  commiicAto  al  R6  dei 
orU  di  ripatriare,  ludando  in  Giam- 


>6ri,  Baccoltä.  Ser.  U.  T.  UI,  82. 
t,  Beitrtee,  82. 

abgedrudtt  bei    ErdmamudOrfTei ,    Be- 
der  WiiaeiucliafteD  18S7,  Hine  HeUtion 

noires  de  l'Acad^mie  de  Belgique  XXVII. 


M  neme  que  je  n'ai  paa  eu  k  n^ocier 
aTee  le  BäräniBsime  roi  Bon  A-ire  et  svec 
kta  d'Allemagae." 
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1532—1535  Marc-Antonio  CoDtariDi*). 

1537  und  1538  ist  Gianantonio  Veniero  als  residirendn 
Gesandter  bei  Karl  V.  nachweisbar. 

1537  erhält  Pietro  Mocenigo  eine  Berufung  auf  deo  PoGtSD 
am  kaiserlichen  Hoflager-). 

1541  stirbt  Marino  Giustiniano  in  seinem  Amte  als  ordeot* 
licher  Vertreter  Venedigs  bei  Karl. 

Sein  Nachfolger  wurde  (bis  1543)  Nicola  da  Ponte.  Ab 
dieser  den  Befehl  zur  Heimkehr  empfangen  hatte,  liess  er  sei- 
nen Sekretär  Buonriccio  zur  Verwaltung  der  diplomatiscliei 
Geschäfte  zurück. 

1543—1546  nahm  Bemardo  Navagero  den  Posten  eöD. 

Vom  Ende  1548  an  ist  Marino  CavalH  —  siebenandzwamig 
Monate  hindurch  —  als  ständiger  Gesandter  beim  Kaiser,  1552 
Domenico  Trevisan.  Sein  Nachfolger  war  wahrscbeiiilieli  Fre- 
dengo Badoaro,  welchen  wir  bis  1557  am  kaiserlichen  Edt 
finden.    Er  war  auch  zugleich  bei  Philiiip  II.  accredtürL 

Eine  Erscheinung,  auf  welche  man  bisher  noch  nicht  gc-  . 
achtet  hat,  ist  der  Umstand,  da.«s  die  Signorie  auch  bei  KOä; 
Ferdinand  sich  regelmässig  vertreten  liess.     Der  Grund  litgt 
unzweifelhaft  darin,  dass  Ferdinand  alle  jene  habsbuifisdn 
Lande  in  Deutschland  besass,  deren  Inhaber  vor  und  udi 
Karl  V.  die  Kaiserkrone  trugen  und  durch  ihren  Tenitoriil- 
besitz  allein  eine  gebietende  Machtstellung  eiunahmea   iu  j 
welchem  Jahre  diese  Maassregel  der  Republik  stammt,  Ter^j 
mögen    wir  nicht  zu   sagen.     1536  finden  wir  bereits  (' 
Diplomaten  Venedigs  ständig  am  Wiener  Hofe.   In  jenem  Jikn  j 
ging  Carlo  Capello  als  Gesandter  zum  Könige  und  löste  Fhi>  ! 
cesco    von    diesem    Amte    ab^).     Auch   für   1540   keonsD.r 
einen  vesidirenden  Vertreter  der  Signorie  dort*),    1542  nr  1 
Marino  Cavalli  als  venetianischer  Gesandter  bei  Ferdinand  n  ' 
begleitete  ihn  in  den  Türkenkrieg.     Seine   Relation  *stin 
von  1543*^).    Für   1545   i.st  ebenfalls   die    Anwesenheit  eil 
stehenden    Repräsentanten    Venedigs    bei    Karls    Bruder  be- 1 
zeugt") '). 


1)  Er  oder  ein  neuer  stebeoder  Diptom&t  mius  im  DecemUrlSSMl 
Karl  ceweaen  sein.    Vergl.  WeiBs,  P&piere  d'^t  de  Uran*elle  II,  41t. 

']  „Difficillimis  illis  CaeBoris  temporibus,  qnibuB  ipse  erat  n  cWK. 
eumque  non  siae  magrio  periculo  semper  e8  aecutus,"  tagtUagioauiAi. 
Widmung  an  Mocenigo  |7).  | 

*)  Renmont,  ISQi  Paravia,  Memorie  Teoetifuie  di  LMlei'tion ( i 
Storia.    Torino  1H50.    S.  23Ö.  239.  Vergl.  S.  37  Anm.  8. 

*)  Zelter,  300. 

°)  AlMii,  Ser.  I.  T.  III.    Renmont,  BeibAge,  9ä. 

*)  Aas  einem  Briefe  EarU  an  seinen  in  die  TOrkei 
sandten:  „afin  q^ue  vre  vojage  soit  bien  prioB  de  ladicte  leigmiirie aTirt 
ce  que  en  aera  icy  dit  aox  ambaasadeura  dicelle  reaidana  tutdanenm 
que  le  roT  des  Romaina,  MonaeisneuT  nre  frere."    Lani,  KoihibmIw 
n,  440.  ' 

')  Die  Relationen  der  Botschafter  Venediga    aber 


i  rnundoj^l 

taatdaneniMl 
,  KorraipGtHi  Ht 

Deatacfaland  ^li 
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[VenedifT  und  England'^]  Der  blähende  Handel  der 
VenetiaDer  mit  Flandern,  welcher  sie  nötigte,  alljährlich  grosse 
Handelsflotten  nach  den  niederländischen  Häfen  zu  senden^), 
liess  die  Signorie  in  verhältniBsmüssig  fi-üher  Zeit  in  eine 
nähere  Beziehung  auch  zu  dem  englischen  Reiche  treten.  Der 
Taietianiscbe  Kapitän  der  sog.  „flandrischen  Galeeren",  Gabriel 
Dandalo,  war  nach  Rawdon  Brown  der  erste,  welcher  in  den 
Jabien  1316  und  1817  diplomatische  Auftrüge  der  Republik 
in  England  auszufuhren  hatte").  Den  Anspruch  aber,  tatsäch- 
Heh  t^  der  erste  Gesandte  mit  den  lediglich  aus  diesem  Titel  er- 
waeheniden  Pflichten  und  Rechten  in  England  seitens  der  Signorie 
gevesen  zusein,  darfZuanne  daLezze  erheben,  der  1319  nach 
England  kam,  um  Genugtuung  fQr  die  Plilndei'ung  venetiani- 
Kher  Schiffe  durch  englische  Seeriluher  zu  verlangen,  und  bis 

11S21  blieb*).     FQr  letzteres  Jahr  nennt  Rawrion  Brown  noch 
IVQ  neue  venetianische  Gesandte  am  Hofe  von  St.  James. 
b  Die  nftchsten  fünfzig  Jahre  stockte  rier  Verkehr  g&nzlich. 

Buchet  kennt  aus  dem  Jahre  1374  eine  neue  Gesandtschaft 
in  England,  welche  für  die  dort  angesiedelten  venetianischen 
Untertanen  und  ihren  Handel  Schutz  verlangen  sollte'').  Auf- 
fillcnd  ist  es,  dass  Rawdon  Brown  von  dieser  Sendung  gar- 
ktiae  Notiz  nimmt,  sondern  erst  zum  Jahre  1396  wieder  einen 
Gestodten,  Carlo  Zeno.  nennt. 

Auch  im  fünfzehnten  Jahrhunderte  sind  die  diplomatischen 
Beziehungen  keine  engen.  Wir  kennen  durch  Brown  für  die 
Jilire  1400,  1408  und  1409  Gesandte.  Dann  tritt  bis  1491 
im  irrosse  Pause  ein").  In  diesem  letztgenannten  Jahre  be- 
bnd  sich  der  Cipitfln  der  flandrischen  Galeeren,  Giactimo 
Venier,  am  Hofe  von  Heinrich  VII  Die  Beziehungen  der  Re- 
Hblik  lu  diesem  Könige  waren  damals  UherauFi  freundschaft- 
bche:  die  Signorie  hatte,  was  Heinrich  spiUer  rühmend  hervor- 
tob, den  Tudor  von  allen  Staaten  zuerst  als  englischen  Herr- 
«her  begrOsst'). 

1496  im  Februar  beschloss  der  Senat  Venedigs,  „da  der 
Veg  nach  den  britannischen  Inseln  sehr  lang  und  sehr  geffthr- 
Hcli  wiie,"  zwei  in  London  lebende  Kaufleute,  Pietro  Contariiii 

OMaröcii  im  uebiehnten  Jahrhundert  sind  von  Fiedler (Konte)  rer.  Austr. 
T.  XXTL  XXVII.  Wien  1806  f.|,  die  im  fkchtzufanteD  JoLrbundert  von 
Antth  (FoDlM  rer.  Annr.  T.  XXII.    Wien  Itl&'t)  berauBgegelion. 

■)  Vagi  B.  Brown  I,  p.  CXXII  f. 

*)  Dura.  Hiacoire  de  Venise  III,  10.1. 

*1  R.  Brown  I,  p.  LIV. 

*)  R.  Brown  1,  p.  LUI. 

*)  Buchet,  IGT. 

*)  Duegeo  ist  1410  der  erste  venetianische  Consul  in  London  nacli- 

ir.  8eit  der  Zeit  var  fast  stets  ein  Vertreter  der  kaufoiannischen 
JMB  VenedigB  in  der  englischen  Hauptstadt.    R.  lirown  I,  p.  UXXX. 

')  R.  Brown  I,  239. 


40  V.  3. 

und  Luca  Valai-esso, 'aus  Veuedig  &ls  „Bubambaadston"  mit 
der  Besorgung  der  diplomatischen  Geschäfte  zu  bMrauen  ond 
als  Specialau^rag  ihnen  die  Verhandlungen  betreffs  der  Auf- 
nahme Heinrichs  VII.  in  die  heilige  Liga  zu  Übergeben^). 

Von  diesem  Beschlüsse  an  darf  man  die  Einrichtui^  täim 
ständigen  diplomatischen  Vertretung  der  Signorie  in  Gms- 
biitannlen  sicher  datiren. 

Bald  nach  dem  besprochenen  Decrete,  im  Juni  U96, 
wurde  Andrea  Trevisano  als  Gesandter  bei  Heinrich  VIL  ak- 
kreditirt,  um  dort  zu  residiren.  Wenn  Baschet  in  ihm  da 
ersten  stehenden  Gesandten  der  Republik  erkennen  will*),  w 
ist  dies  insofern  zutreffend,  als  die  vor  ihm  schon  mit  dea 
laufenden  Geschäften  ohne  besondere  Mission  betrauten  Coi* 
tarini  und  Valaresso  nicht  ausschliesBlich  dem  diplomatisebn 
Bemfe  oblagen  und  ausserdem  nur  »subambasciatori"  vuil 

Nach   dem    Abgange   Trevisano's    (1498)    ist    bis    1501   I 
(November)  kein  venetianischer  Diplomat  am  euglischen  HÄ  .] 
anwesend.    Vom  November  1501  bis  zum  Juli  1502  vennüll  Ü 
Francesco  Cftpello  dort.    Dann  tritt  wieder  eine  Pause  m 
sieben  Jahren  ein,  wenn  man  die  vorQbei^ehende  AnwesaoW 
Vincenzo  Quiiini's  auf  englischem  Boden  in  den  ersten  " 
von  1506  nicht  rechnen  will,  weil  dieser  Signor,  bei  Phitia 
dem  Schönen  accreditirt,  nur  auf  der  Keise  nach  Spanien  ~* 
jenem  Fürsten  England  beiUhrte. 

Vom  Februar  1509  bis  zum  April  1515  war  Andrei  Ei- 
doer  als  residirender  Gesandter  am  Hofe  von  St.  James*]*). 
Auf  ihn  folgte  Sebastian  Giustinian,  welcher  im  Frühling 
1515  mit  Pietro  Pasqualigo  nach  London  kam  und  dort  bii 
zum  Juli  1519  blieb*).  Ihn  löste  Antonio  Surian  ab  (1519- 
1523).  Nach  zwei  Jahren,  in  welchen  uns  kein  venetianisdHr 
Vei-treter  bei  Heinrich  VIII.  bekannt  ist,  kam  1525  Lortn 
Orio  nach  England  und  hielt  sich  dort  bis  zu  seinem  Todsia 
November  auf^).  Seine  Nachfolger  waren  1526  bis  1528  (Dtt) 
Marc-Antonio  Venier,  1529—1531  Lodovico  Falier,  1531— ISX 
.Carlo  Capello. 

')  R.  Brown  I,  p.  LIV. 

■)  Bascbct,  10». 

■)  Baschet,  lOä.    R.  Brown  I,  p.  LXXXTI. 

*j  R.  Brown  erwAhnt  in  Beioer  Liate    der  veneüanii 
nicht  Vincenso  Capello,  der  aus  Sneyd  (A  relation  or  n 
cotmt  of  the  Island  of  England  etc.  aoout  the  ^ear  1500.     _.„ 
Charlotte    Augusta    Sneyd.      London    1847)    nun    Jahre    1514 
tragen,  ist 

>J  R.  Brown  I,  p.  LIV  f.  Tergl.  R.  Brown:  Four  rean  at  the  couttf 
Heniy  VIII.  Selection  of  despatcheB  writlen  by  the  venetian  imhiiMlr 
S.  Qiuscinian  and  adresaed  to  the  Signory  of  Venice,  jan.  1515  —  jd 
l.'ilS.    London  1854.    2  toIs. 

^)  Sneyd,  VI;  ,,he  wu  succeeded  apparently  in  the  aame  jtM, 
Caspar  Spinelli,  Becretarj-  to  the  Senate,  who  waa  apedAlly  appmDtal 
negociate  in  the  aCTaira  consequent  upon  the  captirity  of  Francu  L* 
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ÄDrichs  VIII.  *  von  der  römischen 
licht  mehr  einen  officiell  accredi- 
itzerischen  Hofe  halten  und  befahl 
lein  Vorwande  „bringender  Pi-ivat- 
Urlaub  zu  erbitten.  Der  Gesandte 
ner  von  1535  seinen  Posten  und 
Torhommenden  Geschäfte  seinem 
,  welcher  in  dieser  diplomatischen 
bar  ist. 

i  Partei  in  der  Signorie  die  offi- 
irich  in  aller  Form  viederherzu- 
itende  Antrag  wurde  „aus  guten 

abgelehnt.  1546,  am  Vorabende 
rfi,  trag  Heinrich  VIII.  in  Venedig 
aen  Gesandten  an  seinen  Hof  zu 
in  Dilemma,  entweder  von  ihrer 
lag  abzuweichen  oder  eines  mäch- 
iden  Monarchen  Groll  durch  eine 

die  Signorie  durch  den  Tod  des 

Der  diplomatische  Verkehr  war 
cht  ganz  ins  Stocken  geraten,  da 
t  des  ei-sten  akatholischen  Herr- 

dem  venetianischen  Consul  noch 
lablik  in  London  war'). 
Nachfolgern   scheint  die  Signorie 

Kngland  unterhalten  zu  haben"), 
lache  aus  der  Regieningszeit  Ma- 
editirte  Gesandte,  Soranzo,  machte 
egen  die  Vermählung  der  Königia 

0  missliebiü,  dass  ihn  die  Republik 
ranni  Michiel  ersetzte*). 

Diplomat  seines  Postens  enthoben, 
ir  g^eben  wurde,  weil  die  Aus- 
ines  besonderen  Gesandteo  in  Eng- 
ler  Königin  Maria  mit  Philipp  für  ^ 

1  Elisabeth  den  Thron  bestiegen 
lenken  wieder  laut,  welche  einst 
,  Gapello  vom  Hofe  Heinrichs  VIII. 
stellte  Antrag,  wieder  einen  Ge- 
ubigen,  wurde  mit  dem  Bemerken 


ich  Buchet,  109  Dtir  bii 
MUEO.    (Buchet  I,  109.) 
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abgelehnt,  die  biBherige  ZurQckhaltung  habe  gute  Gründe,  and 
man  rnttsse  zuerst  sehen,  welchen  Lauf  die  Dinge  in  Enftlud 
nehmen  würden.  Nicht  besser  erging  es  dem  1576  gestelltes 
Antrage  gleichen  Inhalte. 

Während  der  ganzen  Regierungezeit  Elisabeths  bis  einige 
Wochen  vor  ihrem  Torte  hat  kein  venetianischer  Diplomat  ihr 
Reich  betreten.  Die  Königin  hätte  es  sehr  gein  gesehen,  «eu 
sie  durch  die  Anwesenheit  eines  Gesandten  der  mächtif>ei 
Republik  an  ihrem  Hofe  geehrt  worden  wäre;  sie  behaniielts 
daher  jeden  vornehmen  Venetianer,  welcher  ihr  Land  bereiste^ 
mit  Toi-züglichen  Ehren  und  gab  ihm  mehr  oder  minder  deut- 
lich den  Auftrag,  seine  Regierung  fUr  den  Wunsch  der  Em- 
Seherin  empfänglich  zu  machen.  Ebenso  befahl  sie  ihren  Vertreten 
an  den  fremden  Höfen,  an  welchen  auch  venetianische  G^ 
sandtschftften  accreditiit  waren,  in  diesem  Sinne  auf  dieselba 
einzuwirken,  j 

DasB  alle  ihre  Bemühungen  erfolglos  blieben,  bewfrktn 
auf  der  einen  Seite  die  Vorstellungen  der  Kurie, 
Gregors  XHL,  der  in  Venedig  erklären  liess,  unmöglich  kSmi 
die  fromme  venetianische  Republik  „una  tnsta",  so  naoDtasI 
die  Königin  von  England,  welcher  alles  Misugeschick  Ütäf'-, 
Philipps  n.  zuzuschreiben  sei,  unterstützen '). 

Auch  das  BedUrfniss  einer  ständigen  Vertretung  iiirerl^; 
teressen  lag  der  Signorie  nicht  mehr  ganz  so  nahe  wiefi'  _| 
da  der  Handel  mit  Flandern  und  England  sehr  zurückgegtiga| 
war.  Selbst  das  Consulat  in  London  wurde  arg  vemachUasgLi 
So  wusste  man  1588  in  Venedig  nicht  mehr,  ob  sich  ein  t 
tianischer  Consul  in  London  befände  oder  nicht'). 

Doch  zuletzt  war  die  Politik  zu  übermächtig  gegen 
Rucksichten  der  Frömmigkeit  und  der  Sparsamkeit,  und, cm 
lische  Corsaien  bewirkten,  was  englische  Courtoisie  verf^ 
angestrebt  hatte."  Im  Anfange  des  Jahres  1603  besdiloaA 
Signorie,  allerdings  auch  jetzt  noch  unter  heftigem  Wider 
streben  der  bigotten  Partei^),  den  Sekretär  Scaramelli ^ 0 
sandten  nach  London  zu  schicken.  Um  seine  Sendung  ji ' 
so  wenig  wie  möglich  als  eine  officiell  diplomatische  zu  el 
terisiren,  wurde  ausdrücklich  bestimmt,  dass  die  von  dei 
lischen  Seeräubern  geplünderten  Kaufherren  die  Kosten  i 
Mission  zu  tragen  hätten,  und  dass  ferner  der  abgeotdü 
Diplomat  weiter  keinen  Auftrag  haben  sollte,  als  eine  Vi 
gtttigung  des  verui-sachten  Schadens  zu  fordern. 

')  Michiel  sagt  in  seiner  Relation  über  die  TbrDnuuprOche  

qEin  bitterer,  flucbwOrdiger  Anblick,  um  >o  mehr,  als  et  nicht  il«  nfar^ 
allein,  Bondem  Jeden  Bchmerien  inusB,  diese  Nachfolge  einet  Bttttrak 
einer  üll'entlicb  Verurteilten  anf  vahrbaft  rechtmässiges,  ki      "  ' 
znzulaEBen.''     Reumont,  Beitrüge,  104. 

-)  R.  Brown  I,  p.  CLX. 

"i  R.  Brown  1,  p.  LVI. 
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Ijsabetbs  Tode  anlangte,  hatte 
iisen  KöDigin.  Kr  blieb  bis  zum 
luftrage  der  Signorie  dem  jun^ren 
nsche  der  Kepublik  darbiingen 
reier  venetianischer  Gesandten, 
enz  in  London   nehmec    wurde, 

)eceinber  desselben  Jahres  kennt 
sehen  eines  Pietro  Duodo,  wel- 
Enpland  beschäftigt  war*).  Der 
ofe  von  St.  James  seit  der  Ab- 
Lr  Nicolö  Molino,  dessen  Auf- 
n  November  1603  bis  zum  Ja- 

sineContinuität  im  diplomatischen 
wo  eine  siebenjähiige  Pause  die 
der  Gesandten  unterbricht*). 
'  die  Regievungszeit  Wilhelms  III. 
e  von  1689  bis  1701  ist  nur  ein- 
ein venetianiscber  Sendbote  in 
Unterbrechung  fand  1737  statt 
iesem  Jahre  an  weilen  bis  kurz 
Republik  stets  residirende  Ge- 
in  der  Reihe  ist  Gaspaitt  Sode- 
en  ist  vom  29.  Juni  1787  datiit. 

n.]  Vor  dem  sechszehnten  Jahr- 
inzelne,  durch  grosse  Zwischen- 
!  Gesandtschaften  bekannt,  von 
I  Stande  der  Forschung  anneh- 
1  den  ständigen  gezählt  werden 

e  1500  ein  venetianischer  Ver- 
wol  fttr  einen  residirenden  hallen 
r  finden  ibn  nämlich  noch  nach 
lOa)"*)  am  Hoflager  Ferdinands, 
eiteren  Regierungszeit  des  arago- 

,  kann  nach  dem  vorliecenden 
Verden.     Die  Wahrscheinlichkeit 

von  nun  ab  fortdauernd  ein  Ge- 
linand  gewesen  ist. 
r  für  die  Beziehungen  Venedigs 
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SigismoBdo  Cavalli  und  hierauf 
onato ').  Weitere  Nachweise  sind 
■devlich. 

arkei.]  Bis  zu  den  Zeiten  der 
rsprung  det-  venetianischen  Diplo- 
idelspl&tzen  der  Levante').  Der 
!  Vertretung  war  Consulat  oder 

Consuln  und  Bailos  nur  in  be- 
iche  Vertreter  der  Republik  ge- 
Lemtem  bestand  schon  frithzeitig 

d.  h.  der  Gesandten  im  eigent- 
en  hatten  viele  Normen  gemein- 
^nnahme  von  Geschenken ;  allein 
.ssen  der  Signorie  deutlich,  dass 
ten  gab.  Das  Bajnlat  oder  Con- 
seine  Entstehung  dem  Bemühen, 
(glichst  zu  fördern  und  zu  über- 

der  Befugnisse  hervor;  so  hatte 
ligewalt  über  die  in  seinem  Be- 
weswegen  seine  Competenz  auch 

hatte  er  über  die  richtige  Aus- 
:u  wachen ,  damit  nicht  Waffen 
ene  Handelsartikel  zu  den  Sara- 
w.").  Er  hatte  auch  ein  gewisses 
stellten  Bürger,  wie  wir  aus  den 

von  Akkon  entnehmen^).  Seit 
mten,  wie  wir  aus  den  Bestim- 

leraen,  gänzlich  untersagt,  Han- 
in schon  1256  verboten  worden 
ehaude  aufzubewahren '). 
n  sechszehnten  Jahrhunderte  in 
eher  mit  den  oben  umschriebenen 
auch  die  Vertretung  der  diplo- 
s  bei  der  hohen  Pforte  zu  über- 

an  zu  den  Gesandten  der  ei'sten 


eols  etc.  in  den  M^oireB  de  l'Acadämie 
t.    S.  19  f. 

TOn  1280  u.  1281.) 

Ton  1272:  „quod  baiulus  etc.  possint 
ant  id  babitandum  intra  raurum."  139  f.) 
locere  de  suis  rebus  vel  mercationibus 
res  quoe    ibidem  d&nliir  io  Minineii- 
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Diese  VerEchmelznng  des  Gesandtenamtes  mit  dem  Bajulate 
hier  an  einem  bestimmten  Orte  hat  nichts  Befremdendes,  Tenn 
man  auf  die  Entnickelungsgeschichte  desselben  surückgeht 
Mit  dem  zunehmenden  Handelsverkehre  der  Yenetianer  in  der 
Levante  entstanden  auch  mehr  und  mehr  Streitigkeiten  mit 
dem  in  jenem  Lande  herrschenden  Volke,  den  Tftrk» 
Zu  ihrer  Schlichtung  reichte,  da  derartige  Händel  leicht  sne 
politische  Färbung  annehmen,  die  Competenz  eines  gewNin- 
lichen  Bailos  nicht  aus.  Das  Bequemste  far  diese  Fsllewarcs, 
den  in  der  türkischen  Hauptstadt  verweilenden  Bsinlii 
mit  diplomatischen  Vollmachten  zu  versehen,  kraft  welcher  tt  j 
auch  die  Rechte  und  den  Rang  eines  Gesandtfm  beansprneba  j 
durfte.  Seit  wann  ein  Baito  in  Constantinopel  anwesend  m, 
wann  er  zuerst  mit  den  Vonechten  eines  ofnciellen  DiplomattB 
bekleidet  wurde,  und  ob  er  diese  Würde  zuei-iit  nar  dnrd 
specielle  Vollmachten  fttv  bestimmte  Zeit  und  einen  beH>ii4OTi 
Fall  tibertragen  erhielt,  alles  dies  entzieht  sich  unserer  KenntD^. 

Baschet  nennt  bereits  für  1507  die  Bailos  als  BUDdjgi 
venetianische  Gesandte  in  ConstantinopeP).  Leider  hat  ni 
hier  der  französische  Forscher  uns  mit  seiner  Quelle  nicht  I» 
kannt  gemacht.  Die  uns  erhaltenen  Relationen  1  . 
mit  der  dett  Marco  Mincio  aus  dem  Jahre  1521.  Dieser  Gt>' 
sandte  war  ohne  Frage  ständig.  Bedenkt  man,  dass  VsBoÖp 
Haupthandel  in  der  Levante  lag,  dass  also  sein  Wolstand  n 
grossen  Teile  von  der  fi-eundlichen  Haltung  der  Türken  Ä- 
hing,  so  wird  man  neuen  Baschet's  Angabe  ein  chronologiidal 
Bedenken  nicht  erheben  wollen ,  zumal  wenn  man  die  Vna 
der  Republik  gegenüber  Frankreich.  Deutschland  und  Englul 
in  jener  Zeit  noch  in  Betracht  zieht'). 

Das  Bailat  galt  den  Venetianein  zu  allen  Zfütea 
wichtigste  und  schwierigste  Posten,  so  dass  nar 
Diplomaten,  deren  Fähigkeit  bereits  in  anderen  MissioneD 
pi-obt  worden  war,  nach  Constantinopel  gesendet  wuidei') 
Uebrigens  war  dieses  Amt  verhftltnissmässig  das  eintri^etM 
von  allen  venetianischen^). 


.     aschet,  215  f. 

'I  Eine  Liste  der  veneü&tiiEcheD  Gesandteo  ra  ConfiUntiii^  «b 
rend  des  IC.  Jahrhunderts  siehe  bei  BascheL  229. 

^)  Masios,  C3:  „profecto  ii,  quibus  in  diffidUima  illa  Iqatkme  ^ 
contingunt  feliciter  et  Buccednnt  ex  sententia,  forbmati  hominea  mit  ts> 
mandi."  Terul.  noch  Wicquefort  18.  113.  —  Vreede,  Inleidiiig  toc  m 
geschiedeoiB  der  nederl  and  sehe  diplomatie  IL  1,  iÖi. 

*)  Reomont,  Beiträge,  116. 
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GeneralstaateD.]  Der  erste 
er  mit  einem  Begkubigungs^^ehiei- 
n  Verbindung  mit  der  Regierung 
■at,  war  Francesco  Moi-osini  (150d). 
len  hatte,  ihm  irgend  einen  Titel 
BcieDen  Gesandten  kennzeichnete, 
leralstaaten  „Gesandter"  genannt*). 
',  den  wir  in  den  Provinzen  diplo- 
ier  Secretär  Giovanni  Carlo  Sc&ra- 
ilfickkebr  aas  England^)  im  Haag 
Ines  venetianiscben  Schiffes  Klage 
lannten  die  Staaten  „ambassadear", 
zu  berechtigt  zu  sein^). 
ie  Beziehungen  beider  Staaten  zu 
Jicher  als   politischer  Art*).     Der 

Gesandten  zur  Stelle  waren,  teils 
jrhandtungen  des  ständigen  nieder- 
ns  mit  seinem  venetianischen  Col- 
lachdem  Heemskerck  vor  Gibraltar 
Igen  halte,  and  ein  niederländischer 
ts  Ereignisses  in  der  Signorie  er- 
I  im  Frühjahre  Tommaso  Contareni 
lt.  Er  wurde  den  11.  Mai  dort 
te  sich  bereits  nach  achtzehn  Tagen, 
war  nur  ein  Gegenbesuch  för  die 
en  Diplomaten  nach  Venedig'). 
m  April  1616,  erschien  Giovanni 
1er  Republik,  auf  Befehl  des  Dogen 
rtreter  in  England  abgesendet,  vor 
Bgen  der  Seeräuberei  der  Uscocchi 
:h  Ferdinand  von  Oesteneich  Klage 


renetie.  D.  Haag  1852.  S.  i:  „Francesco 
n  van  wege  de  Termaarde  Rcpubliek  <ran 

dch  regtBtreeka  tot  de  Stateu-Generaal 
reodde.  Opmerking  verdient  het,  dat  hem 
)oge  Seen  andere  titel  dan  die  van  edel- 
door  ie  Stalen-Oeneraal  in  hunne  beeluilen 

Hertogen  van  Tenetie  toegekend   wordt." 


dngeD,  die  tot  diu  verre  taueben  Neder- 
waren  meer  van  eenen  vriendschappelü* 
len  BtaatBkimdigen  aard. 
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!  Geschäfte  verMben  hatte, 

Binanderfolge  der  Gesandten 
8  Haager  Postens,  welcher 
renvoUeren  Stellen  in  Paris 
gern  möglichst  schnell  ver- 

Dzo  Guzzoni')  und  diesem 

malischen  Vertretung  \'ene- 
annten  Stimmung  zwischen 
ing  1634  Fr&ncesco  Michieli 
n '')  und  blieb  doit  die  üb- 
ar   wurde   der  jugendliche 

iebungen  der  beiden  M&cbte 
»iigs  gelockert  worden,  so 
[einen  ständigen  Vertreter 
i').  Durch  diese  Vernach- 
arcus-Republik  auch  ihrer- 
an  seinem  Posten  ab. 
vanni  Zon  als  Resident  zu- 
I  Jahresfrist  abberufen  ^). 
lomatische  Verkehr  beider 
uei-te  fast  siebenzig  Jahre, 
eher  Gesandter  den  nieder- 


sond  geen'  vastea  gezuit  meer 
g  j^renj  iilTOreDs  wederom  een 

Tencbien.  Zeih  de  ßetident, 
m  Tao  Voabergen"  (Ende  1641} 

vui  DU  af  de  geregelde  SuaU. 
iten  op  " 
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IFlore 
von  tlorenz 
von  Desjard 

WirOhi 
Gesandtschaften  der  FlorenUner  und  binnen  unsere  Unta- 
suchung  ei'st  mit  der  zweiten  Hälfte  des  fUn&ehnten  Jih> 
hundet'ts. 

1451  (10.  September)  erhielt  Arniolo  Acciajuoli  den  Bi^ 
sicli  iils  Gesandter  der  Republik  nach  Frankreicl)  zu  b^ben'). 
Auf  der  Heise  hielt  er  sich,  Anfang  1452,  in  Mailand  aofi). 
Für  den  April  1452  und  in  der  Mitte  des  folgenden  Jihi« 
ist  sein  Aufenthalt  in  Frankreich  verbDi^'). 

Die  nächste  Gesandtschaft  war  erst  die  des  Franc»» 
Nasi  1474  (November),  welcher  bei  Ludwig  XI.  aber  die'Wnf- 
nähme  eines  florentinischen  Schiffes  durch  französische  Eipe 
Klaffe  fahren  sollte.  An  seine  Stelle  trat  mit  denselben  Jjf- 
tr&txea  1475  (Februar)  Donato  Acciajuoli*).  Auch  er  konte 
die  Verhandlungen  nicht  zum  befriedigenden  Abschlüsse  bringa 
und  wurde  im  Juli  1476  von  Angelo  Manetti  abgelöst,  der  ft 
schwebende  Fra^e  im  October  zur  Zufnedenheit  der  R^Ui 
erledigte").  Wir  haben  hier  die  erste  directe  AufeinaiidB^ 
folge  mehi«i-er  florentinischer  Diplomaten  in  Frankreich,  ctae 
dass  wir  bei  der  speciellen  Natur  ihi'Cs  Auftrages  berecbligt 
wi\ren,  fQi-  dieselben  einen  ständigen  Charakter  Torausznsetni. 
Interessant  ist  es  in  dieser  Hinsicht  nur,  dass  Manetti  ucl 
nach  der  Erledigung  seiner  unmittelbaren  Aufgabe  noch  Ben 
Monate  (bis  zum  Juli  1477)  am  französischen  Hofe  blieb. 

Im  Sommer  14t)0  war  Vespucci  in  diplomatischen  Geidilf- 
ten  bei  Ludwig  XI.,  und  im  December  desselben  Jahres  erlndt 
Francesco  Gaddi  den  Befehl ,  als  „  imbasciadore  appKCM  i 
cotesto  christianissimo  Rk"  sich  nach  Frankreich  zu  b^Aai 
In  seinem  Beglaubigungsschreiben  heisst  es:  „II  vostn  ofiät 
comincia  questo  dl,  V  di  dicembre,  e  per  mesi  dne  asio- 

»)  Buser,  52. 

'}  Huser,  59. 

■)  Bueer,  65.  6ä. 

')  De^u-diDB  J,  166. 

"]  De^u-dJDB  I,  167:  K  Jali  1476.  „Instruction  de  U  RepiditiiiHi 
MoDctti.  II  est  Charge  de  poursuivre  le  r^lement  des  affitirec  qne  DobDi 
Accityuoli  avut  traitöes  av&ot  lui,  mais  qu'il  o'BTut  pu  tennlaer.  Ln  l» 
Btructions  soDt  concues  daus  lea  t^nnes  trop  TOgues  pour  DOui^diirctK 
Is  nature  de  cca  uffairea."  Dieser  Sati  ist  mcbt  miu  rentlndlich:  döi 
wir  Tissen  sehr  wol,  dass  Manetti  die  von  Nui  und  Acci^jaoU  donMtela  I 
VerhaDdluDgen  betreffs  eines  Scbadenenaties  an  Ende  id  fahren  Mtts.     I 
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a  prorogazi  onene'nostri  signori. 
ando  che  accaderä"  >).  Man  sieht, 
licht  zu  einer  ständigen  Mission  be- 
in  Aussicht  genommen,  wurde  sein 
ai^tens  war  er  im  Juli  1481  und 
;  1482  in  Frankreich"), 
von  1482  bis  149 1  ist  uns  kein 
Frankreich  bekannt.  Die  Kepublik 
Vertretung  um  so  besser  entbehren, 
eich  ansässigen  florentinischen  Baa- 
e  Directoren  der  Mediceischen  Bank 
elly,  welche  mit  dem  französischen 
,nglich  vertreten  und  von  ihnen  über 
:h  unterrichtet  wurde  ^). 
waren  Francesco  Non*)  und  Fran- 
icielle  Vertreter  der  Republik  bei 
aren  im  Juli  desselben  Jahres  noch 
lentile  Becchi,  und  Piero  Soderini 
Hofe").  Die  beiden  Letztgenannten 
494^).  Wann  Nori  Frankreich  ver- 
stgestellt  werden.  Im  Mftrz  finden 
1  Guidantonio  Vespucci  und  Piero 
Aufträgen  am  Hoflager  des  franzö- 
DSgesamt  mussten  im  Juni  Frank- 
lienische  Invasionspolitik  Karls  den 
Sicht  brachte").  Nach  Desjardins 
als  die  eines  ständigen  Gesandten 

ei  florentinische  Unterhändler  beim 
i,  Guaseoni  und  Soderini,  von  denen 
lern  Könige  folgte,  während  Soderini 

7  lässt  sich  mit  Sicherheit  die  Ab- 
sen,  einen  ständigen  Gesandten  am 
erhalten.  Es  wurde  damals  Gio- 
ambassadeur  rösidant  k  Paris"  er- 
larauf  erfolgende  Wahl  in  den  Rat 
1   an    der  Annahme  des  Amtes"). 


2ö6.  315. 
r,  315. 
r,  317.  644. 


108.    BuMT,  881. 
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1498  wui-den  int  Juli  drei  Gesandte  nach  Frankreich  geschickt, 
um  Ludwig  XII.  die  GlQckwttnsche  der  Republik  xu  Qber- 
bringen').  Einer  aus  ihrer  Mitte,  der  uns  bekannte  üen 
Soderini,  blieb  nach  dem  Abgange  seiner  beiden  Collegen  beim 
Könige  auf  Befehl  der  florentinischea  Regierung  zurOck').  Im 
September  1499  wurden  dann  Francesco  Gualterotti  und  Lo- 
renzo  de'  Lenzi  zu  Vertretern  bei  Ludwig  XII.  ernannt').  Nkdi 
dem  Verlaufe  einiger  Monate  lOste  sie  der  „ambassadeur 
ordinaire"  Pieifrancesco  Tosinghi  ab*)-  Auf  diesen  folgte  1501 
Luca  degli  Albizzi").  Neben  ihm  bekleidete  auch  Franeeaeo 
Soderini  den  Posten  eines  ständigen  Gesandten*).  Der  lebt- 
genannte  Diplomat  blieb  dann  noch  am  franzoBischen  Etk, 
nachdem  Ludwig  XII.  im  Juli  1502  Albizzi  zurOckgeseodet 
hatte '). 

Von  1503  bis  1505  waren  Niccolö  Valori')  und  von  150S  j 
bis  1507  Fi-ancesco  Fandolfini ')  residirende  Gesandte  in  Fnak- 
reich.  1508  nahm  Nasi  diesen  Posten  ein'")  und  bis  tn 
April  1509  mit  ihm  gemeinsam  Ridolfi").  Nasi's  Nadifciger 
wurde  1510  Roberto  Acciajuoli '^J ,  der  vorher  drei  Jalin  n 
Rom  die  florentinischen  Interessen  vertreten  hatte").  DisNn 
folgte  1514  Francesco  Pandolfini  ^*), 

Bis  1530  lässt  sich  eine  fast  ununterbrochene  Reihe  tos 
ständigen  florentinischen  Gesandten  verfolgen.  Wir  wollen  tiier 
nicht  länger  mit  der  Anzahlung  toter  Namen  aufhalten  and 
nur  noch  der  Tatsache  gedenken ,  dass  1526  auf  kurze  Üt 
der  Nuntius  Acciitjuoli  neben  den  Interessen  Clemens'  VD. 
auch  die  seiner  Vaterstadt  Florenz  vor  Franz  I.  offioeD 
vertmt  •").  Nach  der  Eroberung  von  Floren«  durch  die  Snnet 
brachen  die  Mediceer  auf  Befehl  Karls  den  diploniitadH 
Verkehr  mit  Frankreich  gänzlich  ab.  Die  erste  noreatiiuidM 
Gesandtschaft,   die  des  Bernardo  de'  Medici,   erschien  im 


')  Desjardins  II,  15. 

')  De^ardiDS  II.  21. 

«)  Desjardins  II,  24. 

*)  De^ardicB  U,  4i 
ordinaire  rerapla^a  apris 
rotü." 

°)  De^ardinB  II,  51.  63 :    „en  qualitä  d'ambuB&deor  rUduL' 

•)  Verpi.  DeajardinB  I,  638. 

')  Deyardine  II.  70  Tei^l.  mit  72  (70);    .Nons  eavojoni ... 
Lncqne  de  Antboioe  d'Albicj,  1'ud  de  voi  ambastädeon  eMani  jq 

"1  DesjardinB  II,  78. 

^)  De^ardJDB  n,  89.  90:    „iiostro  oralore  in  Inogo  dl  Hicmb  T>-  I 
lori."  .... 

i")  Desjardins  II,  254. 
")  DesjardiDB  II,  256.  297. 
»)  Desjanlina  U  518.  520. 
>^  Reumont,  Beiträge,  49. 
")  DesiardiDi  11,  öm  681. 
«)  Higoet  II.  283.  845. 
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rappresentanta")  zu  Rom,  Venedig,  Madrid,  Paris,  Fernirt, 
den  Kantonen  und  Mailand  in  Anrechnung  gebracht  wird'). 
Unter  den  Diplomaten  dieses  Königs  zeichneten  sich  vor  iUen 
Bobba,  Parftpaglia,  Pallavicini  und  Rivoira  aus-). 

VoD  Karl  Emaniiel  rühmt  ein  Zeitgenosse,  Creimonius,  dus 
seine  Gesandten  an  fast  allen  Höfen  der  Chi-iatenheit  residirteo 
und  wiedenira  deren  Vertreter  in  Turin*). 

Eine  ständige  Gesandtschaft  aber,  deren  weder  in  der  an- 
gefahrten Notiz  des  Caiiitti  noch  in  dem  Budget  gedacht  itt, 
scheint  gleichwol  zur  angegebenen  Zeit  schon  länger  hestindei 
zn  haben.  Wir  meinen  die  savoyische  ReprAsentatios  im 
Eaiserhofe.  Wir  wissen,  dass  von  1IJ20  bis  1526  Luigi  de 
Escriveux  Gora,  von  1524  bis  1 536  Giovanni  Bartolomeo  Riebei^ 
von  1541  bis  1557  der  Grossschatzmeiater  Costa  di  ArigntH 
und  neben  ihm  von  1545  bis  1553  Francesco  Rebufß  als  herant- 
licbe  Vertreter  beim  Kaiser  genesen  sind.  Auch  für  die  Ü- 
gende  Zeit  kann  man  eine  fast  ununterbrochene  Rnhe  bar 
stellen,  und  zwar  residirten,  um  noch  die  nftchsten  zn  erwlb> 
nen,  von  1558  bis  1559  Langosco  di  Stroppiana,  von  1564  Ml 
1567  Cbristophoro  Haller  und  von  1566  bis  1570  Baldaain 
Ravona  della  Croce  in  Wien*). 

Mit  Grossbritannien  knüpfte  Savoyen  erst  im  achtzelutai 
Jahrhundeit  einen  regelmilssigen  diplomatischen  Verkehr  u. 
Der  erste  ständige  Gesandte  der  Herzöge  am  Hofe  von  St  Junei 
war  der  Minister  Graf  della  Torre,  welcher  aus  Anlasa  dei 
spanischen  Erbfolgekrieges  dorthin  gesendet  wurde.  Sein  Nui- 
folger  wurde  der  vom  Utrecbter  Frieden  her  bekaonte  Gnf 
Maffei'j. 

Seit  1774  endlich  unterhielt  der  Turiner  Hof  aodi  ii 
Berlin  einen  residirenden  Gesandten"). 


■}  Cibrario,  214.    Biancbi,  30. 

»1  Carulti,  407. 

'}  UermomuB,  65:     „Inter  qaoa  eluceidt  Sereniteinui  CarolM 
nuel  ....  cuiuB  Le^ati  apud  fere  omneB  ChrUÜuiae  reipablicu  ' 
resident,  sicut  vicissim  apad  ipsum  eoniDdem  dominuitiuiii  Legau. 

')  Canitli  si^hreüit  (13TI:  „Mercorino  Gattinara.  grui  CutcellienM' 
imperatore.  nativo  di  Pieinonte  e  stato  ambasciatoie  di  SitdU* 
(bei  Karl  V.l.  Eine  BeBtätigang  dieser  Ireindartig  klingenden  BKb 
haben  «ir  nirgends  Hnden  kOaneQ. 

")  SdopiB,  DeUe  relazioni  poHücbe  m  U  dinastia  di  SkToii  rill 
governo  Britannico.     Torino  1653.     S.  21  f.  143.-163. 

*l  Hoaer.  Beviräge  zu  dem  neuesten  europÜMben 
Frankfurt  1781.    'i.  126. 
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igland.]  Flassan  berichtet  uns, 
,  vorQbergehende  GesandtBchaften 
cke  [lienten  nicht  genügend  zur 
bei  den  ihn  am  meisten  interes- 
und  Burgund  stehende  Gesandte 
lg  ist  mit  gi-DSsem  Vertrauen  auf- 
jn  worden,  obwol  der  französische 
ine  Mitteilung  schuldig  geblieben 
,  einmal  des  Näheren  zu  prQfen, 
jlanbea  za  schenken  ist. 
len  Sendboter  im  Ännuaii-e  histo- 
ite  Frankreichs  in  England  wäh- 
nur  drei  Personen :  1477  den  Erz- 
en Bischof  von  Auche,  1480  den 
!  Martigny. 

'  irgend  einen  Zeitpunkt  zwischen 
zeichniss  noch  „Claude  de  Seyssel, 
uprte  de  Henri  VIT.". 
rAre  laut  dieser  Quelle  erst  1519 
den.  Man  sieht,  mit  diesen  An- 
icht  weiter  kommen:  sie  wider- 
n  sie  Flassan's  Worte, 
onen,  das  sonst  beinahe  stets  mit 
il,  lassen  uns  hiei-  im  Stiche,  da 
ige  Nachrichten  über  französische 
ener  Zeit  geben.  Ebenso  ßndet 
)mmines  und  Basin,  Zeitgenossen 
lg,  die  zu  Gunsten  der  Flassan'- 
!en  werden  könnte, 
h  dem  Tode  Karls  VIII.  fliessen 
eher.  Freilich  sind  wir  gerade 
id  die  Zeit  des  Aufenthaltes  bei 
her  vielleicht  als  der  erste  stän- 
m  Grossbritannien  zu  betrachten 
netianischen  Depesche  aus  London 
zählt,  dass  dort  eben  „der  fran- 
sei'),  und  im  April  des  Jahres 
ter   den  Abschied    des  Franzosen 


roizey  de  Larroque  im  Annnaire  bulletiD 
LDce.  PRrie  1874.  S.  164  and  Bascbet. 
igferes  ä  Paris  etc.  Paris  1875.  S.  62.  556. 
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von  Heinrich  VII.').  Es  ist  nun  die  Frage,  ob  dieser  Bot- 
schafter mit  dem  Archidiakonus  von  Aagers,  Pedro  Luis,  iden- 
tjsch  ist,  welcher,  wie  wir  aus  des  Venetianers  Soncino  Depeschen 
ei-fahren,  in  wichtiger  politischer  Mission  den  16.  März  nach 
London  gekommen  war^). 

Man  inuss  entweder  annehmen,  dass  ein  Irrtum  in  Betreff 
der  beiden  Ankunftstermine  obwaltet,  Luis  also  der  einxip 
Vertretet:  Frankreichs  in  London  gewesen  ist,  oder  da» 
zwei  Gesandte  dicht  hinter  einander  von  Ludwig  XIL  nich 
England  geschickt  worden  sind.  Rawdon  Brown  enttehd- 
det  sich  für  das  Erstere;  wenigstens  giebt  er  im  Index  Kiii«t 
Publication  beide  Stellen  als  fQr  Luis  gQltig  an.  Donadi  wln 
dann  Luis  schon  nach  einmonatlichem  Aufeothalte  nach  Frank- 
reich zurückgefahren.  Von  einer  neuen  Sendung  des  genanii- 
ten  Diplomaten  an  den  englischen  Hof  ist  uns  nichts  bekannt 
Brown  bleibt  uns  hiernach  Aufklärung  darüber  schuldig,  m 
er  für  1502  folgende  Stelle  auf  Luis  beziehen  darf:  ,I>eoag 
of  the  Senate,  that  as  Francesco  Capello,  ambassador  in  Eag- 
land,  earnestly  asks  leave  to  i-etum  on  aecount  of  the  uigtB^ 
of  bis  private  affairs.  and  as  bis  stay  there  is  not  only  fnit- 
lesE  but  expensive  and  moreover,  as  the  king  of  France  hu  in 
like  manner  recalleri  his  ambassador  from  England,  he  do  Uke 
good  leave  of  his  Majesty  and  retum  home"  ■). 

Die  Notiz  ist  beachtenswert,  weil  wir  aus  ihr  erfahrea, 
dass  Ludwig  XII.  einen  Gesandten  in  England  zu  einer  Z(A 
unterhalten  hat,  in  welcher  uns  von  besonderen  Verhandlangti 
zwischen  ihm  und  Heinrich  VIL  nichts  bekannt  ist,  und  fncr 
jener  Diplomat  mit  dem  bleibenden  venetianischen  Vertntor. 
Francesco  Capello,  in  eine  Linie  gestellt  wird.  Uan  iiAhti 
auf  diese  Erwägungen  hin  geneigt  sein,  den  in  Frage  slebtudei 
französischen  Gesandten  als  einen  ständigen  zu  betraehteo, 

Ueber  die  diplomatischen  Vertreter  Frankreichs  fllr  die 
nächsten  sieben  Jahre  haben  wir  nur  wenige  und  unbedentoto 
Nachnchten  sammeln  können.  Beachtenswert  erschien  t 
daraus  nur  die  Notiz,  dass  1506  eine  französische  Gewit- 
Schaft  in  England  gewesen  ist.  deren  eines  Mitglied,  Clnie 
d'Aix,  im  April  die  Insel  verliess,  während  sein  Genone  iri 
dem  hritiscbenPosten  bleiben  musste*). 

F,rst  von  der  Thronbesteigung  Heinrichs  VlU.an,  einem  MI- 
punkte,  welcher  zum  Anfangstei-min  der  englischen  State-Pipm- 
Publicationen  erlesen  worden  ist,  kann  eine  genauere  FoiwiiV 
anheben.  Wir  erzielen  aus  dem  reichhaltigen  Aktenmateiiili 
flir  die  Regierung  Ludwigs  XII.   seit  1509'  ein  ne^tint  K^ 


')  R.  Ifrown  I,  262. 
=)  R  Brown  1.  233. 
=*)  R.  Brown.  298. 
')  Le  Glay  I,  114. 
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soltat.  Dieser  KOnig  hat  in  seinen  letzten  Jahren  fünf  Ge- 
sandtschaften an  Heinrich  VIII.  geschickt,  von  denen  keine 
irgeod  welches  Anrecht  auf  das  Prädikat  einer  standigen  hat'). 
Die  noch  unbeschvichtigte  Erbitterung  der  beiden  Milclite 
gegen  einander  Hess  an  einen  engeren  politischen  Verkehr 
nieht  danken*). 

Im  August  1515  finden  wir  den  Präsidenten  Robert  de 
B^iausmes  in  England^).  Er  blieb  doit  bis  zum  April  des 
len  Jahres*),  nachdem  er  schon  seit  dem  November  in- 
seine  Abberufung  gebeten  hatte,  da  man  ihm  7U 
begegnete^).  Ob  seine  Mission  als  vorübergehende 
oder  sl&ndige  gedacht  war,  lässt  sich  nach  dem  vorhandenen 
Ifateriale  nicht  mehr  entscheiden.  Die  Wahi-scheinlichkeit 
i^dit  Tjelleicht  fQr  die  zweite  Annahme. 

Zur  Zeit  <ler  Abberufung  von  Bapausmes  war  die  Feind- 
MÜgkeit  zwischen  den  beiden  Nationen  wieder  so  gross  ge- 
mrdei),  dass  Franz  I.  sich  nicht  scheute  offen  auszusprechen: 
Jdi  weiss,  der  KOnig  von  England  ist  mein  erbitteitster  Feind"  *>. 
H  kann  uns  daher  nicht  wundern ,  in  der  nächsten  Zeit  den 
diBknnatiBchen  Verkehr  zwischen  beiden  Staaten  eingestellt  zu 
nen. 

Im  Juni  und  Juli  1517  waren  zwei  französische  Gesandte 
b«  Heinrich  VIII').  Im  September  folgte  dn  neuer  Bote, 
vddier  aus  Deutschland  kam,  „ein  Mann  ohne  Ansehen,  olfen- 
bir  nur  abgesendet,  um  Ober  eine  Anleihe  zu  verhandeln"  ^). 


')  Die  ente  frxniOBiscbe  GeModttcbaft  kam  im  Mai  1510  narb  London 
m  I,  145)  mit  dem  Aufirage  -itabilire  e  fermare  ramicizia  et  le 
mTcnno  cod  el  Rk  pauato''  (DesjardiDB  11,  464).  Ea  folgen  die 
_,__._  ._.  ..__.,^jj  Dj,-.-.  -   ..."  ..-, .     - 


da  UancbmlU  Dariioles  1510  und  1511  (Lettrei 
LMkUL  ot  da  eardhial  d'Amboiie.  A  Bnissele  1712.  U,  '20.  HI,  116). 
Tm  fcbnur  bis  April  1512  Tenreilte  de  la  Guiche  am  eDglischen  Hof- 
kp(Un,  KoRMpondeni  I,  28.  Lettres  111,  236].  Ah  seine  Autntbe 
W  iBKBfaben  nKaroir  qu'il  (Henri  VIll]  eat  deliberä  de  faire  ou  d'en- 
Hmir  n  confedentioa  et  amit;£  ou  de  faire  la  guerre**  (Lettres  III,  205j. 
Itt  BKh  idiMr  ROckkehr  bracn  der  Krieg  aus,  iler  bis  tum  Ao^nst  1514 
lArle,  In  dleaen  Monate  ging  bebufa  des  Fried ensscbiuBses  eine  statt- 
bi  GenndtMliift  nMh  London  (Statepapere  1 ,  t<r>4|.  Dann  iet  wieder 
»ttiai  iHnn  Jabrea  kön  Vertreter  Prankreichs  in  England  nacbweiibar. 
*i  Wollig  Mgte  im  Juli  1015  xa  CiiustinLaui  .with  the  utmost  bitter- 
■M'':  FIraaa  sendet  keinen  Brief  hierher  und  teilt  uns  keines  seiner  (ie- 
mit  Er  bebandelt  alle  Engländer  als  Feind«,  erlaulit  seinen 
*'  *  B  Scbiffe  XU  kapern,  and  verweigert  diinn  jede  Ent- 
ven  11.  I.  177,  vergl.  auch  Btaiep.  II.  1,  190). 
.  _  ,.  I  IL  L  22L 
*|  Stalcpanera  11-  1,  472.  50». 

*)  Depode  Oiaatiniani'a  (6.  Deccmber  1515):  .,Iltts  represented  to  an 
Afliu  lord  Äe  little  coiuteBV  Ehown  to  tbe  Frencb  ambaBsadur"  (State- 
]Mp«  IL  L  328). 

•l  Statepapen  II.  1,  573. 
')  Siatepapen  IL  8,  1090. 
'  "*— B  U.  2,  1180:     ,A  Frencb  ambas^ailoT  has  arrived  liom 
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Auf  kurze  Zeit  war  im  November  noch  der  viel  bewährte 
de  la  Guiche  mit  dem  Bischöfe  vor  Paris  in  England').  In 
April  1518  sendete  der  Letzterwähnte  seinen  SekretSr  an 
Wolsey^). 

Im  Juni  dieses  Jahres  kam  der  franz6sische  FinanzEekret&r 
Nicoliius  de  Neufville,  Seieneur  de  Villeroi.  in  diplomalisehen 
Aufträ(;en  über  den  Kanal,  von  einem  Herolde  b^leitet^. 
Nachdem  er  im  Juli  England  verlassen  hatte,  da  an  aäm 
Stelle  zwei  Männer  hohen  Ranges  treten  sollten*),  kehrte  ar 
Mitte  August  wieder  zurOck  als  Vorläufer  von  drei  «ei- 
teren Gesandten").  Diese  drei  Diplomaten  waren  der  Adminl 
Etonnivet,  dns  Haupt  der  Gesandtschaft.  St.-Poncher,  Bisdof 
von  Paris"),  und  Rochecouart.  Seneschall  von  Toulouse*).  Zb 
ihnen  stiess  Neufville  in  England  als  vieiter').  Im  September 
war  die  ganze  Gesandtschaft  in  London  vereinigt").  Sie  kehita 
nach  zweimonatlichem  Aufenthalte  in  ihr  Vaterland  zurQck'*). 

Durch  die  Bemühungen  dieser  Mission  wurde  wenigstw 
scheinbar")  ein  besseres  Einvernehmen  zwischen  England  nd 
Frankreich  hergestellt.  Als  ein  äusseres  Zeichen  dessen  kaa  1 
man  es  wol  betrachten,  dass  sich  1519  der  königliche  Rctud 
Kammerherr  Olivier  de  la  Vei-nade,  Seigneur  de  la  Bastie,  ib 
residirender  Gesandter  Frankreichs  bei  Heinrich  VIIL  ut 
hielt '^).  Im  December  dieses  Jahres  wurde  er  einer  Knukbeü 
seiner  Gattin  halber  des  Amtes  enthoben  and  erhielt  Jnn  de 
Sains,  Sieur  de  Marigny,  zum  Nachfolger'"). 

tbe  Emperor.  a  man  of  do  acconnt,  apparently  only   to  bomw  umj.' 
Statepapera  II.  2,  1160. 

■)  Stat«papera  II.  2,  11861.  1191. 

')  Statepapera  II.  2,  12-58.  1290. 

')  StatepapfTs  II.  2,  1314.  131».  1326. 


wenn  er  die   Geaanduchaft    desselben  ent  ala  am  nennten  JnU 
veraeicbnet  ivergl.  Statepapers  II.  2,  1330). 

•*)  Statepapera  11.  2,  1353. 

*)  Wenn  St  Poncher  St&lepapen  II.  2,   1348  nnd  aontt 
genannt  wird.    Bo   ist  dieeer  Titel  Mif  Bein  &zbutum  Sem  m  liniilw 
Vergl.  LauE,  Monnmenta  Habehurgica  11.  1,  TS. 

')  Statepapcrs  II.  2,  1857. 

")  Steiepapers  11.  2,  1342.    Le  Ola;  II,  156. 

")  Statepapera  IT.  2.  18.57. 

>«)  Slatepupers  II.  2,  189.5.   1401.    Lau,    Mon.  HabilioiK.  a  1, 11 

")  lieber  die  wirkliche  Gcsiminng  Heinrichs  VIIL  Terg^.  die  AmmiM| 
des  Kardinals  von  tJion :  ,.combicn  que  le  roy  d'Angletetre  in  biIsi  H 
piiisee  estre  nmy  avec  France,  et  que  lenrs  afBoites  ne  soient  da  tek* 
Le  Glay  11,  159. 

'-)  De  la  Bastie  ist  nachweisbar  in  England:  Febiiwr (Stataupn BL 
1.  17.  19),  Mära  (ib., 46),  April  tih.,60),  Mai  (ib,,82^  Tm  Aogut  hm« 
England  zeitweilig  verlassen  haben  (ib..  150).    Im  October  ist  cc  wisdv  wt 


seinem  Posten  (ib.,  109)  und  bleibt  dort  bis  mm  December  (ib.,18i> 
'*)  10.  Dec.  1519:  ^Credence  for  the  Sieor  de  Marignj,  coimdQori 


li  1521  als  standiger  französischer 
ea  ihm  war  aber  noch  mehrmals 
Isey  io  Gunst  g:estan(len  zu  haben 
1°).     Denis  Poillot  dagegen    und 

die  faäufig  als  besonders  beliebte 
reich  und  England  gerade  zu  jenen 
nd  nur  vorilbei^ehend  bei  Hein- 
*).  Es  ist  zweifelhaft,  ob  Marigny 
chen  Repräsentanten  Frankreichs 
ige,  den  man  also  nennen  könnte, 

dieser  ist  in  der  folgenden  Zeit 
I  anzutreffen '')  und  wird  nirgends 
ligen  Gesandten  bezeichnet.  Nach 
er  seine  Stellung  mit  kOniglichev 
:1ich  auf^).  Von  seinem  Abgange 
englisch-französischen  Krieges  im 
sehen  Gesandten  bei  Heinrich  VIII. 
w&re,  auf  Grund  des  vorhandenen 
ind  ausserordfflitlichfl  zu  unter- 
Madrid und  der  Liga  von  Cognac 
:h  in  bessere  Beziehungen  zu  ein- 

denselben  auch  durch  die  Ent- 
drack  gegeben  haben,  kann  nicht 
lere  Hauptquelle,  die  englischen 
e  Zeit  noch  nicht  zugänglich  ist. 
ler  die  alte  Feindschaft  von  Neuem 
ler  und  zen'iss  damit  jeden  even- 


Ittgnst  (ib.,  450).    Auf  ihn  ist  aucb 

<)  SU  beuehsD.    1521  Februar  (ib.,  431), 

er  aicb  bereits  nicht  mehr  aof  eiigliKh«m 

515.  523.1 

88:  „If  tue  Cardin«!  «ishea  it,  Marjmix 

two  or  thr«e  montha,  «od  La  Bssty  aent 

reimal  in  England.    Sutepapera  111.  1, 


hielt  sich  allerdings   lange  ia  England 
Dgegebeuen  Stellen  ersichtlich  wird,  als 

469.  482.  487.  519.  520.  533.    En>t  seit 
iDgÜEChen  Hof  lager.    State|iaperB  III.  1, 
im  er  an  den  Yerbandlungen  von  Calais 
670.    Hignet  1,  277. 
I.  727. 
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tueil  permanenten  Verkehr  zwischen  Frankreich  nod  England. 
Ein  französischer  Gesandter,  den  wir  ohne  Zweifel  ah  ras- 
liirenden  bezeichnen  können,  befregnet  uns  erst  1537  wieder. 
Es  ist  der  Sieur  d'Inteville,  der  im  October  jenes  Jahres  dnttfa 
de  Chastillon  abgelöst  wurde  *).  Auf  ihn,  der  sich  in  der  Nahe 
des  grausamen  Heinrich  nicht  sieber  fQhlte  und  deswegen  um 
seine  Abberufung  bat^),  folgte  im  April  1539  de  Marillac.  Wie 
lange  dieser  in  England  geblieben,  ist  ungewiss;  sicher  nr- 
borgt  ist  sein  Aufenthalt  dort  als  französischer  residireaiter 
Gesandter  bis  1541°).  Wahrscheinlich  wurde  er  dann  zarOek- 
gerufen,  ohne  einen  Nachfolger  zu  erhalten,  da  der  Hader  beider 
Nationen  wieder  im  Wachsen  war. 

Erst  nach  dem  Frieden  von  Boulogne  trat,  wenn  man  tob 
dem  zweijährigen  Kriege  (1557 — 1559)  absehen  will,  eine  Unftere 
Ruheperiode  ein  und  gab  dem  Verkehre  beider  Länder  uato 
einander  Gelegenheit  zu  dauernder,  fast  ungehemmter  &t- 
wicklung. 

Seit  dem  Juli  1550  war  der  Sieur  de  Chimault  bei  Eduri 
accreditirt^l.  Auf  ihn  folgte  1551  Renö  de  Laral  de  Boii- 
dauphin  und  blieb  bis  1553").  Dann  kam  bis  zum  Hai  1556 
Antoine  de  Noailles  an  seine  Stelle,  und  dieser  wunbi  tbi 
seinem  Bruder  Fran^ois,  Bischof  von  Dax,  abgelöst*).  Da  dir 
Prälat  zur  Zeit  seiner  Ernennung  in  Rom  beschäftigt  war,  fll» 
nahm  Gilles  de  Noailles  interimistisch  bis  zum  Eintreffen  irin 
Bruders  (ca  November  1556)^1  den  englischen  Posten.  Seiaa 
Amte  wurde  durch  den  ausbrechenden  Kri^  (155^  dn  sdindll 
Ziel  gesetzt. 

Schon  im  Mai  1559,  nur  einen  Monat  nach  dem  Frieda 
von  Cateau  Cambväsis,  wurde  Gilles  de  Noailles  als  reödim- 
der  Vertreter  Frankreichs  nach  London  geschickt").  Im  Febru^ 

')  „Nous  avons  ioani  chufe  andict  tr  de  Chutillon,  (  . 
de  noBtre  chambre,  lequel  nous  envoyons  par  deren  tooi  en  qoliU  A 
basBadeur  k  la  place  ae  nontre  eher  et  bien  ani^  le  lieur  d'IntgrillB,  r** 
Cham  bei  lan  ordinure;  auquel  toub  wuet  mesme  crteneequ'i  ddüib' 
Teulet,  Kelations  politiqiieB  de  la  ynnce  et  de  l'E^^pagoe  avec  7. 
Paria  löfil.    1.  111. 

')  Vergl.  Hibicr  I,  364.  —  Cbastiilon    ist  nachweisbar:  1538  1 
Rihier  1,  135j.  Sept.  (ib.,  S04|,  Not.  (ib.,  245),  Dec.  (ib.,  334.  841.1 

1539  Januar  (ib.,  337),  Febraar  (ib.,  386i,  Man  (ib.,  402). 
"<)  De  Marillac  JBt  in  Eogiaiid:   1539  April  (Ribier  I,  437),  II    . 

45S)  Juni  (ib.,  4li5),  October  (Ib.,  474),  Nov.  (i1i..  486),  Dec  (ib.,  4H.  fl 

1540  Februar  (ib.,  495),  Ann]  (ib..  513),  Deeember  (ib.,  S52). 
*}  Teulet  1,  237.  241.  271.  272. 

6)  Oharriire  II,  p.  XXXV. 

•)  Teulet  I,  p.  IX. 

'I  Brief  Marias  voD  Scbottlaad  an  Fraa^oiB  aas  dem  NoTembv:  Ji 
enlendu  vostre  venae  en  Anglelenre  poor  y  faire  räiduira  et  mcrifcr 
la  Charge    qu'avolt  Hr.    de  Noailles  vostre    frtre."     Teulet  I,  tS6.  -^ 
dem  Werke   ..AmbaBsadeB  de  HM.  de  Koullet  en  Aoglecvre  r<di|ta  H 
hu  Veibhi  Vertof-  sind  nur  die  Papiere  Antoine'B  abgediüdl  1 

«)  Teulet  I,  31?.  340  etc.  I 
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*)  und  1512  alB  Ver- 
dieses  letzteD  Jahres, 
Spanien  in  Sicht  war, 
Gewicht  gewinnt  die 
ES  die  Mit{!lieder  der 
bei   einander  anter- 

inds  zu  der  heiligen 
d  Spanien  entbrannt 
Verkehr  beider  Lftnder 
Lrflgonesischen  Königs, 
pft. 

lieh  in  seinen  beiden 
:ben  Diplomaten  dau- 
treffen  wir  auf  einen 
end  längere  Zeit  im 
len  ist,  ohne  das»  wir 
ion  kennen  lernen*), 
irielletcht  ist  der  Ge- 
lebeaucourt,  kurzweg 
enheit  in  Spanien  als 
1518  beeeugt  ist^). 
iere  Forschung  duixb 
ige  und  Zwistigkeiten 
erechwert.  Vor  dem 
iche  König  zweifellos 
User.  Es  ist  dies  der 
ois,  welcher  sich  vom 
Jahres  bei  Karl  anf- 

chlossen  war,  sendete 
briel  Grammont,  den 
[itanten  zu  ihrem  sieg- 
einer  Freilassung  den 
11  den  zweiten  Prftsi- 
lan  de  CaJvimoDt,  als 


re,  5. 

iutep«i>era  1,  342. 

11,  138. 

fttepaper»  II.  2,  1304. 

era  d'Etot  I,  398.  Le  Glay 

.    Im  September  1520  iat 

!ra  III.  2,  1569. 

ay  il  me  fit  response  qne 

rbes  commis  pftr  madaine 

ider  eoBemblement   qa'est 

12. 
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accreditirt.  Er  konnte  aber 
ihn  schon  im  Sommer  1539 

steh  nicht  genau  erkennen, 
cht  in  der  wünschenswerten 
1  sind.  Vielleicht  war  es 
Wir  finden  ihn  wenigstens 
1540  gemeinsam  mit  Hellin, 
iden  Vertreter  Frankreichs, 
tischen  Geschäften  tätig  ^). 
m  Grfolge  Karls  V.").  Ob 
irgehende  oder  permanente 

im  vierten  Male  das  Waffen- 
enttber  vei-sucht  hatte,  trat 
verhftltnissmftssig  längere 
rch  die  unnntevbrochen  auf- 
:r  französischer  Botschafter 
r  erste  dei'selben  ist  wahr- 
jn  1545*).    Sein  Nachfolger 

der  bis  zum  Ausgange  des 
n  wird").  An  dessen  Stelle 
lac,  der  spätere  Erzbischof 
,  der  Ausbruch  des  Kiieges 

nahe  bevorstand  und  des- 
mard  Frankreich  vei-lassen 
einerseits  Mai-illac^). 


221),  December  (ib.,  256).  1535 
i.).  April  (ib.,  327),  Mfti  (ib.,  354 
D  «erden  una  ein  anderer  Diplo- 
»ctober  (ib.,  38».  393),  December 
'  (ib.,  431.  436).  Auf  ihn  ist  wol 
m  17.  Jnni  1536  zu  beziehen; 
ieoT  de  France  a  demande  soa 
irgl.  noch  Chamfere  I,  S.  XXXVI. 
lo-diplomatiche  de^li  ambascia- 
.  diveni  Euoi  principi.     Milano 

ter  bei  Karl  nacbweiabar:  1538 
260  f.),  December  (ib.,  2Ö7.  291). 
;m  II,  533),  April  (Ribier  I,  432). 
dacht  (Weiss  11,  560.  562  etc.). 
cbweisbar:  1539  s.  d.  nnd  1540 
Mikw  (ib.,  505),  April  (ib.,  509), 

II,  316. 

lachweisbar;  1545  April  (WetBB 
resident"),  October  (Weies  III, 
lar  (ib.,  616),  MUrz  ca.  (ib;,  628). 
hweisbar:  1548  Januar  (lUbier 
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an  Gurk  wiederum  zu  seiuem 
Mitte  des  Octobers  von  der 
^igault  und  noch  einen  rechts- 
iu  zu  schicken ") ,  verliei'en 
IS  zum  April  1511  ganz  aus 
inkreich  und  erhielt  den  Be- 
ni  Mai  befand  er  sich  »chon 
ir  aber  auch  im  Winter  1510 

so  dase  er  unter  dem  fi-an- 
Januar  1511  als  am  Kaiser- 
verstehen wäre').  An  seiner 
ruicbe  und  Claude  de  Seyssel 
').  Ob  einer  von  diesen  Diplo- 
igen  Gesandten  eingenommen 
ch  in  jener  Zeit  bereits  der 
ilitik,  welcher  Maximilian  in 

treten  Hess,  vorbereitete, 
les  alten  Kaisers,  in  welchen 
lirende  Gesandte  am  Wiener 
!eit  nach  dem  Vertrage  von 
tnwesenheit  eines  oder  meh- 
ermitteln  gesucht  Rigault 
nd  vielleicht  der  einzige  per- 
I  Maximilian  gewesen. 

land.]  Der  Zeitpunkt,  in 
latische  Vertreter  zur  stSn- 
Icommeo,  ist  zwischen  1498 
lassung  dazQ  gab  sicherlich 
und  Frankreich,  welche  die 
i    intimeres  Verhältniss   mit 

erwähnt  ist,  de  Puebla,  der 
li  keine  bedeutendere  Macht 
am  Edinburger  Hofe ').    Aus 


rat  cooUDtui  (Ladwig  XII.)  illiun 
HD."    I^trea  JI,  74. 


och  Le  Gla^  I,  482.    Lettm  lU, 
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dem  Jahre  1516  ist  uns  aber  eine  Depesche  des  veneti&oisch 
Gesandten  in  London,  Gius^tiniani,  erhalten,  die  eines  fnuuft 
sehen  Sekretfti-s,  in  Schottland  „resitlirend",  gedenkt*).  DieAi 
einanderfolpe  der  französischen  Gesandten  festzustellen,  ist  de 
Stande  der  Forschung  nach  nicht  möglich ,  weil  Tealet'a  Pnb] 
cation ,  auf  welche  wir  hei  dieser  Untersuchung  aussehliessKt 
angewiesen  sind ,  durch  die  Art  ihrer  Einrichtung  solchen  Vet 
such  geradezu  verbietet.  Trotzdem  lilsst  sich  mit  Sicherheit  ti 
kennen,  dass  niemals  eine  gi-össere  Pause  den  st&ndigen  di 
plomatisehen  Verkehr  zwischen  Frankreich  und  Schottland  ge 
stört  hat^). 

^Frankreich  und  Venedig.]  Den  Termin,  in  welcbei 
die  französischen  Könige  eine  stilndige  diplomatische  Vertretmf 
in  Venedig  eingeführt  haben ,  können  wir  nur  ann&hemd  Int 
stellen.  Keiner  der  itahlreichen  französischen  Gesandten  ih 
dem  fünfzehnten  Jahrhundert,  denen  wir  begegnet  sind'),  al 
ein  ständiger  gewesen;  selbst  Commines,  der  einmal  acht  Ho- 
nate  in  der  Marcus-Stadt  verweilt  hat^),  ist  nicht  als  «Alka 
zu  betrachten.  Von  1521  bis  1532  ist  aber  nach  den  ki« 
einmal  authentischen  Nachrichten  der  Guörardschen  Liste  ii 
Annuaire  von  184!;^  Lazare  de  Bayf  residirender  Gesuidlff 
Franz'  L  in  Venedig  gewesen.  Mithin  haben  wir  den  Begin 
der  Institution  in  die  Zeit  zwischen  1499  und  1521  zn  letno. 
Als  der  erste  stehende  französische  Diplomat  Frankreichs  ii 
Venedig  ist  Laznre  wol  kaum  zu  betrachten;  dagegen  spridt 
die  in  jener  Zeit  meistens  intime  Verbindung  beider  Stutti, 
welcher  von  Seiten  der  Republik  durch  die  Accreditining  tiw 
fast  ununterbrochenen  Reihe  von  permanenten  Botschaftern  An- 
druck gegeben  wurde ").  Die  Vermutung  liegt  nicht  fem,  diB 
diplomatische  Etiquette  und  politische  Klugheit  die  franzOstBcbci 
Könige  schon  vor  1^21  bewogen  haben,  dem  Beispiele  derSif- 
norie  zu  folgen  und  ihrerseits  bei  der  damals  noch  höchst  lie- 
deutenden  Republik  bleibende  Vertreter  zu  unterhalten.  Wii- 
chem  französischen  Gesandten  jedoch  die  Ehre  zukommt,  ih 
erster  in  Venedig  residirt  zu  haben ,  hat  sich  bisher  nuent 
Kenntniss  entzogen.  Vielleicht  ist  diese  Neuerung  in  dem  d^ 
matischen  Verkehre  beider  Grossmächte  schon  Ludwig  XH.  ■■ 
zuschreiben. 


')  Stalepnpers  II.  I,  8:^5. 

')  Der  bedeutendbte  aller  französischen  DiploniAten  L 
Bcheint  mir  Clutin  d'Oyeel  de  VilleparisU  gewesen  xu  Bein,  wddicr  wUnri 
der  JuRendcelt  Maria  Sluarc'a  io  Edinburg  residirte.  Tergl.  Tenlat  I,  IH 
bia  403.  BrantAme  belobt  ihn  besooden  wegen  seiner  Eneisie-  Siagt  !■ 
capiuüiea  francaia,  ed.  Foncaolt     1822.    II,  190. 

*)  Tergl.  Baschet,  301  f.  3i2  f.  347.  UeqiardiDB  I,  410:  IL  85.  SaSi 
304  etc. 

*)  FJaBsan  I,  270.    Bauchet,  342.    Kerryn  de  Lettenhon,  LetM  ll 
CoDuninea  II,  104  f.  234  f. 

•)  Siehe  S.  34  S. 


.,gk 


-1536  George  de  Selve' 
chof  von  Rhodez  (späte 
539  Joachim  de  Vaux  un 
jllicier,  Bischof  von  Moot 
uc,  Bischof  von  Valenc< 
igen  geleisteten  Dienste  \ 


äi.]  lieber  die  diploma 
r  hohen  Pforte  sind  wi 
,  wir  neben  der  schon  ol 
sin  zweites  bessei'es  Ver 
;n  de  Saint-Priest'),  wel 
its  Gesandter  in  Constan 
och  zur  genauen  Control 
'  Arbeit  schon  niehrfacl 
1  ChaiTi^re. 

rt  betrachteten  die  Fran 
seit  den  KreuzzDgen,  di 
es  wahren  Gläubigen,  mi 
iheils  keine  Freundschal 
iringt  durch  die  üebei 
irsteliung  los  und  schlosi 
ler  zu  bringen,  ein  enge 
D  der  Zeit  an  trat  Frank 
em  ottomanischen  Reiche 
König  insgeheim  eine 
fbewahrt  ist,  zur  hohe 
rurde,  musste  Frangipai 


!^er  weitere  fnozOsische  Gi 
f. 

nbassade  eo  Turquie  et  aur  I 
'ariB  18TT.  Die  Liste  der  G< 
i2Ö  erBcbieneDeo  Buche  oac 
B  Werk  von  Bonac  (1716—172 
-rir  4  dresser  une  hlBtoire  i 
auprte  des  ^BJids  SeigneuFB 
ischen  Matenales  uobrauchba 

Les  vies  de«  grsnds  capitaiDi 
i  de  FrsDce  avoieot  deux  all 
nt  jsngis  distraire  et  despsTt 
et  l'autre  celle  du  ersnd  Türe 
D  Frankreirhs  xu  der  äcbwe 
lur  lückenhaft  sind,  demnach 
sämtliche  Akten  über  das  Ve 
Jahrhundert  erscheinen  Bolte 
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r  (1548)  den  Grossherra  auf 
i  dieser  anstrengenden  Expedi- 
Dgen  Könige  Heinrich  II.,  aber 
lliche  keine  Ruhe.  Wir  finden 
-gehendem  Aufenthalte  in  der 
nach  Constantinopel ,  wo  ihn 
snau,  „maltre  d'hötel  de  TAm- 
Er  blieb  bis  1553  in  der  tOrki- 
er  von  seinem  scbwierigen  und 
und  1554  durch  Codignac  (Go- 

iammenstellung ,  dass  seit  der 
i  an,  eine  ständige,  geregelte 
Interessen   Frankreichs  in  der 

ir  Stelle  noch  einige  allgemeine 
jesandtschaft  in  Constantinopel 
irte  von  jeher  zu  den  wichtig- 
ir  Mitte  des  siebzehnten  Jahr- 
>a  mit  Frankreich  in  Beziehung 
mit  dem  Amte  das  Protectorat 
var*). 
französischen  Gesandten  seit 
Ludwigs  XIV.  einen  Einfluss 
hnen  höchstens  noch  der  Bailo '). 
ten  nur  die  Franzosen  von  allen 
t  droit  de  pavillon  in  den  otto- 
damit  verbundenen  Rechte  und 

ch  wählten  dem  Allen  zufolge 
liren  gewiegtesten  Diplomat«), 
irtreter  nach  Constantinopel  zu 

mung  zwischen  Frankreich  und 
bnten  Jahrhundert  der  franzö- 
1  der  ErzbiBchof  von  Ragusa  an- 
Bldenen  Home  mit  neuen  Nach- 
versehen und  seine  Depeschen 
er  zn  befördern'). 


„l'atnbusBdeiu  Harmont 


DcillizedDy  Google 


73  V.  8. 

[Frankreich  und  Dänemark.]  Das  hier  verwendete 
Material  besteht  ausser  der  wie  fuew&hnlicli  wenig  brauchbarea 
Liste  des  Aonuaire  nur  in  einem  Artikel  des  Schweden 
Spnnchorn'j  und  einigen  gelegentlichen  Bemerkungen  anderer 
Schriftsteller. 

Der  erste  fi'anzösische  Gesandte,  von  dessen  Aufenthalt  in 
Dänemark  wir  hören,  ist  der  1542  dort  anwesende  de  la  Croix»). 
Bald  nach  ihm  (Anfang  1543}  traf  der  schlaue  Richer  in 
Kopenhagen  eiii^),  dem  wir  ein  Lustrum  später,  1547,  noch 
einmal  in  jener  Hauptstadt  begegnen*). 

Seit  1558  war  Charies  Dan(;ay  am  dänischen  Hofe.  Er 
ist  der  erste  ständige  Vertreter  Frankreichs  in  dem  Insd- 
königreiche  und  blieb  bis  zu  seinem  Tode  1589.  also  mehr 
als  dreissig  Jahre,  auf  seinem  Posten'*).  Wenn  das  Gu^rardsdw 
Verzeichniss  Dangay's  Anwesenheit  in  Dänemark  gerade  mm 
Jahre  1573  erwähnt,  so  ist  dies  vielleicht  durch  den  Umstud 
zu  erklären,  dass  unser  Gesandter  1572  neue  Instructioon 
erhalten  hat'').  1 

Seinen  Nachfolger  haben  wir  bisher  nicht  ermitteln  kOniMi;    i 
dass  ein  solcher  aber  existiil,  dafür  sollte  Flassan's  Angibe    ' 
bürgen,  laut  welcher  Heinrich  IV.  eine  permanente  VeilreEiu? 
in  Kopenhagen  unterhalten  hat ,  wenn  andei-s  dieser  Nachri^ 
Glauben  zu  schenken  ist.  , 

[Frankreich  und  Schweden.]  1541  wurde  Chri-  I 
stophe  Riclier  auf  Wunsch  des  Königs  Gustav  nach  Schvedet 
gesendet').  Im  folgenden  Jahre  wui-de  wieder  derselbe  Diplo- 
mat in  die  beiden  nordischen  Königreiche  abgeordnet').  Si 
kam  im  Frühjahr  (pl  varen)  1543  in  Schweden  an  und  blieb 
bis  zum  August  doit").  1550  wui-de  eine  neue  Gesandtsthiit 
nach  Schweden  geschickt,  um  far  die  Beileidsbezengtuigai 
Gustav  Wasa's  beim  Tode  von  Franz  I.  den  Dank  anszospra- 
chen.     Die  Namen   ihrer  Mitglieder  sind   dem   GedäclitiuiH 

')  Sprinchc 
GuBtftf  II.  Adolfs  tid.  Hi«t. 

*)  Spriachoro,  T. 

')  Sprinchom,  II. 

*)  Ribier  I,  &)0. 

")  Sprinchom,  10  f.  Vergl.  für  1167  Teulet  II,  33S,  fät  15W  VreH^ 
InleidiDg  II.  1,  135.  etc.  Auf  1).  sind  Kirchnera  Worte  (S.  24]  lo  bcöAtü 
„Ita  Regia  Galliae  resideDtem  in  Dania  coiupezi,  Tinun  nata  «iluiuiM 
graDdem,  qui  plurimos  annos  ibidem  degerat,  lai»  et  peoatibns  Hafinpt 
fixis."    Siebe  noch  HoCnian,  "iT. 

ä|  SpriDcborn,  24. 

')  Sprinchorn,  6. 

")  SpriDchot-n.  11  f.  Seine  lastnictioo  vom  21.  November  iit  bei 
SpriDchorn,  ^iOf.  Bilaga,  abgednickt. 

")  liriel  OiistaT  \\  asa's  an  Franc  1.  vom  U.  Aueiut  1-543.  Bite 
1,  570. 
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nicht  eriialten*).  In  den  folgenden  Jahren  hatte  der  in  Dflne- 
inark  nsidireode  Vertreter  Frankreichs  Charles  Dan<;a)',  (1558 
bis  1&89)  die  Pflicht,  sich,  soweit  es  nötig  schien,  auch  mit  den 
«hwediscben  Angelegenheitea  zu  befassen^). 

Wir  finden  in  jener  Zeit  nur  zweimal  vorübergehend  fran- 
lOsische  Gesandte  in  Stockholm,  15(51  Johannes  PetracidaBosa^) 
imd  1574  Claude  Pinars  de  Cramailles  *). 

In  der  n&chsten  Periode  verschlechtei-ten  sich  die  ^egen- 
flritigen  Beziehungen  der  beiden  Staaten  zu  einander  der- 
müssen,  dasa  während  der  Dauer  von  iDnfundzwanzig  Jahren 
tein  französischer  Diplomat  in  Stockholm  erschienen  isf^).  Erst 
1599  wurde  Andreas  de  la  Fromentiere  nach  Schweden  ge- 
Hndet,  am  KSnig  Karl  gegen  den  Kaiser  aufzureizen'^).  Von 
JBttt  ab  stellten  sich  die  Unterhändler  Frankreichs  wieder  hau- 
Sger  am  schwedischen  Hofe  ein.  1602  waren  Jacques  Calmot 
md  Jean  Cureul  dort'),-  ItilO  Jean  Thumeres  de  Boissize"), 
vdcher  auch  in  Dänemark  accreditirt  war. 

Damit  schliesst  Sprinchorn  seine  Foi'sehung  ab  und  fügt 
nr  noch  die  lakonische  Bemerkung  hinzu ,  in  der  folgenden 
Idt  sei  die  Verbindung  zwischen  Frankreich  und  Schweden 
lodi  enger  geworden*). 

Dies  geht  aber  trotz  aller  KDrze  aus  seiner  Darstellung 

nr  Genfige  hervor,  dass  zu  Heinrichs  IV.  Zeit  noch  kein  resi- 

-  tinader  Vertreter  Frankreichs  in  Stockholm  gewesen  ist,  mit- 

Ua  Flassan^B  darauf  bezügliche  Behauptung  auf  einem  Irrtuine 

tankt. 

Die  Liste  im  Annaaire  nützt  uns  gamichts.  Wol  envähnt 
tiein  den  nftchsten  36  Jahren  dreizehn  französische  Diploma- 
ts  bei  dem  Könige  Gustav  Adolf  und  seiner  Tochter  Christine; 
ilMr  es  ist  unmöglich,  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen 
Otnsdten  m  unterscheiden.  Erst  fUr  1646  verzeichnet  sie 
u  einen  französiBchen  Residenten,  Pierre  Cbanut  Doch  dieser 

'I  Sprinchoni,  12  f.  .Foljuide  äi  besvarades  denna  legation  genom  en 
■HB  frAo  Fnnkrike,  om  hvilken  vi  dock  ^  bafva  oa  nn^ot  bekant." 
8|Aeboni.  13. 

')  Sprinchoni,  lö.  DemgemuM  findeo  wir  ilin  &uch  15G-J  JD  Jönköpit^. 
Spnchom,  20. 

*)  Spiindioni ,  19:  ^hrilken  som  nagot  Blags  B&Ddebad-ii  veta  ^  af 
knl  aoledniDg-riatkdei  Tid  BTeuska  hafvef* 

*)  Er  w  Ton  Heinrich  lU.  abgesendet,  die  alte  Freundschaft  iwischeo 
Unden  und  Frankrricli  lu  erneuern,  (iing  im  Februar  Vi'5  zurück. 
8|ibefaoni,  27. 

*)  Sprinchoni,  29. 

*)  Spriachom,  3a 

')  Spriachwn,  30  f. 

*)  Sprinchoni,  3S. 

*)  ^riBcbon,  35:  „Hiad  angar  tiveriges  förbindel^er  oied  Frankrike 
4i4de  4  llaga,  fitrr  fin  de  ater  upptogos  och  uader  töljeDde  tider  fiogo 
•  Mm  utttrldioinK  och  uUfrade  pA  v.iTt  land  nndcr  deB  skittende  üden, 
«  paika  be^-dligt  luOjüiaie.'- 

Dcinzedoy  Google 


74  V.  a 

Termin  ist  fUr  den  Anfang  der  stAndigen  Vertretung  viel  zn 
spät  gegrilfen.  Es  müssen  —  darauf  weisen  die  politischen  Cod- 
stellationen  entschieden  hin.  und  darauf  deutet  auch  das  sonst 
wenig  n1oti^  irte  Abbrechen  Sprinchom's  —  bald  nach  der  Thron- 
besteigung Ludwigs  XIII.  und  Gustav  Adolfe  stehende  Ge- 
sandte den  Verkehr  zwischen  den  Reichen  von  Frankreich 
und  Schweden  gepflegt  haben. 

[Frankreich  und  die  Generaletaaten.]  Vor  Hcii- 
richs  IV.  Regiemng  bestand  kein  geordneter  Verkehr  zwisdica 
den  freien  Niederlanden  und  Frankreich. 

1593  wurde  von  diesem  Könige  Paul  Gboart,  Sieur  ds 
BuzaDval,  als  ständiger  Vertreter  Frankreichs  nach  dem  Haag 
gesendet  und  blieb  dort  bis  1607.  Sein  Nachfolger  wurde  der 
ebenso  wie  Buzanval  aus  seinen  eigenen  Berichten  binlingUdi 
bekannte  Pierre  Jeannin. 

Zu  Wicquefort's  Zeit  unterhielt  der  franz&Bisehe  Kbng 
meistens  einen  Ambassadeur  bei  den  HochmOgenden  ^),  im  acht- 
zehnten Jahrhundert  aber  begnOgte  er  sich,  einen  GeundlCi 
von  der  zweiten  Bangstufe  an  die  Generalstaaten  zu  schtckeL 

[Frankreich  und  Russlaud.]  Der  erste  Gesandte^ 
«elcher  hier  in  Betracht  kommen  kann,  ist  de  la  Picqneti^ 
1683  als  Envoyä  estraordinaire  nach  Moskau  gesendet  £r 
kehrte  schon  nach  ganz  kurzer  Zeit  zurück')  und  ist  dalier 
wahrscheinlich  nicht  zu  den  ständigen  Ministem  zu  läbla. 
Man  kann  hier  vielleicht  einmal  der  Liste  im  Annnaire  Qlu. 
ben  schenken,  welche  als  den  ei-sten  residireoden  Vertrete 
Frankreichs  beim  Zaren  den  ausserordentlichen  Envovti  £ 
nennt  (1702-1713). 

Ludwig  XV.  accreditirte  fhr  gewöhnlich  AmbasB» 
am  SL-Petersbnrger  Hofe.  Nur  eine  ziemlieh  koise  Zeil,  ia 
den  Jahren  vor  dem  siebenjährigen  Kriege,  ging  er  von  diesen 
Brauche  ab^). 


>)  Wicqaefort,  1. 

t  Scheltema,  Nederlaod  en  Rtuland  II,  2til. 

*)  HajmuiD,  Neaeröffiietes  Kriegs*  nod  Friedeni-Archir.  Ldpafari    i 
GflrlitE  1746.    V,  758.    Adelung,  Pn^matitclw  StuuindiichU  Km« 
Uoih*  1764.    T,  864.    Vml.  im  .\UgeiDeiaen  Tandal,  Lonii  XV.  dO» 
beth  de  BtiBsie,  Puis  1883.  ' 
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Spanien. 
(Spanien  nnd  Eogland.]  Am  Ende  des  Jahi-es  1487 
oder  am  Aofange  des  folgenden  wurde  der  Dr.  Roderigo 
Gondesalvi  de  Puebla,  Corregidor  von  Ecija,  als  Gesandter 
nach  England  geschickt  M-  Ob  er  auch  einen  Auftrag  an  den 
KOoig  von  Schottland  hatte,  kann  nicht  mehr  ganz  klargestellt 
werden 'j.  Am  30.  Mftn  1488  wurde  er  zum  ersten  Male  als 
■Dwesoid  in  England  erwähnt  Sein  Amtsgenosse  war  Juan 
de  Sepnlveda,  welcher  etwas  später  als  Puebla  in  London  ein- 
traf. Ihre  gemeinsame  Aufgabe  war,  einen  Eheveitrag  zwischen 
dem  Prinzen  von  Wales  nnd  Katharina  zu  schliessen  und  eine 
CoilitioD  gegen  Frankreich  zu  gründen ").  Anfang  1489  kehrte 
der  Doctor  nach  Spanien  zurück  ^|. 

Im  Januar  1490  finden  wir  ihn  aber  'schon  wieder  zu- 
nmmen  mit  Guevara,  welcher  1489  an  Heinrich  VII.  geschickt 
«trden  war,  in  London").  Ebenso  im  Mai  des  folgenden 
Jahres*).  Ueber  seinen  Aufenthalt  von  1491  (Mai)  bis  1495 
■nd  vir  nicht  unterrichtet 

April  1494  erhielt  Sasiola  den  Befehl,  nach  England  zu 
gdnn,  um  fiber  eine  Verftndemng  in  dem  Heiratsvertrage 
Aitbnn  mit  Katharina  zu  unterhandeln').  Als  ihn  Krank- 
Wt  zarOekhielt,  wnrde  Puebla  im  Februar  1495  mit  dem 
lUndate  betraut*).  Er  war  schon  im  März  in  Grossbritannien, 
n  er,  wie  stets,  als  Gesandter  des  Königs  und  der  Königin 
nftrat*).    Puebla  war  damals  ausserdem  noch  Unterhtlndler 


>)  Bevenrath  I,  3. 


*)  Gairdiwr,  165.  In  der  RräaebeEclireibiuig  einer  engliBchen  Gesandt- 
MUk  in  ^«iiiai  heiHt  es  nun  Febni&r  1489 :  ^Et  apräs  quIIi  (die  6e- 
— ''!D)eMOiait  airl*^  en  Imdicte  dtä  (Buigoa),  amva  le  docteor  de  Poeble. 
'   "  t  Roy  de  CutiUe  et  venoit  ledict  docteiir  de  BUImu  cw 

.  ft  teire  hon  da  rojanme  d'Angleterre."     Fnebla  wtr 

i  Spanien.    Er  kann  liter  nicht  schon  im  Sommer  1488  dort- 

^. ^  dann  wieder  nach  England  zorOckgefahren  sein,  so  dasi 

4i  Sv  (TvUnte  Qeaandtschaft  die  zirdte  binnen  Jahresfrist  wAre.  Dem 
vUncicht  das  bereiti  eb«n  dtirte  Tagebuch :  „Et  en  leur  (der  englischen 
fiWMMi)  eonpiüanie  tue  ambaasade  du  Rot  de  Castille,  lesqaeli  avoient 
W  a  eaitnl  njaume  d'Anglelerre  avecqaeB  ledit  Ray  Hanry  par  1'  espac« 
'W  iB  00  aanroD.  Lesqueli  embassadenrB  estoient  nommes  le  premier 
Bofcgai  De  la  Poobla,  doctenr  en  lojs."  . . .  Gairdner,  1-^.  Diese  Nachricht 
*U  BOch  dnrdi  Bergenroth  I,  5  bestätigt 

■)  Barparoth  L  26. 

«iBosmoth  L3S. 

I)  B«fM»th  I,  41. 

")  BaitROtli  I,  SS. 

^BeÖnroA  I,  55.  77:  „ambaisador  of  Ihe  Kiog  and  Queen  oi 
aV^ar    lubella  Mbrdbt  aach  (1496)  „mi  embaiadoi".     Gairdner,  400. 
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im  Namen  des  Papstes  und  des  rdmischeo  Königs*).  Mit  den 
Bpanischen  Sendboten  in  Schottland,  Don  Pedro  de  Ayala,  stand 
er  in  enger  Verbindung.  Von  jenen  Tagen  an  (März  1495) 
begegnen  wir  Puebia  bis  zum  Fobiiiar  1508  in  England  i3t 
spanischem  Vei-treter").  In  letzterer  Zeit  war  sein  Gesundheits- 
zustand äussei'st  schlecht,  so  dass  man  wol  annehmen  dai( 
er  sei  kurz  darauf  gestorben^). 

Mit  Absicht  ist  die  Geschichte  Puebla's,  soweit  sie  sei» 
diplomatische  Laufbahn  beti-ifft,  etwas  eingehender  behaoddt 
worden.  Der  Doctor  schreibt  nAmlich  am  27.  December  1500 
an  Ferdinand,  er  habe  nun  schon  zwölf  Jahre  dem  EOuigspun 
in  England  gedient.  Danach  schien  es,  als  ob  er  seit  1488 
stets  auf  der  britischen  Insel  verweilt  oder  wenigstens  mir 
vorübergehend  abwesend  gewesen  wäre.  Der  Aufenthalt  tm 
1489  Hesse  sich  wol  damit  vereinen.  Jedenfalls  hat  Ferdiuid 
später  Puebia  mit  Absicht  in  England  als  Vertreter  geltBBei, 
da  er  einen  grossen  Einfluss  auf  Heinrich  VII.  hatte*),  iren 
seine  Depeschen  auch  nicht  immer  ganz  glaubwürdig  wam*) 

Von  ihm  aus  muss  man  den  Beginn  des  ErschanM 
st&ndiger  spanischer  Gesandten  in  England  datiren:  die  dar- 
tigen  Vertreter  Spaniens  können  sich  demnack 
rühmen,  den  ältesten  noch  bestehenden  Posten 
der  neuen  Diplomatie  zu  bekleiden. 

Ehe  wir  uns  zu  dem  Nachfolger  des  Doctot«  vendei, 
müssen  wir  noch  unser  Augenmerk  auf  einen  seinei'  Colleges 
nchten,  welcher  längere  Zeit  mit  ihm  zusammen  in  Grcn- 
britannien  gewesen  ist.  Der  apostolische  Protonotai-,  Don  Pedn 
de  Ayala,  wird  zuerst  1495  in  Schottland  als  KepiiUentant  Fo- 
dinands  angetroffen ").  Von  dort  fuhr  er  im  August  des  nlchita 
Jahres  mit  einem  schottischen  Diplomaten  nach  Spaoieo'). 
Im  Frühjahr  von  14y7  war  er  wieder  bei  Jakob  IV.,  um  dm 
Ehevei-trag  zu  schliessen").  Er  verliess  den  König  am  Eide 
dieses  Jahres")   und   ging  nach   London,    wahrsch^litli  nf 


<)  Beneorotb  I,  69.  89.  99.  Tersl.  ClmanD,  Ksiier  HuimiliiiL 
Stattgmrt  18»4.    T.  I,  412. 

*)  Gairdner,  400.  Üeber  seine  diplomatiache  Tätigkeit  tomrt  oA 
UlmKnii  (I,  66.  265,  Aom.  1)  wol  allzu  günatig.  Ueber  aän  PrinM« 
▼ergl.  ä.  219  f. 

')  Bergeorath  I,  p.  XXX  giebt  an,  er  tei  ungefibr  Uitte  läOI  ■ 
England  gestorben. 

*)  fergenrotb  I.  p.  XXIV. 

")  Bergenrotb.  Soppletnent.  172. 

')  Bergenroth  I,  7«. 

^)  Bergenroth  I,  126.    Gairdner,  401. 

")  Bergenroth  I.  141.    E.  Brown  I,  266. 

"}  Pnebia  schreibt  den  15.  Juli  1496:  „Don  Pedro  de  Ayala  left  Se* 
Und  oine  montbs  ago."  Vergl.  Sneyd,  13.  64:  „pik  d'un  anno  onton  dtffi 
Cattolid  Reali  dj  Spagn»  k  presso  ä  quella  Corona."  Ajala  renBiRdtete 
Vertrag  ron  ATton  (September  1497). 
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Befehl  seiner  Hen-scher.  Von  jener  Zeit  an  nannte  er  sich 
„Gesamlter  Or  England  und  Schottland".  Trotz  aller  Klanen 
Pnebla's,  dessen  Obermässigem  Freundschaftseifer  für  Heinrich  VII. 
•r  -ZQgel  und  Gegenpewicht"  war'j,  blieb  er  nicht  nur  während 
des  Jahres  1498  in  England^},  sondei-n  wurde  sogar  officiell 
TOn  Ferdinand  als  Gesandter  bei  Heinrich  bestellt^).  Im  Juni 
1500  war  er  in  Flandern,  kehrte  aber  von  dort  auf  Bitten  des 
englischen  Königs  noch  vor  Ablauf  des  Jahres  zurtlck  und  blieb 
bis  «um  Ende  von  1502  am  Hofe  von  St.  James*). 

Ob  Ayala  zu  den  stehenden  Gesandten  gerechnet  werden 
dart  steht  dahin.  In  Schottland  ist  er  es  sicher  nicht  gewesen. 
Bein  langer  .\nfenthalt  in  England  dagegen  wird  durch  keine 
Specialmission  motivirt. 

Der  Nachfolger  Puebla's  ist  Gutier  Gomez  de  Fuensalida, 
welcher  sich  schon  1500  vorübergehend  in  London  aufgehalten 
hatte*).  Katharina  bat  im  April  1507  entweder  diesen  Edel- 
wnn  oder  Ayala  an  Stelle  des  ihr  verhassten  Puebia  nach 
England  als  Gesandten  zu  schicken").  Er  kam  im  Februar 
lürä  dorthin^).  Obwol  er  es  nicht  verstanden  hatte,  sich  be- 
gebt zu  machen,  so  dass  der  alte  König  von  England  sogar 
■m  ttäae  Abberufung  bat^),  blieb  er  auch  noch  bei  Heinrich  VIII. 
tEcreditirt  und  fuhr  erst  im  Juli  1509' nach  Spanien  zurück*), 
Din  er  stAndiger  Vertreter  Ferdinands  war,  geht  zur  Ge- 
iBge  aus  seiner  Bezeichnung  „resident  orator  and  counsellor" 
Iktot"). 

Auf  ihn  folgte  der  gewandte  Unterhändler  Luis  Caroz  de 
miiragut").  der  ungefähr  im  September  1509  Spanien  verliess, 
,to  reside  as  his  (Ferdinands)  ambassador  in  England"  •-). 
Wlhraid  des  Jahres  1510  können  wir  seinen  Aufenthalt  in 
b^uid  einigermaassen  controliren.    FQr  1511  und  1512  sind 


'l  Bergenratb  I,  251. 
*)  Berisnroth  I.  197. 

*t  BemDroth  I,  204:  ^Aa  for  Don  Pedro  de  Ayala  be  muBt  staj  in 
Tulinil^  tiu  the  Scottisli  businesa  ia  definitelv  UT&Dged.  In  oriler  that 
tti  pontlon  may  be  hoDoiuiÄle,  and  that  all  reapect  ma;  be  Bboirn  to 
kta,  Du  Pedro  and  he  (Paebla)  are  faenceforth  to  be  Joint  ambaiBadon 
H  Ä(  ramt  of  England." 

•I  Bergenroth  I,  236—290;  Snppl-,  1. 
'1  Beiieiiratb  I.  28-i  f. 
<|  BaieiiroUi,  Soppl-,  100. 

')6«inloer,  109.  110:   „andqmiB  Uiipaniae  orator  ad  nomm  nailan- 
<n  ei  enrlft  venit.* 
')  Be^enroth  II.  3. 

')  Bergenrotb  II,  13.    Statepapers  I,  21.  34.  66. 
■*)  StaäpMfm  I,  7  etc. 

")  Brewar,  der  Herauueber  der  StatepaperB,  sehreibt  Villaragud. 
")  thncnroth  II,  30.    Versl.  Statepapers  I,  -373.    Wingfield  an  Hein- 
>fch  VIIL,  Hü  1513:    „Don  Luis  de  Carroa  ambassador  of  Airagon,  resi- 
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unsere  NachricbteD  spärlicher*).  1&13  Iftest  sich  lu  jeder  Zeit 
fieine  Anwesenheit  am  Hofe  von  St.  James  nachweisen.  And 
1514  ist  er  noch  als  Vertreter  Ferdinands  bei  Heinrich  VIII.'). 
Im  Deceniber  dieses  Jahres  bat  er  um  Enthebung  von  seinen 
Amte,  eine  Bitte,  die.  früher  einmal  abgeschlagen,  jetzt  erilrt 
wurde^).    Er  dui-fte  im  April  1515  England  verlassen*). 

Seinen  Posten  nahm  Bernardo  de  Mesa,  Bischof  von  EIni 
und  Tripolis  (später  von  Badajuz),  ein,  welcher  vorher  in  auner 
ordentlicher  Mission  bei  Franz  I.  gewesen  war**).  Spinell j nennt 
ihn  in  seinen  Depeschen  aus  Spanien  auch  wol  «Busahuf  of 
Spayue"  ^).  Er  verliess  Valladolid  am  22.  December  1514  ond 
kam  beim  Beginne  des  neuen  Jahres  in  England  an.  Seine  Stcl- 
luDg  als  ständiger  Gesandter  ist  Ober  allen  Zweifel  erhaben,  dt 
er  oft  als  „standing"  oder  „resident  ambassador"  erwähnt  wird*). 
Mesa  vertrat  nicht  nur  Ferdinand,  sondei-n  wie  Fuensalida  und 
Villarninit  auch  die  castilische  Regierung  und-hiess  desveg« 
auch  „Geäandter  der  Königin  Johanna"^)  oder  allgemeiotr 
„Gesandter  von  Spanien"  ^).  Während  des  Jahres  1515  vit 
der  Bischof  stets  in  England").  Auch  im  Anfange  von  lülE 
hat  er  sich  wol  noch  dort  befunden;  wenigstens  heisst  is  ii 
dem  wahrscheinlich  im  Februar  verfasaten  Berichte  Ober  Fer- 
dinands letzte  Taten  u.  s.  w.:  „der  Bischof  von  Enna,  qmniscbet 
Gesandter  in  England" '").  Im  März  dieses  Jahres  war  Mesa  ii 
den  Niederlanden  ").  Doch  schon  am  Ende  des  Monats  mddttt 
Heinrichs  Vertreter  am  flandrischen  Hofe,  Spinell;,  der  nm 
König  von  Spanien  werde  wieder  den  Bischoi  von  Tripolis  ,ii 
resident"    nach  Gi-ossbritannien    senden").    Im   Apnl  liebte 


<)  Villaragut  igt  als  GesandUr  Id  Engluid  nacbireisbir;  1510  Jhmt 
(Beiyenroth  II,  33),  Mai  tib.,  39.  Suppl.,  44),  Joni  (Statepapoi  I,  ItSi 
AogoBt  (ib.,  179),  NoTember  (Ib.,  197).  1511  April  (ib.,  239),  am  Enk  ta 
Jahrei  (ib.,  302.    Bergenrotb  IL  59). 

»)  1514  ist  Villaragut  im  JuU  (Be^enrotli  II.  225),  OcUtb«  (LiM 
ae  LoDis  Xll.  T.  IT,  9)  und  Decembw  (BergeDToUi  U,  248)  aU  Ganite 
in  Ensland  nacbweiabar.    Im  Augiut  war  er  In  Frankreich  (Le  OUt  1, 189^ 

*)  Bergenroth  II,  249. 


')  Statepapera  II.  1,  92.  Aus  einem  Briefe  Spinelh-'i  jami.1^ 
laio:  „Lewis  Carrottz,  ambasaailor  in  England,  haa  «rittvn  fm  a  Zauri 
ship  to  be  Beot  to  Plymonth  to  conTev  him  to  Spun.*  Ter^  DuiMfli 
II,  250 1  Er  übernahm  spfttei  die  diplomatiache  Tertretmut  SpauM  ii 
Rom.    Vergl.  Le  Glaj  II,  521. 

**)  Bergenroth  11,  234.  256. 

■)  SUUpapers  II.  1,  727. 

•)  Statepapera  IL  1,  480.  586.  719;  IL  2,  1026.  1255.  BerpsnaU, 
350  etc.    Laue,  Mon.  Habsb.  U.  I,  73  etc. 

^)  Bergenroth  11,  256  etc. 

■)  Bei^nroth  n,  270.  278. 

")  Für  den  Februar  1515  siehe  Statepapera  II.  1,  119;  Ar  £*  U 
von  Mai  big  December  Bergeorotb  II,  254—277. 
"■)  Bergenroth  II,  278. 

<■)  Statepapera  II.  I,  472.  473. 

"]  Statqiapen  IL  I,  480. 
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m  zurück.  VoD  dieser  Zeit  an 
t  in  England  ziemlich  genau  ver- 
8  erhielt  er  die  ErlaubaiBB  zur 
ligst  Gebrauch  machte. 

einen  Nachfolger  erhielt,  fDhlte 

und  gab  seinen  Boten  am  Hofe 
«ditiruDg  eines  neuen  residirenden 

englischen  Diplomaten  berichten 
e  Chiövres  habe  ihnen  mitgeteilt, 
tzUDg  des  Londoner  Postens  nar 
drei  Bewerbern,  welche  namhaft 
lieae  Erklärung  verliert  viel  an 
an  man  damit  einen  Brief  Karls, 
tii-t,  vergleicht,  in  dem  der  eng- 
ird,  es  sei  bereits  ein  neuer  Ge- 
England geschickt*).    Man  sucht 

angekQndigten  Diplomaten;  die 
gegeben  zu  sein,  um  die  Ungeduld 
FOr  Karl  war  die  Abschickung 
]  auch  nicht  so  überaus  wichtig, 
I  sehr  tüchtigen  Politiker,  Jean 
ederlande  in  England  hatte^). 
loss  der  apanische  Herrscher  eine 
i  Heinrich  VIH.  gehen  zu  lassen, 
i  Mesa  befand*).     Und  Spinelly 

eben  der  Bischof  wieder  zu  dem 
in  am  Hofe  von  St.  James  de- 
)r  Gesandten  verzögerte  sich  aber 


idier  nachweiabar:  1516  April  (B«i^o- 

1.  535.    Le  Clav  II,    103),   Juni  (State- 
9),  Notenber  Hb.,  784.    Bn^enroth  U 

2,  887),  Mftn  (ib.,  9Sli  April  (ib..  1026), 
Laiu,  Mon.  Habsb.  II.  1,  46  f.],  Octob« 

!r  (ib.,  1202).  1518  Jaonar  (ib.,  1210> 
ili  (ib.,  1337.  Laoi,  Mon,  Habsb.  II.  1, 
10.  Lau,  Mdd.  Babsb.  IL  1,  559). 
Kl.  Lanz,  MoD.  HabBb.  n.  1,  73f.  Au 
m.  io  sebr  gDtdigen  AasdrQckeo  ab« 
io   dem  Briefe   an  Margaretba  «beoda- 


lesaToii,  Un  aseitt  politiqae  de  Charlee- 
»D,  icigneDr  de  CorberoD.    Paris  1882 


Jap.  damit  den  Brief  Margarethas  at 
«nuaal  a  dit  avoir  les  a&ires  de  V.  M 
it  betoing  que  ledit  Jonglet  face  pliu  loDi 
vom  escript  qu'il  s'en  peult  bieo  reteoir 
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ziemlich  lange;  denn  obwol  sie  schon  Ende  Juni 
verlassen  sollten*),  trafen  sie  doch  eret  am  11.  Stqttemher  ta 
London  ein").  Von  jener  Zeit  an  war  Mesa  bis  zum  Ende  Man 
oder  Anfang  April  1523,  wo  er  Ar  immer  von  England  schied, 
residivender  Vertreter  des  Kaisers  bei  Heinrich  VIII.*).  Wenifv 
Monate  nach  seiner  Rückkehr  ist  er  gestorben*). 

Die  Frage,  ob  Mesa  sofort  auf  seinem  Posten  einen  Null- 
folger  erhalten,  oder  ob  Karl  V.  sich  mit  der  AnwesenlMit 
seines  ständigen  Repräsentanten  für  die  Niederlande,  Lonii  de 
Praet's^),  begnügt  hat,  können  wir  nicht  beantworten,  da  du 
Hauptwerk,  aus  welchem  die  meisten  der  bisherigen  Daten 
gewonnen  sind,  die  englische  Publication  der  Statepapen,  au 
Mangel  an  einem  Register  in  den  beiden  weiteren,  bisher  u>- 
schienenen  Bänden  einer  speciellen  Forschung  nicht  lacht 
zugänglich  ist.  Wir  glaubten  uns  aber  um  so  eher  der  ndk- 
seligen  Aufgabe  entziehen  zu  können,  Depesche  für  Depeide 
in  den  voluminösen  Bllchem  durchzulesen ,  als  wir  bereitB  fir 
die  Zeit  von  aber  ein  Vierteljahrhundert  die  fast  unuota^ 
brochene  Aufeinanderfolge  von  ständigen  spanischen  Gesandtm 
in  England  nachgewiesen  hatten"). 


maia  si  noua  semble-il  but  qae  y  devee  envojer  quelqne  bon  pcnoDsan 
soit  de  p&r  delJL  ou  daitleura,  ponr  j  resider  an  Jien  dndit  JongUL'  w 
Ulay  II,  425. 

']  fiuiepapers  III.  1,  111. 

-I  Statepapen  III.  1,  l.'iS.  Heaa'a  und  aünei  6ef)Uirl«n  De  la  SaA\ 
Instruction  d.  d.  IG.  Angnat  1519  bei  Laoi,  Mon.  Habab.  IL  1,  108. 

^)  Mesa  ala  Geaandter  in  I^ngtand  nachweiabar:  laiU  Norvte 
(Statepapera  JIl.  1,  llf^),  Decerober  (ib.,  Itn.  Lani,  Mon.  Habib.  11.  l.IlQi 
1520  Februar  (Statepapera  III.  I,  2üa  Lant,  Mon.  Habab.  II.  1,  114),  Uki 
(Stp.  III.  1,  223.  Laoz,  M.  H.  11.  1,  117t'.\  April  (8tp.  III.  1.  257.  U^ 
M.  H.  11.  1,  183.  Bei^enroth  II,  S99\  Mai  [Üip.  III.  1,  276.  2)S5),  im  fib, 
302),  August  lib,,  3bl),  October  [ib.,  S72.  Lani,  31.  H.  II.  1,  140f.  Bh|» 
roth  II,  321),  I)eceDil)er  {Ktp.  111.  1.  402).  1Ö21  ApiU  (Sbi.  III.  1 ,  Wib 
Mai(ib.,.'i2.^.  Lanz,  M.  H.  II.  1, 175),  Jnni  (Stp.  DI.  1,  632.  Lau,  M.  EIL  1, 
212.  219),  Juli  (Stp.  111.  2,  .563.  Lanz,  .M.  H.  II.  1,  243);  Mitte  iv^ 
war  Mesa  in  Itrtlaael  (Lani,  M.  H.  II.  1.  236),  dann  in  Calais  (tbL  S^i-IIL 
2,  TäS).  Im  December  wieder  in  England  (Stp.  III.  2,  785.  Lon«,  M.  H.  E 1, 
474f.  4%X  IÖ22  Januar  (Stp.  III.  2.  630),  Febrnor,  Mira  (ib.,  m).  inril 
(ib.,  921),  .Mai  (ib.,  943),  September  (ib.,  1068).  1533  Januar  (ib.,  IIWI 
Februar  (Bergenrotb  II,  52!);,  iliiz  (Stp.  III.  2,  1209).  Seine  Abreiw  (Sfi 
III,  2,  12;W). 

')  Er  Eiarl)  im  August  1523.  Statepapera  III.  2,  1347.  Benonft 
11,  WJ. 

'')  De  Praet  war  in  London  atlndiger  Geaandter  der  fiiederiaadi  tril 
dem  Mai  1522.  Statepapera  III.  2,  958.  Er  blieb  mindeatena  bia  EadeUli 
Vergl.  Statepapera  111.  2,  1Ü41-1510.  BergeDrath  U,  529.  576.  63S.  U 
Gla;  11,  594.    Miguel  1,  380  f.:  II,  196. 

"I  Aucb  Kergeoroth  liiaat  una  für  die  Feriode  nriichen  1520  nnd  ISB 
im   Stich,    da  er   die  Korreapondeni  Karla  T.  mit  seiiiea  engliich«  0^  , 
aandten  in  jenen  Jahren  nicnt  im  Archive  von  Simanca*   n  findn  9i  j 
diese  erhebncfae  Lücke  nur  mm  kleinen  Teile  aas  anderen  ArdbaH 
ereetzen  vermochte.    Bergenroth  II,  p.  XCVI. 


Einflihrimg  einer  dauernden 
I,  dMsftr  «ngeie  Zeit  kein 
5««?»™;  Vfll.  gewesen  isl 
'  stottgeliabt,  lüs  der  Tudor  i 
JBe  seines  Schwagers  emht 
"W  Sache  Mchte').  AUein 
um  m  London  ihre  Besidenz 
ilf?)  ^«"'««ng  Katharinas 

einmal  auf  die  Erscheinung 
üs  IUI  Vorangehenden  gedacht 
panischen  Gesandten  noch  dl 
eiche  in  seinem  und  dem  Nai 
tatthaitenn  ernannt  wurden 
wurde.  Ob  diese  Piajis  i 
«llon  worden  ist,  habe  ich  n 
bnngen  kSnnen.  Vielleicht 
);  unter  den  späteren  Koni, 
iu  sein. 

'i'"J  ,^'*°°  'm  ftatzehnl 
•for  Verkehr  zwischen  Fer 
ssitzen  in  dem  eisten,  korzli 
»sehen  Geschichte  Kaiser  M« 
derung  des  Verhältnisses  zi 
I,  aus  der  man  aber  nicht  et 
der  nur  ausserordentliche  G 
iden  Henschem  hin-  und  he 

lische  Gesandte  am  Kaiserhol 
18t  Don  Pedro  de  Ayala*)  I 
nd  nach  England  gefahren'  ui 
nngen  mit  Heinrich  VU.  dure 

Mendo,«   ISSU  ^,  j„^^  ,    „ 

L  i.  ™Tr  m«^*  p„  JH 

«,  je  repODdu.  que  Tremat«  leoWii 

nbaMidenr  qiü  y  real«  comne  am 
iteJliganca  q«,  ,  öloit  popr  Ion  m 
adeura,  ila  aoohoiteroient  fort  aam 
t  (que  pn«  qu'ilg  en  ont  toiiäun 
leat  qn-il  en  ait  encore  un."  Twj( 

-'T:,^""  I  «;  M-  -  Inten»*«« 
.1553  einen  eigeneo  reiidirenden 
«MM,  dem  permanenten  Yeitreter 
>t    Vagi.  Rfbier  n,  458. 
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seioeo  Rat  zu  unterstützen'),  und  scheint  von  dort  aus  nicht 
wieder  an  den  kfdserlicbeu  Hof  zurQckgekehrt  zu  seia;  wenig- 
stens war  er  bei  der  Ankunft  des  jungen  königlichen  Pures 
in  CaBtilien  zufiegen^). 

Wer  sein  Nachfolger  bei  Maximilian  geworden  ist,  kann 
nicht   gesagt  werden.      Wir  sind   in  den   von  uns  benutzten 
Publicationen   erst   nach    einer  Pause    von  sechs  Jahren  uf 
einen  neuen  permanenten  Botschafter  Aragoniens  heim  Kaiser 
getrotfeu.    Im  August  1512  wird  Pedro  de  Urea  als  Gesandter 
des    katholischen    Königs    nbei    der  geheiligten    Majestftt  des 
Kaisers"  erwähnt^).    Im  November  dieses  Jahres  unteneieb- 
nete  er  einen  auf  die  heilige  Liga  bezüglichen  Vertrag  in  Bom 
zusammen  mit  dem  dortigen  spanischen  Repräsentanten,  ffie- 
rou^nio  de  Vieh*).     Dann  befand  er  sich  von  Neuem  bis  tun 
Mal  im  Gefolge  Maximilians °).    Er  wollte  damals  Ober  England 
nach  Spanien  reisen").    Ob  er  diesen  Vorsatz  ausgeftthrt,  nt  ■ 
uns  nicht  bekannt     Wir  ßmlen  ihn  zunächst  im  Oetobera  j 
Lille  wieder,  wo  er  als  Unterhändler  Aragoniens  bei  Hein  \tt- 
trage  zwischen  Ferdinand,  Maximilian.  Heinrich  VIII.  und  Kirl  1 
mitgewirkt  hat^).     Von    dort  ging  er  als  Gesandter  la  dn  j 
Kaiser  und  blieb  allem  Anscheine  nach  während  des  ganiai  i 
Jahres  1514  bei  ihm").     Auch  in  der  zweiten  Hälfte  von  1515 
und  dem  Beginne  von  1516  ist  er  als  Vertreter  Ferdinaodi  ia 
Ueutschland  gewesen").     Nach  dem  Tode  seines  KAnigi  ist  a 
von  ^laximilian  geschieden  und  hat  sich  zunächst  einifie  Zdt 
in  England  aufgehalten"').  Nach  seiner  Rückkehr  in  dieNieda^ 
lande  erhielt  er  von  dem  jungen  Könige  Spaniens  den  BcMI« 
sich  als  Gesandter  zu  dessen  kaiseilicheni  Grossvater  n  be- 
geben, und  vQstete  sich  im  August  zur  Ausführung  diceerMib. 
sion").    FUr   den    Rest  des  Jahres  \bili  begegnen  vir  ihin  . 
dem  entsprechend  am  Hofe  Maximilians").   Aber  nach  kuner  i 


')  Gurdoer,  513- 

■}  Bacholtx.  Geschichte  der  Regiemiig  Ferdinuid  da  Entca.  Wia  J 
1831  f.    1,  31.  ■ 

^)  Letirea  III,  293. 
')  Lettrea  IV.  58. 

^)  Bergenroth  II,  83.  109.    Stfttepapen  I,  504. 
*)  Statep&pers  I,  5^2. 
')  Bergenroth  11,  162  etc. 
")  Urea  als  Gesandter  bei  Maiimiliiui  n«chweisbu:    15 13  Di 


(Bergenroth  II,  177  f.j,  1,^)14  Febnur  (ICeifeiiroth  II,  2I&  SUMunll 
747),  Mai  (Sutepapera  I,  816),  Juli  oder  Auguit  (Bei^roth  I(  ST^SikI 
tember  (Letires  IV,  371),  November  (Bergenroth  11,  242). 


)  Bergenroth  11.  267.    Staträapera  U.  1,  8—  ._ 

<°)  Statepspers   U.    1,    479.    Bericht  von    PoDjngM  ood  TaiMl  ■!■ 

Heinrich  VIII:   „The  bsid  Durees  U  not  yet  Coming  hither  (BrUMaUttatfl 

court,  but  halb  written  lettrefi  at  length  both  of  the  great  chwiKwl 

rable  rleceinng]  he  faad  of  yoor  grace."  " 

")  StatepaperB  [[.  I,  690.  699. 

")  Statepapen  II.  1.  äOä.  823. 
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Zeit  wurde  er  seines  deutacheo  Postens  definitiv  enthoben  und 
nim  Botschafter  Karls  beim  heiligen  Stuhle  ernannt,  eine  Stelle, 
welche  er  bis  zu  seinem  schon  1518  erfolgtun  Tode  bekleidet 
bat'). 

Welcher  von  den  zahlreichen,  seitdem  von  Karl  zu  Maxi- 
oiiliaD  abgeordneten  Gesandten  die  Stellun;;  eines  residirenden 
Sendboten  eingenommen  hat,  falls  überhaupt  dem  Urea  ein 
Kachfolger  gesetzt  worden  ist,  habe  ich  bisher  nirbt  ermitteln 
kSoneD. 

Philipp  II.  seheint  keine  residirenden  Gesandten  am  Hofe 
des  Kaisers  Ferdinand  I.  beglaubigt  zu  haben ,  da  sein  Ver- 
hUtniss  zu  dem  Oheime  ein  ziemlich  kahles  war^).  Der  erste 
naniscbe  Vertreter,  welcher  sich  unseres  Wissens  seit  dem 
Tode  Bfasimilians  I.  dauernd  .im  kaiserlichen  Hofe  aufgehalten 
hat  (15C4 — 1570),  ist  der  auch  sonst  bekannte  Thomas  Per- 
nnot,  Seigneur  de  Chantonnay^).  Da  er  es  ebenso  weni^  in 
der  Burg  wie  vorher  in  Frankreich  vei-stand,  sich  beliebt  zu 
machen  und  die  Ungnade  Maximilians  II.  auf  sich  lud,  wurde 
er  nach  sechsjährigem  Aufenthalte  abberufen  und  (bis  1576) 
durch  den  Grafen  Monteagudo  ersetzt.  Auf  diesen  folgte 
der  Marquis  d'Almazan  und  1577  Don  Juan  de  Borja*). 

[Ferdinands  politische  Beziehungen  zu  Phi- 
lipp  and  Karl.]  Ob  Ferdinand  schon  vor  der  Reise  Philipps 
des  Schönen  nach  Castilien  einen  Gesandten  bei  ihm  unter- 
bilten  hat,  kOnnen  wir  aus  Mangel  an  Quellenmaterial  nicht 
ugeben. 

Nichdem  Philipp  ucd  Johanna  ihr  von  habella  ererbtes 
Bdch  betreten  hatten,  and  der  katholische  König  eingesehen, 
Im  er  seine  Ansprüche  auf  Castilien  wider  die  rechtmässigen 
Bantzer  nicht  aufrecht  erhalten  könnte,  schickte  er  im  Juli 
laOä  geinen  Kämmerer  Luis  Ferrer  als  residirenden  Vertreter 
AngonieoB  zu  seinen  Kindern'').  Dem  Aufenthalte  dieses 
Diplomaten  wurde  aber  durch  den  frQhen  Tod  Philipps  ein 
idnulles  Ende  gesetzt 

Ueber  die  Boten,  welche  Ferdinand  bei  seinem  jungen 
£ikel  Karl  in  den  Jahren  seit  1506   beglaubigt  hat.    wissen 


■}  8litepu«n  tl.  2,  1123.  1245.  12.Vi. 

*\  Verri.  Colecdoa  de  documeDtoa  inediloa  pars  [a  biatoria  de  Eap&na, 
T.  ILHidnd  1843:  .CoiretpondeDcia  entre  fenaiido  1°  Emperadore  de 
ihuüa  y  Felipe  IP  Bej  ae  Espalla  deide  marzo  de  lh-'>G  huta  eneio 
ll  IStS.'  —  ManrenbrKlier,  ßeitrige  tat  dentschcD  Geschichte  tod  1555 
M  1»9.    HiatoiiBche  ZeiUdirift,  T.  L.    IHSS.    Heft  4. 

^  Koch,  Ondlen  nr  GeacUchte  des  KaUen  Maximilian  II.  Leipxig 
18S7t    L  119.    VergL  S.  9!. 

•)  KMb  L  133. 

*)  Wdu  1,  43.    Vergl.  S.  11,  Anm.  5. 
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wir  nur  Weniges  unrt  Unbedeuteniies.  Wahrscheinlich  hat  der 
spanische  König  stets  einen  residirenden  Gesandten  in  den 
Niederlanden  unterhalten.  Mit  Bestimmtheit  können  wir  aber 
diese  Tatsache  erst  ftkr  die  Periode  nach  1512  behaupten. 

Im  October  des  genannten  Jahres  wurde  Juan  de  Lannza, 
ein  natürlicher  Sohn  des  Erzhischofs  von  Saragossa,  als  Bot- 
schafter nach  den  Niederlanden  und  England  abgeschickt'). 
Seine  Mission  au  Heinrich  VIII.  war  im  G^ensatze  zu  der 
niederländischen  nur  eine  vorDbergehende,  denn  in  saner  Is- 
struction  heisst  es  ausdrQcklich :  „he  is  to  iDform  the  Eropenn 
and  Madame  Margaret  that  he  is  henceforth  to  reaide  as  am- 
bassador  at  the  court  of  the  Prince"  (Karls)').  Diesem  Auf- 
trage gemäss  finden  wir  ihn  in  der  ersten  H&lfte  von  1513  in 
Brüssel  ^).  In  der  Zeit  zwischen  Juni  und  Ende  Juli  hat  er 
den  Hof  von  St.  James  besucht.  Wir  sehliessen  dies  aus  änoa 
Briefe  des  englischen  Gesandten  bei  Maximilian,  des  noch  gpl- 
ter  mehrfach  zu  erwähnenden  Winglield ,  vom  26.  Juli  1513 
aus  Brüssel  datiit.  in  welchem  berichtet  wird:  „visited  tba 
ambaasador  of  Spain  and  Don  John  de  la  Newce,  who  cma 
lately  to  England  from  the  king  of  Arragon"*).  Unter  den 
„amhassador  of  Spain"  ist  wahrscheinlich  Urea  zu  ventehan, 
welcher ,  wie  nir  gesehen  haben ,  damals  bei  dem  Kaiser  in 
Ferdinands  Namen  residirte "). 

Im  Laufe  des  Jahres  1514  scheint  Lannza  ohne  irgend  dne 
bemerkenswerte  Unterbrechung  bei  Karl  verweilt  ni  haben*). 
Er  hatte  in  der  kurzen  Zeit  seines  Aufenthaltes  einen  h  be- 
deutenden Einfluss  auf  die  Regentschaft  gewonnen,  duB  ita 
Spinelly  geradezu  als  allmächtig  in  den  Niederlandeo  * 
nete').  Auch  für  1515  ist  unser  Diplomat  auf  s«nem  1 
Posten  nachweisbar^).  Dann  verlieren  wir  ihn  fost  gui 
dem  Gesichtskreise.  Wir  wissen  aus  dem  Jahre  1516  nur, 
er  nach  Engtand  gehen  wollte,  aber  von  Heinrich  VIII.  ztnr 
gewiesen  wurde*).  Im  Februar  1517  scheint  er  nodi  aml 
von  Brüssel  gewesen  zu  sein'")"). 


')  Suttepapen  1,404.  Bericht  Spioellr's:  „Mwlaine  Ufi,  tfacEim 
is  much  plesBed  with  the  conduct  of  Arragon  in  Hoding  tue  butmai 
of  tfae  ArchliisboD  of  SuitgOBU  to  reside  with  the  PiiBce." 

')  BergenroUi  II,  71. 

'I  Bergenrotli  II,  du.  I3ti. 

'}  StatepaperB  I,  64ti. 

'■)  Siehe  S,  >f2. 

»)  Vergl.  Bcrporoth  II,  19Ö.  214.  240. 

'}  StateM4>en  I,  äT4.  Bericht  ans  Jem  September  15U:  Jk» 
batudor  of  ArragoD  is  omnipoteat  here." 

*)  VergL  StatepaperB  II.  1,  166.    Bergenrolh  IL  255  ete. 

^)  iStatepapen  II.  2,  1069. 

'"]  Statepapen  II.  1 ,  p.  CXXI.  Tumtal  schreibt  im  Fcbnir  UlT: 
„Don  John  ae  la  Nucha  witb  nhom  jet  my  Lady  reraaineth  uUilmM** 


erdinands  UDd  der  Thronbestei<; 
ein  aragonesisclier  „Gesandter" 
b  der  Reise  des  jungen  Herrscl 
dichen  Uebemabme  der  K^er 
m  musste  jener  Posten  und  T 
iwinden. 

h  werden,  dass  der  vielleicht 
)  DOD  Diego  1517  mit  Karl  n 
10  treffen  wir  Don  Juan  de  Lan 
I  wieder'). 

ik reich.]  Der  Schriftsteller, 
Ober  die  Art  des  diploinatiscl 
m  Auslände  zu  tinden  glaubt 
e  gänzlich  und  merkt  nur  im  \ 
inen  Castilien  und  Aragonien  e 
I  Papste  unterhielten.  Er  sagt 
Mt  Ferdinands:  „missions  bece 
nts  were  stationed,  as  a  sort  of 
ent  Courts"*). 

lan  nur  mit  Vorbehalt  fttr  eine 
squelle  heranziehen  kann,  erzl 
der  Gesandte  Ferdinands  und  ] 
vna  grata  gewesen  sei,  und  U 
.  trouTOit  fort  bien  et  le  renvo; 
qu'en  ce  temps  U  Ton  ne  B<;a< 
que  d' Ambassadeurs  ordinaires* 
:2es  nach  dem  Vorstehenden  zu 

n  Verkehr  Ferdinands  mit  Karl  V 
ten  Akten,  soweit  sie  zu  die 
tanden ,  fast  nichts  zu  entnehn: 
en  müssen,  unsere  Forschung 
.  anheben  zu  lassen*). 


)17  im  April  (SUUpapen  IL  1 ,  518. 
b  finden.  Brewer  itüut  Beine  Hypot 
lementa  from  France"  (StatepApen  I 
^ou  an  unbuudor  nuned  le  Diego 
.olt«."  Die  Annahme  des  englischen 
ich,  aber  maD  darf  sich  nicht  verhel 
llen  BeweiikraA  fehlt 
8.  841;  IL  2,  U22. 
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ugen  dorthin  geschickt*  ').  Wann  dieser  Diptomat  nach  Frank- 
^jA  ^oniinen  ist  und  ob  er  mit  dem  im  Januar  1510  bei 
[jaiwig  XII.  verweilenden  spanischen  Boten  -)  eine  Perwin  ist, 
luDbo'  lAsst  sich  nichts  Sicheres  feststellen.  Beachtung  ver- 
Kent  jodenf&llB  der  Umstand,  ilass  sich  nährend  des  ganzen 
ilbrv  1510  und  darüber  hinaus  bis  zum  Frühjahr  151]  Spuren 
m  dem  hestSndißen  Aufenthalte  eines  aragonesisclien  Ge- 
midtn  in  Frankreich  gefunden  haben  °).  Vielleicht  sind  wir 
HPT  in  der  pUnstigen  Lace,  diesen  Bot.schafter  namhaft  machen 
a  UlBiien.  Wir  wissen  nAmlich,  dass  Hteronymo  de  Cabanillas 
ödi  mindestens  vom  April  bis  October  1510  als  Ferdinands 
Vertreter  hei  Ludwig  XII.  befunden  hat*).  Auf  ihn  w&re  dann 
ntb  die  Nachricht  aus  dem  März  1511,  welche  die  Abreise 
kl qianiKhen  Gesandten  aus  Frankreich  meldet,  zu  beziehen^). 
tum  Mai  1511  an  ist  uns  wieder  fOr  die  Fiist  von  ungefähr 
JDon  Jahre  die  Gegenwart  „des  spanischen  Gesandten"  am 
hniSEtBchen  Hofe  verbürgt*). 

Erat  nachdem  Ferdinand  der  Liga  von  Cambray  abtrannig 
od  zum  Feinde  Frankreichs  geworden  war,  hörte  der  bestän- 
Hge  diplomatische  Verkehr  auf.  Unter  dem  wahren  oder  fin- 
riiten  Verwände,  eine  Krankheit  seiner  Frau  nötigte  ihn  znr 
leimlEehr.  nahm  der  aragonesische  Repräsentant  im  Mftrz  1512 
nm  Ludwig  XII-  Abschied  und  verliess  am  24.  dieses  Monats 
Fnoltreich.  Der  französische  König  erwiderte  diesen  dieFeind- 
idift  eröffnenden  Schritt  ilurch  die  gleichzeitige  Abberufung 
eiiKS  Vertreters,  de  Lang,  aus  Spanien ''). 

Ferdinand  hat  wol  nie  wieder  einen  permanenten  Bot- 
KUterin  Frankreich  beglaubigt.  Er  stand  zwar  wjihrend  seiner 


Ja»  I,aj2.  264;  l._,     ,  

M  TOB  mehnren  intfonewschen  Gesandten  in  Fnnkreich  gesprochen. 
■  itBwlb«)  Briefen  wird  «t>er  snch  „ontor  Artgonam*-  erwthnt. 

'I  Bergearotb  11.  p,  XXUII.  46.  52. 

*)  Lettre«  II,  218. 

*l  Vend.  flu-  da  Anfenthalt  vom  Mti  1511  big  zum  Mftn  1512  Letlres 
\ia—  Ül,  nh.    Le  Gla;  1,  405-464. 

')  Die  Stelle  in  Tiel&cher  Hlneicht  intereasant  —  unter  anderem  aaeh 
k  die  Rnaiie  Beobacbtnng  de«  Uesetire  der  ReciprociUt  schon  in  da- 
■B|w  Zrit  (t0k1..  8.  28)  —  nag  hier  gsns  wiedergegeben  werden: 
L'jüibaumdenr  d  j(rra^n  a  eit^  deven  le  Roj  et  Iny  a  declarä  le  conge 
i'ü  4  dn  Roy  lon  Mautre  ponr  s'en  nler  k  cause  ue  In  maUdie  de  m 
^H.  ledit  AmbaiMdenr  m'a  dit  que  le  Roy  Iny  a  aussy  ouctroyä  et  qne 
>i  qnatre  oo  cinq  joim  ilse  partira.  Le  Koy  m'a  dit  q^a'il  a  responda 
"^  Ambusadenr  qne  lemblablement  11  fera  partir  lout  ii *' — '  — 


D  Etpaiae  et  que  an  mesme  temps  que  ledit  Ambassadenr 
__  rra  en  Etpaigne  sondit  .-Ambassadeur  eutrera  en  Frsnce  et 
r  aiiij  la  choae  ira  rgale,  ledit  AmbasBadeur  d'.iiragon  m'a  Jit  le  sem- 
fcle,  naii  qn'jl  aroit  dedari  qne  ce  sera  ung  cas  comine  ei  1»  choM 
ak  en   mptcre  et  qne  ee  n'eit  pas  raison,   cor   le  Roy  Eon  Maistre   ■ 
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dtt  ftiniSsischen  K&nigs ,  wurde  eine  ständige  diplomatische 
Vvtntnog  in  den  feindlichen  Ländern  beiderseits  wieiler  ein- 
girithtM.  Kari  sendete  im  Herbst  1525  de  Praet  zu  Luise 
TOI  SlTOy«n,  der  damaligflu  Regentin  von  Frankreich,  als 
MiMB  readireDden  Gesandten').  Er  liess  ihn  dann  um  die 
llitta  des  folgenden  Jahres  durch  Nicolaus  PeiTenot,  den  alte- 
ra Granvella,  ablösen,  welcher  bis  zum  M&tz  152S  beglaubigt 
!»■)  and,  als  Repressalie  für  die  Inhaftirung  von  Granimont 
■dÜviiiHHit,  bam  Ausbrache  des  zweiten  Kiieges  von  Franz  1. 
ta  Fnnkreich  zurOekgehalten  wurde  ^). 

Kaeh  dem  Damenfrieden  kam  dem  Anscheine  nach  nicht 
ijmi  «n  stilDdiger  Vertreter  des  Kaisers  an  den  franzüsischen 
M*).  Erat  seit  dem  Sommer  1530  begegnet  uns  der  Schwager 
GfutsIIi's,  Fran(;ois  Bonvalot,  Schatzmeister  von  Besangoa, 
ik.pennaneiiter  Botschafter  Karls  bei  dem  französischen  Herr- 
Kkr.  Er  blieb  bis  1532")  und  erhielt  Jean  Hannart,  Vicomte 
kLombelEB,  Baron  deLiekerke,  als  Nachfolger.    1536  nötigte 

1  die  wiederum  bis  zu  offener  Fehde  gesteigerte  Rivalität 

lien  Kar]  und  Franz,  seinen  Posten  zu  verlassen"). 

Nach  dem  Waffenstillstände  von  Nizza  und  der  Zusamnien- 
tanft  der  beiden  Herrscher  in  Aigues  Mortes  schlug  Saint- 
nMDt  als  kaiserlicher  Repräseutant  seine  Residenz  am  fran- 
driKhen  Hoflager  auf.  Aber  allzu  lange  sollte  auch  er  nicht 
Üben.     1541  vertrieb  ihn  der  Beginn  des  letzten  Waffen- 

>)  l^  Q1>T  II,  613.  642.  Siebe  S.  63.  De  Pnetjist  auf  Beinern  Tosten 
k  hukieich  naehwräbu  vom  October  1525  bU  Mu  1536  (Le  UUy  II, 

OMeO). 

■)  WdH  I,  p.  UL  350. 

■)  Le  Olay  U,  672.    TergL  Lu^  Konespondeni  1,  261. 

JW  U  <%ub,  wekber  1529  bei  Fnu  [.  w*r  (Le  UUy  II,  69s  f.), 
ikbt  aa  dn  ettodiseD  Owudten  ni  reekneo. 
*l  Wetai  L  p.  TU.  .Francoie  Bonvalot  noBunä  la  mdoe  aoo^  (1530} 


kä  m  tUst  n  dn  ettodiseD  Oeeudten  ni  redtneo. 
p.  TU.  nFrancoie  Bonvalot  noBunä  la 
_,  Fkance,  qoi  äUit  d^  la  premi^re  de  toutes,  tl  rem^lit 
1  «  poMe  dlffidle  jntqu'  eo  1532."  —  U.  iit  in  Frankreich 
MitoeiilMr:  1580  ca.  JoU  (Weiai  1,  474  tl,  August  (ib..  4^1.  ls:)l 
finat  (ib.,  496),  ApriUib.,  ai2|,  31ai  (ib.,  533.  M'i).  Daniala  war  neben 
h  lach  de  Pnet  6ri  Frana  I.  acereditiit.  Juni  [ib.,  646),  Juli  (ib.,  .^56), 
A^pt  (Ul,  568).  October  (ib.,  580),  November  (ib.,  öb2|.  Vergl,  noch 
Im  Kwräpoideai  I.  4S0.  517.  542.  rm;  II.  5S.  lleauTois.  S9  etc. 
119«  Jamiar  (Weiai  I,  806). 


■iki  rifident  deren  ledict  S^  roy  noMre  fi'ire''..).  ir>i-^  Mara(WeiRB  11, 
llt,^l  (Ib..  2S),  Mai  (ib.,  30),  Juni  (ib.,  47),  Ausuat  (ib.,  49l,  September 
9i,6(  Oetober  (ib.,  G6X  December  (ib.,  ^^).  1534  Februar t ib.,  SO).  Hin 
y  ,..     ..  ._  ........  .___.._.  ^ ... 


>i  BS).  IL.  Biui  lieh  in  diesem  Monate  vorübergehend  uus  Frankreich 
rtbMbsMn,  denn  der  EnbiKhof  von  Lund  schreibt  im  Juni  an  ihn:  .Noue 
IM^OH  ane,  eavTant  toi  lectrei  du  XXIII'  d'apvril,  voua  fusaiez  retoum^ 
■  Auco  toet  aprta  la  dal«  d'icelle"  ;  Ib..  10(1.  113).  April  (Weiu  II,  100), 
^'  (ib.,  117),  Änmit  (ib..  135),  September  (ib.,  L^öl,  October  (ib.,  199), 
'  (ib.,  806.  230L  Dceember  <ib..  2!>1\.  Iö35  Januar  lib.,  21!!.  234), 
b.,  293).  Min  (ib..  312),  April  (ib.,  3:»',  Mai  lib.,  :)54),  Juli  (ib., 


„v.uu^^lc 
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Bndn-  des  Kardinals  Granvella.  Er  mtiss  sclion  am  Ende  von 
1559  zu  Franz  11.  gekommen  sein ').  Ds  er  das  lebhafte  Miss- 
hDeo  KÜharinas  vod  Medici  auf  sich  zog,  musste  er  im  Fe- 
btur  1564  Paria  verlassen^).  Bis  zur  Ankunft  seines  Nach- 
Ügm  Fninces  de  Alava  (Ende  1564)  vei-waltete  der  Sekretär 
Sanon  die  diplomatischen  GeschMte^).  Alava  ging  1571,  und 
n  w'ne  Stelle  trat  nach  einem  sechsmonatlichen  Zwischen- 
noBK,  in  welchem  der  Sekretär  Apuillon  die  Vertretung  uber- 
MmMii  hatte,  Don  Diego  de  Quiiiga*).  Auf  ihn  folgte  von 
U7T  bis  1580  Juan  de  Vargas  Mexia").  Nach  dessen  Tode 
ffvde  im  December  1580  Jean  •  Baptiste  de  Tassis  zu  Hein- 
rick III  abgeordnet').  Ihn  lOste  1584  Bemardino  de  Mendoza 
Ä,  welcher  auch  während  der  ersten,  noch  umstrittenen  Re- 
nrnBgBteit  Heinrichs  IV.  in  Frankreich  blieb '),  bis  ihn  1592 
unnit  Snarez  de  Figueroa  auf  dem  französischen  Posten  er- 

Zeitweilig  hatte  auch  König  Fliilipp  von  Castilien  einen 
nodirenden  Gesandten  in  Frankreich.  1505  und  1506  nahm 
JeCflurteville,  auch  sonst  in  der  Geschichte  bekannt,  diesen 
FtMoi  ein ;  sein  Mandat  erlosch  mit  dem  Tode  des  Königs "). 

Von  1506  an  ward  fDr  Castilien  kein  eigener  ständiger 
Saudter  bei  Ludwig  XII.  unterhalten.  Die  etwaigen  diploma- 
tJMlen  Geachftfte,  welche  das  Königreich  mit  Frankreich  in 
Mrindmig  brachten,  wurden  durch  die  Gesandten  Ferdinands 
riadigt,  welche  desw^en  auch  kurz  „Gesandte  von  Spanien" 
Law.  hiessen  >*'). 

Im  Anschlüsse  an  das  Vorangehende  sei  hier  noch  darauf 
üigewiesen,  daas  selbst  Portugal,  ein  Staat,  der  trotz  seiner 
lenltigon  Kolonien  niemals  einen  irgendwie  nennenswerten 
UuB  auf  die  enropäische  Politik  ausgeübt  hat"),  schon  zur 


<l  V«gl.  Ten)«  U,  63.  11.    Feni^  5-').  etc. 

•f  Wcni  I,  p.  XII.    M^oire«  de  CoDdii.    PariB  1T48.    11,190. 

*}  Pacbene,  La  poUtiqne  de  Philippe  II  duiB  les  affaires  de  Fnnce. 
■■■i  dM  gmetütmi  biMoriqae«.  13'  ann^e.  T.  XXV.  Parii  1^79.  S.  19. 
'w^  br  die  folMDden  Geauidteii  anch  forneron  I,  394. 

*)  PkImu,  24.    Dniardias  III,  731.  T&7. 

*|  PndieMe.  35. 

*)  Pttchaiie  ■  26:  „Taina  airiTait  comme  repräaeotant  ofGciel  du  roi 
"ftjMH,  miiB  iBDi  iToir  le  titre  d'ambasiadetu'.  bien  qu'il  en  dbt  exercer 
Mm  m  fimctfon". 

i,P 

*)  1505  Sqttember.  Brief  Lndwim  XII.  u  Philipp  I.:  „par  la  roain 
I  ContariUe  voitre  Amlaaiadeor  r^Ident  icy."  fLettreB  I.  42).  1-506 
Mcfawritbar  in  Fnnkreich:  Mfti  (Le  G\»j  I,  I.SO).  Jnai  (ib.,  144),  Jnli 
L,  151.  Lettret  I,  56),  Angpat  (Lettrei  1,  5«.  70.  Le  Qlay  I,  17.^. 
nrnrotta  I,  S94),  September  (Lettrei  I,  91.  Le  Gla;  I.  183). 
>*)  Siehe  S.  mi. 

")  .\Bi  dleieni  Grande  sind  wir  auf  die  Geschichte  des  diplomatischeD 
ikehn    von    Portng«!    nicht   nfther  eingegaogen.     Wer  AuBfQbrlicbereB 


Zeit  Karls  V.,  wie  in  Spanien,  bo  aach  in  Frankreich  tAtia  per 
manente  diplomatische  Verti-etung  besessen  bat^). 

[Spanien  uni)  Venedig.]  Die  zu  dieser  Dntenuchuiig 
gesBrnmelteo  Notizen  über  den  dipIomaüscheD  Verkehr  dv 
beiden  Staaten  geben  ein  nur  lockenhaftea  und  nngeuaei 
Bild.  Da  die  Feststellung  des  Termins,  seit  welchem  ständige 
Vertreter  Spaniens  in  der  Marcus-Stadt  erschienen  sind,  bu- 
her unmöglich  gewesen  ist,  mOssen  wir  uns  begnDgen,  xu  ctn- 
Btatiren,  da&s  schon  Ferdinand  der  Katholische  residirende 
Gesandte  bei  der  Republik  beglaubigt  hat  Als  solchen,  ibar 
sicher  nicht  als  ersten  seiner  Art,  hat  man  wol  den  Grate 
Cariati  zu  erkennen,  dessen  Aufenthalt  in  Venedig  sieh  tob 
Ende  des  Jahres  1512  bis  zum  September  ISIS  verfidg« 
Iftsst^). 

Der  erste  ständige  Repräsentant  Karls  bei    der  Sguria,    , 
welchem  wir  begegnet  sind,  ist  Alonso  Sanchez.    Er  brtdtidito 
nachweisbar  den  Botscbafterposten  in  Venedig  vom  Herbat  1$U 
bis  zur  Mitte  von  1525^).    Im  Sommer  1523  und  im  Aiboil  1 
von  1525  war  neben  ihm  noch  der  Protonotar  Caracciolo  u  ■ 
Gesandter  in  der  Republik*).    Bei  Ferdinand  von  Oestemidb, 
welcher  sich  ebenfalls  oft  durch  seines  Bruders  Diplomaten  ■ 
Venedig  vertreten  liess,  war  Sanchez  sehr  unbeliebt'). 

Der  nächste  permanente  Gesandte  Spaniens  den  wir  UH- 
haft  machen  können,  ist  Rodrigo  Mino,  1529  von  Kari  vd    i 
Ferdinand  als  wenigstens  schon  ein  Jahr  in  dieser  diplomiti-    1 
sehen  Stellung  befindhch  erwähnt"). 

Die  Reihe  der  spanischen  Repräsentanten  in  Venedig  hibe 
ich  nicht  mit  der  wünschenswerten  Bestimmtheit  vetfitei 
können.  Von  den  späteren,  residirenden  Sendboten  Karii  hiM 
sich    Lopez'')  und  Hurtado   de  Mendoza")   eim 


darüber  er&hren  will,  ki  aaf  SknUretn,  Quadro  elemestar  dai  lAilaj 

Salitieu  e  diplomaticu.    Puü  läl2  t    15  Binde,  nnd  die  FortMbnf  Mi 
«bello  da  SOn  (LUboA  186S  f.)  verwiesen. 

>)  Terg^l.  i.  B.  15S1  Mai.  Brief  KarU  an  Corberon:  ,p>r  «MÜli 
ferei  tdverüt  l'unbaaudeur  da  rov  de  Foitonl,  rMdant  dem  Wl> 
fir  ror  (r^B-chrestien,  de  voatre  utit^".  .  Wdu  I,  640.  151SJnMR| 
„I'ambaasadeur  dudit  PortoBal  rMdent  li".  Weist  in,  52.  U48  Ji^I 
„Quant  aa  roy  de  Portal,  Tod  entend  que  Mn  unbaisadonr  iMM', 
ftupr^B  dudict  S'  roj  (Heinrich  II.). "    Weiu  III,  340.  etc. 

»)  Vergl.  Leitrea  II],   302;   IV,  30.  45.  58.  96  etc 
88.  119.  137.  159. 

')  Vergl.  liergeoroth  II,  382—704. 

•)  Bergeamtb  II,  613.  ß46.  S92.  704. 

')  Vei^.  Lanc,  KorreapondeDt  I,  98. 

*}  Lanz,  Eorrespondenz  1,  551.  Ferdinand  as  Karl:  ,Mu  ha  dt« 
alio,  que  vo ;  VeneciaDoa  andsmoi  en  tiahu}-  rrntlieai  per  mang  de Htfcjai 
IQfio.  embaxador  de  vra  mas*".  Lani  I,  671.  Ana  einen  Briefe  KtihT.i 
„Rodrigo  Nyfio,  moa  ambataadeur  a  Veniae". 

')  Vei^l.  über  ibn  Ribier  I,  49.  153  ff. 

")  Vergl.  Gevay  II.  2,  3,  107.    Lau,  Koneapondemi  II,  439l  Zds.Sl 


Gesandte,  welcher  von  KaiS€ 
itirt  vofden  ist,  und  der  aacl 
rte  Mon&rch  abgedankt  hatt< 
t,  ist  der  wegen-  seines  Ran^ 
annte  de  Vurgas  gewesen '). 

kleineren  italienische 
t  auch  bei  den  weniger  mäcl 
lel  Italien  dauernde  Vertretet 
nd  '}.  Derselben  hier  eingehen 
auch  abgesehen  von  der  ge 
nereo  Territorien ,  um   so  meh 

als  sich  unsere  Kenntniss  diese 
I,  wenig  an^ebige  und  unsu 
tränkt. 

te  mit  Rücksicht  auf  die  späteri 
nr  ein  Blick  auf  die  diplomatJ 
!U  Savoyen.  Freilich  ist  aacl 
,  Wir  erfahren  nur  aus  einen 
einen  residirenden  Gesandten 
voyischen  Hofe  hatte*).  Diese 
len  folgenden  Jahren  auf  seinen 

ien  den  spanischen  Königen  di 
HertOge  schon  wichtig  genue 
itimng  von  residirenden  „Am 


keil  Vor  1542  ist  sicher  kei: 
hen  Herrscher  in  Constantinope 
on  Gövay  herausgegebenen  Be 
ort  muss  aber  schon  1558  dor 
Philipps  existirt  haben.  Er  ei' 
e  zu  Constantinopel ,  Üodignac 
Posten  im  Stiche  gelassen  oni 
tangen,  welche  ihn  dafür  zi 
in  Pforte  ernannt  hätten.  Ii 
)ch  1559  tätig  gewesen').    De 


•an  II,  36.     De^ardiu  lU,  867.  «U 

9.  650.  651.  669.  683.  696. 

D  Kftrl  an  Scbepper:  ,Et  ponr  tt 
Tre  cbemiD  .  .  .  pasierei   oeoen  1 

tdenr  residant  vers  le  dae  d«  MilUn* 
Karl  anSchepperi  „le  metmes  dire 
Udnia  et  pameipacioD  de  Gootbiere 

erB  eulx". 

76.  98.    Wdaa  I,  555.  567  etc. 
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ganze  ZusammeDhang  der  Erzählung  lässt   wol   nur  an  eins 
dauernde  Mission  denken. 

Dieser  Annahme  widerspricht  aber  die  gewichtige  Stimnie 
von  Charrijtre,  welcher  durch  die  Herausgabe  der  Aktenstocka 
aber  die  Beziehungen  Frankreichs  zur  Levante  gerade  luf 
diesem  Gebiete  besondere  zu  Hause  ist.  Er  sagt  ausdrOeklich: 
Spanien  war  trots  aller  Versuche  Karls  V.  nicht  officiell  aa 
der  hohen  Pforte  vertreten  und  ebenso  wenig  nach  dessen  Tode 
unter  Philipps  Uegierung.  Der  Grund  davon  lag  in  der  tirf 
eingewunelten  Feindschaft  zwischen  beiden  Reichen,  welche 
durch  die  Einverleibung  der  portugiesischen  Herrschaft  in  die 
fpanische  Monarchie  noch  erhöht  wurde,  weil  Geitdem  die  Strai- 
kräfte  der  beiden  Mächte  nicht  nur  im  Mittelmeere,  sondan 
auch  auf  dem  Festlande  Asiens  hAufig  gegen  einander  stieaseo'). 

Die  Frage  eniigQltig  zu  entecheiden,  fehlt  es   uns  an  TU- 
terial.    Wir  müssen  uns  begnügen  zu  constatiren,  dass  im  neb-   I 
zehnten   Jahrhundert  ständige  spanische  Diplomaten  am  gti-  I 
denen  Hörn  gewesen  sind^).  1 

Wicquefort  erwähnt  bei  seiner  AufisShlung  der  Orte,  u 
denen  der  König  von  Spanien  „Ambassadeurs"  halte,  Conttia- 
tinopel  nichf).  Wir  haben  aber  daraus  nicht  auf  die  toU- 
ständige  Abwesenheit  eines  spanischen  Vertreters  bei  der  hoben 
Pforte  zur  Zeit  des  niederländischen  Publicisten  zu  sctdiewo, 
Bondern  aus  diesem  Schweigen  nur  zu  folgern,  dass  Spaain 
damals  Gesandte  vom  zweiten  (oder  dritten)  Range  in  Stau- 
bul  unterhielt 

[Spanien  und  die  Gen  erat  Staaten.]    Da  Phili'ppIV, 
erst  im  Westfälischen  Frieden  die   Vereinigten  ProviBUo  tfi:  1 
unabhängig  von  Spanien  und  souverain  anerkannte,  konnis  er'l 
auch  ei'st  von  diesem  Zeilpunkte  an  Gesandte  in  des  Vtamtf 
voller  Bedeutung  nach  dem   Haag  abordnen.     Der  ente  i" 
cielle  Repräsentant,  welchen  er  dorthin  schickte,   war  Anti 
le  Brun,  der  vom  Westfälischen  Frieden   her  bekannte  UM 
häodler.     Aber  so  gross   war   damals   in   den    Genett'  ' 
noch  der  Hass  gegen  die  i^paniEche  Monarchie,  dass  die  F 
vjnzen  Utrecht   und   Seeland   einen,   allerdings  anb«  " ' ' 
tigt  gebliebenen  Protest  gegen  die  Aufnahme  dieses  1 
ten  als  residirenden  Gesandten  einlegten  *J. 

Anfangs  besetzte  der  KOnig  von  Spanien  den  Poetro  W» 
den  Hochmögenden  mit  einem  Diplomaten   vom  ersten  Ruf 


>|  Charri^re  I,  p.  XLVL 

■)  Vreede,  Nederland  en  Zweden  io  ituUkundin  belnkUi| « 
Utrecht  1841.    p.  117.  ■ 

*)  Kbenso  wenig  erwAhnt  Wicquefort  bei  der  AublUmig  te  M 
tionischeD  AmbuBadea  (8.  113)  die  Residenten  der  Repnblik  m  ImIm. 

')  Wicqnefort,  521. 
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diese  Artigkeit  nicht  erwiderten, 
itzter  Ambassadeur  bei  den  Ver- 
teban  de  Gamarra.  zurückberufen 
noch  Envoyä  extraordinaires  ^). 


^  1  a  D  d. 

ien.]  Im  Januar  1489  gin;;  eine 
Begleitung  der  spanischen  Diplo- 
pulveda  nach  der  Pyrenäenhalb- 
ia  Thomas  Salvage,  Nanfain  und 
toger  Machado*).  Von  dem  Letz- 
tlner  abgedruckte  Tagebuch  über 

die  Boten  von  Spanien  nach  Por- 
n  sie  schon  wieder  nach  England 
le  Gesandtschaft  Heinrichs  VII.  bei 

gewesen '). 

ause  im  diplomatischen  Verkehre 
incis  Marsin  uml  James  Biaybrooke 
im  Ober  einen  Ehevertrag  zwischen 
wittweten  Königin  von  Neapel  zu 
i  Sprechers  bei  dieser  wahrscheiU' 
ten  Mission^)  fiel  John  Stile  zu^), 
angen  war,  um  gegen  die  Ungläu- 
;h  bei  seinem  damaligen  Atäent- 
nischen  angeeignet  hatte.  Dieser 
nen  Amtsgenossen  nach  Grossbri- 
idern  scheint  von  1505  an  im  Auf- 
m  katholischen  Könige  i-esidirt  zu 
s  aus  einem  Bnefe  des  englischen 
om  August  1507.  in  welchem  der 

wird ,  alle  England  betreffenden 
[teilen,   der   darOber  nach  London 


'..    Ihre  InMrucdoD,  bd  Betgenroth  nur  im 
;b  ToUiUndig  bei  Uairdoer,  283  t 


:.  Berg«Droth  1,  p.  XXT. 
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Aus  vereinzelten  Notizen  erfahren  wir  auch,  dass  nnier 
Gesandtev  bis  1510  als  britischer  Repräsentant  in  Sptnien 
gewesen  ist').  Er  scheint  dann  die  iberische  Halbinsel  rer- 
lassen  zu  haben  und  nach  e:einem  Vaterlande  gefahren  zn  seil. 
Im  King'g  book  of  payments  steht  nämlich  unter  dem  II.  Hai 
l&ll :  „To  men  that  came  with  John  Style  with  horses  fron 
the  king  of  Arragon" . .  .^).  Im  April  1512  wird  er  aber  wieder 
auf  seinem  alten  Posten  angetroffen'),  den  er  nun  big  n 
seinem  definitiven  Scheiden  ans  dem  diplomatischen  Dienste  wA 
nicht  mehr  verlassen  hat*).  Allerdings  ist  vom  Februar  1516 
bis  zum  August  1517  keine  Spar  von  ihm  zu  finden;  aber  es 
ist  dennoch  anzunehmen,  dass  er  auch  zu  dieser  Zeit  in  Spuie& 
gewesen  ist,  da  wol  sonst  Spinell^,  der  seit  dem  Tode  Ferdi- 
nands neben  ihm  noch  die  spanischen  Angelegenheiten  übei^ 
wachte,  seines  Abganges  gedacht  haben  wQrde.  Im  Hai  151S 
erhielt  er  nach  langem  Dienste  die  Erlanbni&s  znr  ROckkdir, 
von  der  er  schleunigst  Gebrauch  machte").  Er  war  im  Joni 
schon  in  England  und  erhob  damals  seine  karge  und  noch 
dazu  für  drei  Quartale  im  RQckstand  gebliebene  BeBoldnBg 
von  zehn  Shillings  für  den  Tag*). 

Ferdinand  der  Katholische  hat  ausser  Stile  keinen  resdi- 
renden  Vertreter  von  Grossbritannien  an  seinem  Hofe  geadtot'^ 
Nachdem  aber  durch  die  Thronbesteigung  seines  Enkels  äa 
spanischen  Königi-eiche  und  die  niederl&nriischen  HerrBChaftm 
unter  ein  Scepter  gekommen  waren,  scheinen  fast  immer  mÄ* 
rere  Gesandten  zu  dauerndem  Aufenthalte  bei  Karl  aceredilirt 
gewesen  zu  sein,  von  denen  der  eine,  wie  in  der  der  Personakuiin 
vorangegangenen  Zeit,  hauptsächlich  die  diplomatischen  Geschific 
in  den  Niederlanden  zu  besorgen  hatte,  und  der  andoe  ia 
kaiserlichen  Gefolge  die  englischen  Interessen  in  den  somtlgH 
Besitzungen  Karls  wahrnahm,  während  sie  auf  Deutschland  da  i 
Augenmerk  gemeinsam  richteten.  Freilich  ist  diese  Trennaag 
ihrer  Berufsgeschäfte  nie  irgendwie  scharf  beobachtet  worden. 
Wir  kennen  z.  B.  eine  grosse  Anzahl  von  Fällen,  wodieengläebn  j 


■)  Vergl.  G^rdner,  431  f.    Statepapera  I,  71.  113.  BergenrotU  L  &  BL  ■ 

'}  Statepapera  II,  2,  1450. 

3)  Statepapera  1,  968. 

*)  Stile  ist  in  Spanien  nacliTeisbar:  1512  April  (Statepapcn  I,  H8), 
Augast  (ib..  394),  November  (Bersenrolh  11,  76),  Decenber  femniHUHW  1. 
4.50).     1.51S  Januar  (ib.,  474),   Febmar  (ib.,  4S2)    [damali  Ui  Jnnl  Dr. 

"-'-'-  '■  "  --'-■     Vei^l.  Bergenroth  II,  127].    Min  (Bflnou " 

^3).  Octaber(ib.,  689).    1514  Februar  (ib., 
_    ,  2:Ai.  Man  (itergenroth  II,  208),  April  ,. 
..    _.   1467),    Mai  oder  Juni  (Lettres  IV,  331).    1515  Jani  (t„ 
II.  ].  166),  Oc[ober{ib.,  283).    1516  Febmarfib.,  411.  418).    1517 
(Statei)ai)ers  II.  2.  1137.  1143). 

h  Statepapera  11.  2,  1287. 

M  Statepapera  11.  2,  1478.    Gairdner,  LIll. 

')  Vergl.  Statepapers  11.  1,  p.  CXXXI. 
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ijdenz  bei  der  Statthai« 
ikreis  verlasRen  haben 
r  des  Kaisers  gewesen 
elchem  speciellea  Amte 
nt  worden  ist,  äosserst 

dessen  Aufenthalte  am 
liomas  Spinelly.  Wenn 
li  1509  begegnet  ist,  so 
1  Monat  datirten  Briefe 
SS  Spinell;  auch  schon 
iglands  in  den  Nieder- 
j  1509—1512  sind  wir 
18  Diplomaten  nur  auf 
aber  insofern  von  Wert 
in  bei  dem  jungen  Für- 
Quellen  ergiebiger  und 
n  Joli  1517  die  Gegen- 
fe  fast  für  jeden  Monat 

er  nach  England*)  and 
lirender  Gesandter  am 
agust  dem  katboliscben' 
fahr  er  mit  ihm  nach 
Jahre,  bis  er  mit  dem 
wieder  in  die  Niedw- 
Im  Gefolge  des  jungen 
in  die  iberischen  König- 
1  sollte.  Er  schloss  am 
alid,  wohin  er  zur  Hei- 
'alencia    gebracht   wor- 

)iplomat  gewesen;  sein 
enso  wie  dasjenige  des 
Iten  in  England  wenig 
8  beschuldigten  ihn  die 
des  Geizes  und  sagten 


073.     Neben  ihm  wu  von 
tis  BtAndiger  Qesutdter  bei 

I  Mü  1518:    ,Dext  20»  ot 


,  p.  XCVII  Btebt  iTTtaulich: 
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ihm   nach,  er  suche  mit  vieler  HQhe  seine  Speise  btld  hier 
bald  dort,  wo  sie  gerade  am  billigsten  f^l  at&nde*). 

Wenden  wir  uns  nun  zu  den  Amtagenossen  unseres  Ge- 
sandten. 

Am  U.  Juli  1520  sehloBsen  Heinrich  VIIL  und  Eari  V. 
im  Hinblick  auf  die  projectirten  Verhandlungen  sn  Galus  «d 
freundschaftliches  Abkommen  mit  einander,  in  welchem  tax 
dauernden  Erhaltung  ihrer  Freundschaft  ausdrttcklich  die  Be- 
stallung von  residirenden  Gesandteu  zur  Bedingung  gemuht 
wurde').  Heinrich  VIII.  befahl  diesem  Vertrage  gemkss  den 
master  of  roUs  Cuthbert  Tunstal  —  er  wurde  spftter  Ksehof 
von  London  —,  sich  zum  Kaiser  als  dauernder  Vertreter  ndxn 
Spinelly  zu  begeben^}.  Karl  V.  empfing  den  klugm  Diph»ntleB, 
für  dessen  gelehrte  Bildung  seine  Freundschaft  mit  Ennm  \ 
von  Rotterdam  spricht,  mit  fntwser  AuszeichDui^,  so  dH  j 
Spinelly  sich  vollständig  überfiQssig  glaubte  und  um  seine  Ab- 
berufung bat').  Aber  statt  dass  diesem  Wunsche  willfidutat 
wurde,  rief  Heinrich  VIII.  schon  im  April  1521  Tunstal  inrttek, 
da  er  seines  Rates  in  England  bedurfte").  An  die  Stelle  im- 
selben  kam  im  Mai  der  von  Wolsey  beg&nstigte *)  SirBkhini 
Wingfield.  Obgleich  dieser  Sendbote  ebenfalls  hoch  in  der 
kaiserlichen  Achtung  stand ') ,  sollte  er  doch  nicht  lange  ba 
Karl  weilen').  Schon  iin  November  wurde  aber  seine  Ab* 
berufung  beraten ,  und  erhielt  er  den  Befehl,  nur  so  luge  n 
bleiben,  bis  er  durch  einen  neuen  ständigen  Gesandten  enebt 
worden    wäre").      Auch    dem    Kaiser    war    dieser   BeeeUn 


')  SUtepapen  111.  2,  1321. 

')  SttttphpvB  111.  1,  331;  „au  ambsssulor  in  ordlnarf  ■hiUraik 
in  boui  kinguomi  for  confidentitl  commmiicatioD''. 

■)  Sutepapera  III.  1,  356.  Mne  Inatrnction  ut  botitelt:  „CouMn 
SB  ambusador  to  Charles  V.  in  accordance  witfa  the  trea^  of  tu  14»  J^ 
Veber  TnDital's  ADweeeoheit  am  kaiaerlicheD  Hofe  vom  SqrtMhr  UM 
bis  mm  April  1521  vergl.  Statepapen  III.  I,  360—462. 

')  HtAtepapers  lU.  I,  363.  ' 

■>)  Statepapen  III.  1,  447.459:  „His  pleaanre  tharefore  ii  tliatlMM 
aball  return  aa  he  can,  lesTinß  Sir  TboB  Spinellj  as  resident  ta  itf^ 
newi".     Vergl.  ib.,  472. 

«)  Lani,  Mon.  Habsb.  II.  1,  226. 

'}  Lanz,  Mon.  Habsb.  II.  1,  518.  Karl  V.  ao  Meaa  d.  i  «L  to 
1521:  ,Et  Bumines  bien  ayse,  que  M.  BobertWingfeltsoitordoniieraDis 
poiir  resider  comnie  ambaBsadeur  deuers  oona;  car  oona  le  co|HiMM 
lout  fertueus  et  homme  de  bien  et  ne  nous  sera  moingi  anrteUeqHlit 
frere,  eatant  toutz  deux  bona   et  honnestes  penoDaigaa:   donl  Tiatattt. 

firesentemeoi  experiniente  aux  comnnp  afferei,  et  noni  cantaitooi  fM  Ij 
nj  et  eossioDB  Dien  deaire  sa  dcmeure"  .  .  . 

")  Ueber  WiDgfield'e  Aufentbalt   vergl.  Sutepipm  111.  1,  468-11 
"     "■">     Lan» ,  Mon.  Habeb.  II.  1 ,   207-513.    fin  Juni  ist  W,  auf  W 
bergehend   in  England  gewesen.    (S 
_._      Lanz,  Mon.  Habsb.  II.  1,  207.  212 
■)  Vergl.  Statepopera  III.  2.  729 


) 
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Heinrichs  VIII.  schon  vor  dem  Ende  des  Jahi-es  bekannt*); 
er  Terwunderte  sich  um  so  mehr,  als  trotzdem  der  zum  Nach- 
fclger  bestimmte  Sir  Robert  Wing&eld,  welcher  bereits  bei 
Muimilian  h^Iaubigt  gewesen,  immer  noch  nicht  erscheinen 
wollte.  Erst  nachdem  Sir  Richard  selbst  am  Anfange  von  1522 
nach  England  gefahren  war°},  kam  Dr.  Knight,  im  November 
lum  residirenden  Vertreter  ernannt^),  mit  Sir  Robert  an  den 
kmiserliehen  Hof*).  Nach  kurzem  AufeDthalte  ging  der  Doctor 
in  die  Schweiz'),  und  Sir  Robert  blieb  nun  allein  in  den 
Kiederlanden,  bis  er  im  April  1523  von  Knight  abgelöst  wurde"). 
Die,  wie  schon  oben  erwähnt,  noch  nicht  vollst&ndige 
Benrasgabe  des  vierten  Bandes  der  Statepapei-s  und  die 
Ifickenhaftigkeit  der  von  Bergenroth  und  Gayangos  aus  dem 
Archive  von  Simancas  edirten  Akten  lassen  eine  weitere 
Forschung  in  der  bisherigen  Genauigkeit  nicht  zu.  Wenn  wir 
auch  daher  an  dieser  Stelle  abbrechen,  so  können  wir  dennoch 
laat  den  aus  Ribier,  Weiss,  Le  Glay  und  anderen  Quellenwerken 
gnchOpften  Nachrichten  constatiren,  dass  Karl  V.  mit  Aas- 
uhme  weniger  Jahre  reaidirende  englische  Vertreter  bei  sich 
mehen  hat  Der  letzte  derselben  war,  soweit  mir  bekannt 
■t,  Jean  MaQon,  welcher  im  Juni  1554  sein  Amt  erhalten  hat^). 

[England  und  der  deutsche  Kaiser.]  Ein  englischer 
Geeandter,  welcher  geraume  Zeit  beim  deutschen  Kaiser  ge- 
veMD,  ist  uns  aus  einer  verhältnissmässig  sehr  frohen  Periode 
bekannt.  Wir  meinen  den  Ritter  Härtung  von  Cuis,  der  von 
Häoiich  V.  zu  Sigismund  geschickt  wurde  und,  da  er  sich 
die  OoDSt  des  Kaisers  zu  erwerben  verstanden  hatte,  wahrend 
der  ganzen  R^erungszeit  seines  Landesherrn  am  deutschen 
Hofe  blieb").  Härtung  darf  aber  nicht  zu  den  residireoden 
Diplomaten  gerechnet  werden. 

Der  erste  dauernde  Vertreter  Englands,  der  mir  begegnet, 
iit  Sir  Robert  Wingiield.  Er  wurde  im  Mai  1510  zu  dieser 
Btdlnng  berufen  and  reiste  am  80.  des  Monats  ab").  Wir  sind 


•}  iMu,  Man.  Habab.  II.  1,  013. 
■)  Staiopapen  111.  2,  833.  843. 
■)  SUtmpen  III.  2,  751.  753. 

«)  KnlaU  luuD  «in  8.  FebTuu  mit  Wingfield  in  BiiktEel  an.    State- 
Mta  1ILX872.    Sutepapen  III.  2,  870  dankt  der  Kaiser  Wolsej:  „for 
In  adnittiDg  Mr.  ^YinRfieId  ob  common  ambassador". 
lUtepapen  lll.  2,  873.  876.  901:    „to  effM  a  pace  betweeD  tbe 
anfl  fnnce"  C 


mar  nan  In  adnittiog  3 
■)  SUtoMpen  Iin  2 


■)  Statepapen  III,  2,  1238. 

»J  Wein  fv,  258. 

<^  LoiB,  KOnig  Sifliamund  und  Heinrich  T.  Berlin  1874.  S.  86  f. 
T«L  Rniier,  Foedera  YUI,  674. 

*)  DepflKbeVillantgot's  rom  29.  Mai :  ,To  morrow  Robert  Winsfield, 
«bo  ii  noBÜnated  atnbauador  to  tbe  Emp«ror.  takes  hia  leave.  He  goes 
int  to  Flindsn,  to  aee  Madam  Margaret''.    Bergenroth  II,  45. 
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dann  f&r  die  Zeit  eines  Jahres  ohne  Angaben  Ober  seinen 
Verbleib.  Vom  Mai  bis  Juli  1511  wird  er  in  der  Nähe  des 
Kaisers  angetroffen').  Hierauf  verlieren  wir  wieder  jede  Spar 
von  Wingfield.  Im  December  1511  hören  wir  von  der  An- 
wesenheit eines  englischen  Gesandten  im  kaiserlichen  Gefolge*); 
es  iBt  dies  eine  Nachricht,  welche  höchst  wahrschdnlich  am 
unseren  Gesandten  bezogen  werden  niuss.  Für  den  Frühling 
und  Sommer  des  nächsten  Jahres  ist  Wingfield  stets  anf  aeineni 
Posten  nachweisbar'). 

Er  sollte  dann  eine  Mission  an  den  Papst  DbemehnMo, 
und  Wolsey  erwähnt  im  September  seiner  als  auf  der  Reise 
nach  Italien  begriffen*).  Aber  die  Romfahrt  ist  erst  in  eine 
spätere  Zeit  zu  setzen;  denn  wir  wissen,  dass  Wingfiold  im 
September  und  October  in  den  Niederlanden  gewesen  ist*), 
und  der  Engländer  Ponynges  im  October  von  der  „Pilgerfohit* 
unseres  Diplomaten  als  beabsichtigt  spricht*).  In  jenen  Tagen 
war  Wingtield  auch  in  England  und  erhielt  von  Neaetn  an 
Befehl,  bei  dem  Kaiser  zu  residiren'). 

Nach  einer  längeren  Pause  treffen  wir  im  M&rz  1513 
wieder  auf  ihn  als  englischen  Gesandten  bei  Maximilian*).  Er 
reiste  von  Worms,  wo  der  Kaiser  gerade  Hof  hielt,  im  April 
in  die  Niederlande  und  auf  kurze  Zeit  nach  GrossbritunioD. 
Aber  am  Ende  des  Mais  war  er  schon  auf  seinen  Posten  xaiHA- 
gekehrt^)  und  verliess  ihn  nun  bis  zum  Aognst  nicht'**).  In 
dem  folgenden  Monat  eilte  er,  zum  letzten  Male  während  kok 
Amtes,  nach  England,  um  neue  Instructionen  zu  empfongSD. 
Er  kam  in  der  Mitte  des  Octobers  zum  Kaiser  znrOck"),  M 
dem  er,  ihn  auf  den  meisten  Zttgen  begleitend,  wählend  der 
folgenden  drei  Jahre  ohne  Unterbrechung  geblieben  ist*').  ISIS 
war  neben  ihm  noch  der  treffliche  Dr.  Pace  tätig. 

Oftmals  hatte  Sir  Robert  Wingfield  um  seinen  Absdied 
gebeten,  ohne  ErbOrung  zu  finden  trotz  aller' Klagen  Obw 
Geldmangel,  Krankheit  und  andere  Note.  Endlich,  naefadeo 
er    im    Juni    1517    wiederum    den    Befehl    erh^ten"),  uf 


't  Statepapen  1.  217.  255.  276. 

»)  Le  Glay  I,  477. 

■)  Mftn  bis  Juli  1512.    Vergl.  Statepapen  I,  3S6— 376. 

')  Sutepapers  J,  420. 

")  Statepapen  I,  419.    Lettrei  de  Louis  XII.   T.  IV,  8. 

*)  Statepapen  I,  424. 

'J  Lettre«  tV.  10  f.;  „et  (Heiorich  Till.)  a  oHodd«  i  MtMkt 
Robert  Winckvelt  retonraer  et  reBiiler  anpree  de  tods  ponr  l'adnM  h 
Ees  affaires"  etc. 

*)  SUtepapen  I,  524. 

')  Statq>apera  I,  525.  539.  540.  Bericht  vom  15.  Hai:  .WiagW 
haa  arrired  from  England  at  Augsburg". 

■0)  Statepapen  I,  572—654.    Le  GlaT  I,  538. 
■■)  Statepapen  I,  tl96. 
'»)  VergL  Statepapen  I,  735  —  II.  2,  1086. 
")  Statepapen  II.  2,  1069. 
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■einem  Posten  auEzuharren,  und  darauf  noch  einmal  flehentliche 
Bitten  an  Heinrich  VIII.  gerichtet  hatte,  ihn  von  einem  Amte 
xa  eotbindea,  das  er  bereits  sieben  Jahre  bekleidet  hätte,  ob- 
wol  es  im  höchsten  Grade  aufreibend  wäre  * ) ,  erhielt  er  den 
gewQnschten  Abschied.  Im  August  treffen  wir  ihn  bereits  zu 
Wenhani  Hall  in  SufTolk'). 

Sir  Robert  Wingfield  hat  die  englischen  Interessen  nicht 
tibea  zum  Vorteile  seines  Landes  veitreten,  da  er  sehr  leicht- 
^ftubig  dem  listigen  Maximilian  unbedingten  Glauben  schenkte 
jind,  auf  seiue  eigene  Klugheit  und  Erfahrung  pochend,  fi-emdeo 
Bat  stolz  zurUckwieiJ ").  Wegen  seiner  Vertrauensseligkeit, 
welche  ihn  stets  alles  im  günstigsten  Lichte  sehen  liess,  hatte 
«r,  wu  ihn  arg  aufbrachte,  den  Spottnamen  „Summer  shall  be 
greeo"  empfangen*). 

Soweit  ich  aua  den  Statepapers  sehen  kann,  hat  Maxi- 
pillian  in  den  letzten  anderthalb  Jahren  seiner  Regierung  keinen 
englischen  stehenden  Vertieter  an  seinem  Hofe  gehabt,  wenn 
■an  die  Hission  von  Silvester  üiglis,  Bischof  von  Worcester, 
HUMr  Augen  lassen  will,  der  ernannt  wurde,  „to  be  ambassador 
to  the  Pope,  the  Emperor  and  all  others  who  will  join  the 
leagae  a^nst  the  Turhs"  ^).  Meine  Ansicht  hat  um  so  mehr 
Wahneheinlichkeit,  als  im  Anfange  von  1518  das  Verhältniss 
iwiseben  Maximilian  und  Heinrich  VIII.  ein  getrübtes  war"). 
In  April  vurde  am  Hofe  von  St.  James  die  Frage  erwogen, 
wen  man  nach  Deutschland  senden  sollte.  Heinrich  VHI.  ent- 
idiied  sich  damals  g^en  Sir  Robert  AVingfield,  den  Maximilian 
IBS  leicht  begreiflichen  Gründen  gerne  bei  sich  gehabt  hätte, 
tta  Dr.  Knight^)  und  schickte  diesen  in  die  Niederlande^). 

Von  dort  aus  verhandelte  der  Doctor  mit  dem  alten  Kaiser, 
wahnehtinlich  ohne  auch  nur  einmal  mit  ihm  persönlich  zu- 
■mmengekommen  zu  sein.  Schon  dieser  Umstand  an  und 
brdeh  lUst  die  Vermutung  abweisen,  dass  Knight  ein  Nach- 
iäger  Wingfield's  auf  dem  permanenten  Botschafterposten  in 
DMrttchland  gewesen  ist. 

[England  und  Frankreich.]  Auf  die  schon  mehrmals 
betprochene  Erz&hluog  Flassan's,  dass  England  nach  dem  Vor- 


>)  Vergl.  Statepapers  II.  2,  1011. 

*)  Buteiwpen  II.  2,  1142. 

■)  Eioe  Cbankteristik  Wiugfield'»  findet  sich  in  dem  Aufutze  too 
PuE  in  da  hiHoriaehen  ZeiUcbiift  von  S;bel  XIV,  272  f. 

*)  Stktepq>en  II.  I.  434. 

•)  StntqtüvB  II.  2,  1247. 

^  D^MCne  dM  Venetianera  GiuBtiniant  Tom  29.  Slän  151»:  pEngland 
b  Mt  n  good  t«raia  vith  tbe  Emperor".    Stalep&pen  II.  2,  1250. 

*)  Stumpen  II.  2,  125C,  Pace  aii  WoUe;-:  „The  Kins  tfalnks  the 
l^lHlll  wDud  ratber  hare  Sir  Robert  Wingfield.  which  be  wiü  not  allow, 
üillUBkB  that  Dr.  Kmiht  ahould  be  lent'.  .  . 

■)  StBtepap«n  II.  2,  1274. 
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bilde  Ludwigs  XI.  ständige  Gesandte  an  den  Hof  von  Plessis- 
lez-Tours  gesendet  habe  >),  brauchen  wir  hier  nicht  von  Nenem 
einzugehen,  da  die  Angabe  ganz  beinlos  dasteht  Alle  britischea 
Boten,  welche  wir  bis  zur  Regierung  Heinrichs  VHI.  kennen, 
sind  in  besonderen  Missionen  abgeschickt  worden  und  habea 
sich,  manchmal  sogar  auf  ausdiUcklichen  Befehl  ihrer  Auftrag- 
geber^), nur  kurze  Zeit  iu  Frankreich  aufgehalten. 

Auch  Heinrich  VIII.  hat  in  seinen  ersten  R^emngsiahren, 
wie  aus  den  Statepapers  und  anderen  Qudlen  deDtlich  her- 
vorgeht, keine  residirenden  Vertreter  in  Frankreich  ontei^ 
halten"). 

1517  schrieb  Worcester  an  Wolsey:  „the  French  ambassador 
«ith  the  King  of  Castile  spreads  reports  that  England  is 
soliciting  a  stronger  amity  than  formerly  and  yet  not  sending 
regulär  ambassadors"  *),  und  ßrewer,  der  Herausgeber,  tbgt  ia 
der  Vorrede,  an  diese  Stelle  anknQpfend,  als  Erläuterang  Untn: 
„The  regulär  diplomatic  relations  between  the  two  comtiiCB 
had  been  interrupted  since  the  retum  of  Suffolk  and  had  nenr 
been  regularly  renewed" ').  Wir  werden  nach  dem  vorltegenda 
MateriaTe  zu  prOfen  haben,  wie  es  mit  der  angeblieh  ordeat- 
liehen  Mission  Suffolk's  gestanden  hat 

Der  Herzog  von  Suffolk  kam  mit  West  und  anderen  Diplo- 
maten 1514  nach  Paris,  um  die  Friedensratification  Ludwigs  aD. 
zu  empfangen  und  bei  der  Ehe  des  Königs  mit  der  Frinzasi 
Mary  gegenwärtig  zu  sein*).  Als  der  französische  Herrschir 
bald  nach  seiner  Hochzeit  vom  Tode  fiberrascht  worden  nr 
(1.  Januar  1515),  erhielt  die  Gesandtschaft  den  Auftrag,  in 
Namen  Heinrichs  VHI.  Beileid  und  GlUckwOnscbe  znr  Throi- 
besteigung  an  Franz  L  auszusprechen').  Schon  im  FrtHqihr 
1515  kehrten  die  Boten  dann  nach  England  zurock,  und  iwir 
kam  Suffolk  noch  etwas  frfiher  als  West,  dessen  Ankunft  M 
12.  Mai  erfolgt  ist").  Weder  die  Dauer  ihres  Aufenthtltn^ 
noch  die  Ait  ihres  Aufti'ages,  noch  ein  Titel  oder  eiue  soratigt 
Bezeichnung  berechtigen,  die  Mission  als  eine  ordentliche,  pe^ 
manente   anzusehen.    Es  wäre  ausserdem  in  jener  Periode  n 


1)  Flussn  I,  247. 

*)  Tergl.  LettnB  de  Looii  XII.  T.  I,  86.    R.  Brown  I,  182. 

*)  Tugl.  aber  engliBche  Geauidtocluifteii  ron  1508  bii  mn  FrMa 
von  1514  Lettres  1,  2^.  263.  Lettres  III,  13.  20.  Le  GUr  I,  431  «S. 
465.    SMtepapen  I,  745  a.  s.  w. 

•)  Brief  vom  15.  April  1517.    Sutepwen  IL  2,  1010. 

>)  SUtopftpen  II.  1,  p.  CXLIT. 

*)  Slatepapere  I,  916. 

^)Vergl.  Le  Qlay  II,  47.  60.  ChampollioD-Figaac,  Lettr«  dei  n^ 
reine«  et  aaire«  personuues  des  coon  de  FVanee  et  d'An^etore.  Dwb 
Heori  Vn.jusqn'  ä  Henn  IT.    Paris  1847.    11,551.     Statmimn  IL  1,  (■ 

")  Soffolb  kam  Ende  April  zmack.    Suumuien  U.  1,  Il7  TsglicM 

mit  hnot,  Korrespondeni  1,  29. 45.  Ueber  Weat^  Äolraiifl  veril.  T — 

U.  1,  128.  " 
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I  Mann  von  eo  hohem  Range, 
i  ständige  Geeandtscbail  bei 
imen  hätte. 

nd  der  Thronbesteigung  eines 
ib  die  Stimmung  der  beiden 
;h  and  liess  einen  vertrauteren, 
lidirende  Gesandte  nicht  zu. 
em  das  BedürAiisB  dauernder 
}  kein  zwingendes,  da  Hein- 
sn  Frankreich  benachbarten 
und  Spanien,  bleibende  Bot- 
>er  die  französischen  Zustände 
noch  im  Besitze  einer  Reihe 
von  Frankreich,  deren  Oou- 
ten  eine  stetige  Beobachtung 
tei  wichtigen  Anlässen  reisten 
knnch ;  so  ging  z.  B.  Monntjoy, 
16  nach  Lyon,  um  «ich  pei- 
erOcht  eines  bevorstehenden 

OD  Cambray  waren  die  Be- 
Dder  nicht  viel  gebessert,  so 
Heinrich  VIII.  im  October  an 

zweimonatlichem  Aufenthalte 
t  ein  ganzes  Jahr  verstreicht, 

Legation  in  Frankreich  be- 
lus  den  vornehmsten  Beamten 
rm  Earl  of  Worcester,  dem 

von  St.  Johns,  Dowcra  und 

charakterisirt  sie  genügend 
:ht  minder  geschiebt  es  auch 
irtretung  ihres  Königs  bei  der 
i;es  durch  Franz  I.  bestand*), 
eieriicb  besiegelte  Abkommen 
hte  der  englisch-französischen 
idlicheres  Verhftltniss  zwischen 
ichem  geschaffen  hat.  Eine 
3  Einrichtung  eines  ständigen 
rankreich.  Sir  Thomas  Boleyn 
len  und  ging  im  Januar  1519 
anz  I.  sich  gerade  aufhielt'), 
ng  des  folgenden  Jahres  be- 


uch LaiiE,  Man.  Habeb.  II.  1,  72. 
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gleitete  er  dann  den  MonarcheD  Dach  PoiSEy'),  Meinn*),  Rlois') 
UDd  anderen  Orten,  bis  er  endlich  im  Febiiiar  1520  die  ihm 
sehr  erwünschte  ErlaubnisB  zur  RQckkehr  empfing*).  Nach- 
dem im  März  sein  Nachfolger,  Sir  Itichard  Wingfield,  Knight 
of  Body'),  eingetroffen  war,  verliess  er,  durch  lobende  An- 
erkennung des  französischen  Königs  ausgezeichnet,  Frankrtich 
und  begab  sich  nach  England^). 

Obwol  der  neue  Repi^entant  am  französischen  Hofe  nicht 
minder  gut  angesehen  war  wie  an  dem  englischen^,  liess  Äd 
Heinrich  VIIL  doch  nicht  lange  auf  seinem  Posten,  soodeii 
rief  ihn  im  Juli  1520,  angeblich  Privatgeschäfte  des  GcBandtcB 
halber,  ab^)  und  setzte  Sir  Richard  Jemingham  an  seine  Stelle'). 
Der  Aufenthalt  dieses  Diplomaten  wui^e  aber  nodi  kfiner 
bemessen;  denn  schon  im  Januar  1521  bekam  er  die  Erlanb- 
niss,  sein  Amt  niederzulegen  ^°).  Franz  sah  Jemingham  nngcn 
scheiden,  da  er  ihn  lieb  gewonnen  hatte").  Im  Februar,  nod 
vor  der  Abreise  Sir  ßichard's,  kam  der  Vice-Admiral  von  Eng- 
land ,  Sir  William  Fitzwilliam'^),  ein  ehemaliger  Spielgdlliitt 
Heinrichs  VIII.  ^').  Trotz  seiner  wiederholten  Bitten  um  biUigB 
Enthebui^  von  dem  ihm  lästigen  Posten  ")  musste  er  «lluaid  J 
des  ganzen  Jahres  bleiben").    Neben  ihm  vermittelte \-oiiiKii 


<)  Stateptpen  lU.  1,  62—121. 

')  Verri.  SUtepap«n  IIL  1,  150. 

>)  SUtepapera  Ul.  1,  15S-I85. 

')  Sutepmpen  lU.  1,  213.    Yergl.  Mignet  I,  15a  237.  238. 

'■)  Statemera  III.  1,  77.  W.  nr  auuadBm  ooch  StattbilMt  m 
Ciiaia.  Die  IiutnictioD  Wingfleld's  stammt  ans  dem  Febmir  1580.  Sblt 
papen  UL  1,  211.    Vergl.  ib.,  p.  LXXXm. 

*)  Statepapers  Ul.  I,  220. 

■*)  Statepapers  HL  I,  p.  XXXTI.  S4ä. 

")  StatCfiapera  HL  1,  346.  Aus  der  Instruction  Jendnihai^s:  .tiiif 
that  Jernyngliam  will  take  Wingfleld's  place  ai  reaident,  ai  the  litur  !■ 
leave  to  return  home  on  printe  affiün''. 

*)  Jerningham  als  Qeeandter  in  Frankreich  nachweisbai  rem  AhhI 
bis  nun  December  1520.    SUtepapera  IIL  I,  354— 4M. 

i")  Statepapen  III.  1,  427.  Ans  der  Instnictian  Fitcwilliin'i:  M  At 
King  Iias  licensed  Jemingliam  to  retnm,  he  has  commisaioned  FitariDH 
to  snpplv  liis  place  u  ambassador  resident  at  the  French  cout". 

'>)  Statepapers  lU.  1,  431. 

"}  Stateiiaiters  UL  1,  431.  483. 

!■)  Vergl.  Statepapers  III.  1,  p.  CLIU  f. 

<•)  Vergl.  Statepapers  lU.  2,  571.  600.  769.  In  dem  swriten  Gmd» 
giebt  er  als  Gnmd  for  die  OpportoniUt  leiDer  Fn^tnmint  >b:  (Im 
j^ounft  man  [in  jeats]  and  (^oleric  of  complexioD;  and  m  cue  a  ■* 
shuuld[Bpeak]  to  ine  ss  he  did,  which  so  misteli  totiched  the  E[iBg'i  houri 
and  yours,  I  fear  1  should  have  made  him  snch  an  ■[nswer,  ttat]pw 
venture  sbould  bave  grone  tbat  the  [King's]  grace  wonld  not  bifs  bea 
contented  .  .  1 1]  beseech  vour  gnwe  to  rid  me  beDce*.  Statcpun  HL 
2,  660. 

">)  Fitiwilliam  ist  als  (lesandter  am  ätuubsischen  Haft  tob  Fitnv 
1521  bis  tarn  Januar  1522  nacbweiBbar.  Statepapen  llL  2,  431-8SI- 
Vergl.  noch  Lanz,  Hon.  Habsb.  IL  I,  243— S07. 


im  den  diplomatiscbeo  Verkehr 

nahm  im  Januar  1522  Sir  Tho- 
amals  war  schon  der  erste  Kri^ 

entbrannt ,  und  Heinrich  VIII. 
Selegenheit,  um  sich  möglichst 
lisers  schlagen  zu  können.  Als 
erung  des  französischen  Monar- 
Inglands  im  Kampfe  gegen  Karl 
lemgem&ss  Cheyue  die  Instruk- 
■ungen  im  Namen  Englands  bei 
nch  der  vorauszusehenden  ab- 
assung  zu  bitten").  Was  er- 
1  29.  Mai,  nachdem  Cheyne  Ur- 
3,  erklärte  der  englische  Herold 

;8henden  geschildert  worden  ist, 
he  Verkehr  zwischen  England 
'eiteren  Regierungsjahren  Hein- 
Nachfolger.  In  den  gewöhnlich 
ie  Monarchen  auf  verti-auterem 
e  residirende  Gesandte  bei  ein- 
39');  iD  der  meisten  Zeit  be- 
ofFen,  bald  nur  insgeheim,  und 
hungen  abgebrochen, 
igestörte  Aufeinanderfolge  von 
ritannieoB  in  Frankreich  ermög- 
ide  beider  Staaten  unter  der 
hs«). 


am  11.  Mai  [Statepapen  III.  1,  517), 
ai  I.  m  Heinrich  (Statepapo^  III.  1, 
hreod  des  Jnlii  wieder  id  Fnmkreich 

Heiiirich  an  Franz:  „That  tfaoDgh  the 
m  time  to  time  of  his  good  etUte  b; 
itisfied  withont  tending  him  &  special 
urgent  deöie  to  be  rräalled  aller  hia 
.ipedal  arabaaudor*  darf  an  dieser 
BedentanK  geDommen  werden,  denn 
lUan  residirender  GeBandter.  Tergl. 
I,  28.    Mignet  1,  346. 

ef  Chefoe's:  „Oa  this  Clieyne  took  bis 
lu'i  decUntion.  Haa  promised  that 
Ghanged  for  biniself,  and  he  will  not 
lie  fonner  ie  at  CabuB". 
lier  I,  177-402.  Lanz,  Mon.  Habsb. 
306. 
Femfere,  12  ff. 
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[England  und  Venedig.]')  Nicht  lange  Zeit  nach 
dem  Erscheinen  der  venetianischen  Gesandten  in  GroBSbritan- 
nten  finden  wir  Diplomaten  der  englischen  Herrscher  bei  der 
Signorie,  und  zwar  war  der  erste  unter  ihnen  Frater  Richard, 
Bischof  von  Bisaccia.  Allerdings  folgten  sich  die  britiscben 
Sendboten  im  Anfange  aar  in  grossen  Interrallen;  im  fftnf- 
zehnten  Jahrhundert  sind  beispielsweise  nur  drei  Reprisen* 
tanteii  Englands  in  Venedig  gewesen.  1502  kam  dann  der 
bekannte  Dr.  Thomas  West  auf  der  Rückkehr  von  saner  Mis- 
sion nach  Ungarn  vorabergehend  in  die  Stadt  des  heiligea 
Marens. 

Nach  zwei  weiteren,  dureh  Zahl  der  Mitglieder  oder  Daner 
des  Aufenthaltes  sich  selbst  als  ausserordentliche  markirend« 
Legationen  treffen  wir  endlich  auf  einen  Diplomaten ,  welcher 
dauernd  bei  der  Signorie  accreditirt  gewesen  ist  und  stin  iiDt 
von  1522  bis  1525  versehen  hat^).  Sein  Name  ist  Richard  Paea. 
Er  hatte  Englands  Interessen  nicht  nur  in  Venedig,  eondera  ut 
der  ganzen  Apenninenhalbinsel  zu  vertreten,  weewegei  er 
„the  Kings  ambassador  in  Italy"  genannt  wurde').  Auf  iha 
folgte  bis  1533  Sir  Gregory  Casaalis,  mit  ungewöhnlich  weit- 
gehenden Competenzen  ausgestattet*)-  Nach  einer  Pause  nn 
zwei  Jahren,  in  der  kein  Botschafter  Heinrichs  VIII.  in  der 
Republik  gewesen  ist,  wurde  Sigismund,  alias  Edmund  Harrel 
zu  der  Signorie  geschickt  Bald  nach  dessen  Tode  (IMd)  tt- 
schien  Peter  Vannes  als  Nachfolger  (1550—1556). 

Unter  der  Regierung  der  Elisabeth  war,  entspreebesd  dv 
Einstellung  der  officiellen  Vertretung  seitens  der  R^nthlik  ü 
England ,  kein  Gesandter  der  Königin  in  Venedig.  Qani  ab* 
gebi'ochen  war  aber  der  Verkehr  nicht;  Elisabeth  schickte 
mehrmals  Leute  mit  dem  Titel  „Pensionnaires"  dorthin,  wddie 
unter  Zustimmung  der  Signorie  mit  einzelnen  Staatswtlrdei- 
trägern  zu  verhandeln  hatten'). 

Nach  dem  Tode  der  Königin  wurden  die  diplomatiBChn 
Beziehungen  zwischen   beiden  Staaten   wieder 


')  Dieser  Artikel  beruht,  i 
den  Forachaogen  bei  R.  IJrown  I,  p.  CXXII  f.   CXLlU  f. 

*)  Bergenrotb  11,  510  u.  574  dürfen  nicht  aaf  Pan  besoga  mam, 
wie  im  Indcoc  de*  geDUmten  Werkes  geicbietit 

')  Vet^l.  Bergenrolh  H,  714. 

'j  CasBftlJs  erhielt  du  Recht:  „to  trest  asd  condade  with  amj  Bo- 
vereign  of  Cbristendom  „cum  fuultate  et  aoctoriUt«  labititaRidi  «u- 
canque  penooam  idoneam  esee  ceosuerimuB.'"'    R.  Brown  I,  p.  CXLiT, 

'■)  Hotman,  5f. :  „II  aemble  aiuei  qa'on  pourroit  mettra  mn  nag  dn 
Agens  et  Ambassadeurg  ceiu  quj  «ont  enuoyez  en  vn  EiUt  paar  j  talBm 
Bei:retemest  aiiec  aucuns  des  princiciaux  CoDBeillert,  dn  concentcnenl  tootl- 
fois  du  chef  on  de  tout  le  corptt,  duqiiel  üb  sont  eonnni  et  kdinii  Mm  li 
nom  et  qualit^  de  Pensionnaires:  et  ce  pour  certainea  nüsoni  pattiGDiinL 
comme  pour  la  diueraite  de  la  n^ligion.  Et  telB  ont  otieliiunia  i«Mil 
Venise  pour  la  feu  Roine  d'Angleterre,  et  pour  qnelqn«  Frinc«  pnttMua' 


shrere  Male  (1616— 
en  ist,  wurde  1604 
i)is  znm  Jahre  1610 

lange  des  Tenatiani- 
Sekretäre  als  diplo- 
ite  mit  diesem  "ntel 
nach  dem  Abganfte 
aber  noch  aasser- 
luDgen  mit  der  Sig- 
1818,  Viscount  Fau- 
lin  Maria  Cromwell, 

ein  englischer  Send- 
verweilt hat,  sind 
1649,  Yon  1652  bis 

)s  III.,  welcher  nur 
nach  der  Lagunen- 

lehnten  Jahrhundert 
mtant  Englands  bei 
z.  B.  an  die  Periode 
i  Geschäfte  wurden 
;,  da  sie,  meist  von 
il  Brown  als  Chargö 
Jahre  von  1739  bis 
en  noch  einen  com- 
ei  der  Signorie"). 
idirenden  Sekretäre 
^er  bei  dem  Sturze 
an  gewesen  ist,  war 
').  Er  erhielt  den 
ine  Pässe. 

I  genauen  Zeitpunkt, 
ständigen  Gesandten 
1  wir  nicht  angeben. 
y  vient  que  tardive- 
t'ä  une  öpoque  tr^ 
!  d'Elisabeth,  eette 
int  la  conduire  dans 
'  *).     Er  fQhrt  dann 

competente.  LeipuEer 
1  OeundWn  in  TeneAg. 
it  finden  kOnoen. 
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Jahre  gewahrt,  bis  fiberhaapt 
en  zwischen  Grossbritannien 
rden  seien').  Zu  daaernden 
rotectorate  Oliver  Cromwell's 
isidenten  zu  den  evangelischen 
le  MiB^on  sind  wir  durch  die 
1   von    Vaughan')    sehr   gut 

e  brachen  im  April  1654  auf 
:h  an").  Dnrie  scheint  kane 
t  gehabt  zu  haben;  er  war 
iz*)  und  b^ab  sich  von  dort 
ber  blieb  bis  zum  Juni  1658, 
I  abberufen  wurde,  „da  sich 
1  geändert  hätte,  dass  sein 
on  Nöten  erschiene"*), 
'rotectors  war  die  daaemde 
ntonen  wiederum  aufgehoben. 
£he  Unterbrechungen  sie  dann 
icht  sagen. 

b1)  war  noch  ein  englischer 
rar  Samuel  Morland,  welcher 
iTCh  seine  Vorstellungen  den 
aldenser  zu  steuern.  Nach 
inkreich  und  Savoyen  ging  er 
lud  verweilte  dort,  bis  ihn 
England  zurOckberief^).    . 


seiner  Eigenschaft  als 
!  Gesandte  geschickt?] 
e   De  Capitulatione  Caesarea, 


ion  in  Englud.  Berlrn  1881.  S.  261. 
Oliver  Cnmwell  ind  the  sUte  of 
eign  of  LoqIb  XIT.    London  1839. 


Is,  HO  tbat  fOlir  longer  abode  there 
retoTD  bitber  may  be  taore  Berrice- 
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bitte.  Die  beabsichtigte  Wirkung  seines  entschiedenen  Auf- 
tretens wftre  illnsoTiEch  und  lächerlich  gemacht  worden,  weil 
Klere,  Hessen,  Sachsen  und  andei-e  Territoriea,  in  deren  Namen 
er  mit  za  sprechen  vorgeben  niQsste,  in  den  freundBchaftllchBten 
Beaehongen  zum  Pariser  Hofe  standen  und  uacb  dem  Aus- 
bnulie  des  Krieges  sogar  ihre  Waffen  vereint  mit  den  fran- 
löiiBcben  gegen  den  Kaiser  kebrtea. 

Kein  pennanenter  „kaiserlicher"  Botschafter  seit  dem  Be- 
ginne der  Neuzeit  hat  berufsmilssig  die  deutschen  Höfe  ausser 
dem  Wiener  vertreten.  Rethel  zeigt  mit  Beinern  Zweifel  an 
Cupzow'B  An;:abe  nur,  ilass  er  den  Begriff  „kaiserlicher  Ge- 
sandter" mit  dem  „Gesandter  des  Königs  von  Ungarn  und 
BUimen,  Eixherzogs  von  Oesterreich  u-  s.  w.--,  dessen  HeiT 
.(  auch  die  deutsche  Krone  trSgt,  verwechselt  hat. 

Viel  besser  als  er  ist  sein  Zeitgenosse  Hilcken  oiientii-t, 
der  Tollkommen  richtig  angieht ,  dass  die  sog.  kaiserlichen 
Geundten  in  allen  Angelegenheiten,  welche,  die  specielle  Macht- 
qihlre  ihrer  Mandanten  (das  heisst:  die  territorialen  habs- 
biirgiBchen  Interessen)  Ubei'schreitend,  die  Competenz  aller 
Stiiide  gemeinsam  betrafen,  mit  Zustimmung  des  ganzen  Reiches 
abgeordnet  werden  niOssten').  Es  ist  aber  kein  Creditiv  eines 
nridirenden  Boten  dee  Kaisers  bekannt,  wo  auf  diesen  .,con- 
Mwis  totius  Imperii"  Bezug  genommen  wird. 

Wenn  die  österreichischen  Botschafter  auch  gewöhnlich 
denk  der  Courtoisie  des  Auslandes  alle  kaiserlichen  Voirechte 
so  fehlte   es  doch  nicht  an  F&lleu,   in  welchen  sie 

autoritativer  Seite  auf  den  Untei-schied  zwischen  ihrem 
D  Titel  und  ihrer  wirklichen  Aufgabe  hingewiesen  worden 
60  erkUrte  z.  B.  ein  französischer  Diplomat  zu  Constan- 
,el  in  einem  Streite  um  den  Vortritt  beim  Kirchgange  dem 
Vertreter  Rudolfe  H.,  der  kaiserliche  Gesandte  sei  in  Wahrheit 
tnir  ein  Beamter  des  Königs  von  Ungarn  und  dfirfe  als  solcher 
lidit  die  dem  Kaiser  und  Beinen  wirklichen  ReprSfentanten  zu- 
kommende erste  Stelle  beanspruchen^). 

(OeBterretch  und  England.]  Da  mir  das  reich- 
hiltige,  aber  sehr  zerstreute  Material  zur  Geschichte  Maxi- 
■dUans  I.  nicht  vollständig  zu  Gebote  gestanden  hst ,  so  sind 
'.  die  Notizen  Ober  die  politischen  Beziehungen  zwischen  Oester- 
reich und  Grossbritannien  lockenliaft  und  erlauben  nicht,  wenn 
dies  anders  Überhaupt  möglich  ist,  mit  Genauigkeit  den  Termin 
anzugeben,  seit  welchem  kaiserliche  Boten  ihre  Residenz  in 
London  aufgeschlagen  haben. 

Friedrich  HI  hat  keine  ständigen  Vertreter  in  England 
niiteriialten,  und  Maximilian  gehörte  vor  seiner  Thronbesteigung, 
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wie  die  Unteretützung  des  Präteodentea  Perkjns  Warbeck  ^)  ge- 
nugsam bezeugt,  zu  den  Feinden  Heiarichs  VII.  Von  Rawdim 
Bi-onn  erfahren  wir  aber,  dass  1507  zu  Hall  bei  loosbraek 
„Simon  Framberg"  (Sigismund  Frauenberg)  eingetroffea  lei, 
welcher  bis  dahin  während  des  Verlaufes  zweier  Jahr«  difl 
kaiserlichen  Interessen  am  Hofe  von  St  James  vertreten  habe*). 
Wir  müssen  uns  mit  dieser  Angabe  des  englischen  Gelehrt«! 
genügen  lassen,  da  unsere  Quellen  zur  NachprUfung  nicht  ans- 
reichend  gewesen  sind').  Demnach  muss  der  Beginn  äner 
dauernden  Vertretung  Oesterreichs  bei  Grossbritannien  in  die 
Zeit  zwischen  1493  und  1505  gesetzt  werden. 

lieber  den  Verkehr  Maximilians  mit  England  während 
der  leticten  Kegierungsjahre  Heinrichs  VII.  und  der  entea 
seines  Thronfolgers  herrscht  einiges  Dunkel.  Wir  lesen  wrf 
von  einzelnen  Gesandten  des  Kaisern,  die  nach  London  kommea 
und  wieder  gehen;  aber  über  die  Art  ihrer  Missionen  babaa 
wir  nirgendawoher,  selbst  nicht  aus  den  Statepapers,  Genauem 
erfahren  können.  Erst  fQr  die  Periode  seit  dem  Ende  tu 
1515  sind  wir  im  Besitze  besserer  Nachrichten. 

Im  December  des  genannten  Jahres  wurde  Jobann  Av* 
tholomäus  Tizzone,  Pfalzgraf  von  Dezzana*),  vom  Kaiser  uch 
England  geschickt,  um  Über  den  Stand  der  Dinge  in  Itiliei 
seit  dem  Einfalle  der  Franzosen  Aufschluss  zu  geben  und  den 
Könige  fQr  seine  Vermittlung  in  der  Schweiz  durch  eine  Ge- 
sandtschaft zu  danken*^).    Tizzone  kam  im  Januar  1516  ueb 

>)  Vers).  Ulm&nn  I,  262. 

>)  R.  Brown  I,  328. 

')  Uns  igt  nur  die  Initruction  Tom  December  1506  bekuni:  ,1  Mi 
amez  et  feanli,  meaaire  Sigismond  de  rnwemberg,  banin  de  Bat,  la  Mj|> 
neur  de  !&  Chauls  et  .  .  Eeignenr  de  Rosbendorf.-'  Chmd,  Uikul« 
Briefe  und  Akleiutacke  zur  GeBchichte  MazimilUnB  I.  Stnttant  ISIL 
S.  278. 

')  Tiizone  war  ein  piemoateuscber  Edelmann,  der  Solm  dn  Ptt^ 
grafen  Lodoiico  von  Dezcana  und  Crescentino.  Nu*  weni^  Haan  M 
so  arg  entstellt  worden,  wie  dieser.  FQr  gewöhnlich,  so  i.  B.  anck  nt 
Ulmann,  wird  er  unter  der  von  Brewer  in  den  Statepapera  anfapomai— 
Form  „Decian'  erwlbot.  BeauTois  (p.  XXXVl)  nennt  ihn  „'AtiaDo*.  Ii 
den  Urkunden  finden  Bich  am  häufigsten  folgende  Varianten:  TiiBon[Stak- 
papere  II.  1,  386),  Ticion  (Statepapera  II,  2,  1092),  Titionu  [Statcpun 
II.  1,  344),  Ticcionua  {ib.,  340),  Tiüau  (ätatepapen  II.  2,  IlTI),  TSmu 
(.Statepa])ers  111.  1,  41),  Datian  iStatepapere  ll.  1,  830).  Dem  wiiUida 
Namen  und  Titel  entspricbt  am  meiaten  noch  ,Sir  Baitbolomew  Tinoi, 
Coiiot  de  Daciane",  wie  Wingfield  schreibt  (Slatepapen  II.  1,  HSi.  ToL 
Lanz,  .Mon.  lUbsb.  II.  1,  559:  „Ticionus  comea  Dedanae'').  Cebern 
Familie  des  Diplomateii  siehe  Gazzera,  Memorie  storiche  dei  Tinonl  caü 
di  Dcsana.    Torino  1842. 

'J  Sutepaper«  II.  1,  ÜSö:  „First  he  shall  show  how  thingi  hin  pM 
tince  the  Frencli  entered  In  Italy  as  he  know  eTerTthing,  and  wai  GonWf 
of  Aste  under  the  late  Duke  of  Milan,  —  how  matten  stand  now,  and  rtit 
danger  ig  likely  to  ensue  if  no  remedy  be  shortly  fonnd.  Seconll;  U 
Ihank  the  King  for  the  comfort  he  hat  giten  to  the  Hol;  Leign  If 
sending  to  the  !JwisB.^ 
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Bmssel,  empfiog  noch  Aufti-äge  der  Mai-gai-etha')  und  ging 
duin  nach  London,  wo  er  scfaon  vom  Beginne  des  Februars 
an  oachzuweisen  ist*). 

Nach  dem  ihm  von  Maximilian  UberfiebeneD  Auftrage 
kann  man  nicht  darOber  urteilen,  ob  seine  Mission  eine 
dauernde  oder  nur  vorübergehende  gewesen  ist.  Aber  hier 
hilft  uns  ein  Brief  des  Kaisers  an  Wolsey  vom  Mftrz  1516 
weiter,  in  welchem  der  Graf  „residirender  Gesandter"  genannt 
wird'J.  Dieser  Titel  begegnet  uns  noch  öfter  in  den  mit- 
geteilten Aktenstücken;  so  schreibt  z.  B.  Win^rfield  schon  im 
Februar  1516  bei  Erwähnung  einer  Botschaft  Maximiliiins  an 
den  jQngst  in  London  eingetroffenen  Tizzone:  „the  Emperor 
has  sent  to  his  ambassador  resident  with  the  King's  grace"*), 
und  spricht  sn  Jahr  sp&ter  von  unserem  Gesandten  als  „Tisson 
last  jear  resident"*)  u.  s.  w. 

Der  Graf  von  Dezzana  blieb  bis  zum  Herbst  1517").  Als 
Vuimilian  im  August  beschloss,  ihn  zurückzurufen,  wollte  er 
nf  den  Londoner  Posten,  so  meldet  uns  Tunstal,  einen  Doctor 
te  Jurisprudenz  setzen^),  und  im  October  war  der  Nachfolger 
Unone's  schon  ernannt  Sein  Name  und  Näheres  über  seine 
Wirksamkeit  hat  sich  unserer  Kenntniss  entzogen;  wir  wissen 
ur,  dass  der  neue  Sendbote  keinen  höhei'en  Bang  bekleidet 
hit*).  Maximilian  verkehrte  übrigens  wilhrend  seiner  letzten 
Tige  hauptsücfalich  durch  die  niederländischen  und  spanischen 
Dijäomaten  mit  Heinrich  VIIL 

[Oesterreich  und  Frankreich.]  Die  näheren  Be- 
MboDgen  zwischen  den  österreicfaischen  Ländern  und  Frank- 
nieh  stammen  aus  verhältnissm&ssig  später  Zeit"),  da  die 
^edtll  babsburgischen  Interessen  erst  seit  dem  Tode  Karls 
M  Kühnen  und  der  Eroberung  Italiens  von  der  franzSsischen 
Mtik  nachhaltig  berührt  wunlen.  Von  diesen  Ereignissen 
u  beginnt  die  jahrhundertelange  Feindschaft  zwischen  den 
beiden  Mächten. 

■)  Stitepapen  II.  1,  884.  365. 

')  Statcmpen  IL  1,  417.  43^. 

')  Statmpen  11.  1,  455. 

*)  Statöpuen  II.  1.  438:  III.  I,  41. 

•)  StBtqM|)en  II.  1,  45.'>;  II.  2,  1204. 

'JTinane  in  aU  Graudter  in  EagUad  nscbweiabar:  l'>16  April 
^JtUnwMn  II.  1,  507),  Mai  (ib.,  58>i.  Le  Glay  II,  lOU  Joni  (Le  Gla;  II, 
lOtlb  Siplemb»  (Stalepapen  II.  h  <-')U  December  lib.,  830).  1517  Janaar 
plttpqitff  II.  2,  912j,  Februar  (ib.,  9ä<5J,  Juoi  lib.,  1061),  Jali  (ib.,  1092). 
tu  Aaaaag  1519  treffen  wir  iba  mit  anderen  Gesundten  Karls  in  Rom 
■Buv  empeielier  lei practiquea  des  Fraotois  envers  te  iiaiie  et  lee  cardinaaz". 
(UGIaj  fiTaOO.) 

')  Statepapen  IL  2,  1092. 

■i  StatcpapcfB  n.  2,  1177:  ,Tbe  person  wbo  gtaya  in  bis  (TiEzone'a) 
»Im  II  of  BO  Mcount".    Tenl.  nocb  ib.,  1122. 

*)  Vergl.  Le  Gla;  I,  p.  XLIV. 

F«i*ckB>f>n  <£»  V.  ».  -  XintU,  8 
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Schwerlich  hat  Maximilian  einen  Gesandten  zum  dauenden 
Aufenthalte  an  Eavl  VIII.  geschickt.  Auch  w&hrend  der  ersten 
zehn  Re^ierungsjahre  Ludwigs  XII.  hat  wol  kein  ttaiserüeher 
Bote  seine  Residenz  am  französischen  Hofe  anfgeschlageo. 
„Das  schwankende,  immer  nur  durch  Waffenstillstände  anf  kam 
Zeit  sich  fortsetzende  Verhültniss  Maximilians  zu  Ludwig  XIL"') 
Hess  diese,  besseres  Einvernehmen  zweier  Staaten  bekundendt 
Art  des  Verkehrs  nicht  zu.  Ei'st  nachdem  die  Liga  von  GambiiT 
den  Kaiser  zu  einem  VerbOnileten  des  Königs  von  Frankrdn 
gemacht  hatte,  traten  sie  in  freundschaftlichere  Beziehung 
zu  einander. 

Seit  dem  Juli  1509  ist  ein  permanenter  Vertreter  des 
deutschen  Herrschers  bei  Ludwig  XII.  nachweisbar;  es  ist  der 
klu^e  kaii^erliche  Rat  Andrea  del  Burgo-).  Er  blieb  ohne 
Unterbrechung  bis  zum  2.  December  1511  am  franzöduben 
Hoflager ")  und  reiste,  nachdem  er  endlich  Urlaub  erlulteo 
hatte,  über  Mailand*;  nach  Tirol  zum  Kaiser').  Von  dort  vir 
er  schon  im  Februar  auf  seinen  Posten  zurQckgekehrt*), 
welchen  während  seiner  Abwesenheit  die  Sekretüre  Jau  le 
Vean  uud  Paul  de  Laude  verwaltet  hatten'). 

Aber  die  Freundschaft  zwischen  Maximilian  und  Lndvig 
hatte  sich  trotz  der  kui-zen  Dauer  ihres  Bestehens  schon  Qber 
lebt.  Dies  [irä^t  sich  auch  deutlich  in  dem  diplomatigdien 
Verkehre  der  beiden  Herrscher  in  der  folgenden  Zeit  ans. 

Am  15.  Mai  erhielt  BurgO  plötzlich  einen  Brief  des  Kaüeis, 
in  welchem  ihm  aufgegeben  wurde,  sofort  seinen  Postea  ig 
verlassen  und  nach  Deutschland  zum  Bischof  von  Gnrk  ti 
reisen ").  Der  König  von  Frankreich  war  über  den  unenrirteto 
Aufbruch  des  Gesandten  sehr  ungehalten  und  verlangte  vn 
Buigo,  er  mtlsse  so  lange  bleiben,  bis  der  vtrsprocheDe  Piplout 
wdcher  ihn  bis  zu  seiner  Rückkehr  laut  dem  kaisölitia 


)  Verel.  Ulmana  I,  747. 

■)  Le  Glay  I,  2H.     De^ ,^ , 

')  Le  Giaj-  I,  257—4-5.5.     Lettrea  de  Louis  XII.  T.  I,  r 
-'lubte  im  October  löll  einen  besonderen  Stellrerträta 

Glay  I,  445  lirief  an  Margaretbe :  „Madame  toqi  pomrei  puanfe 


3)  Le  Glay  I,  2.M.     Deaiardins  II.  3.53  fF.    Stalepapen  I,  13>L 


Burgo  staubte  im  October  1511  einen  besonderen  Stellvertreter  ni 
Versl.  Le  Glay  I,  445  lirief  an  Margaretbe :  „Madame  toqi  pomrei , . 
de  lere  lerer  les  postes,  ou,  si  vonlez  les  lalsser  jnB^uet  Teigne  oaf  USI 


unbaBB&deur ,  lequel  l'emperetir  vostre  pere  ni'n  escnpt  d'enTOycr  JB.,_ 
ä  ce  qu'il  me  renvoye  icy,  et  «to;  qne,  li  la  paiz  ae  faict.  qa'il  M  f» 
Buadera  pas  a  y  retoumer,  c&r  j'j  mit  este  anei  longneinBiii''. 

*)  Le  Glay  I,  45-5.  467. 

")  Le  Glay  1,  477. 

*|  Er  Bchreilit  den  16.  Februar  1613;  pSgo  sum  expeditoi  ^mrIob 
Oratore  ßegis  t'ranciae  ut  revertiunur  ad  luam  Majeatatetn:  intn  laMt 
dies  omnino  recedam".  Lettres  III ,  158.  Iien  4.  Hitn  itt  er  »am  h 
Lyon,     ib.,   186. 

')  Verri.  Le  Giay  I,  4-55  ff.    Lettres  UI,  100  ff. 

*)  Le  Qlay  I.  .503.  LeUres  lU.  Säl.  Ueber  Burgo'i  iweitai  AiW' 
halt  in  Frankreich  vergl.  Le  Glay  I,  484-506.    Lettre«  III,  1%6-at 
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6ehrrib«a  vertreten  sollte,  angekommen  wäre').  Aber  diese 
Vorstellungen  fruchteten  nichts:  Burgo  begab  sich  schleunigst 
ms  Frankreich,  nachdem  er  seinen  Sekretär  Paul  de  Laude 
init  der  interimistischen  Geschäftsführung  betraut  und  ihm 
znr  eigenen  grössten  BekUmmerniss  ,,une  partie  de  ce  peu 
d'argeot  qui  m'est  restä"  eingehandigt  hatte.  Laude  sollte 
dann  nach  dem  EintrefTen  des  neuen  Gesandten  seinem  Chef 
nachfolgen*).  Dieser  angekündigte  Butscliafter  ist,  soweit  ich 
wheD  kann,  nie  erschienen.  Burgo  ist  im  Juli  noch  einmal 
nach  Frankreich  gekommen^);  aber  sein  Aufenthalt  war  von 
kurzer  Dauer:  im  Herbst  ist  er  schon  mit  dem  Bischof  von 
Gurk  in  Italien^),  und  diesmal  hören  wir  nichts  von  einem 
Stellvertreter  auf  dem  französischen  Posten.  Nur  wenige 
Vorate  verstrichen  noch,  bi.s  der  Kaiser  sit'h  wieder  otfen  zu 
den  Feinden  Frankreichs  schlag. 

Ob  Maximilian  noch  einmal  einen  residirenden  Botschafter 
in  Frankreich  beglaubigt  hat,  ist  nach  den  bisheiigen  Unter- 
t     uchungen  unentschieden;  die  Wahi'scheinlichkeit  spricht  eher 
dagegen  als  dafür. 

[Oesterreich  und  Spanien.]  Wir  können  mit  voller 
Siherheit  behaupten,  dass  Maximilian  bei  dem  katholischen 
SüDige  ständige  Gesandte  unterhalten  hat.  Aber  eine  zu- 
Hmmenhftngende ,  eingehendere  Untersuchung  dieser  Tat- 
iKhe  vermögen  wir  nicht  zu  bringen,  da  wieder  einmal  die 
Rtoi  oft  beklagte  Beschaffenheit  unseres  Materials  hemmend 
(otgegentritt. 

F'erdinand  I.  hat  bei  seinem  kaiserlichen  Bruder  Vertreter 
n  dauerndem  Aufenthalte  beglaubigt,  wie  wir  aus  seinem 
■Itnen  Munde  erfahren.  In  einem  seiner  Briefe  an  Karl  V. 
hntBt  es:  „Porque  si  endo  venido  Salinas  a  residir  acerca  de 
minag*  podra  excusarse  el  conde  de  Nogaroi"*).  Mit  seinem 
Keifen  Philipp  dagegen  hat  er  mehrere  Jahre  hindurch  seit 
dtnen  R^erungsantritt  nur  durch  Speciahnissionen  verkehrt  ^). 

Vielleicht  ist  der  Kaiser  enit  kui-z  vor  seinem  Tode  von 
dieier  Gepflogenheit  abgewiilien,  als  er  den  Ho&neister  der 
beiden  jungen  Erzherzoge,  <1mi  Fieihen-n  Adam  von  Dietrich- 
Main,  nach  Madrid  Si'hirktc,  um  dort  die  weitere  Ausbildung 
idiier   Zöglinge   zu    leiten   und   zugleich    die   Interessen    des 


de  l'iatn  unbuiadMir  qne  t'«r>per«ir  a  eicript  qa'il  eDTOy«M>it  ti 

'  itBuaitT  iiuquM  &  uon  retour'. 

I  Lottrw  111,  255. 

I  Statnapm  1,  3h7. 
«)  Sl>l<|>u«n  1,  43d 
*)  Luc  SmmiHiDdeDx  I,  iSS. 
*)  Vcnl.  UoitnnentM  ineditoE  II. 


«)  Sl>l<|>u«n  1,  43d 

*)  Luc  S(»rM|HiDdei , 

*)  Vc^.  UoitnnentM  ineditoE  II.    Siehe  S.  83. 
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Kaiseihofes  als  residirender  Gesandter  wahrznnebmen  *)  *). 
Dietrichstein  kam  nach  einer  mühsamen  Reise  im  M&iz  1564 
mit  seinen  Pflegebefohlenen  in  Spanien  an')  und  blieb  bii 
1&70  als  Botschafter  Ferdinands  und  Masimiliaos  II.  Scan 
Nachfolger  war  {bis  1606)  Graf  Johann  KhevenbOller.  Der 
Neffe  dieses  bekannten  Diplomaten  bekleidete  anter  Ferdi> 
nand  II.  ebenfalls  den  spanischen  Gesandtenposten*). 

[Oesterreich  und  Venedig.]  Auch  über  den  diplo- 
matischen Verkehr  Maximilians  I.  mit  Venedig  können  wir  filr 
die  uns  beschäftigende  Frage  nichts  einigermaassen  Abschliesseih 
des  beibringen.  Eb  unterliegt  wol  aber  keinem  Zweifel,  das 
bereits  dieser  Herrscher  Botschafter  zu  danemdem  Aufenthalte 
nach  der  Marcus-Stadt  gesendet  hat  Vielleicht  werden  m 
seiner  Zeit  durch  das  mit  der  umfassendsten  Kenntniss  ange- 
legte Werk  von  ülmann  genauer  darQber  belehrt  werden. 

Interessant,  worauf  bisher  nicht  geachtet,  ist  der  Umstud, 
dass  Ferdinand ,  welcher  sich  zeitweilig  durch  die  Diploniteu 
seines  Bruders  bei  der  Signorie  vertreten  liess*),  schon  in  da 
letzten  Jahren  vor  1556  einen  eigenen  residirenden  Gesaodla 
bei  der  Republik  accreditirt  hat*). 

Maximilian  IL  unterhielt  ebenfalls  ständige  Sendbotei  ii 
Venedig '). 

[Oesterreich  und  die  Türkei.]  Die  ersten  Geniid- 
ten,  welche  Ferdinand  I.  an  Suleiman  abgeordnet  hat  (1527)'), 
gelangten  nicht  an  den  Ort  ihrer  Bestimmung  „CAtu.  inc^ii; 
aegritudinis  et  intirmitatis  impediti''*).  Daraufging  üd  Ha 
1528  eine  zweite  Legation,  welche  aus  Johannes  Habanlueci 
von  Zalathtiock  als  Wortführer  und  Sigismund  Weixelbergv 
bestand,  an  den  Grosssultan  ab*").  Nach  der  diesmal  0fiÄ- 
lichen  Erledigung  des  Auftrages  kamen  die  Boten  im  HerbA 
des  Jahres  zurück.     1529   sollte   sich   Nicolaos  Jurisdoti  ii 


')  Die  Berichte  DietrichBteiDs  bis  mnt  Mki  1568  sind  vn  XtA  k 
den  Quelleo  lur  Geichichte  des  Kusen  Maximilimn  U.  benuMgtgtbWi 

-}  Kacb  I,  110:  „Anf&tip  Tereiniste  Dietrichitein  in  laiMr  tum 
bloss  lien  Ajo  der  beiden  Prinzen  and  dea  kuserUchea  Ontor,  akn  mA 
Kaiser  Ferdinand  einumte  ihn  kurz  Tor  Beioem  Lebensende  som  Geaudi^> 
—  Welchen  Unterschied  macht  Koch  zwiscbeu  einem  Gesandten  nad  ■■ 
OratoT?    Siehe  S.  IQH  f. 

=>)  Koch  I,  117. 

')  Vergi.  Czemenka,  Die  KheTenhüIler.    Ranke  XXIII,  821. 

")  Siehe  S.  92. 

•)  Vetgl.  Lanz,  Korrespondenz  lU,  210.  634.  694.    Ans 


Ferdinands:    .que  moii  aecretaire  Domingo  de  Gastelu,  reddent  aVenM'. 
')  Vergl.  Ferrifere,  32H. 
")  Gewy  I.  I,  63.  90. 
»)  GcTiy  I.  2,  14. 
'«)  Ihr  Berieht  bei  Qinj  I.  2,  1-28. 
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siner  ilipIomatiBchen  Mission  an  die  hohe  Pfurte  begeben  *). 
Da  er  aber  id  Folge  voa  mancherlei  widri-üen  UD^Ilen  und 
Uindennssen  seinen  Auftrag  nicht  mehr  in  diesem  Jahre  aus- 
ricbteD  konnte  *),  wurde  ihm  1530  im  Mai  eine  neue  Instruk- 
tion gegeben  und  zugleich  Joseph  von  Lamberg  als  Amtsge- 
noase  beigesellt').  Sie  reisten  am  Anfang  des  Augustmonats 
ans  Augsburg  ab,  ritten  den  17.  Octoher  in  Constantinopel 
dn.  wo  sie  am  7.  November  ihre  Audienz  beim  Sultan  hatten, 
und  erhielten  am  15,  November  schon  den  Befehl  zur  KQck- 
kehr*).  Im  folgenden  Jahre  beauftragte  der  Könie  seinen 
Schenken,  des  Grafen  Leonhard  von  Nogarola.  und  den  Vice- 
narschall  Joseph  von  Lamberg,  dessen  Dienste  soeben  erprobt 
vorden  waren,  als  Gesandte  zu  dem  Grossherm  zu  gehen"). 
Dire  Botschaft  wfthrte  vom  Mai  bis  zum  September  1532,  wie  man 
Kü  einer  kuix  darauf  veröffentlichten  Relation  über  dieselbe 
nfthrt*).  Der  officielle  Bericht  der  Diplomaten  umfasst  in 
Kiaer  nns  vorliegenden  Gestalt  nur  die  Tage  vom  12.  Juni 
W  mm  achtzehnten  des  folgenden  Monats '').  Schon  nach  dem 
Tnlaufe  von  kaum  einem  halben  Jahre  treffen  wir  auf  einen 
MMD  königlichen  Sendboten  zu  Stambul.  Es  ist  diesmal  der 
Ktter  Hieronymus  von  Zara.  Er  blieb  vom  Februar  bis  zum 
'  KsTSnber  1533"),  eine  verhältnissmässig  imgewöhnlich  lange 
Zeit.  Neben  ihm  war  noch  Cornelius  Duplicius  Schepper,  den 
neh  Karl  V.  mit  einem  Schreiben  an  den  Sultan  versehen 
ktte*),  vom  Mai  bis  Juli  in  diplomatischen  Geschäften  bei 
te  hohen  Pforte  tätig'").     Zwischen  1533  und   1534  leitete 


■)S«De  L 
lilnib..aa 


lutmctiiHi  d.  d.  Linz  den  27.  Jdi.     lünj  I.  8,  H.    Sein 


•)  mnj  I.  3,  39. 
*)  Gtnj  L  4,  & 
•J  VerJ.  Oinj  L  4,  3.  27.  39.  47. 


>|  G«faT  I.  5,  2. 

'}  Üa  Titel  dieMr  von  G6t»j  mlwednickten  Schrift  l&atet:  n^Vtsram 
Itpmthx  HaaetUt  Iicntfw,  im.  ^.  jar,  iQ  dem   Tfircken  ^chickt, 


>ii  nd  wai  paUlt,  ueliiiieiii  viid  wiedernmb  heran»,  Icomen  ut.  warh^ 
"""■'"'  dencD  die  mit  rad  bey  gewest,    io    schriSt   veriaiset' 


;  iit  wirklich  ein  Anffeueoee  der  initKeteilten  Tatuchen  pe- 
UB  beweirt  du  nace  CoTorit  der  Danterinog  und  fiele  kleine 
,  welche  nur  efa  Ttglnebnier  machen  konnte.    Aber  die  Erzählung 


weder  von  önem   der  Gesandten  noch  einer  diesen 

Penon  ho-,  lODdem  encbeini  wie  ein  inr  Herananbe  etwai 

,  trockenei  nnd  inhaltaloua  TaKebnch  eines  n[ederen  Mit- 

__  OeianJUchÄ    Nur  Eins  hebt  »ich  ans   der  Eintönigkeit  dea 
Mhiiftr  hervor:  «n  giDhender  Türkenhasa. 
^  «nv  I.  5,  27. 
■)  Qtnj  iL  1.  1,  a-ÖB. 
.       *)  Karl  hatte  vorhn  beim  hdligen  Stahle  angefragt,  oh  es  sich  mit 
4«  GewiBMii  ein«  snten  Chriiten  vertrage,  in  Verkäu'  mit  einem  XJb- 
tfldUnn  an  treten.     Weiis  11,  269  f. 

1^  Q4TCT  IL  1.  1,  8—47.    Seine  Vollmacht  itt  d.  i.  5.  April.    Göraj 
Xl  L  1.  loe. 


■  ^HKriMiteteB , 
I  ASn  der  Qe 
I      fieridrtü  mUi 
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der  Sohn  des  Hieronytnus  von  Zara,  Vespasianus,  die  Oster- 
reichischen  Verhandlungen  mit  einigen  Vezieren,  doch  ohuM 
im  Besitze  des  Ranges  und  der  Rechte  eines  Gesandten  ta 
sein').  Dann  wurde  der  alte  Kitter  von  Zara  im  Febnur 
1534  von  Neuem  mit  einer  Botschaft  an  Suleiman  betraot  nnd 
begab  sich  mit  Schepper,  welcher  für  diesen  Zug  in  aller  Fonn 
zum  kaiserlichen  Gesandten  im  osmanischen  Reiche  ernannt 
worden  war^),  noch  in  demselben  Monat  auf  die  Reise.  Di» 
Diplomaten  kehrten  am  28.  Juli  von  ihrer  Mission  znrBek'^. 
Der  nächste  Unterhändler  des  Kdnigs  bei  dem  Sultan  war  Fer- 
dinand Johann  Maria  de  Ba;<zizis,  dessen  Botschaft  in  den 
Frühling  und  Sommer  von  1536  zu  setzen  ist*). 

Im  November  dieses  Jahres  befahl  Ferdinand  den  fnt- 
herm  Franz  von  Frinzenstein,  an  die  hohe  Pforte  zn  ffäm 
und  bei  ihr  als  stAndiger  Gesandter  zu  bleiben.  —  Wir  er- 
fahren dies  ans  mehreren  Stellen  der  auch  nach  anderen  6«- 
sichsponkten  hin  interessanten  Insti-nction.  So  heisst  es  z.E; 
„Et  quantum  ad  illud  quod  dictum  Oratorem  nostmni  irtic 
residere  cupimus,  apud  eundem  Ayas  (dem  Veziere)  idem  Om- 
tor  noster  instet  et  sollicitet,  vt  is  adiuuare  et  C^rem  Dominoa- 
que  suum  adducere  velit,  quo  ad  hoc  vt  par  est  pro  motu 
bona  conseruanda  pace  et  aniicitia  consentiat,  dictumqneOn- 
toreni  nostrum  minime  occlusum  aut  in  custodia  teneat,  ntl 
vt  in  liteiis  nostris  petiuimus  libere  esire  conuersariqne  dt 

beat Sepedictus  autem  Orator  noster  ex  Gongtuti- 

nopoli  vel  Curia  G^bhHs  Turchoium  vbi  tunc  fuerit  recedm 
Don  debet,  nisi  specialiter  per  literas  nostraa  revocstnr,  ui 
inibi  commemoraii  et  rebus  nostris  sollicitandis  prominiendih 
que  inuigilare  et  summa  cura  dexteritateqne  attendere,  d» 
que  subito  postquam  Constantinopolim  applicaerit  de  adsnti 
suo  pr^sentatii^que  literis  et  eis  qup  cum  singnlis  ^erit  qnf  I^ 
sponsa  habuerit,  Et  an  ibi  residendi  cum  condicionibns,  vt  npn  j 
dictum  est,  facaltatem  impetranerit  necne,  Et  de  oniiiikM 
alijs  qu^  nostra  scire  intererunt  ad  longum  admoneaf  *). 

Aber  der  Versuch  scheiterte  an  dem  Misstrauen  vi 
Wiflerwillen  des  türkischen  Hofes.  Prinzenstein,  der  am  10.  Aprfl 
1537  in  Constantinopel  angekommen  war"),  sollte  sich  SM 
am  28.,  nachdem   er  das  übliche  Abschiedsgeschenk  erh^ 

')  06nj  II.  1.  2,  lOtf. 

>)  Oiny  II.  1.  2,  89. 

*)  Aus  dem  Berichte  Scfaeppen  bei  Ginj  II.  1.  2,  28. 

*)  Id  daem  llriefe  ans  aem  Junar  aennt  Um  Fa'dinud  lAm 
nCODBiliarium  et  Oratorem  nostrum  Kd  GeBarem  Tnnlianim*.  (Btnj^ 
1.  3,  86).  Im  M&rz  vor  B.  aber  noch  auf  der  Reit«  naci  StuWSk, 
102).  Sein  BeglaubigaDgiachreiben  trfigt  du  Datum  des  90.  Jui  ^  llUk 
aber  daroals  war  er  schon  am  Orte  seiner  BeatimmiuQ  0b.,  lU^  ■ 
Angast  war  seine  Mission  schon  beendigt  (ib.,  128). 

'■)  Geray  D.  2.  1,  4  f. 

•)  Ginj  II.  2.  1,  9. 
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httte,  entfernen,  da  sein  Auftraggeber,  so  {;aben  die  TUrkea 
tiM  Grund  der  BCbleunip:en  Verabschiedung  vor,  feindliche  Be- 
wegungen an  dei'  Grenze  unternomnien  hiltte''.  Den  dringen- 
den, oft  wiederholten  Vorstellungen  des  (iesandlen  gelang  ea 
allerdings,  sich  noch  eine  Gnadenfiist  auszuwirken.  Doch  lange 
vährte  auch  diese  nicht,  und  im  Juli  wurde  er  trotz  alles 
Zögems  halb  mit  Gewalt  zuiQckgesenrlet. 

Nach  diesem  Misserfolge  hat  Ferdinand  in  den  nächsten 
Jahren  keinen  Versuch  unternommen,  einen  permanenten  Ver- 
trater in  Constantinopel  anzusiedeln.  ¥.nt  nach  zwei  .lahren 
«nrde  Oberhaupt  ein  neuer  Sendbote,  der  Pole  Hieronymus 
Laeki.  zu  dem  Sultan  geschickt  (Herbst  1530j~).  Er  nmss 
nne  Aufgabe  sehr  schnell  erledigt  haben;  denn  wir  ßnden  ihn 
in  Februar  1540  schon  wieder  am  königlichen  Hofe*).  Naih 
Qnn  kam  am  Beginne  von  1540  Tranquillus  Andronicug  zu  Sulei- 
Bun  und  blieb  ebenfalls  nur  kui-ze  Zeit  am  goldenen  Hom^). 
L  In  den  letzten   Tagen  des  Octobers   1540  begegnen   wir 

mder  Laski  auf  dem  Wege  zum  Grosshei-m.  Er  kehrte,  da 
«den  türkischen  Herrscher  auf  seinen  Zagen  begleiten  musste, 
nt  im  October  I54J  zurttck ").  Trotz  des  ungew6hnlich  langen 
lofenthaltes  darf  Laski  nicht  zn  den  ständigen  Gesandten  ge- 
nehnet  werden;  denn  er  folgte  nur  gezwungen,  gewiseemiaassen 
ih  Geisel,  dem  türkischen  Hoflager. 

Mit  der  Publication  der  AktenstOcke  Ober  diese  Gesandt- 
lAift  bricht  Gövay'B  Werk  ab,  dessen  Führung  wir  uns  bis- 
im  anvertraut  hatten.  Wir  sind  nun  wieder  genötigt,  zu 
tniger  geordneten  und  klaren  Berichten  zu  greifen. 

Ann  denselben  gebt  zur  Evidenz  hervor,  dass  der  Verkehr 
hrdinands  mit  der  Pforte  auch  in  der  ferneren  Regierungs- 
■H  nicht  minder  lebhaft  gewesen  ist,  wie  in  der  hier  gescUl- 
iatxn  Periode*). 

Doch  das,  worauf  wir  gerade  unser  Augenmerk  gerichtet 
Uwn,  ob  die  Beziehungen  Oeeterreichs  zu  der  Türkei  nun 
«Oicb  dauernde  geworden  nnd  durch  pei-manente  Boten  ge- 
lltet worden  sind,  lernen  wir  nicht  daraus.  Diese  Umwand- 
iuf  des  diplomatischen  Verkehrs  aus  einem  gelegentlichen  in 
tna  bestAndigen  musa  aber  zwischen  1542  und  1556  vor 
xdi  gegangen  sein,   wenn  wir  anders   eine  Aeusserung  Ghar- 


>)  G^ar  n.  2.  1,  U. 

*)  ToUmKlit  vom  8.  September  G^rav  II.  2.  2,  25. 

')  Geraj  11.  2.  2,  3& 

*)  InitrnetiDD  d.  d.  Gent,  den  23.  Mb».    G^h;  II.  2.  2,  43. 

'•)  San  Bericht  bd  U^raj  II.  2.  3,  3  f. 

*)  Uebw  die  weiteren  (TetandticbBften  Ferdinands  and  Karls  in  der 
lUa  fcrg].  Ribier  I.  aS2.  —  II,  300  f.  Wei»  III,  149  f.  Lam,  Sorre- 
•pndmi  11,  442  —  III,  689.  iixak^  IV,  7  ff.  Besondere  KrwUmung 
ÜHr  ibMD  TfTdieneo  der  unemodliche  Gerbud  ^'e1tw;ck  und  Jobann 
Hiria  Malretti.    Siebe  »neb  Bacholiz  V  f. 
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riere's  richtig  auigefa&st  haben.  Der  französische  Gelehite 
spricht  in  einer  gelegentlicheu ,  karzen  Digression  aber  die 
Einrichtung  der  ständigen  Gesandtschaften  am  goldenen  Borne 
folgendeniiaassen  von  der  östeiTeichischen  Diplomatie:  „L' An- 
triebe dut  ^  ses  vapports  journaliers  quoique  faostiles  avee  la 
Turquie,  d'obteniv  son  admission  ä  la  Porte,  au  pris  m^me 
de  toutes  les  humiliations  <|ue  l'orgueil  ottoman  imposait  anx 
vaiucus.  Son  influenae  .  .  .  s'y  installa  donc  de  boDne  henr^ 
et  ne  fut  plus  contest^e,  surtout  api-6s  qae  la  s^aration  da 
deui  branches  de  la  maison  imperiale  fut  coDsomm£e  par  ton 
abdication  (Karls  V.) . .  ■  Mais  la  position  des  intemonces  antri- 
chiens  ä  Constantinople,  malgr^  les  hautOH  prätenüODS  aSeeUXt 
par  les  reprä^^entanta  imp^riaux,  reasentit  toujours  de  l'iirigi- 
iit6  qui  avait  subsistä  k  l'origine  dans  rätabliasement  des  reli- 
tions  entre  les  deux  ^tats" '). 

Wie  dem  auch  sei,  diese  Tatsache  steht  sicher  fest,  dm 
wenigstens  schon  unter  Rudolf  II.  österreichische  Sendboten  in 
Constantinopel  residirt  haben. 

Charri^re  erwähnt,  wie  wenig  die  Stellung  dieser  Ver- 
treter in  der  Tilrkei  zu  ihren  hohen  Anforderungen  ^epusl 
habe.  Die  Publicisten  des  siebzehntea  Jahrhunderts  wjtM 
nichts  von  solchem  Missverhältniss,  sondern  erzfthlen,  daag  die 
Gesandten  des  Kaisers  auch  bei  der  Pforte  am  höchsten  nntv 
allen  Diplomaten  geehrt  worden.  Sie  hätten  i-  B.  alldn  du 
freilich  auch  ihnen  bestrittene  Recht  besessen,  sich  in  der  faß- 
lichen Audienz  vor  dem  Sultan  setzen  zu  dürfen*). 

Aber  es  ist  bei  diesen  ruhmredigen  SchildeningeD  wd 
zwischen  der  oft  von  nationaler  Eitelkeit  bervoif:enifBKi 
Selbsttftuschung  und  der  Wirklichkeit  su  unterscheiden.  Ein 
besonders  achtungsvolle  Behandlung  widerfuhr,  wie  schon  obei 
hervorgehoben  ist^),  bis  zum  neunzehnten  Jahrhundert  knoei 
ausländischen  Gesandten  im  türkischen  Reiche. 

[Oesterreich  und  Russlaad.}  Es  genügt,  hier  dH 
Stelle  aus  Herrmanns  russischen  Studien*)  herzusetzen,  nn  a 
dem  gewünschten  Resultate  zu  gelangen. 

pOtto  Pleyer,"  dessen  Berichte  in  dem  citirten  Bncbeib- 
gedruckt  sind,  „war  schon  1696  ofßcieller  Berichterstatter  d« 
Wiener  Hofes  in  Moskau.     Er  war  daselbst  als  ein  angesebenci 


'1  ChMTiere  I,  p.  XLV  1". 

*)  Es  kaQpft  Bich  eine  viel  verbreitete  Anecdote  an  diaei  B(dt 
Vei^l.  Tuaevicina,  64.  Kirchner,  468  f.  UuMlaer,  äS5.  l.UMlot.4(M« 
Ausser  dem  kaiserlicbeii  Gesaadten  Denou  nur  nocb  der  bmuSiitdc  lA 
1682  die  K'eiche  Ehre.     Boiuset,  16  f. 

")  Vergl.  8.  21  f. 

*)  Hernnann.  HuBsland  unter  Peter  dem  QroiBeo.  Nich  im  biU- 
BchrifUicbeD  Uerichtea  Vockerodt'i  und  Otto  Plej^s.  Lnul«  1612.  Eb- 
leituDg  ä.VII.   Horrmuin,  Voikerodt  und  A.  Brackner.  Lelp^  1^4.  S.S. 
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GflscbäftBüisiui  und  österreichischer  Untertan  ansässig,  reiste 
gdegentlieh  auch  nach  Petersburg  und  wurde  von  seiner  Re- 
peniog  dazu  gebraocht,  in  der  Eigenschaft  eines  pohtischen 
Correspondenten  sie  über  mercantile  nnd  politische  Vorgänge 
in  Ruttland  zu  uoterrichten.  Er  hat,  ohne  dass,  wie  es  scheint, 
Ulm  selbst  ein  diplomatischer  Charakter  wäre  beigelegt  worden" 
(ao  der  zweiten  citirten  Stelle  bezeichnet  ihn  Herrmann  als 
Agenten),  „doch  im  Auftrage  der  österreichischen  Regierung 
int  den  zaarischen  Ministem  mitunter  in  directer  Verhand- 
Imig    gestanden,    so    unter  Anderem  in  der   bis  zum  Jahre 

1710  ergebnisslos  gebliebenen  Frage  Ober  die    Opportunität, 

dnen  förmlich  accreditirten  österreichischen  Gesandten    nach 

BoBBland  zu  senden." 

Man  darf  nach  dem  Inhalte  des  letzten  Satzes  den  Beginn 

im  geregelten    diplomatischen    Beziehungen   Oesterreichs    zu 

"    *     '  in  das  Jahr  1710  setzen. 


Die  fiflieraUitaaten. 

[Die  Generalstaaten  und  Dänemark.]  Da  ein 
pmet  Teil  des  holländischen  Reichtums  aus  der  Fischerei 
■d  dem  Handel  im  Gebiete  der  Ostsee  äoss ,  war  es  fQr  die 
Bdlloder  eine  unumgängliche  Notwendigkeit,  mit  Dänemark, 
im  dnrdi  seine  Beherrschung  des  Sundes  ihren  mercantilen 
Trtehr  mit  Leichtigkeit  lähmen  konnte,  in  gutem  Einver- 
ühmen  xu  stehen.  Ausserdem  verknüpfte  noch  eine  zweites 
Ind  die  junge  Republik  mit  den  Monarchen  des  nordischen 
Utas,  ihr  evangelischer  Glaube  und  ihre  Feindschaft  gegen 
im  EathnHcismus*). 

1583  ging  in  Folge  eines  Gerüchtes,  dass  die  Dänen  die 
Bduda  Eauflenten  gewährten  Vergünstigungen  aufgehoben 
ittto,  mne  Gesandtschaft  aus  jenem  Staate  unter  dem  Schutze 
to  nSTarresischen  Botschafters  de  Pardaillan  zu  Friedrich  U. 
Aber  schon  zwei  Jahre  darauf  sah  man  ein,  dass  durch 
mrtbergehende  Missionen  die  hochwichtigen  Interessen  am 
bittiKtaen  Gestade  nicht  in  genügender  Weise  gewahrt  würden, 
Bod  beschloss,  zunächst  „voor  een  jaar  bij  provisie"  einen  ge- 
winen  Bnys  als  residirenden  Agenten  in  Kopenhagen  an- 
(oatellen'). 

[Die  Generalstaaten  und  England.]     Der  eiste 
XNploniat  der  empOrten  Niederlande,  mit  welchem  die  Königin 

■J  VniL  lAu,  KotTMpondeni  11,  27d  Vreede,  loleiüiDg  II.  1,  327  t 
*)  Vrefds,  Inletding  II.  1,  136. 
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Elisabeth  als  mit  flem  Vertreter  soaveräner  Mandanten  eine 
Vertrag  geschlossen  hat,  ist  1582  der  „Agent- Generul 
von  Holland  und  Seeland  Joachim  Ortel  gewesen').  Er  blie 
längere  Zeit  in  England;  doch  ob  er  einen  ständigen  Poite 
eingrenommen  hat,  ist  mir  nicht  bekannt  Dies  kftnnen  ir 
erüt  mit  Bestimmtheit  von  Noel  de  Caron  behaupten,  der  läS 
als  Agent  der  Hochmögenden  nach  London  kam  und  sich  dor 
nach  den  Verhandlungen  von  Vervins  sogar  als  „Ambassadenr 
noch  aber  ein  Jahrzehnt  unter  König  Jakobs  Regierung  an 
hielt*). 

[Die  Generalstaaten  und  Frankreich.]  Der  em 
permanente  Agent")  der  freien  Niederlande  bei  HeiDrieh  IV 
ist  meines  Wissens  Lieven  Galvart  gewesen,  welcher  1597  ii 
seinem  Amte  gestorben  ist.  Sein  freiwilliger  Nachfolger  wurde 
der  berühmte  Scaliger,  bis  1598  van  Aerssen  die  Stelle  Ober 
nahm.  Der  französische  KOnig  erkannte  diesen  Diplomaten  (160S] 
in  aller  Form  als  Gesandten  der  ersten  Rangklasse  an*). 

[Die  Generalstaaten  und  Deutschland.]  Sdm 
seit  1599  unterhielten  die  freien  Niederlande  Pieter  ConKüi 
Brederode  als  „gewoon  Minister"  bei  verschiedenen  dentscki 
FDrsten  gemeinsam  und  zwar  namentlich  bei  den  mit  den 
Hause  Nassau  verwandten  Herrschern  von  der  Pfals  und  He» 
sen").  Mit  anderen  L&ndern  des  Reichs,  so  z.  B.  mit  Bru- 
denburg,  Anhalt,  Baden,  Oettingen  und  WOrttembOTg,  schlosM 
die  Generalstaaten  1614  ein  BQndniss*),'in  dem  au(Ä  die  bii- 
derseitige  Beglaubigung  von  st&adigen  i^endboten  ausgeraidt 
wurde,  und  traten  dann  w&hrend  des  dreissigj&hrig«!  Kriceei 
mit  den  meisten  in  den  vertragsmAssigea  permanenten  Verinr. 

Aber  noch  ehe  sie  bei  diesen  Staaten  daaemde  M- 
boten  ac«reditii-ten ,  hatten  sie  schon  aus  mercantiira  R>d- 
sichten  einen  st&ndigen  Vertreter  bei  der  Hansa,  welche  0liÄ- 
falls  zu  den   Contrahenteu   des  Vertrags  von  1614  geMiti'), 

Schon  im  Sommer  1617  wurde  „Foppius  van  AiasenuU 
Alsen"  abgesendet,  um  „als  Ihrer  HochmOgenden  Agent  na 
Ihratwegen  zu  residiren  zu  Lübeck  oder  anderwärts,  m  u 
die  Sache  erheischen  mag".  In  seiner  Instruction  heint  M 
weiter   noch:    er  solle  berichten  hj^ren  und   sehen,  wu  ht 


>)  Vreede,  InleidiDg  II.  1,  138f.    RTmer,  T.  Tl.  pan  IT,  178. 
<)  Tergl.  Treede,  iDleiding  U.  1,  800.  393.    Scheltema  I,  SO.  Weftt 
fort,  453.    Paccaasi,  34  etc. 

")  Er  wird  aber  aucb  schon  .Ämbuudeor  r^ddant"  geouiat  TnA 


j  ui  nuu  Buei  kuuu  Bcuun    .amuMMueoT  nauum»     hbi 

InleidiuBll.  1,  Hylage  XLVI,  177. 

')  Treede,  Inleidiog  II.  1,  Bülage  XLTI,  169  f;  IL  2,  f 
;)  Vreede,  InleidinB  II.  1,  348  f 
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,  Inleiding  I..  .,  _ 

•)  Vreede,  laleidioK  II-  1,  S- 
')  Dumont,  T.  V.  p.  II,  281. 


1  Stand  der  Christenheit  im  All- 
esonders  anfteheiKi"').  Aitzema 
tB  ganzen  dieissit^ährigen  Krieges 
US.  Er  hat  nicht,  vis  ihm  vor- 
:h  in  Lübeck  residirt,  sondern 
irg,    da  es  ihm  dort  mehr  be- 

ändigen  Gesandten  der  Vereinig- 
estfölischen  Frieden,  in  welchem 
erftnität  der  Generalstaaten  an- 


und  die  Türkei.]    1611  wurde 

Haye),  welcher  im  vorhergehen- 

Schweden    unterhandelt  hatte, 

Seine  Mission  war  ui-sprUnglich, 
Instruction  erkennen  kann,  nicht 
lern  sollte  ei-st  die  Gelegenheit  zu 
:  der  hohen  Pforte  anbahnen*), 
r  seinen  Auftrag  so  vorzüglich 
aten  als  ständigen  Veilreter  bei 
[1  ihm  erst  nach  achtundznanzig 
Ekkehr  gewährten, 
erste   residirende   Gesandte  der 

gewesen "). 

keit  wusste  er  sich  einen  Ein- 
ing  zu  vei-BChaflfen ,  wie  ihn  zu 
er  anderen,  am  goldenen  Hörne 
im  Maasse  besessen  hat.  Er  be- 
iger  Weise,  um  die  Lage  der 
>ien  Reiche  zu  verbessern  und 
inderten  Zutritt  in  das  türkische 

verschaffen  *)  *). 


chiven  von  BiannBchweig  u.  b.  w.  Über 
TOD  Aitzema.  Hatnbarger  Gymnuiftl' 
irdbt,  roan  h&be  Aitiema  -legitionem  et 
BurmaDD)  SylloEe  Epistolarom  a  Tiris 
..    U,  439. 

&tie  vuk  de  geroDgeDB  en  de  prepantie 
enKefBcr,  op  de  Tenekerinee  vad  den 
Gebiet"  Yreede,  Inleiding  II.  1,  402. 
D  Zweden  in  ataatskniidige  betrekking. 
>lf.  Utrecht  1841,  p.  26:  „Haga,  Uter 
of  Ambasaadear  te  SoiutaDtmopel  ■ . ." 

ran  Harderwijk.  LeteDBcheU  nn  Mr. 
-  Treede.  JaerboeUe  van  de  Regler» 

19  f. 
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[Die  Generalstaaten  und  Schweden.]  So  lang« 
die  Hochmögeiirlen  intimere  Beziehungen  zu  Dänemark  unter- 
hielten, war  ihr  Verkehr  mit  Schwetieu,  das  in  fast  beständiger 
Feindschaft  mit  dem  Inselkönifrreiche  lag,  äusserst  gering. 
„Die  Bande  des  gemeinsamen  Blutes  und  Glaubens  zwischen 
den  Häussern  Nassau  und  Wasa  waren  allein  nicht  stark  genng, 
um  auf  das  politische  Verhältniss  der  von  ihnen  gelenkten 
Staaten  einen  entscheidenden  Einfluss  auszuüben" ').  Nur  ii 
grösseren  Zwischenräumen  folgten  einander  die  wenigen  nieder 
Iftndischen  Gesandten,  und  keiner  derselben  blieb  länger,  all 
im  Interesse  seines  Auftrages  nötig  war'). 

Erst  als  die  dänische  Freundschaft  durch  die  achwn- 
kende  Politik  und  den  Uebermut  Christians  IV.  gelockert 
worden  war^).  näherten  sich  die  Generalstaaten  dem  awblfihn- 
den  Rivalen  Dänemarks^).  Sie  schickten  1610  den  AdvokatSB 
Comelis  Haga  zu  Karl  IX.,  um  zwei  holländische  Scbifl^ 
welche  von  den  Schweden  vor  Kiga  gekapert  worden  waren,  n 
reklamiren  und  zugleich  dem  greisen  Könige  VeTSJcheningenToo 
dem  warmen  Anteile,  den  die  Generalstaateo  an  seinem  Iteitit 
nähmen,  zu  Qberbnngen ").  Der  Gesandte  wurde  in  NykOping  . 
von  dem  Kronprinzen  Gustav  Adolf  empfangen  und  erhielt  siAter 
auch  vor  dem  Monarchen  selbst  Audienz.  Bald  darauf  tci^  j 
Hess  er  wieder  Schweden*). 

Schon  im  Sommer  von  1611  ging  eine  neue  Botschaft  u 
den  Stockholmer  Hof,  welche.  Überaus  huldreich  empfangen,  tu 
kurz  vor  dem  Tode  Karls  (30.  October  1611)  geblieben  ist.  Dm 
Mitglieder  waren  Jacob  van  Duvenvoorde  (auch  van  Wa»eue^ 
Obdam  genannt),  holländischer  Admiral,  Dr.  Romboat  Hogo^ 
beets,  Mitglied  des  hohen  Rats  von  Holland,  Seeland  vai 
West-Friesland,  und  Dr.  Dirk  Bars,  Bürgermeister  vod  An- 
sterdam'). 

Aus  jenen  Tagen,  von  der  Thronbesteigung  Gustav  Adott 
her,  hat  man  die  Freundschaft  zwischen  den  Niederlanden  ml 
Schweden  zu  datiren,  „deren  Nutzen,  for  beide  Teile  fbiA 
gross,  in  der  Zukunft  noch  bedeutender  werden  sollte"  *).  Du 
Hauptverdienst  an  dieser  engen  Verbindung  gebQhrt  Olden- 
bameveldt,  der  mit  scharfem,  die  Zukunft  durchmessendem  BliÄe 
den  Gang  der  künftigen  Ereignisse  und  die  kfihnen  PlSne  im 


»)  Vreede,  Inleiding  II.  1,  340. 

*)  Vreede,  Nederland,  23  f. 

")  Vreede,  Nederknd,  26:  „Gedurende  xuit  T^tilÜfinZwadenhiiCn 
HagB,  die  streng  genomen  geen  Ueuuit  koD  heeten,  mur  bq  mb'  icIh  d 
omaee  populog  met  een  algemeen  oßicieel  kvakter  bekleed  wu...' 

«)  Vreede,  Nederlaud,  26-39, 

^)  Vreede,  Nederknd.  30.    Ihre  lastruction  d.  d.  21.  Juni  1611  ib.,  SL 

*)  Vreede,  N'ederland.  öö  f. 
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chaute  und  ihn  nach  Kräften 

iflider  Staaten  wurde  in  dem 
her  Ausdruck  gegeben.  Der 
zt  ausdrQckltch  fest,  dass  die 
^esidirende  Sendboten  bei  ein- 
machten die  Generalstaaten 
ir  Klausel:  „wenn  sie  es  fOr 
mstÄnde  es  erforderten"'), 
ckten  sie  auch  wirklich  noch 
das-  schwedische  Hoflager,  sO' 
sinen  ausseiordentlichen  6e- 
jrdem  musste,  endlich  Ernst 
a  und  im  Interesse  des  BDnd- 
bei  ihm  zu  beglaubigen.  Die 
in  nahe  drohenden  politischen 
mögenden,  1618  ihr  vier  Jahre 
zu  erfüllen").  Seit  jener  Zeit 
Isolation  fast  stets  Boten  der 
;n  residirt 

1  n  d  Venedig.]  Die  erste 
Generalstaaten  zur  venetia- 
m  Sccsiepe  Heemskerck's  vor 
Prinzen  Moiitz  im  September 
tijle  nach  Venedig  abgeordnet 
ihn  wird  als  Zweck  seiner 
begeren  te  houden  naerder 
irrespondentien,  tot  hanthou- 
ikeiinge  der  onderlinge  navi- 
linge  ende  commertien"  etc.'). 
nische  Republik  am  zehntea 


■  HolUnda  ongelakkJM  Staatsmui, 

1  en   bedrief Nederiand  tat 

zijn  wil,  die  Gustuf  herbuldelijk 
ru  het.  de  wikkcre  Grüsaard,  die 
i'b  ^olen  Koning  dDorgrondeode, 
lugdige  Held  der  algemene  z&k  tos 
I  ten  achild  zoude  i^a." 
atique.  T.  V.  p.  II,  248.  ut.XIl: 
ideur  oidinaire  aupi^B  de  MesBieon 
in,  seloD  qu'tl  Bera  jns^  &  propoB. 
it  auBBi  leur  AmbasBadear  k  Stock- 
I  H^eate,  s'iU  le  trouvent  k  propo» 
1  et  den  temps  le  demandera." 
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December  und  kehrte  über  Paris,  das  er  auch  bei  seiner  Hin- 
reise bei'Qhrt  hatte,  nach  dem  Haag  zurück'). 

Im  Frühjahr  1618  schlufj  Priuz  Moritz,  von  den  Vor- 
stellungen des  Venetianei-s  Suriano  unterstützt,  den  Vereirngtes 
Provinzen  vor,  einen  Residenten  nach  Venedig  abzusenden*), 
und  erneuerte  im  Januar  des  folgenden  Jahres  seinen  Antrag. 
Es  kam  aber  beide  Male  zu  keiner  Entscheidung,  sondern  die 
Sache  wurde  „in  advies  gehouden""),  wie  der  technische  Aus- 
druck für  „auf  die  lange  Bank  schieben"  bei  den  niederiäs- 
dischen  Deputirten  lautete.  Den  Generalstaaten  schien  ktin 
BedUrfniss  vorbanden  zu  sein,  die  Forderung  des  Statthalten 
zu  erfüllen,  da  schon  ein  Consul,  Ouwerx,  in  Venedig  iüb 
mercantilen  Interessen  der  Provinzen  vertrat*). 

Aber  nach  dem  BOndnisse  beider  Republiken  wurde  in 
Februar  1620  beschlossen,  binnen  sechs  Wochen  einen  auüo^ 
ordentlichen  GesEindten  nach  Venedig  zu  senden,  der  von  dar 
Geneigtheit  der  Hochmögenden ,  einen  ständigen  GesudUi 
beim  Dogen  zu  accreditiren ,  berichten  sollte").  Zu  diem 
Posten  nui'de  Fran^^is  van  Aerssen,  Herr  von  SommebdUck, 
am  2.  April  ernannt").  Er  kam  den  13.  Juni  an  hm  ' 
Bestimmungsort ''),  wo  er  mit  grosser  Feierlichkeit  empbaga 
wurde,  und  verliess  die  Marcus-Stadt  am  4.  Juli"). 

Gegen  Ende  von   1620  erklfti-teo  die  HochmögeDdra  v» 
Neuem  dem  venetianischen  Gesandten  Trevisano  ihre  Absich, 
sich  dauernd    in   Venedig  vertreten  zu  lassen'),  taten  iber    , 
noch  keine  entscheidenden  Schritte  zur  Ausf&faruog  ihm  Eit-   | 
Schlusses.  Erst  dem  wiederholten  Ansuchen  des  Prinzen  Ucäli^   j 
und  van  Aerssen's")  gelanges,  der  Erkenotniss  Bahnzubrackei, 
dass   durch    einen   Consul    die   niedeiländischen  iDteremi  ■ 
Venedig  nicht  genflgend  wahrgenommen  würden ,   und  die& 
fallung  der  Zusage  endlich  durchzusetzen.     Die  Wahl  br  Im 
neue  Amt  fiel  auf  Aerssen  selbst  (14.  October  1621)")  ni, 
als  dieser  sich  entschieden   weigeiie,   den  ihm 


<)  JoDge,  43. 

')  Jonge,  91. 

■)  JoDge,  102. 

*)  Treede.    loleidiiig  11.  1,  398. 

")  Jonge,  114.     „d&t  die  Ambtsudeur  biimea  de  tijd  tu  «*  nta 

tou  Tertrekken .mit  biJToeftiug,  dat  Baue  Hoog  UofendeD  Km 

geo^en  waren,  eenen  gewonen  Amba>Md«nT  te  Venetie  te  hoodai*. 

")  Jonge,  113.    Seine  Instnictioii  ib.,  415.    Bijlage  TL 

')  Jonge,  117. 

")  JoDge,  12.5. 

•)  JoDge,  137. 

'•)  Jonge,  138. 

")  Treede.  Inleiding,  II.  2,  189.  Antrag  det  nn  AviMn:  .ia^MMf 
van  bet  welwilland  Tetkeer  der  beide  Staten"  «ille  man  efnon  StaUm 
nnterhalten. 

I*)  Jonge,  138, 
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31.  Juli  1622  auf  Johann  Bei-ck, 
Zum  Sekretär  wurde  ihm  Josua 
Berck  gelaugte  den  6.  December 
bwol  er  ursprßnglich  nur  auf  drei 
berufen  war,  bis  ztun  Juni  1627'). 
de  Jonkheer  Willem  van  Lijere, 
alla  fQr  drei  Jahre,  erwälilt*).  Da 
Berck's  abraisen  durfte  und  nach 
widrige  Wintle  seine  Faiirt  ver- 
m  Februar  1628  seineo  Einzug  in 
CU8  halten*).  Nach  neiinjfthiigem, 
selbst  wurde  er  im  Juni  1636  zum 
mannt,  ohne  dass  ein  Nachfolgei* 
Dirt  war.  Doch  den  BemUfaungen 
-8  im  Haag  gelang  es,  den  Aufent- 
Br  Signorie  bis  zum  August  zu  ver- 
das  Vei-sprechen ,  Venedig  würde 
E^e  von  1619  Btipulirten  Subsidien 
ifolgers  für  Lijere  durchzusetzen*), 
igast  1636  Willem  Boreel,  Rat  und 
,  zum  niederländischen  Gesandten 
ublik  erlesen.  Da  aber  die  vene- 
Izt  trotz  aller  Versprechungen  noch 
ertragsmässigen  Httlfsgelder  dadite 
te,  den  Botschaftern  der  General- 
1  zu  geben  und  sie  als  im  Range 
urs  gleichstehend  anzuerkennen'), 
ue  der  Gesandtschaft  ab.  Ein  Er- 
it  ernannt  werden;  denn  die  Staaten 
e  italienische  Treulosigkeit,  wollten 
it  bewilligen*). 

ufenden  Geschäfte  in  Venedig  liel 
van  Sonneveit  zu,  uns  von  frQher 
nt    Er  empäng  behu&  dessen  den 

>  nun  ebenfalls  ihren  Gesandten 
ihm  einen  Nachfolger  zu  geben, 
len  noch  einmal  herbei,  einen  neuen 
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stftndigeD  Gesandten  zu  enienneD.  GaBpar  van  Vosbergen, 
Herr  von  Duijvendijke ,  ein  junger  Diplomat  von  grOBsoi 
Talenten,  wurde  fQr  die  schwierig  gewordene  Stellung  beatinnnt 
(5.  September  1641).  Aber  mitten  in  seineD  eiftigen  Vor^ 
bereituDgen  fQr  den  Abgang  nach  Italien  traf  ihn  ein  plMsUcher 
Tod.  Die  Ernennung  eines  neuen  diplomatischen  RepriKa- 
tanten  unterblieb  >). 

Sonneveit  verlor  noch  in  demselben  Jahre  1641  seinei 
Residententitel  und  blieb  nur  noch  in  seinem  cooBulaiiscbeB 
Berufe  in  der  venetianischen  Republik.  Er  und  seine  ViaA- 
folger  vertraten  von  jener  Zeit  an  meist  ohne  besondere  VoD- 
machten  und  Titel  allein  die  Interessen  der  Generalstutn 
in  Venedig').  Dem  entsprechend  sehen  wir  von  nun  an  aoeh 
keinen  venetianischen  Gesandten  mehr  im  Haag  erscheiBca 

Man  fahre  nicht  als  Gegenbeweis  den  Umstand  an,  im 
F.  Tor  um  1780  den  Residentcotitel  getragen;  denn  er  hit 
denselben  nur  vorübergehend  angenommen,  „dewijl  hij  soadtr 
haar  niet£  bij  de  venetiaansche  regering  zou  kunoen  renigtai*^ 

[Die  Generals taaten  undSpanien.J  Eratnadta 
im  Westftlischen  Frieden  die  Vereinigten  Provinzen  tob  Vit 
lipp  IV.  als  souveräne  Lande  anerkannt  worden  waren,  konta 
residirende  Vertreter  der  Generalstaaten  nach  Madrid  gOBBirt 
werden.    Es  waren  meistens  Envoy^s*). 

[Die  Generalstaaten  ond  Rnssland.]  Der  ■» 
gedehnte  Ostseehandel  lenkte  in  verhältnissmissig  froher  M 
die  Aufoierksamkeit  der  freien  Niederländer  auf  Bonliii 
Schon  1580  entstand  der  Plan  einer  näfaereD  politisita 
Verbindung  mit  dem  Moskowitischen  Reiche,  wacher  neb 
aber  an  der  Unmöglichkeit,  mit  den  damaligen  Russen  ii 
ordentliche  diplomatische  Verhandlungen  zu  treten ,  von  von 
herein  zerschlug"). 

Allerdings  wussten  sich   die  Holländer  aach  otanedea  i 
behelfen  und   ihren   ausgedehnten  russischen  Handd  liarii 

nw*gBlt 


welke  betrekkiog  ook  met  den  titel  Tan  Resident,  Kdcrt  het  mta' 
den  Ambaesadeur  Van  Lijere,  verruld  was  en  nog  veimld  «erd  don 
gevezen  SecretariB,  JoBua  van  Sonnevelt  .  .  .  Intnuchen  vcnid  i 
irekkiDg  van  HeBident,  Dad&t  Veoetie  lijnen  AmbaBsadeur  hadtengn 
Nederiand  Rcen'  Gezant  derwarta  zond  en  ook  de  TenetiaunelND 
teruggekeerd  whb,  zoodat  Sonnerelt,  ge\ijk  ook  durna  alle  tiine  op 
alleen  Consul  bleef". 

')  Vergl.  Wtcquefort,  118. 

■■■)  Vreede.  Inleidin«,  I(.  1,  373  ff. 
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tige  politische  Interesseo  verbanden,  einen  bleibenden  Agenten; 
doch  68  ßab  deren  nur  wenige,  „und  diese  begnügten  sich  mit 
regelmässiger  Berichterstattung  und  der  Abwickelung  laufender 
Geschäfte.  So  hatte  die  Erwerbung  Preusseos  zur  Herstellung 
einer  ständigen  Vertretung  des  Kurhauset;  am  polnischen  Hofe 
geführt,  die  jQlicfaschen  ^Virren  zur  Bestellung  von  Agenten  in 
den  Vereinigten  Provinzen,  in  DQsseldorf  und  £ari^;  die  Neu- 
tralitätspolitik endlich  während  ~Jes  dreissigjährigen  Krieget 
erheischte  eine  dauernde  Vertretung  aui  Kaiserhofe  wie  bei 
der  Krone  Schweden-.  Erst  nachdem  sich  der  grosse  Kurf&nt, 
so  führt  Isaacsohn  weiter  ans ,  seine  unabhängige  Steliuof; 
zwischen  Schweden,  Frankreich  und  Oesterreich  errungen  hatte, 
wurde  der  Kreis  der  permanenten  Boteu  erweitert  und  ^du 
zur  Blute  entfaltet,  was  vor  1640  nur  im  Keime  sichtbar  w. 
Wie  an  dem  Kaiserhofe,  auf  dem  Reichstii<>e  und  heim  Kammer- 
gerichte,  in  Warschau  uml  in  Danzig.  so  finden  wir  bald  stln- 
dige  Vertreter  in  den  Hauptstädten  des  Westens,  an  den  WXta 
der  Reichsfiirsten ,  in  den  freien  deutiichen  Städten,  an  den 
Küsten  tler  Nord-  und  Ostsee.  Damals  zogen  brandenbui^itclie 
Residenten  in  Kopenhagen,  in  Riga  und  nicht  viel  später  selbst 
in  Moskau  ein". 

„Der  grosse  KurfUi-st  sendete  fast  niemals  Ambassadeon, 
da  die  Ausgaben,  welche  ein  Gesandter  so  hohen  Rugea 
standesgemäss  zu  machen  hatte,  die  Kraft  des  kurfbntlichen 
Schatzes  allzu  sehr  uherstiegeu'").  Er  hatte  Qble  Erfahnuign 
in  diesem  Punkte  gemacht.  So  hatte  sich  ein  Gesandter  vcn 
ersten  Rimge,  den  er  einmal  im  Haag  gehabt  hatte,  dermaaBaen 
ungeschickt  benommen  und  dabei  noch  auf  Kosten  seines  Hon 
einen  so  ungeheuerlichen  Aufwand  getrieben -},  dass  Friedneb 
Wilhelm  es  verschwur,  je  wieder  einen  Ambassadeur  irgendn 
residiven  zu  lassen. 

Genauere  Daten  für  die  Entstehung  der  einzelnen  diplo- 
.,  maüschen  Posten  Brandenburgs  hat  Isaacsohn  nicht  gebnol 
Durch  die  Güte  des  Herrn  Dircctors  der  königl.  StaatsaitliiTe, 
Wirklichen  Geheimen  Übenepierungsrats  Dr.  von  Sjhel  wi 
mir  verstattet,  die  für  unsere  Untersuchung  in  Betmcht  k 
menden  Akten  im  Berliner  Geheimen  Staatsarchive  dmd 
sehen  uml  aus  ihnen  eine  Ergänzung,  beziehungsweise  B^ 
richtigung  der  Isaacsobnschen  Angaben  zu  bringen'). 

Am  0.  December  1651  erging  ein  Rundschreiben  u  die  i 
kurfttrstlichen  Residenten,  dass  die  geheimen  Korrenpondenin  i 

')  Isucsohn ,  Geschiebte  des  preussiBchen  BeuuteDtumi.  Bsfi  j 
1874  f.    II,  197  f.  f 

*)  Wicquefort,  495:  .,en  crojaot  Eure  beuucoup  poor  li  ^^^  j 
Prince,  BOD  Müütre,  ea  rengageaui  duis  une  d^pecae.  i-«pablg  riUa>  I 
)e  pina  puisaant  Monarqiie  du  Monde".  _        f 

'}  I)ie  folgenilen  Nachrichten  sind,  iiuofein  nicht  ud«  Qi^  I 
uigegebea  aiod,  aus  den  Akten  dei  Geh.  Staatsarchivea  geichOpft 
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.der  Herren  Statthalter  und  Residenten"  an  den  tieheimen  Rat 
Grafen  ü^^^k  verwiesen  werden  sollten.  Als  Sitze  voa 
Bendenten  werden  der  Haag,  Wien,  Paris,  Stockholm,  CöId 
und  ^Ttowl  genannt.  AUeF  diese  Xigte  ^st  weder  vollstitndig, 
Doeli  Dlldet'  das  Jahr  1651  den  Anfangstei-min ,  von  dem  an 
wir  die  Auf^nanderfolge  der  permanenten  brandenburgischen 
Gesandten  verfolgen  können. 

[Brandenburg  und  PoIen.J  Schon  am  3.  August 
1594  richteten  die  preussischen  Oberrät«  an  Johann  Georg  ein 
Ansuchen  des  Inhalts:  „Weyll  am  PolnisL-hen  Hofe  nllerley 
Bendel]  wider  vnBeni  gnedigaten  Regierenden  Fürsten  vnd 
Herrn  so  woll  das  Chur:  vnd  FQrstliche  llauss  Brandenburg 
getrieben  wurden,  vnd  vorlieiTen,  das  Ihre  Ch:  Dh:  der  not- 
tarft  nach  dahin  gedenken  müssen,  das  sie  am  Königlichen 
Hofe  Agenten  Mitten,  die  auff  die  Dinge  acht  halten,  die  man 
ineh  im  fall  der  art  gebrauchen  könt,  welche  dann  zum  theyll 
gestorben  vnd  Ihre  gelegenheit  verendert,  Vnd  wir  nunmehr 
gleiehwoU  ezliche  Jar  hiro  erfahren,  das  sich  der  ^  —  Wol- 
nlarte  Daniel  Nöpffell  sehligen  Caspai-  NÖpfTels  wl.  des  städtischen 

BÖrgermeisters  alhir Sohn,  der  Ingleichem  sich  auch,  alss 

er  ezliche  Jar  bey  Polnischen  Reichsstendcn  vnd  der  Kanzley  vor 
cnoen  Serretarien  gedienett,  zu  des  Hauses  Brandenburg  Sachen, 
in  Handeln  die  Ihme  auferlegt  vnd  vertrauet  vertreulich  vnd 
wdl  erxeiget,  —  —  vnd  er  in  vngers  gnedigsten  Fürsten  vnd 
nerm  gewisser  Bestallung  ist,  aber  am  Königlichen  Polnischeii 
Bofs  seines  meisten  bleybens  haben  wirdt  —  —  So  haben 
«ii  doch  E:  Churf:  G.  seiner  Person  vnd  gelegenheit  anmelden 
idlen  vnd  stellens  derselben  vnileitheiiigst  anheim*^.  Der 
Inftrst  folgte  dem  Vorschlage  und  bestellte  Daniel  Nöpfel 
iodCSÜd  a./Spr.  aus  am  1.  November  1594  zu  seinem  Agenten 
m  Warschau  mit  der  Instruction,  „das  er  vnserer  vnnd  vnseres 
Haoses  Brandenburg  sachen  des  orts  in  gueter  Aufacht  haben, 
vu  denselben  zuwieder  vorlaufFen,  Auch  heimlich  oder  ötTent- 
fidi  versuchet  vnd  practiciret  werden  möchte,  alssbaldt  Jeder 
Ziit,  eröffnen,  Alles  wiedrige  vnd  Hinderliches  souiel  ihme 
■B^ch  abwenden,  frommen  vnd  Aufnehmen  aber  bestes  tleisses 
kirtnutellen  vnnd  befördern  heißen,  vndt  was  wir  ihm  auf- 
tngfln  werden,  fleissig  verrichten,  auch  soni^ten  alles  das  thun 
TBnl  leisten  wolle,  was  einem  getreuen  Agenten  und  Diener 
deswegen  zustehet  vnd  oblieget"  . . .  Das  Gehalt  Nöpfels  war 
»( lOO  Reicbstfaaler  jährlich  festgesetzt. 

1609  wurden  der  Rat  von  Haus  aus  ..Andreas  Khöne, 
Kmndt  Jossky",  und  die  königlich  polnischen  Sekretäre  Johann 
Sabuky  und  Wilhelm  Cochänsky  als  Agenten  bei  Sigmund 
Vua  bestellt.  Die  beiden  Erstgenannten  empfingen  das  gleiche 
Geblüt  wie  vor  ihnen  Nöpfel;  ausserdem  wurde  aber  Sabazky 
von  KarfQrBten    nocii    zugesichert ,    ,.ibn    tanquam    bominem 
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Dobilem  mit  einem  ansehnlichen  Salario  zu  bedenken" 
Cochänsky  aber  wurde  mit  200  Gulden  abgefiinden.  Neben 
ihnen  bekleideten  noch  Johann  Heidenstein,  der  schon  Georg 
Friedrich  in  Polen  gedient  hatte  und  von  Johann  Sif^und 
„darin  gelassen"  wurde,  Stephan  Satorsky  und  Jansen  Stmbant 
diplomatische  Posten  am  Warschauer  Hofe.  Ob  alle  oder  welche 
unter  ihnen  dauei-nd  in  brandenbur^chem  Interesse  beim 
,  Könige  tätig  gewesen  sind,  können  wir  nicht  sagen. 

Wir   verlieren  von  1609  an  bis  1625  den  Zusammenhang, 
weil  die  Akten  für  diese  Periode  nicht  in  der  wQnFche&swerten 
Vollstfindigkeit  erhalten  sind.     Aus  dem  letztgenannten  Jahre 
besitzen   wir  einen  Brief  Geot^  .Hilh.^lniä  an  seinen  damaligea 
Vertreter  zu  Warschau,  Johann  Pauli,  der  eine  gute  Chantk- 
teristik  des  diplomatischen  Verkehrs  von  Brandenburg  mit  Polen 
giebL    „Wir  haben,"  schreibt  der  Kurfürst,    „auf  nnt*'  bey 
unss  geschehenen  ansuch,  vnserem  Rhat,  residenten  am  Eftnig- 
licben   Hofe,   vndt  L.  g.  Johanni  Pauli  seine  Besoldung  at 
200  f.  erhöhert,  vndt  dieselbte  nunmehr  jerlich  aof  600  f.  be- 
willigt.. .     Wir  befinden    aber,    dass   ess   Deine  gelegeabeit 
nicht  sein   wolle,    daselbst   zu   Warschau  oder  wo  Ihr   K6d. 
Mayst  dero  HofTlager  vnd  Curiam  Jedesmahl  halten  mtabteB, 
alle  Zeitt  zu  verbleiben,  sondern  nothwendig  ab  vnd  zn  reisen 
mQssest    Dahero  wir  mit  bestallung,  fortsetrung  vnd  zor  AnsB- 
richtung  vnserer   hochangelegenen  gescheflte  »st  offlers  nr- 
bindert  vndt  mercklich  vemachtheiliget  worden  wollen,  zu  ge- 
schweigen,  dass  wir  offter«  angelegene  Schreiben  naher  Watschin 
abgesandt,   vnd  Niemandts  vorhanden  gewesen,   so  dieselbige 
an  rechte  Orter  gebOrlich  insinuiren  können ,  vnd  nebenst  ve^ 
säumnQs   vieler  vnser  Sachen  wegen  mangel  eines  best&idign 
dort  residirenden  Agenten,  vnsere  Schreiben  nicht  ohne  TDsm 
disreputation   von   einem  zum   andern  haben  gebracht  werda 
müssen,  demnach  nothwendig  hierunter  eine  enderung  zu  maebei 
veruhrsacht  worden :  Inmaassen  wir  dann  niemehr  einen  anden      j 
Agenten  bestellet  vnd  angenommen   vnd  naher  Warschan  oder 
wo  sonsten  Ihr  Kon.  M.  Hofflager  sein  möchte,  stets  in  nt- 
bleiben  vnd  vfTzuwailen,  förderlichst  hinordnen  wollen.   Soleta 
wir  Dir  hiimit  nicht  allein  gnAdigst  notificiren,  sondern  ud 
Deines  biss  dahero  vnss  geleisteten  Dienstes  vnde  Bestallini^ 
auch  Pflichten  kraift  dieses  in  genaden  erlassen  vnd  diesdbige 
resigniret  haben  wollen." 

Als  nächster  brandenburgischer  Bote  in  Polen  begegnet  bh 
1630  Hieronymus  von  Stein,  „itziger  Agent  am  Eöni^Kcbti 
Hofe  zu  Warschau".  Er  legte  damals  aus  uns  unbekaBnUD 
Granden  sein  Amt  nieder,  um  das  sich  schon  seit  einiger  lat 
Paulus  Schlosse] berger  aus  Marienburg  bewarb.  Aber  denn 
Wahl  für  den  Posten  scheint  nicht  opportun  gewesen  ni  aiiiii 
wenigstens  seine  Bitte  wurde  nicht  erfallt ,  und  statt  sejaer 
Johann    Willemann    zum    „Fürstlich    Curbrandenburgiscfa  *■ 
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Köo-  Polin.  Hoffe  residirenden  AgeDteo"  ernannt')-  Von  1634 
an  war  der  bekannte  Hoverbeck  kurfüi-stlicher  Resident  bei 
Wladislaw  IV.  und  blieb  es  noch  in  der  ersten  R^erungszeit 
TOD  Johann  II.  Kasimir*).  1647 — 1665  war  Andreas  Adersbiich 
.reaidirender  Secretarius  am  Polnischen  Hofe" ").  Auf  ihn  fol^ite, 
wweit  wir  sehen  können,  BaiTenhauer  und  von  1672—1690 
^er  Legationsrat  von  Wiehert*). 

y Brandenburg  und  Köln.]  Seit  1604  war  Heinrich 
ilderbeck  in  Köln  angestellt,  um  liem  Kurfürsten  gegen 
50  fl.  jShrliche  Besoldung  die  „Zeitungen"  von  dort  zuzusenden. 
Die  geringe  Summe  beweist  Rchon  allein,  dass  Bilderbeck  zu- 
siehst nur  die  Stellung  eines  Korrespondenten  gehabt  hat. 
Doch  spater  muss  sich  aus  diesem  Amte  ein  wirklich  diplo- 
maäsches  entwickelt  haben.  Der  genannte  Agent  erhält  nicht 
mir  bftberes  Gehalt  —  eine  Zeitlang  beti-ug  es  200  Reichsthaler, 
wurde  aber  dann  auf  die  H&lfte  reducirt  — ,  sondern  wird  sogar 
ii  einem  Berichte  der  märkischen  Regierung  an  den  grossen 
Knrfllrsten  und  auch  sonst  Resident  genannt.  Bilderbeck  starb 
in  der  Zeit  zwischen  1652  und  1660.  Wahrscheinlich  war  er 
1654  schon  tot,  als  der  Rat  Roheit  Weiler  von  Friedrich  Wil- 
helm zum  Residenten  in  K&ln  ernannt  wurde  (1654—1666). 
Den  2.  November  1669  wurde  der  kui-pf&lzische  Rat  Michael 
Hertsgen  .znm  Resitenten  am  Rheinstrobm  in  gnaden  an- 
nnommeD".  Von  1671 — 1677  war  dann  der  berühmte  Ezechiel 
SpuheiiD  „Churf.  Raht  und  Resident  zu  Colin  am  Rhein". 

[Brandenburg  und  Oet^terreich.]  Am  26.  Sep- 
tonber  1609  stellte  Johann  Sigismund  ein  Creditiv  aus,  „das 
wii  den  bochgdarten,  vnseren  lieben  getrewen,  Herrn  Philipp 
Egtn,  der  BÄchte  Doet«m,  zu  vnserem  Rath  vndt  Bestaltem, 
■B  Kay  Hoffe,  von  Haus  auss  aufgenommen,  Thun  das  auch 
kitarit  in  kraft  diese  briefes,  dergestalt,  das  er  vnss  in  allen 
Tueren  ziemblichen  sachen,  die  wir  an  berurteni  Kay  Hofe 
Und,  oder  zukünftig  gewinnen  mochten,  dienen  und  das  beste 
neh  HiDem  vermögen,  Rath  und  verstand,  verwenden,  fQr 
mnen  sdiaden  warnen,  frommen  und  bestes  getreulich  wer- 
bto,  und  {«derzeit  fleissig  unndt  getreulich  dienen  solle".  Wet- 
t(t  wird  Dr.  Eger  gestattet,  in  FUlen  der  Not  einen  Stellver- 
tnler  ftar  uch  anzunehmen. 

')  Er  wird  in  den  Briefen  aach  schlechthin  Resident  genurnL 

*)  Vori.  UAnnden  and  Aktenstücke  zar  Geschichte  des  grossen 
*-4aUB.     B^in  leU  f.  I,  e  f.  etc.    Is&acaohn  il,  Sil. 

*i  1518  heiHt  Adenbecn  nur  Agent;  aber  seit  1655  wird  er  in  den 
iBxB  aU  randirander  Sekretär  erwAhnL 

')  T.  Wiehert  wurde  1672  niai  Agenten  ernannt  (mit  600  Thlr.  Gehalt). 
Un  wade  ar  HWCfen  seiner  DexteritAt"  niin  kurf&rstlichen  Rat  erhoben  und 
Wt  na  ,Hoff-  nüd  Legalions-Baht".  Die  Bezeichnnng  Resident  fUr  W. 
^■bi  kk  1075  nm  säten  Haie  gefunden. 
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Ihm  folgte  von  1621  bis  1626  Georg  Zahn  als  „Resident  an 
S.  Kais.  Maj.  Hofe."  Nach  dessen  Tode  im  September  1636 
sollte  Zacharias  Friedereich  den  Wiener  Posten  erhalten;  aber 
dieser  Plan  wurde  geändert  und  zu  Weihnachten  1627  Mit- 
thäuE  Rebenicks  von  Rebenberg  als  Rat  und  Resident  an  deo 
Kaiser  abgeschickt').  Rebenberg  starb  ebenfalla  in  seinein 
Berafe  1646.  und  an  seinen  Platz  trat  (bis  1674)  Andreas 
Neumann. 

Von  1715  an  befand  sich  noch  ein  eigener  Agait  für  die 
Wahrnehmung  der  brandenburgisehen  Interessen  am  Reicht- 
hofrate  zu  Wien. 

[Brandenburg  und  die  Generatstaaten.]  1680 
wurde  der  Sobn  des  BOrgermeisters  von  Deventer,  Heiarid 
Sticke,  wegen  FalechmQnzerei  von  den  Generalstaaten  an- 
gezogen und  hingerichtet,  obwol  er  sich  auf  sdne  SteDni^ 
als  brandenbui-gischer  Resident  berief).  Noch  ehe  der  Aa- 
geklagte  ttberfObil;  nnd  bestraft  worden  war,  meldeten  kA 
schon  mehrere  Personen  bei  Georg  Wilhelm  zu  Stichc'8  .Anpt 
oder  ResidentscbafFl".  Aber  keiner  dieser  Bewerber  nhitit, 
soweit  aus  den  Akten  hervorgeht,  den  gewünschten  Posten. 

Vom  Octobev  1622  bis  zum  Ende  von  1627  oder  d« 
]  Januar  folgenden  Jahres  war  Floiis  von  Merode  als  kuriftrst- 
licher  Vertreter  im  Haag.  Obgleich  ihm  „die  Option,  ob  er 
vnderm  Nahmen  eines  Residenten  oder  aber  alss  Ambaandeor 
diese  Function  vertretten  wolte,  gnedigst  heimbgestelt  wordti*,  j 
begnügte  er  sich  doch  mit  dem  Residententitel.  j 

Aber  selbst  der  Unterhalt  eines  Residenten  war  dem  Ge- 
heimen  Rate  in  Emmerich  zu  kostspielig,  und  das  CoDetsn 
stellte  nach  Merode's  Tode  am  hitzigen  Fieber  ,S.  Qnif 
Dchlt.  gnedigstem  Bedenken  anheym,  ob  nicht  bey  ütK 
eigenen  gelegenheit  dei-selben  hiesiges  Staths  es  dahin  ni  itd- 
len,  dass  anstat  eines  kostbahren  Residenten ,  welcher  obt 
das  mit  dem  genngen  salario  so  bis&her  daraoff  verordtaet  iit. 
in  deraelbem  Qualität  nicht  kan  aosskommen,  S.  Qnt 
Dchlt.  Sachen  von  tags  durch  einen  Agenten  wahr  genomaei 
vndt  verrichtet  würden,  welcher  sich  mit  der  helfte  doM 
was  dem  Residenten  zugelegt  gewesen,  etwan  auch  noch  wt 
einem  geringeren,  nachdem  seine  gelegenheit  wehre,  betngti 
köDte.  So  wir  das  vnsers  theils  unuoi^eiflicher  meinung  tM 
zuträglichste  wollen  ansehen,  vmb  so  viell  damehr,  dasa  u(t 
dem  zwischen  S.  Churf.  Dchlt.  vnndt  denn  herm  Staaten,  nnk 
in  dieser  Nachbarschaft,  stets  hin  vnndt  öfteres  weren  vorfiDe  »• 
uerhandtlen  sein,  deronwegen,  vngeacht  ein  Resident  ordtmiü 
gewesen ,    dannoch    oftem   extraoi'dinari   Schickung  geeckdM 
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mUssen.  Duuo  dann  ins  Künftige,  was  derfrleichen  nothwen- 
dig  zu  thun  wehre,  dassienige,  wass  dieser  gestalt  von  eines 
RÖidentan  tractament  erspart  würde,  Könte  verwendet  vnndt 
B.  Chorf.  Dchlt  Cammem  mit  solchen  aussgahen  destomehr 
▼erschont  bleiben.  Dann  auch  dass  zum  zweiten  nach  der 
Bachen  getegeoheit  es  viell  nachlauffens  vondt  sollicitirens  in 
demselben  State  bedarfs,  dan  zu  öfters  ein  Agent  bequemer 
ist  als  tau  Besident" 

Der  KgrArst  willigte  in  das  Begehren  des  Collegiams  ein 
nnd  trog  ihnen  nur  auf,  „im  Fall  Ihr  nötig  erachten  werdet", 
wieder  einen  Residenten  anzunehmen. 

Her  nächste  Resident  Brandenburgs  im  Haa^,  auf  den 
wir  getroffen  sind,  ist  Christian  Moller  (Moll)')  1647.  Er  er- 
hielt von  diesem  Jahre  ab,  weil  er  Klage  geführt  hatte,  dass 
er  mit  seiner  Besoldung  von  800  Thalei-n  seinen  Stand,  .den 
•r  in  der  qualitet  halten  soll ,  nicht  volIfQhren .  noch  Pferde 
▼■d  Kutsche  drauss   halten   kan",   1000  Thaler  festes  Gehalt. 

[Brandenburg  und  Ergland.]  lieber  das  diploma- 
tiache  VerhaitDiss  dieser  beiden  Reiche  schweigt  Isaacsohn 
^nzKch.  Es  hat  aber  dort  schon  frtther,  als  man  vermuten 
mochte,  ein  brandenburgischer  Repritsentant  seine  Residenz 
gdiabt. 

Am  heiligen  Abend  der  Weihnacht  1625  bestallte  Georg 
Wilhelm  »den  vesten,  vnsem  lieben  besondern  vnndt  getrewen, 
Johann  Joachim  vom  RustorfTen  zu  Vnnseren  Rhat  vnndt  Re- 
ädoiten  ann  K&niglichen  Hoffe  in  Gross  Britannien." 

Doch   diese  ständige   Vertretung  sollte  nicht   von   langer 

Diner  sein.     Schon  am  30.  Mai   1627   schrieb  der  KurfDrst: 

j      ,Wn-  nndt  von   dem  Vesten,  Vnnserem  Rath  vndt  gewese- 

!     sen  Residenten  am  K&nigl:   Hofe   in  Gross  Britannien    Johan 

i      Joachim  von  Bugsdorff,  berichtet  worden,  wessei'staldt  derselbte 

vm  Ynsere  Schwagers  dess  PfaJzgnifen  L^en  abgefordert  seye,. 

■ho  daas  er  oanmebr  der  aussgebenen   Bestallung  nach,  Vnss 

[      da  ortB,  nicht  weiter  bedient    sein  köndte,    vnndt    dieselbte 

asdi  dadurch  eiciiiriren  vndt  aufhüren  würde"*). 

An  diesen  Brief  scbliesst  sich  in  den  Akten,  welche  mir 
nf  dem  Geheimen  Staatsarchive  vorgelegen  haben,  sofort  die 
Batallung  de  Falaiseau's  „zu  Unserm  Raht  und  Residenten 
■B  Kfinigl:  Englischen  Hoffe"  vom  5.  September  1682  an. 
Er  wurde  zu  diesem  Amte  wegen  seiner  „capacität,  guten 
itnütiten  und  Uns  eine  zeither  geleisteten  trew-  fleissig-  und 
illtiliehra  DieoEte"  erhoben. 

Man  darf  aber  aus  dem  zufälligen  Umstände ,  dass  fQr 
dim  Zeitraum  von  ungefthr  füittzig  Jahren  kein  Creditiv  eines 
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brandeDburgischen,  nach  England  besticninteD  GesandteD  n- 
halten  ist,  nidit  folgeni,  dasa  in  diesetn  Intervall  QberhaDpt 
keine  kurfürstlichen  Boten,  oder  wenigstens  nicht  znm  dauern- 
den Aufenthalte,  in  London  beglaubigt  worden  sind.  Wir  vis- 
sen  z.  B.,  dass  Friedricti  Wilhelm  1655  Johann  Piiedrirb 
Schlfzer  als  Residenten  zum  Protector  Cromwell  schickte. 

[Brandenburg  und  Schweden-]  Als  Gustav  Adolf 
durch  sein  enei-gisches  Auftreten  bei  Köpenick  endlich  dem 
allzu  langen  Schwanken  Georg  Wilhelms  ein  Ende  gemacht  niid 
ein  Bündniss  mit  dem  Kui-fQrsten  geschlossen  hatte,  wurde  ein 
peimaneater  Verkehr  zwischen  den  beiden  jttngst  Alliirten  not- 
wendig. Der  Kurfürst  ernannte  daher  im  August  1631  &if- 
mus  Langenheim  zu  seinem  Vertreter  bei  dnn  Kltaüg«  tm 
Schweden.  Die  Initiative  zu  dieser  Neuerung  hatte  aber  nidrt 
der  Brandenburger  ergriffen,  wie  er  halb  und  halb  selbrt  Oh 
gesteht  Er  äussert  sich  nämlich  in  dem  Langenheimatai 
Beglaubigungsbriefe  folgendermaassen :  „Nachdeme  wir  ODe 
Votturft  befunden,  die  Kön.  Maj.  zu  Schweden  auch,  vAdua 
selbst  b^ert,  eine  gewisse  qoalificirte  perw>n,  io  dem  KOai^ 
Schwedischen  Läger,  so  lange  sich  dasselbte  dieses  ofarta  be- 
findet, zu  bestellen  und  zu  halten,  dass  wir  denmach  Tnwn 
lieben  getrewen  Erasmus  Langenheimb ,  solche  Charge  Ktägt- 
tragen,  vnnd  Ihn  zu  vnserm  agenten  in  dem  KOni^.  Beton- 
disdien  Läger  vnnd  Hoffe,  bestellet  und  angenommen".  Deba 
den  ferneren  Aufenthalt  des  Diplomaten  heisst  es  in  diMen 
Schreiben:  „Vnd  soll  er  sich  hiemachst  alwege  in  d»n  Coninl: 
Schwedischen  Läger  vnnd  wo  sich  sonst  die  Con.  Dreh,  bs- 
findet,  oder  ja  vffss  Näheste  dabey,  aufhalten".  Zur  BcÄ^ 
derung  seiner  Depeschen  erhielt  er  ein  paar  Dragoner,  ^  . 
stets  in  seiner  Nähe  verweilen  sollten,  um  ohne  jede  Versbia- 
niss  die  neuesten  Nachrichten  dem  kurfürstlichen  Hofe  Ober- 
bringen  zu  känneo.  Das  Qehalt  des  Agenten  war  ungawtb- 
lieh  hoch,  es  belief  sich  auf  monatlich  „achtiig  th^er  (HRt 
gold". 

Nach  Langenbeims  frühzeitigem  Tode  wurde  am  1.  Odi- 
her  IG32  der  kurfürstliche  geheime  Kammer-Sekretir  JohM 
Fischer  „für  einen  Agenten  an  dem  G6niglichen  SchwedtedM 
Hoffe"  bestellt').  Seinem  Befehle:  „insonderheit  soll  Ehr  öd 
bei  Ihrer  Cönig.  Drl.  in  Schweden  Libd.,  wob  dieselbe  iedcs  ndl 
sein  wirdt,  wesentlich  aufhalten",  konnte  er  nidit  lange  mdirgt 
horsam  sein :  schon  nach  einem  Honat  hatte  Gustav  AdaU  fi 
dem  Felde  von  Lützen  seine  Heldenlaufbahn  beendet. 

')  Georg  Wilhelm  motivirt  die  Absendong  FiMben  fo^endsmuMi: 

„halieD  wir  vor  nötig  befandao  nir  erbaltong  dv  mit  Ew.  EBs.  Lhd-lfe- 

hero  gepflogenen  CorreBpondeoi ,  die  wir  uch  Tnnuraa  TbflUea  n  ctMlt 
Duirea  begierig  undt  willigk  Bein,  wiedeiumb  anen  aDdern  Afentra  aatal 
Stelle  (liaDgenneimB)  aniiiBetcen". 
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drich  Schlezer  in  der 
em  Gehalte  •).  Der 
dieses  Diplomaten  zu- 
iber  1648  zu  Beinern 
hwedischen  Hoffe  aus 
awen"  *), 

h.]  la  T^rts  befand 
sen  KnrfQrsten  kein 
i^ret  der  Burggraf  Fa- 
645  in  diplomatischen 
te  Friedrich  Wilhelm 
i  einen  Verti-eter  am 
}r  Kurfürst  lieh  dem 
r  und  ernannte  Abra- 
seine  litterarische  als 
it,  zum  Residenten  in 

welchem  dieser  Diplo- 
tenden  französischen 
ton  Brand  vei-traulich 
mit  der  Hauptleitung 
isregel  wurde  Wicque- 
iklsre  und  angezwei- 
rte,  den  Gesandten  in 
irde  Brand   aus  Patis 


Icke.  Politücbe  Veriiand- 
»r  164S  Retident  genannt 
ch  Wilhelm  selbst  apridit 
r".  (Drk.  d.  AkUn.  FoUL 
k.  u.  Akten.  FoUt.  Veri). 


lero  gnidigBten  Willen  ich 
a  25t«  Hartii  Ternonimai, 
sthalern  jUirUcb  gemaclit, 
t  iweifelnae,  wie  es  durch- 
iemands  in  dero  OesrUftn 
e  Qod  nütclicbe  Dinge  in 
ücke  I,  648).     Noch  deut- 


peniusi  necetearium  dace- 
regis  ania  qoendun  oego- 
lot  reddenten,  conetitatuni 
I,  S.  190  f.  -  Siehe  ferno' 
iiichte  IT,  24.  —  Wicqne- 
,  Abraham  de  Wicqueroit. 
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abberufen*),  ohne    dass  ihm    sofort   ein  Nachfolger   ge^bea 
wurde. 

[In  Dan  zig]  stammt  die  Einrichtnng  einer  daoemdeo  Ver- 
tretung aus  der  Zeit  vor  dem  grossen  EarfÜrsten.  Bei  der 
Thronbesteigung  dieses  Herrschers  war  Feter  Bergmann  dort 
Resident^).  Auch  in  Brüssel  wurde  schon  1634  der  erste  blei- 
bende Bote  Brandenburgs  beglaubigt. 

[Selbst  mit  Russland]  versuchte  noch  Friedrich  Wilhelm  in 
engere  Beziehungen  zu  treten.  Der  Geheime  Legationsrtt 
Joachim  Scultetus,  welcher  im  Herbst  1675  als  Gesandter  in 
Moskau  gewesen  war,  Hess  den  Studenten  Rohn  dort  nirOek, 
damit  er  Seissig  Russisch  studirte  und  Ober  alles  Interessute 
berichtete.  Am  31.  December  desselben  Jahne  wnrde  sogir 
der  GeheimsekretAr  Hemnann  Dietrich  Hesse  als  Agent  bei 
Alexei  angestellt.  Freilich  konnte  er  seines  Amtes  nicht  Itngg 
warten,  denn  der  neue  Zar  Feodor  lU.  erkl&rte  in  täom 
Schreiben  an  den  Kui-fDrnten  vom  18.  November  1676  die  Ab- 
Wesenheit  eines  brandenburgischen  Agenten  für  annOtig  imd 
gab  Hesse  den  Befehl  zur  RQckkehr'). 

In  Constantinopel  unterhielt  Friedrich  der  Grosse  Mit 
riem  siebenjährigen  Kriefie  einen  Vertreter  *)  und  mit  den  HMi 
von  Madrid  und  Turin  trat  er  1774  (resp.  1778)  in  g 
Beziehungen "). 


§  11- 
Schweden. 


[Schweden  und  die  General&taaten.j  lUlO  gii| 
eine  schwedische  Gesandtschaft  nach  London  und  dem  Hai^  in 
einen  Bund  mit  den  Vereinigten  Provinzen  zu  schliessen  nnd  di- 
durch  einen  Lieblingswunsch  Karls  IX.  zu  verwirfcUdien.  Ibe 
Mitglieder  waren  Olof  StriUe,  Jakob  van  Dyck,  Gostav  ^dMi 
Stenbock  und  Johann  Skytte.  Als  die  Staaten  den  sdvafr 
sehen  Antrag  zurückgewiesen  hatten,  führ  Stenboek,  derndtt- 
lerweile  mit  Skytte  aus  England  zurückgekehrt  war*),  ilWi 

')  Urkunden  and  Aktenaiacke  II,  121.  241. 

■)  Vergl.  Urknnden  und  AktenaUcke  I,  7:  II,  6.  Sin  8d>A> 
(ieorg  Wilhelini  mu  dem  J&bre  1625  nennt  B.  schon  aof  dieKm  VaHm. 

■)  Schriften  des  Vereine  fOr  die  Qesdilchte  der  Stadt  Beriin.  Hrfl  XL 
Köhne:  BerUn,  Moakan,  St  Petenlior«  1649—1768.  Ein  BeHnKBr^l- 
tchiehte  der  freundRchaftlichen  Beiiehangeo  Ewischen  BrudeDbiDg-pRMa 
und  Rnasl&nd.  Berlin  18S2.  S.  16.  —  Auch  aber  die  «efteren  Owdt- 
BChiften  der  HofaeoEotlern  findet  man  dort  AoBkiinft. 

")  Mnser,  Bertrftge  inm  neneiten  enropliachen  GetandlKhaftndt 
Fnuikfort  1781.    8.  126  f. 

*)  Hottebohm,  Die  Prensaiach -Torkiicbe  Defendralliau  1T6S-IK 
Berlin,  Festschrift  des  Friedrich -WerdetnebeD  Gfmn«ainma. 

*)  Vreede,  Nederland  en  Zweden,  45.  76. 
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nadi  Schweden  zurück,  am  seinem  HeiTscher  Bericht  zu  er- 
lUtten,  w&hrend  seine  Amtsgenossen  norh  in  Holland  zurück- 
Uiebeo*).  In  diesem  verlängerten  Aufenthalte  der  Diplomaten 
lag  eine  politische  Demonstration  von  nicht  geiinger  Bedeu- 
tang,  welche  sich  gegen  Dänemark  richtete  und  dort  auch 
Toirkommen  verstanden  wurde  >).  Wie  lange  die  schwedischen 
Sendboten  noch  im  Haag  verweilt  haben,  kann  nicht  festge- 
stellt werden;  von  grosserer  Dauer  ist  ihre  Anwesenheit  sicher 
nicht  gewesen,  und  im  günstigsten  Falle  handelt  es  sich  nur 
un  einige  Monate. 

1612  wurde  van  Dyck,  welcher  sich  als  geschickter  Unter- 
Undler  bewiesen  hatte,  von  Neuem  nach  Holland  gesendet"). 
San  dortiges  Verbleiben  ist  vom  \ovember  1612  bis  zum  April 
da  folgenden  Jahres  aus  dem  „Generaal-index"  nachweisbar*). 
Dm  II.  April  unterzeichnete  er  im  Namen  Gustav  Adolfs  einen 
rmmdschaftsvertrag  zwischen  Schweden  und  den  freien  Nieder- 
Indett'). 

Da  nicht  nur  bei  den  Hochmögenden  vorz&glich  durch 
£b  Bemnhungen  Oldenbameveldt's  die  Stimmung  gegen  Schwe- 
iz sehr  freundlich  geworden  war,  sondern  auch  der  König 
jot  beiden  Hftnden"  nach  dem  BQndnisse  mit  den  Vereinigten 
Fnmnzen  griff,  gingen  die  diplomatischen  Verhandlungen  leb- 
Utfort. 

Im  Sommer  1614  war  wieder  van  Dyck,  welcher  vorher 
ii  Lflbeck  gewesen  war  und  die  Verhandlungen  ttber  einen 
Bimd  mit  Schweden  geftahrt  hatte,  im  Haag  *).  Damals  wurde 
tiebtiss  ersehnte  Allianz  mit  den  Generalstaaten  geschlossen, 
il  «elcher  unter  anderem  bestimmt  wurde ,  dass  der  schwe- 
tilcbe  Monarch  von  nun  an  einen  „Ambassadeur  ordinaire" 
iä  den  Generalstaaten  zu  unterhalten  hätte ''). 

Ob  Gnslav  Adolf  der  Forderung  dieses  Artikels  sofort  nach- 
nkommeo  ist,  wissen  wir  nicht;  das  steht  aber  fest,  Jakob  van 
^rek  ist  der  erete  residirende  Vertreter  des  Königreichs  bei 
KD  Vereinigten  Provinzen  gewesen.  Wann  er  aber  diesen 
Puten  angetreten  hat,  kann  nach  dem  vorhandenen  Materiale 
llda  festgestellt  werden.    Vreede  sagt  nur:    „van  zijne  zijde 


UmS^ 


Tiäedfl,  Hederland.  48:   ,Dtt  DiiBtrouwen  moest  bij  Denemarken  te 
'de  Zweedache  AmbasMde   haar  Terbliif  in   de 


riiad«  veriaad  bad*. 

STnede,  Neaeriaiid,  lU:  „Gelnkkiger  slaagde  de  bekwane  tu  Dyck, 
hetwaarti  gekona" 

^  Trwdf^  Naderiand, 

^  THa  Rn^cnil  bei 
On^  potMäMini  Snedei 
FtedtniM  BekH  Ordinei" 

')  Sieb«  8.  125  Aim. 


J 


TiMd^  Noderiand,  120 

Trwdf^  Naderiand,  111. 

Tüa  Rn^cnil  bei  Vnede,  Nederland.  180:  „tungebatnr  eo  tempore 

■- *— *^-'— '  Snedeonno  Begii    OtuttTi  Adolphi  nomine  Legali  »d 
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ab  (He  meisten  Sendboten  Dänemaikä  in  Schweden •■'; 
gekehrt  namliaft  zu  machen.  Leider  hebt  die  Liste 
einem  verhiUtnissniässig  späten  Zeitpunkte  an;  es  ist 
Frage,  oh  schon  vor  diesem  Termine  eine  ständiire  V« 
Schwedens  in  Kopenhagen  existirt  hat. 

Der  ei-ste  Gesandte,  den  das  archivalische  Vei 
nennt,  der  Agent  Anders  Svensson,  ist  gleich  ein  re& 
(von  1621  —  1626).  Sein  Nachfolger  wurde  Jonas 
(1626—1629),  und  an  dessen  Stelle  trat  (1629-1648 
Fregftus  (Strömfeit). 

Den  Residententitel  trug  zuerst  Magnus  Dureel, 
nach  Geijer  acht  Jahre  bei  Chiistian  IV.  und  Frier 
gewesen  ist^).  Aber  im  Stockholmer  Archive  sind  vä 
matiBchen  Berichte  über  Dänemark  aus  den  Jahren  '. 
1657  aufbewahrt.  Sein  Nachfolger  in  der  gleichen  Wl 
Gostav  Duvall. 

Von  1680  an  führten  die  diplomatischen  Vertretei 
dens  im  Nachbarreiche  dem  ulgemeinen  Brauche  i 
folgend  den   vornehmeren  Titel    der  Envoy^  eztraoi 


>)  Vreede,  Nederlacd,  173. 

■)  Treede,  Nederlftiid,  2IL 

■)  Treede,  Nederland,  205. 

')  Aitiema,  Saken  na  Stwt  m  Oorlogb,  ed.  1657.  IT,  3S: 
De  Koningh  Giuuviu  Tmn  Sweden  lataode  om  Mer  gbahta  i 
goede  correspaDdentie  ende  nientscbap  met  doi  Stael,  ludHe  bjj 
als  Ambassaaenr  leer  eerljck  «de  Bplendide  Ted  jiroi  oodw 
Heer  Jacob  tu  Djrck,  gheboren  na  luerlan.  Doch  deietve  boe 
sints  aen  bjtd  habilitej-t  ende  troawe  nlet  gbetmdc,  ilch  nieer  de 
all  neentich,  bysoDder  in  Bvn  corrMpoDdeotie  dragende,  h 
Koningb  hem  Toor  eeni^  tyat  gheroeroceart,  ende  ghcaonden 
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len  „MiDiBter"  in  Kopen- 
it  oder  EiiTOyä  bei  den 
hrte  ein  „Kommissions- 
Ton  1726  bis  1728.  In 
Jahrhunderts  wegsein 
B  und  Charg^s  d'Af&ires 


I  1541  sendete  Gustav 
onz  I.,  um  Handelsver- 
en  französischen  Monar- 
o').  Die  MisBion  war 
Oden  Jahre  vier  Bchwe- 

von  Pyhy,  Georg  Nor- 
ison,  nach  Frankreich 
m  Vftterlande  und  dem 
*).  Im  September  1549 
bickt,  um  Heinrich  IL 

Tode  Franz'  L  auszu- 
iwas  verepätet  zu  sein; 
Lbnliche  Antwort  geben 
beklagenden  Gesandten 

eden  in  dem  nächsten 
Fortentvickelung  seines 

gestorben  war,  wurde 
der  HofineiBter  Herzog 
eordnet.  Im  folgenden 
in  Schottland  bei  der 
Des  Aufenthalts  von 
i  Gardie,  welche  1566 
nicht  weiter  gedenken, 
.  in  jenes  Land  geführt 
9  und  Klas  Bjelke  mit 
matischen  Reise   nach 

n  hören  wir  dann  wie- 


drag^tUt  nstkommB  budelB 

ta  nigon  poHÜBk  Badtu." 

m  25.  JftDDar  dmtiri    Die 

•efcb. 

(1  koDong  Frans'  död  pa- 

n  (Frankreich).'' 
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der  von  einer  Gchwedischen  Gesandtschaft  bei  einem  fnnzOn- 
fichen  MonarcheD,  als  Karl  IX.  den  Holländer  Jakob  van  Dyrk, 
welcher  wegen  geiner  politischen  Erfahrung  1609  zum  .König- 
lichen Hofrat  in  allen  französischen  und  niederlftndiechen  An- 
gelegenheiten" ernannt  wurde,  zu  Heinrich  IV.  schickte,  nin 
das  BQndniss  von  1542  eroeuern  zu  lassen.  Drei  Jahre  spUer 
wurde  gerade  in  den  Tagen,  in  welchen  die  erschottende 
Nachricht  von  Ravaillac's  Freveltat  nach  Schweden  drang,  eine 
neue  Gesandtschaft  au  Heinrich  IV.  ausgerastet,  zu  deren  Ted- 
nehmen)  Abraham  Lejonbnfvud,  Olof  Str&le  und  Jakob  no 
Dyck  bestimmt  worden  waren '). 

Mit  dieser  Erzählung  achliesst  die  Abhandlung  von  Spris- 
chorn,  die  einzige  Steile,  an  der  wir  über  die  schwedffieb- 
französischen  Beziehungen  systematibche  Auskunft  eriialteo 
konnten. 

Es  ist  uns  deswegen  unmöglich  gewesen ,  genau  den  Ter 
min  festzustellen,  seit  welchem  residirende  Vertreter  Giutev 
Adolfs  —  denn  dieser  grosse  Herrscher  trat  in  geregelten  Vw- 
kehr  mit  Frankreich  —  vor  Ludwig  XIII.  erschienen  mi. 

[Schweden  und  Russland.]')     Schweden  hat  zneitt 
von  allen  europäischen  Staaten,  soviel  wir  wissen,  einen  stii- 
digen  Vertreter  im  moskowi  tischen  Reiche  unterhalten.   Bereili   | 
1645  treffen  wir  dort  Peter  KrusebiOm  als  Residenten  (bis  llMT).  j 
Ob   er  schon  Vorgänger  auf  seinem  Posten   gehabt  hat,  stAt 
dahin;  in  dem  Archive  zu  Stockholm  befinden  sich  keine  duanf  ! 
bezüglichen   Papiere.     Wir  er''ahren  aus  der  VerdfrenÜtehiif   ; 
des  genannten  Institutes  nur,   dass  von   1615  bis  1617  ner 
Kommissäre,  Jakob  de  la  Gardie,  Heinrich  Hom,  Arvid  TtaB» 
son,  Mäns  Mäitenseon  und  von  1617  bis  1618  der  Freiherr  Gotav 
Stenbock ,  Jakob  BMt  und  Maus  M&rtensson  bei  Mirhi^  So- 
manow   gewesen  sind.     Von  1618  bis   1645  ist  laut  i 
Quelle   nur  ein  schwedischer  Diplomat  in  das  Zarenreieh  ge>  J 
schickt  worden ,   und  zwar  im  Jahre  1632  der  Agent  Joun  J 
Möller.  ' 

Auf  Krusebidrn  folgte  (bis  1651)  Karl  Pommerening  n  J 
gleicher  Stellung. 

In   der  nächsten  Zeit,  so  von  1650  bis  1655, 
bis  ld6I  und  von  1660  bis  1666,  waren  nur  ein,  resp.  mehmi  j 
Kommissäre  im  nissischen  Reiche.  | 

Der  erste  Knvoyä,  von  dem  wir  hören,  ist  Adrian  Holla.  J 
welcher  1659  nach  Moskau  gesendet  wurde.  Im  achtiehnta  I 
Jahrhundert  wurden  meistens  von  schwedisch«-  Seite  Dipl»- 1 
maten  dieses  Ranges  in  Russland  verwendet    Nur  d  '   '    ' 


DcillizedoyGOOgIC     ■ 


DcillizedDy  Google 


144  V.  3. 

Um  die  Wende  des  siebzehnten  Jahrhunderts  tnt  eine 
vollständige  Umwandlung  in  diesen  Verhältnissen  ein.  nSteheade 
diplomatische  Vertreter  Russknds  gab  es  seit  der  Zeit  an  alles 
politisch  beiieutenderen  Hofen,  und  in  ät  Feteisbuig  liesBni  aich 
auch  alle  bedeutenderen  Staaten  stehend  durch  Residenten . . .  nt- 
treten" ').  Es  wäre  zu  wünschen  gewesen,  dass  EidielmaDD, 
aus  dessen  Aufsatz  wir  das  Citat  genommen  haben,  auf  dis 
Frage  über  die  Anßlnge  der  in  Rede  stehenden  Institatkn 
näher  eingegangen  wäre,  statt  uns  mit  einer  unbestiniintea 
Datirung  abzufertigen. 

Nur  fUr  vier  Staaten  können  wir  einige  bestimmtere  An- 
gaben machen,  für  die  Beziehungen  Russlands  zu  den  GMeial- 
Staaten,  zu  Schweden,  zar  Türkei  und  zu  Preussen. 

[Rnssland  und  die  Generalstaaten.]  Die  ento 
russische  Gesandtschaft,  welche  überhaupt  bei  den  GenenJ- 
staaten  b^laubigt  worden  ist,  kam  1614  nach  dem  Hug'). 
Auf  sie  folgte  1615  eine  zweite')  und  1618  eine  dritte  Ja- 
gation*).  Der  gemeinsame  Zweck  dieser  Botschaften  wir 
handelspolitischer  Matur"). 

In    den    nächsten   siebenzig   Jahren   ist   eine  nnerwvtet 
grosse  Anzahl  vod  mssischen  Diplomaten  zu  den  HochmögaiilM 
gekommen.    Wir  glauben  aber  ihrer  nicht  weiter  Renken  n 
brauchen,  da  die  Mission  keines  anter  ihnen  eine  danenda     j 
gewesen  ist. 

Erst  nachdem  Peter  der  Grosse  aus  West-Europa  zarUk-  1 
gekehrt  war  und  durch  eigene  Anschauung  den  Vorteil  akmt 
hatte ,  der  für  ihn  in  der  Einiichtung  einer  sUbid^eB  T*> 
tretung  im  Haag,  damals  noch  „der  staatskandigm  aeaa  m 
Europa"  *),  lag,  beschloss  er,  einen  residirenden  GMandten  sufe 
den  Vereinigten  Provinzen  zu  schicken.  Der  Zar  berief  la 
27.  April  1699  seinen  Blutsverwandten  den  Grafen  AnditN 
Artemino witsch  MatweofT  zu  dem  neuen  Posten.  Ausser  dM 
Kanzler  Iwan  Wolkow  mussten  noch  acht  Adlige  dem  GesamUn 
folgen,  die  sich  durch  praktische  Erfahrung  mit  dem  Getriebe 
der  europäischen  Politik  vertraut  machen  sollten.  Ansserd« 
wurde  dem  Grafen  noch  besonders  befohlen,  seine  Familie  nt 
sich  in  das  Ausland  zu  nehmen^).  Matweoff  ging  1712  mit 
Hinterlassung  grosser  Schulden  von  seinem  Posten,  naebdv 
schon  1711  der  Fürst  Boris  Kourakin  zum  Nadifolger  eniuit 


'I  EichelmEum  in  der  BuwiBchen  Revue  1S77.    S 

°)  Scheltema,  Riuland  ea  de  Nederluiden  1,  73. 

")  Scbeltema  I,  94. 

')  Scheltemft  I,  110. 

'j  Vreede,  InleidiBg  U.  1.  872. 

*J  Scheltema  Ilt,  45. 

M  Scbeltema  III,  41.  438. 
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I  war.    Dieser  empfing  1716  Rang  und  Titel  eines  Am- 
bisndeare'). 

[RnBBl&nd  und  Schweden].  In  den  Mitteilungen  des 
BchwediBchen  Reiehsarchivs  befindet  sich  eine  Liste  aller  der 
nuaisehen  Gesandten,  von  welchen  eich  in  Stockholm  noch 
Fixere  befinden').  Wir  erfahren  daraus,  dass  Michael 
Beätacheff  der  erste  residirende  Vertreter  Rasslands  in  Schweden 
gBWKen  ist.  Er  befand  sich  dort  nach  dem  Nystädter  Frieden, 
von  1722—1725.  Auf  ihn  folgte  bis  1732  Graf  Golovin.  Dann 
nihm  BeatachefF  wieder  seinen  alten  Posten  ein  (bis  1739). 

[RuBSland  und  die  Türkei.]  „Im  Novemher  1701 
siBchieD  Peter  Tolstoi  in  Adrianopel,  wo  der  Sultan  Mustafa  U. 

nüdirte Tolstoi  meldete,  dass  seine  Ernennung  zum 

lUndigen  Residenten  in  Constantinopel  dort  höchlichst  miss- 
Ülen  habe"*). 

Ans  dieser  Erz&hliing  Brückners,  zusammengehalten  mit 
iu  sllgemeiDeD  Angabe  Eichelmanns,  kann  man  wol  schliessen, 
Im  Tidstoi  da*  erste  ständige  Repräsentant  Peters  bei  der 
Um  Pforte  gewesen  ist 

IMe  daaemde  Anwesenheit  eines  russischen  Diplomatea 
■M  den  Osnumen  noch  lange  ein  Dom  im  Auge  gewesen 
MB*).  Nor  unter  dieser  Annahme  kann  man  den  Arükel  im 
Bdgnder  Frieden  verstehen,  in  dem  es  heisst,  Russland  habe 
im  R«eht,  innen  diplomatischen  Vertreter  beliebigen  Charakters 
ii  ConstaatiDOpel  eu  unterhalten;  die  hohe  I^orte  sei  ver- 
ffiditet  ihn  zuzulassen  und  ihm  dieselben  Rechte  zu  gewähren, 
iddie  die  Diplomaten  der  meist  begOnstigten  Nation  ge- 
itosD*). 

In  dem  FHedensvertr^e  von  Kutschuk-Kainardsche  findet 
an  Artikel,  laut  welchem  Bussland  verpflichtet  wird,  einen 
""~     zweiter  Klasse  beim  Sultan  zu  unterhalten '). 

[Rnssland  nnd  Preussen.]  Seit  1705  war  Albert 
m  der  Lith  KammissUr  und  Korrespondent  Peters  des  Grossen 
laBR-liner  Hofe.  Mittels  des  Patents  vom  21.  November  1706 
nrde  er  daselbst  zam  Gesandten  in  ausseroi'dentlicher  Mission 
Ui  dann  durch  das  Creditiv  vom  15.  Mäiz  1707  zum  Envoyä 
vtnordinaire  bei  Friedrich  !■  ernannt.  Da  sein  Betragen  aber 
Md  AnliBB  zu  Klagen  gab,   wurde  er  „ernstlich  repremandirt 


■)  MmUbw»  m,  342. 

*)  Ibdddudäalll,  79  f. 

*)  BrUdmar,  Pater  der  Oroue.    Berlin  1679. 

•)  T«gl.  EichdiuiiD.  589. 

■j  Marteni,  Beeuol  D,  294. 

^  HoMT,  Tennch  etc.,  180. 

U  V,  8.  —  Knuke. 
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and  sofort  rappelirt."    Er  wurde  nach  London  geschickt  und 
blieb  dort  bis  1712,  wo  ihn  der  Baron  von  Schade  ablöste. 

Bald  nach  der  Entfernung  von  der  Lith's  erhielt  der  junge 
Graf  Alexander  Golowkio  den  Oeeandtschaftsposten  in  Berlin. 
Sein  Beglaubigungsbrief  wurde  von  Peter  am  20-  Februar  1713 
zu  Hannover  unterzeichnet  Golonkin,  der  es  verstanden  hatte, 
sich  die  Gunst  Friedrich  Wilhelms  I.  zu  erwerben,  blieb  audi 
nach  dem  Tode  Peters,  bis  1730,  am  preuseiscben  Hofe.  Vod 
1731— 17&9  residirte  er  dann  im  Haag.  Zu  seinem  Nachfolger 
in  Preussen  wurde  im  Herbst  1729  der  Forat  Sergei  Golittio 
ernannt^"). 


Die  Sehireii. 


Die  Kantone  unterhielten  bis  zum  Ende  des  siebzdiBiM 
Jahrhunderts  nirgends  einen  aULndiRen  Vertreter.  WieqneAft 
bemerkt  also  mit  Recht:  „Les  Cantons  Suisses  n'ont  poiil 
d' Ambassadeurs  oy  de  Ministres  Residents,  ou  ordinaireg,  ei 
aucune  Cour  de  l'Europe;  non  pas  mesmes  &  Rome,  djm 
France  ou  en  Espagne.  Celui  qui  sollicite  leara  pennmi  i 
Paiis  n'est  pas  reconnu  pour  Ministre  Public,  parce  qn'iltt 
payä  et  entretenu,  ou  par  le  Roy,  ou  par  les  officiers  qm  Mat 
a  son  Service  ...  La  principale  raison  est,  parce  que  depidi 
les  grandü  avantages,  qu'ils  remporterent  en  trois  grands  an- 
hat«, Bui-  Charit  le  Hardy et  les  exploits,  qu'ils  flreot  n 

Italie les  plus  grandes  puissances  de  l'Europe  ont  toa^am 

recherchä  leur  amitiä  et  leur  alliance,  pendant  que  les  Siiiffiei 
fönt  connoistre,  par  leur  froideur,  qu'ils  se  passent  mieai  dt 

l'amiti^  des  Princes,  que  de  leur  argent Les  Cutw 

n'ont    point   fond  particulier  non  plus  pour    les    Ambamdo, 
ny  pour  les  autres  df^penses  de  cette  natnre:  de  sorteqneiin 

äue  tous  les  Cantons   envoyent  une  Ambaaeade  qaelqa«  put, 
nomnie  chacun  un  nombre  de  deput^,  qu'il  paye"  . .  .*) 


<)  KOboe,  Berlin,  Mogkaa,  St  Petereburi;,  74  f. 

■)  Wicquefort,  119.  V^l.  Qber  den  venchiedeiKn  WaUnote  k 
Gei&iiilteh  SiDiler.  De  republica  Helvctionun.  Tiguriiii  1S7S.  p.  SlOr  ^ 
l««ati  mittend!  eunt  ad  coDlroTersias  decideodu,  vel  ad  foedu  Main 
vet  ad  bellum  icdicendam,  deliber&t  Senataa,  an  ez  ibgolii  PtAiiK 
qiiibiudam  galtem  mitii  debeftnt?  et  quidem  in  foederiboi panfBÖofiital' 
Pa^  sioguloi  mittant  Legatoa,  in  alüs  ?ero  actionibiu  certi  tantou  »latairiv 
Pagi,  qnatuor  ant  plnrea,  qui  omniom  Domine  LqaUn  oblegut*. 
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2)  Dieselbe  ist  in  dem  Zeitalter  Ferdioands  des  Kitl»> 
lischen  von  Italien  ans  auch  bei  den  grÖBseren  HiditiB  nt 
"VVeat-  und  Mittel-Europa  eingeborgert  wordra. 

3)  Gegen  Ende  des  sechszehnten  Jahrbnoderts  ist  dm 
die  moderne  Form  des  diplomatischen  Verkehrs  m  den  Biri- 
liehen  Reichen  Torgedi-nngen,  in  denen  sie  im  stduebtoi 
Jahrhundert  allgemein  Qblich  wnrde. 

4)  Die  Institution,  mit  der  eine  bewuBBte  Neaenng  nr 
genommen,  ist  im  Principe  niemals  wieder  anfeegätea  ik- 
den,  bat  also  von  Anfang  an  eine  omanische  FortcntwicUai 
gebäht 
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Propheten,  ja  die  Menschwerdung  Christi  selbst  zu.  rechnen 
ist^),  und  „l^ationes  terrenae",  bei  denen  der  Absender  irdi- 
scher Herkunft  ist.  Erst  diese  zerfallen  dson  in  die  ans  be- 
kannten Klassen  „sacrae"  und  „profajtae" '). 

Wenn  wir  auch  noch  in  den  folgenden  Zeiten  nner  be- 
reits technisch  ausgebildeten  Diplomatie  dieser  Einteilnng 
b^egnen,  so  ist  dies  entweder  in  deu  Werken  kaUioliseber 
SchriftütelJer  der  Fall,  wie  bei  Marselaer")  und  Cuniga*), 
welche  von  ihrem  Standpunkte  aus  ein  gewisses  Interesse 
hatten,  die  alte  Klassi&cirung  zu  wahren,  oder  in  den  zahl- 
reichen, den  Gegenstand  in  schematisirender  Abstractioa  be- 
handelnden Dissertationen.  Bei  dem  geringen  selbst&ndim 
Wei-te  dieser  Arbeiten  glauben  wir  davon  abseben  zu  dotno, 
an  diesem  Orte  die  einzelnen  Stellen  namhaft  zu  machen,  an 
welchen  die  veraltete  Ansicht  sich  immer  von  Neuem  getrra- 
lich  abgeschrieben  befindet,  und  begnügen  uns,  auf  die  beidoi 
ältesten  Vei-fasser  derartiger  Schriften  hinzuweisen,  Bortiin^ 
und  Beckman"). 

Eine  viel  verständigere  Klassificirung  auf  Gmnd  desselbeo 
Princips,  nach  der  PersoD  des  Absenders^),  hat  Gentilis  m- 
geschlagen.    Er  will  eine  Einteilung  in  drei  Klassen; 

1.  die  Gesandten  von  Staaten  gleicher  Macht; 

2.  die  Gesandten  von  zwar  souveränen,  aber  politisch  mi- 
bedeutendeu  Staaten; 

S.  die  Boten  der  FQi'sten  an  ihre  Untertanen  oder  mt- 
gekehrt"). 


Spntdi&. 


')  Cniüga  (Lancelot,  291)  ist  gar  abgeBchmackt  genug,  d«n 

Job.  XII,  44:  „wer  an  mich  glanbet,  der  glaubet  Dicht  ao  akb, . 

den,  der  mich  gesandt  bat",  und  den  Ihnlicli  laateodoi  Et.  Job.  XIT, 
10  MS  BegUnbigungaadtreiben  dea  Hölandei  ni  beadchnen.  8o  rimlH 
abor  du  Aernte  in  dieser  Terquickong  himmliichar  und  irtbcberDkii 
leistet  PnsdiaUiis,  woiq  er  leine  Forderung,  ein  PDnt  mtkne  im  in- 
nebenden  Gesandten  ein  Ebrengeldt  entgeKenienden ,  damit  tULOui» 
will,  dass  Cbristos  der  himmellahrenden  Maria  entg^engekonra«  mL 
Paecbnlios,  160  f. 

>)  Gamonins,  61.  94.  Diese  Einteiliutg  itammt  aber  niditTgtda 
TNrfiuser.  tondon  var  schon  im  fOnbehnten  Jahrbondert  bdusat.  T«^ 
Bmnos,  Eplstola  dedicatoria,  4  nnd  Kirchner,  12. 

*)  Manelaer,  247  f. 

*)  Cnii^a  Oben,  von  Lancelot,  168. 

")  Bortini,  De  legationibos  et  l^atis.  In  Ammaeos,  Diacma  An- 
demici  de  Jure  Publice  etc.  Jenae  1616.  I,  361.  (Die  Sdntt  mm 
swischen  1604  und  1614  abgefasst  »ein.  In  besonderem  Abdmcln  müB 
der  Tractat  1711  an  Jena.    Tergl.  Ompteda,  546^ 

*)  Beckman,  De  legationibos  et  legatia.  Wittnlwrier  DlswWits 
I62a    Thes.  II. 

';  Hier  sei  noch  aof  die  fie«dcbnons  „legationes  lacrae"  odir  jii^ 
(Marselaer,  251J  fllr  die  Gesuidten  weltU<£er  hinten,  wdche  n  C«dta 
und  Uulicben  der  Religion  halber  berufenen  Tersammhmgsn  vi  iv 
Papste  „deprecationis  vel  officii  gratia''  (Bortius,  361 1)  gingen,  hlsgwi— 
(Gentilis,  a) 

*)  Gentilis,  11. 
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Praktisch  konnte  freilich  auch  diese  Einteilung  im  allge- 
nneinen  Völkerverkehre  nicht  nutzbar  gemacht  werden.  Wenn 
z.  B.  ein  Vertreter  Mantua's  an  einem  der  grossen  Höfe  Europas 
nur  zu  den  Diplomaten  zweiten  Grades  gerechnet  wurde,  so 
musste  sich  dieses  Verhältniss  doch  ändern,  wenn  derselbe 
Bote  an  den  Hof  eines  ebenso  unbedeutenden  Fürsten ,  wie 
sein  Landesherr  war,  geschickt  wurde. 

Eine  Einteilung  in  „legationes  togatae"  und  „sagatae", 
nach  der  Natur  der  Aufträge,  ist  von  den  Philologen  aus  dem 
Altertum  Qbemommen  und  von  den  gern  klassificirenden 
Autoren  des  siebzehnten  Jahrhunderts  gepflegt  und  immer 
von  Neuem  angefahrt  worden,  obwol  sie  sich  gar  nicht  mehr 
in  die  Form  des  diplomatischen  Verkehi-s  schicken  wollte*). 
Andere,  zum  Teil  noch  heute  wiederkehrende  Unter- 
ficheidungen  sind  die  in  Gesandtschaften  „negotii"  oder  „ho- 
noris causa",  d.  h.  in  Geschäfts-  oder  Ceremonialgesandt- 
läiaften').  und  nach  der  Ait  des  Mandates^).  Man  sonderte 
wol  anch  nach  der  Dauer  des  Aufenthaltes  in  „legati  ordinarii" 
nnd  „extraordinani"*)  (perpetui  und  temporarii,  statarii  und 
eitraordinarii) '). 

Alle  diese  Einteilungen  entbehren  aber  des  praktischen 
Wertes,  und  schliesslich  ist  doch  keine  von  ihnen  auf  Grund 
eioes  allgemeinen,  alle  in  sich  fassenden  und  dennoch  wieder 
eng  genug  begrenzenden  Princips  aufgebaut ,  so  dass  neben 
ilmen  noch  hundert  andere  Momente  der  Klassificii'ung  mit 
^eiehom  Rechte  ins  Feld  geführt  werden  können.  Dies  sah 
bereits  Brunns  im  secbszehnten  Jahrhundert  ein:  „Porro  a 
retras  ipsis  legationes  ipsae  denoniinantur,  et  in  uaria  genera 
distinguuntur.  Nam  quaedam  sacrae  sunt,  quaedam  propha- 
ue:  qnaedam  cum  Jurisdictione,  quaedam  sine  Juiisdictione 
uudaatur:  quaedam  item  in  orando,  quaedam  in  exequendo 
quaedam  aliis  de  rebus  aliisque  modis  exercentur: 


')  KirchmT)  17.  Bortini  bei  Arumaetu  I,  961  (bellicae,  pacificatoriH). 
SchibWd,  De  ImlU  bei  Ammaeut  I,  S07.  Beaoldaa,  22.  Rethel,  De 
^mburiitoribm,  Legatii  et  eonun  in  Jure  InuniiniUtibuB.  Marburg  1665, 
!■  1 5.  HenroD,  4. 

*i  Tannldni,  60.  Kirthner,  19.  Schubhard  bei  Ammaeua  I,  807. 
fiMolto,  2Ü.    CoDring  IT,  lOOa. 

■)  Gratilii,  12 1  Hatnuui,  i.  Kirchner,  30.  Marselaer,  253.  Oer- 
mmim,  119.    Menroa,  4. 

•)  Tanevkiiu,  61.  Martelaer,  258.  Hovell,  286.  Rethel,  I.  §  7. 
UituiH,  De  fitro  lenti  delinquentiH.  Rostocker  Diga.  1704,  S.  28.  Ayck, 
Da  fbUntione  plmipotentiuii  erga  principem  et  rempvblicam.  Jenav 
UM.  174Ö.  a  12:  etc. 

*l  Wenn  Beaald  (22)  die  Diplomaten  in  drei  Klnaaen  teilt,  lemti  to- 
i  nnd  honoris  eanu.  ao  macht  er  sich  einea  logiacben  Fehlers 
Schnbhard  hei  Anunaeus  I,  S07  hat  ein  voUatändigea  Schema 
:    I.    hitgtü    Sagaü.    II.  Togali:    a|  honoris  caaia;  b|  n^otii 

1:  1.  tenporuiei;  2.  perpetoi. 
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Et  (ut  Bunimatim  dicam)  tot  fere  sunt  (tenera  Legationum, 
quot  renim  auper  quibuB  L^ationes  tnaDdantur"  *). 

VoQ  völkerrechtlicher  Bedeutung  ist  lediglich  die  ElBSsi- 
ticirung  der  Diplomaten  nach  den  ihoen  zustehenden  WQrden 
und  Rechten.  Es  verlohnt  sich  ifol,  einen  knnen  Blick  auf 
die  Entwickelung  dieser  R&ngverhältnisse  zu  werfen. 

Dem  Mittelalter  war,  soweit  wir  sehen  können,  die  Ab- 
stufung der  Gesandten  in  verschiedene  Klassen  noch  unbe- 
kannt^). Jeder  Gesandte,  mochte  er  von  dem  grOssten  oiet 
dem  kleinsten  Staate  geschickt  werden,  biess  ohne  Untersdued 
le^atue,  orator,  nuntius,  ablegatus,  commisBarius,  procnnlor, 
mandatarius ,  agens  oiier  ambaxator  (ambassator,  anÜMtäatir, 
ambassiator,  ambaxiator,  ambasciatore ,  imbasciadore,  ■»• 
bassador,  embaxador,  ambazador)').  Verschiedene  Ehren  vur^ 
den  den  Einzelnen  nur  in  Ansehung  der  grösseren  oder  ge- 
ringeren Macht  ihrer  Auftraggeber  zu  Teil*). 

Von  dem  Gebrauche  des  Wortes  ambaxator  st^te  die 
Scheidung  ausgehen. 

Dieser  Titel  findet  sich  bereits  in  der  zweiten  Hftlfte  d« 
dreizehnten  Jahrhunderts  als  eine  häufig  angewendete  Be- 
zeichnung für  einen  Diplomaten.  Reumoat  kennt  iha  ent 
aus  dem  vierzehnten  Jahrhundert.  Zum  ei-steD  Male  begegnet 
er  uns  in  einer  venetianischen  Verordnung  atu  don  Jahn 
1268 ").  Von  da  an  finden  wir  ihn  io  dem  drüzebnteD  idhI 
viei-zehnten  Jahrhundert  viel  gebraucht*).  In  der  Siteita 
uns  erhaltenen  gedruckten  Schrift  Ober  Gesandte,  von  Gus- 
dissalvus,  begrQssen  wir  ihn  demgemäss  wieder,  nur  gut 
wenig  verändert  („ambasiator,  ambasiata")  ^).  Der  Aa&dmek 
bezeichnete  noch  damals  jeden  Trflger  einer  Mission,  wdebt 
irgendwie  änen  öffentlichen  Charakter  hatte*). 


iMciki- 


torUe"  dngelem  hat,  fortOhrt;  „R«spectn  Cwibm  impnliiTBe  ilia 
D^tioia,  «lia  offidosa  non  abHnrde  did  posaet  Finis  intaito  abiB  no- 
titaam,  altam  verbalem,  aliam  mixtaia  appelUre  nobis  licaai  Battooe  «■ 
CDmatantiarnin  aliam  ordinariam,  altam  eHraordimtriaai ,  vd  demqiM  m. 
a4'iuictw  aliam  eolemoem,  aliam  miiraa  lolemoem  fiKiemoa." 

^1  Vergl.  Löhren,  2.  2i. 

')  Wheatoo  I,  tjG  schreibt,  Betunont  als  Qndle  ddraid,  .amlMiiit- 
tare»,  ambiaiaactori."  Diese  Fonneo  sind  nirgeödi  ia  deo  hier  hanW 
Werken  aofKefdnden  worden.  Die  Benmootacbe  Schrift  kcnDt  mir  fit 
Formen  „anbasciatori,  amliaxatoces". 

*)  VergL  Brunns,  läS. 

")  Thomas,  106:  „Qaod  ambazatoret  debeant  iniar«'';  ilnd.  Ja  iK- 
qua  ambaxaria  soUempDi." 

*)  Veifl.  BoaaiDl,  Acu  Ilenrid  TU.  Florentiae  1877.  I,  9.  18.  11 
15.  17.  \».  19.  20.  31.  23.  30  u.  i.  w.  An  den  angc«diaieii  Stallen  *U 
er  in  VerbindnnK  mit  anderen  Titeln:  alldn  findet  er  licb  ibid.,  Ü.  9L 
a4.  28«  u.  8.  w. 

')  Oundissalros.  F.  ff. 

*>  Hit  Recht  b^  daher  Wicqnefort  (73):  .Et  c'eat  ce  qull  tut  hiw 


iderts  trat  in  diesen 

ambasciatore"  oder 
nen  höchstens   den 

diese  BezeichauDg. 
lit  fQr  jeden  Diplo- 
I  man  einen  Unter- 
>b  es  so  auch  noch 
z  dagegen  kannte 
lachen  diesem  Titel 
■.  Auch  der  Wahl- 
Ihlten  die  consigli 
i  di  libertä  e  pace. 
,ndatars  im  Gegeii- 
im  Unklaren.  Be- 
it  man  recht  dent- 
us  Frankreich,  in 
,  sie  möge  eur  Er- 
lorenz  bestehenden 
len."  Es  fragt  sich 
leidenheimer  meint, 
nacht  beruht  haben, 
am  Mandatar  ganz 
alegen  hätten ,  und 
keinen  Anspruch 
hme  zutreffend  ist, 

waren  Rang  und 
cht  ganz  bestimmt 
ndatario"  und  dem 
en  niederen  Ranges 
es  Diplomaten,  sind 
Kschehen,  dass  der 
iavelli  als  Mandatar 
etär  bei  dem  man- 
lass  Cesare  Borgia 


gaoU,  qnt  donnent  !• 
tres,  aue  les  PrincM, 
Roia,  lenrs  Peres....; 
Bois  enToyent  i  leon 
iTince  envojaDt  ft  lenr 
a'uidennemeDt  le  mot 
iDdistinctemeiit  i  toatei 

nte  rOnuiche  Legation. 

a  I.  B.  einmal  .oratores, 
SzaU;,  MonnmenU 
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andererseits   den    inandaUrio    Machiavelli   nur  als  segretario 
anredet 

Au^ällig  ist,  dass  die  hier  besprocliene  Scheidung  von 
keinem  anderen  Staate  angenommen  worden  ist,  und  sellnt 
Venedig  nichts  davon  weiss,  kurz  dass  der  Titel  mandatuii» 
in  seiner  engeren  Bedeutung  ganz  verschwindet. 

Um  die  Mitte  des  sechszehnten  Jahrhunderts  war  die  Zwei- 
teilnng  in  Diplomaten  höheren  und  niederen  Ranges  fertig  aiu- 
gebitdet.  Man  untei-gchied  damals  mit  Bestimmtheit  zwiaclien des 
Ämbasciatoren  und  den  Agenten  oder  Residenten. 

Zwar  wurde  unter  der  Bezeichnung  Agent  auch  jeder 
Gesandte  generell  verstanden.     So  melden  z.  B.  die  floreoti- 
nischen  Gesandten    ihrer  Regieruug:     „Avendo  ieri   e  l'altra 
lungamente  praticato  li  agenti  del  Re"   (von  Spanien)  ,coii  b 
oratori  Imperiali" '),  wo,  wie  der  Znsammenhang  lehrt,  ageili 
und  oratoi-i  identiseh  genommen  sind.    Aus  der  eben  benotzts 
Depeschensamndung  lassen  sich  aber  für  die  gleiche  Peitodi   ; 
Belege  anführen ,  aus  welchen  man  den  Unterschied  zniaeha  | 
den  ambasciatori  und  agenti  konstatiren  kann.    Es  h^sst  dart 
uftmlich   einmal:    „Bussel  agente  del  Re  cfloghilterra"'),  n 
jene  Bezeichnung  im  Gegensatze  zu  dem  weiter  oben  erwütiei 
^magnifico  oratore"  gebraucht  wird.     Noch  klarer  wird  te 
Unterschied  aus  folgender  Stelle:  „e  stette  tre  giomi,  per  eoH 
se  gli  dicessino  u  scrivessino  dallo  ambasciatori  o  altri  agenti'*), 
Hieraus  erhellt  zunächst  nur,  dass  überhaupt  ein  UnterBcUel 
zwischen    den   ambasciatori   und   Nicht  -  ambasciatori  geouutt 
wurde,  welche  zusammen  agenti  hiessen.    Allein  unter  ämt 
„altri  agenti"  sind  keine  anderen,  als  die  Agenten  im  engeni 
Sinne  zu  verstehen.     Man  muss  hieizu  eine  Stelle  des  ■Sv- 
dings  einige  Jahrzehnte  später  schreibenden  Hotman  ho» 
ziehen:    „Quant  aux  Agens,  ausquels  on  donne  ansn  puUi 
titre  de  Residens :  ils  sont  paretUement  personnes  pnboqM; 
et  estans  vne  fois  receus  et  admis,  ils  iouissent  du  drnt  im 
gens,  mais  n'ont  ni  seance,  ni  bien  souuent  pouvoir  d  unili 
que  les  Ambassadeurs"  *). 


')  DeqardinB  II,  457. 

>)  Dogardina  II,  913. 

■)  DevirdiüB  111,  68.    Vergl.  Doch  Hibier  1,  506  nnd  Vätt  I,  Hl 

*}  Auch  die  weiteren  V^orte  uad  intereuaDt:  „On  Ib>  tient  vmäm 
prcE  les  PrinceB  qae  l'on  doute  ne  voaloir  doniier  le  nng  qne  jntwlMl 
ceuB  par  qni  Üb  sont  enuoyez :  comme  celoy  qui  %  tßti  pm  FK^Mt 
depuiB  quelques  ann^  jiour  le  Rof;  et  celnj  qni  ert  k  mnol  pB 
l'Archidiic   et  flnfante.    AuBBi  Ic  Boy  d'Eapa^e  tiant  n  a  Tailt,  it 

Sour  la  meimG  raison.  —  <JuelquefoiB  neaiuaonu  la  quUW  fAgMlt 
onne  ü  la  condicion  de  persoDoe  qni  negode,  et  von  poor  la  cnri» 
ratioD    da  Prioce  on  de  l'EBtst  ob  il  est  employ^:  comme  tont  Im  Sai» 

taires  et  autres  de  pareille  esvoffe  qui  Beraent  la  Charge  ta  Vt'^ 

attendaiiB   la  veoüe  d'vo  AmbaEBadenr.     An  contraire,    b  ni  

d'Eslat  ou  homme  d'antre  dignitä  eatoit  enTojö  k  qnelgiie  petit  PatoHi 


lehnten  Jahrhundert 
ite  zweiter   Klasse 

1  angefahrte  Aeusse- 
eichnuug  für  einen 
sident",  und  zwar 
D  Jahrhunderts.  So 
Iren  *),  Resident  am 
id  erhielt  erst  später 
och  kräftigerer  Be- 
bereits  fest  normirte 
erwähnten  Tenetia- 
3rzählt'),  dass  die 
ambasciatori  werden 
inges^)  waren.  Sie 
n  sie  einigermaassen 
seit  dem  secbs- 
*ntenp08teD  bei 
äsaden  gesendet 

en  wir  entnehmen, 
in  der  ersten  Hälfte 
ng  eines  specifischen 
Kaiser  Karl  V.  einst 
n  Türen  der  Häuser, 
I  in  seiuem  Gefolge 
fibasciatori  des  Her- 
il  er,  diese  Bezeich- 
!n  von  KfVnigen  and 
tasten  und  Fürsten, 
ihensverhältniss  he' 
llerdings  blieb  Karl 
it  immer  treu.  Er 
melz"  der  deutschen 
I  Bruders  Ferdinand 
lehensrechtlich  nicht 


Tolontien  gens  de  c«a« 
qne   pDDr  &&ire  extra- 
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minder  wie  Mantua  und  Ferrara  v(hd  Kaiser  abh&i^ig  *«•: 
Es  herrschte  zu  seiner  Zeit  eben  noch  grosse  InoBsqb^ 
in  der  Nomenclatur'). 

In  die  Theorie  wurde  diese  Einteilung  viel  spUer  tl>  J 
die  Praxis  aufgenommen.  Gnndissalvus  fordert,  onr  doJK.! 
solle  ambasiator  heissen,  der  von  einem  Staate  oder  na  era 
Provinz  zu  gleichen  Geroeinwesen  gesendet  würde.  Ds  !«-{ 
eines  Privatmannes  dQrfe  nur  nmissus"  oder  „nuntios'  |Xf-=i 
werden*).  Auch  Levayer,  der  zuerst  das  StHiveriaibUi^^ 
bei  Absendung  und  Empfang  von  Gesandtschaften  imt  >i;.  i 
druck  betont,  kennt  nur  den  einen  Unterschied:  iwüda  '  l 
„selecti  viri"  oder  „deputati",  d.  h.  den  Boten  der  Citarur  i 
an  ihra  Herrn,  und  den  „ambassadores",  den  Abgesus-' 
der  Hen-scher  insgemein  °),  und  geht  damit  t^enbar  faine 
Bangoi-dnung  Karls  V.  zurfick. 

Der  erste  Schiiftsteller,  welcher  theoretisch  die  Abstiz. 
erörteil,  ist  der  französische  Diplomat  Paschalins  (1596;. 
kennt  zwei  Klassen: 

1.  Legatus,  Orator,  Minister,  Nunctus,  Ambasdator. 

2.  NunciuB,  Missus,  Agens,  Resideos*). 

Wir  sehen,  ganz  fest  ist  die  Noinenclatur  noch  nickl: 
Nuntius  ist  noch  in  beiden  Rangklassen  verzeichnet  i-' 
dies  müssen  wir  festhalten:  laut  Paschalius  st^t  es  er 
Herrseher  frei,  seine  Diplomaten  mit  verschiedeaem  Gmns 
zu  bekleiden.  Wir  erfahren  dies  noch  deutlicher  ans  d«  Scr 
stellers  eigenen  Worten :  „Sed  enim  nuntiomm  alij  a^  "^1 
honoratiores.     Quidam   sunt   veluti   exseripti    quidäa  )a.> 

certe  legatoi-um  dignitati  proximi; Et  bi  umitm  a 

sunt  viri  honesto  loco  nati  semper  industrü ;  qai  a  regnu:' 
inittuntur  ad  regulos  aliosque  omnes,  quorum  opes  saal  o  - 
celso  quidem,  sed  ipsi  infra  culmen  dignitatunque  npa.*l 
Als  Beispiele  derartiger  Herrscher  nennt  er  itie  gräfl 
deutschen  und  italienischen  Forsten'). 

Man  niuss  auf  diese  Stelle  um  so  grösseres  Gewida  a 
als  sie  die  einzige  ist,  welche  in  der  Littentor  der  daca'^ 
Zeit  die  Scheidung  der  Gesandten  eines  and  dreselben  Tk?" 
in  zwei  Klassen  erwähnt  Zwar  weist  auch  Kirchner  md 
Unterschied  von   „Gesandten"   und  „Abgesanät«!*  hia.  • 


*)  Veiil.  Guser,  De  ifre  ceretnoniili  «rc 
von  1700.    Halae  Magdebrrgicae  1739.    S.  6. 

■)  GuDdigsalmB,  F. 

■)  Levkyer,  19. 

*)  PucnalioB,  6  TMgL .  .. ..       

gemeinen  nocb  kein  CoteTflchied  iwiKhoi  dem  uimu  asd  Am^C*^ 
obgewaltet  zn  haben.  WenüBteni  finden  wir  in  einem  iifBi  hihi  x  ~ 
stocke  dieselben  Gesandten  als  ,ontores,  Iwati,  dodcU  et  t^ääM* 
'   '    t  deputati"  beteicimet    Tentet  l,.130. 
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Bkte  aus,  dass  <ien  Boten  der 
I  der  Titel  „Gesandter"  zukomme, 
alforsten  nnr  der  Titel  „Abge- 
Worte  gedenkt  er  des  Rechtes 
abgesandte"  schicken  zu  dürfen, 
ten  des  siebzehnteu  Jahrhunderts 
allgemein  bei  den  Theoretikern '). 
tes  aut  Residentes  qni  a  minoris 
incipe  aut  sacramento  fidelitatis 
rem,  aut  vice  versa"").  Zu  be- 
ser  Autor  noch  nicht  den  Branch 
Forsten  und  Staaten  Gesandte 
[>ies  fuhrt  Beckman  fonf  Jahre 
I  an.    Von  da  an  findet  es  sich 

I  ist  noch  eine  Notiz  des  Eng- 
ii  GrOnde  anfahrt,  welche  die 
liedere  diplomatische  Rangklasse 
die  Streitigkeiten  über  den  Rang, 
m  anderen  das  Recht  absprach, 
tr  die  „Ambassadeurs"  an  einem 
in  zugebilligt  erhielten,  wie  z.  B. 
Kaiserhofe  bis  zum  achtzehnten 
hier  die  Geldfrage  keine  geringe 


.  meutoribiu  imperülibm  in  Cooütiis 
irain  ndi ,  com  Leg&to  HüpUlUnim 
«et:  Königlicher  WOrde  ans«  SpudeD 
plbtiB:    FüntUebe,  Chnrfllntliche  Ab- 


ulutur,  sed  ot  si  qaid  eveniat, 

itenit,  Inin  mA  anot  referant,  tone  pro 
lie  iDDt  Residentes  Galliae  et  Angliu 
inm  at  officium,  itft  nomen  vetenboB 
Dglcber,  TheB.  106:  „experiemur,  ut 
Dtantnr,  loci  antem  Boctoritatem  et 
loqne  legale  inaidet,  non  andpant  eon- 
Ae  indnctoB  in  Aala  Caetarea  non  ba- 
[."  VergJ.  Plotbo,  De  rMali  legatio- 
a.  1657.  membr.  II.  Re^el,  I.  g  *■ 
libus  competente.  Lipalae  1689.  %  IT. 

alter  PablicuB  Statns  Minister,  qui 
bi  orta  Buspido  est,  Legatnm  non  bo- 
ade  ß«geB  Oallid  (nnpens  annis)  niillos 
tos,  niBi  Agentes,  qnoB  vocant;  ideo 
ispanna  de  Praeoedentia  colloctaiitar. 
pera,  nt  parcalnr  Bnmptni,  et  ot  ne- 
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Rolle.  Ein  Gesandter  ersten  Ranges,  das  erfahren  vir  aas 
allen  Berichten  jener  Periode,  muEste  prachtvoll  aoftreten, 
Jlfrentlichen  Einzug  halten  u.  s.  w.,  alles  Dinge,  welche  beim 
Agenten  wegtieleu ').  Hiermit  verbindet  sich  noch  eöD  audeier 
Vorzug  des  Diplomaten  zweiten  Ranges;  er  ist  weniger  durdi 
Ceremoniel  beengt  und  kann  sich  freier  bewegen,  als  sein  vor- 
nehmerer  Berufsgenosse.  Dadurch  wurden  seine  Dienste,  wo 
es  auf  geheime  Tätigkeit  ankam,  vielfach  erwtlnschter  und  e^ 
folgreicher  als  die  des  Anibassadeors '). 

Von  den  modernen  Schriftstellern  hat  fast  keiner  der 
Scheidung  in  Rnngklassen  in  der  hier  behandelten  Epoche  (Im 
ungefähr  1650)  gedacht.  Nur  Flassan  sagt  von  der  Organi- 
sation des  auswärtigen  Dienstes  in  Frankreich  unter  dem  Miniiter 
Vflleroy  (gestorben  1617):  „On  n'y  connaisBait  encore  qoe  troil 
grades,  les  ambassadeurs  extraontinaires,  les  ambaBBadwn  k- 
dinaires,  les  i-^idens"  ').  Wir  massen  diese  Dreiteilung  FlaxuA 
auf  unsere  beiden  Klassen  zurackfQbren ,  da  niemals,  wie  vir 
weiter  unten  sehen  werden ,  ein  UnterEchied  zwischen  im 
„ambassadeur  extraordinaire"  und  „ordinaire"  bestaodeD  ht, 
der  erheblich  genug  gewesen  w&re,  um  eine  Sondemng  in  ivei 
Rangstufen  zu  rechtfertigen.  , 

Zuerst  begann  Qbrigens  im  Westen  und  Norden  der  Spndi- 
gebrauch,  anter  Schöpfung  einer  ersten  Rangklaase  den  Bigrif 
^ambasciator"  zur  Etezeichnnng  vornehmsten  Ranges  ni  nr 
engem  *). 

Freilieh  wurde  auch  dort  noch  das  Wort  in  seiner  allgoMiM 
Bedeutung  bis  in  das  siebzehnte  Jahrhnndert  angeiranilet^; 
^ber  dies  geschah  nicht  mehr  in  dem  officiellen  dtpIomatiBtkei 
Verkehre,  wenn  man  von  einer  Ausnahme  bei  den  gegm  TÜit- 
latur-  und  Etiquettefrageo  im  Allgemeinen  gleichgOltigeo  Gm- 
ralstaaten  absehen  will. 


1)  rergl.  Hotmui,  3,  dtirt  auf  S.  154  Ania.  i. 

■)  Verff.  Huselur,  8. 

')  FlaMMi  n,  324. 

*)  Tergl.  HoimaD,  2:  „Aossl  ie  ne  perdny  teou  i  din  qoa  b  ■■ 
4'AmbuBadeur  n'est  pu  si  geoenJ  qae  le  mot  Lentos:  M  m  ^«lal 
proprement  que  de  ceui,  qoi  soiu  )&  uurel^  de  U  »r  pabB^  nWUl 
p&r  le  droit  des  gens  toat  employez  pour  oegoder  uee  In  Priim  « 
Bepabliques  estrangerea,  les  affaires  de  leim  müatres  et  j  RfnMtK 
ituec  digcitä  teure  peraonnea  et  lenr  grandenr  pendant  la  legatieiL'' 

")  Wirquefort,  3:     „An  Heu  de  donner  une  deSnitioB 
iDot  d'Auibassadeor,  je  diray,  qne  j'j  conprens  tons  lei  VBd 
Princes  SoDTerains  eoToyent  i>  des  Coon   estrangsea,  povr  t 
affiüres,  en  vertu  de  leur  lettree  de  creance,  sona  la  foy  pobliqn«  wvh 
pax  le  droit  dea  Gena." 

•)  Barbeyrac  in  seiner  Uebcnetmiig  tou  BjnkerthoA  I,  }_7i_  j* 
^Btats  Gäi£raux  des  Provinces  Dnies  ne  fönt  hob  plu  aocBM  dtaIHM 
entn    toua  ces    MinistreB  Etrangen,  dans  one  DedanUion  4a  ft  di  ft^ 

tembre  1679  ni  dans  une  Ordonnance  du  19.  Join  1681 miklm 

lautes  Fuiaaances  a'eipriment  en  sorte  que  Eilet  diient  taatM,  hl  H^ 
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eichneteo  ihre  Gesaodten  nach 
ciatori".  So  finden  wir  z.  B. 
iiebzehnten  Jahrhunderts  sehr 
m  Hofe  ihrer  Souveräne,  der 
de  auch  der  neapolitanische 
ire'  genannt'). 
Sendboten  ein  Charakter  Qber- 
ms  von  Ferrara  erwfthnt  seinen 
|.  Ein  anderer  ferraresiseher 
JD  Diplomaten  bald  „lo  uonio 
jrrarese" ')  genannt.  Ebenso 
lon  Aragonien  von  jenen  Flo- 
lolico"  bezeichnet'),  und  der 
ihnen    „in  Inghilterra  nostro 

rsten  pflegten  wol,  wenn  sie 
n  höheren  Rang  bekleideten, 
ich  während  ihrer  Mission  zu 

^ang  wie  „Ambassadeur"  hat 
tcht.  Noch  heute  dient  es  in 
eine  Bezeichnung  für  alle  Di- 
^ciellen  Sinne  wird  es  seit  dem 
rts,  wie  alle,  welche  auf  diesen 
m ,  mit  seltener  EinmQtigkeit 
Gesandten  der  ei-slen  Bang- 
ten nach  Ansicht  einiger  For- 
rts  die  deutschen  Forsten  und 


ät  Eilet  parlent  Bealement  des  Am* 

aiScfttion  gto^rmle." 

)4.  298  etc. 

rico"  haben  wir  dut  einmal  in  einer 

[reter    dei    EviogtuinB    in    Madrid 

LaloDi.    Berlin  1851.    1,  140. 


jardini  U,  185.  353  u.  H.  «■ 

„qtii  a  potente  Principe  ex  alterinB 
Dtur,  proprie    bulI  legati,"     Vei^l. 

AmbaBsaaeur  oder  lu  Teutach  ein 
Bt  dcijenige,  welcher  in  wicliligen 
leiren  Person  und  Hoheit  rejirtoen- 
:uDfl  und  anderen  Ehren-BeieiKunseo 
leL"  Vergl.  noch  Howell,  293  f. 
in«,  a    CflemenB)  B(er«J,  Problem» 

Grunde ,  denen  Gesmnaten  . . .  dai 
Ihren  Häusern  freystehe.  Teutoburgi 
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freien  St&dte  nur  dann  Boten  mit  dem  Titel  legati  mfa. 
wenD  es  sieb  um  territoriale  Angelegenheiten  faanddte').  E> 
Forderung  bei  Brunos^)  nnd  Germonins*),  dass  nä  fias 
Titel  auBschliesslich  ein  Vertreter  vom  erEten  Rai^,  idite 
der  Papst  sendet,  bezeichnet  werden  dOrfte,  hat  aiTgesdiiBB 
Anhaltspunkt.  Selbst  Gundissolvus  nennt  auch  die  Pn^ 
gesandten  legati*). 

Die  älteste  Bezeichnang  fDr  einen  Diplomaten  rnte 
Banges  war,  wie  wir  gesehen  haben,  der  AgententiteL  Er 
blieb  während  der  ganzen  Periode  ^r  derartige  ofiSöcfleDf- 
maten  allerdings  noch  in  üebung-  Noch  in  einem  Edde^ 
Staaten  von  Holland  vom  29.  M&tz  1651  beisst  es:  .Aaku» 
denrs,  Besidenten,  Agenten  of  andere  Ministers  van  CaBf^ 
Princen.  Repnblyquen,  of  andere,  de  naam  van  pabtione  MBäfl" 
dragende"').  Allein  schon  im  sechszeboten  Jahrnnadat  ■■■- 
er  durch  den  damals  aufgekommenen  und  sdueD  bcGdt  b- 
wordenen  Residententitel  als  weniger  voroehm  in  des  &£• 
grund  gedrängt  worden.  In  noch  höherem  Hause  'witatt* 
Öim  dies  in  dem  siebzehnten  Jahrhundert,  obmi  wir  iKi 
noch  fOr  diese  Zeit  Beispiele  bringen  könnoi ,  dass  (■  ^' 
derselbe  Mann  auf  demselben  Pqsten  ohne  Cntencfaied  J^i 
und  nResident"  genannt  wurde  ^). 

Andei-erseits  gab  es  schon  seit  dem  Ende  des  iijLhJ»iw| 
Jahrhunderts  Agenten,  die  weder  die  Stellung  noch  fie  Bidvi 
nnd  Pflichten  eines  öfFentlicben,  internationalen  Boten  boMBi 
Bei  der  dürftigen  Entwickelung  des  ZeitungswesaujeeerPtn^i 
,kam  man,  um  sich  genauere  und  sichere  Kande  voi  da  I^ 
eignissen  des  Tages  eu  verschafTen,  auf  den  Ausweg,  aa  Otv\ 
welche  ffir  die  Beobachtung  des  Verlaufes  der  Tagwbtp»! 
heiten  blondere  gOnstig  gelegen  waren,  Agenten  aamcte^l 
denen  die  Verpflichtung  oblag.  Ober  das,  was  sidi  in  der  ^c^ 
Wichtiges  ereignete,  an  ihre  Auftraggeber  Beriebt  an  enttsc  I 
Die  Tätigkeit  dieser  Leute  entsprach  „Int  Wesentütte  -H 
Wirkungskreise  der  heutigen-  Zeitungskorrespondentea.*  '* 
sonders  ausgebreitet  war  dieses  Agentenwesen  zsr  Zot 
dreissigjähngen  Krieges.  So  hatte  Sachsen  damals  wtk- 
Korrespondenten  am  kaiserlichen  Hofe,  einen  ni  AagEtarF- 
Ober  die  Voigänge  in  SQddeutschland  zu  berichten  hatte,  c 


1708.    S.  7.    Moser,  Der  BelsradiBche  Friedeoiufalaw.    Jeu  IT«  i 
Nemeiti  lY,  120. 

')  Beckman,  Thei.  8.    Howell,  293  f. 

^  Bnmiu,  II.  c.  1. 

')  GermoDins,  220. 

*)  GuDdiBBalras,  P. :    „Praetere*  animadDerteadum  asL  faoi  «" 
Legaiug  didtuT:  qai  a  dritaU  nel  pronintia  ad  aii»m  Bittttar." 

»)  Bynkerehoek  n,  123. 

*)  Z.  B.  1664  der   brandenbotKiKhe  Arent  Beck.      To^  Mn-' 
nnd  AkleuBtQcke  xur  Geschichte  des  gr.  Kort  B,  30l  t  n.  3H.  m. 
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i  Berlin  fOr  Pomroeni  and 
Schlesien  and  Polen*).  Za 
n  gehörte  eine  enge  FQblaag 
V  L&Dder,  ober  die  Berichte 
politJECher  Blick,  um  Wesent- 
scheiden; man  nahm  daher 
reiche  bereits  durch  eigene 
isassen'),  und  gab  dadurch 
te  einige  Bedeutung.  Dieser 
len  die  schon  ohnedies  mOh- 
jener  Zeit  zu  den  wirklichen 
Btattem  zu  rechnen  sei.  Die 
,  dess  in  derselbm  Person 
oder  dass  ^o  Korrespondent 
ftuch  die  internationalen  ge- 

ndententitels  neben  dem  des 
«tiker  gehört  werden.  Zum 
ir  diese  Bezeichnung  in  dem 
;war  gleich  dort  der  Praxis 
:erer  Art').  Auch  Kirchner*), 
ieb,  scheint,  wenn  er  auch 
landten  in  „temporarli"  und 
Ober  klar  gewesen  zu  sein, 
Sinne  eine  geringere  Rang- 
ires,  wie  man  aus  demEnd- 
□g  schliessen  darf.  Von  jener 
welche  über  Gesandtschaften 


ger  Zeitnng.  Lefpilg  186a  S.  4  f. 
tütet  KoimpODdent ,  „lo  16  Jahr 
[ewesen."    Witilebea,  0. 

;aU)nitii  in  daiGe  propria  censer« 
lam  relationiB,  ut  vocant,  gnlia 
ttore*,  neque  ex  legsti  Jure,  aed 
,  TUÜB  de  cansHB,  ut  siot  ntm-r 
quam  obsides.  Quo  geDere  habeo, 
m,  ad  portam  Tnrdcam.  Et  iu 
pit . . . .  Aat  m^oris  fidaciae  et 
R^a  Galliae  reBidentam  in  Dtmia 
qui  plnrimoa  annos  ibidem  de- 
in\  ofudi  ergo,  potentioris  aulun 
I  et  aliomm  iu  aula  Imperatoria 
fieri  nequeat,  ut  quispiam  diu- 
ex  pacto  Bingalah  miasos  Resi- 
in  alteriua  profiocia  taiu^uam  Le- 
os; quales  ttegis  Galliae  in  Regno 
munua  praecipnum,  neqne  quid 
mnt,  intenit,  tum  ad  suoa  räfe- 
iverei,  ne  quia  forte  hoc  eiiatimet, 
«boB."  Vergl.  Hotman,  3f- 
II 
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handelo,  geläufig*).  Ja,  üeine  Qberwiegende  Beliebtheit  vor 
der  Bezeichoung  „Agent"  verf&hrte  sogar  mehrere  Gelehrte, 
ihn  fOr  einen  höheren  als  jenen  auszugeben,  ohne  dass  sidi 
doch  dieser  Vorzug  in  der  Praxis  streng  nachweiseo  liesae. 

Zuerst  finden  wir  eine  derartige  Auffassung  hei  Besoldiu 
erwjlhnt:  „Quidam  inter  Ageutes  et  Ainbassatoree  mediam 
speriem  intei-poneie  solent:  quos  Resideatee  vocant,  AReotibiu 
superiorea,  inferiores  Legatis"  ^).  'Wer  unter  diesen  „quidam"  zu 
verstehen  ist,  haben  wir  uns  vergeblich  zu  erforschen  bemOht. 

Es  folgt  Howell,  welcher  fOr  die  Zeit  um  1660  als  Nom 
angiebt:  „ante  aliquot  annos  norus  quidam  Status  Minister 
est  institutus,  Residens  appellatua,  cui  Agens  cedit,  ut  ille  Le- 
gato.  Agens  autem  et  Residens  sunt  perinde  in  tuto  atqne 
Legati,  at  minus  splendent,  ut  minus  pDSSunt"  '). 

Wider  rlie  historische  Wahrheit  giebt  Hovell  d^n  Reu- 
dententitel  als  einen  jQngst  entstandenen  aus,  obgleich  de^ 
selbe  damals  bereits  anderthalb  Jahrhunderte  alt  war. 

Eine  andere  Ansicht  ober  das  Aufkommen  der  Residai- 
ten  mQssen  wir  hier  noch  anfahren ,  weniger  um  ihrer  fldbit 
willen  als  dem  Umstände  zu  Liebe,  dass  der  ehrworiitie 
Moser  ihrer  gedenkt. 

In  einer  von  Faber  abgedruckten  Schrift  aus  dem  Jahn 
1708,  die  zur  Zeit  der  damaligen  Unruhen  in  Köln  aus  tat- 
tisch  katholischen  Kreisen  hervorging,  beisst  es: 

„Residens  seu  Minister  tei-tii  ordinis  difi'ert  quod  ad  is- 
definita  negotia  apud  alium  Principem  tractanda  et  ad  ntioB« 
Domini  sui  quoquo  modo  pramovendas  illimitate  ae  nalla  in 
pompa  (lestinatur,  ideoque  stataiius,  perpetuua  et  ordiuriK 
appellatur.  Hujusmodi  ministrorum  origo  Ferdinando  Sagid, 
Castiliae  Regi,  tribuitur,  quem  alii  deinde  secuti  sunt"*). 

Wir  übergehen  alle  anderen  Punkte,  welche  in  dieHr 
Erläuterung  Bedenken  erregen,  einschliesslich  der  koluai 
Verquickung  Alfoos'  des  Weisen  von  Castilien  mit  Ferdiniid 
dem  Katholischen  von  Aragonien,  und  bemerken  nnr,  du 
Marselaer,  auf  dessen  AutoritSt  sicherlich  diese  Notit  nitti-  ' 
zuführen  ist"),  tatsftchlich  nur  ganz  allgemein  behauptet.  A 
Einrichtung  ständiger  Gesandtschnften  auf  Ferdinand  mtir 
filhren  zu  können.    Der  anonyme  Autor  wusste  aber  so  tmf 


')  AiiMer  den  Hbon  oben  cttirten  be<leal«idcreii  Autoren  fB|L  üA 
B«ckinu],  Th.  H.  Plotho,  rnembr.  II.  Betbel.  I.  %  4.  BOgtlHT,  (  H- 
Btlcken,  II.  etc. 

')  Beaoldiu,  16. 

")  Howell,  283.    VcmI.  Wieqüefort,  197. 

')  Faber,  Slutikaniley  SIT,  827. 


"i  MsTBeUer.  319  f.:  „OpiooF  autem,  Ferdinjuidiuii  iitinrt  Itak 
Kern  Castellae  ad  Galloa  alioBqae  Prindpes  pTimtmi  conSounriMt 


babuisBe  LegatioDes:  quaruni  iMttm  et  coninoduin,  abi  ceteri  Prticlpal^    i 
tellexere,  secuti  sanL"  ^ 
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TOD  der  Entwiekelang  der  Gesaudtschaften,  obwol  er  Wicque- 
fnt'sWerk  benutzt  hat'),  dass  er  ganz  getrost  die  „coDtJnuas 
LegKtioneB"  des  Harselaer  mit  den  ResidenteD  seiner  Zeit 
ideotifieirte'). 

Ein  neuerer  Historiker  endlich,  Lappenberg,  spricht  sich 

aber  die  Entstehung  der  Residenten   lolKendermaassen    aus: 

aDer  Titel  eines  Residenten  ward  anfänglich,  als  zuerst  blei- 

beode  Gesandtschaften  errichtet  wurden,  mit  dem  Gesandten- 

aiid  selbst  Botschaftei-titel  vereinigt.     Bald  darauf  fing   man 

an,  den  ausserordentlichen  von  dem  oi-dentlichen ,  d.   h.   blei- 

bendeo  Botschafter  zu   unterscheiden  und  zur   grösseren  Aus- 

HJehnong  zu  gestalten;  der  Name  des  Envoyä  orilinaire  ging 

in  den   des  Residenten  über,   bis  dann  for  diesen,   wenn   er 

»ehr  geehrt  werden  sollte,   freilich  sehr  uugmmmatisch ,    da 

«r  zu  einer  bleibenden,  ordentlichen  Residenz    bestimmt  war, 

4er  Titel  eines  ausserordentlichen  Gesandten  erfunden  wurde"  ^). 

Nun  steht  aber  fest,  dass  nicht  erst  zu  einer  Zeit,   wo 

4er  Titel  eines   Ambassadeur    extraordinaire    „zur  grösseren 

AmeichnuQg  gestaltet  wurde",  d.    h.,  wie  wir  sehen  werden, 

B  der  tweiten    Hälfte  des  siebzehnten  Jahrhunderts ,  die  Be- 

Kichnung  „Resident"   flblich    wurde.     Auch  die  Behauptung, 

dw  sieb  der  Residententitel  aus  dem  eines  Envoyä  entwickelt 

Ue,  ist  irrig  und  lAsst  sich  dui-ch  nichts  unterstützen.    Lap- 

prnberg  hat  sieb   wahrscheinlich  zu  dieser  Angabe  durch  die 

iifUDientatiOD  der  Vorkämpfer  für  den   Rang  der  Residenten 

itriaten  lassen*). 

Die  Benennung  „Envoy^"  scheint  in  der  Periode  bis  um 
ä»  Mitte  des  siebzehnten  Jahrhundert»  im  Vergleiche  zu  dem 
BtadeDten  durchaus  noch  keinen  voi-nehmeren  Klang  gehabt 
Bi  haben.    Sie  ist  die  Uebei'setzung  von    „ablegatus"  und  ist, 


■)  Faber  XIT,  230,  vfralidieii  mit  Wicquefort,  120. 
^  Viel  bener  »t  die  ori  Lftnig  wiedergegebene  Aneicht.  The&trum 
imedale  blMorico-politiciun.  Leipdg  1719.  1,369;  „Dieee"  (die  Be. 
MmIb)  sbaben  ihren  NameD  a  Reeidendo,  weil  sie  so  lu  redeo  immer 
p  iIb^  Orte  oder  Hofe  «UeD  bleil>eii  nnd  lieh  duclbat  aufhalten.  In 
ihi  Zdtoi  hat  du  Wort  Raiident  ebenso  viel  als  Gesandter  geheiBsea, 
mt  Ben  bat  ea  promiicue  gebraocbt  und  t.  E.  «nem  (iesandten,  der  nach 
HMumn  B«ner  ersten  CommieaEon  an  einem  Hofe  sich  bo  zu  reden  b&us- 
ick  aiedergelaesen,  desiwegeo  den  Titul  Heeldent  gegeben.* 
■)  l^penberg.  417  f. 

*i  ScUM  BeweisfDlining  ist  vielleicht  auf  Hagedorn ,  Discours  sur  lea 

I      ttfran  Charactiree    des    enTo;£s    extraordinaireit  etc.  bei   Moser,    Der 

E     Bripadiaebe  Friedenaichliua.  Jena  1740.    [Die  Schrift  erschien  1736  anonym 

m  Aaaterdan,  bat  aber  sicher  den  Residenten  H.  aum  Verfasser.    Ve^ 

rtiilsliig  II,  114]  S.  40  xorOcknifCihreu :  „Lee  Envoyte  ordinaires  fiüaaM 

^  longM  Rdaidcnce  i  la  Cour  oa  k  la  Republique  oü  ils  furent  envores, 

to  norat  la  nom  de  RMdent,  caract^e  dont  an  attribiie  Torigine  k  Fer- 

4H0i|  Boi  des  Castilles.  (!)  On  remarqne  meme  autrefois  ce  titre  aux  Mi- 

Vllna  da  prenier  ordre,  c'est-k-dire  aux  Ambassadeurs  ordinaires." 
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seit  dem  fun&ehnten  Jahrhunderte   bekannt,   Öfters  im  seehs- 
zehnten  angevrendet  worden. 

Pasch^ius  scheint  an  diesen  Titel  zu  denken,  wenn  er 
die   „inisEi"  als  Gesandte  zweiten  Ranges  erwAhnt*). 

Auch  das  Wort  „ahlegatus"  hatte  erst  nach  der  Ein- 
fQhrung  der  zweiten  diplomatischen  Rangklasse  eine  neue, 
diese  Stufe  bezeichnende  Bedeutung  aogenonimai.  Noch 
Varsevicius  gebrauchte  den  Ausdruck  als  einen  Gattungs- 
begriff für  alle  Diplomaten").  Dagegen  biessen  vom  debidiD- 
ten  Jahrhundert  an  die  Gesandten  zweiten  Ranges  bei  tatk 
allen  Theoretikern  „abJegati",  ohne  dass  der  Titel  noch  viel  ia 
der  Praxis  gebraucht  wurde  ^).  Einer  weiteren  Verbrütnng 
erfreute  sich  seine  französische  Uebersetzung,  die  im  siebidu- 
ten  Jahrhunderte  ziemlich  häufig  neben  dem  Residententitfll 
angewendet  wurde*). 

In  der  Fachlitteratur  findet  sich  das  Wort  ^ablegatut' 
znm  ersten  Male  in  seiner  neuen  Eigenschaft  bei  Kirchner, 
und  ebenda  erscheint  zum  ersten  Male  als  identisch  mit  abto- 
gatuB  die  Bezeichnung  „Envoyö"*). 

Die  Italiener  haben  sich  den  Titel  mit  «inriato' 
Qbersetzt, 

Die  Deutschen  gebrauchten  oft  die  BezeichDung  ,  Abge- 
sandter"  oder  „Abgeordneter"  als  Uebertragang  rar  ablip- 
tDs;  aber  diese  Uebersetzungen  gelangten  nicht  lur  ofBeiaUiB 
Reeeption,  geschweige  denn,  dass  sie  uen  franzteiBcheii  Nim 
verilrflngt  hätten.  Ueberhaupt  sind  die  deutsehen  Temdai, 
wie  sie  in  der  diplomatischen  Nomenctatur  kein  ordeoüiches 
BOrgeiTecht  erlan^n,  nie  streng  für  bestimmte  RangUuM 
fixirt  worden,  sondern  wurden  nach  dem  Belieben  der  rä- 
zelnen  Fürsten  und  Gelehrten  in  schwankender  Bedeotm; 
gebraucht  BortiuB  versteht  unter  Abgesandten  dasselbe  lis 
unter  „deputati"  oder  „selecti  viri",  d.  h.  die  Vertreter  m 
nicht  souveränen  Staaten*),  und  Conring  geht  noch  eina 
Schritt  weiter,  indem  er  nur  die  Boten  der  Forsten  an  Jin 
Untertanen  mit  diesem  Titel  bezeichnet  wissen  wlllÖ.  D^ 
neben  gab  es  aber  noch  zu  seiner  Zeit  eine  grosse  zäu  ra 
Deutschen,  die  Oberhaupt  zwischen  legatus  and  ablegatns  oder 

•)  PascfaaliQB,  6.  9. 

")  V&rseTtciuB,  ä5  Terglichen  mit  101. 

■}  Uilckea,  17.  GuBer,  10.  HeinBiaB,  22  f.  Nea  etiSatm  Emu^ 
iHches  Sta&uitlnlaturbuch.  Leipug  1725.  9.633.  Hoacr,  Belender  FiM» 
■chluBS.  20.     Nemeitz  IV,  120. 

*l  Augger  den  io  der  Torigen  AnmeikiUK  genunten  Schrittitjw 
Tergl.  Doch  BieIfcM  II,  S18.  Facuaul,  Einleitaag  m  me  lamiDÜiehen  Gmak- 
schaftsrechie.  Wien  1777,  8.  15.  HeUbach,  Huidbnch  it  "  "^ 
Ansbach  1804.    S.  192. 

»)  Kürcboer,  13. 

■)  Itortins  bei  Arunaeiu  I,  324. 

')  Conring  IV,  1003. 
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Ckaandten  und  Abgesandten  gar  keinen  Untei-schied  machten, 
BOndern  auch  den  Abgesandten  zu  den  Diplomaten  vom  ersten 
Range  z&hlten').  Das  im  Anfange  des  achtzehnten  Jahrhun- 
derts vie1fiEu:h  tar  maassgebend  gehaltene  Staat^titulaturbuch 
kennt  sie  sls  Mitglieder  der  zweiten  RangstafTel  ^),  und  seiner 
Angabe  folgen  Moser  und  Nemeitz "),  während  sie  in  der 
W^eapitulaUon  Josefe  II.  als  Boten  der  Reichsritter  nicht 
tsomal  zu  den  eigentlichen  Diplomaten  gerechnet  wurden 
(XXIU,  g  2).  Trotz  alledem  trägt  Bielfeld  kein  Bedenken, 
(nneneits  die  Abgesandten,  als  deutsdie  Uebersetzung  von 
^ambassadeure"  ebenso  gat  wie  die  Gesandten  in  die  erste 
nasse  zu  verweisen*). 

Fassen  wir  jetzt  das  fOr  diese  Periode  gewonnene  Resul- 
tat kurz  zusammen. 

Wir  haben  zwei  Rongklassen,  die  Ambassadeurs,  legati  auf 
igt  einen  Seite  und  die  Agenten ,  Residenten,  Envoy^s,  able- 
giti  auf  der  andern. 

In  der  zweiten  Klasse  ist  die  älteste  Bezeichnung  die 
der  Agenten,  die  jQngste  die  der  Envoyäs. 

In  der  allmählichen  Entwickelung  innerhalb  dieser  Klasse 
bs  es  dahin,  dass  der  Resident  und  der  Envoyä  fQr  vor- 
ichmer  galten,  als  der  ältere  Bruder,  der  Agent.  Trotzdem 
(tbOrte  aber  auch  der  letztere  zu  derselben  Stufe  eines  ofß- 
ddleii  Diplomaten  zweiten  Ranges  wie  die  beiden  anderen. 

Bald  sollte  der  Envoyä  den  Agenten  an  dem  Residenten 
lltkn  und  als  Envoyti  extraordinaire  den  letzteren  noch  weiter 
tJBter  sich  zurücktreten  lassen,  als  erst  der  Resident  den 
tfiaAm  in  den  Hintergrund  gedrängt  hatte. 


Zweite  Periode. 

Tn  in  Kitte  des  siebzehnten  Jahrhanderts  bla  cb  den 

BcHklBsBcn  ron  Wien  nnd  Aaehen.    Zeit  der  drelflMhen 

Abstnftang. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  siebzehnten  Jahrhunderts  er- 
.boben  sich  neue  Schwierigkeiten,  als  man  begonnen  hatte, 
itn  residireoden  Diplomaten  ersten  Ranges  den  Titel  „um' 
baisadenra  extraordioaires"  beizulegen,  und  als  nach 
dtt-  Analogie  dieser  neuen  „ausserordentlichen"  Botschafter 
tneh   B^^^oidinaire"    Envoy^s  auf   den   ständigen   Gesandt- 


')  V«rgL  Wieqnefort,  94. 

*]  Neu  erOfibetet  EnropUtchea  StutBtituIfttarbiich,  633. 

*)  UoMT,  BelgradiKher  Friedeiuscliluia,  LS.  20.    NemdtE  IT.  120. 

«)  BUftU  U.  810. 
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gcbafteposten  erschienen,  welche  fitr  sieh  den  Vorrang  vor  den 
Residenten  forderten. 

Die  Bezeichnung  „Ambassadeur  extraordinaire"  ist 
der  Natur  der  Sache  nach  ebenso  alt  wie  die  stündigen  Ge- 
sandtschaften und  wie  der  schon  im  fbn&ehnten  .Tahriitutdert 
nachweisbare  Titel  „ambassadeur  r^ident"  oder  „ordinaire". 

Bis  gegen  die  Mitte  des  siebzehnten  Jahrhunderts  flüirto 
logischer  Weise  nur  der  Gesandte,  welcher  wirklich  mit  ^em 
speciellen  Auftrage  abgeschickt  wurde,  dieeen  Titel,  wie  Lan- 
celot  richtig  anhebt:  „Celuy  qui  reside  ordinairement,  est 
un  homme  enuoyä  de  Prince  k  Prince  auecqne  aathorit^  de 
traitter  ce  qui  conceme  l'honnenr  et  Tatilitö  de  tons  Im 
deux.  Et  l'exti-aordinaire  est  aussi  un  homme  enuoyd  de  Prince 
k  Prince  pour  une  demonstration  de  ioje  ou  de  deall,  afia 
de  conserver  l'amitiö"  •). 

Doch  schon  wenige  Jahrzehnte,  nachdem  diese  Defioitioi 
gegeben  war,  um  1660,  kam  der  Brauch  anf,  einen  stiodiga 
Ambassadeur  ehrenhalber  mit  dem  Prädikate  „aosserordeit 
lieh"  auszuzeichnen.  Wicqnefort  sagt  dartiber:  „H  n'yapu 
longtemps  que  Ton  n'employoit  les  Ambassadeurs  Extraontt- 
naires  qn'&  la  n^gotiation  d'un  seul  traitt^ ,  on  pour  hin  n 
compliment  d'obedieace,  ou  h  Toccasion  de  radvenemeot  t  li 
Couronne,  d'  une  ceremonie  de  baptesme,  de  mariage  rtc 
Aujoordhuy  Ton  ne  donne  &  1' Ambassadeur  la  qualit^  d'Eitit' 
ordinaire,  que  pour  luy  faire  d'autant  plus  d^honneor,  et  pnr 
augmenter  ses  appointements  extraordinairement"  *). 

Einen  weiteren  Grund  zu  dieser  Neuerung  lässt  uns  aiai    i 
Stelle  des  Franquesnay  erkennen:    -il  arrive  soavent  qiehl 
Puissances  pour   ne  point  donner  de  dägoflt  aux   ordinüre^ 
leur  donnent  le  caractere   d'extraordinaires  pendant  la  irfgi- 
ciation  dont  ceux-ci  soot  charg^"*). 

Diese  Sitte  wurde  immer  häufiger,  so  dass  ee  in  dea 
achtzehnten  Jahrhundei*t  bereits  selten  vorkommt,  duB  öl 
Gesandter  ersten  Ranges  nicht  auch  den  Titel  eines  «aB■e^ 
ordentlichen"  führt.  Schon  die  RivalitAt  der  M&chte  ntv 
einander,  von  denen  keine  auch  nur  in  dem  kleinsten  Bii||- 
unterschiede  zurückstehen  wollte,  trug  weeenUich  dazu  t«^ 
diesen  Titel  einzubQi^ern. 

Man  lasse  sich  dadurch  nicht  irre  machen ,  dass  LOnig*) 
schreibt  und  Stieve*)  ihm  beistimmt,  „ein  ordinairer  AnibM- 

')  Luicelot,  170.  Oennoiiiai,  der  Zdtgmiou«  CnnigmX  ll«  if^ 
liehen  Verf.  der  eben  citinen  Schrift,  MgtUmhcb:  „Hi  [vi  grüiiini|Mi 
miBBi]  Legiti,  Retideotea,  et  Ordlnarij  ■ppeUrnntnr,  Uli  [«d  uhitMfaaifc 
missi^  Tero  Eitraordtnarij,  qaippe  extn  ordlnmi  mini."    (S.  186.) 

')  Wicquefort,  438. 

")  I-'ranqneeiiaj,  Le  miniBtre  public    Anuterdam  1731.    8.  SC 

*)  LQDig,  Theatram  Ceremomale  I,  368. 

')  Stieve,  EnropftischeB  Bofcercmoiiid.   Leipsig  17U.    S.  90K.  tw^ 
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dear  Beye,  welcher  ordeotlkh  an  einem  Hofe  zo  reeidireo 
pflege  DDd  Ofiten  viele  Jahre  daselbst  zu  bleiben,  auch  alle 
AffiüreD  seines  Principalen  an  dem  Hof,  wo  er  sieb  aaf- 
halta,  EU  besorgen  habe;  ein  extraordinairer  aber  werde  zu 
gewiBSOi  Zeiten,  ohne  alle  Intention  Residenz  zu  machen,  und 
nur  ein  gewisses  negotium  zu  traktiren,  z.  £.  zu  gratuliren, 
m  coodoliren,  Mariagen  zu  stifften  etc.  abgeschickt  und  reise 
nach  Erisngong  seynes  Entzweckes  wieder  zurück." 

Es  ist  dies  auch  einer  der  Falle,  wo  ein  Gelehrter  seinem 
wol  ausgebanten  System  zu  Liebe  der  Wirklichkeit  Gewalt 
mzntan  versuchL  Moser  tritt  solcher  Anschanung  mit  Recht 
entgegen:  „Ein  anderes  ist  also:  ob  einer  ein  ordinairer  oder 
beständiger  Gesandte  seye?  ein  anderes,  ob  er  Bich  also 
Kbreibe?'' 

Das  neunzehnte  Jahrhundert  hat  den  unzutreffenden  Sprach- 
gefaranch  abentommen  und  in  der  weitesten  Ausdehnung  bei- 
bdhalten'). 

Man  stritt  sich  Mher,  ob  der  Ambassadeur  extraordi- 
uire  rine  höhere  WQrde  bekleidete  als  der  ordinaire. 

Aber  nach  den  Aussprachen  aller  Autoritäten,  unter  denen 
wA  auch  praktische  Diplomaten  befinden,  nach  Wicquefort*), 
Giiaer"),  Calliftres*),  Moser  ■>),  Bielfeld^)  und  Paccassi')  etc. 
kun  kein  Zweifel  sein.  Die  ausserordentlichen  Graandten 
ran  ersten  Grade  nahmen  keinen  höheren  Rang  ein  als  die 

Söbnliehen.  Nur  hatten  sie,  ohwol  auf  einer  Rangstufe  mit 
Letzteren  stehend,  einige  Ehrenrechte  voraus.  So  wurde 
L  B.  in  Frankreich  nur  der  Ambassadeur  extraordinaire  drei 
Tue  lang  auf  Staatskosten  in  dem  eigens  dazu  bestimmten 
Paute,  welcher  davon  den  Namen  „hfttel  des  Ambassadeurs 
otnordinaires"  trug,  beherbergt  und  bewirtet^)  und  besou- 
dcit  feierlich  vom  Könige  b^rOssf);  so  hatte  in  Spanien  nur 

iHOnioaMD  AtImb-  octer  Zeitsna-ScUasiel.  BToonscbweig  1721.  ZwDiße 
<W    S.tt8. 

1)  Alt  der  MUMrordntticfae  Botaehafter  DeuUchluda  in  Paris  18B0 
hpta  ZtSt  beorianbt  war,  wurde  (em  Vertreter,  am  eüen  Dntenchied  cu 
nocn,  nicht  ala  anaaatndentlicher  Botscbafter ,  aoodem  als  Botachafter 
k  Uli  III  iTiiiillli  lim  AnsaiOD  accreditirL 

*)  Tncqnrfbrt,  4SB  f. 

*i  Ommt,  10. 

')  CUlttraa,  Dt  la  maoüre  de  n^oder  avec  lea  SonTeraini.  Anuter- 
«■  1118.    8.  77. 

■)  Höht,  BelgndlMher  FriadensichlDia,  17:  Bertr&ge,  259. 

•I  KäOAi  n,  810. 

't  PMcaüi,  1«  t. 

^CalUlm,  45.  87.  Zwar  aast  Wicquefort,  4»1 :  „En  France  l'on  ne  (tdt 
>  aattoedon  entte  lea  ordiDairet  et  lea  extraardinairea';  allein  ich 
riMbe.  BaD  mnaa  Uer  mabr  dem  franiaBiBcheD  Diplomaten  Calli^Bs  ala 
^B  oft  flacht^  atbaitendeo  Wicquefort  Glaaben  achenkeo.  —  Cbrigena  sab 
Bi  Midi  fn  Haag  aineB  dgenen  Palait  f&r  die  ausaerordentlichen  Itotschaner. 
TtrgL  WievHfiirt,  49a 

*)  Litoig,  Tbeatrnm  Ceremoniale  I,  S68, 
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er  (las  Recht,  einen  öifentlicheD  Einzug  zu  halten')'  ^^s  bU 
gegen  das  Ende  des  siebzehnten  Jahrhunderts  allen  Diploma- 
ten der  ersten  Klasse  freigestanden  hatte.  Im  Haag  worden 
endlich  die  ausserordentlichen  Gesandten  bei  jeder  Audienz 
vor  den  Generalstaaten  mit  denselben  Ehrenbezeugungen  anf- 
(fenommeo,  welche  sie  das  erste  Mal  empfangen  hatten,  wfthreDd 
die  ordentlichen  Gesandten  nach  ihrer  Antrittsaudienz  mindere 
Ehren  genossen^).  Auch  durch  ein  grösseres  Gefolge  suchte 
man  dem  Ambassadeur  extraordinaire  einen  höheren  Glanz 
zu  verleihen^).  Ausserdem  hatte  er  den  Vortritt  vor  seinem 
Collegen  ohne  dieses  Prädikat,  wenn  beide  von  demselben 
Landesherrn  abgesendet  norden  waren  ^).  Nirgends  aber  iw 
det  sich  auch  nur  die  Spur  von  einem  politischen  Voireelite 
des  ausserordentlichen  Gesandten  vor  dem  ordentlichen.  Dv 
curieuae  Avisen-  oder  Zeitungs-SchlOssel  sagt  daher  mit  Bedit: 
„der  Extraordinaire  zeichne  sich  vor  dem  Ordinairen  blos  dnrd 
besseres  Trai'tament  und  Französisches  Cerenioniel  aus' '). 

Wenn  aber  ein  Monarch  seinem  gewöhnlichen  Ambassi- 
deur  an  einem  Hofe  zum  Zwecke  einer  VerhaDdlung  das  Prl- 
dikat  extraordinaire  beilegte,  so  hatte  der  also  AuagezüeluMle 
den  Vortritt  vor  allen  Ambassadeurs  extraordinaires,  weldw 
sein  Landesherr  vielleicht  noch  gleichzeitig  an  demselben  Hofe 
hatte«). 

Wie  es  mit  der  Richtigkeit  der  von  Nemeitz  abemiitld- 
teo  Nachricht  steht,  dass  „die  Proeuratores  von  8t.  Hin  n 
Venedig  niemals  ordinaire.  wohl  aber  extraordinaire  Gesudt- 
schafften  über  sich  nehmen" ''),  ist  uns  unbekannt-,  sehr  nüa- 
scbeinlich  lautet  sie  aber  nicht. 

Die  Vorrechte  eines  Gesandten  ersten  Ranges  vor  dn 
niederen  Collegen  waren  im    Wesentlichen  nur  ceremonieller 


>)  Gaaser,  U.  18. 

*)  Wicauefort,  491. 

')  Tergl.  filr  die  Generalstuteu  du  Reglement  vom  26.  Joli  11D0. 
Treede  II.  1 ,  BijlaRe  XIV,  32  f.  Duiach  mvu  ein  uuerordentlieb«  8*- 
BBDdter  „ter  eere  ran  den  sta&t"  in  aeinein  Uefbl|^  haben  einen  Pcedip, 
eiueo  Sekrelür.  twei  ijchreiber,  einen  Hsoabo&neuta,  swei  lechniAB^i 
Kutschen  mit  den  dacu  gehörigen  Lenlen,  zwei  Pagen,  kcht  Lakaia,  ni 
Kutscher,  >«ei  Vorreiter,  einen  Portier  und  noch  so  nel  Uneebatolt 
als  er  lur  HauBhaltunA  nOtig  htt 

*)  Moser,  BelpaHiacher  FriedenagchlusB,  17:     „_     

Sleich  und  genieasen  meiatena  einerlej  Cwemoniel,  nur  Itaiet 
em   extraordinairen  äea  Itang,   wenn   beede  an   einem  Orte  ■ 

kommen,  welches  »ber  sehr  selten  geachiehet"    VergL  ibidem  45  in  fa 
Hagedornscheu  Abhandlung.    Heinaiua,  24. 

")  Zwölfte  Ofnung.    8.  494. 

°)  Franouesnay,  26:  Wenn  Ambusedeun  ordinmirei  zu  extraoriiaik« 
erhoben  «erden:  „dana  ce  cas-U  ceux  qui  ätoient  AmbasaadMin  Mi- 
nores ont  le  pas  sur  ceux  qui  lont  venus  comme  eztnu>rdinaiici,  pn  k 
raison  qu'ila  Bont  plus  anciens  Ambaasadeon." 

')  liMoeiti:  IV,  142  f. 
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gestaltete  sich  das  Ver- 
veitea  Rangklasse"). 
i  extraordinaire",  in 
inen  Gesandten  vom  zwei- 
e  des  sechszehnten  Jahr- 
-sprünglich,  wie  der  Name 
:hicktea  Diplomaten.  Ais 
Jahrhunderte  das  Attribut 
leines  eigentlichen  Sinnes 
ichen  Charakter  einer  Mis- 
enden  Beiworte  umgeprägt 
i  extraordinaires  sich  fUr 
ossen,  die  Residenten,   zu 

zu  fordern.  Sie  wurden 
rungen  unterstützt,  welche 
t  durch  Residenten,  durch 
■ssen  und  damit  dem  frem- 
I  glaubten*). 

Wicquefort  den  Anspruch 
I  der  Marquis  Ginstiniani, 
:traordin&ire  der  Republik 
-langte  sogar  die  Vorrechte 
Eheiterte  aber,  wie  Wicque- 

m  ordinure  le  carftctere  n'eat 

eur  D'ätknt  diffärent  dea  aatres 

pftr  ie»  Equipage«  plus  briUaiu, 

t  eofia  par  les  politessea  qu'oo 

igne." 

>  moiDH  de  tems  k  ud  EDTojrä 

u'i  UD  Ambasudeur  pour  pre- 

AmbaBaadeuTB  d'Espagne,  qui 
lieuTB  ann^  4  le  dispoier  ii 
lint  es,  als  habe  der  Gelmuch 
F&lleD  etwas  abseDommen,  und 
Schwange  ist,  bedienen  sich  die 
iweiteu  BaaigeB." 
EuTOyä  extraordinaire  mit  dem 
D  Rang  diplomatischer  Agenten. 
mg  1^.    S.  596  f. 

extraordinaires  ed  permaneateD 
(zehnten  Jahrbonderta  sehr  Qb- 
remaniale  I,   369  nicht,   ausiu- 

aber  nur  gewisse  Affikren  ans- 
1,   tu  gratuliren,    Mariagen  lu 
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fort  voll  Behagen  erzfthlt,  gftnzlich  mit  sein«!  PrfttensicnieD. 
Der  französische  KOnlg  betrachtete  ihn  ganz  als  im  Range 
eines  Residenten  stehend  und  erliess  1663  eine  ansdrQcUiebe 
Erklärung,  dass  auch  er  keine  andere  Bebandlang  fllr  seiiie 
Envoy6s  wie  fDr  seine  Residenten  verlange')- 

Doch  immer  von  Neuem   erhoben  die  Envoyös  extraordi- 
naires  ihre   Ansprüche,   und   nach  langem  Schwanken  Deigte 
sich   die  Wagschale  um    den  Beginn    des    achtzehnten  J^^ 
hunderts ,  zuerst  an   den  maassgebenden  Höfen  von  Wien  ond 
Paris  ^),    zu    Gunsten    der   anfangs    zurückgewiesenen   Forde- 
rungen"). Von  da  ab  blieben  nur  noch  wenige  Mächte,  welche  die 
alte  Rangordnung  nach  zwei  Klassen  bestehen   liessen*).    Vor 
Allem  gehörte  Venedig  dazu,  das  nach  wie  vor  nur  Ambusi- 
deurs  oder  Residenten  sendete  und  fQi-  die  Letzteren  aÜe  Ehra 
eines  Diplomaten  zweiten  Ranges  forderte.    Aneh  in  Rom  an) 
an  einigen   anderen  Höfen  wurde  der   alte  Brauch  noch  auf- 
recht gehalten*)-     So  in  Kopenha^>en.    Freilich  hat  anch  dort 
schliesäich    der  Envoyä  extraordinaire  den  Sieg  davongetra- 
gen.   Noch   1701   hören   wir,    dass  in  Dänemark    der  «aier- 
ordentliche  pi-eusaische  Envoy6    von   Viereck  vergeblich  des 
kaiserlichen  Residenten  den  Vorrang  bestritt,  und  dass  damili    i 
der  dänische  Hof  erkläi-te,  beide  seien  Minister  zweiten  Rangea'J.    I 
Ebenso   belichtet  noch   173i  der  niederländische   Resident  ii 
Hamburg,  Manricius,  das  Rangreglement  von  Dänemark  stelle 
den  Residenten   sowie  den  ausserordentlichen   Envoy^  ^äÄ- 
massig  in  einen  Rang  mit  den  königlichen  Geheimräten*). 

')  Wicquefort,  531. 

*)  Hagedorn,  BelgrtdiBCher  FriedenBMfalau,  41.  dimra,  71:  ^ 
ce  titre  (Resident)  commence  ii  s'avilir  depnii  qn'oo  a  mia  k  la  Cok  dl 
Frani-e  et  k  celle  de  l'Empweiir  de  1a  diffirence  eatr'enx  et  loa  EnrojaL." 
Cependant  ce  titre  sabBute  encore  Jk  Rome  et  en  d'antna  Comi  M  Bi- 
puDliques,  oü  leE  Räaideiu  sont  traitea  comme  lea  EoTO^aa."  Ludwig  Xlf- 
beslaabigie  1664  in  Wien  rineo  EaTOji  reaideot,  1679  canso  Ennji  sM- 
oraiDaire.     Sorel,  Recneil  det  instmctioDB,  Paria  1884^  8.  66.  79. 

')  Dieser  neuen  Einleilnng  trigt  da«  neu  erOflbete  " "" 

titulatur-Buch  (S.  633)  Rechnong,  wenn  et  Tier  Klassen  t 
Bchelilet,  nämlich  den  AmbasRadear ,  den  Ablentni  odor  „EUtaorihi^ 
Eovoye",  den  Envoy^  ordinaire  („Man  nennt  ibn  iDigemeiii  BgiiJwfi 
iit  TOn  einem  Agenten,  der  noch  geringer  i«t,  wohl  sa  nntanduMi'^  wi 
den  .AbgeordDeten"  eine«  Reichsgrafen  oder  einer  Reichaatadt  TiOkl» 
Buch,  63S. 

')  Tergl.  Moser,  Belgradischer  I-'riedensKbluia ,  25:  „Soiid  irtnii 
tig,  dass  an  einigen  IlOfen  iwischen  enroy^  and  Residenten  ta  Uria- 
GCbied  gemacht  wird,  an  anderen  Hofen  aber  nicht" 

")  Calliixes,  71.  Hagedorn,  Belgradischer  Friedmuchlnt,  41  C  Md, 
La  science  du  BOnvementeot.  Paris  17&4.  T,  49.  Hoabaonier,  bnft- 
isches  (-esandtschafurecht    Landahat  1805.    S.  129. 

'l  Hagedom,  Belj^radiacher  Friedensschloas,  42. 

\)  Difaen  Berichten  stehen  die  Worte  Koldemp-Roasmnge^  M- 
ober,  dass  man  hinsichtlich  des  Ranges  seit  dem  Bwinne  des  adAMB 
Jahrhanderti  gewöhnlich  (saedTsnlig)  die  Gesandten  in  drei  Bums  griril 
habe.    Bei  Wurm,  56-5. 


iklassenordnnng  in  Pol 
^gieruDK  von  StaDJsla 
igB,  schied  man   dort  ( 

und  „legati  minorea", 
n  gezählt  worden  *). 
r  milden  Praxis  stand  ( 
:  andern  Mächten  erleid 
lispiele  1750  dem  pret 
Lch  dem  Beispiele  andei 
')  die  kaiserliche  Majesi 
ich  den  Envoyäs  and  d 

verstatten   werde.   ni( 

1    ancb    den    Resident« 

den    Ministerien   von 

itten  sogar  in  einzeln 
frQher  nur  den  Ambasi 
ißrte  das  Recht  des  Affei 
spricht  ihnen  dasselbe 
D  Höfen  gekrönter  H&t 

Theorie  gemäss  zwar  Jen 
,Ad  manchen  Höfen  v< 
n  den  ausserordentlich 
ihnen  den  Vorrang  üt 
listem  zweiten  Ranges" 
der  EnvofäB  extraor 
her  mehrfach  angebahi 


cuulej  XIV,  ?20  f.  ibgodmc 
ojf»  Ehrenrechte  der  Ambu 
)  quibusdam  ad  Septentrioi 
ram  cDm  Ablegatia  aliquate 
ilujt,  nt  Ablegatls  etiun  exi 
eoMlIu  in  aedibus  a  ae  c 
ioanlgeAtDr"  etc. ,  lo  ist  ( 
iton.  Freie  Religionunsübi 
Hein  ein  Torrecht  der  Geumd 


iiized  Dl  Google 


172  V.  8. 

Dreiordnunp  der   diplomatischen  Würdeo  verwirklicht  wurde, 
konnten  die  Residenten  seihst  in  den   prAssten  Staaten  nicht 
ganz  verdrftnpt  werden.    LUnig  äussert  sich  über  ihre  Stellung 
im  zweiten  Jahrzehnt  des  achtzehnten  Jahrhundert»'):    „Denn 
am  tarkischen  Hofe  passiret  es  wohl  noch,  dass  man  einen  Re- 
sidenten wie  einen  Knvoyä  tractiret,  man  nimmt  es  auch  b« 
denen  Republiquen  eben  so  genau  nicht,  ob  ein  Potentat  EdtovA 
oder  Residenten  zu  ihnen  schikket,  doch  weiss  man  auch  bej- 
denselben  gar  wohl  einen  Unterschied  zwischen  einem  EnroTe 
und  Residenten  zu  machen.    Gewiss  ist,  dass   heute  zu  Tage 
die  Souverainen  nicht  allzu  gerne  Residenten  an  ihren  HlifflD 
leiden,  weil  es  ihrer  Hoheit  nicht  anständig  sein  will,  Leute, 
welche  ohne  allen  Charakter  und  Splendeur  sind,  bev  ihren 
Höfen  unter  andern  ansehnlichen  Ministris  passiren  zu  lassen, 
sondern  sie  wollen  lieber  keine  Gesandte  als  Residenten  nod 
nur  Envoy6s  ordinaires  haben,  wie  denn  ChurfQrst  Johann  Hn^ 
zu  Trier,  als  ihm  Frankreich  einen  Residenten  zusenden  wollen, 
solches  depreciret  und  ausdrücklich  einen  Envoyä  zu  haboi 
praetendiret.    Wenn  man  auch  die  Usage  derer  heutigen  HOfe 
erweget,  so  suchen  sich  die  mächtigeren  von  den  geringeren 
dadurch  gleichsam  zu  unterscheiden,  indem  sie  bey  geringem 
freyen  Staaten  nur  Residenten,  selten  aber  EnvojF^  haKcn.* 
Bei  dieser  polemisch  gegen  Calliferes')  gerichteten  ErftTtnu; 
verlässt  aber  unser  Autor  wieder  einmal  einer  scharf  Il)g^ 
grenzten  Theorie    zu    Liebe  den    Boden  der  Tats&cUicUri^ 
und  J.  J,  Moser,  die  grösste  Autontftt  des  vorigen  JahrhnndettE  ii 
diesen  Fragen,  hat  es  mit  Recht  getadelt:     „Ich  geatAeei 
aber  gerne,  dass  ich  für  den  selbsten  in  Gesandtschafftea  gt- 
brauchten  Herrn  von  Calli^res  disfalls  mehr  Praesumtion  hib^ 
als  far  Herrn  Lunig,  zumahlen  da  gantz  richtig  ist,  dass  sod 
geci'Onte  Häupter  noch  jetzo    öffters   nur  Residenten  an  der 
anderen  Höfen  haben:  z.  E.  A.  1727  waren  nur  Kapertide 
Residenten  zu  Constantenopel,  Lissabon  und  Lenden"'). 

„Wo  iiber  noch  ein  Resident  erschien",  sagt  denelbe  G^ 
lehrte  in  einem  anderen  Werke,  „kam  es  forderist  auf  die 
Etiquette  eines  jeden  Hofes  besonders  an.  Machet  nlnM 
ein  Hof  zwischen  Envoy^s,  Ministem  und  Residenten  der 
höheren  Klasse  keinen  Unterschied,  so  mDssen  es  sieh  die 
Knvoyäs  etc.  auch  gefallen  lassen,  weil  jeder  Sonvenin  ii 
seinem  Hause  Ober  das  Ceremoniel  Meister  ist:  setzet  er  iber 
den  Residenten  eine  Stufe  weiter  herab,  als  den  Gesandia 
der  zweiten  Klasse,  so  können  sich  die  Residenten  ancfa  nidit 
darüber  beschweren"*). 

■l  Lünig,   Theatnim   ceremoniale  1,  369.     Yeisl.   CuriraKi  Ann 
oder  Zeituogs-SchlQuel,  497.    Bvnkenhoek  U,  139. 
>]  CalliArei,  71. 

*)  Moaer,  Belgradiscber  FriedeoBBcbluBs,  24. 
♦)  Moser.  Vereuch  III,  51. 
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Den  Kampf  der  ausserordentlichen  Envoyäs  und  der  Re- 
sidonteD  hatte  eia  heftiger  Federkrieg  b^leitet,  welcher  erst 
in  der  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  allmithlich  zur 
Ruhe  kam. 

Auf  Seiten  der  Residenten  standen  vorzüglich  Leiboiz, 
Calli^res,  Wicqaefort,  Hennigee  und  Hagedorn.  Die  drei  Letz- 
ten hatten  allen  Grund,  sich  zur  Pai-tui  der  Residenten  zu 
schlagen,  veil  sie  selbst  zu  diesen  gehörten,  den  Kampf  also 
pro  domo  fochten. 

Der  Beweis  gipfelt  bei  allen  gleichmässig  darin,  dass  ein 
Besident  identisch  mit  einem  Envoyö  ordinaire  sei,  mithin,  der 
Analogie  der  Ambassadeurs  ordioaires  und  extraordinaires 
gemlss,  kein  Unterschied  zwischen  ihm  und  seinem  ausser- 
ordentlichen Benifegenossen ')  statuirt  werden  dürfe.  Nur 
nriel  wollen  sie  consequent  dieser  Beweisführung  den  Envoyes 
utraordiDBires  zugestehen,  dass  diese,  wie  die  Ambassadeurs 
ntraordinaires  den  Vortritt  vor  den  ordinaires  haben,  ihrer* 
lätB  den  Vortritt  vor  den  Envoyäs  ordinaires,  das  ist  den 
Bcddenten,  haben  sollen,  wenn  beide  von  demselben  Monarchen 
ibgtsendet  worden  wfiren'). 

Von  weniger  bedeutenden  Schriftstellern,  welche  die  Sache 
d«  Residenten  vertraten,  mögen  hier  noch  Hilcken"),  Sutorius*), 
HttDEius'),  Clemens  Bei^")  und  endlich  Cassius  erwähnt  wer- 
dn.  Der  Letztere  war,  obwol  doch  zu  seiner  Zeit  (ungefähr 
1720)  die  Praxis  der  meisten  Höfe  schon  gegen  die  von  ihm 
nrteidigte  Ansicht  entschieden  hatte,  dennoch  halsstarrig  genug, 
tue  Gegner  unverblfimt  als  Hallucinanten  zu  bezeichnen '). 


']  LUoig,  Theatrum  ceremoniate  1.  S6S  unterscheidet  im  Wiilerapiuche 
Umid  iwiichen  ita  EnToye  ordinaire  und  dem  Residenten,  ohne  aber  bei 
tai,  nbrigeu  rein  theoretiatben  Frage  Naclifolger  sefuDden  zo  haben. 

*)  Vicquefort,  531 :  ..L'EnTOyä  n'est  autre  cbo»e  qu  un  Kesident  Eitra- 
«CiitK;  de  Sorte  que  cette  qiülit^  ne  doiuie  poiot  d'nTastage  k  celuy 
fri  ■'(B  trouTfl  rCTMta,  liDOii  entre  le«  Mimstres  d'un  mcBine  Maiatre, 
)■■][  le^nela  l'catnordinaire  precede  tou^oun  l'ordjnaire ,  et  le  deniier 
<«>  Premier."  Tergl.  Calliörea,  66  f.  Hagedorn,  Belnaditcber  FriedenB- 
kUh^U:  -L'lJDioye  n'eit  autre  chose  qu'un  Resident  Extraordinaire"   etc. 

*)  Hilcken^  18:  j,Cui  [ablegato  extraordinario)  ordinarium  Besidentem 
HBM  contradutingiuiDas,    cum  nihil    alind    alt,    quam    extraordinarius 

')  SatorioB,  De  legatiaprimi  ordioie.  .lenaer  Dias,  van  1092.  Jenae 
1711.   a  &.    Veral.  andi  Gaaaer,  10. 

'}  Hdiuiaa,  22.  25,  letit  aber  docti  hinzu:  .,auanquam  in  qulbuadam 
••dlTBlioiM  bonorum  et  ceremoniarum  paullulum  Jifferant.' 

*)  COemeni)  i)(en):  , Weiter  diaiinguiret  der  Aactor,  inter  Legates, 
AUrgaioa  Ezlraordinanos  et  Itetidentes;  so  daas  diese,  ei  secuoda  classe 
«UarUret  nnd  intar  MinistroH  tertii  ordinis,  setzet,  welches  aber,  nach  der 
*Mti|en  Manier,  ein«  gar  schlechle  invention  ist.    Dan,  ex  Doctoribus 

"«rii  Gentium  et  Publici  bekant,  da      '       "  ■     ••  '  -  "■ 

odcrwelcImaDff  einaauaekoml,  dem 
4  Mciudl  ordiaia  vertheilet  werden." 

^J  Caaiiai,  De  Jnre  et  Judice  legaiorum  diatribe. 
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Von  den  Autoren,  welche  die  Aosprüche  der  Enm^ 
exti-aoi'dinaires  unterslützteo ,  aeien  nur  Franquesnay  >),  Pec- 
quet*),  Nemeitz^)  und  Vattel*)  erwähnt 

Gocceji  und  nach  ihm  CnisiuB  wollten  sogar  vide  Rendea* 
ten  überhaupt  nicht  als  oßcielle  Diplomaten  onerkenDen*). 
Der  Angriff  i-ichtete  sich  iodess  Qicht  gegen  die  eigentliehea 
Reeidenten,  gondem  nur  pegen  die  Leute,  welche  nach  aner 
damals  weit  verbreiteten  bitte  für  Geld  oder  als  belohnende 
AuwMchnung  den  Residenteutitel  erlangten. 

Dazu  gehörten  die  Pi-ocuratoi-en  der  deutschen  FQretm 
am  kaiserlichen  Hofperichte  zu  Wien,  welche  fUr  treue  Dienste 
mit  dem  Residenten titel  geehrt  wurden,  ohne  dass  sich  ihre 
Amtsfunctionen  dadurch  äadeilCD*). 

Noch  zahlreicher  war  die  Schaar  von  Residenten,  die  ihna 
Titel  durch  Gunst  oder  fQr  Geld  erworben  hatten,  nm  durch 
diese  Erhebung  eine  höhere  gesellschaftliche  Stellung  eintu- 
nehmen,  und  nicht  minder,  um  von  den  bQi^erlichen  Lasten  be- 
freit zu  werden.  So  finden  wir  seit  dem  siebzebntNi  J■k^ 
hundert  eine  überaus  grosse  Anzahl  derartiger  Titeltoüger  in 
Hamburg.  „Es  gab  stets  einige  begüterte  Borger,  näglm 
i'eiche  Kaufleute,  welche  aus  einem  oder  dem  anderen  Gnude 
einen  diplomatischen  Charakter  suchten.  Gewöhnlich  warn 
es  kleine  deutsche  Höfe,  bei  denen  sie  ihren  Wnnsch  erreiditie; 
doch  bemerken  wir  unter  denselben  schon  in  der  ersten  BiBti 
des  siebzehnten  Jahrhunderts  Dr.  Vincens  Moller,  des  BtTfft- 
meisters  Moller  Rmder,  als  kOnigl.  schwedischen  Residenten"). 
Diese  Leute  hatten  im  Allgemeinen  {jamichts  mit  den  dülo- 
matischen  Geschäften  zu  tun,  sondern  höchstens  nur  mit  dei 
Vertriebe  von  Nachrichten  (geschriebenen  Zeitungen)  nod  mit 
dem  Ankaufe  von  Wanren  aller  Art. 

Sl:    „Uli  Urnen,  qui  commuDiler  ab  commiMi  natdram  negotii  LeplMJi 
triplici  censn  putant  esse,  valde  halladDaDtDr." 

')  FnnqueHMf ,  67  f.  aber  mit  EinschrAnkiuig  (ib.,  73). , 

*)  Pecquet,  De  Tut  de  nteoder  avec  les  aooTeniiu.  A  la  Hin  IQj. 
S.  107  f. 

»)  Kemeiti  IV.  120.       " 

*)  Vaitel,  ■      •    ■    ■ 
ä  ta  conduiic 
III,  388. 

")  Crueius,  De  IraaÜB  primi  et  secundi  ordiDia.  FnnkflatK  Hk 
1721.     8.  10. 

*l  JuBtini  Preabeutae  ditcunua  de  iure  legatiomi  ■"h'T"  ■■f'' 
EleutberopoliB  1701.  §  62.  [Der  Terfkseer  wer  der  knrbnudenlnnidi 
Comitial^'esaDdte  Heinricb  tod  HeoniKBS.  Tergl.  Ompteda,  558j  IBim 
(21)  behauptet  dagegen  nur.  ^Procoratorei  illos,  qni  It«giiia  nl  EImM 
causas  in  aula  Caesarea  Bimul  carant.  Residentea  rocan.  lUoi  Twt,  fi 
PriDcipum  aut  reliquonim  statuum  qnandaque  et  privatonoi  PMÖM 
soUicilant,  Agentes  nomiDari."  Wenn  die  Schrift  bei  Faber  XIT  dhb- 
eidenten  insgemein  mit  dieseii  Procuntoien  gldchsetzt,  so  leeehidt  Ae 
aua  lieEonderen,  in  der  TeodeDz  des  Hacbwerkee  klar  huiiuiliumiw 
GrOnden. 

^J  Lappenbei^,    Zeitscbrift    des    Hambiirgfr  GeicliicliUnRliB  1^ 
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line  nicht  gerade  echindchi 
:ste  Höfe,  welche  accreditii 
[eben  ihDen  eia  Gehalt,  v 

kODQten,  viele  geben  ihn 
wohl  aa  die  Meistbietend 

diBS  Regenten  die  Wa? 
ingern,  dass  sie  Leute  n 
le  das  Jahr  hernach  d 
.et  sich  mit  unanständig« 
QtzeD  mQssen,  die  aus  d< 
sich  wieder  unter  dt 
;ar,  wie  der  Jud  SUss,  : 
m  roUssen"'). 
ahen  der  Residenten  ausst 
i-teidiger  jenes  Titele,   f 

allerdings  vergeblich,  di 
len  absprachen  und  ihn 
i"  zuerkennen  wollten*). 
:en    wuchs  fortdauei'od   1 

Resident  Benott  inständi; 
einen  andern  Titel  zu  vt 
lent  in  gar  zu  schlecht) 

en,  wenn  der  anonyme  V' 
(aus  den  siebziger  Jahi 
Residenten  überhaupt  nii 
!ter  Erwähnung  tut,  sond( 
irdinaires ,    Extraordinair 

und  in  dieser  Absicht 
ladeura  und  Envoij^s,  wi 
ds"  *).  Man  sieht  dara 
lenten  verleitet  gehen  < 
lerung  der  diplomatiscli 
ie  beiden  höheren   Klas! 


em  ceosum  iUoB  etiam  transcr 
■  quidam  io  nooDtüliB  ciritad 
X  caussam.  sed  promovendo  i 
1  aulae  uaum  neceaauiÜE,  forti 
'  etc.  Hugedorn  (Beltcr,),  97: 
antte»  Trafiqnana  out  i.  Ik  fio 


•ndEcbrift  Dur  in  „Gesandte  pi 
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Umgekehrt  nimmt  Bielfeld  zwar  di-ei  Rangstufen  an,  setzt 
aber  wider  alles  Vermuten  die  Residenten  mit  in  die  zweite 
derselben  und  gleichzeitig  noch  einmal  in  die  dritte^).  Seinem 
Beispiele  folgte  Paccassi.  Aber  das  Machtwort  dieser  binden 
Gelehrten  will ,  abgesehen  davon ,  dass  sie  sich  selbst  nicht 
recht  klar  über  ihre  Einteilung  sind  %  nichts  sagen :  die  Ereig- 
nisse waren  eben  über  die  Spitzfindigkeiten  hartkOpfiger  Ge- 
lehrter hinfortgegangen. 

Zwischen  den  Rangstufen  des  Envoyö  extraordiniire  und 
des  Residenten  hat  die  ceremonielle  Etiqnette  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  noch  verschiedene,  einigermaassen  in  einander  flies- 
sende diplomatische  Chargen  geschaffen,  den  Mlnistre  BchletÄ- 
hin,  den  Ministre  resident  und  den  Ministre  plönipotentiaire. 

Die  Bezeichnung  „M  i  n  i  s  tr  e"  fOr  diplomatische  Beri^bnldi- 
tigte  soll  nach  Franquesnay  erst  seit  dem  Anfange  des  ätb- 
zehnten  Jahrhunderts  im  diplomatischen  Verkehre  eingehorgart 
sein°).  Tatsächlich  findet  sie  sich  jedoch  schon  in  offidella 
Aktenstücken,  die  noch  aus  der  Zeit  Karls  V.  stammen,  utd 
ist  vielleicht  noch  älterer  Herkunft^). 

Sie  hat  einen  doppelten  Sinn:  zun&chst  als  ein  Gatbu^ 
begriff,  welcher  sich  bis  heute  erhalten  hat,  für  die  diplnu- 
tischen  Vertreter  Oberhaupt  ohne  Rocksicht  auf  ihren  Raii^ 

Um  Streitigkeiten  bei  Etiquette-  und  Competenzfnga  n 
vermeiden,   sendeten   die  Pursten,   besonders   seit  der  Kitt« 


']  Er  wird  Aber  s«lbat  seinem  Principe  antren,  vean  er  roncknAli 
-Der  BotBcbafier  mnsa  mit  I'racht  erschemen ,  der  Poimite  ndt  fftHt, 
der  lUsident  mit  Aiuland."    Bielfeld  II,  338.  363. 
■)  Ilielfeld  [II,  810  f.  317  f.)  scheidet; 
I.  Abgesandter,  Botschafter,  Amliasesdeor. 
II.  Nuntius.    Ansaerordentlicber  Gesandter.    BeToIlinAchtigUr  UmriB 
Oesandter  schlechthin.    Cfaargä  d'aSaires  („lÜiiister,  dem  naa  Gf 
Bcbäfite  auftragen").    Besident. 
111.  iDtemuntins.    Beiident.    Grscb&rtstrAcer.    Deputirter  freier  oal  n- 
alih&Dgi^  Städte.    Consnl.    Handlangsagent 
Paccassi's  (15l  KiaBBifikatioii  ist  foigendermaasseti : 
l.  Botschafter. 

II.  AüBBerordentl icher  Oesandter.    Bevollmftcbtigter.   Pl^etüdicr  H» 
tius.   Ordentlicher  (iesandter.    ,Sach waltender  Minfstet'.  BottHL 
III.  InleiDuntius.    Gemeine  R^sidenteiij  „wenn  sie  keinen  TonttUala 
Rang  haben".     ,Sach waltender  Minister  ohne  TDraleUeadtB  By| 
und  C'redeDzbrier'.    Ueputirte.    Consuln.    Agenten. 
Das  Vorkommen  des  Residenten  in  beiden  Klaisen  soll  wol  b«  dtan 
Aatoren  den  Unterschied  zwischen  einem  wirklieben  Resideiiten  nsd  cisai 
Titntattir- Residenten  verdeutlichen. 
')  FranqueBnay,  73. 

')  Ver|l.  deu  Brief  Heinrichs  II.  von  Frankreich  ao  Chämaslt  na 
December  15.50  :  „Quant  aux  propos  qu'its  vous  ont  tennx,  aiosl  <iMftJ 
leu  par  rotte  lettre  du  dixitme  de  ce  mois,  de  la  responae  qoa  ta»  o^ 
putez  eatani  snr  ia  Ironli^re  ont  faite  aas  lenrs,  toos  lenr  pomreniMr 
strer  que  c'est  chose  ordiuaire  que  lea  mfnistres,  d'one  put  et  A'aM, 
facent  leur  devoire  de  mainteoir,  chacun  de  son  coitä,  le  dreist  de  m 
prinee."    Teulet  I,  249.    Siehe  auch  Tenlet  I,  297;  II,  4a 
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des  siebzehnten  Jahrhunderts,  Ge&anilte  aus.  denen  sie  schlecht- 
hin den  Titel  „Minister"  beilegten,  so  dass  es  im  Betiebvn 
eines  Jeden  stand,  sie  in  die  an  seinem  Hofe  ihnen  gerade 
eingeräumte  Rangstufe  zu  verweisen.  Missionen  solcher  Art 
wsren  in  dem  bestimmten  Ceremoniel  anfänglich  nicht  vor- 
gesehen '). 

Nach  FranqneEuay  haben  die  Trüger  dieses  Namens  das 
Recht  auf  besondere  Audienzen  und  Unterredungen  bei  dem 
Forsten,  zu  welchem  sie  gesondet  sind.  Uebevhaupt  stellt 
dieser  Schriftsteller  den  schlichten  „MiniGter"  ziemlich  hoch, 
da  er  angiebt,  ein  Ambassadeur  könne  an  demselben  Hofe 
llinister  werden  „sans  däroger". 

Auch  Moser  weisR  nicht  genau,  zu  welcher  Klasse  er  dieses 
Amt  ED  zählen  habe;  er  achtet  den  Minister  ffir  höher  als 
(inm  Residenten,  „und  nachdeme  der  Ministre  sonst  von  Stande 
^     nd  Würde  ist,  höher  als  einen  Envoyö"*). 

Cassius  dagegen  erklärt  den  Minister  als  identisch  mit 
im  Envojö*)  *). 

Halten  vir  uns  wieder  an  die  Praxis,  so  haben  wir  die 
ente  Erklärung  über  den  Rang  eines  Ministers  in  einem  Con- 
atiam  Electorale  vom  18.  November  1726.  Die  Resolution 
liBtet  dahin,  dass  die  Minister,  „welche  mit  keinem  gleich- 
cbaractere  repraesentativo",  wie  die  kurfürstlichen 
auf  dem  Regensburger  Reichstage  und  die  Diplomaten 
enten  Ranges,  versehen,  nach  altem  Brauche  den  „caracteri- 
Birten  Ministris"  nicht  gleich  ständen  und  weder  „die  erste 
IHnte,  als  das  Prädicat:  Exeellenz  und  die  Vorhand  in  loco 
tcitio  noch  andere  davon  dependirende  Honores"  zu  erhalten 
hlttffl.  Ein  Zuwiderhandeln  gegen  diesen  Beschluss  seitens 
dv  aOBwArtigen  Hinister  würde  den  Abbruch  des  Verkehres 
SBT  Folge  haben'). 

Um  die  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts  war  der  Titel 
ii  seinem  Ansehen  tief  gesunken. 

Am  5.  Mai  1750  berichtet  Warendorff,  Friedrichs  des 
CnMen  -Minister"  in  Petersburg,  dass  die  Kaiserin  sich  dem 
Ancbe  Frankreichs  und  Schwedens  angeschlossen  habe,  ein- 
ftdw  Minister  nicht  mehr  zur  Audienz  zuzulassen.  Friedrich 
ntwortete  auf  diese  Meldung,  dass  „nichts  anderes  zu  thun 
Mb  dörfte,  als  dass  man   gedachten  Herrn   WaiendorfT   näch- 

f')  f^Bnqaesna; ,  13  f.:   „CertaiiiB  Saiets  qne  lears  M^tres  ehoiaiuent 
*t  nrolsit  MIX  Coon   ebang^s  pour  ate  n^gociations  aans  leur  donner 
'Wra  titTM  qoe  celui  de  HiniatrcB,   ce  qui  fait  qu'iU   ne  aont  pas  com- 
\   Mi  dani  le  cMmonial."    Tergl.  Paacbalioa,  6.    Valtel  HI,  389  f. 
■)  MoMT,  BelgradiKher  Friedenstchluae,  30  f. 
■>  CmAu,  81. 

*i  Wai  licli  Hilcken  S.  25  dabei  gedacht  bat,  wenn  er  den  Uiniater 
B*«iA  den  Mandatarins  (vergl.  oben  S.  153)  setzt,  haben  wir  nicht  ent- 
ttsata  kflnDcn. 

*)  Fabri.  StaaUkaniley  XLIX,  691  f. 

n  (2!)  V.  S.  —  Knukr.  12 
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stens  andere  Credeutiaten  zusendete  und   ihm  darin  den  Chs- 
rahter  von  Ministre  plönipotentiaire  beilegte"  ^). 

Durch  dieses  Zeugniss  wird  die  Notiz  des  eonst  nicht  immer 
zuverlässigen  Nemeitz  hestiltigt,  welcher  die  Minister  als  „Ge- 
sandte ohne  Rang"  mit  den  Charge  d'affaires  u.  8.  w.  zn- 
sammenstellt  ^). 

In  der  folgenden  Zeit  blieb  es  hei  diesem  Brauche,  wie 
wir  aus  Bielfeld")  und  Hellbach*)  wissen.  Bielfeld  sagt  aus- 
drücklich, dass  die  Minister  nur  beim  Staatsrate  b^lauhigt 
eeien  und  demgemäss  in  die  dritte  Klasse  gebSren. 

Die  sich  bisweilen  findende  Bezeichnung  „Ministre  ae- 
creditä"  darf  als  Synonymum  des  einfachen  Ministers  an- 
gesehen werden*), 

„Mi  nister- Residenten"  wurden  im  Laufe  des  aditzeho- 
ten  Jahrhunderts  fast  alle  wirklichen  Residenten,  als  ihnen  der 
Residententitel  schlechtbin  wegen  seines  haafigen  Missbran^ 
durch  die  Titular-Residenten  zu  gering  erschien*). 

Das  Beiwort  „Plönipotentiaire"  wurde  den  Gesand- 
ten der  ftltei-en  Zeit  zu  ihren  anderweitigen  Titeln  binzngeftgt, 
um  dadurch  anzuzeigen,  dass   sie  die  Vollmacht  zu  belieUgti    j 
Verhandlungen  besassen. 

Der  Titel  Pl^nipotentfaire  ohne  jede  andere  Bezeidmuft 
soll  nach  Lanig^)  am  kaiserlichen  Hofe  zur  Venneidung  tdi 
Rangstreittgkeiten  aufgekommen  sein  und  gab,  wie  schon  hier 
aus  erhellt,  durchaus  keinen  Anspruch  auf  die  Worde  «w 
Ambassadeur,  wenn  auch  solche  PrAtensionen  ab  und  n  (^ 
hoben  wurden^). 

Der  einfache  Titel  wurde  mit  Vorliehe  von  den  Geuadta, 
welche  nicht  auf  alle  Ehren  der  Boten  gekrönter  Hlm4er 
Anspruch  machen  konnten,  angenommen,  wenn  schon  die  rlSk 


')  „Monsieur  de  Wesselowski,  mftltre  des  cer^DDOniei,  vint  dauadi 
paasä,  chez  moi  pour  nie  remettre  li  note  d-jointe.    Totre  H|iMUf  nn 

Sue,  par  nne  ätiquette  tout  DouTellement  ^Ublie  id,  on  trooTe  \t  ondkl 
e  ministre  accrediU  doat  Totre  Majestä  m'a  f&it  la  grice  de  m  nrik 
en  cette  cour,  ioBufflsant  pour  avoir  I'honnenr  itre  tamin  fc  TuÜMk 

Sa  Majestg  rimp^ratrice Le  chanedier  coiiite  Beitiulüw  ne  tt  fl 

l'Imp^atrice  aviit  jusi^  k  propos  d'introduire  cette  noanlle  ätfoNll 
t'ezemple  dea  cours  de  France  et  de  Sufede."  Politnche  KuKMiwI» 
Vli,  378. 

•)  Nemeitz  IV,  121. 

■)  Bielfeld  II,  272. 

')  Uellbacb,  192. 

'•)  Vergl.  Politische  Korrespondera  I,  189;  VII,  878. 

■)  Lappenbei^  (417  f.)  bat  also  iu  diesein  Punkte  Redit  vütim 
Behauptung:  .,So  trat  deuu  wiederuin  der  Titel  dea  Rendentea  m4 
welchem  jedoch,  wenn  er  gehoben  werden  sollte ,  der  de«  BQdiUi  <>- 
gesetzt  ward." 

'')  LQnig,  Theatrum  ceremoniale  I,  371.    Vergl.  den 
oder  Zdlungs-SchlQgDel,  503. 

")  Vergl.  Wicqaefnrt,  .590. 


17! 

h  die  Vertreter  der  grösetei 
esem  Namen  b^^Qgten.  z.  B 
riedens,  Mazaria  und  Haro>) 
:er,  welcher  diesen  Titel  trug 
[)  verbunden  oder  nicht,  den 
Vollmacht,  gehabt  und  wurdi 
ichen  Missionen  abgeschickt^) 
Jahrhunderts  spätestens  kan 
maten  auch  ohne  die  frOhe 
Iher  ^u  verleihen.  So  führti 
Regensburger  Reichstage  dei 

fast  vegelmässig*). 
„Pl^nipotentiaiii  nomine  tale: 
are  tales"*)  (1740). 
les  achtzehnten  Jahrhundert 

feste  Rangstufe  nicht  ange 
lann  ist,  der  diesen  characte 
ilhre;  überhaupt  aber  ist  e 
r  TituI  eines  Residentens"  *) 
lieh  unter  keinen  Uniständei 
i  ein  Medium  zwischen  einen 

')■ 

iten  Jahrhundert  wird  de 
1  in  dieser  Verbindung  trit 
ach  dem  maassgebendeo  fran 
von  dem  Herrseber  selbst  ii 
m  muss  sein  Creditiv,  gleicl 
litgliedem  der  dritten  Klasse 
demnach  seine  Stellung  al 
Envoy^  extraordinaire  aufzu 


auB  dem  MbUefaoten  J&hrhunda 
ipoteatatia  est,  Don  dignitaÜB".  ua 

1  1726  in  Regeasburg  accredJtJrte 
die  AnffordernDg,  seia  pleinpooTol 
w  dunalB  der  Braucli.  „Plänipotei 
t  EU  lenden,  noch  nicht  so  all^mei 
liehe  M^estlt  kccreditirten  ihn  k 
eo  genenu,  als  einen  HiniBtrum  oho 
denelben  van  dero  tu  gpten  Vei 
jten  GemOths  -  Mevnang  eine  wahr 
wai  allhier  in  Comitiis  lu  tractira 
I  er  dtrinn  selbBt  ventanden,  auc 
bemühen,  Ibro  Känigl.  BCajestU  u 
Allmacht  in  alle  Wege  tu  erbitten, 
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fassen  ist.  Als  Zeupen  hierfflr  können  wir  den  Herzog  von 
Luynes  anführen,  seiner  Zeit  doch  gewiss  eine  Autoritftt  in 
den  Etiquettefrafien.  Freilich  galt  auch  diese  Bestimmnng 
nicht  überall  und  wurde  selbst  am  französischen  Hofe  nicht 
mit  Strenge  durchgeführt*). 

Aehnlich  Äusserte  sich  schon  das  oben  erwfthnte  ConsiliDm 
Electorale  von  1726  über  diese  Fr.ige,  velches  den  Pl^nipoten- 
tiaire  auf  eine  Stufe  schlechthin  mit  den  Ministem  setzt*). 

In  Russland  wurde  laut  dem  X'kase  von  1723  der  Ministre 
pl^nipotentiaire  mit  dem  Residenten  in  die  dritte  Klasse  nr- 
w'iesen.  1750  aber  wurde  ihm  der  Vori-ang  vor  dem  blossen 
Minister  zuerkannt,  und  seit  17<)2  wurde  er  nach  kaiserlicber 
Verordnung  definitiv  zu  der  zweiten  Klasse  gerechnet"). 


qaä  ci-deB«us  qae  le  titre  de  ministr«  pl^oipateiititire  coDricnt  teilenatt 
touB  ceux  qui  noal  chazgia  des  aSures  d'uD  princ«  ^traoger;  il  peot  ftn 
donne  &uz  pereonnages  les  moicB  coasiderable*  et  Atre  aceepU  pir  taa 
qui  ont  rempli  les  plus  grandes  places:  cepeDdant  ce  n'eit  qunD  tibi,  m 
n'eBt  paiDt  ud  caractfire,  et  dans  l&  r^le  mfime  un  ministre  pleotpotflBtiin 


.J  quelque  lemps  avec  le  litre   de  mtniitre  pl^nipoteatüire  £  fci 

emperear  Cbules  VI.,  et  qui  eut  malgr^  cela  une  aadiencfl  particnlifa«  li 
Roi.   Mais  DUe  infraction  k  cette  rigle  K^n^rale  encore  ploa  marqn^  lil  mt 

Eosaible,  ibt  ce  qui  arriTa,  il  ii']r  a  pai  fort  longtemps,  &  M.  le  princB  di 
antimir,  minietre  ici  de  la  czarioe.  M.  de  Cantiaiir  avoit  ordre  de  preoln 
id  la  qualite  d'ambassadeur  et  par  coDsequent  de  faire  aon  enträej  pir  h 
mäme  raiaon,  M.  de  la  ChOtaraie,  hoDori^-  de  la  coeäanc«  du  Boi  U|irii 
de  la  cxarioe,  devoit  preudre  le  möme  caracttee  et  faire  aoaai  iod  eama 
Cet  arrangement  oe  ploiaoit  paa  k  feo  M.  le  Cardical;  il  falloit  douier  M 
l'argent  et  c'est  ce  qu'il  ne  Touloit  pos.  II  parla  donc  k  Ü.  de  Cinltiv 
pour  lAcher  d'ofaleoir  qu'il  prlt  un  meuo-tenDine.  M.  de  Caaiimir  Joint 
i  Ba  cour ;  la  czarine  luy  envoya  des  lettres  comme  ambaBatdenr  et  d'un 
comme  mioistre  pl^Dipotentiaire.  M.  de  Cantimir  alla  arec  cei  dem  p- 
quets  chez  M.  le  Cardiaal ,  lui  dit  qu'il  avoit  re;u  r^ponee  et  qne  la  e» 
rioe  lui  permettoit  de  oe  prendie  qne  la  quallig  de  miDiitre  pt^ipotoitiin, 
nsis  qu'il  avoit  ordre  en  aiCtne  temps  de  demander  une  aadieon  aa  Bsi. 
M.  de  CuDtiniir  avoit  Aejk  parle  de  cette  audience  k  H.  de  Venwuil,  in«- 
ducteur  des  ambaSEadeurs ,  niii  lui  r^pondit  qae  cela  ne  ae  poavoit  m 
que  ce  n'^toit  paa  Tusage.  M.  le  Cardinal  lui  fit  la  mSme  difBcolti.  ilon 
H.  de  Cantimir  lui  dit  que  comme  il  ne  ponvoit  paa  manqaer  d'eatcM 
l'ordre  de  demander  une  audience  particulitre  et  quil  aToii  aoui  t». 
lettre«  de  creance  en  qualiti-  d'ambaseadeur,  il  seroit  oblig^  de  a'eo  i*4'> 
Cette  alternative  cmbarrasea  beaucou{)  M.  le  Cardinal;  il  dit  qu'il  UM 
cbercber  quelque  cxpedient.  Les  iucnnv^ients  de  la  d^nie  qne  CM»- 
roii  le  titre  d'ambassadeur  dotiD^  k  M.  de  la  CLetardie  lui  parurfot  iki 
conaidiTables  que  ceux  de  donner  audience  ^  M.  de  Cantiinir,  quoiqnllH 
füt  que  ministre  pk'uipoteiitiairc ;  ainsi  M.  de  Cantimir  deneor»  saai  » 
racttre,    comme  il  est  encore  aujoord'hcii,  et  ent  l'aadience  qa'll  i 

M.  de  la  CbOtardie  est  reiourne  encore  en  Russie,  tonjoun  ar 

^1  l''aber,  Stautskanzlej  XLIX,  692. 

")  Eicbelmann  in  der  Kussiscben   fierue,  MO.     Trotzdem  nrlMfH 

der  tranEöaiscbe  Ministre  plänipotentiaire  Cbetardie.  als  nach  dem  Tode  Mi 

Anna  Iwanowoa  die  Envoy^s  extraordioairei  der  Übrigen  Uachtt  nnr  te 


BD  Unterschied  zwiscb< 
III  Envoyti  extraordiDair 
rkehre  mit  dem  Peter 
bald  unter  diesem,  bai 

:eD  EnToyä  extraord 
re,  welche  heute  bei  df 
lein  Übliche  ist,  kam  na< 
rhandlung  auf').  Karl  1 
I  Gieditive  „Legates.  An 
arioE,  Deputates  et  Plen 
e  seinigen  kurz  ^ambas» 
-es",  und  seinem  Beispie 

rurde   diese    Vei-einigut 

zweiten  Ranges    immi 

hierfüi'  an,  es  sei   de 

esen  Zusatz  die  Envoy< 

nicht  den  VorraDg  zi 

er  dieser  Notiz   die  B 

wohl  das  erstere"  (da 

■es  nicht  weichen  wollte) 

der  Titel)  „mehiinals  gi 

eits  angeführet,  dass  di 

und    noch  viel   riehtig< 

seye"  *). 


I  Grossen  VII,  378. 
,  38. 
Leipiig  1713.    I,  1046.  104 

i,  33.  Die  Ansicbten  der  F 
r  Ministre  pläiipotentiBiTe  g 
ader.  Cuiiiu  S.  53  will  de 
,  indem  er  fblRendennua» 
US  novo  TOc&bnJo  olim  gew 
nüUlis  et  anUoriUtie  ett,  Ui 
ispiret,  et  tum  demnm  inqoi 
ttivse  neque  »d  certum  nüqat 
um  directae  et  Kdatrictie.  8 
te  ad  omnei  et  omnis  aat 
rigiceit  ans  und  seist  den  Pl^i 
n  ohne  Rang.  Seinam  Beisp: 
^ff  der  WiBieBschaften ,  £ 
esden  1784.  (I,  53]  stellt  d 
i..  nach  seiner  Ansehauni 
äbert  sich  damit  wieder  d 
orititen  am  Ende  des  vorig 
PtUMsuri  (3.  15),  wird  der  t 
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Noch  bleibt  zu  erOitern,  tod  welchen  Veiündeningen  der 
Agent  in  der  hier  behandelten  Periode  betrofiFen  worden  ist 

Wie  wir  uns  erinnern,  war  der  Agent  noch  1651  in  dem 
holländi&fhen  Edicte  zu  den  ötTentlichen  Ministem  gezfthlt 
worden '). 

Auf  diese  Autorität  stutzten  sich  Wicquefort,  HUcken, 
Bynkei-shoek  ^)  und  Hagedorn,  welche  den  Agräten  denigemäss, 
da  sie  noch  an  der  Zweiteilung  festhielten,  zd  den  Gesandten 
zweiten  Ranges  rechneten'). 

Auf  ihre  Ansicht  Iftsst  sieh  nnr  mit  Moser  antworten:  ,0b 
sie"  (die  Staaten)  „noch  jetzo  dieses  Frincipiam  hegen  wDrdm, 
stehet  dahin"  *). 

Hagedom  seinerseits  bemft  sich  auf  Artäke]  XVIII  det 
Passarowitzer  Friedens,  in  welchem  es  heisst:  „Ministri  porro 
Caesarei  sive  Oratoris,  sive  Ablegati,  sive  Residentis,  eire 
Agentis  munere  fungantur",  will  aber  den  Agenten  nicht  den 
gleichen  Rane  mit  den  R^identen  einrAumeo '). 

Unter  alleu  Umständen  aber  muss  man  trotz  dieaer  Ar 
Hagedorn  sprechenden  Anwendung  des  Titels  bereits  in  jener 
Zeit  Mosei's  Wort  betpflichten:  „Etwas  gantz  ansBeroidoit- 
liebes  ist  es  endlich,  wann  auch  Agenten  als  Ministri  oder 
Gesandte  tractiret  werden"  *). 

Schon  Lancelot  (Cuniga)  stellte  die  Agenten  auf  eine  Stak 
mit  den  Deputirten,  d.  h.  mit  Leuten,  welche  nach  seiner  An- 
sicht von  den  Untertanen  zu  ihren  Herrschern  geschickt  werden 
und  keinen  Anspruch  auf  die  Woltaten  des  VOlkerrediU 
haben^).    Seinem  Vorgange  folgten  Loderitz^)  und   Gasser'!. 

Tolltn&ditigte  Minister  in  die  iweiie  Klasse  einnnoirt.  Aaf  ne  bil  ■■ 
«Ol  die  Notiz  von  Heimbuh  (Erach  u.  Qruber,  Ser.  L  T.  LXU,  24a  flu. 
rückznflllireii ,  dass  die  Pldoipotentiairea  seit  der  Mitte  de«  idnahaf 
Jahrliuiidens  xu  den  Ministern  zweiten  Bange*  gedtlüt  worden  «Ins.  ; 

■I  Siebe  oben  S.  160.  i 

*|  Wicqaefoit,  594.    Hilcken,  21.    B^kenhoek  U,  134. 

*)  Bjnkenfaoek  II,  139 :  „L^atos  dicunoa  geDenJi  verbo,  nt  AffanM 
en  HiDislera,  epedaH  vero  Ambueadeure,  EnTO^äa,  Reeidenten,  Nandi  nl 
Intemuncii,  AgoDten,  Gedeputeerde ,  CommisaanMen ,  alqne  iUi  OBDMid 
ordinarii,  Tel  extraonlinarii.  Bavoy^  olim  minni  freqnentabarta.  Mi 
nagU;  Iteeidenten  olim  magis,  hotue  minoa;  Agenten  aeqm  mnK,  aeiiit 
■ed  olim  dignios  habiti,  quam  dudc."  NemeitalV,  121  rechnet  lUe  AgnH 
wie  die  Plenipol«ntiures,  Deputirten,  Conauln  u.  a.  w.,  an  dea  Geante 
ebne  Kaog. 

')  MoBer.  Belaradischer  Friedensachloas,  36. 

'^1  Hagedom,  Beleradischer  FriedenaschlDia.  42. 

")  Hoier,  Bel^discher  Friedensschlasa,  35. 

')  Lancelol,  106. 

")  Luderita,  I>e  legato  aancto  non  impnni.  Fnnkfortar  Dia-  IM 
S.  5:  „.^IJi  eoim  snnt  talium  negotiorum  cau»«,  qnae  per  ptlntoi  ptft 
eipediri  possunt ,  adeoque  tanquam  meri  pegotiomm  featmes  vd  |iw««^ 
tores,  Tulgo  Agenten:  neque  bi  lemper  mittontor,  sed  n^nlia  hqKaim 
coomjtti  Golent,  qui  in  loco  commorantnr,  aub  nomine  Asöition*  tfa 

»I  Gasser,  11.    Vergl.  OOssel,  De  legato  etc.     Rfnteb  ITSL   B- 1- 
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Im  achlzehuten  Jahrhunderte  war  entEchieden  die  Stellung 
der  Agenten  eine  bescheidenere  als  die  der  Itesidenten').  Dies 
ist  aber  auch  fast  das  Einzige,  was  man  mit  Bestimmtheit 
sagen  kann.  „Als  Ministii  wurden  sie  nur  höcht^t  selten  trac- 
tiret",  wie  wir  aus  Moser  ci-fahren;  ob  sie  aber  trotzdem  unter 
dem  Schutze  des  Völkerrechtes  standen,  ist  fnitrlich.  Sowol 
Ar  wie  gegen  die  Behauptung  stehen  uns  mannigfache  Bei- 
spiele zu  Gebote.  Es  hat  sich  dies  wahrscheinlidi  in  der 
Praxis  dergestalt  herausr^ebildet ,  dass  die  Agtnti'u,  wenn  sie 
von  einem  mächtigen  FQrsten  abfiesendet  worden  sind  und 
dadurch  zu  politischer  Bedeutung  gelangt  sind,  die  internatio- 
nalen Vorrechte  gemessen,  während  sie  die  im  Dienste  kleiner 
Forsten  stehenden  entbehren').  „Kurlz  nachdem  sich  ein 
Agente  auffahret,  nachdem  hat  er  sich  auch  eioa';  Tractaments 
XU  versehen"  '). 

Hit  dieser  Ansicht  stimmen  die  Worte  Paccassi's  Uberein: 
„Ob  die  A}:enten  noch  itzt  unter  die  Öffentlichen  Ministers 
lu  rechnen  sind,  wird  von  vielen  in  Zweifel  gezogen".  Man 
muBB  sie  dazu  rechnen,  „wenn  sie  Öffentliche  Angelegenheiten 
SD  beseiten  haben,  da  es  von  dem  Willen  der  Monarchen  allein 
abhängt,  beliebigen  Personen  Öffentliche  Geschäfte  anzuvertrauen, 
wodurch  sie  den  Rang  Öffentlicher  Minister  erhalten"  *).  Hell- 
btch*)  schliesslich  zählt  ebenso  wie  Nemeitz")  die  Agenten  zu 
dm  Ministem  ohne  Rang. 

Man  sieht,  ganz  abgegrenzt  sind  weder  Wttrde  noch  Pflicli- 
tan  des  Agenten:  bald  ist  er  ein  Vertreter  diplomatischer  In- 
teressen, bald  hat  er  die  Privatgeschäfte  seines  FOi-sten  in 
ciiiem  fremden  Staate  zu  beseiten,  bald  endlich  fahrt  er  den 


■)  F>soquenifty  S.  69  uot,  der  Agent  liabe  .im  neu  moint  de  rellet" 
ib  dia  Sdarettn  und  Ge»chuistrftser,  obgleich  der  Kreia  der  BefugnisEe 
ItfMlbe  Mi.  Man  deht  aas  dieser  AeuEBerung  deutlich,  wie  Bcbnell  du 
lliwlun  dtf  Afenteu  gMnnkeo  war.  Noch  C&lliirea,  der  nur  flUifxehn 
WffS  vor  Fmumenn  uhrieb  (1716),  stellt  Agenten,  ßekretftre  und  Ge- 
-*"*—» ' — ••  "">■      11  y  t  encore  des  Secretaires  ou  Agens  k  \k 


a  das  Coon   pour  r  lollidtar  lei  a^reg  de  leurs  Mattres ;   mais  ils 

_.     _._.  __  -r- j  ä'Andience  da  Ro'    "" '  """  """-  ''■"  " — 

,  „-  des  afiairea  ätrang^.    _._        

irit  BnidflDtMitiul  vergl.  Hilcken,  31.    Presbeuta,  ^   62.     Siehe  S.    1T4 


ifoBt  poJBt  en  Fnuic«  ä'Andience  da  Roi,  ils  ne  vont  qa'k  celle  du  Secre- 
''•_rEtet,  obargä  des  afiairea  ätranKäres"  etc.  —  Ueber  die  Procuratoren 


.,  81:  „Agenü  sie  dicto  ant  Consuli  r^ulariter  non  nisi 
privat«  seu    donestica  principis  aut  mercsnciun  commoda 

1^0,  >ed  cum  L^atis  tanttun  Sit  providere,  quae  n^otia  pro 

aa  tcflipimi  et  nlUitate  suae  gentis,  roinistris  suis  delegsre,  etc.,  quse  in 
Itia  iMcn  mandatis  velit  ea  propter  non  nisi  valda  obscura,  dubia  et 
ta  Lefatomin  jora  ex  negotiorum  niituia  forent.'  Vergl.  Heinsius,  25f. 

')  CwieuMr  Avisen-  oder  Zeilungs-SchlUsiel,  500. 

*)  Paccai^  20  f. 

■)  Udlbaefa,  192. 

*)  XoMlts  IV.  121. 
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Titel,    wie    viele    Residenten,    nur  um   des    eigenen  Katzens 
willen. 

Von  den  Diplomaten  der  drei  Rangklassen  unteischeiden 
gicli  die  Atienten  auch  noch  dadurch,  dass  sie  eben  so  weoig 
wie  die  Consuln  Creditive,  sondern  nur  Empfehluofiiabriefe  ei^ 
hielten '). 

Oft  hatten  Füi'Sten  einen  ständigen  Gesandten  und  einen 
Agenten  zu  gleicher  Zeit  an  einem  und  demselben  Hofe,  und  zwar 
den  Letzteren,  damit  er  dem  Gesandten  einen  Tül  der  Amts- 
geschäfte abnähme '). 

Aus  dem  Angerührten  geht  nur  soviel  hervor,  daes  bis 
zum  Wiener  Congresse  die  Agenten  nicht  gänzlich  aus  dos 
Verbände  der  diplomatischen  WQrdentr&ger  ausgeschieden  und. 

Zur  dritten  Rangklasse  gehörte  schliesslich  in  dieser  Pe- 
riode noch  der  Charg6  d'affaires. 

Interimistische  Geschäftsträger  finden  sich  schon  in  der 
ersten  Hälft«  des  secliszehnten  Jahrhunderts;  gewöhnlich  wann 
es  die  Gesandtschaftssekretäre.  Man  übertrug  ihnen  die  Funk- 
tionen des  Chefs  während  dessen  Abwesenheit,  oder  wenn  poli- 
tische Zustände  die  Sendung  einer  Botschaft  nicht  zuliemn. 
Namentlich  in  Rom  ist  dies  mit  den  Repräsentanten  von  VeiM- 
dig  und  Toscana  von  Zeit  7.u  Zeit  der  Fall  gewesen"). 

Ob  sie  einen  diplomatischen  Rang  besessen  haben,  iA 
zweifelhaft.  Noch  Franquesnay,  Nemeitz  und  Hellbach*)  spra- 
chen ihnen  denselben  ab. 

Bielfeld  und  Paccassi'^)  setzen  sie  in  die  zweite  oder  drittt 
Klasse,  und  zwar  b^rOndet  der  Letztere  dies,  indem  er  in  die 
hfihere  Klasse  den  Chargti  d'affaires  oder  gSachwaltenden 
Minister"  einrangiren  will,  „insofern  er  vorstellenden  Rang  and 
Gredenzbrief  hat",  in  die  niedere  den  ohne  diese  AuszeichDong. 

Nach  der  russischen  Verordnung  von  1762  werden  ae 
zwar  zu  den  öffentlichen  Vertretern  gerechnet,  aber  noch  anlff 
die  Residenten  gesetzt'). 

So  viel  ist  nach  der  ganzen,  in  der  hier  besprochen« 
Periode  gehanrihabten  Prnxis  sicher,  dass  niemals  ein  Chugt 
d'affaires  das  Recht  der  öffentlichen  Audienz  gehabt  hat,  wt- 
dein  stets  nur  bei  dem  Minister,  resp.  Sekretär  der  ausirif- 
tigen  Angelegenheiten  accreditiit  war. 

1)  P&ccasai,  126.  Vergl.  noch  LOnig,  Theatrum  cemnoiiiilB  I,  810: 
„diete"  (die  Agenteii)  „haben  keinen  Chantcterem  bekommen,  sudi  Üb  Oit 
ditiv^  Bondern  nur  Kecommendations-Schreiben  und  dne  oStae  VeÜBidl 
von  ihren  Prindpalen.  Und  di  werden  ofit  Chriilen  und  Judeo,  QiMt 
und  Kaufflente  nach  Üewandtnias  der  ümetbide  ta  eolcber  Fttncttoa  p 
braucht'^ 

')  So  schon  bei  Maraelaer,  1. 

')  BeumoDt,  Beiträge,  230  f.    VergL  Saiomoni,  99. 

*)  FranqueiDay,  88  f.    Nemeitx  tV,  121.    HellbaCb,  192. 

'■)  Bielfeld  II,  318.    Paccawi,  15. 

')  Eichelmftiu),  540  f. 
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lieden  in  den  Beziehungen  zu  i 
im  Verkehre   mit  Weeteuropa 
If"    (Minister   vom   ersten   Ran( 
ter  Klasse)  und  „Gonzy"  (Courien 
izeichnung  für  den  Gesandten   ^ 

zwar  hiess  in  der  Landesspra 
Hofe  „Fri  Inostrannom  Dwor", 

„TechuBheti'annyj  Ministr"  ^). 
638,  wenn  man  den  Versicheruni 
elcher  in  jenem  .lahre  nach  W 
Den  Unterschied  zwischen  den  i 
er  die  später  von  ihnen  gebrauc 
gesprochen  worden*), 
nach  Wicquefort  gar  keinen  Uni 
len  Gesandten,  sondern  nannten  i 
;ht  aber  Hilclten  *),  der  uns  ei-zä 
üesandten  fremder  M&chte  je  n 
(oder  „Heligi")  und  „Houlack" 
len  Gesandten  jedenfalls  waren  i 
hnische  Bezeichnung  for  diesel! 
ssi"  ''),  nach  Wicquefort  „Cbiaux' 

der  französischen  Revolution  i 
lungen  des   Staatensystems   endl 

eingetreten  war,  der  von  Dauer 
em  Wiener  Congresse,  wo  alle  inl 
;gelt  werden  sollten,  sofort  das 
jte,  allgemeine  Ordnung  den  Forr 
'es  in  allen  Staaten  Gleichartig! 

Anti'ag  ist  von  Talleyrand  gest 
dem  PriDcipe,  nach  der  Stellung 
Diplomaten  zu  regeln,  nicht  dut 
f  die  Prädicate,  welche  jedem  i 
ing  beigelegt  wurden,  und  statu: 

bi.  Eichelmum,  540.  Eulpislua,  De  1 
te  1678.  c  II,  g  4  kennt  diu-  die  Eintei] 
irgl.  Hilcken,  11. 

lyKUCTpauutiii  hhuiii^t[>^.  EicfaelmaDD,  5 

Torca  ne  fönt  point  de  dütinction  e 
et  lea  Eovot^,  les  Räüdents,  les  Ag 

)nd  ordre,  aonnut  auz  una  et  anz  ai 

rergl.  Faber  XIV.  230. 


ISäeagtW.i  „aiuChiaouz.ouMmUtreEi 
Ut  aber  nickt  ordinaires  als  identisch 
inzOsische  Oeiandte  Horrillien   aenat 
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auf  dieser  Basis  di-ei  Rangklassen  (Reglement  vom  19.  Via 
1815)  ■). 

Dui'ch  diese  Anordnung;  war  ahet  nur  die  Frage,  ob  ein 
ordeotlicher  Envoy6  oder  Resident  vor  dem  ausserordeoüicbei 
zurückzutreten  habe,  gelöst  worden;  der  Minister-Resident  hatte 
noch  immer  keine  deflnitiTe  Stellung  erhalten. 

Auf  dem  Aachener  Con^esse  (21.  November  1818)  wurde 
endlich  auch  diese  Angelegenheit  erledigt  Das  Wiener  R& 
glement  war  von  acht  Mächten'),  das  Aachener  dag^en  nnr 
von  den  fünf  Grossmächten  unterzeichnet  worden'). 

Man  muss  danach  jetzt  folgende  vier  Klassen  unter- 
scheiden: 

1)  Ambassadeurs,  Lägats,  Konces,  Botsehafter. 

2)  Envoyes  extraordinaires  et  Ministres  pl^nipote&tiairK 
und  andere  direct  bei  dem  Souveräne  accreditirte  Minister. 

3)  Ministres  residents. 
■1)  Char(iÖ3  d'affaires*). 

1824  ist  vom  französischen  Ministerium  der  auswärtig:« 
Angelegenheiten  bei  Anlass  eines  Streites  entschieden  worden, 
dass  Geschäftsträger  „teniporairement  chai^^  des  fonetiou 
de  ministres  plänipoteutiaires"  den  Vortritt  vor  den  Minister- 
Residenten  haben  sollten^). 

Die  meisten  Staaten  haben  sich  der  so  regulirtea  DeuB 
Einteilung  angeschlossen,  so  z.  B.  Schweden  1824. 

Die  Pforte  untei-scheidet  nur  Ambassadeurs ,  HüittRa, 
Chargds  d'affaires,  steht  also  auf  dem  Standpunkte  dea  Winti 
Reglements. 

Die  belgische  Diplomatie  ist  nach  den  Aachener  Baschlflen 
geregelt,  nur  mit  dem  Unterschiede,  da^  sie  gar  kdno  Ai- 
bassadeurs  kennt,  mithin  bei  ihr  der  Euvoyä  extraordinain  et 
Ministre  pl^nipotentiaire  den  ersten  Rang  einnimmt'). 

Auch  die  Vereinigten  Staaten  haben  das  Aachener  IMt- 
ment  angenommen,  wie  man  aus  der  Abstufung  des  Gehdei 


'}  Klaher,  Aktea  des  Wiener  Coiia;re«te«. 

')  UieSiepatsrmachl«  waren:  Eogluid.  Fr>DkreiGh,OeetenäGli.pMli- 
t(al,  PreuBseii,  Bussland,  Schweden,  Spanien.  Veral.  De  Caiiy,  DktiuHiR 
QU  numuel  leiique  du  diplomate  et  du  consul.    Leipzig  1846.    S.  18. 

»)  Martens.  Recueil.  Suppl.  VIII,  64Ö. 

*)  Lero;  (5T|  achreibt:  „La  rreation  de  ces  clueee  dUtisctM  fi|M 
diplomatiquee  n'eat  pas  due  au  congrfea  de  Vienne.  Elle  renonlelifnM 
rrgime  et  a  ^t^  introduite  pour  ^pargner  lea  fraii  li  cottMu  i'iMKtk 
et  auBsi  pour  äviter  lea  conteitaiions  enti«  les  mioiitrei  dei  fitoM 
princes,  surtout  le  rang."  Wie  am  unaerer  voran^henden  DanidliifS'- 
sichtlich  geworden  sein  wird,  irrt  sich  der  frantOsiscbe  Foncher.  8i|>t 
allerding«  vorher  ähnliche  Einteiluagen ;  aber  kane  denelben  batKirir 
nationales  Uui^errecht  erhalten. 


")  Cuesy.  18. 

•)  (iarcia  de  la  Vega, 


Guide   pratique  des  agcna  politiqBct. 
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f6r  die  einzelneQ  Würdeiiträger  achliessen  darf').  Einen  Am- 
busadeor  haben  die  Vereinifften  Staaten  nach  nie  (gesendet 
MftD  erhalt  keine  Auskunft,  ob  sie  aus  ilussereu  Gi-Qnden,  wie 
BQekrieht  auf  Ereparungen^),  von  der  Entsendunir  von  Bot- 
Khiftern  absehen,  oder  von  ähnlichen  GrQnden  geleitet  werden, 
wie  einst  Lamartine,  welcher  den  repräsentativen  Charakter 
änes  Gesandten  vom  ersten  Range  für  unvereinbar  mit  der 
republikanischen  Staatsform  ansah  ^). 


Lextkoiraphische  Übersieht  der  selteneren  oder 
nnbeettmmteren  Tltnlatnren. 

[Bavlo.]  Der  Baylo  gehörte  lu  den  Gesandten  ei'Ster 
Klüse.  Der  Titel  kam  nur  bei  den  venetianischen  Vertretern 
ia  Constantinopel  vor.    Verfil.  S.  45. 

[Botschafter.]  Das  Wort,  heute  die  technische  Über- 
■bung  for  Ambassadeur,  hatte  ursprünglich  keine  feste  Be- 
dentang. 

In  item  sechszehnten  und  siebzehnten  Jahrhundert  be- 
niehnete  es  ganz  ad  libitum  jeden  Diplomaten. 

Im  achtzehnten  Jahrhundeil  suchten  die  Volkerrechts- 
Uirer  mit  demselben  bestimmte  Begriffe  zu  verbinden.  Dieses 
Unteniehtnen  misslang  aber  und  musste  missltngen,  da  fast 
jeder  Gelehrte,  unbekümmert  um  den  anderen ,  es  zu  einem 
MODderen  Terminus  stempelte,  und  da  vor  Allem  der  wirk- 
lidie  Gebrauch  dieser  Klassificatioiien  spottete. 

So  klagt  Moser  mit  Recht:  „ Both&chafter  ist  der  z.  E. 
u  dem  Kayserlichea  Hofe  übliche  TerminuB,  womit  die  Am- 
buudeurs  benannt  werden.  Allein  solches  Wort  wird  auch 
nöfiteren  in  anderem  Verstand  genommen,  z.  E.  nicht  nur  die 
uf  dem  Reichs/Tag,  sondern  auch  die  auf  Cveiss-Tägen  an- 
TMende  Gesandten  derer  Reichs-Stände  pflegen  sich  zu  schrci- 
ba,  I.  £.  der  Fürsten  und  Stande  des  löblichen  Schwäbischen 
CroMB  bey  gegenwärtigem  allgemeinem  Convent  anwesende 
Bltlie,  Bothschafften  und  Gesandte"  *). 

Hit  Moser  setzen  Nemeitz'')  und  Faccassi')  den  Botschaf- 


■)  Bnoyi  estr.  et  min  pite.    9000  Doli. 
SOBbtra-rMdent  ....    6000    „ 
Chatfö  d'albirta  ....    4500    „    bei  Wurm,  T'ber  den  Hang. 

tLnj,  56. 

*)  AABoalte  d«  denz  mondM.    1850.    p.  207.    Lymans   liei  Eltiot, 
iaakudiplamaäccadell,  362.   Ver^l.  Kent,  CommeDtariei.    1848.   1,39. 

*)  TcnL  den  Khon   1721   enchieneneD   CurieuBen  AfiBen-  oder  Zei- 
«p^cUAMd,  533. 

•)  XoBrits  IT,  120. 

*|  PMCMli,  16  f. 
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ter  in   die  erste  KlftB&e;   Hellbach  dftgeKen  stellt  ihn   in  die 
zweite,  indem  er  die  erste  dem  „GroBbothschafter"  einräumt'). 

[Commissarius]  war  im  Mittelalter  ein  beliebte  Titel*) 
und  findet  Bich  sehr  oft  in  Verbindung  mit  dem  orator.  Erst 
als  sich  in  der  neueren  Zeit  der  ambasciator  allgemeinere 
Geltung  verschaffte,  trat  hier  eine  Wandelunff  ein. 

Einige  Zeit  hielt  sich  freilich  der  Commissarius  noch  nebea 
seinem  Nebenbuhler.  So  heisst  Francesco  Nori,  der  1467  als 
Bote  von  Floi-enz  zu  Ludwig  XL  abgesendet  wurde,  um  aas 
der  grossen  Zahl  von  Beispielen  eins  herauszugreifen,  .com- 
niissario  del  popolo  nostro  a  trattare  et  contrarre  con  lui  ogu 
lega"  ^),  und  Heinrich  VII.  von  England  adressirte  einen  Brigf 
an  spanische  Gesandte  in  der  Bretagne  „To  the  magnifieent 
atid  excelient  Lords,  Francesco  de  Rojas,  Ambassador;  Conat 
de  Salinas,  Gaptain-General ;  and  Peter  Carillo,  CommiasiODcn 
of  the  King  and  Queen  of  Spain  in  Brittany"*).  Hier  wini 
allerdings  ein  gewisser  Untei-schied  gemacht:  Rojas  heisst  alleii 
ambassador,  die  beiden  anderen  Diplomaten  werden  nur  ib 
Commissioners  bezeichnet  Inwiefern  beide  Mamen  einen  nr 
BChiedeneu  Sinn  ausdrßckeu  sollen ,  können  wir  nicht  uii- 
weisen.  Eine  allgemeinere,  bestimmte  Unterscheidang  beider 
Titel  ist  aber  sicherlich  zu  jener  Zeit  noch  nicht  gemadit  win- 
den. Wir  kennen  ofGcielle  Aktenstücke  fast  aller  europliMte 
Regierungen  aus  der  Zeit  Karls  V.  und  Philipps  IL,  in  doM 
ein  Gesandter  ohne  jeden  Unterschied  gleichrnftäsig  bcUt 
Namen  fahrt"). 

Erst  seit  dem  Ende  des  sechszehnten  JahrhondertB,  ik 
die  Sonderung  der  diplomatischen  Vertreter  in  verseliiiäaM 
Klassen  allgemein  anerkannt  und  in  Praxis  war,  treffen  wir  dn 
Commissarius  als  eine  neue  WQrde  von  geringem  Anseben. 

Hotinan*)  und  Marselaer')  verstehen  unter  ihm  dn- 
jenigen  Boten,  welcher  von  einem  Herrscher  zu  seinen  Unto^ 
tenen  und  zu  Rehellen  gesendet  wird,  und  streichen  ihn  dnnk 
diese  Definition  ganz  aus  der  Reihe  der  zflnftigen,  vom  VS-  . 
kerrechte  geschätzten  Diplomaten.  Aebnlich  oder  noch  gerinf- 
schätziger  sprechen  die  meisten  Schriftsteller  dieser  und  derU- 
genden  Periode  von  ihm,  wie  Besoldus "),  Conring  •),  Wicquefint"]^ 


')  Hellbacb,  192.  Über  Jen  GrosHbotschiAer  Tergl.  oster  .bpH 
rnagnus"  S.  196. 

*)  Vargl.  Chairiöre  I,  p.  XXXI  f.:  ,Dmib  Im  plu  udeuM  füm 
c'eit  tute  commisBion  qu'oa  remplit,  et  noo  pM  mie  roisMOO." 

')  DequdiDB  1,  U7. 

<)  Gairdner,  Letten  of  Riebard  III,  and  Henir  VU.    T.  L  VI. 

0)  TergL  Gäraj  1. 1, 71.  72.  90.    Le  QUy  I,  70.    Tealet  I,  96.  IDS.  Mt 

*)  Hotman,  4. 

')  MMMlaer,  8. 

')  Besoldiu.  15. 

")  CoDring  IV,  lOOl. 

">)  Wicquefort,  589.    Yergl.  noch  Bortiui  bei  AramaeiH  I,  3». 
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die,  hciläufit;  gesagt,  nirgends  Anklang  gefunden  hat,  aa  den 
Abgesandten  gedacht,  welchen  der  Kaiser  in  seiner  Kigenschaft 
als  Vorsitzender  des  Reichstages  unter  dem  epeciellen  Titel  eines 
„PvincipalcotnmissariuB"  mit  dem  Range  eines  bevollmlchtigten 
Ministers  zu  seiner  Vertretung  in  Regensburg  unterhielt'). 

Ausserdem  sind  hier  noch  die  Kommissäre  zu  emähneo, 
welche,  wenn  auch  seltener,  noch  im  siebzehnten  Jahrhandert  ni 
Friedensunterhandlungen  abgeordnet  wurden.  Die  kaiserlicbeo 
Gesanilten  zu  Osnabrück  hiessen  bald  „Legat!  PlenipotenÜarii', 
bald  „Commissarii  sive  Plenipotentiarii",  und  Karl  IL  von  Eng- 
land nannte  seine  Unterhändler  auf  dem  Congresse  von  Nyn- 
wegen  „Legatos,  Ambasciatores,  Extraordinarios,  CommisHttoi, 
Deputatos  et  Plenipotentiarios" ').  Allein  diese  BezachDiug 
war  damals  schon  antiquirt  und  steht  nur  in  solchen  Akt«- 
stttcken,  in  denen  man  sich  bemdhte,  den  alten  Spraehgebraad 
wieder  zu  beleben,  um  dadurch  der  Schrift  einen  gewitsei 
feierlichen  Charakter  zu  geben. 

In  einem  speciellen  Amte  hat  man  aber  vom  siebzehoteB 
Jahrhundert  bis  heute  unverändert  die  Dienste  von  Komnii- 
Bären  im  internationalen  Verkehre  in  Anspruch  genommes,  nr 
Grenzregulirung^).  Franquesnay  will  diesen  Beamten  nitBedt 
einen  gewissen  Anteil  an  dem  Schutze  und  den  VorrechtM 
geben,  welchen  das  Völkerrecht  den  zünftigen  Diplomateo  m- 
liehen  hat*). 

[Consul.]  Die  Consuln  gehören,  nach  heutigem Gebnuhs 
nicht  mehr  Diplomaten  im  eigentlichen  Sinne,  spedell  nidit  ii 
unsere  Darstellung. 

Eine  Ausnahme  machten  aber,  wenigstens  im  lonf» 
Jahrhundert,  die  Consuln  in  der  Levante  (Al^po,  Stajm, 
Alexandria,  Kairo,  Tunis,  Algier  u.  s.  w,),  welche  nach  Git- 
li^res  als  Minister  angesehen  wurden  *). 

Nemeitz  zählt  sie,  vielleicht  durch  diese  Tatsache  bewogo, 
zu  den  Ministern  ohne  Rang ').  Bielfeld  *)  und  Paecuil 
stellen  sie  in  die  diitte  Rangklasse  der  Diplomaten*). 

[Corps  diplomatique.]    „Diese  Bezeichnung  kin ■ 

')  Tei^l.  CalUirea,  76.    Bvnkenhoek  II,  139.    BieUbld  II,  Slb.  cfc 

^1  LUDig,  üeaUches  ß«iäis(rchi*.  Pin  geDendü.  Lapni  ITA 
B.  1048. 

*)  Tergl.  Wicquefort,  589.    F^anqaeBUj,  89.    Cdmj,  152. 

*)  Franquesnay,  90:  „Todb  les  Bi^eU"  (Sekretire,  OtKbUbH|a; 
BoU^aflsrMe,  AgenWa,  K«DiniMBara)  Jonimeirt  qnand  leonLettni^a^ 
SDCe  sont  bicn  expresteB  iuxi  les  fonnes  et  rafOea  dn  BteeScM  h  M 

Siiblic,  non  k  la  vfriU  itni  la  plänitode  des  Hinjitm  suis  tä&M 
ans  One  portion  aufSsante  ponr  les  faire  regarder  comne  cmctÄU,  ll 
pour  itie  en  ceti«  qoalitä  Bnsceptible  de  pliuienn  de  l«in  fannBltH. 
")  CallifereB,  76. 
•)  Nemeitz  IV,  121. 
')  Bielfeld  II.  319. 
*)  Paccawi,  15. 
»)  Siehe  S.  176  Aom.  2. 
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die  Mitte  des  vorigen  Jahrhumlerfs  auf.  Der  Kanzler  Fürst 
braacht  sie  in  seinem  Berichte  (1754)  noch  nicht,  doch  kennt 
er  üe,  um)  es  sollte  scheinen,  als  sei  sie  eben  in  Wien  er- 
landen  worden.  „Corps  diplomatique,  nom  qu'une  dame 
donna  un  jour  h.  ce  corps  nombreux  de  ministres  ötrangers 
k  Vienne"  •). 

[Deputirter.]  Im  sechszehnten  Jahrhundert  bezeich- 
arte  man  Gesandte  aller  Art  mit  diesem  Titel.  So  spricht 
K&nig  Ferdinand  von  „deputes  du  roi  de  Dannemark'' ^)  und 
Karl  V.  ron  eeinen  eigenen  „anibassadeurs"  in  Frankreich  als 
,ines  deputes"');  auch  die  Gesandten  des  stolzen  Venedig  ev- 
«ihnt  er  in  einem  Briefe  an  Ferdinand  als  „deputez  de  la 
■rifTDorie  de  Venise"*).  Ebenso  heissen  auch  unterschiedslos 
die  Abgeordneten  an  den  Kaiser  von  Lübeck,  Kleve.  Holstein, 
dem  MarhfH'afen  Albrecht  u.  s.  w,  Deputirte'). 

Auch  im  siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhundert  hatte 
äeb  eine  Spur  dieses  Brauches  erhalten.  Vor  Allem  liielten 
■orb  die  GeneralStaaten  daran  fest.  Sie  sendeten  nämlich 
mter  dem  Namen  „D^put^s  Exti-aordinaires"  Mitglieder  aus 
der  Versammlung  der  Deputirten  im  Haag  in  das  Ausland  und 
bttnqinicfaten  f&r  dieselben  einen  Rang  annähernd  dem  der 
Ainbassadeurs,  ohne  dass  es  ihnen  aber  gelang,  für  diese  neue 
Praxis  Qberall  Anerkennung  zu  finden").  Die  meisten  Staaten 
lOgtrten  sich,  die  Abgeordneten  demgemäss  zu  behandeln,  da 
kaiDe  Macht  das  Recht  habe,  nach  Gutdünken  eine  neue  Würde 
■  diplomatischen  Verkehre  einzuführen  und  deren  Beachtung 
Imden  Regierungen  und  ihren  Vertretein  vorzuschreiben^). 

Im  achtzehnten  Jahrhundert  wurden  dies^e  Titelträger 
■dl  dem  Berichte  von  Calltires")  und  Franquesnay  ^)  als  gleich- 
ilibend  mit  den  Envoy^  extraordinaires  betrachtet. 

Auch  Karl  II.  bezeichnete  noch  seine  Gesandten,  welche 


')  Bänke  XXX,  47  Anm.  Aul  Ruke  hat  diese  Kotii  Tehae,  wie  immer 
g^  Qoellenuigib^  genommen  in  uiner  Geschichte  des  österreichiBchen 
Bito  imd  Adel«.  Hambni^  1853.  Till,  lia  Tehse  wird  als  Quelle  citirt 
VN  Hefter  (7.  Aufl.),  417  nnd  Alt,  11. 

■)  Lans,  Konespondeos  III,  600. 

^  Laos,  Korreepondeu  III,  661. 

*)  Laiu,  Kaimpondens  IIL  304.    Le  Glar  1-  TO. 

■i  Ubs,  Kotretpondeni  I,  204.  873.  362.  384.  etc. 

*]  mcqnefiiit,  524:  .Cette  qokUtä  de  Depale  Kxlraordinaire  est  par- 
IllJhw  nnx  horincefl  Vnies,  et  >e  donne  aux  Depot^B  de  raBsembli^e  des 
Altb  OmrBoi,  one  l'«n  employe  bors  du  pais.  comme  ud  caractere  ap- 
indaat  de  celaj  a'AnbMaadeiir,  et  ila  se  pretoudent  äiire  traitter  comme 
tdi;  twj  ^'ib  De  l'ayeot  pu  encore  pü  obtenir  daci  lea  Cotin  estraD- 
fpar  U-  .Extraordinaires  Gedeputeerde."  l'rk.  u.  Akten  i.  Gesch.  des 
rMMB  KinnrsteD,  III,  423. 

*)  TergL  a.  B.  Wicqaefon,  526  f.  für  Schweden  and  Polen. 

•)  CaltttoM,  76. 

*)  Fianqoesnar,  77  i. 
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er  zum  Coogresse  von  Nymnegen  abBchiekte,  im  altertOmlichoi 
Sprachgebruuche  als  „Deputati"  ^). 

Sonst  hatte  aber  der  Titel  seine  frühere  Bedeutong  ver- 
loren.  Schon  Levayer  will  mit  diesem  Nameo  nnr  di^enign 
bezeichnet  wiasen,  welche  von  den  Untertanen  an  ihren  FUnten 
abgeBendet  werden,  und  denen  demgemäss  der  Genuas  des 
Völkenechtes  nicht  zusteht^).  Dieser  Meinung  schliesat  rieh 
Kirchner')  und  Bortius  an,  wenn  auch  der  Letztere  aogiebt,  die 
Deputirten  h&tten  Alles  mit  den  wirklichen  Gesandten  gemein'). 
Ganz  schroff  stellt  sich  aber  wieder  Marselaer  auf  Levayer't 
Standpunkt,  wenn  er  sagt:  „Qui  a  subditis  ad  Principem  Teninn^ 
Deputat!  noD  Legati  sunt,  quia  ei  pares  haben  neoaeont"*), 
und  Germonius,  welcher  als  spanische  Sitte  anfuhrt:  „Depatatn 
volunt  „(Hispani)"  vocari  nullo  Legatorum  prioilegio  sea  inr» 
gentium  niinime  fhientes"  *)  "A).  , 

Von  dem  Beginne  des  siebzehnten  Jahrhanderts  tn  nr    J 
der  Begriff  fest  iixirt,    wenn  man  von  den  oben  enriUmtn 
Ausnahmen  absieht:   Deputirte  werden  nur  von  den  Vusalk« 
und  Untertanen  gesendet^). 

In  Anwendung  dieser  Theorie  forderten  1604  die  spani- 
schen Gesandten  in  England,  die  diplomatischen  Vertreter  d« 
empörten  Niederlande  sollten  nicht  mehr  ambassadores  (amden 
d^ntati)  angeredet  werden*). 

Freilich  ganz  streng  wurde  der  Brauch,  die  Boten  der 
Untertanen  nur  Deputirte  zn  nennen,  auch  am  spanisdra 
Hofe  nicht  inne  gehalten.  Calli^res  berichtet  nämlich,  dts 
sieb  einige  Städte  in  Italien  das  Recht  bewahrt  hätten,  ihn 
Boten  mit  dem  Titel  „ambasciatori"  auszuzeichnen;  so  Bokgu 
und  Ferrara  bei  Missionen  an  den  Papst  und  MeBsina  Utk 
Spanien  „II  y  en  a  aussi  en  Espagne  qui  ont  eonservti  le  mtat 
privil^ge,  mais  ces  pretendus  Ambassadeurs  n'ont  qu'un  ddh 
honorable  et  un  vain  titi-e"  ") '"). 

Wenn  Wicquefort  trotzdem  die  Deputirten  zu  den  ,Kiii- 

')  LQnig,  Reichaarcbir.    Fan  gen., 

*)  Lenyer,  69:    „Selectoa  nros  e 
dit»  ad  principem  miduntor." 

")  Kirchner,  13. 

'I  BoniuB  bei  Arumaens  I,  371. 

''}  Marselaer,  9. 

")  Germonius,  ÖÖ. 

"*)  Die  Aa&ecbterhaJtang  des  Satzes,  die  Uepotirten  hiUMO  bU  Ai- 
recht auf  den  äcboU  des  Völkerrechtes ,  mosste  den  beiden  streng  Uks- 
tiacben  Autoren  uro  so  mehr  am  Henen  li«eii,  als  es  galt,  Philipp  U.« 
rechtfertigen,  der  den  Üaron  von  MoDtigny,  den  Doterbiadler  der  enplM 
Niederländer,  ohne  Rocksicbt  auf  dessen  Botschaft  hinrichten  liass. 

^)  üesotdue,  l.'i :  „Sicque  mittuntur  Legaü  ad  parem,  DepotaÜ  li  ilr 
periorem,  CommiEsarii  ad  inferiorem  aeo  suMitum.'    Vmi.  Lancalot,  lOt 

"]  Metteranus,  HiBtoriae  Belgicae,  24  bei  Beeoldns,  85. 

")  Callieree,  72. 
'")  Siehe  S.  1.59. 


IS  publica"  i-echoet>),  so  tut  er  dies  wo)  aus  zweierlei 
iDden.  Zusiehst  stotzt  er  eich  auf  den  bereits  besprochenea 
iraad)  der  NiederlflDder,  Deputirte  als  öffentiiche  Gesandte 

Ausland  zu  senden,  und  sodann  auf  den  Umstand,  dass 

Gesandten  der  deutschen  Farsteu  auf  den  Reichsversaniin- 
len  diesen  Titel  führten,  neben  der  anderen  Bezeichnung 
arii" '). 

Frälich  will  Wicquefort  auch  nicht  alle  Deputirten  als  of- 
lle  diplomatische  Vertreter  angesehen  wissen;  es  Ist  das 
iliehe,  dass  hier  mit  einem  Worte  oft  zwei  ganz  verschie- 
i  Begriffe  bezeichnet  werden.  Während  nämlich  die  De- 
nen der  Filrsteii  u.  s.  w.  nach  ihm  zu  den  Gesandten  ge- 
met  werden,  verweigert  Wicquefort  selbst  denen  der  Hansa, 
rien  Vertretern  nicht  souveräner  Gebiete,  diese  Auszeich- 
Sf- 

Die  Abgesandten  von  Unteitauen  an  ihre  Herren,  um 
iestüch  noch  dies  zu  erwähnen,  bezeichnet  auch  er  wie  alle 
ikundigen  Autoran  seiner  Zeit  als  „dgput^"  ohne  jedes 
nationale  Recht"). 

Die  Sbrigen  Bedeutungen  des  Wortes  „Deputirter"  haben 
Uer  nicht  zu  erwähnen,  da  sie  in  keiner  Beziehung  zu  der 
imatischen  Nomenclatur  stehen. 

I^missaire  cachä.]  Der  fmissaire  cachä  ist  faein  of> 
ller  Diplomat  von  anerkanntem  Range  und  hat  daher  in 
er  Eigmsehaft  keinen  Anspruch  auf  das  Völkerrecht 

,B<fi  herannahender  Gefahr  pflegen  sie  meistens  und  be- 
ere wenn  ihr  Geschäft  schon  zur  Neige  geht,  die  Credenz- 
k  vorzuzeigen,  um  solches  ganz  zu  vollenden.    Es  kommt 

aof  den  Monarchen  an ,  ob  er  ihre  zu  spät  Qbergebenen 
litive  annehmen  will  oder  nicht"  *). 
[£nvoyä  secret.]  Der  £nvoy^  Beeret  gehfirt  zu  den 
omaten.  hat  aber  nur  geheime  Audienzen  („Audiences  par- 
iere«") und  kann,  wenn  er  sein  Beglaubigungsschreiben 
ezeigt  hat,  dieselben  Ehren  wie  sein  officiell  accreditirter 
jbnider  geniessen "), 


'l  Kircbner,  4A:  „Ideoque  cum  ad  proTincialeB  conTentuE,  ordlnea  et 
let  »  Prinetpibna  voutatur  illaeqae  luoa  Belecloa  viroe  mittönt,  noa 
omtm  illi,  lUgniUte  et  jure,  Bed  depataloram  nomiiie  mittODtur.  Idem 
unnBlibiu  imperii  jadiumduii] ,  qai  CaeBiuis  auctoritate  coDvocantar, 
<il  prindpun  nomine  et  miwu  Tepinnt,  vicarii  et  deputati,  non  tcto 
i  kibentar,  cnni  accitom  ImperatoriB  sequi  cogantur."  Vergl.  damit 
tM,lft;  .Hu'  (Lesmtii  Provincialibag)  „bodierni  [^otati  aeqaiparaDtnr, 
StMlbu  ad  Comitia  tarn  Imperialia,  quam  ad  Grcularia,  aot  etiam 
adaHa  ....  deatinantiit  et  niittuntar:  eoaque  pasaim  Nundos  appellat 

*)  Wkqaefott,  94.  364  f.    Veral.  Frauaoesnav,  77  f. 

'I  Paceaui,  22. 

■l  CUiUrei,  71.    Pacuusi,  21f. 

rHknin  (»)  V.  a.  -  KnaiVr.  13 
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[Erzbotschafter.]  Weon  wir  dieses  Titels  hier  ge- 
denken, so  geschieht  es  nur,  um  Aufklärung  Ober  diese  gewiss 
vielen  dunkle  Bezeichnung  zu  Rebeu. 

Im  Grunde  hat  sie  eigentlich  wenig  mit  der  Diplomaüe 
zu  tun  und  ist  nur  das  Hirngespinst  eines  deutschen  Pa- 
trioten ,  Namens  Rossmann ,  dem  mit  den  En&mteni  d« 
zerfallenen  deutschen  Reiches  noch  nicht  genug  getan  war,  und 
welcher  deshalb  diese  Antiquitatensammelung  noch  mit  einm 
neuen  originellen  Stucke  bereichern  wollte.  Seine  Abhand- 
lung erschien  in  den  Erlanger  Gelehrten  Anzeigen  von  1759. 

Lassen  wir  ihn  selbst  seinen  Vorschlag  skizziren:  „Ausser- 
dem fände  man  auf  dem  Reichstage  die  weggeschickt  ger^ 
senen  Botui-hafter,  als  welche  von  demjenigen,  was  sie,  sowohl 
in  denen  I'rovintzen.  als  auswerts  zu  verrichten  gehabt  hatCes, 
dem  Keyser  oder  Reiche  Kapport  abstatten  musten.  j 

Dieser  Mi»soi-um  ihre  Verwaltung  war  ansehnlich  und  gn»,    j 
so  wie  man  noch  jetzo  bey  den  päpstlichen  nunciis  a  latere  gevihr    ' 
wird.     Hier  ist  der  Haupt  Punct  meiner  Abhandlung.    Ich  ealr 
decke  hieselbst  den    Botschafter,  uud  wenn  mein  Leser  wiD,     ' 
den  Ertzbotsdiafter  des  Teutschen  Reichs   in  dem  ZussmiBeo-     j 
hange  aller  Reichstagsäniter.     Er  dependiret  von  keinen  u- 
deren  Eitzamte,  ob  ihm  wohl  die  Instructions  von  dem  Eiti-     I 
Gantzier  ausgefertiget  werden,  denn  er  repräsentiret  das  Beict 
und  den  Keyser"  *). 

Im  Weiteren  ei-örteit  unser  Autor,  welches  Attribut  dioR 
neueste  Reichsei-zbeamte  tragen  soll :  entweder  gleich  dem  En- 
kanzler  einen  Stab  wier  die  heilige  Lanze  oder  auch  das  tan- 
serliche  Wappenschild '). 

[Gesandter.]  Dies  ist  und  war  im  Deutschen  dasg^ 
brttuchlichste  Wort  fQr  einen  Diplomaten. 

Die  weite  Ausdehnung  seiner  Anwendung  hat  wol  lunmt 
verhindert,  dass  ihm  eine  specielle  Bedeutung  beifielegt  vadM 
konnte,  welche  allgemeinen  Anklang  fand.  Selbst  im  lAu 
zehnten  Jahrhundert  war  es  nicht  möglich .  mit  dem  Nana 
einen  engeren,  abgegrenzten  BegiifT  zu  verbinden. 

Das  Staats-Titulaturbuch  will  zwar  eiuen  Minister  tpb 
ersten  Range  unter  dem  Gesandten  veretehen"),  aber  Uomt 
sagt  mit  Recht:  „dass  aber  das  Wort  Gesandter  auch  » fid 
bedeute,  wird  schwerlich  können  dai^ethan  weiden*"),  Toi 
fQgt  als  Anmerkung  hinzu:  „Man  sollte  meinen,  da  L^ita 
im  Lateinischen  einen  Ambassadeur  und  Ablegatus  einen  Edtoji 


■)  Erlanger  Oeiehrte  Anzeigen.    1759.    S.  236. 
-)  Erlanger  Qelehrt«  Anxeigen.    1759.    S.  237  £ 
')  Suats-Titulaturbucli,  683:  .Legatus,  Ambauadenr  odernTiMl 
ein  Gesftndter  vom  eraten  Range."   (Ihm  wird  der  „Abfeundia  tob  isJM 


'  gegeDQberses teilt) 
)  Moaer,  Belgradischi 


ler  ITriedenaschliu 


3.  195 

eilte,  30  mOsee  auch  im  Teutschen  das  Wort  Gesandter 
in  vom  ersten  und  Abgesandter  einen  vom  anderen  Range 
auten,  es  glauben  es  auch  wQrklich  einige;  alleine  es  ist 
er,  dass  auch  an  Höfen  und  in  Actis  puiilicis  die  vom  zwey- 
Rang  öfPteis  Gesandte  genannt  werden," 
Kemeitz*)  bezeichnet  die  Minister  erster  Klasse  sowol  als 
lehafter,  wie  als  Gesandte;  Hellbach  dagegen  kennt  das 
t  in  seiner  Nomencktur  gar  nicht, 

[Internuntius.]  Der  Titel  wurde  schon  seit  dem  Mit- 
tter  für  die  Gesandten  von  Laienfürsten  angewendet,  ohne 
I  er  aber  je  nur  annähernd  so  beliebt  und  häufig  gebraucht 
[le,  wie  beispielsweise  ambasciator  and  orator. 
Id  der  einschl&glichen  Litteratur  finden  wir  ihn  zum  ersten 
B  bei  Varsevicius  (1595)  unter  den  diplomatischen  Bezeich- 
nen aufgezählt'), 

Allmählich  verengerte  er  seine  Bedeutung  immer  mehr,  bis 
eit  dem  siebzehnten  Jahrhundert  terminus  technicus  filr 
rreicfaische  Gesandte  an  der  hohen  Pforte  wurde.  Moser 
blt  ans,  ein  kaiserlicher  Internuntius  wQrde  an  den  constan- 
p(ditanischen  Hof  gesendet,  wenn  man  keinen  Ambassadeur, 
'  doch  einen  höheren  Würdenträger  zum  Sultan  schicken 
te*).  Den  ersten  Anstoss  zu  diesem  Brauche  soll  der  von 
iman  dem  Grossen  vertragsmilssig  den  fi'anzösischeu  Ver- 
>ni  vor  allen  anderen  Gesandten  zugestandene  Vortritt 
^len  haben.  Der  Kaiser,  wird  erzählt,  habe  seitdem  in 
lieben  Fällen,  um  seiner  Wurde  nichts  vei^ebeu  zu  müssen, 
muntien  an  die  Pforte  abgeordnet*).  Diese  Sitte  hat  sich 
I  nach  der  Aufhebung  des  Vertrages  erhalten. 
Ist  die  Motivirung  richtig,  so  muss  Internuntius  schon  in 
Mitte  des  sechszehoten  Jahrhunderts  fOr  niedriger  als  Am- 
adeur  gehalleu,  mithin  zu  den  Gesandten  der  zweiten  Klasse 
thh  wonlen  sein.  Der  historischen  Glaub  ward  igkeit  eut- 
rt  diese  Annahme  nicht;  andererseits  muss  aber  darauf 
;ewi«8en  werden,  dass  um  dieselbe  Zeit  (1538)  Karl  V.  und 
lioond  I,  Internuntien  an  den  Papst,  gesendet  haben"), 
Jw  man  bei  dem  hohen  Range  des  Beschickten  nicht  wol 
iea  minder  geachteten  Boten  rechnen  darf).  Jedenfalls 
alao  in  der  Zeit  Karls  V.  der  Rang  und  die  Bedeutung 
B  Internuntius  noch  nicht  fest  normirt. 
Im  siebzehnten  Jahrhundert  gehörte  der  Internuntius  zu 
IHplomaten  von  der  zweiten   Klasse,    und  zur  Zeit  der 

*)  NoMiu  IV,  120. 
*f  Ytniriäm,  83. 

^  MoMT,  Bcigndiacber  Friedensschliiu,  26,    Tergl.  P&ccwai,  19. 
4  Bammer  von  Purgitall  bei  Ench  u,  Gruber.   SecL  II.  T.  XIX,  359  f. 
•J  Wein  II,  eSS, 

*)  Über  den  hohen  R&ng  der  ai  den  Pftpeten  EMchickten  Oeuodten 
L  S.  »1. 
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Dreiteilung  sank  sein  Ansehen  noch  mehr,  so  daes  ihn  Kel- 
feUlM  und  Paccnsai^)  in  die  dritte  diplomatische  Rangstufe 
verwiesen. 

[Legatus  magnus.]  Das  Attribut  ist  zum  Worte  Le- 
gatus  hinzufresetzt,  um  ihm  noch  eine  besondere  Auszeichnang 
zu  verleihen. 

Dieser  Titel,  zu  deutsch  „Grosshotschafter",  ist  äusserst  selteiL 
Moser  kennt  ihn  in  einem  Creditive  Augnsts  IL  von  Polen  u 
Friedricli  I.  (1703):  ^Extraordinarinm  Legatam  Nostrum  mig- 
num  et  Plenipotentiflrium  sufficienter  instructum  ...  ad  Maj. 
Vestram  designari  feciraus"  %  Ein  zweites  Beispie)  giebt  der 
Zeitungs-SchlUssel  aus  dem  Jahre  1721.  Diesmal  ist  der  „Qrm- 
botschafter"  von  dem  Sultan  an  den  französischen  Hof  ge- 
sendet worden*). 

Nemeitz  sagt,  dass  der  vom  Kaiser  an  die  ottomanisdia 
Pforte    abgeordnete    Gesandte  „Gross-Botschaffter"    geoinot    1 
vQrde*).     Dies  kann   sich  jedoch   nur  auf  einen  beeomiBra    ' 
Fall,  nicht  auf  den  gewöhnlichen  Brauch  beziehen.    Vi^Iaetit 
denkt  er  an  die  Oratoren  Maximilians  II. 

Hellbach  übersetzt  Ambassadenr  mit  .Grosbothschafter' 
und  will  nur  diesen ,  nicht  auch  den  Botschafter  in  die  entt 
Klasse")  setzen. 

[Legatus  liber.]  Die  Einteilung  der  Gesandtn  ia 
„legati  liberi"  und  „legati  formolarii"  nach  altrOmtschemHorter 
spukte  bis  zum  vorigen  Jahrhundert  noch  in  den  KOpfen  der 
Gelehrten,  obgleich  es  seit  dem  Ende  der  römischen  Wdthn^ 
sehaft  keine  legati  liberi  mehr  gegeben  hatte. 

Als  etwas  Aehnliches  kann  man  freilich  die  Emennangda 
bertthmten  Pariser  Professoi-s  Petrus  Ramus  bezeichnen,  welcbei 
von  Kari  IX.,  um  ihm  seine  vorgesteckte  Aufgabe,  die  Berei- 
sung  der  Akademieen  Europas,  zu  erleichtern,  der  Titel  sna 
Gesandten  gegeben  wurde'}. 

Wenn  dngegen  Ptlarik  die  Entsendung  des  Kardiub 
Nitard,  welchen  die  Wittwe  Philipps  IV.,  Maria  Anna,  m 
ausserordentlichen  Botschafter  nach  seinem  Belieben  fiirDeatiit- 
land  oder  fUr  ßom  ernannte"),  nur  um  von  seiner  Gegenint 
befreit  zu  werden,  als  Beispiel  einer  legatio  libera  anfahrt,  bo  tagt 


')  Bielfeld  II,  319. 

*)  PBccaaai,  15. 

'}  Lunig,  Literae  Proceram  Europa«  III,  899.    Theatr.  Ca.  I,7llt 

*)  Curieuser  AvIbcd-  oder  Zeituuss-ScblQuel,  489. 

»)  Netneite  IV,  121. 

•)  fiellbacb,  191. 

^)  Jak.  Tbom.  Fraig.  in  viU  Rami  bei  Rethel,  L  g  9. 

*)  „AmbasBadeoT  eitraordiDaire  de  cette  Conr"  (von  Madrid)  ,nill- 
magne  ou  k  Borne,  leqnel  it  \aj  pltira  choinr."  Rdationa  da  diftai 
entre  D.  Jean  d'Antricbe  et  le  canUDal  Nitard.  ü,  13, 
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dadurch  nur  seine  Unkenntuiss  aber  das  Wesen  einer  Bolclien 
laadtschaft  >). 

[Nuntius.]  Ui-sprUnglich  war  dieser  Titel  nicht  minder 
emein  wie  legatus.  Ferdinand  I.  bezeichnete  z.  B.  ohne 
:ersdiied  seine  Boten  in  der  Tmkei,  mochten  sie  nun  in 
istantinopel  mit  dem  Sultan  oder    in    den  GranzdiBtricten 

einem  Pascha  zu  unterhandeln  haben,  als  nuntii  et  com- 
aarii  wie  als  ambassadeurs.  Ebenso  nannte  er  auch  die 
dachen  Gesandten^). 

Formelhaft  und  ohne  besondere  Vollmachten  ist  die  pomphafte 
leHDung  „nuntii  spetiales  et  generales  (ita  tarnen  quod  spe- 
tta>  generalitati  non  deroget  nee  econtva  fecimus)"*). 

Ib  der  tbeoretischen  Litteratur  scheint  nuntius  in  der 
eten  uns  hier  interessii-enden  Epoche  keinen  hohen  Ktuig 
^floommen  zu  haben.  Wenigstens  lehrt  Gundisealvus,  dass 
Boten  von  Edelleuten,  welche  keine  Souveräne  wären,  nicht 
iti,  sondern  „nuncii"  oder  „missi"  zu  nennen  wären*),  und 
ebner  folgte  noch  aber  ein  Jahrhundert  später  seinem  Bei- 
de»). 

Allein  diese  Terminologie,  welche  unserem  Titel  ganz  seine 
leotung  in  der  diplomatischen  Nomenclatur  zu  rauben  drohte, 
i  von  der  Praxis  nicht  unterstutzt  keine  weiteren  An- 
ger"). PaschaliuB  erklärte,  noch  ehe  Kirchner  sein  Werk 
ehiieben  hatte:  „Legatus  dicitur  Orator,  Minister  et  Nun- 
v"  Allerdings  schränkte  er  seine  Behauptung  im  Folgenden 
in -ein,  dass  der  Gesandte  Nuntius  heissen  sollte,  wel- 
r  zu  den  kleinen  Souveränen  geschickt  wQrde;  mit  anderen 
rten.  er  betrachtete  ihn  als  einen  Diplomaten  zweitev  Klasse ''). 

bi  dieser  Stellung  finden  wir  ihn  seit  jener  Zeit  fast  Überall; 


*)  Püarik,  De  poBiiii  miniBtronim  prindpia  delrnquentinm.  Titembergae 
i.    8.  20. 

•i  0«mT  L  ],  90;  IL  2.  8,  98. 

^  a&rn  L  5,  49. 

M  GanduMlnu,  F.:  „^ni  uiteta  per  priiutos  licet  nobilei  mhtaDtur 

dKontor  legali,  sed  potiui  Dondi  uel  miui." 

■)  Kirchner,  4:  „Dundiu  priTKÜm  de  rebu  priratis  venit," 

*t  I>er  einzise  Autor,  der  unkritisch  genug  sich  d^  Thwrie  noch  ui- 
iettt.  Plotbo  in  seiner  Diasertation  „be  regali  lefatiosntn  jure  et  priii- 
is"  (Jou  1657),  tot  dies  doch  nur  mit  Vorbehalt.  „Nnncuw  cnini  sine 
■aoMs,  ot  vt  fnler  amicos  fieri  ueolet,  sine  iqjparata  mitlitur  ab  üs 
m,  qni  LegMi  mittenJi  jus  non  hal>ent,  ut  a  priratii  de  rebus  privatis. 
mian  Urnen  estsotibus,  quaildoque  Leoatos  nnndoram  nomen  sortki" 

tko,n.) 

*)  Puebahoi,  6.  9:  „Sed  enim  muttionmi  aljj  aljJB  wnt  hODOrattores" 

(Mm  8.  156) si  rem  sc  mnniiB  spectes,  renera  legatoi,  ü  nomni 

difidtatem  legationis,  mlninie Itaqne  nee  isli  nnntii  (misii  ad  Duces 

.  TT-JT^'"  impare*  et  gradn  ioferioresL  qnamuiB  s  tanto  r^e  (Franco- 
iHjsdMi  ea  pompa  et  oomilata  tncadimt,  qua  solent  illi  qni  sunt  dr- 
ilM  iplendore  l^tionis;  illi.  inquam,  qiubos  nilgo  nomen  Ambaida- 
bn,  nun  Ulis  alQi  nomeu  sit  nuntüs,  missls,  Bgentifatii,  residentibus." 
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so  bei  Lancelot'),  Beckman*),  Bethel'),  Bielfeld*)  nnd  Pm- 
cassi  ^).  JuDg:khei-,  der  seine  AbhandluDg  1654  schrieb,  spricht 
sich  nicht  weiter  über  den  dem  Nuntius  gebührenden  Rang 
aus,  sondern  begnügt  sich,  die  Meinung  Kirchners  ku  wider- 
legen"). 

Alle  diese  DefinitioDen  und  Meinunß&verscfaiedeDheiten 
haben  nur  einen  geriaf^en,  zumeist  theoi-etischen  Wert  Seit- 
dem Lateinisch  nicht  mehr  die  allgemeine  Weltspradie  war 
und  deren  Tei-minologie  nicht  mehr  die  Diplomatie  befaemdit^ 
sondern  fast  jedes  Volk  sich  seine  eigenen  Bezeiehnangeo  ja- 
bildet  hatte,  seit  dem  Ende  des  sechszehnteo  Jahrhundert^ 
war  der  Titel  antiquirt  und  durch  dio  neuen ,  wie  Remden^ 
Envoyä  u.  B.  w.,  g&nzlich  verdrängt^). 

Nuntius  hat  lüs  diplomatische  Würde  seit  jener  Zeit  hanpt- 
üächhch  nur  noch  in  der  pfipstlichen  Kanzlei  seine  Bedentong 
bewahrt. 

[Orator]  Diese  Bezeichnung,  schon  bei  den  ROmetn 
üblich  und  das  ganze  Mittelaltei-  hindurch  im  Gebrauche,  «r 
noch  im  Beginne  der  neuen  Zeit  ein  officieller,  diplomatüdw 
Titel  ^).  Er  blieb  auch  im  sechszehnten  Jahrhundert  dia  Ge- 
nevalbenennung  für  die  Gesandten  insgemein  im  Schwangfl*)^ 
So  spricht  z.  B.  Karl  VIII.  von  Frankreich  von  zwei  zu  ihn 
gesendeten  Florentinern  als  „vosditz  orateurs  et  ambassi- 
deurs"  '">) ;  so  heissen  die  schottischen  Gesandten  in  Frukteich 
zu  jener  Zeit  einmal  „procuratore«,  commissarii  et  ambanit- 
tores"  und  in  derselben  Urkunde  „oratores,  procuratores  et 
ambassiatores"  und  dann  „ambassiatores,  commissarios,  oratoro^ 
depputatos,  procuratores  et  nuntios"").  In  einem  Creditin 
Ferdinands  I.  für  seine  Gesandten  in  der  Türkei  heisst  et 
„oratores,  commissarios,  mandatarios,  actores,  factiores,  negotii 


■)  Lancelot,  40.    „11  si 

traite  pu  AmbatBadeun  auec 

par  des  Monces." 

*)  Beckman,  Tb.  8. 

*)  Retbel,  1.  §  4:    „Nuntias  (Eotoj^)  minoi«  pompa  et  q 

minora  expedienda  mittatnT."  i 

')  Bielfeld  II,  318.  | 

")  Paccassi,  15.  1 

")  Jungkber,  Thes.  41 :    ^Qnod  nimtiiiE  ita  coniiderataa  ab  eo  Mki      I 

mittalur,  qui  quod  Don  alio,  quam  emineDtisaniio  loco  ist«  moÄlmil,      i 

JUB  le^tam  mittendi  habet-  qnod  mittatnr  ad  ncgotitiiB  «  pabUca  AM      j 

coDfimeDdam  adeoqae  quoad  rem  objectam  proratu  cum  legato  cnniit'      i 
')  In  Polen  baue  man  bii  lum  Ende  dei  Beichet  Nnntlw,  toi  mr       ) 

worden  die  Deleginen  des  Adels  so  genannt    Cout,  498.  * 

")  Beiunont,  Beitrage,  139.  < 

*)  Gentilis,  S.    Kirchner,  8.    Germonius,  5.  etc.  'i 

'")  Desjardioa  1,  629.    CbampDllion-Fünac ,  Lettret  de«  mit,  nM  *       ' 

d'autreB  penonnages Paria  Ifxä  f.    II,  1ki2.  etc. 

")  Tenlet  I,  96.  97.  103.  119. 
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nostri  gestores  et  nuueios  speciales  et  penerales"  ').  Abgesandte 
des  Herrschers,  welche  von  diesem  coinmissani  genannt  wer- 
den, unterzeichnen  sich  selbst  als  „Caesaiee  Maiestatis  ora- 
tores"  ').  Kurz,  man  sieht,  in  jener  Zeit  ist  orator  ohne  Unter- 
Khied  für  jeden  Gesandten  im  Gebrauche. 

Mit  der  Ausbildung  der  diplomatischen  Hierarchie  ver- 
engerte sich  aber  auch  die  Bedeutung  dieses  Titels. 

Schon  Kirchner  beschränkt  seine  Anwendung  auf  die 
Gesandten  der  gi'Ossten  Könige  und  Republiken  und  deünirt 
ihn  ungef&hr  als  gleichbedeutend  mit  dem,  was  wir  unter  Ani- 
busadeur  verstehen  gelernt  haben') 

Spätere  Forscher  haben  Kirchners  Beobachtungen  bestätigt; 
BO  z.  B.  Jungkher^)  und  Heinsius")  und  vor  diesem  schon 
Henniges*). 

Nur  bei  den  italienischen  Fürsten  und  Republiken  linden 
wir  eine  Abweichung.  Sie  nannten,  ohne  sich  weiter  an  die 
feineren  Distinctionii'n  zu  kehren,  nach  alter  Sitte  ihre  Diplo- 
maten „oratori."  So  hiessen  z.  B.  die  mailftndischen  Deputirten 
ebenso  häufig  wie  ambasciatori  aucli  oratori.  Die  Publication 
Balomoni's  bietet  dafltr  aus  dem  sechszeimten  und  siebzehnten 
Jabrhondert  eine  grosse  Zahl  von  Beispielen ''). 

FOr  den  wirklich  hohen  Rang  des  Titels  spiicht  aber  zur 
Genflge,  dass  er  zu  einer  speciellen  Ehrenbezeichnung  fQr  <^e 
Tiiger  bestimmter  Missionen  wurde.  Er  war  gleichsam  der 
Appellatirname  der  kaiserlichen  Ambassadeurs  in  Constantino- 
pu  und  der  venetianischen  Botschafter  am  kaiserlichen  und 
am  päpstlichen  Hofe.     Im  achtzehnten  Jahrhundert  scheinen 

')  »Mlay,  SS.  IV,  K 

»)  Qinj  11.  1,  76.  t*5. 

*J  Kncbner,  9  :  „Hodiemo  poUtid  Burnionia  et  sensu»  ubu  :  Oratorem  non 
fsmil,  Md  Duuünain  roaximonun  Regum  et  KeniiDpuliljomim  Legatum 
— CBpMinn:  Impenil«ri>  Lentuin  ad  portam,  hoc  eBtB4  aulam  et  palatiiim 
Tbocbhi  emiuBin,  Mtn'ttoxnv,  oratoreinque  propria  offidi  et  aignilAtia 
Mdlatioiw  didntu.  VeDetomm  Le^tum  ad  CacBareni.  ad  Pontificem  etc. 
MM  nomipB  legiiniu.  Et  Orator  ille  didtur,  qui  lepiiionie  est  totiiis 
ai|Mt  et  Tiföaunor," 

*)  Jnngkher,  Th«8.  39:  .Perdin  enim  oliBerratuni  est  ioter  homines 
»liriMtrsTorc  Don  qaeniTia,  duHo  delectn  nuncupandum  esse  Oratorem,  sed 
Hnm  nniee  lagMam,  qni  qnod  snmmuiii  renim  f&itigium  iosident  absoluta  et 
Uependoite  poteatate  pnediti  cenientur  ei  dicontnr.  In  eum  sane  sensum 
OnteniB  nomoi  attributam  reperio  lentis  ad  aulam  Oltomanicam  a  Mazi- 
_■■._.  ..  » 1  Romano  (iermanico  glorioBiBBimae  memoriae  missis. 


Xk  aUod  impoiltaiD  foiaae  a  rege  Fersarum  ad  Turticum  Palatium  miuo 
liplit  reparire  eit  apad  Auger.  Busbequium  renim  rorcicarum  sie  salis 
pcitam  icriplotein.  Est  et  hoc  apud  Tenetos  accurate  semper  observatam, 
Mtonn  Iflgatu  ad  Imptiratoreni  aut  Pontificem  missus  non  alio  qnam  Ora- 
tMii  tholo  gandereL"  Zu  dem  letzten  Satze  vergl.  Heiosins,  6  {citirt 
nf  8.  200  Anm.  1> 

'I  IMoiioa,  6  f. 

•)  PKibeuta,  8  43. 

T)  Salomiui,  104.  111.  117.  126.  155.  160.  173.  187.  247.  2^5.  314 
Sil.  w. 
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soffar  alle  Veilreter  der  Signorie  einen  besonderen  Ansprach 
auf  ihn  gemacht  zu  haben').  Auch  der  niederländisdie  Ge- 
sandte bei  der  hohen  Pforte  hiess  in  der  eisten  Zeit  seioer 
Existenz  ausschliesslich  orator'). 

Durch  die  Specialisirung:  und  den  schnell  abnehnimdeo 
Gebrauch  der  lateinischen  Sprache  in  der  Diplomatie  vonle 
der  Name  in  der  Pi-axis  immer  ungebräuchlicher  und  endlich, 
von  einzelnen  Fällen  abgesehen,  als  antiquirt  bei  Seite  ge- 
schoben. 

Nur  durch  diesen  Umstand  kann  man  die  Behauptung 
Comings  erklaren :  „Oratores  namque  non  tantam  de  pubUoc, 
sed  et  privatis  rebus  disserere  eolent:  Legatns  contra  noo 
nisi  de  publicis  agit.  Fatemur  nihiiominus,  hodie  oratoniBi 
vocabulo  etiam  legatos  passim  significari,  secua  quam  olin 
tulit  loquendi  consuetudo" '). 

Auch  dies  mag  hier  noch  erwähnt  werden,  dass  der  Spre- 
cher einer  mehrköpfigen  Gesandtschaft  allein  unter  Beines 
Collegen  „orator"  genannt  wurde*).  Nach  venetiaDischer  Sitte 
fiel  stets  dem  jQngsten  der  Diplomaten  dieses  Amt  zu'). 

[Pensionnaire.]  Diesen  Titel  haben  wir  nur  bei  Hot- 
man  gefunden ").  Der  Pensionnaire  steht  im  Range  mit  im 
Agenten  gleich.  Er  war  nicht  bei  den  Forsten  sel^t  beglu- 
bigt,  sondei-n  bei  dem  ersten  seiner  Rate.  In  Folge  dessen 
konnte  er  natürlich  nie  offidell  verhandeln,  wie  der  Ambu- 
sadeur. 

Einzelne  Fürsten  hatten  noch  im  sechszehnten  Jahrhnodot 
Bedenken,  mit  dem  Sultan,  als  einem  Ungläubigen,  in  Veikdkr 
zu  treten,  und  unterhielten  daher  anstatt  eines  Gesandten  m 
Schonung  ihrer  zarten  Gewissen  nur  einen  Pensionnaire  in  Cos- 
stauüDOpel. 

Auch  Elisabeth  von  England  und  einige  deutsche  FOrsta 
verkehrten  mit  Venedig  durch  eine  solche  Mittelsperson'), 

Die  Bezeichnung  hat  sich  nicht  erbalten.  Howell  wenig- 
stens.  welcher  auch  der  eben  erwähnten  Gepflogenheit  Eiiiä- 
beths  gedenkt,  kennt  sie  nicht,  sondern  nennt  die  in  Fngt 
stehenden  Diplomaten  „agents  secrets"  % 

Er  fügt  hinzu  „mercatores  semper  visi  sunt  et  balNli 
commodisaimi."  Diese  Stelle  macht  einige  Schwierigkeiten,  di 
aus  ihr  nicht'  klar  hervorgeht,  ob  die  agents  secrets  wiitBd 

')  HeinsiuB,  8:  „Orator,  quo  titola  bodiemnm  mAivac  iuigDiaiitir  1» 
gati  Reipublicae  Venetae."    Vergl.  Retbel,  I.  §  4. 
■)  Byokenhoek  II,  123. 
')  Conring  IT,  1001. 
*)  Kirchner,  9. 

'')  IteraborduB  .lusiiniaiius,  renim  Veoeticarum  Ubri  XIII  bei  BeM)llu>.& 
*)  Hotman.  ö  f.    Siehe  S.  106  Anm.  5. 
'')  Vergl.  Faber,  ShMtokanzIer  XIV,  231. 
")  Howell,  2fti 
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ets  Kaufleute  waren  oder  nur  die  Maske  von  Gewerbetreiben- 
m  Toinahmen,  um  desto  ungestörter  zu  agiren  (.mercatores 
31  sunt"). 

Das  ist  aber  jedenfalls  klar ,  die  Wahl  zu  jener  Stellung 
I  mit  Vorliebe  auf  K&ufleute  („mercatores  babiti  sunt  com- 
»üssimi"). 

[Procurator.]  Diese  Titulatur  eines  Gesandten  war  im 
ttelalter  sehr  gebräuchlich.  Zumeist  wurde  sie  formelhaft 
t  einer  anderen  Bezeichnung  verbunden  *). 

Noch  in  den  Aktenstücken  des  sechszehnten  Jahrhunderts 
(ce^en  wir  ihr  nicht  selten.  So  heisst  es  einmal  „legati,  pro- 
ratores,  commissarii  et  ambassiatores ,  ut  etiam  procuratorio 
potastate  inferius  insertis  plenius  continetur,  partibus  ex 
era*  und  an  einer  anderen  Stelle  derselben  Urkunde  „oratores, 
Kuratores  et  ambassiatores" ').  Sehr  selten  finden  wir  das 
DTt  aber  allein  zur  Bezeichnung  von  Diplomaten  gebraucht^). 

Dadurch  wird  die  Veimutung  wahrscheinlich,  dasa  schon 
jener  Zeit  der  Titel  nur  noch  in  den  feierlichen  Staats- 
wiRea  und  nicht  mehr  in  der  lebendigen  Praxis  angewendet 
rde.  Im  siebzehnten  Jahrhundert  verschwand  er  im  Laufe 
r  Zeit  auch  beinahe  ganz  aus  der  ceremoniellen  diploma- 
:beD  Sprache. 

[Prominister.]  Wir  können  über  diesen  Titel  keine 
skonft  geben.  Moser  nennt  ihn  selten  und  bemerkt:  „Ohn- 
gBt  Ährte  der  erst  letzlich  verRtorbene  Graf  von  Harraeh 
r  Character  eines  Kayserlichen  Pro-Ministii  zu  Etom"  *). 

[SekretSr.]  Soweit  wir  wisaen,  hat  es  im  Mittelalter 
ne  Sekretäre  gegeben.  Die  Beteiligung  von  mehreren  Per- 
len an  einer  Gesandtschaft,  welche  in  jener  Zeit  stets  Sitte 
r*),  machte  ihre  Dienste  unnötig. 

Wann  die  Würde  in  ihrer  speciellen  Bedeutung  geschaffen 
rden  ist,  kann  bisher  nicht  mit  Bestimmtheit  gesagt  werden. 
:  Annahme  hat  viel  Wahrscheinlichkeit,  dassdas  diplomatische 
Ortariat  im  fünfzehnten  Jahrhundert  ungefähr  gleichzeitig 
:  den  stehenden  Gesandtschaften  in  Italien  entstanden  sei. 

stit  jener  Zeit  gewöhnlich  aus  guten  Gründen  nur  ein 
Biu]ter  zum  Residiren  in  einem  fremden  Staate  abgeschickt 
rde,  bildete  sich  das  Bedürfniss  heraus,  dem  Diplomaten 
■  Entlastung  von  den  niederen  Berufsgeschäften  einen  Be- 
ten zur  Seite  zu  geben,  der  zwar  selbst  keinen  officiellen 
iomatischen  Posten  bekleidete,  aber  durch  seine  Erfahrung, 


>>  BonunJ,  AcU  Henrid  VU.    FloreDtUe  1S77.    I,  14.  15.  17.  18.  19. 
21.  23.  28.  30.  71.  78.  80.  81.  83.  86.  87.  89.  BO.  93.  M.  »5.  etc. 
^  Teolet  I,  96.  97.  103.  113.    Le  Olay  1,  72  etc. 
*t  Teolet  L  »6. 

*)  Howr,  Balgr«lucher  FriedeniGcblusa,  30. 
»)  Vergi.  Lohreo,  37. 
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Bildung   und  vertraaeDBn-Qrdige  Persönlichkeit   befähigt   war, 
dem  Gesandten  erfolgreich  an  die  Hand  zu  gehen*). 

Die  Entstehung  des  Amtes  aue  dem  vorliegenden  BedQrf- 
nisse  erklart  auch,  warum  der  Sekretär  noch  im  sechuehnten 
Jahrhundert  nicht  bei  allen  Missionen  vertreten  ist,  sondern 
ineii^tens  nur  bei  den  sich  durch  ihre  Wichtigkeit  auszeichnen- 
den der  grösseren  Staaten. 

Am  ausgebildetsten  war  das  Institut  in  Venedig.  Die 
Signorie  ^ab  jedem  ihi-er  Botschafter  einen  oder  zwei  Sekretftre 
mit,  welche  aus  dem  vornehmeren  BDrgerstande,  aber  nienuls 
aus  dem  Adel  erlesen  wurden.  Sie  waren  sehr  schlecht  ge- 
stellt; selbst  der  Tauglichste  von  ihnen  bekam  in  der  enten 
Hälfte  des  sechszehnten  Jahrhunderts  nicht  mehr  als  aecfasuhs 
Dukaten  Monatsgehalt.  Zur  besseren  Entschädigung  f&r  ihre 
Dienste  erhielten  sie  gewöhnlich,  wenn  sie  nicht  in  Venedig 
selbst  ein  Amt  erlangten,  einen  Residentenposten.  NieBiili 
konnten  sie  aber,  wie  die  heutigen  Legationssekret&re,  zn  Bot- 
schaftern der  Republik  avanciren,  sondern  mussten  sieh,  da 
ihnen  der  Adelstitcl  abging  und  nachträglich  nicht  mehr  er- 
worben werden  konnte  seit  dem  Schlüsse  des  goldenen  Buches, 
mit  Stellen  zweiten  Ranges  begnügen'). 

Vom  siebzehnten  Jahrhundert  an  war  es  in  allen  dvili^rten 
Staaten  Kuropas  Sitte,  dem  Gesandten  der  ersten  Klasse  nnd, 
nachdem  die  Dreiteilung  der  diplomatischen  Rangstufen  titf- 
gekommen  war,  auch  der  zweiten  Sekretäre  beizug^>aL  Die 
Residenten  und  andere  Würdenträger  von  gleicher  Bedenlang 
haben  nur  selten  einen  dieser  Samten  in  ihrer  Begleitang 
gehabt"). 

Die  Pflichten  eines  Legationssekretärs  sind  von  der  altoi 
Zeit  bis  heute  iin  Wesentlichen  dieselben  geblieben.  Er  bat 
die  Depeschen  auszufertigen,  die  Registratur  und  das  Archiv 
zu  verwalten  und  in  Abwesenheit  seines  Voi^esetzten  dessea 
Geschäfte,  soweit  sie  nicht  von  gri^sserer  Wichtigkeit  nnd*), 
zu  versehen  und  selbstständig  zu  erledigen.  So  schildert  Bot- 
man°)    und    Marselaer^)   die    Obliegenheiten   dessdben,  vti 

')  Vergl.  RenmoDt,  BeitrAge,  230  f. 

')  CoDUrennB.  De  magistntibns  et  reptblica  Tenetamm  libri  qmfM 
PtriBÜs  1543.  S.  110:  „Scribumm  ordo  bonestbeiiaiu  est,  qnliMpUfr 
buB  qoibnsque  RdudeDt  Id  munus  plebeijB  tuitnin  bominibtu  ilUi,W 
tricio  nolli:  quod  quamnis  illuBtre  oon  lit,  ett  tMuen  iKHiMbUK.'  Zivi 
62 :  „Les  secr^tairee  faiaaient  partie  des  citojeiw  origSaairet  qni  fonäM 
comme  une  Becoode  nohlesae  datia  I'EtaL  Les  noB  Maient  »eti<dMiWt 
le  titre  de  r^ideaU,  aupr^  des  coara  oü  l'on  n'eii*o;«it  pM  d'wbM» 
deura.  Leg  autrea  ^taient  atUchäs.  Boit  aux  mmbuBadeun,  loit  au  M 
rcntB  Corps  coDsritD^a,  tela  aue  le  SdnM  et  le  Conseil  dat  Dix,  ioH  ll 
redigeateot  les  däcrets  et  les  däptehea." 

')  Vei^l.  Bielfeld  II,  863. 

*)  PaacbaliuB.  1,^2  führt  dies  mit  Cnrecbt  nur  ala  veDetianiidie Sitte i^ 

")  Hotroan,  18.    Vergl.  Docb  Hotman ,  85:     „J'j  met  eneore  le  Scm- 

•  Not«  6  B.  nftcbste  Seite. 
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nicht  anders  lautet  es  bei  dem  hundert  Jahre  EpSter  lebenden 
Ftanquesnav').  Der  letztgenannte  Schriftsteller  fügt  nur  hinzu, 
dasB  der  Sekretär  das  Recht  habe,  in  besonderen  Angelegen- 
heiten von  den  MiniBtem  der  fremden  Iie«iei-unp  Audienz  zu 
verlangen  and  als  VertrRuensperson  eigenhändig  wichtige  De* 
pescheo  seiner  Re^erung  zu  ttherbringeu. 

Niemals  besassen  unsere  Beamten,  auch  wenn  sie  die  voll- 
ständige Vertretung  eines  Gesandten  Qbemommen  hatten,  dessen 
Rechte  und  Würde. 

Die  Frage,  wer  die  Sekretäre  einer  Misston  zu  erwählen 
hatte,  k6nnen  wir  nicht  mit  genügender  Vollständigkeit  beant- 
worten. In  Venedig  wurden  sie  stets  von  Staatswegen  dem 
Gesandten  beigegeben  und  besoldet.  Ebenso  war  es  in  Frank- 
rdefa  vor  Calli^res'  Zeit  (Anfang  des  XVIII.  Jahrhunderts) 
Stte  gewesen.  Damals  aber  war  sie  abgeschafft  worden ,  so 
dasB  jeder  Diplomat  sich  seinen  Sekretär  seihst  berief  und  aus 
tigener  Tasche  bezahlte^).  Allein  man  scheint  bald  wieder 
Eatn  alten  Brauche  zurDckgekehrt  zu  sein.  Auch  in  den  an- 
deren Staaten  war  der  Sekretär  zum  Mindesten  seit  dem  Be- 
ginne des  achtzehnten  Jahrhunderts  ein  Staatsbeamter"). 

In  Schweden  gab  man  den  Gesandten  als  Sekretäre  junge 
Edelleute  mit,  welche  ihre  Vorbildung  in  der  „Acadämie  poli- 
tique"  genossen  hatten  und  sich  die  nötige  Erfahrung  erwerben 
aollten,  um  später  selbst  als  Gesandte  ihrem  Staate  mit  Erfolg 
dienen  zu  können*).  Eine  ähnliche  Praxis  galt  auch  in  den 
Gmeralstaaten'A). 

Wenn  der  Legationssekretär  von  Adel  war,  musste  er  dem 
Forsten,  bei  welchem  sein  Chef  accreditirt  war,  vorgestellt 
Verden,  im  anderen  Falle  nur  dem  Minister  der  auswärtigen 
Aggeiegenhnten'). 

Seine  Rangstellung  wird  verschieden  angegeben  und  scheint 


tsn  n  Inteiprete,  411)   lay  soot   instruinenB  Decesaaires,  et    qui  seruent 
(tatoit  rÄmbauade  que  rÄmbaasadeuT :  comme  ea  Suiebc  et  aux  GriaoiiB, 
il  laiditt  Secreture*  et  Tmelieiiuuis  sont  couchei  en  l'est&t  des  penBiona 
kttttt  natiOD  Ui,  et  tirent  gues  ordia&ire  d'm  ascu  par  ionr." 
-  "       ■     ,  384. 


_    _ _  _ B  Ambusadeun  dei 

___  1  d*  Tkmbt  .  ... 

«  qd  M  praüqiw  hoc  nccte  pu  Icb  autret  Paisstmc««.'' 

*)CMaiiU,  De  jure  et  jndice  legalonim  diatribe.     Francofhrti  b.  a. 
We  AUutadhiiii  miui  iwischen  1716  und  1721  geschrieben  sein.]    S.  43: 

201  Bahb  abbme  annii  dod  tarn  legatioDis  quam  Legaü  Miniater  fiicnt, 
Uc  aoieiii  plemmque  ntat  Legatu  ab  arcanis  et  gecretioribuB  literis,  doh 
IMB  sin  mittestia  imperio  ac  joriBdictioni  Bubsit,  ac  Omnibus  Becnritatit 
■c  ImpnnitatU  iuribns,  quibu  ipee  LegatuB  frnatur — -' 

*)  CaUUrse,  140.    NemeiU  IV,  148  f.   Bjelfeld  II,  359.  520. 
•^)  Treede,  InlddiDg  II.  1,  39  f. 
0)  Kdfeld  II,  360. 
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davon  abgehangen  zu  haben,  ob  er  Staatsbeamter  oder  nnt 
vom  Gesandten  erwählt  worden  war.  Wenigstens  anteracheid« 
LUnig  „Gesandtschatfts-Secretäre,  welche  von  dem  Souveraia 
selbst  coDstituiret  und  salariret  werden",  und  ^.Geaandten- 
Secretarii ,  welche  nur  als  Domestiquen  desselben  regardiret. 
Die  GesandtschafTts-Secretarii  nun  emp&ngen  von  ihrem  Prin- 
cipalen  ein  besonder  Greditiv  und  werden  sodann  nicht  viel 
geringer  als  die  Envoyös  ordinaires  oder  Residenten  gehalten'- '). 

Nach  BieJfeld  wird  der  Sekretär  wahrend  der  Abwesenheit 
seines  Gesandten  Charge  d'affaires.  Sonst  will  ihm  dieser 
Autor  gar  keinen  diplomatischen  Rang  zugratehen,  da  er  ohne 
Creditiv  und  eigene  Vollmacht  nur  dieselben  Rechtswoltaten 
wie  das  Qbiige  Gefolge,  das  sicher  nicht  zu  den  Diplomaten 
gezählt  werden  darf,  genösse*). 

Eine  Einschränkung  muss  diese  Behauptung  aber  erfahren. 
Es  gab  schon  seit  dem  sechszehnten  Jahrhundert  Sekretäre,  veiÄe 
nicht  nur  interimistisch  die  Geschäfte  eines  GeaandtMi  fohiiea, 
sondern  ohne  jeden  anderen  Titel  als  officiell  anerkannte  Di|Äft- 
maten  in  fremden  Staaten  residirten.  Selbst  bedeutende  M&dite 
wollten  noch  zur  Zeit  Friedrichs  des  Grossen  ihren  diploma- 
tischen Verkehr  durch  diese  schlichten  Beamten  unterhaltai, 
wie  uns  Nemeitz  erzählt.  „1740  hat  einsmals  verlanten  wolleo, 
es  sey  zwischen  den  Höfen  von  Frankreich,  Spanien  and  Nipel 
eine  Convention  dahin  en-ichtet  worden,  daes  biofOhro  tob 
keinem  derselben  an  den  anderen. ein  Ambassadeur  gesandt 
werden  solte,  sondei-n  es  sollen  die  GesandtschafFts-Secrettrii 
hiernächst  die  Geschäfte  ihrer  resp.  Principalen  besorgen' *Ji 
Wollte  man  diese  Würdenträger  noch  besonders  auszetchnei, 
so  gab  man  ihnen  den  vomehmei'en  Titel :  Kaiserlicher,  Kön^ 
lieber  u.  s.  w.  Sekretär^).  Sie  standen  unbestritten  auf  eiBcr 
Stufe  mit  den  Residenten. 

Es  wäre  sehr  zu  wünschen,  dass  Qber  das  hier  besprocbeH 
Amt  eine  eingehendere  Untersuchung  angestellt  würde,  als  in 
Rahmen  unserer  Darstellung  zu  geben  möglich  war,  um  Aof- 
klärung  Qber  manche  hier  noch  dunkel  gebliebene  Punkte  n 
versehaffeo. 


*)  LUnig,  Tbetttruin  ceremoniale  I,  370.    Ve^.  den  Cntiemai  Afii» 
cder  ZeituDgs-ScbiQMel.  502  £ 
')  Bielfeld  II.  360. 
'I  Neineiti  IV,  IM  f. 
*)  Fntnquesnaj,  SU. 
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iBhaBg  zu  den  III.  Kapitel. 


Peber  den  Rang  der  Diplomaten  gleichen  Charakters 
unter  einander. 


qni  Bont  poar  un  discoora  k  part" 
Hatmu,  58. 

Wir  haben  uns  die  hier  zu  hehandelnde  Frage  nur  unter 
I  Gesichtspunkte  gestellt,  die  bemerkensweitesten  Streitig- 
irn  Toa  Diplomaten  der  bedeutendsten  Milchte  ganz  kurz 
ernfthnen,  ohne  auch  nur  annähernd  auf  Vollstfindigkeit 
pruch  zu  machen. 

Diese  Skizze  ist  unumgänglich  notwendig,  weil  ohne  sie 
Dicht  unwesentliches  Moment  aus  der  Geschichte  der  Ge- 
irschaften  fehlen  wQrde,  welches  manche  VerhfiltDisse  fast 
D  erklärt 

Die    Rangstreitigkeiten    der    Diplomaten     verschiedener 
hte,  wol  ßist  BO  alt  wie  die  lastituUoa  der  Gesandten 
9l'),  konnten  erst  nach  der  Einrichtung  ständiger  Gesandt- 
ftspoeten  ihre  heftige  und  dauernde  Form  annehmen ').   Seit 
r  Zeit,  wo  die  Gesandten  nicht  nur  auf  Congressen,  sondem 
täglich  an  den  verschiedenen  Höfen  zusammentrafen  und 
irch  stets  von  Neuem  Anlass  zu  Zwisten  über  den  Vor- 
gegeben wurde,   war  es  eine  unbedingte  Notwendigkeit 
h  bestimmte  Rangan  Weisungen  den  gegenseitigen  diploma- 
6a  Verkehr  zu  regeln.    Die  Schwierigkeit  der  L&sung  lag 
darin,  dasB  es  keine  internationale,  alle  bindende  Norm 
sondem  jeder  Fürst  bei  der  Ordnung  der  Rangverhältnisse 
ganz  ungehindert  durch  allgemeine  Grundsätze  nach  seinem 
len  Belieben  verfuhr,  so  dass  stets  neue  Gelegenheit  zu 
rlichen  Rangstreitigkeiten  gefunden  wurde. 
Am  berühmtesten  von  allen  ist  der  Streit  um  die  PräE 
zwischen  Frankreich  und  Spanien ,  der,  mit  grosser 
ning  gefühlt,  eine  weit  Ober  GebDhr  wichtige  politi! 
utung  erlangt  hat*).    Wir  übergehen  die  ältesten  Ph* 

'J  Vergl.  PaMhitius,  SOS.  Lancelot,  580.  Für  das  MitleUlter  v 
n.  «0. 

'}  Hovell,  Ad  tecurem:  „Sdlicet,  nt  äuit  Panlleli,  «ino  intellii 
iquaiD  conTeniftDt  in  quo  loco  pablico,  nam  M&themftticus  noB  d< 
PtnUeÜ,  etjtmii  dncantar  in  infinitam,  nam^tiKiii  conemrent;  Qao 
,  nnDqiuiD  concniTuit,  niiDqatUD  colluctatnn  aoat  pro  praeceden 
1  Vei^.  Rönnet,  61  f.    Wicquefort,  33Sf. 
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dieses  Kampfes  und  beginnen  ansere  Darstellung  mit  jener 
Periode,  in  der  beide  Mächte  im  Vollbewusstsein  ihrer  Krift 
um  die  politische  Fuhrerschaft  in  Europa  rangen. 

Selbst  zu  der  Zeit,  wo  Karl  V.  mit  der  Kaiserkrone  ge- 
ziert unbezweifelt  den  ersten  Platz  unter  allen  Herrschern 
einnahm,  versuchten  französische  Diplomaten,  den  Vertretern 
des  Kaisers  den  Vorrang  abzulaufen').  In  den  letzten  Tagen 
von  Karls  Regierungszeit  stritt  Dominique  de  Gabre  in  Vene- 
dig mit  dem  spanischen  Gesandten  Vargas  am  die  Priemi- 
nenz').  Nachdem  aber  die  Kaiserkrone  an  Ferdinand  I.  ge- 
kommen war,  und  Vargas  nur  noch  den  spanischen  König  la 
repräsentiren  hatte,  erhob  sich  der  Zwist  in  neaer  Heftigkdt, 
als  der  Spanier  trotzdem  den  Vortritt  vor  Frankreich  bein- 
Gpruchte.  Obgleich  er  seine  Stellung  noch  dadurch  zn  featigen 
suchte,  dass  er  sich  Gesandter  Karls  und  Philipps,  denn  noch 
lebte  Karl  V.,  nannte,  sprach  die  Signorie  dem  franzteiscbea 
Gesandten,  dem  Herzoge  von  Noailles,  nach  vielen  hAssIicben 
Voifällen  1558  den  Vorrang  zu'). 

Auch  auf  dem  Tridentiner  Concile  wurde  die  Prilcedeni 
Frankreichs  vor  Spanien  von  den  Vätern  anerkannt  (1563), 
und  der  spanische  Vertreter,  welcher  sich  diesem  Besehlosu 
widersetzte,  wurde  gezwungen  „ex  ordine  recedere  et  locnm 
extraordinaiium  ad  latas  Secretarii  occupare"  *). 

Mit  demselben  guten  Erfolge  kämpfte  1564  der  heis»- 
bliitige  Belli^vre  in  Graubanden  gegen  die  Ansprüche  iles 
Spaniers  Angusola"). 

Auch  bei  den  Verhandlungen  zu  Vervins  erneuten  die 
Franzosen  den  alten  Streit;  nur  durch  eine  spitzfindige  Losung 
gelang  es,  denselben  für  den  Augenblick  beizulegen  und  dadoreh 
ilie  weiteren  Friedensverhandlungen  zu  enndglichen  *). 

Besonders  langwierig  war  der  Kampf  beider  Mächte  in 
römischen  Hofe,  da  bald  ein  spanisch,  bald  ein  franzteiscb  f» 
sinnter  Papst  auf  dem  Stuhle  Petri  sass  und  demgemAss  äA 
die  Wageschale  zu  Gunsten  des  gerade  voi^ezogenen  Stula 
senkte.  So  erkannte  z.  B.  Pius  IV.  in  Folge  einer  VeiKi»- 
mung  zwischen  ihm  und  Philipp  IL  die  PrSeminenz  Fmk- 
reichs  an').    Auch  Gregor  XIll.^)  und  noch  viel  entsehiedeM 

<)  Vnsl-  Ribier  I,  443.     Conriog  IV,  994. 

*)  FlasMn  II,  36. 

")  Lancelot,  -534.    Howell,  180.    Denudins  III,  3Ö1. 

*}  Rousset,  62.    Reumont,  Beitrage,  179  f.    BacholU  VI,  130. 

")  Hotmui,  59.  Bortins  bei  Animaeua  I,  345.    BMoldni,  ISL  FImm 


"1  Fernere,  iSXi:  «&  dicte  ttuateU  eet  aprts  le  raj  d'Gip(pif'* 
lujr  faire  quicter  la  pr^cedenee  Bnr  le  Ro;  etqu'il  en  Tieodra  blamtlti* 
J'ar  priä  le  dkt  l^t  de  croire,  qiie,  en  ce  hiaant,  le  Pape  lira  riaii 
catholicquea  eu  France  que  par  les  pardons  M  jubil^  qB'il  M  d«MT 
enTOyer.'    Aoa  der  Depeiche  dea  franzOBiachen  Oeaandten  io  Bon. 
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Sixtiu  V.  taten  Schritte  im  Int«i-esse  der   französischen   An- 
sprttclie.    Eine  bestimmte  endgültige  Entscheidung  scheint  am 

t&pBtlichen  Hofe  Oberhaupt  nicht  gefällt  zu  sein,  wenn  die 
timmung  auch  im  Allgemeinen  mehr  fOr  Frankreich  sprach. 
Hottnan  (160^)  neont  den  Zwist  beider  Staaten  in  Rom  nodi 
unentschieden'),  während  ihn  Besoldus  (1624)  als  zu  Gunsten 
der  französischen  Krone  ausgefallen  verzeichnet^).  Dieser  letz- 
ten Behauptung  steht  aber  die  Tatsache  entgegen,  dass  der 
panische  Gesandte  beim  Papst,  Ognate,  1047  den  Vortritt 
vor  dem  französischen  Diplomaten,  Fontenai  Mai'euil,  verlangte 
und  auch  durch  die  BemQhungen  des  Cardinais  Savelli  erhielt. 
Allerdings  suchte  der  Prälat  später  sein  Verhallen  iu  dieser 
Sache  den  französischen  Anklagen  gegenüber  durch  den  Vor- 
waod  der  Unwissenheit  zu  entschuMigea").  FUr  gewöhnlich 
incfat«  man  am  römischen  Hofe  in  jener  Periode  den  ärger- 
liehen Streitigkeiten  beider  Nationen  durch  die  Maassregel  vor- 
tnbengen,  dass  bei  allen  Festen  der  Kirche  nur  derjenige  Ge- 
sandte eingeladen  wurde,  welcher  durch  seine  Nationalität  das 
gröBsere  Anrecht  zur  Teilnahme  hatte.  In  ihren  Häusei-n  be- 
Sandelten  sich  die  beiden  Nebenbuhler  als  gleichstehend  *). 

Auch  in  England  behaupteten  die  Franzosen  meistens  die 
Oberhand")  und  ebenso  in  der  Türkei  durch  die  zu  ihren 
Gunsten  ausgefallenen  Bestimmungen  Murad's  IIT.  und  Ma- 
bmnet's  III.*). 

Nur  beim  Kaiser  versuchten  die  französischen  Diplomaten 
Te^eblich,  den  spanischen  den  Vorrang  abzugewinnen^). 

Wenn  auch  die  Höfe  zumeist  eine  Entscheidung  in  der 
Bingfrage  gefällt  hatten ,  so  fühlten  sieh  doch  die  betreffenden 
D^iiomaten  nicht  dadurch  gebunden,  sondern  suchten  hart- 
Bkkig  ihre  Ansprüche  zu  verfechten,  sogar,  wenn  es  sein 
mute,  in  fbnnlicben  Strassenschlachten.  Vergeblich  wai-en 
die  BemOhungen,  durch  Aufteilung  des  Satzes:  „le  premier 
mm  »it  le  premier  ouy",  oder  durch  den  Vorschlag,  die  Ge- 
yndten  sollten  abwechselnd  den  Vortritt  haben,  <len  anstös- 
if»  Scenea  ein  Ende  zu  machen^). 

Ging  es  nicht  mit  Gewalt,  so  suchten  sich  die  Rivalen 
iif  harmlosere  Art,  durch  Entfaltung  der  übertriebensten 
Pracht,  zu  überbieten*).  Kurz,  jedes  Mittel  war  gerecht. 
Selbst  die  kleinlichste  List  und  tausendfache  Chicanen    ver- 


■iHotman,  59. 

*l  Bnokhu,  131. 

*)  GUUteei,  116. 

*)  LttKdot,  584.    Ronsset,  64. 

>)  BMoldiu,  131. 

*|  Roiuwt,  62. 

I)  Jnnokbtf,  Th.  106.    Howell,  2ä3.  eU. 
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Bchmähten  die  Herren  nicht,  ja  sie  achteten  selbst  die  Hrilig- 
keit  des  Gotteshauses  nicht,  wenn  es  galt,  sich  den  Yortiitt 
oder  den  Platz  zur  Rechten  zu  sichern'). 

So  warf  sich  einst  der  französische  Gesandte,  einen  unab- 
sichtlichen Fall  erheuchelnd,  nach  rechts  hin  zu  Bodeo,  nn 
auf  diese  Weise  vor  seinem  nach  links  zurücktretenden  ^tui- 
schen  Nebenbuhler  den  Ehrenplatz  zu  erlangen*). 

Als  lt550  de  Thou,  der  französische  Gesandte,  dem  spani- 
sehen,  Don  Esteban  de  Gamarva,  in  einer  Strasse  des  Hug's 
begegnete,  wollte  keiner  von  beiden  seine  Equipage  ausbi^n 
lassen ;  sie  blieben  Pferdekopf  an  Pferdekopf  halten  und  hemm- 
ten den  lebhaften  Verkehr.  Nun  war  guter  Rat  teuer.  Die 
Deputirten  der  Staaten  hielten  eine  dreistündige  Beratung,  bis 
sie  ein  Auskunftsmittel  fanden.  Einige  Musketierpelotons  moss- 
ten  anfmai-schiren  und  einen  Zaun  zur  rechten  Seite  von  Ga- 
marra  niederreissen,  um  so  den  hartnäckigen  Diplomaten  die 
Möglichkeit  zu  schaffen ,  ohne  Verletzung  ihrer  WOrde  den 
Weg  fortsetzen  zu  können.  Beide  schrieben  sich  den  Sieg  n: 
de  Thou  hatte  die  gewöhnliche  Fahrstrasse,  Gamarra  den  Plati 
zur  Rechten  behauptet"). 

Zu  einer  einschneidenden  Krisis  kam  der  Streit  er«t  1661*), 
Als  damals  hei  der  Einfahrt  des  schwedischen  Gesandten  io 
London  zwischen  dem  Spanier  de  Watteville  und  dem  Fian- 
zosen  d'Estrades  nebst  ihrer  Begleitung  ein  ungewöhnlich  blu- 
tiger Zusammenstoss  erfolgt  war,  welcher  mit  dem  Siege  da 
Spaniers  geendet  hatte,  forderte  der  heftig  erzamte  Ludwig  XIV. 
unter  Androhung  bewaffneten  Einschreitens  f^erliche  Abbitte 
von  Philipp  IV.  und  liess,  um  seinen  Worten  Nachdruck  n 
geben,  den  spanischen  Gesandten  zu  Paris  in  dem  Bot8chafl«^ 
palais  streng  bewachen.  Der  spanische  König  musste  dsm 
Ansinnen  nachgeben.  1662  erschien  eine  ausserordentlidie 
Gesandtschaft,  aus  dreissig  Personen  bestehend,  unter  dem  Mir- 
quis  He  Fuente  am  Pariser  Hofe,  um,  in  allerdings  stark  m> 
klausulirten  Ausdrücken,  das  Bedauern  ihres  Monarchen  tüwr 
den  peinlichen  Vorfall  auszudrücken  und  die  ErkUrung  A- 
zugeben,  dass  die  Vertreter  Spaniens  sich  fortan  nicht  mehr 
am  (Inttea  Orte  oder  in  feierlichen  Versammlungen  einfisdn 
würden,  wo  der  franzöiiische  Gesandte  vor  ihrer  Ankunft  rä- 
getroffen  wäre").     Diese  Erklärung  genügte  nicht,  um  dieAu- 

')  Hotman,  60.    Howell,  195. 

*i  Calliferes.  119. 

")  Howel),  203.    Wicqnefort,  450. 

'J  Versl-  Howell,  204.  Colliirea,  115.  Rousaet,  62.  Whnton,  HiMont 
I,  266.  Moaer,  Kleine  Scbriften  VIII,  94.  444.  Flauan  ID,  265.  Wm, 
Ueber  den  Rang  n.  b.  w..  bTä.    Ranke  X,  211.  etc. 

^)  nQue  leB  MiaiBtres  publice  d'Eapasne  ne  se  tronwoint  pü  i  tt- 
venir  in  loco  tertio,  et  daoa  les  AsBeniU^ea  soUemnellM  oft  le  Uiaiitn 
Public  de  France  ae  tronveroit  acluellement  anat  l'arriTte  da  Knütn 
d'EBpagne."    Rouaset,  62. 
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erkeDDUop  der  franzl>6i8chen  Fi-äeminenz  seitens  Spaniens  klar 
»tarzutun,  wol  aber,  um  die  Schwäche  Her  spanischen  MonarchiB 
aller  Welt  zn  zeif^en,  wie  Voltaire  mit  Recht  sagt').  Lud- 
wig XIV.  fasBte  die  Declavation  aber  als  efiien  voltständiRen 
Veraicht  Spaniens  auf  und  befahl  den  Gesandten,  in  deren 
Gegenwart  Fuente  die  Frklitvung  abgegeben  hatte,  in  diesem 
Sinne  ihren  Regierungen  zu  berichten  ^).  Auch  in  die  Akten 
des  Staatsrates  liess  er  diese  sogenannte  spanische  Verzicht- 
leistung  einzeichnen  und  sogar  eine  Medaille  darauf  prägen 
mit  der  Inschrift:  „lus  praecedendi  assertum"  und  „Hispa- 
nomni  eonim  XXX  legatis  principnm".  Seit  jenem  demutigen- 
den  Tage  erschien  der  spanische  Gesandte  der  Erklärung  ge- 
mfiss  in  keiner  Versammelung ,  an  welcher  Hein  französischer 
Amtsgenosse  teilnahm. 

Aber  der  Streit  war  damit  noch  nicht  endgültig  geschlich- 
tet, da  der  Wiener  Hof  auch  jetzt  noch  den  Bpanischen  Ver- 
treter dem  Ludwigs  XIV.  vorzog.  In  Folge  dessen  liess  sich 
Frankreich  wfthrend  der  zweiten  Hälfte  des  siebzehnten  Jafar- 
honderte  nur  durch  Gesandte  niederen  Ranges  beim  Kaiser 
lertreten'). 

Anf  dem  Congresse  zu  Nymnegen,  wo  die  Gesandten 
Spaniens  und  Frankreichs  zusammentreffen  mussten,  nahmen 
du  Franzosen  unter  Annahme  des  von  Sir  William  Temple 
brftrworteten  Regulatives,  um  Mord  und  Todschlag  zwischen 
ifcpem  Gefolge  und  dem  der  spanischen  Diplomaten  zu  ver- 
hiadem,  von  der  gewaltsamen  Kvtrotzung  ihrer  wiederum  an- 
gefochtenen Ansprüche  auf  den  Vorrang  Abstand,  ohne  jedoch 
didnrch  ein  Präjudiz  geben  zu  wollen.  Man  ersann  ein  eigen- 
ttnUeiiee  Auskunftsmittel,  uin  dem  überaus  zarten  Ehrgefühle 


■)  Voluin,  Le  riMe  de  Lonia  XIV.  Ed.  Francbeiille  1.  1,  144:  ,ca 
i'Wt  pai  uKi  ponr  reconnoltre  nettetDeni  la  jH^minence  du  rai;  nuda 
im  Aut  UM«  ponr  nn  «Ten  antcntiqDe  de  la  fubleBse  esp^ole." 

*)  Lndwig  XlV.  kd  die  Gesandten :  ^Voui  avez  ou'i  la  declaration  quo 
rilbiwadenr  d'Eipagne  ra'a  üt«;  je  voos  prie  de  l'^crire  ä  tos  Maltrea, 
•li  nib  lacbent  que  le  Roi  Catfaolique  h  donoe  ordre  k  toiis  ina  Am- 
iMMHon  de  cälff  le  Baog  iiix  miens  eu  toutes  occaaions."  Kousaet, 
CiL  Heber  die  Anfhaaung  des  VorgangeB  bei  Zeitgenossen  vergl.  Howell'a 
iHncfODf  (Howell,  205):  „In  oratione  declarafir  (Fuentei  .,qaod  nuperum 
Obd  cemmni,  quod  conügii  in  .\ngtia,  laitum  est  eine  notiiia  et  Toliintate 
8oie  Calholicae  MiyeslatiB.  Itaque  in  poBtenioi  ordinaret,  quoil  talis  dig- 
catdia  non  eToniret:  praeter  baec  verba  proferebat  alta,  quae  aeqniTa- 
laitia  erant  conceBsui  dignitalis  praecedentiae  Uegi  Cbri- 
itiBnlasimo."  Wenn  Wurm  (-503)  Bagt.  Philipp  bnbe  erklären  losaen, 
atina  GeMndten  warden  bei  Bolchen  solennen  Anlässen,  no  der  tranzösiscbe 
Ttrttets  aawweod  sein  wflrde,  nicht  erscheinen,  sn  ist  dies  nicht  gani 
(■an.  Dia  wUte  nar  dann  der  Fall  sein  -oü  le  Ministre  public  le  troa- 
nnrft  Htndhnent  Avant  Tarriv^e  du  Ministre  d'Espagne." 

')  Wcqoefort,  106. 4^7  ;  .,Aujourd'huy  l'on  ne  pennet  poiut  k  Yienne, 
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beider  Parteien  gerecht  zu  verden.  Der  holländische  Minister, 
welcher  die  Vermitteluag  Ubemomineii  hatte,  lud  dt»  fmu6- 
-siachen  uad  den  spanischen  Gesandten  zu  einer  beBttmmt« 
Stunde  ia  sein  Haus.  Dort  erhielt  jeder  sein  eigenes  Zimmer, 
durch  einen  dritten  Raum  von  einander  getrennt.  Zu  gleicher 
Zeii  traten  beide  Gesandten  in  dieses  Zwischengemach  asii 
näherten  sich  in  gleichem  Schritte  dem  genau  in  der  Mitte  be- 
findlichen Tische,  wo  der  Vertrag  im  Duplicate  zur  Uoterzdeb- 
nung  bereit  lag.  Zur  selben  Minute  setzten  sie  sich  nieder  Dod 
antei'schiieben  die  Urkunde,  um  dann  zugleich  anbustehn 
und  in  demselben  Momente  das  Zimmer  zu  verlaasen  *). 

Nachdem  die  Bourbons  den  spanischen  Thron  bestiegen 
hatten,  knm  der  streit  endlich  zur  Ruhe,  und  der  spaniwhe 
Gesandte  Hess  dem  Vertreter  der  älteren  Linie  des  DTnasten- 
gesehlechtes  den  Vorrang^).  Förmlich  abgetreten  aber  wurde 
die  Prftcedenz  an  Frankreich  erst  in  dem  Familienpaete  tob 
1761  (Art.  XXVIl).  Aber  auch  damals  wurde  die  Klausel 
beigefügt,  dieser  Verzicht  Spaniens  zu  Gunsttü  Frankrada 
solle  nur  so  lange  in  Kraft  sein,  als  dasselbe  Haus  in  beidea 
Reichen  herrechen  werde*). 

Von  weniger  Tragweite  war  der  Streit  Englands  mit  Fnak- 
reich,  wenn  ersuch  schon  vom  Konstanzer  Concile  herdab'rte*} 
und  noch  im  siebzehnten  Jahrhundert  fortdauerte");  es  ku 
hier  nicht  zum  Aeussersten,  und  als  Ludwig  XIV.  seine  gllnieiideo 
Erfolge  errungen  hatte,  wagte  England  von  dem  feilen  Kari  0. 
geleitet  nicht  mehr,  seine  Ansprüche  auf  die  Prfteminenz  tut 
dem  ruhmgekrtinten  Nachbar  zu  erheben. 

Auch  Spanien  musste  seinen  Vorrang  vor  der  hrttiBcha 
Monarchie  in  einem  längeren,  nie  ganz  geschlichteten  Zwiste  m- 
teidigen.  In  Rom,  dem  Hauptorte  des  politischen  Ceremoei^ 
soll  England  sogar  mehrmals  nach  der  Angabe  des  Englftnden 
Howell  den  Vortritt  vor  Spanien  besessen  •)  haben. 

De  Grassis  weist  der  englischen  Krone  die  nerte  Stdie 
an,  hinter  dem  Kaiser,  Frankreich  und  Spanien  ^).   und  dieeen    j 
Platz  behielt  es  auch  ti-otz  seiner  1505  wieder  erhoheneo  i>    i 
sprtlche"),    Elisabeth  stellte  1600  noch  einmal   die  Fordeniig     \ 
der  jirösöance  vor  Philipp  III.  und  drolite,  im  WeigerungshD)     \ 


1)  Temple.  Works.    London  1770.    11,  348. 

')  Koiuaet,  M. 

*)  FluBan  II,  69  irrt  »Iso.  wena  er  behkuput,  der  äirdt  niidti 
Frankrnch  uod  Spanien  Bei  1662  defioitiT  geachlichtet. 

•)  Hotman,  80.    Howell,  2fl. 

")  RousBet,  67.     Leruv,  63. 

•)  Howell,  13.5. 

^1  Paris  de  QruBis  [diese  Nameiufonu  beieer  ala  Cntati,  tv^Bm- 
daeus,  197],  Diarium  cunae  Romanae  b«  Hoffbianii,  Nora  ir~^"^  ** 
-moonmentorum  collectio.    Lipsiae  1781.    I,  404. 

•)  Lanceiot,  556.    Fernere,  186. 
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Veriiandtungen  abzubrechen;  sie  konnte  aber  trotz  alledem 
en  Anspruch  nicht  durchsetzen*). 

VOD  grösserer  politischer  Bedeutung  sind  neben  dem 
jliBeh-franzftsischeD  Kampfe  nur  noch  die  Zwistigkeiten,  welche 
ne^  zu  bestehen  hatte.  Obwol  der  StaatsTerfassung  nach 
9  Republik,  hatte  die  Marcus-Stadt  wegen  ihrer  grossen 
äA  liemlich  früh  die  Gleichbei-echtigung:  mit  den  König- 
^bn  gewonnen.  Schon  Karl  V.  hatte  Venedig  in  dieser 
SaoK  ausdrücklich  anerkannt^),  und  die  Päpste  empfingen  zu 
ler  Zeit  wenigstens  die  venetianischen  Oberiienzgeßandtschaf- 

in  der  sala  regia,  wo  nur  die  Botschafter  von  Königen  ihre 
fyua  erhielten").  Seit  1Ö60  wurden  sogar  die  Besuche 
B-  Vertreter  der  Signorie  heim  heiligen  Stuhle  ohne  Unter- 
led in  jeuem  Saale  von  dem  heiligen  Vater  entgegenge- 
tem*). 

diesem  Vorgange  des  römischen  Hofes  folgten  unverzOg- 
L  ijle  grossen  Mächte  in  Europa,  soweit  sie  nicht  schon 
ber  der  Bepublik  den  königlichen  Bang  zuerkannt  hatten "). 

Alles  dies  hinderte  aber  die  kleineren  italienischen  Fürsten 
I  Staaten  nicht,  den  Vorrang  der  mächtigen  Republik  strei- 

n  inachen,  so  dass  1561  der  venetianische  Gesandte  Fedeli 
■  Relation  die  Klage  erhebt:  „Heutigen  Tages  wollen 
^ionischen  Forsten  in  Missionen  und  Botschaften  mit  der 
nichtigsten  Ilepublik  wetteifern;  sie  weigern  sich,  Ge- 
idfe  bei  derselben  zu  bestellen,  wenn  nicht  eine  entspre- 
odfl  Mission  an  sie  selbst  gesendet  wird  ....  So  ist  es  denn 
lin  gekommen,  dass  in  unserer  Zeit  die  Botschafter  nicht 
laicht  den  Platz  erhalten,  der  ihnen  geblihrt,  sondern  im 
hdouner  auf  Audienz  warten  müssen" '). 

I  pifi  beiden  bedeutendsten  Nebenbuhler  unter  den  italie- 
Bbea  Staaten,  Qber  deren  Ansprüche  sich  Fedeli  so  ent* 
tet  äussert,  sind  Genua  und  Savoyen. 

Schon  am  Hofe  Jaknbs  von  Lusignan  beanspruchten  die 
kWaer    den    Vortritt    vor    den    Venetianern   und  erklärten 

II  K&nige.  der  ihnen  nicht  zu  Willen  war,  deswegen  den 
Im*).  Noch  im  siebzehnten  Jahrhundert  beharrte  die  da- 
ta tcfaoo  ganz  ohnmächtige  Republik  auf  ihrer   Forderuog 


<)  Rooiut,  61  f. 

^  Baanuuit,  Beiträge,  139. 

"i  KtnuBtt,  130. 

^  FtknteDBriiu.  De  iure  suprematua  u  legAtioDiB  priucipum  Germaniu 
r-    l»  LdbDii  Opera  ed.  Dntens  I,  415. 

*)  FOnteneriui ,  446.  Eine  AoBofthme  m&chle  bei  einzebieii  Oelegen- 
m  der  Wiener  und  Madrider  Hof.  „In  aula  Caeskrek  et  Hispaniu 
ittVB,  proDt  Venetls  Kratificari  ant  aeore  facere  praeaeDtinm  renun 
hi  eoognientias  visum.''^    FOrBtenerioB,  447. 

^  BeamoDt,  BeiHge,  197. 

*}  Pedro  Hesia  Üb.  II  t.  22,  bei  BeBoldos,  138. 
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und  suchte  durch  das  Anei-bieten  grosser  Summen  bei  den 
Pftpsten  Urban  IX.  und  Innocenz  X.  sowie  beim  KaiBcr  auf 
C!rund  ihrer  corsicanischen  Besitzungen  den  kOnig:1ichen  Rüg 
zu  gewinnen.  Von  beiden  Höfen  wurde  das  Gesuch  ab^wiesea: 
an  eine  Gewährung  des  Verlangens  sei  nicht  zq  denken,  so- 
lange der  Doge  nicht  auf  Lebenszeit  gewühlt  würde  •)- 

Auch  die  anderen  Kegierungen  in  Enropa  haben  Genu 
niemals  dieselben  Ehren  wie  der  venetinnischeo  Republik  em- 
geraumt.  Sie  haben  die  erateve  kaum  als  im  gleichen  Ringe 
mit  den  übrigen  Staaten  Italiens  stehend  angesehen*). 

Der  Zwist  zwischen  Savoyen  und  Venedig  ist  nicht  jüngeren 
Datums.  Auf  dem  Mantuanischen  Concile  wurde  er  mit  grosser 
Erbitterung  geführt*). 

Bei  Maximilian  I.  fanden  die  Herzoge  von  Saroyoi  keiM 
IJnterstQtzung  in  ihren  ehrgeizigen  BestrebaDgen,  and  ig  Rom 
wurden  ebenfalls  ihre  Ansprüche  auf  den  Vortritt  vor  der 
Marcus-Republik  oder  wenigstens  auf  den  gleichen  Rang  mit 
derselben  als  ungerechtfertigt  zurückgewiesen*):  dersaTojisdw 
Gesandte  erhielt  seine  Audienz  beim  heiligen  Vater  nadi  wie 
vor  nur  in  der  sala  ducale'). 

1540  erregte  der  Herzog  von  Savoyen,  auf  s^ne  Verwindt- 
schaft  mit  dem  Kaiser  bauend,  vor  dem  Itichterstuhle  Karls  V. 
zu  Mecheln  seinen  Streit  von  Neuem,  um  wiederum  abgewieeei 
zu  werden"). 

Ei-st  zur  Zeit  Karl  Emanuels  fanden  die  Zwistigkeitea  am 
den  Vorrang  ihr  Ende,  als  die  Signorie  den  savoyischfln  Ge^ 
sandten  als  ihrem  eigenen  gleichstehend  anerkannte').  Ab 
der  Papst  im  Anfange  des  achtzehnten  Jahrhunderts  bebhl, 
den  savoyischen  Vertreter  gleich  dem  Ambassadeur  eines  ge- 
krönten Hauptes  in  Rom  zu  ehren ,  folgte  er  mit  diesem  6^ 
böte  nur  einer  schon  längst  an  den  übrigen  Höfen  Europa 
eingebürgerten  Praxis"). 

Selbst  Albrecht  der  GrossmQtige  von  Baiem  wagte  utf 
dem  Tridentiner  Concile*)  und  1626  Bethlen  Gabor  mit  d« 
Signoiie  um  die  Präeminenz  zu  hadern'"). 

')  Nemeita  IV,  »3  f. 

■j  Rontset,  171 ;  „Les  autres  Coun  de  l'Europe  ont  et«  bien  änpAl 
d'accorder  ä  cette  Republiqne  les  m^es  homieiin  qa'k  celle  de  Tsb^ 
ellee  n'ont  paa  touIu  m&me  la  traiter  i^le  avec  In  antrea  IVncci  itoXt.* 

')  „Multae  ihi  de  BesBione  cootentiooeB  fuere,  eed  Dnlla  major  ^m 
Tenetorum  et  Sabaudensium.''    Roussel,  180. 

*)  GraBBwinckeliua ,  Dtssertalio  de  iure  praecadentiaa  inter  Senuai- 
mam  Venetam  rempabl.  et  Sereniss.  Sabavdiae  dvcem.  Lngdniii  BataTOia 
1644.    S.  820  f. 

^)  De  ürasBU  bei  Hoffinann  I,  455. 

*)  GrasswinckelinB,  320 — 328. 

^)  Rouaset,  133. 

*)  RonBset,  129.  Aas  dem  Angeführten  leiRt  aicfa,  daai  die  Dl^ 
BtelluDg,  welche  nns  Wicaaefort  (354)  giebt,  M»eb  laL 

■)  Besoldus,  59.  145. 

'*)  Wicqiaefort,  479. 
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Italien  war  neben  Deutschland  <lie  Hauptstätte  diploma- 
ber  Unordnung  und  ein  fruchtbarer  Boden  fQr  alle  Etiquette- 
jitigkeiteD.  Fast  kein  Staat  gönnte  dem  anderen  seine  Ehre. 
i  ergötzlichste  Beispiel  dieser  übertriebenen  Rivalität  bietet 

Gäiaren  einiger  italienischer  Internuntien  am  Hofe  Ru- 
fe II.  zu  Prag  Als  sie  sich  nämlich  auf  der  Moldaubiücke 
Ulig  begegneten  und  keiner  dem  anderen  ausweichen  wollte, 
iben  sie,  so  wird  berichtet,  den  ganzen  Tag  im  Sonnen- 
ode  einander  gegenüber  stebSD'). 

Freilich  nicht  immer  blieb  es  bei  diesem  passiven  Wider- 
ide.  Als  z.  B.  1497  am  kaiserlichen  Hoflager  der  floren- 
ubfl  Gesandte  nicht  den  Vorrang  des  venetianischen  an- 
eiuen  wollte,  riss  der  entrüstete  Venetianer,  Marco  Morosini 
■  wm  Name ,  den  Florentiner  mit  kräftiger  Hand  in  den 
motz  der  Strasse  nieder  und  rief  ihm  dabei  zu:  „Cosi 
in  UQ  altra  volta  ä  dar  il  luogo  ai  maggiori  di  te" '). 
«es  drastische  Mittel  half:  kein  florentinischer  Diplomat 
ab  wieder  Anspruch  auf  die  Präeminenz  vor  Venedig. 

Die  Gesandten  wollten  lieber,  freilich  ein  Zug,  welcher 
it  den  Italiener  allein  zu  eigen  war,  unvenichteter  Sache 

ihrer  Mission  heimkehren,  als  nur  ein  TQttelchen  ihrer 
kltchen  oder  eingebildeten  Rechte  aufgeben  b).  Als  sich 
It  ein  Diplomat  Venedigs  unter  seinem  gebührenden  Range 
eh  Karl  V.    behandelt  glaubte,   rief  er,  der  Kaiser  sollte 

Ud>er  enthaupten  lassen,  als  ihm  seine  Ehrenrechte  ver- 
tan. Sein  Tod  beraube  die  Vaterstadt  nur  um  einen  Mann, 
16  Zurücksetzung  aber  um  ihre  eigene  Ehre*). 

Nachdem  Cosmus  von  Medici  von  Papst  Pius  V.  zum 
nbeizoge  von  Toscana  erhoben  worden  war,  wurde  die 
irimiDg  des  Ceremoniels  in  Italien  noch  ärger,  als  sie  schon 
tnr  war.  Von  nun  an  verlangte  dieser  Fürst,  auf  seinen 
»herzoglichen  Titel  pochend,  den  Vortritt  vor  allen  anderen 
ienischeti  Fürsten  mit  Ausnahme  des  Dogen  von  Venedig, 
e  aber  bei  Savoyen  und  Este  mit  seinen  Ansprüchen  durch- 
ringen. Der  Grossherzog  nennt  sich  altezza  serenissima; 
s  übertrumpft  ihn  der  Savoyer  noch  und  nimmt  wegen 
ttt  BesitztitelB  an  Cypem  die  Anrede  altezza  reale  an') 
L  «.  I>er  Spnidi  des  Horatius  „quidquid  delirant  rege^ 
EtBOtnr  Achivi"  fand  auch  bei  diesem  Wettkampfe  seine 
iBObliche  Aasle^Dg.  1670  kam  es  in  Rom  zu  einer  grossen 
igelei  zwischen  den  eigens  zu  diesem  Zwecke  angeworbenen 
■daa  des  toscanischen  und  des  savoyischen  Gesaodten;  erst 


■)  TarMTidDa,  8S. 

*)  BouMi,  168. 

^  Hagiiu,  G9.    Kirchner,  469.    Bortiui  bei  AnimaeuB  I,  355. 

*)  Laöcdot,  527. 

*)  BenmoDt,  ^trAg«,  197  t 
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der  Papst  musste  mit  seiner  Autorit&t  einschreiten,  vm  <iie8em 
Aergernisse  ein  Ende  zu  machen*). 

Am  vei-wintesten  lag  aber  die  Rangfrage  in  Dentflchland. 
Hier  hatten  die  Fürsten  nicht  nur  ihre  angemaassten  oder 
hergebrachten  Rechte  vor  den  Angriffen  der  Auswärtigeii  n 
wahren,  sondern  noch  vielmehr  gegen  die  Uebergriffe  ihrer 
eigenen  Landsleute.  Jeder  von  den  fast  zahllosen  Herren  ii 
Deutschland  dQnkte  sich  jedem  anderen  Fürsten  gleich,  mochte 
der  eine  auch  nur  einige  elende  Dörfer,  der  andere  hunderte 
von  Quadratmeilen  und  volkreiche  Städte  sein  Eigen  nenno. 
Diese  gegenaeiti^'e  Überspannte  Riv^it&t  spiegelte  sich  tmr  tu 
deutlich  in  dem  Gebaren  der  deutschen  Diplomaten  ab,  wdehe 
oft  elende  Etiquette-  und  Rangfragen  mit  Wissen  and  WÜlea 
ihrer  Auftraggeber  mit  einer  Hitze  und  Ausdauer  veifocbten, 
als  gälte  es  die  höchsten  Guter  des  Vaterlandes,  und  sdchea 
lllcherlichen  Lappalien  die  grössten  Interessen  Dentschlaadt 
preisgaben.  Schon  im  sechszehnten  Jahrhundert  erregte  dieses 
Benehmen,  welches  zu  jener  Zeit  noch  nicht  so  schlimm  anfb«t 
wie  in  der  folgenden  Epoche,  den  Spott  aller  Nationen,  dass 
sogar  ein  Pole ,  der  Grosskanzler  Johannes  Zamoiski ,  mit 
bitterem  Hohne  bemerken  konnte,  die  Deutschen  kfimen  aäf 
ihren  Reichstagen  nur  zusammen,  um  über  den  ihnen  gebQh> 
renden  Rang  zu  zanken ').  Die  einzelnen  Zwiste  der  dentschen 
Fürsten  unter  einander  sind  zu  zahlreich  und  zugleich  von  ra 
geringer  historischer  Bedeutung,  um  hier  erwähnt  werden  m 
können.  Der  bedeutendste  Streit,  der  zwischen  den  Knrftnten 
und  den  Forsten  um  den  Rang  ihrer  Gesandten  brannte,  hat 
durch  die  Feder  des  für  die  fürstlichen  Interessen  eintretenden 
Leibniz  eine  weit  über  seine  Wichtigkeit  ihm  gebührende  Be- 
kanntschaft errungen. 

Den  KurÄti-sten  war  durch  die  goldene  Balle  ihr  Raaf 
sofbi-t  hinter  den  Königen  angewiesen.  Die  auswärtigen  Hiebt*  . 
kehilen  sich  aber  nicht  an  diese  Bestimmung  Karls  IV.  SdM  1 
der  junge  Freistaat  der  Vereinigten  Provinzen  verweigerte,  db-  J 
wol  er  im  Allgemeinen  sehr  wenig  Gewicht  auf  die  pnnlids  1 
Duchführung  des  Ceremoniels  legte,  schon  1635  den  KurfBrrtn  I 
den  Vorrang").  Im  Staatenbeschlusse  von  1639  und  im  Veit-  1 
fälischen  Frieden  erneuerten  die  Generalstaaten  ihren  Anqpnek  ! 
auf  den  nächsten  Rangplatz  hinter  den  gekrönten  Häuptoi  i 
und  der  Republik  Venedig  „vöör  alle  ander  Kearfursten,  FÜitn  ' 
ende  Stende  van  Christenheydt"  *). 

Venedig  hatte  sich  16ä6  von  Kaiser  Ferdinand  U.  dea 
Vorrang  vor  allen  deutschen  Herrschern,  mithin  auch  vn- dci 


'  I  WicDDefort,  4&0. 
')  Kirehi 


')  Wicquefort,  510. 


466. 
rt,  510. 
iDlddiDg  I.  Bijlagfl  VI,  35  f. 
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KarfQrsten,  verbriefen  lassen  und  trat  auf  das  kaiserliche 
ZngesUndniss  pocliend  den  alten  Ansprüchen,  die  aus  der  gol- 
dnen  Bulle  hergeleitet  wurden ,  herrisch  entgegen ').  Aber 
der  kftiserliche  Brief  hatte  staatsrechtlich  gar  keinen  Wert  und 
keine  verbindliche  Kraft,  da  er  ohne  Zustimmung  der  ReicLs- 
■tinde  erlassen  worden  war.  Trotzdem  blieben  die  Venetianer 
uid  mit  ihnen  die  anderen  italienischen  Staaten  von  einiger 
Bedeatunp  auf  ihrer  Fordevung  der  Präeminenz  bestehen  und 
setzten  bei  den  meisten  Höfen  ihr  Verlangen  durch  ^)-  Desto 
tiefer  muaste  die  eifersüchtige  Marcus-Republik  die  Demütigung 
•ehmerzen.  die  ihrem  Residenten,  dem  hochmOtigen  Vi;.>nola, 
Ton  dem  brandenbu^schen  Abgesandten,  dem  wackeren  Junker 
TOD  Besser,  bei  der  feierlichen  Gratulationsaudienz  am  eng- 
bchen  Hofe  1685  widerfuhr»). 

Die  meisten  KurfQrsten  traten  solchem  unbilligen  Verlangen 
niefat  energisch  entgegen,  sondern  begnOgten  sich  nach  der 
idilechten  alten  Sitte,  ihre  Proteste  schriftlich  in  den  Akten 
■iederlegen  zu  lassen.  In  der  Wahlcapitulation  Ferdinands  III. 
bcBtimmten  sie:  ^Nachdem  sich  auch  eine  zeithero  zugetragen, 
du  aunlftndischer  Fürsten  Gesandten  an  dem  Kaiserlichen  und 
Königlichen  HotT  und  Capelle  die  praecedentz  für  den  Chur- 
fltrstlichen  Gesandten  praeteniliren  dürften,  so  sollen  und  wollen 
IBS  kOnfftige  solches  weiter  nicht  gestatten:  wäre  es  aber  Sache, 
du  neben  Charftlrstlichen  Gesandten  entweder  die  gekrönten 
Begiereoden  ausländischer  Köni^'e,  Kgl.  Wittiwen  oder  Pupillen, 
dcMn  die  Regierung,  sobald  Sie  ihr  gebtihrendes  Alter  en-eichet, 
n  Ähren  zustehet,  und  immittelst  in  der  tutel  oder  curatel 
begriffen  sind,  Bottschaften  zugleich  verbanden  wären,  so  mögen 
dinelbigen  den  Curf&rstliehen  Gesandten  vorgehen." 

In  gleichem  Sinne  fassten  die  Kurfürsten  auf  dem  Nüni' 
berger  Tage  1640  eine  feierliche  Resolution  und  Hessen  sich 
flir  Recht  von  Leopold  I.  in  der  Wahli^pitulation  wiederum 
knehw(kren.  Doch  selbst  dieser  Eid  hielt  den  Kaiser  nicht 
ib,  zn  Gunsten  auswärtiger  Mächte  den  Rang  der  kurfürstlichen 
GHuidten  herabzusetzen,  so  dass  deren  Mandanten  1671  ein 
■eaes  Deeret  erliessen  *),  das  aber,  wie  alle  übrigen,  auf  dem 
Pariere  blieb. 


■)  FOnteneriDi,  446. 

■)  CkUiferei,  122- 

■)  BcMcr,  Sduiftcn,  herkusgegeben  tod  König.  Leipzig  178?.  S.  h-'. 
Dv  Torcug  ohne  QneUeiiaiigabe  erx&Ut  li«i  Klopp,  Geschicbtabibliothelc. 
BUM>*er  1853.    U^  1,  «S. 

*)  VergL  C(lenens)  Bltxg),  2b:  „Ms  in  von  Churiüratea  veruluMt 
ud  geKhloaMD  wordeil.  iit±  dtbej  auih  auf  dirnlidic  Mitlei  und  Wege 
■  ■ttiMMtra,  uid  daia  >d  lolchfin  ende,  von  jede»  sdneii  Bnitscbaftei), 
GtusÄsB  uad  HMidcnUn,  welche  un  Ktystrlicben  Hoffe  oder  NB.  ui  u- 
4amt  Omen  in  odar  NB.  ■nuern  Reich  gcGchicket  werden,  xuwnBeo  und 
midrQcUicli  Mniibefeblen ,   io   lolchrn    ibren   verrieb timgcD   ao  betagten 
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\ur  der  grosse  Kui-fQrst  wich  den  Anmaassaii;«!  der  Fra- 
den  nicht  und  wusste  sich  im  Haag  sein  Recht  in  veadiäa. 
wenn  auch  noch  der  einzelne  Staat  Holland  ante'  de  Woi't 
Leitung  ihm  die  piäsöance  streitig  machen  wollt«  M. 

Mit  Schweden  schloss  Friedrich  Wilhelm  16^  ni  Cüb 
a.  Spr.  einen  Vertrag,  in  welchem  der  Brauch  des  sthwe^laiK 
Hofes  seit  dem  Frieden  von  Oliva,  die  brandeobnrgisdia  Ge- 
sandten unmittelbar  hinter  den  königlichen  nuigir«D  in  Uaa 
feierlich  sanctionirt  und  zur  festen  Norm  erhoben  vorde. 

Auch  die  anderen  europäischen  Staaten  ßew&htteo  «£ 
1600  in  den  meisten  Fällen  dem  Vertreter  des  aufatitbafe 
Brandenburgei's  den  ihm  rechtmässig  zustehenden  Plati-L 

In  Frankreich  hatten  seit  1648  die  kuifürstlicfaeo  Gcoftta 
denselben  Rang  wie  die  königlichen;  sie  durften  sich  iber 
vor  dem  EOnige  bedecken,  obgleich  dies  doch  den  Ami 
von  Savoyen  und  Toscana ,  ja  selbst  denen  von  Mmtni  s* 
Modena  zustand,  und  keinen  feierlichen  Einzuft  in  Paris  hilia' 

Im  achtzehnten  Jahrhundert  hören  wir  fast  md/a  bb: 
von  den  Kämpfen  der  KurfQi-sten  gegen  ihre  Rivalen.  &  kc 
dies  ausser  dem  Umstände,  dass  die  Frage  des  Cenamt: 
damals  nicht  mehr  so  stark  betont  wurde,  hsuptsidi^  e 
dem  gegen  früher  sehr  verschobenen  MachtverhAltncse  loa 
Grund.  Die  Bedeutung  Venedigs  war  fast  ganz  veischwand«.  nd 
auch  die  Vereinigten  Provinzen  waren  nur  noch  ein  Scbitti  ünt 
einstigen  Grösse.  Drei  der  weltlichen  KurfQrsten  dagcca*»^ 
mit  Königskronen  geschmückt,  wenn  man  der  böhmijäate 
gar  nicht  gedenken  will,  und  die  beiden  anderen  waie«  toi: 
Landbesitz  und  Famitienverbindungen  ebeo&Us  zu  bAn« 
Ansehen  gelangt,  so  dass  es  bedenklich  er^hien,  «n  u* 
massigen  Etiquettefragen  willen  die  Missgunst  diesn  Miete:« 
auf  sich  zu  lenken*). 

Interessant  ist  die  Notiz ,  dass  der  Kaisertxrf  bä  der  F^ 
hebung  Proussens  zum  Königreiche  die  Forderang  stdbc.  ^ 


HOfen,  wie  auch  BODEten  vorermelten  frembden  RepabtiqiMn  iMd  Fkw< 
GesMidten  und  ReBidenl«ii,  keinetweg«  ed  weicben,  Boodern  Qn«  bA  ' 
gedachur  muHen  nach  öer  gekrönten  Hftapter  Getaadian  und  RtäMr 
einnuiebmeo,  darauf  f&stiglich  lu  balteo,  und  sieb  daron  oichl  Ttra«' 
EO  lassen." 

')  Vreede,  iDleiding  1,  47.    Crk.  d.  Akten  IV,  S&5.    lia»er.  U: 

■)  IsucsohD  n,  201.  Hertsberg,  Höh  disMrtationa.  93:  ,Cm  t* 
qn'il  condat  eo  1660  arec  l'Empereur  at  lei  rois  d«  Sn^de  et  de  V**P 
Is  fameuse  paix  d'Oliva  et  depuis  ce  tcmpc  U  lea  MioUtres  de  VnaU^- 
continrent  partout  les  prirogatifes  de«  Ambass«dean  et  iaatdaw* 
«pr^B  ceux  des  Rois." 

')  FOTsteoerius,  413. 

•)  6ielfe!d  (11.  441)  sagt:     „Die  ChnrfQmeo  haben  im  Räcfa  f>  ■ 
ileui    kaiserlicheu   Hof  eioeD    Bao^,    der  sie   den  KöBi)KD  gl  ' ' 
Trotidem  rribt  er  sie  erst  au  der  siebentea  Stalle  ein  binter  den 
Üepublikeii"  Hollaod,  Venedig  und  OenDa(l). 
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jussiseben  Gesaodten  sollten  allen  kaiserlichen,  ungarischen 
i  böhmischen  Diplomaten  den  Von-ang  lassen.  Von  Berlin 
;  worde  darauf  geantwortet:  „dass  die  preussischen  Ministri 
1  kaiserlichen,  wenn  sie  gleichen  Rang  hätten,  weichen 
stteo,  habe  keinen  Zweifel,  keinesfals  aber  könne  konzedirt 
■den,  dass  sie  den  ungarischen  und  böhmischen  Sekundariis" 
io  den  EnvoyöB,  Residenten  u.  s.  w.)  „den  Von'ang  liessen"  '). 

Die  Vertreter  der  Vereinigten  Provinzen  empfingen  an  ein- 
len  Höfen,  wie  dem  englischen  und  französischen'),  schon 

der  Anerkennung  ihrer  Souveränität  durch  Spanien,  1648, 
che  Ehren  mit  den  Gesandten  von  Königen ;  seit  dem  West- 
ichen  Frieden  war  dies,  entsprechend  der  Macht  der  General- 
Lten,  allgemeine  Re^el.  Nur  den  Königen  und  der  Republik 
ledig  Hessen  die  Hochmögenden  den  Voirang,  dem  letzteren 
ite  freilich  nicht  unbestritten  ■). 


■)  Anfaaichiiangeii  Ober  die  Vemuigeiiheit  der  Familie  Dohnk.    1882. 
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IV.  Kapitel. 
Die  Anforderangen  des  dlplonatiscliea  DieutM. 


Die  Aofordeniiigen ,  welche  seit  dem  Aufkommen  eiM 
sonftigen  Diplomatenstandes  an  ein  Mitglied  demelben  gcstdH 
wurden,  waren  von  jeher  gross  und  mannigfaltig. 

Zum  Teile  sind  sie  sich  seit  dem  B^nne  des 
Jahrhunderts  bis  heute  gleichgeblieben;  andere  d 
den  im  Laufe  der  Zeiten  mehr  oder  minder  Terändert  oder 
sind  wo]  gar  ganz  verschvninden. 

Auf  diese  verschwundenen  vonUglich  wollen  wir  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  des  sechsiehnten  und  siebBehnten 
Jahrhunderts  hier  unser  Augenmerk  richten. 

Vorangestellt  sei  die  Frage,  welchem  Stande  der  Ge- 
sandte in  früherer  Zeit  angehörte. 

Im  fünfzehnten  Jahrhundert  und  zu  Bc^nn  des  seete- 
zehnten  achtete  man  noch  nicht  streng  auf  die  edle  Gebut 
des  Abzusendenden.  Die  GrOnde  sind  mehrfacher  Art.  San 
besonders  maassgebendeu  rnttsBen  wir  in  der  Spanunkflit  ihr 
Forsten  und  damit  zusammenhängend  in  der  noch  mai^il- 
haften  Erkenntniss  der  Wichtigkeit  eines  QesandtsdiHli- 
postens  suchen. 

Daneben  fällt  aber  auch  für  die  Staaten  ausser  UtSm 
das  Moment  in  das  Gewicht,  dass  bei  der  damals  nodi  bcb- 
lich  allgemeinen  Abneigung  der  Edelleute  gegen  Federfudaad 
nur  selten  Personen  gefunden  wurden,  welche  mit  dem  iftd- 
schen  Rechte  vertraut  waren  >).  Die  Keontnise  desselben  wir 
oft  ein  geradezu  unentbehrliches  Erfiirdemiss  fbr  Diplomtea 

Auch  der  Umstand  darf  bei  der  inbiganten  Art  der  Wk 

1'ener  Tage  wohl  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden,  dia  a 
^euten  ohne  Ansehen  und  hohe  Würden  meistens  bener  ge- 
lingt, ohne  Aufsehen  zu  erregen,  sich  zu  orientireo  nnd  n  ■■ 
triguiren. 

■)  Vergl.  SUtme,  DIriub  tod  Hntten.    Ldpng  1S&8.    I,  lt. 
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So  sendete  Ludwig  XI.  1477  sogar  seinen  Barbier,  Oli- 
ner  Daim,  &a  Maria  von  Burgund;  er  erregte  daHuvch  aller- 
dings den  lehliafteeten  Zom  der  stolzen  Genter,  welche  dem 
barbierenden  Gesandten  nacb  dem  Leben  trachteten'). 

In  einzelnen  italienischen  Staaten,  so  vor  Allem  in  Florenz, 
war  es  etwas  ganz  Gewöhnliches,  dass  Leute  von  bargerlicber 
Herkunft  diplomatische  Dienste  taten.  Howell  erzählt  uns, 
änst  hätten  die  Florentiner  einen  Apotheker,  Namens  Matthäus 
Palmerius.  «u  Alfons  von  Neapel  gesendet,  der  seinen  Auftrag 
so  gewandt  ausgeführt  hatte,  dass  der  erstaunte  König  mit  witzi- 
gem Doppelsinne  ausrief:  -Se  tali  sono  gli  special!  di  Fiorenza, 
quali  dehbono  essere  i  Medici  ?" '). 

Auch  Heinrichs  VII.  von  Enfiland  und  seines  Sohnes  Ver- 
treter waren  öfters  von  unadliger  Geburt.  Selbst  an  dem 
glanzliebenden  Hofe  Ferdinands  von  Aragonien  residirte  als 
CDgliscber  Gesandter  John  Stile,  ein  Mann  von  niedriger  Her- 
kanft  und  geringer  Bildung^).  Am  Hofe  von  Flandern,  später 
ebenfalls  am  Madrider,  vertrat  Spinelly,  welcher  früher  Kauf- 
mann gewesen  war,  die  englischen  Interessen*).  Ferdinand 
der  Katholische  hatte  wiederum  fast  ilurch  zwei  Jahrzehnte  als 
■tlndigen  Gesandten  in  England  einen  Dr.  de  Puebla,  der 
iwar  von  adliger  Geburt,  aber  in  seinen  Sitten  und  Manieren 


<)  Diele  UiHlon  hat  von  der  alten  Zeit  bis  beute  aieta  tod  Nenein 
ab  vmrcrflicbea  Botpiel  aegolten  und  fiprirt  fast  in  iedem  Bncbe,  daa 
Abor  Gauadtacbaften  nanddL  Vergl.  Levajrer,  87.  (ieDtilie,  15b.  Kirchner, 
142.  HanelMr,  4».  Beeoldiu,  26.  Lancelot,  342.  Uowell,  30H.  Wicqne- 
tet,  7.  Betbd,  II.  8  6.  Camtros,  228.  Paccassi,  284.  etc.  Der  Bischof 
Bühl  admibt  aber  dieae«  Ereigniss:  „miait  autem  ipse  rex  . . .  qoemdam 
Ottvwtam  bartritonioreai  louni  sed  noviter  ab  eo  creatnnt  et  nominatnm 
f— '*T—  de  Meoleoeq  . . .  caeteriqoe,  qoi  de  ^db  aderant  cognatione  et  een- 
riüo,  miraü  sunt  et  non  modicam  stonacbati :  primiun  qnod  Rez  talem  in- 
tmam  aortia  et  conditionia  bomineni  laliqae  intignituni  cogoomento'  (le 
tt)    ^ad    talem  tantanqiie    principissam    iegatnm .  misisset"      Baa:n, 

Jim  aea  rtenea  de  Cbarlei  vll.  et  de  Louis  XI.    Eä.  Qaieherat.   Paria 

IBSSf.  in,  17.  Der  Verbaan,  ein  Zeitgenosse  jener  Könige,  int,  wenn 
n  bdianplM,  Olmer  sei  acbon,  als  er  seine  Gesandtschaft  auslUbrte,  riel- 
Mdt  gerade  aogar  im  Hinblicke  daraaf  eniannt,  Graf  tod  Menlanjewesen. 
DvBübier  nahm  iea  Qnfentitel  erst  an,  nachdem  ihm  Lndwig  Xl.  einen 
Ml  der  allMi  Gnbebaft  Henlan  geschenkt  hatte,  d.  h.  nacb  dem  19.  8ep- 
tabir  1477.    Beioe  Beiae  au  Maria  flUlt  aber  schon  in  den  Januar  des 

itco  Jahrea.    Tergl.  Anmerkong  1.  2  zu  Basin  III,  17.    Schon  Lan- 


t  bringt  (S.  342]  die  richtige  Angabe. 
»)  Howell,  3""     ""       "    " "■ 


*)  Howell,  309.    (Ohne  Quellenangabe.) 

*i  Statapapaa  I,  p.  XCTUL:  „Uut  tbe  permaneDt  residents  were 
nunllT  mm  of  a  lower  position.  Tbis  polic;  was  ioaururated  bj 
amrj  vIL    It  aeemed  to  bis  reserred  and  inspicious  temper  safer  to  trust 


_. s  wbom  be  conld  »hake  off  at  pleasure  wiiboul  incurring 

iaaget  from  tb^  Mentment.    tt  vas  more  economical.    The  emp]o;ment 
~"      "  r  men  häd.  moreover,  tbii    advantage:   thej  conld   more  easily 
"1  d>einiel*ea  to  circmnstancee ,  and  collect  informattons  witb 
I  th*B  men  of  bisher  rank  and  pretensiona." 
-  I.  p.  xcvnf 
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durchaus  schmutzig  war  und,  man  kann  sagen,  lumpenbift 
auftrat'). 

Allein  es  wird  doch  zu  constatirea  sein,  daas  die  Mehrzahl 
der  Diplomaten  auch  schon  in  dieser  Zeit  dem  adligen  Stande 
angeliörte.  Die  beiden  erwähnten  Vertreter  Heinrichs  VIL 
z.  B.  öndeu  wir  sp&ter  mit  dem  Baronet-Titel  geschmfickt. 

Man  kann  als  Regel  nur  dies  festhalten,  dass  man  in  jener 
Zeit  im  Allgemeinen  nicht  die  vornehmeren  Klassen  des  Adeü 
zu  dem  st&ndigen  diplomatischen  Dienste  heranzogst.  Doeb 
wurden  biBweilen  schon  ain  Ende  des  fünfzehnten  Jfdirhunderta 
höhere  Anforderungen  gestellt  So  meldeten  1498  zwei  spanisdie 
Gesandte  aus  England  an  ihren  König,  dass  Heinrich  VIL  uif 
die  Nachricht ,  Ferdinand  und  Isabella  wollten  an  Stelle  des 
eben  erwähnten  Puebla  einen  anderen  ständigen  Boten  senden, 
die  Hoffnung  ausgesprochen  habe,  der  neue  Diplomat  möchte 
ein  Bischof,  ein  Grai  oder  Baron,  zum  mindesten  aber  dodi 
eine  Person  von  grossem  Ansehen  sein^).  Der  englische  reri- 
dirende  Gesandte  am  Hofe  Kaiser  Maximilians  I.,  Sir  Robert 
Wingfield,  stammte  aus  einer  alten,  sehr  angesehenen  Addc- 
familie*). 

In  der  Mitte  des  sechszehnten  Jahrhunderts  wurde  schon 
Btranger  auf  die  adlige  Geburt  der  Diplomaten  gesehen.  Die 
Behauptung,  in  der  Reformationszeit  sei  das  stärkere  Hmror- 
treten  des  bürgerlichen  Elementes  ein  Characteristicum  der 
Diplomatie  gewesen  ^},  ist  nur  halbwahr  und  muss  in  ihrer  all- 
gemeinen Fassung  äusserst  beschränkt  werden. 

Wenn  Bi-unus  nur  die  freie  Gebui-t  als  notwendig  Air 
einen  Gesandten  fordert^),  so  modificiit  er  schon  wenige  Seiteo 


')  Er  wolint«  in  einem  Hauae  mit  öffeDtlichen  t>inieii  and 

.ihn«!  und  mit  Lehrlingen  an  einem  Tische,  wenn  es  ihm  miwgi , 

König  Meinricb  zur  Tafel  gelftden  tu  werden.  Er  schente  lieh  nidi^  ta 
Herracher  nro  Es8en  fllr  sich  und  seine  Diener  lu  bitten  und  ihBltduic- 
suchen,  vom  Geiz  getrieben,  unaufhörlich  lu  stellen,  so  daaa  ihn  die  Üäf 


liehen  Diener  nur  „the    old  Doctor  a  begging"  nanntfi     j^,  er  ■ 
sogar  mit  dem  Besitur  seinee  llbel  beleumdeten  Hauses  nrnnosame  Sad^ 
insofern  als  er  durch  sein  eigenes  Recht  der  InvioIahiutU  flu:  lid  w 


s«inen  Wohnsitz  den  Wirt  ?or  der  verdienten  Strafe  sdintite,  wfldw  te- 
selben  und  seine  Dimen  for  die  Ausbeutung  junger  Gentlemen  trdliu  mÜs 
Bergenroth  I,  p.  XXIII.  204. 

*)  Of  the  ambasssdors  of  the  time  few  seem  to  have  been  dranfria 
the  higher  dass  of  the  nobility.  The  dutiea  and  emolumeals  and  tra  Ai 
honour  of  such  appointments  were  not  sufGdentlv  temptiog."    SutniMi 

1,  p.  XCIVf. 

>)  Bergeoroth  II,  466.    Einen  ahnlichen  Fall  yerffl.  StatepaptnUL 

2,  751. 

*)  Ueber  Mitglieder  dieses  Geschlechtes  in  hohen  Stellungen  raiWdi 
ausser  den  Statepapers  noch  Cslendar  of  the  Carew  Mannicriptt  A  if 
Brewer  and  Bullen.    London  1867  f.    I,  19ä.  278. 

")  Fischer,  Geschichte  der  auswärtigen  Politik  und  Diplomatie  is  Bi- 


3.  157. 
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darauf  diesen  Ausspruch  dahin,  dass  Koni;;«  und  Fürsten  nie 
„Plebejer"  senden  sollten,  dagegen  auch  die  kleinen  Herren 
niemals  Personen  höheren  Ranges^). 

Im  AUgemeinen  galt  in  jener  Zeit  der  schon  von  Gundis- 
aalvos  (1485)-)  nufßestellte  Satz,  der  Stand  des  zn  Schicken- 
den habe  sich  nach  der  Wit-htigkeit  der  Legation  zu  richten 
und  weiter  nach  dem  Range  des  Auftrapgebei-s^). 

Bevonugt  wurden  bereits  damals  ohne  Frage  Leute  von 
adliirer  Herkunft*!;  unter  Umstünden  galt  es  sofrar  als  Belei- 
digung, falls  ein  Gesandter  rieht  einen  gewissen  Bang  einnahm. 
So  war  es  schon  von  fltterer  Zeit  her  Sitte,  als  Gesandte  am 
p&pstlichen  Hofe  aut:  Rücksicht  auf  die  erhabene  Stellung  des 
heiligen  Vaters  und  den  groi^sen,  in  Rom  unumgänglich  notwen- 
digen Aufwand  nur  Herren  vom  Adel  zu  erwählen*].  Als  dies 
flimt  nicht  geschah,  sendete  Pius  H.  (1458—64)  den  Diploma- 
ten ohne  Audienz  zurück,  „quod  esset  dignitate  legationis  ob- 
■carior"' -^  I.  Obedienzgesandtschaften ,  Oberhaupt  alle  ausser- 
ordentlichen Missionen,  bei  denen  es  mehr  auf  Repräsentation 
tla  auf  geschickte  Unterhandlung  ankam,  ruhten  ausschliess- 
lich in  den  Hunden  der  vornehmen  Edelleute^). 

Am  kaiserlichen  Hofe  war  es  schon  zur  Praxis  geworden, 
tn  den  Papst,  zu  Concilien,  an  Könige  und  grosse  Reichs- 
fbrsten  nur  Bischöfe,  Grafen.  Markgrafen  oder  s(^ar  FOreten 
ih  Vertreter  zu  senden  ')■ 

Ganz  ausgeschlossen  waren  aber  die  Bürgerlichen  durchaus 
üeht  aus  der  Diplomatie;  sonst  könnte  Hotman  nicht  über  die 
.ÜDsitte"  klagen,  Leute  von  gewöhnlicher  Gehurt  zu  Gesandten 
n  bef&rdem").  Meistens  bekleideten  aber  diese  Bfirgerltchen 
doch  nur  Stellen  zweiten  Ranges  an  kleineren  Höfen. 

Zu  den  Diplomatenposten  erster  Klasse  wurden  im  sechs- 
nhntBR  Jahrhundert  in  Frankreich  nur  Mitglieder  des  ge- 
bdinen  Rates  genommen"). 

Der  einzige  Staat,  welcher  laut  gesetzlicher  Verordnung  nur 
iitthadlige^tschafter  vertreten  werden  durfte,  war  Venedig'*); 


SKIb- 


')  GnndisMlnu.  E. 

■)  Tovl.  VBiMiicina,  103.    Besoldas,  36. 

*)  Hapni,  2S.    Gentilii,  155.    Ajr&k  I,  160.    Manelaer,  47. 

'')  SUtepapert  I,  p.  XCVn.  —  L«o  X.  zweifelte  in  «einem  Stoke  1520 
ob  et  tich  fOr  den  Papst  tieme,  den  Gesandten  ,,iii  conaistorio 
'  OfleaUich  lu  antworten.    Paridis  de   GnwtiB   diarinm   bei    Hoff- 

")  Kirchner,  397. 

■)  PuehalioB,   276.     Bnderns,    De   legationibiis    obedienliae  Ronam 

I  Hber  ringrluiB.    Jenae  et  Lipeiae  1787.    S.  tS6.    Itibier  I.  44^. 

*)  MagfaiB,  27. 

*)  Hotman,  8.    Tergl.  Kirchner,  ISO  f. 

•)  Puchattm,  83. 

'*)  Renmont,  Beitrtee.  71.    Jonge,  168.    R.  Brown  I.  p.  LIII. 
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und  zwar  musste  der  Gesandte  in  Wien  ein  savio  grande,  der 
in  Paris  und  Madrid  ein  savio  di  tierra  fenna  sein').  Auch 
in  Polen  wurden,  was  bei  den  dortigen  Vatli&ltnissen  aller- 
dings sich  von  selbst  versteht,  nur  Adlige  zu  diplotnatischen 
MisBiooen  verwendet^) 

Einer  ähnlichen  Praxis  folgte  man  im  siebzehnten  Jahr- 
hundert FOr  die  grossen  Herren  waren  die  Ceremonialge- 
sandtschaften  reservirt,  da  sie,  wie  Wicquefort  boshaft  sagt,  in 
der  Mehrzahl  dazu  viel  tauglicher  seien,  als  zur  geschickten 
Leitung  von  Unterhandlungen"),  wähi-end  die  BQTf:erlichen  viel- 
fach in  den  niederen  Stellungen  verwendet  wurden. 

Einzelne  FUi-sten  bevorzugten  die  Letzteren  ganz  sichtlich, 
vor  allen  der  [irosse  Kurfürst,  unter  dessen  Vertretern  auf  dem 
Congresse  zu  Münster  und  OsnabrOcli  sich  sehr  vide  ßQrf:er- 
liche  befanden.  Nur  wenn  es  der  Repräsentation  halber  nAtig 
war,  wurden  ihnen  Hen-en  vom  Adel  zugesellt*). 

Unerwarteter  Weise  ünden  sich  sogar  Juden  in  dem  diplo- 
niatischen  Corps  des  siebzehnten  Jahrhunderts;  aus  dem  Jahn 
1670  ist  z.  B.  ein  israelitischer  Resident  des  Herzig  vod 
Mecklenburg  in  Amsterdam  bekannt").  Von  ihren  Glaabem- 
genossen  pflegten  diese  Diplomaten  durch  die  Anrede  .Baron* 
ausgezeichnet  zu  werden. 

Im  achtzehnten  Jahrhundert  bemächtigte  sich  die  Aristo- 
kratie noch  mehr  wie  bisher  der  dipIomaUschen  Stellen:  seit 
jener  Zeit  nehmen  nur  noch  „Herren  von  hoher  Naissanee' 
die  wichtigeren  Posten  ein*). 

Daneben  sind  allerdings  die  BfiTgcrlichen  noch  immw  im 
internationalen  Verkehre  verwendet  worden.  So  hat  Friedrich 
der  Grosse  1750  einen  Bürgerlichen,  den  Sohn  des  Berliner 
Hofpredigers  Warendortf'),  zum  Ministre  plönipotentiaire  m 
RuBsland  ernannt,  nachdem  die  Kaiserin  Elisabeth  1749  lüt 
gleichem  Charakter  einen  Neugeadelten  nach  Berlin  geschickt 
hatte 

Bei  den  Reichsstädten  hatten,  wie  Moser  voll  EntrOstnqg 
schreibt,  die  Fürsten  oft  Leute  als  Vertreter  gehalten,  die,  m 
dem   P6bel  herausgezogen,   sich  von   unanständigen  Gewerixi 

')  Amelot  de  la  Houssayo,  Hiatoire  da  gouTerneoieiit  da  Vo« 
Amiterd.  1(>9S,  citirt  bei  Gacbard,  Hemoii-e«  etc.,  40. 

*)  Lengnich,  526.    Moser,  Beytiftge,  35. 

■)  Wicquafort.  6.  Xutgi-  Calhäres,  33.  228:  „qu'iU  MDt  pku  pioM  ; 
k  UDO  Anbasiade  extraordiiuire  qui  n'est  loadie  que  hut  quelqwunniM  : 
d'^cUt  et  pusagere."  I 

')  IsHBcsohD  I[,  207  £ 

^)  Bynkerehoek  11,  137.  Hilcken  (50)  Udelt,  dua  einit  „idi|uB»-  i 
pae  regina  Judacum  resMeatem  in  quadam  dTiUte  Imperiali'  ombt  hd»     ; 

')  Nemeiti  IV,  132.  j 

')  Die  neue   Europäische  Fama  (T.  XXUI,   9B5)  und  Mow  (Ho«     : 
Suliriften  T.  IX.  155)  legen  tbm  aischlicherweise,  aber  i 
Adel  bei. 
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nährten  and  nach  ilirem  ganzen  Tun  und  Treibeo  den  Galgen 
Terdienten'). 

Als  Regel  giebt  Faccassi  (1777),  dass  .zwar  die  Verdienste 
adeln,  jedoch  bey  gleychen  VonQgen  der  Adel  immer  mit 
Recht  den  Vorrang  erhält" '). 

Teilweise  im  Zusammenhange  mit  dem  Vorigen  steht 
düe  weitere  Frage,  aus  welchen  Berufekreisen  man  die  Ge- 
sandten erwählte. 

.Es  fehlte  bis  zum  sechszehntea  Jahrhunderte  viel  ilaran," 
Hfft  RenmoDt,  .dass  die  diplomatiäche  Canifere  als  solche  sich 
graildet  hätte.  Hohe  und  niedrige  Geistliche,  Cardinäle,  Bi- 
leböfe  und  BettelmOnche,  MagistiatsperBOneii  und  einäuss- 
reiebe  Professoren  der  Rechtswissenschaft  und  bisweilen  der 
"Dietdogie  wurden  zu  solchen  Sendungen  gebraucht;  Kriegs- 
kate  seltener,  am  seltensten  in  Italien"  3). 

Eines  Standes  hat  Reumont  in  der  angeführten  Stelle 
nicht  gedacht,  welcher  in  der  älteren  Zeit  vielfach  diploma* 
tisch  t&tig  war:  wir  meinen  den  der  KaufJeute. 

Man  benutzte  ihre  Dienste  besoudei'S  in  den  grossen  Han- 
ddnrepubliken  Italiens,  in  denen  die  herrechenden  Geschlechter 
durch  den  im  Handel  erworbenen  Reichtum  zur  Macht  ge- 
lugt  waren.  Florentinische  Kaufleute  waren  in  Frankreich 
und  den  Niederlanden  in  so  grosser  Zahl  ansässig,  dass  die 
Piriitik  der  Mutterstadte  in  starkem  Maasse  durch  sie  beein- 
Jurt  wurde*).  Mit  ihrer  Hülfe  wurden  viele  politische  Ak- 
ttnen  vollzogen  und  viele  Verhandlungen  angeknüpft,  obgleich 
mr  höchst  selten  jemand  auB  ihrer  Mitte  einen  diplomatischen 
Bug  besass. 

Aber  auch  ausseritelienische  Staaten  nahmen  die  Dienste 
dawilhm  Standes  in  Anspruch.  So  z.  B.  England,  das  unter 
to  Begiening  Heinrichs  VIII.  bei  Maximilian  den  Kaufmann 
HMobald  und  in  Frankreich  Antonio  Spinelly  mit  Aufträgen 
Tmtli. 

Durch  Vermittelung  der  Kaufleute  wunlen  auch  sehr  oft 
die  Depeschen  der  Gesandten  befördert,  wenn  man  nicht  der 
Vielrtigkeit  halber  eigene  Couriere  abschickte ''). 

Noch  Cuniga  (Lancelot)  befürwortet  trotz  seiner  aristokra- 


1)  Höht,  Kleine  Scbriften  VII,  5.  7.    TergL  S.  17S. 


■)  S ^ _„-.   - 

*)  Veifl.  Bnter,  165:  „Lorenio  de'  Medici  war  wol  Leiter  eine«  itoli- 
^Tf***"  Staat»,  aber  er  hatte  nicht  aufgebort,  floreDtieiBcber  Kaufnuum 


In  Min,  fär  welchen  burffondischea,  eoglischea  und  fraDiOaiiches  Qeld  die- 
MO»  Beimtaag  hatte.    Jene  Hoheiten  aber ,  die  die  Entwicketans  der  me- 
n  BuiEen  beRDnitigten ,  hatten  das  Recht,  tod  dem  Hanaelimanne 
.   «IM  Nentrahtit  lu  verlangen,  die  nicht  ininer  leicht  war."    So 

I  üeh  Loreoto  dnrch  den  Leiter  seiner  Hank  in  Billgge,  Portinari, 

CitKbnldfgen,  alt  er  einit  etwas  den  Burgundern  NschteiligeB  getan. 
*)  Vergl.  Reumont,  Beitrage,  204  f. 
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tischen  GesiDnang  die  diplomatische  Verwendung  der  Handel- 
treibenden fUr  Botschaften  in  entlegene  Länder,  wohin  ein 
Diplomat  von  Beruf  nur  Rchwer  und  znm  Teil  mit  Hintan- 
aetzung  seinet-  of&ciellen  Stellung  gelangen  kSnae*).  Der 
politische  Verkehr  Englands  und  der  Genenüstaaten  mit  Rose- 
land  wurde  bis  in  die  Mitte  des  siebzehnten  Jahrhunderts  ge- 
wöhnlich durch  Kaafleute  aufrecht  erhalten.  In  dieser  Tätig- 
keit haben  Horsley  und  Massa  ihren  besonderen  Ruf  erlangt*). 

Gewöhnlich  galt  es  aber  damals  nicht  mehr  f&r  standee- 
gem^s.  sich  eines  Mannes  aus  diesen  Kreisen  m  bedieum 
Sogar  die  englische  Republik,  welche  doch  selbst  einen  Lebrer 
in  der  Kunst  des  Lautenspieles  nach  dem  Haag  geseodet 
hatte'),  Hess  1653  eine  Note  der  schweizerischen  Kantone  nnbe- 
antwoi-tet,  weil  sie  eine  ungewohnte  Titulatur  in  der  AdretM  ge- 
habt habe  und  „zudem  durch  einen  geringen  KanfinannsdicMr 
Oberreicht  worden  sei"*). 

Kehren  wir  uns  von  den  Ausnahmefällen  zn  den  Benb- 
klassen,  welchen  vorzOglich  der  diplomatische  Dienst  oblag. 

In  der  Alteren  Zeit  verwendete  man  mit  Vorliebe  Printe 
und  Mönche  als  Gesandte.  „Insbesonders  hat  Ferdinaadai 
Katholikus  Sie  wohl  zu  brauchen  gewusst  und  unter  andan 
nach  Venedig  mehrmals  dergleichen  Mönche  an  die  NobiH  g»- 
sendet,  damit  man  nicht  merken  sollte,  das  er  allda  negiMlm 
liesse.  das  hat  nach  der  Zeit  Richelieu  oft  nachgemadiet**). 

Auch  die  stAndigen  Gesandtschaftsposten  besetste  Feüb- 
nand  hAufig  mit  Geistlichen.  Seinem  Beispiele  folgte  Mil 
Enkel,  Karl  V.,  welcher  seinen  eigenen  Beichtvater,  Gare»  de 
Loyasa,  von  1530  bis  1532  am  pltpstlichen  Hofe  residiren  KeB*). 

Franz  1.  hat  ebenfalls  viele  Cleriker  als  Diplomaten  m- 
sendet^).  Nur  zu  Rom  unterhielt  er  keinen  Geistliehso  ib 
Gesandten,  nachdem  er  mit  einem  dieses  Standes  dort  schlecbt* 
Erfahrungen  gemacht  hatte;  Spanien  folgte  später  diem 
Beispiele "). 

Auch  August  II.  von  Polen  und  sein  Nachfolger  nMta 
bei  ihrer  Thronbesteigung  in  den  pactis  conventis  besehirtna, 
nur  Laien  an  die  Kurie  senden  zu  wollen*). 

')  Lancelot,  68  f. 

^)  Vergl.  Tolstoy,  Tbe  ßnt  fortj  je«n  of  JDtertoiirM  betv«M  &■■ 
land  sDd  RusBift.  ~-  scheltemt,  Railuid  en  de  Nederlanden  1— 111. 

")  Wicquefort.  ö. 

'I  Stern,  Sjbeli  hiBtoriache  ZeltBchrift  XL  (neue  Folge  IT).  1S78.  S.{L 

''I  Uuidschrin  dei  acbtiehnten  J^hrhondem  bd  Bnaam  U,  20.  Yrnf. 
Wicquefort,  09:  „Od  tronre  des  ßeli^enx  en  presqne  tontM  Mi  Alt» 
BadeB~  (FeroiDBudB) ,  „et  poB  une  negotüitioi)  impoTtuMai  doDtceMiM 
des  gern  ne  «e  soit  mesye :  lur  tont  lonqa'il  HOit  envie  de  troBfir; » 
qui  ne  lui  eatoit  psB  fort  extreordinaire." 
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In  England  gehörte  die  Verwendung  der  Priester  im  poli- 
eben  Leben  bis  zur  Reformation  Heini-ichs  VIII.  ebenfalls 
rchtOB  nicht  zu  den  Seltenheiten.  Dasselbe  gilt  von  den 
lienJschen  Staaten*). 

Ein  Grund  zur  Verwendung  der  Pi-iester  im  intematio- 
len  Dienste  lag  wieder  in  der  Sparsamkeit  der  FDrsten :  ein 
istlicher  konnte  nAmlich  fOr  seine  Dienste  mit  Beneficien 
(diBt  werden,  ohne  dass  der  StaatBsäcke!  bei  diesen  Remu- 
ratknen  zu  leiden  hatte.  AusGerdem  hatte  ein  Cleriker 
ak  seinem  Kleide  oft  Verbindungen  einflussreicher  Art, 
■che  einem  Laien-Gesandten  nicht  zu  Gebote  standen^). 

Wie  allgemein  die  Verwendung  der  Diener  der  Kirrhe  in 
r  Diplomatie  war,  sieht  man  deutlich  daraus,  dass  sie  selbst 
r  Bceicbtjgung  der  künftigen  Gattinnen  von  Forsten  abge- 
idet  wurden,  damit  sie,  so  ungeietlich  dieses  Amt  auch 
«inen  kann,  ihr  Gutachten  in  der  entscheidenden  Frage 
^ben,  ob  etwa  die  Portraits  geschmeichelt  seien.  Originell 
die  Antwort  eines  Mönches,  der,  mit  einem  ähnlichen  Auf- 
ge  betraut,  zurückmeldet:  „In  tantam,  in  quantum  oculo 
gboao  inspicere  licet,  habet""). 

Der  gewöhnlichen  Praxis  waren  die  Staatsmaximen  Vene- 
I  gerade  entgegengesetzt  Dort  verbot  ein  Gesetz,  1434 
inen,  in  aller  Form  den  Versuch,  einen  Cleriker  zur  diplo- 
tiidhen  Laufbahn  heranzuziehen*).  Diese  Verordnung  blieb 
nn  Ende  der  Republik  in  Kraft.  Als  Antonio  Amolio, 
Idier  venetianiscber  Botschafter  beim  Stuhle  Petri  war,  ein 
tun  von  Pins  IV.  als  Geschenk  angenommen  hatte,  musste 
BoÄnt  seinen  Posten  verlassen"). 

Die  Grfinde  zu  diesem  Verfahren  liegen  auf  der  Hand. 
D  venrleiche  nur  den  Brief  Ossat's  vom  10.  Februar  1603, 
den  dieser  selbst,  eben  durch  Heinrichs  IV.  Berollbungen 
1  Cardinal  erhoben,  die  Befürchtung  ausspricht,  jetzl,  wo 
.fHonme  da  P^e"  geworden  sei,  nicht  mehr  in  gleicher 
lOe^  vie  früher,  seinem  Könige  dienen  zu  können.  Aehn- 
I  sagt  Calli^res:  „II  y  a  peu  de  paysoüles  Ecclesiastiques 
tsent  6tre  employez  dans  les  negodatioos,  on  ne  peut  avec 
oseance  les  envoyer  dans  tous  les  Pays  des  Heretiques  ou 
Infidelee.    A  Rome  qui  semble  6tre  leur  centre,  leur  at- 

■)  DcajardinB  I,  102.  817,  637;  II,  U.  elc 

*i  Vcrgl.  GeriDOßiiu,  20  f.  Wicqnefort,  der  einen  Widerwillen  gwen 
Cktriker  hktt«,  ftiuiert  sich  foIgendermusBeD  (99):  „Le>  PrinceB  ren 
ntf  aoiiTeiit,  taut  k  craae  du  minue  et  du  lecret,  qne  parte  qae  lei 
IfH  ont  uoe  certaine  asseorance  em'ont^  dont  les  penosnea  de  con- 
n  at  lea  gern  d'bODiieur  sont  incapables.  IIb  s^aTent  se  donner  entrie 
toM,  et  comne  iU  ne  craigaeot  point  d'sTancer  souTent  des  propo- 
BL  Boat  ordre,  aast;  ne  fait  od  pas  EraDd  scrupale  de  lee  desadTOOer." 

*}  Handichrift  dei  acbtiebnten  JahrhandertB  bei  Brauner  II,  20. 


iB  122)  T.  a 


*)  Baachet,  37.    CalUiree,  212. 

•)  Paccaati,  8.    Vergt  Wicijuefort,  3S. 
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tachemeot  au  Pape  et  1e  destr  qn'ils  ont  presque  tous  d'&c- 
querir  les  honneurs  et  les  benefices  döpendans  de  cette  Cour. 
])eut  les  i-eadre  suspects  de  trop  de  partialite  et  de  condn- 
cendance  pouv  la  potitique  et  les  icaximes  qui  j  regnent,  sou- 
vent  au  präjudice  des  droits  temporels  du  Souverun"  i). 

Solcher  Erkenntnisa  verschlossen  sieh  allm&blieh  auch  die 
etreng  katholischen  Forsten  nicht  mehr;  seihst  Philipp  II.  ver- 
wendete nur  noch  selten  und  uuRern  Priester  in  seinen  diplo- 
matischen Diensten-).  Unter  seinen  Nachfolgern  finden  wir 
wol  noch  ab  und  zu  einen  Geistlichen  als  Geeandten,  bis  end- 
lich 1(378  unter  Karl  II.  ein  Decret  erlassen  wurde,  kraft  dessen 
kein  Mit^ilied  des  Clerus  melir  in  Spanien  eine  offieielle  diplo- 
matische Stellung  einnehmen  sollte*).  Allein  dieses  Gesetz 
blieb  nicht  lange  in  Wirksamkeit.  Wir  finden  nämlich  1733 
nach  dem  Tode  Augusts  II.  von  Polen  einen  Theatinermönch, 
Arcelli,  in  Wai'schau  mit  dem  Charakter  eines  bevolhnftchti^;- 
ten  spanischen  Ministers*). 

Andere  Staaten  haben  ununterbrochen  an  der  alten  Sitte  feit- 
gehalten.  So  sagt  Paccassi,  der  wider  Wiequefbrt,  Vattel,  lUtl 
u.  s.  w.,  als  die  Widersacher  der  Verwendung  Geistlicher  in  der 
Berufsdiplomatie,  polemisirt;  „Endlich  wissen  wir  auch,  itat 
ein  Jesuit  im  Anfange  des  achtzehnten  Jahrhunderts  öffent- 
licher Gesandte  in  Portugall  war.  Ein  DominikanennSnch  be- 
gleitete zu  Florenz  die  Wurde  l&nger  dann  dreissig  Jahre  mit 
Ruhm.  Zu  Rom  vei'sah  selbe  im  Jahre  173S  ein  Priester  eben 
dieses  Ordens  und  zwey  Jahre  darauf  kam  ein  portngieeiscber 
Jesuit  an  seine  Stelle"  *)  •).  Vor  Allem  ist  hier  noch  der  pol- 
nischen Diplomatie  zu  gedenken,  welche  trotz  der  erwfthnUD 
feierlichen  Vei-sprechungen  keinen  Unterschied  zwischen  Liie 
und  Cleiiker  machte '). 

Im  Beginne  des  siebzehnten  Jalirhunilerts,  als  die  Jesaitm 
in  Misscredit  gekommen  waren,  verwendete  man  in  katholisdoi 
Staaten  im  Zwischen  verkehre  mit  Vorliebe  Kapuziner.  Udier 
Richelieu's  Methode  brauchen  wir  nichts  zu  ^agen:  es  geDDgt 
an  den  Paler  Joseph  zu  erinnei-n.  J 


1)  Cftlli^rsB,  212. 

"1  Holnian,  H. 

")  Kstomoni,  376:  „che  non  gt  doveesero  amtnettere  Keligioii  nfM 
B  tnitaie  negotii  in  corte  . . .  proibiva  questo  Bolumto  le  lOleDoi  itnbudilt 
a  tutti  Reiigiosi,  ma  numinaTa  solo  gli  AKeoti,  i  Procnratori  ed  i  SoIIto- 
tatori,  nä  punto  faceva  cenno  degli  Oraton." 

')  MaBBuet,  Hiatoire  de  la  gaerre  preseDte  I,  223. 

")  Paccassi,  3  f. 

*)  Hilcken,  52  empfieblt  die  Verwendune  ?od  Geistlicbeo,  „cuoofte 
■iniDlaTe  sciaot,  nee  tantum  affectibua  privatia  ob  coelibatain  indoIgMAa 
ut  plurimum  compeDdiam  sumluum  faciant,  ac  Bob  acbeuiate  rdigiMH 
pietath  multaa  difticultateB  et  molr^tias  avertere  uosBinL*- 

')  pMittuntur  IcRati,  aut  Senatares  aut  noSiles,  modo  tdu,  >di 
plure«,  tum  ecclesiastici  tum  saeculoret."    Lengnich,  526. 
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Hit  der  Mitte  des  aclitzehnten  Jahrhundei-t»  verschwinden 
die  Geistlichen  fast  ganz  aus  dem  officiellen  diplomatischen 
Getriebe. 

Ein  anderer  Beruf&stanil,  aus  welchem  man  die  Gesandten 
nabln,  war  der  der  Kechtsgelehrten.  Besonders  in  Venedig 
war  die  Robe  sehr  beliebt')-  r>ie  maitändiEchen  Abgesandten 
rakmtirten  sich  fast  allein  aus  den  Rechtskundigen,  und  unter 
den  florentinischen  Diplomaten  begegnen  wir  Gualterotti,  einem 
der  berühmtesten  Juristen  seiner  Zeit  -). 

Auch  in  Frankreich  finden  wir  von  jeher  oft  Kechtsge- 
lehrtB  mit  Gesandtschaften  betraut.  Noch  Wicquefort  bemerkt, 
dasa  Frankreich  nach  Venedif^,  der  Schweiz,  den  General- 
Staaten  Air  gewöhnlich,  und  sehr  hilufig  auch  in  die  noidischen 
KOnifR^ehe  Leute  vom  Barreau  sende  ^). 

Freilich  gab  es  auch  Hen-seher,  welche  ähnlich  gesinnt, 
wie  Friedrich  Wilhelui  I.,  Hie  Jutieten  bitterlich  hassten  und 
daher  sie  ungern  als  Gesandte  empfingen,  geschweige  dass  sie 
selbfit  Leute  dieses  Berufes  abgeschickt  hätten.  Von  Fi-iedrich  IL 
von  D&nemark  erifählt  man,  dass  «r  nicht  einmal  den  Anblick 
nnesAdvokatenertragen  konnte'*).  Später  traten,  wiedieGeist- 
fichen,  auch  die  Juristen  in  den  Hintergrund:  die  „courtisans 
et  lea  gens  de  guerre"  behaupteten  fast  ausschliesslich  das 
Fflld^ 

In  den  älteren  Zeiten,  wo  die  stehenden  Heere  noch 
nidit  vollständig  organisirt  und  ausgebildet  waren,  sind  eigent- 
lidie  Bemfssoldaten  nur  im  geringen  Umfange  im  diplomati- 
Khen  Dienste  tätig  gewesen ,  am  wenigsten  in  Italien "). 

Desto  stärker  ist  das  Militär  im  achtzehnten  Jahrliundert 
ii  den  Missioaeo  vertreten.  Aus  sehi-  nahe  liegenden  Grfin- 
dn  waren  in  Berlin  fast  nur  Oßicieve  accreditirt. 

Eid  ganz  besonderes  Motiv  hat.  charakteristisch  fttr  die 
Stten  nicht  bloss  des  achtzehnten  Jahrhunderts ,  bei  der 
Yenrendung  vom  Officieren  mitgewirkt  Calliferes  sagt:  „die 
Hloner  vum  Degen  sind  geeigneter  als  andere,  sich  bei  den 
Damen  einzuschmeicheln,  die  an  den  meisten  HMen  viel  zu 
gelten  pflegen" '). 

Zu  diesen  „gens  d'^päe"  zählte  man  auch  die  Edelleute, 
tdäie  ohne  sonstigen  Lebensberuf  als  ständiges  Gefolge  an 
dm  Hofe  ihrer  Forsten  weilten,  die  sogenannten  „courtisans"  ^). 

<i  Hotmu,  H. 

*)  Deqvdini  II,  23. 

*i  Wieqaefoft,  100. 

')  Kretner,  176. 

*)  GallHrM.  217:  „mftis  He"  tles  gern  de  Robe)  .ne  sont  pas  si  pro- 
prw  dau  lei  Conrs  dee  RoIb  et  dee  Prince«  qui  leur  preferent  les  Cour- 
wmt  et  Im  0«iib  de  gnerre.' 

*)  KenmODt,  Beitrüge,  ^. 

i  CalHtra,  218. 

*}C«Uitrai,  211:  Ja  Becoode"  (cIum),  .cell«  dea  geoB  d'Epte  qui 
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Aus  ihrer  Zahl  wurden  ilie  meisten  Diplomaten  ftenommeD. 
Ein  Anonymus  des  achtzehnten  Jahrhunderts  motivirt  ihre 
Verwendung  Ähnlich,  wie  Calliäres  die  der'Offidere:  ,Hirf- 
männer  sind  galant  und  wistien  mit  D&mes  umzugehen" '). 

Die  Türken  wunechten  als  Vertreter  am  Hofe  von  Cod- 
stantinopel  ausschliesslich  Leute  dieBss  Schlages.  Calli6re^ 
der  durch  seine  Stellung  Über  diese  Dinge  gut  unterrichtet  war, 
erzählt  uns,  die  erste  Frage,  welche  dort  an  einen  nen  ange- 
kommenen Minister  gestellt  werde,  sei,  ol»  er  »Ichoglan",  du 
ist  ein  im  Serail  ei-zopener  Höfling,  oder  ein  „Cadi"  wire, 
und  nur,  wenn  das  Erstere  bejaht  wflrde,  zeigten  sie  Zu- 
friedenheit  *). 

Erst  im  achtzehnten  Jahrhundert  wurde  es  allgemnn 
Sitte,  dass  ein  Cavaliei-,  welcher  die  diplomatische  Lauibthn 
betreten  wollte,  bestimmte  Fachstudien  gemacht  hatte. 

Im  Anschlüsse  an  das  bisher  Betiandelte  sei  es  noch 
verstattet,  hier  in  wenigen  Worten  der  Frauen  in  der  Bemb- 
diplomatie  zu  erwähnen. 

Selbstverständlich  soll  nicht  der  grossen  Zahl  von  Frauen 
gedacht  werden,  welche  lediglich  durch  ihren  Rang,  Einfioai 
und  andere  Vorzüge  an  der  Politik  ihrer  Tage  Teil  genommen 
haben").  Nur  die  Missionen  derjenigen  Damen  gehören  in  den 
Kreis  unserer  Betrachtung,  welche,  formell  beglaubigt,  die  rol- 
len Rechte  und  Pflichten  eines  officiell  anerl^nteo  Diploma- 
ten besassen*). 

Als  einziges  Beispiel  einer  Diplomatin  dieser  Art  pflegt 
die  Marschallin  von  Guäbriant  zu  gelten,  1646  im  Gefolge  Ton 
Maria  Gonzaga  an  den  Hof  Wladislaw's  IV.  von  Polen  geees- 
det*^).  Dem  gegenüber  verdient  hervorgehoben  zu  werden, 
dass  auch  Katharina,  die  Gemahlin  Heinrichs  VIU.,  als  Prin- 
zessin von  Wales  bei  ihrem  Schwiegervater  in  aller  Form  ili 
Vertreterin  von  Ferdinand  dem  Katholischen  accreditirt  irop- 
den  ist  und  ihres  diplomatischen  Amtes  mit  anerkennenswerter 
Geschicklichkeit    {gewartet    hat *).     Ob    LucreUa ,    die  Gattii 


ontre  ceux  qoi  aerrent  dans  Im  untita  romprend  encore  les  G«b)  da  k 
Coor  et  les  UentilhoDimea  oa  Boidiskns  qui  ne  sont  pgint  eogign  Im 
les  Emploia  de  l'EglJBe  ou  de  1k  Jndicature," 

')  Brunner  II,  21. 

")  CalliärcB,  '224. 

")  IterQhmte  Beispiele  iUr  weibliche  Dnterhkidler  bietst  der  Dun» 
frieden  von  tambray,  das  Verhalten  der  Frau  von  Heienronk  in  Fiiii  mi 
die  viel  begprochene  Sendung  der  Aurora  ron  KOnigBmark  in  da*  Kkw 
discfae  Lager  bi  Karl  XII. 

')  Ate  Geiandtinnen  im  Mittelalter  nennt  Uhren,  251.:  tetki,  A 
Mutter  Karls  des  GroBsen,  and  die  burgaudiache  Königin  Inüngvd  QH^ 

"1  Ve^.  Amelot  de  la  Honaaaye,  Memoires  I,  S48.  —  Parti  m  ■» 
tor  moderne  I,  133.  Daa  von  Wicquefort  (S.  600)  erwUmle  W«k  *■ 
Laboureur  [oder  Labourdeur]  ist  mir  nicht  zu  Gesicht  g  ' 

")  Bergenroth  I,  p.  XXXIII.  CXIX. 
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Kero'8  de  Medici,  welche  1407  in  politischen  Geschäften  nach 
Rom  giDg').  oder  ob  die  von  Lodovico  Moro  1493  nach  Vene- 
dig gÖBehidcta  Beatrix  von  Miiiland-»  wirklich  gesandtschaft- 
liche QualitAt  hatten,  steht  dahin  ^). 

■  Unter  allen  Umständen  bleiben  die  historischen  Fälle,  in 
welefaen  Frauen  einen  Gesandtschaftsposten  eiDfienommen  haben, 
llÖchBt  vereinzelt. 

Aus  diesem  Umstände  ist  es  zum  Teil  hentuleiten.  dass 
die  weiblichen  Gesandten  in  der  fachwissensch^lichen  Litte- 
ratur  nur  wenige  Verfechter  aber  desto  mehr  und  meist  wenig 
höfliche  Widersacher  gefunden  haben  ^). 

Eine  weitere  Frafie,  die  bei  der  Auswahl  für  die  Ge- 
nndtschaften  in  Betracht  kam,  war  die  nach  der  staatlichen 
Zogehörifrkeit  des  Diplomaten. 

In  der  alteren  Zeit  legten  die  Fürsten  auf  das  Unter- 
Unenverhältniss  weniger  Gewicht,  wenn  sie  auch  hauptsächlich, 
vie  es  in  der  Natur  der  Sache  lag,  zu  ihren  diplomatischen 
Boten  Landeskinder  erwählten. 

Die  Beispiele  für  die  Verwendung  Fremder  im  Dienste 
der  Fanten  sind  äusserst  zahlreich.  Heinrich  VIII.  unterhielt 
einen  Italiener,  Spinelly.  als  ständigen  Gesandten  in  Flandern 


Jrimo 


')  Buer.  139. 

*)  Buer.    320.    Im  Berichte  der  Signorie  heisBt  es  nur  (Buaer.  540): 

~   che  )a  Es.*'*  ddo  111'"°  H"  Lododco   aao  couBorte  li  tutveo  d&to 


*)  Fmtaa  Hendei  Pinto  enUilt  in  seinen  abenteuerlichea  Peregri* 
ika  (nfgl-  Difositös  cnrieoses,  T'  partie,  114)  von  der  YerweDdiing  der 
TÄcr  b  Ostindien  als  Gesandte.  Nemeitz  lIV,  125)  kritisirt  diese  An^iabe  : 
Jr  bcBtreket  ab«'  nicht  ejgentlicb  wo?  Ostindien  ist  gross,  und  nüo  int 
MH  Torgglnn  nocb  einigem  Zweiffei  aDtervoriTen." 

*)  FOr  die  Frauen  sind  eingetreten:  Meuron,  H.  9,  und  auch  dieser 
IV  Mdingt,  Nemeitz  |IV,  125),  der  seine  Korderungen  mit  den  Worten 
tnfladot :  „Sie  haben  Witz  und  Malice  genu);.  ä  condnire  une  intrigue 
fAHintr.  Was  sollte  ihnen  in  anderen  fehlen?"  und  von  den  Neueren 
BtaAcUi.  S.  133.  Zu  ihren  Feinden  zAhlen  Kirchner.  152  (der  Qbrieens 
mA  snant  die  seineneit  noch  gelftuSge  Fiction  lurQckweiet,  dass  Volum- 
Ä,  dia  Matter  Coriolan's,  m  den  Gesandtinnen  zu  rechnen  sei.  S.  IbH), 
Biaaaa,  Tb.  V.,  Beaoldni,  ^i,  Lancelot,  2cjl>.  Mit  Verachtung  erwähnt 
tm  IiMstgeBannte  (S,  285)  „la  petite  (^apaciti!  de  femme".  Mit  Berufung 
■f  I  Cennther  XIT,  34  weist  Conring  IV,  WH  die  etwaigen  -Ansprüche 
aiO^  und  Wjcquflfort,  600,  äussert  sich  unTerbohlen:  „L'on  ne  peut  pas 
''t,  qiw  M  ne  loit  contre  la  dignit^  d'un  Ro;.  que  de  se  faire  representer 


EJT 


tatBa"   Verpl.  weiter  Kethel,  U.  §  5  und  Crusius,  16  f.   Am  höf- 
«an  allen  weut  der  Wiener  Paccasai   sein  ablehnendes  \'otum  tu 


knlnda:  „Man  wird  mich  also  eniachuldigen,  wenn  ich  diese  Würde  als 
Mir  w<rit  aber  den  Wirkungikreis  des  weibliihen  Verdienstes  hinausgerackt 
tmAt,  oad  du  uhOne  Qeschlecbt  xu  sehr  verehre,  um  ea  den  Ungemtch- 
BdÄüten  dn«r  beschwerlichen  Beise,  dem  Deberdrusse  eines  unangenehmen 
AiAäudM,  den  Widerwillen  mit  bösartigen  Charakteren,  oder  mit  arg- 
BhImd  Politikern  in  handeln  oder  der  Uefabr  l'reis  lu  geben,  in  f'emdlichen 
IdoMn  da*  Leben  und  Wohl  ganzer  Reiche  durch  mfihsame  Unterhandlung 
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und  Spanien*)  und  Maximilian  plridifalls  einen  Italiener  in 
England^;.  Heini-ich  VII.  schickte  den  Franzosen  Machirio 
nach  Spanien'),  Maximilian  I.  und  Philipp  der  SchAne  u 
Ferdinand  den  Katholischen  einen  Araj;onesen *)  a.  s.  «.*), 
Franz  I.  befolgte  die  Praxis,  die  Gesandtschaftsposten  in  den 
n&her  an  Frankreich  liegenden  Landern,  soveit  es  ratsam  er- 
schien, nur  mit  Franzosen  zu  besetzen,  nach  Polen,  Ungarn 
und  der  Türkei  dagefien  meistens  Ausländer  zu  sdiieken*). 
Karl  V.  benutzte  bei  seiner  sich  über  die  verschiedensten 
Nationen  erstreckenden  Herrschaft  zu  gleicher  Zeit  Spanier, 
Italiener,  Niederländer,  Deutsche,  Ungarn  o.  s.  w.^). 

Es  gab  damals  sogar  kosmopolitische  Gesandte ,  wie  den 
verbannten  Spanier  Rincon  und  den  Polen  Laslti,  die,  keinem 
bestimmten  Monarchen  anhftngend,  ihre  Dienste  jedem,  welcher 
derselben  benötigt  war,  zur  Verfügung  stellten. 

Allmählich  kam  man  auch  hier  zu  strengeren  Ansehannngen. 
Die  Volkerrechtslehrer  seit  dem  Ende  des  sechszehnten  Jahr- 
hundei-ts  fordern  fast  einstimmig  aus  GrQnden  der  Moral,  dar 
Klugheit  oder  der  Höflichkeit,  dass  der  Gesandte  aus  der  Zahl 
der  Landeskinder  oder  der  Naturalisirten  zu  nehnnen  s«,  wenn 
nicht  besonders  dringende  Veranlassung  zur  Abweichung  vor- 
läge»). 

Die  Verwendung  Fremder  fand  trotzdem  noch  vifdfiieli 
Etatt").  Wir  sehen  im  siebzehnten  Jahrhunderte  oft  Unter- 
tanen eines  Fürsten  bei  demselben  als  Gesandte  eines  anderen 
Souveräns  accreditirt  und  kennen  eine  grosse  Zahl  von  Per^ 
sonen,  welche  weder  in  dem  Staate,  den  sie  vertraten,  noeli  in 
demjenigen,  wo  sie  tätig  waren,  heimatsberechtigt  waren. 

So  war  Camerarius,  ursprünglich  pfälzischer  Diphm^ 
schwedischer  Ge&»ndter  im  Haag*<^  und  etwas  später  Hiigi) 


>)  Ourdner,  p.  XXXVIU  f. 


*)  Wiequelort,  27  t    _ . 
"   Ua  beales  Beispiel,  wie  weit  mu  hierin  a 
Wahrheit  fireilich  u^esweifelt  wirf 

udo  Budbi,  welcher  wegen  itäva 

r  Pazii  snm  Sultan  geflachtet  war, 

,  habe.     Wicquefort,  54. 
')  Zeller  XL    VergL  G^tb^  U.  2.  3.  8.    AU  die  TOrken  LhU  n 


leales  Beispiel,  wie  weit  mu  hierin  ging,  kann  folfendt  Ho(b 
dienen,  deren  Wahrheit  fireilich  ai^esweifelt  wird,  aus  BaiaseUi  te  Sit- 
rentiner  Benardo  Baodbi,  welcher  wegen  idner  Teihubine  an  dir  V» 
schwörong  der  Pazii  snm  Soltan  geflachtet  war,  als  Gesaadta  uA  n^ 


wartisD,  dasB  er,  ein  Pole,  Ferdinand  diene,  antwortete  er:  sQnod inBwUir 
Turearum  habet  hie  oratorera  Regis  Frantiae,  qni  tarnen  non  GsIIh  h' 
Hispanns  eziatat"  (Bidcod),  „eamqne  itaque  nobis  eose  UbertaUcn  QtrtrtiMii, 
ut  cut  velimos  serrire  possumos." 

'1  Dieselbe  Venchiedenheit  der  Nationalitlt  leigt  sich  in  idiMr  pw* 
Hofhaltung.  Vergl.  MameranuB,  Catalopii  totins  atÜM  Caennu.  (Mi- 
niae  15^0. 

»)  Hotman,  21.  PMcbalins,  57.  Marsetaer,  46.  Ocnaoniss,  il> 
LanceloL  373.    Hoirell,  301.  etc. 

"1  Befürwortet  TOn  Hilcken,  bO  f. 

'")  Moser,  Patriotisches  Archi*  fUr  Deatschland.    Frankfint  n.  Laipni 
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Grotitut  in  Paris,     Wicqoefort   bringt  eine   ganze  Keihe  von 
Beispielen  dieBer  Art'). 

Einige  Staaten  hatten,  um  die  Uebelstäncle  zu  veiineiden, 
welche  aus  solcher  Doppelstelliuig  leicht  entspringen,  ihi-en 
Untertanen  gesetzlich  veihoten,  einen  fremden  Minieterposten 
im  eigenen  Lande  anzunehmen. 

Polnische  Gesetze  von  1602  und  1662  geboten,  dass  „zu 
allen  auswärtigen  Gesandtschaften  geborene  und  ansässige 
I^iloische  TOn  Adel"  verwendet  werden  sollten.  Diese  Be- 
stimmung wurde  noch  kurz  vor  dem  Ende  der  Bepublilc,  1778, 
erneuert'). 

Dem  Beispiele  Frankreichs,  in  dem  nur  der  Gesandte  der 
llalteserritter  von  ft'anzOsigcher  Herkunft  sein  durfte"),  folgten 
1722  die  Generalstaaten  *).  Vorher  war  bei  den  Vereinigten 
Provinzen  die  Bestallung  eines  Landeskindes  zum  Diploma- 
ten einer  fremden  Macht  statthaft  „mit  dieser  gewöhnlichen 
Beetriction,  dasa  er  der  Jurisrliction  des  Staats  in  allen  Theileii 
unterworfen  bleibt,  welche  jedesmal  expresse  pfleget  reserviret 
zu  werden,  bei  Admission  solcher  Personen,  welche  eingeboren 
dieser  Republique  sind"  "). 

1746  endlich  wurde  in  Preussen  die  Verordnung  erlassen, 
,ion  nun  an  nur  Landeskinder  zu  denen  charakterisirten  Stel- 
len in  nehmen" '). 

Im  achtzehnten  Jahrhundert  waren  auffallend  viele 
tnielie  Edelleute  in  den  diplomatischen  Diensten  fremder  Stati- 
tCD  tätig'').  Gewöhnlich  aber  erwählte  man  damals  in  allen 
ptaeren  Reichen  nur  Untertanen  zu  Vertretern  im  Auslande. 
Wenn  erwähnt  wurde,  dass  die  Gesandten  meist  keine 
Ficbstudien  zu  machen  pflegten,  so  mUssen  wir  zur  Vervoll- 
Mndigung  dee  Bildes  doch  noch  darauf  hinweisen ,  dass  die 
iilordarungen ,  welche  an  die  geistige  Ausbildung  eines  Ge- 
ludten  von  den  dartlber  schreibenden  Autoren  gestellt  wurden, 
Hhr  hoch  gespannt  waren. 


V,  318.    Vsrgl.  Schybopon,  Om  STeriges  och  HoUandB  politiika 
Jmt.    1877. 
Wieqiufort,  27  f.  58  f. 


AMlLt 


t  1781. 

*)  CalUirM,  72:  ,Le  Roi  ne  regoit  plna  de  aes  Si^els  en  Qiulit^  des 
AUitr«  it»  Mitral  Prmcei  et  iU  ne  penvent  ge  cbuger  de  leun  affaires 
«  Vaaea,  qna  conune  dm  Aeeua  4  1a  suite  du  Secretaire  d'Eut" 

*)  Bjoienhoak  11,  188. 

'^  Bcrilnar  Geh.  SUaturchiT.  lieber  die  Frage  des  zaatandigen  Tri. 
boult  fUr  eiiMB  GeundtCD,  welcher  dem  Laode,  wo  er  aein  Amt  verwaltet, 
VOB  Gsbort  anffdiOrt,  ist  viel  nnd  heftig  geitrineD  worden.  Die  liedentend- 
Um  Scfariftitellar  in  dietera  Federkriege  aind  Wiuquefort  und  Bjnkershodi. 

*)  BerliDB  Ueh.  Staatsarchiv. 

''I  Vergl.  Leckf,  Geschichte  Eoglande  im  acbtsehoten  Jahrhundert 
Viben.  TOn  Löwe.    II,  285. 
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Das  Ideal  eines  solchen  Gesandten  ma&s  vcdlBtandi^ 
Kechtskenntniss  besitzen*)^  soll  i»  der  Geschichte  und  Stuts- 
kunde  bewandert  sein^),  soll  im  Tacitu^,  Seneca,  der  heüigeo 
Schrift,  den  canoniscben  BClchem  u.  s.  w.  belesen  sein")  and 
die  Sprache  des  Volkes,  bei  dem  er  sich  befindet,  gründlich 
kennen.  Auf  diese  letzte  Forderung  wurde  mit  Recht  ein  be- 
sonderes Gewii?ht  gelegt;  denn  wie  ein  italienisches  Sprflch- 
wort  sagt :  „meglio  k  sdnicciolare  co'  piedi,  che  con  la  lingua"  *). 

Besonders  berühmt  waren  die  venetianiechen  Gesandtw 
wegen  ihrer  vielseitigen  Sprachkenntnisse;  salbst  das  Czechisehe 
war  einzelnen  nicht  fremd").  Daneben  gab  es  nieder  Minister, 
die  nicht  einmal  lateinisch  sprechen,  oder  auch  nur  schreibco 
konnten,  wie  z.  B.  Peman  Alvarez,  Ferdinands  von  Aragonien 
rechte  Hand,  wie  der  Spanier  Ayala^),  und  rollends  anders, 
die  sogar  der  Landessprache  ihres  Fürsten  nicht  ordentlidi 
mächtig  waren,  wie  Spinelly. 

Wir  übergehen  die  weiteren  Ansprüche,  welche  die  Theo- 
retiker jener  Zeiten  an  die  geistige  Ausbildung  eines  Diploma- 
ten stellten,  wie  Beredtsamkeit,  politischen  Sinn  u.  s-  w.,  An- 
forderungen, welche  noch  heute  allgemein  gemacht  werden 
müssen,  und  werfen  zum  Schluss  noch  einen  kurzen  Blick  anf 
das  Idealbild  eines  Diplomaten,  welches  der  Venetianer  Hagios, 
selbst  um  die  Mitte  des  sechszehnten  Jahrhunderts  in  der 
Diplomatie  tätig,  entworfen  hat'). 

Zunächst  muss  der  Gesandte  ein  frommer  und  eifriger 
Christ  sein,  erfahren  in  der  Bibel  und  den  heiligen  Sehnften. 
In  Dialectik  und  Philosophie  muss  er  vollkommen  sicher  sein. 
Schimpflich  wilre  es  für  jemand,  der  an  den  HOfen  grosser 
Fürsten  verweilt,  Über  den  Grund  aller  Dinge  unwissend  in 
sein,  schimpflicher,  nicht  einmal  Begriffe,  wie  Natur,  Bew^mig; 
Ruhe,  Leei-e.  Zeit,  Zufall,  Glück,  Notwendigkeit  definiren  n 
können,  am  schimpflichsten  aber.  Über  das  Wesen  des  Alls  ia 
Unkenntniss  zu  sein,  ob  es  mehrere  Welten  gäbe,  ob  d« 
Weltall  begrenzt  sei  oder  nicht,  wie  viel  Elemente  eiistirtn, 
wie  die  lebemien  Wesen  entständen,  und  nach  welchen  Piin- 
cipien  sie  lebten  u.  s.  w. ;  kurz  ohne  genaue  Kenntniss  dn 
ganzen  von  Aristoteles  in  der  Physik  und  Metaphysik  at- 
wickelten  Lehi-e  kann  der  Diplomat  sonder  Schimpf  und  Schuda 
nicht  bestehen. 

Natürlich   muss  der   Gesandte  den    Aristoteles,  Flntuil 

')  raschsliiiB,  62.    HoUaaQ,  12. 

*)  GentiliB.   8.    Puchalius,  62.    Hotmui,    12.    Kirchner.  96.   Go- 
uioniua,  161.    Howell,  300  eU. 

")  ßruDus.  4r.  41.    Marselaer,  124. 

')  Varsevicius.  IT.    Kircbner,  169.    Howell.  300  etc. 

")  Wüke,  6. 

>)  Bei^nroih  1,  p.  XXX. 

')  Magills,  k2  f. 
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I  XanophoD  kennen,  aber  sich  trotz  dieser  eingehenden  Be- 
a£ÜgaDg  mit  heidnischen  Schriftstellern  wol  hQten,  einen 
äÄd  an  der  Wahrheit  der  christlichen  Religion  in  seinem 
zeD  aufkommen  zu  lassen.    Auch  in  Arithmetik,  Architek- 

Mosifc,  Geometrie,  Physik,  bürgerlichem  und  caoootschem 
hte  niass  der  Unglückliche  noi  beschlagen  sein.    Er  musa 

tsteiDisehe  Sprache  beherrschen  und  sich  in  Acht  nehmen, 
le  Sfttze  in  Versen  endigen  zu  lassen ;  zu  diesem  Behufe  soll 
lieh  Seissig  in  die  lateinischen  Klassiker  vertiefen'). 

Wenn  er  italienisch  schreibt,  hat  er  den  Stil  und  die 
tion  des  Boccaccio  nachzuahmen.  Auch  im  Gi-iechischen, 
nisten.  Französischen,  Deutschen  und  —  Türkischen  soll 
Stndien  gemacht  haben.  Er  niuss  in  den  Dichtern  belesen 
L  den  Homer  darf  er  niemals  aus  den  Händen  lassen.  Na- 
lieb  tnnss  er  in  Geschichte,  Geographie  und  den  Kriegs- 
Mnschaften  nicht  minder  reiche  Kenntnisse  besitzen. 

Man  stimmt  diesen  Forderungen  gegenOber  wol  lächelnd 
las  Wort  des  Bortius  ein:  „satis  scientiae  habet  noater,  si 
iticam  juncto  Jurisprudentiae  studio  .  .  .  .  si  historias  cum 
öeeB  doctrina  habeat,  caetera^:  si  vel  libavent"  ^);  aber  dea- 
b  aase  man  gestehen,  es  liegt  in  diesen  Auseinandersetzun- 

doe  Spar  jener  goldenen  Zeit  der  Renaissance,  wo  Leute 
laadte  waren,  wie  Donato  Acciajuoli,  welcher  Commentator 

Aristoteles  war,  Plutarch  mit  Gllkck  nachahmte,  berOhmte 
^Mireden  schrieb  und  daneben  seinen  diplomatischen  Posten 

Bosffillte "),  wie  Angelo  Manetti,  jenes  Mitglied  der  plato- 
•bea  Akademie,  gefeiert  ob  seiner  tiefen  Kenntniss  des  He- 
isiten*),  wie  Francesco  Gaddi.  Gentile  Becchi,   MitgrUnder 

ytetonischen  Akademie ''),  Bemardo  Ruccellal,  dem  selbst 
lams  in  der  Nachahmung  des  Sallnst  die  Palme  zuerkannte, 

Yater  der  Akademie  degli  Oiti  Oricellari'),  und  Vincenzo 
jnanni,  „il  Tullio  di  suo  seculo"  ^).  Auch  aus  nördlicheren 
Tenden  können  wir  Männer  jener  Zeit  der  erlauchten  Reihe 
dffiessen.  Der  Bischof  von  Montpellier,  einer  der  geschick- 
tca  Unterhändler  Franz'  I.,  trug  den  Ehrentitel  „le  Pere  des 


*j  £r  muBS  tich  aber  hüten,  voreilig  mit  Beinen  SpnchkeiutnisseD 
MM  «I  wollen,  damit  es  ihm  nicht  ergehe,  wie  jenem  Gesandten,  der, 
we  mbetcbeid«!  einen  Ventou  gegen  die  Gninmatik  in  einer  Rede 
itcyertbnaodB  1.  Öffentlich  verbesiert  hatte,  die  woherdiente  Antwort 
lOsmcher  empfing:  „Ich  glaubte  mit  einem  Diplomaten,  nicht  mit 
m  SchnliiieiBter  tn  Bprechen."    VanericiuB,  56. 

^  Bortius  bei  Ammaeus  I,  3^.  Calli^res.  43,  sagt.  Gesandte  müssen 
mCabM  besitzen,  .mais  it  fant  qu'ils  les  possident  sans  en  §tre  poss^ 
."    Vergl.  Wicquefori,  10. 

*i  DesjardiDi  i,  102. 

<)  De^ardini  I,  104. 

^  Dewardiiu  L  3n. 

^  De^ardioi  I,  422.    Veml.  ib.  I,  608;  lt.  79.  etc. 

<)  Desjardin*  HI,  867. 
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Lettres  et  le  plus  docte  de  son  temps"  ').  Wir  erinnern  weiter 
an  Gattinai'ti,  Jean  de  Selve^),  Claude  de  Seyssel*)  und  end- 
lich Richnt'd  Pace,  dessen  Ruhm  in  Gelehrsamkeit  durch 
Shakespeme  für  alle  Zeiten  gesichert  ist*). 

In  einem  zweiten,  nicht  minder  langen  und  anspinichSTOlIeo 
Capitel  geht  Magius  auf  die  Cliaraktei-eigengchafteD  und  äus- 
seren Krfoi'dernisse  seines  Gesandten  ein.  Hier  woUön  wir  ihm 
aber  nicht  das  Wort  allein  vergönnen,  sondern  auch  die  Mei- 
nungen der  anrleren  weisen  Theoretiker  hören. 

Mit  aller  Gelehi-samkeit  und  allen  Voisügen  des  Verstan- 
des und  des  Heizens  ist  der  Gesandte  durchaus  noch  nicht 
genügend  zu  seinem  Berufe  befähigt. 

In  erster  Linie  ist  e»  unumgftnglich  notwendig,  dus  er 
reich  sei,  da  er  vielen  Aufwand  zu  machen  hat  und  ofTene 
Tafel  halten  muss'^j,  da  man  mit  dienen  Mitteln  in  manchen 
Ländern,  z.  B.  in  der  Schweiz  und  in  Deutschland,  mehr  er- 
reicht  als  durch  Aufbietung  grosser  List  und  Kunst*).  AoKser^ 
dem  bietet  die  gi-oese  daheim  zurückgelassene  Habe  dem  Anf- 
traggifbev  eine  Garantie  für  die  Treue  seines  Dieners'). 

Auch  auf  ein  schönes  Aeussere  hat  man  Wert  zu  legen,  nr- 
z&glich  bei  Botschaften  an  Barbaren ").  Der  Gesandte  soll  nui 
ansehnlicher  Gestalt  und  einnehnieuden  Gesichtsiügen  sdo, 
fordert  Paschalius  ^),  der,  nebenbei  bemerkt,  viel  auf  PhysioeBO- 
mik  gab,  und  mit  ihm  alle  Anderen.  Kirchner  fügt  in  aeiner 
Vorsorge  uoch  ausdrOcklich  hinzu,  der  Diplomat  darfe  weder 
so  d&nn  sein,  dass  er  Gefahr  liefe,  vom  Winde  weggeweht  n 
werden,  noch  dUrfe  er  hinken  oder  an  der  Podagra  kranken"), 


•l  Ribier  I,  tö4. 

')  Philo loKicttmm  euittolaium  centurik  dob.   FrucofoTti  1610.  &  130. 

"■l  EpiBtDlanim  I>.  Bembi  Ubri  XVL  Argenhirmti  1611.    S.  169. 

*)  Sbftkespeare,  Henry  VIII.  Act  II,  2. 

"1  MigiuB,  TO.  Lev&yer,  38.  GentUii,  152.  Hotman,  U.  4a  Eirct- 
ner,  l.M).  (iennoniuB ,  73.  Sdiiibhardiis  bei  Anunaeni  1 ,  816.  Ueckay 
Tb.  14.  HoweU,  303.  Calliires,  98.  Fnnqnenia.v,  180.  -  KircfaB«,  4» 
rat  aber  dem  Gesandten  „ex  culina  non  nopinam  ' " 

■l  Hotman,  40:  „En  bniue Haut plna fug 
cbfre  que  de  belle«  parolea."  —  Kirchner,  4ll 
Mignet,  Itivalit«  I,  Um  f. :  „Lea  däpuUa-  (SuiBaea)  „icoutirent  a*ee  ftnar  mf 
(de  Bei^hea)  „proposiliona,  et,  ponr  lui  prouver  encore  mienx  lennboUHrii- 
uents.  ila  a'iiiTit^rent  aana  fa^on  chea  lui,  ob  ila  rempliaiaient  GhaoMJw 
troii  ou  qnatre  grandea  tablea."  —  Noch  im  achiachnten  Jahnaatel 
Würde  in  Paria  der  engliache  (ieaandte  „an^belet,  weil  er  viel  üdd  n* 
thot  nnd  Goineen  auaiutheilen  hat;  da  hinKegen  der  Schwede,  da  ■ 
Kapfer  in  der  Taacbe  au  führen  acheint,  wenig  Anbehea  machi.'  KMI 
II,  468. 

')  Vergl.  VareeTicias,  19.    Uarselaer,  63.    Lucelot,  339. 

•■)  Magius,  159.  Gentilia,  153.  Varaericiiu,  18.  Kirchnv,  89.  Sdhk 
barduB  bei  .\ruinaeus  1,  815.  Germonioa,  84.  Lancelot,  375.  BowtILtt 
Retbel,  II,  §  6  etc. 

"]  raacbalius,  64. 

'")  Kirchner.  124.  129.  Ein  nicht  Berada  fein  gewlblta«  Beüpid  atkl 
bei  Howell,  309. 
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ein  Verbot,  dessen  Erneuerung  heute  zu  Tage  misEÜcli  sein 
dtlifte.  Die  Fortlerunp  einer  besuiideis  kiäflinen  tiesundhejt 
hatte  für  gewisse  Fälle  volle  Berechtigung.  Denn  in  der  Tür- 
kei war  es  Hofton.  einen  Gesandten  über  die  (jebuhr  lange  im 
Freien  bleibend  der  Audienz  harren  zu  lassen.  Hieionymus 
Ton  Zara  musste  einmal  in  Wind  unii  Wetter  drei  Stunden 
Tor  dem  Palaste  des  Sultans  warten').  Narben  Im  Geüicht 
when  die  Türken  selbst  zur  i^eit  ihres  grössten  Kriegsruhms 
nicht  gerne.  Freilich  konnte  nicht  jeder  Diplomat  missbilli- 
gende  Aeasseningen  Qher  seine  Wundmale  mit  einer  (bleichen, 
edlem  Stolze  erfüllten  Antwort  verstummen  mnchen,  wie 
ler  Spanier,  der  einem  Veziere  auf  seine  spöttischen  Bemer- 
entgegnete:  „Ich  habe  diese  Wuoden  bei  Lepanto 
^en,  wo  du  davongelaufen  bist;  sonst  hättest  du  jetzt 
keine  Gelegenheit  mehr,  meiner  zu  spotten!"^). 

Noch  im  vorigen  Jahrhundert  stellte  man  ähnliche  An- 
ferdeinngen.  Die  schon  mehrfach  erwähnte  Handschrift  fasst 
M  in  folgenden  Worten  zusammen:  „Daher  ein  Gresandter, 
der  da  von  Gesicht  übel  verstahltet,  kröpfet,  augennass,  Schelch- 
fbeig  ist  oder  von  den  s.  v.  Füssen  einen  yblen  Geruch  gibet, 
oder  einen  grossen  Buckel  hat,  auch  sonsten  ungestalt  wie 
■intfeoder  monstrum  aussiehet,  kannohnmeglichseiueD  Herren, 
er  vorstellen  solle.  Ehre  machen,  wenn  er  gleich  im 
noch  so  viel  Geschick  h&tte"').  Talleyrand  hätte 
vielleicht  vor  den  Augen  des  Verfassei-s  keine  Gnade  gefunden. 
üid  «eher  ist  es,  dass  in  Russlaml  zu  ilen  Zeiten  der  Kai- 
win  EUsabeth  ein  so  gestalteter  Diplomat  durchaus  eintiuss- 
1h  geblieben  wäre.  Statt  des  gealterten  Gesandten  von  Marde- 
fcU  empfahl,  von  dieser  Erwägung  geleitet,  die  Fürstin  von  Zerbst 
km  Könige  von  Preussen  einen  hübschen  jungen  Mann  mit 
fmcbeo  Farben  als  Nachfolger  bei  der  Zarin  zu  bestellen*). 

An  die  Gesandten,  welche  nach  der  Schweiz,  Deutschland, 
Poln,  Dftnemark  und  Russland  gingen,  wurde  noch  eine  ganz  be- 
endere  Anforderung  gestellt,  eine  möglichst  grosse  Stärke  im 
Ttrtragen  geistiger  Getränke^). 

War  gut  trinken  kann,  sagt  Hotman,  ist  sicher,  bei  diesen 

<)  Gin.j  IL  1.  1,  4. 
I  *)  Taneridni,  98. 

I  *)  firannor  II ,  8Sf.    Noch  uisfOhrlicber  verbreitet  sich  der  L'nrieuse 

F  AiImb-  oder  Zeilangi-ächlaiBel ,  536  aber  diese«  Tbemk;  „Sonst  werden 
f  Ti  tiiam  Tcrrichinogen  nicbt  leicht  Leute  geDomen,  weiche  gebrechliche 
oHnfar  haböi,  aogMehn  es  immer  ui  den  Höfen  gar  scharfiichtige  und 
estlflnsB  Bedienten  giebet,  welche  Bolcben  Leuten  ekelh&fte  Bejnamen  bey- 
Wily  pflcsen,  daher  nicht  leicht  Einftusigte,  Hinckeode,  Ausgewechseoe, 
'ftaeiiii  Penooen  *on  freundlicher  sonehmlicber  Miene,  von  dauerhafter 
^id  fMter  Leibei-fieKhiSenheit ,  tcböner  Gevtalt  lu  Ministem  gemuht 
—— '—     — ■-■^-     >-■-»--     >  — -^     ■  .-  Trieb  die  GemUiter 


*»Jwi,  welche  gleicbiam  dnrdi  einen   Terborgene 
Aar  Menedtea  m  gewinBen  vermOgeod  und.- 

M  Dtotmb,  Gauh.  der  Preo».  Politik  V,  2,  61 

»)  Vataeoidiu 
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Völkern  gut  aufgenommen  zu  werden.  Wir  besitzen  einen 
Brief  aus  der  Mitte  des  siebzehnten  Jahrhunderts,  der  uns  du 
wtlste  Treiben  der  deutschen  Depntirten  auf  dem  Reichstafre 
schildert,  und  der  hier  wol  erw&hnt  werden  darf,  da  er  ein 
Bild  giebt  von  dem  damaligen  Leben  vieler  Diplomaten  in  den 
nordischen  Landen.  „FrUh  beraten  sie,"  heisst  os  dort,  ,Tcni 
Mittag  an  trinken  sie,  vom  Frühstück  bis  in  die  späte  Nadtt 
sind  sie  voll,  und  wenn  sie  den  anderen  Morgen  in  die  Ve^ 
sammelung  gehen  mUssen ,  sind  sie  in  Folge  ihrer  gestrijraQ 
Däbauche,  welche  sie  noch  nicht  venchlafen  haben,  schllfrig 
and  taumeln.  Um  ihren  Katzenjammer  hinunterzuspQlen,  leeren 
sie  grosse  Becher  voll  Tiroler  Wein  oder  Malvaaier  und  be- 
geben sich  dann  vergnügt  auf  ihre  Plätze,  nach  ihrer  Meinung 
in  der  richtigen  Veifassnng,  um  in  lärmender  Weise  ihre  (oft 
lächerlichen)  Voten  abzugeben" '), 

Nach  dieser  Schilderung  scheint  Kirchners  Wort  nicht 
übertrieben  zu  sein,  die  Reichstage  schienen  mehr  zum  Zn- 
sammenzechen als  zum  Zusammenber&ten  eingerichtet  zu  sein; 
freilich  halte  es  nach  Karls  V.  Ausspruch  ebeniio  schwer,  den 
Spanier  vom  Jähzome,  als  den  Deutschen  von  der  Trunksnclit 
abzuhalten^). 

Ueberhaupt  muss  das  sittliche  Verbalten  der  Diplcmuten 
allerorts  viel  zu  wünschen  übrig  gelassen  haben,  wenn  man  nielit 
die  oft  detaillii-ten  Voi-schriften  z.  B.  des  Polen  VarseTJdw*), 
des  Deutschen  Bortius^)  ocier  sogar  noch  des  eleganten  FiUh 
zosen  Calliäres")  für  übertrieben  ansehen  will'). 

In  den  älteren  Zeiten  kam  hierzu  uoch  die  Rauflust  ein- 
zelner Gesandten.  Ein  berühmtes  Beispiel  dafür  ist  DonPedni 
de  Ayala,  welcher  um  1500  in  England  war.  Er  hatte  iwSlf 
Diener  von  der  Heimat  mitgenommen,  und  binnen  weniga 
Jahren  war  Über  die  Hälfte  derselben  in  förmlichen  Strasm- 
schlachten  getötet  oder  arg  verstümmelt  worden.  Und  Ank 
war  ein  Cleriker.  Speciell  sein  Kaplan  konnte  nar  mit  Mflk 
von  der  Todessti-afe ,  welche  er  sich  durch  seine  Streitsntb 
zugezogen  hatte,  gerettet  werden^). 

ConriDg  IV,  998.  Vergl.  duii  Aeoeu  SjlTiui,  TracUta»  de  ednat  1D«. 
ad  Ladislaum  reKem,  cap.  6,  wo  enfihlt  wird,  daes  die  bOhmiscben  EU- 
leute  BChOD  von  KiDoeBbeiDen  an  gew&bnt  wallen.  mO^licbst  Tiel  Milnör 
zu  trinkeo  und  za  vertragen,  um  dann  besser  dereJDSI  )iei  Hofe  m  lit- 
Bteben. 

■)  Epistolae  ad  LoBBJum  ed.  LackmannuB.    Hamlioni   1788.    S.  Sit 

')  Kirchner,  41»  f. 

')  Vaisevicius,  49. 

*)  BortioB  bei  AnunaeuB  I,  34-5.  369. 

")  Calli^res.  183. 

*l  Ueber  die  göttliche  Grobheit  der  DiplomatCD  vergl-  Wuh,  Piua 
1,  164.  183.  181.    Varsericius,  52. 

■)  Uetvenroth  t,  p.  XXXI.  211.  ~  IHe  PrOgeleien  BpUerai  Zcitügi 
weniger  aaf  Rechnung  der  Raufliut  all  de«  KampÜH  mu  den  Vortritt  ■ 
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Wie  iDiiBB  es  an  den  nordischen  HOfeu  oft  zugegangen 
Min,  dB88  Besold  voll  sittlicher  KntrQstung  in  die  Worte  aus- 
bnchflo  kann ;  „inagnntn  indicium  est  perrersitatis  secnli  nostii, 
qnod  Legati  plernnque  in  sanitatem  Tariorum  Pnncipum  bibere 
eagnntar,  ut  non  secreta,  sed  anitnam  fei-e  erumpant"').  Es 
gÄ  dort  fSnnliche  Zutrinker  („strenui  potatores"),  deren  Pflicht 
war,  den  Gesandten  unter  den  Tisch  zu  trinken ').  Allerdings 
«in  ebenso  einfaches  «ie  brutales  Verfahren,  um  hinter  die 
GebnmnisBe  des  Boten  und  seiner  Auftraggeber  zu  kommen'). 
lloeb  im  achtzehnten  Jahrhundert  wurde  diese  Methode  häufig 
agawendet.  Kaiser  Maximilian  11.  scheint  gav  auf  eine  natUr- 
liehe  Anlage  zam  Trünke  bei  den  von  ihm  empfangenen  Di- 
|teinaten  gerechnet  zu  haben.  Er  gewfthrte  denselben  reiche 
Gutgeachenke  in  der  Hoffnung,  daes  Fie  sich  vor  Freude  be- 
dien und  dann  vielleicht  ihre  Heimlichkeiten  ausplaudern 
würden*). 

Die  Gesandten  wiederum  griffen  zu  denselben  Mitteln  und 
■teilten  sieh  betranken,  um  durch  ihre  anscheinend  im  Rausche 
plinserten  Reden  Andere  iri-e  zu  fahren'^). 

Allmählich  drang  der  vei-feinernde  Einfluss  der  französi- 
■äeo  Sitte  auch  im  Norden  ein  und  verficheuchte  einiger- 
BUnen  diese  Ärgerlichen  Bräuche-  Man  hatte  andere,  zeit- 
inUsere  Mittel  mit  gleichem  Erfolge  zu  verwenden. 

Anstatt  durch  Verleitung  zur  Trunkenheit,  suchten  nun 
nni  allgemein  beide  Teile  durch  die  Verlockungen  schOuer 
Ruien  die  Geheimnisse  zu  erwischen. 

Deswegen  rfit  auch  die  Münchener  Handschrift:  „Ein 
AabuMdeur  hat  auch  die  Favoriten  und  Mignons  an  dem 
HdIb,  doch  mit  gesitteter  Beobachtung  dessen  Charakters  zu 
taKhen"*).  In  demselben  Tone  spricht  Bielfeld:  n^in  ge- 
idiekter  Unterhändler  sieht  den  Umgang  mit  den  Frauen- 
itaunem  nicht  als  ganz  eitel  an  ...  .  Indessen  ahme  er  doch 
ittt  den  Mondoris  nach,  den  dann  kluge  Leute  ....  den 
Gtnndten  der  SchlafzimnieT  nennen" '').    Friedrich  der  Grosse 


*)  BtMldiu,  94. 

tf  Knndtmaiui,  Regentaupiegel,  55,  cilirt  von  Retliel,  II.  ^  6.  Vergl. 
GiwiD|  IV,  996. 

"Dan  dieWB  Terfkhren  ichon  im  Allertame  bekannt  war,  tielie 
hei,  II.  §  5.  Für  die  neuere  Zeit  »ergl.  ooch  den  Aue- 
bei  Buch,  Graf  Bismarck  and  Heine  Leute.  2.  Aafl. 
187S.    I,  348. 

,  Kircbiier,  387. 

*)  CalUintt  226:  „UD  bon  bureor  r^uBBit  quelquefois  mieux  qu'im 
mmmt  aobn  i  trailer  arec  lea  Hinistres  des  Payg  du  Nord,  panrra  qn'il 
Wke  boin  mu  perdre  la  Saison,  en  la  faisant  perdre  aui  autrea."  Noch 
Wifcitit  der  GroMe  «mpfiehlt  den  flngirteu  Rausch  dneDi  Heiner  Gesandten 
Ik  MprofctM  Mittel.    Pol]tis4:be  KorrespondeDE  V,  146. 

h  Bma«  II,  84.    Vergl.  ichon  Lancelot,  282. 

^  Bleifdd  n,  412.  Vnzl.  noch  Blanciiart-Siirlet,  EsBai  8ur  l'histoire 
Hdne.    Ll^  1872.    S.  8. 
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wählte  z.B.  1744  den  fUnfundzwanzigjährigen  Grafen  Otto  Po- 
dewils  als  Gesandten  für  Warschau  „wegen  seines  guten  Ex- 
terieurs und  insinuanten  Manieren'',  welche  ihn  befUiigten, 
„sich  bei  den  Frauenzimmern  zu  insinuiren  und  beliebt  n 
machen"  ^).  Allbekannt  ist  der  Einäuss  einer  Pompadour, 
welcher  das  diplomatische  Corps  wetteifernd  um  die  Gunst  d« 
Gunstdame  buhlen  liess. 

In  die  Reihe  dieser  Betrachtungen  gehört  endlich  noch 
die  Frage,  aus  welchen  Altersklassen  meistens  die  Gesandtca 
genommen  wurden. 

Die  Schriftsteller  fordern,  dass  diejenigen,  welchen  diplo- 
matische Missionen  anvertraut  werden,  we^en  der  grossen  Ver- 
antwortlichkeit ihrer  Stellung  Leute  in  gereifterem  Alter  sein 
sollen^),  und,  was  sich  selten  genug  ereignet,  die  Praxis  schliant 
sich  eng  an  diese  Theorie  an.  Dennoch  sind  die  Beisinele 
nicht  selten,  dass  sehr  junge  Männer  schon  wichtige  Gesandt- 
schaftsposten  bekleidet  haben.  Einer  der  jüngsten  von  ihnen 
wird  der  Sieur  d'Aussy  sein ,.  der  schon  in  seinem  zwanzigsteo 
Jahre  als  Unterhändler  fQr  Karl  V.  (1517)  nach  England 
ging»). 

In  Venedig  war  das  gesetzmässg  vorgeschriebene  Alter, 
in  welchem  der  Nobile  in  die  diplomatischen  Dienste  scinar 
Vaterstadt  treten  durfte,  das  achtanddreissigste.  Alleio  er 
konnte  von  dieser  Bestimmung  schon  eher  befreit  werden,  wenn 
er  „vorher  andere  dazu  befähigende  Aemter  bekleidet  hatte''*). 
Ein  Jüngling,  welcher,  dieses  Vorzuges  teilhaftig,  in  Wien  vom 
Kaiser  ob  seines  noch  bartlosen  Gesichtes  verspottet  wurde, 
antwortete  ihm  keck:  „Wenn  die  durchlauchtigste  Repnblik 
gewusst  hätte,  wie  grossen  Wert  der  Kaiser  auf  den  Birt  legte; 
hält«  sie  ihm  sicherlich  als  Gesandte  Ziegenböcke  oder  gu- 
gtige  alte  Weiber  zugeschickt"  ^).  Nur  beim  Bailate,  das  vaur- 
ordentliche,  fast  nur  durch  langen  praktischen  Dienst  zn  b> 
werbende  Gewandtheit  forderte,  gingen  die  Venetianer  seil« 
und  ungern  von  der  gesetzlichen  Bestimmung  ab*). 

Eine  gewisse  Alteregrenze ,  über  welche  hinaus  gelugt 
man  nicht  mehr  verpflichtet  war,  eine  diplomatische  HisBion  n 
übernehmen,  ist  in  den  meisten  Staaten  nicht  gesetzlich  fesigntellt 


*)  Politische  KorreBpondeiu  IIL  146. 

^}  Unnnn,  3-'i  (der  Oesuidte  ton  nicht  unter  (iebzshn  Jihn  tit  idt 
47  f.  Scliubhard  bei  Arum&eug  1 ,  815.  Hovell ,  303  (.nun  Tili  in  mM 
veraati,  verauti  evaduDl").    B«aoldu>,  37  f.  CalU^res.  23Ö.  etc- 

»)  Bergenroth  II.  I,  p    CXXXVHI. 

*)  lleumont,  Beitrftge,71.  Die  Venetianer  konnten  von  ü-^Jibrault^ 
glicder  des  grobsen  HateB  werden  und  seit  dem  dreiiiigitm  libn  m  fe 
Dogenw&h]  leilnebmeu.  (.'oniarennt ,  De  magittratibui  et  repTblici  V» 
torum  libri  quinque.    Parisiis  1S4S.    S.  17.  43.    Versl.  Wicqnefoit  lU 

^1  Beaoldu*.  37. 

"1  BeumoDt,  Beiträge.  116.    Wicquefort,  17  f. 
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gewesen,  wenn  man  von  der  altrOmischeu  Verordnung  absteht, 
laat  welcher  Niemand,  der  das  Biebenzigste  Lebensjahr  erreicht 
hatte,  einen  Gesandtschaftsposten  anzunehmen  brauchte.  Aber 
diese  Bestimmung,  zwar  oft  von  den  Theoretikern  angeffihrt, 
fdieint  in  der  neuen  Zeit  garkeine  verbindliche  Kraft  besessen 
sa  haben.  Weni^tens  kennen  wir  viele  Mflnner,  welche  noch 
Ober  den  angegebenen  Termin  in  diplomatischen  Diensten  ver- 
wendet  wurden,  ohne  dass  wir  nur  einmal  hören,  es  habe  einer 
JMWr  Greise  die  Annahme  der  ihm  zugedachten  Mission  mit 
BerofuDg  auf  das  Gesetz  abzulehnen  versucht.  Piero  Zen 
!  noch  i»  seinem  achtzigsten  Jahre  zur  Uebenialiiiie  des 
die    sehr    beschwerliche    Reise    nacli    Constaatinopel 

«')■ 

Nar  in  Florenz  wurde  unseres  Wissens  1528  eine  Ver- 
Mgnng  getroffen,  dass  kein  Bürger,  der  älter  als  sechzig  Jahre 
wire,  gezwungen  werden  dQrfle,  als  Gesandter  die  Vaterstadt 
IK  verlassen^). 

Der  Wirkungskreis  eines  residirenüen  diplomatischen  Ver- 
treters war  im  sechszehnten  Jahrhundert  noch  nicht  scharf 
abgegrenzt:  alle  Aemter  des  Friedens  und  des  Krieges  liegen 
ihm  nach  Brunus  ob*).  Es  war  zu  jener  Zeit  kein  seltener 
Fell,  so  ungewöhnlich  die  Verbindung  auch  an  sich  ist,  dass 
«in  Mann  zugleich  als  Gesandter  und  Feldherr  tätig  war.  So 
var  der  1517  in  Schottland  ermordete  de  la  Bastie  Vertreter 
Ävnkrücha  bei  König  Jakob  V.  und  „lieutenant  de  nostre 
dict  Bouverain  sur  les  marches  fronti^res",  nie  es  in  einem 
Sdmihen  der  schottischen  St&nde  heisst*j,  und  Glutin  d'Oysel 
da  Vflleparisis  war  in  einer  Person  (1548)  Gesandter  und 
'Otneräl  der  französischen  Truppen  in  Schottland^).  Don 
Fadro  de  Urea,  welcher  im  Namen  Ferdinands  von  Aragonien 
'M  Maximilian  I.  residirte,  musste  ebenso  wie  der  französische 
Gesandte  in  Venedig,  der  Bischof  Pellicier,  (1530—42)  obwol 


■)  RannoDt,  Bdbtae, 

't  Bnuiu  (Ep.  dediuL):    „Etrai         „  ... 

":,  UQoot,  iodieat,  disceptat,  coDtrfthit,  dona  tlat  et  acdpit: 


■)  Bibier  I,  437. 

*■   ~  "  '■  «ae.  BM. 

„Etraim  Legntui  lacra,  et  prophuta  adini- 

, , , Jt,  disceptat,  coDtrahit,  dona  tlat  et  acdpit: 

■^  DCadit,  naptiaB  eontraliit,  salntat,  gratulatur:  de  bello  cogDoidt,  oel- 

"  '\  «plont,  apeculatnr,  bellnm  eztingiiit.  pacem  com- 

-  -  '-ir  qua«  alia  muners  taui  pacia  quam  belli  a|{uiit 
r  usiuena."  Man  sieht,  hier  wird  noch  dar 
Oiääiiiliti  mit  dem  HeeritlhreT  confundirt,  veifilhrl  durch  den  Itoppelsinn 
dM  Wart«  legaius.  Vergl.  ooch  Zeller,  3ZS:  „Les  foDctions  d'ambaaaa- 
daar  n'^taieot  pas  alon  aosti  bleu  dälimiti-es  «ju'elles  le  furent  dans  U  suite. 
in  >a  qoalite  de  repr^seotaDt  de  bod  souveram,  il  etait  rhargä  de  difendre 
■M  ialOTiCi  par  toot  let  mojens  qui  etaient  tn  sdd  pouvoir;  il  devait  le 
aarrir  par   IwioD  ausii  bien  que  par  la  parole  et  se  prtler  a  tont  ce 

Sad^aient  lei  dreoDstances.    Ces  oMigatioiiB ,  de  nsturei  ti   diverses, 
^ouisnt  ■mtoDt  am  diplomatei  accreditt^  aupres  des  cours  d'ltalie." 


■km  indidt,  beUoia  perit,  explora 
ft^t,  foadenpcKiitit:  breoiter  q 
HafBla,  Dna  Cegalis  couficitor  ui 
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sie  sich  in  neuti^len  Staaten  befandeo,  Söldnertnippen  g^ea 
die  Feinde  ihrer  Herren  anwerben'). 

In  der  Hauptsache  sollte  nach  Varsevicius  ■)  die  TAtigkät 
der  Gesandten  eine  beobachtende  sein,  damit  sie  mOgliflut 
schnell  ihre  Fßrsten  über  alle  wichtigen  Ereignisse  in  dem 
fremden  Reiche  unterrichten  kannten.  Daneben  hatten  sie  fOr 
eine  würdige  Repräsentation  zu  sorgen,  yiol  kein  Gebot  haben 
die  Diplomaten  des  sechszehnten  und  siebzehnten  JahrhandntB 
mit  so  liebevollem  und  eingehendem  t^ifer  erfüllt  wie  dieses: 
sie  glaubten,  je  mehr  Prunk  sie  entfalteten,  einen  desto  höhenn 
Begriff  von  der  Macht  ihrer  Mandanten  zu  geben*).  Einen 
besondei-B  grossen  Wert  legten  sie  auf  prachtvolle  Kleider,  in 
denen  sie  die  erste  Audienz  empfingen.  Moekowitisclie  Ge- 
sandte wollten,  wie  uns  Kirchner  berichtet,  einmal  lieber  mi- 
vennchteter  Sache  nach  ihrer  fernen  Heimat  zurQckkehnn,  tk 
ohne  ihre  noch  nicht  eingetroffenen  Staatsgewänder  vor  dem 
HeiTScher  erscheinen*).  Zum  Teil  waren  die  Diplomaten  allere 
dings  in  diesem  Luxus  durch  die  heimischen  Kledderordnungen 
beschränkt.  Die  Dänen  und  Schweden  z.  B.  durften  noch  im 
achtzehnten  Jahrhundert  kein  Gold  oder  Silber  an  ihren  An- 
zogen tragen '),  und  in  der  Tfirkei  waren  die  schwarz  gcftib- 
ten  Stoffe  verpönt").  Auf  noch  wenig  von  der  Coltur  fiber- 
tünchte Sitten  deutet  der  Rat  des  Varsevicius,  in  der  Andienx 
keine  neuen  Kleider  zu  tragen,  weil  diese  meist  ein  knarren- 
des Geräusch  verursachten  „qui  pro  strepitu  alio  foediori  in- 
terpretari  solet" '). 

In  der  Wal  ihrer  VergnQgungen   mussten  sie  vorsicfatig 
sein  und   sich  in    die   oft   sehr  von  einander    verschiedenen 
Landessitten  schicken  lernen,   um  kein  Aergemiss  in  errem.    | 
Als  anstOssig  galt  z.  B.  im  sechszetanten  Jahrhundert  in  Ituin 
und  in  einigen  Strichen  von  Mitteleuropa  der  Theaterbesuch'),    j 

<)  Bergeoroth  U,  177.  181.    ZeUer,  328f.  i 

^1  VanericinB,  48.  Verri.  Bortiiu  bei  AmmaeiiB  I,  HS. 
^)  Vergl.  Guaer,  3.  v/u  ein  spaniicher  Geundter  im  ■[r'''Tir**^  i 
Jahthandert  unter  würd^er  BeprlsenUtion  Tentmod ,  hore  mu  us  Bgiu  | 
man's  Schilderung |S.  S4 fj:  „Ü  ftnoitae«  chenaiu  stcMToauguiwdaH»  j 
netles;  et  n'ajraot  que  iroiB  pu  de  son  logii  kVE^üaa  moutoit  neuMdM  f 
4  chenal,  en  litiere,  on  eo  carrosae  luy  et  ses  gem.  Lei  guettai  Aaü  | 
qu'in  autre  iiartant  de  Rome  poor  auinre  le  Pape,  Bortit  auec  eeptlitiai^  f 
gu  carroBaeii  attelez  chacun  de  aii  cbenanx,  detu  ceiu  valcfe,  leiiiiti  f 
cbarrettee   de  bagage :  et  le  premier  ioor  il  ne  pusa  point  la  pfwln 

*i  Kirchner,  249. 

")  Bielfeld  II,  386. 

"1  Ooaring  IV,  1000. 

'I  VareevicinB,  bif.  Sp&tere  Schriftateller  scheinen  DenrtigM  lidl 
mebr  befllrcblet  zu  haben  und  fordern  geradeiQ  daa  Traga  neu«  KMff 
am  Aadienztage.    So  Lancelot,  43ä,  und  JuDgkher,  95  £ 

"1  MagiuB,  1.57.  Vergl.  Manelaer,  1D8.  Siehe  aach  Liknig,  TiaH 
I,  Slfi.    1d  SoanieD  acheint  diet  nicht  der  Fall  '      ~  "'* 


1,  alfi.    In  boanieD  achemt  diet  nich 
nach  Flaasan  II,  347  rermuten  Uast. 
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Uns,  tlie  wir  an  Gala^Üpem-  uiul  Scliiiuspicie  {lewuhnt  sind, 
befremdet  dies;  aber  wir  ludssen  uns  eiiniiern,  dass  es  noch 
f&r  i^nz  unerhürt  um)  der  hen-schenden  äilte  zuwiderlaufend 
galt,  als  sich  der  spanische  VicekÖnifi  io  Neapel,  Graf  Monterey, 
1630  im  Schauspielhause  eine  Loge  einrichtete  und  dio  Vor- 
stellungen auch  mit  den  weiblichen  Ängehüri^'eu  seiner  Famllif 
besuchte,  denn  das  Theater  war  in  damaliger'  Zeit  oft  der 
Tummelplatz  aller  unlauteren  Elemente.  Als  eine  Schauspieler- 
trappe  in  Neapel  keineu  Zulauf  fand,  erfiinfi  zu  ihrer  Unter- 
stützung vom  Vicekünig  der  geniesbiene  Befehl,  dass  alle 
Dirnen  der  Stadt  bei  emptindlicher  Geldstrafe  allabendlich  da^ 
Schauspielhaus  besuchen  sollten';. 

l)ie  meisten  Schriftsteller  der  vergangenen  Jahrhundertf 
hattm  keine  allzu  hohe  Meinung  von  der  Ausdehnung  und 
Scbwierißkeit  der  Beruf^ptlichten  eines  sIAndigen  Gesandten. 
Noch  Bynkershoek  schiieb  1721:  „cum  perpetui  legati,  quales 
nunc  sunt,  vix  habeant.  quod  agant,  et  tempus  feve  transigani 
epalis.  spectaculis  aliistjue  rebus  ludici-is,  satis  content)  Princi- 
pem  quandoriue  Epistolis  monere.  se  adhuc  vivere  illius  memo- 
res"*).  Desto  tröstlicher  mOssen  den  so  hart  Angeklagten  die 
Worte  des  alten  Varsevicius  geklungen  haben:  „Sunt  igitur 
Legati  tanquam  flores  populi,  quibus  conslat  omnium  bonos, 
et  pax  et  tranquillitas,  in  qua  cultus  Dei  et  Religio  vigei  Ke- 
Rionnm"'),  und  die  poetische,  der  heiligen  Schnft  entnommene 
Schilderung  bei  Lancelot:  „Le  tidelle  Ambassadeur  est  le  vent 
frais  des  moisson^,  la  neige  qui  rafraichit  Teste,   et  qui  tem- 

Esre  les  soins  du  maistre"').  Weniger  blumenreich  aber  den 
ern  der  Sache  auffassend  sagt  Franquesnay:  ^lesinter^ts  des 
Frinces  et  des  Etats  considerös  ni6nie  dans  leur  plus  grande 
GinöralitÄ,  embrassent  innt  de  choses  qu'ils  peuvent  occuper 
an  Ministve  tout  entier"*). 

Ehe  ein  Diplomat  des  siebzehnten  Jahrhunderts  auf 
Kinen  Posten  ging,  musste  er  schworen,  den  ihm  gegebenen 
Auftrag  treulich  ausfuhren  zu  wollen"). 

Während  seiner  Mission  durfte  er  weder  ein  Piivatgeschäft 
betreibeD,  noch  ohne  Kriaubniss  seiner  Regierung  etwas  ober 
die  Ton  ihm  geführten  Verhandlungen  veröffentlichen'). 


>)  RnimODt,  Die  Catafa  von  Maddaloci.    Berlin  16öl.    T,  ■''M6. 

*)  BynkenhMk  II,  131. 

')  Ver^.  tiKb  Plotbo,  1,  und  Jungkher,  thcs.  1^'. 

*)  Lancelot,  21.    Vergl.  Sprüche  Salomonis  XXV,  13. 

*)  Fiuqiwuiay,  198.  Navaicero,  Belbst  aU  Gesandter  im  Bechucbnten 
Jihibundert  baQbmt,  definirt  dit:  Pflichien  eines  Diplomaten  folpeuder- 
HtMirn:  „Tentehen,  voiu  EioBicbt,  Inieihandeln,  woiu  Geschicklicbkeit, 
Beferiren,  wO(u  Urteil  gebore,  nm  das  Notwendige  und  Nützliche  zu 
ttSeo.--  Fiicher,  S07. 


.,  Google 


')  GermoniD«,  123 

rtnrtucM  122)  V.  S.  - 
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Weuiger  besorgt  war  man  leider  bis  anfie^r  zum  West- 
l^lischen  Frieden  für  die  Erhaltung  und  Aufbewahnini;  der 
diplomatischen  Papiere  von  Seiten  des  Staates,  ein  Uebetstand 
von  der  nachhaltigsten  Wirkung  fQr  die  moderne  historische 
Poi-schung.  In  Frankreich  waren  die  Akten  Ober  Verhand- 
lungen u.  s.  w.  bis  in  die  Regierungszeit  Ludwigs  XIII.  hin- 
ein Eigentiun  der  Unterhändler'),  und  in  deu  Genetalstaaten 
gehörten  noch  viele  Jahre  später  die  in  dem  Nachlasse  eines 
Staatsmannes  vorgefundenen  SchriftstQcke,  welcher  Art  sie  auch 
sein  mochten,  ohne  Weiteres  zur  Erbschaft'). 

Ueber  die  Schlussberichte  der  Gesandten  können  wir  uns 
kurz  fassen,  da  bereits  Autoren  ei-sten  Ilanges,  wie  Alh^ri, 
Reumutit,  Gachard  und  auch  Baschet,  deren  Werke  Jedermann 
leicht  zugänglich  sind,  über  die  italienischen  Relationeu  ^les 
Wissensweite  zusammengetragen  haben. 

Das  venetianische  Gesetz,  welches  zum  ersten  Haie  den 
GesaiKiten  zur  Pflicht  uiachte.  Ober  ihre  Beobachtungen  und 
Erlebnisse  nach  dei-  Rückkehr  einen  officiellen  Bericht  abzu- 
statten, stammt  aus  dem  Jahre  1268.  Es  wurde  1296,  1425 
und  1533  erneuert  und  weiter  specinlisirt.  1500  wurde  ein 
eigenes  Archiv  für  die  Relationen  eingerichtet  und  strengere 
Maassregeln  wider  die  unbefugte  Veröffentlichung  derselben  ge- 
noffen^i  Wie  wenig  dieser  Vei-such  fruchtete,  ist  bekannt 
Nach  Wicquefort  hat  man  in  Venedig  zwischen  einem  allge- 
iiieinen  Berichte,  den  die  Pregadi  anhörten,  und  einem  be- 
sonderen, nur  für  den  Rat  der  Zehn  bestimmten  zu  unter- 
scheiden*). 

Die  Florentiner  befahlen  1413  ihrem  Gesandten  Capponi 
in  seiner  Instruction,  binnen  vienindzwanzig  Stunden  lucb 
der  Rückkunft  über  den  Erfolg  seiner  Mission  zu  berichten 
und  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  eine  geschriebene  Bs- 
latiOD  einzureichen^).  Aus  der  Fassung  unserer  Nachricht 
geht  nicht  hervor,  ob  es  sich  bei  jenem  Befehle  um  eine  aasser- 
ordentlich  getroffene  oder  eine  allgemein  giltige  Verordonng 
liandelte;  wäre  das  Letztere  der  Fall,  so  muss  sp&ter  eine 
Aenderung  des  Brauches  eingetreteu  sein,  da  wir  durch  Ge> 
iDonius,  der  als  italienischer  Diplomat  hierüber  anterriciitä 
j;ewesen  sein  muss,  eifaliren.  dass  zu  seiner  Zeit  (Anfang  da 


')  Buchet,  Histoire  du  d^p4t  des  affairet  ätraDKÖres  i  P*ri>.  Pin 
1^75.    S.  6. 

*)  Vreede,  loleidiDg  U.  1,  62  f.    Bülage  XXll. 

*)  BeumODi,  Beitrl^e,  lü  i.  Vergl.  Hagius,  67.  VuHTidtu,  130.  Siitk- 
yj.-T,  602.  Bortius  bei  Arumaeus  I,  342.  MaraeUer,  148.  655.  BawUu, 
94>.    Naudaeus,  83.    Laitcelot,  481.  etc. 

*)  Wicquefort.  6113. 

*)  Aschbach,  Geecbichte  Kaiser  Sigmunde.  Hambnig  183&C  I.Sit 
lleamont,  beitrüge,  I4T. 
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siebzehnten  Jahiliunderts)  Venedif*  eiiiKis  unter  allen  Staaten 
von  seinen  Gesandten  schriftiithe  Sclilnssberithte  forderte'). 

Unter  den  französischen  Könipen  vor  der  Revolution  war 
es  zur  Rt'uel  (leworden,  dn^s  ihre  Vertreter  bei  der  hohen 
Pforte  nach  Ablauf  der  Dienstzeit  den  Monarchen  eine  Denk- 
schrift Qberreicliten,  in  der  sie  von  ihren  Verhandlungen,  dem 
inercantilen  Zustande  und  der  Srhili'ahrt  der  französischen 
Untertanen  in  der  Levante  Rechenschaft  pihen.  Die  letzte 
tlerarti::e  Relation  stuuinit  vom  (.irafen  Saint-Pne>t;  sein  Nach- 
folcer  der  Graf  Choiseul  Gouffier.  konnte  sich  dorn  Urauche 
nicht  mehr  filmen,  da  er  unerwartet  im  Ottub^r  17!>2  in  stür- 
mischer Weise  seines  Postens  enthoben  wurde-) 

In  den  Vereini<:teD  Provinzen  niussten  die  niederländischen 
Gesandten  vor  den  Generalstaaten  und  manchmal  vor  den 
Deputirten  untl  den  Staaten  der  l'rovinz,  welche  ihre  Dienste 
in  Anspruch  (r^nonunen  hatte.  Bericlit  erstatten.  Ausserdem 
hatten  sie  dem  Greffier  der  Staaten  mündlich  über  ihr  Ver- 
halten in  dem  fremden  Lande  Auskunft  zu  geben,  eine  Maass- 
regel, die  bei  ihrer  oberflflchlichen  Handhabung  nur  perinpen 
Wert  hatte'). 

Wie  lange  Zeit  zwischen  Evneimun<;  zum  Amte  und  Antritr 
desselben  liefen  durfte,  scheint  in  den  meisten  Staaten  nicht 
jesetzmitssig  geregelt  gewi?sen  zu  sein. 

Die  venetianisrhen  Diphminten  mussten  .«ich  spätestens 
liat  Verordnung  von  1553  nach  Verlauf  von  vierzehn  Monaten 
luf  ihren  Posten  begeben  haben').  Khe  der  Nachfolger  ein- 
jetmtfen  war,  durfte  sich  der  alte  (iesandte.  auch  wenn  er 
schon  längtet  sein  Abbemfungsdecrot  in  den  Händen  hatte, 
niriit  von  dem  Posten  entfernen,  da  er  seinen  neuen  Collegen 
persönlich  über  alles  an  dem  Oi'te  seiner  Pieslimmung  Nötigo 
za  unterweisen  hatte  ^).  Jedoch  wenige  Regeln  sind  von  so 
vielen  Ausnahmen  durchbrochen  worden,  wie  diese. 

Die  freien  Niederlande  hatten,  wie  Paccassi  erzilhlt,  auf 
kurze  Zeit  jene  venetianische  Sitte  adoptirt"). 

lue  geringste  Zeit,  die  ein  ständiger  venetianischer  Ver- 
treter in  einem  fremden  Staate  verweilen  sollte,  war  nach  dem 
Gesetz  von  1547  auf  zwei  Jahre  normirt,  vom  Tage  der  Ab- 
reise aus  Venedig  an  gerechnet').    I>ie  gewohnliche  Dauer  des 

'I  l'ennomiis,  Oti6.    FUr  Snvoypn  verj;].  Bianclit,  'M. 

')  Snlat'Priett,  M^moirea  sur  rsrahaesade  en  Inrquie  et  siir  le  com- 
moce  dM  Frantais  dtos  le  Levant.    Parie  1877.    Avant-propoB. 

*)  WIcquefoit,  6*^:  .,11s  sont  ausay  obligfa  de  foumir  au  GrefFe  des 
EiMts  Generaux  dd  verbal  Je  toute  !eur  oegotiation:  qiii  n'est  en  effet 
qv'me  toitte  des  d^pescbes,  (jn'ils  ont  täitee  ei  rec  eileü,  et  des  memoires 
•itfili  oDt  pmentä  pendant  leur  Amliassaile:" 

*l  .\lMri.    Ser.  I.  T,  I,  p.  .Will,    Reumont,  Iteiträge,  12. 

*)  iUbiri.    Sa-.  I.  T.  I,  p.  .XX. 

*)  Paccaui,  305. 

")  AlbSri.    Ser.  I.  T.  I,  p.  XX. 

r,.:sjv  Google 


244  V.  3. 

Aufenthnltes' sollte  drei  und  seit  1749  vier  Jahre  betragen'). 
Auch  diese  Veroninungen  sind  nie  mit  Strenge  durchgeführt 
worden. 

Unerlaubtes  VeilasEen  der  Gesandtschaft  wurde  in  der 
Republik  Venedig  mit  dem  Verluste  des  Gehaltes  bestraft*). 

Eine  diplomatische  Stelle  abzulehnen,  war  gemäss  den  Be- 
stimmuneen  des  römischen  Rechtes  verboten.  GundisBahiis 
sa^t,  wer  sich  ein  Jahr  ohne  tiiftige  GrUnde  weigert,  eine  ihn 
angetragene  Mission  zu  abemehmei) ,  „perdit  bona  sua  et 
applicantur  curie  ...  est  et  alia  pena  .  .  .  nam  potest  poni 
sub  banno  uel  in  earceiibus  donec  acceptet-^). 

In  Venedi«  wurde  seit  dem  Decvete  von  1271  eine  Ab- 
lehnung mit  20  soldi  bestraft.  1286,  1360,  1395.  1413,  1443  und 
1496  wurde  die  Verordnung  erneuert  und  mit  immer  schärferen 
Strafandrohungen  versehen  *).  Im  letztgenannten  Jahre  be- 
Bchloss  die  Signoiie.  dass  derjenige,  welchen  die  Wal  zum 
Gesandten  nach  England  bestimmen  würde,  seine  Dienste  nicht 
versagen  dUi-fe  bei  Busse  vou  500  Dukaten  „und  den  andern 
verfassungsmilssigen  Strafen"^).  Marselaer^)  und  Besoldus^ 
berichten  gar.  dass  zu  ihrer  Zeit  (c.  1620)  bis  zur  Confiscation 
s&mmtlicher  Güter  gegangen  werden  dui-fte. 

Die  Entschuldigungen,  mit  welchen  die  Venetianer  ihre 
Ablehnung  zu  motiviren  suchten,  wui-deu  von  dem  Senate  auf 
ihre  Stichhaltigkeit  geprüft^). 

Man  sieht  aus  dem  Vorhergesagten ,  dass  bei  den  vete- 
tianischen  Herren  eine  grosse  Abneigung  gegen  den  diploma- 
tischen Dienst  im  Auslande  heri-schte.  In  den  übrigen  Staaten 
stand  es  auch  nicht  anders:  „und  gehen  wir  das  ganxe  spiten 
Mittelalter  durch  bis  zum  sechszehnten  Jahrhunderte,"  a$gt 
Reumont,  n^^berall  begegnen  wir  Klagen  ober  grosse  Kastei 
und  schlechte  Bezahlungen" "). 

AllerdingE  fehlte  es  nicht  an  Leuten,  welche  trotzdem  uei  J 
einem  Gesandtschaftsposten  strebten;  die  Grunde  ihres  Vni. 
langens  waren  aber  in  den  meisten  Fällen  durchaus  ni'dit 
idealer  Natur,  sondern  wurzelten  in  dem  Wunsche,  duicli  iin 
gesandtschaftliche  Qualität  wenigstens  zur  Zeit  ihrer  Hisstoi 
vor  den  heimisrhen  Gläubigern  sicher  zu  sein"). 

In  den  Lübecker  Statuten  heisst  es:  „Da  Ein  Rabt.  etm 


')  Siebe  S.  27. 

S)  Geaeti  von  12W.    AlbSri.    Ser.  I,  T.  I,  ji.  XIX- 
')  GundissalTUB,  E. 
')  AlbSri.    Ser.  I.  T.  I,  p.  XVI. 
")  R.  Brown  1,  729, 
•)  Marselaer,  43. 
'I  Besoldus.  49. 
")  Magius,  M  f. 
")  Iteuiiiont,  UeiU'ügc,  üb. 
'")  V.irsevicius,  117. 
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oder  mehr  Rahtspei-sohnen.  zu  einer  Lef-atioii  verurdneii  wUrde, 
ra  Wasser  oder  zu  Lande,  es  seye,  wohin  es  wolle,  die  sollen 
sieh  solcher  Iteysse  nicht  verwäij;ern,  es  verliindere  dann  sie 
wiche  Krankheit  odei-  Ehehaftte  noht,  die  dem  Raht  erwiesen 
ist.  So  stehet  es  alsdann  lier  dem  Raht,  üb  Sie  die  Persohiien 
die  Reysse  erlassen  wollen :  so  wohl  auch,  ob  nach  ihrer  wider- 
fainflt  sie  darfur  verehrt  werden  sollen  oder  nicht-"  Die 
EntschuIdigungsgrUnde,  denen  wir  bei  den  Theoretikern  be- 
gegnen, sind  ohne  Ausnahme  dem  römischen  Rechte  entnommen ' ). 
Die  Frage,  ob  es  einem  Diplomaten  freistand,  an  einem 
Hofe  rwei  Fürsten  oder  Staaten  zu  vertreten,  sei  hier  nur  kurz 


In  der  filteren  Zeit  war  dieses  ein  panz  allgemeiner  Brauch. 
Kaehdem  aber  die  Ambassadeurs  eine  besonders  hervorrasende 
Stellung  gewonnen  hatten,  wurde  es  fur  sie,  die  Repi-äseutanten 
der  Fürsten  selbst,  zur  Unmöfilichkeit ,  da  eine  Gesandtschaft 
lud  eine  Komödie  zwei  iiaaz  verschiedene  Dinge  sind  und  ein 
Gesandter  nicht  wie  ein  Komödiant  heute  die  und  morgen  jene 
Bolle  spielen  kann,  wie  Hotman  epigrammatisch  sagt-). 

Anders  stand  es  mit  den  Diplomaten  \(m  niederem  Hange, 
denen  der  vorstellende  Charakter  abging.  Sie  vereinigten  oft 
mit  Wissen  und  Willen  ihrer  Auftraggeber  mehrere  Mandate 
h  ihrer  Hand.  Der  grosse  Kurfürst  gestattete  es  seinen  Ge- 
■udten  mit  Ausnahme  so  wichtiger  Posten  wie  z.  B.  des  Pariser 
nd  Londoner.  Schon  ans  pecuniitren  Rücksichten  empfahl 
sdi  den  kleinen  Forsten  diese  Methode^).  Am  Ende  des 
ilcfaiehnten  Jahrhunderts  kam  aber  die  Sitte  in  Klisscredit, 
ilt  wenig  ehrenvoll  für  den  Mandanten  und  als  ein  Zeichen 
föner  l^rgheit*).  Frauquesnay  urteilt  schlechthin  darüber: 
,anDmuD^ment  la  chose  est  scabreuse"  °). 

Speciell  am  deutschen  Reichstage  war  bis  zu  seinem  Ende 
dicK  Cumulirung  verschiedener  Vot-a  üblich,  wie  noch  beim 
Kmdestage  und  jetzt  im  Bundesrate. 

Der  Fall,  dass  ein  Gesandter  von  seiner  Regierung  in 
Tcnehiedenen  Staaten  zugleich  accreditirt  wird,  ist  von  jeher, 
Hitdem  ein  ausgedehnter  diplon)atischer  Verkehr  die  Lilnder 
TeAnfipft,  so  gewöhnlich,  dass  wir  wol  davon  absehen  können, 
Beitpiele  dafttr  zu  bringen. 


<)  Vtrgl.  Bethel,  11.  $  ». 

■)  Hotmui.  49.    Teif  1.  raschalius,  2H.    Besoldiis.  43.  Ptc. 

■)  r«nl.  Wicquefon,  ''>5ä. 

<i  Retbel,  11t.  S  2. 

*)  FruDquMiiay.  196- 
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Vorwort. 


Die  sozialen  Befonuea,  welche  im  Anschlüsse  an  die  Kaiser- 
Ite  Botschaft  vom  17.  November  1881  von  dem  Reichskanzler 
rsteo  Bismarck  eingeleitet  worden  sind ,  stehen  im  engsten 
sammenbai^e  mit  den  Fragen  des  Amienwesens. 

Die  BefoiTiieu  fassen  bestimmte  Ursachen  der  Verarmung 
(las  Auge,  und,  indem  sie  mit  Rücksicht  auf  diese  Ursachen 
-lieofiende  Maassregeln  pegen  die  Verarmunfi  einfuhren,  zielen 
auf  eine  Verringerung  der  Zahl  der  Hilfsbedürftigen  hin. 
ein,  auch  nach  Durchführung  aller  der  Reformen,  welche 
ite  tiegonnen  oder  in  Aussicht  genommen  sind,  wird  immer 
•h  eine  grosse  Zahl  von  Leuten  übrig  hleiljen,  welche  vor 
II  Verhungern  zu  schützen  aus  HumanitAts- Rücksichten  wie 
öffentlichen  Interesse  geboten  erscheint.  Auch,  wenn  es  ge- 
igen sein  wird,  alle  Klassen  von  Arbeitern  gegen  Krankheit, 
itS}}e,  Invalidität,  ja  selbst  gegen  Arbeitslosigkeit  zu  versichern, 
bleibt  die  Sorge  für  diejenigen  bestehen,  welche  infolge 
j  Gebrechen  ete.  niemals,  oder  niemals  vollständig  arbeita- 
iig  gewesen  sind,  und  sodann  weiter  die  Soi^^e  fllr  die  grosse 
isse  der  infolge  des  Todes  ihrers  Emilhrers  hilfsbedürftig 
wordenen  Kinder  und  Frauen. 

So  wird  man  eine  Fürsorge  für  die  Bedürftigen  niemals 
3Z  entbehren  können.  Ja,  die  Gestaltung  des  Armen-, 
■Rens  gewinnt  gerade  mit  Rücksicht  auf  die 
zialen  Reformen  eine  erhöhte  Bedeutung. 

Bei  den  Bestrebungen,  das  Volk  zur  eigenen  FUrsoiT!;e  für  die 
ge  der  Bedürftigkeit  (der  Krankheit,  des  Alters,  der  Arbeits- 
ijE^eit)  anzuhalten,  ist  es  besonders  wichtig,  dess  das  Amien- 
i<ea  so  gestaltet  sei,  dass  jeder  die  Vortheile  klar  vor  Augen 
:.  welche  das  Verlassen  auf  die  selbst  getroffene  Vorsorge  für  die 
kiuiit  vor  der  Inanspruchnahme  der  öfTeutlichen  Annenhilfe 
ffHbrt-  Die  BesoiKniss,  dem  Verhungern  ausgesetzt  zu  sein, 
jt  glücklicherweise  wohl  in  allen  zivilisirten  Staaten  zu  ferne, 
i  hierliei  Ulterhaupt  in  Betracht  zu  konmien.  Andere  Momente 
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[iiii-j-n  al-*»  f'iiiwirkea .  uin  Ahs  Volk  znr  ft*i»:^l;.;'^i.  V.-r->rje 
fiir  <li'-  Zukunft  zu  titstinimen. 

NiiL  hat  zwar  «1er  Eiui-fanc  vcin  ArmeButtrr-taTziiL^  «läl 
ul^rrall  den  Verlust  von  öflfentliirhen,  iitV'eäond*!^  t.-.q  {.»•lini^ien 
H'r^liten  zur  Fol<w.  .Uleiu.  darf  man  anaehuieu .  ila»  ilie  Be- 
fiin-litiin:.'  ein':-*  «waiaen  Veriustes  dieser  Ra^ti^  «las  ::ev^D- 
lii-h<-  Vdlk  zur  Voniahiue  von  Vorkfhninffen  zo  l^rajnmw-n  v«- 
iiia::'f  I'aif  man  so  obni-  Weiterer  d;ivon  aufceben.  ds.^  äA 
ideale  Auffa.>suiureD .  wie  ^e  in  den  üehildeten  Kreiden  v.)rhai|. 
den  -iiid.  in  £rlei<>heni  Maii.>i^  in  den  niedt-ren  Vülk-v'^f'litts 
finden':"  Wenn  man  afier  dien^  Fracen  veroeiot.  •-.  «ini  isu 
)fi  der  heutitfen  fif^talt  des  Unterst0t2un?swe=eDS  i&  EMit«i- 
land  vencelieiLS  Da>:h  einem  klaren,  dem  ^m«neii  Manne  er- 
kennliaren  N'arlitheil«?  einer  Inansiirufhnahiue  der  AmieoiUfc 
-ui-Iien, 

InfitiKe  dessen  muss  inan  liefilivhten.  das»  eine,  jeden&lb 
nirlit  iiD*-rheb1i<-|ie  Zahl  von  I'ersonen.  von  denen  man  die 
Wtniidnue  vm  Vorkehrui^en  for  die  ZukuiÄ  wOnsdien  ffluss, 
freiwiJli'-'erweise  nirht  den  Fjitschluss  fas.«en  wiid.  sidi 
Kih^i'hränkun^en  auf/uerlecen .  irie  sie  durch  soldie  Vorkeh 
runi:en  liediofit  sind. 

Wenn  man  nun  die  fDrsonrlicben  Maassregeln  in  veilflo 
l'tiifan'^e  oblifratoriseh  niarht.  so  darf  eine  Gefahr  uitht 
ulM-rselion  werden :  der  gemeine  Mann  wird  in  dem  »us- 
fOüliten  Zwanpe  leiclit  eine  unperechte  Neuvertheilnng  An 
Anuenlasten  sehen ,  indem  er  sicli  s^ .  dass  er  frobn 
(iarauf  n-i-hnen  konnte,  im  Falle  seiner  Veranuung  Tiitfr- 
stiitzunir  auis  der  Armenkasse  zu  erhalten,  zu  welcher  die  be- 
>itzenden  Kla.s.sen  in  h(^r\'orTapendeni  Maasse  beitragen,  ond 
dass  er  jetzt  diesellien  Summen  aus  den  VeT¥icfaenm;:kas»n  . 
emiifan^'cn  winl.  zu  denen  vorzufnsweise  —  wenn  nicht  ibs- 
s^-hliesslich  —  der  Arbeiter  iHnzusteuem  hat.  Der  frenieiiie 
Manu  wird  das,  vom  ethischen  Standpunkte  aus  sehr  in  das 
Gewicht  fallende  Moment  hKuti^  nicht  verstehen  können  lud 
nicht  vei'stchen  wollen :  dnss  er  jezt  in  der  Zeit  der  Noth  Etwa*  ils 
sei»  Kerht,  als  einen  rechtmässig  erworbenen  Anspruch  eitiH 
was  er  früher  hat  erlietteln  müssen ;  und  dies  wini  vor  Allra 
dann  der  Fall  sein,  wenn  die  Armen  - Unterstfitzunü  für  die 
Schichten  der  Bevölkerung,  auf  welche  man  den  VersicheruiüS- 
zwang  nicht  auN2edehnt  hat,  in  der  alten  Weise  fortdaaert. 

leb  kann  mich  der  Ansicht  nicht  ventchliessen ,  da:is  die 
Vorliedingung  für  die  sozialen  Reformen  eiaeL'n- 
gestnl  tung  des  UnterstUtzungswesens  sau  mOsste. 
Zunächst  mOsste  das  Anuenwesen  in  einheitlicher  Weise  dilü 
gei-egelt  werden ,  dass  mit  der  Gewährung  einer  Armen-Unter- 
stlltzung  Iteschrilnkungen  verknüpft  werden,  welche  fftr  den 
P'nipfilngei-  wirklich  empfindlich  sind,  und  zwar  nicht  bloss  m- 
))findlich  von  einem  ethischen  Standpunkte  aus,  wie  er  nur  bn 
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ileii  höht>n>ii  Klass<>ii  seine  volle  Wiiksaiiikcit  iliifst-it,  soiuloin 
mit  solchen  BfscbWtnkun^.'en .  welche  liuri'li  \~orlien}nin^'snina!js- 
repeln  zu  venneiden  auch  iler  gemeine  Xanu  als  in  seiiieni  In- 
tereüSf  lie-^eiul  ansieht. 

Geraiif  wer  für  die  80zial-i>olitisclien  Reformen  ein  waniies 
Interesse  hat,  inus»  sieh  vonitlichtet  fllhlon,  an  die  Reform- 
betiarfCi^keit  des  Aniienwesens ,  welche  wohl  von  Nieniandein 
liestritten  werden  kann,  zu  iimhuen  und  auf  die  {.lefahr  hinzu- 
weisen, welche  die  InanKiiffnahnie  von  I'rjlventiv  -  Maassri'fieln 
pepen  die  Verannun^r  hat.  iK'vor  durch  eine  Neunnrelnutf  des 
Arinenwei»i'iis  ein  l)essen>r  ItOckhalt  für  di<<  Ketoim  '^esrhallen 
ist.  Arbeiter-  und  Armcii-Krage  sind  iiioht  zu 
trennen,  und  es  dürfte  rationell  sein,  die  soziale 
Reform  bei  dem  Armenwesen  zu  he  (binnen. 

Als  rnterla;re  für  eine  solche  Reform  düi-fte  nun  alier  eine 
Kenntniss  des  euirlischen  Anneuwi-seus  von  Iiesoiid<-n'iii  Nutzen 
eein.  In  En^ilantl  besteht  eine  ^eoitlnete,  koiiseciuente  staatliche 
Thfttigkeit  auf  diesem  Geliiete  ISn^er,  als  irgendwo  anders; 
England  ist  das  wirklich  klassische  Land  für  das 
Staate- Armen  Wesen. 

Die  l'nnzipieu  des  englischen  Amienwesens  sind  bereits  in 
ilem  Gesetze  der  Elizabeth  vom  Jolire  1601  niedprjielept ,  und 
mehr  als  zwei  Jahrhunderte  hindurch  haben  diesellien  im 
Wesentlichen  unverändert  fortbestanden.  Als  dann  im  Jahre 
1834  eine  Reform  eintrat,  hob  dieselbe  die  alten  Bestimmungen 
nicht  auf,  sondeiii  knüpfte  nur  nnidifizirend  an  dieselben  an. 
Sritdem  ist  wie<lei'  ein  haliies  Jahrhundert  vei'tios.'W'n,  das  en«- 
ÜEche  Armenwesen  hat  sich  langsam,  alier  stetig  weiter  ent- 
wickelt, Verbesserungen  durch  neue  gesetzgelterisdie  Akte  so- 
wie in  nicht  tieringei-em  Äfaasse  durch  eine  verilndeite  Art  der 
Auaftlhrung  der  gegelienen  Bestinmmi^fen  anstiflien<i. 

Aber  es  ist  nicht  nur  <las  Alter,  welches  «las  englische 
Aimenwesen  einer  besonderen  Beachtung  werth  ei-scheinen  liisst. 
Cs  konuut  hinzu,  dass  wir  in  England  gerade  dasjenige  finden, 
was  uns  in  Deutschland  fehlt,  nilmlich :  ein  für  das  ganze  Land 
in  einheitlicher  Weise  bestehendes  System,  bei  welchem  dem 
Gesichtspunkte ,  von  einer  Inanspruchnahme  der  Amienhilfe 
nSglichst  abzuhalten,  voll  Rechnung  getrat:en  ist. 

Ich  bin  nun  weit  davon  entfernt,  zu  deiUien,  dass  alle  die 
CEDten  Seiten  des  englischen  Systems,  wie  es  sieh  nach  langer, 
allmählicher  Entwicklung  jetzt  heraui^zcbildet  hat,  ohne  Weiteres 
anf  Deutschland  al)ertragl)ar  sind,  und  ich  verkenne  auch 
weiter  die  Schattenseiten  des  englischen  Systems  nicht  und 
werde  wiederholt  Veranlassung  nehmen,  auf  dieselben  hinzu- 
weisen. Das  Ziel  dieser  Arl)eit  halte  ich  für  vollkommen  er- 
reicht, wenn  es  mir*gelingt,  dem  Leser  einen  Einblick  in  den 
Entwicklun^urozeSB  des  englischen  Aniiensystems  zu  geben 
und  ihm  sodann  ein  klares  Bild  des  heutigen  Armenwesens  zu 
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euÜiUlleii.  Die  Frafie,  was  der  Uebertrapunp  wfrth  und  wu 
der  Ueliertrasunp;  fähig  ist,  soll  nur  gesti-eift  werden.  Eine  be- 
Rtiniiiite  Antwort  diirauf  kann  nui'  im  Zusammenhange  mit  «net 
ausführlichen  Darstellunfi  des  deutschen  Armenwesfus  ßegeW 
wei-den.  Bei  dieser  Antwort  aber  dürften  die  reichen  EriÜi- 
iiin^eu,  welche  England  wSJirend  der  langen  Zeit,  iu  welchn 
sich  das  System  in  Wirksamkeit  befindet,  gemacht  bat,  nicht 
unlierücksichtigt  zu  lassen  sein.  Sie  sind  lehrreich  nicit  nur 
mit  Rücksicht  auf  dasjenige,  was  zu  thun  ist,  sondern  vielleicht 
in  noch  hi>hei'eDi  Maasse  mit  Rücksicht  auf  dasjenige,  wu  m 
vermeiden  ist 

Diese  Krfahnm<!eu  linden  sich  in  überaus  zahlrdcbcs 
Parlamentspapieren  niederßielegt.  Das  Material,  weldies  in  den 
Jahresberichten  der  Central-Armenbehflnle,  in  den  Berichten  der 
zur  Berathunfi  spezieller  Punkte  niedergesetzten  Komitees  nnd 
in  den  umfan^neichen  I'rotokollen  über  die  von  diesen  Komitees 
vernommenen  Zeugen  enthalten  ist,  erscheint  fast  erdiücbend. 

Ueberhaupt  ist  das  Materia),  dessen  Kenntniss  zu  einem  ür- 
theile  Ober  das  englische  Armenwesen  erforderlich  ist,  ein  un- 
geheuer grosses.  Es  mag  hier  nur  darauf  hingewiesen  werden, 
das»  die  noch  heute  in  Geltimg  befindlichen,  auf  das  AimenireseD 
bezilglichen  Gesetze  in  dem  Sanmielwerke  von  W.  C.Glen:  „TJe 
Statuten  in  force  relattng  to  Ihe  Poor.'-  —  2  Bflnde,  London  187^ 
und  Ergänzungsband,  London  1870  —  einen  Umfang  von  £^68 
gi-ossen  Druckseiten  einnehmen!  Dazu  treten  dann  nodi  die 
Verordnungen  der  Central -Annenhehörde,  welchen  Üitälwri« 
eine  gi'össere  praktische  Bedeutung  zukommt,  als  dem  Gesetn 
selbst.  Diese  Verordnungen  nehmen  in  dem  Werke  von  W.  C. 
Glcn:  .,T/ie  Poor  Law  Orders",  9.  Auflage,  London  1883, 
wiedt'i-um  einen  Umfang  von  876  Seiten  ein! 

Die  Schwierigkeit(.'n ,  welche  allein  schon  die  Bewaltifnug 
dieses  Materials  für  meine  Arbeit  darbot,  uiOgen  für  die  Mflngd 
des  Buches  eine  Ent8chuldigung  gewilhren. 

Mein  Augenmerk  war  darauf  gerichtet ,  Überall  nur  die 
wesentlichsten  Bestimmungen  kurz  zusaumienzufassen  und  Alles 
fortzulassen,  was  blos  Detailpunkte  betrifit  und  für  den  Cto- 
rakter  der  Institutionen  in-elevaut  ist.  So  sind  insbesondre 
die  Lehren  von  der  Amiensteuer  {Poor  Rate)  und  von  dm 
Heiniathsrechte  (SetÜemeni  and  liemoval),  welche  infolge  der 
vielen  in  der  Praxis  hervoigetretenen  Streitfragen  in  enfHisdn 
Büchern  einen  grossen  Raum  einnehmen,  hier  nur  in  gedrlofiter 
Kürze  zur  Darstellung  gebracht.  Auf  der  anderen  &s\te  bcUoi 
es  mir  angezeigt,  auf  die  praktische  Gestaltung  der  heutigai 
Annenverwaltung  in  England  mit  grösserer  AusRlhilichkat  an- 
zugehen. Nur  zu  leicht  wird  gerade  für  England  durch  äse 
blosse  Wiedergalie  der  gesetzlichen  Bestimmungen  in  den 
deutschen  Leser  ein  ganz  falscher  Eindruck  Ober  die  thatdidi- 
liehen  Verhältnisse  hervorgerufen.     Man   darf  nicht  die  Ab- 
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ihniDg  von  Gesetzen  in  England  nach  deutscben  Verwaltungs- 
randsStzen  heurtheilen ;  man  würde  dadurch  vielfach  zu  irrigen 
Dscbauun^en  veranlasst  wenlen.  Nicht  minder  irrig  freilich 
lirden  Scfalussfolgerungen  sein,  welche  man  ohne  Kenntniss  der 
esetze  lediglich  aus  den  thatsäehlich  bestehenden  Verhältnissen 
if  die  Licht-  und  Schattenseiten  des  englischen  Systems  ziehen 
utile.  Die  Gesetzgebung  und  die  praktische  Ver- 
»Itung  müssen  zusammen  in  das  Auge  gefasst 
erden. 

Ueber  den  sonstigen  Umfang,  in  welchem  ich  geglaubt 
il«,  das  Thema  behandeln  zu  sollen,  nur  einige  wenige  Worte. 

Die  Darstellui^  beginnt  mit  dem  Einschreiten  des  Staates 
if  dem  Gebiete  des  Amienwesens.  Von  einer  Behanillun;;  der 
trher  bestehenden  kirchlichen  Armenpflege  ist  abgesehen  wor- 
pu.  weil  dieselbe  nur  einen  historischen  Werth  haben  würde; 
p  kirchliche  Armenpflege  hat  in  England  weit  weniger  Spuren 
uitckgelassen ,  als  irgendwo  anders.  —  Die  Arl)eit  beschränkt 
fli  femer  auf  die  Darstellung  derjenigen  Maassregeln,  welche 
if  die  Hebung  der  vorhandenen  Noth  gerichtet  sind.  Es  wird 
"pesehen  sowohl  von  einem  Einceben  auf  den  Pauperismus 
s  solchen  in  seinem  Umfange  und  seinen  Entstehungsursacheu, 
if  von  einei-  Besprechung  der  dagegen  getroffenen  oder  vor- 
■srhlagenen  Präventiv -Maassrcgeln.  Diese  Maassregeln  sind 
ir  richtig  zu  heurtheilen,  wenn  das  Uehel,  gegen  welches  sie 
'.'riffcu  werden,  in  seinem  Umfange  und  seinen  Enstehungs- 
^chen  vollständig  erkannt  ist.  Einer  solchen  Eikenntniss 
■Ucn  sich  aber  grosso  Schwierigkeiten  entgegen:  Der  Umfang 
f  ['auperisnms  entzieht  sich  einer  exakten,  zifFemmässigen 
»tstcllung,  und  eine  Beantwortung  der  Fi-age  nach  den  ur- 
rhlichen  Faktoren  des  bestehenden  Pauperisnms  würde  eine 
ilii4äudige  Kulturgeschichte  verlangen,  welche  zu  geben  ich 
ich  nicht  berufen  fühle.  Das  Thema  der  Arbeit  ist 
diglich  die  Darstellung  der  vom  Staate  mit  Rück- 
cht  auf  die  bestehende  Noth  angeordneten  Arme n- 
Ife. 

Was  die  Disposition  der  Arbeit  anbetrifft,  so  ist  es  mein 
■streben  gewesen,  die  beiden  Al»schnitte,  in  welche  das  Buch 
riällt,  80  zu  gestidten,  dass  ein  jeder  derselben  für  sich  ein 
«etchlosseues  (ianzes  darbietet  Um  diesen  Zweck  zu  er- 
icbcQ,  waren  Wiederholungen  nicht  ganz  zu  vermeiden:  bei 
rhistorischen  Entwicklung  der  englischen  Arme  n- 
tsetzgebung  habe  ich  zuweilen  amuerkungsweise  auf  einige 
uintniomente  aufmerksam  gemacht,  welche  hei  der  Ausführung 
r  Wtreffeuden .  noch  heute  in  Gültigkeit  befindlichen  Gesetze 
■rvortret^-n  und  im  zweiten  Absclmitte  ausführlich  besprochen 
'Tien.  Auf  der  anderen  Seite  habe  ich  es  für  richtig  gehalten, 
i  Her  Darstellung  des  heutigen  englischen  Arm en- 
psens  den  wichtigsten  Abschnitt*'n  einige  historisdie  Bemer- 
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kun,L'en  vorauszuschicken.  Es  ist  dal*!  in  niöglichstir  Kflm 
dasjeiiinf  zusaiumei^efasst  worden,  was  sich  bereits  au  \»- 
srhiedeiieu  Stellen  des  ersten  Alwchnittes  der  Nfthem  rlargel^ 
ftudt't.  Dieses  Verfahren  hat  allerdings  auch  seine  Srbattpo- 
seit«n.  So  wii^  z.  B.  Deijeuige,  welcher  den  ei-sten  Ai)schnitt 
gelesen  hat,  in  dem  Paraftraphen ,  welchen  ich  der  DarstellDn" 
des  heutigen  Law  of  Settlenient  and  Rcmoval  voraussohicke, 
kaiuu  viel  Neues  finden.  Es  erschien  niii'  alter  richtiger,  die 
Entwicklung,  auf  welcher  der  heutifre  Zustand  beruht,  an  rlieser 
Stelle  noch  eionml  mit  einigen  Strichen  zu  skizziien,  anstatt 
den  Leser  hierfür  auf  ein  Dutzend  früherei'  Stellen  zu  ver- 
weisen. Wer  die  früheren  Ausfuhiiingeu  im  Gedächtnisse  lut, 
mag  den  Paragraphen  ülterschlagen ;  ich  glaubte,  mich  liebn 
dem  etwaigen  Vor^vurfe  aussetzen  zu  sollen,  mich  in  meiner  Dar- 
stellung zu  wiederholen,  als  dem  Leser  die  Durcharbeitung  des 
umfangi'oicheu  und  vielfach  recht  trockenen  Stoffes  durch  zahl- 
reiche Verweisungen  allzusehr  zu  erschweren. 


Das  englische  Arnienwesen  ist  für  uns  Deutsche  keine  tem 
incognita  uiehr.    Gneis t  hat  in  seinen,    die  ganze  englisdie 
Ai'rwaltung  imifa.ssenden  Meisterwerken  auch  dem  Annenvcsen 
eine  Behandlui^  zu  Theil  wenien  lassen.    Es  existiren  frroer 
schon  zwei  deutsche  Spezialari)eiten  ül>er  diesen  Gf^ostanrl: 
nämlich    K 1  e i  n s c h r o  d    „Der    Pauperismus    in    Knjdind  in 
legislativer,  administrativer  und  statistisclier  Beziehunfr  mit  aner 
I'ebersieht  der  Hauptergebnisse  der  jüngsten  BevOlkerungsaof- 
nahme."     3  ßAude.    Ib-gensburg  resp.  Augsburg,    1845,  1849, 
1851;  und  Kries  „Die  englische  Annem)(lege,''  herausgegebro 
von  Fi'eihemi  von  Richthofen.    Berlin,  1863.    I)er  Aufsatz  ütw 
das  englische  Arnienwesen  in  dem  von  Emminghaus  hersus- 
gegelwnen  Samniellianite  Aber  „Das  Annenwesen  und  dieArmeo- 
gesetzgebmig  in    europaischen  Staaten"    Berlin,    1870,  bedarf 
keiner  Iwsonderen  Her\orhebung,  da  dersellte  im  Wesentliciien    ! 
auf  ein    kuraes  Rösmnö  des  vorzüglichen   Kries'schen  BudRS    j 
hinausläuft.     Dieses  leztere  Buch  selbst  basirt  im  Wesentlidw    j 
auf  den  Materialien,  welche  der  im  Frühjahr  1858  verstflrtene    ; 
Verfasser  bis  zum  Jahi-e  1857  gesammelt  hatte.    Seitdem  ist  nelir    \ 
als  ein  Vierteljahrhundeit  vei-flossen,  und  das  englische  Armen- 
wesi'u  hat  in  dieser  Si>anne  Zeit  nicht  nur  durch  das  rielfiiche 
Eingi-eifen  der  Gesetzgebimg,  sondern  vor  Allem  auch  darA 
eine  voUstilndige  Umwälzung  in  der  Art  der  praktischen  Aimai- 
Verwaltung  eine  fast    neue   Gestalt    angenommen.     BezOdicS 
mancher  Einwende,    welche  man  im  Jahre  1857   mit  voliea 
Hechte  gegen  das  englische  Armenwßen  erheben  konnte,  W 
es  sich  herausgestellt,  dass  diesellien  uicht  auf  einem  ManjH 
in  den  gesetzlichen  Bestinimuimon  beruhten,  sondern  we!«ntli(4 
der  All  der  praktischen  Handhabung  der  Bestimmungen  ain- 
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ireibeD  varea.  Sie  sind  mit  den  inzwischen  vorgeuoinmenen 
rltessenmgen  in  der  Verwaltung  verschwunden.  Andern 
lüftpln  ist  durch  eine  Veränderung  in  den  Resetzlichen  Be- 
inmungen  abgeholfen  worden.  So  entspricht  das  Buch  von 
tes  in  vielfacher  Beziehung  nicht  mehr  den  heutigen  Verhält- 
sen.  Das  Buch  von  Kleinschrod,  welches  überhaupt  mehr 
ip  Darstellung  des  Pauperismus,  als  des  Aniienwesens  und 
-  ÄnDengesetzgehung  in  England  giebt,  ist  vollständig  ver- 
et.  Eine  neue,  das  heutige  Amtenwesen  in  das  Auge  fassende 
^zialarbeit  braucht  deshalb  trotz  der  bereits  vorhandeuen  deut- 
icn  Literatur  wohl  kaum  den  Vorwurf  der  UeberJlUssigkeit  zu 
iDrchten. 

Katurgemäss  enthält  aber  eine  derartige  neue  Arbeit,  tns- 
wndere  wenn  dieselbe  auf  die  bisherige  Entwickelui^  der 
ititntionen  eingehend  Rücksicht  nimmt,  Manches,  was  bereits 
u  den  anderen  Autoren  zur  Darstellung  gebracht  ist.  Es 
ifhien  mir  daliei  nicht  ratbsani,  jedes  Mal  die  anderen  Autoren 
zitiren  und  anzugel)en,  inwieweit  meine  eigene  Darstellung 
(  derjenigen  eines  anderen  deutschen  Autors  übereinstimmt 
(w.  von  dersellien  abweicht.  Ein  derartiges  Zitiren  hätte  un- 
Jiugt  kritische  Auseinandersetzungen  mit  sich  führen  müssen, 
khe  ich  glaubte  veniieiden  zu  sollen.  Das  in  England  auch 
•r  zur  'Durchftlhrung  gebrachte  Prinzi]»  der  Arl}eitstheilung 
teint  mir  das  richtige  zu  sein :  derartige  kritische  Bemerkungen 
hen  ihren  Platz  in  der  Bücherbesprechung  zu  finden,  nicht 
er  in  den  Anmerkungen  eia%  neuen  Buches.  Ausserdem 
mhte  ich,  dass  es  mir  nicht  anstehen  wurde,  mit  einem  Manne 
n  der  Bedeutuiig  eines  Gneist  über  allgemeine  Punkte,  be- 
Slirh  (lerer  meine  Ansicht  von  der  seinigen  abweicht  —  wie 
B.  über  die  Frtme,  ob*  der  englische  Friedensrichter  sich  in 
T  Praxis  bewährt  hat  —  mich  anmerkungsweise  auseinander- 
seUen. 

Das  Zitiren  von  deutschen  Autoren  ist  prinzipiell  vermieden 
)nien:  hofFenUich  wird  daraus  nicht  der,  wie  ich  versichern 
mi,  den  thatsächlichen  Verhältnissen  sehr  wenig  entsprechende 
WusB  gezogen  werden,  dass  ich  den  Ansichten  dieser  Autoren 
4t  die  genügende  Beachtung  schenke.  Möge  meine  Arbeit 
ifh  das  Fortlassen  von  literarisch-kritischen  Benierkui^en  an 
sharkeit  gewonnen  haben,  ohne  dahei  an  ihrem  wissenschaft- 
hen  Charakter  elnzubüssen. 

Betreffe  der  einschlägigen  englischen  Literatur 
Mite  ich  hier  nur  einige  wenige  Bemerkungen  vorausschicken. 

Das  klassische  Werk  von  Sir  Frederili  Eden:  „The  State 
'  the  Poor",  3  Bande,  London  1797,  sowie  Sir  George 
IfhoH's  ^Eistory  of  ihe  English  Poorl/nc",  London  1854, 
ii)  Roliert  Pashley's  „PfiMpfrism  otwf  Pooriau;«'',  London 
162,  sind  tiei  der  Arbeit  vielfach  zu  Rathe  gezogen  worden. 
if  Gesetze  und  Verordnungen  sind ,  soweit  sich  diesellten  in 
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den  beiden  angeführten  grossen  Sammelwerken  von  W,  C.  Glei 
vorfinden,  nach  diesem  Autor  zitirt.  Eine  neue,  vollständifie 
systematische  Behandlung  des  englischen  Annenwesens  feUt 
vollständig.  Einen  kurzen,  populfir  gehaltenen  Ueberhlid 
^eht  T.  W.  Fowle  in  dem  kleinen  Bande  „27je  iW 
fjfiw',  welcher  im  Jahre  1881  in  der  von  Macniillan  ber»is- 
gegebenen  Serie  „The  English  CiUzen"  erschienen  ist.  Sodaiii 
sind  streng  juristisch  gebotene  Darstellungen  enthalten  in  John 
Frederick  Archbold's  „Justice  of  tJie  Peace",  Vol.  ID 
(Poor  Law)  13,  Auflage,  herausgegeben  von  W,  C.  Glen,  London 
1878  und  in  Burn's  „Justice  of  ihe  Peaee"  Vol.  IV  ((oit- 
iaining  TUle  „Poor")  30.  Auflage,  herausgegeben  von  J.  E 
Davis,  London  1869. 

Die  englische  Literatur  Qber  Detailfragen  des  Armenwesem 
ist  eine  überaus  zidilreiche  und  wird  an  den  betreffenden  StHIm 
der  Arbeit  erwölint  werden.  Im  allgemeinen  trägt  diese  Literato 
einen  recht  wenig  wissenschaftlichen  Charakter,  es  wird  ii» 
besondere  selten  mit  Klarheit  unterschieden,  was  auf  gesetzlichw 
Bestimmung  beruht,  und  was  bios  auf  Verwaltungs-Pr^is  lurUck- 
zuflihren  ist  Wer  das  englische  Armenwesen  nicht  selbst  kenui 
gelernt  bat,  wird  recht  vorsichtig  in  der  Benutzung  der  in  difsa 
Sohiiften  ausgesiirochenen  Urtheile  sein  müssen. 


Es  sei  mir  /um  Schluss  erlaubt,  hier  ölTentlich  uieinnVuik 
für  die  Unterstützung  abzustatten,  welche  mir  bei  meineo  Studien 
in  England  in  so  überaus  zuvorkommender  Weise  sowohl  von 
Behörden,  inslwsondere  von  dem  Local  Gov-mmml  Board,  wie 
von  Privatpersonen  zu  Theil  geworden  ist.  Ich  verdanke  ins- 
besondere den  Hen-en  W.  J,  Sendall,  Assisintit  Secretanf  to  h 
Local  Gov(Tnmenl  Board;  Rolwrt  Hedley,  General  Lispeeier  e( 
fhr  Poor;  C.  S.  Loch,  Serretary  to  ihe  Council  of  the  Lmitm 
Charity  Organisation  Society,  und  W,  C,  Glen,  Barrister-d-la», 
formerly  Principal  of  the  Law  Department  of  the  Locol  Gern»- 
ment  Board,  werthvolle  Infonnationen.  Vor  allem  bin  ich  aber 
dem  General-Inspektor  Hedley  noch  zu  besonderem  Danke  dt 
filr  veri»tlichtet ,  dass  er  mir  gestattet  hat,  ihn  auf  seines  Ii- 
spekticjusreisen  zu  begleiten,  wodurch  mir  die  Möglichkeit  i* 
boten  wuixle,  einen  praktischen  Einblick  in  die  englische  ^mtt- 
Verwaltung  zu  thun. 

London,  im  Juni  1885. 

Dr.  P.  F.  Aschr^. 
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der  Unleratützung  auf  die  Unterstützten  und  auf  die 
ganze  ArbeiterklHAse.  Wie  hal>en  die  vorhandenen 
MiMBtäude  cntatehen  können?  die  Unfähigkrat  der  ver- 
waltenden wie  der  beaufsichtigenden  Organe;  die  Ele- 
mente, auB  denen  die  Orerseers  bestanden;  die  Thütig. 
keit  der  Friedensrichter  in  der  Armen  veriraltnilg 
(S.  41—50).  —  Die  Vorschläge  der  KommiBwon:  Ein- 
Hetzung  einer  Zentralbehörde,  Einführung  von  ständigen 
besoldeten  Armenbeamten,  Bildung  von  grösseren  Annen- 
verbänden,  Errichtung  von   Workfiouiies  (S.  61 — 54). 

§  8.     Das    Armengesetz   vom  14.  Auguat   1834    .    54-<5 
Die  Bestimmungen  des  Gesetzee  nach  der  L^alordnung. 

Ü  9.  Die  Weiterentwickelung  des  Armen  wesena 
bis  zur  Einfügung  der  Zentralarmenbehörde 
in  den  allgemeinen  Ver waltungaorganismoa  65-17 
Die  Thütigkeit  der  Poor  Latc  Ciimvufnifmfnii  dieBildntig 
von  Armen  verbänden  lUnioim)  und  die  dabei  massgeben- 
den Gtiindsätze  (S.  65-üT);  die  von  der  Zentral bebSide 
erlassenen  Verordnungen,  insbesondere  die  Geiitiiil  (Mii 
Consolidated  vom  24.  Juli  1847  (S.  67—70).  —  Du  Ge- 
setz vom  Jahre  1836  über  die  Erhebung  der  Atmot- 
steuer  (B.  70-72).  —  Die  Gesetze  von  tÖ42  und  1844 
(S.  72—74).  —  Die  Notbwendigkeit  einer  Abändeisng 
der  LaKS  of' SrHleinetil  and  Reiiiovili  der  PerPii  Ad  to» 
Jahre  1846  (S.  75,  76). 
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§  10.    D»»  Orfe'aiiiBafionsgesetz  vom  Jahre  1847    77-80 
Die  Nachthmle  der  buherigen  Stellung  der  Zentralarmeii- 
behönie  (ä.  77).  —  Die  Xeuorganitation  nitch  di^m  Ge- 
setKc  von  1847  (8.  78—80). 

g  11.     Das  ArmenweBcn    von    1847   bis   zum  Be- 

giuac  der  eOer  Jahre 80—94 

Bodti'tui  Act  (».  81,  82).  —  Die  BcBtrebungen ,  die  bc- 
■tehenden  Ungleichheiten  in  der  Armen belastung  auszu- 
gleichen und  die  durch  die  J^ii-g  uf  Silllement  and  JRr- 
Moral  hervoreerufenen  Hiirten  zu  beseitigen;  Antrag 
IXaneli  vom  Jahre  I8.*>0:  der  von  dem  Präsidenten  Bainea 
im  Jahre  1854  eingebrachte  Gesetzentwurf  (S.  82— »5).  — 
Das  Gesetz  vrim  Jahre  1861  (86  87).  —  Die  Berichte 
der  Zentralarmenbehörde  (S.  87,  88).  —  Die  Keclmungs- 
revision  (S.  88,  8S).  —  Die  BeachafFong  annenärztlicner 
Hilfe  (S.  89,  90);  die  Bestimmungen  über  die  Uehandtung 
anner  Geisteek  ranker  (S.  90,  91).  —  Die  liest  rebungen. 
eine  gleichmtfraige  Einschätzung  zur  Aimeneteuer  ner- 
beiztttubren;  der  L'nion  AsueBtinent  Committee  Act  vom 
Jahre  1862  [ü.  91—94). 

i  12.     Nene  Itefo'rmb(eweg|ung',  das  Select  Com- 
mittee van  1861-1864 94-iOl 

Der  Social  Science  Cotii/ivns  zu  Glasgow  im  Jalire  1860 
(&  9&,  96).  —  Die  N'nlli   in  London   im  Winter  I860.'6t 

St  96).  —  Die  Kiueetzung  eines  Select  Coiiimittee  zur 
Dtennichung  der  Armen  Verwaltung  im  Jahre  I8Ö1  (S.  90, 
97).  —  Der  Union  Relief  Aid  Act  1882  und  die  diesem 
(icKtze  vorausgehenden  ParlHmcntsverhandlungen  (S.  97, 
98).  —  Der  Bericht  des  Seleet  Vommiüee  vom  :S1.  Mai 
1864;  die  VcrbeBserunga vorschlage;  Präsident  Villiers 
(8.  99,  100). 
§  18.  Die  in  Ausführung  der  Vorschläge  des 
Scl«ct  C'ointntttef.  erlassenen  Gesetze  .  .  .  .101—108 
Geseti  von  1864  betr.  l'entiunining  von  Annenbeamten 
iS.  101).  —  Metropolitan  Houaele»!tT;ot  Act  1864  (S.  101, 
102).  —  Uniw  Chargeabilily  Act  1865  (S.  103).  —  MttTo- 
poiHan  Foor  Act  1867  (8.  104—107).  —  I'om-  Laie  Bonrd 
Ad  le67  (S.  107,  lOö). 

g   14.       Die     Weitcrentvickclunic    der    Armen- 
gesetzgebung  seit   1868    .    . 
KebnderWdterentnickelung  hei 


punkte  (ä.  108,    109).  —  Die  speziell  für  die  Metropolis 

SetrofTenen  Neuerungen ;  Aletrop.  Poor  Amendnient  Act 
-69  (S.  110);  VtüuaUon  of  Prupertij  Meirop.  Ad  1869 
{Ä.n\\\  Metrop.Foor  Amendment  Act  \ülü{^.  in— WA).— 
IXe  Erweiterung  der  Befugnisse  der  Zentralbehörde  durch 
das  Gesetz  von  IBbö  (S.  11&).  —  Der  l'oor  Rate  Amess- 
witnt  and  Collection  Act  lt6!),  das  System  des  C'omi- 
poHndinff  the  Rates,  der  Rtifina  Act  1874,  der  Union 
A»ie»»mtnt  Act  1880  (S.  115- 117>  —  Der  Locol  (xaveni' 
ment  Board  Act  1871  (S.  117,  118).  —  Der  Pmiper  In- 
matt»  tUseharge  and  Reiftüation  Act  1871,  der  Caxual 
Poor  Ad  1882  (S.  118,  li9).  —  Aenderung  der  Bestim- 
mongeu  über  die  Aufnahme  von  Darlehen  seitens  der 
AmenbehSrden  (S.  119.  1201.  —  Bestimmungen  über  die 
Verfolgang  der  rechtlichen  Ansprüche  gegen  den  Vater 
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unehelicher  Kinder  (H.  120.  121).  —  DiriM  Ponsftw 
and  l'txrr  Latr  Amendnietit  Act  1876,  Pvor  Lmc  Amettd- 
metit  Act  18"6,  Foor  Latr  Amendmeni  Act  1876,  Dirided 
ParisUa  and  Poor  iMir  Amendment  Ad  l»o2  (S.  121  — 
123>.  —  Diflriets  Awlilors  Act  1879  |S.  124).  —  Der 
Bericht  dea  UotahsuB-Komitteea  über  die  Lmre  o[  Srttlt- 
ment  <md  Btmoinl  (8.  124.  125).  -  Der  J'oor  Laie  Cot,- 
fereneeg  Act  1888;  die  UedeutuDg  der  Poor  Laie  Coh- 
femtuxg  (8.  125—127). 

der/.eDtralarmen- 

I2s^ll 

Die  Xothweiidigkeit ,  eine  feale  (irenxliiiie  zwischen  der 
Privatnohlthäti^^keit  und  dem  üffeiitliclieu  UuterstUtzungv 
wesen  zu  ziehen ;  dae  ZirkularBt'hTeiben  Goechen'fl  übei 
diesen  GegenBtaiid  vom 20.  November  18<)9(S.  129— 132).— 
I>ie  Bewegung  für  eine  Oreaniaalion  der  Privatwohl- 
thätigkeit  und  die  Ijjtidon  Chnrilij  Organiifalioii  Socittg 
iS.  ia2-184).  -  Das  ZirkuJarwhreiben  vom  2.  Dezember 
1872  betreffend  die  Gewährung  von  Oui-door  Briirf  vaä 
die  io  Folge  desselben  eJDg^treteiie  Abnahme  des  Onl-door 
Relief  (S.  135—1-1«).  —  Die  Neuerungeu  in  der  An- 
staltBpflcKe:  Einrichtung  eines  besonderen  WoTkh<iH»e&i 
arbeitefähige  Männer;  Elrrichtun^  von  tiebänden  ftlt 
CaitUii  P/itiptrrn,  Verbesserungen  m  der  AnDenkisiiken- 
pfiege;  Einrichtung  von  Armeuapotbeken .  BebaudtuDg 
der  Annenkinder  (S.  138—142).  —  Die  Tbätigkeit  der 
Zentralbeliörde  hat  in  nicht  geringerem  Maasse,  lUs  die 
Gesetzgebung,  auf  die  jetzt  bestehende  rationelle  Anoen' 
fUrsorge  eingewirkt  (S.  143). 
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Zweiter   Abschnitt. 
Das  heutige  englisch«'  ArmeDneseii ui-^m 

Einleitung 1-iS-l» 

Das  CharakteriBtiüche  für  ein  Armensyetem  liegt  nicht 
in  der  Aufatellun^  des  Satzes  von  einem  Rechte  der 
Armen  nuf  Unteistiitzting.  BOndem  in  der  Art  und 
Weise,  wie  praktisch  Vorkehrungen  für  die  SicheretelluDg 
der  ArinentiirBorge  getvoö'en  sind,  und  i[i  dem  Umfange, 
in  welchem  ehie  Armen ftirsurge  angeordnet  ist. 

!•  Kapitel.    Recht  and  PBlcht  zur  Ami«niiutenitlit»uig .  l?i-W 
§  1.  Allgemeine  Bestimmungen    des  englischen    _  ^^ 

Völlige  Alittellosigkeit  als  Voraussetzung  der  Untrr- 
sttttzuug  (8,  1S7).  —  Riickfordeniug  geleisteter  Unter- 
stützungen {S.  IS»),  —  Die  Alimentation aveipflichteleu 
(8.  Ifülli.  —  Ansprüche  gegen  den  Vater  unehelicher  Kinder 
(S.  1^9).  —  Die  an  AMtglieder  einer  Familie  gegebne 


ogic 


Unterstützung  wird  als  dem  Haupte  dereelbeii  geleistet 
■DgeKben  und  behandelt;  Ausnahmen  (S.  160).  —  Ver- 
lD8t  des  öffeDtlit-hen  Wahlrechts  (S.  160,  161).  —  Unter- 
Stützung  in  der  Form  eines  Uarlebeiis  (S.  IGl). 

S  2.  Die  Verbindung  der  Unterstütz  jugspf licht 

mit  dem  Heimsthsrechte 162—167 

Uetierbliek  über  die  Entwickeluag  divaet  Materie 
(S.  162-164).  -  Das  Select  CummiUee  vom  Jahre  187« 
|S.  164-167).  -  Der  heute  bestehende  Zustand  (».  167). 


Die    Lairn     o(    SettUmei 
er  heutigen  Öe 


^  .      .  .  168—177 

Die  Fülle,  in  denen  der  UilfsbedUrfÜge  am  Äufentlialts- 
orte  zu  nnlerstütien  ist  (S.  168-170).  —  Ke  Titel  zum 
Erwerbe  des  Heimnthsrechts  (S.  170—173).  —  Das  Ver- 
fahren bei  Rücksendung  von  Nicht-HeimaUuberechtigteii, 
die  Order  ofRemoval,  Non-renirlfnt  ÜfliffiS.  173—176).  - 
Statistisches  über  die  thateicb liehe  Anwendung  des 
Remotal  (S.  177). 

S  4.  Die  Triiger  der  Uiiterattitmngspflicht  .  .177-185 
Die  Bedeutung  des  Kirchspiels  neben  dem  Armenver- 
bandc  (S.  17o).  —  Das  Kirchspiel  {Parüh)  (S.  179— ISl).  - 
Der  Armenrerband  {Union)  (S.  182,  188).  —  Die  neben 
der  Ctiion  in  Betracht  kommenden  grosseren  Bezirke: 
Diftricts,  Mtfropol  n,  (irafschaft  (S.  184,  185). 

$  S.    Allgemeine  Grundsätze  über  deu  Umfang 

der  UnlerstUfzung 185—192 

Die  Bedeutung  fest  bestimmter  Anordnungen  über  die 
Unterslfltzuugeleititung  und  die  tirundsätze  fUr  eine 
ratinuelle  Armen politik  (S.  185-189),  speziell  mit  Klick- 
sii-ht  auf  die  in  KngUnd  ausgesprochene  Pflicht  zur 
l'nterstÜKung  Arbeitsfthiger  (S.  190—192). 

Ü  ti.  DieDurchtührunederArmenprinzipien  und 
dieHauptarteii  der  Unterstützung  in  England  192-200 
Das  Wor-khoufif  (S.  192,  193».  —  Die  Out-door  Relief 
l'rohiljitory  und  die  Out-door  Relief  Regulation  Order 
|8.  193 — 196).  -  Das  Workhouse  als  allgemeiuer  Mass- 
Stab  für  die  Unters)  (U^ungsleistung(S.  196,  197).  —  Die 
Behandlung  der  Armenkinaer  (S.  198^  der  armen  Kranken 
(ä.  199).  der  Canual  Fauperi  (S.  200). 

g  7.  Die  Sicherstellung  einer  gehörigen  Er- 
füllung der  Unterstützungspflicht  und  einer 
faehgem&ssen  Durchführung  der  Arinenprin- 


D<T  regelmässig  Gang  des  UntcrstUtzungs Verfahrens 
(6.  201).  —  Die  besonderen  Anordnungen  für  Fälle 
dringender  Notli  (8.  201,  202).  —  Die  Beschaffung  der 
fUr  das  Armenwi'sen  nothwendigen  Mittel  (S.  '<^02).  — 
Die  Garantien  dafür,  dasa  kmnem  wirklich  Hilfsbedürf- 
tigen die  Unterstützung  verweigert  wird.  Die  eventuellen 
Reehtal>ebelfe  iK.  203-205).  —  Die  Verhinderung  un- 
gerechtfertigter Ausgaljen  durch  die  Einrichtung  der 
UechnuDgsrevision  (.iwriiO  (8.  205-20S). 
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XVII I 

II.  Kaitltel.     Die   Beschftffiuig  der  Mittel  fllr  dl«  Äimt*- 

vnUntOitjmg SOS-» 

gl.     Die  Kinnahmequellen «B-aj 

Uebereitht  (g.  209.  210).  -  IMe  Bestimmungen  a)>er  (^ 
Aufnahme  vnn  Anleilien  für  Armenc wecke  und  der  von 
dieser  BefQgnias  gemAchte  Gebrauch  (8.  210—213).  — 
EHe  ZuBchllsae  ans  dem  allgemeineii  Staatafondfl  fSr 
Armenzwecke  (S.  213-215).  —  Ke  prinzEpieUe  Ab- 
neigung gegen  eine  Uebemahnie  von  Armenkosten  auf 
die  Staate  kasee  (S.  215). 
§2.     Die  Armeneteuer  (Poor  Ante) 216--ai 


der  Steiierpfücht  (S.  21H,  219)  —  Die  Bteaenffiehtige 
Person  und  das  Sjstem  dee  Compotmding  Oit  BaUn 
(S.  219—231). 

§  3.    Kritische  Bemerkungen  Über  die  engliache 

Armensteuer Kl-S» 

Die  Poor  RaU  als  Aungalien-  und  ala  Ertraes-Steaer 
und  die  gegen  die  üerccbtigkeit  derselben  zu  erhebenden 
Redenken  lä.  221 — 225).  "  Die  Bewegung  auf  Aendemng 
des  Koinntiinalsteuersystems ;  HarUmentsverhandlnngeD 
ans  dem  J;ihre  1885  (S.  226). 

§  4.    Die  Bestimmungen  über  Einschitzang  und 

Erhebung  der  Armenstener 227-01 

Die  Thätiskeit  Atx  Ore- utei-i  (.S.  227).—  Ke  Fesötellnng 
und  Vertheiinng  des  Steuerbetrages  (8.  227,  228).  —  Das 
Union  Asfesnnent  Committee  und  die  vaJuatum  liel  (S.  228, 
229'.  —  Das  Reklamaüons verfahren  (8.  230—232).  - 
Die  Enziebung  der  Steuer  (S.  232). 


III.  Ka|>ltel.    nie  Organe  des  ArmenweBens 2i 

§  1.  Die  alleemeinen  Grundsätze  der  Behörden- 
organisation und  die  Stellung  der  Friedens- 
richter in  der  heutigen  Armenverwaltung  .  .  « 
Das  Zusammenwirken  von  besoldeten  und  Ehren-Beamten 
und  die  Stellung  der  Zentralbehörde  zu  den  Lokalbe- 
hörden (S.  233- 23."<).  -  Die  Zahl  der  besoldeten  Beamten 
(S.  2;«).  —  Die  Pflichten  der  besoldeten  Beamten  (S.  236, 
2til).  —  Die  Befugnisse  der  Friedensrichter  (S.  23a-2WX 

%  2.    Die  ZentralarmenbehSrde ü 

IMe  Einsetzung  der  Zentralbehörde  und  die  derselben  zo- 

fewiesenen  Anfgaben  (S.  240,  241).  —  ISe  Organisation 
er  ZentralbehiWe  (8.  242  -  2441  —  Die  Funktionen  der 
Zentralbehörde:  a)  bezüglich  der  Bildung  der  Armen- 
bezirku  und  der  Austeilung  von  besoldeten  Beamten 
(8-  244,  245).  b)  Erlasa  von  ÄnsOIhruugB Verordnungen  in 
Ergänzung  der  (ieeetze  (S.  246—249),  c)  Aufsicht  über 
die  laufende  .^rmen Verwaltung  (S.  249,  250),  d)  verwal- 
tungs-jurisdiktionclle  Thötigkeit  (S.  250.  251),  e)  Vor- 
bereitung und  Herbeiführung  von  Verbesserungen  in  dem 
Armenivesen  (S.  251—253). 

§3.     Die  Armeninspektoren 2» 

Die  Zahl  derselben  (S.  253).  —  IXe  Funktionen  der  In- 
spektoren (S.  2.i4-2.->t5). 
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XIX 

B4.    Die  RcchDUngBTevisoren  (.4«().(0J-«)    .    .    .256-260 
Die  EntwickeluDg  dieser  Inatimtiun  (t?.  256,  257).    Irie 
FimklioDeii  und  die  Stellung  der  Aiiditom  (S.  2:>T— 259). 

S  5.    Die  Orerteem 260-264 


Otenrere  (S.  üül,  262).  —  Die  Ernennung  der  (hfrftrrs 
dntcb  die  FriedenKricbter  (».  262,  263).  —Die  Anstellung 
von  hoKüAeten  Ansittmii  Overstd«  und  CoHectorn  of  Foor 
Rate*  (S.  263,  264). 

I  6.     Die  Guardians^ 264—276 

Organintian  und  KuMmmensetzuDg  der  Boards  of  Gunr- 
/liang  lü.  264,  265).  -  LHe  Wahl  der  Guardiam  und  die 
(luflber  erlaMieiicn  Bi?stiniinangen  (S.  265  -267).  —  Die 
Behandlung  der  Oeschäfte  in  dem  Board  of  Gvardin-H» 
li.  26ä,  269).  -  Die  Fimktioiicii  der  (iHardknm  (S.  2ti9- 
271).  —  Die  Elemente,  aus  denen  eich  die  Gvarditmii 
vonngBweiso  reknitireu,  inebesondere  die  weiblichen  Cifiirr- 
diang  (S.  271—275).  —  Die  Voiathlüge  betr.  Aedderung 
der  Wahl  der  Guardian^  (S.  275). 

I  7.     Die  besoldeten  Lokalbeamten 276— 2S3 

Die  Funktionen  des  Sekretärs  (Clerl;]  (S.  276—278),  — 
Die  Funktionen  des  beeoldeieu  L'uterBttltxungeheamten 
iSdieäng  Oßieer)  (8.  278-281).  —  Die  Hohe  der  Aus- 
gaben für  die  Übrigen   besoldeten  Beamten  iS.  2)^2,  283). 

r.  Kajtltel.     Die  eInzelneM  Zweige  des  Artneuwesenx  .    .  284—3^1 

S  I.  Die  verschiedenen  Arten  des  Oi(f-'?uorj;f^'«/'2ä4-298 
UnteretGtzung  in  Ueld  und  in  Naturalien  [S.  285,  286),  — 
/xriwr  TfKt  an  Stelle  des  Workhotme  Tfft  (5.  286. 2871,  — 
BeuhlnuK  von  (ichulgeldero  fiir  arme  Kinder  (S.  287, 
288).  —  Die  l'nterbringune  von  Armenkiudem  als  Lehr- 
linge (S.  288— ^^l^  —  Geldunteramtzung  belmt'a  Aus- 
iranderung  von  armen  Personen  IS.  291—294), 

S2.    Das  H'oriAotiSf-Prinzir 298-;j02 

Die  Argumente,  welche  für  und  wider  ditB  Prinzip  an- 
geflihrt  weiden;  Kritik  derselben. 

13.  Die  Einrichtung  und  Verwaltung  der  llorit- 

AoMS«8 302—318 

Die  Organe  der  Verwaltung  und  der  Aufsicht  (S.  302, 
■■m).  —  INe  Aufnahme  in  das  Worthoitne  (S.  303,  304).  — 
Die  KlasMfikation  derlnsasuen  (IS,  304.  305).  —  Disziplin 
und  Diät  in  den  Worihuimig  (S.  30.5— 309).  —  Straf- 
vonchriften  {S.  309).  —  Ahiiihiiiise»  oder  U'rtrlAoiHM." 
die  in  den  Woithottuf»  verrichteten  Arlteiten  und  die  in 
dieser  Richtung  bestehenden  Miingcl  (S.  310-318). 

g  4.  Die  Fürsorge  für  die  Armenkinder.  .  .  .  318— :J3ö 
IKe  Schwierigkeit  einer  rationellen  Behandlung  der 
Annenkinder  (S,  318,  319),  —  Die  verschiedenen  Svateme 
der  Behandlung  a)  Unterbringung  in  den  Workhousai, 
die  damit  irerbaudeni'n  Gefahren  tS.  320,  821),  l>)  die 
IHitncI  SchooU  (S.  :i-'2,  323).  cl  das  Bwiriliini-out  Sysfnn 
und  die  darttber  erlassenen  Bestimmungen  (S.  32.1-326), 
d)  Sendung  der  Kinder  zu  Xnlioiml-  oder  limivd-BfhooU 
|S.  ffiS6,  3^),  e)  Sendung  der  Kinder  nach  den  Kolonien 
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(S.  327),  f|  Separate  Unionn  »der  ParochkU  Sdtooix  und 
das  .l/eHray-  oder  Coüage-SuiUm  (8.  327—329).  g)  Er- 
ziehung RuI'  dem  Training  Snip  (S.  329),  b)  Sendune  der 
Kinder  zu  Certified  Schoot»  (S.  329,  330).  —  Die  Koth- 
nendigkeii,  die  Vforl-AoitHf  Seboole  beizubehalten  (S.  331 
bis  333).  —  Die  in  neuerer  Zeit  in  den  Distriet  und 
Separate  Schooln  eingeführten  Verbesserungen  (S.  333— 
Sü).  —  Üe  ßew^iung  für  eine  E^uBchr&oknng  der 
väterlichen  Gewalt  ba  Kindern ,  welche  der  Annenfür- 
sorge anheimgefallen  Bind  (H.  336).  —  Die  Einrichtung 
der  Indu^riaT  Schodn  (8.  337,  938). 

S  5.     Die  Armenkrankenpflege 3i 

Die  Einwendungen  gegen  daa  bestehende  STstem  (S.339). 
—  VerbeaBerungsvorBchläge ,  inabesoDdere  daa  Projekt 
einer  Allgemeinen  Zwangsversichemng  anf  den  Krank- 
heitsfall (S.  340,  341).  -  Die  ausserhalb  der  Anstalten 
gewShrte  ürztliclie  Hilfe  und  die  Frage  wegen  der  ratio- 
nellen Art  der  Besoldung  der  Distriet  Medieiil  Oßcen 
(S.  342—345).  —  ENe  Einrichtung  von  ArmenapoUieken 
[Dinpensäriei')  (S.  345).  —  EKe  GewÄhmng  von  soge- 
nannten iMical  lictra»  (S.  34-i,  346).  —  Die  Einrich- 
tungen ZOT  eigenen  Vorsorge  für  den  Krankheitsfall 
(Froiidevl  InstüutUms)  (8.  347).  —  Ke  Anslaltniflege. 
Untersrhiede  zwischen  den  grossen  Städten  und  dem 
flachen  Lande;  Anstellung  technisch  vorgebildeter 
Krankenptlegpr  {trnined  numef),  die  aus  Privatnütteln 
erhaltenen  Hospitäler  (S.  347—350).  —  Die  Funktionen 
der  Anstaltsärate  LUedical  OfficerK  for  the  WorkhoMe) 
(S.  347).  —  Die  Behandlung  armer  Geisteekranker  {Pau- 
per Ltirwiiicsi)  und  die  verschiedenen,  für  dte8ell>en  be- 
stehenden Anstalten  (S.  3-51-3551.  —  Die  Kost«i  der 
Unterhaltung  der  Geisteskranken  und  der  hierfür  ge- 
leistete Staatszuschuss  |S.  3-56,  357X  —  Die  Zunahme 
der  /.ahl  der  Geisteskranken  (S.  358). 

§  6.  Die  Behandlung  der  Bettler  und  Vagabun- 
den sowie  der  Co«ua;  Powyfr»      35 

Die  Schwierigkeit  einer  Unterscheidung  iwischen  dem 
gewerbsmäaaigen  Müasiggänger  und  dem  wirklich  nach 
Beschäftigung  suchenden  vorübergehend  Hilfsbedürftigen 
(S.  359,  3()0).  —  Die  Strafbestimmungen  ge^en  Bettler 
und  Vagabunden  und  ihre  praktische  Wirksamkeit 
iS.  3Ö0,  361)  -  Die  Ui.terstatzungsinaaBBrt^hi  für  um- 
herziehende Arme  {Oisutü  Paupers)  (8.  362,  363).  —  ISe 
Einrichtung  der  Cmruil  Wardx  (S.  364,  865);  der  prak- 
tische Erfolg  dieser  Institution  fS.  366—368);  die  noth- 
wendigeu  Verbesswungeu  derselben  |S.  368,  369).  —  Das 
Berl-shire  Sy«Uin  (S.  369,  3T0|. 

S  7.    Die  besonderen  für  die  Metropolis  (^etroffe- 


Uehrrblick(S.  370,  .^71).  -  EHe  Organisation  d«r  Armen- 
Verwaltung  in  der  Metropolis  (.S.  372).  —  Die  Einrichtung 
des  Onniiioii  Pour  Fund  und  die  aus  dem  Common  Poor 
Fund  als  gemeinsame  Lasten  der  Metropolis  bestrittenen 
Ausgaben;  die  dadurch  herbeigeftlhrte  Ausgleichung  in 
der  Arraenbelastung  der  einzelnen  Bezirke  (8.  378—375). 
Das  Mefropolitan  Anifiuui  Board  und  die  demaelben 
unterstehenden    Anstalten   (8.    375—377).    —    Die  neu- 


,..>H,S|C 


enichtcten  ATmenkratikenl^user  aud  die  Bonatigen,  von 
der  ^letTopolie  eingeführten  VerbeBserungen  in  der  Armen- 

venroltang  ;diedadurch  veranlasste  Erhöhung  deaAnnen- 
etat«  (rt,  37S-381). 


hlnsBbctriichtnn^e» 


hau  !•  Die  Ergäazung  der  öffentliclien  Armen- 
fürsorge  durch  die  PrirBtwohlthfttigkeit  und 
die  Charity  Organisation  Society 395—410 

banr  II.    Armenstatistii-ches 411— 4-''i'> 
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Auf  der  8.  286  in  der  AnmeTkiing  gtcebenen  TsbeO«  Mal* 
Uebenchrift  der  Spalte  4  hinmznfUgeti :    in  Prozcntn). 
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Abschnitt  I. 


historische  Entwiekelnng  der  englischen 
Armengesetzgebnng. 
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§  1- 

Die  ersteo  Schritte  staatlicher  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete 
i  AnnenweseDS  sind  in  England,  in  gleicher  Weise  wie  auf 
B  Kontinente,  rein  negativer  Natur  gewesen.  Es  sind  nicht 
lordnungen  für  die  Armen,  sondern  polizeiliche 
tassregeln  gegen  eine  bestimmte  Klasse  derselben,  die 

ttler.  Diese  Gesetze  erfolgten  zu  einer  Zeit,  in  der  die 
iitive  Seite  des  Armenwesens,  die  eigentliche  Fürsorge, 

den  Händen  der  Kirche  lag,  welche  einen  Theil  der 
?hen ,  ihr  zustehenden  und  ihr  weiter  reichlich  zufliessenden 
Xel  unter  ihrer  eigenen  Leitung  zur  Unterstützung  der 
nen  verwendete').  Und' die  Gründe,  welche  ein  staatliches 
[Schreiten  neben  dieser  Armenfürsorge  nothwendig  erscheinen 
»en,  waren  ganz  dieselben,  welche  zu  ähnlichen  Maassregeln 
dem  Kontinente  führten:    Sie   beruhten   auf  der  Art,    in 

eher  die  kirchliche  ArnienfUrsorge  gehandfaabt  wurde. 

Die  von  der  Kirche  gepflegte  Auffassung  der  Wobltliätig- 
t,  wonach  in  der  Entäusserung  vom  Ueberfiusse,  in  dem 
lien  als  solchem,  ohne  Rücksieht  auf  die  durch  die  Gabe 
trebten  Ziele  und  Zwecke,  ein  Gott  wohlgefälliges  Werk  zu 
en  ist,  liess  zwar  wohlttiätige  Gaben  reichlich  fliessen,  aber, 
em  diese  Auffassung  auch  bei  der  Vertheilung  der  Gaben 
I  Ausschlag  gebender  Bedeutung  blieb,  demoralisirte  sie  durch 

kritiklose  Gewährung  von  Unterstützui^  die  Empfänger  und 
rte  dadurch,  dass  sie  in  immer  weiteren  Kreisen  der  Be- 
*erung  das  Gefühl  der  eigenen  Verantwortlichkeit  erstickte, 
einer  Zimahme  der  Armuth.  zu  einer  Verschlimmern!^  des 
>eis,  das  geheilt  werden  sollte.  Hören  wir  hierüber  einen 
ti-en    englischen   Schriftsteller.     Füller*)   bezeichnet  diese 


■)  Kq   Drittel  der  Zehnten  wur  in  England   für  die  Aimenpflege 
imml.     Soiünn  dienten  diesen  Zwecken  vor  allem  auch  die  KlSater 
sndera  geistliche  Stiftungen. 
*)  Fairer,  Cftwrch  Hiatiny,  2.  Aufl.  1656,  S.  Ä98. 
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kirrhlifhi'  Ariiieiii>ttep<'  als  „niissverstandene  Wohlthatipkeit 
welche  iintei-SL-hietlslos  diejenitten ,  irelclie  ihrer  nicht  bedQrfeD, 
und  iiiH'h  mehr  diejeiiipc^ii,  welche  sie  niclit  verdienen,  uuterlifdt.' 
¥.r  fiihrt  dann  fdrt:  „Ja,  die  Klöster  erLielten  nur  die  Arnien, 
weicht'  sie  scDiRt  ^Tschntl'en  hatten;  man  kann  beobachten, 
duss  im  all^ronieinen  gerade  diejenifien  I'lätze,  in  denen  die 
frrosse»  Kloster  [gelegen  sind,  heutipentags  am  meisten  von  aniiem 
Volke  voll  sind ,  als  ob  die  Bettelei  ihr  unveröusserliches  PJt- 
fiut  würe  (IS  if  hrt/gary  teere  rnfmied  o»  Ihn»).' 

Die  Zahl  der  trotz  voller  Arbeitsfähijikeit  niüpsin:  leitenden 
und  l)ett(']iulen  IVi'siinen  nahm  in  einem  solchen  tirade  zn,  dass 
auf  die  Daner  selbst  die  reichen  der  Kirche  zur  Verfftpunj; 
steheniien  Mittel  iinjjenilgend  erscheinen  nm^sten.  Die  der 
Arbeit  entwrdinten  Bettler  Iwpannen  nun.  wenn  sie  in  ihrer 
eigenen  lleiniath  uiclit  mehr  {lonOsende  Unterstützung  fanden, 
im  ganzen  Lande  iK-ttelnd  umherznschweifeu :  aus  dem  Bettler 
ward  der  Landstreicher  und  Vagabund,  weUher  die  üffentlicbe 
Ordnung  und  Sicheiheit,  welcher  das  Eigentlmni  und  das  Leben 
der  Bürger  gefiihnlete.  Der  Staat  ward  so  in  die  Nothwendipkot 
vei-setÄt,  gegen  diese  der  Allgemeinheit  drohenden  Gefahren  in 
öffentlichen  Interesse  einzuschreiten.  Der  Gedanke,  An 
Gemeinwesen  vor  den  Bettlerschaaren  zu  schützen, 
blieb  dabei  alier  der  allein  uiaassgebende, 

hm  Einzelbestimnumgeii  der  zahh-eichen,  mit  dieser  Tendeoi 
ergangenen  Gesetze  haben  kein  weiteres  Interesse.  Jedes  der- 
seilten  beginnt  mit  dem  Eingeständnisse,  dass  die  frAheren  Be- 
stinnuungen  ei'folglos  geblieben  seien  (notKÜhstauding  ihr  goai 
stafttfes  beforr  niadr),  und  erschwert  dann  vorziuisweise  die  te- 
herigcn  Strafen.  Zur  Cliamkterisimng  dieser  ganzen  G«eli- 
gelning  genitet  es,  den  Inhalt  des  Aktes  12  Rieh.  II.  c.  7  a.$ 
aus  dem  Jalire  1388  hervorzuhelwn.  Es  wird  hier  ztutidüt 
das  Vagabnndiren ,  das  Umhei-schweifen  im  Lande  verbot«. 
Die  Bettler  sollen  an  dem  Orte  bleilwii,  wo  sie  sich  zur  Zeit 
der  Verkündigung  des  Geset-zes  auflialten.  Wenn  hier  kfiii 
Unterhalt  für  sie  zu  finden  ist,  so  »dien  sie  nach  ihrem  Geburts- 
orte zurücklwfördert  werden.  Sodann  folgen  Ptrafbestimmunso 
gegen  die  ariteiLsliiliigeu  Bettler  (sbinhj  vat/nbonds .  raliait 
bege/ars)  viiH  ausserordentlicher  Strenge,  welche  aber  durci  die 
nachfolgenden  Gesetze  inimrr  weiter  verschärft  wurden,  bis  sd 
ein  vollkommenes  Strafsystem  mit  Abstufungen  lierausbildetf: 
für  die  erste  Zuwidetbaudlung:  öffentliches  AuS)M?its<rben,  lllrilie 
zweite:  Stutzen  der  Ohren,  fllr  die  dritte:  Hangen. 

In  diesen  Bestimnningen ,  welche  an  sich  ja  ledigüA 
TOjiressiver  Natur  sind,  liegen  schon  die  Keime  der  spät«« 
Entwicklung.  Aus  den  Beschränkungen  im  Umherziehen,  weide 
durch  die  nachfolgenden  Gesetze  19  Henr>-  VII.  c.  12  und  1 
Fdw.  VI.  c.  3  weiter  geoHnet  werden,  entwickelt  sidr  ilif 
sitiltere  Hcinmths-  (Unterstützungs-Wohnsitz)  Gesetzgebnnf;.  I» 
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der  Hcn'or)ie)itiiif!  Her  Klusse  der  valitmt  hcggars^)  und  m 
deu  besonderen  HcJitiuHiiuiijii'ii  fth-  iJicscllH'ii  lieftt  der  Keim  fUr 
«lie  si>äter  so  V'doHtmi^rsvoIlt'  Scliridun):  zwist'ht'u  «rboitsfiiliifrou 
UDil  arboitsunfilliiKüu  Aiiiieu.  Das»  die  (n^sotze  zuiiih'hst  erfolglos 
1)lielH>D,  kaun  nicht  in  Erstjiuncn  sc^tzcn :  die  Shafticstininninfrcn 
waren  selltst  fflr  die  AnK(-|iiiuuii(.'(<n  der  ilanitilitrcn  Zeit  zu 
liarbarisch.  um  nn  eint-  all^'iiteinc  slifii^o  Aiü^ntlinui;:  dei-s<<Ilieu 
denken  zu  litsscn.  Audeifix'its  knnntou  die  Oi'srtzc  wcfien 
lies  inneren  AVirlci-siiriiclis,  in  ilcu  sie  sitli  zu  diu  uiicli  licn-sclicn- 
den  Aus('hituuii<iou  fitior  die  Wnliltliiitij-'ki'it  setzten,  uiclit  von 
Erfolg  l>egk<itct  sein,  sohnifre  die  kiivliliL-he  Aniirniitle^o  mit 
ihren  ?riiizipit'U  danolien  bestellen  Mieli.  Man  kanu  es  uiflit 
anders  als  un1()$;isrh  und  widci-sinuifr  liezeirhneu,  auf  der  einen 
Seite  das  Almoseuftt'lien  als  ein  (.iott  jiofiillifres  Weik  liiiizustelleii 
und  zu  Iwftirdeni,  auf  der  juKk'ni  Seite  das  Ansi.rerlion  um  i'in 
Alnii>s<>n,  das  Ketteln,  als  ein  todeswilrdifies  Veiliifclieu  zu  he- 
ttachten. 

Es  dauerte  jrenuuiie  Zeit,  bis  man  zu  einer  durcbf-Teifcnden 
Aendeniu^  in  dieser  Birhtuus  kam.  Aeiissen-  l'uistände  führten 
zuDAchst  den  Staat  dazu,  in  das  Gebiet  des  Anuenwesens  nelieu 
den  anuenixili/eilichen  Voixrkriften  weiter  einzufn^'ifen.  und 
eist  naidi  und  nach  fielanpiten  dabei  von  der  kirehliehcn  Auf- 
fifistmg  abweieliende  (irundsiitze  zum  Ihuvbbniclie.  Auf  der 
Greuzsi'heide  zwischen  den  he  tteliiolizei  liehen 
Maassroj:eln  und  der  fürsor-rliclien  Thilti^keit  des 
Staates  steht  der  Akt  22  Henry  VlII.  c.  12-|  aus  dem 
Jahre  1531.  Her  Charakter  dieses  Gesetzes  ist  an  sich  uiidi 
ein  min  polizeilicher,  aber  es  sind  doch  sclin»  neue  Momente 
lunzngetreten,  welche  die  ei-steu  Ansiltze  fitr  eine  iiositivo  Thitfiff- 
keit  enthalten.  Neben  den  Straf tiestinimunsren  l'Ur  die  arbeits- 
fibifcen  Annen  wird  hier  filr  die  arlK>itsunfahi?en  die  Anordnung 
getroffen,  dass  ftlr  sie  dureh  die  Friedensiichter  Bettelbriefe 
(leHers  of  hcntar)  ausfrestellt  werden .  in  denen  die  Grenzen 
genau  zu  1>ezeichnen  sind,  innerhall)  deren  das  lietteln  erlaubt 
sein  soll.  Das  Gesetz  zeisit  deutlich,  ibiss  der  Staat  ziu-  l'eber- 
zeugung  pelansrt  ist,  dass  die  kirclilichen  Vorkehnuipen  zur 
Cnterstntzunfi  der  hilfsbedurttijren  Avbeitsuufahifren  nicht  mehr 
ugreiehend  sind.  Der  Verfall  der  Kirche  und  die  Al)nahnie 
des  kirchlichen  Sinnes  sehrankten  die  von  der  Kirche  zur  Unter- 
sUHzuuff  der  Annen  verwendeten  Mittel  ein.  wiihrend  pleich- 
zei^jr  die  Auforilerungen  au  diese  Mittel,  duivh  die  Auflu'bung 
ia  Hörigkeit  uiid  die  damit  bweitiide  l^ntei-stützungsiitiicht  der 


)  btggnrs  ablf  lo  labotir.    im    G^enMizo  zu    heitgar»    impotent  to 

*)  Die  Uebenchrift  deaselben  lautet:    An   Ad  thrrtiing,  hm-  t 

'    '        '    if  perKOHn  compfHi'd  lo  ''i'f  bij '      ' 

\d  Ittfiiarii  fhall  he  puiiiiih'il. 


Ctmd   imootetit  penfonn  compelhd  lo  Urt  hij  k/uh  shaU  be  ordvrtd  and 
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Orundberreu  gegenüber  ihren  in  Noth  befindlichen  Arbeiten, 
erheblich  gewachsen  waren. 

Die  uuR  folgende  Reformation,  an  welche  sich  die 
SäkiiUrisation  des  Kirchengutes  anschloBS,  legte  dem  Staate 
eine  weitere  Verpflichtung,  für  die  Regelung  des 
Armenwesens  zu  sorgen,  auf.  Die  Reformation  begann 
in  England  bekanntlich  mit  dem  Akt  23  Henry  VUL  c  20  vom 
Jahre  1532,  die  Aufhebung  der  kleineren  abbeys,  priorüt  emd 
oihcr  religious  houses  erfolgte  1536  und  drei  Jahre  später  die 
Aufhebung  der  grossen  abbeys  and  monasteries.  Gleicltzeitig 
hiermit  ei'folgte  dann  die  Neuregelung  des  Armenwesens 
durch  Akt  27  Henry  VÜI.  c.  25  aus  dem  Jahre  1535/3ß'). 

Dieses  Gesetz  maicht  zunächst  die  einzelnen  Kirch- 
spiele für  die  Unterhaltung  ihrer  Armen  verant- 
wortlich   und    unterscheidet   dann    weiter    zwischen 
Arbeitsunfähigen,     welche    zu    unterstützen    sind, 
^poor,   impotent,   sieh  and   diseased  peopie   not   being  able  fp 
worh,    wAo   »May  be   provided  for,   holpen  and  reUeved,^   und 
Arbeitsfähigen,  welche  zur  Arbeit  zu  setzen  sind, 
.such   as   be   histy,    uho    haring    Uteir  limbs  strong  enongkt» 
tahour  may  be  daily  kept  in  continual  labour,  teherebw  «nry 
one   of  them   may  get  ttieir  own  liring  wiih  their  atcn  handl*. 
Von  besonderer  Bedeutung  sind  die  speziellen  BestimmungEs, 
wie  die  Untei'stUtzung  der  Arheitsun^higen  zu  hewerkstell^ 
ist.     Die  Geistlichen   wie   die  Ortsbehörden  sollen  zu  miHen 
Guben  aufforiteiii ,    „gatkering  and  procuring  voltmtary  alm  ef 
fhe  good   Christian  peopJe  fciihin  the  same  (d,  h.  pan'sk)  m& 
boxes   every   Siindt^    and  holiday   or   otherunse*.     Die  einge- 
sammelten Gaben  sollen  als   common  fund,   stock  of  iki 
parish  verwaltet  und  über  die  Vertheilung  genau  Bach  geführt 
werden.    Privatalmosen  an  die  Bettler  (any  open  or  eomm» 
dole)  werden  bei  Strafe  der  Verwirkung    des  zehnfachen  Be- 
trages verboten. 


')  Hall  am  in  seinei  CiiMitiitional  Hifitory  Band  I  .S.  106 
streitet,  dass  die  AuflOeang  der  Klöster  und  die  neuen  armeng<.. 
Beetimmungen  in  dem  Zasaminenhsnce  von  Ursache  und  Wirkung 
-Man  map  zucelieii.  dass  die  GeBelzgebung  auch  ohne  diesen  n™™» 
Anlas» ,  durcfi  die  Macht  der  Verhältnisse  mit  der  Zeit  lu  der  SaMS 
hätte  hoRimen  müssen,  das»  all  dio  erlassenen  annenpoliieilirbeD  MiM' 
regeln  so  Innge  in  der  Luft  eehwebt^n ,  als  ihnen  nicht  eine  fette  Cate^ 
läge  durch  eine  Neuordnung  des  materiellen  AiraenweseoE  geReboi  wnrdn 
nnd  dass  deshalb  ein  Eingreifen  des  Staates  in  das  materielle  Am™- 
wesen  auch  Hnabhäncig  von  der  Aufhebung  der  Klöster  erfolgt  "M 
würde.    Das  ändert  aber  nichts  an  der  Tliatsache,  dass  dnreh  die  Hu» 


recel  der  Aufhebung  der  Klöster,  wodurch  eine  gro»e  Anzahl  Anner  dR 
bislier  von  ihnen  genoBsenen  Fürsoi^  beraubt  wuMen,  die  NothwenJieWt 
einer  Neuordnung  des  ArmonwesenB  sdch  fühlbarer  machte,  und  dw  W- 

en  dinn  ni 

gegeben. 


einer  Neuordnung  des  ArmonwesenB  sdch  fühlbarer  machte,   _. 

zcss  80  jedenfalls  beschleunigt  worden  ist    Theilweise  haben  

tcmpoi-Sre  Notfastände  zu  den  bezüglichen  Gesetzen  Anlas«  gt^ben. 
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In  diesen  Bestimmungen  ist  die  Gnindlage  enthalten,  auf 
weleher  die  zahlreicben,  in  den  nächsten  Jahren  eTgehendcn 
Gesetze  dann  weiter  aufbauen.  Der  auf  Heinrich  VIII.  folgende 
Regent  Edward  VI.  erlässt  mehrere  diosbezUgliclie  Akte  (1  Edw. 
Vi.  c.  3,  3  and  4  Edw.  VI.  c.  16).  Auch  aus  der  kurzen  Bepie- 
ningszeit  der  Königiu  Maria  ist  ein  Gesetz  zu  erwähnen 
(2  and  3  Phil.  &.  Slary  c,  5).  Besondere  Aufmerksamkeit  abfr 
wird  diesem  Gepenstande  unter  der  Repioninp  der  Künipin 
Elizabeth  jreschenkt  (ö  Eliz.  c.  3,  14  Eliz.  c  5,  18  Eliz.  c.  3, 
39  Eliz.  c.  3) ,  unter  welcher  dann  in  dem  berühmten 
Armengesetze  vom  Jahre  1601  die  Konsolidation  und  kon- 
sequente Durchfllhrunp  der  bisheripon  gesetzlichen  Bestini- 
muiigen  erfolgte.  Die  Gesetzgebung  von  1536  bis  1601 
hOdet  so  eine  Ue  b  e  r  g  a  n  g  s  i»  e  r  i  o  d  e :  sie  entwickelt  die 
in  dem  Gesetze  Hemy's  VIIl.  niedergelegten  Grundsätze 
weiter  und  bildet  ihix-rseit-s  die  (inmdlage,  auf  welcher  dann 
das  umfassende  Anitengest't^  vom  Jahre  1601  beruht. 

Betrefls  der  ArheitsRUiigen  werden  die  strengen  Straf- 
beetimmungen gegen  die  Bettler  und  die  /Anordnung,  dass 
ffieselben  zur  ArlH'it  anzuhalten  sind,  wiederliolt').  In  letzterer 
Hinsicht  fUgt  das  Gesetz  von  1575  76  liiuzu,  es  sollten  ^'orrüthe 
TOD  Wolle,  Hanf  und  Eisen  liereit  gehalten  werden,  um  so  für 
fiese  Klasse  Arbeit  zu  schaifen.  Wird  die  anbefohlene  Arbeit 
iBffat  ausgefllhrt.  so  soll  harte  Strafe  eintreten.  Fllr  die  Vd~ 
«rbesserlichen  wini  zur  Errichtung  von  Nouses  of  Correciion 
m^nnlert. 

Zu  erwjihnen  sind  hier  auch  die  Bostiuimuugi'n  des 
berühmten  Lehrliugsgesetzes  vom  Jahre  1562  (5  Eliz. 
(.4),  welches  in  seinen  Einleitungswort^'n  unter  anderen  Hoff- 
innigen,  welche  von  der  gehörigen  Ansfllhning  des  Gesetzes  er- 
«aitet  wenlen,  auch  die  enthalt,  dass  der  Mllssiggang  dadurch 
verbannt  werden  möchte.  Dazu  soll  vorziywweise  die  in  dem 
Gesetze  geti-offene  Bostinimung  beitrugen,  dass  alle  Pei-sonen 
zwischen  12  und  60  Jahren,  welche  ohne  ^>nuög('n  sind,  d.  h, 
Irin  Venuögen  von  wenigstens  20O  Mark  oder  keine  sichere 
J«hrefirente  von  wenigstens  40  Mark  besitzen,  von  <ler  Behörde 
—  zwei  Friedensrichtern  oder  dem  Mayor  mjt  zwei  Aldcrmm  — 
nun  Dienste  in  der  Landwirthschaft ,  oder,  falls  sie  in  einem 
Gewerbe,  aufgezogen  sind,  in  dem  betreffenden  Gewerlw  ge- 
iwimgen  werden  können. 


'}  S«br  bezeichnend  »nd  hierbei  die  Einleituugswdrte  zu  dem  Akte 
1  Edw.  TL  c.  8:  Partiy  hij  i'hoHh/i  pitij  autl  mercy  of  thtm  irhidi  ahould 
kaw  Ktn  Ihe  saiil  godly  lautf  (nUmlicIi  die  biBher  erlamenen  Geaetse) 
1,  parUy  by  the  percerse  nalure  and  Jon 
'  '  ■'  ritui,  the  sai<l  godh 
agäbond  perioini  Im 
t  common  inalfh  li/iee  Iten  'ujferetl  to  r 


8  V.  4. 

Kiufrcheiider  als  die  Anonlnuug  fUr  die  ArbeitsfÜhigeB 
simi  diejeuigcn ,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  Ai-beitsnnfahigni 
iimpotenf.  feeble  and  lanie,  wko  are  poor  in  very  deed)  ge- 
ti-offen  weixlen. 

Die  Hauptfi-age  ist  hier,  wie  die  nöthigen  Mittel  fOr  die 
UntersMltzuns  zu  beschaffen  siiiil.  Licenses  zum  Betteln 
wenleu  iu  den  Gesetzen  von  1555  und  15G3  für  Pari/he$, 
welche  iu  der  Aniienlast  Überbürdet  sind,  zugelassen,  in  dem 
(lesctze  von  1572  aber  ausdi-ucklicli  aufgehoben  und  damit 
gänzlich  beseitigt. 

Das  Gesetz  von  1572  erneuert  zugleich  das  schon  in  deai 
Gesetze  von  Henry  VIII.  ausgei^iirochene  Verbot  des  Privat- 
ii  1  in  0  8  e  u  s.     Dieses    wiederholte    Verbot   des    Privatalniosens 
bringt  deutlich  die  veränderte  Auffassung,   welche  filr  die  Be- 
liandlung  des  Arnienwesens  umassgebend  geworden  war,  zum 
Ausdnicke:  während  die  Grundsiitze  der  kirchlichen  Annengifle^ 
das    Ahuosengebeu    direkt  begünstigten,    wird  nuumehr,    im 
schi'offen  WidersiuTiche  damit,   eine  Strafe  auf  das  Aluiosen- 
geben    gelegt.    Einer    Strafe    von   20  Schilling   soll   verfallen : 
(iny  person  liarbouring  or  <jiving  monq/,  hdging  or  olhcr  räi^ 
to  any  such  rog'te,  vaf/nbotui  or  siurdy  beggar  either  uiarJced  er 
iiot.    Di^ies  Aufdi  (Ickcn  eines  Kennzeichens ,  Braudmarkung  an 
der  Schulter,  war  eine  neue-,  von  nicht  allzu  grosser  HumanitSt 
zeugende  Maaspregel  gegen  die  Bettler,   bezOiglich  deren  es  in 
den   Einleitungsworten  des  Gesetzes  heisst :  all  parts  of  tiis 
realm  of  England  and  Wales  be  presently  tvith  rogues,   roga- 
honds  and  sturdy  heggars  exceedingly  pcstered,  by  means  whert^ 
Üaibj   happeneih   in   Ihc  sa»K  realm   horrible    murders,   tkefb 
and  other  great  owtrnge.    Man  dachte  dm'ch  das  Verbot  des 
Alniosengebens   dem  Bett<'l»nwesen  entgegen  zu  wirken:  wnn 
niemand  mehr  giebt,  wird  auch  niemand  mehr  betteln '  l  —  einSeL 
dem  man  freilich  leider  durch  das  Gesetz  nicht  naher  km 
Sodann  lag  aber  auch  die  Hoffnung  nahe .   dass  iu  Folge  itt 
Verbotes   des  Almosengebens  der  wohlthatige  Sinn  sich  ud 
andei-er  Richtung  hin  durch  stärkere  Beist^'uer  z«  dem  AnDen- 
fond  des  Kirchspiels  geltend  machen  werde, 

Eine  Stärkung  des  common  (und  haben  all  die  C^ 
setze  dieser  Zwischenpciiode  im  Auge*).  Das  Gesetz  von  IKlöJ 


')  Ein  hervorrftgeuder  iiiriBtiBclieT  Schriftsteller  des  li^.  Jfthrlnud(4 
Dr.  Burn,  der  gelehrte  V'erfftSBer  dea  Junlice  of  thc  Ptaee,  piwC  ■ 
beiner  fTinliin/  of  Ihe  Foor-Lair  die  Weisheit  dieses  Aktes  uiia  k1iB|I 
für  seine  Zeit  eine  gleiche  Bestlnunung  vor:  //*  mme  teere  to  gm,  mw 
iwfuM  bfg  owl  Ulf  Mwle  tayutfri/  iitiä  eraft  itwdd  be  at  an  «nd  majtif- 
tiiffia. . ..  //  the  prineipnl  ig  jmmsked,  il  in  not  reaaotuMt  tht  aatt»i 
»koiild  HO  free. ...  In  orAer  to  teitich  M  all  vlio  retief  a  common  *<SJ«rt' 
»»Igccf  to  II  pennKff. 

^J  Aus  dieaer  Tendenz  Ist  uuch  da»  Geseti  89  EUz.  c.  ö  tdoMr 
1539  hervorgegangen,  durch  welches  priralv  fontidem  sur  Eniehtinf  w 
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onloet  die  EruenniiBfi  vou  zwei  ocUt  iiiolirereii  Aliuoseu- 
samiiileni.  CoUectors  of  alms,  au,  wolclie  Listoii  über  die 
Oabt'it  und  Dlier  <lio  zu  uutei-HtlUiteuiIcu  Ariiivti  zu  führen  liaben, 
und  von  deueu  fenicr  auch  in  f;I''i''li<'''  Wfisc,  wie  es  sfhoii 
nach  dem  (^iesetze  von  Ileniy  VllI,  dui-cli  die  (ioistüphen  zu 
fW«cheben  hatte,  die  Kirrhsiiielsiusasscn  zu  wiichontlichen  llei- 
tifli^rn  aufzufiirderu  waren  (f/inUy  ixhnriiil  rmil  adiuanished  to 
eontribute  accordiu^  to  tkeir  uuunx).  Falls  diese  Kniialinun;;eu 
erfolslos  bliel)pu,  sollte  als  liiiliei-e  Autoritilt  uoch  der  Ilisohof 
eintiTten,  deui  die  betreffende  I'ei-son,  wck-hf  starrküijfi!;  einen 
Beitrt^  vorfteisert ,  zu  meld<'u  ist.  damit  aueh  uocli  seiteiis  des 
Bischöfe  ein  Einfluss  Kältend  Keniapht  werden  kann.  Das  (.iesetz 
TOD  15(33  schafft  noch  eine  weitere  Instanz.  AVeiin  auch  die 
Knnahnuii^eu  d(.>s  Bischofs  nichts  ^^-fiuchtct  liiLbeu,  so  soll  d(>r 
letzteiv  die  Person  ^ohsiinnicly  ntfushig  to  rnntri- 
bule'  vor  die  Friedensrichter  laden,  ilauiil  diese 
zunitch.'ft  noch  einmal  ^Utlii-Ii  auf  den  Betreff'enilen  einwirken 
{move  a«il jiermadc).  ihn  eventuell  aber  zu  einer  Summe 
eiDBchilt/en.  welche  sie  l'itr  anfieniesi^en  halten,  1  las 
Gesetz  von  1572  peht  dann  weiter  und  liisst  auch  <ihne  Ila- 
zwischenkunft  des  Bischofs  eine  Festsetznufr  des  wocheutlicli  zu 
zahlenden  Betrajres  durch  die  Friedensrichter  für  solche  IVnsouen 
HL  welche  sich  weifrem,  freiwillig  einen  Beitrnfr  7.\i  leisten. 

Mfiu  sieht,  die  (lesetzKebnnjr  geht  Schritt  für  Schritt  vor- 
v&rts.  Der  Wep,  welcher  zwischen  den  ijuasi  frei- 
willigen Beitriltren  der  liesetze  von  1563  und  1572  und 
einer  direkten  Besteuerung  für  Arnienzwecke  las, 
war  kein  weiter  mehr,  und  das  Armenyesetj;  von  IßÜJ 
bradite  in  der  Einfühnins  einer  Anuenstener  nur  einen  lange 
vwi»ereiteten  Entwicklnnjisi>rozess  ziun  Alwchlusse. 

Noch  ein  anderes  Amt  neben  dem  Oilfedor  nf  nhiis  hat 
Beine  Entstehung  dieser  lTel)erf;anfK-(;(^setü{rebuiif.'  zu  verdanken, 
eän  Amt,  welches  über  zwei  Jahrhunderte  ianj;  in  dem  englischen 
Atmeowetien  eine  llauptrnlle  spielte  und  welches  noch  heute  von 
Bedeutim;!  ist,  uäuilich  dasjeuifre  des  Ove.rscer.  KiS  ward  zu- 
eist im  Jahre  1572  einpefrthrt  behufs  besserer  ftrsanisation 
der  Kinsamndung  und  Vertheilunj;  der  Beitiilpe.  In  dem  Gesetze 
von  159798  wanl  sodann  Angeordnet,  dass  in  jeder  7«>r*>/Mlnrch 
die  Friedensrichter  Overseers  zu  enieunen  si>ien.  und  es  ward 
zugleich  näher  bestinnnt,  welches  im  einzelnen  die  l'echte  und 
Pflichten  derselben  sein  sollten'). 


_       _..   ,   fifiidinij-plnccR  nttil  huii'fs  nf'  correctiux  ertnüchligt   und  zu  der- 
•itigm  iitiftoDgen  aufgefordert  iverden. 

<)  Das  Oeaetz  von  1597^8,  1)9  Eliz.  c.  3.  iHt  das  Resultnt  der  Bc- 
nätaag  einer  bewnderen  Unlerlious- KnmmiB?ioii,  welcher  auch  Sir 
Fikncis  Bacon  angehörte.  K-i  oiiihüli  bfroii»  die  weaentliclieii  Gruud- 
k9^  des  groMen  Axinencesetzui'  vnn  1601.  Aus  ilieiier  L'ntt'rhiius-Kom- 
nuBon  find  noch  eine  Keilie  anderer  Hozlnl-poUtiECli  u'iclitigor  Gesetze 
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So  haben  sich  nach  und  nach  die  Elemente  fOi-  &a  vom 
Staate  geordueU>s  Armenwesen  entwickelt,  und  schon  am  Emle 
des  sechzehnten  Jahrhunderts  waren  alle  Grundlagen  vorhanden, 
auf  denen  fussend  dann  das  grosse  Armengesetz  vom 
Jahre  1601  den  Versuch  zu  einer  systematischen, 
durchgreifenden  Befreiung  des  Armen wesens  machen 
konnte').  Auch  das  Gesetz  von  lÖOl  war  aber  zunftchst  nur 
als  ein  Versuch  gemeint.  Am  Schlüsse  desselben  heisst  es,  wie 
dies  bei  einer  Reihe  der  bisher  erwähnten  Gesetze  in  gleicher 
Weise  festgesetzt  war ,  dass  das  Gesetz  nur  bis  zum  Ende  der 
iiftchsten  Parlamentsperiode  gelten  solle.  Durch  eine  Reihe  nach- 
folgender Akte:  2  Jaines  I.  c.  25  &  c  28  und  3  Gar.  I.  c.  i 
ward  jeiioch  die  Giltigkeitsdauer  verlängert,  und  durch  16 
Car.  I.  c.  4  im  Jahre  1640  das  Gesetz  zu  einem  stindigni 
gemacht. 

8  2. 

Das  Armengesetz  der  Elizabeth  —  An  Ad  fer 
tke  Relief  of  ihe  Poor  43  Eliz.  c.  2  —  besteht  aus  20  Para- 
graphen (scchons),  von  denen  jedoch  nur  die  ersten  allgenieifle 
Bedeutung  haben,   während   die  anderen  Eiuzelfragen  betrefles. 

In  B.  I  wird  die  alljährliche  Ernennung  vonAnoen- 
aufsehern  (Overseers  of  tke  Poor)  durch  die  Friedeni- 
richter  fllr  jedes  Kirchsiiiel  (parish)  angeordnet.  Je  nach  da 
Grösse  des  Kirchspiels  werden  dazu  2—4  ansilssige  wohlhabeade 
Einwohner  (substantial  householders),  sowie  die  KircheovoisteliiT 
(ckurchuarden.1)  berufen.    Dieselben  haben  die  Pflicht'), 

hervoivegangeii :  Sit  Elliz,  < 
«/*  husfiatid:-        -    n    ■■ 
erwähnte  G 

i-afialionds  n. _j  .._.,„ ,  -.  _  ,-.   ,  _,   , 

liditges  for  the  Poor;   e-  6   lo  reforni  decfitf  atitt  i»-eaches  of  trutt  tmctaf 
lands  fjiren  to  chtiritable  a«es;  c.  12  evncfming  labourerg. 

<)  Vergl.  S:r  Oeorf^e  NicholU  Hifitory  of  tht  ftiofMk  Adp- 
Lati:  IjodAoti  1K.56,  Bd.  I  S.  197:  The  43  ElU.  ira»  not  the  tmitf 
a  sudiitn  lliouplil  or  o  Single  rffort,  but  tnis  gradnoRy  framed  npOK  »i 
aure  nroutid  of  cxneriaice. 

*)  Thty  fhaU  Uike  order  front  time  to  ftW,  by  nnd  m'th  Ae  oMMri 
nf  Uro  or  more  xutJi  Jutticeg  of  Peaee  a»  i»  nfoTfuaid  for  nettiM  to  «ft 
Ihe  cAt7rfroi»  of  nil  (t«ri(  irkoM  parentn  shtiR  «of  by  the  iaia  Ckndt- 
wardru.1  and  Ottrseer',  or  the  grrater  part  of  Üitm.  bt  thowibl  nifc  1»  l)f 
tmd  miiititain  their  cluldren;  and  aho  for  tetting  to  trork  wl  «MAptTMU, 
marritd  ar  unmnrrieil,  hating  na  meang  fo  maintain  tlian,  «w  wowrfil 
nnd  diiily  trade  of  life  to  gel  ^teir  liring  hy;  tmd  alto  to  raüe  m^f 
Otheru-iie.  by  iaxation  of  every  inhabifant,  parson,  vicar  and  oÄer,  m  ^ 
eeeru  occupiir  of  landn,  houseK,  titheg  impropriale  or  projaialioiu  oftO^ 
coai-mines  or  faleable  uftdenroodg.  in  tht  mid  pangJi  in  »udt  odmkM 
»um  and  nitni  of  money  an  Üiry  skaB  think  fit,  a  amvenifnt  ttod,  »fpt, 
Itentp,  uool,  threml.  iron  aml  other  iiecessaries  trare  and  rtHffloKtm 
poor  on   Hwk  and  nho  competent  gvmn  of  monty  for  and  (omtA  * 
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I  unter  Zustiininung  von  zwei  Friedensriclitem  Maassregeln 
zu  treffeo,  um  Hie  Kinder  von  solchen  Eltern,  welche  ausser 
Stande  erscheinen,  ihre  Kinder  zu  erhalten  und  zu  ernähren, 
zur  Arbeit  zu  bringen; 

I  in  gleicher  Weise  zur  Arbeit  zu  setzen  Personen,  welche 
ohne  Vnterhaltsmittel  sind  und  keinen  ordentlichen  ständigen 
Lel)ensberuf  haben,  aus  dem  sie  ihren  Lebensunterhalt 
ziehen  können; 

I  w&chentlich  oder  sonst  durch  Einschätzung  eines  jeden 
Gemeindebewohners,  I*farreR,  Vikars  u.  A.  und  eines  jeden 
Inhabers  von  LAudereien,  Häusern,  Zehnten  in  dem  be- 
treffenden Kirchspiele  solche  Geldsummen  aufzubringen,  als 
sie  fllr  genügend  erachten 

a)  zur  Anschaffung  eines  hinreichenden  Vorraths  von  Flachs, 
Hanf.  Wolle .  Zwirn ,  Eisen  und  anderen  Waaren  und 
Stoffen,  um  damit  die  Annen  zu  beschäftigen. 

b)  um  die  Lahmen,  Alten,  ßliuden  und  sonstige  arbeits- 
unfilhige  Personen  zu  unterstützen, 

c)  um  die  Kinder  als  Lehrlinge  auszuthun. 

Die  Oterseers  sollen  zu  diesen  Zwecken  wenigstens  einmal 
natlich  Sitzung  und  Berathung  halten  und  am  Schlüsse  des 
ires  Rechenschaft  ablegen. 

In  s.  2  winl  den  Friedensrichtern  die  Befugniss  gegeben, 
s  ein  Kirchspiel  zu  arm  ist.  um  allein  seine  Armenlast  zu 
,'«'n.  andere  Kirchspiele  in  derselben  Hundertschaft,  eventuell 
ter  in  derselben  Grafschaft  zur  Steuer  heranzuziehen  (rate 
aid).  Unter  der  Autorität  der  Friedensrichter  haben  die 
■rseers  die  Steuern  einzuziehen  und  säumige  Steuerpflichtige 

pfÄnden.  Bleibt  die  Ifändung  erfolglos,  so  können  die 
edensrichter    die   betreffenden   Personen   in   das  Gefängniss 

Grafschaft  eiusperreu  lassen. 

Nach  s.  3  können  arme  Kinder  männlichen  Geschlechts  bis 
I  24-,  weiblichen  Geschlechts  bis  zum  21.  Lehensjahre,  bezw. 

zu  ihrer  Verheirathung  als  Lehrlinge  zwangsweise  nnter- 
rai'ht  werden. 

In  s,  4  wird  den  Kirchenvorstehern  und  Overseers  die  Be- 
Qiss  gegeben,  mit  Zustimmung  der  Gutsherren  (iMräs  ofmanor) 

dem  Oedlande  auf  Kosten  des  Kirchspiels,  der  Hundertschaft 
T  der  Grafschaft  Häuser  für  die  Arbeitsunfäbigen  zu  errichten 
I  die  letzteren  dahin  zu  bringen. 

&,  5  gewährt  Apiiellatioii  an  die  Quarfer  Sessions  gegen  die 
(tenerung. 


raMry  rrliti'  of  the  lamt,  impotent,  old,  blind  and  stich  other  amoiig 
I,  btmg  puor  and  not  able  to  icork,  and  ahu  for  (he  puttinc  out  of 
i  tküdren  tu  be  apprtntias,  to  he  aaOiered  out  of  Iht  name  part*h, 
irdims  to  Ihe  abilitt/  of  ttie  samt  parish." 


DcillizedDy  Google 
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s.  6  onliiet  die  AliuicutatioiisptHcbt  vou  Klttru,  Grosseltön 
und  Kinderu  au. 

Da;;  siud  die  wesentHclisten  ßesthumunpeD  des  Gesetzes, 
l-'asscii  wir  kurz  noch  eiuinal  die  Hauptpunkte  zusammen, 
in  ileiu'u  Neucniiijrcn  gcficuülier  der  Insheripen  Annenbehandluiu! 
honortieten. 

Das  Aniirnwi.'si'u  wird  iiriiiziijicU  als  eine  öffentliche  An- 
{it'leyenheit  auerkauiit.  Es  s<ill  von  den  einzelnen  Kirchspielen 
durch  die  Ocersoix  verwaltet  wei-deu,  welche  von  den  Friedens- 
richtern ernannt  un<l  stündi^  beaufsichti<rt  werden.  Die  ArniNi- 
last  wird  durch  Steuern  aufeebraclit  In  erster  Linie  bleibea 
jedoch  dif>  nitchsten  Vt^rwandteu  zur  UnterstQtzunp  veri»Hirlitet, 
und  fttr  den  Fall  einer  L'eberbilrdun^  eiues  einzelnen  Kirchsinels, 
wird  eine  Ausgleirbun^  mit  den  tjenachbarten  Kiivhspielen  zu- 
pelaKäen.  Hie  zu  unfei-stiltzeudeu  IVi-soneii  werden  in  dwi 
Klassen  ^etheilt:  Kinder,  Arbeitsfilhitie  und  Arbeitsunföhiüe. 
Hie  Art  der  Unterstntzuiig  bestellt  liei  den  Kindern  vor  Allem 
in  der  Unt''rbrinnun(r  als  Lehrlinge  bis  zum  21,  bezw.  24,  Lelieiis- 
jahre,  hei  den  .\rl)eitsfilhif:en  in  Versehaffunp  von  Arbeit,  wofor 
VoiTüthe  anzuschaffen  siud  —  im  Falle  der  Verweigerung  iter 
ArlK'it  soll  Strafe  eintn-ten  — ,  hei  den  Arbeitsunfilhiiren  endlich 
iu  Unterstützunt;  mit  Znlassunp  der  Uuterbnn^'ung  in  Ahm- 
hj'uL'^'rn. 

l'eberall  knOpft  das  Gesetz  an  scbon  bestehende 
Kinrichtuufien  an,  und  doch  ist  der  (lesamnit- 
char akter  desselben  von  der  früheren  Geseti- 
g  e  b  u  n  R  a  b  s  0 1  u  t  V  e  r  sc  h  i  e  d  e  n.  In  all  den  bisher  erwÄhnteii 
Gesetzen  nahmen  die  Strafhestimnuinfien  gegen  die  Bettler  nid« 
nur  riinndich  die  erste  Stelle  ein .  sondern  auch  inhaltlich  pri- 
valirte  der  polizeiliche  Charakter:  der  Staat  hatte  zunächst  Jet 
Schutz  des  Gemeinwesens  vor  den  Gefahren,  welche  dieBetU«^ 
schaaren  mit  sich  hmchten,  vor  Augen  und  nur.  weil  dahei  (Kfn 
die  Arlieitsunfilhigeu  nicht  mit  Straf  hestinimungen  vorgefängoi 
werden  kann,  war  er  genötliigt,  filr  diese  Klasse  in  irgend  einet  ; 
anderen  Weise  Rni^e  zu  tnigen.  In  dem  Aniienges(4ze  der  i 
Fnizn1>eth  sucht  man  vergehlicli  nach  Sti-afliostinimungen  ge^ 
die  Hottler').   Ja.  auch  die  Anordnungen  für  die  IJnterBtÜtzniifn 


Kritik  halten:  Tlie  irirdiim  of  the  nct  in  alniofl  an  rtmartahlr  firiM 
in  oiuilli-d  itf  for  «-hat  is  pi-fucribcd.  Nitht  nur  die  barbaiiM^  Sftrf 
bestiiiiimiiigen  eeeeu  Bettler,  itn  welrlie  man  aus  den  friihenn  liWtM 
gcn'iilint  war.  lelilen;  <v  rst  Hitcli  unberühil  ^blieben  daqeuige  OeM 
welches  in  der  späteren  Kutnivklunc  des  ennIiBchen  Annenw«*«!^ 
Keim  fitT  Bo  viel  Unheil  nbgnb:  die  Materie  der  Ortmnfrebarifckeit  Bt 
Kart  II.,  einem  Mhwnchen  miU  unfähigen  Regenten,  blieb  et  «irtwfciM 
diese  Materie  mit  der  eii[;li8chca  Armen- Gesetzgebung  zu  rerlnMln  m 
in  einer  Weise  zu  gestalten,  welche  allen  Vorzügen  de»  GtMhaif 
Klizabeth  das  Licht  ffir  ihre  geddhliche  Fntwieklong  nahm. 
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Arbeiteuniähigeti  treten  in  auffiilliper  Weise  zurück  hinter 
Vorschriften  über  die  Behandlung  der  Kinder  und  der 
<'itsföhitren.  Er  ist  der  starke,  sich  seiner  zivili- 
orischeu  Aufgaben  vollbewusste  Staat,  der  uns 
ilieseni  Gesetze  entgepeutritt.  nicht  der  blosse 
lizeistaat  einer  vergangenen  Periode.  Die  Für- 
•e.  für  die  Arlieitsunfähigen  kann  nidit  unii  wird  nicht  ausser 
t  gelassen ;  aber  als  erste  Aufgabe  erscheint  dem  Gesetzgeber 

Fürsorge  für  die  heranwachsende  Generation  und  die 
iieifUhning  einer  Ausnutzung  der  vorhandenen  Arbeitskräfte, 

sie  aus  materiellen  und  ethischen  Rücksichten  geboten  ist. 

erster  Stelle   erwähnt   das  Gesetz  als  Pflicht  der  Oversetrs, 

Annen  Kinder  uhose  parmh  skall  not  be  thotight  able  lo 
(j  and  maintain  iheir  childrm,  in  die  Lehre  zu  geben,  wo 
«Iben  bleiben  sollen,  bis  sie  selbständig  sind.  An  zweiter 
lle  trifft  es  eingehende  Vorkehrungen,  wie  die  arbeitsfähigen 
uen  zu  l)ehandeln  sind :  es  ist  dafür  zu  sorgen,  dass  dieselben 
fit  finden,  und  erst,  wenn  sie  dann  das  Arbeiten  verweigern, 

Strafe  eintreten.  Die  Fürsonie  für  die  Arbeitsunfähigen 
i  in  dem  Gesetze  gar  nicht  mit  ausdrücklichen  Worten  an- 
■hlen,  sondern  nur  nebenbei  bemerkt,  dass  die  für  andere 
>cke  angeordnete  Steuer  auch  einen  Beitrag  umfassen  soll, 
rher  zur  Unterstützung  der  Arbeitsunfähigen  genügt.  Darüber, 

diese  Unterstützung  geschehen  soll,  wird  in  de»i  Gesetze 
le  Vorschrift  gegeben.  Die  Errichtung  der  Amienhäuser 
I  nur  zugelassen. 

So  ist  der  Charakter  des  Ännenwesens  durch  das  Gesetz 

Elizabeth  in  erheblicher  Weise  geändert.  Aber  diese  Ver- 
cning  ist  vorgenomnien  in  ständiger  Anknüpfiing  an  schon 
j'hende  Einrichtungen.  Der  Träger  der  Armenpflicht  ist 
*lbe  geblieben:  das  Kirchspiel.  Das  Hauptorgaii  für  die 
waltung  des  Armenwesens  sind  die  schon  aus  der  früheren 
^'tzgeliung  bekannten  Overseers;  und  die  Erhebung  einer 
iienrteuer  ist  vorbereitet  gewesen  durch  eine  langsam  vor- 
pude  Entwicklung,  welche  dem  Almosen  allmählich  einen 
i^rähnlichen  Charakter  verlieh ,  ja  durch  die  den  Friedens- 
itern  in  dem  Gesetze  von  1572  gf^ebene  Befugniss  die  alms 
'nllich  schon  in  rales  umwandelte').  In  dieser  allmählichen 
Wicklung,  in  dieser  dem  Auge  mancher  kaum  sichtbaren 
*Ddenii^  bestehender  Einrichtungen,  in  dieser  Benützung 
T  bekannter  Institutionen,  um  darauf  als  Stamm  neue  Ideen 
lupftopfen,  giebt  sich  jener  echt  konservative  Zug  der  eng- 
ben  Gesetzgebung  kund ,  welcher  derselben  für  jeden  mit 
as  historischeni  Sinn  Beanlagten  einen  so  ungemeinen  Beiz 
laU 

'I  Eine  bemericeDiwertbe  Kemintszenz  an  den  früheren  kirchlichen 
mkia  dta  Annenweeens  liegt  in  der  NennQDK  des  Geistlichen  an 
ff  Stelle  anter  den  f!>tencrpflichtigen. 
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Die  in  dem  Annei^esetze  der  Elizabeth  niedergelegten 
rrinzipim  vennochteii  sich  nur  langsam  in  der  lYasis  Geltung 
zu  vcrscliaffon.  Die  Handhabung  der  besteheoden  Gesetze  war 
in  der  <lanialigeti  Zeit  noch  vielfach  eine  iiiangelhaft« :  Klagra. 
dass  die  Aniieusteueni  nicht  regelmässig  eingehen .  dass  für 
Material  zur  BeschitftiguHg  der  Aibeitstäbigen  nur  in  unjrenöfjender 
Weise  gesorgt  sei ,  l>egegnen  uns  rielfaeh  in  den  Schriften  Her 
damaligen  Zeit*).  Die Gesetügehuiig  grilT.  von  einer  Bestimnnuif! 
aus  dem  Jahre  1610  (7  Jaiiios  I.  c.  4)  abgesehen,  wonach  dif 
Errichtung  von  Korrektioushäusern  iii  allen  Grafschaften  an- 
4;Ponluet  wurde,  in  den  auf  das  Gesetz  der  Elizabeth  folgendes 
zwei  Menschenalterii  in  keinerlei  Weine  ein. 

Erst  das  Jahr  lö62  bringt  eine  erhebliche  Yerändenni^ 
In  diesem  Jahn'  ei-gebt  der  bekannte  i9e/f^e»jeflf-^c/ (13  and 
14  Car.  11.  c.  l'^),  ein  Akt,  dem  man  nicht,  wie  dem  Gesetze 
der  Elizalioth,  das  Beiwort  beriUiiiit,  sondern  eher  das  berüchtigt 
beilogen  kann.  Tritt  uns  in  dem  Gesetze  der  Elizabeth  dit 
starke  aufgeklärte  Köuigthum  entgegen,  welches  mit  kräftipi 
Hand  die  Interessen  des  Gemeinwohls  verfolgt,  so  ist  das  Gewtz 
Karls  II.  ein  Bild  aus  jener  traurigen,  von  Parteileideuschaften 
zenissenen,  von  sellwtsüelitigen  Ansichten  beherrschten  Zeit,  wo 
ein  sfliwjicliliclior  und  mnmlisch  verilchtlicher  Monarch,  der 
seilet  inniier  nur  sein  eigenes  Interesse  im  Auge  hatte ,  gar  is 
leicht  bereit  war,  enghemgen,  auf  persönliche  Vortlieile  ge- 
richteten Wünschen  einzelner  Klassen  und  Parteien  das  Wohl 
der  Gesanuntbeit,  das  ötTentliche  Wohl  zum  Opfer  zu  bringea 

Es  ist  eine  unbestrittene  und  unbestreitbare  Thatsaehe.  dja 
dieses  wichtige  und  folgenschwere  Gesetz  auf  Betrieb  von  ki- 
geordneten  Londons  und  von  einigen  reichen  Grundherren.  welÄ 
eine  Erleichterung  der  Annenlast  für  sich  erstrebten,  iu  höclct 
formloser  Weise  duirli  alle  Starlieu  der  Gesetzgebung  hinduni 
getrieben  wurde,  ohne  dass  dem  l'ariamente  oder  der  öiTentlirba 
Meinung  Zeit  ftlr  eine  Diskussion  gelassen  ward. 

Ks  erscheint  auch  nicht  richtig,  als  Rechtfertigui^  fllr  dB 
Gesetz  anzuführen ,  dass  dasselbe ,  wenn  man  auch  die  spead 
getroffenen  Bostininmngi'n  tadeln  möge,  an  sich  nur  eine  noÄ- 
wendige  F>gilnzung  des  Gesetzes  der  Eliza1)eth  sei,  indem  et 
bezüglich  der  im  letzteren  Gesetze  generell  auEgesprocheui 
Pflicht  zur  llnterstiHÄung  den  Kreis  der  I'ersonen,  auf  vekk 
sich    die  llnterstötznug  des  einzelnen  Kirchspiels  zu  erstrechn 

■)  Ven;l.  über  diese  ^cliriftcn  tot  allem  d&s  «urührliche  Wok  roi 
Eden:  The  State  of  the  Poor,  3  Bände,  London  179a  DaoelMD  ito 
auch  Paalileys  Vavperhm  and  Poor-Lmcf.  London  IS-)2,  wekber  ta- 
zUglich  der  Handliabung  des  Gesetzea  der  Elizabeth  in  dan  17.  ■! 
18.  Jahrhundert  viel  Materal  gibt.  iFährend  für  ipätere  Zeit  K]'eb«lli 
History  of  Ike  J?».'//i>/i  Poor-Lnir  eine  reichere  Aosbeute  gewibl 
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habe,  durch  Rcgelunp  des  Annen  -  Heiiiiathsrcchtps  abgrenze'). 
Es  ist  zwar  unbedingt  riclitifr,  dass  das  Gesetz  es  in  seioen 
FJnleitunpsworten  als  seineu  Zweck  hinstellt,  duirh  Repelung 
fies  Heiniathsi-echtes  und  Gestattung  der  ZuiUckweisunj:  von 
Annen  die  für  erforderlich  pehalkuen  \'orkt'hn]ngen  zu  tieften. 
dunit  nicht  einzelne  Gemeinden  ihurh  Zusti-önien  von  Annen 
io  uuserechtfertigter  Weise  {letrofTeu  werden.  Allein  dieser  Ge- 
sicht.<:punkt  ist  eben  charakteristisch  fUr  die  Zeit,  in  welcher 
das  Gesetz  erlassen  ward,  wo  die  Einzelnen  und  wo  insbesondere 
die  in  dem  Kirchspiele  hen-schenden  Gnindbesitzer  nur  an  Er- 
leichterung der  sie  s|)eziell  ti-efTonden  Lasten  dachten  und  sich 
venig  um  die  Wirkung  kUunnerten,  welche  (i^.'rart^^'e  Maassregeln 
•nf  das  Gemeinwohl,  auf  die  gesainnite  Entwickelnng  des  Landes 
■msQben  mochten.  Es  ist  ebenso  selhstverstilndlicl) ,  dass  das 
Gesetz  Karls  IL  die  angefillnle  Auffafsung  heiTorhebt,  wie  es 
andererseits  charakteristisch  ist  iür  den  Geist,  in  welchem  das 
Gesetz  der  Elizabeth  ergangen  ist.  dass  das  letztei-e  die  Frage 
to  Heiu)atl)Sn>chts  gar  nicht  benttirt  und  so  ganz  al>strakt  die 
Pflicht  der  Gemeinde  zur  Unterstützung  der  in  ihren  Grenzen 
Tntaandenen  Annen  aus6]iriclit. 

Das  im  Interesse  des  Gemeinwohls,  nicht  vom  Standiiunkt 
dn  Grossgrundbesitzers  oder  des  i-eichen  Stadtbüiirers  aus  er- 
Imene  Gesetz  der  Elizabeth  beabsichtigte,  wie  schon  henor- 
:  gAoben  wurde,  die  Besserung  der  Verhiiltnisse  der  Annen 
lORUgsweise  durch  ei-zieherische  Fttj-sorge  fllr  die  neue  Gene- 
ntioa  und  durch  Ausnutzung  der  vorhandenen  Arbeitski-aft. 
Ton  dieser  Auffassung  aus  konnte  an  eine  B(vi"eiizuHg  der 
innenlast  durch  It^nilirung  des  Anuen-IIeiniatlts-  und  Nieder- 
Inungsrechtes  mit  den  nothweudigen  Konsi'queuzen  eines  — 
TOI  anderen  humanen  und  ethischen  Gesichtspunkten  hier  ab- 
KRhen  —  jedenfells  volkswirthsclinftlich  verweiflichen  Hin-  und 
Enwhieliens  der  Annen  nicht  gedacht  ijerden.  Das  Fehlen 
derartiger  Bestimmungen  in  dem  Geseti^e  iler  P^lizabeth  ist  n. 
«.  M.  nicht  auf  einpn  gesetzgelwrischcn  Mangel,  auf  eine  Hüchtig- 
leit  in  dem  Gesetze  zurückzuführen,  sondern  ist  ein  voll  be- 
■Wchtigtes.  Es  trifft  auch  hier  der  schon  zitirte  Aussiiruch 
Howle's  zu:  The  wisdom  of  the  ad  is  almosi  as  remarkable  for 
linU  i»  omitted  as  for  what  is  prescribed.  Enghei7.ige  Aentretlich- 
hit  wegen  einer  möglicherweise  einti-etenden  schwereren  Be- 
lutnng  einzelner  Kirchspiele  fand  unter  dem  starken  Künigthnme 
fcr  Elizabeth  keinen  Platz.  Für  den  Fall  wirklicher  Tleber- 
bftrdung  war  ausserdem   durch  die  Auordinmg  der  rate  in  aid 


')  Vergl.  in  dieser  Hiclitunf;  gegeuUber  den  Anaichteu  Bpeziell  von 
dniBcWi  Schriftelelleni,  wie  Kries:  IHe  englisclic  Armenpflege,  Berlin 
18QS,  S.  98  and  Ratsincer:  Geschichte  der  kirclilichen  Armenpflege, 
1898.  5.  3S9fi..  die  AusAhrungeii  von  EnglÄDdem,  insbesondere  von 
MlehollB  ft.B.0.  8.295  und  GeorgeCoode:  Beimrl  Io  Ihe  J'mr-lMH- 
Atenf  mt  Ott  Imr  of  getütmmt  and  rtmor^il,  London  18-51. 
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Vorsorge  (Tctioffen,  tls  ist  Hbripens  dabei  noch  daran  zu  w- 
inuprii.  dass  hczüplich  der  Vagahiindcn  speziolle  Gesetze  bestanden, 
wclclie  einen  Rncktransport  nach  dem  tieburts-  bezw.  letzten 
'Wolinfirt*'  ziiliosse» ' ), 

Gehen  wir  nunmehr  auf  (his  Gesetz  Kiuls  II,  naher  ein. 
In  den  einleitenden  Worten  heisst  es  unter  anderem: 

„In  Erwii^ng,  dass  die  Bedürfnisse,  die  Zahl  und  die  he- 
stilnilige  Zunahme  der  Armen  nicht  nur  in  den  Städten  vou 
Londun  und  Westniinster  und  ihren  Umgebungen,  sondern  im 
ganzen  Königthum  sehr  gross  sind  und  ausserordentliche  Lasten 
verursachen,  was  henllhrt  von  einigen  Mttn>!elu  der  Gesetz- 
gebung in  lioüug  auf  die  Niederlassung  der  Annen  uml  von 
dem  Mangel  an  gehörigen  Vm-scliriftcn  Über  <iie  Anordnung  der 
TJntoi-Ntüt/ung  und  Bescbilftigung  in  denjenigen  Kin'hspifleu  und 
Platzen,  wo  sich  dieselhen  ge.'-etzniilssigenveise  niedergelassen 
haben  (legalhj  settM),'^  — 

„in  Erwägung,  dass  in  Folge  einiger  Mängel  der  Gesetze 
arme  Leute  nicht  voihindeit  sind,  aus  einem  Kirchspiele  in  das 
andere  zu  gehen,  uuil  daher  streben,  sich  in  solchen  Kirch- 
spielen  niccierzulnssen,  wo  der  grösste  Reichthuni  und  die  aus- 
gedehntesten Geiiieindelälndercien  sind .  um  darauf  Hiluser  la 
erachten,  und  die  meisten  Wfllder  zum  Verbrennen  und  Zer- 
stören," — 

„so  soll"  —  mid  nun  folgt  die  neue  gesetzliche  Be- 
stimmung—  „es  gesetzlich  erlaubt  sein,  für  je  zwei  Friedens- 
richter der  diviition.  wo  eine  Person,  welche  nmthmaasslich  der 
Armenpflege  zur  Last  fallen  kann  ^/(ie?y  to  he  chargeahl^, 
hinkommt,  auf  Klage  der  Kirchenvorsteher  oder  Overseers  hm, 
innerhalb  vierzig  Tagen,  nachdem  eine  solche  Person  gekomnea 
ist,  sich  festzusetzen  in  einem  Itesilzthmn  unter  dein  Wertbe 
von  10  Pfund  jahrlich,  dieselbe  durch  einen  Befehl  (Warrant 
of  U et» oral)  zurückzusenden  nach  dein  Kirchspiele,  in  wel- 
chem sie  zuletzt  ei*>  gesetzliche  Nied  erlassunp  hatte 
(legnUy  seltJed/, 

a)  durch  (jeburt, 

b)  duifh  eigene  AVirthschaft, 

c)  duR'h    Aufenthalts- ,    Lehrlings-    oder    Dienstveriiältiii» 
während  eines  Zeitraumes  von  mindestens  40  Tagen."  — 

Ausgenonnnen  von  dieser  Afaassregel  sollen  diejenigen  seiii, 
welche  mich  dem  Kmiesson  der  Friedensrichter  im  Staude  and, 
für  die  Schadloslialtung  dos  Kirchspiels  genügende  BQr;!srIiift 
zu  bestellen.  In  s.  3  wird  sodann,  um  das  Aufsuchen  von  B^ 
schäftigiing  in  anderen  Kirchspielen,  namentlich  zur  Erntezeit, 
zu  erleichtern,  bestimmt,  dass  den  Arbeitern  von  ihrem  Heimitb- 
orte  Heimatlisatteste  ausgestellt  werden  können,  in  F6^  dew 
sie  an  dem  Orte,    nach  welchem  sie  sich  zur  zeitwelseo  Arbeit 

■)  12  Bich.  ir.  c.  7  u.  8;  19  Hency  VII,  c  12;  1  Edw.  VL  e.  3. 
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be^febeu,  durrli  eiucu  ^'i(>i7if:tägie(<ii  Aufenthalt  keine  ElciiimÜis- 
rechte  eraerbeB.  ^ieliiiohr  im  Fiillo  der  Veritniiim};  inirück- 
tresendet  werden  kiimien. 

Ueberblifken  wir  riiose  Itostiinimiii^en.  so  kann  («'sonders 
nach  den  aii^flltirtcu  piiileitciifion  AYin-tcii  kein  Zweifel  dailU»cr 
seiu.  dass  diis  (ieset/  iiiiht  erlassen  ist  im  Interesse 
»!er  Fttrsorfie  für  die  Annen,  wenn  auch  die  T'eliei'selirift 
des  Aktes   luutet  nn  Arl  for   the.  h'üer  ri'lief  of  ihr  Poor  of 
fhis  Khu/dom,  sondern  im  Interesse  der  reichen  Ort- 
srfaaften.  von  denen  die  Armen  ferne  t:ehiilten  wer- 
den sollen.     Sehr  Iie/eichnend  sind  dabei  die  Worte  der  Ein- 
leitunt;:  ..nicht  mir  in  London  und  Westniiiister,  sundern  auch 
ini  ^an/eii  Köni^hunie."  —  Man  liat  nicht  den  Kidl  im  Aii^'e, 
dass  eiii/elne  Kiivhspiele  so  mit  Annen  lli)ei-fiillt  werden  kiinnteu, 
dass  die  Mittel   zur  Untei-stützuuf:  nnziireichcnd   sein   wttrden, 
sondern  lediglii-li  die  liefllrchtnnf; .  dass  die  Annen  sicli  nach 
den  n'ichen  Orten  wenden,  um  dort  an  dem  all^'enleinen  Heicli- 
Qniine  theil  zu  netinien.    Der  engherzige,  kleinlit-h  ivai-tionäre 
Charakter  des  ^nzen  tieset^t's  tritt  in  diesen  einleitenden  lie- 
grOndun^swuiteu  so  recht  scharf  her\'or.    Ks  ist  (ierselbe  (Innnl- 
ng,  aus  welchem  die  in  jener  Zeit  hänfifien  Verbote  der  KiTJchtnns 
nener  Häuser  henorfr^aufren  sind.    Kleinliclie  SchutzinnssreKi-ln 
nun  Besten  der  im  Besitze  hetindlichen  Klassen  ohne  alle  IlUck- 
Sfbt  auf  das  Gemeinwesen,  auf  die  Eiitwickolur^  des  Stiiates^). 
Der   tleissi^re,   strebsame  Arbeiter,   welcher   vorwiirti«  kom- 
men will,  wird  aehindert.  sicli  nach  fii'ier  W;ihl  den  Ort  sei- 
ner Beschüfti^rum;  zu  suchen,   w»  er  dieseliie  ;un  besten  und 
aorl)  für  das  Geineinw<dil  am  fru<-litbrin^endsten  ausl)lH>n  kann. 
In  dem  Lande,   welches  im    nll^'eineinen  so  hohen 
Werth  auf  iiersönliche  Freiheit  le.nt,  wird  der  Ar- 
beiter   an    dem    Orte    seiner   N i e d e r  1  a s s ii n jj ,   d.   h. 
re»elmitssi^  seinem  Geburtsorte,  confinirt.     Denn, 
I       dl  schon    durch   vierzi^a^i^en    AufeiitliaJt    lleimatbsrecht   er- 
worben wird,  wahrem!  der  40  Tay;e  aber  jeiler,  v(m  dem  es 
nur  wahi'scheinlirh   ist,  dass  er  der  (ietneiiide  zur  Lust  fallen 
iStmte,  ausweisbar  ist,  war  es  giinz  nätur^emilss.  dass  die  (ie- 
Wrinde   durch    stn'njre    Anwendunji    dieser   willkürliclien    Aus- 
^risunjrebefupniss  jeden  Znzun  zu  verhindern  suchte,  damit  nur 
Steine  Erhühunf:  der  Arinenlast  fllr  si(.i  entstellen  kiinntt>.    Der 
-Ausdruck  des  Gesetzes,   wonach   giU)2  all^remein  die  Besoi^iss 

■)  In  dieser  Richtung  igt  noch  eino  ändert!  BeBtimmung  io  dvm  Gc- 
••^8  Kftrls  II.  lu  erwähnen;  s.  21  gustattet,  dosa  Kircbspiele.  welche 
■Jp«  mehreren  Ortschaften  (touiixliip!'  ur  lilliiiii:*)  bcateheu,  auf  der  Basia 
*IWHr  kleioeren  Besirke  sieb  aU  gesonderle  Ansenvcrbändc  konatiluiren 
*>i*d  HDe  gesonderte  Armenpflege  fuhren.  Auch  von  dicaer,  dem  eng- 
eeoistiscben  Wunscne  reicher  Grundbesitzer  nachgelieuden  Maasa- 
iranrichlich  Gebrauch  ^macht.  Uie  Zahl  der  ürtsarmenvcrtüDde 
l  bald  diejenige  der  Kirchspiele  um  mehrere  tausend. 

ruwta^n  (SS)  V.  4,  -  AKbrtll.  3 
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einer  kllnftigen  Verarmung  die  Ausweisimg  rechtfertigt,  ist  so 
tinbestiinnit  gehalten,  dass  d&nmter  jeder  b^riffen  Verden 
konnte  und  auch  in  der  Praxis  thatsäcblirh  begriffen  wurde, 
der  für  seine  Existenz,  fllr  seinen  Lebensunterhalt  allein  anf 
seine  Arbeitskraft  iingewiesen  ist.  Der  Arbeiter,  der  Unvennfr- 
gende  ist  so  an  die  Scholle  gebunden'). 

Und  die  Zahl  der  Annen,  deren  stAudige  Zunahme 
des  Gesetz  in  seinen  einleitenden  Worten  einem  Mangel  der 
bisherigen  Gesetzgebung  zugeschrieben  hatt^,  ward  durrb 
nichts  mehr  vergrossert,  als  gerade  dureh  das  Ge- 
setz selbst,  das  dem  vorhanden  geglaubten  Mangel 
abzuhelfen  ji  r  it  t  e  n  d  i  rt  e.  Dadurch  dass  den  Arheiten. 
wenn  nicht  aberhaupt  die  Möglichkeit,  so  doch  jedenfalls  die 
Neigung  genoninieu  war,  ausserhaDi  ihres  Kirchspieles  BeschäF- 
tiguDg  zu  suchen,  blieben  viele  Arbeitsfilliige  dort,  wo  nuji 
ihrer  Arbeit  gar  nicht  bedurfte,  oder  dieselbe  wenigstens  in  deo 
engen  Grenzen  des  Kirchspiels  nicht  gehörig  verwerthen  konnte, 
und  vermehrten  so  die  Zahl  der  UnterstatzungsbedUrftigen. 
Dies  wird  nusdrttcklich  in  der  Einleitung  zu  einem  Akte  vom 
Jahre  1696  97  (8  iind  9  Will.  lU.  c.  30)  anerkannt'),  wo  mit 
klaren  Worten  gesagt  wird,  dass  viele  Personen  der  Ammfl 
anlu'imfallen  aus  Mangel  an  Ar1>cit  in  ihrem  Heimuthsorte,  vlk- 
rend  sie  an  anderen  Plätzen ,  wo  genttgeude  Beschäftigung  zu 
Anden  ist,  sich  und  ihre  Familie  selbst  erhalten  könnten,  iast 
aber  diese  Personen  an  ihrem  Heiinathsorte  conhnirt  seien  uod 
verhindert,  anderswo  zu  leben,  obgleich  ihre  Arbeit  an  andeno 
Plätzen  gehraucht  wllrde,  wo  die  Zunahme  der  Fabriken  mdr 
Ililnde  bescliäftigen  könnte. 

Eine  Zunahme  der  Armenkosten")  wunie  aber  oii^ 
nur  bemrkt  dun-h  die  so  henoi^remfene  VennehniuK  der  Ai- 
nmth,  sondern  dadurch,  dass  eine  grosse  Menge  unfhichtlaw 

')  Mit  Kecht  safft  Powle  a.  a.  O.  S.  63:  B.v  rt"  Aef  il  um  v» 
tnilh  he  miü.  Ihnt  liu:  iron  of  »tavci-y  nitcTfd  intö  Ihe  «ow/  of  Ihr  ßwK* 
Inbourer   aml  mailr  hiiii  ding  to  hin  parinh  an  a  ghiiHma.-ed  mhr  k 


')  Manjf  ])enioMi  chargcnhU  to  the  jiarish ,  loicnsliip  or  pjti«,  «hrr 
äieg  lirr,  mrreltf  ['or  «mit  of  trork  »imM  m  <my  ather  pla«,  trhm  iw/JicMf 
faipkiynttnl  in  In  he  had,  Mainfni»  themnelivii  and  /'amilicn  in'UoMf  *fMf 
burthenfome  to  nny  narifh,  toutuihip  or  platt ,  bvt  wrf  bring  cri^  lo  fii 
xucb  »rcurity  it*  ttul  or  mau  be  expretra  and  required  hjhw  tkfir  cmM 
to  MtÜe  thoHiirhr:!  in  any  other  place,  tlu^/  are  f'or  Ihr  «toxi  pari  eo>fm 
to  lirr  in  Ihelr  oirti  pnrishes,  toimiihqie  or  placen.  atid  nol  jHTmilbili 
inhahil  i^xnchere,  Ihough  fhfir  Jahonr  in  tranled  in  mony  oArr  pAvK 
tihere  the  incivrf  of  tnanafntlurr^  mruld  einploy  more  handn. 

")  Oeorge  Coode  in  der  citirtcn  Schrift  giebt  die  Kottendv 
Armeiiiiflecc  im  Jahre  16-^0  auf  188  811  V,  dagCKeii  im  Jabra  M 
auf  '<1!)000  £  an  und  betont  dabei  nusdrücklich,    da«  für  die  wiASit 


I  geringem  Masse  zur  AusfUbrnng  gebracht  wurde, „.. 

behf)rdeii  in  div  Anwendung  des  Geaeties  Karls  U.  imgetie 
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Ausgaben  veranlasst  wurdeu  diirrli  die  erforderlich  werdenden 
Kadttransporte  von  Nicht-Heimathsberechtifiten  und  ferner  durch 
die  überaus  zahlreicheu  Streitifrkeiteu  und  Kontroversen,  welche 
Über  das  HeiinathsrecM  entstanden. 

Diese  Kontroversen  fuhren  eine  Reihe  »euer  jresetz- 
p»'herisclier  Akte  Ober  die  Heimathstfi-setzpeliung 
herbei. 

Bereits  HiSÖ  sieht  nmn  sich  zu  einer  lK>khirati(m  des 
Gesetzes  Karls  IL  jn'nfttliist.  Da,  wie  der  betreffende  Akt 
1  James  II.  c.  17  s.  3  einleitend  besagt,  häuüf:  arme  Iieute  bei 
ihrem  Konunen  in  ein  Kirchsiiicl  sich  fai-  die  ei-sto  Zeit  ilires 
Aufenthaltes  vei^twkt  halten,  um  niiuilidi  eist  die  4<J  Tajte 
veretrrichen  zu  lassen,  innerhalb  deren  sie  ausfrewiesen  werden 
könneD,  so  sollen  die  40  Tage  Aufenthalt,  dun-h  welche  man 
Heimuthsra'ht  erwirbt  —  nbjfesehen  von  den  Fallen,  wo  die 
Abgeht  der  Niederlassung  als  notorisch  anzusi'hen  ist ,  wie  bei 
I*hriinK8schaft  oder  (üujiHiriju-ni  Dienstvertrage  ~  en«t  von  der 
Anmeldung  hei  den  Kirchspielsbeamten  an  frerecbuet  werden. 

Im  Jahre  1691    erfolgt  eine  weitere  Deklamtion,  indem 
der  Akt  3  Will,  and  Mar>'  s.  11  Itestimnit,  dass  aui^h  der  Oe- 
neiude  Mittheilung  von  der  beabsirlitigten  Niederlassung  ge- 
muht werden  muss,  und  dass  diese  Mittheilung  in  der  Kin'lie 
veriesen  werden  soll,  wo  Jedeniiaun  dann  seine  Einwendungen 
;  s^n  den  Eindringling  vorbringen  kann.    Hurcli  dassellie  (iesetz 
'  werden  neue  Titel  für  das  Niederlassungsreeht  eingeführt,  s«: 
f  Zihlung  der  i'tffentlirhen  Steuern  für  1  Jahr  und  rel>ernahine 
enes  ölTentlirhen  Amtes  in  dem  Kirchspiele. 

Die  Gerichte  folgerten  weiter  a»is  der,  dem  setOemeni  \m- 
grlegten  Natur  eines  Statusrechtes  ein  derivatives  Niederlassungs- 
leAt  von  den  Eltern  auf  die  Kinder,  von  dem  P^heniann  auf 
die  Ehefrau.  Die  verschiedenen  Titel  des  Xiederlassungsrei-hts 
mirden  dann  dureh  K)>iltere  flesetze  und  zahln-iche  (lerichts- 
catsrheidungen  näher  detiniit  und  restriiigirt. 

Im  Jahre  1696  07  wird  durch  den  Akt  8  and  9  Will.  III. 
c  30  bestimmt,  dase  unverheirathctc  I'ersonen  nur  duri'h  ein- 
jliiripen  Dienstvertrag  und  nur  dium  HeiniathsnH-ht  eiwerben, 
■Wbb  der  Dienst  wirklich  ein  Jahr  gedauert  hat.  Da.'iadbe  Gesetz 
«neitert  resp.  deklarirt  das  in  dem  Gesetze  Karls  II.  voi^iesehene 
Sptem  der  Heimathsscheine  dahin,  dass  Personen  mit  Heimaths- 
•oeiDeD  —  welche  fortab  von  denKirchspielslK-auiten  ausziustellcn 
Ud  von  zwei  Friedensrichtern  zu  beglaubigen  sin<l  —  aus  einem 
Krchspele,  in  welches  sie  sich  zur  zeitweLsen  Arlx-it  begeben,  nur 
dun  ausgewiesen  werden  können,  wenn  sie  wirklich  und  nicht 
mm  sie  nur  wahi'scheinlich  dem  letzteren  zur  Last  fallen,  da- 
gBgen  aber  auch  in  dem  neuen  Kirchspiele  nur  durch  Atlethen  einer 
wtduiuDg:  von  10  £  jährlicher  Rente  oder  durch  Ausübung  eim>s 
Knlwpiäamtes  fUr  1  Jahr,  nicht  dureh  die  sonstigen  Titel 
erwerben  können.    Lehrlinge  und  Dienstleute  von 


20  V.  4. 

Personen  mit  Heiiuathsscheinen  (certificate  men)  sollen  naeti 
siiilton-n  liesetzen  (9  Will.  III.  s.  11  und  12  Anne  s.  18} 
Uberliau|)t  kein  ueui>s  lleiiiiathsrecht  erwerben  kunuen. 

(iesetzf^cbun^  und  Judikatur  ergehen  sieh  so 
unausgesetzt  in  fortwährenden  Künsteleien  um  d&s 
NicderlasHunfisrecht. 

Hiü  Thättf-'kint  der  Anneülieaiiiten  ist  weit  weniger  auf  dne 
piite  und  rationelle  Fürsoi^re  für  die  Annen  gerichtet ,  als  auf 
die  Ausnutzung  allfT  gesetzlich  zulässigen  Maassregelu,  um  die 
Niederlassung  neuei'  Arbeiter  zu  verliiudeni  und  der  EnL^tehuiu: 
von  Verhältnissen  vorzubeugen,  durch  welche  die  Gemeinde  ver- 
pflichtcl  werden  küunte,  den  Arl>eiter  iiii  Falle  seiner  I'ürftip- 
keit  unterstützen  zu  müssen.  Alle  Knerpie  und  aller  Scharfsinn 
ist  dahin  gerichtet,  so  wenig  Leute  wie  möglich  zuzulassen,  so 
viel  1^'iite  wie  möglich  auszuweisen:  Man  sucht  für  die  armen 
Kuabeu  nicht  die  tüchtigsten  Meister,  bei  denen  dieselben  zu 
guten  Handwerkeru  ausgebildet  werden  können ,  »indem  ohne 
Rücksicht  auf  Tüchtigkeit  Meister,  welche  in  anderen  Kirclispielai 
wohuen,  weil  der  Lelirling  in  dem  Orte,  wo  er  seine  Lehriahre  m- 
geliracht  hat,  Heimathsn'cht«  erwirbt.  Man  warnt  vor  dem  Ab- 
schlüsse von  einjährigen  Dienstvertragen,  welche  bis  dahin  die  Btfä 
wart>n,  damit  nicht  nachcineni  Jahre  Heiniathsrechte  entstehen'). 

Und  diese  durch  das  (.icsetz  Karls  II.  mit  dem  AmieDKesn 
verknüpfte  Heimathsgesetzgeimng  blieb,  von  den  erwähnteo,  aar 
I>etail{)unkt<>  lietix'ffenden  Aenrleiiingeu  abgesehen,  unverändett 
bis  zum  Jahre  1705  bestehen.  Die  nachtheiligen  Folgen,  wekhe 
dieses  System  auf  die  unbeuüttelte,  auf  ihrer  Hände  Arbeit  sii- 
gewieseno  Klasse  misUhte,  der  naditheilige  Einfluss,  welchen  es 
der  Tendenz  der  Aniienverwaltung  sell>st  gab,  paialvhittc  die 
guten  Wirkungen,  welche  man  von  einer  strikten  Au^hniiifi 
des  (Jesetzes  der  Eliz.  und  der  in  demselben  nicderpelepten 
Grundsätze  zu  erwarten  l)ereflitigt  war. 


Im  ütirigen  blieben  die  gnindsiitzlicheu  Restimmungen  des 
Ges<'tzes  der  Elizalietli  über  das  Armenwesen  im  wesentlichm  Hi 

')  Ungumcin  bezeichnend  ist  die  ^hilderunf^  welche  ein  eagfiielKt 
Schriftatelier,  der  echoii  oben  erwülmte  Burn,  m  edner  HittoryefSK 
fooT  Law  S.  211,  von  der  Tbätigkeit  eine«  Orernetr  giebt:  The  omM 
an  overKter  seems  io  be  undertilooil  to  be  thiii:  lo  tref  nii  extruoränimt 
look-oul  lo  prevtHt  pertonn  Coming  to  itihahit  ifithoul  certificate*  and  It  ff 
to  tht  jitKtictx  to  remote  Ihtm,  and  if  a  man  hrings  a  certificaU,  lAali 
caution  all  Ihe  iiihabiloHig  not  to  let  Alt»  a  fana  of  JO  £  a  ytar  anil» 
take  care  to  kftp  kirn  out  of  all  parigh  ofpceg ,  to  Kam  tAon  if  thtf  ril 
hire  grnvnt*,  lo  hire  Üiem  halfymrly  or.  if  tbey  do  hire  (A*w  for  am». 
Ihen  to  euihatOHr  io  pick  a  quarrel  icith  them  brfore  tht  yenft  tndmi 

go  to  get  rid  of  Ihem To  bind  out  poor  ehildrtn  apprentietr  m  wMi 

to  ithom  or  to  what  Iradn,   b«i  t/t  tote  »pecial  care  thai  thf  matttr  Iw  ■ 
anotker  pari'k. 
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zum  Jahre  1834  unberHhrt.  Die  Gesetzgebung  griff  ülter- 
baupt,  wenigstens  bis  zmnRepierunpsantritteGeorK'slII., 
in  verhäUnissiiiässiir  geringem  Maasse  in  diese  Mn- 
terie  ein,  und  die  neuerlasseneu  Gesetze  beabsiclitigteu  durch- 
aus keine  principiellen  Verändeningen.  sondern  wollten  nur  fllr 
die  bessere  Ausführung  einzelner  hei-eits  in  dem  Gesetze  der 
Eliz.  enthaltenen  Bestimnmiigen  Vorsoi^e  treffen.  In  Wirklich- 
keit aber  verfehlten  sie  nicht  nur  diesen  Zw(<ck,  sondern  führten 
in  sich  seUist  den  Keim  zu  neuen  Mistvstitnden ,  zu  deren 
Abhilfe  dann  weitere  Gesetze  erlassen  wunlen,  welche  frei- 
lich ebenfalls  nicht  von  durchschlagendem  Erfolge  begleitet 
k     waren. 

fc  Der  erste  Punkt,  welcher  in  dieser  Uichtung  zu  Kröilerungen 

"ass  jriebt,  betrifft  die  Stellung  der  Ove.rseers  und  ihr 
Verhältniss  zu  den  Friedensrichtern.  Das  Gesetz  der 
EÜL  hatte,  wie  oben  ausgefilbil  wurde,  das  gosiuunit«  Unter- 
rtnteungsgeschäft  unter  die  Kontrolle  der  Friedensrichter  gestellt: 
Die  Overseers  sollten  iliR'  Maassregeln  treffen  urith  ihe  consent 
tf  Uco  or  more  äwcA  Juslices  of  ihe  Peace.  IHe  so  ai^eord- 
nete  allgemeine  Aufsicht  erwies  sich  aber  bald  als  ui^enQ- 
|Knd  nir  Verhinderung  von  Missbräuchen  seitens  der  Ovfirsecrs. 
Bd  Gesetz  vom  Jahre  löitl  (3  Will,  and  Mary  c.  11, 
lU)  enthält  einleitungsweise  die  Erklilrung,  dass  zahlreiche,  in 
der  Almenverwaltung  empfundene  MissstAnde  zurückzufahren 
wäai  auf  die  uneingeschränkte  Macht  der  Ovcrseers,  welche 
klnfig  auf  frivole  Vorstellungen  hin,  zumeist  aber  in  ihrem 
eigenen  Privatinteresse  Unterstützung  gewJllirten'),  und  befiehlt 
im  dieFührung  eines  Registers  der  Unterstützten 
■it  Angabe  des  Datums  der  ersten  Unterstützungsbcwilligung 
ni  der  Veranlassung  dazu.  Dieses  Register  soll  jährlich  in 
der  Osterwocbe  oder  auch  öfters  den  Gemeiadcangehörigen  in 
der  Gemeindeversammlung  voi^telegt  und  nach  eingehender 
htlfong  eine  neue  Liste  angefertigt  werden,   welche  für  das 

Ilnfende  Jahr  die  Zahl  der  Unterstutzten  und  den  Betrag  der 
DrirastOtzungen  enthalten  soll,  mit  denen  sich  die  Gemeinde- 
nRebftrigen  einverstanden  erklärt  hal>en.  Eine  in  der  Liste 
lidit  au^eführte  Unterstützung  darf  nur  gewährt  werden  mit 
AstoriBatioD  eines  Friedensrichters,  bezw,  auf  Orrfcr  der  Friedens- 
richter in  Quarter  Sessions. 
Aus  der,  den  einzelnen  Friedensrichtern  hier  gegebenen  Be- 
fiigniBs  oder  vielmehr  aus  der  unrichtigen  Auslegung  dieser  De- 
MfanmnnxeD  entwickelten  sieb  aber  neue  MisPsStände.  Ein 
Gesetz  vom  Jahre  1723  fuhrt  aus,  dass  unter  dem  Vor- 


*)  JiHtenM  mimy  ittooKneniencen  \äo  linily  arine  by  reason  of  tbe 
*m1hhIm  poteer  of  the  Churchtcardfns  and  Ocernferx  of  the  Poor,  idio  do 
Aiwtjy  MpoN  frivolotu  preUngfg  but  chiefly  for  Huir  OKn  privatt  end» 
Witt  ntief  (o  mhat  pernon»  and  »tinüier»  Ihey  thitüc  fit." 
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wände  dieser  Bestiniuiunpeii  sich  viele  Personen  an  die  Friedeos- 
richter  gewendet  und  alsdann  auf  unrichtige  Angaben  und  nft 
auf  falsche  und  ^vole  Vorwände  hin  UnterstOtznng  erhalh'it 
hiltten').  Deshalb  wird  angeordnet,  dass,  bevor  ein  Friedeos- 
richter  eine  Unterettttzuug  bewillige,  die  betreffende  Peiwn  lu- 
nitchst  die  Kirchapielsbeaniten  um  UnteistQtzung  angehen  Eolle. 
Wenn  ihr  die  Unterstützung  \erweigert  wird,  soll  der  Friedeos- 
richter  die  Overseers  vorladen,  welche  den  Grund  der  Verweigerung 
anziigt'ben  haben,  und  soll  UnteratUtzung  erst  dann  anordnen, 
wenn  ei»  venillniftiger  Grund  fllr  die  Unterstützung  von  dem 
Bittstellendcu  eidlich  erhärtet  wird. 

Eine  Appellation  gegen  den  alsdann  bewilligten  Uotor- 
stutzungsbefehl  war  in  dem  Gesetze  nicht  vorgesehen.  Dies 
ward  später  als  ein  erheblicher  Mangel  anerkannt,  weil  solche 
gel^entliclie  Unterstützungsdecrete  eines  einzelnen  Friedens- 
richters häufig  stüreud  und  planlos  in  die  laufende  Verwaltaup 
eingriffen.  Im  Jahre  1743  (17  Gl-o.  II.  c.  26,  s.  4)  suchte  mün 
dem  Mangel  dadurch  abzuhelfen,  dass  mau  allen  Personen,  welrlv 
sich  durch  irgend  eine  Handlung  oder  Unterlassung  (any  negkH 
ort  or  thing  Jone  or  omüted)  der  Kirchenvorsteher,  Ceer«« 
oder  Friedensrichter  beschwert  fühlen,  die  Befagniss  gab,  ufh 
vorgängiger  Anzeige  in  angemessener  Frist  an  die  nfiehsten 
Quartnlssitzungen  zu  ajtpelliren.  Hientiit  wurden  zugleich  die 
ihersecrs  einer  weitej-en  Koutrole  unterworfen  und  eine  voll- 
ständige Beschwenleinstanz  ül)er  die  laufende  Verwaltung  ge- 
schaffen, da  Einwendungen  zugelassen  waren  sowohl  fepa 
einzelne  Posten  der  Jahresrechnung  wie  gegen  die  gesunmie 
Reclinungslegung. 

F-in  aiideifr  Punkt,  auf  welchen  sich  die  Verbessenui|B- 
voi-suche  erstreckten,  betrifft  die  im  Gesetze  der  Eliz.  ror- 
geschriebene  Beschäftigung  der  arbeitsfähigen  Armen. 
Die  Ausfllhnmg  dieser  Anoninung  scheint  von  vomeherriii 
erheliliclren  Schwierigkeiten  imterlegen  zu  hatien.  Eden  be- 
richtet von  einem,  im  Jahre  I  ti4G  unter  dem  Titel  ^Sianltf'i 
Remfdy'^  erschienenen  Pamphlete,  in  welchem  der  Veifaser 
darüber  klagt,  dass  Leute  als  Bettler  bestraft  werden,  weil  sie 
nicht  arbeiten ,  wiihrend  es  an  Plätzen  fehlte,  wu  dieselben  nr 
Arbirit  angehalten  würden.  Als  Heilmittel  hierfür  mrd  die  li^ 
riditung  von  Arbeitühilusem  (WorhhouseSy  in  den  StÄdtea,  MarW- 
plätzen  und  an  sonstigen  geeigneten  Orten  vorgeschlagen. 

Hier  tritt  uns  zum  ersten  Male  das  Workhottt, 
welches  in  dem  späteren  englischen  Armenwesen  eine  so  bff- 
vorragende  Rolle  eingenommen  hat,  entgegen.  Währendii 
dem  (iesetze  der  Eliz,  nur  die  Errichtung  von  Häusern  ftr  ifi« 

')  9  Geo.  I.  c.  7:  r»rfer  colour  of  Ihe  proeifo  many  pv»oiu  1« 
apiilinl  lo  fonu'  JnsHcr  of  the  Peaet  «ühimt  the  kttoiclrdtie  of  ms  ^ 
of  fhr  pnrixh  and  lliere)nf  lipon  »atme  fvggeMiong  ani  tomdima  ff» 
false  or  frinilotis  prcIrnH»  hnre  obtaitied  rffief." 
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orbeitsunfÜhigeB  Aniicn  (convenient  hmise  of  dweUing  for  the 
impotent  poor)  voi^!:psehen  war,  w-ird  das  Hmisc  liier  als  ein 
Mittel  angesehen,  um  die  arbeitsfilhigen  Ai-nion  zur  Arbeit  zu 
setzen. 

Der  Vorschlag;  scheint  um  sn  luebr  Ttoifall  f^efuuden  zu  halu'n, 
als  die  durch  das  Gesetz  Karls  ü.  zupelasscne  Theiluufi:  der  Kirch- 
spiele in  townships  etc.'),  für  die  so  entstandenen  kleineren 
AnnenverliÄnde  die  Verschafluup  von  Arbeit  für  die  Arl>eits- 
fibigen  norh  schwerer  ausfuhrbar  machte  und  so  die  Durch- 
lühninf!  des  vorgeschriebenen  Zwanpes  zur  Arlwit  weiter  ver- 
hinderte. Id  einer  im  Jahre  1687  in  London  unter  dem  Titel 
Some  J^opomh  for  the  Emploj/m/  of  Ute  Foor,  eupectaUy  in 
and  aboiit  tke  City  of  London  and  for  the  Prevenfton  of  beg- 
ging  erschienenen  Schrift  emidiehlt  Thomas  Finnin,  ein 
rVeund  des  Erzbischofc  Tillotson,  ebenfalls  die  KrrichtunK  von 
Workhomes,  in  denen  die  Armen  in  ven$rhiedenen  Handwerken 
mit  lohnender  Arbeit  beschäftigt  werden  sollten.  Im  Jalu« 
1683  veröffentlicht  Sir  Matthew  Haie  ein  Werk  A  Dis- 
count touehing  Provision  for  tke  Poor,  in  welchem  zunüchsl 
die  von  der  Fliz.  einfrefiihrte  Fürsorpe  für  die  Annen  als  ein 
Akt  of  great  civil  prudcnce  and  polilicnl  wifdoni  hinpestc'Ilt ') 
tmd  sodann  elienfalls  die  F-rrichtunj!  von  WorMoitaes  für  die 
arbeitsfähigen  Armen  voi^reschlagen  wii-d. 

Im  Jahre  16fl7  erfolpt  sodann  auf  (irund  eines  spe- 
ziellen I'arlamentsaktes  die  Errichtung  eines  Workhoune 
iu  Bristol.  Die  in  diesem  Bezirke  sich  alsbidd  bemerkbar 
machenden  guten  Erfolge,  insbesondere  hinsichtlich  der  Abnahme 
der  Bettelei,  führen  zu  gleichen  Massrepeln  1703  in  Won-ester, 
1707  in  l'ljiuouth  und  an  anderen  riiitzeu. 

Nachdem  das  WorJchoime  so  !Ui  einzelnen  Oiti'U  versucht 
war  und  die  Feuen'robe  bestanden  hatte*),  thut  nun  auch  die 

>)  VergL  oben  8,  17  Anm.  1, 

*)  „Fotrrtjf  i'k  I"  itudf  npt  to  ntinnfiilaie  Ihe  JUMirf«  of  men  or  id  kaut 
i  maieit  mm  tiimullumm  and  unrfniet.  Wlitri'  therc  tire  rnnti;/  Poor,  tlif 
tidt  Ci.Nnut  lotm  or  lafthj  coiilinw  khcIi." 

')  Ei  dul  übrizena  nicht  unerw&liiit  bleiben,  daiiB  das  Syatem  der 
BMchaftignng  von  arbeitafllhigen  Armen  im  WoHhowe  oder,  nie  dasselbe 
■I  dieser  Zeit  auch  genannt  wurde.  Industrial  /fmmr  schon  damals  auf, 
aUeidiiigB  nur  vereinzelten.  Widerspruch  etiew.  Gegen  dasaelt»  ist  be- 
MDden  die  Schrift  von  Daniel  Defoe;  Givhui  Alms  vo  Cliarili/  and 
Emplogmntt  to  Ihr  Poor.  A  Grii-i-nriir  to  Ihr  A*nti/nt  London  1704  ge- 
rietet   Es  wird  hier  vor  allem  die  durch  die  Indiixtriiil-Hoiixen  hervnt 


__,.._,   ..._ _^  .„..    __ ,,  _ _ ,..rptof>le 

iit  wnt  OH  the  amne  thing,  that  othtr  poor  peoftte  trerf  niiploiffd  an  iffore 
mtd  at  Ott  fame  Urne  not  incrtnsr  (hf  amsunipfion,  i>  ipvivg  lo  one  tchnt 
jmi  Utb  meay  f'rom  attoOirr".  Gegen  diese  Argumentation,  welche  auch 
«riter  Doch  bünfig  gegen  eine  lohnende  licschHfti^ng  der  Annen  in  den 
Worthouwi  geltend  gemacht  wurde,  (wie  in  Ähnlicher  Weise  in  Deutsch- 
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Gesotzpebung  durch  den  Akt  9  Geo.  I,  c.  7  vom  Jahre 
1723  oiDcu  Schritt  um  die  weitere  Eiiifllhining  desselben  zu 
befördern.  Es  wird  angeordnet,  dass  die  Kirchspiele  be- 
rechtigt sein  sollen,  einzeln  oder  in  Verbindung  mit  anderen 
Kirehsiiielen  Arbeitshäuser  zu  errichten,  zu  kaufen  oder  zu 
iniethen,  und  dass  kein  Armer,  welcher  die  Aufnahme 
in  ein  derartiges  Haus  ablehnt,  einen  Anspruch  auf 
anderweitige  Unterstützung  haben  soll  (shaU  not  be 
entiUed  to  ask  or  receive  coÜection  or  reliff). 

Die  grossen  Vorzüge,  welche  diese  strenge  Bestimmung  irie 
überhau])t  da»  ganze  Gesetz  vom  Jahre  1723,  auf  dessen  her- 
vorragende Bedeutung  besondere  von  Eden  scharf  hingevieseB 
wird')  auf  die  gerammte  Amienverwaltung  ausübte,  giebt  adi 
in  der  ständigen  Abnahme  der  Armenla&t  trotz  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  kund.  Die  Ausgaben  fdr  d«s 
Annenwesen,  welche,  wie  schon  angegeben  wurde,  für  das  Jaltr 
1698  auf  819  000  £  bereclmet  werden,  sind  bis  zum  Jaln 
1750  auf  619000  £  herahgegangeu. 

§  5- 
Von  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  ib, 
oder  richtiger  erst  in  dein  letzten  Viertel  desselben,  gieht  sirk 
eine  rücklilufigo  Bewegung  in  dem  Armen wesen 
kund.  Die  Anuenlasteu  steigen  in  kolossalem  Maasse,  sie  be- 
laufen sich  1785  auf  1912001)  und  steigen  weiter  his  1803  uf 
4  077  891  und  erreichen  ihr  Maximum  in  1817  mit  7  870  801  i. 
Diese  Zunahme  ist  zwar  theilweise  auf  äussere,  allgemein 
Momente  zurückzufllhren*),  weitmehr  aber  noch  auf  die  m- 

land  gegen  die  Beschüftigiiiig  der  Straf a^e&nKenen)  vergl.  H'Cnllock, 
Tlir  Lür-f.tiin  •!!  I'olitiail  ^^Yoioniu.  London  1845,  S.  27b  ff. 

')  Eden  H.  H.  O.  Bd.  1  S.  285.  Hier  wird  aufgeführt,  daM  in  FcJp 
dieses  Gesetzes  eine  grosse  Anzahl  Personen,  welche  bisher  Untmtfltnnc 
empfangen  hatten,  es  fortab  vorzogen,  sich  selbst  za  emührm,  eber  u 
Unteretillzung  im  Worl-liout^r  anzuuebmen.  Vergl.  aach  die  von  tfCnlkid 
a.  a.  O.  S.  277  eitirte  Ausflihning  von  Lord  Mansfield  ans  dem  Jahn 
1783,  dass  in  den  Kirchspielet],  wo  gat  regulirle  Workbotut*  uf  Gnad 
des  Gesetzes  eingefllhrt  seien,  die  Annenateuer  sich  nm  die  HUfie  i» 
mindert  habe. 

<)  Nebe»  der  Umgestaltung  der  wirthschaftlichcu  Vtr- 
hKltnisee.  der  Schafliing  der  Klasse  der  Fabrikarbeiter,  welche  b 
Folge  der  periodisch  auftretenden  Produktionskrisen  die  Zahl  dei  Tiitir 
stUtziingsbedOrfligen  erheblich  vennehrten,  ist  dabei  vor  allem  die  eonw 
Zunahme  der  li  c  vi3lkerung  und  die  ungewöhnliche  SteieeriiBf 
des  Getreidepreiaes  in  dieser  Periode  zu  berückmchtigen.  TKe  fc 
völkerung  steigt  von  7  MillioQen  in  1760  auf  9'«  in  1801,  auf  KHta 
1813  und  auf  n,S7G.200  in  ISlfi.  Der  Durchschnittspreis  des  Wei« 
betrügt  nach  Nicholls  fUr  das  lä.  Jahrhundert  durchschnittKdi  S 
Schilling  7  Pence  pro  Quarter.  er  stieg  auf  87  Schilling  für  die  Zet  Tia 
1794— INOI  und  erreichte  im  Frühjahre  1801  die  Höhe  von  156  SchiBbg 
2  Pence. 
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bidprte  Richtung,  welche  sich  hinsichtlich  des  Aniienweseiis  selbst 
in  dieser  Period<'  peltenrt  machte. 

Ad  Stelle  der  hisherifn>ii  mtinucUeii  Behandhinp:  winl  die 
Gesetzpebunsi,  wie  die  Vcrwaltunfi  des  Anneiiweseiis 
mehr  und  mehr  ausschliesslich  von  sogcnaunlen 
HumaDitfltsrücksichteii  beherrscht.  Bei  dieser  Tendeiiz, 
welche  mit  der  allßenieineu.  in  der  zweiten  IliUfte  des  vorigen 
Jahrimnderts  herrschenden  Ideenrichtung  zusanniieuhänfrt ,  ver- 
schwindet vollstäudifi  der  arnienpoiizcili che  Staud- 
punkt, welcher  bei  einem  rationellen  Armonweseu  uieiiiuls 
IIB  dem  Aufte  gelassen  werden  darf.  Gesetzpebuiip  und  Ver- 
waltung streben  darnach,  dass  jeder  HilfsbedOrfti-ie  volle  l^ntcr- 
stntzimiT  in  humaner  Weise  erhalte.  Die  unbedingt  uothwendigcn 
Vorkehrungen,  dass  nicht  eine  l'erson,  welche  iu  Wirklichkeit  gar 
mcht  der  t'nterstützung  bedarf,  aus  «ffentlicJieii  Mittelu  unter- 
halten wird,  werden  bei  Seite  gesetzt,  und  ebenso  alle  Rüfk- 
tidrten  auf  die  Wirkungen,  welche  die  Gewährung  von  Unter- 
EtUzung  auf  die  übrige  arbeitende  Bevfllkemng  her\<irznrufcu 
wnnag.  Die  Unterstützung  in  humaner  Weise  /.u  geben,  wird 
der  alleinige  (Grundsatz. 

Auch  der  ünt  ersohied  z  wisc  hen  der  Unter- 
stützung Arbeitsfähiger  und  A  rbcitsu n fähiger, 
wicher  sich  so  scharf  ausgesprochen  in  dem  Gesetze  der  Eliz. 
ludet,  kommt  mehr  und  mehr  in  Fortfall.  Ja  es  ver- 
schwindet weiter  der  Untersc)iied  zwischen  Hilfsbedarftigen  und 
ÜSTennOgenden,  als  welche  ja  die  grössere  Klasse  der  arbeitenden 
Serölkerung  anzusehen  ist.  Üb  der  Arbeiter  auf  seine  eigene 
Knft  bauend  sich  selbst  durch  das  Leben  durcbzuschli^en  sucht, 
oder  ob  er  sich  aller  Gedanken  für  die  Zukunft  entschlagend,  die 
FoiBoige  der  Gemeinde  in  Ansjiruch  nimmt,  seine  Stellung  bleibt 
dieselbe. 

Diese  Richtung  macht  sich  in  einer  Reihe  von  Gesetzen 
peoi^  in.  geltend,  bei  denen  man  den  Eindruck  hat.  dass  es 
im  wesentlichen  danim  zu  thim  ist,  das  Volk  in  guter  Stim- 
vamiR  zu  erhalten ,  und  sie  fUhrt  weiter  Laxheit  und  Knergie- 
lori^eit  in  der  laufenden  Vei-waltung  der  Overseers  herlwi. 

In  dieser  Zeit  beginnen  denn  auch  die  Angriffe  der 
wissenschaftlichen  Litteratur  gegenüber  dem  gel- 
tenden Armensysteme.  Im  .Tahre  1752  ei-scheint  eine 
Schrift  von  Thomas  Alcock  ObservaÜotts  of  fh<-  Effects 
«/■  Äs  Foor  Latcs,  welche  das  ganze  System  einer  zwangs- 
weisen Fürsorge  für  die  Annen  angreift.  1  7  8 1>  vei-öifentlicht 
der  Rev.  Joseph  Townsend  A  DissertaUon  ort  the  Poor 
Xjaum  &)|  a  WeJltcviher  io  Mankind  mit  ähnlicher  Tendenz: 
\i^se  staatlich  anbefohlene  Aniienpflegf .  damit  das  Volk  sich 
nidit  darauf  veriassen  kann .    Unterstittzung  im  Falle  der  Nuth 
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zu  bekommen.  Dann  folgt  Malthus'}  und  seine  Schule,  welche 
von  ihren  bevölkenmgstheoretischen  Gnmds&tzen  aus  eine  Auf- 
hebung der  Armengesetze  verlangen. 

Freilich  dürfen  wir  dem  gegenüber  andere  Schriftsteller  nicht 
unerwähnt  lassen,  welche,  auf  dem  Boden  des  geltenden 
Armensystems  stebend,  für  Verbesserung  in  der 
Durchführung  desselben  eintraten.  Wir  nennen  hier 
(ifu  berühmten  Novellisten  Henry  Fielding,  welcher  uns  in 
seinen  Schriften:  An  I^quiry  into  (he  Causest  of  the  lale  h- 
crease.  of  Robbers,  eirtd  tcHh  aome  iVoposab  for  Semediiig  tkit 
grotcing  Evtl  (Londou,  1751),  und  A  Ptoposal  for  MnÜng 
an  Effcctual  l'rovision  for  the  Poor,  for  Amending  (inr 
Morals  and  for  Jlmdering  them  mefiil  Memhers  of  Soeiäif. 
(London  1753),  einen  guten  Einblick  in  die  Londoner  AimeD- 
verwaltung  jener  Zeit  fiewälirt.  Wir  nennen  weiter  Cooper, 
der  in  seinem  Werke  On  CItaritable  ItuttiUttions  and  the  ncr 
Lotes  (London  1763)  energisch  für  die  Errichtung  von  gemein- 
samen Workhouscs  für  mehrere  Kirchspiele  eintritt  Auch  dn 
Bericht  des  Unterhaus-Komitees  vom  Jahre  1795 
wäre  hier  zu  erwähnen ,  in  welchem  die  Yermehiung  der 
Workkousfs  eindringlichst  emiifohlen  wird.  Es  ist  ferner  aif  | 
das  schon  wiederholt  angeflüirte  Werk  von  Dr.  Burn  ISttanf 
of  ike  Poor  Law  hinzuweisen,  welcher  behuis  besserer  Dnrdi- 
fllbrunf:  der  Armengesetze  die  Einführung  besoldeter  Ocenem 
neben  den  unbesoldeten  anempfiehlt. 

In  einer  Richtung  aber  greifen  auch  alle  diese  Schiiftäella 
das  l»esti'bende  System  an,  und  werden  dabei  von  keineai  G«- 
ringeifu,  als  Adam  Smith  und  Burke,  unterstützt:  Sie  tUe 
stimmen  über  die  Verwerflichkeit  der  geltend» 
Heimathsgesetzgehung  überein. 

Unii  dies  ist  denn  auch  der  Punkt,  wo  der  Gesetjgebniig 
Georgs  III  eine  Verbesserung  gelingt.  Wir  wollen  das  betrefifende 
Gesetz  hier  vorweg  nehmen.  Es  ist  der  Akt  35  Geo.  III,  c  101 
aus  dem  Jahre  1795.  Denielbe  enthält  einleitungsweee 
folgende  ZugestÄmlnisse  tttior  die  üblen  Folgen  der  hiBhenpi 
Bestinunungen  bezüglich  des  Heimathsrechts :  „Viele  iäsap 
Anne,  die  von  den  Kirchspielen  etc.,  in  denen  sie  leben,  n 
unterstützen  sind,  allein  aus  Mangel  an  Arbeit  dort,  wOrdeo  n 
anderen  Plätzen,  wo  genügende  Beschäftigung  zu  haben  ist, 
sich  und  ihre  Familie  erhalten ,  ohne  dem  Kirdispiele  zur  Itf 
zu  fallen.  F^  wird  ihnen  aber  nicht  gestattet ,  andersro  n 
wohnen  unter  dem  Vnigeben,  dass  sie  muthmasslich  dem  ßrrk- 

')  Vergl.  besonders  The  PrineMe»  of  Fopuhtiim  (Aiugib«  iMi» 
18721,  ö.  294—310  Of  Poor  Lair»  8.  428-438  Pin«  of  tit  9nM 
nhohtioii  (if  l^r  Latcn  und  S.  441  ff.  Of  ChnriUrs.  Nmeh  lUWi  ■< 
doi  l'ofir  lAtir  .,11»  eril  in  coninanVoH  of  irhieh  At  hoIhhmI  <W,ri> 
nll  üfi  magnitade  of  tcrror  in  of  little  nüiie'  und  soll  emetxt  «eida  tel 
eine  bessere  .Methode  der  Chnrily. 
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spiele,  in  das  sie  pehen.  um  dort  Arbeit  zu  erhalten,  zur  Last 
fallen  wttrden,  obwohl  die  Arbeit  dieser  annen  Personen  in 
vielen  Fallen  sehr  vortheilhaft  für  dieses  Kirchspiel  sein  map." 
Es  wird  auch  einfierftiunt ,  dass  das  hierfrepen  in  dem  Gesetze 
8  u.  9  Will.  III.  c.  3  angewandte  Hüihnittel,  Heimathsuttcste  zu 
gewfthren,  sich  als  sehr  wirkungslos  herau^estellt  habe  (halh 
heen  found  very  meffectual).  Sodann  wird  bestinuut,  dass  von 
jetzt  ab  niemand  mehr  auf  Grund  der  blossen  Wahr- 
scheinlichkeit, dass  er  dem  Kirchspiele  zur  Last  fallen 
werde,  ausgewiesen  werden  soll,  sondern  erst  dann,  wenn 
er  thatsSchlich  (actualJy)  zur  La»<t  jrefalleu  ist.  Es 
wird  femer  in  s.  2  angeordnet ,  „da  anne  Peinoneu  oft  aus- 
gewiesen und  nach  ihrem  Heinmthsorte  xurik'kgeschaflt  werden 
wAfarend  der  Zeit  ihrer  Krankheit,  zu  gros.ser  Gefiilir  für  ihr  Lelien," 
so  soll  der  Richter  die  Befiiiniiss  haben,  fttr  einen  solchen  Fall  die 
Ausfllhrung  der  Ausweisungs- Order  zu  suspendiren,  bis  nach- 
Itewiesen  wird,  dass  dieselbe  uhne  Gefalir  vollnogen  wenlen 
kann.  Durch  dieses  Gesetz  wurden  wenigstens  die  schlimmsten 
und  am  meisten  in  die  Aiifirn  springenden  Konsei|uenzen  der 
Niederiassunps-GesetzgebuDg  beseitijn '). 

Gehen  wir  von  diesem  entschieden  heilsamen  Gesetze  nun  zu 
der  sonstigen,  weniger  erfreulichen  gesetzgetierischen  Thfltigkeit 
Geoi^  Ul.  Aber.  Eine  Reihe  mit  dem  Armenwesen  zusammen- 
bkngender,  aber  doch  nicht  direkt  in  die  Prinzipien  desselben 
eiofcreifender  Gesetze  wollen  wir  nur  kurz  streifen.  Hierlier  ge- 
hören die  Strafbestininmngeu  gegen  Kirchspiels  -  Beamte,  welclm 
an  Arme  unterwerthiges  Geld  !iw<zahleu  (0  Geo.  III.  c.  37) ,  so- 
dann eine  Reihe  abändernder  Bestinunungon  hinsichtlich  der  Lehr- 
tingsschaft  18  Geo.  HI.  c.  4? :  die  LehrJingsschaft  soll  fortab  nicht 
mehr  bis  zum  24.  sondern  nur  bis  zum  21.  Lebensjahre  dauern; 
weiter  32  Geo.  in.  c.  57 :  Bestiimmingen  gegen  einzelne  >Iiss- 
brftuchc  bei  dem  Austhun  von  Lehrlingen  seitens  der  Kirchspiele; 
42  Geo  III  c.  46;  Anordnung  der  Führung  besonderer  Bf^ster 
Iber  die  von  den  Kirchspielen  ausgethanenen  Lehrlinge;  56  Geo. 
in.  c.  139:  Besondere  Aufsicfatsbefugnisse  der  Friedensrichter 
ba  der  Abschliessung  von  Lehrlings- Vertragen  und  liei  der  naeh- 
falgenden  Ausfllhrung  derselben;  endlich  sind  zu  erwähnen  die 
Batiaräy-Laics:  49  Geo.  III.  c.  68  und  50  Geo.  IIL  c.  51, 
durdi  welche  die  bisherigen  Bestimniun^'en  zu  Gunsten  der  un- 
d^chen  Mutter  und  auf  Kosten  des  Schwilngerers  abpeilndert 
worden.  In  all'  diesen  Gesetzen  drilckt  sicii  ein  häutig  Qber- 
grosses  Wohlwollen  gegen  die  Armen  aus,  wie  es  bei  den  neuen 


')  Es  lei  hier  nebenbei  bemerkt,  dass  das  Gesetz  auf  der  anderen 
Seite  den  Erwerb  einer  nenen  Hdmath  erheblich  erschwerte  durch  die 
S(rtimmtin([,  daae  fortab  durch  blo&sen  Aufenthalt  an  einem  Orte  ein 
HdmaihnecJit  nicht  mehr  b^rilndet  werden  könne. 


d  j,  Google 


28  V.  ^. 

Bastardy-Laws  mit  Gei-echtinkeits-Prinzipien  kaum  mehr  in  Ein- 
itlaii^  uehracht  werden  kaiin. 

Von  ganz   anderer  Bedeutung   aber    für  die  Entwickeluiijt 
des  Aniienwesons  als  diese,  nur  Detail-Punkte  berührenden  Ge- 
setze ist  das  unter  dem  Namen:  Gilheri'x  Act  bekannte, 
im  Jalirp  1782  erlassene  Gesetz  22  Geo.  III.  c.  83.    Dasselbe 
ist  in  mehrfacher  Hinsieht  ein  lienierkeuBwerthes  Gesetzesprodukt. 
^'on  der  alleiuifien  Idee  iretragen,  die  Li^ie  der  BedOiftigen  zu 
hesseni,  entbiilt  es  bezOglii-h  der  Oi^anisation  des  Armenwesetis 
entschiedene  Verl)esserui^- VorschläUic.  (rreift  aber  anderseits 
in  die  ßielteuden  I'rinzipien  der  Unterstatzunp  in  einer  Weise 
ein,  welche  geei^tnet  ist,  das  bisher  zur  Anwendung  gebrachte 
rationelle  Verfahren  zu  gefährden.    Es  enthält  so  einen<eits  die 
Keime    für    die    WHtcrentwickelung    des    Anneuwesens.    an 
welche  dann  auch  die  s)ii)ten'  Reoi^anisation  anknüpft ,  ander- 
seits aber  auch  die  (irönde  für  den  Verfall  der  Annen-Verwil. 
tuiy<,   welcher  in  den  auf  das  Gesetz  folgenden  50  Jahres  in 
rapider  Weise  vor  sich  geht.    Bemerkenswert]!  Ideibt  dabei,  dl» 
das  Gesetz  sell)st  den  Charakter  eines  Experimentes  hat.    & 
giebt  nicht  zwingende  Vorschriften,  sondern  überlflsst  es  den     j 
speziell  Betheiligten  —  den  einzelnen  Gemeinden  — ,  ob  sie  dtü 
Gesetz   einfahren   und   so    von    den   in  denselben  enthahenei 
Xeuerui^ren  Ciebrauch  machen  wollen.    Die  Annahme  des  Ge- 
setzes ist  von  der  Zustimnmng  von  ^8  der  in  den  einzeloen 
Gemeinden   zur  Anuensteuer  eingeschätzten  EigenthQiner  aod 
]\[iether,  l>erechnet  nach  Zahl  um)  Werth.  abhängig  gemacht. 

Diese  experimentelle  Gesetzgebungsart,  welcie 
in  mancherlei  Fonu  im  letzten  Jahrhundert  in  England  vielforh 
zur  Anwendung  gebracht  ist ') .  hat  l^r  die  Entwickelung  eins 
Institutes  grosse  Voilheile.  Es  werden  dadureh  nicht  nur  alln 
plötzliche  Vei-änderungen  mit  ihren  \'ielen  Schattenseiten  tw- 
mieden  und  der  Entwicklung  ein  ruhigerer  Gang  gegeheo;  fs 
wird  vor  allem  ein  für  die  Beurtheilung  des  Werthes  tod  ^■eu^ 
rungen  unschätzbares  Material  dadurch  herbeigeschaSl,  dass  mu 
die  Wirkung  der  Neuerung  in  den  einzelnen  kleinen  Gebiets- 
theilen,  welche  auf  Gnuid  ihres  eigenen  freien  Willens  diesdbe 
angenonmien  balien.  klar  (l)>ersehen  und  sowohl  mit  rkn 
frttheren  Zustanden  in  diesen  Oebietstheilen ,  wie  mit  den  ^a- 
hältnissen  an  andei-en  Orten,  wo  die  Neuonii^ren  nicht  zur  Ein- 
führung gelangt  sind,  in  Vergleich  brii^eu  kann.  Auf  lii« 
Weise  wird  eine  ungemein  werthvolle  Auikläruug  der  öBna- 
liohen  Meinung  über  den  Werth  und  die  Tragweite  einer  nenn 
Massregel  herheigefllhrt,  und  die  Gesetzgebung  kann,  wenn  sif 
die  Xeuening  siulter  venUlfiemeineni  und  obligatoriisch  iiiachn 
will,  auf  einer  sicheren  rntnlage  aufliauen. 


')  Verpl.  über  dieselbe  einen  Behr  intereasftuten  Aoftats  von  JeToni 
n  der  Contemporary  Rvcieir  1890  S.  177—192. 
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Im  vorliefirendeii  Falli-  führte  fn-ilifh  die  allj;iniieine  Tendenz 
drr  daiiiali^eo  Zeit  dazu,  dttss  man  zunächst  nur  denjenigen 
Theil  der  neuen  Waiissrenolii  für  nachiihiniin^Kwerth  hielt,  weldier 
direkt  <len  Vortheil  der  UnteratlUzten  im  Auge  liatte,  daF^gen 
sich  erst  weit  siiflter  zu  einer  Genemlisirunj;  der  l)eztt^dicli  der 
Onmüsatiou  der  Amienvei-vi'altuntr  in  dein  Gesetze  enthitltenen 
Massreßeln  entsohlosü. 

ItOfli  gehen  wir  nunnieln-  zu  den  K  i  n  z  e  1  -  U  c  s  t  i  in  in  u  ii  g  en 
des  Gifbert's  Ad  ülicv!  Wir  halien  whon  oben  darauf 
hii^Eewieiicn ,  da^  duirli  die  Kleinheit  der  Arineuverhände,  wie 
sie  besonders  durch  das  in  jeglicher  lieziehuug  unglitckselif»! 
Gesetz  Karls  II  hei»)eiLrrfllhrt  wonk-n  war  {14  Gar.  H. .-.  12  s.  21 1, 
«n  rationelles  Aniienw(?sen  erheblich  ersdiwert  wurde,  und  wir 
haben  weiter  schon  erwühnt,  dass  die  ThUtigkeit  der  Ovcrsaars 
durch  eine  Reihe  von  Illiohten.  resp.  von  —  besonders  im 
Zusainuienhange  mit  dem  I  leiniathsrechte  —  angenommenen 
IHichten  derart  in  Aiis]ini<'h  genommen  war,  ditss  fitr  grosse 
Anstrengungen  auf  dem  Gebiete  der  Arinenverwaltung  nicht  viel 
Zeit  übrig  blieb.  Nach  lieiden  Ilichttmgen  legte  der  Gilberf's- 
AH  die  Itessemde  Hand  an.  Kr  gestattete  die  Vereinigung 
von  mehreren  Kirchspielen  zu  einer  gemeiusainen 
Armen  Verwaltung,  mit  welcher  die  Krrichtuiig  eines 
gemeinsamen  Armenhauses  verbunden  war,  und  er 
fthrte  fi^r  die  laufende  Amienverwaltuiig  besoldete,  von 
den  Friedensri  chtern  zu  ernennende  Gnardians 
ein,  neben  denen  die  Ovcrxeer/i  nur  die  Kin- 
üchStzuog  und  Kinsammhing  der  Armensteuer  be- 
hielten. F,r  ordnete  femer  eine  schärfere  Kontrolle  der 
AnDenverwaitung  durch  EinfQbrung  von  vysilors  an,  welche  von 
den  Gvardiann  vorzuschlagen  und  von  den  Friedeasrichteni  zu 
etneonen  sind.  Der  VisHor  hat  das  Annenliaus,  flir  dessen 
Verwaltung  ein  eingehendes  Regulativ  dem  (Jesetze  beigefügt  ist, 
zu  inspiziren,  die  Rechnungen  über  die  Anneuaw^alK'u  zu  i)rQfeu 
und  die  gesaniinte  laufende  Verwaltung  zu  kontrolliren. 

Bis  hierher  sind  es  entschiedene  Verliessenmgen ,  welche 
durch  das  Gesetz  veranlasst  wurden,  wcnngleiclHÜe  Stelhmg,  welche 
dem  Friedensrichter  dabei  eiugerünnit  ist.  Bedenken  erregen  inuss. 
Da  der  Friedensrichter  die  Guardtans  und  VisHors  ernennt,  uml 
nebenbei  noch  das  Recht  erhült,  durch  spezielle  Order  im  Einzel- 
Calle  die  GewSbrung  einer  Unterstützung  und  die  Art,  in  welcher 
«liegelbe  geschehen  soll ,  anzuordnen,  so  konzentrirt  sich  eigent- 
lich die  gesammte  laufende  Verwaltung  in  seiner  Person  •). 


')  Diese  Tendenz,  den  FriedeiiBrichtern  grössere  Macht- 
befiigiii»ae  in  der  ArinenveTiv»liung  zu  geben,  tritt  auch  in  einer 
K^  uderer  Ueaetze  atu  dieser  Zeit  zum  Vor^tchcine.  Im  Jahre  1790 
^irf  den  Friedennichtem   die  Inepektion   der  l'arinh    Wurkhowe»   oder 


^nd  den  Fnedenmchtem   die  Inenc 
J*ciii1ioiuef  übertragen  mit  dem  Uechl 


dem  Hechte,  die  Beseitigung  etwaiger  Klagen 
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Von  direkt  verhftugnissvolleo  Wirkungen  aber  sind  nna  die 
Bestiinmungen  über  die  Art  der  zu  gewährenden  Unterstützungen. 
Das   Armenhaus  des    Gilberfs-Act   ist  nicht,  wie 
das  Workhouse  des  Gesetzes  vom  Jahre  1723,  ein 
IndustrialkoHse,  Bonderu  lediglich  Iiestinimt  fQr  die  Auf- 
nahme von  alten  und  kranken  Leuten,  von  Mütteni  mit  unehe- 
lichen   Kindern   und   von   noch    nicht    arbeitsfähigen   Kindern. 
Für   die   arbeitsfilhigcn  Armen   wird    im    direkten 
Widerspruche  mit  dem  Gesetze  von  1723  angeord- 
net,   duss    dicsellien    nicht    in   das   Armenhaus  zu 
bringen  seien,  sondern  dass  für  sie  von  den  Gttardians  ge- 
eignete Beschäftigung  in  der  Nahe  ihrer  Wohmmg  (suilable  r«- 
phyment  near  ihfiir  own  houses)  ausfindig  gemacht  werden  soll, 
der  so  gewonnene  Arbeitslohn  soll  eingezogen  und  zu  ihrem 
Unterhalte  mit  verwendet  werden  d.  h.  ein  ungenügende» 
ErtrAguiss    der    Arbeit    ist    aus    der    Armenkasse 
zu  ergänzen').     Im    direkten  Widerspnii-he    mit  dem  Ge- 
setze   der    Kliz. ,    welches    für    die    ArbeitsfiUiigen    nur  eine 
Untei-stützung    dun'h    Arbeitsgewährung     zuliess,     wird    hier 
eine  Unterstützung  in  Geld  ausdrücklich  anliefohlen.    Ob  der 
Arbeiter  nunmehr  für  sich  sellist  sorgt,  ob  er  tleissig,  strehsim 
Qitd  tüchtig  ist ,  oder  ob  er  alles  dieses  nicht  ist  und  es  der 
Gemeinde  ubetliisst  für  ihn  zu  sorgen,  er  erhält  seinen  voOoi 
Lebensunterhidt ,  indem  ans  der  Armenkasse  hinzugezahlt  wird, 
Wiis  dnri'h  das  Krti-ägiiiss  der  ihm  von  den  Gwu-dians  besorgten 
Arlieit  nicht  gedeckt  ist*).    Die  Selbstständigkeit  eines 
grosfien  Theils    der    arbeitenden    Klasse    ward  so 
untergraben.    Dieselben  betrachteten  sich  fortab  als  „Pens»- 
Däre   der  Annenkassen,   auf  die  sie   reciitliche   AnsprDdie  zn 
haben  glaubten,  unabhängig  von  dem  Maasse  und  dem  Wertbe 
ihrer  Arbeit"  (Gneist), 

Die  Bestimmungen  des  GHheii's-Acf ,  welche  durch  nullte 
nachfolgende  Gesetze  (33  (Jeo.  III.  c.  35.  41  Geo.  IH.  t  9.  43 
Geo.  III.  c.  HO)  ergänzt  worden  sind,  wurden  in  vielen  Kntfc- 
spielen  angenommen.    Die  Zahl   der  sogenannten  GH- 


berbeizufilhren  (:iO  Geo.  III  c.  49);  1801  vrad  denselbmi  gesUttrt,& 
Poor-Rnte  nicht  nur,  wie  bisher,  als  ungeAetzlich  sn  aiiiinllimi,  KB- 
dem  sie  aelbsUtändig  zu  eiKÜnzen,  insbeflondeie  Kamen  und  Bdtiin  a 
ändern  (41  Ge.t.  III  c.  23). 

')  Mit  Hecht  sagt  M'Cullc.ch  a.  n.  0.  S.ÜSl  von  dieMr  Be«iuw 
dosa  aie  sei  t)^>■  first  i/reat  inroail  oh  Ihe  otd  iii/iitfm  of  poor  Imc  adm 
w  Ihe  «trf  thf  iroml  ftomiMc  effedf. 

»)  Ve^l.  Nichollfl  a.a.O.  Bd.  II  ri.97:  He  may  tati*  bwBg  9r  w»f 
vvrk  littk,  liut  hr  iciü  snrely  trork  iit' xomr  gort  or  m  gome  mginMiir 
to  necurr  hit>  wnintmaiiee ,  if  not  to  ovoid  putiinhment;  Be  «äl  htam 
«ork  (tu  n  Hfrf  and  nnt  ai  a  man  freu  nnrf  reeponsible  and  odimcmw  U 
hin  chnraclfr  hin  tarniHifS  niirf  fhe  entimaU,  in  ahidt  hr  is  hetd.  viBi^ 
vpnti  hi^  mm  coitdiiet,  industry  nitd  xhTl. 
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beri's-Corporations  belief  sich  im  Jahre  1834  auf 
67  und  umfasste  924  Kirchspielp. 

Die  in  Heiii  Gesetze  Dieder^^el^en  uiihei) vollen  Prinzipien 
eroberten  sich  nicht  nur  auf  diese  Weise  ein  weites  Gehiet  der 
Anwendung,   sondern  fanden  auch  in  MuaKsregelu  der 
praktischen  Armen  Verwaltung  einen  lebhaften  Wider- 
hall.   Unter  diesen  ist  vor  allem  das  System  der  Lohnzuschrtssi? 
(allotcance-syslem)  hervorzuheben,  welches  seinen  Ureprung 
iu  einem  Beschlüsse  der  versammelten  Friedensrichter  von  Berk- 
shire vom  Jahre  1795  hat.     Dieser  sogenannte   Speenknm- 
\and-Aci  of  Parliament  fand  allgemeinen  Beifall  imd  die 
»o^breitetste    Nachahmung   im    ganzen   Lande.     Ueber    den 
fyeienhiimJand-Act  sei  folgendes  hier  angeführt.    Die  Getreide- 
preise hatten  in  der  damaligen  Zeit  eine  enorme  Höhe  erreicht, 
«hrcnd  die  Löhne  nicht  gestietren  waren,   so  dass  thatsiichlicli 
grosse  Noth  unter  den  arbeitenden  Klassen  herrechte '}•    l^"i 
dem  abzuhelfen,  nahmen  die  Friedensrichter  von  Berkshire  einen 
Bochluss  an,  nach  welchem  eine  Lohnskala  nach  der  IlJ)be  der 
Lebensmittelpreise  und  der  Suirke  der  Familie  fixirt  und  so- 
dann bestimmt   wurde,    dass  dem  Arbeiter,    soweit  er   diese 
Somme  nicht  durch  eigene  Arbeit  und  die  Tliittigkeit  seiner 
Familienmitglieder  erwerbe,  das  fehlende  als  Zuschuss  (alloieatice) 
■u  der  Armenkasse  gezahlt  werden  solle. 

Dieses    S>'8tem    musste    naturgemüss    dahin    wirken,    die 
Arbeitslöhne   herunterzudi-Ucken.    Es  enthielt  nicht  nur  einen 
Znschuss  an  die  Arbeitsnehmer,  sondern  auch  an  die  Arbeits- 
geber, welche  in  den  Stand  gesetzt  wurden,  aus  der  Tasche  der 
Obrigen  Steuerpflichtigen  die  Hungerlöhne ,  welche  sie  den  von 
ihnen  beschäftigten  Arl>eitem  gewährten,  zu  ergänzen.    Auf  die 
Albeiter  selbst  hatte  das  System  die  ungünstigsten  Wirkungen. 
&  nahm  deaselben  jeden  Anreiz   zur  Spai'Sanik4'it ,    zur  Filr- 
Boige  fOr  die  Zukunft,  machte  sie  leichtsinnig  und  gleichgültig, 
b^rrierte  unüberlegte  Hetrathen  und  l>ewirkto  eine  künstliche 
Bevölkerungs-Zunahme,    welche  neue   Massenarrauth   erzeugen 
ÜiiBBte.     Dein  Arbeiter  wurde  ohne  Rücksieht  auf  seine  Ge- 
BdücUiehkeit  ein  Jahreseinkommen  ausgesetzt,  welches  mit  Zu- 
nahme seiner  Familie  von  selbst  von  Jahr  zu  Jahr  stieg,  ja 
Wdches  sieb  weiter  mit  Erhöhung  der  Kompreise  steigeite  und 
8o  den  Arbeitern  denselben  Lebensunterhalt  iu  guten  wie  in 
Bddechten  Zeiten  sicherte,  während  andere  Klassen  der  Bevölke- 
xvng  doch  gezwungen  sind,  ihre  Lebeusbedürinisse  in  schlechten 
Zdten  einzuschränken. 


')  VergLRev.  David  Davies:  Thf  Casf  of  LnbourerH  in  Ifughotulry 
Mafcd  imA  coitiilerrd  London  \~i2Ti.  Der  VerfRAser.  KektOT  in  Biu'kliam 
CMaä»irt\  giebt  hier  interessantes  Btatistisches  Material  Über  die  Verhiilt- 
snn  der  dumligen  Zät,  wie  aie  zur  Aunahme  des  Spf^hainhnd-Aet 
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So  wonijt  verständlich  uns  diese  Maassregel  erecheint,  su 
sehr  stimnitp  sie  doch  mit  der  allpeiiieinen  damaligen 
ZeitrichtuM},'  «berein,  deren  Einfluss  selbst  ein  Manu  von 
der  Itedeutuue  eines  Pitt  sich  nicht  entziehen  konnte.  Als 
das  l'arlanients-MitgUed  Mr.  Whithread  im  Jiilire  1795  eme 
auf  den  Speenhatiilaml-Aci  beruhende  bill  for  Regulatiiuj  Wagte 
aceordhuf  iu  ihe  Frice  of  I*roiision  einbrachte,  hielt  Htt  bei 
dieser  (ielefienheit  eine  ausführliche  Rede,  in  welcher  er  auf 
die  nachthcilit^eu  Folgen  der  Heiniathsfiesetzgcbung  hinwies  und 
die  .iilbrliche  Vorlage  eines  Annenbudfrets  an  das  l'arlameut  \-er- 
lanifftc.  zturlcich  aber  auch  sich  für  die  Tendenz  der  vorpeschla- 
ftenen  Hill  Jinsspracb.  Dieselbe  wurde  zwar  in  zweiter  Lesuufi 
ab^'elebnt,  allein  die  Ke^erun^  lirachti'  Dunmohr  selbst  eine  BÜl 
von  130  I'anurraiiheii  ein,  welche  sich  zu  der  Unpoheueriichkrit 
verstiejr,  zu  euipfeblen,  dass  .jeder  Amie  mit  einer  Knh  oder  einem 
Scliweiiic  fider  einem  andern  uüt^liclu-u  Ilausthiere  versoi^ 
würde.  Auf  ein,  im  Jahre  17S)7  veröffentlichtes  sehr  scharf  ge- 
haltenes l'amiiblet  vtm  Jereniy  Iteiitham  OhsuTvalion»  m 
the  Foor  Bill  iniroditcid  hj  Mr.  Pitf  wurde  jedoch  die  Bilj 
zurtickpezogen. 

Allein  eine  andre,  nicht  minder  verhänfmissvoUe  Maassr«^ 
wurde  duivh  3ö  tieo.  III.  c.  23  im  Jahre  1  79ö  zum  Gesetze  o- 
hüben.  Ks  wird  nämlich  der  schon  in  dem  G^ilbirfs-Aä  füi  die- 
jeuiüen  Verbünde,  welche  sich  dem  Gesetz  uuttTworfen  hatten,  ansge- 
siirocheue  Grundsatz  peneralisirt,  wonach  die  Üntet- 
Stützung;  an  arbeitsfähige  Arme  ausserhalb  des  Arniei- 
hiiiises  getreben  werden  soll.  Wie  olk-n  ausgefllhrt  ist,  hatte  du 
(iesetz  von  1728  ausdrücklich  bestimmt,  dass  Anne,  welche  sick 
weiKerteii,  in  ein  Workhouse  unterfrebracht  zu  werden,  jed« 
.\nsjinich  auf  Unterstützung  verlieren  sollten.  Dieses  sbmgc 
I'rinziii  vcrtnifi  sich  mit  den  jetzt  zur  Herrschaft  (n-lan^ 
Gnindsätzeii  nicht  mehr,  und  deshalb  wird  es  aufgehoben  mil 
der  Itofn'iiuduuf^ ,  „es  s<-i  unangemessen  und  hart,  insofenie  ea 
oft  arbeitsame  anne  I'eisonen  verhindere,  gelegentlich  solche 
Unterstützungen  zu  erhalten,  die  ihrer  besonderen  Lage  ui 
meisten  angemessen  seien" ;  „es  enthalte  in  manchen  FiUlen  Be- 
dingungen für  die  Unt«>rstützung ,  welch<'  der  Bequemhchliei^ 
den  häuslichen  Verhültnissen  und  dem  Glücke  der  Armen  nidi- 
theilig  seien'  (tnjurious  to  ihr.  comfort  atui  tiomestic  fthtotM 
mid  hfi)>piveiis  of  such  poor  pimonii)^).  Deshalb  sollen  fort- 
ab arbeitsame  Personen  in  ihrer  eigenen  Wohoin; 
in  Füllen  von  Krankheit  oder  Xoth  lln  terstOtinif 
erhalten,  wobei  dann  von  den  Friedensrichtern  unter  .Xotb 


>)  Durch  den  späteren  Akt  56  Geo.  III  c  129  wurde  auch  fOinlck 
Kirchspiele,  in  denen  auf  Grund  vou  Lokal-Akten  ein  Zwang  fir  il 
Armen  bestand.  ÜTiterBtütmng  im  Wnrkliount  aniDnebmen,  dieser  Z«V| 
aosdrlicklich  nufgehobeu. 


DcillizedDy  Google 


V.  4.  33 

(disir&a)  jedes  narh  Direr  Ansicht  unzuroicbende  EinkommeD 
begriffen  wurde.  —  Ausserdem  wird  iu  dem  Gesetze  den  Frie- 
deosrirhteni  die  Beftiguiss  pepcben.  aus  eigener  BewegunR  för 
«ine  bestimmte  Zeit  (lie  Unteretüt/iinp  eines  Antieii  im  eigenen 
Hause  anzuordnen,  und  die  (Miersecrs  iiaben  einer  solchen  ifrder 
nnbedinpt  Foljie  zu  leisten'). 

IHe  Folgen  solcher  Maassrepelunmssteu  mitut^iiiilss, 
TOn  der  sich  alsbald  deutlich  zeigenden  nioralischeu  und  son- 
stigen Versclilechteninfc  des  Arbeiterstandes  al^esehen,  iu  einer 
kolossalen  Steigerung  des  Ariuenbudgets  zum  Aus- 
druck gelangen.  Dasselbe  en-eichte  im  Jahre  1817  die  enoniie 
Summe  von  7870801  £  bei  einer  Bevölkerung  von  etwa  11 
HiUionen.  Man  konnte  sich  dem  gegenüber  dem  Schlüsse  nicht 
mehr  entziehen,  dass  eine  in  dieser  Weise  fortschreitende 
Ännenlast  selbst  den  Wohlstand  des  reichen  England  ver- 
nichten musste. 


Im  Jahre  1817  beantragte  das  Parlaments-Mitglied  Mr. 
Cnrven  die  Einsetzung  einer  Kommission,  um  die 
IxEtehenden  Annengesetze  in  Berathung  zu  ziehen  und  darüber 
»berichten.  Mr.  Cun^en  bemerkte  in  der  ausführlichen  Rede, 
■»ddie  er  zur  Begründung  seines  Antrags  hielt,  ausdrücklich, 
im  die  vorhandenen  Mängel  nicht  dem  Gesetze  der  Eliz,  zu- 
KBehrieben  werden  könnten,  „the  tcisdom  and  humnnity  of 
«AkA  äii\  honoitr  to  Us  originators ,"  soudern  der  Art  der 
fiudhabung  der  Gesetze.  Die  Amiensteuem  seien  „a  mode 
tf  fo^ment  of  wagex"  geworden,  ^and  thni  of  the  rery  warst 
Mft,  OB  it  hredks  the  spirit  and  destroys  the  independence  of 
tte  hAottrars. "  Lord  Castlereagh.  welcher  damals  die 
Sefö^rung  im  Unterhaiise  vertrat,  stimmte,  unter  Einwendung 

ra  einzelne  IHinkte  der  Rede,  im  allgemeinen  derselben  hei, 
Kommission  (Special  CkttnmHlee)  wurde  eingesetzt  und 
«rstattete  am  4.  Juli  1817  ihren  Bericht.  In  deni- 
Wlben  beisst  es :  „Wenn  nicbt  mit  energischen  Maassregelu  ein- 
(P^rifiien  wird,  so  ist  aller  Grund  vorhanden,  zu  glauben,  dass 
•ler  Betrag  der  Steuern  weiter  vennehrt  wenlen  muss,  wie  bis- 
her, Ws  derselbe  in  mehr  oder  weniger  outfeniter  Zeit  den 
^vtEen  des  Eigentbums,  auf  welches  die  Steuer  gelegt  ist,  ab- 
■Oitärt  haben  wird,  dabei  den  Ruin  des  Landes  und  die  Ver- 


'l  Diese  BefoKiiiss  wurde  noch  erneitcrt  duivh  55  Geo.  III.  c  137, 
WoMdi  Jeder  eituMne  PMedeDsricbter  die  Unterallitzung  dnes  Annen  im 
■■aiHn  Hanse  Ue  zu  einem  Zdtraame  von  3  Monaten  uiOTdnen  und  Je 


(ffl)  V.  *.  -  Aichratt. 
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Richtung  des  Eigcntbums  mit  sich  fohrend."  Die  nun  folgendm 
Vorschläge  zeigen  aber  nicht  von  einer  solchen  Eneipe,  wie 
man  nach  dieser  Feststellung  des  Thatbestandes  annebnien  sollte, 
Sie  laufen  im  wesentlichen  darauf  hinaus,  das  Allotvanee-Si/iiem 
zu  heseitifien ,  für  eine  bessere  Verwaltung  des  WorJchoiise  zu 
sorgen  und  die  Befugnisse  der  Friedensrichter  weiter  zu  ter^ 
mehren. 

Als  das  praktische  Resultat  des  Kommissioos-Berichtes  ist 
ein  Gesetz  vom  Jahre  1818  (58  Geo.  III.  c.  69),  der  sogenannte 
Parinh   VextrifS-Act,   welcher  im  folgenden  Jahre  zu 
dem  Seicct  l'eslrtes-Act  59  Geo.  m.c.  12  ei'weitert  wurde, 
anzusehen.    Beide    Gesetze    wurden   von    dem    Ghaimtan  der 
Kommission,  Mr.  Sturges  Boume,  eingebracht,  und  das  Gesetz 
vom  Jahre  1819,   welches   die   speziellen  Bcstinnnungen   b«Og- 
lich    des    Armeuwesens    enthält,    wird    aucli    als    Sturgtf 
Bonrne's-Act  zitirt.  Auch  dieses  Gesetz  machte  in  gleicher 
Weise,  wie  es  der  Gilbert's-Aet  gethan  hatte,  seine  Annahmp  in 
den  einzelnen  Kirchspielen  von  dem  freien  Willen  der  Litw- 
essenten  —  hier  der  Gemeindevertretung  (Vestty)  —  ahhAn^. 
Für  rite  Parisk-Vestry  besteht  ein  nach  dem  Steuerhetraft  ab- 
gestuftes Stimmrecht  mit  1  Stimme  hei  einer  SteuereinschStzm)! 
von  50  £  und  sodann  steigend  für  je  25  X'  Mehrhetrag  eine 
weitere  Stimme,  jedoch  hi>clistens  Itis  zu  6  Stimmen,    niese 
Vestry  kann  beschliessc^i ,  doss  die  Armenverwaltung  von  eioer 
Sehet-  Vesiry.  einem  Gemeinde-Ausschüsse,  geführt  werde.   Dfr 
Ausschuss  besteht  aus  5---20  wohlhabenden,   ansüssigen  Kn- 
wohnern  (mhaUmtial  hoitseholdo's  or  occupiers),  welche  ron  äa 
Vextry  zu  wilhlen  und  von  den  Friedeusrichteni  nur  nomind 
zu  ernennen  sind.    Zu  denselben  treten  als  er  o/)!«ö-MitgKe*r 
der  OrtS]ifarrer  und  die  zeitigen  Kirchenvorstolier  und  Ort 
seers  hinzu. 

Die  Sclect-Vestry.  welche  wenigstens  ein  Mal  alle  viendB 
Tage  zu.^amnienzuti'eten  hat,  soll  den  Zustand  und  die  La^  dn 
Armen  des  Kirchspiels  pi-üfen,  und  femer  die  Art  und  Weise  md 
den  Betrag  der  zu  geljendcn  Unterstützung  festsetzen.  Sie  soll  li^ 
bei  in  Betracht  ziehen  den  Charakter  und  die  Führung  der  zu  tsie- 
stützenden  Pei'Sonen  und  kann  insliesondere  einen  Untersdud 
in  der  zu  gewährenden  Unterstützung  zwischen  den  wOrdi^ 
(dcserving)  und  den  faulen  und  unwnrthschaftlichcn  Armen  m«ki. 
Die  Oversecrs  haben  sich  in  ihrer  Amtsführung  nach  den  An- 
weisungen der  SeJect-Vestry  zu  richten  und  dürfen  nur  ü  E^lln 
der  Xoth  oder  der  Dringlichkeit  ohne  vorherg^angene  Ordg 
Unterstützung  gewilhi-en.  Die  Vestry  kann  neben  den  Oarwnt 
besoMete  Assistrini-Overseers  ernennen,  welchen  von  den  Trif- 
densrichtem  eine  Bestallui^  auszufeitigen  ist ,  und  wekbe  ihr 
Amt  bis  zu  ihrer  Entlassung  durch  die  Vesfry  Itez.  bis  ni  Uwf 
Resignation  ausüben.  Fs  werden  weiter  der  Vcsfry  besoodw 
Befugnisse  für  die  Errichtung,  Erweiterung,  den  Ankauf*. 
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Ton  Poor-  und  Workkottaes  gewflhrt.  Es  wird  ferner  bestimmt, 
dasB  es  zur  besseren  AusfUhnin;;  der  in  dem  Gesetze  der  Eliz. 
entlialteneii  Begtinimun<:,  wonach  die  arl)eitsnihi;;en  Armen  zur 
Arbeit  anfireh&lten  werden  sollen,  der  Vestry  Restattet  sei,  ge- 
eifmeten  Grund  und  Boden  zu  kaufen  oder  zu  pachten,  um  in 
der  Kultivirun^  desselben  ge(;en  angemessenen  Lohn  den  Annen 
BescbAftigung  zu  geben,  oder  das  Land  gegen  eine  angemessene 
Rente  an  Arme  zu  verpachten.  Ausserdem  wird  tiestiinmt,  dass 
die  Untrretützimg  in  geeigneten  Fällen  als  ein  blosses  Darlehen 
(tewAhrt  werden  kann,  dessen  Rückzahlung  in  einem  summarischen 
Pntzessverfahren  zu  erviirken  ist'). 

Dies  sind  die  wesentlichen  Bestimnuingen  des  sehr  ausftihr- 
Uchen  Gesetzes.  Dnneben  wären  die  lediglich  auf  steuertech- 
nischen Gründen  beruhenden  Vorschriften  zu  erwähnen,  wonach 
ts  in  gewissen  Fällen  gestattet  sein  soll,  van  dem  Eigenthümer 
enee  Hauses  anstatt  von  dem  nutzenden  Inhaber  die  Annen- 
itener  einzuziehen. 

her  Sturges  Botirne's-Aci  besitzt  gegenüber  den 
Irlheren  Gesetzen  aus  derRegierungszeitGeorgsIII. 
grosse  Vorzüge.  Das  Gesetz  enthält  die  Keime,  aus 
welchen   sieh    die    so   nothwendig    gewordene    all- 
gemeine  Reorganisation   des  Armeuwesens  später 
entwickelte.    Es  verdient  dabei  hen-orgohoben  zu  wenlen, 
itm  das  Gesetz  nicht  nur  das  berühmte  Gesetz  der  Elizabeth  wie- 
drrfaoleDtlich    zitirt ,    sondern    überhaupt  im    wesentlichen    die 
Todenz  verfolgt,  unter  Beibehaltung  der  leitenden  Grundsätze 
des  Gesetzes  der  Eliz.  die  zur  besseren  DurchfilhruDg  dessell>en 
Ar  erforderlich  gehalteneu  Maassr^eln  zu  treffen.    Gegenüber 
*m  Ödberfs-Act   wird   hier   der  Grundsatz  der  Unterstützimg 
ArbeitsKhiger  d\irch   Ariieit   wieder  geltend  gemacht.    Xel>eu 
dem  Poorhouse  der  Gilhert-Gorjwration  tritt  hier  das  eigentliche 
Wt/rUiOHse  her\'or.  Bezüglich  der  Gewähmng  der  Unterstützung 
und  besonders  bezüglich  der  Art  derselben  treten  wieder 
trmenpolizeiliche  Prinzipien  in  den  Vordergrund. 
Wenn  das  Gesetz  in  dieser  Weise  zu  altbewährten  Gnuid- 
■ttien  zurückkehrt,  so  enthält  es  andererseits  sehr  beachtens- 
Werthe  Neuerungen.     Hierher    rechnen   wir    insbesondere 
die   Einflltanuif;    einer    freigewählten   Lokalvertretung    in    die 
AnneDTerwaltiuig,  denen  gegenühei-  die  Overseers  nur  die  Sfel- 
laog  TOD  ausfahrenden  Organen  einnehme!,  während  fUr  die 
GruD^fttze  der  Gesammtverwaltung  wie  für  die  Art  der  Einzel- 
UnteratQtzung  die  Seleet-Vestry  die  entscheidende  Behörde  ist. 


_^^    1)  Ab  HotiT  wird  ftlr  diese  letztere  MaasareBel  im  Gesetze  angeführt; 

t%liertM  ä  i»  aeptdient  to  dincouraqe  Ihat  reliatm  upoti  the  poor  rnten 
1  IMiA  fnquenäy  tnducfn  ariitann,  labourern  and  othfr«  to  eqnander  mcny 
gmw'wj)!  leMch  leoitld  tdik  suitahle  care  hnve  affnrded  »u/fieierU  inean»  fär 
Ott  »vport  ^  Onr  fimulieK. 
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Als  eino  weiten;  Verbesserung  sehen  wir  die  Eiufithninp  eines 
Btiindipen,  bezahlten.  bmifsniaKSigen  Orpans  in  rtie  laufende 
Yerwaltunp  in  der  fiestalt  der  JSOT"rfa«/-Orersecrs  an.  Kinjähr- 
liohc'i-  Wechsel  der  ijesaiiuiiten  Vei-waltunpshehörden ,  wie  er 
bisher  stattgefunden  hatte,  iiiusste  sidi  drr  energischen  uad 
konsequenten  I  hirchfühninp  von  i-ationelle»  Gnindsätzen  in  der 
Verwaltung  hindernd  entKcpenstrllen. 

Von  der  den  Kirchs|iielen  an  he  im  gegebe  neo 
Befnsniss  zur  Einfuhrung  dos  Closctz es  wurde  reich- 
lich Gebrauch  ftemacht.  Man  zfthite  im  Jahre  18:i-i  2234 
Srled-Vexfrifs  und  313-i  Asaislant-Overneem.  Auch  die  in  dieser 
Zeit  Biwziell  für  eine  Reihe  fn-iissei-er  Stiulte  erlassenen  Loktd-Akte 
ächlieiisen  sich  zumeist  dem  so  niedcr,:eleeten  Systeme  im:  die 
Ännenverwaltung  wird  von  einem  Gemeinde-Aiisschusse  unter 
Mitwirkung  von  besoldeten  Unterlieamten  geführt. 

In  Ähnlicher  Weise  wie  in  tlem  Stm^ges  Bonme's-Act.  iriri 
in   dem,  ini  Anfange   der   Regierung   Williams  IV   (1831)  e^ 
lassenen   »igenannten    Hohhovue-Äct   (1   «nd  2  AVill.  IV. 
c.  60)  ein  Gemeinde-.\u5schusE  für  die  laufende  Verwaltuug  pe- 
schatfen.   Die  Aimahnie  dieses  Gesetzes  ist  von  der  Zustinuiiuo^' 
von  -  3  der  Eingesesfeuen  abluli^g  gvmacht  und  ausserdem 
noch  weit<T  insofeiii  eii^eschrünkt.  als  das  Gesetz  mir  in  Kirrh- 
spielen  mit  mehr  als  800  S>teuerz»hleni  eingefflliil  wcnlen  kann. 
Jeder  Stmcrzahler  hat  hier  nur  1  Stimme,  und  die  Select-Vtstt^ 
hat    aus  mindestens   VI    l'eivonen  zu  bestehen.      Beträgt  die 
Zahl  der  Steuerzahler  mehr  als  lOon,   so   treten  fUr  je  1000 
zwölf  weitere  Mitglieder  zum  Ausschu^tse  hinzu.    Die  Gesammt- 
ziihl    soll   aber   niclit  iiiclii-  als  120  betragen.     I>er  Urlspfamr 
unil  die  Kirehenvorsteher  sind  auch  hier  ex  o/j?«o-Milfdieder, 
Fllr  die  zu  wilhlenden  Mitglieder  der  SeJeci-Yfstry  mrrt  eine 
besondere  Steueiinudifilcatiim  verlangt ;  sie  müssen  in  dem  Be- 
zirke der  Metrojinlis  fUr  ein  Einkommen  von  mindestens  40  i, 
anderswo  von  mindesten.':  10  :£  zur  Annensteuer  eiiigesohitil 
sein.   Jedes  Jahr  hat  ein  Diittel  dieser  Mitglieder  abzuti^ten  aul 
ist  durch  Neuwahlen  zu  ei'gänzcn.     Xeheu   der  Seieet-  Vobj 
sind  ferner  noch  fllljrdirlich  fünf  Bechnungsi-evisoi-en  (Audütr^ 
aus  den  Steuerzahleni  zu  wähleu.     Es  wird  die  Eühnug  ge- 
nauer Kcchnungslitlcher  (Account -Baoks)   angeordnet,  wdcta 
Jithrlich  wenigsten  zwei  Mal  zu  reridiren  und  innerhalb  vtr- 
zehn  Tagen  nach  der  Kevisiim  zu  imbliziren  sind.    Das  nene 
Element,  welches  durch  dieses  Gesetz  in  die  Or- 
ganisation des  Armeuwesens  eingeführt  wird,  iit 
der  Rcchnuugsrevisor.    Das  Gesetz  selbst  hat  übrigensii 
der  Praxis  keine  grosse  Bedeutung  erhalten. 

Aus  der  Regiemngszeit  Georgs  IV.  ist  hier  noch  ein  GeseU 
vom  Jahre  1824,  der  Vaffrunts-Act  (9  Geo.  IV.  c.8S).n 
erwjihnen,  welches  noch  heute  in  Geltung  ist.  In  !► 
kniiiifimg  an  eine,  schon  in  17  Geo.  II.  c.  5  enthaltene  l'ntff- 
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acbeiduDjt  von  drei  Klassen  von  Viisabuiideii  werden  hier  folgende 
StraftieRtiinniuu^D  fest^'nsetzt. 

1)  Koirektionshaus  mit  harter  Arbeit  bis  zu  1  Monat  für 
Idle  and  Disorderly  Perstans,  wozu  jeder  zu  rerh- 
neu  ist,  welrher  iui  Staude  ist,  sich  und  seine  Fantilie 
fcanz  oder  theilweise  dun-h  Arbeit  oder  durch  andere  Mitte] 
zu  erlialten,  and  welcher  vorsaizHcli  dies  verweißert  oder 
vereäurnt.  so  das»  er  sellist  oder  ein  alinientatiouslieRfh- 
tigtes  Faniilien<!lied  der  Anuenkasse  zur  Last  fällt.  Unter 
dieser  Rulnik  gelangen  insbesondere  Pci-sonen  zur  Be- 
strafiinji,  welche  umherziehen  und  sich  an  öiTentlichen  Orten 
zum  Betteln  hinstellen  oder  Kinder  dazu  gebrauchen. 

2)  Korrektionshaus  mit  harter  Arbeit  bis  ^u  3  Monaten  fUr 
Rogues  and  Vagnbonds.  Hierzu  weitlen  gerechnet 
alle  Rllckfiillipen  der  ersten  Klasse,  fenier  Vagabundeu, 
welche  in  unbewulinteu  (iebüuden  etf.  ohne  sichtbare  Mittel 
des  Unterhalts  vorgefunden  wenlen. 

3)  Korrektionshaus  mit  harter  Arlx'it  bis  zu  1  Jabr  und  Zu- 
lassung von  Peitschenhieben  bei  untunlichen  Indi\iduen  fUr 
Jncorrigibfe  Rogues,  d.  h.  alle  RückfiHligen  der 
zweiten  Classe.  sowie  l'ei-sonen,  welche,  als  Rogues  imd 
Yagabonds  ergriffen,  dem  I'oltzeilieamten  gewalt.'iainen 
Widerstand  leisten. 

Wenn  man  diese  Bestinnnungen  mit  den  diesbezüglichen 
fcntschen  Strafrechtsnormen  vergleicht,  so  siebt  mau,  dass  sich 
ta  England  von  der  mittelalterlichen  Strenge  gegen  Bettler  und 
Tigftbunden  weit  mehr  erhalten  hat  als  bei  ua^^,  oder,  um  es 
riditiger  auszudrücken,  dass  bei  uns  diese  Klasse  von  der 
jitrigeD  Gesetzgebung  mit  einer  aussei-ordentliehen  Milde  be- 
MDdelt  wird. 

Hiermit  wollen  wir  die  Aufzählung  der  bis  zum  Jahre  1834 
«guigenen  armengesetzlichen  Bestinunungen  beendigen  >).  Eine 
Ildhe  neuer  Einrichtungen,  von  denen  ein  grosser  Tlieil  zu- 
Bldist  nur  versuchsweise  zur  Einführung  gelaiyite,  sind  neben 
Ae  grundlegenden  ßestiuuuungen  des  Gesetzes  der  Elizabeth 
getareten.  In  der  nun  folgenden  Periode  werden  viele  dieser 
Neneningen  weiter  ausgebaut  bez.  generalisirt.  Es  gehören 
teeriier  vor  allem  die  Vereinigung  von  mehreren  Kirchs[iielen 
KOT  gemeinsameD  Armenverwultung,  für  welche  die  ersten  Siiuren 
bcor^  in  dem  Gesetze  vom  Jahre  1723  enthalten  sind;  femer 
die  EinfilhruDg  von  besoldeten  Annenbeamten  durch  das  Gesetz 
▼«1 1782,  sowie  von  gewählten,  an  Stelle  der  lediglich  von  den 
f^iedensrichtem  ernannten  Arnienbehorden  in  deu  Gesetzen  von 


>)  Wir  hftboi  hier  aolcbe   Gesetze,    welche    keine    prinzipielle  Be- 

ang  hkbei  und  fUr  di«  Entwickelung  des  AnnenweaenH  ohne  Belang 

mä/aA,  imerwUmt  gelasaen,  bo  faciepiela weise  do  Geeetz  über  die  FUraorge 
~~~         fl  Gfliiteaknuike  ana  dem  Jahre  l»2ä. 
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1819  uud  1831 ;  weiter  die  Schaffiing  von  neuen  Organeai  in  dw 
Armenverwaltimg,  so  der  Guardian^  in  dem  Gesetze  von  1782 
und  der  Auditors  in  dem  Gesetze  von  1831;  endlich,  was  die 
Art  der  Unterstützung  betrifft,  die  Einführung  des  Arbeitshauses, 
des  eigentlichen  Worichouse,  für  arbeitsfähige  Arme  seit  1697, 
wo  auf  Grund  eines  speziellen  Parlaments-Aiktes  die  Enichtang 
eines  Workkome  in  Bristol  erfolgte. 


§  7- 

Seit  dem  Jahre  1817,  wo  die  Kommission  des  Unter- 
hauses zur  Untersuchung  der  Annengesetze  eingesetzt  wu, 
bildet  die  Frage  der  Reforrabedürftigkeit  derArmcD- 
gesetzgebung  einen  ständigen  Gegeostand  der 
öffentlichen  üiskussion:  sie  nimmt  eineu  breiten  ßanm 
in  der  Tagespresse,  wie  in  der  wissenschaftlichen  Litteratur  der 
damaligen  Zeit  ein. 

In  letzterer  Hinsicht  ist  insbesondere  der  Thfltigkeit  des 
Dr.  Thomas  Chalmers  zu  gedenken,  welcher  als  GnstÜdKT 
des  Kirchspiels  St.  Johns  in  Glasgow  in  seiner  Gemeinde  aw 
Armenfürsoge  organisirt  hatte,  die  im  wesentlichen  mit  dem  in 
Deutschland  berühmten  Elberfelder-Systeme  Übereinstimmt:  Hn- 
thellung  der  Gemeinde  in  eine  Anzahl  kleinerer  Bezirke,  is 
denen  fi-eiwillige  Annenpfleger,  Visiiors.  die  Fllrsoirte  för  me 
kleine  Zahl  von  Armen  übernehmen,  jedem  einzelnen  Falle  die 
geeignet  erscheinende  Behandlung  zu  Theil  werden  lassen  und 
sich  dabei  bemühen,  durch  sorgsames  Eingehen  in  den  Ost- 
rakter  und  die  Verhältnisse  der  betreffenden  Armen  auf  die- 
selben auch  erzieherisch  bessernd  einzuwirken.  Diese  ürgui- 
sation  bewilhrte  sich  unter  der  Leitung  des  ausgezeicbüeta 
Mannes  vorzüglich ')  und  regt«  auch  nnderwArts  die  Idee  einer 
Nachahmung  an.  Chalmers  selbst,  welcher  später  Profesnor  »f 
Diviniiy  an  der  Universitiit  Edinburg  wurde,  begann,  gestOtEt 
»uf  seine  praktischen  Erfolge,  nunmehr  auch  theoretisch  ge^ 
das  bestehende  Anueusysteni  anzukHiupfen.  Er  suchte  in  BriBCt 
Schrift  The  Christian  and  Civic  Economy  of  Large  Tomu') 
darznthun,  dass  das  bestehende  System  einer  legal  charitl 
an  sich  unrichtig  uud  in  dopjieltei'  Beziehung  verhAngntBenJ 
sei,  in(]em  es  einerseits  den  Arbeiter  durch  die  in  ihm  em^ 


')  tue  Annenlast  verminderte  sich  iu  der  Farixk  S 
einer  Bevölkerung  von  etwa  lOOOO  Einwohnern  ii 

— 10  Jahren  von  1400  £  anf  190  £.    Veigl 

mnadioHS    des    Sudal-Scietice-CoHgrt»K    vc_    ,.^ . 

!  abgedi-uckten  Vortrage:  Comparative  Adnntnftralim  tftt 
FiMir-Liiic  in  tlic  Unilrd  Kingdom,  wo  auch  des  Elberfelder  SjrtBi 
Erwähnung  gethan  wird. 

-)  Glasgow  1821—1826  in  3  Bftnilen,  vgl.  bea.  Bd.  II  S.  3U-3tS. 
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Zuversicht,  unter  allen  UiiiständoD  Unterstützung  n\  erlinlt^u,  ver- 
leite, selbst  keine  Fürsorge  für  die  Zukiiuft  zu  treffen,  und  in- 
dem es  andererseits  das  freie  Walten  der  Woliltliätiplteit ,  das 
biterease  und  die  Sympathie  der  besitzenden  Klassen  an  dem 
Schicksale  ihrer  amieu  Mitbüi^er  unlerdrilrke  oder  weni^teus 
lllhme. 

Wir  sehen  an  dieser  Stelle  von  einer  Kritik  dieses  Ein- 
wurfes*) ab  und  besi'hrilnken  uns  darauf,  hervorzuheben,  dasa 
man  zwar  mit  gutem  Rechte  bei  der  Art,  wit-  diiniols  das 
Anuenwesen  gehandhabt  wuixle,  von  einer  le/fal  chariUj  »iirerfien 
konnte,  dass  aber  deui  Gesetze  der  Elizalietli  nichts  ferner  la^,  als 
die  Einführung  einer  legaJ  charUy,  dass  vielmehr  in  diesem 
,Foun>lation  and  Texl-book  of  the  English  Poor-Lme"  der 
armenpolizoiliche  Gesiehts)iunkt,  wie  dies  schon  wiederholt  hier 
hervorgeholx'u  worden  ist,  das  rein  luininue  Moment  entschieden 
aberwiegt*).  Es  ist  dabei  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  ganz 
in  derselben  Zeit,  wo  ChuliiierK  mit  der  von  ihm  ein^rcHihrten 
Organisation  der  Annenfürsorpe  so  grosse  Resultate  erzielte, 
nieht  minder  beniorkenswerthe  Erfolge  in  einer  Reihe 
anderer  Gemeinden,  so  inSouthwell,  Bingham,  Cook- 
ham  und  liutfield  unter  der  Leitung  von  Milnnem  er- 
rungen wurden,  welche  strenge  an  den  l'rinzipien  der  englischen 
Annengesetzgebung  festhielten  und  imr  die  praktische  Hand- 
habung derselben  in  der  Gemeinde  verbesserten'). 

■|  Chalmers  führte  die  ernähiiteii  ßetlcnken  nochmals  in  seinem 
18S8   enchieneiieD  Werke     Qn   I'vlitical  Jiconvmii  in   connfXioti   tcilh   the 


Shra]  State  attil   Moral  FroKjKctB  of  Socittt/  Cftp.  14  S.  39!<— *I9  unter 
der  UebeiBchrift  On  a  compuhorij  prori/iion  for  the  Jndigrnt  aus. 

*)  Vergl.  über  die  Verfindening,  welche  der  UTBpTfin^liche  Charakter 
das  Ctesetses  der  Eliz.  durch  die  Art  der  damaligen  praktischen  Hand- 
UNnig  des  ArmenwcHens  OTfiihr,  den  Ausspruch  van  Ei-skine  Mav: 
Ae  Qmttitutional  HMory  of  En/ilmid,  a  Aufl.  1S71,  Bd.  lU,  S.  405, 
wo  m  mit  Beuig  auf  die  Ausfllhrang  der  Beatimmungen  des  Gesetzes 
iat  Eß*.  «n  dieser  Zeit  heissl;  This  iHac  onrf  simplr  provmoii  had  beat 
to  perverltd  by  ignoront  adminittratiuii,  that  in  relieväiff  ihr. 
poor  the  induttnal  povuhition  of  tht  trholc  mmitry  van  lifitig  räpitUi/ 
nAtetd  to  pauperitm ,  oy  wAtcft  }iTopeTty  wnc  threatcntd  with  no  dittant 
rMr>.  Tht  syitem,  ichicA  mM  workiiiß  Uii»  wwcfeic/;  asgunifl  to  be  fou-ndrd 
NpOM  ftfwrtifrii«,  b»l  no  mV  i/tnitu  coiikJ  baif  ikniffiied  n  ftliine  of  itreattr 
maliffnüy  for  titc  eomiplioti  öf  tht  riicr. 

*)  Du  Bcnspicl  vnn  Souihwell  in  der  Grafschaft  Nottingham  ist 
hawucluiB  erwühnenswerth.  Hier  wurden  unter  der  Ijeitung  des  um  daa 
CBgBache  Armenwesen  überhaupt  hoch  verdienten  Sir  Ueorgc  Nicholls, 
dM  VetfuMn  dee  von  uns  niederholt  /.itirten  Werkes  Ilintitry  of  tlie 
JSmalüh  Foot-Imk.  die  glänzendsten  liesultat«  erzielt,  und  zwar  aus- 
■ehtiwalich  durch  eine  verbesBerte  Verwaltung  des  Workhouse.  in  welchen 

1  Armeo 


»et»»  SOOq  Einwohnmi  von  200C  jf  in  1820  21  auf  517  .^  in  182324, 
1  Schwankungen  auf 


auch  in  den  folgenden  Jahren  mit  ger 
Höhe  (ve^l.  Nichotls  Bd.  [[  S.  24Ö-: 
8.  249). 


,  besouders  die  f 
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Aber  ^rade  diese  ziiischen  den  einzelneu  Gemeinden  be- 
stoUcndf  Unpleichheit  in  der  Verwaltung  des  Armenwesen?. 
eine  Unirleii'hheit,  welche  siel»  auch  als  Folge  der  obenerwähuten 
cxpcrinieutellcn  GeseUe  ei^'ab.  niusste  die  Fraire  einer  Neu- 
i'Cgelm^;  des  Arnienweseus,  bei  der  auch  <iie  voi-gebrachteii 
theoretischeu  Einwenduntjeu  Jifefit'n  das  ganze  System')  zmii 
Austrug  gelangen  konnten,  zu  einer  brennenden  machen -i. 

I-'ttr  eine  energische  Beform  war  aber  auch  die  da- 
malige allgemeine  politische  Bewegung  sehr  günstig. 
Das  Jalir  18^2  brachte  mit  der  grossen  Parlanients-Defonii-Bill 
eiui!  sehr  eingreifende  Ausdehnung  des  Wahbecbts.  Die  poh- 
tischen  Parteien  mussten  in  erhöhtem  Moasse  das  Bedüifhiss 
fllhlen,  den  in  der  Bevölkerung  empfundenen  Missstilnden  und 
Unzufriedenheiten  auf  den  Grund  zu  gehen,  und  ein  tieferes 
Kingelien  auf  die  sozialen  Verhältnisse  imd  eine  soziatpolitiscbe 
gesetzgeberische  Thfitigkeit  ei>ra.li  sich  so  ganz  naturgeniäss'j. 

Am  1.  Februar  1832  erklärte  Lord  Althnrp  die 
Absicht  der  Regierung,  eine  eingehende  und  volle 
Untersuchung  über  die  praktische  Wirksamkeit tler 
Armengesetze  durch  eine  Royal-Commisxion  her- 
beizuführen. Die  Ernennung  der  Commisaionerg  „As  nät 
a  dih'genf  an<l  fuU  mquiry  into  Ihc  practica!  oj>eration  of  ät 
law  for  Ihc  reliff  of  ihc  poor"  erfolgte  alsbald.  Unter  den  er- 
nannten Conimisaioners  befanden  sich  hervorragende  Staats- 
milnner:  neben  dem  schon  durch  seine  Thiitigkeit  in  der  Koni- 


')  Neben  den  crnüluiteii  Werken  von  Dr.  Chalmen  und  den  AiMta 
von  Malthus  uiid  seinen  Anhängern  kommt  hier  noch  beaonden  dai  1^ 
crBchieneue  Buch  von  Thomas  Walker,  Oh»errativm  «i  tht  Aatwi 
£»,'(*»(  nnd  Effects  of  Pauiifriain  oiid  of  Ihe  Means  of  Rfdvting  it  k 
Betm<-ht 

'I  Auch  die  erneuerte  Kteigemn);  der  all^meineii  Amenlatt  giKS* 
Über  den  fUr  einzelne  Kirchspiele  angeführten  günstigen  Ziffeni  wnib 
hierauf  ein.  Die-  Armen -Ausgaben,  welche  sich  im  Jahre  1824  unter  den 
ElnlluBBe  rUastiger  Kniten  und  niedriger  Oetreidepreise  nnf  bISSW  £ 
emiHssigt  hatten,  betrugen  if32  wiederum  7  08^  9H9  £.  und  diei  bei  a^ 
schieden  günstigen  wirthschaftlichen  VerhÄltniHnen. 

")  ,77ic  reformii.q  ctierny  ii-oji  in  Ihc  dnif'',  sagt  M'Carthv.  SJmI 
IfiBtory  ofonr  O'm  liiiif»  &'.  Aun.  ISO*  S.  2ti,  und  in  der  Th»t  die  ZiU 
der  raach  auf  uinanderfDlgenden  sOKialpoIitiBchen  Msaurf^ln  iit  ovtua- 
lieh.  Das  Jahr  1>*3S  hmirhte  die  vollstündigi'  Beseitigung  der  i^klima 
in  den  britjechen  Kolonien,  dns  Jahr  1K34  den  ersten  :>ehrilt  zu  mm 
nationalen  Erziehungssystem  durch  die  Bewilligung  einet  jährlichen  v^ 
fTu  die  Iilrrichtung  von  Schulen,  sowie  ferner  ttu  neue  liior-Lar.  dM 
Jahr  1S35  in  dein  MiiHicipirl  Coijiorolioti-Ati  ein  Scifgorrmiueitl  tSi  & 
Städte,  das  Jahr  I8.S6  in  dem  fittieral  EegintrntUm-  und  dorn  C.ti7  Morritia- 
Ad  die  Zulassung  der  Zivilehe.  Eine'  gleich  eueiv>Khe  Thitükot  i^ 
social -politischem  Gebiete  hat  die  zwdte  Refnnn-Bill  von  l^i  hora- 
gerul'en,  und   wenn  uns  nicht  oltea  tftuscht,  dUrfte  die  jetat  noch  in  fc 

rathunß  begritiene  Keform-Bill  Uhnlicb  weitgreifendc  soxiale  " ^ 

nach  sich  ziehen. 
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ission  von  1817  bekannteu  Sturges  Bourne  finden  wir  den 
schof  ven  London,  Mr.  Nassau  W.  Senior,  Mr.  Edwin  Ghad- 
rk  u.  A.  Ausserdem  wurden  Agsistant-Comnis.'noners  ernannt, 
I  die  verschiedenen  Theile  Englands  persönlich  zu  besuchen 
li  HB  Ort  und  Stelle  Zeugen  zu  vernehmen.  Wiederum  an- 
re  Männer  wurden  ins  Ausland  geschickt,  um  über  die  dort 

Geltung  befindlichen  Annensysteme  zu  berichten.  So  waren 
p  Vorkehrungen  getroffen,  um  zu  einem  klaren  Einblick  in 
'  VertiSJtnisse  und  zu  einer  gründlichen  Unterlage  für  gesetz- 
)erische  Maassregeln  zu  gelangen. 

Der  am  20.  Februar  1834  erstattete  Bericht 
r  Kommission  ist  denn  auch  ein  Meisterwerk 
uer  eingehenden,  umfassenden  und  unparteii- 
hen  Untersuchung.  Wir  glauben  aus  mehrfachen  Gründen 
t  denselben  hier  näher  eingehen  zu  sollen:  einmal  fuhrt  uns 
■?elbe  ein  klares  Bild  der  damaligen  Verhaltnisse  vor  und 
ßt  uns  die  in  der  damaligen  Annenverwaltung  bestehenden 
^stinde,  welche  wir  in  den  bisherigen  Ausführungen  nur 
)en  streifen  können,  anderseits  giebt  derselbe  die  beste  Er- 
nmg  für  die  Maassregelu ,  welche  in  dem  alsdann  erlassenen 
len  Annengesetze  enthalten  sind.  Gerade  in  letzterer  Be- 
bung liegt  eine  falsche  Reurtheiluug  für  den  deutschen  Leser 
irii^ie,  welcher  mit  den  hergebrachteu  Ansichten  über  den  Werth 
i  Migbschen  Friedensrichterthums  und  des  englischen  Self- 
v€mment  an  die  Betrachtung  des  neuen  Gesetzes  herangeht*)- 
T  ist  es  wichtig,  ihm  zunächst  vor  Augen  zu  halten,  wie 
hverstAndige  englische  Staatsmänner  über  die  bisherige  Lokal- 
waltung  und  besonders  über  die  Frage,  ob  sich  die  Thätig- 
t  des  Friedensrichters  dabei  bewährte,  geurtheilt  haben,  und 
tum  weiter,  was  dieselben  veranlasst  hat,  als  Hauptpunkt 

der  Neuorganisation  die  Einschränkung  der  Machtbefugnisse 
i  Friedensrichters  und  die  Einfuhrung  einer  Zentral-  (Mini- 
rial-)  Behörde  mit  au^edehnten  Gewalten  über  die  Lokal- 
lArden  sowie  innerhalb  der  letzteren  die  Einführung  besoldeter 
imt«n  anzusehen. 


>}  Et  «oll  hier  in  keiner  Webe  eine  Kritik  dieser  Ansichten  von 
nd  ran«iTi  P&rteistandpnnkte  &U8  ffeilbt  werden,  sondern  ss  soll  nur 
■  Leaer  klar  gemacht  werden,  wesualb  die  englische  Gesetzgebung  be- 
üak  des  Amu^nweseiiB  von  Prinzipien  abgegangen  ist,  welche  man  bd 
Utofig  als  Ideale  hinstellt.  Durch  das  nen  eingeführte  Buari- 
*t*m  bt  die  frühere  Art  des  Sflf-Giieamment  so  gut  wie  ganz  aus  der 
calMTwaltuDg  verdrfingt  worden.  Das  neue  System  bewfihrte  sich  zu- 
hlt  auf  dem  Gebiete  des  Amieawesens  in  seinen  wirthschaftlichen  Er- 
|M  kl  gUnzend,  dass  man  es  Schritt  fllr  Schritt  weiter  auch  in  anderen 
d«r  (Gemeindeverwaltung  einführte.  Wir  heben  diese  Thatsache 
«  damit  hier  über  den  Werth  des  Hjstems  —  abgesehen  von 
zur  Behandlung  stehenden  Annenwesrn  —  ein  Urtbeit  ab- 


■  «hin 
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Der  Berieht  beginnt  mit  folgenden  Worten; 

„Es  ist  jetzt  unsere  traurige  Pflicht  zu  berichten,  dass  der 
Fonds,  welcher  uach  dein  Gesetze  43  Eliz.  dazu  bestimmt  ist, 
Kinder  und  arbeitsflLhige  Personen,  welche  nicht  in  tAglicher 
Beschäftigung  sind,  zur  Arbeit  zu  setzen  und  den  Arbcits- 
uD^igen  die  notliwendige  Unterstützung  zu  gewähren,  zn 
Zwecken  verwendet  wird,  welche  dem  Buchstaben  und  noch 
mehr  dem  (ieiste  dieses  Gesetzes  zuwider  sind  und  die  Moni 
dieser  so  sehr  zahlreichen  Klasse  und  die  Wohlfahrt  der  All- 
gemeinheit untergraben." 
Diese  gleich  im  Beginne  des  Berichtes  erfolgende  schroffe 
Gegenüberstellung    der    Prinzipien    des    Gesetzes 
der    Eliz.    mit    der    praktischen    Verwaltung    des 
Armen  wesens  ist  bezeichnend  für  den  Geist,  in  welchem  dfr 
ganze  Bericht  gehalten  ist. '  All  die  traurigen  Zustände,  welcbe 
uns  durch  den  Bericht  und  noch  mehr  durch  die  Aussagen  äa 
vernommenen    Zeugen    enthüllt   werden ,    werden  in    keinerlri 
Weise  den   in    dem    grossen   Armengesetze    von    1601    nieder- 
gelegttm  l*iinzipien  zugeschrieben,  sondern  vielmehr  gerade 'den 
Umstände,  dass  die  tlintsächliche  Verwaltung  des  Armenwegcu 
von  diesen  Prinzipien  abgewichen  ist. 

In  welcher  Weise  erfolgte  denn  nun  die  thst- 
sächliche  Verwendung  des  Armenfonds,  die  prak- 
tische Arnienverwaltuug? 

Unterstützung   durch  Aufnahme  in  ein   Worl- 
house  scheint  si)eziell  bei  Arbeitsföhigen  nur  in  sehr  geringen 
Maasse  zur  Anwendung  gebracht  zu  werden.     Die  Worthoiaa 
selbst  wenlen  entweder  als  baufällige  HAuser  geschildert  nut    ' 
wenigen  Insassen,    meist  ganzen  Familien,  die  dort  behagüd 
ohne  irgend  welche  erhebliche  Einschränkung  und  ohne  ordeut-    ' 
liehe  Beschäftigung   zusanuuen    wohnen,    oder  al>er  andetseib    i 
als  prächtige  Xeubauten,  in  denen  die  Insassen  eine  Anhuhme 
linden,  welche  weit  über  die  Verliältnisse  eines  gewöhnlidn 
selbständigen    Arbeiters  hinausgeht.     Durchw^    wird   darUbn 
gehlagt,  dass  es  in  dem  Workkouse  an  Disziplin,  geordneter 
Beschäftigung  der  Insassen  und  vor  allem  an  einer  Klassifikalin 
dersellH-n  fehle. 

Doch  wird,  wie  gesagt,  Unterstützung  überhaupt  zoinciit 
ausserhalb  des  Workhouse  gereicht.  Dabei  ist  al»er  Untff- 
sttttzung  durch  Beschäftigung  seitens  des  Kirri- 
spiels  nur  eine  Seltenheit,  obwohl  dies  ja  diejenige  Fonn  i^ 
welche  in  dem  Gesetze  der  PHiz.  ausdrücklich  für  arbeitgfiüiig« 
Anne  vorgeschrieben  war.  Als  Grund,  dass  dieselbe  so  itttf 
angewendet  wird,  erscheint  die  Thatsache,  dass  sich  diese  ^ 
schäftigung  für  das  Kirchspiel  zu  theuer  stellte.  Man  bedoJi 
eines  ständigen  Aufsiclitspersonals,  ohne  welches  die  Annen  ih 
Arbeit  überhaupt  nicht  ausgeftlhrt  haften,  und  selbst  da,  wo  & 
Arbeit  unter  Aufsicht  erfolgte,  wird  darüber  geklagt,  daaiüi 
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Arbeit  schlecht  und  lassiß  gethan  werde  und  daher  für  die  Ge- 
meinde nur  unvortheilhaft  sei. 

Auch  Unterst&tzuu);  in  naltira  wird  im  allgemeinen 
nur  wenig  jiegeben;  soweit  es  (ifsi-hieht,  besteht  dieselbe  in 
Zahlung  der  Wohnunifsmiethe  oder  Verabreichung  von  Scheinen 
zum  Empfange  von  KleidmigsstUckcn  oder  Materialien.  Ueber 
die  dabei  stattfindenden  Missbräuche  wird  lebhafte  Klage  ge- 
führt: Ad  Orten,  wo  die  Woimungsmiethe  für  die  Armen  von 
der  Gemeinde  entrichtet  werde,  hnhe  sich  ein  lebhafter  Handel 
in  schlechten  alten  Häusern  entwickelt ,  au  welchem  sich  liie 
Overgeerx  besonders  lebhaft  betheiligt  hätten;  wo  Emjifai^re- 
scheine  ftlr  Materialien  gegeben  wUnlen.  hätten  die  Scheine  zu- 
meist  auf  die  Geschilfte  der  Overseers  gelautet'). 

Die  repelniftssige  Unterstützung  bestand  iu 
Geld,  «ud  zwar  in  der  oben  beschriebenen  Fonn  von  Allow- 
aneei,  d.  h.  das  Kiukoiuiiien  des  Arbeitet's  ward  durch  Zu- 
scbOsse  der  Gemeinde  bis  zu  der  Skala  gebi-acht,  welche  die 
Gemeinde  im  voraus  ein  für  allfmal  festgestellt  hatte.  Diese 
Alt  der  Unterstützung  ward  auch  Bread-money  genannt; 
fxo  Kopf  der  Familie  wurde  ein  weiteifr  Zuschuss:  das  so- 
genannte He ad-money  bewilligt.  Nach  dem  am  uieisten 
bekannten  Specnhnin1and-Act  hatte  bei  einem  Brodpreise  von 
1  Schilling  per  Gallon  das  wöchentliche  Einkomnien  eines  einzelnen 
Mannes  3  Schillit^r.  von  Mann  und  Frau  4  Schilling  6  l'ence  zu 
betnpen;  wenn  auch  Kinder  vorhanden  waren,  ward  fllr  jedes 
Kind  1  Schilling  6  Pence  extra  bezahlt.  Häutig  wurde  dabei  das 
ngenaonte  Ticket-System  angewendet,  li.  h.  der  betn'tfende 
Anne  erhielt  einen  Schein  auf  einen  zu  seiner  Annahme  bereit^'U 
Gutsbesitzer  oder  Fabrikherm,  auf  (inmd  dessen  der  letztere 
den  Armen  auf  Kosten  der  Gemeinde  in  der  Art  lieschäftigte, 
duB  sich  die  Gemeinde  veri)flichtete,  die  Differenz  zwischen 
dem  verdienten  Lohne  imd  ileni  geniüss  der  Skala  von  dem 
Albeiter  zu  beanspruchenden  auszugleichen. 

Vei-wandt  mit  diesem  Systeme  ist  ein  anderes,  welches  eben- 
fiüls  hAufig  angewendet  wurde  und  darin  bestand,  dass  die  Cio- 
meinde  festsetzte,  jeder  Steuerzahler  solle  nach  Verhältniss  seiner 
Steuer  eine  bestimmte  Anzahl  anner  Arbeiter  zu  einem  von 
»omherein  festgesetzten  Lohne  beschäftigen  (System  der 
Iiobour-Rate).  Es  wunle  dabei  durch  Aas  Loos  liestimmt, 
■wem  der  einzelne  Arbeiter  so  zufiel. 

Dies  sind  die  Hauplarten,  in  denen  die  Uuter- 
BtQtzung  gew&hrt  wurde.     Wir  wollen  die  dadurch  her- 


■>  In  einen)  Artikel  der  Edioburgh  Iteriew  Xi.  149,  welcher  Mr. 
Hkiaan  Senior  zogeKhiieben  wird,  hüsst  es;  The  rrntal  of  a  paHotriurd 
jonik  «wi  hU  the  revfitut  of  tiu  Sullnn  of  Türkei/  ii  prey  of  irhidi  ertry 
mImmiftTator  hoped  to  get  <i  gltmre.  The  otnifT  of  cottage  proptrty  foutiit 
M  At  pariih  a  tibtral  attd  eolvtnl  leiuint  and  the  petlff  »hopkteper  and 
-"■--»  attended  the  mtry  to  itrfe  aVoirances  (o  his  evstomera  and  dtbtors. 
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voTKenift'npii  Kousequenzen  kurz  in  der  Art  wiedersebeo,  Am, 
wir  zwischen  den  FolReu  unterscheiden,  welche  die  so  geübte 
ArmenverwaltuiiR  auf  die  Uuterstützten  selbst  ausübte,  und  den- 
jenigen, welche  sie  für  die  Ubripe  Bevölkeninp  hervurbrachte. 

Die  nichtigste  Folge  mit  Rücksicht    auf  die   Uater- 
stützteii  war  die,   dass  rlie  Anschauuni;  eine  allgemeine  ge- 
worden war,  der  Einptans:  öffentlicher  Unterstützung  enthalte 
durchaus  nichts  herabwürdigendes.   Der  von  der  Gemeinde  gp- 
zahlte  Zuschnss  zu  dem  Lohue  ward  als  ein  deu\  ArlH'iter  zu- 
stehende Recht  angeschen,  wclclies  ilin  dnfttr  entschädigen  sollte, 
dass  der  thatsächlicli  gestählte  Lohn  unter  den  von  der  Gemeinde 
Bell>st  für  normal  erkläiten  herabgesunken  war.    Es  erschien  nur 
als  natürlicJie  Konsi^gucnz   aus  diesem  ersten  Satze,   dass  dann 
weiter  die  Beschaffung  geeigneter  Arlteit  als  eiue  Ithcht  der 
Gemeinde  angesehen  wurde,  auf  dei-en  Erfüllung  der  Arbeiter 
einen  Anspruch  hatte,  den  geltend  zu  machen  er  auch  vor  rober 
Selbsthilfe  nicht  zui'ückschreckte.   So  fülirt  der  Bericht  an,  risse 
gerade  au  deiijen^en  Orten,  wo  das  Armenwesen  am  meisten 
lax  gehandhabt  wurde,    Unruhen  und  ZusummenrottungeD  der 
Annen ,  ja  Bramlstiftimgen  und  andere  \'erbn'chen  behufe  &■ 
zwimruiig  von  Unterstützung  häufig  vorkämen.  —  Jeder  AultfB. 
Fürsorge  für  die  Zukunft  zu  treffen,  kam  so  im  Fortfall.  Fleiss 
und  Tüchtigkeit  in  der  Ari^eit  galt  als  ein   der  Gemeinde  fg- 
gebenvs  Geschenk ,  da  dieselU'  ja  unabhängig  von  dem  Eiseb- 
uisse  der  Arbeit,  nach  einer  Brodskala  den  Lohn  zu  bezahln 
hatte.    Es  ward   weiter  ein   direkter  Anreiz   zu  leichtsinniger 
Lebensauffassung,    besonders  hinsichtlich  der  FamiliengrQiidmig 
gegeben.     Der   einzelnstehende  Arbeiti'r  erhielt  den  genngstm 
Zuschuss:  je  mehr  Kinder  vorhanden  waren,  um  so  höher  stitg 
derselbe.     Bezüglich  der  Mädchen   bewirkte    dies  zu  sleidier 
Zeit    eine    Zunahme    der    miehelichen    Geburten  ')■    Die  Ais- 
Schweifung  erschien  als  ein  eintr^liches  Gewerbe.    Aber  nidit 
genug,  da.ss  auf  diese  Weise  die  Moral,  die  sittliche  Anscianiuig 
vo»  dem  Wertbe  der  Arbeit  imii  die  Arbeitskraft  sowie  TQchdg- 
koit  der  leben<Ieu  Generation  untergraben  wurde .  der  verdab- 
liehe  Einfluss  musste  sich  naturgemäss  auch  auf  die  Kind«', 
welche  unter  solchen  Verhältnissen  aufwuchsen .  erstrecken  und 
so  iu  immer  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  die  Begriffe  toi 
Recht  und  Moral  verwischen. 

Gehen  wir  nunmehr  zu  derjenigen  Klasse  der  Bevöüienuf 
über,  welche  den  Unterstützten  am  nächsten  steht,  zuderKlasif 
der  unabhilngigen,  aber  unvermögenden  Arbeiter, 
welche  von  ihrer  Hände  Arl)eit  zu  leben  haben.    r>er  pite  ix- 

')  So  hpisfit  M  an  einer  Stelle  des  Berichte«:  The  rlntighlm  ofim 
farmtfx  tmil  t-rm  iaHilmrmiri'  linrv  bantnrd  childrfn,  ir/io  tctji  their  ihiiiiiWi 
tnid  ckUdreH  irith  fluui  inid  rei,uhtrly  kecp  bact  thfir  poor  rat«  U>  mt^'^ 
pariah  tiUoiriiiite  fiir  tlirir  dttu'ghter'g  ixiMaTds.  IFc  hart  wo  doM  llit  Ifi 
ffrieeanee  cxistn  hi  iiiiinif  olher  piiriuhri. 
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beiter  inusste  sifh  entinutlii^t  fohlon,  wenn  er  sah,  wie  der  träjre 
imd  Ijtftsiffe  Arbeiter  ein  besseres  Lclpen  flllirte,  als  es  ihm 
tnitz  alien  Heisses  und  aller  (losrliii'klicbkcit  niötrlidi  war.  Der 
all^Kiiieine  A  r  li  e  i  1 1>  1  ci  h  n  war  il  ii  r  (>  h  das  System  der 
AUou-nncvs  auf  ein  Minimum  herabRedrilckt.  weldus 
Gplten  den  Betrag  des  nach  der  liroriskala  fixirton  Einkonniienit 
Üherstiec').  I)i('ses  Pliukoininen  zclirte  der  v(in  der  Gemeinde 
abfaiiiiffipe  und  liesi'hiiftijrte  >Iann,  uutiesorfrt  um  seine  und  der 
Seinen  Zukunft,  auf,  wAlii-enr)  der  sellistiinilitre  Arbeiter,  wenn 
er  seine  TnabliAngi^keit  wiihreu  wollte,  davon  nneli  ftir  seine 
Familie  und  filr  eifreuf  si-hleehte  Zeiten  /urilckiefipn  niusste. 
Der  Lohn  wunie  alier  niclit  nur  duivli  das  System  der  AUotc- 
aneen  direot  berabgedrUrkt,  sondern  auch  indirect  dadureli,  das» 
in  Folge  des  fnr  jedes  Kind  Rezahlten  Zuschusses  ein  kHnstJidier 
Anreiz  zu  frllhzcitigen  Ileirathen  und  so  zur  UebenölkeniiiR 
geschaffen  wurde,  was  nuf  lan^ie  Zeiten  und  nber  das  Bestehen 
des  Systems  hinaus  eine  Verschiebung  von  Angebot  und  Nacb- 
frape  "auf  dem  Arbcitsmark-te  und  so  einen  unglinstigen  Kinliuss 
auf  die  Höhe  dos  Lohns  herin'ifnhrte.  Doi-li  selbst  zu  dem 
medrigsten  Lohne  konnte  der  unabhitngige  Arbeiter  kiiiiüg  keine 
Bewhftftiguug  finden.  Es  wird  von  Arbeittfebom  belichtet, 
velche  grundsittzlich  nur  arme  Arbeiter  angenommen  hätten, 
)D  iliT  Besoi^niss,  dnss  sonst  für  dieselben  Arbeit  nicht  gefunden 
wmlen  kiinnte,  und  dnss  so  die  Armenlast  noch  mehr  in  die 
Hfihe  getrieben  würde.  Der  von  der  Gemeinde  b  e  - 
sfhäftigte  Arme  nahm  so  unmittelbar  dem  uuab- 
hAngigen  Arbeiter  das  Brod  weg.  >'och  häutiger  war 
dies  der  Fall  Ifci  dem  System  der  Laboiir-Ilatr.  Der  Arl)eit- 
wber  war  hier  gezwungen,  eine  bestimmte  Anzahl  aniier  Arbeiter 
zu  besch&ftigen,  welche  an  sich  scliou  häutig  in  gar  keinem 
VerfiJltDisse  zu  dem  zu  leistenden  Arbeits<|uantum  stanil-t.  Kr 
«Tirde  dadun-h  häufig  wider  seinen  Willen  veranlasst,  selbständige 
Arbeiter,  welche  er  bisber  beschilfögt  hatte,  zu  entlassen. 

Alle  diese  Verhältnisse  wurden  noch  ver- 
schlimmert durch  das  bestehende  Niederlassungs- 
recht. Dasselbe  erschwerte  dem  Arbeiter  die  Möglichkeit,  an 
Anderen  Orten  Arbeit  aufyusucben:  denn,  wenn  der  Arbeiter 
auch  nach  dem  Gesetze  Georgs  III.  nicht  mehr  ohne  weiteres 

']  Ea  bun  sogar  vor,  dnss  der  Lohn  des  sclbetündigen  Arbeiten 
eü  Mblechterer  wbz,  oIb  ihn  der  von  der  Gemeinde  beschäftigte  Arme 
Empfing.  So  Wichtet  einer  der  Ai"istii>il-CiimmisKion'rg.  welcher  Enat- 
booTne  besnchte,  dasa  dort  der  auf  Gemelndekosten  Ueschäfliglc  wöchcnt- 
lä^  16  SchilÜDg  emte,  während  der  Durchechnittslolin  nur  12  Ijchilling 
bdnge.  Er  enählt  dabei  von  zwei  Frauen  aus  diesem  Bezirke,  welche 
Mdi  Uifiber  beklagt  hätten,  dHSS  ihre  Männer  nii^ht  ilire  Lage  verbesaeru 
Sollten  ,fiy  beromiug  pauprrn^. 

*)  Es  wird  eine  Gemeinde  angeführt,  in  welcher  der  Koktor  zur 
l^CMhSftigang  von  62'  s  Mann  zum  wöchenMithcn  Lohne  von  10  Schilling 
vopüchtet  war  neben  eber  Armenateiier  von  420  £. 
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von  dem  neuen  Wohnorte  ausgewiesen  werden  konnte ,  so  that 
das  Kirchspiel  doch  aus  Besorgniss,  dass  der  Betreffende  einst- 
nials  hiIfsl»edürftiR  werden  könnte,  alles  Mögliche,  um  dem  Ein- 
drinfjlii^f  den  Erwerb  einer  neuen  Heimuth  zu  ereehweren. 
Der  Arix'iter,  welcher  es  riskirte,  Arheit  an  einem  anderen 
Ort»"  aufzusurhen,  war  so  nicht  nur  allen  luöplichen  Schikaneo. 
sondern  auch  der  sicheren  Aussicht  aus^resetzt.  im  Falle  er  hilfe- 
bedürftig wurde,  nach  seinem  Heimathsorte  zurflcktransportin 
zu  werden,  welcher  den  Fremdgewordenen  natorlieh  dann  recht 
wenig  menschenfreundlich  aufnahm. 

Kicht  ganz  so  direkt,   aber  darum  nicht  wenigei'  fllhlbu 
litten  die  anderen  Klassen  der  Bevölkerung  unter  der 
bestehenden  Armeuverwallui^.    Zunächst  freilich   suchte  Jeder 
dabei    seinen    eigenen  Vortheil    zu   en-cichen.    Die  kflnstlicbe 
Niederhallung  der  Löhne  erschien  für  alle  Besitzenden  vorfheü- 
haft.    Ferner  erhielt  der    Gutsbesitzer  dui-ch   das  AUtiirawt- 
SysU.m  flu-  die  S(ntimermonate  reichliche  Arl)eitskrafte.  welrbe 
dann   im   Winter  anf   Gemeindekosten    durchzuftltteni    wnifD. 
Der  Industrielle  0)>emahm  aruie  Arbeiter  zu  niedrigem  Lohne 
und  empfing  für  deren  Beschäftigimg  noch  besondere  Vergfituae 
aus  der  Gemeindekasse.     Dem  Skopkeeper  war  das  Sjst^  tW 
Tickeis  f'or  clotkmp  artd  goods,  dui-ch  welches  ihm  die  Zahl 
seiner  Kunden  venuehrt  wurde,  besonders  erwilnscht.  —  Usii 
doch  hatten   schliesslich   alle   diese  Klassen   bei   dem   bellum 
omnium   contra   omnes  zu  leiden.    Nicht    nur  dass  sid 
die  Arbeitsleistung  immer  mehr  und  mehr  verachlechterte,  du 
sieh  die  von  den  Armen  gethane  Arbeit  im  Endresultate  tnili 
der  geringen  Löhne  in  Folge  dei-  Trägheit,  Nachlässigkeit  lui 
Unfähigkeit  der  Arbeiter  als  kostspielig  und  wenig  Torthelthift 
herausstellte ,    da.ss    die  Zahl    der    tüchtigen    und    geschickta 
Arl>eiter  immer  mehr  und  mehr  ahnahm:  vor  allem  erreirUt     | 
die  Armenlast  seihst  eine  kaum  mehr  zu   erschwin- 
gende   Höhe.    In    vielen    Bezirken    blieben   ganze   FlSchn 
Landes  unliebaut,  um  dadurch  die  Zahlung  der  Armenstena 
zu  vermeiden.     Besonders  hllufig  liessen  die  Geistlichen,  mf 
denen  die  Anrienlast  sehr  schwer  ruhte,  ihre  Kirchenländereiti 
aus  iler  Kultur  kommen.   Von  einem  Kirchspiele,  Cholesbnrj  ii 
Berkshire'),  wird  berichtet,  dass  dort  das  ganze  Land  den  ,Tn^ 
sammelten  Annen"  angeboten  worden  sei ;  dieselben  hStten  « 
aber  au^eschlagen ,    weil  sie  es  für  vortheilhafter  hielten,« 
hei  dem  alten  Systeme  bewenden  zu  lassen.     „Die  GreoH 
zwischen  Besitz   und  Konfiskation   ward  eine  b^ 
denklich  schmale^)."    Als  eine  vielfadi  ausgedrückte  Udier 
zeugimg  wird  Iiericlitet:  „Die  18  Penny-Kinder  wenien  hi  läa 
Jahren  das  Kirchspiel  aufessen,  wenn  nicht  Hilfe  gewfthit  wi' 

■)  Die  Annenlaat  stieg  hier  von  10  £  U  Schilling  in  1801  aof  MI 
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Wir  kommen  nun  zu  der  wirlitigen  Frajre,  wem  ist  die 
Schuld  für  diese  Zustände  zuzuschreiben?  Wie 
haben  dieselben  entstehen  können? 

Hier  niuss  ein  Umstand  YorweK  bemerkt  werden.  Der 
Koniinissionsbericht  einriebt  zwar  die  si-hlininisteu  Zustände  für 
diejeui«:en  Kin'hspiele,  in  denen  die  Anuenverwaltung  duii'h  die 
von  den  Friedensrichtern  ernannten  Overseers  geftthrt  wunle. 
Allein  es  werden  auch  in  solclien  Kirchspielen,  in  denen  eine 
Vegtry  oder  Srhd-Vr^tfry  die  laufende  Verwaltunp  leitete,  nicht 
minder  schwere  MissstäniU'  her\-orKeh(ibi'n,  wenngleich  sich  an- 
derseits unter  dieser  letzteren  Klai^se  auch  eine  Reihe  vor- 
zOglich  verwalteter  Gemeinden  Iiefand. 

Fast  überall  wird  die  absolute  Unfähigkeit  der 
Organe  der  laufenden  Verwaltung  koustatirt.  I )ie 
Ortrseers  sind  zum  Tlu>il  kaum  im  Staude  zu  lesen  oder  zu 
Bchreiben;  in  der  Vcsiry  machen  sich  die  kleinen  SJiopkcepirs 
breit  und  beherrschen  die  Situatiiui.  Das  pebildete,  unab- 
hängige und  eigentlich  kompetente  Element  für 
die  Verwaltung  wird  im  allgemeinen  vollständig 
Termisst.  Dass  dies  der  Fall  war,  konnte  auf  zwei  vei-seliiecienen 
Momenten  Iieruhen,  welche  aus  einander  zu  halten  sind. 

In  vielen  Fällen  waren  die  räumlichen  Grenzen  des  Kii-ch- 
nnelg  so  enge,  dass  sich  eine  genUgeude  Anzahl  koniiKPtenter 
msonen  fllr  die  Verwaltung  Oberhaupt  nicht  finden  liessM-  Auf 
fiesen  Umstand  weist  nicht  nur  die  in  dem  Berichte  ei-wilhnte 
Tbatsache  hin,  dass  in  manchen  Kirühspielen  Frauen  zu  Orerxeers 
mannt  wurden  aus  blossem  Mangel  an  sonstigen  stibstanttaJ 
ietaeholders.  sondern  auch  die  in  59  Geo,  III.  c.  12  s.  6  getroft'ene 
Bestimmung,  wonach  die  Friedensrichter  auf  Vorschlag  der  Ge- 
meinde unter  gewissen  Bedingungen  auch  ausserlialh  des  Kirch- 
qmis  Wohnende  zu  Oi-rrseers  eniennen  dui'ften. 

Während  so  der  Mangel  geeigneter  Organe  häufig  auf  den 
thatsAchiichen  Verhältnissen  hei-uhte,  sind  in  anderen  Fällen 
die  Friedensrichter  nicht  von  einer  Schuld  frei  zu 
Sprechen.  In  dem  Berichte  wird  nämlich  aiigefnhrt,  dass  sich 
die  angeseheneren  Büiger  von  dem  Amte  des  Overxiera  feine  zu 
halten  suchten,  in  gleicher  Weise  wie  sie  sich  auch  an  vielen 
Putzen,  vioSelect  Veslries  beständen,  von  einer  aktiven Theilnahme 


■)  Im  Jahre  1834  waren  nach  Nicholla  in  England  und  Wales 
15535  Kirclupiele  mit  einer  Bet-ülkerung  von  diircliBcLnittlkh  1200  Ein- 
^ohDem  voibanden.  Es  befanden  aicli  jedoch  darunter  T?l  Kircbepiale 
nXt  WBnigar  als  50  Einvohncm  nnd  1907  Kirchspiele  mit  weniger  aU 
100  Bmrohneni.    Im   Jahre    lö78   betmg  nach    dem  Srport   eines   Selfd 

*^ -^ — I   on   Poor   Laie   Gwirdians    die   DurchBchnittBDeyölkerung   der 

..Je  ISOO  Einwohner.  ])ie  meisten  hatten  eine  Bevölkerung 
1  200  mid  1000,  jedoch  ßOOO  eine  solche  von  weniger  als  300 
i  Mgmi  1  ,    -«  ^.       .  .    r  .  .    .     ^,-.:- 
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uussi'hlösseii.  I>iesc  Thatsache  siiricht  an  sich  nicht  dafür,  dass 
die  hositzeudon  Klaswii.  dHSS  inbesondere  die  Gmtry  sich  ihrer 
I'iiicht  voll  IwwTisst  wai-,  öffentliche  Aeinter,  welche  mit  wirk- 
lich<'u  Liisteii  verbunden  waren  —  und  das  war  sicherlich  h« 
dem  Amte  des  Overseir  der  Fall.  —  und  nicht  blosse  Ehipn- 
steileii  zu  übemebmen.  IUe  Thabiache  kann  aber  in  keiner 
Weise  als  Exkulpation  für  die  Friedeltörichter,  denen  die  Emenuuug 
der  Orcrxeerx  obliiti,  angeführt  werden.  Fs  ist  zweifellos  und  auch 
dui'ch  (teriditliclie  Entscheidun;:  fcBt^estellt '),  dass  die  Friedens- 
richter bei  diet^er  Emennun»;  vollkommen  beie  Hand  hatten  und 
im  Falle  einer  Ablehnung  des  Amtes  auf  avhitrilre  Strafeu  er- 
kennen komiten*).  Thatsilchlich  aber  war  es  allpemeiuer  Ge- 
brauch geworden,  dass  die  Friedensrichter  ledi;ilich  die  ihnen  tot 
der  (ienieiniicversammlung  liezw.  von  den  abtretenden  Anuen- 
aufsehem  vorgelefrte  Liste  der  Neumenienncnden  bestätigten. 

Durch  das  Fernhalten  der  höheren  Klassen  von  dem  Amte 
des  Ovcrserr  kiun  die  Annenven^altuug  in  die  Hunde  von 
Leuten,  welche  fUr  eine  rationelle  Rehauiilun;!  dieser  an  äA 
schwierigen  Verwaltung  wenig  i]ualifizirt  waren').  Ja  es  faniea 
auch  recht  viele  unlautere  Kiemente  Zutritt.  Selbstsdchtiiie 
Interessen  machten  sich  vielfach  geltend,  und  es  werden  ims  eine 
I{eil)e  geradezu  skandalöser  S/.enen  in  dieser  Richtung  berichtet. 
In  viele»  Fäll eu  spielte  der  Clerk  nicht  nur  die  erste, 
sondern  die  alleinige  Rolle.  Es  wird  ein  Fall  berichtet  wo 
ein  Over-tcer  auf  die  FiTige,  weshalb  (fin  an  sich  uni'echtniissigET 
AusgabeiKßten  geleistet  sei,  die  Antwort  gab :  , Ja !  der  Ckrk  iit 
ein  schrecklicher  Mensch.  Er  droht  mir  ininier,  sich  luit  mir 
raufen  xn  wollen,  sobald  ich  eine  Au.'^abe  zu  verhindern  suche.' 
(„  Whjf,  Sir,  the  CJerh  is  a  ilreadful  man  tmd  altcaya  threaiau 
lo  feifßt  me,  whenever  1  want  to  stop  mcb  a  eharge")  Wem 
auch  eine  derartige  kör|ierliclie  Ueberlegcuheit  des  Vieri  eine 
Ausnahme  gi'wesen  sein  mag,  die  geistige  Uelterl^enheit  nr 
zweifellos  liiiufig  vorhanrten.  In  dem  Berichte  wini  das  Urtlifil 
über  die  Oversecrs  dahin  ziisanniiongefasst :  Sie  wanui  als  Körper 
Schaft  viillsWndig  inkompetent,  ilir  Streben  war  dahin  gerichW, 
durch  das  Jahr  mit  so  wenig  TInpopularität  und  Mlliie  wie  mü^ch 
hindui'chzukoinnien. 

Retntchton  wir  nun  weiter,  in  welcher  Weise  die 
Friedensricht<M-  auf  die  Armenverwaltung  eil- 
wirkten. Der  Kommissionsliericht  geht  mit  ihnen  zwurder 
äusseren  Fonii ,    den  gebrauchten  Ausdrücken  nach  weit  miWfl" 

■l  Hm  V.  Forrest  3  F.E.  13«,  1  Bott  17,  1  Nol.  P.L  M. 

*)  Nur  einige  wenige  I)efreiuiigBgTÜn<.Ie  wen]«n  in  der  Gencbtifnn' 
Rucrkuiiit,  au  ffir  Parlaments- Mi^i et) er,  Oftiniere.  einige  HofbcwiK, 
Aenste,  Goistliche  nnd  Juristen. 

')  Auch  die  Kürze  der  Zeit,  für  welche  der  einielne  Onriwr  hb 
Amt  bekleidrto.  wiricte  navhthcilif;.  Das  Amt  entreckte  (ich  Weäm 
Huf  ein  Jahr,  hiiufig  nur  auf  wenige  Monate. 
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ins  Gericht  als  mit  den  Onrsri-rs.  Wer  nlicr  /.«isi-lirii  doii 
Zeileu  zu  Ipscn  vci-stclit.  wird  t:cnjm  (licscllien  Anklatrt'ii  Regen 
lUe  Frieili'usrii'hter  fintl<-n.  weldie  beztinlirli  iii>r  Ovtrseers 
exi'refsis  verbi-t  aiis*rosiinn'lu'ii  sJint.  Freilich  die  Veifolyuiifr 
selhststlchtifrer  Iiitci-esseu  wird  b<'i  ihnen  sehen  in  Folfie  ihrer 
gaozeii  LolK'usstellunfi  nur  eine  Ausnahme  jiewese»  sein.  Allein 
Poitularitatssticht  nntl  [te(|uenilichke)t  sind  hi<T  vie 
hei  den  OverKctrs  ilie  rhnrakteristischen  Zllfip.  IVf- 
|iularitiitESH('bt  scheint  der  Bericht  bei  ilen  Friedensrichtern  ftir 
eine  so  selbstverstilndliclie  Kitrensrliaft  zu  halten,  dass  von  der 
AnflUirun;:  irgend  eines  Kntsi'huldiinin;;s^'imili>s  hiorfUr  ah- 
t^esehon  wird.  Ftir  den  Aiangi'l  an  Siii';:falt  und  Eifer  in  der 
Erfüllung  der  ihnen  hezUiilich  de!>  Annenwesens  auferle^'teu 
I'flichten  daj.'egen  wird  entlastend  aufrefllhi-t  dass  die  Friedens- 
richter durch  anch'nveitifie  Geschäfte  lllierhllnlet  «ewesen  seien, 
und  dnss  sie  auch  durch  ihre  üoüiale  Position  Rphindert  würden, 
in  die  Verhiiltnisse  der  Annen  einzudrillen. 

I)a.s8  den  Friedensrichtero  an  sieh  duivh  die  Gesetzjjehun;; 
Gelegenheit  und  Voranlassni^  ßc^elK'u  war,  sich  mit  dem  Annen- 
vesen  anpeleuentlich  zu  bcschäftipen  und  eine  foitdauenide  Auf- 
sicht auszuüben,  unterliefrt  keinem  Zweifel,  Schon  das  Gesetz 
der  Eliz.  hatte  bestimmt ,  dass  das  ^resammte  Untei-stutziuigs- 
GesohAft  von  Overseerst  mit  und  unter  Deistimniuns  von  zwei 
oder  mehreren  Friedensrichtern  geleitet  werden  sollte,  und  hatte 
ferner  dem  Friedensrichter  die  Abnnhme  der  von  den  Overseern 
nach  Ablauf  ihres  Amtsjahres  vollständij:  vorzuletienden  Rech- 
nungen Uberiragon  und  ihm  somit  die  n:ichtiü<:liche  Kontrolle 
fitr  alte  mit  Geldausßaben  verbundenen  Anitsliandluin.'en  der* 
(kersiers  pepeben.  Die  si>ilterc  Gesetzgebung  hatte  sodann  fllr 
die  Friedensrichter  die  Beli]gnis.s  hinzugeftlgt,  unmittelluir  Uuter- 
stfitznng  im  Einzelfalle,  wenn  auch  zunilchst  mir  auf  bescbritnktc 
Zeit,  anzuordnen,  und  insbesondere  eine  Orilcr  auf  Unter- 
stützung im  Hause  des  Annen  zu  erlassen.  Dimeben  hatten  die 
Friedensrichter  in  den  QuartalssitÄunfien  als  Beschweitle-Instanz 
nher  alle  Handlungen  und  Unterlassungen  der  Overseerx,  durch 
velche  sich  imend  eine  Person  beschwert  ftihlen  mochte,  zu 
entscheiden.  Endlich  war  den  Friedensrichtern  die  Aufsiclit 
Ober  die-  AniienhÄiiser  gegeben,  mit  dem  Rechte  vennittelst 
Orden  die  Abstellung  von  Miingeln  lierlieizufllhren. 

Man  sieht  die  Friedensrichter  hatten  reichlich 
Oelegenheit,  die  laufende  Verwaltung  zu  beauf- 
sichtigen, Missstjlnde  abzustellen,  ja  soiiar  der  Verwaltung 
selbständige  Direktive  zu  gelicn').     Was   war  der 

')  Wir  hnbcn  dabei  durchauB  ni>cli  nicht  hIIc  ncfu^piidsc  der  PriedciiH- 
xiehler  erwAhnt.  Iiiabi<Bon<1cre  ittt  liior  ntinh  lieivorzuhi-ben :  (Ihr  Recht, 
dw  ■Dtgewhriebcuen  Steueni  zu  bcirillif^n  {'ilhirihn  tlw  iiiM .  «owie  die 
UinipliDRrbefugniw  der  FriedciiBrichtcr  über  die  OeerMerit.  welche  wegen 
eisa  Beiho  von  Handhingen,  von  XnpliliUBipkcitcn  und  VersSiimnEseen  in 
Fnncbmnc«  iSd  V.  4.  —  AKhroIt.  4 
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Wir  wollen  nach  kurz  die  praktischeu  Schlussfolpe- 
m^'eii  und  Vorschläge  niedergebeu,  zu  denen  die 
orDiuission  gelangte.  Die  meisten  derselben  haben  ihren 
isilnick  in  dem  ausführlicher  zu  bespiecbeniien  neuen  Amien- 
M'tze  gefunden.  Die  ^'orsfhl.1Jre  sind  benierkeiiswerth  nicht 
,r  wegen  dessen,  was  sie  vorschlagen,  sondern  audi  wegen 
*seii,  was  sie  unveräudert  lassen.  In  diese  letztere 
itf^orie  gehöi'en  die  eigentlichen  Grundprincip  i  eu 
■s  Gesetzes  der  Eliz.  Es  wird  daran  festgehalten,  dass 
eine  Micht  des  Staates  ist,  nicht  nur  ftlr  die  Arbeitsunl^higen 
li  die  Kinder  zu  sorgen,  sondern  auch  Maassr^eln  zu  treffen, 
«s  die  arbeitsfiüiigen  Armen  zur  Arbeit  gesetzt  und  auf  diese 
t'ise  vor  Mangel  geschlitzt  werden;  es  wird  weiter  daran  fest- 
fialten,  dass  die  Verwaltung  des  Annenwesens  nicht  vom 
late  selbst  zu  füliren,  sondern  lokalen  Köri)erecliaften  auf- 
legen ist,  welche  fllr  diesen  Zweck  eine  besondere  Steuer 
iflien.  Diese  Prinzipien  des  Gesetzes  der  Eliz.  haben  also  den 
'op'tischen  Angriffen  von  Malthus  und  seinen  Anhängern 
inil  gehalten,  imd  sie  sind  auch  nicht  erschüttert  worden 
n'h  die  üblen  Erfahrungen,  welche  man  in  praxi  be- 
iders  bezün^licb  der  Unterstützung  Arbeitsfähiger  gemacht 
tte. 

Die  Prinzipien  blieben  bestehen,  und  man  traf 
r  bezüglich  ihrer  richtigen  Ausführung  weitere 
irkehrungen,  wie  sie  sich  durch  die  langjährigen  herben 
Tuhrungen  als  notbwendig  herausgestellt  hatten.  Man  inusste 
liii^ser  Richtung  vor  allem  dem  Missverständnisse  vorbeiuren, 
Irhes  so  ii-iel  Unglück  angerichtet  hatte,  als  ob  die  angeordnete 
Rorge  lediglich  aus  Humanitätsrücksichten  eingefllhrt  und 
iglieh  von  humanen  Gesichtspunkten  aus  praktisch  auszuführen 
.  Man  niasste  dem  gegenüber  den  arnieupolizeilichen 
iflrakter  der  Bestimmungen  schärfer  hervor- 
ben  und  zugleich  durch  eine  Veränderung  in  der  Zusammen- 
lUBg  der  Faktoren,  welche  handelnd  oder  beaufsichtigend  in 
11  Armenwesen  thfttig  sind,  für  eine  strenge  Durchfilhrui^  der 
f  Erwägungen  des  Öffentlichen  Wohls  bcmhenden  Armen- 
iitik  Sorge  tragen. 

üra  eine  allgemeine  gleichmässige  Beobachtung  der  Prin- 
«en,  welche  der  Armengesetzgebung  zu  Gnmde  liegen,  herbei- 
ilhren,  iiielt  man  vor  allem  die  Errichtung  einer  Zen- 
«Ibehftrde  nrit  ausgedehnten  Machtbefugnissen 
irenflberdeu  Lokal  hehörden  für  erforderlich.  Derselben 
1  die  Direktion  und  Kontrolle  der  gesammten  Aniienverwaltung 
'  lisndes  obli^en.    Es  soll  dadurch  eine  richtige  und  zu- 

imunen  !;eparat  ■  Abdrucke  einzelner  Abschnitte  auB  dem  Manual 
Hl  fC)  bmirtheilen  an  der  Hand  des  Berichtes  die  Thütigkeit  der 
^airichter  in  gleicher  Weise  wie  wir. 
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<iii''n'\i  iiiojrlifbst  trleidifiinuisi'  BchainllunK  der  Anneu  limtli  die 
veisfliieileiicn  LokallM-lionleH.  iiimbhflnirig  von  örtlichen  Interessen 
und  iicrsöidichou  Eiiititlssen  uiid  Aasiohtcn,  Kosichert  werden. 

Itetreft's  der  Orpanisatiim  der  Lokall>eliBrden  ^'lauble 
man,  die  in  dein  Gflbert's-Act  und  noch  mehr  in  dem  Slmga 
Bfiump"it-Acl  zimadist  fakultativ  Betroffenen  Bestimmungen  zu 
iibli^ii torischen  machen  zu  solleu.  nämlich:  Wahl  der  Lok&l- 
vcrtretunp,  welcher  die  laufende  Armenverwaltuns  obliegt, 
durcii  die  Steuerzahler.  \mrt  Kotlastunp  dieser  Beliöi-de  durch 
Uebertrafninf!  einer  Reihe  von  Aufreiepenheiten  auf  besondere, 
und  zwar  besoldete  Beamte,  Heu  Orrrsetrs  soll  nur  die 
Beschaflunji  der  uothipen  Mittel  fttr  die  Arineuverwaltun"  ob- 
liegen, die  Verwemiiuip  der  ("iclder,  die  laufende  VerwaJtuiur, 
soll  die  Sache  der  pi'wfthlteu  Lokalvertretun^  (<ier  Gnardimü) 
sein,  welche  hierin  dun-h  Jiesoldete  Beamte  (ReJieving  Ofjieen^ 
zu  unterstützen  sind.  Zur  Kontrolle  der  laufenden  ^'erwaJtnog 
soll  eine  jcreordnete  detaillirte  Rechmuigsfühnmt;  und  eine  He- 
Vision  der  Bechnunp  dui-ch  einen  besonderen,  wiederum  be- 
soldeten Beamten  (AuiJftor)  stattfinden. 

Durch  diese  Organisation  der  Beliöixlen  glaubte  man  du 
ersti-ebte  Ziel  erreichen  z«  kOnnen,  „eine  im  Interesse  der 
Staatseinheit  und  der  richtigen  Durchfhhrung  einer  Amienpolilik 
erforderliche  Zentralisation  mit  der  filr  ein  knlftigcs  (.ieIneind^ 
leben  unerlasslichcn  Selbständigkeit  der  Lokalvertretunp  n 
verbinden"  (Kries).  Man  unisste  hierliei  aber  weiter  Vonnve 
treffen,  dass  filr  die  Lokalvertrctung  <lie  geeigneten  Leute  nid 
die  ei-fonierlicheu  Mittel  vorhanden  waren,  nnd  n)an  suchte  dia 
duivh  die  Bildung  grösserer  Verbände  von  mehrerti 
KirchsjMelen  (Unions)  7.\i  enx'ichen. 

Durch  diese  Bildung  grösserer  Bezirke  sollte  gleichzeitig 
flir  das  ganze  Land  die  .^^öglichkeit  gegeben  werden  zur  Er- 
riclitung  von  Workhottsm,  welche  sich  in  den  Kirtfc- 
spielen,  wo  sie,  wie  in  Southwell  u.  s.  w.,  gut  verwaltet  vunlea, 
vorzüglich  bewahrt  hatten ,  deren  allgemeine  EinAlhnuig  ihn 
bei  der  geringen  Ausdehnung  rieler  Kii-chsi>iele  und  der  iMirf- 
tigkeit  der  dort  zur  Verfligung  stehenden  Mittel  auf  unfihff- 
windliclie  Schwierigkeiten  hätte  stossen  mtlsseu. 

In  diesen  Worihouses,  von  denen  einesinjeder 
Union  errichtet  werden  soll,  wurde  aber  nun  weitff 
das  entscheidende  Munient  für  die  Beform  derprit- 
tischen  Handhabung  des  Armenwesens  gefiinden.  Biet 
sollen  alle  Ai-beit.«föliigen  zur  Ariwit  gesetzt  uud  alle  Ariieite- 
unfähigen  unterstützt  wenleu.  Man  glaubte,  durch  Aufnahme  ii 
das  Wcrkkome  den  liei  dem  Anneiiwesen  zu  beachtenden  Bo* 
sichten  der  Humanität  genügen  tmil  gleichzeitig  deui  diM 
nii-lit  aus  dem  Auge  zu  lassenden  at-menixdizeiliclien  (ifsidil»- 
punkle  gerecht  weiilen  zu  können.  Man  ging  davon  aus,  das 
aus  Huniiuntritsrücksichten  die  Hilflosen  zu  unterstützen  sei«, 
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I  zwar  in  einer  fur  ihre  Erhaltnu^  izenUgendeu  und  aus- 
übenden Weise,  dass  aber  anderseits  das  öffentliclie  Wohl 
tische,  dass  diese  Untei-stützunp  in  einer  Fonn  Rewahrt 
■de,  welche  den  Llnabhängipkeitssinn  des  Arbeiters  nicht 
ergrabe.  Durch  die  in  dem  Workhouse  durehzuftlhrende  Be- 
ränkunK  des  Unterstützten  in  Beziehung  auf  seine  freie  Be- 
rung,  Wohnung,  Kost  und  Kleidung  soll  die  Lage  desselben 
einer  weniger  angenehmen  gemacht  werden,  als  die  des 
■ständigen,  wenn  auch  noch  so  unvermögenden  Arbeiteis 
Durch  ein  strenges  Festhalten  an  dem  Grundsatze,  dass 
pretützuiig  nur  durch  Aufnahme  in  das  Workhouse  gewährt 
:t,  glaubte  man,  den  so  schwer  empfundenen  schädlichen 
tluEs  der  bisherigen  Armenverwaltung  auf  die  Anschauungen 
Sitten  wie  die  Moralität  der  gesamniten  arbeitenden  Klasse 
neiden  und  unter  den  Arbeitern  wieder  den  Sinn  für  den 
pth  freier,  selbständiger  Arbeit  erwecken  zu  können.  Die 
eiter  sollten  auf  diese  Weise  veranlasst  werden,  selbst  Vor- 
re  zu  treffen,  auf  dass  sie  nicht  im  Falle  der  Arbeitsunfähig- 
gezwungen seien,  die  Öffentliche  Unterstützung  in  der  wenig 
eckenden  Form  der  Aufnahme  in  das  Workhouse  in  An- 
ich  nehmen  zu  müssen.  In  dem  Workhouse  glaubte  man 
,er  den  besten  Hemmschuh  gegen  eine  laxe  unrationelle 
leoverwaltung  zu  besitzen.  Das  Workhouse  als  solches 
de  an  sich  schon  bewirken,  dass  nur  wirklich  Hilfsbedürftige, 
(liebe  (lestilute  persom,  eine  derartige  Unterstützung  erbäten, 
rttrde  somit  als  ein  zuverlässiger  Prüfstein  für  das 
rhaodenseiu  der  Hilfsbedorftigkeit  dienen  {Work- 
tae  fest).  Das  Worl'house  sollte  so  in  Wahrheit  der  Eck- 
D  der  Refonn  sein. 

Danel>en  schlug  die  Kommission  noch  eine  Reihe  mehr  in- 
kt  mit  dem  Armenwesen  zusammeuhängeuder  Maassregeln 
so  vor  allein  allmähliche  Beseitigung  der  Laws  of  Seit- 
mt  and  Eemoval  und  Abänderung  der  Bastardy-Laws. 
Eine  auf  diesem  Berichte  der  Royal  Commission  beruhende 
\l  wurde  im  Jahre  1834  von  Lord  Althorp  im  Uuter- 
ise  und  von  Lord  Brougham  im  Oberhause  ein- 
)  r  a  c  h  t  und  nach  mancherlei  Veränderungen  in  zweiter 
UDg  im  Unterhause  aiu  S>.  Mai  1834  mit  299  gegeu  20 
[uneo  und  im  Oberhause,  wo  der  Herzog  von  Wellington  in 
T  eindrucksvollen  Rede  für  die  Bill  eintrat ,  gegen  eine 
lOritat  von  nur  13  Stimmen  angenommen.  Das  neue  Ge- 
t  trägt  dns  Datum  des  14.  August  1834. 
Die  Abweichungeu  des  definitiven  Gesetzes  von  den 
rschlAgen  der  Kommission')  bestehen  vorzugsweise  in 
ichriokung  der  Befugnisse  der  Zentralbehörde,  deren  Dauer 

■)  Hit  einignn  SelbatbewuslseiD,  aber  nicht  ohne  alle  BeTecbl%iuig, 
«  Chadwick,  ein  Mitglied  der  Rotjai  Conmiimimi,  auf  dem  SocitA 
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auf  fünf  Jahre  begrenzt  winl ,  in  Abgchvüchung  der  auf  Auf- 
lichunf:  der  Txms  of  Spttlement  and  Betnoval  fieriehteten  Vnr- 
si'lililsTP,  lind  vor  allem  in  einer  sehr  starken  Modifikation  des 
von  (Irr  Kommission  so  warm  empfohlenen  WorkAounc-Pniaiiifs: 
man  snh  von  einem  Zwai^'o,  UnterstUtzut^r  no  Arbcitsunfiibii'e 
nur  im  Workhouse  zu  i-eichen,  alt  und  sprach  auch  hezflglifh 
der  Arlieitsf^bigen  den  Oi-undsatz,  dass  sie  nicht  ausserhalb  Aei 
WorMomc  --  durch  OvUhor-ReUef  im  Gepeiisatzc  zum  huloor- 
Relirf  im  Workkouse  —  nntoretützt  «enlen  soliten,  nicht  direlil 
und  nllfieniein  aus.  sondern  lejrte  die  alhuUhliche  Einführung  diews 
l'rinzips  in  die  Hilnde  der  Zentralbehönle.  Wir  werden  sehen, 
dass  die  sjiäten-  Entwicklung  vielfach  auf  die  nrsprUnuliehen 
Vorechliijie  der  Kommission  wieder  zuillckjiekonnnen  ist  lue 
Jlaassrejreln,  welche  die  Komnussion  gefordeil  hatte,  waren  .in 
sich  die  richtigen ,  aber  die  vorgeschlagenen  Verändenin^n 
waren  fltr  den  koiisenativeu  historischen  Sinn  des  EnglüDficrs 
zu  giflK%e,  man  ging  nur  schrittweise  auf  dieselben  ein,  nadi- 
dem  mau  neue  Erfahnuigen  hatte  sanuneln  können. 


Das  Gesetz  vom  U.  Aug.  1834.  an  Act  for  fht 
amendment  and  hrtter  adminisirafion  of  tke 
Inws,  rc.lating  io  ihe.  Poor  in  England  and  Waln 
(4  and  5  "Will.  IV.  c.  7i))  besteht  aus  109  secti<MS.  &'i  der 
ISedeutung  dieses  Ciesetzes.  welches  die  Grundlage  des  heutig 
Anuenwesens  bildet,  ei-scheint  eine  gedrilnpte  Inhalis- 
llbersicht.  und  zwar  nach  der  Legalordnung.  aniseitigL 
Her  Leser  wii-d  so  am  besten  ein  Bild  bekommen,  wasviindn 
englischen  Aniiengesetzgebuug  geordnet  ist,  und  in  wicter 
Weise  dies  gesclieheu  ist. 

In  ei-steiTr  Hinsicht  ist  darauf  aufmerksam  zu  madten, 
dass  die  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Staaten 
in  dem  inhaltlichen  Umfange,  welchen  sie  dpiuAr- 
menweseu  giebt.  durchaus  nicht  Hbereinstimmt;  Hie 
IteschafFung  unentgeltliclier  äiittlieher  Hilfe ,  die  SorjK  fär 
Waisenkinder,  unentgeltlicher  Schulunterricht  und  andere  Mi- 
lerien  werden  bald  unter  die  Rubrik  des  Annenwesens.  haH 
unter  einer  andeni  geonlnet.     Ihirch  soh'he  verwhieileiiarti» 


Sdaicf  Cotigrai  zu  Edinburg  1863  (die  Rede  irt  b  den  Tnnumdiu* 
S.  712— 72.i  uuter  dem  Titel:  Tlic  comiiarnlicc  rrguUs  of  tht  (Utff»- 
cipirs  i,f  ihc  I'imi-  Lnir  AiimhiUiTaliim  in  Engimiä  anA  Intrnid  at  «•■ 
/"•mi  iritk  that  nf  Scidlam!  at^edruckt);  Ihr  mmtHre  iiiYjwm* /ir  ß* 
Iiih'I  hif  Ihe  Cimmisfiini  of  hniiiim  ims  largel!/  (Wirf  ntnttHnfy  alterti,  *« 
nalhiHij  wii«  Nike»  fenm  il  thnt  subfitqHtHt  txjieritntt  '" 
ii;t  shoirn  thf  necfst:iti/  of  having  reftored,  nndHofhiti 
•itUied,  that  hau  not  in  praclice  proved  to  be  obflrvelivf. 


in 
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'bandlung  ia  der  Gesetzestechnik  kann  sehr  leicht  ein  uu- 
■hliges  Urtheil  über  auswärtige  Verhäiltnisse  henorgemfeu 
■nien. 

Eine  voüstAndige,  wenn  auch  mir  gedränjrte  Uebersicht  Aea 
^'liürfaen  Gesetzes  dürfte  deshalb  von  Werth  sein.  Sie  dürfte 
ih  noch  aus  dem  Gninde  Interesse  haben,  weil  sie  die  von 
r  (leutsfhen  GesetzpebuDfrstechnik  vielfach  abweichende  eiig- 
■lie  Gesetzesknnstiaiktion  zur  Anschauung  briapt. 

s.  1  enthält,  nach  der  Üblichen  Einleitung  verbunden  mit  der 
T  nur  sehr  kurz  penebeneu  Darlegung  der  äusseren  Veranlas- 
11«  für  das  Gesetz'),  die  Einsetzung  von  drei  Commis- 
nners,  imi  das  Gesetz  zur  Ausfllhning  zu  bringen,  unter 
r  dem  Kfinige  gegebenen  Befugniss  zur  Ernennung  und  zur 
itlassung  der  Ernannten  nach  Gefallen  sowie  zur  Ausfüllung 
a  Vakanzen. 

s.  2  bestimmt  den  Titel  dieser  Coimniasimers :  The  Poor 
M-  GotHmissionern  for  England  and  Walen,  und  femer,  dass 
uiiiFtens  zwei  von  ihnen  zusammen  als  Behörde  (Board)  bei 
r  Ausführung  des  Gesetzes  handeln  sollen,  mit  der  Befugniss, 
'•t  einschlägige  Fragen  Zeugen  vorzuladen,  dieselben  zu  ver- 
'inien  imd  zu  vereidigen ,  sowie  die  Vorlage  von  Urkunden 
«lordnen. 

8,  3.  VorschrifU>n,  Verordnungen  und  KegiUative  (rules, 
iers  and  regulatiom),  welche  von  den  Commissioners  erlassen 
nien,  sind  zu  ihrer  Giltigkeit  mit  einem  besonderen  Siegel 
versehen. 

8.  4.  Die  Conimmioners  sollen  über  alle  Vorgänge  Pro- 
idll  führen  und  alljährlich  oder  auf  Verlangen  öftere  einem 
r  Staatssekretäre,  dem  Home  Secretary  {Minister  des  Innern), 
f  l*potokoll  vorlegen. 

8.  5,  Sie  sollen  alijährlich  einem  der  Staatssekretäi-e  einen 
iremeineu  Berieht  einreichen,  welcher  innerhalb  sechs  Wochen 
11  I'arlanieute  vorzulegen  ist. 

8.  6.  Sie  sollen  dem  Staatssekretäre  auf  Verlangen  auch 
ist  etwa  gewünschte  Auskunft  über  getroffene  Maassregeln 
lieii. 

8.7.  Sie  haben  das  Hecht,  .■ls.«is('7H/-CoH»missiflner« 
ernennen,  zu  entlassen  und  bezügliche  Vakanzen  ausz\ifüllen ; 
oe'  Genehmigung  des  Finanzministers  soll  die  Zahl  der  Assi- 
mt-Comminin'onfrs  nicht  mehr  als  neun  betragen. 

s.  8.  Weder  die  Commissionem  noch  die  Assi- 
ant-Commissionerit  können  Mitglieder  des  Parla- 
F-nts  werden. 

s,  9.    Die  Commissioners  können  Sekretäre ,  Hilfssekretäre, 


.I>H  es  rathsam  ist,  die  Gesetze  bezUglicb  der  Unterstützung  der 
n  England  und  Wales  zu  ändom,  so  eei  hiermit  verordnet"  u.&w. 
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Buri'auvurstclipr  und  andeiv  Beainto.  unter  nftliei-en  R^ulinuigeii 
seitoiis  lies  Fiiiiiuzministeriuins,  erneuneu. 

9.  10.  Till'  Ernennung  der  Cotiimissioners  sowif 
dU'  denselben  KPpoheneu  BefuRnisse  sollen  sifh 
nur  iiuf  eine  Zeit  von  fünf  Jahre ii  erstrecken. 

B.  11.  nie  Commissioners  und  Assisiant-CotmnissiotuTs  sind 
in  liestininiter  Fonu  zu  veivirtifren ,  ihre  Eniemiuup  ist  zu 
puliliüiiTu. 

s.  12.  Die  Commissioners  können  die  ihnen  iui  Gesetz 
gegebenen  Befugnisse  fUr  hestiuinite  Zeit  oder  bestimmte  Ote 
oder  l>ei  hestiimuti.'r  Veranlassung  den  Assistant-Commtgsioneri 
ttbertnigeu,  diese  Uel)ertnigiing  aber  jederzeit  widerrufen. 

s.  13  und  14.  Njkhere  Bestimmung  Aber  die  VemehuiuD!; 
von  Zeugen  und  die  denselben  zu  zahlenden  Gebühren. 

s.  15  und  16.  Den  Commissioners  vird  die  Leitung 
und  Kontrolle  des  gesammten  Arnienwesens  in  Enß- 
laud  und  Wales  übertragen,  mit  der  Bcfugniss. 
Vorsi'hriften,  Verordnungen  und  Regulative  zuer- 
lassen  bezüglich  der  Verpflegung  der  Ärmeu,  der 
Einrichtung  der  Workhouscs,  der  Erziehung,  Un- 
terbringung und  Beaufsichtigung  der  armen  Kin- 
der, sowie  der  Führung,  Prüfung  und  Dechargi- 
ruDg  von  Uerhiiungen  mit  Rücksicht  auf  Armea- 
Ausgaben,  sowie  endlich  bezüglich  aller  anderen 
y.ur  Ausfuhrung  dieses  Gesetzes  für  nöthig  gehal- 
tenen Maassregelu.  Allgemeine  Anordnungen  fyeneralniläi 
treten  erst  40  Tage,  nachdem  sie  dem  Staatssekretäre  unter- 
breitet worden  sind,  in  Kraft.  Die  Commissioners  können  die 
von  ihnen  getrollenen  Aiiordnnngeu  nach  Belie)>en  aufbeben, 
ändern  oder  sus|iendireu.  Ein  Kingreifen  in  den  ein- 
zelnen Huterstützungsfall  steht  ihnen  jedoch 
nicht  /H. 

s.  17.  Zu  Aufaui;  einer  jeden  I'nrinnientssession  »od  die 
neu  erlassenen  allgemeinen  Bestinmmugen  (general  ruies)  duid 
den  Staatsokretilr  l)eiden  Häiisera  vorzulegen. 

8.  18.  Eine  Abschrift  der  von  den  Cotiimissiowrx  getnrf- 
feuen  Anordnungen  ist  den  Overseers  und  Guartiians  oder  ihren 
Sekretilren  (cicrks),  sowie  den  Sekretitreu  der  Friedensrifhter 
zuzusenilen  und  von  diesen  !*ei-sonen  zur  jedereeitigen.  UDent- 
peltlichen  Insiiektion  ofteu  zu  k^^en.  auch  in  anderer,  von  den 
Commmiomrs  anzu^relnrnder  Weise  zu  imbliziren. 

8.  19,  Kt'in  Insasse  eines  Workhnusr  darf  zum  Besuche 
eines  Gottesdienstes  in  einem  andern  Glaulwn,  als  denüeiügen. 
weli-hem  er  anüeliürt,  gezwungen,  noch  sein  Kind  in  eiwi« 
andeiii  Glaulion  i'i/ogen  werden. 

s.  20.  Die  Auoiilnumien  i\e\:  Assisfant-Commisfiown  sxA 
von  den  Commissioners  zu  bestätiiren  uiiil  mit  deni  von  den 
letzteren  zu  führenden  Siegel  zu  versehen. 
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8.  2L  Die  Commissioners  üben  eine  Kontrolle 
'■i  der  Errichtang,  Veränderunft  und  Verwaltung 
er  Worlthouses  sowie  bei  Aufnahme  von  Darlehen 
II  diesen  Zwecken  aus.  Sie  sind  befugt,  an  den  Sitzungen 
T  LokaI-Annenl>ehörde  theilzunebnien  und  sich  an  der  Dis- 
tssion  zu  betheiligen,  ohne  jedoch  ein  Stimmrecht  auszuüben. 

8.  32.  Alle  Regulative  der  Lokalbehörden  bezüglich  der 
'^'orhhoKses  oder  der  Armenunterstützuug  überhaupt  bedürfen 
T  Bestätigui^  seitens  der  Commissioners.  Wenn  sie  dieselbe 
halten  haben,  so  sind  sie  allen  Personen  gegenüber  bindend 
iii  kOnneo  auch  dui-ch  die  Friedensrichter  nicht  widerrufen 
'?nien. 

8.  28.  Die  Commmioners  können  mit  Zustimmung  einer 
i^orität  der  Guardians  in  der  Union,  bez.  einer  Majorität 
T  stimmberechtigten  Steuerzahler  und  Grundeigenthllmer,  den 
ikauf,  die  Miethe,  die  Errichtung,  Veränderung  oder  Erweite- 
ng  von  Worlihouses  anordnen. 

S.  24.  Mit  ihrer  Zustimmung  können  Darlehen  für  diese 
•Ptke  au%enommen  werden,  jedoch  nur  unter  der  Beschrän- 
ng,  dass  die  im  einzelnen  Jahre  für  diese  Zwecke  aufgebrachte 
flune  den  Jahresdurchschnitt  der  Annenausgaben  des  be- 
llenden Bezirkes  in  den  letzten  drei  Jahren  nicht  übersteigt, 
d  dass  femer  die  Darlehen  durch  alljährliche  Rückzahlung 
D  wenigstens  '/to  der  Summe  getilgt  werden. 

%.  85.  Eine  Veränderung  oder  Erweiterung  bestehender 
'firkhouses  kann  von  den  Commissioners  auch  ohne  Zu- 
nmung  der  Lokalbehörden  angeordnet  werden,  falls  die  dazu 
'tirdcrhche  Summe  den  Betrag  von  'mo  des  Jahresdurchschnitts 
r  Armenlasten  des  betreffenden  Bezirks  in  den  letzten  drei 
bren  nicht  übersteigt. 

a.  26.  Die  Commissioners  sind  ermächtigt,  so 
ele  Kirchspiele,  als  sie  für  zweckmässig  haUeo, 
r  die  Zwecke  der  Armenverwaltung  zu  einem 
rnenver bände  (Union)  mit  gemeinschaftlichem 
trlchoust  üu  vereinigen;  es  soll  jedoch  jedes 
irfhspiel  die  Ausgaben  für  seine  Armen,  mögen 
Heiben  in  oder  ausserhalb  des  WorÄÄOMse  unter- 
Dtzt  werden,  getrennt  tragen. 

•k  87.  Zwei  Friedensrichter  des  Bezirkes  können  nach 
inm  Ermessen  durch  eine  Oriier  anordnen,  dass  Unterstützung 

arbeitsuniähige  Arme  ausserhalb  des  Worhhouse  gegeben 
vfe.  Jedoch  muss  dabei  einer  der  Friedensrichter  aus  eigener 
(■BBschaft  bekuntien,  dass  die  betreffende  Person  vollständig 
lailBunfähig  ist. 

1.  28—30,  Die  Commissioners  sollen  bei  der  Vereinigung 
■  Kirchspielen  zu  einer  Union  den  Jahresdurchschnitt  der 
Waaus^aben  der  einzelneu  KirchsjjJele  während  der  drei 
3ten  Jahre  berechnen,  und  die  einzelnen  Kirchspiele  sollen 
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fortab  uadi  Verhilltniss  dieses  Betvages  zu  dem  gemeinaanien 
Fonds  (common  fund)  der  Union  beitragen.  Derselbeist 
Iiostiniiiit  für  die  Kosten  der  Errichtung,  Erweite- 
rmip  u.  s.  w.  und  fortlanfenden  Unterlialtuuf;  dor 
Workhouxc»  sowie  der  Besoldung  der  dabei  nöthigen 
Beamten.  Die  Coiiwiissioners  können  daun  auch  in  Zukunft, 
aus  eigenem  Antriebe  oder  auf  Antrag,  neue  Berechnungen  be- 
zHglich  des  von  den  einzelnen  Kirchspielen  lieizusteueniden 
Antlieils  zu  dem  common  fuml  anstellen.  Alle  diese  Bestim- 
numgen  sollen  auch  zur  Anwendung  kommen  in  Unions,  welche 
nach  ftttheren  Gesetzen  oder  Lokalakten  bereits  gebildet  sind. 

s.  31.  WidoiTuf  frtlherer  Bestiiimmngen ') ,  nach  rteaeii 
mir  die  Vei-einigiuig  von  solelieu  Kirchspielen  zulässig  »ar, 
welche  nicht  weiter  als  10  Meilen  von  Poorhouse  oder  Work- 
hoiise  entfernt  liegen. 

8.  33.  Älit  Zustimniuiip  von  ^  a  der  Guaräians  sollen  die 
Commissioners  berechtigt  sein,  bestehende  Unions  aufzulösen  oitr 
einzelne  Kirchspiele  von  ihnen  abzulösen  oder  zu  ilmen  binzu- 
zuftlgen, 

ä.  33.  Den  Gmirdians  einer  Union  soll  es  mit  Zustiuiuiui^ 
dov  Commiisioners  gestattet  sein,  die  Bestimmung  zu  trefieu, 
ilass  für  die  Zwecke  des  Seillenient  die  ganze  Union  als  ein 
Kirchspiel  angesehen  werde,  und  dass  somit  fortab  der  Enrerh 
eines  SHtleuiatt  in  einem  einzelnen  Kiichspiele  der  t'tiw«  ali 
Erwerb  eines  Selthment  in  dergesammten  Ütiion  zu  gelten  bäte 
(Union  for  Settlement).  Die  Unterhaltungskosten  sowie  die 
.sionstigen  Aiisgahcu  für  diese  Armen  sind  alsdann  aus  dem 
common  fand  zu  bestreiten. 

s.  34 — 36.  Wenn  die  Kirehsi»iele  einer  Union  in  der- 
selben Grafechaft  und  unter  der  Jurisdiktion  derselben  Friedens- 
richter gelegen  sind,  so  können  die  Guar dians  mit  Za- 
stinnnnng  der  Commissioners  beschliessen,  dass  die  (Mm 
beziiglicli  der  Erhebung  der  Amiensteueni  als  ein  Kireb;^ 
gelten  solle,  I'ie  Gnardiam  hal>en  alsdaim  unter  näheren, 
von  den  Otmiussioncm  zu  erlassenden  Bestiinniungen  die  Ab- 
s<-hjltzung  des  stenerbaren  Eigentliunis  in  den  einzelnen  Kirch- 
spielen vorzunehmen,  und  es  gelten  die  gesannnten  Armes- 
kostcn  als  gemeinsame  der  Ufiion  (Union  for  Rating). 

8.  37.  Verbot .  neue  Unions  unter  den  Bestininmii^ 
früherer  Gesetze  zu  bilden. 

s.  38—41.  Bestimmungen  über  die  Wabl  d« 
Giiardians.  \Yahlberechtigt  sind  die  GnmdeigentbüBff 
(ottiKTf:) ,  sowie  die  nutzenden  Inhaber,  Miether,  Pächter  miil 
andere  Steuerzahler  (occiipiers  find  rate-paytrai).  FOr  di« 
lieiden  Klassen  Iwstelit  ein  klassifizirtes  Wahlrecht:  ftf 


■)  BcBonders  22  Geo.  IIl.  c  83  e.  5  und  56  Geo.  lU.  c.  129. 
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,e  owners  gemäss  58  Geo.  DJ.  e.  69»),  für  die  raie-paytrs 
Stimme  bei  einem  Gnindertrase  bis  za  £  2t),  2  Stiiiiinen  bis 
1  £  40  und  3  Stimmen  bei  einem  Ertrage  über  £  40.  Wenn 
T  Ei^enthQnier  zugleich  occupier  ist,  so  kann  er  in  beiden 
iseoschaften  sein  Stimmrecht  geltend  machen,  und  die  Stimm- 
ihlen  werden  addirt.  Die  Eigenthümer  können  ihr  Stimmrecht 
iivh  gehörig  bevollmächtigte  Stellvertreter  (proxies)  ausüben, 
ie  oecttpiers  sind  nur  dann  berechtigt,  zu  wählen,  wenn  sie 
n  volles  Jahr  vorher  zur  Anuensteuer  eingeschätzt  waren  und 
Ie  Gemeindesteuern  für  ein  ganzes  Jahr  gezahlt  haben.  Die 
ahl  hat  innerhalb  vierzehn  Tagen  vom  25.  März  jedes  Jahres 
<  zu  erfolgen.  Die  Stimmabgabe  ist  eine  schriftliche.  Die 
ommissioners  haben  sowohl  für  die  Union,  wie 
II-  jedes  einzelne  Kirchspiel  die  Zahl  der  zu 
iihl enden  festzusetzen,  jedoch  istinjedcmKirch- 
)iel  wenigstens  1  Guardian  zu  wählen.  Die  Cowi- 
isnioners  sollen  femer  diejenige  Summe  bestimmen,  zu  welcher 
Qc  Person  eingeschätzt  sein  muss,  um  wählbar  zu  sein,  jedoch 
irf  dabei  nicht  mehr  als  ein  Bealbesitz  mit  i^  40  jährlicher 
"nte  gefordert  werden.  Als  ex  officio  Guardians  ti-etfn 
(izu  die  Friedensrichter,  welche  in  dem  Kirchspiele  wohnen 
id  innerhalb  der  Grafschaft  aktiv  sind,  llni  die  Geschäfte 
Itig  zu  führen,  müssen  wenigstens  drei  Mitglieder  an  der  Ver- 
uimluug  theilnehmen  und  übereinstinmieu.  Die  Guardians 
iil  nach  Ablauf  ihres  Amtsjahres  wieder  wählbar.  Wenn  die 
ntmissioners  anordnen,  dass  in  einem  einzelnen  Kirchspiele 
«'  selbstänflige  Verwaltung  des  Annenwesens  durch  einen 
'üTd  of  Guardians  geschehe,  so  hat  die  Wahl  der  Guardians 
rt  in  gleicher  Weise  zu  erfolgen  wie  in  der  Union.  Auch 
unen  die  Commiasioners  in  solchen  Bezirken,  welche  unter 
»kalakten  oder  unter  der  Gilberfa-Act  verwaltet  werden ,  aii- 
daen,  dass  die  Wahl  der  Guardians,  Visttors  a.  s.  w.  dort  in 
wr  mit  den  vorstehenden  Bestimmungen  konformen  Weise 
Bchehe. 

i,  43.  Die  Commissionrrs  können  Regulative  sowohl  für 
i  neu  zu  errichtenden  Workkomes  wie  für  die  bereits  be- 
diendeD  erlaiisen  und  die  in  Kraft  befindlichen  Regulative 
fheben  «der  abändern;  weun  derartige  Anordnungen  und 
Dative  gleichzeitig  an  mehr  als  1  Union  gerichtet  werden,  so 
iri  dieseU)en  als  (jencral  ruies  zu  betrachten  (vergl.  s.  16  u.  17). 

(*.  43.  Die  den  Friedensrichtern  durch  30  Geo.  III.  c  49 
(tehene  Befiigniss,  die  Workhouses  zu  inspiziren,  wird  auf- 
cht  erhalten.  Die  Friedensrichter  sollen  dabei  zugleich  darauf 
lien,  dass  die  von  den  Commissioners  erlassenen  Regulative 
d  Nebengesetze  befolgt  werden. 

')  NSmlich  bei  >f  50  sleuerpflichtieen  EliDkommen  1  Stimme,  (Kr  Je 
'iiere  £  25  l  meLr,  jedoch  bis  lutn  HöcbBibetrage  vod  6  Stimmen. 
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8.  44.  ■Wenn  ein  Workhouse  aiissprhalh  des  betreffenden 
Bezirkes  errichtet  mrd ,  so  soll  dasselbe  doch  als  in  die  Juris- 
diktion des  Bezirkes  fallend  angeseheii  werden. 

s.  45.  Walmsinnipe  und  geisteskranke  Personen  dOrfen 
nicht  lanper  als  vierzehn  Tage  im  Workhouse  gehalten  werden. 

s.  46.  Die  Commissioners  können,  soweit  sie  es 
für  aupemessec  halten,  anordnen,  dass  die  Overxeert 
oder  Quardians  einer  Union  oder  eines  Kirchspieles,  oder 
von  einer  Mehrzahl  dieser  Bezirke  znsantinen,  für  die  Zwecke 
des  Untersttttzungswesens,  der  Beschäftigung  der  Armen,  sowie 
des  Rechnungswesens  besoldete  Beamte  ernennen.  Die 
Commissioners  haben  dabei  die  Qualiükatioiien  und  die  Pflichlen 
der  besoldeten  Beamten  zu  bestimmen,  das  Gehalt  zu  finren. 
die  Art  der  Kniennung  und  Entlassung  festzusetze»  und  über 
die  zu  stt'llende  Sicherheit  zu  entscheiden. 

s.  47.  Die  Ooerscers  hal>cn,  wenigstens  einuial  \ierteyfthrudi, 
den  Cruardians  und  den  Bechnungsrevisoren  (Auditor^  Reolmuof 
über  die  für  Arnienzwecke  erholienen  und  eingegangenen  Summen 
abzustatten. 

s.  48.  Die  Commissioners  können,  aus  eigenei 
Antriebe  wie  auf  Antrag,  den  Vorsteher  (mmier)  dei 
Workhouse,  sowie  sftinintliche  übrigen  besoldeten  Beamtea 
der  Union  oder  des  Kirchspiels  entlassen,  falls  se 
dieselben  zur  Erfüllung  ihrer  Ifüchtcn  für  unfähig  halten,  oder 
falls  dieselben  sich  weigern  oder  es  vorsätzlich  versäumen,  da 
Commissioners  oder  de»  von  diesen  erlassenen  Anordnunga 
Gehorsam  zu  leisten.  £iü  so  entlassener  Beamte  soll  in  keinenj 
anderen  Amionbezirke  ohne  ausdrückliche  Einwilligung  da 
Commissioners  wieder  angestellt  werden.  Die  Commissimim 
können  den  betreffenden  Bezirk  anhalten,  an  Stelle  der  Eitf- 
lassenen  geeignete  andere  Beamte  zu  ernennen. 

8.  49 — 51.  Die  Commissiona-s  sollen  Vorschriften  Ober  4e 
Form  u.  s.  w.  der  seitens  der  Aruienbeamten  abzuschliessendea 
Verträge  erlassen.  Vertrüge ,  welche  diesen  Vorschriften  üii 
entsprechen,  sind  null  und  nichtig.  Es  dnrf  mit  keiner  Peison, 
welche  bei  der  Verwaltung  des  ÄrmenweseDS  selbst  interessirt  ist, 
ein  Vertrag  abgeschlossen  werden.  Entgegenstehende  BeffiiiD- 
mungen  früherer  Gesetze  über  diesen  Punkt  werden  anfgehoba. 

s.  62  betrifft  die  Gewährung  von  UnterstOtiunr 
ausserhalb  des  Workhouse  an  Arbeitsffthige.  Ej 
heisst  liier  wörtlich: 

„In  Anbeti-acht,  djiss  es  Praxis  geworden  ist,  UnteistOtn« 
an  Personen  oder  Familien  z»  gewähren,  welche  zur  Zeit  i» 
Gesuches  um  Unterstützung  ganz  oder  theilweise  von  Prirtf* 
pei-sonen  beschäftigt  werden,  und  dass  die  Unterstntzun?  u 
Arbeit'ifjlhige  (ablehodied)  und  ihre  Familien  in  vielen  Oileii 
in  einer  Weise  geschieht,  die  auch  nach  imderer  Richtung  to 
von  Uebel  ist," 
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,In  ADbetraclit   ferner,   dass  Sohwieriftkeiten  entstehen 
wimlen,    falls    ein  allgemeines  imil    rlircktcs   Hilfsmittel    in 
«lifser  Beziehunp  znr  Anwendung  zu  Ininfren  versucht  wurde", 
„sei  bestiitiint,  dass  es  vom  Rrlasse  dieses  Gesetzes  ah 
den  OmnHissiottera  zustehen  soll ,  durch  Anordnungen ,  V»r- 
schriften  und  Refnilative,  wie  sie  für  geeignet  gehalten  werden, 
anzuordnen ,  in  welclier  Ausdehnung  und  fttr  welche  Zeit  in 
den  einzelnen  Kirchspielen  oder  Unions  X'ntei^ittUzungen  an 
Arbeitsfilhige  oder  rieren  Fauiilieo  ftusserhiilb  des  Workhousi; 
durch  Zahhing  in  Geld  oder  durch  üewührung  von  Nahmngs- 
mitteln  oder  Kleidungsstücken,  oder  theils  in  (ield,  theils  m 
nofura  gewilhrt  werden  ditrfen;    und  weiter  in  welchen  An- 
theileo.  nn  welche  Personen  oder  Klassen  von  Personen,  zu 
welchen  Zeiten  und  an  welchen  Orten,    unter  welchen  Be- 
dingungen und  in  welcher  Weise  solche  Unterstützung  (ottt- 
door  relief)  geschehen  mag." 
Unterstutzungen,   welche  entgegen  derartigen  Anordnungen 
pesf heben,  sollen  als  ungesetzlich  angesehen  werden.  Doch  wird 
es  den  Annenhezirken  gestattet,  innerhalb  dreissig  Tagen  nach 
Empfang   der  heznglichen   Anordnung,    unter  Anführung    von 
llheren   Umständen   an   die  Commissioners   zu   berichten,   falls 
ans  besonderen  Gründen  die  Anwendung  der  Anonlnung  für  den 
Bezirk  ganz  oder  tlieilweise  fttr  unzweckiiiässig  gehalten  wird. 
Bis  zum  Eingehen  einer  Antwort  auf  diesen  Bericht  soll    auch 
eine    anrlerweitig    gegebene    Unterstützung    als    geset^nuässig 
psssiren  dürfen.    Wenn  in  der  Antwort  die  gegebene  Anordnung 
uifrerht  erhalten  wird,  so  ist  von  einem  zu  bestimmenden  Tage 
ib  jede  anderweitige  Unteistötzung  niyresetzlich.    Kur  in  Noth- 
fillen  und,  falls  lediglich  Unterstützungen  in  Nahrungsmitteln, 
Medizin  oder  Wohnung  auf  kurze  Zeit  gewahrt  wenlen,  sind 
Abweichungen  von  der  Anordnung  gestattet,  vorausgesetzt  dass 
Ober  jede  derartige  Abweichung  unter  AnfUhniiig  des  speziellen 
Gnmdes  binnen  15  Tagen  an  die  CommisMoners  berichtet  wird. 
B.  53.    Frühere  flesetze,  welche  mit  8.  52  in  Widerspruch 
stehende  Bestimmungen  enthalten,  worden  aufgehoben  ^). 

B.  64.  In  Zukunft  soll  die  Unterstützung  nur 
TOD  den  Guardians,  hezw,,  wo  die  Amienverwaltung  unter 
Vsonderen  Lokalakten  geflüirt  wird,  von  den  Select  Veslries 
bewilligt  werden  dürfen.  Die  Oversee.rs  können 
>nr  in  Fallen  dringender  Noth,  und  nur  in  Ar- 
tikeln von  absoluter  Noth wendigkeit,  nicht  aber 
in  Geld,  Unterstützung  gewähren.  Die  Friedens- 
Tiehter  können: 


')  Ifieinnter  fSllt  besonders  die  den  Frieden  anchtem  in  fHlheren 
OcMtaai  gegebene  Bdiif^iss,  die  Gowfihrung  von  Unteratfltzung  in  der 
Vobnang  dee  Annen  aiizuiirdnen. 
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a)  im  Falle  driiiK  ender  Noth.  falls  die  Unter- 
stlUzung  Seitens  der  Overseers  abgelehnt  ist. 
diesellie  in  der  anßegebenen  Weise  anordnen: 

b)  in  Füllen  [ilötzlicher  und  pefAbrlicher  Krank- 
heit itrztliclie  Hilfe  anordnen. 

9.  55.  Die  Vorsteher  der  Workhnuses  haben  nach  An- 
onlnuuKt'H,  weiche  von  den  Commissioners  zu  erlassen  sind,  über 
die  Aiisnaben  des  Workkonse  sowie  die  Zahl  der  Insassen  Burli 
zu  fuhren.  Die  Overaeers  haben  dies  in  gleicher  Weise  betr^ 
der  iiHSseihiili)  des  Workhouse  pcficbenen  Untersttttzun^n 
■m  thun. 

s.  36.  Unterstütz«  ngen,  welche  au  eine  Ehe- 
frau oder  an  Kinder  unter  lö  Jahren,  falls  riic 
letzteren  nicht  blind,  taub  oder  stumm  sind,  ire- 
pcl)eu  werdeu,  pelten  als  dorn  Ehoinaune,  bezw. dciu 
Vater  treu  eben.  In  pleii-her  Weise  ist  eine  Ihiterstütznop 
an  vaterlose  Kinder  als  eiuf  Unterstützung  der  Mutter  anzu- 
sehen. Die  bestehenden  Aliiiioututionspflirhten  anderer  Ver- 
wandteu  sollen  hienlurch  nicht  beiUhrt  werden. 

s.  57.  Der  Ehemann  ist  nuch  fur  die  von  seiner  Frau  tat 
der  E)ie  geboreneu  Kinder  in  dieser  Beziehung  haftbar. 

s,  58  und  59.  r)ie  Commissioners  können  anordnen,  das 
Untei-stlltzungen,  welche  im  eine  Person  über  21  Jaliren  oder  u 
die  Frau  oder  Kinder  deraelben  gegeben  worden ,  als  Dariebm 
anzusehen  seien,  für  deren  Einziehung  ein  erleichtertes  Ver- 
fiilut'u  erstattet  wird ,  und  für  welche  inst)esondere  der  Lob 
der  bctifffenden  I'ei-son  mit  Beschlag  belegt  werden  kann. 

8.  60  wideiTuft  friiliere  gesetzliche  Bestimmungen  lllw 
Vnterstdtzimgen  au  Familien  von  Militäri^rsonen, 

s  61.  Bei  Lehriiiigsvertrügen,  welche  für  Annenkioder 
abgeschlossen  wenlen,  ist  zur  Giltigkeit  erforderlich,  das  eiii 
Friedonsriclitcr  unter  deasellien  bekundet,  dass  der  Vertrag  sirii 
in  T'ebereiustinmmng  mit  den  diesbezüglichen  gesetzlichen  Be- 
tttiimnungVD  Ixitiudet. 

8,  63.  Unter  der  Zustimimmg  der  Commissiorun  kam 
eine  besonders  benifeue  Versanuulung  der  Gi-undeigenthttiMi 
und  Steuorzalder  eine's  Bezirks  beschliessen,  dass  für  die  Zw«i( 
der  Betoi-dening  der  Auswandening  von  annen,  in  dem  Beriii 
uutei-stützuugsberpclitigten  I'ei-sonen  Gelder  erhoben  oder  gehört 
werden  bis  zu  einem  B(>trag  von  der  llillfto  der  Durchsdiiiittt- 
suuinie  der  jährlichen  Annenau^'alien  in  den  letitten  Ari 
Jahren. 

s.  63-  Für  die  Zwecke  des  Arnienwesens  kann  auf  AntiiJ 
der  Ovrrteers  von  der  zur  Veinusgaliung  von  SchatscbHiei 
berechtigten  Beli«i-de  Geld  unter  Veriifänduiig  der  Armeostt« 
des  Bezirlis  vorgeschossen  werden. 

s.  64  —  68.  Ein  Heim  athsrecht  soll  fortab  (hnl 
Miethsdienst  oder  Amt  nicht  mehr  l)egründet  werden.  GbP 
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antlere  Titel  für  lias  Hciiiiatli^rci-lit  (l'arlit  von  Giiindstüolieu, 
Lehrliii;:ssi'Uaft,  liruiwIlK-sit/)  wt-nlcu  iiioilifixji-t. 

s.  69  —  76.  NViiicireluiiir  der  [resct zlidn'ii  Vor- 
BchriftfU  über  iiiH'li  cliclu'  Kiucler.  ■\Vi(It'mif  piiiifrcr 
frrthercr  Bi.'Stiininuii'rrii  über  die  Itcsti-nfitii;:  der  Mutter  und  des 
Putativ- Vatcre.  Die  Mutter  ist  foitah  veriitlielitel ,  ihr  uiiclii'- 
liches  Kiuc)  bis  zum  Alter  von  16  Jahi-eii  y.u  ei-lialteii.  Weuii 
sie  Anueimutenitütziin'i  /u  diesem  Zweehe  lieaiisimieht ,  s»  ]i\\t 
dieselbe  als  ihr  sellwt  Kejfl^beii.  Die  Opernerm  können  jedoch 
in  (lieseiu  Falle  peijeii  den  I'utativ-Vater  auf  Krlansninj.'  von 
Aluiienten  {rerielitiii'h  voiTielien.  Das  aiisKerehelirhe  Kind  foliit 
bis  znni  16.  ■Iidii'e  dem  Ileiniaths-rei-hte  der  ^il1tter. 

s.  77.  .Straf bestiiiinmnfien  jief-'en  Aiiiieubeamte ,  welche 
sich  an  Lieferunjien  ftti'  Armen/wecke  betlieiliKon. 

8.  7Ö.  Bestiinniimj;cn  ül)er  die  Kinziehunfl  von  Alinien- 
tttioBsbeiträpeu. 

s.  79  84.  Bestimmungen  llber  das  Verfahren  bei  Aiis- 
veisnn^befehlen  (Orders  of  lietHoral). 

8.  85.  Die  Commisaionerit  können  von  niildthiltii;en ,  zur 
Unterstützung  von  Annen  liestimmten  Stiftungen  detaillirte 
Beriehte  und  Rechnungen  einfoideni, 

B.  86  —  98.  Bestimmungen  ttlier  Steuiijeliiflii'ht  und  Botlo- 
froheit. 

s.  89.  Rechnungsposten,  welche  gesetzlichen 
Bestimmungen  oder  Anordnungen  der  Cnmwis- 
sidtiers  zuwider  in  der  Arnienrechnung  itufgeftihrt 
»erden,  sind  von  den  Friedensrichtern  für  uu- 
{resetzlich  zu  erklären. 

s.  90,    Zustellung  von  Vorladungen. 
s.  91  —  94.    Vorbot    geistiger    Gctrilnke    in    den    Worl-- 
Äouses;  Strafbestimnmtigen  gegen  zuwider  )iandelnde  Vorsteher 
(ma^ers).     Das  Verbot  ist  iu  den   WorMomes  anzuschlagen. 

8.  95 — 104.  Strafhestimniungeu  wegen  Zuwider- 
handlung gegen  Vorschriften  der  Crimmiasion^rs, 
Bowie  wegen  Ungehorsani  gegen  Anordimngen  der  Guardiam 
«der  der  Friedensrichter,  sowie  emllicli  wegen  Venintreuung 
aeiteus  der  Annenlieamten'). 

8.  105—108.  Die  Gesetzmässigkeit  der  von  den 
Cemmisnioners  erlassenen  Anordnungen  kann  durch 
AbberufungsBchreiben  (trrit  of  eertiortiri)  /.wrY.nt- 
leheidung  des  höchsten  Gerichtshofes,  der  Kiwi"« 
Bettch  ttt   Wcslmmatcr ,  gebracht   werden.    Vor  dem  Er- 


'1  Aus  diewn  Bestimmungen  ist  besondcrB  s.  96  lierviirKu heben,  wo- 
Mch  keiD  Ocersetr  angeklsgt  oder  bestraft  werden  soll  wegen  Xieht- 
■uAbniiig    von  geltet Kwidrijgen  Anordniingcii  der    fliwrilimis  iider  der 

AiedenKrichter.    Ei  atetit  den  (hrrurtei  als"   ein  sclbstiiudiges  PrUfungs- 

ndrt  gegenfiber  dieMo  Anordnungen  zu. 
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lasse  des  Atibci-ufunpsschi-eibens  sind  Gründe  fllr  die  behauptete 
ÜnRcsetzmässigkeit  anziigebeu  und  den  Commisstonern  zu  ihrer 
VertiieidiRung  iiiitzutheilen ,  sodann  haben  die  Antra^teller  tot 
Mass  des  Schreibens  Sicherheit  fur  die  Kosten  zu  leisten. 
Wenn  in  dem  Verfahren  die  Anordnung  für  ungesetzlich  erachtet 
wini,  so  ist  dieselbe  zu  kassiren  und  dies  in  allen  Bezirken,  in 
denen  dieselbe  publizirt  war,  bekannt  zu  machen. 

s.  109  enthfllt  eine  lange  Reihe  von  Interpretationsbe- 
stininiuQgen ,  wie  solche  fast  in  jedem  englischen  Gesetze  am 
Schlüsse  gegeben  werden. 


Aus  dieser  gedrängten  Uebersicht  des  Gesetzesinhalts  viid 
man  zunächst  vom  technischen  Staodimnkte  aus  sehen,  dis 
sich  in  dem  englisches  Gesetze  nichts  von  der  lehrtwcb- 
artigen  Systematik  findet,  an  welche  wir  in  unserer  deutscliei 
Gesetzgebung  gewähnt  sind.  Inhaltlich  ist  sodann  bemeduof- 
wcrth  das  sich  auch  in  diesem  Gesetze  bekundende  schritt- 
weise Vorgehen  der  englischen  Gesetzgebung,  die 
experimentelle  Art,  wie  die  Neuerungen  ein- 
geführt werden.  Die  Zentral -Behörde,  deren  EinfÜhnuig 
mit  Machtbefugnissen,  wie  sie  in  der  englischen  Lokalverwaltmig 
bisher  absolut  unbekannt  waren,  den  eigentlichen  Kerapniti 
des  Gesetzes  bildet,  wird  nur  versuchsweise  auf  ftluf  Jahre  eu- 
gesi'tzt.  Weiter  wird  durchaus  nicht  direkt  durch  das  G«eb 
eine  einheitliche  Onlnung  des  Armenwesens  in  ganz  En^nJ 
herbeigeführt,  sondern  es  wird  der  Zentralbehörde  aberiam, 
allmiihlich ,  wann  und  wo  sie  es  für  geeignet  hilJt ,  die  in  *■ 
Gesetz  niedergelegten  I*rinzipien  in  Ausführung  zu  setzen.  Ji, 
es  wird  ihr  hierin  nicht  einmal  freie  Hand  gelassen:  da  wo  du 
Aniienwesen  auf  Grund  früherer  Gesetze  oder  auf  Gnmd  tob 
Iflkalakten  durch  besondere  Behörden  verwaltet  wird,  hleilit 
die  bisherige  Oi^nisation  zunächst  bestehen. 

Auch  bei  dem  Gesetze  von  1834  tritt  uns  somit  wiedon 
die  Erscheinung  entgegen,  dass  das  neue  Gesetz  einer- 
seits nur  der  Abschluss,  die  Verallgemeinernd 
einer  lang  vorbereiteten  und  erprobten  experi- 
mentellen Gesetzgebung  ist  und  anderseits  selbit 
ein  Uebergangsstadiuui  einleitet,  in  welchem  oA 
weitere  Erfahniiigen  gesammelt  werden  sollen ').  Die  \tSt 
eingeführte  Zentralinstanz  ist  erst  im  Jahre  1867  zu  einer  p»- 
manenten  Behörde  erholwn  worden.     Die  Bildung  der  Amen- 


')  Die  oben  wicdergegcbenen  Worte  der  s.  52:  irAnvns  üffeüa 
»Ulli  ari'f  in  case  atijf  immciliati:  and  miirfnnl  rrmf^if  i»  «ftoiipW  fc  t( 
nintlird  III  mallem  a/firefmd  sind  fttr  (lue  ganxe  G«^  duTaktMiÜMk 
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verbÄnde  ( Utiiom)  ist  imv  laujrsaiii  mid  si-Iirittwoist'  erfolgt.  l>ie 
ßeseiti<ninf;  der,  auf  tlniiid  fiHheivr  Hcsthiiiimiifren  von  dem 
Ani)eu;re»etz<>  von  1834  ahwoichemlcn  Aniicn-Vorwiiltuiifien  ist 
uoch  heute  niclit  volleudet,  wcnii-fleich  die  Befiifaiiss  der 
ZeDtrall>ehOrde  zur  Auflösun?  dfrsi.'lbeH  iilhnilhlich  sehr  er- 
weitert und  die  Zahl  der  jetzt  noch  unter  lieamderer  Amien- 
verfassunfr  stehenden  Gemeinden  eine  so  fieriupfllfrifre  geworden 
ist ,  dass  es  zulitssig  sein  map ,  von  einem  fl^r  Eu^'laud  und 
Wales  einheitlich  bestehenden  Aniicnsystemi'  zu  siireclien. 

Auf  (.»nmd  des  neuen  Annentiesetjtes  eifnlgte  unter  dem 
18.  AuR-  1834  die  Krnenniiug  von  drei  Poor-Law 
Commissioin-rs:  The  Right  Hon.  Sir  Tlmmas  Franklin 
Lew  es.  Hart..  Sir  John  Georpe  Shaw  Lefe  vre  und  Sir  Geoifie 
Sieholls')-  [*i«  CoiuminsioHers  bestellten  ihivi'Sfits  Assislant- 
Conmia-tiotiers,  deivii  Zahl  im  Laiife  der  Jahre  fsewechselt  hat-). 

Ueber  die  Thättskeit  dieser  Zentralbehöiiie ,  wie  über  das 
Aruienwesen  in  den  folfieudrii  Jahren  ttberliauiit  jreben  die 
ftttOiss  Vorschrifl  des  Gesetzes  von  1834  alljährlich  erfol^ieudeii 
Berichte  der  Commisaiontrs  eingehende  Auskunft'*). 
Se  enthalten  nicht  nur  eine  genaue  Nachwoisiing  über  die  im 
Laufe  des  Jahres  von  den  Cotmnissioncrs  geti-offenen  Maassregeln 
und  die  dabei  beobachteten  und  zur  Auwondimg  gebrachten 
ninzipieB,  eondem  eine  Wiedei^lte  von  .\usknuften  und  Ant'- 
woften,  welche  von  der  Zentrallwhörde  auf  Anfi-iigen  seitens  der 
Lokalhehörden  ei^ngen  und  aus  welchen  ein  treulicher  Kinblick 
in  die  damalige  Amienverwaltui^  zu  entnehmen  ist. 

Die  erste  Aufgabe  der  Zentralbehörde  l>estand  in  der 
iJildunp  von  Arnienverhänden,  welche  ja  von  dem  Gesetze 


'I  Von  diesen  um  die  Neugestaltung  duB  enullHchen  Armenweeons 
hieh  vcidienlen  .MHimeni  blieb  Sir  Ueorge  Xiihofls  bis  1847  in  dieser 
StaUime  und  trmt  dann  als  l'i  nnaiitnt-tiffrrt'iiii  in  das  neue  Z  entral- Armen - 
^mt  atwr.  Sir  Thomas  Franklin  Lewes.  Uart.,  ward  im3  dim-li 
Tht  Righi-Hon  Sir  George  Cornwiill  Lenes,  Bart.,  und  Sir  John 
Staw  Leferre  1841  duixb  JTic  Sig/it-H<m.  Sir  I':dinund  Walker  Head, 
hmtU  etMtit 

*)  Den  Ag/iiglaiit  ('iiiiiminnioHerfi  fiel  yorznssw-cise  die  Aufgabe  zu, 
ia  eiiiaobien,  ihnen  su^ewiesencn  Bezirken  den  beatchcnUeii  iCustand  fest- 
satdleo,  in  ihren  Berichten  an  die  Zeutralbehi'ink'  Vorschlijgc  zur  Durch- 
flOinu^  der  allgemeinen  Grundsittze  in  den  piiizoliieii  Bezirken  zu  machen 
md  radlicb  die  Einführung  der  Kefbrmen  in  diesen  Iteziiken  zu  tiber- 
^neben.  Die  Berichte  der  AKuialaut  Ciimminiiiimcrs  «nd  anhnngewdse 
<kD  Jfthrasbericfatcn  der  Zentralbehörde  beigcftlgt. 

')  Bis  Kum  Jahre  1>^7.  wo  die  Umwandlung  der  Zentralbehörde 
ablgte,  sind  14  Aimunl  Ki-pini"  ernlattet;  T<in  dieaeu  ist  der  zweifellos 
lote  dme&ige  aus  dem  Jahre  1$39.  eine  wirkliche  Perle  unter  den  eng- 
löehen  nrlamcntspapieren.  Die  Berichte  sind  eämmtlicb  an  die  Adreaae 
4i  Bnme  Seerrtari/  gericlitet 

rnMbnatra  (21)  Y.  4.  -  AtehnU.  3 
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Der  einzige  Ihiukt,  bezüglich  dessen  mau  wohl  in  der  That 
i  einem  begangenen  Fehler  sprechen  kann,  ist,  dass  die 
'Dtralb ehörde  bei  der  Bildung  der  Ariiienver- 
tide  gar  keine  Rücksicht  auf  die  bestehenden 
afschaftsi^renzeu  nahm').  Durch  diesen  Fehler,  dessen 
izc  Tragweite  sich  erst  spikter  zeigte,  als  man  eine  Reihe 
lerer  Zweige  der  Lokalverwaltung  auf  die  Basis  der  Ärnieu- 
bünde  stellte,  ward  eine  Verwirrung  in  der  gesaiuuiteu 
[alverwaltimg  des  Landes  hervorgerufen,  an  deren  Besei- 
m;.'  man  heutzutage  mit  grosser  Muhe  und  grossen  Opfeni 
Mtet.-  weil  sich  dieselbe  der  für  erforderlich  gehaltenen 
inrgauisntion  der  Lokalverwaltung  als  ein  bis  jetzt  uuüber- 
L'bares  Hinderniss  entgegenstellt.  Bezüglich  des  begangenen 
lere  sollte  man  aber  gerechter  Weise  weniger  den  Poor- 
rCommimonera ,  welche  lediglich  für  die  Neuoigaiiisation 
Annenweseus  verantwortlich  waren  und  bei  ihren  Maass- 
'iu  auch  nur  die  Interessen  einer  guten  Annenverwaltung 
Auge  hatten,  einen  Vorwurf  machen,  als  vielmehr  dem  da- 
iKen  Kabinette,  insbesondere  dem  Home  Secretary,  welcher 
'flUber  diesen  Maassregeln  die  Gesammt-Interessen  des  Laudes 
•rig  zu  vertreten  unterliess. 

Eine  weitere  wichtige  Aufgabe  der  Zentralbehörde  bestand 
fiii  Erlasse  einer  Geschäftsordnung  für  die  Boards 
'ruardians,  sowie  eines  WoriAoMse-Regulatives. 
'  in  dem  letzteren  enthaltene  Bestinmmng,  wonach  Mann 
Frau  im    Workh^use  getrennt  und  in  besondere»  Abthei- 

ht  ans  72  Kirchspielen  mit  eioem  l^ächeninhalt  von  00  419  ata-e»  und 
Bevölkerung  von  36077  Einwohnern,  sie  bat  75  Giinidiaii».  Die 
•In  Union  in  Lincolnehire  besteht  aus  99  Kirchspielen  mit  einem 
.«ninhalt  von  158.71)2  aiTte»  und  dner  Bevölkerung  von  64512  Ein- 
ern. Die  Churltim  Unüm  in  Lancashire  besteht  aus  12  Kirchspielen 
hinein  Flächeninhalte  von  II  549  acren  und  einer  BevÜlkerune  von 
!6  Einwohnern.  Bei  derartigen  Versclüedenlieilen  in  der  Za&l  der 
imeogeleeten  Kirchspiele,  in  dem  Umfanee,  der  Bevölkerungsziffer 
Icr  r&amlichen  Ausdehnung  der  Uniotifkaan  eine  Berechnung  der 
sehnittlichen  GroBse  des  Armen  verband  es  nur  zu  unrichtigen  An- 
angta  ftlhren.  Es  ist  auch  noch  darauf  hinzuweisen,  dass  in  einigen 
tren ,  speziell  Btädtischen  Kirchspieleu  das  Annenwesen  von  einem 
der«D  Board  uf  (iuarditin^  verwaltet  wird.  Hierdurch  ergeben  sich 
noch  grössere  Abweichuujgen :  So  besteht  das  eine  Kirchspiel 
\a3  Oreen  aus  760  aere'i  mit  126  961  Einwohoem;  das  Kirchspiel 
ton  aus  3107  acre^  mit  2s2ti65  EUnwohnem,  Saint  Pancras  aus 
itcrrs  und  236  258  Einwolinem!  Uebersichlen  über  die  in  dieser 
uige!g«benen  Verhültnisse  finden  sich  ausser  in  dem  alljährlich 
ünenden  Loail  Giirtmine<ii  Manual  in  den  Jahresberichten  des 
fiorfTHuietit  BoarA.  Betrefis  der  frülieren  Zeit  ist  in  dem  Journal 
f  LundoH  Statistical  Sacitty  Bd.  I  S.  52-123  eine  Ueber- 
liber  die  Verh&ltnisse  gegeben,  wie  sicli  dieselben  unmittelbar 
ESnflibrung  des  Aimengesetzea  von  1&B4  gestalteten. 
■)  Nach  einem  Berichte,  welchen  ein  Sekct-Coinmittee  vii  Bouuiliirirs 
iaite»,  Unimm,  t'omities  u.  s.  w.  im  Jahre  IH7.3  eratattele,  durch  schnitten 
id  Dnion»  in  England  und  Wales  181  die  Grafschafts- Grenzen. 
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in  N.^ttiii-lNiiiii.  iiinl  .1,1-  .iur  .\iilii;.iiiii.'  all'T  : 
\\<Wh<-  .la.iiüvli  ilir  .\riiifii|itlri.v  /MV  I.;iM  ti.'li-n. 
mali;;.'ii  7,u>t;iii<l.-  .Icr  ]V'.r/.l.;>i^' ^  \\v\i:u-U  ;ils  i'iii 
iiii'.i:lii-lik('it  fi-schii'ii.  In  vielen  iirtHi  iiuisstcn  lif.-ü 
zur  riitiTlinn^'uut.'  dicscf  ArliPitsJjUiiL'rii  pmiictlirl 
hv\  nicht  uiiprliclilirlip  Kusti'ii  entstaiidcji.  lUiivh  ili 
ward  der  sHnstigp  Kiiidnu'k  tlicilwcisc  verwisflit,  wi-l 
Hi'riclit  der  Commixxiortrrft  durch  die  Fi'stütolltiiiH  li 
dass  in  dru  112  neu  ^t'hildetcu  Anin-nverhaiKlcn  ( 
ein  Scrhsti'l  ali^ciioiiitnoi  Inihe,  hervovfrpnifi'n  hati 
Die  1 '  II  n  i>  im  1  a  r  i  t  ii  t  der  Z  p  ii  t  r  a  1  li  e  h  ii 
itliorall,  viCüii  aiuli  v(irsicliti;r.  t^u  iWh  mit  kräfti>re 
Ilaiiil ')  und  oliuc  nllziivirl  <:i-lionpndp  Kncksioht  auf 
und  uidn'rOcksirlitinliarc  lukiile  luten-ssen  voifif 
sticfr  /nsoliPiids,  um!  es  ward  sHir  zweifolli 
Vcrlilii^eniiifi  der  im  luset/e  von  1&;W  nur  auf 
treliencn  Marlithefiijniissp  lici  dem  l'arlanieiit 
wenleii  könnte  - ).  In  dieser  zweifelhaften 
statteten  die  Cowni  issfonem  im  Jahre  I 
seliv  scharf  alipefassteu  Bericht  ilhei 
sanimte  hisherifüe  Thäti<!keit  und  uiarhtei 
dessellien  ik'n  taktiscli  sehr  freschicktea  Griff,  darauf 
liass  sie  Icdiplich  die  von  dn»  rarlaniente  im  (lese 
iiusf.'esiireK'heneii  (Jnindsiltze  aus;;:efQhrt  und  duivl 
lier  viin  ihnen  jretrDtfenen  AusMhniDvnihestiniii 
l'arlaniente  thatsilchlicli  nicht  nur  die  Mühe  eiix 
Ailieit.  sondern  auch  die  damit  nothwendiüor  Weis 
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iiliularität  abg^noiiimeu  Iiiitb?)!'!-  Der  Bericht  erfüllte 
len  Zweck:  die  Machtbefugnisse  der  Commis- 
lers  wurden  durch  2  and  A  Vict.  c.  83  auf  ein  Jahr, 
:■  durch  die  nachfolgenden  Akte  -i  aud  4  Vict.  c.  4i  und  5 

f.  10  wiedemiu  luii  je  ein  Jahr  und  endlich  durch  &  und  6 

r.  57  s.  1  vom  Jahre  1842  auf  5  Jahre  verhlnsert. 
Die  Commissioners  erhielten  somit  genügende  Zeit,  um  die 
ihiipn  unter  so  giosseii  Schwierigkeiten  inaugurirten  Neue- 
i'ü  iu  dem  Armenwesen  weiter  zur  Reife  und  Ausführung 
riugen.  Die  Zahl  der  von  ihnen  bis  zum  Jahre  1847  er- 
apn  Regulative ,  allgemeinen  Verfügungen  und  Vorschriften 
oe  ungeheuer  grosse.  Als  im  Jahre  1847  die  Umgestaltung 
^utralbehörde  beschlossen  wai-d,  hielten  es  daher  die  Com- 
oners  für  angezeigt,  vor  ihrem  Abtreten  die  wichtigsten  der 
r  erlassenen   allgemeinen  Auordiiungeu ,  soweit  dieselben 

in  Giltigkeit  waren,  iu  einer  General-Order-Con- 
litied  vom  24.  Juli  1847  zusammenzufassen.  Eine 
lUdation  der  Bestimmungen  über  die  Gewälirung  von  Unler- 
JUK  an    arbeitsfähige    Arme    war  bereits  dui'Ch  die  Out- 

Relief  Prohibiiory-Orticr  vom  :tl.  Dezember 
l  erfolgt*). 

lie  Getirral-Order  vom  24.  Juli  1847,  welche  im 
itlichen  noch  heutzutage  in  Giltigkeit  ist,  umfasst  die 
inite  Aruienverwaltung  und  erscheint  so  neben  dein  Gesetze 
«34  als  Hauptgrundlage  des  heutigen  Arnieu- 
'Bs.  Nach  ih]'  wird  in  der  Praxis  die  Anuenverwaltui^ 
rt,  während  das  Gesetz  von  1834  dazu  die  gesetzliche 
läge  bietet,  welche  den  in  der  Pra.\is  tbfttigen  Amien- 
cn  nur  wenig  bekannt  ist'). 

I  Der  Bericht  hebt  besonders  scharf  die  Prinzipien  hervor,  von 
n  bei  einem  mtionellen  Anneuwesen  auszugehen  sei,  und  nelche 
^usdmck  iu  den  Btialimmungeii  des  Gesetzes  von  1834  gefunden 
;  dabei  wird  beeondere»  Gewicht  auf  die  Einschränliung  aee  out- 
ttief  gelegt;  et  heiset  unter  anderem:  The  fun/Umiftilai  principit 
.1JJ«*  to  Iriial  relitl.  is.  that  the  condition  ol  Ine  pawper  ouglit  to  be 
.  irMe  len/i  eligiblr  Ihan  that  of  the  independent  labourer.  All 
tlion  of  rrlirf  i»  -numev  or  in  ifvodn  to  be  spent  or  consumed  !ry  Ihf 
in  hin  oii-u  hiiu«r  it  meotiiiiftenl  tcith  the  nriiiciple  in  qiUKiion. 
I  Vergl.  über  diese  OrArr  und  über  ihr  Verhäitiiiu  *u  der  später 
»CD   Out-ihuyr  Sriief  SrfpiJatiim   Order  vom   U.  Dea.   1853  unten 

I  Ueber  diese  wobt  kaum  zu  bestreitende  Thatsache  darf  mau  sich 
t»  nicht  wundem.  Die  General  OmnoUdated  Order  von  1847 
ii.  W.  U.  Glen,  The  IVkm-  Lau-  Orihra.  9.  Au^abe  London  1888, 
Haan)  vuii  etwa  200  Seiten  ein.  Die  gerammte  Seitenzahl  dieses 
.  welches  nur  die  jetzt  noch  in  Giltigkeit  befindlichen  Orders 
.  beträgt,  Mi'Iusive  Index,  876  Seiten.  Diibei  ist  freilich  zu  be- 
iitigen.  dass  eine  grosse  Anzahl  der  Ordeis  nur  eine  beschiünkte 
«it  habe»,  indem  sie  nur  in  einzelnen  Viiiotit  ringeführt  sind, 
er  in  der  Praxis  thatige  Kefimtc  bei  dieser  Menge  des  von  ilim  zu 
leitenden  !5iit)'e«  nur  selten  di*  Zeit  findet,  auf  die  zu  Gninde  liegen- 
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Auf  lue  Bestiimmiiifien  der  General  Order  von  1847  wenien 
wir  hei  der  Darstelhing  lies  heutipeii  Aniienwespns  »iederhrilt 
liinuHweisrn  (ielCpTCnheit  lialK-n.  An  dieser  Stelle  woUeo  wir 
mir  <i»ircli  Wieder^-alie  der  Tehersclirifteii  der  einzelnen  Absobnittc 
ein  liild  davon  Meten,  welche  Materien  iüle  in  der  "rrfcr 
lielinndelt  werden.  1)  WiiM  der  Giiardians;  die  BestiniHiUD^n 
sin<l  Jetzt  ersetzt  dun'h  die  General  -  Onler  -  ConsolidaM  yim 
14.  Febiiiar  1877.  2)  Vei-sanimliinfr  der  Guardian«,  'i)  Iias 
Gescliaftsverfahren  der  GiMrdiana.  4)  l>ie  AtiKcbliessuntr  von 
Kontrakten.  5)  Das  UnterbrinEen  von  Annen  -  Kindern  als 
LelirlinfMTi.  il)  Erlan^iUir  von  llrztlicher  Hilfe  bei  dnuemd 
Kranken.  7)  Unlei^tlitzunfi  von  nii'ht  heiinntbsIierecbtijitfD  uad 
von  nicht  ausilssifien  Annen.  8l  Befehle  zu  Beitrat:™  utid 
Zahhin^en.  9)  AuflK-wahning  von  Sicherheiten.  10)  Verwaltiing 
der  Worlihomrs.  11)  Das  CommiUee  zur  Revision  der  Wort- 
hausen  (viMiing  cotnmiiiee}.  12)  Reparaturen  und  Venindenmpeii 
der  WarTchoHuejt.  13)  Ernennung  der  liesoldeten  Annenbeamtm. 
14)  IHichten  der  besoldeten  Amienbeaniten.  15)  Verrinnuhmuiig 
und  Veraii^nbung  von  Geldern  durch  die  Beamten.  —  Um 
Schluss  iiiBclit  auch  hier,  wie  hei  dem  Arnienfiesetze  seltisL  eine 
Ktklili-unK  vei-si'hiedener  in  Anwendu»<:  gebrachter  AnsdrllcliP, 
woran  sich  dann  niich  eine  ]L.a-üsse  Anzahl  von  Foniiulaii>u  an- 
schliesst. 

Wilhn-nd  die  Zentralbehörde  sich  so  hi  aIIi^:edehnter  Weise 
die  weitere  Ausbihhinis:  der  in  dem  Gesetze  von  18:it4  nieJf^- 
f-'elegttm  Trinzipien  im  Vei-oi-dnunjisweKe  anpeleiiren  sein  lipSB, 
ist  die  (fosetzitclinnp  in  dieser  Periode  relativ 
weuip  eingeschritten,  und  fast  Ubei'all.  wo  dies  (.'esrluh, 
crfnlfiti'  es  ziw  Beseitipnni.'  vnn  hei  Ansffihniup  cfer  fräberea 
(iesftze  hen'orfri'tretenen  Mängeln  odiT  von  aufpetanrhlfn 
Zweifeln,  auf  welche  die  Poor-Lau-Commmionern  iu  ihren 
Bericliteu  liiiipewiesen  hatten. 

In  dieser  RichtiinfT  ist  zu  erwähnen  ein  Gesetz  nu^dcii 
Jahre  1830  (0  and  7  Will.  IV.  c.  -Xii.  Dassell*  betrifft  \ 
die  P^rhcbnuR  der  Arntensteiier.  Die  Itehandlunp  dieifr 
Materie  fiisste  bis  dabin  noch  auf  den  Bestimmungen  ins 
licset/es  der  Elizabeth,  welche  in  allen  wesentlichen  I'unfeta 
unvciiludert  pehlieln^n  wareu.    Die  in  dem  Gesetze  der  Elizabrti 


de»  Gesetze  zurtick^tUKelicn ,  wird  man  um  sn  eher  begreiflich  ii^ 
wenn  man  bedenkt,  dneB  die  in  W.  C.  Glen,  Fonr  L-ur  Sliiti", 
T.onilon  1878.  aufi^dtlhrteii,  noch  in  Gütigkät  beündlichen  Geeetu  ens 
Gnnin  von  14'''>4  leiten  einnehmen,  woeo  noeh  auBBeidem  im  Ergiunp 
band,  1873—19,  weitere  1*1  Seiten  hinautreten.  Die  Nothvendifkcit 
oiner  neuen  KoneulidatioD  und  Zusammenfasganc  iH«' ■■ 
Knut  befindlichen  Gesetze  nnd  VerordnunKen  i>t  ufff 
scheinlicli;  ob  nnd  wann  man  aber  zur  Auiftihrung;  dieger  RivwuiDWki 
gelangt,  unterliegt  erfaeblichem  Zweifel  (rergl.  hierüber  auch  noKo  &  ^ 
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CT  die  Erhebung  der  Aniiensteuer  gebrauchten  Ausdrücke') 
iteten  aber  ziemlich  unbestinnut  und  wurden  seitens  der 
ntiite  durch  eine  lange  Reihe  von  Eutscbeiilungen  in  einer 
•ise  iuterpretirt,  welche  schliesslich  zu  Grundsätzen  führte, 
■  aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  der  Elizabeth  nicht  zu 
nehmen  sind ,  ja  sich  vielfach  mit  demselben  direkt  in 
lierspruch  befinden  *). 

Das  Gesetz  der  FJizabeth  hatte  seinem  klaren  Wortlaute 
li  alle  Einwohner  nach  ihrer  Steuerfahiglcelt,  und  zwar  so- 
hl von  ihrem  beweglichen  wie  imbeweglichen  Vennogen,  zur 
nerzahlung  heranziehen  wollen.  Die  Gerichte  zeigten  sich 
T  einer  Besteuerung  des  beweglichen  Vennögens  abgeneigt, 
1  sie  dieselbe  mit  Bücksicht  auf  die  Schwierigkeit  der  Er- 
lelung  und  Schätzung  des  bew^lichen  Vennflgens  für  kaum 
vbführbar  hielten.  Faktisch  wurde  daher  die  Foor  Rate  zu  einer 
iHT,  welche  ausschliesslich  vom  Gnindbesitze  erhoben  ward. 

Gerichte  entwickelten  dabei  sehr  eingehende  Grundsätze 
T  den  ilodus,  nach  welchem  die  zu  erhebenden  Summen 
die  einzelnen  Grundstücke  vertheilt  werden  sollten.  Nach 
i^'n  Sätzen  ist  als  Alaassstab  für  die  Besteuerung  anzusehen 
r^nmme.  für  welche  ein  Grundstück  zu  verpachten  ist.  Von 
■er  Summe  soll  jedoch  in  Abzug  gebracht  werden  der  Be- 
:  der  Lasten  und  Steuern ,  welche  nach  gesetzlicher  Bestim- 
Qg  von  den  Pächtei-n  zu  bestreiten  sind. 

Diese  Grundsätze  erhielten  nunmehr  in  dem  Gesetze  vom 
re  1836  die  formelle  Anerkennung.  Freilich  wurden  auch 
r  wiederum  die  Bestimmungen  formell  so  unklar  ausgedrückt, 
>i  zahlreiche  weitere  Kontroversen  entstanden,  welche  von  neuem 
Hner  langen  Reihe  gerichtlicher  Entscheidungen  und  später, 
lahre  1860.  zum  nochmaligen  Einschreiten  der  Gesetzgebung 
-anlassiing  gaben.  Das  Gesetz  von  1836  enthält  ausserdem 
h  eine   fteihe  technischer  Bestimmungen,  in  welcher  Foim 

F.inschätzungslisten  anzufertigen  und  me  dieselben  zu 
'li/iren  seien;  mvde  über  die  Api)eIlation  gegen  die  Ein- 
llzung,  welche  fortab  nicht  nur  an  die  Quartal-Sitzungen, 
liem  auch  an  die  kleinen  Bezirkssitzunpen  (special  sessions) 

Friedensrichter  zulässig  sein  sollte.  Endlich  ward  auch  den 
ir-Law-Commissioners  die  Befupniss  gegeben,  auf  Antrag  des 
ird  of  Gttaräians  eines  Armenverbandes  oder  eines  Kirch- 


'I  Xo  r  .    ^   . 

r  aad  otlier,  and  of  t     ^ 
alrahU  mdericiiod»  in  l}i«  gatd  parigh,  dhcA  competenl  s 

ity,  OK  fAev  »hall  tkint  fit to  be  gathered  out  of  Ihe  fnmt  pari'h, 

•raiHgUl  (ne  ahility  of  Ihe  »nme  p(iri»h. 

*)  LH«   wird   in  einem   Rfporl  on   thc   Znws    rdatina   to   PaTToeliial 
ixmott    (hriiught   ir-.m   the   Lord«    26.   Juli    1850)   ftu»(lrticklich    zuge- 
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Fiiieles  oiiip  neue  Abschiitxuiif.'  des  Gniiideipenthums  durch  be- 
sondfi-f  Heamte  (mtrrtyor-i)  voniehnien  zu  lassen. 

Durch  ein  3  Jahii>  ppster  erlassenes  Gesetz  (2  and  3  Viel, 
c.  84  s  21  wai-d  die  Eraennuiig  von  liesoldeten  Steufreinuehniern 
(Colledors)  behufs  Einziehung  der  Anueusteuer  fQr  zuhlssig  er- 
klilrt.  Ein  weiten*  Gesetz  (7  and  8  Vief.  c.  101  s.  61  und  s.  62) 
liess  auch  die  Eniennuntr  von  besoldeten  Ansisfant-Oversem  zu. 
(leren  Funktionen  aiicli  von  de»  Cofledorg  aiism^bt  werde« 
können.  Die  früher  allniiiditi^e  Stellung  der  Overseem  schmmjjAo 
so  immer  mehr  und  mehr  zusaiiinien.  Ihre  Thätifikeit.  welrii^ 
nach  frtthoreni  Rechte  die  sesainrnte  Aniienvei-waltumr  unrfasst 
hatte,  ward  auf  ein  Minimiuii  einiieschrAnkt. 

Neben  diesen,  die  Aniiensteuer  beti^effencieu  BestininumjzfiJ. 
sind  alsdann  weiter  noch  aus  dieser  Periode  zwei  Gesetze 
aus  denjahren  1842  und  1844  (5  and  li  Vict.  c.  57  unri 
7  and  8  Vict.  c.  101)  hervorzuhel>eu. 

Die  beiden  Gesetze  behandeln  zunächst  eine  Reihe  sitezieller 
Tunkte .  in  denen  sich  eine  E  rg i)  n z u  n  s  des  Armen- 
gesetzps  von  1834  als  nothwendip  erwiesen  hatte,  ahm 
dass  <iabei  iiftend  welche  jninzipiellen  Momente  berührt  werden 
Es  werden  Strafliestiniuniniren  geaca  Anne  wesen  Missva^ 
lijiltens  im  Worl-hotise  fregel>en.  Es  wini  Restattet,  dass  lüf 
(.Tutirdifins  von  den  Armen,  welclie  sie  imr  gelefrentlich  in 
Workliouse  aufnehmen,  als  Entselt  für  die  so  gewahrte  WnhnmK 
und  Nalnimg  die  Leistung  einei-  hestinnnten  Arlieit  verianiini 
und  die  Beti-effenden  zu  diesem  Zwecke  bis  auf  die  Zeit  tm 
4  Stundeil  nach  dem  Frühstücke  an  dem  Tage  nach  der  Auf- 
nahme in  das  Workhouse  festhalten  können,  und  dass  bei  XiAr- 
leistung  der  so  aufgetragenen  Arbeit  eine  ßi'stnifuug  als  wfl> 
lind  fhsorderhj  jurnonn  eintii'teu  solle.  Es  wii-d  feraer  he- 
gtinnnt,  dass  die  Cominissiontrs  die  von  ihnen  priassami 
General  üulis  in  Einzelfitllen  nur  mit  Genehmigung  des  Staits- 
sekretili-s  ab;)udern  dürfen,  dass  die  in  der  oftiziellen  Staate 
dmckeiei  hergesti-llten  VervielfiUtigimgcn  der  Anonlnuiymi  als 
beweiski-iiftige  Ausfertigungen  angesi'hen  werden  sollen,  dass  die 
GtuinUans  sich  iK'i  gerichtlichen  Haudliuigen  durch  ihre  SekrctÄiH 
(clerkx)  oder  durch  andere  Beamte  vertreten  lassen  kfinu«i.  Es 
werden  weiter  die  1^'slinunungen  über  das  Verfahren  gesen  *ii 
^'ater  von  aiissei-ehelichen  Kindeni.  welche  der  Gemeinde  m 
I^st  fallen,  gelindert ;  es  werden  neue  Bestin)mungt>u  id)er  d« 
Abschluss  von  Lehrliiigsverträgen  für  Anuenkiuder  eingeföhrt'). 
Es  wenlen  endlich  eine  fQr  Eigenthümer  und  SteueiTahler  ea- 
heitliche  neue  Skala  des  Stimnu-echts.  sowie  einige  soiustijre  Ver- 
ilndenmgen  bezüglich  des  Veifahivns  bei  der  Wahl  der  Gwr 

')  Dabei   wii^d  der  bisher  nach  dem  Geactze  ^  Fliiabetli  <:.?«"• 
liiasige  '/.naiif   zur  Annalinie  von  Amienkiudprn    iils   Lehrünjje  m^ 
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ms  Regebea.  Alle  diese  Bestimmungen  greifen  nicht  in  die 
iiizipien  des  Amienwesens  ein. 

Anders  vorhat  es  sich  mit  eini<:!eD  andern  Anordnungen, 
■Iche  die  Organisation  der  Armen  Verwaltung 
röhren.  In  der  I*raxis  hatten  sich  häufig  Schwierigkeiten 
et)en,  bei  der  Bildung  von  Armenverhönden  die  beiden  maass- 
ipDden  Ziele  zu  gleicher  Zeit  zu  erreichen:  oärolich  den 
nrk  so  gross  zu  nehmen,  um  einerseits  die  für  eine  rationelle 
oenverwaltung  erforderlichen  Mittel  und  geeigneten  Personen 

schaffen  und  anderseits  die  Mifelichkeit  einer  sorgfältigen 
fiing  aller  örtlichen  und  persönlielien  Verhältnisse  bei  den 

liewilligenden  Unterstützungen  zu  sichern.  Das  Gesetz 
u  1842  liess  deshalb  zunächst  zu,  dass,  falls  ein  Kirchspiel 
ir  als  4  Meilen  von  dem  Orte  der  Zusammenkunft  der  Guar- 
M  entfernt  liege,  ein  besonderes  Districl-Committee  ge- 
i't  würde,  welches  die  Antrilge  von  Personen  aus  solchen  ent- 
t  Sielegenen  Kirchsi)ielen  entgegennehmen,  prüfen,  und  darüber 
li'p  Chtardiana  berichten  sollte.  Das  Gesetz  von  1844  Hess 
er  zu,  dass  ein  Kirchspiel  mit  mehr  als  20000  Einwohnern 

Zwecke  der  Wahl  von  (hiardiatts  in  Uuterbezirke  (aards) 
eilt  werden  könne,  und  gestattete  andei-seits,  dass  sich 
rere  Verbände  (bezw.  Kirchsjiiele  mit  eigener  Amienverwal- 
•)  vereinigten  für  die  Zwecke  der  Errichtung  imd  Verwaltung 

Schulen  für  Aniienkinder  bis  zum  16.  Lebensjahre,  sowie 

Errichtung  und  Verwaltimg  von  Anstalten  zur  Aufnahme 
armen  Personen,  welche  obdachlos  sind  und  blos  zeitweise 
AnnenfQrsorge  zur  Last  fallen.  Für  diese  beiden  Zwecke  — 
trt'ct- School.i  und  District-Asylums  for  Hou' 
■.9s  Poor  —  kann  auch  die  Zentralbehörde  ihrerseits  fortab 
M'TC-  Bezirke  (Distrikte,  Vereinigungen  von  mehreren  Armen- 
ijlnden)  bilden,  in  denen  dann  ein  besonderes  Dtsiricl- Board 
i-sf^tzt  wird. 

Wenn  auch  von  dieser  letzteren  Befugniss  zunächst  wenig 
auch  gemacht  wurde*),  so  ist  sie  doch  für  die  Entwickelung 
'Englischen  Annenwesens  von  grosser  Bedeutimg  gewesen. 


')  Bia  zum  Jalire  1^57,  nlso  in  einem  Zeiträume  von  13  Jahieu. 
1  aar  ti  Annenwhul bezirke  gebildet,  und  zwar  s&oimtlicli  von 
jiTCirUtndeii  im  Umkreise  von  LoDdon.  Die  Zentralbehörde  be- 
nkte  Kieh  bi«r  daraaf,  der  Initiative  der  Lokalbehörden  zu  folgen, 
imm  dabei  nicbt  nur  ßückeicliten  auf  die,  durch  die  Errichtung  be- 
rer  Anataltcu  enlatehende  Rostenzunahmc  in  Betracht  sondern  auch 
rmrt«nd  .  dnss  man  über  die  NUIxIichkeit  von  Anstalten,  in  denen 
irmenkiadcr  In  grosser  Zahl  zuaammeiigi?bracht  werden,  getheilter 
mg  war  (vergl.  Nicholls  a.  a.  O.  Bd,  II  S.  365).  Uebrigens  «erden 
I  den  errichteten  ReiirksEchulen  gelieferten  Resultate  in  den  Jahrea- 
itm  fortdusmd  gelobt.  Die  Errichtung  von  Axytumii  für  nbuxeka 
wtiT  von  vornherein  nur  fGr  London  und  einige  grosse  St&dte  in 
uge  f^faast.  Genaue  Angaben  llbcr  die  Zahl  der  errichteten  Asylums 
nicht  za   ermitteln  gewesen,  doch  war  die  Znhl  keinesfalls  eine  grosBC. 
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Es  tritt  uns  hiev  ziiiii  t-isten  Jlal  der  Gedanke  ent- 
^ejrcn,  lUss  einzelne  Zweifle  des  Armenwesens  von 
(icr  all«<inieinen  AruieuverwaltHng  austteschieden 
und  grösseren  Bezirken  zugewiesen  werden. 

Einer  andern  Bestiniiirnnj.'  des  Gesetzes  von  1&44,  welche 
ebenfalls  iiuf  Herstellung  firösserer  Bezirke  hinausläuft,  ist  hier 
zu  gedenken.  Der  Zenti-nllwliöitle  wird  di«!  Befugnies  gefreben, 
mehrere  Aniienverbäiide  beluife  Ernennung  von  Bechnungs- 
revisoren  zu  einem  District  for  awdit  of  accounis  zu 
vereinigen.  Bisher  hatte  jeder  einzelne  Armenverband  6eiQ<'n 
ngenen  lleclinungsrevisor  bestellt  I>urch  die  neue  Maassreiiel 
gedachte  mau  das  Kechnungswesen,  auf  dessen  Verbe&seniiig  schon 
das  Annengesetz  von  1834  so  grossen  Werth  gelegt  hatte,  in 
seiner  Wirksamkeit  zu  erhöhen,  indem  man  in  dem  Diniriet' 
Auditor  einen  bezahlten ,  speziell  geschulten  Beamten  schuf, 
welcher  seine  ganze  Zeit  der  Beaufeichtigung  des  Rechnnn;;»- 
Wesens  widmete.  Gleichzeitig  mit  der  Einsetzung  der  Disfrirt- 
Auditors  wurden  abilndernde  Bestimmungen  über  das 
Rechnungswesen  getroffen,  das  Verfahren  bezüglich  des  ^wö 
näher  geregelt  und  in  den  Bezirken,  welche  zu  einem  Diffriet- 
Aifdit  gehörten,  jede  konkurrirende  Thfltigkeit  der  Friedens- 
richter bezüglich  des  Rechnungswesens  au^ehoben. 

Was  femer  die  Befugnisse  der  Zentralbehörde 
hinsichtlich  derjenigen  Orte  betrifft,  in  denen  die 
Armenverwaltung  auf  Grund  von  Lokalakfea  ge- 
ftlhrt  wurde,  so  wurden  dieselben  durch  das  Gesetz  von  1194 
erheblich  erweitert.  Bis  dahin  war  es  der  Zentralbehörde 
hei  diesen  Bezirken  nur  gestattet,  mit  Zustimmung  von  einer 
-3  Majorität  der  Stimmberechtigten  Venindeningen,  ins))esoiuiete 
Zusammenlegm^  oder  Abtrennung  von  KiiThspielen,  vorzunehmen. 
Nunmehr  sollte  die  Zentralbehörde  bei  Kirchspielen  mrter  2001)0 
P'inwohneni  au  eine  derartige  Zustimmung  nicht  mehr  gehnndm 
sein.  I»aa  Bestehen  von  Annenverwaltungen  unter  I^kalatten 
und  unter  dem  Gilberfs-Act  wurde  überhaupt  von  der  ZentnJ- 
Iiehöi-de  hei  deren  BeniQhungen,  ein  einheitliches  Aniienwes« 
herzustellen,  als  ein  grosses  Hindemiss  empfunden.  In  den 
.liilireslierichten  kehrt  fortlaufend  der  Wunsch  wieder,  dureh  eil 
Gesetz  die  generelle  Befiipniss  zu  erhalten,  aus  eigener  Malrt- 
vollkoumienheit  auch  in  diesen  Bezirken  eingreifen  und  to 
Amienwesen  nach  den  nllgeuieinen  Prinzipien  organisiroi  ffl 
dürfen.  Allein  der  Wunsch  blieb  in  dieser  AusdehnuDS  tw- 
Ijlufig  noch  unerfllllt.  Die  Verwaltung  in  einer  Reihe  grftwier 
Städte,  filr  welche  vorzugsweise  derartige  Lokalakte  eriaaen 
waren,  liestan<l  mit  ihrer,  von  der  Verwaltung  des  übrigen 
Landes  abweichenden  Organisation  zunächst  noch  vielftdi  iffl- 
lieriihrt  fort. 

Von  liesserem  Erfolge  war  ein  anderer  Vorschlag  der  Zelltn^ 
behörde  begleitet,  den  dieselbe  mit  Bezug  auf  die  AusweiBODf 
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von  Dicht-lieiiuathslierechtitrteii  Aiinoii  maohtc.  Es  ist 
bereits  oben  lien'orfreluihcii  wonleii,  dass  das  Gesetz  von  1834 
der  Aii^ftssung  der  Hoyal  Vommission  I>czit(ilicli  einer  fltr  nolti- 
wenilip  fiehallenen  mnfasseuik-ii  Aemieriinfr  ricr  lAitrit  of  Settk- 
utenl  and  Jtenioval  nii'ht  Folfie  ncpolieii.  souileru  sich  in  dieser 
Kirhtuufr  im  'Wesentlichen  darauf  b>  schrüiikt  hatte,  eiiii;;e  Titel 
zum  Erwerbe  des  licimathsrei-lites  aufznhehen.  All  die  Miss- 
stfinde.  welche  die  Iloiuiathi^ri'sctzjirebunp  in  dem  fnihei-cn 
Amienweson  hon'orfn'rufeu  hatte,  bestanden  somit  auch  nach 
dein  neuen  Anneiigi'setze  ftirt. 

Ja,  rliesc  Missstände  vei-yrösspiten  sich  noch  und  ntiichtea 
sitfli  noch  eniiilindlicher  bemerkbar.  Zunächst  war  der  Knverb 
eines  neuen  lleimathsrechtes  fllr  die  Arbeiter  noch  »lelir  er- 
schwert, iiiichdeui  das  Ciesetz  von  iHSi  den  Idosseii  Aufenthidt 
uoil  den  Mielhsdieust  als  Titel  hierfür  aufRehoI>en  hatte.  Neben 
Geburt  und  Lehrzeit  blich  nur  noch  die  l'achtunt;  eines  Gniud- 
stückes  /um  jährlichen  Zinse  vtm  weuip:stens  l(i  £  als  Titel  übrig, 
und  hierfür  fehlte  es  naturj;eniäss  der  Mehrzahl  der  Arbeiter 
au  Mitteln. 

Her  Aufsplii\Tinp  der  Industrie  vc-rsclilinimerte  die  Sachla^ 
noch  mehr.  Viele  Arlieiter,  weiche  in  den  ländlichen  Kinh- 
spielen  };elH»ren,  und  also  doil  heimatlislierechti^  waren.  zn;j:en 
in  zuteil  Zeiten  in  die  Stjldte.  und.  wenn  sie  nach  lamren  Jahren 
arbeitsnnfiihig  oder  in  Folge  von  Geschriftsstockungen  arlieltslos 
fiewordeu  waren,  wurden  sie  massenhaft  in  ihre  lieiniatli  zurllck- 
geschickt.  Dies  involvirte  elien  so  £,Tosse  llilrte  und  l'nl'illisr- 
keit  fllr  die  Arbeitt^'  si'H>st,  wie  fitr  die  SteuerpHichtipen  an 
dein  Geburtsorte. 

Die  Poor-Law!  Commissiouern  tefiteu  die  durch 
die  HeimathsKesetzfiebuni-'  herbeigeftthrten  Uebel 
in  ihrem  neunten  Jahresberichte  (1843)  ausführlich 
dar  und  schlugen  als  Abhilfe  datre<reii  vor,  die  Ik-fiurniss  zur 
ZurUckseiidung  an  den  Heiiiiatlisort  bei  di-eijähri^'er  ununter- 
brochener industrieller  Thätisrkeit  (ituhmtrial  rmdenee)  an  einem 
ftnderen  Orte  aufzuheben.  Her  damalii;e  Home  Serrefary  Sir 
Jftnies  Graham  legte  Knde  1844  eine  liieniuf  gerichtete 
Bill  vor,  in  welcher  jedoch  als  Minimalzeit  für  ilw  IrrrtHovability 
nicht  drei,  sondern  fünf  Jahn'  imimtriäl  residnue  vorgeschbigea 
«aren.  Iiiese  Bill  wninle  jr'doch  lallen  gelassen,  und  es  ward 
ini  Jahi-e  1845  eine  neue  Bill  von  Sir  liobert  l'eel 
vorgeschlagen,  welche  eine  vollständige  Kodifikation  der 
bestehenden  Gesetze  über  SeiiUuunt  und -Rmm^i«/ enthielt.  IUe 
Ml  wurde  durch  Zusätze  vielfach  geändert ,  und  ehe  sie  alle 
Stadien  der  Gesetzgebung  durchlaufen  hatte,  fiel  ilas  Ministe- 
rinm  Peel. 

Das  nachfolgende  Ministerium  nahm  den  gii'isseren  Theil 
der  Bill  nicht  wieder  auf,  und  nur  die  Itestimmnngeu  über  Irre- 
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movahiUty  erhielten  indem  soRcnamiteii  PeeVs-Act  9  aiid  10 
Yict.  c.6(5  aus  dem  Jahre  1846  Gesetzeskraft 

Nach  diesem  Gesi'tze  soll  fort al>  Niemand  mehr 
aus  eineuiKirchspiele  ausgewiesen  werden  dürfen, 
in  welchem  er  fünf  Jahre  lang  vor  dem  Antrabe  auf 
Ausweisuu};  gewobut  hat,  wobei  jedoch  die  Zeit  nicht 
eii^erecliuet  wird,  iu  weldier  der  BetrelFeude  sich  im  Ge^JiI^!- 
nisse,  im  Irrenliause,  Hospitale  «ler  im  Ivöniglichen  Militär-  oder 
Seedienste  lioftmden  oder  in  weicher  er  eine  öffentliche  Aniien- 
uutersti'itxuui!  eiiipfunseu  hat.  Eine  Wittwe  soll  nicht  iuiieriialb 
12  Monate  uacJi  <leni  Tode  ihres  Mannes  au^ewiesen  wcrd«!. 
und  fi«'iier  Kinder  unter  16  Jahreu  dann  nicht,  weim  ihre 
li^teni.  mit  denen  sie  zusammenwohnen,  jiesetzlich  nicht  aus- 
weisbar  sind.  Personen,  welche  duirh  Krankheit  oder  Uu^'Iücks- 
fall  unterstützuniffibedürftig  werden,  sollen  nur  dann  ausgewiesM 
werden  dnrfeii.  wenn  die  Friedensrichter  in  dem  Ausweisuiiss- 
befehle  als  t!euU<;eud  erwiesen  feststellen,  dass  die  Krankheit 
oder  der  Uu^lücksfall  eine  dauernde  Unfähigkeit  zui'  TtAge 
haben  winl.  Es  wird  in  dem  Gesetze  ausdrücklich  hervor- 
gehoben, dass  durch  die  gewühlte  Ausnahme  vou  der  Aus- 
weisungsbefiigniss  (IrremovahiUty)  die  gesetzlichen  BestimmuDgen 
lietrcfis  des  Erwerbs  eines  Heiniatbsrechtes  uicht  abgeäud«! 
werden  sollen.  Endlich  wird  eine  Strafe  festgesetzt  g^en  jedei 
Arnieid)eamteu,  welcher  durch  Geld,  Versiin>chungeu  oder  Dro- 
hungen eine  l'ei-son  veranlasst,  in  einen  anderen  Bczirii  ra 
gehen,  in  der  Absicht,  hierdurch  eine  Vei-scliiebung  der  Cutcr- 
stutzungs|)tlic]it  herbeizufuhren. ; 

Das  sind  die  Bestimmungen  des  PeeV s-Äct,  durdi 
welchen  den  Arbeitern  wie  den  ländlichen  Bezirken 
eine  grosse  Wohlthat  erwiesen  wuitle.  Freilich  enthieH 
das  Gesetz  andererseits  eine  Unbilligkeit  gegenüber  niaDcbfD 
Kirclisjnelen,  in  denen  sich  dun>h  zufAlüge  Umstände  eine  gnxsf 
Anzahl  Arbeiterwohnungen  l>efaiid :  denn  das  Gesetz  wies  dif 
Unterstützuiiffspfiicht  nicht  demjenigen  C)rle  zu,  in  welchem  dip 
betit'ffende  I'erson  bisher  beschäftigt  war,  sondern  wo  dieselbe 
ihre  Wohnung  hatte.  Dieser  offeui)are  Fehler  des  Gesctzee 
wurde  von  vielen  Fabrikherren  uud  Gn)ssgnindl)esilzem  schiKll 
erkannt  uud  reichlichst  ausgenützt :  die  Fabrikherreii  «■ 
richteten  Arbeiferwoltuunsien  in  Itenachbarten  Kirchspielen;  die 
Gi-ossgrinidbesitzer  suchten  nach  Krilften  die  ErrichliiUÄ  tob 
Arbeiterwohnungen  iu  ihrem  Kirchspiele  zu  verbinden] ,  ja  » 
winl  vielfach  Iwrichtet,  dass  sie  vorhandene  ArbeiternohnunpHi 
abbrechen  Hessen.  Ein  baldiges  erneuertes  Eingreifen 
diT  Gesetzgebung  ward  schon  hierdurch  eine  Notli^en- 
digkeit.  Die  nachfolgende  Gesetzgebung  ging  jedoch  fli« 
eine  blosse  Beseitiffimg  dieses  zunitcltst  empfundenen  Fehleis 
hinaus:  sie  dehnte  den  zuerst  in  dem  PeeTs-Aci  niedcn(elf8l«i 


Grundsatz,   uujibhftni.'if;  von  tiev  lIciiiiiitliÄsiopct/gchiinj.'  die  Be- 
fii^iss  zur  AusweisHUfT  emx.uEi'hraiikrii,  weiter  jiui'. 

S  10. 

Bevor  jedocli  die  s]paten'  (josetzgeliuiifi  in  ilicser  Kichtunir 
zur  Parstelluiip  pehracht  werden  kann,  ist  der  Vcriiitdcruii'j: 
zu  ^('denlieu,  welche  inzwischen  die  Zeutralliehfirdt' 
erfuhr. 

Nach  dem  Gesetze  von  lf*34  wai-en  die  Coinmiasionera 
vom  Parlamente  ausjreschlosson.  Man  halt*'  frfijiliiubt. 
diesellion  durch  Fcruhalten  von  ]i(ditiM-hi'n  P^intlO^sen  in  der  Durch- 
ftlhiiiR};  der  ihnen  übertragnen.  häuti<.'  tiofein^neiffuden  Maass- 
repeln  enerfrischer.  unabhänfdfiPi'  und  wcnifier  iiolifischen  und 
lokalen  Einflüssen  zuf^Un^lirh  zu  machen.  Zu  nleichor  Zeit  ci-schicii 
es  von  Bedeutung;,  dass  diese  Beamten,  welche  ein  einheitliches 
rationelles  Amienwesen  im  Lande  einfllliren  sollten,  ilire  Stel- 
lunp  ohne  Itncksicht  auf  etwaipeu  Wechsel  der  rüileiministerieii 
lieibehielten  und  so  in  die  Lape  gesetzt  wllrdon,  in  einheitlicher 
Weise  die  nothwendipen  Manssrepeln  zur  Ourchflilinm;;  zu 
lirincen.  Mit  der  Zeit  hatten  sich  jedoch  vielfache  Schatten- 
seiten dieser  Einrichtunp  hemusjiestf  11t :  das  enoi-gischc  Ein- 
preifen  der  CommissionfTx  hatte  eine  lebhafte  (tp]iosition  her\'or- 
vorpenifen,  welche  in  Foljre  der  neuen,  vom  Jahre  1837  an  bis 
nun  Jahre  1843  ununtei-bmchen  fortdaueniden  Steipeninjr  der 
Armenlast  erheblich  zunahm.  Vorwürfe  frepf"  die  Thatipkeit 
der  Conitnitmioners  verschafften  sich  im  Parlamente  mehr  und 
mehr  Gehör,  und  es  war  den  .Vncefiritfenon  unnii^lich  freniacht. 
an  Ort  und  Stelle  sogleich  darauf  zu  antworten.  Hie  Verthei- 
difnmg,  welche  durch  den  Home  Srrretnry  erst  nach  Verlauf 
von  mehreren  Tapen,  in  weichen  demselben  die  nöthifien  Infor- 
mationen geliefert  werden  mussten ,  ireschnli  und  geschehen 
konnte,  erwies  sich  als  weniß  wirkunsisvoll.  Im  tTiiterhause 
wurde  der  Zustand  jreradezu  als  verfassungswidriß  be- 
zeicbnet.  diiss.  während  sonst  jedes  Departement  in  leiden 
Hftusem  seinen  Reprüseut^nten  lialie,  welcher  jeden  Augenblick 
zur  Bede  gestellt  werden  könne  und  zu  einer  Antwort  ver- 
]iflichtet  sei,  hier  eine  Behörde  bestehe,  welche,  trotz  fort- 
dauernder Angriffe  in  diT  l'resse  wie  im  Parlamente  bezüglich 
der  von  ihr  angewandten  Rllgenieinen  Gnm<lsiitze  wie  bezüglich 
ihrer  Handlungen  im  einzelnen,  ohne  eigentliche  Verantwort- 
liehkeit  im  Amte  bleibe. 

Die  Einfügung  der  neuen  Behörde  in  den  all- 
gemeinen Organismus  des  englischen  Verwaltungs- 
systeniB  erschien  somit  eine  nicht  mehr  aufschieb- 
hare  Xothwendigkeit.  Sie  erfolgte  im  Jahre  1847 
durch  den  Akt  10  and  11  Vict.  c.  109.  Mit  diesem  Gesetze  beginnt 
eine  neue  Phase  in  der  Geschichte  des  englischen  Annenwesens. 
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Die  Thätiftkcit  dor  Zentralbehörde  hört  auf.   ah  exzeptionelle 
Maassreppi  anjiesi'ho»  zu  worden. 

Xach  (lern- Gesetze  vom  Jahre  1847  hat  die  Könisin 
die  Befiyniiss,  eine  oder  mehrere  I'ersonen  nach  ihn^i  Gutl)e- 
ünden  zu  Comminsiottcrs  for  Ailnn'nintfritif/  Ihe  LaKi 
for  Relief  of  the  Poor  in  Enalnnd  zu  eruenneo.  Zu 
denselben  ti-eteu  als  ex  officto-Öommissinners  hiiua: 
der  Präsident  des  Stnatsi-athes  (President  of  the  Council),  der 
l'rivat-Siejrelhewahver  (Lord  Prinj  Seal),  der  ^linister  des  b- 
neren  (Her  Majesty's  Piiaripal  Secrelary  of  State  for  the  Hook- 
Department)  und  der  Schattltanzler  (ChimcflUor  of  tke  E^ 
tl'equer). 

Der  an  erster  Stelle  eniaimte  Commissionrr,  welcher  den 
Titel  I'rilsident  erhalt,  führt  bei  der  VcrsaninilunR  den  Vorsitz 
und  hat  Iiei  Stimmeitjzlelchlieit  ausschlagyeljeudes  Votum.  Fttr  die 
laufenden  Geschiifte  ist  die  rnterschrift  des  Präsidenten  oder 
von  zwei  Commism'oners.  filr  den  Erlass  von  all^meinen  Ver- 
ordnunpen  (Gifneral  Ruies  or  Orders)  d.  h,  solchen,  welche  für 
mehr  als  einen  Amienverbauil  bindend  sein  sollen,  die  Unter- 
schrift des  Präsideiiten  und  zweier  Commissionerft  erforderMdi 
>ur  der  l*rasident,  ilie  S('kretare  und  Unti'rbeainten  der  B^ 
horde  erhalten  eine  Besoldunp.  Der  President  und  einer 
der  Sekretäre  dürfen  im  Parlnntente  sitzen'). 

Auf  die  neue  Ilehfirde*»  pehen  die  sltninitliohea 
Befuiinisse  der  hisheriKen  Poor  Law  Commimio- 
ners  Hher,  soweit  nicht  in  dem  Gesetze  selbst  eine  Ausiiahine 
davon  festgesetzt  ist.  In  letzterer  Hinsicht  ist  zu  erwalmeii, 
diiss  aufgehoben  wenlen  die  Itisherigen  Befnj^isRe,  nach  denen 
die  Commiasiono's  dem  Mlnistei-  des  Inuen;n  Protokolle  hezll^- 
lioh  der  von  ihnen  jreti-ofienen  Maassreceln,  Bericht*  u.  s.  w.  vor- 
zule«en  hatten,  und  dass  statt  dessen  fortab  ein  jährlicher  Genml- 


')  Das  Gesetz  sagt  (in  s.  9)  blo$:  Tht  officr  o/'  Prrsiilciil  «MI  »4 
hr  deeiiitil  such  nn  of'ficf  m  fhaH  irmltr  the  permm  holdüig  M«*  sfli» 
iiicaiinble  oi'  bring  flecUil  iir  <if  fittiiig  or  nainif  an  a  wcinW  i^  Ik  * 
('•iHimonn  Hauxc  öf  Parliawtul.  or  (M  ihall  avoid'hit  eletiwit  ifrtimii 
or  render  hi'ui  linme  lo  miy  pi'nallit  ftiT  sillinij  or  vatitiq  in  FarÜmiil: 
umJ  iinf  mihi  of  fhr  fallt  unMiiriit  nttall  al  the  Harne  limr  t>e  cajM  nf 
»ittiitfi  ntiiJ  rndug  in  Ihr  Cumiiiun»  Honte  of  ParÜtiment.  Nach  «n  Vf 
liachcn  VcriaMutigFgninilBätKen  bedeutet  dies  jedoch:  der  Praödnii miit 
BJch  einen  Sitz  im  I'arlnineuic  verdcliaffen,  um  seine  !*telle  bebMj*» 
zii  könucn. 

=*)  In  der  Praxis  hat  man  die  neue  Behörde  niemals  mit  dca 
formellen  Titel;  Ci.iiimiseiinifrf  for  Aiimiimtrriaii  the  Laim  (m  Biitf 
Ol'  the  l'oiir  of  Ktnjlnm},  simdcni  mit  dem  kurzen  Ausdrucke  ?a't 
I.iiH'  Jto'irit  bezeichnet.  Diese  Itezeiuhnung,  deren  wir  ans  hierdi» 
falls  bedienen  werden,  ist  durch  12  a.  13  Tiet.  c,  103  a.  21  auch  gM» 
lieb  sanktionirt  worden. 
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«■rieht  der  Köiii^n  eiugereioht  imd  beiden  HÄUseni  des  Parla- 
iienls  vorselej-n  weiden  soll'). 

Die  Königin  im  Rathe ,  d.  h.  mit  Zustimmung  des  Prity- 
'otmcil,  kann  neu  erlassene  allgemeine  Verordnungen  (General 
iulei)  ausser  Kraft  setzen. 

Die  Commissioners  ernennen  nach  freiem  Ermessen  ihre 
ekretäre  sowie  das  gesamnite  Bureau-I'ersoual.  Zu  ihrer  Unter- 
tatzimg  in  der  Ausfuhruujr  der  Annengesetze  dienen  ferner  die 
i'unescliaffeuen  Inspektoren,  welche  \0ü  i\m  Commissioners 
L-QiuiQt  wenlen  und  deren  Gehdt  in  Uebereinstinimung  mit  dem 
'iiuinzmiiiister  festgestellt  wird.  Diese  Inspektoren  haben  die 
jinenhäuser  zu  revidiren  und  ki)nnen  an  den  Sitzungen  der 
ioarcis  of  Gnardians  theilnehmen,  jedoch  ohne  Stimmrecht  da- 
fi  auszuüben.  Dieselben  haben  ferner  im  Auftrage  der  Commis- 
ioners  Spezialunteisncbungen  an  Ort  und  Stelle  vorzimehmen, 
(obei  sie  Zeugen  eidlich  vernehmen  können.  Die  Commimonern 
<?)b6t  sind  zu  deraitigen  Specialuntersuchungen  jederzeit  selbst 
«rechtigt  und  können  für  diesen  Zweck  alle  Personen ,  welche 
ü  der  Verwaltung  des  Arinenwesens  theilnehmen,  vorladen  und 
idiiche  Auskunft  von  ihnen  verlangen.  Die  Commissioners 
TiDnen  diese  Befugniss,  aasser  an  die  Insi)ektoren ,  auch  an 
udere  geeignete  Personen  delegiren. 

Nach  s.  28  soll  das  Gesetz  nur  auf  fünf  Jahre 
iiltigkeit  halien*/ 

Man  sieht  aus  dieser  letzteren  Bestimuiung  auch  hier 
rieder  die  ungemeine  Vorsicht,  mit  welcher  die  englische  Ge- 
rt^'hung  zu  Werke  geht.  Die  neu  arganisiile  Behörde  wird 
unfli'hst  nur  auf  eine  Anzahl  .Tahre  eingesetzt').  In  den  Be- 
i^missen  der  Zentralbehörde  wird  g^en  fiHher  keine  irgendwie 
riieltliche  Aenderung  eingeführt.  Die  neuen  Commissioners  for 
Idmim'stering  ihe  Laws  for  i^e/'f/"  haben,  abgesehen  davon,  dass 


H<  «ttgecp 
(and  vielfai 


*)  Das  Gesetz  behandelt  nebea  den  hervorKehobeneu  oi^nisatoriBchen 
Mimniun^en  in  s,  23  einen  reinen  E^nneipunlit  in  dem  Armenweeen, 
•ckher  mit  den  Oi^nisationsfragen  iu  gar  keiner  Geüehung  steht  Es 
riid  hier  angeordnet,  daes  fortab  Ehepaare,  welche  über  w  Jahre  alt 
■"'',  nicht  gezwungen  werden  BoUen,  getrennt  im  Worliliouxe  zu  leben. 
— • igeaetzte  bisherige  Heliandlung  alter  Elieuaare  war  ein  Gegen- 
her Angriffe  gewesen.  Dasa  die  Neuordnung  dieses  Punktes 
1  dem  <^)rgani8ationsgesetze  erfolgte,  in  welches  sie  logisch  gar  nicht 
liiKuijiHB^t,  ist  bezeichnend  für  die  allgemeine  Technik  der  englischen 
fCMii^ebung,  welche  es  nicht  nur  dem  Ausländer,  sondern  auch  dem 
ngÜK'hen  Jurietcn  so  überaus  schwer  inacbt,  auch  nur  einigermaaasen 
ibtt  dif  m  Gültigkeit  befindliehen  Bestimmungen  orientirt  zu  sein.  Um 
lis  Zaotimmung  dieses  oder  jeues  Parlamentemitgbedee  zu  bekommen, 
>iid  Alles  MSdiche  und  Unm^liche  in  ein  Gesetz  hincingeflicht. 
"  *■"  ■  0.  Bd.n  S.  460  bezeichnet  als  Hauptgrund  1 

nf  keepinq  the  tvbole  i/iientinn  tif  tht  Poor  Lau-  vnder 
und  /m/Hmi  mptTrifioti  of  Parliameiit 


Uies  MSeliche  und  Unmögliche  m  eiu  uesetz  hincingetticht. 

')  Nicholls  n.  a.  0.  Bd.  11  S.  460  bezeichnet  als  Hauptgrund  für  diese 

■'"■■'-■'''  -    ■■  ■■   ■■<         r.    y.    £„„.  „„rfp;. 
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sie  nunmehr  im  Parhuiieute  vertreten  sind,  im  alliicnieiiien  dein 
tlesetzc  iiat'h  dieselben  Rechte  und  dieselbe  Stellim;:,  nie  die 
liisheri^en  Poor  Laie  Commissionrrit.  Die  Funktionen  der  bis- 
hcriiren  AsxLitrmt-Commissioners  sind  auf  die  duix'h  d<is  Gesetz 
neu  ^eschafTenen  Inspeclors  Uhei^eganiien. 

In  der  l*raxis  haben  sich  allerdings  die  \'erhältnisse  etwM 
anders  «i^taltet:  in  Wirklichkeit  wird  der  Präsident 
der  allein  diri^i  ronde  und  verantwortliche  Beamte. 
Die  Mitwirkunj;  der  ex  officio  Commissionerg  se- 
staltct  sich  zu  einer  reinen  Formsache,  und  andere 
Commissiotters  neben  dem  Präsidenten  werdea 
nicht  ernannt.  Weiter  erhiilt  auch  der  I^ilsident  ia  der 
I'raxis  eine  vom  Minister  des  Iiinero  absolut  unabhängige  Stel- 
lung, wenngleich  formell  die  früliere  Bestiniuiung ,  wonach  er 
unter  diesem  Minister  steht,  nicht  aufgehoben  ist.  Auch  die 
xeitliche  Besrhrilnkung  in  der  Einsetzung  der  Be- 
hörde ist  praktisch  von  keiner  Bedeutung  gewesen. 
Das  Gresetz  ist  durch  15  aud  16  Vict.  c.  59  auf  weitere  zwei, 
<lurch  17  and  18  Vict.  c.  41  auf  fünf,  durch  23  and  24  Vid 
c.  101  auf  vier,  durch  26  und  27  Vict.  c.  55  auf  ein  Jihr, 
durch  28  aud  29  Vict.  c.  105  auf  zwei  Jahre  und  durch  29 
and  30  Vict.  e.  102  auf  noch  ein  Jahr  verlängert  wordm, 
bis  dann  schliesslich  in  dem  Jahre  1  867  durch  30  ud 
31  Vict.  c.  106  s.  1  die  Bestiramnng  der  s.  28  des  Gesetzes  tob 
1 847  nnfgehoben  und  damit  die  N  e  u  o  r  g  a  n  i  s  a  t  i  o  D  la 
einer  permanenten  gemacht  worden  ist. 

§  11. 

Die  Thätigkeit  der  neuen  Behörde  wurde  zunächst  vonogfr 
weise  in  derselben  Richtui^i  in  Anspnich  genommen,  weieiff 
das  letzte  Gesetz  aus  der  AmtS]>eriode  der  Poor  Law  Commii- 
sioners  seine  Entstehung  verdankte.  Es  galt,  die  sich  inunfr 
mehr  ftthllmr  machenden  Missstilnde,  welche  die  Iaiws  ofSäBe- 
tacnl  and  Metnoval  für  die  arbeitenden  Klassen  mit  sich  hrsditen, 
zu  beseitigen,  dabei  aber  zugleich  zu  vermeiden,  dass  nicht  ans 
unbillige  Ueberbürdung  einzelner  Gemeinden  mit  Annenlutea 
hervoi^erufen  würde. 

Her  Pi'pJ's-Act  hatte,  wie  schon  hervorgehoben  wonfc« 
ist,  diesem  letzteren  Ziele  durchaus  keine  genügende  RechniiiC 
getriigeu.  Er  hatte  ausserdem  noch  den  Mai^iel.  dasü  seint 
Bestimmui^en  eine  Unzahl  von  Recbtsstreitigkeitei 
herbeiführten.  Insbesondere  gab  der  Umstand,  dass  in  dem  Gweüe 
keine  Bestinmmnp  über  die  rückwirkende  Kraft  desselben  «sär 
halten  war,  zu  erheblichen  Meinungsverschiedenheiten  Anlia: 
es  wani  fraglich,  ol)  die  von  dem  Gesetze  eingefllhrte  Befrrioif 
von  einer  Ausweisung  auch  Gültigkeit  haben  sollte  fUr  »okt» 
Petsoneu,  welche  sich  vor  dem  Inkiafttreten  des  Gesetiw  Ä 
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festt!«*tüt*  Zeit  1iin<lm'ch  und  in  der  tcsttresotzteii  Art  und 
Weise  aii  Huem  Orte  auffrehidtcn  hilttcn.  Hie  Kroiijnristcu 
ent^rhjpdi'n ,  dass  dem  (iesetze  in  seinen  idlfieniciucH  Bcstini- 
inui^en  rtlekirirkendc  Kraft  lieizule^'eii  sei,  nii'lit  alter  bezfi^- 
lirh  derjenijien  IHinkte,  welche  sieh  nur  als  Ansnalniien  dieser 
Rl];:eineiuen  Kestininiui^'eii  charaktei-isiren  Hessen :  Iliei-nacli 
wird  die  BefreiunR  von  der  Ausweisung  (Irremotability)  er- 
worben durch  einen  fllnQiihriireu  Aufenthalt  an  r-inein  Orte, 
anrh  wenn  diese  Zeit  vor  dem  hikrafttreten  des  (lesetzes  vol- 
lendet ist:  die  in  dem  (!esetze  Lretnill'ene  Ansnalmishestimnmug 
aber,  wonach  diejenitie  Zeit  nicht  ein/iirechueii  ist.  in  welc'ier 
lue  betreflende  l'erson  sich  in  einer  Anstalt  u,  s,  w.  befunden  oder 
in  sonstiger  Weise  Uuterstlltzuiit:  enijifangeu  hat.  bleibt  für 
diese  Falle  ausser  Betracht. 

Dii^se  Entscheidung;  ciTejrte  nicht  nur  jmistische  Hedeuken, 
sondern  erhöhte  aiu-h  noch  die  Hiirten  des  I'fffs-Act.  Es  war 
Dlnilirh  vielfach  Üblich,  das8  sich  Tersoueu,  welcite  von  ihrem 
Heimathsorte  l'ntenntutzimi^  emiifingen,  an  einem  anden'n  Ort» 
anfhielten.  l>ieser  andere  Ort  hatte  bislier  keine  VeranlassuiiK 
(■ehabt.  solche  Personen  auszuweisen,  da  dieselben  ein  neues 
Heimathsrecht  nicht  erw<>rben  und  also  der  Uutei-stHtziing  an 
^em  Aiifenthaltstnte  nicht  zur  Last  fallen  konnten.  Die  Unf<>r- 
EtQtznuir  all  dieser  rersouen  nun  jdötzlidi  dem  Aufenthaltsorte 
■nfnilfvc»'  niwiste  in  der  That  als  eine  grosse  Unbilli^k(^it  er- 
sdieinen. 

Man  erlaubte,  die  Entscheidunp  des  höch^ton  (iericlitshofea 
nicht  abwarten  zu  dürfen ' ),  sondern  durch  einen  Akt  iler  Cesetz- 
fSebiuiff  dem  Uebelstande  cinigemiaasseu  abhelfen  zu  inltssen. 
2u  diesem  Zwecke  erginp  der  sogenannte  BotJkin's-Act  10 
and  II  Vict.  c.  llt).  Dersellie  ordnet  an,  diuss  die  Uuter- 
sUHzuD^kosten  fllr  diejenigen  Personen,  welche  nach  dem  PeeCa- 
.Mt  nicht  auBweisbar  sind*),  welche  al)er  in  dem  titzten  Jahre 
"XoT  dem  Inkrafttreten  des  PreVs-Act  rntei-stUtÄUUf;  von  ihrer 
UeimathRenieinde  wAhrend  ihi'es  Aufenthalts  an  einem  anderen 
Orte  erhalten  liaben  (sopeiiauntes  Nonrrsidmi-tleliefi,  nunmehr 
■OS  dem  ^meinsamen  Fonds  des  Armenverbandes,  in  welchem 
«las  Kirclispjel  des  Aufenthaltes  fielcfrcn  ist,  fretrafren  werden 
sdltm.  Da  zu  dem  gemein»)  iiieu  Fonds  des  Annenverbandes 
<tie  Kirchspiele  nach  dem  ^'erlialtnisse  ihrer  hisheritien  Annen- 
migaben  beizutragen  hatten,  frinc  das  praktische  Ziel  des  Ge- 
aetzes  nur  dahin,  zu  verliindeni.  dass  nicht  innerhalb  der  Union 
^  einzelnen  Kirchspiele  durch  die  neuen  Itestiimnungen  über 

<)  Eine  Entscheidung  lior  Oiireu^H  Ikm-k  erful^tt'  erst  im  Jnhre  IH48. 
iS»  vrawarf  die  Ansicht  dur  Kroiijurieten  als  unrichti;;  und  naiini  rück- 
wiifcaide  Kraft  für  die  (ieaninmtheit  dpT  Ri;Htinimani;on  des  Petr^-Act  an. 

*)  Das  Gesetz   selbst   drückt  sich    sehr   voruchtig  aus  und  läest  die 
Kagt,   ob   die  PeiBanen   wirkÜL'h   iiiL'ht   uuswelnbar  sind,  dahingestellt: 
rtArniM  Kho  ore  <ir  miitj  fcc  txcniptnl  frmii  llif  linhilili/  to  If  rcmorfrf,'" 
IE  («)  V.  ^  -  AKhiott.  t> 
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ilii>  Nii-litiuiswcisliavkoit  in  vei-schiedeiier  Weise  KCtroffien  w-firden: 
t>iii  GeRii'litspuHkt.  welolier  bei  der  Kleinheit  vieler  Iürrhs(iiHe 
villi  Bedoutiuip:  war. 

Djis  (lesetz  war  ansserdeiu  nur  auf  ein  Jahr  jiegelieii. 
Es  isl  ,j(Hi(icli  im  folfieurteii  Jahre  auf  Antrag  des  lYj>i- 
lienten  lies  Poor  Imk  Boaril,  Mr.  Charles  Buller.  dutvh  11  a. 
12  Vii't.  i*.  110  verlilugert  worden.  Zu  pleirher  Zeit  wnni 
die  H  e s t i  ui  111  u  u )• .  d  a ss  ein  T h e i  1  der  A  r ni  e n a h$ - 
;ialien  nicht  von  dem  einzelnen  Kirchspiele,  sua- 
dern  von  dem  (lenieiiisamen  Fonds  des  Arnieuvei- 
b  an  des  j^etrafien  werden  sollte,  ausgedehnt  auf 
alle  Klassen  von  Armen,  welche  nach  dem  PeeVi- 
Art  nii'ht  ausfiewiesen  werden  kunncn.  und  feniemuf 
die  Kosten  fllr  Fiudlinfie  und  anne  Personen ,  welche  auf  der 
Waiuiersi'haft  hilfebedürftig  werden"). 

Es  ist  dabei  nochmals  her^■or7uheben ,  dass  durch  diese 
nunmehr    erweiterte    ITebertraKuujr    vou    Armeii- 
k Osten    von    dem    einzelneu   Kirchspiele   auf   den 
Ann  env  erb  and  nach  dem  gesetzlichen  Vertheiluass- 
modus  fllr  die  gemeinsamen  Lasten  des  Verbandes 
eine  Ausgleichung   der  bestehenden  Ungleichhflt 
in  der  Armenbelastung  weder  erzielt  noch  erstreht 
worden  ist:  Die  gemeinsamen  Ausgalxni  des  Verbandes  wurdra. 
gemäss   den  Bestimuuiu^u   des  (Gesetzes    von    1S34.  auf  die 
einzelnen   Kirehspicle    nach    dem    Verhititnisse    dei-   AusshIkii 
vcrtheilt,    die  jedes  (iei-seliien  für  seine  Anuenverwaltnn!.'  im 
Iturclischnitte    der   letzten  drei  Jalire  geluiht  Latte,  so  iiifs 
also  der  giössei-e  Tlieil  der  gemeinsamen  Lasten  gerade  dm- 
jenigen  Kirchspielen  auferlegt  wiinie,  welche  Iiereits  die  h(Vh.<t- 
liesteuerten  wai-eu.    Mau  kann  hieniach  mit  Heclit  sageu,  d»« 
<lio  genitnnsame  Last  nicht  nach  der  Wohlhabenheit,  sondeni 
nach    der  Anunth    der   einzelnen  Kirchsiriele    vertheilt  würfe 
(Ivries).    Her  Oesichtspunkt.  welchen  man  bei  der  ÜehertnwniK 
Von  neuen  Ausgaben  auf  den  gemeinsamen  Fonds  vor  .Kam 
hatte,  war  dei-selbe,  welcher  schon  der  Bestinnuunp  des  Geseto* 
von  18:^4  zu  tinuuli'  gelegen  hatte,  nach  welcher  die  Kosteo  flr 
den  Bau  und  die  Unterhaltung  der  Arbeitshäuser,  sowie  für  die 
Besoldung  der   Anitenl)eamte»    von    dem   gemeinsamen  Foidi 
jretrngen  werden  sollten.    Es  war  der.  dass  man  hei  den  f&r 
ii'itbi!,'  gelmlteuen  Npueniugen  veniieiden  müsse,  nenc  UiisHA- 
heiteii  in  den  Ariiienl>elastungen  der  einzelnen  Kirchsjaele  he^ 
voi7iinifeu.   und  weiter  auch,  dass  die  geeigneten  Oigane  lud 
dii"  erforderlichen  Mittel  flu-  die  Einfühnuig  und  PurchfÜIiniiie 


')  .\udi  c)ie  (.Jitltiskoit  des  GcBctze»  11  a.  12  VicL  c.  110  «ir» 
iiRtlist  auf  ein  JaIif  besdiräukt.  Das  Ocsetz  wurde  jedoch  roaJiba 
Juhr  verliingort.  bU  die  Bestimmimg  im  Jahre  IWl  durch  24  «.  2S  Vn 
c.  3-'i  H.  s  zu  einer  iienniinentcn  gemacht  norde. 
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>r  neuen  Maassreftelii  in  grössereo  Bezirken  leichter  herbeizu- 
liaffen  sein  wurden.  Dieser  Gedanke  war  1834  inaassgebend 
r  die  üebeilraguiig  der  Kosten  der  Errichtung  und  Erhaltung 
■r  Arlteitshäuser  einschliesslich  der  erforderlichen  Beamten  auf 
■n  Armen  verband.  Er  kam  1844  bei  der  Bildung  von  Armen- 
huldistrikteu  und  bei  der  Vereinigung  von  Annenverbänden 

Ilechaungs-Revisionsdistrikten  zum  Ausdrucke,  und  er  führte 
zt  zur  Uebertragung  der  Kosten  fur  die  nichtausweisbareu, 
«'»Iil  nicht  helniathsberechtigten  Aruien,  sowie  für  die  Find- 
ige und  armen  Reisenden  auf  den  Annenverband. 

Eine  Tendenz,  eine  Ausgleichung  der  bestehenden  Ungleich- 
itcn  in  der  Armeubelastuug  herbeizuführen,  war  in  der  bis- 
rigen  GesetzgebunR  noch  nicht  zum  Ausdruck  gekoumien'), 
<bl  aber  gelangte  sie  bei  der  Diskussion  des  Gesetzes  11  a. 

Vict.  c.  110  zur  Sprache  Der  Einbringung  dieses  Gesetzes 
reo  eingehende  Voruutereuchungen  vorauf^egangen.  Untei- 
DJ  Vorsitze  des  Präsidenten  des  Poor  Law  Board, 
:  Charles  Buller,  hatte  1847  ein  Komitee  Über  die  prak- 
L'hpn  Resultate  des  PeeTs-Ad  berathen  und  Bericht  erstattet. 

Jahre  1848  beauftragte  Buller  sodann  fünf  angesehene  Fer- 
ien, in  den  einzelnen  Theilen  des  Landes  Nachforschungen 

halten,  welcher  Ansicht  man  betreffs  der  Laws  ofSettlement 
i  Removal  sei.  Als  Resultat  ergab  sich,  dass  man  sich 
istentheils  fllr  eine  Beseitigung  dieser  Gesetze  aussprach,  und 
rlcirh  daiür,  dass  fortab  die  gesamniten  Kosten  des  Armen- 
ttens  von  den  AmienverbüDden  durch  eine  gleichmilssige  Be- 
Dcrong  innerhalb  des  Verbandes  aufgebracht  werden  sollten, 
f  diese  letztt^re  weitgehende  Maassregel  war  die  Zentifd- 
inrde  jedoch  zunächst  noch  nicht  vorbereitet,  und  Buller  selbst 
Jürte  in  der  Rede,  mit  welcher  er  das  Gesetz  von  1848  im 
dtuoente  einführte,  er  sei  zwar  prinzipiell  fUr  eine  gleich- 
%ige  Tragung  aller  Armeulasten  durch  den  Armenverband, 
ün  er  fürchte,  dass  die  dadurch  hen-orgerufene  Verändennig 
e  zu  grosse  und  zu  plötzliche  sein  würde  *).  Das  Gesetz  von 
18  wurde  hiernach  aufgenommen,  ohne  dass  darin  eine  Neu- 
fivofc  des  Vertheiluugsmodus  der  gemeinsamen  Lasten  des 
rbaodes  enthalten  war. 

Der  lYä-sident  Buller  starb  nach  nur  elfmonatlicher  Tbiitig- 
t  im  November  1848.  Auf  ihn  folgte  The  Eighl  Hm. 
itthew  Talbot  Baines,  welcher  —  mit  einer  kürzeren 
tertrechung  im  Jahre  1852,  wo  unter  Lord  Derbv's  Minis- 

t]  Daeegen  ist  theilweiee  aaf  dieaeo  Gedanken  zurückEufübren  die 
dl«  erfolg  Ucbernahme  eines  Thoils  der  AmieiiaaBgabeD 
f  die  Staatskasse,  nämlich  eines  Tbcils  der  Besoldungen  der 
nUdner  in  den  Worläiousei,  dei  Distrikt-RechnungSTevisoren  und  der 
wBtnt«.  Die  so  bewilligte  Summe  betrug  nach  dem  Jahreeberichte 
:  ISW  £  61 ,500. 

*)  Teigl.  Nicholls  «.  a.  0.  Bd.  il  S.  424  ff. 
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terium  The  Sight  Hm.  Sir  John  TroUope  Präsident  des  Poor 
Law  Board  war  —  sein  Amt  bis  zum  Aufiust  1855  inne  hatte. 
vVuch  Baines  war  der  Ansicht,  dass  das  Annenwesen  einer  Ver- 
bessenmg  vor  allein  iiar h  der  Itichtung  hin  bedürfe ,  dass  ein- 
mal die  Aiisweisungsbefugniss  auf  Grund  der  Heimaths-Gewtz- 
ticbimsi  überbauiit  aufgehoben,  und  dass  andenwit«  eine  ge- 
rechtere Vertheiliing  der  Anuenlaaten  herbeipeffiliit  wörde,  Baim« 
fordei-te  im  Jahre  1850  von  silinnitlichen  Inspektoren  ihre  dies- 
bezll^lichen  Ansichten  td>er  diese  I*uukte  ein.  Auch  hier  sprach 
sich  die  überwiegende  Mehrzahl  fiir  die  Aiulnderuag  ans. 

Im  Februar  1  8r>0  beantrapte  Uisraeli,  dassdie- 
jenitren  Kosten  des  Armen wesens,  welche  bisher 
von  den  Armen  verbänden  getragen  wurden,  aaf 
die  Staatskasse  Ubernommcu  werden  sollten').  Der 
Voi'srhiitg  fand  keinen  grossen  Beifall  und  musste  ^len  ge- 
lassen werden.  Man  sah  vielfach  in  demselben  nur  den  erstes 
Schritt  zn  einer  Ueliemahnie  der  gesnmmten  Amieulasten  auf 
den  Staat,  einer  Idee,  welcher  man  von  vorneherein  ent^egen- 
tn'ten  zu  müssen  plauhte. 

Baines  selbst  brachte  im  Jahre  1854  eine  sekr 
ausführliche  Bill  ein,  nach  welcher  eine  Aus- 
weisung Ünterstützun{r8l)edürftijter  anf  Grund  der 
Ileiniatiisgesetze  fortab  nicht  mehr  zulässig  sein 
sollte.  Es  ward  darin  ferner  vorgeschlagen,  dass 
fortjib  die  ßesammte»  Armenlasten  von  den  Armen- 
verhänden  getrapen  würden,  welche  die  erforderlichn 
Summen  —  nach  einigen  Uebergangsbestimmungen  — durch  eise 
gleichmüKsige  Steuer  innerhalb  des  Verbandes  (Union  Raü»^ 
aufbringen  sollten,  Baines  schilderte  in  der  Rede,  mit  welchä 
er  seinen  (lesi'tüentwurf  am  10.  Febniar  1854  einbrachte,  is 
lebhitfter  Weise  die  grossen  Nachtheile  der  Latra  of  SetÜtmed 
anil  liemoval.  für  deren  Beseitigung  sich  alle  Autoritäten  am- 
gesprochen  hätten,  und  die  Ungerechtigkeit,  welche  mit  der 
ungleii-hmässigen  \'ertheilung  der  Annenlasten  unter  den  einzelneo 
KiiTlispielen  verbunden  sei  *).  I>er  (iesetzentwurf  hatte  iBe 
Anssicht,  angenon)nieii  zu  werden,  als  sich  im  Verlaufe  der 
Debatte  über  einen,  das  eigentliche  I'rinzip  des  Gesetzes  nidt 
betieftVnden  l'unkt  Meinungsverschiedenheiten  heransstdhei, 
welche  das  Zurückziehen  der  Bill  veranlassten. 

In  <lem  Gesetze  war  nämlich  liloss  die  Kede  von  AufhrliuB; 
der  Answeisungsbefngniss  für  Kngland  und  Wales,  welclie  foiti* 
als  ein  einziger  Heimathsbezirk  im  Sinne  der  AnnengesetM  »o- 
gesehen  werden  sollten.  Einige  irländische  Mitglieder  des  Untf^ 
hauses  st^-llten  nun  die  Frage,  ob  nach  dem  Erlasse  des  G^ 
setze»  die  Befupniss,  arme  Irländer  ausEugland  ans- 
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eiseu  zu  dllrfeii,  fortdauern  würde.  Lord  Pahner- 
toB  erklärte  sich  einverstanden,  die  Wohlthat  des  Gesetzes 
if  die  Irläoder  ausziidehnen ,  iiideni  er  anerkannte,  dass  es 
iHlliK  und  luikonsequeiit  sein  würde,  arme  Irländer  aus  Eitg- 
fj(i  Ausweisen  zu  dürfen,  während  für  Irland  keine  ßefugniss 
'.•:tehe,  Kuglünder,  welche  in  Irland  der  Annenlast  anheim- 
llen.  zurückzusendeu').  Diese  Ansicht  stiess  jedoch  selbst  bei 
■II  AnhSn^em  von  Lord  Palmerston  auf  Widerspruch.  Auch 
lioes  erklärte  sich  sroRen  dieselbe:  Wenn  man  die  Befuffniss. 
int-  Irländer  aus  Eutriand  zurückzuschicken,  aufhelle,  so  würde 
(^  eine  uuhilliKe  Belastung  von  Hafenstädten,  wie  Liverpool. 
isto\  etc.,  hervorrufen,  wo  —  insbesondere  in  Zeiten  von  Noth- 
iorten.  welche  in  Irland  ja  nicht  selten  vorkoniinen  —  grosse 
haaren  anner  IrlÄnder  auseeschifft.  würden.  Lord  Palniei-stou 
tutragte  die  Kinsetzunä;  eines  neuen  Komitees,  um  siieziell 
er  die  Ausweisun|rshefuF£nisse  gegenüber  Irländem  und  Schotten 

berichten. 

Das  hierauf  ciupeset/tr  Komitee,  in  welchem  Baines  den 
lyitz  führte,  beschränkte  sich  darauf,  zu  beantrapen,  dass  die 
sweisunßsbefugniss  nicht  gänzlich  aufgehobeu ,  sondern  nur 
1,'eschrfinkt  werden  sollte,  und  zwar  dadurch,  dass  fortab  die 
tr^iune  von  der  Ausweisung  schon  durch  dreijährigen  Aufeut- 
t  erworben  werde.  Es  sollte  hierbei  femer  der  Aufenthalt 
dem  Annenverbaiide,  und  nicht  wie  bisher  in  dem  einzelnen 
i-hspiele,  in  Betracht  gezogen  werden*). 

Baines  selbst  sclüed  jedoch  im  August  1855  aus  dem  Amte 
I  konnte  so  die  Sache  nicht  mehr  weiter  verfolgen.  Auch 
I  .Nachfolger,  The  Bighl  Hon.  Edward  Pleydell  Bouverie, 
ni  dieselbe  nicht  wieder  auf. 

Erst  der  auf  den  letzteren  folgende  Präsident  des  Poor 
c  Board,  The  Right  Hon.  Thomas  Southern  Esteourt, 
trhte  im  Jahre  1858  einen  auf  den  Empfehlungen  des 
uitees  beruheuden  Gesetzesentwurf  ein.  Der  Entwurf 
■tfe  jedoch  als  eine  halbe  Maassregel  angesehen  und  fand 
len  Beifall.  Estcourt  )>eantragte  die  Einsetzung  eines 
leu  Komitees  zu  nochmaliger  Berathuug  der  Laws  of 
ItrmetU  and  Rtmoval.  Ein  solches  Komitee  wurde  1858  er- 
ut  und  1859  und  1860  erneuert.  Der  Vorsitz  in  demselben 
hselte  wiederiiolt.  Zunächst  führte  ihn  Estcourt,  nach  dessen 
reten  von  dem  Amte  eines  I*ritsideiiten  des  Poor  Law  Board 
Maiz   1859  sein  Nachfolger  der  Earl  of  March  (nach- 

')  [n  Irland  bestehen  keioe  UtimfttbgeBetze.  Die  Unterstützung 
irt  «n   dem  Anfeathallsorle.    Venl.  über  du  ÄnneuweaeD  in  Irland 

auaführlich  Kriee  a.  a.  0-  S.  210-316. 

')  HiorfUt  glaubte  man  auch  die  Stimmen  der  Irländer,  welche  von 
■  derartigen  Abündenuig  des  bf^tehenden  Bechts  ihrerseits  Vortheile 
:d   wurden,  gewinnen   zu  können.    Der  Report  befindet  sich  Pari. 

löM/55  Vol.  Xül. 


DcillizedDy  Google 


86  V.  4. 

)iiali<.'oi'  Herzog  von  Richuiuud)  und  sodann  der  im  Juli  1859 
zum  Piiisidenteii  ernannte  Right  Hon.  Charles  Pelham 
Villiers'). 

Die  Vorsi'ldiige  des  Komitees,  welches  im  Jahre  1860  seJDpn 
liericlit  erstattete*),  führten  unter  Annahme  der  Hauptpunkte  zu 
dem  (jesetze  24  a.  25  Viet  e.  55  aus  dein  Jahre  ISül. 
ilieses  Gesetz  enthält  wesentliche  Neuerunpen  getrenaber 
den  bisherigen  Bestiniinun^ien ,  und  ist  von  grosser  Bedeutung 
in  der  Entwickelung  der  englischen  Armengesetzjjeliung. 

Ek  ist  das  erste  Gesetz,  welches  einen  Theil 
der  Arnienlast  wirklich  von  dem  Kirchspiele  auf 
ilen  Ariiieuverband  Ubertrilgt,  indem  es  nändii-h  die 
für  geiiieinäau>e  Lasten  des  Amienverbandes  erklärten  Aus- 
gaben in  einheitlii'her,  gleicher  Weise  von  dem  panzeu  Verbände 
aufimniren  liisst.  Nach  dem  bisherigen  Vertheilungsmodus  trafen, 
wie  schon  erwähnt  wurde,  diese  gemeiofuiiiien  Lasten  die  ein- 
zelnen Kirchspiele  des  Verliandes  in  sehr  uugleicbuiässiper 
Weise  und  fühlten  eine  wirklicli  gemeinsame  Last  nicht  herbei 
Nach  dem  neuen  Gesetze  aber  sollen  min  die  einzelnen  Kinb- 
spiele  zu  dein  genieiosumen  Fonds  im  Verhältnisse  zu  dem 
steuerbaren  Werthe  ilires  Grundbesitzes  beitracon,  wie  dereelte 
in  dem  Kirchspiele  zur  Annensteuer  veranlagt  ist').  Die  Fn«e, 
oh  bei  der  Vertheiluug  auf  die  Kirchspiele  nicht  nnch  Rfti- 
sicht  auf  die  Pevfllkeruugszahl  zu  nehmen  sei ,  war  von  dm 
Komitee  in  Iterathum:  gezogen,  aber  verneint  worden,  hn 
l'ailamoute  stellte  der  fi-ilhere  IVilsident  des  Poor  Lmc  Board. 
Estrouri.  nochmals  den  Antrag,  die  Bevülkninmszahl  mit  za 
I>emckRi(':htigeu ;  der  Auti-ag  wanl  jedoch  altgclehnt. 

Das  Gesetz  von  18G1  traf  sodann  eine  Reihe  weiterer  Be- 
stimmimgen  betrefls  der  gemeinsamen  Lasten  des  Armenver- 
bandes.  Zunitchst  ward  der  Zeitraum,  in  weleheui  die 
Hefreiimg  von  der  Ausweisung  (Irrem ovah iliiy)  dnrcfc 
Aufenthalt  erworben  wii-d,  von  fünf  auf  drei  Jahre 
herabgesetzt.  Es  ward  dabei  zugleich  bestiumit ,  das 
.Vufonthalt  in  irgend  einem  Theile  des  Armenverbandee  (Btti- 
dencc  in  any  pari  of  a  Union)  dieselbe  Wirkung  laben 
sollte,  wie  Aufenthalt  in  dem  einzelnen  Kii-chspiele.  Sodan 
wurden  alle ,  bisher  nur  auf  eine  l>estimmte  Zeit  Ketroffinm 
gesetzlichen  Bestimmungen ,  nach  welchen  gewisse  Lasten  ftr 


')  Ale  Präsident  des  Finir  Jauv  Board  fungirle  zwischen  doi  ürf 
''  Miirdi  und  Villiirs  flir  die  kuree  Zeit  von  sechzebo  Tscen  Tht  JttjK 
roii.  Tlmman  Mih,er  Gihsoii. 


1  piitpaiHoH  lo  tht  antntal  rateahle  r<üue  of  tht  iatidi 
llaments  iu  such  pariKhei  "    '  . .    .     .. 

/i/rce  l'oT  ihe  Urne  bting  to  the  relief 


F(Mf  hrrtililameiita   iu   mich  pariKhes  regpecticeJy  a!>ses*iÄte  ty  A(  i" 
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gouipinsanio  des  \'eiimn(lps  cililiU-t  wim'ii.  zu  (liiiicnidi'ugeiiiaolit. 
Eflillirli  WTinle  als  einp  neue  fi'-'i'K'iiiSiiiiu'  Last  die  FHisorfrc  fiir 
aniie  Oeisteskrauke  imil  die  damit  /ii^aiiinicuhangenitfu  Kosten 

Das  (Josetz  ontliiilt  somit  nicht  mir  eine  vrliebliclie  Aus- 
gU'it'bun^;  iu  der  Anucnlast  iWv  einzoincii  Kin'lispiele ,  sondoru 
es  ist  aiu'h  ein  weiterer  Scliritt  auf  dein  zuerst  duiTh  den  FerPs- 
Aet  Itetreteneii  Wp<:,  die  diircli  diu  liisherifieu  Ltiun  of  Setlhmmt 
and  Stmoriil  herbeifrefidirten  liierten  in  der  Auswcisunp  von 
Anueu  zu  vermindern.  Ks  verktlrzt  die  filnfjUliriyc  F'iist  auf 
drei  Jahi-e  und  lej.'t  dem  Aufentlialte  im  Arnifuverl>aiide  die 
Wirkung  In'i ,  welche  bisher  nur  an  den  Aufenthalt  im  Kirch- 
spiele gekiilliift  war,  [)er  Anueuverbaud  tritt  seuiit  nai-li  eiucr 
neut'u  Riclituufi  hin  an  die  Stelle  des  Kirchs))ipls. 

Ehe  wir  diese  Eiitwicklunf:  weiter  verfolfien.  wolleu  wir 
merst  einen  Itlick  auf  die  sonstige  Thilti^-keit  der  Zenti-al- 
hehönic  und  der  Hesetzpebnng  bis  zum  Re^nnue  der  sechziger 
Jahre  weifen.  Nach  lieiden  Kichtuii|reu  ist  nur  wenijres  lienor- 
zubelH-u. 

Kie  Berichte  der  Zeutralbeliflrde  filr  diese  Zeit  -stehen  eut- 
Bchieden  nicht  auf  der  Höhe,  auf  weh'her  sie  sich  während  der 
Thfttif^keit  der  Poor  Iaik  Vommimtiontrs  befunden  hatte».  Es 
ist  das  jedenfalls  zum  Kmsseu  Theile  in  der  Natur  der  Ver- 
hältnisse bekundet.  Die  Poor  Iaiv  Commisxioners  hatten  ein 
vollkoninien  in  Verfall  ^Tratheues  Arnieuwesen  neu  zu  or,ianisii-en. 
Bei  dieser  Itefoniitliüti^keit  war  eine  ausfttlirliche  Veriiffent- 
licbuDf:  all  der  (iesichtspunkte,  von  denen  die  Connuissionirs 
t<ei  den  anpeonUieten  neuen  Maasfirefrein  ausfjeheu  zu  müssen 
plaubteo.  fiebuteu,  um  {refien  die  vielen,  den  Neueninceu  ent- 
)!epeusteheH4leu  Interes.ien  in  wirksamer  Weise  anzukiimiifen. 
Zu  gleicher  Zeit  suchten  die  Coniniinxioncrn,  dun-h  die  llericht«! 
die  Amienverwaltuutr  seihst  uiit  neuen  Ideen  zu  befnichten. 
Mit  der  Einsetzunji  des  Poor  Tmii-  Bnurd  im  Jahre  1S47  komite 
diese  Ilefonn  einifienuaassen  als  zimiAhschluss  frehracht  anpeselien 
Tenien.  Ilie  neue  Ministerialbehiirde  konnte  sich  um  so  mehr 
auf  eine  kurze  DjirleKunj:  ihrer  Thjltit:keit  ivillirend  der  lauf<'nilen 
Jahre  besehi^anken ,  als  dmch  ihre  Vi-nretuujr  im  rarlanientc 
frenUßende  Gelepenheit  {rehoten  war,  liii-r  etwaige  Xleinuuj«'- 
verschiedenheiten  und  Unzufriedenheiten  zur  Sprache  zu  briupen 
nnd  eine  niflndliohe  Rechtfeilit-'mi^;  an  Ort  und  Stelle  herbei- 
zufllhren.  Es  war  die  allfremeine  Aulfassmif;').  dass  die  cnßlisclie 
Anneogesetzfiebun;;  nur  noch  nach  den  lieiden .  schtm  lier\or- 


<)  Ver^I.  Nicholls  Bd.  [I  S.  4<i3  wcirher,  \>e\  iMvamVAX  der  tuii 
Mr.  Bainea  im  Jahre  lNi4  dngebmchtcn  Bill,  seine  ITi-IwrzcuguiiK  diihin 
aiutpricht,  da»  wenn  diese  Bill  aii^eiionitnci)  mi,  Ihrrr  irill  !»■  Utile 
••rofiirti  l'oT  l'urthfr  rhmiiic  in  "ur  I-Jiiilinh  Piuir  Latr»  irhidi  tua«  Ibrn 
(«■  rifiililti  cinKoMattil  iiiUi  «in-  cliaf  iii"!  fiinijinlu »nirr  crnJi.  Leidnr 
H[  die«c' letztere  Ilnffnang  bis  Iienti''  unrifSllt  geblieben  und  es  ist.  wie 
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f^ceholtcuen  Itioblun^n  Iiiu:  iiiörilichRte  Beseiti^ui^  der  uiit  tieu 
Anneiiiuiswoisui^icii  veihmideueu  Hürteo  und  Herlieifilhiuni: 
einer  jicrechtei-en  ^'erthoilunp  der  Anneulastcu.  einer  bnldigeu 
Refonu  licilürfe.  während  man  im  (ilnigen  der  neu  orgnnisirteu 
Vci'waltuu';  Fnir  Trial  pewahreu  wollte,  um  zu  zeigen,  ob  miit 
in  wie  weit  sie  im  Stande  sei ,  ein  verbessertes  Aniieiiwesiu 
tiorlMtizufllliren. 

Die  Jalireslwrichte  lies  Poor  Latc  Board  in  dieser  Zrit 
besdiriinkon  sich  im  wet^entlichon  darauf,  nelten  den  laufeudni 
Jahresilhei-sichten  nur  solclie  l*unkte  nüher  zu  l)ehai)delD,  welche 
in  Folee  von  AntriUri'n  im  Parlamente,  von  Beratliunrren  der 
Parlaments -Komniissioneu,  und  in  FoIri'  neuer  Gesetze  ein  be- 
sonders akutes  Intei-esse  eiiniahmen.  Erörtenmjien  Über  Heiniaths- 
recht  und  Ausweisui^fsbefugniss  spielen  dal)ei  uaturtreniäss  eine 
Ilauiitrolle.  Danebeu  wird  iu  dem  Berichte  von  1851  die  Be- 
deutun;:  der  Rechnunssn'vision .  des  Audit;  in  dem  Beneble 
von  1854  5  die  Orpauisatinu  der  nnneuarztliclien  Thüti^ieii, 
und  ferner  in  melirei'en  Bericliteu  die  Frasie  einer  richtigen  uikI 
gleiclimilssipeu  Einscliätzunp  zur  Anneusteuer  nilher  erürint 
■\Vir  wollen  auf  diese  Punkte  liier  nur  kurz  ein|!fehi.'n. 

Das  Anuenjresetz  vom  Jahre  1834  hatte  einem  ^leiiniueleii 
liechniinfisweson  siosse  Bedeutui«;  beipelefft.  Auf  Gnud 
dieses  (ieset70s  wnrde  zur  Pilifunj;  der  Anuenrechnmvieu  eis 
lii«onderer  Beamter  in  der  Person  Af&AuäUor  für  jeden  Annn- 
verband  bestellt.  Die  Commlssioners  erliessen  am  1.  Man 
183i)  eine  General  -Orrier.  in  welcher  alle  die  Aus^iben 
detaillirt  auf^efOhrt  wai-en.  welche  aus  der  Annensteuer  liestritt« 
werden  dui-ften.  Fitr  die  hieiiiai'h  nicht  erlaubten  Auspibfu  lilieh 
der  lietivfl'ende  Annenbeamte  nnt  seinem  ejpenen  Veniiö!B?u  t«- 
antwortlich.  Dmvh  das  Gesetz  von  1844  wurde  sodauii  den 
Poor  Imic  CotnmhaiontTs  die  Befujmiss  pejreljen,  mehrere 
AnnenveiVihinde  zu  einem  Ra'hnuiifrsbezirke  (Audit  Distrid) 
7.a  vei-einifren,  um  anf  diese  Weise  einen  (ÜhitieR'u  and  znsläÄ 
von  den  einzelnen  Verbänden  unabhflnsiKeren  Beainteo  ils 
Rechnuu^revisor  zu  erhalten.  Um  die  Rechnunjisreristiren  ran 
den  Ouardians  dei-  Aniieiiverl)ände  noch  weiter  unaliliäuBif.'  zu 
machen,  übernahm  man  spüter  auch  die  Besolduu!;  derselben 
auf  die  Staatskasse.  Das  fiesetz  vom  Jahre  1844  sowie 
ein  im  Jahr  1848  ernan(reues  (iesetz  —  II  a.  l2Virt. 
c.  91  —  trafen  zu^rleich  nilhere  Bestimmuugeu  Ober  tbi' 
liechimngsrevision  und  über  die  pejren  die  Entsc heidinK 
des    Revisors    zulJlssipe  Bcrufuns.     Mau    licss  neheo 

mir  Mr.  W.  C.  Cilcn  —  in  dieaer  RichtuDf;  eicherlich  der  böte  Sufc- 
vcrstündige  —  in  einem  Privat};espri<clie  erklärte,  an  eine  Koiuolidiliw 
linr  Armcn^Bctze  vorläufig  nncli  ^r  iiicbt  zu  deuken.  und  iwir  no 
KTOSaeu  Theile  deBwe(ren,  weil  eä  umreheueren  Schwierit^eitBii  ""^ 
li>ign|n  wUrd'-.  die  Unzahl  der  noch  in  Glilligkeit  befindlichen  gMf' 
Dcstiminnngen  in  fineu  Akt  zuBAinm^'nziifaeaen.    Vergl.  oben  IS.  69 


,...n,sle 


r  BeniftiDK  an  i^eii  höchsten  Gerichtshof  auch  eine  solche 
I  die  Zeutral-ArmeultehÖrde  zu  und  ^h  der  letzteren 
liei  die  Befiigniss,  aus  Billigtkeitsrücksichteu  nicht  Resetz- 
issi^  Posten  passii-en  zu  lassen').  Da  dem  Gerichte  eine 
mtiige  Befu^iss  nicht  zusteht,  und  da  fenier  die  Bendiii^ 

die  Zentralbehörde  einfacher  uud  billiger  ist,  als  das  Be- 
jreiten  des  gerichtlichen  Weges,    so  wurde  die  Zentral- 

hörde  zur  regelmässigen  Instanz  Über  die  Rech- 

ogsrevisoren  und  bekam  so  eine  neue  Kontrollgewalt 
T  die  laufende  Annenverwaltung  in  die  Hände').  Diese 
«alt  erwies  sich  als  von  grosser  Bedeutung:  Alle  Hand- 
f^en  und  Unterlassungen  der  Rechnungsre\isoreu  st^deu 
Pf  fortdauernder  Aufeicht  der  Zentralbehörde,  von  welcher 
h  die  Besoldung  der  Revisoren  bestimmt  wurde,  und  von 
ober  allein  dieselben  entlassen  werden  kounteu.  Auf  der 
leren  Seite  war  die  Zentralbehörde  in  die  Lage  gesetzt,  bei 
?chuldbareu  Unregelmässigkeiten  in  der  Verwaltung  der 
;albehörden  die  Härten  einer  strengen  Anwendung  des  Ge- 
:es  zu  beseitigen^).  Ihiv  controllireude  Thätigkeit  niusste  so 
.  Lukall)ehörden  in  einem  mildereu  Licht  erscheinen. 

Ein  anderer  Punkt,  welcher  in  den  Jahresberichten  vielfach 
mi^ehobcn  wird ,  betrifft  die  Beschaffung  und  Be- 
duag  von  Armenärzten.  Hier  sind  zwei  Klassen  von 
zten  zu  unterscheiden:  solche,  welche  in  dem  Arbeitshause 
ie  sind  {Me:  ical  Offrcers  of  ike  Workhouse)  uud  solche, 
'he  amie  Personen  ausserhalb  des  Arbeitshauses  l>ehaudeln 
isirict  Med  ical  Officers)  Bezüglich  der  letzteren 
eil   die    Poor  T.nw   Commissioners   in   ihrem   Jahresberichte 

Jahre  1 839  eine  Ronmneration  für  jeden  liehnurielteu  Fall, 
V.  bei  dauei'ud  in  ärztlicher  Behandlung  befindlichen  Annen 

Kopf  dersellwn,  anempfohlen.     Diese  Art  der  Besoldung 


M  11  «.  12  Vict.  c.  91  B.  4:  To  decide  acoording  to  Ike  merils  of  Ihr 
ni'd.  if  they  fhnR  find  that  aiii/  disalloirance  or  avrchargt  ghall  bave 
"I'  ühaß  l>t  ItuFfuBy  macU,  bat  that  ihe  nutztet  matter  th^eof  ica' 
-rrd  utider  lueh  drcumstatice»  ns  tiiaif  it  foxT  and  e'iuitaf/le  that 
'i-'itBiHcatice  or  miTcharge  shautd  fce  mnitted.  lliey  may  airtct,  tkot  tht 
thiiB  hf  rrmittett. 

*|  Der  Umfang  der  Geschäfte  der  Zeatralbehörde  wurde  anf  diese 
•f  erheblich  vpnnehrl  In  derselben  Bichtuug  wirkte  auch  eine 
nt,  in  dein  Act  14  a.  16  Vict.  c.  10r>  s.  12  getroffene  Bestimmung, 
Li'h  die  Ai'menverbaude  oder  Kirchspiele  rIIu  Entscheidungen  über 
t%keil«ii  betreffs  des  Heimathsrechtes,  der  l'nterstützangspmcht  uod 
AasweisnngsbefugnisB  der  Zentralbehörde  überlassen  küuneu.  Das 
r  Latr  Jlooyif  hat  damit  in  mebrfachi'r  Beziehung  die 
ktion  einer  rechtspreehenden  Behörde  erhalten. 
')  Vergl-  dM  Nähere  hierüber  unten  S.  207  Anm.  1  u.  2.  Zur  lllustratiou 
hier  foli^ende  Ziffern  angeführt:  Von  B46,  im  Lnufe  eines  Jahres  ein- 
■ffO  Berufungen  wurde  die  Entscheidung  des  HecbnungsTevisors  in 
Üien  aiDKestoseen.  Vud  den  282  Fällen,  in  denen  dieselbe  aufrecht 
tp«  wurde,  schlug  die  Behörde  in  264  die  betreffende  Summe  nieder! 
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ftlhito  joilorh  zu  vielfachen  Klaj^-eu  nicbt  nur  seitens  der  Aerzte, 
soudem  uiich  Uliei'  die  Aoi-zU'.    Hin,  im  Jahre  1  844  nieder- 
^'esi'tztes  Komitee  war  der  Ansicht,  dass  man  durch  eioe 
feste  Änste^ull^'  der  Anueojlvzte  jregen  Jahrestrelialt  im  Stande 
sein  wünie,  sich  bessei-e  Krilfte  zu  verschaffen  und  zu  fdL-ichtr 
Zeit  Kosten  zu  ei-spai-en.    In  der  Praxis  scheineu  jedoch  mA 
bei  diesem  iieiiPD  Sj-steme  \neUacho  Missstäude  hen-orcetreten 
zu  !^ein,  insttesnndei«  wird  KUige  darülior  geführt,    dass  ans 
SiKii'samkeitsracksii^hten  für  einzelne  Annenürztf  zu  ausfiedehnte 
Bezirke  (rebildet  worden  seien.    Im  Jahre  1854  wiirde  ein 
neues  Knmitee  zur  Borathung  der  Fi-ape  ernannt.    Hassellie 
lilieb  dabei,  dass  eine  Anstellung  gegen  feste  Jahresreniuneration 
die  ani^eiiiessenci'e  sei,    tuid  siirhte  zugleich  auf  ein  besseres 
Aer/toiiei-sonal  noch  dadun-h  hinzuwirken,  dass  es  lebeasläj«;- 
lichc  Austeilung  der  Arnieuiirzte  anempfahl.    Ausserdem  spraji 
es  sich  fllr  die  Bildung  kleinerer  Bezirke,    welche  jed«i&lls 
nicht  mehr  als  15000  Ari'es  und  15000  Seelen  umfassen  sollten, 
sowie  für  Ilei-anziohuiig  \on  Hilfsär/ten  aus*)-    r>arairfhin  erliess 
das  Ptior  Law  Board  unter  dem  15.  u.  23.  Febr.  185* 
zwei  General  Orders,  welche  jedoch  durch  eine  spütere 
MeilH.al    Appcinfment    Order    vom     25.    Mai    1857 
aufgehoben  wurden.    Unter  dem  10.  Dezember  1859 
erging  dann  eine  weitere  Ncdica}  Officer  Qiifflifieatien 
Order.     Xacli    der    letzteren  Order  sind  beirle  Klassen  vnn 
Armeiiiirzt«'«  auf  I-elienszeit  anzustellen  und  sollen  ihr  Anit  nur 
verlieren .    wenn  sie  seilet  dai'auf  verzichten ,    wenn  sie  wain- 
sinnig  oder  sonst  gesetzlich  unfilhig  zur  Ausfilhiiuig  des  Amtes 
werden ,  oder  wenn  das  Poor  Ijow  Board  ihre  Fntlassuu;:  jd- 
befiehlt.    Ferner  wurden,   um  eine  Verbessemng  in  dem  Per- 
sonale der  Aniieniirzte  zu  ennogliclien .  die  Hälfte  der  Jabres- 
gehalte    auf   die   Staatskasse    Uliemommen ,    besonilere  Eilra- 
gebühren  für  ( tjiei-atiouen  und  geburtshilfliche  Dienste  festfiesetzt 
unil  ausserdeui  dem  Armenarzte  eine  Reihe  anrlerer  Nebcuein- 
nahmen,  so  filrluiiifimg  etc.,  zugewandt.    Die  Verhältnisfe 
haben   sich  dann  auch  offenbar  gebessert,  so  il» 
ein  s]»äter  ernanntes  Komitee  (vom  Jahre  1864)  die  Ansiciit  ms- 
si.reclien  konnte,  dass  keine  Veranlassung  zu  weiteren  AooiH- 
muigen  vorliege. 

Fine  Reihe  siiezioller  gesetzlicherBestininmofon 
sind  dann  noch  in  dieser  Periode  bezuglich  der  Behiml- 
lung  von  armen  Geisteskranken  ergangen-').  Eskominfi 

'1  Vergl.  PflrI.  Pap.  Ifi.j4  Vol.  XII. 

-1  Ö  a.  9  Viit,  .■.  100.   1«  a.  17  Vif(.  c.  9fi  m>i1  97,  18  «.  ISTkt 
c,  lOi.     Der  Act  16  n.  17  Vict.  e.  97  vom  Jahre  ]t'h9  Je  .«« 
Ulli  Itif   Lair*    for   thi-  Pnnifiim   and  Ajufctjr*'  4 


laliL-  .UyhiniK  /or  Coiititifs  aii<l  Borongh»  and  liir  thf  Maititenaiirtm 
V  Ol  Faiiiur-I.nHf.tioi  hl  KtiiiJanA    bildet  für  diese  Materie  dii 

II  GiTtigkeit. 


itnptgeeetz    und  iet  noch  heute  in  allen  »esentlicben 
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i(iei  Deben  den  amienrechüichen  Gesichtspunkten  eiue  Reihe 
iiierer  in  Betracht,  so  dass  eine  nilhere  Behandlung  dieser 
aterie  hier  nicht  angebracht  erscheint.  Es  dilrfte  genügen,  her- 
i7iiheben,  dass  die  Gesetzgebung  hinzuwirken  suchte  auf  die 
■richtung  von  Irrcnhilusem  fiir  die  Grafschaften.  Bei  diesen 
■afechaflsanstalten  werden  die  Kosten  der  Errichtung  aus  der 
~,ifschaftssteuer  aufgebracht,  wÄhrend  die  Unterhaltungskosten 
■  die  aufgenommenen  armen  Irren  anfangs  von  den  einzelnen 
rcbspieleu,  seit  1861  von  dem  Aniienverbande  zu  tragen  sind. 
Ils  das  Heiniathsrecht  nicht  zu  ermitteln  ist,  trägt  die  Graf- 
laft  auch  die  Unterhaltungskosten.  Es  verdient  darauf  auf- 
'i'ksam  gemacht  zu  werden,  dass  für  diesen  Zweig  des  Armen- 
sens  schon  frühzeitig  ein  grösserer  Bezirk,  die  Grafschaft, 
hen  den  Armenverband  resp.  das  Kirchspiel  tritt.  Ausserdem 
hier  eine  weitpreifende  Befugniss  der  Friedensrichter  erhalten 
'lieben,  u.  a.  mit  dem  Rechte,  die  Armenbeamten  zur  Für- 
■jfC  für  arme  Geisteskranke  anzulialten. 

Schliesslich  ist  noch  der  zahlreichen  Versuche  in  dieser 
riode  zu  gedenken,  eine  Gleichmilssigkeit  in  der  Veran- 
Eun^  zur  Armensteuer  in  den  einzelnen  Kirrbspielec 
■beiziiführen. 

In  dem  Gesetze  vom  Jahre  1836  waren,  wie  schon  er- 
luit  wurde,  die  durch  Herkommen  und  Gerichtspraxis  entr 
■kelten  Gnmdgesetze  über  die  Steuen'eranlagunp  dahin  kon- 
idirt  worden,  dass  fortab  als  Maassstab  fUr  die  Besteuerung 

Summe  zu  gelten  hatte,  zu  welcher  das  Gi-undstück  zu 
liarhtea  war,  unter  Abzug  eines  Pauschal-Quantunis  für  die 
'Ctzlich  oder  herkömmlich  von  dem  I'ilcbter  zu  tragenden 
ston  und  Abgaben  sowie  fllr  Reiiaraturen  und  soustige  Er- 
Itnngskosten.  Diese  Bestinmiung  gab  nicht  nur  wiederum  zu 
Ibchen  Rechtsstreitigkeiteu  Anlass,  sondern  führte  auch 
hfibliche  Verschiedenheiten  in  der  Steuerver- 
laguQg  zwischen  den  einzelnen  Kirchspielen  lier- 
Bei  einer  Reihe  von  Eipenthumsarten ,  wie  vor  allem  bei 
Qälen  und  Eisenbahnen ,  unterlag  die  Fixirunp  des  I'acbt- 
'isea  erheblichen  Schwierigkeiten,  da  diese  Anstalten  repel- 
iSsig  nicht  verpachtet  werden.  Die  Pausehal-Quanta  femer, 
lebe  von  der  Pachtsumme  behufs  Ermittlung  des  steuerpflich- 
cn  Ertrages  abzuziehen  waren,  wurden  von  den  einzelnen 
rrhspielen  in  sehr  verschiedener  Weise  bestimmt.  Die  Abzüge 
iwaÄten  zwischen  10  und  50  Prozent.  Diese  bei  der  Ab- 
latzuog  des  steuerpflichtigen  Ertrages  vorkonnnenden  Ungleich- 
iten  waren  freilich  innerhalb  des  einzelnen  Kirchspiels  weniger 
ilbar.  Die  Ungleiciiheiten  in  der  Schätzung  konnten  hier 
ine  Behr  erheblichen  sein,  weil  bei  dem  geringen  Umfange 
5  Kirchspiels  jeder  Steuerpflichtige  die  Verhältnis.<ie  selbst 
endien  und  vergleichen  konnte,  und  ihm  eventuell  die  Be- 
rnng  an  die  Friedensrichter  zur  Seite  stand.  Dagegen  machten 
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sii-h  tlii'  üuKleii'lilieiten  tier  Al)schätziiiijr  rpcht  friieblicli  l*i 
der  Grafschaftsstcuer  j-eltond.  für  welche  nach  ö5  Geo.  III. 
f.  51  die  Eiiischiitzuim  zur  Armeiisteiier  zu  (iruude  zu  legeu 
war.  Dem  liier  emiifuudeiieu  Uehelstüiitle  suclite  im  Jahrf- 
1845  ein  Oesetx  8  aiul  9  Viet.  (.  111  abzuholfeu,  indeni  es 
liestimuite.  dnss  die  Friedensrichter  iu  deu  einzelnen  Grafsi-lmfteu 
eriuiii'htifrt  sein  sollten,  Komitees  aus  sieh  /u  iiildeu,  um  eine 
kinTei-le  Alisi'liätziiuj:  der  einzelnen  Kirrhspiele  fur  die  Zwet;kf 
der  ( lv;ifsehafl.ssteuer  lierbeizuflibreu. 

Diese  Anordnung  liatte  alter  auf  die  Ahsflifltzuuj:  zur 
Aniieusteiiei'  innerhulli  des  einzelnen  KiiThSi>iels  keinen  Kiu- 
fluss,  einmal  weil  das  Komitee  der  Friwlensriehter  nur  eim- 
Al)S(;hiitzuup  des  fffsaiumten  Eitienthmiis  iu  deu  Kirchsiiieleu. 
nicht  der  einzelnen  t^liiuidstdcke  \orzunehmeu  liatte,  und  auder- 
sc'it«,  weil  rlie  Overxters  iu  keinerlei  Weise  fiebiiudeu  waien. 
diesi'  Absehiltziiuf;  bei  der  Yeranla^nini;  zur  Amicusteuer  zu 
CJiTuide  zu  lencu.  Im  Jahiv  1850  lirachtc  Sir  Goonre  Coinewall 
Lewis  im  Uuterhause  eine  BiU  ein,  wonach  dein  Komitee  lier 
Fiiedensrichler  der  (inifschaft  auch  die  Alischätzuus  des  Grunit- 
eiirentlnuns  iu  d<>u  einzelneu  Kirchspielen  Ubeilra^ren  wenfeu 
Sollte.  Ziemlich  nleiehzeilii:  beautiuKte  Lord  l'ortinaiui  im  Oher- 
liiiuse  die  Fiiisetzunfj  eines  Komitees,  luii  über  die  (lesetzhchen 
Bestimmungen  hinsichtlich  der  (.tenieindeliesteueruuir  zn  ?*- 
richten.  Das  einKesetzte  Komitee  schliitr  in  seinem  Berichte') 
vor ,  dass  zur  Uutersttltzuiu:  der  OtfrueerR  \m  der  Vw- 
iui1aßnnt>:  Komitees  der  Steuer/ahler  von  der  Genieindeversaium- 
lun«  f;ewiiliU  wlinien.  und  das,s  ferner  eine  I'rUfurtff  der  St«ier- 
veranlitaiuur  diuvh  in  den  VierteljaluKiitzunpen  zu  enienwiide 
Koinit(H's  von  Friedensriclitern  eifolsen  sollte.  Diese  Vw- 
schliitre  fühlten  jedoch  zunüchst  zu  keinen  praktischen  Kesul- 
taten.  Ein  tiesetz  vom  Jahre  1853  —  15  and  16  Virt.  c.  PI  - 
wieih'ibolt  im  wesentliclien  nur  die  Bestinniiun<ren  des  frilheren 
Gesetzes  vom  Jahre  1845  betrefls  der  Abschülzunp  (ÜrdieGnf- 
gcluiftssteuer. 

Neue  Maassregelu  zur  BeseitiKunj:  der  Unftleici- 
heit  in  der  Veraulaguiifr  erschienen  uoth wendig. 
Die  vonreschliiKene  neue  Pju-Iaments-Reform-Bill ,  welche  d» 
■Walili-ec'ht  auf  dem  steueii>fliphtiKen  Ertrajre  des  Grundeijin- 
thums  basine.  die  wiederholten  Vorschläge,  den  geineiiL«UHa 
Fonds  der  Armenverbiliule  ilnrch  eine  Kleichiuüssige ,  vai  dn 
Kii-cbspielen  autisubriueenrie  Besteuenui,«  zu  bilden,  all'  di« 
niiLSste  die  Fi-age  nach  einer  bessi'ren  Steuer^"el•an]^ull(!  wo 
neuem  wachnifen.  Das  Obeihaiis  ernannte  im  Jahi*  ISiBeiii 
neues  Komitee.     Im   rnterliiuise  brachte  Sir  George  Conw'WsH 
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Lewis,  damals  llinistör  dos  Iiiiioiu.  seine  l'Hlhere  TiiU  von  iieueiii 
ein.  I>ie  Saclio  kam  jedoch  sehr  tau^'Siini  votniiits.  Tito  im 
l'iiterliause  sehr  stark  vertn'teLon  liitei^enscuten  dei'  Kiseiil>i<lnieii 
iintl  Kanäle  thnteii  nllcs  Mri(;]irlie .  n»i  rüt>  Hefonii  der  Stpuei- 
veranlaguns  hinziizieheu,  von  wplt-lier  sie  mit  jiuteui  (irund  iiii- 
nahiiion.  ilass  dieselbe  eiue  stärkere  IlenuiKJelmii^'  der  Kiseii- 
hahneu  und  Kanäle  hevtieifllliifu  wilrde. 

Nachdem  jedoch  durch  den  Akt  :i4  a.  25  Vict.  c.  55  vom 

Jahre   lötil  eine  srieichmässitre  lteitras:*|tllicht  der 

eiaxelueu  Kirchspiele  zum  gomeinsiimeu  Fonds  des 

Armeuverliandt's    ausges]nochen    war.    wurde    dii' 

Frafre  nach  einer  gleichmüBsigen  Veranla^un?:  eine 

brennende.    Iter  I'rasideiit  des  I'nor  Lau-  JionnJ,  Mr.  Villieis. 

übersandte  die  im  I'nterhause  eiufrehrachte  Bill  an  die  vei-schie- 

denen  Aniienverliilnde  In-hiifs  Mittheilun^  ihrer  Ansictiteii  darlthcr. 

Dieselben  ilupsorten    sieh  meist  ziistiimitend.    Die  BiU  winde 

nochmals  von  einem  Komitee  durchtiemthen.  zahlreiche  Zusilt/e 

;    wurden  im  Komitee  luid  im  Parlamente  hin/u^'efil^'t .  und  die 

I    Bill  wurde  sodann  durch  den  Akt  25  a.  2ö  Vict.  c.  lOit  zum 

\    Gesetze  erhoben.    Die  wesentlichsten  BestimmuiiKen  dieses,  als 

Union    Assessmeni    Cotmiiitiec  Ad   186ä  frewöhnlicli 

bez^cbneten  Gesetzes  sind  folfienrle: 

Der  Boar<l  of  GunrUians  des  Annenverbandes  soll  liei 
seiner  ersten  Ziisammeiikunfl  aus  seiner  Mitte  ein  Komitee 
von  ti — 12  Mitgliedern  wilhlou,  sowimuntes  A  ssensmen  f 
Committee,  welches  zu  zwei  Urittel  ans  gewählten  (huir- 
^ian«.  zu  ein  Drittel  ans  fx  offieh-GHarHiunn  (Friedensrichtern) 
za  bfötehen  hat.  Die  Overseerfi  sollen  binnen  rlrei  I^fonaten  nuch 
Eniennunf;  dieses  Komitees  Altschätzimjzslisten  (  VahiaUons-JAMs) 
anfertüren,  wobei  der  Steuer]  itlichtifre  Krtrjiu;  nach  wie  vor  zu 
berechnen  ist  auf  Onmdlape  der  Rente,  die  von  einer  jährlichen 
Verpachtung  erwartet  werden  kann ,  ab/Qtrlich  der  öffentlichen 
Abgaben  und  der  Zehnt-Rente').  Das  Komitee  kann  dabei  zur 
Herbeiführung  einer  gleichniilssigen  und  koiTekten  Al)S<-hi)tzun^' 
Direktiven  Ülier  die  Kinscliätzun«  Keben.  welche  von  den  Oterseers 
n  befolgen  sind.  Es  kann  ferner  neue  Kinschätzungen  anordnen 
und  hierfür  an  Stelle  der  Overspfm  mit  Zustimnnmg  der  Guar- 
iitms  andere  I'ereonen  (Survtyor/t)  ernennen.  Die  Ein,^chiitzmigs- 
liste  ist  offen  zu  legen,  Reschw^erden  dag^en  sind  zulässig  so- 
wohl seitens  einzelner  Steuerpflichtigen  wegen  ihrer  eigenen 
Einschätzung,  als  seitens  der  Ocerseers  aus  dem  (jrunde  einer 
Benarhtheiligung  ihres  Kirchspiels  (hircli  Einschiltzuug  eines 
anderen.  Das  Komitee  hat  auf  iliese  lieschwerdeu  zu  entscheiden 


*i  The  gronM  mtiniateiJ  renliil  ehnll  In  IIk  rtnt  n(  tc/iii*  thf  hernhUi- 
Mioit  mii^t  Ttaionäbly  be  (xprclfH  tu  let  from  year  in  yir,  /Yre  o/  ail 
*"»ual  ttnant'n  raten  and  taxfg  niid  lifhef  cummiilatitm  mitcluirgt' ,  if  ai'jf 
ttt.  15  dM  (leaetzM). 


du'Si'  lliTiiliuiL'  iLiiL  KlUiiicii  die  ',)ii;irt;ibMt/iiii^'(' 
>.liciiii'ii  ("Irr  fisi  i'iiir  Nrui-iu>i-li:ii/iiii;;  ihuvli  , 
ciiuiiuili'  ri'isiiii  fNcrri  (/'jrl  viii[irliiii''li  ijisM'u,  IHi 
ficslclllc  Viilvati-ii '  IM  isi  liis  üiif  wi-iteri's  il 
Si'lirit/iini;eii  zu  (iniiKli-  zu  Icneu. 

Dor  uniiiitti'Ibiire  Erfdit;  (lii-ses  (jeselzcs  war 
{icsoticn  wpnlen  koimtc,  eine  stiii'ke  Zunaliiiie  j 
des  Rt(r»fi-i)riicbtifren  Botrages,  welcher  vou  Jiihr  : 
vuclis,  jo  mehr  iipue  Valuaiion-IAsfs  a»  Stelle 
anfreordnet  iiuil  vollendet  wurden.  l>as  tiese 
wesentliches  Glied  in  den  Besti-ebungeu  dieser 
gleichniilssifio  Vcrtheilun;:  der  Arnieidast  lierbei 
dabei  ilen  Wirkunpskreis  des  Anncnverbaudes  p» 
jentgen  des  Kiri'hsiiicls  auszudehnen*). 


§  12. 

Mit  dem  Betrinne  der  secliziger  Jahre  tritt 
niont  in  die  Bewe^ii^;  ein.  Itis  dahin  war  das 
gerichtet  gewesen,  die  >fissstände  io  dem  Annen' 
die  R/tyni  Comwisniim  im  Anfange  der  dreis^gei 
fiinden  hatte,  zu  beseitigen  durch  Verhi'aserung 
h(irdon-()i:gauisatiun,  durch  Aufhebung  der  scU 
kungen  der  Heiinathsgeüctzgebung,  unddurch.Einfll| 
ieistuugsfiihigerer  Verbilude  au  Stelle  der  filr 
Anneiiweseii  nach  vielfachen  Richtungen  hin  zu 
siiielc.  Betreffs  der  I>ei  der  eigentlichen  Ar 
uiaassgcbendeu  Prinzipien  hatte  man  es  im  weseu 
Cii'undsiltzen    des    (Gesetzes   der  Eliz.   belassen: 
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Keuerunß  liestand  darin,  rtass  man  als  das  zur  Erreis-huiip  all" 
dieser  Ziele  fieeiKueto  Mittel  rtas  WoHlioiise  aiiRosehen  und  auf 
die  AHweuduuf,'  desscll>eii  duivh  das  (Jesot/  vom  .Talii'p  1834 
energiseh  einzuwirken  fiesucht  hatte. 

im  Anfange  der  sechzijrcr  Jahre  hef;ann  nun  al)er 
die  öffentliche  Meinung  sii-h  piu^eheuder  mit  der 
Art  und  Weise,  wie  die  AimcHverwaltuufr  üicfllhrt 
wurde,  zu  beschaftifren.  Auf  dem  Sochil  Science 
Congress  zu  Glasfinw  im  Jahi-e  18li<>  wai-en  es  nicht  Adliger 
als  vier  Redner ,  welche  in  eiufrehender  Weise  das  l)esteiienrie 
S}-stem  behandelten  und  S|)eziell  auf  die  Schattenseiten,  welche 
mit  dem  Work/iouxe  verbunden  wan'n.  aufmerksam  machten '  i. 
Der  Anneu-Insiiektor  in  Glaspow,  Ehcnezer  Adamsun, 
eitannte  in  seinem  Vortnige  Hlier  The  Poor  Lnws  zwar  im 
allgeiueineu  «lie  firossen  Vorztlge  der  Cntei-stützunfr  im  Work' 
luMf-  an,  obwohl  er  aucli  hier  der  Ansicht  war.  da&s  für  viele 
BDe  Oul-door  Belief  nicht  nur  ökonomischer  luid  billiger,  son- 
dern auch  humaner  sein  würde ,  allein  er  erklärt*  nnt  jnDsser 
EntscUedenheit,  dass  filr  anue  Kinder,  iusbesondei-e  für  Waisen 
nad  verlassene  Kinder,  eine  andcrwritise  Behandlung  verlanf.'t 
werden  müsse.  Wenn  diese  Kinder  nlitzliche  MitRÜeder  der 
Gesellschaft  wenlen  und  nicht  eine  stUndifie  IJitrde  dci-sellien 
Wden  sollten,  müsst^n  sie  von  den  erwachsenen  Annen  vfdlifr 
getrennt  gehalten  werden. 

Den  zweiten  Vortrag  hielt  Miss  Louisa  Twining  über 
Werkhouse-Inmales.  Sie  schilderte  vor  allem  die  durchaas 
muwcckniitssi^e  Behandlung  der  Kranken  in  den  Workhouses. 
Weder  die  Einrichtung  der  Hihiser  scilwt,  noch  das  l'ersonal 
derselben  entsitrilchen  den  Anfonleningen,  welche  man  vom 
(Uiitären  Standpunkte  aus  für  die  Behandlung  von  Kranken 
stellen  mtlisse.  Die  Kranken  seien  deshalb  ans  dem  Worhhouse 
in  entfernen. 

Die  beiden  folgenden  Redner,  Miss  Margaret  Elliott 
und  Mr,  Francis  Power  Cobbe,  sprachen  über  unheilbar 
knnke  Anue.  Es  sei  nicht  richtig,  dass  man  diese  Kla.sse.  wie 
tlle  anderen  Annen,  in  dem  Workhouse  behandle.  Die  Hmnn- 
aitflt  verlange,  dass  man  mit  diesen,  diu-cli  unheilbare  kör|)er- 
lichfl  oder  geistige  Leiden  schon  so  schwer  Betroftenen,  in  an- 
derer Weise  verfahre.  Die  Tendenz  der  Behandlung  müsse 
dahin  gerichtet  sein,  die  Ix>iden  dieser  Armen  zu  njildem  und 
Omen  ihr  tramiges  Leben  möglichst  angenehm  zu  machen. 

Es  ist  bezeichnend,  dass  es  drei  ganz  vei-schiedene  Klassen 
von  Armen  sind,  deren  Ausscheiden  ans  dem  Workhomv  oder 
deren  vjillig  abgesonderte  Behandlung  von  den  übrigen  Insasstni 
bier  verlangt  wikI:  die  Kinder,  die  besondei-er  sanitärer  Be- 
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haiirtluii^'  lu'tlüirtiüeu  Krauken  iimi  Uic  aniien  l'nlieillanu 
Miin  sit'lit  (iaraiis,  wie  wenifj  iiian  jetzt  uwh  nn  iler  Anseht 
liftliiolt,  ilass  in  ili'in  Workhousr  das  Mittel  ^fcfiinrleu  s«, 
(liii'i'h  wi'li-lies  ilic  i^csaiiiiiite  AniieiifÖrsoi?i'  ^pbrnidliaht  werden 
kOiine.  Und  in  diesen  Kedou  sprach  sicli  in  der  Thiit  die  da- 
luali^'e  alltrcniouu'  Auffassung'  aiis').  Man  war  zu  derUebcr- 
/eu<!un^  ^tan>.'t,  dass  nino  in  die  Arnienverwaltun^ 
mehr  Siiezialisiruiiff,  mehr  BerQcktiii'bti};unF;  der 
versi'hii'deuartifren  Gesichtspunkte,  welche  für 
die  einzelnen  Klassen  von  Armen  aussehluK^ebeiid 
sein  sollten,  hineinliriniren  müsse. 

Ks  kamen  noch  eine  Auzulil  itusserer  Momente  hinzu, 
weli'lie  eine  neue  einpeheude  Prüfung  des  irauzen  Annen^üteiiis 
anpe/.ei}rt  erseheinen  Hessen.  Die  Ansprörhe  an  die  öffent- 
liche Armenfürsorfre  hatten  speziell  in  London  im 
Winter  ItiiiU  1)1  eine  ausserordentliche  Höhe  er- 
reicht, tu  Folpe  wirtlischattlicher  Verhältnisse  waren  riele 
l'eiistinen  ausser  Besrhiifti^nii^!  (.'ekomnien,  und  der  Uhersm 
liarte.  stivi^'e  Winter  tnip  zur  ■\'ennehninf:  der  UntenätützuDfs- 
antiüRe  liei.  Die  Zahl  der  in  London  allein  l'nterstütztcn 
wuclis  innerhalb  ftlnf  W'ochen  um  28tJ(i4  und  stieß  zu  der  kolos- 
salen lliihe  von  135389  l'ei-Bonen,  Die  öffentliche  MeinunR 
irinfT  ilahin,  dass  die  bestehenden  Amtoneinrirht  linken  nicht  im 
Staude  wilreii,  dieser  Xothlajie  perecht  zu  wei-deu.  Man  enirh- 
tete  öffentlirlie  Sanuiiclstellen  filr  inildthStiftP  Gaben,  und  liie 
i'olizeirichter  vertlu-ilten  dieselben.  Her  Ausspruch:  tkf  Pm 
Imu-  finn  hrakfin  (htm  durchzo;;  die  pesnuinite  l*resse,  und  wie 
das  in  sulchen  Zeiteu  zu  gehen  ])Ae^,  .ied<rr  Theil  und  jedes 
<li:pan  des  bestehenden  Anuensjstems  unt^^rla^  den  liefti^'steD 
AujrrifFen. 

Der  Pritsideiit  des  Poor  I^tr  Board,  Mr.  Villiers,  that 
den  nnter  diesen  Veihilltnissen  entschieden  richtigsten  Schritt, 
indem  er  si'll)st  am  H.  Februar  1861  im  Unterhause  die 
Einsetzung  eines  besonderen  Komitees  beantraüte 
„zur  Untersuchung  der  Verwaltung  des  Amienwesens  unter  dei 


i|  Aus  den  ejdteren  Verhandlungen  des  Soeinl  Scinitf  l'oiigrrt*  »ä» 
hier  vnr  Allem  dii'  auf  der  VerMmmlnng  ron  Edinburgh  1^163  geltalteBCB 
Heilen  von  W.  S.  Wnlker,  Sicnlorii  t«  thf  Itwid  of  Siij^rriiiim  /W 
Ihr  litUvf  „1  Ihr  l'our  ü,  StTlIiinrI .  nnd  \-on  Rnbert  E.  Wiirrick,  Fidf- 
l'hnirmmi  <•/  llit  (Hu  u/  Luifinti  J'iiioti.  hervoigehobea  {Tmiaaetnu 
8^  T2.">— (S3  und  S.  (TOff.i.  Der  cratere  Redner  behandelt  TOizngtwBM 
die  fiblen  Folgen  der  Aufiinhme  vnn  Kindern  in  die  Wnrlhowe»  Jt 
iitJHn-  Ihr  III utri-1  Ulli,  irhkh  i>  nntinnn  iiji  arunml  h»,  iitml'l  'i.  j<rrMil! 
p/wlmlirr  of  iffniffr  erik  Ihn»  ftinfe  jirt^iiil  dixiiliililii-.  irhich  Ihr  «yrt!» 
in  ilcfiiiH"!  t<i  ••nrcoiHf.'  Mr.  Warrick  femer  betont  vor  allein,  dun  um 
veruieideii  mflne.  in  der  Verwallunfr  dea  ArmenweaenB  die  Hnmwiiti* 
gefUhle  der  Iti-vr.lkerung  zu  vcrletxen  .JUir  J-nir  tu  be  ejfcetitr  tMil  Sf 
i.ii}iiif(ii-  iiiiil  U,  In;  iioimhir  ii  tmml  he  jti-l  atid  eipiiUiblr  in  thrir  tiiir-i', 
liiiil  iii'd  iiumfu!  1)1  their  aiirriitinii." 
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Veronlnungen ,  Bestininmngen  und  Regulativen,  wie  sie  vou 
den  Fior  Law  Omnnissioners  mid  dem  Poor  Law  Board  in 
AuEfDhrung  der  ßcsetzliehen  BestiiiiiiiunRen  (getroffen  sind,  und 
weiter  zur  Untersuchung  über  die  ^Vil■kslanlkeit  der  Annen- 
pesetzc  Bclbst".  In  der  Rede,  mit  welcher  Villiers  diesen 
Antra;:  b^rründete,  wies  er  daniuf  hin;  Es  Iwstehe  ein  all- 
penieines  Gefühl ,  dnss  eine  eingehende  TJntei-suchuug  über 
liie  bisherige  Verwaltung  der  Arniengesetüe  von  ufithen  si'i; 
er  hoRe,  ilass  das  Resultat  eine  klare  und  bestimmte  Ent- 
scheidung herbeiführen  wllnle.  Es  s«'i  wirklich  an  der  Zeit, 
dass  endlich  feste  und  stabile  Einrichtungen  getroffen  würden. 
Man  habe  jetzt  den  Vortheil  lan^iihri^er  Ei-fahi-uu!<en,  und  die 
Gesetzj?ebung  müsse  zu  einem  Entsclilusse  kouunen,  welches 
för  die  Dauer  die  beste  Art  der  Annenfiti-soi^e  sei.  In  der 
darauf  folgenden  Diskussion  zeigte  sich,  wie  weit  die  An- 
äditen  aus  einander  gingen.  Der  Abgeonlnete  f(lr  Manchester 
eifclftrte:  Die  Zentralbehörde,  das  Poor  Law  Board,  si'i  üher- 
flOBffig;  die  Guardiaris  würden  ohne  dasselbe  die  Annenver- 
WftltuDg  mindestens  gerade  so  gut  allein  f^lhren.  Darauf  er- 
widerte Lord  Robert  Cecil,  der  jetzige  Marquis  of  Salix- 
bnrjf,  in  einer  glänzenden,  sehr  ausführlichen  Rede:  „es  sei 
in  der  That  VeranlasBunp  zu  einer  Untersuduing  da,  aber  nicht 
Bber  die  Verhaltungsweise  des  Poor  Law  Board,  sondern  Über 
die  Art  der  Lokalverwaltung,  si)eziell  liinsiclitlich  der  Work- 
koMes  in  der  Metropolis" '). 

Ein  Komitee  von  21  Mitgliedern  wurde  eingesetzt  mit 
ViDiers  selbst  als  \'oi-sitzendem  und  Lord  Rolwit  Cecil  und  an- 
deren hervorragenden  Staatsmännern  als  Mitgliedern,  Die  Aus- 
Mgen  der  von  dem  Komitee  allein  im  Jahre  I  Stil  vernommenen 
Zeugen  fQUen  in  der  Veröffentlichung  1073  Seiten.  Das  Komitee 
wmde  18(i2,  i863  und  18ij4  erneuen  und  erstattete  unter 
dem  31.  Mai  18(i4  seinen  Bericht. 

Ehe  wir  auf  die  darin  gemachten  Voi'schlilge  eingehen, 
welche  auf  einer  sellist  fQr  englische  Verhilltnisse  stnunenswerth 
pQndlichen  Untersuchung-)  beruhen,  ist  ganz  kurz  auf  eine 
Parlamentsverhandlung  aus  dem  Jahre  1862  hinzu- 
«tisen,  welche  jedenfalls  tlieilweise  die  Veranlassung  abgegeben 
hat,  dass  die  VorschlAge  des  Committev  so  weitgehend  ausfielen, 
wie  man  ur^iirünglich  kaum  erwartet  hatte. 

In  Folge  der  grossen  BauniwoUenkrisis  im  Jahre  1862  war 
in  deiqenipen  Bezirken ,  in  welchen  die  engli.sche  BaumwoUen- 
hdustrie  ihren  Sitz  hat  (Lancaslui-e,  Cheshire  und  Derbvshire), 
piDsse  Noth  unter  den  Arbeitern  entstanden.    Es  war  voraus- 


1)  VeigL  Hmeaid,  P«rl.  Deb.  II[  Vol.  161  S.  224-247. 
*)  IMe  betreffenden  Ervort'  befinden  sicli  Pari.  Pap.  1861  Vol.  IX, 
IWB  ToL  X,  1863  Vol.  Vll  und  Wß4  Vol.  [X. 
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/usßhcu,  (lass  die  eiuzolnen  Kii-clispiele  bei  der  Orössp  li« 
JCotlistimiles  nicht  im  Stande  sein  wllnleii.  ausreifhende  Hilfe  zu 
fiewÄliren.  Der  l'rüsident  des  Foor  Imic  Bonn!  l(eantiairli'  des- 
hali»  am  22.  Juli  lBtl2  l)esoiidere  fresctzliche  Maassiwt'In.  In 
dem  Ciesetze  der  Ktixulietli  war,  wie  olien  henorsehnlH'n  «■unlf. 
eine  lUlfssteuor,  sn};eiianute /fnfe  m  Aiil,  vurgesehen:  venu  die 
Bewohner  eines  Kirchsinels  nicht  im  Stande  sind .  ilie  für  dit- 
UnterstlltzuiiRslii'düiftigcu  eifoi-derliclieu  Summen  aufzuhrin^rrn. 
so  können  bcuachbaile  Kin'hsjiiele,  die  Ilmideitschaft  oder  end- 
lich dir  ganze  Grafecliaft  von  zwei  Friedcnsiichteni,  welclie  Äea 
Nothstand  zu  bezeugen  halien,  zu  einer  Hilfssteuer  heninjwzi«en 
wenk'H.  Diese  Bestinnnunü  ist  nur  selten  praktisch  zur  Anweudunj; 
gekommen.  Viltiei-s  legte  <li('Si'lbe  jetzt  seinem  GesetzesTorschls» 
zu  Grunde,  indem  er  beantragte,  dass,  wenn  die  iu  einem  Kirci- 
spiele  nothwendig  wenlende  Anuensteuer  die  in  den  drei 
letzten  Jahren  durchschnittlich  erhobene  iim  zwei  Drittel  flbfr- 
Bteige,  eine  Ililfssfeuer  von  den  flhrigeu  Kirchsi>ielen  des  Aniien- 
verbnndes  aufgebracht  wenlen  sollte. 

Dieser  Vorschlag  stiess  auf  lebhaften  Widerspruch.    Die 
Ratr  in  Aid  Klausel  des  Gesetzes  der  Elizabeth  wurde  als  ffir 
den  vorliegenden  Fall  nicht  anwendbar  erklilrt ,  und  es  inirde 
sodann  ferner  geltend  gemacht,  dass  eine  derai-tige  HeninziebaK.' 
d(>s  Arnieiiverbaniies  mit  den  geltenden  l'riiizi{}ien  des  Anneii- 
weseus  in  Widersprucli  stehe  und  an  sich  verweiflich  sei.   .Mit 
Recht  sei  das  Kirchspiel  zum  Träger  der  Armenlast  geniiclit: 
denn  eine  sparsame,  scii^iltige  Amienvenvaltmig  sei  nur  zu  cr- 
i-eichen,  wenn  die  Verwaltung  von  den  unmittelbar  interessiUfii 
I'ersoneu,  den  Steuerzahlern,  im  engeivn  Kmse,  wo  die  Verhilt- 
nisse  zti  ilbeisehen  sind,  gefttlirt  wenle.-  Es  wHnle  besser  sein, 
den   liedriingteii  Kiivhspiclen  ilie  Befugniss  zur  Aufn.iliiup  nia 
Darlehen  iiehiifs  l'ntei-stützung  ihrer  unlH-whilfligten  Ailieiter  n 
gewi)hn>n.    Villiers  sah  sich  zu  einem  Komproiiii.sse  trenütliifit. 
Das.sell>e  erfolgte  in  der  Union  Uelief  Aid-  Act  25  a.  U 
V  i  c  t.  c.  110  daliin,  dass.  falls  in  einem  der  bedrängten  Kiirh- 
S]iiele  die  Arm('usteuer  über  15  Pnizent  iles  zur  Steuer  ver- 
anlagten \Veithes  l>etrage ,  unter  Genehmigimg  des  Poor  Im 
Board  entweder  ein  iimei-jialb  sieben  Jahre  rückzahlbans  Hii^ 
lehen    aufgenommen    oder   eine   }]ili!i»<teHer   von   den  ülsi^ 
Kirchs|)ieli'n  des  Armeiiverltandes  in  Anspnu'h  genümuien  *fr- 
den    könne;  falls   die  Annensteuer  Olwr  20  iSrozeut  betnp. 
sollten  auch  <iie  übrigen  Annenverbande  der  Grafechaft  dnrrl 
ilas  Poor  Lau:  Board   zur  Hilfssteuer  herangezogen  wiJa 
können. 

Das  Gesetz  wurde  nur  auf  ein  Jahr  erlassen,  und  hat  »o 
sich  keine  besondei-e  Bedeutung.  Die  demselben  rorheiiRf?»- 
pene  Debatte  ist  alter  iusofem  von  allgemeinem  Interesse,  ah 
sie  zeigt,    dass  das  damalige  Parlament  dem  Vorschlag  eiwt 
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Uebemahitie  der  ^sniiiiiiteu  Aniii-nlast  auf  den  Aiiiienvet'band 
erhelilirlie  Opiiositiciu  oritjrcficiifiebi-adit  hiihcii  wHrile. 

Uod  doch  boätniiil  füt-radc  in  iUt  IJebernalimc  der  ge- 
saiiimten  Aniienlast  auf  «leu  Ariuenvertiaud  eiuer 
der  wesentliclisteu  VoiHirlilAi-'e.  /.n  di'iieu  das  im 
Jahre  1  8ti  1  ein  gesetzte  Komitee  in  seinem  Berii-lite 
vom  Jahre  1804  gelaunte.  Die  aiideivn  Voi-schläfre  lassen 
sieb  auf  zwei  Hauptimnkte  zurUckfUhi'en :  Die  Befugnisse 
dpr  ZentraUieliönle  sollen,  vor  allem  mit  ItUcksii-ht  auf  eine 
wiritsauiei-e  Lokal-Vei-waltunR,  verstJlrkt  werden,  und  die  Metro- 
polis, bei  wekher  man  die  besonderen  Seliwierifikeiten  einer 
guten  Verwaltung  anerkannte.  si>ll  in  Pj>ezieller  Weise  behandelt 
Verden. 

Was  zunilehst  die  Zentralbehörde  betrifft,  so 
war  das  Komitee  der  Ansicht,  dass  eine  Zeiitralsewalt  nothwendig 
sei,  um  eine  geonlnete  und  gleiriimilssige  Verwaltung  herbeizu- 
führen. Die  ZeRtralbeborde  solle  deshalb  zu  einer  stiiuiligen 
Behörde  erklärt  und  ihre  Stellung  besoiidera  dadurch  erhöht 
irerden,  dass  ihr  einmal  die  Kmennung  der  Distrikts-Rechimngs- 
revisoren  ttt)ertragen  werde,  welche  damit  vollständig  zu  ab- 
bängigen  Staatsbeamten  witrden,  und  dass  ihr  weiter  gegenüber 
den  noch  unter  Gilhert's-Ad  oder  Lokalaktcn  bestehenden 
Armenverwaltui^en  diesell)en  Befugnisse  gegeben  werden,  wie 
gegenüber  den  nach  dem  Gesetze  von  1834  gebildeten  Ver- 
bünden. Ferner  glaubte  das  Komitee,  dass  den  Guanlians  das 
Becht  beigelegt  wei-de  sollte ,  unter  Kontrolle  des  Poiv  Law 
Board  Amenbe&mte,  welche  in  Folge  von  Alter  oder  aus  an- 
deren Gründen  nicht  mehr  in  vollem  Maasse  dienstfähig  seien, 
unter  Gewährung  von  I'ensionen  (SnpermmuatiMi)  zu  entlassen. 
Endlich  sollteu  dem  Pour  Law  Board  grössere  Befugnisse  ein- 
geräumt werden,  um  die  für  unl>edingt  nothwenriig  gehaltene 
Strenge  DurchfUhnmg  einer  Klassifikation  der  Armen  in  den 
Workhouaes  zu  erzwingen. 

Hinsichtlich  der  Metropolis  wurde  vor  allem  Werth 
darauf  gelegt ,  eine  einheitliche  Vei-waltung  fttr  den  ganzen  Be- 
nric  herbeizufflhi-en.  Dem  bestehenden  Zustande,  wonach  das 
Annenwesen  iu  einem  Drittel  des  Bezirkes  unter  Lokalakten 
m  abweichender  Weise  von  den  übrigen  Bezirken  verwaltet 
ircrde,  sei  möglichst  liald  ein  Ende  zu  machen.  Für  die  nicht 
iDsAssigen,  obdachlosen  AnTien  (HousrJrss  Foor),  bei  denen 
VerbeMCTui^en  hinsichtlich  der  Behandlung  am  dringendsten 
nothvendig  seien,  solle  die  ganze  Metn»|»oIis  als  ein  Distrikt 
angesehen  werden,  da  es  auf  einem  reinen  Zufalle  beruhe, 
in  welchem  Annenhezirke  diese  Klas.se  vitn  Armen  um  Unter- 
BtQtzung  anhalte.  Dabei  sollten  für  die  Houseless  Foor  Ije- 
sondei-e,  geeignete  Gebäude  errichtet  werden.  Die  Kosten  der 
Etrichtung  dieser  Gebilude  wie  der  Ver|itiegung  ihrer  Insasswi 
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sollten  von   der  gesamiiiten  Metropolis    ß:leicbDiits&if;  petm.i% 
worden. 

Dies  ist  der  wesentlichste  Inhalt  der  von  dem  Kontiti« 
fteiuachten  Vorschläge.  Dieselben  haben  allerdinps  uur 
allniÄhlich  eine  Bestätigung  durch  die  Gesetz- 
gehung  gefunden,  doch  beruht  die  gesaninite  r(^  arnien- 
gesetÄgebcrisphc  Thatigkeit  der  näclisten  Jahre  auf  diesen  wolil- 
begrllndeten  Unteisuchungen  des  Komitees.  Wie  der  Berirht 
der  lioyal  Commmion  vom  Jahre  1834  bisher  die  Unterlast 
für  die  Maassregeln  der  (iesetzgebuiyt  gebildet  hatte,  so  tritt 
jetzt  an  seinem  Stelle  für  die  weitere  Entwicklung  des  eojt- 
lischen  Amionwesens  die  Untersuchung  des  Sehet' Commititt 
von  18i>l~1864. 

Narhdeui  unter  deui  31.  Mai  1864  der  Report  dcni  P»r- 
lainente  vorgelegt  war,  richtete  am  27.  Juni  desselben  Jahres 
JIr.  Warreu  im  Unterhause  die  Frage  an  den  ["räsidenten  des 
Poor  Law  Board,  ob  derselbe  einen  auf  den  Vorschlägen  be- 
ruhenden Gesetzentwurf  vorlegen  wolle.  Villiera  antwortete, 
dass  eine  Reibe  von  Gesetzentwürfen  zur  Verwirklichung  die*« 
Vors«*hläge  in  Ausarbeitung  begrilTeu  wäre  und  solüdd  als 
möglich  dein  Parlamente  vorgelegt  werden  sollte').  Du 
Ministerium  hatte  sich  sniitit  entschlossen,  die  Neuerung  nicht 
wie  im  Jahre  1834  durch  ein  mnfJBSsendes  Gesetz,  soadera 
ei'st  allmählich  einzuführen  unter  Trennung  der  verschiedenpfl 
Materien,  fltr  welche  Verflndeningsvoi-schläge  gemacht  warea. 
Dieser  Entschluss  war  wiild  begründet,  da  sieh  die  Öffeatliclre 
Meinung  mit  einzelnen  Vonschliigen  von  vornherein  einveistaadei 
erklärte,  während  bei  anderen  auf  eine  heftige  Opposition  zu 
n'chnen  war. 

Villiers  selbst,  welcher  am  11.  Juli  1S66  aus  dem  Amte 
schied ,  vermochte  mir  noch  einen  Tlieil  dieser  Vorschlage  nr 
DuivhfUhrung  zu  bringen,  während  andere  erst  unter  den  kuizn 
l'riisiflentscliaften  s(?iner  beiden  Nachfolger,  The  Rigki  Ht». 
üathorne  Hardv  (Präsident  des  Poor  Law  Board  nm 
12.  Juli  1866  bis  "20.  Mai  1867)  und  The  Eif/ht  Hon.  tii 
Earl  (>/■  Devon  (Präsident  vom  21.  Mai  1867  bis  15.  Dezember 
1868),  Gesetzeskraft  erlangten.  (Urne  den  Venliensteu  riieiw 
beiden  Männer  zu  nahe  zu  treten  —  von  denen  der  Eart  »f 
Devon  sich  bereits  durch  eine  8'  ijährigo  Thätigkcit  als  Ter- 
Jiamenlary-SirrHiiry  des  Poor  Law  Board  ausgezeichnet  listtf  -, 
kann  man  die  Hiufühning  der  uuifasseuflen  RefuruieD,  weldie 
sich  an  den  lieport  des  Sekct-Commitfec  von  I861~-]ä(i4  ib- 
sclilossen,  als  die  Tliat  des  mn  das  englische  AmieiiweM 
hoch  vcnlienten  Präsidenten  Villiers  ansehen,  welcher  dei»  M«*- 
Commiifce  vorgesessen  und  das  Amt  eines  Präsidenten  des  Pw 
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Zah  Soard  volle  sieben  Jahre  lanj;  in  einer  fUr  ili(^  Entwicklung 
des  englischen  Aniienwcsens  kritischen  Zeit  innegehabt  hat 

§  13. 

Die  erete  Maassre^el,  welche  zur  gesetzgeberischen  Uurch- 
fDlining  kam,  war  der  Akt  27  a.  28  Vict.  c.  42  vom  Jahre 
1864.  Nach  diesem  Gesetze  soll  es  den  Guaräians  ge- 
stattet sein,  mit  Bewilligung  des  Poor  Law  Board  Annen- 
beamte,  welche  in  Folge  geistiger  oder  körperlicher  Schwäche 
oder  in  Folge  liohen  Alten;  unfiiliig  sind,  die  laichten  ihres 
Amtes  voll  wirksam  auszufüllen,  zupeosioniren.  Die  Pension 
floll  nicht  ül>er  zwei  Drittel  des  zuletzt  bezogenen  Gehaltes  l)e- 
tragen  und  bei  Pensioninmg  wegen  hohen  Alters  nur  dann  ein- 
tr^B,  wenn  der  Bf'treffende  zwanzig  Jahre  hindurch  als  Beamter 
eines  Armenverbandes  oder  eines  Kirchspiels  fnngiil  und  das 
sechzigste  Lebensjahr  bereits  vollendet  hat.  Durch  dieses  Gc- 
setK  *)  ward  die  Möglichkeit  gegeben,  Beamte,  deren  Entlassung 
im  Interesse  des  Dienstes  wUnschenswerth  erschien,  ohne  allzu 
BQBse  Härte  zu  entfernen.  Zugleich  hoffte  man,  durch  die  Eiu- 
lUiTiing  der  Pensionsberechtigung  bessere  Kräfte  zu  einer  Be- 
werbung um  Armenämter  zu  veranlassen. 

Das  nächste  Gesetz,  welches  ebenfalls  ohne  alle  Schwierig- 
keit durchging,  war  der  Metropolitart  Houselcss  Foor 
Aei  1804,  27  a.  28  Vict.  c.  H6.  Dieses  Gesetz  war  zu- 
Blehst  nur  für  ein  Jahr  bestimmt,  wurde  jedoch  im  folgenden 
Jahre  durch  28  Vict.  c.  34  für  dauernd  erklart.  Die  weseut- 
lichea  Bestimmungen  des  Gesetzes  gehen  dahin :  In  jedem 
Aimenverbande  bezw.  in  jedem  Kirchspiele  unter  eigener  Armen- 
Terwaltung  innerhalb  der  Metroiwlis  soll  ein  besonderer  au- 
gemesBener  Raum  fbr  die  Aufnahme  von  hilflosen  Wanderern, 
findlingen  oder  sonst  bedürftigen  Personen,  welche  lediglich 
Uateikonmien  für  die  Nacht  suchen,  geschaffen  werden.  Das 
Toor  Law  Board  hat  die  hierzu  bestimmten,  eventuell  neu  her- 
astellenden  Räume  vorher  zu  prüfen  und  dieselben  sodann 
venigstens  ein  Mal  alle  vier  Monate  zu  inspiziren.  Das  Board 
litt  dnrdi  ein  Iwsonderes  Zertifikat,  welches  jederzeit  widemifeu 
Verden  kann,  festzustellen,  dass  die  betretfenden  RSume  den 
dnidi  allgemeine  Regulative  zu  regelnden  Anforderungen  ent- 
q>redien.  Die  Zulassung  zu  diesen  sogenannten  Oiswaf  Wards 
hat  in  der  Zeit  vom  Oktober  bis  März  von  6  Uhr  Abends  bis 
8  Uhr  Morgens,  in  den  Ohrigen  Monaten  von  8  Uhr  Abends  bis 
8  Uhr  Morgens  zu  erfolgen.  Die  Polizei  hat  das  Recht,  jede 
PeiBon,  welche  von  ihr  ohne  Unterkommen  vonrefunden  wird, 
Aufnahme  diesen  Casual  Wards  zuzuführen.     Für  die 
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Kostoii  der  Vemaltunp:  der  Caswil  Wlirrfs  und  der  Verpflegung 
der  Insassen  hat  das  Poor  Law  Board  von  Zeit  zu  Zeit  einen 
hestinimten  Betraji  per  Kojif  der  aufcenommenen  Personen  fest- 
zusetzen, welcher  dem  betrelFenden  Verbände  oder  Kirchspiele, 
in  wek'hem  (las  Ward  gelefien  ist,  von  dem  Melropolitan  Boarä 
of  Works  aus  den  durth  diese  Behörde  vou  der  gesanunten 
Aletmjjolii:  erhobenen  Beitrilß^en  zu  ersetzen  ist.  Dabei  kann  das 
Poor  Law  Board  aucli  eiue  runde  Summe  für  die  Beschaffluiü 
eines  Casual  Ward  anstatt  einer  Entschadipnnfi  für  jede  anf- 
yenoniniene  Person  bewillijren.  Alle  diese  ^'er^lnstigunpen  sinti 
Jedoch  all  die  PcdinHunn  gebunden,  dass  das  Camal  Ward  dns 
schon  erwähnte  Zertifikat  der  Zentralbehörde  besitzt. 

Es  ist  eine  f;anxe  Reihe  neuer  Grundsätze, 
welche  in  diesem  (lesetze  her\'ortritt.  Der  nichtigste 
davon  ist,  dass  hier  zum  ersten  Male  die  (;esanimte  MetTupoÜB 
frtr  einen  besUnimten  Theil  des  Armenwesens  als  ein  Bezirk  be- 
handelt wird.  Wichtig  ist  ferner,  dass  hiermit  zugleich  «ne 
t^höhiuig  der  Machtbefugnisse  der  Zentralbehörde  verbunden 
wird.  Das  Poor  Law  Board  hat  die  alleinige  Entscheidung 
darüber,  ob  die  getroffenen  Einrichtiwfien  den  zu  stellende 
Ansprilchen  genügen;  von  <iem  durch  das  Poor  Law  Board 
aitsznstellenilen  Zertifikate  wii-d  die  Rückerstattung  der  Kosten 
aus  dem  gemeinsiuuen  Fonds  abhänclg  gemacht.  N'on  Dedeutuiw 
endlich  sind  die  Bestimmungi^ii  )>etreffs  der  Behandlung  der  Ob- 
{lachlosen.  Die  casual  pauptrs  werden  aus  rlem  WorkkovM 
ausgeschieden,  in  dessen  Verwaltung  durch  Aufnahme  von  solcbea 
Personen,  welche  blns  f\ir  die  Nacht  tJntei-stütznng  begehren, 
Schwierigkeiten  und  Unordnungen  sehr  leicht  her\-oTgeruiea 
werden  könnten.  Femer  winl  liei  der  Behandlung  dieser  Pereonen 
eine  Mitwirkung  der  Polizt^oi-gane  zugelassen.  Diesei'  letztere 
Piuikt  war  derjenige,  welcher  iu  der  Diskussion  am  ineistoi 
Meinungsverschiedenheiten  hervorrief.  Die  einen  wollten  die 
an  OMachlose  zu  irel)endeu  Unterstützungen  ganz  in  die  Bände 
der  Polizeiorgane  legen ,  um  auf  diese  Weise  gleichzeitig  eine 
Handhal>e  zur  Unterdrückung  der  Bettelei  und  des  Vagabnn- 
direns  zu  gewiimen.  Die  anderen  waren  gegen  jede  Henn- 
Ziehung  der  Polizei  aus  der  Besoigniss,  dass  die  letztere  dadanA 
von  ihren  eigentlichen  I'flichten  aligelenkt  werden  würde.  Du 
tiesetz  enthillt  so  in  dieser  Richtung  eine  Art  Konipromi» 
zwischen  den  entgegenstehenden  Ansichten').    - 

Das  zw  ei  feilos  wichtigste  Gesetz  dieser  Periode 
ist  nun  aber  der  Akt  28  u.  29  Vict.  c.  79:   An  Act  (n  jirt- 

')  Die  McinungBvctschiedGDhcil'  über  eine  Hcniazi^faung  der  PoliMi- 
ovgitiie  kftm  bei  der  Berathinif;;  eines  spütnen  GesetzeB  im  Jahre  1^ 
iKK'iininla  zum  Ausdrucke.  £a  isl  clabei  hesnnder«  eine  Kede  des  Eitl 
iif  KimberJe}-  zu  erwähnen,  in  welcher  alle  Momente  pni  nnd  evtl* 
mt  .iEii»ammengefBMt    Bind.     Vergl.    Hangard,  PnW.  Dtir.    IK  ToL  SU 
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k  for  the  beiier  Distribution  of  (he  Charge  for  the  Relief  of 
■  Poor  in  ünions,  oder,  wie  dieses  in  die  Prinzipien  des 
berigen  Aniieni-echts  tief  eingreifende  Gesetz  auch  kurz  ge- 
QUt  wird,  The  Union  ChargeabilHy-Act  1865.  Das 
•ü-U  jäng  nur  nach  äusseret  lebhafter  Opposition,  in  welcher 

•  R.  Kuifihtley,  Mr.  Bentisch,  Mr.  Thompson  und  Mr.  Henley 
l'nterhause  und  der  Herzog  von  Kutland  iui  Oberhause  be- 

iders  hervortraten,  durch  die  verschiedenen  Stadien  der  üe- 
zitebung  hindurch. 

In  der  That  wird  hier  dasjenige  Prinzip  allgemein  zum 
■setze  erhoben,  Regen  dessen  ausnahmsweise  Anwendung  in 
luiii  speziellen  Nothfalle  man  im  Jahre  1862  so  lebhaft  an- 
liäRipft  hatte.  An  Stelle  des  Kirchspiels  wird  der 
■men verband  zum  Träger  der  Armenlast  gemacht. 
^ross  diese  Neuerung  an  sich  ist,  so  ist  sie  doch  nur  das 
sultftt  eines  langsam  fortschreitenden  historischen  Prozesses 
Wesen:  Ein  l'rozess,  welcher  mit  dem  Jahre  1834  durch  die 
'bertnwung  gewisser  Annenlasten  auf  den  gemeinsamen  Fonds 
i  Verbandes  beginnt,  und  welcher,  nachdem  inzwischen  weitere 
eiahen  auf  den  gemeinsamen  Fonds  gelegt  waren,  durch  die 
(icsetze  von  1861  eingeführte  gleichmässige  Vertheilung  der 
itrftge  der  einzelnen  Kirchspiele  zu  dem  gemeinsamen  Fonds 
erheblicher  Weise  gefordert  war,  wird  hier  zu  Ende  geführt 
rch  die  Bestimmung,  dass  fortab  alle  Armenausgaben  aus  dem 
toeinaanien  Fonds  des  Verbandes  bestritten  wenlen  sollen'}, 

Das  Gesetz  enthält  aber  noch  in  einer  anderen  Richtung 
te  Weiterentwicklung  des  bestehenden  Rechtes.  Die  im 
liiT  1861  Betroffene  ßestiuiniung ,  nach  welcher  eine  Person 
fh  dreijährigem  Aufenthalte  an  einein  Orte  einer  Ausweisung 
6  demselben  im  Falle  des  Unterstützungsbedilrfnisses  nicht 
twliegt ,  wird  dahin  abgeändert ,  dass  fortab  diese  Wir- 
W  der  Irrrmovability  einem  Aufenthalte  von 
Jahre  beigelegt  wird.  Hiennit  kommen  durch  das  Gesetz 
B  1865  auch  die  lang  hingezogenen  Besti-ebungen ,  die  mit 
in  Heimathsrechte  verbundenen  Nachtheile  zu  beseitigen,  zu 
»m  Abschlüsse.  Von  einer  Hemmung  der  Freizügigkeit  durch 
e  bestehende  Heimathsgesetzgebung  kann  fortab  keine  Rede 
thr  sein,  und  die  l)eibehalteue  Befugniss,  Personen,  welche 
'h  noch  nicht  1  Jahr  an  einem  Orte  aufhalten,  im  Falle  der 
il&hedurftigkeit  auszuweisen ,  gilt  nur  noch  als  Mittel ,  um 
leekloseni  Umherschweifen  entgegenzuwirken^). 

')  Äncb  die  inzwischen  mit  (1<Mn  Annenwcsen  verhundeneii  Nebcn- 
*t<n:  Pocken- Impfung,  Zivilstanda-RegiBter  und  AnnenbegriibnisB  sind 
ttb  tat  dem  gemeineamen  Fond  ku  bestreiten. 

/LlSeg  wurde  wenigstens  damala  ala  das  ausschlaggebende  Moment 
idieBeibebaltuiigderAusweisuiigBbefagniaBBiigegebeii.  Vergl.  Lumley, 

*  Poor  Rtmotalimd  Union  Chartjeability-Act,  2.  Ann.  London  1865.  S.liP: 
<*«*  itpoH  vagraney  an<l  recktas  importtmity  of  tht  idle  aml  thriflleaa 


DcillizedDy  Google 


104  V.  i. 

Naphdein  der  Metropolitan  Houscless  Foor  Äei  18Ö4  den 
Weg  für  eiue  besoudere  Behandlung  der  Metropolis  geebnet 
liattc  und  nachdem  die  Erf^nipgen ,  welche  man  mit  der  in 
diesem  (Jesetzc  einfiefUhrten  gleichniAssigen  Behandlung  einer 
Klasse  von  Annen,  den  ObdachloBen,  gemacht  hatte,  Iwfriedigend 
ausgefallen  waren,  ging  man  nunmehr  an  die  von  dem  Komitef 
im  .lahre  1864  voi^eschlaitene  umfassende  Reform  des 
ArmenweseuB  in  der  Metropolis. 

Die  Annenvcrwftltung  in  London  erheischte  dringend  eine 
Umgestaltung.  In  einem  Drittel  des  Bezirkes  wurde  die  Ver^ 
waltung  unter  besonderen  Lokalakten  in  einer  Weise  geführt, 
welche  %'ielfach  nicht  im  Kinkl)in;;e  stand  mit  den  in  dem  Ge- 
setze vou  1834  niedergelegten  und  durch  die  spftteren  Gesetee 
sowie  durch  die  eingehenden  Verordnungen  und  Regulati%T  der 
Zentialhehörde  nilher  ausgeführten  Prinzipien.  Ferner  war  die 
Ui^leichheit  in  der  Arinenl)elnstung  innerhalb  der  Metropolis 
eine  exorbitante.  In  denjenigen  Bezirken,  welche  vorzugsweisF 
vou  der  vennögenden  Klasse  der  Bevölkerung  bewohnt  wurda, 
befand  sich  nur  eine  geringe  Anzahl  Unterstützungsbedürftiger: 
mau  fnng  in  Folge  dessen  hier  mit  der  Gewährung  einer  Unte- 
stQtzung  häufig  verschwenderisch  und  unrationell  vor.  Du 
schroffe  Gegentheil  davon  musste  der  Fall  in  den  ärmeren 
Stadttheilen  sein.  Hier  war  die  Zahl  der  UnterstQtzungsbedOrf- 
tigen  eine  grosse,  di^iegcn  waren  die  Ven»<^ensverhäItnisBe  dn 
Steuerzahler  solche,  dass  eine  gute  Verwaltung  des  Armeuwesens 
hftufig  schon  an  dem  Mangel  hinreichender  Mittel  scheiterte'). 
Kine  Ausgleichung  der  Arnienlast  und  die  Herbeiführung  einer 
mehr  gleichniässigen  Annenverwaltung  ergab  sich  somit  als 
nächstes  Ziel. 

Das  nuiunchr  im  Jahre  1867  erlassene  Gesetz  30  Viel, 
c.  6 :  An  Act  for  ihe  Establisktnent  in  the  Me^opdis  af 
Asylums  for  ihe  Sich,  btsane  and  other  Classea  of  the  Foor 
o«f/  of  Disiietmaries ;  and  for  the  Distribtäion  over  ihe  JUtfrn- 
polis  of  Portions  of  ihe  Charge  for  Poor  Relief;  and  for  oihir 
Purjioses  relatintf  to  Poor  Relief  in  the  Metropolis*)  Wieb 
jedoch  bei  den  Muassregeln,  welche  nur  die  Heilung  bestehender 
Missstände  im  Auge  hatten ,  nicht  stehen.  Das  Gesetz  sudiie 
vielmehr  auch  wirkliche  Verltesserungen  in  der  allgemeinn 
Behandlung  des  Amieiiwesens  einzufllhren ,  welche  sich  gemJe 
in  London  mit  seiner  dicht  zusammenwohuenden  Bev&lkeniK 
mid  seinem  Wohlstände  am  leichtesten  durchsetzen  liessei 
London  wurde  so  gleichsam  zu  einer  Versuchsstation  ftr 
Kofonnen  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  gemacht,  äse 
Kiclitung,  welche  von  der  siiät<'i-eu  Gesetzgebung  noch  weitn 

')  Uebcr  die  frühere  Annen  Verwaltung  der  Metropolis  eiebt  äs  Arf' 
eatz  von  Luinley  in  dem  Joiiniiil  of  Ihe  London  Stotiftieal  Soulf 
Bd.  21  S.  Ififl  fF.  guten  AufmliluM. 

»J  Das  Gesetz  wird  regelmüssig  als  Mrtroji^itau  l^r  Atl  IBSJ'ääA 
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verfolRt  WTirde.  Eine  Reihe  von  Kaasfiegflii  konnte  hier  un- 
mittelbar unter  den  Augen  der  Zentralbehrmle  die  ["robe  be- 
stehen, elie  mau  z\u  Eiiif(]hi-ung  der  Neueningi.>n  in  den  Übrigen 
Theilen  des  Landes  schritt. 

Betrachten  wir  nun  die  Einzrlheiteu  des  sehr  aiisflllirlichen 
OeEetzes;  dasselbe  zerfällt  in  82  Seciions. 

^unitchst  erhjllt  die  Zontralbeliörde  die  Befugniss,  iiucli  in 
denjeniften  Bezirken,  in  denen  die  Anni'iivorwaltun^'  unter  Lokal- 
akten Refßhrt  wird,  Bonrils  of  Guardians  in  Geniiissheit  der 
allgemein  geltenden  Bestimmungen  zu  bilden.  Diese  ueu^'ebil- 
deten  Boards  sollen  diesellien  Rechte  und  Pflichten  halieii  wie 
die  unter  dein  Anuengesetze  von  1834  gebildeten;  sie  unter- 
liegen in  gleicher  Weise  den  Anordnungen  und  Regulativen  der 
ZentraUiebörde.  Daliei  sollen  alle  Anordnungen,  welche  von 
der  Zentralbehörde  filr  die  gesaninite  Metropolis  oder  einzelne 
Bezirke  dei'selben  getroffen  wfi<len,  nicht  als  Gcnirni-Ordtrn 
gelten  und  also  von  den  )>escliränkeuden  Bestimmungen  ent- 
btmdeu  sein,  welche  sonst  fllr  Anonlnungen,  die  an  niehreix> 
Bezirke  gerichtet  sind,  liestehen.  Die  Zeutralliehönie  erliillt  zu 
gleicher  Zeit  die  Befugniss.  eine  Anzahl  von  in  dem  lietrelt'enden 
Bezirke  wohnhaften  Friedensrichtern  und  von  Steuerzahlern, 
welche  auf  nicht  weniger  als  40  £  zur  Annensteuer  eingeschätzt 
rind,  zu  Giffirdiara  zu  eniennen.  Ks  darf  jedoch  die  Zahl  der 
BD  ernannten  Guardians  und  der  ex  officio -Guardimts  zusammen 
nicht  mehr  als  ein  Drittel  der  gewählten  Guardians  betragen. 
Weiter  hat  die  Zentralbehörde  das  Recht,  falls  auf  ihi-e  Auf- 
foidemng  hin  nicht  innerhalb  14  Tagen  die  Ernennung  der  fUr 
«forderlich  gehaltenen  Annenbeaniten  erfolgt ,  selbst  diese  Ei- 
nennung  vorzunehmen. 

Was  sodnnn  die  Annenvenvaltuug  sell>st  anbetrifft,  so  soll 
rin  gemeinsamer  Fonds  fUr  die  ganze  MetroiKilis.  Metropolitan 
Öomwon  Foor  Fund,  gebildet  werden,  zu  welchem  die 
Rozelnen  Verbände  und  KiiThspiele  nach  Verhiiltniss  ihn-s,  <ler 
AnnenEteuer  uutem-orfenen  Eigenthum.«  beizutragen  haben.  Au.s 
diesem  Fonds  sollen  bestritten  werden 

a)  die  Unterhaltung  der  Geisteskranken, 

b)  die  Unterhaltung  von  Fieber-  und  Pockenkranken  in  den 
fOr  dieselben  besonders  zu  enichtenden  Asylen: 

c)  die  Unterhaltung  von  annen  Kindern,  soweit  dieselben  in 
besonderen  Schulen  aus.serhalb  der  Worhhoitsis  unterge- 
bracht sind; 

d)  die  gesammten  Kosten  ftir  die  Obdachlosen: 

e)  ^le  Ausgaben  fUr  Arzneien  und  ilr/tliclie  Hilfe; 

f)  die  Gehalte  aller  Beamten  in  den  Distriktschulen,  in  den 
Asylen  und  in  den  AnnenaiKithekeu. 

Hierzu  treten  dann  nocli  die  Ansgaheii  fllr  die  schon  idwu 
erwähnten,  mit  dem  Anuenweseu  verbundenen  Posten:  Pockeu- 
impfiing.  Registrirung  der  Geburts-  und  Stcrbefälle  u.  s,  w. 
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Zur  VorwiiUuun  des  Common  Fund  wirA  vou  ileiii  I'oor  La« 
Board  ein  bosonderev  Reainter,  Rcceh-er,  eraannt.  Hie  Beitraßs- 
zahlunficn  lier  eiiizelnen  Armenverbände  werden  in  der  Weise 
;,'ei-ef!elt ,  dass  jeder  Verband  zunächst  die  Auspalien ,  welche 
innerhalb  seines  Bezirkes  fallen,  selltöt  liesti-eitet,  und  dass  halli- 
jilhrlich  durch  den  Rechnuiigsrevisor  für  den  einzelnen  Verband 
die  Summe  festgestellt  wird,  welche  derselbe  von  den  übrisen  nur 
BeistoueiTing  verpflichteteu  Verbänden  zurückzufordern,  sowie 
andererseits  diejenifie  Suunue,  welche  derselbe  zu  dem  peraein- 
siunen  Fonds  beizusteuern  hat;  blos  die  Differenz  dieser  beiden 
!>ununen  ist  haar  zu  beaihlen  l)ezw.  zu  euipfanpen. 

Die  znnüchst  für  die  Metrojiolis  einpeföhrten 
Neuerungen  erstrecken  sich  vor  allem  auf  die  Armen- 
krankeniiflcge.  Die  Zentnilbehtole  erhält  die  Beftipiss, 
durch  Vereinigung  mehrerer  Armeuvertiände  Distrikte  zu  bilden, 
um  Asyle  für  Kranke,  Gebrechliche,  Geisteskranke  imd  andere 
Klassen  von  Annen  zu  erricliteu.  Diese  Asyle  werden  von  be- 
sondei-en  Mnnngers  verwaltet .  von  denen  ein  Theil  durch  die 
GHardians  g(>wählt,  der  andere  durch  das  Poor  Law  Board  enianot 
wird.  Das  Poor  Law  Boartl  hat  die  Gesaiumlzabl  der  Managen 
sowie  das  Verhältniss,  in  welfheni  die  Zahl  der  ernannten  zu  der- 
jenigen der  gewählten  Managers  stehen  soll,  festzusetzen,  jedoch 
sollen  die  vou  der  Zentialhehöide  —  und  zwar  aus  den  im  Distrikte 
wohnhaften  Friedensrichtern  und  den  höher  eingeschätzten  Steuer- 
zahlern —  ernannten  Managers  nie  mehr  als  ein  Drittel  derGe- 
samnitzahl  bilden.  Das  Poor  Lau-  Board  kann  sowohl  den  Neu- 
bau von  Asylen,  als  die  Umwandlung  bestehender  Workhourt 
in  Asyle  anordnen.  Zur  Errichtung  der  Asyle  können  Anleihen, 
welche  innerhalb  zwanzig  Jahren  rllckzahlbar  zu  machen  sind, 
aufgenommen  werden;  diese  Anleihen  sollen  eine  nach  den  Ws- 
herigen  Annenausfiaben  des  Distrikts  angemessen  erschemeniie 
Hohe  nicht  iUtersteigen.  Die  Ansahen  ^r  die  Errichtung  toid 
Instandhaltung  der  .\5yle  sind  von  den  vereinigten  VerbAndM 
gleichniiissig  zu  tnigen,  während  die  Kosten  der  Unterhaltuy 
der  Insassen  dem  betreffenden  jeweilig  unterstutzuugspflichtigei 
\'erbande  zur  Last  fallen. 

Durch  die  so  bewirkte  Ausscheidung  einzelner  Klasg« 
vtm  Annen  aus  dem  Workhoitsr  hoffte  man  nicht  nur  für  diM 
Klassen  eine  geeignetere  und  angemessenere  Behnndlung  n 
pi"zielen .  sondern  zugleich  auch  eine  Verbesserung  in  der  Be- 
liandlung  der  llbrigon  Klagen  zu  en-eiclien.  Nach  Ausscheirfaij 
der  eine  spezielle  Fürsoige  verlangenden  Kranken  und  Gebiwt 
liehen  konnte  ein  strengeres  und  mehr  einheitliches  Sj'stein  ii 
dem  WorJ^ome  durchgeMhrt  werden. 

rill  die  Klassifikation  der  Armen  durch  ver- 
schiedene, für  die  spezielle  Klasse  geeignete  An- 
stalt e  n  —  und  nicht  wie  bislier  blos  durch  besondere  Ab- 
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theilimgen  innerhalb  dos  Work/iouse  —  noch  mein'  zu  lieforciern, 
wurde  (Jem  R>or  Jjatc  Board  die  weitere  BefuRniss  ßCfrchcn,  zu 
bestimmen,  dass  bestehende  Workhotiftes  nur  ziir  Aufnaliine  einer 
bestinnnteu  Klasse  von  Aniii'n  dienen  sollten.  In  diese  nur  für 
eine  einzelne  Klasse  bestininiteii  Workhousus  sollten  aurh  Amie 
aus  anderen  Verbänden  unlei'  besonders  festzusetzenden  und 
TOD  dem  Poor  Law  Board  zu  bostiiti^'eiiden  Bedingungen  auf- 
genommen werden. 

Die  bisherigen  Bestimmungen  über  die  Beitragsiiflicht  der 
einzelnen  Verbände  zm"  ErrichtunR  von  Distriet-Schools 
wurden  dahin  abgeändert,  dass  fortab  die  Kosten  fllr  Errichtung 
und  Instandhaltung  dieser  Gebäude  wie  für  die  Besoldung 
der  darin  angestellten  Beamten  gleichinilssig  von  den  ver- 
dnigten  Armenverbilnden  getragen  werden  sollten.  I  )a  die 
Kosten  ^r  die  in  diesen  Anstalten  aufgenonnnenen  Kinder  nach 
der  schon  erwähnten  Bestinunimg  von  der  ganzen  Metropolis 
einheitlich  zu  tragen  waren,  so  hoffte  man  hiermit  hinreichende 
Maassregeln  getroffen  zu  haben,  um,  ohne  allzu  schwere  Belastung 
des  einzelnen  Verbandes,  die  armen  Kinder  aus  den  Worihotises 
berauszusrhafTeu  und  dieselben  in  geeignetere  Anstalten  unter- 
zabringeu. 

Endlich  führte  das  Gesetz  ein  neues  System  für  die  Verab- 
reichung von  Arzneien  für  Anne  ein.  Das  Gesetz  ordnete  an, 
dass  in  jedem  Verbände  bezw.  In  jedem  selbständig  vei-waltcten 
Kirchspiele  der  Metropolis  eine  Armen-Apotheke  zu  er- 
richten »ei,  von  welcher  alle  Arzneien,  die  an  Anne  ver- 
schrieben werden,  zu  erhalten  sind.  Für  die  Annen -Aiiotheke 
(Diapensnry)  soll  ein  besonderes ZJisji/twnry-CtwwwuYtee  von  den 
Ouardians  ernannt  werden.  Diesem  Komitee  liegt  fortab  auch 
die  Ernennung  der  Distrikts-Annenärzte  ob.  Mim  liof^e,  durch 
üeae  Einrichtung  die  anncuürztlirhe  Hilfe,  soweit  sie  ausserbalh 
des  Workhouse  gewährt  wird .  besser  und  zugleich  billiger  zu 
oiganisiren. 

Hiermit  hatten  die  Vorschläge  des  Komitees  vom  Jahre  1864 
im  wesentlichen  ihre  Bestütiguug  durch  die  Gesetzgebung  ge- 
Ainden,  bis  auf  den  einen  Vorscldag,  das  Poor  Imw  Board  als 
pennanente  Behörde  einzusetzen '),  Diese  Maassr^el  erfolgte  nun- 
mehr als  Krönung  des  ganzen  Ileformwcrkes  an  letzter 
Stelle.  Durch  den  Act  30  a.  31  Vict.  c.  106  vom  Jahre 
1867  wurde  das  Poor  Law  Board  für  permanent 
erklärt,  und  es  ward  damit  diese  Behörde,  welche  bisher 
immer  noch  den  Charakter  eines  Versuchs  gezeigt  hatte,  zu  einer 
dauernden  Staatseiurichtung  erhiil>pn.  Zu  gleicher  Zeit  ver- 
meinte das  Gesetz  die  Machtstellung  der  Zenti-alliehörde  noch 


*)  IHe  ebenfklls  von  dem  Komitee  vorseschl^ene  Ucljertragung  <Ier 

jDDinie  der  Dälrict  Auditors  auf  das  Poor  £am  Board  eruAgte  im 

Jkhn  166S  dnnh  31  a.  32  Vict.  e.  122  s.  24. 
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insofera ,  als  es  derselbeo  die  Befu^iss  gab ,  auf  Antrag  tou 
einem  Zehntel  der  EigenthOmer  imd  Steuerzahler  dea  oder  der 
iiiteressirten  Kirchspiele  durch  eine  Provisional  Order  die  Theilnng 
gi'össerer  Kichspiete  oder  die  VereinifninK  abgesondert  lie^render 
Tlieile  eines  Kirchspiels  mit  einem  benachbarten  Kirchspiele  an- 
zuordnen. Ferner  soll  die  Zentraltehörde  auf  Anträg  einn 
einfachen  Mtyorität  der  GuarfJiann  in  den  Bezirken,  in  welch» 
die  Arnienverwaltuns  noch  unter  Lokalakten  geführt  wird,  die 
betreffenden  Loknlakte  dui'ch  Provisional  Orders  gänzlich  auf- 
heben oder  nach  Gutbefinden  abändern  dürfen.  Die  erlaseneu 
Frovisionaf  Orders  sind  dein  Parlamente  zur  Bestätigung  tot- 
zulegen. 

§14. 

Die  Gesetzgebung  hatte  so  in  der  kurzen  Spanne 
Zeit  von  drei  Jahren,  1864  —  1867,  erhebliche 
Veränderungen  in  das  englische  Armenwesen  ein- 
geführt. Diese  Veränderungen  waren  zum  Theil  nur  du 
Schlussergebuiss  einer  lange  vorherijegangenen  Entwicklang,  ttoi 
Theil  stellten  sie  sich  als  die  ersten  vorsichtig  gethanen  Schritte 
für  Reformen  dar,  welche  zu  voltenden  der  nachfolgenden  GeseU- 
gebung  überlassen  blieb.  In  die  erstere  KatQ?orie  ist  vor  allem 
zu  zahlen ;  die  Uebertragung  der  Amienlast  von  dem  Kirchspide 
auf  den  Armenverband,  die  Entkleidung  der  Heimathsgeseti- 
gi'bung  l)ezw.  der  mit  ihr  verbundenen  Ausweisungsbefugnias  tob 
den  fühlbarsten  der  ihr  anhaftenden  Härten,  und  endlich  die 
Permanenzerklärung  der  Zentralbehörde. 

Zu  der  zweiten  Kategorie,  also  zu  denjen^n  Haass- 
regelu,  welche  neu  eingeführt  und  erst  durch  die 
spatere  Gesetzgebung  voll  entwickelt  wurden, 
gehören 

1)  die  abgesonderte  Behandlung  der  gesammteu  Metn)p(dii 
als  eines  einheitlichen  Bezirkes  behuis  HerbeifDhrung  etiter 
gleichmässigeren  und  besseren  Verwaltung  des  Armenwca« 
und  einer  gerechteren  Vertheilung  der  Armenlasten ; 

2)  die  der  Zentralbehörde  mit  Rücksicht  auf  eine  einheitlitbat 
und  rationellere  Armenverwaltung  eingeräumte  Erhöhnif: 
ihrer  Machtbefugnisse  nach  dreifacher  Richtung  hin: 

a)  gegenüber  den  unter  besonderen  Lokalakten  geföhittB 
Armen  Verwaltungen, 

b)  bezüglich  einer  zweckmässigeren  räumlichen  Ahgrennii: 
der  Armenverliände,  und  sodann 

c)  l)ezHglich  der  Vereinigung  mehrerer  Verbände  fllr  in- 
stimmte  Aniienzwecke ; 

3)  die  zua'ichst  fur  die  IMeUopolis  eii^führte  Ausscbeiduf 
einzelner  Klassen  von  Armen  aus  den  WorJchotues. 
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Auf  die  weitere  Dunhftlhmiif.'  diesei-  diti  {ninzipieDen 
Punkte  ist  im  weseiitliviie»  die  geset/jjebinisibo  Thiitigkeit  von 
1868  ab  gerichtet.  Alifzcsclion  hiciTon  siuhte  dieselbe  einzelnen 
Mün^reln  der  bestehenden  Gesetze  alizniielfen ,  so  beztlfflich  der 
Erhebung  der  Aniiensteuer ,  der  Autiiahme  von  l'arlehen  zu 
Amienzwccken  u,  s.  w. ,  ohne  dass  irfieiidwie  neue  iirinzipielle 
Uesirhtspuiikt^'  dabei  auftreten. 

Dagegen  nimmt  nel)eH  den  Miiassi-egeln  der  Gesetzgebung 
von  18ti(j  ab  die  Tliiltigkeit  der  Zentralbehörde  eine 
Iiervorraueniie,  ja  ftlr  ilie  eigontlii'he  Arnienverwaltung  viel 
wiclitjgere  Stellung  ein.  Sie  beschrankt  sieh  nicht  darauf,  die 
{[esetzlichen  nestinimungen  energisch  zu  einer  einheitlichen  Durch- 
führung zu  bringen  und  in  diet^er  Richtung  insbesondere  feste 
Gnindsiitze  heztlglich  der  Gewährung  von  Ottl-door  Beh'ef  ein- 
zuflthren,  somlem  tritt  auch  reformireud  heivor,  indem  sie  vor 
allein  Aas  Zusanunenwirken  des  Üffcntlichen  Aruienwesens  mit 
der  Wohlthiitigkeit  um!  deren  Einrichtungen  und  Anstalten  her- 
zoBtellen  suclit. 

Gehen  vrir  nach  diesen  allgemeinen  Beti-achtiingen  tlher 
die  Entwicklung  des  Aniienwesens  in  der  letzten  hier  zu  lie- 
handelndea  Periode  nunmehr  zu  den  Maassregeln  der  einzelnen 
J^re  über. 

Die  Thütigkeit  des  Poor  Laie  Board  wurde  /unikhst  er- 
beblich dmoh  die  Ausführung  des  Metroiiolitan  Poor 
Act  1867  in  Ansprach  geuonuuen.  Es  wurde  ein  Boanl  of 
Managers  fllr  den  Metropolitan  Asylum  Disirict  ge- 
hililet,  I)e8teheud  aus  45  von  den  Guardians  gewühlten  und  15 
von  der  Zentralbehörde  ernannten  Personen.  Diese  BehJtrde 
liegaun  mit  der  Errichtung  von  zwei  grossen  Irreuhäusei-n  in 
Leavesden  und  Caterham  sowie  von  mehreren  HosiiitAlem  filr 
ansteckende  Krankheiten,  insbesondere  ftlr  Fieber-  und  Pocken- 
kranke. Sodann  erfolgte  die  Vereinigung  einer  Anzalil  von 
Armenverbilnden  zur  Errichtung  von  Krankenasylen,  in  welche 
«De  Annen,  welche  einer  eingehenderen  ilrztlichen  Behandlung 
bedDrfen.  gebracht  werden  sollten').  Man  bildete  vorläufig  fOnf 
fiolcher  Sick-AspJum-Distrkts  und  gestattete  für  einzelne  grössere 
und  vennftgenrlere  Verbünde  die  Errichtung  eigener  htfirmarifs, 
Endlich  begann  man,  wenn  auch  hier  nur  ivcht  langsam,  mit  der 
Errichtung  von  Araienapotheken  in  den  einzelnen  Anuenver- 
länden  vorzugehen. 

Wahrend  so  die  FllrsoiTje  für  arme  Kranke  bewerk- 
stelligt wunlc,  hatte  der  Metropulilan  Ponr  Ad  18<i7  auch  eine 

■)  NhcIi  14  a.  1-5  Vict.  a.  VSh  b.  4  war  es  den  Gii-inlians  mit  Ein- 
villigutig  der  ZentraltiehÖiilc  gcstRttct,  mit  Ibiapitiilem  und  Kntnken- 
häMfni  Abkommen  zu  trclFir,  um  Iieaondcrc  KUsot-n  von  armen  Kmnken 
dort  ftufKUnebmen.  Durch  AusnurKun^  dicwr  ßcfngniss  hatte  man  hiBher 
die  FüiBorge  fllr  diejenigen  Kranken,  dcrßii  Behandlung  in  den  M'ark- 
AoiMM  abnolut  unthunlicn  war,  liuu-eriiBtelligl. 
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Huinihalio  fHr  dip  bessere  Kr/iehung  der  armen  Kiuder  gegeben. 
Nacli  diesem  Gest^tze  waren  die  Ktisteii  für  die  Erhaltung  armer 
Kinder  iu  Distriktscliuleii  oder  anderen  l>esonders  attestirtm 
Anstalten  als  geHieinschat'tliche  Lasten  auf  den  MetropvUtan 
Common  Fund  gelegt,  wAhroud  die  Kosten  lür  die  in  den 
Worhkouses  untei^ebrachtou  armen  Kinder  den  einzelnen  Ver- 
biVnden  zufielen.  Diese  Besttnimui^  machte  die  Verbände  ge- 
neigter, sich  mit  andei'en  z\i  Sebuldistrikten  hohufs  Errichtui« 
von  Dtstricl - Schools  zu  vereinigen,  und  es  wurden  her^ts  in 
dem  ersten  Jahre  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  drei  deraitipp 
Sehool-Disiricts  gebildet. 

Waren  die  Uefonnen  in  der  Metropolis  schon  hiernach  recht 
umfassende,  so  glaubte  mau  iliesellicn  dureh  neue  gesetzgeberische 
Bestimmungen  noch  weiter  »usdehueu  zu  sollen.    Im  Jahre  1869 
ei^ng    ein    Amendment- Act   zu    dem    Metropolilan 
Föor-Ai'i  von  1867    (32  a.  33  Vict.  c.  53).     Die  Be- 
fugnisse der  Zentral  behörde  werden  darin  in  meltifnfber 
Hinsicht  verstiirkt.     Ma»  erleichterte  die  volIstAndige  Vct- 
schmelzung  mehrerer  Amienverbände  oder  Kirchspiele  ineincD 
Armenvorband,  und  man  gestattete  ferner  dem  Poor  Jm«  Boarä, 
abgesondert  liegende  Theiie  ein  Verbandes  behufs  l>esserer  Ya- 
waltung  mit  einem  andern  benachbart  liegenden  Verbaorte  zn 
vereinigen.  Von  dieser  Befugniss  «"urde  alsbald  Gebrauch  gemach 
Die  Armenl)ezirke  wurden  räumlich  besser  abgegrenzt  uurt  ihre 
Zahl  von  39  auf  30  vermindert,  von  welchen  13  aus  einzelneii 
Kirelisjiiclen  bestehen,  während  17  Verbände  mehrere  Kirchspiele 
umfassen.     Weiter  erhielt  das  Poor  Law  Board  die  Befi^mss, 
schon  bestehende  Asylumx  und  SehooJ-THstriets  au&ulösen,  w» 
inslwBondere  für  eine  geeignetere  Noubildiiug  der  School-DinhitH 
von  Werth  war.    Sodann  wurde  in  dem  Gesetze  AemPoorLai 
Board  das  weitgehende  Recht  gegeben,  alle  RnckzahlunKen  las 
dem    Mftropolitmi   Common  Poor  Ftmd   an    einen   eiozelDei 
AnneuvrrlKind    solange    zu  suspendiren,    bis   der  letztere  der 
Aufforderung  zur  Krrichtung  einer  Armenapotheke  nachgekoiaiiM 
sei.    Man  schuf  liierdureh  ein  sehr  gewichtiges  ZwangEmitH  nt 
die  Kmchtung  von  Aniienapotheken  durchzusetzen,  mit  deiei. 
wie  ei-wähnt,  anfangs  nur  langsame  Fortschritte  geinacit  ira*i 
waren.    Man  veroi'dni'te  gleiclizeitig,  dass  in  der  ArjnenapotWf 
ein    Ijesonderer   Raum    hei^erichtet    würde,    in    welcbm  ins 
Distrikt-Armeuar/t  zu  bestimmten   Tageszeiten   Sprechstnuta 
abhalten  sollte.     Auf   diese   Weise   konzentrirte  man  die  p- 
saninite  annenilrztliche  Hilfe,  soweit  sie  ausserhalb  des  ff«- 
house  oder  der  anderen  geschlossenen  Anstalten  erfolgte,  in  in 
numiielir  innerhalb  kurzer  Zeit  für  j«len  Armenl«ozirk  ip  te 
Metropolis  errichteten  Anuenapotlieken. 

Das  Gesetz  trifft  sodann  noch  eine  Reihe  spezieller  Tw 
Schriften,  von  denen  hier  nur  eine  noch  hen-orgehobea  mri« 
soll.    Nach  s.  11  soll  es  den  Gtinrdians  der  einzelnen  VoMa* 
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oder  (ier  SciioohlUsfricti  jrf^tattet  spiii,  mit  GpiiohniijiuH};  des 
Foor  J^tr  Jintirä  Scliiflc  zu  kiiufcu  oder  zu  iiiietlieu,  um  auf 
ileuselben  iinui"  Kiinlieu  für  lUni  Sf('iii<'nst  vor/ultoreitou.  Diese 
KfaassFPgel,  von  wrlchoi'  alsbald  mit  ^läu/otidciii  Kifol^'i'  Ge- 
brauch genim-lit  wurde,  be/oiißt  das  in  rlieser  Zeit  stark  lienor- 
tretende  luterepse,  filr  die  anueu  Kinder  in  aiidfi-er  Weise,  als 
es  bisher  fresclielieu  war,  /u  sorcen.  Die  l'iitei-stiit/uHi;  als 
solclie  tritt  bei  dieser  Klasse  iuimer  mehr  und  iiielir  liinter  dem 
eraieherisclieu  Gesiclitsjanilitc  zurilck.  Das  Hau)  >t^'e wirbt  winl 
darauf  ;ielefrt,  die  Kimlci'  den  Annen  des  l'an])erisnnis  zu  ent- 
reisneu  und  sii'  zu  linuicliluren  und  niitzlidieu  Oliedeni  der 
niensrliliclien  Gesellsrlial't  m  erzielien.  Jlaii  ^'elaufite  daliei  zu 
der  L'ebei-zeuRunj;,  diiss  hierfür  dits  Ijeltreu  tuid  Lenieu.  wie  es 
ja  auch  in  den  St'liuleu  der  Wvrhhousis  lietriebeu  wani,  allein 
nicht  prenilfrend  sei,  stuidem  dass  (iafUr  aueli  küriierlidie  Aus- 
bildung der  annen.  in  .tiesnndheitlicber  Kichtuufr  oft  veniarli- 
lässipfteu  Kinder  sowie  systematische  Er/iehuni;  /.u  einem  Heiufe 
von  niithen  sei.  um  in  dem  Kinde  frülizeiti^  den  Simi  für  Arlieit 
zu  erwecken  'j. 

Zicudich  ^rleichzeitijr  mit  dem  Meiropolifmi  Poor  Amnu\~ 
wenf  Act  ei^ng  noch  ein  auderes  S|H'zialp<'setz  ftlr  die  Metro- 
polis, der  sojtenaniite  Yaluaiion  of  Froperiy  Metro- 
politan Act  32  a.  33  Vict.  p.  Ö7,  welcher  sich  als  eine 
EiiKinzunK  des  obeuerwilhnteu  l'nion  Assessitm  Committce  Act 
19B2  darstellt  mit  der  Teniieuz,  für  die  (lesaumite  Metmiiolis 
iu  noch  weiterem  Umfanpe  eiue  einheitliche  Vcranlaguus  zur 
Steuer  herbeizuführen -j. 

Von  jrrössei-er  Bedeutung  ist  eiu  andei-es  in  dem  darauf- 
fidgeuden  Jahi-e  fUr  die  Metropolis  si»ccioll  erjiaufienes  Gesetz, 
der  Metropolitan  Poor  Anieufimcnt  Art  1870  33  a.  34 
Mrt.  c.  18.  Derst^lbe  bringt  das  in  dem  Gesv-tze  von  18ti7  aus- 
gedruckte Bestrelx'n  nach  einer  {rleichniilssigcren  Veillieilung  der 
Annenlast  innerhalb  der  Metroiiolis  zum  Al>srhlusse. 

Man  erinnere  sich,  dass  nach  dem  Gesetze  von  18ij7  als 
getneinsaiue  Lasten  der  gesanimt(>n  Metroiiolis  anerkannt  waren : 
die  «eaauunte  anneuar/tlicho  Hilfe,  die  Unterbaltuu}^  der  Kinder 
wie  der  Kranken  und  IiTäinuifien  in  <Ien  besondei-s  dafllr  be- 

')  Wir  kummen  auf  diesen  Huukt  bei  der  Darstellung  des  1ieiiti(;fu 
Amenweaens  noch  Bpezicll  zurück  und  möi'litcu  an  die«ur  Stelle  nur 
Tonusachicken ,  das«  ii.  u.  M.  die  Kraiehiitig  <lcr  annen  Kinder  zu  den 
bcatgeordncten  und  lefarrcichBtiüi  l'iirtieii  der  englischtrn  AimenTer- 
waltuug  IU  lähleu  lii. 

*]  Das  Gexetz  pebt  bestimmte  Ri'geln  über  die  AbBChätzung  einzelner 
KIbmi»!  Tnu  Eiccnthum  und  Buiht  eine  Ueihe  von  Punkten,  welche  zu 
HdnungavenchiedenlieiteD  Anläse  gegeben  bnlten,  klarer  zu  regeln.  Ei<  trifft 
ferner  neue  Bestimmungen  lictreÜH  der  ge^'en  die  Ab»cliätziing  zulässigen 
Benifung,  «eiche  KunSchst  nn  die  l'riedensrii'liter  in  den  kleinen  Sitzungen 
da*  einselnen  JUriiiotm  und  siMlann  an  besonders  gebildete  Atifesiimcnt 
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i-tiiiniiten  Anstalten,  sowie  emllkh  die  durch  die  Obdachloeeo 
veranlassten  Kosten.  Diese  genieiasamen  Lasten  betrugen  be- 
reits mehr  als  ein  Drittel  der  freßaHimten  Ausgaben  für  das 
Armenweseu.  Fast  die  gesammte  öffentliche  Meinung  sprach 
sich  jedoch  Imld  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  von  1867 
fttr  eine  weitere  Ausdehnung  dieser  gemeinsamen  Lasten  aus. 
Das  Poor  Law  Board  glaubte,  zunächst  eret  noch  weitere 
Erfahnnigen  sammeln  zu  müssen. 

Es  galt  insbesondere  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass 
nicht  bei  diesem  Bestreben  nach  einer  pleich- 
mässigeren  Vertheilung  der  Armenlast  ober  die 
gesammte  Metropolis  eine  Erhöhung  der  Armenaus- 
gaben dadurch  hervorgerufen  würde,  dass  sich  in  der 
Amienverwaltung  selbst  weniger  Sparsamkeit  und  weniger  S(n¥- 
falt  geltend  machte.  P^ine  derartige  Gefahr  bestand  in  der 
That  insofern,  als  die  verwaltenden  Personen  in  geringerem 
Maassc  die  Ilfdie  der  Ausgaben  unmittelbar  fitblten.  Dieses 
Moment  war  früher  wiederholt  gegen  die  Ueliertragung  der 
Annenlast  von  dem  Kirchspiele  auf  den  Armenverband  ange^it 
worden.  Es  ist  auch  sicherlich ,  wie  nun  einmal  die  Menscben 
beschaffen  sind,  die  Anjiahnie  nicht  unliegründet,  dase  eine  Ver- 
waltumt.  bei  welcher  die  Behönle  jeden  gemachten  Fehler,  jede 
Verschwendung,  jede  Steigerung  der  Ausgaben  unmittelbar  an 
der  Höhe  der  von  ihr  selbst  aufzubringenden  Lasten  empfiadet, 
isoigfiiltiger,  aufmerksamer  und  sparsamer  geführt  wii-d,  als  eine 
Verwaltung,  deren  Ausgaben  von  einem  grösseren  Bezirke  ge- 
tragen werden  und  bei  welcher  sich  die  vorwaltenden  Personen 
in  Folge  der  Grösse  des  Divisors  dun'h  eine  Erhöhung  des 
Dividendus  in  den  Annenlist^n  weniger  direkt  getroffen  füllen. 
Eine  derartige  Ai^imentation  darf  sicherlich  nicht  OlieRChätzt 
und  darf  nicht  als  ein  Hiuderniss  für  Verbesserungen,  detm 
Xotliwendigkeit  man  anerkennt,  hingestellt  werden.  Allein  das 
sie  in  Berttcksichtigimg  zu  ziehen  ist,  mag  zwar  von  einon 
idealen  Standpunkte  aus  traurig  sein,  ist  aber  nichtsdesto- 
weniger die  Forderung  einer  ratioiu'llen  Realiwlitik. 

Das  englische  Gesetz,  der  Metropolitan  Poor  Amend- 
menf  Act  1870.  traf  nun  in  geradezu  mustergiltiger  Weise 
derart  die  neuen  Bestimmungen,  dass  nicht  nur  die  erwähnt«) 
fiefahren  gehoben  sind,  sondern  dass  gleichzeitig  auch  eine  Hand- 
halM?  fllr  weitere  Fm-tschritte  und  Verl)esserungen  geschaffen  wiri 
Die  Bestinimimgen  sind  folgende: 

I)  Für  die  Erhaltung  von  Armen  über  IG  Jahren  in  den 
WorHousfs  oder  in  Asylen,  abgesehen  von  den,  schon  dnrA 
das  (jesetz  von  1867  eingerichteten  Anstalten,  ist  per  Tag  und 
Kopf  5  Pence  aus  dem  gemeinsamen  Arnienfonds  der  Metn>poIii 
zu  zahlen. 

•2)  Das  Poor  Ixtw  Boartl  hat  für  jede  Anstalt  die  Maxinul- 
zahl  der  darin  aufzunehmenden  Pei^sonen  festzustellen.    Soweit 
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diese  Zahl  nberseliritteD  wird,  unterbleibt  für  die  llbei-schüssige 
Zahl  eine  ZurUckzalihing  aus  dem  «leuicinsauien  Fouds. 

3)  Wcon  die  Guardians  bezw.  Managers  iit  der  jcdesniul 
laufenden  hnlbjilhrlichen  Uei'hmiuffsiieriodi'  \r)ieml  eine  wichtif^e 
Anonlmiiip  des  Poor  Law  Board^)  zu  erfillleu  unterlaisseu ,  so 
hat  das  Poor  Law  lioard  liiis  Reclit,  die  Auszahlun;;  der  dein 
betreffenden  Bezirke  aus  dem  geuieintiiiiiien  Funds  zustehenden 
Beträge  zu  Busiiendiren,  und,  falls  der  Auordnunc  auch  wikhreiid 
des  folgenden  Halbjahres  uiclit  Folge  freieistet  wird,  die  Zali- 
liing  Rftnzlirh  aufznhebeu. 

Zum  ricbtifxn  Verstilndnisse  dieser  Itvstiuimnngen  ist  fol- 
fieodes  henorzuhehew :  Vor  Kinhnii<ninü  des  (iesetzes  Hess  das 
Poor  Latc  Board  eingehende  UntersuchnnKen  tlber  die  Duivh- 
sdiDittsltelogung  der  Armeuan-stälten  in  der  Melrujiolis  und  UImt 
ilie  danach  iK-r  Kopf  zu  l)erechueuden  Kosten  anstellen.  Die- 
selben ergaben,  dass  die  Unterhaltung  eines  Armen  iu 
den  Workhouses  durchschnittlich  etwa  5  Schilling  per  Woche 
koste  •).  Itie  Schwankungen  liewegten  sich  zwischen  4  und  6 
Sdiilling;  in  einem  Worl-house  (Bennondsey)  betrugen  die 
Kosten  blos  3  Schilling  6^4  I'ence,  dagegi-u  bei  einem  anderen 
(Kensingtonl  Ul>er  C  Schillin<:.  Bei  einer  KUckzuhlung  von  ö 
Pencc  per  Tag,  also  2  Schilling  11  I'ence  per  Woche,  wie  sie 
in  dem  Gesetze  angeordnet  ist,  hat  somit  jeder  Uf-zirk  einen 
Theil  der  Kosten  für  die  au^enonunenen  Annen  selbst  zu 
tragen.  Je  spai'samer  die  Verwaltung  geführt  winl,  um  so  ge- 
ringer ist  dieser  Antheil*'),   Auf  der  anderen  Seite  schntzcu  die 

')  Was  kIb  irichtige  Anordoung  anzu!«heii  ist,  wird  io  dem  Gesetze 
dngeliend  bezrichnet.  Es  gefahren  dahin  Anordnangcn  liezUglirh  ban- 
lÜierV  er  Änderungen  in  den  Anetaltcn,  bczriglich  Abtrennung  der  einzelnen 
Kllinrn  von  Annen,  ennic  l>ezUglic.-h  dor  j^ni^tetlmig  von  Kcamten  u.  s.  w. 

*)  Anstaltsk Osten,  Uesoldunc  der  IkamCen  u.  s.  w.  »ind  dalici  nicht  mit- 
gerechnet.    Ke  sind  also  weaeotlii/b   \'crnflegung»k<iEtcn. 

*)  Einige  Ziffern  werden  die  liedculun^  der  Bpetimmung  klarer 
machen.  Nenmen  wir  an,  dass  in  einem  Bezirlic  A.  12<J  Insassen  dnes 
Workhi/unr  zu  IJ  Schilling  ti  Pcnre  die  Woche  —  einem  Satze,  welcher 
als  der  niedrigste  ülicrhaupt  niedliche  anzusehen  ist  —  luilerhalten 
werden,  in  einem  andern  Bezirke  B.  eine  gleiehc  Anzahl  zu  5  r>i-hilllng 

10  Pence  —  dnen)  ttatze,  welcher  sich  in  dem  reichen  und  tlieurcn  Westini 
Londons  hftufig  findet  — .  Der  Itezirk  A.  erhält  alndann  gemiiss  der 
MMtzlichen   Bestimmung,    nach    welcher    fUr    jeden    Insassen  2  SehiWmg 

11  Pence  nikhcntljch  aus  dem  gemeiiifuiincn  Fonds  zu  ersetzen  sind, 
Anf  Sechstel,  der  Bezirk  B.  bloa  die  Hiliftc  sdner  Aiisla^n  ersetzt 
L'm  dies  andern  auMudrtlcken :  der  Bezirk  A.  untorhült  auf  eigene  Itecti- 
■ni^  20  Insanen  des  M'orkhoune.  der  Itezirk  II.  60  Insassen.  —  Wenn  wir 
Bbngena  annehmen,  dass  der  Bezirk  A.  in  den  ürmeren  Stadtt heilen,  wo 
Ttele  NathdUrftigc  rorhandcn  bind,  liegt,  der  Bezirk  lt.  dagegen  in  dem 
Tonehinen,  von  wenigen  Annen  Ijewohiiteu  Westviertel,  so  sind  auf 
in  Insassen  des  Worklionnc  im  Bcxirkc  li.  mindcslcns  360  im  Bezirke  A. 
m  rechnen.  Von  diesen  hat  nach  <lcn  olien  gegebenrn  YASom  der  Bezirk 
A.  ein  Sechstel  (=.  60  Pcr.«onen).  der  Bezirk  B.  die  Hülfte  1-  60  I'er- 
wnen)  anf  eigene  Kosten  zu  unterhalten,  mit  andern  Worten  die  that- 
dcUieh  bestehende  IKiferenz  in  der  Zahl  der  Unteratützungsbedürftigen 
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für  die  Anstalten  geKobcnen  Vorschriften  bezüglich  der  PÜt  — 
fUv  jeden  Ta?  ist  die  dem  einzelnen  Insassen  zustehende  Por- 
tion vomeschriebcn  —  und  femer  die  nach  dem  Gesetze  er- 
folgende Feststellung  der  MaKiiualzahl  der  iu  deu  Anstalten  atuF- 
zimehiiienden  Insassen  in  Verbindung  mit  der  Äusserst  «n- 
fiehenden  Buclifühi-uiif.'  und  Rechnungslegung  vor  etwaigm 
Missbräuchen. 

Wenn  iiiemacb  dui-oli  die  im  Gesetze  von  1870  ^rofleoen 
Bestimmungen  eine  Tv-eitcre  Ausgleichung  der  Anneulast  inner- 
halb der  MetmiKilis  herlieigefUhii  «ird,  ohne  da&s  damit  irgend 
eine  Gefahr  für  eine  weniger  sorgfaltige  und  sparsame  Verwal- 
tung verbunden  ist,  so  führt  das  Gesetz  indirekt  noch  weitere 
Yortheile  herltei.  Die  Anordnung  nftnilicb.  dass  ein  Ereatz  aus 
dem  gemeinsamen  Fonds  der  Metixpijolis  für  diejenigen  Kosten 
erfolgen  soll,  welche  durch  Gewährung  von  Unterstützung  in  dpo 
WorJdtousea  oder  andei-eu  Anstalten  (sog.  In-äoor  Belief)  «il- 
stehen,  wahrend  ausserhalb  der  Anstalten  gewährte  Unter- 
stützungen (sog.  Out-door  Relief)  von  den  einzelnen  Amen- 
verbiinden  zu  tragen  sind,  muss  naturgemftss  die  Aruienbehorden 
veranlassen,  das  In-door  Helief  gegenüber  dem  Out-door  Bdief 
atfözuiU'hnen.  Dies  aber  entspricht  vollkoimiien  der  Tendeiu. 
welche  in  dem  Amteugesetze  von  1834  zum  Ausdrucke  gelangt 
war  und  auf  deren  strenge  DurchiUhrung  die  Zentralbehörde  in 
dieser  Zeit  mit  besonders  grosser  Eneiwe  hinzuwirken  sothtf. 
Neben  den  schon  her\'oii:^hobcnen  Bestrebuncen  für  eine  geäf- 
netere  Erziehiuifi  der  annen  Kinder  ist  gerade  ilas  strenge  Fea- 
halten  an  dem  Workhovse-Test  einer  der  Ilau|it])unkte.  auf  welfl* 
die  Zeutralbehöiile  in  dieser  Periode  ihr  Augenmerk  richtete. 

Ehe  jedocli  hierauf  und  auf  die  Thfttigkeit  der  Zentnü- 
behönle  ülierhauiit  näher  eingegangen  wini.  soll  zunächst  dn' 


zwiBclicn    Jen   Itezirken   A   and    B   ist   Bugeegliclieu.      Die    Vi 


iriiTZÜglii'hi^r  Statistikei 
in  Kede  Btiiliniidpn  Cesetze  tüU  zur  Geltung  geJi 
Übrigens  not'l)  darauf  nnfmerkMm  zu  maehcn,  dasa  die  — „_. 
Iiöheren  Aungabcn  in  dem  Itezirke  B  durchaus  iiicbl  l>loB  auf 
8picli;;ere  Venvaltung  zurückgeftlhrt  zu  werden  liraucheo,  Bondenj^ 
fulla  thcilwciKC  in  ihr  griwscn  Versoliiedciilieit  der  IiebenBoiittclpKiK  *it 
(■iuc  solche  zivieclieii  den  reichen  uiidUeuaTnu'nKtadttheilei)I»iiduiulicild( 
ihre  Begründung  finden.  Sa  stullun  sich  nach  einer  im  letit«n(13.)Jib» 
liericbtc  des  J^oeal  Hoi:  Jioard  Anhang  S.  231  S.  TeröfibatlicbHa  Z» 
amnnienätelluug  der  Prdee,  welilie  in  den  WorPhounfs  füz  LebeuBÜd 
gezahlt  worden,  fi)lernde  Verschiedenheiten  lierAue:  fUr  Brot  jn  ÜL 
m  Ht.  Georges  14  iKhillinge,  iu  ijhoreditch  9  Schillinge  0  PÖin;  & 
Kinddeisch  jier  slotie  in  der  CUif  of  lAiuihin  ^  Schillinge  -i'  *  Penc^  ■ 
>>tcpney  3  Sctiillingc  G  Peiiec;  fii'r  Speck  in  Lambcth  per  (W.  9Ü  ädiiliBp 
4  Pence.  in  Bethnal  Green  46  SciilÜinue  Ü  Pence  u.  a.  w. 


V.  4.  115 

Gang  der  Gesetzgebung  weiter  veriblfit  werden.  Wir  haben  bis 
jetat  nur  diejempen  Gesetze  her\'orf;ehobeii,  welche  sicli  speciell 
mit  der  Metropolis  liefassteu.  Dieselben  koniiiieii  mit  dem  Jahre 
1870  zum  Abschlüsse.  IHe  dabei  zum  Ausdrucke  gekouuiienen 
Tendenzen  werden  uns  jedoch  hei  den  nunmehr  zu  liesprechen- 
den  allRenieineu  Gesetzen  wieder  begegnen. 

Bereite  das  erste  dieser  allgemeinen  Gesetze,  31  a.  32 
Viel.  c.  122  aus  dem  Ja)ire  1868,  dehnt  einen  Theil  der  zu- 
erst in  der  Metropolis  eingeführten  Erweiterung  der  Be- 
fugnisse der  Zentralbehörde  auf  das  Dbrige  Land  aus. 
Dies  geschielit  zunächst  Itc/Uglich  der  Behandlung  der  unter 
besonderen  Lokal  -  Akten  geführten  .Vnnenvenvaltungen.  Für 
diese  Bezirke  sollen  fortjt))  im  ganzen  Lande  die  fUr  nöthig 
gehaltenen  Verttndenuigen  in  der  räumlichen  Abgrenzuns;  der 
Verb&iide  vorgenommen  werden  können,  ohne  dass  es  dazu 
«ner  Zustiunnung  der  GuartJians  l>edarf.  Auch  kann  die 
ZeDtralbehörde  in  diesen  Bezirken  fortalt,  ohne  an  eine  Zu- 
etünmung  der  Lokalbehörden  gebunden  zu  sein ,  die  Wahl  von 
Oumrdiatis  in  der  Weise  anordnen,  wie  dieselbe  in  dem  Ge- 
Betse  von  1834  und  den  bezüglichen  Ergänzungsliestinnnungen 
fefltResetzt  ist.  Femer  erhält  die  Zentralbehörde  die  Befugniss, 
«UBBerhalb  der  Kirchspiele  gel^ene  Plätze  (extra- parochial 
plaees)  mit  benachbarten  Kirchspielen  zu  vereinigen.  Des- 
glncben  wird  sie  enuilchtigt.  kleinere  Kirchspiele  mit  einer  Be- 
Tölkräiing  von  weniger  als  300  Einwohnern  mit  )ienachharten 
Kirdispic^en  behufe  gemeinsamer  Wahl  von  Guardians  zu  ver- 
Innden.  Neben  diesen  Bestimmungen,  welche  auf  eine  Ver- 
BlSrkung  der  Befugnisse  der  Zentralbehörde  hinauslaufen,  euthitlt 
das  Gesetz  noch  einige  anilere  weniger  erhel)Iirhe  Anordnungen  *). 

Das  nächste  Gesetz,  The  Poor  Rate  Assessment  and 
CoUection  Act  1869.  32  a.  33  Vict.  c.  41,  betrifft  die 
Steuer -Veranlagung  und  -Erhebung.  Das  Gesetz  sucht  die 
Schwieri^eiten  zu  beseitigen,  welche  durch  das  sogenannte 
Sj8tein  des  Compounding  the  Rates  entstanden  waren. 

Die  Armemteuer  sollt«,  wie  schon  ausgefulu-t  wurde, 
gnindstttzlich  von  dem  Ocatpier,  dem  nutzenden  Inhaber,  erhol>en 
irärden.  Aus  Bequemlichkeitsrücksichten,  um  die  Overseers  nicht 
mit  der  Einziehung  kleiner  Beträge  zu  belustigen,  hatte  jedoch 
0u  Gesetz  50  Geo.  III.  c.  12  s.  19  einen  Beschluss  der  Gemeinde- 
Versammlung    dahin    zugelassen,    dass    für    Wohmmgen    von 

■)  So  wild  beRtimmt,  dssn  fortnh  im  gannen  Lande,  wie  es  für  die 
Sieinniolü  bereits  durch  »pezialKeBctzc  ('iDf;efrilirt  war,  bei  den  Scliool- 
.M}iatruta  die  BtÄträge  der  verciniglun  Armen ver)iiinde  nach  dem  Ver- 
bUtnüae  des  ftTmeaeteoerpflicbtlgen  Kigenihums  in  denselben  erhoben 
'«rerdeii  aollen.  AuBseidem  wird  in  doin  Qeseize  die  einzige  Maassregel, 
-^reiche  von  den  durch  das  Kumitce  von  1>^1  64  gemachten  Vorschli^n 
Vwdi  TflckatSndig  war;  die  Ernennung  der  IMstriktsrevisoTen  dnrcb  die 
Soitnübehörde,  nunmehr  gesetzlich  eingeführt. 
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0—20  £,  welche  auf  kürzere  Zeit  als  ein  Jahr  odei'  auf  kürzere 
Hateuzahlungen  als  ilreiinonatlidie  veniiiethet  werden,  der 
Gnui(leif;ciithümor  statt  des  MieUiers  eingeschätzt  werden  solle. 
Dieses  Coiwpowntiiti^-SyHtein  war  dann  durch  den  SmaU  Tent- 
nieni-Äci  13  a.  14  Vict  c.  99  {vom  Jahre  1850)  noch  dahin  er- 
weitert worden,  dass  die  Oenieindeversamoilunrr  Itoi  allen  Grund- 
stücken unter  ti  i£'  Mietliwertli  die  durchfriiu-npe  EinschAtzong 
des  EiRenthllniers  statt  des  Miethers  beschliesseii  könne,  wobd 
aber  der  KiKenthftiner  nur  zu  drei  Viertel  des  MietbweitlKB 
besteuert  werden  dui-fte.  Hui-cli  dieses  System,  und  noch  melir 
durch  (lie  MiHÜtikatiuneii,  welche  dassell)e  ^ielfacli  durch  Lokal- 
akte erhielt,  war  eine  zu  vielfachen  Streitigkeiten  Anlass  gebewle 
Tuklavhcit  bezQglich  deijenigen  Gesetze  entstanden,  welche  ds 
itiTentlicbe  Stininirecbt  von  der  Einscbiltzung  zur  Armenstaur 
aiibilngig  machten.  Der  Zustand  wurde  insbesondere  n&ch  dtr 
rarlanientsrefonii  im  Jahre  1867  (30  a.  31  Vict.  c.  102)  so  ver- 
worren, dass  die  (Jesetzgebun}!  ein^rreifen  niusste. 

Sie  that  dies  in  dem  Gesetze  von  1869*).  Durch  dasselbe 
wurde  das  System  des  Compounih'tiff  the  Rates  einheitlich  kodi- 
fizirt  und  dabei  die  Vorschrift  getroffen,  dass  bei  Aufertipag 
der  Steuerlisten  stets  —  auch  wenn  die  Steuer  von  dem  Eipo- 
thUmer  gezahlt  wird  —  der  Name  des  Mietliers  in  die  Iwtrefioide 
Rubrik  als  Steuerzahler  eingetragen  werde,  und  dass  hiatiurcfc 
das  gesetzliche  Stinnnrecht  erhalten  bleibe.  Uebrigens  priit, 
auch  wenn  der  Name  nicht  eingetragen  ist,  diiü  Stimmreclit 
nicht  verloren,  vorausgesetzt  dass  der  Betreffende  nachtiüfdid 
seine  Beifchtigiuig  nachweist-). 

Des  Zusannnenhanges  ballier  sei  hier  kurz  auf  zwei  andoe 
Gesetze  hingewiesen,  welche  streng  cbi-onologisch  noch  nidt 
liierber  gehören  würden. 

Es  ist  dies  zunächst  der  Baiing-Aci  1874  37  >.  38 
V  i  c  t.  c.  5  4.  DurcJi  deus«'lhen  werden  die  bisherigen  Exeintionn 
von  der  Armensteuer  liezüglich  Waldungen,  Berpwerite  ud 
dinglicher  Nutxungsn'chte  beseitigt  und  nithere  Bestininiiu^ 
bezl^rlich  der  Einscliützung  dieser  drei  Eigenthunisklaseen  ge- 
geben. Von  erheblicher  niatorieller  Beileutung  ist  dabei  bki 
die  nunmehr  stattfindende  llesteueniug  der  Bergweike,  deia 
bisherige  Steuerexenitio«  das  Parlament  wieiierholt  besdiill^ 
hatte.  Antrilge,  die  Her/werke  zur  Steuer  heranzuziehen,  tan 
seit  1855  fast  alljidirlich  gestellt  wurden  und  in  den  Jntofi 
1856  und  1857  liatt^'ii  liesonder«^  Komitees  über  diese  Ynm 
berichtet.    Nachdem  die  Frage  nochmals  von  einein  im  Jite 


Colhdion  Act  ist  nmh  ferner  iu  Einzelpunkteu  duich  48  a.  «  TiettW 
lind  durch  <5  a,  4G  Vict,  e.  20  ergänzt  norden. 
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18  njedei^setzten  Komitee,  dessen  Bericht  1873  veröffentiicht 
rrle,  durchberathen  war,  gelai^e  sie  nunmehr  zur  gesetzlichen 
edigung. 

Das  andere  Gesetz,  welches  hier  angeschlossen  werden  soll, 
lierÜnionAssesument-Act  1880  43  a.  44Vict. c.  7.  Nach 
■cm  Gesetze  sollen  die  in  dem  Union  Assessment  CommiUee  Ad 

1862  für  die  Armenverbände  getroffenen  Bestimmungen  be- 
lieb der  Einschätzui^;  zur  Armensteuer  auch  bei  denjenigen 
Lbsplelen  zur  Anwendung  gelangen,  welche  nicht  in  einer 
:'on  einbegriffen  sind,  sondern  die  Amienverwaltung  selbständig 
cb  eigene  Boards  of  Gvardians  führen,  und  zwar  einerlei,  ob 
i  letztere  auf  Grund  von  Lokal-Akten  oder  auf  Grund  einer 
aäcbtigung  der  Zentralbehörde  gemäss  dem  Armengesetze  von 
4  geschieht').  Die  Bestimmungen  tlber  die  Einschätzung 
Annensteuer  haben  somit  jetzt  allgemeine  Bedeutung  erhalten 
I  gelten  in  einheitlicher  Weise  für  ganz  England. 

Fahren  wir  nunmehr  in   der  chronologischen  Aufführung 

gesctzgebeiischen  Massregeln  dieser  Periode  fort. 

Im  Jahre  1871  erfolgte  Aürt^The  LoealQovernment 
ard  Act  34  a.  35  Vict.  c.  70   eine  Umgestaltung 

Zentralarmenhehörde.  Dieselbe  hat  zwar  eine  grosse 
entung  ftlr  die  allgemeine  Bebördenorganisation  in  England, 

das  Armenwesen  selbst  führt  sie  jedoch  keine  irgendwie 
^blichen  Neuerungen  herbei.  In  dem  neugeschaffenen 
cal (rovernmenf  Soarä  entsteht  ein  zweites  Mini- 
riam  des  Innern,  welchem  ausser  den  sämmtlichen 
ktionen  des  bisherigen  Poor  Law  Board  das  öffentliche  Ge- 
iheitswesen,  die  Bau-  und  Wege -Polizei,  sowie  die  allge- 
ue  Aufsicht  über  die  Lokalbehörden  übertragen  wird*).  Das 
ai  Qovemment  Board  ist,  wie  das  bisherige  Poor  Law 
ifrf,  eine  KoUegial-Behörde  und  besteht  aus  einem  Präsidenten 

Ministerrange,  sowie  dem  Präsidenten  des  Staatsraths  (TVe- 
«/  of  Ihe  Privy  Council),  den  sämmtlichen  Staatssekretären 
bUe  Secrelaries  of  State),  dem  Lord  -  Siegelbewahrer  (Lord 
vv  Seal)  und  dem  Finanzminister  (Chancellor  of  the  Exche- 
■)  als  ex  o/i^eio- Mitgliedern.  Thatsflchlich  hat  jedoch  der 
ädeat  des  f^cal  Government  Board  in  ähnlicher  Weise,  wie 
lei  dem  Board  of  Trade  der  Fall  ist,  die  alleinige  Leitung, 

die  Mitwirkung  der  ex  o//S«o-Mitgiieder  ist  eine  rein  for- 


')  {Me  Zahl  dieaer  KinsheiMel«  ut  Ubrij^Di  nur  eine  kleine.  G^eu- 
'  624  Annenverb^den,  weluhe  atu  einer  Vereinigung  mehrerer  Kiruh- 
le  eebildet  sind ,  bestehen  25  einzelne  Kircbepiele  mit  aelbatün- 
n  Annenverwaltiuigea,    uod  von  diesen  entfallen  allein   13  auf  die 

JDÖrch  eine  Keihe  späterer  Gesetze  sind  dem  Locol  Govemmenl 
Doch  neue  Spezialbefugnisee  übertraefen  worden,  welche  jedoch 
I  in  da«  Gebiet  des  Armeoweeens  anschlngeu  und  deren  Aufzählung 
it  Uer  nnterbleiben  kann. 


Dcill,Z6doyGOOglC_, 
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meJle.    Alle  Akte  des  IjacoX  GovenameWt  'Board  habea  unter 

dem  Siegel  desselben  zu  erfolgen,  und  sind  rechtskräftig,  warn 
sie  von  dein  Prilsidenten  oder  einem  der  ex  eflicio-Mitglieda' 
des  Board  gezeichnet  und  von  einem  der  Sekretäre  oder  der 
llilfssekretAre  gegengezeichnet  sind.  Einer  der  Sekret&re  miuH, 
ebenso  wie  der  Pi^ident  selbst,  einen  Sitz  im  Parlamente 
haben.  Die  Jahresberichte  des  Loeal  Government  Boari 
zerfallen  bis  1875/76  in  drei  Abtheilunfien:  Anuenwesen  (ReÜ^ 
of  the  Poor),  Sanitätswesen  (SaniUtnf-AcIs)  und  öffentliches  Ge- 
sundheitswesen (Public  Health).  Von  1875(76  ab  ist  die  En- 
theilung:  Amienverwaltung  (ArtministraHon  of  the  Loks  rebi- 
ting  to  the  BeUef  of  ihe  Tom,  Lokalverwaltung  und  öffentüehe» 
Gesundheitswesen  (Administration  of  ihe  Latcs  affectmg  Lotol 
Oovcmment  and  Publie  Health)  und  Lokalhesteuening  (Löed 
Taxation  and  Valuation)^}. 

Im  Jahre  1871   erging  sodann  weiter  The  Pauper  In- 
mates  Discharge  and  Regulation  Act,  34  a.  35  VieL 

c.  70.  Dieses  Gesetz  beschäftigt  sich  besonders  mit  einer  ein- 
zelnen Klasse  von  Armen,  den  sogenannten  casual  pauperi, 

d.  h.  solchen  Personen,  welche  auf  der  Wanderung  oder  sonst 
hilflos    werden    und   nur  vorübergehend  UnterstQtzung  duni 
Unterkommen   erbitten.     Für  die  Metropolis  waren   bezfifdidt 
dieser  Klasse  bereits  Spezial-Bcstimniungen  durch  die  MetropeÜtm 
Houseless  Poor  Acts  von  1864  und  1865  getroffen  worden.  Das 
neuerlassene  Gesetz  giebt  nunmehr  allgemein  giltige  Bestimiuungeii, 
imd  sucht  dabei  eine  grössere  Strenge  gegenüber  dieser  Klase 
\on  Armen  durchzuführen.  Es  wird  angeordnet,  dass  die  Guar- 
dians  überall  spezielle  Ahtheilungen  für  die  castial  pta^ers,  so- 
genannte casual  wards ,  herrichten  sollen ,  für  welche  von  der 
Zentralbehörde   besondere  Regulative    bezüglich  der  Diöt  uai 
der  von  den  Angenommenen  zu  leistenden  Arbeiten  im  crlagea 
sind.    Die  lusasseu  der  casual  tcards  sollen  bis  zur  VoUendiu; 
der  ihnen  übertragenen  Arbeit,  jedenfalls  bis  11  Uhr  Morgw 
an  dem  Tage,  der  auf  ihre  Au&iahme  folgt,  in  den  mirrfs  m- 
bleiben.    Wenn   dieselben  innerhalb    eines  Monates  mefar  ab 
zwei  Mal   in  den  caaual  wards  der  betreffenden  Union  ant»- 
nommen  worden  sind,  so  ist  diese  Detentionsfrist  bis  «ufSMr 
des  zweiten  Tages  nach  der  Aufnahme  zu  verlängern.  HloW 
soll  die  gesamnite  Metroimlis  als  eine  Union  augesehen  verdn. 
Für  Vergehen,  welche  die  casual  paupers  begehen,  werden  k- 
sondere  Strafbestimmungen  aufgestellt. 

Das   Gesetz  hatte  —  besonders  wo  es  streng  gehandhalt 

I)  Es  Bind  bisher  \3  Annual  Beportt;  dot  Loenl  Gattn- 
menf  Board  erschienen,  der  letzte  im  Jahre  1K84  ffii  JV 
Jahr  1S88'84.  Der  finanzielle  Theil  des  Annen «eaena  wird  nmAm 
noch  in  den  alliähHiph  unter  dem  Titel  tocal  Taxation  Stlurn»  tnä» 
»enden  stalistischen  Zusammenstellungen  behandelt.  Die  letzte  113.)  MI- 
kation,  welche  ebenfalls  1884  erBchienen  ist,  betri»  du  Jahr  ItSOXA. 
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arde —  sehr  gUnetige  Wirkungen ;  die  Zahl  der  casual  paupers 
thm  vielfach  erheblich  ab.  Auf  Grund  dieser  Erfahrung  ver- 
hafte man  im  Jahre  IS82  durch  den  Casual  Poor  Act 
iS'i  45  a,45Vict.  c.  36  die  Maassregeln  gegen  diese  Klasse 
■B  Armen  noch  dabin,  dass  fortab  der  casual  pauper  bis  9  llhr 
.  dem  Morgen  des  zweiten  Tages,  welcher  auf  seine  Auftiahme 
1^,  zurückbehalten  werden  soll,  und  dass  diese  Frist,  wenn 
T  Betreffende  innerhalb  eines  Monats  mehr  als  ein  Mal  Auf- 
Jime  in  einem  casual  ward  derselben  Union  (bezw.  der  Me-- 
jpolis)  gefunden  hat,  bis  9  Uhr  an  dem  vierten  Tage  nach 
in«*  Aufnahme  ausgedehnt  werden  soll.  Für  spezielle,  eine 
SfHidere  Berücksichtigung  verdienende  Falle  wird  dem  Vor- 
über d^  teard  gestattet,  eine  Ausnahme  von  diesen  Bestim- 
on^n  zu  machen.  Die  Guardians  können  auch  generell  ^ 
stimmte  Klassen  von  Aufzunehmenden  Ausnahmen  festsetzen. 
ie  hier  für  caaual  pat^ers  getroffenen  gesetzlichen  Vorschriften 
Iden  eine  wichtige  Ergänzung  der  nodi  in  Kraft  befindlichen 
rafvorschriften  aus  dem  Jahre  1819  gegen  Bettler  und  Vaga- 
mden. 

AuBser  den  bisher  bervot^ehobenen  Materien  befasst  sich 
B  Gesetzgebung  dieser  Periode  noch  mit  der  Neuordnung 
aar  Reihe  von  Punkten,  welche  zwar  mit  dem  Armenwesen 
sammenhangen,  aber  eine  grfissere  Bedeutung  nicht  besitzen. 

Hierher  sind  zu  rechnen  die  in  dieser  Zeit  zahlreich  er- 
iBesen  Gesetze  über  die  Aufnahme  von  Darlehen 
Wsas  der  Lokal-,  speziell  der  Annenbehörden').  Die  Ten- 
TB  derselben  geht  dahin,  die  zunächst  in  dem  Gesetze  von 
134  bezüglich  der  Aufnahme  von  Darlehen  für  Annenzwecke 
ttofl^nen  Bestimmungen  zu  mildem  und  die  Möglichkeit, 
irieben  zu  billigem  Zinssatze  zu  finden ,  zu  erleichtem. 
ie  Zentralbehörde  sah  ein,  dass  die  Durchführung  der  für 
lOdg  pehaltenen  Neuerungen ,  insbesondere  die  Errichtung 
st^eliger  Anstalten,  wie  der  Hospitäler.  Distriktsschulen 
&  w.,  nicht  zu  erreichen  sei,  ohne  dass  man  einen  Theil 
T  Kosten  mittels  der  Auüiahme  von  Darlehen  auf  die  kUnf- 
re  Generation  abwälze.  Um  aber  andererseits  leichtsinnigem 
Jnddenmachen  und  einer  Ueberschuldung  einzelner  Orte  von 
imberein  vorzuheizen,  wurde  der  Zentralbehörde  eine  weit> 
'hende  Aufsichisbeftipniss  sowohl  bei  der  Auftiahme  wie  be- 


■)  Ei  kommen  fQr  diese  Materie  in  Betncht  4  a.  5  WilL  IV.  c  7S 
A4  u.  26,  6  a.  7  Will.  IV.  c.  107,  1  a.  2  Viel  c.  25,  80  Vict.  c.  6  8.  17, 
a.  31  Vict.  c  106  B.  U,  S2  h.  38  Vict.  c.  45  {Uiilm.  Loam  Act. 
«},  SS  a.  33  Vict.  c.  102  b.  37,  84  Vict  &  H  {Poor  Leae  Loans  Act 
11),  »  Vict  c.  2  (Poor  Law  Loans  Act  1872),  38  a.  8Ö  Vict.  c.  83 
•nl  Loane  Act  1875),  i2  a.  43  VicL  c.  54  b.  18 ,  45  a.  46  Vict. 
SB  1.  IE  o.  14.  DaB  WeBentlichste  der  beetehenden  Yoreuhriften  Über 
t  Anftiabme  vod  Darlehen  findet  neb  kurz  zoBammetigestellt  im  8.  Jahres- 
fidrt  des  Locol  Oovemmmt  Board  (1879  S.  LH  ff.  und  Anbaag  S.  95  £}. 
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z(^lich  der  Abtragui^  der  Darlehen  eingeräumt.  R^^lmässiE 
Eollen  die  Darlehen  durch  jährliche  Abzahhin^n  innerhalb  30  Jahie 
(getilgt  werden.  Das  Iiocal  Qovemment  Board  kann  diese  Frist 
jedoch  sowohl  erstrecken  als  verkürzen.  Es  kann  femer  die  Auf- 
nahme von  Darlehen  nicht  nur  behufe  Neubau  oder  Umbau  t« 
Anstalten,  sondern  auch  hehufs  ihrer  inneren  Ausstattung  u.  8.  w. 
zula-ssen.  Der  Betrag  der  aufzunehmenden  Darlehen  ist  regelniSa^ 
dahin  beschrankt,  dass  er  nicht  mehr  als  '/s  der  innerhalb  dw 
letzten  drei  Jahre  aufgebrachten  Amiensteuem  des  Bezirkes  be- 
tragen soll.  Fdr  das  Darlehen  haftete  ursprünglich  die  Armeosteuer 
des  Kirchspiels,  später,  seit  Uebertragung  der  Armenlasten  auf 
den  Annenverband,  die  Annensteuer  des  letzteren,  in  einzebeD 
Fällen  die  eines  noch  grösseren  Bezirkes  (eines  Distrikts  oder 
der  ganzen  Metropolis),  Für  die  Metropolis  bestehen  eine  R^ 
von  Spezialbestimmungen :  so  erhält  das  MeiropoUtan  Asybim 
Diiirici  von  dem  Metropolitan  Board  of  Wort»  Darlehen  bis 
zu  einer  bestinmiten  Höhe  ßegen  einen  besonderen  niedi^ 
Zinssatz,  und  die  Tilgung  derselben  braucht  erst  innerhalli  60 
Jahre  zu  erfolgen.  Nach  einer  General  Order  vom  25.  Ajail 
1879  sind  alljährlich  dem  Locol  Qovemtneni  Board  stadstisebe 
Nachweisungen  über  den  Betrag  der  aufgenommenen,  zurftck- 
gezahlten  und  ausstehenden  Darlehen  einzureichen,  so  dass  hier 
für  eine  fortlaufende  Kontrolle  genügend  gesorgt  ist')- 

Ein  anderer  Gegenstand  der  Gesetzgebung  ist  hier  nur  lu 
streifen,  weil  seine  Verbindung  mit  dem  Armeuwesea  eine 
Eigenthümlichkeit  des  englischen  Rechtes  ist.  Die  Verfolgung 
der  rechtlichen  Ansprüche  gegen  den  Putativ- 
Vater  unehelicher  Kinder  ist  seit  alter  Zeit  von  der 
Gesetzgebung  stets  im  Zusammenhange  mit  dem  Armenweaen 
behandelt  worden.  Die  Royal  Commissitm  von  183234  beschBf- 
tigte  sich  ausseronlentlich  eingehend  mit  dieser  Materie,  den  so- 
genannten Bastardy  Laivs.  Die  auf  ihren  Vorschlag  hin  ein- 
geführten gesetzlichen  Aendeningen,  wonach  die  Verantwort- 
lichkeit der  Mutter  des  unehelichen  Kindes  verstärkt  und  ihr 
zimächst  die  Unterstützungspflicht  des  Kindes  auferl^  wurde, 
gehörten  zu  denjenigen  Punkten,  welche  vorzugsweise  eine  0^»- 
sition  gegen  das  neue  Amiengesetz  von  1834  hervorriefiäi'). 
Die  nachfolgende  Amiengesetzgebung  hat  sich  sodann  wiedn- 


')  Glen.  Pow  Lok  Orders  8.  742  ft.     Die  eincumchetide 

Tabelle  enthält  folgeiide  Bubriken :  a)  mnimnt  orininaUy  adtancedf  b) 
udviinced?  c)  trhether  In/ Public  Workg?  LoanCommiasumer»?  aOmpmij: 

(name  = )or  olhervisc  ?  d)  for  rrhot  ofgect  ?  e)  f&r  «cftni  prnod  ?  f)  n*  (f 

ivktreit?  g)  moAe  of  repatftufrtt?   h)  nwount  paid  thü  ytar?   i)  amomttf 
principfil  gtilt  otcing? 

*)  Vergl.  Fo wie  a.a.O. S. 98:  Ko  paH  of  ihe  ntv  Foar  Loid  tm»  mn 
ferwly  attaeked  Iha»  ihin.  a>id  gtrong  tfforts  teere  madt  eHhtr  to  MoAä 
them  or  so  to  adminixter  thh  claiine  at  to  punightbemmi  orpratidtatm 
Ttmrdtj  for  (he  troman. 
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holt  veranlasst  gesehen,  hier  von  neuem  eiuzuereifen  mit  der 
Tendenz,  dem  Kirchspiel  einen  Ersatz  der  ihm  duivh  die  Unter- 
stQtzungshednrftigkeit  unehelicher  Kinder  zufalU'Uilen  Koston  zu 
snchem*).  Man  gab  den  Gvardiam  die  Befu(;iii!$s ,  unter  ge- 
wiesen Umstilnden  selbstilndi«  «egen  den  Vater  eines  unehe- 
lichen Kindes  vorzugehen.  Ja,  ein  allerdings  nur  kur/.e  Zeit  in 
Kraft  befiadlichee  Gesetz  liess  die  Ernennung  eines  lK>sünderen 
Beamten  in  dem  Kirchsiiiele  oder  Armenverbande  zur  DuiTh- 
Athrung  der  gegen  den  Vater  zu  trelTcndeu  Maassregeln  zu. 
Man  erleichterte  ferner  die  gerichtliche  Prozedur  zur  Erlangung 
der  Alimente  von  dein  Vater.  Endlich  ward  das  Tjiml  Govern- 
ment Board  ennächtigt,  aus^tlirliche  Fonnularc  ft)r  diese  Pro- 
zedur auszuarbeiten  und  zu  verölfeutlichen.  Auf  die  Einzel- 
hnten  ist  hier  nicht  einzugehen.  Die  Materie  war  nur  wegen 
der  Verbindung,  in  welche  sie  durch  das  englisclie  Recht  mit 
dem  Annenwesen  gesetzt  ist,  au  dieser  Stelle  zu  erwilhneu  *). 

Von  grösserer  Bedeutung  fllr  das  Ariiienwe.seu  sind  die 
gesetzlichen  Manssregcln,  welche  in  dieser  l'eriode 
mit  Bezug  auf  Veränderungen  in  den  räumlichen 
Abgrenzungen  der  Kirchspiele  und  die  Bildung  von 
Armenverbänden  getroffen  werden. 

Durch  das  Gesetz  von  1867  ■)  war  der  Zeuti-albehörile  die 
Befugniss  g^eben  worden ,  auf  Antrag  von  '  lo  der  Einwohner 
und  Steuerzahler  abgetrennt  liegende  Theile  eines  Kirchspieles 
mit  einem  andern  zu  vei-hinden  und  allzu  ausgedehnte  Kirch- 
HÖele  in  mehrere  zu  zerlegen.  Beides  sollte  durch  Provisional 
Orders  geschehen,  welche  der  Bestätigimg  durch  das  Parlament 
bedürften.  Diese  Befugniss  erwies  sich  jedoch  nicht  als  aus- 
raielieiid.  Bei  derartigen  Verilndeningon  traten  Lokalinteresseu 
lieb  hftuüg  80  scharf  gegenüber,  dass  das  Erfonlomiss  eines 
Tofaergehenden  Antrags  seitens  der  Lokalinteres-senten  sich  viel- 
fach als  eine  wesentliche  Erschwenmg,  wenn  niclit  gar  als  ein 
Hindemiss  bei  der  für  notbwendip  erachteten  anderweitigen 
rtnmlichen  Abgrenzung  eines  Bezirks  erwies.  Aus.serdem  stellte 
ridi  bei  solchen  Veränderungen  in  den  Kirclispielsgreuzeu  häufig 
anch  die  Nothwendigkeit  einer  Umbilriui^  der  Annenverbände 
berauB,  für  weiche  die  gesetzlichen  Bestimmungen  nicht  die 
nMhige  Handhabe  gewithrten.    Das  Annengesetz  von  1834  hatte 


>)  7  a.  8  Vict.  c.  101,  31  a.  32  Vict  c.  122  s.  41,  ii  a.  36  Vkt. 
c  «5,  8S  Vict.  c  «. 

*)  Ke  TOD  dem  Loeai  Governwcnt  honnJ  ausgearbeiteten  und  unter 
dm  4.  An^.  1873  und  8.  Jan.  ltJ74  veröfl'cntllclib^ii  Formalare  sind  bei 
Ölen,  Awr  Lmc  Ordern  S.  t<.^0— 87(1  abgedruckt;  sie  nehmen  somit  46 
groMB  Dmekanten  ein.  Diese  Gründlichkeit  der  Fonnnlare,  wek-be  alle 
niBglicben  EKUe  in  das  Anf;e  fassen,  vX  ebensit  l)enierkenswertli,  wie  die 
ThatiKh«,  data  ihre  Ausarbätung  dem  I^ticnl  Goi-rrnmetit  Boo'il  flber- 
taueeB  wQide. 

•>  90  n.  81  Vict  c.  106  s.  3;  vergl.  oben  S.  Hi--. 
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zwar  der  Zentralbehörde  die  Befugniss  zur  Umbildung  und  Anf- 
lösuiig  von  ArmenverMnden  gegeben,  dieselbe  aber  an  die  Zu- 
stimmung von  ^8  der  G^tardians  gebunden'),  und  eine  derartige 
Zustininiung  war  hAufig  schwer  zu  erreicben. 

Auf  Grund  dieser  Erfahnmgen  glaubte  man,  umfosaende 
geseteliche  Aendeninpen  vornehmen  zu  müssen,  und  setzte  mr 
BerathuHK  derselben  im  Jahre  1873  ein  besonderes  Komitee 
ein.  Auf  den  von  diesem  Komitee  gemachten  Vorschlägen*)  be- 
ruhen die  diesbezüglichen  Bestimmungen  von  3  Gesetzen  ans 
den  Jahren  1876,  1879  und  1882:  The  Divided 
Parishes  and  Poor  Law  Amendment  Act  187$ 
(39  a.  40  Vict.  c.  61.  —  The  Poor  La«  Amendment  Act 
1879  (42  ft.  43  Vict.  c.  54).  —  The  Divided  Parishe$ 
and  Poor  Law  Amendment  Act  1662  (45 a. 46  Vict  c. 58). 

Das  Resultat  dieser  Gesetzgebung  ist,  dass  die  Zentnl- 
behörde  freie  Hand  inderAuflÖsimgundNeuformirungderAnnea- 
verbftnde  und  in  der  Behandlung  abgesondert  li^^nder  Thale 
von  Kirchspielen  erhalten  hat.  Es  wird  bestimmt,  dass  £e 
Zentralbehörde  getrennt  liegende  Theile  des  Kirchspiels  ans  ihrer 
>)i8herigen  Verbindung  lösen  und  entweder  zu  andern  Kirchspieka 
hinzulegen  oder  als  selbstündiges  Kirchspiel  formiren  kann  ').  Den 
Lokalinteressenten  wird  dabei  nur  insofern  ein  Schutz  gelben, 
als  bei  Widerspruch  von  V  lo  der  Steuerzahler  die  Anordmug 
nur  als  eine  provisorische  gelten  soll  und  noch  der  GenehmigUBg 
durch  das  Parlament  unterworfen  bleibt  Wenn  jedoch  ein  ab- 
gesondert liegender  Theil  eines  Kirchspiels  ganz  von  einem 
andern  Kirchspiele  eingeschlossen  ist.  so  ist  die  Vereinigung  mit 
diesem  letzteren  ohne  weitei'es  statthaft.  Wenn  ein  abc^ndert 
liegender  Theil  eine  Bevölkerung  von  mehr  als  300  Einwoimem, 
hat.  so  kann  von  demselben  stete  der  Antrag  gestellt  werden, 
als  selbständiges  Kirchspiel  konstituirt  zu  werden.  Sodann  wiid 
die  Auflösung  und  Neufonninmg  der  Armeuverbände  von  einer 
Zustimmung  der  Majorität  der  Gvarditms  unabhängig  geinacbt 

All  die  hier  erwähnten  Befugnisse  erstrecken  sich  nicht  Dar 
anf  die  unter  dem  Gesetze  von  1834  formirten  Verbllnde,  «■■ 
dem  .luch  auf  Verbände,  welche  auf  Grund  von  Lokalakten  ffr 
bildet  waren.  Die  letzteren  sind  damit  auf  den  Auaslerbeeüt 
gesetzt.  Verbände  unter  den  Gilberfs  Acts  waren  bereits  M 
Eriass  dieser  Gesetze  verschwunden*).    Man  kann  nunm^ii 

■)  4  a.  5  Wll.  IT.  c.  76  b.  32. 

'1  Verel.  ErpoTt  an  Boundarim  of  Ptirishes,  Unioiis  and  CoMlia, 
1873. 

')  M-  a  Chalmers,  J^oeal  OoffTtment,  London  181IS3.  S.  53,  W 
dns  Resultat  dahin  znsMnmen:  The  Union  ü  as  rottet's  cZÖy  m  tfwk«A 
0/  the  I.oca1  ffovernmettt  Board  und  can  he  mouiSed  at  itn  rHL  Ifc 
hnard  mmj  creatt  iww  union»,  aüer  llie  conttifuttd  parinheii  o/'nüfnw  wiM 
niiit  dtssolee  unionii. 

*)  Die  OiBerfK  Acts  t22  Geo.  III.  c.  83  u.  41  «eo.  UI.  c.  B)  wwii  " 
imch  fiuBdrücklich  dureh  das  (iesetz  34  a.  a5  Vict  c  118  ani^diobcB. 
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der  That  von  einer  gleichniäßsigeü  Behandlung,'  des  Armen- 
wesens  in  pam  England  und  von  einer  einheitlichen  Leitung 
durch  die  Zentralbehörde  sprechen '). 

Die  drei  oben  erwähnten  Geeotze  enthalten  noch  eine  Reihe 
anderer  Bestimmungen,  von  denen  hier  nur  noch  die  folgenden 
hervorgeholten  werden  sollen.  In  dem  Gesetze  von  187ß  wird  diis 
bisherige  Niedcrlassungsgesetz  dahiu  geändert,  dass  fortab  Hei- 
mathsrecht  erworben  werden  soll  durch  dreijährigen  ununter- 
brochenen Aufenthalt  in  dem  Kirchspiele,  und  dasa  ilas  so  er- 
vorbeae  Heiinathsrecht  bis  zur  Erlangung  eines  neuen  Rechtes 
fortdauern  soll.  Die  Bestimmung  hat  fbr  das  Armenwesen  keine 
grosse  Bedeutung  mehr,  da  bereits  durch  einjährigen  Aufenthalt 
die  Unausweisbarkeit  (irremovahUity)  begründet  wird.  Von 
grosserer  Wichtigkeit  ist  eine  Bestimmung  in  dem  Gesetze  von 
1879,  wonach  der  Zentralbehörde  die  Befugnis»  ge- 
geben wird,  zwei  oder  mehrere  Arinenverhände  fUr 
irgend  einen  mit  dem  Armen wcsen  zusaninien- 
hangenden  Zweck  im  Interesse  des  nllgemeiuen 
oder  des  lokalen  Vortheiles  zu  vereinigen.  Hiermit 
ist  die  Handhai«  fHr  eine  Bildung  von  grösseren  Verbänden 
(Distrikten)  für  einzelne  Zwecke  des  Amienwesens  gegeben,  wie 
dieselben  fllr  die  Metropolis  auf  tinind  siK-zieller  ticsetze  bereits 
bestanden.  Aus  dem  Gesetze  von  1882  endlich  ist  noch  hen'or- 
zubeben,  dass  darin  besondere  Vorkehningeu  getroften  werden, 
um  mit  Kirchspielen  nnd  Arnienverl«inden  zu  verfahren,  deren 
Grenzen  in  das  Gebiet  mehrerer  Grafschaften  fallen.  Die  hif  r 
der  Zentralbehörde  gegebenen  weitgehenden  Befugnisse  sind 
mit  Rücksicht  auf  die  beabsichtigte  Umgestaltung  der  Graf- 
fichaftsverwaltungen  und  die  Bildung  von  CounUj  Boards  ein- 
geführt worden*). 


1)  Eb  mag  hier  noch  erwähnt  werden,  dofiB  dna  Gesetz  ron  1ST9 
die  lüaher  nur  den  Ouardians  zustehende  BefagnisB.  die  Zeutralbehorde 
nn  Aufhebung  noch  bestehender  Lokalnkte  nnzngehcn  (SO  ».  31  Vict 
C  108  B.  S2)  auf  die  Otvmetrii.  die  Cliurchir/ii<hiis  u.  s.  w.  ausdehnt.  IHe 
Zkfal  der  jetzt  noch  unter  I^kataktcn  ccfiilirtcii  Armen  Verwaltungen  ist 
■o  gering,  dass  dieselben  bei  der  Darptellung  des  hcotigen  Armennesena 
pni  nnnnrr  Betracht  gelassen  »enlen  können. 

*)  Vergl.  hierüber  die  Rede  des  früheren  Prüsidcnten  des  Locnl 
Gmrfntiiettt  Bonrd,  Mr.  Solater  Boith  ,  auf  der  Jahresversammlung  der 
British  AgsiKintion  von  1882,  abgedruckt  im  Joiinml  of  Die  iMiidun 
Shttigtiral  Sociftu  Bd.  45  S.  549  ff.  Hier  wird  besonders  hervorgehoben, 
daoB  die  Fiinnanon  der  Kirchspiele  und  noch  mehr  der  Armen  verbünde 
Uiber  lediglich  im  Interesse  einer  guten  Local Verwaltung  geschehen 
■ei,  nnd  daas  man  dabei  auf  die  Orafst^haftsgrenzi'n  gnr  keine  Raclcsicht«n 
KMinnwn  habe.  Infolge  dessen  dun'liscl mitten  von  den  ii4{<  hestehenden 
AnwnverUinden  löl  die  GrafBcliaftsgrenzcn  und  viele  .\rmen verbände 
Ugen  in  3  Grafschaften.  Man  dUrfe  Uhrigens  von  den  jetzt  gegebenen 
Befnanlnen  zur  Beseitigung  dieses  Missstandos  nur  sehr  vorsichtig  und 
■llmaUieli  Qebntuch  machen,  da  es  mit  nschtheiligen  Folgen  verlmnden 
wni  mOiM,  wenn  man  in  die  einnrnl  bestehenden  fiiirten  Intereesen- 
GemdMchaften  mit  rauher  Hand  eingriffe. 
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Aus  dem  Jahre  1879  ist  noch  ein  anderes  Gesetz,  der 
Districts-Auditors-Act  1879,  42  Vict.  c.  6  zu  erwähnen. 
Bisher  hatten  die  Bezirksrechnungsrevisoren,  welche  zufolge  des 
Gesetzes  von  1844  an  die  Stelle  von  Rechnungsrevisorcn  der 
einzelnen  Verbände  getreten  waren,  zwar  die  Stellung  vod 
Staatsbeamten  und  wunien  gemftss  dem  Gesetze  von  1868  von 
dem  Poor  Law  Board  ernannt,  ihre  Besoldung  lag  jedoch  prin- 
zipiell den  Lokalbehördeu  ob.  Falttisch  war  der  grtssere  Theil 
der  Besoldung  bereits  auf  die  Staatskasse  abemommen  worden, 
indem  das  Parlament  alljährlich  eine  grossere  Summe  hierfür  be- 
willigte. In  dem  Gesetze  von  1879  wird  nun  bestimmt,  daaa 
fortab  die  pesammte  Besoldung  der  Distriktsrevisoren 
ausschliesslich  durch  die  Staatskasse  erfolgen  solle. 
Beitrilge  der  Lokalbehörden  hierzu  werden  in  der  Form  von 
Stempelgebtthren  erhoben,  welche  fur  alle  dem  Äudit  unter- 
liegenden Abrechnm^en  jffozentualiter  nach  der  Höhe  der  Ge- 
sammtsumiiie  zu  entrichten  änd.  Für  diese  Abrechnung  selbst 
werden  in  dem  Gesetz  eine  Reihe  spezieller  Anordnungen  ge- 
trofTen,  welche  durch  eine  General-Order  des  Locol  Government 
Board  vom  25.  April  1879  noch  ergänzt  worden  sind')- 

Eines  wichtigen,  seitens  eines  Unterhaus-Koniitee's  im  Jahre 
1879  erstatteten  Berichtes  Ober  die  Laws  of  SettUment  md 
Bemoval  ist  hier  zu  gedenken,  wenngleich  der  Bericht  bis  jetzt 
noch  nicht  zu  gesetzgeberischen  Resultaten  gefOhrt  hat 

In  der  Sitzung  des  Unterhauses  vom  2.  Juli  1878 
hatte  Mr.  M'Carthy  Downing  auf  die  Verechiedenheiten  in  den 
Gesetzen  der  drei  Königreiche  bezüglich  der  Laws  of  &Öfc- 
ment  and  Retnoval  hingewiesen.  Während  in  England  S^Üemenl 
durch  dreijährigen  Aufenthalt  erlangt,  aber  sdion  durch  ein- 
jährigen Aufenthalt  Irremovahility  begründet  wird ,  besteht  in 
Irland  weder  Settlement  noch  ein  Ausweisungsrecht;  in  Schott 
land  wiederum  wird  Settlement  erst  durch  fünfiährigen  Aufert- 
halt  erworben  und  bis  zu  diesem  Erwerbe  ist  eine  Ausweisung 
zulässig.  Man  erkannte  im  Unterhause  die  durch  diesen  Zu- 
stand vielfach  hervorgerufenen  Unbilligkeiten  allgemein  an,  nad 
einzelne  Redner  sprachen  sich  fllr  völlige  Beseitigung  der  B«- 
fugniss  aus,  einen  Unterstützungsbedürftigen  desh^b,  wal  «r 
nicht  beimathsberechtigt  sei,  ausweisen  zu  dürfen.  Das  Resnibt 
der  Debatte  wai"  die  Einsetzung  eines  besonderes 
Komitee's  zur  Untersuchung  der  Laws  of  SettU- 
ment  and  Removal. 

Von  dem  Komitee  wurde  eine  grosse  Anzahl  von  PeisoMn 
vemomiiien.    Die  meisten  sprachen  sich  für  gänzliche  AufhebDDF 


')  Vergl.  Glen,  Poor  Lau  Orders  S.  742  fF.  Auf  8.  751  M 
der  Zirknlarbrief  des  Locnl  Govemmetit  Board  abgedruckt,  id 
die  Tendenz  und  die  Einzelheiten  des  nen  erlassenen  Gesetzes  aoH 
gesetzt  werden. 
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des  Removal  aus.  Hicrgepon  erklärten  sich  abei-  besonders  die 
Schotten  und  die  Vertreter  einzelner  See]}liUze.  Dieselben 
führten  aus,  das»  durch  eine  Aufhebiin;;  der  Äusweisungs- 
befiigniss  eine  ungerechte  Belastiinp  einzelner  Platzte  hervor- 
peruifeB  würde,  insbesondere  würden  die  Seeplfltze  dai-unter  zu 
leiden  haben,  in  denen  schon  jetzt  viele  Personen,  insbesondere 
Irlander,  in  einem  Zustande  vi^llirrer  Hilflosigkeit  landeten. 
Die  Zahl  dieser  Personen,  bei  denen  gar  kein  Giund  bestünde, 
die  Unterstützung  den  Steuerpfliclitigen  des  Landungsortes  auf- 
zuerlegen, würde  sich  bei  einer  Aufhebung  der  AuRwoisungs- 
befugDiss  noch  erheblich  veniiehren.  Aussenleni  wirke  die  Aus- 
weisuiigsbefugniKS  vielfach  als  Mittel,  luii  Leute  davon  abzuhalten, 
die  öffentliche  Unterstützung  in  Anspnich  zu  nehmen ;  sie  diene 
80  gleiclisam  als  ein  teat  of  pau})t:ristn  in  Krgänzung  des  work' 
house  fest  Es  sei  zu  befürchten,  dass  durch  Aufhebung  dieser 
Befugniss  die  Zahl  der  Untei-stUtzungsucheuden  zunehmen  würde. 
Das  Komitee,  welches  am  10.  Juli  1070  seinen  Bericht 
erstattete'),  einigle  sich  zu  den  folgenden  Vorschlagen: 
in  England  solle  die  AusweJsungsbefugniss  im  allgetiioinen  ab- 
ceschaSl  wenlen,  und  nur  ftlr  die  Sceplütze  mit  Rücksicht  auf 
die  dort  landenden  Personen  das  bisherige  Recht  beibehalten 
werden.  In  Schottland  sei  eine  alliiiUhliche  Annähenmg  an  die 
jetzt  in  England  bestehenden  Lmrs  of  SeUlement  and  Jtetiioial 
herbeizuführen.  Der  Zustand  in  Irland  sei  unverftndert  zu  lassen. 
Die  Vorsehlftge  haben,  wie  gesagt,  bis  jetzt  keinen  prak- 
tischen Erfolg  gehabt.  Dos  alsbald  ans  Ruder  kommende 
Ministerium  Gladstoue  hat  die  Frage  nicht  weiter  verfolgt. 
Doch  ist  man  allgemein  in  England  der  Ansicht,  dass 
die  völlige  Aufhebung  des  lirmoval  nur  eine  Frage 
der  Zeit  sei.  Die  öffentliche  Meinung  geht  schon  heute  ent- 
Echieden  auf  die  Beseitigung  hinaus"). 

Das  jüngste  auf  das  Amienwesen  bezügliche  Gesetz  ist  der 
Poor  Law  Conferences  Act  1883,  4ti  a.  47  Vict.  c.  11. 
Nach  diesem  Gesetze  köiuien  die  AnuenverbAnde  aus  dem 
Armenfonds  angemessene  Vei^iütung  für  Ausgaben,  welche  durch 
die  Beschickung  von  gemeinsamen  Konferenzen  der  Anuen- 
beamten  entstehen ,  leisten  und  weiter  die  l'ublikationen  über 
die  Verhandlungen  dieser  Konfei-enzen  auf  Kosten  des  Annen- 
fbnds  kaufen.  Diese,  an  sich  ja  nur  geringfügige  Bestimmung 
ist  von  Wichtigkeit  deshalb,  weil  sie  die  offizielle  Anerkennung 

')  Birf.  Faptrs  1879  IW.  XII  8.  5ßl  ff, 

*)  Diea  ist  mir  von  den  verscIiicdcnEten  Seilen  aus  bestätigt  worden, 
10  VW  allem  von  Mr.  W.  C.  Ölen  nnd  von  dem  Generat -Inpeltlor  Mr. 
Hedlejr.  —  Ejneii  Beweis  hiefQr  cicbt  aurli  dio  Thatsaclie,  dass  in  sehr 
vielen  Orten,  so  vor  allem  iu  Manchester,  sclion  beute  von  der  Aus- 
vdtui^sbefugniBs  ear  kein  Gel>Taucli  mclir  gemacht  wird;  vergl.  die 
Rede  vod  Bb.  Hibbert  in  der  schon  erwähnten  Unterhaus- Sitzung  vom 
2.  Jnli  1^78. 
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einer  Institution  enthält,  welche  iu  dieser  letzten  Periode  ent- 
standeQ  war. 

Die  Bopenannten  Poor  Law  Distriet  Conferenett 
verdanken  ihre  Entstehung  einem  Mr.  Barwjck  Baker.  Der- 
selbe brachte  im  Jahre  1868  eine  Veisamiulung  der  Annen- 
beainten  seines  Heimathsbezirkes,  die  Bo^nannte  We^  MiHtmi 
Conferttice  zu  Viege  und  führte  bei  deraelben  den  Vorsitz.  Der 
Zwerk  dieser  Konferenz  sollte  der  Austausch  von  Meinungen 
im  Annenwesen  jiraktisch  erfahrener  Mfinner  über  die  in  den 
einzelneu  Bezirken  getroffenen  Maassregeln  und  die  dabei  ge- 
machten Erfahi-ungen  sein.  Im  Anschlüsse  daran  sollte  aber 
etwaifie  Neuerungen,  deren  einheitliche  Einführung  in  dem  gflnieo 
Distrikte  empfeUeuswerth  ei-scliien,  berathen  werden.  Der  Ge- 
danke fand  alsbald  in  andern  Distrikten  Beifall.  Im  Jahre  1869 
berief  der  Insjiektor  of  the  Poor,  Mr.  Corbett,  die  Gvar^ma 
aus  den  östlichen  Bezirken  Londons  zu  einer  Versammlung,  um 
über  allgemeine  Maassregeln  zu  berathen,  welche  für  den  Osten 
Londons  mit  Rücksicht  auf  die  daselbst  damals  bestehenden 
^othstände  erforderlich  erschienen. 

Die  Zentralannenbehörde  erkannte  die  hohe  Bedeutung  der- 
artiger Vereinigungen,  l>esonders  für  die  von  ihr  in  dieser  Periode 
erstrebt*'  Durchführung  einer  grösseren  Einheitlichkeit  in  der 
Aiiuemcrwaltimg  und  einer  rationellen  Behandlung  einzelner 
Zweige  des  Annenwesens,  von  vornherein  vollauf  an.  Ihrer 
siieziellen  Anregung  ist  das  Zustandekommen  der  ersten 
Zentralkonfercnz  in  London  im  Jahre  1871  zuzu- 
schreiben. Auf  dieser  Konferenz  schritt  man  zur  Bildung  eines 
Central  Committee  of  Ute  Poor  Imw  Conferences.  Die  neue 
Institution  gewann  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  an  Boden  und  bildete 
allmählich  eine  voUstündige  Orgauisation  ixa  sich.  Es  giebt  zur 
Zeit  12  Distriet  Conferences,  welche  sich  ttl>er  ganz  England  er- 
strecken; die  Aniienbeaniteu  der  Metrojwlis  halten  seit  1075 
eine  I>istrikt-Konferenz  für  sich.  Zu  den  Distrikt-Konfei-rnzen 
weiften  von  deu  einzelnen  ArmenverbÄnden  mehrere  I*ersoaen. 
(^uardians  oder  Clerks  to  the  fiuaräians,  delegirt.  Die  Distrid 
Konferenzen  wühlen  dann  wietlenim  ilirerscits  Delegirte  für  die 
Zentralkonferenz .  welche  alljährlich  an  wechselnden  Orten  zu- 
sammentritt; auch  die  Distrikts-Konferenzen  tagen  seit  1878 
alljährlich.  Auf  der  Zentralkonferenz  werden  die  Gejrenstinde 
festgestellt,  welche  wiHirend  des  laufenden  Jahres  zunächst  tm 
deu  Distrikt-Koufeieuzen  uud  soilann  von  der  nächsten  Zentnl- 
konferenü  verhandelt  wenlen  sollen.  Die  Verhandlungen  bowoM 
der  Distrikts-,  wie  der  Zentralkouferenzen  werden  seit  1875 
]iubli/iri ' ),  imd  diese  Publikationen  bilden  neben  den  Bericbtes 
des  L'irnl  Government  Board  das  beste  Material  zur  Erkenntni« 
des  heutigen  englischen  Annenwesens. 
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Die  Zentralarmenbehörde  erhält  in  richtiger  Wür- 
i^ng  der  neuen  Institution  eine  ständige  Fuhlung  mit  der- 
'Iben  aufrecht;  sie  entsendet  zu  jeder  der  Konferenzen  wenigstens 
inen,  häufig  mehrere  Inspektoren,  welche  sich  regelmässig 
bbaft  an  der  Debatte  betheiligen.  Der  Minister  nimmt  persön- 
i-h  wenigstens  an  einer  Konferenz  im  Laufe  des  Jahres  Theil. 
uf  die  stattgehabten  Verhandlungen  wird  fortlaufend  in  den 
ibresberichten  des  Local  Government  Board  hingewiesen.  So 
i,  zunächst  ohne  ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung,  hier  ein 
usammenwirken  der  Zentralbehörde  mit  den  ge- 
ahlten  Lokalbehörden  entstanden,  wie  es  wirkungsvoller 
urrh  kein  Gesetz  hätte  hervoi^ebracht  werden  können*).  Die 
onferenzen  haben  sieh  dabei  nicht  nur  mit  Fn45en  der  Aus- 
ihnmg  bestehender  Gesetze  beschäftigt,  sondern  haben  auch 
iier  wünscheuswertlie  Veränderungen  der  Gesetze  berathen. 
1,  sie  haben  thatsächlicii  einen  direkten  Einfluss  auf  die  Gesetz- 
Aung  gewonnen.  Der  oben  erwähnte  Casual  Foor  Act  1882 
t  direkt  auf  die  von  den  Poor  Law  Conferences  gefassten  Be- 
hlDsse  zurückzuführen*). 

Die  Gegenstände,  welche  auf  den  Konferenzen  veiiiandelt 
urdcn,  sind  besonders  folgende:  die  Behandlung  der  casual 
iort,  mit  welcher  hier  in  durchaus  richtiger  Weise  diejenige 
T  Bettler  und  Vagabunden  verbunden  wird;  weiter:  die  Bil- 
ing  grösserer  Bezirke,  von  denen  das  Aimenwesen  überhaupt, 
ler  einzelne  Zweige  desselben  in  zweckinässigerer  Weise  zu 
todhaben  sein  wurden,  femer:  die  Behandlung  von  Out-Door 
«lief,  die  Erziehimg  der  Armenkinder  imd  endlich  die  armen- 
rüidie  Hilfe.  Einige  dieser  Materien  sind,  wie  wir  gesehen 
ibon,  auch  Gegenstand  der  Gesetzgebung  dieser  Periode  ge- 
»«n.  Auf  andere  war  die  öffentliche  Aufnierksamkeit  durch 
e  Zentralarmenbehörde  gerichtet  worden. 


MDieoeB  Zosunmenwirken  hat  noch  Dach  ^«r  andern  Ricbtong 
ine  Bedeutung  gezeiet  Wie  mir  milgetheilt  iat,  eind  eine  Reibe  Ton 
iteniinngen  Bdlene  dea  Locol  Goremment  Board  im  unmittelbaren  An- 
alnn  an  ein  Auftreten  der  betreffenden  Persönlichkeiten  in  den  Kon- 
renjsen  erfolgt.  Ee  wird  femer  allgemein  als  eine  ThatMche  angeeeheu, 
m  sich  die^naamroensetzung  der  Soards  of  Gvardians  in  den  letzten 
hra^iuten  unter  der  Uinwirkun^  dleeer  Konferenzen  erheblich  reiSndert 
d  xwar  verbessert  habe.  Es  sind  durchaus  nicht  mehr,  wie  es  Iriiher 
nfig  der  Fall  war,  blos  fi}iopkt:iT>trs .  welche  eich  um  das  Amt  eines 
lardions  bewerben,  sondern  häufig  wirklich  herrorragende  tüchtige 
'Die.  für  welche  dies  Amt  nur  als  eine  Durchgangsstufe  zu  höheren 
entliehen  Stellungen  dient. 

*)  Mr.  Albert  Peel,  welcher  die  betreffenden  Antrage  auf  den  Kon- 
■eaxm  besonders  befürwortet  hatte,  brachte  den  auf  den  BeschlÜBsen 
r  Konferenzen  beruhenden  Antrag  im  Unterhause  ran.  Der  damalige 
iiiiideut  des  IjochI  (tovemmmt  Board,  Mr.  Dodson,  trat  für  den  Gesetzes- 
iscUag  ini  UnterbauB  und  Lord  Carrington  im  Oberhause  ein  und  das 
setz  ward  ohne  irgeud  erhebliche  Aenaerungen  angenommen. 
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Diese  Thfltigkeit  (Icr  Zentralbehönle  während  der  letzten 
hier  hehandelten  Periode  soll  hier  anhangsweise  noch  l>esoinim 
zur  Darstellung  gebracht  werden. 

§  15. 

Auf  den  Earl  of  Devon  war  im  Dezember  1806  als  ft^si- 
»lent  des  Poor  Imw  Board  Tfic  Sight  Hon.  George  Joachim 
(loschen  pe folgt,  ein  Mann,  welcher  dem  eng- 
lischen Armenwesen  in  mehrfacher  Hinsicht  eioe 
neue  Richtung  gegeben  hat  und  dem  ein  hohes  Ver- 
dienst um  die  weitere  Entwicklung  des  englischen 
Armensystenis  zuzuschreiben  ist').  Wenn  es  andi 
(loschen,  der  bereits  im  Mftrz  1871  aus  dem  von  ihm  inne  ge- 
habten Amte  schied,  nicht  vergönnt  war,  die  Bestrehmifieii, 
welche  er  für  eine  l)essere  Annenverwaltung  eingeleitet  hatte, 
zu  Ende  zu  fOliren,  so  traten  doch  seine  Nachfolger  im  Amte 
vollständig  in  seine  Fussstapfen  ein  und  führten  das  von  Goscbeo 
begonnene  Werk  weiter. 

Auf  Goschen  folgte  The  Bight  Hon.  James  Stansfeld, 
welcher  nach  der  Erweiterung  des  Poor  Lmo  Board  zum  Loeal 
Government  Board  der  erste  IVflsident  dieser  neuen  Behörde  wir, 
Im  Jahre  1874  folgte  The  Might  Bon.  Sclater  Booth.  eil 
Mann,  der  bereits  aus  seiner  frllheren  Stellung  als  Parliamtnimif 
Secretary  des  Poor  Law  Board  mit  der  Materie  des  Annes- 
Wesens  vertraut  war.  Von  dem  Jahre  1880  bis  Dez,  1682  b^ 
kleidete  sodann  Mr.  Dodson  die  Stelle  eines  I^rüsidenten  de» 
Locol  Government  Board,  und  seitiieni  steht  an  der  Sjritie 
dieser  Behönle  ein  j\fann,  der  sich  bereits  auf  anderem  als  den 
ihm  zur  Zeit  untei-stellten  Gebiete,  einen  Namen  erworben  ht, 
The  Bight  Hon.  Sir  Charles  Dilke*). 


']  Es  ist  hi(!r  besonders  der  van  Oosclien  erBtaltele  22.  Jihreilcncb 
des  Poor  Law  Board  hervorzuheben.  I)ieser  Bericht  zeichnet  nch  BieU 
nur  durch  die  Fülle  des  behttndcltcn  Materials,  sondern  Mich  dtnd 
die  streng  Wissenschaft  hebe  Art  der  Uehandlung  und  die  HerToriietiav 
Allgemeiner  Prinzipien  aus.  Eine  besondere  AufmerkMmieit  ist  dra 
der  SlRlistik,  eiiieui  Lieblingsgebietc  Uoschens,  geschenkt 

'J  Neben  den  }*r}[sidentcu  gebührt  auch  noch  eine  Hemniwbng 
einigen  der  unter  ihnen  stehenden  höheren  Beamten.  Wir  woUa  b 
dieser  -Stelle  nur  zwei  Kamen  nennen:  Henr;  Longlev,  deMi  Be 
richte  (iber  die  Armen  Verwaltung  in  London  -—  er  war  Ofnenü  loffi^ 
"/'  Ihr  I'imr  für  den  Bezirk  der  Metropolis  —  wahre  flJeisterwerte  W 
und  zugleich  einen  klaren  Einblick  in  die  Stellung  und  Thäügkfitfa 
Inspektoren  geben  (die  iJerichte  finden  eich  abgedruckt  in  den  Ailigci 
zum  dritten  Jahresbericlite  des  J-ocn/  Gmenunml  Buarii  .**.  136  -W  ^ 
aum  vierten  Jahresberichte  S.  40—58);  ferner  J.  T.  Uibbert,  ««ÜK 
vom  April  Itm  bis  1883  Farliamtfitary  Secretarj/  de«  Locol  OottiMot 
Board  war  und  Jetzt  den  Posten  eines'  ParHammtari/  Undtr-Seerim  ff 
State  des  Honif  litpnrlmnit  einnimmt.  Zur  SIeit  ist  rarünnmtat^  Srtrr- 
inry   des  Ijxai   Oorernment  Board    G.   W,   E.  Kassel,    und  ßflwrf 
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Es  ist  bemerkeuswerth,  dass  von  allen  diesen  Präsident«ii, 
eioeriei  welcher  politischen  Riclilunf:  sie  angehörten,  bezüglich 
des  Annenwesens  diesellien  Tendenzen  verfolgt  wurden,  sodass 
die  stattgehabten  Miuisterwechsel  ohne  alle  Bedeutung  für  dieses 
I>ej>artement  waren.  Die  Tendenz,  welche  zuerst  Goschen  zum 
Ausdruck  gebracht  hatte,  wurde  von  säuiintlichen  politischen 
Parteien  als  die  lichtige  anerkannt  Infolge  der  Durchftlhrung 
ilieser  Tendenz  aber  ist  dein  englischen  Amionwesen,  ohne  dass 
die  Gesetzgebung  dabei  in  irgend  einer  erheblichen  Weise  ein- 
geschritten ist,  eine  durchaus  venluderte  Gestalt  gegeben.  Die 
Vorzüge  des  englischen  Systems  sind  Schürfer  henorgetreten,  und 
TOD  den  Schattenseiten,  welche  man  dem  Systeme  häufig  entgegen- 
gehalten hatte,  und  welche  von  auslandischen  Schriftstellern 
noch  heute  angefahrt  werden,  hat  es  sich  vielfach  herau^estellt, 
dwB  sie  nicht  mit  dem  Systeme  selbst,  sondern  nur  mit  der  Art  der 
Iffaktischen  Handhabung  der  Armenverwaltung  zusammenhängen; 
sie  and  infolge  der  verbesserten  Ver\i'altung  zum  prösstfu  Tlieil 
verschwunden. 

Den  ersten  Austoss  zu  einem  Eingreifen  der 
Zentralbehörde  in  die  Annenverwaltung  gaben  die  be- 
sonderen Verhältnisse  in  der  Metropolis.  Die  kom- 
meizielle  Krisis,  welche  im  Jahre  1866  begann  und  bis  zum  Jahre 
1868  anhielt,  hatte  besonders  im  Osten  Londons  einen  Notb- 
fttand  erzeugt"),  welcher  die  öffentliche  Aufmerksamkeit  in 
berrorragender  Weise  in  Anspruch  nahm.  Die  bestehenden 
Annenanstalten  erwiesen  sich  absolut  unzureichend  zur  Auf- 
Hahtne  aller  derjenigen,  welche  die  öffentliche  Unterstützung 
beanspruchten.  Man  glaubte,  dem  so  schwer  heimgesuchten  und 
an  sich  nicht  vermögenden  Osten  Londons  durch  Vertheilung 
von  privaten  Gaben  und  durch  Spenden  der  zahlreichen  grossen 
Kftiuigen  Londons  zu  Hilfe  kommen  zu  sollen.  Die  Zentral* 
bdiOrde  erkannte  aber  von  vornherein  die  grosse  Gefahr, 
«eiche  für  ein  rationelles  Armenwesen  in  der  Gewährung  von 
PriTatwohlthätigkeit  neben  und  unabhflngig  von  der  Unter- 
durch  die  öffentlichen  Annenliehörden  liegen  musste. 

Bei  jeder  nicht  organisirten  I'rivatwohltbittigkeit  muss  die 
i  bestehen,  dass  durch  falsche  Vorspiegelungen,  denen 
inf  den  Grund  zu  gehen  häufig  weder  dem  einzelnen  Geber 
noch  den  wohlthätigen  Siftunpen  möglich  ist,  Gaben  von  Per- 
sonen, welche  einer  Untersttltzimg  gar  nicht  bedürfen,  erschlichen 


ipmmtor  of  Ott  Poor  fllr  die  Sletropdi'  Kobert  Hcdley.  Die  Kamen 
aBKKT  Dm  die  Verbesaenine  des  engligclien  Annei]we»enB  verdienter 
Wiiner  solleu  noch  gelegentlich  hervorgehoben  werden. 

')  INcaer  Nothsuuid   irArd  noch  vei^ärkt  durch  das  Auftreten  der 
Cholen   im   Sommer  und   Herbste    1H66    und   den   strengen   Winter  von 
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werden.  Es  üppt  ferner  die  Gefahr  nahe,  dass  durch  die  Ptirat- 
wohlthätigkeit  l'crsoiien,  welche  bereits  UnterstützunK  durch  dif 
öffentliche  Amienlwbörden  empfangen,  weitere  Summen  iu  einer 
solchen  Höhe  zufrewandt  werden,  dasR  dadurch  die  Lage  der  so 
Unterstützten  zu  einer  Iwsseren  gemacht  wird,  als  die  des  selbst- 
ständifien  ft-eien  Arbeiters  ist.  Gerade  in  England  hatte  mu 
bereits  traurige  Erfahrungen  hierin  gemacht :  der  demoralisireaule 
Einfluss,  welcher  durch  die  vor  dem  Gesetze  von  1834  bestehendeu 
Missiiriluche  im  UnterstHtzungswes(?n  nicht  nur  auf  die  Empfang 
der  Gaben,  sondern  auch  auf  die  ganze  arbeitende  Revölkennt' 
hervorgerufen  wnnle,  war  noch  frisch  im  Gedächtnisse.  Für 
England  speziell  war  sodaim  noch  femer  zu  berQcksichtigeD. 
dass  das  Prinzip  des  Workkouse  lest,  auf  dessen  hervorragende 
Bedeutui^  die  Roynl  Comun'ssion  ein  so  grosses  tJewicht  f^ 
legt  hatte,  durch  ein  ausgedehntes  Wirken  der  Privatwc^- 
thätigkeit  in  seinen  Grundfesten  erschtkttert  und  gefährdet 
werden  musste. 

Die  ZentiallK-hönle  war  der  Ansicht,  dass  all  diesen  Ge- 
fahren nur  vorgebeugt  werden  könnte  durch  das  Zieheo 
einer  festen  Grenzlinie  zwischen  der  Privatwohl* 
thiUigkeit  und  dem  öffentlichen  UnterstUtzungs- 
wesen.  Dabei  ei'schieu  es  zugleich  voq  grosser  Bedeutung,  die 
Principieu  wieder  in  das  Gedächtniss  zurQckzumfeD,  von  deneii 
das  englische  Amieusysteni  nach  dem  Gesetze  von  1834  bei  der 
Gewälinmg  öffentlicher  Unterstützungen  ausgeht.  Iter  damalige 
General  hispedor  of  the  Poor,  Mr.  Corbett,  in  Verbindung 
mit  dem  Parliatnentary  Secretary  des  Poor  Law  Board,  Mr. 
Sclater  Booth,  hatten  zunächst  in  der  Afetropolis  dies 
jiraktisch  znr  Ausftllmiug  zu  bringen.  F^s  gelang  diesen  Beunteo 
unter  den  schwierigsten  Verhflltnissen  iu  dieser  Richtung  Aiu- 
gezeichnctes  zu  leisten.  Der  arme  Osten  Londons  war 
es,  welcher  ein  rationelles  Zusammenwirken  tod 
Öffentlicher  und  privater  Unterstützungsthätig- 
keit,  ein  Ineinandergreifen  der  Mildthlttigkeit  mit 
der  Öffentlichen  l'nterstUtzungspf licht  zu  Wege 
brachte  und  bierin  den  andern  Bezirken  mit  einem 
guten  Beispiel  voranging. 

Die  hier  l)ei  Gelegenheit  besonderer  Kothstande  gemachten 
Erfahrungen  veranlassten  die  Zentralbehörde,  eine  Umschau  zu 
halten,  wie  in  anderen  Bezirken  das  Amienwesen  gehandbabt 
wurde.  Daliei  sollte  zu  gleicher  Zeit  ülterall  die  öffentliflie 
Meinung  hingelenkt  wenlen  auf  die  Gefahren,  welche  mit  «ner 
wnorganisirten  Wohlthätigkeit  verbunden  sind,  wie  auf  die  Xofli- 
wendigkeit.  stiemt  an  dem  gesetzlich  ausgespi-ochenen  Prinzipi' 
des  Worhhowse  lest  festzuhalten. 

Zu  diesem  Zwecke  erliess  Goschen  unter  dem  20.  Nov. 
1869  ein  Zirkularschreiben  Über  die  Armenunter* 
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Stützung  in  der  Metropolis')-  Fsheisst  darin:  „Es  ist  von 
der  grOssten  Bedeutung ,  dass  ein  Versuch  gemacht  werde ,  die 
Autoritftten,  welche  die  tiiFeutliche  UnterBtOtzung  verwalten,  und 
diejenigen,  welche  wohlUiätifie  Fonds  zu  verwalten  hahen,  zu 
möftlichet  klarem  Einvernehmen  zu  bringen,  daniU  nicht  Ünt4?r- 
stUtzung  in  doppelter  Weise  au  dicsellie  rcrsou  gewährt  werde, 
und  um  zu  gleicher  Zeit  einen  möglichst  wii'ksamen  Gebrauch 
der  grossen  Summen,  weiche  vom  Publikum  zu  ünterstützuugs- 
zwecken  gegeben  werden,  für  solche  Falle  zu  sichern,  welche  die 
Öffentliche  Unterstützung  nicht  berücksichtigen  kann."  Deshalb 
sei  es  nothwendig,  ^die  getrennten  Gebiete  der  öffent- 
lichen Unterstützung  und  der  I'ri vatwohlthiitig- 
keit  {chtmlif)  bestimmt  abzugrenzen:  to  mark  out  the 
tfparaie  limits  of  a  poor  lau?  and  of  ehariiy."  —  Als  das  l'rinzip 
der  öffentlichen  Unterstlltzung  wird  unter  nAlierem  Hinweise  auf 
den  Bericht  der  Royal  Comtimsirm  vom  Jahre  \SSi  vor  allem 
hcnorpehohen,  dass  Unterstützung  nur  gegeben  werden  solle  an 
solche  Personen,  welche  thatsächlich  httlflos  (actually  destisiuic) 
seien.  Niemals  solle  Untersttltzung  gegeben  wenlen  als  Zuschuss 
zum  Lohne  (in  aid  oftoagex).  Es  sei  strenge  an  dem  WorMome 
test  festzuhalten.  Nur  hierdurch  köime  ein  sicherer  Beweis,  daas 
die  betretfendo  Person  thatsilchlich  htilflos  sei.  gefilhrt  werden, 
-und  nur  durch  eine  Untei-stUtzung  im  Workhome  würde  die 
Gefahr  vollständig  leniiieden,  dass  nicht  die  gewährte  Untei- 
atQtzung  einen  Zuschuss  zum  Lohne  ausmache.  Im  Einzeltalle 
möge  das  strenge  Festhalten  an  diesen  Grundsjitzen  nicht  nur 
hart,  sondern  auch  unökonoiniseh  erscheinen,  insofern,  ah  e.s 
zweifellos  billiger  sei,  einer  Person,  welche  einen  Theil  ihres 
LebensunterhalLs  selbst  verdienen  könnte,  einen  Zuschuss  zu 
gewähren,  als  dieselbe  in  das  Workhouse  aufzunehmen.  Alleiu 
«18  Kücksichten  ftlr  das  allgemeine  Wohl  nitlsse  diese  für 
den  Einzelfall  richtige  Betrachtung  bei  Seite  gesetzt  werden. 
Denn  nichts  sei  für  die  gesaninite  arbeitende  Bevölkerung,  wie 
auch  im  Endresultate  fUr  die  Steuerzahler,  gefährlicher,  als  eine 
Eigilazung  ungenügender  Iiöhne  aus  öffentlichen  Mitteln.  Nur 
durch  ein  stenges  Festhalten  an  den  Prinzipien  würden  die  Ge- 
fahren gemildert,  welche  die  gesetzliche  Anordnung  einer  öffent- 
lidien  Unterstatzungsgewilhnmg  an  sich  schon  mit  sich  führte.  — 
Aus  diesen  Prinzipien  ergebe  sich  aber  zugleich  das  Gebiet,  auf 
welchem  die  Wohltbätigkeit  sich  geltend  machen  könne.  Die 
Privatwohlthiltigkeit  könne  zunächst  bei  denjenigen  eintreten, 
welche  noch  nicht  völlig  hülf  los  seien,  aber  doch  an  der  Grenze 
der  Armuth  stünden;  sie  könne  vorl>eugen,  dass  diese  Personen 
Jer  ^entliehen  Unterstützung  nicht  anheimfielen,    Die  Privat- 
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wohltlfttifikeit  könne  sich  sodann  weiter  derjenigen  HOlflosen 
annehmen,  welche  unverechuldeter  Weise  Terarrat  seien  und 
eine  besondere  Berücksichtigung  verdienten.  Nur  mOsse  fDr 
die  letzteren  Fülle  ein  Zusammenwirken  mit  den  Behörden, 
welche  die  üffentliche  Unterstlttzung  verwalten,  erfolgen.  Es 
mOsse  unter  allen  Umstünden  vermieden  werden,  an  Personen, 
welche  öffentliche  Unterstützung  erhalten,  Geld  oder  solche 
(iegenstände  zu  geben,  welche  schon  von  den  Armenbehörden 
tiewährt  werden;  dagegen  könne  es  nützlich  sein,  für  diese 
Personen  Kleider  oder  Handwerkzeug  zu  kaufen  oder  einznlösen 
Oller  die  Wohnungsmiethe  zu  bezahlen.  —  Wenn  die  Privat- 
wohlthiltigkeit  in  rationeller  Weise  eingreifen  wolle,  so 
mQsse  sie  selbst  aber  zunilchst  organisirt  werdea. 
Die  einzelne  Wohlthiltigkeitsanstalt  mOsse  Kenntsiss  haben  von 
Jeder  anderen.  Es  müsse  in  jedem  Bezirke  ein  Generalrepsler 
geführt  werden,  aus  welchem  sich  entnehmen  liesse,  welche 
Personen  durch  öffentliche  Behörden  oder  durch  Privatwohl- 
thfttigkeit  bereits  Unterstützung  empfingen. 

Soriel  über  das  Zirkulars^eiben,  in  welchem  die  Grenzen 
zwischen  i>ffent1icher  Untersttitzung  und  PrivatwohlthUtagkeit  in 
einer  Weise  fixirt  sind,  welche  wohl  auch  ausserhalb  ßiglands 
Beachtung  verdient.  Zur  wirksamen  AusfDhning  des  Schreibens 
erliess  Goschen  eine  weitere  Instruktion.  Die  Inspektoren  wurden 
angewiesen,  jede  Hülfe  zu  leisten,  um  in  ihrem  bezw.  Beziite 
ein  Einvernehmen  (corditü  xmdersianding)  zwischen  den  Be- 
htirdcn  und  den  Privatwohlthiltigkeitsanstalten  behufe  Herbei- 
nthning  eines  systematischen  Unterstützungswesens  zu  we^  zu 
bringen.  Es  ward  dabei  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  sich 
die  besoldeten  Unterstützungsbearaten  (lielieving  Offictrt)  be- 
sonders als  Verbindungsglieder  zwischen  den  Behörden  und  den 
I*rivatanstalten  eignen.  Der  Unterstützungsbeamte  könne  den 
Wohlthfttigkeitsanstalten  diejenigen  Personen  benennen,  welche 
besondere  BeiUcksichtigung  verdienten,  oder  noch  vor  der  Ver- 
annung  zu  retten  würen ,  und  die  WohlthätigkeitfumstalteD 
könnten  ihrerseits  wiederum  den  UnterstQtzungsbeamten  auf 
solche  Personen  aufmerksam  machen,  welche  der  öffentlichen 
Unterstützung  bedürften.  Das  ZirkulaiBCbreiben  selbst  schickte 
Goschen  an  alle  grösseren  Wohlthätigkeitsanstalten  und  Boatdi 
of  Guardians  mit  der  Aiiffordenmg,  ihre  Ansichten  und  Vo^ 
srblilge  der  Zentralbehörde  mitzutheilen. 

Die  Anregung  fiel  auf  fruchtbaren  Boden:  die 
Lokalbehörden  antworteten  fast  sämmtlich,  die  Wohltiätigkeitfr 
anstalten  grösstentheils  zustimmend').  Die  öffentUche  Mdnuii^ 
hatte  sich  mit  dem  Gegenstande  schon  seit  längerer  Zeit  b^ 
schäftigt.     Im   Jahre    1863  hatte    Sev.  W.  G.  Blackie  auf 


'1  ■VetgV.  52.  Jibicfibericht  des  Foor  Lmc  Board  S.  XXXII  und  is- 
hang  3.  ans. 
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dem  Social  Science  Congress  zu  Edinburgh  in  cineiu  Vortru«? 
On  ike  CoUisions  of  Bcnevolence  anii  Social  Law*)  energisch 
darauf  hingewiesea,  diiss  an  vielen  Urteu  die  Wvhlthiltigkoit  zu 
^•iel  Üiue  und  insbesondere  büufig  in  einer  Weise  wirke,  welche 
mehr  Unheil  als  Gutes  stifte.  Er  betonte  dabei  die  Nothwondig- 
keit,  dasG  sich  „die  ^lAnuer  mit  den  wanuen  Herzen"  mit  den 
„Vertretern  der  sozialen  Gesetze"  vereinigten.  Im  Jahre  1808 
hatte  sodann  Dr.  Stallard  auf  dem  Social  Science  Congress 
zu  Birmingliani  ^)  nochmals  die  Nothwendigkeit  hendrgehoben, 
die  Privatwohlthätigkeit ,  welche  weit  mehr  als  die  öffentlichen 
Behörden  fQr  die  Armen  ausgebe,  zu  regiilireu. 

In  der  That  war  eiue  derartige  Repulimng  uothwendig; 
das  Clofsißed  Directory  of  London  Charilies  ei^ebt  für  1868: 
1059  wohlthUtige  Anstalten  mit  einem  jährlichen  Einkommen 
von  4114845  £  (über  82  Millionen  Mark);  das  wirkliche  Ein- 
konuaen  wii-d  sogar  noch  ^iel  höber  gescliützt  und  vielfach  auf 
jahriich  7000000  £  (140  Millionen  Mark)  angenommen »J. 

Der  Social  Science  Congress  zu  Bristol  nahm  dann  im 
Jahre  1869  eine  Resolution  dahin  an,  dass  ein  Komitee  der 
Wofalthfttigkeitsanstalten  zusammen  mit  dem  Board  ofGuaräians 
wirken  solle,  und  dass  dabei  das  System  spezieller,  von  Haas 
zu  Haus  erfolgender  Nachforschungeil  eine  wesentliclie  Rolle  in 
dem  Unterstützungsweseu  bilden  müsse*). 

So  konnte  sich  die  nunmehr  unmittelbar  im  Anschlüsse  an 
das  Zirkularschreiben  Goschens  erfolgende  Begründung  der 
London  Charity  Organisation  Society  auf  eine  bereits 
genOgend  vorbereitete  öffentliche  Meinung  stützen.  Ilervon'agende 
Mbmer  stellten  sich  an  die  Spitze  dieser  Bestrebung:  ein 
Mittelglied  zwischen  dem  Publikum  und  den  Wobl- 
thfttigkeitsanstalten  einerseits  und  den  öffentlichen 
Armenbebördeo  andererseits  zu  schaffen.    Die  Gesell- 


,  ....,.'■(/«  l'roiiiotioii   of 

Social  Seümee  1883,  S.  707—712. 

■}  Trantaetiotts  de.  Iä68  S.  593  -602. 

*)  Vergl.  die  schon  sitirte  Rede  von  Will.  Foreytli  auf  dem  Social 
Säeitee  Ccmgren»  su  Aberdeen  l!j77.  Um  MissveretändniMeD  voizubeugen, 
Mi  Uer  besonders  daiauf  hingewiesen,  dass  uuter  „Cliarilieii'*  Wohlthätig- 
kdtBmnMalteD  der  verschiedensten  Art  zusammenscfaaat  neiden:  □el>eu 
Kirnnkenhäiuem  und  anderen  Anstalten  fiir  die  Unlerslützim^  vun 
fiedUrfd^n  spielen  vor  allem  Eiziehungsanatalten  und  Stipendicnstif- 
toDgen  CUM  gifMse  Holle. 

*)  Aneh  auf  diesen  Punkt,  die  Nothwendigkeit  eingehender  Kach- 
IbnelnDgeii  in  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Unterstützungsbedürftiffeu, 
wir  leitenB  der  Zentralbehörde  wiederholt  liinKewiesen  worden.  Auf 
der  TOD  Mr.  Gorbett  im  Jahre  1871  zusammenberufenen  Konferenz  der 
GuardiaM  der  Metropolis  ward  vor  allem  die  Noth  wendigkeit  einer  Ver- 
mehmng  der  besoldeten  UnteralUtzungBlieamten  {Relifeitiff  Officer»)  l«tont, 
TDD  denen  keiner  mehr  als  S.50,  hüchstens  SiX)  Arme  in  seiner  Liste 
haben  dürfe,  um  so  im  Stande  zu  sein,  sieh  foildaueniJ  in  genügender 
Weise  über  die  UnterelUfzten  zu  infonniren. 
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sfhaft,  als  (ieren  Prilsident  mehrere  Jahre  hindurch  der 
früh  verstorbene  Prinz  Leopold,  Herzog  von  Albany, 
ftingirte,  begann  ihre  erfolg-  und  segensreiche  Thfttigkeit  im 
Jahre  1 870.  Heute  Iwstehen  in  18  grösseren  Städten  Englands 
und  in  2  StÄiiten  Schottlands  Pilialvereinigungen ').  Die 
Charity  Organisation  Society  ist  eines  der  wieb- 
tigsten  Glieder  im  Organismus  des  englischen 
Armenwesens  geworden. 

Die  Gesellschaft  will  ein  Sammelpunkt  fUr  die  Privat- 
woblthfttigkoit,  fUr  alle  wohlthätigen  Bestrebungen  sein.  Sie  will 
als  Zentralstelle  gegonQber  den  einzelnen  Wohltbfltigkeitsanstalt«« 
fungiren.  Ihr  Ziel  ist,  die  Wohlthätigkeit  in  die  richtigen  Kanile 
zu  lenken  und  so  in  rationeller  Weise  das  öffentliche  Annenwesen, 
mit  dessen  Oi^anen  sie  in  steter  Eterühmng  bleibt,  zu  ergänzen. 
Gegenüber  der  öffentlichen  Unterstützung,  welche  lediglich  die 
vorhandene  Noth  zu  beseitigen  hat,  betrachtet  sie  ala  die  Domine 
der  Wohlthätigkeit :  der  Armuth  vontubeugen  und  die  vorhandene 
Annuth  zu  heilen.  Fälle,  welche  als  uiüieilbar  anzusehen  sind, 
bei  denen  durch  eine  vorübergehende  Unterstatzung  eine  dauernde 
Hilfe  nicht  erreicht  werden  kann,  sollen  dem  öffentlichen  Armen- 
wesen  überlassen  bleiben.  Die  Verbindung  mit  den  Lokalamien- 
behörrien  wird  durch  Disirict  Committees  hei^gestellt,  von 
denen  regelmässig  einzelne  Mitglieder  an  den  Sitzungen  der 
Boards  of  Guardians  theilnehmen,  um  einerseits  Ober  die  för 
eine  Behandlung  durch  die  Wohlthätigkeitsanstalten  geeigneten 
Fillle  dem  Komitee  zu  berichten,  andererseits  den  Outväians 
Kenntniss  von  solchen  ihnen  bekannt  gewordenen  Fallen  zu  geben, 
bei  denen  eine  Unterstützung  nothwendig,  ein  Eingreifen  der 
W'ohlthätigkeitsanstalten  aber  nicht  angebracht  erscheint,  Duith 
eingehende  Untersuchung  aller  zu  ihrer  Kenntniss  gebrachten 
Falle  vermittelst  besonderer  Diatricts-Visitors  sucht  das 
Komitee  ein  vollständiges  Bild  von  der  Natur  und  dem 
Charakter  jedes  einzelnen  Unterstatzungsfalles  zu  gewinnen.  Auf 
die  Organisation  und  Ven\'altung8maximen  im  einzelnen  wird 
bei  der  Darstellung  des  heutigen  Armenwesens  noch  n&her  ein- 
g^angen  werden.  Hier  sollte  nur  eine  allgemeine  Charakte- 
ristik dieses  neuen  Gliedes  in  dem  e^lischen  ArmeDwesen, 
welches  man  als  eine  Art  Clearing  House  of  Charitiet 
bezeichnen  kann,  gegeben  werden*). 

Das  Zirkularschreiben  vom  20.  Nov.  1869  hatte  nebm  dei 
Ziele,  eine  Organisation  der  Privatwohlthätigkeit  herbeizuftUiren, 


•)  Vergl.  Charities  Reffintfr  and  Digest,  publishrd  6y  Ü\e  Coumätf 
tke  London  Chan'lu  Ormnmditm  Society,  Lotidon  1884,  Xomwm 
(ireen  d-  de. 

*)  Vergl.  Anhang  I,  sowie  Charüi/  Organisation  Papera,jnä>li^ 
hl/  ^the  Society  for  the  Organising  CharÜabk  Sthef  and  Stprtnmf 
Matdieiti/  —  so  lautet  der  vollstfiodige  Titel  der  Geaellscbaft  —  lomU, 
Longmam  Green  <£■  Cie  1883. 
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noeli  weiter  die  Notliweiidi^koit  botont,  dassdie  Aniienheliui'deii  an 
den  Gnindprinziiiieu  des  englisrheu  Annenwesens,  iiistiesoudere  an 
dem  Worfdiouse  tesf,  festhielten.  Um  sich  zu  Übeizeugen ,  in 
wie  weit  dies  thatsftchlich  der  Fall  sei ,  forderte  Goschen  von 
iiftninitlicheii  IiiS)>ektoren  eingehende  Belichte  0))er  diesen  Funkt. 
Diese  Berichte')  ergaben,  dass  eine  {irosse  Verschiedenheit  in 
den  von  den  Lokalbehörden  bei  der  Anneniinterstutzung  beo- 
bachteten Grundsätzen  obwaltete,  und  dass  fast  nii'gends  strenge 
an  den  Workhowte  lest  festgehalten  wurde.  Infolge  dessen  er- 
liess  der  Auitsnachfolger  Gosdiens,  Jauies  Stansfehl,  unter 
dem  2.  Dezember  1871  ein  neues  Zirkularschreiben, 
in  welchem  siieziell  die  Frage  der  Gewillirung  von 
ottt-door  relief  behandelt  wurde,  und  die  Grundsiltze 
niedergelegt  waren,  von  denen  nach  Ansicht  der  Zeutralbehönle 
ansg^angen  werden  sollte 'J. 

Es  ist  hier  vorauszuschicken,  dass  von  der  Zentralbehörde 
beträfe  der  Gewillirung  von  out-door  relief  ein  verschiedenes 
System  ftlr  einzelne  grössere  Städte  gegenüber  dem  übrigen  Lande 
sanktionirt  war.  In  den  meisten  Bezirken  gilt  die  Out-door 
Relief  Frohibitory  Order  vom  21.  Dez.  1844^),  wo- 
nocb  out-door  relief  für  arlieitsfähige  Anne  im  wesentlichen 
BOT  zugelassen  ist  im  Falle  plötzlicher  und  dringender  Noth- 
wendigkeit,  femer  in  Krankheitsfällen,  und  unter  gewissen  Ein- 
echrftnkungen  bei  Wittwen.  Wenn  die  Guardians  in  andern, 
als  den  ausdrücklich  hervorgehobenen  Fällen  —  bei  denen  aller- 
dings der  Ausdruck  „plötzliche  und  dringende  Notliwendigkeit" 
einen  weiten  Spielraum  zulösst  —  out-door  relief  gewähren ,  so 
haben  sie  unter  Angabe  des  Grundes  für  diese  Abweichung 
binnen  15  Tagen  an  die  Zentralbehörde  zu  berichten,  welche 
die  bewilligte  Unterstützung  bestätigen  oder  fltr  ungesetzlich 
eikl&ren  kann.  Für  die  Metropolis  und  eine  Anzahl  anderer 
grösserer  Städte*)  glaubte  die  Zentralbehörde  diese  strengen 
Beetimniungen  nicht  durchführen  zu  können.  Sie  bestimmte  in 
der  für  diese  Bezirke  erlassenen  Out-door  Helief  Regu- 
lation Order  vom  14.  Dez.  1852*),  dass  die  Guardians 
in  der  Gewährung  von  out-door  relief  u\  andere,  als  erwachsene, 
arbeits&hige ,  männliche  Personen  nur  insofern  beschränkt  sein 
soUen ,  als  die  Unterstützung  nur  wochenweise  zu  leisten  ist 
nnd  zu  gewissen  Zwecken,  insbesondere  zum  Ankaufe  oder  zur 
FJnlöBung  von  Arbeitsgeräthen    und  Werkzeugen  oder  zur  Be- 

*)  Die  Berichte  sind  abgedruckt  in  dem  Anhange  zum  23.  Jahre«- 
bericbt  des  Rior  Latr  Board  a.  32—239;  von  ganz  besonderer  Aueführ- 
Ikhkeit  und  Gründlichkeit  iet  dabei  derjenige  des  In^ctors  Woodhoase. 

*)  Das  Ziikularachreiben  ist  abgedruckt  in  dem  {.  JahicHtaericht  des 
TjKiil  Qovtmmeiit  Board,  Anhang  S.  63  ff. 

•)  Vogl.  Glen.  Poor  Law  Orders  S.  420—187. 

*j  So  Muicheater,  Liverpool,  Newcastle  on  Tyne  und  andere  Städte 
bnoDdecB  in  den  Manufiiktiir  bezirken. 

•)  Veigl.  Gien,  Jtoor  Imu-  Ordtrn  S.  «3-4-51. 
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gründiiiiR  eines  Handels  oder  Geschäftes  überhaupt  nidit  be- 
willigt werden  darf.  An  arbeitsßhifie  Mäiiner  ißt  eine  Unter- 
stützung ausserhalb  des  WorBtovse,  so  lange  dieselben  irgend 
welchen  Lohn  ernten  oder  sonst  selbstständig  etwas  Terdienen. 
absolut  verboten ;  wenn  arbeitsfähige  Männer,  von  diesem  Falle 
abgesehen,  eine  Unterstützung  ausserhalb  des  Workhotae  aa- 
lifangen,  so  darf  dieselbe  nur  höchstens  zur  Hälfte  in  Geld 
bestehen;  wenigstens  die  Hälfte  rauss  in  Nahrung  oder  FeuerungE- 
niaterialien  oder  anilern  Artikeln  von  absoluter  Nothwendigknt 
gereicht  werden.  Die  Männer  sind  femer,  solange  äe  Unter- 
stützung ausserhalb  des  Workkouse  erhalten,  zu  einer  bestinunten 
Arbeitsleistung,  unter  Aufeicht  einer  von  den  Gvardians  zu  er- 
nennenden Person ,  anzuhalten.  Ee  ist  dabei  binnen  30  Ta^ 
Ober  die  Art  der  verlaugten  Arbeitsleistung  und  die  eingetidttete 
Beaufeichtigung  an  die  Zentralbehörde  zu  berichten').  Aus- 
nahmen von  diesen  allgemeinen  Grundsätzen  sind  auch  hier  fitr 
eine  Anzahl  Fälle  generell  zi^elassen,  so  bei  plötzlicher  ood 
dringender  Nothwendigkeit ,  femer  bei  Unteratützungen,  wddie 
in  Folge  von  Krankheiten  nothwendig  werden.  Wenn  ausserdem 
die  Guardiattv  m  einzelnen  Filllen  aus  besonderen  Gritnden  toh 
der  Regel  abweichen,  so  haben  sie  darüber  binnen  20  Tagen 
unter  Allgabe  der  Gründe  an  die  Zentralbehörde  zu  berichten, 
von  welcher  die  Abweichung  zu  genehmigen  oder  zu  miss- 
billigen ist. 

Das  Zirkularschreibeo  vom  2.  Dezember  1871  ging 
nun  davon  aus,  dass  diese  R^ulative  eine  vollkommeB  uis- 
reichende  Grundlage  ßtr  ein  rationelles  Armenwesen  gewAhnao, 
und  dass  anderseits  durch  die  verschiedene  Behandlung  d« 
grossen  Städte  und  des  übrigen  Landes  allen  zu  berückädi- 
tigenrien  besonderen  Verhältnissen  in  genügender  Weise  Redi- 
uung  getn^en  sei.  Es  komme  nur  darauf  an ,  dass  an  diesen 
Regeln  strenge  festgehalten  werde.  Das  Zirkularschreiben  geht 
sodann  dazu  über,  ausführlicher  auseinanderzusetzen,  in  welcher 
Weise  auf  Grundlage  dieser  Regulative  die  einzelnen  Klassen  tob 
Unterstützui^uchenden  zu  behandeln  seien,  und  schärft  den 
Inspektoren  ein,  diese  Gesichtspunkte  den  Guardians  vorzi^tca 
uud  sodann  Über  die  Befolgung  derselben  an  die  ZentralbehördF 
zu  berichten.  Nach  Eingang  dieser  Berichte  behalte  sich  4e 
Zentralbehöi-de  die  Entscheidung  vor,  ob  weitere  Afaassr^dn, 
eventuell  ein  Eingreifen  der  Gesetzgebung,  zur  Hertteifüinng 
einer  geordneten  Verwaltung  des  Outdoor  Relief  erforderiidi 
seien  *). 

')  Durch  eine  besondere  0 II (door  Labottr  Ttnl  Order,  welehe« 
den  meisten  Bezirken ,  wo  die  Outdoor  SegiiMion  Order  gilt,  eingeföM 
ist,  sind  Doch  deUiilirte  Restimmangen  l)etreSE  dieser  BcBchäfÜgaiiK  g^ 
troffen;  Terel.  Gleo,  Povr  Lau;  Order»,  K.  454—460. 

')  Im  Febrtutr  1:^8  erginf;  ein  neues  Zirkulatschräben  des  Lotd 
(lOremmcHi  Bouvil  v*\oli>iq  tu  flie  Admwwtrtittoii  of  Out-door  BrUtf,  «t- 
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Auch  dieses  Zirkularsi'h reiben  war  vou  dem 
besten  Erfolge  begleitet').  Hier  haben  vor  allein  diePoof 
Law  Confereneesy  dadurch,  dass  sie  fast  alljithrlich  (Ins  Thema  einer 
richtigeB  Behandlung  des  Outdoor  Helief  airf  ihre  Tagesordnung 
setzten  und  demselben  nach  allen  Seiten  hin  eine  volle  Be- 
leuchtung zu  Theil  werden  Hessen,  aufklärend  und  beswmd  auf 
to  Verwaltung  der  einzelnen  Aniienbehörden  gewirkt*).     Von 


Mdnckt  im  t<.  J&hreaberichte  deg  /,.  <;.  B.  Anhang  S.49  f.  und  S.  217)1'. 
u  diCMm  letzteren  CitculArKhrciben  wird  auf  die  pjnatieen  Resultatt^ 
des  Öiknbnchmbeua  vom  Dez.  1871,  de«aen  weeeuthche  Gesichtspunkte 
Boehmala  dugele^  werden,  eingehend  hingewiesen,  um  dadurch  die- 
fenigea  Annenbezirke,  welche  demselben  noch  nicht  im  voUea  Maaase 
Btebimng  getragen  hätten,  zur  NachAhmung  zu  verealaseen.  £«  nutg 
hier  erwilint  werden,  daw  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Jahres- 


rtlief  cingefObrt  war,  bei  der  grossen  Empfänglichkeit  der  ^wländer  für 
OffsnÜich  gespendetes  Lob  ausBcrord entlich  wohllhätig  wirkten.  Das 
Z..  G.  B.  wie*  ausdrücklich  die  Inspektoren  na,  bezüglich  de^enigen  Be- 
dike,  in  denen  noch  keine  Verbesserungen  eingeführt  seien,  „to  call  tlie 
partiet^ar  attenlkin  to  the  unfarourahle  liqhl  iihiai  tht  KMisliat  thiim:  vpim 
Amt  manaffemetit  ae  compartd  tcUh  Üiat  of  the  neighbourinn  wiitms'' 
(8.  Jahraabericbt  S.  XVI).  Der  bewunderua^wilrdigen  und  Tielfacfa  auf- 
opfenden  Ttifitiekeit  der  Inspektoren  ist  bei  der  Durchführung  der  Ver- 
liii«iiiim(|.iii  viel  m  verdanken.  Von  den  zahlrdchen,  in  den  Jahres- 
boieblen  abgedruckten  Berichten  der  Inspektoren  über  die  Verwaltung 
4m  ONfdoor  Teliff  in  ihren  Bezirken  mag  hier  neben  dem  echoa  erw&hnten 
Boichte  von  Longley  —  der  zweifellos  glänzendsten  Leistung  —  noch 
der  Beticht  eines  anderen  Inspektors  des  hauptstädtischen  Bezirkes, 
Hr.  Woodbouse.  sowie  des  Inspektors  Andrew  Doyle  und  des  Ä»»intant 
hmttbtr  Sendall  —  jetzt  ÄiitisUmt  Secrrtaty  des  L.  G.  B.  —  anerkennend 
gebebt  weiden.  Vergl-  Anhang  zum  1.  Jahresbericht  des  L.G.B.  S.  ;^8ft^, 
mn  8.  Jabreebeiicbt  S.  S6ff.  und  zum  3.  Jahresbericht  S.  66ff.  — 

■}  Der  sweite  Jahresbericht  des  L.  G.  B.  S.  XVI  hebt  ausdrücklich 
bervor  ,the  main  principles  laid  rftwrw  in  the  Ctrailar  liare  receitril  <i 
aneral  tugent." 

")  Vergi  beMnden  dieKede  von  ProfessorBryce  auf  dtt  Sottth 
MüBamd  Ctmferetief  1876  (Bfpor1:<  von  1876  S.  T).  Sehr  warm  und 
■miAwiffnll  iit  ferner  der  jUngst  verstorbene  Professor  Faweett 
ilr  OB  Mnngea  Festhalten  an  dem  Wurkhouse  tent  eingetreten;  ve^l. 
fWwefltt:  Pmmerüm  it*  Ccauen  and  Eetwäien  London  IdTl ,  sowie  das 
■ebon  latirte  Scbriftehen  „Labour  nnd  Wages".    Hier  heisat  ea  auf  S.  71 


...  _r  Weise  heiset  es  i 
hmefieial  retväK  vhich  inrnriablif  foUoir  the  sIeadv  adlifVfnce  to  the  uvrjt- 
ftoMe  tt/sletH  are  tta  longer  a  matter  of  copjedure  Init  hare  heen  proved  h« 
Ibmj  and  eontiHU/nu  experience."  Bezeichnend  für  die  veränderte  Auf- 
fanng  der  LokaIaniienl>ehörden  ist  es,  dass  man  an  vielen  Orten,  wo 
it»  Outdoor  Prohibitorif  Order  nicht  eingeführt  ist,  freiwillig  (Ue  Gnind- 
rtM  derselben  adoptirte.  So  verdient  ein  von  den  (Inardians  in  Man- 
ehsrtv  erlaasenee  Regulativ  über  die  Glewährung  von  Outdoor  retief 
kenmeboben  zu  werden,  weil  in  demselben  in  mancber  Hinsicht.  Si> 
*— "^licb  der  Unterstützung  an  Wittwen,   noch  ober  die  Otddoor  Peo- 

"  '      ■"' «n  wird.     Auf  der  Ponr  Law  Central  Coh- 

:.  Itj76  wurde  der  Beschluss  gefasst.  du«  4\« 
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Jahr  zu  Jahr  nahm  die  Proportion,  in  welcher 
Outdoor  Jielief  bewilligt  wurde,  ab,  und  mit  der 
Abnahme  des  Outdoor  Eelief  war  zu  gleicher  Zeit 
—  wenn  man  von  der ,  noch  an  anderer  Stelle  zu  erwähnenden 
Zunahme  der  armen  Geisteskranken  imd  der  mit  der  Behand- 
lung derselben  verbundenen  Kosten  absieht  —  eine  Ver- 
minderung der  Ärmenziffern  und  der  Armenlasten 
verbunden'),  eine  Thatsache,  welche  umsomehr  bemerkens- 
werth  ist,  weil  die  Gewährung  von  Jndoor  Üelief  im  Einzel- 
falle bei  weitem  mehr  Kosten  verursadit,  als  die  von  Out- 
door Relief,  und  weil  bezüglich  >des  huloor  Relief  durch  die 
Errichtung  zahlreicher,  kostsiiieliger  neuer  Anstalten  erbebliche 
Kosten  verursacht  wurden. 

Auf  diesen  letzteren  Punkt,  auf  die  bezüglich  des 
iniJoor  Relief  veranlassten  Neuerungen  ist  hier  nur 
noch  kurz  einzugehen.  Die  Tendenz  der  Gesetzgebung  dieser 
Periode  ging,  wie)  schon  hervorgehoben  wurde,  dahm,  drei 
Klassen  von  Armen ,  welche  bislier  grösstentheils  Auftuüuue  in 
den  Workhmtsefi  gefunden  hatten,  aus  diesen  herauB  in  l>esondeir, 
für  sie  mehr  geeignete  Anstalten  zu  bringen:  fhr  die  Kranken 
sollten  besondere  Krankenhäuser  und  Asyle,  für  die  armen 
Kinder  vorzugsweise  DistriktrSchulen,  für  die  Obdachlosen 
etc.  besondere  Casual  Wards  eingerichtet  werden.  Die  Obdach- 
losen sollten  dadurch  einer  strengeren  Disziplin  unterworfen 
werden,  bei  ihnen  sollte  das  polizeiliche  Moment  schärfer 
zum  Ausdrucke  gelangen.  Betreffs  der  armen  Kinder  war  der 
erzieherische  Standpunkt,  die  Besserung  der  künftigen  Gene- 
ration, niaassgebend.  Die  Behandlung  der  Kranken  sollte  mt- 
ändert  werden  aus  HumanitätsrUcksichten  wie  femer  unter 
Beachtung  der  Gefahr,  welche  die  bisher  häufig  ungeeignete 
Unterbringung,  —  insbesondere  der  mit  ansteckenden  Knii- 
heiten  Behafteten,  —  fllr  das  Gemeinwesen  enthielt.  Zu  ^arkr 
Zeit  sollte  durch  die  Ausscheidung  dieser,  eine  besondere  Be- 
handlung verlangenden  Klassen,  die  Möglichkeit  zu  einer  h 


Oiiidotir  Prohibitory  Orilrr  übei&ll  einzofUhren  sei.  Das  Locol  Gottnmat 
Board  gab  auf  eine  dieBbezügliche  Einnbe  die  Antwort,  Aam  &K 
VotBchlag  in  Betracht  gezngen  werden  soUe;  die  Zentral behSrde  lei  J^ 
in  aecoTiJ  tcith  Iheiii  in  the  dexire  to  place  tht  administration  ofthet*- 
iluot  relief  nptm  a  nound  and  proper  basif  throughoiU  tht  cornntry.' 

')Die  ArmeBziffem  werden  im  Anhang Ilgegeben  werden.  EsMidllH 
nur  hier  Khoa  hervot^eboben ,  doas  im  Jabre  1870  die  Zahl  der  utok 
fähigen  MHnner,  weiclie  indoor  relief  empfingen,  24  700  und  die  Zthl  fa- 
jenigen,  welc^he  ausserhalb  der  Anstalten  unterstützt  wurden,  147TI0lt' 
trugen,  und  Aa.sa  diese  Zahlen  im  Jahre  1683  gefallen  siäd  anf  SIW 
resp.  77,592.  Die  Zahl  der  ausserhalb  der  Anstalt  nnteiBtUtztcn  aiW- 
fShicen  MSnner,  fllr  weiche  das  Worläunife  ttxt  vorzugsweise  beaüHl 
ist,  hat  eich  also  innerhalb  12  Jahren  um  fast  die  Hälfte  rennindert.  DK 
Prozente  eT^Vtüu  W&nuatUcher  Unterstützten  zm  BerOlkerung  i>t  nt 
1811  aut  l««a  -joiv  4,^«i(,  MÄ%''WVOT!B«i^-Q^'«&. 
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Disziplin  und  Verwaltiinfi  bezüRüch   der   in  den    Workliomcs 
verWeibendeu  Annen  gegeben  werden. 

Als  Mittel  zur  DurchftÜininp  all  dieser  Miiassregeln  ei-schien 
die  Bildung  grösserer  Distrikte  erforderlieh,  von  denen 
die  durch  Herstellung  solcher  Spezial -Anstalten  entstehenden 
Kosten  getragen  werden  konnten.  Das  Gesetz  von  18ö7  gab  zu- 
nächst für  die  Metroixilis  die  Gelegenheit,  solche  grössere  Bezirke 
herzustellen.  Das  Gesetz  von  1879  licss  sodann  auch  fflr  das 
Qbrige  Land  die  Vereinigung  mehrerer  AnnenverUlnde  behufs 
gemeinsamer  Verwaltung  einzelner  Zweige  des  Amienwesens  zu. 
Ja.  man  ist  dabei  Ulier  die  Ausscheidung  der  oben  angeführten 
drei  Klassen  hinausgegangen,  um!  hat  ganz  allgemein  eine  Ver- 
einigung mehrerer  Amienverbände  zur  BenUtzimg  eines  Worh- 
koftse  ihr  irgend  eine  einzelne  Klasse  von  Armen  gestattet. 

Eine  derartige  ausschliessliche  Verwendung  eines 
Worhhotise  fllr  eine  einzelne  Klasse  von  Armen  war  be- 
sonders bezüglich  der  arbeitsfähigen  Männer  angezeigt, 
mu  dadurch  eine  geordnetere  und  zu  gleicher  Zeit  mehr  Nutzen 
bringende  Beschäftigung  derselben  herbeizuflthren.  Die  Ver- 
einigung mehrerer  Anueuverbände  fllr  diesen  letzteren  Zweck 
ist  zunächst  in  der  Metropolis  erfolgt,  wo  insbesondere  das 
Workhome  der  Poplar-Union  ausschliesslich  für  arbeitsfiihige 
Männer  benutzt  wird.  Da  die  Zentralbehörde  in  ihren  Jahres- 
berichten wiederholt  auf  den  Nutzen  eines  besonderen  Work- 
hmae  für  die  Arbeitsfilhigen  hinweist,  so  ist  zu  erwarten,  dass 
die  Vereinigungen  mehrerer  Annonverbilnde  fllr  diesen  Zweck 
weitere  Fortschritte  machen  werden. 

Was  sodann  die  oben  hen-orgehobenen  drei  Klassen  von 
Armen  betrifft,  so  bemüht  sieh  die  Zentral-Instanz,  die  Ixikal- 
Behörden  zu  veranlassen,  für  die  Casual  Paupers  beson- 
dere Gebäude  mit  Anwendung  des  Zellensystems 
berzustellen.  Gesetzlich  ist  dies  System  nicht  vorgeschrieben; 
wo  das  Zellensysteni  jedoch  angewendet  worden  ist,  —  wie  ins- 
besondere in  der  Metropolis  —  hat  dasselbe  so  gute  Resultate 
,  ergeben,  dass  die  weitere  Verbreitung  desselben  erwünscht  er- 
scheint Es  wird  dadureh  in  erhöhtem  Maasse  eine  Ergilnzung 
ier  in  mancher  Hinsicht  nicht  ausreichenden  Str^bestimmungen 
gegen  die  Bettler  erreicht  werden. 

Bezüglich  der  Behandlung  der  armen  Kranken  ist 
man  mit  dem  neuen  Systeme  bisher  nur  in  der  Metropolis  und 
ia  «nigen  andern  grossen  Städten  vorangekommen.  Einer  Ein- 
fDhinng  im  ganzen  Lande  stellt  sich  einestbeils  die  Kost- 
qaeli^eit  der  gesonderten  Anstalten,  andemthcils  der  Umstand 
ortgegen,  dass  eine  gemeinsame  Anstalt  füi-  mehrere  Verbände 
Uafig  nicht  ai^ezeigt  erscheint,  weil  die  Entfernung  der  An- 
stalt von  den  einzelnen  Verbänden  mit  Rücksicht  auf  die  schwer 
durchführbare  Transportimng  der  Kranken  eine  zu  grosse  sein 
Tfürde.    Das  Gesetz  von  1879  hat  deshalb  den  Giuardians  S\fc 
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liefutpiiss  gegeben,  mit  Genehmigung  der  Zentralbehörde  n 
Asvleii,  Blinden-,  Stummen-  und  Taubenaustalten ,  sowie  allen 
anderen  Anstalten,  von  denen  eine  nützliche  Hilfe  bezOglich  der 
Amienverwaltung  zu  erwarten  ist,  zu  unterschreiben,  um  dadurrii 
das  Recht  zu  erhalten  von  den  betreffenden  Anstalten  tOi 
Amienzwecke  Gebrauch  zu  machen*).  Hierdurch  ist  auch  den- 
jenigen Annenverbanden ,  welche  nicht  im  Besitze  besondera 
Krankenanstalten  sind,  die  Möglichkeit  g^reben,  fbr  ihre  armen 
Kranken  in  genUf^ender  Weise  und  unter  Aussonderung  ia- 
selben  aus  den   Worihomes  zu  sorgen. 

Bezüglich  sonstiger  Verbesserungen  in  der  Aimenkrankm- 
pflege  liaben  sich  die  Poor  Law  Conferences,  von  wdcben 
dieses  Gebiet  vielfach  behandelt  worden  ist,  grosse  Verdienste 
erworben.  Ihre  Anregung,  welche  von  der  Zentralbehijrde 
bereitwilligst  aufgenommen  und  gefördert  wurde ,  hat  dazn  ge- 
führt, dass  überall  im  Lande  für  bessere  Armen&rzte 
gesorgt  ist.  Die  Aerzte  werden  besser  als  früher  bezahlt  ond 
haben  jetzt  durchwegs  kleinere  Bezirke.  Man  sucht  ienier 
dahin  zu  wirken,  dass  überall  im  Lande  jeder  Anoenverhand, 
soweit  es  die  Mittel  irgend  gestatten,  seine  eigene  Ariuea- 
apotheke  erhalte.  In  London  ist  in  Folge  der  in  dem  Gesetze 
von  1867  für  die  Metropolis  getroffenen  speziellen  Bestimmungen 
dieses  System  bereits  vollständig  durchgeführt.  Jeder  Aimoi- 
verband  hat  hier  seine  eigene  Apotheke*). 

Ueherhaupt  ist  die  Armenkrankenpflege  in  London 
jetzt  musterhaft  geordnet  Die  Gesetzgebung,  welche 
1867  die  erste  Anregung  zu  einer  Verbesserung  in  dieser  Rich- 
tung gab,  Iiat  unter  der  verständnissvollen  Einwirkung  der 
Zentralbehörde  hier  einen  vollen  Erfolg  erzielt :  Seit  dem  Jahre 


1)  Schon  ein  Gesete  Tom  Jahre  1851,  14  ».  15  Vict.  c.  105  ■.  4.  gt 
stattete  den  (hiarilianit ,  mit  GenelimiKunK  der  Zentiftlbeh&ide  zu  Ho^ 
tälem  und  KrankeDhüUBcm  zu  unteischreibca ,  soweit  dieselben  zur  Anf- 
nähme  von  Kranken  und  Verwundeteu  oder  von  solchen  Personen  bartiHMt 
Bind,  welche  an  einem  chronischen  Uebel  leiden.  Das  Geaete  Tt>n  IdTV 
dehnt  alBO  nur  eine  schon  vorhandene  Befugnies  weiter  aus.  Man  hatte 
daltei  noch  besonders  die  Betheilieuug  an  Erziehun^saDStaltcn  fflr 
Krankenpfleger  und  Krankenpflegerinnen  im  Ange,  wodntch 
man  geeignete  Kräfte  fUr  die  Armen krankenpflege  zn  erhalten  boAe. 
INesen  Anstalten,  welche  sich  seit  etwa  15  Jahren  auBaeroTdmtlieh  «nt 
wickelt  haben ,  ist  ein  ^oKser  Eiuäugs  auf  die  Verbeasecang  der  AimcB- 
kraukcupfl^  xUKUSchreibcn.  llis  zum  Jahre  1867  worden  zur  PS^e  fSt 
die  armen  Kranken  fast  auaschli esalich  andere  Arme  benatzt.  Jetzt  Äid 
iil>erall  besondere  Krankenpflegerinnen  (A'urses)  angestellt,  nnd  üt 
Zentrall lehürde  genehmigt  in  den  letzten  Jahren  nur  lÜe  Anstdlti^ 
von  Bulchen  Pnegerinnen,  welche  einen  besonderen  Kursus  in  der 
Kmnkenpflcge   durchgemaeht  und  an  vorgeschriebenes  Zertifikat  erlugt 

=)  Besondere  Verdienste  um  die  Durchtühning  des  DiepmuaTy-Sf^^ 
iu  London  hat  sich  Dr.  Qridges  erworben,  weither  mit  dieter  An- 
gelcgenWrt  voTi  4m  'L«'ci.\nfioä&T&<(  «^vüell  beauftragt  worden  war. 
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1867  dnd  22  Anuen-Krankenliäuser  (Infirmaries  oder  Sich' 
Asifi»ms),  4  Asyle  für  harmlose  Geistegkranke,  5  Asyle  filr 
Reberkranke,  und  1  Asyl  und  mehrere  Krankenschiffe  ftlr 
Porkenkranke  hergestellt  worden.  Die  Zahl  der  Anstaltsärzte 
hat  sich  von  44  auf  75  erhöht,  und  die  Aerzte  werden  von  einein 
^abe  von  984  geschulten  Kraukenittlegem  unterstützt.  Es  ist 
in  der  That  berechtigt,  wenn  die  Zentralbehi^rde  in  einem  jUnßst 
veröffentlichten  RQckblicke  mit  Genugthuung  auf  die  ausser- 
ordentlichen Verbesserungen,  welche  unter  ihrer  Leitung  hier 
eingeführt  sind,  hinweist'). 

\och  mehr  als  die  Annen-Krankenpflege  hat  die  Behand- 
lung armer  Kinder  die  Zentralbehörde  in  dieser  Periode 
beech&ftigt.  Die  Ansichten  über  die  beste  Art  der  Erziehung 
armer  Kinder  waren  sehr  getheilt  Die  Distriktschulen, 
in  welchen  man  Anfangs  wenn  nicht  das  Ideal  so  doch  min- 
destens eine  erhebliche  Verbesserung  gegenüber  der  Erziehung 
in  den  Workkovses  erblickt«,  unterlagen  alsbald  heftigen  An- 
griffen. Man  glaubte,  dass  die  Zusammenziehui^  einer  grossen 
Anzahl  armer ,  oft  köi-perlich  und  moralisch  vernachlJLssigter 
Kinder,  wie  sie  in  den  Distrikt-Schools  stattfindet,  gros.se  Ge- 
fahren in  gesundheitlicher  wie  in  sittlicher  Hinsicht  einschliesse. 
Man  suchte  statt  dessen  für  die  Unterbringung  der  aniien 
Kinder  in  Arbeiterfamilien  (Boar  ding -out  System)  zu 
wiricen.  Auch  hiergegen  wurden  erhebliche  Bedenken  erhoben. 
Zon&chst  stellte  ädi  die  Schwierigkeit  heraus,  geeignete  Iflege- 
eltem  zu  finden  und  die  untergebrachten  Kinder  in  gehöriger 
Weise  zu  beaufsichtigen.  Sodann  aber  wurde  gegen  das  Boar- 
ding-out  Systetn  überhaupt  geltend  gemacht,  dass  es  vom  volks- 
viraschaftlichen  Standpunkte  aus  verwerflich  sei,  weil  es  die 
so  untergebrachten  annen  Kinder  in  bessere  Verhaltnisse  brächte, 
als  diejenigen  seien,  in  denen  die  Kinder  unbemittelter,  aber 
gelbständiger  Arbeiter  sich  beenden  ^).  Neben  den  drei  Haupt- 
Systemen  der  Workhou3e-School ,  der  District-School  und  des 
Boarding-otU  System  treten  nun  noch  eine  ganze  Reihe  anderer 
VoiSchlUge  henor,  von  denen  besonders  der  Vorschlag,  die 
Auswanderung  armer  Kinder  und  ihre  Erziehung  in  fremden 
Lande,  speziell  in  Canada,  zu  befördern,  eine  Zeit  lang  vielen 
Bd&ll  fand.  Auch  hier  stellten  sich  aber  Schwierigkeiten  nicht 
mir  bezüglich  des  Kostenpunktes,  sondern  auch  mit  Rücksicht 
anf  die  erforderliche  Ueberwaehung  der  Kinder  im  h^inden 
Lande  heraus. 

Bei    dieser  Meinungsverschiedenheit    über  die  Richtigkeit 


1)  13.  JmhreBbericbt,  Säte  XXXI  ff. 

*]  Dieses  ist  besoDdera  das  Aigument  von  Fawcett.  welcher  ein 
heftiger  Gegner  des  Boarding-ont  Systems  war.  Vergl.  Fawcett,  P««- 
p«riMN  etc,  a  soff. 
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und  Durchführbarkeit  der  verschiedenen  Systeme^),  that  ifie 
Zentralbehörde  den  unter  den  pepebenen  Verhältnissen  jcden&lb 
richtigsten  Schritt,  keines  der  Systeme  zu  begOnstigen,  sondern 
jedem  ein  Fair  Trial  zu  gewähren,  und  zu  gleicher  Zeit  durrh 
fortlaufende  Herichte  über  die  Erfolge  der  einzelnen  SjEtme 
der  öffeuüicheu  Meinui^  die  Unterlage  für  ein  sicheres  Ürtkeil 
zu  eniiögliclien.  Die  Inspektoren  lierichten  alljährlich  über  die 
in  ibn'u  Bezirken  iu  dieser  Richtung  gemachten  Erfahrungen'). 
Im  ■Tahi'e  1869  wii-d  der  Insjiektor  Henley  nach  SchottlaDd 
geschickt,  um  über  die  Wirksamkeit  des  dort  in  Anwendung 
Ijefindliclien  Boardirtif-ottt  System  zu  berichten^).  Im  Jahre 
1874  75  sendet  inau  den  Insiwktor  Andrew  Doyle  nach  Canada, 
um  Auskunft  über  die  Lage  zu  erhalten,  in  welcher  sidi  die 
unter  Leittmg  von  Miss  Maciiherson  und  Miss  Rye  dorthin  f!f> 
saudten  armen  Kinder  betinden^). 

Die  Zentralbehönle  greift  hier  direkt  nur  insofern  ein,  als  äe 
Maassregeln  tritft,  um  einzelne,  bei  dem  Systeme  hen'orgetreteoe 
Uebelstände  zu  l)eEeitigea.  Sie  erlässt  unter  dem  25.  Na- 
vember  1870  eine  Boardiug-out  Order,  in  welcher  be- 
stimmt«, bei  der  Unterbringung  und  Ueberwachung  der  Kinder 
zu  beobachtende  Maassregeln  vorgeschrieben  werden').  Si* 
richtet  unter  dem  3.  Dezember  1873  ein  Zirkulor- 
schreiben  an  die  Guardians,  in  welchem  sie  anordnet,  das 
alle  Kinder,  welche  zu  Distriktscliulen  gesendet  werden  sollen, 
vorher  von  dem  Armenarzte  zu  untersuchen  sind,  ob  sie  frei 
von  ansteckender  Kranklieit  und  in  einem  solchen  Gesundheits- 
zustande sind ,  um  ohne  Gefahr  und  mit  Erfolg  in  einer 
Dis&id-School  zu  verbleiben. 


')  Vergl.  über  die  veischiedeiieu  Ansichten  die  Rede  von  Hr.  ^iftcD 
Ruf  dem  Social  Science  Congrexg  von  18T^     Tmufttctionti  S.  638  ff. 

*)  Kin  liesonders  lieachtensncrther  Bericht  ist  der  von  Hrs.  Naii» 
Senior  .,Ax  to  Ihr  Kffrci  u«  ciirh  of  J'Jducntioti  at  I'aHperi-SeMr 
aligednickt  im  dritten  Jahreelteiichte  des  L.  G,  B.  AnhanK  ^-  3I1-3U 
Gleiclisam  eine  Erwiderung  darauf  enthält  der  im  folgenden  Jabre  rot 
dem  InHpektiir  Tufnell  |abgeslBttetc  Bericht,  in  welchem  nnter  Widir 
legaa^  dor  Mn.  Seninr  in  einnetnen,  von  ihr  anf^eführlen  Punkten  eoergiirl 
fllr  die  Errichtung  KniesiT  Distrikt- Si-hu)en  eing^etreten  wird.  Aiuht  ti« 
Mr.  Tufnell  und  Am.  Seniiir,  sind  besonders  noch  von  den  Inroektnm 
Dnj-le,  Itlurrav.  Itrowne,  Dowyer  undMozIey  ausHihrlicheDnich» 
al)eestattet  worden.  Wie  die  allgemeine  Ansicht,  mi  sind  nnch  die  Ab- 
sichten der  Inspektoren  über  die  Vorzüge  der  verschiedenen  Sreum 
fretheilL 

')  Der  Bericht  liclindet  sieh  im  22.  JshreBberichte  des  IWr  La 
Itofinl  Anhang  S.  71  ff. 

*)  Der  Uericlit  ist  allgedruckt  im  4.  Jahresberichte  d«  JakwJSww«- 
mciit  Bimrii  Anhang  S.  25^j  ff. 

')  Vergl.  Glen,  JWr  tair  Ordern,  S.  461—471.  Dies«  Or*r  irt  «■ 
pänzt  durch  die  liencml  Order  „im  Io  oul-dour  Belitf  tnOäti  Ti*»'" 
vi.m  18.  S>eplTOi\>M  Wi.    (ileu,  S.  472-47S«. 
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Auf  ilies»'  Weise  sucht  die  Zentralbehörde  Iwi  Aer  Erziohung 
der  amten  Kinder  auf  möglichst  sicherem  Wege  zu  klai'eii 
Beüultaten  und  zu  Verbesseninjrpn  zu  Belangen'). 

In  der  Thal,  man  iiuiss  im  Zweifel  sein  ob  man  die  Thätig- 
keit  der  Zeutrall>ehörde,  da,  wo  dio8ell>e  mit  energischer  Hand 
das  bestiuinit  ins  AuRe  gofasstc  Ziel  verfolgt,  höher  preisen  soll. 
oder  diese  soi^jitltigen  und  umfassenden  Bemülmiigen ,  ein  un- 
parteiisches Urtheil  01>er  noch  zweifelhafte  Fräsen  zu  gewinnen 
bezv.  voiTEuliereiten.  Das  pjine  mag  hier  am  Schlüsse  der  Ent- 
irickluugsgeschichtc  des  englischen  Armenwesens  gesagt  wei'den, 
dass  der  Thütigkcit  der  Zentralbehörde  ein  ebenso 
grosses  Verdienst  um  die  in  England  jetzt  be- 
stehende rationelle  Aruicnftlrsorge  zuzuschreiben 
ist,  wie  der  Gesetzgebung,  welche  fort  imd fort  arlwitcnd 
und  verbessernd  das  englische  Annensystem  ausgelwiut  und  ent- 
wickelt hat"). 

■)  Auch  hier  ist  es  Goschen,  welihem  das  Verdienst  gebührt,  ;n)erHt 
<UeBen  Weg  besohritten  zii  haben.    Er  lie/eichnete  es  als  die  nächste  Auf- 

abc  dei  Zentralbehörde,  hier  durch  eingehende  Bachvewtändiee  Berichte 
!  Basis  tUr  ein  unparteiisch  es  Urtheil  /uliefcm.   iVergl.  die  diealieitügliclie 
AnusCTung  in  dem  22.  Jahresheriehfe  des  J'oor  I-fiiv  Board  Ü.  52.) 

')  Die  Zentral liehörde  hat  sich  Ulirigens  nicht  darauf  hesehränkt, 
&iUinRicen  im  eigenen  I.andc  zu  »ammeln,  Bondeni  sie  hat  sich  ancli 
—  theila  dorch  Vermittlung  des  aiiBwirtigen  Amtes,  theila  durch  Entaendung 
TDD  Inspektoren  ia  daa  Ausland  —  genaue  Kenntniss  über  die  Handhabung 
dei  Araienweeena  in  den  fremden  Staaten  xu  verschaffen  gcwusat.  Die 
AMbezUglichen  Berichte  sind  unter  dem  Titel  ..Poor  I.nir«  in 
Foreign  Cotmtries"  ron  dem  Inspektor  Andrew  Dojie  zuMmmen- 
cenellt  und  im  Jahre  I8T5  dem  Parlamente  vorgelegt  worden.  Fori. 
rap.  Ig7ö  c.  1255.  Ueber  das  Armennesen  in  Hulhind  hat  der  Inspektor  — 
(jebt  AMifilnnt-Stcret/iTii  des  Luml  Goeeniimtil  Biiard}  —  Sendall  und  iilier 
aujenige  in  den  Hauptstädten  Nordamerikas  hat  der  Inspektor  Henley 
apönftlbBnchte  erstattet.  Fori.  Faji.  1877  C.  I^'QS.  Ks  mag  auf  diese 
Berichte  ftls  aof  eine  in  vieler  Bexicliung  werthvolle  ErgSn/ung  des  l>e- 
^~-*-* —  deutschen  Sammelwerkes  von  i-jnmingluiua  hier  liesiinders  auf- 
gemacht «erden. 
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Wenn  nir  einen  Blick  zurückwerfen  auf  die  Verflndenmgai, 
welche  das  englische  Annenwesen  seit  dem  ersten  groGEen 
Armenpesetze,  dem  Gesetze  der  Elizabeth  vom  Jahre  1601,  er- 
fahren hat,  so  tritt  PS  uns  als  ein  erstaunliches  Faktum  entgegen. 
das8  der  grössere  Theil  dieses  Gesetzes  noch  heute,  nach  Verlauf 
von  mehr  als  280  Jahren,  in  Gültigkeit  ist.  Und  doch  hat  die 
(Gesetzgebung  in  der  langen  Zeit  auf  diesem  Gebiete  nicht  slil 
gestanden.  Im  Gegentheile,  die  Zahl  der  Gesetze,  welche  in 
das  Annenwesen  eingegriffen  haben,  ist  eine  so  grosse,  Aue 
eine  volle  Uebetsicht  tlber  dieselben  erheblichen  Schwierigkeiten 
unUrliegt,  und  dass  wir  uns  in  der  vorher^henden  Skizze 
darauf  haben  beschrünken  mtlssen,  nur  den  wesentlichste  IshaH 
der  wichtigsten  Gesetze  iu  Kürze  wiederzugeben. 

Es  zeigt  sich  auch  hier,  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesess, 
der  allgemeine  Geist  der  englischen  Gesetzgebung, 
auf  welchen  wir  schon  an  mehreren  Stellen  gelegentlich  auf- 
merksam gemacht  haben:  Die  Gesetzgebung  schreitet  nur  sdir 
liehutsam  zu  Neuerungen,  fast  jeder  wichtigen  Neuerung  geht 
ein  Akt  experimenteller  Gesetzgebung  voraus,  in  welchem  die 
neue  Massregel  häufig  zunächst  nur  auf  kurze  Zeit  oder  fOr 
einzelne  Orte  eingeführt,  oder  ihre  Annahme  Überhaupt  ganz 
dem  freien  Belielten  der  Interessirten  anheimgestellt  wird.  Etrt, 
nachdem  sich  die  Neuerung  bewährt  hat,  schreitet  mau  zu  einer 
Verallgemeinerung  derselben.  Wenn  aber  eine  Maassr^iel  ein- 
mal allgemeines  Gesetz  geworden  ist,  so  wird  an  dem  letzteren 
mit  einer,  fQr  unsere  Auffassung  häutig  allzu  starken  Hart- 
näckigkeit festgehalten.  Man  unterlSsst  es  allerdings  nicht,  dra 
veränderten  Zeitverhältnissen  oder  sonst  für  nöthig  gehaltenen 
Verbesserungen  Rechnung  zu  tragen ,  aber  man  thut  diK, 
indem  man  auf  der  durch  das  Gesetz  gegebenen  Gnm^iage 
weiter  aufbaut  und  in  die  gegebenen  Bestimmungen  einen  neuen 
Geist  hineinbringt,  dabei  aber  die  Gestalt  der  bestehenden  Ge- 
setze mö{i\w'\i^  \HvN«'tavtet\.  Visfet., 
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Uns  (icsrt/  <lor  Kli/abetli  hiitto  bt'utiiiimt ,  da^s  in 
ji^ik'iii  Kii-chsirielc  Overseers  zu  rrneniipii  seien,  welclic  durch  Er- 
liibuiip  einer  speziellen  Steuer  die  Mittel  siuflirinfren  sollten,  um 
für  die  annen  Kinder  zu  sorpen,  die  Arbeitslosen  zur  Arbeit  zu 
setzen  und  die  Arbeitsunfäliigon  zu  untei'i>tlltzen.  Diese  Be- 
f^iiuiiiuDf:  l>estelit  unverändert  noch  heute  fort:  Noch  lieute 
werden  die  drei  liier  erwähnten  Klasseu  von  Personen,  auf 
welche  sich  das  Annenwesen  zu  erstrecken  hat,  gesondert  be- 
handelt: Einfache  Unterstützung  für  die  Arbeitsuniiihigen,  Arlieit 
für  die  Arbeitsfilhigen  und  wirkliche  I'ürsorge  für  die  unnen 
Kinder.  Noch  heute  werden  die  Mittel  hierzu  dm-ch  eine  beson- 
dere Annensteuer  aufgehracht.  Noch  heute  liegt  die  Krhobung 
der  Aniiensteuer  in  den  Hunden  der  Overseers  der  einzelnen  Kirch- 
spiele. Und  doch  wie  niannigfache  Ycründeningen  hat  das  eng- 
lische Annenwesen  in  der  langen  Zeit  vom  Jahre  1601  ah  er- 
fahren, wie  verschieden  ist  der  Geist  gewesen,  in  welchem 
dasselbe  im  Laufe  der  Jahrhunderte  gehandhabt  worden  ist! 

Hei  der  speziellen,  gesondeiten  Hervorhebung  der  drei 
Klas6en  von  Unterstützungsbedürftigen  in  dem  Gesetze  der 
Hiz.  waren  drei  verschiedene  Gesichtspunkte  zum  Ausdrucke 
gebracht:  llunianitätsrUcksichten  erheischten  die  Unterstützung 
Arbeitsunföhiger ,  ein  mehr  polizeilicher  Gesichtspunkt  kam  hei 
den  hilfebedürftigen  Arbeitsfähigen,  ein  nielir  erzielierisclier  bei 
den  annen  Kindern  in  Betracht.  In  der  Periode  vor  dem  Ge- 
setze der  Eliz.  lag  den  gesetzlichen  Bestimmungen  Aber  das 
Aimenwesen  ein  fast  ausschliesslich  polizeilicher  Charakter  zu 
Gnmde.  In  dem  18.  Jahrhunderte  gewannen  Uumanitiltsrück- 
Bichten  die  Herrschaft  über  das  gesannnte  Armenwesen.  Die 
dagegen  im  Jahre  1834  erfolgende  Reaktion  glaubte  durcli  p;in- 
fEAruog  des  Workhousc  l*iinzips  nicht  nur  die  Schatti.>nseiten 
2U  beseitigen,  welche  unter  der  Alleinherrschaft  der  Huuianititt 
in  der  Annenverwaltung  hervorgeti-eten  waren,  sondern  zugleich 
auch  ein  Mittel  gefunden  zu  haben,  durch  welches  sowohl  den 
humanitären,  wie  den  ]iolizeilichen,  wie  den  erzieherisclieu  Itück- 
sichten  Genüge  gethan  werden  kiinnte.  Die  sodann  folgende 
Entwickeluiig  hat  zunächst  einer  geeigneten  Ki'ziehimg  der 
anuen  Kinder  in  höherem  Maasse  Itechnung  zu  tragen  gesucht, 
und  hat  sich  weiter  bemüht,  diejenige  Ivlasse  der  Annen,  bei 
deren  Behandlung  Humanitätsgefühle  am  meisten  vorwiegen 
dftrfen,  die  annen  Kranken,  wiederum  aus  den  Worihotiscs  zu 
entfernen. 

Nachdem  so  abwechselnd  bald  das  polizeiliche,  bald  das 
bamanitAre  Moment  das  gesammte  Armcnwi'sen  bcherrsL'ht  hat,  ist 
man  heute  dazu  gekommen,  bei  <ler  Behandlung  jeder  einzelnen 
Klasse  von  Annen  demjenigen  Momente  vorzugsweise  Beachtung 
zu  schenken,  welches  für  die  einzelne  Klasse  am  meisten  angezeigt 
und  am  ineisten  nothwendig  erscheint:  Bei  den  Kindern  tritt 
das  Streben  hervor,  sie  zu  brauchbaren  Gliedern  der  Gesell- 
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Schaft  durch  die  Schule  zu  erziehen;  bei  den  Kranken  du 
Sti-eben,  ihre  Heilung  in  HospiUUem  zu  ermi^dien  und  iq 
beschleunigen,  oder,  soweit  ihre  Krankheit  unheilbar  ist,  ihnen 
das  Dasein  zu  erleichtern ;  bei  den  anderen  Hassen  von  Annen 
ül)erwiegt  der  mehr  polizeiliche  Gesichtspunkt.  Wenn  Eäe  ach 
der  öffentlichen  Unteratutzui^  Übergeben,  anstatt  selbst  fta  sich 
zu  soi^n,  so  soll  die  Unterstützung,  welche  der  Kultaretaat 
ihnen  nicht  verweigern  zu  dürfen  glaubt,  in  einer  solchen  Form 
gegeben  werden,  dass  das  Gemeinwesen  vor  den  Gefahren  ge- 
schützt wird,  welche  aus  einem  Verlassen  auf  die  öffentüthe 
Unterstützung  für  den  Sparsamkeits-  und  Arbeitssinn  der  ge- 
sainmten  Bevölkerung  resultiren  mOssten.  Das  WorkhouK  ist 
hier  Prinzip.  Die  Klassifikation  der  Armen,  wie  sie 
das  Gesetz  der  Elizabeth  bereits  vorgenommen 
hatte,  ist  so  heutigentags  zur  Basis  für  die  ver- 
schiedene Art  ihrer  Behandlung  ausgebildet  worden. 
Jahrhundertlange  Erfahrungen  haben  nun  dazu  gedient,  dieRiditi^ 
keit  der  Klassifikation  anzuerkennen  und  ihre  Bedeutung  dnrdi 
entsprechende  Unterschiede  in  der  Behandlungsweise  zum  vollen 
Ausdrucke  zu  bringen. 

Gehen  wir  von  der  Behandlung  der  Armen  nunmehr  aof 
die  Amienlast  über.  Das  Gesetz  der  Elizabeth  hatte  znai 
Triiger  der  Armenlast  das  einzelne  Kirchspiel  gemacht,  von 
welchem  schon  unter  der  Herrschaft  der  bi^erigen  kirehlirben 
ArmenfOrsorge  das  Unterstützungsgeschäft  wahrgenommen  wordoi 
war.  Man  hatte  also  nur  an  den  damals  bestehenden  Zustand 
angeknüpft,  dabei  aber  doch  den  Charakter  der  Armenlast  Ttdl- 
stäudig  verändert.  Indem  der  Staat  dem  Kirchspiele  erlwiMe, 
zur  Aufbringung  der  Mittel  für  das  Armenwesen  eine  besondere 
Steuer  zu  erheben,  verwandelte  er  die  bisher  von  der  Kirthe 
im  wesentlichen  aus  Humanitätsrücksichten  wahrgenomnoe 
und  im  Sinne  der  Humanität  durchgeführte  Unterstützung^dit 
zu  einer  öffentlichen,  mit  Rücksicht  auf  die  Interessen  der  Btait- 
lichen  Gemeinschaft  zu  verwaltenden  Angelegenheit  Die  & 
flUlung  dieser  öffentlichen  Aufgabe  ist  in  Anknüpfimg  an  die 
bisherige  Verwaltung  des  Annenwegens  dem  Kinäispiele  taut- 
tragen  worden. 

Ein  innerer  Grund  für  die  so  hergestellte  Beziehung  zwischci 
dem  Unterstützur^bedürftigen  und  dem  einzelnen  Kirch^* 
lässt  sich  aus  dem  Gesetze  der  Elizabeth  heraus  nicht  Ml- 
nehmen.  Erst  das  Gesetz  Karls  IT.  vom  Jahre  1G62  schÄ 
einen  innem  prinzipiellen  Zusammenhang  zwischen  den  zu  unter 
stutzenden  Personen  und  dem  Kirchspiele  durch  die  Verbin- 
dung der  Unterstützungspflicht  mit  dem  Heimathi- 
rechte.  Die  Unterstützungspflicht  erscheint  hier  als  ein  Alt- 
fluss  der  rechtlichen  Beziehungen,  in  welchen  der  Bedluflige  • 
seiner  Heimathsgemeinde  steht  Die  vielen  nachHeiligeD  Vv- 
kungen,  welche  diese  Verbindung  des  Unterstützungsvesem  ■> 
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dem  Heimathsrechte  für  die  Allgemeinheit,  wie  ganz  besonders 
filr  die  arbeitenden  Klassen  mit  sich  brachte,  haben  zu  einem 
wiederholten  Eingreifen  der  Gesetzgebung  in  die  Materie  der 
Heimathsgesetze  geführt.  Die  allgemeine  Tendenz  dieser  ab- 
ändernden Gesetze  ging  aber  aufliilligemeise  gerade  in  der 
entgegengesetzten  Riditung  vor,  als  die  Entwickeluug  des  wlrth- 
scbäfUichen  Lebens  und  der  sonstigen  Gesetzgebung  erheischte 
nnd  erwarten  Hess.  Während  man  im  allgemeinen  dahin  strebte, 
die  Freiheit  des  Individuums  immer  mehr  zu  erhöhen,  liefen 
die  vermeintlichen  Verbesserungen  der  Heimathsgesetzgetning 
darauf  hinaus,  das  Individuum  f^ter  an  die  einmal  ervor1>ene 
Heimath  zu  binden.  Der  Erwerb  einer  neuen  Heimath  wuide 
durch  jedes  nachfolgende  Gesetz  schwerer  gemacht.  Die  Titel 
zum  Erwerbe  einer  Heimath,  wie  sie  in  dem  Gesetze  von  1662 
in  einer  für  die  damalige  Zeit  ausreichend  erscheinenden  Weise 
festgesetzt  waren,  wurden  immer  mehr  eingeschrilnkt,  l}is  schliess- 
lich faktisch  fUr  die  arbeitenden  Klassen  nur  noch  Geburt  und 
Lehizeit  als  Titel  des  Heimathsrechts  Übrig  lilieben.  Damit 
aber  war  man  auf  den  Punkt  gekommen,  wo  die  Annahme  einer 
njUieren  Beziehung  zwischen  dem  Orte  der  UnterstHtzung  und 
den  zu  unterstützenden  Personen,  von  welcher  bei  der  Ver- 
Inndui^  des  Untersttttzungswesens  mit  dem  Heimathsrechte  aus- 
gunngen  war,  jede  innere  Berechtigung  verloren  hatte.  Dem 
nmÜligen  Umstände,  dass  eine  Person  an  diesem  oder  jenem 
Orte  geboren  war,  die  Wirkung  beizulegen,  dass  dieser  Ort  filr 
immer  verbunden  sein  soll,  für  die  Person  zu  sollen,  welche 
vielleicht  jede  innere  Beziehung  zu  dem  Geburtsorte  aufgegeben 
oder  überhaupt  niemals  angetreten  hatt«,  nmsste  je  mehr  die 
allgemeine  Entwickelung  aiä  einen  weitgehenden  Gebrauch  des 
Frrizügigkeitsrechts  hinausging,  um  so  ungerechtfertigter  und 
nnbilliger  erscheinen. 

Und  doch  hat  erst  im  Jahre  1846  mit  dem  PeeVs- 
Äet   eine  Reaktion   hiergegen   begonnen.     Dadurch ,    dass 
uch  diesem  Gesetze  mit  einem  längeren  Aufenthalte  an  einem 
Orte  die  rechtliche  Folge  verbunden  wurde,  dass  die  betreffende 
Person   im  Falle  ihrer  Untersttttzungsbedürftigkoit  nicht  aus- 
gewiesen werden  konnte   und  die  erforderliche  Unterstützung 
TOE  einem  anderen  Bezirke,  als  der  Heimathsgemcinde  zu  er- 
halten hatte,  wurde  die  bisher  kUnstJich  beigestellte  Verbindung 
zwiBcben  dem  Heimathsrechte    und    dem   ÜnterstUtzungsweseu 
durchbrochen.    Die  auf  den  PeeVs-Act  folgende  weitere  Ent- 
wickelung hat  der  Armenlast  immer  mehr  den  Charakter 
einer  abstrakten  Verpflichtung  gegeben,  mitderen 
Erfüllung   bestimmte    lokal-ahge grenzte    Bezirk  e 
lediglich  aus  Zweckmässigkeitsgründen  beauftragt 
Verden. 

Nachdem  die  Auffassung  der  Armenlast  als  einer  vom  Staate 
ddegirten  Pflicht  zum  Ausdrucke  gelangt  war,  konnte  man  bei 
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der  Bestiniiiiung  des  örtlichen  Bezirkes,  welchem  die  Last  zu 
übertragen  sei ,  freier  vorgehen.  Den  Kirchspielen  wurde  die 
Amienlast  abgenomnieu  und  grösseren  Bezirken  auferlegt,  bei 
denen  eher  eine  Ausgleichung  in  der  Höhe  der  Belastung  zn 
erwarten  war  und  von  denen  zugleich  die  für  ein  verbessert« 
Amienwesen  erforderlichen  Mittel  leichter  aufgebracht  werden 
konnten.  Zunächst  trat  im  Jahre  1865  der  Armenverband  ao 
die  Stelle  des  Kirchspiels.  Die  nachfolgende  Gesetzgebung  hat 
dann  einzelne  Zweige  des  Annenwesens  noch  grösseren  Bezirken 
(Distrikten  oder  der  gesanniiten  Metropolis)  auferlegt  Diese 
Uebertragung  auf  grössere  Bezirke  erschien  im  Interesse  besserer 
Einrichtungen  besonders  angezeigt  bei  der  Fürsorge  für  die  armen 
Kinder  und  sodann  bei  der  Behandlung  der  armen  Kranken, 
So  hat  sich  allgemein  das  Prinzip  Geltung  vererhafit,  das 
lediglich  Zweckmässigkeitsgründe,  BUcksichten  auf  eine  mögllchä 
gute  und  rationelle  Verwaltung  des  Armenwesens,  verbunden 
mit  einer  möglichst  weitgehenden  Ausgleichung  in  der  Annen- 
belastung,  ausschlaggebend  sind  fUr  die  Frage,  welchen  örtlichen 
Bezirken  der  Staat  die  Verpflichtung  zur  Unteretützung  dele- 
giren  soll. 

Der  staatliche  Charakter  des  ArmeDwesens  ist 
nunmehr  vollständig  durchgeführt.  Der  erste  Schritt 
hierzu  geschah  im  Jahre  1601  durch  die  Anordnung  der  Er- 
hebung einer  Annensteuer,  durch  welche  die  Mittel  filr  die  als 
öffentliche  Pflicht  anerkannte  Unterstützung  der  Armen  herim- 
geschafft  wurden.  Den  zweiten  Schritt  that  das  Armenpesetz  von 
1 834,  indem  es  eine  staatliche  Zentralinstanz  für  die  lokal  gefiihrte 
AmienveiTvaltung  einsetzte.  Die  nachfolgende  Geset7.gebun{r  lut 
die  Verbindung  der  lokalen  Armenbehörden  mit  der  Zent^a^ 
instanz  durch  die  Einführung  unabhängiger  Staatsbeamten,  wie 
der  lnsi)ektoren  und  Auditoren,  weiter  ausgebildet  und  zugleirli 
den  Umfang  der  Befugnisse  der  Zentralbehörde  immer  mehr  i 
vergrössert.  Nunmehr  war  endlich  auch  der  staatliche  Gesichts-  ) 
punkt  bei  der  Frage,  welcher  Lokalbehörde  die  Verwaltung  dfs 
Armenwesens  und  die  Tragung  der  Armenlasten  zu  dejejrirwi 
sei,  zum  Durchbruch  gekommen. 

So  hat  sich  die  Staatsanuenpflege  stufenweise  entivifkelt: 
Der  staatliche  Charakter  tritt  hei  der  Organisation  henor,  n 
deren  Spitze  eine  mit  grossen  Machtbefugnissen  ausgestattfte 
Zentralbehörde  steht.  Von  der  Anerkennung  einer  staatlicbra 
Ifheht  geht  die  Auflegung  der  Annenlast  aus,  hei  welcher  dem 
Prinzipe  einer  möglichst  gleichmfissigen ,  gerechten  Vertbeiliu? 
inmter  mehr  nachgesti-ebt  wird.  Von  staatlichen  Gesichtspunlit« 
endlich  wird  die  Amieuverwaltung  beherrscht ,  in  welcher  in 
gleicher  Weise  den  humanitären,  wie  den  polizeilichen,  wie  den 
erzieherischen  Büeksichteu  Rechnung  getragen  wird.  So  kam 
man  England  als  das  Viirklich  klassische  Land  der  Staatsamira- 
pflege  Wew\viie'ft. 
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Bei  dem  Wege,  welchen  die  englische  Gesetzgebung  zurück- 
legt hat,  um  zu  diesem  Resultate  zu  gelaagen,  lassen  sirh 
rei  Stufen  unterscheiden.  Die  Gesetzgebung  hat  zunächst 
ir  die  Unterdrückung  der  Bettelei  im  Auge.  Nachdem  sieh 
ilann  die  Kothwendigkeit  herausgestellt  hat,  auch  in  positiver 
eise  für  die  Armen  zu  sorgen,  wird  in  dem  Gesetze  der 
izabeth  die  gesetzliche  Unterstützungspflicht  aller  Hilfsbedürf- 
■*'u  ausgesprochen ,  und  zu  gleicher  Zeit  werden  durch  Auf- 
Ifgimg  einer  speziellen  Steuer  die  erforderlichen  Mittel  hier- 
r  gewährt.  Die  letzte  Periode  endlich  wird  von  der  gesetz- 
berischen  Tendenz  geleitet,  den  staatlichen  Charakter  des 
inenwesens  auch  in  der  Form  der  gewährten  Unterstützung 
in  schärferen  Ausdruck  zu  bringen.  Es  werden  Vorkehrungen 
troffen,  dass  die  Unterstützungsart  in  Rücksicht  auf  die  all- 
meinen Int«-ressen  der  staatlichen  Gemeinschaft  erfolge. 

Durch  die  strikte  Formulirung  der  Grundsätze,  von  denen 
s  die  öfTenÜiche  Armenfürsorge  gehandliabt  werden  soll,  ist 
(.'leich  dagenige  Gebiet  scharf  abgegrilnzt  worden,  auf  welchem 
e  Privatwohlthatigkeit  ihrerseits  Aufgaben  übernehmen  und 
itjcliches  schaffen  kann.  Auf  dieser  Grundlage  aufbauend  ist 
neuerer  Zeit  das  Ineinandergreifen  öffentlicher  und  privater 
Kitigkeit  auf  dem  Gebiet«  des  Armenwesens  und  zu  gleicher 
■it  die  Organisation  der  Privatwohlthatigkeit  zur  Ausführung 
langt.  So  bildet  England  nicht  nur  das  klassische 
itnd  des  Staats-Armenwesens,  Englandist  weiter 
ich  allen  anderen  Staaten  in  der  rationellen  Ge- 
altung  der  Privatwohlthatigkeit  vorausgegangen. 
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Das  heutige  englische  Armenwesen. 
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Einleitung. 


Als  charakteristiscb  für  das  englische  Armenwesen  ist  es 
lufig  hervorgehoben  worden,  dass  in  demselben  ein  Recht 
if  Unterstützung  gesetzlich  anerkannt  werde.  Die  hier 
ipestellte  Behauptung  bedarf  zunächst  an  sich  einer  Klar- 
rung,  wenn  nicht  ein  unrichtiger  Eindrack  benorgerufen 
iTiien  soll. 

Von  der  Anerkennung  eines  Rechts  auf  Unterstützung  im 
eng  juristischen  Sinne  kann  nämlich  nicht  gesprochen  werden, 
enn  dem  Annen  ein  juristisches  Recht  auf  Unteistiltzung  ge- 
llen wäre,  so  mUsste  die  gerichtliche  Verfolgung  des  so  be- 
ladeten Anspruchs  im  Wege  der  Klage,  und  im  Falle 
ler  unrechtmässigen  Verweigerung  der  Unterstützung ,  die 
nklagung  eines  Schadenersatzes  zulässig  sein.  Beides  aber  ist 
»t-iächlich  nicht  der  Fall.  Es  ist  vielmehr  nur  bestimmten 
ehörden  vom  Staate  die  Verpflichtung  auferlegt, 
e  Armen  zu  unterstützen,  und  diese  Verpflich- 
ng  hat  einen  lediglich  öffentlich  -rechtlichen 
liarakter.  Es  mag  an  sich  zulässig  sein,  von  einem  Rechte 
s  Armen  auf  Unterstützung  als  dem  Korrelate  der  so  begrün- 
ten Veri)flichtung  zu  sprechen,  nur  umss  dabei  hinzugefügt 
•nlen ,  dass  der  Ausdruck  „Recht"  hier  nicht  im  streng  juri- 
schen  Sinne  gebraucht  wird').     Es  ist  aber    um  so   mebr 

')  E.  Lee  Hamilton  drückt  dies  dahin  aoa  „no  otie  has  a  righl 
finhlie  reliff,  bvt  ihr  besloifol  of  sucfc  Tfhef  ia  a  duty  ineumbent  on  the 
ilr''.  Vergl.  den  schon  zitirten  Beport  on  J'oor  Lau»  in  Fm-eig» 
tii.trie*  S.  137.  Ebendaselbst  S.  5  S.  ueisst  cb,  mit  den  üben  gegebenen 
ufiihrungea   vüllig   Qbereinetimmend ,   „7t  ig  not  quite  aecuraU  lo  sptak 

the  Englith  sygUm  an  giving  a  right  to  relief."  „The  Engliih  law 
poHeg  upon  ceiloin  authorilies  the  duty  of  relieving  dentitution ,  and  triJI, 
dir  arUtin  circumstance» ,  pttninh  the  Jtegled  of  thal  dattf.  But  (he 
plieatit  for  relief  can  under  no  draimstaneea  doim  it  ag  a  „rtghl",  cannot 
■trrc«   i(  by   attjf  pro««»  of  Iok  or  recoDtr  for  the  tcithbötdivff  of  '(,   «s 

louid  if  a  legal  right  exinUd.  It  may  not  perhaps  be  eany  iö  dintin^uiuh 
rffeet  of  iniiyoeing  an  Obligation  (o  relitve  from  the  Tesult  of  giving  a 
!•!  rifßd  to  relief."  — 
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angebracht,  nicht  voa  dem  Rechte  auf  Unter- 
stützung, sondern  vielmehr  von  der  Verpflichtung 
zur  Unterstützung  auszugehen,  als  in  den  en^isdien 
Annengpsetzen  sich  keine  Stelle  findet,  wo  von  einem  Rechte 
auf  Unterstützung  die  Rede  ist.  In  den  Gesetzen  wird  nur  die 
Gewährung  der  Unterstützunj:  angeordnet  und  nilher  bestimmL 

Wichtiger  aber  als  dieser,  nur  die  Art  und  Weise  der  For- 
mulirung  betreffende  Einwand,  ist  es,  der  Bedeutung  fntg^ien- 
zutretf  n,  welche  dieser  Formulining  in  der  obigeu  Behauptung 
beigelegt  wird.  Selbst  wenn  man  mit  mehr  oder  weniger  Be- 
gillndung  von  einem  wirklichen  Rechte  auf  Untersttttzmig 
sprechen  kiinnte,  so  würde  dieses  Recht  jedes  wirklichen  Werties 
entbehren.  Die  Bedeutung  eines  Rechtes  li^  in  der  Mögücb- 
keit,  da-sselbe  zu  verfolgen.  Wenn  durch  thatskehliche  Umfäjide 
die  Verfolgbarkeit  so  gut  wie  ausgeschlossen  ist,  so  ist  die  Auf- 
stellung des  rein  theoretischen  Satzes,  dass  ein  Recht  bestehe, 
ohne  grossen  Belang.  Dies  aber  würde  der  Fall  sein  bei  einem 
„Rechte  der  Armen  auf  Unterstützung".  Der  wirkliche  Anne 
wird  nicht  in  der  Lage  sein ,  von  diesem  Rechte  Gebrauch  ta 
machen,  weil  er  den  mit  der  Verfolgung  desselben  verbundenen 
Zeit-  und  Kostenaufwand  nicht  tragen  kann.  Derjenige,  welcher 
aller  Mittel  ontblüsst  ist,  kann  nicht,  falls  ihm  die  verlangte 
Unterstützung  verweigert  wii-d ,  auf  eine  Entscheidung  einer 
höheren  Instanz  warten.  Ja,  noch  weiter,  die  Anrufung  d^ 
höheren  Instanz  würde  bei  dem  beschränkten  umfange,  in  wel- 
chem ein  Annenrecht  bei  gerichtlichen  Prozeduren  in  En^uid 
besteht,  regelmässig  für  die  Annen  absolut  unmöglich  sein.  Der 
Satz,  (iass  dem  Armen  ein  Recht  auf  Unterstützung  zustehe, 
würde  somit  eines  praktischen  Wertbes  entbehren  und  etwa  in 
die  Kategorie  der  allgemeinen  Menschenrechte  gezilhlt  wertien 
dürfen. 

Dasjenige,  was  charakteristisch  für  das  Armen- 
wesen  eines  Staates  ist,  liegt  nicht  in  der  Aufstel- 
lung eines  derartigen,  abstrakten  Satzes,  sondert 
in  derArt  undWeise,  wie  praktische  Vorkebrungen 
für  die  Sicherstellung  der  Armen  für  sorge  getroffee 
sind,  und  in  dem  Umfange,  in  welchem  eine  Armea- 
fttrsorge  angeordnet  ist.  Dies  sind  die  beiden  PiinkU, 
in  welchen  die  verschiedenen  Staaten  prinzipiell  von  einander 
abweichen;  sie  allein  können  als  richtige  Grundlage  filr  die 
Klassifikation  der  Armensysteme  angesehen  werden.  Die  her- 
gebrachte Unterscheidung  zwischen  obligatorischem  und  &toIU- 
tivem  Armenwesen,  und  die  ebenfalls  sehr  beliebte  Eintheiliafi 
zwischen  Ländern,  in  welchen  eine  besondere  Armensteoer  er- 
hoben wird,  und  solchen,  in  welchen  die  Mittel  für  das  Ann»- 
wesen  in  anderer  Weise  aufgebracht  werden,  treffen  nidrt  da 
Kern  der  Sache.  In  dem  klassischen  Lande  der  faknltatini 
AmieufüRorge,  in  Frankreich,  sind  einzelne  Gebiete  des  An«- 
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Wesens,  näuilich  die  FttrsoiKe  für  die  Waist'ukiiiiier  und  für  die 
Irren,  durch  staatliche  Zwaiigsvorschriftcn  pprcpelt.  Der  Unter- 
schied Frankreichs  vor  den  Ländern  mit  nlilifratorischer  Arinen- 
fUrsorce  besteht  nur  darin,  dnss  man  in  Frankreich  die  ohlipa- 
torische  Anordnung  einer  Anneuftirsorge  mit  Rücksicht  auf  die 
reichen  Erti-äge  des  stiftunftsniilssifren  Vennüfrens,  welches  für 
Amienzwccke  bestimmt  ist,  sowie  mit  Rücksidit  auf  die  crhel»- 
liche  Entwicklung  der  l'rivatwohltliätiKkeit  auf  einen  kleineren 
Kreis  von  UnterstntzungsbedUrftigen  ijescliränkt  hat,  altt  in  an- 
deren Staaten. 

Eine  solche  Verschiedenheit  in  dem  Umfange  der 
obligatorischen  Armenfürsorge  kann  aber  um  so  weniger 
die  alleinige  Unterlage  ftlr  eine  Klassifikation  der  Systeme  ab- 
geben, als  zwischen  den  einzelnen  Lfmdeni  mit  sogenannter 
obligatorischer  Aniienfllrsorge  iu  dieser  Richtung  nicht  minder 
grosse  Verschiedenheiten  bestehen.  Beispielsweise  weicht  das 
echottiscbe  Annensystem  von  dem  englischen,  mit  welchem  es 
in  allen  wesentlichen  Punkten  Obereinstinnnt,  in  demjenigen 
Momente  ab,  welcher  für  die  sitezielle  Durchfilhrung  des  eng- 
lischen Annenwesens  von  ausschlaggebender  Bedeutung  gewesen 
ist:  Es  fehlt  die  Anordnung  der  Unterstützung  arbeitsfähiger 
Anner.  Auf  der  anderen  Seite  ist  gegenttber  dem  bekannten 
Elberfelder  Annensysteme  nach  englischem  Rechte  eine  öffentliche 
Unterstützung,  welche  an  noch  nicht  völlig  Mittellose  gewährt 
wird,  um  dieselben  vor  gänzlicher  Verarmung  zu  schützen,  un- 
statthaft, ja  direkt  ungesetzlich. 

Keben  dem  Momente  des  Umfanges  der  Amienfürsoige  ist 
vor  allem  für  die  Beurtheiluug  eines  Armensystenis  die  Frage 
von  Bedeutung,  in  welcher  Weise  die  Erfüllung  der 
ArmenfUrsorge  sichergestellt  ist.  Diese  Sicherstelhmg 
betrifft  zwei  verschiedene  Punkte:  einmal  die  Organisation 
des  Armenwesens,  andererseits  die  Beschaffung  der 
Mittel  zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Armen- 
ffirsorge. 

Zun&chst  ist  es  wesentlich,  welche  Garantien  die  Oi-gane, 
denen  die  praktische  Verwaltung  des  Annenwesens  übertragen 
ist,  für  die  Ausführung  derselben  bieten.  Ks  kommt  dalvei  in 
Frage,  ob  die  Verwaltung  geschieht  durch  unbesoldete  oder 
durch  besoldete  Beamte,  und  im  letzteren  Falle  weiter,  ob  die 
AoBtellung  vom  Staate  oder  von  anderen  Körjierschaften  aus- 
seht; sodann,  ob  mehrere  Organe  neben  einander  bestehen,  an 
'welche  sich  der  Bedürftige  zur  Erlangung  einer  Unterstützung 
"Wenden  kann;  \axd  endlich,  ob  über  den  einzelnen  Verwaltui«is- 
"bdiOrden  eine  Zentralinstanz  steht,  und,  falls  dies  der  Fall  ist, 
mit  welchen  Machtbefugnissen  diesellie  ausgestattet  ist,  und  in 
irelcher  Weise  sie  eine  Aufsicht  auszuüben  vennag.  Aus  der 
Art,  wie  diese  Organisation  getroffen  ist,  kann  der  Schlu.ss  ge- 
zogen werden,  ob  in  einem  Staate  die  ausgesprochene  Unter- 
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stützimgspflkht  wirklich  zur  DurchfiJhiTing  gelangt,  and  dut, 
wenn  dies  der  Fall  ist,  kann  von  einem  praktisch  wirksamen 
Rechte  auf  Unterstützung  gesprochen  werden. 

Zur  Durchführung  ist  neben  einer  richtigen  Organisation 
aber  weiter  die  Sicherstellung  der  Mittel  für  die  entstehenden 
Kosten  erforderlich.  Oh  die  letzteren  durch  eine  bfsondere 
Annensteuer,  oder  aus  dem  allgemeinen  Steuerertrage  auf- 
gebracht werden,  oder,  ob  theils  aus  freiwilligen  Beiträgen  und 
nur  ei^Snzend  durch  Auflegung  von  Steuern ,  ist  filr  die  all- 
gemeine Beurtheilung  eines  Armensystems  unerheblich.  Wesent- 
lich ist,  ob  gesetzlich  die  Beschaffung  der  Mittel  zur  Bestreitunjt 
der  Anuenlast  gesichert  ist,  oder  ob  die  Ijeistungen  des  Annen- 
wesens abhängig  sind  von  den  vorhandenen  Mitteln,  so  dass 
nicht  ein  absolutes  Maass  für  die  Ausdehnung  der  Armen- 
ftlrsorge  besteht,  sondern  die  letztere  sich  nach  den  vor- 
handenen Mitteln  bemisst. 

Hiei-mit  sind  diejenigen  Punkte  gegeben ,  auf  welche  sieh 
die  nachfolgende  Darstellung  des  englischen  Armenwesens  er- 
strecken soll.  Zunächst  soll  Kapitel  I  der  Umfang  des  Öffent- 
lichen Annenwesens,  Recht  und  Pflicht  zur  Annenunterstfltzun?, 
bestimmt  werden,  daran  reiht  sich  Kapitel  II:  die  Kosten  des 
Amienwpsens  und  ihre  Aufbringung;  und  Kapitel  III:  die  Orga- 
nisation des  Annenwesens.  Wenn  damit  die  allgemeinen  Grund- 
sätze des  ei^ischen  Armensystems  zur  Darstellung  gebracht  sind, 
80  soll  auf  die  einzelnen  Zweige  der  Armenfilrsonre  (Kapitel  m 
und  sodann  anhangsweise  noch  auf  die  Privatwohlthatigkdt  und 
ihre  Mitwirkung  bei  dem  Annenwesen  näher  eingegan^  ■ 
werden. 
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I.  Kapitel. 
Reckt  und  Pflicht  zar  Armennnterstütziing. 

§  1- 

Das  Gesetz  der  Elizabeth  hatte  drei  Klassen 
m  Personen  hervorgehoben,  denen  gegenüber 
ine  Pflicht  zur  UnterstützuDg  bestehen  soll; 

a)  arme  Kinder; 

b)  erwachsene,  arbeitsunfähige  Arme,  sei  es  dass  die 
Arbeitsunfähigkeit  durch  Alter,  Krankheit  oder  andere  Ge- 
brechen begründet  ist; 

t)  arbeitsfähige  Mittellose,    welche  ohne  Arbeit  und 

Beschäftigung  sind'J. 

Dem  Umstände,  dass  in  dem  Gesetze  bei  der  letzten  Klasse 
(Statt  des  "VVortes  „Arme"  (poor)  der  Ausdruck  „mittellos"  ge- 
■aueht  ist  (havttig  tto  meam  ta  tna'miain  ikem)  darf  eine  wei- 
te Bedeutung  nicht  beigelegt  werden.  Die  völlige  Mittel- 
tsigkeit  ist  bei  allen  drei  Klassen  Voraussetzung 
er  Unterstützung.  Dies  ist  in  späteren  Gesetzen  zum 
rlziseren  Ausdrucke  gekommen. 

In  einem  Gesetze  von  1848*)  wird  ausdrücklich  bestimmt, 
ass  jede  Person,  welche  im  Besitze  von  Gelrl  oder  sonstigen 
eniiögenspepenstänilen  ist,  und  um  öffentliche  Untei-stützung 
ihält,  als  Idle  and  Disorderly  Person  bestraft  werden  soll,  wenn 
e  nicht  auf  diesbezügliche  Fragen  der  Armeubeamten  genaue 
iid  richtige  Angaben  macht.  Diese  Strafl)estimmung  ist  durch 
«ei  GeactJte  von  1871  und  1882*)  ausgedehnt  auf  alle  Personen, 
eiche,  um  für  sich  oder  für  eine  andere  I'erson  Unterstützung 
1  erhalten,  irgend  eine  unrichtige  Angabe  machen,  oder  einen 
ilschen  Namen  gebrauchen. 

')  43  EliK.  c.  2.  8.  J. 

'I  n  a.  12  Vict.  c.  110  B.  10. 

')  34  8.  35  Vict.  c-  108  a.  7  und  4-5  a.  46  Vict.  c.  36  b.  5. 
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Wonn  femer  die  Annenbehörden  entdecken,  dass  der  von 
ihnen  Unterstützte  noch  Vermögen  hat,  oder  wenn  derselbe 
spjlter  zu  Vennöf-en  kommt,  so  haben  sie  einen  Anspruch  airf 
dieses  A'enuögen  bis  zu  einem  Betrajie,  welcher  der  in  den 
letzten  12  Monaten  gewährten  Unterstützung  entspricht.  In 
gleicher  Weise  kann,  falls  nach  dem  Tode  des  Unterstötzteu 
Vermögen  vorgefunden  wird,  aus  demselben  die  RUckvei^tung 
der  Kosten  (les  Begiilbnisses  sowie  der  llnterstützunpsheträge 
während  der  letzten  12  Monate  vor  dem  Tode  verlangt  werden'). 

Die  Armenbehörden  können  femer  von  den  Alimenta- 
tionsverpflichteteu,  welchen  in  erster  Linie  die  Unter- 
Btützung  ihrer  verannten  Verwandten  obliegt,  die  ausgegebenen 
Unterstötzungskosten  einklagen.  Zur  Alimentation  verpflichtet 
Bind:  die  Eltern,  Grosseltem  und  Kinder  des  Untei?tOtzung&- 
bedürftigen.  Die  Veriiflichtung  dieser  Personen  erstreckt  sich 
jedoch  nur  auf  den  Fall,  dass  die  öffentliche  Unterstützung  infolge 
von  Alter,  Krankheit  oder  Gebrechen  in  Anspruch  genommen  wird; 
dag^en  nicht  auf  den  Fall,  wo  Arbeitsfilhige  der  öffentlichen  üntffl^ 
Stützung  anheimfallen.  Gegen  die  AlimentationsveipHichteta 
kann,  falls  eine  Peison  der  Armenlast  anheimzufallen  droht,  rn 
den  Annenbehörden  ein  Befehl  der  Friedensrichter  (äi  jid^ 
sessions)  extrahirt  werden ,  in  welchem  die  Erhaltung  der  Be- 
dUi-ftigeu  bezw.  die  Zahlung  bestimmtfr  Summen  liierfilr  ange- 
ordnet wird  (Order  of  Maintenanee).  Wenn  diesem  Beffile 
nicht  Folge  geleistet  wird,  so  tritt  eine  Strafe  von  20  Schilling 
ein  für  jeden  Monat,  in  welchem  die  angeordnete  Unteistfltzm^ 
unterbleibt*).  Auch  gegen  einen  Ehemann  können  die  Aimm- 
behörden  gerichtlich  vorgehen,  um  ihn  zu  zwingen,  seine  Frai 
die  der  Arnienlast  anheimgefallen  ist,  zu  unterstützen'). 

Wenn  eine  Person,  welche  im  StJinde  ist,  sich  selbst  nnd 
ihre  Familie  durch  Arbeit  oder  aus  sonstigen  Mitteln  zu  eriialtra, 
dies  absichtlich  verweigert  oder  vemachlässigt,  und  wenn  der 
andere  Eh^atte  oder  die  Kinder  dadurch  der  Annenlast  m- 
heinifallen,  so  ist  der  Schuldige  als  Mie  and  Disorderhf  Ptmm 
zu  bestrafen.  Wenn  eine  solche  Person  davonlftuft  und  die  toh 
ihr  abhängige  Familie  der  Amienunterstützung  öberlässt,  so  tri« 
eine  Bestrafung  als  Rogue  and  Vagabond  ein*).  Im  mterfii 
Falle  besteht  die  Strafe  aus  Gefängniss  mit  harter  Arbdt  1» 


')  12  a.  13  Vict  c.  103  b.  16  «.  17,  sowie  42  a.  48  Yict  c.  12.  ii 
der  letztereo  Stelle  werden  epesielle  Besümmungen  gegeben  bengM 
der  Einklaeung  von  Anaprilcfien,  welche  der  LotentUUte  gegto  «m 
Fiimdly  oder  Benefit  Society  hat 

')  43  Eliz.  c.  2  8.  6,  59  Geo.  DI  c.  12  s  26,  4  a.  5  WüL  IV  t « 
H.  78,  31  a.  82  Vict,  c.  122  a.  36. 

')  31  a.  32  Vict  c.  122  s.  33.  Soweit  eine  Ehefisu  eigenes  ntientti 
VermijgeD  besitzt,  ist  sie  mit  demselben  für  die  Unterh&ItiiDg  inna  Q^ 
mannes  and  ihrer  Kinder  haftbar  33  a.  34  Vict  c  93  ».  13  n.  H,  4ä  t 
46  Vict  c.  75  a.  21. 
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zu  1  Monat  und  im  Wioderholun^'Sfalle  bis  zu  3  Monaten;  im 
zweiten  Falle  ti-itt  sofort  (lefilngnissstiafe  bis  zu  3  Monaten  ein. 
Nach  den  allpenieinen  Bestinununfreu  Hlier  die  Uesti-afuns  von 
Ifile  and  Disorderty  l'ersoiis  und  von  Ro(/ues  and  Vagdbm>ds  ist 
für  die  Unverltesserlichen  Ocfilnfniissstrafe  bis  zu  1  Jahr  au- 
(iiedroht.  Für  unverbesserlicli  wenien  diejenipcu  Mle  and  Di- 
sordcrly  Persans  gehalten ,  welche  Iwreits  zwei  Mal ,  und  die- 
jenigen Rogitfs  and  Vagabonds,  welche  ein  Mal  wegen  der 
betreffenden  Delikte  vorbestraft  sind. 

Weiui  der  Vater  bezw.  die  Mutter  es  unterlassen  liat,  für 
ein  Kind  unter  14  Jahren  die  nothwendipe  Nahrung,  Kleidung, 
Wohnung  oder  iirztlichc  Hülfe  zu  beschaffen,  und  dadurch  die 
Gesundheit  des  Kindes  erheblich  gescbildii>t  worden  ist  oder 
doch  wahrscheinlicherweise  geschädigt  werden  konnte,  so  sind 
die  Eltern  mit  Geiitngniss  liis  zu  6  Monaten  zu  besti'afen'). 

Wenn  es  dem  Vater  bezw.  der  Mutter  unmöglich  ist,  für 
ihre  hülflosen  Kinder  den  nöthigen  Lel>eiisunterhalt  zu  be- 
schaffen ,  und  dieselben  es  unterla-^sen ,  die  öffentliche  Untor- 
stQtziing  für  ihre  Kinder  in  Aiisjjnich  zu  nehmen,  so  untei'- 
liegen  sie,  falls  es  wahrscheinlich  ist,  dass  durch  diese  Unter- 
lassung der  Tod  des  Kindes  hervorgerufen  würde,  einer  Anklage 
w^en  Todtschlags '). 

Bei  unehelichen  Kindern  ist  die  Mutter  verbunden,  die 
Kinder  bis  zmn  16.  Lebensjahre  zu  erhalten,  Sie  kann  von 
dem  I'iitativ-Vater  Alimente  mittels  Order  of  Affiliation 
anklagen.  Stirbt  die  Mutter  und  füllt  das  Kind  der  Annenlast 
gnheiin ,  so  liegt  die  Geltendmachung  der  Rechte  gegen  den 
Putativ-Vater  der  Annenbehörde  ob.  Die  Amicnbehörde  kann 
auch  sonst  selbständig  gegen  den  Putativ- Vater  vorgehen,  falls  die 
{^entliehe  Unterstützung  für  das  Kind  in  Anspruch  genommen 
wird.  Wenn  die  Mutter  eines  unehelichen  Kindes  heirathet,  so 
ist  der  Ehemann  verbunden,  das  von  seiner  Frau  vor  der  Ehe 
geborene  uneheliche  Kind  bis  zum  Alter  von  10  Jahren  bezw. 
bis  zum  Tode  der  Mutter  zu  erhalten*). 

"Wenn  die  öffeutliclie  Unterstützung  an  eine  F,hefrnu  ge- 
fKben  wird,  so  ist  sie  als  dem  Ehemanne  gegeben  anzusehen. 
"Wenn  die  öffentliche  Unterstützung  an  ein  Kind  unter  10  Jahren 
gegeben  wird,  so  gilt  sie,  falls  das  Kind  nicht  blind,  taub  oder 
stumm  ist,  als  dem  Vater  bezw.  der  Mutter  gegeben  *).  Hinsicht- 
lich der  Militär-I'ensionäre  von  Greenwich  und  Chelsea  bestehen 
spezielle  Bestimmungen.  Die  ihnen  zustehenden  Pensionen 
können  für  Unterstützung  der  Ehefrau  oder  der  Kinder  nur  bis 


")31  ».  32  Vlct  c „.  „,. 

»)  Begma  v.  Mabbet  (5  Coi.  CC.  3 
•)  4  a.  5  Will.  ]V  c.  76  «  "■■•=- 
•)  4  ».  5  WilL  IV  c.  76  B 
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zu  einem  fifwisecii  Betrage  —  Va  bezw.  *  a  —  beansprucht 
werden'). 

Wenn  für  eine  Ehefrau  oder  ein  Kind  unter  16  Jahren  die 
öflfentlicho  Unteretntzung  beansprucht  wird,  so  ist  dieser  Antrap 
so  zu  behandeln,  als  ob  der  Ehemann  bezw.  der  Vater  oder  die 
Mutter  um  eigene  UnterstUtÄung  gebeten  hatten ').  Soweit  daher 
eine  Gewilhrung  von  Otd-door  Relief  an  die  letzteren  unzulftEBlg 
ist,  kann  eine  Unterstützung  an  die  Ehefrau  oder  ein  Kind  nur 
in  der  Weise  erfolgen,  dass  dieselben  in  GenieinBohafc  mit  dem 
Ehcmanne  bezw,  dem  Vater  oder  der  Mutter  in  das  Worilumxt 
aufgenommen  werden^). 

Pline  Ausnahme  hiervon  tritt  ein ,  falls  die  Unteistfitznn^ 
blos  in  Bezahlung  von  Schulgeldern  besteht.  Wenn  den 
Annenbehörden  nachgewiesen  wird,  dass  die  Eltern  zur  Bezah- 
lung der  Schulgelder  ganz  oder  theilweise  unfähig  sind,  so  mnss 
eine  Unterstütuung  bis  zu  3  I'ence  per  Woche  filr  jedes  schBl- 
pflichtigc  Kind  gewährt  werden,  und  zwar  ohne  irgendwelche 
Einschrünkung  und  ohne  dass  dadurch  ein  siaius  pauperis  be- 
gillndet  wird'). 

Abgesehen  von  diesem  letzteren  Falle  (Educational  Belief) 
zieht  jede  Gewährung  einer  öffentlichen  Unterstützung  den  Ver- 
lust  der  öffentlichen  Wahlrechte  sowohl  für  das  Parla- 
ment wie  für  die  engere  Genieindevertretung  auf  die  Daner 
eines  Jahres  nach  sich.  Das  Gesetz  bestinniit,  dass  eine  PetBon. 
welche  in  den  12  Monaten  vor  dem  31.  Juli  eine  öffendicbe 
Unterstützung  empfangen  hat,  in  die  an  diesem  Tage  aufgestellte 


')  19  Vict.  c.  1.5  s.  8. 

';  Vor  dem  Gesetze  von  1S34  erechieii  dieser  Punkt  für  AnnenbedAe, 
in  denen  auf  Grund  von  9  Oeo.  I,  c.  7  eiue  Art  Workhounr  SjBtem  eb- 
freföhrt  war,  9t weife Ihnft.  Vei«l.  Itei  v.  North-Hchicldg  (Doug.  331  Cwe  «8). 
In  dem  hier  befaRndellen  Falle,  welcher  durch  drei  Instanzen  eine,  wiren 
die  Richter  des  höchsten  Ocrichtshofs  getheilt«r  Meinung,  ob  eine  Q«- 
frau,  deren  Eltemann  sich  in  Gefangenschaft  be&nd,  nnd  weldie  na 
Unterstfitxunc  f[lr  zwei  Kinder  hat.  nährend  sie  für  sieb  selbst  und  an 
nnderea  Kind  eine  Unterstützung  nicht  in  Anspruch  nahm,  von  der 
AnnenbeUörde  gezwungen  werden  kSnnte,  Unteistütznng  id  der  Fora 
der  Aufnahme  der  ganzen  Familie  in  das  Worl-howe  zu  empfaneen.  Die 
rtiiifft  Ofl'icers  hatten  abgeleliut,  eine  Unterstützung  aiteeerbalb  dei 
VVorlhoufe  zu  gewührcn;  sie  wunlen  jedoch  durch  die  endgDltige  Ent- 
scheidung, welche  unter  dein  ausUriicklichen  WideiBpruche  eines  deruditei 
erging,  für  verpflichtet  hierzu  gehalten.  —  In  einem  andern,  ihiilidi 
liegenden  Falle  naite  der  höchste  Gerichtshof  ein  Vrtfaeil  im  entgecn- 
gesetzten  Sinne  abgegeben.  Rei  V.  Carliale  (zitirt  in  Rex  v,  HuÄ 
§  NoI   F.  L.  307). 

*)  Eine  Ausnahme  hiervon  wird  faeiEttgUch  solcher  Ehefrauen  gaatcbl, 
(leren  Ehemann  getrennt  von  ihnen  lebt,  auf  der  See  ist  oder  sieh  in 
einer  Irrenanstalt  Iwfindel  Verel.  7  a.  8  \ict.  c.  101  b.  9b:  39  «.  *> 
>  ict.  c.  61  s.  18.  Unter  diesen  Umstanden  ist  die  Ehefrau  gleich  eitia 
Wittwe  zu  behandeln,  vergl.  auch  art  40  Outdoor  Selief  I'rohMtorvOTitt 
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Liste  der  Wahlberechtigten  filr  die  Wahlen  des  laufenden  Jahres 
nicht  eingetragen  werden  darf' )• 

Bei  Gelegenheit  der  jetzt  dem  Parlamente  vorlieKeuden 
JVetp  Franchise  Bill  ist  von  dem  Mitgliede  des  Unterhauses 
Horace  Davey  der  Antrag  gestellt  worden,  den  Empfang  von 
Medical  Relief  als  Grund  für  den  Verlust  des  Wahlrechts 
(Disfiranehisement)  zu  streichen.  Der  Antrag  wurde  in  der 
zweiten  Lesung  abgelehnt,  in  der  dritten  dagegen  von  einem 
schwach  besetzten  Hause  angenommen  (Sitzung  vom  6.  l)ezw. 
12.  Mai  1885).  Im  Oberhause  wurde  das  Amendment  am  19. 
Mai  abgelehnt,  und  bei  der  Zurllckweisung  der  Bill  an  das 
Unterhaus  Hess  auch  dieses  das  Amendment  fallen.  Von  Seiten 
der  radikalen  Partei  wird  die  Ablehnung  des  Amendment  durch 
das  Oberhaus  zur  Zeit  als  geeignetes  Angriflsniittel  gegen  das 
Howe  of  Ttords  in  ötfentlichen  Versammlungen  benutzt  Man 
kann  in  der  That  zweifelhaft  sein ,  ob  es  sich  in  England ,  wo 
mit  dein  Educational  Relief  der  Verlust  des  Wahlrechtes  nicht 
verbunden  ist,  rechtfertigt,  einen  derartigen  Nachtheil  mit  dein 
Empfange  von  Medical  Relief  zu  verbinden. 

Die  Armenbehörden  können  bei  Bewilligimg  jeder  Unter- 
stützung an  eine  Person  von  über  21  Jahren  oder  an  deren  Frau 
oder  Kinder  erklilren,  dass  die  Unterstützung  nur  als  ein 
Darlehen  gewülirt  werde.  Alsdann  ist  die  Kückfordenmg 
nicht  an  die  Frist  von  1 2  Monaten  gebunden,  sondern  jederzeit 
zul&ssig,  sobald  der  Unterstutzte  zu  Mitteln  kommt*).  Die 
Bttckforderung  kann  in  einem  summarischen  Verfalii-en  erfolgen, 
und  es  sind  auch  sonst  erleichternde  Bestimmungen  hierfllr  ge- 
geben, insbesondere  mit  Rtlcksicht  auf  die  Beschlagnahme  von 
ittckständigem  Lohne.  Von  der  Befuguiss,  die  Unterstützung 
als  Darlehen  zu  geben,  wird  iu  der  Praxis  sehr  viel  Gebrauch 
gemacht,  insbesondere  bei  Gewahrung  von  armenarztlicher  Hülfe, 
sowie  hei  Bewilligung  von  Schulgeldern.  In  diesen  beiden 
Fallen,  für  welche  auch  ein  Zwang  zum  Eintritte  in  da.s  Work- 
house  nicht  besteht ,  glaubt  man  hitufig ,  aus  allgemeinen 
Gründen  die  verlangte  Unterstützung  nicht  durch  zeitraubende 
genaue  Untersuchung  der  Hilfsbedürftigkeit  aufschieben  zu  dürfen, 
nnd  hat  in  der  Fonn  der  Gewfthrung  der  Unterstützung  als 
Darlehen  eine  sehr  praktische  Haudhal>e,  um  einer  ungerecht- 
fertigten Inanspruchnahme  der  öffentlichen  Unterstützung  ent- 
gegenzutreten. 


')  2  WiU.  IV.  o.  45  a.  36;  30  a.  31  Vict  c.  102  B.  40;  39  a.  40 
VicL  c  61  B.  14. 

«)  4  a.  5  WilL  IV.  c.  76  a.  59;  11  a.  12  Vict.  c.  110  b.  8  vgl.  die 
tntlruelwnal  LetUrs  vom  21.  Dezcmlier  1844  und  vom  25.  Angost  1^52. 
ibgfldnickt  bei  Glen,  Poor  Laie  Ordtrii  S.  435  AnmerkUDg  e  und  S.  449 
Anmerkung  rt.  Betreffs  der  darleh  Den  eisen  Uewillignng  von  Sdiool  Feen 
Tcrgl.  die  Gentral  Order  vom  9.  Januar  läTS,  „AUotcanee  of  Sehool  Fee» 
bjt  way  of  Uxm"  Glen  S.  54. 

m  (SS)  V.  i.  —  Ajchmt  11 


Als  verpflichtet  zur  Unterstützung  hatte  das 
Gesetz  der  Elizabeth  die  Kirchspiele  bezeichnet'), 
ohne  dabei  eine  nähere  Bestimmung  zu  geben,  gegenüber  welchen 
Personen  die  Verpflichtung  des  einzelnen  Kirchspieles  eintreten 
sollte.  Das  Kirchspiel  war  demnach  verpflichtet,  allen  Per- 
sonen, welche  innerhalb  seiner  Grenzen  hülfsbedörftip  wurden, 
Hilfe  angedeihen  zulassen.  Erst  durch  das  Gesetz  KarlsIL 
vom  Jahre  1662')  wurde  diese  Verpflichtung  in  der  Weise  ab- 
gegrenzt, dass  das  Kirchspiel  nur  zur  Unterstützung  deijenigen 
Annen  verpflichtet  sein  sollte,  welche  in  demselben  heimaths- 
berechtigt  sind,  während  nicht  ortsangehörige  Personen  im  Falle 
der  Bedürftigkeit  nach  dem  Orte  ihrer  Heimath  zurUckzusenden 
waren.  Die  Pflicht  der  Unterstützung  im  Falle  der 
Bedürftigkeit  ward  somit  zu  einem  Ausflüsse  des 
Heimathsrechtes  gemacht.  Die  Laws  of  SetÜemetU  anS 
Bcmoval  bildeten  fortab  einen  wesentlichen  Theil  des  Annen- 
rechtes. 

Die  nachtheiligen  Folgen,  welche  diese  Verbindung  äa 
Annenwesens  mit  den  Heimathsgesetzen,  insbesondere  auf  die 
arbeitenden  Klassen  hervorbrachte,  sind  in  dem  ersten  Ab- 
schnitte dieser  Schrift  ausfuhrlich  klai^elegt  worden,  und  es 
sind  daselbst  auch  die  gesetzlichen  Veränderungen,  welche  nir 
Aufliehung  und  Milderung  dieser  nachtheiligen  Folgen  eingefOhit 
wurden ,  des  näheren  dargöitellt  worden.  Hier  sollen  nur  in 
kurzen  Zügen  die  Hauptpunkte  dieser  Entwicklung,  auf  welcher 
der  heutige  Zustand  beruht,  nochmals  hervorgehoben  werden. 

Der  Act  of  Settlcment  Karls  II.  hatte  als  Titel 
zum  Erwerb  des  Heimathsrechts  benannt: 

a)  Geburt; 

b)  eigene  Wirthschaft  (als  homcholder); 

c)  Aufenthalt;  Dienst-  oder  Lehrlingsverhältniss  wühreDd 
eines  Zeitraumes  von  mindestens  40  Tagen. 

Eine  Ausweisung  von  dem  Orte,  an  welchen  ein  Heimatte- 
recht nicht  begründet  war ,  wurde  nicht  nur  in  Fftllen  wirt- 
licher Hilflosigkeit  zugelassen,  sondern  schon  dann,  wenn  (ine 
Wahrscheinlichkeit  bestand,  dass  die  betreffende  Pereon  An 
Armenlast  anheini  fallen  könnte. 

Diese  letztere,  besonders  halte  Bestimmung  ward  179S 
aufgehoben*),  indem  festgesetzt  wurde,  dass  fortab  eine  Aus- 
weisung Kicht-Ortsangehöriger  erst  bei  einem  wirklichen  Bn- 
treten  der  Hilfsbedüritigkeit  zulässig  sein  sollte.  Tnrti  dieser 
Verbesserung   blieben  aber  die  nachtheiligen  Wiikungen  der 


')  43  Eliz.  c.  2  B.  1. 
')  14  Car.  II.  c.  12. 
«)  35  Geo.  Ur.  c  101. 
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HeiiiiatliS'  imd  Ariuengeset^^ebim;;  fortliestcheu :  je  mehr  die 
wirthschafüicheu  Verhkltuisse  diizii  fitlirten,  dass  von  dem 
FreizOjfijikeitsn'chte  im  Interesse  einoi-  AusnutziiuK  der  Arbeits- 
kriüte  reichlicher  Gebrauch  gemacht  wurde,  desto  uielu-  nms»tc 
die  Unbilligkeit,  ja  Ungerechtigkeit  einer  Zurtlckseuduug  der 
Arbeiter  im  Falle  ihrer  Hilfsbedilrftigkeit  hervortictt-n.  Hierzu 
kam  noch,  daaa  man  den  Erwerb  einer  neuen  Ileimath,  welchen 
das  Gesetz  Karls  II.  in  relativ  weitem  Umfange  ermöglicht 
hatte,  immer  mehr  und  mehr  erschwerte.  Dlosser  Aufenthalt 
und  DienBtverhältniss  wurden  als  Titel  zum  Erwerbe  eines 
Heimathsrechts  ganz  beseitigt;  der  Titel  zum  Enverbe  einer 
neuen  Heimath  durch  eigene  Wiilhschaft  un<l  durch  Pachtung 
eines  Grundstflrkes  wurden  so  modifizirt,  dass  dieselben  für  den 
Arbeiter  regelmässig  nicht  in  Betracht  konmieii  konnten.  Geliuil 
und  Lehrzeit  blieben  so  praktisch  als  die  alleinigen  Titel  übrig. 
Diese  Erschwerung  in  dem  Erwerbe  eines  neuen  Heimaths- 
rechts muss  um  so  unrationeller  erscheinen,  als  der  Ort,  auf 
welcheii  sich  das  Heimatlisrecbt  eistreckte,  das  Kirchsgiiel,  hilufig 
von  80  kleinem  Umfange  war,  dass  mau  thatsiichlich  von  einer 
Gebundenheit  an  die  Seholle  sprechen  koimtc.  Wenn  man 
das  Prinzip ,  wonach  das  Unterstüt2ungswesen  tds  Ausfluss  des 
Heimathsrechtes  anzusehen  ist,  an  sich  für  das  richtige  hJllt, 
so  ist  es,  wenn  man  sich  nicht  mit  dem  I'rinzipe  der  Freizügig- 
keit überhaupt  und  mit  der  ganzen  modernen  Entwicklung  in 
Widerspruch  setzen  will,  eine  unliediiigte  Xotliwendigkeit ,  die 
Erwerbung  einer  neuen  Heimath  möglichst  zu  erieichtcrii  und 
ferner  das  Heimathsrecht  auf  eine  lilumlich  so  breite  Basis  zu 
stellen,  dass  sich  die  Beschränkung  in  der  freien  Bewegung  der 
Arbeitskräfte  möglichst  wenig  fllhlbar  macht. 

Nach  beiden  Richtungen  hin  hat  die  englische  Gesetzgebung 
erst  sehr  spät  Seliritte  gothan.  Eine  Erleichterung  in  dem  Er- 
werbe des  Heimathsrechts  ist  erst  im  Jahre  1876')  dadurch 
herbeigeführt  worden,  dass  einem  dreijährigen  ununterbrochenen 
Aufenthalte  die  Wirkung  des  Erwerbs  einer  neuen  Heimath  bei- 
gelegt wurde.  Das  Heimathsre<-ht  bleibt  aber  noch  heute  auf 
das  Kirchspiel  beschrankt.  Fn'ilich  hat  diese  Beschränkung  jede 
praktische  Bedeutung  verloren,  seitdem  durch  das  Gesetz  von 
3  865')  an  Stelle  des  Kirchspieh  der  Anuenverband  zum  Ti-äger 
der  Unterstützungspflicht  gemacht  worden  ist.  Seitdem  findet 
Iconsequenter  Weise  eine  Ausweisung  im  Falle  der  Hilfs- 
IjedOrfugkeit  nicht  mehr  von  Kirchspiel  zu  Kirchspiel,  sondern 
TOD  Annenverband  zu  Armeuverband  statt,  so  dass  es  in  dieser 
Beziehung  nunmehr  blos  von  Bedeutung  ist,  ob  der  Bedüi-ftige 
jnnertialb  des  Armenverbandes  in  ii^end  einem  Kirchspiele  des- 
selben ein  Heimathsrecht  besitzt. 


■)  39  ft.  40  Vict.  c.  61  s.  34. 
*)  The  Union  CÄarjf«ifciWy  Act  2 
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Ehe  jedoch  die  letztenrühnten  Veränderungen  bezQglidi  des 
Heiiiiathsrechta  eingeführt  wurden,  hatte  die  englische  Ann«i- 
gesetzgebung  mit  dem  ganzen  Prinzipe,  das  UnterstÜtzungsireMn 
als  AiMuse  des  Heiinathsrechts  zu  betrachten,  gebrochen.  Es 
ist  das  geschehen  dmeb  den  PeeVs-Act  vom  Jahre  1846't. 
Indem  dieses  Gesetz  für  zahlreiche  Fälle  eine  Ausweisung  auf 
Grund  der  eingetretenen  Uuteretützungsl>edürftigkeit  nicht  mehr 
zuliess,  sondern  fur  solche  Fälle  unabhängig  vom  Erwerbe  eines 
Heiiuathsrechtes  die  Unterstützungspflicht  einem  anderen,  als 
dem  Heimathsorte  auferlegte,  löste  es  die  prinzipielle  Verbindnng, 
in  welcher  bisher  das  Annenwesen  zu  dem  Heimatbsrecbte  ge- 
standen hatte. 

Dadurch,  dass  die  dem  FceVs-Act  nachfolgende  Gesetz- 
gebung die  Fälle  der  Itremovability  immer  weiter  und  weiter 
ausdehnte,  ward  die  Unterstützung  am  Heimathsorte 
thatsächlich  zur  Ausnahme,  die  Unterstützung  am 
Aufenthaltsorte  zur  Regel.  Die  Frage,  wo  ist  eine  onler- 
stUtzungsbedUrftige  Person  heiinathsberechtigt,  kommt  nunmehr 
bei  dem  Arnienweseu  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht.  Die 
erste  Frage  ist  jetzt,  ob  es  zulässig  ist,  eine  bestimmte  PeisoD 
von  ihrem  Aufenthaltsorte,  an  welchem  sie  sich  in  unterstiltzu:«:s- 
bedürftiger  Lage  befindet,  auszuweisen.  Erst  wenn  diese  Fraije 
bejaht  ist,  tritt  die  weitere  Frage  hervor,  wohin  kann  die  Person 
zurückgeschickt  werden?  Nur  für  diese  letztere  Frage  hat  das 
Heimathsrecht  noch  seine  Bedeutung  behalten.  Bei  dem  weiten 
Umfange,  in  welchem  die  Irreniocabxlity  anerkannt  ist,  kam 
der  ganzen  Heimathsgesctzgebung  ein  erheblicher  Einflnss  auf 
das  Armenwesen  nicht  mehr  zugeschrieben  werden.  Die  Fra^ie 
der  weiteren  Refonn  ist  nunmehr  nicht  auf  eine  Ahilndeninj; 
der  Hcimathsgesetzgebung  gerichtet,  sondern  darauf,  ob  man 
nicht  die  Befugniss  zur  Ausweisung  im  Falle  der  HilfebedQrilip- 
keit  überhaupt  beseitigen  solle. 

Und  auch  diese  Frage  ist  im  wesentlichen  bereite  bejaht  In 
Jahi-e  1865,  wo  man  den  Zustand  der  irrnMOfo&iVtVi/ schon  durch 
einen  einjährigen  Aufenthalt  entstehen  liess^),  glaubte  man,  das 
Reelit  der  Zurilckschickung  nur  noch  aiLS  dem  Grunde  beibehalten 
zu  sollen ,  damit  dadurch  eine  zweckdienliche  Schranke  ge?eii- 
über  nutzlosem  und  leichtsinnigem  Unihei-schweifen  b^ebeE 
bliebe^).  Das  zur  Berathung  über  die  Latcs  of  Setl- 
lement  and  HemovaJ  1879  eingesetzte  Komitee  hat 
auch  diese  Bedenken  fallen  gelassen.  Das  Komitee  hat  nur 
noch  für  die  Seeplätze,  mit  Rücksicht  auf  eine  durch  die  (Sni- 
liche  Aidliebung  des  Itmuoval  zu  befürchtende  ungerechtfertigte 


*j  Vergl.  Lumley,    The  Foor  Semowd  and  Unim  ChargtiAiÜ)!  i* 
2.  Auflage  London  1865  S.  10. 
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UeberbOrdung  derselben,  die  Beibehiiltung  des  Hcmoval  bezüglich 
der  dort  landenden  Personen  anempfohlen. 

Wenn  dieser  Vorschlag  des  Komitees  bis  jetzt  auch  noch 
nicht  in  der  Gesetzgebung  zum  Ausdrucke  pekoiumen  ist'),  so 
ffleht  man  doch  in  England  die  gitnzliche  Beseitigung 
des  A et» oval  und  somit  eine  Unterstützungspflicht 
am  Aufenthaltsorte  unabhäufiig  vom  Hei  maths- 
rechte nur  als  eine  Frage  der  Zeit  an^).  Ein  be- 
merkenwerthes  Symptom  hieifur  liegt  in  der  Thatsaclie,  dass 
bereits  heute  an  vielen  Orten  von  dem  noch  bestehenden  Rechte 
der  Ausweisung  gar  kein  Gebrauch  mehr  gemacht  wird,  und  es 
geschieht  dies  vor  allem  in  grösseren  StJldten,  bei  denen  gerade 
die  Zahl  der  Personen,  welche  nach  den  bestehenden  Gesetzen 
im  Falle  der  Bedürftigkeit  ausgewiesen  wenlen  konnten,  eine 
grössere  ist"). 

Die  von  dem  Sttlect  Committee  im  Jahre  1879  vernommenen 
Zeugen  haben  sich  fast  allgemein  gegen  die  Ausweisungsbefiigniss 
im  Prinzijie  ausgesprochen.  Es  wurde  allgemein  anerkannt,  dass 
das  Prinzip  einen  Eingiiff  in  das  Freizügigkeitsrecht  und  ins- 
besondere eine  ungerechtfertigte  Beschränkung  der  arbeitenden 
Klassen  in  der  Ausnutzung  ihrer  Arbeitskräfte  enthielt.  ¥&  wurde 
femer  mit  Nachdruck  auf  die  unfruchtbaren  Ausgaben  liinge- 


>)  tm  Jahre  1862  wurde  von  Mr.  Dodson  und  Mr.  Hibbert  pin  auf 
den  VonchlMgen  dee  Komitees  von  1879  beruhender  Geeetzesentwnrf  im 
Untrrhmnae  eiDgebmcht  (2G.  Juni).  Derselbe  wurde  jedoch  am  23,  Au^pist 
1882  surflckgezoffen  „in  cotifieqnence  of  Ihr  prensure  0/  tinie".  Der  MaDcel 
an  Znt  fllr  die  Behandlung  von  Maossre^celn,  weli^hc  nicht  hochpolitischer 
oder  aoiut  sehr  dringender  Natur  sind,  ist  seitdem  im  Miniatenum  Glad- 
■bme  pennaneDt  ^worden. 

')  Das  ist  mir  von  einer  Reihe  von  Personen,  welche  im  englischen 
Aimenffesen  eine  hervortagcnde  Steltiing  einnehmen,  ver^chert  worden, 
ao  besonders  von  Glen,  Hedlej  und  Sendall:  der  letztere  meinte, 
£e  duigo  Schwierigkeit  bestehe  darin,  dass  man  von  speziellen  Vor- 
■cfariflcn  für  Trländer,  die  in  England  hilfsbedürftig  werden,  nicht  ab- 
•ehen  könnte.  Aof  meine  Frage,  i>b  man  nicht  bei  Aufhebung  des 
Smoral  und  Unteretätzung  am  jeweiligen  Aufenthaltsorte  eine  erbcoliche 
Hehrbelastung  der  grOBSen  Städte  befürchte,  erhielt  ich  die  Antwort,  man 
ritnbe  auf  dieae  allerdinge  sehr  wahrscheinliche  Mehrbelastung  keine 
uSckmcht  nehmen  au  brauchen,  weil  die  grossen  Städte  von  der  arbeiten- 
den BevSlkerung.  welche  ja  das  Hanptkontingent  zur  Zahl  der  Hitfs- 
bedOrftüen  strllte,  durch  Ausnutzung  der  Arbeitskräfte  vorzugHweise 
Vortbeik  hfitteu. 

*)  Vergl.  neben  den  schon  oben  S.  124  erwähnten  Pariamen tsverhand- 
hmgen  vom  2.  Jnll  1878  eine  ßede  von  Mr.  Wright  auf  der  Vorksbire 
iVwr  Law  Ctmftrmce  lt-82  (Repoii  1882  S.  Söl).  Vergl.  auch  Geo.  C.  J. 
Bkrtley,  Hatidg  Book  for  Giuinlinn/i  of  tht  Foor.  London  1876,  \rf> 
S.  220  angeführt  wird,  dass  es  mit  Rücksicht  auf  die  Kosten,  welche 
dnrch  die  nachforecbnngen  nach  dem  Heimathsorte  eines  Bedürftigen  und 
düeh  die  sonft  bei  der  Znrücksendung  erforderlichen  Maassivgeln  ent- 
itehen,  sehr  büufig  für  die  Gimrdiaiit^  des  Aufenthaltsortes  das  Em- 
pfeUenswertheste  sei,  eine  Person,  deren  Ausweisung  durch  das  Gesetz 
geKkttet  wSre,  freiwilliger  Weise  zu  unterstutzen. 
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wiesen,  welclie  durch  die  Ennittelung  des  unteistützuntspflich- 
tigen  Heimathsortes,  durch  die  bei  der  Ausweisung  nothwendige 
{lerichtliche  Prozedur  und  endlich  durch  die  Rucksendung  der 
Htllfsbedüiftigen    entstehen').     G^enllher    der    häufig   ausg^ 
sprochenen  Befurehtunfr,  dass  bei  Beseitigung  der  Ausweisungs- 
hefiipniss  die  einzelnen  Verbände  dahin  streben   würden,  äch 
der  Unteretützungsbedilrftigen  dadurch  zu  entledigen,  dass  sie 
dieselben  durch  unfreundliche  Behandlung  oder  durch  andere 
Mittel  zur  Uebersiedelung  in  einen  andern  Verband  bestiiiiroten. 
wurde  darauf  hingewiesen,  dass  in  Irland,  wo  durch  das  Gesetz 
die  Unteretützuns  am  Aufenthaltsorte   bereits  angeordnet  ist, 
ein  derartiger  Missbrauch  im  allgemeinen  nicht  her\'oi^etretfii 
sei.    Gegen  eine  zu  harte  Behandlung  der  Armen  würde  übrigens 
auch  die  strenge  Kontrole  der  Zentralbehörde  genD^nd  schOtzen, 
Gegen  unrechtmässige  Abschiebung  von  Armen  bestehe  bereits 
eine  gesetzlicbe  Strafhestimmung,  welche  ja  erforderlichen  Fafls 
verschärft  werden  könnte*).    Auch  dem  Bedenken,  dass  dorrt 
Aufhebung   des  Itemoval   eine  Ueberhürdung  einzelner  Bezirke 
eintreten  würde ,  glaubte  man  im  allgemeinen  jetzt,  nachdem 
die  Tragung  der  Armenlast  grösseren  Bezirken  aufeil^  sei, 
eine   Be(leutung   nicht  mehr  beilegen  zu  brauchen.    Nur  beaOj!- 
lich  der  Seeplätze  schien  diese  Gefahr,  insbesondere  mit  Rück- 
sicht auf  die  zahlreichen ,  dort  landenden  annen  Irlands,  in 
Erwägimg  gezogen  werden  zu  raOssen. 

In  derThat  sind  es  allein  die  besonderen  Sock- 
sichten  auf  Irland,  welche  der  gänzlichen  Auf- 
hebung des  Jiemoval  noch  einige  Schwierigkeiten 
bereiten.  Schon  im  Jahre  1854,  als  der  damalige  Prtadent 
des  Poor  Law  Board,  Mr.  Baines,  seinen  Gesetzesentwurf  snf 
gänzliche  Beseitigung  dos  Ausweisungsrechtes  einbrachte,  mren 
es  lediglich  Bedenken  dagegen,  von  dem  Ausweisungsrechte  luch 
beztlglich  der  Irländer  absehen  zu  sollen,  weldie  zu  der  Zurück- 
ziehung des  Entwurfes  führten.  Soweit  England  allein  dabei 
in  Frage  kam,  war  schon  damals  die  öffentiiche  Meinung  den 
^''orschlilgen  Baines'  geneigt.    Bereits  1848  hatten  die  von  dem 


')  Allein  die  Kosten  flir  die  Erlangung  der  Orrfers  of  Semcnd  nd 
für  die  sich  an  dieselbe  anschliesBende  TraneportiraDg  der  HilfabedürftiHi 
nach  ihrem  Heiinalhsorle  betrugen  im  Jahre  1881  jf  9263  (aleo  185!W 
Mark).  Wright,  dessen  schon  zilirterRede  wir  diese  Ziffern  entndini». 
berechnet  die  weitem  Kosten,  welche  dnrch  die  Ermittelung  des  HeimUbi- 
ortes,  durch  Schreibereien,  sowie  durch  die  Rücksendung  tod  1^ 
bedürftiiren  ohne  Oirffr«  ofRemoval  entstebeu  —  das  letztere  ist  » 
lässig,  falls  der  in  Anspruch  genommene  Annenverband  nch  TOn  nä- 
herem 7,ur  üe bernahme  bereit  erklKrt  —  auf  weitere  5000  d. 

')  9  8.  10  Viet.  c.  66  s.  6  setzt  eine  Strafe  von  2-5  £  gegen  jete 
Annenbeamten  fest,  welcher  in  der  Abeicht  die  Armenlaat  auf  eine  «ad« 
Gemeinde  zu  über  wälzen,  eine  Person  durch  Geld  oder  sonstige  UntentHtmig, 
durch  Vereprechungen  oder  durch  Drohungen  veranlasst,  sieb  in  äat 
andere  Gemeinde  zu  begeben,  damit  sie  dort  der  Armenlast  anbdinfiDt. 
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damaligen  Prftsidenteu  di«  l'oor  Law  Boartf,  Mr.  Buller,  au 
die  Lokalannenliehörden  perichteteii  Anfi-afren  erp;ebon,  dass  die 
Mehrzahl  derselben  für  eine  Beseitigunp  des  IleiuiathsRCsetzes 
st'i.  In  deinseliten  Sinne  hatte  sich  1850  auf  die  Aufforderunj; 
Baines'  hin  die  Mehrzahl  der  Poor  Law  Inspectors  ausgesprochen. 
Auch  die  zahlreiclien,  zur  Behandluufi  der  Fraire  dos  Setllemettt 
oittl  lie.moial  niedergesetzten  parlanientarischcu  Kommissionen 
von  1854—1857,  1858-1859,  1800  und  1864  waren  in  der 
prinzipiellen  Vemrtlieilung  der  Ausweisung'  im  Falle  der  Httlfe- 
bedUrftifEkeit  einii;. 

Die  öffentliche  Meinung  ist  demnach  auf  die  nun- 
mehr wohl  bald  zu  erwartende  gänzliche  Besei- 
tigung des  Ausweisungsrechtes  schon  seit  langer 
Zeit  vorbereitet.  Es  wurde  damit  für  England  derselbe 
Zustand  eintreten,  welcher  für  Irland  schon  besteht,  und  sich 
dort  in  jeglicher  Beziehung  bewilhrt  liat.  Die  Unterstützung 
würde  an  dem  Orte  zu  erfolgen  liaben,  in  welchem  sich  der 
Hülfsbedürftige  zur  Zeit  der  Bedürftigkeit  befindet,  üer  Charakter 
der  öffentlichen  Annenunterstützung  als  einer  allgemeinen  I'flicht 
des  Staates,  unabhängig  von  den  persönlichen  Beiiiehuugen,  in 
welchen  der  Unteistützungsltedürftige  zu  einem  bestimmten  Orte 
steht,  würde  damit  zum  vollen  Ausdrucke  kommen. 

Der  heute  noch  bestehende  Zustand  ist  der,  dass 
die  Unterstützung  einer  hülfsbedürftigen  I'erson  zunitchst  dem 
Aufenthaltsorte,  bezw.  dem  Armenverbande ,  zu  welchem  dieser 
Ort  gehört,  auf  seine  Kosten  obliegt;  dass  jedoch,  falls  keine 
der  gesetzlich  normirten  Ausnahmen  vorliegen,  die  Rücksendung 
des  nicht  heimathsberechtigten  Armen  nach  seinem  Heimathsorte 
vermittels  eines  Befehls  der  Friedensrichter  bewerkstelligt  werden 
kann.    Es  sind  somit  hier  folgende  Fragen  zu  erörtern. 

1)  Wann  ist  die  ZurUcksendung  einer  Person, 
welche  der  öffentlichen  Armenlast  anheim  ge- 
fallen ist,  zulässig? 

2)  wohin  hat  die  Zurückseodung  zu  erfolgen? 
wie  und  wodurch  wird  der  Heimathsort  einer  I'er- 
son bestimmt? 

3)  in  welcher  Weise  ist  die  Zurficksendung  zu 
bewerkstelligen?  wie  kann  von  dem  Rechte  des 
Bemoval  Gebrauch  gemacht  werden')? 

))  Früher  fielen  die  Laua  Qf_  Settleinetit  und  die  of  Eemoral  voll- 
■Madig  «nammen;  jeder  HilisbedarfUee  noterlag  dem  Bmioval,  falb  er 
m  dem  Orte,  wo  er  lülfsbedUtftig  wnrde,  kein  Settleninit  beetiBS.  Nach- 
dem jedoch  die  Gesetzgebnnz  eine  Ausnahme  nach  der  andern  ron  diesem 
IMusipe  gemacht  hat,  ao  cßss  jetzt  die  Irreniovnliility  der  non 
»ftlled  poor  die  Regel  und  die  Bemovability  die  ADsnahme 
geworden  iat,  erscheint  es  richtig,  auch  theoretisch  Dicht 
mehr  von  den  Law&  of  Settlement  auszugehen,  und  daran 
die  FSlle  An  IrrtmovobUity  anzuscbliessen,   sondern,   wie 


I.  Eine  arme  Person  ist  an  dem  Orte,  wo  ihre 
HilfsbedUrfttgkeit  eintritt  unii  auf  Kosten  des 
Armenverbandes,  zu  welchem  dieser  Ort  gehört, 
für  die  Dauer  der  Bedürftigkeit  zu  unterstützen: 

a)  wenn  sie  an  irgend  einem  Orte  des  betreffenden  Armen- 
verbandes  Heimathsrecht  besitzt  (legally  settled,  settled  poor^i 
lieber  die  Titel  zum  Erwerbe  des  Heimathsrechts  Tergl. 
unter  II.; 

h)  wenn  sie  ein  Ausländer  ist  und  nocli  kein  Hrimatis- 
recht  in  Ei^land  erworben  hat  Eine  Order  of  Removal  wiid 
nur  auf  den  Nachweis  hin  gegeben,  dass  die  hül&bedflrftige 
Person  entweder  in  Schottland  oder  Irland  geboren  ist,  oder  aa 
iigend  einem  andern  Orte  Englands  ein  Heimathsrecht  erwor!)«i 
hat.  Der  Erwerb  des  Heimathsrechts  ist  unabhängig  von  dem 
Indigenate ;  es  bestehen  für  den  Ausländer  dieselben  Erwerbstitel, 
wie  für  den  Engländer*); 

c)  wenn  sie  ein  volles  Jahr  vor  dem  Antrage  auf  BOck- 
sendung  (before  ihe  applicaHon  for  a  Warrant  of  removaD  sid 
ohne  Unterbrechung  innerhalb  des  betrefTenden  Armenverband« 
aufgehalten  hat").  Was  als  eine  Unterbrechung  anzusehen  ist, 
wird  in  zahlreichen  gerichtlichen  Entscheidungen  näher  erörtert. 


es  hier  geschehen  soll,  die  Fälle  vorauBiDBenden,  iro  dieUnlti- 
statKung  dem  Aufenthaltsorte  oblteet  und  dann  erBtbetBg. 
lieh  der  Fälle,  wo  dies  nicht  zutrifft,  die  Latot  of  SettU- 


lieber  diese  ganze  Materie  vergl.  Stephen,  Xeie  Commentariai  0» 
the  LdK-s  of  Enghnd.  8.  Auflage  London  1880,  vol.  HI  8.  SS-GI; 
Burns,  Jiiglice  of  the  Peace,  30.  Auflage  I-ODdon  1869,  toL  IV, 
8.  316-838  und  Arcbbold,  Justice  of  the  Pence,  13.  Auflage  London 
1878,  vol.  in  S.  388—749,  sowie  die  SpezialHchriften  von  Üfmonda, 
Hand'book  im  the  Loks  of  Settlement  rtnd  Reiiiotial,  Loodon  18S2,  und 
Lumley,  The  Pnnr  Reinoval  and  Union  Chargeabüüu  Act,  2,  Auflige 
1865.  _  Ätif  diese  Werke  sei,  inabcBondere  bezüglich  cfer  vielen  in  dieier 
Materie  aufgetauchten  Streitfragen,  Terwiesen.  Wir  Beben  hier  gui 
davon  ab,  auf  die  zahlrcicheu  gerichtlichen  Entscheidungen  beüOglich  de* 
Settlement   and  Seinovai  einzugehen. 

')  Im  Gegensatz  zu  den  SetUed  Poor  werden  die  nicht  ortMogebSiigen 
Armen  als  Casual  Poor  bezeichnet:  33  Geo.  lll  c.  35  a.  3.  Der  Aus- 
druck Castial  Poor  oder  Caxuai  Paupers  wird  jedoch  auch  noch  für  eine 
Spezielle  Kinase  UnterBtUtKUngsbedürftiger  gebraucht,  nämlich  fBr  Pr- 
Bonen,  die  auf  der  Wanderung  bilfsbedürftig  werden,  sowie  für  Obdtcb- 
lose:  34  a.  35  Vict  c.  108  s.  3,  „destittOe  tcayfarer  or  ttanderer  app/ywj 
for,  or  receiting  retief". 

*)  Ve^l.  Stephen  a.  a.  0.  S.  60;  soweit  der  AosINnder  «n  Hei- 
mathsrecht in  dieser  Weise  noch  nicht  erworben  bat,  ist  er,  aolmnge  nidit 
seine  RackscnduDg  nach  seinem  Vntertande  bewirkt  ist,  an  aenian 
Aufeuthaltsorte  zu  unterstützen. 

>)  28  a.  29  VicL  c.  79  s.  8.  Die  Anfenthaltsfriat  betmg  meprOiig^ 
lieb  5  Jahre  (9  a.  10  Vict  c.  66  nnd  II  a.  12  Vict  c  111),  wurde  Bodum 
durch  24  a.  25  Vict  c.  55  auf  3  Jahra  herabgesetzt  and  beliigt  nim- 
mebr  seit  1865  1  Jahr. 
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dieselben  gehea  darauf  hinaus,  dass  eine  kurze  Abwesenlieit 
licht  als  eine  Unterbrechung  zu  gelten  habe,  falls  die  Absicht, 
mrUckzukehren,  aus  thatsÄchlichen  Momenten,  wie  z.  B.  Zurlick- 
aasong  von  Familiengliedem  oder  ßcibehaltuuj^  der  Wohnung 
erhellt  Die  Aufnahme  in  eine  Irrenanstalt  oder  die  Ver- 
tlafluI^;  in  Zivil-  oder  Kriniinalfällen  wirkt  nicht  als  Untev- 
biechung,  dag^en  ist  die  Zeit,  während  welcher  der  Betreffende 
in  einem  Ge^gniss,  in  einer  IrrenanstAlt  oder  in  einem  Hospitale 
gewesen  ist,  orter  während  welcher  er  öffentliche  Unterstützung 
von  ii^nd  einer  Seite  enipfanfien  hat,  sowie  die  Zeit,  während 
irelcher  der  Betreffende  sich  als  Soldat  oiicr  Seemann  in  kunig- 
Uchen  Diensten  befunden  hat ,  bei  der  Berechnung  der  Jahres- 
inA  nicht  einzurechnen  *). 

d)  wenn  die  Person  zur  Zeit  der  Hilfsbedürftigkeit  auf 
ihrem  eigenen  Grund  und  Boden  (freehold,  copyhold,  leasekold) 
wohnt  Dies  beruht  auf  dem  Satze  des  gemeinen  Rechts,  dass 
niemand  von  seinem  Grunrteigenthume  aufgewiesen  werden 
kann.  —  Falls  das  Grundstück  auf  andere  Weise,  als  durch 
Kauf  erworben  ist  (hy  descent,  devise,  marriage  or  gift) ,  oder, 
'alls  der  Kaufpreis  mehr  als  30  JS  betragen  hat,  kann  der 
SigeDthümer,  wenn  er  einmal  40  Tage  in  dem  Kirchspiele, 
n  welchem  das  Grundstück  belegen  ist,  gewohnt  hat,  im  Falle 
1er  Hilisbedürftigkeit  nicht  anderswohin  gesandt  werden,  so 
Lange  er  sich  in  einer  Entfernung  von  10  Meilen  von  seinem 
Grundstücke  aufhält*); 

e)  wenn  die  Hilfebedürftigkeit  nur  in  Folge  von  Krankheit, 
tJn&ll  oder  Zufall  (siclmess  or  accident)  eingetreten  ist,  sofern 
lääA  die  Friedensrichter  ausdrücklich  feststellen ,  dass  eine 
diHCTnde  und  völlige  Arbeitsunfähigkeit  wahrscheinlicherweise 
duans  resultiren  wird '). 

f)  Falls  die  hilfsbedürftige  Person  ein  Kind  unter  16  Jahren 
irt,  einerlei  ob  ehelich  oder  unehelich,  und  bei  den  Eltern  oder 
Stiiefeltem,  oder  dem  Putativvater  wohnt,  vorausgesetzt,  dass 
Äesc  letzteren  Personen  nicht  zurückgesandt  werden  können*); 

g)  falls  die  hilfsbedürftige  Person  ein  Kind  unter  16  Jahren 
kt,  welches  durch  den  Tod  seiner  Eltern,  mit  denen  es  bisher 


>)  Veigl.  Stephen  ».  a.  0.  S.  61 ,  Anmcrk.  a  and  12  a.  13  Viel. 
&  lOS  ■.  4. 

*)  fi  Geo.  V.  c.  7  B.  5  und  4  8.  5  Will,  IV.  c.  76  a.  68.  Vor  dem 
Slwti  VOD  1B34  ward  durch  OiundbeBitz  ein  wirkliebes  Sellltmtvt  er- 
VMben.  Nachdem  aber Jetut  bestimmt  ist,  dxss  das  so  nrnorbene  Hci- 
■adveeht  nnr  so  lange  Wirksamkeit  haben  soll,  als  der  Besilzei  sich  auf 
dm  GrandotOcke  selbst  oder  innerhalb  10  Meilen  davon  aufhält,  erscheint 
M  riehtiger,  diMCs  dnrchaue  exzeptionelle  Heimathsrecht  hier,  und  nicht 
nuter  den  ulgemeinen  Titeln  zum  Erwerbe  des  Heimath srechtes  (sub  II), 
utfrafShien.     Stephen  nennt  dasselbe  SetliemeTit  of  a  ttmporary  kind. 

•)  9  a.  10  VicL  c.  66  s.  4. 

*)  9  a.  10  Vict  c.  66  8.  S. 
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zusaininenwohnte,  zur  Waise  wird,  voi-ausgesetzt,  dass  der  Ver- 
storbene zur  Zeit  seines  Todes  von  der  Zurficksendung  aus- 
geschlossen war^}; 

ii)  falls  die  hilfsbedürftige  Person  eine  W'ittwe  ist,  welche 
zur  Zeit  des  Todes  ihre»  Ehemanns  mit  demselben  zusammm- 
wohnte.  —  Die  Unterstützungspflicht  bezieht  sich  hier  nur  anf 
die  Zeit  eines  Jahres  und  setzt  voraus,  dass  die  betreffende 
Person  während  des  Jahres  Wittwe  bleibt*).  Wenn  sie  en 
volles  Jahr  nach  dem  Tode  des  Ehemanns  an  dem  Orte  wohnen 
bleibt,  so  erwirbt  sie  Irremovahilüy  aus  eigenem  Rechte  (vergL 
oben  c). 

i)  wenn  die  hilfsbedürftige  Person  eine  eheverlassene  Frau 
ist;  dieselbe  wird  in  gleicher  Weise  behandelt,  wie  eineWittw, 
und  kann,  nachdem  sie  von  dem  Ehemanne  verlasseD  ist,  Eelh- 
stitndig  dureh  einjährigen  Aufenthalt  hremoveätility  enreihen*}. 

Im  übrigen  kann  eine  Ehefrau,  in  gleicher  Weise  wie 
Kinder  unter  16  Jahren,  zurückgesandt  werden,  falls  der  Ebe> 
gatte,  bczw.  Vater,  zurückgesandt  wird.  Eine  Zurfickseudiiif 
der  Ehefrau  allein  nach  ihrem  früheren  Heimathsorte  ist  tu- 
zulässig. 

11.  Wenn  eine  Person  an  einem  Orte  hilfsbedürftig  linl, 
welcher  nach  den  unter  I.  angeführten  Regeln  zur  Unterst&tnuij 
derselben  nicht  verpflichtet  ist,  so  hat  dieser  Ort  nur  voriiiiSg 
die  Unterstützung  zu  übeniehmen  und  kann  die  RUckBeDdnii|[ 
des  Annen  nach  dem  Ort«,  wo  der  letztere  heimathsberediti^ 
ist,  bewerkstelligen.  Für  die  Begründung  des  Heimiths- 
rechtes  bestehen  sieben  Titel: 

a)  Geburt  (by  birth).  Jede  Person  ist  printa  faäe 
da  heimathsberechtigt ,  wo  sie  geboren  ist.  Sie  beb&K  diö« 
Heimathsrecht  jedoch  nur  so  lange,  bis  sie  eine  andere  Heimitk 
aus  eigenem  Rechte  erworben  hat.  Das  durch  die  Gebort 
prima  fade  begründete  Heimathsrecht  wird  ersetzt  durch: 

b)  Heimathsrecht  der  Eltern  (by  parcntagi), 
falls  die  letzteren  an  einem  andern ,  als  dem  Gebnitsoite 
des  Kindes  faeintathsbercehtigt  sind  oder  heiinathsbeiechtigt 
werden,  so  lange  sich  das  Kind  in  ihrer  Gewalt  befindet  Hio- 
nach  kommt  faktisch  bei  den  in  der  Ehe  gebomen  Kindeni  du 
Heimathsrecht  durch  Geburt  nur  soweit  in  Betracht,  ato  an 
Heimathsrecht  der  Eltern  nicht  vorhanden  oder  nicht  bekuul 
ist.  Kinder  haben  bis  zum  Austritte  aus  der  vftterlichen  Ge- 
walt das  Heimathsrecht  ihres  Vaters,  falls  derselbe  todt  ist, 
dasjenige  ihrer  Mutter.  Das  so  beim  Austritte  aus  der  tMct- 
lichen  Gewalt  begründete  Heimathsrecht  befafdten  die  Boda 
so  lange,  bis  sie  aus  eigenem  Rechte  ein  neues  erwerben.  Bi 
Kind  gilt  als   emanzipirt  mit  Erreichung  der  Gros^ihri^ 

')  24  a.  25  Vict.  c.  S5  e.  2. 
*)  9  a.  10  Vict.  c.  66  8.  2. 
')  24  ft.  25  Vict  c.  55  b.  3  nnd  29  s.  30  Vict  c  113  b.  17. 
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i.  mit  dem  21.  Lebensjahre.  Eine  Emanzipation  tritt  jedoch 
raer  ein  durch  Verheiratbung ,  durch  Anlegung  einer  eigenen 
irthsfhaft  oder  durch  Eintritt  in  Verhältnisse,  welche  die 
terliche  Gewalt  ausschliessen,  wie  z.  B.  Eintritt  in  die  Armee 
er  Jtftrine,  Uneheliche  Kinder  konnten  bis  zum  Gesetze  von 
M  ein  Heimathsrecht  by  parentage  überhaupt  nicht  erwerben. 
I  (lies  jedoch  erhebliche  Missstände  mit  sich  führte,  indem 
'  Kirchsi)iele  systematisch  unehelich  geschwängerte  Personen 
strieben,  damit  das  zu  erwartende  uneheliche  Kind  nicht  der 
menlast  des  betreffenden  Ortes  als  Geburtsortes  anheimfalle, 

lif^timmte  das  Gesetz  von  1834,  dass  das  uneheliche  Kind 
i  Heimathsrecht  seiner  Mutter  haben  solle,  bis  es  das  Alter 
3  sechzehn  Jahren  erreicht  oder  ein  Heimathsrecht  aus  eigenem 
chte  erwirbt. 

c)  Heirath  (hy  mnrriage).  Die  Ehefrau  hat  das 
irnathsrecht  ihres  Mannes  und  behält  solches  auch  nach  dessen 
lie.  Wenn  der  Ehemann  kein  Heimathsrecht  hat  oder  ein 
ches  unbekannt  ist,  so  behalt  sie  ibr  früheres  Heimathsrecht, 
n  regelmässig  dasjenige  hy  hirth  oAer  parentage.  Aus  eigenem 
rhte  kann  die  Ehefrau,  so  lange  die  Ehe  dauert,  ein  Heimaths- 
lit  nicht  erwerben. 

Die  drei  bisher  erwähnten  Titel  werden  als  derivative 
imathsrechte  bezeichnet^). 

Diesen  Titeln  stehen  die  folgenden  gegenüber,  bei  denen 
ch  einen  eigenen  in  dem  Gesetze  näher  bestimmten  Akt 
mnthsrecht  erworben  wird  (original  settlemeni). 

d)  Lehrlingsschaft  (by  appreniiceship).  Durch 
?n  förmlichen,  schriftlichen  Lehrvertrag  finäeniure  or  other 
ä)  wird  ein  Heimathsrecht  erworben,  falls  der  Lehrling  auf 
ind  des  Vertrages  40  Tage  an  dem  betreffenden  Orte  wohnt. 
■  Kontrakt  wird  bei  armen  Lehrlingen  von  den  Armenbeamten 
zogen.  Dieselben  können  ein  Kind  nicht  vor  dem  neunten 
leiisjahre  als  Lehrling  austhun,  während  sonst  der  Abschluss 
'S  Lehrlingsvertrages  schon  mit  dem  siebenten  Lebensjahre 
l<sig  ist.     Bei  dem  Vertrage  ist  wesentlich,  dass  derselbe 

ein  Unterrichten,  ein  Erziehen  in  einem  Gewerhe  gerichtet 
und  nicht  in  der  Hauptsache  auf  ein  blosses  Vermiethen 


'I  Bne  flpesielle  BeBtimiDttne  ist  in  S9  a.  40  Vict  c.  61 
5  betroffen.  Dsmach  soll  bei  Kinaem  unter  16  Jahren  ~~  «nerlei 
ehelich  oder  unehelich  — ,  soweit  dieselben  nicht  aus  eigenem  Rechte 
üeinwthsrecbt  crnorbeD  haben,  lediglich  das  durch  Geburt  bceründete 
natbsrecbt  in  Betracht  Itommen,  &lle  ein  anderes  derivativee  ißimaths- 
t  nnr  duKh  ein  Eingehen  auf  ein  derivatiTes  Heimatharecbt  der 
rn  erwiesen  werden  Icann.  Dinse  znr  Vermeidung  von  Weitläufig- 
en nnd  zur  Beseitigung  von  Streitfragen  getroffene  Bestimmung  bat 
h  ihre  nniclare  Fassung  selbst  wiederum  Anlass  zu  einer  grossen 
.  Ton  Rechtsstreitigkeiten  gegeben.  Vergl,  Stephen  a.  a.  0.  S.  85 
iCTk.  b. 
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der  Arbeitskraft  hinausläuft.  Durch  ein  Austhun  eines  Kindes 
als  Lehrling  im  Seedienste  oder  im  Fisehereigewerbe  soll  ein 
Heimathsrecht  nicht  begründet  werden')- 

e)  Miethe  bezw,  Pacht  eines  GrundstückeB  fSj 
rentinff  a  tenement).  Das  Grundstück  muss  für  eine  Mieths- 
bezw.  Pachtsuniiiie  von  £  10  jährlich  auf  wenigstens  1  Jahr  hom 
fide  genommen  sein.  Der  Miether  muss  das  Grundstück  auf 
Gnind  des  Vertrages  thatsächlich  bezogen  und  die  Miethe  Int 
zum  Betrage  von  iS  10  für  den  Zeitraum  eines  Jahres  wiriilich 
gezahlt  haben.  Er  muss  femer  für  dieselbe  Periode  zur  Anuen- 
steuer  eii^eschätzt  gewesen  sein  und  muss  die  Steuer  bezahlt 
haben.  Er  muss  endlich  mindestens  40  Tage  in  dem  betrefienden 
Kirchspiel  gewohnt  haben'). 

f)  Einschätzung  zu  den  ordentlichen  Gemeinde- 
steuern fbi/  heing  chargeä  io  and  paying  tke public 
taxes  and  levies  of  tke  parish).  Dieser  Titel  unter- 
scheidet sich  jetzt  nur  noch  unwesentlidi  von  dem  vorerwälmten 
Titel  (rativg  a  feneme»t).  Voraussetzung  ist  auch  hier,  im 
ein  Grundstück  auf  mindestens  ein  Jahr  für  wenigstens  £  10 
jährlich  bona  fide  gemiethet  und  thatsächlich  bezogen  ist,  dus 
dasselbe  zu  einem  jährlichen  Werthe  von  wenigstens  £  10  «n- 
geschätzt  ist,  ,und  dass  ferner  die  Steuern  für  ein  Jahr  bezaUt 
sind^).  Der  Hauptunt«rschied  zwischen  den  beiden  Titeln  bestellt 
darin,  dass  es  beim  letzterwähnten  Titel  nicht  in  Betracht 
kommt,  ob  der  Miether  einen  Theil  des  Grundstückes  weiter 
vermiethet,  während  in  dem  anderen  Falle  ein  UntervennietJten 
den  Erri'erb  des  Heimathsrechts  ausschliessen  würde*). 

g)  Aufenthalt  von  drei  Jahren.  Dieser  Titel  ist 
erst  1870  hinzugekommen*).  Fortab  soll  ein  Heimaüisredit 
erworben  werden  durch  dreijährigen  Aufenthalt  in  einem  Kirch- 
spiele, unter  denselben  Umständen,  welche  nach  den  bestehenden 
Gesetzen  die  betreffende  Person  irremovabJe  machen  würdoi, 
d.  h.  es  gelten  hier  bezüglich  der  Berechnung  der  FiiEt  und 
bezüglich  der  Unterbrechnngsfälle  dieselben  Bestimmun^n,  ne 
sie  sub  I  c  angeführt  worden  sind. 


1)  4  a.  5  WilL  IV.  c  76  b.  67;  7  a.  8  Vict.  c  101  8.  12. 

')  6  Qeo.  IV.  c.  S7  b.  2;  1  Will.  IV.  c.  18  a.  1;  4  a.  5  ffilL  IV. 
c.  76  a.  66:  dieser  Titel,  eiDseffihrt  dnrcb  13  a.  14  Car.  II.  clSi.). 
iat  durch  Uesetzgebung  und  Judikatur  im  Lanfe  der  Zeit  viellich  n- 
ändert  und  eingeschränkt  worden. 

')  3  Will.  a.  Mary  c.  1 1  e.  6;  35  Geo.  in.  c  101  b.  4;  5  G».  IV. 
0.  57;  6  Geo.  IV.  c.  37  b.  2;  I  a.  2  Will    IV.  c.  42  s.  5.    Anch  he  di — 


Tifel  bat  die  Gesetzgebung  viel  heramexperimentirt,  bis  inletit  der  IKd 
neben  dem  Titel  bp  renting  a  tetumml  hIIc  Bedeatnng  verloreo  hit- 

*)  In  dem  Titel  &y  renting  a  lenemeiit  ist  ausdrücklich  beitiiiiiiit:  t*A 
:upi ed  mnttr  lad      "^ 

d  j,  Google 


t  renting  a  ^..^...^.•. _— - 
nd  sJiäB  be  actuaSg  oceupied  mnttr  nM  j*«^ 

hirinff  hu  tke  perton  Hirittg  the  

'■)  89  a.  40  Vict.  c.  61  a.  84. 


.  4.  173 

Dies  sind  die  zur  Zeit  bestehenden  Titel  zum  Erwerb^ 
ines  Heiiuathsrechtes.  Bis  zum  Jahre  1834  bestanden 
of!i  zwei  weitere  Titel:  Dienstmiethe  (by  hiring 
nii  Service)  und  Gemeindeamt  (by  offtce).  Diese 
?iden  Titel  blieben  zwar  fUr  die  noch  vor  dem  Gesetze  von 
iH  begründeten  Verhältnisse  in  Geltung;;  ihre  Anfllhning  hat 
(loch  jetzt  nach  Verlauf  von  £0  Jahren  kaum  mehr  praktischen 
erth. 

Zu  erwähnen  ist  hier  noch  der  allgemeine  Grundsatz, 
ass  ein  bestehendes  Heiniathsrecht  aufgehoben 
ird  durch  den  Erwerb  eines  neuen.  Bis  dahin 
suert  das  einmal  erworbene  Recht  fort.  Es  ist 
mit  ausgeschlossen,  dass  eine  in  England  geborene  Person 
me  ein  Heiniathsrecht  ist;  dagegen  kann  dies  bei  Ausländem 
irkommen,  solange  dieselben  ein  Heimathsrecht  an  einem  Orte 
England  noch  nicht  erworben  haben.  Der  Erwerb  eines 
khen  ist,  wie  schon  hen'orgehobeu  wurde,  unabhängig  von 
'ui  Indigenate. 

HI.  Wenn  ein  Ort  von  dem  ihm  hiemach  zustehenden 
Mihte  der  Rücksendung  eines  Hilfsbedürftigen  Gebrauch  machen 
II,  so  hat  dies  regelmässig  mittelst  einer  Order  of  Removal 
geschehen.  Früher  war  es  eine  der  wesentlichsten  Itlichten 
r  Overseem  die  hierfür  nöthigen  Schritte  zu  thun.  Jetzt  sind 
'  Gvarilinns  der  Amienverbände  die  hierfür  kompetenten 
Tsonen.  Durch  das  Gesetz  von  1876  ist  der  Zentralbehörde 
'  BefugnisB  gegeben,  auch  in  den  Kirchspielen,  welche  noch 
sonderte  Annenverwaltungen  haben ,  den  Guaräiam  diese 
(fj.'abe  zu  übertragen'). 

Auf  Antrag  der  Gvardians  ist  eine  Order  of  Removal  von 
ei  Friedensrichtern  bezw.  in  der  Metropolis  von  einem  Polizei- 
hter  (Police  Magistrate)  zu  erlassen,  falls  den  Richtern  nach- 
wiraen  wird,  dass  1)  die  betreffende  Person  der  öffentlichen 
menfUrsorge  thatsächlicb  zur  Last  gefallen  ist  (in  actual 
■eipt  of  rciief)  und  dass  sie  2)  nicht  an  dem  Ort«  der  Hilfs- 
lUrfligkeit,  sondern  an  einem  anderen  Orte  Ei^lands  heimath»- 
rechtigt  oder  an  ii^end  einem  Orte  Schottlands  oder  Irlands 
5oren  ist*J;  und  dass  3)  keiner  der  Fälle  vorliegt,  welche 
e  hremovabiUty  begründen*). 

Des  näheren  sei  noch  hervoi^ehoben ,  dass  eine  Order 
Removal  gegenüber  Ausländem,   welche  in  England   noch 


September  1876  erlatsen.    Vergl.  Glen,  Poor  Law  Orders,  S.  483  ff. 

*)  Für  die  ZnrUckBeDdimg  HufebedUrttigeT  nach  Schuttland  nnd  Ir- 
d  bestehen  BpezialgeBetze  8  a.  9  Vict.  c.  117;  24  8.  25  Vict.  c.  76; 
a.  86  Vict  c.  113:  26  a.  27  Vict.  c  89. 

*)  Die  nHberen  BeetimmunKen  über  das  Verfahren  behuft  ErUngang 
-?r  Order  of  ßmoval  siod  entluUteo  in  11  a.  12  Vict  c.  131. 
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kciu  HeiiunthstTclit  em'orben  hntieii,  unzulässig  ist,  und  das 
fiegputtbei'  Schritten  und  IrlSndei-n,  soweit  dieselben  in  England 
nicht  heiinathsberechtigt  sind,  der  Nachweis  ihres  Geburtsortes 
crfüiderlich  ist.  Es  ist  ferner  besonders  darauf  aufmerksam 
zu  lUJK'hen ,  dass  nach  den  oben  I  c)  betreffs  des  Bemoval 
angeführten  Vorschriften  im  Falle  von  Krankheit  eine  ROck- 
soiiduuK  überhaupt  nur  ausnahmsweise  gestattet  ist,  und  dass 
weiter  betreffs  der  Personen,  welche  nur  gelegentlich,  insbeson- 
dere auf  der  Wanderung,  einer  TJnterstatzung  bedflrftig  werden, 
den  sogenannten  Casual  Poor,  die  Frage  des  Seitlement  uad 
Ecmoval  überhaupt  nicht  in  Betracht  kommt,  diesen  Peisonen 
vielmehr  stets  Aufnahme  in  den  Casiial  Wards,  wo  sie  um 
Unterstützung  anhalten,  gewkhrt  werden  niuss. 

Die  Order  of  Kemoval  ist  gerichtet  an  die  GuardioM  des 
verpflichteten  Bezirks,  und  entJiillt  den  Befehl,  die  hilfebedOiftipe 
Person  und  ihre  Familie  zu  übernehmen,  und  dem  Gesetze  ^ 
mltss  zu  versorgen^).  Die  Order  ist  durch  die  Gvardiata  ^ 
Bezirkes,  welcher  dieselbe  extrahirt '  hat ,  unter  Angabe  des 
Gruudcs  des  Retnovah  und  der  Einzelheiten  betrefls  des  be- 
haupteten Heimathsreehtes  zuzustellen. 

Gegen  die  Order  kann  binnen  21  Tagen  unter  schrift- 
licher Angabe  von  Gründen  Berufung  an  die  Quartals- 
sit2ungen  der  Friedensrichter  eingelegt  werden ,  welche  die 
Jurisdiktion  über  den  extrahirenden  Bezirk  (county,  dicism 
or  nnmidpal  horough)  haben.    Die  extrahirende  Behörde  tum 


■J  4  a.  5  Win.  IV.  c.  76  u.  79—84;  II  a.  12  Vict  c.  81;  H  i.  !S 
Vict  c.  45;  24  a..  25  Vict  c.  7a  Ue  Form  einer  Order  ofStmoral 
iet  die  folgeude: 

To  the  Giiardians  of  ihe  l^r  of  tht  ....  Unüm 
And  to  the  Gvardians  of  Ihe  Puor  of  the  . . . .  Union 

^yh(reas  coiiiplaitit  hatk  bem  made  unto  us,  bt/  tlie  Guardiaiu  ofäx 
Poor  of  Ihe  firgt  above-named  Union  that  ....  ame  to  inluürit  inäu  $aid 
uiii'on,  oiid  hii8  become  notv  actuaVy  cbargeable  t/ierrlo,  aUottfit  kl 
not  a  kg<d  eeitletiietit  in  any  parinh  or  place  tberein;  and  not  raidti  m 
nny  pitrt  of  Ute  said  union,  for  the  ajiace  of  otie  year  Mit  befort  Ok 
njiplieation  for  thii  irarranf  of  removal,  and  nut  become  chnF^wMc  Ihn- 
lo  in  respect  of  relief  made  neeeMaiy  bjf  gichiem  or  accidenl. 

We,  «jiOTi  due  proof  of  Ihe  premises,  do  adjudge  Ihe  »ame  to  U  fn" 
And,  «pon  due  eaominalion  of  tcilnfg$ee  utimi  oath  tmd  (MJietviit,  *e  b 
atJjndge  Ütat  the  place  of  the  iaiit  legal  seHlemetit  of  the  »aid  w  At  paü 
of  .  .  . .  irhich  ia  a/mpHsed  in  the  said  ....  Union. 

We  do  therefore  hereby  'Order  you  ihe  Guardiam  of  the  FoomfUt 
Union  firnt  ahove  nameä  a(  the  Urne  and  in  the  manner  preteribei  Ijr  ^ 
to  remore  and  conrey  by  yourMlves  or  bv  »ome  pergoH  to  he  tmjiofi  Iv 
yim  the  »aid  from  your  Union   to  the  Union  seeondly  abort  Mmtd  m 

liiere  to  deliver  him  tomther  icilh  thtK  oi  '  .         .  .-  . 

Ihereof,  unlo  Ihe  Guaräiant  of  sudi  lagt 
duly  authoriied  lo  reeeive  8ucn  perton. 

Attd  tce  do  require  you  the  Qvardinn»  of  the  Union  loH  wwi « 
reeeive  and  proride  for  the  Said  person  according  to  laic. 
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uf  die  MittheiluDg  von  der  Einlegung  der  Berufung  hin  die 
>rder  fallen  lassen,  inuss  aber  alsdann  sämmüiche  durch 
ir  Vorgehen  entstandenen  Kosten  tragen.  Die  Quartalssitzungen 
UDoen  die  Order  entweder  bestätigen  (ctmfirm)  oder  kassiren 
mash)  oder  auf  Antraji  einer  Partei  unter  Festsäteilung  des 
hatbestandes  die  EDtscheidung  über  eine  dabei  au%eworfene 
iristisch  zweifelhafte  Frage  dem  höchsten  Gerichtshöfe  — 
■r  Queen's  Benck  —  überlassen  (grani  a  case).  Die 
ntscheiduog  der  Queetis  Benth  kann  auch  von  der  Partei, 
?gen  welche  "das  Urtheil  der  Berufungsinstanz  ausgefallen  ist, 
ittelst  eines  uirit  of  certiorari  herbeigeführt  werden,  falls 
liebliche  Gründe  hierfür  bescheinigt  werden.  Die  Queens 
mch  hat  aber  immer  nur  über  Rechtsfragen  zu  entscheiden, 
e  thatsftchlichen  Unterlagen  werden  durch  die  Quartalssitzungen 
iwiderruflich  festgestellt. 

Wenn  gegen  die  Oräer  of  Jtemoval  eine  Berufung  inner- 
ilb  21  Tagen  nicht  eingelegt  ist,  oder,  wenn  die  Order  be- 
Itigt  wird,  so  hat  der  Bezirk,  an  welchen  die  Order  gerichtet 
.  die  Kosten  der  Unterstützung  von  dem  Tage  ab  zu  tragen, 
;  welchem  die  Order  zugestellt  wurde').  Die  bis  dahin 
tetandenen  Kosten,  sowie  die  Kosten  für  den  Transport  nach 
ni  verpflichteten  Bezirke  hat  der  Bezirk  zu  tragen,  in  welchem 
?  Hilfsbedürftigkeit  eingetreten  ist*). 

Was  die  Rücksendung  selbst  betrifft,  so  ist  dieselbe 
Iftssig,  sobald  der  verpflichtete  Bezirk  sich  schriftlich  mit  der 
■der  of  Removal  einverstanden  erklärt  hat  Geschieht  dies 
!ht,  Bo  ist  die  Berufungsfrist  von  21  Tagen  und,  wenn  Be- 
fung  eii^elegt  ist,  die  definitive  Entscheidung  abzuwarten. 
p  Ablieferung  der  zurückzusendenden  Person  erfolgt  in  das 
'orkfiouse  des  verpflichteten  Bezirkes,  welches  den  Hilfs- 
:iUrftigen  zunächst  aufnehmen  muss^). 

Wenn  der  Arme,  insbesondere  wegen  Krankheit  nicht 
nsportfilhig  ist,  so  können  die  Friedensrichter  die  erlassene 
der  euspendiren.  Die  suspendirte  Order  ist  binnen  zehn 
gen  zuzustellen,  falls  ein  Anspruch  auf  Rückerstattung  der 
:stehendrn  Kosten  gewahrt  bleiben  soll.  Die  Auslagen  können 
an  vierteljährlich  eingeklagt  werden. 

Die  Bezirke  können  auch  freiwillig  dahin  übereinkommen, 
js  die  hilfsbedürftige  Person  an  dem  Aufenthaltsorte  auf  Kosten 
i  verpflichteten  Bezirkes  unterstützt  wei-de.  Ueber  die  Ver- 
Jtunß  dieses  sogenannten  Non-residcnt  Relief  sind  von 
-    Zentral-Armenbehörde   eine  Reihe    näherer  Bestimmungen 


■)  4  a.  5  Will,  IV.  c.  76  8.  84. 

*)  'Wegen  der  beim  Transporte  eotstefaenden  Kosten  vergl.  33  a 
,  c  48. 
■)  Ö  a.  10  Vict.  c  66  8.  7;  14  a.  15  Vict  c.  1*5  s.  13. 
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und  Beschrftnkungen  festgesetzt  worden.  Die  Zentralbehörde  hU 
dabei  die  Ansicht  zu  erkennen  g^eben,  dass  se  im  aUgemeinen 
Non-residewi  Relief  wegen  der  damit  regelmSssig  verbundeneii 
geringen  Aufeicht  tlber  die  Hilfsbedürftigen  nicht  fßr  empfehlens- 
werth  hält.  Auch  sei  zu  befürchten,  dass  sich  bei  Gewfihmiig 
von  Non-rcsiäent  Relief  die  Verwandten  weniger  geneigt  fühlteo, 
ihrerseits  etwas  für  den  Hilfsbedürftigen  zu  thun,  uui  die  Zb- 
rflcksendung  zu  venneiden.  Für  einige  Fälle  hat  die  Zentnl- 
hehörde  die  Gewährung  yon  Non  resident  Reiief  äSnkt  verboten 
und  im  übrigen  spezielle  Vorschriften  zur  Sicherung  einer  rich- 
tigen Verwendung  des  übersandten  Unterstfltzungsbetrages  ge- 
troffen •). 

Neben  dem  gerichtlichen  Verfahren  zur  Her- 
beiführung des  Removal  ist  fakultativ  auch  ein 
Verwaltungs-Rechtsweg  gegeben.  Seit  dem  Jahre  1851 
ist  es  nämlich  den  Armenbehörden  (Guardians  hezw,  Oveneen) 
zweier  Bezirke  gestattet,  ein  schriftliches  Uebereiokommen  dsloii 
zu  troffen,  dass  die  Entscheidung  über  Streitfragen,  veldie 
zwischen  ihnen  betrefTs  Selttement  and  Renioval  entstehen,  Aei 
Zentral -Armenbehörde  tkberlassen  bleiben  solle.  Die  angenifene 
Entscheidiuig  der  Zentralbehörde  ist  endgültig  und  unwiderruflich*). 

Nach  einer  gesetzlichen  Bestimmung  vom  Jahre  18C5  ist 
ferner  eine  Zurticksendung  des  Hilfsbedürftigen  auch  ohne 
eine  Order  of  Removal  gestattet,  falls  die  in  Anspnirh 
genonunene  Annenbehörrle  sich  auf  Anfrage  freiwillig  zur  Ueber- 
nahme  des  Hilfsbedürftigen  bereit  erklärt.  Wenn  jedoch  der 
Hilfebedürftige  Widerspruch  dagegen  erhebt,  auf  diese  Verdn- 
barung  hin  sich  nach  einem  anderen  Orte  transportiren  zu  lassen, 
so  bleibt  die  Nothwendigkeit  einer  Order  of  Removal  bestehen'). 

Die  letzterwähnten  Bestimmungen  beweisen  das  Bestreben 
der  Gesetzgebung,  die  mit  den /^ws  of  Settlenient  and  Bemovai 


')  General  Consolidateä  Order  vom  24.  Juli  1847  Artikel  77-80; 
Out-rioor  Belief  Frvhibitory  Order  vom  21.  Dez.  1844  Artikel  3;  <M-im 
EfUef  Jte(jtikai<m  Order  vom  14.  Dez.  1852  Artikel  4.  Vergl.  Gka, 
Poor  Laie  Orders  S.  88—91,  S.  429-433  und  S.  447—448.  V^  luch 
das  Minute  of  Ihe  Cominisxioners  on  the  Belief  of  Perfow'  wm  retidad 
iiühiii  iheir  Union  vom  26.  Januar  1841  (7.  Jahresbericbt  der  P.L.  Om- 
wisxioiiers  Anh.  S.  106  0'.).  Gegenüber  der  Argumentation  der  Zentitl- 
armenbehörie  betreÖs  der  Nachtheile  de»  Nmi-residetit  Relief  ist  duuf 
hinzuweisen,  daes  die  Anwendung  von  lion-retidatt  Btlirf  eine  weseat 
liehe  Hilfe  gewfihrt,  um  die  mit  dem  Law  of  SOOement  and  Renoml  tu 
weh  verbundeneu  Härten  zu  mildern,  Vergl.  Wright  auf  der  Yoii- 
Hhirc  Foor  Laie  Conference  1882  (Report  S.  ffi7ff,).  Wegen  der  niherai 
Bestimmungen  über  Non-regident  Bchef  siehe  unten  S,  196. 

^)  14  a..  \h  Vict.  c.  105  s.  12.  Nach  dem  8,  Jahresberichte  da 
L.G.B.  S.  LXVI  hat  das  L.G.li.  im  Jahre  1878  auf  12  in  dieser  Weise 
vorgelegte  Streitfragen  eine  Entscheidung  getroffen. 

")  28  a,  29  Vict.  c.  79  b.  6;  Bovrie  oßn,  Äor  iow  Orden  S.  231  ff, 
wo  der  bezügliche  Inslructional  Letter  des  F.L.B.  vom  28.  Febr.  18« 
abgedruckt  ist. 
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Terbundenen  un^chtbaren  Kosten  iiiöt^licbst  einzuschränken. 
Man  hat  auch  in  dieser  Richtuug  die  Nachtheile,  welche  durch 
die  Verbindung  des  Unterstatzungswescus  mit  der  Heiniaths- 
gesetzgebuug  her\-orgenifeii  werden,  erkannt  und  sucht  dieselben 
möglichst  zu  mindern. 

Einige  wenige  ZifTeni  sollen  hier  ani  Schlüsse  dieses  Para- 
graphen zur  Illustration  dafür  angefllhrt  werden,  in  welcher  Weise 
beute  noch  die  Laws  of  Setllemcnl  and  Removal  wirken.  Die 
Zahl  der  Oräers  of  Removal  ist  von  Jahr  zu 
Jahr  gefallen.  Sie  betrug  im  Jahre  1849:  13867,  und 
Xicholls  berechnet,  dass  die  Zahl  der  Personen,  welche  durch 
diese  Orders  betroffen  wurden,  sich  auf  etwa  40000  belaufen 
habe.  Im  Jahre  1882')  ergingen  4211  Orders  of  Removal. 
Dieselben  bezogen  sich  auf  6  233  Personen.  Daneben  sind 
weitere  2692  Arme  ohne  eine  Order  gemäss  28  a.  29  Vict. 
t  79  s.  6  von  ihrem  Heiraathsbezirke  ttbemoninien  worden. 
Die  G  esammtzahl  der  wirklich  zurtlckgesandten 
Personen  betrug  nur  5  922.  Man  ersieht  hieraus,  dass 
in  erheblicher  Weise  von  dem  Non- resident  Äc^>/' Gebrauch 
gemacht  wird.  Die  Kosten,  welche  durch  das  gerichtliche  Ver- 
bhren,  sowie  durch  den  Transport  der  Annen  verursacht  worden 
EÜid,  werden  auf  9  283  iß  2  Schilling  4'/»  Pence  angegeben. 
Trotz  der  so  wesentlich  verbesserten  gesetzlichen  Bestimmungen, 
und  obwohl  an  vielen  Orten  freiwillig  Abstand  genommen  wird, 
Tim  dem  vorhandenen  Ausweisut^zsrechte  Gebrauch  zu  machen, 
im^en  somit  heute  noch  über  185  000  Mark  jährlich  auf  völlig 
unfruchtbare  Weise  ausgegeben. 

Im  Juli  1875  sind  spezielle  Ziffern  erhoben  worden,  in 
weldier  Weise  die  bestehenden  Gesetze  auf  Irland  einerseits  und 
England  und  Schottland  andererseits  wirken*}.  Danach  sind 
von  1870  bis  1874  1286  Arme  von  England  und  Wales  und 
1151  Arme  von  Schottland  nach  Irland  zurückgeschickt  worden, 
also  jährlich  durchschnittlich  257  bezw,  230 ;  andererseite  wurden 
wthüend  der  ersten  sechs  Monate  des  Jahres  1875  in  Eng- 
land und  Wales  36266  und  in  Schottland  58  474  in  Irland 
geborene  Personen  unterstützt,  wilhrend  in  derselben  Zeit  in 
Iiland  nur  358  geborene  Engländer  und  196  geborene  Schotten 
MEÖitliche  Untei'stützung  erhielten. 

§4. 

Träger  der  Armenlast  ist  seit  1865  im  allgemeinen 
lier  Armenverband ,  eine  Vereinigung  mehrerer  Kirchspiele 

")  Pari.  Pap.  1882  Bd.  .5^  S.  M:. 

*j  TeigL  wegen  der  verschiedenen  Uesetzgebung  in  den  drei  König- 
raehen  oben  S.  124. 

FoiKbangFii  {Sa)  t.  4.  -  AKbisIL  12 
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(anion  of  parishes).  Doch  bestehen  noch  neben  den  Ver- 
bänden i'iiie  kleine  Anzahl  von  Kirchspielen,  welche  eine  selba- 
stÄndige  Armenverwaltung  für  sich  fllhren.  Bei  einem  Theil 
dieser  Kirchspiele  geschieht  dies  auf  Grund  früherer,  vor  dem 
Armengesetae  von  1834  gegebener  Lokalakte,  welche  das  Gesetz 
von  1834  an  sich  uul>erührt  bestehen  Hess,  deren  Aufhebui«; 
jedoch  durch  die  nachfolgende  Gesetzgebung  erleichtert  wurde'). 
Ausserdem  hat  die  Zenti-alamienbehörde  Itei  einigen  Kirch- 
spielen ,  welche  in  lüunilicher  Ausdehnung,  Einwohnerzahl  und 
Wohlstand  hinreichend  gross  zur  selbststAndigen  rationeUfli 
Verwaltung  des  Anneuwesens  erBchienen,  von  einer  ZusamiiKii- 
legui^  mit  andern  Eirchs]iielen  Abstand  genommen ,  und  es  ist 
dies  insbesondere  in  mehreren  grossen  Kirchspielen  der  Metro- 
polis geschehen.  Von  den  in  England  und  Wales  be- 
stehenden 647  Armenbezirken  werden  25  toi 
einzelnen  Kirchspielen  gebildet,  während  derBest 
aus  einer  Vereinigung  mehrerer  Kirchspiele 
besteht"). 

Trotz  der  Bildung  der  Armenverbände  ist  den 
Kirchspiele  eine  Bedeutung  geblieben:  die  «ozeben 
Kirchspiele  haben  sjiezielle  von  ihnen  gewählte  Vertreter  in  der 
Lokalaniienbehördc ,  die  Guardiam;  die  Ämiensteuer  ferner 
wird  in  den  einzelnen  Kirchspielen  durch  die  fUr  dieselben 
ernannten  Overseers  aufgebracht.  Von  dem  Kirchspiele,  der 
Parish,  ist  daher  auch  bei  der  Darstellung  des  heutigen  Armen- 
wesens  auszugehen. 

>)  Im  Jahre  187<l  gab  ea  nocb  18  Plätee  in  England,  wo  ilie  Aim«- 
verwaltung  auf  Ütraad  solcher  Lokalakte  wführl  wurde  (22.  J"^ — i^— -" 
dee  P.  L.  n.  S.  LXV).  Seitdeoi  bt  die  Aiifhebung  Tor  '    ■    ' 
erleichtert  worden   (42  a.  43  Vict.  c.  H)   und   die  2ah 

akten  geführten  Aruten Verwaltungen   hat   sich  erheblich   ' 

JahresberJcht  des  L.  G.  B.  S.  LIV).  Wie  gross  die  ZM  mxZätUt.t 
nicht  festzustellen.  Es  kann  hier  umsomehr  ron  einer  speaiellen  BSA- 
aichtnahme  auf  diese  Bezirke  abgesehen  werden,  als  die  ZentnUrMB- 
hehürdc  auf  Grund  gesetzlicher  Bcfugntsee  in  der  Mehnahl  denelben  die 
Wahl  von  Guardinnii  gemäss  der  Bestimmungen  des  Annengesetus  tm 
lt(34  angeordnet  hat  und  die  so  gewühlten  (huirdians  fortab  in  da 
Armen vem'altUDg  die  allgemein  geltenden  Prinzipien  ananwenden  habo. 
Die  Bedeutung  der  Lokalalite  für  das  Armenweaen  i«t  da- 
durch auf  ein  solches  Minimum  reduzirt.  dass  ihnen  in  der  his 
beabaichtii^teii  Darstellung  des  heutigen  Armenweaens  mne  Bracbtan| 
nicht  mehr  geschenkt  zu  werden  braucht.  Die  B«ziriie,  in  denen  du 
Armenwesen  von  Guardiann  unter  den  hier  zur  Darstellung  gebiiidita 
Grundsätzen  verwaltet  wird,  umfosacn  nach  der  Z&hliing  vom  4.  Apcü 
1X81  eine  Bevölkerung  von  25  972  119  Einwohnern,  wührend  die  geMmmH 
Bevölkerung  von  England  und  Wales  25974489  betrtgt  ivisna.  Sba*, 
Locol  MnntMl  8.  83). 

')  Vergl.  Chalmers,  Locol  GortTwaent  S.  60ff.  and  Shaw,  lotd 
Manual  S.  79  ff.  Wir  werden  im  folgenden  von  den  AimenrerUiMbi 
{Ünions)  aasgehen.  Das  Gesagte  begeht  sich  dann  immer  auch  lof  & 
Kirchspiele  unter  besonderer  AnnenTerwaltnng,  ohne  dasa  wir  disi  iM 
hervorzuheben  für  nöthig  halten. 
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Die  Parish  hatte  iirsprüii;ilicli  eine  rein  Itirchlifhe 
Bedeutung:  sie  war  ein  Kleiiieut  lier  kireliliclieu  Hier- 
archie: die  Ortschaft,  der  Bezirk,  für  wcichon  ein  einzelner 
Geistlicher  zur  Seelsorge  anf^estellt  war  ^  mit  dem  Ucchte  zum 
Bezi^e  der  Zehnten  und  anderer  kirchlicher  Alipalien,  bildete 
die  PortsA'),  Zur  Zeit  des  kirclilichon  Annenweseus  waren  es 
die  einzelnen  Kirchspiele,  von  welchen  die  Armeufürsorge  jre- 
liandhalit  wurde,  und  der  alhnithliche  Ueben-'an«  des  Aniieu- 
wesens  von  dem  kirchlichen  Charakter  in  eine  fresetzliclic  staat- 
liche Ifliclit  brachte  es  mit  sich,  dass  das  Gesetz  der  PHi/abeth, 
an  den  bestehenden  Znstand  anknU|>fenil,  das  Kirchspiel  auch  zum 
Traper  der  staatlichen  Annenpflicht  erhob.  Die  KirchenvorsteJier 
wurden  zu  gleicher  Zeit  Annenaufseher.  Neben  ihnen  wurden  fflr 
das  Kirchspiel  noch  Overseera  ernannt,  denen,  mit  den  Kirchen- 
Torstehem  als  ex  officio  Overseers  zusammen,  die  Verwaltui^  lies 
Armenwesens  und  die  Aufbrinfruns  der  dazu  nöthigen  Mittel  durch 
eine  innerhalb  des  Kirchsjiieles  zu  erhebende  Steuer  obla^i:.  So 
erhielt  das  Kirchspiel  durch  das  Gesetz  der  Elizabeth  eine  Be- 
deutung für  die  allgetneinc  wirthschaftliche  Gemeindcvem-altun^. 
Seitdem  hat  die  Gesetzgebunj?,  wenn  immer  sie  neue  Aufeabeu 
und  Funktionen  den  Gemeinden  übcrtraRen  hat,  angeknUpft  an 
die  so  treschaffene  EinricJitung:  Die  Foor-Rate  ist  die  Basis  für 
die  f^esammte  Gemeindebesteuenins  <reworden ;  den  zuniichst  für 
die  Verwaltung  des  Annenweseus  einjiesetzten  Orfranen  ist  die 
Vertretung  der  (Jemeinde  bei  fast  allen  neuen  Zweigen  der 
Gemeindeverwaltung  zugefallen*). 

Das  80  mit  immer  neuen  weltlichen  Fimktionen  Iwaiif- 
toagte  Kirchspiel  liat  seine  ursprünfiliche  Verbindung  mit  der 
Eircbenverfassung  allmählich  abgestreift;  aus  der  kirclilicheu 
Parish  ist  eine  weltliche  (Civil  Parish)  ent- 
Btanden'),  welche  in  ihrem  räumlichen  Umfange  und 
in  ihrer  Organisation  von  der  ersteren  verschieden 
ist,  so  dass  der  gemeinsame  Name  fltr  beide  kaum  mehr  au- 
gebracht entcheint.  Es  bestehen  zur  Zeit  in  Ei^Iand  und  Wales 
etwa  15000  Civil  Farishes,  während  die  Zahl  der  EcclesiasH'^ 
Farishes  auf  nicht  mehr  als  13000  geschilty.t  wird.  Von  den 
15000  Civil  Farishes  fallen  noch  nicht  10000  in  ihren  räum- 


■)  Stabb,  Conntitutioncd  Hislarii  S.  H-',  u.  227. 
*)  Dies  gilt  nicht  nur  von  der  Parinh  und  den  OrfTteem,  soodem  in 
BOeb  eibahtem  Maasae  von  der  Union  und  den  Guiiriiiansi.    Die  (iuiträian» 
I   die  RuTiü   Sanitimj  AuOioriti/,    meJBtenlheila  auch   die  Hiißxteay 

■'«.  in  Ifindlichen  Bezir'  "     ' j..  n  .  . .,    ...     . 

tuming  der  Vaceinati 
Im  ihnen  nnhmteUt  o.  s.  w. 

■)  In  29  a.  30  Vict  c.  U3  a.  \if  wird  folgende  Definition  oder  viel- 
vAt  Beacbreibiuig  dner  Civil  Farinh  gegeben.  The  tatrd  Parifh  shall 
tWHiVy  a  place,  for  whitA  n  separalt  poor-rale  is  or  ean  he  made  or  for 
mim  a  »eparate  merteer  i»  or  ea»  he  appoinled. 

Vi' 
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liehen  Grenzen  mit  den  Ecclesiastical  Parishes,  welche  den 
gleichen  Namen  hal>en,  zusammen  ')■ 

Diese  Abweichung  ist  durch  zwei  Umstände  herb^efilhrt 
worden.  Zunächst  sind  durch  die  Errichtung  neuer  Kirchen  in 
vennögenden  und  bevölkerten  Orten  auf  Grund  zahlreicher  Cftiml 
SuihUnff  Acts  neue  Ecclesiastical  Parishes  entstanden,  ohne  dan 
dadurch  iu  dem  Umfang  der  bestehenden  Civil  Parishes  etwu. 
geändert  worden  ist^).  Auf  der  anderen  Seite  haben  wiedemu 
die  Civil  Parishes  Veränderungen  unterlegen,  durch  welche  die 
Ecclesiastical  PorisAes  nicht  Irerührt  wurden. 

In  letzterer  Boziehunir  ist  zunilchst  eine  gesetzliche  Be- 
stimmung aus  dem  Jahre  1662*)  henorzuheben ,  wonach  mit 
Racksicht  auf  die  Grösse  einzelner  parishes,  besonder«  in  den 
nördlichen  Grafschaften,  eine  Theilung  derseltien  in  die  einzelnen, 
von  dem  Kirchspiele  umfassten  Ortschaften  (iownships  or  müages) 
mit  gesondei-ter  Anuenverwaltun^  zugelassen  wurde.  Von  dieser 
Befugniss  wurde  sehr  viel  Gebrauch  gemacht,  und  es  entstuiden 
so  kleine  Kirchspiele,  dass  man  es  im  Jahre  1844  für  angezagt 
hielt,  diese  Befugniss  zu  widerrufen*).  Ferner  l>estaud  bisher 
eine  ziemlich  grosse  Anzahl  sogenannter  extra  parochial 
places,  Orte,  welche  aus  sehr  verschiedenartigen  Grttnden 
nicht  eingepfarrt  waren*).  Durch  2  Gesetze  von  1857  und  1868 
wurde  der  ZentralliehÖrde  die  Befugniss  gegetren,  diese  Orte, 
welche  bisher  von  der  Aniiensteuer  befreit  waren,  mit  henar^- 
Itarten  Kirchspielen  zu  verbinden  oder  zu  selbststAndigeu  Kircb- 
spiolen  zu  machen  *).  Endlich  sind  in  neuerer  Zeit  BestimmungoL 
getroffen  worden,  um  dem  Uebelstande  a)>zuhelfen,  welcher  hervor- 
getreten war,  wenn  ein  Kirchspiel  aus  mehreren  ahgesooderten 
und  entfernt  vou  einander  liegenden  Theilen  l)estaad.  Die  Zaid 
dieser  sogenannten  suhdivided  parishes  betrug  im  Jahre 
1873  über  1300,  und  das  Unterhaus  hielt  es  für  angezeigt,  im 
Jahre  1873  ein  besonderes  Komitee  niederzusetzen,  umtlherdie 
Frage  der  Vereinfachung  der  Grenzen  der  Kirchspiele  zu  berathen. 
Auf  die  Vorschläge  dieses  Komitees  hin  erhielt  das  Locol  Govrm- 
ment  Board  durch  3  Gesetze  von  1876,  1879  und  1882')  die 

')  Veigl.  Ohslmera  a.  s.  O.  8.  an  ii.  39.  Die  Zfthl  der  GrS 
Parifhex,  weiche  im  Jahre  I88S  Berichte  Aber  ihre  AnnenvenTftltiiiig  in 
das  Loc.Gov.  B.  eineandten,  betruf  U92S-,  über  die  Zahl  Aer  Eedtgioftital 
ParishcK  war  eine  genaue  ZHFer  nicht  zu  eraiitfetn.  Bei  der  VerhuHUnnf 
Über  die  neuen  f^chulgeeetze  wurde  ihre  Zahl  gelegentlich  auf  l£6Sl 
angegeben, 

■)  Die  Zahl  der  Eccksiastical  Pariaheg  wird  fBr  daa  J*hr  1371  ««f 
■"""  flh' dag  Jahr  1520  auf  9407,  für  1851  auf  10477  und  jetrt  mirflSd» 

14  Car.  II.  c.  12  b.  21. 
*)  7  a.  y  Vict.  c.  101  B.  22. 

")  So  die  OAIrgef  der  UnivereitäteD,  die  Innt  of  Court,  die  könicL 
>orBten  n.  b.  w. 

")  20  Vict  c.  19  und  31  a,  32  Vict.  c.  122  s.  27. 

')  .39  a.  40  Vict.  c.  61;  42  a.  43  Vict  c.  64;  45  a.  46  Vict  c.  58. 
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Befugniss,  getreimt  liegende  Theile  eines  Kirchspiels  aus  ihrer  his- 
beri^n  Verbindting  zu  lösen  uiiil  entweder  zu  l>enachbartfiu 
Kirdispielen  hinzu/ulcgeu  oder  als  selliststiindiite  Kirchspiele  zu 
fonniren.  Das  letztere  kann  insbesondere  pesehehen,  wenn  der 
KCflondert  liegende  Theil  eine  Bevßlkeruni;  von  mehr  als  300 
KQVohnem  hat,  wähi'end,  wenn  der  gesondert  liegende  Theil 
ganz  von  einem  andern  Kirchsjjiele  eingeschlossen  ist,  eine  Ver- 
«nnigung  mit  dein  letzteren  erfolgen  koII.  Im  Ubhgeu  werden 
die  bezQglichen  Anordnungen  des  Local  GovermHcnt  Botard, 
'Sobald  '.10  der  iiiteressirten  Steuerzahler  Widerspruch  dagegen 
erhebt,  nur  als  provisorische  erlassen  und  imterliegen  alsdann 
•der  Bestätigung  durch  das  Parlament. 

Auf  Grund  dieser  Bestinmmngen  eind  gerade  in  den  letzten 
Jahren  die  räumlichen  Grenzen  der  Kirchspiele  rielfach  verändert 
■worden  und  die  Thfttigkeit  der  Zentralbehörde  wurde  durch  die 
diesbezüglichen  Maassregeln  in  ausserordentlicher  Weise  iu  An- 
spruch genommen,  weil  derartige  Veränderungen  häufig  lokale 
loteressen  empfindlich  I>erühren'). 

In  dem  Umfange  Aer  Civil  Pariskes  bestehen,  sowohl 
ins  den  Flächeninhalt  als  was  die  Bevölkerungszahl  anlietrifft,  grosse 
Verschiedenheiten*).  Neben  Kirchspielen  unter  50  acres  kommen 
«olehe  von  aber  10000  acres  vor.  Die  Einwohnerzahl  beträgt 
in  6000  Kirchspielen  unter  300,  in  788  sogar  unter  50,  während 
anderseits  viele  Kirchspiele  Über  100000  Einwohner  zählen. 
TCe  durchschnittlich  aui  eine  Partsh  entfallende  Bevölkeninga- 
xifier  würde  etwa  1700  betragen.  Bei  der  weit  überwiegenden 
Zahl  der  Kirchspiele  schwankt  die  Bevölkerungsziffer  zwischai 
90O  and  1 000.  Die  Zentralbehörde  hat  keine  Befugniss,  kleine 
Kirchspiele  zusammenzulegen,  dagegen  kann  sie  auf  Antrag  von 
"*/»  der  Eigenthtlmer  und  Steuerzahler  grössere  Kirchspiele 
serÜieilen').  Die  Zentralbehörde  kann  femer  grosse  Kirchspiele 
ftr  Äe  Wahl  der  fjuardiana  in  einzelne  Bezirke  (waräs  for 
Ae  eUcÜoit  of  Ouardians)  zerlegen*). 

Von  weit  grösserer  Bedeutung  als  das  Kirch- 
spiel ist  für  das  heutige  Arnienwesen  der  Armen- 
Terband,  die  Union.    Die  im  Jahre  1865  erfolgte  Ersetzung 


_.    _    Die  Zenbilbehilrde  hal  rieh  ge- 

sttkU  geaehra,  am  den  Andranc  dieser  Geschäfte  zu  bewältigen,  einen 
beMMeran  hu^ktor  hierfür  am  Zeit  xn  ernennen.  In  dem  einzigen 
Jabn  1883/84  amd  für  576  divided  parishe«  ArrondininasDinaflsreKBhi  ein- 
«aUtot  worden.  Bei  2S  Orders  erfolgte  ein  Widerspruch,  sodae«  dieselben 
mm  Fariamente  snir  Genehmigung  vorgelegt  wenlen  mnssten. 

*)  VergL  hierüber  ansführlich  den  Sepori  o/  the  Seleel  Committfe  oti 
Ftmr  Lmc  Gvardiana  1878. 

■)  30  B.  31  Vict.  c.  106  B.  3.  Die  betreffende  Ordtr  ist  als  eine 
MorisoriBche  zn  erlassen,  und  unterliegt  somit  der  Bestätigung  durch  das 

*)  89  a.  40  Yict  c  61  ».  12. 
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des  Kirchspiels  als  Trägers  der  Armenlftst  durch  den  grtesoca 
Bezirk  des  ArmeDverbandes  ist  das  Resultat  eines  langen  Ent- 
wicklungsprozesses gewesen. 

Eine  Vereinigung  mehrerer  Kirchspiele  behofe  besserer  Ver- 
waltung des  Ännenwesens  findet  sich  bereits  in  weit  frfiheiv 
Zeit.  im  Jahre  1723  wird  liei  den  Bestimmui^;en  tlber  lüe 
Anlegung  von  Workhouses  zugelassen,  dass  Kirchspiele,  weld» 
zur  eigenen  Errichtung  eines  Workhouse  zu  klein  ^nd,  sidi  mit 
benaclibarten  Kirchspielen  zu  diesem  Zwecke  verbinden.  Duidi 
den  Gilberts  Act  vom  Jahre  1782  wird  fakultativ  eine  ge- 
meinsame Amienverwaltung  in  der  Art  eiDgefbhit,  dass  die 
Anlegung  des  Armenhauses  und  die  Verwaltung  des  Armot- 
wesens,  inklusive  der  Anstellung  besoldeter  Armenbeamter,  zn 
einer  gemeinsamen  Angelegenheit  der  verbundenen  Kirdeinde 
gemacht  wird. 

I>i  e  heute  bestehenden  Armeaver  bände  ver- 
danken ihre  Entstehung  dem  Arm  enge  setze  von 
1834,  welches  in  der  Herstellung  grösserer  Be- 
zirke die  wesentliche  Unterlage  fOr  die  noth- 
wendige  Beform  des  Armenwesens  erblickte.  Kor 
auf  diese  Weise  glaubte  man  die  nöthigen  Mittel  und  die  er- 
forderlichen Behörden  zur  Durchführung  der  Neuorganisation 
gewinnen  zu  können.  Die  Verwaltung  des  Armenwesens  soll 
foilab  von  einer  gemeinsamen  Behörde  des  Armenverlwades, 
dem  Board  of  Guariiians,  liezw,  durch  die  von  diesem  Board 
angestellten  besoldeten  Beamten,  gefilhrt  werden.  Die  Mitglieder 
dieser  gemeinsamen  Behörde,  die  Guardians,  werden  von  den 
einzelnen  Kirchspielen  gewählt.  Die  Zentran)ehörde  bestimmt. 
die  Zahl  der  Guardians,  welche  das  einzelne  Kirchspiel  zu  dem 
Board  zu  wählen  hat,  und  ist  dabei  nur  in  soweit  beschiinktr 
als  jedes  Kirchspiel  wenigstens  durch  1  Guardian  bei  dem  Boarä 
vertreten  sein  muss.  Jeder  Annenverband  hat  ein  gemeinsames 
Workhouse.  Die  Kosten  der  Einrichtung  und  Unterhaltung  des- 
selben, mit  Einschluss  der  Besoldung  der  dabei  nöthigcn  Be- 
amten, die  sogenannten  estabUshment  charges,  werden  vom  Ver- 
bände getragen.  Dagegen  bleibt  zunächst  noch  dem  einzelaai 
Kirchspiele  die  Erhaltung  seiner  Armen  sowohl  in  wie  ausser- 
halb des  Workhouse. 

Die  nachfolgende  Gesetzgebung  überträgt  immer 
weitere  Kosten  von  dem  Kirchspiele  auf  die  Union. 
I>as  gemeinsame  Band  wird  verstärkt  durch  Einführung  rä- 
heitlicher  Gnmdsätze  bezüglich  der  Besteuerung  innerhalb  ds 
Verbandes,  bis  dann  schliesslich  das  Gesetz  von  186S 
die  ganze  Arnienlast  zu  einer  gemeinsamen  Ange- 
legenheit der  Union  macht,  die  Union  zur  alleinipn 
Trägerin  der  Armenlast  erhebt»). 

')  Union  Charijenhilily  .4d  28  a.  29  Vict.  c.  7». 
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Was  nun  die  Formation  der  Untons  \tetnSt,  so  ist 
darin  der  Zentralbehörde  vollkommen  Ireie  Hand  gelassen.  Es 
■wurde  ohen  Seite  66  hei  der  Darstellung  der  allgemeinen  Ideen, 
von  denen  die  Zentraliiehärde  tiei  der  Bildung  der  Untons 
ausging,  her\'orgehoben ,  dass  dieselbe  Eücksidht  nahm  auf 
die  Bevßllcerungszalil  wie  die  Vemiögensverhältnisse ,  auf  die 
rSumliche  Ausdebnunji; ,  wie  auf  die  voraussichtliche  Höhe  der 
Armenkosten ,  und  endlich  auf  die  Lage  bestehender  oder  eine 
zweckmässige  Lage  neu  zu  errichtender  Workhouses.  Aus  der 
BerQcksichtigung  von  so  vielen  Momenten  mussten  sich  grosse 
VeiBchiedenheiten  zwischen  den  neugebildeten  Verbänden  er- 
geben. Wir  haben  Beispiele  fllr  diese  Verschiedenheiten  schon 
erw&hnt;  wir  halien  einer  Union  von  31328  Einwohnern  eine 
andere  von  258226  E.,  einer  Union  von  158792  acres  eine  anden* 
von  372i*l  acres,  einer  aus  4  Kirclis])ielen  bestehenden  Union 
eine  andere  aus  72  Kirchspielen  gebildete,  einer  Union  mit  einem 
Soarä  von  5  Gvaräians  pinc  andere  mit  einem  Board  von  75 
Guardian$  gegenübergestellt.  Es  ist  unmöglich,  hier  nur 
einigerniaassen  zutreffende  Durchschnitts  Ziffern 
anzuführen;  die  Mehrzahl  der  Untons  durfte  eine  Einwohner- 
zahl von  15000  bis  60000  Einwohnern  halten.  Auch  Itei 
diesen  weiten  Grenzen  muss  man  noch  femer  im  Auge  behalten, 
dass  8  Uniom  mit  über  200000  Einwohnern  und  auf  der  andern 
Seite  4  Untons  mit  unter  3000  Piinwohnem  vorhanden  sind. 
In  gleicher  Weise  variirt  der  Betrag  des  steuerfähigen  Ein- 
kommens in  den  einzelnen  Untons.  Der  City  of  Ij>ndon  mit 
SVi  MilL  £  stehen  die  SciUy  Islands  in  Comvcali  mit  3300i£' 
gegenüber.  Das  einzige  Moment,  worin  alle  Unions 
Qbereinstimmen,  bestellt  darin,  dass  jeder  Armen- 
verhand  sein  eigenes  Worlihouse  hat').  Im  übrigen 
stehen  der  Zentralbehörde  umfassende  Befugnisse  zu,  die  Zu- 
sammensetzung der  Verbände  zu  andern,  Verbände  ganz  auf- 
zulösen und  neue  zu  bilden^). 

Xelien  den  Amienverliänden  kommen  aber  nun 
noch  grössere  Distrikte  bei  der  Verwaltung  des 
Armenwoseus  in  Betracht.  Der  schon  in  dem  Annen- 
gesetze von  1834  zum  Aus<lruck  gekommene  Gedauke,  behufs  Her- 
beiAlhrung  und  Ermöglichung  von  Verltesseningen  in  dem  Annen- 

')  Ea  eÜBtiren  zur  Zeit  650  Worlibnunes;  in  der  QrÖSBe  weichen 
jlben  entsprecheod  den  zwiscben  den  Union»  bestehenden  Verschieden- 
heiten erbeblich  von  einander  ab.  Im  Jahre  18e>3  ist  eine  Statistik  über 
die  doichMbnittliche  Besetzung  der  Workhotine^  erschieneii  (Pari.  Fapera 
18^  Bd.  58  ä.  987  fF.),  die  wenigsten  Insassen  fallen  auf  die  WorWumutB 
m  Wales  (die  WorlOiowsen  in  Liimpettr  und  in  Aberumon  sind  duich- 
■chnittlich  nnt  mit  12  Personen  besetzt).  Am  stärksten  besetzt 
sind  dio  Workhouses  in  der  Metropolis  (Marylebone  mit  1867 
Insusen). 

*1  Vergl.  oben  9.  12-3  ff.  und  die  Gesetze  89  a.  40  ^ict  e.  61 ;  42 
a.  43  Vict.  c.  54;  4-5  a.  46  Vict  c.  5P. 
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wesen  grössere  Bezirke  zu  bilden,  hat  sich  weitere  Geltung 
verschafft  Im  Jahre  1844  sucht  die  Gesetzgebung  Verbesser- 
ungen in  der  Behandlung  der  Armenkinder  dadurch  herbeizn- 
fOhren,  dass  sie  die  Vereinigung  mehrerer  Armenverbände  m 
Armenschulbezirken  zulässt  behufc  Errichtung  gemein- 
schaftlicher Schulgebilude  zur  Aufiiahme  von  Kindern,  welche 
der  öffentlichen  Armenlast  anheim  fallen*).  In  gleicher  Weise 
wird  die  Vereinigung  von  Armenverbanden  zur  Herstellung  vod 
Asylen  für  Obdachlose  gestattet ').  Zur  Beschaffung  eines  be^rra 
Personals  von  Rechnungsrevisoren  wird  der  Zentralbehörde  die 
Befugnis»  zur  Bildung  von  Auäit  Districts  gegeben,  in  denen 
einem  Distriktsauditor  die  gtsanunte  Bechnungsrevision  für  ifie 
in  dem  Distrikte  vorhandenen  Ärmenverbande  Obertragen  wird*). 

Eine  erhebliche  Erweiterung  erfahrt  diese  Richtung  in  den 
■  für  die  Metropolis  gegebenen  Spezialgesetzen. 
Die  gesammte  Metropolis  wird  ftlr  eine  Reibe  von 
Zwecken  als  ein  einheitlicher  Armenbezirk  behan- 
delt Für  andere  Armenzwecke  wird  die  Vereinigung  mehrerer 
Verbände  zu  1  Distrikt  zugelassen.  Es  wird  weitet  eine  Aos- 
gleichuug  in  den  Anuenkosten  der  einzelnen  Verbände  iet 
Metropolis  herbeigeführt'). 

Die  in  der  Metropolis  mit  der  Uebertragung  einzelner 
Zweige  des  Amieuweseus  auf  grössere  Verbände  gemachten 
guten  Erfahrungen  veraiQassen  dann  die  Gesetzgebung,  im  Jahre 
1879  der  Zentralbehörde  die  allgemeine  Befugniss  m 
geben,  zwei  oder  mehrere  Ärmenverbande  für  irgend 
einen  mit  dem  Armenwesen  zusammenhängenden 
Zweck  im  Interesse  des  allgemeinen  oder  des  lokalen  Vortheils 
zu  vereinigen").  Von  dieser  Befugniss,  bei  welcher  man 
neben  Anuenschuldistrikten  vorzugsweise  Vereinigungen  für  die 
Antienkrankeupflege  im  Auge  hatte,  scheint  zwar  bisher  noch 
kein  erheblicher  Gebrauch  gemacht  worden  zu  sein.  Kc 
neuen  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechen  jedoch  der  all- 
gemeinen Tendenz,  das  Armenwesen  oder  wenigstens  dip 
sogenannte  geschlossene  Armenpflege,  welche  in  Anstalten  wahi^ 
genommen  wird ,  grösseren  und  leistungsfähigeren  Bezirken  zu 
übertragen").    Wie  die  Parish  allmählich  von  der  Union  ver- 

1)  7  a.  8  Vict.  c.  101  b.  40. 

*)  7  ft.  8  Vict.  c.  101  8.  41. 

•)  7  a.  8  Vict.  e.  101  s.  32. 

*)  30  Vict.  c.  6;  32  a.  33  Vict.  c.  63;  33  a.  34  Vict  c  IP;  vetgl 
«bea  S.  10411'.  and  112  ff.  Die  nShere  D&ntellung  der  VeriultnkBC  ■ 
der  Hetmpolia  eifoigt  unten  Cap.  IV  §  7.  Hier  aei  nur  hervoigehoben,  dia 
im  Jahre  läHO  die  von  der  Metropolis  gemeinac haftlich  getragenen  KoitM 
42,3  "In  der  Armenkosten  betruiten. 

'■)  42  a  43  Vict.  c.  .54. 

•)  Ve^.  die  Rede  von  Mr.  C.  J.  Ribton  Turner  anf  deai  &owf 
fkmice  Confiress  zu  Liverpool  1876  (TrawaeHons  1876  8.  740—782).  Ei 
beiast  hier  unl«r  anderm;    the  MetTVpoIiUm  Poor  Aa  1367  strmtd  to-Jf 
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dr&sgt  irorden  ist,  so  werden  immer  weiter  und  weiter  Zweige 
<ler  Beechlossenen  Armenpflege  von  der  Union  airf  süssere 
Distrikte  abertragen.  Das  hierbei  in  der  Metropolis  zur  An- 
-wendun^  gebrachte  Prinzip,  wonach  nur  die  estahlisbment  charges 
von  den  grösseren  Bezirken  direkt  getragen  werden,  wflhreud 
die  Kosten  fttr  die  Erhaltung  der  Insussen  den  einzelnen  Armen- 
TerbSnden  verbleiben  und  nur  eine  Remsse  Ausgleichung  in 
-dieeen  Kosten  dadurch  herbeigeführt  ^tird,  dass  ein  sehr  niedri}r 
bemessener  Beitrag  für  die  Erhaltungskosten  aus  dem  gemeinsamen 
Fonds  der  Metropolis  ersetzt  wird ,  dürfte  sich  dabei  der  all- 
gemeinen Einführung  empfehlen.  Es  wird  dadurch  eine  voÜ- 
'fcommea  ausreichende  Ausgleichung  in  der  Ai-menbelastung  be- 
irirkt,  ohne  dass  dandt  irgend  welche  Gefahr  für  eine  weniger 
-so^ftltige  und  sparsame  Verwaltung  verbunden  ist  *). 

Für  eineu  einzelnen  Zweig  des  Anneiiwesens  ist 
■der  Grafschaft  die  Armeiilnst  zum  Theil  Über- 
tragen worden.  Der  Grafiichaft  liegt  nitnilich  die  Errichtung 
TOD  IrrenhAusem  ob,  und  die  dabei  entstehenden  Kosten  wer- 
den aus  der  Grafschaftssteuer  bestritten.  Bei  den  armen  Irren 
hat  auch  der  Staat  einen  erheblichen  Theil  der  Kosten  über- 
Dommen,  indem  er  für  die  in  den  Cormly  or  Borough  Asylums, 
«owie  in  den  Registered  or  Licensed  Hoiises  aufgenommenen  Irren 
■dnea  Zuschuss  von  4  Schilling  per  Ko]>f  und  Woche  leistet. 


Bisher  sind  die  Fragen  erörtert  worden,  wer  ist  zu  miter- 
stUzen?  und  wer  ist  zur  Unterstützung  verpflichtet?  Es  soll 
jetzt  die  weitere  Frage  behandelt  werden,  in  welcher  Weise  hat 
die  Unterstützung  zu  erfolgend 

Diese  Frage  ist  für  das  englische  Annenwesen ,  dem 
hier  scharf  ausgesprochenen  staatlichen  Charakter  des  Systems 
entsprechend ,  eingehender  geregelt  worden ,  als  es  in  den 
Aimengesetzgebungen  des  Kontinents  der  Fall  zu  sein  pflegt.  In 
den  letzteren  werden  nur  die  Minimalleistungen ,  in  denen  die 
UntentQtzung  unbedingt  bestehen  soll,  bestimmt,  während  für 
England  daneben  auch  noch  die  Grenze  festgesetzt  ist ,  bis  zu 
Trelcher  die  öffentliche  Unterstützung  gehen  darf. 

In  dieser  Thatsache  kommt  das  Prinzip  zum  Ausdruck, 
-dass  der  Staat  bei  der  Regelung  des  Arnienwesens 
nieht  nur  die  Fürsorge  für  den  Armen  in  das  Auge 
jh  fassen  hat,  sondern  auch  die  Interessen  der  Ge- 
meinschaft, welche  durch  eine  staatlich  angeord- 
nete Armenfürsorge  in  mehrfacher  Hinsicht  be- 
rührt werden. 


ttc  «HMt  benefieü^  and  the  teidest  in  il»  seope  (o  be  desired,  Ihal  n 
VMen  thovld  be  eonfemd  throughmit  the  coii'ilry. 
')\etg\.  oben  S.  113  ff. 
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Zunächst  kommt  in  Betracht,  daßs  der  Staat  dnrch  die 
Anordnung  eiuer  Arnienfllraorge  seinen  Unterthanen  pekunüie 
Opfer  auferlegt  und  schon  hierdurch  die  Verpflichtung  Über- 
ninunt,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Armenlasten  in  rationellen 
Grenzen  verbleiben.  Es  ist  an  sich  nicht  Aufgabe  des  Staates 
Mildthätigkeit  zu  üben.  Eine  durch  das  G^tz  anbefohlene 
Mildthätipkeit  entbehrt  des  für  den  Cha-ratter  mildthitiger 
Gaben  charakteristischen  Moments  der  Freiwilligkeit  Der 
Staat  hat  deshalb  die  Verpflichtung,  den  Armen- 
behörden  in  der  Bewilligung  von  UntersttltzungeD 
Schranken  aufzulegen,  damit  nicht  aus  der  Tasche 
der  Steuerzahler  Summen  für  Zwecke  verwandt 
werden,  für  welche  dem  Staate  ein  Recht  inr 
Erhebung  von  Zwangsbeiträgen  nicht  zusteht  £b 
müssen  Maassregeln  getroffen  werden,  damit  es  den  Anooi- 
behörden  im  Gedächtnisse  bleibt,  dass  sie  öffentliche  Gelder  ver- 
walten ,  mit  denen  sie  nicht  nach  blossem  Gutdünken  und  Ge- 
fühle schalten  können,  sondern  welche  ihnen  zur  Verwaltong 
im  Interesse  der  Gesammtheit  übergeben  sind.  Der  Staat  ist 
weit  entfernt  davon,  durch  die  Anordnung  einer  Armaifitreotge 
in  das  schöne  Walten  der  Mildthätigkeit  eingreifen  zu  wollen, 
allein  er  darf  nicht  dulden,  dass  Mildthätigkeit  mit  &»ndeo 
Geldern  geübt  werde.  Und  gerade  dadurch,  dass  er  eine 
strenge  Grenzlinie  zieht  bis  wohin  die  aus  öffentlichen  Mittela 
bestrittene  staatlich  angeordnete  AmienfüTSorge  gehen  darf,  imd 
ohne  Rücksicht  auf  die  Würdigkeit  des  Empilingers  auch  g^ 
soll ,  befördert  er  die  freie  Mildthätigkeit  und  lenkt  äe  in  die 
richtigen  Kanäle. 

Die  öffentliche  Uutertützung  trittein  der Noth 
halber,  ohne  Unterschied  der  Persönlichkeit  und 
der  ihr  anhaftenden  guten  oder  schlechten  Eigen-  j 
Schäften.  Die  freie  Mildthätigkeit  stützt  sich  anf 
die  persönlichen  Beziehungen,  in  welchen  der 
Geber  zu  dem  Empfänger  steht,  oder  in  welche  er 
mit  Rücksicht  auf  die  Eigenschaften  und  Verhiit- 
nisse  der  unterstützungsbedürftigen  Person  sick 
zu  setzen  für  angezeigt  hält  Diese  persönlichen  Be- 
ziehungen zwischen  Geber  und  Empfänger  zu  befördern,  Uift 
im  allseitigen  Interesse :  Sic  bilden  die  Brücke  znlscben  den 
Besitzenden  und  den  Besitzlosen.  Dem  Bedürftigen  wird  Äe 
Hand  gereicht,  damit  er  sie  fassen  kann  und  sich  darauf  stOtKid 
Kraft;  m  neuem  Streben  gewinne.  Der  Geber  wird  dordi  die 
persönliche  Berührung  mit  dem  Bedürftigen  lernen,  nicht  nr 
die  bevoi-zugte  Lage,  in  welcher  er  sich  befindet,  zu  wOrdip* 
sondern  auch  die  Verpflichtung  zu  erkennen,  die  ihm  als  Hnsdi 
gegenüber  denjenigen  Menschen  obliegt,  welche  durch  Gebot 
oder  Erziehung,  durch  körperliche  oder  geistige  Eigoisdufla  i 
weniger  begünstigt  sind.    Die  Mildthätigkeit  erhebt  den  Geto 
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vie  den  Empfönger;  sie  ist  mit  alleu  Mitteln  zu  fördern;  aber 
täe  gesetzlich  aiizul)efehlen ,  würde  vom  ethischen  wie  vom 
logischen  Standpunkte  aus  gleich  unrichtig  sein. 

Die  beste  Förderung,  welche  der  Staat  der  Ent- 
faltung des  Wohl  thütipkeit  ssinncs  angedeihen lassen 
kann,  besteht  darin,  dass  er  durch  die  von  ihm  ge- 
troffenen und  kontrolHrlcu  Anordnungen  die  all- 
gemeine Ueberzeugung  hervorliringt,  dass  jeder 
BedQrftige  ohne  Unterschied  auf  seine  Würdig- 
keit die  nothwendige  Unterstützung  findet,  dass 
faktische  Noth  durch  Gewührung  des  ununigilng- 
Hch  N'othwendigen  beseitigt  wird.  Wenn  die  Ueber- 
zeugung sich  durchbricht,  dass  diese  dem  Kulturstaate  ob- 
liegende Verpflichtung  im  vollen  Maasse  erfüllt  wird,  so  ist 
jede  Veranlassung  für  den  Einzelnen  genommen, 
durch  die  Noth  als  solche  sich  zu  einer  Unter- 
stützung bestimmen  zu  lassen.  Er  kann  für  die 
AosObußg  seines  WohlthStigkeitssinnes  sich  auf 
solche  Fälle  beschränken,  in  denen  er  eine  Unter- 
statzung wegen  der  Persönlichkeit,  nicht  wegen 
der  Kothlage  des  Bedürftigen,  für  angezeigt  hält 
Er  kann  l)ei  seiner  Gabe  individualisiren ;  dem  Würdigen  mag  er 
reichlicher  geben,  damit  rtersellie  nicht  nur  von  der  augenblick- 
Uchen  Noth  befreit,  sondern  auch  in  die  Lage  gesetzt  wenle, 
täeh  zur  Selbständigkeit  und  in  licssere  Verhältnisse  heraufzu- 
irbeiten.  Den  Unwürdigen  oder  denjenigen,  von  dessen  Wür- 
digkeit er  sich  nicht  persönlich  hat  überzeugen  können,  über- 
lÄsst  er  besser  der  öffentlichen  Armenfürsorge. 

Je  mehr  diese  öffentliche  Fürsorge  auf  das 
All ernoth wendigste  beschrilnkt  ist,  und  je  mehr  sie 
in  dieser  Richtung  an  strikte  Regeln  gebunden  ist, 
am  so  geringer  werden  die  Gefahren  sein,  welche  mit 
jeder  öffentlichen  Fürsorge  an  sich  unvenneidlich  verbunden 
nnd,  nämlich  dass  durch  das  Verlassen  auf  die  Für- 
sorge die  eigene  Energie  und  Thätigkeit,  die  Vor- 
sieht und  der  Sparsamkeitssinn  der  Bevölkerung 
abgeschwächt  werde. 

Der  Staat  nmss  im  Interesse  der  allgemeinen  Sicherheit,  im 
Interesse  der  Kultur  dafür  sorgen,  dass  jeder  s<'iner  Unter- 
tanen vor  dem  Verhungern  geschützt  ist,  und  dass  deijenige, 
welcher  durch  eigene  ehrliche  Arbeit  sich  zu  emflhren  ausser 
Stande  ist,  das  zum  Leben  Nothdürflige  aus  öffentlichen  Mitteln 
erhält  Er  nimmt  sich  des  Bedürftigen  im  Interesse  der  Ge- 
ttimmtheit  an,  von  welcher  er  Zwanpsbciträge  hierfür  erhebt 
Die  Rücksicht  auf  das  einzelne  Individuum  kommt  daliei  gar 
Dicht  in  Betracht  Wo  eine  solche  Rücksidit  angebracht  er- 
scheint da  ist  es  die  schöne  Aufealie  der  l'rivatwohlthätigkeit 
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einzuftreifen.  Nur  bei  einer  derartigen  Trennung  der  bräden 
Gebiete  ist  ein  rationelles  Armenwesen  mi^ich'). 

Noch  ein  anderes  schon  at^edeutetes  Moment  ist  hiertri 
zu  lierücksichtigen.  Der  Staat  dtuf  bei  der  öffentlichen  Aimen- 
fürsnrtre  nicht  ausschliesslich  die  Interessen  desjenigen  Theo« 
der  Bevölkerung  in  Betracht  ziehen,  welcher  bereits  der  Hüfc- 
bedUrftigkeit  ^eimgefallen  ist,  sondern  er  muas  auch  die 
Rückwirkung  im  Auge  behalten,  welche  die  Ge- 
währung der  Unterstützung,  und  insbesondere  die 
Art  der  Unterstützung,  auf  den  übrigen  Theil  der 
Bevölkerung  hervorrufen  kann. 

Ein  grosser  Theil  der  Bevölkerung  befindet  sich  auf  derCrraue 
zwischen  Armuth  und  Selbständigkeit  „on  the  verge  of  pa»- 
peristn'  und  ist  gezwungen,  sich  in  seiner  Lebensweise  auf  das 
Nothwondipste  zu  beschränken.  Wenn  die  öffentliche  Fürsorge 
den  Unterstutzten  in  irgend  einer  Beziehung  besser  stellt,  als 
die  Lage  des  selbständigen,  wenn  auch  noch  so  armen  Arbeiten 
ist,  so  entniuthigt  sie  den  letzteren  in  seinem  Bestreben,  seine 
Selbständigkeit  aufrecht  zu  erhalten,  und  wOrde  so  zu  oser 
Demoralisation  der  von  ihrer  Hände  Axbeit  lebenden  Bevölkemns 
führen. 

Aber  es  ist  nicht  genug  damit  geschehen,  dass  bei  der 
fifTenÜicheu  FUrsoige  Vorkehrungen  getroffen  werden,  damit  äth 
die  Lage  der  Unterstützten  nicht  über  das  Niveau  der  unver- 
mögenden, selbständigen  Arbeiter  erhebt.  Der  Staat  soll 
bei  seineu  Anordnungen  auch  den  erzieherischen 
Gesichtspunkt  berücksichtigen;  er  soll  durch  die  Art, 
wie  er  die  Unterstützung  gewährt,  seine  Unterthanen  anspornen, 


>)  Ea  mag  bd  der  hier  eingeflochteoeii  aUgemänei)  Betraelitiiiig 
noch  auf  ein  sprachliches  Homent  hingcirieMD  werden,  welchem  in 
Deutschland  bisher  kdne  Beachtimg  geschenkt  wnide,  wie  Qberiiai^ 
die  ganze,  hier  behandelte  Frage  in  Deutschland  tüsher  veniachliMgt 
worden  ist.  Die  Ausdrücke  „Aräienpflege"  und  „Armenf&norge*  wcrin 
TOD  deutschen  -Schriftstellern  rfKelmKwg  gani  nnteiacheidiii^oa  ge- 
braucht Mail  spricht  in  glei(£er  Weise  von  Sffentlicher  wie  «v 
Srivater  Armenpflege  oder  Armenfuraorge.  Wir  halten  die«  fltr  nnrichtif.- 
as  Geaetz  ordnet  an,  dasa  dem  Armen  geholfen  werde,  daae  für  ihn  a 
fawisBcr  Weise  gesorgt  werde,  aber  nicht,  das«  der  Arme  retpSegt  w«d& 
Qt  das  öffentliche  Armenwesen  dürfte  deshalb  nur  der  luairaA 
„Armenfürsorge",  oder  auch  „ Armeuhilfe"  m  rerwenden  Mii| 
während  der  Ausdruck  „  Arme npf  lege'  fUr  das  Wirken  dtat  Flint 
wohlthätigkeit  bezeichnend  erscheint  Die  Au^be  der  letateren  ist  m. 
sich  des  Armen  ganz  ansunehmen,  ihn  m  pflegen,  d.  h.  nicht  bhM  & 
gegenwärtige  Notb  zu  Inseitigen,  Rondem  in  einer  Weise  Binn^näim 
welche  die  hilfsbedürftige  Person  für  die  Zukunft  heilt,  welche  mt  m 
öne  Lage  bringt,  spater  filr  sich  selbst  zu  eoiven.  „  ArmenpfleH* 
erscheint  so  eine  durchaus  autreff  ende  Bezeichnung  fflr  dei 
von  der  Privatwohithätigkeit  wahraunehmendon  ZweigJ« 
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weit  es  in  ihren  Kräften  steht,  rechtzeitii:  für  die  Zukunft 
(1  etwaige  schlechte  Zeiten  zu  Boi^n,  damit  sie  alsdann  nicht 
twuugen  sind,  die  öffentliche  FUr&orße  in  Anspruch  zu  nehmen, 
innss  mit  der  Gewähiimg  der  Unterstützung  eine  Be- 
iränknng  verbunden  sein,  welche  für  den  Empfänger  der 
iterstätzung  empfindlich  ist  und  ihn  veranlasst,  nach  MögUch- 
t  selbst  Vorsorge  zu  treffen.  Hier  ergiebt  sich  aber  die 
iwieri^keit,  Hass  die  Lebensweise  des  unvermögenden  Arbeiters 
on  van  selbst  auf  das  Allemöthigste  eingeschränkt  zu  sein 
'gt,  so  dftss  ein  weiteres  Zurückgehen  hinter  dieses  Existenz- 
liinum  kaum  zulässig  oder  möglich  erscheint.  Afan  ist  da- 
'  gezwungen,  mit  der  öfientlichen  Unterstützung  andere 
chtheile  zu  verbinden,  welche  zwar  nicht  materieller  Natur 
i,  aber  doch  geeignet  sein  mögen,  abschreckend  zu  wirken. 
Als  Grundsätze  für  die  Armenpolitik  ergeben 
'h  hiernach: 

)Die  Erlangung  der  Unterstützung  mu^s  gewiss 
aein;  es  muss  die  allgemeine  Ueberzeugung 
bestehen ,  dass  jedermann,  einerlei  welches 
dieUrsache  seiner  Hilfsbedürftigkeit  seinmag, 
vor  der  äussersten  Noth  geschützt  ist. 
)Pie  öffentliche  Unterstützung  muss  beschränkt 
bleiben  auf  das  Minimum  desjenigen,  was  zum 
Lebensunterhalte  unbedingt  erforderlich  ist;  es 
mass  die  Möglichkeit  ausgeschlossen  sein,  dass 
dieLage  des  Unterstützten  sich  in  irgend  einer 
Weise  zu  einer  besseren  gestaltet,  als  die  des 
ärmsten  selbständigen  Arbeiters  ist 
)Mit  der  Unterstützung  müssen  für  den  Em- 
pfänger Nachtheite  verbunden  sein,  welche 
denselben  veranlassen,  so  weit  es  in  seinen 
Kräften  steht,  für  seine  Zukunft  selbst  Vor- 
sorge zu  treffen. 

Pas  erete  entspricht  der  Pflicht  des  Kulturstaates.  Da« 
;ite  ist  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  gegen  die  Steuerzahler 
rhaapt,  wie  gegen  die  Klasse  der  Unvermögenden  im  Spe- 
leo.  Das  dritte  ist  eine  Nothwendigkeit  für  den  sich  seiner 
alreformatoriBchen  Aufgaben  bewussten  Staat. 
Die  hier  zum  Ausdruck  gebrachten  Grundsätze 
d  es,  welche  das  englische  Armenwesen  beherr- 
len.  Als  Beweis  hierfür  können  die  nachfolgenden  Aeusse- 
eea  der  Poor  I^w  Commissioners ,  sowie  des  Poor  Law 
ifrf  dieuen,  welche  wörtlich  in  englischer  Sprache"  wiedei^- 
en  werden  sollen:  „The  fundamental  principle  with 
pect  to  legal  relief  of  ihe  poor  is  ihat  the  con- 
ion  of  the  pauper  ought  to  be  an  the  tohole  less 
9ihle  than  Ihat  of  the  independent  lahourer.    O^ 
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eqiiily  and  expedieniy  of  this  principh  are  eguaVy  o&ribM. 
Unless  the  condition  of  the  pavper  is  on  the  tchole  lest  elifjibie 
ihan  tkal  of  the  independeni  labourer  the  lato  destroys  the  sfrong- 
est  motives  to  good  conduct,  steady  induslry,  pmdence  and  fn^ 
gality  amongst  the  labovn'ng  classes ,  and  induces  persans  b) 
idleness  or  imposture  to  throw  ihemselvea  upon  the  poor  rata 
for  Support;  but  ff  the  indei)e»dent  labourer  sees  that  a  reev- 
rence  to  the  poor  rates  tetü,  while  ü  protects  htm  from  destitn- 
tion.  place  htm  in  a  less  eligible  position  than  that  wkieh  ie 
can  attain  by  his  omt»  indwitry,  he  is  lefl  to  the  tmd^whti 
influenae  of  all  those  motives  lohick  prompt  mankind  to  exerUiM, 
forefhought  and  seif denial.  On  the  other  hand  the  pauptr 
has  no  just  ground  for  complaint  if  at  the  samt 
time  that  his  physical  wants  are  amply  providei 
for  his  condition  skould  be  less  eligihle  than  thai 
of  the  poorest  class  of  those  who  eontribute  to  his 
Support" ').  „  The  function  of  the  Ouardians  is  to  relieve  doli- 
iulion  aclually  exlsting  and  not  to  expend  the  ntcney  offhe  rate- 
payers  in  preventing  a  person  from  becoming  d^tute  that  ii 
to  say,  fhey  can  onfy  expend  the  poor  rates  in  supplying  ika 
destitute  persans  with  actual  necessca-ies"  ^). 

Es  ist  sicherlich  eine  besonders  heachtenswerthe  Thatsache, 
(iass  diese  Gnindsätze,  welche  hei  dem  öffentlichen  Armenwesen 
maassgellend  sein  sollen,  in  so  scharfer  und  präziser  Weise  fx- 
rade  in  En<;lniiii  ausgesprochen  sind,  einem  Lande,  welches  Aa 
Aufetelluiw  allgemeiner  Grundsätze  und  dem  Geben  von  Direk- 
tiven an  die  Ixikalhehdnlcn  seitens  einer  Zentralgewalt  an  äA 
weit  mehr,  als  die  kontinentalen  Staaten  abgenei}^  ist.  lia 
Grund ,  dass  von  dieser  Abnoitrung  auf  dem  Giehiet«  des 
Arinenwesens  eine  Ausnahme  gemacht  wird,  liejrt  einmal  ia 
den  Ublen  Erfahrungen,  welche  man  in  Ei^land  vor  dem 
Armei^resetze  von  1834  mit  einer  lediglich  von  Humanittts- 
rllcksichten  heherrschten  Armenverwaltui^i  gemacht  hatte.  S»- 
dann  aber  ist  von  Bedeutung,  dass  in  England  die  Öffent- 
liche Kürsorge  ausgedehnt  ist  auif  eine  Klasse  tob 
Personen ,  für  Wi-lche  in  den  kontinentalen  Staaten  nicht  m 
dieser  Weise  Fiti-soiT^p  getroffen  wnl  und  hei  welcher  die  IM 
einer  irrationellen  Armenverwaltimg  hervorgehenden  Gefidim 
besonders  naheliegende  und  schwere  sind;  es  ist  dies  ilie 
Klasse  der  arlieitsfahigen  Armen.  In  England  best* 
die  VeiT)flichtung,  den  Mittellosen  zu  unterstützen,  wetdier 
es  vorzieht ,  anstatt  flu-  sieb  selbst  zu  sorgen ,  seine  Znlock 


')  Minute  vom  20.  Nov.  1869  (GMchen):  Anhuitr  mm  3S.  Jibv- 
bericht  des  P.  L.  B.  S.  9  ff. 

*)  Rfpori  of  the  Poor  Lam  Commiittionen  on  Ott  Amendmnt  cfti 
Poor  T^w  18M  S.  4i. 
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zu  der  ftffi'ntlifhcn  Anneuflli'sm-gc  zu  iioliintMi.  Bei  der  Klasse 
der  Ar!M>it$uiifiihiiQ:(>ii,  don  Kranken.  * irlufchlii-Iicn  und  Altcrs- 
schwachoii.  sowie  bei  den  Aniiinikiiidcni ,  weli'li  letztere  oline 
inn'iid  eine  figne  Schuld  der  Aniienlast  nubciinfallen.  unter- 
liegt ein  ^'orhen■s^hen  von  iiiildtliäti^en  (iesicbtsjjunkten  in 
der  BehandlunRRweise  peiinfteivu  Bedenken,  als  l)ei  der  K]a!>se 
der  Arbeitsfiihifieii,  bei  denen  eine  BeliandhiuR  vom  Standjmnkte 
der  Mildtliiltigkeit  einen  <leinoriilisirenrli>n  Kinflass  auf  die  ge- 
saminte  arbeitende  Bevölkening  ausllben  nniss. 

Wenn  der  Staat  die  öffentliche  üntersttltzunn 
Arbeitsfähifier  anordnet"),  so  spielen  dabei  nelten 
dem  allgemeinen  Prinziije  des  Annenwesens,  dass  der  Kultui'staat 
nicht  dulden  darf,  dass  Unteitbaneii  aus  purem  Mangel  an  dem 
QOthweodigsten  LolR'nsuntcrhalt  zu  Gmnile  stehen,  vor  allen 
polizeiliebe  und  wirthschaftlifhe  Gesichtspunkte 
eine  Rolle.  Rttcksichten  auf  die  Sicherheit  des  Oeniein- 
wesens,  auf  die  Gefahren,  welche  die  sich  selltst  Uherlassene 
Koth  für  die  nbrige  Bevölkening  hervonnft -) ,  treten  neben 


))  Anch  dae  preuBaiache  Landrecht  ordnet  die  Unterstützung 
AlbeitetÜhieer  an;  II  19  j  2  dca  Allgemeinen  Landreclita  aagt:  .den- 
jnügeD,  welchen  es  nur  an  Mitteln  und  Gelegenheit,  ihren  und  der  ilirigen 
Unterbklt  selbst  tu  verdienen,  ermangelt,  anllcn  Arbeiten,  die  ihren 
Eitften  und  F%hiKk^(«n  gemäaa  sind,  angewiesen  werden."    Allein  dieae 


und  rahigkeitcn  K^niaaa  sind.  Binge« 
Bertminang,  welehe  wie  der  j;nnze  19.  Titel  des  11.  Theilea  des  preussi' 
■dien  ZdindTecbta  i^z  dem  Geiate  unseres  grosacn  KÖniKs,  Priedriehxll., 
aittpricht,  ist  bei  den  veränderten  Ana^auuncen  der  auf  den  roi  iles 
gtietix  folgeodeD  Zeit  niemals  zur  vollen  praktischen  Ausführung  gelang 
ud  ftllmählirh  so  in  Vergessenheit  gerathen .  dasa  ent  in  neuerer  Zeit 
Färat    Biamark    daa   Parlament     wieder    an    ihr    ikstehen    erinnern 

*}  Vergl.  über  diesen  aieherheila polizeilichen  Oeaichtspunkt,  welcher 
Uiiifig  ala  für  die  Anordnung  einer  Füranrge  fUr  Arbeitsfähige  Allein  maass- 
«bend  bingestellt  wird:  Babbage,  Oh  tlif  l'rinriplf  of  Taxation, 
London  1851.  „  Wltfiicver,  for  Ibe  purpoxex  of  giirerumful.  ire  nrrire  m  nMiJ 
•brfr  ofiociety  at  a  Clane  fo  miserable  as  to  he  in  n-ant  of  common  iiternxarieit 
of  life,  a  nac  prineiple  comrs  inUi  adion:  the  «lunl  reulraimi  trbidi  are 
wttffieievt  fnr  tht  irrR-feil,  are  tiflen  useless  in  ckeeking  the  detnaHdn  ofhuiti/ry 
ttÖHodui.  Other  and  wäre  poicerfiil  meau»  musi  Ihen  fie  cmphged.  A  larger 
omy  of  fnilitary  or  police  force  «««(  hc  mnintaiiied.  Undrr  iiudi  cirenm- 
Itmws  it  muji  be  eonnideralil^  ehenper  lo  fill  rmjrfy  slomacbn  to  the  point 
of  rendy  lAnlience,  (Au«  lo  c»mpel  slurrimi  iirrtrÄCJ»  to  renprct  the  roa»thetf 
^  thfir  more  imlugtriotm  nfighhourK;  and  it  may  Itt  exfiedient  in  a  more 
ttoHomieal  poitit  of  r/w  to  Kiipply  irraliiilnuiili/  the  traut»  ervn  of  alile 
Mied  pernowj" ,  if  it  can  l>e  dtme  irilhoul  creniittg  croirdn  of  addilional 
mdicftntt."  Vergl.  auch  Sir  Matthew  Haie,  A  J)i»C/iirae,  loiichingihe 
Proriaion  for  Ihe  Foor,  London  1683.  Haie  erklärt  Jlic  rtlief  of  (A<  poor 
tobe  an  act  of  great  civil  pnidenee  and  pidilicnl  K'naom ,  for  tliat  potrrty 
ü  in  itgelf  apt  lo  ttnascuhle  Ibe  minds  of  inany,  or  al  hak  it  make»  man 
fwnwAuoH«  and  vnqiiiet.  Wliere  there  are  mani/  poor  ih*  rieh  cannot  lortg 
or  >ar<ly  continue:  nuch  nceessilif  renders  mnny  of  phlegmatic  and  diiu 
natvrta  ititpid  and  indixciplinalde  and  mang  of  more  fiery  or  aetiee  con- 
lÜMion»  rapadotu  and  desperate." 
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dem  wirthscliaftlichen  Gesichtspunkte  der  Erhaltung  arbeitg- 
fiüii^ei'  Bürger  und  der  möglichsten  Ausnützung  ihrer  Arbeits- 
kräfte in  den  Vordergrund.  Für  den  Staat  ergiebt  sich  aber 
gerade  mit  Rücksicht  auf  die  Klasse  der  arbeitsffüiigen  Aimen 
in  erhöhtem  Maasse  die  Nothwendigkeit ,  Vorsorge  zu  treffen, 
dass  die  Annenverwaltung  im  Interesse  der  Allgemeinheit  und 
von  rationellen  Gesichtspunkten,  nicht  von  blos  mildth&tigen 
Eingebungen  aus  gefithit  werde'). 

Gei'ade  bei  der  Behandlung  der  Arbeitsfähigen  ist  besondeie 
Rücksicht  darauf  zu  nehmen ,  dass  die  Unterstützung  auf  dis 
Allemothwendigste  beschrankt  bleibt  und  dass  alles  venniedwi 
wird,  was  die  Bevölkerung  in  ihrem  Streben,  selbst  für  ach 
/u  sorgen ,  lässig  machen  könnte.  Bei  der  Behandlung  der 
arbeitsfähigen  Armen  ist  es  von  spezieller  Bedeutung,  duB  die 
Lage  des  Unterstützten  nicht  über  das  Niveau  des  Ärmsten 
selbständigen  Arbeiters  erhoben  werde  und  dass  mit  der  Untei^ 
stützui^;  Einschränkungen  verbimden  werden,  welche  geeignet 
sind ,  von  dem  Angehen  um  Unterstützung  so  weit  als  mC^Hdi 
abzuhalten  und  zur  eigenen  Fürsorge  so  weit  als  mt^lich  an- 
zuspornen. 


Zur  Verwirklichung  der  Armenpolitik  ist  nun 
in  England  das  Workhouse  als  das  beste  und  wirk- 
samste Mittel  angesehen  worden:  in  dem  Workli<m$e, 
in  welchem  alle  Hilfsbedürftigen  jederzeit  Aufnahme  finden 
können,  wurde  die  Handhabe  gefunden,  um  für  eine  Unter- 
stützung mit  dem  zum  Lebensunterhalt  Nothweudigen  und  nur 
mit  diesem  Sorge  zu  tragen,  und  dabei  gleichzeitig  einm^  die 
Arbeitskraft  der  Unterstützten  auszunützen  und  andererseits  die 
öiTentliche  Unterstützung  durch  die,  mit  der  Aufnahme  in  das 
Workhouse  verbundene  Beschränkung  der  freien  Bew^^mg  und 
durch  die  Unterwerfung  unter  eine  streike  Disziplin  als  nnr 

')  Ueber  du  in  England  bestehende  Piindp  der  UnteistUtn^ 
Arbeiteßihiger  nSgoi  hier  einige  Anseprilche  herrOTTttgeBder  En^indtf 
aDgeftihrt  ir erden :l>aa  Parlamentamib^iied  Boaverie  sagt«  in  dn^tum; 
dea  Unterhauses  vom  24.  Juli  1862;  It  was  the  glory  for  Etigtand  OiOl  tk 
was  tht  only  couidTy  in  the  leorld  wfiere  the  abU  bodied  had  a  right  I» 
relief.  That  right  fräs  «o  hosti7t  to  the  mainlewmtx  of  (he  proptrtff  M 
unJemt  it  trere  guarded  in  difficuä  timt»  trOh  Üie  greatest  care  tutd  vigm 
it  ic(M  vot  impo^sibh  that  ihe  poeertu  of  the  eotmlry  might  na  up  Oit  pra- 
Pfrty.  Pawcett,  e^  Labour  and  Wage».  S.7S:  Ämangtt  the mivatttago, 
iiKxoctated  icitk  the  Poor  Ltitc  mneh  imporlance  i«  to  St  atlributed  to  tt* 
mfluencf  tcith  tchich  the  existetKc  of  a  definite  proUelitm  againft  itanatieK 
rxerts  in  pretenting  the  feding  of  defperation  oMd  detmur  amongH  llie 
poorest  cl<ix»ei,  and  tUse  feehng»  being  to  a  etmjtdernWe  eaieiU  dttdd 
foCMlislic  xchemen  and  Oeorirs  hetre  never  oblained  any  tmy  gnat  kÜ 
in  WMÄ  countn/  upon  the  iHasses  of  the  peopU. 
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hei  wirklicher  Noth  wiinscheus-  und  beRehrenswerth  ersclieinc» 
zii  lassen. 

Die  Unteretütüung  im  Workkouse  bildete  somit  zu  gleicher 
Zeit  ein  zuverlilssiges  Beweismittel  für  die  .Mittellosigkeit,  welche 
ja  nls  die  alleinige  VnrauBwtzung  der  öffentlichen  Üntei-stHtzung 
gilt  Hurch  dieses  sogenannte  Workhouse-Tcat  war  es  aber 
nicht  nui'  möglich,  die  Mittellosigkeit  der  untei-sttttz-ten  Personen 
Bi>ibst  fpstxustollen ,  aonileni  es  wurde  auch  etwa  vorhandenen 
heiiiittelten  Verwandten  ein  Anlass  gegeben,  ftlr  ihi-e  verannten 
Angehörigen  einzuti-eten.  Das  Workhotise  wirkt  in  dieser  Be- 
ziehung als  eine  thatsilcliliche  Vei'Stilrkuug  der  Aliinentations- 
]tflicht,  indem  die  Vei'wandten  be(^influsst  werde»,  iilles,  was 
in  ihren  Kräften  steht,  zu  thuu,  um  die  mit  der  öffeutlicheo 
Untei-stützung  verbundene  Trennung  des  bedüi-ftigen  Angehörigen 
von  der  Aussenwclt  zu  vermeiden.  — 

Mit  dem  Systeme  der  Unterstlltzung  im  Worlhottse  waren 
bereits  gegen  Ende  des  17,,  sowie  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts 
in  einzelnen  Bezirken  Vereuche  gemacht  worden,  welche  ülierall 
wo  das  Workhotise  -  Test  eingeführt  imd  in  rationeller  AVeise  ge- 
)umdhal)t  wurde,  vom  besten  Erfolge  l)egleitet  wai-en').  Die 
Poor  Iaiw  Commissioners  waren  daher  im  Jahre  1834  in  der 
Lage,  sich  bei  ihivm  Voi-schlage,  in  dem  Workkouse  das  ganze 
öffentliche  TIntei-stützungswesen  zu  konzentiiren ,  auf  l)ereits 
gemachte  günstige  Erfahrungen  stützen  zu  können.  Nichts  desto 
weniger  schreckte  man  vor  einer  strikten  Annahme  des  so  vor- 
geBchlagenen  lYinzips  als  vor  einer  zu  schroffen  Verftndei-ung 
^cgentlber  dem  tnsher  in  dem  Armenwesen  allein  Ausschlag 
gebend  gewesenen  Gesichtspunkte  der  MildthatiRkeit  zurück. 
Man  beschiilukte  sich  darauf,  Anordnungen  zu  treffen,  damit  in 
jedem  Annenbezirke  ein  Workkouse  vorhanden  sei,  und  übertrug 
es  alsdann  der  Zentralannenbehörde,  allmithlicb  in  den  einzelnen 
Bezirken  die  Bestimmui«:  ein/ufühi-en,  dass  die  Unterstützui^ 
fiberhaupt  oder  an  einzelne  Klassen  von  Annen  nur  noch  im 
Workkouse  erfolgen  solle. 

Die  Zentralbehörde  hat  von  dieser  Befugniss  alsdann  in  der 
Weise  Gebrauch  gemacht,  dass  sie  dui-ch  2  General  Ordern  zwei 
verschiedene  Unterstützungssysteme  anonlnete,  ein 
strenges  durch  die  Outdoor  Relief  Prohiiitory 
Oräer  vom  21.  Dez,  1844  und  ein  milderes,  spe- 
ziell für  die  grösseren  Städte  bestimmtes,  durch 
die  Outdoor  Relief  Regulation  Order  vom  14.  Dez. 
1852').     In    Folge    dieser    beiden    Orders   ist    eine    Unter- 


>}  Vergl.  oben  3.  24  Anm.  1  und  S.  39  Anm.  3. 

•)  Diese  beiden  Orderit,  sowie  die  mit  der  Otddoor  Bdirf  Re^uiatkm 
OrHer  snaammeDhängende  Lnlxmr  Teft  Order  sind  abgedruckt  bei  Glot, 
F.  L.O.  S.  420—460. 
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Stützung  ausserhalb  des  Workhouse  für  bestimmte  Fälle  entwe«ler 
gänzlich  ausgeschlossen  oder  nur  unter  näheren  Beschranhungea 
zugelassen.  Für  diese  Fälle  ist  somit  die  Lokalannenhehönie 
in  ihren  Entschlüssen ,  welche  Art  der  Unterstützung  sie  ?e- 
währen  will,  eiogeschränkt ;  sie  darf  keine  andere  als  die  zu- 
gelassene Unteistützung  l>ewilligen  unter  der  Gefahr,  itass,  falls 
es  doch  geschieht,  der  l)etreffende  Posten  l>ei  der  Rechnui^!s- 
prufung  für  ungesetzlich  erklärt  (disalloKed)  und  ihr  persönlich 
zur  LfSt  geschrieben  wird. 

Die  Out  door  Relief  Prohibitory  Order,  welche 
in  den  meisten  Bezirken  Ei^lands  gilt,  verbietet  die  Unter- 
stützung au  Arbeitsfähige  männlichen  und  weib- 
lichen Geschlechtes  ausserhalb  des  Workhouse  mit 
folgenden  Ausnabmeföllen: 

a)  wenn  die  Unterstützung  infolge  von  plötzlicher  und  dringendtr 
Nothwendigkeit  erl>eten  wird'); 

b)  wenn  die  Unterstützung  erl)etpn  wird  infolge  von  Krank- 
heit, Unglücksfall,  körperlicher  oder  geistiger  Schwache  itcs 
Antragstellers  selbst  oder  eines  seiner  Faniilienglieder ; 

c)  wenn  es  sich  um  blosse  Begräbnisskosten  handelt; 

d)  bei  einer  Wittwe  in  den  ersten  6  Monaten  ihres  Wittwcn- 
standes ; 

e)  l>ei  einer  Wittwe  mit  ehelichen  Kindern,  welche  sidi  noch 
nicht  seilet  ernähren  können,  vorausgesetzt  dass  <lie  Wittwe 
keine  unehelichen  Kinder  während  ihres  Wittwenstandes  zur 
Welt  gebracht  hat; 

f)  wenn  sich  das  Hau])t  der  Familie,  dem  die  Erhaltung  der- 
sellien  obliegt,  in  Straf-  oder  Untersuchungshaft  l>efindel; 

g)  bei  Fmuen  und  Kindern  von  Männern  in  der  königlichen 
Armee  und  Marine; 

h)  in  andern  Füllen,    in  welclien  der  Ehemann  oder  Vater 
getrennt  von  seiner  Familie  lebt,  und  die  letztere  unterstflt- 
zimgsliedürftig  wird. 
In  den    Füllen  f  — h  soll    die  Ehefrau    wie   eine   Wittwe 

behandelt  werden;  die  Untei-stützung  unterliegt  somit  den  unlff 

d  und  e  gegel>enen  Einschränkungen'). 


')  Ebe  Interpretation  des  unbeBtimmten  Ausdnicke  iwMrn  and  urfnl 
■necessilt/  ist  nitht  gcgebeD.  E^s  wird  fitr  geDlIpend  erachtet,  da»  ann«- 
gcwöhnltcbe  Umstünde  sofortige  Hilfe  angezeigt  erscheinen  laawD.  wi 
ea  darf  ttich  dabei  nicht  um  eine  dauernde  UnteratützUDir  haDdeln,  P.LO. 
a.  423  Anm.  b. 

'I  InsbesoDdere  darf  Iiiemnch  Unterstützung  auMcrhalb  des  Wart- 
lioune  an  eine  eheveriassene  Frau  nicht  gegeben  werden,  Ml»  diwelbe 
während  der  Abweaenheit  des  Ehemannes  em  uneheliehea  Kind  nifftlt 
gebracht  hat. 
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Die   Out   äoor   Relief  Regulation   Order,    welche 
11  Loiulon  uD(t  einer  Anzahl  grosser  StJldte,  besondei's  in  den 
'abrikdistrikten,  in  Geltui^  ist,  litest  die  Unterstützung  ausser- 
alli  des  WorlÄouse  au  Atbeitsfllhipe  in  weiterem  Maasse  zu. 
lan  glaubte,  dass  sich  au  den  l>etielTeuden  Orten  der  strengen 
hirehfühning  der  Out  door  Relief  Prohibitory  Orf*^  Schwierig- 
eiten  eutpegenstellen  würden.    Die  Gewährung'  von  Out 
oor  Relief  an    weibliche  arbeitsfähige  Personen 
<t    hier    Oberhaupt    nicht    eingeschränkt;    für   di  e 
lännlichen  bestehen  folgende  Einschränkungen: 
a)  wenn  die  Ifnterstützuiw  ausserhalb  des  Workhome  gegelven 
wird,  so  hat  dieselt>e  zur  Hälfte  in  Nahrung  oder  Feuemngs- 
Diateiialien   oder  sonstigen  Artikeln  von  absoluter  Noth- 
wendigki'it  zu   liestehen.  die  Unterstützung   in  Geld  darf 
nicht    mehr  als  die  Hälfte  der  gesanmiten  Unterstützui^ 
betragen ; 
li)  so  lange  die  Person  sich  gegen  Lohn  oder  sonstiges  Ent- 
gelt in  Arbeit  Wfindet,  darf  keine  Untei-stützung  gewährt 
werden  (no  relief  in  aid  of  wagen) ») ; 
(•>  die  Unterstützung  darf  nur  gegen  eine,  von  den  Guardians 
vorher  zu  bestimmende  Arbeitsleistung  gewährt  werden.    Die 
Guardians  haben  binuen  14  Tagen  an  die  Zentral)>ehörde 
Ul>er  die  Art  der  vorgeschriebenen  Ariieit,  den  Ort,  wo  die- 
sell»  geleistet  wird,  die  Arbeitszeit  und  die  Beaufeichtigung 
bei  der  Arbeit,  wofür  ein  besonderer  SupvrinttMdc^t  of  Out 
door  Labour  ernannt  werden  kann,  zu  berichten  (Labour 
Test  an  Stelle  von  Workhouse  Test). 
Ausnahmen  vou  den  zu  b  mid  c  angefühilen  Bestimmungen 
■erden  in  eiuer  Anzahl  Fälle  zugelassen,  welche  mit  den  Aus- 
ahmefiülen  der  Out  door  Prokibilory  Order  zusammenfallen, 
ämlich  bei  plötzlicher  und  dringender  Nothweadigkeit,  in  Fällen 
on  Krankheit,  körperlicher  und  geistiger  Schwäche,  bei  Be- 
räbnisfikosten    und    in  den  Fällen ,    wo   Frauen  und  Kinder, 
eiche  getrennt   von    ihrem    Ernährer    leben,    unterstützungs- 
edörftig  werden. 

Abgesehen  von  diesen  Spezialbestimmungen  bezüglich  der 
rbeitstähigen  Armen  werden  eine  Reihe  allgemeiner  Voi-schrifton 
ber  die  zu  gewährende  Unterstützung  aufgestellt.  In  dieser 
ichtuug  weichen  die  beiden  Orders  nur  in  unerheblichen  Punkten 
on  einander  ab.  Von  den  bezüglichen  Voi-schriften  ist  vor 
lleni  das  prinzipielle  Verbot  vou  Non  resid<-nl  Relinf  d.  h.  von 
'nterstutzung  an  Pei-sonen,  welche  sich  ausserhalb  des  uiiter- 

')  Durch  diese  Beetiinmuni;  soll  den  MiBsatändvn  vorgebeugt  werden, 
(lebe  die  Gewähmng  von  Unteistlltzutig  als  ZusclAss  zum  Lohne  — 
Ib  de  vor  dem  Gesetze  vou  1H34  zum  Nachtheile  der  geeammtea 
Mtenden  Bevölkerung  gebrauchlich  war  |vergl.  oben  S.  AiA'.}  —  mit 
dl  führte. 

18* 


d  j,  Google 


196  V.  4. 

etfttzenrten  Bezirkes  aufhalten,  hervorzuheben,    JVofi  resident 
Belief  ist  nur  erlaubt  in  folgenden  Fällea: 

a)  wenn  sieb  die  l>edUrftige  Person  zufällig  an  dem  driOen 
Orte  aufhält  und  daselbst  völlig  mittellos  (desfilute)  wird; 

b)  wenn  die  Unt^-rstützung  auf  Grund  von  Krankheit,  Un- 
glücksiällen ,  körperlicher  oder  geistiger  Schwäche  des  Antrag- 
stellers oder  eines  seiner  Familienülieder  nothwendig  wird; 

e)  bei  einer  Wittwe  mit  ehelichen  Kindern  und  ohne  ein 
uneheliches  Kind,  falls  sich  die  Wittwe  hei  dem  Tode  ihres 
Kheniannes  mit  dem  letzteren  ausserhiüb  des  unterstÜtzungB- 
pflichtigen  Ortes  aufgehalten  hat; 

d)  bei  einem  Kinde  unter  16  Jahren,  welches  zu  seiner 
Erziehung  in  eine  besondere  Anstalt  gebracht  ist; 

e)  falls  sich  Frau  oder  Kinder  getrennt  von  ihrem  Emfthrer 
an  einem  dritten  Orte  aufhalten. 

Es  wird  weiter  eine  Unterstützung  in  Geld  zu  he- 
Btimmten,  namhaft  gemachten  Zwecken  für  unge- 
setzlich erklärt,  und  zwar  nach  der  Otit  door  Relief  Ftü- 
hibitory  Order:  Unterstützung  zur  Bezahlui^  der  Wohimngs- 
uiiethe  oder  eines  Theiles  derselben;  nach  der  Out  door  Belief 
Refutation  Order  ausserdem  noch:  Unterstützung  zum  Zwecke 
der  Etablirung  des  Bedürftigen  in  einem  Handel  oder  Geschäfte, 
zum  Zwecke  des  Kaufes  oder  der  Einlösimg  von  Werkzeugen 
oder  sonstigen  Artikeln,  abgesehen  von  nothwendigen  Kleidunga- 
stücken und  Bettgerätlien,  sowie  regelmässig  auch  zur  Bestreitung 
von  Reisekosten. 

Wenn  die  LokalannenlvehÖrde  in  Spezialfällen  eine  Ab- 
weichung von  diesen  verschiedenen  Vorschriften  eintreten  m 
lassen  fUr  angezeigt  hält,  so  hat  sie,  unter  detaillirter  AnfDhrung 
desGrundes  der  Abweichung,  darüber  hinnen  15  bezw.  21  Tagoi') 
an  die  Zentralarmenhehörde  zu  berichten,  welche  die  Abweichung 
genehmigen  oder  misshilligen  kann.  Im  letzteren  Falle  hat  die 
Lokalbehörde  sofort  die  Art  der  Unterstützung  zu  andern. 

Abgesehen  von  den  hervorgehobenen  Aub- 
uahmefäUen  ist  es  den  Lokalbehörden  überlassen, 
in  welcher  Weise  sie  die  Utiterstützung  geben 
wollen.  Eine  Pflicht,  die  Unterstützung  nur  durch 
Aufnahme  in  das  Workhouse  zu  gewähren,  besteht 
somit  nur  in  einem  beschränkten  Maasse.  Alleim 
die  Armenbehörde  kann  in  allen  Fällen  die  Form  der  Aufbahme 
in   das    WorMouse  als  UnterstQtzungsart    wählen*),  und   die 


door  SeÜef  Rfftäation  Order  ein^eföhrt  ist 

')  Es  beeteht  bierio  nur  eine  Ausuahme  für  den  Fall,  ä»m  du  er- 
wtcheener  Armer  infolee  von  Alter  oder  KöipenHbrechlkfakat  TOUig 
arbeiteunfSbig  ist;  vergL  unten  8,  201  Anm.  2. 
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möglichste  Ausdfhiiuiig  <Hoser  Untei'stOtxunKsfoiiii  entspricht  deu 
Prinzipien  lies  eii^liüchen  Amienwcseus.  Die  Lokalliehördeii  werden 
hierauf  seitens  der  ZeutrallK-liÖnle  fortdauernd  liinRe^losen,  und 
gerade  in  jAnfreter  Zeit,  im  Verlaufe  der  letzten  15  Jahre,  hat 
das  Vcrhflltniss ,  iii  welchem  Vut  door  Relief  zur  ^esaiiimteii 
UnterstützuDfi  steht,  erhetilich  abfrenoniinen.  Die  Lokalanuen- 
behörden  hal>en  sich  iniiner  mehr  und  mehr  von  der  Kichtigkeit 
der  von  der  Zentrall)ehörde  in  dieser  Beziehung  aufgestellten 
Grundsätze  ütieraeugt.  Besonders  haben  dalH'i  die  l'oor  Law  Con- 
fermceft  auf  eine  weitere  Verhreitunp  und  iK'ssere  Durchführung 
dieser  Grundsätze  hinzuwirken  gesucht '). 

Das  Workhouse  sj/stftH  ist  weiter  iusofem  von  pnmiileKeudev 
Bedeutung  für  das  englische  Annenwesen,  als  das  Worlhoiisc 
den  nllgenioiuen  Slaassstali  fftr  die  Unterstütz  ungs- 
leistung  ahgiel>t.  Dem  Ansiimche  des  HilfsIvedUrftigen  auf 
Unterstützung  wird  stets  Genüge  gethan  dadurch,  tlass  ihm  die 
Aufnahme  in  das  Workhouse  at^ieboten  wird ;  wenn  er  dieselbe 
ablehnt,  so  besteht  für  die  Annentiehörde  keine  Veiptlichtui^ 
nir  Gewilhmng  einer  amlerweitigen  Unterstützung*).  Den 
Annenltehörden  ist  somit  eine  wesentliche  Handhabe  gegel>en, 
um  allen  Streitigkeiten  und  Unzufriedeidieiten  über  die  Höhe 
der  gewährten  Unterstützung  vorzulwugen,  bezw,  abzuiielfen.  — 
Wenn  einem  Aiiuen  linterstützimg  in  anderer  Form  als  dmvh 
Aitfiuihme  in  das  Workhouse  l>ewilligt  ist,  und  dersel)>e  mit  der 
Höhe  der  liewilligten  Thiterstützung  oder  mit  etwaigen,  damit 
verknüpften  Einschrilnkimgen  unzufrieden  sein  zu  können  glaubt, 
so  hat  die  Annenbehörde  dem  Annen  die  Aufnahme  in  das 
Workhouse  anzubieten.  In  dem  Workhowse  ist  Vorsorge  ge- 
troffen, dass  dem  Bedürftigen  das  zum  Leben  Nothwendige 
gewährt  werde;  eine  darülier  biuau^ehende  ^'erpflichtunp  be- 
steht nicht.  Somit  sind  Streitigkeiten  ül>er  die  Höhe  und  über 
die  Art  der  gewährten  Untei-stützung  ausgeschlossen.  Die  Unter- 
stützung im  Workhouse  kann  als  die  allgemeine  Basis  des  eng- 
lischen Annenwesens  angesehen  werden. 

In  dem  Workhouse,  auf  dessen  Einrichtung  unten 
jüüier  eingegangen  werden  soll ,  konzentrirte  sich  nach 
dem  Arm  enge  setze  von  1034  die  geschlossene 
Armenpflege.  Das  Workliouf^e  war  für  alle  3  Klassen 
der  Unterstützungsbedürftigen:  für  die  Amienkinder,  für  die 
arbeitsfähigen  und  fi)v  die  arl}eitsunf;ihigen  Annen  bestinunt. 
AJle  diese  Klassen  sollten  in  dem  Workhouse  Aufnahme  finden. 
Die  spätere  Entwicklung  ist  jedoch  dahin  ge- 
gangen, in  der  Anstaltspflege  zu  spezialisiren 
und  für  bestimmte  Klassen  von  Armen  spezielle 
Anstalten  vorzusehen. 
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Zuerst  geschah  diee  bei  den  ArmenkindeiiL 
Schon  1844  suchte  die  Gresetzgebung  auf  Ausscheiduiig  te 
Kinder  aus  dem  Workhouse  durch  Errichtung  von  Distrikta- 
schulen  hinzuwirken.  Neben  die  Distriktsschulen  sind  dann 
mit  der  Zeit  nodi  andere  Einrichtungen  für  die  Erziehung  dw 
Aniienkinder  ausserhalb  des  Workhouse  getreten:  separate  and 
certified  schools,  iraining  ships  und  vor  allem  das  hoaräwg 
out  System.  Immer  mehr  und  mehr  ist  hei  der  Behandlung  der 
Annenkinder  der  erzieherische  Gesichtspunkt  in  den  Vordergrund 
getreten.  Rücksichten  darauf,  in  welcher  Weise  diese  Kinder 
am  besten  zu  brauchbaren  Gliedern  des  Gemeinwesens  henn- 
gezogen und  den  Fesseln  des  Pauperismus  entrissen  werdai 
köimen,  sind  mehr  und  mehr  die  allein  bestimmenden  gewordeo. 
Dies  konnte  geschehen,  ohne  in  irgend  einer  Weise  mit  den 
allgemeinen  rationellen  Grundsätzen  des  englischen  Annenwesas 
zu  brechen.  Diese  Gnindsittze  laufen  auf  2  Hauptmomente  hin- 
aus :  ausreichende  Unterstützung  für  die  Bedüntigen  und  Ge- 
währung dieser  Unterstützung  in  einer  Weise,  dass  den  fiblai 
Folgen,  welche  mit  einem  Verlassen  auf  dieselbe  verbunden 
sind,  vorgebeugt  und  zur  eigenen  Fürsoi^e  und  Vorsicht  an- 
gespornt wird.  Bei  der  Behandlung  der  Armenkinder  föllt  dts 
letztere  Moment  fllr  die  Kinder  selbst  hinweg;  sie  sind  gar 
nicht  in  der  Lage,  selbst  Vorsorge  für  sich  zu  treffen;  wenn 
sie  der  Armenlast  anheimfallen,  so  kann  dies  nur  den  Eltern 
zur  Last  gelegt  werden.  Nur  hinsichtlich  der  Eltern  sind 
deshalb  Vorkehrungen  zu  treffen,  damit  dieselben  nicht  duith 
die  ihren  Kindern  im  Falle  der  Bedürftigkeit  zu  Theil  werdende 
Unterstützung  zum  Leichtsinne  in  der  Gründung  einer  Familie 
und  zum  Unterlassen  von  Vorkehrungen  für  die  Unterhaltung 
derselben  verleitet  werden.  Dies  aber  ist  in  ausreichender 
Weise  dadurch  grechehen ,  dass  die  Unterstützung ,  welche  die 
Kinder  erhalten,  als  eine  den  Eltern  gewährte  Unterstützung 
angesehen  wird  und  deshalb  mit  solchen  Beschrfinkungen  für 
die  Eltern  seilet  verbunden  ist,  als  ob  die  Eltern  die  Unter- 
stützung für  sich  in  Anspruch  genommen  hätten.  Wo  also  die 
Chd  door  Relief  Prohibitory  Order  eingeführt  ist,  erfolgt,  falls 
iler  Vater  bezw.  die  Mutter  ari>eitsfähig  ist,  die  UnterFtfltzuBfr 
der  Kinder  r^elmjlssig  nur.  wenn  zu  gleicher  Zeit  die  Elten 
in  das  WorTchouse  aufgenommen  werden').  Der  Unter- 
stützung der  Armenkinder  ausserhalb  des  Wori- 
house  steht  also  von  dem  Standpunkte  der  Armen- 
prinzipien nichts  entgegen.    Ueber  die  Frage  selbst,«* 


')  Die  Ausnahmeo  hiervon  eiod  schon  herroi^hobcD  worden.  & 
bcetehen  Aasnahmen  a)  ftlr  blinde,  faube,  stumme  und  geitteskiub 
Rinder;  h)  in  andern  Fällen,  wo  Utit«rstüt>Qiig  nur  infolge  von  Kml- 
heit  der  Kinder  benöthigi  wird;  c)  bezfiglicfa  der  Gewlbrone  tod  Sehil- 
geldeiD. 
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die  Erziehung  der  Kinder  aui  l)esten  im  Worhhouse  oder  in 
anderer  Weise  gefördert  wird,  soll  unten  nkher  gebändelt  werden. 

Seit  dem  Beginne  der  60er  Jahre  ist  man  bestrebt  gewesen, 
neben  den  Armenkindem  noch  eine  aTidere  Klasse  von  Armen 
aus  dem  Workhouae  auszuscheiden,  nämlich  die  armen 
Kranken.  Hier  darf  allenlings  das  Moment,  die  Bevölkerung 
zur  eigenen  Fürsorge  i^r  etwaige  Krankheitsfälle  anzuspornen, 
nicht  aus  dem  Auge  verloren  werden-  Allein  neben  dies  Moment 
treten  hier  noch  andere,  welche  gebieterisch  Beachtung  erheischen. 
Zunächst  ist  Rücksicht  zu  nehmen  auf  die  bei  gefahrlichen  und 
bi'soDders  bei  ansteckenden  Krankheiten  für  das  Gemeinwesen 
drohenden  Gefahren ,  denen  in  den  WorMouses,  welche  ja  nicht 
speziell  zur  Aufnahme  von  Krauken  eingerichtet  sind,  nicht  in 
genügender  Weise  vorgebeugt  weiden  kann.  Dann  aber  können 
bei  den  Kranken,  welche  dureh  ihre  Leiden  selbst  schon  schwer 
genug  getrüffen  sind,  humiuie  Gesichtspunkte  nicht  unbeachtet 
bleiben.  Daneben  tritt  auch  das  vulkswirthschaftliche  Moment, 
wonach  es  rathsnni  ei-scheint,  Personen,  welche  sich  bisher  sellist 
ernährt  und  erst  in  Folge  von  Krankheit  aufgehört  haben, 
nützliche  Glieder  des  Gemeinwesens  zu  sein,  möglichst  schnell 
wieder  in  den  Vollbesitz  ihrer  Arlwitskräfte  zu  bringen.  Ans 
all  diesen  Gründen  ist  es  angezeigt,  hei  der  Behandlung  der 
aimen  Kranken  dem  sanitären  Gesichtspunkt«.'  eine  vorzugsweise 
Bedeutung  einzuräumen.  Den  Fragen,  wie  sind  die  Kranken 
mit  Rücksicht  auf  die  Gefahren  einer  Ansteckung  uud  mit  Rück- 
sicht auf  die  Heilung  am  besten  zu  behandeln  uud  wie  ist 
ihnen  im  Falle  unheilbarer  Krankheit  das  Leben  möglichst  er- 
träglich zu  machen,  muss  hier  nelieu  den  Annenprinzi))ien 
Beachtung  geschenkt  werden. 

Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  hat  man  sich 
bemüht,  die  armen  Kranken  möglichst  aus  den 
WorJchouses  heraus  und  in  andere,  mehr  für  die- 
selben geeignete  Anstalten  hineinzubringen.  In 
der  Metropolis  ist  diese  Aus-scheidung  der  Kranken  au.s  den 
Worihouses  iR-reits  vollständig  durchgeführt.  Es  bestehen  für 
dieselben  mßrmaries,  sick  asyiums,  limatk  asyfuma,  fever  hos- 
pitais,  smatl  pox  hospitals,  hospiUd  skips  u.  s.  w.  Auch  im 
übrigen  Lande  sti-ebt  man,  so  weit  es  die  iK'Sonderen  Verhält- 
nisse hier  gestatten,  nach  Enicbtung  derartiger  Spezialanstalten. 
Aussenlem  machen  die  ArmenlK'hörden  hier  von  dei'  ihnen 
zustehenden  Befugniss,  zu  Pi-ivat-  oder  Wohlthatigkeits- 
Krankenanstalten  zu  sul)skribiren,  i-eichlichen  Gebrauch  und 
erreichen  es  dadurch,  dass  wenigstens  diejenigen  armen 
Kranken,  welche  einer  eii^ehenden  und  soi-gfilltigen  ärztliclien 
Behandlung  bedürfen,  in  geeigneten  Spezialanstalten  Aufnahme 
fimlen. 

Eine  Trennung  von  den  übrigen  BörXJiOKse- Insassen  hat 
Siidann    noch    bezüglich  der  casual  paupers  stattgefunden. 
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Für  diescll>en  sind  entweder  besondere  Anstalten  oder  besondere 
Abtheilungen  in  den  Workhouses  hestiuimt  (casual  warät). 
Man  hat  es  bei  dieser  Klasse  von  Armen,  welche  nur  vortber- 
gehend,  zumeist  nui-  um  01«iach  während  der  Nacht  zu  erhalten, 
die  öffentliche  UntersttttzunR  in  Anspruch  nehmen,  fllr  nöthig 
gehalten,  das  polizeiliche  Moment  Schürfer  zum  Ausdruck  zu  bringen 
und  durch  Verschärfung  der  Disziplin  und  sonstige  Beschhkn- 
kungen  eine  Behandlung  herbeizuführen,  welche  die  Mitte  zwischen 
Unterstützung  und  Stvfrfe  hält.  Man  glaubte  so  die  Vorschrift«! 
g^en  Bettler  und  Vi^5abunden,  mit  denen  die  Klasse  der  catwd 
paupers  häufig  zusainmeuMlt,  in  einer  Weise  ergänzen  zu 
können ,  welche  den  anerkannten  Mängeln  der  bestehenden 
Strafvoi-schriften  einigennaassen  abhelfen  würde.  Ob  man  dss 
Richtige  getroffen  hat,  soll  imten  noch  näher  erörtert  werden, 
und  es  sollen  dabei  die  Bestimmungen  über  die  casual  pavpm 
zusammen  mit  den  Strafvorschriften  gegen  die  Bettler  nnd 
V^al)unden  zur  Darstellung  gebracht  werden. 

Aus  den  hier  gegebenen  allgemeinen  Grundsätzen  über  die 
Art  der  Unterstützungsleistung  ergelwn  sich  als  die  einzelnen, 
in  Kapitel  IV  näher  zu  l)ehandeinden  Zweige  des  ei^liscben 
Armenwesens : 

a)  Out-door   Relief; 

b)  das    Workhouse; 

c)  die  Erziehung  armer  Kinder; 

d)  die  Arnienkrankenpflege; 

e)  die  Behandlung  der  casaal  paupers,  sowie  der 
Bettler  und  Vagabunden. 

Hieran  soll  sieb  mit  Rücksicht  auf  die  schon  mehrfach  her- 
voigehobenen  Besonderheiten  der  Armenverwaltimg  in  der  Me- 
tropolis eine  gesonderte  Dai-stellung  des  hauptstädtischen  Armen- 
wesens  anschliessen. 


§  7- 

Für  die  richtige  Beuitheilui^'  eines  Armensystems  ist  « 
vor  allem  von  Bedeutung,  festzustellen ,  in  welcher  Weise  Vor- 
kehrungen getroffen  wonlen  sind  zur  Sicherstellung  einer  ge- 
hörigen Erfüllmig  der  Unterstützimgspflicht  und  einer  sachgemissen 
Duirhfühi-ung  der  allgemeinen  Armenprinzipieu.  Dal>ei  sind 
folgende  2  Fragen  zu  l>eaiitworten : 

1)  In  welcher  Weise  ist  für  die  Beschaffimg  der  für  du 
Armenwesen  nöthigen  Mittel  gesoi-gt? 

2)  In  welcher  Weise  ist  das  Armenwesen  oi^anisirt?  wie  ist 
durch  die  Oi^saidsation  die  DurchfUhiuug  der  Annenprin- 
zipien  gesichert? 


V.  4.  201 

För  diese  Iwideu  Fragen,  welche  im  Kapitel  11  und  DI  des 
näheren  behandelt  werden  sollen,  sind  hier  nur  noch  die  allpe- 
lueinen  Grundsätze  zu  gelien. 

Veranschaulichen  vir  uns  zunitchst  den  Gang  des  Untei- 
BtOtzungsverfahrens  in  seinen  HauptzUgen'). 

Der  Hilfeliedürftipp  hat  sich  regelniftssig  an  den  Iwsoldeten 
Unterstützunssheaniten  des  Bezirks  (RtUeving  Oßcer)  l)ehuis 
Erlangung  einer  Untei-stHtzung  zu  wenden.  I>er  letzteie,  welcher 
jedes  Untei-stützuiyisgesuch  in  ein  Kapi)oiilnich  (Application 
and  Report  Book)  einzutragen  hat,  soll  sich  dann  sofort,  ins- 
besondere duifh  Besuch  des  Antragstellei'S  in  der  Wohnung  von 
der  Hilfebedlli'ftigkeit  und  den  iiiiberen  Umstanden  des  Falles 
Überzeugen  und  in  der  nächsten  ordentlichen  Sitzung  des  Boarü 
of  Guardians  dartlliev  nach  einem  I)estiinniti'n  Frageformnlai-e 
Bericht  ei-statten.  Dieser  Sitzung  hat  der  Jielieving  Officer 
persöiilich  lieizuwohnen,  Begelniiissi;;  wini  auch  der  Hilisl«*- 
dOrftige  geladen.  Anf  den  Bericht  des  Relieving  Officer  hin,  in 
welchem  hauptsüchlich  die  Frage  nach  cter  ArlR-itsfilhigkeit  und 
dem  Gesundheitszustände  des  Bedürftigen,  sowie  nach  rleui  Vor- 
handensein verminender  Alimeiitationsverpflichteter  des  näheix'u 
erörtert  zu  werden  i)flegt ,  und  nachdem  etwa  erforderliche 
weitere  Fingen  an  den  Hilfehedllrftigen  selbst  gestellt  worden 
Bind,  entscheidet  das  Board  of  Gnardians  (liier  die  Gewfthruni.' 
einer  UnterstUtzimg ,  eventuell  über  die  Art  dei-sellien.  Das 
Board  of  Gvardians  ist  l>ei  seiner  Beschlussfassung  im  all- 
gemeinen frei  und  l)ezüglich  der  Art  der  Unterstützung  nur  an 
die  im  vorhergehenden  Paragraphen  dargestellten  Vorechriften 
gebunden-). 

Die  Entscheidung  Ober  die  Oewilhi-ung  einer  llnterettttzung 
ist  von  dem  Vorsitzenden  oder  dem  Clerk  des  Board  of  Ouar- 
dians  in  ein  I)esondere8  Buch  (Relief  Order  Book)  einzutragen, 
nnd  die  Ausfllhrung  dei-sellven  ist  von  dem  Believituf  Officer  zu 
bewerkstelligen. 

Neben  diesem  regelmässigen  Gange  sind  noch  besondere 
Anordnungen  für  Fälle  driuuender  Noth  ftetroffen: 
tn  Fällen  von  sudden  and  urgent  necessity  kann  der 
Unterstützm^beamte  sofort  Untei-sttltzung  gewähren,  jedoch  nicht 


■)  Vorgl.  hierfür  vor  allem  die  Conxolltlnted  Oriln-  vom  24.  Juli  1847. 
Ölen,  P.  L.  O.  K.  1—248.  Es  snlleu  hier  blos  die  HauptzUge  gegebeu 
vorden,  bezüglich  dea  Details  ist  auf  die  uachfolgeiiden  AoBclmitte  zu 


*)  AusDahms weise  ist  für  den  Fall,  dass  ein  erwachBener  Armer 
infolge  von  Alter  oder  Körpergebrechlicbkeit  vüliig  erbeitaunfSliig  ist, 
2  F^iedenBrichtem  die  BefiigniBS  beigelegt  worden,  durch  eine  Order  die 
OewShnmg  eiaet  UnteistQtzung  auBserhalb  des  Workhouae  anzuordnen, 
voniugesetzt  daai  wenigstens  einer  dieser  fMedensrichler  die  völlige 
AÄdlmnfHhigkait  aus  eigener  Wissenschaft  atteatirt:  4  a.  5  Will.  IV. 
e.  78  fl.  27. 
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in  Ge](!,  sondern  nur  in  Naturalien,  den  noÜiwendigsten  Lebeos- 
niitteln  und  Kleidungsf;eeeiiständen  oder  durch  die  Ertheilvnig 
eine  Aufnahino-Order  in  d«s  Workhouse.  Der  Hilfebedürftige  ist 
alter  in  ilringentien  Fällen  überhaupt  nicht  genöüiit^t,  sich  zuerst 
an  den  UnterstUtzungsheamten  zu  wenden.  Er  kann  Tielmehr 
den  Voisteher  (ies  Arbeitshauses  (Master  of  the  Worlütona^ 
uin  Aufnahme  in  dasselbe  ersuchen ,  und  der  letztere  ist  zur 
Auftiahnie  verpflichtet,  falls  wirklich  ein  Fall  von  sudde^  and 
urgent  necesaibf  vorliegt  Femer  kann  der  Hilfet)edürftige  in 
dringenden  Fällen  sich  an  einen  Overseer  wenden,  welcher  Unter- 
stützung in  gleicher  Weise,  wie  der  Relieving  Officer,  in  Naturalien 
oder  durch  Ausstellung  einer  Äufnahine-Order  in  das  Work- 
house gewjthren  kann ,  Über  das  Gewährte  aber  sofort  an  den 
Relieving  Ofßcer  zu  berichteu  hat  Wenn  der  Owrseer  die 
erforderliche  Unterstützung  aus  eineu)  nicht  gerechtfertigten 
Grunde  verweigert,  so  kann  er  durch  jeden  Fiiedenaichter 
zur  Gewährung  einer  Unterstützung  in  den  al>solut  nothwendißen 
Naturalien  gezwui^eii  werden.  Er  hat  dem  Befehle  des  FriedenB- 
richters  bei  Vemieidui^  einer  Strafe  von  5  ji?  sofort  Folge  zu 
gelien.  Der  Friedensrichter  kann  ausserdem  ohne  weiteres  in 
Fallen  plötzlicher  und  gefährlicher  Krankheit  die  ärztliche  Unter- 
stUtJEung  anordnen ').  Der  Armenarzt  hat  dann  den  Kranken  zn 
besuchen;  und  die  etwa  verschriebene  Medizin  ist  zu  verab- 
reichen. Alle  diese  in  dringenrien  Fällen  getroffenen  Anord- 
nungen sind  jedoch  nur  vorläufige ').  Die  BeschlussÜassung  über 
die  definitive  Unterstützung  liegt  dem  Boar.l  of  Guardians  ob, 
welchem  der  Relieving  Ofßcer  üIkt  alle  diese  Fälle  in  der 
nächsten  Sitzung  zu  berichten  hat. 

Die  Beschaffung  der  für  das  Armen  wesen  noth- 
wendigen  Mittel  liegt  den  Overseers  oh,  welche 
dieselben  im  Steuerwege  durch  die  Foor  Rate  auftreiben.  Die 
Steuer  wird  praenunierando  auf  einen  bestiuin:ten  Theil  des 
Jahres  —  meist  dreimonatlich  —  erhoben.  Es  ist  jedoch  jeder- 
zeit eine  ergänzende  Steuerausschreibuug  zulässig,  falls  die  that- 
sächlicheii  Bedllrfhisse  über  die  erhobenen  Summen  hinauf^ebeL 
Die  Overseers  sind  persönlich  mit  ihrem  ganzen  Venni^B  für 
die  Beschaifiuig  der  fllr  das  Annenwesen  erforderlichen  Sununen 
verantwortlich.  Die  Oitaräians  sind  somit  hei  ihren  Anordnui^fli 
von  jeder  Rürksichtnahme  auf  die  vorhandenen  Mittel  befreit 
Die  Mittel  richten  sich  nach  den  Bedürfiiissen,  nicht  omgekehrL 

Wenn  wir  nunmehr  auf  die  Frage:  wie  ist  thatsilchlicli 
für    die   Ausführung    it  e r    A  rm  e n  p r i  n  z  i  p i  e n   So r^e 


')  4  B.  5  Will.  IV.  c.  76  8.  54. 

')  Eh  mag  dabei  hier  nochmalB  faervoisehoben  werden,  dtv  dm 
Torläufigen  Anordnungen  zu  treffen  sind  ohne  Rilckneht,  ob  det  &■ 
dürftige  in  dem  betreffenden  Bezirke  heintAtheherechtigt  ond  ob  er  ut- 
neiabir  ist  oder  nicht. 
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getragen?  näher  einp:ehen,  so  sind  ilahei  nach  dem  Charakter 
des  en^jischen  Annenwesens  zwei  Momente  zu  unterscheiden: 

1)  Wie  ist  dafilr  gesorfrt,  dass  kein  wirklich  Hilfsbedürftiger 
ohne  Unterstützung  bleibt? 

2)  Welche  Vorkehnii^en  sind  ffetroffeii,  damit  die  Unter- 
Btütiun^  gemäss  den  zu  R<>(.-ht  bestehenden  Voi'schrifteD 
erfolgt,  damit  insbesondere  die  foor  Rate  nicht  in  einer 
Weise  verwendet  winl,  welche  den  Prinzipien  dos  englischen 
Armenwesens  und  den  Cinindsittzen  aber  die  Bestreitung 
von  Annenkosten  aus  öffentlichen  Mitteln  entg^en  ist? 
Die  Unterstützung  der  wirklich  Hilfsbedürftigen 

ist  zunächst  schon  sicher  gestellt  durch  die  Organi- 
sation des  Unterstützungswesens, 

Im  Falle  dringender  Noth  kann  sich  der  Bedüi-ftige  nach 
seiner  Wahl  an  drei  vei-schiedene  Organe  wenden:  an  den  ho- 
Boldeten  UnterstützungslH'amten ,  an  den  Vorst<'her  des  Work- 
Itouse,  oder  an  einen  der  Overseers.  Gegennlier  einer  ungerecht- 
fertigten Abweisung  seitens  dos  letzteren  schützt  die  weitere, 
deui  Friedensrichter  gegebene  Befngniss.  Bei  dein  UnterstUtzunga- 
heamten  und  dem  Vorsteher  des  Workhome  kommt  in  Betracht, 
dass  dieselben  nicht  nur  der  Kontrolle  der  Guardians  unter- 
Btehen,  sondern  weiter  auch  von  der  Zentralbehörde  sofort  ent- 
lasshar  sind ,  falls  irgend  eine  I^fliclitvei-silumniss  dieser  be- 
Bohleten  Beamten  lautbar  wird*). 

Dafür,  dass  diese  der  Zentrall)ehürde  gegebene  weit  gehende 
Aufiiichtsbefugniss  praktisch  zur  Dui'Chfühning  und  Geltung 
kommt,  wird  durch  die  Inspektoren  in  ausreichender  Weise 
gesonnt.  Durch  diese  „Aiyren  und  Ohren"  der  Zentralbehörde 
wird  auf  alle  in  irgend  einer  Fonn  eingehenden  Beschwerden 
das  Sachverhnltniss  ennittelt  und  die  eventuell  erforderliche  Re- 
medur  angeordnet.  Auch  ohne  spezielle  Beschwerden  wird  eine 
wirksame  Kontrolle  dui-ch  die  Inspektoren  schon  dadureh  geülit, 
dass  diesellien  periodisch  den  Sitzungen  der  einzelnen  Boards 
of  Ouardiam  ihres  Bezirks  lieiwohnen  und  sich  dabei  übei^zei^en 
können,  in  welcher  Weise  die  vei-schiedenen  Organe  der  ört- 
lichen Ai-menverwaltung  ihren  Pflichten  nachkommen.  Infolge 
der  angeonlneten  detaillirten  Buchführung,  liei  welcher  jedes 
einzelne,  wenn  auch  noch  so  unl>egi-ündete  Untei-sttttzungsgesuch 
und  der  ganze  Verlauf  des  Falles  zur  Registrining  gelangt,  ist 


')  1  k.  5  Will,  IV.  c.  76  B.  48;  die  Beftigniss  dw  Zentralbehörde 
ist  eine  abeolut  iliskretioiiäre.  In  einem  speziellen  Falle  Teather  i'.  The 
Poor  Lau-  Com»m>iM\erf  (19  L.  J.  M,  C.  70;  15  J.  P.  36)  Ut  enlachieden 
worden,  das«  die  Zentralbehürde  dem  betreffenden  Beamten  weder  vorher 
Nachricht  von  der  beantragten  Entlaseung  zu  geben  noch  ihn  über  das- 
jenige, waa  er  etwa  m  seiner  Vertheidigung  anführen  möchte,  zu  hören 
Disnche.  Der  entlassene  Beamte  kann  nur  mit  ausdrücklicher  Genehini- 
gang  der  Zentialbeh<trde  wieder  in  irgend  einem  Zwdge  der  Ärmen- 
verwaJtung  angestellt  werden. 
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leicht  und  schnell,  besoudera  mit  dem  hierfür  geübten  Aii^  dps 
Inspektors,  zu  übei-sehen,  oh  ii^ndwo  eine  Pfliphtversaiunniss  tor- 
trefallcn  ist 

Da  nun  die  Zentralbehörde  jede  Piliehtversilumniea  der 
besoldeten  Beamten  unnachsichtüch  iiüt  sofoitifter  Entlassunü 
bestiait,  und  da  andererseits  kaum  anzunehmen  ist,  dass  sich 
das  Kolli^ura  der  gewählten  Guardiems  beztlglich  der  wirklich 
zu  seiner  Keimtiiiss  gelaugten  Fälle  einer  Pflichtversäumniss 
schuldig  inacheu  wird  —  welche  alsbald  durch  die  Presse  he- 
kaimt  gemacht  und  den  öfFeutlicbeu  Tadel  nach  äch  ziehen 
würde  — ,  so  erscheint  die  Möglichkeit,  rtass  einem  wirkhch 
Ilutei-stützungslwdürftigen  die  Untei-stützung  verweigert  werde, 
schon  an  sieh  so  gut  wie  au^-oschlosseu. 

Weiter  wird  die  Unterstützung  aber  auch  noch  durch  das 
Bestehen  von  Reehtsbehelfen  sicher  gestellt.  Zunächst 
würde  eiue  kriminelle  Strafe  (inJictment)  eintreten  gegen 
diejenigen ,  durch  deren  Schuld  eine  wirklich  mittellose  Person 
ohne  Hilfe  gelassen  ist  und  dadurch  einen  Schaden  erlitten 
hat.  Falls  ein  Armer,  welchem  die  Unterstützung,  um  die 
er  angehalten  hat,  verweigert  worden  ist,  infolge  dessen  des 
Hungertodes  sterben  würde,  so  würde  zweifellos  der  Schuldige 
wegen  Todtschls^  (manslaughier)  zur  Anklage  gestellt  werden ')- 


')  Wie  mir  Mr.  SeDdali  {Assistant  Secretaty  des  Local  GtKtmmtfl 
Jioarä)  und  Mr.  Hedlej  [Gentral  Inxpectof  of  thr  Poor)  versichert  haboi. 
ist  dies  nicht  bloeae  Theorie,  sondern  der  Belieping  Officer  iat  Dch 
seiner  schworen  Verantwortlichkeit  iu  dieeer  Beziehung  völlig  beinmt 
'Ea  ist  mir  mitgetheilt  worden ,  duBS  das  L.  G.  B.  in  allen  Fällen. 
wo  der  \'erdacht  einea  aus  Kahrangsmangel  hervorgegangenen  Tode» 
vorliegt,  scinerseite  eine  Untenucbang  veranlasst,  ob  der  Betreffende  um 
eine  öffentliche  Unterstützung  eingekomtneu  ist,  und  eventuell  was  m 
dem  Antrage  geworden  ist.  In  einigen  F&llen  soll  sich  dabei  in  der 
That  ergeben  haben,  daes  ein  Antrag  auf  öffentliche  Untenlütznng  ge- 
stellt und  dass  auch  eine  Auüiahme-Order  in  das  Workhoust  von  der  Aimeii- 
behörde  gewährt  worden  war,  daee  jedoch  der  Arme,  welcher  Unto- 
fitätzung  ausserhalb  des  WorkhoUKe  beauBpruehte,  nicht  in  daa  WVMtntw 
gegangen  ist  und  dann  thatsSchlich  Hungers  starb.  Derartige  Fllk 
w^en  von  den  Uegnem  des  englischen  Armenweeens  als  Bchlagendc 
Bdepiele  Tdr  die  Fehlerhanigkeit  und  ünvollkoniinenheit  desselben  an- 
Kefuhrt.  Nach  meiner  Meinung  beweisen  diese  Fälle  nur,  dass  das  eng- 
lische System  insofern  der  Er^änzun^  bedürfte,  als  man  ee  nicht  vom 
Belieben  des  wirklich  Bedürftigen  abhängig  sein  lassen  sollte,  ob  er  die 
ihm  bewilligte  Aufnahme  in  das  Workhoiisf  annehmen  will  oda  nickt. 
Man  kannte  noch  einen  Schritt  weiter  geben  und  die  UnteistUbEon; 
wirklich  Hilfsbedürftiger  von  einem  Antrage  derselben  nnabhüngis  machoi, 
indem  man  dem  Untcrstiitzungsbeamten  die  Befugniss  giebt,  solclie  Po- 
Boncn,  welche  thalsächlich  ohne  alle  Existenzmittel  sind  und  dum 
Nachweis  nicht  fiihren  können,  iu  welcher  Weise  sie  ihr  Leben  zu  friitn 
im   Stande   sind,    in   das    Workhoune  zu   bringen.     Ea   sei   dabei  berror- 

fehoben,  dass  sich  die  Zahl  der  Fülle,  in  welchen  dar  Sprach  ia 
'oToner'ii  Jtinj  auf  i^fath  fi-otii  starration  lautete,  im  Jahre  IBöl  auf  H 
und  im  Jahre  1882  auf  58  beüef,  VenrI.  Pari.  Pmen  1882  Bd.  S9 
S.  276  und  1883  Bd,  59  S.  441. 
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Sodann  aber  bosteht  ein  weiter  Reclitsbchelf  in  dem  Manänmtts 
des  englischen  I'rozesses.  Falls  einen)  Mittellosen  die  öiTeutliche 
UnU?rstützunK  verweigert  wird .  so  kann  die  Sache  zur  Ent- 
RcheiduDg  des  höchsten  Gerichtshofes  (Queen's  Bench)  dadurch 
Siebrncht  werden ,  dass  eine  Order  of  Mamhtmus  erwirkt  wird, 
welche  der  betreffenden  Aniienbehörde  anliefiehlt,  die  Unter- 
stützung zu  gewähren  oder  einen  Grund  zii  zeigen,  weshalb 
von  der  (iewflhnuig  abgesehen  wird  (mh  nisi)*). 

Praktisch  wird,  wie  schon  gesagt,  kaum  je  ein  Aulass  vor- 
ü^en,  von  diesen  ßechtsbelielfen  Gebrauch  zu  machen;  jeden- 
falls ist  die  in  England  ganz  allgemeine  Ueber- 
zeuguDg,  ilass  die  Unterstützung  wirklich  Ililfs- 
bedtlrftiger  sichergestellt,  dass  keinem  Hilfs- 
bedttrftigen  die  Unterstützung  verweigert  wird, 
eine  wohlbegründete. 

Aber  auch  nach  der  andern  Richtung  hin,  was  die  Ver- 
hinderung ungerechtfertigter  Ausgaben  betrifft,  sind 
in  dem  englischen  Annenwesen  genllgende  Maassregeln  getroffen, 
und  zwar  ist  dies  geschehen  durch  die  Einrichtung  der 
Rechnungsrevision.  -  Wie  der  Belteving  Officer  diejenige 
Person  ist,  durch  welche  vorzugsweise  eine  Gewilhr  dafür  ge- 
schaffen ist,  dass  jeder  Hilfsbedürftige  die  erforderliche  Unter- 
stützung erhält,  so  ist  der  Distriktär6chuungsre\'isor  dafür  be- 
stimmt, die  Art  der  aus  den  Poor  Rates  Iwstritteneu  Veraus- 
gabungen zu  ülterwachen '). 

Dem  District  Auditor  liegt  es  ob,  die  zahlreichen,  für  die 
Annenverwaltung  zu  führenden  Bücher,  Listen  und  Tabellen*) 


')  Ee  ist  nur  ein  einziger  Fnll  liekanot,  in  welchem  tod  diesem 
fieehtsmittel  (hatsSchlich  Oebrttuch  gemai^ht  worden  ist.  Ea  ecschah  dies 
im  Jahie  1864  gegen  die  Netttoti  and  Uanidloes  Union.  In  diesem  Falle 
bemerkte  der  damalige  Xord  CAi'r/'Jii.'d're  Cockbum;  Ko  douht  Ihere  ought 
to  bt  some  TOMdy  if  a  ^oor  person  i's  refuxed  relief,  nnd  an  indtctment, 
alOtmißh  a  mtam  of  puntthment,  i»  Jxtf^  a  remedy.  An  inäiciment  iciÜ 
mit  gwe  reJief  to  the  destiltUe  person.  T%(  remedy  by  nuindamus  may  he 
s  long  uiay  off,  but  if  there  ig  no  betler  it  inust  he  renorUd  to.  We  eannot 
uty  that  die  Guardinns  are  arbitrarely  to  refugf  relief  to  a  deRtüvtt  perKon 
«tUoHt  iiiKf  cauge  and  Ire  muet  nee  tchat  that  reagon  »uty  be. 

*)  Die  gesetzlichen  Bestimmungen  über  daa  Audil  sind  enthalten  in 
7  a.  8  Vlct.  c.  IUI  s.  32-39  und  II  a,  12  Vict  c.  91;  sodann  kommen  in 
Betncht  die  General  Order  for  Äecoiinls  vom  14.  Januar  1867,  sowie 
die  Gewral  Order  vom  25.  April  1879.  —  Glen,  P.  L.  0.  8.  577—689  u. 
a  742—786. 

')  Das  ÄppUeation  and  Report  Book,  die  Outdoor  Relief  IA»t  nnd 
dai  Beceipt  anä  Expenditure  Book,  welche  von  dem  Relievi^  Officer  za 
fuhren  nnd,  die  von  dem  Magter  of  the  Workhouge  zu  fuhrende  In- 
door  Relief  Ligt,  das  Relief  Order  Book,  das  Pauper  Claggification  Book  nnd 
General  Ledger,  welche  Bücher  vom  Uerk  ofüi«  Guardia<M  va  führen  sind, 
und  endlich  du  von  den  Onergeerg  zu  fünrende  Rate  Book  und  Book  of 
Beeeipts  and  Payment»  dürften  die  wichtigsten  Bücher  sein.  Daneben 
bettenen  aber  noch  eine  grosse  Zahl  anderer.  Der  Master  of  the  Work- 
hoMt  hat  nicht  weniger  als  19   verschiedene  Bächer  und  QuartalsUber- 
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einer  [^rundlichen  I'iilfung  zu  unterwerfen  und  zn'w  nicht  nur 
nach  der  fonuellen  Seite  hin,  ob  diese  Bücher  und  listen  den 
sehr  eii«iehend('u  Vorschriften  gemäfs  Keflihrt,  ob  die  nöthigen 
Rechtsbelege  beigebracht  sind ,  ob  kalkulatorisch  nichts  zu  mo- 
niren  ist.  sondern  auch  materiell,  ob  alle  Ausgabeposten  tot 
dem  Gesetze  f^rechtfertipt  sind.  Wenn  der  Auditor  Ausübe- 
posten  fttr  ungesetzliili  oder  in  ihrer  Höhe  für  ungerechtfert^rt 
hält,  so  hat  er  den  betreffenden  Betrag  zu  ilefektiren  (digaüoK)*). 

Jeder  Beamte  der  Armenverwaltung  ist  dabei 
für  die  von  ihm  angeordnete  und  vorgeschriebene 
Verwendung  von  Geldern  persönlich  verantwort- 
lich, und  für  den  als  ungesetzlich  erklärten, 
defektirteu  Betrag  persönlich  haftbar.  Der  Befehl 
eines  Vorgesetzten  entbindet  nicht  von  dieser  Verantwortlich- 
keit. Jeder  Beamte  ist  ausdrücklich  veri)flichtet ,  einer  An- 
ordnung, welche  er  fur  ungesetzlich  halten  muss,  nicht  Folce 
zu  leisten*). 

Die  Rechnuugsrevision,  für  welche  durch  die  vorzüglich  aus- 
gearbeiteten Rechnungsfoniiulare  und  die  mustergiltigen  Vor- 
schrifteu  Über  die  Buchführung  die  erforderliche  Unterlage  ge- 
boten ist,  führt  eine  vollständige  Kontrolle  über  alle  Annenaus- 
gaben herl)ei ,  und  gewährt  volle  Sicherheit  dafür ,  dass  nur 
wirklich  zulässige  Posten  passiren.    Die  Rechuungsrevision  cr- 


eichten  auszufüllen.  Es  dürfte  kaum  zu  beetreitcu  sein,  daas  das  Schrdberej- 
wcrk  hier  etwas  xu  weit  getrieben  iet. 

■|  Schon  der  Akt  öO  Oeo  III.  c.  49  b.  1  autoriairte  die  Frieden» 
richter,  aus  dun  ßeclmungeabai'hlüaaen  der  Oversfera  lo  gtrih  out  aB 
intrdiaTge»  and  paymenU  a>  they  «hall  deem  to  be  unfounded  tmd  to 
rtäuet  nifch  ot  tKty  slmll  dreiii  tO  be  ixorhitnnl;  sodaim  beatüomte 
4  a.  5  WiU.  IV.  c.  76  s.  89,  daas  Jeder  Fricdciurichter  sollte;  dudlinr  n» 
illrgal  and  uiifounded  all  iiagmenls  and  charyen  or  allotntnees  cotitrarif  to 
tlte  i>rorisiiMS  iif  tili*  act  or  lo  <i«y  such  tvle,  order  or  rtguiation  of  tin 
naid  coiiiiiiissitmer'.  Eine  unter  dem  1.  .März  1836  erlassene  Order  enl- 
hält  eine  amtliche  Uebereicht;  irhat  niny  he  inchiÄed  in  accounU.  Dam 
wird  niclit  nur  piisitiv  festgestellt,  zu  welchen  Zwecken  die  Füor  Bak 
gesetzlich  verwendet  werden  darf,  sondern  auch  nepitiT.  welche  Am- 
gn.ben  ungesetzlicli  sind.  Hierunter  sind,  was  für  oie  bisherigen  Hi» 
bi'Auclie  in  dem  Annen  wesen  reclit  bezeichneiid  ist,  nicht  nur  auJFgefüU 
.AuWabeu  für  Aip  \'erheirathuDg  von  Annen",  sondern  auch  „Anegibn 
tfir  Festessen"!  Eine  Zusammeiietelluug  der  Zwecke,  fllr  welche  iientigcD 
Tages  die  Armeuatcuer  verwendet  werden  darf,  wird  von  Bunt  a.  a.  Ü 
S.  llOSff.  gegeben.     Der  Distrikts- Auditor  kontroUirt  und  überwacht  M 

C'  '.Ol  einzelnen  Reclmungspoaten  die  Befolgung  der  armengesetaliebeg 
timmungen,  wie  der  InEtruktiuneii  der  Zentr^behÖrde.  Für  das  jib 
\WS  belicf  sich  die  Zahl  der  ilinalloiiaiiccs  auf  3ä73;  tod  diesen  winden 
auf  Besi'hwerden  an  die  Zentralbehörde  nur  124  kaaairt;  veivl.  13.  JahrN- 
beiii:ht  desi.  (i.  B.  S.  LVI  und  S.  424. 

')  4  a.  .5  Will.  IV.  c.  7G  s.  m  und  die  instmktionelle  Aoafaiiiw« 
in  der  Order  vom  1.  März  1836;   aa   tht   acconntf   of  «my  offitrr  maflt 
dimllotrid,   so  everv  offker.   irhilst  he  is  bound,   to  obeif  all  ordert  niwl 
lemil.   i«  equalJy  bowid  io  ditobty  all  orderg  tdiick  are  illegal,  «mJ 
U  be  itdsoiinWu  aHnirerable  in  either  caxe.    ■ 


shall  be  jtdsoiin%  auftrertible  in  either  ease. 


V.  4.  207 

folfrt  r^elmässip  zweinml  im  Jahre.  Es  köiiuen  jedoch  auf  An- 
ordnung der  Zentralbehörde  jederzeit  auch  ausserordentliche 
Revisionen  vorgeuomnieu  wei-den.  Den  Steuerzahlern  ist  Im 
der  Bension  die  Ausübung  einer  Kontrolle  ennöglicht.  indem 
jöier  Steuerzahler  jedei-zeit  Einsieht  von  den  zum  A  u  d  i  t  vorge- 
legten  Bttchem  und  Rechiiungi'u  nehmen  kann.  Das  Audit 
selbst  ist  üffeutlit'h  und  jeder  Steuerzahler  kanu  dabei  seine  Ein- 
wendungen segcn  die  gesanuTite  Rechnunpslepiing,  wie  gecon 
einzeliic  Rechnungsjiosten  erheben,  worauf  dor  Reclinungsrevisor 
eventuell  nach  vorberifser  kontradiktorischer  Verhandlung  eine 
Entscheidung  abzi)gel)en  hat. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Rechnungsrevisors 
ist  eine  Berufung  au  den  höchsten  Gerichtshof  (die 
Qwccn's  Scenck)  mittelst  ccriiorari  und  ferner  eine  Ver- 
waltungsbeschwerde an  die  Zentralarmenbehörde 
gestattet.  Regelmässig  wird  die  Beschwerdeinstanz  gewählt,  weil 
die  Zentralbehörde  die  Befugniss  hat,  von  dem  Rechnungsrevisor 
gestrichene  Posten  aus  Billigkeitsrücksichten  auf  Grund  einer 
equitahle  Jurisdiction  passiren  zu  lassen'),  während  dem  höchsten 
Gerichtshofe  eine  solche  ßefiiguiss  nicht  zusteht^). 

Durch  die  Einföhrung  der  Verwaltungsbeschwerde  ist  der 
Zeutralannonbehörde,  von  welcher  auch  die  Besoldung  und  An- 

')  Betreffe  der  hierbei  rou  der  Zeatrstbehurde  zur  Anweudnng  ge* 
braehteo  Grundsätze  wird  im  13.  Jahresbericht  des  F.  L.  B.  S.  28  nun- 
gefUhrt,  dass  msD  einen  EtIbsb  der  defekiirten  Beträge  in  xllen  Prillcn 
antreten  laut,  wo  die  betreffenden  Armunbeliördeu.  bczw.  der  betreffende 
Armenbeamte,  honn  fide  wart-n  und  sein  konnten,  dnss  die  Ausgabe  (>ine 
msetzlicbe  sei.  Man  scbenke  dabei  den  Angaben  des  Betreffenden  vollen 
ulanben,  sähe  aber  von  dmn  Erlasse  in  allen  Fällen  ab.  wo  durch  frühere 
fiitscheidun^  die  Ungesetzlichkeit  oder  Unangemessen  he  it  der  betreffenden 
Poeten  bereits  festgcstellT  sei  und  diese  Feststellung  dem  Betreffenden 
httta  bt-kannt  sein  mUssnn.  In  dieser  Beziehung  ist  noch  darauf  hin' 
snweiaen,  daes  die  Zentralbehörde  in  ihren  Jahresberichten  auf  solche 
Nie  ausdrücklich  und  eingehend  aufmeiksam  macht,  in  denen  wichtige 
ODd  priuEipielle  Punkte  7.ur  Entscheidung  gelangt  sind;  vergl.  /_  B. 
18.  Jahresbericht  des  L.G.B.  S.  LVII. 

*)  Auf  die  Wahl  des  BeschwerdeweeeB  wirkt  ausserdem  noch  der 
Umstajid  hin,  dass  die  Koeteu  des  Verfahrens  hier  geringer  sind,  als 
bei  dem  gerichtlichen  Verfahren.  Die  Zahl  der  zur  Entscheidung  der 
Zratralbehörde  gebrachten  Fragen  ist  eine  sehr  grosse,  und  es  ist  eine 
Abtheil ung  in  dem  Locnl  Goii:miiieiU  Board  unter  einem  besonderen 
Inapektor  eingerichtet  worden.  Im  Jahre  1^83  halte  die  Zentralbe liürde 
Insgeaammt  über  22.Vi  diHrillotctmces  (lud  surdiaTiji«  zu  entsrheidcn.  Daviin 
bezogen  eich  jedoch  nur  t059  auf  die  Armehverwaltung ,  während  die 
fibrigeZahl  auf  die  Rechnungen  der  Rurnl  itiul  ürhnn  Sanilory  Authorilitfi. 
der  üdiool  Boards,  der  litghuav  Boards  m.  a.  w.  Bezug  hatten.  Für 
diese  verschiedenen,  einer  BeL'hnungsrevJsion  unterliegenden  Beh<)rden 
wurden  im  Jahre  1883  im  Uanzen  fi021  dmnlloicnncrx  gemacht,  so 
das«  also  insgesammt  bei  87  "'o  eine  Beschwerde  dngelegt  worden  ist 
Von  den  22.'>3  Entscheidungen  lauteten  11123  auf  Bestätigung  unter  Erlass 
der  defektirten  Beträge,  118  auf  einfache  Bestätigung.  197  auf  Auf- 
hebung der  Entecheidimgen:  vergl.  13.  Jahresbericht  des  /<.  G.  B.  ä.  424 
lud  S.  LVl  u.  LVII. 
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Stellung  der  Distriktsrechnungsrevisoren  ausgeht,  eine  säa  a- 
hebliche  Kontrolle  über  die  Lökalbehönlen  gegeben.  Die  Zen- 
tralisation des  Armenwesens  wird  durch  die  Be- 
stimmungen über  das  Rechnungswesen  wesentlicli 
erhöht  Es  ist  damit  ein  neues  erhebliches  Mittel  g^eben,  nm 
auf  die  Ricbtui^  der  Lokalannenverwaltung  einen  b^tinuneDden 
Einfluss  auszuüben*). 


')  Ke  hohe  Bedeutnog  der  RechDangsrevisioD  wird  von  Niehidli 
ft.  a.  O.  Bd.  II  S.  444  in  folgenden  wahren  Worten  gewürdigte  Tie 
(ludü  ie  indeed  the  bridlt  hy  tchich  Uie  varioiit  local  administratum)!  am 
iciA  the  greaUst  readwes»  and  certainttf  he  quided  to  irAol  U  Tighi  and 
rettrained  front  trhat  is  icrong,  and  its  importanee  Oiere/ore  ean  harä^ht 
onereatimated.  Im  Jabreeberichte  der  Iwr  Lato  CommüMortm  von  18)7 
heieat  ea ;  That  the  ntgativt  duty  not  to  apply  a  tax  for  an  vmta^mtd 
purpOSe  ig  more  peailiarly  fit  lo  be  enforcäl  by  an  audit  aitd  aeeoit^: 
wkett  reenforced  by  an  tffeciatt  remedy  ft/r  the  retotiery  of  balameei,  nJ 
ichen  the  renponsibk  paritf  in  in  solvent  ciTeumttancea ,  ü  i»  the  wut 
simpJe  remedy  and  selfacttng  of  aÜ  expediente  for  tht  seeurity  of  piÄJe 
property  and  no  oOier  aAtUmstratioe  inquwition  and  no  judicial  proceediiif 
eiiher  of  a  remedial  or  penal  charaeter  can  be  compared  mOt  iL 
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II.  Kapitel. 
Die  Bescbaffang  der  Mittel  zar  Amenaiiterstlitzang. 


§  1- 

Nach  (lern  ArnicnReRctze  der  Elizabeth  sollen  die  fUr  das 
Amaenwesen  erforderlichen  Summen  aufgebracht  werden  dui-ch 
eine  Steuer  (Poor  Rate),  welche  von  den  durch  die  Friedensrichter 
für  jedes  Kirchspiel  ernannten  Overseers  innerhalb  des  einzelnen 
Kirchspiels  zu  erheben  ist  Dies  ist  der  noch  heute  ;;;e]tende 
Zustand:  die  Bestreitung  der  Armenlast  geschieht 
im  wesentlichen  durch  die  Paar  Rate;  die  Ausschrei- 
btum  und  Erhebung  derselben  erfolgt  in  dem  einzelnen  Kirch- 
spiele; die  Organe  hierfilr  sind  die  Overseers.  Auch  bezüglich 
der  ftlr  die  Auferlegung  der  Steuer  maassgebenden  Grundsätze 
mnd  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  der  Elizabeth  bis  heut* 
nicht  aufgehoben  worden,  sondern  ihre  Auslegung  ist  nur  im 
Anschlüsse  an  gerichtliche  Entscheidungen  näher  bestimmt  und 
ihre  Anwendung  dadurch  modifizirt  wonleu. 

Dies  Beharren  bei  den  nunmehr  seit  über  280  Jahren  in 
Geltung  betindlichen  Anontnungen  ist  sehr  iK'mcrkenswerth. 
Wahrend  das  Kirchspiel  bezüglich  der  eigentlichen  Armen- 
Terwaltung  vollständig  durch  den  Armenverband  verdrängt 
wonlen  ist,  und  während  der  Annenverband  an  Stelle  des 
Kirchspiels  zum  Triiger  der  Armenlast  erhoben  ist,  bleibt  die 
Aofbrii^ning  der  für  das  Armenwesen  erforderlichen  Summen 
nach  wie  vor  Sache  des  einzelnen  Kirchspiels  und  seiner 
Beamten.  Auch  dadurch,  dass  in  neuerer  Zeit  einzelne  Zwe^o 
des  Amienwesens  über  den  Amienverband  hinaus  noch  grösseren 
Verbänden  —  Distrikten,  der  gesamniten  Metropolis  04ler  den 
Grafschaften  —  übertragen  sind ,  ist  lediglich  die  lokale  Ver- 
theilung  der  Annenansgabcn  getroffen  worden,  nicht  die  eigent- 
liche Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel :  alle  diese  grösseren 
Brairke  bestreiten  ihre  Ausgaben  aus  den  Matrikularbeitr^en 

PonekBMn  (2«  *■  «-  —  AKhrott.  14 
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des  einzelneü  Kirchspiels,  und  auch  die  County  Rate  ist  nur 
eine  auf  der  Basis  der  Foor  Rate  erhobene  Zuschlagsateuer. 
Hiernach  ist  es  nach  wie  vor  die  in  dem  einzelnen  Kirchspiele 
erhobene  Annensteuer,  ilurch  welche  im  wesentlichen  die  Mittd 
für  das  Armeuwesen  beschafft  werden. 

Es  bestehen  jedoch  neben  der  Armensteuer  noch 
zwei  andere  Wt^e,  auf  denen  bestimmte,  wenn  auch  relaliv 
nicht  erhebliche  Sunimou  für  die  Zwecke  des  Armenwesens  er- 
lang werden.  Es  fzeschieht  dies  einmal  durch  die  Aufnahme 
von  Anleihen  und  sodann  durch  Zuschüsse  aus  dem 
allgemeinen  Staatsfonds.  Auf  diese  beiden  Punkte  soll 
hier  zunächst  ein^rt^angeu  werden.  — 

I.  Bei  dem  Bestreben,  die  Armenverwaltuoji!  insbesondere 
durch  Ausdehnung  des  Indoor  Relief  zu  verbessern ,  war  die 
Nothwendigkeit  hervoigetreten,  die  Beschaffung  der  häufig  sehr 
erheblichen  Mittel,  welche  für  die  Herstellung  oder  Verände- 
iimg  von  Anstalten  nöthig  wujden,  zu  erleichtem.  Wemi  mau 
diese  Verbesserungen  ohne  eine  allzuschwere  Belastung  schnell 
durchführen  wollte,  erschien  es  nothwendig,  wenigstens  die- 
jenigen Kosten,  bei  denen  durch  die  eimiialige  Aufbringung 
einem  Bedüi-ftiisse  für  längere  Zeit  hinaus  abgeholfen  wurde, 
nicht  ausschliesslich  den  augenblicklicheu  Steuerzahlern  aufzu- 
legen, sourieiTi  dieselben  auf  längere  Perioden  zu  vertheilen. 

Im  Anschlüsse  an  eine  schon  im  Jahre  1819  getroffene 
gesetzliche  Bestimmung')  gestattete  daher  das  Annengesetz  von 
1834  die  Aufnahme  von  Anleihen  zum  Bau  oder 
Umbau  von  Workhotises,  für  den  Kauf  oder  die 
Miethe  von  Häusern,  welche  als  Workhouses  zn 
benützen  sind,  sowie  für  den  Kauf  oder  die  Pacht 
vou  Grundstücken  behufs  Errichtung  von  Wo ri- 
houses  auf  (ieuselbeu*).  Noch  für  einen  anderen  Zweck, 
nämlich  zur  Unterstützung  der  Auswanderung  von 
Armen  nach  den  britischen  Kolonien,  Hess  man  dif 
Aufbringung  der  erfoi-derlichen  Mittel  durch  Aufnahme  von 
Darlehen  zu.  Auch  hier  war  der  Gedanke  maassgebend ,  diss 
durch  die  einmalige  Ausgabe  dauernde  Vortheile  erreidit  ■ 
würden*}. 


')  50  Geo.  m.  c  12  b.  H.  üeu  GiWert'n  Corporationn  war  «dMi 
früher  durch  22  Oeo.  111.  c.  83  s.  20  eine  ähnliche  Befagnin  mr  Anf- 
Dahme  yoa  Darlehen  bebufe  Errichtung  von  Armen häueem  gegeben 
worden.  Durch  57  Geo.  III.  c.  54  erhielten  ferner  die  Exdtequtr  M 
Loan  Commigsicmas  die  BeAi^BB,  auf  Antrag  eines  Kirchepieia  am  dn 
ConmUdaUd  Fund  äumnien  bis  zm  einem  beshmruten  Betrage  fär  Annen- 
zwecke  Kegeii  Verpflindung  der  Foor  RaU  und  die  Verpflichtniig  da 
Zurückzahlung  in  festgebetzteu  Terminen  vorzuschieben. 

^1  4  a,  6  Will.  IV.  c.  76  s.  9A—<iR. 

')  4  a.  5   Will.  IV.  c.  76 
ergänzt  duicVi  \%  ä,  13  Vict.  > 
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Zu  (lieseD  zwei  urspi-ni^liehen  Zwecken  sind  dann  im 
Laufe  der  Zeit  noch  eine  Rt-ihe  anderer  hiDzus;etii?ten.  So 
wunle  die  Aufnahme  von  Darlehen  ferner  ji^tattet  behufs  Er- 
weit^niD^  oder  Veränderunfjea  I>ereits  bestellender  Worichouses, 
bebufe  Errichtui^  von  J>istTiktsschiilen,  sowie  Tür  die  Metropolis 
bebufe  Errichtung  von  Asylen'), 

Man  hat  hierbei  die  unifassi'ndsten  VorsichtÄHiaassi-efieln  ge- 
braurht,  um  von  vomhemn  Missbriiucben  in  der  so  gestatteten 
Uebemülzunfi  von  Ausgaben  auf  die  künftige  (leneratioii  vor- 
zubeugen. Insbesondere  dient  diesem  Zwecke  eine  sehr  weit 
gehende  Aufsichtsbefugniss  der  Zentralarmeu- 
beh&rde.  Die  Zentralhehöiile  hat  zu  jeder  Aufnahme  eines 
Darlehens  ihre  Zustimmung  zu  gel>en  und  dabi'i  nicht  nur  die 
Höbe  des  aufzunehmenden  Darlehens,  sondeiii  auch  die  nilberen 
Bedingui^eu  betreffs  der  R(lckzabluu<>  zu  genehmigen.  Im  Local 
Government  Board  ist  ein  besondei-es  DeiKirtement  unter  einem 
Inspektor  für  die  local  loans  eingerichtet.  Demselben  sind  all- 
jährlich ausführliche  Aufstellungen  über  die  Gesammtsumme 
der  in  den  einzelnen  Annenveitiinden  au^enomnieuen  und 
ausstehenden  Anleihen  einzureichen.  Diese  Aufstellui^en ,  so- 
genannte loan  accownls'),  sind  von  den  Rechnungsrevisoi'en  vor 
der  Einsendung  zu  prüfen;  sie  enn&gliclien  der  Zentralbehörde 
eine  Uebersicht  über  die  Vei-schuldung  der  einzelnen  Lokal- 
behönlen  und  zu  gleicher  Zeit  eine  fortlaufende  Kontrolle 
Über  die  Einhaltung  der  betreffs  der  Rückzahlung  getroffenen 
Anordnungen. 

Für  die  Rückzahlung  sind  gesetzlich  eine  Auznhl  allgr- 
meiner  Vorachriften  gegeben.  Die  Rückzahlung  der  für  Aus- 
wanderungszwecke  aufgenommenen  Gelder  soll  innerhalb  5  Jahren, 
die  Rückzahlung  von  Anleihen  für  Workhouses  sollte  ursprüng- 
lich innerhalb  20  Jahi-eu ,  nach  einer  späteren  Bestimmung 
innerhalb  dreissig  Jahren,  durch  jährliche  Abzahlungen  (anttuiliex) 
erfolgen.  Für  den  Metropolitan  Asvlum  District  wurde  die 
Aufiiahme  von  Darlehen  bis  zu  einer  testüesetzten  Summe  gegen 
60jährige  Rückzahlung  zugelassen.    Der  Zentralbehörde  ist  jetzt 

»)  7  a.  8  Viel  c.  101  B.  30  -  14  a.  15  Vict.  c.  105  —  32  «.  SU  Vkt. 
e.  45  —  85  Vict  c.  2  —  42  a.  43  Vict.  c.  54;  neben  den  oben  angeführten 
Hanptswecken  können  Darleben  auch  noch  aufeeoDinmen  werden  für 
Yalwation  EsepenxeH.  zur  Aueflifaning  der  Burüil  Ad'  unJ  zu  andern, 
weniger  direkt  mit  dem   Annenweaen  zoBammenliängcndcu  '/wecken. 

•)  Das  Formular  filr  diese  loan  necovvif  Ut  abgedim'kt  bei 
Glen,  P.  L.  0.  S.  748  ff.  Es  enthält  folgonde  Fragen:  a)  ursprüngliche 
HcÜifl  der  anfgenommenen  Üarlelien?  b)  zu  welcher  Zeit  auf^nommen? 
cl  bei  welcher  Anstalt  aufgenommen,  insbesondere  ob  bei  einer  öB'ent- 
lichen  {Public  Work  Loan  Cominis.'ioners]  oder  privaten  Kaese?  d)  für 
welchen  Zweck  aufKenommen?  ej  flir  welche  Zeil?  f)  zu  welchem  Zins- 
Mtze?  g)  unter  welchen  HUckzahlungsbedingunKcn?  b)  Betrag  der  Ab- 
cablang  in  dem  letzten  Jahre  ?  i)  Höbe  der  noch  ausBtehenden  Darleheus- 
nmune? 

14' 
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die  Befiigniss  gegeben ,  die  regelmässige  Rückzahlimgsfrist  toh 
30  Jahren  Hberall  da  zu  verkürzen,  wo  der  Zweck,  für  welchen 
das  Darlehen  aufgenommen  wird,  eine  Verschuldung  auf  so 
lange  Zeit  hinaus  nicht  gerechtfertigt  erscheinen  lässL 

Für  die  aufgenommenen  Anleihen  hafteten  uisprUnglich  die 
Armensteueni  des  einzelnen  Kirchspiels,  jetzt  die  ArmensteueriL 
des  Verbandes  bezw.  fllr  die  Schuldistrikte  uud  die  Metropolis 
diejenigen  noch  grösserer  Bezirke. 

Die  Gesamnithöhe  der  Darlehen  soll  einen  gewissen  Prozent- 
satz der  Armensteuer  des  betreffenden  Bezirkes  nicht  Ober- 
steigen. Bei  den  fur  Auswanderungszwecke  aufgenommenai 
Darlehen  ist  diese  Gn'nze  die  Hälfte  der  in  den  letzten  3  iahren 
durchschnittlich  erhobenen  jährlichen  Armensteuer,  bei  anderen 
Zwecken  sollen  die  Darlehen  ^la  der  in  den  letzten  3  Jahren 
erhobenen  Armensteuem  nicht  übersteigen.  Für  die  Metropolis 
sind  eine  Keihe  Spezialvorschriften  getroffen,  insbesondere  wer- 
den dem  Metropolitan  Axylum  Dintrict  Darlehen  bis  zu  einer 
bestimmten  Höhe  von  dem  Metropolitan  Board  of  Works  za 
einem  niedrigen  Zinssatze  gewährt. 

Diese  ganze  Materie  ist  sehr  eingehend  mit  gleicher  Rück- 
sicht auf  die  lebende  wie  auf  die  künftige  Generation  geordnet 
Die  Innehaltung  der  Vorschriften  ist  durch  die  umfassende  Kon- 
trolle der  Zentralannenbcfaörde  sicher  gestellt'). 

Der  Gesammtbetrag  der  am  F,nde  des  Rechnungsjahres 
1882  83  ausstehenden  Jonns  der  Anueubehörden  belief  sich  auf 
5842012  £,  wovon  auf  die  Amienverbande  4529936  Sg,  auf 
die  DiMrict  Schools,  die  District  Sich  Asylams,  den  Metro- 
politan Ai^lam  Board  1312076  £  entfallen.  Der  Gesammt- 
betrag der  Annensteuer  war  im  Jahre  1882/83  8429015  jg; 
somit  reju-äsentiren  die  auf  die  Zukunft  ttberwSlzten  Ausgaben 
noch  nicht  voll  70  "o  der  in  einem  einzelnen  Jahre  auf- 
gebrachten Annensteuer.  Dies  kann  unter  Veranschlagung  des 
Werthes  der  vorhandenen  Armenanstalten  sicher  nicht  als  zu 
hoch  angesehen  werden.  Im  Jahre  1882-83  sind  neue  Dar- 
lehen aufgenommen  worden  von  den  Guardian^  in  Höhe  von 
464886  iß,  von  den  niattagers  Afr  District  Schools,  Aer  Distriä 
Asylums  und  des  Metropolitan  Asylum  Board  in  Höhe  von 
74600  ^,  zusammen  also  in  Höhe  von  539486  iß. 

In  den  letzten  Jahren  ist  der  Betrag  der  fttr  Armenzwecke 
aufgenommenen  Anleihen  ziemlich  erheblich  gewachsen,  hn 
Jahre  1876  77  belief  sich  die  Gesaimittsunime  der  ausstehendes 

■)  Die  gesetzlichen  Vorschriften  ^iad  enthalten  in  4  a.  .5  WilL  IV. 
c.  76  8.  28—26  und  s.  62  -  6  a.  7  Will.  IV.  c.  107  —  1  a.  2  VicL  c.  ES 
—  30  Vict.  c.  6  8.  17  —  30  a.  31  Vict.  c.  106  s.  14  —  32  a.  33  Virt. 
c.  45  u.  c.  102  8.  37  —  U  Viet.  t.  11  8.  3  —  35  Vict.  c.  2  i.  3  —  38  •■ 
39  Vict.  c.  63  —  42  a.  43  Vict.  c.  54  -  45  a.  46  Vict.  c  58  s.  12-16. 
Im  a  Jahi-cEberichte  des  L.  G.  B.  S.  LII  ff.  und  Anh.  S.  95  ff.  finden  »ch 
die  HauptbMtimmungen  znaammengestellt. 
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Allleihen  auf  3893771  iß;  dieselbe  ist  also  iniierhalli  6  Jahren 
um  die  Hftlfte  geatiepen.  Etwa  die  Hälfte  der  ausstehenden 
Anleihen  filllt  auf  die  Meti-opolis.  Ueberhaiipt  ist  für  die  Metro- 
polis das  Verhältniss  dei'  noch  ausstehenden  Anleihen  zur 
Summe  der  erhobeuen  Ariiiensteuer  ein  priteaeres  als  im  tlhrifren 
Lande'). 

Wenn  man  den  Gesaninithetrag  der  auf  die  küuftige 
Generation  ülH'rwülzteo  Ausgaben  penau  anpt<])en  wollte ,  so 
mOsste  zu  den  ol)i<;eD  Zifferu  hinzugerechnet  wenlen  die 
Summe,  welche  die  Grafsphaften  flir  die  von  ihnen  ei-richteteu 
und  erhaltenen  Irrenanstalten  auf  dein  Wepe  des  Darlehens 
empfanpeu.  Es  ist  jedoch  aus  dou  offiziellen  Zusaimnenstellunpen 
nicht  ersichtlich,  welcher  Gesammtbetrag  von  den  Grafscliafts- 
Bchulden  speziell  für  <lie  Zwecke  der  Irrenanstalten  erbnlien 
bezw.  ausgegeben  worden  ist.  Sodann  aber  würde  auch  der 
Heranziehung  einer  derartijreii  Ziffer  der  Umstand  entfiegeii 
stehen,  dass  in  den  Grafschaftsirrenanstalten  nicht  nur  arme 
Irren  aulgenommen  werden,  sondern  auch  Pei>;oiieii,  filr  deren 
Aufnahme  und  Verj'flpguug  von  ibi^eii  Angehörigen  gezahlt 
wird  "). 

11.  Neben  den  Anleihen  kommen  als  Beihilfe  für  die  Be- 
streitung der  Annenau^aben  nun  noch  die  Zuschüsse  aus 
dem  allgemeine»  Staatsfonds  {Farliamentarif  Grants) 
in  Betracht.  Dieselben  sind  relativ  nicht  sehr  erheblich;  sie  be- 
liefen sich  im  Kechnungsjahre  1882/83  auf  647508  £'),  wovon 


■J  Im  Jahre  1877'T8  fielen  von  der  GeBammtsummc  der  noch  aus- 
atebeuden  Darleben  der  Foor  Lau-  Authoritks  von  4  260707  £  auf  die 
Metropolis  2 145  362  £.  Die  ausstehenden  Darlehen  betragen  in  der 
Mftropolis  56,6  ".'o,  im  übrigen  Lande  dagegen  nur  2-5,9  "'o  der  Poor 
Bote.  IMe  ffenauen  Ziffern  finden  sich  in  den  Anviiiil  Lvciil  Tncenlioti 
BetHm»  veröffentlicht;  vergl.  insbesondere  den  Betum  flli  1862'83  (er- 
•0hi«neD  1884)  S.  VIII,  X  u.  50. 

*)  Folf^de  Angaben  über  die  GrafBchaftHirrenanstalten  mögen  viel- 
leicbt  ron  bt^re^e  sein.  Im  Jahre  1882/83  sind  von  den  Anleihen,  welche 
die  GisfBcbaften  in  diesem  Jahre  aufgenommen  haben,  315  918  jf  auf 
IirenanBtalten  verwandt  worden;  der  KuBchuse  ans  dem  allgemeiiieD 
Staatsfonds  für  arme  Irren  belief  sicli  auf  16  012  jf ;  der  Betrag  der  andern 
Donabmen  auf  17  369  £■  Verausgabt  wurden  für  Verpfl^ung  der  auf- 
lenen  Irren  45I7'2  £  und  iiir  Anetaltekosten  1Ö6  7.58  £7 
Ee  ist  dies  die  höchste  bisher  erreichte  Ziffer;  für  die  5  vorhei- 
Jabre  seien  folgende  Ziffern  angeführt: 

1877—1878 jf  547  351 

1878—1879 jg  574  807 

1879—1880 £  555569 

1880—1881 ^  617  631 

1881-1882 ^  537  169 

Die  Erhöhung  wie  überhaupt  die  Schwankungen  sind  im  weeent- 
fichen  anf  die  Summen  zurückzuführen ,  welche  mil  Rücksicht  auf  die 
armen  Irren  gezahlt  wurden.  Die  hier  und  im  Folgenden  angeführten 
Ziffern  sind  entnommen  dero  13.  Jahreebericht  des  L.  G.  B.  S.  CXI,  258 
n.  346. 


gehend« 
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jedoch  440 670  jig^  allein  mit  Bücksicht  auf  die  Erhaltung 
ariDPr  Geisteskranker  gezahlt  wurden.  Für  jeden  der 
Annenlast  anheimgefallenen  Geisteskranken  wird  aus  dem  all- 
peiueinen  Staatsfonds  ein  Betr^  von  4  Schilling  per  Woche  dem 
verpflichteten  Bezirke,  welcher  in  der  gesetzlich  vor^eschriebeneD 
■\Veise  fllr  den  Geisteskranken  sorgt,  vei:güteL  Der  Rest  der 
obiH:en  Summe  des  Parliamentary  Grant  bezieht  sich  auf  Zu- 
schüsse des  Staates  für  die  Besoldung  der  Seh ull ehrer 
und  Schullehrerinnen  sowie  der  Armenärzte'). 

Betrachten  wir  diese  Posten,  fllr  welche  die  Mittel  zum 
Theil  aus  dem  allgemeinen  Staatsfonds  Iwstritten  werden,  etwas 
näher. 

Was  die  Zuschüsse  zur  Besoldung  der  Lehrer  und  Lehre- 
rinneu betrifl^,  so  enthalten  dieselben  nichts  für  das  Armen- 
wesen Besonderes.  Sie  entsprechen  vielmehr  dem  allgemeineD 
für  das  englische  Unterrichtswesen  geltenden  IVinzipe,  wonach 
von  dem  Staate  ein  Theil  der  Kosten  des  Unterrichts  in  Ge- 
stalt von  Zuschüssen  zu  den  Besoldungen  der  Lehrer  getiagea 
wird.  Bezüglich  der  theilweisen  Uebemahme  der  Besoldung 
der  Armenärzte  auf  den  allgemeineu  Staatsfonds  genügt  es, 
darauf  hinzuweisen,  (iass  in  vielen  Staaten,  insbesondere  auch 
in  einem  Theile  des  grossbritannischen  Königreichs,  u&mlich  in 
Irland,  die  Anstellung  und  Besoldui^  von  Armenärzten  gar  nicht 
in  das  Gebiet  der  Annenverwaltung  hinein  gehört,  vielmehr  als 
allgemeine  Staatsangelegenheit  behandelt  wird.  Die  Fr^e,  von 
wem  die  Anneuärzte  angestellt  und  besoldet  werden,  hat  in  der 
That  mit  den  IViuzipieu  des  Amionwesens  sehr  wenig  zu  thun, 
und  es  ist  als  ein  blosser  Nebenumstand  zu  l)etrachten ,  wenn 
in  England  zur  Zeit  die  betreffenden  Kosten  zum  Theil  von 
den  lokalen  Bezirken,  zum  Theil  aus  dem  allgemeinen  Staats- 
fonds getragen  werden. 

Etwas  anders  dagegen  verhält  es  sich  schon  mit  den  für 
die  Veri)flefning  der  annen  Lren  geleisteten  Zuschüssen,  welche 
ja  auch  ziffemraässig  am  meisten  in  das  Gewicht  fallen.  Hier 
ist  in  der  That  ein  Theil  von  wirklichen  Annenkosten  auf 
die  allgemeine  Staatskasse  Ubeniommen  worden.  Allein  es  darf 
dieser  Thatsache  in  keinerlei  Weise  eine  prinzipielle  Bedeutung 


')  Der  ZusfhuBs  für  die  Lehrerbesoldung  belief  Bich  im  Bechuaugv 
jahre  1882/83  auf  3)^  629  £.  Wenn  man  übrigens  den  Antheil,  in  welchem 
der  Staat  derart  an  den  Annenkosten  partizipirt,  genau  berechnen  woUl«, 
so  mÜHste  man  auch  die  Kosten  für  Zentralann eabehiSrde  und  für  die 
Besoldung   der  Inspektoren    und  der  RechnnngsreTifioren  in  Berückaicbli- 

fung  ziehen.  Hier  crgiebt  sich  jedoch  eine  Schwierigkeit  daraus,  dui 
em  Locol  Goremment  Board  ~  und  auch  den  RechnuugsreTiaoTen  nnd 
den  Inspektoren  —  eine  erosae  Ecihe  mit  dem  Armenwesen  nicht  w- 
BammenhangendeT  Geschäfte  übertragen  ist  In  Folge  dessen  i«t  aat 
genauR  Angabe  der  durch  das  Armenweeen  veranlaasten  Kosten  fUr  die 
Zentralbehörde  a.  s.  w.  unmöglich. 
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beigelegt  werden,  denn  es  handelt  sieh  um  eine  (ranz  exzep- 
tionelle Klasse  von  Personen,  hei  denen  dem  Umstände,  da£s 
sie  Anne  sind ,  eine  ganz  untergeordnete  Bedeutung  gebührt 
gegenüber  dem  anderen  Momente,  dass  sie  Geisteskranke  sind. 
All  die  Gesiclilspunkte  der  Amieni>olitik ,  welchen  bei  der  Be- 
handlung der  Annen  im  allgemeinen  Beachtung  geschenkt  werden 
muss,  fallen  bei  den  tlnglHcklichen ,  welche  von  Geisteskrank- 
heit befallen  sind ,  hinweg ,  und  es  treten  dafttr  andere  Rück- 
sichten ein,  welche  die  Unterbringung  dieser  Unglücklichen  in 
geeignete  Anstalten  verlangen,  damit  sie  dort  geheilt  oder  damit 
wenigstens  das  Gemeinwesen  und  die  Betreffenden  seihst  vor 
(lefahren  geschützt  werden.  Aus  diesem  Grunde  kann  in  den 
Zuschüssen,  welche  der  Staat  fllr  die  geeignete  Verpflegung 
armer  Irren  zahlt,  durchaus  kein  Schritt  zu  einer  Uebem^nie 
der  Annenkosten  auf  die  Staatskasse  gesehen  werden. 

Einer  Ueber nähme  von  Armenkosten  auf  die 
allgemeine  Staatskasse  ist  man  in  der  Thal  in  Eng- 
land von  jeher  abgeneigt  gewesen.  Es  ist  dies  ein  um 
60  bemerkenswertheres  Faktum,  als  die  allgemeine  Tendenz  des 
englischen  Annenwesens  ja  sehr  stark  auf  Zentralisation  hin 
gerichtet  ist.  Man  hat  dem  Staate  bezw.  der  Zentralbehörde 
eine  so  weitgehende  Einwirkung  auf  die  Annenverwaltung  ge- 
geben, wie  sie  wohl  in  keinem  anderen  Staate  besteht.  Für 
England  würde  deshalb  der  Gedanke  ganz  besonders  nahe  ge- 
legen haben,  den  Charakter  der  Amienfürsorge  als  einer  Staats- 
pflicht dadurch  zum  vollen  Ausdnicke  zu  bringen ,  dass  man 
durch  eine  allgemeine  Staatssteuer  die  Mittel  fUr  das  Arnien- 
wesen  aufbringen  lässt  Allein  wenn  auch  die  englische  Gesetz- 
gebung den  staatlichen  Charakter  der  Annenfürsorge  inmier 
Schürfer  und  schärfer  hervorgehoben  hat,  diesem  Gertanken  ist 
stets  ein  principiis  obsta  entgepengenifen  worden.  Man  ist  in 
England  davon  durchdningen,  dass  die  Konsequenz  einer  Ueber- 
uahme  der  Annenlasteii  auf  die  Staatskasse  die  Verwaltung  des 
Annenwesens  durch  staatliche  Organe  sein  müsste.  Und  die 
Xachtheile,  welche  das  letztere  hen'ormfen  würde,  werden 
höher  in  Anschlag  gebracht  als  der  Vortheil,  dass  man  durch 
die  staatliche  Uebemahme  der  Annenlast  eine  gerechte  und 
gleichmftssige  VertheiluDg  der  Last  erreichen  könnte.  Man  hat 
diese  einfache  und  naheliegende  LOsung  der  Frage,  wie  die  in 
folge  der  Lokalisirung  der  Armenlast  entstehenden  und  schwer 
empftmdenen  Ungleichheiten  in  der  Höhe  der  Annensteuer  zu 
beseitigen  seien,  prinzipiell  abgelehnt  und  sich  damit  l>egnUgt, 
durch  Uehertragung  der  Armonfilrsorpe  auf  grössere  lokale 
Verbfinde  diese  Ungleichheiten  auf  das  möglichste  Minimum 
zu  reduziren. 
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§  2. 

Das  Gesetz  der  Elizabeth  bestimmt  bezüglich  der 
Arnieusteuer,  dass  dieselbe  au^ebracht  werden  soll  durch  Ab- 
schätzung eines  jeden  Einwohnei's  (inhabitant),  Pfarrers,  Vikars 
und  eines  jeden  nutzenden  InhalKTS  (occupier)  von  Gnmd' 
stücken,  Häuseiii,  Zehuten,  Kohlenbergwerken  und  verkAnf- 
lichen  Niederwaldnogen  und  weiter  dass  die  Steuer  in  dem 
einzelnen  Kirchspiele  nach  der  Leistungsfäh^keit  (abilify)')  er- 
hoben wenlen  soll. 

Als  Steuerpflichtige  ei-scheinen  somit  nach  dem 
Wortlaute  des  Gesetzes  zwei  Klassen:  1)  die  Einwohner  des 
Kirchspiels;  2)  die  nutzenden  Inhaber  von  bestimmten  Objekten, 
und  zwar  von  Gegenständen  des  unl)ewef;licheu  Vermögens.  — 
Ueber  die  A'ertheilung  der  Steuer  auf  die  Verpflichteten  ent- 
hält das  Gesetz  keine  näheren  Bestimmungen.  Der  einzige  in 
dem  Gesetze  gebrauchte  Ausdruck,  welcher  einen  Anhalt  für 
diese  Vertheilung  al)geben  könnte,  ist,  dass  die  Steuer  erhoben 
werden  solle  nach  der  Leistungsfähigkeit. 

Aus  dieser  UnYOllständigkeit  der  gesetzlichen  Anonlnungen 
ergaben  sich  in  der  Praxis  Konsequenzen,  welche  zu  einer  Aus- 
legung des  Gesetzes  führten,  me  man  sie  nach  dem  Wort- 
laute desselben  kaum  vermuthen  sollte.  Durdi  geriehtUche  Ent- 
scheidungen wanl  zunäclist  der  Ausdruck  accordmg  to  &t 
abiUiy  dahin  erläutert,  dass  die  Steuer  aJs  eine  gleichmassige 
nach  der  Grösse  des  Einkommens  aufeul^en  sei.  Dabei  wurdeo 
aber  bezüglich  iler  Abschätzung  dieses  Einkommens  nähere 
Bestinimungou  nur  getroffen  für  das  unbewegliche  Verrai^n: 
die  Steuer  soll  I>estehcn  in  Prozenten  derjenigen  Summe,  fdr 
welche  das  Grundstück  u.  s.  w.  verpachtet  werden  kann,  unter 
Abzug  eines  Pauschquantunis  für  die  Lasten  und  Steuern,  welche 
nach  den  gesetzliehen  Restimmungen  von  dem  Pächter  bestritten 
werden.  Für  die  Abschätzung  des  beweglichen  Vermögens  werden 
keine  Grundsätze  aufgestellt.  Die  Folge  davon  war,  dass  eine 
Heranziehmig  des  beweglichen  Vemiögens  zur  Besteuerung  panz 
allgemein  unterblieb,  weil  man  dem  von  den  Gerichten  auf- 
gestellten Grundsatze  der  GleichmSssigkeit  der  Besteuerung  nicht 
gerecht  werden  konnte  ohne  nähere  Bestimmung  über  die  Ab- 
schätzung des  beweglichen  Vermögens  und  ohne  eine  Fest- 
stellung, in  welchem  Verhältnisse  zum  Ertrage  des  unbeweg- 
lichen VeiTiiÖgens  das  bewegliche  Vermögen  zu  besteuern  sei. 

Diese  Nichtheranziehung  des  beweglichen  Ver- 
mögens erschien  materiell  so  lange  von  keiner  erheblichen 
Bedeutung,  als  das  vorhandene  bewegliche  ^'e^nögen  gerins 
war  und  gegenüber   dem  in  Grundbesitz  angelegten  Veniiögen 
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nicht  in  das  Gewicht  fiel.  Dieses  thatsilchliche  Verhilltiiiss  mag 
auch  die  VeranlassunR  Rewesen  sein,  ilass  die  Gi^richte  uicht 
an  eine  Löhuiij;  der  für  die  dainalifie  Zeit  iK'soiiders  schwieligen 
Tra^e  der  Emiittlui^  und  Schätzung;  des  )>ewe(ilichen  Ver- 
mi^ens  herai^ngen.  Andere  gestaltete  sich  jedoch  die  Sache, 
als  die  Suinrae  des  l>ewey:lichen  Vennötrens  immer  mehr  und 
mehr  zunahm  uiid  die  Nichtheranziehui^  desselben  von  ^rösserer 
materieller  Be<ieutui^  wnnle.  Hier  trat  denn  die  Tendenz 
der  englischen  Judikatur  in  den  Vordei^rruiul ,  die 
gesetzliche  Verpflichtung  zur  Steuerzahlung  in 
möglichst  engem  Sinne  zu  interpretiren. 

Diese  Tendenz  hatte  licreits  l>ezttglich  des  unbeweglichen 
Vermögens  dahin  geführt,  dass  man  nur  die  in  dem  Gesetze  der 
Elizabeth  ausdrücklicli  benannten  unln'weglichen  Verniögeus- 
objekte  zur  Stt'uer  heranzog.  Aus  der  liesondeivn  Hervorhebung 
der  Steuerpflicht  der  Xiederwaldung  folgeile  man  die  Steuer- 
freiheit des  Hochwaldes  unii  aus  der  Hervorhebui^  der  St*'uer- 
^icht  der  Kohlenhei-gwerke  die  Stcuerfieiheit  aller  Qbrigen 
Bergwerke.  Dieselbe  Tendenz  bewirirte  nun  iM'zt^lich  der  Be- 
steuerung des  bew^lichen  Vermögens,  dass  man  aus  der  Hervoi- 
liebui^  des  Hairei-s  und  Vikars  unter  den  Steueipflichtigen  und 
aus  dem  sonstigen  Wortlaute  des  Gesetzes  die  Schlussfolgei-ung 
TOg,  dass  das  bewegliehe  Vermögen,  um  zur  Steuer 
herangezogen  werden  zu  können,  sichtbar  in  die  Augen 
fiillend  (visible),  innerhalb  des  Kirchspiels  l«legen  (locally 
»ituated  toitkin  tke  parish)  und  einen  Gewinn  abwerfend 
(profitabh)  sein  m ii s s e.  In  Folge  diesei-  Gi-undsätze 
erschien  neben  der  Pfründe  des  Pfarrers  als  das  einzige  Olijekt 
des  beweglichen  Vermögens,  welches  dui-ch  die  Steuer  getroffen 
irerden  konnte,  das  im  Handel  und  Gewerbe  angelegt«  Kapital 
(stock  in  trade).  Aber  gerade  bei  dii>8em  Steuerobjekte 
▼erursachte  die  Ermittelui^  mid  Schätzung  gi-osse  Schwierig- 
kdten ,  und  über  die  Frage ,  in  welchem  Verhfiltniss  zum 
Gnmdeigenthume  dieses  Betrielskapital  zur  Steuer  herangezogen 
werden  sollte,  entstanden  \iele  Zweifel'), 

Die  Lösung  all  dieser  Fragen  geschah  auf  eine  sehr  eiu- 
fi«he,  aber  dem  Nicht-Englilnder  sehr  wundei-sam  ei-scheinende 
Weise.  In  Anknüpfung  an  eine  unmittelbar  vorhergegangene 
gerichtliche  Entscheiduiv;   ordnete   ein   Gesetz  vom  Jahre 


>)  Die  betreSeaden  Fragen  irerden  in  ^ner  Keihe  von  gerichtlichen 
&riBcheidnnKeii  einlebend  erörtert;  Tergl.  vor  allem  Rex  v,  Ambeside 
16  EutS08,  B^ma  v.  Lumadniiie  10  A.  a.  E.  157.  Reiches  Material  ttber 
alle  bei  der  nor  Rute  in  Betracht  kommenden  Punkte  liefern  ferner 
swcn  Pkriameutsbeiicht«  von  1843  bezw.  IHäO:  Seport  oflhe  FoorLawCom- 
mittioiun  on  Loenl  Tnxatmi  und  Report  tm  the  Lnirn,  reMitiii  lo  Paro- 
Mal  AniaamefU.  losbcnondere  der  letztere  enthült  eine  grosse  Anzahl 
TOD  intereseanteti  Zengenaugeageii. 
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1840^)  an,  rtass  für  das  nächst*?  Jahr  eine  Heranziehung  der 
Einwohner  als  solcher  zur  Steuer,  abceschen  von  dem  I*fiirrer, 
(lern  Vikar,  sowie  dem  Inhaber  von  Gnmdeigenthum  u.  s.  v., 
nicht  stattfinden  8olle,  Die  Maassregel  wird  einfach  damit  be- 
frrttndet,  rtass  sie  „zweckniässifi  (expedteni)  erscheine  unter  Er- 
wilfninf!,  dass  auR  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  der  Elizabeth 
die  Bost*ueniug  von  siochs  in  irade  fiefolpert  worden  sei'. 
Dieses  Gesetz  waid  nun  von  Jahr  zu  Jalu*  verlängert*).  Und 
so  findet  thatsilchlic}i ,  wenn  man  von  der  in  durchaus  irr&tio- 
neller  Weise  heiliehaltenen  Besteuerung  des  Pfarrers  und  Vikars 
absieht,  eine  Heranziehung  des  beweglichen  Vermögens  lur 
Armenstfuer  in  Ei^land  nicht  statt. 

Als  einziges  Steuerobjekt  erscheint  hiernacii 
das  unbewegliche  Vermögen.  Es  ist  aber  schon  herror- 
geholwn  worden,  dass  auch  hier  durch  die  Judikatur  einzelne 
Ausnahmen  statuirt  wurden,  nämlich  bezüglich  des  Hochwaldes, 
sowie  l)ez(^lidi  anderer  als  Kohlen-Bei^erke.  Was  dingliche 
Nutzungsrechte  betrifft,  so  war  die  Judikatur  getheilter  Mei- 
nung, ob  dieselben  als  Objekte  der  Steuei^pflicht  anzusehen 
seien  ^).  Diese  Ausnahmen,  bezw,  Zweifel  bezüglich  der  Steoer- 
pflicht  sind  jedoch  jetzt  l>eseitigt  durch  den  Rating  Act  ton 
1874*).  Nach  diesem  Gesetze  sind  fortab  Bei^werke,  Waldui^en 
und  dingliche  Rechte,  wie  alles  andere  unbew^liche  Verm^en 
als  Objekt  für  die  AnneubeRteueninfi  anzusehen. 

Ausgenommen  von  der  Besteuerung  sind  heute 
noch  Kirchen,  Kapellen  und  andere  zum  Gott^ienst  bestinunte 
Gebäude  *J,  sowie  das  Eigenthum  der  Kitine  und  die  zu  Rcgie- 
rungszweekcn  lK>nutzten   (tebäuiie  (Government  Froperty),  wie 


')  3  a.  4  Vict.  c.  89. 

'■'j  Ea  mttg  übrigens  iurtslisch  zneifelhaft  sein,  ob  es  Tut  die  Stenr- 
freihcit  der  Einwohner  als  solcber  übcrhsapt  noch  des  jübriicb  wietjrr 
holten  Gesetzes  bcdaif.  Die  in  25  b.  26  Vict.  c.  103  s.  86  enthaltene  Be- 
stimmung dürfte  so  zu  inteipretiren  sein,  dass  alle  StenerbefrehniKai, 
welche  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Uesetzes  thalsttchlich  beatanaoi, 
als  dauernde  anzusehen  sind,  zu  deren  Aufhebung,  nicht  aber  zu  deren  Fort- 
bestcheu  ee  eines  gesetzlichen  Aktes  bedarf.  Anderer  Meinung  scheint 
i^tephen  a.  a,  0.  Ü.  <<6  zu  sein. 

')  Gegeo  die  Steuerjitlicht  derselben  wurde  angeführt,  dasa  nach  das 
Gesetze  der  Elizabeth  nur  der  occupier  steuerpflichtig  sei,  und  daas  mu 
als  oecupier  nicht  ansehen  könnte:  a  peraon  irho  «tjoy»  only  n  ri^  i" 
Imid  distinct  front  the  occupatiofi. 

*)  37  a.  38  Vict.  c.  58;  vergleiche  den  Kommentat  von  LaoUej: 
The  Baiing  Ad  1874,  London  1875.  Lumley  riebt  auch  die  Vor- 
geschichte der  Neueningen,  welche  erat  nach  viden  vergeblichen  Ver- 
suchen die  Stadien  der  Gesetzgebung  zu  durchlaufen  vermochten.  Be- 
sonders die  Heranziehung  der  Bergwerke  zur  Steuer  hatte  seit  dem  Jabv 
1854  fortgesetzt  das  Parlaraent  beschäftigt  und  konnte  nur  sdiwer  diiKh- 
gesetzt  werden, 

")  3  a.  1  Will.  IV.  c.  30. 
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z.  B.  die  Gerichte,  Polizciäiiiter ,  Ocfanpiiissi'  ii.  s.  w.').  Was 
das  Eigenthuin  von  Wohlthätigkoitsaiistalten  betriflft,  so  ist  durch 
eine  Entscheidung  des  House  of  ImtcJs  vom  Jahi'e  1864*)  fest- 
gestellt, das  dasselbe  zur  Steuer  heranzuziehen  ist,  falls  und 
insoireit  es  irgend  einen  Nutzen  atiwirft.  Das  Hottse  of  Lords 
ging  bei  dieser  wichtigen,  eine  alte  Streitfrage  abschliessenden 
Entscheidung  davon  aus,  dass  es  f(lr  die  Steueipflicht  an  sich 
gleichgiltig  sei ,  zu  welchem  Zwecke  Eigenthuni  benutzt  würde, 
und  dass  deshalb,  abgesehen  von  den  gesetzlich  l)estimmten 
Ausnahmen,  je<le8  Eigenthum  der  Steuenitliclit  unterliege,  dass 
es  jedoch  die  Voraussetzung  für  die  Auferlegung  einer  Steuer  sei, 
dass  der  Besitz  des  Iwtreffenden  Eigenthums  irgend  einen  Nutzen 
abwerfe,  daliei  käme  es  alwr  nicht  darauf  an,  ob  dieser  Nutzen 
einer  ttestinmiten  Person  oder  einem  bestimmten  Zwecke  zitfliesse. 
In  Folge  dieser  Entscheidung  sind  fortab  Wohlthätigkeitsanstalten, 
insbesondere  Hospitäler  imtj  Schulen,  bei  denen  die  Steuerpflicht 
fiHher  veiTieiut  wunle,  zui-  Steuer  herangezogen  worden ,  falls 
dieselben  eine  üln-r  die  Kosten  der  Reparaturen,  der  Versiche- 
rung und  die  sonstigen  nothwendigon  Ausgal)en  hinaufgehende 
Eännahme  ergehen.  Durch  ein  neues  Gesetz^)  ist  eine  Aiisiiahme 
von  der  Steuerpflicht,  jedoch  nur  fakultativer  Weise,  fflr  die 
Sonntags-  und  Aniienschulen,  in  denen  unentgeltlich  Untei-richt 
ertheilt  wird  (Stmäay  and  Rngged  Schools).  eingeführt  worden, 
indem  es  den  Lokalliehftrden  Überlassen  ist,  ob  sie  diese  An- 
stalten zur  Armensteuer  heranziehen  wollen  oder  nicht.  Eine 
SteuerlK'freiung  ist  hier  gestattet,  aber  nicht  anbefohlen. 

Was  nun  die  steuerpflichtige  Person  betrifft,  so 
ist  diesellie  nach  dem  Gesetze  der  Elizabeth  der  occupier, 
d.  h.  der  nutzende  Inhaber  des  steuei-i»flichtigen  Objektes 
(Miether,  Pächter  oder  auch  der  selbstmitzende  Eigenthünier), 
wobei  es  gleichgiltig  ist,  oh  di'i-selbe  innerhalb  des  Kirchspiels 
wohnt  oder  nicht. 

Eine  Ausnahme  hiervon,  nAndich  eine  Besteuerung  des 
Eigenthflmere  an  Stelle  des  Inhabers,  ist  je<loch  fur  kleinere 


')  Diese  SteuerbefreiuDff  bezieht  sich  nber  nicht  auf  die  von  ilen 
Stkdten  und  den  HOnstigcn  Ijokalbehürdcii  zu  Öffentlichen  Zwecken  be- 
DUtiten  GebKude;  4  n.  ^  Vict.  c.  48;  fto  muw  z.  Ii.  für  da«  Worl-hoit^e 
Anneiuteuer  sezablt  werden.  Bezüglich  der  Aufbebun^  der  Sleuer- 
befräung  dcH  Gv^mtnent  I'ropeiii/  eind  wiederholt  Anträge  im  PorlameDte 
gestellt  worden;  doch  wurden  dieselben  seitens  der  lipgierung  immer 
■bcfllebnt.  Bei  der  Verhandlung  über  einen  derartigen  Antrag  im  Jahie 
1873  wurde  hervorgehoben,  dass  seitens  der  Regierung  denjenigen  Kirch- 
■pelen,  innerhalb  welcher  derartiges  Eigenthum  gelegen  sei.  ein  ver- 
hUtnuiiDieüger  Znflcbuss  zu  den  Lokalateuem  iührlich  bewilligt  würde 
nnd  dan  deshalb  eine  Aendening  des  gesetzlichen  Zustandes  erübrigen 
konnte. 

')  Jones  V.;  The  Memu  Dock  avd  Harliour  Ct.mpnny  11  H,  L.  Cas. 
448;  35  L.  J.  (N.  S.)  M.  C.  tO. 

■I  S2  a.  SS  Vict  c  40. 
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Besitzunjion ,  wolche  nur  auf  kurze  Zeit  venuiethet  bezw.  ver- 
pachtet Biud ,  zugelassen  worden.  Die  Einfuhning  dieses  soge- 
nannteu  System  of  Compounding  the  Rates  };i>scliah  ans 
steuertechnischen  Gründen.  Man  fdaubte,  darauf  Rücksicht 
nehmen  zu  müssen,  dass  die  Einziehung  von  ganz  kleineo 
Steuersuninieu  eine  unverhältnissuiikssige  Arbeitslast  fßr  die 
Overseers  mit  sich  bringe,  und  dass  weiter  bei  Venniethung  bezw. 
Veri)achtung  für  ganz  kurze  Zeit  eine  Einziehung  der  Steuer 
von  dem  accupier,  welcher  unmittelbar  vor  der  Einziehung  der 
Steuer  die  von  ihm  bisher  innegehabte  Wohnung  wieder  ver- 
lassen haben  konnte,  häufig  überhaupt  ziu'  Unmöglichkeit  würde. 
Nachdem  bereits  auf  Grund  frühen^r  Gesetze  und  zahlreichei 
Lokalakte  das  System  des  Compounding  the  Batex  in  einer 
grossen  Anzahl  von  Bezirken  in  recht  mamiigfaltiger  und  zu 
vielen  Stiritfrageu  Aulass  gebender  Weise  eingefdhrt  war'), 
ist  diese  Materie  jetzt  dm'ch  ein  Gesetz  vom  Jahre  1869 
und  mehrere  kleinere  Nachtrf^isbestiminungen  in  folgender  Weise 
einheitlich  geregelt  worden'). 

Wenn  die  jährliche  Rente  eines  steuerpflichtigen  Grund- 
stückes nicht  mehr  als  8  £,  in  Manchester  und  Birmingham 
10  ie,  in  Liverpool  13  £,  in  London  20  £  beträgt,  so  kann 
imter  Genehmigung  der  Gemeindeversammlung  ein  Abkommen 
zwischen  den  Overseers  und  den  Gnindeigenthümom  dahin  ge- 
troffen werden,  dass  die  Ariuensteuer  anstatt  von  dem  nutzen- 
den Inhaber  von  dem  Eigenthümer  eingezogen  werden  soll,  und 
zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Giimdstück  venniethet  iäl 
oder  nicht.  Hierbei  kaim  dem  Eigenthümer  ein  Abzug  bis  zu 
25  "io  zugestanden  wei-den.  Die  Gemeindeversammlung  kann 
auch  selbständig  beschliossen ,  dass  bei  Grundstücken  von  dem 
ai^egelwnen  Miethsweilhe  die  Steuer  allgemein  von  dem  Eigen- 
thümer anstatt  von  dem  Inhal)er  erhoben  werde ;  es  muss  jedoch 
alsdann  ein  Abzug  von  wenigstens  IS"/»  gewährt  werden,  welcher 
sich  bis  zu  30  "/o  erhöht,  falls  der  Eigenthümer  verpflichtet  wer- 
den soll,  auch  im  Falle  des  Freistehens  der  Wohnung  die 
Steuer  zu  entrichten.  Jede  Zahlung  der  Steuer  durch  den 
Eigenthümer  wird  ohne  Rücksicht  auf  den  twwilligten  Alaup 
dem  Miether  als  volle  Steuerzahlung  angerechnet ,  so  weit  von 
dieser  Zahlung  ein  öffentliches  Stimmrecht  abhängt.  IIs  ist  des 
halb  l)ei  Anfertigui^  der  Steueriisten  der  Xame  des  Miethers  — 
welchen  der  Eigenthümer  l>ei  Strafe  verpflichtet  ist,  den  Overseert 
mitzutheilen  —  in  die  betreffende  Rubrik  als  Steuerzahler  em- 
zutragen;  und  auch  wenn  dies  vei-sftumt  ist,  soll  dem  Miether  das 


')  59  Geo.  III.  c.  12  e.  19;  13  a.  14  Vict  c.  99.  —  V«^ 
hierüber  noch  oben  S.  115,  116. 

'j  32  a.  83  Vict.  c.  41  und  als  Nacfatrag  dazu  41  a.  42  TkL  c.  86 
e.  14;  42  a.  43  Viel  c.  10;  45  a.  46  Vict  c.  20;  veiri,  den  Kommentar 
vou  Hugh  Owen:   77ie  Poor  Salt  Ässetment  emd  CoBedion  Art  J«9; 
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gesetzliche  Stimmrecht  zustehen,  falls  er  nachtrARlicli  seine  Be- 
rechtifaing  zur  Eintrapuii^'  nachweist ').  "Wenn  der  zunilcbst  zur 
Zahlung  verpflichtete  Eiffenthümer  im  Kltckstande  ist,  so  ist 
dem  Mietber  hier^'on  Mittheilunfi  zu  machen,  damit  der  letztere 
durch  eigene  Zahlui^  sich  sein  Wahlrecht  noch  sichern  kann. 
Der  Miether  bleibt  subsidiär  nach  Verhältniss  der  Miethe  für 
die  Steuerrückstanrie  verhaftet.  Wenn  der  Miether  in  diesem 
Falle  die  Steuer  selbst  zahlt,  so  kann  er  den  Betrag  von  der  dem 
EigenthUmer  schuldigen  Miethsrentc  ab/.ieheii.  Hierzu  ist  er 
unter  allen  Umstanden  berechtigt,  falls  dei-  Miethsvertrj^  sich 
auf  eine  kürzere  Zeit  als  3  Monate  erstreckt.  In  diesem  letz- 
teren Falle  soll  die  Steuer  auf  keine  längere  Periode  als  3 
Monate  von  dem  Inhaber  erholien  werden  dürfen. 

Man  sieht,  das  System  des  Compounding  ihe  Rates  hat  einen 
lediglich  steuerteehnischen  Chaiakter*).  An  dem  allgemeinen 
Principe,  dass  der  oecupier  die  steueqifliehtige  Person  ist,  wiixl 
nur  wenig  dadurch  geändei-t. 

Ehe  wir  nunmehr  zu  den  Einzelliciten  der  Steueraus- 
schreibung  und  -Erhebung  tibergehen,  sollen  einige  kritische 
Bemerkungen  über  das  Prinzip  der  Poor  Rate  voi-ausgeschickt 
Teiden. 


§  3. 

Es  ist  nicht  mißlich,  die  Poor  Rate  unter  eine  der 
bekannten  gebräuchlichen  Steuerkateporien  zu  subsumiren,  weil 
dieselbe  lokal  verschieden  wirkt  und  so  keinen  eiu- 
lieitlichen  Chaiakter  zeigt:  in  den  Städten,  wo  die  Poor 
JÜate  sich  regelmassig  als  Zuschlag  zur  Wolmungsrente  darstellt, 
ist  sie  als  eine  Ausgahensteuer  zu  charakterisiren ;  auf  dem 
flachen  Lande,  wo  in  der,  von  dem  Besitzer  gezahlten  Rente 
nur  in  verachwindendem  Maasse  eine  VeigUtung  für  die  inne- 
gehabte Wohnung  li<^,  diese  Eente  sich  vielmehr  generell  be- 


1)  Bia  au  dem  Gesetze  von  1869  hatte  liaa  System  des  Compoundittg 
the  Bates  erhebliche  Zweifel  und  Streitfragen  he/üglich  der  Gesetze,  in 
denen  tan  Stimmrecht  von  der  Einschätzung  zur  Armensteuer,  bezw.  von 
der  ZftUnng  dereelben  abhängig  gemacht  war,  hervorgerufen,  und  die 
BcMätigong  dieser  Verwirruug  war  der  Hauptanlasa  ftir  die  Einfllhning 
dea  neuen  Geaetzes. 

1]  Es  mag  hier  eine  andere  steucrtpchni^ch  wichtige  Bestimmung  herror- 
gehoben  werden:  nenn  während  des  Steuerjahres  der  ocatpirr  wechselt, 
oder  wenn  in  ein  bisher  unbewohntes  Haus  ein  ocnpier  hineinknirimt, 
HO  8oU  der  neue  occiipier  nachtrüglicli  in  die  Kteuerliete  eingetragen  werden 
vnd  die  Haftbarkeit  iUr  die  Steuer  soll  zwisclien  dem  alten  und  neuen 
lDhat>er  nach  Verliältnise  der  Zeit  ihrer  rexpektiTen  Innehabung  getheilt 
werden.  IHese  Frage  war  bis  zu  der  durch  45  a.  46  Vict.  c.  20  erfolgten 
'  "  '    1  Regelang  in  der  Judikatur  sehr  zweifelhaft. 
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niisst  nach  dem  vom  veriwchteten  Lande  zu  erwartenden  Er- 
trage, iiiuss  sie  als  Ertr^^teuer  angesehen  werden')- 

Di(^  Poor  Rate  ist  von  diesen  beiden  (ranz  verschiedeneB 
Gesichtspmikten  aus  zu  betrachten. 

Was  die  Poor  Rate  als  Ertrags  Steuer  Iwlrifft.ss 
erscheint  diesellie  direkt  unbillig,  weil  sie  nur  den  Ertrag  eines 
liestimmten  Theils  des  Vermögens,  nämlich  das  in  Immobilien 
angelegte  Venuögen  zur  Steuer  herauzieht.  Es  kann  keine 
Reciitiertiguug  dafür  gefunden  werden,  den  reichen  Farmw. 
welcher  nur  ein  kleines  Gut  gegen  niedrige  Rente  inne  hat  nml 
Bein  übriges  Vermögen  etwa  in  Staatspapieren  anlort  oder  mit 
demselben  Handel  oder  Gewerbe  betreibt,  weniger  zu  der  Annen- 
Steuer  heranzuziehen  als  eiuen  anderen  Farmer,  der  gar  kein 
eigenes  Vermögen  besitzt,  sondern  lediglich  von  dem  Ueber- 
schusse  lebt,  welchen  der  Ertrag  des  von  ihm  gepachteten 
tiutes  über  die  zu  zahlende  Reute  hinaus  abwirft. 

Besser  steht  es  mit  der  Poor  Rate,  soweit  dieeelbe  als 
eine  Aufwandsteuer  aiyresehen  werden  kann.  Stuart 
Mi  11  iK'zeichiiet  die  Wohnungssteuer,  als  welche  ja  hier  die  JW 
Rate  erscheint ,  als  eine  der  besten  Steuern ,  gegen  welche  die 
wenigstfu  Einwürfe  zu  erheben  seien ;  und  dies  vor  allem  deshalb, 
weil  die  Wohnungsreute  das  sieberste  Kennzeichen  für  die  Vei- 
niögensverliältnisse  des  Steuerpflichtigen  enthalte ').    Stuart  Mill 


')  Für  diejenigen,  welche  mit  den  englischen  Verh&ltmuen  nkhl 
niiher  bekannt  aina,  mag  bier  zur  Vermeidung  von  MiBSventKndiiUHii 
darauf  aufmerk»am  gemacht  werden,  dass  ajcli  in  England  der  geMumt« 
Grundbesitz  in  den  Händen  einer  kleinen  ADzabl  von  Personen  befiodel, 
und  daBs  die  reichen  Giiindbcsitzer  ihr  Land  oder  die  auf  ihrem  Gitmde 
und  Boden  errichteten  Häiucr  auf  lange  Zeit  hinaus  ta  verpkchten  pfie^ 
(die  regelmässige  Dauer  einer  Uaae  ist  in  London  22  Jahre).  Es  ist  iaa 
nach  nur  eine  Ausnahme,  dass  der  KigenthUmer  zugleich  der  nnModt 
Inhaber  ist.  Wir  berücksichtigen  bei  unsem  kritischen  BemerkDnsai  nur 
den  regelmSesigen  Fall,  wo  der  ocevpier  eine  vom  otcfifr  verBOÜtäeat 
Person  ist.  Ei  mag  dabei  zugleich  darauf  hingewiesen  werden,  dam  mm 
nicht  davon  ausgelien  kann ,  dasa  die  dem  occupier  aufgelegten  Lul«n 
Huf  den  Unindeigenlbiimer  abgewälzt  würden  und  somit  als  eme  önfscht 
Belastung  des  OrundbeBltzes  anzusehen  seien.  Es  ist  zwar  zwdfeUoa 
richtig,  dasB  die  dem  Eigenthümer  zu  zahlende  Kente  hoher  8as&ll«n 
würde,  falls  der  oerii^ür  nicht  mit  der  Steuer  beschwert  w&re.  Alifb 
bei  dem  auf  lange  Zeit  hinaus  geschlossenen  Pachtvertrage  ist  eine  B»- 
ineBsune  der  H6he  der  Steuer,  wie  sie  vom  occupicr  im  lAufe  der  J*iire 
thatsächlich  zu  zahlen  sein  wird,  eine  Unmeenchkcit  Vie  Poov  üWc 
kann  deshalb  prinzipiell  nicht  angesehen  werden  als  den  Eigeathnmer 
treffend  in  Gestalt  eines  Abzuges  von  der  ßente,  welche  ihm  der  oeaifitr 
zahlt.  Vergl.  Jtrport  o>i  I'arochial  AsKfsument  1850  S.  15:  Äny  inÜMrn 
or  uwxprded  increaxe  of  the  ^nrodtial  ea^tnditure  tthidi  Jead»  to  (k 
rnlianceuieiit  of  Ihe  ritte,  «Ätcft  trae  not  foreseen,  tnivld,  intlil  Aeamma 
hetveew  the  iandlord  attd  Ott  tenawt  uas  rearfjuettd,  faä  entir^  npo" 
Ihe  ttnatit 

')  Stuart  Mill,  Principles  of  Political  Economy,  Ausgabe  von  Long- 
Hiatis  Grtiti  (f  Co.  1883,  S.  501  ff. ;  It  ts  otie  of  tht  faireat  and  MOst  taulgfe- 
tionahh  of  uU  U-xe»;  ....  no  pari   of  a  person's   expendititn  i*  a  bdhr 
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■äuint  zwei  Ausnahmen  hiervon  ein,  denen  er  aber  die  Berech- 
ijpiiig  eines  wirklichen  Einwandes  abspricht:  einmal  bezüglich 
■ines  Steuerpflichtigen  mit  grosser  Familie,  welcher  in  folge 
li'ssen  über  seine  Vermögensverhältnisse  hinaus  für  die  Wohnui^ 
mszugeben  gezwungen  ist;  andererseits  bezl^lich  eines  Geiz- 
i»l£es.  Er  ftihrt  Iiiusichtlich  dieser  beiden  Ausnafamefiille  aus: 
ler  eretere  könne  sich  nicht  beklagen  „da  es  seine  W^l  ge- 
vesen  sei,  eine  grosse  Familie  zu  haben,  und  da  von  allgemeinen 
iesichtspunkten  aus  diese  Neigung  eher  abzuschwächen  als  zu 
it'stärken  ist".  Bezt)glich  des  Geizhalses  aber  sei  zu  bemerken, 
lass  derselbe  infolge  der  Beschränkung  in  seinen  Ausgaben 
rössere  Kapitalien  in  Nutzen  bringenden  Produktionen  anlege 
iiid  infolge  dessen  den  National  reichthum  und  damit  die  Mittel, 
US  welchen  die  Steuern  überhaupt  gezahlt  würden,  vermehre. 

Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  diese  Argumente,  welclie 
uf  Einwürfe  antworten,  die  man  gegen  jede  Ausgabensteuer 
erbringen  kann,  au  sich  schlüssig  sind,  und  ob  weiter  nicht 
lieh  andere  Einwürfe  hiitteii  in  das  Ai^e  gefasst  werden  müssen. 
Vir  erörtern  hier  nur  die  Fn^je ,  in  wie  weit  eine  Wohnuiigs- 
li'uer  zur  Aufbringung  der  Annenkosten  gerechtfertigt  ist, 
iai>ei  ist  im  allgemeinen  zuzugelien,  dass  es  billig  erscheint, 
ie  Kosten  für  die  Erhaltung  der  Unterstützui^sbedürftigen 
i'D  anderen  Mitbürgern  nach  dem  Verhältnisse  aufzulegen, 
1  welchem  die  letzteren  im  Stande  sind,  für  sich  selbst  höhere 
usgahen  zu  l)esti«iten ').  Allein  es  ist  hier  noch  ein  anderes 
loment  zu  l)erücksichtigen.  Wo  die  Pflicht  zur  Unter- 
tlltzuug  Hilfsbedürftiger  als  eine  Nationalange- 
f'genheit  angesehen  wird  —  wie  dies  in  England  der 
qU  ist,  welches  nur  aus  Zweckraässigkeitsrücksichten  diese 
flicht  auf  lokale  Verbände  delegirt  hat  — .  da  niuss  bei 
ufbringung  der  erforderlichen  Mittel  darauf  ge- 
ehen  werden,  dass  das  ganze  Land  in  möglichst 
leichmftssiger  Weise  zu  den  Armenkosten  bei- 
teuere.   Wird  dies  liei  einer  Wohnungssteuer  erreicht? 

Die  Ausgabe  für  die  Wohuui^  (house  rent),  auf  welche 
ie  Poor  liate  gelegt  ist,  setzt  sich,  wie  dies  schon  von  Adam 

•äerion  /'OT  hi»  meang  or  bear»,  oti  Oif  aholr,  more  nearly  the  eame  pro- 
yrtion  to  them. 

')  Wenn  aus  Lunusteueni  «iu  geongender  Ertrag  erzielt  werden 
Snnte,  um  damit  die  Kosteo  de«  Sffentlicben  AnnenwesenH  zu  beHtreiten, 
I  wüide  rieb  fiir  diese  Art  der  Aufbringung  der  Mittel  viel  anführen 
«Ben;  es  iat  innerlich  berechtig  und  musajed ermann  ansprechen,  daw 
«jcnigen,  «reiche  sich  Über  die  Lebenanotbdurft  hinaus  Luxusausgaben 
'lauben,  dem  entsprechend  beisteuern  sollen  zu  den  Mittels,  welche 
forderlich  sind,  um  ihre  armen  Mitbürger  vor  dem  VerbuDgetn  zu 
hützcn.  Die  in  Prankreich  zur  Bestreitung  von  Armenausgaben  ziige- 
aerae  Taxe  für  Theater,  öffentliche  Schaustellungen  und  sonstige  Ver- 
^ligungen  erscbeiDt  von  diesem  Ge«chtspunkte  aus  besonders  gcrecht- 
rtjgt. 


DcillizedDy  Google 
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Smith  hervoi^ehohen  wird,  ans  zwei  Elementen  zusammeD :  der 
Ausgabe  fllr  das  Gebäude,  die  Wohnung  selbst  (buHding  rent), 
und  der  Veigütung  filr  den  Gnmd  und  Boden,  auf  welchem 
das  Haus  emchtet  ist  (gronnd  rent).  Würde  man  diese 
beiden  Bestandtlieile  der  hoitse  retd  von  einander  trennen  und 
liesonders  berechnen  können,  so  durfte  jiepeu  eine  auf  die  building 
rent  gelegte  Steuer  wenig  einzuwenden  sein.  Die  Kosten  für  dea 
Bau  der  Häuser  variiren  innerhalb  des  Landes  nur  wenig  und 
es  würde  somit  eine  leidlich  gleichmassige  Basis  zur  Aof- 
ei'legung  der  Steuer  för  das  ganze  Land  vorhanden  sein. 
Andere  gestaltet  sich  aber  die  Sache  durch  das  Hinzukommen 
<ler  groimd  rent.  Nicht  nur  vaiiivt  die  ground  rent  an  sich  in 
den  einzelnen  Theilen  des  Landes  und  auch  innerhalb  deiselbeo 
<lrtscbaften  erheblich;  es  ist  weiter  zu  berücksichtigen,  dass 
dieselbe  einen  sehr  verschiedenen  IVozentsatz  in  der  kouse  rent 
ausmacht.  In  den  kleinen  Oi1en  bildet  die  huilding  rent,  ia 
den  grossen  dagegen  die  ground  rent  den  wesentlichsten  Be- 
Rtandtheil  der  house  rent.  Die  house  rent,  welche  in  dem  Orte 
A  für  ein  luxuriöses  Gebflude  in  der  besten  Lage  gezahlt  wini, 
mag  auf  diese  Weise  nicht  höher  sein,  als  die  house  rent  fDr 
ein  einfaclies  Haus  in  mittlerer  Lage  in  dem  Orte  B.  Gegen 
die  so  hervortretende  Verschiedenheit  in  der  Grundlage,  auf 
welcher  die  Steuer  erhoben  wird,  kann  nicht  geltend  gemacht 
werden,  dass  es  in  der  freien  Wahl  des  Einzelneu  stehe,  oh  er 
in  dem  Oile  A  oder  in  dem  Orte  B  wohnen  wolle ;  denn  der 
Wohnort  einer  Pei-son  ist  vielfach  direkt  durch  den  Beruf  ge- 
geben. (Am  klarsten  ist  dies  bei  der  Klasse  der  Beamten.) 
In  gleicher  Weise  ist  aber  auch  innerhalb  desselben  Ortes  die 
Wahl  der  Lage  der  Wohnung  häuhg  durch  den  Beruf  unab- 
änderlich bestimmt,  was  nirgends  so  deutlich  hervortritt  wie  in 
London,  wo  nicht  nur  die  Kaufleute  der  einzelnen  Geschäfts- 
zweige, sondern  auch  die  Mehrzahl  der  Aerzte,  der  Juristen 
u.  s.  w.  in  ganz  bestimmten  Gegenden  ihre  Wohnungen  haben'). 
Die  Besch äff ungderMittelfürdie  als  National- 
angelegenheit angesehene  Armenlast  mittelst  einer 
Wohnungssteuer,  welcbe  nach  den  vorstehenden  Aus- 
führungen an  den  einzelnen  Orten  des  Landes  in  verschiedener 
Weise  wirkt  und  durch  welche  nicht  alle  Steuerpflichtigen  in 
gleichmassiger  Weise  getroffen  werden,  ist  nicht  zu  billigen. 
Gegen  die  Gerechtigkeit  der  Poor  Rate  in  ihrer 
beiderlei  Gestalt  als  Aufwands-  wie  als  Ertrags- 
steuer ergeben  sich  somit  schwere  Bedenken,  Es  ist 
jedoch  dabei  nicht  zu  vei^essen,  dass  diese  Bedenken  erst 


')  Bei  der  so  durch  den  Beruf  bestimmteD  Wohnungalage  e..~.«_. 
die  auf  die  WohnuDgsrenle  gelegte  AnneiiBteuer  als  eine  Art  Enrerb*- 
stener,  also  wiederam  in  einer  neuen  Gestalt 
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in  neuerer  Zeit  eine  erhel)lichi'Bedeutun}r  erlangt 
haben,  wflhrend  zui*  Zeit  der  RinfUhnuig  der  Poor  Rate  durch 
das  Gesetz  der  Elizabeth  sich  freiien  diese  Rteuerart  nur  wenig 
einwenden  liess.  Damals  war  der  Betrag  des  bewefclichen 
Vermögens  gegenüber  dem  ImmobiliarverniJtgen  ein  so  ft^riiH?- 
fbgiger,  dass  die  Nichtl)esteuening  dos  ei-stereii  von  keiner 
(Süssen  Bedeutung  war;  iiniJ  ferner  war  der  Antheil,  welcher 
bei  der  hoiti^e  retit  auf  die  ground  rent  entfiel ,  kein  sehr  er- 
heblicher und  unterlag  in  den  einzelneu  Theileu  des  Landes 
nur  geringen  Schwankungen.  Nach  l>eiden  Richtungen  hin  sind 
durch  die  Entwicklung  der  Industrio  und  durch  das  Aufblühen 
von  grossen  Städten  mit  der  Zeit  erhebliche  Aeiidemiigen 
eingetreten.  Und  wiihrend  man  seit  dem  Jahre  1834 
fortdauernd  bestrebt  gewesen  ist,  eine  grössere 
Gleichniässigkeit  in  den  Arnienausgalten  für  die 
einzelnen  lokalen  Bezirke  herbeizuführen,  und  so 
dem  Charakter  der  Unterstützungspflicht  als  einer 
Nationalangelegenheit  Rechnung  zu  tragen,  hat 
man  der  gleichuiüssigen  und  gerechten  Beschaffung 
der  Kinnahnien  keine  genügende  Beachtung  ge- 
schenkt, vielmehr  die  nnmer  grösser  und  grösser  werdende 
Verscliiedenheit  in  der  Basis,  auf  welcher  die  Annensteuer  er- 
hoben wird,  unbeachtet  gelassen. 

Ja,  die  so  her^'Oigenifene  Ungei-echtigkeit  der  Besteiienuig 
ist  noch  weiter  dadurch  verschärft  worden,  dass  eine  grosse  ßeilie 
neuer  Au^alH.'n  auf  die  Poor  Rale  gelegt'),  und  dass  die 
Poor  Rate  zur  Kontributionsbasis  fDr  andere  Steuern  geniaclit 
wurde*). 

Sell)st  derjenige,  welcher  das  IVinzip  der  „Besteuenuig  des 
sichtbaren  Besdliesitzes  in  der  Person  des  nutzenden  InliaK'rs" 
(Gneist)  filr  Kommunalzwecke  als  das  richtige  anerkennt,  wird 
zugehen  müssen ,  dass  zur  Aufliringung  dei'  Mittel  für  die 
zahlreicheu ,  von  dem  Staate  auf  lokale  Bezirke  delegirten  all- 
gemeinen, nationalen  Lasten  dieses  Syateni  bei  der  fortdauernden 
Zunahme  des  Personalvennögens  erheblichen  Bedenken  untei'- 
liQrt.  Oh  aber  eine  Aenderung  in  der  Konnnunalbi'steuening 
ohne  gleiclizeitige  Aendening  des  ganzen  englischen  Steuer- 
systems mtHtlich  ist.  dürfte  zweifelhaft  sein  Und  hiei-auf 
beruht  es  in  der  That,  dass  man  bisher  den  Einwänden, 
welche  g^en  eine  das  iiersflnliche  Vennögeii  freilassende  Be- 


')  Sil  die  Kosten  für  die  Zivilataiiils- Regler,  flir  die  Pockenimpfung, 
fBr  die  ConstahhH  u.  b.  w.  Die  neuen  ^chulgeseti'.c  haben  aucli  die  }le- 
■treihuig  der  GemeindeselitillBSt  nuf  die  Funr  Bitte  gelegt. 

*)  So  vor  allem  für  die  Counlij  Rilr,  die  Hiiiliinij/  Rite,  die  Sanili'nj 
Bau  n.  H.  w. 

FgnckDDgtn  (J3)  V.  t.  -  Aichrotl,  ■  lü 
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ßteuonius;    wiederholt   geltend    t»?macht    worden    sind  •) ,  eine 
weitere  Beachtung  nicht  {lescheiilct  hat'). 

<)  Vergl.  vor  allem  die  Kede  von  W.  E.  Sackrille  West  Hof  da 


das  bestehende  System:  i(  ig  altcays  exynvenient  lo  wtt  aigUKt  macftnirry. 
')  Nachdem  dieser  Abschnitt  oiederKeaclirieben  war,  haben  die  Ua 
berührten  Fragen  auch  eine  eingehende  Erörternng  im  englischen  PÜli- 
mentc  gefunden.  Uei  der  im  Anachlusse  an  die  neue  Frandiiite  Bill  an- 
eebrachten  Reniftralüm  Bill  hatte  die  Re)^erung  beantragt,  daae  die  KoMeu 
der  ßegistrirung  der  Wühler,  wie  bisher,  aus  den  Lokalstenem  getncco 
würden.  Während  beidemauf England  bezüglichen Theile der ßilliunidHl 
ein  Widerspruch  nicht  erlioben  nurdc,  brachten  bei  der  Berathang  da 
auf  Irland  bezüglichen  1  heiles  irisclie  Abgeordnete  (CoUmtl  Nolan)  eincD 
Antrag  ein,  die  nczi^Iiche  Hestimmnng  der  Regierungavorlaoe  abzoIehniB 
and  die  Kosten  der  Regiatrirung  dem  allgemeinen  Staatsfonds  aubnlegn. 
In  der  darauf  inlgenden  Debatte  fand  dieser  Antrug,  obwohl  sich  GladsUm 
mit  grosser  Lebnafligkeit  dHgi'gen  erklärte,  die  Hi^oiität  (Sitzaug  dei 
Unterhausea  vom  24,  April  1805,'.  Hierauf  wurde  bei  der  nun  fbl^oden 
weiteren  Lesung  der  englisclien  Bill  ein  gemeinsamer  Autrag  der  Kos- 
servativen  und  der  Irlünder  —  Motion  of  Sir  Mame^  Lopes  —  eingcraeU, 
dahin  lautend:  that  thie  Haust,  vAUe  dtsiroag  of  faedüating  tlie  TegutratiM 
of  nAers.  is  of  opiniott  tliat  in  as  much  aa  a  proportion  of  the  Be^Htt 
for  Parltamentary  Eledim  i's  a  matter  of  national.  rntAer  than 
locol  concern,  the  expense»  amnecffd  tcith  U,  should  not  he  impoui 
exdunively  on  ft«  raUpaytrs  in  covtitie»  and  boroitghs  and  leritd  i« 
renpect  of  the  oecvpation  of  <i  Single  descTiption  of  pfo- 
prrli/.  Die  Regierung  snh  ein,  dass  sie  mit  ihrem  ureprünglichen  Vor 
schlage  nicht  durchdnngen  würde,  und  entsohloss  sich  zu  einan  Koni' 
proraisa vorschlage,  wonach  aus  dem  allgemeinen  f^taalstonds  ein  ZiMclma 
von  £  20  000  an  die  Lokalbehörden  lUr  die  ZwecJte  der  Rmrtnnnig 
^zahlt  werden  sollte.  In  der  Sitüuug  des  Parlaments  vom  ö.  Mai  IKSö, 
in  welcher  beide  Parteien  für  ein  zahlreiches  Erscheinen  ihrer  Anhing 
Sorge  getragen  hatten,  wurde  das  Amendment  of  Sir  Man'eg  Loptt 
mit  240  gegen  237  Stimmen  abgelehnt,  so  dass  sieh  also  för  den  Repe- 
rungs Vorschlag  in  dem  gutbesetzteii  Hause  nur  eine  MajoritSt  tod 
3  ."^tiininen  fand.  In  der  Debaite  wurde  von  Sir  Massey  Lopes,  Mr.  Pell 
und  andern  Parlamentsmitgliedern  die  Diskussion  über  den  zur  Verband- 
lung  stehenden  Gegenstand  hinaus  ausgedehnt  auf  eine  Kritik  des  System* 
der  Lokalbesteuerung  überhaupt.  Es  wurde  dabei  insbesondere  daiuf 
hingewiesen,  dass  bei  Auflegung  allgemeiner  nationaler  Lasten  anf  die 
Liikalsteuem  nach  dem  bestehenden  Systeme  der  Lokal beeteuemu^  du 
Personalvermögen  zu  diesen  Zwecken  nichts  beitragen  würde.  bd^Kl 
Anhiinger  der Itc^ening,  wie  Mr.  H.  Fowler,  gaben  zu;  that  Ute  incidenet 
nf  hcot  taxalion,  a»  betireen  feal  and  personal  property,  iriw  at  tht  prrml 
tnoiiietit  iiiiist  ut0u3t  and  unfair,  und  dass;  r\o  pari  of  ovr  social  dnij 
ntlaiinistfntive  Mjslem  ix  more  radically  un>ound  tJuai  local  tas^im. 
Trotz  dieses  Zugcstitudnisses  stimmte  Mr.  Fowler  für  den  Kegienuvs- 
Vorschlag,  indem  er  geltend  machte,  dass  der  ganxe  GegenBtH,nd  behuMtell 
wei'den  müsse  iti  a  comprehensivf  mfasure,  und  nicht  durch  Herau^rifoi 
des  einzelnen ,  praktiseh  wenig  bedeutenden  Punktes  der  Kosten  tär  die 
Kp^istrining  der  Wühler.  Es  ist  zu  hoffen,  dass,  nachdem  sich  in  dieser 
Weise  eine  zweifellone  Majorität  gegen  das  bestehende  System  der  Lokil- 
besteuerung  herausgestellt  hat,  tlie  ivinpreheiisire  meojnirt  nicht  mehr  jä- 
zulange  auf  pich  warten  lassen  wird.  —  Bei  der  S.  Lesung  am  12.  Hti 
suchte  sich  die  Regierung  eine  grössere  MiyoritKt  dadurch  su  sicbem,  dtm 
«e  in  ihren  Konzessionen  weiter  ging  und  den  Beitrag  ans  der  Staats- 
kasse auf  £  40000  filr  England,   £  15000  für  Irland  und  eme  enr- 
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Geheo  wir  nunmehr  auf  die  Einzelheiten  der  Annensteuer 
«twas  näher  ein'). 

Die  EinsrhützuD^  zur  Steuer  erfolgt  durch  die 
Overseers  unter  der  Direktion  einer  Eiuschätzui^rskonuuisaion,  des 
Union  Assessment  Committee.  Die  Erhebung  der  Steuer 
geschieht  nach  vorheiircfianKener  Zustimmung  der  Friedensrichter 
zu  ihrer  Ausschn'ibung  (ällowmg  the  rate)  und  nach  gehöriger 
Publikation  wiederum  durch  die  Ovcrseers.  Endlich  ist  auch, 
die  Kassenverwaltung  und  Rechnungslegung  über  die  erhobene 
Steuer  Sache  dieser  Beamten.  Die  ganze  Poor  Rate  ruht 
somit  in  der  Hauptsache  auf  der  Thiltigkeit  der 
Overseers.  Diese  unbesoldeten  Ehrenbeamten  werden  alier 
jetzt  fast  durchweg  unterstützt,  bezw.  der  grössere  Theil  ihrer  Ver- 
T^chtungen  wird  wahi^enomnien  durch  besoldete  Beamte, 
die  Äfsistant  Ovcrseers  und  die  CoUeclors  of  Poor 
-Rates,  deren  Anstellung  durch  die  neuere  Gesetzgebung  für 
zulässig  erklart  worden  ist. 

Der  Betrag  der  auszuschreibenden  Steuer  wiiti 
bestimmt  durch  die  wahi-scheinlirbe  Höhe  der  Annenausgalien 
(eompetent  sums  ofinoney).  Die  Steuer  ist  also  eine  prospektive: 
äe  wird  praenumerando  erhol>en  und  jedes  Jahr  hat  seine  Lasten 
gesondert  zu  tragen*).  Die  Steuer  sollte  nach  dem  Gesetze  der 
Mizabeth  ^wöchentlich  oder  in  auden'r  Weise"  erholwu  wenien. 
Thatsftchlich  l»ildet  eine  Erhebung  auf  3  Monate  die  Kegel. 
Es  ist  jedoch  ausdrücklich  für  zulassig  erklüri  worden,  die 
Steuereinschätzung  auf  lilngei'e  Zeit,  bis  zu  einem  Jahr  hinaus, 
vorzunehmen  und  alsdann  die  Erhebui^  der  Steuer  in  viertel- 
jährigen Beträgen  (quarterly  installmmif)  vor  sich  gehen  zu 
laseen^).  Wenn  es  »ich  herausstellt,  dass  das  thatsitchliche 
BedQrfiiiss  die  l>ei  der  Ausscha-ibuiw  dei-  Steuer  zu  Grunde 
gel^e  Summe  übersteigt,  so  ist  die  Ei'hebung  i'iner  Zuschlags- 
steuer (additional  rate)  zulüssig. 


■pnehende  Summe  für  Schottland  erhöhte.  Der  Antrag  von  Sir  Masdc]' 
liOpes  w«id  dann  auch  bei  der  3.  LeauDg  mit  280  gegen  25ä  Stimmen 
Kt^ebot. 

')  Aach  hier  aollen,  in  gleiclier  Weise  wie  es  oben  be!tilgli<.'li  der 
Lmn  of  Settlrmmt  and  Reii'Ovnl  gearhehen  ist,    nur  die  Hauptpunkte  ge- 

Btben  werden.  Im  Ubn);en  ist  auf  die  ausführliche  Uaratellune  dieaer 
atorie  in  Burn's  Justice  of  tlit  feace  S.  äM-1090.  Arrhbold, 
Juitiec  ofthe  Peiice  S.  749 — 1027  and  auf  die  Kommentare  von  Miif;h 
'Owen,  Tlir  l'oor  Säle  Assegument  and  Colhclioti  Aet  I8G9 ,  7.  AuBcabe 
London  1882,  und  Lumley,  Tlie  Union  Ansessiiietit  Committee  Act  16G2 
to  1880,  10.  AuBgabe  (bez.  W.  C.  Glen)  London  18bl,  Bonic  Lumley, 
Jhe  Bating  Act  18TJ,  London  1«75,  zu  vern-äsen. 
•)  41  Geo.  IIL  c  2.3  s.-  9. 
»)  32  *.  33  Vict  e.  41  a.  15. 
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Die  Vertheilunt!  des  erfonierlichea  Steuer- 
betratis  auf  die  Steuerpflichtigen  erfolgt  durch  Ab- 
schätzung des  st^uerpfliciitiKen  Werthes  und  Berechnui^;  der 
Sumnie  (nach  Schillingeu  und  Penee),  welche  hiernach  von  dem 
steuerpflichtigen  Einkommen  zu  erheben  ist  (a  fair  and 
equnl  pound  rate)'). 

Bei  dieser  Feststellung  des  steuerpflichtigen 
Einkommeus  und  der  steuerpflichtigen  Person 
stehen  die  Ov^seers  unter  der  Direktion  des  Union  Asatsn- 
ment  Committee^).  Dies  Komitee  wird  von  dem  Board  <^ 
Gtiardians  gewählt,  und  zwar  sollen  dabei  die  ex  offiao 
Giiardiims,  d.  h.  die  Friedensrichter,  wenigstens  '/s  der  Gesanimt- 
zahl  ausmachen;  die  Gesamuitzahl  hat  zwischen  G  und  12  Per- 
sonen zu  betragen.  Die  Anwesenheit  von  '/e  der  Mitglied» 
ist  zur  ßeschlussfähigkeit  des  Komitees  erforderlich;  die  ZiU 
der  Anwesenden  soll  jedoch  mindestens  3  sein.  Die  Aufgabe 
dieses  Kollegiums  ist  es,  innerhalb  der  einzelnen  Armenverblüide 
eine  gleichmässige  und  korrekte  Einschätzung  herbeizufOhren. 

Dem  Komitee  steht  nicht  nur  die  Befiigniss  zu,  den  Onr- 
seern  Direktiven  bezüglich  der  Einschätzung  zu  geben,  sondeni 
(ins  Komitee  kann  auch  jederzeit  die  Anfertigung  neuer  oder 
ergänzender  Einschiltzungslisten  (valuation  lists)  anordnea. 
Dabei  kann  das  Komitee  liehufe  Einschätzung  besondere  Per- 
sonen (surveyors  oder  valaers)  ernennen,  und  hat  auch  fibei 
etwaige,  gegen  die  Eiiischätzungsliste  erhobene  Einwendungen  za 
entscheiden.  Derartige  Eiuweudui^eu  sind  nach  OfferüeguoR  linr 
valuation  lisl  seitens  jedes  Overseer  zulässig,  welcher  glauW, 
dass  sein  Kirchspiel  durch  die  Einschätzungsliste  eines  anderen 
Kirchspiels  des  Amienverbandes  lieiiacbtheiligt  sei.  Auch  der 
einzelne  Steuetptlichtige  kann,  abgesehen  von  dent  ihm  sonst 
zustehenden  Reklaiuationsrechte ,  auf  Grund  l)ehaupteter  Un- 
gleichheit oder  InkoiTektheit  der  Einschätzung  oder  wesren 
Auslassung  eines  steuerpflichtigen  Reall)esitzes  Eiuwendunüen 
gegen  die  Einschätzungsliste  erhelten  und  eine  Entscheirlui« 
darüber  durch  das  Komitee  herbeifllhren.  Die  nach  Entschei- 
dung der  Einwen<iui^en  festgestellte  valualion  list  ist  von  3  Mit- 
gliedern des  Komitees  zu  unterschreii)en  und  in  jedem  der  Kirch- 
spiele zu  puliliziren.  Sie  ist  fllr  die  Overseers  fortab  bindend, 
so  lange  nicht  auf  Giiind  einer  gerichtlichen  Entscheidung 
eine  Aliänderung  vorgenoiimien  ist 

Bei  (i  e  r  Einschätzung  gilt  der  ot)en  angefüfarte 
Grundsatz,  dass  die  Armensteuer  bestimmt  werden  soll  nach 
der  Schätzung  des  jährlichen  Reinertrages  (nd  anmtal  calti^ 
von  dem  im  Kiix'hspielc  sichtbai-  belegenen,  einen  Gewinn  ah- 

■)  59  Geo  KI.  c.  12  8.  19. 

"1  25  a.  26  Vitt  c  13;  27  a.  28  Tiot.  c.  39;  31  a,  32  Tict%.  1» 
B.  58— *0-,  i&  &.  44  Vict.  c.  7. 
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werfenden  Vermögen  (visible  profilabh  property,  sÜuated  m  the 
parish).  Unter  net  annual  value  soll  verstanden  wertleu: 
die  Rente,  zu  welcher  man  vemllnftiger  Weise  erwarten  kann, 
das  Steuerobjekt,  das  Grundstück,  zu  verpachten,  frei  von 
allen  üblichen  Steuern  und  Lasten  des  Pächters  und  nach  Ab- 
zug der  wahrscheinlichen  jahrlichen  Kosten  filr  Reparatur,  Ver- 
sicherung, sowie  sonstige  Ausgaben,  welche  ufithig  sind,  um 
das  Grundstück  in  dem  bisherigen  ertr^sföhigen  Zustand 
zu  erhalten').  Hinsichtlich  der  Höhe  dieser  Abzüpe  bestehen 
lirosse  Verschiedenheiten.  Eine  Anzahl  von  Assesament  Com- 
mitifea  halten  hier  Itestimmle  Skalen  für  die  verschiedenen 
Klassen  von  Eifientbum  (laudwirthschaftliches ,  zu  Fabrik-  oder 
Wdhnungs-Zwecken  benutztes)  auftrestellt,  welche  im  allgemeinen 
insemessen,  Im  Einzelfalle  atier  ungerecht  sein  können  und 
vielfach  zu  Reklamationen  Anlass  gegeben  halten.  Für  die 
Vfetropolis  ist  gesetzlich  eine  Skala  der  in  tnaximo  gestatteten 
Abzüge  für  die  Hauptklassen  des  Eigenthums  aufgestellt'). 


1)  6  a.  7  Will.  IT.  c.  96  &  1:  Tht  rent,  at  wHich  Iht  same  might 
(oxonahly  he  atperUd  to  let  fnm  ytar  lo  y&xr  free  of  aU  uswü  («nanCa 
iittK  and  laxes,  atid  tithe  camtmäatian  retü-diorge,  if  uny,  and  deäMCting 
herefirom  the  prcAable  avrraije  annual  cost  of  the  ripairs,  insurance  and 
(her  expensfS,  if  any,  mrcciman/  to  maintain  tkem  in  a  state  to  command 
lieh  rent.  DieMm  Tatenhte  value  ^^enUber  steht  dan  groxn  enti- 
lated  renlal  (grong  ralue)  d.h.  die  nach  obigen  IJeetiromungen  fest- 
estellte  Kente  ob  De  den  Abzug  der  wahracbeiolicbeD  jäbrUcben  Kosten 
it  die  Repuaturen  u.  b.  w.  (die  Bogenannte  rack  rent)  —  25  a.  26 
'ict  c.  103  ».  l.'>  —.  In  dem  Mftropolitfin  Valuation  Act  32  a.  33  Vict 
.  67  «.  4  wird  der  Ausdruck  gross  mive  dahin  definiTt:  The  term  „groM 
alae"  means  the  annual  retOal,  ichich  a  tenant  might  reasonably  be  nu- 
rcted,  taking  one  year  wiOi  anolher,  to  pay  for  an  hereditamerU ,  if  the 
■mint  ttndertook  to  pay  nll  nsual  tenatä's  rotes  and  laxes,  and  tithe 
'mmvtation  rent-charge,  if  ony,  and  if  tht  landlord  undeilook  lo  bear 
If  cost  of  repairs  and  insurance  and  Ute  other  experves,  if  anij,  necessmy 
•  maintain  the  hereditcanent  in  a  state  to  command  Ihat  rent.  Alle  dJesa 
'efinitionen  haben  zu  dner  growen  Zahl  von  ätreitfraeen  Anlass  g^eben: 
er^L  3.  Jahresbericht  der  Poor  Lote  Commissioners  S.  92  ~  12.  Jabree- 
mcbt  des  Poor  Imic  Board  S.  41  und  die  ziürten  Kommentare  von 
lumley  nnd  Hoch  Owen. 

»1  Vergl.  Mstract  of  the  Seales  of  DedtKtion  für  die  verschiedenen 
rafacbaften  in  Pari.  Paners  1864  Nr.  US,  Bd.  LXVI,  und  für  die  ein- 
iIn«D  boroui^  io  dem  Eeport  upon  Electoral  Statistic,  Pari.  Papers  1866 
r.  .524,  ad.  LIX;  fllr  die  Metropolis:  32  a.  33  Vict.  c.  6T  s.  52  und 
aa  sehedule  III.  Aaf  das  Einzelne  dieser  rän  ateuertcchuiacben  Fnige  soll 
er  nicht  wdter  eingegangen  werden.  Es  sei  nur  auf  die  Schwierigkeiten 
n^ewlesen,  die  bei  den  obigen  Bestimmnneen  für  die  Eiuscbätinng  des 
rti«jgeB  von  Kanälen,  Ksenbahnen  und  anderen  Analalten,  welche  reKel- 
6amg  nicht  rerpacbtet  werden,  enUtehen  müssen,  Ueber  die  dabei  auige- 
orfttten  l^ragen  existiren  eine  grosse  Anzahl  gerichtlicher  Entscheidungen. 
>i  (Jen  EjsenDahnen,  wo  die  Euiachätzung  überhaupt  tu  besonders  vielen 
weifeln  Anlaaa  giebt,  wird  häutig  von  dem  Beschreiten  des  gericht)i<^en 
'egeM  abgeaehen,  und  ein  Priratabkommen  zwischen  den  ESsenbahn- 
«ellschanen  nnd  dem  Kirchspiel  (ibci  die  Höhe  der  zu  entrichtenden 
euero    abgeechlossen.    Das  Nlhere  hierüber  vergl.  bti  Bunu,  a.  a.  O. 
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Für  (He  Metropolis  bestehen  überhanpt  eine  Reüe- 
Spezialvorschriften,  derea  Tendenz  dahin  gerichtet  ist, 
eine  einheitliche  Einschätzim};  der  steuerpflichtigen  Objekte 
innerh^b  der  Metropolis  zu  Wege  zu  bringen.  Zu  diesem 
Zwecke  ist  auch,  aJ^esehen  voti  dem  Rechtswege  an  die  Peth/ 
Sessiom  der  einzelnen  divisions  eine  Berufung  gegen  die  Ein- 
schätzungsliste irgend  eines  Kirchspiels  innerhalb  der  Metropolis, 
seitens  eines  anderen  Kirchspiels  an  die  General  Assesmad 
Session  zugelassen,  welche  aus  einer  Anzahl  Friedensrichter 
besteht,  die  von  dem  Court  of  Ihe  General  Sessions  der  Graf- 
schaften Middkßsex,  Surrey  und  Kent,  sowii'  von  dem  Mofor 
und  den  Aldermen  der  City  of  London  gewählt  werden '). 

Auf  Grund  der  valtiation  lisl  ist  von  den  Overseers  eme 
Steuortabelle  nach  bestimmt  vorgeschrielienem  Formulare 
zu  entwerfen  (Agsessment).  Diese  Tabelle  ist  zwei  Friedei» 
richten!  zur  Bestätigui^  vorzulegen  (allowing  the  rate). 
Mit  dem  T^e ,  wo  die  Friedensrichter  ihre  Namen  unter  die 
Tabelle  gesetzt  halien*),  gilt  die  Steuer  als  festgestellt  (the  ratt 
shall  be  deemed  to  be  made).  Bei  Strafe  der  Nichtigkeit 
ist  die  Tabelle  am  folgenden  Sonntage  durch  einen  von  deo 
Overseers  zu  bewirkenden  Anschlag  an  den  KirchenthQren  oder 
an  einem  sonst  geeigneten  öffentlichen  Gel)äude  innerhall)  des 
Kirchspiels  zu  publizii-en  *).  Eine  Abänderung  der  Steuertabelle 
ist  nur  noch  auf  Giiind  einer  gerichtlichen  Entscheidung  im 
Eeklamationsverfahren  zulässig.  Hiervon  besteht  eine  einzig 
Ausnahme:  Die  Friedensrichter  in  den  PeUy  Sessions  hab«i, 
falls  die  Mittellosigkeit  und  Zahlungsunföhigkeit  einer  steuer- 
pflichtigen Person  erwiesen  ist,  die  Befugniss,  auf  Antrag  und 
unter  Zustimmung  der  Overseers  die  Steuer  niederzuschlagen, 
indem  sie  den  Namen  der  steuerpflichtigen  Person  aus  Aa 
Steuertalielle  streichen  *). 

Eine  Berufunfi  gegen  die  Einschätzung  zur 
Armensteuer  ist  zulässig  an  die  kleinen  Beztrkssitzungen 
(^ecial  Sessions),  wie  an  die  Quartalsitzungen  (Quart er 
Sessions)  der  Friedensrichter.  Die  erstere  Instanz  ist  erst 
1836  eingeführt  worden"). 

S.  971—1002  (betreffs  der  E^senbahneti)^  8.  1008—1018  (betr«a  WuMf- 
werke;,  S.  943-954  (betreffs  Kanäle). 

')  Metropolitan  Valutitioti  ^ct  32  a.  33  Vict  c  67. 

']  Die  ThiLtigkeit  der  FriedenKrichter  ut  hier  rein  formdler  KatvR 
wmt  die  Tabellen  in  der  vorgeschriebenen  Form  gemacht  änd,  «ind  dis 
Friedensrichter  nicht  berechtigt,  ihre  Unterschrift  zu  TerwügeriL 

')  45  a.  46  Vict  c.  20:  noine  public  and  eoniipicuous  piaef  or  «itHaCin 
in  the  pariak.  Ton  jeder  eingeschätzten  Person  kann  die  Tabelle  ei>- 
eeseben  werden  und  können  Ahochriiten,  oder  Ausiüge  ans  denelbeD 
kostenfrei  genommen  werden:  17  Geo.  n.o.SB.2und6».7  WilL  IV. 
c.  96  a.  3. 
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Die  Frieriensiichter  sollen  zur  Entscheidung  von  Rekla- 
mationen gepen  die  Arniensteuer  in  jeder  Bezirksdivision  min- 
destens vier  Mal  jährlich  eine  Special  Session  abhalten, 
von  welcher  i-eehtzeitig  durch  Anschlag  an  den  Kirchenthüren 
Kenntniss  ge<;ehen  werden  muss.  Jeder  Steuerzaliler  kann 
hier  nach  vorheriger  schriftlicher  Antneldun;:!  Einwendungen 
gegen  die  Steuer  aus  dem  Oi-unde  einer  Uiyrleichheit,  einer 
Unangemessenheit  oder  Unrichtigkeit  in  der  Abschätzung  der 
steuerpflichtigen  Objekte  —  inequalüy,  vnfmmess,  incorreet- 
ness  in  ihe  valuation  of  property  —  erheben').  Die  Special 
Sessions  haben,  wenn  sie  Einwendungen  fflr  Iieiechtigt  halten, 
die  Einschätzung  zu  verbessern  (amend  tbe  rate)  oder  ganz 
zu  kassiron  (quash  ihe  rate).  Ihre  Entscheidung  ht,  fall»  nicht 
binnen  14  Tagen  Nachricht  von  der  Kinlf^ung  der  Benifui^ 
an  die  Quarter  Sessions  gegeben  wird,  endgiltig. 

An  die  Quarfer  Sessions  können  Einwendungen  gegen 
die  valuation  list  auch  ohne  vorbeigegangene  Anniftmg  der 
Rectal  Sessions  gebracht  werden.  Die  Quarter  Sessions  haben 
dabei  insofern  eine  weitere  Kompetenz,  als  vor  densellien  auch 
der  Einwand  geltend  getiiacht  werden  kann,  dass  die  betreffende 
Person  aus  materiellen  Giilnden  gar  nicht  zu  besteueni  sei  oder 
dass  bei  der  Einschätzung  zur  Steuer  irgend  welche  Fehler  oder 
Gesetzwidrigkeiten  vorgefallen  seien;  so  z,  B.  dass  die  Steuer 
nicht  in  der  richtigen  Form  oder  nicht  von  den  richtigen  Per- 
sonen oder  nicht  zu  den  gesetzlichen  Zwecken  gemacht  oder  er- 
hoben sei.  Die  Entscheidung  der  Quarier  Sessions  geht  auf 
Bestätigung,  Verbesserung  oder  gänzliche  Kassiriing  der  Steuer  *). 
—  Die  Quarter  Sessions  können,  wenn  es  sich  bei  der  Ent- 
scheidung um  einen  wichtigen  Rechts-  oder  I'rinzipienpunkt 
handelt,  durch  Entwerfung  eines  Status  camae  die  Itechtsfrage 
zur  Entscheidung  des  höclisten  Gerichtshofes  bringen.  Dem 
letzteren  bleibt  es  auch  sonst  vorbehalten,  aus  drillenden 
Grttnden  mittels  ceriiorari  noch  schwebende  Fragen  an  sich 
zu  ziehen. 

Neben  der  Entscheidung  über  Reklamationen  der  einzelnen 
Steuerzahler  ist  den  Quarter  Sessions  durch  das  Gesetz  von 
1862  ferner  noch  die  Befugniss  gegeben,  über  Berufungen  von 
Overseers  zu  entscheiden,  welche  glauben,  dass  ihr  KiiThspiel 
durch  zu  hohe  eigene  Einschktzui^  oder  durch  zu  niedrige  Ein- 
schätzung anderer  Kirchspiele  innerhalb  des  Amienverhandes 


■)  Wie  bereite  bervorgehobeu  wurde,  können  die  Steuerzahler  aus 
dieaen  Qifinden  auch  Bchoa  vorher  eine  Entscheiduiig  des  ünitm  Aesfss- 
mmt  CommitUe  herbeiführen:  25  a.  26  Vi«,  c  103  b.   18  n.  19. 

*)  Die  Über  Gebühr  erhobene  Summe  wird  auf  künftige  Steuerpoaten 
Ugerechnet:  41  Geo.  III.  c.  23;  nur  falls  die  Entscheidung  auf  ganzliche 
8tene^«iheit  latitet,  mnd  die  gezahlten  Steuern  zurückznzablen. 
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benachtheiliftt  sei').  Zuv  Beschreitung  dieses  Rechtswcfres  he- 
(inrfeii  die  Overseers  der  Zustiinuiung  einer  besonders  benifeüen 
Geineiiideversammlui^.  Die  Quarier  Sessions  können  anf  die 
Berufung  hin  die  Anfertigung  einer  neuen  vdtuation  lisf  umi 
zwar  üowobl  für  das  einzelne  Kirchspiel  wie  fUr  den  jianzen 
Annenverband  anordnen. 

Die  Einziehung  der  Steuer  (levy  ofihe  rate)  ist  Sacbe 
der  Overseers,  doch  wird  dieser  Zweig  ihrer  Thätiftkeit  jetzt 
reselmässiK  durch  die  zu  ihrer  Untei-stützung  bestimmten  besol- 
deten Beamten  (Collectors  of  Raiei')  wahrgenommen.  Wenn 
die  Steuer  nicht  bezahlt  wird,  so  tritt  ein  Exekutionsverfahn?ii 
ein.  Die  siluniige  Person  ist  vor  zwei  Friedensrichter  zu  laden, 
welche,  wenn  der  Anspruch  für  gerechtfertigt  gehalten  wini, 
einen  Exekntionsl>efehl  (tcarrant  of  tfts(fess)  erlassen  behufe 
Pfändung  uikI  Verkauf  von  Mobilien  bis  zum  Betrage  der  schul- 
digen Steuer  sowie  der  infolge  Nichtzahlung  entslandenen 
Kosten.  Falls  die  Mobiliarexekution  fruchtlos  ist,  kann  von 
zwei  Friedensrichtern  Personalarrest  bis  zu  -i  Monaten  verhäng 
werden*).  Falls  die  Pfändung  ungesetzlicher  Weise  geschieht 
ist  ein  besonderes  gerichtliches  Vei-fahren  Acfion  of  Jtepkm 
voi^esehen ;  bei  bloss  formellen  Fehlem  bezüglich  der  Bäte  oder 
des  Warrant  tritt  dasselbe  jedoch  nicht  ein. 

Die  Overseers  haben  die  eingesammelten  Steuerbetrtffe 
aufzubewahren  und  daraus  auf  Kontributionsorder  der 
Guardians  die  für  die  Verwaltung  erforderlichen  Summen 
zu  zahlen  ^).  Die  Overseers  sollen  eine  vollständige  UebersifM 
ülH'r  alle  eii^f^angenen,  rückständigen  und  verausgabten  Steuer- 
Summen  nach  bestimmten  Formularen  (Rate  Book)  führen.  Sie 
haben  halbjährlich  am  25.  Milrz  und  29.  September  Bilanzen 
daraus  zu  ziehen  und  dieselben  mindestens  7  Tage  vor  dem 
Aufiif  der  Beehnungsrevisoren  zur  Einsicht  der  Steuerzailer 
oifen  zu  legen*). 

")  2.5  ft.  25  Viel.  c.   103  b.  3 
Metropolis  Bind  eot halten  iu  32  a.  ^ 

*)  43  Eliz.  c.  2  s.  3;  12  Viel.  c.  U  e.  ». 

")  Ueber  die  Form  der  Kontributiontorder,  vergl.  die  Oder  iet 
P.  L.  B.  vom  26.  Febr.  1876  bei  Gleti.  l'oor  Law  Orders  S.  314-815.  fe 
zUelich  der  bei  Nichterfüllung  der  CoutTibution  Order  gegen  die  Orerftm 
zulasaitrcn  Maaearefeln  vergl.  2  a.  3  Vict.  c.  84  b.  1 ;  7  a  8  Vict.  c.  KU 
8.  63;  12  a.  13  VicL  c.  It®  b.  7. 

*)  7  a.  Ö  Vict.  c  101  H.  33;  42  Vict  e.  6  s.  3.  VergL  Ihitiet  v 
Orer^rer«  Order  vom  22.  April  1842  und  General  Order  for  AeooiM  tob 
14.  Febr.  1867.  Glen,  l'oor  iMtr  Order»  S.  485-494  und  S.  577—688.  - 
Die  Fonnulare  für  das  Bäte  Booh,  <laa  Boc};  of  recripts  and  poyMfcti. 
sowie  das  linltij&hrlicbe  Bolatice-sheet  aind  duelbst  S.  630 — 635  abgednidt 
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m.  Kapitel. 
Die  Organe  des  ÄrmeDwesens. 


§  1- 

Wenii  wir  im  vorheiTiehenden  Kapitel,  insbesondere  was 
lie  Aufbringung  der  Steuer  betritft,  nicht  umhin  konnten, 
iweifel  ftn  der  Zweckmässigkeit  der  englischen  Bestimmungen 
luszuilriicken ,  so  kommen  wir  jetzt  zu  einem  Kapitel,  wo  in 
Icm  englischen  Systeme  durchweg  ein  Muster  für  ein  rationelles 
Vnnenwesen  gesehen  werden  kann.  Die  Behörden-Organisation 
st  zu  gleicher  Zeit  dasjenige  Qebiet  in  dem  englischen  Annen- 
vesen,  auf  welchem  die  GesetzRebung  am  meisten  experimentirt 
liit,  auf  welchem  im  Laufe  der  Zeit  die  meisten  Veränderungen 
orgenommen  worden  sind.  Nach  langen  Versuchen  ist  es 
ler  englischen  Gesetzgebung  hier  gelungen,  eine  Organisation 
u  Hchaiffen,  welche  volle  Gewahr  dafür  bietet,  dass  die  für 
ationell  erkannten  IVinzipien  des  Annenwesens  in  der  prak- 
jschen  Verwaltung  zur  Durchführung  gelangen.  Es  ist  dies 
rreicht  worden  durch  ein  Zusammenwirken  von  besol- 
leten  und  von  Ehren-  Beamten  in  der  Lokal' 
erwaltung  und  durch  die  Einsetzung  einer  Zen- 
ralbehörde,  welche  nicht  nur  beaufsichtigend 
iber  das  gleichmässige  Festhalten  an  den  Prin- 
ipien  wacht,  sondern  auch  aufklarend  und  an- 
cgend  auf  die  gesainnite  Verwaltung  wirkt.  Es  ist, 
iiH  einen  Ausspruch  von  Kries  zu  wiederholen,  gelungen,  „die  für 
lie  Interessen  der  Staatseinheit  erforderliche  Zentralisation  mit 
l'T  für  ein  kräftiges  Gemeindelehen  unerlässlichen  Selbständig- 
;pit  der  Lokalverwaltung  auf  das  glücklichste  zu  verbinden". 

Die  Zentralbehörde  stellt  die  allgemeinen  Grundsätze 
uf,  nach  denen  die  Vei-waltung  zu  fllhren  ist;  sie  besitzt  dabei 
n  den  Inspektoren  und  Auditoren  die  geeigneten  Organe,  um 
lie  Befolgung  derselben  fortdauernd  zu  überwachen,  und  sie  be- 
itzt  in  der  materiellen  Prüfung  der  Verwaltungsausgaben  durch 
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das  Audit  und  in  der  dabei  bestehenden  Befi^oiiBS,  die  ge- 
leisteten Ausfrabeposten  zu  penehmigeii  oder  zu  missbUl^BU,  die 
izeeigneten  Mittel,  um  die  Befolgung  der  Grundsätze  erfo^de^ 
lichenfalls  zu  erzwingen. 

Die  Lokal  behörden  sind  in  der  Anwendung  der  Gesetze 
und  der  voreeschriehenen  Grundsätze  auf  den  einzelnen  FaD 
absolut  selbständig,  und  entscheiden  frei  über  das  Ob?  wie  ttbw 
die  Art  und  "Weise  der  Unterstützung  im  einzelnen  Falle.  Es  ist 
ihnen  damit  ein  genügendes  Gebiet  selbständiger  Wirksamkeit 
gegeben,  auf  welchem  sie  ihi-e  Kräfte  frei  entfalten  köimeiL 
Innerhalb  der  Lokalverwaltunj;  sind  es  unbesoldete  Ehren- 
beamte, welchen  die  definitive  Entscheidung  sowie  die  Ueber- 
wacbung  der  von  ihnen  gewählten  besoldeten  Beamten  oblieg 
Es  sind  die  besoldeten  Beamten,  welche  in  niOheToUer 
Arbeit  diese  Entscheidung  vorbereiten  und  die  getroffene  Ent- 
scheidung ausfuhren,  und  welche  wegen  jeder  dabei  begfmgenen 
PfÜchtversäumniss  oder  Pflichtverletzung  von  der  Zentndbehörde 
entlassbar  sin<l. 

Diese,  der  Disziplinargewaltder  Zentralbehörde  unterworfmen 
besoldeten  Beamten  stellten  im  Jahre  1883  das  stattliche  Heer 
von  20447  Personen,  denen  280!i9  Guardüms  als  die  für  die 
Annenvei'waltung  besonders  in  Betracht  kommenden  Ehren- 
beainten  gegenüberstanden'). 

Die  besoldeten  Beamten  bilden  gegenüber  den  regelmlssög 
wechselnden  Quardians,  in  welchen  vorzugsweise  die  lokalen 
Interessen  ihre  Vertretung  finden,  die  ständigen  Behörden, 
welche  unter  eigener  Verantwortlichkeit  für  die  Innehaltung  der 
zu  Recht  bestehenden  Grundsätze  die  laufende  Verwaltoi^ 
führen,  Sie  sind  mit  den  Lokalinteressen  zwar  verwachsen,  di 
ihre  Wahl  von  der  Lokalbehörde  ausgeht;  allein  sie  befinden 
sieh  andererseits  in  einer  von  der  Lokalbehörde  unabhäng^ 
Stellung,  da,  nachdem  sie  einmal  ernannt  sind ,  ihi-  Verbleiben 
in)  Amte  und  weiter  auch  ihre  Gehaltsverhältnisse  nicht  von 
der  Lokalbehörde ,  son<lem  allein  von  der  Zentralbehörde  be- 
stiiiunt  wei-den.  Der  Zentralbehörde ,  welche  die  von  den 
Lokalbehörden  gewählten  Beamten  zu  l>estätigen  und  die  Ge- 
hälter derselben  festzustellen  liezw.  zu  billigen  hat,  steht  allehi 
die  Befugniss  zu,  die  Beamten  zu  entlassen.  Die  Lokalbehörde 
kann  den  Beamten,  welcher  sich  eine  Pflichtwidrigkeit  zu 
schulden  kommen  last,  nur  suspendiren  und  muss  die  Entschei- 
dung über  die  definitive  Entlassung  oder  aber  auch  die  Wieder- 

')  Vergl.  18.  Jahresbericht  des  L.  ff.  B.  S.  328  und  329  und  L.G. 
Manual  von  1885  S.  83.  —  Von  der  ang^ebenen  Zahl  der  (?Mai^MM 
fallen  auf  die  gewühlten  GiiaTdians  20  687,  auf  die  «c  officio  GwanftMl 
7412.  Bei  den  besoldeten  Beamten,  von  denen  anf  die  Metropolii  mllräi 
2646  PerBonen  &ilen,  sind  nicht  mit(;erechnet  die  Dicht  etAtminigai 
Unterbeamten,    welche  unabhängig   von    der  ZeutnlbehOide  ugoMlt 


■insetzuDR  in  das  Amt  der  Zentralbehörde  überlassen*).  Von 
[er  GenehmifTun^  der  ZeiitialbehÖrde  ist  auch  jede  nachträgliche 
iehaltsverhesseninfi  des  Beamten  abhängig.  Die  Zentralbehörde 
rifft  jedoch  alle  ihre  Anordnungen  bezüglich  dieser  Beamten 
pfjelmässig  nur  auf  Antrag  der  Lokalbehönten ,  jedenfalls  aber 
rst  nach  vorgilngiger  Anhörung  derselben.  Somit  wird  der  be- 
oliiete  Beamte  in  der  Erfüllung  seiner  Pflichten  zunächst  von 
er  Lokalbehörde  überwacht,  er  befindet  sich  aber  andererseits 
1  einem  gewissen  Abhängigkeitsverhältnisse  von  der  Zentral- 
ohörde.  Er  wird  sich  de^alb  nach  Kräften  bemühen,  den 
.nsprüchen  der  letzteren  voll  zu  genügen  und  nichts  zu  thun, 
as  die  Missbilligung  derselben  hervorrufen  könnte. 

Diese  Abgrenzung  der  Befugnisse  hinsichtlich 
er  Anstellung  uffd  Entlassung  der  besoldeten  Be- 
niten  zwischen  der  Zentralbehörde  und  der  Ver- 


erden    köDDen.     Im    übrigen    setzt 
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•pfrintendents  of  Sdwol  J   "    '    "    "  i 

ntnmM  of  the  Workhoute  I  oo 

—       of  Sdiool              J  ■    ■    ■    ■  I  "" 

^dkal  Ofßcerg  for  the  WorlrhoHge    .  118 

■»penstrt '  33 

<r!.M 1016 

"piaina 84 

■rtfrg I  74 

dustrial  Trainerg ]  174 

perirUendentg  of  Labour     .    ,    .    .  ,  57 

—             of  VagratOg  .    .    .    .  ,  47 

ilriet  Bdiming  Officers I  140 

»iftant  Htliemnn  Officers    ....  1  29 

rtrict  Medical  Officers ,  154 

sigtant  Orerseer» — 

led^g  of  Foor  Rates 45 

ccination  Offieerg 40 

Die  übrigen  Zahlen  zereplittem  ucb  anf  eme  Reihe  weniger  be- 
ttender Aemter. 

Ad  Besoldungen  für  diese  Beamten  sowie  an  Beamtenpensioncu  imrden 
Jabre  1888  j£'  1117  705  verausgabt.  Dieser  Ausgabeposten  ist  etSndig 
i  in  den  letzten  Jahren  erheblich  gMtiegen.  Er  betrug  1874  jf  909231, 
eicbte  1879  d:  1  028  197  nnd  ist  seitdem  also  wiederum  um  fast  £  100000 
tüegen.    Vergl.  13.  Jahresbericht  S.  181. 

>)  4  a.  5  Will.  IV.  c.  76  B.  4(1  und  die  Gen.  Consolidated  Order 
24.  Juli  1847  Art.  153—197. 
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tretung  der  Lokaliiiteressen  hat  sich  als  ein  sehr 
werthvoUeB  Mittel  bewährt,  um  tüchtifie  Beamtp 
zu  erhalten,  von  denen  ein  gedeihliches  Zusammen- 
wirken mit  den  Lokalvertretunpen  zu  erwarten 
ist,  und  um  doch  zu  pleicherZeit  einer  fardasall- 
gemeine  Wohl  nachtheiligen  Abhängigkeit  dieser 
Beamten  von  den  Lokalinteressea  vorzubeugen')- 
Die  Pflichten  der  besoldeten  Beamten  sind  dutdi 
sehr  eingehende  Orders  der  Zentralbehörde  bis  in  das  DeUil 
hinein  festgestellt*).  Fast  jedem  der  Beamten  liegt  die  Fohnmg 
eines  besondei-en  Registers  oder  sonstigen  Buches  ob,  aus  wel- 
chem sowohl  die  zunächst  überwachende  Lokalbehörde,  wie  die 

')  Wie  mir  Mr.  Sendall.  A'sintanl  SecrHary  den  L,  G.  B^  penBiilich 
mittheilte,  werden  diese  Bestinunungen  über  AoBtellung,  Beftotduii;  tmd 
Entlassung  der  Beamten  ganz  all^fmein  als  richtig  nnd  nötzlich  ■nenunl 
und  geben  selten  zu  ernsteren  Meiuungs Verschiedenheiten  zwischen  Zcntnl- 
und  Lukalbehorde  Anlass.  Die  Zentralbehörde  bestätigt  regelmäaoig,  fslb 
nicht  ein  ganz  besondeier  Anlass  vorliegt,  die  von  der  LokBlbehside  gt- 
wfihlti'n  Beamten.  Und  anch  bei  der  Befugnin  zu  Entlansungen,  wekha 
immer  eine  eingehende  Untersuchung  seitens  des  zustiindigen,  mit  da 
Lokal  Verhältnissen  wahlvcrtrauten  Inspektors  vorausgeht,  scheint  jede 
Furcht  vor  einem  MiBsbrauche  nusgeschloraen  zu  sein.  Meinungsverschie- 
denheiten kommen  um  hantigsten  mich  bezllelich  der  GehftltsverhülbÜNe 
vor,  wo  die  Lokalbehörde  zuweilen  freigebiger  sein  möcfato.  als  es  die 
Zentralbehörde  für  recht  hält,  IKe  Gcsammtzahl  der  im  Jkfare  ll$ljä  c^ 
folgten  Entlassungen  belief  sich  auf  258  gegenüber  200  im  Jahre  1^82: 
dabei  fallt  die  groasle  Ziffer,  nämlich  110,  auf  Krankenpfleger  und  Portiai 
der  Workhirases;  auf  die  andern  Klassen  der  Beamten  ent&llen  nur 
kleinere  Ziffern,  die  demnächst  höchste,  29,  auf  die  ColUciorx  of  FKMr  Rifc«. 

')  Ke  Gen.  Consol.  Order  fuhrt  in  Art.  201—216  die  Pflichten  von 
folgenden  13  Klassen  ron  besoldeten  Beamten  auf;  Ckrk  to  tht  Gvardianr, 
TreaKurer  of  Ihe  Union,  aiaplain.  Medical  Offieer  for  tht  IVorklumit. 
Distrid  Medical  Oifieer,  Mastir  of  the  Workhoufie.  Matrun  of  (he  H'wt- 
houne.  tichooli'insttr,  Sdioc^niislreng.  Forler,  Xume,  BeJining  o/)ieer.  Super- 
iiiUii^tnt  of  Out  door  Lahour.  Dazu  sind  noch  eine  groase  Reihe  voa 
ErgÄnzungen  durch  spätere  Ordern  getreten,  so  beispielsweise  für  di« 
ColhdoTS  of  the  (hiardianx  die  GenerS  Ordern  vom  7.  Oktober  186-")  nnd 
vom  27.  Oktober  1866-  Als  allgemeine  Hegel  besteht  der  Grundsatz,  daa 
Bfimmtliche  Beamte  die  ihnen  obliegenden  I'flicbten  pemönUch  ohne  Zq- 
lassnng  einer  Stellvertretung  wahrzunehmen  haben;  nnr  betrefla  d(i 
Medicnl  Officcr  ist  eine  Stellyerlretunc;  durch  einen  Medical  l^etituma, 
welchen  der  Medical  Offieer  sofort  naeri  seiner  Ernennung  den  GuaHUtOi* 
namhaft  machen  soll,  voi^esehen:  Art  198  —  200  Gen.  Con».  Onfrr. 
Wenn  ein  Benmtcr  in  Folge  von  Krankheit,  Un^lücks^ül  oder  tat 
sonstigen  zwingenden  Gründen  zätweise  verhindert  ist,  seinen  IHenst  la 
versehen,  so  können  die  Gvardittns  einen  remunerirten  Stellvertreter«- 
nennen,  müssen  jedoch  hiervon  sofort  der  Zentral  beb  Örde  Nachricht 
geben.  —  Eine  andeie  allgemeine  Bestimmung  ist  die,  daes  die  GuarAiant 
von  allen  bcsi>ldeten  Beamten  die  StellunK  einer  Kaution  beaw.  Bfin- 
achafUleistun^  verlangen  können.  Der  Treoiarer,  der  Matter  of  Ae 
Workh^mfe,  der  Cvllector.  der  Believing  Offieer  nnd  der  Clerk  mflssen 
Sicherheit  mit  zwei  genügenden  Bürgen  leisten:  Art.  184  bis  188.  — 
Für  die  Sicherheitsleistung  der  OoBectors  und  der  Asaistofa  Orertetr*  ist 
eine  besondere  Order  erlassen  unter  dem  2.  Februar  1872.  Vei^  Gleu, 
V.L.O.  S.  506-511. 
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spat«!'  rCTidirende  Zentralbehönle  sich  über  die  Thfttigkeit  des 
einzelnen  Beamten  zu  infonnii-eii  vei-ma^. 

Wenn  somit  (TcuUfreiide  VorkohrunK  fietioffen 
ist,  um  die  besoldeten  Beamten  zur  fiehörifren  Er- 
fQllun«:  der  ihnen  obliege  »den  Pflichten  anzu< 
halten  und  diesellx-n  zu  kontrolliren ,  ho  ist  andererseits  ihre 
Stellung  eine  so  «esichert*^  und  deshalb  Iwfiehrte ,  dass  es  nie- 
mals an  ^eeifmett'n  Bewerbern  um  diese  Stellen  fehlt.  Es  wirkt 
Tor  allem  der  Umstand  pünstip  ein,  dass  die  AnstellunRen  repel- 
massig  auf  Lel>enszeit  erfolgen.  Das  Amt  wini  nur  erledigt, 
'wenn  der  Beamte  stirbt  oder  in  Geisfeskrankheit  verfallt,  resig- 
nirt  oder  vom  Anneuamte  entlassi-n  wird ').  Ferner  aber  ist 
es  nach  einer  neuei-en  gi-setzlichen  Bestimmung  den  Guardimts 
mit  Zußtimiimng  der  Zenti-albehörde  gestattet,  an  Beamte  nach 
zwanzigjftbriger  Dienstzeit  un<l  falls  diesellteii  das  Lebensalter 
von  60  Jahren  überschritten  haben ,  Pensionen  zu  Iiewilligen '). 
Diese  Pensionen  sollen  nicht  mehr  als  */e  des  Gehaltes  l>e- 
tr^zen,  welches  der  Iwtreffende  Beamte  zur  Zeit  seiner  Pensio- 
nirung  bezog.  Die  Pension  wird  gezahlt  bis  zum  Tode  des  Be- 
amten, vorausgesetzt,  dass  derselbe  nicht  durch  kriminelle  Be- 
sti-afung  das  Recht  zum  Bezug  der  Pension  einbßsst. 

Die  Stellung  und  die  Micbten  der  wichtigeren  Kiassen  der 
besoldeten  Beamten  sollen  spiltor  noch  speziell  behamlelt  werden. 
Hier  sei  nui'  noch  hervorgehoben,  dass  regelmitesig  die  anzu- 
stellende Person  wenigstens  21  Jahre  alt  und  des  Lesens  und 
Schreibens  fähig  sein  niuss,  und  dass  fenu^r  jeder  Angestellt« 
bei  Konventionalstrafe  veipflichtet  ist,  falls  er  sein  Amt  nieder- 
legen will,  davon  wenigstens  einen  Monat  vorher  Kenntniss  zu 
geben"). 

Aus  dem  Vorhei^henden  ei^nebt  sich,  dass  die  Behörden, 
welche  bei  der  Verwaltung  des  Armenwesens  in 
Betracht  kommen,  aus  zwei  gesonderten  Klassen  l>estehen: 


*)  Nnr  Beamte  in  rein  dienender  Stellaug  und  Hilfebeamte  (Porter, 
Surft,  Asgi«tants,  Srrvnfttii  u.  s.  w.)  können  von  den  Outinliam  oboc  Zu- 
■timmang  der  Zentrnlbe bürde  entlassen  werden,  jedoch  ist  der  Zentral- 
behörde sofort  unter  Angabe  des  tirundea  der  Entlassung  Nachricht  za 
geben.  IHe  Wiedetan Stellung  eines  entlassenen  Beamten  in  iisend  (nnem 
■ndero  Annenheisirke  kann  nur  mit  ausdrücklicher  Einwilligung  der 
Zentnlbehöide  erfolgen.  4  a.  ö  Will.  IV.  c.  7G  b.  4S  und  Art.  im  der 
Gm.  Connol.  Order. 

•)  27  a.  28  Vict.  c.  Vi  a.  39  n.  80,  c.  113  b.  1  a.  3;  30  Vict.  c.  6 
«.  16;  30  a.  :J1  Vicf.  c.  106  h.  IS— 20;  33  h,  34  Vict.  c.  33  s.  2  u.  c.  94. 
Ve^I.  das  Zirkularschreibeu  des  L.G.ß.  vom  14.  Dezember  ISSO  über 
die  Qrunds&tze,  welche  bei  der  Pension irung  maasSEebend  sein  sollen 
(Glen,  P.  L  0.  S.  160—1611.  Die  Skala  der  zu  bewilligenden  Pensionen 
mU  im  allgemeinen  den  fUr  Pensionirung  von  ileamten  des  Ciril  Service 
nuuagebenaen  liestimniuDgen  entsprechen.     Vergl.  auch  29  Vict.  c.  31. 

»>  Art.  162-167  der  Gm.  Com.  Order. 
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I,  Die  Zentralbehörde  mit  ihrem  BeamtenkOrper.    Eine 
besondere  BeachtunR  verdienen  dabei  die  Inspektoren 
und  die  Auditoren. 
n.  Die  Lokalbehörde,  bei  welcher  zu  unterscheiden  änd 

a)  die  unbesoldeten  Beamten,  Guardians  und 
Overseers; 

b)  die  besoldeten  Beamten,  unter  welchen  besonder 
hervorzuheben  sinii  der  Sekretär  (Clerk),  der  Unter- 
sttitzun^sbeauite  (Relieving  Ofßcer)  imd  die  BeamW 
der  Annenanstalten,  inslKSondere  der  Master  of  tkt 
Workhouse. 

Daneben  kommt  bei  der  Verwaltung  des  Armenwesens  noch 
eine  anilere  Klasse  von  i'ei"30nen  in  Betracht,  welche  in  k«ne 
dieser  bei{len  Kategorien  gehören  und  deren  Funktionen  deshalb 
hier  vorweg  zu  l>ehaudelQ  sind.  Es  sind  dies  die  Friedens- 
richter. 

In  dem  ersten  Theil  dieser  Arbeit  ist  ausführlich  dargestellt 
worden,  dass  liis  zum  Jahre  1834  das  ßesammte  llntenrtützunjES- 
peschäft  in  rler  Hand  der  Friedensrichter  lag  oder  wenigstens 
unter  ihn'v  Direktion  stand :  die  laufende  Armenverwaltunp 
sollte  nach  dem  Gesetze  der  Elizabeth  durch  die  Ocerseers 
unter  Zustimmung  von  zwei  oder  mehreren  Friedensrichtern  er- 
folgen. Den  FrieilensriehteiTi  wai-  in  der  ihnen  tlbertrapenen 
Ilechnui^srevision  auch  die  nacbtrUgliche  Kontrolle  ül)er  die 
Haiidlmigen  der  Overseers  gegelien.  Die  Gesetzgebung  hatte 
bis  zum  Jahre  1834  <lic  Machtliefngnisse  der  Friedensrichter 
immer  mehr  und  mehr  erweitert;  das  gesanimte  ArmenweseD 
stand  unter  ihrer  Leitung  unii  Aufsicht.  Die  Gründe,  welche 
dazu  filhi-ten,  in  dem  Annei^esetze  von  1834  diese  Befugnisse 
wesentlich  einzuschränken  mid  die  ganze  Stellung  der  Fricdeus- 
ricbter  in  ilcin  Arnienwesen  erbelilich  zu  verändern,  sind  oben 
(S.  48  ff.)  eingehender  Iwhandelt  worden.  Wir  betrachten  hier 
nur  die  jetzt  bestehenden  Befugnisse  der  Friedens- 
richter. Dieselben  sind  folgende'). 
1)  Auf  dem  Gebiet  des  ei  gen  t  liehe  u  UnterstQtzungs- 

wesens  ist  den  Friedensrichtern  geblielien 

a)die  Bt>fugniss,  in  dringenden  Fällen  Unlerstüfzui^en  in 
Naturalien  von  absoluter  Nothwendigkeit  oder  in  ftrzt- 
licher  Hilfe  und  Medizin  anzuonlnen.  In  erster  Linie 
sollen  die  Overseers  in  dringenden  Fällen  Unterstötzun;; 


i|  Ee  mag  hier  nocbmala  besonders  liervorgehobeii  wcrdeo,  dus  die 
wenigen  noch  unter  Lokalahten  atelienden  Annenverwa [taugen  bei  udktct 
Darstellung  des  heutigen  Armenwesene  gän^ilich  ansaer  Acht  gelanoi 
werden  (vergl.  oben  K.  178  Aiim,  ]).  Das  hier  Gesebene  ist  igtretfead 
nur  für  die  gemüM  dem  Geaetne  von  18?M  geführten  Annenverwal- 
tungen. 
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gewähren.  Wird  dies  von  den  Overseers  verweigert,  so 
kann  es  von  jedem  Friedensrichter  durch  eine  schrift- 
liche Order  angeordnet  werden  und  die  Overseers  haben 
dieser  Order  bei  Vemieidunfi:  einer  Geldstrafe  bis  zu 
5  £  nachzukommen '). 
b)  die  Befogniss  von  zwei  Friedensrichteni,  welche  für  den 
I>etreffeiiden  Armenbezirk  die  örtliche  Zuständigkeit  be- 
sitzen, die  Gewährung  von  Unterstützung  ausserhalb 
des  Workhouse  bei  gänzlicher  Arbeitsuniähigkeit  in  Folge 
von  Alter  oder  Körperschwäche  anzuordnen.  Es  muss 
jedoch  in  der  betreffenden  Order  von  einem  der  Friedens- 
richter aus  eigener  Wissenschaft  die  gänzliche  Arbeits- 
unfähigkeit attestjrt  werden*). 

2)  Hinsichtlich  der  Aufsicht  über  die  Armenver- 
waltung  ist  den  Friedensrichtei-n  das  Recht  geblieben, 
die  Workhouses  jederzeit  zu  revidiren,  um  sich  zu  Ober- 
zeugen, ob  die  gesetzlichen  Anordnungen  und  Regulative 
der  Zentral-Arhienbehörde  beobachtet  werden.  Wenn  dabei 
Missstände  zu  bemerken  sind,  so  ist  die  schuldige  Person 
vor  zwei  Friedensrichter  zu  laden ,  welche  nach  gehöriger 
Untersuchung  Strafen  anordnen  kömien^).  Bezüglich  der 
Art  und  Höhe  der  Strafen  haben  die  Friedensrichter  die- 
sellw  Befugniss,  wie  sie  die  Zentral-Amienliehörde  haben 
wünle,  falls  diese  selbst  eingeschritten  wäre*). 

3)  Hinsichtlich  der  Armensteuer  wirken  die  Friedens- 
richter insofem  ein,  als 

a)  die  Ernennung  von  Overseers  durch  zwei  Friedensrichter 
der  Grafschaft  zu  geschehen  hat*); 

b)jede  Aimensteuer ,  um  giltig  zu  sein,  der  Genehmigung 
durch  zwei  Friedensrichter  der  Grafechaft  bedarf  (allo- 
wing  tke  Poor  Bate)^).  Wie  jedoch  ol)en  (S.  230)  aus- 
geführt wurde,  ist  dies  als  eine  reine  Formsache  an- 
zusehen. 

4)  In  ihrer  richterlichen  Funktion  kommen  die  Frie- 
densrichter l>ei  dem  Armenwesen  in  Betracht: 

a)  hei  der  Steuerreklamation  (vgl.  oben  S.  330  und  231). 

b)  bei  den  Orders  of  Removal  (vgl.  oben  S.  173  ff.), 

c)  l>ei  der  Einklagung  von  Alimentations- Beiträgen  und 
Iteim  Verfahren  auf  Rückzahlui^i  gewahrter  Uuter- 
stützmigen  (vgl.  oben  S.  158  ff.). 


')  4  a.  5  Will.  IV.  c.  76  8.  54. 

»)  4  a.  5  Wm.  IV.  c.  7e  8.  27. 

•)  4  a.  5  Will.  rV.  c.  76  b.  43;  30  Geo.  III.  c.  49;  12  Vict  c.  13  e.  8. 

*)  4  a.  5  WUl.  IV.  c.  76  e.  93  u.  95  fF. 

■)  43  Etiz.  c.  3  B.  1;  59  Geo.  III.  c.  12  e.  7. 

»)  43  Eli»,  c.  2  B.  1 :  12  a.  13  VicL  c.  64. 
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Wenn  hiernach  die  Befiifniisse  der  Friedensrichter  om 
früher  in  erheblielier  Weise  eingeschränkt  simi .  so  darf  dibr. 
nicht  ausser  Acht  gelassen  werden ,  dass  den  Friedaifimhtm 
auch  heute  noch  die  Möglichkeit,  auf  die  irnn- 
verwaltung  einzuwirken,  dadurch  verblieben  ifl 
rtaSB  dieselben  Ex-officio-Guardians  sind').  FA 
die  Friedensrichter  an  den  Sitzungen  des  Board  of  GnaAm 
theilnehnien  —  was  allerdings  in  Wirklichkeit  mAi  tat 
Ausnahme  als  die  Regel  zu  sein  scheint  — .  so  werten  sie  ii 
Folge  ihrer  ganzen  sozialen  Stellung  sehr  wohl  in  der  lis« 
sein,  noch  heute  einen  erheblichen  Einfluss  auf  die  Ventkic 
auszuüben. 

Gehen  wir  nunmehr  zu  den  eigentlichen  AnueobeiM* 
über  und  betrachten  wir  zunäclist  die  Zentralbehdnle .  Dar- 
stellung und  Wirk""""'™*  ''""  ""■"-""  a™»™.,».;™  a«.  k- 
sondereu  Charakter 


Wohl  der  wi( 
bei  der  Reform 
Jahre  1834  wai 
dehnten  Befug; 
hörde  in  die  An 
aus  drei  von  der  J 
für  England  und  W 
sein,  eine  neue  Orpi 
sollten,  soweit  die 
Annenverwaltung  zi 
spiele  zu  Armenvert 
den  von  den  Gofnmt 
Board  of  Guardian 
zu  wählen  und  ein 
war.  Die  Commissi 
fllr  diese  Armenverli 
anzuordnen  und  die  I 
zu  bestimmen.  Wei 
erforderlichen  Orga 
Funktion  der  Comm 
ihnen  die  Aufgabe 
für  geeignet  erachtet 
für  die  Unterbringu 
und  so  bestimmend 
Es  war  ihnen  damit 


■)  4  a.  5  Will.  I\ 


...noof^lr 
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wimioir.  sie  siilltcii  nacli  Maii^sj^alie  itcr  lit'Mtdit'iuicii  (Icsetze  dit' 
AusfUhruiiesvei-onliiutiFren  erlassen,  wie  dieselben  zeitlich  oder 
örtHcli  für  angemessen  gehalten  «Tirden.  Um  dam  weiter  auch 
die  Beobachtung  der  so  aufgestellten  Verwaltungs-<irundsätze 
in  den  einzelnen  Verbänden  zu  siehem,  waren  den  Commissioners 
umfassende  Aufsichtsrecht«  aber  die  Lokalverwaltungen  gegeben 
mit  einer  weitgreifenden  Dizipiinai-gewalt  Üher  die  besoldeten 
Armenbeaniten ,  und  einem  Beschwerdeverfahren  wegen  jeder 
Nichtbeachtung  der  Vorschriften  seitens  der  Lokalbehörden. 

Das  gesammte  Armenwesen  war  so  unter  die 
Direktion  und  Kontrolle  der  Poor  Law  Com- 
mistsioners  gestellt'),  welche  es  zugleich  als  einen  wesent- 
lichen Theil  ihrer  Pflichten  betrachteten,  die  Lokallx-hftnlen  durch 
Auskünfte  und  Rathschläge  auf  Verl>esserungen  im  Armenwesen 
hinzuweisen  oder  in  diesbezüglichen  Bestrebungen  zu  bestärken. 

Es  lassen  sich  hiemach  fünf  Haaptzweige  der  Thätigkeit 
der  Zentralbehörde  unterscheiden,  unter  welche  noch  heute  die 
mannigfachen  Funktionen  derselben  zu  rubnziren  sind,  wenn 
auch  mit  der  Zeit  die  Be{leutnng  der  einzelnen  Zweige  sich 
yerUndert  hat. 

Der  Zentralbehörde  fallen  folgende  fünf  Auf- 
gaben zu: 

1)  die  Organisation  der  Annenbehörden; 

2)  die  Ergänzui^  der  Gesetzgebung  durch  Erlass  von  Aus- 
fbhmngsbestiinmungen ; 

S)  die  Aufeicht  über  die  laufende  Annenvervraltung ; 

4)  eine  Verwaltungs-Jurisdiktion; 

5)  die  Vorliereitung  und  die  Herbeiführung  von  Verbesserungen 
im  Armenwesen  durch  Samndung  von  Kenntnissen  und  Er- 
fahnmgen,  sowie  durch  Mittheilui«^  und  Verbreitung  des  so 
gewonnenen  Materials  im  Lande. 
Wührend  die  beiden  erstgenannten  Aufgaben  natui^emilss 

die  Thätigkeit  der  Zentralbehörde  vorzugsweise  in  An- 
qiruch  nahmen,  wird  die  letztere  jetzt,  nachdem  die  Reform  dos 
^^enwesens  im  wesentlichen  durchgeführt  ist,  mehr  mit  der 
ErftÜlui^  der  zuletzt  genannten  I'flichten  lipschaftigt.  Die 
Gesetzgebung  hat  die  hier  zu  erfüllenden  Funktionen  innner 
weiter  au^edehnt,  indem  sie  insbesondere  die  Koiniietenz  der 
Zentralbehönle  als  verwaltungsrechtlicher  Beschwerdeiiistanz  er- 
weitert hat 

Mit  der  Zeit  hat  sich  auch  die  Zusainmenwtzimg  der  Zentral- 
behörde und  ihre  Stellung  in  dem  allgemeinen  Behönten- 
Oi^anismus  geändert,  wie  dies  in  dem  ersten  Theile  des 
Buches  schon  ausführlich  zur  Darstellung  gebracht  woixlen  ist. 

')  4  a.  5  WiU.  IV.  c.  76  a.  15. 


DcillizedDy  Google 


242  V.  4. 

Die  Poor  Law  Commissioners  waren  nor  auf  bestimmte 
Zeit  anpestellt  und  standen  ausserhalb  des  Kreises  der  puia- 
mentarischen  Regierung  unter  dem  Minister  des  Innern,  irelder 
sie  im  Parlament  zu  vertreten  hatte.  Im  Jahre  1847') 
wurde  die  nunmehr  als  Poor  Lato  Board  bezeichnete  Zentn]- 
Armenl)ehftrde  in  den  allgemeinen  Organismus  des  ennliseben 
VerwaltuiifTssystems  eingeführt.  Sie  wurde  zu  einer  selbstflndigeti 
Behörde  gemacht  unter  einem  Präsidenten,  welcher  im  Faila- 
ment  sitzt  und  den  kleinen  Ministergehalt  bezieht.  In  dieser  GesUlt 
wurde  die  neue  Behörde  im  Jahre  1867')  zu  einer  per- 
manenten Staatseinrichtung  erhoben,  deren  rmt- 
bestehen  nicht  mehr,  wie  bisher,  von  einer  periodisch  nadi- 
zusuclii'iidcn  Zustimmui^  des  Parlamentes  abhängif;  ist  Im 
Jahre  1871^)  wunle  das  Poor  Law  Board  mit  der  Zentnl- 
IwhÖrde  für  die  Gesundheit»-,  Bau-  und  Wege-Polizei  nnd 
andere  (■(>nnexe  Zweige  der  Lokal-Verwaltung  zu  dem  LoeaJ 
Government  Board  verschmolzen,  in  welchem  die  Zentnl- 
Annenlwhörde  nur  ein  einzelnes  Depai-tement  einnimmt 

Für  die  Darstellung  des  heutigen  Rechts  ist  de^ialb  von 
dem  LocaJ  Qovertmient  Board  auszugehen.  Innerhalb  desselheo 
ist  jedoch,  soweit  eine  Trennung  der  einzelnen  Departements 
iiiiiglich  ist,  hier  nur  auf  das  Zentral -Armenamt  (Poor  Lm 
D^ririnicni)  Rücksicht  zu  nehmen. 

Das  Loeal  Government  Board  ist,  wie  der  Name  be- 
sagt, an  sich  eine  Kolle^iial-Behörde,  iiestehend  aus  einem 
l'räsi<lenten,  welclier  von  der  Königin  ernannt  wird  und  fönenden 
ex  oßcio  Mitgliedern:  dem  Präsidenten  des  Staatsraths  (Lord 
Presiflent  ofthe  Privy  Council),  den  sitmmtlicben  Staatssekretären 
(^incipal  Seerelaries  of  St^te),  dem  Lord  Siegelbewahrer  (Lord 
Privy  SraJ)\iMi\fmFmaiu.m\a\8teT(ChancellorofikeEccheqiia-)*]. 
In  Praxis  erscheint  jedoch  das  Loeal  Government  Board  ebenso- 
wenig als  eine  Kollegialliehörde,  wie  das  Board  of  Trade.  Die 
Mitwirkung  der  ex  officio  Mitglieder  ist  eine  rein  formelle: 
das  gesammte  Board  ist  bis  jetzt  niemals  zusammengetreteu. 
Der  Präsident  mit  seinen  Sekretären  fuhrt  unter 
alleiniger  Verantwortlichkeit  die  ganze  laufende 
Verwaltung.  Dies  ist  wohl  auch  von  dem  (Jesetze  selbst 
beabsichtigt  worden.  Dafür  spricht  die  Bestimmung,  dass  «De 
Anordnimgen,  Vorschriften  und  Regulative  des  Z.  G.  B.  als 
rechtskräftig  angesehen  werden  sollen,  wenn  sie  von  dem  ftSsi- 
denten  oder  einem  der  ex  officio  Mitglieder  gezeichnet  und 
von  einem  der  Sekretäre  oder  Hilfssekretftre  des  Board  gecen- 
gezeichnet  sind.  Jeder  sonstige  Akt  und  jedes  Instrument  Ae> 
Board  bedarf  zu  seiner  fonnellen  Gültigkeit    blos  der  Tnter- 

')  10  a.  n  Vi«,  c.  109. 

■)  30  a.  ai  Vict.  c.  106. 

'J  a4  a.  35  Vict.  c.  70. 

*)  3*  a.  35  Vict.  c.  70  i.  3. 
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Schrift  des  Präsidenten  oder  eines  der  Sekretäre  oder  Hilfs- 
sekretAre,  soweit  die  letzteren  zur  Unterschrift  durch  allgemeine 
Anordnui^en  bevoUmilchtifit  sind').  Es  ist  in  der  That  ^lein 
der  I'nlaident,  in  dessen  Hand  die  weitgehenden,  der  Zentral- 
behörde einjieräuniten  Befugnisse  liegen. 

Die  parlamentarische  Verantwortlichkeit  fllr 
die  Handhabung  diesi-r  Befugnisse  ist  dadurch  gesichelt,  dass 
der  l'rflsident,  bezw.  derjenige  Sekretär,  welcher  im  Parlament 
sitzt  (Parlüitnentary  Secretary) ,  die  Gesamintverwaltung  des 
Board  liei  der  alljährlichen  Etatsberathung  im  Parlament**  zu 
vertreten  hat  *),  wobei  die  Unterlage  ftlr  die  Disloission  in  dem 
ftlljfthrlich  zu  erstattenden  Generalherichte  ge- 
wahrt wird*).  Abgesehen  von  dieser  allgemeinen  Kontrolle 
unterliegt  das  L.  G.  B.  noch  in  seiner  Thätigkeit  als  gesetz- 
eiKftnzende  Behörde  l)esonderen  Vorschriften,  auf  welche  bei 
Behandlung  dieser  speziellen  Funktion  «inzugehen  ist. 

Der  lYäsident  <les  L.  6.  B.  Iiezieht  den  kleinen  Minister- 
jiehalt  von  i^  2000  (M.  40000).    Der  angenhliekliche  Prflsident, 

■  Sir  Charles  Dilke ,  ist  zt^'leieh  Kahinot-Minister.  Doch  ist  es 
gesetzlich  nicht  roi^eschrielten,  dass  der  Präsident  einen  Sitz 
im  Kabinet  halw;  es  hängt  dies  vielmehr  von  persönlichen  Rück- 
sichten ab*).  Dem  Präsidenten  zur  Seit*'  stehen  zunächst  zwei 
Sekretäre,  von  denen  iler  eine  einen  Sita  im  Parlament  haben 
muss  (Parhamenlary  Secretary;  z.  Z.  Geo.  W.  E.  Russell), 
während  der  andere  (Permanent  Secretary;  z.  Z.  Hugh  Owen), 

■  etwa  unserm  Ministerial-Direktor  entspricht.  Jeder  der  Sekretäre 
erhält  ein  Gehalt  von  lg  1500  (M.  30000).  Der  Parliamentary 
Secretary  veriiert  in  gleicher  Weise,  wie  der  Präsident,  mit  dem 


')  34  a.  35  Vict.  c.  70  t.  5. 

•)  Me  Prfistdenten  sind  bis  jetzt  immer  Mitglieder  des  Unterhauses 
gewesen;  es  besteht  jedoch  kein  gesetzliches  HindemiBS,  einem  Peer  das 
Amt  in  übertragen.  Die  Tertrefung  im  UntCThaose  wurde  dann  dem 
FarUamentanf  SecrOary  allein  obliegen. 

■)  Schon  die  Poor  Lair  Coimnisf ionern  sollten  weniratens  jftbrlich 
eiiinial  rinen  Oeneralbeiicht  an  den  Minister  des  Innern  abstatten.  Seit 
1847  werden  die  j&hrlirhen  Berichte  an  die  Adresse  der  Königin  gerichtet; 
■üt  1872  umlaseen  diese  Herichte  neben  der  Verwaltung  des  Aimen- 
wneoB  die  Verwaltung  des  ütl'entlicbeu  Gesundheitswesens,  die  soiistii« 
Lokal  vor  waltung  oud  die  Lokalbesteuemng.  Der  Jahresbericht  zeri3llt 
jetet  in  drei  gesonderte  Thelle: 

I.  Tht  aamimsiTatum  of  thf  lairfi  relniinß  to  the  ReUef  of  Hif  Voor; 
II.  Jht  adminütration   of  the   lairs  affeding  the  Looil  Government  and 

the  Public  Health; 
Ul  Locol  Taxation  and  Valuatian. 

IHe  Gesammtzahl  der  von  den  P.  L.  Commimioners  erstatteten 
Jahresberichte  beträgt  14.  Von  dem  Poor  Law  hoard  sind  25,  und  von 
dem  Loeai  Gotenmetü  Board  sind    bis  jetzt   13  Jahresberichte  eretattet 

*)  Thatslchlicb  hat  übrigens  die  Mehrzahl  der  PHiudcnten  innen 
Sita  im  Kabinele  gehabt:  nur  der  l'rSüdent  Sclaler  Hoolh  unter  dem 
letzten  Ministerium  Disraeli  war  nicht  Mitglied  des  Kabineta. 

lü* 
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Wechsel  lios  Ministeriums  seine  Stelle,  während  der  Permmat 
Secretary  das  ständige  Element  in  der  Behörde  vertritt  uitd 
keinerlei  Beziehung  zu  den  politischen  Vorgängen  hat,  nodi 
haben  darf. 

Die  Zentralbehörde  besteht  ferner  aus  einem  jnristigcbeD 
Hatli^eber  (Legal  Adviser)  und  vier  Hil&sekretftreu  (AstislMt 
Secretaries)  in  der  Stellung  unserer  voitrageoden  Mioisteriil- 
räthe  mit  einem  Gehalte  von  £  950-1100.  Dazu  Ireten 
18  General  Inspectors,  eine  Anzahl  (3—4)  Assistant  GmenU 
Inspectors,  4  Inspectors  of  Workhouse  Schoois,  1  Ltspeelor  of 
Audits  uBil  1  Inspector  for  Locol  Loans  mit  einem  Gehalte 
von  i^  500— 1000  aufsteigend.  Endlich  sind  der  Zentralbebörde 
noch  hinzuzurechnen  37  Dkirict  Auditors,  Genaue  Ziffern  aber 
den  Gehalt  der  Distrikt  -  Auditoren  waren  nicht  festzustehen; 
indess  soll  der  Gehalt,  mtUidlichen  Angaben  zufolge,  doitb- 
schnittlich  £  600  betragen.  Der  Auditor  in  der  Jtfefr-opoli«  bezieht 
^  1000;  die  Gehälter  scheinen  erheblich  zu  variiren')- 

Betrachten  wir  nunmehr  die  Funktionen  der  Zentral- 
behörde im  einzelnen  gemäss  der  oben  g^ebenen  UeltersidiL 

I.  Die  Befi^nisse  der  Zentralbehörde  in  oi^anisatorischer 
Hinsicht  sind ,  wie  schon  ausgeftthrt  wunle ') ,  durch  die 
neuere  Gesetzgebung  soweit  ausgedehnt  worden,  dass  die 
Zentralbehörde,  was  die  raumliche  Abgrenzung 
der  Armen  bezirke,  ihre  Bildung  und  Auflösung 
betrifft,  fast  vollständig  freie  Hand  hat.  Sie  kann 
die  Zusammensetzung  bestehender  Verbände  ändern  o<ler  die- 
sellien  auflösen  und  neue  Verbände  bilden;  sie  kann  getrennt 
liegende  Theile  von  Kirchspielen  als  selbständige  Verl»ände 
forniiren  o<ler  dieselben  zu  andern  Itenachbarten  VerMnden 
hinzuschlagen.  Bei  all'  diesen  Maassregeln  ist  die  Zentralbehörde 
nur  insofern  eingeschrönkt ,  als  sie  bei  Widerspruch  der  Inter- 
essenten —  eines  Zehntels  der  Steuerzahler  —  ihre  Order  nur 
ids  eiue  piMvisorische  erlassen  kann  und  <lieselbe  dem  Parlament 
zur  definitiven  Bestätigung  vorlegen  muss.  Seit  dera  Jahre  1879 
kann  femer  die  Zentralliehörde  auch  zwei  oder  mehrere  Anneo- 
verbände  für  irgend  einen  mit  dem  Arnienwesen  zusammen- 
hängenden Zweck  im  Interesse  des  allgemeinen  oder  lokalen 
Vortheils  vereinigen.  Wenn  die  Zentralbehörde  auch  von  allen 
diffien  BeAtgnissen  nur  sehr  behutsam  Geliranch  macht  und  unter 
Schonung  der  mancherlei  in  Betracht  konunenden  lokalen  Inter- 
essen voi-geht^),  so  steht  jedenfalls  fonnell  die  örtliche  Ab- 
grenzung der  Arnienbezirko  vollständig  in  ihrer  Gewalt. 


')  Vergl.  obeu  S.  122,  sowie  besonders  folgeode  Gesetze:  39a.  '. 
Viel.  c.  61,  .[il  und  -IS  a.  46  Vict.  c.  58. 

')  Vers;!,  die  liede  des  früheren  PrüsidenfeD  des  X.  Q.  B.  Sclatc 
Uooth   auf  dem  Social  Science  Congrena   zu  Southampton   18(3   (Jutfra 

«/"  Ihe  Lüwloii  Statistical  Society  Bd.  45  S.  549  ff.). 
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Die  der  Zentralbehörde  zustehenden  oi'ganisatorischeii  Be- 
fiigDisse  erstrecken  sich  sodann  welter  auf  die  Anstellung 
der  besoldeten  Beamten.  Nach  dem  Gesetze  von  1834 
kann  die  Zentralbehörde  den  Lohalbchörden  anbefehlen,  besoldete 
Beamte  anzustellen,  soweit  dies  zur  gehörigen  Ausführung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  für  erforderlich  erachtet  wird.  Sie 
kann  dabei  die  Qualifikationen,  welche  von  den  Anzustellenden 
zu  fordern  sind,  die  Beni&pfiichten  derselben,  die  Höhe  des 
mit  der  Stellung  verbundenen  Gehalts  und  die  etwa  zu  leistende 
Kaution  feststellen.  In  Folge  dieser  gesetzlichen  Ennärhtigung 
bat  die  Zentralbehörde  in  der  Gen.  Cons.  Order  vom  24.  Juli 
1847')  die  schon  erwähnten  allgemeinen  Beatimmungen  über 
das  Anstellungsweaen  für  13  Klassen  von  besoldeten  Beamten 
gegeben.  Die  Zentralbehörde  kann  im  Einzelfalle  von  diesen 
generellen  Vorschriften  dispensiren.  Sie  hat  femer  durch  die 
ihr  zustehende  Befugniss,  den  Gehalt  des  Anzustellenden  fest- 
zusetzen bezw.  zu  genehmigen  und  den  von  der  Lokalver- 
tretung Gewählten  event.  zu  verworfen,  einen  maassgehenden 
EinfluBS  für  die  Besetzung  aller  wichtigeren  Stellungen  in  der 
Armenverwfdtung.  Auch  hier  macht  die  Zentralbehörde  nur  in 
sehr  vorsichtiger  Weise  von  ihren  Machtbefugnissen  Gebrauch  *), 
doch  ist  schon  dem  Bestehen  dieser  Befugnisse  eine  erhebliche 
Enwirkung  auf  die  Lokalbehörden  hinsidiüich  der  Beamten- 
Anstellung  zuzuschreiben'). 

n.  Als  zweites  Gebiet  der  Thätigkeit  der  Zentralbehörde 
haben  wir  nimmehr  ihre  Wirksamkeit  in  Ergänzung  der  be- 
Bteheuden  Gesetze  durch  Erlass  von  Ausführungsverord- 
nungen zu  betrachten.  Die  englische  Ärmengesetzgebuug  hat 
ee  viellach  vorgezogen,  anstatt  in  dem  Gesetze  selbst  direkt 
zwingende  Vorschriften  zu  geben ,  der  Zentralarmenbehörde  die 


-    1)  Art.  152-217. 

■)  Tergt.  22.  Jahresbericht  des  P.  L.  B.  S.  LIV,  wo  aiueeftlhrt  wird, 
Aam  die  Zentntlbehörde  regehuttseiK  die  TorschlSge  der  LoKalbehÖrden 
basBgUch  der  Anstellung  Dnd  BeaoTdung  von  Beamten,  falle  nicht  gaiu 


.    .  „  i  auch  die 

HSbe  des  Gehaltes,  welchen  Pereonen  in  ähnlicher  Stellung  an  den  be- 
treffenden Orten  verdienen,  am  besten  zu  beurtheilen  vennögea, 

JZn  den  erw&hnten  orgnnisatoriBcbeu  Befugnissen  der  Zentnil- 
e  wäre  noch  die  Anordnung  der  Errichtung,  E^weitenmg  oder 
Teiindernng  von  Wori:h(»i»f,s  hinzuzufügen.  Die  Zentralbehörde  ist  bei 
diMen  AnOTdntniKen  regelmässig  an  die  Zustimmung  der  Hehrheit  der 
0%ardiatu  oder  Eigenthümer  und  Steuerzahler  gebunden.  Nur  wenn 
die  dnrch  Umbftn  entstehenden  Kosten  sich  auf  nicht  mehr  als  £  50  oder 
als  */io  des  dnrclüchnittiichen  Betrags  der  jährlichen  Armensteuer  des 
BeziAs  belaafen,  ksnn  von  dieser  Zustimmung  abgesehen  werden.  — 
4  ».  5  WüL  IV.  c.  76  H.  23—25.  RezügUch  der  MetropolU  bestehen 
lüerin  etwu  weitergehende  Befiigniaae  33  a.  31  Vict.  c  18  s.  1  snb  4. 
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Beft^niss  beizulegen,  nacli  freiem  Ermessen  bestimmte  Anord- 
am^en  zu  erlassen  wie  dieselben  nach  örtliclieii  oder  zeitlicben 
Umständen  als  ai^em^sen  zu  erachten  sind.  Auf  diese  Weise 
glaubte  man  den  örtlich  oft  so  verschiedenen  Verbfiltnissen, 
welche  gerade  bei  einem  lolialverwalteten  Armenwesea  die  dn- 
heitliche  Regelung  der  Verwaltung  erheblich  erschweren,  warn 
nicht  geradezu  unmöglich  machen,  Rechnung  tragen  zu  können. 
Zu  gleicher  Zeit  sollte  hierdurch  eine  langsame,  behutsame 
Ein^rung  von  Neuerungen  ermöglicht,  und  die  mit  plötzÜcheii 
umstarzeaden  Veränderungen  verbundenen  Gefahren  veimiedea 
werden').  Dieser  Gedankengang  ist  klar  zum  Ausdruck  ge- 
bracht bei  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  von  1834  bedlgjüji 
des  Outdoor  Belief.    Es  heisst  daselbst  wörtlich: 

„Da  Schwierigkeiten  entstehen  können,  falls 
eine  direkte  und  allgemeine  AbbQlfe  in  dieser 
Richtui^  anzuwenden  versucht  würde,  so  soll  es  fOr 
die  Comnüssioners  gesetzlich  sein,  durch  solche  VoTScbrifieo, 
Anordnungen  und  Regulative,  als  sie  f<lr  geeignet  halten,  es 
erklären,  bis  zu  welcher  Ausdehnung  und  fOr  welche  Zot 
Unterstützungen  an  arbeitsfähige  Personen  oder  deren  Famihen 
in  dem  einzelnen  Kirchspiele  oder  Armenverbande  ausseihilb 
des  WorWiouse  gewährt  werden  dürfen  *)." 

Der  hier  als  Rechtfertigung  ftlr  diese  spezielle  Anordnung 
bezüglich  des  Outdoor  Relief  angegebene  Grund  ist  der  maass- 
gebende  gewesen  für  die  der  Zentralbdiörde  nach  dem  Gesetze 
von  1834  allgemein  eingeräumte  Befugniss,  Vorschriften,  An- 
onlnungen  und  Regulative  zu  erlassen,  wie  sie  gee^et  er* 
scheinen,  um  den  Gesetzen  volle  Wirksamkeit  zu  geben '),  auth 
event.  später  die  erlassenen  Vorschriften  wieder  aufinihehen 
oder  zu  verändern.  Die  einzige  Grenze ,  welche  der  Zentral- 
behörde in  dieser  Richtung  gesteckt  ist,  besteht  darin,  dass  sie 
durch  Erlass  oder  Aenderung  derartiger  Vorschriften  nicht  in 


■)  Nicholla  &.  a.  0.  Bd.  II  S.  4S7  erkennt  den  Werth  dieMr  da 
der  Zentralbehörde  ttbertrafeueQ  Verordunngsgewalt  mit  folgenden  wahren 
Worten  an :  WithmU  ü  ine  admini^tratüm  of  rdief  wmfer  ihe  eontiruuBii 
varying  circumstances  of  the  times  could  ftot  be  tceU  catd  effidaitly  crm- 
'luclfd,  but  tvoiM  be  apt  to  otcasionaBy  uttdtte  bardsh^  and  t^ffering  to 
the  poor   m   to  htctmt   lax   indiscrimimting   and   bwtdensome   to  Ae  reif- 

^"^sj  4  a.  .5  Will.  IV.  c.  76  8.  52. 

')  4  a.  5  Will.  IV.  c.  76  g.  15  ftibrt  zunächst  dne  R^he  eiuidiier 
Gebiete  des  UntentUtzungswesens  auf,  für  welche  es  den  CommUriofien 
gestaltet  Bein  soll,  »Ugeineiiie  Grundsätze  vorzuschreiben:  from  timt  to 
tiaie  aa  Ütey  sJiaß  see  occaeion  to  make  and  iaswe  oR  sucÄ  rWe«,  ordert 
and  reguiaiiotta  far  the  managemait  of  the  poor,  for  (Ae  governmtnl  of 
uorkhonses  and  the  education  of  the  chädreti  Hierein  n.  a.  w^  nnd  schlieM 
dann  mit  der  cUtusula  generaiig;  and  for  carrying  Ihi»  act  into  exttution 
in  ali  other  respects  aa  ihey  thaR  Aink  proper. 
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den  einzelnen  Unterstfttzunfisfall  eiofrreifen  darf  —  not  interfere 
in  any  individual  caae'). 

Die  bezüglichen  Erlasse  der  Zentrall>ehör<le  zerfallen  in 
zwei  grosse  Klassen:  nl^enieine  Voi-schriften  —  General 
Ruies  or  Orders  —  und  Spezialverordnunpen  —  Particular 
Orders  — .  Als  allgemeine  Vorschrift  ist  jeder  Erlass  anzu- 
sehen, welcher  von  der  Behönie  für  mehr  ak  einen  Annenbezirk 
gleichzeitig  erlassen  wini ,  mit  Ausnahme  von  solcheu  Erlassen, 
welche  sich  auf  die  Bildung  oder  Auflösung  von  Aniienverbänden 
11.  s.  w.,  also  auf  mehr  on^anisatorische ,  als  administrative 
Fragen  beziehen^). 

Für  diese  General  Orders  liestehen  eine  Reihe  spcziellw 
Bestimmungen*).  Die  General  Orders  sind  in  der  London 
Gagette  zu  puliliziren  und  so  bald  als  möglich  iK-iden  Häusern 
des  Parlaments  vorzulege».  Die  Kön^iii  im  Rathe  —  Her 
Majesig  by  the  advice  of  her  Privy  Cotmcil  —  kann  eine  all- 
gemeine Anordnung  jederzeit  ganz  Ofler  theilweise  aufheben. 
Eine  solche  Aufhebung  bi-rilhrt  jedoch  die  Bechtmitssigkcit  der 
bisher  auf  Grund  der  Vorschriften  vorgenommenen  Handlimgen 
nicht*). 

Eine  weitere  Garantie  für  die  Rechtmilssigkeit 
der  Erlasse  der  Zentral-Arnienbehörde*)  besteht 
darin,  dass  jeder  Interessent  eine  Entscheidung  des  höch- 
sten Gerichtshofes  —  der  Queen's  Bench  —  über  die 
Legalität  der  erlassenen  Üafes,  Orders  and  Regulations,  nach 
Bestellung  einer  Kaution  von  50  £  und  nach  voi^üngiger  Be- 
nachrichtigung der  Zentral-Aniienbehörde,  mittelst  Abbenifimgs- 


Bpeisielle, 

a)  durch  keine  Vonchrift  darf  der  loeaaBe  eines  WorkJiouge  eeswongen 
werden,  änem  seinem  religiQeen  UUuben  widersprechenden  Gottes- 
dienite  beizuwohnen,  und  eDensowenig  dUrfen  Annenkiuder  in  einer 
andern  Reliiiion,  aJs  ihrer  eigenen  crzoicea  weiden.  4  a.  5  Will. 
IV.  e.  76  .19. 

b)  wenn  über  60  Jahre  alte  Eheleute  in  einem  Workhoufe  anfgenonuiien 
werden,  so  dürfen  dieselben  nicht  gezwungen  werden,  von  einander 
KetiOTnt  zu  leben.  —  10  a.  11  Tict.  c.  109  8.  23.  Vei^l.  die  Modi- 
fikation dazu  in  39  a.  40  Viet.  c.  61  s.  10. 

')  10  a.  U  Vict  c.  109  a.  1.5;  31  a.  32  VicL  c.  122  s.  l.  Ene 
weitere  Aoenahine  besteht  darin,  daas  Ordm  an  mehrere  oder  alle  Annen- 
bezirke  der  Metropolis  nicht  ab  General  Orders  angesehen  werden  sollen. 
Die  Hetropolia  wird  hier  als  ein  Bezirk  betrachtet.     30  Vict.  e.  6  s.  4. 

")  31  a.  32  Vict.  c.  122  a.  1.  —  35  a.  S6  Vict.  c.  79  s.  48.  —  38  a. 
38  Vict  c.  55. 

*1  10  a.  U  Viet  c,  109  a.  70. 

■)  Die  Erlasse  treten  erst  in  Kraft,  nachdeni  eine  Kopie  derselben 
den  Overntern,  Ouardiaii.'i  und  den  CUrk"  der  Friedensrichter  xueestellt 
ist  IMe  Erlasse  sollen  mit  dem  Siegel  des  Board  versehen  sein.  Qericht- 
lich  beweiskräftig  ist  ein  in  der  ätoatsdruckerei  herge«telltci  Abzug  des 
Erbusea  14  Tage  nach  Erscheinen.  —  4  a.  5  Will.  IV.  c.  TG  e.  20;  7  a. 
8  VicL  0.  701  s.  71;  10  a.  11  Vict.  c.  109  a.  14. 
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schieilwii  (Certiorari)  herbeifilhren  kann.  Wenn  der  höchste 
Gerichtshof  den  Erlass  we^en  einer  darin  enthaltenen  Ueber- 
schreitung  iter  tresetzlichen  Befugnisse  der  Zentralbehörde  kasBirt, 
so  ist  dies  in  allen  Bezirken,  in  denen  der  Erlass  publizirt  war, 
Itekannt  zu  machen ,  wodurch  derselbe  ipso  jure  ausser  Kraft 
tritt ').  Es  ist  jedoch  daliei  ausdiltcklich  zu  betonen ,  dasa  der 
höchste  Gerichtshof  nur  aber  die  Frage  der  Gesetzlichkeit,  nicht 
ül)er  die  Frage  der  Zweckmässigkeit  der  betreffenden  Erlasse 
zu  entscheiden  hat*),  und  dass  l)ei  dem  Umfanpe  der  Befugnisse, 
wie  er  gesetzlich  der  Zentral- Araienbeliördc  pt^ehen  ist,  diese 
Bestimmung  eine  grosse  praktische  Bedeutung  kaum  gewinnen 
kann.  Die  Befugniss  zum  Erlasse  von  Verordnungen  eistreckt 
sieb,  wie  schon  erwähnt,  ül)er  das  gesammte  Gebiet  des  Annen- 
wesens. Soweit  sich  die  Verordnungen  in  diesen  Grenzen 
halten  und  nicht  Bestimmungen  treffen,  welche  im  Widerspruche 
mit  zwingenden  Gesetzesnormen  stehen,  sind  dieselben  niciit 
angreifbar. 

Neben  der  allgemeinen  Uebertragung  der  Befiigniss  zum 
Erlasse  von  Verordnui^en  im  Gesetze  von  1834  ist  noch  durch 
eine  Reihe  spezieller  Gesetze  der  Erlass  von  Verordnungen  (ftr 
bestimmte  Materien  näher  geregelt  worden. 

Dies  ist  der  Fall  bezüglich  der  Maassregeln  über  die 
räumliche  Abgrenzung  der  Armenbezirke,  woför 
eine  lange  Reihe  gesetzlicher  Bestimmungen  erlassen  sind.  Die 
Zentralbehörde  war  hier  fillher  an  die  Zustimmung  der  Inter- 
essenten gebunden,  während  jetzt,  wie  schon  hervorgehoben 
wurde,  die  Interessenten  handeln  müssen,  um  die  von  der 
Zentral-Armenbehörde  getroffenen  Anordnungen  au&ubalten  und 
eine  Entscheidung  des  Parlaments  darüber  herbeizuführen. 

In  gleicher  Weise  kann  die  Zentralbehörde  Lokalakte, 
unter  denen  die  Anuenvei-waltimg  an  einzelnen  Orten  ab- 
weichend von  den  allgemeinen  Grundsätzen  geführt  wird,  durth 
eine  Provisional  Order  widerrufen  oder  abändern,  wSi- 
rend  sie  fi-üher  für  solche  Maassregeln  ebenfalls  an  eine  Zu- 
stimmung der  Interessenten  gebunden  war'). 

Das  zweifellos  wichtigste  Gebiet  fllr  die  Verordnungsgewalt 
der  Zentralbehörde  bietet  jedoch  das  eigentliche  Unterstützungs- 
wesen. Die  zur  Oi"dnung  desselben  erlassene  General  Con- 
solidated Order  vom  24.  Juli  1847  l)esitzt  fast  eine 
grössere  praktische  Bedeutung,  als  das  Amiengesetz  von  1834 


')  4  a.  5  Will.  IV.  c.  76  h.  105-108. 

')  yergl.  Frewer  v.  Lewis  (1  M  u.  C  249),  wo  anagefUhrt  wird:  The 
Court  trilt  not  interfere  to  See  whether  any  aaeratum  or  reguJtMon  tHtiA 
thty  lihe  Commissioners)  tjtay  dired  ia  good  or  lad,  bvt  ifihey  ort  departi»9 
Irom  that  power  irkich  Ihe  Lote  has  vesUd  in  Oiem. 

*)  30  a.  31  Vict  c  106  9.  4;  31  8.  31  Vict  c.  22  8.  S  u.  4;  42  »■ 
43  Tict.  c.  .M. 
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selbst.  Neben  dieser  Order  sind  noch  von  besonderer  Wichtig- 
keit die  beiden  l)ezü'!lich  des  ifut-äoor  Relief  erlassenen  Orders 
(Out-door  Prohihitory  Order  vom  21.  Dezember 
1844  und  Out-door  Regulation  Order  vom  14.  De- 
zember 1852)  sowie  die  Order  »her  das  Annen-Rechmm^- 
wesen  (Ireneral  Order  for  Accounts  vom  14.  Januar 
1867)  und  die  Order  üiier  die  Wahl  der  Ovardians  vom  14. 
Februar  1877. 

in.  Was  die  Befuftnisse  der  Zentralbehörde  als 
Aufsichtsinstanz  anhetrifft ,  so  übt  die  Behörde  eine 
administrative  wie  eine  finanzielle  Kontrolle  über  die  Lokal- 
behörden aus.  Beide  Seitt'o  der  Kontrolle  sind  voll  nlrksani 
gemacht  durch  die  besonderen  Institute  deslnspek- 
torats  und  der  Rechnuiigsrcvision,  durch  welche  eine 
Btflndige  Verbindung  zwischen  der  Lokal-  und  Zentralbehänle 
bei^:est«llt  und  aufrecht  erhalten  wird. 

Der  Inspektor  wohnt  periodisch  den  Sitzui^en  der 
Guardians  seines  Bezirkes  ))ei,  um  sich  zu  überzeugen,  dass 
die  Verwaltung  den  Gesetzen  und  Instruktionen  gemitss  geführt 
wird.  Er  liesichtigt  femer  periodisch  die  Workhouses  seines 
Bezirkes.  Alle  Beschwerden  ülier  die  Lokal -Annenverwaltung 
des  Bezirkes  gehen  durch  seine  Hand;  er  bereitet  die  Entschei- 
dungen der  Zentralliehörde  auf  diese  Beschwenien  vor.  Er 
entwirft  femer  die  Verfügung  auf  alle  Eingaben  der  Lokalbe- 
hörden, sei  es  dass  dieselben  Maassregeln  betreffen,  welche  von 
den  Lokalbehönlen  nur  mit  Zustimmung  der  Zentrall)ehönle 
vorgenommen  werden  dürfen  (wie  z.  B.  Ausgaben  für  die  Aus- 
wanderung von  Armen),  sei  es,  dass  es  sich  um  Genehmigung 
von  Abweichungen  von  den  bestehenden  Vorschriften  (wie  z.B  von 
dem  Verbote  der  Gewährung  von  Out-door  Relief  an  Arlnfitsfähige) 
handelt.  Wenn  so  der  Inspektor  die  Mittelperson 
für  die  administrative  Kontrolle  bildet"),  so  dient 
derRecbnungsrevisormehrdemVoIlzuge  der  finan- 
siellen  Kontrolle.  Alle  Äusgabeposten  der  Lokalbehönlen 
haben  sein  Aadit  zu  passiren.  Er  entscheidet  dabei  nicbt  nur 
Ober  die  Gesetzmässigkeit,  sondern  auch  ütier  die  Angemessen- 
heit der  einzelnen  Posten,  und  kontrollirt  somit  das  gesamnite 
Rechnungswesen  der  Lokalbehörden. 


■)  TMe  ZentralbebCrde  kann  fuch  Übrigens,  abgesehen  von  den  Be- 
'  richten  der  Inepektoren,  auch  selbständig  Kenntnias  von  den  Verhält- 
nlswn  der  einzelnen  Lokal- Annen  Verwaltungen  verachaffen,  Sie  bat  zu 
diewm  Zwecke  die  Befugniea ,  alle  Personen,  welche  an  der  Verwaltung 
an  Annenwesena  theilnehmen ,  vorzuladen  nnd  von  ihnen  eidlich  Ans- 
kimft  nbcr  die  Verwaltung  dee  ArmenwcsenB  im  allgemeinen,  wie  Über 
qiexirile  Pnnkte  deaselben  zn  verlangen.  In  gleicher  Weise  kann  ue 
TOD  milden  Stiftungen  und  anderen  für  die  Armen  beatimmten  Anstalten 
Anakmift  Über  die  VennögciuTerliaitniwa  einfordern.  —  4  a.  5  Will.  IV. 
c  76  ■-  85;  10  8.  11  Vict.  c.  109  s.  11,  12,  26. 
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Neben  dieser  laufenden  finanziellen  Kontrolle  besteht  no* 
eine  weitere  darin,  dass  der  Zentralbehörde  die  Entscbeidimg 
darüber  ohlie<!t,  ob  Au^abeposten  durch  Aufnahme  von 
Anleihen  auf  künftige  Zeiten  abgewälzt  wenden  sollen,  event. 
in  welchem  Umfange,  in  welcher  Art  und  unter  welchen  Be- 
dingungen derartige  Anleihen  aufeunehmen  Bind. 

Durchweg  stehen  der  Zentralbehörde  gewich- 
tige Mittel  zur  Seite,  um  zu  erzwingen,  dass  ihren 
Anordnungen  Folge  gegeben  wird:  Der  Rechmut^ 
revisor  defektirt  nichtgesetzliche  Angaben  und  macht  die  be- 
treffenden Lokalbeamten  persönlich  für  dieselben  haftbar.  Jeder 
Lokalbeamte ,  welcher  sich  eines  Ungehorsams  gegen  eine  BWe, 
Order  or  Regulation  der  Zentralbehörde  oder  eines  sonstigen 
„Contfimpf^  derselben  schiddig  macht,  unterli^  einer  Bestrafou;; 
mit  einer  Geldbusse  bis  zu  5  i?  im  ersten  Falle,  von  5— 20i? 
im  zweiten  Falle  und  im  dritten  Falle  einer  Geldbusse  tob 
wenigstens  20  Ä*  und  event.  Gefängniss ').  Dazu  tritt,  um  die 
Aufsicht  Über  die  Lokalbeamten  noch  vollkommener  zu  machen, 
die  Befi^niss  der  Zentralbehörde ,  je<ien  tieaoldeten  Armenlie- 
amten  —  ohne  eines  Antrags  der  Lokalbehönle  rtafllr  zu  be- 
dürfen und  ohne  vorherige  Aukündigung  —  zu  entlassen,  felis 
sie  denselben  für  ungeeignet  zur  Erfüllung  seiner  Pflichten  hält 
oder  falls  derselbe  verweigert  oder  vorsätzlich  versäumt,  ii^nd 
eine  der  von  der  Zentralbehörde  erlassenen  Ruies ,  Orden  or 
RegulaHonn  auszuführen*).  Man  sieht,  die  Aufsichtsinstanz  ist 
vollständig  ausgebildet  und  mit  genügenden  Mitteln  vereehen, 
um  sich  fühlbar  zu  machen"). 

IV,  Neben  die  Anfsichtsbefugniss  und  in  mancher  Be- 
ziehung dieselbe  ergänzend,  tritt  nun  weiter  eine  verwal- 
tungs-jurisdictionelle  Thiltigkeit  der  Zentralbe- 
hörde, Ganz  allgemein  steht  ihr  zunächst  schon  als  Konsequenz 
der  Aufsichtsbefugniss  die  Entscheidung  über  Beschwerden 
gegen  die  Lokal-Annenbehörden  zu,  wobei  die  etwa  erf'order- 
liche  Spezialuntersuchung  regelmässig  durch  den  Inspektor  des 
Bezirks  geführt  wini. 

Hierzu  treten  dann  noch  weitere,  allerdings  nur  fakultativ 
eingeftthrt<%  rechtsprechende  Funktionen  der  ZentralbehÖide. 

Zunächst  ist  es  bezüglich  des  Becfanungswesens 
der    Wahl    der    Interessenten    übedassen ,    ob    sie    g(«»en  die 


')  4  a.  5  Will.  IV.  c  76  s.  98. 

')  4  a.  .■)  WUl.  IV.  c.  76  s.  4& 

'I  Für  den  Bezirk  der  Melropolis  hat  die  ZeDtralarmenbehörde  notk 
^rÜsserc  Machtbefuguisse,  die  Befolgung  ibrer  Vorschnften  za  emriof;««, 
indem  sie  hier  Tür  einen  Bezirk,  welcher  einer  wichtigen  ADordomig  da 
ZentralarmeDbehörde  nachzukommen  unterl&Bat .  die  AusühloDg  der 
demselben  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  zasl«hendcn  Beträge  suspratdiiai, 
event.  gänzlich  aufheben  kann.     33  a.  34  Vict.  c.  18  s.  1  sab  4. 
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Entseheiiiuiig  des  Rechnungsrevisors  als  höhere  Instanz  das  Ge- 
richt, die  Queen's  Bench  oder  die  Zentrai-Ärmenbeliörde  an- 
rufen ■wollen;  thatsächlich  wird  fast  stets  der  letztere  Weg  ge- 
wählt, weil  die  Zentral-Aniienhehörde  die  dem  Gerichte  nicht 
zustehende  Befi^niss  hat,  liefektiite  Posten  aus  Billigkeitsrück- 
sichten —  Eqttitable  Jurisdiction  —  passiren  zu  lassen'),  uiid 
weil  ausserdem  die  Anrufung  der  Zentralbehörde  mit  weit 
weniger  Kosten  und  Mühe  verbunden  ist,  als  die  Beschreitung 
des  gerichtlichen  Weges. 

In  gleicher  Weise  können  die  Intei-essenten  die  Entschei- 
(tui^  über  streitige  Fragen  des  Heimathsrechts  und 
über  den  Ersatz  von  Amienkosten  der  Zentralbehörde  über- 
trafen, anstatt  diese  Fragen  vor  das  Gericht  zu  bringen*).  Es 
ist  dabei  gestattet,  dass  zwei  oder  mehrere  Armenbezirke  ein 
bindendes  schriftliches  Uebereinkommen  abschliessen ,  dass  et- 
waige zwischen  ihnen  entstehende  Streitfragen  über  Setllement, 
RemotHil  oder  CkargeäbHitif  dem  Annenamte  zur  Entscheidui^ 
unterbreitet  werden  sollen").  Die  unter  dem  Si^el  der  Zentral- 
behörde erfolgende  Entscheidung  ist  endgiltig  und  kann  auch 
nicht  durch  Abl>enifungsschreihen  (Certiorari)  vor  den  höchsten 
Gerichtshof  gebracht  werden. 

V.  Während  die  bisher  behandelten  Funktionea  durch 
(las  Gesetz  genau  bestimmt  und  in  Umfang  und  Ausdehnung 
unabhängig  sind  von  der  jeweiligen  Zusammensetzung  der 
Zentralbehörde,  verhillt  sich  ilies  naturgemAss  anders  bei  der 
Angabe  AesBoard,  durch  Sammlung  von  Informationen 
und  Ertheilung  von  Rathschlägen  und  Belehrungen 
an  die  Lokalbehörden  auf  Verbesserungen  in  dem  Annen- 
wesen hinzuwirken.  Hier  ei^ebt  es  sich  ganz  von  selbst,  dass 
die  Ausdehnung,  welche  diesem  Zweige  der  Thätigkeit  gegeben 
wird ,  sehr  viel  von  der  Persönlichkeit  des  leitenden  Mannes, 
des  I'räfiidenten .  abhängt.  Bei  der  Darstellung  der  Entwick- 
luiig  des  englischen  Armenwesens  sind  eine  Anzahl  von  Prä- 
sidenten namhaft  gemacht ,  welche  sich  in  dieser  Richtung 
groBse  Verdienste  erworben  haben.  Wir  sind  speziell  auf  die 
diesbezügliche  Thätigkeit  in  den  letzten  Jahrzehnten  ausführ- 
licher eing^angen*)  und  haben  der  grossen  Verdienste  ge- 
dacht, welche  sich  Göschen  und  seine  Nachfolger  insbesondere 
tun  die  Herbeiführung  eines  Zusammenwirkens  der  öffentlichen 
Armenhilfe  mit  der  Privatwohltfaätigkeit ,  um  eine  rationellere 
Behandlung  des  Out-door  Relief,  um  eine  bessere  Armen- 
Krankenpflege  u.  s.  w.  erworben  haben.  Dabei  ist  hervorge- 
hoben worden,  dass  sich  die  Zentralbehörde  bezüglich  anderer 
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a.  15  Viet. 

c  105  B. 
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•)  Vergl  obL'D  S.  128  ff. 
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Fragen,  wie  insbesondere  bezüglich  der  nach  der  besten  Art  der 
Behandlung  und  Erziehung  von  armen  Kindern  bemüht  hat,  m 
umfassendes,  unparteiisches  Informationsmaterial  herl>eiznschflflen, 
auf  das  bin  die  Lokalbehörden  ihre  diesbezüglichen  Entschlüsse 
basiren  können. 

Aus  der  dort  gegelwnen  Schilderutm,  auf  welche  hier  ver- 
Aviesen  werden  kann,  ei^ebt  sich  zu  gleicher  Zeit  die  Art  und 
Weise,  wie  die  Zentralbehörde  der  ihr  obliegenden  Aufgabe  der 
BelehiTuig  der  Lokalbehörden  gerecht  zu  werden  sucht').  Die 
ZentraJtjehörde  Iftsst  sich  durch  ihre  Inspektoren  über  das  Ve^ 
fahren,  welches  bezüglich  der  gerade  interessirenden  Punkte  in 
den  einzelnen  Bezirken  Iwfolgt  wird,  Bericht  erstatten;  sie  ent- 
sendet erforderlichenfalls  geeignete  Männer  nach  dem  Auslände, 
um  sich  über  das  dort,  beobachtete  Verfahren  zu  infonniren. 
Sie  publizirt  alle  diese  Materialien  in  ihrem  Jahresberichte  nml 
fasst,  falls  sie  die  Frage  für  spruchreif  hält,  ihre  eigenen  An- 
sichten in  einem  Zirkulai-schreiben  zusammen ,  in  welchem  sie 
zugleich  RathschlJlge  giebt,  wie  diese  Grundsätze  in  der  Praxis 
verwirklicht  werden  können.  Dann  sind  es  wiederum  die  Inspek- 
toren, durch  welche  diese  Grundsätze  im  Lande  verbreitet  werden 
und  durch  welche  die  Ausführung  derselben  überwacht  wird. 

In  der  That  Ist  gerade  die  Thiltigkeit  der  Zentral-Arraen- 
behörde  in  den  letzten  Jahrzehnten  ein  Beweis,  wie  wahr  die 
Worte  Stuart  Mills  sind:  „Die  Machtbefugnisse  mögen  loka- 
lisirt  sein,  Kenntniss  aber  mtiss,  um  vollwirksam  zu  sein, 
zentralisirt  werden.  Es  muss  einen  Brennpunkt  geben,  auf 
welchen  alle  zerstreuten  Strahlen  zusammenlaufen,  damit 
die  gebrochenen,  farbigen  Lichter,  welche  anderswo  existiren, 
hier  finden,  was  sie  brauchen,  um  sie  zu  verrollstanduien 
und  zu  reinigen.  Die  Zentralgewalt  muss  eine  stftndige  Ver- 
bindiu^  mit  den  Lokalbehörden  offen  haltcu,  selbst  durch  deren 
Erfahrung  Belehrung  gewinnend  und  ihnen  Belehrung  zuwen- 
ilend  durch  freimüthige  Ratbschläge,  wenn  dieselben  verlangt 
werden  und  durch  freiwillige  Rathschl^e,  wenn  solche  er- 
forderlich erscheinen^),"     Dieser  Aufgabe  einer  Zentralbehftrde 


e  noch  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dsM  die  Zentnl- 


erlaaaeneQ  Gesetze  giebt,  und  hKufig  auch  durch  Erlass  von  i _. 

Letters  den  Lokal bebörden  dae  Veratändnies  der  neuen  Geeetse  eileiebtcri, 
welches  bei  der  vielfach  eigenthUmlichen  Ausdrucks  weis«  der  engUadwi 
Gesetzgebunft  nicht  gelten  Schwierigkeiten  bereitet  Zuweilen  wird  M 
üel^enheit  eines  neuen  Gesetzes  eine  übersichtliehe  ZusammeiuteUiiiig 
der  pauzen  Materie  gegeben,  für  welche  die  gesetzlichen  Bestimmm^ 
in  vielen  Parlsmentsakten  zerstreut  sind.  Dies  ist  z.  B.  in  dem  J^hn»- 
bericbte  von  1879  betrefie  der  Bestimmnngen  über  die  Aufnahme  nm 
Ihirlehen,  und  in  dem  Jüngsten,  13.  Jahresberichte,  bezüglich  derGeieM 
Ober  die  Wohnuneen  der  arbeitenden  Klanen  geschehen. 

■)  J.   S.   Mill,    Sepresentative   Government    Kap.    XV.      Longlef  ii 
tteinem  schon  zitirten  Berichte  (S.  200)  bezeichnet  es  in  Uralicher  Weise  tli 


V.  4.  253 

ist  das  Poor  Law  Board  und  das  Local  Government  Board  in  her- 
vorragender Weise  firrecht  Kcwonicn  und  hat  dadurch  in  er- 
heblicher Weise  beifietrapen ,  das  englische  Armenwesen  auf 
seine  jetzige  Höhe  zu  erheben. 

Betrachten  wir  nun  etwas  näher  da^enifie  Or^an,  dessen 
Mitwirkung  vorzufrsweise  bei  der  Erfttlluiifi  dieser  Aufgabe  in 
Anspruch  genommen  wurde,  die  Inspektoren. 

§  3. 

Die  Inspektoren  sind  im  Jahre  1847  an  Stelle  der  bis 
dahin  bestehenden  Assistant  Commitsioners  getreten  •).  Ihre 
Aufgabe  besteht  in  gleicher  Weise,  wie  es  die  der  Assistant 
Commissioners  wai',  im  wesentlichen  darin,  die  Zentralbehönle 
in  dem  Bezirke,  welcher  dem  einzelnen  Inspektor  zugewiesen  ist, 
zu  vertreten  und  so  eine  Mittelinstanz  zwischen  der  in 
London  befindlichen  Zentralbehörde  und  den  ein- 
zelnen Lokalbehörden  zu  bilden. 

Die  Zahl  der  Assistant  Commissioners,  wie  später  diejenige 
der  Inspektoren,  hat  vielfachen  Schwankungen  unterlegen;  ge- 
setzlich ist  dieselbe  nicht  fixirt,  sie  hängt  vielmehr  von  Verein- 
barungen mit  dem  Finanzministerium  ab.  Anfangs  waren  9 
Assistant  Commissioners  ernannt.  Diese  Zahl  stellte  sich  jedoch 
als  nicht  genügend  heraus  und  ward  bald  vermehrt.  Zeitweise 
stieg  die  Zald  bis  auf  21, 

Die  Zahl  der  Inspektoren  lielief  sich  lai^e  Zeit  liin<lurph 
auf  12.  England  und  Wales  waren  in  11  Ins]>ektionsbezirke 
(Divisions)  getheilt  und  dem  12.  Inspektor  war  das  Dezernat 
bezl^lich  des  Rechnungswesens  unterstellt  (Itispector  ofÄudits). 
Die  Eintheilung  des  Landes  in  11  Divisions,  von 
denen  die  Metropolis  eine  selbstjtndige  für  sicli  bildet,  besteht 
noch  heute  fort;  einzelne  Divisions  sind  jedoch  für  Zwecke  der 
Inspektion  wieder  getheilt  wonlen;  in  anderen  and  in  Folge 
TJeberhäufung  mit  Geschäften  mehrere  Inspektoi'en  ernannt; 
wiederum  in  anderen  ist  einem  Inspektor  ein  Assistant  Inspeetor 
zur  Seite  gestellt  worden.  Nach  der  jüi^sten  Uebersicht*)  be- 
stehen 15  Inspektionsbezirke,  von  denen  in  dem  Bezirke  der 
Metropolis  allein  3  Inspektoren  angestellt  sind.  Aussenleui  sind 
neben  dem  Inspeetor  of  Andits  noch  weitere  Spezial-Inspek- 
torate  gebildet,  so  eins  filr  die  Lokal-Anleihen  (hispedor  of 
local  loans)  und  femer  4  ttlr  die  Arniensduden  (Insptctors  of 
Worlchouse  Schooh). 


itmünblu  acquire  tli'semiHatiiig  Ihe  experienceii. 
')  10  a.  11  Vi«.  109  B.  19—22. 
*)  L.  G.  Manual  fUr  1885,  S.  22ff. 
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Wir  sehen  hier  von  diesen  Spezialinspektoraten  ab  und  he- 
trachten  die  Funktionen  der  Generalinspektoren  (General  Inspek- 
tors of  nie  Poor).  Diese  Funktionen  lassen  sich  in  zro 
Hauptgruppen  zerlegen:  in  solche,  welche  regelmässig,  periodiMlL, 
wahrzunelimen  sind,  und  in  solche,  welche  nur  auf  Grund  b^ 
Bonderer  Veranlassung  und  bei  bmnderen  Gelegenheiten  ein- 
treten. 

I.  Die  Inspektoren  haben  sich  zu  überzeugen,  dass  die 
Verwaltung  innerhalb  ihres  Bezirkes  gemilss  den  geltenden  Ge- 
setzen unii  Instruktionen  geftthrt  wird.  Zu  diesem  Zwecke 
sollen  sie  wenigstens  zwei  Mal  im  Jahre  einer  Sitzung  des 
Board  of  Gvardians  jedes  einzelnen  ArmenTerhandes  ihres  Be- 
zirkes beiwohnen  ^).  Die  Inspektoren  haben  auf  etwa  hier  bemerkte 
Missbriluche  aufmerksam  zu  machen;  sie  können  an  den  Dekne- 
sionen  theilnehmen,  ohne  jedoch  dabei  ein  Stimmrecht  zu  haben. 
Sie  sollen  ferner  jedes  Workhouse  und  jede  andere  Ärmenanstalt 
ihres  Bezirkes  wenigstens  zwei  Mal  im  laufe  des  Jahres  hewicben 
und  eingehend  inspiziren ').  Am  Schluss  des  Jahres  haben  die 
Inspektoren  einen  allgemeinen  Bericht  über  den  Zustand  ihres 
Bezirkes  der  Zentralbehörde  einzureichen.  Der  Inspektor  pfle^ 
ausserdem  mehrere  Male  im  Jahre  zur  mündlichen  Beridit- 
erstattung  nacli  London  zu  kommen. 

n.  Die  Inspektoren  haben  auf  alle  aus  ihren  Bezirken  an 
die  Zeutralbehönie  gelangenden  Eii^iaben  sowie  l)ezüglich  aller 
sonst  von  der  Zentran)ehönle  für  den  speziellen  Bezirk  zu  ürf- 
fendeu  Maassregeln  zunilclist  vorzuverfögen  bezw.  durch  Berichte, 
denen  event.  Spezialuntersuchungen  an  Ort  und  Stelle  vorans- 
gehen,  die  Entscheidung  der  Zentralbehörde  vorzubereiten. 
Jede  Eingabe  an  die  Zentralbehörde  wird  zunächst,  event  unter 
Beifügung  der  zugehörigen  Akten ,  dem  zuständigen  Inspektor 
zugesandt.  In  Folge  seiner  Inspektionsreisen  und  der  dadurch 
lieriMjigefllhrten  Vertrautheit  mit  allen  lokalen  und  persön- 
lichen Verhilltnissen  des  Bezirkes  ist  der  Inspektor  am  besten 
in  der  Lage,  tlber  diese  Eingaben  zu  entscheiden.  Wenn  er  es 
filr  erforderlich  hillt,  kann  er  sich  mit  den  betreffenden  Per- 
sonen zuvor  in  Verbindung  setzen  und  sich  auf  diese  Weise 
über  die  Frage  informiren.  er  kann  insl>esondere  auch  an  Ort 
und  Stelle  Zeugen  eidlich  darüber  vernehmen.  Die  etwa  auf- 
genommenen i*rotokolle  hat  er  unter  Beifügung  seines  eigenen 
Gutachtens  an  die  Zentrall>ehön)e  einzusenden.  Die  Eingalien, 
welche  in  dieser  Weise  die  Thätigkeit  <ies  Inspektoi-s  veran- 
lassen,  lietreffen  sehr  Verschiedenartiges.     Es  sind  vor  allem 

')  Die  ^hl  der  in  einem  Inspektoratabezirke  inbeeritFeiien  Anoeii- 
verbSode  variirt  «ehr;  dieselbe  hilngt  von  der  BerölEemngBnüil  und 
sonstigen  Verliältniaecn  ab.  Durchachnittlich  nnterstehen  etwa  50  Ani>ei- 
verbände  einem  Inspektor.    iXc  Metropolis  besteht  aas  30  ArmenbeiiTfceB. 

';  Das  Ergebniss  der  InspekUon  ist  durch  Beantwortung  bettimmt 
vorgeschriebener  Fragen  nach  eiuem  gegebenen  FonDnlare  festcnsteUaL 
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Fragen  über  Anstellung;  von  Beamten,  Beschwerden  g^en 
Lolülbeanite,  Anträj^e  der  Lokal))ehönlen  auf  Ertlieilung  der 
G^ebroigung  zu  ])estiinn]ten  Maasaregeln,  für  welche  eine  Ge- 
nehmigung der  Zentralbehörde  crfoiilorlich  ist  (z.  B.  bauliche 
Veränderungen  an  den  Anstaltsgebiludoii ,  Aufnahme  von  An- 
leihen, Ausgaben  filr  AuswanderungBzwi'cke,  ausnahmsweise  Ge- 
währung Ton  Otd-door  Belief  entgegen  lien  Voraclwiften  der 
IhU-äoor  Belief  Prohibitoty  o^vr  Ucgulation  (.h-der  u.  s.  w.). 
ITntersuchungen  gegen  besoldete  Lokalbeamte,  gegen  welche 
Beschwerden  eingelaufen  sind,  oder  welelie  von  den  Gvordiam 
iin  Amte  suspendirt  sind,  nehmen  häußg  die  Zeit  der  Insitek- 
toren  besonders  stark  in  Anspruch.  Hier  kommt  dem  Inspektor 
Beine  Kenntniss  der  persönlichen  Verhältnisse  sehr  zu  statten; 
er  kennt  den  einzelnen  liesoldeten  Beamten,  über  den  er  schon 
behufe  der  Ernennung  zu  bericliten  hatte,  oder  er  kann  sich 
jederzeit  leicht  über  ihn  inforniiren.  In  allen  diesen  Fällen  ist 
das  Dazwischentreten  der  Inspektoren  zwischen  der  in  London 
lesidirenden  Zentralliehörde  und  den  dersellien  nafürlichei-weise 
Dicht  direkt  bekannten  liokalbehörden  von  grftsstem  WerUie. 

Zu  diesen  Iwiden  Hauptfunktionen  der  Inspektoren  können 
Dun  unter  Umständen  noch  andere  treten,  deren  schon  im 
vorigen  Kapital  Erwähnung  gethau  ist.  Der  Inspektor 
ist  dasjenige  Instrument,  durch  welches  die  Zen- 
tralbehörde die  für  erforderlich  gehaltene  und  ge- 
wünschte Information  einzieht,  und  durch  welche 
Sie  dann  weiter  die  von  ihr  gesammelten  Kennt- 
nisse unter  die  Lokal behftrden  verbreitet.  Er  ist  es, 
der  die  Lokalbehörden  zunächst  mit  seinem  Rath  unterstotzt, 
der  ihnen  die  Prinzipien  auseinandersetzt,  welche  von  der 
Zcntralbehönte  für  richtig  gehalten  wenien,  und  der  ihnen 
event.  in  der  Ausführung  solcher  Prinzipien  mit  Rath  und  That 
zur  Seite  steht. 

Das  Verhflltniss  der  Lokalbehörde  zu  dem  In- 
spektor ist  durchweg  ein  gutes.  Die  Lokalbehörde  sieht  in 
Uun  weniger  den  Anfsichtsheamten,  den  Vorgt'setzten,  als  viel- 
mehr die  PersönHchkeit,  welche  die  Lokalinteressen  bei  der 
Zentralbehörde  vertritt. 

Die  soziale  Stellung  des  Inspektors'}  bringt  es  von  sellist 


')  Auf  meiiie  fh^e,  welche  Geaichapunkte  bei  der  Wahl  der  1d- 
■pektoren  nsAai^bend  seien,  erhielt  ich  im  Locol  Govcmmtnt  Bonrd  die 
Antwort:  Sic  mUBsen  tot  allen  Dingen  frenthmen  sein,  welche  auf  Grund 
ihrer  bisherigen  Thäti^kcit  und  ihrer  Sjtcllunj;  im  Leben  Ansehen  ge- 
lüewen  and  dadurch  eine  Autorität  auszuüben  vermögen;  ca  wird  femer 
auf  dn  ^wiasea  organisatorischeB  Talent  Werth  gelegt'  und  sie  müssen 
endlich  ein  Interesae  an  dem  Wohle  der  niederen  Volhaklassen  bereits 
geneigt  haben.  Ein  Nachweis  irgend  welcher  apexiellen  Fähigkeit  exiatirt 
nicht.    So  kommt  es,  dass  die  InspektOTen  aus  allen   möglichen  Beroft- 
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nungeD;  alleiu  die  JRjor  Law  Commisaioners  veranlaesteo  auf 
GniQd  der  a11y:eiuemen  Befufmiss,  die  Anetellunf!  von  besoldeten 
Beamteo  anzuordnen'),  die  Ernennung  von  Reohnun^reviBoren 
seitens  der  einzelnen  Arnienverbände.  Im  Jahre  1844  ging  die 
Geeet^ebung  einen  Schritt  weiter^).  Man  sah  ein,  dass  die 
von  den  einzelnen  Verbänden  ernannten  Rechnun^re\isoren, 
welche  neben  ihrer  sonstigen  BesehüfUfning  nur  einen  Theil 
ihrer  Zeit  dieser  Thätigkeit  widmeten,  nicht  die  fOr  eine  wirkungs- 
volle BechnuDgsprUfui^  erforderliche  L'nalihängigkeit  speziell 
den  Lokalbehörden  gegenüber  besessen.  Man  gab  daher  der 
Zentralbehörde  die  Befugniss,  mehrere  AmienverMnde  zu  einem 
BevisioBsdiBtrikte  behu&  genieinsamer  Anstellungeines  Distrikts- 
anditors  zu  vereinigen.  Man  erweiterte  dabei  zugleich  die  Be- 
fugniss der  so  geschaffenen  Distrikts- Auditoren ,  insbesondere, 
indem  man  die  ])isher  noch  aufrecht  erhaltene  Konkurrenz  der 
Friedensrichter  bezüglich  der  Rechnungsprüfung  für  diese  Distrikte 
beseitigte. 

Bei  der  Bildung  der  Distrikte  verfolgte  die  Zentralbehörde 
mit  der  Zeit  immer  bestimmter  die  Tendenz,  den  Distrikten 
eine  solche  Ausdehnung  zu  geben,  dass  durch  die  RechnungF.- 
revisioD  die  volle  Thätigkeit  eines  Beamten  in  Anspruch  ge- 
nommen würde,  und  dass  derselbe  somit  in  der  entsprechenden 
ThUJgkeit  seine  ^leinige  Beschäftigung  finde  ^).  Die  Zahl  der 
Distrikte,  welche  1S64  noch  53  betrug  ist  inzwischen  auf  33 
znrOckgegangen ,  neben  denen  die  Metropolis  noch  einen 
speziellen  Distrikt  für  sich  bildet. 

Gleichzeitig  wird  der  Eintiuss,  welchen  die  Zentralbehörde  auf 
die  Auditoren  ausübt,  inimermehr  vergrftssert.  Seit  1868  erfolgt 
die  Ernennung  der  Auditoren  direkt  durch  die  Zentral-Instauz 
<duie  irgend  eine  Mitwirkung  der  Lokalbehörden  *).  Seit  1879 
ist  auch  die  gesammte  Besoldung  derselben  auf  die  Staatskasse 
Qbemoimnen  worden ^).  Die  Auditoren  haben  damit  voll- 
ständig die  Stellung  der  unmittelbaren  Staats- 
beamten erhalten. 

Die  Funktionen  der  Auditoren  sind  von  der  [j;rössten 
Wichtigkeit  ftlr  das  ;,'esanimte  Armenwesen.  Es  ist  bereits 
hervorgehoben  worden,  dass  fast  alle  bei  der  Annenverwaltung 
tfafttigen  Personen  eingehende  BHcher,  Register  oder  Tatvellen 
nach  bestimmt  vorgeschriebenen  Formularen  zu  führen  haben. 


')  4  a.  5  WiU.  IV.  c  76  s.  46. 

«)  7  «.  8  Viel  c.  101  8.  32,  37,  49. 

*)  Oieaer  Geüchtapunkt  wird  besonders  in  dem  Berichte  des  Select 
Committee  vom  Jahre  1864  scharf  liervorgehoben. 

*)  31  a.  32  VioL  c.  122  b.  2. 

'j  42  Viet  c.  6.  Beiträge  der  Lokal behörden  werden  in  der 
Foim  Ton  titeiiipelgel)Uhren  lür  alle  dero  Audit  unterliegeodeD  Abretli- 
miDgen  erhoben.  Vergl.  die  Gineral  Urdir  vom  2■^■  April  1869  nnd  den 
/(urtmcdtwil  Lata-  vom  28.  April  1879.    Glen,  P.  L.  O.  742—753. 

in  «8)  T.  *.  -  jbfhMll.  17 
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Es  ist  nun  die  Aufgabe  des  Reohnun«s-Re\isois,  «eldim  alle  äs 
Bücher  und  Listen  zwei  Mal  jährlich  voi-zol^m  aiul,  ad  a 
überzeugen,  dass  diesellKn  TorschrifismAsGi}!  ^lefQlirt  Kerdn  w 
mit  einander  ttbereinstininien ,  dass  die  Beträge  kaltnbtonti 
richtig  l)erechnet  sind  und  durch  die  Beibringung  iler  erfirie- 
lichen  Belege  bestÄtigt  werden ').  Sodann  hat  der  Auänor  t»- 
zUglich  jedes  einzelnen  Rechnungspostens  zu  ent^heid»,  »k 
derselbe  gesetzlich  gerechtfertigt  und  in  seiner  Höbe  fljr  ab- 
messen zu  erachten  ist*).  Er  defektirt  (dist^ovs)  dibfiiTt 
übermässigen  Posten  und  l^zt  dieselben  evenL  demjewi 
Beamten,  von  dem  die  unrecbtinässige  Au^abe  gesdKfaa  vir 
veranlasst  ist,  zur  Last  (surekarges)').  Kein  BdMd  «ine  Tm- 
gesetzten  entbindet  bei  einer  ui^esetzlichen  Ausgabe  m  it- 
eigenen  Verantwortlichkeit. 

Der  Rechnungsrevisor  hat  somit  die  Tolhiii- 
dige  Kontrolle  über  die  laufende  Armen ver*»!tBi£ 
soweit  dieselbe  mit  Kosten  verbunden  ist.  Er  hu 
regelmässig  zwei  Mal  im  Jahre  —  möglichst  bald  niA  *t 
25.  März  otler  29.  September ,  an  welchen  Tagen  alle  BiAr^ 
und  Listen  ahzuschliessen  sind  —  die  Rechnmigen  der  einnte 
Armenverhände  seines  Distrikts  zu  reridiren.  Er  hat  den  BcTia«- 
terniin  mindestens  14  Tage  vorher  den  Lokalbehör(i«i  «o- 
zeigen,  und  der  Sekretär  des  Board  of  Gvardians  ial  it*- 
Termin  innerhalb  des  Verlianries  genügend  bekannt  id  m»A"- 
Wenigstens  drei  Tage  vor  dem  Termine  sind  die  dem  Aai! 
unterliegenden  Bücher  und  Listen  zur  Insi>ektion  der  Smw- 
zahler  und  EigenthOmer  des  Bezirks  offen  zu  legen.  Im  Thm» 
Felbst  haben  die  zur  Rechimngslegung  verpflichteten  Ph»»- 
zu  erscheinen  und  die  in  ihren  Händen  befindlichen  Belesc  mr- 
zubringen.  Jeder  Steuerzahler  oder  jede  sonstige  Person.  »'lA 
sich  durch  die  Rechnuiigslegimg  in  irgend  einer  We»  !•■ 
Schwert  fühlt,  kann  im  Termine  Einwendungen  erbeben,  i' 
welche  hin  der  Revisor  seine  Entscheidung  alizugehen  hat  I»' 
Rechimngsre\isor  kaim  hierl>ei  Personen  vorladen  und  WTta* 


')  DoKh  die  Genial  Order  far  Aeamnts  vom  14.  Juiiiar  I-<j*iI»«>- 
P.  L.  0.  S.  577—688)  ist  du  gesammte  RMhnmi^weaeii  i.iiM^ 
(KorditeL  Die  Funktionen  der  Auditoren  hierfür  and  in  döi  Ai««- 
3^—67  unter  der  Uebctschrift  AuMing  af  Aerounts  uluniefctW  " 
sammenKeBlellt.  Vergl.  femer  die  Kesetzlirhen  BeetiinminifBi  ii  ^  *  ' 
Vict  c.  101.  s.  3»-39  und  11  ».  12  Vict.  c.  91. 

*)  In  einer  Ch 
Bptxiaiieirt  angefüh: 
aus    der   Armenate 

")  Wegen  de 
Hcamten  zur  Littst 
Jnlire  1883  betrug 
cvroachten  DhaUoi 
<).s  L.  G. B.  S.  JA 
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sowie  Dokumente  eiiifonlem ,  unrt  er  muss ,  wenn  er  fllr  einen 
PoBten  einen  Ärmenbeamten  persönlich  verantwortlich  machen  will, 
dem  letzteren  eine  Gelegenheit  zu  seiner  Rechtfertigung  geben. 
Am  Schluss  der  Revision  ist  (las  Ergehniss  derse!l)en  besonders 
zu  atlestiren  und  die  Generalübersichten  sind  der  Zentralbehönle 
einzusenden. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Revisors  ist,  wie  schon  heiTor- 
gehotK-n  wurde,  nicht  nur  der  gericlitliche  Weg,  sondern  auch 
ein  Rechtsmittel  an  die  Zentralannenlwhönle  gegelien,  welche 
die  Entscheiflung  umstossen  (reverse)  oder  bestätigen  (confirtn) 
kann,  und  ferner  auch  die  Befugnis»  hat,  den  Posten  trotz 
Aufrechthaltung  der  Entscheidung  aus  BilligkeitsrOcksichten 
(Equitahle  Jurisdiction)  passiren  zulassen  (confirm  and  remit)^). 

Neben  der  regelmässig  zwei  Mal  erfolgenden  Rechnungs- 
reyision  können  auch  ausserordentliche  Revisionen  jederzeit  von 
der  Zentralbehörde  veranlasst  wenten. 

Durch  diese  ständige  Beaufsic|htigung  aller 
Armen  ausgaben  ist  eine  Kontrolle  gescbaffeu, 
welche  diejenige,  die  durch  die  Inspektoren  aus- 
geübt wird,  in  wirkungsvoller  Weise  ergänzt. 

Bei  der  Bedeutung  der  Revision  und  dem  inhaltlichen  Uni- 
fimge  derselben  ist  die  Anstellung  eines  geschulten,  mit  tech- 
nischen Kenntnissen  versehenen  Beamten  erforderlich.  Er  muss 
nicht  nur  Garantien  fllr  seine  Gewissenhaftigkeit  und  Unpartei- 
lichkeit bieten,  sondern  auch  die  einschlägigen  gesetzlichen 
nnd  instruktionellen  Bestimmungen  genau  beheiTschen  *) ,  eine 
Au^be ,  die  bei  der  Massenhafligkeit  des  Materials  keine 
ganz  leichte  ist.  Der  Auditor  wird  deshall»  vielfach  aus 
der  Klasse  der  Juristen  (Soliciiors)  oder  besonders  belUhigter 
Sekretäre  der  Annenverbände  genommen.  Seit  1879  ist  es 
am  gestattet,  falls  er  die  Geschäftslast  nicht  allein  he- 
irftltigen  kann,  sich  sell)st  vorbehaltlich  der  Bestätigui^  durch 
die  Zentralbehörde,  eine  Hilfe  zu  wählen^).  Fllr  die  Metropolis 
stehen   so    beispielsweise   neben    einem  Auditor  ein  Assistant 


<)  VergL  oben  S.  207,  besonders  AnmerkunK  1  und  2. 

■)  Vo»l.  hierüber  den  Iitgtructional  I^Ur  der  P.  L.  Commisiwnrrit, 
Glen,  F.L.V.  ij.  615  Anm.  c:  Z(  ia  nrcesiary  that  he  »hoiüÜ  haut  a  am- 
plete  knoitUdae  of  tlie  Statutes  and  authorities,  by  u-iuch  the  expenditure 
Qf  the  Poor  Sates  is  requlated  and  the  P.  L.  CommisMontrs'  SuUx  Orders 
mid  Seffulatiims ,  and  be  Mt  lo  make  smind  and  legal  in/ereneen  from 
thtae  aiähorities,  so  as  to  determive  their  e.fject  in  special  caies.  Some  ac- 
quanttattce  ttith  the  Iok  of  contracts  is  necessary  and,  aboie  aü,  a  large 
txperience  of  the  tiaiure  of  the  jtecuniary  tnatsadions  of  the  Guardians, 
Overaeers  and  other  accountable  offieers,  n^thout  ivhick  it  is  impossibh  for 
Äin  (o  exereise  hin  important  fvnction  of  aseertaining  —  as  he  ig  bomid 
lo  do  in  frery  ease  —  the  reasonablenese  of  erery  item. 

*)  Schon  durch  11  &.  \2  Vict.  c.  91  b.  10  war  es  zugelassen,  dass 
der  Anditor  unter  Genehmigung  der  Zentralbehörde  einen  zeitweisen 
Rtellvertreter  ernannte. 

17* 
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Auditor  und  2  Clerks.  Es  ist  dabei  im  Auge  zu  behalten,  dug 
dem  Anditot  nicht  nur  die  Prüfunp  der  Armen-Bedmungen  obliegt, 
sondern  dass  ihm,  gerade  mit  Rttcksieht  auf  die  guten  Erfolge, 
welche  das  Audit  auf  dem  Gebiete  des  Armenweeenß  gez«gt 
hat,  die  Rechnungsprüfung  für  eine  Reihe  weiterer  Zveige  der 
Lokalverwaltung,  für  welche  Lokalsteuem  erhoben  weiden 
dürfen  —  wie  z.  B.  auf  dem  Gebiete  der  Scbul-  sowie  der  Wege- 
Verwaltung  —  tibertragen  worden  ist'). 


§5. 

Gehen  wir  nunmehr  zu  der  Betrachtung  der  Lokal-Ännen- 
hehörden  über,  und  zwar  zunächst  der  Overseers,  in  deren 
Händen  bis  zum  Jahre  1834  thatsächlich  das  gesammte  Anneih 
wesen  ruhte. 

Nach  dem  Gesetze  der  Elizabeth  sollten  in  jedon 
Kirchspiele  durch  die  Frieilensrichter  alljährlich  2  bis  4  Ovinttn 
ernannt  werden,  denen  es  zusammen  mit  den  Ckurehwardmt') 
oblag, 

1)  die  für  das  Armenwesen  erforderlichen  Mittel  durch  Be- 
steuerung der  Kirchspiel-Insassen  aufbringen; 

2)  das  gesammte  Unterstützungsgeschfift  wahrzunehmen;  und 

3)  alle  sonstigen  zur  Ausfühning  der  Armengesetze  erforder- 
lichen Maassregeln  zu  treffen. 

Unter  diese  letztere  Rubrik  fiel  insbesondere  seit  dem  Ge- 
setze Karl's  n.  die  sehr  mühevolle,  mit  der  Ausweisung  nicbt 
heimathsberechtigter  Anner  verbundene  Thfitigkeit,  durch  wehie 
die  Overseers  in  hohem  Maasse  in  Anspruch  genommen 
wurden^). 

Von  diesen  drei  Auff^aben  der  Overseers  besteht  ün 
Wesentlichen  heute  nur  die  erste  fort;  die  beiden  andern  siiid 
in  der  Hauptsache  durch  die  Gesetzgebung  seit  1834  txd 
andere  Behörden  übertragen  worden.  Die  jetzigen  Pflichten 
der  Overseers  in  den  ai^  Grund  des  Gesetzes  von  1834 
gebildeten  Armenverb&nden  sind  zusammengestellt  in  einer 
General  Order  —  Duties  of  Overseers  —  vom  22.  April  1842*). 


')  VewfL  die  General  Order  -Overteer»  Non-l'oor  BaU  Aeeowfdt*  vom 
20.  MftTz  1879;  Glen,  P.  L.  0.  S.  754—771,  und  die  Anmerkni«  dMelb« 
S.  754  Note  a,  wo  die  verschiedenen  Gebiete,  anf  welche  nch  das  kaäA 
eratreckt,  zuaammengeBtellt  sind.    Vergl.  attch  39  a.  40  VicL  c  61  ■.  37. 

')  Die  CJiurchuardens  gelten  als  ei:  officio  Overseers. 

*)  Vergl.  oben  S.  20,  iDsbeeondere  den  in  Anmeiiniie  1  ätirUn  Aiw- 
spruch  von  Dr.  Bum ,  welcher  die  frohere  Tbätigkdt  der  Ovenart  b 
lebhaften  Farben  schildert 

*)  Glen,  P.  L.  0.  8.  485—491  fi. 
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Das  eigentliche  Unterstützungsgeschäft  wird 
in  den  seit  1834  gebildeten  Anneiiverbändcn  von  dem  Board 
of  Chmrdiana  wahrgenoinmeii.  Auf  diesem  Gebiete  ist  als 
dleiniges  Ueberbleibsel  der  frllheren  Thätiskeit  der  Overaeera 
das  Recht  und  die  I*flicht  geblieben,  in  Fällen  plötzlicher  und 
dringender  Noth  eine  Unterstützung  in  Artikeln  von  absoluter 
Nothwendigkeit ,  jedoch  nicht  in  Geld,  zu  verabreichen.  Der 
Overseer  kann  hierzu  auch  durch  eine  Order  der  Friedensrichter 
angehalten  werden.  Er  hat  jedoch  in  jedem  einzelnen  Ffdle 
Bofort  an  den  betreffenden  Relievity  Of^cer  Bericht  zu  erstatten, 
und  dem  Board  of  Guardiana  steht  sodann  die  Entscheidung 
Ober  die  fernere  Behandlung  des  Hilfsi>edürftigen  zuM- 

Auch  die  Übrigen,  früher  den  Overaeera  obliegenden 
Maassregeln  zur  Ausführung  der  Annengesetze  ruhen  im  wesent- 
lidieD  jetzt  in  den  Händen  der  Quardians.  Insbesondere  ist 
dies  der  Fall  bezüglich  der  Orders  of  Bemoval,  welche  jetzt 
von  den  Quardiam  des  ausweisenden  Bezirks  an  diejenigen 
des   zur  Unterstützung  verpflicbteten  Bezirks  zu  richten  sind"). 

Die  Pflichten  der  Overseera  auf  dem  Gebiete 
des  Armen  wesens  beschränken  sich  demnach  heut- 
ZDtage  im  wesentlichen  auf  Aufbringung  der  fDr 
■  das  Armenwesen  erforderlichen  Mittel  durch  Aus- 
schreibung und  Erhebung  der  Poor  JRate.  Aber 
auch  auf  diesem  Gebiete  sind  ihre  Machtbefugnisse  gegen  früher 
eängeschrftnkt  worden,  indem  die  Overaeera  bei  der  Veranlatrang 
der  Steuer  unter  die  Leitung  eines  Ausschusses  der  Ouardüms, 
des  sogenannten  Union  Assessment  Committee,  gestellt')  und 
besOglich  der  Verwaltung  und  \'erausgabung  der  erhobenen 
Steuersummen  einer  sehr  strengen  Kontrolle  durch  die  Rech- 
miDgsrevisoren  unterworfen  sind.  Die  Overaeera  haben  nach 
bestimmten,  von  der  Zentralbehörde  vorgeschriebenen  Formularen 
die  Annensteuerbücher  (Baie  Books)  zu  führen  und  dieselben 
mit  alten  Bellen  und  Akten  dem  Diatrict  Auditor  zur  Rechnungs- 
revision  vorzulegen*). 

Wahrend  der  Dauer  ihres  Amtes  werden  die  Overaeera  als 
Vertreter  des  Kirchspielvermögens  angesehen.  Sie  haben  l>eim 
Antritte  des  Amtes  mit  ihren  Amtsvorgängern  die  Bilanzen  zu 
ordnen,  die  vorhandenen  Summen  sich  auszahlen,  die  BUcher 

1)  4  a.  5  Will.  IV.  c  76  s.  54.  —  Weun  die  Overneerg  der  bezüg- 
lieben  Order  des  Friedenerichtera  nicht  gehorchen,  eo  noteriiegen  sie  dner 
Geldstrafe  bis  zu  jf  5. 

»)  28  a.  29  Vict  c.  79  b.  2—4;  80  a.  31  Vict.  c.  106  i.  24. 

■)  TergL  hierüber  oben  S.  228  ff. 

')  Anner  den  Bote  Book  sind  iioch  zu  fUhren  Book  ofBeceiptt  and 
jRoymcnfs,  ferner  Balance  Stieet*  of  Iht  Beertpte  cmd  Ptrmtents.  Alle 
dieae  Büener  und  Listen  sind  balbiührlieh  am  2i.  HSrz  and  W.  September 
■bmK^hlteasen  imd  wenisstais  sieoen  Tage  vor  dem  Audit  rar  Inspektion 
dar  Stenasahler  offw  m  legen.  Oenerrd  (M'der  fvr  Accountt,  vom  14.  Jannar 
1867  Art.  26. 
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Ehrenamt  beizubehalten,  zu  dessen  Annahme  jeder 
Kirchspiel-Insasso  verpflichtet  ist. 

Nach  dem  Gesetze  der  Elizabeth  sollen  zwei  oder  mehrere 
Frie<leusrichter  der  Grafschaft  alljillirlich  fur  jedes  einzelne  Kirch- 
spiel ')  je  nach  seiner  Grösse  2  bis  4  wohlhabende  angesessene 
Einwohner  (substaniial  kouseholiJeri')  zu  Overseers  ernennen^). 
Die  Uebemahme  des  Amtes,  welches  sieh  immer  auf  ein  Jahr 
erstreckt,  ist  eine  gesetzliche  Pflicht;  die  Weigerung  würde  den 
Betreffenden  einem  Indictment  auf  arbiträre  Strafe  aussetzen. 
Mit  der  Zeit  sind  jedoch  eine  Reihe  von  Befn'iui^K^tnden 
auf  Grund  von  Spezi al-Privilegien  oder  auf  Grund  gerichtlicher 
Praxis  angenommen  worden.  So  werden  als  befreit  angesehen 
Mitglieder  des  Unter-  oder  Oberhauses,  Rechtsanwälte,  Aerzte, 
Apotheker,  Geistliche,  Offiziere  des  Heeres  und  der  Marine, 
höhere  Staats-  und  Hofbeamte  u.  s.  w.  In  neuerer  Zeit  hat 
man  weiti'r  zugelassen,  dass  die  Zahl  der  in  einem  Kii-clispiele 
zu  ernennenden  Overseers  auf  eine  einzelne  Person  beschränkt 
wird ,  ja ,  dass  das  Amt  ^nz  mit  demjenigen  des  Kirchenvor- 
stehers vereinigt  winl ,  sodass  von  der  Ei-nennnng  eines  he- 
äondem  Overseer  ganz  abgesehen  werden  kann*). 

Auf  der  andern  Seite  hat  man  neben  dem  Ehrenainte  des 
Oeerseer  die  Ernennung  von  besoldeten  j4s«»s(an(  Ower- 
aeers  zugelassen,  welche  heutzutage  in  fast  allen  grossen  Kirch- 
spielen vorhanden  sind  und  hier  thatsitchtich  die  (ieschttfte  fast 
allein  wahrnehmen*).  Man  hat  femer  neben  den  Asshlant 
Overseers  auch  noch  die  Anstellung  von  b  e  s  o  1  <i  e  t  c  n 
Steuereinnehmern  (CoJlectors  of  Poor  Rates)  ge- 
stattet*).    Die  Assistant  Overseers  und   die   CoUceiors   stehen. 


_  _.  .  lUUjg    1 

imd  dia  Emennung  von  Overseers  fllr  die  ciazelnen  abgegrenzten  Bezirke 
(tmmskips  a.  b.  w.)  zu.  Durch  7  a.  8  Vict  c.  10t  b.  22  lat  diese  ßefugniss 
ffir  die  Zukauft  vom  Jahre  1844  ab  aufgehoben  worden. 

*)  Die  Friedensrichter  haben  bei  der  Ernennung  ganz  freie  Hand. 
E^  Wahl-  oder  VonchlagBrecht  der  Gemeinde  besteht  nicht.  EKe  Wahl 
BOll  am  25.  Man!  oder  innerhalb  der  nachfolgenden  14  Tage  erfolgen. 
54  Geo.  IIL  c,  91. 

•)  29  t  30  Vict  c.  113  H.  11  u.  12. 

*)  59  Qeo.  ni.  c  12  8.  7:  2  a.  3  Vict.  c.  W  s.  2;  42  a.  43  Vict 
t  54  B.  17.  —  Die  Assistant  Overseers  haben  etwa  die  Stellung  eines 
bShereu  Bnchhalteis.  Der  Geschüflskreis  eines  Ocemeer  besteht  hentigen 
Tags  überhaupt  auB  nicht  viel  mehr  als  Kalkuliiungs-  und  Bucbftihrangs- 
Arbeiten,  allerdingB  unter  Btrenger  eigener  Verantwortlichkeit 

')  7  a.  8  Vict  c.  101  b.  62.  Vergl.  CoUedor  of  l'oor  Bales  Order. 
GIcn,  P.  L.  0.  H.  492-500.  —  In  dem  letzlen  JahreBberichte  de»  L.  G.  B. 


js  Aktes  59  Oeo.  III.  c.  12  s.  7  ernannten  Personen  nicht  mitgezählt  and. 

Die  Änetellung  eines  besoldeten  Assistant  Orerseer  erfole;!   häufie 

fQi  mehrere  Bezirke  xnsamnien.   Vet^l.  Gnarantee  SecuHlies'  and  CoUeclorP 

anä  Aggistant  Overteers'  Order;  Gleen,  F.  L.  0.  S.  506—511,  insbesondere 

atieh  wegen  der  von  diesen  Beamten  zu  stellenden  Sicherheiten. 
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Für  die  Metropolis  ist  der  Zeiitral-Ärmeiibe- 
hörde  ein  grösserer  Eiiifluss  auf  die  Zusammeu- 
Setzung  des  Board  dadurch  gegeben,  dass  ihr  hier 
die  Befugniss  beigelegt  ist,  ihrerseits  Guardian»  aus  der  ZaU 
der  in  den  betreffenden  Bezirlcen  wohnhaften  Friedensrichter 
Bowie  der  Steuerzahler,  welche  zu  einer  Summe  von  wenigstens 
40  £  zur  Armensteuer  eingeschätzt  sind,  zu  erneuuen,  jedoch 
mit  der  EinschrAnkung ,  dass  die  Gesammtzahl  der  ernannten 
imd  der  ex  officio  öuardians  nicht  mehr  als  ein  Drittel  der 
Sewählten  Guardians  beträgt'). 

n.  Was  nun  die  Wahl  der  GKardians,  welche  alljähr- 
lich zu  erfolgen  hat,  l)etrifft,  so  glauben  wir  uns  hier  auf  eine 
Darstellung  <ler  Hauptpunkte  beschränken  zu  können.  Die  be- 
stehenden Bestimmungen  gehen  sehr  in  das  Detail  ein  und  sind 
durch  eine  grosse  Anzahl  gerichtlicher  Entscheidungen  erläutert 
und  ergänzt  worden*). 

Aktiv  wahlberechtigt  sind  die  GmndeigenthUmer  und 
die  Steuerzahler  des  Kirchspiels. 

Als  Eigenthömer  (ihmers)  gelten  dabei  nicht  nur  diejenigen 
Personen,  welche  das  volle  juristische  Eigenthum  besitzen,  son- 
dern auch  diejenigen ,  welche  berechtigt  sind ,  die  Rente ,  zu 
welcher  das  Grundstück  vermiethet  oder  verpachtet  ist,  fßr  sich 
in  Empfang  zu  nehmen  (z.  B.  der  Ifaudgläuhiger).  Wer  als 
Eigenthümer  ein  Wahlrecht  ausüben  will ,  niuss  seinen  dies- 
bezüglichen Anspruch  unter  näherer  Darlegung  seines  Interesses 
an  dem  Grundstücke  bis  zum  1.  Februar  vor  dem  Wahltennine 
srhrifüich  bei  den  Quardians  anmelden  (Oumers'  Siateme^, 
worgnf  seine  Eintragung  in  dem  von  den  Cverseers  geführten 
Register  of  Oamers  erfolgt").  Soweit  einer  Gesellschaft  oder 
Korporation  Grundeigenthum  gehört,  hat  dieselbe  zur  Ausübung 
ihres  Wahlrechts  einen  ihrer  Beamten  rechtzeitig  in  das  Register 
eintragen  zu  lassen.  Jeder  im  Kirchspiele  wohnhafte  Eigen- 
thomer  kann  seine  Stimme  durch  einen  schriftlich  lievoll- 
niächtigten  Stellvertreter  {"JEVoas/) abgehen;  jedoch  darf,  abgesehen 
von  einem  Pächter  oder  Gutsverwalter  (T&aani,  BaiUff,  Stewart, 
Land  Agent,  Colleclor  ofR&its),  niemand  die  Stimmen  von  mehr 
ab  4  Eigenthümem  führen*). 

Als  Steuerzahler  (Raiepayers)  sind  zur  Wahl  berechtigt 
alle  Personen,  welche  ein  volles  Jahr  vor  der  Wahl  zur  Armen- 
Meuer  des  Kirchspiels  eingeschätzt  sind  und  die  Steuern  fär 
wraigBtens  ein  Jahr  bezahlt  haben")-    Wenn  der  Eigenthümer 

')  31  a.  32  Vict.  fl.  122  a.  9. 

*)  Nihere  Angaben  fhiden  sieh  bd  Bnm'B  Justice  of  tht  Piaee, 
S.  35-62  und  Atchbold.  Justice  of  Ihe  Peace  S.  47—77. 

*)  Vergl.  Dutits  of  Overseere'  Order  vom  22.  April  1842  und  du 
Mmorial  der  P.  L.  Commissioners  vom  31.  Dezember  ]&44.  Ölen,  P.  L. 
0,  S.  485  ff.  nnd  S.  3  ff. 

*1  7  a.  «  Vict.  101  B.  15. 

•)  4  a.  5.  Will  IV.  c.  76  4.  40:  7  a.  8  Vict  c.  101  b.  15  «.  16; 
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gemäss  {ien  von  rler  Zeiitrait>ehönle  zu  erlassendeu 
Vorechriften.  Nach  einer  General  Order  Consolidated 
vom  14.  Februar  187  7')  ist  dasscHie  jetzt  in  kurzen  Zügen 
fol^emlermaasBen  geordnet:  Vor  liein  15.  MÄrz  eini-s  jeden 
Jahres  hat  der  Clerk  des  Board  of  Guardians,  unter  dessen 
Leitung  —  eventuell  mit  Zuziehung  von  HlÜfsheamten  —  der 
ganze  Wahlakt  erfolgt,  den  Wahltennin  durch  Anschlagen  einer 
öffentlichen  Benachrichtigung  (Notice  of  eleclion),  welche  über 
die  Zahl  und  die  Qualifikation  der  zu  Wählenden  die  erforder- 
lichen Angal)en  enthalten  muss,  an  der  Ttiür  des  Workhouse 
oder  einem  sonst  geeigneten  Platze  bekannt  zu  gel>en.  Jeder 
WaUIierechtigte  hat  darauf  das  Recht,  zwischen  dem  15.  und 
26.  März  eine  Liste  von  Kandidaten  in  bestimmter  Form  auf- 
zustellen (Nomination  in  tvriting)  und  dem  Clerk  zuzu- 
senden. Wenn  die  Zahl  der  so  Voi-geschlagenen  die  Zahl  der 
zu  Wählenden  nicht  übersteigt  und  nach  Ansicht  des  Clerk 
gegen  die  passive  Wahlfilhigkeit  der  VoiT^teschlagenen  Einwen- 
dungen nicht  zu  erhet)en  sind ,  so  gelten  die  Voigeschlagenen 
einfach  als  gewählt  und  es  ist  ihnen  ein  Zertifikat  darüber  von 
dem  Clerk  auszustellen.  Wenn  dagegen  (He  Zahl  iler  über- 
haupt Vorgeschlagenen  grösser  ist  als  diejenige  der  zu  Wählen- 
den, so  hat  der  Clerk  am  5.  April  jedem  qualifizirten  Wähler 
(Otmer,  Ratepayer.  Proxy)  einen  Stimmzettel  (voting  paper) 
zuzusenden,  auf  welchem  die  Namen  der  voi^eschlagenen  Kan- 
didaten in  alphabetischer  Keilionfolge  aufgeführt  sind.  Die 
Wfthler  haben  ihre  Entscheidung  in  der  Form  abzugeben,  dass 
äe  die  Namen  ihrer  Kandidaten  auf  dem  Stimmzettel  durch  Vor- 
setzen der  Anfangsbuchstaben  ihres  Namens  markiren.'  Die  so 
angefüllten  und  mit  Unterschrift  des  Wälilers  versehenen  Stimm- 
zettel werden  am  8.  April  abgeholt.  Der  Clerk  der  Guardians 
hat  dann  baldmöglichst  das  Resultat  der  Wahl  in  dem  so- 
genannten Poll  Book  festzustellen  und  den  gewählten  Kandi- 
daten ein  Zertifikat  über  ilire  Wahl  auszustellen.  Es  ist  femer 
eine  gedruckte  Liste  der  gewählten  Gtiardians  den  Overseers 
der  einzelnen  Kirchspiele  einzusenden  und  von  den  letzteren  an 
der  Kirchthür  oder  an  einem  sonst  geeigneten  Orte  anzuschlagen. 
Die  Entscheidung  etwaiger  gegen  die  Giltigkeit  erhobenen 
Beklamationen  liegt  der  Zentral-Annenhehörde  ob ').  Dieselbe 
hat,  falls  sie  die  Wahl  für  nichtig  erklilrt ,  eine  Neuwahl  anzu- 
ordnen. Gegen  Missbräuchc  (Malpractices)  hei  der  Wahl  sind 
besondere  Straf bestimmungen  festgesetzt^). 

')  Abgedruckt  Glen,  P.  L.  O.  S.  1—32.  Bis  zum  Jahre  1877  war 
dM  WaUreifsbreD  in  den  einzelaen  Bezirken  nitht  völlig  üb^rein- 
■tfanmenil  geordnet.  Für  die  Metropolis  war  durch  eine  General  Order 
vom  14.  Febnwr  1874  eine  einschlägige  Regeluug  erfolgt,  und  die  6c- 
■timmnngen  dieser  Order  sind  durcD  die  General  Conxol.  Order  todi 
14.  Febnwr  1877  nunmehr  auf  das  ganze  Land  ausgedehnt  worden. 

>)  5  a.  6  Vict  c.  57  s.  8;  30  a.  31.  Vict.  c.  106  s.  12. 

■)  14  a.  15  Vict  c  105  e.  8. 
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Neben  dem  Board  of  Guardians  kommen  noch  Aus- 
BchtlBBe  desselben  zur  Krfallung  einzelner  Itestinimter  Pflichten 
vor.  So  muss  von  den  Gvaräians  fUr  die  Steuereinsckiltzung 
ein  besonderes  Asseasment  Comtnittee  gebildet  werden'); 
es  muss  ferner  zur  Beaufsichtifrunp  des  Workhouse  ein  Itesonderes 
Visiting  Comtnittee  gewählt  werden*).  Es  kann  weiter 
mit  Genehmipuy;  der  Zentrallwhörde,  falls  ein  einzelnes  Kirch- 
spiel melir  als  vier  Meilen  von  dem  Orte,  wo  die  Sitzungen 
stattfinden,  entfernt  liegt,  fUr  dasselbe  ein  besonderes  District 
Comtnittee  gebildet  werden,  an  welches  die  Gesuche  um 
Unterstatzung  zunächst  zu  richten  sind,  und  welches  dieselben 
zu  pröfen  und  dem  Board  darüber  zu  berichten  hat'). 

IV.  Die  Funktionen  der  Guardians  lassen  sich 
unter  drei  Mauptgruppen  zusanimenfasseu'*).  Es  ist  die  l>flicht 
*  der  Guardians 

1)  Ober  alle  Unterstützungsgesuche  zu  entscheiden  und  die . 
zur  Ausfnhnii:^  ihrer  Entscheidungen  erfonleriichen  Anordnungen 
zu  treffen. 

2)  Die  fort<lauemde  Aufsicht  über  die  von  ihnen  bewilligten 
Unterstatzungen  zu  führen,  insbesonilei-e  auch  über  die  An- 
stalten, in  denen  die  Unterstutzten  untergebracht  sind. 

3)  Für  die  Anstellung  von  besoldeten  Beamten,  soweit  die- 
selben erforderlich  sind,  zu  sorgen. 

Gehen  wir  auf  diese  drei  Funktionen ,  welche  an  anderer 
Stelle  eingehender  schon  besprochen  worden  sind  oder  noch  be- 
sprochen werden  sollen,  hier  nur  zusammenfassend  mit  wenigen 
Worten  ein. 

Die  zweifellos  wichtigste  Funktion  der  Guardians  ist  die 
Entscheidung  ober  die  einzelnen  Unterstützungs- 
gesuche.  Die  Guardians  haben  zunächst  zu  entscheiden,  ob 
der  Antragsteller  überhaupt  unter8tmzungsl)ednrftig  ist  und  so- 
dann event  welche  Art  der  Unterstützung  ihm  bewilligt  wenien 


kmn,  cnnen  ihm  nicht  zukommenden,  ungebührlichen  Einfluaa  auf  die 
övaraian»  anaznüben ,  von  denen  infolge  ilirer  kurzen  Amtsperiode 
ktuun  aa  erwarten  ist,  daae  sie  «ch  dne  volle  Kecntnisa  »ller  Det^l- 
Tonohiifteu  erwerben. 

>)  -25  a.  ÜB  Vict  c,  103.    Vergl,  oben  S.  2j7. 

*>  10  a.  11  Vict  c.  109  8.  24.  Art.  148  n.  149  der  Gen.  Cons.  Ord. 
▼om  84.  Juli  1847.  —  In  der  Metropolis  ist  femer  ein  Diipeniiarjf 
Cowtwiinee  zu  w&hlen  30  Vict.  c.  6  a.  39. 

■1  5  a.  6.  Vict  c.  57  b.  T  und  die  Silief  Comtnittee»  Order;  Glen, 
P.L.O.  a  284ff. 

')  UÜK  Gvardiang  werden  hier  immer  nur  als  Lokal-Armenbehördo 
in  das  Auge  g«fasat.  Nebeu  der  Annen  Verwaltung  und  dem  Board  of 
Gtutrdian*  noch  eine  Reihe  anderer  Geschiifte  übertraeen  worden.  So 
Uldon  sie  die  Svral  Sanitary  Äutharitien ,  meist  auch  die  Bighiray  Ait- 
thoHtiet-  de  haben  wichtige  Funktionen  auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens 
zn  eifUllen;  die  AuailbuDg  der  Vaecinafüm  Acbi  liegt  in  ihren  Händen; 
die  Ernennung  der  Begislrara  of  Birihs  and  Deatha  steht  ihnen  zu. 
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soll.  Nach  beiden  Richtungen  hin  giebt  ihnen  der  Bericht  des 
bcsolrleU'n  Unterstützunpsbeamten  (ReUeving  Offieer)  die  er- 
forderlichen Unterlagen  für  ihre  Entscheidung.  Der  Relievag 
Offieer,  bei  weichem  regelmässig  das  UntersttltzungBgesucli  an- 
zubringen ist  und  welcher  auch  von  jedem  Falle  sofort  Kennt- 
niss  erhält,  in  welchem  die  Overseers,  sei  es  auf  eigenen  An- 
trieb, sei  es  auf  Order  der  Friedensrichter  hin  vorläufige  Unter- 
stützung gewährt  haben  (vergl.  oben  S.  201),  hat  sich  Ober  die 
Lage  und  Unterstiltzimgsliedttrftigkeit  der  betreffenden  Pereos 
zu  informiren  und  darüber  sowohl  schriftlich  durch  Ausfflllmig 
eines  Frageachemas  als  mündlich  in  der  Sitzung  des  Board  of 
Guaniians  Bericht  zu  erstatten.  Regelmässig  hat  weiter  der 
UnterstUtzungsuchendc  persönlich  in  der  Sitzung  des  Board  in 
erscheinen ,  so  dass  dem  letzteren  die  Möglichkeit  gegeben  ist, 
durch  Fragestellung  direkt  die  Richtigkeit  und  Vollständigkeit 
,  der  Angaben  des  Believing  Offieer  zu  prüfen. 

In  Folge  der  strikten  Bestimmungen  des  englischen  Annen- 
rechts, nach  welchen  nur  an  völlig  mittellose  Personen  —  Degtiiide 
J'ersom  —  eine  öffentliche  Unterstützung  gewährt  werden  dait 
macht  die  Frage,  ob  zu  unterstützen  sei,  nur  wenig  Schwierigkeit 
Wichtiger  ist  die  Frage,  in  welcher  Weise  die  Unterstützung 
gewährt  werden  soll,  weil  in  dieser  Richtung  den  Guardim» 
im  allgemeinen  freie  Wahl  gelassen  ist.  Nur  für  bestimmte  Fälle, 
insbesondere  für  die  arbeitsföhigen  Armen,  sind  sie  an  die  Ein- 
haltung bestimmter  Nonnen  gebunden.  Ihre  diskretionäre  Ge- 
walt hinsichtlich  der  Art  der  zu  gewährenden  Unterstützung 
kann  als  eine  weite  angesehen  wenlen :  Sie  haben  zu  entscliciden, 
ol»  auch  in  anderen  Fällen,  als  wo  es  ausdrücklich  vorgeschrieben 
ist,  die  Unterstützui^  durch  Aufnahme  in  das  WorkJumse  ge- 
wilhrt  werden  soll;  sie  haben  weiter  zu  entscheiden,  inwieweit 
eine  aussei'halb  des  Workhouae  zu  bewilligende  Unterstützung 
in  Geld  oiler  in  natura  geschehen  soll ,  und  es  tritt  endlich  for 
sie  häufig  lue  Frage  ein,  ob  die  zu  unterstützende  Person 
in  diese  oder  jene  Anstalt  aufzunehmen  ist,  eine  Frage,  deren 
Entscheidung  insltesondere  bezüglich  der  Aimenkinder  hftufig 
Schwierigkeiten  macht'). 

Wen»  ilie  Unterstützung  einmal  gewährt  ist,  so  tritt  die 
weitere  Funktion  der  Guaräians  in  Wirksamkeit,  die  Aufsicht 
über  die  Unterstützungsleistung  auszuüben.  Insoweit 
die  Unteistützuiig  in  Anstalten  erfolgt,  geschieht  die  Beauädi- 
tigung  regelmässig  durch  besondere  Ausschüsse  des  Bofird 
(VisiUng  Cammilfees).  Solche  Ausschüs.ie  bestehen  nicht  niir 
für  die  Workhoiises,  sondern  elienso  auch  für  die  SchooU,  die 
Infirmaries  u.  s.  w.  Die  Berichte  aller  dieser  Komitees  gelangeo 
in  der  Sitzung  der  Board  of  Quardians  zur  Verlesung  und 
daran  knü])ll  sich  cvent.  eine  Diskussion,  ob  bezüglich  der  Ver- 

')  Vergl.  unten  Kap.  IV  S  i. 
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waltUBg  der  Änstaltun  oiier  ilcr  Bohandluii^  der  Armen  in  den- 
selben Äendcrunfren  vorzunehinoii  oder  besoiidei-e  Direktive  zu 
erlassen  sind.  —  Bezüglich  der  ausserhalb  der  Anstalt  «ewöhrten 
UnterBtQtziin^on  iüt  eine  foititesetzte  Au&icht  dadurch  sicher- 
gestellt, dass  diese  Art  der  Unterstützunfi  immer  nur  auf  Zeit, 
und  zwar  refrelmkssifr  auf  nicht  Iftnfier  als  drei  Monate,  Re- 
vAhrt  wird.  Alle  diese  Fälle  wenlen  dahor  periodiscli  der 
Kenntniss  des  Board  wieder  unterbreitet,  wobei  der  Bcheving 
Officer  von  neuem  ttber  die  Untcrstatzunfrsbt-dQrftiftkeit  und  die 
sonstigen  Verhältnisse  der  betreffenden  Person  zu  Iwrichten  liat. 
Endlich  ist  von  Bedeutung  die  Pflicht  des  Board  of  Guar- 
diana,  für  die  Anstellung  der  erforderlichen  be- 
soldeten Beamten  zu  sorgen.  Es  ist  in  dieser  Beziehung 
oben  schon  !iervor{j;eholK'n  worden,  dass,  wenn  auch  die  Zentral- 
behörde den  von  der  Lokalbehönle  vonieschli^enen  Kandidaten 
Terwerfeo  kann  und  somit  die  Eraennung  in  die  Haiut  der 
Zentralbehörde  gelegt  ist,  doch  in  Praxis  die  Funktion  der 
Lokfdbehörden  über  eiu  einfaches  Vorsclili^isrecht  hinau^telit, 
inilem  die  Zentralbehörde  nur  in  ganz  seltenen  Ausnahmefällen 
von  der  ihr  zustehenden  Befugniss  zur  Ablehnung  Gebrauch 
macht  Die  Auswahl  der  besoldeten  Beamten,  von  deren  Tttchtig- 
keit  und  Gewissenhaftigkeit  die  Art  der  Arraenverwaltung  im 
■wesentlichen  abhängt,  ist  thatsftchlich  in  der  Hauptsache  den 
Lokiübehönlen  Überlassen. 


An  diese  Darstellung  der  Thätigkeit  der  Guardians  mögen 
noch  einige  allgemeine  Bemerkungen  lUier  die  Stellung  der- 
selben angeschlossen  werden'). 


')  Ich  bin  mir  wohl  bewueat,  dass  atlgeuteine  BemerkuDgen  reclit 
ae&hrlicb  sind,  weil  sie  immer  nur  in  einem  beschränkten  Sinne  rolle 
Bichtigkeit  becmspruclien  können;  es  ist  immer  mügUcli,  einzelne  Beispiele 
ma  finden,  aus  welchen  sich  ein  Widerspruch  mit  solcben  alleemeiaen 
BemerkoDgen  berlciten  lässt  Ausserdem  kann  ich  im  vorliegenden  Falle 
mich  nicht  änmal  auf  eine  allgemeine,  in  England  herrschende  An- 
■cht  Bttltzen.  Wie  naturgemüse  m  den  beatelienden  64T  Atmen  verbänden 
die  Znsaminenaetzung  der  Board»  of  Guardinm'  eine  recht  jnannigtaltiee 
irt,  so  ist  räne  gläcEe  Vcrscbiedenbeit  vorhanden  hinsichtlich  der  Wertn- 
KhKtsimg  der  Stellung  der  Guardinnfi.  Nichtsdestoweniger  glaubte  ich, 
dass  das  nachstehend  gegebene,  in  manclier  Beziehung  recht  subjektive 
Urtheilj  ron  Werth  sei,  um  einen  richtigen  Begrifl  über  eine  ausländische 
Xnstitaition  zu  ennöglicbcn,  Mein  Urthcil  fusst  auf  den  Mittheilunge», 
die  mir  von  Leuten  geworden  sind,  welche  eine  langjährige  praktische 
Erfahrung  babeiij  wie  Mr.  Gleii,  Mr.  Hedicr  (General  IiiKpcetor  of  the  Poor), 
Hr.  Sendall  (Äteistant  Secretary  to  the  L.  G.  BX  Ausserdem  haoe  ich  mir 
aber  auch  ein  eigenes  Urtheil  dadurch  zu  bilden  gesucht,  dass  ich  selbst 
BitEungeu  des  Buard  of  Guardian^  eines  sehr  annen  —  aber  vorzUg- 
ficli  verwalteten  —  Armenhezirks  Londons  beigewohnt  habe.  Ich  he- 
natze  diese  Gelegenheit,  um  der  LokatarmenbchUrae  von  Whitechapel 
iDeiiien  Dank  auszusprechen  für  die  mir  ^Utißst  f^wührte  Erlaubnies, 
ihreii  Sitzungen  beizuwohnen  und  einen  Einblick  in  ihre  Register  und 
BOcher  BU  thun. 
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hat  und  so  nach  den  englischeD  Verhältnissen,  wo  der  Giund- 
hesitz  sich  in  wenigen  Händen  befindet,  leicht  in  der  Lage  ist, 
seiner  Kandidatenliste  eine  Majorität  zu  verschaffen. 

Alle  diese  Momente  zusammengenommen,  lassen  es  an  sich 
wahrscheinlich  erscheinen,  dass  die  Zusammensetzung  des  Board 
of  Guardians,  welches  in  seiner  Mschtbefu^iss  beschränkt  und 
durch  eine  grosse  Anzahl  daneben  stehender  besoldeter  Beamten 
^geei^  ist,  und  welches  femer  aus  einem  irrationellen  Wahl- 
systeme hervoigeht,  zurückstehen  wünle  hinter  den  frühtTen 
öwrseen,  welche  von  den  Friedensrichtern  nach  freiem  Belieben 
ernannt  werden  konnten. 

Und  doch  ist  dies  thatsäcblich  nicht  der  Fall.  Man  kann 
vielmehr  sagen,  dass  die  Guardian^  regelmässig  aus 
solchen  Elementen  bestehen,  welche  man  fQr  diese 
Stellang  wünschen  muss.  Auf  dem  Lande  sind  es  an- 
gesehene Gutspfti'hter,  in  den  Städten  theils  geachtete  Bürger, 
welche  ein  warmes  Herz  für  ihre  Ärmeren  Mitbünier  hal>en, 
theils  jüngere  strebsame  Leute,  welche  sich  in  dem  öffent- 
lidien  Leben  eine  Stellui^  zu  erwerben  suchen. 

Auf  diese  günstigen  Resultate  trotz  der  bestehenden  un- 
günstigen Vorbedingungen  haben  vor  allem  zwei  Momente  hin- 
gewirkt: eiiunal  die  im  letzten  Jahrzehnte  immer  mehr  und 
mehr  durchgefilhrte  Oi-ganisation  der  I'rivat  -  Wohlthätigkeit, 
andererseits  die  Ueiwrtragung  einer  Reihe  wichtiger  anderer 
Geschäfte  auf  die  Boards  of  Gvardians.  Infolge  des  letzteren 
Ümstandes  besonders  erschien  die  Stellung  eines  Guardian  als 
die  geeiRiietate  und  beste  Voriiüdung  für  die  höheren  politischen 
Aemter.  Die  Stellung  als  Guardian  bildet  häufig  den  Weg  zum 
EÜitritt  in  das  Parlament'),  Wenn  hieniurch  Elemente  in  das 
Board  ofGuardians  hineinkommen,  welche  an  dem  allgemeinen 
staatlichen  Leben  Interesse  und  Verständniss  hal>en,  ao  brachte 
^  der  Organisation  der  Trivat-Wohlthätigkeit  gewidmete  Chan'ty 
Organisation  Society  Männer  in  das  Board,  welche  von  speziellem 
Interesse  für  das  Armenwesen  und  seine  rationelle  Gestaltung 
geleitet  werden.  Die  Charity  Organisation  Society  hat  um 
«n  rationelles  Zusammenwirken  itirer  Tliätigkeit  mit  der  Ver- 
waltung des  öffentlichen  Unterstützungswesens  zu  erreichen, 
dahin  gewirkt,  dass  in  der  Lokalamienverwattung  Männer 
sitzen,  welche  durch  stn-nges  Festhalten  an  den  für  die  öffent- 
liche Unterstützung  als  richtig  anerkannten  Grundsätzen  der 
Privatwohlthätigkeit  ein  geeignetes  Feld  für  ihre  Wirksamkeit 


'}  VeiKl.  die  Rede  dee  jetzigen  l'väsidentOD  deB  L.  G.  B.  Sir  Charles 
Dilke  aof  der  Poor  Laie  Conference  zu  Maccleafieid  im  Jahre  1884,  in 
welcher  er  die  StelluDg  eines  Guardian  bezeichnete  als  Ihe  btst  postihle 
traiming  of  a  man  for  Ike  «erriet  of  Ihe  Statt  in  its  higliest  eapacities 
{Tima  vom  16.  Oktober  18S0). 

ForidiaBB«  (M)  V.  4.  -  Afchrott,  18 
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Wiederholt  hörte  ich  dabei  den  Wunsch  aussprechen ,  dass 
die  gesetzlichen  Hindernisse')  beseitigt  würden,  durch  welche 
es  vielen  Frauen  unmöglich  gemacht  wird,  Guardians  zu  werden. 
Schon  der  Umstand,  liass  ein  Guardian  regelmässif;  zu  40  £ 
zur  Armensteuer  eingeschätzt  sein  muss,  schliesst  in  der  That 
die  Mehrzahl  der  Frauen  von  dieser  Stellung  aus.  Ohne  diese 
Beschränkung  würde  die  Zahl  der  weiblichen  Guardians  eine 
viel  grössere  sein,  als  sie  bis  jetzt  ist. 

Ueberhaupt  wird  es  vielfach  als  wQnschenswerth  an- 
gesehen, dasü  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über 
die  Wahl  der  Guardians  baldigst  geändert  werden. 
Im  Jahre  1878  ward  ein  besonderi«  Unterhaus-Komitee  nieder- 
gesetzt, um  über  diese  Frage  zu  berichten*).  Die  Mehrzahl  der 
Temommenen  Zeugen  sprach  sich  zu  Ungunsten  der  bestehenden 
Bestimmungen  aus.  Neben  den  schon  hier  hervorgehobenen 
Punkten  wurde  als  besonders  nachtheilig  liezeichnet,  dass  die 
Amtsperiode  der  Gvardians  eine  zu  kurze  sei.  Die  Amtsperiode 
ist  regelmSssig  ein  Jahr,  kann  jwioch  auf  Antrag  der  Lokalbehörde 
auf  drei  Jahre  au^edehnt  wenlen.  Die  Zeugen  sprachen  sich 
nun  durchweg  dafür  aus,  dass  die  dreijährige  Amtulauer  gesetz- 
lich eii^eführt,  und  dass  eventuell  die  Amtsperiode  auf  einen 
noch  grösseren  Zeitraum  verläi^ert  werde. 

In  der  That  würde  hierin  eine  grosse  Verbesserung  liegen : 
eine  rationelle  Armenverwaltung  muss,  wie  jeder  andere  Beruf, 
gelernt  werden,  und  ein  jährlicher  Wechsel  in  der  Zusaniuien- 
Betzimg  des  Board  ist  nicht  geeignet,  eine  konsequente  Durch- 
fnhrung  der  als  richtig  anerkaimten  Prinzipien  heriwizufahren. 
Freiwillig  wird  schon  heute  durch  (iie  jährliche  Wiederwidil  einer 
grossen  Zahl  der  Guardians  oder  durdi  Verlängerung  der  Amts- 
periode für  den  einzelnen  Bezirk  dem  Uebelstande  abgeholfen. 
Es  li^  kein  Grund  vor,  weshalb  die  Gesetzgebung  der  so 
deutlidi  hervortretenden  Bewegung  nicht  nachkommen  sollte.  Dass 
man  auf  den  Bericht  des  Komitees  von  1878  hin  eine  gesetzliche 
Aenderung  bisher  nicht  vorgenommen  hat,  hängt  mit  anderen 
ansserhalb  des  Bereichs  des  Armenwesi'ns  liegenden  Momenten 
zusammen.  Man  gedenkt,  das  ganze  bisherige  System  der  Lokal- 
verwaltung zu  ändern  und  besondere  neue  Grafschaftsbehörden 
zu  konsUtuiren '),  und  glaubt,  mit  Rücksicht  auf  diese  in  das 
Auge  gefossten  umfangreichen  Maassregeln  von  kleineren  Ver- 
änderungen in  der  Lokalverwaltung  vorläufig  al>sehen  zu  sollen. 


')  Vergl,  we^en  des  Zweifels,  oh  »erheirathete  Frauen  zu  Guardians 
gewKhlt  weraen  können,  ä.  26C  Anm,  3. 

■)  Seport  of  the  Select  Comntiltee  appointed  to  inquire  into  the  eyslem, 
under  uln'at  Gvardians  of  the  Poor  are  n(  prteent  electfd,  1H78. 

■)  Vergl.  über  diese  Beweguns  die  Verhandlungeu  dee  Social  Scimee 
QmiiretB  zu  Hinninghaui  vom  18.  September  18^4,  inebea.  die  iteden  von 
Wesllake,  Leacb  und  Chalmers. 


§'■ 

Aus  der  grossen  Klasse  der  besoldeten  Annenbeamten  änd 
es  zwei  Aemter,  welche  mit  Bücksicht  auf  ihre'  Wichti^eit  ane 
spezielle  Hervorhebung  verdienen:  da^enige  des  Clerk  und  das- 
jenige des  Relieomg  Officer. 

I.  Jeder  ArmenTerband  muss  einen  Sekretär  (Cterk) 
haben.  In  einer  Reihe  grösserer  Bezirke  steht  neben  demselben 
noch  ein  Assistant  Clerk.  Die  Funktionen  des  Clerk  lassen 
sich  unter  folgende  Hauptrubriken  zusammenfassen^): 

1)  Der  Clerk  führt  das  Protokoll  bei  den  Sitzungen  des 
Board;  durch  seine  Hand  geht  die  gesammte  Korre- 
spondenz des  Board  nnd  ihm  liegt  endlich  die  Fah- 
rung einer  Reihe  bestimmt  vorgeschriebener 
Bücher  und  Zusammenstellungen  ob.  Er  iet  der 
Sekretär  des  Board,  welcher  den  gesammteo  Sdiriflea- 
wechsel  führt;  seine  Anwesenheit  bei  den  Sitzungen  des  Boari 
als  Protokollführer  ist  unbedingt  erforderlich ;  in  gleicher  Wein 
müssen  alle  Zahlungsanweisimgen  des  Board,  alle  Eii^iabm  h 
die  Zentralbehörde  u.  s.  w.  von  ihm  gegengezeichnet  sein.  Unter 
den  vom  Clerk  zu  führenden  Büchern  sind  die  wichtigsten:  du 
Hauptbuch  —  Getier  ßi  Zedier— ,  in  welches  unter  bestimmten 
Rubriken  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Board  «inzutragen 
sind;  femer  das  Relief  Order  Book,  in  welchem  die  Namen 
aller  Personen ,  welche  um  öffentliche  Unterstützung  angehaJtcn 
haben,  unter  Angabe  der  auf  den  Antrag  hin  erlassenen  Ent- 
scheidung zu  verzeichnen  sind;  und  weiter  das  Order  Cheque 
Book,  welches  alle  Ausgaben-Orrfcrs  des  Board  für  angekaufte 
Vorräthe,  Materialien,  vorgenommene  Reparaturen  u.  s.  w.  nebst 
den  dazu  gehörigen  Quittmigsl>elegen  zu  enthalten  hat.  Sodann 
hat  der  Clerk  halbjährlich  in  einem  Pauper  Classification 
BookAK  Zahl  der  wahrend  des  Halbjahrs  unteistützten  PersoneE 
nach  bestimmt  vorgeschriebener  Klassifikation  einzutragen.  Die 
hierzu  erforderlichen  Notizen  entnimmt  er  den  von  den  übripen 
besoldeten  Beamten,  insbesondere  dem  Selieving  Officer  und 
dem  Master  of  tbe  Workhouse,  zu  ftlhrenden  Spezialbüchem 
(Out-door  Relief  TJnt,  Indoor  Belief  List,  Non-Resiilent  Poor 
Account,  Medical  Relief  Book).  Die  so  gesammelten  Notizen 
werden  weiter  vorwandt  zu  den  vom  Clerk  halbjährlich  an- 
zufertigenden Statistical  and  Financial  Statements, 
welche  an  die  Zentral-Armenbehörde  einzureichen  sind. 


')  Vergl.  über  die  Funktionen  dea  Clerk  die  bei  Ulen,  F.  L.  0.  «b- 
gedmckten;  General  Conmliilated  Order  vom  M.  Jnli  1847  Art.  302, 
Amendment  Order  vom  26.  Februar  1866,  Art.  3,  General  Order  for 
Äccovnts  vom  14.  Januar  1867  Art  16  und  Art.  25—35,  Generai  Ordtr 
vom  14.  Februar  1877  lElection  of  the  (htardiant)  sowie  eudlich  Amend- 
ment Order  Tom  14.  Februar  1878  (Daties  of  Cleris). 
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2)  Die  von  den  ubrifiea  besoldeten  Beamten,  insbesondere 
von  dem  Relieving  Of^ccr  und  dem  Master  of  the  Workhouse 
zu  fnhrenden  Bücher  sind  vor  jeder  Sit^img:  des  Board  an  den 
CUrk  einzureichen,  welcher  dieselben  zu  kontrolliren  hat  und 
damit  eine  Art  Aufsicht  über  die  Rechnun^^s-  und 
Buchführung  der  andern  besoldeten  Armenbe- 
aniten  ausübt').  In  dieser  Richtuui^  ist  besonders  wichtig  die 
Prüfung  der  von  dem  Rclieving  Officer  zu  führenden  Out-door 

'Relief  löst  und  des  Receipis  and  Expenditure  Book,  sowie  des 
von  dem  Master  of  the  Workhuuse  zu  führenden  Masier's  Day 
Book  und  dos  Master'i*  Receipts  and  Expenditure  Book,  welche 
Bücher  mit  den  von  dem  Clerk  geführten  Büchern,  insbesondere 
dem  Belief  Order  Book  und  dem  Order  Cheqwe  Book  vor  jeder 
Sitzung  des  Board  zu  vei^leichen  sind.  Der  Clerk  hat  die 
Bichtigkeit  der  bezüglichen  Eintragungen  zu  t^stiren  und  dem 
Board  hierüber  Bericht  zu  eratatten.  Dem  Clerk  liegt  weiter  ob, 
die  für  das  halbjährliche  Audit  erforderlichen  Vorl)ereituugen  zu 
treffen:  er  hat  dafür  zu  soi^n,  dass  alle  Bücher,  welche 
dem  Audit  unterliegen,  rechtzeitig  abgeschlossen,  eingeliefertund 
zur  Ensicht  der  Steuerzahler  offen  gelettt  werden. 

3)  Der  C(erÄ  ist  dorjuristische  Beistand  des£oar<i 
and  hat  als  solcher  das  Board  vor  Gericht  zu  verti-eten.  Er 
hat  die  nöthigen  Maassregeln  zu  treffen,  um  Orders  ofRemoval 
oder  Orders  of  Maintenance  zu  erhalten ;  ihm  liegt  die  Ver- 
folgung von  Personen  ob,  welche  ihre  Familien  im  Stich  ge- 
lassen haben  u,  s,  w,').  Er  hat  ferner  Kontrakte  und  andere 
Instrumente  sowie  die  Eingaben  des  Board  an  ilie  Zentral- 
behörde zu  entwerfen.  Für  alle  diese  fieschäfte  darf  er  nui- 
etwa  vorkommende  baare  Auslagen  bcsondei-s  liquidiren,  während 
eine  besondere  Vergütung  für  seine  sonstige  Mühewaltung  hier- 
bei nicht  geleistet  winl. 

4)  Der  Clerk  leitet  die  Wahl  der  Guardians. 
Er  hat  die  Liste  der  Stimml)erecbtigten  zu  führen,  die  Stinuu- 
zettel  verlheilen  und  einsammeln  zu  lassen  und  (las  Ergebnis« 
der  Wahl  festzustellen"). 

Man  sieht,  dem  Clerk  stehen  sehr  wichtige  Funk- 
tionen zu,  und  zur  Ausführung  dersellien  ist  vor  Allem 
einige  Gesetzeskenntniss  eifonierlich  *).    Deshalb  wird  meisten- 


>)  Alle  BQcher,  Rechnnngeii  niid  likbriften  des  Jloard  befindoa  eieh 
in  Terwabnuig  dee  Clerk. 

«)  7  a.  8  Vict.  c.  101  9.68;  inabeBOndere  bnt  der  Clerk  dm  SettletnfHt 
der  uDterstütiungBbedürfügen  Pereocen  fe Bt/u stellen ,  über  die  Frage  der 
ZnlSorigkeit  des  Semoval  au  die  Guardian»  zu  hericbtea  und  die  erent. 
KoireBpondeiiz  mit  dem  verpflichteten  Armee verb»nde  zu  führeo. 

■)  Vergl.  oben  S.  267. 

*\  Ab  allgemeine  Vorbedinenng  fUr  die  Stelle  ist  vo]^;eschiieben, 
da«  der  Clerk  wenigstens  21  Jtuire  alt  sei  und  genügende  Bürgachaft 
für  die  EifBllnng  seiner  Pflichten  dnieh  Steltang  von  3  Bürgen  gebe. 


ii.yii 
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theils  rier  Clerk  aus  der  Klasse  der  Anwftlte  (Solieitors)  ge- 
noinnieu  ^). 

Der  Gehalt  des  Clerk  variirt  in  den  einzelnen  Verbäuden 
sehr  erheblich.  In  der  Metropolis  betrügt  er  durchschnittlich 
jg  500—600,  in  dem  übrigen  Lande  natui^emites  weniger.  Die 
Stellung  des  Clerk  ist  nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  die  ihm 
übertragenen  Funktionen  eine  bedeutui^volle ,  sondern  seine 
Stellung  winl  in  Wirklichkeit  noch  durch  faktische  Umstände 
erhöht,  insbesondere  dadurch,  dass  er  gegenüber  der  wechselnden 
Zusammensetzung  des  Bota-d  of  Guardian^  das  ständige  Element 
repräsentirt  und  durch  seine  grössere  Gesetzeskenntniss  ond 
seine  Erfahrung  in  der  speziellen  Materie  natur^gemflss  einen 
erheblichen  Einftuss  auszuüben  vermag. 

D.  Eine  durcliaus  andere,  aber  für  die  Armeoverwaltuiig 
kaum  minder  wichtige  Stellung  nimmt  der  besoldete  Unter- 
stützungsbeamte, Relieving  Officer,  ein.  Wenn  von  dem 
Clerk  Kenntnisse  verlangt  werden,  welche  eine  Garantie  dafür 
abgeben ,  dass  von  dem  Board  of  Guardians  die  in  den  Ge- 
setzen und  Verordnungen  niedergelegten  Vorschriften  ein- 
gehalten wenlen,  so  kommt  es  bei  dem  Unterstützui^beamtai 
vor  allem  darauf  an ,  dass  er  im  Stande  ist,  thatsächliche  Ver- 
hältnisse richtig  zu  beurtheilen,  und  dass  er  in  der  Erfoi^hnng 
derselben  gewissenhaft  und  energisch  vorgeht  Der  Unler- 
stützungsbeanite  ist  diejenige  Person,  welche  in  direktem  and 
stjindigem  Verkehre  mit  den  Annen  stehen  soll ,  und  welche 
deshalb  vor  allen  Dingen  die  Fithigkeit  haben  muss,  sich  einen 
richtigen  Einblick  in  die  Lage  dieser  Leute  zu  verschaffen  und 
dabei  eine  gewisse  autoritative  Stellung  denselben  g^enüber 
einzunehmen.  Wenn  die  Clerks  vorzugsweise  aus  den  Aiiwälten 
gewählt  werden,  so  bilden  vor  allem  gediente  Soldaten 
die  Klasse,  aus  welcher  sich  die  Unterstützungsbeamten  rekni- 
tiren;  dieselben  stehen  ihrer  Herkunft  und  Lebensweise  nach 
nicht  aüzu  entfernt  von  der  Schichte  der  Bevölkerung,  aus  welcher 
sich  die  Mehrzahl  der  Armen  zusammensetzt,  und  sie  haben 
andererseits  in  ihrer  Militärkairiere  gelernt,  sieb  Autorität  ni 
vei^chafTen  und  sind  in  gewissenhafter  Erfüllung  der  ihnen  ob- 
liegenden Pflichten  erzogen.  Sie  müssen  sich  freilich  dabei  auch 
gewisse  Kenntnisse  erworben  haben;  denn  es  ist  für  die  An- 
stellung des  UnterstUtzuugsbeamten  Vorbedingui^,  dass  derselbe 
im  Lesen,  Schreiben  und  Rechnen  gut  bewandert  ist,  und 
ferner  auch  die  durchaus  nicht  einfache  BuchfOhrong,  welche 
dem  UnterstOtzungsbeamten  obli^  auszuführen  vermag*). 


■)  Die  fähigen  ClerU  rUcken  häufig  Bpttter  in  die  Stelle  der  Bech- 
□u Deere visorett  auf.  Es  kommt  auch  vor,  due  sie  es  noch  weiter,  bis  snr 
Stelle  von  Inspektoren  farinf^en.  Ea  besteht  also  auf  dem  OeUete  <1m 
Annenwesens  eine  wirkliehe  Beamten-Hieraichie. 

■)  Wie  mir  Mr.  Sendall  (ÄMiOara  Secretary  des  L.  G.  B.)  mitäittlte, 
glaubt  uuui  allgemein,  dass  gediente  lUUiti»  die  besten  Setieving  Officm 
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Die  rflichtfii  des  UiitorstützunssbpaiHten  sind 
folfrenile ') :  Er  hat  alle  Unterstützun^ragesiichp  innerhalb  seines 
IMstrikte  ent<!e;!:euzunehnien  und  sich  durch  persönliche  Besuche 
in  der  Wohnung  Über  die  Umstände  des  einzelnen  Falles,  ins- 
besondere die  BedHrftifikeit ,  die  ArbeitsfAhijrki-it  und  den  Ge- 
sundheitszustand dos  Bittstellers  zu  orientiren.  In  diin^ienden 
Fällen  hat  er  selbst  Unterstlttzuii}:  zu  frewRhren  und  zwar  diurch 
eine  Order  zur  Aufnahme  in  das  Worh/ioitie  oder  durch  Verab- 
reichung von  Naturalien,  nicht  aber  von  Geld ;  in  Krankheitsfällen 
hat  er  sofort  für  den  nötbifieii  ärztlichen  Beistand  zu  sorsren. 
Er  wohnt  allen  Sibnin|3;en  des  Board  of  Gttardians  bei  und  er- 
stattet Bericht  Über  die  eingegangenen  Unterstiltzungsgi-suche 
and  die  event  gewährte  vorlaufige  Unterstötzui^.  Er  hat  dalM-i 
ein  von  ihm  zu  fahrendes  X;)j>/iica<ton  and  Report  Sooh 
vorznl^en ,  in  welches  nach  bestimmten)  Formulare  die  Unter- 
stQtzmigsanträge  und  alles,  was  darauf  bin  geschehen  und  tr- 
inittelt  ist,  eingetragen  werden.  Der  Tlnterstützuiysibeainte 
soll  vorbereitet  sein,  dem  Board  Vorschläge  über  die  ange- 
messen erscheinende  Form  und  Höhe  der  Unterstützung  zu 
machen.  Er  bat  <labei  sein  Urtboil  Über  die  sehr  Viichtige 
Frage  abzugelien,  ob  der  Betreffende  als  arbeitsfilhig  anzusehen 
ist  oder  nicht,  und  soll  weiter  berichten,  ob  Verwandte  vor- 
handen sind,  von  welchen  eine  Unterstützung  erlai^  wer- 
den kann. 

Wenn  das  Board  über  <lie  zu  gewährende  Unterstützung 
entschieden  hat,  so  ist  der  Untei-stützungsbeamte  ver{>flichtet, 
die  erfonierlichon  Maassregeln  zu  tix-ffen,  um  die  Entscheidmig 
rar  Ausführung  zu  bringen.  Wenn  Out-door  Relief  gewnhrt  ist, 
hat  er  den  Fall  in  die  Out-door  Relief  List  einzutragen.  Er 
soll  alle  in  dieser  Liste  aufgeführten  Personen  in  angemessenen 
Zwischenräumen  in  ihren  Wobnungen  aufsuchen  und  sich  dabei 
umsehen  und  umhören,  ob  die  Verbältnisse  der  Betreffenden 
nch  verändert  haben  und  event.  darülR'r  an  das  Board  be- 
richten. Die  den  Annen  gewährte  Geldunt^^-rstUtzung  hat  er  in 
der  vorgeschriebenen  Weise  und  in  den  vorgeschriebenen  Fristen 


abgeben,  nnd  man  sucht  mUglichat  auf  AnBtellung  Bolcher  zu  wirken. 
Da  f^T  diese  Klüse  von  lauten  die  Stelle  eines  Jtrlieving  Officer  mit 
R&ekncht  auf  die  Hohe  des  Gehalts,  wie  mit  Kücksicht  darauf,  dasa  das 
Amt  ein  itAndigea  ist  nnd  eine  EntUBsane  nnr  durch  die  Zentralbehörde 
erfolgen  kann,  eine  sehr  begehrenswcrthe  b&,  so  fehle  es  niemals  an 
wiriEeh  qnalifisirten  Bewerbern.  Die  soiinle  Stellung  eines  Etlieving 
Offieer  entspricht  etwa  deijeni^en  eines  preussischen  (ierichts Vollziehers. 
')  Vergl.  hierüber  die  oei  Ölen,  f.  L.  O.  abeedruckten  (Itneral  Cona. 
Order  rom  24.  Juli  1847  Art  164  und  Art.  215,  216;  sowie  Gtnera! 
Order  for  AcamnU  vom  14.  Januar  1867  Art.  28  u.  24.  —  Auf  sämmt- 
lichcn  im  Jahre  1884  abgehaltenen  Foor  Laie  Conferences  wurde  als  das 
HanntthetJUL  „Duties  atid  li-actices  of  Believing  Officers"  eingehend  be- 
luudelt 
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auszuzahlen')  und  über  die  empfangenen  und  verausgabteD 
Gelder  in  dem  von  ihm  zu  führenden  Receipt  and  Exptn- 
(iiture  Book  einen  Nachweis  zu  liefern. 

Das  sind  die  wesentlichsten  Geschäfte  des  Unter- 
8  tot  Zungsbeamten*).  Dieselben  sind  nicht  nur  mfihe- 
voller,  sondern  auch  recht  verantwortlicher  Natnr. 
lu  letzterer  Beziehung  sei  an  das  schon  an  anderer  Stelle  Aus- 
geführte nochmals  erinnert,  dass  einerseits  der  UnterstOtzunss- 
heamte  einer  kriminellen  Bestrafiing  unterli^t,  falls  durch  seine 
Schuld  eine  hilflose  Person,  welche  um  UnteistQtzung  angehalten 
hat ,  dieselbe  überhaupt  nicht  oder  nicht  zu  imgemessener  Zeit 
empfängt,  und  dass  andererseits  der  Unterstfitzungsbeamte  per- 
sönlich haftbar  für  Äu^aben  ist,  welche  im  Widerepnidie  mit 
den  in  Gesetzen  oder  Verordnungen  enthaltenen  Be^mmangen 
tiurch  ihn  geleistet  wenleu.  Der  Unterstützungsbeamte  ist  tpt- 
pflichtet,  alle  Anonlnungen  der  Gvardians  sellHut&ndig  zu  pfOfra 
und  nur  die  dem  Gesetz  entsprechenden  auszuführen. 

Der  Relieving  Ofßcer  ist  in  der  That  diejenige  Person,  auf 
welcher  die  grösste  Verantwortlichkeit  ruht  und  welche  dmth 
rlie  Art  der  EriHlllung  der  ihr  obliegenden  Pflichten  den  grßssten 
Einfluss  auf  die  gute  0(]er  schlechte  Verwaltung  des  Ansen- 
weaens    ausübt.     Man   hat  es   deshalb   auch    in  neuerer  Zeit 

')  liegeimäsug  bestimmen  die  Guardianti  diien  Ort,  an  welrbem 
sich  die  unterstützten  Personen  zu  einer  festseaetiten  Zeit  —  gewöhnlkb 
einmal  wSchentliub  —  behuÜB  Empfang  der  IlnterstUtzungen  einzufindeo 
haben,  sogenannte  Pay  Station«.  (Vei^.  Circular  Lctfrr  des  P.  L,  S.  Tom 
9.  Dezember  1R6H,  abgedruckt  bei  Uten,  P.  L.  0.  S.  230.)  Bd  dimn 
.Systeme  sind  vielfache  Uebehtände  hervoi^etreten ,  beHondets  auf  dem 
Lande,  wo  sieb  die  sogenannten  Pay  Tablen  gewöhnlich  in  önem  Wirtbi- 
hnuse  befinden.  Das  am  meisten  wünsi^henswerthe  Verfkbivn  nünl« 
in  Verabfalgnng  der  LTnlerBtUtzung  im  Hause  des  Armen  selbst  be- 
stehen ;  die  Kontrolle  über  den  Unterstützten  würde  dadurch  id  n- 
belilichem  Maasse  wirkungsvoller  gemacht  werden.  Wenn  dieaet  Ver- 
faliren  auch  vielieicbt  nicht  Überall  durcbiurühren  ist,  so  dürfte  es  jeden- 
falls in  den  räumUch  begreuzlercn  Armen  verbanden,  insbesoudete  den 
müdten  ohne  Schwierigkeit  ausführbar  e«n.  Auch  därfle  hier  gKen 
eine  Mitwirkung  von  Ordnen  der  WohlthätigkeitsyeTeine ,  insbesoDanc 
der  Charify  Organisation  Society,  nichts  einzuwenden  sein,  vielmehr  wnrde 
gerade,  wenn  die  AuBtlieilung  der  öffentlichen  Unterstützung  solchen 
Irciwilligen  Helfern  überlassen  würde,  den  letzteren  häufig  eine  Gelegen- 
heit geboten  werden,  dem  Atmen  mit  Bath  und  Bclcbning  znr  Seite  za 
gehen  und  ihm  damit  unter  Umständen  eine  grueserc  Hilfe  zn  leiatni, 
als  mit  der  Austheilung  des  haaren  Geldes.  N.  m.  M.  Uegt  hier  ein 
Uebiet  vor,  auf  welchem  eine  weitere  Ausdehnung  des  seeenaTÜchm 
Zusammenwirkens  des  öffentlichen  UntcrstUtzungswesens  mit  Oigsnen 
der  Privat  wob  Ithäügkeit  /u  erstreben  wäre. 

')  Neben  den  schon  aufgeführten  sind  noch  eine  Reibe  anderer  Funk- 
tionen den  Seliivinn  Officers  übertrwen  worden.  So  sollen  dteselbsi  die 
von  den  Armen behördeit  untergebrachten  Lehrlinge  beanincbti^en;  bezüg- 
lich der  Geisteskranken,  welche  nicht  unter  gehöriger  Pflege  sind,  die  er- 
forderlicben  Maassregeln  treffen;  dem  Clerk  bei  der  Leitung  der  Wthl- 
peschäfCe  behilflich  sein,  und  guiz  generell  „alte  gesetzlicnen  Bdeble 
iiee^Soard  of  GuartJitim  auafQhren". 
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für  richtiR  Behalten,  sowohl  die  Gehaltsverhältiussc  dieser  Be- 
amten aufeubessem,  als  weiter  duich  eine  Vemiehrang  ihrer  Zahl 
die  gehörige  Erfüllung  ihrer  Pflichten  sicher  zu  stellen.  I>ureh- 
scbnittlich  erhitit  der  Relieving  Officer  jetzt  jährlich  150  £ 
(8000  Mark).  Der  Gehalt  soll  alle  5  Jahre  nni  10  iß  erhöht 
werden  bis  zur  Maxinialhöhe  von  180  ü?')- 

Die  Zahl  der  Relieving  Ofßcers  beträgt  z.  Z.  1540,  wozu 
■noch  87  Assialant  Relieving  Ofßcers  treh-n.  Durchschnittlich  ent- 
fallen somit  zwischen  zwei  und  drei  Untei-stUtzungsbeanite  auf 
je  einen  Armenverband.  Die  Zahl  Act  Relieving  CflScers  in  den 
einzelnen  Annenverbilniien  variiit  je  nach  der  Grösse  der  letz- 
teren imd  nach  äonstigen  Verhältnissen  erheblich.  So  hat 
Islington  9,  Hackney  9,  St.  Pancras  8  Reiieving  Officers,  wiüi- 
renri  es  auf  dem  Lande  norli  Anuenverl>ände  mit  nur  t  Relieving 
Officer  giebt  *),  Man  rechnet,  dass  durrlischnittlich  jeder  Beh'c- 
ving  Officer  etwa  200  Fälle  in  seiner  Out-door  Relief  List  ein- 
getragen stellen  habe. 

Bei  Anstelhmg  eines  zweiten  UnterstUlzungsbeaniten  in  einein 
Armeuverbande  liestanden  anfangs  Zweifel  und  Meinungsver- 
schiedenheiten, ob  der  zweite  Beamte  lediglich  zur  Hilfeleistung 
des  ersten  angestellt  oder  ob  ihm  ein  eigener  Bezirk  zugefheilt 
■wenlen  solle.  Man  hat  sich  jetzt  dafür  entschieden,  dass  es  rich- 
tiger sei,  bei  luehrei-en  Untei-sttltzungsbeaniten  eine  rilmnliche 
Theilung  des  Bezirkes  vorzunehmen  und  so  jedem  einzelnen  die 
ToUe  Verantwortlichkeit  für  seinen  Distrikt  aufzuerlegen'). 

ni.  Beti-effs  der  übrigen  besoldeten  Armenbeamten 
ist  an  dieser  Stelle  nichts  Besonderes  hei-vorzulieben  *).  Uel>er 
die  Pflichten  einiger  dei-selben,  wie  der  Assistnnt  Overseers  und 
Act  CoIIectors,  ist  bereits  gehandelt  worden;  auf  andere,  wie  be- 
sonders auf  die  vei-schiedenen  Beamten  des  Workhouse,  sowie 
auf  die  Amienär/tc  —  die  Medicol  Ofßcers  for  thc  Workhouse 
ftr  die  Anstalten,  und  die  Diniricl  Medical  Officers  für  die 
ausserhalb  der  Anstalt  Ix'handelten  Armen  —  wiiil  bei  der  Dar- 
stellung der  einzelnen  Zweige  des  Arnienwesens  noch  zurück- 
zukommen sein. 

>)  12.  Jahresbericbl  des  L.  G.  S.  S.  XXXVIII. 

*)  13.  Jahreslieriüht  des  L.  G.  B.  S.  -HZö  u.  329. 

■)  Vergl.  Lon^le^  in  dem  schon  zitirlen  Berichte  S   200  ff. 

')  Fire  merkwürdige  ZwiBcheiiatcIluiig  zwischea  einem  besoldeten 
nnd  einem  unbesoldeten lieamten  nimmt  der  Treanurer  —  Schatzmeister 
des  Armen  Verbandes  —  ein.  An  denaellieu  sind  alte  fUr  das  Board  of 
Guardiauit  bestimmten  Gelder,  insbesoudere  seitens  der  Overseers  zu  zahlen. 
Er  bat  diese  Gelder  xa  verwahren,  daraus  die  Zahlungsanweisungen  des 
Board  txthoaotvten,  Über  die  si<:h  so  ergebenden  Elinnahmen  und  Ausgaben 
Buch  zu  fUliren  und  die  Abrechnungen  behnfs  des  Audit  dem  Hcchnungs- 
_..■._.       -   [uiggpn      Kr   erhält  für   eeine  Mühewaltung  rMrelmiissig  keine 


B«soldunK;  dagegen  darf  er  die  in  seinen  Ilfinden  behhdiichen  Geld- 
beatttudfl  nena^n  und  der  daraus  gezogene  Gewinn  gilt  als  sei~  ~ 
Bemtinentioa.    Vergl.  den.  Order  v.  24.  Juli  1847  Art.  174  und  203. 
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Eine  Zusaniiiienstellut^  aller  besoldeten  Ämienbeamten  ist 
oben  S.  235  unter  Anführung  der  auf  die  einzelnen  Klassen  ent- 
fallenden Ziffern  gegeben  worden.  Danach  betrug  die  Gesamnit- 
zahl  aller  besoldeten  Armenbeamten  20447.  Die  Ausgaben 
hierfür  heliefen  sich  auf  1  117  705  £.  Die  Summe  iiiuss  spezieD 
für  uns  Deutsclie  auf  den  ersten  Blick  etwas  Erschreckendes  habeo. 
Allein  es  sind  daliei  zunächst  die  durchaus  verschiedenen  all- 
gemeinen Geldverhältnisse  und  die  allgemeine  Höhe  der  Besol- 
dungen in  England  mit  in  Anschll^i;  zu  l)ringen :  es  wUnle  in 
Deutschland  möglich  sein,  dieselbe  Zahl  von  Beamten,  und  Be- 
amte von  derselben  Fähigkeit  und  Tüchtigkeit  für  eine  weit 
gerii^ere  Summe  zu  erhalten.  Sodann  darf  man  bei  etwa 
mizustellenden  Vergleichen  nicht  vergessen,  dass  die  Opfa-, 
welche  die  auf  dem  Gebiete  des  Ännenwesens  thätigeB  frei- 
willigen Kräfte  an  Zeit  und  Arbeit  bringen,  etienfalls  einen  «■- 
heblichen  Geldwerth  repräsentiren  und  hei  der  GegenObersteUnng 
mit  in  Anschlag  gebracht  werden  müssen.  Aber  selbst  wenn 
sich  trotz  Berücksichtigung  all  dieser  Momente  herausstellen 
sollte,  dass  dos  englische  Armensystem  an  Verwaltungskostai 
eine  grössere  Summe  beanspnicht  als  andere  Systeme,  so  dürfte 
man  diesem  Umstände  bei  der  Gesanimtbeurtheilung  doch  keinen 
zu  grossen  Werth  beilegen.  Wemi  man  das  Anuenwesen  als  eine 
öffentliche  Angelegenheit  ansieht,  welche  im  Interesse  der  stut- 
lichen Gemeinschaft  wahrgenommen  wird  und  unter  BerQcksitb- 
tigung  des  öffentlichen  Interesses  auszuführen  ist,  so  muss  hn 
der  Werthschätzung  eines  Amiensystems  die  Frage  allein  ans- 
schla^ebend  sein,  ob  und  in  welchem  Maasse  diejenigen  Ziele, 
welche  für  eine  rationelle  Verwajtung  des  öffentlichen  Annen- 
wesens als  die  richtigen  erkannt  sind,  erreicht  werden.  Einer 
früheren  Periode,  wo  man  von  einem  eigentlichen  Systeme  in 
der  Annenverwaltung  Überhaupt  noch  nicht  sprechen  konnte, 
gehört  die  Uelierlegung  an:  Wie  kauft  man  sich  von  dem  notlK 
wendigcu  Uebel  einer  Fürsorge  für  die  Annen  am  billigst«) 
frei?  Je  mehr  rationelle  Grundsätze  in  dem  Annenwes(>n  Boden 
gewinnen,  je  mehr  die  Amienverwaltuiig  geleilet  wini  von  RücV- 
sichteu  auf  das  allgemeine  Wohl,  von  Rücksichten  darauf,  dasg 
nicht  weitere  Klassen  der  Bevölkerung  der  öffentlichen  Unter- 
stützung anheimfallen,  dass  t^  die  konmiende  Generation  die 
Zahl  der  Annen  vennindert  werde,  umsomehr  wird  der  reine 
Kostenpunkt  —  die  Frage,  welche  Summe  die  augenblicküriw 
Verwaltung  kostet  —  in  den  Hintergrund  treten. 

Bezüglich  Englands  ist  schon  hervorgehoben  wonien.  dass 
sich  trotz  der  ständigen  Zunahme  der  Kosten  für  die  Besolduiqir 
der  Armenbeamten  und  der  Verwaltungsausgalnm  übertiaupt, 
jn  Hand  in  Hand  mit  derselben,  eine  Abnahme  in  den  Ge- 
sammtkosten  für  das  Annenwesen  herausste'llt  Alle  die  in 
neuerer  Zeit  in  dem  englischen  Amienwesen  eingeftabrten  Ver- 
besserungen,   deren   wir   bei  der  Darstellung  der  historisdien 
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EntwickluDg  Erwähnung  tieüma  haben,  Imtten  sämintlich  zur 
nftcfaslen  Folge  eine  Erhöhung  der  Vcrwaltimgskosten;  es  ist 
das  der  Fall  gewesen  bei  den  neuen  Einnchtungeu  fUr  die 
annen  Kranken,  wie  fUr  die  armen  Kinder.  In  der  That  be- 
laufen sich  auch  gerade  bei  den  hestverwalteten  Bezirken  die 
Verwdtungskosten  am  höchsten. 

Eine  in  dieser  Beziehung  sehr  interessante  Aufstellung  ist 
im  Jahre  1870  veröffentlicht  worden').  Es  winl  der  Betrag 
ang^eben,  welcher  in  den  einzelnen  Verbanden  durchschnittlich 
auf  den  Kopf  des  Unterstützten  an  Beamtenbesotdungen  ver- 
ausgabt wird.  Dabei  haben  sich  enonnc  Verschiedenheiten  her- 
ausgestellt Die  Zahl  der  besoldeten  Beamten  variirtc  in  erheb- 
üdier  Weise:  so  betrug  bei  zwei  Armenverliänden  mit  fast 
gleicher  Armenziffer  (der  Dudlcy  Union  und  der  Clifton  Union) 
die  Zahl  der  besoldeten  Beamten  in  dem  einen  25,  in  dem 
anderen  blos  12.  Man  ist  diesen  Verschiedenheiten  sodann  näher 
auf  den  Grund  gegangen  und  es  hat  sich  ergehen,  dass  die- 
selben vor  allem  dadurch  hervorgerufen  wunlen,  dass  in  einzelnen 
Verbänden  die  Pflege  der  armen  Kranken  durch  besoldete 
Krankenpfleger  (Nurses),  in  anderen  dagegen  durch  Insassen  des 
Workhouse  besoigt  wird*).  Sicherlich  wird  mm  niemand  die 
letztere  Verwaltungsweise  für  die  bessere  halten.  Man  darf 
überhaupt  bei  Beurtheilung  eines  Amienwesens  der  Höhe  der 
Verwaltungskosten  an  sich  eine  maa^ebende  Bedeutung  nicht 
beulen. 


>)  Ve^L  22.  Jahreebericbt  des  P.  L.  B.  S.  LIX. 

^  8o  batt«  die  Wegl  Derby  Union  nur  2  Paid  Ifwrges  (und  zwar 
i&r  QeiBteflkiaiike)  uigeBtellt,  wKlirend  sich  in  der  ChorlUm  Union,  welche 
etwa  dieselbe  Anaen^ffer  batte,  23  besoldete  Ki&iikenpfl^;eT  voifanden. 
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IV.  Kapitel. 

Die  einzelnen  Zweige  des  Armenwesens. 


§1. 

Nachdem  in  den  vorhergehenden  Kapiteln  die  Gnindstoe 
des  eni^lischen  Annenwesens  zur  Darstellui^  gebracht  sind,  soll 
nunmehr  auf  die  einzelnen  Hauptzweige  der  Anuenlialfe  noch 
näher  einfjegangen  werden,  um  damit  einen  Einblick  in  die 
praktische  Aniieuverwaltung  zu  gewähren. 

Die  Amienhülfe  zerfällt  in  2  Hauptgrnppen:  In-door 
Relief  um\  Out-door  Relief,  Ausdrücke  die  man  im  all- 
gemeinen richtig  durch  Anstaltspflege  und  Hausunterstfltznng 
wiedergeben  kann.  Im  einzelnen  umfasst  In  -  door  ReUef  die 
Unterstützung  im  Workhottse,  in  den  Krankenanstalten  (inprma- 
ries,  aayluma,  hospilals)  und  in  den  Schulen  (schoola,  iramä^ 
ships) ').  Alle  andeni  Unterstutzungen  gelten  als  Out-door  BeUef. 


')  Ha  Bei  schon  hier  auf  einen  Umstand  aufinerksam  gemacht,  «deber 
bei  der  Besprechung  der  Annenstatistik  noch  nSher  eu  berflcliächtiga 
ist,  Dämlich  doss  in  den  allgem«nen  Uebemchten  über  das  en^iscbe 
Annenwesen  die  Geistedcrankcn,  wenn  dieaelben  in  SpesiaUnitiltn 
untergebracht  sind,  unter  der  Rubrik  der  Out-door  Pauperg  eracbeiiieii, 
wiihrend  sie  als  Iv-door  Faupern  an%eflthrt  weiden,  falle  aie  in  dem 
WorkhoHse  Aufnahme  gcfiiDden  haben.  Es  kann  kein  Zwafel  duflbfr 
bestehen,  dasa  diese  Etasüfikation  absolut  sinniridriK  ist.  Obwohl  mui 
Goschen  in  dem  von  ihm  als  PrüBidenten  des  Poor  Lote  Board  1870  tr- 
statteten  24.  JahTeebericht  S.  XIV  ff.  hierauf  aofmerkaam  gemacht  hst, 
ist  eine  Abänderung  bis  jetzt  unterblieben.  Eine  richtige  lienutouig  da 
englischen  Armenstatistik  ist  dadurch  in  erheblicher  l^eiB«  erschwert 
Wir  werden  noch  auf  eine  Beihe  anderer  Umstände  an&nerkBam  in 
machen  haben,  welche  ebenfalls  eine  grosse  Vorsicht  bei  irgend  welchen 
SchiuBsfolgei-nngen  aus  den  englischen  Ännenslatigtiken  anKeratheD  er- 
scheinen lassen.  England,  welches  quantitativ  in  der  l^tatiatik  wohi  mehr 
leistet,  als  irgend  ein  anderes  Land,  besitzt  keine  etatistiache  Zentrtl- 
behörde  zur  Erhebung  und  Verwerthuog  der  Daten.  Die  Statiatiken 
werden    von    den    einzelnen    Verwaltungaiweigen    nach    hergebnchtcs 
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Der  letrtere  Begriff  deckt  sieh  (Jemnach  nicht  ganz  mit  der  Be- 
zeichnung „HausunteratUtzung",  sondern  unifaaet  mehr,  als  dieses 
Wort  ausdrückt. 

Wir  geben  hier  zunächst  auf  die  verschiedenen 
Arten  des  Out-door  Relief  ein')- 

Die  Unterstützung  ausserhalb  der  Annenansta]t«n  kann  be- 
stehen in  Geld  oder  in  Naturalien  (Relief  in  money 
or  kind).  Eine  allgemeine  gesetzliche  Bestimmung,  ob  Out- 
door  Relief  in  Geld  oder  in  Naturalien  verabreicht  werden  soll, 
bezw.  in  welchem  Verhältnisse  diese  beiden  Arten  der  Unter- 
stützung zu  einander  stehen  sollen,  existirt  nicht.  Es  herrscht 
zwischen  den  einzelnen  Bezirken  eine  grosse  Verschiedenheit; 
die  für  Unterstützung  in  Naturalien  ausgegebene  Summe  schwankt 
zwischen  l,3*/o  und  44,0*/o  des  Gesammthetrages  der  Geldunter- 
stot^ui^^).  Die  Zentralbehörde  hat  in  ihren  Jahresberichten 
wiederholt  auf  die  Vorzüge  aufmerksam  gemacht,  welche  die 
Gewährung  von  Naturalien  vor  der  GeldunterstUtzung  besitzt. 
Mit  der  allgemeinen  Verlwsserui^i  in  der  Verwaltung  des  ei^i;- 
lischen  Armenwesens  in  dem  letzten  Jahrzehnte  ist  auch  in  dieser 


Sehenukten,  nicht  selten  mit  RückBicht  aaf  eine  Verwenduni;  der  Daten  in 
den  ParlamentsTerhandluDgen,  bearbeitet  Eine  Oftrantie  für  eine  \rirklich 
wiMenscfaaftLche  Behandlung  der  SjtatiBÜk  eiistirt  nicht.  Damit  soll 
dmcliMis  nicht  gesagt  Bein,  daea  sich  unter  den  englischen  Parlaments- 
Mfneren  nicht  eine  grosse  Keihe  vorzüglicher  Statistiken  finden;  ape^ell 
besHglich  des  Annenwesena  ist  schon  hervorgehoben  worden,  daaa  Goachen 
ala  nüsidenten  des  J'.  L.  B.  treffliche  Leistungen  anf  diesem  Gebiete 
ra  verdanken  sind. 

')  Der  besseren  Uebersicht  halber  sei  hier  auf  die  folgenden,  an 
mnderar  Stelle  gegebenen  AaefUhmngen  verwiesen.  Out-door  JUlief  darf 
an  arbdtsfthige  Personen  nur  in  Ausnahme rällen  oder  unter  gewiaaen 
Önachrinkungen  gewährt  werden:  Unt-door  Relief'  Prohiliitorv  Order  und 
Out-door  Bdirf  Ittgulation  Order,  veicl.  8.  194  ff.  Die  Vertheilung  und 
AiiBZkblnng  der  Unteiatützungen  geschieht  durch  den  Reliennij  Officer  an 
vorher  fcBtgeetellten  Orten  (Pay  Slationn)  und  Taceu,  regelmüesig  wöchent- 
lich, vervl.  S.  280  Anm.  1;  über  die  auaserharb  des  Workhousc  üntei^ 
■tatiten  ut  von  dem  Relieting  Officer  eine  Out-door  Relief  List  zu  führen. 
Die  in  dleaer  Liste  angetragenen  aollen  n^elmäsaig  periodisch  von  dem 
Sfäiemtg  Offircr  bcsQcht  weisen.  Out-door  Relie/'  darf  immer  nur  auf  Zeit 
bewilUot  werden;  regelmftaaig  geachiebt  die  Gewährung;  auf  nicht  länger 
alt  3  Honate,  so  dasa  die  einzdnen  Fülle  periodiach  wieder  zur  Kenntniss 
de«  Board  of  Ouardiam  kommen,  vergl.  ö.  271.  Endlich  kann  jedes 
Ovl-door  Belief  in  der  Form  eines  Darlehens  gegeben  werden,  fUr  dessen 
Bnziebnng  besondere  erleichterte  Vorschriften  Destehen,  und  diese  Form 
wird  insbesondere  bei  GewJtbning  von  Schulgeldern  und  bei  Gewährung 
Ton  Out-door  Medical  Rtlief  hftufii:  zur  Anwendung  gebracht;  vergl. 
H.  161. 

»>  Die  folgende  Tabelle  über  daa  Verhältniss,  welches  zwischen  der 
UntetstfltzuDg  in  Naturalien  und  denenigen  in  Geld  in  den  11  Divisiuns 
besieht,  in  welche  England  und  Wales  für  die  Annenübersichten  gethdlt 
■äod,  dürfte  nicht  ohne  Interetise  sein.  Im  Jahre  1883  wurde  für  Out-door 
Bdief  Mu^i^ebeu; 
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einer  Out-door  Labour  Test  Order  getroffen  wonieB').  Darnach 
Eollen  die  Guardians  der  betreffenden  Verbände  von  Zeit  zu 
Zeit,  je  nachdem  die  Zentralbehörde  es  Mr  angemessen  hält,  an 
die  letztere  Bericht  erstatten,  wo  die  ausserhalb  des  Workhouse 
unterstatzten  arbeits^igen  Mftnner  zur  Arbeit  gesetzt  sind,  in 
Kelcher  Weise  dieselben  beschäftigt  und  beaufsichtigt  werden, 
welche  Arbeitszeit  und  welches  Arbeitsquantuni  gefordert  wird. 
Zur  Beaufsichtigung  der  Arbeit  kann  ein  besonderer  Beamter, 
Superintendcni  of  Pauper  Labour  ernannt  werden,  welcher,  im 
WiderspiTiche  mit  den  sonstigen  Bestimmungen  über  die  An- 
stellung von  Armenbeamten ,  lediglich  auf  eine  von  vornherein 
beschritokte  Zeit  angestellt  und,  fäls  das  Bedürfniss  in  Wegfall 
kommt,  wieder  entlassen  werden  kann.  Es  ist  dabei  zu  be- 
merken, dass  die  Einfllhning  des  Labour  Test  an  Stelle 
des  WorJchousc  Tesf  überhaupt  lediglich  von  dem  Gedanken 
aus  geschab,  in  ausserordentlichen  NothMlen,  in  denen  das 
Workhouse  ßlr  die  Aufnahme  aller  Arbeitsfähigen  unzureichend 
sein  würde  —  wie  dies  besonders  in  den  Fabrikbezirken  und 
iu  der  Metropolis  liei  Arbeitskrisen  u.  s.  w.  leicht  eintreten 
kaon  —  ein  Aushilfsmitt«l  zu  finden*).  Es  wird  denn  auch  in 
der  That,  wenn  man  von  ausserordentlichen  Verhältnissen,  in 
denen  überhaupt  eine  strenge  Durchführung  des  Workhouse 
l'rinzips  unmöglich  ist,  absieht,  von  dem  Labour  Test  nur  sehr 
wenig  Gebrauch  gemacht.  In  den  letzten  Jahren  haben  die- 
iraigen  Bezirke,  in  denen  die  Out-door  Relief  Prohibitory  Order 
Dicht  eingeführt  ist,  meistentheils  freiwilliger  Weise  die  Grund- 
3ütze  derselben  ailoptirt  und  unterstützen  arbeitsfilhige  Männer 
Qur  durch  Aufnahme  in  das  Workhouse^).  Somit  haben  die 
ganzen  Bestimnmngen  über  Labour  Test  fast  nur  noch  fUr  ausser- 
QrdeDtliche  NothstÄnde,  in  denen  so  wie  so  schon  besondere 
Maassregeln  ergriffen  werden  müssen,  Bedeutung.  Bei  Nolhständen 
linimt  man  gewöhnlich  zu  irgend  welchen  Kommnnalarbeiten, 
Wegebauten,  Flusskorrektionen  u.  s.  w.  seine  Zuflucht. 

Eine  in  mehrfacher  Richtung  besondere  Art  des  Out-door 
Re/iefbildet  die  Bezahlung  von  Schulgel  dem  für  arme 
ivinder.  Durch  die  neuen  Schulgesetze  —  Educational  Acts 
um  1870,  1876  und  1880  —  ist  in  England  ein  Schulzwang  ein- 
icführt    worden,    ohne  dass  eigentliche  Freischulen  begründet 


>)  Gleo,  P.  L.  0.  S.  454—156;  diesn  Order  iat  regcUn&SBiK  gleich- 
eiti^  mit  der  Out-door  Bdief  Regulation  Order,  eingeführt  worden.  Die 
Beafammungen  kommen  daher  überall  zur  Anwendung,  wo  nicht  die  noch 
InoiKcren  Restimronngen  der  Out-door  Seite f  ProhibitoryOi'der  in  Kraft  sind. 

■)  Vergl,  Inghvcfional  Leiters  des  P.  i.  B.  Tom  25.  Aug.  1852,  ab- 
^druckt  bu  Glen,  F.  L.  0.  ».  444  Anm.  a. 

*)  Verel.  den  7.  Jaliresbeiicbt  des  L.  G.  B.,  wo  im  Anhange  S.  217  fi*. 
lio  bezügliciien  BetclJüase  dee  hSanchester  Board  of  Guardians  tnitgethdlt 
iiid.  V«igL  aucli  die  eben  daaelbBt  at^druckte  Antwort  de«  L.  G.  B. 
uf  die  Ginsaben  der  Poor  Law  Confertncei  hexügMch  dea  Erlasses  von 
irengereu  Vorschriften  über  die  Gewährung  von  Oul-äoor  Relief. 


DcillizedDy  Google 


288  V.  4. 

Wurden.  Statt  dcBsen  hat  man  die  Bestimmung  getroffen,  das8 
Eltern,  welche  nicht  im  Stande  sind,  die  Schulgelder  för  ihre 
Kinder  zu  bezahlen ,  sich  an  das  Board  of  Gwtrdtans  wenden 
können,  und  von  dem  letzteren,  nach  vorhergegangener  PrOfiing  der 
Verraögenaverhältnisse,  für  jedes  schulpflichtige  Kind  —  zwischen 
dem  5.  und  14.  Lehensjahre  —  einen  ZiiBchuss  zu  den  Schul- 
geldern bis  zur  Höhe  von  3  Penceper  Woche  erhalten  sollen'). 
Durch  die  so  gewährte  Unteretützung  wird  ein  aialns  panperis 
nicht  begründet.  P'emer  dürfen  die  Eltern  bei  der  Gewährung 
des  Zuschusses  in  keinerlei  Weise  iu  der  Wahl  der  Schule, 
(public  elementary  school),  in  welche  sie  ihre  Kinder  senden 
wollen,  eingeschränkt  werden ;  sondern  behalten  hierin  freie  Wahl 
Das  Board  of  Gtiardians  kann  fOr  die  Behandlai^  der  An- 
trüge auf  Zahlung  von  Schulgeldern  einen  besonderen  hiqidni 
Ofjicer  bestellen,  von  welchem  ein  Sehool  Fees  Order  Book  uad 
ein  Sehool  Fees  Hesctipt  and  Payment  Account,  ganz  entspreffaeltd 
den  von  dem  Eelmnng  Officer  auszufUllenden  Büchern,  zu  fOhreo 
und  den  Rechnungsrevisoren  behufs  des  Audi t  vorzulegen  ist*). 
Die  Zuschüsse  zu  den  Schulgeldern  werden  regelmäasig  als  Dar- 
lehen (by  way  of  loan)  gegeben. 

Die  durch  die  Bestimmungen  der  Schulge- 
setze neu  entstandenen  Ausgaben  der  Armen- 
behörden  haben  sich  von  Jahr  zu  Jahr  vermehrt 
Sie  beliefen  sich  in  dem  Michaelis  1876  abschliesBenden  Halb- 
jahre auf  7931  jk,  stiegen  bis  1878  auf  12972  ig"  und  be- 
tragen nach  der  neuesten  Zusammenstellung  lö  982  £.  Die 
Summe  hat  sich  also  innerhalb  acht  Jahren  mehr  als  verdoppelt^ 

In  nahem  Zusammenhange  hiermit  steht  ein  anderer  An»- 
gaheposten,  nämlich  für  solche  Kinder,  welche  anstatt  in  Annen- 
schulen geschickt  zu  werden,  zu  fremden  Leuten  in  Pflege  g^reben 
werden  {boarded  out).  Dieses  Boarding  ow(-Systeni  selbst 
soll  unten  zusammen  mit  den  andern  Art^n  der  Behandlung  von 
Armenkindem  des  näheren  besprochen  werden.  Es  ist  hier  nur 
hervorzuhfben ,  weil  es  in  der  statistischen  ZusammensteUui^ 
als  Theil  des  Out-door  Beh'cf  betrachtest  wird  *). 


')  39  ft.  40  Viel.  c.  79  b.  10.  Auaserdem  ist  den  Sdioot  Board»  die 
BefugnisB  gegeben,  für  Kinder  anner  Eltern,  welche  zu  den  Boafd- 
Scbool«  gesandt  werden,  das  Schulgeld  ganz  zu  erlassen. 

»)  Geiteral  Order  vom  'i2.  März  1N77,  bei  Glen.  P.   L.  (K  S.  SU  ff. 

')  Vergl.  den  schon  zitirten  Betum  Btt  das  HicbacliB  1384  endesde 
Halbjahr.  Diese  Ziffern  sind  bisher  bei  den  Angaben  über  die  Armen- 
auBgaben  nicht  Bpeziel]  hervorgehoben  worden,  m  dasa  m&n  auch  biet 
bei  NichtberiirkaR'htigung  dieses  ganz  nenen  Ausgabepoatens.  welcher 
sich  jetüt  jährlich  auf  fast  M.  G80  OOU  bel&uft,  leicht  zu  unrichtigen  ächhw 
folgerungen  pe langen  kann. 

')  In  dem  Michaelis  ItfH  endenden  Halbjahr  »ud  fiircAtIdrm  boai'^'fd 
out  ausgegeben  worden  £  13  823,  Auch  dieser  Posten  von  jShrlifh 
M.  553  UOO  ist  —  was  in  den  englischen  TabeLleo  tnsher  unleibUcben 
ist  —  von  den  nndem  Armenaosgaben  gesondert  m  behandeln.   Da  du 
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Auf  die  innerlich  verwandte  Materie  der  Unterbringung 
von  armen  Lphrlingen')  mafi  hier  etwas  nfther  einge- 
gangen werden. 

Die  Unterbrii^ung  von  Annenkindern  als  Lehrlinge  hatte 
in  fraherer  Zeit  eine  weit  grössere  Ausdehnung  und  Bedeutui^ 
nnd  nahm  infolgedessen  die  Thätigkeit  der  Amienhehörden  in 
weit  höherem  Maasse  in  Ansprueh,  als  es  heutzutsfie  der  Fall 
ist.  Diese  Veränderung  findet  vor  allem  ihren  Gnincl  darin, 
dass  es  nach  Einflthiiing  der  allgemeinen  Schulpflicht  durch  die 
neuen  Schulgesetze  nicht  mehr  möglich  ist,  arme  Kindtr  so 
frühzeitig  in  die  Lehre  zu  thun,  als  es  früher  geschah.  In 
früheren  Zeiten  war  es  die  einfachste  und  regelmflssipste  Art  der 
Unterstützung  von  annen  Kindern,  ilass  man  dieselben  schon 
im  ftUhen  Kindesalter  in  die  liehre  gab,  und  dieses  System 
wurde  dadurch  ermöglicht  und  befönlert,  dass  eine  gesetzliche 
Ptiicht  der  Meisler  zur  Annahme  von  annen  Lehrlingen  bestanrl  *). 


I  einer  xelativ  kleinen  Anzahl  von  Armen- 
,  in  Aiiirendung  ECbractit  wird,  wäbrend  in 
den  andern  Verbänden  die  Annenkinder  in  den  ArmenBchuien  erhÄlten 
werden,  bo  erscheint  die  Ausgabe  fUr  denselben  Gegensland.  die  Ver- 
pfleznng  und  Erhattnng  der  Armenkinder,  bei  den  einzelnen  VcrbäJiden 
ihdb  in  den  Knbriken  des  Indoor-  tbeiU  in  denjenigen  des  Outduor 
Bdief,  wodurch  lcii;ht  ein  unrichtiges  Bild  hervorgerufen  wird. 

')  Auf  Gmnd  einer  besoimem  Bestimmung  (Oeverat  Order  for 
AceouHtg  vom  14.  Juni  ISUT  Art  63)  werden  die  Ausgaben  fUr  die  Unter- 
bringung armer  Lehrlinge  unter  Ifimiiinlemince  aufgeführt,  während  die 
unterstützten  Lehrlinge  selbst  als  Outdoor  Poor  erscheinen,  Infotee  dessen 
deckt  sich  Inmaintetiatice  nicht  mit  den  Rosten  fiir  die  Ivdoor  J'oor  und 
Owtdoof  Relief  nicht  Jmit  den  Kosten  ftir  die  Outdoor  Poor.  Es  ist  das 
dn  neuer  Beleg,  mit  welcher  Vorsiebt  die  englischen  Armenstatiatihen 
m  gebrauchen  sind.  —  Es  sd  hier  noch  einer  andern  Bestimmung 
dea  xitirleD  Artikels  63  gedacht,  wonach  unter  Inmaint^nance  nueh  die 
Kosten  aufsuführen  sind,  welche  durch  die  Armenbegräbnisse  ent- 
stehen. Die  Verpflichtung  der  GwaTiiiang,  arme  Personen,  einerlei  ob 
dieaelben  äffenlliche  Unterstützung  in  odpr  ausserhalb  des  Workhoute 
emp&ngen  hatten  oder  nicht,  auf  Kosten  der  Armenkasse  zu  begraben, 
ist  dnrrh  7  a.  8  Viet.  c.  101  s.  31  ausgesprochen.  Die  Guiirdiann  sind 
ferner,  um  BegrSbnissplätze  zu  erhalten,  durch  13  a.  14  Vict.  c.  101  s.  2 
ennitcbtigt  worden,  zu  den  Kosten  itir  Erweiterung  der  Kirchhöfe  bei- 
intragen.  und  können  gemäss  18  a.  ly  Vict.  c.  79  sich  auch  noch  auf 
andre  Weise  durch  Verein barangcn  mit  benachbarten  Uemeinden  und 
mit  B^rftbrnsssesellschaÄen  (cemetenj  compiinieii)  BegTübnixsplELlze  für 
Arme  sichern.  FUr  die  Kosten  des  Begrubnisses  von  armen  Geisteskranken 
sind  dann  noch  besondere  Bestimmungen  in  18  a.  19  Vict  c.  10<'> 
S.  11—13  und  25  a.  26  Vict.  c.   111  s.  9  getroKen. 

')  Auch  der  Umstand,  dass  durch  Lehrlingsschaft  Heimathsrecht  be- 
gründet  wurde,  und  dass  den  Lokalbehorden  durch  das  Austbun  ihrer 
Annenkinder  ala  Lehrlinge  in  fremden  Gemeinden  ein  bequemes  und 
lälligea  Mittel  geboten  war,  sich  die  Armenlast  vom  Halse  zu  schaffen, 
trug  dazo  bei,  die  Anwendung  des  Systems  der  UnterbriTigung  von  Armen- 
kindem  als  Lehrlinge  zu  befördem.  Dadurch,  dass  heutzutage  durch  jeden 
eiiuKhiieen  Aufenthalt  IrremmabilHti  entsteht,  hat  auch  dieses  Moment 
seine  Bedeutung  verloren.  Die  Zwangslchrlingsschaft  selbst  ward  auf- 
gehoben durch  ^  a.  8  Vict.  c.  101  s.  18. 

Foi*ckiiBg*B  (2B)  V.  4.  -  AKbrotl.  19 
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HeutzutaRe  ist  nach  Aufhebiuv?  der  Zwangslehrlingsachafl  und 
nach  Eiiäihrui^  der  allgemeiDen  Schulpflidit  die  ganze  Materip 
der  Untobringunp  von  annen  Lehrlingen  sehr  in  den  Hinter- 
(irund  getreten.  Die  jetzt  geltenden  Bestimmungen,  wie  sie  die 
General  Order  vom  26.  Juli  1847  in  Art.  53-74  enthalt,  stud 
folgende '). 

Amieiikinder  iin  Alter  zwischen  9  und  18  Jahren  könneo 
von  den  Gvardians  als  Lehrlinge  ausgethan  werden.  Bei 
einem  Alter  unter  16  Jahren  ist  dazu  die  Einwilligung  At» 
Vatore  oder  Vonnundes,  bei  einem  Alter  über  14  Jahren  auch 
diejenige  des  Kindes  erforderlich.  Bei  einem  Alter  unter  14  Jahren 
ist  ferner  regelmässig  vorher  durch  ein  ärztliches  Attest  fest- 
zustellen, dass  das  Kind  für  das  betreffende  Handwerk  körperiidt 
qualifizirt  sei.  Ausserdem  muss  das  Kind  bereits  lesen  niul 
wenigstens  seinen  Namen  schreiben  können.  Der  Lehrvertr^ 
selbst  ist  in  bestimmt  vorgeschriebener  Form  imdenture)  abra- 
schliessen  imd  darf  sich  auf  nicht  lilnger  ^s  8  Jahre  erstreekn. 
Der  Vertrag  soll  nur  mit  einem  Haushalter,  der  ini  eigenen  Samai 
zur  Armensteuer  eingeschätzt  ist,  abgeschlossen  werden,  und  der 
Lehrherr  darf  nicht  unter  21  Jahre  alt  oder  eine  verheirathete 
Frau  sein.  Ausserdem  soll  der  Lehrherr  nicht  Ober  30  Meilen 
von  dem  Wohnorte  des  Kindes  entfernt  wohnen.  Insoweit  von 
der  Annenbehönle  bei  Altschlnss  des  Veilrages  ein  besonderes 
i*rämium  gegeben  wird ,  soll  dassell)e  wenigstens  zur  Hälft«  in 
Kleidungsstücken  bestehen,  und  von  dem  Reste,  welcher  in 
baarcni  Gelde  gegelwn  wird ,  soll  die  HAlfte  bei  Abschluss  des 
Vertrages ,  die  andere  Hälfte  nach  einem  Jahre  gezahlt  werden. 
Bei  Lehrlingen  ül)er  1 6  Jahren  soll  regelmässig  üheihaupt 
das  I'rämimn  nur  in  (lewilhning  von  Kleidungsstacken  be- 
stehen. Für  Lehrlinge  über  17  Jahre  können  die  Gitanlims 
ein  vom  Lehrbemi  <lem  Lehrling  zu  zahlendes  Wochengeld 
ausmachen.  Der  LehrheiT  ist  verpflichtet,  den  Lehrling  in  dem 
bctreftenden  Gewerbe  zu  unterrichten  und  ihm  Nahning,  Klei- 
dung und  Wohnung  und  in  Krankheitsfällen  ärztliche  Hälfe 
zu  gewähren.  Uelior  die  aiisgethanen  Lehrlinge  ist  ein  l»e- 
sonderes  Register  zu  führen^),  und  die  Ausführung  des  Ver- 
trages ist  durch  periodische  Besuche  der  Lehrlinge  zu  über- 
wachen, wofür  ein  liesonrferer  Beamter  ernannt  werden  kann*). 
Wenn  der  Lehrherr  die  Bedingiu^en  des  Lehrvertrags  nicht 
einhält,  so  kann  von  den  Guardians  die  Kassirung  des  Ver- 
trages   herbeigeftthrt    werden,    und    wenn    sich    der   Lehrhetr 


')  Vergl.  Glen  P.  L.  O.  S.  77-87  und  7  a.  8  Vict.  c.  101  ■.  12. 
Bezüglich  des  früheren  Recht««  eind  zu  vei^leicheii  43  Elia.  c.  2  - 
2  a.  3  Anne  c.  G  —  18  Geo  lU.  c.  47  —  42  Geo  III.  c.  46  —  56  Gco  la 
0.  139  —  4  Geo  IV.  c.  29  u.  34. 

=)  42  Geo  m.  c.  46  —  7  B.  8  Vict.  c.  101  b.  12  —  U  Vict  c.  II  1.3. 

")  14  Vict.  c.  11  B.  4  ~  39  a.  40  VicL  c  61  b.  33. 
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sonst  Ungehörigkeiten  in  der  Behandlung  des  Lehrlings  zu 
Schulden  konuiien  lUsst,  so  haben  die  Guardtans  eine  gericht- 
liche Verfolgung  einzuleiten  •)■ 

Einige  Spezialbestininiuiigen  sind  dann  noch  bezüglich  der 
Lehriiugsschaft  im  Seedienste  gegeben:  insbesondere  ist  hier  von 
zwei  Friedensrichtern  zu  attestireu ,  dass  der  Knabe  dein  Ver- 
trage zugestimmt  hat,  dass  der  Kualie  hinreichend  gesund  und 
stark  ist,  und  dass  <ler  Lehrhen'  eine  geeignete  Person  zu  sein 
scbeint*). 

Eine  erhebliche  Stelle  liei  dem  Ouldoor  Relief  ninunt  die 
Arztliche  Behandlung  armer  Personen  ausserhalb 
des  Workhouse  sowie  die  Verabmehuiig  von  Medizin  u,  s.  w, 
an  dieselheu  ein  (Medical  Ouidoor  Relief).  Auf  diesen  G^'eii- 
stand  soll  jedoch  erst  später  bei  der  Darstellung  der  Anueu- 
krankenpflege  des  Nilheren  eingegangen  wei-den. 

Dagegen  ist  hier  die  Unterstützung  zu  l>ehandcln,  welche 
in  Gewährung  von  (jeldem  seitens  der  Anueuk'hörden  aus  der 
Armenkasse  zum  Zwecke  der  Auswanderung  von  armen 
Personen  besteht. 

Durch  das  Anuengesetz  von  1834  wui-den  die  Guardinns 
ermächtigt,  mit  Genehmigung  der  Zentralbehönle  Gelder  zu  er- 
beben bezw.  Anleihen  aufzunehmen  für  den  Zweck  der  Aus- 
wanderung armer ,  der  öffentlichen  Untersttttzui«;;  zur  Last 
gefallener  Pei-sonen*).  Diese  Befugniss  war  jedoch  an  niehr- 
äiche  Schranken  gebunden :  Die  Unteretützung  liohufs  Aus- 
wanderung durfte  nur  au  Arme,  welche  in  dorn  betn>fFenden 
Bezirke  heimathslK'rechtigt  sind ,  l>ewilligt  wenleu ;  sodann 
muBSte  einer  derartigen  Verwendung  ein  Mehrheitsbeschluss  der 
Eigenthümer  und  Steuerzahler  des  betreffenden  Bezirkes  in  einer 
besonders  für  diesen  Zweck  berufenen  Vei-sanimlung  vorausgehen, 
endlich  durfte  die  hierfllr  zu  erhebende  Summe  nicht  mehr  als 
die  Hälfte  der  jilhriichen  Armensteuer  in  den  letzten  3  Jahi-en 
betragen,  imd  im  Falle  der  Aufnahme  eines  Darlehens,  musst«' 
das  letztere  innerhalb  5  Jahren  zurückgezahlt  werden. 

Die  nachfolgende  Gesetzgebung  hat  diese  Sehrimken  er- 
heblich gemindert.  GeldunterstUtziu^ren  Iwliufs  Auswanderung 
können  jetzt  nicht  nur  an  Personen,  welche  in  dem  Iwtreffendeu 

>)  24  a.  25  Vict.  c.  100  b.  26. 

*)  17  a.  18  Vict.  c.  104  s.  141-145.  Bezüglich  des  Eintritts  in 
den  königlichen  Seedienet  vergl.  das  bei  Gien  /',  L.  0.  S.  80  abgedruckte 
Regulativ :  Kinder  können  vom  15.  Lebensjahr  ab  in  den  küniglichen 
Seedienst  aufgenommen  werden.  Seitens  des  Marinem iniBteriums  auchl 
man  die  Aufnahme  von  Aimenkindem  möglichst  zu  befördern  und  zu  er- 
Iricbtern.  Fowle  a.  a.  0.  S.  147  bemerkt  hierüber  ^he  npirit  «hotcfi  in 
mätitiQ  it  (das  Anerbieten,  Amienkinder  in  die  Königl.  Marine  zu  Dehnten) 
and  its  Undeucy  to  bridije  over  the  atdf  that  dividee  the  poor  frotn  Ok 
eitiim  by  tnabiing  the  liity  to  defend  hü  cowntry,  ingtead  of  bang  main- 
tained  by  it,  i»  aiimx  praise." 

»)  4  ».  5  WUl.  iV.  c.  76  8.  62  u.  63  —  7  a.  8  Vict  c.  101  b.  29. 
19* 
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Bezirke  heiraathsberecbtigt  sind,  {lewährt  werden,  sondern  audt 
an  solclie,  welche,  obwohl  sie  kein  Heimathsrecht  indem  betreffeii- 
den  Bezirke  haben ,  gemäss  deo  [gesetzlichen  Vorschriften  [im 
Falle  ihrer  Hilfsbedürftigkeit  nicht  ausgewiesen  werden  dürfen'), 
sowie  weiter  an  Waisen-  oder  verlassene  Kinder  unter  16  Jahrm, 
welche  den  lietreffenden  Bezirken  zur  Last  gefallen  and  und 
dei-en  Heiuiathsrecht  unbekannt  ist  oder  welche  ein  solches 
in  England  überhaupt  nicht  besitzen  ^),  Femer  bedarf  es  jetzt 
nicht  mehr  eines  vorhergehenden  Beschlusses  der  Eigenthümer 
und  Steuerzahler,  falls  die  Summe,  welche  zu  Auswandemn^ 
zwecken  (in  or  about  the  &nigration)  verwandt  werden  soll, 
nicht  mehr  als  10  i^  pro  Person  beträgt  und  fttlls  der  Ge- 
sanimtbetrag  der  diesbezüglichen  Au^ben  die  Hälfte  der 
dui'Chscbnittlichen  jährlichen  Annensteuer  während  der  letzten 
rlrei  Jahre  nicht  Übersteigt^). 

Dagegen  besteht  die  bereits  in  dem  Gesetze  von  1834 
gegebene  Bestimmung  fort,  dass  Unterstatzungen  filr  Zwecke 
der  Auswanderung  nur  mit  Genehmigung  der  Zentralbehönte 
gegeben  werden  dürfen.  Es  liegt  somit  die  EntscheidunjE 
über  jeden  Einzelfall  in  der  Hand  der  Zentral- 
1>  e  h  ö  r  d  e. 

Die  Zentralbehörde  hat  allgemein  voi^eschrieben ,  dass  ihr 
bei  jedem  einzelnen  Falle  eine  genaue  Mittheiliing  nach  be- 
stinmitem  Foniiulare  ülier  die  Persönlichkeit  des  Auswandern- 
den, über  die  erforderliche  Ausgaliesumme  und  über  das  Land, 
nach  welchem  die  Answandenmg  erfolgen  soll ,  zuzusenden  seL 
Es  ist  dabei  speziell  zu  bemerken,  dass  die  Zentralbehörde  auf 
einen  von  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ausgesprochenen 
Wunsch  hin  die  Unterstützung  der  Auswandenmg  nach  diesen 
Staaten  aus  Amieninitteln  bis  zum  Jahre  1880  ausdrücklich  ver- 
Ixiten  hatte *).  Für  die  Sendung  von  Armenkindern 
nach  Canada  femer  sind  eine  Reihe  spezieller  Bestimmungen 
getroffen  worden.  Die  Auswandemng  von  Annenkindera  nach 
diesem  Lande  hatte  seit  dem  Jahre  1870  auf  eine  von  zwei 
Damen.  Miss  Macpherson  und  Jliss  Rje,  hervorgerufene  Be- 
wegung hin  relativ  grosse  Dimensionen  angenommen.  Die 
Zentralbehörde  hielt  es  deshalb  für  ihre  Pflicht,  über  die  lAge 
dieser  Kinder  nähere  Erkundigungen  einzuziehen,  und  schickte 
zu  diesem  Zwecke  den  Insiiektor  Doyle  im  Jahre  1875  nach 
Canada.  Der  Bericht  dieses  Inspektors  fiel  nicht  sehr  günstig' 
aus ") ;  es  ward  besonders  der  Mangel  an  einer  gehörigen  syste- 
matischen Ueberwachung  dieser  Kinder  betont.  In  Folge  dessen 

')  U  a.  12  Vict.  c.  110  B.  5.  -  24  a.  25  Vict.  c  55  fc  9.  —  28  •■ 
29  Vict.  c.  79  s.  8. 

^)  13  a.  14  Vict.  e.  101  s.  4. 

')  12  a.  13  Vict.  c.  103  b.  20. 

')  Seit  dem  Jahre  1891  ist  dieses  Verbot  an&eboben. 

->)  Vergl.  4.  JahreBbericht  des  L.  G.  B.  S.  XXXIL 
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ertheilt  die  Zeutralbehönlo  seitdem  ihre  Genehmigung  /ur 
Sendung  von  Armenkindern  nach  Canada  nur  unter  der  Voraus- 
setzung, dass  vorher  für  eine  Uelierwachung  geeignete  Maass- 
regeln  getroffen  sind.  Femer  sollen  die  Kinder  von  dem  Armen- 
arzt« vorher  untersucht  werden,  und  ihre  volle  Gesundheit 
IQUS8  attestirt  sein.  Die  Kinder  sollen  anch  vor  ihrer  Aus- 
wanderung mindestens  6  Monat«  in  einer  Armenschule  (Work- 
Juntte  oder  Dislrict  School)  gewesen  sein.  Endlich  wird  die 
Herübersendung  von  Mädchen,  welche  Itber  12  Jahre  alt  sind, 
gfinzlich  verboten*). 

Die  Zahl  der  Personen,  deren  Auswanderung 
aus  Armenmitteln  unterstützt  wurde,  hat  in  den  ein- 
zelnen Jahren  sehr  erheblich  geschwankt:  sie  kdief  sich  1852 
auf  3271 ;  1871  auf  893,  fiel  sodann  »tark  weiter  bis  zum  Jahre 
1878,  wo  sie  nui-  noch  23  betrug.  Seitdem  ist  sie  wieder  im 
Steigen  l>egriffen.  Im  Jahre  1883  wurde  die  Auswanderung  von 
429  Personen  aus  Annenniitteln  unterstützt.  Davon  wurden 
nach  Canada  geschickt:  133  Kinder  und  95  Erwachsene;  dami 
folgt  Australien  mit  1 05  und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  mit  42  Personen. 

Für  die  Auswanderung  ward  Ix-i  den  nach  Canada  ge- 
schickten Kindern  durchscluiittlich  10  j^  per  Kopf  verausgabt; 
insgesanimt  wurden  zu  Auswanderungszweckeu  im  Jahre  1883: 
1842  ^  aus  Anuenmitteln  gewährt.  Die  allgemeine  Tendenz 
fleht  dahin,  au  erwachsene  Personen  nui"  ausnidimsweise  Unter- 
stützung zum  Zwecke  der  Auswanderung  aus  Annenniitteln  zu 
gewähren;  man  glaubt,  derartige  Unterstützungen  den  l>esou- 
deren  Instituten  zur  BefÖnfenmg  der  Auswanderuiyi  oder  den 
Wohlthätigkeitsanstalten  überlassen  zu  sollen^),    F,s  sind  fast 


')  Vcrel.  Memorial  des  L.  G.  B.  vom  30.  April  1883;  13.  Jahrea- 
beiicht  S.  32  ff.  IKeae  ganze  Maasaregel,  von  welcher  hier  nnr  die  Haupt- 
sÖn  «DKefUhrt  worden  sind,  ist  ein  treffender  Beleg  Ton  der  Gewiseeu- 
lunürkeit,  mit  irelcher  die  Zentralbehörde  die  ihr  zustehenden  Anfiraboii 
erRÜrt. 

*)  Id  der  That  geschieht  denn  auch  für  die  Unterstützung  der  Aus- 
wanderang  von  den  Wohlthätigkeite- Anstalten  weit  mehr,  ah  von  den 
Ornnen  dee  Öffentlichen  ArmenwcaenB.  So  betrügt  beispie  1b weise  die 
ZiEl  der  Personen,  deren  Auavanderung  im  Jahre  1884  von  dem  „Bonrd 
Of  GHanUan«  for  the  Relief  of  the  Jetcish  Poor  in  England"  (es  let  dies 
«ne  roue  Wohlthätigkeits- Anstalt)  unterstützt  wurden:  4ü9  (in  1883  sogar 
492),  sodass  von  dieaer  einzigen  Anstalt  die  Auswanderung  von  mehr 
F^nonen  unterstützt  worden  ist,  als  es  ftlr  ganz  England  und  Wales  aus 
9flentlichen  Mitteln  geschah.  In  dem  sehr  interessanten  26.  Jahresbericht 
des  genannten  Vereine,  welchem  die  vorstehenden  Ziffern  entnommen 
•ind,  werden  auch  die  wttsentlichen  Grundsätze  angefUhrt,  welche  von 
dem  Verein  bei  der  Gewährung  einer  Unterstützung  zu  Auswandenings- 
swecken  als  maassgebend  angesehen  werden.  Danach  wird  vor  allem 
darauf  gesehen,  daas  die  beb'effenden  Penionen  sich  nach  ihrer  körper- 
licheD  iteechnäeDbeit,  ihren  Fähigkeiten  und  Veranlagungen  wirklich  ala 
EmigranteD  qnalifiziren;  sodann  wird   Unt«rstülzung  prinzipiell  nur  ge- 
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ausschliesslich  Waisen-  und  verlassene  Kinder, 
(leren  Unterstützung  aus  Armenmitteln  befördert 
wird. 

Es  ist  si'hliesslich  noch  einer  Art  von  Ouidoor  Relief  m 
gedenken,  hei  wek-her  wir  es  unentschieden  lassen  luOsaen,  in- 
wieweit sie  eine  praktische  Bedeutui^  hat ,  da  ir^nd  w^cbe 
Angaben  darüber  nicht  zu  ermitteln  waren.  Nach  älteren  pe- 
setzlichen  Bestiuimungrn')  ist  es  den  Gunrdians  bezw.  den 
Overseers  und  Ckurchwardens  gestattet  l>ehufs  Uuterstatznng  und 
BeschäftiguuR  von  Armen  Land  bis  zu  50  acres  in  dem  Kirch^ele 
oder  in  der  Nähe  desselben  zu  kaufen  oder  zu  pachten,  um  darauf 
Arme  zur  Arbeit  zu  setzen.  Zu  gleichen  Zwecken  kann  un- 
bebautes oder  Almeude-Land  „toaste  or  common  land",  ÜBi 
der  Gutsherr  (Lord  of  the  Manor)  imd  die  Majorität  der 
Alniendeberechtigten  ihre  Zustimmung  geben,  in  Kultur  js- 
nominen  werden.  Dasselbe  kann  unter  Geuehniigunfr  des  Finani- 
ministers  geschehen  mit  Foret-  odei-  unbebautem  Lande,  welches 
der  Krone  gehört  Die  Guardians  liezw.  Overseer-t  können 
solches  Land  an  Arme  gegen  angemessene  Rente  unter  der 
Bedingung  verpachten,  dass  das  Land  in  gehöriger  Kultur  ge- 
halten wird;  sie  können  unter  der  gleichen  Bedingung  auch 
Landstttcke  von  '/«  bis  1  acre  gegen  angemessene  Beute  an 
Personen  von  gutem  Charakter  ganz  zu  Eigenthum  aherlassen, 
es  soll  dabei  abi'r  die  Errichtung  von  Bauten  auf  den  Grund- 
stücken ausdrücklich  ausgeschlossen  wenlen. 


§2- 
Aus  der  hier  gegebenen  Darstellung  der  einzelnen  Arten 
des  Outihor  Belief  geht  honor,  dass  es  irreleiten<l  ist.  wenn 
man.  wie  es  vielfach  in  englischen  und  deutschen  Schriften  sre- 
schieht,  Ouidoor  Relief  ohne  weiteres  mit  Hausunterstützuns 
durch  Gewahrung  von  Geldspenden  identifizirt  Man  Iwgegnet 
in  englischen  Schriften  hüufig  der  Behauptung,  dass  die  grosse 
Zahl  der  Ouidoor  Paupern  oder  die  eihebliche  Summe,  welche 
in  Ouidoor  Relief  ausgegeben  wird,  einen  Beweis  dafür  liefern. 
dass  das  gesetzlich  ausgesprochene  Workhouse  Piinzip  in  der 
l'rasis  wenig  zur  Ausführung  gelange.    Die  Einen  ziehen  darais 

geben,  wenn  der  Betreuende  seibat  aus  eigenen  Mitteln  oder  dnich  Yer 
n'andtc  oder  Bekannte  einen  Beitrag  zu  den  AuswandernngakoBteo  teiltet. 
KcgelmäsBig  boM  die  gewährte  Unterst Ufinng  sieh  anf  nicnt  mehr  al»  (fie 
Hälfte  der  Auawandeningf kosten  belaufen;  so  trugen  im  Jabre  1884  (fie 
urteralützlen  Auswanderer  selbst  jf'  727  lu  dem  Geeamintkoetenbetnit 
für  die  Auswanderung  von  £  1647  bei.  Der  Verein  befördert  TOiiog»- 
«eisB  die  Auswanderune  von  jüngeren  unverheiratbeten  M&nnen)  nid 
srndet  die  grjissere  Zahl  aerselben  nach  Amerika. 

')  .59  Geo  III.  1  -  -    - 

Will.  III.  c.  59; 


...v.uu^^lc 


V.  4.  295 

den  Scfalnss,  dass  das  Prinzip  an  sich  Überhaupt  undurchführbar 
sei,  wahrend  die  Aniieren  darin  eine  UnterstützunR  für  ihr  Ver- 
langen nach  strengereu  gesetzlicheu  Maassregeln  behufs  Be- 
seitiguiy;  des  Ouldoor  Relief  finden. 

Hier  ist  nun  zunächst  daran  zu  erinnern,  dass  nur  für 
die  arbeitsfähigen  Armen  in  den  englischen  Ge- 
setzen und  Verordnungen  das  Workhouse  als  die 
reftelmässige  Art  der  Unterstützung  hingestellt  ist. 
Bezüglich  der  anderen  Armen  sind  die  Lokalbehör- 
den in  der  Wahl,  welche  Art  der  Unterstützung 
sie  gewähren  wollen,  nicht  beschränkt.  Es  ist  dabei 
freilich  richtig,  dass  das  Streben  der  Zentralbehönle  stets  dahin 
fKKangeu  ist,  auch  hei  den  anderen  Klassen  der  Armen  das 
Worhhouse  in  möglichst  ausgedehntem  Maasse  zur  Anwendung 
zu  bringen.  Keineswegs  aber  hatte  man  die  Absicht  oder  konnte 
man  die  Absicht  haben ,  VuUhor  Rdief  giinzlich  zu  I)eseitigen. 
Einzelne  Arten  des  Otttdoor  Relief  wenlen  xielmehr  geraile  als 
empfehlenswerth  und  zu  weiterer  EinfUhning  geeignet  hingestellt, 
wie  z.  B.  das  Boardmg-out  System,  die  Gewährung  von  Schul- 
geldern, theilweise  auch  die  Unterstützung  zur  Auswanderung; 
auch  an  eine  gänzliche  Beseitigung  des  Medical  Uutdoor  Relief 
ist  niemals  gedacht  worden.  Die  Tendenz  läuft  vielmehr  im 
wesentlichen  nur  darauf  hinaus,  die  Hausunter  stutzung, 
soweit  sie  in  direkten  Geldspenden  gereicht  wird, 
auf  das  möglichste  Minimum  einzuschrilnke  n  und 
an  Stelle  dieser  Art  der  Unterstützung  das  Work- 
house zu  setzen. 

Nur  in  diesem  begrenzten  Sinne  ist  dann  auch  der  Ruf 
nach  einer  Bespitigimg  des  Owidoor  Relief  zu  veretehen.  In- 
wieweit <liese  Tendenz  sich  Geltung  in  der  praktischen  Ver- 
waltung verschafft  hat.  (iai1ll>er  gehen  die  statistischen  Angaben 
aber  die  Zahl  der  Ouldoor  Paupers  und  Über  die  Ausgaben  fttr 
Oittdoor  Relief  keiuen  unmittelbaren  Aufschluss,  weil  hier  die 
verschiedenen  Arten  ifes  OuUloor  Relief:  rliejenigen,  welche 
man  beseitigen  will,  unil  diejenigen,  gegen  deren  Beiliehaltung 
gar  nichts  einzuwenden  ist,  zusammengeworfen  sind.  Es  dürfte 
zwar  keinem  Zweifel  unterließen,  dass  bei  dem  Posten  Ouldoor 
Relief  die  Hausunterstützung  in  GeldsiK-nrten  den  Hauptfaktor 
bildet;  allein  es  ist  unmöglich,  irgend  eine  bestinmite  Ziffer  über 
den  Umfang,  in  welchem  eine  ilerartige  Hausunterstützung  ge- 
wahrt wird,  anzuführen.  Man  muss  vielmehr  auf  die  Frage :  in 
welchem  Maasse  kommt  das  Workhoune  IVinzip  zur  praktischen 
Durchfllhrang  ?  nach  dem  vorhandenen  statistischen  Materiale 
mit  einem  non  liqtiet  antworten. 

Gehen  wir  nun  auf  das  Workhouse  Prinzip  selbst  näher 
ein  und  betrachten  wir  die  A^iumeute,  welche  für  und  wider 
dasselbe  angeführt  werden. 
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I.  FürdieGewähruQ^  der  Unterstützung darck 
Aufnahme  in  das  Workbouse  und  damit  gleich- 
zeitig gegen  die  Haus  Unterstützung  in  Geld- 
spenden') ist  anzuführen'): 

1)  Die  Lage  der  unterstützten  Personen  wird  durch  die 
Aufnahme  in  Aaa  Workhouse  und  durch  die  damit  auferi^e 
Beschränkung  in  der  freien  Bew^ung  und  in  der  Lebensweise, 
sowie  durch  die  Unterwerfung  unter  eine  strenge  Disziplin  zu 
einer  weniger  gUnsUgen  gemacht,  als  diejenige  des  ännsten 
sell)Ständigen  Arbeiters  ist.  In  Folge  dessen  wird  dem  selb- 
ständigen Arbeiter  ein  Anreiz  gegeben,  soweit  es  in  seinen 
Kräften  steht,  selbst  Vorsorge  für  die  Zukunft,  ftr  die  Tage  der 
Arbeitslosigkeit,  des  Alters  oder  der  Krankheit  zu  treffen.  Da- 
gegen wünle  im  Falle  der  Gewährung  von  Ouidoor  Bdief  mfht 
nur  ein  derartiger  Anreiz  in  Wegfall  kommen,  sondern  noch 
die  weitere  Gef^r  hinzutreten,  dass  durch  die  Gewährung  der 
Unterstützung  ein  direkt  demoralisirender  Einfluss  auf  die 
übrige  arlieitende  Bevölkerung  ausgeübt  wird:  Da  ein  tntiasn 
Theil  der  von  ihrer  Hände  Arbeit  lebenden  Bevölkerung  %f- 
zwui^en  ist,  sich  mit  dem  for  den  Lebensunterhalt  No&- 
dtirftigsten  zu  l)egnUgen,  unter  welches  Minimum  man  aucJi  bei 
den  aus  öffentlichen  Mitteln  Unterstützten  nicht  herahgebro 
kann,  so  best<^ht  die  Gefahr,  dass  der  selbständige  Arbeiter, 
wenn  er  sieht,  dass  er  sich  durch  seine  Arbeit  doch  nicht  in 
eine  bessere  Lage  bringen  kann,  als  diejenige  ist,  in  welcher 
sich  die  öiTentlich  Unterstützten  befinden,  die  Lust  und  das 
Interesse  an  selbständiger  Arbeit  verliert. 


')  Der  Kürze  halber  gebrauchen  wir  hierfür  im  folRenden  den  Am- 
druck  „Outdoor  Reliri";  wir  meinen  damit  immer  nur  die  eine  Art  d«s- 
eelben:  <lie  HausnnterstEltzuiiK  in  Geldspenden. 

')  Der  folgende  Auszug  aus  dem  Belichte  der  P.  L.  Commii$ioiirr$ 
vom  Jahre  1839  (abgedruckt  bei  Ölen,  P.  L.  0.,  S.  94^5)  dürfte  toh 
Intereue  nein,  wdl  hier  schon  die  verBchiedenen  Argumente  ftir  du 
Worlihoitse  Vnaväp,  wenn  auch  in  etwas  anderer  Form  und  R^benfölge, 
als  sie  von  uns  dargelegt  werden,  zur  Erscheinung  kommen:  „By  ■fttav 
of  Ihe  TcorWiouae  nnd  i(»  regviations  ii  ia  in  the  poHW  of  tht  Guardimu 
to  place  Che  C07idüu)n  of  the  pauper  accurateh/  nt  itn  lerel  —  (o  pmeiSt 
for  <fV  hi»  iranis  effectttallu  —  and  yet  so  as  to  «wie  the  relief  lAw  af- 
fortkd  denirabh  to  tuote  otuy,  who  are  bona  fidf  in  need  of  it.  ITii»  prin- 
eiple  of  the  trorkboune  xygtern  ig  erry  tcett  underslood  as  reuptel!'  Ihr  ablt- 
bodieil  labourer,  and  tue  benefil»  which  ariie  front  its  appiieation  arr 
adniitleti  and  apprecialed.  If  thf  conditioti  of  the  inmates  of  a  aorüiOMt 
u-ere  to  he  »o  regtiiated  ns  to  invite  the  aged  and  infirm  of  Ihr  lahotirinn 
dossM  to  take  refuge  in  it,  ü  vould  immediately  be  ugeU»s  as  a  te)i  bti- 
tceen  indigence  imd  indolence  or  frnud.  It  tcould  no  longer  operale  ai  an 
inducement  to  the  i/oiing  and  healthy  to  provide  Support  for  their  toter 
years  or  as  a  stiiiiHlmit  to  them,  whÜe  they  hope  tke  meana,  to  imppcrt 
their  nged  parvntg  trnd  relatives.  The  frvgalüy  and  forethfntght  of  a  yoimg 
labourer  tcould  be  useless,  if  he  foresaie  the  certainty  of  a  better  atghm 
for  his  old  age  Ihan  he  could  possibly  provide  by  his  otcn  extrtion$.' 
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.  2)  Die  Rücksicht  auf  die  ArbeiterbevÖlkeraug  überhaupt 
■wirkt  noch  in  einer  andern  Richtung.  Bei  der  Gewährung  von 
Outdoor  Relief  besteht  stets  die  Gefahr,  dass  die  Unterstützung 
die  Gestalt  eines  Zuschusses  zu  m^enllgendem  Lohne  (in  ata 
of  wages)  annimmt  und  dass  auf  diese  Weise  künstlich  Lohn- 
verhältnisse  aufrecht  erhalten  werden,  welche  verbesserungs- 
bedürftig sind  und  auch  thatsächlich  verbessert  werden  wllnieu, 
falls  nidit  in  die  freie  Bewegung  der  Kräfte  durch  die  Ge- 
währung des  Zuschusses  eingegriffen  würde.  Diese  (iefahr 
kommt  bei  Aufnahme  des  Unterstützten  in  das  Workkouse  in 
W^all.  Im  Workkouse  kann  die  Arbeitskraft  des  Unter- 
stützten durch  Beschäftigung  für  die  Anstalt  selbst  oder  fUr 
andere  öffentliche  Zwecke  au^enutzt  werden ,  ohne  dass  <lamit 
ein  ungünstiger  Einfluss  auf  die  allgemeinen  LohnverhHltnisse 
aoBgeübt  wird. 

3)  Dadurch,  dass  hei  einer  Auftiahine  des  Unterstützten  in 
das  WorTihouse  die  Lage  dessell)en  zu  einer  weniger  günstigen 
gemacht  wird,  wird  eine  Bürgschaft  dafür  gewährt,  dass  die 
Unterstützung  nur  im  Falle  wirklicher  Bedürftigkeit  in  Anspruch 
genommen  winl.  Es  liegt  hierin  ein  wirksames  Mittel  gegen 
eine  Täuschung  der  Annenbehörden  bezüglich  der  Frage  der 
Bedürftigkeit  (Workkouse  Test),  wie  ein  solches  bei  dem  Out- 
door Relief  nicht  zu  schaffen  ist.  Bei  dem  Outdoor  Relief  ist 
immer  die  Gefahr  vorhanden,  dass  der  Betreffende  durch  falsche 
Angaben  oder  durch  Verheindichung  von  Thatsachen  sich  eine 
ihm  nicht  zukommende  Unterstützung  zu  erschwindeln  weiss. 
Zu  gleicher  Zeit  wird  dui'ch  die  Aufnahme  des  Unterstützten 
in  ein  Workkouse  ein  Anreiz  auf  etwa  bemittelte  Verwandte 
ausübt,  ihren  Pflichten  gegen  den  Verarmten  nachzukommen. 

4)  Nur  durch  die  Aufnahme  in  das  WorWiouse  wir<l  eine 
völlige  Sicherheit  dafür  gegeben,  dass  der  Unterstützte  vor  dem 
Verhungern  bewahrt  bleibt:  Bei  lier  Gewährung  von  Outdoor 
Relief  bleibt  immer  die  Gefahr  bestehen,  (iass  die  Unterstützung 
unzureichend  sei,  und  dass,  falls  eine  Unterstützung  von  anderer 
Seite  nicht  hinzukommt,  der  vom  Staate  bei  der  Ueliemahme 
der  öffentlichen  Unterstützungspflicht  angestrebte  Schutz  seiner 
Mitbüi^er  vor  dem  Verhungeni  nicht  erreicht  wird. 

n.  Die  gegen  das  Workkouse  Prinzip  ange- 
führten Argumente  gehen  von  zwei  verschiedenen 
Gesichtspunkten  aus'). 


e  in  seiner 

._.._   .._.    ._...     .  _,   Conference  (Report«  1Ht6  8.  7),  sowie 

den  Bericht  des  Inapektors  Woodlioiwe  (1.  Jahreabericht  des  L.  G,  B., 
Anhang  8.  88  ff.)  and  den  Bericht  des  Inspektore  Longler  (8.  Jahresbericht 
des  L.  G.  B.,  Anhang  5.  1:)6  S.).  Seyll'ardt  hat  es  in  seinem  in  den 
jRtport»  on  Poor  Imkü  in  Fiireign  Countries"  S.  365  bis  375  abgedruckten 
fienchte  Über  das  Elberfeldei  Armenwesen  für  angezeigt  gehalten,  die 
nach  seiner  Ansicht  gegen  das  Workhotise  Prinzip  sprechenden  Argumente 
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1)  Die  Unterstützung  im  Workhouse  sei  theurer  und  ?er- 
ui-sache  schon  durch  die  Errichtimg  und  Erhaltung  besonderer 
Anstalten  für  diesen  Zweck  Kosten,  welche  \tei  dem  Oufdoor 
Relief  piespart  würden. 

2)  Das  Workkowe  Prinzip  sei  inhuman.  Durch  die  Auf- 
nahme in  das  Workhouse  würden  die  Familienhande  zerrisBen 
und  demit  in  dem  Unterstützten  das  Streben ,  sich  wieder  lur 
Selbständigkeit  aufzuraffen,  abgeschwächt.  Eine  gleiche  Gefohr 
für  eine  Vei-schlechterung  des  Unterstützten  in  moralischer 
lUchtung  werde  durch  die  nahe  Berührui^  mit  deo  übrigpD 
Insassen  des  Workhouse  herbeigeführt. 

Der  erste  Einwand  ist  ein  lediglich  finanzieller,  der  zweite 
betrifft  die  ethische  Seite  der  Frage.  Dem  ersten  Einwände 
würden  wir,  selbst  die  volle  Richtigkeit  der  Behauptung  zu- 
gegeben, jede  Berechtigung  absprechen.  Es  ist  wiederholt  darauf 
hingewiesen  worden,  dass  bei  einem  öffentlichen  Armenwesen 
allein  die  Frage  ausschlaggebend  ist  und  sein  soll:  Wel^ 
Art  der  Unterstützung  entspricht  am  meisten  den  InteressHi 
der  Allgemeinheit,  dem  staatlichen  Wohle?  und  dass  der  Kosten- 
punkt hinter  diese  Frage  zurückzutreten  hat.  Der  ganze  Em- 
wand  zeugt  aber  auch  von  grosser  Kurzsichtigkeit.  Man  fasst 
dabei  lediglich  in  das  Auge;  Welche  Kosten  werden  durch  die 
Unterstützung  einer  bestimmten  Anzahl  von  Armen  bei  der 
einen  Untei-stützungsart  und  bei  der  andern  verursacht,  und 
lässt  ganz  ausser  Betracht,  {lass  es  die  Tendenz  des  Workkouse 
Prinzii)8  ist  —  wie  es  die  eines  jeden  rationellen  Armenwesens 
sein  soll  —  eine  Verminderung  der  Zahl  der  zu  Unterstützen- 
den herbeizuführen.  Wenn  also  das  Workhouse  Prinzip  an  sich, 
abgesehen  von  der  finanziellen  Seite,  richtig  ist,  so  darf  die 
Zahl  der  Unterstützten  nicht  als  eine  feste  angenommen,  son- 
dern muss  als  eine  sich  stetig  vennindemde  betrachtet  werden. 
Infolge  dessen  winl  der  augenblickliche  Mehraufwand  an  Kosten 
reichlich  gedeckt  durch  die  im  Laufe  iler  Jahre  auf  Grund  der 
Venninderung  der  Zahl  dei"  Unterstützungsbedürftigen  eintreten- 
den Ersparungen'). 


deB  iiikhereii  aufizuftlhreii.    Da  wir  prinzipiell  v 

Schriften  Abfitand   nehmen,   so   müssen   wir   am 

EiDgelien  auf  die  Argumente  Sejfiardt'B  versazeii,  und  eeben  st»Ü 

einfach    die   Bemerlcungen    wieder,    welche   ein    enghscher    Schril 


denselben  entgegenhält.    Fowle  (a.  a.  0.  S.  49)  sagt: 

„The  uriUr  doet  not  oppear  to  hart  n  very  pracfical  htouiedgt  of 
thf  Korhng  of  tlie  English  nystem,  for  he  fails  to  noHce  Ihat  fetc  pentna 
itho  timdd  be  ihought  irorthy  of  otUrtlief.  utill  fetter  trho  teoidd  drtmonti 
in  tbe  icorkhousf,  ever  find  tlieir  iwry  irithin  iU  KaJln." 

')  Folgender  AuBaprucb  in  dein  Report  of  ihe  Guardiant  of  Ott 
\Miiiecliapef  Union  fiir  das  Michaelis  18B4  endende  Halbjahr  (S.  13)  tOBp 
dem  erhobenen  kleinlichen  Einwände  entgegengehalten  werden: 

riThe  Ouardiang  traut,  hoviewr,  Ihat  they  irtB  be  credited  iritA  A^** 
aims    tkim   ertn    thoae  of  redueing  either  the  numbrr  of  pavptra  or  ^  (^ 


V.  4.  299 

Weit  ernster  ist  der  zweite  Einwand  zu  nehmen.  Zwar 
ist  dem  allgemeinen  Einwurfe,  dass  daa  WorJchouae  Prinzip 
inbuman  sei,  keine  weitere  BeileutunK  beizulegen:  das  öffent- 
liche Armenwesen  soll  nicht  nach  HunianitätsrUrkBichten,  sondern 
im  Interesse  der  Allgemeinheit  geleitet  werden').  Dagegen 
wurde  die  Behauptm^,  dass  durch  die  Aufnahme  in  das  Worh- 
house  auf  den  Unterstützten  •  moralisch  schlecht  eingewirkt 
wird,  in  entschiedener  Weise  gegen  das  ganze  Prinzip  sprechen. 
Wer  aber  wirklich  englische  Wurichouses  selbst  gesehen  hat, 
iler  wird  diese  Behauptung  als  eine  rein  theoretische  bezeichnen 
müssen,  die  hervorgegangen  ist  aus  einer  sentimentalen  üeber- 
schätzung  des  wahren  Charaktt'rs  deijenigeu  Klasse  der  Be- 
vftlkerur^,  welche  um  öflfentliche  Unterstützung  anhält 

Man  sehe  sich  einmal  die  Inaassen  eines  Work- 
hous'.  an^).  Wenn  wir  von  der  einzigen  Klasse,  welche  aller- 
iliugs  besser  aus  den  Worhhouses  entfernt  würde,  den  unehe- 
lich Geschwängerten,  absehen,  so  treten  uns  in  den  Insasst>n 
fast  durchweg  arme,  entweder  schon  von  Natur  für  den  Kampf 
um  das  Lehen  unzureichende  oder  durch  ihre  Lebensweise 
niedergebroehene ,  oder  durch  Alter  oder  Krankheit  arbeits- 
un^ig  gemachte  Individuen  entgegen,  welche  fast  insgesammt 
auf  derselben  moralischen  Stufe  stehen^)  und  durch  die  Be- 
rührung miteinander  nicht  verschlechtert  werden.  Kann  man 
l>ei  diesen  Leuten  denn  wirklich  von  günstig  wirkenden  Familien- 
handen  sprechen?  Die  Mehrzahl  (ler  Leute  haben  vor  ihrer 
AuAiahnie  in  das  Workhouse  in  Räumen  gewohnt,  wolehe  man 
als  nichts  weniger  denn  als  ein  „Home"  bezeichnen  kann.  Die 
Trennung  der  Kinder  von  ihrer  bisherigen  Umgebung  ist  fast 
durchweg  als  ein  Glück  für  die  ersteren  anzusehen.  Und  was 
tlie  Trennung  von  Mann  und  Weib  betrifft,  so  wird  ein  recht 
schlagender,  praktischer  Beweis  dafür,  wie  wenig  in  diesen 
Klassen  sentimentale  Gefühle  vorherrschend  sind,  durch  folgende 
Thatsache  geliefert. 


ptndilure  in  poor  relief.  Tht  eonviction  having  once  been  foreed  upim 
them  that  the  gyatem  of  rtlief  tchiA  prevailed  throughotU  the  country,  Kaf 
pnditctive  of  preat  social  eiiäs  and  that  in  their  effbrtt  to  deal  u-itk  poverty, 
Ihry  vxre  gotng  btyond  Iheir  legitimate  prwrince  und  ivjwring  ralker  (Aon 
litnffiling  the  poor,  the  Guardiana  determmed  by  the  gradual  applicatiott  of 
ummd  principleg  of  relirf  to  do  ichat  U'ns  in  their  power  to  sietu  the  tide 
of  herraiUiry  pauperigta." 

■  )Prof.  Br7ce  tagt  in  der  zitirten  Hede  sehr  richtig:  „kindnefix 
I»  the  individual  ig  crurlty  lo  the  ein««." 

*)  Wir  gehen  bier  davon  aue,  dass  die  Kranken  und  Kinder,  wie 
t»  in  d«u  Bezirken  der  Metropolis  anch  überall  der  Fall  ist,  in  be- 
iHjiideren  Analalten  BurgenoinmeD  und  verpA^  weiden. 

*|  PeTBOiien  von  direkt  schlechtem  Charakter  aind  nach  räner  aus- 
drOcklirben  Instruktion  CGeti.  Cone.  Ord.  vom  24.  Juli  1847  Art  99  nib  2) 
Toa  den  übrigen  Insassen  auszoscheiden  und  getrennt  unterzubringen. 


DcillizedDy  Google 
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Gemäss  einer  Anordnung  der  Zentralanuenliehörde  «irei 
bis  zum  Jahre  1847  die  beiden  Geschlechter  in  den  Wortiums^ 
vöiliR  von  einander  getrennt  gebalten  worden.  Die  öfffuilh-k- 
MeinuBR  machte  indess  gegen  diese  Bestiuimun'!  eine  sehr  W 
hafte  Opposition ;  man  schilderte  in  krassen  Farl>en  die  QWa 
Folgen  eines  Zerreissens  der  Familienbande  und  heieidoeti 
es  als  eine  geradezu  barbarische  Harte,  alte  Eheleute.  »■'liV 
durch  die  Umstände  gezwungen  würden ,  die  öffenÜiritP  UnW- 
Stützung  in  Anspruch  zu  nehmen,  im  Workhouae  von  eiuutibf 
zu  trennen.  Die  Opposition  nahm  solche  Bewtimiig  an.  4» 
sich  die  Gesetzgebung  zu  einem  direkten  Einfniff  genöthi^i  lü 
und  im  Jahre  1847  anordnete,  dass  über  60  Jahre  alti'  fbr- 
paare  nicht  gezwungen  werden  dürften,  im  Workhoust  iyxt>-aa 
zu  leben ').  In  Praxis  stellte  sich  nun  al>er  heraus,  da;.*  "f 
den  alten  Eheleuten  selbst  nur  eine  verschwindende  AnziU  •^'- 
Wunsch  aussprach,  im  Workhouse  zusammengelassen  zu  went^ii  'i 
In  den  Workhouses,  in  welchen  auf  Grund  dieser  IW-stinmni!i?T. 
besondere  Zellen  für  Ehepaare  eingerichtet  sind ,  ergehen  äri 
häufig  geradezu  Schwierigkeiten  in  der  Besetzung  dieser  Zeiht 
weil  die  Eheleute  sich  vielfach  direkt  weigern,  eine  gemeinsiw 
Zelle  zu  beziehen'). 

Nun  ist  es  zwar  zweifellos,  dass  auch  Falle  vorkonuiK-it.  a 
rienen  das  Auseinanderreissen  der  Familie  als  eine  wiridii+r 
Hiirte  empfunden  wird,  und  weiter  Fälle,  in  welchen  rer*iDft 
in  moralischer  Hinsicht  ülier  dem  Niveau   der  anderen  W'fi- 


alt  oder  Kmat  ubeitsuDfänig  ist. 

»j  Nach  dem  10.  Jahresbericht  des  L.  G.  B.  S.  XXVIII  betrtzi  « 
Zahl  der  Ehqiaare.  welche  von  der  ihnen  zuatchaDden  B^bimrr  * 
n'orlhoune  zusammen  zu  bleiben,  im  Jahre  18^  Gebrauch  g«fna»i  h»^«. 


I  der  Metropolis  117  und  eine  etwa  gliche  Zahl  nUlt   auf  da*  ibtip 
Land. 

■)  E^nen  recht 
selbst  miterlebt  AU 
Hedley  lusammen  I 
Insassen  stellte,  ob 
alter  Mann  hervor 
Workkouse  eezwunj 
bcnohucn,  onwofal  < 


Ehepaare  bestimmt« 
gestellte  Frage,  wa 
gab  derselbe  die  A 
sei  das  Kauefaen  — 
hoime  nnr  ausnabrns 
Genuss,  hin  und  wii 
geschlagen,  als  das 
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house  iDsas&en  stehen  und  wo  durch  BerUhran^  mit  den  letzteren 
ein  ungUnstiger  Einflnss  henorgenifen  werden  kann.  Allein 
das  sind  Ausnahtneftllle,  und  es  wiliile  an  sich  «cbon  sehr 
verkehrt  sein,  wegen  dieser  Ausnahiiiefillle  eine  Maassreftel,  Ale 
man  allgemein  für  ricbtit;  hält,  zu  iludem*).  IHesen  Ausnahtne- 
fiülen  kann  aber  auch  in  anderer  Weise  Rechnung  getragen 
werden.  Die  Lokalarmenbehöiilen  haben  selbst  l>ei  den  arbeits- 
filhigen  Armen  das  Recht,  auf  Grund  besonderer  Verhältnisse 
Au^ahmen  von  den  allgemeinen  Vorschriften  zu  machen.  Und 
selbst  die  schroffiiten  Anhänger  des  Workhouse  Prinzips,  welche 
filr  eine  erhebliche  Vei-scliärfui^  der  bezl^lichen  Bestinmmngen 
eintreten,  gehen  doch  nicht  soweit,  zu  verlangen,  dass  eine 
ünterstützui^i  ausserhalb  des  TTof-Mowse  niemals  gegeben 
wenlen  solle. 

Gerade  bei  dem  Armenwesen  ist  es  von  besonderer  Wichtig- 
keit, Regel  und  Ausnahmefälle  zu  untei-scheiden  und  sich  nicht 
mit  Rücksicht  auf  Einwürfe,  welche  im  Einzelfalle  ganz  be- 
rechtigt sein  mögen,  in  den  für  die  Allgemeinheit  erlassenen 
Anonlnungen  bestimmen  zu  lassen.  Es  ist  aber  ausserdem  noch 
darauf  au^erksam  zumachen,  dass  bei  diesen  Ausnahme- 
fällen, für  welche  die  allgemeinen  Bestimmungen  als  hart 
erscheinen  mögen,  der  Platz  für  ein  Eingreifen  der 
P  r  i  V  a  t  w  0  h  1 1  h  ä  t  i  g  k  e  i  t  ist.  Gerade  durch  das  Bestehen  von 
strengen  Voi-schriften ,  welche  ftti'  den  Durchschnitt  der  Unter- 
sttttzungsuchenden  die  ai^emessenen  sind ,  wird  der  Privat- 
wohlüiätigkeit  das  geeignete  Gebiet  für  ihr  Wirken  angewiesen. 
Das  englische  Amiensystera  hat  dieses  Zusammenwirken  der 
Privatwohlthätigkeit  mit  dem  öffentlichen  Unterstützungswesen 
stets  im  Auge  behalten"),  und   es  ist  nicht  als  der  geringste 


')  Es  wird  aicb  oiernals  vermeiden  iHsseii,  dasa  nicht  ein  Einzelner 
linier  BestimmuDgen  zu  leiden  hat,  welche  im  allgemeinen  Interesee  ge- 
troffen sind.  Nur  der  Umstand ,  dass  man  bei  den  Fragen  dee  Armen- 
weacDB  aith  noch  heute  vielfach  ausachliesilich  von  HnmanitälBgedanken 
laten  läset,  erklärt  es,  dass  mnn  auf  diesem  Gebiete  Einwendungen  er- 
hebt, ftn  welche  man  I>ei  der  Behandlung  von  anderen  Materien  gar 
nicht  denkt.  Nehmen  wir  z.  B.  den  Kranken,  der  um  Aufnahme  in  ein 
fioepital  bittet.  Er  wird  dnrch  die  im  allgemeinen  Intereese  gegebenen 
Vonchriften  geswancccn ,  «ch  von  seiner  Frau  und  Familie  zu  trennen, 
wenngleich  im  £^nzemille  der  MilAufnahme  der  Frau  gar  kein  Bedenken 
entgegensteht,  ^a,  eine  solche  lultzlich  wirken  konnte.  Wer  die  öffentliche 
Qntetatützun^  in  Anspruch  nimmt,  hat  kein  Recht,  sich  xa  beklagen, 
wenn  ihm  dieselbe  in  einer  Gestalt  gereieht  wird,  welche  bei  ihm  per- 
tSnlich  eine  H&rte  sein  mag,  welche  aber  im  Interesao  der  Allgemeinneit 
fflr  angemessen  zu  erachten  ist. 

*)  Man  vergl.  hierfür  folgenden  Ausspruch  in  dem  Bericht  der  Boual 
GimmiKgion  von  1834  S.  263:  „The  bane  of  all  pauper  kffitbUion  bae 
been  tht  leginlalion  for  extreme  canee.  Evtry  exceptio»,  erery  riolation  of 
the  general  ruie  to  meet  it  real  cane  of  wimsual  hardskip  iet*  in  a  Khole 
eiats  of  fraudulent  cases,  by  trhicli  tfiat  nde  must  in  time  be  destroi/ed. 
Where  eaaes  of  real  hardship  oeeur,  tke  remerfy  hi«s(  be  em- 
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Vortheil  des  WorlAouse  Systems  anzusehen,  dass  durch  dass^be 
eine  scharfe  Grenzlinie  zwischen  diesen  beiden  Gebieten  des 
Armenwesens  hergestellt  wini. 

Gehen  wir  nach  diesen  kritischen  Bemerkungen  ober  da« 

Workhou^e  Priftzip   nunmehr  zur  Darstellung  des   englischen 

Workhouse  selbst  Über. 


Für  jeden  Armenverhand  soll,  wie  schon  an  anderer  Stelle 
aus^reführt  wurde,  ein  Worhhome  vorhanden  sein.  Die  Er- 
richtuuf!,  der  Bau  und  etwaige  Verändenmgen  unterstehen  der 
Kontrolle  der  Zentralbehörde,  welche  auch  die  Aufnahme  Ton 
Darlehen  für  diese  Zwecke  genehmigen  kann.  Die  Workhoiaes 
weichen  naturgeniäss  in  ihrer  Grösse  sehr  von  einander  ab;  die 
kleinsten  befinden  sich  in  Wales,  wo  mehrere  Workhouses  nnr 
zur  Aufoahme  von  50  bis  60  Personen  bestimmt  sind,  während 
die  grössten  Workhouses  diejenigen  in  der  Metropolis  sind,  wo 
ein  Workhouse  (Marylebone)  zur  Aufnahme  von  1868  Personen 
eingerichtet  ist^j. 

Die  Zentralanuenbehörde  hat  einheitliche  Grundsätze  be- 
züglich der  Verwaltung  der  Workhouses  aufgestellt  Diese, 
sehr  in  das  Detail  eingehenden  Bestimmmigen  sollen  hier  in 
möglichster  Kürze  zunächst  wiedergegeben  werden  *), 

1,  Als  Organe  bei  der  Verwaltung  der  Work- 
houses benennt  die  Consolidated  Order  eine  ganze  Beibe 
von  Beamten.  Bei  der  Mehrzahl  derselben,  wie  den  Armen- 
ärzten, den  Schullehrem,  den  Krankenpflegern,  den  Portiere 
u,  s,  w.  ei^elten  sich  die  bezüglichen  Funktionen  im  wesent- 
lichen von  selbst;  nichtsdestoweniger  hat  <iie  Consolidated 
Order  die  Pflichten  dieser  Beamten  auf  das  genaueste  zur 
Darstellung  gebracht.  Es  dürfte  hier  gent^en,  die  Pflichten 
des  wichtigsten  unter  den  Anstaltsbeamten,  des  Master 
of  the  Workhouse,  zu  erwähnen.  Demselben  liejrt  die 
tjeberwachung  der  gesammten  Anstalt  ob;  die  Unterbringung 
der  Annen,  ihre  Beschäftigung,  ihre  Speisung,  ihre  Kleidung 


plOf/ed  iy  individval  chariti),  a  virtue.  for  tchieh  no  «yrioN  Of 
comptäsory  relüf  can  ar  ought  to  be  subftituted.'' 

')  Nach  einer  im  Jahre  1883  veröflentlichten  Ueberricht  über  die 
durchschnittliche  Bewitziing  der  Workhouscn  betrug  bei  zwei  Worihoiaa  in 
Walea:  Lampeter  und  Äperayron  die  durchschnittliche  Zahl  der  Intuaen 
12,  dagegen  bei  dem  Worlthouse  in  Mairlebone  1867.  VenrL  Pitri,  Paptn- 
1883  Bd.  58  S.  937  ff,  6  »F" 

')  Die  neaentlichsten  Bestimmungen  sind  enthalteo  in  der  Gen.  Cohm. 
Ord.  vom  24.  Joli  1847  Art.  88-162  sowie  Art  207—214  (Glen  P.  L.  0. 
S.  94—146  a.  S.  193-227). 
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liegt  in  seinen  Händen;  er  bat  über  die  Aufrecbterbaltung  der 
Disziplin  zu  wacbea ,  über  alle  Vorgänge  in  der  Anstalt  genau 
Buch  zu  führen  u.  s.  w.  Er  wird  bei  diesen  Funktionen  unter- 
stützt durch  die  Hausmutter  (Matron  of  Ihe  Workhouse); 
4lic  letztere  soll  regelmässig  seine  Ehefrau  sein.  Der  Mairon 
fällt  insbesondere  die  Ueberwachung  der  weiblichen  Insassen 
und  der  Kinder  bis  zum  7,  Lebensjahre  zu.  Sie  vertritt  ferner 
allgemein  den  Master  im  Falle  seiner  Abwesenheit. 

Als  Aufsichtsorgan  über  die  Anstaltsverwaltung  besteht 
ein  besonderer  Ausschuss  der  Guardians ,  das  sogenannte 
Visiting  Committee^).  Derselbe  soll  wenigstens  einmal 
wöchentlich  das  Workhouse  besuchen,  dabei  die  Berichte  des 
Master,  des  Arztes,  des  Geistlichen,  des  Schullehrers  u.  s.  w. 
entgegennehmen,  die  vorhandenen  Vorräthe  prüfen  und  sich 
flterbaupt  Über  den  allgemeinen  Zustand  des  Workhouse  ia- 
formiren.  Das  Visiting  Committee  hat  auch  alle  Klagen, 
welche  etwa  seitens  der  Insassen  erholen  werden,  anzuhören 
und  darüber  die  nöthigen  Nachforschungen  und  Emiittelimgen 
:mzustellen.  Das  Ergebniss  des  Besuchs  ist  in  einem  Tisittng 
Book  durch  Beantwortung  von  14  liestimmt  formulirten  Fragen 
niederzulegen  und  dieses  Buch  ist  sodann  der  nächsten  Sitzung 
des  Board  of  Guardians  zu  unterbreiten. 

H.     Die  Aufnahme  in  das  Workhouse  erfolgt 

a)  auf  Grund  einer  schriftlichen  Order  der  Guardiatts,  welche 
von  dem  Clerk  gezeichnet  sein  muss*), 

b)  auf  Grund  einer  Proviftional  Order  des  ReJieving  Offieer 
oder  eines  Overseer,  zu  deren  Ausstellung  diese  Personen 
in  drillenden  Fällen  liefugt  sind, 

c)  ohne  eine  vorhergehende  Order  durch  den  Master  bezw.  die 
Matron  of  the  Workhouse,  welche  in  dringenden  Fällen 
befugt  sind,  einen  Unterstützungsbedürftigen  ohne  weiteres 
aufzunehmen. 

In  den  Fällen  b)  und  c)  hängt  die  definitive  Beschluss- 
fafiBung  von  den  Guardians  ah,  denen  die  Sache  in  der  nächsten 
Sitzung  vorzulegen  ist. 

Der  neue  Insasse  wird  zunächst  in  einem  Aufnahmeraum 
—  Receiving  Ward  —  von  dem  Armenärzte  untersucht.  Wenn 
er  dabei  als  krank  befunden  wird,  so  ist  er  je  nach  Anordnung 
lies  Arztes  in  die  Krankenabtheilung  —  Infirmary  bezw.  Sick 
Ward  —  oder  im  Falle  ansteckender  oder  Geistes-Krankheit 


')  Wemi  die  Guardiana  die  ErnennuDg  einea  Figtti'n?  Committtf 
veraäiimen,  so  hat  das  L.  G.  S.  die  Befugniss,  dneu  beaoltfeten  Visitor 
xa  ernenDeo  10  a.  II  Viel  c.  109  s.  24. 

')  Du  AoMtflliniigsdatum  der  Order  darf  nicht  mehr  als  6  Tage 
eorSckreichen. 
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in  Spezialanstalten  zu  schaffen').  Falls  er  gesund  ist  und 
somit  in  das  Workhouse  selbst  aufgenommen  wird,  soll  er  zuvor 
KTündlich  gereinigt,  und  in  den  von  den  Guardians  vorgeschrie- 
henen  Anzug  eingekleidet  werden.  Regeluifißsig  ist  der  Aazuft 
fttr  säninitliche  Insassen  derselbe;  doch  kommen  Abweiübungen 
aus  besonderen  Rücksichten  für  den  einzelnen  Insassen  vor. 
Die  eigenen  Kleidui^csstücke  des  Armen  werden  aufbewahrt  und 
ihm  bei  seiner  Entlassung  wieder  ausgehändigt 

in.  Klassifikation  der  Insassen.  —  Der  Amip 
wird  aus  dem  Aufnahmeraum  in  den  fur  seine  Klasse  bestimmteD 
Flügel  (Ward)  des  Workhouse  gebracht.  In  dem  Workhouse 
bestehen  von  einander  abgesonderte*)  Räume  für  folgende 
sieben  Klassen: 

1)  arbeitsunfähige  Männer, 

2)  arbeitsfähige  Männer,  und  Knaben  über  15  Jahre, 

3)  Knaben  zwischen  7  und  15  Jahren, 

4)  arbeitsunfähige  Frauen, 

5)  arbeitsfähige  Frauen,  und  Mädchen  über  15  Jahre, 

6)  Mädchen  zwischen  7  und  15  Jahren, 

7)  Kinder  unter  7  Jahren. 

Innerhalb  der  einzelnen  Klassen  können  nach  BedOrihiss 
Unterabtbeilungen  mit  Rücksicht  auf  den  moralischen  Charakter, 
das  Benehmen  und  die  finhere  Lebensweise  der  Insassen  fm'tt 
reference  io  ihe  moral  characier  or  behaviour  or  the  prewm 
habits  of  the  mntnten)  gebildet  werden.  Die  Maximalzahl  der 
in  den  einzelnen  Abtheilungen  aufzunehmenden  Personen  wird 
dui-ch  die  Zentralbehönle  festgesetzt').  Jede  Ueberschreitunp 
dieser  Zahl  ist  au  die  Zentrall)ehörde  zu  berichten*). 

Zwischen  den  einzelnen  Abtheihmgen  soll  keinerlei  Ver- 
kehr stattfinden ,  die  verschiedenen  Klassen  werden  streng  jre- 
sondert  gehalten.    Es  ist  jedoch  gestattet,  Kinder  unter  sieben 


')  Gefiih Hiebe  Geisteskranke  dürfen  unter  keinen  Umständen  Unget 
bIb  14  Tage  im  Workhoune  gehalten  werden. 

*)  Wegen  der  speziellen  Bestimmung  bezüglich  des  Zoswamen Lebaw 
von  Über  60  Jahre  alten  Eheleuten  a.  s.  w.:  10  a.  11  Vict  c  109  ».  23; 
89  a.  40  Tict.  c.  61  b.  10;  vergl.  oben  8.  300  Anmerkung  1. 

')  Gemäss  den  Empfehlungen  eines  be«ondem  Cubic  Space  CommiUa 
vom  Jahre  1870  wird  dabei  aU  Minimalraum  pro  Pereon :  300  Kabikfav 
angesehen;  in  den  Krankenahtheilungen  jedoch  soll  das  Minimom  8.t0,  in 
den  für  Wöchnerinnen  beatimmten  IMG  Kubikfuse  beiragen.  Diese  Ziffero 
begehen  sich  nur  auf  die  Scblafsäle.  Neben  den  letzteren  befinden  »eb 
aber  in  allen  Workhovsee  noch  Speieehallen  und  ArbeitBraome.  Dan 
kommen  femer  noch  —  wenigstens  überall  in  dem  Flügel  der  Arbeils- 
unlähigen  —  Räume,  in  denen  die  Insassen  sich  sonst  am  Tage  aafhallen 
(Draicing  ifooms). 

'_)  P^r  die  Metrcipolis  besteht  die  besondere  Bestimmung,  dus 
bei  einer  Ueberschrcitung  der  von  der  Zentralbehörde  festgeietiten 
MaximalzifFer  eine  Rückvergütung  aus  dem  Common  Fund  mneDdiit 
und  event  gänzlich  aufgehoben  werden  kann.    33  a.  34  TicL  c  18  a  1 
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Jahren  (Kl.  7)  in  den  Abtheüunfren  für  Frauen  in  geeigneter 
Weise  unterzul)rin*ren.  Jedenfalls  soll  die  Mutter  stets  zu  an- 
gemessener Zeit  Zutritt  zu  ihrem,  noch  nicht  sieben  Jahre  allen 
Kinde  haben.  Eltern  überhaupt  haben  das  Recht,  ihre  in  be- 
sondem  Abtheilunpen  des  Workkouse  aufgenomiuenen  Kinder 
tftglicfa  einmal  zu  sehen.  Endlich  ist  es  gestattet,  Personen  der 
einen  Abtheilung  in  geeigneter  Weise  als  Aufwarter  oder  Meger 
in  der  andern  Abtheilung  zu  beschäftigen. 

rv.  Disziplin  und  Diät.  —  Die  Tagesordnung  der 
Insassen  ist  ein  für  allemal  liestimnit.  Zu  einer  festgesetzten 
Stunde  muss  aufgestanden  und  zu  Bett  gegangen  werden;  ^r 
die  Mahlzeiten  bestehen  festgesetzte  Stunden  und  ebenso  ist  die 
Arbeitszeit  genau  geordnet.  Jeden  Moi^en  erfolgt  nach  dem 
Läuten  der  Morgenglocke  der  Aufruf  der  Insassen  in  den 
einzelnen  Abtheilungen  durch  den  Master  of  the  Worhhouse 
hezw.  die  Mairon. 

Die  Mahlzeiten  werden,  abgesehen  von  den  Kranken  und 
Kindern,  in  dem  Speisesaale  eingenommen.  Bei  der  Verpflegung 
besteht  für  jede  einzelne  Abtheilung  eine  von  der  Zentralbehörde 
zu  genehmigende  besondere  Dietary,  in  welcher  das  als  Früh- 
stücfe,  Mitt^essen  und  Äbendbrod  zu  Gebende  nach  Material  und 
Menge  genau  bestimmt  ist').    Diese  Dietary  ist  in  der  Speise- 


>)  Ala  Keispiel  möge  folgende  Dietary  aogeführt  werden: 


Die  Tonrtebeiide  Dietary  ist  für  die  Miümer  bestimmt,  für  Fraaen  be- 
itiibt  die  Dittary  ia  etwas  weniger.  In  den  letzten  Jahren  ist  in  den  meisten 
Workhoust»  eine  Verändfrung  der  Didary  dahin  eingefübrt  worden,  dass 
man  an  einem  Taee  in  der  Wocbe  Hach  als  Mittagsmahl zdt  giebt.  Bei  den 
tnlUgen  Preisen  der  Fisrhe  in  England  hat  dies  geschehen  können,  ohne 
täne  Erhöhang  der  Kosten  hervorzurufen.  Von  den  Aerzten  wird  diese 
Terändemiig    als    der   Gesundheit    sehr    zuträglich    angesehen.     Ve^l. 
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halle  aufauhängen,  und  jeder  Insasse,  welcher  glanbt,  dass  ihm 
nicht  die  gehörige  Portion  gegeben  sei ,  hat  das  Recht  zu  Ter- 
iam?en,  (tass  ihm  Beine  Portion  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen 
zugewogen  wird.  Für  die  Kranken  kann  der  Arzt,  abweichend 
von  der  Didary,  besondere  Kost  (house  diet,  fuU  diet,  loa  diä, 
fever  diet,  exfras)  verabreichen  lassen  und  auch  geistige  Getränke 
anordnen.  Abgesehen  hiervon  ist  den  Insassen  keine  andere. 
als  die  bestinunt  vorgeschriebene  Kost  gestattet.  Geistige  Ge- 
tränke sind  streng  verboten,  und  es  besteht  für  etwaige  heim- 
liche Einfithrung  derselben  in  die  Workhouses  eine  besondere 
Strafvorschrift').  Nur  am  Weihnachtstage  sind  Ausnahmen  ge- 
stattet. Hier  können  sich  die  Annen  alles  dessen  erfreuen,  was 
ihnen  von  mildthätiger  Hand  gebracht  wird. 

Das  Bauchen  ist  zwar  im  allgemeinen  verboten,  doch  trinl 
es  mit  dem  Verbot  nicht  allzu  streng  genommen ;  es  wird  viel- 
mehr ganz  allgemein  gestattet ,  dass  die  Insassen  von  den  äe 
Besuchenden  Zigarren  oder  Tabak  empfangen  und  dann  in  der 
Zeit  zwischen  den  Mahlzeiten  und  dem  B^nne  der  Arbeit  im 
Freien  rauchen. 

Was  den  Empfang  von  Besuchen  anbetrifft,  so  wird  von 
den  Gvardians  ein  bratimrater  Tag,  meist  einmal  wöchentlidL 
futirt ,  an  welchem  die  Insassen  ohne  Einschränkung  Besuche 
empfangen  können,  jedoch  soll  l>ei  den  Besuchen  immer  ein 
Anstaltsbeamter  zugegen  sein,  besonders  aus  dem  Grunde,  damit 
nicht  verbotene  Artikel  eingefülut  werden.  In  ernsten  Krank- 
heitsiUllen  ist  der  Besuch  von  Angehörigen  stets  gestattet  Auch 
sonst  ist  der  Master  hezw.  die  Matron  lierechtigt,  aus  beson- 
derer Veranlassung  Besuche  zuzulassen,  und  es  wird  von  dieser 
diskretionären  Befugniss  in  freigebiger  Weise  Gebrauch  ge- 
macht*). 

Ausser  der  Einbringung  von  Lebensmitteln  ist  auch  die- 
jenige von  Büchern  und  Schriften  unsittlichen  oilcr  ungehörigen 
Inhalts,  „wÄicA  wioj/  he  likely  to  produce  insubordmatton",  ver- 
l)oten.  Alle  eingebrachten  Bücher  haben  deshalb  die  vorherige 
Zensur  des  Master  zu  bestehen').  —  Spielkarten  sollen  sich 


13.  Jahresbericht  L.  G.  B.  iS.  LI[.  Jede  Aendenmg  der  Di^taiy  beduf 
dev  Torherigen  Zustimmung  der  Zentralbehörde.  —  Worbhouse  Diäaiy 
Orrier  vom  16.  Februar  1848  (Glen,  P.  L.  0.  S.  326  BX 

')  4  a.  5  Will.  IV,  c.  76  S.  91—94. 

*)  Vei^l.  die  Interpellation  Diion  Hartl&nd  über  diesen  I*iinct  b  der 
ünterbaussitzuiig  vom  10.  März  1885  und  die  Antwort  darauf  sdteu 
des  Piirliamentary  Secretanj  des  L.  G.  B.  (Times  vom  11.  März  1885), 

')  Man  £ndet  in  deo  Warkhouses  durchaus  genClgenden  und  rejch- 
haltigen  Lesestoff  offen  liegen:  Zeitungen,  illustrirte  Wochenschriftai. 
Bücher  religiösen  Inhalts  u.  s.  w.  Für  die  Beschaffung  dieees  Lesestoft 
sorgen  eines  Theils  die  Ouardmns,  andereraeila  werden  den  Worlhoust» 
ItUcliergoscbenke  u.  s.  w.  häufig  von  Privaten  eemacht  Ein  freundlicher 
Qeber  hat  den  Workliouscn  der  Hetropolie  auch  die  Bilder  nnaer»  Kidb- 
prinzenpaares  verehrt,  welche  zwar  an  Portrfitfthnlichkdt  riel  ma-n'     ' " 
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der  Vorschrift  gemäss  nicht  in  den  Worhhouses  vorfinden;  das 
Kartenspielen  ist  verboten.  Allein  auch  mit  dieser  Vorschrift 
wird  es  nicht  streng  genommen.  Speziell  die  arbeitsunfähifren 
Insassen  vertreiben  sich  sofiar  meistens  ihre  Zeit  mit  Spielen 
Ton  Domino  und  Karten. 

Was  die  Beschäftigunf;  von  arbeitsfähigen  In- 
sassen betrifft,  so  ist  allgemein  'blos  vorgeschrieben,  ilass 
die  GuarMaw!  die  Art  der  Beschäftigung  l)estimnien  sollen  und 
dass  für  die  Arbeit  unter  keinen  Umstünden  eine  Vergütung 
gewährt  werden  darf.  Sowohl  in  dei'  Art  der  Beschäftigung, 
wie  bezüglich  der  Grundsätze,  welche  bei  der  Wahl  derselben 
maassgebend  sind,  bestehen  zwischen  den  einzelnen  Verbänden 
Verschiedenheiten,  und  dieser  Punkt  soll  unten  noch  näher  1»- 
rOhrt  werden. 

Hinsichtlich  der  in  den  Workhouses  aufgenommenen  Kinder 
ist  vorgeschrieben,  dass  dieselben  täglich  wenigstens  während 
drei  Stunden  Unterricht  im  Lesen,  Schi-eiben,  Religion  und 
anderen  Gegenständen  erhalten,  welche  sie  für  einen  künftigen 
Dienst  geeignet  machen  und  sie  zu  Gewohnheiten  von  Nützlich- 
keit, Fleiss  und  Tugend  erziehen  „as  may  ß  them  for  Service 
and  irain  ihem  io  habits  of  uscfulness,  indusiry  and  viriue". 

Die  Fr^e  des  Gottesdienstes  hat  zu  mancherlei  Be- 
schwerden und  Streitigkeiten  Anlass  gegel>en  und  ist  jetzt 
fo^endermaassen  geregelt*). 

In  jedem  Workhouse  ist  ein  besonderes  Register  der  In- 
sassen nach  ihrem  Glaubensbekenntnisse  zu  führen  (tV-ecrf 
Register).  Bei  Kindern  unter  12  Jahren  ist  daliei  die  Religion 
des  Vatera  oder,  falls  dieselbe  nicht  liekannt  ist,  oder  falls  das 
Kind  ein  uneheliches  ist,  die  Religion  der  Mutter  einzutragen. 
Kinder  über  12  Jahre  sind  berechtigt,  selliständig  zu  wäUen, 
in  welcher  Religion  sie  erzogen  werden  wollen.  Dieses  Register 
ist  zu  jederzeitiger  Inspektion  der  Steuerzahler  sowie  der  Geist- 
lichen jedes  Glaubensbekenntnisses  offen  zu  legen.  Jeder  Geist- 
liche hat  das  Recht,  nach  näheren  von  den  Gunrdians  zu  er- 
lassenden Regulativen  die  Insassen  des  Workhottse,  welche  aus- 
weislich des  Register  seinem  Bekenntnisse  angehöi-en,  zu  be- 
suchen und  zu  unterrichten,  falls  nicht  der  Insasse  selbst  — 
vorausgesetzt,  dass  er  wenigstens  14  Jahre  alt  ist  —  dagegen 
Einwendungen  erhebt.  Für  jedes  WorMiouse  ist  mit  Ge- 
nehmigung des  Bischofs  der  Diözese  ein  besonderer  Hau^eist- 
licher  (Chaplam)  anzustellen,  welcher  am  Sonntage  Gottesdienst 


fibrig  lassen,  ftber  immerhin  einen  Zimmerachmnck  fUr  die  sonst  kahlen 
Wand«  des  Dratcing  Boom  in  dem  FlUgel  ftir  die  Arbeitsunföbigen  abgeben. 
')  31  a.  32  Vict.  c.  122  b.  23  und  Crerd  Register  Order  vom  26.  No- 
rember  1868  (Ölen,  P.  L,  0.  S.  344  ff.).  Vei«!.  auch  2-5  a.  26  Vict  c.  43 
nnd  29  8.  30  Vict.  c  13  s.  14. 
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hält  •),  die  Kinder  unterrichtet  und  examinirt,  some  ferner  audi 
Hlwr  das  moralische  und  religiöse  Verhalten  der  Insassen  Bericht 
erstatten  soll.  Soweit  für  einen  Insassen  auf  diese  Weise  ein 
Gottesdienst  nach  seinem  Ritus  nicht  eingerichtet  ist,  muSB  es 
demselben  nach  bestimmten,  von  den  Ouardians  zu  erlassenden 
Regulativen  f;estattet  werden,  einem  Gottesdienste  ausseriialh 
des  Workhoase  l>eiwohnen  zu  dürfen. 

Ein  zeitweises  Verlassen  des  Workhouse  ist  auch 
sonst  zugelassen.  Die  Erlaubniss  hierzu  wird  entweder  von  den 
Cruaräians  selbst  oder  von  dem  Maater  nach  bestimmten,  von 
den  Gnardians  eriheilten  Instruktionen  gewithrl.  Für  ein  der- 
artiges zeitweises  Verlassen  sind  immer  besondere  Gründe  an- 
zugehen, wie  z.  B.  Besuch  eines  nahen  Verwandten,  Au&ucben 
von  Arheitögelegenheit  u.  s.  w.  Ein  periodisches  Ausgehen  alle 
paar  Wochen  soll  nicht  gestattet  werden-).  Der  Master  hat 
über  die  von  ihm  ertheilte  Erlauhniss  r^elmilssig  dem  Board 
of  Guardians  zu  berichten. 

Ein  gänzliches  Verlassen  des  Workhouse  ist  nach 
vorheriger  Keimtnis^abe  von  dieser  Absicht  jederzeit  gest&ttet 
Der  Insasse  soll,  falls  er  das  Workhouse  ganz  verlassen  will, 
im  allgemeinen  nur  so  lange  zurückgehalten  werden ,  als  für 
die  bei  seiner  Entlassung  zu  treffenden  Maassregeln  (Ablieferunfr 
der  AnstaltskleJdnng,  Ruckempfang  der  eigenen  Kleidung  u.  s,  w.) 
nothwendig  ist  —  „reasonahte  Itme"  — .  Nach  einer  neueren 
Bestinnnung  ^)  ist  es  jedoch  den  Guaräians  gestattet,  anzuordneo, 
dass  die  Entlassung  immer  erst  24  Stunden  nach  Kenntnissgabe 
von  der  bezüglichen  Absicht  erfolgen  solle,  und  dass  diese  Frist 
ausgedehnt  wenle  bis  auf  48  Stunden,  falls  der  Betreffende  in 
demselben  Monate  schon  einmal  das  Workhouse  verlassen  hatte, 
und  bis  auf  72  Stunden,  falls  dies  mehr  als  zwei  Mal  in  den 
letzten  zwei  Monaten  geschehen  ist*).  Wenn  der  Betreffende 
arbeits^ig  ist  und  sich  andere  Familienmitglieder  desselben 
ebenfalls  im  Workhouse  befinden,  so  sind  die  letzteren,  fidls 
die  Crtiordians  nicht  aus  Ivesonderen  Gründen  eine  Ausnahme 


')  Jeden  Sonnlag  soll,  falls  nicht  die  Zentralbehörde  aus  beaondem 
Gründen  hiervon  Abstand  nimmt,  in  dem  Worktumtie  Gottesdienst  gehalteD 
werden.  DeuiHelben  aolien  —  abgesehen  von  den  Kranken  —  alle  In- 
sassen beiwohnen,  soweit  sie  nicht  aus  relijriösan  Gründen  dagegen  Wider. 
Spruch  erheben.  Ausaerdem  wird  vor  jeder  Mahlzeit  ein  ^anz  kunc« 
Gebet  gesprochen  bezw.  gelesen.  An  Sonn-  und  Fdertageti  darf  kdneitei 
Arbeit  aassei  dem  noth  wendigsten  HaushaltungBwerk  in  den  Worüum*/' 
verlangt  oder  gethan  werden, 

')  Auch  diese  Bestimmung  wird  in  Praxis  nicht  altsustmig  geband- 
habt  und  Fälle,  wo  den  Armen  gestattet  wird,  ein  oder  iwd  Mal  im 
Monat  Sonntags  Besuche  abzustatten,  kommen  nicht  allzu  selten  tot. 

')  U  a.  3.5  Vict.  c.  108  b.  4. 

')  Für  die  Casunl  Paupers  bestehen  hier  spezielle  Bestimmnngen. 
welche  weiter  unten  bei  der  besonderen  Behandtang  dieser  Klaaw  bb- 
gefuhrt  werden  sollen. 
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zulassen,  uiit  ihm  zugleich  aus  dem  WorJchouse  fortzuschicken '). 
Die  hierbei  entstandene  Streitfrage,  ob  eine  Ehefrau  ohne  ihren 
Ehemann  rt&  Workhouse  verlassen  darf,  ist  von  der  Zentral- 
Iwhörde  dahin  entschieden  worden,  dass  der  Ehemann  auf  Grund 
seines  ehemUnnlichen  Rechtes  der  Frau  das  Verlassen  des 
Warkhouse  verbieten  kann,  und  dass,  falls  er  verweigert,  von 
rlieseni  Rechte  Gebrauch  zu  machen ,  die  Guardtans  zwar  die 
Ehefrau  nicht  zurückhalten  können,  auf  der  andern  Seite  aber 
berechtigt  sind,  den  Mann  mit  fortzuschicken. 

V.  Straf-  Vorschriften.  Zur  Aufrechteihaltu:^  der 
Disziphn  sind  sehr  ausführliche  Strafvorschriften  erlassen.  Es 
werden  13  leichtere  Ueliertretungen  aufeestellt,  wegen  deren 
der  Master  den  Betreffenden  als  „disorderly"  mit  Schmälerung 
der  Kost  bis  auf  48  Stunden  bestrafen  kann.  Wenn  der  Be- 
treffende eine  dieser  leichteren  Uebertretungeii  innerhalb  7  Tagen 
niederholt  oder  wenn  er  eine  von  8  speziell  aufgeführten  schweren 
UebertretuBgen  begeht,  so  kann  er  von  den  Guardians  als 
„refractory''  mit  EinzeUiaft  bis  zu  24  Stunden  event.  zugleich 
unter  Schniillerung  der  Kost  bestraft  werden*).  Unter  gewissen 
Umständen  kann  hier  auch  der  Master  aus  eigener  Macht- 
voUkonimenheit  Einzelhaft  bis  zu  12  Stunden  anordnen.  Körper- 
liche Züchtigung  ist  nur  bei  Knaben  zugelassen.  Die  Züchtigung 
selbst  darf  jedoch  nicht  früher  ^s  zwei  Stunden  nach  begangenem 
Vergehen  erfolgen  und  dann  nur  mit  einer  Ruthe  oder  einem 
sonstigen  Instrument,  welches  die  öuardinns  vorher  approbirt 
Jiaben').  Ueher  alle  verhängte  Strafen  ist  in  einem  besonderen 
Buche  genau  Bericht  zu  erstatten. 


Soviel  über  die  von  der  Zentralbehörde  erlassenen  Bestim- 
mungen. Die  Zentralbehörde  selbst  hat  dieselben  in  dem  Be- 
richte von  1839  dahin  charakterisirt :  „Die  Regeln,  welche  wir 
getroffen  haben,  zerfallen  in  zwei  Klassen,  1)  in  solche,  welche 
stets  nothwendig  sind,  um  gute  Ordnung  in  einem  Gebäude  zu 
erhalten,  in  welchem  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Personen 
beiderlei  Geschlechts  und  von  verschiedenem  Alter  Aufnahme 
finden ,  und  2)  in  solche,  welche  nothwendig  sind ,  damit  diese 
Anstalten    nicht    Armenhäuser    —    „Almshomes"    —    sondern 


■)  Dies  hSngt  mit  dem  schon  obea  angeführten  GniocUatze  zusammen, 
dass  jede  Untersttttzung  an  ein  Glied  der  Familie  als  dem  Haupte  der- 
selben gegeben  aogesefaen  wird. 

*)  Wenn  die  Strafe  vnn  24  Standen  Einzelhaft  den  Gvardiam  als 
eine  lür  den  speziellen  Fall  nicht  ausreichende  eracheint,  so  ist  der  be- 
treffende Delinquent  dem  Friedensrichter  vorzuführen,  damit  der  letztere 
höhere  Strafen  gemäss  den  allgemeinen  ^trafbeHtimmungen  festsetze.  Vergl. 
hierüber  34  a.  35  Vict.  c.  108  a.  1  u.  8. 

*)  IKeae  Bestimmungen  abd  recht  charakteriatisch  für  die  Sorgfalt, 
mit  welcher  die  Zentralbehörde  die  ganze  Verwaltung  bis  in  die  kleinsten 
Einielheiten  hin«n  geregelt  hat. 
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Arbeitshäuser  im  eigentlici 
proper  meanmg  of  (he  ta 
Boldie  Resultate  hervorbriiif 
t^e." 

Jeder,  der  ein  englisc 
muas  zugebe»,  dass  der  e 
Ordnung  in  den  Worjt 
haft.  Für  alle  berechtigt« 
Maasse  Sorge  getrageu,  oh 
eine  sparsame  und  ökonomi» 
Die  richtige  Mitte  zwischt 
aus  aufzustellenden  Wünschi 
nothwendigen  Strenge  wird  s 
englischen  Vorschriften  könnt 
Anstalten  zum  Muster  dient 

Wie  aber  verhält  es  ! 
Zwecks?  Wenn  man  ganz 
mau  zugestehen,  dass  in 
weit  mehr  den  Eindr 
Worhhouses  machen'). 

Diese  Abweichung  der 
Bestimmung  ist  jedoch  nii 
lassenen  Vorschriften  zurüe 
wesentlichen  die  Konsequen 
der  Insassen  der  IVorkliouaes 
eine  statistische  Aufnahme 
Insassen  der  Workhouses  ii 
in  runden  Zahlen  fotgenc 
heraus  *) : 

6000  Kranke  einschi 
5000  alte  oder  schw, 
ärztlicher  Pfleg 
1 700  Schwachsinnige 
2400  Kinder  .  .  , 
10500  gesunde  alte  L 
3000  arbeitsfähige  E 
28600 

Diese  VerhältnissziiTern 
Metropolis  noch  heute  rieh 
ändern  sie  sich  insofern, 
Workhoases  hier  eine  viel 
der  Metropolis  regelmässig 


')  Die  besondere  Einriebt 
speziell  zur  Darstellung  gebrach 
bleiben  daher  die  Cagwil  Pauper 
von  Armen  gftnz  ansser  Betnicl 

*)  21.  Jahresbericht  des  P. 


DcillizedDy  Google 


V.  4.  311 

in  deo  Workhouses  verbleiben,  winl  im  übrigen  Lande  ein  grösserer 
Theil  der  Armenkinder  in  den  Workhouses  behalten. 

Wir  betrachten  hier  lediglich  die  filr  die  Metropolis  er- 
mittelten Ziffern.  Danach  kann  bei  53  ^Iq  der  Insassen  von 
einer  eigentlichen  Arbeitsleistung  kaum  die  Rede  sein;  die  Mehr- 
zahl ist  also  für  injend  eine  Arbeitsleistung  unfähig.  Von  den 
rcstirenden  47  "/o  sind  37  "'o  über  60  JaJire  alt,  auch  von 
diesen  können  Leistungen,  welche  eine  volle  Kraft  erfonlem, 
nicht  mehr  gethan  wenlen.  Es  bleiben  somit  überhaupt  nur 
10"/'«  übrig,  welche  sich  als  Insassen  eines  Workkouse  im 
eigentlichen  Sinne  qualifiziren. 

Wenn  wir  uns  aber  diese  10  "/o  noch  etwas  näher  ansehen, 
sosteilt  sich  die  Sachlage  noch  anders  dar.  Unter  diesen  10  "o 
giebt  es  noch  nicht  1  "h,  von  denen  man  sagen  könnte,  doss  sie 
ihrer  körperlichen  und  geistigen  Beschaffenheit  nach  im  Stande 
wären,  den  Kampf  um  das  I^ben  sell>standig  aufzunehmen'). 
Mehr  als  9  "/o  sind  Leute ,  welche  zwar  noch  im  arbeitsfähigen 
Alter  sich  befinden  und  an  keinem  speziellen,  eine  ärztliche  Be- 
handlung erfordernden  Gebrechen  leiden,  alKT  es  ist  der  wirkliche 
Abhub  der  menschlichen  Gesellschaft.  Es  sind  Personen,  denen 
Verirrui^  oder  Verthienmg  auf  den  Zügen  geschrieben  steht; 
Gestalten,  wie  man  sie  in  den  üeftingnissen  sehr  häufig  findet, 
und  von  denen  jeder  Verständige  sagen  wird :  Es  ist  im  Inter- 
esse der  Allgemeinheit  wie  der  l)eü*ffenden  Individuen  selbst, 
dass  dieselben  so  viel  als  irgend  möglich  von  der  Aussenwelt 
al^esperrt  werden. 

Es  mag  traurig  sein,  dass  die  Zahl  der  durch  eigene  Fehler 
und  Laster  heruntergekommenen  Insassen  eine  so  grosse  ist, 
und  wir  wollen  ganz  dahingestellt  sein  lassen,  ob  die  Zahl  der- 
selben in  England  eine  grössere  ist,  als  anderswo.    Die  bezüglich 

1)  leb  habe  mich  bei  meinen  Beauehen  in  den  engtiscben  Worl-hottnea 
naz  besonders  bemilht,  mir  über  diesen  Punkt  Klarhtit  zu  versehafien. 
Auf  meioe  diesbezüglichen  Fragen  erhielt  ich  eewöhnlich  von  dem  Manier 
die  Antwort:  Wir  haben  so  und  bo  viel  „able-bodied  men"  in  der  Anstalt, 
aber  Leute,  die  wirklich  ale  ebenbürtig  auf  dem  Arbeilsmarkt  auftreten 
könnten,  haben  wir  aur  sehr  wenie.  Wenn  ich  dann  die  Abtheilung  der 
„abU-bodied"  besuchte,  habe  icb  die  Antwort  stets  als  richtig  hefiinden, 
und  trenn  icb  mich  bei  den  wirklich  voll  ArbeitElähigen  nach  ihren 
VerluUtnissea  erkundigte,  so  ist  mir  die  weitere  Eracheinung  entgegen- 
Mtreten,  dua  ein  grosser  Theil  derseltten  ^ar  nicht  Engländer,  sondern 
LH^der  sind.  IMe  Zahl  der  in  den  Workhounee  befindlichen  Engländer, 
bei  denen  man  die  Frage  aufwerfen  kann;  Warum  aorgt  und  arbeitet 
der  Mensch  nicht  ftlr  «cb  selbst?  ist  eine  ganz  minimale.  Natürlich  silt 
dies  ntir  von  normalen  Zdten;  bei  wirklichen  Handele-  und  Ueschäm- 
Stockungen,  wie  sie  k.  B.  im  Wuiter  1884<'ä-'>  in  einzelnen  IJezirken  im 
Norden  ^Englands  bestanden,  verhült  eich  die  Sache  anders.  Solche  Aos- 
nahmeseiten  erfordern  aber  bei  Jedem  Armensystem  besondere  Haass- 
i^eln,  und  das  einzige,  was  Eogland  in  dieser  Richtung  vielleicht  Be- 
sonderes bietet,  besteht  darin,  dnas  solche  Nothetdnde  hier  häufiger  vor- 
kommen, als  anderswo,  weil  der  Prozentsatz  der  Bevölkerung,  dessen 
EzieteDE  von  den  Gescbftftsverhältiussen  abhängt,  hier  ein  weit  grCsaeter  ist 
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dieser  PersonpQ  zu  treffenrteu  vorbeugenden  Ma&ssn?elu  piwr« 
nicht  in  das  Gebiet  des  Annenwesens ,  sondern  sind  bei  suu 
anderen  Materien  zu  behandeln ;  was  speziell  EngUod  aubp&iffi. 
nach  unserer  Auffassung  vor  allem  unter  dem  Eapib-l:  M»»t- 
regeln  gegen  die  Trunksncjit  •). 

Hier  war  diese  Klasse  von  Personen  nur  besonders  herrw- 
zubcben,  um  ein  richtiges  Urtheil  ülter  die  BebaDdlaii£-*<-iy 
der  Insassen  des  Workhouse  überhaupt  herlK'izufiihren.  Ik-bb 
es  ist  ganz  natui'gemftss,  dass  eine  Anstalt,  in  «elcher  diu  1<>  '  ■ 
arbeitsfähige  und  von  diesen  noch  nicht  1 "  o  normale  Arhnur 
sind,  nicht  den  Charakter  eines  wirklichen  Arbeilshause:'  li»t>i 
kann. 

Dass  die  Zahl  der  wirklich  Arbeitsfähigen  eine  so  gema 
ist,  muss  speziell  da,  wo  —  wie  es  in  der  Metropolis  dit  F*) 
ist  —  die  Armenverwaltung  in  rationeller  Weise  gefuhit  »irt, 
als  ein  günstiges  Zeichen  dafilr  angesehen  werden,  dass  weiii^VB: 
einer  der  Hauptzwecke  des  englischen  Amienwesens  envidii  h 
nämlich  Personen,  welche  für  sich  selbst  sorgen  kömien.  <la'(fi 
abzuhalten ,  die  öffentliche  Untersttltzung  in  Anspnidi  □ 
nehmen^).  Das  Workkome-Tesl  hat  seinen  Zweck  erreidii: 
Wer  nur  ii^end  noch  für  sich  selbst  sorgen  kann,  thnt  die-  nßJ 
macht  von  dem  sogenannten  „Recht  auf  Unterstiitzunc"  IlBW« 
Gebrauch.  Um  die  hier  geschaffene  Besserung  der  Vediili- 
nisse  zu  wanligen,  braucht  man  nur  einen  Blick  zuriirbif 
werfen  auf  die  Zustande ,  wie  sie  die  Royal  Commisnim  it 
Jahi-e  1834  geschildert  hatte,  und  von  denen  die  Hauptpunkte 
oben  l>ei  der  Darstellung  der  histori.schen  Eutwicklnni;  wii'diT- 
gegeben  worden  sind. 

Wenn  hiernach  die  heutigen  Worhhouses  in  der  Thal  nirt' 
den  Eindruck  wir 
Stellung  binzuzufi 
Verwaltung  i'esul 
für  ein  eigen 
Zahl  der  Inst 
Tliatsache  ist  es 
A  rni  eu  verband  e  u 


')  Nur  wer  in 
in  das  Leben  der  u 
die  uns  Deutschen 
mit  ihrem  GelUbdc 
verstehen.  Vergl.  ■ 
«ner  von  der  Katio 
zusammenberufen  en 

■)  Mit  Hecht 
tnny  bf  refinrdeä  at 

Insassen  zu. 
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Armen  ihrer  Bezirke  in  einem  eiiizi<J!eii  Workhouse  unterzu- 
bringen, und  dass  dies  letztere  Workhouse  r^'elmässig  noch 
nidit  einmal  zur  Hälfte  Ivesetzt  ist. 

Der  Umstand ,  dass  die  Zahl  der  wirklich  Arbeitsfähipen 
in  den  Worichowscs  eine  so  kleine  ist,  muss  natürlich  auch 
von  Einfluss  sein  auf  die  Art  der  Arbeit,  deren  Verrichtung 
von  den  Guardians  vorgeschrieben  wird. 

Es  ist  noch  nicht  lange  her,  dass  das  Wergzupfen 
(Oakian  Picking)  fast  die  einzifi«  Beschäftigungsart  in  den  Work- 
hottaes  wai'  und  noch  heute  bildet  dasselbe  jedenfalls  die  Haupt- 
beschäftigung. Dieses  Aufdrehen  und  Zerzupfen  von  alten 
Schifistauen  muss  von  jedem  Stamlpunkte  aus,  den  man  bei  der 
Arbeitsanordnung  in  das  Auge  fassen  mag,  als  irrationell  er- 
scheinen. Wenn  man  daran  denkt,  die  in  den  Worhhotises 
vorhandenen  Arlieitskräfte  in  möplichst  fruchtbringender  Weise 
auszunutzen,  um  dadurch  soweit  wie  möglich  einen  Ersatz  für  die 
durch  die  Unterhaltung  der  Armen  entsti'henden  Kosten  zu  erhalt*'n, 
so  ist  das  Resultat  bei  dem  Wergzupfen  ein  höchst  unbefriedi- 
gendes. Der  Erlös  der  Arlieit  ist  ein  geradezu  minimaler.  Lässt 
man  diesen  ökonomischen  Standpunkt  ganz  ausser  Betracht  und 
verfolgt  bei  der  Wahl  der  Arbeit  vielmehr  den  Zweck  der  Ali- 
schreckung  —  wie  man  dies  in  England,  Iiesonders  in  dei"  ersten 
Zeit  nach  dem  Gesetze  von  1834  tfaun  zu  müssen  glaubte,  um 
dadurch,  dass  man  den  Unterstützten  zu  einer  unangenehmen 
Arbeit  anhielt,  das  Workhovse-Test  noch  weiter  zu  verschärfen  — 
80  stellt  sich  auch  hier  das  Wei^zupfen  als  ungeeignet  heraus, 
denn  es  ist  eine  unangenehme  Arbeit  nur  für  denjenigen,  der 
nicht  daran  gewöhnt  ist.  Deijenige,  der  es  öfter  gethan  hat, 
sieht,  wie  allgemein  anerkannt  winl,  darin  eine  sehr  leichte 
und  bequeme  Beschäftigung.  Am  meisten  verwerflich  erscheint 
diese  Beschäftigungsart  aber  von  dem  Stamipunkte  aus,  welcher  hei 
einem  eigentlirlien  Arbeitshause  vor  allem  in  BeHlcksichtigung 
gezogen  werden  sollte,  nämlich:  durch  die  Arbeit  einen  er- 
zieherischen Einfluss  dahin  auszuUlien,  dass  der  Betreffende  an  der 
Arbeit  seilet  ein  Vergnt^en  findet,  luid  dass  dm'ch  die  Arl)eits- 
leistung  iu  ihm  die  Lnst  zur  Arbeit  erweckt  winl.  Um  dies  zu 
erreichen,  nmss  die  Ari)eit  von  demjenigen,  der  dazu  gezwmigen 
wird,  vor  allem  als  eine  wirklich  nutzenbringende  angesehen 
werden  können.  Von  diesem  Standpunkte  aus  ist  es  recht  zweifel- 
haft, ob  die  oben  hervorgehobene  Bestimnmng  der  Gen.  Cms.  Ord., 
dass  der  Anne  unter  keinen  Umständen  an  dem  Erfolge  der  Arlwit 
intereasirt  werden  soll,  eine  angemessene  ist').    Jedenfalls  al)er 


')  O^en  die  BeBtimmung  bat  sieb  auch  Lougley,  welcher  Bicher- 
lieh  alfl  einer  der  besten  Sachverständigen  auf  diesem  Gebiete  anzusehen 
ist,  in  den  schon  zitirten  Berichten  an  die  Centralbehörde  erklärt.  Er  tritt  ins- 
beiondere  fiir  die  Bewilligung  einer  Extra-Iüet  als  Belohnung  für  Pleiss  und 
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nmss  eine  Arbeit,  wie  (las  Wergzuipfen,  welches  überhaupt  kaom 
einen  Nutzen  abwirft,  weit  eher  (ieprimirenrt  als  erhebend 
v\iikeu.  Der  einzige,  mit  dieser  Arbeit  verbundene  VortbcU, 
auf  <len  iiiau  auch  in  England  erhebliches  Gewicht  1^.  besteht 
darin,  liass  iladurch  rler  Privatindustrie  keine  Konkurrenz  fw- 
macht  wird. 

Wir  wollen  <lahingestellt  sein  lassen,  ob  dieser  letztere 
Umstand  überhaupt  von  ausschla^'^ehender  Be<ieutung  bei  der 
Wahl  der  Arbeit  sein  darf ').  Jedenfalls  en?iebt  derselbe  keinen 
Einwand  dapejjen,  die  Workkouse-lvsaasev  zur  Herstellung  der 
mannigfachen  Anstaltsbedürfnisse  oder  von  GegenstAnden,  weld» 
ftü-  andere  Zweige  des  Öffentlichen  Dienstes  —  wie  fßr  das  Heer 
oder  die  Marine  gebraucht  werden  —  zu  beschäftigen,  N«di 
unserer  Meinung  sollte  man  fnr  diejenigen  Unterstützten,  hei 
denen  es  wenig  wahrscheinlich  ist,  dass  sie  ein  selbständiges  Fort- 
kommen ausserhalb  der  Anstalt  suchen  oder  finden  werden  — 
und  dies  trifft  bei  der  entschiedenen  Mehrzahl  der  Insassen 
zu  —  vor  allem  darauf  Rücksicht  nehmen,  durch  die  Arb^ts- 
leistui^;  möglichst  hohe  Einnalmien  zu  erzielen.  Bei  dem  Vdl- 
Arbeitsiilhigen  dagegen  sollte  bei  der  Wahl  der  Arbeit  vor  aflem 
ein  erzieherischer  Standpunkt  im  Auge  behalten  werden.  Hier 
sollte  es  das  Hauptstreben  sein,  die  Lust  zu  geordneter  Thit^- 
keit,  zu  Fleiss  und  Arbeit  zu  erwecken.  Gerade  der  Wider- 
wille gegen  eine  geordnete  Thätigkeit  ist  es  liei  vielen  dieser 
Leute,  der  sie  in  das  Workhouse  geführt  hat,  und  man  sollte 
ihnen  den  Weg  aus  dem  Workhouse  heraus  dadurch  ebnen,  dasB 
man  sie  an  angestrengte  regelmässige  Arbeit  gewöhnt,  aber  an 
Arbeit  von  nützlicher  Art ,  wie  sie  von  vernünftigen  Menschen 
auch  ausserhalb  des  WorkJiouse  gethan  wird.  Wenn  die  Leute 
sehen,  dass  sie  lH>i  Anwendung  von  gleichem  Fleisse  auch  ausser- 
halb lies  Work/iotite  ^ich  ihren  Lebensimterhalt  venlienen  würden, 
so  wirkt  dies  mehr,  als  der  Zwang  zu  nutzloser  und  ledigüA 
abschreckender  Arbeit  dahin ,  dass  sie  suchen ,  sich  von  der 
öffentlichen  tlntenstützung  miabhftngig  zu  machen  und  sich  wied« 
auf  eigene  Füsse  zu  stellen.    Dui-ch  das  Workhouse-Vritmp  als 

gute  Arbeit  du,  und  es  dürfte  in  der  That  kaum  ein  Eianand  dagegen  nbobto 
werden,  fleiEsigen  Insassen  als  besondere  Anerkennung  Tabu  in  genügen 
Quantitüten  zu  gewahren  nnd  ihnen  die  ErlaubnisB  zum  Ua.nchen  m  geben. 
Jetzt  wird  das  Rauchen  entgegen  den  ausdrütklithen  VoTSchrirten  »II- 
gemtin  aus  Nachsicht  zugelassen,  und  es  ist  nur  die  Fr^e,  in  wie  wot 
der  einzelne  Insasse  durch  typenden  von  befreundeter  cwr  mildtiiäligB 
Seite  das  Material  zum  Rauchen  thatsächlich  be^tzL 

')  Es  verdient  hierbei  beachtet  zu  werden,  dass  die  Arbät  in  dfn 
Workltotises  unter  einem  andern  Gesichtspunkte  zu  betischten  ist,  aU  die 
Arbeit  in  den  Gef^gnissanstalten.  Der  Aufenthalt  in  den  OefSjtaömai 
ist  ein  gezwungener,  und  die  in  diesen  Anstalten  ansgefUhitenSrteii- 
leistungen  sctzeD  sich   hierdurch  in  einen  viel  schrofferen  G^eosati  a 


DcillizedDy  Google 


V.  4.  315 

solches  ißt  der  Ahscfareckuiips-Theorie  treiiuj:  gethan;  man  be- 
darf bier  wabrlirh  keiner  weiteren  Verschftrfiiufi'),  und  man 
sollte  insbesondere  alles  vermeiden,  was  dahin  wirken  kann,  die 
Leute,  welche  noch  besseniniJistähin;  sind,  abzustumpfen  Dazu 
ist  aber  nichts  in  so  hohem  Maasse  anpeüian,  als  nutzlose  Arbeit. 

Es  soll  nun  keineswegs  verkannt  wenlen,  dass  die  Wahl 
einerArbeit,  welche  den  vorstehenden  Grundsätzen  entsprechen 
würde,  mit  erheblichen  Schwierigkeiten  verbundeu 
sein  muss.  Es  ist  nicht  nur  hier,  wie  bei  jeder  erzwungenen 
Arbeit,  auf  eine  Reihe  allgemeiner  Momente  —  die  Frage,  wie 
die  nöthige  Beaufsichtigung  der  Arbeit  herzustellen  sei;  die 
Gefahr,  dass  der  Arbeiter  die  ihm  in  die  Hand  gegebenen 
Instrumente  oder  Materialien  zerstören  werde  u.  s.  w.  —  ROck- 
sicht  zu  nehmen,  es  kommt  weiter  bei  den  in  den  Wor/chouses 
zu  verrichtenden  Arbeiten  die  schon  hervorgehobene  Zusanmien- 
setzung  der  Insassen  in  Betracht.  Für  eine  Arbeit,  welche  volle 
Körperkraft  verlangt,  ist  nur  eine  geringe  Zahl  von  qualifizirton 
Personen  vorhanden.  Der  grössere  Theil  der  zu  Beschäftigenden 
ist  nur  in  beschränktem  Maasse  arbeitsfithig.  Es  ist  auch  feiner 
zu  bedenken,  dass  die  einzelnen  Insassen  jederzeit  die  Anstalt 
verlassen  können,  und  dass  es  schon  hiemach,  von  anderen 
Gründen  abgesehen,  nicht  angezeigt  ist,  eine  Arbeit  vorzu- 
schreiben, deren  Erlernung  geraume  Zeit  in  Anspruch  nehmen 
würde.  Aber  unter  voller  Anerkennung  all'  dieser  Schwierig- 
keiten muss  man  doch  zugestehen ,  dass  unschwer  Besseres  in 
dieser  Richtung  zu  erreichen  ist,  als  von  den  englischen  Work- 
houses  im  allgemeinen  geleistet  winl. 

Der  Frage  nach  der  richtigen  Beschäftigungs- 
art der  Workhouse  -  Insassen  wird  entschieden 
zn  wenig  Beachtung  geschenkt,  und  es  ist  dabei 
insbesondere  auffallend,  dass  von  der  Zentral -Armenliehörde, 
welche  sonst  so  viel  auf  dem  Wege  der  Einftthning  von  Ver- 
besserungen geleistet  hat,  dieses  Gebiet  bis  jetzt  ganz  unbe- 
rührt gelassen  wonlen  ist.  Es  ist  noch  nicht  einmal  ein  Versuch 
gemacht  worden,  Material  darüber  zusammenzustellen,  in  welcher 
Weise  von  den  einzelnen  Amienverbänden  die  Beschäftigung 
der  TTorÄAoiwc-Insassen  geregelt  wird.  Dass  auch  hierin  erheb- 
liche Verschiedenheiten  bestehen,  ist  unzweifelhaft,  und  es  werden 


>]  Eb  kommt  hier  die  fQi  den  Enf^ländei  charakteiiBtische  Neigung 
in  Betracht,  in  allem  leicht  in  das  Extrem  xa  verfallen.  Nachdem  man 
äogeeehen  hat,  dass  es  ratinnell  int,  das  ArmenweBCn  so  einzurichten, 
däse  jeder,  soweit  wie  möglich,  gehindert  wird,  die  öffentliche  Unter- 
■ttibnng  in  Anspruch  zn  nehmen,  echtint  man  in  Anwendung  des  Ab- 
■chreckunga-Prinzipe  über  die  richtigen  Grenzen  hinauE^gangen  zu  sein 
nsd  demselben  eine  zu  auaschliessTiche  Bedeutung  für  die  geaammte 
Armenverwaltung  beigelegt  zu  haben.  lo  Folge  dessen  iet  der  wobl- 
thXtige  ü^nfluM,  weichet)  eine  richtig  gewählte  Arbeit  auf  die  Armen 
auaniüben  vermag,  nicht  gcaUgend  gewürdigt  worden. 
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zweifellos  auch  in  dieser  Hinsicht  in  einzelneo  Verbänden  ridh 
tifie  Gnincisätze  eich  Bahn  gebrochen  haben*).  Aber  in  derMehr- 
z^l  der  Verbände  besteht  heute  noch  wie  vor  50  Jidiren  die 
Arbeit  fast  ausschliesslich  in  Wei^zupfen,  Steineklopfen,  Büreten- 
binden,  und  event.  in  seltenen  Fällen  in  Mattenflechten  und 
Holzspalten  *). 

Dass  die  Zentral-Armenbehörde  sich  hier,  ganz  gegen  ihre 
sonstige  Gewohnheit,  absolut  passiv  verhalten  hat,  dlifte  auf 
zwei  Momente  zurückzuführen  zu  sein :  einmal  auf  die  BefQrcb- 
tung,  dass  bei  Beförderung  gewinnbringender  und  nützlicher  Ar- 
beit der  Vorwurf  erhoben  werden  möchte,  dass  der  PrivatJndustrie 
eine  KonkuiTenz  geschahen  wird.  Aus  leicht  erklärlichen  Gründen 
sucht  ein  Partei-Ministerium  Maassregeln  möglichst  zu  vermeiden, 
welche  eine  Unpopularität  her\orn5en  könnten,  wie  sie  seh 
gerade  bei  einem  solchen  Vorwurfe  auf  weite  Kreise  erstreck«! 
wftrde.  Dazu  tritt  als  zweites  Moment,  dass  bei  allen  für  du 
Workhouse  erlassenen  Bestimmungen  dem  Gedanken,  die  In- 
sassen zu  bessern,  sie  zu  brauchbaren  Gliedern  der  Geeellscbafl 
zu  machen  —  abgesehen  von  der  Behandlung  der  Kinder  — 
überhaupt  wenig  Beachtung  geschenkt  ist.  All'  diesen  Be- 
stinuiiungen  liegt  die  Auffassung  zu  Grunde,  dass  eine  Bessp- 
rung  derjenigen,    welche  die  Unterstützung  im  Workhouse  an- 


')  So  Iditet  auch  hier  die  WhiUdtapel  Unio. 
Als  ausdrückliches  i'hnzip  ist  hiei  aufgestellt:  „Bendering  t^  Wortkoutt 
edueatuniat  an  iveU  aa  d^fnent."  Vergl.  den  schon  oben  utirten  Seport 
S.  I,  und  besuglich  der  in  dem  norkkoune  dieser  Uttion  gethanm  Aroeit 
den  sehr  interessanten  Bericht  des  Master  of'  the  WorUioitse  vom  1.  De- 
zember 1884;  ebendaselbst  ü.  S2ff. 

'']  Auf  den  l'oor  Law  Conferentxn  vom  Jahre  1?S3  ist  das  Tbenia 
der  Beschüftignoe  der  Arbeiter  in  den  Workhounet  eingehend  bebandelt 
wurden.  INe  dabei  stattgehabten  Debatten  g«ben  einen  Einblick  in  du 
diesbezügliche  Verfahren  der  einzahlen  Verbände.  Hecht  werthroUet 
Material  wird  insbesondere  in  einem  Vortrage  von  Mr.  John  Claik 
auf  der  Yorkshire  Cotiferenee  (Bep.  S.  519)  zusammengeetellL  Der  Bednn 
hatte  aich  privatim  durch  Anfragen  bei  einzelnen  ArmenTerhSnden  Aus- 
kunft Über  die  in  den  betr.  Workkoanfs  jrethanen  Arbräten  veischafit,  und, 
wenn  auch  das  so  zuaammeuEebrachte  Material  durchaus  keinen  Anspiwb 
auf  Vollständigkeit  machen  kann  (es  fehlen  insbesondere  alle  Angaben 
darüber,  wie  ^obs  die  Zahl  der  Insassen  ist,  welche  in  den  einaelnaiJU" 
bdtshranchen  in  den  Workhovseg  beschäftigt  wcrden),80  geht  aus  demselbeo 
doch  soviel  klar  hervor,  dass  Wergzupfen  und  Steineklopfen  die  Elaimt- 
beschäfügungen  sind.  Als  Verbesserungen  erschienen  die  in  dner  BeuM 
von  Annen  verbänden  eingeführte  CormniU,  sowie  das  Fireteood  Bundting 
(HolzbUndeln).  Das  gesammte  Besultat  wird  von  einem  andern  RedixT, 
Mr.  E.  Williams  (North  Wegtem  Digtrict  Crmferenee,  Bqwrt  S.  W) 
dahin  znsammengefasst; 

„Thfre  are  no  elevating  inftufnces  in  out  <pre»evt  »ytUnt..  h  i» 
generaÜy  admitted  that  tatrihoust  labour  has  nnwr  jfH  been  made  praftt- 
cable,  mat  the  enforetd  laboitr  now  bring  perfbnned  ig  t'n  fnanir  ingtmtti 
done  at  an  actual  toss  to  thf  ratepai/rm ,  and  that  it  is  tnforerd  noi  anU 
the  idea  of  gain  bat  «s  <i  specitK  of  puniuhmetii  or  deterrtnt  agaiiui  Ae 
habitual  pauper." 
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genommen  haben,  kaum  zu  erwarten  ist.  Man  bemüht  sich, 
den  abschreckenden  Charakter  des  Worhhouse  recht  scharf 
hen'orzuheben ,  um  vor  dem  Eintiitt<'  in  (iasselhe  zu  wai-non. 
Wenn  aber  jemand  einmal  das  WorKkottse-Test  Über  sich  hat 
ergehen  lassen,  so  glaubt  man  auf  seinen  Austritt  aus  dem 
Worhhouse  und  seinen  Wiedereintritt  in  die  ItUipterliche  Gesell- 
schaft keine  allzustarken  Hoffnunpen  mehr  se^en  zu  sollen. 
Diese  Auffassung  trifft  ja  nun  fi-eilich  hei  der  giossen  Mehr- 
zahl der  Insassen  völlig  zu,  aber  an  «lieser  Stelle  dürfte  eine, 
wenn  auch  noch  so  kleine  Jlinderheit  ebenfalls  BeachtunR  ver- 
dienen. 

Hier  lietrt  n.  u.  A.  derjenige  Punkt,  in  welchem  man  mit 
Recht  Einwürfe  gegen  das  englische  '  Worlüiouse  in  seiner 
heutigen  Verwaltunir  erheben  kann.  Es  sind  genügende  Maass- 
r^eln  getroffen,  uni  von  einer  Inanspruchnahme  der  öifentlichen 
Unterstützung  abzuhalten,  soweit  die  Beti-effenden  irsenii  im 
Stande  sind,  noch  selbst  für  sich  zu  sollen;  es  ist  femer  in 
trefflicher  Weise  die  Verwaltung  der  Worichouses  geordnet; 
aber  es  fehlt  an  geeigneten  Moassregeln,  um  den  im  Worickouse 
Befindlichen  ihren  Weg  zurück  in  die  bürgerliche  Gesellschaft 
zu  ebnen'). 

Wenn  wir  von  den  lediglich  in  Folge  von  Krankheiten  in 
die  TForÄÄötfses  Aufgenommenen  absehen,  so  müssen  wir  sagen, 
dass  es  bezüglich  aller  übrigen  sehr  unwahi-scheinlich  ist.  <1ns8 
ae  durch  ihren  Aufenthalt  in  den  Worlihouses  in  ihrer  Arbeits- 
kraft und  ihrem  Arbeitswillen  gestärkt  und  gebessert  wenlen. 


■)  In  einem  Vortrage,  den  Mr.  AUazar  Hill  im  Jahre  1869  auf 
dem  Social  Science  Contpregs  zu  BriBtol  hielt  {Trannactimii  S.  '519)  und 
b  welchem  die  Beschäftigung  der  Workhoiise  luaasBeii  mit  nntzloBeT  Arbeit 
HbanF  vemrtheilt  wird,  iat  zugleich  noch  auf  an  anderes,  hier  in  Be- 
tracht kommendes  Moment  aufmerksam  gemacht  worden.  Ea  heisst  in 
dem  Vortrage:  „The  Workhousc  ÄvihoriiieR  niight  put  theniselvee  in  rapport 
with  the  ialiour  maTket  so  that  ihose  irilhin  ihe  icorkhouse  shaU  ns  speedily 
as  ponibU  he  put  again  iiilo  the  labtiur  nuirJcH."  Wir  verkennen  nicht 
die  Bedentang  dieses  Momentes,  obwihl  dasselbe  offenbar  mehr  bei  den 
TniiTwirn  der  Casaai  Wards  als  bei  denjenigen  des  eigentlichen  Warkhovse 
snr  Anwendung  gelangen  kann;  wir  glauben  aber,  dass  die  Herstellung 
einer  Verbindung  mit  dem  Arbeitsmarkte ,  die  Verschaffung  von  Arheit 
Mtuerhalb  des  Workhouse.  nicht  in  den  Kreis  der  Thfttigkeit  der  Anstalls- 
beamten  hineinfftllt.  sondern  ein  Gebiet  ist,  auf  welchem  ein  Elingreifen 
der  Privat- Wohlthätigkeit  angezeigt  und  von  sehr  ^netigem  EinflusBe 
aein  wQrde.  Die  Privat-Wohltnätigkeit  hat  sich  in  dieser  Kichtung  denn 
aach  schon  wenigstens  einer  einzelnen  Klasse  der  Worthmise  Insassen, 
nämlich  der  unehelich  Geschwängerten  angenommen  (Societiee  for  BefYieii- 
ding  Girlg),  und  zwar  mit  dem  allerbesten  Erfolge,  üerade  dabei  hat 
es  sich  aber  gescigt  dass  mit  der  einfachen  Verschaffung  von  Arbeit  und 
Stellen  nicht  allzuviel  geschehen  ist,  sondern  dass  es  weiter  von  Nötbeu 
ist,   dass  die  aus  dem   Worklioiisf  heraus   auf  den   freien  Arbeitsmarkt 

Sebrachten  Personen,  die  fUr  ihre  Erhaltung  in  der  Selbstfindigkeit  meist 
ringend  erforderliche  Stütze  finden.  Man  mnss  sich  dieser  Personen  in 
Önem  weiteren  Maasse  annehmen,  als  es  von  Seiten  der  Anataltabeamten 
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(lass  sie  sich  überhaupt  veranlasst  fohlen  werden,  d^is  HVt- 
home  zu  verlassen  und  den  Kampf  um  das  Dasein  von  neon 
aufeunehmen.  So  sehi'  viel  Abschreckendes  das  WorHumse  ft: 
jeden  haben  muss,  der  dassell>e  zum  ersten  Male  In-triit  #o  ;>* 
wahrscheinlich  ist  es,  dass  bei  einem  langem  Aufenthalte  io  it>9 
Workhouse  die  ermüdende  Eintönigkeit  des  ganzen  Lehrtß'i 
welche  durch  die  Arbeit  —  so  wie  dieselbe  rt^flniässig  in  "ti 
Worhhouses  geschieht  —  in  keinerlei  Weise  unterbrochen  wlii 
dieses  Gefühl  vollständig  abstumpft,  und  dass  der  Betrefft^ 
sich  an  das  Leben  im  Workliouse  gewöhnt. 

Aber  wie  es  sich  bei  einer  Reihe  von  Einweodun^n.  wH* 
firüher  gegen  das  euglischf  '  ""    '""    "^       '     '     " 

wurden,  schon  jetzt  h< 
dem  Armensysteme  gar  i 
der  Art  und  Weise  der  d 
und  durch  die  inzwischi 
der  Vei-waltung  thatsäch 
so  glauben  wir,  dass  au 
heutigen  ei^lischen  Arme 
(iesSystems'lediglich  dui 
Verwaltung,  und  zwar  vi 
maassgebenden  Gnindsät 


Diejenige  Klasse  dt 
handlimg  wohl  den  meis 
A  r  m  e  n  k  i  n  d  e  r. 

Zunächst  ist  hier  dii 
eine  ungeeignete  Behanr 
werden  kann,  eine  weit 
Klasse:  Es  ist  Rücksicht 
selben  nicht  durch  die  G 
Kinder  sich  zum  Leicht* 
wie  zum  Unterlassen  v( 
derselben  bestimmen  lasf 
Kinder,  auf  dass  dieselbe 
Annen  des  Pauperismus 
des  Gemeinwesens  gema 
sieht  zu  nehmen  auf  die 
Arl)eit  lebende  Bevölkern 
Armenkiuder  nicht  über 
Arbeiterklassen  ihre  Kindi 
Moment  ist  dasjenige,  w( 


■)  Eioa  sehr  bezticbne 
giebt  Fowle  a.  a.  O.  S.  140, 
cimtfoii"  bezeichnet 
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gerecht  wenlon  kann.  Eine  im  allpenieinon  ausreichende  Vor- 
kehrung wird  im  englischen  Annenwesen  hier  schon  iladuivh 
petroffeh,  dass  die  Unterstützung,  welche  den  Kindern  zu  Theil 
«int ,  als  eine  den  Eltern  gewährte  Untt^rstUtzung  gilt  und  in 
Folge  dessen  mit  solchen  Einschränkungen  für  die  Eltern  ver- 
bunden ist,  als  ob  die  letzteren  für  sich  die  Unteretützung  in 
Anspruch  genommen  hatten')-  Weit  schwieriger  ist  es,  dem 
zweiten  und  dritten  Momente  gen>cht  zu  werden.  Es  ist  dabei 
zu  beachten,  dass  die  hier  zu  nehmenden  KUcksicht(>n  an  sich 
nach  direkt  divergirenden  Richtungen  auseinanderlaufen,  so  dass, 
jemehr  das  eine  Moment  wirklich  Berücksichtigung  findet,  uni 
so  grösser  die  Gefahr  fllr  die  Vernachlässigung  des  anderen  ist. 
Man  bedenke,  dass  die  Mehrzahl  der  Aitnenkinder  köiperlich 
und  geistig  vernachlässigt  sind ,  imd  dass  schon  hienlurch  — 
wenn  mau  die  Frage  oli  und  in  wie  weit  auch  bei  dem  I'auite- 
risutus  vererbliche  Dispositionen  eine  Ilolle  spielen,  ganz  dahin- 
gestellt sein  lässf*)  —  eine  ganz  tiesonders  sorgfilltige  Behandlung 
der  Kinder  gelioten  ei-scheint,  wenn  man  das  Ziel  en-eichen 
will,  aus  denselben  brauchbare  Menschen  zu  machen,  welclie 
die  Kraft  und  die  Fähigkeit  besitzi>n,  den  Kampf  um  das  Dasein 
selbständig  aufzunehmen  und  durchzuführen.  Die  Schwierigkeit, 
dies  zu  errt^ichen ,  ohne  dabei  gleichzeitig  in  der  übrigen  unver- 
m(^nden  Bevölkerung  den  Ge(lanken  zu  erwecken,  dass  fftr  die 
Armenkinder  aus  den  ÖiTentlicheu  Mitteln  besser  gesoi-gt  werde, 
als  es  der  unabhängige  Arbeiter  für  seine  eigenen  Kindei'  zu 
thun  vennag,  liegt  auf  der  Hand. 

Gerade  diese  Schwierigkeit  ist  es,  welche  die  Zentrallwhörrie 
veranlasst  hat,  auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  für  die  Annen- 
kinder  von  einer  Begünstigui^  odi^r  Empfehlung  ii^end  eines 
der  in  Anwendung  befindlichen  Systeme  abzusehen  und  sich 
darauf  zu  l)escliränken ,  unparteiisches  Material  fUr  die  Beur- 
theilung  der  einzelnen  Systeme  zu  schaffen  (vergl.  oben  S.  141  if.), 
auf  das  hin  die  Lokal -Armenbehönlen  ihre  Beschlussfassung 
darüber,  welchem  Systeme  sie  sich  selbst  anschliessen  wollen, 
stützen  können. 

Wir  werden  Iwi  der  Darstellung  der  einzelnen  Systeme,  zu 
welcher  wir  jetzt  übergehen,  si'hen,  dass  mit  jedem  Systeme  ge- 


')  Terel.  speuell  fär  den  Ftiü,  daas  der  Vater  oder  die  uneheliche 
Hntter  arbeitsfäbie  ist,  die  oben  8.  193  angeführten  BeKhränbnngen.  — 
äowfflt  Outdoor  Sflief  xa  den  Vater  eines  Kindes  zwistheii  5  and  13 
Jkhren  gegeben  wird,  soü  es  stets  zur  BedingnnK  der  Unterstützung  se- 
maeht  weraen,  dass  die  Kinder  dne  Elementary  Sdiool  besuchen  Sß  a.  37 
Vict  c.  86  s.  3. 

*)  In  einem  in  dem  Journal  of  the  London  Stalistical  Society  Bd.  48 
S.  184fi.Teröffenaichten  Auftatze  von  Fred.  J.  Monat  „On  the  Educa- 
tion  and  Training  uf  the  Children  of  the  l'oor,"  welcher  recht  viel  werth- 
TOlles  Material  enthfiJt,  wird  diesem  Punkte  ^thai  pauperimi  and  the 
diseases  begotten  of  it  are  to  a  very  large  extent  heredäary'  eine  besondere 
Bedenlnng  beigelc^ 
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wisse  Schattenseiten  verbunden  sind  uod  dass  es  wesentlieh  von 
der  praktischen  Verwaltung  ahhanpt,  in  wie  weit  die  dem  ein- 
zelnen Systeme  anhaftenden  Nachtheile  zur  vollen  Geltunp  rp- 
lanjieu  oder  al^eschwächt  werden'). 

I.  Die  Royal  Commission  hat  i.  J.  1834  in  ihren  Berichten 
darauf  hinpewieaen ,  dass  es  zwar  die  nächste  Auftrabe  sein 
müsse ,  die  Qlilen  Folgen ,  welche  die  bisherige  Art.  der  Armen- 
Verwaltung  herbeigeftihrt  habe ,  zu  beseitigen ,  dass  man  aber, 
sobald  dies  Ziel  erreicht  sei,  auch  an  Verbessenmgen  positiver 
Natur  gehen  mttsse,  und  dass  unter  den  letzteren  die  Verbes- 
serungen in  der  Erziehung  der  Armenkinder  und  damit  eine  all- 
mähliche Hebung  des  geistigen  und  moralischen  Zustande«  der 
jianzen  Armenklasse  Überhaupt  eine  Hauptrolle  einzunehmen  habe. 

Die  zunächst  erfolgende  Maassregel  der  Unterbringani; 
der  Arnienkinder  in  den  Workhouseit  erscheint  hier- 
nach von  vomherein  nur  als  eine  provisorische.  Die  Dnto- 
bringung  in  den  WorkJiotiscs  war  eine  Verbesserung  gegen 
die  bisherige  irrationelle  Unterstützung,  besonders  in  der  Ge- 
stfüt  eines  Eead  Moruy  (cf.  oben  S.  43) ,  und  war  geeignet, 
gegen  den  aus  der  bisherigen  Verwaltung  entsprungenen 
Leichtsinn  in  der  Gründung  einer  Familie  anzukämpfen,  aber 
es  stellte  sich  bald  heraus,  dass  bei  diesem  Systeme  wirkliche 
Verbesserungen  in  der  Erziehung  der  Armenkinder,  auch  wenn 
alle  Vorschriften  über  den  zu  ertheilenden  Unterricht  geuu 
und  auf  das  beste  befolgt  würden ,  nur  mit  grossen  Schwierig- 
keiten zu  erreichen  seien. 

Gerade  bei  den  Armenkindem  trifft,  der  Satz,  dass  das 
Unterrichten  allein  nicht  Erziehen  ist,  in  her\'orragendem  Masse 
zu.  Selbst  wenn  es  möglich  gewesen  wäre,  in  allen  Workiumes 
für  gent^ende  Lehrkräfte  zu  sorgen .  was  aber  thatsächlich  in 
den  kleinen  Anuenverhänden  und  Workhouses  nicht  durchzu- 
führen war,  so  musste  die  weitere  Frage  aufgeworfen  werden, 
ob  denn  das  Workhouse,  in  welchem  sich  eine  grosse  Anzahl 
regelmässig  auf  niedriger  moralischer  Stufe  stehender  Menseben 
befindet,  der  geeignete  Platz  für  die  Erziehung  von  armen 
Kindern  sei.  Selbst  die  einfache  Trennung  der  Kinder  von  den 
übrigen  Insassen  ist  in  den  kleineren  Workhouses  kaum  durch- 
zuführen.    Jedenfalls  ist   dadurch,   dass  der  innere  Hausdieust, 

■I  Dies  ist  auch  der  Standpunkt,  welchen  der  jeteiee  Prtndent  de« 
L.  G.S.,  Sir  Cbarlee  Dilke.  «nnimmt,  und  welchen  deraelbe  in  »einer 
Rede  auf  der  Zenti^l-VerBanunlQne  der  P.  L.  Con(erenee/i  im  Jahre  1883 
treffeiid  mm  Ausdruck  gebracht   hat.    Es  heiset  in  dieser  Rede  (Rtpcrt 

S.  462  fl'.)  „(hat  no  one  tyslem  ts  «lo  begt,  or,  at  aU  evetUn,  m  do  tiol  bw 
t'or  certttin  thal  anv  one  tystem  in  the  bat.  Thtrefore,  wt  oaghl  tut  to 
bind  ourseltvs  hy  Ihe  hnen  of  a  System  at  Ihe  present  dm«."  In  ähultch» 
Weise  äusserte  eich  auf  derselben  Konferenz  (Bfport  8.  459  ff.)  der  £rnhere 
Pi^ideat  dee  L.G.B..  Mr.  Sclater  Booth,  welcher  lobend  hemn- 
h<ib:  „(V  elasticity  of  Ihe  sysfem,  the  wHHngness  of  ihe  Guardian^  U>  fty. 
(inil  of  the  Board  to  sanction  eseperim-rnt*." 
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ja  meist  auch  die  Aufeicht  in  dem  für  die  Kinder  hcsfimmten 
Flügel  von  anderen  Insassen  des  Workkotise  wahrgenommen 
wird,  eine  fortgesetzte  Berühning  der  Kinder  mit  Personen  Re- 
äcfaafTen,  von  denen  in  moralischer  Hinsicht  selten  eine  günstige 
Einwirkung  erwartet  werden  kann.  Die  Kinder  müssen  nicht 
nur  positive  Kenntnisse  erwerhen,  sondern  müssen  auch  im 
Spielen  und  in  sonstiger  Beschäftigung  unterrichtet  werden,  und 
gerade  der  Einfluss,  welcher  in  den  nicht  dem  eigentlichen 
Lernen  gewidmeten  Stunden  ausgeübt  wird  und  au^eübt  werden 
kann,  ist  häufig  von  der  maassgebendsteu  Bedeutung. 

Dazu  kommt  aber  noch  weiter,  dass  die  ganze  Atmosphäre 
eines  Workhouse  wenig  geeignet  ist.  um  kräftige,  sell)ständige, 
sich  ihrer  Kraft  bewusste  und  auf  ihre  Selbständigkeit  stolze 
Menschen  zu  erziehen.  Die  erdrückende  Eintönigkeit,  die  freud- 
lose, sich  stets  gleichbleibende  Lebensweise,  wie  sie  in  den  An- 
stalten regelmässig  herrscht  und  auch  in  solchen  Anstalten  kaum 
zu  vermeiden  ist,  kann  auf  die  Kinder  nur  deprirairend  wirken 
und  muss  in  ihnen  das  Streben  und  die  Kraft,  vorwärts  zu 
kommen,  abschwächen.  Ein  jeder  weiss  aber  aus  eigener  Er- 
fahmng,  dass  die  Eindrücke,  welche  in  den  Jugemljahren  ge- 
wonnen werden,  die  dauerndsten  sind  und  sich,  ob  sie  nun 
freudiger  oder  trauriger  Natnr  waren,  in  der  Entwicklung  des 
Menschen  und  in  seinem  ganzen  spätem  Le)>en  niemals  völlig 
verwischen. 

Alle  die  mit  der  Unterbringung  der  Kinder  im  Worhhome 
verbundenen  Gefahren  sind  so  naheliegende  und  sind  auch  bei 
der  besten  Verwaltung  so  schwer  zu  vermeiden,  dass  die  wenigen, 
bei  diesem  Systeme  vorhandenen  Vortheile  kaimi  in  das  Gewicht 
fallen  können.  Diese  Vortheile  bestehen  zunächst  in  einem 
Punkte,  dessen  Richtigkeit  gar  nicht  zu  l)e8treiten  ist:  die 
Unterbrii^ung  in  den  Wor^uses  ist  billiger,  als  irgend  ein 
anderes  System.  Es  werden  die  vorhandenen  oder  ohne  er- 
hebliche Mehrkosten  herzustellenden  Räume  benutzt,  das  er- 
forderliche Verwaltungspersonal  ist  schon  da,  und  der  ganze 
Posten  der  Generalkosten  reduzirt  sich  so  auf  ein  Minimum. 
Ein  anderer  Vortheil  ist  nicht  nothwendiger  Weise  mit  diesem 
Systeme  verbunden,  aber  kann  durch  eine  gute  Verwaltung 
wen^tens  in  den  grösseren  Workhouses  erreicht  werden:  die 
Kinder  können  in  den  Anstalten  in  Beschäftigimgen  unterwiesen 
werden,  welche  ihnen  für  ihr  späteres  Lel>en  nützlich  sind:  sie 
können  bei  dem  Hausdienste  herangezogen  werden  und  sie 
können  bei  den  von  den  Erwachsenen  gethanen  Arbeiten  zu 
bestiminteii  Berufen  herangeliildet  werden. 

Aber  diese  Vortheile  vermögen  die  hervorgehobenen  schweren 
Naehtheile  nicht  aufzuwiegen ,  und  was  noch  weiter  in  Betracht 
zu  ziehen  ist:  in  den  kleinen  Workkouses  werden  sich  die 
Schattenseiten  am  schärfsten  und  die  Lichtseiten  am  geringsten 
zeigen.    Die  erste  Maassregel,  welche  in  Abändenmg  des  be- 
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stehenden  Zustandes  erfelgte,  fosste  deon  auch  nabugemte 
vorzufisweise  diese  kleiaeren  Worüauses  in  das  Auge,  und 
suchte  auf  die  Bildung  ^sserer  Anstalten  hinzuwirken. 

n.  Im  Jahre  1839  wunle  von  dein  I^tme  Snretarg  mt 
Untersuchung ,  über  den  Zustand  der  Ärmenscfaulen  eingelötet 
und  in  den  daraufhin  eingelieferten  sehr  werthvollen  Berichten, 
welche  i,  3-  1641  veröffentlicht  wurden,  werden  die  mit  der  Unta- 
hringung  der  Aiinenkiiider  in  den  Workhouses  vertjundenen  Nadi- 
Üieile  klar  auseinandergesetzt  und  als  Abhülfe  empfohlen,  niehive 
Aruienverbände  zu  dem  Zwecke  zu  vereinigen,  um  eine  ^meinsime 
Anstalt  zur  Aufnahme  und  Erziehut^i  der  Kinder  zu  erricfaten*)- 
Dieser  Vorschlag  fand  im  Parlament  Beifoll,  und  die  Zentnl- 
Annenbehörde  wurde  im  Jahre  1844  zur  Bildung  derartt^ger 
.  Schulliezirke,  —  School  Bisiricts  — ,  ermächtigt,  in  welcbm  die 
Aimeukinder  in  besonderen,  fUr  sie  allein  beBtinimten  AnstaUeo 
—  District  Schooln  —  getrennt  von  dem  TTorJtAoiwe unter- 
gebracht werden*). 

Die  neue  Maassregel  stiess  jedoch  vor  allem  mit  Bückädit 
auf  die  dadurch  herbeigeführte  Yermehning  <ler  Kosten  auf  so 
lebhaften  Widerspruch  bei  den  Lokal  -  Amienbehörden,  das  die 
Zenti-albehörde  von  der  ihr  erüietlten  Befugniss  nur  in  sdir 
gemigera  Maasse  Gebrauch  machte.  Neben  der,  auf  materieDea 
Gründen  beruhenden  Abneigung  der  Lokalbehörden  hatte  hieranf 
aber  auch  noch  <ler  Umstand  Rinfluss,  dass  sich  gewichti««' 
Stinnuen  gegen  die  Nützlichkeit  des  neuen  Systems  ansspracbeiL 

Das  System  selbst  basirt  auf  dem  Gedanken,  die  Amiai- 
kinder  von  dem  michtheiligen  Einflüsse  der  Umgebung  in  den  Wart- 
kouses  zu  («freien  und  dabei  zu  gleicher  Zeit  den  Unterricht  nnri 
die  Erziehung  der  Kinder  durch  solche  Spezial-An.stalten  mit  ihrem 
für  diese  Zwecke  speziell  geeigneten  Beamtenstal)e  zu  fördeni. 
Um  aber  dieses  S}-stem  für  die  einzelnen  Verbände  nicht  ni 
kostspielig  zu  gestalten,  dazu  niusste  man  zur  Hei^tellona 
grösserer  Anstalten  sehreiten,  in  denen  sich  die  Geuerälkostpn 
auf  die  vereinigten  Verl)ände  vertheilen.  Gerade  diese  Gröese 
der  Anstalten  führt  nun  aber  neue  Nachtheile  herbei.  Die 
Znsamnienl^ing  einer  grossen  Anzahl  von  Kindern  in  den 
Schulziuuneni ,  den  SchlaMlen  und  Wohnräumen  erregt  zu- 
nächst Bedenken  in  gesundheitlicher  lüchtuug.  Nicht  nur  kanu 
(iic  erhebliche  Zahl  der  körperlich  vemachläss^en  Kinder  in 


')  Eine  bcsoodere  Hervorhebong  verdienen  die  beiden  Berichte  tih 
Sil'  JEimes  Kay  tjhuttlenonb  und  von  Mr.  Tiifnell.  lu  dem  Berichte  da 
letzteren  heisst  ea  mit  Becht:  „The  atmofjihfre  of  a  workhcnue  OnA  ran- 
tairis  advü  pauperx  ig  taitäed  triüi  vice.  Ao  OM  who  rtgard*  Oit  (iittri 
happines»  of  the  chSdren  icmild  ertr  trish  Iheni  lo  be  eäueattd  «i&m  it 
precinctu." 

*)  7  a.  8  Vict.  c.  101  a.  40;  11  a.  12  Vict.  c.  82  b.  1;  19  i.  UW 
c.  101  B.  3;  31  a.  32  Viet.  c.  122  a.  10,  11. 
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[diesen  AnstBlten  nidit  die  fUr  sie  erfordeirlicbe  spezielle  Pflege 
4ndeD,  sondern  es  tritt  auch  weiter  die  Gefahr  hcr\'or,  dass 
;nch  in  den  Anstalten  ansteckende  Krankheiten  verbreiten ; 
-eine  (iefalir,  ^welche  in  dem  hitu%en  Vorkommen  speziell  von 
Augen-  und  Hautkrankheiten  in  den  Diütrikl^hulen  auch  that- 
■flftchlich  ihre  Bestäti^n^  fand  *).  In  iUudieher  ISeziehimg  machen 
-ach  aber  auch  Beiienken  in  nioraliscfaer  Hinsicht  biegen  die 
.Ensaniuieidegung  einer  so  grossen  Zahl  von  Kindern  geltend, 
ifan  nmss  befürchten,  dass  die  durch  ihre  biBherige  Er.ciebung 
;ntt])ch  verkommenen  Kinder  ansteckend  auf  die  Übrigen  wirken, 
eine  Gefahr,  welche  besonders  bei  der  geringen  Möglichkeit, 
jäie  Kinder  in  den  grossen  BchlafeSlen  zu  kontroUircn,  Beachtung 
venlient.  Dazu  kommt  aber  nun  weiter,  dass  gerade  l>ei  den 
Armenkindem,  welche  so  vielfach  von  frühester  Jugend  auf  in 
der  Erziehung  Temaehlftäsigt  sind ,  ein  »Eingehen  auf  die  Indi- 
vidualität des  einzelnen  Kindes,  wie  es  in  derartigen  giossen 
^BBtolteu  kaum  möglich  ist,  von  allcrhöcJistem  Werthe  erscheint. 
Wir  sehen  somit,  dass  auch  dieses  System,  wenngleich  die 
■Diatrict  Schooh  zweifellos  einen  erheblichen  Fortschritt  geg^- 
ttber  den  WorMouse  Schooh  enthalten,  bedeutenden  Einwen- 
dnngeu  unterliegt.  Es  blieli  Raum  für  neue  Verbesserungavor- 
•schläge,  welche  denn  auch  nicht  lauge  auf  eich  waiten  Hessen. 

in.  Ein  System  der  Behandlung  der  Anuenkinder,  weiches 
in  Schottland  »'bon  seit  lilngerer  Zeit  bestanden  hat  und  dort, 
wie  ganz  nllgemeiu  anerkannt  wird,  von  den  besten  Erfolgen 
begleitet  ist,  das  sogenannte  Soardinff-out  System,  ward 
nunmehr  auch  in  England  versucht*). 

Dieses  System  greift  gerade  da  ein .  wo  der  Hauptmangel 
der  DisüietSohoolft  liegt:  durch  die  Unterbrii^ng  der  Annen- 
kinder gegen  ein  Kostgeld  in  Familien  wird  denselben  ein  home 
geBchaffen,  in  welchem  ihren  körperlichen  oder  nmi'alischen 
Fehlem  und  Untugenden  die  nöthige  Aufmerksamkeit  geschenkt 
werden  kaim.  Zu  gleicher  Zeit  werden  hier  die  Kinder  voll- 
standig  aus  den  Banden  des  Pauperismus  herausgerissen  und 
mit  der  Übrigen  Bevölkerung  vermischt.  Insbesoiidei^  fflr  Waisen 
und  verlassene  Kinder  erscheint  es  angezeigt,    denselben  auf 

')  Vei«l.  3.  JahreBbericht  dee  L.  G.  B.,  Anhang  S.  2I0-24-'i  {Dr. 
Bridgea  and  Dr.  Monat).  4.  Jahresbericht  des  L.  G.  B.  Anhui);  S.  155 
bis  169  (Professor  Nettleahip).  In  Folge  der  üblen  Erfuhrungcn ,  welche 
man  gerade  in  geeundhcit] icher  llichtung  bei  den  Dinirid  Schouls  gemacht 
-hatte,  ordnete  die  Zentralbcboitle  in  einem  Zirkular»chreiben  vom  3.  Dez. 
1073  an,  das«  alle  Kinder,  welche  zu  IHXnW  Sch<ioh  gesandt  weiden 
Millten,  Euvor  von  dem  Annenarzte  zu  untersuchen  seien,  ob  »ie  frei  von 
.anateckeudeu  Krankheiten  und  in  einem  solchen  Gesund heitszostande  sich 
bafSuden,  um  ohne  Gefahr  und  mit  Erfolg  in  der  liUtrict  Sehool  ver- 
blrabea  zu  können  (8.  Jahresbericht  des  L.  G.  S.,  Anhang  S.  2). 

')  Vera;l.  über  das  schottische  System  den  Bericht  dcd  im  Jahre 
1869  Bpeziell  zur  Information  hierüber  nach  Schottland  gesandten  lu- 
.«pdctor  Henley,  Pari,  l'apers  1870  Nr.  ITÖ. 
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diese  Weise  ein  FamilieDleben  zu  schaffen ,  Aas  ihnen  io  ifei 
natürlichen  Gestalt  durch  die  Ungunst  der  Verhiltnise  Terastl 
ist.  Die  Kinder  wachsen  hier  ihren  späteren  Verhiltiu»«  vsi 
ktlnftigem  Berufe  entsprechend  auf  und  sind  sich  oft  tar  nitta 
hewusst,  dass  sie  Armenkinder  sind. 

Allein  der  Anwendung  dieses  Systems  •)  stellten  aA  it- 
bald  praktische  Schwierigkeiten  entgegen ;  zunichst  die,  Ptea^ 
eitern  zu  finden,  welche  bereit  waren,  trcgrn  ein  PffewcW. 
welches  man  schon  itn  Interesse  der  Steuerzahler  uf  i» 
Maximum  von  4  Schilling  per  Woche  beschränken  lu  »öa 
glaubte ,  Kinder  anzunehmen ;  sodann  die  noch  ^<sm 
Schwierigkeit,  unter  diesen  Bewerbern  diejenigen  mit  SiiWi^ 
auszuwählen,  welche  genügende  Büi^schafl  dafür  bieten,  n 
ihnen  die  Rinder  zur  Erziehung  anzuvertrauen ;  und  eniUich  te 
Schwierigkeit,  die  erforderliche  Aufsicht  zu  führen. 

Die  Zentral-Armenbehörde  war  sich  von  vornherein  bewwÄ 
dass  gerade  dieses  System  sehr  leicht  zu  Missbräucben  {uhm 
könnte,  und  hielt  es  deshalb  ai^ezeigt,  zur  Vemieidunp  «JA« 
Missbi^uche  bestimmte  Regeln  niederzulegen.  In  einer  !(•>■»- 
(ling-out  Order  von  25.  Nov.  1870  wunten  nuärfcs 
Bestimmun^n  getroffen  für  den  Fall,  dass  Armenkinder  insort- 
halb  ihres  Heimathsbezirkes  in  Pflege  gegelten  werden.  w»s  l»- 
sonders  in  den  städtischen  Bezirken  vielfach  pesohielit,  inA« 
man  hier  die  Annenkinder  vorzugsweise  zu  Arbeitcrfamilieo  lai 
dem  Lande  in  Pflege  giebt  In  einer  zweiten  Order  \<a 
10.  September  1877  wurden  die  wesentlichsten  di«*T  B^ 
Stimmungen  auch  auf  die  innerhalb  des  Beziilii>s  selbst  in  I'flr." 
gegebenen  Kinder  ausgedehnt*). 

Nach  diesen  Vorschriften  der  Zentralbehörde  ist  in  soWh 
Bezirken,  welche  das  Boarding  -  out  System  adoptirt  hat»: 
ein   besonderes  Boardinff-out  Committee   aus   xwei   oA* 

')  Nach  echt  enKlischer  Waise  hat  rieh  cöne  bMondae  GcMQKkf 
gebildet,  deren  Zweck  es  ist,  die  AnweDdimg  de«  Boarding-oM  ^t^s* 
zu  fordern (A'afionalContmiltee/or  promoting  ihv  boardi*t-f 
spstem).    Der  Voisitzende  dieser  GeKUBchaft,  Hr.  Fraocia  Pech.  ■ 
aueh  in  seinem  Bach  ,Our  Latct  and  our  FOor"  LoDden  \>i~-',   uiijW^' 
für   das  Boarding-out-Sjatem    eingetreten.    Eine   herToitageudg  LliWc 
in  dieser  Betreguni 
Nassau  Senfor 
hat  in  dem  8.  Jahi 
interessanten  Berit 
Ol  Pauper  Sdioota' 
die  moralische  He 
koDunen  der  Kind 
That  dürfte  das 
VoizUge  haben, 
groaeen  Anstalten 
als  bei  den  Knabe 
Senior  bat  einer  d 
Inspektor  Tnfnel 

')  Die  beiden 
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mehreren  Mitglieiiem  zu  wählen  zu  dem  Zwecke,  unter  eigener 
VerantwortlicUceit  geeignete  homes  für  die  Kinder  zu  finden  und 
diese  homes  sodann  fortlaufend  zu  beaufsichtigen.  Nur  Waisen  oder 
verlassene  Kinder  im  Alter  von  2  bis  10  Jahren  sollen  in  Pflege  ge- 
greben  werden,  und  es  niuss  feiner,  bevor  die  Unterbrii^iung  ge- 
Bchieht,  ein  ärztliches  Attest  über  den  Gesundheitszustand  ausge- 
stellt werden.  Regelmässig  sollen  in  demselben  Hause  nicht  mehr 
als  2  Kinder  untei^ebracht  werden,  bei  Gesehmstem  beträgt  die 
Maximalzahl  4.  Die  Pflegeeltern,  welche  von  demselben  Glaubens- 
bekenntnisse, wie  das  Kind  sein  müssen,  haben  das  Kind  wie  ihr 
eigenes  zu  erziehen,  ihm  Nahrui^  und  Kleidung  zu  gelien,  darauf 
EU  achten,  dass  das  Kind  regelmässig  zur  Schule  und  Kirche  geht 
und  bei  etwiugon  Ki-ankbeiten  an  das  Boardfng-out  Commitlee  zu 
berichten.  Sie  erhalten  für  jedes  Kind  wöchentlich  4  Schillii^r, 
wobei  nicht  eingerechnet  sind  Schulgelder,  etwaige  ärztliche 
Kosten,  sowie  ein  Zuschuss  bis  zu  10  Schillit^  vieteljährlich  für 
Kleidui^.  Innerhalb  IVs  Meilen  von  dem  Hause  der  I'ßege- 
eltem  muss  sich  eine  Schule  l>efinden ,  und  die  Wohnung  eines 
der  Komittee  Mitplieder  darf  nicht  weiter  als  5  Meilen  entfernt 
liegen.  Die  Kinder  sollen  regelmässig  nicht  an  Orten  mit  mehr 
als  15000  Einwohnern  in  Pflege  gegeben  werden.  Die  Kinder 
nnd  wenigstens  einmal  alle  sechs  Wochen  von  einem  Mitgliede 
des  Komittees  zu  besuchen,  und  wenigstens  einmal  viertel- 
jährlich ist  ein  Bericht  über  die  Kinder  dem  Board  of  Gaardians 
vorzulegen.  Es  wei-den  femer  von  dem  Schullehrer  viei-teljähr- 
licbe  Berichte  eingefordert,  und  wenn  in  diesen  Berichten  zwei 
Mal  ungünstig  über  ein  Kind  berichtet  ist  und  trotz  der  alsdann 
erfolgenden  Warnung  eine  Besserui^  nicht  eintritt,  so  soll  das 
Kind  aus  der  Pfl^e  zurückgezogen  werden. 

Dies  ist  der  wesentlichste  Inhalt  der  Bestimmungen,  durch 
welche  die  Zentralbehörde  vorbei^en  zu  können  glaubt,  dass  die 
Kinder  nicht  zu  Leuten  gebracht  werden,  welche  mit  der  Aufnahme 
derselben  nur  einen  pekuniären  Gewinn  suchen  und  die  wirk- 
liche Fürsorge  für  die  Kinder  vernachlässigen.  Man  muss  zuge- 
stehen, dass,  falls  diese  BestJnunui4;en  gewissenhaft  zur  Aus- 
fDhrui^  gebracht  werden,  far  die  Kinder  selbst  jedenfalls  in  der 
bestmöglichsten  Weise  gesorgt  ist.  In  Wirklichkeit  ninl  jedoch 
viel  darüber  geklagt,  dass  die  Boanting-out  Commitlees  ihren 
Pflichten  nicht  überall  gerecht  würden. 

Der  Haupteinwand  gegen  dieses  System  liegt  aber  auf  einem 
anderen  Gebiete  und  ist  in  der  That  ein  schwerwiegender.  Den 
Annenkindem  wird  hier  eine  Behandlung  gesichelt,  wie  sie  der 
einfache  Arbeiter  häufig  seinen  eigenen  Kindern  nicht  gewähren 
kann.  Man  überlege,  wie  viel  Arbeiter,  besonders  an  den  kleinen 
Orten,  an  welchen  die  Kinder  regelmässig  in  Pflege  g^eben 
werden ,  in  der  Lage  sind ,  für  ihre  Kinder  neben  Kleidung, 
Schulgeld  und  Kosten  für  ärztliche  Behandlung  noch  4  Schilling 
w&chentUch  auszugeben.    Es  besteht  eine  grosse  Gefahr,  dass 
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mancher  Arbeiter,  welcher  sieht,  dass  in  dieser  W-wse  fllr  dis: 
von  ihren  Elteni'  verlassenen  Kinder  geBorpt  wnl',  in  Vo-- 
suchung  kommt,  daa  Loos  seiner  eigenen  Rinder  dadurch  m 
verbessern,  dass  er  dieselben  im  Stich  l&set  und  der  fttfentlidRa 
Fürsorge  anheim  giebt.  Jedenfalls  i*er  winl  dem  Arbeiter  bei 
tliesem  Systeme  der  Anlass  genommen,  Vorsorge  fOr  seine  Kmdn 
auf  seinen  Todesfall  zu  treffen.  Ob  diese  Nachtheile  den  fbr  du 
Kind  selbst  bei  dem  Systeme  erreichten  Vortiieilen  die  Wa^ 
sehale  halten,  muss  sehr  zweifelhaft  sein'). 

Ea  ist  als  ein  Zeichen  der  volkswirthschafüich  gesunden 
(Wndsätze,  welche  in  der  englisdien  Zentral- Anuenbeb&ide 
herrschen,  anzusehen,  daas  von  derselben  alles  vermieden  wird, 
was  als  eine  Begünstigung  dieses  Systems  erscheinen  könnte. 
Es  kann  keinem  Zweifel  unterli^en,  dass  eine  Begünstigung  de« 
Boarding-ouiSysteins  oder  gar  eine  generelle  Einführung  des- 
selben, in  Folge  deren  sich  der  einzelne  darauf  verlassen  kJbmtev 
dass  seinen  Kindern  eine  solche  Behandlung  eveot.  zu  Thöl' 
werden  wünle ,  erhebliche  Gefahren  für  die  arbeitende  Klaase- 
Hiit  sich  fuhren  milsste.  Wie  die  Verhältnisse  zur  Zeit  U^eo, 
erscheint  die  Anwendung  des  Boarding-outSysteiBS  im  einzeliKD 
Falle  als  eine  Vei^nstiguDg ,  auf  welche  nicht  mit  irgend 
welcher  Bestinmitheit  gerechnet  werden  kann,  und  dadurch  sind 
die  Uebelstände,  welche  dem  Systeme  anhaften,  einigermasaen 
jiligeschwäeht. 

IV.  Neben  den  bisher  dargestellten  drei  Haupt^?teme& 
bestehen  nun  noch  eine  Reihe  anderer  Systeme.  Dieselben 
rkarakterisiren  sich  aber  im  wesentlichen  als  blosse  Hodifib- 
tionen  der  Hauptsyst«me ,  durrh  welche  gewissen  Nachtfaeilen 
vorpietieugt  wenlen  soll  und  auch  zum  Theil  wirklich  vorgebeugt 
winl. 

So  glaubte  man  eine  Besserung  des  ersterwähnten  Systems, 
der  Unterbringung  der  Armenkinder  in  den  WorkÄonaef,  da- 
durch hcrbeizuftthren  ^).  dass  man  die  Kinder  nicht  in  den 
Workhonses  selbst  unterrichten  lässt,  sondern  zum  Empfongt 
des  Unterrichts  in  benachbarte  Schulen  —  National-  oder 
Soard-Schoola  —  schickt.  Da  jedoch  die  Kinder  aus 
diesen  Schulen,  sobald  die  Schulstunden  vorüber  sind,  in  die 

■)  DEeae  Nachtbeile  sind  in  besonden  scharfer  und  piftziser  WAc 
von  Fawcett  in  seiuem  mhoa  zitirten  Werke  über  PaDperiemtH  her- 
vorgehoben worden. 

')  Die  Bestinimung  14  a.  15  TicL  c.  105  s.  6,  wonach  es  den  Gviirdimu 
gestattet  ist,  falls  in  dem  eigenen  Workhouse  nicht  in  geeigneter  Wnae 
tur  die  Armenliinder  voi^esorgt  werden  kann,  mit  andern  AnnenverUbidni 
Vertrftge  dahin  HbEOHchtiesBen,  dase  ihre  Armenkinder  in  dem  VurJtAoMM 
des  anaem  Verbundes  aufgenommen  werden,  kann  kaum  als  eine  Modi- 
fikütion  des  Hauptsystems  aneesehen  werden.  Man  sacht  anf  dieu 
Weise  nnr  den  kleinen  Verbünden  zu  helfen,  fOr  welche  die  Ansgabcn 
fUr  die  Anstellung  eines  geeigneten  ScKnllehreiB  o.  b.  w.  in  Folg«  der 
geringe  Anzahl  ihrer  Annenkinder  m  schwer«  Min  wQidCD. 
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WorHotises  zurücltkehren ,  so  wiid  hierdurch  die  üble  Ein- 
wlrkuDg  der  Workhouse  Atmosphüre  auf  die  Kinder  nur  in 
geringem  Maasse  abgeschwächt,  und  es  ist  ausserdem  dabei  nicht 
ausser  Acht  zu  lassen,  dass  es  auf  die  Annenkinder  sehr  depri- 
inirend  wirken  muss,  wenn  sie  sehen,  wie  ihre  Schulkameraden 
aus  der  Schule  vergnUgt  zu  ihren  Eltern  nach  Haus  zurück- 
kehren, während  sie  seilest  nach  dem  Workhouse  ziirQckwandera 


Als  eine  Modifikation  des  Boardmg-oat  Systems  erscheint 
das  oben  S.  292  f.  erwähnte  System,  Kinder  als  Auswanderer 
nach  den  Kolonien  zu  senden.  Der  llble  Einfluss,  welcher 
bei  dem  Boa^ding-oui  System  auf  die  übrige  arbeitenile 
Bevölkerung  zu  befürchten  ist,  kommt  hier  in  Wegfall,  dafür 
wird  aber  auf  der  andern  Seite  die  Möglichkeit  einer  zuläng- 
lichen Aufsicht  über  die  Kinder  erschwert.  Die  Zentralbehönle 
hat  sich,  wie  schon  oben  hervoi^ehoben  wurde,  gerade  mit 
Rücksicht  hierauf  veranlasst  gesehen,  liesondei-e  Vorschriften  für 
die  Answanderung  von  Armenkindei-n  zu  erlassen'). 

Die  meisten  und  auch  erfolgreichsten  Modifikationen  hat 
das  zweite  System,  die  Unterbringung  der  Kin<ler  in  besonderen 
Anstalten,  erfahren.  Zunächst  sind  neben  den  Dtstrict  Schools 
in  grösseren  Armenverbänden,  welche  schon  allein  die  Mittel  zur 
Errichtui^  von  besonderen  Anstalten  für  ihre  Kinder  besassen, 
sogenannt«'  Separate  Unions  oder  Parochial  Schools 
eiTichtet  worden.  Diese  Separate  Schools  stehen  mit  den 
District  Schools  vollkommen  auf  gleichem  Fusse'):  Vortheile 
und  Nachtheile  finden  sich  hier  wie  dort  in  gleicher  Weise  mit 
der  einzigen  Ausnahme,  dass  regelmässig  die  Zahl  der  in  Separate 
Sc^ols  aufgenommenen  Kinder  eine  etwas  geringere  ist,  als 
rbejenige  in  den  District  Schools,  und  dass  hiedurch  die  oben 
hervorgehobenen  Nachtheile  des  Systems  abgeschwächt  sind. 

In  neuerer  Zeit  liat  man  dieses  letztere  Ziel  in  erhöhten 
Maasse  durch  das  sogenannte  3/ef/ra!(-  oder  Co/ini^c-System 
zu  erreichen  gesucht.  Dieses  System  besteht  darin,  dass  man, 
anstatt  die  Kinder  in  ein  grosses  Gebäude  zusammmen  zu  legen. 


*)  Nach  dem  achon  zitirten  Memorfmdum  des  L.  G.  S.  vom  30.  April 
1S88  (13.  Jahreabericht  S.  32)  hat  die  Zenlnlbehörde  die  Zahl  der  Kinder, 
ffir  welchs  sie  überhaupt  die  Genehmigung  zur  Sendung  nach  Kanada 
eranL  m  geben  gewiUt  at,  auf  300  limitirL 

*)  Die  Verwaltang  der  Separate  SchooU  geschieht  darch  ein  beaon- 
(Un  gawfthltea  Schoal  Cumiiiittfe  des  Board  of  fruardianx .  während  für 
die  Verwaltung  der  Digtriüt  Schools  von  den  in  dem  Distrikt  vereinigten 
Vefbinden  ein  Separate  Board  gebildet  wird.  Die  Armen  verbände  in 
der  Hetropolis,  von  welchen  Separate  Schootn  errichtet  worden  äind,  haben 
e  Lond  


^   _i  die  Vororte  Londone  gelegt,   und   es   und   hier  fiBmer 

«ine  Reihe  eamtärer  Vorkehrnngen  getrofFan,  durch  welche  die  bei  den 
X)i«triet  SAools  bervorgetretenen  Beoenken  in  gesundheitlicher  Richtung 
anf  ein  ftünimnin  eingeechi&ikt  und. 
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kleinere  Häuser,  CoUages,  in  ländlichen  Beziriiea  Mh^üJas 
häufig  ist  das  in  Wales  geschehen)  errirfitet  und  die  KiiuleT  li 
diese  Weise  in  kleinere  Gruppen  vertheilt.  Die  (n'bäulitn- 
keiten  wenien  in  der  Art  errichtet,  dass  man  die  eiiurimE 
Cottages  um  ein  Schulgebäude  henun  gruppirt.  Wtnn  rtarri 
dieses  System  schon  die  Kachtheile,  welche  (lie  grosscu  Distn' 
Schools  mit  ihrer  schwer  zu  regierenden  Ma-s^nanbäuAuu:  ' "j 
Annenkinriem  hervorbringen ,  fast  völlig  beseitigt  nnd,  mj  «irt 
zu  gleicher  Zeit  ein  neuer  Vortheil  dabei  erstn-ht  und  ai* 
erreicht.  Man  setzt  nämlich  gewöhnlich  in  die  einz^lnra  C«t- 
tnges  je  eine  Arbeiterfamilie  hinein,  von  weklier  die  Kinder  k 
beaufsichtigen  und  weiter  die  Knaben  in  dem  hetreffriKirB 
Handwerke  des  Mannes ,  die  Mädchen  in  hltusliciieD  ArV-ifc« 
u.  s.  w.  zu  unterrichten  sind.  Auf  diese  Weise  ereetzl  ■« 
den  Kindern  thatsächlich  das  home,  man  schafft  fQr  ■^t  \'^ 
Familienlebeu  imd  giebt  den  Kindern  nelien  trefflichem  Tnlrf- 
ridit,  welchen  sie  auch  in  den  Disiriet  Schools  empfau^ra.  n 
gleicher  Zeit  eine  wirkliche  Erziehung.  Es  ist  die  Mödirbken 
gegeben,  auf  die  Individualität  des  einzelnen  Kindes  einziu^rln. 
und  es  wird  dabei  weiter  Vorsorge  getroffen,  dass  die  Kimi^ 
durch  frühzeitige  Unterweisung  in  eineui  hestinuuten  Haniiwirlf 
erwerbsfähig  gemacht  werden.  Dieses  System  hat  nur  den  tv^-i 
Nachtheil ,  dass  es  —  wenigstens  bis  jetzt  noch  — , '  mit  »  ■!- 
heblichen  Kosten  verbunden  ist ,  dass  nur  eine  ganz  kleim'  .^■ 
zahl  von  Anueuverl)änden  davon  Gebrauch  gemacht  habm'» 
Von  den  Verbänden  rier  Metropolis  ist  dies  nur  von  rico  ft- 
zirken  Kensii^iton  und  Chelsea  geschehen  ^).  Wenn  es  mit  ilrr 
Zeit  möglich  sein  wird,  Verbesserungen  bezüglich  des  K«*'- 
Aufwandes  herbeizuführen,  so  dürfte  diesem  SvÄti-me  in  it* 
Zukunft    wohl    eine    gi-össere  Verbreitung    gesichert  seio.    E- 


■)  Der  Präsident  Aea  L.G.B.,  Sir  Charles  Dilke,  hob  bo  «f 
jüngst  in  der  Socittj/  for  Befrimding  Gtrh  gehaltCDen  Ked*  dit  aam^ 
Vortheiie  des  Cbtfcwe-SyBtem»  hervor,  erkannte  alier  daba  n  poi^ 
Zeit  an,  daes  die  Koatspieligkeit  dieses  Srstenu  eich  einer  ■" 

Verbreitung  desselben  entgeg 
')  Die  Kosten  für  die  in 
Villages  Hotiie«  werden  ftnf 
besteben  aus  8  Cottages  fUr  . 
gebäude,  einer  Kapelle,  eh 
gebäude.  In  den  Homeg  I 
finden.  Die  Kosten  der  £: 
f  100  per  Kopf.  —  Die 
BiimingDBin  in  Manton  Gre 
ungef&Hr  eine  gleiche  Suma 
Spielplätze,  eine  Schwinimi 
Anstalt  hat  sich  besonders 
Andere  Anstalten  sind  zu 
dann  auch  entsprechend  bini 
Der  frühere  Inspektor  des 
bemüht,  dem  Coltage-Sjetem 
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verbindet  die  Vortheile  der  Distriet  School  und  des  Boarämg- 
mt  Systems  und  hat  die  Naditheile  der  beiden  Systeme  auf  ein 
möglichst  gerii^es  Maass  reduzirt. 

Ganz  das  gleiche  lässt  sieh  von  einer  andern  Methode  der 
Sehandlung  der  Annenkinder,  nämlich  ihrer  Unterbringung  in  dem 
sogenannten  Training -Ship  saßen.  Im  Jahre  1867  erhielten 
die  Gvardians  der  Metropolis  gesetzlich  die  Befugnis,  ein  oder 
mehrere  Schiffe  zu  beschaffen,  um  darauf  Armeiilinaben  für 
den  Seedienst  zu  erziehen').  Die  neue  Einrichtung  hat  sich 
vorzüglich  bewährt.  Alle  Berichte  stimmen  darin  überein,  dass 
auf  die  Knaben  in  j^licher  Weise,  besonders  aber  in  gesund- 
lieitlieher  Richtung,  vorzüglich  eingewirkt  wird,  und  dass  durch- 
weg brauchbare  iVfenschen  aus  ihnen  gemacht  werden.  Auch 
«lieses  System  hat  aber  mit  dem  vorigen  den  NachtheQ  der 
Kostspieligkeit  gemeinsam ;  es  ist  immer  nur  für  eine  beschränkte 
Anzahl  von  Knaben  anwendbar').  Die  Knaben  werden  regel- 
iiiüäsig  nicht  vor  dem  10.  Lebensjahre  hingeschickt,  und  es  muss 
vorher  durch  ärztliches  Attest  festgestellt  sein,  dass  die  Be- 
treffenden völlig  gesund  und  zum  Seedienst  tüchtig  sind. 

Ebenfalls  fUr  eine  beschi-änkte  Zahl  von  Amienkindem  in 
IH-aktischer  Anwendimg  ist  das  System,  die  Kinder  zu  sogenannten 
Certified  Schools  zu  schicken.  Dies  sind  Schulen  unter 
[•rivatJeitung,  welche  ganz  oder  zum  Theil  durch  freiwillige 
B<!iträge  erhalten  werden  und  welche  seitens  des  L.  G.  B. 
ils  geeignet  zur  Aufnahme  von  Armenkindern  attestirt  sind, 
Diese  Schulen  unterliegen  der  regelmässigen  Inspektion  durch 
lie  Poor  Law  Inspectors,  und  das  ausgestellte  Attest  kann 
(•derzeit  zurückgezogen  werden.  Die  Kosten  für  die  Aufnahme 
1er  Kinder  in  diese  Certified  Schools  durften  ursprünglich  nicht 
uehr  betragen,  als  die  regelmässigen  Kosten  filr  »lie  in  den 
Workhouses  aufgenommenen  Armenkinder,  Diese  Bestimmung 
^t  jetzt  dahin  abgeändert  worden,  dass  angemessene  Kosten 
t'zaiilt.  werden  mögen,  deren  Höhe  von  dem  L.  G.  B.  im  Einzel- 
ille  festgestellt  wird').   Die  Gesammtzahl  der  Certi^d  Schools 


')  32  a.  33  Vict  c  63  s.  11,  und  die  bei  Glen,  F.  L.  O.  S.  562  ff. 
bsedmckte  IVoininj;  bhip  Order  yom  24.  August  1867.  Von  der 
dmiralit&t  wurde  ein  Scbiff,  der  „Ootiatb",  zur  VcrfUfnuig  Keatellt,  und 
II  Marioeoffizier  zum  Konunandeur  des  Schiffe«  ernannt.  Der  Goliath 
t  im  Jahre  18T5  durch  Feuer  zeretört;  seitdem  wird  ein  andeTee  Schiff, 
>r  „Cxonouth",  benutzt 

*)  Die  Zahl  der  auf  dem  Eimouth  unteigebrochten  Knaben  beträfrt 
irelwchnittlich  500.  Es  i«t  dabei  zu  bemericen ,  daas  das  L.  G.  B.  auch 
laaerhalb  der  Metropolis  beWene  Armen  verbände  autorisirt  hat,  mit 
:r  Verwaltung  dea  Training  Ship  Verträge  dabin  abzuBchlieaaen,  dase 
raienknabeii  aus  ihren  Verbänden  Au^abme  auf  dem  Schiff«  finden. 
an  STBiem  ist  somit  jetzt  nicht  melir  auf  die  Metropolis  allein  be- 
hräntt. 

•)  25  «.  26  Vict.  c.  43  -  und  jetzt  45  a.  46  Vict  c.  58  s.  13.  Vergl. 
ich  13,  Jahresbericht  dee  L.  G.  B.  8.  XLV. 
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hetrflgt  etwa  80  und  der  i 
bestimmt,  wekhe  mit  eii 
brechen  behaftet  sind  (Bliii 
Andere  sind  kirchliche  St 
ausschliesslich  fUrrömisch-l 
Schools  eine  ziemlich  gros 


Hiermit  sind  die  vei 
voQ  Annenlcindern ,  wie  s 
lung  gebracht*).    Diejenig 

')  Nsch  31  a.  32  VkL  . 
kisder,  welche  blind,  taub  odc 
bebOrde  za  einer  fOr  diese  Eii 
Uieeelbe  nicbt  certified  iat  Ea 
BestimmQDK  4  a.  5  Will.  IV. 
blinde,  taobe  oder  stumme  K 
paupms  ftlr  die  Elteni  nicht  ] 

Nach  einem  Artikel  in  d 
bestellen  in  England  26  Im 
blinden  und  tauben  Kindern 
Schulen,  in  welchen  diese  '. 
Artikel  wird  bervoigehoben,  ( 
entweder  gar  nicht,  oder  nu 
Der  kürzlich  verstorbene  Gen 
lieh  seihet  blind  war,  hatte  d 
l^iehung-  blinder  Kinder  heao 
Artikel  der  Times  vom  17.  & 
taubstummen  Kindern  in  En^ 
Hieran  anknüpfend  wird  vorg 
Unterricht  fUr  blinde,  taube 
StaatBsache  gemacht  weiden 
Prfisident  des  Schuld  epartemei 

*)  Eine  zuverlässige  Sta 
von  den  einzelnen  Systemen  C 
dem  13.  Jahresbericht  des  L. 
folgende  TäBera  za  entnehmen 
des  mit  Lady-Day  (25.  M&rz) 

I.  In  Workkouse  Schools, 
Schools: 
Knaben    14070  und  zwar  7 
Mädchen  18100    „        „     7 
zusammen:  26170 

U.    In  den  DisMet  Sdta 
Knaben    4264  nnd  zwar  21 


:  7488 

IIL  Auf  dem  TratniM  i 
488  Enal: 


mit  den  Worthouse  Scholl  nu 
ganzen  EinrichtunK  nach  au 
mtlMen.  Ueber  die  Anwendni 
an  voUst&ndigen  Angaben.    E 
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meiBten  angewandt  wird-,  ist  zweifellos  die  Aufnahme  der 
Kinder  in  die  WorlÜioases;  obwohl  von  Jahr  zu  Jahr  die  Zahl 
deraelbeo  gegenüber  den  in  Distrid  oder  Separate  Schoob 
angenommenen  Kindern  abnimmt 

DarUher,  dass  die  Workkouse  Sehools  von  allen  Systemen 
die  meisten  Nachtheile  und  die  wenigsten  Vortheile  enthalten,. 
hinn  kein  Zweifel  bestehen').  Allein  an  eine  völlige  Beseiti;?ing 
dieses  Systems  ist  aus  niehrfacheu  Ursachen  nicht  zu  denken. 
Zunächst  ist  nämlich'  zu  berücksichtigen,  dass  bei  allen  neben 
den-  WorTchouse  Sehooh  bestehenden  Systemen  die  Genehmigung 
des  Vaters  bezw.  der  Mutter  nothwendig  ist,  um  daa  Kind  aus 
dem  WtrkhouM,  wo  sich'  das  Familien  -  Oberhaupt  befindet, 
narh  einer  andern  Anstalt  zu  entfenten.    Bei  Waisen  und  ver- 


Die  Zahl  der  Kinder,  welche  »m  31.  Desember  1888  aoMer- 
Iwlb  ibrea  AnnenverbmideB  zu  Puegeeltem  Kegoben  waruR ,  belief  sieb 
auf  835.  Die  viel  CTössere  Zahl  der  innerhalb  des  ArmenrerbandeB  aua- 
oegebenm  Kioder  ist  nicht  zn  ennitteln.  Die  Zahl  der  von  April  1863 
bii  Ende  de«  Jahre«  nach  Kanada  gesandten  Kinder  wiid  auf  133  an- 
graben. 

Ad«  früheren  Jahren  liegt  eine  etwas  Tollatftndigere  Statistik  ßr 
1878  vor;  darnach  bestanden: 

10  IHstrict  Sehools  aät 6206  Kindern 

28  Separat«  Sciwoh  mit 7  011        „ 

416  UForUuMSf  Sehoots  tmt 20401 

an  eineT  Nation^  oder  Boarding  Sehool  worden  geeandt    2  STO  Kinder 

in  Certifiid  Schott  befanden  sich 1  878  Armenkinder. 

>)  Nach  den  in  den  Jaliresberichten  des  L.  G.  B.  vereffentliubten 
Beporit  der  Pöor  Laie  Sehool  Innpectors  sind  übrigen«  die  Resultate  der 
Worihotut  Sehooh  im  aÜKemeinen  nicht  so  schleohte,  ab  man  annehmen 
•ollte,  inabesondere  nicht  bezüglich  der  Knaben.  Vergl.  besondere  die  in 
den  Jahresberichten  des  L.  G.  B.  veröffentlichten  Seyorin  der  Inspektoren 
Bowyer  (1872/3),  Mre.  Nassau  Senior  (187a'4),  Rev.  Di.  Chlutterbuek 
11875/6),  Morley  (1883  4).  Ein  dem  Parlamente  im  Jahre  1861  vorgelegter 
Bericht  {Pari  Paper«  Nr.  469)  riebt  Über  die  Erfolge  der  Workhouse 
Sehook  sehr  interessante  Ziffern.  Von  1850  hia  1860  waren  15710  Knaben 
und  14  030  M&dcheu,  welche  über  zwei  Jahre  in  den  Worlcbouat  Sehools 
SUgabracht  hatten,  von  dort  in  Stellungen  (häusliche  Dienste,  Handwerke 
IL  s,  w.)  gebracht    Von  diesen  Kindern  kehrten  in  doa  Worbhtntge  znrtick: 

a)  ohne  nachwriebaras  eigenes  Veischolden   1368  Knaben  und  1896 
HKdchen, 

b)  anf  Gmnd  nachweisbaren  eigenen  Verschuldena  880  Knaben   nnd 
1766  Mädchen. 

Ein  nachweisbarer  MisBerfole  der  Erziehung  stellte  sich  also  bei 
den  Knaben  in  5,8  "/o,  bei  den  Mädchen  in  12,4  "/o  heraoa.  Dabei  ist  die 
sicherlich  nicht  unbedeutende  Zahl  de^cnigen  Kinder,  deren  spätere 
Karriere  sich  der  NachfoiBchung  entzogen  hat,  ganz  nnberückaichtigt 
gelaaaen. 

Andere  in  späteren  Jahren  fUr  einzelne  Bezirke  aufgenommene  Er- 
hebungen ähnlicher  Art  haben  fast  dasetbe  Resultat  ergeben;  in  allen 
FUlen  einen  etwa  doppelt  so  grossen  Misserfolg  bei  Müdchen ,  als  wie 
bd  Knaben.  Aach  in  den  Diglriet  und  Sepnraft  Sehools  sind  die  Resnl- 
t^  bei  den  Mädchen  erfaehlicb  viel  schlechter  als  bei  den  Knaben, 
bftdge  deaeen  wird  besonders  i\ii  die  Mädchen  viel  von  dem  Boarimg- 
out  Eryslem  tiehmuoh  gemacht. 
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lassenen  Kimleni  mrd  dieser  Konsens,  felis  kein  Vemandter 
Einspruch  erhebt,  durch  die  Zentral-AniienbehÖpde  ergänzt'). 
Wenn  das  Familien-Oiwrhaupt  den  Konsens  verweigert,  bleibt 
gar  nichts  anders  übrig,  als  die  Kinder  im  Workhouse  zu  1&ss«l 
Eine  derartige  Verweigerung  winl  regelniässic;  stattfinden,  wo 
das  Faniilien-Uberhaupt  nicht  die  Absicht  hat,  auf  längere  Zäl 
im  Worhhouse  zu  verbleiben.  Aber  auch  wenn  der  Konsens 
ertheilt  wird ,  uiuss  es  fllr  die  Guardians  selbst  eine  Frage 
weiterer  Uel>erlegui^  sein,  ob  nicht  anzunehmen  ist,  dass  das 
Familien-Oberhaupt  von  dem  ihm  zustehenden  Rechte,  jederaeit 
das  Workhouse  zu  verlassen,  binnen  kürzester  Zeit  Gebr&udi 
machen  wird,  in  welchem  Falle  das  Kind  ebenfalls  ziuHekgeaandt 
werden  müsste.  Hier  würden  nicht  nur  durch  Fortsendung  des 
Kindes  in  eine  besondere  Anstalt  nutzlose  Kosten  vemnacht 
werden,  sondern  es  würde  auch  die  Au&echterhaltung  der  Dis- 
ziplin in  den  Schul-Anstalten  durch  solche  Kinder  geföhrdä, 
welche  nur  für  kurze  Zeit  in  denselben  verbleiben»).  —  So- 
dann werden  in  den  Workkouses  eine  grössere  Anzah]  vod 
Kindern  blos  provisorisch  auigenoiimien ,  um  erst  nachdan 
man  sich  über  ihren  gesundheitlichen  und  sonstigen  Zustand 
informirt  hat,  in  die  für  den  speziellen  Fall  geeignete  Anstalt 
geschafft  zu  werden,  —  Man  muss  alle  diese  Verhältnisse  im 
Auge  behalten ,  um  nicht  die  grosse  Zahl  der  noch  heute  in 
den  Workhouse  Schooh  befindlichen  Kinder  unrichtig  zu  beur- 
theilen*). 

Uehrigens  spielt  auch  die  Kostenfrage,  speziell  in  den 
kleinem  ländlichen  Bezirken,  eine  wesentliche  Rolle.  Es  ist 
ganz  naturgeuiftss ,  dass,  wenn  ein  Lehrer  in  dem  Workkowe 
angestellt  ist  und  die  Unterrichtsmittel  beschafft  sind  —  was 
beides  schon  mit  Rücksicht  auf  die  nur  auf  kurze  Zeit  der 
fttfentlichen  Fürsorge  anheimfallenden  Kinder  geschehen  muss  — 
die  Guardians  geneigt  sein  werden,  diese  Einrichtung  auszu- 
nutzen und  sich  besondere  Kost«n  für  die  Unterbringung  von 
Aimenkindern  in  Spezial-Anstalten  zu  eisparen.  Wenn  in  den 
kleineren  Annenverbänden  alle  dauernd  der  Öffentlichen  Fttr- 
soi?;e  anheimfallenden  Kinder  in  Si)ezial-An8talten  gesandt  würdea 


■)  25  «.  26  Vict.  c.  43  B.  4;  29  a.  30  Vict  c.  113  8.  14;  81  ■.  32 
Viel.  c.  129  e.  24. 

')  Eine  KlaBsifikation  von  35  232  in  Anstalten  onteigetmublni 
Armenkindern  hat  der  Her.  Jac  0.  Bevan  aaf  der53.  JahreSTerswnDi- 
lune  der  Britinh  Assodnlion  foT  the  AAxmcement  of  ScKfKt  (Bipoil 
a.  629—680)  wie  folgt,  gegeben: 

Eheliche  Kinder,  deren  Vater  noch  lebt  32,67  "lo 

Waisenkinder 25,2     „ 

Verlassene  Kinder 20,23  „ 

Uneheliche  Kinder 21,9     „ 

')  Aach  anf  die  grosae  Zahl  noch  nicht  BchnUähiger  Kinder,  »eiche 
zumeist  in  den  Workhowei  gelassen  weiden,  ist  Bttckacht  su  Dehmea. 
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80  bliebe  für  die  Workhouse  Sdiools  kein  permanentes  Ele- 
ment übrig,  und  es  könnte  leicht  der  Fall  vorkommen,  dass 
der  angestellte  Lehrer  gar  keine  Kinder  zum  Unterrichten  haben 
wOrde.  So  wenig  es  im  allgemeinen  der  hier  vertretenen  An- 
fflcht  entspricht,  der  Kostenfrage  bei  der  Erziehung  der  Kinder 
eine  maassgebende  Bedeutung  beizulegen,  so  unbillifj  würde  es 
sein,  diesen  Punkt,  besonders  bei  den  kleineren  und  ärmeren 
Verbänden,  ganz  ausser  Acht  zu  lassen. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Kostenpunkt  ist  aber  auch  an  eine 
generelle  Einführung  des  an  sich  vorzl^ichen  Coltage-Systmm 
voriftufig  gar  nicht  zu  denken.  Wenn  man  somit  von  der  nur 
in  speziellen  FäUcn  anwendbaren  Sendung  der  Kinder  zu  National 
und  Board  Sckools,  zu  dem  Traming  Ship  oder  nach  den 
Kolonien  absieht,  so  bleibt  nur  die  Wahl  zwischen  dem  Boariimg- 
Out  System  und  rien  Disfrict  Sckools  llbrig.  Das  Boarding- 
Out  System  aber  sollte  n.  u.  A.  auf  spezielle  Fälle  beschränkt 
bleiben.  Eine  generelle  Anwendimg  desselben  könnte,  wie  oben 
dai^legt,  einen  nachtheiligen  Einiluss  auf  den  Charakter  der 
arbeitenden  Bevölkerung  ausüben.  Es  ist  somit  die  Distriet 
Sehool  oder  die  mit  derselben  auf  gleichem  Fusse  stehende 
Separate  Schoot,  welcher  die  Zukunft  gehören 
dürfte. 

Darüber,  dass  in  den  Distriet  oder  Separate 
Sckools  der  Unterricht  selbst  ein  vorzüglicher  ist,  und  nach 
keiner  Richtung  hin  etwas  zu  wünschen  übrig  lässt,  besteht 
vSUige  Uebereinstimmung  •).  Die  Nachtheile,  welche  bezüglich 
dieses  Systems  oben  hervorgehoben  worden  sind,  lassen  sich  hei 
zwetAentsprechender  Verwaltui^  und  falls  man  dem  Kostenpunkt 
nicht  eine  gar  zu  grosse  Bedeutung  beilegt,  auf  ein  Minimum 
reduziren. 

Was  die  Verwaltung  dieser  Anstalten  anbetrifft,  so  sind 
erbebliche  Verbesserungen  sowohl  in  gesundheitlicher  Ricbtui^, 
wie  Mnsichtlidi  der  Erziehung  bereits  in  der  Mehrzahl  derselben 
dordhigefohrt  worden. 

Zunächst  muss  seit  dem  Jahre  1874  vor  der  Sendung 
eines  Kindes  nach  einer  Distriet  School  durch  ärztliches  Attest 
festgestellt  sein,  dass  das  Kind  frei  von  ansteckenden  Krank- 
heiten und  in  einem  solchen  Gesundheitszustände  ist,  um  ohne 
Gefahr  und  mit  Erfolg  in  der  Distriet  School  zu  verbleiben. 
Es  wenlen  hierdurch  von  vornherein  solche  Kinder  aus  den 
Anstalten  ausgeschlossen,  deren  Gesundheitszustand  zu  Bedenken 
Anlasa  giebt    Die  neu  angenommenen  Kinder  konunen  sodann 


')  WKhrend  die  Berichte  der  Jnsprctor/  of  Poor  Luk  Schoola  Über 
die  Yoixäge  der  einzelnen  Systeme  weit  auaeinftnder  seben,  etinimen  die- 
selben in  oieKm  Pnnkte  völlig  Qberein.  In  den  Berichten  weiden  femer 
die  gioeeen  Verbesaemneen  hervor^boben.  welche  auf  dem  Gebiete  des 
bdustrial  training  der  Knaben  in  diesen  Anstalten  erreicht  amd. 
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auch  nicht  sofort  mit  den  HbFigen  Kindern  in  'Yerbrndun^ 
sondern  gelangen  zunächst  in  einen  «ogenannten  pnbatiomm^ 
ward,  eine  abgesonderte  Abtheilung,  in  «6101««:  die  wn 
Aufgenonuneneu  einer  ganz  speziellen  Beao&iditigung  soteiB 
des  Anstalts-Voretebeis ,  der  Lehrer  und  Lehrermnen.  soww 
seitens  des  Arztes  unterliegen.  Erst  nachdem  diese  versdiie- 
denen  Beamten  ein  unifasseudea  Uitiieil  Über  die  individneDoi 
Ei^ienschf^n ,  Fähigkeiten  und  Fehler  des  einzelnen  Eindn 
gewonnen  haben,  erfolgt  die  AuAiahme  in  die  fOr  den  ^leöeDeD 
Fall  geeignete  Abtheilung.  Die  neu  errichteten  GeUwe  hat 
niaii  zu  gleicher  Zeit  so  hoiistmirt,  daes  die  einzelnen  Ab- 
theilungen ,  in  welchen  die  Kinder  nach  Geachlecht  und  Aher, 
nach  Anlagen  und  Charaktereigenschaften  zusanunengrupptt 
sind,  räumlich  gesonderte  Flügel  bilden. 

Wenn  hierdurch  die  oben  hervoi^ehobeDe  Ge&hr  der  An- 
steckung iu  gesundheitlicher  wie  in  moralischer  Bicbbug  Un 
auf  ein  Minimum  eingeschränkt  ist,  so  sind  mm  auch  weher 
Vorkehrungen  getroffen  worden ,  ura  die  Kinder  gesund  sn  er- 
lialten  und  zu  brauchbaren  Menschen  zu  erziehen.  Dem  kthper- 
lichen  Gedeihen  winl  die  alleigrösete  Aufmerksamkeit  geschökt; 
auf  Turnen,  Heilgymnastik,  Scbwinunen,  Baden,  Spielen  in 
Freien  u.  s.  w.  wird  in  diesen  Anstalten  mehr  Gewidit  gdegt, 
als  PS  in  I)eutschlan<l  bei  den  Kindern  der  besten  Gesellscbi^ 
klasse  geschieht.  Insbesondere  ist  überall  die  Einrichtung  ge- 
troffen,  dass  den  Unterrichtsstunden  solche  Stunden  fol^ 
welche  der  körperlichen  Ausbildung  gewidmet  sind. 

ZumEehufe  der  technischen  Ausbildung  der  Knaben 
sind  in  den  Anstalten  Meister  der  verschieilenen  Handweite, 
wie  Schneider,  Schuhmacher,  Tischler,  Buchbinder  u.  s.  w.  an- 
gestellt, welche  die  Knaben  in  dem  von  ihnen  gewähhen 
Handwerke  unterweisen  und  dabei  zugleich  die  gesaninilen 
Anstalts-Bedürfnisse  herstellen.  Die  Mädchen  werden  in  den 
Waschanstalten  und  mit  sonstiger  Hausarbeit  besehAftigt,  im 
Nahen  und  Sclmeidern  unterrichtet  u.  s.  w.  Mit  ganz  anteer- 
ordentlichem  Eifer  winl  Musik  in  den  Anstalten  betrieben. 
Eine  giYisse  Anzahl  der  Knaben  wird  zu  Musikern  ausgebiklet. 
welche  besonders  in  der  Annee  und  Marine  gern  geuommeD 
worden. 

Ueberhaupt  unterli^  die  spätere  Versorgung  der 
Kinder  niemals  Schwierigkeiten.  Die  Mädchen  finden  häus- 
lirlH'n  Dienst .  die  Knaben  Unterkommen  in  den  Gewerboi, 
det^n  Anfangs^i-ünde  sie  bereits  erienit  haben.  Die  Nachfiäi» 
iiiii'ü  Kindcni,  wolclie  aus  den  Anstalten  entlassen  wenlen.  soll 
reirt'lmflssig  das  Angebot  weit  Ul)ersteigeu '). 


iiile   labeliariüclic    lebenicht,    in    ivelcber   Weise   1206  1 

welche  im  Jubre  18i^  ilire  ächulbildong  in  AimeiMchulen  der  Uctrapoüi 
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Die  aus  tler  Anstalt  enÜasBeiieu  Kinder  verbleien  vielfach 
in  Verbindung  mit  den  Anstalts- Vorstehern  oder  den  Lehrern; 
und  die  einzelnen  Anstalten  jjflt^en  Register  darüber  zu  fuhren, 
was  aus  den  von  ihnen  erzogeneu  Kindern  im  späteren  Leben 
geworden  ist.  Es  ergeben  sich  aurh  hier  von  Jahr  zu  Jahr 
befleere  Resultate*). 

Freilich  pflegt  mit  der  Durcljfuhruni!  liieser  Verbesserung 
in  der  Verwaltung  gewöhnlich  auch  eine  Steigerung  der  Kosten 
verbunden  zu  sein:  auf  der  einen  Seite  ist  die  Zahl  der  Lehrer  und 
sonstigen  Anstalts-Beamten  veniielut,  auf  der  andern  Seite  die- 
jenige der  aufzunehmenden  Kinder  vermindert  worden.  Dazu 
sind  weiter  sehr  häufig  bauliche  VcriUuierungen  gekommen, 
ferner  Erwerbung  von  Land,  um  die  Kinder  in  freier  Luft  zu 
beschäftigen '  u.  s.  w.*).     Alle    diese   so   entstehenden    Mehv- 


ToUendet  b&tten,  unterfcebmcht  wurden.  Von  530  Mädchen  fanden  523 
StellnOK  in  bfinsUchen  Diensten :  von  666  Knaben  traten  117  auf  dem 
Ennontn  Erao^^e  in  die  künigliclie  und  70,  ebenfalls  auf  dem  Eimouth 
Eimaene  in  die  Handelsmarine;  156  Knaben  wuiden  in  die  Musikkapellen 
der  Annee  und  Marine  einrangirt:  52  wurden  Bäcker,  49  Schnhinaclier, 
48  fluiden  SteUang  in  häiuliclien  Dienoten. 

^)  Vergl.  hierüber  die  in  den  Jalueabericbteu  des  L.  G.  B.  abge- 
diuekten  Berichte  der  Innpfetor/f  of  Poor  Lmc  Schooln  18.  Jahresbericht, 
Anhang  S.  120— ISS.  Die  Lambeth  Parochial  School  zn  Nor- 
Wood,  weldie  ich  in  Begleitung  des  GeneraMnapektois  Hedlej  besucbt 
bftbe,  vwdient  ab  ein  Muster  einer  Armenschule  bMonders  herronehoben 
zn  werden.  In  dieser,  zu  einem  Armenverbande  der  Metropolis  gehörigen, 
ftber  nicht  innerhalb  der  Metropolis  belegenen  Anstalt  befinden  üch 
innd  650  Kinder:  800  Mädchen  und  3£0  Knaben.  Ke  Kinder  erhalten 
Unterricht  an  drei  Tagen  in  der  Woche  je  3  Stunden  vonnittags  und 
8>/i  Standen  nachmittags  mit  15  Minuten  Pause  zwischen  jeder  Unterrichts- 


.atunde.  An  den  drei  andern  Tagen  arbeiten  die  Knaben  in  den  Work«hop!>. 
die  HIdchen  in  der  Hanehaltung.  An  zwei  Tagen  in  der  Woche  hat 
jede  Abtheilung   schwedischen  Turnunterricht,  welcher  in  gerad< 


sUgU^er  Weise  ertheilt  wird.  Die  Wahl  des  Handwerks,  in  welchem 
die  Kinder  beschäftigt  weiden,  wird  ihnen  eanz  Irei  überlassen;  wenn 
■ie  ftber  einmal  gewählt  haben,  müssen  sie  bestmdere  Gründe  angeben, 
wenn  ihnen  ein  Wechsel  hierin  gestattet  werden  soll.  Der  Anstalla- 
-Vonteher  zö^te  mir  die  Meldungen,  welche  fUr  die  Placimng  der  am 
nttcbsten  Tennme  zur  Entlassung  kommenden  Kinder  eingeicangen  waren, 
mit  äiäa  Bemerken,  dass  in  jeder  Branche  die  Zahl  derlbfeldungen  über 
^({feoige  der  unterzubringenden  Kinder  hinaus  gehe.  Die  Kinder  be- 
dOttal  regelm&ng  nach  ihrer  Entlassung,  d.  h.  nach  Vollendung  des 
14.  Lebenajahra,  keiner  weiteren  UnteretUtzune.  Doch  pflegen  die  (rttar- 
dttuu  den  Mädchen,  vorausgesetzt  dass  sich  dieselben  gut  führen,  in  den 
eniten  beiden  Jaturan  nach  der  Entlassung  je  ein  Kleid  und  in  dem  dritten 
Jahre  ein  Bett  zu  schenken.  Neben  dem  alten  Gebäude  ist  in  Norwood 
du  neues  errichtet  worden,  so  dass  man  hier  gut  Gelegenheit  hat.  die 
Verlnderungen,  welche  im  Laufe  der  Zeit  eingeföhrt  worden  sind,  zu 
Übersehen. 

*)  Nach  einer  im  7,  Jahreslvericht  des  L.  0.  B.  enthaltenen  Ueber- 
(icht  belaufen  sich  die  Kosten  für  jedes  in  den  District  oder  Separate 
Sdtoolx  der  Metropolis  aufgenommene  Kind  duichschnitüich  jährlich  auf 
23  jf*  9  sh.  5  d.  (^  Mark  470).  Dabei  und  aber  Zinsen  und  Aunuitütcn 
fllc  die   aufgenommenen  Anleihen   nicht   mit    eingerechnet.      Im   übrigen 
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ausgaben  sind  aber  durchaus  gerechtfertigt  Man  niuss  immer 
beachten,  dass  Ausgaben  für  die  Erziehung  der  neuen  Genera- 
tion fruchtbringende  Anlagen  sind,  und  dass  die  Kosten,  welche 
erforderlich  sind,  um  die  Erziehung  der  Armenkinder  in  ge- 
deihlicher Weise  zu  fördern,  sich  sehr  bald  in  einer  Ver- 
minderung der  höchst  unfruchtbaren  Kosten  für  die  Geföngnisse ') 
oder  für  die  Workkouses  bemerkbar  machen  mOssen.  Die 
Reform  der  sozialen  Uebel  hat  bei  den  Kindern  zu  binnen, 
nicht  bei  den  Erwachsenen,  bei  denen  die  Hoflhung  auf  eine 
Besserung  nur  eine  viel  geringere  sein  kann.  Bei  den  Er- 
wachsenen hat  sich  der  Staat  darauf  zu  beschränken,  naeh- 
theilige  Einflüsse  fem  zu  halten;  bei  den  Kindern  hat  er  die 
fernere  Aufgabe,  dafür  zu  sorgen,  dass  durch  4>^  Erzieboiig 
positiv  Gutes  gesäet  werde. 

Ob  mit  Rücksicht  hierauf  die  in  England  bestehende  ge- 
setzliche Bestimmung  gerechtfertigt  ist,  dass  auch  denjenigen 
Eltern,  welche  ihre  Kinder  der  öffentlichen  Fürsorge  überlassen, 
die  väterliche  Gewalt  in  ihrem  vollen  Umfange  erhalten  bleibt, 
muss  bezweifelt  werden.  Die  Eltern  der  in  den  Armenanstahen 
angenommenen  Kinder  sind  heute  in  der  Lage,  ein  Veto  gegen 
eine  von  der  Armenbehörde  für  vernünftig  erachtete  Erziehung 
der  Kinder  einzulegen ,  oder  ihre  Kinder  aus  den  Anstalten,  in 
welchen  für  dieselben  trefflichst  jiesoi^  wird,  ganz  nach  freiem 
Belieben  zurückzuziehen,  um  nach  einigen  Wochen  wiederum 
mit  den  Kindern  vor  den  Thoren  des  Workhouses  zu  erscheinen*). 


Btellen  sieb  bd  den  einzelnen  Schulen  ziemlich  erhebliche  Veisebieden- 
heiten  heraus:  die  niedrigste  Ausgabe  von  IT  ^  3  sh.  9  d.  ffiUt  uf 
eine  der  kleineren  Schulen  (MUe  imdj ;  gerade  doppelt  ao  ho^  nimlidi 
auf  34  ^  10  sh.  3  d.  belaufen  ücb  die  Ausgaben  auf  dem  Training  Skm. 
Hier  werden  fOi  Nahniiigsmittel  pro  Kind  fSbrlicb  16  j£'  5  sh.  g  d. 
verausgahtj  es  ist  das  reichlich  doppelt  soviel,  als  in  den  andern  An- 
stalten. 

')  Dies  hat  nch  in  Eojjland  «ifFeniniäesig  in  der  Abnahme  dn 
jugendlichen  Verbrecher  gezeigt.  Seit  1868,  wo  die  Zahl  der  jag«nd- 
lichen  Venirtheilten  15  083  betrug,  hat  dieselbe  von  Jahr  za  J$ia  er- 
heblicli  abgenommen  nnd  ist  in  den  letzten  Jahren  ziemlich  konatant  ge- 
hUeben.  F^r  1882  belief  sie  sich  auf  11699,  Veigl.  Statist.  Abttraett 
1883  S    170. 

')  Die  Uebelalände   des   bisherigen   Verfahrens    werden  ^ 

Toll  Anerkannt,  und   die  öffentliche  ^kussion  bexchäftigt  mch  jetit  » 

lebhaft  mit  diesem  Gegenstände.  Auf  der  Tagesordnung  aller  im  Jahn 
1834  stattgehabten  P.  L.  Conferenceg  stand  das  Thema;  „The  ContnA  of 
the  Guardtofis  mlh  reepect  to  negieeted  and  deiirUd  ehüdreti,''  und  soweit 
bekannt,  haben  sich  alle  Konferenzen  für  eine  Erweiterung  der  ße- 
fugniss  der  Guardiana  und  eine  Einschrftnkung  des  Rechtes  aer  Eltem 
ausgesprochen.  Aucb  der  President  des  L,  G.B.,  ^  Charles  Dilke,  er 
kaunt«  auf  der  P.  L.  Cftnference  zu  Macclesfield  die  Reformbcdürftigkdt 
tui  (l'imes.  V.  16.  August  1884).  Auf  der  P.  i.  Confanux  in  London  wntde 
ein  Beschlusa  dahin  angenommen,  dass  gesetzliche  Bestimmunaen  getrotfen 
werden  muesten,  damit  die  diiardians,  wenn  ein  Kind  dorco  die  Scliuld 
der  Eltem  der  ötfentlichen  Fürsorge  anheimgefallen  sei,  das  Recht  er- 
hielten, loco  parentis  die  Aufsicht  llber  das  Kmd  auszuüben,  bis  daaselbc 
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Nur  für  die  schlimiiisteii  Fälle  der  Vemachlässi^ng  in  der 
Erziehung  seitens  der  Eltern  hat  die  enfilische  GesetZfiebiinR 
durch  die  Eirichtung  von  Industrial  Schools  bereits  Vor- 
kehrunt'en  fietroffen').  lieber  diese  Schulen,  welche,  wie  die 
Gefjlngnisse ,  unter  dein  Minister  des  Innern  (Home  Secrelfai/) 
stehen,  mögen  hier  anhangsweise  noch  einige  Worte  am  Schlüsse 
ilieses  Paragraphen  ihren  Platz  finden^). 

Die  Industrial  Schools  sind  für  vier  Klassen  von  Kindern 
bestimmt: 

1)  Kinder  unter  U  Jahren,  welche  bettelnd,  uinherstreifend, 
hilflos,  verlassen,  (Hier  in  Gesellschaft  von  bekannten  Dieben 
CKler  Prostituirti.'n  gefuinieii  werden.  Jedermann  kann  diese 
Kinder  vor  den  Polizeirichter  (Magistrate)  oder  vor  zwei  Friedens- 
richter bringen ,  damit  diese  durch  eine  Order  die  Sendung  des 
Kindes  nach  einer  Industrial  Sckool  anordnen. 

2)  Kinder  unter  12  JahiTn,  welche  wegen  einer  mit  Ge- 
fitngniss  oder  geringerer  Strafe  bedrohten  Handlung  angeklagt 
sind  und  früher  noch  nicht  bestraft  waren,  und  bei  denen  der 
Richter  mit  Bucksicht  auf  das  Alter  oder  sonstige  Umstände  von 
einer  eigentlichen  Bestrafung  Abstand  zu  nehmen  für  Recht  hält. 

3)  Kinder  unter  14  Jahren,  deren  Eltern  oder  Vonnllnder 
TOT  dem  Richter  erklären,  dass  sie  in  Folge  von  Widerspenstig- 
keit des  Kindes  ausser  Stamle  sind,  dässell>e  zu  beaufsichtigen. 
Auch  hier  ist  es  in  das  freie  Eniiesscn  des  Richters  gestellt, 
ob  er  nach  Darlegung  der  nilheren  Umstünde  die  Sendung  nach 
einer  Jndastrial  School  für  angezeigt  hiUt*). 

4)  Kinder  unter  14  Jahren,  welche  in  Anuenscliulen  unter- 
gebracht sind  und  deren  Sendung  nach  einer  Industrial  School 
von  den  G^uardians  verlai^rt  wird,  weil  das  Kind  widerspenstig 


aelbBtindig  wird  (Times,  10.  Dezember  1884).  Vergl.  femer  den  in  der 
Times  vom  10.  Februar  18&3  abgedruckten  Brief  von  William  Tallaek 
ttber  diese  Frage. 

<)  Nahe  verwandt  mit  den  InduftH^  School»  sind  die  Beformator;/ 
Schools,  welche  für  Jugendliche  Verbrecher  bis  zum  16.  Lebenajahi« 
bestimmt  sind.  Die  Autiifthme  in  die  RejoTHtatory  Schooli  tritt  als  Zii- 
satzatrafe  nach  Abbüssang  einer  GefÜngnieeetmfe  von  wenigstens  10  Tagen 
ein.    11  a.  18  Vict.  c.  86.  29  a.  30  Vict.  c.  117. 

')  Me  Industrial  Sdiools  wie  die  BefOrmatorp  Schools  stehen  unter 
der  Anfticht  eines  beaondcren  Inspektois  mit  einem  Assisfant  Insptd/ir. 
Dieser  Inspektor  hat  die  Erziehungsanstalten,  welche  als  IvihisMnl  oder 
BefifrmatOTjf  Schools  benutzt  werden  sollen,  einer  vorgäntcigen  Prüfung 
zu  unteisiebeD  und  die  daraufhin  autorisirten  Schulen ,  Certijied  Etfor- 
matory  or  Industrial  Schools,  sind  zur  Aufnahme  der  ihnen  Kugewiesenen 
Kinder  gegen  eine  bestimmte,  ein  ^r  alle  Mal  festeesetzte  Vergütung 
Teipfiichtet  Das  Hanptgesetz  &It  die  Intluntrial  Schools  ist  29  a.  30 
Vict  c.  118-  Die  Angaben  über  die  Schulen  finden  sich  in  den  ludiciai 
Statütics,  nicht  in  den  Berichten  des  L.  (i.  B. 

')  FUi  diese  Elasae  rou  Kindern  besteht  ni>ch  äne  besondere  Schule, 
die  sog.  Trvant  School  at  Uptoii  House^  in  welcher  eine  beeonders 
atrenge  Diazipliu  eingeflilirt  ist.  Das  dorthin  gesandte  Kind  soll  nicht 
länger  als  zwei  Monate  in  dieser  Ansialt  behalten  werden. 

FoTwhBDfm  (23)  V.  4.  —  Ascbratt.  22 
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(rcfractory)  ist.  Der  Richter  hat  frei  darüber  zu  entscheiden. 
ol>  die  Ueliersenduug  nach  einer  Indttsirial  Sehool  als  anse- 
inessen zu  erachten  ist. 

In  der  Order  inuss  die  Zeit,  für  welche  das  Kind  in  der 
Indttsirial  Sehool  zurüclihehalten  werden  soll,  festjiesetzt  werdeo. 
Diese  Zeit  darf  nicht  aber  das  16.  Lel>ensjahr  hinausgehen. 

Die  Eltern  sind  verpflichtet,  für  die  in  den  Industnai 
Schools  au^enouimenen  Kinder  5  Schillin;;  pro  Woche  zu  zahlen, 
und  diese  Sutnirie  kann  auf  eine  Order  von  zwei  Friedensrichtem 
hin  eii^ezogen  werden').  Im  übrigen  werden  die  Kosten  der 
Ittdustridl  Schook  durch  Beiträge  der  School-Boards ,  durrb 
fi-eiwillige  Beiträge ,  sowie  durch  einen  Zuschuss  aus  dem  all- 
gemeinen Staatsfonds  bestritten*). 

Wenn  man  die  verschiedenen  Klassen  von  Armenkindeni, 
welche  in  diesen  Anstalten  Aufnahme  finden,  unter  einen  ge- 
meinsamen Gesichtspunkt  bringen  will ,  so  dürfte  dieser  dahio 
zu  formuliren  sein:  die  IndusfriaJ  Schoob  sind  für  Kinder  he- 
stinmit,  von  denen  entweder  infolge  der  Umgebung,  in  welcher 
sie  sich  befinden ,  oder  infolge  eigener  CharaktereigenschafteB 
zu  liefllrchten  ist,  dass  sie  dem  Laster  oder  Verbrechen  anbeim- 
fallen ,  bezw.  welche  auf  dieser  Bahn  schon  den  ersten  Schritt 
gethan  haben'). 


')  Es  wird  vielfach  diirüber  geklagt,  dass  einzeloe  Beiirke  es  mit 
der  ^nziebung  dieser  Beiträge  nicht  streDg  geoug  nehme».  In  der  TbtS 
ist  hier  die  gröa^te  Strenge  gebaten ,  damit  nicht  die  Eltern  in  der  Eb- 
riehtung  der  Indimtriol  Sckools  eine  Pr&mie  »ehen,  welche  ihnen  bei  Vh- 
nachlässigung  ihrer  Rinder  gewährt  wird.  VergL  den  Artikel  Über  diese 
Frage  in  dem  CharitvOroanifiation  Bejiorter  von  1884  S.  342. 

!|  Die  Kosten  fQr  die  im  Jahre  1882  bestehenden  104  Indvftrial 
Schook  beliefen  sich  auf  £  217821,  von  wi'icher  Summe  jt  10  674  »tm 
de»  Eltern  eingezogen  wurden.  Die  Zahl  der  in~  diesem  Jahre  Mif- 
genommeiien  Rinder  betrug  SÜ52  und  ;;war  .3136  Knaben  und  516  HU- 
i^hen.  Die  Oesammtzahl  der  in  den  Industnai  iSchooh  befindlicboi  Kinder 
war  148C6,  und  zwar  12.S74  Knaben  und  2292  Mädchen.  VereLIndiddl 
St/ttMcs  pro  1882  S.  4  ff. 

°)  Eine  besondere  Art  der  Industrial  Sdiooli  nnd  die  u^enanntcn 
Certi'fied  Day  Sndnutrinl  Schools,  in  welchen  die  Kinder  nur 
den  Tag  verbringen,  während  sie  bei  den  Eltern  wohnen  bleibat 
Diese  linu  Industrh!  Schnoh  sind  nur  eine  mildere  Form  der  InJuttrioI 
Scliooli.  Vergl.  über  diese  Einrichtung  überhaupt  -39  a.  40  Vict.  c  79 
s.  16  u.  17.  —  Die  Zahl  der  Duy  Induatrial  Schooh  ist  nur  eine  kleisej 
in  der  Metropolis  besteht,  soweit  bekannt  ist,  gar  keine.  In  die  Inämtriai 
be^w.  Day  Industnai  Sdiooh  sollen  nach  einer  ueneren  Bestimmnng 
(39  a.  40  Vict  c.  79  c.  12  u.  13)  such  solche  Kinder  Kebi«cbt  werden. 
deren  Eltern  trotz  vorheriger  Warnung  dem  Befehle,  ihre  Kinder  nir 
Schule  zu  schicken,  nicht  gehorchen.  —  Nach  34  a.  35  Vict.  c  113  1. 14 
können  ferner  von  dem  Kichter  noch  nicht  14  Jahr  alte  Kinder  einer 
wegen  Verbrechens  vemrtheilten  nnd  bereifa  vorbestraften  Fmiens- 
jierscm  von  dem  Richter  zu  einer  Jndustrial  Sehool  gSBoadt  werden,  Uli 
3  würden. 


die  Kinder  sonst  ohne  genügende  Aufsicht  sein  v 
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Während  luaii  in  Eu^laiiil  gatiz  allgemein  und  auch  mit 
Recht  der  Ansicht  ist,  dass  die  {lefrenwärtifie  Behamllunfi  der 
Armeokinder  allen  bei-echtijrter  Weise  zu  stellenden  Anforderungen 
entspricht,  erfreut  sich  die  Arnieukrankenpflege  durchaus 
nicht  eines  so  allgemeinen  Beifalls'). 

Gegen  das  jetzige  System  wenlen  hesondei-s  zwei 
Hauptangriffe  erhoben;  l)"Die  ärztliche  Behandlung  sei  iu 
vielen  Bezirken ,  In-sonders  auf  dorn  Laude ,  eiue  durchaus  un- 
genOgende;  die  Annenitrzte  ständen  vielfach  iu  ihren  wissen- 
schaftlichen Kenntni  sen  nicht  auf  der  Höhe,  welrfie  man  uul)e- 
dii^  verlangen  müsse;  2)  die  Art,  in  welcher  jetzt  Ärztliche  Hilfe 
gewlUut  würde,  sei  dazu  nngethan,  die  Leute  davon  abzuhalten, 
für  die  Ta^x  der  Krankheit  selbst  Vorsorge  zu  treflfen,  mui  es 
stelle  sich  sodann  weiter  lieraus,  dass  (lie  Gewfdinmg  annen- 
ftrztlicher  Hilfe  insofern  einen  direkt  denioralisirenden  Eintluss 
austtbe,  als  die  Leute,  wenn  sie  einmal  mit  Empfang  dieser  Hilfe 
in  die  Armenliste  eingetragen  seien,  >ielfach  den  Sinn  für  die 
eigene  Verantwortliclikeit  und  Selbständigkeit  verlören  und  aus 
der  Armenliste  nicht  wieder  iierauskämeu. 

Die  Thatsaclie,  dass  der  Empfang  anuenärsttlicher  Hilfe 
so  vielfach  den  erat^n  Schritt  zu  dauerndem  Pauperismus  bildet, 
hält  häufig  geradezu  von  der  Vornahme  von  Maassregeln  ab, 
welche  geeignet  waren,  die  Qualität  der  ärztlichen  Hilfe  zu 
verbessern ').  Der  Gedanke  ist  ja  sehr  naheliegend ,  dass  in 
Folge  solcher  Verbesserungen  die  eigene  Voi-soi^e  für  den 
Krankheitsfall  eine  noch  geringere  sein  wUrde,  als  bisher. 


■)  Im  Jahre  1883  wurde  die  Frage  des  Medical  BeHef  aof  den  ver- 
achiedenen,  in  diesem  Jahre  abgehaltenen  Foor  Latc  Gm ferenees  beralheo. 
JXe  dort  gehaltenen  Reden  gewähren  einen  guten  EUnbück  in  die  ver- 
schiedenen bezüglich  dieser  Frage  bestehenden  Meinungen  und  Strö- 
monseii.  TAe  nerthvollate  Rede  dürfte  wohl  die  von  Mr.  W.  Bouafield 
snf  der  Zentrallconferenz  in  London  Hein  (Beiiort  S.  427  —  447).  Auch  in 
den  Part.  Paptr»  vhcr  die  in  den  Jahren  1844,  1854,  1864  niedergesetzteu 
Spezial- Komitee 'b  zur  UnterBUchuns  der  Behandlung  des  Mtäical  Relief 
ist  viel  Material  za  finden.  Für  die  neuere  Zeit  sind  Bodann  wichtig 
der  von  Ooseben  erlasBene  Zirkularbrief  an  die  GtiardianB  der  ver- 
schiedenen Armeuverbände  vom  13.  Dezember  1069  „tnquiriitg  as  U)  the 
fToetice  prevailing  in  (In  respeciive  unioiin  icith  regard  to  the  sick-poor 
m  OT  out  Of  the  icortütouse"  und  die  darauf  eingegangenen  Antworten; 
abgedruckt  Im  22.  JahrCBbericht  des  /..  G.  B.,  Anhang  ^.  38  fF. 

')  In  einem  hmtmctional  Letter  der  Zentral- Armenbehörde  —  al^e- 
drnekt  Qlen,  P.  L.  0.,  S.  88  —  heisBt  ea :  „  Jn  Wie  adminii'tration  of  medtcai 
rtiief  to  the  »idc-poor  the  oi^eds  to  he  kept  in  viele  are:  J)  to  procide 
medical  aid  for  aU  person«  trbo  are  deatiiate;  2)  to  prevenl  meäieal  reiief 
from  generatmg  or  encoaragintj  pauperism  and  tcith  thts  view  to  u-ilhdrmc 
fnm  Hie  labouring  claseeg  as  weli  as  frmn  tke  adminiatrators  of  rditf  and 
the  medicei  officers  aß  motires  for  applmn/j  for  or  adminisUring  meäieal 
rdief,  wtleiig  tehere  the  circuynstancen  render'it  ahncliUiSy  neeetsary." 
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Die  VorsehlS.(ie,  wie  den  Uebelständen  abzu- 
helfen sei,  siud  sehr  mannigfaltig  und  gehen  in  sehr  t^- 
schiedenen  Richtungen  auseinander.  Es  seien  hier  bloss  zwa 
Vorschläge  erwähnt.  Auf  der  einen  Seite  wird  vorgeschlagen,  bei 
dem  Medical  Jielief  die  allgemeinen  strengen  Grundsätze  des  eng- 
lischen Armenwesens  zur  Anwendung  zu  bringen,  insbesondere 
die  Aufiiahnie  des  zu  Unterstützenden  in  eine  Anstalt  zur  R^ 
zu  machen  und  ärztliche  Hilfe  ausserhalb  der  Anstalt  ((hU-door 
Medical  Relief)  nur  ausnahmsweise  zu  gewäliren.  Auf  der 
andern  Seite  glaubt  mau,  gesetzlich  einen  Zwang  zurVersicheruns: 
gegen  Krankheitsfälle  einführen  zu  sollen. 

Uehrigens  laufen  lieide  Vorschläge  auf  einen  Zwang  zur 
eignen  Fürsorge  liinaus,  nur  ist  dieser  Zwang  in  dem  ersteien 
Falle  lediglicli  ein  indireliter:  dadurch,  dass  man  die  Gewähnm;; 
von  anuenärztlicher  Hilfe  erechwert  und  mit  für  den  Empf&nger 
empfindlichen  Einschränltungen  verliiiüpft,  zwingt  man  die  Leute, 
sicli  freiwillig  gegen  den  Krankheitsfall  zu  versichern.  Die 
weitere  Verbreitung  von  Sich-  Clubs  —  Provideni  Dispensariea  — 
bildet  denn  auch  einen  Bestandtheil  des  eraterwähnten  Tor- 
schlags. 

Diesem  Vorschlage  dürfte  aber  nicht  nur  die  nothwendiget 
Weise  mit  demselben  verbundene  Erhöhung  der  Kosten,  sondere 
vor  allem  der  Umstanil  entgegen  treten,  dass  die  vorgeschlagene 
Behandlung  inhuman  erscheint,  und  in  Folge  dessen  unpc^ir 
und  in  weiterer  Folge  unwirksam  sein  wünle,  weil  bei  Ein- 
fühlung des  vorgeschlagenen  strengen  Prinzips  Privatwohlthätiß- 
keit  in  ausgedelmtem  Maassp  die  öfFentliche  Unterstützung  er- 
gänzen würde.  Gerade  bei  Behandlung  der  Krauken  ist  es 
unmi^lich,  die  Gesichtspunkte  der  Humanität  ausser  Acht  zu 
lassen,  und  es  gebührt  denselben  hei  diesem  Zweige  des  Amien- 
wesens  in  der  Tiiat  eine  gi-össere  Bedeutung,  als  bei  irgend 
einem  andern.  In  den  jetzt  bezüglich  der  Anwendung  von 
Indoor  Medical  Relief  in  Geltung  befindlichen  Grundsätzen 
wird  sich  kaum  etwas  ändern  lassen').  Die  Gewährung  ärzt- 
licher Hilfe  durch  Aufnahme  der  Armen,  welche  diese  Hilfe 
nachsuchen,  in  eine  Anstalt,  erfolgt  .jetzt  nur:  a)  mit  Rtlcksicht 
auf  die  Art  der  Krankheit,  wenn  die  Krankheit  entweder  eine 
ansteckende  ist  oder  eine  solche,  welche  eine  stAndige  ärztljcbe 
Uelierwachung    wttnschenswerth    erscheinen  lässt ;    und  b)  mit 

')  Longley,  (reicher  in  dem  Bchon  zitirten  Berichte  BpeiieU  diea^ 
auf  eine  strengere  Praxia  in  Gewährung  von  Mtdical  Relief  gerichtete 
Bew^DE  vertritt,  Bcheiut  uns  bier  zd  weit  za  gehen,  Longley  Khliet 
vor,  OulduoT  Meilical  Brlief  niemalB  zu  gewähren,  wenn  die  betreffende 
Person  einen  schlechten  Charakter  hat  oder  wenn  sie  die  Möglichkeit 
gehabt  hat,  Vorkehrungen  fiir  den  Krankheitsfall  zu  treffen.  Wenn  wir 
aucli  die  sittliche  und  wirthschaftliche  Pflicht  dnes  jeden,  (ur  d« 
Krankheitsfall  selbst  vorzusorgen,  anerkennen,  so  achnnt  uns  doch  dieav 
Vorschlag  des  Strengen  etwas  zu  viel  *u  enthalten. 
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Rücksicht  auf  die  Umgebung  des  Kranken,  auf  die  Behandlung, 
welche  derselbe  in  seiner  eignen  Wohnung  finden  kann  oder 
voraussichtlich  finden  wird  und  welche  ja  vielfach  nicht  zur 
Beförderung  seiner  schnellen  Oenesui^  angethan  sein  ni^. 

Was  den  zweiten  Vorschlag,  die  Einführung  einer 
Zwangs  Versicherung  auf  den  Krankheitsfall  lie- 
trifft,  so  würde  ein  näieres  Eingehen  zu  weit  von  unsemi 
Gegenstande  abführen.  Wir  beschränken  uns  deshalb  hier  auf 
eine  kurze  Wiedergab  der  Hauptzüge  des  Projektes  einer 
National  Insurance,  dessen  Vater  ein  Geistlicher,  Bev. 
Canon  W.  L.  Blackley,  ist.  Für  eine  ausführlichere  Be- 
sprechung dieses,  spezieU  für  Deutschland  interessanten  l*ro- 
jektes  winl  sich  wohl  eine  andere  Gelegenheit  finden. 

Blackley  schlitgt  vor,  dass  jedeniiaun  —  männlichen  wie 
weildichen  Geschlechts,  und  nicht  bloss  der  Arbeiter  —  ver- 
pflichtet werden  soll,  eine  Summe  von  10  i^  bei  der  Postanstalt 
als  einen  Beitrag  zu  einer  allgemeinen  National- Versicherungs- 
Gesellschaft  —  National  Club  —  einzuzahlen.  Die  Zahlung 
kann  sowohl  auf  einmal  als  in  Theilbetritgen  erfolgen,  soll  jedoch 
bis  zum  Ende  des  21.  Lebensjahres  voll  geleistet  sein.  Für  die 
gegen  Lohn  beschäftigte  Bevölkerung  soll  der  Prinzipal  bis  zur 
Erfüllung  der  Verpflichtung,  welche  durch  den  Besitz  eines 
nach  Vollzalüung  der  Prämie  auszustellenden  Club  Tickets  dar- 
gethan  wird,  einen  wöchentlichen  Abzug  vom  Lolme  in  Höhe 
von  1  Schilling  3  Pence  bis  4  Schilling  machen.  Ein  derartiger 
Abzug  soll  vom  18.  Lebensjahre  ab  stattfinden.  Falls  die  Prämie 
bis  zum  21.  Jahre  noch  nicht  voll  gezahlt  ist,  kommen  Verzugs- 
zinsen in  Verrechnung,  Jedes  Mitglied  des  National  Club  soll 
iiQ  Falle  der  Erki-ankung  8  Schilling  per  Woche  uud  femer 
nach  Erreichung  des  70.  Lehensjahres  wöchentlich  4  Schilling 
erhalten ' ). 

Dies  sind  die  Grundzüge  des  Projektes,  dessen  Anhänger 
iu  jüngster  Zeit  ausserordentlich  zugenouunen  haben  und  zu 
dessen  Berathung  zur  Zeit  ein  besonderes  Unterhaus  -  Komitee 
eingesetzt  ist*),  Allzulmld  dürfte  aber  dieser  Vorschlag  nicht 
zur  Verwirklichung  kommen,  und  so  wird  die  heutige  Art  der 


')  Das  Projekt  läuft  abo  nkht  bloM  auf  eine  Kranken-,  sondern  auch 
auf  eine  AltereVai-gicheraug  hinaus.    Wia  mir  übrigens  Canon  Blacklcj 

Sertönlich  mittbeilt«.  iat  diese  AltersverBicherung  nur  als  eine  Ereänzung 
VT  KiHnken V ereich ening  hinzugefligt,  weil  bei  einem  Alter  UberTOJabre 
regelmissiK  schon  iiifoigc  des  Alters  eine  besondere  Pflege  nöthig  sei, 
und  weil  tmier  hier  eine  scharfe  Scheidang,  wo  die  Altersachnäche  auf- 
bSit  und  die  Krankheit  anfängt,  häufig  scbwei  zu  machen  sein  würde. 

*)  Auch  bei  dieser  Bewegung  hat  sich  eine  besondere  GoBellschaft 
■ebUdet,  um  die  öffentliche  Meinung  auf  das  Projekt  hinzulenken  und 
Ur  dasselbe  eu  gewinnen  (die  National  Providettce  League).  deren 
Prtaident  Loid  nhaftesbury  ist,  Zur  Orientirung  über  diese  Bewegung 
a^  hier  auf  die  Q^eeted  Estayi  on  the  Prevention  of  Pauperittir  ty 
Ott  Btv.  W.  L.  Blackley,  London  1883,  retwiesen. 
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Aniienkranltenpfiefw ,  zu  deren  DarlegunR  wir  jetzt  übei^hen, 
wohl  noch  für  geraume  Zeit  praktische  Bedeutung  behalten. 


Die  heutifie  Armenkrankenpflejre  zerfällt  in  zv« 
Hauptarten :  die  An8tidtspflep:e  und  die  ausserhalb  der  Anstalten 
gewährte  ärztliche  Hilfe.  Wir  beginnen  mit  der  letzteren 
Art'). 

I.  Für  jeden  Annenverband  ist  wenigstens  ein  Disiriet 
Medical  Officer  zu  ernennen,  welchem  die  Behandlung  der 
nicht  in  Anstalten  aufgenomnienen  armen  Kranken  obUegl 
In  Verbänden  von  grosser  Bevölkerangszahl  werden  mehrere 
District  Medical  Officers  ernannt.  Der  normale  Maassstab  ist, 
dass  keinem  Disiriet  Medical  Officer  ein  Bezirk  über  15000 
Acker  oder  mit  einer  Bevölkerungszahl  von  mehr  als  1 5  000  Seelen 
unterstellt  werden  soll.  Die  nähere  Abgrenzung  der  Bezirke 
bedarf  der  Genehmigung  der  Zentral-Annenbehörde. 

Die  Besoldui^  des  Arztes  ist  in  den  einzelnen  Bezirken 
eine  sehr  verschiedene ;  sie  erfo^  jetzt  regelmässig  durch  an 
festes  Jahreshonorar.  Man  hat  in  England  lat^e  darüber  ge- 
stritten, ob  diese  Art  der  Remuneration  die  richtige  sei,  oder  ob 
nicht  eine  Bezahlung  für  den  einzelnen  behandelten  Fall,  bezw, 
für  jede  Konsultation  angemessener  sei  *).  Auch  heute  änd  die 
Ansichten  hieritber  noch  getheilt.  Fttr  das  System  der  Jahres- 
hesoldung  wird  angeführt,  dass  dasselbe  regelmässig  von  den 
Aerzten  vo^jezogen  würde,  weil  es  eine  mehr  gesicherte  Stellnne 
gewährt,  und  dass  es  sich  auch  für  den  Armenverhanrt  selbst 
billiger  stelle ').  Der  Einwand,  welcher  gegen  das  System  er- 
hohen wird,  ist  vor  allem  der,  dass  die  Guardians  dabei  in 
der  Gewährung  der  ärztlichen  Hilfe  zu  lax  verführen,  weil  es  ja 
keinerlei  Unterschied  bezüglich  der  Kosten  macht,  wie  viel  Fälle 
von  dem  Arzte  im  Laufe  des  Jahres  behandelt  wenlen.  In  ge- 
wisser Beziehung  besteht  heute  eine  Vereinigulm  <ler  beiden 
Systeme,  indem  an  Aerzte,  welche  gegen  Jahresgehalt  angestellt 
sind,  für  l>esonders  namhaft  gemachte  schwerere  Operationen 
eine    besondere    Vei^iltung    für    den    einzelnen    Fall    gewährt 


')  Die  weeentlichBten  IJestimmuDgen  über  Medical  Out-Selief  finden 
«ch  in  der  bei  Glen,  /'.  X.  0.,  abgedruckten  Ueneral  Order  vom  24.  Jnli 
1847  und  zwar  Art.  75,  70,  158—161,  168^110,  177—183,  206  n.  2OT. 

')  Die  Poor  Law  Commissioner,''  empfehlen  in  ihren  Berichten  Tom 
Jahre  1839  die  BeBoldung  in  der  Weise  einzurichten,  dass  der  Ant  eine 
fixe  Summe  per  Knpf  der  in  dauernder  ärztlicher  Bebändlune  befindlicheii 
Annen  erhalte  una  bezüglich  der  übrigen  Kranken  fUr  den  einzehien 
Fall  bezahlt  werde.  Vergl.  sodann  die  eingehenden  Berathnngen  über 
diese  Frage  in  den  Bericfaten  des  Spezial- Komitee'«  von  1844,  1854  und 
1864. 

')  Vergl.  die  Rede  von  Dr.  Prior  anf  der  South-Midland  Poor  Loa 
Conference  1883,  Seport  8.  120  ff. 
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wird').  In  der  Metropolis,  für  welche  154  Disirid  Medieal 
Officers  emaant  siud,  erhält  der  einzelne  Arzt  durchsehnittlich 
115  iS"  Jahres<;ehalt ;  in  aiuieren  Bezirken  ist  das  Gehalt  ein 
viel  jjerintieres,  doch  haben  die  Aerzte  überall  noch  Extra -Ein- 
nahmen aus  Gebühren  fllr  Pocken-Inipfungcn,  für  Untersuchimp 
von  Geisteskranken  u.  s.  w.  Seit  dem  Jahre  1847  leistet  der 
Staat  einen  Zuschuss  zur  BesoWung  der  Annenärzte ,  und  seit 
dieser  Zeit  hat  sowohl  die  Zahl  cter  Äei-zte,  wie  die  Höhe  ihres 
Gehalts  erheblich  zugenommen*). 

Auch  heute  noch  freht  die  ganz  allgemeine  Ansicht  dahin, 
dass  das  Aerzteperaonal  besonders  auf  dem  flachen  Lande  der 
Verbesserunfi  sehr  bedürfe*).  Die  Maassregol,  die  Annenürzte 
auf  Lebenszeit  anzustellen ,  hat  den  erwarteten  Erfolg  nicht 
gehabt.  Man  glaubte,  auf  diese  Weise  tüchtigere  Aerzte  zur 
Bewerbung  um  die  Stelleu  zu  veranlassen,  hat  aber  dal>ei  ausser 
Auge  gelassen,  dass  man  sich  dadurch  an  alte  Aerzte  bindet, 
welche  mit  der  Wissenschaft  nicht  fortgeschritten  sind.  Die 
durch  neuere  Gesetze*)  eingefllhrte  Befugnis»  zur  I'eusionirui^ 
hat  den  Uebelstand  nicht  ganz  zu  beseitigen  vennocht,  weil 
die  Gitardians  sich  nur  im  iiussersten  Nothfalle  zu  der  mit  einer 
Pensionirung  verbundenen  Kostenvemiehrung  verstehen.  In  ärzt- 
lichen Kreisen  glaubt  man  vielfach,  dass  durch  die  Erhebung 
der  Annenärzte  zu  Staatsbeamten  eine  Verbesserung  des  Personals 
herbeigeführt  weMen  könnte"). 


')  Vergl.  Art.  77  der  General  Order  vom  24.  Juli  1847  und  die 
iutereesfuiten  Be«timmuDgeD  in  Art  179,  wonach  der  Arzt  nur  die  Hälfte 
der  festgcsetzteo  VerKÜtun^  erhalten  Boll,  wenn  der  Pittient  innerhalb 
36  ätundeu  nach  der  Operation  stirbt  oder  wenn  von  diim  Arzte  nach  der 
Ch>eratioQ  nicht  noch  mehrere  ärztliche  Berache  auf  beaondereB  Verlangen 
abgestattet  werden. 

')  lu  dem  18.  Jahresbericht  des  L.  G.  B.,  S.  328,  wird  die  Zahl  der 
IHstrict  Medieal  Officers.  al^eseben  von  den  1Ö4  Medieal  Officern  der 
Metropolis,  auf  3368  angf^bcn,  doch  wird  dabei  ausdrlirklich  bemerkt, 
daae  dies  nicht  der  Zahl  der  Stellen  entspricht,  weil  die  Veränderungen, 
welche  im  Laufe  des  Jahres  in  der  Besetzuuf;  der  einzelnen  Stellen  vor- 
K^ommen  seien,  nicht  berücksichtigt  wären  und  sich  infolge  dessen 
Dof^iel-ZählQiigen  vorfanden,  lieber  die  Qehalteverhältnisse  lassen  sich. 
abgraehen  von  der  Metropolis,  keine  exakten  Ziffern  gelten.  Für  die 
annentürztliche  Hilfe  überhaupt  sind  im  Jahre  1682/83  insgesammt  £  317  233 
aou^^eben  worden'  dabei  ist  aber  nicht  eraichtüch,  welcher  Theilhetrag 
antdie  Besoldung  der  Digtrict  Mediaü  Ofjicers,  bezw.  der  Medieal  Officers 
[or  the  Worlchouseg  eutftlllt.  Der  Staat  leistet,  wie  schon  angeführt  wurde, 
einen  Znscbusa  in  Höbe  der  Hälfte  der  Besoldung. 

*)  Dies  wird  auch  in  ärztlichen  Kreisen  vollkommen  zugegeben. 
Vergl.  insbeeondere  die  Kede  von  Dr.  Hickingbo tbam  aufder  Wesl- 
Mid^nd  P.  L.  BiMrict  Conference  1883  (Bepori  S.  64 ff.),  wo  sich  auch 
sonst  werthTolles  Material  mi  die  armenürztliche  Frage  zusammengestellt 
findet. 

•)  27  a.  28  Vict  c.  42;  29  a.  30  Vict.  c.  113;    33  a.  34  Vict  c.  94. 

')  Vergl.  das  sogenannt«  Laiuct  Memorial  vom  Jahre  1878  und  die 
Antwort  des  L.  G.  B.  im  6.  Jahresberichte  S.  86  ff. 
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Diu  Anneiiftrzte  hahea  die  Päicbt,  die  Behandlung  des 
Krauken  selbst  zu  ühemehmen.  Nur  in  NothßLlleD  kann  seh 
der  Arzt  durch  einen  Practitioner,  welchen  er  vorher  —  schon 
bei  Ajitritt  seines  Amtes  —  den  Gitardians  zu  benennen  hat 
vertreten  lassen.     Der  Befehl    zu  Behandlung    eines  Krankeg 

Siräer  for  ihe  Attendance)  wird  re<;elniilssi!;  von  dem 
ehevintf  Officer,  bezw.  von  den  Guardiansi  au^estellt,  doch 
können,  wie  schon  oben  ausgeführt  wurde,  auch  die  Ooerseera  und 
die  Friedensrichter  eine  derari;iKe  Or^er  geben ,  da  sich  die 
Krankheitsfälle  innner  unter  den  cases  of  ffudden  and  vrgait 
necessily  subsuniiren  lassen.  Wenn  der  Arzt  ohne  eine,  von 
dem  Relieving  Officer  ausgestellte  Order  die  Behandlung  eines 
armen  Krauken  llbeminimt,  so  hat  er  sofort  dem  Relieving  Officer 
davon  Kenntniss  zu  f;el)en,  damit  der  letztere  die  definitive  Ent- 
scheidung der  Quardiana  über  den  Fall  herbeiführt.  Für  die 
altersschwachen  oder  sonst  permanenter  ärztlicher 
Hilfe  bedürftigen  Kranken  ist  eine  besondere  Liste  an- 
zuleRen,  welche  wenigstens  1  Mal  jährlich  von  dem  Clerlc  oder 
dem  lielieving  Officer  neu  zu  entwerfen  ist.  Eine  Abschrift  der- 
selben wird  dem  District  Mcdical  Officer  zugesandt.  Dem  be- 
treffenden Kranken  selbst  wird  ein  Krankenschein  (Tieiet) 
ausgestellt,  auf  Grund  dessen  die  ärztliche  Behandlung  so  lange 
zu  gewähren  ist,  bis  das  Tickd  widerrufen  wird.  Atigesehen 
von  diesen  permanenten  Kranken  wird  die  Order  for  the  Aiten- 
dance  jetzt  regelmässig  nur  auf  bestiimnte  Zeit  gegeben,  nach 
deren  Ablauf  die  Sache  von  Neuem  den  Guardians  vorzutragen 
ist,  falls  eine  weitere  ärztliche  Hilfe  verlangt  wird.  Die  einzelnen 
Armenverhände  weichen  aber  in  dem  Punkte,  welche  Gültigkeits- 
dauer sie  regelmilssig  einer  derartigen  Order  geben ,  sehr  er- 
heblich von  einander  ab').  In  früherer  Zeit  wurden  meisten- 
theils  die  Orders  überhaupt  für  die  ganze  Krankheit  —  dvring 
sickness  —  ausgestellt,  eine  Praxis,  von  welcher  man  durchaus 
rationeller  Weise  jetzt  fast  ganz  abgekommen  ist. 

Auf  Grund  der  Order  bezw,  des  Ticket  hat  der  Arzt  deu 
Kranken  zu  liehandehi.  Oh  er  densellien  in  der  eigenen  Wohuunj! 
aufsucht  oder  zu  sich  konmien  lässt,  häi^  von  den  Un^lAnden 
der  Krankheit  ah.  Man  ist  liestrebt,  in  jedem  Armenverhände 
ein  Lokal    einzurichten,  in  welchem  der  Arzt  zu  bestimmten 


■|  Aus  ilieeem  Qninde  Bind  auch  die  wenigen  überbaopt  Torlmiidenen 
Anf^ben  über  die  Zahl  der  ausgegtellten  Medical  Ordern  nicht  beweis- 
fShis.  Nach  dem  13.  JahrcBbericEt  S.  XLIII  wurden  in  der  Metropolis 
im  Jahre  1883  insBesauimt  102198  Orders  für  Otädoor  Medical  iWi>f  Rf- 
geben.  Die  Zahl  der  behandelten  Personen  ist  infolge  der  bei  Emeaenmg 
der  Ordern  eintretenden  Doppel  zäh  Jungen  eine  viel  geringere.  Wie  gm« 
dieselbe  ist,  darüber  lassen  sich  wegen  der  in  den  einzelnen  VerbindfE 
bestehenden  Verschiedenheit  bezüglich  der  Uiltigkeitsdauer  der  Onttr' 
gar  keine  Berechnungen  anstellen. 
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Stunden  zu  treflfen  ist  und  wo  sich  alle  diejeni<:en  eiozufindeu 
haben,  bei  denen  nach  der  Art  der  Krankheit  von  eiiieui  Be- 
suche im  eignen  Hause  abgesehen  werden  kann.  Dieses  Prinzip 
ist  in  der  Metropolis  vollständig  durchgeführt  worden,  und  als 
Orte  für  die  Konsultation  werden  hier  die  Arinenapotheken 
(Dispensarief:)  benutzt,  von  denen  in  jedem  Bezirke  wenigstens 
eine  itesteht. 

Die  Einführung  von  Armenapotheken  ist  als  ein 
fn-osser  Fortschritt  in  der  Annenkrankeupflege  zu  l>etrachten, 
welcher  aber  bis  jetzt  auf  die  Metropolis  und  einige  wenige 
andere  .gr(wse  Städte  beschränkt  geblieben  ist.  Fllr  die  Metro- 
)>olis ,  wo  mit  der  Einführung  des  Dixpensary  System  im  Jahre 
1867  b^onnen  wurde,  bot  die  gesetzliche  Bestimmung,  wonach 
die  Zentral- Annenbehörde  befugt  ist,  ROckzahlungen  aus  dem 
Common  Fund  an  die  einzelnen  Verbände  so  lange  zu  suspen- 
«Hren,  bis  die  letzteren  eine  Annenapotlieke  eingerichtet  haben, 
die  nöthige  Handhabe,  um  das  System  sclmell  zur  Durchführung 
zu  bringen  •).  ,  Im  ttlmgen  Lande  dturegen  finden  sich  solche 
Apotheken  nur  ausnahmsweise.  Auf  dem  platten  Lande  hat 
regelmassig  der  Dislrict  Medical  Offieer  gegen  ein  bestinmites 
Jahresfixum  auch  für  die  Beschafiiing  der  erforderlichen  Arzneien 
zu  sotgien.  Nur  für  l>esonriers  theuere  Medikamente,  (wie  z.  B. 
Chinin,  Leberthran  u.  s.  w.)  ist  eine  anderweitige  Beschaffung 
durch  den  Relieving  Officer  vonüeseheu.  Bei  dieser  Methode 
wird  vielfach  darüber  geklagt,  dass  die  verabreichten  Merfika- 
iiieiite  in  Qualität  und  Quantität  unzureichend  seien. 

Wenn  der  Aizt  eine  liesondere  Kost  für  den  Kranken  als 
iiothwendig  erachtet,  so  kann  er  diesell)e  nicht  direkt  anordnen, 
sondern  kann  nur  die  Bewilligung  von  sogenaimten  Medical 
Extras  anempfehlen;  die  weitere  Eutscheidmig  darüber  bleibt 
den  Oiinrdmm  überlassen").  Freilich  hat  in  der  Praxis  diese 
Knipfehlung  fast  stets  denselben  Werth  vde  eiue  direkte  Order, 
was  auch  ganz  naturgemäss  ist,  da  sich  die  Qttardians  scheuen, 
die  Konsequenzen,  welche  aus  einer  Nichtbefolgung  der  ärztlichen 
Knipfehlui^  entstehen  könnten,  auf  sich  zu  nehmen  Von  den 
.Armenärzten  selbst  aber  wird  es  als  ein  unberechtigter  Eingriff 


>)  32  a.  33  Vict.  c.  63  e.  14.  Die  näheren  BeHtJmmungen  über  die 
'^''e^wBitaDg  der  Armen-Apotheken  Bind  enthalten  in  der  M^opoütan 
IMtptntary  Order  vom  22.  April  1Ö7I.    Glen,  P.  L.  0.  S.  394—406. 

Um  die  EmfQhning  der  Annen-Apotheken  haben  rach  besonden 
Sir  Charlea  Trevelyan  und  Dr.  Bridges  verdient  gemaeht. 

*)  Ve^l.  Glen,  P.  L  0.  S.  191 :  .The  medical  officer  in  not  emp<m;ered 
hy  the  ordtr  of  thf  L,  G.  B.  to  orrkr  food  or  articfes  Of  diet,  aa  meat, 
tnitk,  wine  or  porter  for  htg  pauper  palitnte.  Ani/  directions  that  ht  may 
4jive  to  that  effect,  wiB  only  amotmt  to  an  expresnion  of  opiniou  o»  hts 
']<nri  that  relief  in  food  or  oäter  neceafnrien  it  required." 
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in  ihre  Stelluus  eiiipfimiieii,  dass  sie  jerteiifallB  fonuell  nicht  in 
der  Lape  sind,  das  für  den  Krauken  für  oothwendig  pehaltene 
zu  l)e80i^en,  und  dass  sie  sicli  in  dieser  Richtung  dem  nicht 
sachverstÄndiseii  Urtheile  der  Gvardians,  bezw.  des  in  socialer 
Hinsicht  weit  unter  ihnen  stehenden  Relieving  Oßcer  unter- 
werfen luOssen.  Auf  der  andern  Seite  darf  nicht  aus  dem  Auge 
gelassen  werden,  dass  gerade  diese  Medical  Extras,  worunter 
sich  häufig  Wein  oder  sonstige  geistige  (ietränke  befinden,  einen 
Anreiz  al^e)>en ,  sich  im  Krardtheitsfalle  an  den  Armenarzt  zu 
wenden;  denn  viele  unbemittelte  Leute  würden  sich,  wenn  sie 
(lies  nicht  tbuii,  solche  Extras  versagen  müssen,  selbst  wenn 
dieselben  von  dem  Piivatarzte  für  nützlich  gebalten  werden 
sollen.  Eine  freigiebige  Gewährung  von  Medical  Extras  würde 
so  die  sehr  ernste  Gefahr  mit  sich  bringen,  dass  sich  die  ZM 
der  Anträge  auf  annenärztliche  Hilfe  steigern  würde.  Dieser 
Gefahr  ist  man  sich  in  England  voll  bewusst,  und  die  Chtar^ant 
suchen  deshalb,  soweit  es  in  ihi-er  Macht  steht,  auf  den  Mediad 
Ofßcer  dahin  einzuwirken,  dass  er  sieh  bezOglidi  der  Empfehlnng 
von  Extras  auf  das  Allemothwendigste  beschränke. 

Ein  anderer  Umstand,  welcher  dahin  wirkt,  dass  vielfach 
die  armenärztliche  Hilfe  in  Anspruch  genommen  wird ,  wo  die 
Leute  seihst  für  sich  soi^n  könnt«n,  ist  der,  dass  auf  dem 
Lande  häufig  der  Medical  Offieer  der  einzige 
Arzt  in  der  ganzen  Nachbarschaft  ist,  so  dass  die 
Leute  gar  keinen  erkennltaren  Unterschied  sehen,  ob  ae  für  den 
Krankheitsfall  sparen  und  dann  aus  ihrer  eignen  Tasche  den 
Arzt  bezahlen,  o<ler  ob  sie  dies  nicht  thun  und  trotzdem  von 
dersellwn  Pei-son  in  derselben  Weise  behandelt  werden.  Ja, 
dadurch,  dass  die  Leute  Aussicht  haben,  wenn  sie  sich  an  den 
Arzt  gtia  Anuenarzt  wenden,  Medical  Extras  zu  erhatten, 
während  sie  sich,  wenn  sie  denselben  Arzt  ans  eigner  Tasche 
bezahlen,  eine  ihnen  vielleicht  zuträgliche  stärkende  Be- 
köstigung versagen  müsst^n,  werden  sie  direkt  veranlasst,  es 
mit  Inanspruchnahme  der  ärztlichen  Annenhülfe  sehr  leicht  zu 
nehmen. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  es  gerade  bei  Krankheitaflllen 
nicht  mißlich,  ei-st  eingehende  Erkundigungen  einzuziehen,  oh 
der  Antragsteller  wirklich  vollständig  initt^'llos  ist.  Die  Hilfe 
niuss  hier  schnell  gewährt  werden.  Es  ist  leicht  verständlich, 
dass  die  Aniienbeanit«n  nicht  die  Verantwortung  auf  sich 
nehmen  wollen,  den  erbetenen  ärztlichen  Beistand  aufzuschieben, 
bis  die  vollständige  Mittellosigkeit  klar  dai^iethan  ist.  Das 
Mittel,  welches  man  gegen  eine  hier  zu  bt'filrchtende  Täuscbune 
der  AnnenI>eliÖrden  anzuwenden  pflegt,  besteht  darin,  dass  man 
die  armenärztliche  Hilfe  regel  massig  nur  als  Dar- 
lehn (by  way  of  loan)  gewährt  und  sieh  dadurch  die 
Mi^lichkeit  schafft,  die  verursachten  Kosten  in  einem  sumnu- 
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rischeu  Verfahren  jederzeit  einzuziehen ').  Ein  anderes ,  in 
ueuerer  Zeit  vielfach  an^evreudetes  Mittel,  um  die  Anträge  auf 
aimeDärzÜiche  Hilfe  einzuschränkeu ,  besteht  darin,  dass  man 
ilie  Order  for  Attendance  auf  eine  kurze  Zeit  ausstellt  und 
<laran  festhält,  dass  der  Kranke,  falls  dies  nicht  vom  Arzte 
als  unmöglich  oder  unbedingt  nachtheilig  attestirt  wird,  persön- 
lich vor  lien  Quardians  erscheint,  uin  die  Verläi^emng  der 
Order  zu  erwirken. 

Es  ist  enillicli  hier  noch  auf  die  BestrebunRen  hinzuweisen, 
durch  die  Einrichtung  von  Provident  Institutions  (i^ck 
Clubs,  I^ovident  Dispensarien)  den  Leuten  die  Gelegenheit  zu 
frleichtem ,  selbst  Vorsorge  fllr  den  Krankheitsfall  zu  treffen. 
Hei  der  Metropolitan  Provident  Medical  Association  kann 
siejren  ein  Eintrittsgeld  von  10  Schilling  und  einen  mona^ 
liehen  Beitrag  von  1  Schilling  die  ärztliche  Hilfeleistung, 
inklusive  der  erforderlichen  Arzneien  und  Heilmittel,  fOr  Mann, 
Krau  und  Kinder  unter  14  Jahren  gesichert  werden.  Auf 
ileui  Lande  sollen  die  Beiträge  durchweg  noch  niedriger  sein: 
regelmässig  beträgt  hier  die  Prämie  für  den  einzelnen  Mann 
5  Schilling  per  JaJir.  Man  ist  bestrebt ,  diesen  sicherUch  sehr 
wohlthätigen  Einrichtungen  eine  immer  weitere  Verbreitung  zu 
verschaffeu. 

n.  Wenn  schon  bei  dem  Outdoor  Medical  Relief  eine 
Verschiedenheit  zwischen  Stadt  und  Land  hervortritt,  so  ist 
dieselbe  noch  viel  erheblicher  hinsichtlich  der  Anstaltspflege. 
Man  kann  hier  die  Verschiedenheit  und  zu  gleicher  Zeit  die 
iich  zeigenden  Schattenseiten  kurz  dahin  charaklerisiren :  auf 
iein  Lande  geschieht  zu  wenig,  in  den  Städten,  und  besonders 
n  London,  zu  viel. 

Auf  dem  Lande  ist  man  mit  der  Durchführung  der  seit 
lern  Beginne  der  sechziger  Jahre  angestrebten  Entfernung  der 
irnien  Kranken  aus  den  Workhouses  und  ihrer  Ünterbringui^ 
n  besondere  Anstalten  noch  nicht  weit  voi^eschritten  Regel- 
iiässig  bilden  sielmelir  ^ier  die  Kranken  das  Haupt-Element  der 
Insassen  der  Workhowes.  und  werden  in  einer  besonderen  Ab- 
heilung des  Workhouse,  dem  Sick  Ward,  unteniehracht.  Welche 
Vachtheile  hiermit  verbunden  sind,  ist  schon  oben  berührt  worden  *) : 


nicht  fiir   den  emzelneii   Fall   bezahlt   wird.    Mindern   eine  Jahres- 

lewldnn^;  erh&lt.  Schwierigkeiten  hervargetrelen ,  in  welcher  Weise  die 
'eniulagte  Summe  hestimmt  featgeatellt  werden  kann.  Die  Richter  haben 
ungels  KCnügenden  Nachweises  dieses  Betrags  hKufig  die  Ausstellung 
iner  OrtSr  zur  Wiedereinziehung  der  Samme  vemeiKert. 

')  Vergl.  oben  8.  95,  wo  der  auf  dem  Social  Science  Congrenn  zu 
ilaegow  im  Jahre  1860  besondeis  von  Miss  Louisa  Twining  lu  dieser 
tichtong  gegebenen  Anregung  gedacht  ist 
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Für  lue  der  ärztlichen  Mege  bedürftv?en  Insassen  ist  in  den  mdit 
als  Krankenanstalten  eingerichteten  und  beatimniten  Workkotaa 
in  ungenügender  Weise  gesorgt,  und  auf  der  andern  Seite  wird 
eine  rationelle  Verwaltung  der  Workh&uaes  durch  die  grosse 
Anzahl  der  einer  besonderen  Behandlung  bedürftigen  Insassen 
erheblich  erschwert. 

Freilich  ist  es  nicht  leicht  zu  sagen,  wie  hier  abgeholfen  werden 
kann.  Die  Errichtung  eines  besondem  Krankenhauses  für  jeden 
Anuenver))and  ist  schon  wegen  des  Kostenpunktes  nicht  dnrcb- 
filhrbar.  Eine  gemeinsame  Zentralanstalt  &ii  mehrere  Verbände 
hat  wiederum  den  Nachtheil ,  dass  die  Transportirung  der 
Kmnken  dahin  wegen  der  zurückzulegenden  grösseren  Entfenmii)! 
erhebliclie  Unzuträglichkeiten  mit  sich  bringen  würde.  Man 
hat  (leshalb  auch  weniger  rlie  Errichtung  solcher  Zentral&nstaltai 
als  vielmehr  eine  andere  Einrichtung  zu  fördern  gesucht  Bereits 
durch  eine  gesetzliche  Bestinmmng  von  1851  war  den  Guardiaiu 
die  Erlaubniss  gegeben,  mit  Genehmigung  der  Zentralbehörde 
Beiträge  zu  Hospitälern  und  KrankeiMusem  zu  leisten,  um 
dadurch  die  Möglichkeit  zu  erhalten,  ihre  annen  Kranken  in 
solche  Spezial- Anstalten  zu  schaffen').  Von  dieser  Befugnias 
wird  jetzt  in  einem  erhebliclien  Maasse  Gebrauch  gemacht, 
und  man  vermag  in  dieser  Weise  wenigstens  filr  die  trans- 
portabel» und  einer  besonderen  Behandlung  bedürftigen  Kranken 
in  besserer  Weise  zu  sorgen. 

Hinsichtlich  der  in  die  Workhouses  aufgenoiimieneD  Kranken 
ist  ferner  eine  Verbesserung  insofern  eingeführt  worden,  als  man 
innnermehr  technisch  vorgebildete  Krankenpfleger 
und  Pflegerinnen  anstellt.  In  frilherer  Zeit  wurden  ak 
KiBukpnptieger  durchweg  andere  Insassen  des  Workhouse  be- 
nutzt, was  nicht  nur  deswegen  Be{leuken  erregen  muss,  wei! 
<iiesen  Personen  alle  technischen  Kenntnisse  abgehen,  sondern 
auch  vor  allem,  weil  diese  Personen  durchaus  keine  Gewähr 
für  Zuverlässigkeit  in  der  Behandlung  der  Kranken  abgeben. 
Im  Anfang  der  sechziger  Jahre  bildete  sich  eine  Gesellschaft, 
mn  die  Einführung  von  technisch  geschulten  Krankenpflegern 
in  den  Anstalten  zu  fördern  {Aasocialfon  for  Promoling 
trained  nurses  in  Workhouses  atid  Infirmarits), 
während  gleichzeitig  eine  Reihe  von  Schulen  entstand,  um  Per- 
sonen zu  Krankenpflegern  auszubilden. 

Dies  letztere   geschieht  besonders  in  der  Metropolis,  wo 


■)  U  a.  15  Vict.  c.  10.5  b.  4;  jetzt  crnätert  durch  42  a.  43  Vict 
c.  54  a.  4.  —  Die  Zentralbehörde  sucht  dahin  zu  wirken,  das«  Mhwierige 
Opera ttoaeu  nicht  in  den  WoTkhowies  vorgenommen  werden,  loDden 
dass  alle  ernsteren  Fälle  in  SpeEialan stalten  behandelt  werdoi.  Vagi- 
die  ErkläruDg  des  früheren  Präsidenten  des  L.G.B.,  Mr.  Dodson,  m 
der  Unterhsussitzung   vom   20.  Jnni    1881.     Hansard  III  Vol.  262,  S.  85! 
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Has  Gesetz  von  1867  die  Befiigniss  genebeii  hat,  die  neu 
errichteten  Asyle  als  Unterrichtsanstalteu  fllr  Krankenpfleger  zu 
benutzen»).  Unter  dem  13.  Mai  1872  hat  die  Zentralbehörde 
ein  R^nlativ  erlassen,  nach  welchem  Personen  zwischen  25  und 
35  Jahren  als  Prsbekrankenpfleirer  {Itohaitonary  Niirses)  in  den 
Asylen  zugelassen  werden  können,  dort  wenigstens  ein  Jahr  unter 
der  Kontrolle  des  Arztes  und  der  Voi-steher  der  Anstalt  als  Hilfe- 
krankenpfleger beschäftigt  werden  und  sodann  nafh  Ablegui^ 
einer  Prilfui^  ein  Zertifikat  llber  ihi-e  Ausbildung  erhalten.  Die 
weiblichen  Krankenpfleger  erhalten  in  den  ersten  Jahren  10  —  15  iS" 
Gehalt,  der  Gehalt  steigt  alsdann  allmählich  bis  zu  SO  £  in 
der  Metropolis.  Die  männlichen  Krankenpfleger,  welclie  ihre 
Ausbildung  vielfach  in  den  Milititrlazai-ethen  empfangen,  erhalten 
etwas  mehr.  In  der  Metropolis  weiTleu  jetzt  fast  durchweg  nur 
ü-ained  Nurses  angestellt,  und  auch  auf  dem  Lande  dringt  diese 
Verbesserung  immer  mehr  (Uirch^). 

Betrachten  wir  nunmehr  die  Anstaltspflege  in  den 
grösseren  Städten  und  besonders  in  der  Metro- 
polis, so  finden  wir  hier  nicht  nur  die  Entfernung  der  Kranken 
aus  den  Workhotisefi  und  die  Errichtung  besonderer  Annen- 
Krankenanstalten  (Infirmaries)  vollständig  dureligefllhrt,  sondern 
daneben  besteht  noch  eine  grosse  Anzahl  von  Hospi- 
talern und  Krankenhäusern,  welche  aus  Privat- 
mitteln erhalten  werden.  Dies  ist,  was  uns  olien  zu 
dem  Ausspruche  veranlasste,  dass  hier  wohl  des  Guten  etwas 
ni  viel  gethan  sei.  Es  ist  leicht  erklärlich,  dass  hei  Auf- 
nahme in  diese  Anstalten,  welche  unter  Leitung  hervorragender 
Aerzte  stehen  und  vielfach  der  praktischen  Ausbildung  von 
Studenten  der  Medizin  dienen,  meistens  weniger  die  Bedürf- 
tigkeit des  Betreffenden  tHlr  den  Empfang  von  Wohlthätigkeit 
maas^iebend  ist,  als  vielnielir  die  Rücksicht  auf  die  Krank- 
heit und  die  Aussicht  auf  einen  „intei-essanten  Fall".  Dazu  tiitt 
noch  die  in  fast  allen  derartigen  Anstalten  bestehende  Ein- 
richtui^ ,  (iass  die  zu  den  Anstalten  Beitragenden  je  nach  der 

')  30  Vict.  c  6  B.  29. 

»)  Nach  dem  13.  Jahresbericht  des  L.  G.  B..  Anhang,  S.  328  u.  329 
-  JB  im  Jahre  1883  in  der  Metropolis  1016  Nur.ie«:  im  ührigen  Eng- 
id  unci  WaleH  1101  weibliche  und  1T.5  mänaliche  SiirUfH.  Im  Jahre 
1866  belief  sich  die  Zahl  der  be^tahlten  Krank  cd  ptleger  i[i  den  Anstallen 
der  Metropolis  insgesammt  nur  auf  114,  Man  sieht,  wie  auraernrdentlirh 
schnell  die  Verlieseerung  hier  vorgeechritten  ist.  —  Ueber  die  allmähliche 
EntwickeluDg  der  Neuerung,  sowie  über  die  dabei  besonders  anerkennend 
hervorzuhebende  Thätigkeit  von  Miss  Nigblingale,  Mrs.  Wardrober,  Misa 
^ata  Jones  and  Mitw  Klorence  Leee  vergl.  einen  Artikel  in  der  Fall 
MaB  GaifUe  vom  30.  Mai  1885:  .Honpilal  Niirers  ■-  PaH  and  Prtsmt". 
Eb  mag  dabei  noch  hervoi^ehobeu  werden ,  dass  ein  beeonderefi  Institut 
—  MelTopolitan  und  Nationnl  Xnrsing  Afgociafion  for  Digtrictf  Nurgrs  — 
für  ^e  Ausbildung  von  Mädchen  der  besseren  Gesellschaftsklasse  im 
Kranken  pflegedienst  besteht.  Dieses  Institut  wird  besondere  von  Töchtern 
TOD  Geistlichen  stark  besucht. 


gab 


DcillizedDy  Google 


350  V.  4. 

Höhe  ihres  Beitrags  eine  Anzahl  von  Atifoabiuekarten  (Leütn 
of  Adminsion)  erhalten ,  und  dass  die  Besitzer  dieser  Karten 
hei  der  Verahfolgunp  derselben  sich  nicht  allzu  ängsüich  dw- 
nach  uuiliören,  oh  der  Enipfti^er  die  Wohlthatigkeit  verdient. 
Es  besteht  somit  auf  diesem  Gebiete  eine  i-eckt  gefährliche 
Konkurrenz  zwischen  Wohlthatigkeit  und  öffent- 
licher Aruienunterstützung,  und  das  Fehlen  einer  richtigen 
Grenzlinie  beider  Gebiete  ist  nicht  geeignet,  die  Selbstvorsorge 
für  den  Krankheitsfall  zu  befördern').  Ganz  besonders  trMl 
dies  in  der  Metropolis  zu.  wo  die  von  der  Armenverwaltnnp 
getroffenen  Einrichtungen  so  vollständig  sind,  dass  sie  durrbaus 
keiner  Nachhülfe  durch  Wohlthätigkeitsanstalten  bedürfen.  Wenn 
die  Wohlthätigkeitsanstalten  aus  den  Städten  heraus  auf  das  I^nl 
verlegt  würden ,  dürft«  dieses  in  gleicher  Weise  den  Städten, 
wie  dem  Lande  zum  Nutzen  gereichen. 

Auf  die  in  der  Metropolis  bestehenden  Annenkranken- 
anstalten soll  weiter  unten  liei  der  Darstellung  des  Anneuwesens 
der  Metropolis  noch  näher  eingegangen  werden. 

In  den  Anstalten  der  Metropolis  sind  durchweg  Aerzte  an- 
gestellt ,  welche  denselben  ihre  ganze  Zeit  widmen,  während  in 
den  Pro\inzen  die  Anstaltsärzte  (Medical  Officers  for 
t h e  Wo rkhouse)  regelmässig  daneben  noch  Privatpraxis 
haben.  Dem  Medical  Officer  for  fhe  Workhouse  liegt  es  neben 
der  ärztlichen  Behandlung  der  Kranken  oh,  die  Diät  der  Kranken 
zu  btstimmen  und  über  die  Nahrung,  welche  den  in  den  An- 
stalten aufgenonmienen  Kindern  gereicht  wird ,  zu  wachen.  Er 
soll  femer  den  Guardians  Bericht  erstatten,  wenn  er  glaubt,  dass 
die  Beköstigung,  die  Ventilation  oder  sonstige  Arrangements  in 
den  Worlüiouses  nicht  so  sind,  wie  sie  im  Interesse  des  Ge- 
sundheitszustandes der  Insassen  wünschenswerth  erscheinen. 
Endlich  ist  es  die  I'flicht  dos  Medical  Officer.  den  Gesund- 
heitszustand der  neu  Aufgeuommenen  festzustellen,  über  die 
vorkommenden  TodesfilUe  unter  Angabe  der  Todesursache  zn 
Iterichten  und  bezl%lich  der  in  den  Workhouses  befindlichen 
Geisteskranken  zu  attestiren,  ob  die  Krankheit  eine  solche  ist. 
dass  die  Betreffenden  ohne  Gefahr  in  den  Workkousts  belassen 

')  Wir  stimmen  in  dieaem  Punkte  rollBtäiidig  mit  Loch  a.  a.  O.  S.  37 
äberein,  welcher  speziell  bezüglich  der  Krankenpflege  banerkt;  „IIk 
skarper  the  line  ix  draicn  bettcem  the  Poor  hatn  and  Charüv  in  ihtsi 
maiters,  the  greattr  is  Üif  nossibility  of  niaking  t-ent  lo,  inxUad  of  sedwr 
l'rom  self-Mp."  Der  nachtbeilige  ^nfloBs  der  Wohlthätigkdtunit&lI«D 
macht  sich  librigenH  nicht  nur  l^ezüglich  dea  Jtidoor  Medical  Bdief,  Mil- 
dern ebenso  auch  hm  dem  (hadonr  Medical  Relief  geltend,  da  dine 
Anstalten  meistentheils  die  Einiichtong  haben,  döes  in  ihnen  za  i>e- 
atimmten  Stunden  unentgeltlich  ärztlicher  Eath  ertheilt  wird.  Me  gwiw 
Frage  ist  jUngat  auf  einer  von  der  MetropoHtiin  Provider^  MeAicai  Antoeia- 
tiwi  einberufenen  Versammlung  erörtert  worden,  wo  die  Refonnbedürftif- 
keit  allgemein  anerkannt  wurde  (vergl.  den  Bericht  im  Obsemr  vom 
25.  Januar  188.J). 
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werden  können,  oder  ob  dieselben  in  besondere,  für  sie  bestimmte 
Anstalten  gebracht  werden  sollen^). 

m.  Auf  die  Behandlung  der  armen  Geistes- 
krankeu  ist  hier  noch  etwas  näher  einzudrehen.  Die  bezüg- 
lich der  amien  Geisteskranken  in  England  überhaupt  bestehenden 
Bestimmungen  sollen  jedoch  dabei  nur  ganz  kurz  in  ihren  Haupt- 
punkten hen'orgehoben  werden').  Ein  Eingehen  auf  die  so 
überaus  schwierige  Materie,  ^m  welcher  der  für  das  hier  be- 
handelte Thema  nicht  in  Betracht  kommende  Gesichtspunkt  des 
Schutzes  der  persönlichen  Freiheit  eine  so  wesentliche  Rolle 
spielt,  wtlrde  den  Rahmen  unserer  Arlieit  weit  tiberschreiten, 
und  ist  ausserdem  zur  Zeit  nicht  angezeigt,  da  eine  Neu-Ordnui^ 
(lieser  Materie  in  allernächster  Zeit  zu  erwarten  steht"). 


')  Die  Pflichten  dea  WorWiouse  Afedicai  Officer  sind  : 
geatellt  in  Art.  207  der  Gen.  Cons.  Orä.  Tom  24,  Juli  1847  und  den  beiden 
ergänzenden  Orden  vom  4.  April  1868  und  24.  Angast  1869  (Glen,  }>.L0. 
S.  385—  ■81).  Der  Arzt  hat  in  ein  beaondereB  Report  Book  jeden  von 
ihm  erstatteten  Besuch  mit  etwaigen  dabei  zu  machenden  näheren  Er- 
örterungen (z.  B,  bei  ansteckenden  oder  epidemischen  Krankheiten)  einzu- 
tragen. Dieses  Buch  ist  den  Guardiati»  in  jeder  Sitzung  vorzulegen,  und 
die  Gnardifins  können  dabei  auch  das  persönliche  Erscheinen  des  Arztes 
bebufe  näherer  Anaknnfisertheilung  anordnen.  Auf  die  Ausführlichkeit 
der  dieBbeiüglicheo  Berichte,  in  denen  auch  etwaige  Vorschläge  für 
Verbeseerungen  ihren  Platz  finden,  welche  mit  Rücksicht  auf  den  Gesund- 
beitazasland  in  den  Arrangements  der  Worklurueen  gemacht  werden,  wird 
voD  der  Zentralbehörde  grosses  Gewicht  gele^  Vergl.  Inftntctional  Letter 
vom  20.  April  1868  (Glen.  P.  L.  0.  S.  &61.  Halbjährlich  am  1.  Januar 
tuid  1.  Juli  ist  ein  General  bericht  einzureichen,  in  welchem  auf  folgende, 
l>e3tinin)t  vorgeschriebene  Fragen  näher  einzugchen  ist; 

1)  Ist  die  Ventilation  und  Wftrme  genügend? 

2)  Sind  die  RSamliohkeiten  für  die  verschiedenen  Klassen  von 
Kranken  während  der  letzten  sechs  Monate  ausreichend  gewesen? 

3)  Sind  die  Vorrichtungen  fBr  die  Küche  und  für  Verabreichtmg 
der  Nahrung  mit  Rücksicht  auf  die  Kranken  zufriedenstellend? 

4)  Wird  die  Krankenpflege  in  zufriedenstellender  Weise  besorgt? 

5)  Ist  ein  genügender  Vorrath  von  Handtüchern,  Geschirr,  B«tt- 
zeug,  Bekleidungsstücken  und  anderen  Gegenständen  znm  Ge- 
brauch der  Kranken  vorhanden? 

6)  Ist  das  Zubehör  für  die  Krankenpflege  (insbesondere  Wasser- 
betten und  Rock  Bedsteadf)  genügend  und  in  guter  Ordnung? 

7)  Sind  die  Wasch-  nnd  Bade -Vorrichtungen  genügend  una  in 
~7iter  Ordnung? 

st  für  genügende  Quantität  und  Leitung  von  warmem  und 
kaltem  Wasser  Sorge  getra^n?  — 

Dieses  Formular  liefert  eine  treffliehe  Illustration  von  der  Umsieht, 
mit  welcher  die  Zentralbehörde  überall  zu  Werke  geht. 

')  BeKÜfflich  näherer  Ausktmft  über  diese  Materie  sei  auf  die  bdden 
Werke  von  Danbj  P.  Ery,  The  Luivacy  Act».  2.  Ausgabe,  London  1877 
und  H.  M.  P.  Pope,  2V  Lanacv  Laie  and  IVnciici!,  London  1877,  ver- 
wiesen. Veigi.  auch  Archbold.  Law  and  Pmctice  mth  rexpfct  (o  pauper 
Junatic».  2.  Ausgabe,  Ediled  hy  Glen,  London  1877.  Die  Hauptgesetze 
sind  1«  a.  17  Vict.  c.  70.  96  u.  97;  25  a.  26  VicL   c.  111. 

■)  Ein  Skandatfall  führte  im  Jahre  1877  zur  Einsetzung  eines  parla- 
mentarischen Komitees  zur  Benthung  über  das  Erfordernias  einer  ander- 
weitigen  gesetzlichen  Regelung  dieser  Materie.     Auch  jetzt  ist  es  wieder 


gutei 
8)  Ist  I 
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Bei  den  ei^lischen  Bestiiuiiiui^eD  über  die  BebaDdlum  (ter 
Geisteskraiiken  sind  drei  Klassen  von  Personen  zu  unterscheiden: 

1)  Geisteskranke  Verbrecher  (Cr im inal  Lunatie»  w 
Lunatics  suspected  of  crime), 

2)  anne  Geisteskranke  (Pauper  Lunatics), 

3)  auf  Privatrechnun!,'  verpflefrte  Geisteskranke  (Privait 
Patients)  und  die  besondere  Klasse  der  s<^namiten 
Chancery  Patients. 

Nur  die  zweite  Klasse  interessirt  hier.  Dieselbe  unifasst 
jedoch  auch  einen  Theil  der  dritten  Klasse,  indem  gewisse  Geisles- 
kranke zunächst  als  Pauper  Limatics  behandelt  werden,  im^ 
hängifi  davon ,  oh  sie  Mittel  haben  oder  nicht,  FQr  den  Fall, 
dass  sie  Mittel  haben,  findet  eine  Rückforderunj;  der  ^emacbten 
Ausgaben  statt.  Man  hat  daher  bei  den  Pauper  LuHalies 
wiedenini  zwei  Klassen  zu  unterscheiden: 
ii)  Arnie,  welche  geisteskrank  sind. 

h)  Geisteskranke,   hei   denen  aus  Gründen  des  öffentlichen 

Woldes  besondere  Vorkehrungen  angeordnet  sind,  ohne 

Rücksicht  auf  ihre  Vennögensverhältaisse. 

Unter  diese  letztere  Rubrik  fallen  Geisteskranke,  welche 

herum  schweifend   gefunden  werden  (found  wandering  at  iargt) 

und  Geisteskranke,  Iwi  denen  os  an  der  erforderliehen  Aufsicht 

fehlt    (not  under  ^yroper  care).     Jedermann    kann    von  einem 

derartigen    Falle    den  PeUeving   Offtcera,    den    Polizeilteauiten, 

oder  den  Friedensrichtern  Anzeige  machen.    Die  beiden  ersteren 

Beamten  sind  veri>flichtet ,  von  jedem  Falle,  welcher  ihnen  zu 

ein  Skandfilfall  (Prozeas  Weldon),  n-elcber  ma  EUnbringune  der  uena 
Luiiiicy  Bill  die  Veranlassung  gegeben  hat.  ENeser  Bili  äaS  angeheuik 
Unh:rBuchiuigcn  über  die  IrTenge«etxgebuDg  in  aadem  Liüidem  voiaus- 

Segaugen  {turl.  J-opers  188ö,  c.  4283).  Es  ist  hier  nicht  der  Platz,  uf 
ic  bezüglichen  Punkte  näher  einzugehen,  und  auch  die  obige  Dtr- 
stullung  iBt  auf  die  Hervorhebung  der  Haupt^esichtsp unkte  beMhilakt 
geblieben.  Nur  die  eine  Bemerkung  mag  hier  eingeschaltet  werden, 
--    — g  geheint,   als  ob  man  in  England  die  tbatsächlich  in  derPcuit 


daaa  die  mit  der  Ausführung  dei  Giesetze  beauftragten  Pemonen  den 
an  sie  zu  etelleuden  persönlichen  Äiifordernngen  nicht  entsprechen: 
dem  Frieden  Erich  ter  geht  das  juristische  Judicium  ab,  und  der  ala  ii^uh- 
veiständige  zugezogene  Arzt  versteht  nichts  von  der  Sache.  Es  liegt 
hier  eine  Erscheinung  vor,  die  uns  öfters  eutg^engetreten  ist-  wahrem 
der  Ausländer  leicht  zu  dnem  unrichtigen  lJrl£cile  über  en^ische  ^- 
rjchtungen  kommt,  weil  er  dieselben  lediglich  nach  dem  ßnebstabeD 
des  Gesetzes  und  nicht  nach  der  Art  ihrer  praktischen  Anstuliruiig 
beurlheilt,  so  verfallt  der  Engländer  leicht  in  das  andere  Extrem.  & 
idenliüzirt  die  gesetzlichen  Bestimmimgen  mit  der  derzeitigen  Ausführung, 
und  kann  sich  bei  etwaigen  in  der  I^xis  hervortretenden  Miasständen 
nicht  vorstellen,  dass  die  gesetzlichen  Bestimmungen  an  sich  nitioDell 
sind,  und  dass  die  Missstände  lediglich  darauf  zurUckgefahrt  werden 
müssen,  dass  die  ausführenden  Organe  nicht  das  sind,  was  sie  seb 
sollten :  der  Friedensrichter  kein  Richter,  der  als  HachverstSudige  fungirende 
Arzt  kein  Sachverständiger. 
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Oliivu  kduiiHt,  biimi'ii  ilivi  Tiif^eii  dein  FrioiU-iisiichtor  Kt'iiiitiüss 
zu  nulieii.  Feiner  hat  aiicli  der  Aniienaizt  die  \eri)tliclitun(r, 
von  jedem  derai-ti^en  Falle  liinnen  drei  Tagen  dem  Friedens- 
richter Mittheilunj!  zu  machen.  Bei  der  anderen  Klasse  von 
Pauper  lAtnatics  —  den  Armen,  welche  g:eisteskrank  sind  — 
bilden  der  Annenarzt  und  der  Relieving  Vffieer  die  Mittels- 
personen, durch  welche  die  Sache  vor  den  Friedensrichter  ge- 
bracht wird.  Hier  giebt  der  Armenarzt  dein  Relieving  Officer 
Eeontniss  von  der  Geisteskrankheit,  und  der  letztere  führt  den 
Geisteskranken  dem  Friedensrichter  vor. 

Die  Order  zur  Aufimhnie  des  Geisteskranken  in  eine  Lren- 
anstalt  wird  von  einem  Friedensrichter,  bezw.  unter  I>esonderen 
Umständen  von  zwei  Friedensrichteiii  ausgestellt,  nachdem  ein 
Arzt  auf  Gniud  ^tirheriger  persönlicher  Untersuchung  des  Falles 
ein  Zertifikat  dahin  al^egoben  hat ,  dass  der  Betreffende  nach 
Maas^abe  von  Itesonders  hervorzuhebenden  Symptomen  fllr 
geisteskrank  zu  erachten  ist  und  dass  die  Unterliringung 
desselben  in  eine  Irrenstalt  angebracht  erscheint:  ts  a  lunatie 
and  proper  person  to  be  takcn  Charge  oP). 

Lie  Aufnahme  der  Pauper  Lunatics  geschieht  ent- 
weder in  Grafechafts-  bezw.  städtischen  Irrenhäusern  (County 
or  Sorough  Asylunm)  oder  in  konzessionirten  Privat-An- 
stalten  l)ezw.  registrirten  Hospitälern  —  Licensed  Houaen 
or  Regisiered  Hospitala  —  oder  in  nicht  konzessionirten 
Häusern  —  Unlieensed  Houses  —  oder  endlich  in  den 
Workhouses. 

Betrachten  wir  kurz  diese  verschiedenen  Anstalten, 
lu  den  Workhouses  soll  Überhaupt  mir  ein  kleiner  Theil 
der  Geisteskranken  aufgonommen  werden.  Die  Workhotaea 
sind  nämlich  nicht  liestiniiiit  filr  gefährliche  Geisteskranke ;  diese 
sollen  vielmehr  Aufnahme  anschliesslich  in  den  Asylums,  den 
Regisiered  Hoxpitals  or  Licensed  Houses  finden.  In  diese  letzteren 
Anstalten  sollen  auch  regelmässig  alle  Geisteskranke  gebracht 
werden,  bei  welchen  von  einer  gründlichen  ärztlichen  Behand- 
lung noch  eine  Heilung  der  Krankheit  zu  erwarten  ist  oder 
welche  sonst  einer  fortdauernden  ärztlichen  Ueberwachuug  be- 
dürfen. Als  die  Klasse  von  Geisteskranken ,  welche  Au&ahme 
in  den  Workhouses  finden  könne»,  alier  nicht  inllssen, 
bleiben  demnach  nur  übrig  die  harmlosen  und  unheilbaren 
Geisteskranken.  Wenn  sich  in  dem  Workhouse  ein  Geistes- 
kranker befindet,  so  hat  der  Anstaltsarzt  den  Guardians  ein 
Gutachten  einzureichen ,  ob  die  betn'ffende  Person  als  eine  ge- 
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fAhrlidie  anzusehen  ist  oder  ob  sie  aus  andereo  Gründen  einer 
ständifjen  Aufeicht  l)cdarf.  In  diesen  Fällen  halten  die  Gvaräiau 
sofort  die  nöthijieu  Maassregeln  zu  ei^ireifen,  um  den  Geistes- 
kranken nach  einein  Asyl  oder  einer  koozessionirten  Privat- 
Anstalt  zu  schaffen;  ein  Zurückbehalten  des  Geisteskranken 
über  vierzehn  Tage  in  den  Worhhauxes  ist  liier  untersagt*). 

Was  ferner  die  ünlicensed  Homes  betrifft .  so  darf  in  den- 
selben immer  nur  ein  einzelnen  Geisteskranker  aufgenommen 
werden.  Die  Zahl  der  hier  untergebrachten  Geisteslo'anken  ist 
überhaupt  eine  geringe  und  beschrankt  sich  im  wesentlichen 
auf  solche  Fälle,  wo  für  arme  Geisteskranke,  welche  einer 
speziellen  Aufeiclit  nicht  bedürfen ,  in  .genügender  Weise  bei 
Verwandten  oder  andern  zuverlässigen  Leuten  gesorgt  werden 
kann. 

Noch  geringer  ist  die  Zahl  der  in  den  Begistered  Hospitali 
und  Licensed  Houses  aufgenommenen  Personen.  Die  Bfgäterti 
Hospitals  sind  Anstalten,  welche  entweder  ganz  oder  dod 
grösstentheils  durch  freiwillige  Beiträge  erhalten  werden.  Die 
Licensed  Houses  sind  Privat-Anstalten ,  die  einer  besonderen 
Konzession  bedürfen.  Diese  Konzession  erfolgt  in  den  PronnzeD 
durch  die  Quartalssitzungen  der  Friedensrichter,  in  der  Metro- 
polis durch  die  Zentralbehörde  für  das  Irrenweseu  —  Com- 
niissfoners  in  Lunacy^).  —  Die  Konzession  wird  immer 
nur  auf  13  Monate  gegelien;  nach  Ablauf  dieser  Frist  kann  sie 
erneuert  werden.  Vor  der  Ertheilung  der  Konzession  sind  genaue 
Pläne  der  Anstalt  einzureichen;  die  Anstalten  sind  vorher  za 
inspiziren;  und  die  Konzession  ist.  falls  die  Anstalt  für  mehr 
als  100  Personen  bestimmt  ist,  an  die  Bedingung  zu  knüpfen, 
dass  ein  Arzt  in  dei-selben  dauernd  wohnt.  Die  Licensed  Houna 
wie  die  Registered  Hospitals  sind  jährlich  zweimal  zu  voriier 
nicht  bestimmten  Zeiten  von  einer,  durch  die  Friedensrichter 
emannten  Kommission  zu  besichtigen,  und  es  ist  über  den 
Befund  an  die  Zentralliehöitle  zu  lierichten").  Die  Segistend 
Hospitals  und  Licemed  Houses  weiden,  was  die  Unterbringung 
von  armen  Geisteskranken  l>etrißt,  nur  als  Aushilfe  benutzt 
für  den  Fall,  dass  die  Grafscliafts-  oder  Stadt-Irrenhäuser  nicht 
genügen. 

In  diesen  öffentlichen  Ini'iihäusem  findet  die  Mehrzahl  iler 
armen  Geisteskranken  Aufnahme.     Insoweit  es  der  Rnuni  ss- 


']  4  a.  5   Will.  iV.  c.  76  s.  «;  25  a.  2d  Vkt.  c.  111   a.  10. 

')  Diese  Behörde  besteht  aus  11,  vom  Lord  Chaucellor  emsimlcu 
PereoDen,  und  zwar  aus  5  unbesoldeten  und  6  besoldeten.  Die  beeoldelai 
Cnmmig^ioneTS  sind  zur  Hälfte  Aerzte,  zur  andeni  HUfle  Juristen.  Ueb«i 
die  Pflichten  dieser  Zentralbehörde  vergl.  Ö  a.  9  Vict,  c.  100;  18  a.  19 
VicL  |c.  96;    18  a.  19  Vict.  c-  105. 

')  Die  P>rivat- Anstalten   können   ausserdem    iedeneit  roii  den  (ruar- 


a  dem  Annennrzte  be^chtigt  i 


DcillizedDy  Google 


V.  4.  365 

stattet,  können  in  denselben  jedoch  auch  Private  Fatienls  auf- 
gpaommen  werden').  'Die  öffentlichen  Irrenhäuser  sind  fast 
durchw^  neueren  Datums ;  sie  stammen  zumeist  erst  aus  diesem 
Jahrhundert  Bis  dahin  hatte  der  grössere  Theil  der  aniien 
Irren  Aufnahme  in  den  Workhouses  gefunden.  Durcli  eine 
Reihe  von  Gesetzen  aus  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts 
wurden  die  Grafschaften  bezw.  Städte  mit  eigener  Friedeiis- 
Konuuission  zur  Errichtung  von  Irrenhäusern  verpflichti't.  Diese 
Gesetze  sind  dann  im  Jahre  1853  konsolidirt  und  spilter  noch 
in  einzelnen  IMinkten  ei-gänzt  worden*).  Nach  den  jetzigen 
Bestimmungen  sind  alle  Grafechaften,  welche  noch  kein  eigenes 
Irrenhaus  besitzen,  durch  die  Quartalssitzungen  der  Friatens- 
richter,  event.  durch  den  Minister,  zur  Errichtung  eines  solchen 
anzuhalten.  Städte  mit  wenigstens  sechs  Friedensrichtern  können 
filr  sich  ein  Iirenhaus  errichten.  Die  Baupläue  sowie  die  Regu- 
lative der  Anstalten  sind  der  Zentral-Irrenhebörde ,  den  Com- 
miasioners  m  Lunacy,  zur  Bestätigung  vorzulegen.  Die  Kosten 
fHr  die  Errichtui^  sind  aus  der  Cowtty  Rate,  bezw.  der  Sorougk 
Bote  zu  bestreiten.  Die  laufende  Verwaltung  steht  unter  einem 
von  den  Quartalssitzungen,  bezw.  in  den  StMten  von  dem  Ge- 
uieinderatü,  zu  ernennenden  Committee  of  VisHors,  welches  die 
Anstalten  wenigstens  alle  zwei  Monate  einmal  zu  visitiren  und 
jährlich  einen  Generalbericht  darüber  an  die  Zentralbehörde 
einzureichen  hat.  Diese  letztere  Behörde,  an  welche  alle  für 
die  Aufnahme  erforderlichen  Schriftstücke  (event.  in  Abschrift) 
einzureichen  sind ,  hat  sieb  durch  zwei  Commissioners  jährlich 
wenigstens  einmal  von  dem  Zustande  der  Irreiüiäuser  zu  ülier- 
zeugen  und  dabei  von  den  verschiedenen  Büchern,  deren  Füh- 
rung gesetzlich  vorgeschriel>en  ist,  Einsicht  zu  nehmen.  Spezial- 
Visitationen können  jederzeit  von  dem  Minister  des  Innern  und 
von  dem  Lord  Chancellor  angeordnet  werden.  Ausserdem  halien 
die  Guardians,  bezw.  die  Armenärzte,  soweit  dies  nicht  aus 
ärztlichen  Gründen  nachtheilig  erscheinen  würde,  jederzeit  die 
Befupniss,  die  aus  ihren  Bezirken  in  die  Anstalt  aufgenommenen 
Kranken  zu  l)esuchen  und  sieb  ül)er  deren  Zustand  zu  unter- 
richten. Halbjährlich  ist  den  Guardian^  von  der  Direktion  der 
Irrenanstalt  selbst  ein  Bericht  über  die  betreffenden  Kranken 
einzusendeil. 

Was    die    Kosten    der  Unterhaltung    der  armen 
Irren  anbelangt,  so  hat  jeder  Armen- Verl)and  ftir  seine  Geistes- 


Vict.  c.  126;  9  a.  10  Vict  c.  84;  10  a.  11  VIct.  c  43.  Ergünzapsen  zu 
dem  Haaptgesetze  nnd  enthalteii  m  18  a.  19  Vict  c.  lOS;  19  a.  20  Vict 
c.  «7;  25  ».  26  Vict  c  111;  26  a.  2T  Vict.  c  HO;  28  a.  29  Vict  c.  80. 
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kranken  Soi^c  zu  trapen').  Seit  ileiii  Jahre  1874  leistet  jedoch 
der  Staat  einen  Zuschuss  hierzu,  inde^  riis  dem  all^nieioen 
Staatsfonds  ftlr  jeden  üeisteskranken,  welcher  in  den  Öffentlicben 
Irrenanstalten  oder  in  einer  konzesRiunirtea  I*rivat-Ansta1t  au^ 
noiunien  wird,  wöchentlich  i  Srhilling  beigetr^en  wird. 

Die  Vennuthung  liegt  nahe,  dass  dieser  Zuschuss,  welcher 
nur  dann  gezahlt  wirtl,  wenn  der  Geisteskranke  in  eme 
Spezial'Anstalt  aufgenommen  wird,  dahin  wirken  worde.  die 
Zahl  der  in  rlen  Wortho^tses  oder  anderwärts  untergehrachtcn 
Geisteskranken  zu  vermindern,  dagegen  die  Zalil  der  Geistes- 
kranken in  den  Spezinl-Anstalten  erheblich  zu  erhöhen.  Diese 
letztere  Erhöhung  ist  nun  allerdings  eingetreten ,  allein  sie  ist 
nicht,  oder  nur  ganz  unerheblich,  von  einer  Veniiinderung  der 
Zahl  der  anderweitig  untergebrachten  Geisteskranken  begleitet 
gewesen.  Die  Verhältnisse  hal>en  sii'h  vielmehr  so  gestaltet, 
dass  die  enorme  Zunahme  der  Gesammtzahl  der  Geistes- 
kranken im  wesentlichen  den  öffentlichen  Irrenanstalten  zuge- 
fallen ist,  während  sich  die  übrigen  Ziffern  ziemlich  auf  Reicher 
Höhe  erhalten  haben.  Die  nachstehende,  dem  18.  Jahresberichte 
des  L.  G.  B.  (Seite  XX)  entnommene  Tabelle ')  wird  dies  klar 
zeigen.    Es  betrug  in  Ei^iland  und  Wales: 


davon  waren  nn 
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1.  Januar 
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')  Soweit  bei  einem  Geisteskranken  das  Ueimathsrecht  nicht  fest- 
gestellt werden  kann ,  sind  die  Kosten  für  seine  Unterhaltung  ans  der 
CöMM/y  RiUe  zu  bestreiten.  * 

^  ='(  Der    Clerk   der    Guardians    hat    alljäbrlich    zum    1.    Januar   eine 

Kezielle  Liste  Über  die  Armen- Oeisteskranken  anzufertwen,  welche  dem 
ic'il  Government  Board   einzureichen  ist.    Auf  Grana  dieser  Liste  ist 
dann  die  obige  Tabelle  ziisanimengestellt  worden. 
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Mau  sieht,  die  Zahl  der  in  den  konzessioiiirten  Irrenanstalten 
uiiter^'ebrachten  Irren  ist  überhaupt  eine  verschwindend  kleiue 
und  unterliegt  in  den  einzelnen  Jahren  vielfachen  Schwankungen. 
Die  Zahl  der  bei  Verwandten  u,  8,  w,  untei^ehrachten  Irren 
beträgt  noch  nicht  10  °lo  der  Gesaiumtzahl;  sie  hat  sich  gegen 
Allfang  der  Periode  etwas  vermindert,  aber  doch  nur  unwesent- 
lich. Die  Hauptziffer  fällt  auf  die  öffentlichen  Iirenanstalten 
und  auf  die  Workhoiaes ,  und  bei  beiden  ist  eine  Vermehrung 
bemerkbar,  welche  freilich  1>ei  den  öffentlichen  Irrenanstalten 
viel  grösser  ist,  als  in  den  Workkousea.  Dal>ei  musB  beachtet 
werden,  dass  in  den  Workhouses  nur  eine  einzelne  Klasse 
von  In'en  Aufnahme  finden  kann,  wälirend  die  öffentlichen  An- 
stalten zur  Aufnahme  aller  Klassen  von  Irren  bestimmt  sind. 
Jedenfalls  kann  nicht  ziffemmitssig  festgestellt  werden,  dass  in 
Folge  des  Staatszusehusses  diejenige  Klasse  von  Irren,  welche 
in  den  WoriAotwe?  untei^ehracht  werden  darf,  in  einem  gegen 
früher  erhöhten  Maasse  in  die  öffentlichen  Irrenanstalten  ge- 
schafft wonlen  sei. 

Darauf,  dass  dies  niclit  geschehen  ist,  wirkt  vor  allem  die 
Kostspieligkeit  dieser  öffentlichen  Anstalten  ein.  Nach  einer 
von  Dr.  S.  W.  North  gemachten  Zusammenstellung^)  Iwlaufen 
sich  die  Unterhaltungskosten  in  den  Couniy  Asylums 
wöchentlich  pro  Kopf  auf  9  Schilling  6';4  Pence  und  in  den 
Borouffh  Asj/lums  sogar  auf  11  Sehillii^  4Vb  Pence,  während 
die  Unterhaltungskosten  in  den  Workhounfs  nur  auf  5  Schilling 
berechnet  wenlen.  Bei  der  letzten  Ziffer  muss  freilich  berück- 
eichtifit  werden,  dass  die  Kosten  für  die  Anstaltsbeainten,  welche 
sich  fUr  die  in  deu  Worhhounen  aufgenommenen  annen  Irren  nicht 
sondern  lassen,  nicht  inbegriffen  sind,  während  dieses  bei  Be- 
rechnung der  Kosten  in  den  öffentlichen  Anstalten  der  Fall  ist. 
Immerhin  ist  die  Differenz  zwischen  den  Ziffeni  eine  so  grosse, 
dass  die  Gwtrdians  auch  mit  dem  Staatszuschuss  von  4  Schilling 
pro  Woche  kaum  einen  pekuniären  Vortheil  in  der  Fortschaffuug 
von  solchen  Irren,  welche  sie  in  den  Workhouses  behalten 
könnten,  erblicken  werden*).  Uebrigens  ist  dabei  noch  zu  l>e- 
nierken,  dass  unter  der  aufgeführten  Zahl  der  in  den  Work- 
hotises  befindlichen  Irren  auch  diejenigen  enthalten  sind,  welche 
nicht  in  den  Workhouses,  sondern  in  besonderen  Anstalten  für 
barmloäe  Irre  und  blödsinnige  Kinder  untergebracht  simP). 

'J  Vergl.  die  Rede  von  Dr.  S.  W.  North  auf  der  Yorkshire  Poor 
L»»  Conftrence  1681  (lUpoiiK  Seite  990). 

*)  Efl  mag  noch  hervorgehoben  werden,  dase  unter  Genehmigung 
der  Committwmers  in  Imhoc^  and  der  Zentral- Armenbebörde  chronucbe 
QeiBteduanke,  soweit  dieselben  nicht  gefährlich  sind,  auB  den  öSentlicheo 
IrrcnaoetalteD  in  die  WorUht/uset  zurlickgesandt  werden  köunen:  25  a. 
26  Vict  o.  111  B,  8;  26  a.  S7  Vict.  c.  127  s.  2;  31  a.  32  Vict.  c.  122  s. «. 

•)  Vergl.  über  derartige,  von  dem  MetriypolilaTi  Anylums  Board  in 
Caterham ,  Leaveäden  nnd  Dareutb  errichtete  Anstalten  unten  S.  316. 
Nach  dem  letzten  Berichte  der  Cnmmisswners  in  Lunaiy  beträgt  die  Zahl 
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Aus  den  niitgetheilten  Ziffern  tritt  als  besondere  wichtige 
Thatsache  die  enorme  Zunahme  der  Gesammtzahl  der 
armen  Irren  hervor.  Die  Zahl  hat  sich  von  Jahr  zn  Jahr 
in  starken  Verhältnissen  erhöht  und  beträgt  jetzt  über  15  700 
mehr  als  vor  10  Jahren.  Es  handelt  sich  hier  auch  leider 
nicht  um  eine  vorübei^ehende  Erscheinung,  sondern  die  Ver- 
mehrung dauert  schon  seit  längerer  Zeit  unaufhörlich  fort  Man 
betrachte  folgende  Ziffern'): 

Am  1.  Januar  1852  beüng  die  Zahl  der  Armen-Irren     21158 

„    1.       „       1869      „    '    „       „      „  „  45143 

_    1.       „       1872      „        „       n       „  „  50135 

„    1.       „       1879      „        ,       „       ,  ,  601t)5 

und  jetzt  nach  den  neuesten  Berichten  am  1.  Januar  1884  70470. 

Das  sind  Ziffern,  die  zu  ernsten  Betrachtungen  Anlass  geben 

und  für  welche  wohl  nicht,  wie  man  dies  in  England  so  vid- 

fach    hört,    als    alleiniger   Grund    die    angeblich    zunehmende 

Trunksucht  in  den  niederen  Volksklassen  angenommen  werden 

darf^). 


der  in  dicBea  Anstalten  anfgenomroenen  anaen  Irren  5321  und  «■  ent- 
falten auf  die  eiKeatlichen  W<yr}^ouses  nur  12056.  Die  Kosten  b 
diesen  Anstalten  belaufen  sich  ftuf  8  Schilling  9  Pence  per  Woche  and 
sind  also  nicht  unerheblich  niedriger,  als  die  Kosten  in  den  QTB&ch>fti- 
firenanalalten. 

')  AuB  dem  letzten  Berichte  der  Commisaiotters  t'n  iMnacy  sind  viel- 
leicht  noch  folgende  Ziffern  ron  Interesse.  Neben  den  70470  annen 
Irren,  von  denen  HlOOi  männlichen  und  39  466  weiblichen  Oeseblechti 
siud,  befinden  eich  unter  der  Kontrolle  der  CommimiioneTii  in  Ltinam 
8058  Private  Falientf.  Von  diesen  leteteren  waren  in  den  County  mä 
Bonmqk  Afylum»  686  Personen  untei^bracht,  die  überwiegende  Heb^ 
zahl  dagegen  betand  eich  in  Rtgintered  Hospital«  und  lAemted  Howr*. 
Im  Laufe  des  Jahrea  1883  worden  in  den  unter  der  Kontrolle  der  Com- 
mi'fionerK  in  Lunacy  stehenden  Anstalten  neu  au^enommen  144J8 
Personen. 

')  In  dem  schon  zißrten,  sehr  lehrreichen  Aufeatze  von  Dr.  North 
wird  der  Hanptgrund  für  die  erschreckende  Zunahme  der  Geisteskrank- 
heiten in  den  ungesunden  Wohnuneen  der  niederen  Volki- 
klassen  gesehen.  Es  ist  das  auch  sicherlich  ein  Moment,  das  mit  zu  be- 
rücksichtigen ist.  Die  ungesunden,  Qberftillteii  Wohnungen  rufen  nicht 
nur  physische  und  moralische  Krankheiten  hervor,  sondern  müssen  auch 
psjchisch  nachtheilig  auf  die  Insassen  einwirken.  Ob  es  femer  nicht 
vielfach  gerade  diese  WohnungsverhÜltnisse  sindj  welche  die  Leute  in 
das  WirtfashaUB  treiben  und  somit  auch  auf  diese  Weise  eine  qiiwo 
rrmola  für  die  Fälle  der  Geisteskrankheit  abgehen,  das  ist  eine  noch 
nicht  gelöste  Frage  (vergl.  meinen  Aufeatz  über  die  Arbeiter-Wohnung«- 
trage  in  England  in  dem.  vom  Vereine  für  Ijozialpnlitik  heransg^cebenai 
Sammelhande  (XXX)  über  die  Wohnungsfrage,  Leipzig  1Ö86).  Hinsichtlidi 
der  gegen  die  Tronksucht  eiKriifenen  Maassregeln  mag  hier  auf  die,  dnrdi 
AeDHabilual  Drvnkards  Act  1879  (42  a.  43  Vict.  c.  19)  geschaffenen 
Zufluchtsstätten  —  Setrealn  —  hingewiesen  werden.  Kese  Znflnclits- 
stätfen  bedürfen  einer  Konzession  durch  die  Friedensrichter  und  stehen 
unter  staatlicher  Inspektion.  Der  grundlegende  Gedanke  für  ihre  Ein- 
führung war,  dase  die  Gewohnheitetrinker  call  for  protection  an  much  es 
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Wir  haben  schon  wiederliolt  auf  die  ülierair  im  Araieii- 
wesen  hervortri'tende  Schwierigkeit  hinfrewiesen ,  die  dein  Be- 
dürftigen gewährte  Hilfe  vollkoininen  zu  gestalten,  ohne  dabei 
zugleich  einen  Anreiz  zum  Pauperismus  zu  geben.  Bei  keinem 
Zweige  des  Armenwesens  aber  ist  dies  Ziel  einer 
gesunden  Armen-Politik  —  Maximum  der  Voll- 
kommenheit in  der  Armenhilfe  und  Minimum  des 
Anreizes  zum  r au porism US  — schwerer  zu  erreichen, 
als  bei  der  Behandlung;  der  umherziehenden  Armen. 

Die  Schwierigkeit  lührt  vor  allem  daher,  dass  unter  diese 
Rubrik  zwei  ganz  verscliiedene  Klassen  von  Per- 
sonen fallen,  welche  scharf  von  einander  zu  sondern  bis  jetzt 
kaum  ii^endwo  gelui^en  ist.  Auf  der  einen  Seite  stehen  die 
wirklich  nach  Beschäftigung  suchenden  Arbeiter,  welche  unter- 
wegs ohne  eigenes  Verschulden  in  Xoth  gerathen,  auf  der  an- 
dern die  gewerbsniilssigen  MUssiggänger ,  welche,  von  Ort  zu 
Ort  ziehend,  auf  anderer  Leute  Kosten  ein  l>equemes  Leben 
ohne  Arbeit  zu  führen  suchen.  Strenge  polizeiliche  Maassr^eln 
änd  gegen  die  letztere  Klasse  eine  ebenso  grosse  Nothwendig- 
keit,  wie  sie  eine  unbillige  Härte  gegen  die  erstere  Klasse 
bilden  würden. 

So  lange  man  nun  nicht  eine  feste  und  untrügliche  Grenz- 
scheide zwischen  diesen  beiden  Klassen,  zwischen  wirklicher 
»md  blos  scheinbarer  Xoth,  ausrichten  vermag,  unterliegen 
die  mit  Rücksicht  auf  die  umherziehenden  Annen  getroffenen 
Maassregeln  entweder  dem  Einwände:  dass  in  ungenügender 
Weise  filr  die  Bedürftigen  gesoigt  werde,  oder  dem  noch  be- 
denklieberen: dass  der  Müssiggang  gefördert  und  dass  somit  ein 
direkter  Anreiz  zum  Pauperismus  gegeben  werde.  Die  Gefahr, 
welche  das  letztere  Moment  enthält,  liegt  so  klar  auf  der  Hand, 
dass  sie  einer  weiteren  Darlegung  nicht  bedarf.  Nichts  wirkt 
so  demoralisirend  auf  die  ganze  arbeitende  Klasse,  wie  der  An- 
blick fröhlich  lebender  und  nichts  thuonder  Bettlerschaaren. 
Wenn  man. jedoch  gegen  diese  Klasse  strenge  vorgeht,  so  zeigen 
sich  alle  Kepressivmaassregeln  wirkungslos,  so  lange  sie  nicht 
von  der  allgemeinen  flffentlichen  Meinung  getr^en  und  unter- 
stützt werden ;  und  dies  ist  der  Fall ,  so  lange  die  Befürchtung 
besticht,  dass  von  der  Sti-ei^e  auch  solche  Personen  betroffen 
wenlen,  welche  ohne  eigene  Schuld  der  Unterstützuiyr  bedürfen. 
Wenn  die  öffentliche  Meinung  nicht  Überzeugt  ist,  dass  für  die 
Hilfsbedürftigen  in  genügender  und  gerechter  Weise  gesohlt 
sei,  so  werden  sich  stets  mildthätige  Herzen  vei-anlasst  fühlen, 


if  ihty  teere  depriteil  uf  their  nasoti  by  the  nct  ol  Qod.  UebrigeuB  ist 
in  der  Praiis  von  diesem,  zgnficbst  nur  versuchendae  auf  10  Jahre 
erlanenen  Ge«et2e  bis  jetzt  noch  wenig  üebranch  genoacbt  worden. 
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die  Härto  des  Geset2e8  durch  Privatalmosen  zu  iiiUdera').  Da 
es  aber  dem  einzelnen  Wohlthäter  häufig  nicht  möglich  ist. 
zwischen  der  wirklichen  und  der  Mos  scheinbaren  Noth  schuf 
zu  scheiden,  so  fallen  die  Almosen  tp-össtentheils  nicht  denjeniseD 
zu,  welche  rlerselben  bedOrftig  und  wUrdig  sind ,  sondern  rteo- 
jenigeu,  welche  es,  weil  sie  das  Betteln  ^werbsmAssiß  betreiben, 
am  besten  verstehen,  das  Mitleid  zu  errefren.  So  kommt  man 
denn  Huch  hier  zu  dem  traurigen  Schlussei"gebnisse :  das  kritik- 
lose Almoseufieben,  welches  durch  die  Strenge 
der  Rejiressivmaassreseln  hervorserufen  wird, 
zieht  das  gewerbsmässige  Bettlerthura  gross.  Es 
wird  in  kaum  geringerem  Maasse,  als  im  Falle 
einer  Laxheit  der  gesetzlichen  Bestimmungen, 
ein  Anreiz  zum  Pauperismus  ausgeübt 

Gehen  wir  nach  diesen  allgemeinen  Bemerkungen  zu  den 
in  England  bezüglich  der  umherschweifenden  Armen  bestehenden 
Einriditungen  Über.  Die  vorausgehenden  allgenieiDen  Bemer- 
kungen sollten  die  Notbwendigkeit  darthim,  die  fttr 
die  umherziehenden  Armen  bestehenden  Unter- 
BtUtzungsmaassregeln  im  Zusammenhange  zu  be- 
trachten mit  den  gegen  die  Vagabunden  und  Bettler 
erlassenen  Strafvorschriften,  Bezüglich  der  letzteren 
mag  eine  günz  kurae  Rekapitulinmg  der  in  dem  ersten  Theile 
dieser  Arbeit  gegebenen  näheren  Darstellung,  auf  welche  dabei 
ausdrücklich  zu  verweisen  ist,  genügen. 

Von  der  englischen  Gesetzgebung  sind  die  Bettler  und 
Vagabunden  stets  mit  ausserordentlicher  Strenge  liehandelt 
worden.  Die  älteren  Gesetze  enthielten  ein  vollständiges  Strafen- 
system mit  Abstufungen  g^en  die  xiuräy  vagabonds  und  valtani 
heggars:  für  die  erste  Zuwiderhandlung  öffentliches  Auspeitschen, 
für  die  zweite  Stutzen  der  Ohren,  für  die  dritte  Hilngen.  Und 
selbst  in  dem,  schon  einer  humaneren  Periode  angehörigen  Ge- 
setze von  1713  findet  sich  die  Bestimmung,  dass  die  Vagabunden, 
ehe  sie  nach  ihrem  Heimathsorte  zurückgesandt  würden,  öffent- 
lich so  lai^e  gepeitscht  werden  sollten,  bis  ihr  Körper  blutig  sei-). 

Auch  das  heute  noch  in  Kmft  befindliche  Gesetz  vom  Jahre 
1824  trügt  deutlich  die  Spuren  der  mittelalterlichen  Harte. 
Nach  diesem  Gesetze')  ist  als  Idh  and  Dtsorderly  Pfrum 
mit  Korrektionshaus  bis  zu  1  Monate  und  harter  Arl>eit  zu  l)e- 


people's  sympathUs  a  -.  ,.  - 

charüabh  disposed  be  comptlUd  to  givt.  The  best  pretxtttion  of  Ott  ««■ 
reasonable  henevoJtticr  wiU  be  foand  in  Ihe  pwple's  brin<i  eonvincrd  Aal  At 
rtaHy  desliitite  is  reliezvd  and  properly  pnwided  for  at'thepvblie  dtargr. 

')  13  Anne   c.  26:    be   ttripped    naked  from   the    middle   and  openif 
wippeä.  nntil  ftis  or  her  body  be  blooi^y. 

*)  Die  näheren  BeatimmimKen  des  Aktes  5  Geo.  IV.  c.  83  sind  oben 
S.  36  ff.  angeföhrf  worden. 
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strafen:  ein  Bettler,  welcher  umherziehend  (xler  an  öffentlichen 
Orten,  auf  Strassen  etc.  um  Almosen  ansprechend  (tetroffen 
wird.  Wenn  derselbe  schon  einmal  als  Idle  and  Disorderly 
PersoH  bestraft  war,  so  erhöht  sich  die  Strafe  auf  Korrektions- 
haus bis  zu  3  Monaten  und  harter  Arbeit,  und  wenn  er  sich, 
nachdem  er  in  der  letzteren  Weise  als  Rogue  and  Vagahond 
bestraft  war,  des  Reats  noch  einmal  schuldig  macht,  so  wird  er 
als  Incom'gibh  Bogue  zu  Korrektionshaus  bis  zu  eiuem  Jahre 
und  harter  Arlieit  verurtheilt,  wobei  auch  noch  Peitschenhielie 
zugelassen  sind.  Mau  sieht,  die  noch  heute  in  Kraft  befiud- 
Uchen  Strafvorschriften  lassen  an  Strenge  nichts  zu  wünschen 
Qbiig. 

Wenn  man  freilich  auf  die  Sache  näher  eingeht  und  die 
Frage  stellt,  in  wie  weit  diese  Bestimmungen  von  praktischer. 
Bedeutung  sind ,  so  muss  das  Urtheil  etwas  anders  lauten. 
Nicht  nur,  dass  in  Folge  des  englischen  Systems  der  Straf- 
verfolgung Oberhaupt  ein  Einschreiten  bei  Begehen  des  Beats  nur 
in  einer  beschränkten  Zahl  von  Fällen  vorkommt,  sondern  es  ist 
auch  weiter  eine  öffentlich  anerkannte  Thatsache,  dass  von  dem 
Richter  eine  Verurtheiluug  wegen  einfachen  Betteins,  falls  kein 
erschwerender  Umstand  vorliegt,  meist  nur  schwer  zu  erlangen 
ist').  Neben  diesem  Umstände  kommt  aber  noch  weiter  eine 
englische  Einrichtung  in  Betracht,  welche  die  Möglichkeit  bietet, 
um  Almosen  anzusprechen,  ohne  von  einer  gesetzlichen  Straf- 
vorsehrift  getroffen  zu  werden.  Dies  ist  das  sogenannte  Pedlar'n 
Ceriificale.  eine  Art  Hausirschein.  Ein  solcher  Schein  wird  von 
der  Polizei  gf^en  jährliche  Zahlung  vi  u  5  Schilling  angestellt. 
Der  Besitzer  desselben  kann  mit  änem  Vorrathe  von  zwei 
Buchsen  Schwcfelhölzern  das  ganze  Jahr  lang  ungestraft  in  den 
Strassen  um  die  öffentliihe  Mildthätigkeit  ansprechen,  falls  er 
nur  die  Vorsicht  übt,  immer  die  Hand  mit  den  zwei  Büchsen 
ZflndhÖlzem  auszustrecken.  Diese  von  vielen  hundert  Personen 
in  London  ausgeübte  Belästigung  des  Publikums  ist  eine  eng- 
lische Eigeuthümliclikeit*).   Es  ist  die  gesetzlich  gestattete  Uin- 


1  10.  Mai  1869  erklärte  der  damal^ 
,  es  bestehe  „a  difficvity  in  procuring 
Ihe  eofiviction  of  vagroiitK,  hecause  maipKtraUs  äid  not  regard  tne  offence 
a<  One  of  a  «mctuR  charader."  In  deicher  Weiee  berichtet  Thomas 
Dickeue  in  den  TrangacHont  of  the  MancheKtmr  Stali'tical  Society  1880, 
S.  77  ff.  (.The  Border  Land  of  Pauperifin"),  dass  die  Poiizeirichter  Bettler 
und  Va^bunden,  welche  zum  ersten  Mal  vor  sie  gebrecht  wUrden,  fast 
stets  frewprUchen.  Die  Konsequenz  hiervon  sei,  daw  die  Bettler  von 
einem  Bezirke  zum  andern  zögen  und  so  völÜe  straflDB  blieben. 

*)  Wie  viele  von  diesen  verkappten  Bertleni  UbrigenB  thatsächlich 
ein  Bolches  Certificale  besitzen,  ist  nocn  eine  weitere  Pn^.  Das  Riako, 
bestraft  zu  werden,  welches  die  Leute  laufen,  wenn  ne  ohne  Certificate 
die  Hand  ausstrecken,  ist  schlieeetich  kein  gröeserea,  ob  wenn  von  ihnen 
virUich  Erbettelt  worden  wäre;  nur  die  zwei  Büchsen  t^chwefelhölzer 
wüideD  innen  konfiszirt  werden. 
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gehimi:  rter  ziemlich  alltiemein  für  zu  strenge  erachteten  Vor- 
schriften gegen  die  Bettler'). 

Die  bestehenden  Straf  vor  Schriften  vermögen 
demnach  einen  erheblichen  Ei ufluss  nicht  auszuüben. 
Es  sind  bloss  die  in  dem  Bettlerbandwerke  noch 
Unerfahrenen,  welche  von  diesen  Bestimmungen 
fietroffen  werden. 

Gehen  wir  nunmehr  zu  dem  Verfahren  der  ArmenbebArden 
mit  dieser  Klasse  von  Personen  über. 

Da  nach  dem  englischen  Gesetze  jeder,  welcher  mitteilte 
(^reaUy  destiiute'^)  ist ,  ohne  Unterschied  ob  er  arbeitsfähig  ist 
oder  nicht,  von  den  Annonbehörden  unterstützt  werden  muss, 
und  da  andererseits  jeder  im  Workhouse  Unterstützte  äch 
nach  früherem  Rechte  fianz  nach  Belieben  wieder  entfernen 
lionnte,  so  fanden  die  umherziehenden  Armen  jederzeit  in  dem 
Workhoiise  ein  freies  N'achtlafier  mit  ebenfalls  freier  BekAstignag 
am  Abende  und  Morgen.  Nicht  mit  Unrecht  wurden  die  It'wfc 
Aott«s  daher  als  „paupei-  hotels'  bezeichnet  und  besonders  von 
den  gewerbsmässigen  MUssi^ängem,  nachdem  dieselben  das  am 
Tage  Erbettelte  verzehrt,  verzecht  und  veijubelt  hatten,  als 
bequemes  Absteigequartier  benutzt.  Diesem  Missbrauche  suchte 
die  Gesetzgebiu^  im  Jahre  1842  durch  die  Bestinmiung  ent- 
gegenzuwirken^), dass  die  Guardians  von  jedem  in  ein  Work- 
house Auf^icnommenen  als  Entgelt  für  das  dort  erhaltene  Nacht- 
lager und  die  Beköstigung  eine  Arbeitsleistung  verlai^en  könnten. 
I>ie  verlangte  Arbeit  war  der  Zentralbehörde  anzuzeigen  und 
unterlag  deren  Genchmifiung.  Es  sollte  aber  nieumnd  gegen 
seineu  Willen  mit  dieser  Arlieit  länger,  als  vier  Stunden  nach 
dem  Frühstücke  am  Moi^eu  nach  seiner  Aufnahme  in  dem 
Worl-hoase  zurück  behalten  werden.  Wenn  der  Betreffende 
die  Arbeitsleistung  verweigerte  oder  vernachlässigte,  so  konnten 
die  Guardian»  seine  Bestrafimg  als  We  and  Disorderly  Person 
he  rl)ei  führen. 

Man  mnchte  nun  die  Beobachtung,  dass  überall  da,  wo  die 
verlangte  Arbeitsleistung  eine  strenge  war  und  energisch  ct- 
zwungen  wurde,  die  Zahl  der  Bettler  und  Vagabunden  abnaW 
Die  Gesetzgebung  glaubte  daraus  eine  Rechtfertigung  für  weitere 
strenge  Maassregeln  zu  entnehmen,  und  dehnte  in  einem  Ge- 
setze vom  Jahre  1871^J  die  Detentionsfrist  dahin  aus,  dass  der 
Unterstützte  nicht  entlassen  werden  sollte  vor  1 1  Uhr  des 
Moi^ens,  welcher  auf  seine  Aufnahme  folgte,  resp.  vor  Vollendung 
der  ihm  übertragenen  Arbeit    Wenn  derselbe  während  eines 


■)  Loch  8.  a.  O.  8.  43  sagt;    „The  prdlar  is  a  kitid  of  legaliitd 
wtgrfinl,  a  mamrU  trifft  n  Ugitimnte  and  rcxgnised  purpost  in  rocing. 
»)  5  a.  6  Vict.  c.  f.?  B.  5.  y  r     *™  -r, 

')  The  Pauper  himitie  Discbarge  nnd  S^guiatioit  Act;  34  a.  85  Viet. 
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Monats  zweimal  oder  mehr  in  dieser  Weise  in  demselben  Armen- 
verbanrie  unteretütet  worden  war,  so  sollte  seine  Entiassung 
erst  erfolgen  am  dritten  T^e  nach  seiner  Aufnahme  um  9  Uhr 
Morgens. 

Diese  Bestimmungen,  welche  einen  strafrechtlichen  Charakter 
deutlich  in  sich  schlieseen,  waren  jedoch  nicht  fttr  alle  Unter- 
stfitzten  gegeben,  sondern  nur  fllr  eine  spezielle  Klasse  derselben, 
die  sogenannten  Cnsual  Paupers^).  Darunter  wird  nach  der  im 
Gesetz  selbst  gegebenen  üefinition  verstanden:  jeder  mittellose 
Reisende  oder  Wanderer  „<iny  desUtute  wayfarer  or  tvanderer". 
Von  englischen  Schriftstellern  wird  die  Definition  etwas  anders, 
nämlich  dahin  aufgefasst,  dass  unter  Casual  Paupers  solche  Armen 
zu  verstehen  seien,  welche  an  dem  Orte,  wo  sie  die  Unter- 
Btfktzung  in  Anspruch  nehmen,  weder  heimathsberechtigt,  noch 
wohnbfüft  sind ').  Es  wird  hiermit  das  eigentlich  charakteristische 
Moment  fQr  diese  Klasse  von  Armen  scharfer  hervorgehoben.  Es 
nnd  obdachlose  Personen,  welche  lediglich  ein  Unterkommen 
fUr  die  Nacht  in  Anspruch  nehmen.  So  hatte  auch  daa  für  die 
Metropolis  allein  im  Jahre  18(j4  eriasseue  Gesetz  dieselbe  Klasse 
von  Personen  als  „Housclesa  Poor"  bezeichnet*),  nur  dass 
bei  diesem  letzteren  Ausdrucke  kein  Unterschied  gemacht  wird, 
wo  die  Person  heimathsberechtigt  ist,  während  nach  dem  Ge- 
setze von  1871  ein  Obdachloser,  welcher  an  dem  Orte  der  Unter- 
stützui^  heimathsberechtigt  ist,  niclit  als  Casttal  Pauper  zu 
betrachten  ist*). 


■)  Das  Gesetz  giebt  übrigenB  den  Guardian»  &ucfa  bezüglich  anderer 
InsaBSen  des  Wortkouge  die  Befugnise,  xn  bestimmea,  dasa  die  Ineaaaeu 
überhaupt  oder  einzelne  Klassen  derselben  nicht  sofort,  vrenn  sie  den 
Wonach  aussprechen ,  das  Workhouxe  zu  Terlassen ,  entlassen  nerden 
■ollen,  sondern  gewisse  Zeit  xurUck behalten  werden  mägen.  Die  Ein- 
fflhmng  dieser  reJn  fakultativen  Maassregel  ist  in  das  Belieben  der 
OuaTdmns  gestellt,  während  die  Bestimmungen  bezüglich  der  Casual 
Pauper»  zwingender  Natur  sind. 

*)  Vergl.  Archbold,  Justice  of  the  Peaee,  8.  242. 

*)  27  a.  28  Vict  c.  116.  Nach  diesem  Gesetze  (vergl.  auch  28  Vict 
c  34  und  30  Vict.  c.  6  s.  69  sub  9)  nerden  die  Kosten  fUr  die  Houne- 
le$8  Poor  oder  die  Canufil  Pauper»  von  der  ganzen  Metropolis  gemeinsam 
getragen. 

*)  Nachdem  das  Heimathsrechl  im  Übrigen  iast  alle  Bedeutung  für 
das  UnterstUtzungs Wesen  rerloren  hat,  erscheint  es  nicht  rationell,  dem- 
selben hier  eine  liedeutung  noch  beizulegen.  In  Praxis  scheint  dem 
aufgestellten  Unterschiede  —  bei  dem  übrigens  noch  dahin  steht,  ob  er 
von  dem  Gesetzgeber  überhaupt  beabsichtigt  war  —  keine  allzugrosse 
Beachtung  geschenkt  zu  werden,  vielmehr  durfte  thatsfichlich  eine  Person 
r^elmäsaig  als  Caiiual  Pnuper  behnndelt  werden,  falls  sie  nur  um  Unter- 
■tttLznne  m  der  Form  von  Gewährung  von  Obdach  fUr  eine  Nacht  an- 
hält, ohne  dasB  weiter  gefragt  wird,  wo  diese  Person  heimathsberechtiKt 
iM.  iXe  bestehende  Unklarheit  darüber ,  was  mit  dem  Ausdrucke 
Casual  Pauper  nnd  was  unter  Vrittrant  gemeint  sei,  wird  ausdrücklich 
hervonehoben  in  dem  schon  zitirlen  JahreBheiichte  der  Whilechapet 
ümmS.  15. 
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Zur  Uiiterbiiniaing  der  Cafiual  Pcatpers  sind  besondere  Vor- 
kehrungen getroffen  worden.  Es  sind  entweder  al^esonderte 
Bäume  in  den  IVorkhouses  fUr  diese  Klasse  reservirt  oder  es 
bestehen  spezieile,  von  den  Workhouaes  abgesonderte  Gebäulieb- 
keiten  (Casual  Wards).  Für  diese  Caitual  Wards,  deren  Ein- 
riclitui^  einer  Bestätigung  von  Seiten  der  Zentralbehörde  untCT- 
worfen  ist,  besteht  eine  besondere  Disziplin,  Hausordnung  und 
Verpflegung.  Die  hierüber  iu  dem  Gesetze  von  1871  g^cebeneo 
Vonschriften  sind  theilweise,  und  zwar  in  verschärfendem  Sinne 
abgeändert  durch  ein  weiteres,  speziell  für  die  Ca-woJ  Paujien 
gegebenes  Gesetz  aus  dem  Jahre  1882'),  Die  hiernach  be- 
stehenden Einrichtungen  sind  folgende. 

Die  Aufnahme  in  den  Casual  Wards  erfolgt  auf  eine  Order 
des  Kelicmng  Officer^),  oder  eines  Overseer.  sowie  bei  dringen- 
der Nothwendigkeit  ohne  Order  durch  den  Vorsteher  des  Work- 
hotise  oder  des  Casual  Ward  (Supermlendent  of  the  Caxuai 
Ward).  Ausserdem  sind  in  der  Metropolis,  soweit  Raum  vor- 
banden ist.  auch  solche  Personen  aufzunehmen,  welche  von  der 
Polizei  eingebracht  werden,  weil  sie  hilflos  gefunden  worden 
sind.  Die  Casual  Wards  sind  zur  Aufnahme  von  Perwnen 
geöilnet  im  Sommer  (April  bis  September)  von  6  Uhr,  im  Wintej" 
von  4  Uhr  Nachmittag  ab.  Der  Aufgenommene  wird  zunächst 
untersucht,  ob  er  Geld  oder  Werthsachen  bei  sich  hat,  welche 
ihm  event.  abzunehmen  sind.  Sodann  muss  er  ein  Bad  nehmefi 
und  erhält  nach  demselben  Anstalts-Kleiduiig ,  während  seine 
eigenen  Kleidungsstücke  nach  vorheriger  Reinigung  und  Des- 
infektion aufbewahrt  werden.  Die  Beköstigung  ist  hesümmt 
vorgeschrieben  und  ist  eine  geringere,  als  die  in  dem  Wort- 
house  gereichte.  Jeder  Insasse  soll  nach  dem  neuen  Gesetze 
eine  besondere  Zelle  als  Schlafrauni  haben,  jedoch  ist  ilieses 
Zellensysteni  praktisch  noch  wenig  durcbgeftlhrt 

Die  von  den  Insassen  zu  fordernde  Arbeitsleistung  besteht 
bei  den  Männern  regelniflssig  in  Steiubrechen  oder  Wergzupfen, 
bei  den  Frauen  in  häuslicher  Arbeit  oder  event.  ebenfalls  in 
Wergzupfeu.  Der  Vorsteher  des  Camal  Ward  hat  jedem  In- 
sassen eine  seinen  Kräften  ent^jneohende  Arbeit  zuzuweisen, 
wobei  er  jedoch  an  gewisse,  ein  fllr  allemal  gegebene  Minimal- 


■)  1-5  a.  46  Vict  c  36  und  ferner  die  G«».  Com.  Ord.  vom  18.  Dfi 
1882  „Regiilnlim  trilh  rexpect  to  Casual  Paupert".  Glen,  P.  L.  O.  S.  <07 
bia  419. 

")  EiDe  Zeitlang  baben  die  Polizeiorgane  die  Pflichten  von  Ai't'ta'it 
BeUeving  Offjcer«  bezüglich  der  Casual  Paupers  wahrgenommen,  und 
Orders  für  die  Zulasaung  zu  den  Casual  Wards  ausstellt.  Kachdan 
jedoch  im  AnfanKC  des  Jahres  1872  der  Chief  Commissiontr  of'  the  Jfrfro- 
pvUtnn  Polke  sich  darüber  beschwert  hatte,  dass  hierdurch  die  Poüia 
von  ihren  eigentlichen  Pflichten  Bbgehalten  würde,  ordnete  das  L.  G.  B. 
durch  Zirkularschreiben  vom  1.  Jub  1612  an.  daes  von  der  Verwendung 
der  Polizeibeamten  als  Assintata  Beliemnff  Of^cen  fortab  Abatand  ge- 
n  werden  sollte.    22.  Jnbresbericht  des  L.  G.  B.  S.  XXI  ff. 
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und  MfU[imal;n%nzeD  gebunden  ist  Wenn  der  Betrefiende  die 
Arbeitsleistung  verweigert  oder  vernachlässigt,  wenn  er  den 
Relativen  und  sonEti;.'en  Anordnungen  nicht  Folge  leistet, 
wenn  er  einen  falschen  Namen  «ngiebt,  oder  sonst  eine  falsche 
Angabe  macht,  ist  er  vor  den  Richter  zu  fuhren,  um  von  diesem 
als  Idle  and  Disorderjy  Person  bestraft  zu  werden.  Wenn  er 
AnstaltsgegenstAnde  oder  seine  eigenen  Kleidungsstucke  zerstört, 
so  ist  er  als  „Rogue  and  Vagabond"  zu  liestrafen').  Die  event. 
Bestrafung  ist  eine  ziemlich  strenge:  bei  VernachlilssiKung  der 
Arbeit  regelmässig  vierzehn  Tage  Korrektionshaus  mit  harter 
Arlieit,  bei  Widerstand  gegen  den  Voi-steher  des  Casual  Ward 
nicht  unter  einem  Monat  Korrektionshaus  mit  harter  Arbeit. 
Ein  Verzeichniss  der  erkannten  Strafen  pflegt  in  den  Anstalt«» 
zur  Einsicht  und  Warnung  der  Insassen  offen  zu  liegen. 

Der  sich  in  einem  Cfisunl  Wnrd  Meldende  wini  zunächst 
mit  allen  wesentliclien  Vorschriften  über  die  ihm  zu  Theil 
werdende  Beiiandlung  und  über  die  ihm  obliegenden  Iflichten 
bekannt  gemacht,  und  er  hat  ein  Fonnular  zu  unterschreiben, 
worin  er  nusdillcklich  erklärt,  sich  diesen  Bestimmungen  unter- 
werfen zu  wollen.  Ausserdem  wird  von  jedem  Insassen  ein 
vollständiges  Nationale  aufgenommen;  etwaige  dabei  gemachte 
falsche  Angaben  werden  hart  bestraft.  Wenn  sich  bei  der  auf 
die  Aufnahme  folgenden  Untersuchung  herausstellt,  dass  der 
Betreffende  mehr  als  4  Pence  (=  30  Pf.)  haar  besitzt,  so  soll 
ihm  als  not  destüute  die  Aufnahme  verweigert  werden. 

Die  Entlassung  soll  nicht  erfolgen  vor  9  Uhr  des  zweiten 
Tages  nach  der  Aufnahme,  bezw.  vor  Vollendung  der  Arbeits- 
leistung-, wenn  der  Betreffende  im  Laufe  eines  Monats  mehr  als 
einmal  in  dem  Casunl  Ward  desselben  Bezirkes  Aufnahme  ge- 
funden hat ,  nicht  vor  9  Uhr  des  vierten  Tages  nach  der  Auf- 
nahme. Bei  dieser  Detentionsfrisf  ist  der  Sonntag,  an  dem 
nicht  gearbeitet  werden  darf,  nicht  einzurechnen;  femer  gilt  die 
Metropolis  im  Sinne  des  Gesetzes  als  ein  Bezirk").  Die  be- 
züglich der  Deteotion  gegebenen  Bestimmungen  sind  jedoch  nur 
fakultativer  Natur.  Die  Giuirdiam  können  generell  oder  be- 
züglich einzelner  Klassen  von  Personen  davon  abweichen,  und 


')  Die  Str«fvorachrift  fllr  den  Fall  dea  ZerstBrenB  der  Kleider  li«tte 
rieh  ftls  sehr  nothvr endig  erwieseD,  da  es  früher  hliufig  vorkam,  dam  die 
Leote  ihre  dgene  Kleidune  abgithtLich  in  solcher  Weise  zurichteten,  dasa 
ea  unmöglich  war,  sie  in  dem  Aufzuge  aas  den  Anstalten  fortzuschicken, 
nnd  man  durch  dieses  ManOver  gezwungen  wurde,  ne  mit  neuen  Kleidern 


■)  Seit  dem  1.  Juli  187S  sind  besondere  Beamte  in  der  Metropolis 
-itfesteilt  (Vmlinii  Police  Offictr'),  um  wöchentlich  wenigstens  zwei  Mal 
.JOes  Casual  Ward  zu  besuchen  und  diqenigen  Insassen  ausfindig  m 
machen,  welche  r^elmtlenge  Besucher  der  Caswil  Wnrdx  sind.  Eh  woden 
Üerzu  meistens  üHere,  emhrene  Polizeibeamte  genommen.  Dieselben 
dürfen  keine  Uniform  tragen. 


je«ft8 
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femer  hat  der  Vorsteher  des  Casual  Ward  die  selbständige 
Befugaiss,  falls  besondere  milderode  Umstände  vorli^en,  eine 
frühere  Entlassung  eintreten  zu  lassen. 

So  viel  ül>er  die  jetzige  Einrichtung.  —  Wie  ge- 
staltet sich  dieselbe  nun  in  der  Praxis?  Nach  den 
offiziellen  An^taben  sehr  günstig').  Die  Durchschnittszahl  Aa 
im  Jahre  1883  —  dem  ersten  Jahre  der  Wirksamkeit  des  neuen 
Gesetzes  —  täglich  unterstützten  Casual  Paupers  wird  für 
ganz  England  uad  Wales  auf  4790  gcfien  0114  im  Voijahre  an- 
gegeben. Für  die  Metropolis  allein  ist  die  Abnahme  eine  nocii 
grössere.  Die  Zahl  ist  von  813,9  per  Tag  auf  482,4  gefallen. 
Wir  wollen  einen  Einwand  gegen  die  Zuverlässigkeit  dieser 
Ziffern  hier  nicht  erheben*),  sondern  nur  die  Frage  aufwerfen: 
Ist  denn  in  einer  ziffeniiilssigen  Ahnahme  der  Casual  Paupm 
ohne  weiteres  eine  günstige  Wirkung  der  neuen  Einrichtung  zu 
sehen?  Auf  diese  Frf^^e  ist  aus  zweierlei  Gründen  mit  einem 
„Nein"  zu  antworten. 

Einmal  bleibt  nämlich  unberücksichtigt,  dass  neben  den 
Casual  Wards  zur  Auinahme  von  Obdachlosen  andere  An- 
stalten bestehen,  welche  von  Wohlthätigkeit^esellschaften  eirichteC 
sind  (Refuges),  und  daes  sich  die  Zahl  solcher  Anstalten  gerade 
mit  Rücksicht  auf  die  verschärften  Bestimmungen  des  neuM 
Gesetzes  vermehrt  hat.  Welchen  Einfluss  das  Bestehen  dieser 
Anstalten  auf  die  ZiiTernzusammenstellung  hat,  wird  durch  die 
folgende  Thatsache  illustrirt.  Nach  den  offiziellen  Angaben  be- 
fanden sich  im  Jahre  1883  im  Durchschnitte  tflglich  —  brew. 
nächtlich  (die  Ziffern  beziehen  sich  auf  die  Nacht  vom  Freitage 
zmn  Sonnabend  — ')  in  den  Casual  Wards  der  Metropolis 
482,4  Personen.  Man  sollte  nun  annehmen,  dass  in  den  Winter- 
monaten, wo  das  Kampiren  im  Freien  unmöglich  ist,  die  Ziffer 
eine  grössere  sei,  als  in  der  wärmeren  Jahreszeit,  Das  ist  jedodi 
nicht  der  Fall,  In  den  ersten  drei  Wochen  des  Januar  befanden 
sich  in  der  Nacht  vom  Freitag  zum  Sonnabend  in  den  Casu^ 
Wards  der  Metropolis  458  bezw,  471  bezw.  490  Personen,  da- 


1)  13,  Jahresbericht  S.  XXIII.  Verel.  fUr  die  nMbetehend  «nge- 
führten  Ziffern  daselbst  Anhang  S.  226—230. 

')  Bei  der  Verf^leichung  der  Ziffern  pro  1883  mit  den  frtlheica 
Jahren  müsste  iedeutalU  darauf  RUckBichl  genommen  werden,  dan  jetit 
in  t^olg^  der  Verläneening  der  Detentionatrist  die  Ziffer  der  an  iräeod 
dnem  Tage  im  Wo^umse  beündlichen  Personen  mne  erheblich  klemetc 
Zahl  von  aufgeDommenen  Persunen  darstellt  als  frilher. 

*)  Die  Zahl  der  neu  angenommenen  Insassen  schwankt  übrigena 
fUr  die  einzelnen  Tage  der  Woche  erheblich.  Sie  ist  durchweg  sm 
geringsten  am  Sonntag  und  am  grösaten  am  Dienstag  (261,5  gegenüber 
ill,5).  Diese  Thatsache  ist  recht  bezeichnend.  Die  Leute  sncDeo  ea  ta 
yermeiden,  den  Sonntag,  welcher  bei  der  Detentionsfrist  nicht  ejngoc^aet 
wird,  in  den  Casual  Warde  anzubringen.  Nachdem  sie  sich  den  Sonnlag 
und  den  grösaten  Theil  des  Montags  dniehgefochten  haben,  kehren  ne 
am  Dienstag  in  hellen  Haufen  zu  den  Cmu3  Wards  zurück. 
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g^D  in  den  ersten  drei  Wochen  des  Mai  556  bezw,  518  bezw. 
459.  Die  Erklänmg  für  diese  sehr  auffdlli^  Tbatsache  ist  die, 
dass  die  Refuges  nur  in  den  Wintermonaten  «reöffnet  sind.  Um 
ein  richtiges  Urtheil  zu  gewinnen.  niUssten  also  zunächst  die 
Ziffern  der  in  den  Hefuges  Aufgenommenen  mit  eingerechnet 
werden  •). 

Sodann  aber  ist  die  weitere  F^^^?e  aufzuwerfen :  Sind  deun 
die  in  den  Gtvtual  Wards  Aufgenonnnenen  wirklich  solche  Per- 
sonen, fttr  welche  die  hier  bestehenden  strengeren  Bestimmungen 
angebraeht  eracheinen?  Auf  Grund  eigener  Anschauung,  wie 
auf  Grund  von  Ilnten-edungeu  mit  mehreren  Vorstehern  von 
Caaueä  Wards,  glauben  wir  auch  hierauf  mit  „Nein"  antworten 
zu  können.  Die  Mehrzahl  der  aufgenommenen  Personen  sind 
nicht  gewerbsmässige  Vagabunden,  sondern  vielinehi'  Leute,  die 
zur  Zeit  arbeitslos  sind  und  noch  zu  ^iel  Ehrgefühl  besitzen, 
um  zu  betteln.  Die  eigentlichen  Vagabunden  vorstehen  es  immer, 
sich  durch  Betteln  oder  auf  amlere  Weise  die  sehr  geringfügige 
Summe  —  meist  nicht  mehr  als  25  Pf,  zu  verschaffen  —  um 
damit  Aufnahme  für  die  Nacht  in  den  Arbeiterlogirhäuseni,  den 
Common  Lodging  Bouses,  zu  finden^). 

Man  hat  somit  gerade  durch  die  Strenge  der  neuen  Be- 
stuonmugen  die  gewerhsniAssigen  Müss^gai^er,  l>ei  denen  strenge 
Massregi'ln  angebnw'ht  wären,  aus  den  Canual  Wm-ds  heraus  in 
»iie  unbeaufsichtigten  Logirhftuser  gebracht,  welche  ein  recht 
rechtlicher  Sammelpunkt  alles  sclilecliten  Gesindels  gewonlen 
sind,  während  man  auf  der  anderen  Seite  diejenigen,  welche 
einer  Unterstützung  bedürftig  und  würdig  sind,  als  Uebel- 
thäter  l)ehandelt',  denn  darüber  kann  niemand,  der  jemals 
ein  Camal  Ward  gesehen  hat,  im  Zweifel  sein,  dass  dasselbe 
einem  Gefängnisse  sehr  ähnlich  sieht,  wenn  nicht  gar  die  Be- 
handlung eine  strengere  ist,  als  im  Gefälngnisse  *>. 

Die  neue  Maassregel  macht  den  gewerbs- 
mässigen Müssiggänger  gefährlicher,  und  giebt 
dem    ohne    eigene    Schuld    der  Unterstützung  Be- 


')  VergL  über  diese  Befugte  die  Kade  von  Mr.  Wilkinson  auf 
der  CttOriU  Poor  Law  Conference  1881  flfc^wrt«  8.  319). 

')  Vergl.  hierüber  die  Bede  von  Mr.  Dorrington  auf  der  Weit 
Midland  Poor  Law  Conference  1883.  Mr.  Dorrington  giebt  aU  du  Er- 
gebniBS  von  NachfonchimgeD ,  welche  von  ihm  in  167  Armen  verbau  den 
angestellt  worden  rind,  an:  The  profrggional  vaaranl  instead  of  Coming 
lo  the  BoMte  (i.  e.  easual  ward)  nou  goe»  to  the  loagin^  honse. 

'»  In  der  Pnll  Mall  Gatette  vom  9.  März  1Ö85  wird  von  einem 
JonmaUiten,  welcher  selbst  zwei  Nächte  und  einen  Tag  in  einem  Caiual 
Ward  zugebracht  hatte,  eine  Beschrdbung  der  Einriciitang  des  Catual 
Ward  anter  dem  Titel  ,0n  the  tramp",  in  nähren,  wenn  auch  vielleicht 
etwas  zu  grellen  Farben  gegeben.  Der  Verfasser  schliesst  nut  folKeudeu 
Worten:  „In  my  opinion  »wA  treatmetd  ag  that  tchidi  I  >au  mdedout  to 
my  breOiem  in  digtrttie  can  oniy  tend  to  increase  the  moral  and  physical 
degradation  of  the  man  who,  by  »trege  of  cireumetanceg  or  by  youth/vl  in- 
digcretion  i«  cowpeBed  to  Start  on  the  tramp." 
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dürftigen  nicht  die  angemessene  und  genügende 
Hilfe.  Ja,  der  letztere  wini  häufig  nach  der  Aufaahme  in 
ein  Camal  Ward  noch  hülfsloser  sein,  als  er  vorher  war.  Man 
bedenke ,  dass  der  mittellos  in  das  Casual  Ward  Gekommene, 
nachdem  er  daselbst  bei  schmaler  Kost  angestrengt  hat  arbeite 
müssen,  wieder  mittellos  und  ohne  einen  Rath,  wo  er  Arbeit 
finden  kann,  zu  einer  relativ  späten  Tageszeit  —  nicht  vor  9  Uhr 
Morgens  —  entlassen  wird.  In  den  meisten  Fällen  muss  es 
ihm  direkt  unmöglich  sein,  an  dem  Tage  seiner  Entlaj^sung  noch 
Arbeit  zu  finden.  Er  sieht  sich  am  Abend  von  neuem  ge- 
zwungen, wieder  auf  einige  Zeit  in  ein  Casital  Ward  zu  wanden), 
bis  er  schliesslich  die  Scheu  vor  dem  Betteln  faliren  ISsst  luui 
sich  der  Klasse  von  Personen  zugesellt,  von  welcher  er  gerade 
fem  gehalten  werden  sollte.  Aber  auch,  soweit  wirkliche  MOasig- 
gänger  in  den  Ctvtual  Wards  Aufnahme  finden  *) ,  scheint  die 
ihnen  hier  zu  Theil  werdende  Behandlung  eine  unangemessene. 
Bei  dieser  Klasse  von  Personen  wünie  es  vor  allem  darauf  an- 
konunen,  in  ihnen  wieder  die  Lust  zum  Arbeiten  zu  erwecken. 
Dazu  ist  aber  die  in  den  Casual  Wards  verrichtete  Arbeit, 
welcher  jeder  erziehende  Charakter  abgeht,  absolut  ungeeignet'). 
Nach  u.  A,  ist  die  neue  Maassregel  nach  jeder  Riditung  hin 
ein  Fehlgriff  und  sollte  so  schnell  wie  möglich  abgeändot 
wenlen. 

Die  Behandlung  der  Bettler,  Müssiggänger  und  CtumI 
Paupers  erscheint  somit  als  das  schwächste  und  am  meisten  der 
Verbesserung  bedürftige  Gebiet  des  englischen  Armeuwefieis. 
Bei  Verbesserungen  sollte  man  vor  allem  im  Auge  haben, 
durch  streike,  aber  durchführbare  und  wirklich  durchgi'fohrte 
Strafvorschriften  den  gewerbsmässigen  Müssiggänger  zu  strafen, 
und  weiter  darauf  Rücksicht  nehmen,  durch  die  Art  der  Arbeit 


■)  Tn  den  üerichlen  dee  L.  Q,  B.  werden  aig  ha/iüual  tagrant»  die- 
jenigen bezeichnet,  welche  mehr  alt  einmal  in  einem  Mon&te  Au&Rbme 
in  den  C/itiial  Wards  gefunden  haben.  I^  die  Metropolis  betrag  die 
GeBBmmtzahl  der  im  Laufe  des  Jahres  1888  durch  die  Vüiting  Offeert 
identifizirten  habitual  vaip-ants  20  629.  Aach  hier  findet  rieh  die  uf- 
fällige  Erscheinung,  dass  die  Zahl  dieser  Jmbitual  vagratU«  in  den  eiasatncfi 
Wochen  des  Mai  grösser  ist,  als  in  denen  des  Januar  (im  Mai  567  be>w. 
.536  bezw.  597  bezw.  460;  im  Jannar  18ä  bezv.  2S0  bezw.  280  betw. 
SiO).    Vergi.  13.  Jahresbericht  des  L.  Ö,  B.  S.  229. 

*)  In  dem  schon  zitirten  Berichte  der  WhiUchapel  Umon  heiset  es 
^-  15 — 16:  „thal  the  labouT  Unt  impoxed  upo»  vagrant  pauprrs  i's  »oi 
C<äcuUUed  to  induce  a  ipjrit  of'  independence  and  habü  of  icork,  nor  lo 
Import  physieal  poicer  to  enter  upon  indusfrial  emptot/menl" ;  .that  babilual 
mgrancy  cannol  l>e  repregeed  by  gevtre  discipline  and  Ircaimetit  unasfociaUd 
wiih  the  means  für  dispauprrisation.''  Die  WhiUchapel  Union,  welche 
sich  schon  in  mehrfacher  Richtung  durch  ihre  rationelle  BehandlimK 
der  Armen  hervorgetbar  hat,  geht  aneh  mit  Behandlung  der  Casu3 
PnupiTH  den  anderen  Bezirken  mit  gutem  Beispiele  voran.  Vergl.  den 
in  der  Titiieg  vom  30.  Dez.  1884  mitgetheilten  BeacbluM  der  Ouardiang 
der  Whitechapel  Union  bezüglich  der  Behandlnng  der  vogrant". 
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und  die  Gfwöbnuup:  an  dieselbe '  auf  die  IlnterstUtaten  er- 
xieherisch  einzu^tirkell.  Endlich  sollte  man  den  Leuten  so 
viel  wie  mißlich  den  Weg  ebnen,  damit  sie  nach  ihrer  Ent- 
lassung zu  einer  n^elmRisigen  Boschüftigung  Iconinien  können. 
Wenn  man  anstatt  der  nutzlosen  und  den  Sinn  für  Arbeit  ge- 
radezu tödtenden  BescliAftigung  mit  Wergzupfen  eine  nützliche, 
Gewinn  abwerfende  Arbeit  einführte,  und  ften  Leuten  je  nach 
dem  Resultat«  der  Arbeit  eine,  wenn  auch  noch  so  kleine  Ver- 
gütung hei  der  Entlassung  auszahlte,  so  wurde  schon  hiermit  ein 
grosser  Fortschritt  erreicht  sein  •).  Die  ohne  eigene  Schuld  hilfs- 
bedürftig Gewordenen  wflnlen  anstatt  zu  einer,  sie  erniedrigenden 
Strafarbeit  gezwungen  zu  werden,  in  die  Lage  gebracht  sein, 
die  Anstalt  mit  einem  Zehrpfennig  zu  verlassen,  welcher  hin- 
reichend ist,  bis  zum  Wiedererlangen  einer  regelmässigen  Be- 
(vhilftigung  den  nothdQrftigen  Lebensunterhalt  zu  gewähren.  Die 
gewohnheitsmitssigen  Massiggänger  andererseits  wUrden  wieder 
an  eine  Arbeit  gewöhnt,  von  welcher  sie.  falls  sie  den  Willen 
dazu  haben,  auch  nach  ihrer  Fntla.ssiuig  aus  der  Anstalt  ihren 
Lehensunterhalt  gewinnen  können. 

In  der  Herstellui^  einer  Verbindung  zwischen  dem  Casual 
Ward  und  dem  allgemeinen  Arheitsmarkt« ,  auf  Grund  deren 
die  Entlassenen  Kenntniss  erhalten,  wo  sie  event  Beschäft^ing 
finden  könnten ,  würde  eine  weitere  erhebliche  Verbesserung 
liegen.  Bis  jetzt  ist  in  dieser  Richtung  nur  wenig  geschehen  *). 
An  den  Orten,  wo  free  registries  for  the  unemployed  bestehen, 
tiaben  sich  dieselben  dui-chweg  gut  I>ewilhrt.  Hitul^  wird  für 
diese  Einrichtung  das  Bureau  des  Standesbeamten  (Registrar 
of  JBirths,  DetUhs  and  Marriages)  benützt,  welcher  venn<^e 
seiner  Lokalkenntnisse  als  eine  besonders  geeignete  Pei'son 
hierfür  erscheinen  muss. 

Die  einzige  nennenswerthe  Verliesserung,  welche  liezüglich  der 
Behandlung  der  Casual  Paupers  von  einer  Anzahl  von  Armenver- 
banden  jetzt  eingeführt  ist.  besteht  in  Folgendem.  Der  aus  dem  Ca- 
suai  W«rd Entlassene  erhält  ein  sogenanntes  Way  Ticket,  d.i.  einen 
Zirkularbrief  mit  vorgeschriebener  Reiseroute,  auf  Giimd  dessen 
der  Inhaber  zu  bestimmten  Stunden  an  hestinmiten  Orten  (bread 
staUons)  Brot  und  event  Nachts  Aufnahme  in  einem  Castial 
Ward  erhalten  kann,  wobei  er  im  letzteren  Falle  nur  zu  wenigen 
Stunden  Arl)eit  am  nächsten  Moi^n  gezwungen  ist  und  sodann 
wiederum  ein  neues  Way  Ticket  für  den  folgenden  Tag  erhält. 


<)  Auch  Thomas  DickeuB  empfieblt  in  dem  schon  ütiiteii  Auf- 
ntie  äa  sy«te>n  of  paymmt  by  re*utfs.  Er  ist  der  Anaicht,  dasa  man 
den  Insassen  bä  entsprechender  Arbeitaldstung  40  Pfennige  per  Tag 
aoBEahleD  könne. 

*)  Es  wild  dies  vor  allem  ein  Gebiet  sdn,  auf  dem  die  Prirat- 
wohltfaKtigkeit  eingreifen  könnte.    Vergl.  oben  S.  SIT  Anm.  1. 
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Mail  f:Ianlit,  in  dipseni  sApciiannteii  Berkshire  System^i 
eine  frin<'ltlict'^  Komhinatioii  von  Sti-Pt^  iirnl  Gfltp  uod  vor 
allem  eine  Handhalie  zur  ITuterscheuiuii<r  zwiscbcn  dem  V^'a- 
Imiiilen  iiml  doiii  narh  Arlirit  suchenden  Wanderer  prefunden  m 
liatieii.  Der  letztere  orhillt .  bis  er  eine  BeschSftigunfi  findi'i. 
doli  iiothrtHrftifHiten  Lebonsunterlialt  und  Nachtquartier,  wahrenrl 
iler  Vajiabund  von  dieser  BofrtlnstiRunp,  welelie  ilim  nur  zu  Theil 
wird,  wenn  er  eine  bestimmte  Reiseroute  einhält,  nielit  leichl 
(Jebraufh  marlicn  wirrt.  Man  hofft  damit  zu  KlP'rtier  Zeit,  dir 
l'olizeiriehter  zur  Anwcndun;;  von  sti-enseren  Maas.sreffeln  jt^-eu 
solche  l'ersonen  zu  bewefren.  welclie  trotz  eines  Waif  TietH 
betteln.  Wenn  aber  dieses  System,  welclies  sehr  viel  ftlr  sich 
hat,  einen  dui-chschlafienden  Erfolg  haben  soll ,  so  ist  die  .ersti' 
Voi-aussetzunjr  dafür,  dass  dasselbe  in  einem  lüundich  Krössoreu 
Bezirke  zur  Anwendung  {relanjrt.  Andernfalls  winl  ilie  walii- 
scheinliche  Folge  des  S>'8tenis  darin  bestehe«,  dass  die  jrewerhs- 
niAssigen  Mttssif^ilnper  diejenigen  Bezirke,  in  denen  ein  solches 
strenges  Verfahren  geflen  sie  eiiyieschlagt'n  wird .  n)ei<len  und 
dafür  in  desto  grössei-er  Anzahl  in  benachliailfn  Distrikten  ci- 
sclieiiien,  so  dass  es  sich  im  Endresultate  nur  um  eine  Örtliche 
Vei-schiebung  der  Vagabundenplage  handeln  wllnle. 

S  7. 

Die  A r m f'ii Verwaltung  d  er  e n g  1  i  se h  e n  M e t m- 
]iolis  bietet  narh  zweifacher  Richtung  hin  ein  spezielles  Inti-r- 
i'sse  dar.  Zunilchst  ist  es  vi>ii  Interesse,  zu  sehen,  wie  man  diT, 
bei  einem  lokal  verwalteten  Anuenwpsen  naturgeniitss  hervortn'- 
tenden  Schwierigkeit  der  Dui'chftthrung  eines  einheitlichen  Systems 
in  der  Grossstadt  mit  ihren  in  so  vieler  Hinsicht  von  dem  ühripii 
Lande  verschiedenen  Verhältnissen  gerecht  gewonlen  ist.  &i- 
dann  aber  ist  die  Annenverwaltung  der  englischen  Xfetropolis 
noch  insoi'eni  von  liesouderer  Bedeutung,  als  man  hei  den  iii 
den  letzten  Jahrzehnten  auf  dem  Gebiete  des  Amienwesens 
vm-genonnnenen  ^'erItessenl^gen  die  Metropolis  vielfach  zu  cineni 
\'ei'such8fpldi'  für  die  Reformen  gemacht  hat,  um  ei-st,  nachdem 
sich  hier,  wo  liie  A'erwaltung  unter  den  Augen  der  Zentialbehördc 
geführt  wird ,  die  neuen  Maassregeln  iK'währt  liatten ,  an  die 
Einführung  derselben  im  tthiigen  Lande  heranzugehen*!. 

Bis  zum  Anfange  der  60er  Jahre  unterschied  sich  die  Aniicn- 
verwaltung  der  Metroiwlis  in  keinerlei  Weise  von  detjenigeii 
des  übrigen  Landes.     Die  Verwaltung  ward  auch  in  London 

')  Vergl.  Tiber  dasselbe  die  »cbon  zitirle  Rede  von  Mr.  Doringlon 
nuf  der  ll>..f  MUVaiul  P.  L.  Confeience  1883. 

')  Dies  ist  z,  B.  der  Faü  gevieeen  beiügliph  der  Bebandlong  der 
('uniinJ  JVfMpfr«;  such  auf  dem  Gebiete  der  Annenkrenkenpfl^e  nnfl  siif 
dem  Gebiete  der  Amien-Kinderp6ege  ist  <lie  Metropolis  mit  den  Rofonn- 
vcrBiichpn  vomn9gepanpeii. 
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urspiDnjülich  von  <toii  einzelnen  Kirclispieleii  selbstilndi^  und 
unabhäi^p  von  einander  (reftthrt.  Das  Refoniifiesetz  vom  Jahre 
1834  hatte  hier  wenijrer  einfipjrriffen  nls  im  ftbrigen  Lande, 
weil  eine  jirosa'  Anzahl  der  Kirchspiele  in  London  ilir  Anneii- 
wfscn  auf  Grund  von  I^okalakt^n  verwalt<?te,  welche  ja  durcli 
das  Annenjxesetz  von  1834  nicht  direkt  berlllirt  wurden.  In  Fol,^'C 
<le8  Gesetzes  von  1834  wurden  in  London  15  Annenverbilnde 
treschaffen.  in  welchen  gemäss  den  all^enioin  fieltcnden  Grund- 
sätzen die  Annenverwaltunj:  freführt  wurde.  Das  letztere  war 
auch  in  12  Kirclispielen  der  Fall ,  bei  welchen  wegen  ihrer 
(ii-fisse  die  Zentrallichörde  von  einer  ZusammenlL»rung  mit  an- 
dern Kirchspielen  Al)3tand  genommen  hatte.  Is'ehen  diesen 
Bezirken  bestanden  nun  aber  noch  11  Kirchspiele  mit  be- 
sonderer, auf  Lokalakten  beruhender  Armenvemaltung  fort. 
In  ungefähr  einem  Dritt<'I  des  (iebietes  der  Metropolis  wanl  so 
das  Annenwesen  auf  eine  von  den  «briffen  Thoilen  verschiedene 
Weise  verwaltet'). 

Das  im  Jahr  1861  zur  Berathschlagimg  Hber  die  Wirksam- 
keit der  Annengeset7.e  eingesetzte  Komitee,  welches  sich  ein- 
gehend mit  den  Verhältnissen  der  Metropolis  heachilftigte,  hob 
in  dem,  von  ihm  im  JaSre  1864  erstatteten  Berichte  in  hi'- 
sonders  scharfer  Weise  die  ReformhedHiffigkeit  der  Annen- 
verwaltung in  der  Metropolis  henov.  Man  war  einig  Aber  die 
Xaclitlieile.  welcJie  die  in  Folge  des  Fortliestehcns  der  Lokal- 
akte hervorgerufene  Vei-schiedenheit  der  Ver^-altung  innerhalb 
desselben  Stadtwesens  mit  sich  brachte,  und  man  war  femer 
einig  dartll>er.  dass  eine  Ausgleichung  in  der  Annenhelastung 
zwischen  den  amien  Distrikten  mit  ihrer  grossen  Anzahl  von 
Bedüiftigen  und  den  i-eichen  Distrikten  mit  ihren  l>ei  einer 
kleinen  Zahl  von  Itedllrftigen  giossen  Mitteln  vorgenonniu-n 
werden  müsse. 

Dies  sind  denn  auch  die  beiden  Hauptpunkte,  welche  den 
speziellen.  fHr  die  Metropolis  erlassenen  Gesetzen 
von  1864.  1865.  1867.  1869.  1870  zu  Gmnde  liegen^). 
Die  zunächst  als  Forderung  der  Gerechtigkeit  erscheinende 
Ausgleichung  der  Armenhela.stung  liot  nun  alH,>r  zu  gleicher 
Zeit  die  wttnschenswerthe  Unterlage  fllr  Verbesserungen,  deren 
Einflllirung  mit  erheblichen  Kosten  verknüpft  und  dalier  nur  in 
einem  grössei-en  Bezirke  mit  reichlich  vorhandenen  Mitteln  möglich 
war.  So  wurde  insbesondere  auf  dem  Gebiete  der  Armenkranken- 
pflege   in   der   Metropolis   eine   Reihe   von   VerJM'ssenmgen   ge- 


Socielu.  Bd.  21   S.  169  ff. 


!  hftuptst&dtieche   Annenweeen  besondere 

I   dem  Jourmil  of  tlif   Loiuion  Slattflieal 


)  MOropoiäan  Hou^i-!e>x  Poor  AH  21  n.  28  Vict.  e.  118;  28  Vict. 
c.  34;  Metr(^litan  Poor  Act  ]8f>7,  ÜO  Vict  c.  6;  Metropolitan  Poor 
Antendmeta  Ad.  3869  32  a.  33  Vict.  c.  63  und  Metrcpnlitan  Poor  Amend- 
ment Act  1870  33  R.  34  Viel.  c.  IH. 
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troffen,  von  iloien  weiterer  KinftÜirunp;  im  ührijien  Lande  man 
nfli'li  heute  (cerade  wegen  des  Kostenpunktes  hat  Abstand  nebmen 
niDsBon.  Die  Annenverwaltung  der  Metropolis,  hei  welcher  sich 
frtlher  Schattenseiten  in  erheblichereui  Maasse  als  anderswo 
(■(■/.eigt  hatten ,  ttbertrifft  heut«  diejenige  des  übrigen  Landeü 
in  mehrfacher  Richtung. 

Aus  der  heutifjen  Verwaltung  der  Metropolis  sind  besoadeiTt 
folgende  Punkte  hevorzuhehen ,  bezüglich  deren  sich  Abwei- 
chungen von  dem  Armenwesen  des  übrigen  Landes  finden'). 

I.  Die  Metropolis  ist  für  das  Amienwesen  eingetbeilt  in 
30  Bezirke,  von  welchen  17  Verbände  von  mehrere»  Kirch- 
spielen sind,  während  die  übrigen  aus  einem  einzigen  grösseren 
Kirchspiele  mit  einem  eigenen  Board  of  Guardians  bestehe». 
Die  Lokalverwaltungsbehörden,  die  Boards  of  Gvardiana,  sind 
in  der  Metropolis  anders  zusammengesetzt  als  im  übrigen  Lande, 
indem  nämlich  in  der  Metropolis  neben  den  gewählten  und  den 
ex  officio -Gvardians  noch  von  der  Zentralannenbehürde  er- 
nannte Guardians  hinzukommen.  Die  Zentralbehfinle  übt  auf 
diese  Weise  in  der  Metropolis  einen  erhöhten  Einfluss  auf  die 
Amienvei-walfung  aus.  Bei  der  Ernennung  von  Guardians  ist 
die  Zentralbehönle  jedoch  insofern  eingeschränkt,  als  die  Ge- 
saninitzahl  der  ernannten  Guardians  zusammen  mit  den  ex  officio' 
Guardians  nicht  mehr  als  ein  Drittel  der  gewählten  Guardians 
betragen  darf,  und  weiter  insofeni,  als  die  Emeimungeti  nur 
erfolgen  dürfen  aus  der  Zahl  der  in  dem  betreffenden  Bezirke 
wohnhaften  Friedensrichter  oder  Steuerzahler,  welche  zu  wenig- 
stens 40  i^  zur  Amiensteuer  eingeschätzt  sind').  Die  Metro- 
IMiIis  bildet  eine  liesondere  Division  mit  3  Inspectors  und 
2  Auditors. 

Jeder  Annenbezirk  in  der  Metropolis  verwaltet  sein  Annen- 
wi-sen  und  seine  Anuenanstalten  in  der  gleichen  Weise,  wie  dies 
im  übrigen  Lande  geschieht.  Die  Zugehörigkeit  der  einzelnen 
Bezirke  zu  dem  gemeinsamen  Stadtweseu  giebt  sich  jeiloch  darin 
kund ,  (lass  zunächst  einzelne  Zweige  des  Amicnwesens,  welche 
sonst  von  den  Boards  of  Guardians  verwaltet  werden,  hier  unter 
die  selhständijie  Leitung  eines  besonderen,  für  die  gesamnite 
Metropolis  gemeinsamen  Verwaltungsköi-pers ,  des  Metropo- 
litan Asylum  Board,  gestellt  sind,  und  dass  weiter  l»e- 
zl^lich  einer  grossen  Anzahl  anderer  Zweige  der  Armenweaens 
eine  Ausgleichung  der  Annenlasten  der  einzelnen  Bezirke  duivh 


')  Besouden    weithvollee  Hateräl    zur  Erkematnisa    des   heutigen 
liauptsUdtisclien  Anaenwesens  iat  enthalten  in  dem  Berichte  des  Inspektoir 


..  G.  B.  Auhsng  S.  40  ff.). 

i.  79;  31  a.  32  Vict.  c.  122  b.  9. 
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Vermittelui^'  eines  gemeinsamen  Armenfonds  (Vommon  Poor 
Fund)  erfolgL 

n.  Eine  derartige  Ausgleichung  in  den  Armen- 
lasten  war  zunächst  im  Jahre  1864  bezüglich  der  Obdach- 
losen, der  Houseless  Poor,  eii^efohrt  worden ').  Bei  dieser 
Klasse  von  Unterstützungsbedürftigen,  bei  welchen  es  auf  einem 
reinen  Zufalle  l)eniht,  welchem  Bezirke  sie  gerade  zur  Last 
fallen  und  wo  der  Bedürftige  selbst  die  freie  und  uneinge- 
schränkte Wahl  hat,  in  welchem  Bezirke  er  die  öffentliche 
Unterstützung  in  Anspruch  nehmen  will,  musste  eine  gemein- 
same Tragung  der  Kosten  Seitens  der  Metropolis  als  eine  For- 
derung der  Billigkeit  erscheinen,  deren  Erfüllung  sich  auch 
keinerlei  Bedenken  entgegenstellten.  Man  uiiterliess  es  zu- 
nächst, für  diese  gemeinsamen,  relativ  auch  nicht  sehr  er- 
liehlichen  Kosten  einen  besonderen  Fonds  zu  bilden;  mau 
ordnet«  vielmehr  die  Rückerstattung  der  in  den  einzelnen 
Bezirken  für  die  Houseless  Poor  aufgewandten  Kosten  aus  dem 
schon  bestehenden  gemeinsamen  Fonds  des  Metropolitan  Board 
of  Works  an. 

Nachdem  jedoch  im  Jahre  1867  um)  sodanu  weiter  im 
Jahre  1870  eine  erhebliche  Anzahl  anderer  Armenau^aben  zu 
gemeinsamen  Ausgaben  der  Metropolis  gemacht  war'),  stellte 
sich  die  Nothwendigkeit  zur  Bildung  eines  besonderen  Fonds 
heraus. 

Zu  dem  im  Jahre  1867  gebildeten  Common  Poor  Futid 
tn^en  die  einzelnen  Bezirke  der  Metropolis  nach  der  Hölie 
ilires  anneusteuerpflichtigen  Vermögens  bei.  Für  eine  gleich- 
müssige  Einschätzung  des  letzteren  sind  durch  den,  im  Jahre 
1869  erlassenen  Valuation  of  Properiy  Meiropolilan  Act  ge- 
nügende Vorkehrungen  getroffen  *).  Die  Art  der  Beitragszahlungen 
zu  lieni  Fonds  ist  in  folgender  Weise  praktisch  geregelt :  Jeder 
Bezirk  bestreitet  zunächst  aus  eigenen  Mitteln  seine  Armenaus- 
gaben; insoweit  dieselben  als  gemeinsame  anzusehen  sind,  wird 
halbjährlich  von  dem  Beclmui^revisor  für  den  einzelnen  Bezirk 
die  Srnrnne  festgestellt,  welche  der  letztere  aus  dem  gemeinsamen 
Fonds  zu  fonlem  hat,  und  dagegen  diejenige  Summe  zurKoiu- 
jjensation  gebracht,  welche  der  Iwtreifende  Bezirk  als  Beitrag 
zu  den,  von  andern  Bezirken  au^egebenen  gemeinsamen  Kosten 
l)eizusteuem  hat,  so  dass  blos  die  Differenz  dieser  Summen  l)aar 
zu  zahlen,  Iwzw,  zu  empfangen  ist,  Behufs  Verwaltung  des 
Common  Poor  Fund,  die  sich  hiemach  sehr  einfach  gestaltet, 
wird  von  der  Zentralbehönle  ein  besonderer  Beamter  {Heceiver 
of  the  Common  Poor  Fund)  ernannt. 


»)  27  ft.  28  Vi«,  o.  118;  28  1 
»)  30  Vk-t  c.  6;  33  «.  34  \ 

')Si'&.  33  Viel.  c.  67  s.  4, 
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Als  ^'cmeiiisaiii«  Lasten  dor  fiesammten  Metropolis 
worden  nun  folgende  Ausjxal'en  aus  dem  Common  Poor  Fund 
iH^strittcn ') : 

1)  die  Unterhaltung  der  Geisteski-anken  in  Asylen ,  Hospitä- 
lern und  konzessionirten  Anstalten; 

2)  die  Unterhaltunj;  der  Fiel>er-  und  Pockenkranken  in  dea 
fllr  dieselben  errichtet^'n  besonderen  Asylen; 

3)  die  Unterhaltung  der  Anueukinder  in  Districl-,  Sejmratt-, 
Certified-  und  lAcensed-Scltools  sowie  die  Unterhaltung  der 
in  Fauiilien  untergel)racliten  Waisen-  und  rerlasseneu 
Kinder*); 

4)  die  Unterhaltung  der  Camal  Paupers  in  den  fQr  dieselben 
bestimmten  Anstalten; 

5]  die  Ausgaben  ftlr  armenarztliche  Hilfe,  inkl.  der  Arzneien 

und  Konstigea     Heilmittel; 
(j)  die  Gehalte  aller  Beamten  in  den  Distriktsschulen ,  den 
Asylen  und  den  Armenapotheken. 
Dazu  tritt  endlich  noch: 
7)  eine  Vergütung  von  5  I'ence  pro  Tag  imd  Kopf  für  jeden 
über  16  Jahre  alten  Annen,  welcher  in  dem  Workhouse 
oder   in  anderen   als   den  sub  1,  2  und  4  erwähnten  An- 
stalten untei^ebracht  ist*). 

Um  ein  Bild  davon  zu  geben,  welcher  Prozentsatz  der 
Aruienausgaben  auf  diese  Weise  von  der  ganzen 
Metropolis  gemeinsam  und  welche  Summe  von  den  ein- 
zelnen Verbänden  getragen  wird,  seien  folgende  ZifTem  ange- 
filhrt.    Im  Jahre  1882  betrugen*): 

die  gesammten  Ausgaben  für  die  Armenverwaltunp  in  der 

Metropolis  SS  2172294, 
davon  aus  dem  Com»ton  Poor  Fund  J^  884  536^40,7  "o. 


')  Unerwtibnt  aind  in  dem  Fulgendeo  diejenigen  Ausgalien  geblieben, 
welche,  wie  die  Kosten  für  die  GeburtH-  und  Sterberegbter,  fiir  die 
l'oclienimpfaDg  u.  e.  w.,  au  sich  nicht  in  das  Gebiet  des  Armen wesens 
gehören  und  in  England  aus  lediglich  zufälligen  Umafändcn  aus  der 
J'.ior  RitU  bestritten  werden. 

■)  Nauh  m  a.  37  Vict.  c.  86  s.  3  und  39  a.  40  Vict.  c.  79  h.  40  sind 
aiR-h  die  Schulgelder,  welche  Armen  Kitern  für  ihre  Kinder  bewilligt 
tverden,  aus  dem  gemeinsamen  Fonds  zu  entnehmen. 

")  Wegen  der  nähereu,  hier  gegebenen  Bestimmungen,  und  ins- 
bcsonaere  wegen  der  Befncniss,  welche  der  Zeotralbehörne  eingeräumt 
i^t,  die  Rückzahlung  der  liezUgLichen  Summen  bei  UngebortAm  eine» 
AiuienverbandpB  gegen  die  Vorgchriften  der  Zentral bebSide  m  auspeU' 
itiren,  beKW.  ganz  aubuheben,  vergl.  oben  S.  112  ff.  Auch  diese  Be- 
stimmung trägt  da;^u  bei,  den  Mach tbefufoi lesen  der  Zentralbehöide 
gegenüber  der  Armen  Verwaltung  in  der  Metropolis  einen  schärferen 
Charakter  zu  geben  als  im  übrige»  lAnde. 

_*)  Vergl.  )a.  Jahresbericht  des  L.  G.  B.  S.  XXIX,  sowie  Anhang 
i>,_  IT7,  186,  194  ,  S26.  Auch  bei  dieser  Zusanunenstellune  sind  nur  die 
wirklich  mit  dem  Armenwesen  zusaroroenhftngenden  Ausnbea,  nicht  difr 
sonstigen,  aus  der  Poor  Bäte  boetritleneu  Posten  berücksichtigt. 
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Dieise  letztere  Suuime  setzt«?  sich  aus  folgendeu  Haupt- 
posteD  zusammen: 

für  Beamtengehalte i;e'24l019 

für  die  Unterhaltung  von  Armen  in  Worhkouses  u.  s.  w.    „  220  902 

^    „  „  „    Geisteskranken „211041 

,    ,  „  n   Aniienkimiern „  156087 

Also  reichlich  zwei  Fünftel  der  Annenausgaben  wurden  von 
der  Metropolis  gemeinsam  getragen.  Dies  Verhältuiss  hat  in  deu 
einzelnen  Jahren  nur  unerheblichen  Schwankungen  unterlegen; 
es  betrug  beispielsweise  1872:  38,7  V  stieg  1875  auf  42,9  "  u, 
liel  dann  1877  auf  39,1  "lo  und  betrug  1880  42,3  "/u. 

Von  Interesse  dürften  femer  einige  Ziffern  darüber  sein,  in 
welcher  Weise  die  Ärmeren  Bezirke  von  der  Aus- 
gleichung Vort  heile  gezogen  haben.  Von  den  30  jirmen- 
bc'zirken  der  Metropolis  niussten  1 1  Beiträge  zu  dem  Com- 
mon Foor  F^d  leisten,  wahrend  19  Zuschüsse  aus  dem  Com- 
mon Poor  Ftmd  zu  ihren  Annenausgaben  erhielten.  Die  Ge- 
:>anuiitsHmnie  der.  den  ännereu  Bezirken  aus  deu  reicheren 
Bezirken  zugeflossenen  Unterstützung  belief  sich  für  das  Recli- 
mmgsjahr  1882/83  ingesamnit  auf  197  599  i^,  das  sind  13,4  ".« 
«ler  Gesiuimitaruieuausgaben  der  Ünnereu  Bezirke.  In  einzelneu 
liieser  Bezirke  repräsentirten  die  Zuschüsse  jedoch  einen  beträcht- 
lich höheren  Prozentsatz  der  genieinsanien  Ausgabeu,  so  in 
St.  Oeorge  in  the  East  37  "/u,  in  Bethnal  Green  33"«;  aufh 
in  Holborn  und  St.  Saviour  war  der  Prozentsatz  ein  hoher, 
wahi-end  er  sich  anderseits  in  St,  Mar>Iebone  auf  noch  nicht 
l"o.  in  St.  Pancras  und  Hackney  auf  1—2%  belief. 

in.  Gehen  wir  nunmehr  zur  Betrachtung  des  Metropo- 
iitan  Asylum  Board  über').  Durch  das  Gesetz  von  1807 
war  der  Zentralbehörde  die  Beftigniss  gegeben,  mehrere 
Armenbezirke  der  Metropolis  zu  einem  Distrikte  zu  vereinigeu 
behufs  Beschafliing  von  Asylen  zur  Aufnahme  \oa  Kranken, 
(ieisteskranken.  Altersschwachen  oder  audeieu  Klassen  von 
Armen.  Auf  Grund  dieser  Bestimnmng  forniiile  die  Zentral- 
behörde im  Jahre  1867  die  gesammte  Metropolis  zu  einem 
Asyhtm  Disirict  unter  einer  besonderen  Verwtdtungsbehörde, 
dem  Metropolitan  Asylvm  Board,  welchem  eine  von  Jahr  zu 
Jahr  wachsende  Zahl  von  Anstalten  unterstellt  vrurde.  Die 
Kosten  für  die  Einrichtung  dieser  Anstalten,  sowie  die  allge- 
meinen Verwaltungskosten  werden  direkt  auf  die  einzelnen 
Armenbezirke  nach  Verhältniss  ihres  bezw.  steuerpflichtigen 
\'ermögens  vertheilt,  während  die  Unterhaltungskosten  für  die 
Insassen  zunächst  deu  einzelnen  Bezirken,  welche  zur  Unter- 


')  Ueber  die  Thäti^keit  des  Metropolitan  Ägt/lum  äuard  hat  der 
Vorsitzende  desKJbei).  'iii.  £.  M.  Galeworthy,  jttDgst  eiDen  sehr  aua- 
flihrlichen  Bericht  publizirt  E^n  Auszug  ans  demeelbeD  ist  mitgetlieilt 
in  der  Timeg  vom  l(i.  Januar  lä86. 
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»tiltzuQg  verpflichtet  Bind,  zur  Last  geschriebeo  werden  und  ane 
Ausgleichung  dieser  Beträge  dann  in  der  oben  an^^ebenen 
Weise  halbjährlich  erfolgt. 

Die  Verwaltung  der  Anstalten  geschieht  durch  das  Man- 
politan  Asylunt  Board,  eine  Behörde,  deren  Mitglieder,  die 
sogenannten  Managers,  theils  von  dem  Locol  Government  Board 
ernannt,  theils  von  (lea  einzelnen  Bezirken  gewählt  werden. 
Nach  der  gesetzlichen  Vorschrift  soll  die  Zahl  der  emannteu 
Managers  nicht  mehr  als  ein  Drittel  der  gewählten  betragen,  und 
es  sollen  femer  nur  Friedensrichter  oder  Steuerzahler,  welche 
zu  wenigstens  £  40  zur  Annensteuer  eingeschätzt  sind,  zu 
Managers  ernannt  werden.  Die  Gesammtzahl  der  Managers 
some  die  Zahl  der  von  den  einzelnen  Bezirken  zu  wählen- 
den Managers  und  die  für  diese  Wahl  erforderlichen  Quali- 
fikatiduen  werden  von  der  Zentralarmenbehörde  bestimmt  Das 
Metropolitan  Asylum  Board  besteht  zur  Zeit  aus  60  Mit- 
gliedern, von  denen  15  von  der  Zentralbehörde  ernannt  sind; 
die  ernannten  Mitglieder  sind  durchweg  hen'orragende  Persön- 
lichkeiten, zumeist  Parlamentsmitglieder'). 

Unter  diesem  Board  stehen  zur  Zeit  folgende  An- 
stalten: 

a)  Das  zur  Aufnahme  von  Armenknabeu  bestimmte  Trai- 
uing  Skip  „Exmouth" ,  auf  welchem  500  bis  600  Knaben 
Aufnahme  finden. 

b)  Vier  ausserhalb  der  MetrojMlis  belegene  Anstalten  für 
Geisteskranke,  in  denen  rund  5550  Personen  aufgenommen 
werden  können.  Die  Asyle  zu  Leavesden  und  Caterham  sind  zur 
Aufnahme  von  harmlosen  Irrsinnigen  bestimmt;  das  erstere 
Asyl  ist  fQr  1100  weibliche  und  900  männliche,  das  zweite  fttr 
1150  weibliche  und  900  männliche  Insassen  eingerichtet.  Mit 
beiden  Anstalten  sind  au^edehnte  Ländereieu  verbunden,  auf 
denen  die  Insassen  laudwirthschaftliclien  Arbeiten  obliegen.  Auch 
sonst  werden  die  Insassen,  soweit  es  ihr  Gesundheitszustand 
erlaubt,  beschäftigt:  die  Männer  besonders  in  Schneider-  und 
Schi-einerarbeit ,  die  Frauen  in  Haus-  und  Handarbeit.  Die 
beiden  andern,  zu  Darenth  lielegenen  Asyle  sind  zur  Aufnahme 
von  Idioten  bestinmit;  das  eine  davon  ausschliesslich  für  schwach- 
sinnige Kinder.  Die  Zahl  der  letzteren  beläuft  sich  auf  rund 
600,  von  denen  ein  Theil  in  einem  Handwerke  ausgebildet  wird. 

c)  F  il  n  f  el)enfalls  ausserhalb  der  Metropolis  belegene 
Fever  Hospitals  zur  Aufnahme  von  951  Fieberkranken: 
dazu  tritt  jetzt  noch  ein  im  Bau  befindliches  Asyl,  welches  fär 
512,  schon  in  der  Genesung  begriffene  Patienten  bestimmt  ist. 
In  diesen  Hospiüllem  findet  auch  eine  beschränkte  Anzahl  von 


')  In  den  letzten  Jahren  bat  die  Zentralbehörde   aoch  2  Damen, 
CountesB  of  Dticie  und  Hon.  Mawd  A.  Staolej,  zn  Mmtagern  ernannt 


Dcinzedoy  Google 
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BlaUerkranken  Aufnahme.  Für  diese  letzteren  ix'stebeii  jfdoch 
noch  hesoodere  Anstalten,  nämlich: 

d)  Small-Pox-Hospitah.  Zur  Aufnahme  der  Blatter- 
ki'snken  werden  ausser  dem  grossen  Plasiow  Hospital  uml 
einigen  andern,  ausserhalb  der  Metropolis  belegeneu  Anstalten 
liesonders  Schifife  —  Hospital  Sftips  —  benutzt.  Insgesammt  ist 
für  600  Personen  Vorsorge  getroffen').  Zum  Zwecke  der  Be- 
förderung von  Fieber-  und  Blatterkranken  nach  den  betreffen- 
den Anstalten  sind  besondere  Amhidanzstationen  erricbu-t 
worden.  — 

Die  von  dem  Metropolitan  Asylum  Board  im 
Jahre  1883  verausgabten  Kosten  beliefen  sich  in.s- 
gesamuit  auf  iß  421030,  d.  i.  19,4  "/o  der  Arinenausgabeu 
der  Metropolis.  Diese  Summe  bat  sich  von  Jabr  zu  Jahr 
vermehrt;  1873  betrug  sie  i"  118675  oder  7,;l^,^der  Gesamnit- 
annenausgaben .  aber  schon  1878  erreicht«  sie  die  Höhe  von 
ji^  253407,  blieb  darauf  einige  Jahre  ziemlich  konstant  und  ist 
seit  1881  wieder  erheblich  gestiegen.  Die  Kosten,  welche  diese 
Anstalten  verursachen,  erscheinen  hoch;  so  berechnet  sich  die 
tägliclie  Ausgabe  für  einen  Blatterkrauken  auf  6  Schilling,  wäh- 
rend sich  die  Ausgabe  bei  den  hannloseu  Geisteskranken,  welche 
durch  ihre  Arbeit  zu  den  Unterhaltungskosten  beitragen,  auf 
7'/«  Pence  per  Kopf  reduzirt.  Man  hört  vielfech  darüber  klagen, 
dass  das  Metropolitan  Asylum  Board  zu  kostspielig  wirthschafto. 
Zu  einem  eigenen  Urtheile  hierüber  fehlt  dem  Fremden  dii' 
nöthige  Unterlage.  Es  mag  nur  erwähnt  werden,  dass  die 
Meinung  eine  recht  verbreitete  ist,  die  Managers  seien  nicht 
die  richtigen  Persönlichkeiten,  weil  sie  zum  grössten  Titeil  zu 
vornehmen  Ständen  angehörten,  welche  für  eine  sparsninr 
ökonomische  Verwaltung  zu  wenig  Sinn  hätten*). 


I  ist  dabei  zu  bemerken,  doas  die  io  diesen  Anstalten  nuf- 
len  Penonen  darcliaus  nicht  alle  der  Armenklasae  angehjireii. 
E«  wird  überhaupt  durch  die  Aufnahme  \a  die  Anstalten  für  Fieber-  und 
PofkenkiHnke  ein  utatu«  paupfris  nicht  begründet  Die  Aafnalime 
eines  f^ebei-  und  Blatterk ranken  mus»,  soweit  die  Krankheit  aU  eine 
sefthrlicbe  erecbeint,  ohne  weiteres  und  insbesondere  ohne  einer  speziellen 
Order  zu  bedürfen,  erfolgen.  Den  Lokalbehärdea  ist  jedoch  alsbald 
Nachiicht  zn  geben,  um  event.  die  Kosten  aus  dem  Vermögen  der  Be- 
treffenden einzuiieheii.  Anf  Grnnd  besonderer  Vereinliarungen  Kwischeii 
dem  Metropolänn  Aii/hiiii  Btmrd  und  den  Lohalbehöiden  können  in  die 
Anstalten  tür  Fieberkranke  auch  Personen,  welche  mit  anderen  anstecken- 
den Krankheiten  behaftet  sind,  aufgenommen  werden. 

*)  Dieses  Moment  wird  besonders  von  den  LokatbehÖrden  angeführt, 
welche  die  von  Jahr  ym  Jahr  wachsenden  Ausgaben  des  Metropoiitaii 
A$ylwm  Board  schwer  empfinden :  vergl,  die  auf  eine  diesbczöglicrie  An- 
frage in  der  Unterhaussitzung  vom  12.  Alai  IiJä5  von  dem  Partiam^Oary 
Secretary  de«  L.  G.  B.,  Ueo.  liussel,  abgegebene  Erklärung  (Timeg  vom 
13.  Harz  1885).  Das  Verhältniss  /wischen  dem  Äsyhim  Board  und  den 
Lokalbehörden  ist  überhaupt  kein  besonders  gutes.  In  dem  zitirteu 
Jahreebericbte  des  Metropolitan  Asylum  Board  wird  in  ziecJich  scharfer 
Weise  darauf  hingewiesen,  dnss  die  Lokalbehörden  ihre  Schuldigkeit  hin- 
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IV.  (ianz  kurz  seien  liier  uoch  eiuige  audore  Besonder- 
heiten iu  der  hauptstädtisdien  Armeuverwaltung  erwähnt,  auf 
welche  zumeist  schon  an  linderer  Stelle  hin<j:ewiesen  worden  ist. 

Abgesehen  von  der  ZusauinieoftisGung  der  9:esainniten  Metro- 
polis zu  dem  Me&oj'oUlan  Asylum  Board  bestehen  Auch  somit 
noch  Vereinigungen  von  niebreren  A  rnienhezirken 
für  einzelne  Zweige  des  Arnienwesens.  So  hat 
eine  Reilie  von  Annenbezirken  eine  Vereinbaning  mit  der 
Poplar  Union  dahin  getroffen,  dass  in  dem  Workhouse  dieser 
Union  luännliche,  arbeitsfilhige  Arme  aus  den  verschiedeneo 
Rezirkeu  Aufnahme  finden  und  dass  dies  Workhouse  ausschUeEN- 
licli  für  diese  einzelne  Klasse  vou  Annen  benutzt  werden  solle. 
Durch  eine  derartige  Si>ezial-Anstalt  ist  man  iiu  StAnde,  die 
für  die  Arbeitsfilhigen  angemessene  strengere  Disziplin  besser 
liurchzufilhren  und  auch  die  Arbeitskräfte  der  Leute  bcffi« 
auszunutzen. 

In  gleicherweise  sind  einige  Aniienbezirke  mit  benacbliaiteu 
lielud's  gemeinsutner  Errirbtung  eines  Anneukrankenhauses  (Sici 
Asylum)  zusammengetreten.  Auf  dem  Gebiete  der  Amien- 
kranken]dlege  ist  iu  der  Metropolis  mehr  als  im  Qhrigea  Lande 
gescheiten ,  imd  dies  ward  gemde  dadurch  eniiöglicht .  dass  in 
der  MctrojHjlis  bei  der  relativ  geringen  Entfernung  zwischen  den 
einzelnen  Anuenbezirkon  da,  wo  der  ein/eine  Bezirk  nicht  gros 
iider  nicht  reich  genug  wai',  um  selbständig  ein  Annenkrankcn- 
haus  {Infinniiry)  zu  eniohton,  eine  Ven'inigung  für  diesen 
Zweck  mit  einem  andern  Bezirke  erfolgen  konnte,  während  eine 
sidcbe  Aushilfe  im  übiigen  Lande  eben  wegen  der  hier  vor- 
hanilencn  gn)ssen  Entfernungen  zwischen  den  einzelneu  Ver- 
liiindcn  schwer  dun'hfuhrbar  ist  In  der  Metropolis  besteben 
jetzt  ini^esauunt  22  Annenkrankenhäuser  (17  Jnfirmaries  und 
ö  Sich  Asylutus),  in  welchen  durchschnittlich  10491  Personen 
.Aufnahme  tindcn,  während  im  Workhouse  nur  uoch  etwa  4000 
kranke  IVi-sonen  behandelt  werden.  Die  Ausscheidung  der 
Armenkranken  aus  den  Workhouses  ist  somit  in  der  Metropolis 
in  sehr  ausgedehntem  Jlaasse  dui-chgeführt- 

Die  Anitenkrankenhituser  sind  dui-chweg  neue  Anstalteo, 
ilei-en  Konstniktion  allen,  vom  sanitären  Standpunkte  aus  zu 
stellenden  Ansprüchen  genttgt.  Man  hat  dabei  meistentheils 
das  System  befolgt,  Pavillons  zu  errichten,  welche  durch  einen 
(iang  mit  dem  in  der  Mitte  liegenden  Hauptgebäude  verbunden 
sind.  In  diesem  Zentralgebäude  belinden  sich  die  Wohnungen 
der  Äer/te,   die  (liierationssSle  u.  s.  w.  und  die  VitiTUths-  und 


EJchtlicIi  diu-  BeaufeicIitigunK  <3er  Wohnungsverhiiltniss«  u.  6.  w.  nicht 
tliüteu,  und  daae  gerade  auf  die  infolge  dieser  PäicbtTergessenbeit  tut- 
EtaDdeoeii  gesundheitswidrigen  Wohnungsverhiltniase  eine  gtotee  Aanil 
von  schweren  KraDkheitsralleD  (Fieber-  und  Blatteib«nkheit(nt  larih*- 
ziifülireti  seien,  welche  so  erbebliche  Kosten  venusachten. 
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Wirthschaftsrauiiie.  Dieses  System  bringt  den  Voitheil  mit 
Hoh,  dass  zunächst  die  Anst^iltsverwaltung  infolge  der  zentralen 
Iiiige  des  Hauptgebäudes  sehr  erleichtert  wird,  und  sotlann,  dass 
eine  Klassitikatiou  und  vollständige  AlBouderung  der  verschicden- 
urtigen  Krankheiten  erfolgen  kann.  Der  Gang,  welcher  die 
einzelnen  Pavillons  mit  dem  Haujitgebäude  verbindet ,  dient 
dazu,  ilen  Krankenräuiiien  fiische  Luft  zuzuführen,  und  wird 
auch  als  Aufenthalt  fflr  Uekonvaleszentfu  benutzt.  Dej-  Gang 
ist  nämlich,  ganz  oder  doch  grössentheils,  mit  Glas  gedeckt,  und 
durch  die  Oeffnung  der  (ilasfenster  kann  in  den  Gang  jederzeit 
Irische  Luft  geschafft  ^teiden,  woliei  die  uus  dem  Gange  in  die 
l'avillons  filhrende  Thttr  jr  nach  den  Witterungsverhältnissen  ge- 
ötfoet  Oller  geschlossen  wird.  In  den  Krankensälen  wird  für  die 
einzelne  Person  ein  Raum  von  850  Kubikftiss  gerechnet. 

In  jeder  Anstalt  befinden  sich  zwei  Aerzte,  welche  ihre 
ganze  Zeit  <ler  Anstalt  widmen.  Die  Gesanuutzabl  der  Kranken- 
jifleger  belauft  sii-h  auf  OIO  Personen,  das  ist  im  Durchschnitte 
je  1  gelernter  Kr)inkeni)fleger  auf  17  Kranke.  Wenn  man  diese 
Verhältnisse  mit  denjenigen  vergleicht,  welche  vor  dem  Gesetze 
von  1869  in  der  Metropolis  bestanden,  wo  alle  Kranken  in  den 
Wbrklwusfis  aufgenonimeu  wurden ,  so  wird  man  zugestehen 
luOasen ,  dass  auf  diesem  Gebiete  in  der  That  erhebliche  Fort- 
schritte in  relativ  kurzer  Zeit  durchgeftlhrt  worden  sind '). 

Ein  weiterer  Fortschritt  auf  dem  Gpl)ieti'  der  Annen- 
krankenpflege  besteht  darin ,  dass  jetzt  in  allen  Anuenbezirken 
der  Metropolis  A  r  ni  c  n  a p  o t h  ek en  Iwsteheu  ,  in  welchen 
nicht  nur  die  Arzneien  fflr  <lie  ausserhalb  der  Anstalten  be- 
handelten Kranken  angefertigt  werden,  sondern  auch  ein  Sprech- 
zimmer eingerichtet  ist,  wo  der  Dislrid  Medical  Ofßcer  stets 
zu  bestjnnnten  Tagesstunden  zu  spri'clieu  ist ,  imd  wo  sich  alle 
diejenigen  ausserhalb  der  Anstalten  behandelten  einzutinileii 
haben,  bei  denen  nicht  dui-ch  ilie  \atur  der  Krankheit  der 
ärztliche  Besuch  im  eigenen  Hanse  erfoiilerlich  ist. 

Auch  in  der  Behandlung  der  Casual  Pau}'^''^  ist  die 
Metropolis  allen  andern  Bezirken  voraus,  indem  hier  fast  in 
jedem  Bezirke  ein  l>esonderes  Gel)äude  zur  Aufnahme  der 
Casual  Paupers  eii^erichtet  ist,  und  zwar  unter  Anwendung 
de«  Einzelzellensyst^'ins. 


'1  In  dem  jüngsten  vom  L.  G.  B.  Terötfentlichteii  Jahreaberithte  ist 
"*~"-'— 'TT  Rückblick  auf  die  ionerbalb  der  letzten  14  Jahre  ir  ■'■— 


Anoenkiankenpflege  der  Metrupolie  durcbgefübrteD  VerbeaaeruneeD  ent- 
halten^ veigl.  13.  Jalircsbencbt  des  L.G.B.  S.  XXXI  ff.  Um  diese 
Verbeäenmgen  votlgtAndig  wüidisen  zu  können,  sei  noch  Folgendes  an- 
MfQhit:  Im  Jahre  18^  betrug  der  durcbschnittlich  auf  den  einzelnen 
Kjanken  entfallende  Hauu  nur  zwischen  500  und  600  Kubikfbsai  die 
fii— iiiniliiilil  der  gelernten  Krankenpflra;er  belief  eich  auf  111,  d.  i.  durch- 
achnittUch  ein  Kranken ptleger  auf  7h  Kianke;  die  Aerzte  hatten  fast 
dnrdiw^  neben  ihrer  Üescbüftigung  in  den  Anstalten  noch  PiivatpTa.\i3. 
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Die  EinfUtirun^  all  dieser  VerbesseninBen  erforderte  lubir- 
ycmüss  eine  erliebliche  Kostensumme.  Diese  Summe  wurde  zwar 
»russtenüieils  durch  Aufnahme  von  Anleihen  aufgebracht,  nnd 
fier  Kostenbetrag  so  auf  eine  Reihe  von  Jahren  verthnlt; 
iuuiierhin  tritt  in  der  Metropolis  eine  von  Jahr  zu  Jahr 
erheblich  wachsende  Erhöhung  des  Armenetats  zum 
Vorschein.  Willirend  der  GesammtbetraK  der  Amienau^jaben 
im  Jalu-e  1873  sich  auf  £  1630886  l>elief,  beträgt  dersell* 
heute  £  2 172  294,  das  ist  eine  Steigerung  um  mehr  als  */■  Million 
l'fund  Sterling  innerhalb  10  Jahren'). 

Bei  dieser  Erhöhung  des  Annenetats  ist  jedoch  sehr  be- 
nierkensweilh ,  dass  dieselbe  lediglich  hervorgerufen  ist  durch 
4lie  Errichtung  neuer  Anstalten  und  die  Kosten  der  Unterhaltung 
<'iner  giössen'u  Anzahl  von  Änstaltsinsassen  ^).  Die  Zahl  der 
ausserhalb  der  Anstalten  Unterstützten ,  sowie  die  hierfttr  aus- 
gegebenen Beträge  haben  sich  von  Jahr  zu  Jahr  vermindeit 
Im  Jahre  1873  betrugen  die  Ansgal>en  für  Oui-door  Belief  ime]i 


')  Gegenüber  der  Steigerung  der  Ausgaben  darf  Ubrieeiu  dia  noch 
weit  grösHcre  Steigerune  der  Einnahmpqnellen  niuit  tmenrltuit 
bleiben.  Trotz  Erhebung  der  AnnenauBgaben  iat  die  Anneoateoer  Ton 
1  Schilling  Via  Pence  iia  Jahre  1873  aufl  Sehillbg  6*/<  Petice  im  Jihre 
1»<83  filr  je  ,£  1  dcB  armeDBteuerpäiebtigen  Ertrages  iSattahle  Vahf\ 
■j.  u  rückgecancen . 

*)  WSnrend  im  Jahre  1870  in  den  damaligen  Armen anstalla  der 
7>letropoliB  überhaupt  nur  Platz  zur  Aufnahme  von  35  093  Peraonen  «ar. 
knnnten  1882  ri6ri61  Personen  in  den  Anstalten  Aufnahme  finden.  A« 
dem  12.  jRhre«bericbtB  dea  L.  G.  B.  sind  für  das  Jahr  1882  folgode 
Ziffern  /.u  entnehinen.     Ea  bestanden; 


zur  Auf-  Duieh- 

'.  nähme  von       schnitt» 

Personen        belegnog 


tPörtAffuse» , 

StvaraU  htfimiarien  atul  Sick  Axt/tutiig  1 

SAwrf« 

CitiuMi  Wnrdx I 

Training  Ship 

Metropöi'tart  Digtrict  Ätglumg  fur  Im-  , 

becils  and  Lunatie» 1 

Metropolitan  Distrid  Infectioit»  Hos-  \ 

iilala ' 


10529 
10500 
1521 


j  Anstalten 


56  561 


ai« 


Die  Unterhaltungskosten    in   den   venchiedenen   Anstalten   t 
sith  per  Kopf  des  Insassen  jährlich  auf 

in  den   Workhmises £   l',.  ü.'i 

a.  n      „    SchooU iff  22.  U.  4 

,     „     Anylumg ^  26. 16. 2 

„      „    Infirtiu/rite rf  32. 15.  9 

,     „    Hogpitals £121.12.  b 


.,gk 
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42,2  "'0  der  gesammten  UnterBtQtzungskosten ,  heute  sind  die- 
selben auf  25,3  "lo  gefallen. 

Die  Metropolis  ist  in  der  That  mit  der  Durchfllhrunfr 
rationeller  Grundsätze  hinsichtlich  der  Gewflbrung  von  Out- 
door  Belle/" allen  anderen  Distrikten  vorausgegangen.  Darauf, 
ilass  dies  geschehen  ist,  hat  vor  alletn  die  gesetzliche  Bestimmung 
eingewirkt,  nach  welcher  die  Kosten  für  die  Anstaltspfl^  zum 
^TAseten  Theile  zu  gemeinsamen  der  gesammten  Metropolis  ge- 
macht worden  sind,  während  die  Kosten  für  die  ausserhalb  der 
Anstalten  gewährte  Unterstützimg  von  jedem  einzelnen  Armen- 
verbande  selbst  getragen  werden.  Dieser  Umstand  musste  natur- 
Ltemiss  dahin  wiiken,  die  Einzclverbftnde  in  der  Gewährung 
von  Otit-door  Relief  besonders  zurflckbaltend  zu  machen.  In 
['inigen  Verbänden  ist  das  Out-door  Belief  so  gut  \ne  ganz 
i-erechwunden:  80  betrug  in  der  WhHechapel  Union  fllr  das 
lahr  1884  die  Durchschnittszahl  der  ausserhalb  der  Anstalten 
[Tntersttttzten  20  gegenober  12ri4  in  den  Anstalten  Unter- 
stützten. 

Id  der  Metropolis  ist  so  jetzt  nach  jeglicher  Richtung  hin 
n  genügender  Weise  für  die  DuiThfülii-ung  der  als  richtig  an- 
erkannten Armengrundsätze  gesorgt ,  und  diese  Gnui^tze 
iverden  auch  thatsfleblich  zur  Anwendung  gebracht.  In  der 
VIetropolis  tritt  uns  in  der  That  das  englische 
Vrmensystem  in  seiner  vollendetsten  Gestalt  ent- 
regen'). 

<)  Ala  Beweis  dalür,  dasa  diese  Aiuncht  auch  in  England  seibat  ge- 
hdlt  wird,  ntag  »af  eine  Kede  des  frUbeien  Prfisidenten  des  L.  <i.  B. 
•fr.  Sclater  Booth  Kuf  der  Zentral konferenz  der  Poor Low  CotifertKcen 
m  Jahre  1888  hingewieseai  werden.  Es  wird  hier  von  dem  Aimen- 
veeen  in  der  Metropolis  gesagt  ^the  Poor  Law  tpaaptrhnpg  best  earritit 
iit"'  —  „tAe  Oocemment  haä  nafura%  mo»l  mjfuatce  not  only  oi* 
leecnmt  of  iu  ceiUral  position,  but  becaitge  of  the  mee  proriaions  of  Ihr 
{fetropo}itan  Rmt  Act,  irhich  tkrew  a  targt  proaortion  of  fte  common 
hitrget  on  the  rate  of  the  Khole  Metropolig."  —  Vergl.  femer  den  Aus- 
pmcb  von  C.  J.  Bibton  Turner  auf  dem  SoeM  Science  Conffrenn 
:a  Liverpool  im  Jahre  1876  (lUport  3.  740):  Ihe  Metropolitan  Poor  Act 
fte?  aeemed  la  he  the  moU  benefcitU  and  the  u-ideft  in  üs  gcope  io  be 
'ffiirtd  that  tirnHar  fmrer»  fhmiiA  be  confemd  throw/hont  the  covniTy. 
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SchInBsbetracIitangen. 


beBumup  k  Ki^sr  k  rpohknf^  d#  1«iin  ]K*ün« 

de  Iran  pnlnitir  Utii-  rrU  dnit  n  tun  inr 
ane  mtitn  lilwiW  ie  pvt  ot  H'idIr  mu  bw 
rir  ni  d^nUnTr  r-  i|ii'il  ;  k  4r  niMiitaai  lui 

l>Ii.lencr  i»tii>nilf. 

(^inch'-r.  ElBdH>nrl'AiitElrlP>T>.riri<lfB«. 
Bi  1  K.  XVIII. 

Die  Worte  Fauchers  liegen  den  kurzen  BetraohtunKen,  mit 
welchen  ich  meine  Arbeit  schliessen  will,  zu  Grunde. 

Bei  der  Darstellung  des  Armenwesens  war  es  mein  Streben, 
die  englischen  Einrichtungen  mit  voller  Objektivität  zu  twtrachten 
und  sine  ira  et  studio  zu  beurtheilen.  Ich  habe  dabei  absicht- 
lich jede  Berührung  deutscher  Verhältnisse  vermieden;  ich  haN- 
es  vermieden,  irgend  eine  Schlussfolgerung  zu  ziehen,  ob  es 
wiinschenswertli  oder  möglich  sei.  das  englische  Syetem  oder 
einzelne  Theile  desselben  nach  Deutschland  zu  verpflanzen. 
Durch  derartige  Betrachtungen  würde  der  Charakter  des  BucIps 
vollständig  verändert  worden  sein:  ich  hätte  die  strenge  Ob- 
jektivität, deren  ich  mich  mit  allen  Kräften  liefleissiRt  habe, 
aufgeben  müssen,  um  auf  das  Gebiet  der  Polemik  oder  der 
subjektiven  Kritik  deutscher  Verhältnisse  abziLschweifen.  Nach- 
dem ich  aber  nunmehr  die  Dai-stellung  des  englischen  Amieii- 
wesens  zu  Ende  geftthit  habe,  mag  es  mir  gestattet  sein,  ztuu 
Schlüsse  noch  schärfer  hervorzukehren,  dass  ich  als  Deutscher 
für  Deutsche  geschrieben  halie,  und  zwar  nicht  nur  filr  deutsche 
Gelehrte,  sondern  auch  für  diejenigen,  welche  sich  wesentlifh 
praktisch  mit  den  Fragen  des  Armenwesens  beschäftigen  untl 
bei  denen,  trotz  alles  Interesses  für  die  auslilndischen  Institutionen 
als  solche,  doch  die  Frage  an  erster  Stelle  steht:  was  können 
wir  daraus  für  die  praktische  Gestaltung  des  deutschen  Armen- 
wesens lernen? 

Eine  exakte  Antwort  auf  diese  Frage  ist  nicht  in  wenigen 
Worten  zu  geben.  Sie  erfordert  ein  näheres  Eingehen  auf  d» 
deutsche  Untersttlt^ungswesen  mit  seinen  Vorzügen  imd  Nach- 
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theilcn  und  lilsst  sich  nipht  auf  den  wpuifjoii  Seiten,  welche  ich 
diesen  Schlusshejraehtunseu  widmen  will,  ausführen,  sondern  wllrde 
eine  selbständige,  neue  Arbeit  verlangen.  Wns  hier  noch  gepelien 
werden  soll,  beansprucht  nichts  weiter  zu  sein,  alsaphoristisctie 
Bemerkungen  eines  Kenners  des  englischen  Annenweseai. 
welcher  von  der  dringenden  Refomibedürftigkeit  des  deutschen 
Annenwesens  überzeugt  ist.  Es  sollen  nur  einige  Hauptpunkte 
kurz,  ohne  ii^rendwie  in  das  Detail  einzugehen.  heiToi^gehoheu 
werden,  bei  denen  nach  meiner  rein  subjektiven  Meinung  uns 
Ensiand  bei  einer  Neuregelung  unseres  UnterstHtzungswesens 
zum  Vorbild  dienen  könnte. 

I.  InEngland  ist  rlas  Armenweseu  fürdasgiiuze 
Liind  in  einheitlicher  Weise  geordnet,  und  es  ist 
dabei  durch  die  Art  der  Organisation,  insbesondere 
durch  die  Einsetzung  einer  Zeutralliehürde,  Vor- 
sorge dafür  getroffen,  dass  nicht  nur  der  Hilfs- 
bedürftige überall  im  Lande  die  erforderliche  Hilfe 
findet,  sondern  auch  dafUr,  dass  die  gewährte  Unter- 
stützung überall  einen  möglichst  gieichniässigen 
T^mfang  hat,  dass  einheitliche  Prinzipien  in  dem 
gesanimten  Unterstützungswesen  zur  Geltung  ge- 
langen. Der  Umfang  der  Unterstützung  selbst  ist  dabei  so 
bemessen,  da.*«  die  Hilfe  auf  das  Alleniothwendigste  beschränkt 
bleibt  und  dass  sie  prinzipiell  in  einer  Fomi  gereicht  wird, 
welche  den  Unterstützten  wirklich  empfindlichen  EinschrAnkungen 
nntenvirft. 

Gehen  wir  auf  diese  Punkte  etwas  nilher  ein. 

Der  einheitliche  Charakter  des  englischen 
Unterstützungswesens,  der  sich  durch  dasselbe  hindurch- 
ziehende schematische  Zug  hat  zunächst  den  Vortheil,  dass  das 
einzelne  Indi^nduuin,  wenn  es  sich  auch  darauf  verlassen  kann, 
stets  und  überall  vor  den  schlimmsten  Folgen  der  Annuth,  dem 
Verhungern,  geschützt  zu  sein,  auf  der  andern  Seite  mit  Sicher- 
heit voraus  weiss,  dass  die  Hilfe  ihm  überall,  wo  es  auch  um 
dieselbe  anhalten  mag  und  unter  welchen  Umständen  dies  ge- 
echehen  mag,  nur  in  der  voraus  bestimmten  Weise  und 
in  dem  voraus  bestimmten  Umfange  gereicht  werden  wird.  I>ie 
üblen  Folgen,  welche  das  Verlassen  auf  die  an- 
geordnete öffentliche  Unterstützung  in  Bezug  auf 
die  eigene  Thätjgkeit  der  Vorsorge  für  die  Zukunft 
mit  sich  bringt,  werden  er  heblich  vermindert,  wenn 
es  Jedem  klar  entgegen  gehalten  ist:  wenn  du  nicht 
selbst  vorsorgst  für  dieZeit,  in  der  es  dirschlecht 
ergehen  mag,  so  wird  dir  nur  in  einer  bestimmten, 
und  zwar  iu  einer  dir  nicht  angenehmen  Weise  ge- 
holfen. Jeder  vermag  die  Folgen  voraus  zusehen,  welche  ihn 
im  Falle,  dass  er  nicht  selbst  für  die  Zukunft  vorsorgt,  treffen 
werden,  und  es  ist  ausgeschlossen,  dass  sich  der  Einzelne  darauf 
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verlässt,  es  werde  ihm  doch  gelingen,  durch  eine  Mitleid  er- 
weckende Darstellung  seiner  traurigen  Lage  oder  auf  sonstige 
Weise  sich  eine  bessere  Hilfe  zu  verschaffen. 

Die  Einheitlichkeit  des  Armenwesens  hat  aber  noch  einni 
weiteren  Vorzug,  dessen  Werth  in  Deutschland  ganz  besondets 
anerkannt  werden  wird.  Sie  bietet  die  Möglichkeit,  das 
Armcnwesen  zu  trennen  von  der  Heimathsgesetz- 
^ebung  und,  unter  Beseitigung  des  Gesetzes  über  den  Unter- 
stQtzungswohnsitz ,  die  Armenhilfe  da  eintreten  zu  lassen,  wo 
sich  der  Hilfsbedürftige  zur  Zeit  der  Noth  befindet. 

Auf  die  Nothwendigkeit  einer  Abfinderung  unserer  Unter- 
stUtzungswohnsitz-Gesetzgebung  und  auf  die  Nachtheile,  welche 
dieselbe  nicht  nur  fUr  die  Annen  selbst,  sondern  in  Folge  der 
ungeheuren  Masse  von  Rechtsstreitigkeiten  und  sonstigen  Unzn- 
träglichkeiten  auch  für  die  Übrige  Bevölkerung  her\'orruft,  hinzn- 
weisen,  hiesse  Eulen  nach  Athen  tragen.  Auch  darOber  kaun 
wohl  kaum  noch  ein  Zweifel  bestehen,  dass  die,  dem  ganzen 
l'nterstützungswohnsitz-Gesetze  zu  Grunde  gelegte  Idee,  die 
Armenhilfe  als  Aequivalent  anzusehen  fQr  die  wlrthschafÜJchoi 
Vortheile,  welche  der  verpflichtete  Verband  von  dem  Hufe- 
bedürftigen  vor  dessen  Verarmung  genossen  hatte,  eine  irrige 
ist:  irrig  nicht  nur,  weil  tbatBftchlich  der  Hilfsbedürftige  nicht 
dem  Gemeinwesen,  sondern  höchstens  dem  Arbeitgeber,  welcher 
ihn  ungenügend  bezahlte,  einen  Vortheil  gebracht  hat,  sondern 
iiTig  vor  allem  auch  deshalb,  weil  bei  dem  UnterstOtzungs- 
wesen  der  Maassstab  von  Leistung  und  Gegenleistung  überhaupt 
nicht  angelegt  werden  kann.  Aus  staatlichen  Rücksichten,  im 
Interesse  der  staatlichen  Gemeinschaft  ist  die  öffentliche  Armen- 
fttrsorKe  angeordnet.  Sie  ist  prinzipiell  Sacke  des  Staates, 
welcher  sie  nur  aus  /weckmässigkeitsgriinden  zu  einer  Pflicht 
von  lokalen  Verbünden  gemacht  hat  Vom  Standpunkte  der 
Zweckmässigkeit  aber  läset  sich  nur  die  UnterstOtzimgspflicht 
des  Aufenthaltsorts  rechtfertigen;  jede  andere  Regelung  führt 
nicht  nur  durch  die  nothwendig  werdende  Fort^affiing  des 
Armen  von  dem  Orte,  wo  er  sich  zur  Zeit  aufhält,  sondern 
auch  durch  die,  bei  jeder  künstlich  hergestellten  Verbindung  der 
Unterstützungspflicht  mit  einem  bestimmten  Orte  unvenneidlich 
entstehenden  Rechtsstreitigkeiten  unfruchtbare  Kosten  und  sonstige 
völlig  nutzlose  Belästigungen  mit  sich. 

In  England  ist  man  nun  zwar  formell  noch  nicht 
bis  zur  Anordnung  der  Unterstützung  am  Aufent- 
haltsortevorgeschritten, Formell  besteht  die  Verbindung 
des  Annenwesens  mit  den  Lau>s  of  Settkmettt  and  Semocal 
fort  Allein  thatsächlich  ist  schon  heute  dieUnter- 
stQtzung  am  Aufenthaltsorte  die  Regel,  und  die 
Fortschaffung  des  Hilfsbedftrftigen  nach  einem 
anderen  Orte  tritt  nur  noch  in  ganz  seltenen  Aus- 
nahmefällen ein.    Aber  auch  die  foiinelle  Anordnung  der 
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L'uterstQtzuD^  am  AufeuthaltsoHe  ist,  nie  bei  der  DarsteUun^ 
der  Entwickeiim^  der  I^tts  ofSeltlement  and  Remoia!  (S.  164  ff.) 
näher  ausgeführt  wunle,  nur  noch  eine  Frape  ganz  kurzer  Zeit, 
eine  Fratie,  welche  bereits  lAngst  gelöst  worden  wäre,  weiiu 
sicli  uicht  spezielle  auf  Irland  zu  nehmende  RQoksichten  bisher 
noch  entgegen  gestellt  hätten. 

Was  pun  Deutschland  betrifft,  so  ist  die  Anordnung  iUt 
Unterstützung  am  Aufenthaltsorte,  welche  schon  l(^sch  als  eine 
Konsequenz  des  Freizflgigkeitsgesetzes  angesehen  wenlen  umss, 
in  der  I'raxis  erat  dann  durchführbar,  wenn  eine  Gleichheit  in 
der  Armenvei-waltung  der  einzelnen  Orte  hergestellt  und  sicher- 
gestellt ist.  So  lange  diese  Voraussetzung  nicht  erfüllt  ist,  steht 
(ier  Anordnung  der  Unterstützung  am  Aufenthaltsorte  die  Gefahr 
entgegen,  dass  der  Bediii-ftige  entweder  avm  eigenem  Antriebe 
herumwandert,  uni  sith  denjenigen  Ort  auszusuchen,  wo  die 
freigebigste  Unterstützung  zu  linden  ist,  oder  hierzu  direkt  ge- 
zwungen wird  durch  die  mangelhafte  Art  und  Weise,  in  welcher 
Ton  seinem  derzeitigen  Aufenthaltsorte  für  ihn  gesoi^  wird. 
So  lange  keineF.inheitlichkeit  in  deniArmenwesen 
hergestellt  ist,  niuss  bei  einer  Anordnung  der 
Unterstützung  am  Aufenthaltsorte  befürchtet  wei- 
den, dass  in  willkürlicher  Weise  eine  Verschiebung 
der  Armenlast  und  eine  ungerechtfertigteBelastung 
gerade  der  besser  verwalteten  Bezirke  herbei- 
geführt werden  würde. 

Freilich  ist  mit  der  FJnheitlichkeit  des  Annenwesens  blos 
die  erste  Vorraussetzung  filr  eine  Unterstützung  am  Aufenthalts- 
orte erfüllt.  Eine  zweite  niuss  hinzutreten,  und  diese  besteht 
darin,  dass  die  einzelnen  Armenverbände,  denen  die  Unter- 
stützungspflicht auferlegt  wini,  zur  Tragung  der  Anuenlast  gi-oss 
genug  sind,  damit  zufallige  Verschiedenheiten  in  den  Amienziffem 
«inigermaassen  zimi  Ausgleich  gelangen  können,  und  dass  ferner 
die  denselben  zu  Gebote  stehenden  Vemiögensmittel  gross 
genug  sind,  um  auch  in  schwierigen  Zeiten  die  Erfällung  der  Unter- 
stützungspSicht  ausführbar  zu  machen.  Die  richtige  Ab- 
grenzung der  Armenbezirke  ist  einePrage  von  der 
grössten  Wichtigkeit,  aber  auch  von  der  grössteii 
Schwierigkeit.  Wir  haben  gesehen,  wie  langsam  in  Eng- 
land die  Entwickelung  auf  diesem  Gebiete  vor  sich  gegangen 
ist,  wie  viel  Schwierigkeiten  die  Lösung  des  Problems  bot,  Be- 
zirke zu  bilden,  die  einestheils  für  die  Beschaffung  ausreichender 
Unterstützung  gross  genug  sind ,  und  bei  denen  andrerseits 
seitens  der  Lokal-Annenbehörde  eine  Kenntniss  der  persön- 
lichen Verhältnisse  der  Bedürftigen  möglich  und  ein  genügendes 
Interesse  an  einer  si)arsameu  ökonomischen  N'erwaltung  vor- 
banden ist.  Die  allgemeine  Tendenz  der  Entwicklung  in 
England  ist  auf  Herstellung  immer  grösserer  und 
leistungsfähigerer  Armenbezirke  gf^ngen. 

Fnnclmng™  (»)  V.  *.  —  AÄibrol'.  ^K     tUtVll. 
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Man  hört  häufig  die  Anseht  aussprechen,  dass  die  Kod- 
sequenz  einer  Unterstützung  ani  Aufenthaltsorte  die  Uebemahme 
der  Armenkosten  auf  den  idlgemeinen  Staatsfonds,  und  dass 
nnedenim  die  Konsequenz  der  letzteren  Maassregel  die  staat- 
liche Verwaltung  des  Armenwesens  sein  mllsse.  So  entschiedeo 
nun  in  England  die  Tendenz  auf  eine  Unteistützung  am  Aufenl- . 
haltsorte  gegangen  ist,  so  entschieden  ist  man  jedem  Schritte, 
die  Annenkosten  oder  die  Armenverwaltung  zu  einer  Sache  des 
Staates  zu  machen,  entgegen<;etreten.  Man  ist  in  England  wohl 
mehr,  als  irgend  wo  anders,  von  den  Gefahren  überzeugt,  wekÄe 
eine  Uebernahrae  rier  Armenverwaltung  auf  den  Staat  zur  Folge 
haben  würde,  und  jedem  Vorschlage,  einzelne  l'osten  der  ArmeD- 
ausgaben  auf  den  allgemeinen  Staatsfonds  zu  übertragen,  ist 
man  stets  zunächst  misstrauisch  gegenUhergetreten,  befÜrchteDil. 
dass  dadurch  das  eigene  Interesse  der  mit  der  AnnenverwaltuiK 
betrauten  Oi^ane  an  der  Niederhaltung  der  Annenkosten  al»- 
geschwücht  werden  könnte.  Mit  der  Zeit  ist  man  jedoch  zu 
der  Einsicht  gekommen,  dass  es  einen  Mittelweg  giebt  zwischen 
der  staatlichen  Armenverwaltung,  welche  man  heute  wie  in 
früheren  Zeiten  perhorreszirt,  und  der  AufbUrdung  der  gesamm- 
ten  Armenlasten  auf  den  einzelnen  Bezirk ,  für  welchen  die 
Trag»ing  derselben  leicht  eine  zu  schwere  sein  kann. 

Die  hier  gefundene  Aushilfe,  durch  welche  man  das  eine 
Hebel  beseitigt,  ohne  dabei  dem  andern  anheimzufallen,  ist  eme 
doppelte.  Zunächst  hat  man  bei  gewissen  Zweigen  des 
Armenwesens  einen  staatlichen  Zuschuss  zu  den  zu- 
nächst von  den  örtlichen  Bezirken  zu  tragenden  Kosten  ein- 
treten lassen.  Es  ist  dies  geschehen  bei  der  Armenkinder-Pflep" 
liezüglirh  der  Besoldung  der  Schidlehrer;  liei  der  Armenkranken- 
pflege  Iwzüglich  der  Besoldung  der  Armenärzte  und  bezQglicIi 
der  für  die  armen  Irren  entstehenden  Kosten.  Es  ist  oben 
S.  214  f.  des  Naheren  nachgewiesen  worden,  dass  bei  den  hier 
zum  Theil  auf  den  allgemeinen  Staatsfonds  Ubemonmienen  Aufs- 
gaben  die  Rücksicht  darauf,  die  Verwaltung  möglichst  wirkunjs- 
voll  zu  gestalten,  an  erster  Stelle  steht,  und  dass  femer  keiner- 
lei Gefahr  *orlianden  ist,  dass  die  Lokalbehörden  in  Folge  des 
staatlichen  Zuschusses  weniger  sparsam  bei  der  Verwaltung  ^^er- 
fahren  wünlen. 

Das  zweite  Aushilfemittel  hat  darin  bestanden,  dass  man 
die  Tragung  der  Kosten  der  Armenanstaltspflcge 
oder  einzelner  Zweige  derselben  zwischen  dem 
einzelnen  Armenbezirke  und  einem  grösseren  Ver- 
bände vertheilt  hat.  Es  ist  das  zunächst  geschehen  hei 
der  Fürsorge  für  die  armen  Irren,  bezüglich  deren  den 
Gi-afechaften  die  Kosten  für  die  Hersteilung  der  Anstaltra 
und  die  allgemeinen  Anstaltsvenvaltungskosten  auferlegt  wor- 
den sind,  wahrend  die  Kosten  für  die  Unterhaltung  der  auf- 
genommenen Insassen  den  einzelnen  Bezirken  verblieben.    E^ 
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ist  das  sodann  weiter  in  der  Metropolis  bezü^licli  der  gcsaitiiii' 
ten  AniienanstaltBpflege  pesrhehen,  und  zwar  hier  in  einem 
weiteren  Unifanpe,  indem  der  grössere  Verband  ■ —  die  fre- 
sammte  Metropolis  —  nicht  nur  die  Anstaltskosten  trilgt,  sondern 
auch  die  Unterhaltungskost^'n  fltr  die  auf(;cnommenen  Insassen. 
welche  zunächst  von  dem  zur  Untei-stützunf^  verpflichteten  Be- 
zirke zu  bestreiten  sind,  bis  zu  einer  festgesetzt^'n  Höhe  zurück- 
vei^lltet.  Die  Verwaltung  der  Austjilteu  ist  hierbei  in  den 
Händen  des  engem  Bezirkes  verblieben,  ein  Beweis  dafür,  dass 
das  Zusammenfallen  des  Armenverwaltungsliezirks  mit  dem- 
jenigen Bezirke,  welchem  die  Kostenlast  obliegt,  nicht  so  un- 
bedingt erforderlich  ist,  wie  gewöhnlich  angenommen  wird.  Die 
Höhe  der  per  Kopf  zu  leistenden  Eückvergötunp  ist  so  bemessen, 
dass  sie  hinter  dem  Minimalsatze  zurück  bleibt,  zu  welchem  die 
T'nterhaltuDg  Oberhaupt  möglich  ist.  Diese  Art  der  Ver- 
theilung  der  Kosten  zwischen  dem  einzelnen  Be- 
zirke und  dem  grösseren  Verbände  erscheint  selir 
beachtenswerth.  Sie  belflsst  dini  LokalbeliÖrden  ein  In- 
teresse daran,  dass  einerseits  den  Antrilgeu  um  Aufnahme  keine 
unberechtigt  grosse  Ausdehnung  gegeben  werde  und  dass  an- 
dererseits die  Anstaltsverwaltung  so  spai-sani  wie  möglich  ge- 
filhrt  werde,  um  den  zur  Vergütung  gelangenden  Satz  möglichst 
wenig  zu  überschreiten.  Es  ist  anzunehmen,  dass  dieses  Princip, 
welches  zunächst  nur  für  die  Metropolis  zur  Einfühnmg  gelangt 
ist,  nachdem  es  sich  hier  in  ausgezeichneter  Weise  bewillirt  und 
zu  einer  erheblichen  Verringerung  der  bis  dahin  bestjxndenen 
Ungleichheit  in  der  Annenbelastung  beigetragen  hat,  in  nicht 
ferner  Zeit  auf  die  übrigen  Bezirke  ausgedehnt  werden  winl. 

Die  Uehcrtragung  der  Kosten  und  regelmflssig  auch  der 
Verwaltung  der  Armenanstalten  auf  grössere  Verbände  erscheint 
durchaus  gerechtfertigt,  nicht  nur,  weil  auf  diese  Weise  eine 
mehr  gleichmilssige  Belastung  der  einzelnen  Bpzirke  herl>ei- 
gefllhrt  wird,  sondern  auch,  weil  dadurch  die  Errichtung  grösserer 
Anstalten  mit  einer  zweckmassigeren  Kinricbtung  und  einer 
rationelleren  Verwaltung,  als  sie  liei  ganz  kleinen  Anstalten 
statthaben  kann,  ennöglicht  wird.  Bei  der  Anstaltspfiege  ist  für 
Entfaltung  individualisiienderTliit  tigkeit  wenig  Baum  ;planniitssige 
Leitung  und  eine  technisch  geschickte  Verwaltung  ist  hier  die 
Hauptsache,  und  das  Interesse  aller  Betheiligten,  diese  herbei- 
zuführen, ist  in  genügender  Weise  dadurch  gewahrt,  dass  ein 
Theil  der  Anstaltskosten  dein  einzelnen  Bezirke  belassen  bleibt. 

II.  Was  die  Organe  der  Armenverwaltung  lietriffil. 
so  treten  uns  in  dem  englischen  Armenwesen  zwei  Momente 
entgegen,  welche  der  Beachtung  und  wohl  auch  der  Nachachtung 
werth  erscheinen.  Es  ist  das  Vorhandensein  einer  Zeu- 
tral-Armenbeliürde  und  weiter  das  Vorhandensein 
von  besoldeten  Armenbeamten  neben  den  freiwilli- 
gen Ehrenllnitern. 

25« 
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Die  Stellung  und  Thätigkeit  rter  Zentralaniienbehdrde  ia 
oben  S.  240  ff.  mit  besonderer  Ausführlichkeit  Itehaudelt  worden, 
weil  ich  der  Ansicht  bin,  dass  die  Reform  des  Armeowesens  io 
Deutschland  mit  diesem  Tunkte  zu  beginnen  hat.  Bis  jetzt 
fehlt  e3  in  Deutschland  an  jeder  Zentralisation  der  Armenfür- 
sorpe.  Das  Bundesamt  für  das  Heimathswesen  hat  blos  eine 
rechtspi"echende  Funktion  bei  Streitigkeiten  zwischen  Armen- 
verbänden über  die  Unterstützungspflicht.  Das  Bundesanjt 
für  das  Heimathswesen  sollte  erweitert  werden 
zu  einem  Zentral-Armen-Amte  mit  den  Funktionen 
der  englischen  Zentralarmeubehörde.  Auch  in  Eng- 
land hat  im  Jahre  1834  die  Reform  des  Armenwesens  mit  der 
Einsetzui^  einer  Zentralbehörde  begonnen  und  die  grossen  Ver- 
besserungen auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  sind,  wie  das 
in  dieser  Arbeit  wiederholt  hervoi^ehoben  worden  ist,  in  kaum 
geringerem  Grade  dem  segensreichen  Wirken  der  Zentral- 
behörde zu  verdanken,  als  gesetzlichen  MaassroReln.  Es  ver- 
dient sicherlich  besondere  Beachtung,  dass  ein  Land,  welches 
den  Kommunalbehörden  im  allgemeinen  so  viel  Freiheit  lässt, 
wie  England,  es  auf  dem  Gebiete  des  Annenwesens  für  noth- 
wendig  erachtet  hat,  die  LokaH)ehörden  einer  strengen  Unter- 
ordnung unter  eine  Zentralgewalt  zu  unterwerfen.  Die  Unter- 
stützung der  Hilfebedürftigen  geschieht  im  öffentlichen  Interesse 
als  eine  Pflicht  des  Staates,  und  wenn  auch  der  Staat  aus 
Zweckmilssigkeitegründen  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  auf  die 
Lokalbeiiörden  übertragen  hat,  so  bleibt  es  doch  die  Aufgabe 
des  Staates,  darüber  zu  wachen,  dass  das  lokal  verwaltete 
Arnienwesen  im  Interesse  der  Gesammtheit  und  nicht  in  dem 
leicht  niissverstandenen ,  engherzigen  Interesse  des  einzelnen 
Ortes  geführt  werde.  Wie  die  Einheitlichkeit  des  UnterstUtzunps- 
wesens  die  nothwendige  Vorraussetzung  für  eine  ganze  Anzahl 
von  Refonnen  bildet,  so  bildet  eine  Zentralarmeubehörde 
mit  ausgedehnten  Machtbefugnissen  die  Voraus- 
setzung för  ein  einheitliches  Armenwesen.  Die 
Einsetzung  einer  Zentralarmeubehörde  in  Deutsch- 
land sollte  der  erste  Schritt  zu  einer  Reform  sein. 

In  welchem  Umfange  neben  den  fi-eiwilligen  Ebrenbeamten 
besoldete  Armenbeamte  einzutreten  haben,  hängt  wesentlich 
davon  ab,  ob  ein  genügendes  Angebot  von  freiwilligen  Kräften, 
welche  für  die  AusUbune  der  Armen  Verwaltung  geeignet  er- 
scheinen. Überall  gesichert  ist.  Selbst  wo  dies  der  Fall  ist, 
dürfte  jedoch  die  Anstellung  eines  besoldeten  Armenheamten. 
welcher  gegenüber  der  wechselnden  Zusammensetzung  der  Ehren- 
Organe  das  ständige,  berufsmässige  Element  in  der  Verwaltuiij; 
vertritt,  nicht  zu  verkennende  Vortheile  bieten.  In  Ki^land 
bilden  die  besoldeten  Beamten,  welche  von  den 
Lokalbehörden  erwählt,  aber  von  der  Zentral- 
behörde   ernannt    und    entlassen    werden,     das  in 


V.  4.  389 

hoiderseitiireiu  Iiitoresse  wünschonsworthe  liindo- 
filied  zwischen  der  Zentralgewalt  und  den  Lokal- 
hehörden. 

III.  Wenn  man  auf  die  einzelnen  Arten,  in  wel- 
clien  die  Unterstützunp  in  England  gewahrt  wird, 
näher  eingeht,  so  wird  man  auch  hier  vielerlei  finden,  was 
Deutschland  zum  Muster  dienen  könnte. 

Auf  dem  Gebiete  der  Armen-Krankenpflefre  wäre 
etwa  hervorzuheben  die  Einrichtunj;  der  neuen  Kranken- 
anstalten sowie  die  Durchfuhning  des  Dispemary  System  in 
der  Metropolis,  ferner  die  Art  der  Ausbildun<;  von  Kranken- 
jiflcsem  etc.  Von  nicht  geringerem  Interesse  dürften  die  auf 
(lern  (üebiet  der  Armenkinderpflege  gemachten  Erfah- 
nmgen  sein. 

Die  Frage:  „Empfiehlt  sich  eine  Einführung  des  englischen 
Workhotise?"  soll  hier  nur  gestreift  werden.  Licht-  und 
Schattenseiten  des  Workhouse  sind  bereits  im  Laufe  dieser 
Arbeit  eingehender  behandelt  worden,  und  es  ist  dies  ein  Punkt, 
bei  welchem  ich  es  mehr  als  meine  Aufgabe  ansehe,  das  Ma- 
terial flir  eine  Beurtheilung  der  Frage  zu  liefern,  als  seihst  ein 
'■estiiiinites  Urtheil  abzugeben.  Bei  der  Beantwortung  der  Frage 
ist  jedenfalls  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  in  welchem  Umfange 
sich  die  Armuth  vorfindet  und  in  welchem  Maasse  die  Bevölke- 
rung die  sittliche  und  wirthschaftliche  Pflicht  zur  Vorsorge  für 
die  Zuknuft  erfllllt  oder  vemachlftssigt.  Xon  der  Benutzung 
des  Workhouse  als  Anstalt  zur  Unterbringung  aller  Klassen  von 
Armen,  der  Arbeitsikhigen  wie  der  Kinder  und  Kranken,  ist 
lijan  auf  Grund  der  gemachten  Erfahrungen  durchaus  ratio- 
neller Weise  in  England  mehr  und  mehr  abgekommen.  Ob  die 
Zahl  von  Leuten,  welche  der  öfientlichen  Unterstützung  anheim- 
fallen ,  weil  sie  es  unterlassen  haben ,  flir  die  Tage  des  Alters 
und  der  Arheitsunföhigkeit  Vorsorge  zu  treffen,  gross  genug  ist, 
um  ftlr  sie  die  kostspielige  Einrichtung  von  Worthouses  vor- 
zunehmen, oder  ob  es  nicht  rathsamer  ist,  andere  fühlbare  Ein- 
schrftnkui^en  mit  der  Gewahnmg  der  l'nterstützung  zu  ver- 
binden und  auf  solche  Weise  auf  Voniahmo  eigener  Vorsorge 
hinzuwirken,  mag  dahingest4?llt  bleiben.  Ich  jwrsönlich  gestehe 
ein,  dass  mir  die  zwangsweise  Aufnahme  des  Hilfsbedürftigen 
in  eine  Anstalt  und  die  damit  für  denselben  herbeigeführten  Be- 
si'hrttnhungen  immer  noch  als  der  einfachste  Weg  zur  Erreii-hung 
dieses  Ziels  erscheint. 

Wa«  die  Klasse  der  Arbeitsfähigen  betrifft,  so  ist  zu- 
uAclist  dieVoifrage  zu  entscheiden,  „soll  überhaupt  eine  öffent- 
liche Vorsoi^e  für  dieselben  angeordnet  werden?  Nach  der  hier 
vertretenen  Meinung  ist  diese  Vorfrage  zu  bejahen.  Die  T'nter- 
slUtzung  der  hilfsbedürftig  werdenden  Arbeitsfthigen  eisrheint 
tiiir  geboten  zu  sein  im  sicherheitspolizeilichen  Intci-esse,  um 
vorzubeugen ,  dass  sich  nicht  der  bedürftig  Gewordene  auf  ge- 
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setzwidrige  Weise  seinen  Lebensunterhalt  zu  verschaffen  sucht 
und  die  öffentliche  Ordnui^,  die  Person  und  das  Eigenthuiu 
der  Büi^er  ge^hrdet,  und  sie  scheint  mir  geboten  zu  sein  im 
wirtbschafüichen ,  Interesse  behuis  Erhaltung  und  Ausnutzung 
der  vorhandenen  Arbeitski^fte.  Wenn  eine  öffentliche  XJnter- 
ütatzung  Arbeitsfähiger  eingeführt  wird ,  so  hat  eine  volle  Aus- 
nutzung der  Arbeitskraft  als  Aequivalent  für  die  gebotene  Unter- 
stützung stattzufinden.  Diese  Unterstützung  wird  sich,  wenn 
mau  eine  nachtheilige  Einwirkung  auf  das  gesammte  wirtli- 
sctutftliche  Lebeu  der  Nation  vermeiden  will,  wohl  kaum  anders 
einrichten  lassen ,  als  indem  man  die  unterstützten  in  eine  ge- 
schlossene Anstalt  auftiimmt  und  dieselben  auf  diese  Weise  in 
ihrer  i)er8önlichen  Freiheit  einschränkt  Ob  diese  Anstalt  nun 
ein  Ai'beitshaus  oder  eine  Armenkolonie  sein  soll,  das  ist 
eine  weitere  Fri^e,  bei  deren  Beantwortung  die  lokalen  Ver- 
hältnisse im  Auge  zu  behalten  sind  und  bei  welcher  es  recht 
zweifelhaft  sein  mag,  ob  eine  einheitliche  Einrichtung  für  die 
grossen  Städte  und  für  das  platt«  Land  angebracht  erscheint 

Jedenfalls  dürfen  die  zur  Untfirstützimg  von  Arbeits&higeu 
zu  treffenden  Maassregeln  des  Charakters  einer  Strafe  nicht 
ganz  entbehren.  Es  wird  ein  Zusammenhang  herzu- 
stellen sein  zwischen  der  Armen-Unterstützung 
und  den  Straf  Vorschriften  gegen  Bettler  und 
Vagabunden:  wenn  der  hilfsbedürftig  gewordene  Arbeits- 
fjihigc  in  der  vorgeschriebenen  Form  um  ÖfTentliche  Unter- 
stützung anhIlH,  so  ist  er  in  seiner  Freiheit  fftr  so  lange  Zeit 
zu  beschränken,  bis  er  die  gebotene  Unterstützung  durch  seine 
Arbeitsleistung  abverdient  hat.  Diese  Freiheitsbeschränkung 
tritt  jedoch  nicht  ein  als  eine  Strafe ,  sondern  hat  mehr  den 
zivilrechtlichen  Charakter  der  Beschaffung  eines  Aequivalents 
füi'  die  in  Anspruch  genommene  öffentliche  Leistung.  Wenn 
dagegen  der  Betreffende  diese  ihm  freigestellte  Gelegenheit,  sich 
die  nothwendige  Unterstützung  zu  verschaffen,  nicht  ergreift, 
sondern  sich  durch  Betteln,  Vagabundiren  u.  b.  w.  zu  helfen 
sucht,  so  tritt  der  Staat  strafend  ein.  Die  in  diesem  Falle  er- 
folgende Freiheitsentziehung,  mit  welcher  ebenfalls  ein  Arbeits- 
zwang verbunden  sein  kann,  unterscheidet  sich  von  der  ersteren 
dadurch,  dass  sie  einen  wesentlich  strafrechtlichen  Charakta 
trägt  Das  ist  nach  meiner  Meinung  die  richtige  Beziehung 
zwischen  dem  Armenwesen  und  den  Strafvoischriften  gegen  die 
Bettelei,  und  das  dürfte  weiter  die  mögliche  Lösung  des 
Problems  eines  „Rechts  auf  Arbeit"  sein.  Ein  Recht 
auf  Arbeit  in  diesem  Sinne  hat  England  in  seinen  Casual  Waris 
thatsäcldicb  zur  Ausführung  gebradit  Wenn  auch  die  Behand- 
lung der  Casual  Paupers  durchaus  nicht  einen  Anspruch  auf  Voll- 
kommenheit macheu  kann,  so  dürfte  doch  auch  hier  manches 
aus  den  in  England  gemachten  Erfahrungen  zu  lernen  sein. 
IV.    Einer  der  HauptvorzUge  des  englischen  Annenwesens 
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)}estebt  darin,  dass  durch  die  feste  und  eiuheitliche  ßestinuiiun^ 
des  Umfanges  der  ötfenüicben  Armenfürsorge  dasjenige  Ge- 
biet, auf  welchem  die  Privatwohlthättgkeit  eiD- 
treten  kann  und  eintreten  soll,  scharf  abge- 
(.'renzt  ist. 

An  einer  solchen  Grenze  zwischen  den  beiden  Faktoren 
lies  Unterstützungswesens  fehlt  es  in  Deutschland  bisher  voll- 
ätAudig.  Dieser  Mangel  tritt  einer  rationellen  Gestaltung  der 
öffentlichen  Armenfürsorge  nicht  weniger  hindernd  entgegen,  als 
einer  gedeihlichen  Entwicklung  der  Privatwohlthätigkeit  An- 
statt eines  einheitlichen  Ineinandergreifens  der  beiden  Faktoren 
besteht  in  Deutachland  eine  absolute  Unklarheit  über  das  Wesen 
uiiil  die  Ziele  der  Privatwohlthätigkeit  im  Gegensatze  zu  den 
Aufgaben  der  öffentlichen  Armenfllrsoi^e.  An  dem  einen  Orte 
Übernimmt  die  öffentliche  Fürsorge  an  Stelle  einer  nicht  vor- 
handenen oder  häufig  blos  nicht  oi^anisirten  Privatwohlthätig- 
keit Aufgaben,  für  welche  kein  Recht  besteht,  Zwangsbeiträge 
zu  erheben;  denn  wenn  es  auch  in  Deutschland  keine  spezielle, 
als  „Armensteuer"  bezeichnete  Steuer  giebt,  so  werden  doch 
generell  die  Kosten  der  öffentlichen  AnnenfUrsoi^e  aus  Zwangs- 
beiträgen bestritten.  —  An  dem  andern  Orte  greift  die  Privat- 
wohlthätigkeit in  durchaus  unrationeller  Weise  in  die  öffent- 
liche Hilfe  ein  und  führt  durch  die  Verwischung  des  Unter- 
schiedes zwischen  der  im  allgemeinen  Interesse  angeordneten 
Öffentlichen  ArmenfUrsorge  und  der,  auf  dem  individuellen  Inter- 
esse für  den  Bedürftigen  beruhenden  Privatwohlthätigkeit  zu 
direkten  Ungerechtigkeiten. 

Das  Bestehen  einer  scharfen  Grenzscheide  zwischen  der 
öffentlichen  ArmenfUrsorge  und  der  Privatwohlthätigkeit  ist  alier 
nicht  nur  fUr  die  rationelle  Gestaltung  des  Armenwesens  er- 
forderlich, sondern  ist  auch  weiter  geeignet,  die  so  tlberaus 
nothwendige  Organisation  der  Privatwohlthätigkeit 
herbeizufohren.  In  England  sind  beide  Ziele  bereits  erreicht. 
Die  Lonäon  Charity  Organisation  Society,  deren 
Wirksamkeit  im  Anhange  I  eingehend  geschildert  wird,  dürfte  zu 
ileiyeuigen  englischen  Instituten-  gehören ,  welche  zur  Nach- 
iichtung  und  baldmöglichster  Uebertragung  für  Deutschland  zu 
i'Qipfelilen  sind.  Freilich  hat  die  London  Charity  Organisation 
Society  nur  dadurch  so  grosse  Erfolge  erzielen  können,  dass  sie 
ein  einheitlich  gestaltetes  öffentliches  Unterstützungswesen  be- 
mts  vorfand,  während  bei  uns  die  Einheitlichkeit  erst  zu  schaffen 
ist  Auf  der  andern  Seite  sind  wir  aber  in  Deutschland 
so  glücklich,  bereits  eine  Institution  zu  haben,  an  welche 
F^ieh  die  Organisation  der  Privatwohlthätigkeit 
anzuschliessen  vermag:  es  ist  das  der  unter  dem 
Protektorate  Ihrer  Majestät  der  Kaiserin  und  Kö- 
nigin stehende  ^Vaterländische  Frauenverein". 
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Die  ErKänznng  der  offen tlichen  ArmeDfürsorge  darch 
die  Priratwobltliätigkeit  und  die  Charity 

Organisation  Society. 


Um  ein  richtiges  ürtheil  über  ein  ArmenneseD  zn  gewinnen, 
tnuss  man  in  Berücksichtigung  ziehen,  in  wie  weit  darch  die  PriTftt- 
wohlthätigkeit  eine  Ergänzung  der  öfFentlichen  ArmenfUrsorge  er- 
folgt. Dabei  Icommt  nicht  nur  das  quantitative  Moment  in  Betracht, 
die  Frage,  welche  Summen  von  Seiten  der  Privatwohtthätigkeit  für 
UnterstOtzungszweclie  freiwillig  beigesteuert  werden,  sondern  es  ist 
auch  weiter  zu  berücksichtigen ,  ob  und  erent.  in  welcher  Weise 
eine  Grenzlinie  vorhanden  ist  zwischen  der  öffentlichen  Fürsorge 
und  der  Privatwohlthätigkeit ,  ob  für  gewisse  Zwecke  des  Armen- 
wesens  oder  für  gewisse  Klasseu  von  Unterstützungsbedürftigen 
durch  die  Einrichtung  der  Privatwohlthätigkeit  gesorgt  wird ,  so 
daas  das  öffentliche  Unterstützungswesen  sich  auf  einen  engeren  Kreis 
von  Personen  beschränken  kann. 

Die  Eerstellnng  einer  derartigen  Grenzscheide  zwischen  den 
beiden  Faktoren  des  Unterstütznngswesens  kann  entweder  in  der 
Weise  erfolgen,  dass  prinzipiell  die  Fürsorge  für  die  Unterstützungs- 
bedürftigen der  Privatwohlthätigkeit  überlassen  geblieben  ist,  und 
dass  der  Staat  dann  lediglich  für  solche  Gebiete,  für  welche  die 
Privatwohlthätigkeit  in  nicht  entsprechender  oder  in  nicht  gehörig 
sicherer  Weise  gesorgt  hat,  seinerseits  durch  Anordnung  und  Rege- 
lung einer  öffentlichen  Fürsorge  eingreift,  oder  aber  in  der  Weise, 
dass  der  Staat  zunächst  selbständig  das  gesammte  Unterstützungs- 
wesen regelt  und  dabei  den  Umfang  und  die  Ausdehnung  der 
öffentlichen  Fürsorge  scharf  begrenzt,  der  Privatwohlthätigkeit  die 
nicht  in  den  fest  umschriebenen  Kreis  fallenden  Gebiete  überlassend. 
Das  erstere  ist  der  Weg,  den  das  französische  Unterstützungswesen 
«ingeschlagen  hat,  das  letztere  trifft  bei  dem  englischen  Armen- 
systeme zu. 

In  England  ist  seit  dem  Jahre  1601  die  Unterstützung  der 
Bedürftigen   für   eine  öfTentlicbe   Pflicht  erklärt,    welche    von   den 
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Lokalbeliörden  unter  Aufbringung  der  erforderlichen  Mittel  dmth 
Zwaogsbeiträge  zu  erfüllen  ist.  Dabei  ist  der  Kreis  Derjeuigen, 
IV eiche  der  öfTentlichen  Unterstützung  theilhaftig  werden  EoUeo, 
immer  schärfer  und  schärfer  begrenzt  worden  auf  solche  Per- 
sonen, welche  völlig  mittellos  (destitute)  sind.  Personen,  bei  denen 
ilies  nicht  der  Fall  ist,  welche  aber  sehr  wohl  einer  UnterstutzuDg 
liedttrfen  können,  um  in  ihrer  Selbständigkeit  erhalten  und  aaf 
iliese  Weise  vor  völliger  Verarmung  geschützt  zu  werden,  fallen 
nicht  in  das  Bereich  der  öffentlichen  Fflrsorge.  Sodana  ist  der 
t'mfang  der  zu  gewährenden  Unterstützung  in  England  seit  dem 
Heformgesetze  von  1834  bestimmt  eingeschränkt  worden  auf  die- 
jenige Hilfe,  welche  die  augenblicklich  vorhandene  Noth  an  Eicb 
nnd  ohne  Rücksicht  auf  die  Vergangenheit  oder  Zukunft  des 
Bedürftigen  unbedingt  erfordert.  Die  öffentliche  Unterstfitzung  boU 
dem  Würdigen  wie  dem  Unwürdigen  in  gleicher  Form  zu  Theil 
werden,  und  sie  erstreckt  sich  ' —  wenn  wir  von  den  Armenkindem, 
bei  deren  Behandlung  noch  andere  Momente  in  Betracht  kommen, 
hier  absehen  —  nur  auf  die  Beseitigung  der  augenblicklichen  Koth- 
lage,  nicht  auf  eine  Heilung  des  Uebels,  welches  die  Kothlage  her- 
vorgemfeu  hat. 

Durch  diese  Abgrenzung  der  öffentlichen  Für- 
Sorgepflicht  ist  der  li^ntfaltung  der  Frivätwohlthätig- 
keit  ein  weiter  Raum  gelassen.  Ihr  fällt  das  grosse  Ge- 
biet der  Vorbeugnjigsmaassregeln  gegen  die  Verarmung  zu  nnd  sie 
mag  sich  ferner  derjenigen  Personen  annehmen,  welche  ohne  eigene 
Schuld  verarmt  sind,  oder  welche  einer,  über  die  engen  Grenzen 
der  öfTentlichen  Hilfe  hinausgehenden  Unterstützung  würdig  ünd- 
Sie  mag  endlich  die  schöne  Aufgabe  übernehmen,  verarmte  Personen 
wieder  den  Fesseln  des  Pauperismus  zu  entreissen  und  zur  SelbH- 
Btäniligkeit  ^urü^kznfülircn. 

Ks  ist  bereits  oben  bei  Besprechung  des  englischen  Armen- 
systems  darauf  hingewiesen  worden,  dass  durch  die  Art  und  WelM, 
wie  die  Erfüllung  der  öffentlichen  Unterst  Ol  zun  gspäicht  geregelt  ist, 
eine  völlige  Sicherheit  dafür,  dass  der  Bedürftige  die  nothwendige 
Unterstützung  findet,  gewahrt  wird,  und  dass  dadurch  die  allgemeine 
Ueberzeugung  hervorgebracht  ist,  dass  für  die  wirkliche  Noth  ge- 
sorgt sei.  Es  ist  auch  schon  betont  worden,  dass  diese  allgemeiiw 
Ueberzeugung  die  beste  Unterlage  für  eine  segensreiche  Wirksam- 
keit der  Privat  wohl  thfttigkeit  abgieht,  indem  sich  die  letztere,  weil 
für  die  Kotblage  als  solche  bereits  gesorgt  ist,  darauf  beschränken 
kann,  ihrerseits  nnr  da  einzugreifen,  wo  es  mit  Rücksicht  auf  die  Per- 
sönlichkeit des  Bedürftigen  atigezeigt  erscheint.  Auf  diese  Weise  ist 
die  GrenzEcheide  zwischen  dem  öffentlichen  Unter- 
stutznngswesen  und  der  Privatwohlthätigkeit  scbarf 
gezogen')-     Die  öiTentliche  Fürsorge  tritt   ein   der  Koth   halber 

■j  Vergl.  hierüber  das  oben  S.  130  f.  angeführte  Mi«ut*  of  the 
P.  L.  B.  (Goschen)  vom  20.  November  1869:  22.  Jahieebericht  des  L. 
G.  B.,  Anhang  S,  9  ff. 
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im  Interesse  der  slaallieben  Gemeinschaft,  die  Privatwoblthätigkeit 
dagegen  aus  Rücksicht  ftlr  das  einzelne  Individuum.  Die  öffent- 
liche Fürsorge  basirt  auf  der  Zugehörigkeit  des  Einzelnen  zu  Uer 
elaatlichen  GemeinEchaft ,  die  Privat w oh lihätigkeit  di^egen  auf  der 
persönlichen  Be?iehnDg,  in  welcher  der  Geber  zn  dem  Empßnger 
Eteht  oder  in  welche  sich  der  Geber  zu  dem  Empfänger  anf  Grund 
der  Eigenschaften  des  letzteren  setze»  zu  sollen  glaubt. 

Wenn  so  England  vor  den  meisten  anderen  Ländern  den  grossen 
Vorzug  voraus  hat,  dass  hier  das  Gebiet,  auf  welchem  sich  die 
Privatwohllh&tigkeit  entfalten  kann  und  entfalten  soll ,  ein  scharf 
al^egreoztes  ist,  so  ist  England  in  der  Herstellung  einer  rationellen 
Woh Ithätigk eil sp Hege  auch  noch  einen  zweiten  Schritt  vorausgegan- 
gen: es  besteht  eine  Organisation  der  Fri vatwohlthätig- 
keit.' 

Wie  es  von  der  grösslen  Wichtigkeit  ist,  dass  die  Privatwobl- 
thätigkeit  und  die  öffentliche  A.rmenbilfe  organisch  in  einander  grei- 
fen, so  ist  es  von  nicht  geringerer  Bedeutung,  dass  die  Privatwohl- 
tbfttigkeit  so  organisirt  wird,  dass  einerseits  die  Bedürftigen  Kenni- 
niss  erbalten,  wo  sie  Unterstützung  finden  können,  und  dass  anderer- 
seits der  Wohlthätigkeitssinn  in  diejenigen  Kanäle  gelenkt  wird, 
in  denen  BedUrfniss  und  Baum  für  seine  Entfaltung  vorhanden  ist. 
Eine  gewisse  Zentralisation  der  privaten  Wohlthäligkeit  ist  unbe- 
dingt erforderlich ,  wenn  es  vermieden  werden  soll ,  dass  sich  die 
Woblth&tigkeit  an  einzelnen  Stellen  oder  nach  einzelnen  Richtungen 
bin  in  einer  fttr  das  allgemeine  Wohl  nachtbeiligen  Weise  häuft, 
wahrend  an  einer  anderen  Stelle  oder  nach  einer  anderen  Richtung 
bin  nicht  beachtele  Lucken  auszufüllen  bleiben.  Es  muss  die  Mög- 
lichkeit vorhanden  sein,  sich  über  den  Zweck  und  die  Tbätigkeit 
der  bestehenden  Wohlthätigkeitseinriclitungen  zu  informiren,  um  dar- 
nach die  Nützlichkeit  oder  Notbweodigkeit  von  neuen  Einrichtungen 
EBcb entsprechend  beurtheilen  zu  können.  Es  ist  das  nicht  nnr 
wichtig  bezüglich  der  Wohlthäligkeitsstiftungen  und  Wohltbatigkeits- 
anstalten,  sondern  auch  für  die  All  und  Weise,  in  welcher  der 
Einzelne  sein  Streben,  wirklich  Gutes  zu  Ihnn ,  zn  befriedigen  ver- 
mag. Gerade  für  den  Einzelnen  ist  es,  so  lange  eine  Zentralisation 
fehlt,  besondere  schwer,  sich  darüber  Gewissheit  zu  verschaffen,  ob 
er  mit  seiner  Gabe  einem  wirklichen  Bedürfnisse  gerecht  wird,  oder 
ob  er  nicht  besser  tbut,  sich  darauf  zn  beschränken,  den  Bedürfti- 
gen an  schon  bestehende  Einrichtungen  zu  verweisen,  durch  welche 
bereits  in  genügender  Weise  Vorsorge  für  den  betreffenden  Fall 
getroffen  ist,  ja  durch  welche  möglicherweise  den  Bedürftigen  eine 
nachhaltigere  und  bessere  Hilfe  gewährt  wird,  als  sie  der  Einzelne 
za  bieten  vermag. 

Eine  solche  Zentralisation  und  Organisation  der  Privatwohl- 
Ibätigkeit  muss  gerade  für  England  mit  seinen  vielen, 
grossen  and  reichen  Stiftungen  als  eine  Not h wendigkeit 
erscheinen.  Eine  exakte  Angabe  über  die  Gesammtzahl  dieser 
Stiftungen   und    die  Gesnmmthbhe   der  jährlich   znr   Verausgabung 
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gelangenden  Summen  ist  zn&r  nicht  möglich,  indess  mag  dnrcb  fol- 
gende Angaben  ein  ungefährer  Begriff  davon  gewährt  werden.  Im 
Jahre  1818  ward  anf  Teranlassnng  von  Lord  firongham  ein 
beeondereG  Committee  of  Etiquiry  niedergesetzt,  nm  über  die  be- 
stehenden Stiftungen  und  inGbesondere  über  die  Art  und  Weise,  io 
welcher  dieselben  ihre  JabreseinKUnfte  verwenden,  Bericht  za  er- 
statten. Es  handelte  sich  dabei  vor  allem  nm  die  Frage,  ob  für 
die  Gesetzgebung  eine  Nothwendigkeit  bestehe,  erweiterte  Befugnitse 
zum  Eingreifen  in  die  Yerwaltnng  solcher  Stiftungen  zd  BchafTen, 
welche  in  nicht  rationeller  Weise  oder  für  nicht  mehr  zeitgemiise 
Zwecke  ihre  Einkünfte  verwenden,  eine  Frage,  welche  seitdem 
die  öffentliche  Meinung  in  England  fortdauernd  beschäftigt  und  in 
den  Jahren  1853,  1855,  1860,  1862.  1869,  1870  und  1872» 
einem  Eingreifen  der  Gesetzgebung  geführt  hat*). 

Dieses  Komitee,  welches  seine  Arbeiten  vom  Jahre  1818  bis  lt>37 
fortsetzte,  erstattete  einen  äusserst  umfangreichen  Bericht  von  14 
Bünden  über  nicht  weniger  als  29  000  Stiftnngen.  Die  wirkliche 
Znhl  der  bestehenden  Stiftungen  wird  jedoch  noch  höher  geschätzt 

Was  die  Hishe  der  Jahreseinkünfte  der  Stiftnngen  aobetriSt.  so 


')  Das  fQr  die  Stiftungen  fpoindlegende  Gesetz  ist  das  eogenaimte 
Statute  of  Charitnhlf  Ufc»  vom  Jahre  1603.  43  Elia,  c  4.  -  AI» 
Chnrities,  filr  welche  Eigenthurn  auf  ewige  Zeiten  festgeleRt  werden  kann, 
celten  danach  alle  Stiftungen  zu  Zwecken  der  üeligion,  der  Armen-  ond 
Kranken-Pflege,  zur  UnteratUtzune  hilfloser  Personen,  zu  wiaaenBctuift- 
liclien  und  Lehr-Zwecken.  Die  Gerich tspraits  gab  dem  Gesetze  einR 
sehr  weite  Ausdehnung  und  hegUnstigte  die  Stiftungen  nach  jeglicher  Rich- 
tung. Im  Jahre  1736  erfolgte  durch  das  Bogenannte  Statute  of  Mnrt- 
main  —  9  Geo.  II.  c.  36  —  eine  gewisse  Einschränkung  der  Chfiritable 
Knddmifjitn,  welche  aber  in  der  Praxis  keine  grosa«  Bedentung  gewann. 
Die  zu  l'age  tretenden  Missbräuche  vieler  Stiftungen,  welche  tlieilweise 
ihre  reichen  Mittel  zu  völlig  sinnlosen  Zwecken  verwandten,  führten 
dann  zu  den  sogenannten  Charitabte  Trust  Acln,  von  denen  beson- 
ders das  Gesetz  vom  Jahre  1853  —  16  a.  17  Vict  c.  187  —  von  Wichtig- 
keit ist.  Durch  dieses  Gesetz  wurde  eine  besondere  Aufsichtsbehörde  t!b«r 
die  Stiftungen  —  die  Chartty  Commissioii  (or  England  nnii 
Wales  —  geschatFen.  Meselhe  hat  jetzt  die  Bcüignise,  jederzeit  Untet- 
suchungen  Uher  Zweck,  Verwaltung  und  £rfolge  von  Stiftungen  anzn- 
stellen  und  darnach  event  neue  Stiftangastatuten  (Schcmeii  t'nr  thr  betUr 
HiaHaqcment  of  n  chtirity)  zu  entwerfen,  welche  dem  Parlaraente  zur 
Bestätigung  vorzulegen  sind.  Koch  grossere  Machtbeingiiisse  bestehen 
gegenOner  .Stiftungen  mit  einem  Jahreseinkommen  von  nicht  mehr  al» 
£  50  und  für  Stiftungen,  welche  Unterrichts^ wecken  gewidmet  sind.  In 
neuerer  Zeit  hat  sodann  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  alten  Gilden 
(ler  Vity  ihre  ursprOnglieh  -ai  öfi'entlichen  Zwecken  bestimmten  Gelder- 
verwalten,  bezw,  mit  versehwindend  kleinen  Ausnahmen  misaverwalte». 
die  ßtlentliche  Aufmerksamkeit  iu  wachsendem  Maasse  auf  dch  gelenkt 
und  zur  Einsetzung  einer  besonderen  City  Companiex  CommiSfiOH 
geführt  Diese  Kommission  hat  eine  grosse  Rahe  (5  B&nde)  iutereasanter 
und  auBflibrlicIier  Berichte  veröffentlicht  Einen  Einblick  in  diese  ganse. 
iiuf  die  Keform  der  bestehenden  Stiftungen  gerichtete  Bewegung  eiebt 
Sir  Arthur  Hobhouse,  welcher  in  dieser Bew^ung  eine  leitende  Sfetlnng 
eingenommen  hat,  in  seiner  Schrift:  The  Ikail  Rand.  Addrrtftf  in 
Kndon-meiiti;  London  ISHO. 
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varüren  die  darüber  aufgestellten  Angaben  eehr  erheblich.  Die 
SchätzimgeD  bewegen  eich  zwischen  3  und  7  Idillionen  iß  (60  bis 
140  Hillionen  Mark)*).  Dabei  ist  aber  daran  zu  erinnern,  dass 
diese  Stiftungen  recht  verschiedenartigen  Zwecken  —  besonders 
hänfig  religiösen  nnd  Untenicbtsz wecken  —  dienen  und  nar  za 
einem  Theile  fDr  die  UnterstUtznng  armer  PerHonen  bestimmt  sind. 

Die  Vertbeilnng  der  Stiftungen  ttber  das  Land  ist  eine 
bOchst  angleiche.  London  nimmt  natnrgemäss  die  Hauplstelle 
ein.  Ans  dem  von  W.  F.  Howe  zusammengestellten  Classified  Di- 
rfdory  of  the  Metropolitan  Charities  mögen  folgende  fttr  das  Jahr 
188S/1884  gemachten  Angaben  —  deren  Unvollatändigkeit  aber 
ausdrücklich  eingeräumt  wird  —  hier  wiedergegeben  werden '),  Das 
Biredory  führt  1013  Wohlthätigkeita  -  Institute  mit  einem  auf 
if  4  447  436  geschätzten  Jahreseinkommen  auf,  darunter  folgemle 
hier  speziell  interessirende  Anstalten: 

46  Charities  filr  Blinde,  Taube.  Stumme,  Idioten 
und  unheilbare  Kranke,  mit  einem  Jahres- 
einkommen von iS  160  451 

17  allgemeine  Hospitäler  1 

73  Spezial-Hospitäler        f 

15S  Anstalten  für  altersschwache  Leute    .     .     .      „    435  710 
Armen-Apotheken  und  Anstalten  für  Rekon- 
valeszenten      „      95  236 

Institute  für  allgemeineUnterstUtzungszwecke  „  323  021 
Das  sind  sehr  respektable  Ziffern,  welche  bei  einer  Beurthei- 
Inng  des  Armen- Etats  mit  in  Berücksichtigung  gezogen  werden  müssen ! 
Dazu  kommen  dann  noch  die  ungeheuren,  sich  aber  jeder  ziffer- 
mäsaigen  Feststellung  entziehenden  Summen,  welche  von  einzelnen 
Privaten  für  UnterstUtzungsz  wecke  verausgabt  werden.  Jedenfalls 
steht  soviel  ausser  allem  Zweifel ,  dass  in  England  neben  der  seit 
Jahrhunderten  bestehenden  umfassenden  staatlichen  Fürsorge  für  die 


Cmu/rea»  zu  Aberdeen  1877.  Die  sehr  urheblichen  AbweichunKen  in  der 
Schfttzang  der  Jahreseinkilnfte  sind  zum  Theil  darauf  zDrückzufQhreD,  da«a 
vielen  StStuDKen,  so  inabesondere  den  HospitSIeni,  neben  ihren  stittunga- 
mäMigen  Einkünften  noch  alljährlich  erhebliche  Summen  aof  dem  Wege 
der  babskiiption  zufliessen.  Diese  beiden  Quellen  des  JabreBeinkommena 
werden  häufic  von  den  Stit^ngen  in  ihren  Jahrearechnmigen  nicht 
genau  Kcsondert,  und  von  den  engÜBcben  ächriftgtellem  werden  ala 
JahiMemkoromen  bald  nur  die  Briftungsmässieen  Einkünfte,  bald  die  ge- 
eammten  JAhreseinn  ahmen  aufgeführt.  Die  bezüglich  der  Stiftungen  an- 
gefahrten Summen  können  daher  nur  als  approiimative  anKeaehen  werden. 
')  Ein  anderes  Kor  ürientining  Über  die  londoner  Wohlthätigkcita- 
Einiichtungen  sehr  brauchbares  Buch  ist  The  Guide  to  the  London 
Charities  hy  Herbert  Fry.  lu  dem  Buche  befinden  eich  neben  den 
in  alphabetlBcher  Reihenfolge  aufgeführten  Inatituten  Angaben  über  das 
Grilndnngsjabr  und  den  Zweck  eines  jeden  Instituts,  femer  Angabe  der 
Hanptbeiunten,  der  Lage  des  Bureaus,  der  Art  und   Weise,    wie  die  Bitt- 

K Buche  zu  stellen  sind:  endlich  der  Jahreseinnabmen ,  soweit  diesellien 
kannt  sind,  und  der  Zahl  der  im  letzten  Jahre  unterstützten  Fälle. 
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Armen,  und  unberührt  durch  dieselbe,  mildth&tige  Gaben  ia  ülxnu 
reichem  Maasse  der  UnterEtUtzDng  der  BedOrfügen  zugeftosia  sind. 
Die  Uerstellanf!  einer  Oi^aniaation  der  Privatfroblihltigkeit  \3. 
jedoch  erst  däs  Werk  der  allemeueeten  Zeit ;  sie  datirt  vom  Jiltn 
1870,    mit   welchem    Zeitpunkte    die   Zondon  Ckaritif  Or^iiatitm 
Societf/  ihre  segensreiche  Wirksamkeit  begann.     Bei  der  Dariegiof 
der  geschicbtiicben  fintwickelung   des   englischen  AroKiiweseu  toi 
die  Verhäitnisse  näher  hervorgehoben  worden  (vgl.  oben  S.  I2i  S  >. 
welche  der  Gründung  dieser  Gesellschaft   vorausgingen   and  vcUti 
von  vornherein   der   aenen  Gesellschaft  die  Unterlage  für  eiK  ^ 
deihliche    Entwickelnng    sicherten:     Die    öffentliche    Meioimg  <& 
durch  praktische  Erfahrungen,  wie  durch  theoretische  Schriftn  mi 
last  but  not  least,   duroh  die  von   dem   damaligen  Prisidenteo  dtr 
Zentral-Armenbehörde,    Goschen,   anhebende   Verbreitung  rui*- 
neller  Ansichten  Über  das  Armenwesen  für  die  Nothwendigkeä  «iie 
Oi^onisation   der    Privatwohlthätigkeit   gewonnen    worden.     Ei  ift 
oben  auch  schon   der  Verdienste  gedacht  worden,   welche  sich  <Ib 
früh  verstorbene  Prinz   Leopold,  Herzog  von  Albaof.  »fc 
Präsident   der    Charily    Organisation    Socifly    um    liie  Entwickeloi 
der  Organisation  der  Privatwohlthätigkeit  erworben  hat.   Wir  «olks 
hier  noch  etwas   näher  auf   die  Tbätigkeit  dieser  Gesellscbtft  tii- 
geben,  welche  heule  in  18  grosseren  Städten  Englands  und  2  Stidts 
Schottlands  Schwesterorganisationen  hat. 

Die   Jjondon  Charity  Organisation   Society   besteht    ans  taa 
Zentralkörper  —  Council  — ,  von  welchem  die  gesamrot«  Lo- 
tung der  Gesellschaft  ausgeht ,  und   District  Committees,   «elck«  a 
ihren  respektiven  Bezirken  die  Ziele   der  Gesellschaft   in  Cebereii- 
stimmung  mit  den,  von  dem  Council  aufgestellten  Grundsätzen  ta- 
folgen.     Jedes  dieser  Committees  hat  einen  oder  mehrere  Vntnis 
in  dem  Counci}.     Ausserdem   gehört   dem  Council  eine   R^he  kort 
angesehener    Persönlichkeiten  an ,    darunter   der   Bischof   von  Ue- 
don,   Parlamentsmitglieder,   Vorsteher   grosser  Wohlthätigkeit»-li.- 
Gtalten  u.s-w.    Die  District  Committees  sind  zusammengesetzt  aosVe^ 
tretem  der  in  den  betreffenden  Bezirken  belegenen  Wohlthätigkoir 
Anstalten  und  Privaten,  welche  Interesse  für  hamanitäre  Bestrebe 
gen  haben   und    denselben   ihre   freie  Zeit  zu  widmen  bereit  •^  ■ 
Insbesondere   gehören    die    örtlichen    Geistlichen    regelmAsä«  *^ 
Committees  an.    Von  dem  Council,    welches  alljährlich  eiD«  Prk 
deuten  und  ei 
Leitnng  ans,   . 
an    die   Distri 
nnd   Bezirksbc 
mildlh&tige   G: 
mUlees  zu. 

Das  Wir! 
dürfte  sich  un 
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1.  Die  Geaellscbaft  will  eine  Zentralstelle  bilden 
ffir  die  bestehenden  WohlthfttigkeitBanstalten.  Zu 
diesem  Zwecke liat  sie  unter  dem  Titel  The  Charitics  Register 
and  Digest  ein  anaftthrlicheB,  nach  Materien  geordnetes  Register 
der  bestebenden  Woblthätigkeitsanstatten  anfertigen  lassen.  Ans 
demselben  sind  für  die  Terschiedenartigen  Fälle  der  UüfsbedUrftig- 
keit  die  vorhandenen  WohlthfttigkeitsanEt alten  mit  Leichtigkeit  zo 
ersehen.  Es  ist  dabei  für  jede  einzelne  Anstalt  angegeben,  in 
welcher  Weise  Unterstutzangsanträge  an  dieselbe  zu  richten  sind, 
wie  die  Anstalten  verwaltet  werden,  wie  gross  das  Einkommen 
der  Anstalten  und  wie  gross  die  Zahl  der  von  ihnen  im  letzten  .lahre 
UDtervlfitzten  Personen  ist.  Dnrcb  dieses  Register  wird  Jedem  die 
Möglichkeit  gegeben,  sich  zn  informiren,  wo  und  wie  für  den 
speziellen  Bedtirfnissfatl  Bitfe  zu  erlangen  ist.  Die  Gesellschaft 
versiebt  ibrerseils  Jeden,  der  sich  an  sie  wendet,  mit  den  diesbe- 
sQglich  gewflnschten  Informationen;  sie  ftibrt  event.  auch  im  Interesse 
des  Bedürftigen  die  Korrespondenz  mit  der  betreffenden  Wobl- 
tb&tigkeitsanstalt  nnd  sncht  demselben  so  zur  Erlangung  einer 
Untersttltzang  zu  verhelfen. 

2.  Die  Gesellschaft  zieht  Über  neue  Wohlthätig- 
keitseinrichtnngen  loformationeD  ein,  unterwirft 
diese  Keaernngen  einer  eingehenden  PrUfnng  und 
sncht,  falls  sie  dieselben  fBr  nützlich  hält,  belehrend 
nnd  fordernd  dafBr  einzutreten*).  Die  Gesellschaft  bildet 
so  einen  Sammelpunkt  fUr  die  Kritik  aller  Wohlthätigkeitsbestre- 
bnogen.  Diesem  Zwecke  dient  besonders  das  einmal  wöchentlich  er- 
scheinende Organ  der  Gesellschaft:  The  Charity  Organi- 
sation Reporter. 

Um  ein  Beispiel  von  der  diesbezüglichen  Thätigkeit  der  Ge- 
sellschaft zu  geben,  sei  anf  die  im  Winter  1884 — 1885  hervorge- 
tretene Bew^ung  für  BeschafTang  von  Mittagsmahl  zelten  fUr  arme 
SchDllüDder  hingewiesen.  Die  Beobachtang,  dass  eine  grosse  Zahl 
von  armen  Kindern  eine  dnrchaos  ungenügende  Verpflegung  zu  Hause 
haben,  und  dass  dieselben  in  Folge  dessen  nicht  im  Stande  sind, 
von   der   Schule,   zu   deren   Besnch  sie  ja  durch  die  neuere  Unter- 


Papers,  London,  Longmans,  Green  &  Co,  1883,  herauagegeI)eDeB  Bänd- 
chen von  Dracksachen  hingewiesen  werden,  welches  recht  viel  Lehr- 
rdches  enthftlt  Das  B&ndchen  ist  für  1  Kchilling  auch  von  dem 
Borean  der  GesellHchaJt,  15  B'uckingbam  Street  Adelpiii  London  W.  C, 
zu  beziehen.  Zur  Orientirung  über  die  London  Cnartto  Organisation 
Society  rind  ferner  zn  vergleichen  die  Reden  von  E.  L.  O'Melley  auf  dem 
Social  Science  Congregn  zu  Norwich  1873  (Trotwartiww  S.  584—605)  und 
TOD  C.  B,  P.  Soaanquct  auf  dem  Social  Science  CongrtR»  xa  Glasgow 
1874  {Trantiactiims  S.  878-898). 

')  Ko  Charity  Organigalion  Society  erfilllt  in  dieser  Weise  eine  Auf- 
gabe, welche  William  Fors^th  in  der  stiften  Rede  treffend  dahin  be- 
zeichnet  hatte:  vrganining  the  human  artd  compaasionate  eentimetits  of 
Ihe  public  and  plaang  ihtm  wMier  proper  guidance. 

FoTHAaDieB  (SS)  V.  «.  -  AMbrott  26 
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rictitsgesetzgebuDg  gezwungea  »nd ,  den  vollen  Vortheil  ta  sieben, 
fahrte  einige  Menschen  freunde  dazn,  in  den  ärmeren  Bezirken  Pennf- 
Dirtners  einzarichten.  Die  öffentliche  Ueinang  nahm  diese  Be- 
strebung anfangs  sehr  gut  auf.  In  einer  (^ssen  Anzahl  von 
Bezirken  bildeten  sich  Komitees,  am  gleichartige  Einrichtangen  la 
treffen.  Man  blieb  dabei  nicht  überall  bei  den  Penny-DinntTS 
stehen,  sondern  setzte  den  Preis  fflr  dos  Mittagessen  anf  '.a  Pmm^ 
(5  Pfennig)  herab;  ja  man  gewährte  an  einzelnen  Stellen  unent- 
geltliche Mittagsmahlzeiten  an  arme  Kinder.  Die  Charity  Organi- 
sation Society,  welche  die  Bewegung  in  ihrem  Beporter  anfmerk- 
sam  verfolgt  und  Über  die  Einzelheiten  derselben  eingehend  be- 
richtet hatte,  hielt  es  fUr  angezeigt,  energisch  einzugreifen  und  du 
Publikum  auf  die  mit  der  neuen  Bewegung  verbundenen  Gefahno 
hinzuweisen.  In  mehreren  zor  Diskossion  der  Fn^e  einberufenen 
Versammlnngen  sowie  in  Artikeln ,  welche  in  die  Tagespresse  ge- 
bracht wurden,  suchte  man  dem  Publikum  die  Konseqnenzen  itx 
Augen  zu  fuhren,  zu  denen  diese  Bewegung,  falls  sie  in  der  bis- 
herigen Weise  weiter  verfolgt  würde,  führen  mfisste'):  Ans  den 
Penny  Dinners  wflrden  allgemein  Halfpetiny  Dinners  und  ans  diesen 
allmählich  Free  Dinners  werden ,  und ,  wenn  so  den  £It«m  die 
Sorge  für  die  Ernährung  ihrer  Kinder  abgenommen  sei,  würde  der 
Ruf  ertönen :  den  Kindern,  welche  von  den  Eltern  in  nngenfigender. 
schlechter  Kleidung  zur  Schule  geschickt  würden,  angemessene 
Kleider  zu  verschaffen  u.  s.  w.  u.  s.  w.  Die  an  die  Wohhhätig- 
keit  ftemachten  Anforderungen  würden  sich  immer  mehr  und  mehr 
steigern,  und  in  den  Eltern  würde  das  GefQhl  der  Verantwortlich- 
keit, selbst  für  ihre  Kinder  zu  sorgen,  immer  mehr  und  mehr  ab- 
geschwächt werden.  Die  Bestrebungen,  den  Schulkindern  in  der 
Nähe  der  Schule  gesundes  Mittagessen  zu  verabreichen,  seien  sicherlich 
zu  billigen ;  aber  wenn  man  dabei  die  elterliche  Verantwortlichkeit 
nicht  abschwächen  und  wenn  man  nicht  zu  leichtsinniger  Familien- 
grfindung  verleiten  wolle,  so  müsse  man  streng  an  dem  Prinzipe  fest- 
halten, dass  die  Mahlzeiten  nicht  unter  dem  Kostenpreise  gereicht 
würden,  so  dass  dieselben  sich  ohne  einen  Zuschnss  selbst  erhielten 
iSelfsupporting  Dinners), 

Dies  alles  soll  hier  nur  als  Beispiel  dafür  angeführt  werden, 
wie  die  Ckar.  Org.  Soc.  mit  Aufmerksamkeit  Ober  die  'Wohlthfttig- 
keitsbestrebungen  wacht,  damit  dieselben  nicht  irrationell  und  dem 


the  Charity  Organitatitm 


')  Verffl.  z.  B.  Fall  Mall  Gazette  vom  27. 
Dinner'  aitd  afttr,  by  C.  S.  Loch  {Secretary  (o  U 
SociM);  und  Leitartikel  der  Time«  vom  20.  Januar  iööd;  lener  iteneni 
der  Times  vom  27.  Januar  1885  über  eine,  von  der  Chor.  Org.  Soe.  m- 
bemfene  Versammlung  u,  a.  w.;  ve^l.  auch  Chor.  Org.  Reporte  1884 
S.  857  u.  358;  Stlf-supporting  Dinners.  In  diesem  letzteren  Artikel  beivt 
es:  /(  cantiot  be  well  to  boüttr  up  a  gelf- »upporting  System  by  dumti/. 
Payment  imposes  an  oNigtition  gahäary  ta  the  parents  rmd  it  fn»«r»  n- 
iension  not  on  the  aUogetber  hopelens  Hnes  of  atms-giving,  but  on  thrprin- 
ciple  0/  nupplying  hy  new  methods  a  nev  demand. 
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Gameiuwotil  Scbadeo  bringend  vorgehen.  Es  würde  sich  eine 
grosse  Anzahl  anderer  Beispiele  anführen  lassen,  in  welchen  die 
Gesellschaft  in  ähnlicher  Weise  vorgegangen  ist'}. 

Von  so  grosser  Wichtigkeit  anch  die  bisher  ernätinte  Thätig- 
keit  der  Chor.  Org.  Soc.  ist,  so  steht  dieselbe  doch  ganz  zurück 
g^n  die  nunmehr  näher  zn  behandelnde  Hauptaufgabe  der 
Oesellschaft. 

3.  Durch  die  Charity  Organisation  Society  soll 
die  Privatvohltbätigkeit  organisirt  werden;  hier  soll  die 
Stelle  sein,  wo  Demjenigen,  der  geben  will,  die  ^{öglichkeit  ge- 
währt ist,  sich  über  die  Bedürftigkeit  nnd  Würdigkeit  des  Em- 
pffti^rs  zu  ve^ewissem,  nnd  wo  Demjenigen,  der  bedürftig  ist 
nnd  bei  dem  eine  Unterstützung  durch  die  Privatwohlthätigkeit 
angemessen  erscheint,  die  erforderliehe  Hilfe  verschafFt  wird. 

Ueber  die  Frage,  wann  ftlr  einen  UnterstUtzungs- 
fall  die  Privatwohlthätigkeit  eintreten  soll,  nnd 
wann  derselbe  der  öffentlichen  Ärmenfflrsorge  zn 
überlassen  ist.  sind  von  der  Char,  Org.  Soc.  feste  Grund- 
sätze anfgestellt  worden,  ans  denen  das  Wesentlichste  hier  in 
möglichst  wörtlicher  Ueberaetznng  wiedergegeben  werden  soll. 

In  den  Charity  Organisation  Papers  wird  Folgendes  ausgeführt: 
In  England  esistirt  eine  öffentliche  Armen försorge,  welche  sich  aller 
Hilflosen  (Destimte)  annimmt.  Die  Privatwohlthätigkeit  kann 
sich  deshalb ,  ohne  üble  Konsequenzen  zn  befürchten,  auf  die  Be- 
haadlung  von  heilbaren  Fällen  beschränken.  Die  Privatwohlthätig- 
keit soll  im  wesentlichen  nur  da  eintreten,  wo  eine  vorüber- 
gehend gewährte  Unterstützung  einen  dauernden  Nutzen  her- 
beiznfübren  vermag;  wo  bestimmte  Aussicht  vorhanden  ist,  den 
Unterstützten  für  die  Zukunft  selbständig  zn  machen.  Jedermann 
kann  zu  der  öffentlichen  ArmenfÜrsorge  seine  Zuflucht  nehmen, 
am  sich  nnd  seine  Familie  vor  den  schlimmsten  Folgen  der  Noth 
za  retten.  Für  die  Privatwohlthätigkeit  entsteht  daher  bei  dem 
einzelnen  Bedürfnissfalle  nur  die  Frage,  ob  derselbe  der  öffent- 
licben  Fürsorge  überlassen  bleiben  soll,  oder  ob  er  als  geeignet 
zn  erachten  ist  für  die  individualisirende  nnd  dem  EmpHlnger 
angenehmere  Form  der  Hilfe  durch  Privatwohlthätigkeit.  Bei 
diesen ,  als  eliglble  cases  bezeichneten  Fällen  soll  die  gewährte 
Hilfe  eine  vollständige  sein  und  so  eingerichtet  werden,  wie  es  für 
den  konkreten  Fall  «n  zweckentsprechendsten  ist,  um  in  dem 
Unterstützten  den  Sinn  für  Selbständigkeit  zn  erwecken  oder 
zn   erhalten  ^).     Im  allgemeinen  ist  daher  eine  Unterstütznng  durch 


')  Die  Char,  Org.  Soc  hat  einen  überana  praktischen  Index  mit 
kuner  [ubaltBangabe  aber  alle  von  ihr  gefoasten  Beschlüsse ,  welche  ein 
danentdee  Interrase  beanspruchen  können,  Teröfientlicht.  Char.  Orq.  Pap. 
Nr.  12  S.  71-201. 

*)  „Rdief  mtui  6«  adequote  inlemd  anA qualüy'^ . . . „having säf  ärpen- 
dence  and  recovery  from  distrei»  as  Ük  end." 
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die  Charily  nur  dann  angebracht,  «enn  der  L'nlerstatztf  g^tr 
Eigenschaften  besitzt,  welche  ein  Gewähr  dafär  bieten,  ittt  iüt: 
durch  eine  Unlersttktznng  in  seiner  angenblick liehen  Kotblage  diwrtd 
geholfen  werden  kann.  Fälle,  in  welchen  die  Uilfebedörfügte!' 
eine  chronische  ist,  oder  in  welchen  die  Noth  darch  eigene  gr.>:« 
Verschnldnng  herbeigeführt  ist,  sollen  der  öffent Itcben  Faraw-i 
überlassen  bleiben.  Während  die  Aufgabe  der  letzteres  dqt  itr.t 
besteht,  der  [Notb 
wohlthätigkeit,  der 
zu  heilen^). 

Man  sieht,  wi 
wohtthätigkeit  von 
gegrenzt  ist.  Bei  d 
deshalb  von  der  i 
mit  den  Bchßrc 
wesen  verwaltet 

Die  Organisati  Ol 
Iral-Komitee  der  Che 
ster  Uebereinstiromui 
bezirke  gebildet  word 
hat  sich  ferner  bemal; 
Wahl  von  Guardians 
Union  mit  den  Orga 
Dies  ist  jetzt  in  fas 
Möglichkeit  gegeben 
Guardians  gebracht 
und  wirkungsvollere 
scheinen,  Kenntnisa 
das  Distriktkomitee 
das  Distriktkomitee 
thätigkeit  nicht  fttr 
die  Organe  der  öffei 
schafft  werden  kann. 

Ein  solches  Zu 
mit  den  Boards  i 
Theilnng  der  i 
Kräfte  erreicht 
vollständig  dui 
währt.  So  Bind  be 
Whitcdiapet  Union 
zunächst  von  dem 
Distriktkomitee   der 

')  „The  Pow  Loi 
Hol  a  charüalile  asaoci 
eithcr  to  avert  impendi 
cm  faWly  be  cailed  de 

*)   „Charily    ha" 
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norden,  und  foat  alle  diese  PerEODen  haben  dann  durch  das  Distrikt- 
komitee eine,  fär  sie  geeignete  Hilfe  erhalten,  wie  dieselbe,  nach  den 
in  der  ^VhUedlapd  Union  streng  beobachteten  Grundsatsen,  darcli 
die  Organe  der  öffentlichen  Fürsorge  nicht  gewtlhrt  werden  konnte. 

In  hervorragender  Weise  wird  dorch  die  Relitving  Ofjicers  aaf 
ein  Inanandergreifen  der  Thätigkeit  der  Chor.  Org.  Sog.  mit  der- 
jenigen der  Armenbeb Orden  hingewirkt.  Der  Betieving  Officer  giebt 
dem  Distriktkomitee  Kenntniss  von  allen  FilUen,  welche  eine  BerOck- 
sicbtigang  durch  die  Privatwobltbätigkeit  verdienen.  Andererseits 
wird  dem  Selieving  Officer  jeder,  von  dem  Distrikt komitee  unter- 
stützte Fall  angezeigt,  nm  auf  diese  Weise  zu  vermeiden,  dass  sich 
ein  und  dieselbe  Person  eine  Unterstützung  von  den  Organen  der 
öffentlichen  Fflrsorge  und  von  denen  der  Privatwohlthätigkeit  ver- 
schafft, ohne  dass  dies  dem  anderen  Faktor  bekannt  ist.  Personen, 
welche  von  den  Gtiardiam  untersttttzt  werden,  erhalten,  soweit  die 
Thatsache  dem  Distriktkomitee  bekannt  ist,  nur  in  ganz  seltenen 
Ausnahmefällen  eine  Unterstützung  durch  die  Privat  wo  bltbätigkeit. 

Mit  den  Distriktkomitees  sind  nun  weiter  verbunden  und 
bilden  einen  wesentlichen  Theil  der  Organisation:  die  District 
Visiling  Societies.  Den  District  Visitors,  welche  zumeist  dem 
weiblichen  Gescblecbte  angehören,  fällt  die  Aufgabe  zu,  Über  alle 
in  die  Char.  Org.  Soc.  oder  deren  Distriktkomitees  einlaufenden 
Anträge  oder  Schreiben  an  Ort  und  Stelle  die  erforderlichen  Er- 
kundigungen einzuziehen.  Eingehende  Untersuchungen,  dnrch  welche 
>in  vollständiges  Bild  von  der  Natur  und  Art  des  einzelnen  Unter- 
atitzungsfalles  ermöglicht  wird ,  sind  unerlässlicb ,  wenn  wirklich 
las  Ziel  erreicht  werden  soll,  die  Fälle,  welche  von  der  Charit^ 
10  behandeln  sind,  und  diejenigen,  welche  dem  Poor  Laie  flber- 
assen  bleiben  müssen,  von  einander  zu  trennen  und  weiter  für  die 
Tstere  Klasse  die  für  den  einzelnen  Unt erstatz ungs fall  geeignete 
Hilfeleistung  zu  ermitteln. 

Die  Char.  Org.  Soc.  bat  deshalb  auch  den  allergrCssten  Werth 
luf  Beschaffung  vor  geeigneten  District  Visitors  ge\egl  und  ist  in 
liesvm  Bestreben  besonders  durch  Miss  Octavia  Hill  unter- 
tützt  worden'),  einer  Frau,  welche  mit  ihren  aussei^ewöbnlichen 
irganisatorischen  Fähigkeiten  und  ihrer  bewunderungswürdigen  Hin- 
abe  an  die,  von  ihr  unternommene  Sache  auf  allen  Gebieten 
uni&nitärer  Bestrehnngen  Ansgezeichnetes  geleistet  hat.  Es  ist 
esonders  in  den  ärmeren  Distrikten  nicht  leicht  gewesen,  ge- 
ignete  freiwillige  Er&fte  zu  gewinnen,  und  man  hat  sich  viel- 
ich  genöthigt  gesehen,  hier  die  Arbeit  durch  Visitors,  welche  in 
nderen    Bezirken    wohnhaft  sind,  besorgen    zu  lassen,  was  bei  den 

')  Veigl.  besonders  einen  von  Miss  Octavia  (lill  in  Macmillan's 
lagaziue  vom  Oktober  1S72  veröffentlichten  Aufsatz:  The  Wori  of 
'olitnteers  in  the  Organisation  of  Charitif  sowie  den  im  3.  JahreBbericht 
es  X.  G.  B.,  Anhang  S.  126  «.,  veraffentlichten  Beriebt  von  Mise  Octavia 
lill  über  das  unter  ihrer  Leitung  in  dem  Armen  verbände  Marylebone  in 
h'irksamkeit  getretene  ;^fitmi  of  Combining  officiai  anävoluKteer  ogencies. 
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häufig  grossen  Entfernangen  zwiEchen   den  einzelnen  Bexirka  utk 
nicht  ohne  Schwierigkeiten  durcbzufUiren  war. 

Der  VisHor  hat  ober  den,  ihm  znr  Unterbocfamag  tktt- 
wieeenen  Fall  «n  Fonnolar  ansznfollen.  In  diesem  Formlitt 
sind  besonders  folgende  Fragen  gestellt:  Aller?  —  PuniliaTs> 
hältnisse?  —  Wenn  der  Betreffende  Kinder  hat,  wo  g^ca  di^ 
selben  zur  Schule?  —  Bemf?  —  Wo,  nnd  evuiL  wo  zoleui  k- 
Bchäftigt?  —  Wie  hoch  ist,  eveut.  war  der  wöcheotlicke  Ta- 
dienstV  —  Sonstige  Einnahmequellen  V  —  Wenn  der  BetrtSmk 
zur  Zeit  ausser  Beschftftignng  bt,  weshalb  hat  er  fieine  fatkn 
Beschäftigang  verlassen?  Seit  wann  ist  er  ausser  Beschäftignsi nd 
ist  er  im  letzten  Jahre  häufiger  ausser  Beschäftigung  gewtsa':  - 
Wie  viele  Zimmer  hat  der  Betreffende  inne?  Zu  »elcber  Mi«k': 
Ist  Miethe  rückständig?  —  Sind  sonstige  Schulden  Torhaaden'-  — 
Findet  schon  eine  Unterstützung  autens  Privater  oder  dirA 
Wobltbätigkeilsgesellscbaften  oder  seitens  der  öffentlicbeo  An»- 
behörde  statt?  —  Kann  eine  Unterstützung  von  anderfr  »» 
(Verwandte,  Trade  Z7fiioMs,jPri«t(ßy  Socidies  u.  s.w. ),  erhalten  werto' 
—  Wovon  lebt  der  Betreffende  jetzt?  —  Wie  denkt  er  seihst,  db 
ihm  am  besten  geholfen  werden  kannV  — 

Bei  Beontwortong  aller  dieser  Fragen  ist  des  nibem  un- 
geben,  von  wem  die  Auskunft  erhalten  isL  FOr  die  ABskunm- 
erlangung  wird  der  Visitor  besonders  auf  den  Jirii-rinp  0}T,ar. 
den  gegenwärtigen  und  den  früheren  Arbeitgeber,  den  üetstlicha 
und  event.  den  Schullehrer  hingewiesen. 

Veranschaulichen  wir  uns  nun  die  Thäiigkeil  dt: 
DistrictCommittees  etwas  näher.  Wir  glauben  dabei  ein  ncbifB 
Bild  am  besten  dadurch  geben  zu  können,  dass  wir  ans  an  da^jeup 
halten,  was  uns  bei  den  Sitzungen  eines  District  CommHiir.  dene. 
wir  beigewohnt  haben,  entgegengetreten  ist')- 

In  dem  Kensington  Dislrict  ContutiUce  befinden  sich  sieben  Mr- 
glieder,  welche  zu  gleicher  Zeit  Gvardians  sind;  vier  weilen  Kr- 
glieder  sind  in  dem  Vorstände  von  grossen  Wohlth4tigkeitsu»ultK. 
und  auch  die  Hehrzahl  der  anderen  Mitglieder  gdiört  aa  gJevhff 
Zeit  ai  ~ 

nnd  G 
Dislric 
stattfin 
gefassl 
ein  hei  t 
getragi 
Eingai 
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sttttzungsitntr&ge,  welche  an  das  Distrid  Committee  gerichtet  oder 
von  dem  Council  dem  District  Committee  zar  Erledigung  zugeschickt 
oder  TOD  dem  Board  of  Guardiäns  zur  eyent.  Beachtung  empfohlen 
sind,  und  anderereeits  Anfragen  von  Privatpersonen,  ob  Leate, 
welche  um  eine  Unterstützung  angehalten  haben,  wirklich  bedOrftig 
und  der  Wohlthätigkeit  würdig  sind  und  event.  in  welcher 
Weise  denselben  am  besten  geholfen  werden  kann.  Das  Bistrict 
Committee  wirkt  in  dieser  letzteren  Richtung  als  eine,  in  der 
Praxis  vielfach  benatzte  Agentnr  zwischen  den  der  Unterstützung 
bedürftigen   und  den  zur  Unterstützung  bereiten  Personen. 

Regelmässig  werden  die  Eingänge  zunächst  dem  Vistting  CoMmÜtee 
nbersandt  und  der  betreffende  Visitor  sendet  dann  seinen  Bericht 
(vgl.  oben)  ein.  Dieser  Bericht  kommt  in  der  Sitzung  zunächst  zur 
Verlesung.  Ausserdem  wohnen  gewöhnlich  einige  Mitglieder  des 
Visiting  Committee  den  Sitzungen  bei,  um  event.  weitere  Fragen 
beantworten  zu  können.  So  wird  häufig  weiter  gefragt,  wie  es  in 
der  Wohnnng  der  Betreffenden  ausgeäehen  hat?  welchen  Eindruck 
die  Kinder  gemacht  hahenV  ob  der  Betreffende  dem  Trunk  ergeben 
ist'-*  n.  s.  w.  u.  s.  w.  Wenn  über  die  zu  (reifende  Entscheidung 
Zweifel  bestehen,  so  wird  einem  Mitgtiede  des  Distrid  Commiüee  die 
weitere  Nachforschung  Übertragen  und  die  Entscheidung  zunächst 
vertagt. 

Der  Entscheidung  liegen  stets  folgende  Unter- 
fragen zu  Grunde. 

1.  Liegt  eine  wirkliche  Uilfsbedürftigkeit  vorV  Wird  diese  Fn^e 
verneint,  so  ist  der  Antrag  zurückzuweisen  und  der  Fall 
wird  in  dem  Decision  Book  als  not  requhing  relief 
eingetragen. 

2.  Welches  ist  die  Ursache  der  vorhandenen  Noth?  Wenn  die 
Noth  auf  eigenes,  grobes  Verschulden  des  Betreffenden 
zurückzuführen  ist,  so  wird  der  Antrag  ebenfalls  zurückgewiesen 
und  der  Fall  als  undescrving  eingetragen. 

3.  Welche  Wirkung  würde  eine,  von  mildthäliger  Seite  gegebene 
UnterstUUUng  haben  V  Wenn  nicht  zu  erwarten  ist,  dass  durch 
eine  vorübergehende  Unterstützung  ein  dauernder  Nutzen  zu 
erreichen  ist,  so  wird  der  Fall  als  fUr  die  Wohlthätigkeil 
ungeeignet  angesehen  und  als  incligible  (vergl.  oben)  einge- 
tragen. 

4.  Ist  von  der  Gewährung  einer  Unterstützung  ein  naclitheiliger 
Einfluss  auf  andere  Klassen  der  Bevölkerung,  insbesondere 
auf  in  ahnlicher  Lage  befindliche  Bekannte  und  Nach- 
barn des  Betreffenden  zu  hefllrchten?  Wenn  diese  Frage  be- 
jaht wird,  so  wird  auch  hier  dne  Unterstützung  durch  die 
Char.  Org.  Soc.  verweigert  und  der  Fall  als  Foor  Law 
bezeichnet,  event.  den  Gwardians  noch  besonders  zur  Berück- 
sichlignng  empfohlen. 

Erst  wenn  nach  Erl edigung  aller  dieser  Unter- 
fragen   festgestellt    ist,    dass   eine  Unterstützung  zu 


DcillizedDy  Google 


408  V.  4. 

gewähren  sei,  wird  die  weitere  Frage  erörtert,  welcher 
Art  die  Unterstützung  sein  soll. 

Hierbei  kommt  zunächst  in  Betracht,  aus  welchen  Mitteln 
die  Unterstatzung  geleistet  werden  soll.  Diese  Frage  fUlt  aatfli- 
lich  weg,  soweit  sich  schon  ein  Dritter,  —  unter  der  Bedingung,  dass 
die  Bedili'ftigkeit  und  Würdigkeit  des  Betreffenden  festgestellt  wird  — 
zur  Gew&hmng  einer  UnterstQtznng  bereit  erklArt  hat  Sehr  häufig 
findet  sich  anch,  nachdem  die  Frage  der  Gewähmng  der  Unter- 
stützung als  solche  bejaht  ist,  ein  Mitglied  des  Komitees  bereit, 
seinerseitG  die  UnterstOtznug  za  übernehmen  oder  die  VerechaSuog 
einer  Untergtlllzung  bei  einer  Wohlthätigkeitsanstalt,  welcher  er  an- 
gehört, herbeizufuhren.  Häufig  sucht  ferner  das  Komitee  seiner- 
seits durch  Empfehlung  des  Betreffenden  an  eine  WohlthfttigkeiU- 
anstalt  die  geeignete  Hilfe  zu  schaffen.  Wenn  dem  Komitee  ge- 
nügende eigene  Mittel  zur  VerfQgung  stehen,  so  unterstfitzt  et 
direkt,  in  anderen  Fällen,  besonders  wo  grössere  Summen  ver- 
ausgabt werden  massen,  giebt  das  Komitee  in  dem  Ckar.  Org, 
Rcporta-  Kenntniss  von  dem  Falle  und  fordert  zor  Einsendung  tod 
Beiträgen  auf.  Die  Summen,  welche  dem  Dish-ict  Committee  selbst 
zur  eigenen  Verfügung  stehen,  sind  meistens  nicht  allzu  grosse :  von  des. 
der  Char.  Org.  Soc.  oder  den  einzelnen  Distria  Committees  znfliessen- 
den  Beiträgen  wird  ein  Theil  von  vornherein  nur  fUr  bestimmte  Zwecke 
gegeben  und  ist  daher  nicht  allgemein  verwendbar;  ein  anderer, 
nicht  unerheblicher  Theil  ferner  wird  durch  die  allgemeinen  Ver- 
waltungskosten in  Anspruch  genommen.  Das  Komitee  wirkt 
weit  hänfiger  als  Vermittler  behufs  Sammlung  vol 
mildthätigen  Gaben,  denn  als  direkter  Vertheiler  von 
Gaben'). 

Die  Art,  in  welcher  die  Unterstützung  gewährt  wird,  ist  natur- 
gemiiss,  da  sie  immer  dem  einzelnen  Falle  angepasst  sein  muss, 
sehr  verschieden:  Baares  Geld  wird  regelmässig  nur  als  Darlehn 
gegeben;  bei  Frauen  geschieht  die  Unterstützung  besonders  häufig 
durch  Ankauf  von  Nähmaschinen,  Mangeln,  u.  s.  w. 

Bezüglich  der  Unterstützung  der  Frauen  Qber- 
hau])t  mögen  folgende  von  dem  Councii  der  Char.  Org.  tiac.  zor 
Richtschnur  für  die  Bistrict  Commitiees  aufgestellten  Grundsätze 
erwähnt  werden,  welche  den  Geist,  von  welchem  die  Gesellschaft 
getragen  wird,  kennzeichnen. 

1.  Mit  Bezug  auf  Frauen,  welche  von  ihren  Ehemännern  ver 
lassen   sind,  hält  dos  Council  aus  folgenden  GrUnden,  so  hart  dies 

')  In  den  Statuten  der  Geeellacbaft  heiset  ee:  Jl  must  aluxm  If 
tome  111  mind  that  this  Society  does  not  profeis  to  be  a  printarät/  Beluf 
Sociay  and  it  desires  to  act  m  that  charaeter  tu  «ädom  as  may  bt.  lu 
oicH  i'unds  are  primarili/  applicable  to  the  purposes  of  Organisation,  in 
vtutigation  and  advising.  and  tt  oiüg  undertakes  rdief  tchm  no  txtratieo»» 
lud  is  to  be  aat  for  a  case  that  requirea  it.  It  disdharges  ü»  otcn  /tmdHms 
best,  Khen  it  bringa  the  resoitrces  of  private  benetoknee  and  of  relief  orga- 
iimatiotit  to  benr  lipon  inrfstiiiatfd  ciwf*. 
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erscheineD  mi^;,  für    besser,  dass  der  Fall   der  Cffentlicfaen   Unter- 
stl)t2tiQg  flberlassen  bleibe : 

a)  Es  besteht  häufig  Eoilosiou  mit  dem  Ehemanne, 

b)  Es  ist  im  eigenen  Interesse  der  Armen  wüngchenswerth,  dass 
jede  Anstrengung  gemacbt  werde,  um  den  Ehemann  zur 
Strafe  zn  ziehen'). 

c)  Viele  Ehemänner,  welche  sieb  nicht  scheuen  wUrden,  ihre 
Familie  der  Privatwohlthätigkeit  za  überlassen,  werden  doch 
Bedenken  tragen,  ihre  Familie  zn  verlassen,  wenn  die  letztere 
alsdann  gezwungen  ist,  in  das  Workhouse  zn  gehen. 

2.  Bezi^lkh  der  Unterstützung  von  Wittwen  wird  darauf  hin- 
gewiesen, dass  es  eins  der  ersten  Ziele  der  Charity  Org.  Soc.  sein 
mnss,  den  Sinn  für  Sparsamkeit  und  Vorsorge  in  der  Bevölkerung 
zu  befördern.  Wenn  von  dem  Familienoberhaupte  keine  Vorsorge 
fUr  den  Todesfall  getroffen  sei ,  so  falle  regelmässig  ein'  Theil  der 
Schold  ancb  anf  die  Frau  und  man  solle  nicht  durch  Ge- 
währung einer  milden  Gabe  die  Wiltwe  der  verdienten  Strafe  ent- 
ziehen. Von  Ausnahmefällen,  welche  eine  besondere  Bertlcksicbtigung 
verdienen,  abgesehen,  sei  es  deshalb  auch  hier  das  Richtige,  den 
Fall  der  öffentlichen  Unterstützung  zn  überlassen. 

In  gleicher  Weise  werden  noch  Grundsätze  für  die  Behandlung 
anderer  häufig  vorkommender  Unters ttllzangsftLlle  aufgestellt  ^J: 
Familien  mit  grosser  Einderzahl,  Noth  im  Falle  von  Arbeitslosig- 
keit n.  B.  w.  Nirgends  ist  dabei  eine  Spur  von  weichherziger  Senti- 
mentalität zu  finden,  überall  wird  Rücksicht  darauf  genommen, 
dass  dnrch  die  Gewährung  der  Unterstfitznng  das  Interesse  der 
Allgemeinheit  nicht  geschädigt  werde. 

Znm  Schluss  mögen  noch  einige  Ziffern  als  Illustration 
dafür  angeführt  werden,  in  welchem  Umfange  die  Char. 
Org.  Soc.  Gutes  schafft. 

Während  des  Jahres  1884  wurden  von  den  39  Siatrict  Commitfees 
i0409  Fälle  behandelt;  davon  wurden  jedoch  nur  9637  Fälle,  also 
licht  die  Hälfte,  als  zur  Unterstfltzung  durch  die  Charity  geeignet 
trachtet.  Etwas  eingehendere  Ziffern  sind  im  Jahresberichte 
ies  Kensington  District  Committee  für  1883  zu  finden. 
Die  Geeammtzahl   der  behandelten  Fälle  betrug  hier   1307;  davon 

')  Wenn  die  eheverlasBene  Frau  vnn  wohlthätiger  Seite  unterstützt 
vird,  so  wird  sie  es  leicht  unterlasBen,  gegen  den  Ehemfuin  vomugehen, 
fahrend,  falls  eie  die  öflentUche  UnteratiltKnng  in  Anspruch  nimmt,  von 
ieu  Otiardians  ««gen  den  Ehemann  strafrechtlich  vorgegangen  neiden 
aim.     5  Geo.  IV.  c.  «3  8.  4. 

*)  Es  ma^  hier  bemerkt  werden ,  daae  die  Gaardiatm  bei  Hilfs- 
«dürftigk^t  einer  Wittwe  mit  mehreren  Kindern  reKelmäaaig  die  Praxis 
«folKea,  eine  Geldunterstützung  an  die  Wittwe  selbst  nicht  zu  gewähren. 
lau  lässt  vielmehr  1  Kind  bei  der  Mutter,  für  welches  dieselbe  selbst 
eu  Unterhalt  zn  schaffen  hat,  wührend  man  die  übrigen  Kinder  in  die 
.rmenacbulen  auAiimmt.  Wenn  die  Mutter  nicht  im  Stande  ist,  für  sich 
nd  1  Kind  zn  sorgen,  so  musa  sie,  wenn  nicht  ein  Ausnahmefall  vor- 
egrl,  in  das  Workhouse  wandern. 
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wurden  als  fUr  die  Chea-üy  ODgeeignet  fkosgeeondert  872  FUle,  nud 
zwar  als 

not  reguiring  rdicf 191 

undeserving 205 

ineligOjU 476 

Summa  872 
Von  der  restireoden  Summe  worden  durch  AaaDistrict  CommUUt 

aus  eigenen  Mitteln  unterstützt: 269 

eine  Unteistfttznng   durch  Privatpersonen   ward 

veranlasst  bei .     90 

eine  Untersttttzui^  durch  bestehende  Wohltbfttig- 

keitsanslalten  bei .63 

eine  solche    durch    die    öffentlichen     Annenbe- 
hörden bei 13 

Summa  435 
Uan   sieht   ans  diesen  Ziffern,  daes  die  angeftlhrten   strengen 
Grundsätze   Über   die  Grenzen,  welche   sich    die   Privatwohlthfttig- 
keit  m  stecken  hat,   nicht  nur   theoretische  sind ,  Eondem  wurkhch 
sur  praktischen  Anwendung  gelangen. 
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Armenstatistisches. 


Id  der  votliegendeD  Arbeit  sind  zwar  schoQ  gelegeDtlicb  einige 
glatifitiscbe  Angaben  gemacht  worden.  Wir  haben  ans  jedoch  ab- 
sicfatlicb  enge  Schranken  bei  derartigen  Anführungen  auferlegt. 
Diee  ist  geschehen ,  weil  wir  befürchteten ,  dass  bei  einfacher 
ZitiniDg  der  Ziffern  ohne  eine  liritische  Bemerkang  Über  dieselbeu 
leicht  irrthumlicbe  Schlosse  veranlasst  werden  könnten ,  und  weil 
wir  es  anf  der  andern  Seite  nicht  für  angezeigt  hielten,  den  Gang 
der  Barstellung  durch  eingehende  slatialische  Kritiken  zu  unter- 
brechen. Es  erschien  uns  vielmehr  rathsam,  die  Statistik  and  die 
daran  zu  knUpfenden  Bemerkungen  im  Zusammenhange  zu  geben. 

Diese  zusammenhängende  Behandlung  aber  haben  wir  absicht- 
lich in  den  Anhang  verwiesen,  um  dadurch  schon  äusserlich  kennt- 
lich zu  machen,  dasa  wir  die  Armen  Statistik  als  ausser  dem  Rahmen 
unserer  Arbeit  liegend  ansehen.  Die  Aufgabe,  welche  wir  aus  bei 
der  vorstehenden  Arbeit  gestellt  haben,  besteht  darin,  das  englische 
Armensj'stem  in  der  Entwicklung,  die  es  genommen  hat,  und  in 
der  praktischen  Handhabung,  in  der  es  uns  heute  entgegentritt, 
zur  Carstelluiig  zu  bringen.  Dagegen  haben  wir  nicht  beabsichtigt, 
aaf  die  Armenverhältnisse,  auf  den  Umfang  des  PauperiBmns  in 
England,  auf  seine  Ursachen  und  seine  Heilung  hier  einzugeben. 
Gerade  diese  Momente  aber,  welche  wir  als  ausserhalb  des  Rahmens 
unserer  Arbeit  liegend  betrachten,  sind  es,  fSr  welche  man  vor- 
^Dgsweise  in  den  Armenstatistiken  nach  Auskunft  sucht.  Auf  die 
ins  intereesirenden  Fragen  nach  den  Vorzügen  und  Nachtheilen 
les  Armensystems  vermögen  die  Armenziffern  nur  in  sehr  geringem 
Jnifange  eine  Antwort  zu  geben :  Die  Zahl  der  Öffentlich  Unter- 
tatzten  kann  eüie  niedrige  sein,  weil  neben  dem  ijffentlicben  Unter- 
totznngswesen  andere  Faktoren  sich  der  Bedürftigen  in  weiter 
Lusdehnnng  annehmen,  oder  weil  die  au^esprochene  Pflicht  der 
'ürsorge  für  die  Unterstützungsbedürftigen  nur  in  geringem  Maasse 
raktisGh  zur  Anaführung  und   Verwirklichung  gelangt.     Die  Höhe 
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der  Armenansgaben  kann  darauf  zurückzufahren  sein,  dass  mao  der 
Pflicht  zur  Fürsorge  fBr  die  Bedürftigen  in  einem  weiteren  oder 
geringeren  Maasse  gerecht  wird.  Es  würde  nichts  nnrichüger  sein, 
als  ein  Armensystem  lediglich  nach  den  Arraenstaüstiken  zu  be- 
nrtheilen.  Das  System  kann  auf  dieee  Ziffern  einwirken,  aber 
zunächst  beruhen  dieselben  auf  allgemeinen  Yerbättnissen  wirth- 
scbaftlicher  und  sozialer  Natur. 

Auch  die  Veränderungen  der  Ziffern  von  Jahr  zu  Jahr  sind  aar 
mit  grosiier  Vorsicht  und  in  beschränktem  Maasse  zu  einem  Urtbeile 
über  die  Wirksamkeit  und  die  Erfolge  des  Annensyatems  za  be- 
nutzen. Wenn  sich  der  allgemeine  Wohlstand  eines  Landes  gehoben 
hat,  und  wenn  die  von  ihrer  Hände  Arbeit  lebenden  Klassen 
einen  Vortheil  hieraas  zu  ziehen  vermocht  haben,  so  wird  sidi 
dies,  —  einerlei,  welcher  Art  das  Armensystem  ist  und  in  welcher 
Weise  dasselbe  gehandhabt  wird  ^  in  den  Annenziffem  bemerk- 
bar machen.  Eine  Abnahme  in  der  Zahl  der  Unterstützten  kann 
aber  auch  weiter  darauf  zurückzuführen  sein,  dass  die  BevölkeniDg 
sich  in  sittlicher  Beziehung  gebessert  hat,  dass  dieeelbe  sparsamer 
geworden  ist,  dass  sie  sich  der  sittlichen  und  wirthscbafllichen 
Pflicht,  selbst  für  die  Tage  des  Alters,  der  Krankheit  und  der 
Arbdtslosigkeit  zu  sorgen,  in  höherem  Maasse  bewusst  geworden  ist. 

Bei  der  sozialen  Krankheit  des  PanperiBmus  steht  es  nicht 
anders,  als  bei  jeder  andern  Krankheit:  Durch  eine  falsche  Be- 
handlung kann  die  Krankheit  verschlimmert  und  ihre  Gefährlichkeit 
für  die  Allgemeinheit  vermehrt  werden.  Durch  eine  rationelle  Be- 
handlung kann  die  Krankheit  geheilt  oder  doch  auf  einen  engeren 
Kreis  eingeschränkt  werdeu.  Aber  die  Krankheit  selbst  muss  als 
eine,  aus  mannigfachen  Faktoren  resuhirende  Thalsache  hinge- 
nommen werden,  deren  gänzliche  Beseitigung  in  der  Zukunft  herbei- 
zuführen  für  den  Arzt  allein  regelmässig  ausserhalb  des  Bereiches 
der  Möglich  keil  liegt.  Er  sucht  die  bereits  von  der  Krankheit 
Ergriffenen  zu  heilen  und  auf  die  noch  Gesunden  warnend  einzu- 
wirken, auf  dass  sie  Vorsichtsmaassregeln  treffen,  um  nicht  ibrerseila 
der  Krankheit  anheimzufallen.  So  soll  es  auch  das  Ziel  eines 
rationellen  Armensysteros  sein,  denjenigen  Theil  der  Bevölkerung, 
welcher  bereits  der  Verarmung  erlegen  ist,  soweit  als  möglieb 
wieder  zur  Selbstständigkeit  zu  bringen  und  dabei  zu  gleicher  Zeil 
alles  zu  vermeiden,  was  die  noch  gesunde  Bevölkerang  in  ihrem 
Streben,  selbstständig  zu  bleiben  und  ihrerseits  Vorkehnugen 
zur  Vorbengung  einer  Verarmung  in  der  Znknnft  zu  treffen, 
lässig  machen  könnte.  Ein  rationelles  Armenwesen  soll  in  sich 
selbst  eine  Warnung  vor  den  Folgen  enthalten,  welche  eine  Unter- 
lassen der  eigenen  Vorsorge  nach  sich  ziehen  wird.  In  wie  weit 
aber  die  Bevölkerung  diesem  Warnungsmfe  Gehör  schenkt,  inwie- 
weit sie  demselben  Folge  zu  geben  im  Stande  ist,  das  hängt  von 
anderen,  selbstständig  wirkenden  Faktoren  ab.  Nor  wenn  es  mög- 
lich wäre,  alle  die  verschiedenen,  anf  die  Verarmung  hinwirkenden 
Faktoren  zu  sondern  nnd  festzustellen,  wie   häufig  nnd  in  welchem 
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UmfaDge  allgemeine  Verhältnisse  oder  eigene  Fehler  und  Charakter- 
eigenschaften der  Verarmung  zu  Grnade  liegeo ,  könnte  man  an 
die  Lösang  der  Frage  herangehen,  in  ^e  weit  dem  Armensysteme 
gelbst  eia  Einfluss  aaf  die  Armenziffem  zuzuschreiben  ist.  Solange 
dies  nicht  möglich  ist,  giebt  die  Ännenziffer  nar  den  that.<!ächlichen 
Umfang  der  Krankheit  an,  für  welche  zu  sorgen  ist.  und  zwar  in 
einer  Weise  zn  sorgen,  welche  nicht  nur  die  bereits  verarmten 
Glieder  des  Gemeinwesens  im  Auge  hat,  sondern  auch  dabin  zu 
wirken  sucht,  die  noch  selhststftndigen  Glieder  vor  der  Ver- 
armang  und  deren  Folgen  zu  warnen ' ). 


■)  Man  hört  id  Eagland  zuireilen  die  Ansicht  auBsprecbeii :  Wenn 
wir  kein  öffentlifhee  AnneDwesen  hätten,  würden  die  Leute  besser  tiir 
Hch  eelbet  eorgen,  äe  würden  inal>eHondere  ni(;lit,  wie  es  jetzt  so  vielfach 
geschieht,  einen  grosaen  Theil  des  Verdienstes  für  Spirituosen  verseudeii. 
Infolge  dessen  wlirdc  dann  auch  die  Zahl  der  Hilfebedtirftigen  eine  kleinere 
Bein.  —  Wenn  man  die  Vertreter  di^er  Ansicht  —  Irfule,  welche  zumeist 
ein  besondere  wannes  Herz  für  ihre  armen  Mitbürger  haben  und  zu  allen 
möglichen  W oh Ithätigkeitsanst alten  beitragen  —  dann  fragt,  ob  sie  auch 
die  Annen -Krankenanc fallen  u.  s.  w.  beseitigen  wollten,  ao  erhält  man 
die  Antwort:  „Oh,  nein!  das  ist  etwas  ganz  anderes.  Krankenanstalten 
mOaaen  im  allgemeinen  Interesse  beatehen,  damit  nicht  durch  Vemach- 
läsaigong  der  Krankheit  schlimme  Folgen  für  weitere  Kreise  herbeigeführt 
werden.  Ausaerdem  verlangt  auch  die  Humanität,  dass  man  gegen  den- 
jenigen, der  schon  durch  eine  Krankheit  schwer  genug  getroffen  ist,  Alilde 
walten  läast."  —  Es  ist  schwer  einzusehen,  wcahalb  Derjenige,  der  es 
vereftumt  bat,  für  den  Fall  der  Krankheit  Vorsorge  zu  treffen,  mehr  Milde 
verdienen  sollte,  als  Derjenige,  der  in  den  Tagen  ausreichenden  Verdienstes 
nicht  daran  gedacht  hat,  akg»  er  durch  widrige  UmstÄnde  ohne  eigenes 
Verschulden  plötzlich  arbeitslos  werden  könnte.  Weiter  aber:  besteht 
nicht  auch  bei  Demjenigen ,  der  aus  irgend  welchem  Umstände  zur  Zeit 
anaser  Stande  ist,  selbatändiK  seinen  I^bensunterbalt  zu  verdienen,  ein 
allgemeines  Interesse,  demselben  wenigstens  das  zum  J'nBten  des  Lebens 
Nothwendige  zu  gewähren  und  dadurch  vorzubeugen,  dase  der  Betreffende 
nicht  aus  purer  Noth  gezwungen  wird,  auf  gesetzwidrigem  Wege  sich 
die  Mittel  zum  Leben  zu  verschaffen  ?  Dabei  denke  man  auch  daran,  dass 
im  letzteren  Falle  der  Betreffende  event.  schliesslich  doch  noch  aus  öffent- 
lichen Mitteln  nnterhalten  werden  mnss,  nämlich  ^  in  den  Geflnraissen ! 
Nein,  die  an  sich  sehr  nothwendigen  Bestrebungen,  das  Volk  zur  Nlässig- 
keit,  zur  eigenen  Vorsorge  für  die  Tage  der  Krankheit,  des  Alters  und 
der  Arbeitslosigkeit  zu  erziehen,  müssen  ihren  eigenen  Weg  gehen.  Was 
dieselben  von  dem  öffentlichen  Unterstützimgswesen  verlanf;cn  können, 
ist,  dass  das  letztere  so  eingerichtet  sei.  dass  Jedermann  in  ihm  nur  das 
Ultimum  Refugium  erblickt,  das  in  Anspruch  zu  nehmen  er  aich  nur  im 
alleifussersten  Nothfalle  entschliesst,  Dasa  das  englische  Workhoiise- 
ä;Hlem  da,  wo  eu,  wie  in  der  Metropolis,  streng  angewandt  wird,  dieser 
Aufgabe  gerecht  wird,  kann  Ton  Niemandem  bezweifelt  werden,  der  die 
Anschauung  der  niederen  Volkaklassen  Über  das  WorUwuse  und  ihre 
Abneigung  gegen  dasselbe  kennen  gelernt  bat  Und  ein  voU^tiger 
Rewas  dafür  wird  durch  die  Thatsache  geliefert,  dass  nur  selten  ein 
noch  vollständig  Arbeitsffibiger  seinen  Weg  in  das  Workhouse  findet 
Wenn  die  Bestrebungeii,  das  englische  Volk  von  seinem  HauptUbel,  der 
Trunksucht,  zu  heilen,  nicht  den  gewünschten  Erfolg  haben ,  und  wenn 
sich  in  der  That  in  den  Workhousen  eine  ganze  Anzahl  von  Personen 
befinden,  welcbe  falls  sie  nicht  in  früherer  Zeit  dem  Trunk  mit  seineu 
Üblen  Folgen  in  wirthsc haftlicher  und  gesundhdtlicher  Richtung  ei^ben 
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Es  bedarf  wohl  kaum  einer  besonderen  Augftthnmg,  dass  man 
ein  Unheil  über  die  Wirkgamkeit  der  in  den  einzelnen  Lftndern 
geltenden  ArmeDsyeteme  nicht  aus  den  in  Yergleichiing  gebrachten 
Armenziffern  dieser  Länder  entnehmen  kann.  Bei  einer  derartigen 
Vergleichnng  wird  voransgesetzt ,  dass  die  Faktoren,  welche  uf 
eine  Verannnng  hinfahren,  in  den  einzelnen  Ländern  in  gleicher 
Weise  nnd  in  gleicher  Stärke  vorbanden  seien,  eine  Annahme, 
welche  direkt  der  Wirklichkeit  widerspricht.  Aber  auch  sonst 
fehlt  es  an  allen  Unterlagen  fUr  eine  Vergleichnng.  Die  Aas- 
dehnung der  öffentlichen  FDrsorge  in  den  verschiedenen  Ländmi 
ist  eine  verschiedene,  da  die  gesetzlichen  Anord  nnngen  von  ein- 
ander abwichen,  nnd  da  andererseits  der  Umfang,  in  welchem  die 
Frivatwohlthätigkeit  neben  der  öffentlichen  POrsorge  stattfindet,  in 
den  einzelnen  Ländern  ein  verschiedener  ist  and  sich  mit  irgend 
welcher  Bestimmtheit  nicht  ermitteln  Iftsst.  Vor  allem  aber  ist 
der  Fnndamentalbegriff  der  Armnth  ein  dnrchaos  schwankender. 
Bei  Entscheidung  der  Frage,  was  als  Annnth  anzusehen  ist, 
spielt  nicht  nnr  der  allgemeine  Werth  des  Geldes,  die  Höbe 
der  Lebensmitlelpreiee  n.  s.  w.  eine  Rolle,  sondern  die  Ent- 
scheidung hängt  vor  allem  ab  von  dem  Standard  of  life,  wie 
er  generell  in  dem  einzelnen  Volke  besteht:  ein  englischer  Arbäter 
ist  an  andere  Lebensansprttche  gewOhnt,  als  der  Arbeiter  in  den 
sächsischen  Weh erei- Distrikten.  Bei  Vorhandensein  derselben  Mittel, 
bei  welchen  der  letztere  noch  in  seiner  Weise  leidlich  behorch 
leben  zQ  können  glaubt,  w&rde  man  in  England  bereits  Drstitutton 
annehmen.  Der  Begriff  der  Armnth  ist  ein  durchaus  relatiTer, 
der  MaasEstah  der  Bedürftigkeit  wie  der  Maassstab  der  m  ge- 
währenden Hilfe  ist  ein  verschiedener').  Es  fehlt  an  jedem 
branchbaren  Werthmesser ,  welchen  man  den  Armenziffem  der  ver- 
schiedenen Länder  zu  Grunde  legen  könnte.  Wer  es  irgend  ernst 
nnd  gewissenhaft  mit  der  Statistik  meint,  muss  eine  internationale 
Armen  Statistik  für  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  erklären. 

Wir  haben  diese  Bemerkungen  den  nun  folgenden 
statistischen  Angaben  vorausschicken  zu  mitssen  ge- 
glaubt, damit  den  Ziffern,  welche  wir  lediglich  der 
Vollständigkeit  wegen  dieser  Arbeit  anschliessen, 
nicht  eine,  von  nns  nicht  beabsichtigte  Bedeatuni 
beigelegt  werde. 

Die  englische  Armenstatistik  ragt  vor  derjenigen  alter  andern 
Länder    durch    ihren    zeitlichen     und    räumlichen    Umfang    hervor. 


seweaen  wären,  sich  in  der  Selbatfindigkeit  hätten  erhalten  können,  so  itt 
das  auf  andere  Momente,  nicht  auf  das  Bestehoi  eines  Öffentlichen  Unt«r- 
atützungfl  Wesens  zurfckzuführen. 

'}  Emile  Laurent  sa^  sehr  richtig  in  seinem  Werke:  Lt  Bw- 
perUm  rt  VAsHoäatiou  dt  Preroyance,  Paria  1865:  L'indulgtna  ttt  tmrn- 
HeBement  un  fait  He  relation  et  de  eotitraste. 
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Ton  den  ErmittlaiiKen  am  frUberer  Zeit  abgesehen,  fioden  wir  vom 
Jahre  1834  ab  in  den  alljäbrlichen  Berichten  der  Zentralarmeti' 
behörde  eine  fortlaufende,  kaum  mehr  Übersehbare  Masse  von 
Btstistischen  Mittheilnngen  zusammen  getragen.  Ausser  diesem  Haapt- 
qaellenwerke,  aus  welchem  Auszüge  in  den  seit  den  fUnziger  Jahren 
illj&brlich  erscheinenden  „Statistical  Abstracts  for  the  United 
Kingdom"  niedergegeben  werden,  wird  seit  dem  Bestehen  des 
X.  G-  B.  der  finanzielle  Theil  der  Armenetatistik  noch  speciell  in 
den  ebenfalls  alljährlich  erscheinenden  „Locol  Taxation  Returns" 
behandelt.  Dazu  tritt  dann  noch  eine  erhebliche  Zahl  von  Er- 
mittlungen, welche  über  einzelne  Punkte  gelegentlich  ai^estellt 
worden  sind.  Die  letzteren  werden  an  verschiedenen  Stellen,  zn- 
meiet  in  den  MiaceSaneous  SlatisUcs  pnblizirt. 

In  wieweit  dieser  Quantität  des  Materials  die  Qualität  desselben 
entspricht,  ist  eine  andere  Frage,  auf  welche  mit  einigen  Worten 
noch  unten  eingegangen  werden  solP). 

Wir  beginnen  zunächst  mit  der  Personal-Armensta- 
tistik.  Big  zum  Jahre  1848  befolgte  man  zur  Ermittlung  der 
Zahl  der  Armen  das  Prinzip,  alljährliche  Aufstellungen  Ober  die 
im  Laufe  der  letzten  drei  Monate  des  englischen  Armenjabres 
unterstützten  Personen  zu  erheben.  Das  englische  Armen  jähr 
scbliesst  mit  Ladyday  (Maria  Verkündigung,  25.  Mürz).  Die  Er- 
mittlungen, welche  sich  demnach  auf  einen  Theil  des  Dezember, 
den  ganzen  Januar  und  Februar,  sowie  einen  Theil  des  März  er- 
streckten, nmfassten  diejenige  Jahreszeit,  in  welcher  natargemäss  die 
Zahl  der  Untersttttzten  am  grössten  sein  muss.  Vom  Januar  1849 
ab  hat  man  das  Prinzip  der  Ermittlungen  geändert- 
Han  erhebt  seitdem  die  Zahl  der  an  zwei  bestimmten 
Tagen  eines  jeden  Jahres  —  dem  1.  Januar  und  dem 
1.  Juli  —  unterstutzten  Personen.  Hierbei  ist  man  von  der 
Ansicht  ausgegangen,  dass  die  Zahl  der  in  einem  Jahre  Unter- 
stützten am  I.  Januar  am  grössten  und  am  1.  JdH  am  kleinsten 
sei  and  dass  die  aus  diesen  beiden  Zahlen  gezogene  Mitte  die  durch- 
schnittlich in  dem  einzelnen  Jahre  per  Tag  unterstützte  Zahl  von 
Personen  ergebe.  Einige  später  gemachte  Ermittlungen  haben 
jedoch  gezeigt,  dass  diese  Annahme  nur  theilweise  richtig  ist, 
nämlich  nur  betreffs  der  Änacht,  dass  die  Zahl  der  am  1.  Jnli 
Unterstützten  regelmässig  die  niedrigste  im  Jahre  sei-  Dagegen 
fUlt  die  höchste  Zahl  nicht  auf  den  1.  Januar^),  sondern  erst  anf 

')  Eb  ist  oben  S.  284  Anmerk.  1  schon  darauf  anfmerksam  Kemacht 
worden,  data  es  in  England  kein  statiatischeB  ZentralbDreau  ^ebt.  I>le 
hieT  einschlttgigen  StatjEtiken  werden  in  dem  Statistical  Depminuvl  des 
i.  G.  B.  bearbeitet. 

*)  Als  leicht  ventSndliche  ErklKrang  dafUr,  dass  die  Zahl  der  am 
1,  Januar  Ünleretatzten  relativ  gering  isVwi^d  darauf  hingewiesen,  dass 
ee  aehr  httufiff  vorkommt,  dass  m  den  WorkhouseK  unteiBtötite  Peraonen 
nm  die  Weihnachtezeit  das  Workhouee  verlassen  und  bei  Verwandten 
und  Freonden  während  der  Feiertag  Aufnahme  finden,  im  Laufe  des 
Januars  aber  in  die  Worihoune/i  zurückkehren. 
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Ende  Janoar  oder  noch  später.  Der  hierdurch  hervorgemfeDen 
Ungenaoigkeit  braucht  aber  an  sich  keine  grosee  Bedentnng  bei- 
gelegt zn  werden,  weil  der  Fehler  in  jedem  Jahre  ziemlich  glcicb 
gross  sein  wird  und  somit  der  Vergleicbbarkeit  der  Pur  die  einzetneu 
Jahre  ermittelten  Ziffern  kanm  im  Wege  steht. 

Weit  schwerer  wiegend  aber  sind  die  Bedenken ,  welche  geges 
das  ganze  Prinzip  der  Erfaebung  zn  machen  sind  imd  welche  noch 
dadurch  verschärft  werden,  dass  keine  gesonderte  Ennittelnng  der 
an  den  betreffenden  Tagen  dauernd  und  der  nur  vorüber- 
gehend Unterstützten  stattfindet,  dass  vielmehr  die  Zahlen  Rtr 
die  beiden  Klassen  zusammengeworfen  werden.  Bei  den  danemd 
Unterstützten  kann  man  sich  auf  die  Erhebungen  an  zwei  einzelnen 
Tagen  beschränken ;  die  daraus  gezogene  Mittelzahl  wird  den  Dorch- 
Gcbnitt  der  per  Tag  danernd  Unterstützten  ziemlich  richtig  ergebeo. 
D^egen  ist  die  Annahme,  dass  sich  die  Darchschnittsziffer  d«* 
vorübergehend  Unterstützten  ans  den  Ermittelungen  über  die  Zahlen 
der  an  zwei  einzelnen  Tagen  Unterstützten  ermitteln  lasse,  eine 
sehr  problematische.  Die  Gesammlzabl  der  im  Laufe  eines  Jahres 
vorübergehend  UnterstDtzten  ist  natürlich  nm  viele  Haie  grösser, 
als  die  Zahl  der  an  einem  einzelnen  Tage  Unterstützten.  Welches 
Verhältniss  aber  zwischen  dieser  letzteren  Summe  und  der  Gesammt- 
zabl  besteht,  darüber  lassen  sich  nur  Termnthnngen  anstellen.  Auf 
dieses  Verhältniss  wirken  so  viele  zsfällige  und  in  den  einzelnen 
Jahren  wechselnde  Verhältnisse  ein,  dass  man  zu  einer  festen 
durchschnittlichen  Proportion  nnmöglich  gelangen  kann'). 

Die  Zahl  der  am  1.  Jannar  oder  1.  Jnli  vorübergehend  Unter- 
stützten kann  in  Folge  der  Einwirkung  von  zufälligen  Umständen, 
Wittemngs Verhältnissen,  geschäftlichen  Krisen  n.  s.  w.  in  den  eiuzeben 
Jahren  eine  ganz  verschiedene  Proportion  zu  der  Gesammtsimime 
annehmen.  Man  denke,  dass  eine  grosse  Handelskriais ,  welche 
vom  2.  Jannar  bis  Ende  Juni  anhält  und  durch  welche  viele  Th- 
sende  arbeitslos  und  unterstDtznngsbedfirftJg  werden,  auf  die  nach 
der  englischen  Me^iode  ermittelte  Darchschnittsziffer  der  per  Tag 
Unterstützten  auch  nicht  den  allergeringsten  Eintiuss  hat.  Das  aof 
Grund  dieser  Durcbschnittsziffer  berechnete  Verhältniss   der  Unter- 


')  Von  englischen  Schriftotelleni  wird  die  Gcsammtzahl  der  im  Laufe 
des  Jahres  Unterstützten,  d.  h.  der  danemd  und  der  vorübergehend 
Unterstützten,  ala  drei  bis  vier  Mal  ao  gross  wie  die  Zahl  der  durch- 
schnittlich an  einem  Tage  Unterstützten  angenommen.  Diese  Annahooe 
gründet  eich  auf  eine  epciuelle  Erhebung,  welche  von  .Mr.  Purdf,  dan 
Ctef  des  StadXicn/  Bejiarimmt  des  Foor  LairBoard,  im  Jahre  1857  über 
die  Gesammtzahl  der  in  diesem  Jahre  onteratutzten  Personen  angeeteUt 
wurde.  Als  das  Resultat  ergab  eich,  dass  die  Gesammtzahl  S'/sMal  so 
gross  war  wie  die  Für  den  I.  Januar  crniitteite  Ziffer:  ver^l.  auch 
Pashle^  a.  a,  Ü.  S.  10.  Es  sei  übrigens  nebenbei  auf  die  Schwieiigknt 
hingewiesen,  welche  eine  exakte  Eimittelung  der  Gesammt^hl  der  im 
Läufe  eines  Jahres  UnterstUtzteo  wegen  der  schwer  dnrcfamfShreiiden 
Ausscheidung  der  im  Laufe  des  Jahre«  mehrere  Male  vorllbergebend 
unterstQlzten  Personen  macht. 
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GtQtzten  ZD  der  Gesammtbevöllierang,  die  in  gleicher  Weise  berech* 
nete  Höhe  der  anf  den  einzelaec  Armen  eotfallendeu  UnterstUtznngs- 
eumme  und  ähnliche  Berechnungen  haben  deshalb  nur  einen  ganz 
problematischen  Werth.  Dabei  ist  ferner  zn  berücksichtigen,  dass 
in  Folge  der  Zusammen w er fung  der  vorübergehend  mit  den  dauernd 
UnterGlDtztea  diesen  Ziffern  in  verEchiedenen  Jahren  oder  in  ver- 
schiedenen Bezirken  eine  ganz  verschiedene  Bedentnng  zukommen 
kann.  Nehmen  wir  an,  die  Zahl  der  UnterstDtzten  belaufe  sich  in 
zwei  anf  einander  folgenden  Jahren  auf  100;  in  dem  einen  Jahre 
setzten  sich  aber  diese  100  aus  50  danemd-  und  50  vorübergehen d - 
Unterstützten,  in  dem  anderen  dagegen  aus  30  dauernd-  und  70 
TorOb ergehend-  Unterstützten  zusammen ,  so  tritt  die  stattgehabte 
enorme  Verbesserung  der  VerhältnisBe,  welche  auf  den  Armcn-£tat 
entschieden  einen  Einflass  ausüben  muss,  aus  den  statistischen  Ta- 
bellen gar  nicht  hervor,  —  Ganz  gerade  so  verhält  es  sich,  wenn 
Ewischen  den  einzelnen  Bezirken  eine  Verschiedenheit  hinsichtlich 
der  Znsammensetzung  der  ermittelten  Armenziffer  obwaltet  Ja,  hier 
wird  diese  Verschiedenheit  hfin&ger  und  i:i  noch  schrofferer  Weise 
Torbanden  sein:  in  einem  ländlichen  Bezirke  wird  stets  eine  grös- 
sere Proportion  der  Gesammtzabl  anf  die  dauernd  Unterstützten 
fallen  als  in  einem  grossslädtischen  Bezirke.  In  Folge  dessen  ist 
die  Richtigkeit  von  Berechnungen  darüber,  wie  gross  sich  die 
Armenansgaben  per  Kopf  des  Unterstützten  in  den  einzelnen  Be- 
zirken oder  in  den  einzelnen  Jahren  belaufen,  und  die  Richtigkeit 
der  daraus  gezogenen  Schlüsse  eine  höchst  zweifelhafte. 

Die  Unsicherheit  darüber,  welche  Proportion 
der  Unterstutzten  anf  die  dauernd  und  welche  Pro- 
portion auf  die  bloB  vorabergebend  Unterstützten 
fällt,  beeinflnsst  naiurgemüss  auch  den  Werth,  welcher  den  über 
die  Individualität  der  Unterstützten  angestellten  Ermittelungen  bei- 
zulegen ist.  Zunächst  einige  altgemeine  Bemerkungen  Über  diese 
individuellen  Ermittelungen. 

Die  Unterstützten  werden  in  zwei  Hauptgruppen 
getheilt:  In-äoor  und  Out-äoor  Paupers.  Vater  In-daor  Paupers 
werden  alle  in  den  anter  der  Verwaltung  der  Armenbebörden 
stehenden  Anstalten  (Workhouses,  Distrid  Sdtools,  Infirmaries,  Stdi 
Asgluma)  Unterstützten  zusammengefasst ;  alle  übrigen  Unterstützten 
erscheinen  in  der  Rubrik  der  Out-door  Paupers.  Die  Summe  der 
In-door  Paupers  deckt  sich  nicht  mit  der  Gesammtzahl  der  in  den 
Anstalten  Unterstützten,  weil  alle  Diejenigen,  welche  in  solchen  An- 
stalten untergebracht  sind,  die  nicht  unter  der  Verwaltung  der 
ArmenbehCrden  stehen,  als  Out-door  Paupers  aufgeführt  werden. 

Dieser  Umstand  ist  von  ganz  besonderer  Bedeutung  bei  den 
armen  Geisteskranken,  von  denen  sich,  wie  wir  oben  gesehen 
haben,  die  Mehrzahl  nicht  in  den  Workhoiises,  sondern  in  den,  unter 
besonderer  Verwaltung  stehenden  County-  oder  Sorough-Asylums  be- 
finden. Die  so  in  den  Tabellen  stattfindende  AuseinanderreisBung  der- 
selben Klasse  von  Unterstfitzungsbedärftigen,  je  nachdem  dieselbcu  in 
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Anstalten,  welchp  anter  der  Leitung  der  Armeabebörden  stehen,  nnter- 
gebracht  sind,  oder  in  Anstalten,  welche  von  anderen  Behörden  ver- 
valtet  werden,  ist  nicht  nnr  an  sich  irrationell,  sondern  ist  auch  geeignet, 
durchaus  unrichtige  Schlüsse  betreffs  des  Verhältnisses  zwischen  Ji'- 
door  und  Ouldoor  Paupers  herbeizuführen.  Man  bedenke  dabei  nocli 
besonders,  dass,  wie  oben  gezeigt  warde,  die  Zahl  der  armen  Geistes' 
kranken  in  den  letzten  Jahrzehnten  enorm  zagenummen  hat  udi)  dass 
sich  diese  Vemiehmng  vor  allem  auf  die  Zahl  der  in  den  Cowitp- 
oder  Borotigh-Asyhims  Untergebrachten  erstreckt  hat.  —  Seit  dem 
Ende  der  fünfziger  Jahre  sind  die  statistischen  Mitlhcilangen  in 
diesem  Punkte  insofern  verbessert  worden,  als  in  den  Tabellen  die 
armen  Geisteskranken  (Limalics,  Insane  Paupers,  Idiols)  sowohl  bei 
den  In-door  als  Out-door  Pavjiers  gesondert  aufgeführt  werden. 
Leider  ist  nur  dieser  Verbesserung  bei  den  auf  Gmod  der  Tabdle 
angestellten  Berechnui^en  über  die  Zahl  der  In-door  und  Oul-dobr 
Paupers  und  über  das  Verhältniss  derselben  zu  der  Bevölkerung  n.&.v. 
keine  Beachtung  geschenkt  worden. 

Neben  der  besonderen  Hervorhebung  der  Geisteskranken  wird 
bei  den  In-door  nnd  Out-door  Pavpcrs  noch  eine  fernere  üoierah- 
theilung  gemacht,  je  nachdem  die  Unicrstützten  arbeitsfähig 
(dbk  -  bodied)  oder  nicht  arbeitsfähig  sind.  Auch  hier  besteben 
jedoch  sehr  erhebliche  Bedenken  gegen  die  Brauchbarkeit  der  Zif- 
fern. Zunächst  fehlt  es  absolut  an  einer  Uehereinstimmnng  darüber, 
welche  Personen  als  able-bodicd  zu  bezeichnen  sind').  Von  einzel- 
nen Armeobc/irken  wird  der  Ausdruck  „arbeitsfähig'  in  seiner 
eigentlichen  Bedeutun:^  ausgelegt,  d,  h.  a!s  ablc-bodifd  werden 
bezeichnet  alle  Diejenigen,  welche  die  Unterstützung  in  Anspnich- 
genommen  haben,  ohnohl  sie  fähig  waren  zu  arbeiten.  Die  Un- 
zahl der  Armenbozirke  aber  fasst  als  able-bodied  alle  Unter- 
sifltzteu  zusammen,  welche  zwischen  16  und  70  Jahre  alt  sind  und 
deren  Arbeitsfähigkeit  nicht  dauernd  (durch  Gebrechen  oder  Krank- 
heit) aufgehoben  ist.  Hier  werden  also  einerseits  die  über  70  ,Tabre 
alten  Personen,  auch  wenn  dieselben  noch  arbeitsfähig  sind,  als 
nol  abh-hodied  aufgeführt,  und  andererseits  werden  Personen, 
welche  zur  Zeit  ihrer  Unterstützung  vorübergehend  arbeitsun^hig 
sind  —  so  insbesondere  die  ganze  Klasse  der  nnebelich  GeschwAn- 
gerteti  —  als  able-bodied  bezeichnet.  Diese  Unklarheit  darüber. 
wns  unter  „able-bodied-'  verslanden  ist,  tritt  allen  Vergleichungea. 
welche  über  die  in  den  einzelnen  liezirken  oder  in  den  einzelnen 
Jahren  nnterstützten  Arbeitsfähigen  angestellt  worden  sind,  hindernd 
entgegen.  Es  besteht  insbesondere  gar  keine  Garantie  dafbr,  dass  m 
den   einzelnen   Armenhezirken   dem   Ausdrucke   able-bodied   immer 


')  Dies  wird  offidell  zugestanden.  Vcrgl.  22.  Jahresbericht  d<s 
L.  G.  B.  S.  XVni  fF.  und  den  schon  zitirten  Bericht  von  Longlej 
(4.  Jabresbencht  des  L.  O.  B.  Anhang,  S.  174X  in  welchem  dringend  er- 
fordert wird,  dasa  das  L.  G.  B.  Bestiinmungen  über  titte  einfieitlicbe 
Klassifikation  der  Untersttitzten  erlasse. 
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dieselbe  Bedeutung  beigelegt  ist.  Es  ist  sehr  leicht  möglich,  dass 
der  Bezirk  seine  diesbezügliche  Klassifikation  im  l.aafe  der  Jahre 
geändert  hat. 

Noch  ein  weiteres  Moment  ist  aber  bei  der  BeartheiluDg  der 
Ziffern  der  abic-bodied  zu  berücksichtigen.  Wenn  einem  Familien- 
vater eine  UnterstUtznng  gewährt  wird,  so  wird  nicht  er  allein  in 
die  Armentabellen  eingetragen,  sondern  auch  alle  Mitleidenden 
(Frau  und  Kinder),  nnd  zwar  erfolgt  die  Eintragung  dieser  Mit- 
leidenden unter  der  gleichen  Rubrik  mit  dem  Familienhaupte. 
Wenn  also  ein  not  abU:-ho(lied^  welcher  eine  vollkommen  arbeita- 
fthige  Frau  hat,  unterstützt  wird,  so  wird  auch  die  Frau  anter  der 
Klasse  der  not  äble-bodied  aufgeführt.  Der  Umstand,  dass  in  den 
«nglischen  Armenstatistiken  die  Mitleidenden  nicht 
gesondert  aufgeführt  werden,  verdient  Ubr^ens  nicht  blos 
hier  Beachtung,  sondern  beeinflasst  die  gesammten  Ermitte langen 
in  der  allererheblichBten  Weise.  Wenn  ein  Mann,  welcher  eine 
Frau  und  sechs  noch  von  ihm  abhängige  -  unter  16  Jahre  alte  — 
Kinder  hat,  in  Folge  einer  Erkrankung  ausserhalb  des  Work}wuse 
unterstützt  wird')  —  ganz  gleichgittig ,  mit  welcher  Summe  — ,  so 
erscheinen  in  der  Armenliste  nicht  weniger  als  8  Personen,  genau 
soviel,  als  wenn  8  selbständige,  unverheirnthele  Leute  Unterstützung 
«rhalten  h&tten. 

Bei  den  Hauptabtheilnngen  der  In-door  und  Otd-door  Paupers 
mit  den  Unterabtheiinngen  der  ablf-bodied .  not  able-bodted  und  I»- 
natics  wird  nun  weiter  nnterschieden  zwischen  Männern,  Frauen 
and  Kindern  unter  16  Jahren.  Abgesehen  von  den  noch 
nicht  16  Jahre  alten  Kindern  findet  dne  Unterscheidung  nach 
Altersklassen  nicht  statt 

Das  sind  die  Momente,  welche  bei  der  englischen  Personal- 
Armen Statistik  ermittelt  werden  ^). 

1}  Die  Nicht- Ausscheidung  der  Mitlddenden  ist  bei  den  Ottt-dour 
Pavprrs  von  besonderer  Bedeutung.  Bei  den  In-door  Paupern  ist  dieser 
Umstaiid  ein  nicht  so  schwerwiegender,  weil  liier  die  Mitleidenden,  welehe 
In  die  Anstalt  mit  Hufzunehmen  sind,  tfaatsäcblich  der  Armenkosae  zut 
I^t  fallen. 

■]  Es  ist  noch  hinzuzufügen,  dasa  auch  die  Zahl  der  Vagranli' 
gesondert  ermittelt  wird.  L'nter  diesen  Vmirantn  werden  jedoch  nur  die- 
jenigen verstanden,  welche  als  Camial  Faupem  der  Armenlast  anheim- 
gefallen sind.  Wie  wenig  sich  der  Begriff  der  Caxual  Paupa-»  mit  dem- 
jenigen der  Vagabunden  überhaupt  deckt,  ist  oben  bei  der  Behandlung 
der  CiiRiial  Paupert  hervorgehoben  wnrden.  Die  von  der  Polizei  er- 
griffeiitm  Vagabunden  bleiben  ganz,  ausgeschlossen.  Die  Angaben,  welche 
von  der  PotiKei  über  die  Zahl  der  Vagabunden  gemacht  werden ,  sind 
in  Folge  dessen  ganz  verschieden  von  den  In  den  Armentabeilen  angeführten 
Ziffern.  Bei  den  polizeilichen  Elrmiltelangen  über  die  Zahl  der  Vaga- 
bunden  werden  nach  der  darüber  gegebenen  Instruktion  gezählt:  alle 
Diejenigen,  welche  der  Poliüci  ala  gewobnheitsmässige  Vagabunden  bekannt 
eind.  oder  welcliP  in  der  ersten  Nacht  vom  Montag  zum  Ehensta^  im 
Apri!  eines  jeden  Jahres  ohne  erweisliche  Unterhaltsnuttel  and  ohne  festen 
Wohnort  angetroffen  werden.  Neben  den  Insassen  der  Casttil  WiirdK 
werden  hier  insbesondere  auch  solche  Personen  gezahlt,  welche  auf  eigene 
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Wir  geben  zunächst  in  Tabelle  I  (Seite  422)  vom  Jahre 
1849  ab  —  die  früheren  Ziffern  entziehen  sich  wegen  der  erwlhn- 
ten  Veränderung  im  Frinzipe  der  Erhebung  jeder  Vergleichnng  — 
die  Mittelzahlen  der  in  den  einzelnen  Jahren  in  England  nnd  Wales 
von  den  Annenbehörden  durchschnittlich  per  Tag  UnterstOIzles. 
unter  Scheidung  der  Ovt-door  und  In-door  Paupers  sowie  der  aüt- 
bodied  Paupers,  und  fügen  diesen  Ziffern  bebafs  Vergleichnng  die  Be- 
völkerungsziffern, sowie  die  Dnrchachniltspreise  des  Weizens  bei. 

Betreffs  der  Bevölkeningsziffer  ist  daran  zu  erinnern,  dass  die 
Volkszählungen  in  England  nur  alle  10  Jahre  stattfinden  und  dasi 
in  Folge  dessen  nur  die  Ziffern  für  die  Jahre  1851—1861—1871 
— 1881  exakte,  durch  den  ZenEUS  festgestellte  sind,  während  bei 
den  dazwischen  liegenden  Jahren  die  Ziffern  auf  Grund  des  Prozent- 
salzes der  Bevölkerungszunahme  berechnet  wurden.  Es  ist  weiter 
zu  erwähnen ,  dass  die  Armenziffern  nicht  durchweg  in  gleicher 
Weise  erhoben  sind:  wo  die  neuen  Armengesetze  in  GUtigkeil 
waren ,  sind  die  Ziffern  auf  Gmnd  der  von  den  Lokal  -  Armenbe- 
hörden einzureichenden  halbjährlichen  Siaifmewts  festgestellt.  Da- 
neben bestand  aber  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  eine  Anzahl  von 
Plätzen,  welche  ausserhalb  der  Eirchspieleintheilung  Oberhaupt 
lagen  —  Extra  Parochial  Places  —  nnd  in  Folge  dessen  von  dm 
Armengesetzen  nicht  berührt  wurden,  und  femer  eine  erbebliche 
Anzahl  anderer  Orte,  welche  aaf  Grund  von  älteren,  erst  allmählicb 
zur  Aufhebung  gelangten  Lokalslatnten  von  der  Wirksamkeit  der 
neuen  Armengesetze  und  von  einer  Beaufsichtigung  durch  die  Zen- 
tralbehörde eximirt  waren  (vergl,  oben  S.  178  Anm.  1).  Die  Arnien- 
ziffem  für  diese,  der  Zentralbehörde  nicht  unterworfenen  Orte  be- 
rnlien  nun  lediglich  anf  Schätzungen,  weiche  auf  Gmnd  -  der  an  den 
linderen  Orten  ermittelten  Ziffern  angestellt  worden  sind-  Dadurch, 
(lasB  von  Jahr  zu  Jahr  eine  immer  grössere  Zahl  dieser  Exemtionen 
zur  Aufhebung  gelangten,  gewinnt  die  Ziffer  eine  immer  grössere 
Exaktheit.      Die    fär    die    Jetztzeit    angegebenen    Ziffern    bcrulien 


Kosten  in  dim  Common  LodgingEbuses  die  Nacht  verbriueen  oder  weli'he 
im  Freien  kampirend  angetronen  werden.    Vergl.  22,  Jahresbericht  des 
/..  G.  h.  S.  XXX  ff.    Hier  werden  folgenden  Ziffern  angeführt: 
Ee  wurden  Vagabanden  gezählt; 


von  der  Polizei 


)  den  Annenbehörd«) 


am  1.  Janunr  18S7;    5027 
„     „        „        1868:   6l2ü 


Die  Ziffer  der  von  den  Anneobehörden  gezählten  Vairra%iU  iit 
übrigens  ge&llen,  seitdem  in  Folge  der  neueren  Gesetze  eine  gixiaMre 
Strenge  in  der  Behandlung  der  (5t»ual  Paupern  eingeführt  worden  ist 
Sie  betrug  am  1.  Januar  l^:  4552. 
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vollständig  auf  den  thatsftchlichen  ErbebnDgen;  der  gaoz  ucerheb- 
liclien,  noch  jetzt  hestebenden  Zabl  von  eximirten  Orten ,  bezüglich 
deren  keine  Armenberichte  an  die  Zentralbehörde  gelangen  (sie 
umfassen  insgesamnit  nur  noch  eine  Be?ölkemng  von  2320  £in- 
vobnern),  wird  gar  keine  Bcachtnng  mehr  geschenkt.  Bei  Ver- 
Gleichungen  mit  den  Angaben  früherer  Jahre  darf  also  nicht  ansser 
Acht  gelassen  werden,  dass  es  sich  der  Beurtbeilung  eotziebt,  in- 
wieweit die  fUr  die  frühere  Zeit  vorgenommenen  Schätzungen  der 
"Wirklichkeit  entsprochen  haben. 

Doch  betrachten  wir  nunmehr  die  in  der  Tabelle  I  (S.  422) 
angeßlhrtcn  Ziffern. 

Die  Gesammtzahl  der  Überhaupt  Unterstutzten 
hat  von  I849hia  1877  erheblich  abgenommen,  undzwar 
nicht  nur  relativ  im  VerhältuisB  zu  der  Bevölkerangsziffer,  sondern 
anch  absolut.  Seit  dem  Jahre  1877  ist  in  der  absoluten  Ziffer 
«ine  etwas  steigende  Richtung  bemeikbar.  Im  Verb&llniss  zur  De- 
völkei'uug  ist  diese  Steigerung  jedoch  nur  eine  ganz  unerhebliche  *). 

Die  Ärmenziffer  von  1849  ist  in  den  35  Jahren,  auf  welche 
sich  die  Tabelle  erstreckt,  weder  absolut  noch  relativ  wieder  er- 
reicht worden.  Ueberhaupt  ist  trotz  der  jnancberlei  Schwankun- 
gen, welche  innerhalb  dieser  Periode  stattgefunden  haben,  die  all- 
gemeine Richtung  gar  nicht  zu  verkennen:  Von  1849  bis  1S60 
«ii.e  allmählich  vor  sich  gehende  Abnahme  von  6,2  auf  4,3  **/o 
der  Gesammtbevölkerang,  dann  bis  zum  Jahre  1863  wiederum  eine 
Steigerung  um  ein  volles  Prozent.  Ea  ist  die  Einwirkung  des 
Amerikanischen  Bürgerkrieges  und  der  durch  denselben  hervorgeru- 
fenen Baumwollennoth.  Die  Abnahme  von  1863  auf  1871  ist  nur  eine 
sehr  langsame.  Im  Jahre  1S71  beträgt  die  Armenziffer  4,6  gegen- 
über 4,3  im  Jahre  1860.  Von  1  871  üb  beginnt  ein  echlea- 
nigeres  Tempo;  innerhalb  sechs  Jahren  vermindert 
-sich  die  Ziffer  von  4,6  auf  2,9  "/o  und  dabei  ist  recht  bemerken  s- 
werth,  dass  die  Oszillationen  der  letzten  Jahre  nur  unerhebliche  ge- 
wesen sind:  in  der  achtjährigen  Periode  von  1876—1883  sciiwanken 
<lie  Ziffern  zwischen  2,9 '^.o  als  Minimum  und  3,2  "o  als  Maximum. 

Auf  die  möglichen  Ursachen  der  iu  diesen  Ziffern  so  ent- 
schieden zum  Vorschein  tretenden  Entwickelung  zum  Besseren  ein- 
zugehen, liegt  ausserhalb  des  Bereicbs  dieser  Arbeit.  Nur  die  Be- 
wegung der  Weizenpreise  möchten  wir  für  einen  Augenblick 
ins  Auge  fassen.  Die  Schwankungen  sind  hier  enorme  gewesen: 
-dem  Minimalpreise  von  39  Schilling  4  Pencc  im  Jahre  1852 
folgt  vier  Jahre  darauf  der  Maximalpreis  von  75  Schilling  4  Pence; 
innerhalb  drei  Jahren  geht  derselbe  dann  wieder  herab  auf 
42  Schilling  9  Pence,   und   ähnliche  Schwankungen  finden   sich   in 

')  Wenn  die  zweite  Dezimalstelle  mit  in  Betracht  gezogen  « ird, 
«o  war  das  VerhältnlsH  der  Unteisttttzten  zu  der  Bevölkernng  im  Jahre 
1883  2,96  gegenüber  2,94  als  der  niedrigsten  Ziffer  in  den  Jahren  IbTT 
und  1878. 


die 
Gesammfc- 

d„ 

Es  betrog 

Tag  von  den  AnnenbehÖrden 

Prozent, 
wtzder 

ii>  den 

Bevölkernng 
von  EngluK 
und  Wales 

U»tei- 

Jahren 

I.  Jn-door 
PanpfTS 

2.   Out-door 
Paupern 

3.  ZuBammen 

Btlitzttn 
lur  ß«- 
völkenmi; 

1849 

17  534  000 

133  513 

955  146 

1088  659 

SU 

1860 

17  765000 

1      123  004 

885  696 

1008  700 

5,? 

1851 

17927  609 

114387 

826948 

941  315 

M 

18ö2 

18205  000 

111323 

804  352 

915  675 

J.0 

1853 

18402000 

110  148 

776214 

886  362 

i8 

1854 

18  611000 

111635 

752  982 

864617 

M 

1855 

18  840000 

121400 

776  286 

897  Ü86 

« 

18S6 

19043  000 

124879 

792205 

917  084 

4.8 

1857 

19207  000 

122845 

762165 

885  010 

i» 

1858 

19361000 

1      122  613 

786273 

908  886 

;i 

1859 

19578  000 

121232 

744  214 

M6.5  446 

4,4 

1860 

19837  000 

113507 

731  126 

844  633 

43 

1861 

20066224 

125866 

758055 

883  921 

4.4 

1862 

20228000 

132  236 

784  906 

917  142 

4,5 

1863 

20445000 

136907 

942  475 

1079382 

.5.3 

1864 

20  663  000 

133  761 

881217 

1  014  978 

4.9 

1865 

20881000 

131  812 

820  586 

951899 

4.6 

1866 

21  100000 

132  776 

783  376 

916  152 

4.3 

1867 

21320  000 

137  310 

794236 

931546 

4.4 

1868 

21540000 

150040 

842  600 

992640 

4.fi 

1869 

21760000 

157  740 

860400 

1018140 

4.T 

1870 

21980000 

156  80O 

876000 

1 032  800 

4.7 

1871 

22712266 

156430 

880930 

1037  360 

4,6 

1872 

23000  000 

149  200 

828  000 

977  200    ' 

4,2 

1873 

23  300  000 

144338 

739350 

883688    . 

S,8 

1874 

23580000 

143707 

683  739 

827446 

3,5 

1875 

23860000 

146  800     , 

654114 

800914 

3,4 

1876 

24 160  000 

143084     1 

606392 

749476 

S.1 

1877 

24460  000 

149611 

570338 

719919 

2.9 

1878 

24  760000  ! 

159  219     j 

569870 

729  089 

2.9 

1879 

25  010  000  1 

166852     ' 

598  603 

765  455 

3,0 

1880 

25  823  000 

180817     ! 

627  213 

808  030 

3.2 

1881 

25  974439 

183  872     [ 

607  065 

790  937 

3,0 

1882 

26  055  406 

183  374     ' 

60491-5 

788289 

3,0 

1883 

26406620  1 

182932 

599490 

782422 

3,0 

423 
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dem  folgenden  Jahrzehnte:  1865  beträgt  der  Weizenpreis  39  Schil- 
ling 8  Pence,  1868:  67  Schilling  6' a  Pence,  1870:  46  Schüling 
2  Pence. 

Haben  diese  Schwankungen  einen  EidAdss  auf  die  AnnenziffeiQ 
gehabt?  Darauf  ist  nur  die  einzige  Antwort  möglich:  £b  ist 
nicht  der  allergeringste  Einflnss  der  Weizenpreise 
auf  die  Arnienziffern  ersichtlich.  In  den  drei  Jahren,  in 
welchen  die  Weizenpreise  am  höchsten  waren,  1855,  1856  nrnl 
1868  betrug  die  Armenziffer  4,8  :  4,8  :  4,6.  In  den  Jahren  1S52 
und  1865,  wo  die  Weizenpreise  am  niedrigsten  standen,  betrug  die 
Armenziffer  5,0  :  4,6;  ja,  die  niedrigste  Armenziffer  von  2,0  findet 
sich  in  einem  Jahre  (1878)  mit  einem  hohen  Weizenpreise  (56  Schil- 
ling 8  Pence),  Die  beiden  Bewegungen  laufen  absolut  unabhängig 
neben  einander  her.  Was  daher  auch  die  Ursache  der  Besserung 
der  Armen  Verhältnisse  gewesen  sein  mag,  das  eine  kaun  bestimmt 
behauptet  werden:  die  Weizenpreise  haben  keinen  Einflnss  daraof 
gebäht. 

ßehen  wir  nnnraebr  auf  die  Klassifikation  der  Armen  ein,  so 
tritt  uns  die  bemerkenswerthe  Thatsache  entgegen ,  dass  mit  der 
Abnahme  der  Gesammtzahl  der  Unterstützten  eine  Zunahme  der 
Jn-door  Paupers  Hand  in  Hand  gegangen  ist.  Diese  Zunahme  ist 
recht  erheblich  und  sie  fällt  ansschliesslich  in  die  letzten  zwei  Jahr- 
zehnte. Im  Jahre  1866  war  die  Zahl  der  Iti-door  Paupers  noch 
etwas  geringer  als  im  Jahre  1849  (132  176  gegenüber  133  513). 
Von  da  ab  beginnt  die  Zunahme  bis  zum  Jahre  1881  (183872 
In-door  Pau]}ers).  Seitdem  hat  die  Zahl  ier  In-donr  Paupers  etwas, 
aber  nur  ganz  unerheblich  abgenommen.  Die  starke  Steigerang 
der  Zahl  der  In-door  Paupers  findet  ihre  Erklärung  in  der  gegen 
Mitte  der  sechzii^er  Jahre  beginnenden  Bewegung,  das  Workhousf- 
pnnzip  strenger  zur  Durchführung  zu  bringen.  Weit  bemerkens- 
werther  aber  als  die  Vermehrung  der  In-door  Paupers  au  sich  ist 
der  Umstand,  dass  die  Zahl  der  Out-door  Paupers  in 
einem  weit  erheblicheren  Maasse  abgenommen  bai, 
als  die  Zahl  der  Xn-door  Paupers  zugenommen.  Diese 
Abnahme  beginnt  mit  dem  Jahre  1871,  wo  die  Gesammtzahl  der 
Out-door  Paupers  880  P 10  beträgt,  und  die  beiden  niedrigsten,  je 
erreichten  Ziffern  fallen  in  die  Jahre  1877  und  1878  mit  570  338 
und  569  870  Out-door  Paupers.  Es  verdient  nun  eicherlieh  be- 
achtet zu  werden,  daas  dies  auch  diejenigen  Jahre  sind,  in  welchen 
die  allgemeine  Armenziffer  ihren  niedrigsten  Stand  (2,9)  erreichte. 
Wir  sind  zwar  aus  den  oben  ausgeführten  allgemeinen  Be- 
denken gegen  die  englische  Armenstatistik  nicht  geneigt,  weitgebende 
Schlüsse  aus  diesen  Ziffern  zu  ziehen ,  allein  das  eine  dürften  die- 
selben doch  erweisen,  nämlich  dass,  um  es  negativ  anszudrDcken, 
das  strenge  Festhalten  an  dem  Wo rfchowsf-Prinzipe 
sich  nicht  in  einer  blossen  Verschiebung  der  Armen- 
ziffern, in  einer  Zunahme  der  Ifi-door  Paupers  üvi 
einer  entsprechenden  Abnahme  der  Out-door  Pavpers 
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bemerkbar  macht,  sonderD  dass  zu  gleicher  Zeit  mit 
dieser  BewegDDg  eine  erhebliche  Abnahme  der  Oe- 
eammtzabl  der  Armen  zd  Tage  tritt.  Fassen  wir  den  zehn- 
jährigen Zeitranm  von  1873—1883  in  das  Auge,  so  hat  die  Gc 
sammt7:thl  der  Armen  nm  nind  101  200  abgenommen,  die  Zahl  drr 
In-door  Paupers  nm  38  600  zagenommen.  Anf  1000  UnterstQtzte 
fallen  im  Jahre  1873  :  837,  im  Jahre  1883  :  766  Oul-door  Paupers '). 

Und  dabei  ist  zu  berDcksichtigt  n,  dass  sich  dieses  Verhültniss 
noch  viel  günstiger  stellen  wQrde,  wenn  man  die  Klasse  der 
armen  Geisteskranken,  von  deren  eigenthflm lieber  Behand' 
Inng  in  der  englischen  Statistik  wir  schon  gesprocheu  haben,  ans- 
schiede.  Am  1.  Jannar  1873  betrug  die  Zahl  der  als  In-door  Paupers 
anrgeführten  Geisteskranken  14376,  am  1.  Jannar  1883:  17079. 
Das  ist  eine  Vermehrung  um  2703.  Dag^en  war  die  Zahl  der  als 
Oiit-door Paupers  aufgeföhrten  Geisteskranken  am  1.  Jannar  1873: 
36  867  and  am  1.  Jannar  1883:  49190,  d.  i.  eine  Yermebrong 
um  12  323. 

Anf  die  kolossale  Vermehrung  der  Pauper  Luna- 
iics  überhaupt  ist  schon  bei  der  Behandlung  dieser  Klasse 
von  Armen  hingewiesen  worden-),  and  es  kann  deshalb  hier  von 
«inem  nochmaligen  Eingehen  anf  die  bezüglichen  Ziffern  abgesehen 
werden. 

Die  Zahl  der  arbeitsfähigen  Erwachsenen  bat 
sich  von  1840  ah  am  mehr  als  die  Hälfte  vermindert, 
ond  was  noch  besonders  bemerkenswenh  erscheint,  das  Verhältniss, 
in  welchem  die  Zahl  der  arbeilsRLliigen  Erwachsenen  zu  der  Gesammt- 
zahl  der  Unterstutzten  steht ,  hat  sich  erheblich  gebessert  Im  Jahre 
1849  betrugen  die  arheitsfähigea  Erwachsenen  21'';'o  der  Gesnmmt- 
ziffer;  von  1852  bis  1862  bat  das  Verhältniss  zwischen  15,6  und 
16,9"  0- geschwankt,  im  Jahre  1863,  einem  Jahre,  welches  uns 
wegen  seiner  ungänstigen  Ziffern  schon  mehrfach  entgegengetreten 
ist,  erreichen  die  Arbeitsfähigen  wieder  die  Höhe  von  20,5  °'a;  von 
1865  bis  1871  sind  die  Schwankungen  nicht  erheblich  (15,9— 16,9). 
Die  wesentliche  Besserung  beginnt  auch  hier  mit  1871.  Von  1871 
bis  1877  ist  die  Abnahme  eine  ständige;  in  dem  letzteren  Jahre 
wird  die  niedrigste,  überhaupt  vorgekommene  Proportionsziffer  von 
12,4  erreicht.  Seitdem  bat  wiederum  eine  Zunahme  stattgefunden, 
doch    ist   die   heutige  Ziffer    von   12,7    noch   immerhin   eine   nie- 


■)  i'^dia  zwischen  1873  u.  1883  liegenden  Jahre  ergeben  sich  folgende 
Ziffern:  H26,  817,  809,  792,  782,  782,  776,  768,  767.  Man  sieht,  die 
Besserung  ist  eine  Btändige.  Das  Verhältniss  acheint  jetzt  zu  einem  ge- 
wissen Rahepunkte  ^kommen  zu  sein:  die  Schwankung  in  den  letzten 
drei  Jahren  ist  eine  geradezu  roinimale  (7lj8 : 'BT^IöB). 

■)  Vergi.  insbesondere  die  darüber  S.  356  gegelwnen  Ziffern.  Ohne 
die  Zunahme  der  geiateakrankcn  Armen  würde  die  Besserang  der  allge- 
meinen Armonziffer  eine  noch  erhebliohere  »pin.  Von  1871  bis  1878  nabin 
die  Zahl  der  Pauper  LunaHcs  um  IS"/«  zu.  während  die  GcBammIzahl 
der  {.'ntcnrtützteD  um  30  "la  abnahm. 
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«Irigere,  als  sie  sich  io  ii^end  einem  Jahre  vor  1873  findet. 
Dass  es  bei  dieser  Klasse  von  Armeo  ganz  besonder«  das  strenge 
Festholten  an  dem  TPbrJtfiot/se  -  Prinzip  war,  dnrch  welcbes  die 
BesEemng  herbeigeführt  vurde'),  tritt  klar  bervor,  wenn  wir  die 
Ziffern  der  arbeit sfikbi gen  Erwachsenen ,  je  nachdem  dieselben  ab 
In-door  oder  als  Out-door  Paupers  anfgefObrt  sind ,  getrennt  be- 
trachten. 

Die  Zahl  der  In-door  Aduli  AUe  Botiied  Paupers  hat  ab- 
genommen: von  26  538  im  Jahre  1849  aaf  24  700  im  Jahre 
1871  und  auf  21558  im  Jahre  1883;  die  Zahl  der  Out-door 
ÄduU  Ahle  Bodied  Paupers  hat  sich  fflr  dieselben  Jabre  vermindert 
von  202  265  auf  147  760  and  sodann  auf  77  592.  Also  von  1871  ab 
liat  die  letztere  Klasse  fast  um  die  Hälfte  abgenommen,  die  Klasse 
der  In-door  AdtiU  Able  Bodkd  um  etwa  '/g.  Die  Verweige- 
rong  einer  Unterst&tzung  ausserhalb  des  Workhouse 
hat  dazn  geführt,  nicht  nur  die  Zahl  der  .A&Ie-Sodifd 
Out-door  Paupers,  sondern  auch  Akt  Able- Bodied  Ii\- 
di)i»r  Paupers    zd    vermindern. 

Nachdem  wir  die  Bewegung  innerhalb  der  Hauptgroppen ,  in 
welche  die  englische  Statistik  die  Armen  vertheilt,  betrachtet  haben, 
wollen  wir  für  ein  einzelnes  Jahr  etwas  mehr  in  das 
Detail  eingebende  Ziffern  anführen.  Wir  wählen  das  letzte 
Jahr,  ftir  welches  die  Angaben  vorhanden  sind  (1883),  geben  aber 
hier  nicht  die  herechueten  Mittelziffern,  sondern  die  exakten  An- 
gaben fflr  den  1.  Januar  und  1.  Juli.  Am  1.  Januar  1883  behef 
sicli  die  Gesammtzabl  der  Unterstützten  auf  803  719,  am  1.  JaU 
1SS3  auf  752  791;  davon  werden  als  In-door  Paupers  aufgeführt 
194072  bezw.  169453,  als  Out-door  Paupers  609  176  bezw. 
583  442.  Wii'  scheiden  hier  zunächst  die,  sich  insgesammt  auf 
4552  hezw.  3294  belaufenden  Vagrants  aus,  für  welche  keine 
näheren  Angaben  vorliegen.  Betreffs  der  Obrigen  [JDterstfltiten 
geben  wir  in  den  Tabellen  II  —  IV  gesonderte  Angaben  fflr  die 
erwachsenen  Männer,  die  erwachsenen  Frauen  Hi;d  die  Kinder  unter 


■(  Das  Verb&ltniBB   der  AduU  Able   Boditd  Paupers   (erwachsenen 
art>eitefiihiKen  Armen)  zu  der  gesammten  Bevölkerung  berechnet,  e^ebt: 
Auf  1000  der  Bevölkerung  entfallen  AduU  AhU  Bwiird  I^uperf.- 

1873  —  5,4  1879 

1874  -  4,7  1880 

1875  —  4,5  1881 
lÖ7fi  —  4,0 

1877  —  .3,7 

1878  —    8,7 
Die  Zahl  der  unterstützteu  arbeitsfähigeu  Männer  speziell  beürf 

].  Januar  1883  auf  26560  I  ««enüber einer tiesammtzabl  I  803119 
1.  Juli       1883    „     18  819  /       von  UnteratU tüten  von        (  759791 
Die  nnteratötzten    arbeitsfähigen   Männer   betrogen   also  rar 
8,3  •>  bezw.  8,5  "/o  aller  Unterstützten. 
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16  JahreD.  Wir  erinnern  dabei  an  das  schon  Aosgeßlhrte,  i^ass 
bei  den  Fraaen  rnid  Kindern  die  ElassifikatioD  in  arbütsmiige  und 
arbeitsnoHlhige  davon  abhängig  bt,  oh  das  Familienhanpt  in  die 
«ine  oder  andere  Kategorie  gehört.  Kur  bei  selbständigen ,  d.  b. 
anverheiratbeteo ,  verwittweten  etc.  Frauen,  oder  bei  Waisen-  oder 
verlassenen  Kindern  bezieht  sich  die  Klassifikation  auf  die  betreffeo- 
den  Personen  selbst.  Es  sind  daher  ans  der  Klassifikation  in 
arbeitsfähige  und  arbeitsunfähige  Frauen  und  Kinder  keine  weiter- 
gehenden Schlossfolgemngen  möglich. 

Ans  den  Tabellen  II— IV  (S.  427)  ersehen  wir,  dass  die  Ge- 
sammtzahl  der  Geisteskranken')  fflr  den  1.  Juli  eine  grössere  wir 
als  fttr  den  1.  Jannar.  Die  wärmere  Jahreszeit  hat  hei  diesen 
UnglQcklicben  keinen  günstigen  Eioflnss.  Die  schon  herTorgehobeoe 
fortdanernde  Zunahme  der  Geisteskrankheiten  macht  sich  ancb  inner- 
halb des  einzelnen  Jahres  bemerkbar. 

Betreffs  der  übrigen  Unterstauten  sind  die  Ziffern  fOr  den 
1.  Jnli  überall  erbeblich  niedriger  als  für  den  1.  Januar.  Es  han- 
delt sich  eben  zum  grossen  Theil  am  vorübergehend  UnterstOtznngB- 
bedürflige,  von  denen  sich  eine  grossere  Zahl  im  Sommer  forthelfen 
kann  als  int  Winter.  Die  Differenz  zwischen  der  Zahl  der  an  den 
beiden  Tagen  Unterstützten  ist  übrigens  bei  den  Männern  grösser 
als  bei  den  Frauen,  und  zwar  sowohl  in  der  Klasse  der  Arbeils- 
t^higen  als  der  Arbeitsmif^higcu :  bei  den  Frauen  nehmen  die 
dauernd  unterstütztCD  zweifellos  einen  grösseren  Prozentsatz  ein  als 
bei  den  Männern. 

Während  ferner  bei  den  In-door  Paupers  die  Zahl  der  Männer 
eine  etwas  grössere  ist  als  die  der  Frauen ,  übersteigt  die  letztere 
bei  den  Out-door  Paupers  etwa  2',  s  Mal  die  Zahl  der  Männer.  Die 
Zahl  der  nnlerstützten  Kinder  ist,  wenn  man  die  Geisteskrankea 
nasser  Betracht  lässt,  nnr  wenig  kleiner  als  diejenige  der  Frauen. 
Es  sind  vorzugsweise  Frauen  nnd  Kinder,  für  welche 
die  öffentliche  Fürsorge  einzutreten  hat.  Als  eine  auf- 
fallende Erscheinung  ist  hervorzuheben ,  dass  die  Zahl  der  geistes- 
kranken Frauen  diejenige  der  Männer  erheblich  übersteigt,  und  dieses 
Verhältniss  findet  sich  fOr  die  gesammte  Zeit,  für  welche  gesonderte 
Aufnahmen    über  die  geisteskranken  Armen  vorliegen. 

In  der  nebenstehenden  Tabelle  V  (S.  429)  haben  wir  für  d»s 
■Jahr  1883  einige  Ziffern  zusammengetragen  über  die  lokale  Ter* 
tbeilnng  der  Hilfsbedürftigen,  gruppirt  nach  den 
11  ßivisions,  in  welche  England  nnd  Wales  für  die  Armen- 
zwecke  gctheilt  ist.  Es  sind  dabei  lediglich  die  Ziffern  für  den 
1.  Jnli  angefahrt  worden  als  die  Repräsentanten  der  Armenfürsorge 
in  ihrem  niedrigsten  Umfange.  Schon  ein  flüchtiger  Blick  auf  diese 
Tabelle   genügt,    um    die    kolossale   Verschiedenheit    zu   erkennen, 

')  Bei  den  GeiBteskrankcu  ist,  wie  schon  auagefuhrt  wurde,  dem 
Umstände,  ob  dieselben  als  In-door  oder  Out-€loor  Pauprrs  aufgeführt  sini 
sar  keine  Bedeutung  belüulegen ;  hier  ist  blos  die  Gesammtnihl  in  du 
Auge  zu  fassen. 
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welche  nbcbea  den  einzelnen  Divisions  besteht.  Die  luchfolgende 
Gmppirui^s,  bei  welcher  die  Bimion«  eo  anfgeftlhrt  sind,  Aaa 
diejenige  mit  der  je^neilig  höchsten  Ziffn-  die  Reibe  beginnt  nnj 
diejenige  mit  der  jeweilig  niedrigsten  die  Beihe  Bchliesst,  mag  ein 
äbersicbt liebes  Bild  von  dieser  Verschiedenheit  gewAhren. 


Reihenfolge  der  Divisions. 


)   Nach  der  Zahl 
der  In-door       , 


41  Nach  der  Zahl 

der  nntentätstm 

irbeitBJSlügeD 


North  Wutetn 

Metropolis 

West  HidUnd 

York 

Soath  Eastem 

Sonth  Wertem 

North  Midland 

Northern 

Soath  Midland 

Wekh 

Raatem 


West  Midland 

Metropolis 

North  Western 

Sonth  Wealera 

Soath  Easteni 

York 

Webh 

SoQth  Midland 

Easten 

North  HidUnd 

Northern 


West  Midland 
'  Sonth  Eastem 

York 
I  SoQtfa  Western 
I  SoDth  Midland 

:  North  Hidlaud 
I  Northern 
Welsh 


West  Midland 

North  Weatem 

York 

SoaOi  Eaatem 

Metropolis 

Sonth  Westan 

Welsh 

SoQth  Midia«! 

Northon 
North  ItGdUnd 


Man  eieht,  nur  zwei  Divisiotis  (nämlich  die  Metropolis  nnd  die 
Sonth-Eastem)  erscheinen  hinsichtlich  der  Total-Armenziffer  an  der 
Stelle,  welche  ihnen  der  BevOlkerangsziffer  nach  zukommt:  alle  an- 
deren Bezirke  haben  ihre  Stellung  verändert  und  zwar  in  besondere 
günstiger  Richtung:  North  Midland  und  Northern,  in  besonders 
ungünstiger  Richtung :  WesI  Midland  und  Welsh.  Wiedemm  in  einer 
gunz  anderen  Reihenfolge  erscbeioen  die  Bezirke  nach  der  Zahl  der 
In-door  Paupers,  und  dabei  ist  bemerkenswerth,  dass  in  dieser  Reihe 
kein  Bezirk  die  Stelle  einnimmt ,  die  er  bei  der  Total-Armen- 
ziCTer  hatte-  Dag^en  tritt  uns  eine  gewisse  Uebereinstimninng 
zwischen  der  vierten  und  zweiten  Reihe  entgegen:  4  Ditisions  er- 
scheinen an  derselben  Stelle;  bei  anderen  Ditisions  ist  die  Um- 
stellung eine  ganz  geringfügige,  nur  der  Bezirk  der  Metropolis  re- 
]>räsentirt  sich  an  erheblich  viel  besserer  Stelle.  Die  hier  herror- 
tretende  Ueberein Stimmung  l%t  den  Gedanken  nahe ,  dase  eine 
innere  Beziehung  bestehe  zwischen  dem  Umfange,  in 
welchem  in  einem  Bezirke  Arbeitsfähige  zur  Unter- 
stützung gelangen,  nnd  der  allgemeinen  Armenziffer 
des  beireffenden  Bezirks,  ein  Gedanke,  der  an  sich  schon  viel 
Wahrscheinlichkeit  liat,  weil  sich  nach  den  in  England  gemachten 
F^rfahrungen  aus  der  hohen  Zahl  der  unterstützten  Arbeits^igen 
der  Schluss  ziehen  lässt,  dass  an  den  Armenprinzipien  nicht  streng 
festgehalten  wird,  nrd  weil  sich  andererseits  ans  einer  laxen  Annen- 
\crwaltung    hohe    Armenziffern    von    selbst    ergetien.     Die   englische 
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Aiinenslatistik  ist  leider  wenig  geeignet,  um  bestiininle  positive 
Schlüsse  zuzulassen,  doch  ilarfte  die  Erscheinung  immerhin  Beach- 
tung verdienen. 

Hiermit  ist  die  aus  der  englischen  Personal  -  Armenstatistik  zu 
ziehende  Ausbeute  erschöpft.  In  einzelnen  Jahren ,  speziell  zu  der 
Zeit ,  wo  Goschen  Präsident  der  Zentral  arm  enbehör  de  war,  haben 
noch  gelegentlich  einige  weitere  Ermittelungen  stattgefunden,  welche 
eich  aber  immer  nur  auf  einzelne  Jahre  erstreckten.  Von  diesen 
Ermittelungen  sollen  hier  noch  zwei  erwähnt  werden. 

Ueber  die  Zahl  der  einer  ärztlichen  Pflege  be- 
dürftigen Armen  sind  wiederholt  besondere  Erhebungen  ver- 
anlasst worden').  So  ordnete  das  Unterhans  im  Jahre  1865  eine 
besondere  Aufstellung  über  die  Zahl  der  kranken  Personen  an, 
welche  in  der  Metropolis  Oii(-rfoorBdif/"  erhielten.  Es  ergab  sich, 
(lass  gegenüber  einer  Gesammtzah!  von  70  889  Otit-door  Pauprrs 
10  348  kranke  Personen  im  Besitze  von  Oul-door  Relief  waren,  also 
ISjS"/!).  Im  Dezemler  ISlifl  fand  eine  ähnliche  Erhebung  für  ganz 
England  statt,  nls  deren  Resultat  sich  ergab,  dass  die  Kranken 
12,8  %  der  Oiit-door  Paupers  betrugen.  —  Auch  Ober  das 
VerhältnisB  der  Kranken  bei  den  Indoor  Paupers  haben  mehrere 
Ermittelungen  stattgefunden.  Nach  einer  im  Jahre  1865  in  der 
Metropolis  gemachten  Erhebung  belicf  sich  der  Prozentsatz  der 
einer  ärztlichen  Behandlung  bedürftigen  Insassen  der  WorWiovsc» 
auf  48".«.  J-Jiie  am  18.  Januar  1869  ebenfalls  blos  für  die  Metro- 
polis gemachte  Aufstellung  ergab,  dass  39*'u  der  n'orWiot/sc- In- 
sassen krank  oder  doch  einer  regelmässigen  ärztlichen  Hilfe  be- 
dürftig seien.  Für  die  Worldiouses  in  den  Provinzen  haben  sich 
andere  Ziffern  ergeben.  Für  dieselben  ist  von  dem  Poor  Law  Iir- 
Bpectof  Dr.  Smith  im  Jahre  1866  eine  Erhebung  veranlasst  worden, 
welche  30  "o  Sich  Persans  in  den  WorJchouses  feststellte. 
Eine  spätere  Erhebung  vom  1.  Januar  1868  ergab  28,2  "/o,  eine 
weitere  vom  18.  Dezember  1869:  29,7^11.  Auch  bei  diesen  Ziffern 
ist  aber  zu  beachten ,  dass,  wie  offiziell  zugestanden  wird ,  nicht 
fiberall  dem  Worte  „Sich  Persotis"  dieselbe  Bedeutung  beigelegt  wurde, 
indem  insbesondere  vielfach  Altersschwache,  auch  wenn  dieselben 
nicht  an  einer  Krankheit,  welche  eine  ärztliche  Behandlung  ver- 
langt, litten,  als  ., Sich  Persans"  gezählt  wurden.  Eins  aber  scheint 
aus  den  verschiedenen  Erhebungen  hervorzugehen,  nämlich,  dass  in 
der  Metropolis  das  Verhältniss  der  kranken  Insassen 
der  Armeiianstalten  ein  ungünstigeres  ist  als  in  dem 
Qbrigen  Lande.  Diese  Erscheinung  wird  Übrigens  durch  die 
ebenfalls  festgestellte  Thatsache  erklärt,  dass  sich  in  den  Provinzen 
eine  relativ  viel  grössere  Anzahl  von  Armenkindern  in  den  Work- 
hovses  findet  nls  in  der  Metropolis,  wo  die  Armenkinder  schon  seil 
'längerer  Zeit  fast  sänimtlich  in  besonderen  Anstalten  untergebracht 
werden.     In  Folge  dessen  nehmen  in  der  Metropolis  die  alten  Leute, 


>)  Vergl.  daritiMr  22.  Jahresbericht  des  F.  L.  JS.  S.  XXIlIft'. 
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erhebliche  BesEeruDg  in  den  Armenziffem  ihren  Anfang  niniint. 
Dqe  seit  dem  Anfang  der  siebziger  Jahre  beobachtete  Btreoge 
Festhalteo  an  dem  Workhouse-Fnuziiie  masste  aber  die  Zabl  der 
ansserhalb  der  Worhkotises  anterstatzlen  Personen,  bei  denen  die 
Hilfsbedürftigkeit  auf  ?orObergehender  Krankheit  oder  Arbeitglosig- 
kcit  beruht,  ganz  besonders  einschränken. 

Sehr  interessant  erscheinen  endlich  die  Verechiedenheiten, 
welche  sich  zwischen  der  dritten  nnd  vierten  Reihe  heransatellen  'J, 
In  der  Metropolis  ist  der  Prozentsatz,  welcher  anf 
die  dnrch  Alter  oder  Arheitsanf&higkeit  hilfs- 
bedürftig Gewordenen  entfAlIt,  nm  13,2%  kleiner  als 
im  übrigen  Lande,  und  dementeprechend  der  Prozentsatz  in 
der  zweiten  Klasse  nm  10,1  "io  grösser.  Da  sich  die  Ermittelungen 
leider  nur  anf  die  Out-door  Paupers  beschränkt  haben  und  bezl^- 
lich  der  Jn-door  Paupers  eine  derartige  Gmppirang  nicht  vorhanden 
ist ,  so  kann  die  Frage  nicht  entschieden  werden ,  ob  die  hervor- 
getretene Verschiedenheit  zwischen  der  Metropolis  nnd  dem  übrigen 
Laude  mehr  darauf  beruht,  dass  in  dem  übrigen  Lande  die  Zahl 
der  in  Folge  von  Alter  etc.  HilfsbedOrftigen  eine  grössere  ist,  oder 
ilarauf,  dass  ein  kleinerer  Prozentsatz  dieser  Klasse  Unterstützung 
in  <Ien  Workhouses  nnd  in  Folge  dessen  ein  grösserer  eine  solche 
ausserhalb  der^lben  erhält.  Wahrscheinlich  wirken  beide  Faktoren 
znsammen :  Man  hat  auch  iu  England  die  Beobachtung  gemacht, 
ilass  eine  grosse  Zahl  von  Leuten ,  welche  nicht  in  der  Metropolis 
geboren  sind,  aber  dort  den  grOsBten  Theil  ihres  Lebens  zugebracht 
haben ,  in  ihren  alten  Tagen ,  sobald  sie  sich  nicht  mehr  arbeits- 
fähig fühlen,  nach  ihrem  Geburtsorte  zurückwandern.  Andererseits 
verehrt  man  aber  auch  in  der  That  in  der  Metropolis  mit  der 
Gewährung  von  Unterstützungen  ausserhalb  des  Workhouse  strenger 
als  anderswo. 

Einige  bei  den  Erhebungen  für  1869.-70  ermitt«lte  Einzel- 
heiten mOgen  noch  erwähnt  werden.  In  der  Klasse  2  (Tod 
oder  Abwesenheit  des  Ehemanns  oder  Vaters)  wird  das  Hanpt- 
kontingent  von  Wittwen  mit  Kindern  gebildet.  Auf  die- 
selben entfallen  1869:  29,6  *,o 
1870:    28,0  „ 


Kinder  nnter  16  Jaliren  .    . 


der  Metropolis     i»  übrigj»  Eng- 
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aller  Out-door  Paupers.  Eine  kleinere  Ziffer  nehmen  die  eherer- 
lassenen  Frauen  mit  Kindern  ein,  nämlich  3,2  bezw.  3,0  **/<>. 

In  der  dritten  Klasse  (vorQbergehende  Krankheit  oder  Arbeits- 
losigkeit) werden  folgende  Unterabttaeilnngen  gemacht:  Die  31,5 
bzw.  34  "/o  der  Out-door  Paupers,  welche  aaf  diese  dritte  Klasse 
entfallen,  vertheilen  sicli : 

a.  Krankheit  des  Mannes  3,3  "io 

b.  Arbeitslosigkeit  3,1  bezw.  3,8  "i'o 

c.  Krankheit  eines  anderen  Familiengliedes  1,0  **  o 

d.  Mitleidende  in  den  F&Iten  a  nnd  b  24,1  bezw.  25,» "o. 
Also  der   Hanptantheil  fällt  in  dieser  Klasse   auf  die 

Mitleidenden.  Die  Zahl  der  ausserhalb  des  Workhouse  onter* 
stauten  arbeil£losen  Slänner  belief  sich  schon  1869  und  1870,  also 
ehe  die  Verbesseningen  in  der  Aimenverwaltnng  dnrchgefQbrt  waren, 
nur  auf  8,1  bezw.  3,8  "/o.  Am  1.  Jnli  1872  war  der  FrozenUatz 
der  aoBserhalb  des  Worhhouee  in  Folge  von  ArLeitslosigkeit  nnter- 
stutzten  Männer  0,4%  nnd  am  1.  Januar  1873,  also  in  dem 
Winterhalbjahre,  sogar  nnr  0,2  "/o  aller  Ovt-äoor  Paupers.  Ans 
späterer  Zeit  liegen  leider  keine  diesbezflglichen  Ermittelnngen  mehr 
vor,  doch  dQrfte  jedenfalls  in  der  MetropoUe  die  Ziffer  eher  lierair- 
als  heranfgegangen  sein. 


Zum  Schlnss  möge  noch  eine  statistische  Znsammenstellnng  Ober 
die  Unterstatzten  eines  einzelnen  Annen  Verbandes,  nämlich  der  in 
diesem  Bnche  wiederholt  erwähnten  Whitechapel  Union  hier 
angeführt  werden.  Eis  sei  dabei  bemerkt,  dass  die  Whitetitap^ 
TJnhn  nach  der  Volkszählnng  vom  Jahre  1881:  71  3G3  Einwohner 
nmfasste  und  dass  als  ^BateaUe  Foltie"  dieser  Union  für  Ladyday 
1882  die  Snmme  von  £  371  510  ang^eben  ist.  Die  Gesammt- 
zahl  der  UnlerstQtzteii  betrug 

am  1.  Jnli  1883:    1610 
„    1.     ,     1884:    1586, 

Die  nebenstehende  Tabelle  YIII  (S.  435)  ergiebt  das  Nähere 
aber  die  Vertbeilnng  dieser  Zahlen  aaf  die  einzelnen  Klassen  von 
Armen. 

Man  sieht,  eine  hervorragende  Stelle  nehmen,  wenn  wir  die  als 
Jn-door  Paupers  aufgeführten  Schwachsinnigen  den  unter  Out-door 
Paupers  angegebenen  Geisteskranken  hinzurechnen,  die  Geistes- 
kranken ein.  Im  Übrigen  ist  die  Reihenfolge:  arbeitsunfähige 
Kinder,  Fraaen,  arbeitsunfähige  Männer.  Die  Zahl  der  nnter- 
stfltzten  arbeitsfähigen  Personen  ist  eine  sehr  geringe  nnd  hat 
sich  in  dem  letzten  Jahre  relativ  erbeblich  vermindert. 
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Tabelle  Vin. 


I.    In-door  Pauper« 

1.  Juli 

1888 

1884 

Arbeitrfahige  Häimer 

27 
42 
295 
378 
22 
4 

ao 

Nicht  arbeitrfahige  Häimn 

312 

Mit  den  Eltern  nnteretütrte  Kinder  |  ^''^^■^  '   ' 

50 
5 

141 
10 

186 

Total 

1257 

1291 

U.    Out-door    Poupers 

1.  Juli 
1888 

1.  Juli 

1884 

Arbeitafthige  M&m.er 

Wittwen 

Fraoen 

Kinder  von  Wittwen 

ADdere  Kinder 

18 
4 

9 

1 
29 

18 

57 
216 

3 
2 
2 
2 
20 
2 

In  Pflege  gegebene  Kinder  Iboarded  out) 

Geistesknoke  in  Asylen 

50 
211 

Total 

353 

295 

Wir  gehen  nDninehr  za  dem  finanziellen  Theile  der 
englischen  Armenstatistik  Ober. 

[Jeber  die  Rubriken ,  unter  welchen  die  Armenansgabeo  anf- 
geffibrt  werden  (vergl.  Tab.  X  S.  440),  znnftcbat  einige  erklärende 
Worte  ')■ 
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Die  RubrikeD  sind  folgende: 

a)  In-Maintenatice.  Darunter  werden  verstanden  die  mit  der 
UnterhaltuDg  von  Armen  in  Workhtnises  oder  anderen  nnter 
der  Verwaltung  der  Lokal -Annenbehörden  stehenden  AnEtalten 
(District  Schools,  Infirmaries,  Sick  Asylums  etc.)  verbundenen 
Aosgaben,  excl.  der  Besoldacg  der  Beamten  (vgl.  e)  und  der 
Kosten  der  Ausstattung  und  Eeparator  der  Workkouses  (vgl.  f). 

b)  Out-Belief,  d,  h.  die  ausserhalb  der  Anstalten  bewilligte 
UnterstUtzQDg ,  insbesondere  Unterstützung  in  Geld  oder  Na- 
turalien, ferner  Bezahlung  von  Schulgeldern  und  Ausgaben  für 
die  in  Pflege  gegebenen  (boarded  out)  Kinder.  Es  ist  sehr 
ZQ  bedauern,  dass  dieser  letztere  Posten  bisher  in  den  Jahres- 
berichten nicht  abgesondert  gegeben  ist;  es  ist  auf  diese 
Weise  ein  Ueberblick  tlber  die  Gesammtkostcn  der  Annen- 
kinderpflege  unmöglich  gemacht,  weil  sich  die  Beträge  tbeils 
unter  In-Maintenance  theils  unter  Out-Jielief  finden. 

c)  Maintenance  of  Lunatic  Paupers:  Kosten  fllr  die 
in  den  öffentlichen  oder  Privatanstalten  anfgenommcnen  Geistes- 
kranken. Hier  sind  nicht,  wie  bei  der  Rubrik  Iti-Ma'mte- 
iiance  blos  die  Kosten  fDr  die  Unterhaltung  der  Insassen  auf- 
geführt, sondern  die  angegebenen  Snmmen  enthalten  auch  die 
Gehälter  der  Beamten  und  die  Kosten  für  die  Ausstattung 
und  Reparatur  der  Anstalten.  Diese  Inkongruenz  in  dem 
Erhebungsprinzipe  maclit  exakte  Ermittelungen ,  insbesondere 
Über  die  auf  den  Kopf  des  Unterstatzten  fallende  Ausgabe- 
somme  unmöglich.  Da  die  Kosten  (tlr  die  in  den  Worhhomts 
untergebrachten  Geisteskranken  in  der  Spalte  In-Jtfai»letiaiice 
erscheinen ,  bo  ist  leider  anch  ein  GesammtUberblick  Ober 
die  Kosten  der  Annen-Irrenpflege  unmöglich. 

d)  Worihouse  Loans  paid  witU  interest,  d.  i.  Tilgung 
und  Verzinsung  der  zum  Ban  der  Annenanstalten  aufgenom- 
menen Anleihen;  die  Bestimmungen  über  die  Aufnahme  der- 
artiger Anleiben  und  ihre  Tilgnng  sind  oben  S.  210  ff.  näher 
angegeben  worden. 

c)  Salarics  and  liatiotis  of  Officers:  Besoldung  der 
Armenbeamten.  In  dieser  Rubrik  ist,  wie  sub  c)  angegeben 
wurde,  die  Besoldung  der  Beamten  in  den  Irrenanstalten 
nicht  inbegriffen. 

f)  Other  Expenses  connected  wtth  relicf:  andere  mit 
dem  Armenwesen  verbundene  Ausgaben.  Den  Hauptposten 
bilden  bier  Reparatur  und  Ausstattung  der  Armenanstallen,  so- 
weit solche  nicht  aus  den  Anleihen  bestritten  werden.  Dazu 
kommen  femer  die  für  die  Annenanstalten  zu  entrichtenden 
Steuern,  die  Kosten  fttr  Beschaffung  des  zur  BeschAftigung  der 
Armen  erforderlichen  Materials,  die  Bnreankosten  der  Lokal- 
behörden u.  s.  w.  Eine  nähere  Spezialisimng  dieses  jetzt  anf 
eine  beträchtliche  Höhe  gestiegenen  Postens  wäre  zu  einem 
klaren  Einblick  in  die  Armenausgaben  dringend  erforderlich.  — 
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Wir  geben  oon  zaxtichBt  in  Tabelle  IX  (S.  438)  den  all- 
jährlichen  Betrag  der  Gesammt-ArmeDaasgaben  von  1834  ab,  als 
dem  Jahre,  von  welchem  das  neagestaltele  Armenwesen  datirt, 
DBter  Beifügaog  der  darnach  aaf  den  Kopf  der  BevOlkerang  ent- 
fallenden Snmme. 

Die  fUr  Armenzwecke  in  diesen  50  Jahren  aasgegebene  Summe 
erreicht  die  stattliche  Höhe   von  £  309  982  521,   das  sind  Mark 

6  199  650  420. 

Die  Bewegung  der  Armenansgaben  ist  folgende:  Von 
1834 — 1837  starke  Abnahme,  daraof  wieder  Steigemng  bis  1843, 
wo  die  Ausgaben  die  Snmme  von  £  5  208  027  erreichen. 
Anf  dieser  Höhe  hieben  die  Aasgaben,  wenn  wir  von  dem  Jahre 
1848  absehen,  wo  sich  in  Folge  der  stattgehabten  Missernte  eine 
erbebliche  Steigemng  zeigt,  mit  geringen  Schwankungen  stehen  bis 
zum  Jahre  1854,  für  welches  ziemlich  dieselbe  Summe  angeftthrt 
wird  als  fBr  1843  (£  5  282  853).  Von  1854—1860  ist  keine 
bestimmte  Richtang  bemerkbar ;  die  Ziffern  sind  bald  steigend,  bal'l 
fallend.  Vom  Jahre  1860  ab  aber  nehmen  die  Ziffern  fast  un- 
unterbrochen eine  stark  steigende  Richtang  ein  und  er- 
reichen 1872  die  Höhe  von  8  007  403,  sodann  tritt  bis  1877  eine 
Abnahme  ein  (7  400  034);  von  da  ab  eine  neue,  wenn  auch  nur 
langsam  vorschreitende  Steigerang.  Die  Höhe  der  Armenansgaben 
im  Jahre  1883  (£  8  353  292)  ist  mehr  als  doppelt  so  gross  als 
diejenige  von  1837  (^  4  044  741). 

Anf  den  ersten  Blick  erscheint  dieses  Resaltat  ein  ungünstiges, 
insbesondere  gegenQber  der  festgestellten  Abnahme  der  Annenziffer. 

Die  Gcsammt- Armenansgaben  auf  die  Zahl  der 
unterstützten  Personen  vertheilt,  zeigt  pro  Kopf 
des  Unterstützten  eine  erhebliche  Steigerung.  Allein 
in  den  Jabren  1873 — 1883  ergiebt  sich  eine  Steigerung  pro  Kopf 
des  Unterstützten  von  S  £  14  sh.  1  d.  auf  10  ii^  13  sh.  6  d. 
Die  Krklämng  der  besonders  seit  dem  Jahre  1860  hervortretenden 
Steigemng  werden  wir  jedoch  leicht  finden,  wenn  wir  auf  die  ein- 
zelnen Ausgaben  etwas  näher  eingehen. 

Das  ganze  Bild  erscheint  übrigens  weit  weniger  düster,  wenn 
man  bei  der  Steigemng  der  Ausgaben  die  allgemeine  Bevölkemngs- 
zunahme  mit  in  Betracht  zieht.  Anf  den  Kopf  der  Bevöl- 
kerung gerechnet  betragen  die  Ausgaben  im  Jahre  1883 
«twas  weniger,  als  sie  im  Jahre  1836  betmgen  (6  Schilling  4  Pence 
gegenüber  6  Schilling  4^/4  Pence).  Unter  diesem  Gesichtspunkte  er- 
scheinen die  Ausgaben  überhaupt  beständiger :  die  Ausgaben  haben  sich, 
vom  Jabre  1834  abgesehen,  nnr  zweimal  tkber  7  Schilling  per  Kopf 
«rhoben    (nämlich   1835    anf   7  Schilling   7  Pence   nnd   1869   auf 

7  Schilling  0'/«  Pence);   die   niedrigste  Ziffer   war  1837,   nämlicli 
5  Schilling  5  Pence. 
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beliefen  rieb  die 

Du  l0t  «nf  den  Kopf  der 

Id  den  Jabiea 

ÄnueukoBten  in  Eng- 
land und  Waleg^iS 

BeTölkenmg 

jT 

ScUUlM 

p»» 

834 

6817255 

8 

.V. 

835 

5526418 

7 

7 

836 

4  717  630 

6 

4»,* 

8S7 

4044741 

5 

5 

183S 

4128604 

5 

5'/* 

1889 

4406907 

5 

8»,'i 

1810 

4  576965 

5 

10';. 

1841 

4  760929 

6 

0",'. 

1842 

4911498 

6 

1'/. 

1843 

5208027 

6 

5"'. 

1844 

4  976  098 

6 

0»'4 

1843 

5  039703 

6 

(fU 

1846 

4954  204 

5 

10'.« 

1847 

5  298  787 

6 

2"/. 

1848 

6  180764 

7 

1»/« 

1849 

5792963 

6 

7'/4 

1850 

5  895  0^ 

a 

1 

1851 

4  962704 

5 

6'/. 

1853 

4897  685 

5 

t'h 

1853 

4939064 

5 

4''. 

1854 

5282853 

5 

8 

1855 

5890  041 

6 

3 

1856 

6004244 

6 

S'/4 

1857 

5  898  756 

6 

1».'. 

1858 

5  8J8  543 

6 

VU 

185» 

5  558  689 

5 

S'U 

1860 

5454  964 

5 

6 

1861 

5  778  943 

5 

9 

1862 

6077  525 

6 

0 

1863 

6  527  036 

6 

4'/t 

1864 

6  428  3S1 

6 

2',t 

1865 

6  264  9G6 

6 

0 

1866 

6  439  517 

6 

1'/. 

1867 

6  959840 

6 

6'U 

1868 

7  498059 

6 

11'/. 

1869 

7  673100 

7 

0»/i 

1870 

7644307 

6 

11' I 

IffTl 

7  886724 

6 

ll'/4 

1872 

8  007  403 

6 

11'/. 

1873 

7  692  169 

6 

vu 

1874 

7  664  957 

6 

6 

1875 

7  488  481 

6 

3','* 

1876 

7335  858 

6 

0»;* 

1877 

7400034 

6 

O'/i 

1878 

7  688  650 

6 

3'.'. 

1879 

7  829  819 

6 

3'/* 

1880 

8  015010 

6 

4 

1881 

8102136 

6 

2»,'4 

1882 

8  23147? 

6 

2»/4 

1883 

8353292 

6 

4 
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UebrigeoG  erscheint  es  nach  der  Art,  wie  die  englische  Amien- 
steaer  erhoben  wird,  richtiger,  die  Berechnung  nicht  per  Eopf  der 
BevölkeraDg  anzaBtetlen ,  sondern  nach  der  B&be  des  der  Armen- 
Btener  nnternorfenen  Vermögens.  Wir  wollen  deshalb  wenigstens 
fUr  die  letzten  Jahre  auch  diese  Ziffern  geben.  Die  ArmeDstfinem, 
soweit  damit  lediglich  Armenaasgaben  bestritten  worden *),  be- 
trogen auf  das  SS  des  stenerpf  licbtigen  Ertrages  (Bateabh 
Value,  Tgl.  oben  3,  229): 
im  Jahre  1810 :  1  Schilling  5,6  Peuce    im  Jahre  ISTT :  1  »cbilUng  2^  Pence 


1871:  1 

5,6     „ 

„       „       1878:  1 

2,4     „ 

1872:  1 

:   5,6  : 

-       „       1879:  1 

i   23  : 

1873:  1 

-       4.4     . 

»      „       1880:  1 

,        2,4     , 

1874:  1 

0        4,4     „ 

»      „      1881:  1 

„        2,3     „ 

1875;  1 

3,S     „ 

■      n      1882:  1 

2.1     „ 

1876:  1 

n   2%  : 

„       „       1883:  1 

.        2,2     „ 

Die  Steaerbelastung  ist  also,  wenn  man  die  in- 
zwischen stattgehabte  Werthsteigernng  des  stener- 
pflichtigen  Vermögens  in  Betracht  zieht*),  recht  er- 
heblich gefallen.  Die  angeublickliche  Armenausgabensumme 
I  e|iräsentirt    eine    Belastung    des    steuerpflichtigen    Ertrages     von 

Doch  betrachten  wir  nunmehr  die  Armenausgaben  selbst  etwas 
näher.  In  Tab.  X  (S.  440)  geben  wir  die  einzelnen  Rubriken 
der  Armenausgaben  vom  Jahre  1857  ab,  von  welchem  Jahre 
an  die  Armenausgaben  in  den  Jahresberichten  der  Zentralbehörde 
in   der  noch  heute  gebränch liehen  Weise  aufgeführt  werden. 

Hier  fällt  zunächst  auf,  dass  gegenttber  der  Zunahme  in 
allen  anderen  Rubriken  der  Betrag  f&r  Out-Relief 
abgenommen  hat,  und  zwar  beginnt  die  Abnahme  mit  dem  Jahre 
1871.  Die  Abnahme  betr&gt  in  der  kurzen  Spanne  Zeit  von  1871 
bis  1883  £  1  074  033  g^endber  einer  Zunahme  der  Gesammt- 
Annenansgaben  um  jß  534  727.  Die  Yermindening  der  Ausgaben 
ftlr  Out-Relief  gebt  ganz  kongment  mit  der  oben  gefundenen  Ab- 
nahme in  der  Zahl  der  Oui-door  Paupers"). 

')  Ea  ist  echon  oben  S,  225  Anm.  1  bemerkt  norden,  dass  aus  der  Poor 
Rate  neben  den  ArmeDanagaben  eine  ganze  Beihe  anderer  Bedilrfhisae  be- 
stritten werden.  Wir  hftben  hier  selbstrerBtändlich  nur  denjenigen  Theil 
der  Foor  Batt  in  Betracht  zn  ziehen,  welcher  wirklich  für  Armenzwecke 
verwendet  wird.  Von  der  im  Jahre  18Ö3  erhobenen  Jfeor  Rtde  worden 
ntur  54,5 "/o  fllr  Armenzwecke,  dagegen  4S,5°/o  anderweitig  veraoBgabt. 
Der  Betrag  dieser  anderweitigen  Ausgaben  ist  ein  ständtg  zunehmender. 

')  Der  Betrag  de»  Raleabk  Valve  ist  allein  von  1872  anf  1882  vrm 
£  109447111  Aof  £  141407686  ceaüegen.  Für  die  MetropoliH  belief 
sich  die  Steigemng  in  denselben  Jahren  von  j£  20053137  anf  j^  27  978  978. 

')  So  iat  anchdie  auf  den  Kopf  der  Ow(-doorPaMpers  ent- 
fallende AuBgabesnmme  ziemlich  dieselbe  geblieben.  Die- 
selbe belief  sich  1873  per  Jahr  auf  4  jf  12  Schilling  5Vs  Pence,  stieg 
dann  bis  1876  auf  4  j£  18  Schilling  3Vt  Pence  nnd  ist  seitdem  wieder 
gefallen.  Ihr  niedrigster  Bestand  war  1880,  nSmUch  4  if  12  SchillinK 
2'/*  Pence.  Die  jetzige  Höhe  ist  4  rf  13  Schilling  2'/»  Pence.  En  all- 
/ngrosser  Werth  ist  Übrigens  diesen  Ziffern  nicht  beizule^n,  einmal  wegen 
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Diese  Tbalsache  weist  deutlich  darauf  bin,  dass  die  Vermehrang 
der  Aosgabea  nicbt  durch  die  Hohe  der  an  die  Bedfirftigen  gegebenen 
UnterGtUIzDngsbetrftge  bervorgerufen  ist,  sondern  anf  anderen  Ur- 
sachen bembt.  Aach  die  Erböbnng  der  Aasgaben  fftr  In- 
Mainienance,  welche  durch  die  vermehrte  Zahl  der  In-door 
Paupers  ganz  naturgemass  hervorgebracht  wird,  giebt  keine  toII- 
st&ndige  Erklärung  Tür  die  allgemeine  Ansgabensteigernng,  weil  die 
ErhöhuDg  des  Postens  In-Maintenance  zum  grössten  Theile 
balancirt  wird  durch  die  Verminderung  des  Postens 
Out-Belicf.  Ja,  bei  den  Veränderungen  von  1871  bis  1883  deckt 
die  Mehrausgabe  bei  ln-3fainter>ance  lange  nicht  die  Mindernus- 
gabe  bei  Out-Rdief, 

Die  allgemeine  Aasgaben  Vermehrung  wird  vielmehr  vorzugs- 
weise bervorgeraren  durch  die  SteigemnK  der  Angaben  in  den  vier 
anderen  Spalten.  Die  Haaptstelle  nimmt  dabei  die  während  der 
ganzen  Periode  von  Jahr  zu  Jahr  fortdauernde  Steigerung 
der  Ausgaben  für  die  geisteskranken  Armen  ein:  die- 
setlwn  haben  sich  von  1857  auf  1872,  also  innerhalb  15  Jahren, 
gerade  verdoppelt  und  sind  jetzt  fast  drei  Mal  so  gross  nie  im  An- 
fange der  Periode.  Die  erhebliche  Zanabme  der  Pauper  Lunatics, 
von  denen  jeder  Unterstutzte  durchschnittlich  jetzt  £  25  im  Jahre 
kostet'),  ist  bei  der  gesammten  englischen  Armenstatislik  im  Auge 
zu  bebalten. 

Der  andere  Posten,  der  sich  ebenfalls  sehr  erheblich  er- 
höht hat,  sind  die  „anderweitigen  Ausgaben".  Da  dieser 
Posten  in  keinerlei  Weise  spezialisirt  wird,  so  ist  jedes  nähere  Ein- 
gehen auf  die  hervortretende  Steigernng  unmöglich.  Es  ist  sehr 
wahrscheinlich,  dass  die  Erhöhung  dieses  Postens  vorzugsweise  her- 
vorgerufen ist  durch  die  Ausgaben  für  Umbau  and  Neuausstattung 
von  Armenanst allen,  welche  in  der  hier  in  das  Auge  gefaseten 
Periode  fast  durchweg  ihr  Aussehen  vollständig  veiändert  haben 
und  wofür  jedenfalls  nur  zu  einem  Tbeile  Anleibemittel  verwandt 
worden  sind. 

Was  nun  den  auf  die  Anleihen  bezüglichen  Posten  betrifft, 
60  ist  auch  hier  die  Steigerung  keine  unbedeutende,  wenngleich  die 
Gesammlaufigabesumme   hinler   den   eben   erwähnten   zwei  Ansgabe- 

der  Unsicherheit  darüber,  wie  eroBä  die  Zahl  der  dauernd,  und  wie  gross 
die  Zahl  der  vorübergehend  Unterslützteu  in  den  einzelnen  Jahren  ge- 
woien  ist,  hodann  aber  auch  wegen  der  Verscbiedenartigkcit  der  in  der 
Rubrik  OÜt-Reltef  zuBammengefassten  Ausgaben,  Insbesondere  ist  daran 
zu  erinneni.  dasa  der  AuBgEbepoaten  für  Sehool  Fees,  welche  sich  in  dem 
Michaelis  1884  endenden  Ualbjahre  allein  auf  jB  16982  beliefeu,  erat  in 
neuerer  Zeit  hinxage kommen  ist  Auch  der  Posten  für  die  in  Pflege  ee- 
^el>enen  Kinder  ist  relativ  neueren  Datums.  In  dem  erwähnten  Halb- 
jahre wurden  für  Cbildmi  lioarded  out  ausgegeben  £  13B23;  vergl.  die 
BcboD  ziürte  ZusiammenstellunK  Pari  Paper»  3885,  Nr.  TT  (C  1). 

']  Die  auf  den  Koiif  der  GeisteeLrankea  entfallende  Summe  ist 
sogar  in  den  letzten  Jabren  etwas  gefallen:  18T3  verursachte  jeder 
Pauper  Lmiatic  eine  jährliche  Aasgal>e  von  £  26. 
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posten  erheblich  zurücksteht.  Die  Ausgaben  für  Tilgung 
and  Verzinsung  von  aufgenommenen  Anleihen  haben 
sich  von  ISbT  anf  1883  fast  um  das  Doppelte  erhobt 
und  haben  im  letzten  Jahre  £  430  185  in  Ansprach  genommen. 
Weitgehende  Schlttsse  sind  Übrigens  ans  der  Höhe  dieser  Smnme 
nicht  zn  ziehen. 

Der  Gesammtbetrag  der  für  Armenzwecke  anfgenommenen  An- 
leihen ist  ans  den  zur  Veröffentlichung  gelangenden  Tabellen  nicht 
zu  ermitteln.  In  den  jährlichen  Zasammenstellongen  wird  nur  der 
üesammtbetrag  der  während  des  Jahres  neu  anfgenommenen  An- 
leihen ,  der  Betrag  der  während  des  Jahres  ans  Anleihemitteln  be- 
strittenen Ausgaben  und  der  Beirag  der  am  Ende  des  Jahres  noch 
rückständig  bleibenden  Anleiben  angegeben.  Dabei  werden  jedoch 
alle  von  den  Guardians  aufgenommenen  Anleihen  zusammen gefasst, 
einerlei,  ob  dieselben  lediglich  für  Armenzwecke  oder  anch  für  an- 
dere kommunale  Bedürfnisse  gedient  haben.  Andererseits  erscheinen 
die  für  den  Bau  von  County  oder  Borough  Ast/lums  anfgenommenen 
Anleihen  unabgesondert  bei  den  Anleihen  der  Grafschaften  and 
Städte,  und  es  finden  sich  wiederum  an  einer  anderen  Stelle  die 
von  den  Managers  der  Dis^ct  Stibools,  der  District  Asiflums  und 
des  MHropolitan  Asslums  Board  aufgenommenen  Anleihen  ver- 
zeichnet. Es  entzieht  sich  daher  jeder  exakten  Feststellung,  welcher 
Gesammtbetrag  von  Armenausgabeu  auf  dem  Wege  der  Anleihe 
anfgebracbt  und  damit  einer  zakfinftigen  Generation  anfgebOrdet 
worden  ist. 

Es  wttrde  llberbanpt  richtiger  sein,  den  in  steigender  Höhe  in 
den  Jahre srechnnngen  erscheinenden  Posten  für  Verzinsung  and 
Tilgung  von  Anleihen,  welcher  zu  einem  grossen  Theile  auf  Ausgaben, 
welche  von  einer  früheren  Generation  gemacht  sind,  zurückzufahren  ist, 
nicht  unter  die  allgemeinen  Armenansgaben  des  Jahres  aufzonehmen. 
Das  einzelne  Jahr  wird  nach  der  jetzigen  Art  de 
Aufstellung  mit  einem  Antbeile  an  Ausgaben  he 
lastet,  welche  ihm  nicht  zugeschrieben  werden  kön 
nen.  Auf  der  anderen  Seite  erscheint  bei  Neuaufnahme  von  An- 
leihen während  des  Jahres  in  den  Jahresrechnangen  nicht  der  volle 
Betrag  der  für  Armenzwecke  ausgegebenen  Summe.  Weiter  aber 
mUsste  auch  den  auf  dem  Wege  der  Anleihe  aufgebrachten  Sum- 
men derjenige  Betrag  gegenübergestellt  werden,  um  welchen  sich 
das  Vermögen  des  betreffenden  Bezirks  durch  die  Neuanlagen, 
welche  mit  den  Anleihemitteln  hergestellt  worden  sind,  thatsächlicb 
vermehrt  hat.  Die  englische  Statistik  ist  in  diesem  Punkte  absolut 
unvollständig.  Bei  den  in  den  einzelnen  Jahren  aufgeführten  Ansgaben 
für  Verzinsung  und  Tilgung  von  Anleihen  wird  dem  Umstände,  dass  ein 
Tbeil  dieser  Anleihen  in  einer,  einen  dauernden  Werth  repräsentirendtn 
Weise  angelegt  ist,  gar  keine  Beachtung  geschenkt.  Die  zahlreichen,  be- 
sonders in  den  letzten  Jahrzehnten  hergestellten  AnsUIten  nnd  der 
für  diese  Anstalten  erworbene  Grund  und  Boden  bilden  ein  Ver- 
mögensobjekt, für  dessen  Schätzung  gar  kein  Anhaltspunkt  gegeben 


V.  4.  443 

wird.  £b  muBB  ganz  dahingestellt  bleiben,  ob  dieses  VermOgeDB- 
Objekt  nicbt  cineo  Wertb  repritsentirt ,  welcher  die  Gesammthöhe  der 
aus8t£beDdeii  Anleihen  weit  Ikbersteigt,  nnd  ob  nicht  in  Folge  dessen 
die  Angaben  über  die  Armenaasgaben  erheblich  reduzirt  werden 
mttsBten.  Ebenso  mnss  es  daiiingestellt  bleiben ,  ob  das  einzelne 
Jahr  nicht  dnrcb  die  für  Tilgnng  früher  aufgenommener  Anleihen 
ausgegebenen  Saramen  in  einem  höherem  Maasse  beschwert  wird, 
als  es  seinerseits  durch  die  Bestreitung  von  Anuenansgaben  aus 
Anleihemitteln  die  späteren  Jahre  belastet'). 

Fflr  das  Jahr  1883  sind  fUr  diese  Fragen  folgende  Ziffern  an- 
zuführen. Von  den  Guardiana  wurden  während  des  Jahres  nene 
Anleihen  in  einer  Gesammthöhe  von  £  4iJ4  886  aufgenommen,  und 
es  wurden  aus  den  so  beschafTten  Mitteln  Ausgaben  in  einer  Ge- 
Bammthöbe  von  ig'  390  639  bestritten,  während  fUr  die  Tilgung 
und  Verzinsung  von  früheren  ADteihen  eine  Ausgabe  von  iß  430165 
in  Anspruch  genommen  wurde.  Es  ist  also  fOr  dieses  Jahr  ein 
grösserer  Beirag  von  Ausgaben  durch  die  früher  gemachten  Schulden 
veranlasst  worden,  als  Ausgaben  ans  Mitteln,  welche  durch  die 
Aufnahme  von  nenen  Anleiben  beschafft  wurden,  bestritten  worden 
sind  Die  Gesammthöhe  der  noch  ausstehenden  Ixians  belief  sich  auf 
j£-' 4  529  936.  Zu  dieser  Summe  würden  jß  1S12  076  an  noch  aus- 
stehenden,   von   den   Managers   der    Diatrid   SiAools,   der  Distrid 

<)  In  einer  in  den  Pari  Papem  1876  Bd.  63,  S.  111  abgedruck- 
ten ZuBammeuBtcIlung  wird  der  Gesammtbetrag  der  von  den  Armen- 
behörden  seit  dem  1.  Januar  1868  für  Errichtuag  von  Annenan stalten 
aufgewandten  Kummen  auf  2  146782  £  17  Sdulliog  3  Pence  angegeben. 
Von  diesem  Betrage  fUlt  auf  noch  ausatebende  Anleihen  die  Sninme  von 
1  717  440  £  4  Schilling  8  Pence,  während  durch  die  inzwlRcben  stattge- 
habten jähilicbeD  Zurücktahlungen  bereits  getilgt  war  ein  Betrag  von 
268  845  £  8  Schilling  7  Pcnce,  welcher  ursprünglich  aus  Anleihe- 
mitteln nnfgebracht  wurde.  In  den  Jahren  J67B — lüSZ  wurden  so- 
dann  folgende  Summen    für  Errichtung  von  Armenanstalten  verausgabt: 

1878  576412  jf  —  Schillinge  —    Pence 

1879  7S9  230  „     5  „  .5        „ 

1880  466  281    „     2  „  4        , 

1881  309882   „11  „  8        „ 


worden  sind.  Der  Gesammtbetrag  der  von 
um  Zweck  der  Emehlmig  von  Aimenanstalten 
und  zum  Erwerbe  des  dazu  gehörigen  Grund  und  Bodens  vom  Jahre 
1851  bis  Michaelis  1884  auf  dem  Wege  von  Anleihen  beechafiten  Mittet 
beUuft  sich  auf  £  116  700.  Von  dieser  Summe  fallt  auf  die  Zeit  von 
1870  ab  der  Betrag  von  £  38  200,  d.  h.  ein  Drittel  der  Oesammtsumme. 
Von  den  aufgenommenen  Anleihen  waren  bereits  zurückgezahlt  87  630,i£' 
IS  Schilling  10  Pence,  sodass  sich  die  noch  aosstehende  Schuld  beläuft 
auf  29069  £  2  Pence;  also  drei  Viertel  der  im  I.Aufe  von  33  Jahren 
aufgenommenen  Anleihen  ist  bereits  znrGckgezahlt  worden  and  nur  noch 
ein  Viertel  steht  aus. 
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Ann enausgaben  der  Whitechapcl  Union  angeschtoGEen 
iverden :  Der  GeEain  mibe  trag  der  AnneDaasgaben  fttr  das  Jahr  1884 
belicf  sidi  in  dicEcm  ArmenverbaDde  anf  j^  34  359.  Es  ist  das 
über  iß  9000  weniger  als  1870  (^  43  736)  nnd  fast  ig  8000  we- 
niger als  1871  (iT  42084).  In  der  Whitfchapei  Union  ist 
eine  BeBsernng  nicht  nur  bezuglich  der  Zahl  der 
Unterstutzten,  sondern  auch  bezüglich  derGesammt- 
auGgaben  für  die  Unterslfitzten  eingetreten. 

Die  AoEgaLen  im  Jahre  1884  vertheillen  sich  hier,  nach  Pro- 
zenten der  Gesammtansgaben  berechnet,  folgendermaassen : 

In-Mainteitance 25, IJ  ''o 

Öut-Bdief 2,3  „ 

Maintcvance  of  Lvtiatks  in  AsyJums 12,4    - 

Salaries  and  Itations  of  Officers 15,3   _ 

Other  Exj'cpses  of  lielief 16,4    , 

Metropohtan  Astflmvs'  j)istrict 16,2    ,: 

Forest  Gate  School  Dlstnct 0,5    „ 

Hospitals    atid    dcnomifmtiowa]   ScJiods    (lionfessionelle 

Schulen)  2,3 

Neben  den  b  Haupt  rubrihen  fOr  die  Armenansgaben  sind  hier 
einige  Siiczialrnbriken  bezüglich  der  Armenkianken-  nnd  der  Annen- 
kinderpflege gemacht,  welche  in  den  allgcnieinGn  Tabellen  grCsslen- 
theÜB  in  der  Bubrik  „In-MaitUcvancf",  zum  Theil  aber  auch  unter 
..Chit  ■  Bflief"  eingescbloEsen  sind.  Besonders  auffallend  ist  der 
kleine  Prozentsatz,  welcher  hui Ovt-JieJief  fällt,  vie  sich  auch  nach 
der  früher  angeführten  Tabelle  die  Whitcchapel  Union  durch  eine 
geringe  Zahl  von  Out-door  Paupers  aoszeichnet.  Auf  den  Kopf  der 
Itevölkemng  betrogen  hier  die  Ausgaben  im  Jahre  1883:  9  Schil- 
ling 7'i«  Pence;  die  für  Armenzwecke  aufgebrachte  Steuer  betmg 
1  Schilling  IO'.e  Pence  nuf  das  iß  des  TiaUahU  VaJuf,  also  er- 
heblich viel  mehr,  als  durchschnittlich  in  England  (1  Schilling 
2 ''6  Pence). 

Anf  diese  Verschiedenheit  in  der  lokalen  Verthei- 
lung  der  Armenausgaben  ist  hier  noch  kurz  einzugehen.  Die 
nachstehende  Tabelle  XI  (S.  446)  gicbt  für  das  Jahr  1888  für 
die  11  Divisions  von  England  und  Wales  die  Summe  der  Gesammt- 
armenansgabea  und  die  dabei  auf  Oul-Jidief  entfallende  Proportion. 
Zur  Yergleichung  haben  wir  die  jeweilige  Summe  des  armensteoer- 
pflichtigen  Ertrages  hinzugesetzt.  Ferner  ist  die  Gesammtsnmme  der 
erhobenen  Armensteuer,  sowie  die  Gesammthöhe  der  noch  ausstehenden, 
von  den  Guardians  aufgenommenen  Anleiben  beigefügt  worden. 

Ans  den  beiden  letzten  Reiben  der  Tabelle  sind  aus  den  schon 
angeführten  Gründen  nur  in  beschränktem  Maasse  Schi nssfol gerungen 
möglich :  Bei  den  Anleihen  ist  die  Ziffer  wegen  der  Aosserachl- 
lassnng  der  von  anderen  Behörden  als  den  Guardians  anfgenomroenen 
Darlehen  (inabesondere  fUr  die  Irrenhäuser,  die  Distrikt-Schulen, 
und  in  der  Metropolis  für  das  Metropolitan  Asylums  Board)  nn< 
vollständig;    in    dem    Betrage    der    erhobenen     Armensteuer    sind 
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inbegriffen  die  Sninmeii,  welche  für  andere  als  Ärmenzwecke  aus 
der  Stener  veraoBgabt  sind'),  während  andererseits  die  neben  den 
Arinenstener- Einkünften,  zur  Deckung  von  Annenaasgaben  be- 
stellenden Einnahm equellen  nicht  angeführt  sind.  Anf  diese  anderen 
£in nahm cqo eilen  ist  oben  S.  210  ff.  schon  hingewiesen  worden; 
neben  den  nen  aufgenommenen  Anleiben  kommen  die  ZuBChügse 
ans  dem  allgemeinen  Staatsfonds  (Treasurp  Subventhvs)  sowie  diverse 
nicht  näher  spezialisirte  Einnahmeposten  (nfher  rfceipts  in  aid  of 
Poor   Rates)   in   Betracht*). 

Znr  bessern  Uebersiclit  lassen  vir  auch  hier  eine  Tabelle  der 
Dirisiom  folgen,  und  zwar  so,  dass  die  JHvision  mit  der  jeneilig 
hö(.-hsten  Ziffer  die  Reihe  beginnt  und  die  mit  der  jeweilig  niedrigsten 
Ziffer  die  Reihe  schliesst. 

Rtiihonfolge  der  Divisions. 


Tabelle  XU. 

nach  dem 
RiOeahle  Vatue 

nach  den 

nach  der  Höhe 

nach  der  Höhe 

der  erhobenen 

auBgal>en 

Anlahen 

Metropolia 

Metropolis 

Metropolis 

North  Western 

North  Weetem 

North  Western 

North  Western 

We«t  Midland 

South  Eastem 

South  Eastem 

West  Midknd 

Soath  EMtCTu 

West  Midland 

West  Midland 

South  EBstem 

York 

South  Westein 

York 

York 

Sonth  Western 

York 

South  Western 

South  Western 

South  Midland 

South  Midland 

Sonth  Midland 

Sonth  Midland 

North  Midland 

Welsh 

WeUh 

North  Midhind 

Eastem 

North  Midland 

Northern 

EaMem 

North  Midland 

Eastem 

Eastem 

WeUh 

Northern 

Northern 

Weish 

Diese  Zusammenstellnng  ist.  besonders  wenn  man  sieb  dabei 
der  Verschiedenheit  erinnert,  welche  bei  der  oben  S.  430  gegebenen 
Zasunmenetellang  der  Divisions  nach  der  Zahl  der  Unterstützten  u.  g,  n. 
in  der  Reihenfolge  hervorgetreten  war,  wegen  der  hier  relativ 
geringen  Zahl  von  Abweichnngen  in  den  einzelnen 
Reiben  bemcrkenswerth.  In  den  besonders  interessirenden  ersten 
zwei  Reihen  kommen  zwar  mehrere  Umstellungen  von  Divisions  vor: 

')  Diese  anderen  Ausgaben  aus  der  Poor  Säte  l>ean- 
Bpruchten  i.  J.  1362/3  insgcsamnit  £  S662  504,  sodass  fUr  Araienzwecke 
ein  Betrag  von  jT  H  429  U15  als  Einnahme  aus  den  Poor  Säten  ttbrig 
blieb. 

■)  Die  Tieattury  Subvention»  beliefen  sich  1882/8»  auf 
£  647  508,  die  „other  rtceipts"  auf  £  439480.  Betrefts  der  „oüur 
ncfiptu",  welche  vorzugsweise  aus  den  ErtTfignisaen  der  in  den  Armen- 
BDstälten  von  den  Insassen  geleisteten  Arbeiten,  aus  eingezogenen  Ali- 
menten von  nnteratfitzungspnichtigen  Verwandten,  aus  Kuckzahluugeii 
fttlher  gewährter  Unterstützungen  u.  a.  w.  bestehen,  vergl.  8.  Jahresberic-lit 
des  LJi.B.  S.  LXXIff. 
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Ei^land  wegfällt.  Es  kann  deshalb  kanm  einem  Zweifel  unter- 
liegen, dass  bei  gleichartigen  Ermittlongen  fUr  das  ttbrige  England 
sich  noch  weit  erheblichere  Verschiedenheiten  in  der  Armenbelastiing 
der  einzelnen  Verbände  ergeben  würden,  als  solche  in  der  Metro- 
polis tbatsäcblicfa  nachgewiesen  sind. 

Wir  haben  in  Vorstehendem  versucht,  den  wesentlicben  Inhalt 
des  überaus  umrangreichen  statistischen  Malciials  über  das  eng- 
lische Armenwescii  in  möglichster  Kürze  üusamroen  zu  fassen. 
Trotz  des  Umfanges  des  vorhandenen  Materials  sind 
es  doch  viele  und  recht  wesentliche  Fragen,  auf 
welche  entweder  gar  keine  Antwort  zu  erhalten  ist 
oder  bei  welchen  die  Richtigkeit  der  Antwort  erheb- 
lichen Zweifeln  Dntcrliei;en  muss.  VTir  haben  bei  unserer 
Darstellung  wiederholt  Anlass  genommen,  darauf  hinzuweisen,  dass 
eine  grosse  An/abl  der  statistischen  Ermittlungen  nur  anter  viel- 
fachen Einschränkungen  und  nur  mit  grosser  Vorsicht  benutzbar 
ist.  Die  Punkte,  über  welche  jede  Feststellung  zu  vermissen  ist, 
sind  VIT  allem:  Welcher  Tbeil  der  Unterstützten  erhalt  dauernde, 
und  welcher  Tbeil  eine  vorübergehende  Unterstützung  V  und  auf 
welche  Zeit  erstreckt  sich  die  Unterstützung  für  die  ]e;ztere  Kate- 
gorie? sodann  wie  viele  von  .den  Untecstützten  sind  Selbst  unterstützte 
(einzel  stehen  de  Personen)';'  wie  viele  sind  als  Mitleidende  an- 
zusehen V  Es  fehlen  ferner  alle  Angaben  über  den  Familienstand 
der  Unterstützten  (ledig?  verheiraihet?  Zahl  der  Kinder?).  Es 
fehlen  alle  Angaben  über  das  Alter  and  die  frühere  Bervfsstetlnng 
der  Untersiaiztcn.  Die  Angaben  Über  die  Gründe  der  Hilfsbe- 
dUrftigkeit  sind,  abgesehen  davon,  dass  sich  dieselben  überhaupt 
nur  aa(  nenige  Jahre  erstrecken,  nur  höchst  dUrttig- 

llrtrelfs  dieses  letzteren  Punktes  soll  allerdings  die  Schwierigkeit 
einer  wirklich  zuverlässigen  und  brauchbaren  Feststellung  üugesianden 
werden.  Man  würde  sich  hier  schon  vollständig  zufrieden  erklären 
müssen,  fulls  eine  Reihe  von  Jahren  hiudurch  in  einzelnen,  für 
das  ganze  Land  charakteristischen  Bezirken  eingehende  Nachrichten 
gesammelt  würden').  Betreffs  der  übrigen,  hier  erwähnten  Punkte 
aber   würde    eine   forllnufeude   Feststellung   durch   das  ganze  Land 


wek^he  einzchicu  Verliändeii  in  ihrer  ArmenhelHstuiiE  durch  die  Einrich- 
tung des  Coininoii  Poor  Fund  gewährt  wird:  St.  George  im  thf  EaM 
erhielt  -17  "'.a  seiner  ArmennuBgaben  ersetzt.  Man  kann  sich  darnach 
einen  Begriff  davon  machen,  wie  gross  die  Verschiedenheit  in  der 
ArmenbclHStuug  innerhalb  der  Metropolis  vor  der  Einführung  AeiCommn» 
l'oor  Funit  gewesen  sein  muss. 

M  In  der  Unterhausaitzung  vom  28.  Miira  lf^8*  ersuchte  das  Parla- 
mentsmitglied Mr.  Kankiu  den  Preindenten  des  T..G.B.,  über  die  Ursachen 
der  Hilfebedürftigkeit  und  über  den  früheren  Beruf  der  Unterstützten  in 
einzelnen  Bezirken  Erhebungen  zu  veranstalten ,  ans  denen  sich  ein 
Durcbechnittaurtheit  für  das  ganze  Land  gewinnen  liess.  Leider  wurde 
dieser  Vorschlag  von  Sir  Charles  Dilke  aus  Rücksicht  auf  die  Kost- 
spieligkeit einer  derartigen  Erhebung  abgelehnt.  Hnngard,  I'arl.  Dfh.  111, 
Vol.  2«6   S.  1010. 
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ohne  alle  Schwierigkeiten  za  erreichen  sein.  England  ist  mehr 
als  irgend  ein  anderes  Land  im  Stande,  eine  gnte 
Armenstatistik  za  liefern,  weil  das  Armensystem 
im  ganzenLandeein  ein  h  et  tl  ich  es  ist,  weil  dieArmen- 
Verwaltung  Qherall  gleichm&'isig  organisirt  iat  and 
weil  endlich  die  Art  and  Weise  der  Armen-Recfa- 
nunga-  und  Bnch-Führnng  in  einer,  für  das  gante 
Land  gleichmäsBigen  Weise  vorgeschrieben  ist.  Wenn 
man  bei  den  zahlreichen,  an  die  Zentral-Armenbehörde  einzareichen- 
den  Tabellen  die  Erlangung  branchbaren  atatietischen  Materials 
mehr  ins  Ange  fasEeii  nnd  mit  Rücksicht  darauf  die  Tabellen 
etwas  umgestalten  würde,  könnte  man.  ohne  erheblichen  Mehrauf- 
wand von  Arbeit  oder  Kosten,  eine  weit  bessere  Armen-Statistik 
erhalten,  als  sie  heute  vorhanden  ist. 
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